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Vorwort. 

Auf  den  folgenden  Bogen  wird  der  Versuch  gemacht,  das  Lehr- 
sebäude  der  sozialen  Hygiene  darzustellen  und  dessen  Umfang  in 
seiner  ganzen  firöße  und  Bedeutung  zu  würdigen. 

Der  gewaltige  Stoff  ließ  sich  ungezwungen  in  drei  Abteilungen 
unterbringen. 

Die  erste  Abteilung  des  Werkes  handelt  von  denjenigen  sozial- 
hygienischen Einrichtungen ,  welche  allen  Altersklassen  um!  Berufs- 
klassen gemeinsam  zukommen,  die  zweite  Abteilung  schildert  die 
nur  für  einzelne  Altersklassen  und  Berufsstände  bestimmten  Maß- 
nahmen, während  die  dritte  einen  Ueberblick  über  die  (Jeschifhte 
der  sozialen  Hygiene  zu  geben  versucht. 

Dargestellt  wurden  zuerst  die  Bestrebungen  zur  Assanie- 
rung der  Städte.  Ihr  Erfolg  wurde  durch  das  Absinken  der  Sterb- 
lichkeit an  einigen  besonders  geeigneten  Beispielen  gemessen.  Hieran 
schließt  sich  der  Abschnitt  über  die  Verbreitung  und  Be- 
kämpfung wichtiger  Volkskrankheiten  im  allgemeinen 
und  der  Tuberkulose,  der  Pocken,  sowie  der  Geschlechts- 
krankheiten im  besonderen.  Dort  findet  auch  die  Prostitution 
ihre  Besprechung.  Im  Anschluß  hieran  bespricht  Herr  Grotjahn 
die  Ursachen  und  die  Abwehr  des  A  Ikoh  olism  u  s  durch  Staat  und 
Gemeinde.  Es  folgt  das  von  Herrn  Moni  he rt  bearbeitete  Kapitel 
über  Nahrungswesen,  welches,  von  den  chysiologischen  Grundlagen 
ausgehend,  die  feinste  nationalökonomische  Analyse  zur  Entscheidung 
der  Frage  heranzieht,  ob  die  in  Deutschhiiid  geltende  Nahrungsmittel- 
politik einen  großen  Teil  unserer  I/andsleute  mit  den  Folgen  der  Unter- 
ernährung bedroht. 

Herr  Bu  eh  1  schildert  dann  das  Armenwesen  und  zwar  auf  breiterer 
Grundlage.  Tief  eingreifend  in  das  hygienische  und  soziale  Leben  der 
Großstädter  ist  das  Wohnungswesen,  dessen  Bearbeitung  Herr 
Eberstadt  übernahm.  Weniger  die  hygienische  Seite  des  Wohnungs- 
baues als  die  nationalökonomische  des  Bodenwertes  und  der  Boden- 
spekulation sollten  in  diesem  Kapitel  ihre  Würdigung  ßnden. 

Mit  dem  Abschnitte  über  die  Fürsorge  für  Säuglinge  (Ver- 
fasser Herr  Finkeist  ein)  beginnt  die  zweite  Abteilung.  Der 
leider  zu  früh  verstorbene  S  c  h  m  i  d  -  M  o  n  n  a  r  d ,  unterstützt  von  Herrn 
A.  Hartmann,  unternahm  es  dann,  die  soziale  Fürsorge  für 
Schulpflichtige  im  Umrisse  darzustellen.  Kaum  ein  anderes  Ge- 
biet der  sozialen  Hygiene  hat  unter  der  Mitwirkung  von  Staat,  Kirche 
und  Privaten  eine  solche  Ausdehnung  und  eine  solche  Bedeutung  er- 
langt als.  dieses.  Herr  Suck  behandelt  die  Fürsorge  für  Schul- 
entlassene in  ihrem  ganzen  Umfange.     Ursprünglich  ein  Arbeits- 
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fold  der  Kirclie  und  wohlwollender  Privatleute,  hat  sich  endlich  der 
Staat  boroit  gefunden,  seine  mächtige  Hand  über  die  zumeist  unver- 
schuldet Oefllhrdeten  auszubreiten.  Die  beiden  folgenden  Abschnitte: 
Arboitor8chutz(HerrK.Hartmann)und  Wohlfahrtseinrich- 
tnngon  für  Arbeiter  und.ihre  Familien  (HerrFlesch)  er- 
gänzen einander.  Der  erstere  bespricht  den  Gegenstand  wesentlich 
vom  ]>raktiHchen  Standpunkte  des  Gesetzgebers,  während  der  zweite 
bodontsamo  theoretische  Erörterungen  über  den  Begriff  der  Wohl- 
fiüirtHeinrichtungon  und  ihre  Ausdehnung  beibringt. 

Zweien  tioigründigen  Problemen  der  sozialen  Hygiene  sind  die 
beiden  letzten  Kapitel  der  zweiten  Abteilung  gewidmet.  Herr 
Schwioning  stellt  dar,  wie  gewaltsam  die  Erschütterungen  sind, 
wolcho  der  Krieg  in  dem  Bestände  und  in  der  Fortpflanzung  der 
Bovölkorungon  hervorruft,  und  zeigt,  wie  diese  Werte  nach  Beendigung 
des  Krieges  schnell  wieder  zu  ungeahnter  Höhe  emporschnellen.  Herr 
(irotjahn  weist  nach,  daß  die  meisten  sozialhygienischen  Maßnahmen 
der  Entartung  des  Menschen  entgegenwirken  und  gleichsam  eine 
Prophylaxe  der  Entartung  darstellen.  So  triumphieren  die  Methoden 
der  Socialen  Hygiene  auch  auf  diesem  Gebiete. 

Die  letzte  Abteilung  wird  durch  den  Abschnitt  :ZurGeschichte 
der  sozialen  Hygiene  ausgefüllt,  zu  welchen  Frau  Marg.  Wein- 
berg dem  Herausgeber  wertvolle  Beiträge  lieferte.  Diese  historische 
Uobersicht  ist  wohl  so  ziemlich  der  erste  Versuch  seiner  Art  und 
ro(*hnet  daher  auf  die  freundliche  Nachsicht  sachverständiger  Beurteiler. 

Aber  deckt  denn  die  Bezeichnung:  Soziale  Hygiene 
den  eben  skizzierten  Inhalt  des  vorliegenden  Werkes? 

Hierauf  ist  zu  antworten .  4&fi  der  Begriff  der  sozialen  Hygiene 
keineswegs  feststeht,  daß  er  von  den  versthiedenen  Autoren  iii  ver- 
schiiHlenein  Sinuc  gebraucht  wird  und  eine  verschiedene  Ausdehnung 
erhält. 

Wenn,  wie  dieses  bisweilen  angenommen  wird.  Soziale  Hygiene 
nur  ein  moderner  Ausdruck  ftlr  öffentliche  Gesundheitspflege  wäre. 
so  stände  in  dem  vorliegenden  Bande  allerdings  manches,  was  nicht 
unt«r  den  B^riff  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  fillt.  Denn  Ab- 
handlungen Ober  NahrungsmittelzöUe,  Armenwesen,  Bodenpolitik.  Ein- 
AuB  des  Krieges  auf  das  Leben  des  Volkes  und  Aber  Wohlfahrts- 
einrichtungen  fQr  Arbeiter  findet  man  zwar  in  den  Werken  aber 
$«>ual^H>litik.  aber  nicht  in  denen  Ober  öffentliche  Gesundheitspflege. 

>\enn  ie)i  trotzdem  alle  die  genannten  Abschnitte  unter  dem  ge- 
meinsanutt  Titel  einer  Sozialen  Hygiene,  und  zwar,  wie  es  scheint  zum 
er$t«n  Male  zusuumenCftfite.  so  geschah  dieses,  weil  ich  der  Meinung 
hin,  d«£  die  Graue  zwischen  Sozialpolitik  und  öffentlicher  Gesund- 
heit^pdeiee  ebenso  dfissig  ist  wie  die  zwischen  Land  und  Wasser. 
B««de  ^^ben  aUmiklich  ineinander  Ober.  Was  eben  noch  trockenen 
Kttfies  betraten  «ef>ien  konnte,  im  nächsten  Attgeubli«ke  wird  es  von 
der  Welle  be«kckt.  Wenn  die  Einrichtungen  eine«  $?fsnnden  Hauses 
MsckiMert  w«ni«a.  so  entsteht  sofort  die  Fra$«,  wie  kann  sich  auch 
«r  weniger  Bemittelte  die  Wohltaten  eines  get»unden  Hansos  ver- 
«cftwCm:  ««9B  <!S  i«ststeht.  da6  duncli  un^nndes  Wass«r  Krank- 
iMitm  Te«i>nKrK  werden  können,  erfol^n  mit  den  oichsten  Atemzuge 
ttie  Prk^:  Auf  ««klie  Weise  k:imu  der  Staut  setaeB  Eindnä  auf  «üe 
AaU^  <t:«:k3«isfrx»  arbeitender  Wasserwerke  jKltecd  machea. 

Xssaehr  wissen  »ir  also,  mas  die  Sosiale  Hygiene 
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■"irfftlit  ffft;  tlfi  M  ffl^^TOentiBdi  mit  Offentliehw  Oesandhdtspflege, 
sondern  ibr  Gebiet  ist  ein  viel  grOBerafi  and  om&ssendttres. 

Vielleicht  aber  gelingt  es.  diese  negative  Definition  durch  ^e 
positive  zu  ersetzen : 

ich  möchte  die  Soziale  Hygiene  als  diejenige  Wissen- 
schaft definieren,  Vielehe  die  Aufgabe  Aber  nimmt,  jeder 
Altersklasse  die  ihr  zukommende,  d.h.die  ihr  durch  die 
Natur  gegebene  geringste  Sterblichkeit  zu  verschaffen. 

Im  Besitze  dieser  Definition,  worden  wir  in  einem  Werke  Aber 
Soziale  Hygiene  Erörtern  ngea  Ober  alle  diejenigen  Bestrebungen 
suchen,  welche  auf  die  Verminderung  der  Sterblichkeit  Einfluß  ge- 
winnen können.  Anf  Grund  dieser  Definitimi  gehören  also  auch 
BodenpoUtik  und  Armen  wesen,  Nahfungsmittdpolitik  und  Wohl£ahrts- 
einricbtungen  hierher.  Denn  aUe  die  in  diesen  Kapiteln  erörterten 
Bestrebungen  wirken  direkt  od«*  indirekt  auf  die  Sterblichkdt  der 
Massen  ein.  Der  Arme,  der  ia  ^r  Not  keine  Unterstflteung  findet; 
der  Unbemittelte,  dem  das  Brot  YWteuert  wird,  der  Arbeiter,  dessen 
Wobnang  so  eng  und  unfreundlich  ist,  daS  sie  ihn  in  die  Schenke 
treibt,  sie  alle  gevrinnen  durch  die  sn  ihren  Gunsten  ergriffenen  sodal- 
hygienischen  MaJiuahmen  eine  höhere  Lebenserwartung. 

So  dürfte  denn  dieser  Band  den  Titel:  Soziale  Hygiene  mit  Recht 
tragen.  Hoffentlich  erwirbt  er  aidi  zahlreiche  Freunde.  Die  stattiidia 
Anzahl  hervorragender  Mitarbeiter  wird  ihm  den  Weg  bahnen. 


CliilottflalHir9>Ber]in,  Oktobo-  1904.  Th.  WeyL 
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Literatur 982  (192) 
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5)  Erankenh&oser  in  England 983  (198) 

Lüeratvr 984  (194) 

6)  Belgische  Erankenhauaer 984  (194) 

Literatur 986  (196) 

2)  Die  Krankenpfleger-Orden 986  (196) 

A.  Die  Ritterorden 986  (196) 

1)  Die  Johanniter 986  (196) 

2)  Der  Deutschorden 989  (199) 

3)  Die  Lazaristen 990  (200) 

B.  Die  bürgerlichen  Krankenpflegerorden     ....  991  (201) 
Kreuztr&ger,    Antoniter    991    (201),    Orden    vom 

heiligen  Oeist,  Elisabetherinnen,  Beguinen  922  (202). 

Lüeraiur 992  (202) 

3)  Ueberblick     Über     die     bauliche    Entwickelang    der 

Krankenh&nser 993  (208) 

Pilgerherbergen     (Xenodochien)     und     orientalische 

Hans  993  (203).  Klosterkrankenhäuser  des  12.— 14. 
Jahrhunderts  (Hallenbauten)  995  (206).  Kranken- 
häuser der  Renaissance  995  (205).  Mehrgeschossige 
Bauten  996  (206).  Filaretes  Ospedale  maggiore  zu 
Mailand  997  (207).  Korridorbauten  um  einen  Hof 
angeordnet  998  (208).  Unhygienische  Hospitaler  mit 
Mittelkorridoren  999  (209).  Revolution  des  Kranken- 
hansbaues in  England  999  (209).  Neue  Typen  in 
Frankreich,    Belgien    und    Deutschland    1000    (210). 

Rückblick 1001  (211) 

Literatur 1002  (212) 

VUL  OesöhleohtsbeBiehuiigen  ond  Oe8<dileohtskraQkheiten  1003  (213) 
Ehebruch,  Unzucht,  Prostitution  und  Syphilis  ....  1003  (213) 

1)  Altertum 1003  (218) 

Juden  und  Aegypter  1003  ff.  (213).  Moses  Gesetz- 
gebung 1004  (214).  Bordelle  in  Athen  1004  (214). 
Fahrende  Frauen  im  Altertum  1004  (214).  Prosti- 
tntion in  Rom  1004  (214). 

Literatur 1006  (216) 

2)  Die  christliche  Zeit 1005  (215) 

A.  Die  Kirche  und  ihre  Diener 1006  (215) 

Konstantins  des  Großen,  seiner  Vorgänger  und 
Nachfolger  Ghesetze  gegen  Prostitution  und  Unzucht 
1006  (216).  Christliche  Auffassung  der  Ehe  1007 
(217).  Kampf  der  Konzile  des  früheren  Mittel- 
alters gegen  die  Unzucht  1007  (217).  Der  Buß- 
prediger Salvianns  von  Marseille  1007  (217).  Un- 
zucht bei  Klerikern  im  frühen  Mittelalter  1008 
(218).  Geistliche  als  Besitzer  von  Bordellen  1008 
(218).  Unzucht  in  England  1008  (218).  Unzucht 
in  deutschen  Frauenklöstem  1009  (219).  Kampf 
der  Kirche  gegen  dtts  Konkubinat  der  Geistlichen 
1009  (219).  Damianis  über  gomorrhianus  1009 
(219).  Innozenz  III.  schildert  die  Unzucht  der 
Geistlichen,  auch  der  Bischöfe  1009  (219). 

Deutsche  Konzile  des  13.  Jahrhunderts  gegen 
Unzucht  1010  (220).  Petrarcas  Klagen  über  die 
Unzucht  hoher  und  niederer  Geistlichen  1010  (220). 
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Boccaccio  verspottet  die  unzüchtigen  Geistlichen 
lÜlO  (220).  Unzüchtige  Geistliche  in  England 
während  des  14.  Jahrhunderts.  Johann  WiklifF 
1010  (22ü). 

Gregor  XII.  klagt  über  die  Unzucht  der  Geist- 
lichkeit. Kindermorde  in  Klöstern  1011  (221). 
Das  Kirchenschiama  begünstigt  die  Unaittlichkeit 
der  Geistlichen  1011  (221).  Unsittlichkeit  der 
Geistlichen  im  15.  Jahrhundert.  Konzil  zu  Kon- 
stanz* Nicolaus  de  Clemangis  über  die  Sitten- 
losigkeit  der  Priester  1011  (221).  Absetzung  der 
Pftpste  Johann  XXITT.  und  Benedikt  XHI.  wegen 
Unzucht  1011   (221). 

Papst  Pius  n.  (Aeneas  Sylvius)  unkeusch  1012 
(222).  Moralische  Veriirungen  in  italienischen 
Klöstern.  Der  heilige  Lorenzo  Justiniani  und 
Ambr.  Traversari  1012  (222).  Die  unzüchtigen 
P&pste  Sixtus  IV.,  Innozenz  VIII.  und  Alexander  VI., 
der  Heros  des  Sinnengenusses,  und  Julius  m. 
Savonarolas  Wirksamkeit  1012  (222). 

Die  Unzucht  beim  deutschen  Klerus:  Trithe- 
miua,  Sebastian  Brand  und  Geiler  von  Kaisers- 
berg bekämpfen  sie  1012  (222). 

Das  Konzil  zu  Trient  beseitigt  die  Unsittlich- 
keit des  Klerus  nicht.  Das  Cölibat  der 
Priester  als  die  hauptsächlichste  Ur- 
sache der  Unsittlichkeit.  Luthers  Meinung 
über  dieses  1013  (223). 

Literatur 1013  (222) 

B.  Deutschland 1016  (226) 

Vielweiberei  der  alten  Germanen,  Konkubinat  bei 

den  Vornehmen  und  Königen   1015  (225). 

1)  Rechtsgrundsatze 1016  (226) 

a)  Volksrechte 1015  (226) 

Strafen  der  deutschen  Volksrechte  Lex  Longo-  j 

bardorum,  Bajuvariorum,  Burgundiorum,  Fri-  ^Jj 

sionum,  Ribiiaria,    Salica  und  Visigothorum  ^^M 

gegen    Elhebruch ,     Notzucht    und    Unzucht.  ^^j 

Tötungsrecht  des  Ehemannes  gegen  die  ehe-  1 

brecherische  Frau   1015  ff.  (225).  ' 

b)  Kapitularien  fränkischer  Könige     ....   1017  (227) 
Kapitularien    Pippin  IT.,    Karl    des    Großen, 

Ludwig    des    Frommen    gegen    Unzucht  etc. 

1017  ff.  (227).  j 

Unzucht  bei  den  KarDlingem,  Thietberga. 
Fronhüfe.     Hukbert  1018  (228). 

c)  Spatere  Bechtsnormen  bis  zur  Carolina  .     .   1018  (228) 
Einschränkung  des  Tötungsrechtes  des  Ehe- 
mannes    gegen     die    ehebrecherische    Frau 

1019  (229).  Sachsenspiegel  1019  (229). 
Schwabenspiegel.  Landfrieden  Friedrichs  U. 
und  Rudolfs  von  Habsburgs  1019  (229). 
Kleines  Kaiserrecht,  Partikularrechte  (Prag, 
Memmingen,  Zürich,  Bern)  1019  (229). 
"Weitere  Partikularrechte  1020  (230). 
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d)  Carolina 1020  (230) 

Kodifikation  des  deutschen  Strafrechtes,  Be- 
strafung von  Ehebruch,  Notzucht  und  Un- 
zucht 1021  (231). 

e)  Neuere  Rechtsgrundsätze 1021  (281) 

Bis  in  das  18.  Jahrhundert  ist  jede  ge- 
schlechtliche Unsittlichkeit  strafbar.    Sp&ter 

tritt  nur  bei  öffentlichem  Aergemis  und  bei 
Unzucht  Verfolgung  ein  1021  (231). 
2)  Der  Kampf  gegen  die  Prostitution  und  die  Ge- 
schlechtskrankheiten       1021  (231) 

1)  Fahrende  Frauen  und  Frauenhftuser    .  1022  (232) 

a)  Fahrende    Frauen    bei    den    Germanen,    im 
frühen  Mittelalter,  bei  den  Reichstagen  und 

Kirchen  Versammlungen.     Winkelprostitution  1022  (232) 

b)  Frauenhauser 1023  (233) 

Sind  meist  Unternehmungen  der  Städte,  aber 

auch  der  Fürsten  und  des  Klerus  1023 
(233).  Liste  deutscher  Frauenhauser  1024 
(234).  Der  Besuch  der  Frauenhauser  im 
Mittelalter  für  Unverheiratete  allgemein 
üblich  und  nicht  anstößig.  Geistliche  und 
Ehemänner  sollen  die  Frauenhäuser  nicht 
betreten  1025  (235).  Lage  der  Frauen- 
hauser 1025  (235).  Die  Pächter  der  Häuser 
und     ihre     Rechte.      Frauenhausordnungen 

1026  (236).  Polizeiliche  Beaufsichtigung 
der  Dirnen  1026  (236).  Dirnen,  die  den 
Heeren  folgen.  Kleidung  der  Dirnen  1027 
(237).  Teilnahme  der  Dirnen  an  feierlichen 
Empfängen,     Volksfesten     und    Hochzeiten 

1027  ff.  (237).  Besserungsanstalten  für 
Dirnen  1028  ff.  (238).  Entartung  dieser 
Anstalten.  Schließung  der  Frauenhäuser 
wegen  des  Auftretens  der  S3rphilis.  Luther 
und  die  Zünfte  gegen  Frauenhauser  1029 
(239).  Die  öffentlichen  Weiber  sind  un- 
ehrlich und  rechtlos  1030  (240). 

2)  Sorge  für  Venerische 1030  (240) 

a)  Aerztliche  Untersuchung 1030  (240) 

In    Frankfurt  a.  M.,    Nördlingen    und    Ulm 

1030  (240). 

b)  Franzosenhäuser   in   den    meisten  deutschen 

Städten 1030  (240) 

Ihre  Entstehung  1030  (240). 

c)  Weitere  Abwehrmaßregeln      .     .         ...  1031  (241) 
Kontrolle  der  Bader  und  der  Bäder  in  Nürn- 
berg.   Wirksamkeit  der  Stadtärzte.   Winkel- 
prostitution  nach   Aufhebung   der  Bordelle 

1031  (241).     Bordellreglement   für   Preußen 

1032  (242). 

Wien  1033  (243) 

Wien  seit  ältester  Zeit  ein  Zentrum  der  Prosti- 
tution.   Durchführung  der  Carolina  unter  Ferdi- 
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nand  I.,  Ferdinand  11.  und  III,  Unter  Leo- 
pold I.  kommeD  die  Prostituierten  ins  Zucht- 
haus 1033  (243).  Maria  Theresia  bekämpft 
die  Prostitution  durch  Verbannung  und  Leibes- 
strafen, KeuscLlieitskommission.  Ihre  Akten 
nicht  auffindbar  1034  (*244).  Rückständige  An- 
schauungen der  Regierung  über  Bekämpfung 
der  Venerie  und  Prostitution  im  Jahre  1774. 
Moralischer  Zustand  von  Wien  am  Ende  des 
18  Jahrh.  Abschreckuugstheorie  Josephs  II. 
1035  (245).  Wirkung  des  W^iener  Kongresses 
and  des  Belagerungszustandes  auf  die  Sittlich- 
keit in  Wien.  Ordnung  der  Prostitution  nach 
modernen  Prinzipien   1036  (246). 

Literatur 

C.  Frankreich 

Die  Prostitution  wird  seit  dem  13.  Jahrhundert  be- 
kämpft. Grausamkeiten  gegen  die  Dirnen  unter 
Ludwig  dem  Heiligen  1037  (247).  Franzfisiache 
Bordelle  tu  Avignon  1038  (248),  in  Toulouse,  Mont- 
pellier, Nimes  I  Bordellordnungen  für  Paris  im 
14.  Jahrhundert  1039  (249).  Prostimtion  am  Hofe 
Karl  VII.  Der  roy  des  ribaudes  1039  (249). 
Franz  I.  weiberhold.  Der  ausschweifende  franzö- 
sische Klerus.  Jus  primae  noctis.  Schluß  der  Bor- 
delle durch  die  Etats  von  Orleans  im  16.  Jahr- 
hundert 1040  (250).  Kampf  gegen  die  Winkel- 
wirtsrhaften. Ludwig  XIV.  bekämpft  die  Pi-oati- 
tution  im  Heere.  Errichtet  den  Höpital  General 
für  Verwahrloste.  Bekämpfung  der  Prostitution 
durch  Besserungshauser  und  religiöse  Mittel  1041  ff. 
(262).  Offizielle  Berichterstattung  über  Ausrottung 
der  Prostitution  ist  lügnerisch  1042  (252).  Aus- 
schweifungen Ludwigs  XIV. ,  der  Rögence  und 
Ludwigs  XV.  1042  (262).  Medizinische  Ueber- 
wat-hung  der  Dirnen  ist  bis  zum  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts unwirksam  1043  (253).  Französische 
Revolution.  Einführung  einer  arztlichen  Unter- 
suchung der  Dirnen  durch  Gesetz  von  1791.  Die 
Prostitution  im  beatigen  Parts  1044  (266). 
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Terzelchnls  der  Tafeln  I— XXI. 

TUkl  I:  GMx>reD  (exkl.  Todeeboren)  auf  1000  Einwohner  und  Gkistorbene  im  Alter 

TOD  0 — 1  Jahr  auf  1000 Lebende  in  Berlin. 
Wd  ü:  Kindersterblichkeit  in   Berlin   in   den  Volkszählungsjahren   1875,  1880, 

18%,  1900  ba«chnet  auf  1000  Lebende  der  betr.  Altersklasse. 
MbI  m:  Oesamtsterblichkeit  in  Berlin  von  1840—1903  auf  1000  Einwohner. 
ftU  IT:  Sterblichkeit  an  Typhus  abdominalia  berechnet  auf  10000  Einwohner  in 

Berlin,  München  und  Wien. 
Mel  T:  Sterblichkeit  an  Tvphus  abdominalis  berechnet  auf  10000  Elinwohner  and 

Hansanachlflsee  in  Berlin. 
TM  TI:  Sterblichkeit  in  München  an  akuten  Magen-  and  Darmkrankheiten  bei 

Sandern,  an  lyphus  abdominalis  und  Lungentuberkulose  in  absoluten  und  rela- 

tiTen  Zahlen. 
TaM  Tu:  Gesamtsterblichkeit  und  Sterblichkeit  an  Lungentuberkulose  in  Wien 

Dich    mehrjährigen    Durchschnitten    berechnet    auf    1000   Einwohner.     Nach 

A  Grflnberg  und  A.  Freund. 
Tkfel  Vlil:   Gesamtsterblichkeit   und   Sterblichkeit  an   Lungentuberkulose  in   den 

einzelnen  Monaten  des  Jahres   berechnet  auf  1000  Einwohner  Wiens  für  die 

Zeit  von  1867—1898  (Mittelzahlen).    Nach  A.  Grünberg  und  A.  Freund. 
IM  IX:  Erkrankungen  und  Todesfälle  an  Typhus  in  Zürich  an  Typhus  abdomi- 
nalis.   Nach  Peter. 
TiMX:  Europa.    Sterblichkeit    an  Lungenschwindsucht  in  europäischen 

Staaten.    Auf  je  1  Million  Einwohner  berechnet 
Tkfel  XI:  Deutsches  Beich.    Sterblichkeit  der  Gesamtbevölkerung  an  Lungen- 

ichwind sucht  im  Durchschnitt  der  Jahre  1894—1897  nach  K^erungs-  und 

ähnlichen  Verwaltun^bezirken.    Auf  je  1  Million  Einwohner  beredinet. 
lud  Ali:  Deutsches  Beich.    Sterblichkeit  an  Lungenschwindsucht  unter 

der  Berölkerung  im  Alter  von  15—60  Jahren  im  Durchschnitt  der  Jahre  1894 

bis  1897  nach  R^erungs-  und  ähnlichen  Verwaltungsbezirken,  auf  je  1  MiUion 

Einwohner  berechnet. 
Tktil  Xni:  Sterblichkeit  an  Lungenschwindsucht  in  den  Weltstädten  mit 

mehr  als  500000  Einwohnern.    Auf  je  1  Million  Einwohner  berechnet. 
IUbIXIT:   Pockensterblichkeit  in  Preußen  und  Oesterreich  in  den 

Jahren  1816— l89a 
Tifel  XT:  Pockensterblichkeit  in  einer  Anzahl  größerer  Städte  des  In- und 

Auslandes. 
TM  XYI:  Pockensterblichkeit  in  Bayern  und  Belgien. 
hfel  XVU:  Erkranktmgen   und   Sterbefälle  an   Pocken  in  der  preußischen 

(dentachen)  und  französischen  Armee. 
Tafel  XTUI:    Pockensterblichkeit    der   Civil-    und  Militärbevölkerung    in 

Prenfien. 
lUei  XEX:  Die  Häufigkeit  der  Pockentodesfälle  in  europäischen  Staaten 

während  der  Jahre  1893—1897  berechnet  auf  1  Million  Eänwohner. 
TM  XX:  Doppelter  Pestkordon  zur  Zeit  der  Pest  in  Messina  i.  J.  1743. 
TM  XXI;  Cnarit^  zu  Berlin.    Grundriß  und  Pläne  von  den   Gebäuden   des  kgL 

Chaiit^-Krankenhauses  zu  Berlin.    Berlin  1865.    Eigentum  der  Bibl.  der  Kaiser- 

Wilhdm- Akademie  zu  Berlin,  No.  336,  75. 

Yerzelclmls  der  Abbildungen. 

%  1.  S.  949.    Arzt  mit  Pestmaske. 

F^  2.  6.  950.    Pestmaske. 

F^3.  S.  993.    Bauriß  des  Klosters  St.  Gallen.    Kuhn,  AUgem.  Kunstgeschichte. 

^  4.  8.  994.    HOpital  de  Tonnerre.    Viollet  le  Duc,  Dictioo.  raison,  de  l'archi- 

teet.,  6.  Bd.  nach  Kuhn  ,  Krankenhäuser,  1.  Aufl.  S.  19. 
Fig.  5.  ti.  996.    Ospedale  degli  incurabili  zu  Genua.    Kuhn,  a.  a.  O.,  S.  28. 
Fig.  6.  8.  997.    Ospedale  Maggiore  zu  Mailand.    Kuhn,  a.  a.  O.,  S.  31. 
Flg.  7.  S  1000.    Krankenhaus  in  Kovehaed  bei  Plymouth.  Buppel,  Krankenhäuser 

im  Handbuch  d.  Hygiene,  herausgeg.  von  Th.  Weyl,  3.  Bd.  4. 
Flg.  8.  S.  1001.    Krankenhaus  am  Friedrichshain  zu  Berlin.     Kuppel,  Kranken- 

fainser  im  Handb.  d.  Hygiene,  herausgeg.  von  Th.  Weyl,  5.  Bd.  58. 


Die    Tafeln   X  bis  XIX    sind    mit    freundlicher    Genehmigung    des 
Kaiserlichen  Qesandheitsamtes  dessen  Veröffentlichungen  entnommen. 


Drackfehler-Berlchti^ng. 


In  dem  Abschnitt  „Nahrungswesen"   von  Dr.  P.  Mombert,  8.  101,  10.  Z 
T.  u.  muß  es  heißen: 

705  g  Kartoffeln  und  567  g  Brot 

statt  567  g  Kartoffeln  und  705  g  Brot. 

Seite  1012,  Zeile  23  von  oben  lies  Trarersari  statt  Taversari. 
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I  SOZIALHYGIENISCHE  MASSNAHMEN 

H  FÜR  ALLE 

'  ALTERSKLASSEN  UND  BERUFSSTANDE 


Erster  AbBohnitt. 


Sozialhygienische  Massnahmen  für  alle  Altersklassen  und 
Berufsstände. 


I.  Assanierung. 

Von 
Dr.  Th.  Weyl. 


W  Als  Assanierung  bezeichnet  man  alle  diejenigen  Maßnahmen, 
«eiche  eine  Verbesserung  hygienischer  Zustände  bezwecken.     Hierher 

I  ;;t'ti('ri  in  erster  Reihe  die  Beschaffung  gesunden  und  reichlichen 
Trinkwassers,  ferner  die  unschädliche  Beseitigung  aller  städtischen 
Abfallstoffe. 

Letztere  umfassen  die  menschlichen  und  tierischen  Fäkalien,  das 
Haus-  und  Straßenmüll,  die  Abfälle  der  Märkte,  die  Fabrikahwässer, 
'lie  Menschen-  und  Tierleichen,  die  gasförmigen  Abfallstott'e  der  Wohn- 
toser  und  Fabriken,  schließlich  die  Meteorwässer.  Auch  die  Fern- 
haltniig  oder  Mäßigung  des  städtischen  Lärms  wird  am  besten  in 
•fiesem  Zusammenhange  erwähnt*). 

Die  Assanierung  der  Städte  übt  einen  so  wesentlichen  Einfluß 
«af  die  Gesundheit  aus,  daß  es  wohl  berechtigt  ist,  mit  diesem  Kapitel 
ein  Handbuch  der  sozialen  Hygiene  zu  beginnen. 

1.  Wjisserversorsjung. 

Die  Sorge  für  gutes  und  reichliches  Trinkwasser  hat  zu  allen 
Zeiten  und  bei  allen  Völkern  als  ein  mit  Naturnotwendigkeit  sich  auf- 
•Iringendes  Gebot  gegolten,  weil  schlechtes  Trinkwasser,  wie  tausend- 
fältige Erfahrungen  zeigten,  die  Entstehung  von  Krankheiten,  wie 
l^iarrliöen,  Ruhr.  Unterleibsty[jlms  und  Cholera  begünstigt. 

Die  Wasser%'ersorgung  ist  entweder  eine  örtliche  (lokale),  die 
Mmeist  durch  Brunnen  erfolgt,  oder  eine  allgemeine  (zentrale), 
iiäuiJieh  durch  größere  Wasserwerke. 

Als  hygienisch  einwandsfrei  ist  ein  Wasser  zu  betrachten,  welches 
lljreder  durch  menschliche  noch  durch  tierische  Abfallstoffe  verunreinigt 
Bt  oder  werden  kann. 

Stagnierendes  Wasser  ist  immer  verdächtig. 

•j  Andere  h^gienittohe  Maßnahmen,  wie  die  Errichtung   vou   Krankenhüugem, 

Drnnden  und  Spielplätzen,  die  Sorge  für  geKiinde  Nahriingsuiittel,  nanieiitlieh  für 

'l,  die  Errichtung   von  Desinfektionsanstalten   Inwitzen   ohne  Zweifel   gleiehfaÜK 

.  Einfluß  auf  die  Sterblichkeit.    In  wie  hohem  Orade,  läßt  siih  aber  kaum  jemals 

fartiteUen.     Dafi  sie  nicht  bo  drastisch  wirken  wie  Wasscrvercorgiiiig  nntl  Entwässe- 

bedarf  keine»  ficweises.     Ueber  die  Bedeutung   der  Wuhnung  und  Bebauung 

ie  Gesundheit  wird  in  einem  spätt-ren  Abschnitte  gesprochen  wcrcieii. 

■<kad>  itt  ajfimt.    SuppL-IliU  IV.  i 
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UngenielSbare  Wässer  enthalten  j^eformte.  d.  h.  zellige  Elemente. 
Diese  können  bi'lebt  sein,  wie  flie  Hakterien  niid  Ilandwurineier,  oder 
uiihelelit,  wie  der  aus  (leniüso  und  Speiseresten  bestehende  Darrn- 
iiiliult.  Unter  den  Bakterien  Itesitzen  vor  allem  die  Krankheitserreger 
wie  Bacillus  Typhi,  Vibrio  chülerae  asiaticae  große  Bedeutung. 

Das  Wasser  muß  ferner  völlig  klar,  auch  in  dickerer  Schicht 
farblos  sein  und  im  Sommer  und  Winter  eine  annähernd  gleiche 
Temperatur  von  ungefähr  8—12"  besitzen. 

Auf  jeden  Kojit'  der   Bevölkerung    sind    täglich   mindestens   50 
Wasser   zu  rechnen;    in   grölJeren  Städten   steigt   der   tägliche  Bedarf' 
auf  KX)  und  mehr  I  täglich,  weil  für  Reinigung  der  Straßen,    Spülung 
der  Kanäle  u.  s.  w.  große  Wassennengen  verbraucht  werden. 


Wasservorräte  der  Natur. 

Die  Natur  stellt  uns  das  Wasser  als  Salzwasser,  Oberflächen- 
wasser, Quelhvasser  und  Grundwasser  zur  Verfügung. 

Salzwasser. 
Das  Salzwasser  des  Meeres  läßt   sich  erst  nach  Abscheiduni 
der   Salze,    wie   sie  durch   Destillation    erfolgt,    als  Trinkwasser   ver- 
wenden.  Zur  Speisung  der  Fontiineii,  zur  Reinigung  der  Straßen  un(L 
zum  Spülen  der  Bedürfnisanstalten  kann  das  Salzwasser  aber  aucli  ohn» 
weitere  Reinigung  ausgezeichnete  Dienste  leisten. 

0  b  e  r  f  1  ä  u  h  e  n  w  a  s  s  e  r. 

Am  leichtesten  ist  das  Oberflächen  w  asser,  das  sich  in 
Flüssen  und  Seen  findet,  einer  Verunreinigung  zugänglich,  weil  sich 
an  den  Ufern  menschliche  Niederlassungen  zu  befinden  pHegen,  die 
ihre  flüssigen  und  festen  .Vbfallstoffe  aus  Unachtsamkeit  oder  Bequem- 
lichkeit den  F'lüssen  anvertrauen. 

Daher  ist  das  Obertläcliciiwassor  stets  verdächtig  und  sollte  in 
der  Regel  nur  nach  vorhergehender  Reinigung  als  Trinkwasser  dienen. 

Die  Reinigung  des  Obertiächenwassers  bezweckt  zweierlei:  erstens 
die  Zurückhaltung  aller  grftberen  und  feineren  Sink-  und  Schwebestoffe, 
zweitens  aber  die  Zurückhaltung  oder  besser  die  Abtötung  der  Bak- 
terien und  anderer  kleinster  Lebewesen. 

Die  SchwebestotTe  stören  das  Spiel  der  Kürderpumpen,  verstopfen 
die  Leitungsrohren  und  i)eeiiitr;ichtigen  unser  ästhetisches  Empfinden, 
weil  sie  das  Wasser  trüben.     Unter  den  Wasserbakterien  können  sich- 
neben    unschuldigen    Arten    auch    die   Erreger  der  Cholera    und    desfl 
Abdominaltyphus  befinden.     Da  es  nun  kein  Mittel  gibt,  die  letzteren ' 
abzutöt(!ii,   die  ersteren    aber  allein  am  Leben  zu  lassen,    müssen  aus 
dem  Trinkwasser  alle  lebenden  Keime  entfernt  werden.  M 

Für  die  Reinigung  des   O  l)er  flächen  was  sers   im  groSeol 
gibt  es   nur   zwei  Methoden,   eine   idiysikalische   und   eine  chemische, 
Erstere   besteht  in   der  Zurückhaltung   aller  Schwebestoffe   und    Bak-_ 
terieu  durch  Sandfilter*),   letztere   in   der  Anwendung   des  Ozons**).! 
Zwar    Läßt   sich    nach   beiden    Methoden   ein  völlig   keimfreies  Trink- 
wasser erzielen,  aber  der  Betrieb  eines  Sandtiltorwerkes  ist  schwieriger 
als   der   eines    Ozonwasserwerkes.     Allerdings    liegen    über   die    An- 


•)  Beispiel:  Hamburg,  London. 
")  Beispiel:  Paderborn,  Wiesbaden. 
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wenilung  des  Ozons   zur  Wasserreinigung  bisher   erst   wenige  Erfah- 
^^ungeo  vor,  Joch  dürfte  dieser  Methode  die  Zukunft  gehören. 

H  Q  u  c  1 1  w  a  s  s  e  r  *). 

V  Das  Quellwasser,  das  aus  dem  Inneren  der  Erde  hervorsprudelt, 
ist  am  Ursprungsorte  ilas  reinste  von  der  Natur  geliotene  Trink- 
wasser, Wenn  es  bis  zum  Eintritt  in  das  Rohrnetz  vor  Verunreini- 
Äimgen  geschützt  bleibt,  bedarf  es  keiner  weiteren  Reinigung. 

Die  Ergiebigkeit  einer  (Juelle  ist  nicht  immer  die  gleiche.  Sie  ist 
Älilifingig  von  der  Menge  des  niedergegangenen  Regens  und  Schnees. 
Dalier  haben  Städte,  welciie  auf  Qucllwasserversorguug  angewiesen 
Hiid,  nicht  allzu  selten  unter  einem  namentlich  in  der  heißen  Jahres- 

I      zeit  fnhlltaren   Wassermangel  zu  leiden. 

Bei  zu  großer  Durcliiässigkeit  des  über  der  Quelle  befindlichen 
tiesteines  oder  der  Erdschicht,  oder  bei  Vorbandensein  von  Sprüngen 
in  derselben  kann  eine  Verunreinigung  des  tjuelhvassers  durch  Tage- 
wasser stattfinden.  In  diesem  Falle  ist  das  Quellwasser  wie  das 
Ob*rflächenwasser  zu  reinigen  (S.  2). 


t 


(i  r  u  n  d  w  a  s  s  e  r. 
Das  Grundwasser  entsteht  durcli  Eindringen  von  Regen-  und 
Schiieewa^ser  in  die  Erde.  Es  sammelt  sich  unter  der  Oberfläche  auf 
finer  undurchlässigen  Schicht  an  untl  kann  mittelst  Brunnen,  d.  h. 
mit  Hilfe  von  Pumpwerken,  gewonnen  werden**).  Das  Meteorwasser 
madit  auf  seinem  Wege  von  der  Erdoi)ertiäclie  bis  zur  undurchlässigen 
^cbicht  durch  die  Erde  einen  Filtrationsiirozeß  durch,  bei  dem  die 
Erde  als  Filter  dient  und  alle  groben,  .sowie  feinen  Schwebestolfe 
«ucL  die  Bakterien,  zurückhält.  Aber  dieses  Erdtilter  oxydiert  auch 
durch  die  in  ihm  vorhandenen  Bakterien  die  verbrennbaren  Bestand- 
teile des  Wassers.  So  kommt  es,  daß  das  auf  der  undurchlässigen 
Schicht  betindUche  Grundwasser  frei  von  Keimen  und  arm  an  ver- 
lirennbaren  Stoffen  zu  sein  pflegt***).  Enthält  aber  ihis  Erdtilter 
Siiriinge,  wie  sie  z.  B.  durch  Maulwürfe  oder  Ratten  hervorgerufen 
«erden,  so  gelangt  das  Meteorwasser  ungereinigt  in  die  Tiefe;  dann 
tnthält  auch  das  Grundwasser  Bakterien  und  muß  von  diesen  in  be- 
nnter  Weise  befreit  werden  (S.  2). 

Im  Grundwasser  findet  sich  bisweilen  Eisenoxydul,  welches  bei 
iitritt  von  atmosphärischer  Luft  Sauerstofl'  aufnimmt,  bienlurch  in 
isenoxyd  übergeht  und  sich  als  brauner  Niederschlag  in  den  Leituugs- 
ihren  und  in  den  Wassergefäßen  abscheidet.  Man  i>eseitigt  es  durch 
[/üftuMg  des  Wassers  und  darauf  folgende  Filtration  des  Eisen- 
hlaninies  mittelst  Kiesfilter  t). 

Die    bei    der    lokalen    Wasserversorgung    benutzten 

runnen   entnehmen    ihr  Wasser   entweder  aus    der   Kulturschicht, 

e  der  Oberfläche  zunächst  liegt.     Sie  beißen  dann  Flachbrunnen. 

r  Wasser  ist  verdächtig,    weil   die   filtrierende  Erdschiciht    eine   ge- 

ge  Mächtigkeit  besitzt.     Oder   sie  tauchen   bis  in  die  tieferen,    das 

rundwasser  führenden  Schichten   und  heißen  dann  Tiefbrunnen. 


•|  Beispiel:  PariH.  Wien,  Zürich. 

•*)  Bei  nicht  allzu  tiefer  Lage  des  Grundwasser»  Bammelt  man  das  Wasser  in 
I  terirdincheu  Gallerien  jf^tollenj.    Ueispiel:  Brüssel,  LtUtich,  Wiesbaden. 
***)  Beispiel:  Frankfurt  a.  M.,  Hannover. 
+)  Betspiel:  Berlin,  Leipzig,  Wannsee  b.  Berlin. 

1* 
3 


TH.   WEYL, 

Sie  liefern  zumeist,  d.  h.  wenn  keine  Sprünge  im  Erdreich  vorhanden 
jiind  (siehe  oben),  ein  einwiifuisfreies  Wasser.  Ihrer  Konstruktion  nach 
sind  die  Brunnen  entweder  Kessel-  oder  Röhrenbrunnen. 
Krstere  können  leicht  von  oben  und  von  der  Seite  her  verunreinigt 
werden  und  sind  daher  nicht  zu  empfehlen.  Unter  den  Röhrenbrunnen 
verdienen  die  Abes.synier,  welche  ein  eisernes  Brunnenrohr  be- 
sitzen, weiteste  Verbreitung,  weil  sie  der  Verunreinigung  kaum  zu- 
gänglich sind. 

Brunnen  dürfen  sich  niemals  in  der  Nähe  von  Ab- 
trittsgrnben  oder  Vieh  stallen  befinden,  weil  sie  sonst 
leicht  durch   Fäkalien   verunreinigt  werden. 

Nainentlicli  auf  dem  Lande  lassen  die  Brunnen  viel  zu  wünschen 
Übrig.  So  wurde  im  Jahre  1901  im  Regierungsbezirk  Potsdam  unter  3l>< 
ländlichen  Brunnen  die  Hälfte  ohne  Verschiulideckel  gefunden,  so  daß  die 
fichmutzwasser  aus  Straße,  Hausund  Hof  ungehindert  hineinfließen  konnten 
(Roth).  Bekannt  ist,  daß  die  Brunnen  vielfach  unweit  der  Abortgnibe  und 
Ddiigerstätte  angelegt  werden.  Unter  diesen  Verhältnissen  ist  es  nicht 
wunderbar,  daß  durcli  dei'artig  verunreinigtes  Brunnenwasser 
Typhus  und    Ruhr    verbreitet    werden. 


[Zuleitung    und   Aufspeicherung. 

Die  Zuleitung  des  Trinkwassers  darf  nur  in  allseitig  geschlossenen 
Röhren  geschehen,  damit  jede  absichtliche  oder  zufällige  Verunreinigung 
ausgeschlossen  Ideibt.  Nur  wenn  Wasserleitungen  durch  menschen- 
leere oder  unzugiingliciie  (iegenden,  z.  B.  ilurch  Gebirge  führen,  dürfen 
offene  Gerinne  benutzt  werden. 

Das  Wasser  gelangt  an  seinen  Bestimmungsort  entweder  durch 
eigenes  Gefälle  oder  durch  Punipenarbeit.  Ersteres  ist  in  den  soge- 
nannten (iravitationsleitungen  der  Fall,  welche  das  Quellwasser  aus 
dem  (Jebirge  der  tieferliegenden  Stadt  zuführen ;  dagegen  muß  das 
Wa«Rer  aus  Brunnen  oder  Flüssen  gehoben  und  in  das  Leitungsnetz 
der  Stadt  gedrückt  werden. 

Mau  pflegt  das  Wasser,  bevor  es  in  der  Stadt  verteilt  wird,  in 
Reservoir  eil  oder  Wassertürmen  zu  sammeln,  welche  über  der  Stadt 
liegen.  Hierdurch  verschafft  man  sich  einen  für  alle  Bedürfnisse, 
namentlich  aucli  für  Feuerlöschzwecke  ausreichenden  Wasservorrat. 
AulSerdeiM  erhfilt  das  Wasser  durch  die  Höhenlage  der  Wasserbehälter 
einen  Druck,  der  ausreicht,  um  auch  die  höchst  gelegenen  Stadtteile 
mit  Wasser  zu  versorgen. 

Verteilung. 

Die  Verteilung  des  Wassers  in  den  Straßen  der  Stadt  erfolgt 
durch  gußeiserne  Röhren,  welche  miteinander  durch  Muffendichtung 
verbunden  sind. 

Von  diesen  RAhreu  führen  eiserne  Abzweige  zu  den  Straßen- 
brunnen und  in  die  Häuser. 

I  n  n  e  r  h  a  I  b  d  <;  i'  Häuser  werden  für  die  Verteilung  des  Wassers 
Bleiröhreu  benutzt,  weil  diese  sich  leichter  allen  Krümmungen  an- 
bequemen als  eiserne. 

Blei  kann  von  Wasser  aufgelöst  werden.  Es  entstehen  die  so 
gefährlichen  Bleivergiftungen,  wenn  sich  Wasser  zugleich  mit  Luft  in 
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aen  Röhreu   befindet,   wie  dieses  der  Fall  ist,   wenn  das  Wasser  aus 

den  Uöhreii,  z.  B.  wegen  drohenden  Einfrierens,  abgelassen  wird*). 

^fe     Das  in  die  Häuser  eintretende  Wasser  wird  in   Wassermessern 

■eniessen.     Die  Röhren  im  Hause  müssen  frostsicher  verlegt  werden 

Knd  dürfen  daher  nicht  an  der  dem  Winde  ausgesetzten  Wand  liegen. 

3.  Rcfnhaltiiiii;  d<T  Luft. 

In  den  Städten  wird  die  Luft  dauernd  auf  die  versdliiedenartigste 
Weise  verunreinigt.  Die  Feuerungen  der  F'abriken  und  Wohiiliäuser 
führen  der  Luft  ständig  große  Mengen  von  Kohlensüure  zu ;  aus  den 

I  Essen  der  technischen  Betriebe  entweichen  schweflige  Säure,  Siil;«säure 
und  Schwefelwasserstoff;  unangenehm  riechende  (läse  und  Dünste 
«erden  von  Käse-  und  Heringsliandliingen,  ferner  von  Ställen  hervor- 
gebracht. Von  ganz  besonderer  Bedeutung  für  die  Luftverschleclite- 
rung  ist  aber  der  Ruß,  die  unverbrannte  Steinkohle,  welche  durch 
Wund  und  Nase  in  die  Luftröhre,  weiterhin  in  die  Lunge  gelangt 
nad  hier  krankhafte  Veränderungen  erzeugt,  wenn  sie  dauernd  und 
in  zu  großer  Menge  aufgenommen  wird. 

Die  durch  Feuerungen  verursachte  Luftverderbnis  beseitigt  man 
durch  rauchfreie  Verbrennung  und  (iun;h  gute  Schulung  der  Heizer. 
Auch  mü.ssen  alle  technischen  Betriebe,  wenigstens  soweit  sie  die  Luft 

»verunreinigen,  in  besonderen  Fabrikiiuartieren  untergebracht  werden, 
die  abseits  von  den  Wohnijuartieren  sich  befinden  sollen. 
Eine  weitere  und  wohl  die  wichtigste  Verunreinigung  erleidet  die 
Luft  der  Städte  durch  den  Staub.  Kr  stammt  zum  größten  Teil  von 
dem  Straßenpfiaster  her  und  wird  durch  den  Verkehr  der  Menschen 
und  Tiere  aufgewirbelt. 

Da  sich  dieser  Staub  mit  den  Abgängen  der  Menschen  und  Tiere 
vermischt,   enthält  er   bisweilen    krankheiterregende  Keime,   wie  z.  B. 
\ik  der  Tuberkulose  und  Lungenentzündung. 

Der  Straßenstaub  wird  durch  Aufsammlung  nach  vorhergehender 
äöprengung  beseitigt.     (Siehe  Straßenhygiene  S.  x.) 


•i.  Besettlt^una:  der  MeteorwUsser,  Besjen  und  Schnee. 

In  kleineren  Städten   pflegt  mau  die  Regen  was  ser  durch 
erilächliche   Gerinne   in   den    nächsten   Fluß  oder  Graben  zu   leiten 
Jer,  wo  dieses  nicht  ausführbar  ist,   sie  der  Verdunstung  und  F,in- 
fcckerung  in  die  Erde  zu  überlassen. 

In  größeren  Städten  aber  ist  die  schnelle  Beseitigung  der 
Regenwässer  mit  Rücksicht  auf  Verkehr  und  Aesthetik  geboten.  Man 
kann  also  die  Verdunstung  des  Regenwassers  nicht  abwarten. 

Da  die  Straßenoberfläche  ferner  durch  ein  zumeist  undurchlässiges 
Pflaster   befestigt  ist,   kann  eine  Versickerung  nicht  stattfinden.     Aus 

fesen  Gründen  leitet  man  die  Regen  wässer  entweder  in  die  allgemeine 
inalisation  (s.  u.  S.  <j)  ein  oder  man  legt  zu  ihrer  Entfernung  eine 
sondere,  in  den  Fluß  führende  Kanalisation  an. 
Den    Schnee    überläßt    man    in    kleineren   Städten   sich   selbst, 
größeren  Städten  wird  er  zumeist  noch   durch  Wagen    abgefahren 


*S  Daher   darf   da;*   nach   dem   AliÄuerren   der  Röhren   unci   darauf   fi)!>;eii<lcm 
i-s  Wassers  zuent  ausströinenue  Walser  nicht  getriiolien  wenlen. 
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und  vor  den  Toren  auf  Brachland  niedergelegt.  In  neuerer  Zeit  hat 
man  in  einigen  Städten  mit  großem  Erfolge  begonnen,  ihn  durch 
Schneeschachte  in  die  Kanalisation  zu  verbringen. 


!:abea| 


4.  Bcscttlsruiig  der  Fitknlicii. 

Die  Beseitigung  der  Fäkalien  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgabei 
der  öftentlidien  (lesundheitsjttlcge.  Wenn  nämlich  ilie  Fäkalien,  wie 
dies  früher  die  Regel  war,  .lahrzeluite  und  Jahrhunderte  hindurch 
in  den  Wolinhoden  der  Stadt  versickern,  so  wird  das  dem  Erdboden 
entnommene  Trinkwasser  allmählich  ungcnieiähar  und  giftig.  Es  stellen 
sich  Krankheiten,  wie  Untorleibstyphus  und  Cholera,  ein,  die  nicht  nur 
den  eiuy.elnen,  sondern  alle  Bewohner  der  Stadt  gefährden.  Diese 
Tatsache  ist  unumstößlich  sicher  bewiesen  und  beeintlullt  daher  die 
Tätigkeit  der  Hjgienikei'  unrl  Gesundheitsingenieure  in  besonderem 
Maße.  Es  läßt  sich  ja  ohne  jede  .Vnsniilime  nachweisen,  daß  die  ge- 
nannten \'olkskrankheiten  in  Vergangenheit  und  (Jegenwart  sich  mit 
Vorliebe  in  solchen  Stadtteilen  einnisten,  in  denen  der  Untergrund, 
durch  Fäkalien  verseucht  und  das  Trinkwasser  ungenießbar  gi 
worden  ist. 


Menge  <1  e  r  Fäkalien. 

Jeder  Mensch  scheidet  täglich  im  Mittel  VK)  g  Kot  und  1200  g 
Harn,  also  rund  13(>l>  g  Fäkalien  aus.  Dies  ergibt  auf  das  Jahr  33  kg 
Kot  und  43H  kg  Harn.  Hiernach  liefern  HKMKX)  Menschen  täglich 
9  cbm  Kot  und  12i)  cbm  Harn. 

Die  Beseitigung  dieser  Fäkalien  kanu  entweder  auf  oberirdischem 
Wege,  also  durch  Abfuhr,  oder  auf  unterirdischem  Wege,  also 
dorch  Kanalisation  geschehen. 


I 


A  bfuhr. 

In  den  mit  A  l>  fuhreinrich  tungen  versehenen  Städten  werden 
die  Fäkalien  in  (irubcn,  Eimern  oder  Tonneu  aufgesammelt.  Die 
Fäkalgruben  miiss(>n  aus  vollkommen  undurchlässigem  Mauerwerk  her- 
gestellt werden,  damit  die  Fäkalien  nicht  in  das  benachbarte  Erdreich 
versickern  und  das  Wasser  verderben  können.  Die  Gruben  werden 
von  Zeit  zu  Zeit  von  Hand  o<ler  besser  durch  Saugiiumjien  entleert, 
Ihr  Inhalt  wird  ebenso  wie  der  der  F^imer  und  Tonnen  zum  Düngen 
der  Felder  benutzt.  Es  muß  dafür  gesorgt  werden,  daß  beim  Entleeren 
der  Gruben,  Eimer  oder  Tonnen  kein  Verschütten  der  Fäkalien  in  den 
Häusern  oder  auf  den  Straßen  statttindet. 
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Kanalisation. 
In  den  kanalisierten  Städten  gelangen  alle  Abwässer  der  Häuser," 
Fabriken  und  Straßen  in  das  unterirdische  Röhrensystem,  von  dem 
die  Stadt  durchzogen  ist.  In  manchen  Fällen  werden  auch  die  Regen- 
wässer in  die  Kanalisation  aufgenommen.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall, 
werden  also  die  Regenwässer  gesondert  z.  B.  in  den  Fluß  abgeleitet, 
so  spricht  man  von  Trenn system.  Das  Trennsystem  ist  wegen 
seiner  Billigkeit  und  schnellen  Ausführbarkeit  namentlich  für  kleinere 
Städte  geeignet,  besonders  dann,  wenn  ein  Fluß  zur  Aufnahme  der 
Regenwässer  in  der  Nälie  liegt. 
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Die  Kanalisation   beginnt   in   <len  Häusern  selbst,   aus  denen  alle 

k Kloset-  und  Küchenabwässer  mittels  der  an  die  Ausgüsse  und  Klosets 
|D(h  anschließenden  Fallrohren  in  die  Kanäle  gelangen.  Um  ein  Ein- 
jrin«en  der  in  den  Kanälen  enthalten<ien  Luft  in  die  Wohnungen  zu 
»erhindem,  wird  an  jedem  Ausguß,  gleichgültig  welcher  Art  er  ist, 
,  ein  Wasserverschluß,  ein  sogenannter  Syphon,  von  meist  S-förmiger 
Form  angebracht. 

Die  Kanäle  werden  mit  so  starkem  Gefälle  verlegt ,  daß  sich 
lue  Abwässer  in  ihnen  mit  genügender  Schnelligkeit  vorwärts,  d.  h. 
lierKahwärts  bewegen  können.    Läßt  sich  solch  ein  natürliches  Gefiille 

I nicht  erzielen,    weil  das  Entwässerungsgebiet  sich  in  einer  Ebene  be- 
findet, so  bewegt  man  die  Abwässer  mittels  Druckluft  vorwärts  oder 
Bau  saugt  sie  mittels  Laftimmpen  an. 
V  e  r  b  1  e  i  l>   der   Abwässer. 
Die    Abwässer    einer    kanalisierten    Stadt    kann    man    nur    nach 
Zurückhaltung    der    groben    Schwebestofie    in     einen    Fluß     ein- 
Inhren.   und  auch  dann  nur  unter  der  Bedingung,  daß  der  Fluß  zu 
iler  Jahreszeit   sehr   wasserreich   ist,   damit  die  Abwässer  stark  ver- 
[üfinnt  werden.     In   den   meisten  Fällen  aber  wird  man  genötigt  sein, 
ie  Aliwässer   entweder  auf  Rieselfelder  zu   leiten  oder  .'^ie  durch 
euiische  Fällungsmittel  in  sogenannten  K  läranst  allen  zu  reinigen. 
Die   Reinigung   der   Abwässer   durch    gut   angelegte   und   richtig 
lltete  Rieselfelder   gilt   zur  Zeit   als   die   beste  Methode  zur   un- 
Idlichen  Beseitigung.     Leider   aber  finden  sich  nicht  immer  in  iler 
übe   der    Stadt    ausgedehnte    und    für   den    Kiesellietrieb    geeignete 
lachen.      Dem    Rieselbetrieb    stellt    das    sogenannte    bioiogische 
erfahren  nahe,  das  auf  der  Anwenduug  einer  Art  von  künstlichem 
ieselfeld  beruht. 


5.  Beseif ieung  der  festen  Abfllllc  (Haus-,  Straßenmüll). 

a)  Hausm  ü!l. 

Jeder  Bewohner  jiroduziert  täglich  0,f)  kg  Hau>uHill.    Dies  ergibt 

lllCKXM")  Einwohner    täglich   ftOClOO  kg   und   1H(,hk>iXX)  kg  jährlich. 

Das   Hausmüll    besteht   aus   den    beim    Kehren    der  Wohnungen, 

neppen    und    Höfe     zusammengebäuften    Stofi'en ,    also    aus    Staub, 

ipier.   Lumpen,   Holz.   Kücbenatd'üllen,   (ila.s,   Asche  und  dergl.     Da 

schädliche  Keime,  wie  die  der  Tuberkulose  und  der  Eiterkrankheiten, 

Bthalten   kann,    sollte   es    nur   in    völlig  staubdichten    Beliältern    ge- 

ninielt  und  abgefahren  werden. 

Früher  wurde  das  Hausmüll,  wie  es  noch  heute  in  vielen  kleineren 

liten  der  Fall  ist,  zum  Aufhöhen  niedrig  liegender  rjelünde  und  zu 

^egebauten    benutzt.     Man    brachte    es   auch    auf  Oedländereien    und 

^te  es  als  Dung   zu  verwerten.     In  größfreu  Studien    aber  traten 

Verwendung    allmählicli    Schwierigkeiten    entgegen,    da    es    an 

iden  Ländereien    in  der  Nähe  der  Städte  zu  fehlen  begann    und 

Be  Aufsamnilung  auf  sogenannten  Abladeplätzen   teils   von  den  An- 

obnern   ungern   gesehen,   teils   von   den  Behörden   aus   hygienischen 

Hoden  verboten  wurde.     Alan   hat  deshalb   begonnen,   das   Müll   in 

chanisch  angetriebenen  Werken,   den    sogenannten  Soriieranstalten, 

seine  Bestandteile  zu  zerlegen,   um  diejenigen  unter  ihnen,   welche 
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sich  verwerten  lassen,  wie  Knochen,  Metall,  Glas,  Holz  und  Lumpen, 
der  Industrie  zuzufi'ihren.  während  der  Rest  als  Dung  Verwendunii 
finden  soll.  Weiterhin  ist  aucli  in  einigen  Städten  deutscher  Zunge  *)  die 
Vernichtung  des  Mülls  durch  Feuer,  die  sogenannte  Müllverbrennung, 
eingeführt  worden,  welche  sich  namentlich  in  England  wohl  bewährt  hat. 

b)  St  raßeukehricht. 

Der  Straßenkehricht  entsteht  durch  die  Abnutzung  des  Straßen- 
pHasters;  ihm  beigemischt  sind  die  Exkremente  der  Zugtiere. 

Seine  Menge  ist  in  größeren  Städten  ungefähr  ebenso  groß,  wie 
die  des  Hausuullls  (s.  S.  7). 

Das  Straßenmült  gelangt  beim  Besprengen  der  Straßen  und  bei 
feuchter  Witterung  zum  Teil  in  die  städtischen  Kanäle,  zum  Teil  bleibt 
es  in  den  zwischen  StraßenoberHäche  und  Kanälen  eingeschalteten 
Sinkkästen  ((iuUies)  liegen.  Aus  den  Kanälen  und  Schlanimkästen  muß 
es  durch  Reinigung  entfernt  werden.  Es  wird  zumeist  zum  Düngen 
der  Felder  benutzt  und  nur  in  wenigen  englischen  Städten  mit  dem 
Hausmüil  zugleich  verbrannt  (s.  obeu). 

Seine  ordnungsgemäße  Entfernung  ist  im  hygienischen  Interesse 
ebenso  geboten  wie  die  des  Hausuiülls  (s.  Straßenliygiene). 

6.  Straasenhf  i^iene. 

Unter  Straßenhygiene  versteht  man  die  Sorge  für  die  Pflasterung 
und  Reinhaltung  der  Straßen. 

Vom  hygienischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  ist'dasjenige  Pflaster 
das  beste,  dessen  Benutzung  den  geringsten  Lärm  verursacht,  welches 
am  wenigsten  abgenutzt  wird,  also  den  geringsten  Staub  erzeugt. 

Der  Steinschlag  (Macadani'  nutzt  sich  am  schnellsten  ab  und  er- 
zeugt bei  feuchtem  Wetter  eine  dicke  Schmutzschtcht.  Besser,  aber 
noch  immer  einer  starken  Abnutzung  unterw()rfen  ist  das  GranitpHaster, 
welches  zugleich  zu  den  geräuschvollsten  Ptiasterarten  gehört.  Ge- 
räuschlos sind  Asphalt-  und  Holzpflaster. 

Die  Reinigung  der  Straßen  geschieht  in  größeren  Städten  zu- 
meist durch  Maschinen.  Nur  bei  feuchtem  Wetter  darf  die  Reinigung 
durch  sogenannte  trockene  Kehrmaschinen  erfolgen.  Bei  trockenem 
Wetter  dagegen  sollte  der  Reinigung  die  Besprengung  der  Straßen 
vorhergehen,  weil  hierdurch  das  Aufwirbeln  von  Staub  am  sichersten 
vermieden  wird. 

Durch  die  Besprengung  der  Straßen  wird  Kühlung  verbreitet  und 
der  Staul)  am  Aufsteigen  verhindert. 


7.  Beseitigung  der  Mensclienleichen. 

Der  tote  Körper  erleidet  durch  die  im  Dann  enthaltenen  Bak- 
terien gewisse  stoffliche  \'eränderungen,  welche  ungefähr  12  Stunden 
nach  dem  Tode  beginnen  und  als  Fäulnis  bezeichnet  werden. 

Bei  ilieser  Zersetzung  der  Körpersubstanz  entsteht  eine  große 
Reihe  verscliiedener  Stoffe,  von  denen  einzelne  sicher  giftige  Eigen- 
schaften besitzen.  Man  bezeichnet  sie  als  Leichengifte  (Ptomaine). 
Durch  die  Vermehrung  der  Fäulnisbakterien  wird  jede  Leiche  zu  einem 
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PSiilnisherd.      Solche    Fäulnishorde    müssen    aber    im    Interesse    der 

Jffeutlichcn  GesiUKiheit  vernichtet  werden. 

Da  die  Leicliuame  der  an  ansteckenden  Krankheiten  Verstorheneu 

lie  Krankheit  unter  gewissen  Verhältnissen  auf  Leitende  zu  übertragen 
j'Verinügen,  ist  es  namentlich  bei  been^,'ter  Wohtmng  geraten,  die  Leich- 
iBame  bis  zur  Bestattung  nicht  im  Sterbehause  aufzubahren,  sondern 
Flu  diesem  Zwecke  ilie  Leichenhallen  zu  benutzen. 

Die  Bestattung  der  Leichen  findet  statt  entweder  imErd- 
tgrabe  oder  durch  Verbrennung. 

a)  P^rdgrab. 
Zur  unschädlichen  Beseitigung  der  Leichen  dienen  die  Begräbnis- 
plätze.   Auf  diesen  setzt  sich  der  bereits   in  der  unbeerdigten  Leiche 
egoünene  Zerfall  der  Körpersubstatiz  fort.    Er  wird   durcli   die  Ein- 
[landerung  gewisser  Fliegenlarven  unterstützt.     Um  eine  schnelle  und 
re  Auflösung  der  Leichen  zu  ermöglichen,  müssen  die  Begräbnis- 
auf ebenem   Gelände,    das   aus   durchlässigem    und    trockenem 
Erdreich  besteht,  angelegt  werden. 

.Massengräber  sind  zu  untersagen,  weil  sich  in  diesen  die  mine- 
ralisierende  Kraft  des  Erdbodens  nicht  in  ausgiebiger  Weise  entfalten 
kann. 

Jeder  Leichnam  bedarf,  damit  seine  Auflösung  .schnell  und  sicher 
J«rfoigen  kann,  einer  Erdmenge,  die  durch  die  Erfahrung  festgestellt  ist. 
.\us  hygienischen  Gründen  darf  das  einmal  benutzte  Grab  frühestens 
Dach  15  Jahren  wieder  einen  anderen  Leichnam  aufnehmen. 

Eine  Verunreinigung  des  Grundwassers  unterhalli  der  Begräbnis- 
pÜtze  tritt  nur  ein,  wenn  dieses  zu  hoch  steht  und  daher  mit  den  bei 
•ler  Zersetzung  der  Leichen  entstehenden  Flüssigkeiten  in  Berührung 
kommen  kann. 

Gut  angelegte  und  gut  verwaltete  Begräbnisplätze  bedeuten  also 
keinerlei  Gefahr  für  die  öffentliche  Gesundheit. 

b)  Feuerbestattung. 
Die  Feuerbestattung  empfiehlt  sich  für  größere  Städte,  weil  es  in 
|ie»en  Schwierigkeit  zu  machen  beginnt,  große,  für  die  Anlage  von 
«jträbnisplätzen  geeignete  Ländoreien  in  der  Nähe  der  Städte  auf- 
ütinden.  Sie  kommt  ferner  in  Betracht  zu  Zeiten  von  ausgedehnten 
Epidemien  und  leistet  nach  größeren  Schlachten  ausgezeichnete  Dienste. 
Im  ganzen  sprechen  für  die  Feuerbestattung  in  „Friedenszeiten"  mehr 
ozialpolitische  als  rein  hygienische  Gründe. 


8.  Beseitlc^ung  der  TIerleleheii  (Abdeckerei). 

Die    Erfahrung,    daß    gewisse    Tierkrankheiten,    wie    Milzbrand, 

derpest.  Lungenseuche,  Rotz,  vielleicht  auch  Perlsucht  (Tuberkulose) 

im  Genüsse  des  Fleisches  der  kranken  Tiere,  ferner  auch  durch  den 

erkehr  auf  gesunde  Menschen  und  Tiere  übertragen  werden  können, 

Veranlassung  dazu,  die  Beseitigung  derartiger  Leichen  in  solcher 

eise  zu  gestalten,  daß  die  öffentliche  Gesundheit  nicht  beeinträchtigt 

!rden  könne. 

So  darf  die  Verscharruug   der   Milzbraudkadaver    nur   in    durcli- 

trockener  Erde   und   in  mindestens   3  m  Tiefe  erfolgen,    und 
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Häute,  sowie  Haare  milzbrandkranker  Tiere  dürfen  nicht,  oder  nur  nach 
vorhergehender  Desinfektion,  in  den  Verkehr  gelangen.  Man  hat  auch 
die  Kadaver  kranker  Tiere  durch  Feuer  vernichtet,  in  neuerer  Zeit 
jedoch  danach  gestrebt,  aus  den  Kadavern,  nachdem  die  schädlichen 
Keime  durch  Kochhitze  zerstört  sind,  Fett,  Leim  und  Fleischmehl  in 
besonderen  Apparaten  zu  gewinnen. 
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Erfolge  der  Assanlenmg. 

Die  Erfolge  der  Assanierung  würden  sich  am  sichersten  durch  die 
Abnahme  der  Krankheits-  und  Todesfälle  an  Infektionskrankheiten  in 
einer  assanierten  Stadt  messen  lassen.  Aber  derartigen  Messungen 
stellen  sich  bedeutende,  zum  Teil  sogar  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten entgegen.  Zunächst  läßt  sich  eine  vollständige  Statistik  der 
Erkrankungen  kaum  herstellen,  da  nicht  jeder  Krankheitsfall  zu 
ärztlicher  Kenntnis  gelangt  und  von  den  ärztlich  untersuchten  „Fällen" 
nur  diejenigen  der  Behörde  gemeldet  werden  oder  doch  gemeldet 
werden  sollen,  welche  zu  den  ansteckenden  Krankheiten  (Infektions- 
krankheiten) gehören. 

Es  scheidet  hiernach  die  Statistik  der  Erkrankungen  aus  der  Zahl 
derjenigen  Elemente  aus,  die  man  zur  Beurteilung  der  Erfolge  von 
Assanierungsbestrebungen  heranziehen  könnte ;  bleibt  also  die  Statistik 
der  Todesfälle. 

Aber  auch  hier  werden  wir  häufig,  und  zwar  aus  mannigfachen 
Gründen,  im  Stiche  gelassen. 

Vor  allem  besitzen  nur  wenige  Städte  eine  lückenlose,  sich  über 
einen  größeren  Zeitraum  erstreckende  Statistik  der  Todesfälle.  Ferner 
aber  ist  eine  solche  Statistik,  selbst  wenn  sie  besteht,  nicht  allzu  selten 
unbrauchbar,  weil  sie  nicht  immer  nach  den  für  den  vorliegenden 
Zweck  wesentlichen  Gesichtspunkten  aufgenommen  wurde. 

So  kennen  wir  zwar  häufig  die  Zahl  aller  in  einem  Jahre  in  einer 
bestimmten  Stadt  Verstorbenen.  Aber  es  fehlt  die  Verteilung  der 
Todesfälle  auf  die  einzelnen  Altersklassen.  Da  nun  die  einzelnen  Alters- 
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klassen  namentlich  in  größeren  Städten  wegen  des  lebhaften  Zuzuges 
and  Wegzuges  nicht  immer  in  annähernd  gleicher  Zahl  vorhanden 
sind,  da,  wie  man  sich  ausdrückt,  der  Aufbau  der  Bevölkerung  wechselt, 
so  muS  ein  Schluß,  welcher  sich  auf  dem  Absinken  der  Gesamtsterb- 
üchkeit  aufbaut,  als  nicht  beweiskräftig  angesehen  werden. 

Ferner  genügt  es  nicht,  die  Todesfälle  einfach  zu  zählen;  es 
müssen  vielmehr  die  einzelnen  Todesfälle  nach  Krankheiten  und  nach 
Altersklassen  aufgeführt  werden,  weil  gewisse  Krankheiten  nur  die 
jugendlichen,  andere  nur  die  höheren  Altersklassen  heimsuchen. 

Also  erst  eine  über  einen  längeren  Zeitraum  sich 
erstreckende,  nach  Altersklassen  und  nach  Krankheits- 
Dfsachen  aufgenommene  Statistik  ist  für  die  Frage  verwertbar, 
ob  durch  die  Assanierung  die  Sterblichkeit  beeinflußt  wurde  oder  nicht. 

Aber  ist  denn  wirklich  eine  deutliche  Abnahme  der  Todesfälle, 
die  nach  Vornahme  größerer  Assanierungsarbeiten  eintrat,  stets  mit 
Sicherheit  als  Folge  der  Assanierung  zu  betrachten?  Man  glaubte 
früher  diese  Frage  einfach  bejahen  zu  können.  Aber  die  Arbeiten 
von  Oldendorff,  Altschul  und  Gottstein  sollten  doch  zur 
Vorsicht  mahnen.  Es  geht  nämlich  aus  den  Forschungen  genannter 
Autoren  hervor,  daß  es  sogenannte  sekuläre  Schwankungen  der  Sterb- 
lichkeit gibt,  daß  die  Sterblichkeit  aus  für  uns  vorläufig  uner- 
üärUchen  Ursachen  innerhalb  größerer  Zeiträume  sich  hebt  und  senkt. 
Es  geht  aus  diesen  Arbeiten  ferner  hervor,  daß  wir  uns  zur  Zeit 
offenbar  in  einer  Periode  niederer  Sterblichkeit  befinden. 

Unter  diesen  Verhältnissen  werden  wir  ein  Absinken  der  Sterb- 
lichkeit nur  dann  mit  Wahrscheinlichkeit  als  Erfolg  der  Assanierung 
betrachten  dürfen,  wenn  der  Abfall  sehr  auffallend  ist  und  sich  un- 
mittelbar an  die  Vollendung  der  Assanierung  anschließt;  wenn  wir 
femer  nachweisen  können,  daß  ein  ähnliches  Absinken  der  Sterblich- 
keit in  nicht  assanierten  Städten  zu  einer  Zeit  nicht  eintrat,  in  welcher 
sie  sich  in  einer  bestimmten  assanierten  Stadt  bemerkbar  machte; 
wenn  endlich  durch  eine  große  Reihe  von  Einzelbeobachtungen  er- 
wiesen wurde,  daß  nach  gleichartigen  Assanicrungsarbeiten  jedesmal 
ein  Absinken  der  Sterblichkeit  erfolgt  ist. 

Nicht  immer  läßt  sich  das  Absinken  der  Sterblichkeit  auf  eine 
bestimmte  Assanierungsmaßnahnie  zurückführen.  Dies  ist  eigent- 
lich selbstverständlich,  weil  vielfach  zu  derselben  Zeit  und  in  derselben 
Stadt  gleichzeitig  mehrere  hygienische  Verbesserungen  durchgeführt 
werden.  So  pflegt  sich  nicht  allzu  selten  an  die  Errichtung  einer 
zentralen  Wasserversorgung  die  Kanalisation  anzuschließen,  und  es 
ßllt  vielleicht  eine  bessere  Milchversorgung  mit  der  Errichtung  eines 
größeren  Krankenhauses  und  mit  der  Neuordnung  des  Desinfektions- 
wesens zusammen. 

Nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  ist  es  wohl  selbstverständ- 
lich, daß  im  folgenden  nicht  alle  in  der  Literatur  über  die  Erfolge 
von  Assanierungen  mitgeteilten  Beobachtungen  abgedruckt  wurden, 
vielmehr  hat  man  sich  auf  solche  Angaben  beschränkt,  bei  denen  alle 
oder  ein  großer  Teil  der  vorstehend  aufgeführten  Bedenken  Berück- 
sichtigung gefunden  haben. 

1.  Berlin. 

Berlin  gehört  zu  den  wenigen  deutschen  Städten,  in  denen  seit 
mehr  als  30  Jahren  eine  zuverlässige  Medizinalstatistik  l)esteht.    Daher 
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Sterblichkeit 


Tabelle  1. 

auf  1000 


Einwohner. 


a)  in  10- jährigem  Durchschnitt: 

1721-1730    40,65  1781—1790    35,66  1841-1850  27,04 

1731—1740    44,68  1791—1800    34,87  1851-1860  27,8« 

1741-1750    37,94  1801-1810    4i,»8  1861—1870  31,8» 

1761-1760    40,4»  1811—1820    31,7»  1871—1880  32,68 

1761—1770    37,46  1821-1830    29,58  1881—1890  25,8s 

1771—1780    40,08  laSl- 1840    3',7i  1891-1900  20,»» 

b)  in  30-iährigem  Durchschnitt: 

1721-1750    41,09  1781-1810    37,«7  1841—1870  28,78 

1751-1780    39,34  1811-1840    30,99  1871—1900  26.«« 

Tabelle  2. 

Ges  amt-Sterblichkeit  in  Berlin  auf  1000  Einwohne 


Sterblichkeit 

Sterblichkeit 

Jahr 

pro  1000 
Einwohner 

Bemerkungen 

Jahr 

pro  1000 
Einwohner 

Bemerkung 

1816 

28,76 

1860 

24,84 

17 

28,55 

61 

28,18 

18 

30,89 

62 

26,94 

19 

28,47 

63 

30,«  1 

1820 

25,07 

64 

30,99 

21 

24,85 

65 

33,80 

22 

25,47 

66 

41,6g 

Cholera. 

23 

29,70 

67 

28,96 

24 

28,4s 

68 

34.«  9 

25 

27,97 

69 

26,48 

26 

28,71 

1870 

30,*4 

27 

27,«S 

71 

37,«* 

Pocken. 

28 

26,55 

72 

30,8« 

29 

27,50 

73 

29,34 

1^0 

30,8» 

74 

29,39 

31 

36,93 

75 

32,«9 

32 

29,61 

76 

29,3« 

33 

29,67 

77 

29,66 

34 

33,1' 

1      78 

29,47 

35 

25,'« 

1      79 

27,68 

36 

25,»* 

■  1880 

29,85 

37 

37,65 

:      81 

27,87 

38 

27,8« 

,      82 

25,98 

39 

26,14 

83 

28,98 

1840 

28,04 

84 

26,3s 

41 

25,»8 

85 

24,88 

42 

25,96 

;      86 

25,65             1 

43 

24,80 

'      87 

21,88 

44 

24,19 

■      88 

20,8  5  . 

45 

23,09 

89 

19,7  6 

46 

23,89 

.  1890 

21,1» 

47 

23,97 

,      91 

20,97 

48 
49 

29,«« 

34,«« 

i  Cholera. 

1      92 

;    93 

20, 8  9 
22,13 

1850 

26,89 

Cholera. 

1    94 

l8,84 

51 

24,70 

'     95 

20,84 

52 

27,04 

Cholera. 

96 

18,00 

53 

29,«5 

Cholera. 

97 

17,67 

54 

25,«0 

Cholera  (wenige  Fälle). 

98 

17,84 

55 

29,99 

Cholera. 

99 

18,88 

56 

26,80 

.   1900 

18,74 

57 

30,1 6 

Cholera  (wenige  Fülle). 

Ol 

18,0  8 

58 

28,08 

02 

16,11 

59 

27,78 

Cholera  (wenige  Fälle). 

Assäniemng, 
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ist  diese  Stadt  wohl  geeignet,  die  Frage  zur  Entscheidtuig  zu  bringen, 
ob  fiie  Sterblichkeit  unter  dem  Einfluß  der  groläartigen  hygienischen 
Werke  abgeDommen  hat ,  deren  sich  die  Hauptstadt  des  Deutschen 
Reidies  erfreut. 

Die  Gesamtsterblichkeit  läßt  sich  iu  Berlin  mit  einiger 
Siclierheit  bis  zum  Jahre  17iJl  zurückverfolgen.  Sie  ist  im  folgenden 
Kunächst  nach  Jahrzehnten,  dann  für  dreißigjährige  Zeiträume  (Tab.  1) 
lind  schließlich  fttr  die  einzelnen  Jahre  von  1H18  bis  1902  (Tab.  2)  auf- 
gdülirt  *). 

Die  Gesamtste  rblichkeit  ist  also  in  Berlin  all  mäh - 
lirb,  und  zwar  ziem  lieh  stetig,  gesunken.  Daß  an  diesem 
Absinken   all  e  Altersklassen  beteiligt  sind,  geht  hervor: 

ft)  aus  Tabelle  3,  in  welcher  die  Sterblichkeit  aller  Alters- 
klassen in  den  Volkszäblungsjahren,  berechnet  auf  1000  Lebende, 
vmeichnet  ist. 

Die  Höhe  der  Differenzen  zwischen  den  Jahren  1875  und  1900 
ist  sium  Teil  sehr  beträchtlich.  Aus  diesen  Differenzen  läßt  sich  be- 
rechaen,  wie  viel  Einwohner  der  betreffenden  Altersklasse  im  Jahre 
ISOO  weniger  gestorben  („erspart")  sind  als  im  Jahre  1875,  und 
2»ar  unter  der  Voraussetzung,  daß  Einwohnerzahl  und  Altersaufbau 
iß  Jahre  IS?^  und  1900  die  gleichen  gewesen  wären. 

Die  Berechnung**)  ist  in  Tabelle  4  ausgeführt  und  ergibt  für  das 
MrliHX)  eine  Ersparnis  von  24446  Menschenleben  aller  Altersklassen 
gegtD  187Ö  unter  den  oben  erwähnten  Voraussetzungen. 

b)  Aus  Tabelle  5,  welche  die  Sterbezahlen  für  10(X)  Lebende 
jeder  Altersklasse  für  die  Jahre  1865,  1868  und  1872,  ferner  für  1876 

Vi»n  1000  Lebenden  der  eitiiselnen  AlteraklasBen   starben 
in    Berlin   in    den    Volkszählung sjabren: 


Alteretlaiise 


1875 


1880   I    1885 

I 


1890 


1895 


1900 


Differenz  zwiBchen 
1900  und  1875 


ü-1 
0-5 
5-10 
10-15 
15-20 
20-25 
25-30 
3(>-35 
%-4ß 
40-45 
ß-fjO 
50-55 

K-70 


481,1 
'r4,a 

5.« 

7.9 

9.« 

Il,S 

13,9 

19,6 
23,s 
27,8 
4i,s 
55,8 
85,1 
160,0 


I 


444,» 
IJ9,« 

12,2 
3.9 

S.Ö 
6,« 

R,T 
10,« 

•4fS 

t6,i 
11,3 

17,1 
38,1 

70,4 
«45.* 


321,« 
117,4 

9,» 
3.1 
3,» 
5.* 

7,6 
10,8' 

IZ,I 

13,9 
16,1 

I9,T 

26, e 
36.« 
49.B 
7a,a 
131,8 


107,11 

6,» 
3,a 

3,6 

4.» 
6,3 

7,» 

lO.k 

12,1 
I4,B 

ie,< 

34,a 
47.» 

72,U 

139,« 


311.* 

326," 

96,0 

S8,s 

7.» 

S.s 

2,8 

a.« 

3.8 

3,* 

4.* 

4.8 

S.B 

S.' 

7,8 

6,9 

9.« 

9,0 

>2.* 

11,0 

14,5 

«5.1 

i8,e 

19,8 

24,9 

25.9 

3(J,* 

34.T 

4»,» 

46.8 

74.* 

7b,t 

136,6 

146,1 

«55 

86 
S 
2 
2 
3 
4 
5 
4 
4 
4 
4 
1 

7 

7 

9 

14 


•)  VergL  auch  die  Tafel  3. 

**)  Nämlich  durch  Multiplikation  der  auf  Tabelle  3,  Spalte  9  zu  ersehenden 
Differenz  und  der  Zahl  (in  Tausenden)  der  im  Jahre  1900  in  der  Altersklasse 
Lebenden. 

«3 


4 


\ 


die 
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Nach  nebenstehender  Tabelle 
Gesaintsterblichkeit 
Altersklasse    0 — 5    Jahre 

Standesämtern  niedriger  als  in  den  spät  oder  g 
kanalisierten   Standesämtern. 


war  im  Jahre  1890 

die     Sterblichki 

in     den     früh    kanalij 


h)  [  Die   Ti/phicssterfil/rhhrit. 

Die  TyiihussterbUcbkeit  begann  in  Berlin  zwar  bereits 
1856  nach  Einführung  der  zentralen  Wasserversorgung  zu  fa 
erst  seit  Beginn  der  Kanalisation  im  Jahre  187Ö  hat  sie  sid 
in  absteigender  Linie  bewegt  und  sich  seit  1890  dauernd 
niedrigem  Niveau  gehalten  (Tafel  4). 

Es    betrug    die    Sterblichkeit     an     Typhus    ab  de 


1854—1859 
1860—1864 
1865—1869 
1870—1879 
1875-1879 
1880-1884 
1885—1889 
18y0— 1894 
1895—1899 
1900—1902 


9,» 

7,8 

8,6 

9.5 
4>» 
3.« 

1,5 

o.g 

0,5 


Zentrale  WasserverBorgung  seit  \i 


Beginn  der  Kanalifiation 


Daß  dieses  Absinken  der  T^Tjhussterblichkeit  auf  die 
zurtickzuführen  ist,  wird  man  bei  Betrachtung  von  Tabel 
Tafel  5  kaum  mehr  bezweifeln  können.  Ergibt  sich  doch  aJ 
Beweisstücken,  daß  die  Typhussterblichkeit  mit  d{ 
der  H a u s a n s c h  1  ü s s e  abgenommen  hat. 

i6 


^K 
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Tabelle  7. 

Typhus  abdominalis  und  HausanschlUsse  in  Berlin. 




Sterbefäile  an  Typhus  abdominalis 

Jahr 

Einwohner 

Hausanschlüsse 

absolut    1  auf  10000  Einw. 

lfö4 

429390 

342           8,0 

:>b 

432  68s 

483           II,« 

r>6 

442  040 

397           9,0 

57 

449  610 

536     1      12,0 

58 

458  637 

426           9.» 

59 

474  "90 

490            IO,S 

1860 

493400 

371             7,6 

61 

547  57' 

440           8,0 

62 

567560 

467            8.« 

IJ3 

596390 

488             8,8 

64 

633  279 

459           7,s 

Keine 

65 

657690 

693           10,5 

66 

665  710 

599            9,0 

67 

702  437 

485            6,9 

68 

728590 

725           10,0 

m 

762  450 

5«3            6,' 

1870 

760000 

594            7,8 

71 

825  93- 

739            8.» 

72 

864300 

1208           13,9 

73 

900620 

859      '        9,5 

74 

932  760 

<>9«     1       7,4 

75 

96b  858 

805     !       8,3 

57 

76 

995  470 

623           6,s 

I  025 

77 

I  010946 

612           2,1 

2014 

78 

'  039  447 

326           2,1 

2415 

79 

I  069  782 

296           2,1 

3602 

1880 

1  122330 

506 

2.« 

7478 

81 

1  138784 

340 

3,8 

9867 

82 

I  175  278   1 

356 

3,« 

10468 

83 

1212327 

221 

3.6 

II  968 

84 

«250895   1 

241 

2,0 

12235 

85 

•  291 359   ! 

214 

I,« 

14  241 

8»i 

1337171 

181 

1,4 

15929 

87 

1  386  562   : 

«93 

1,4 

«7427 

88 

1439618   ' 

188 

1,3 

«7917 

89 

■495  «5« 

290 

2,0 

18447 

1890 

I  548  279 

'43 

0,9 

18897 

91 

1  606617 

166 

1,0 

19952 

92 

1622477   j 

«37 

o,g 

2134' 

93 

I  640  964    ; 

160 

0,9 

21946 

94 

1  656  074 

69 

0,4 

22661 

95 

1  678  924 

95 

0,6 

23400 

m 

1  721855 

80 

0,6 

23928 

97 

I  756  398    1 

71 

0,4 

24363 

98 

I  803  211    1 

78 

0,4 

24739 

99 

1  846217 

74 

0,4          1 

25087 

190f) 

1  888710 

109 

0,5 

25371 

Ol 

I  891  909 

88 

0,4 

25644 

(ß 

1 907  670  ; 

52 

0,3 

26005 

Anhang: 

Tnberl 

cnlose. 

In  den  beiden  folgenden  Tabellen  8  und  9  ist  unter  Tuberculosis 
in  toto  die  Summe  aller  Todesfälle  an  Meningitis  tuberculosa  4-  Phthisis 
laryngea  -f-  Phthisis  pulmonum  +  Haemoptoe  +  Phthisis  intestinalis 
+  meseraica  verstanden. 

Hurfbach  4n  ByficiM.    Sappl.-Bd.  IV.  2 


^^^^B                   ^^^^^P                            ^^^^^1 

■ 

^^^^H                                                                    Tabelle                               ^^^H 

^H 

^^^^^H                               Sterblichkeit    an    Tuberkulose    in    toto 

^^ 

^^^^^^H                                          auf    KKMX)   Einwohner  in  Berlin. 

trftitorbeu 

ücstorbcti 

^^^^V 

Einwohner    I      ""  '^"^'f'';^''«^.. 

.lahr 

Einwohner 

an  Tuberkulosf 

|Oherha.pt-nr> 

iiberhaupt 

auf  10  i« 
Einw. 

^^^H             1869 

762  450 

! 
2956          38, h       i 

isnü 

1  548  279 

5244 

33.» 

^^^H            1870 

760000 

3383           44.ä 

91 

1  &09617 

4845 

30,« 

^^^^H 

825  937 

3842           46,8 

92 

1622477 

4461 

»7.5 

^^^H 

864  300 

3564           41.8        1 

93 

1640964 

4781 

29.« 

^^^H 

900620 

3339 

37,1 

94 

1  656074 

438" 

26.» 

^^^^r 

932760 

3242 

34.» 

95 

I  678  924 

4539 

27,0s 

^^^m. 

966  858 

3488 

36,1 

m 

1  721  855 

4365 

25.« 

^^^■l 

995  470 

3530 

35,s 

97 

1  75" 398 

4311 

24.» 

^^^^B 

I  010  946 

3810 

37.' 

98 

1  803  2 1 1 

4225 

23,* 

^^^^H 

1  039  447 

3788 

36,* 

99 

I  846217 

4682 

25.* 

^^^H 

I  069  782 

3769 

35.» 

UtOO 

1  888  710 

4976 

26,S 

^^^H            1880 

I  «22330 

4127 

36,8 

Ol 

1  891  909 

4738 

25.0 

^^^H 

I  138  784 

4104 

36.0 

'      ^- 

1  907  670 

4540 

23.8 

^^^H 

I  175278 

4095 

34.9 

^^^H 

1  212327 

4473 

36.9 

^^^H 

I  250895 

4654 

37,s 

^^^^V 

I  291  359 

4764 

36.9 

1 

^^^m. 

»337171 

4651 

34>« 

^^^K 

1  386  562 

4475 

32,.i 

M 

^^^B 

1439618 

4642 

32,« 

■ 

^^^H 

1  495  15' 

5034 

33,'' 

' 

1 

^^^^B                                                                       Taln-lk' 

^ 

^^^^^f                Sterblichkeit    an    Tuberculosis    in    toto   in   Promille      ' 

^^^^^P                                             der   Altersklassen  iu  Berlin. 

1 

^^^^^1                   Alterrklasgen 

1871      1      1875          1880         1885 

1                                 i 

18!» 

1895 

1900 

^^^^B                            I 

1 

3.* 

4.» 

^^^^V                            5 

3.8 

2,6 

2.8             2,4 

2.» 

2.6 

a,8 

^^V 

0,7 

0,8 

0,4          '         0,5 

0,4 

0,7 

0.« 

^^■., 

0,rt 

0,1, 

0,!, 

0,6 

o.» 

0,4 

0,(t 

^^^b 

2,& 

1,8 

2,0 

«.7 

I.* 

1,8 

>,» 

^^^H 

3.» 

3,» 

2,8 

a.8 

2,S 

a,t 

».» 

^^^M 

4,6 

4.0 

4.8 

4.« 

3.» 

J.t. 

2.» 

^^^B 

5.8 

4.« 

5.« 

5.« 

3.8 

3.7 

3.1 

^^^^H                   35—40 

6,, 

5.* 

5.» 

5.» 

4.8 

3.8 

3.» 

^^^^B                  40~)'> 

7,& 

5.« 

5.S      '      5.» 

4.6 

4.« 

3.«     , 

^^^^H                  iö—bO 

6,1 

5.7 

4.8 

4.« 

3.» 

3.»     ' 

^^^^m                   50—55 

8,11 

5.» 

4,8 

4.» 

3.7 

4.0 

^^^^H                   55 -üO 

9,* 

4.« 

6.1 

4.» 

3.8 

3.« 

^^^^H                   60-65 

8,» 

4.« 

5.» 

4.» 

4.« 

3.« 

^^^^H                  65—70 

6,9 

5.' 

5.0 

3.9 

3.6 

3,8 

^^^^H                  70—75 

3.» 

».» 

2,0 

3.9 

|. 

1- 

^^^H                  80-X 

2,» 

2,S1 

}«.« 

1  2.» 

2,8 
] 

)■•■ 

^^^^H                 Nach  Tabelle  8   hat  sich    die  Sterblichkeit  an  Tu 

bereu- 

^^^^^1         losis   in   toto   etwa   vom   Jahre   18  90  ab   wesentlic 

h   V  e  r  - 

^^^^^B 

^^^■T 

i 

^^^^B. 

^ 
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Sie  betrug  für  den  Zeitraum 

1809—1879  (11  Jahre)  38,5  auf  10000  Einwohner 
1880-1889  (10      „    )  35.«    ..    10000 
18&0-1«02  (13      „    )  24,1    „    10000 

Wie  sich  das  Absinken  der  Sterblichkeit  auf  die  einzelnen  Alters- 
klassen verteilt,  ergibt  sich  aus  Tabelle  9. 

Da  sich  die  Wohnungsverhältnisse  in  Berlin  für  die  arbeitende 
Klasse  nicht  wesentlich  verändert  haben,  da  die  als  Assanierung  zu- 
sammengefaßten Maßnahmen  die  Tuberkulose  wahrscheinlich  nicht 
beeinflussen,  wird  man  den  Abfall  der  Tuberkulosesterb- 
lichkeit als  eine  erfreuliche  Wirkung  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  betrachten  müssen. 

Literatur. 

Stutiitiiehet  Jahrbuch  dar  Stadt  Berlin,  heraiug.  von  R.  Büekh.    (Wichtige»  QueUenwerk.) 

Vertiffenlliehungen  dti  Statitlitchen  Amts  der  Stadt  Berlin. 
B.  Tirehow,  Beinigung  und  Entieäuerung  Berlin*.     Oeneralberichl,  Berlin  187S. 
H.  W«yl    Einvirkung  hygieniteher  Werke  auf  dit  Getundheit  der  Städte,  mit  besonderer 

Rüektieht  auf  Berlin.     Jena  1S93. 
OilkoMion  der  Berliner  Meditiniteken  GeteUeehqft  iii«r  den  Vortrag  von  Th.  Weyl,  betr. 
Einwirkung    hygienieeher    Werke    avf   die    Getimdheit   Berlim ,    in   Berliner    klin. 
Woeheneehr.,  1894,  -S''»-  5,  6.  7,  11.  15. 
A.  Oldandorff,  CentrcUbl.  f.  allgem.  Oetundheiltpflege,  13.  Jahrg.,  No.  Si7,  (1894). 
J   Drejrfua,    Vierteljnhrtchr.  /.  ger.  ifed.,  S.  Folge,  17.  Bd.,  Suppl.-Heft,  (1899).    Enthält 
auch  tiatietieche  Angaben  über  Damig,  Elberfeld,  Frankfurt  a.  M.,  Straßburg. 


2.  Münohen. 

Die  Gesamtmortalität  ist  in  München  ungefähr  seit  1875, 
nachdem  der  Krieg  und  seine  Nachwehen  sowie  die  Choleraepidemie 
von  1873/74  überwunden  waren,  gefallen  *)  (Tabelle  10),  und  zwar  von 
35,4  (1876-80)  auf  21,4  (1902),  also  um  14,0  pro  Mille. 

Tabelle  10. 


SterbefSlIe  auf  1000  Einwohner 

im  Johresdurduchnitt 

Periode 

Bemerkungen 

im       1    über  dem 

iiberhftupt 

ernten  Ijebensjahre 

1831-35 

JJ.6 

1836—40 

34.1 

lMl-45 

32,» 

1846-^50 

32.» 

ii,ft 

30,7 

1B51-Ü5 

37.a 

, 

l85ft-60 

34.» 

■4.9 

20,0 

1861-65 

37.9 

18,0 

'9.B 

1866—70 

38,8 

17.» 

20,4 

1871-75 

40.« 

I6,3 

24,1 

1871/75  Naebwirkun^n  des 

1S76— 80 

3S,« 

»S.9 

19.» 

KriegaiEibTes. 
1873  ClioleTa. 

1881 -te 

30,* 

li,\ 

i8,s 

lft*6-90 

J8,» 

•«.1 

17.« 

1891-95 

15.9 

10,8 

15.J 

1086-1900 

»3>» 

10.0 

13,9 

1901 

la,* 

9." 

«3.» 

1902 

*i,« 

8,* 

13,* 

*)  1873  Btarben  949,  1874:  510  PerBonen  in  München  an  der  Cholera. 


0* 
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An  die  sein  Absinken  der  Sterblichkeit  sind,  wiej 
und  11  zeigen,  alle  Altersklassen  lieteiligt. 

Die  Sterbliehkeit  des  ersten  Lebensjahres  (Tabd 
berechnet  auf  1<XK>  Einwohner,  tiel  seit  1875  von  15 
um  7,5  "/oo^  f'iß  der  übrigen  Altersklassen  seil 
auf  13,ü,  also  um  (i,5  pro  Mille. 

durch  Tabelle  11  veranschaulichte  Absinken  der  SterblJ 
in    allen  Altersklassen    kann    für   die   Klasse  Ü-1  auf  ein ' 


1  II), 

,  also 

1  l'.t,5 

Das 

allen 


Sterblichkeit 

an  Lebensschwäche,  akuten  Magen-  und  Dam 
Fraisen  zurückgeführt  werden  (Tab.  12).  Von 

)K. 

zehrunj;  und 

1)^7 1-s 

ist   diese   von   15,0  auf  7,5.    also  um   7,5   "U   der  Gesaiiitsterbl| 

(Tabelle  12), 

und  von  733,G  im  Zeitraum  1871— 75  »auf  382,3  imj 

19(0,    also 

um    351,3   auf  ICKX)   Lebende  der  Altersklasse  0—1 

(Tabelle  11) 

gesunken.                                                                   1 

Tabelle  11.                                               ! 

Jährlic 

he    Sterbefälle    berechaet    auf   1000    Leben 

in  den  Ältersklast^en  in  München.                 1 

ZeitTAum 

0—1  j  1-5  1  -,—10 

10-15  i  15—20  20—30  1  30—40  1  40— .öo| 

• ^' ■    j                                        1 

1871—7:: 

rij.ti     t.4,u      13,1 

0,8 

'3.^         "'.■■•     ,    ^'.i     L 

187Ö— ai 

6411,4  1    52,1           9,B 

4,1 

5,» 

8,8 

«3,0 

17,« 

1881 -S5 

53S.,,  1    46,8           9,6 

3.» 

4,* 

7,s 

12,« 

i6,Ä 

1886-«.» 

501,-      45,1          8,4 

3,« 

4,« 

6,5 

I1,U 

16,1 

1891-95 

484,2 

36,8   1     6,a 

3,0 

4,0 

s.» 

9,« 

«4,« 

1806-1900 

449,8 

»9,0   1     4.» 

«,♦ 

3,7 

S.» 

8.» 

Jahre 

18111 

5'3.« 

44.S 

9.Ö 

3.0 

4,6 

6,1 

10,0 

14,1 

iü 

507.3 

37,0 

7,« 

3,1 

3,5 

5,» 

9,0 

14.« 

93 

492,u 

36,« 

6,1 

»,1 

3.B 

5.6 

2'* 

»♦.* 

94 

431.* 

3*>» 

6,8 

3,» 

4.» 

5,0 

8,« 

«4i« 

95 

500,3 

3',« 

4>B 

2.» 

4.» 

4.S 

8,» 

15^ 

96 

408,6 

29,7 

4.8 

2,5 

3,« 

5,1 

8,« 

>4.« 

97 

469,» 

30,» 

5.0 

1,9 

3.« 

5.» 

8,8 

»4<« 

98 

46b,* 

29,« 

4.' 

3,6 

3,s 

5.» 

8,3 

(3>1 

99 

4i".>i 

22,11 

4.0 

3,0 

3,9 

5.* 

8,8 

<4fl 

1900 

488,1 

33.« 

3.» 

3,1 

3,7 

S.» 

9,0 

14^ 

1901 

405,« 

22,8 

4,1 

2,« 

3,« 

5.» 

8,8 

Ijii 

IfXIÜ 

382,3 

»3,» 

i,» 

2.» 

3.» 

4.» 

8.1 

«3,1 

Tabelle  li. 
Sterblichkeit  an  Tuberlose  in   den  Altersklassen 
Lebende  in  München: 


Johrfiiiift 

i 

2—5 

(>-15 

ir)-20121-30!31— iO  41-,5(. 

1            '.            ' 

51— 6U(>1— ! 

1870/1880 

3.8 

3,» 

1,0 

2,1 

4,0 

S,« 

5,' 

5.8 

5. 

1881/85 

4,» 

3,0 

1,0 

2,» 

4.0 

5,9 

5.« 

5.« 

4.«^ 

1886/90 

4.7 

2.« 

o,s 

2,8 

3,* 

4.» 

5.0 

4.» 

43 

1891/95 

4.» 

2,9 

0,8 

»,» 

3,9 

4>« 

4.» 

4.» 

4.1 

1896/1900 

6,9 

',!• 

0,8 

1,8 

2,9 

3,9 

4.« 

4.« 

3'^ 

Die  Sterblichkeit  der  lebenskräftigsten  Alters! 
wurde  in  Mönchen  hauptsächlich  durch  Typhus  abdomina' 
Lungentuberkulose  beeinflußt. 
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TabeUe  13. 

Sterbefalle   in  München  an  Typhus  abdominalis,  an 

Lungentuberkulose    und    an    den    Krankheiten  des  ersten 

Lebensjahres  (Lebensschwäche,  Abzehrung  und  Brechdurchfall), 

insgesamt  und  auf  1000  Lebende  berechnet. 


Darmkatarrh 

Typhus 

abdominalis 

Lungentuberkulose 

+  Lebensschwäche 

Jahre 

+  Abzehrung 

insgesamt 

auf  1000 
Einwohner 

insgesamt 

auf  1000 
Einwohner 

insgesamt 

auf  1000 
Einwohner 

1871 

220 

I,S» 

1017 

6,1 

2291 

13,' 

72 

407 

2,85 

996 

5.8 

2679 

15.» 

73 

228 

I,«« 

915 

S.i 

2828 

»5.8 

74 

289 

1,5« 

705 

3.« 

2857 

15,5 

75 

234 

I,*S 

864 

4.4 

2799 

14,6 

76 

130 

0,66 

782 

4.0 

2426 

12,8 

t  i 

«73 

0,8  S 

834 

4.0 

2768 

«3.« 

78 

116 

0,64 

862 

4.0 

2746 

12,8 

79 

233 

1,06 

948 

4.» 

2780 

12,« 

lb80 

146 

0,64 

921 

4.1 

2597 

!I,5 

81 

43 

o,*g 

903 

3.» 

2330  1    10,0 

82 

42 

0,17 

865 

3.« 

2009        8,8 

83 

45 

0,1» 

970 

3.9 

2187       8,9 

84 

35 

o,u 

1022 

4.1 

2030 

8.0 

85 

45 

0,17 

1029 

4.0 

2018 

7.8 

86 

55 

0,«l 

1012 

3.8 

2263 

8.5 

87 

28 

0,10 

954 

3.* 

2100       7.6 

88 

3' 

0,11 

1022 

3.6 

2239 

7.T 

89 

3« 

0,10 

1073 

3.5 

2380 

7.8 

1890 

28 

0,08 

1086 

3.« 

2387 

7.« 

91 

24 

0,07 

1181 

3.9 

2829 

7,9 

92 

II 

0,0s 

1138 

3.1 

2781 

7,* 

93 

57 

0,15 

1196 

3.1 

3046 

8,0 

94 

IG 

0,0» 

1215 

3.1 

2703 

6,8 

95 

15 

0,04 

1212 

3.0 

3373 

8,4 

96 

'4 

0,0  s 

1211 

2.9 

2672 

6.4 

97 

23 

0,0» 

1326 

3,1 

3430 

8,0 

98 

14 

0,08 

«333 

3.0 

3601 

8.1 

9(1 

>5 

0,0$ 

«353 

2,9 

3257 

7,0 

1900 

28 

c,o« 

«59« 

3.» 

4000 

8.« 

Ol 

*4 

0,05 

«377 

2,7 

3211 

6,4 

02 

«5 

0,0  s 

1387 

2,7 

3088 

6,1 

1871-75 
187fr-80 
1881 -tö 
1886-90 
1891-95 
1896-1900 


276 
160 
42 
35 
23 
19 


Durchschnitte  pro  Jahr 


1,5 
0,8 
o,» 
0,1 
0,1 
0,0 


899 

869 

958 

1029 

1188 

'363 


5,0 
4,1 
3.9 
3.'' 
3,1 
3,0 


2691 
2663 
2114 
2274 
2947 
3392 


15,0 
12,5 

8,6 

7,1 
/.' 
7.» 


An  Typhus  abdominalis  (Tabelle  13)  starben  noch  im  Jahre 
1871  auf  1000  Lebende  1,3.  Seit  Anfang  der  achtziger  .Tahre  fiel 
dann  die  Sterblichkeit  auf  0,2  und  sank  in  den  Jahren  1887—90  auf 
0,1,  in  den  folgenden  Jahren  sogar  bis  auf  0,05  und  0,03  pro  Mille*). 
So  ist  München  eine  typhusfreie  Stadt  geworden. 


*)  Das  Anschwellen  der  Typhustodenfälle  im  Jahre  1893  ist  durch  eine  lokale 
Epidemie  in  der  seither  geschlossenen  Hofgarten-Kaseme  bedingt. 


i 


iiii 


f 


I.:- 

1.;:. 
0.1' ■ 
O.S;. 
0..'.4 
I.i; 
O.M 

0.;- 
0.;- 
0.;. 
0.1. 

0.:- 

c.- 
c. 
f.. 


"I) 
:'jO 

3: 

2; 
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Auf  dieses  Resultat  haben  natnentlicli  drei  Vorgänge  eingewirkt: 

1)  die  Erricbtung  des  Schlacht-  uiul  Viohlutfes  im  Jahre  1878. 
durch  diese  wurden  etwa  HUÖ  durch  die  ganze  Stadt  verteilte  ScJilacht- 
stellcD  aufgehoben,  welche  zur  Verunreinigung  des  Bodens  wesentlich 
beitrugen ; 

2)  die  in  den  Jahren  1S58 — 73  in  einem  Teile  von  München  aus- 
geführte Kanalisation,  welche  allmählich  auf  ganz  München  ausgedehnt 
wurde.  Genaue  Untersuchungen  v.  Ziemssens  zeigten, 
daß  d  e  r  T  y  {)  h  u  s  ii  h  d  o  m  i  n  a  1  i  s ,  hauptsächlich  die  nicht 
kanalisierten  Teile  Münchens  heimsuchte; 

3)  die  1883  eröffnete  Hfichijuelileitung. 

Ihr  Eiiirtuß  auf  die  Typhusfretiuenz  wird  von  v.  Pettenkofer 
und  von  v.  Ziemssen  bestritten. 

Die  Sterblichkeit  an  Lungentuberkulose  (Tabelle  12  und 
13)  ist  seit  dem  Jahre  188r>  in  regeliiiflßigeni  Sinken  begriffen.  Dieses 
ergibt  sich  namentlich  hei  Uetrachtung  der  in  folgendem  aufgeführten 
Jahresdurchschnitte 

Sterblichkeit    an    Lungentuberkulose, 
bezogen   auf  KXM)  Lebende: 

1871—75        5,0  lÖSl— 85        3,«  1891—95        3,1 

1876—80        4,1  18öti-90        3.»  1H96-1900    3,0 

Das  Absinken  der  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  wird  von  den 
Mttnchener  Statistikern  als  Folge  einer  besseren  Fürsorge  für  die 
Wohnungsverhältnisse  der  ärmeren  Klasse  und  als  eine  Wirkung  der 
Arbeiterversicheruugsgesetze  betrachtet. 

Iiiterator. 

Die  Enlmickelung  Münchr  n»  unter  dem  Einfluß  der  Nal unrifenicliafttn 
■wiilireiul  d«r  lettlen  De,t»miien.  itünchen  189!).  —  Hierin  namentlich  dir  Auf$ätze  ro« 
ßuchner  und  Singer.  —  Vergl.  ferner  Dr.  Singer,  Abminderung  drr  Slerbliehkeitt- 
tiffer  Hünchtn*  in  d.  Fetttehrifl  zur  i?.  Vrrt.  d,  Deuttch.  Verein»  f.  öffenil.  Getundheitt- 
pßege.  München  190S.  — Herrn  Dr.  Singer  hin  ic/i  ßir  die  Durchsicht  der  auf  München 
belügt.  Zahlen  lu  Dank  verpflichtet. 


3.  Wien. 
In  Wien  sauk  die  Gesamtsterblichkeit  in  den  Jahren 

1851 — 1875  von  40  p«r  luille  auf  30,6  p^r  mille,  alAO  um    9,4   per  mille 
1876—1900     ,    32     ,         ,        ,     20,T     „        ,         „       ,    11.8     „        , 


36,8     per  mille 
26,1 -s     , 


Sie  betrug  im  Mittel: 

1851—1875 
1876—1900 

Dali  die  Verminderung  der  Mortalität  in  dem  Zeitraum  von  1873 
bis  19Ü0  nicht  alle  Altersklassen  gleichmäßig,  sondern  im  wesentlichen 
die  Klasse  1(> — 30  betrifft,  geht  aus  Tabelle  14  hervor,  in  der  die 
prozentigen  Anteile  der  einzelnen  Altersklassen  an  der  Gesamtmortalitüt 
zur  Darstellung  gelangen. 

Es  hat  also  die  Sterblichkeit  der  Altersklasse  0 — 5  um  ein  ge- 
ringes, die  des  Greisenalters  um  4,3  Proz.,  d.  h.  um  '/j  der  Sterb- 
lichkeit während  der  Periode  1873—1875  zugenommen.  Eine 
Abnahme  der  Mortalität,  nämlich  um  r>,.'i  Proz,,  ist  dagegen  für  die 
Altersklasse  16-30  Jahr,  eine  äußerst  geringe,  nämlich  von  0,5  und 
von  1,1  Proz.  für  die  Altersklassen  6  —  15  uud  31— 6U  Jahr  eingetreten. 
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Tafel  VIII. 

Hamdbuch  der  Hygiene.  Suppl.-Bd.  IV. 


Th.  Weyl,  Sonate  Hygiene. 


Gesanrtsterfalichkeit  und  Sterblichkeit  an  Lungentuberkulose  in  den  ein- 
zelnen Monaten  des  Jahres  berechnet  auf  1000  Einwohner  fDr  die  Zeit 
von  1867—1898  (Mittelzahlen).    Nach  A.  GrQnberg  und  A.  Freund. 
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TabeUe  14. 

Anteilsprozente    der   Altersklassen    an    der 
Gesamt  mortalität. 


Jahr 

0-5 

6-15      ' 

16-30 

31-60 

über  60 

1873 

37,7 

4,8 

15,8 

27.1 

14.« 

74 

47,0 

3.7 

14,8 

25,* 

14.» 

75 

39.6 

3,7 

14.7 

26,S 

<5,* 

76 

45.' 

3.& 

13.9 

24,8 

14,6 

<  1 

40,7 

4,8 

»3.7 

25.9 

14,8 

7S 

42,» 

4,5 

I2,S 

25.« 

14,0 

79 

40,6 

4.» 

13,1 

26,» 

«5.1 

1880 

40,5 

3.7 

13,» 

26,8 

16,0 

«1 

37,1 

3.8 

IO,X 

19.8 

14.6 

S2 

4>.« 

4.« 

t2,» 

25,8 

«5.» 

83 

37.8 

3.7 

14.« 

29,0 

«3,8 

84 

37,7 

3.7 

13,1 

27,8 

«7.9 

83 

39,6 

4.* 

12,» 

25,9 

«7.4 

8C 

38,8 

4,(1 

12,8 

26,7 

«7.4 

87 

38,5 

4.« 

12,7 

26,8 

17,6 

88 

37,0 

3.7 

12,4 

27,4 

«4.7 

89 

37,9 

3.» 

12,0 

26,8 

«9,S 

1890 

38,B 

3.« 

12,4 

26,6 

«4.8 

91 

45.« 

4.0 

9.9 

23,» 

17,0 

92 

45.0 

3.9 

9.4 

23,0 

18,4 

93 

43.* 

3.9 

9.8 

23,8 

18,7 

94 

44,8 

3.i 

9,8 

24,8 

«7.4 

95 

43,0 

3.3 

10,1 

25.0 

18,8 

% 

43.0 

3.« 

9,.'- 

24,7 

18,9 

97 

42,0 

3,5 

9,« 

25,8 

«7.7 

98 

42,0 

3.» 

9.» 

24.9 

20,S 

Proz.  Mittelwerte  der  Mortalität 


1873-1875 
1876-1880 
1881-1885 
lt8()-1890 
1891-1895 
1890-1900 


4«,* 
42,0 

38.« 
38,1 
44.« 
42.8 


3.9 
4.« 
3.9 
3,7 
3.7 

3.4 


«4,9 

«3,« 

«2,7 

12,4 

9,8 

9,4 


26,2 

25.7 
25.« 
26,8 
24.0 
25.« 


«4,7 
'4,9 

«4,6 
16,8 
17,9 
18,9 


ÄD  dem  Absinken  der  Mortalität  sind  die  Infektionskrank- 
heiten wesentlich  beteiligt. 

Auf  diese  fielen  —  ohne  Tuberkulose  —  im  Jahre 

1867  o,a4  auf  1000  Todesfälle  und  2,94  auf  1000  Lebende 
1890  0,74    „    1000  „  ,     1,8«    „     1000       , 

1900  0,66    ,    1000  ,  „    1,38    ,    1000       „ 

In  den  im  folgenden  erwähnten  4  Perioden  starben  an  Infektions- 
krankheiten —  ohne  Tuberkulose  —  von 

1867—70  zug.    6801  Pers.,  also  jährl.  im  Mittel  1700  Fers.,  dan.  auf  1000  Leb.  2,«o 
1871-«)    „    30617       „        „        ,,       „       „      3061       „         „      „     1000     „     4,7» 

'wl-90      „       16  119  „  , 161I         „  „         ,.       1000        „        2,08 

1891-98    „    26058       „        „        „       „       „      3092      „         „      „     1000      „     2,«» 

Hiernach  hat  die  Mortalität  an  Infektionskrank- 
heiten —  ohne  Tuberkulose  —  seit  1871  um  etwa  50  Proz. 
abgenommen.  Allerdings  war  sie  vor  dem  Jahre  1871,  nämlich 
zwischen  18(57  und  1870,  nicht  viel  höher  als  zwischen  1881  und  1898. 

Unter  den  Infektionskrankheiten  haben  vor  allen  übrigen  Tuber- 
kulose und  Typhus  abdominalis  sich  wesentlich  verringert. 

An  Tuberkulose  (vgl.  Taf.  VII  u.  VIII),  welche  von  den  Wienern 
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als  „Wiener  Krankheit"  bezeichnet  wird,  starben  von  1867— 19(X>  nicht 
weniger  als  171  H02  Personen,  welche  sich  auf  die  einzelnen  Perioden, 
wie  folgt,  verteilten. 

Es  starben  au  Tuberkulose: 


in  den  Jahren 

PerBonen 

im  Mittel  jährlich 

auf  1000  Lebende 

1867-1.S7Ü 

20813 

5^"3 

8.« 

1871—1875 

»5138 

5027 

r.» 

187Ü-1880 

J6998 

5399 

7,» 

1881—1885 

27  75* 

5550 

7i» 

I88C— 185K) 

25365 

5073 

6.» 

18Ü 1-1895 

38615 

7723 

5.« 

1800-1900 

36621 

7324 

4."> 

Die  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  verringerte  sich 
also  in  der  Periode  von  1871-1 '.»00  um  7,)-i — 4,6,  also  um 
3   auf   1000  Lebende. 

Es  betrug  nun  die  Gesamtniortalität,  berechnet  auf  lOÖO  Lebende 

in  den  .Jahren  1871  — 188Ö         32,« 
,      ,  „        1881-18'.K)         27.5 

„     ,         ,        18!il— 1900         22,0 

und  hat  sich  hiernach  in  der  Periode  1871—1900  um  32,9-22,6  =  10,3 
vermindert. 

Hiernach  kommt  'Ja  der  Abnahme  der  Gesamtsterb- 
lichkeit in  den  Jahren  1871^H>00  auf  das  Absinken 
der   Sterblichkeit   an   Tuberkulose. 

Tabelle  15. 

Wohnungsdichte    and    Moi-talitat    an    Lungentuberkulose 
in    Wien    1Ö«Ü— 1899. 


1 

Auf  1  Zimtner 
entfallen  Bewohn«'r 

Auf   1  Wobnungsbcetand- 
teil  entfallen  Bewohner 

Mortalität  an  Lunjjen- 

tubca-kniose  uro  miUe 

der  Bevölkerung 

CQ 

1880 

1890 

1897 

1899 

1880 

18Ö0 

18Ü7 

1899 

1880 

1890 

1897 

1899 

1 

1,8 

l,6fi 

1,63 

1,^8 

0,8St 

0.74 

0,73 

0,71 

2,1 

1,98 

I,ü7 

0,»7 

2 

3.' 

3.«o 

3.«  6 

3.ä9 

t,5» 

1,4!) 

1,51 

1,47 

5.» 

4,«s 

3,0» 

3,»8 

3 

3.» 

3.U9 

3.1« 

3.«« 

!,40 

1,87    1     [,28 

I,»4 

6,0 

4.'» 

3,57 

3.»» 

4 

2,8 

2,45 

2,39 

2,30 

I,iO 

1,01        0,»8 

0,95 

t; 

3.18 

2,04 

I,9S 

6 

3,» 

3.sb 

3.*9 

3t*B 

1,88 

1,48 

I,4li 

I,«4 

5.8« 

3.«« 

3,»o 

6 

3.» 

2,»« 

2,«S 

2,53 

1,40 

1,10 

t,15 

«,11 

5.0 

4,49 

3.0« 

2,46 

7 

2,9 

2," 

2,54 

2,44 

1,35 

1,18 

1,11 

1,08 

4.* 

4,»  7 

2,88 

2,1» 

8 

3.i> 

2,79 

2.8» 

2,51! 

1,30 

1,17    1    1,0» 

1,05 

5.» 

4,14 

2,81 

2,7» 

<ä 

3.» 

2,9.% 

2,89 

2,1» 

1,88 

l,«4         1,18 

1,14 

2,5 

3>5» 

2,.'.U 

2,«4 

10 

4,!> 

4,&» 

4,«« 

4.66 

2,0« 

1,94         1,05 

1,91 

9.1 

5,5« 

5,0« 

4.1* 

11 

4.1s 

4,«o 

4.1s 

1,8»        1,88 

1,81 

— 

7.-I0') 

5.*« 

4,8* 

12 

— 

4,00 

4,01 

3.9« 

— 

1,78 

1,7» 

I,«7 

— 

7.H0*) 

4,7  8 

4,»8 

13 

— 

2,77 

2,78 

2,79 

— 

t,*1 

1,»» 

t,»« 

— 

6,»ü*) 

3.95 

3.«o 

14 

— 

4.1« 

4.«« 

4.1* 

— 

1,7« 

1,7«! 

<.7I 

S,^*') 

4,48 

4.»» 

15 

— 

3.»i 

3." 

3.«s 

— 

I,«0 

1,59 

1,59 

— 

5.5«*) 

4.<» 

3.*i 

16 

— 

4,19 

4,«.s 

4,18 

— 

I.7B 

1,7« 

1.7* 

— 

6,70«) 

5,»8 

5.0B 

17 

— 

3.' 6 

3.«« 

3,1* 

— 

1,5» 

1,59 

1,55 

— 

6,84') 

4.'» 

4.«» 

18 

— 

3,«s 

3.SI 

3>ii 

— 

1,96 

1,94 

I,»8 

— 

4,7  8*) 

3.-">- 

2,8» 

19 

— 

2,7  S 

2,68 

2,5S 

— 

1,16 

I,»» 

1,18 

— 

4,55') 

3.S» 

4.*« 

•)  Zahlen  pro  1891. 

Diesen   bemerkenswerten   Erfolg   setzten    die    wiener   Ilygieniker 
auf   Rechnung   vor   allem    der    strengen  Handhabung   der    Bau-    und 


AsBanierimg. 

Wohnunp>poIizei,  welche  iHe  Benutzung  feuchter  und  übervölkerter 
Wohnungen  nach  MöjJtlichkeit  zu  verliimJern  sucht  (Tab.  15),  ferner  aber 
auch  der  staatlichen  (iewerlieaufsicht,  die  den  {^'esiindheitlidien  Verhält- 
nissen der  Fabriken  und  Werkstätten  erhfihte  Aufnierk.sanikeit  zuwendet. 

Daß  solche  Beziehungen  zwischen  Woliriiiiigs<iichtigkeit  und 
Tuberkulose  bestehen,  ergibt  sich  aus  der  vorstehender  Tabelle  15. 
Nach  den  dort  mitgeteilten  Zahlen  hat  sich  in  allen  Bezirken 
die  Sterblichkeit  an  Lungentuberkulose  verringert, 
und  zwar  entsprecliend  der  Abnahme  der  Bebanungs- 
ziffer. 

Der  Typhus  abdom-inalis  hat  seit  1873  wesentlich  ab- 
genommen.   Es  starben  an  genannter  Krankheit: 

in  den  Jahren  1.S.J1— 18C0 

„  „  „  IWil— 1870 

„  „  „  ]«71— 1876  3  5J3  706 

„  ,.  „  1871-1873  265b  „  „  „  885 

„  „  „  1874-187.^  877  „  „  „  438 

„  ,.  „  1876-1880  I  163  „  „  „  232 

„  „  „  1881—1885  646  „  „  „  129 

,.  ..  „  1886-1890  459  „  „  „  9' 

„  „  „  1891—1895  442  „  „  „  88 

.,  „  „  1896— 19U0  460  „  „  „  92 

Die  Anteilsprozente  des  Typhus  abdominalis  an  der  Mortalität  an 
Infektionskrankheiten  betrugen : 


10  5J9  Personen,  also  jährlich  1054 


Antcili.pT07.eme  dw 

AntdiKproaente  de», 

(  Anleiisfirozente  des 

'Typhus  abdoniiiialiri 

Typhus  alMiomiimlis 

iTjphus  nlidoniinftli» 

Jahr    ftn  der  MortalitiU  rier 

.Tahr  jan  derMortalitätder 

Jahr   arider  Mortalität  der 

InfelctiuDhkrank- 

InfektionAkmnk-    , 

Infektiunskrauk- 

heiten 

1             heitfii             1 

'            heilen 

1867 

29,8 

IS";) 

8,.s 

!iÖl                  3-6 

k  '£- 

l             4«,«              1 

1880 

8.4 

1          92    ,                     2,B 

hJS* 

81 

6,» 

1       93 

2,3 

Hrwo 

34.» 

82 

6,« 

94 

i,» 

71 

4'.* 

83 

II,» 

95 

3.1 

72 

'4.« 

84 

8.* 

96 

*t^ 

73 

12,4 

85 

5.8 

97 

ii* 

74 

16,8 

86 

Il,8 

98 

3,6 

75 

22,« 

87 

3.« 

99 

«,<) 

78 

8,1 

88 

6,1 

190O 

5i* 

77 

I5,:i 

89 

6.8 

78 

7.» 

1890 

3.R 

Die    Sterblichkeit    an    Typhus   abdominalis    hat,    wie 
Tabelle  16  zeigt,   seit    18  73  deutlich   abgenommen. 
Sie  betrug  auf  lOCKK)  Einwohner: 

in  den  Jahren  1671  —  73,  im  Mittel   12,4 

..      „        „         1S7S— 83,   „        „       3,s 

..       ..        .,         1SS4— 93,    „        „       0,9 

„      „        „         18iM — 00,    „        „       o,u 

Das  Jahr  1873  entspricht  der  Eröffnung  der  Kaiser  Franz  Joseph- 
lüchquelUeitung.  Es  ist  also  der  Abfall  der  Ty phuss terb- 
iichkeit  auf  die  Verteilung  guten  Trinkwassers  zurück- 
:nführen.  Das  Ansteigen  der  Typhuskurvo  im  Jahre  1877  wurde 
dadurch  veranlaßt,  dali  filtriertes  Donauwasser  (Kaiser  Ferdinand- 
I  in   die  Hochi|uelllei»ung  eingeführt  werden  mußte,   da   diese 

,  Ij  .-       -onde  Wassermengen  lieferte. 
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Tatiello  1(>. 

SterblichkeitanTypbusabdouiinalisauflO  000  Einwohner 
(einsrill.    Ortsfremde    und    M  i  1  it  Urpersonen)  in   Wien. 


Es  litarben 

an  Typhua 

Jahr 

Eiuwohner 
inkl. 

abdominalis  ' 

Bemerkungen 

MilitSr 

inflgesamt 

auf  KKXX) 
Einwohner 

lb71 

644  240 

953 

14,13 

72 

65*775 

761 

ii.eft  . 

73 

661  426 

727 

io,a» 

Kaiser  Franz  Jo»eph-Hochquell- 

74 

670  196 

372 

5,5S 

leitung  eröffnet 

75 

679086 

35« 

5.'" 

76 

688097 

267 

3,«8 

77 

697  232 

337 

4.»» 

Einleitung      filtrierten      Douau- 

78 

706491 

189 

2,67 

wasscrs     (Kaiser     Ferdinand- 

79 

715877 

'75 

2.*« 

Leitung)    in     die    Hochquell- 

1880 

734750 

149 

2,05 

leitung 

81 

735  046 

149 

2,08 

82 

744  824 

«54 

2,07 

83 

753879 

•44 

1,91 

84 

763852 

95 

1,(4 

85 

773960 

104 

.,3« 

86 

784206 

85 

1,«» 

87 

794  591 

63 

0,7» 

8S 

805  117 

80 

0,9« 

89 

815797 

79 

0,8  C 

1890 

837  299 

53 

o,ss 

91 

i  380  782 

85 

0,81 

92 

I  408  247 

i'S 

0,81 

93 

!  447  304 

103 

0,71 

94 

I  476  965 

74 

O,ä0 

95 

I  507  242 

86 

0,S7 

9() 

1  538  149 

79 

0,BI 

97 

i  569  697 

84 

o,»s 

98 

1  601  901 

93 

0,58 

99 

«  634  774 

67 

0,41 

1900 

1  668  335 

"37 

o,ss 

Literatur. 

Dit  Aiianierung  von  Wien,  bearbeitet  von  P.  Korlt,  ff.  Seh  neider. 
ff.  Ooldemund,  .4.  GrUnberg  und  A.  Frrund,  Kerautgeg.  rem  Dr.  Th.  Weyl. 
Leipzig,  Wilh.  Engelmann,  290g.  Mit  7(1  Texlfiguren  uttd  14  Tafeln.  föiV  Angaben  für 
Typhu»  abdominalii  find  von  mir  auf  Grund  gefäUiger  Sfitleilungen  de»  fferrn  Ober- 
betirktarttet  Dr.  A.  GrUnberg  neu  berechnet  worden,  weil  in  dem  oben  zitierten  Merke 
unter  Typhuatterbliehkeit  die  Todenfäll-e  an  Typhu«  abdominalit  und  exanUtematieu»  für 
eintelne  Jährt  tutammengefajit  wurde*}. 


4.  Zürich. 

In  Zflricli  betruij  die  auf  lÖLKX»  Einwohner  berechnete  Typhus- 
sterblichkeit im  Jahre  JhkO:  8.0,  is.si;  4.0,  1KS2:  5.4.  1,HH3:2,7. 
1884:  17,5,  wiiiirend  sie  von  1884  ab,  nachdem  die  neuen  Sandfilt«r 
in  Betrieb  gesetzt  waren,  in  den  Jahren  1885 — liM»  auf  2,0,  1,0. 
1,4.  Ü.ti,  0,9,  1,14,  0,93,  0,9,  0.8,  0.9,  0.9,  1,1,  0,8,  1,8,  0,49  und  0,3 
fiel.  Diese  Verhältnisse  sind  in  der  Tafel  IX  dar^;estellt.  Aus  dieser 
geht  gleichfalls  hervor,  daß  auch  die  Zaii)  der  Typhuserkrankungen 
seit  1884  zu  fallen  beginnt. 


*)  Ans  Tafel  IV  ergibt  steh  die  hUtlitt  iiierkiTUrdltre  Tutsiiche,  daß  in  Berlin, 
München  und  Wien  die  Ty|ihur.-SUTlilii'hkeU  ungefähr  vom  .lahre  1880  gleichxeiti; 
auf  ein  niedriges  Niveau  hinabsteigt. 
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Hanälmch  Jrr  Uiifient.  Suppl.-Bd. 


Kryl 


lypiene. 


Erkrankungen  und  Todesfälle  in  Zilricli  an  Typhus  abdominalis  berechnet 
auf  1000  Einwohner.    Nach  Peter. 
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Verlag  von  GuBtar  Fischer  in  Jena. 


Assanierung. 


Literatur. 

Die  Attanitrung  von  ZUrirlt.  }hmuji<)rg.  von  Dr.  Th.  Weyl.  Bf  arbeitet  fori  Bühltr, 
PtTlteXinger,  Fluck,  Peter,  Rnthpleti ,  Schatima  nn,  Wenner,  ]Vil»t. 
Mit  U  Trxtfig.  u.  10  TaJ.     Leiptig,    Willi.  Engelmnmi,  I90S. 

Schluß. 
Die    Assanierung   der   Städte    und    der    menschlichen    Wohnsitze 
üherbaupt  ist  nel)en  der  Alnvelii'  der  ansteckenden  Krankheiten  die  vor- 
nehmste Aufgabe  der  ötientlichen  (iesundheits{iHego.     Durch  die  Assa- 
nierung werden  der  Gesellschaft  kostbare  Leben  erhalten,  welche  Arbeit 
leisten  und   liierdurch   den   wesentlichsten  Zweck  des  Lebens  fördern. 
Ausdrücklich  muß  an  diesem  Orte  der  hier  und  dort  verbreiteten 
Meinung  entgegengetreten  werden,  als  wenn  die  Assanierung  schwäch- 
liche, dem    Untersinken    nahe   und   daher  lebensunwürdige  Existenzen 
am  Leben  zu  erhalten  bezwecke.     Dieses  könnte  höchstens  einmal  eine 
Nebenwirkung   der   Assanierung   sein.     Die   Assanierung  konitnt  viel- 
mehr   wesentlich    den    normalen    E.vistenzen   zur    Hilfe,    die    sie    vor 
Schädlichkeiten    bewahrt,    welche    vermeidhar    sind,    und   denen    sie 
sonst  unterliegen  worden. 


II.  Die  .4l>wehr  geiuetiii;enihrlicber  Krankheiten. 

V.-m 
Dr.  Th.  Weyl. 

A.  Allgemeiner  TeU. 

Die  Abwehr  gemeingefährlicher  Krankheiten  er- 
folgt durch  Maßnahmen,  welche  entweder  vor  oder  nach 
ibrein  Ausbruch  ergriffen  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  ersteren,  die  vorbeugenden ; 
»her  auch  uach  .\uslirucb  der  Krankheiten  stehen  wir  diesen  nicht 
völiii;  hilflos  gegenüber.  Zunächst  verfügen  wir  in  einigen  Fällen,  wie 
'»ei  Diphtherie  und  Malaria,  über  sicher  wirkende  Heilmittel.  Ferner 
vtriüö^en  wir  durch  Schutzimjd'ungen,  z.  B.  gegen  Pocken  und  Pest, 
'lie  Gesunden  vor  der  Krankheit  zu  .schützen. 

Endlich  sind  wir  im  stände,  durch  Quarantänen,  Verkehrsbeschrän- 
kun>.'eii  und  Desinfektion  die  Krankheitserreger  an  ihrer  weiteren  Ver- 
breitung zu  hindern  oder  sie  endgültig  zu  vernichten. 

Diesen  Malhiahmen  gilt  die  folgen<Ie  Besprechung,  und  zwar  an 
i^M  Hand  der  in  Deutschland  gültigen  (iesetze,  namentlich  des  Reichs- 
Seseizes,  betreftend  die  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten 
voui  3<j.  Juni  ItXX). 

1.  Assanierung, 

Die  Assanierung  der  menschlichen  Wohnsitze  durch  Wasserver- 
sorgung, Entwässerung.  StrafSenliygiene  und  Wohnungshygiene  ist  eine 
•iw  wichtigsten  prophylaktischen  Maßnahmen  gegen  die  gcmeinge- 
filirlichen  Kranklieiten.  Sie  wurde  in  Kaiiitel  I  dieses  Werkes  tj.  1  if. 
•«handelt. 

2.  Ueberwachung  des  Bau-  und  Wohnungswesens. 
Vergleiche    hieiüber   unter   Tuiierkulose  S.  40  und  den    von   Dr. 
Eberstadt  bearbeiteten  Abschnitt  in  diesem  Werke. 
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3.  Anzeigepfiioht. 

Um  die  Verbreitung  einer  ansteckenden  Krankheit  zu  verhinderiB. 
ist  es  nötig,  die  Verwaltungsbehörden  möglichst  frühzeitig  von  denra 
Auftreten  der  Krankheit  in  Kenntnis  zu  setzen.  Es  kommt  dahe^ 
sehr  viel  darauf  an,  daß  der .  erste  oder  wenigstens  die  ersten  Fäll^ 
zur  Anzeige  gelangen.  Wenn  die  Krankheit  erst  viele  Bewohneir- 
einer  Stadt  befallen  hat,  also  zur  Epidemie  geworden  ist,  macht  ihr^ 
Bekämpfung  große,  häufig  unübersteigbare  Schwierigkeiten. 

Anzeigepflichtig  ist  in  Preußen  und  anderen  Bundes — 
Staaten  jede  Erkrankung  und  jeder  Todesfall  an: 

Cholera,  Diphtherie,  Flecktyphus,  gelbes  Fieber,  ansteckende 
Genickstarre  (Meningitis  cerebro  spinalis-epidemica),  Kindbettfieber, 
Körnerkrankheit  (Granulöse,  Trachom,  kontagiöse  Augenentzttndung), 
Lungen-  und  Kehlkopftuberkulose  *),  Pest  (orientalische  Beulenpest), 
Pocken  (Blattern),  Rückfallfieber  (Recurrenz),  Scharlach,  Syphilis, 
Tripper  und  Schanker  bei  Personen,  die  gewerbsmäßig  Unzucht 
treiben,  Unterleibstyphus  (Nervenfieber,  Typhus  abdominalis),  Milz- 
brand, Rotz,  Tollwut  (Hundswut,  Lyssa),  Fleisch-,  Fisch-  und  Wurst- 
vergiftung, Trichinose,  endlich  jeder  Fall,  der  den  Verdacht  von 
Kindbettfieber,  Typhus  abdominalis  oder  Rotz  erweckt. 

Falls  erforderlich,  kann  die  Zentralbehörde  (Ministerium)  die 
Anzeigepflicht  zeitweilig  auch  auf  andere,  als  die  oben  genannten 
Krankheiten,  z.  B.  auf  Malaria,  (Wechselfieber)  und  Keuchhusten,  aus- 
dehnen. 

Zur  Anzeige  verpflichtet  ist  in  erster  Linie  der  behan- 
delnde Arzt,  dann  jede  mit  der  Pflege  des  Kranken  beschäftigte 
Person,  weiter  für  den  Fall,  daß  der  Erkrankte  allein  steht,  der 
Wohnungs-  oder  Hausbesitzer  und  endlich  der  Leichen  schauer.  Für 
Krankenhäuser  und  Geföngnisse  ist  Anzeige  durch  den  Vorsteher  zu 
erstatten. 

In  Deutschland  besteht  ferner  ein  Austausch  über  das  Vorkommen 
gemeingefährlicher  Krankheiten  zwischen  Civil-  und  Militärbehörden. 

Internationale  Vereinbarungen. 
Die  meisten  Kulturstaaten  haben  Verträge  abgeschlossen,  auf 
Grund  deren  sie  einander  über  den  Ausbruch  der  Cholera  und  die 
gegen  die  Krankheit  getroffenen  Maßnahmen  unterrichten.  Es  wäre 
wünschenswert,  daß  diese  internationale  Anzeigepflicht  auch  auf  andere 
Krankheiten,  wie  Pest,  gelbes  Fieber,  ausgedehnt  würde**).  (Vgl.  auch 
See-  und  Landquarantänen  p.  30.) 

4.  Organisation  des  ärztlichen  Dienstes. 
Dem  Arzte  fällt  bei  der  Abwehr  der  gemeingefährlichen  Krank- 
heiten die  wichtigste  Rolle  zu.  Daher  hat  man  von  jeher  für  die 
Organisation  des  ärztlichen  Dienstes  schon  in  Friedenszeiten  Sorge 
getragen.  Im  Auftrage  der  öffentlichen  Gewalten,  des 
Reiches,  des  Staates,  der  Gemeinde  ist  der  Amtsarzt  (Kreisarzt,  Be- 
zirksarzt), der  Stadtarzt,  der  Hafenarzt,  der  Armenarzt  und  Gewerks- 
arzt  (Kassenarzt),  der  Schul-  und  Gefängnisarzt  tätig.    Diesen  Aerzten 


*)  Diese  Erkrankung  jedoch  nur  dann,   wenn  ein  an  vorgeschrittener  Lungen- 
und  Kehlkopftuberkulose  Erkrankter  seine  Wohnung  wechselt. 
**)  Dieses  steht  dem  Vernehmen  nach  in  baldiger  Aussicht. 
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lOber.    die    aus    öft'entliclieii   Mitteln   besoldet    werden    und    dem 
,_jzelnen    daher   unent^'eitliclu'  Hiile    leisten,   steht  der  Privatarzt 
<ler  von  dem  Kranken  nach  seiner  \Vahl  zu   Rate  gezogen  wird   und 
L^Wier  von  diesem  bezahlt  werden  muß. 

^m       Die   aus   öffentlichen  Mitteln   besoldeten  Aerzte  be- 

^F^ichten    über   ihre  Wahrnehmungen   und  Schritte  an  die 

[  ihnen  vor  geordneten  Behörden,  also  z.B.  die  Gemeindeärzte 

^ku  den  Magistrat,   die  Kreisärzte  an  den  Landrat.     Dem  Regierungs- 

^P  prjlsidenten    steht    als    Sachverständiger    der    Medizinalrat   zur    t^eite. 

~  Die  Ji  ö  c  h  s  t  e  F  a  c  h  b  e  h  ö  r  d  e  d  e  s  R  e  i  c  ii  e  s ,  der  jedoch  ein  wt-sent- 

lit'ii  konsultativer  Charakter  beiwohnt,  ist  das  kaiserliche  Gesnndlieits- 

aojt.      Auch    die    Einzelstaaten    besitzen     ärztliche    Zentralbe- 

iiörden.     Solche   sind  z,  B.   für  Preußen  der  Medizinalminister  und 

sein    technischer  Beirat,  die  Deputation  für  das  Medizinalwesen. 


5.  Schatzmaßregeln. 

a)  Beobachtung  kranker,   krankheits-  und  aristeckungs- 
verdächtiger   Personen. 
Diese   ist  geboten  bei  Personen,   die  der  Prostitution  angehören, 
ferner  bei  Körnerkrankheit,  Rückfallfieber,  Typhus  und  Rotz. 

Die  Prostituierten  vermögen  ihre  Krankheit  wissentlich  oder  un- 

^fissentlich  auf  Gesunile,   z.  B.  auf  Personen  ihrer  Umgelmug,   ferner 

ito'   diejenigen,    mit    denen   sie    geschleclitliclien  Verkclir   püegen,    zu 

I fibertragen.      Die    Körnerbrankheit    erzeugt    häutig    so    umfangreiche 

Epiileinien.    z.  B.    in  Schulen,    daß    sie    der  Erfahrung    nach   nur  mit 

öffentlichen  Rütteln  bekämpft     werden    kann.     Zu   diesen   gehört  aber 

die  .Anberaumung  öffentlicher,  von  einem  Arzte  abzuhaltender  Termine, 

sn  denen    die  Erkrankten  auf    Grund    iiolizeilicher  Aufforderung   er- 

solieinen  müssen,  um  sich  behandeln  zu  lassen. 

Wer   glaubhaft    nachweist,    dalä  er  sich  in  regelmäßiger  ärztlicher 
^       ndlung  befindet,  ist  von  der  Beobachtung  durch  den  behandelnden 
Ant  befreit. 

b)  Meldepflicht  bei  zu  reisen  den  Personen. 
Diese  Maßregel    trifft   namentlich  Wanderarbeiter,    Hausierer  und 
^awhuüden,   weil    diese   Personen    sehr   häutig   an    Körnerkrankheit, 
KOckfallfieber.    Typhus    und   auch   an    Geschlechtskrankheiten    leiden. 
1^16  Meldung  ist  bei  der  zugehörigen  Polizeibehörde  zu  erstatten. 

')  Absond  erun  g  kranker  und  kran  khe  i  tsver  dächtiger 

Personen. 
.     Die  Absonderung   kranker   und   krankheitsverdächtiger   Personen 
)*  geboten,   um    eine  Verbreitung  der  Krankheit  zu  verhindern,   und 
W  eine  der  wirksamsten,  hier  in  Betracht  kommenden  Maßregeln. 

Diese  Absonderung  kann  zunächst  in  der  Wohnung  des  Erkrankten 
•^rfitlgen.  Wenn  aber  der  Krankheitsverdächtige  oder  Kranke  in  einer 
öbervftlkerten  Wohnung  oder  in  einem  öffentlichen  (lebäude,  wie  z.  B. 
i"  einer  Schule,  Kaserne  oder  in  einem  (Jefänguis  sich  befindet,  ist 
**  unmöglich,  ihn  gegen  die  Gesunden  in  erfolgreicher  Weise  abzu- 
sperren. Dann  gestattet  das  Gesetz,  ihn  ein  Krankenhaus  oder  in 
<'"ien  anderen  geeigneten  Uuterkunftsraum  überzuführen. 

Femer  wird  man  Personen,  die  in  milchwirtschaftlichen  Betrieben 

29 


30 


TH.    WEYL, 


oder  in  Sjieisewirtschaften  beschäftigt  sind,  oder  welche  in  der  Nähe 
solcher  Betriebe  wohnen,  nicht  in  ihrer  \Vo1iüuu|j;,  sondern  in  einem 
Krankenliause  behandeln,  weil  niandie  Krankheitserrejier,  z.  B.  die 
des  Tyj)hus  und  der  Cholera,  au  den  Naluunysiiiittelu  haften  und 
durch  diese  übertragen  werden  können. 


^^^1 


d)   See-   und    Laiidquarantänen. 

Um  die  Uebertra^'ung  von  Cholera,  Gelli^ieber  und  Pest  zu  veF 
hindern,  werden  die  aus  verdächtigen  Ländern  kommenden  Schiffe 
bei  der  Ankunft  im  Hafen  ärztlich  untersucht.  Wenn  an  Bord  alles 
gesund  ist,  setzen  die  Passagiere  ilire  Reise  fort  und  die  Waren 
dürfen  in  den  Handel  gelangen. 

Falls  nötig,  liat  man  auch  die  bei  der  ärztlichen  Untersuchung 
gesund  Kelundenen  an  ihrem  Bestimmungsorte  einer  ärztlichen  Kon- 
trolle unterworfen. 

Finden  sich  dagegen  an  Bord  Kranke  oder  an  verdäx-htigen 
Symptomen  erkrankt  Gewesene,  .so  werden  diese,  sowie  ihre  nächste 
Umgebung  in  Quarantäneanstalteii  gebracht  und  hier  ärztlich  be- 
obachtet und  behandelt.  Das  Schiff  und  die  Waren  werden  nach 
Möglichkeit  desinhziert. 

Deutsche  Quarantäneanstalten  befinden  sich  in  am  Dollart 
bei  Emden,  in  Bremerhaven,  in  Cuxhaven,  in  Vooszbrok  an  der  Kieler 
Föhrde,  hei  Swinemünde,  auf  der  Westerplatte  bei  Danzig,  an  der 
Süderniole  bei  Meniel. 

In  ähnlicher  Weise  verfährt  man  mit  den  aus  Terdächtigeo 
Ländern  auf  dem  Landwege  ankommenden  Men.schen  und 
Waren.  Nur  die  Krankbcitsverdächtigen  und  Ki'unken  werden  zurück- 
gehalten und  beobachtet  oder  ärztlich  behandelt.  Für  Deutschland 
ist  namentlich  die  Beobachtung  der  aus  Rußland  und  Galizien  stam- 
menden Auswanderer  von  Wichtigkeit.  Zu  diesem  Zwecke  sind  in 
Bajohren  (Kreis  Memel),  Eydtkuhnen  (Kreis  Stallupönen).  Prostken 
(Kreis  Lyk)  und  Otloschin  (Kreis  Tborn)  Beobachtungsstationen 
angelegt  worden.  Hi  diesen  werden  die  Gesunden  gebadet  und  die 
Kranken  oder  Krankheitsverdächtigen  beobachtet.  Die  Gesunden 
werden  in  besonderen  Bahnzügen  nach  Ruhleben  bei  Charlottenburg 
befördert  und  hier  nochmals  kontrolliert.  Sie  gelangen  schließlich  in 
die  Ausvvandererhäfen  Hamburg  o<ier  Bremen,  um  vor  ihrer  Aus- 
wanderung nochmals  gebadet,  ärztlich  untersucht  und,  falls  nötig, 
einige  Tage  iieobachtet  zu  werden. 

Die  Abspe  r  run  g  ganzer  Landesteile  ist  an  sich  wirksam, 
aber  in  den  meisten  Fällen  undurchführbar,  weil  hierzu  eine  sehr 
große  Zahl  von  Truppen  nötig  ist. 

Die  Quarantäne  in  ihrer  ursjirünglichen.  aus  dem  Mittelalter 
stammenden  Form,  bei  welcher  verdächtige  Schiffe  40  Tage  und  länger 
unter  Beobachtung  gestellt  wurden,  wird  nur  noch  von  wenigen 
Nationen,  z.  B.  von  der  Türkei,  ausgeführt.  Sie  ist  entbehrlich  und 
schädigt  häutig  die  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Gesunden. 

Die  jetzige  Form  der  Land-  und  Seequarantänen  beruht  zum 
Teil  auf  internationalen  Verträgen  (S.  28). 

e)  Die  Kenntlichmachung  der  Häuser  oder  Wohnungen. 

Diese  ist  namentlich  bei  Pocken  und  Cholera  wichtig,  aber  auch 

bei    anderen    Infektionskrankheiten,    wie  Rückfallfieber   und  Typhus, 
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1    erwünscht,  weil  sie  den  Verkehr  ablenkt  und   hienhirch  die  Verbrei- 
L»ng  der  Krankheit  erschwert. 

^P  f)  Verkehrs-  und  Berufsbeschränkung  für  Krankeu- 

^m  p fleger  un.d  Hebeannuen. 

^        Krankeniifleger  kommen   mit   den  Kranken    in    häufige  und  nahe 

[  Berührung  und  sind  daher  wohl  geeignet,  die  Krankheitsträger  auf 
Gesimde  zu  übertragen.  Dasselbe  gilt  von  Hebeaiumen,  die  eine  an 
Kindbettfieber  erkrankte  Frau  gepHegt  haben.  Aus  diesen  Gründen 
dürfen  die  genannten  Personen  erst  dann  eine  andere  Pflege  über- 
nehmen, wenn  sie  ihren  Körper,  sowie  ihre  Wäsche,  Kleidung  und 
Instrumente  nach  Anweisung  des  Amtsarztes  desinfiziert  haben.  Vor 
diesem  Zeitraum  darf  die  Ilebeanime  auch  keine  andere  Wochenpflege 
übernehmen  oder  eine  Schwangere  innerlich  untersuchen. 

g)  Beschränkung  des  Gewerbebetriebes. 
Wenn  sich  in  Räumen,  die  sich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit 
Fabriken  und  Handlungen  befinden ,  in  denen  Nahrungsmittel  oder 
tiehrauchsgegenstände  hergestellt  oder  aufl)ewahrt  werden ,  ein  von 
Piner  gemeingefährlichen  Krankheit  Befallener  befindet  oder  befunden 
hat,  so  können  die  genannten  Waren  zeitweise  vom  Verkaufe  ausge- 

hlossen  werden.  Diese  Bestimmung  findet  namentlich  auf  Vorkost, 
l^andlungen,  Molkereien,  Milchhaiidlungeii,  Schlächtereien,  Abdeckereien 
Gerbereien,  Roßhaarspinn.creien .  Lumpenhandlungen  u.  s.  w.  Anwen- 
•^ung.  Diejenigen  Krankheiten,  bei  denen  man  eine  ITeberti-agung  der 
Kraukheit  durch  Nahrungsmittel  und  Gebrauchsgegenstände  besonders 
fürchten  muß,  sind:  Diiditherie,  Scharlach,  Ty|ihus,  Milzbrand  und 
Cholera. 

Nachdem  der  Erkrankte  in  ein  Krankenhaus  übergeführt  und  die 

esinfektion  der  Wohnung  ausgeführt  ist,  kann  die  Beschränkung  des 

ewerbebetriebes  aufliören, 


Lha 


^)  Beschränkung  oder  \'erbot  der  Ansammlung  größerer 
Menschenmengen. 

Bei  der  Ansammlung  größerer  Menschenmengen  können  die 
Krankheitserreger  zu  Zeiten  von  Epidemien  leicht  iu  größerer  Menge 
'erbreitet  werden.  Ans  diesen  Gründen  jiHegt  man  zu  Epidemie- 
I leiten  Märkte,  Volksfeste,  öfl'entlicbc  Aufzüge  und  Versammlungen 
l  iwh  Mögliclikeit  einzuschränken  oder  wohl  auch   gänzlich    zu    unter- 


iiVerbot  des  Schulbesuches  und  Schluß  der  Schulen. 

Kinder,  iu  deren  Familien  Infektionskrankheiten,  wie  Difihtherie, 
n"lir,  Scharlach,  Ma.sern,  Keu{-ldiusten  und  Tyi)hu.s  herrschen,  müssen 
'■"in  Schulbesuch  ferngehalten  werden,  da  sie  iu  der  Schule  Gelegenheit 
^ileii,  ihre  Krankheit  auf  gesunde  Schüler  zu  übertragen. 

Wenn  in  einer  Schulkiasse  viele  Fälle  derselben  ansteckenden 
wankheit,  z.  B.  von  Diphtherie,  Scharlach  und  Masern  beobachtet 
*tf<len,  ist  es  nötig,  die  Klasse  vorläufig  zu  schließen  und  sie  erst 
"ieder  nach  Ausführung  der  Desinfektion  iu  Benutzung  zu  nehmen 
'vergl.  S.  32). 
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k)  Schluß  öffentlicher  Bäder,  Brunnen  und  Wasser- 
leitungen. 
Bei  Cholera,  Fleckfieber,  Pest,  Typhus  und  Ruhr,  die  durch  dsK-f 
Wasser  verbreitet  werden  können,  «mpfiehlt  es  sich,  Brunnen,  Wasset"- 
leitungen,  öifentliche  Bäder,  ferner  Wasch-  und  BedQrfnisanstalte:^ 
zeitweilig  zu  sehließen.  Diese  Maßregel  muß  nach  möglichst  kurz^:] 
Zeit  wieder  rückgängig  gemacht  werden.  Inzwischen  ist  die  Bevölk^  - 
rung  mit  einwandfreiem  Wasser,  z.  B.  mit  gekochtem  Wasser  zu  vei — 
sorgen. 

1)  Räumung  von  Wohnungen  und  Häusern. 
Wohnungen  und  Häuser,  in  denen  viele  Menschen  unter  ungQn — 
stigen  sanitären  Verhältnissen  zeitweise  oder  dauernd  zusammenleben, 
wie  dieses  namentlich  in  niederen  Herbergen,  sogenannten  Pennen^ 
der  Fall  ist,  können  für  manche  Krankheiten,  wie  Ruhr,    Rückfall- 
fieber, Pocken  und  Typhus,  als  Brutstätte  dienen.  Solche  Wohnungen 
oder  Häuser  müssen  daher  desinfiziert  werden  (siehe  unten).    Bisweilen 
läßt  sich  eine  gründliche  Desinfektion  erst  vornehmen,  nachdem  die 
Wohnungen  oder  Häuser  geräumt  sind.  In  solchen  Fällen  muß  dafür 
gesorgt  werden,  daß  die  Insassen  vorläufig  anderweitig  untergebracht 
werden.    Auch  die  Körper,  Kleider  und  Gebrauchsgegenstände  dieser 
Personen  sind  zu  desinfizieren,  bevor  sie  die  desinfizierte  Wohnung 
wieder  beziehen  dürfen. 

m)  Desinfektion. 

Die  Erreger  der  auf  S.  28  genannten  Krankheiten  müssen,  so- 
weit dieses  irgend  möglich  ist,  abgetötet  werden.  Diese  regelrecht 
ausgeführte  Abtötung  wird  Desinfektion  genannt. 

Die  Krankheitserreger  können  haften:  am  Körper  und  an  den 
Ausscheidungen  des  Erkrankten  bez.  Gestorbenen.  Namentlich  können 
der  Nasenschleim,  das  Ausgehustete  und  Erbrochene,  ferner  die  Fäkalien 
Sitz  der  Krankheitserreger  sein.  Ferner  sind  als  Träger  der  Infektion 
zu  betrachten:  Kleider,  Wäsche,  Gebrauchsgegenstände,  Speisen  und 
Speisereste,  die  mit  dem  Erkrankten  bez.  Gestorbenen  in  Berührung 
gekommen  sind. 

Die  Desinfektion  kann  erfolgen: 

1)  durch  Verbrennung  derjenigen  Materialien,  an  denen  die 
Erreger  der  Krankheit  haften.  Diese  Maßregel  wird  namentlich  bei 
minderwertigem  Material,  also  z.  B.  bei  Strohsäcken,  billigen  Möbeln, 
ärmlichen  Kleidungsstücken  angewandt  werden, 

2)  durch  Einwirkung  von  Wasserdampf  bei  minde- 
stens 100  Grad  Celsius.  Die  Desinfektion  mittels  Wasserdampfes 
wird  in  besonderen  Anstalten  (Desinfektionsanstalten)  und  eigens  kon- 
struierten Apparaten  durchgeführt.  Durch  W^asserdampf  können  die 
meisten  hier  in  Betracht  kommenden  Gegenstände  desinfiziert  werden. 
Eine  Ausnahme  machen  Ledersachen  und  furnierte  Möbel. 

3)  durch  Chemikalien,  wie  Kalk,  Chlorkalk,  rohe  Karbol- 
säure, Karbolseifenlösung  und  Formalin.  Letzteres  findet  ausgedehnte 
Anwendung  bei  der  Desinfektion  der  Wohnungen  und  der  in  ihnen 
enthaltenen  Gebrauchsgegenstände  und  Möbel.  Die  übrigen  Chemi- 
kalien werden  vorzugsweise  für  die  Desinfektion  von  FäJcalien  und 
von  Abwässern  benutzt 

Für    die    Ausbildung    von    Desinfektoren    und    für    die 
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p,    der    zur    Desinfektion    nötif^en    Gerät- 
eluiften    muß   in  Frieileiisxeiten  Sor;?e  getragen  werden.     Desin- 
fektor eDschulen    sind  in  Breslau  und  Potsdam  errichtet  worden. 

ni  Vernichtun  g  der  Ratten  und  anderen  Ungeziefers. 
H      Die  Ratten,  Mäuse  sind  beim  Ausbruch  einer  Pest  abzutöten,  weil 
^Ke  die  Krankheit  zu  verbreiten  ptlegen. 

^m  o)  Ordnung  des  L  e  i  c  h  e  n  w  e  s  e  n  s. 

H^     Der  Erfahrung  nacti   können    unter   gewissen  Umständen  Krank- 
^■eitserreger  durch  Leiclien  verbreitet  werden. 

^K  Daher  sollte  während  einer  E|>ideniie  die  Ausstellung  der  Leichen 
^fe  offenem  Sarge,  das  Betreten  der  Sterbeliäuser,  die  Abhaltung  von 
^Leichenschmäusen,  das  Leichengefolge,  die  Abhaltung  längerer  Cere- 
nmnien  am  Grabe  untersagt  werden.  Obgleich  gut  bewirtschaftete 
Friedhöfe  keine  tk'fahr  für  die  öffentliche  GesundiK'its]>tlege  darbieten, 
I  »uilten  Infektionsleichen  im  Falle  einer  Ejiidemie  nicht  dem  Erdgrabe 
^LM^ertraut,  sondern  zu  größerer  Sicherheit  durch  Feuer  bestattet  werden. 

H  p)  Schutzimpfung. 

"  Bei  einigen  Krankheiten  hat  niiin  durch  Schutzimpfung  Menschen 
und  Tiere  gegen  die  betreffende  Krankheit  unenii)tiiidlich  gemacht 
(immunisiert). 

Für  Menschenkrankheiten  ist  ilieses  mit  absoluter  Sicherheit  bei 
'Pocken,  weniger  sicher  auch  bei  Diphtherie  und  Pest  geglückt. 

Tiere   lassen   sich   gegen  Lungenseuche,    Milzbrand.   Rinderpest, 
tiauf  und  Schafpocken  immunisieren. 
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Entwurf   einet    Aueiührtingtgetetxtt   tu   dem    Seichtgeeelte   betr.  die  Bekämpfung 

gemeingeföhrlieher    Krankheiten    vom   SO.  Juni  1900.     Haiu  d.  Abgeordneten,  19. 

Legijilatarjieriodc,   X.   .*ieiiivn,  1903.   Xr.  40  (Preußen). 
1>T.  Burkhard,  llutlentagiche  Sammlung  deuteehrr  Reiehtgetetze  No.  iß  (1900J. 
Begründung    den    Entwürfet  einen  Geteltrji  betr.  dir   Uekäntpfung  gemeingrfähr- 

lielier    Krankheiten.     Reiehttag,    X.    legielaturperiode    I.    Sri».  1S98J1900  No.  6o 

der  Drurk»ach«n. 


»m  üjptnt.    Suppl.-Bd.  tV. 
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B.  Besonderer  Teil. 


1.  Liiiigi'usehwiiidsucht  (LiiiitreiitulH'rkuluse). 
1)  Verbreitimg. 

Die  Tuberkulose*)  ist  über  die  fi;anze  Welt  verbreitet  und  die 
farbigen  Rassen  erliegen  der  Krankheit  nicht  minder  als  die  weißen. 
Ihre  Bedeutun?^  Bedeutung  als  Volkskrankheit  ergibt  sich  aus  den 
folgenden  Tabellen. 

Nach  Tabelle  1  (s.  u.)  schwankt  die  Sterblichkeit  an  Lungenschwind- 
sucht in  den  hauptsächlichsten  Staaten  Europas,  auf  lOO)  Lebende  b^ 
rechnet,  zwischen  1,4  (England)  und  4,0  (Rußland),  im  Deutseben 
Reiche  2;2  im  Durchschnitt  der  Jahre  lHii4;97.  (Vergl.  Tafel  X.) 
Dali  die  Sterblichkeit  in  den  einzelnen  Teilen  Deutschlands  ver- 
schieden groß  ist,  zeigen  Tafel  XI  und  XIL 

Wie  die  Sterblichkeit  der  Altersklasse  15  60  Jahre  an  Tuber- 
kulose in  den  einzelnen  Teilen  Deutschlands  sich  gestaltet,  bringt 
Tafel  XII  zur  Anschauung.  Die  Sterblichkeit  ist  in  den  Industrie- 
bezirken des  Westens,  Sachsens  und  Obersclilesiens  größer  als  in  den 
östlichen  und  nördlichen  Provinzen  Preußens,  welche  hauptsächlich 
Ackerbau  treiben. 

In  30  Städten  von  über  lOOtKK)  Einwohnern  (Tabelle  2,  S.  35) 
schwankt  <lte  auf  lOOO  Einwohner  berechnete  Sterblichkeit  zwischen  1,8 
(Louduu  und  Neapel)  und  f»,!  (le  Havre).     Sie  belSuft  sich  in  deutschen 

TuIm'IIo  1.    (Siehe  Tafel  X). 

Verbreitung   der    Lungenschwindsucht    (Tuberkulose   der 

Lungen)  i  ti  einigen  Staaten  Europas. 
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8.! 

")  Viele  Todesfälle  an  Liingensciwindsucht  werden  nicht  al«  solche  erkannt, 
andere  werden  auf  entzündliihe  l'rozense  der  Atiiiungsorgnne,  ■/..  B,  auf  Brustfell- 
und  auf  Lungenentziindung.  /iirückgefiihrt.  Daher  ^ind  in  den  TalK-llen  1  und  2 
auch  die  an  entzündlichen  Krankheiten  der  .XtinungKorgane  erfolgten  Todesfälle  ver- 
zeichnet. 
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Tafel  Xm. 

Handbuch  der  Hygiene.  Stippl.-Bd.  IV. 


Th.  Weyl,  SotiaU  Bggiim. 


Sterbllehkelt  an  Langenschwindsncht  in  den  Weltstidten  mit  mehr  als  6004 
Einwohner.    Auf  je  1  Hillion  Elnwolmer  berechnet 


Verlatr  von  GustaT  Ptsseher  in  Jena. 
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^B 

"                                            T«beUe  2.    (Siebe  Tafel  XIII). 

^H 

Sterblichkeit  an  Lungenschwindsucht  in  einigen  Städren 

^^^1 

mit  mehr  rIm   inOOlM)  Einwohnern. 
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Städten  von  mehr  al.s  lOOOfX)  Einwohnern  auf  2,1  (Ilamhurf,'),  2,8  Ber- 

^H 
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(München),  3.4  (Breslau)  und  4,1  (Nürnberg).     (Vergl.  Tafel  XIII.) 
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Aber  die  Tabellen  1   und  2  verzeichnen  nur  die  Todesfälle  an 
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Lnnpenschwindsudit,  ftelclie  z.  B.  itn  Deutschen  Reiche  jährlich  mehr 
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Die  Tuberkulose  erfordert    in   einem  Jahre   mehr   Opfer   als    Di- 
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phtherie,  Croup,  Keuchhusten,  Masern,  Scharlach  und  Typhus  zusaniuien 
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genommen.     Es  starben  nämlich  in  runden  Zahlen  im  Jahre  1H'J4  im 

^^^1 

j      Deutschen  Reiche 

J^H 

J 

TH.   WEYL, 

an  Tuberkulose  123000 

an  Diphtherie,  Croup,  Maseru,  Scharlach,  Keuchhusten  and  Typhus  1 15000. 

Während  in  Jen  40  Jahren  von  1831 — 1870  an  Cliolera  in  Preußen 
340rKX)  Menschen  starben,  liat  die  Tuberkulose  wälirend  der  20  JaLre 
von  1875—1894  etwa  1  669 tXX)  Menschen  hingerafft.  Die  Tuberkulose 
ist  also  eine  viel  gefährlichere  Krankheit  als  eine  .so  gefiirchtete  Volks- 
seuche wie  die  Cholera.  Und  während  die  Cholera  unser  Vaterlaud 
nur  selten  heimsucht,  wütet  die  Tuberkulose  jahraus  jahrein  mit  un- 
geschwächter  Heftigkeit. 

In  tleni  blutifj;en  Kriege  187071  kamen  auf  deutscher  Seite 
40951  Menschen  uuis  Leben.  Das  ist  ungefähr  <lie  Hälfte  der  Sterbe- 
fälle an  Tuberkulose  in  einem  einzigen  Jahre  in  Preußen. 

Nicht  alle  Altersklassen  erliegen  gleichmäßig  der  Tuberkulose, 
vielmehr  ist  es  gerade  das  erwerbstätige  Alter  von  15 — 60  Jahren, 
welches  ihr  haujitsächlich  zum  Opfer  fällt. 

Von  lOCK)  iu  Deutschland  Gestorbenen  erlagen  im  Durchsclinitt 
der  Jahre  1897—1900  jährlich  der  Tuberkulose 


im  Alter  unter  1 
r.      von     l- 


.lahr 

lä  Jahren 

über  iiO  Jahre 


Die   einzelnen 
stark  heimgesucht. 


10,» 
84,» 
316 
52,» 

Hiernach  kommt  mehr  als  ein  Drittel  aller  Todesfälle 
in   der   Altersklasse    15— 60  Jahre    auf  die   Tuberkulose 

Die  Städter  werden  mehr  als  die  Landbewohner  von 
der  Tuberkulose  heimgesucht. 

In  den  Jahren  1897.  1898  und  1899  .starben  von  100000  Bewoh- 
nern Deutschlands,  die  der  betreffenden  Altersklasse  angehörten,  im 
Mittel  jährlich  an  Tuberkulose 

im  Alter  von       in  den  28  üroßKtüdtcn      außerhalb  der  Qroflst£dte 
1 — 15  Jahren  140,4  73,« 

15—60       ,  293.«  V7,i 

Berufe   sind   von    der  Tuberkulose   verschieden 
Es  zeigt  sich  nämlich,   daiS  von  KXX)  auf  Gruml- 
des  deutschen  luvalidenversiclierungsgesetzcs  wegen  Tuberkulose  z\va^*-^ 
Empfange  einer  Rente  Berechtigten  angehören: 

Miiuner  Frauen 

der   Landwirtschaft   und    Gärtnerei         21,8  i4,s 
der    Industrie,    wisch!.    Baiiwe»en, 

Bergbau  und  Utittcnwesen                     38,7  35,0 

Besonders  ausgesetzt  sind  der  Tuberkulose  namentlich  diejenige 
Arbeiter,    welche   mit    gewerblichem  Staube   in  Berührung    konimel* 
Es  starben  uämlich  in  Deutschland  auf  je  lOtK)  Lebende 

von  den  MetalLsfhteifern  2J,8 

von  den  iibricen  männlichen  Bewohnern 
derselben  Gegend  9,0 

Ferner  verstarben  von  den  497  in  den  Jahren  1886- 
haupt  verstorbenen  deutschen  Steinmetzen  444,  das  sind 
an  Lungenschwindsucht. 

Sehr  wertvoll,  wenn  auch  im  einzelnen  vielleicht  noch  verbesse— 
rungsfahig,  sind  tlie  von  Sommerfeld  und  von  Friedeberg  be- 
rechneten Statistiken  über  Todesfälle  an  Lungentuberkulose 
in  den  Berliner  Krankenkassen.    Diese  Untersuchungen  habet» 
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runil- 

Ztttl^J 


1892  ilbei 
89.9  Proz^ 


Die  Abwehr  gemeiDgefUrlicber  Kiankheiteu. 
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„Den,    _ 
100  Anfjehörige 


,    daß   die  Sterblichkeit  an    LunfüeiituJjerkulose    berechnet    auf 
Jiehörige  der  folgenden  Krankenkasse  beträgt: 


KrankeDkaMe  der 

Maurer 

Zimmerer 

Garitwirte 

Buchdrucker 

Saltler 

üoldgchniiede 

Gelbgießer 

HandluDgüKehilfen 

Drechsler,  Söttcher 

Maler 

TiÄ<üjler 

Schneider 

PoKamentiere 

Zigarreumacher 

Buchbinder 

Tapezierer 

Kürschner 

Vwgolder 

Im   allgemeinen    läßt    sich    sagen, 
welche  an  freier  Lnft  arbeiten 
kulose  heimgesucht  werden 
deckten  Räumen  zu  arbeiten 


Sterblichkeit  an  Lungentuberkulose 

auf  100  Angehörige  der  Kasse 

J5-38 

4' 

45 

44,5—47 

42.S— 47 
50 
SO 

54—61,5 
55 
SS.» 
56 
60 
60 

^ 

67.» 

85 

daß   diejenigen    Berufe, 
weniger  von  d  e  r  T  u  b  e  r - 
als  diejenigen,   die  in  be- 
genötigt sind. 


In  der  Deutschen  4rniee  betrug  die  Sterblichkeit  an  Tuber- 
Iralose  in  den  Jahren  ISfKJ/'i«  im  Mittel  3,5  "/«(,,  die  der  To<lesfälle 
0,34  Vo„  der  Iststärke.    (Veröffentlichungen.) 

.auffallend  hoch  ist  auch  die  Sterblichkeit  au  Lungen- 
tuberkulose in  den'Gefän  gnissen,  selbst  wenn  diese  den  An- 
jforderungen  der  Hygiene  entsprecliend  eingerichtet  und  verwaltet  werden. 
So  verstarben  iu  den  preußischen  tlefängnissen  an  Tuberkulose 
nach  Baer  auf  100  überhaupt  Gestorbene. 

Prozent 


1870-74 
1877/78—1880/81 
1881/82-1885/86 
1886/87—1890/91 
1891/92-18!)r>/96 
1896/97-190001 


5».' 
S8.S 
57.» 
53.» 
43.« 
38,» 


2)  BntBtehimg. 

Den  hauptsächlichsten  Sitz  der  tuberkulösen  Erkrankung  bilden 
Idif  Lungen;  doch  können  auch  alle  übrigen  Organe  des  Körpers  an 
[TDlierkulose  erkranken. 

Die  Tuberkulose  der  Lungen  führt  iji  den  allermeisten  Fällen  zum 

Imc.  wenn   sie  sich  selbst  überlassen  wird,   und  nur  äußerst  selten 

[♦ehernen  Selbstheilungen   zu  sein,    wenn  der  tuberkulöse  Prozeß  ein- 

[■"»1  eine   gewisse  Ausdehnung   erreicht  hat.     Der  Tod  erfolgt   meist 

•Merhalh  einiger  Jahre;  viel  .seltener  ist  die  sogenannte  galopjiierende 

*^liwindsucht    (Miliartuberkulose),    die    den    Tod    innerhalb    weniger 

"ochen  oder  Monate  herbeiführt*). 

Die   Tuberkulose  wird    durch    die  Einwanderung  des    Tuberkel- 

*l  Der  Lupus  ist  ein«  tulterkulöse  Erkrankung  der  Haut.  Sie  lüHt  sich  —  ein 
*'™'' Triumph  der  WisBenachaft  —  nach  Finsen  durch  Behandlung  mit  inten- 
•"■wi  Licht  völlig  heilen. 
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bacillus  hervorgerufen.  Diese  erfoljit  zumeist  durcb  die  Luftwege, 
Als  Verbreiter  »1er  Infektion  ist  vor  allem  der  Auswurf  der  Tuber- 
kulösen anzusehen,  welcher  entweder  heim  Husten  und  Sprechen  in 
feinste  Tropfen  aufgelöst  oder  beim  Eintrocknen  in  staubförmigem 
Zustande  in  die  Lunge  des  Gesunden  gelang!  und  hier  Tuberkulose 
erzeugt.  Bisweilen  bleibt  auch  der  Infektionsstoff  im  Kehlkopf  hängen 
und  ruft  dann  K  chlkopf  t  u  berkulose  hervor. 

3)  Uebertragung  (Infektion). 

Die  eben  mitgeteilten  Tatsachen  machen  es  verständlich,  daß  von 
der  tuberkuh'isen  Infektion  zunächst  die  Umgebung  des  Tuberkulöseu, 
also  die  Familienangehörigen  und  Krankenjjfleger,  bedroht  werden, 
weiterhin  aber  auch  alle  diejenigen  Personen,  die  mit  einem  Tuberku- 
lösen dieselbe  Werkstatt,  dasselbe  Schlafgemach  (Kirchner)  teilen. 
Auf  dem  Wege  der  Einatmung  des  flüssigen  oder  staubtrockenen  Ans- 
wurfes  infizieren  sich  z.  B.  die  Schriftsetzer,  Buchdrucker,  Cigarren- 
arbeiter  und  Seeleute  (S.  37). 

Als  (i  elegen  h  eits  Ursache  für  die  tuberkulöse  Infektion  diciii 
die  Aufnahme  nicht  tulierkulösen  Staubes,  z.  B.  des  Metall-  und  Stein- 
staubes. Durch  die  feinen,  scharfen  Staubteilchen  wird  nämlich  die 
Schleimhaut,  welche  Nase,  Mund,  Kehlkopf  und  Luftröhre  auskleidet, 
geritzt  und  verwandet.  In  diesen  feinen  Wunden  haftet  dann  der  auf 
die  Schleimhaut  gelangende  Tuherkelbacillus.  Auch  nach  gewissen 
Erkrankungen,  wie  Ititluenza,  Brust-  und  Lungenentzündung  ist  die 
in  eigentümlicher  Weise  veränderte  Schleimhaut  für  die  Aufnahme 
des  Tuherkelbacillus  in  besonderem  Maße  geeignet. 

Die  Perl  sucht  der  Rinder  ist  eine  der  Menschentuberkulose 
verwandte  Krankheit  und  kann  vielleicht  unter  bestiiumteu,  noch  nicUt 
genau  bekannten  Verhältnissen  auf  den  Menschen  übertragen  werde 
Aus   diesem    Grunde   ist   das  Fleisch   jyerlsüchtiger  Rinder   erst   na 
starkem  Kochen    genießbar*).     Die  Milch   derartiger  Tiere   darf  aU' 
nach  dem  Kochen  nicht  genos.sen  werden. 

Vererbung.     Da  die  Tuberkulose  durch  die  Einwanderung  d 
Tuherkelbacillus  entsteht,  und  der  Tuberkelbacillus,  so  weit  wir  wiss^ 
bei  der  Geburt   nur  selten  von    tler  Mutter  auf  das  Kind   Übertrag 
wird,  ist  die  Tuberkulose  nicht  mehr  in  dem  Umfange,  wie  früher  a:: 


i 


')  Die  Tubcrkiücwe  der    Schlachttiere  ist  weit  verbreitete    So  waren  tuberkul- 
(perliiüchtig) 


Riniii 


Kühe 


PreuUeii 

Itfg.-lJcz.  Merseburg 
„          Stralsiinu 
„          Breslau 
„          Aachpti 
„         Gumt>innen 

i5,t  Pro». 

30.8        „ 

29,«      ,, 

27,*         „ 
25,S         „ 

5,»      .. 

0,1  B  ProE. 

,,          Siptniiringen 

5,9         ,1 

Bayern 

Nieilerbavern 

Oberfrankcn 

6,a      ,. 

o,u       „ 

2i,s  Proz. 

8,1       „ 

üachsen 

39,S»      >. 

0,&«         „ 
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genommen  wurde,  als  eine  vererbbare  Krankheit  zu  bezeichnen.  Ver- 
erbt wird  vielmehr  nur  in  sehr  vielen  Fällen  die  Disposition,  die  An- 
lage zur  Tuberkulose,  also  vor  allem  eine  gewisse  Schwäche  des 
Körpers.  Ist  aber  der  Körper  von  der  Geburt  her  oder  durch  Ereig- 
nisse während  des  extrauterinen  Lebens  geschwächt,  so  wird  er  für 
die  Tuberkulose  empfönglich  (Loeffler).  * 

4)  VoTbeagniig  und  Bekämpftmg  der  Tuberkulose*). 

a)  Körperpflege.  Unter  den  vorbeugenden  Maßnahmen  gegen 
die  Tuberkulose  besitzt  keine  größere  Bedeutung  als  die  Pflege  des 
Körpers. 

Namentlich  ist  hier  eine  regelmäßige  und  verständige  Haut- 
pflege am  Platte,  wie  sie  durch  Bäder  und  vernünftige  Ab- 
härtung sich  erzielen  läßt.  Daher  ist  die  Errichtung  von  Schul- 
bädern, Volks-  und  Fabrikbädern  nach  Möglichkeit  zu  fördern. 
.\Bch  die  Folgen  eines  nicht  übertriebenen  Sportes,  in  Gestalt 
TOD  Spielen  im  Freien,  Leibesübungen,  von  Fußwande- 
rungen in  guter  Luft,  deren  Dauer  dem  Alter  entsprechend  begrenzt 
werden  muß,  von  Schlittschuh  fahrten  sind  nicht  zu  unter- 
schätzen. Endlich  ist  der  Dienst  unter  der  Waffe,  wie  ihn  die 
allgemeine  Wehrpflicht  fordert,  ein  erprobtes  Mittel  zur  Stählung  des 
Körpers  im  Kampfe  gegen  die  Tuberkulose.  Es  ist  selbstverständ- 
lich, daß  die  Wohltaten  von  Bad,  Sport  und  Spiel  beiden  Geschlechtern 
und  allen  Altersstufen  zugänglich  gemacht  werden  müssen. 

Durch  Körperpflege  und  Abhärtung  gelingt  es,  die  Schädigungen 
durch  die  oft  allzu  einseitige  Ausbildung  des  Geistes,  wie  sie  sich  durch 
die  Ansprüche  des  heutigen  Kulturlebens  herausgebildet  haben,  einiger- 
maSen  auszugleichen  und  den  nachteiligen  Folgen  der  sitzenden 
Lebensweise,  sowie  des  vielständigen,  ununterbrochenen  Aufenthaltes 
in  geschlossenen  Räumen,  in  Studierzimmer  und  Werkstatt  entgegen- 
zutreten. Das  Beispiel  Englands  und  Nordamerikas  zeigt  uns,  daß 
die  Gesundheit  des  Volkes  und  damit  der  Kam])f  gegen  die  Tuber- 
kulose durch  die  angegebenen  Maßregeln  erfolgreich  gefördert  wird. 

b)  Kleidung.     An   der  Kleidung,    die    mit  der  Außenwelt   in 
stete  Berührung  zu   kommen  pflegt,    können  die  Erreger  der  Tuber- 
kulose ebenso  wie  alle  übrigen,  in  der  Außenwelt  befindlichen  Keime 
haften.    Daher  ist  eine  saubere  Kleidung  ein  Schutz  gegen  die  Tuberku- 
lose.   Es  ist  ferner  bekannt,  daß  eine  zu  dicke  Kleidung  den  für  das 
Wohlbefinden  notwendigen  Wärmeaustausch  behindert,   und  daß  eine 
zu  dünne  Kleidung  die  Wärmeabgabe  in  schädlicher  Weise  erleichtert. 
In  letzterem    Falle  stellen    sich   Erkältungskrankheiten,    welche   den 
Körper   schwächen,   ein.    Daher  ist   das  Wohlbefinden  des  Menschen 
Dnter  anderem  auch  von  einer  richtig  gewählten  Kleidung  abhängig.  Wenn 
aber  dieses  Wohlbefinden   gestört  wird,  so  verliert  der  Körper  seine 
Widerstandsfähigkeit  gegen  die  Angriffe  der  pathogenen  Keime.     Ein 
derartig   geschwächter  Körper   erliegt  also  dem  Angriffe  des  Tuber- 
kulosebacUlus  leichter  als  ein  völlig  gesunder. 

Die  Kleidung  darf  ferner  die  Form  des  Körpers  nicht  wesentlich 
verändern,  sondern  muß  sich  dieser  anschUeßen ;  denn  durch  Formver- 
finderung  wird  zugleich  eine  Funktionsänderung  herbeigeführt.    So  ver- 

*)  VergL  das  auf  S.  46  abgedruckte  Tuberkulosemerkblatt. 
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n\)na  (lor  ilurcli  das  Korsett  verunzierte  und  eingezwängte  weibliche 
Korpor  die  .\toml)owcgnngen  nicht  mehr  in  wünschenswerter  Tiefe 
und  IIAiitiitkoit  Huszuführen.  Er  heeiiiträchtipt  hierdurch  den  Gasaus- 
tuuM'li  und  diMi  niutixreishiuf.  Ein  durch  das  ivorsett  eingezwängter 
Kürjivr  ist  jilisti  dtMw  Kanii)fe  gegen  die  Tuberkulose  nicht  mehr  in 
wirf»!  Mnüo  g«>wachsen. 

c)  Krnährung.  Einen  Einfluß  auf  die  Tuberkulose  übt  die 
j,.| ,  ,1.  ..„^  insofern  aius,  als  ein  mangelliaft  ernährter  und  daher  ge- 
t,.  1    Kr>ri»er  der  Krankheit  leichter  anheimfällt,  als  ein  gut  ge- 

iiiiUiU'i.     \'ergl.  auch  Perlsueht  S.  38. 

dl  Wohnung.  In  engen  und  übervölkerten  Wohnungen  *)  wird 
Ulv  l'wluTtragung  der  Tuberkulose  erleichtert.  Daher  sind  ungünstige 
\V'ohuu«K»vi<rhältnisse  der  Ausbreitung  der  Tuberkulose  günstig.  Aus 
diwRtii'  durch  eine  große  Zahl  von  Erfahrungen  sichergestellten  Tat- 
I, ,  i   1,   (hiB   die  Sorge   für  eine  gesunde  und  namentlich  für  eine 

.  Woltiiiing  eines  der  sichersten  Kanipfesuiittel  gegen  die 
AuAbH'itunn  der   Tuberkulose  ist. 

Nrtch  der  Wohiiungs-  und  Bevölkerungsaufnahnie  vom  1.  Dezember 
UKO  boftttulon  xich  in  ß erlin  Wohnungen  mit  mehr  als  4  Personen. 


K 


liwlehcnd 


Prozent  der  Woh- 
nuugen  überhaupt 


«M  «ua  I  KUvh«  213 

,      I  uiihclitiwrem  Zimmer  ohne  Küche  jo 

i             ,                  .,         mit  oder  ohne  Küche    419 

[  hi't'l'iirviii  Zimmer  ohne  Küche  1  135 


»    U  -t    I'  +   d 


I  ybr 


~ZJMi  l  Vm>1<)'mi«>  /•imnirr  mit  oder  ohne  iinheizbare 
Ü^Uiuuvi  odor  Küche 


52429 


lR>04i   t«'" 


|U   *tbiMt'li   r>.'MH)0  Wohnungen    wird    die   Tuberkulose    zahlr« 
\UklW  tti»d»>ti.  dit  diese  Wohnungen  überfüllt  sind  und  daher  die  ü« 
uSkiiuiu-   der  'ritlierkulose  erleichtern.    ((Jr  u  n  ds  t  ü  cksaufnabl 
y    '      '  II  die  Verliiiltnisse  in  Breslau  und  Ham  bürg.   Von] 

(^  1   l'iiiienlet)   (ier  Berliner  Ortskrankenkasse   für  den 

^^  ler  Kunfleute,  Handelsleute    und   Aitoüieker,    welchl 

widinlen,  teilten 

114  otler  12,111  Prozent  dea  männlichen  und 
<<''     „      '3i*<         11        des  weiblichen 

k,iw>  iMiu  Int  Jahre  UXÖ  mit  mehr  als  vier  Personen.     Bei 
,^   derartiger    Schlafräume    wird    die    Uebcrtragung 
'    i«   durch   das   Zusammenvvohnen   mehrerer   Persi 
ii  erleichtert  (Alb.  Cohn). 
,  I  illtMi  r>ii,2  Prozent  aller  Erkrankungen  an  Tubi 

:,reii   Bevölkerung  auf  ;i3,6  Prozent   der  von  dl^ 
!•   bewohnten    Hiiuser.     In   reinlichen   Häusern 
.i!C  Tutterkulose  selten  (Romberg  un<i  Haedic 
tu   wünschen  übrig  lassen  auch   die  Wohnungsverl 
-■n    Klasse    selbst    in    den    neueren    Hausern   W 
h). 


...iktfl^  i»*  ei"   einfensteriges    Zimmer    einer    Proletarierwohniingi 
4»  J  ^«»»one"  hausen.  — 
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In  gerechter  Würdigunji  dieser  Verhältnisse  haben  Staaten,  Ge- 
nieinden  und  Private  große  Mittel  für  die  Herstellung  von  Wohnungen 
für  Unbemittelte  und  für  Arbeiter  hergegeben.  So  bewilligten  der 
deutsehe  Reichstag  für  die  Jahre  liiOl  — UHCl  10  Millionen,  die  Landes- 
versicherungsanstalten 8750OCXX)  M.,  Preußen  32  Millionen,  Bayern 
4ÖUOUCI0  M. 

Von  deutschen  Städten,  die  billige  Wohnungen  aus  städtischen 
Mitteln  erbauten  oder  deren  Errichtung  unterstützten,  seien  genannt: 
Düsseldorf,  Eßlingen,  Emden,  Freiburg  i.  15.,  Frankfurt  a.  M.,  Fürth, 
Halle,  Leipzig.  Mannheim,  Mainz,  Straßburg  i.  E.,  Schweinfurt. 

Es  sind  ferner  in  Deutschland  gegen  '.\W  gemeinnützige 
Gesellschaften  vorhanden,  die  bisher  ungefiUir  30(X)0  billige 
Wohnungen  erbauten.  Hierzu  kommen  die  großen  industriellen  Werke, 
welche  für  ihre  Arbeiter  preiswerte  und  meist  auch  selir  zweckmäßige 
Wobnungen  schufen  (Festschrift). 

Aber  es   gilt  ia   dem    Kampf  gegen   die  Tuberkulose  nicht   nur 
neue  geräumige  Volkswohnungen  zu  bauen,  eine  eben.so  wichtige  Auf- 
gabe ist  es,  die  v  o  r  h  a  n  d  e  n  e  n  W  o  h  n  u  n  g  e  n  a  u  f  i  h  r  e  Bewohn- 
barkeit   zu    kontrollieren   und    durch    Bauordnungen,    die 
von  hygienischem  Geiste  erfüllt  sind,   die   uahygienische  Ausnutzung 
des    Baulandes   nach    Möglichkeit   zu    verhindern.    Auch    auf  diesem 
^Gebiete  hat  Deutschland  in   den  letzten   10  Jahren  einige  Fortschritte 
aniacht.   Es  steht  zu  hoffen,  daß  die  Zahl  der  stadtischen  Woh- 
'nungsämter  sich  schnell  vermehren   und  dazu   beitragen  wird,  die 
gToie  Zahl   alter    ungesunder  Wohnungen,    wie   sie   sich   z.  B.   iioch 
iiuuier  in  Berlin.   Hamburg,   London,   Paris   und  W^ien  finden,  auszu- 
rotten.    (Nußbaum,  Wernich,  Stubben.) 

Die  Fürsorge   für   gesunde    und   nicht  übervölkerte 
»hnungen    scheint  berufen,    bei   der  Bekämpfung   der 
.^».erkulose  eine  maßgebende  Rolle  zu  spielen. 

S  t  raßen  hy  gi  ene.      Im    Straßenstaube    finden    sich    lebende 

Blbazillen.     Daher  muß   der  Staub  durch  Besprengung   nieder- 

und    in   feuchtem  Zustande   beseitigt   werden.     Niemals  darf 

Bnem  Wetter  eine  Zusammenkehren  des  Straßenstaubes  ohne 

keode  Anfeuchtung  erfolgen  (S.  H). 

►aufsichtigung  der  Werkstätten(Gewerbepolizei). 

»eri'it-   S.  3(5  ff.  erwähnt,   werden  einige  Berufe  von   der  Tuber- 

f    in    lii-sondercm   Maße  heimgesucht.      Daher   ist  es   Pflicht  im 

f*>  ct-ji'n  diese  Kiaiiklieit,    die    mit  deu    gewerblichen  Betrieben 

■Schädlichkeit  auf  ein  Mindestmaß  zu  verkleinern.    Diesem 

n  die  in  großer  Zahl  von  Reichs-  und  Staatsbehörden  er- 

i'ilsordnungen    und  Unfallverbütungsvorschriften.     So   ist 

i  wirken,    daß    der   beim   Schleifen    und    Zerkleinern    ent- 

ib  durch  geeignete  Vorrichtungen  (Exhaustoren)  aus  dem 

Arbeiters   und   der   Werkstatt   beseitigt    werde.     Andere 

:i   beziehen   sich   auf  eine    genügende   Zuführung   reiner 

Absaugung  verdorbener  Luft.    Auch  füi-  die  unschädliche 

-iftiger  Gase,   die   sich   in   chemischen    Fabriken,  Hütten 

r.en  entwickeln,  muß  gesorgt  werden.     Die  sitzende  Stel- 

Arbeiterinnen  ist  zeitlich  zu  begrenzen. 

besonderem  Maße  verdient  eine  gewerhepolizeiliche  Beauf- 

die  Heim-  und  Hausindustrie,   weil  sich   bei  dieser 

Idigungen   der  Arbeit  die  Schädigung  durch  eine  zu  enge 


4» 
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mag  der  durch  das  Korsett  verunzierte  und  eingezwängte  weibliche 
Körper  die  Atenibewegungen  nicht  iiielir  in  wünschenswerter  Tiefe 
und  Häufigkeit  auszuführen.  Er  beeinträchtigt  hierdurch  den  Gasaus- 
tauscli  und  den  Biutkreishiuf,  Ein  durch  das  Korsett  eingezwängter 
Körper  ist  also  dem  Kampfe  gegen  die  Tuberkulose  nicht  mehr  in 
voll4m  Maße  gewaclisen. 

c)  Ernährung.  Einen  Einfluß  auf  die  Tuberkulose  übt  die 
Ernährung  insofern  aus,  als  ein  mangelhaft  ernährter  und  daher  ge- 
schwächter Körper  der  Krankheit  leicliter  anheimfällt,  als  ein  gut  ge- 
nährter.    Vergl.  auch  Perlsucht  S.  38. 

d)  Wohnung.  In  engen  und  übervölkerten  Wohnungen  *,)  wird 
die  Uebertragung  der  Tuberkulose  erleichtert.  Daher  sind  ungünstige 
Wohnungsverhältnisse  der  Ausbreitung  der  Tuberkulose  günstig.  Aus 
dieser  durch  eine  große  Zahl  von  Erfahrungeu  sichergestellten  Tat- 
sache folgt,  daß  die  Sorge  für  eine  gesunde  und  nauicnttich  für  eine 
geräumige  Wohnung  eines  der  sichersten  Kampfesmittel  gegen  die 
Ausbreitung  der  Tuberkulose  ist. 

Nach  der  Wohnungs-  und  Bevölkerungsaufnahme  vom  1.  Dezember 
1900  befanden  sich  in  Berlin  Wohnungen  mit  mehr  als  4  Personeu. 


bestehend 


Prozent  der  Woh- 
Duiigeu  überhaupt 


a)  nur  aus  1  Küche  Ji3 

b)  „      ,     1  unheizbareni  Zimmer  ohne  Küche  jo 

c)  ,,     ,      I  ,  „        rait  oder  ohne  Küche    419 

d)  „      „      1  hci/.ljarem  Zimmer  ohne  Küche  1  135 


äumma  a  +  b  +  c 


76- 


0,1 


fc) 


nur  1  heizbare»  Ziinnier  mit  oJcr  ohne  imheizbare 
Zimmer  oder  Küche 


5M»9 


II 


In  obigen  53000  Wohnungen  wird  die  Tuberkulose  zahlreiche 
Opfer  finden,  da  diese  Wohnungen  überfüllt  sind  und  daher  die  Ueber- 
tragung der  Tuberkulose  erleichtern.  (Gr  u  u  dst  ücksau  f  nahm  e.) 
Achnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Breslau  und  II  a  ni  bürg.  Von  den 
lungenkranken  Patienten  der  Berliner  Ortskrankenkasse  für  den  Ge- 
werbebetrieb der  Kuufleute,  Handelsleute  und  Apotheker,  welche  in 
ihren  Familien  wohnten,  teilten 

112  oder  12,(17  Prozent  dea  männlichen  und 
9&     n      ^it^i         .,        des  weiblichen 

den  Schlafraum  im  Jahre  V.K)2  mit  mehr  als  vier  Personeu.  Bei 
üblichen  Enge  derartiger  Schlafräunie  wird  die  Uebertragung  der 
Lungentuberkulose  durch  das  Zusauinienwohnen  mehrerer  Personen 
otfenbar  wesentlich  erleichtert  (Alb.  Cohn). 

In  Marburg  fallen  bi\.2  Prozent  aller  Erkrankungen  an  Tuberku- 
lose bei  der  ärmeren  Bevölkerung  auf  ;i3,(5  Prozent  der  von  dieser 
Bevölkerungsklasse  bewohnten  Häuser.  In  reinlichen  Häusern  und 
Wohnungen  war  die  Tuberkulose  selten  (Romberg  und  Haedicke). 

Sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lassen  auch  die  Wohnuugsverhftlt- 
nisse  der  ärmeren  Klas.se  selbst  in  den  neueren  Hausern  Wiens 
(v.  Philippo  vi  ch). 


•)  DebcrvöJIsert   ist   ein    eiufensteriges 
welchem  mehr  als  4  Personen  hausen. 
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In  gerechter  Würdigung  dieser  Verhältnisse  haben  Staaten,  Ge- 
meiaden  und  Private  große  Mittel  für  die  Herstellung  von  Wohnungen 
für  Unbemittelte  und  für  Arbeiter  hergegeben.  So  bewilligten  der 
deutsche  Reichstag  für  die  Jahre  1901—1903  10  Millionen,  die  Landes- 
versicherungsanstalten 87500000  M.,  Preußen  32  Millionen,  Bayern 
4500000  M. 

Von  deutschen  Städten,  die  billige  Wohnungen  aus  städtischen 
Mitteln  erbauten  oder  deren  Errichtung  unterstützten,  seien  genannt : 
Düsseldorf,  Eßlingen,  Emden,  Freiburg  i.  B.,  Frankfurt  a.  M.,  Fürth, 
Halle,  Leipzig,  Mannheim,  Mainz,  Straßburg  i.  E.,  Schweinfurt. 

Es  sind  ferner  in  Deutschland  gegen  390  gemeinnützige 
Gesellschaften  vorhanden,  die  bisher  ungefähr  30  000  billige 
Wohnungen  erbauten.  Hierzu  kommen  die  großen  industriellen  Werke, 
welche  für  ihre  Arbeiter  preiswerte  und  meist  auch  sehr  zweckmäßige 
Wohnungen  schufen  (Festschrift). 

Aber  es  gilt  in  dem  Kampf  gegen  die  Tuberkulose  nicht  nur 
neue  geräumige  Volkswohnungen  zu  bauen,  eine  ebenso  wichtige  Auf- 
gabe ist  es,  die  vorhandenen  Wohnungen  auf  ihre  Bewohn- 
barkeit zu  kontrollieren  und  durch  Bauordnungen,  die 
von  hygienischem  Geiste  erfüllt  sind,  die  unhygienische  Ausnutzung 
des  Baulandes  nach  Möglichkeit  zu  verhindern.  Auch  auf  diesem 
Gebiete  hat  Deutschland  in  den  letzten  10  Jahren  einige  Fortschritte 
gemacht  Es  steht  zu  hoffen,  daß  die  Zahl  der  städtischen  Woh- 
nungsämter sich  schnell  vermehren  und  dazu  beitragen  wird,  die 
große  Zahl  alter  ungesunder  Wohnungen,  wie  sie  sich  z.  B.  noch 
immer  in  Berlin,  Hamburg,  London,  Paris  und  Wien  finden,  auszu- 
rotten.   (Nußbaum,  Wernich,  Stubben.) 

Die  Fürsorge  für  gesunde  und  nicht  übervölkerte 
Wohnungen  scheint  berufen,  bei  der  Bekämpfung  der 
Tuberkulose  eine  maßgebende  Rolle  zu  spielen. 

e)  Straßenhygiene.  Im  Straßenstaube  finden  sich  lebende 
Tuberkelbazillen.  Daher  muß  der  Staub  durch  Besprengung  nieder- 
phllten  and  in  feuchtem  Zustande  beseitigt  werden.  Niemals  darf 
«d  trockenem  Wetter  eine  Zusammenkehren  des  Straßenstaubes  ohne 
Wriierrohende  Anfeuchtung  erfolgen  (S.  8). 

OBeaufsichtigung  der  Werkstätten  (Gewerbepolizei). 

Wie  bereits  S.  36  ff.  erwähnt,   werden  einige  Berufe  von  der  Tuber- 

hüose  in  besonderem  Maße  heimgesucht.     Daher  ist  es  Pflicht  im 

liBlife  gegen  diese  Krankheit,  die  mit  den  gewerblichen  Betrieben 

Wbondenen  Schädlichkeit  auf  ein  Mindestmaß  zu  verkleinern.    Diesem 

'  Zwecke  dienen  die  in  großer  Zahl  von  Reichs-  und  Staatsbehörden  er- 

'  iUHnen  Arbeitsordnungen   und  Unfallverhütungsvorschriften.    So  ist 

iknaf  hinzuwirken,   daß   der   beim  Schleifen    und    Zerkleinern    ent- 

ttahrade  Staub  durch  geeignete  Vorrichtungen  (Exhaustoren)  aus  dem 

Benridi  des  Arbeiters  und  der  Werkstatt  beseitigt   werde.    Andere 

Terordnongen  beziehen  sich  auf  eine   genügende  Zuführung  reiner 

nd  auf  die  Absaugung  verdorbener  Luft.   Auch  für  die  unschädliche 

IbfUining  giftiger  Gase ,  die  sich  in  chemischen   Fabriken ,  Hütten 

■ad  Bergwerken  entwickeln,  muß  gesorgt  werden.    Die  sitzende  Stel- 

famg  Tieler  Arbeiterinnen  ist  zeitlich  zu  begrenzen. 

-    Ib  ganz  besonderem  Maße  verdient  eine  gewerbepolizeiliche  Beauf- 

siditigimg  die  Heim-  und  Hausindustrie,   weil  sich  bei  dieser 

n  d«D  Schädigungen  der  Arbeit  die  Schädigung  durch  eine  zu  enge 

41 


TH.   WEYL, 

Wolinuüfj;  fi;esellt.  welclie  meist  zugleich  als  Arbeits-,  Wohn-  und 
Schlafrauni  benutzt  wird.  So  hat  die  Ge\verl»ej)olizei  bei  der  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  eine  wichtige  Rolle  zu  spielen. 


5)  Bekämpfung. 

a)  Erkennung  (Frühdiagnose),  D  i  s  p  e  n  s  a  i  r  e  s. 

Die  Aussichten  auf  Heilung  der  Lungentuberkulose  sind  um  so 
größer,  je  früher  die  Kraiiklieit  in  geeignete  Heiiandlung  kouinit. 
Diese  feststehende  Errungenschaft  der  ärztlichen  Wissenschaft  sollte 
den  weitesten  Kreisen  durch  Anschläge  an  geeigneten  Orten ,  z.  B. 
in  den  Wagen  der  StraiSenhahnen,  auf  Bahnhöfen,  in  Rathäusern. 
Schulen  und  Gerichtsgebüuden  bekannt  gemacht  werden.  (Siehe  Tuber- 
kulose-Museen, S.  4.5.)  Aus  diesem  Grunde  sollte  jeder,  bei  dem  sieb 
die  ersten  Symptome  der  Erkrankung  (leichter  Husten  morgens  und 
abends,  der  den  üblichen  Arzneien  und  Hausmitteln  nicht  weichen 
will)  zeigen,  sobald  als  möglich  einen  Arzt  aufsuchen.  An  Stelle  der 
Aerzte  sind  auch  geübte  (lenieindekrankenptlegerinnen  (Gemeinde- 
krankensciiwestern)  bisweilen  in  der  Lage,  auf  Grund  ihrer  Wahr- 
nehmungen den  Patienten  dem  Arzte  zuzuführen.  In  einigen  Ge- 
meinden bestehen  auch  Auskunfts-  und  Untersuchungsstellen  für 
Lungenkranke. 

Es  sind  die.ses  die  sogenannten  d  ispensaires.     In  ihnen  tindet 
zunächst    eine    Untersuchung    der    Patienten    auf   Tuberkulose    statt. 
Hauptsächlich  aber  widmen  sich  diese  Anstalten  der  dauernden  Ueber- 
wacbung  und  hygienischen  Erziehung  solcher  Kranker,  welche  in  ihren 
Kaniilien   verblieben,   weil   sie   diesen   Aufenthalt  dem    Krankenhause 
vorziehen  oder  weil   sie   in   das  Krankeidians  wegen  zeitweiliger  oder 
daurrnder  Ueberfüllung   keine  Aufnahme  finden  können.     Die  Beauf- 
sichtigung   der    Kranken    (indet    entweder    durch    Aerzte    oder    durch 
Krankenschwestern  statt.     Die  Familie  wird  mit  den  durch  die  Ueber- 
tragung  der  Tuberkulose  verbundenen  Gefahren  l)ekannt  gemacht  und 
über   die    unschädliche    Beseitigung  der    tuberkulösen   Sputa    belehrt- 
Die  Familie  und  die  Kranken  erhalten,  wenn  sie  arm  sind,  unentgeld- 
liche  Arzenei   und  Nahrungsmittel,   namentlich   gesunde  Milch.     AucU 
sorgt  man  nach  Möglichkeit   für  die  Verbesserung  der  Wohnung  unt^ 
macht  andere  Wohltätigkeitsanstalten   auf  die  in  Armut  lebenden  TU' 
berkulösen  aufmerksam. 

In  Belgien  und  Fi'ankreich   sind   die  dispensaires  sehr  verbreitet- 

In  letzter  Zeit  hat  man  auch  in  Deutschland,  und  zwar  in  Berlin^ 
Halle  (Pütter)  und  Charlottenburg  (Sani  ter)  dispensaires  unter  deti' 
Namen  Für  sor  gestatten  für  Tuberkulose  ins  Leben  gerufen - 

Wenn  eine  Anzeigptiicht  für  Tuberkulose  besteht  (S.  2)5),  so  wirti 
diese  bewirken,  daß  (iie  frischen  Fällen  von  Tuberkulose  in  möglichst 
großer  Zahl  geeigneter  Behandlung  unterworfen  werden. 


b)  K  r  a  n  k  e  n  h  a  u  s  b  e  h  a  n  d  l  u  n  g  und  Lungenheilstätten. 


d 


Tuberkulöse  im  Beginne  der  Erkrankung  hat  man  bisher  zumeist 
im  Hause,  seltener  in  den  aligemeinen  Krankenhäusern,  behandelt.  So 
starben  19(X(  in  Preußen  auf  7(i602  an  Tuberkulose  überhaupt  \'er- 
storbeue  nur  lo^.si;  in  Heilanstalten,  also  rund  (jrKMW  in  ihren  Woh- 
nungen.   Da  die  in  ihren  Wohnungen  Verstorbenen  Gelegenheit  haben, 
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ihre  Krankheit  auf  ihre  Umgebung  zu  übertragen  (S.  40),  hat  es 
sich  als  nQtzlich  erwiesen,  derartige  Kranke  in  besonderen  Heilan- 
stalten unterzubringen,  die  ausschließlich  fttr  die  Behandlung  der  Tu- 
berkulose eingerichtet  sind  und  als  Heilstätten  bezeichnet  werden. 

Diese  Anstalten  liegen  meist  in  einiger  Entfernung  von  der  Stadt 
in  möglichst  staubfreier  Luft,  sind  durch  Wälder  vor  Winden  geschützt 
und  von  Parkanlagen  umgeben.  Die  Kranken  bringen  den  größten 
Teil  des  Tages  im  Freien  zu  und  benutzen  namentlich  die  sogenannten 
Liegehallen.  Es  sind  dieses  Räume,  die  vor  den  Unbilden  der  Witte- 
rung durch  ein  Dach  geschützt  sind,  aber  der  Luft  freien  Zutritt 
gestatten.  Gute  Kost  und,  wenn  angängig,  leichte  Arbeiten  pflegen 
den  körperlichen  und  seelischen  Zustand  der  Kranken  bald  wesentlich 
zn  verbessern. 

Gegen  80  derartige  Heilstätten  mit  rund  6600  Betten  sind  im 
Deutscheu  Reiche  vorhanden,  die  für  ungefähr  30000  Tuberkulöse 
jährlich  ausreichen,  wenn  jeder  Kranke  ungefähr  3  Monate  in  der  An- 
stalt zubringt.  Die  anderen  Kulturstaaten  haben  sich  diesen  Bestre- 
bungen angeschlossen. 

üeber  die  Art,  in  welcher  die  Tuberkulösen  in  den 
Jahren    1898 — 1903    durch    die    Invalidenversicherungsanstalten    und 


itt  der  von  den  dentscheu  InTalidenTersicherungrsanstalteu  und  Kassenelurich- 
tiiKB  der  InTBlidenrersicherung'  durcbgrefllhrten  ständlgren  Heilbehandlangr  von 
Versteherten,  welche  an  Lnngrentuberknlose  erkrankt  waren. 


1898 

1899     1900 

1 

1901 

1902 

Knakenhäuser   (Kliniken,   Natur- 
bolaDstaltcn,     Kaltwasserheilan- 
'talten,  medico-mechanische  und 
orthopidische  Institute  etc.) 

Männer 
Frauen 

zuHammen 

i 

273       349 
51'       88 

324 '      43; 

522 
Ii' 
653 

349 1      334 

132 1      187 

481  1      521 

Hdluatalten    für    Lungenkranke, 
Liitkarorte 

Männer 
Frauen 

zusammen 

3089 
869 

3958 

4  993 
I  310 

6  892  1  8  758 
2  050  j  3  058 

"0  759 
3358 

6303 

8942   II  816 

14117 

(JtMiangsheime,  Rekonvaleszenten- 

ustilten 

Männer 
Frauen 

zusammen 

66 
23 
89 

35 
21 

22  j        72 
8|        53 

"35 

56 

30        125        252 

Kder  (See-,    Mineral-,   Schwefel-, 
Hoorbäder  etc.) 

Männer 
Frauen 

zusammen 

366  j      632 

_'5"!      241 
523  1      873 

976     1611,      953 

455        595       612 

I  43 1     I  206  :   I  565 

Privatpflege,  Landaufenthalt,  eigene 
WtAnnng 

Männer 
Frauen 

zusammen 

8 

i 

9 

23         2-         '5.       23 

6,         8           6:         r 

29 1        35  :        21  1        30 

Nicht    näher    bezeichnete    Heil- 
»titten  etc. 

Männer 
Frauen 

zusammen 

4      —              3 

3.      -  ..,     -  _ 

7I          . 
—              3 

7 

4 

Summe 

Männer 
Frauen 

zusammen 

3806 
I  104 

4910 

6032 
1666 

7698 

8442 
2652 

II  094 

10812 
14656 

12  187 

16480 
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durch  die  Kassen  der  Invalidenversiclicrung,  Gehandelt  wurden, 
gibt  die  vorstehende  Tabelle  Auskunft.  Die  Tabelle  zeigt,  daß  die 
Behandlung  zumeist  in  Heilstätten  erfolgte. 

Die  Zahl  der  wegen  T  u  I  •  e  r  k  u  1  o  s  e  nach  vorstehender 
Tabelle  Behandelten  und  die  dabei  aufgewandten  Kosten 
betragen 


im  Jahre 

Pcrsunen 

mit  einem  KoatenaHf- 
wande  voo  M 


I8il7 


18Ü8 


lö9'J 


19Ü0 


1901 


IW-' 


4  937  1         7  759 
1548364    2405037 


II  150 


3766761  503875« 


'4  757 


16  ;i6 
5861  166 


Die  Kosten  des  einzelnen  Behandlungsfalls  haben  sich 
ini  Durchschnitt  belaufen  in  den  Jahren 


1897 

1898 

1890 

lUOO 

1901 

1902 

boi  Männern  auf  JI. 

295.»« 

307,so 

310,»! 

345.1s 

348,58 

36o,»o 

,,  Frauen   „   ., 

340.»s 

340.9* 

3i8,ui 

321,1« 

3»9,s* 

340,81 

und  die  Kosten  des  einzelnen  Bchandlungstagesim  Durch- 
schnitt in  den  Jahren 

1807    1898    1899    1900    1901     1902 

bei  Männern  auf  M.    4,116      4,20      4,>5      4,78     4,ns     4,«!i 

„    Frauen       „     „      4,01      4,1»      4,0»      4,00     4,03      4,1s 

Die  Erfolge  der  Behandlung  stellen  sich  nach  der  Statistik 
des  Reichsversicherungsamtes  folgendermaßen : 


Wegen 
Lungen- 
tuberkulose 
behandelt 


Auf  UXI  ständig  bc- 
handeite  Personen 


wurde  bei  Abschluß 

des  Heilverfahren» 

Heilerfoljr  erzielt,  so 

Jaii  Invuliditiit  in  tib- 

sehbarer  Zeit  nicht  zu 

besorgen  war. 


im  Jahre 


Auf  KKJ  ständig  liehandeltc  und  kontroUiene 
Personen 


hat   der  tSOS 
erzielte   Heil 
erfolg  ge- 
dauert 


hat  der 
18im  er- 
zielte Heil- 
erfolg ge- 
dauert 


hat  der  hat  der 


KlOO  er- 
zielte 
Heiler- 
folg ge- 
dauert 


190i  er- 
zielte 
Heder- 
folg ge- 
dauert 


batder 

IWK 
erzielte 

Hdl- 
erfolg 

ge- 
dauert 


biB  zum  HchluBso  clci*  Jahres 


ai  Männer  11. 
Frauen zu- 
Bommea 

b)  Männer 
allein 

c)  Frauen 
allein 


69149I43 


39 


6748,4035 
<>74839I33 


494' 


148 


38 


67IS1I44I40I67I52 


Aus  vorstehender  Tabelle  ist  nur  der  Abschnitt,  welcher  die  Hei- 
lungserfolge bei  100  ständig  behandelten  und  kontrol- 
lierten Personen  euthiilt,  für  die  Frage  der  Heilerfolge  zu  berück- 
sichtigen. 

Von  diesen  Personen  waren  also  im  dritten  Jahre  nach  be- 
gonnener Kur  3.5  bis  41  Prozent  erwerbsfähig:  ein  immer- 
hin beachtenswerter  Erfolg. 

Bewährt  hat  sich  ferner  die  Behandlung  von  Tuberkulösen  im  Be- 
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ly^inne  ihrer  Krankheit  in  sogenannten  Walderholungsstätten,  die 
ihnen  nur  am  Tage  Gelegenheit  gehen,  in  guter  Luft  und  unter  ärztlicher 
Pflege  sich  aufzuhalten .  während  sie  in  der  Nacht  in  ihre  vermittels 
guter  Verbindungen  leicht  erreichbaren  Wuliiiungeu  zurückkehren. 
Solche  Anstalten  sind  vorhanden  in  Berlin  (6),  in  Halle,  Hannover, 
Kassel.  Posen  und  Wien.    (Becher.) 

Die  aus  der  Pflege  der  Heilanstalten  als  geheilt  oder  gebessert 
Entlassenen  sollten  niclit  sogleich  wieder  den  Mühen  und  Anstrengungen 
ihres  früheren  oder  eines  neuen  Berufes  unterworfen  werden.  Man  hat 
deshali)  mit  der  Errichtung  sogenannter  Erhulungsstätteu  begonnen, 
in  denen  die  Rekonvaleszenten  einige  Zeit  bleiben  und  sich  mit 
Vorteil  landwirtschaftlichen  Arbeiten  widmen. 

Tuberkulöse  in  späteren  Stadien  der  Erkrankung  sind  für  die 
Behandlung  in  Heilstätten  nicht  geeignet  und  werden  daher  besser 
in  den  allgemeinen  Krankenhäusern  oder  zu  Hause  verpflegt. 

c)  Desinfektion. 

Die  Erreger  der  Tuberkulose  befinden  sich  im  Auswurfe  des 
Erkrankten  und  können  von  hier  aus  (vergl.  S.  38)  in  die  Lunge 
des  Gesunden  gelangen,  um  hier  die  Krankheit  hervorzurufen.  Daher 
muß  der  Auswurf  der  Erkrankten  .sorgfältig  gesammelt  und  unschäd- 
lich gemacht  werden. 

Zu  diesem  Zwecke  sollte  jeder  Tuberkulose,  wenn  er  umhergeht, 
seinen  Auswurf  in  ein  verschließbares  Speitläschchen  (nach  Dettweiler) 
entleeren.  W^enn  er  aber  eineii  Speinapf  benutzt,  muli  dieser  eine 
desintizierende  Flüssigkeit,  z.  B.  Kresolwasser  oder  Holzessig,  niclit 
aber  Sand  enthalten.  Im  letzteren  Falle  würde  das  Sputum  eintrocknen 
und  verstaubt  werden  können.  Emiifehlenswert  sind  die  aus  Papier- 
masse oder  ähnlichen  Materialien  hergestellten,  mit  Katfeesatz  gefüllten 
Speinäpfe,  weil  .sie  nach  dem  Gebrauche  in  jedem  llerdfeuer  verbrannt 
werden  können. 

Die  von  den  Tuberkulösen  benutzten  Gebrauchsgegenstände, 
namentlich  Betten  und  Wäsche,  dürfen  nur  von  diesen,  nicht  aber  von 
anderen  Personen  (»enutzt  werden.  Sie  sind  möglichst  häutig,  und 
7war  am  besten  durch  strömenden  Wasserdampf  oder  Fonnaliu  (S.  32) 
zu  desinfizieren.  Die  Wohnräume  des  Erkrankten  müssen 
njindestens  einmal  t-äglich  feucht  aufgewischt  werden ;  am  besten  ge- 
hieht  dieses  mittels  Kresolwasser. 

Auch  die  Wände  namentlich  in  der  Nähe  des  Krankenbettes, 
ferner  die  vom  Kranken  benutzten  Möbel  müssen  häufig  mittels 
Kresolwasser  gereinigt  werden.  Leinene,  baumwollene  und  seidene 
Taschentücher  sind  nach  dem  Gebrauche  in  Kresolwasser  zu  legen 
nnd  dann  auszukochen.  An  ihrer  Stelle  benutzt  man  nut  Vorteil 
Taschentücher  aus  Paiiier,  die  leicht  verbraunt  werden  können. 

W'enn  der  Tod  eines  Tuberkulösen  eingetreten  ist. 
muß  das  von  dem  \'erstorbenen  benutzte  Zimmer  und  alle  von  ihm 
benutzten  Möbel  und  Gebrauchsgegenstände  von  geschulten  Desinfek- 
toren desinfiziert  werden. 

d)  Tuberkulose-Museen. 
Durch  Tuberkulose-Museen,  in  welchen   alle  auf  die  Verbreitung 
ind  Heilung  der  Tuberkulose   bezüglichen  Gerätschaften   und  Druck- 
aen  aufbewahrt  und  den  weitesten  Kreisen  unentgeltlich  vorgefülirt 
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den.  ist  das  Vorstruulnis  des  Pnbliki 


für  die  Gefahren  ae^tP 


wem 

herkulose  ;jii  luifürdeni. 

Um  diese  Museen  hat  sich  Dr.  M.  Blum  cii  thal  in  Moskau  ein 
besonderes  X'ei-dieiist  erworben.  Audi  die  st&ndige  Ausstellung  fiii 
Arbeiterhygiene  in  Charlottenburg  enthält  ein  derartiges  Museum 
(Kayserling). 

TiiberkuloHenierkblatt. 

Beaj'beitft  im  Kaiserlichen  (Tesiindheitsamte. 

A.  Waa  Ist  die  Tnberknloa«? 

Die  Tuberkulose  ist  die  verderblichste  aller  ttber 
tragbaren  Krankheiten.  .Sie  befällt  die  verschiedenste! 
Teile  des  Körpers,  mei.st  aber  die  Lungen;  sie  verschont  keil 
Land,  kein  Lebensalter,  keinen  Beruf,  keine  Volksklasse.  In  Dentscb 
land  sterben  daran  jährlich  über  IfKMJCXi  Menschen,  die  Zahl  der  Krank« 
wird  auf  das  Zehnfache  geschätzt.  Jeder  dritte,  im  Alter  vo| 
16  — Ü(»  Jahren  sterbende  Mensch  erliegt  der  Tuberkulös* 

Die  TuberkuJose  wird  verursacht,  durch  den  von  Robert  Koci  ent 
deckten  Tuberkelbacillua,  ein  winziges,  nur  bei  sehr  starker  Vergrößenini 
sichtbares  Lebewesen  niederster  Art,  welches  sun  besten  bei  BlutwSj-n» 
(etwa  37  "  C)  gedeiht  und  sich  im  Innern  des  Körpers  vennehrt.  In  di 
Außenwelt  gelangt  er  hauptsachlich  mit  dem  Auswurf  kranker  Menschei 
und  mit  der  Milch  kranker  Tiere. 

Jeder  Mensch  ist  der  Gefahr  ausgesetzt,  den  Kein 
d er  Tuberkulose  in  sich  aufzunehmen,  und  mancher  beher 
bergt  ihn  seit  langer  Zeit,  ohne  es  zu  wissen*).  Jeder 
mann  muQ  sich  daher  auf  den  Kampf  mit  diesem  Fein  dl 
einrichten. 

Der  Tuberkelbacillua  wird  am  sichersten  vernichtet  durch  höh« 
Hitaegrade  bei  Anwesenheit  von  Feuchtigkeit,  also  durch  Kochen  od« 
durch  strömenden  Wasserdampf  Dem  Sonnenlichte  widersteht  er  nichi 
lange,  Andere  Desinfektionsmittel,  z.  B.  Rresolwasser,  Karbokaure 
lösung,  Formaldehvd,  bedürfen  zu  wirksaiuer  und  gefahrloser  Anwendung 
besonderer  Vorkenntnisse. 


n    n  I  n  trv 


B.  Wie  erfolg't  die  Anateclnuijf  ? 

Angeborcue  Tuberkulose  ist  selten. 
Tuberkelbazilleu  werden  aufgenommen: 

1.  durch  Einatmen  mit  der  Luft:  entweder  von  eings* 
t  r  0  c  k  n  e  t  e  m  A  u  s  w  u  r  f  S  c  h  w  i  n  d  s  ü  c  h  t  i  g  e  r  im  Staub,  anfgewirbef 
durch  Wind,  Luftzug,  Ausfegen,  oder  verschleppt  an  Schuhsohlen  od« 
Kleidern;  oder  von  winzigen  feuchten  Tröpfchen,  welchi 
Kranke  beim  Husten  oder  Sprechen   in  ihrer  Umgebung  verbreiten 

2.  m  i  t  d  er  N  ah  r  un  g:  in  erster  Linie  durch  ungekochte  Milcb 
bei  ungenügender  Fleischschau  auch  durch  Fleisch  tuberkulöser  Tiere 
welches  in  den  Verkehr  gelassen  und  vor  dem  GenuB  nicht  durchgekochl 
wurde; 

3.  durch  verletzte  oder  erkrankte  Stel  len  der  Schleim, 
h&ute  der  Süßeren  Haut, 


*)  Ein  Viertel    der   Leichen    von   Personen,    die    an    antiereji 
sterben  sind,  zHgt  ira  Innern  Spurer  äberstandener  Tuberkulose. 
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insbesondere  durch  Verm  i  ttelun  g  vmi  unreinen  Hän- 
den: z.  B.  beim  Kriechen  der  Kinder  auf  dem  Fußboden,  Anlassen  be- 
|Kiunutzter  Gegenstände  (Kleider,  Taschentücher  u.  dergl.)  und  daran} 
Wgender  Einfnhniug  der  Finger  in  den  Mund  ( Fiiiyerhitschen,  Nägel- 
i&aen,  Fingerlecken  beim  Uniblättem),  beim  Bohren  in  der  Nase  und 
lim  liehen  Untugenden ; 

ferner  durch  Vermittelung  von  unreinen  Geraten:  z.B. 
in  den  Mund  nehmen  von  gebrauchtem  fremden  Spielzeug,  Trinkgläsern, 
ESgerfiten,  Blasinstrumenten ; 

endlich  durch  unbeachtete  kleine  Wunden,  Kratzflecke,  Hautaus- 
«chlag  (Grind). 

Die  Folge  der  Aufnahme  von  Tuberkelbaeillen  ist  bei  Kindern  meist 
znn&chst  eine  Erkrankung  der  Drüsen  (y..  B.  des  Halses  und  des  Unter- 
leibes) nnd  im  AnschluS  daran  der  Lungen,  der  Knochen  und  Gelenke 
(Köochenskrofeln,  tuberkulöse  Buckel,  freiwilliges  Hinken),  der  Hirnhant 
0.  s.  w.  Bei  Erwachsenen  überwiegt  die  Ansteckung  durch  Einatmung 
und  fiihrt  zu  Tuberkulose  der  Lungen,  seltener  des  Kehlkopfes  (Schwind- 
sucht). Durch  Aufnahme  der  Tuberkelbstcillen  in  die  Haut  entsteht  oft 
Hauituberkulose  (z.  B.  Lupu.s,  fressende  Flechte). 

Meist  verläuft  die  Tuberkulose  langsam  (chronisch);  Ausnahme: 
galoppierende  Schwindsucht. 


C.  Wie  scbfttat  man  sich  vor  Taberkuloie  ? 
Bei    keiner  Volkskraukheit   hat  der  Mensch,    auch  der 
Schwächste    und  Aermste,    es  so   in  der  Hand,    sich    selbst 
«n    helfen,  wie  bei  der  Tuberkulose,  wenn  er  n ur  Einsicht 
mi  t    Selbstbeherrschung  verbindet. 

I.  Maßregeln  gegen  den  Erreger  der  Tuberkulose. 

1.  Jeder,  Gesunder  wieKranker,  sorge  ftlr  gefahrlose 

Bas  eit  igun  g  d  es  Auswurfs,  weil  keinem  Auswurf  angesehen  werden 

kann,  ob  er  tuberkulös  ist  oder  nicht.     Also   nicht  ausspucken  auf 

den    Boden    geschlossener    Räume    (einschlieClich    Straßen-    und 

Eisenbahnwagen)      oder     verkehrsreicher     Wege !      Aufstellen      von 

Spucknäpfen    mit    feuchter,    in    kurzen    Zeiträumen    unschädlich    (am 

besten  durch  Auskochen)  zu  beseitigeuder  Füllung!    Beim  Husten  ist  liie 

Band  vor  den  Mund  zu  halten!  Anderenfalls  wende  der  Xiichbar  sich  ab! 

üftidungsstücke   sind  stets  sauber   ku  halten,    Kleideischleppen  nicht   zu 

ilnlden!    Kleider,    Betten,    Wäsche    von  Tuberkulii.sen    dürfen    erst    nach 

gttodlicher   Desinfektion    von    anderen    in  Gebrauch    genommen    werden. 

Trockenes    Fegen    werde    durch    nasses    Aufnehmen,    nötigenfalls    durch 

Sfieiiom  mit  heißer  Soda-  oder  heißer  Schmierseifenlösung  ersetzt.    Jede 

S'»iibentwickelnng    in    der    Wohnung,    der    Arbeitsstätte    und    auf    der 

NtnJie  ist   auf  das  geringste  mögliche  Maß  zu  beschränken.    Meide  Wirt- 

"lisfteii,  in  denen  auf  den  Boden  gespuckt  wird ! 

2.  Peinlichste  Sauberkeit  herrsche  bei  der  Zuberei- 
tung und  Aufbewahrung  (Schutz  gegen  Fliegen),  sowie  beim 
Oeanß  der  Speisen,  namentlich  solcher,  welche  roh  genossen  werden! 
Milch  und  Fleisch  sind  vor  dem  Genuß  gründlich  zu 
»oitben;  die  gekochte  Milch  ist  geschützt  und  möglichst  kühl  aufzu- 
bewahren ! 

3.  Die  Hände,  einschließlich  der  Nägel,  die  Zähne  nebst 
der  Mundhöhle    sind    häufig    und    gründlich    zu    säubern! 
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Das  Einfuhren  von  Fingern  in  Mund  oder  Nase,  sowie  das 
Kratzen  im  Gesicht  sind  zu  unterlassen!  Jede  Wunde  ist 
gegen  Verunreinigung  durcli  geeignete  Verbände  zu  schützen. 

4.  Hinsichtlich  der  Ti  ertuberku  1  ose  sei  nur  angedeutet,  dafi  si» 
bei    Rindern    meist   als    Lungen-,    bei  Schweinen   meist    al»    Halsdrüsen- 
oder    Darmtuberkulose    auftritt,    bei    jenen    also    durch    Einatiniing,    bei- 
diesen  durch  das  Futter,  namentlich  durch  Zentrifugenschlamm  der  Mol- 
kereien nnd  nicht  abgekochte  Magermilch  aufgenommen  wird.    Geeignete^ 
Tilgungsmittel    sind :    allmähliche  Ausmerzung   der    tuberkulösen   Rinder^ 
vor  allen  der  mit  nichtbaren  Zeichen    der  Krankheit  (tuberkulöse  Euter— 
knoten,  Husten  mit  Abmagerung  und  rauhem  Haar  u.  dergl.)  behafteten, 
bei  Kindermilchwirtjichaffen  und  für  die  Zucht,  aber  auch  aller  sonst  avC 
Tuberkulinoinspritzung  hebernden  Tiere;    Trennung  der  Kälber  von  den 
tuberkulösen  Müttern ;    reichliche  Bewegung    der  Kälber    und   des  Jung- 
viehs, möglichst  auch  der  alteren  Tiere  in  freier  Luft ;   Verwendung  nur 
gekochter  Milch  und  Molkereirückstände  zur  Fütterung  der  Schweine *)r 
AusachlieUung    tuberkulöser    Personen,    namentlich    solcher   mit  Auswurf, 
von  der  Viehwartung;   Reinhaltung  der  Ställe. 

IL  Maßregeln  zur  Kräftigung  des  Körpers. 

Niemals  wird  es  gelingen,    alle  Tuberkelbacillen   ab- 
zutöten;    deshalb    ist   es    unerläßlich,    den    Kör j) er    so    zu 
kräftigen    und    abzuhärten,    daß    der    eindringende    Kei 
ihn  nicht  krank  machen  kann.     Die  Hau])tmittel  **)  sind: 

Einfache  und  kräftige  Nahrung,    die   bei  richtiger  Auswahl.! 
nicht  teuer  zu  sein  braucht.    Leckereien  und  berauschende  Getränke  sini 
zu  meiden; 

eine  demZntritte  von  Luft  und  Licht  zugängige  Wob — 
nung;  lieber  vor  der  Stadt,  als  inmitten  derselben;  das  best»» 
Zimmer  zur  Schlafstube  gewählt; 

haltbare,    einfache    Kleidung    aus    nicht    zu    dicht  ge  — 
webten  Stoffen,   weder  zu  wann   noch  zu  kühl,   bei  ruhigem  Körpei — 
oder  bei  sitzender  Tätigkeit  wärmer  als  bei  Bewegung;  Unterlassung  von 
Modetorheiten,    welche  die  freie  Bewegung  des  Körpers   beeinträchtigen, 
z.  B.  Korsett  und  Leibriemen. 

Erst  nach  Bestreitung  dieser  unumgänglich  notwendigen  Bachen  darf'^ 
an  andere  Ausgaben  gedacht  werden. 

Bei  der  ganzen  Lebenshaltung  stehe  Reinlichkeit  und 
Ordnung  voran!  Wasche  täglich  den  ganzen  Körper  mit 
mäßig  kaltem  Wasser  oder  reibe  ihn  schnell  mit  einem  rauhen 
feuchten  Tuche  ab,  bade  in  reinem  Fluß-  oder  Seewasser,  oder  nimm  ein 
Brausebad  (unter  Schonung  des  Kopfes),  halte  Haare  und  Bart,  Zähne 
nnd  Mund,  sowie  Nägel  sauber!  Atme  unter  Schließung  des 
Mundes  durch  die  Nase;  diese  ist  das  natürliche  Filter  für  Un- 
reinigkeiten  und  Schädlichkeiten.  Ist  die  Nasenatmung  dauernd  erschwert, 
so  lasse  dich  durch  den  Arzt  untersuchen:  das  Hindernis  ist  oft  leicht 
zu  beseitigen. 

Deine  Arbeit  verrichte  ganz  und  mit  voller  Kraft;  sie 
gibt    wieder  Kraft;    suche    sie  aber,    soweit    es  mit  ihrem 


*)  Viele  große  Molkereien  erhitzen  bereits  die  gesamte  Vollmilch  vor  der  Ver- 
arbcituni^  »o,  tlaß  je<le  (ieiahr  beseitigt  wird. 

••)  Näheres   im    ,(ie«u  ndhei  tebuehloin".     Bearbeitet   im   Kais,   ßesund- 
heitaamte.    8.  Abdruck.    Uerlin,  Jul.  Springer,  1899.   l'reU  1  iL 
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Zwecke  vereinbar  ist,   der  Oesundheit  entsprechend   aus- 

^ II  fuhren.      Benutze    gebotene    Schutzvorrichtungen!    Meide    gebückte 

Stellung  bei  Geistesarbeit !    Bist  du  Arboitgeber,   so  sei  darauf  bedacht, 

Sc iiilJlichkeiten  zu   beseitigen  oder  doch  tunlichst  einzaschranken  (Staub, 

&Aiich  u.  8.  w.)!    Arbeits-  nnd  Ruhezeit   sollen    im    richtigen  VerhältniB 

stellen! 

Die  arbeitsfreie  Zeit  wende  an  zur  Kr&ftignng  der 
Körperteile,  welche  bei  der  Arbeit  selbst  weniger  Ge- 
legenheit hatten,  sich  zu  üben!  Bewege  dich  anUerhalb  der  be- 
wohnten Orte!  Mache  in  freier  Luft  oft  langsame  tiefe  Aterazii^^'e  mit  in 
dio  Seiten  gestemmten  Händen !  Gewöhne  dich  auch  an  ungünstige 
Witterung  im  Freien!  Wechsele  durchnäßte  Kleider  und  Schuhe! 
Tamerische  Uebungen  —  namentlich  Freiübungen  —  den  Kürjierver- 
h&ltnissen  angepaßt,  je  nach  den  Mitteln  unterstützt  durch  FoEmärsche, 
Bttllspiele,  mäüiges  Radfahren,  Rudern,  Schwinimeu  u.  dergl.  sind  die 
bellten  Bundesgenossen  im  Kampfe  gegen  die  Tuberkulose. 

Suche  rechtzeitig  das  Bett  auf!  Meide  Ausschwei- 
fungen jeder  Art!  Sie  zerstören  in  kurzem,  was  in  langem  errungen 
wnr-de.  So  wenig  ein  Glas  nicht  zu  kühles  Bier,  eine  Tasse  nicht  zu 
starker  Kaffee  oder  Tee,  eine  Cigarre  —  zur  rechten  Zeit  genossen  — 
dena  normalen  erwachsenen  Körper  schadet,  so  sehr  schadet  jedes  ZuvieL 

Meide  endlich  Verkehr  mit  Personen,  die  an  ansteckenden  Krank- 
heit-en  leiden ;  wenn  Pflicht  oder  Beruf  solchen  Verkehr  fordern,  so  lasse 
di©  gebotenen  Vorsichtsmaliregeln  nicht  ans  dem  Auge!  Beziehst  du  eine 
Wohnnng,  in  welcher  vorher  ein  Tuberkulöser  gelebt  hat,  so  lasse  sie 
xav-or  desinfizieren! 


B.  Katacliiaga  fttr  besonders  gefälirdete  Personen. 

Jedermann  sollte  sich  der  vorstehenden  Gesundheits- 

r&geln  befleißigen,   ganz  besonders   aber  alle  iliejenigen, 

welche    aus    irgend    einem   Grunde    die   Tuberkulose    mehr 

»l »    andere    zu    fürchten    haben:    schwächliche    Personen,    sowie 

i<>lc})e   mit   langem    nnd    schmalem  Körperbau   bei   flachem   Brustkast«n, 

nfcinentlich  wenn  sie  von  tuberkulösen  Eltern  abstammen ;  femer  solche, 

wiche    Grund    zu    der    Annahme    haben,     daß    sie    durch    Verkehr    mit 

*cU\^iijdsüchtigen   Menschen   (Verwandten,   Pflegern,   Arbeits-  oder  Spiel- 

getiossen)  oder  infolge  eigener  Erkrankung  an  Skrofulöse  oder  dergl.    in 

Atr  Kindheit    den  Keim    der  Tuberkulose    bereits   aufgenommen  hatten ; 

nicht  minder  solche,  welche  der  Beruf  gei'h.hrdet  (Stuben-,  Staubarbeiter 

«•  ^iergl.) :  endlich  die  von  schweren  Krankheiten  Genesenden,  sowie  all- 

g«njeiii  diejenigen,  welche  an  Lungen-  oder  chronischen  Halskrankheiten, 

Keuchhusten,    Masern,    Influenza,    Zuckerkrankheit,    Bleichsucht   gelitten 

"ben    oder    leiden    oder    zu    starken    Bhitverlusteii    irgendwelcher    Art 

^'asenbluten  u.  dergl.)  neigen. 

Wer  einen  wenig  widerstandsfähigen  Körper  hat, 
oehnie  darauf  bei  der  Wahl  des  Berufs  Rücksicht:  ein 
Benif^  der  in  die  freie  Luft  führt  und  die  Körperkräfte  durch  üebung 
*ttlilt,  ist  besser  als  eine  an  das  Zimmer  fesselnde  Tätigkeit,  Menschen 
mit  empfindlichen  Atmungsorganen  haben  nicht  nur  Staub  (also  auch 
«Uabreiche  Berufstätigkeit),  sondern  auch  Rauch  (Tabaksdunst  einge- 
•ichloHsen,!,  und  kalte,  rauhe  Winde  zu  meiden  oder  sich  dabei  ent- 
»prechend  zu  schützen ;  Sprechen  in  kalter  Luft  oder  beim  Gehen  sollten 

UaattiHSk  «m  Utc1«d«.    8D»pl..Bd,  IV.  A 
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sich    vor  Erkaltungen    und   übennäCiger  Körj>erBn? 


sie   unterlassen    und 
strengung  hüten. 

Nicht  minder  wichtig  ist  die  sinngemäüe  Durchführung  der  allge- 
meinen Schutzmaßnahmen  überall  da,  wo  durch  Beruf  oder  sonst  Men- 
schen in  großer  Zahl  sich  regelmäßig  zusauimentinden  (in  Schulen  nnd 
Pensionaten  —  entsprechendes  Verhalten  tuberkulöser  Lehrer  — ,  Fabriken, 
Wirtshausem,  Ärmenanatalten,  Waisenhäusern).  Vernachlässigung  der 
Tuberkulo.se  durch  einzelne  geiUhrdet  die  Gesamtheit.  ■ 

H.  Katschiagre  fflr  erkrankt«  Feraoaea. 

Treten  Erscheinungen  auf,  welche  denVer  dacht  einer 
nicht  bloß  vorübergehenden  Erkrankung  der  Atmungs- 
wege  erwecken;  wiederkehrender  Husten  (trcicken  oder  mit  Ausvnirf), 
wiederkehrende  Schmerzen  im  Halse,  Brust  oder  Rücken,  anhaltende  Ab- 
geschlagenheit oder  Neigung  zur  Enuüdung  ohne  vorangegangene  An- 
strengung, Appetirmangel  und  Abmagerung,  wiederkehrendes  Fieber, 
namentlich  zur  Abendzeit,  mit  Nachtschweißen  (selbst  bei  nur  maßiger 
Körperbedeckung},  Blutspuren  im  Auswurf  oder  gar  ein  Bluterguli  aus 
dem  Halse,  so  ist  baldigst  eine  gründliche  Untersuchung 
durch  den  Arzt  (auch  des  Auswurfs  auf  Tuberkelbacilleo) 
herbeizuführen.  Wird  der  Vei'dacht  nicht  bestatJgt,  so 'sind  gleich- 
wohl die  unter  D.  gegebenen  Ratschläge  sorgfältig  zu  befolgen.  Bestätigt 
sich  der  Verdacht,  so  sind  in  erster  Reihe  die  vom  Arzte  gegebenen 
Verhaltungsmaßregeln  zu  beachten.  Kein  Mittel  hilft,  wenn  nicht 
der  Kranke  durch  sein  allgemeine. s  gesuudheitsgemaßes 
Verhalten  und  strenge  Befolgung  der  gebotenen  Vor- 
sichtsmaßregeln das  Beste  dazu  beitragt.  DerKrankever- 
gegenwartige  sich  die  doppelte  Pflicht,  auf  seine  eigen« 


Heilung  Bedacht    zu  nehmen, 


wiede 


ein  nützliches,  erwer- 
bendes Glied  der  menschlichen  Gesellsrhaft  zu  werden,  aber  auch 
durchBeacbtung  derSc  hutzmaßregeln  seineAnge  hörigen, 
Hausgenossen  und  weitere  Umgebung  vor  Ansteckung  za 
Vje wahren.  Beginnende  Tuberkulose  ist  oft  heilbar,  vorgeschritten© 
selten ;  der  Erfolg  hangt  zumeist  vom  rechtzeitigen  Einschreiten  ab. 

Besondere  Aufmerksamkeit  ist  dem  Auswurf  zuzu- 
wenden; er  ist  weder  auf  den  Boden  zu  schleudern  noch  zu  ver- 
schlucken, vielmehr  in  ein  besonderes,  dazu  bestimmtes  Gef^ß,  welche» 
regelmäßig  zu  desinfizieren  ist,  zu  entJeeren ;  am  besten  sind  Spuck- 
flaschchen  (etwa  nach  Art  der  Dettweilerschen),  welche  der  Ki-anke^ 
mit  sich  führt.  Mußte  der  Auswurf  ausnahmsweise  ins  Taschentuch  ent- 
leert werden,  so  ist  dieses  vor  dem  Trnckenwerden  auszukochen. 

Auch  durch  Küssen  kann  die  Krankheit  übertragen  werden.  Einer 
offenbar  schwindsüchtigen  Person  ist  die  Eheschließung  dringend  zu 
widerraten ;  sie  warte  bis  zur  Heilung !  Tuberkulöse  Frauen  sollten  nicht 
stillen  oder  Kinder  warten ! 

Bei  Fieber  und  Neigung  zu  Blutungen  ist  Ruhe  und  Schonung  un- 
bedingt geboten;  au.sgiebiger  Genuß  ruhiger,  von  der  Sonne  durch- 
wftnnter,  nebel-,  staub-  und  rauchfreier  Luft  tut  gute  Dienste,  am  besten 
mit  Lagerung  auf  Ruhebetten  im  Freien,  an  geschütztem  Platze  imd  mit 
genügender  Bedeckung  des  Unterkfirpers. 

Am  sichersten  wird  die  Heilung  in  einer,  der  Wieder- 
herstellung   von  Lungenkranken    besonders   gewidmeten, 
sachkundigen     Arzte     geleiteten     Heilstätte 
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nheilstätte)  erreicht.  Bei  nicht  zu  kurzem  Aufentiialte 
(mcht  unter  3  Monaten)  erlaugt  der  folgsame  und  aufmerksame  Kranke 
oft  nicht  nur  seine  Gesundheit  wieder,  sondern  eignet  sich  auch  die  zur 

[meidung  von  RücklUlleu  erforderliclien  Lebensrogeln  an. 
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Vtrüfjtnllirhitngfn     mu    tUm    Gebiete    de*    MMlär-SanitäUvettHt,     B<!fi    H-    Bt 

JAitiijKiUuberkuUife  in  der  Armee.     (IS!)!'.) 
Warnioli,      Wohininymuftehcr  und    Wohnunjtämtcr  im  BiWfh.  der  Hyijiene.  hemiay.  nm 

Th.    Weyl.     4.   Bd.'    S.  5VX 

II.  Pookt'ii. 

1.  Verbreitung  vor  Siniühnmg  der  Schatzpocken. 

Die  Pocken  siod  eine   bereits  im  Altertum    bekannte  Krankheit 
welche  beinahe    stets,    soweit   unsere  Nachrichten  reichen,   mit  einer 
sehr  hohen  Sterblichkeit  einhi-rging.     Sie  war  auch  im  frühen  Mittel- 
alter z.  li.  in  Frankreich    wohlbekannt.     Brauchbare   Statistiken   über 
die    von    der   Krankheit   geforderten  Opfer   besitzen    wir  jedoch   erst 
aus    dem    18.  Jahrhundert.     So    wurde   die  jährliche  Sterblichkeit  io 
Europa  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  auf  -KWOOO  Todesfälle  und 
die  Anzahl   der   Erkrankungen   auf  -'i,-,   aller  Lebenden   geschätzt.    In 
größeren  Städten  herrschte  die  Krankheit  unausgesetzt,  die  kleineren 
wurden    nur   von  Zeit  zu  Zeit   von    Epidemien   lieimgesucht.     In  den 
Zwischenräumen  dieser  Epidemien  waren  die  Pockenfälle  seltener,  weil 
ein  großer  Teil  der  Einwohner   durch   die   überstandenen  Pocken  vor 
einer  wiederholten  Erkrankung  geschützt  war.   So  traten  1798  in  den 
drei   preußischen  Städten  Rawitsch ,    Bojanowo   und  Same   unter   den 
13  329   Einwohnern    1250  Erkrankungen    an  Pocken   auf.     Unter  den 
nicht  Erkrankten  12  079  fanden  sich  nur  .524.  welche  die  Seuche  noch 
nicht    überstanden    hatten.     In    Wien   erkrankte  1794   fast   die  Hälfte 
aller  Kinder.   In  Hastiugs  (England)  erkrankten  1730  und  1731  von  den 
16;^  Einwohnern  705  an  Pocken,  von  den  nicht  Erkrankten  931  hatten 
725  die  Seuche  bereits  früher  durchgemacht. 

Die  Seuche  befiel  alle  Stände  gleichmäßig  und  verschonte  auch 
die  höchsten  nicht.  So  starben  an  Pocken:  Wilhelm  II.  von  Oranien, 
Kaiser  Joseph  I.,  König  Ludwig  X\'.  von  Frankreich,  die  Königin 
Maria  von  England,  zwei  deutsche  Kaiserinnen,  (!  österreichische  Erz- 
herzöge und  Erzherzoginuen,  ein  Kurfürst  von  Sachsen  und  der  letzte 
Kurfürst  von  Bayern. 

Die  Pocken  nahmen  sehr  häufig  einen  tödlichen  Aus- 


gang, bei  Erwachsenen  war 
Fälle  die  Regel.  In  Rawitsch, 
1250  Erkrankten  199,  in  der 
Jahre  127  und  817  Befallenen 
und  1731  starben  etwa  Vi- 
Das    \'  e  r  h  ä  1 1  n  i  s    r|  e  r 


dieses  in  '/«'  hei  Kindern  in  Va  der 
Bojanowo  und  Sarne  starben  1796  von 
Grafschaft  Wernigerode  in  demselben 
,  in  Ilastings  (England)  im  Jahre  1730 

Pockentodesfälle    zur    Gesamt- 


sterblichkeit stellte  sich,  wie  folgt: 


titadt 


Jahre 


Alle 
Sterbefälle 


Pocken  todesfälle 
absolut     aller  Sterbef. 


Berlin 

Berlin 

Leipzig 

Wien 

London 

Ek)inbur):h 

Glasgow 

HttUe  u.  S. 

Halle  o.  S. 

Oldenburg 


1785-99 
17fti_74 

1787—9(5 

1721-96 

1744-63 

1795-1800 

17ö7 

1791 

1795 


^a  Begi 
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Jb  Beginn  des  18.  Jahrliunderts  .starben  einer  amtlichen  Schätzung 
zufolpe  in  Preußen  in  jedem  Jaliro  40(t(X)  Personen  an  den  Pocken, 
im  Jahre  1791  betrug  die  Sterblichkeit  an  Pocken  ini  Deut.schen  Reiche 
70  000  Personen. 

Wer  (lein  Tode  entging,  konnte  darauf  rechneu,  durch  Blat- 
ternarben zeitlebens  entstellt  zu  bleiben,  vie  le  verlo  reu  infolge 
der  Krankheit  das  Gehör  und  das  Augenlicht.  So  waren  im 
Jahre  179ti  in  Bayreuth  von  3.'<  an  den  Pocken  Erkrankten  2  gäuz- 
licli,  21  einseitig  erblindet,  1  war  schwerhörig  und  11  siech  geblieben. 

Die  Kinder  bildeten  das  liauptsäch  1  ichste  Opfer  der 
Seuehe,  wie  sich  aus  den  folgenden  Zahlen  ergibt. 


■                        ätiult 

,   St«rbeWille 
]  an   Pocken 

Darunter  bei  Ki 

adcm 

B              Berlin  1758/74  \              6705  | 
■               Manchester  1769/74          589 

5876  von    0 — 5  Jahren 
74»     .,      5-10      „ 
42     „     10-15      ., 
559  jünger  als  5  Jahre 

Demzufolge   vergrößerte    sich    in    den  Pockenjah 
Sterblichkeit.     Hierfür  einige  Beispiele: 

ren    die  Kinder- 

Nürn 

berg. 

St«rbefälle  durch 

Pocken  bei  Kiruieni 

Pocken  jähr  17«)                     549 

(  1787                     5*3 

Keine     !  1788                     477 

PocJcen    1  1789                     443 

(  1790                     470 

Pockenjnhr  1791 
Keine        [  1792 
Pocken       [  1793 
Pocken  j.üir  1794 
Pocken  jähr  1795 

SterbofäHc  durch 

Pocken  bei  Kindfrn 

5^3 

407 

4C.6 

535 
712 

Halle 

a.  S. 

Im  Jahre             1790  starben 
„    Pockcnjalire  1791        „ 
„    Jahre             17i*2       „ 
.,        „                1793       „ 
u         II                  1 '  »^4        „ 
„    PocJccnjahre  1795       „ 
_                   ,.             „            1796       „ 

132  Kinder  bis  zu  5 

290       „         ..     ,.   5 
«20         „          „      „    5 

'35       ..         •.     „    5 
'23       »         ..     ..    5 
'92         „           „      „    5 
201        „         „     „   5 

Jahren 

2.  Verbreitung  nach  Einführung  der  Schutzimpfling. 

Schon  seit  vielen  Jahrhunderten,  vielleiclit  sogar  schon  lange  vor 
Einführung  der  christlichen  Zeitrechnung,  hatte  man  im  Orient  ange- 
fangen. Menschen  vor  den  Folgen  der  Pocken  Infektion  dadurch  zu 
[Schützen,  daß  man  eine  kleitu-  Menge  des  Itdialtes  einer  Menschen- 
pocke in  oberflächliche  Hautwunden  brachte.  Als  Folge  der  Imiifung, 
die  man  gewöhnlich  als  Inokulation  oder  auch  als  Variolation 
bezeichnete,  traten  zunächst  au  der  Impfstelle,  später  aber  auch  am 
fibriiien  Körper  Pocken  auf,  deren  Verlauf  ein  miltler  zu  sein  pflegte. 
Die  in  angegebener  Weise  geimpften  Personen  erkrankten  höchst  selten 
wm  zweiten  Male  an  Pocken,  waren  also  durch  die  Inokulation  gegen 
iJ«s  Pockengift  immun  geworden, 

Lady   Montapue,    die    das    Verfahren    in    Konstantinopel    kennen 

llplernt  und  an   ihrem   Sohne   erprobt   hatte,    brachte   es  1721    nach 

f-DKland,  wo  es  sich  schnell  verbreitete.     Aber  iliese  Methode  konnte 

■fl  dem  westlichen  Europa  nicht  festen  Fuß  fassen,  weil  die  Imi)fung 
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doch  nicht  allzu  selten  erhclilicliere  Erkrankungen  hervorrief,  ja  den 
Tod  der  Geimpften  herbeiführte. 

Erst  dem  englischen  Arzte  EdwardJenner  blieb  es  vorbehalten, 
eine  Methode  der  Pockenimpfung  zu  Hilden ,  welche  die  Geimpfteu 
mit  fast  absoluter  Sicherheit  vor  den  Menschenpocken  schützt  und  ei 
zuwege  brachte,  daß  die  MenschenpockcD  in  denjenigen  Staaten  eine 
seltene  Krankheit  geworden  sind,  in  welchen  die  .lennersche  Schutz- 
pockenimpfung mit  Gewissenhaftigkeit  durchgeführt  wird. 

Jenner  hatte  nämlich  beobachtet,  daß  an  den  Eutern  der  Kühe 
Pocken  auftreten,  welche  sich  bisweilen  auf  die  Hände  und  Arme  der 
Melkerinnen  übertragen  und  daß  die  auf  diesem  Wege  geimpften 
Personen  gegen  die  Mensclieniiocken  geschützt  sind.  Seinen  ersten 
Versuch  am  Menseben  stellte  .lenner  um  14.  Mai  1796  an  einem  ge- 
sunden >'-jälirigen  Knaben  an.  Er  impfte  ihn  mit  dem  Inhalte  einer 
Kuhpocke,  die  sich  am  Arme  einer  Viehmagd  entwickelt  hatte.  Xach- 
deui  die  leichte,  .sich  an  die  Inijifuug  anschließende  Erkrankung  über- 
wunden war,  wunle  derselbe  Knabe  am  1.  Juli  mit  echten  Menschen- 
pocken geimpft.  Der  Knabe  blieb  gesund  und  die  nach  einigen  Monaten 
wiederholte  Ini|ifiing  mit  Menscbenblatteru  ohne  alle  Wirkung. 

Nun  verbreitete  sich  die  .lennersche  Schutzimpfung  zunächst  in 
England.  Hier  waren  im  Jahre  [xo-J  bereits  7ö<M")  Menschen  nach  der 
neuen  Methode  erfolgreich  geimpft  worden.  In  Wien  wurden  die 
ersten  Schutzimpfungen  179'.),  in  Frankreich  18()0  in  Rußland  1801. 
vorgenüiniuen .  und  zwar  überall  mit  vollem  Erfolge.  Schon  18(t7 
wurde  die  V  act^tn  at  i  on  *J,  wie  man  tlie  Jennersche  Methode  taufte, 
und  zwar  in  der  Form  der  Zwangsimjd'ung  in  Bayern,  1815  in  Baden 
eingefühlt,  während  sie  in  Preußen  durch  einen  königlichen  Erlaß 
vom  Jahre  lS(i3  zur  Durchführung  im  ganzen  Lande  empfohlen  wurde. 

Als  Folge  der  Jenner  sehen  Schutzpockenimpfung  ließ  sich, 
überall  ein  deutliches  Absinken  der  Pockentodesfälle  beobachten. 

So  starben  von  1()(H')0(H)  Einwohnern  jährlich  an  Pocken: 

vor  nach 

in  Eiuffibrung   der   SchutsimpfuDg 

(1777—1806) 


Üater-Üenter  reich 

2484 

von   1807-^850 

340 

Ober-Üesterreiuh  und  Salcburg 

1421 

tt 

501 

Steiermark 

1052 

(( 

446 

Böhiuoii 

2174 

II 

2'5 

Triest 

14  046 

von    183S-1850 

182 

Mfihren 

5402 

Jt 

*55 

0e8terreichigch-äi-hle«ien 

5812 

198 

In  Schweden   stai'ben   von  je  lOOtXK)  Einwohnern  jährlich 
Pocken : 

a)  V  0  r  Einführung  iler  Schutzimpfung 

1782—1791  221,9 

1792-1801  191,4 

b)  nach  Einführung  der  Schutzimpfung 

1802—1811  62,s 

1812—1821  13,» 

und  zwar  vor  Einführung  der  Zwangsimpfung 

1812—1816  19,7 

nach  Einführung  der  Zwangsiinpfung 

1817—1821  13,» 


*)  Von  Vacca  (Kiih). 
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In  Berlin  wurden  die  ersten  Schutzimpfungen  zwar  schon  1801 
vorgenommen,  aber  erst  etwa  von  1810  ab  erreichte  die  Zahl  der- 
selkn  einen  gröiSeren  Umfang. 

Es  betrug  nun  die  Zahl  der  Pockentodesfälle  auf  100  Todesfölle 


1795- 

-1799 

6,5« 

1800- 

-1804 

7,48 

1805- 

-1809 

6,86 

1810- 

-1814 

0,74 

1815- 

-1819 

I,S4 

1820- 

-1824 

0,15 

3.  Notwendigkeit  der  Bevaooination  (Wiederimpfong). 

Durch  die  Jenner  sehe  Entdeckung  hatte  die  Seuche  viel  von 
dem  Schrecken  eingebüßt,  den  sie  früher  verbreitete. 

Dennoch  begannen  die  Pocken  gegen  das  Jahr  1820  in  Europa 
wieder  häufiger  zu  erscheinen.  Zwar  forderten  die  jetzigen  Epidemien 
viel  weniger  Opfer  als  die  früheren,  aber  daß  die  zeitweise  fast  ver- 
schwundene Seuche  ihr  Haupt  wieder  erhoben  habe,  ließ  sich  nicht 
leugnen.  Während  aber  die  Pocken  in  den  früheren  Jahrzelinten  und 
Jahrhunderten  eine  Krankheit  der  Kinder  gewesen  waren,  ergriffen  sie 
jetzt  viel  häufiger  auch  ältere  Personen. 

Dieses  Wiedererscheinen  der  Pocken  findet  darin  seine  Erklärung, 
daß  der  Jennersche  Impfschutz  nur  eine  begrenzte  Zeit,  nämlich 
etwa  10  Jahre  anhält,  und  daß  er  später  nur  noch  ausreicht,  bei  er- 
neuter Infektion  diese  in  ihrem  Erfolge  zu  mildern. 

Aus  diesen  Gründen  ergab  sich  die  Notwendigkeit, 
etwa  10  Jahre  nach  der  ersten  Impfung  eine  Wieder- 
impfung eintreten  zu  lassen. 

Zwangsmäßig  eingeführt  wurde  die  Wiederimpfung  bei  allen 
Rekruten  der  württembergischen  Armee  seit  dem  Jahre  1833,  nachdem 
schon  vorher  der  größte  Teil  der  Rekruten,  und  zwar  seit  1829,  wieder- 
geimpft worden  war.  Die  preußische  Armee  führte  die  Wieder- 
impfung seit  1834  bei  allen  Rekruten  durch. 

Wie  günstig  diese  Wiederimpfung  gewirkt  hat,  zeigen  folgende 
Zahlen.    (Vergl.  auch  Tafel  XVIII.) 

Es  starben  in  Preußen  an  Pocken  in  den  Jahren  1835— 18(ii) 

in  der  Civilbevölkerung  in  der  Armee 

J42077  77 

alHO  im  JabrcsdurchBchnitt 
4059>3  2.2 

Auch  die  in  Chemnitz  gelegentlich  einer  Pockenepidemie  in  den 
Jahren  1870  und  71  erhobenen  Zahlen  beweisen  den  Nutzen  der 
'liederimpfung. 

Hier  waren  von  den  (34255  Einwohnern  53891  (83,8  Proz.)  geimpft, 
5112  (8,89  Proz.)  ungeimpft,  4652  (7,24  Proz.)  hatten  die  Pocken 
fiherstanden.  Von  rund  20000  Kindern  unter  14  Jahren  waren  noch 
■^  Proz.  ungeimpft. 

Insgesamt  erkrankten  an  den  Pocken  3596  Personen  (5,6  Proz. 
der  Bevölkerung). 

Auf  die  durch  Impfung  oder  durch  frühere  Erkran- 
kung an  den  Pocken  geschützten  Personen  entfielen 
inr  769  (1,3  Proz.)  der  Erkrankungen. 

Dagegen  erkrankten  von  5712  durch  Impfung  oder 
durch  frühere  Erkrankungen  an   den  Pocken   nicht  ge- 

55 


56 


TH.   WEYL, 


schützten  Einwohnern  260;],  also  45,6  Proz.  Von  die*;eii 
2(i03  Fällen  kamen  189(t.  d.  h.  72,6  Proz.  der  Fälle  auf  Kinder  unter 
5  Jahren. 

Lehrreich  ist  auch  der  Vergleich  der  vollständig  geimpften 
und  wiedergeimpften  deutschen  Armee  und  der  höchst 
u  n  V  ollkoni  ni  e  n  {j^ei  nip  J't  en  t'r  an  zö.si. sehen  Armee  während 
des  F  e !  d  z  u  g  e  s  1  K  7  < J/ <  1 .  \'on  deutschen  Soldaten  erkrankten  ins- 
gesamt 4«;!5,  d.  li.  01,34  auf  IdtKK)  Angehörige  der  Armee.  Von  den 
Erkrankten  starben  278  (0,78  Pr«/..). 

Dagegen  entfielen  auf  die  französische  Armee  234tl<>  Todesfälle 
an  Pocken.  Infolge  der  Pocken  erblindeten  44  französische  Soldaten 
auf  einem,  27  auf  beiden  Augen.    (Vergl.  Tafel  XVII.) 

4.  Das  deutsche  Impfgesetz  (ZwangsimpfUng,  Zwangswiederimpfung). 

Das  mit  dem  1.  April  ]s7r>  in  Ki-aft  getretene  deutsche  Impfgesetz 
vom  .8.  April  1874  bestimmt: 

1)  daU  jedes  Kind  vor  dem  Ablaufe  des  auf  sein  Geburtsjalir 
folgenden  Kalenderjahres  geimpft  werden  muß,  sofern  es  nicht  nach 
ärztlichem  Zeugnis  die  natürlichen  Blattern  überstanden  hat ; 

2)  ferner  zu  impfen  ist  jeder  Zögling  einer  öffentlichen  Lehriuistalt 
oder  Privatschule,  mit  Ausnahme  der  Sonntags-  und  Abendschulen, 
innerhalb  des  Jahres,  in  welchem  tler  Zögling  das  zwölfte  Lebensjahr 
zurücklegt,  sofern  er  nicht  nacli  ärztlichem  Zeugnis  in  deu  letzten 
5  Jahren  die  natürlichen  Blattern  liestanden  hat  oder  mit  Erfolg 
geimpft  ist. 

Weiterhin  setzt  die  Friede ussanitätsordnung  fest: 

Sämtliche  in  den  aktiven  Dienst  eintretenden,  ausgehobenen  un(\ 
freiwilligen  Mannschaften,   eiuschlieülich   der  zur  ersten  Uebung  ein- 
gezogenen Er.-atzreservisten,   sind  unmittelbar   nach  ihrer  p]instellun;;S 
zu  imid'eii,   sofern   sie  nicht  beim  ersten  Impftermin   durch  ärztliches- 
Zeugnis   bezw.  Impfschein   nachweisen   können,   daß   sie  während  der" 
letzten   2  Jahre   die   natürlichen  Pocken    überstanden  haben   oder  mir^ 
Erfolg  geiuijift  wurden. 

Im  I)  e  u  t  s  c  h  e  II  R  e  i  c  li  e  besteht  also  für  d  i  e  C  i  v  i  1  -  und 
Militärbevölkerung  die  Z  wan  gsinipfu  n  g  und  Zwaugs- 
wieder  inipfu  n  g. 

Nur  Aerzle  sind  zur  Vornahme  von  Impfungen  berechtigt..  Der 
I  m  pf  Stoff  (Lvmphe)  wird  in  .staatlichen  Anstalten  (Lymphgewinuungs- 
anstaiten)  bereitet,  indem  man  gesunde  Kälber  impft  und  die  hier- 
durch gewonnene  Lymphe  in  den  Verkehr  bringt.  Sie  wird  an  beamtete 
Aerzte  kostenfrei,  an  Privatärzte  gegen  eine  mäßige  (.iebülir  abgegeben. 
Die  Imiifung  mit  Menschen  lyni  |>he  ist  also  aufgegeben. 
Es  ist  die.ses  geschehen,  weil  die  Möglichkeit  besteht,  daß  durch  die 
Meuschenlymphe  Syphilis,  Skrofulöse  unil  \\'undiiifektionskrankheiien. 
wie  Rose  und  Eiterungen,  übertragen  werden  können. 

Die  Zahl  der  im  Jahre  1807  im  Deutscheu  Reiche  ausgeführten 
Erstiinpfuiigen  und  Wiedei-impfungen  stellt  sich,  wie  folgt :  (siehe  fol- 
gende Seite.) 

Die  Impfgegner  behaupten  luin,  daß  jährlich  im  Anschluß  an 
die  Ini)»fung,  und  zwar  durch  diese  veranlaßt,  eine  nicht  geringe  Zahl 
von  Kindern  erkrankt  oder  sogar  stirbt.  Demgegenüber  hat  eine  amt- 
liche Statistik  folgendes  ergeben : 
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Entim^fpflichtige   I    Prozaite  der  Ge-    I  Prozente  der  erfolg- 
reich Geimpft  (hez. 


ibec  Wiederimpf-  impften*)  bes. 

Pflichtige)  I  Wiedeigeimpften*) 


Wiedergeimpften) 


Prozente  d.  m.  Tier- 
lymphe CMmpft 
(bei.  Wiedergeimpft. ) 


A.  Erstimpfungen 
1657662  I  87,80  I  96,84  I  99>»8 

B.  Wiederimpfungen 
IJ05459  I  97,i«  I  91,59  I  89,97 

In  den  13  Jahren  von  1885 — 1897  wurden  im  Deutschen  Reiche 
geimpft  oder  wiedergeimpft  32166619  Kinder.  Von  diesen  starben  in 
deD  ersten  Wochen  oder  Monaten  nach  der  Impfung  113,  also  auf 
eine  Million  Kinder  nur  3,5.  Bei  genauerer  Untersuchung  stellte  sich 
aber  heraus,  daß  von  diesen  113  Todesfällen  sich  46  mit  Sicherheit 
zarflckfflhren  lassen:  entweder  auf  Vernachlässigung  der  Geimpften 
oder  auf  Krankheiten,  deren  Zusammenhang  mit  der  Impfung  in  Ab- 
rede zu  stellen  ist. 

Jedenfalls  kann  als  festgestellt  gelten,  daß,  wenn 
iberhaupt  Impfschädigungen  bestehen,  diese  unendlich 
viel  geringere  Opfer  fordern,  als  die  Unterlassung  der 
Impfung  fordern  würde.  Jetzt,  d.  h.  nach  Einführung 
derZwangsimpfung,  sterben  im  ganzen  Deutschen  Reiche 
nur  !»  Kinder  jährlich  infolge  von  unglücklichen  Zu- 
fällen nach  der  Impfung,  während  vorher  jähr  lieh  Zehn- 
tausende von  Kindern  durch  die  Pocken  fortgerafft 
wurden. 

Erfolge  des  dentsohen  Imp^esetzes. 

Die  Erfolge  des  Impfgesetzes  ergeben  sich  aus  den  Sterbezahlen 
ftr  Pocken  in  den  Bundesstaaten. 

Nachstehende  Tabelle  zeigt,  daß  die  Pockensterblichkeit  in 
den  sechs  größten  deutschen  Bundesstaaten  seit  Erlaß 
des  deutschen  Impfgesetzes  wesentlich  herabgegangen 
ist,  daß  in  einigen  Jahren  überhaupt  keine  Sterbefälle  an  Pocken  zur 
Anzeige  kamen.  Allerdings  fiel  infolge  der  großen  Pockenepidemie 
der  Jahre  1870—1872  die  Pockensterblichkeit,  weil  die  Bevölkerung 
durch  die  Durchblatterung  einen  gewissen  Impfschutz  erworben  hatte. 
Aber  trotz  dieses  Abfalles  werden  die  Segnungen  des  Gesetzes  deut- 
lich sichtbar. 

Es  läßt  sich  ferner  mit  unumstößlicher  Sicherheit  nachweisen,  daß 
*nch  die  Zahl  der  Erkrankungen  an  Pocken  nach  Erlaß 
des  Impfgesetzes  herabgegan  gen  ist  und  daßdenPocken 
inm  Opfer  fielen  entweder  nicht  geimpfte  Kinder  oder 
solche  Personen,  die  bei  Erlaß  des  Impfgesetzes  der 
^Bipfpflicht  bereits  entwachsen  waren. 

Besonders  deutlich  springen  die  Erfolge  des  deutschen  Impf- 
gesetzes in  die  Augen,  wenn  man  die  Pockensterblichkeit  in  Deutsch- 
'*nd  mit  der  anderer  Länder  vergleicht. 

Daß  während  des  Feldzuges  1870/71  die  deutsche  Armee,  welche 
Pit  geimpft  war,  viel  weniger  Menschen  an  den  Pocken  verlor,  als  die 

,.     *)  Die  am  Hundert  fehlenden  Prozente  betreffen  die  vom  Arzte  Disj)en8iertcn, 
•"*  Ortsabwesenden  und  die  vorschriftswidrig  Entzogenen. 

Sf 
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Es  Starben  von  je  100000  Einwohnern  an  Pocken 


Jahr 


Preußen 


Bayern   !  SachBen   Württemberg 


Baden    I   Hessen 


1866 
67 


70 
71 

72 
73 

74 

75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
83 
84 


87 
88 
89 
90 
91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98 
99 
1900 


1.  Tor  Erlaß  des  B«icbsimpfgesetzes 

62,00  12,0  \                       i3,s 

43,1'  25.0  Keine             6,;. 

18,1«  19,0  l   ^^i^^              1,9 

19,4  2  >o,i  (  gaben              7,* 

17,52  7,5  ^'^            29,» 

243,21  104,5  ;                  113.0 

262,37  61,1  218,1            63,7 

35,6&  '7>6  65,8                3,0 

9,5*  4,'  23,6                 o.» 

2.  Nach  Erlaß  des  Reichs!  mpfgesetzes 


Keine 
An- 
gaben 

'9,5 
161,1 

«9,1 
o,e 
0,9 


3,0 
3,9 
5,1 

7.4 

29,5 

120,8 

19,» 

o,s 

O 


3,«o 

I.' 

17,9 

3,1« 

1,3 

0,6 

0,8  4 

i,' 

0,7 

0,71 

l,S 

1,1 

1,26 

0,5 

1,0 

2,60 

1.« 

2,3 

3,68 

1,5 

4,1 

3,6* 

I,« 

0,7 

1,96 

0,6 

0,86 

1,44 

0,1 

0,48 

1,40 

o,s 

0,57 

0,49 

0,1 

0,94 

0,5« 

0,18 

0,28 

0,29 

0,S8 

0,24 

0,54 

0,»2 

0,24 

0,12 

0,15 

0,23 

0,12 

0,12 

0,2  0 

O,S0 

0,QÄ 

0,03 

0,44 

0,07 

0,14 

0,25 

0,0  s 

0,11 

0,08 

0,02 

0,0  s 

0,02 

0,02 

0,08 

0,Ö2 

0 

0 

0,0* 

0,0  s 

0 

0,8 

0,9 

0,1 

0,1 

0,5 

3.» 

0,8 

0,1 

0,1 

0 

0 

0 

0 

0,1 

o,s 

0,56 

0,1 

0,5 

0,36 

0,« 

0,5 

0,66 

0,45 

I,» 

3,58 

0,S8 

1,7 

0,16 

0,19 

1    Keine 
(Angaben 

0 

0,8 1 

0,10 

0,50 

0 

0 

0 

0 

0,08 

0,19 

0 

0 

0,19 

0,21 

0 

0,24 

0 

0 

0,12 

o,t 

0 

0,06 

0 

0,10 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

schlecht  geimpfte  französische,  ist  bereits  auf  S.  56  auseinandergesetzt 
und  ergibt  sich  auch  aus  der  Tafel  XVII. 

Ein  Blick  auf  die  Karte  von  Europa  (Tafel  XIX),  auf  welcher  die 
Pockensterblichkeit  verschiedener  Staaten  durch  verschiedene  SchraJE- 
fierungen  aufgetragen  ist,  zeigt: 

daß  die  Pockensterblichkeit  in  Deutschland  und  in  Schweden- 
Norwegen  am  geringsten,  in  Rußland  und  Spanien  am  höchsten  war. 
Die  beiden  letztgenannten  Länder  haben  keine  Zwangsimpfung,  wäh- 
rend sie  in  den  beiden  zuerstgenannten  Staaten  eingeführt  ist. 
Schlechter  als  Deutschland  stehen  Irland,  Frankreich,  Belgien  und 
Italien,  in  denen  die  Zwangsimpfung  noch  nicht  vollkommen  durch- 
geführt ist,  während  Oesterreich-Ungarn  zwischen  Italien  und  Rußland 
sich  einordnet. 

In  demselben  Zeitraum  verloren  an  Pocken: 

Deutschland       28-  Personen 
Belgien             3  208         „ 
Oesterreich    1 1  799         „ 
Bußland        27  552         „ 
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Die  jährliche   Pocken  sterMichkei  t.    IieiPcIiiief   auf  eine 
Million  Einwohner,  betru«; 

in  Üeutsehlami  i,i 

in  den  fniuzönischea  Ötüdtcu      90,> 

in  Belgien  99,» 

in  Üfeiterreich  99,1 

in  Riißlutul  4  632,! 

Wäre    die    Porkeusterbficlikeit    in    Deutschi  an  ei    so 

gro&  wie  in  den  französischen  Städten   orter  in  Belgien, 

Oesterreich   oder  RuUland,   so  hätte  Deutschland  einen 

jährlichen    Verlust   von   4694,   5199.   nl57   oder  fiarvon 

24  1  <M)  Menschen  leben   zu   tragen    (,'ehabf.     In  Deutschland 

»terljen  aber  nur  Jährlich  37  Personen  an  den  Puckeul 

Auch  aus  den  Tafeln  XIV,  XV  und  XVI  erjdbt  sich,  wie  gering 
die  Fockeusterbüchkeit  in  denjenif,'en  Staaten  und  Städten  ist,  welche 
die  Zwangsiinpfuns  eingeführt  haben,  gegenüber  denjenigen  Staaten 
und.     Städten,  in  denen  dieses  nicht  der  Fall  ist. 

Die  .1  e  n  u  e  r  s  c  li  e  S  e  h  u  t  z  i  in  ji  f  u  ri  g  als  Z  w  a  n  g  s  i  ni  p  f  u  n  g 
und  Z  w  a  n  g  s  w  i  e  d  e  r  i  ni  j)  f  u  H  g  ist  eine  der  b  e  d  e  n  t  s  a  ni  s  t  e  n 
Maßregeln,  welche  die  soziale  Hygiene  zum  Vorteile 
der    Menschen   zu   treffen  verstanden  hat. 

Glücklich  das  Land,  dessen  Iinjjfwesen  so  gut  ge- 
or<i  riet  ist  wie  in  Deutschlan  d.  Unverantwortlich  wäre 
^Si  das  Reich  simpfgesetz  aufzuheben,  weil  diese  Auf- 
■  if  *^  "  *>  K  nach  wenigen  .1  a  h  r  e  11  d  i  e  P  0  c  k  e  n  mit  alle  n 
'n_»*on  Schrecken  von  neuem  in  demjenigen  Lande  hei- 
misch machen  w  ü  r  il  e ,  aus  welchem  sie  eine  e  r  I  e  u  c  li  t  e  t  e 
•^  o  l  ksverlretung  und  Verwa  1  r  u  n  g  zu  verliann(*n  ver- 
® *  a  n d e n  hat. 


Erläuterungen  zu  den  Tafeln. 
''*'"el  XIT:  Ptickengterbliehkeit  in  Prcufit-n  und  Oesterreich  in  den  .lahren  1816—1898. 
p  Bi«   zur   Einführung  do«  Itu|ifj(c^ptzf's  in    üi-dtjHchluud   im  ,Iahr<>  1M75   ist  die 

r '^"'tenBterbhchkeit   in   lieiden  Landern    nicht  vvp:*entlifh  veri<chie<)cn.     Niich  diesem 
.j    **"e   aber   sind    in    l'rpußen    die   Pitcken    nahezu    versehwunden,   während    «ie    in 
*^toiTeich  stetig  eine  große  Zahl  von  Opfeni  fordern. 

**■*!   XT:    Pockensterblichkeit  in  einigen  grolloren  Städten  des  In-  und  Auslandes. 
rv  Alle  auf  Tafel  II   genannten    10  Städte  (lierlin,    Haiuliiirg,    llre-slau,  München, 

j  ''^'»«Jen,  London,  Paris,  Wien,  Pcti'rsburg  und  Prag)  habcji  im  Anfang  der  70er 
i***-*"«?  bedeutenrie  Pockenejiidetnieii  überstanden.  Die  St<rl)lichkcit  im  Pwken  ist 
.SJL'i.**J''  in  London  und  München  am  gcriiignten  gewenen,  weil  in  ihnen  echnn  vor 
j  *  »i  die  Zwangs-iinpfung  der  Kinder  eingeführt  war.  Seit  dem  .liihrc  IfSTH,  dem 
i^^**"«  der  Einfiihning  de<*  deufschen  Imi>fgeselzes,  hält  «ich  die  IVicki-nslerblichkeit 
rj  *Avsi  5  deutfichen  Städten  dauernd  auf  geringer  Höhe;  nur  in  Lmdon  int  ilie 
j^VensterblicJikeit  unter  dem  Einflull  des  mangelhaft  diirchgeführf<:ii  luipfgesetze» 
K^cachfalls  heruntergegangen. 

'*'«l  Xn:   PockenKterbliehkeit  in  Bayern  und  Belgien. 
•  Bayern   und  Belgien   lie«itzen  ungefähr  die  gleiche  Einwohnerzahl.     In  Bayern 

»  '    die  Pockensterblichkeit   i»ehr  gering  und   zwar    schon    vor  ErlalJ  de«  deutschen 
^**pfgeBetzes   (1875).    weil   dort   die   eüirtmiige  Impfung   schon   seit  dem  .lahre  ISiJ7 
^p"*tziich  vorgewhrieben  war.     In  Belgien  jedoch  besteht  kein  Impfzwang;  daher  in 
**'*»   Jahren  eine  zum  Teil  hohe  Pockensterlilichkeit. 
*f*l  X^II:  Erkrankungen  \ind  St«rbefiille  an  IVicken  in  der  preußischen  (deutseben), 

österreichischen  und  französischen  Aiinei'. 
^^  In  der  preußisi-hen  .\nnee  ist  die   iillgemcine   Impfung  seit  dem  .lahre  18.34 
^*8'P*thrieben,   daher   eine   im  Vergleich   zu  den  anderen  Armeen   sehr  geringe  Er- 
*r!«utungs-  und  Sterbe-ziffer  für  P(X'ken.    Ihiß  die  deutsche  .Vrmee  im  Kriege  1870/71 
*u>e  riel  geringere  Zjihl  an  PockeniTkrankungeu  und  Todesfällen  zeigte,  als  die  fran- 
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litärbevölkerung  in  Preussen. 

)n  an  den  Pocken: 
ung. 

Viederimpfung  gesetxUeh  durchgeführt. 


irung. 

n  durchgeführt. 
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s  ImpfgestUtt. 


'  1.  Aprü  1875  InknfttreUn  de* 
ieuUehen  Seiehi-Impf-Getette*. 


■  Sehuüpotkenimffiimg.  Berlin  1188,  Preuuitehe  Statittik,  MeditinaUUUUtitehe 
ttofUe,  Bd.  S  tmd  BaiMauberiehte  über  die  £äniglieh  PreuttUch»  Arntt. 

vin  Je 


(Äv  Hygiene.  SuppL,  Bd.  IV. 


felü^itderPöckentodeslalle 

^^  den  Staaten  Europas 


■^^^H 


Vtrh(  voi  GusUiY  Fisdier.  Joa. 


Die  Abwehr  gemeingefährlicher  Krankheiten. 


ßl 


ßeischlafe   zeigt.     Es   bleibt 

A'ann   eine   akute  Entzitiulmii 

vorrufen.     Diese  Entzüntluni. 

.Sciunker   bildet   sich  unter  i 


auf  die  Geschlechtsteile   beschränkt  und 
l   der  nächstgelegeuen  Lyniididriisen  her- 
wird  als  lUdio  bezeichnet.     Der  weiche 
eeiiiueter  BehandliHif,'   intierliaib  weniger 


IVocben  zurück  und  hinterUillt  keinerlei  dauernde  Schädigungen  der 
(Jtssundheit.  Hervorgerufen  wird  die  Erkrankung  wahrscheiultcli  durch 
den  von  Ducrey  entdeckten  Hacillus. 

Der  Tripper.     Der   Tripper  ((ionorrhöe)   wird    durch    den    Ge- 
äclilechtsverkehr  übertragen  und  stellt  einen  eilrigen  Katarrh  der  Ge- 
sclilechtsorgane  dar,  welcher  4     8  Tage  nach  einem  unreinen  ßeischlafe 
«üftritt   und   durch   die  Einwanderung   des  von  Neisser   entdeckten 
(ronococcus   hervurgerufeii    wird.     Er   ist    in   den   meisten  Fällen   bei 
ricrlitiger  Behandlung  innerhalb  weniger  Wochen  oder  Monate  heilbar. 
Nicht   selten   schließen   sich   aber  an  den  Tripper   allerlei  Nachkrank- 
heiten  an.   von  ilenen  die  gefährlichsten  die  folgenden  sind:   Entzün- 
dtiDgen   der  Hoden   und  Sanieiistränge.  der  Blase  und  Nieren,   rheu- 
nia. tische   Erkrankung   der   (ieleuke    und    des   Herzens.     In    manchen 
Füllen  stellt  sich  allmählich  eine  dauernde  Verengerung  der  Harnröhre 
ein.     An    den    akuten    Tripper   schließt   sich    nicht   allzu    selten    der 
eil  ronische  Tripjier  au.     Dieser  macht  zwar  wenig  Be.schwerden, 
ist    aber  deshalb  gefährlicli,  weil  er  für  lange  Zeit  kontägiös  ist,  d.  h. 
I    die    Erkrankung   auf   einen    Gesunden    zu    übertragen    vermag.     Die 
Heilung  des  chronischen  Trippers  ist  schwierig  und  gelingt  in  manchen 
Fällen  überhaupt  nicht. 

Beim  Weihe  sitzt  der  Trijiper  zumeist  gleichfalls  in  der  Harn- 
röhre, geht  aber  häuHg  auch  auf  die  Scheide  über.  Er  dringt  auch 
in  die  Gebärmutter  ein  und  greift  dann  leicht  auf  das  die  Gebärmutter 
"ligcbende  Bindegewebe  über,  indem  er  hier  langdauernde  und 
schwere  Erkiankungen  erzeugt. 

Gerade  diese  Folgeerscheinungen  der  Gonorrhöe  sind 
'^ft  r  die  Frau  von  allergrößter  Bedeutung. 

So  ist  unzweifelhaft  nachgewiesen,  dali  ein  großer  Teil  der 
^ h e u  deshalb  kinderlos  bleibt,  weil  die  Z e u  g u n g s o r g a n e 
"^r  Frau  durch  frühere  Tr  i|»[)er  Infektionen  dauernd 
^•■krankten.  Selbstverständlich  muß  die  Stenlität  oft  auch  dem 
-Waune  zur  Last  gelegt  werden,  dessen  Samen  (Siieruiatozoen)  durch 
"J*oere  Trippererkrankungen  entweder  krankhaft  verändert  wurden 
'^^t   überhaupt  nicht  mehr  gebildet  werden. 

,         Dies   geht   aus   folgender  Statistik   hervor,   die  auf  dem  Material 
^r.^'it,    welches   durch   mehrere  Hundert  Ehen  früherer  (Jonorrhoiker 
geliefert  wurde. 

Erkrankung 

I  Einfache  CJonorrhBe 

Einseitige  Hixleneiitzündiing 
DopptUeitige  Hodenentzünilung 
Da    unter   den  42,7  Proz.    steriler 
,.  ""en.  in  denen  Samenfäden  sich  nicht 

y^  Differenz  42,7-23  =  1!),7  an,  dalä  ...  ,....-. ,.   .  .....  ....   ....... 

^•^  Unfruchtbarkeit   auf  die  Erkrankung  der   weiblichen  Geschlechts- 
***'8ano  zurückgeführt  werden  uiuB. 

„  Sehr  beklagenswert  sind  die  Folgen  des  Trippers  der 
*,i"au  für  die  Neugeborenen.  Wenn  diese  nändich  bei  der 
Geburt  mit   dem   gonorrhoischen   Scheideusekret  der   Mutter  in    be- 

6l 


Absolute  Steriliiivt 
io,a  Proz.  der  Ehen 

-3'*       ,1        «,        w 

Ehen    2;i  Proz.    solcher   Ehen 

mehr  uuftimlen  liefSen,  so  zeigt 
in  diesen  IH,7  Proz.  der  Ehen 
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zösische  Ärnnt",  ist  8.  5ö  ausgeführl  wonitti.  In  der  frnnzSsischen  «Vrniee  iM  et 
Absinken  iler  Erkrankung)»-  und  ytirlK'l;ille  an  l'ucken  seit  1888  zu  bemerken,  «i 
seit  diesi'iii  Jiilire  die  allgemeine  Impfun;;  durchgeführt  wurde.  Die  österreichiM-1 
Armee  weist  bis  zum  Jahre  188Ö  eine  jn-ößerc  Zahl  von  Krkninknngen  und  Sterl 
fälk-n  an  Pocken  auf.  Seit  dem  .Jahn-  ISfSti  beginnen  lieide  Urößen  zu  fallen,  wi 
mit  (lici^eni  Jnhre  die  alltjemeine  Impfung  in  Kraft  tritt. 
Tarel  XVIII:  Pockenslcrblichkcit  der  Civil-  nn<l  Militürbevöikening  I^uSoi«  in 

Jahren  18:i5-)8ttÖ. 

In  der  preußischen  Armee  fiel  die  Pockeugterbliehkeit  mit  dem  Jahre  1834,  i^^* 

welcJieui   die   allgemeine  Impfung  ciurehgeführf  wurde.     Sie   hielt  sich  dauernd  ai ^ 

sehr  geringer  Höhe   und  -chnellte  nur  in  den  Kriegsjiihren   1870/71  plötzlich  Ld  '^^^■A 
Höhe  (vergl.  Ö.  öii),   um  diuin  nach  Erliiß  de«  deutschen  Impfgesetzew  lö?,"!  dauern  -^^ 
auf  Null   zurück/ugehen.     Viel    ungüivstiger   »Umd   die  preußische  Civilbevölkenm 
bis  aum  Jalire  187 .'i,  in  welchem  da«  deuluche  Impfgesetz  in  Kraft  trat.    \ot  dii 
Zeit :   in  jedem  Jidire   eine  zum  Teil  hohe  Puckensterblichkeir ;    nach  diesem  Jahre 
ein  Absinken  auf  ein  sehr  niedrige«  Niveau. 

Tafel  XIX:   Die  Häufigkeit  der  Pockentodcsfäile  in  europäisi-hen  Staaten  währoii 
der  Jahre  18i*8 — 1K)7,  berechnet  auf  1  Million  Einwohner. 

Deut.schland,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Irlaud  und  die  Schweiz  be«itzi 
die   nietirigste  Pockensterblichkeit  unter  allen   SUiatcti  Europa-,   weil    in   ihnen    d 
Inipfpflieht   für  diu*   ganze   Land,   oder   wie  in   der  Schweiz   wenigstens    für   einige 
Kantone,  gesetzlich  festgestellt  wurde.     Die  höchste  Sterblichkeitsziffer  zeigen  Ru8- 
land  und  Bpaiiicji,  in  welchen  keinerlei  Inipfpflieht  besteht.    Schtetthter  als  Deutsch- 
land  stehen  England,  Schottland,  Fntukreich,  Italien  und  Oesterrcich.     In  EngUnd 
wird  die  Impfung   unvollkomiuea   durchgeführt,   in  üesterreich  <hin'h  ()ie  Behörden 
gefördert ;  iilinlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Frankreich,  während  in  Italien  mit  da 
Durchführung  des   Inipfgesetzci  ernt   vor  kurzem    l>egoniien    wurde.      Ungarn   : 
nwh  eine  re<3it  hohe  Pi>ckeuslerblichfceit,  wohl  weil  daj*  dort  bestehende  Iiupfg( 
noch  nicht  in  seinem  ganzen  riufiuige  durchgeführt  werden  konnte. 


Literatur : 

Blattem  und  Schultpoektnimpfung.     Venkurliri/t    zur  Beurteilung   den  SiUzeni  de» 
gtttetzet    vom    li.  April  IH?i    und    zur    Würdigung    der    dagegen    gerichteten  Ak 
Bearbeitet    im    Kaiserlichen  Getund/iritnamte.      S.  Auflage,    1900.      196  .V.      Mit 
Abbildung  im   Test  und  li  Tafeln.     /»  dieter   ausgezeiehneten  Denkuchrift  findet 
eine    rcichr  Literatur  ertrtihnt.     Die  Benutzung    der  ToJ'rln    hat   rf«A  Knijterlichr 
tnnUhe-itjiavil  giltignt  geiUMrl. 


111.   Oic'8cbli'cht»)krunkheiteii. 

Die  Zeiten  sind  vorüber,  in  denen  man  von  GesclilechtäkraiikLeiten 
außerliailj  der  Fachkreise  nur  mit  lei»er  Stimnie,   ^ewisserniaUeu  ver- 
stohk'U    zu  reden  wagte.     Sie  .sind  vorüber,   iiafhileni  die  Oetfontlic 
keit    flurt!!!    die    Aerzte    darüber    auffit-klart    wurde,     tlali    die 
scLleclitskrankheiten   nicht   nur   lias   erkrankte  Individuuni   schädige 
sondern    die   (ie.sundlieit    des   \'olke.s    zu    unler.i,'ralien    lieftihiiu't    siiid^  { 
Durcii  diese  Erkenntnis  ist  die  liekäinjifuni.'  iler  üe.sclilechtskrankheiten 
eine   ehenso  wichtige  Aufpai)e  der  «itientlichen  (iesuntllieitsjiHege,   de 
sozialen  Hygiene,    geworden,    als   die  jeder    anderen    \'olkskrankh« 
z.  B.  der  Pocken,  iler  Pest,  der  Cholera. 


1.  Die  Geschlechtakrankheiten  und  ihre  Folgen. 

Als   (Jesclilechtskrankheiten    bezeichnet   man   ^!   verschietlene 
krankungen:  weicher  Schanker,  Tripper  und  Syjihilis. 

Der   welche    Sclinnker.      Der    weiche    Schanker   <l"lcu.s    nioll    _ 
wird  fast  ausschließlich  durch  den  Geschlechtsveikehr  übertrageu  und" 
besteht  in  einem  stets  an  ilen  ücschlechtsteilen  auftretenden  (jcschwüre 
mit  unterminierten  Rändern,  das  sich  '^—b  Tage   nach  dem  unreinen 
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Sicherungsanstalt  Kalera  11,4  Proz.  der  Versicherten.  In  Preußen 
sterben  jährlich  mindestens  330  Personen  an  Syphilis.  Von  diesen 
fallen  rund  80  Proz.  auf  das  erste  Lebensjahr,  rund  6  Proz.  auf  die 
Altersklasse  1  —  5  Jahre,  und  3  Proz.  auf  die  jungen  Leute  von  15 — 
30  Jahren,  der  Rest  (10—11  Proz.)  auf  Personen  über  30  Jahre 
(Guttstadt). 

Die  Syphilis  ist  auf  die  Nachkommenschaft  über- 
tragbar (vererbbar).  So  fielen  auf  500  Ehen,  in  denen  einer  oder 
beide  Ehegatten  Syphilis  durchgemacht  hatten,  1127  Schwangerschaften. 
Von  diesen  endeten  glücklich,  d.  h.  mit  der  Geburt  gesunder  Kinder, 
fXHX  also  .54  Proz.,  während  die  übrigen  527  Schwangerschaften  nur 
Fehlgeburten,  Totgeburten  oder  Geburten  syphilitischer  oder  lebens- 
unfähiger Kinder  lieferten*). 

In  einer  anderen  Statistik,  die  auf  1700  Schwangerschaften  sjrphi- 
litischer  Frauen  beruht,  ergaben  sich  579,  d.  h.  34  Proz.  Fehl-  und 
Totgeburten.  Es  starben  ferner  in  den  ersten  12  Monaten  nach  der 
Geburt  noch  95r5  Kinder.  Also  lieferten  diese  1700  syphilitischen 
Schwangerschaften  1535  =  90  Proz.  an  Fehl-  oder  Totgeburten.  (Vergl. 
oben  unter  Sterblichkeit  an  Syphilis.) 

Diejenigen  Kinder  aus  syphilitischen  Ehen,  welche  am  Leben 
bleiben,  zeigen  in  der  Regel  ihr  Leben  hindurch  trotz  aller  auf  ihre 
Ernährung  und  Erziehung  aufgewendeten  Mühe  dauernd  die  Zeichen 
körperlicher  und  geistiger  Entartung.  Bei  ihnen  beobachtet 
man  Lähmungen,  Taubstummheit  und  Blödsinn  (Idiotie).  Aus  den 
Ehen  Syphilitischer  stammt  auch  eine  auffallend  große  Zahl  von  Miß- 
bildungen. 

Und  selbst  die  zweite  Generation  dieser  Ehen  Syphilitischer 
soll  noch  Aborte  und  Totgeburten  in  gehäufter  Zahl,  und  nicht  allzu 
selten  sogar  die  Zeichen  tertiärer  Sjrphilis  aufweisen. 

Ja  einige  Gelehrte  gehen  so  weit,  daß  sie  die  körperliche 
Inferiorität  der  Städter  gegenüber  den  Landbewohnern 
auf  die  syphilitische  Durchseuchung  der  ersteren  zurück- 
führen. 

2.  Verbreitung  der  Qeschleohtskrankheiten. 

Die  Geschlechtskrankheiten  sind  so  ziemlich  über  die  ganze  Erde 
verbreitet.  Den  Naturvölkern  werden  sie  als  grausames  Geschenk  der 
Zivilisation  übermittelt.  Sie  gehören  zu  den  nicht  anzeigepflichtigen 
Krankheiten**);  daher  ist  es  zur  Zeit  nicht  angängig,  eine  genaue 
Statistik  ihrer  Verbreitung  aufzustellen.  Nur  für  die  Armeen  ist  eine 
solche  möglich. 

Von  den  Armeestatistiken  soll  zunächst  die  Rede  sein.  Diese 
beziehen  sich  fast  ausschließlich  auf  kräftige  Männer  von  20— .30  Jahren, 
die  ihr  Geschlechtsbedürfuis  fast  ausschließlich  durch  außerehelichen 
Verkehr  decken  müssen.  Aber  auch  diese  Statistiken  sind  mit  dem 
Fehler  behaftet,  daß  sie  die  aktiven  Offiziere  nicht  umfassen,  weil 
diese  berechtigt  sind,  sich  an  Privatärzte  zu  wenden. 


*)  Die  VererboDg  der  Bypbili»  durch  den  früher  aii  Syphilis  erkrankten,  dann 
aber  eeheilten  Vater  wird  lieetrittcn. 

"*)  Eine  Ausnahme  machen  Dänemark  und  Norwegen.  In  dem  Entwurf  eines 
Ausfühning8f;e«etzes  zum  ReichsHeuchen^enctz,  das  die  preußische  Rederung  dem 
Abgeordnetenhauoe  vorgelegt  hat,  wird  die  Anzeieepflicht  für  Syphilis,  Tripper  oder 
Schanker  bei  Fenonen,  die  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben,  verfangt. 
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Es    erkrankten    auf    1000   Mann 

der    Iststä 

rke   an 

veneriscB 

Krankheiten 

(Blaschko): 

Deutsche     FniDKÖsische     OoiU-rreich.       ItalienUche 

EngUud 

Arnit-e            Armee 

Armee 

Armee 

InlaodiuiDi 

m.  Ausnahme 

dl 

dc8  Krieups 

V 

m.   Deutschi. 

in  den  Jabreu 

(1870_>45)      1870  (1865—80): 

117,00 

1871 

1877—81 

35.»               84>'"> 

69,40    1878: 

107,00 

206,  t 

1881/82 -a-i/Sfi 

35.1                5».x 

73.« 

IOJ,9 

251,0 

bez.  1881-85 

1886/87-'t0,".)l 
bez.  1886-iio 

i".i               5'.> 

65,« 

94.» 

»33.« 

1891/92-95/96 

29,1                   46,1 

03.» 

95.« 

189,9 

bez.  1891-95 

1894  Alö 

21.9               45.« 

64,8 

91,9 

181,4 

Ixäz.  1894 

189Ö/96 

25,5               41,9 

61,0 

84.9 

173.» 

bez.  1895 

Dänische                  Armee 

1874—85 

19.1 

Russische                     , 

1872-74 
1889-92 

46,0 
4».« 

Üelglsfhe                        , 

1870-85 

70,« 

Japanische                     „ 

1884-85 

77,0 

NiiriiiiiucrilcanlHohe       „ 

1884-86 

64,3 

rortufiiesische               „ 

1866—67 

96,0 

Wesentlich   liöliere  Erkrankungsziffern  als  die  Landheere  zeig( 

überall  die  Maiine  und  die  Kolonialarmeen,  nämlich: 

Deutsche  Marine 

1877—85 

139.0 

Üäta-slaiischc  l^itzungen 

1881-82 

289,7 

Nordsee 

!S8l-«2 

284,6 

Sfidsee 

1S81-85 

261,7 

d.  h.  es  wurde  in  der  ostasiatischen  und  Nordseehesatzung  der  de 
sehen  Marine  1881/82  mehr  als  Vi  der  ganzen  Besat7.ung  venerii 
infiziert. 

Nach   ilieser  Statistik    steht  die    deutsche    Armee 
bei  weitem  am  besten,  was  sie  wohl  in  erster  Linie  der  stren. 
Diszipliu  und  der  genauen  ärztlichen  Kontrolle  verdankt**). 

Ueber    die   Verbreitung    der   Geschlechtskrankheite 
bei  der  Zivilbevölkerung  lassen  sich  folgende  Angaben  machen. 

Der  preußische  Staat  veranstaltete  eine  Umfrage  bei  sämtlichen 
Aerzten  über  die  am  30.  .Viiril  !1K>|)  in  ihrer  Behanclliing  betindlitficn 
Geschlechtskranken.  Von  den  14ö(>7  angofragten  Civilärzten  Mn-n 
63,45  Proz.  diese  Anfrage  lieantwortet.  Hierbei  hat  sich  ergeben,  daß 
an  genanntem  Tage  von  10000  Erwachsenen,  d.  h.  über  15  Jalire 
alten  Personen  sich  18,46,  von  männlichen  28,2,  von  weiblichen  9,24 
in  Behandlung  approbierter  Aerzte  befanden. 


•)  Am  13.  April  lf»00  waren  geschlechtskrank  (Guttstadt) 

in  der  Armee  (Gardekorps,  1.— II.  und  14. — 18.  -Armee- 
korps) :  619  =  i5,«o  auf  10  000 

in  der  .Manne  (es  wunlen   nur  die  in  der  Heimat  he- 

findticheu  Mannschaften  gezählt):  124  =  62,00    „    lOCKX) 

Di«e  Zalden  beziehen  firh,  wie  augeführt,  nur  auf  den  Erhebuncstag;  sie  sind 

also  den  oben  im  Text  angeführten,   welche  den   .Tahrcsdurchaclini tt  angeben, 

nicht  direkt  vergleichbar. 

**)  Die  dänische  Armee  steht  zwar  besser  als  die  deutsche;  doch  kfinnen  beide 

Armeen    kaum   miteinander   verglichen    werden,   weil   die   Dienstzeit  im   dänischen 

Heere  nur  6—9  Monat«  dauert. 
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^1 

Üeber  die  Verbreitung  der  Geschlecht 

sk ranken 

den                 ^^^1 

ielnen  Regierungsbezirken  bericlitet 

Tabelle  1. 

^^H 

Talielle  1. 

^^M 

»bersicht  über  die  Anzahl  der  am  30. 

April  190Ü  er-                       ^^H 

leiten  Geschlechtskranken  im  Verhältnis  zur  erwach-                   ^^^^H 

^n    Bevölkerung     im    Staate    und    in    den    Rogierungs-                    ^^^| 

bezirken. 

^^1 

Geschlecht.'ikrankc  in  Be-  1 

GeHcliIcebLskranke  ia  De-                   ^^^H 

baodluDg  approbierter      ] 

handiuiig  approbierter                   ^^^H 

lt. 

Aerate  am  30.  April  UK» 

Regicrungg- 

Aerzte  am  30.  April  1900                 ^^H 

^^^^^H 

SeT 

auf  lOOOO              bezirke' 

auf  lOÜOO                   ^^H 

überhaupt 

erwachsene 

überhaupt 

erwachaene                 ^^^H 

f 

Lebeode 

liebende                   ^^^H 

!■ 

i. 

m. 

w. 

m.         w. 

m.    !     w. 

^^^1 

mgf 

rke 

bidtkrei» 

I 

r 

biw« 

10619 

a8.«o 

»,«* 

Frankfurt 

577 

'94 

15,17 

^^H 

Bromberg 

289 

92 

I3.«7 

^^H 

8529 
1  83; 

1  749 
920 

3069 
6S3 

2'5 

141,»* 
58,91 

57,1' 
44.«  1 

45," 

19,4  4 

15,9,1 

IO.S7 

Koblenz 
Oppclii 
Stral.>,iiml 
Arunborg 

279 

746 

88 

639 

106 

193 

■3,0« 

I2,»9 

t2,&a 

11,17 

^^H 
^^H 

^^m 

^^H 

f 

2615 

865 

33.»o 

IO,»9 

Posen 

412 

117 

I  I,U1 

^1 

1709 

587 

33.»» 

9,aa 

Kassel 

296 

115 

10,8» 

^^M 

777 

223 

29,77 

8,08 

HikleAheim 

■  76 

60 

10,4  li 

^H 

i(«3 

195 

29.»« 

8,s)0 

Lüneburg 

160 

69 

10,116 

^^H 

■8 

352 

28,SSt 

8,iu 

Stade 

119 

36 

9,«a 

^^M 

5S3 

130 

27,«  •< 

6,8» 

Uumbinnen 

244 

76 

g.bh 

■■ 

«433 

521 

24,44 

8,S6 

^H 

182 

4» 

24,»4 

5,»' 

Minden 

181 

43 

9.U0 

■ 

, 

855 

Marien  Werder 

236 

95 

8,111 

■ 

K 

450 

22,«7 

I  l,!>l 

KÖAÜn 

126 

38 

6,7  0 

■ 

r 

977 
660 

401 
232 

22,4« 
I7,Ä« 

9,»« 

Münster 
Osnabrück 

>o3 

55 

30 
■9 

4,76 
4,69 

^ 

434 

227 

MS 
84 

16,1» 
I5,»4 

5,4» 

Sigmaringen 

6 

4 

2,80 

^^H 

5*3 

271 

15.5« 

7,1» 

■ 

•)l>iel 

^eihenfolt'e    ^«"r  Rerierunirsbezirke  int    bextimi 

nt  durch   die 

Häufigkeit                     ^^^H 

kDeriKben  Krankheiten  UDt«r  den  crwocbKenc^ri  Miinnc 

rn. 

■ 

Tabelle  2. 

^ 

tmß  Heilanstalten  PreulienH  wurden  Geächlechtäk  ranke                     ,^^| 

■                                             behandelt 

K-                

.^H 

freich  Preußen 

1S89     ]«t(J 

mn    1692 

Ma 

18'J4  1  18t(5 

1896 

^^1 

i 

10  166 

T064S 

10896 

13093 

1426s 

15  108 

14325 

14008 

>3                       ^^1 

mai  10  000  männl. 

^H 

ikner 

7,«« 

-,»!> 

7.«(' 

8,76 

9,1« 

9,«« 

9,19 

8.»4 

^H 

r 

9  «32 

10525 

9986 

12  tI5 

12468 

13911 

12970 

12069 

■  2075            ^^M 

1  auf  10000  weibl. 

^^ 

i>» 

b,!.!, 

6,91 

6,54 

7,8« 

9,9l> 

8,75 

8,04 

7,44 

V 

ton 

19998 

21  170 

20882 

26208 

26733 

29019 

27295 

I26077 

26062 

|D()  Rinwohner 

6,78 

7,08 

6,»« 

8,gg  1     8,87 

9,*«  1     8,61 

1      8,18 

8,0» 

Mbaefc  am  H;(1«».    SoppL-IM.  IV. 
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Es  war  also  die  Anzahl  der  Geschlechtskranken  h 
jenigen  Regierungsbezi ikeu   am   größten,   in  deneu 
groISiMi  Städte,  z.  B.  Berlin,  Köln,  Wiesbaden,  Hannover,  Dil 
dorf  iiiid  Breslau  liegen. 

Ferner  li.it  sicli  ergeben,  daß  von  HtO  Geschlechtskranken  '!'<  Pn 
Männer  und  Weiber  in  den  107  Städten,  aber  nur  21  Proz.  Mäai 
und  Weiber  in  den  übrigen  Städten  und  Landgemeinden  lebten.  D 
Geschlechtskrankheiten  sind  also  auf  dem  Lande  und 
den  kleinen  Städten  weniger  verbreitet  als  in  d 
großen  Städten*). 

Dieses   gilt  auch   für  die  Syphilis.    Denn   von    10000  Persoi 
waren  syphilitisch : 

im  ganzen  Staat 

in  t07  Städten 

iti  allen  übrigen  IStädten  und  Landgemeinden 

Trügerisch  sind  dagegen  die  Zahlen  der  Tabelle  1.  welche  zu  b 
weisen  scheinen,   daß   die  Männer   häutiger  als   die   Weiber  von 
schlechtskrankheiten    befallen  waren.    Vielmehr  ist   dieses  falsche  1 

Tabelle  3. 

12  St&dte  mit  Universitäteu,  Hochschulen, 
Oariii,soDen,  Han<lel  und  Industrie. 


primär  und  sekundär 

terüb 

5i>" 

t,ii 

ib,4i 

6,ci) 

en               i,S8 

o,»s 

Städte 


Zahl  der  erwach 

scncn  Lebenden 

ain    1.  Januar  1900 


mäonl.   I    weibl.        mSnnl.   |    weibl 


.\uf  lOOUO 

Zahl  der  erwachsene  Leb« 

QeBchlec'htiikranken         kommen  Ge- 

30.  April  l'.tOO   schlechtskranke 

30.  April  190 


mänol.    I    wal 


Königsberg  i.  Pr.**) 

Berlin 

Bonn 

Aavhcn 

Kiel 

Brexlnu 

Charlottcnburg 

Hannover  tn.  Linden 

Halle  a.  8. 

Greifswald 

Marburg 

Ciöttingen 


49967 

600907 

14  125 

3S5«a 
»8  873 
"7977 
51678 
90186 

39  9*1 
7205 
S«70 

7  799 


64077 

818 

671070 

8529 

17246 
40567 

180 

447 

3»  473 

341 

J93  58s 

I  318 

64837 
90993 

506 

842 

44  595 

3JI 

8203 

4« 

5865 

20 

9026 

'9 

s63 
3069 

5« 
110 
rii 
424 
161 

'95 

105 

26 

«4 
16 


163,' l 
141,9« 
I27,«5 
125,84 

ii8,]0 

111,71 

97  .»1 
93f»« 
82,81 
56,90 
38.«» 

24,S6 


4" 
45. 
«9J 

34.r 

2I,( 

*54 

**•  — 
'3,4 

40,1 

'M 


•)  Das  gleiche  Resultat  liefert  die  recht  zuverlässige  Statistik  der  3  europüi 
Nordstaaten  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark. 
Naci  Hjelt  waren  geMchletht»kraiik  von  1000 

in  Schweden , 

.1  „  (an&er  Stockholm)  .  i 

„   Norwegen    (exfcl.  Gonorrhöe)    .  I 
„  „  (außer  Chrit<tiania).  J 


Einwohnern 
18Ö1— 


1859—70 


Finnland ( 

,,  (aufler  Helsingfors)  | 

■  \ 


Dänemark 


1859-70 


18(i2-70 


1,14 

7,7» 

0,8« 

0,«S 

2,17 
2,08 

4,S6 

3.03 


,,  (ftuüer  Kopenhagen)  ( 

**)  Warum  in  Königsberg  die  Zahl  der  Gesichlechtakrankheiten  so  über 
CToO  ist,   läQt  sich  wohl    nicht  mit  Sicherheit  angeben.    Vielleicht    trägt  die 
KuflIandH,  wo  die  SyjihiUs  ganz  besonders  verbreitet  ist,  die  Schuld. 
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lädurch  zu  erklären,  daß  die  Weiber  das  Bestreben  baben,  ihre 
iheil  zu  verheimlichen  und  zu  vernachlässigen,  sich  brieflich  be- 
In  lassen  und  gerne  die  Kurpfuscher  an  Stelle  der  praktischen 
e  aufsuchen.  Daß  diese  Annahme  richtig  ist,  wird  durch  die 
ichten  aus  den  preußischen  Krankenhäusern  bestätigt.  Denn  nach 
j  Angaben  beträgt  der  Unterschied  zwischen  den  geschlechts- 
;en  Männern  und  Weibern  uur  ungefähr  1  E^roz.,  wie  vorsiehende 
}e  2  beweist. 


Tabelle  4. 

tsdte    mit  Handel    und  Industrie    und  mit  Garnisonen 
(über   lÜOO  Mann). 


Auf  lOOÜO  er- 

Zahl  (kr  erwach- 

Zahl  der 

wathseiie  Lebende 

»euen  Lebenden 

Geschlechtskranken 

kommen  (ie- 

Städte 

am  1.  Januar  1900 

am  30.  April  ISXX) 

Hehlecbtitkraiike  am 

30.  April  1900 

männl.    |    weibl. 

mäniil.    1    weibl. 

männl.    [     weibl. 

• 

1663 

1845 

36 

II 

I5(),31 

59.«* 

bn  a.  M. 

83193 

94363 

1352 

376 

150,49 

39,8» 

Iden 

»3  «45 
"575 

30353 

323 

71 

«39,s» 

23,»» 

25987 

356 

76 

137,8« 

29,88 

107  867 

120635 

1413 

485 

130,110 

40,xo 

kkeo 

S340 

5578 

59 

33 

IIO,4B 

59,X6 

Brg 

13981 

16035 

■36 

4' 

97,«' 

25,»9 

Bit  0.  O. 

17129 

20358 

«5' 

25 

88,iA 

12,88 

3585 

3776 

29 

6 

80,89 

15,8» 

', 

65*5 

7362 

50 

16 

76.69 

22,03 

1978 

«794 

«5 

3 

7S.8S 

16,7» 

■^ 

68186 

7634' 

515 

292 

75.»« 

38.»» 

Srf 

65:30 

66359 

484 

188 

74,«» 

28,88 

» 

5  972 

8607 

^ 

33 

73.68 

38,34 

I 

5381 

5230 

38 

27 

70,B« 

51,6» 

^ 

13667 

13343 

86 

38 

67,89 

20,98 

K 

6567 

8395 

4' 

23 

62,«S 

27,40 

w. 

4890 

5  555 

27 

7 

5S,«> 

12,60 

l-Eylau 

2011 

1  807 

II 

4 

54.T0 

22,1« 

1 

12281 

13807 

66 

36 

53.7i 

■  8,88 

32963 

36976 

121 

49 

52,10 

■  8,18 

WW» 

4801 

4971 

25 

7 

52,07 

14,01 

36194 

30213 

129 

56 

49.1& 

l8,6< 

1 

15582 

19683 

75 

31 

48,1s 

IO,67 

5  479 

63>5 

26 

14 

47,«» 

23,17 

8967 

9569 

42 

7 

46,8« 

7.8i 

25854 

38689 

H9 

18 

46,08 

6,27 

8358 

8774 

37 

'5 

44,8» 

17,10 

6254 

6753 

28 

5 

44," 

7.40 

ladt 

14 '77 

"4257 

63 

63 

44,** 

44.»» 

6  III 

6958 

27 

44,18 

10,0« 

1 

2409 

2414 

10 

6 

4I1&» 

24,8» 

1 

8  688 

10915 

36 

10 

41,44 

9.1« 

> 

15964 

19418 

66 

23 

41, 8i 

11,8« 

4183 

4  393 

16 

3 

38,«» 

4,56 

1 

3267 

3229 

12 

7 

36,78 

21,88 

t" 

^li§ 

7387 

25 

q 

33,99 

12,18 

^ 

13686 

14  121 

45 

18 

32,88 

12,7» 

^ 

5651 

5  593 

18 

5 

31,8s 

8,98 

i 

18  110 

20851 

49 

9 

27,06 

4,3« 
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5* 


1 


Zahl  der 

neschlechtäkranken 
am  30.  April  1900 


männl. 


Auf  lOi 
erwachsene  1 

koranien 
Bchlechtskra 

30.  April 


männl. 


KllK-rfc'ld 

Geben  kirchen 

Bochum 

Crefeld 

Königshütte  i.  Ob.-Schl, 

Solingen 

Rarinon 

M.  (tla<lhach  m.  Rheydt 

Duisburg 

Dortmund 

Mülheim  u.  Rhein 

Luckenwalde 

<  )l)erbau«en 

Hagen 

Remscheid 

Mülheim  a.  Rahr 


37327 

36009 

47« 

«55 

126,18 

48  02I 

52 '59 

4*9 

'«7 

89.»« 

II  598 

■'349 

83 

«5 

7«,»«  L 

19996 

19291 

119 

28 

59.M  ■ 

33&2S 

38917 

178 

69 

52.V«   ■ 

14396 

17098 

70 

26 

48^1 

14712 

14792 

7' 

33 

48,«« 

43  3>9 

47  "53 

190 

74 

43.«* 

28954 

31305 

120 

s8 

4I,*5 

16757 

25940 

105 

as 

39.«* 

44  3'0 

41378 

•57 

5» 

35,«» 

"3  743 

12927 

42 

'5 

30,6« 

6379 

7  220 

'9 

10 

29,7* 

12  326 

10400 

33 

12 

26,77 

15724 

15540 

27 

16 

17,17 

18377 

16831 

28 

15 

«5.»« 

11  401 

11433 

11 

10 

9,6  & 

1 1 


Tabelle  6. 

Haien  st  adte. 


Städte 


Wiihelmi<haven 

Königsberg  1.  Pr. 

Stettm 

Kiel 

Duuzig 

Memel 

Altona 

Rendsburg  (Kanal) 

Harburg 

Fleuhburg 

StralHund 


Zidil  der  erwach- 

^«eijen  labenden 

um  1.  Januar  1900 


inännl. 


weibl. 


Zahl  der 

Geschlechtskranken  I 
am  30.  April  11)00 


Auf  I00( 

wachsene  1 

kommen 

8chlefhU«kra 

30.  April 


männl. 


weibl.        männl. 


9228 
49967 
48566 
28873 
37  109 

5  553 
48245 

3905 
15711 
'3784 

9643 


5815 

.34 

36 

215,16 

64077 

818 

263 

163,71 

55  374 

6>3 

16b 

126,»» 

32473 

34' 

III 

118,10 

44  353 

392 

140 

105,6s 

6941 

3' 

21 

55.8» 

52394 

232 

«'3 

48,09 

4107 

17 

5 

43.Ä» 

1  16  242 

58 

27 

36,9« 

i  «4''i7 

48 

3' 

34.»« 

1  10  781 

18 

6 

l8,67 

^ 


Daß  aber  das  Militär  nicht  vom  wesentlichem  Ei 
auf  die  Zahl  der  Geschlechtskranken  in  großen  Städl 
ergiebt  sich  aus  Tabelle  5.  Denn  trotzdem  die  Städte  der  Ta 
keine  Garnisonen  besitzen,  beherbergen  sie  zumeist  eine  kai 
ringere  Zahl  von  Geschlechtskranken  als  die  in  Tabelle  4  aufge; 
Städte,  die  mit  Garnisonen  versehen  sind. 
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Die  Gesamtzahl  der  im  Jahre  1900  im  Königreich 
Preußen  an  Geschlechtskrankheiten  leidenden  Männer 
und  Frauen  läßt  sich  auf  l  j  r  u  n  d  der  Erhebung  vom 
30.  Aitrii  li»0O  und  der  aus  den  Krankenanstalten  eiu- 
gejiangenen  Nachweise  auf  500 OOO  berechnen. 

Ueber  den  Anteil  der  Geschlechtskrankheiten  an  den 
n  den  preußischen  Krankenanstalten  tiberhau  pt  behan- 


delten Personen  berichtet 
Nach  dieser  Tabelle 


Tabelle  7,  S.  ß9. 


rden   in  den  Krankenhäusern  rail 

destens  ebenso  viele  Venerische  wie  Tuberkulöse  be^ 
handelt,  und  unter  den  Venerischen  war  ungefähr  die  Hälfte 
syphilitisch.  Dagegen  treten  Typhus  und  Di[)htherie  gegen  Tuberkulose 
und  Geschlechtskrankheiten  zurück.  Allerdings  muß  bei  Benutzung 
dieser  Zahlen  daran  erinnert  werden,  daß  von  den  Venerischen  nur  gewisse 
Gesellschaftsklassen,  wie  Prostituierte  und  unvermögende  Männer,  in  den 
Krankenhäusern  Aufnahme  tinden.  Aber  auch  von  den  im  Staate  vor- 
handenen Tuberkulösen  gelangt  ja  nur  ein  gewisser  Anteil  in  die  Heil- 
anstalten. Trotz  dieser  Beschränkungen  behalten  die  mitgeteilten 
Zahlen  ihre  Bedeutung:  Sie  zeigen  die  große  Verbreitun? 
der  Geschlechtskrankheiten,  wenn  es  auch  zunächst 
dahingestellt  bleiben  muß,  ob  es  zur  Zeit  in  Preußen 
ebenso  viele  Geschlechtskranke  wie  Tuberkulöse  gibt. 

Ueber  die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten 
in  den  einzelnen  Ständen  Deutschlands  sind  wir  besser 
unterrichtet, 

Unter  je  100  Mitgliedern  einer  über  ganz  Deutschland  verbreiteten 
kaufmännischen  Krankenkasse  erkrankten  nach  Blaschko 
an  Geschlechtskrankheiten  durchschnittlich  8—8,2  Proz.  In  den  Groä- 
Städten   stieg  diese  Zahl  auf  das  Doppelte,  ja  das  Dreifache. 

Es  erkrankten 


In  den  Jahren 


Ort 


DuTchachnittliche 
Zahl  der  Mitglieder 


Tripper 


Svphilis  und 
wdctier  Sduukec 


in  Proieaten  der  Mitgliwier 


1893-95 
1-95—97 


1693-98 
1893-95-97 


Breslan 

Berlin 

Hamburg 

Hannover 

Lfipzie 

Mag(ieiiurg 

Dresden 

Frankfurt  o.  M. 

iClipmnitx 


275 

MS' 

■56 

244 

'594 
241 

I  130 
372 
432 


30,1(1) 

12,0 

io,s 

7.9 

7.« 
7.1 
S.» 
5." 
4.0 


7.'  (!) 

4.» 

1,5 

»,« 

3.« 

«,« (U 

>.' 
*.o 
1,6 


Von  je  1(J0  Mitgliedern  dieser  kaufmännischen  Kasse,  die  im  Alt&-^ 
18 — 2S  .Tahren  standftn.    erkrankten   im   Verlaufe  dieser   10  Jahr^^ 


von  18 — 28  Jahren  standen,   erkrankten  im  Verlaufe  dieser  10  Jahr« 
an  8yphilis  und  weichem  Schanker  j  „  Magdeburg  64  }   Prozent  der  Mitglieder 


Magdeburg  64  ^. 
Br«ilau         77  I 

I  in  Hamburg  103  \ 
an    Tripper      „   Hfrlin        120  [  Pmxeat  der  Mitglieder 
\  „   Breslau      200  j 

Die  folgende  Zusammenstellung  zeigt,  daß  die  Zahl  der  Geschlechts- 
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ranken    unter   den    Mitgliedern    verschiedener   Klassen    bedeutenden 
Schwankungen  unterliegt. 


1                              Kaese 

Geächlecbtäkraoke  auf  100  Mitglieder 

189Ö     1     1897     1     1898 

1899 

Gewerbcbraukenka8»e  in  B«rliu 
}vruiikenkB88en  in  Frankfurt  a.  M. 
38   Krankcnka«scii  in  Halle  a.  8. 
Obenchlesi»che  Knappschaftskassc 

6, f.                0,8 
3.»              — 
—               I,« 

25,0                 26,1 

6.. 

1,1 

20,f, 

'r> 

unter  den  600  Mitgliedern  einer  Berliner  studentischen 
Krankenkasse  ergab  sich  die  jäluliche  Erkrankungsziffer  zu  25  Proz. 
Hiernach  wflrde  jeder  Student  in  seinen  4  Studienjahren  mindestens 
«iniual  geschlechtskrank  werden. 

Nicht  unterrichtet  sind  wir  dagegen  über  die  Ver- 
breitung der  Geschlechtskrankheiten  bei  den  höheren 
Ständen,  wie  Beamten,  Gelehrten,  selbständigen  Kaufleuten  und 
Offizieren,  weil  diese  sich  an  Privatärzte  wenden,  deren  Praxis  von 
«1er  Statistik  nicht  getroffen  wird. 

Die  größte  u  n  d  ni  ä c h  t  i  g s  t  e  Verbreiterin  der  Ge- 
schlechtskrankheiten ist  die  Prostitution. 

So  waren  unter  iu'd  unverheirateten  Männern,  die  Blaschko  in 
seiner  Poliklinik  untersuchte,  intiziert  worden : 

395  d\irch  Prostituierte  =  8t, i  Proz 

23  „      Kellnerinnen  =    4,7      „ 

24  „      ihr  Vcrbiütnirt  •»    4,9      „ 
45       i>      gelegentliche  Bekanntschaften 

(Lodenuiädchcn  Arbeiterinnen  u.  8.  w.)   ^    9,2      „ 

Bei  86  Patienten  ließ  sich  die  Quelle  der  Infektion  nicht  feststellen. 
Weiter   stellte   Fournier   für   Paris   fest,    daß   387    Fälle    von 
ßonorrhöe  und  873  von  Syphilis  übertragen  waren. 


durch 

öffentliche  Prostituierte 
eehciroe  Prostituierte 
Alailressen,  Theatertlamen 
Arbeiterinnnen 
Dienstniäitchen 
verheiratete  Krauen 


bei  wohlhabenden 
Privatpatienten 
12 
44 
138 

136 

4« 
26 


K  ran  kenbaus  matcrial 


8iunme        387 


873 


3.  Die  Prostitution. 

Die  Prostitution  ist  es,  wie  sich  aus  dem  vorausgehenden  Ab- 
schnitte ergab,  durch  welche  die  Geschlechtskrankheiten  zumeist  ver- 
hreittt  werden. 

lievor  wir  die  Mittel  untersuchen,  durch  welche  diese  Verbreitung 
eingeschränkt  oder  nninöglich  gemacht  werden  kann,  müssen  wir  uns 
">'!  dem  Wesen  der  Prostitution  bekannt  machen. 

Die  Prostitution,  die  käufliche  Darbietung  des  weiblichen  Körpers 
'"f  Ausübung  der  Begattung,  ist,  wie  uns  die  Geschichte  lehrt,  ein 
5*'t  unvordenklicher  Zeit  bestehendes  und  daher  wohl  notwendiges 
•Korrelat  der  gesetzlich  anerkannten  monogamen  Ehe. 


7' 
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Ilire  Entstehung  wird  auf  zweierlei  Weise  erklärt :  entweder  nacb 
Lombroso  undTarnowskj-  durch  einen  angeborenen  krankhafleo 
Trieb  einer  Minderzahl  weiblicher  Individuen  oder  als  eine  Folge 
sozialer  Zustände,  die  es  vielen  Frauen  unmöglich  machen,  sich  in 
ehrbarer  Weise  die  zu  einer  auskömmlichen  Lebensführung  notwen- 
digen Existenzmittel  zu  verschaffen. 

Was  die  erste  Erklärungsart  betrifft,  so  unterliegt  es  wohl  keinem 
Zweifel,  daß  es  zu  allen  Zeiten,  wie  auch  heute  noch  eine  gewisse 
kleine  Zahl  von  Frauen  gegeben  hat,  die  sich  in  demjenigen  ueuro- 
pathischen  Zustande  betinden.  der  sie  zunächst  unbewußt,  später  bewußt 
zu  einer  Darbietung  ihrer  Reize  au  jedermann  drängt*).  Ebenso  wie 
es  stets  eine  gewisse  Zahl  von  Nachtwandlerinnen  oder  Giftmische- 
rinnen gab,  ebenso  gibt  es  stets  eine  Minderzahl  von  Frauen,  deren 
intellektuelle  Fähigkeiten  nicht  stark  genug  sind,  sie  auf  dem  soge- 
nannten moralischen  Wege  zu  erhalten. 

Viel  bedeutender  aber  als  die  Zahl  der  entarteten  Weiber  niii 
krankhaft  veränderter  Psyche  ist  die  Zahl  derjenigen,  die  sich  Jer 
Prostitution  bewußt  aus  Not  und  Mangel  ergeben.  In  dem  einen  Fall 
wurde  das  Mädchen,  welches  die  Eltern  früh  verloren  hat  oder  unter 
Verbrechern  oder  unter  Prostituierten  aufwuchs;  durch  da.s  scldeohle 
Beispiel  verführt.  Ein  anderes  ergab  sich  dem  Freunde,  lernte  ilie 
Cienüsse  eines  verfeinerten  Lebens  kennen  und  schätzen.  Es  hoffte 
sich  diese  (ienüsse  durch  käufliche  Darbietung  ihres  Leibes  erhalten 
zu  können,  auch  nachdem  der  erste  Liebhaber  sie  verlassen  hatte. 

Sehr  häufig  auch  reichte  der  kärgliche  Verdienst  der  Arbeiterin 
nicht  aus,  um  sich  selbst  zu  erhalten  oder  gar  noch  die  Familie 
dauernd  zu  unterstützen.    Da  blieb  die  Prostitution  als  Notanker  übrig. 

Haben  wir  somit  festgestellt,  aus  welchen  Gründen  sich  Frauen 
bereittinden,  sich  als  Prostituierte  zu  erniedrigen,  so  bleibt  schlieülicli 
noch  die  Frage  zu  erörtern,  weshalb  die  Nachfrage  nach  Prostituierten 
eine  so  rege  ist. 

Der   beim   gesunden  Manne  in   der  Pubertätsperiode  erwachende 
Geschlechtstrieb    sucht    Befriedigung.     Diese   sollte,   solange   die  .An- 
schauungen der  Gesellschaft  standhalten,  eigentlich  in  der  uionogaiuen 
Ehe  erfolgen.     Dem  widerstreitet  aber  in  einer  sehr  großen  Zahl  vuii 
Fällen   die   Unmöglichkeit,   die  Kosten   aufzuliringen,   welche   die  Be- 
gründung   und    Erhaltung    eines    geordneten    Hausstandes    mit    sidi 
bringt.     So  bleibt  also  der  großen  Zahl  geschluchtsreifer  Männer.  <lip 
durch   ihr   schmales  Einkomitien   für  lange  Zeit   oder  für  immer  vo» 
dem    Abschluß    einer    normalen    Ehe    zurückgehalten    werden,    nicht* 
anderes  übrig,  als  den  Vertreterinnen  der  Prostitution  sich  zuzuwendcu- 

Wo  aber  Nachfrage  ist,  da  pflegt  auch  das  Angebot  nicht  i^ 
fehlen.  Die  Männer  brauchen  die  Prostitution.  Daher  stellt  sich  di^ 
Prostitution  ein.  Die  Prostitution  ist  ein  notwendiges  Uebel.  Heb^ 
die  Prostitution  auf,  sagt  der  heilige  Augustinus,  und  überall  wirt^ 
Revolution  .«ein.  Und  nicht  weniger  richtig  ist  das  Wort  des  heiligeO 
Thomas:  Die  Prostitution  ist  wie  die  Kloake  eines  Palastes.  Ver' 
stopft  sich  diese,  so  wird  das  Haus  stinkend  und  unrein**). 


•)  ViellftohL  ist  sogar  dieser  Trieb  der  Mehrzahl  von  Frauen  aneeboreii.  Ef 
wird  aber  durch  Erziehung  und  Sitte  zurüclcgc<bäugt.  Seine  Ausübung  wörd* 
—  um  telcologiHoh  tn  reden  —  der  wiohlipslcn  Aufgabe  de*  Weibes  —  näniiicb 
Kinder  m  erzeugen  —  am  hotten  entoprcchen. 

**)  Dafi  das  von  der  heutigen  GeHelliichaft  präkonisierte  Prinzip  der  doppelten 
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AnK«|iurg 

Berlin 

Braanschweig 

Bremen 

Breslnu 

Chenioitz 

Danzig 

DarniHtadt 

Dortuiuiid 

r)re»den 

Düsseldorf 

Elbcrfeld  und  Baruen 

Frankfurt  a.  M. 

Halle 

Hamburg 

Hannover 

Köln 

Königsberg 

Krefeld 

Leipzig: 

Magdeburg 

München 

Nürnberg 

PoUtiam 

Refreti«burg 

Stettin 

Straßburg  i.  E. 

Stattgart 

Außerhalb  Oeutxchlands  (nach  Stro 
BrÜDBcl 
Charkow 
Dorpat 
Gothenburg 
Moskau 
Nikolajew 
Odessa 
Paris 

Petersburg 
Stockholm 
Tula 
Warschim 

Selbstverständlich  sind  diese  Zahlen  nur  mit  Vorsicht  zu  benutzen. 
Jienn  es  ist  bekannt,  daß  in  den  Listen  der  Polizei  jahrelang  Indi- 
viduen geführt  werden,  welche  der  Prostitution  nicht  mehr  angehören, 
oder  welche   in  eine  andere  Stadt  verzogen   sind.     Immerhin   gibt  die 

IJntl,  welches  dem  unverheirateten  Manne  den  Beischlaf  mit  jedem  unverheirateten 
■Mdieo  gcxtattet,  dagegen  das  unverheiratete  Mädchen,  wenigsten«  wenn  ea  den 
"Wreo  Ständen  angehört,  brandmarkt,  wenn  es  «ich  dem  Manne  ihrer  Wahl  aus 
wutet  Neigung  ergibt,  daß  (üexeK  lieuchieriKche  Piiuzip  an  dein  Vorhandensein 
Vt  Prostitution    sehr  wesenlUch   Schuld    trägt,    kann   hier  nur    beiläufig    erwähnt 
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Tabelle  die  Maxinialzahlen  der  Prostituierten  in  einer  Stadt  und  kann 
rleshalh  zur  Orientierung  über  die  uns  beschäftigende  Frage  dienen. 
Unter  dieser  Voraussetzung  wir<i  auch  die  auf  lOiXKJ  Einwohner  be- 
rechnete Zahl  der  Prostituierten  richtig  gewürdigt  werden. 

Zu  der  iiffeiitliehen  Prostitution  kommt  die  gelegentliche 
und  die  geheime  Prostitution,  deren  Umfang  sich  selbstver- 
ständlich nicht  ermitteln  läßt*). 

Diese  geheime  Prostitution  ist  aber  noch  viel  gefährlicher  als  die 
öflentliche.  Denn  bei  ersterer  handelt  es  sich  zumeist  um  jugendliche 
Personen  (^Anfängerinnen'*),  welche  sich  vor  der  Ansteckung  (lurch 
kranke  Männer  nicht  zu  schützen  wissen,  weil  sie  die  Symptome  der 
Geschlechtskrankheiten  nicht  kennen,  und  weil  sie  daher  häutig  erst 
sehr  spät  bemerken,  daß  .sie  angesteckt  wurden.  Da  sie  nun  einiT 
ärztlichen  Untersuchung  nicht  unterliegen,  vermögen  sie,  bevor  sie 
der  Polizei  in  die  Hände  fallen,  ihre  Krankheit  auf  eine  große  Zahl 
von   Männern  zu  übertragen. 

4.  Der  Kampf  gegen  die  Prostitution  und  gegen  die  Verbreitung 
der  Gteschlechtskrankheiten. 

Nachdem  so  die  Gefahren  <ler  Prostitution  fflr  die  Verbreitung 
der  Geschlechtskrankheiten  festgestellt  sind,  soll  der  in  neuerer  Zeit  , 
in  mehreren  Kulturstaaten  mit  erneutem  Eifer  aufgenommene  KaiD{^l 
gegen  diese  geschildert  werden.  S 

Denn  der  K  am  pf  gegen  die  geschlechtskr  an  ke  Prost  i- 
tution  ist  im  wesentlichen  zugleich  der  Kampf  gegen 
die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten. 

Es  gibt  zwar  noch  immer  eine  gewisse  Zahl  von  Menschen, 
schwärmerisch  veranlagter,  der  Wirklichkeit  abgewandter  Personen, 
die  den  Kampf  gegen  die  Prostitution  verneinen,  weil  er  die  persön- 
liche Freiheit  beeinträchtigt,  weil  er  bisweilen  eine  Unschuldige  triffi 
und  verletzt;  aber  um  diese  Minderzahl  darf  und  wird  sich  der  Swt 
nicht  kümmern,  wenn  er  seiner  Aufgabe,  das  Gemeinwohl  zu  fördern, 
sich  stets  bewußt  bleibt.  ■ 

Die    Kampfes  mittel    gegen    die    Prostitution    lassf«^ 
sich  nun  scheiden  in  utopische  und  in  reelle. 

Zu    den    utopischen    Kampfesmitteln    gehören    folgende- 

1)  Der  Staat  muß  dafür  sorgen,  daß  jedes  Individuum,  das  genei?' 
ist,  eine  monogame  Ehe  einzugehen,  hierzu  wirtschaftlich  stark  gemiü 
ißt.      Die   Erfüllung   dieser    Hediugung    bleibt   dem    nebelhaften   Zu' 
kunftsstaate  vorbehalten  und  braucht  deshalb  hier  nicht  weiter  erörtert 
zu  werden. 

Aber  selbst  wenn  dieser  Zukunftsstaat  einmal  in  die  Erscheinußi? 
treten  sollte,  bleibt  es  zweifelliaft,  ob  die  Menschheit  nicht  die  mono' 
game  Ehe  als  fakultativ  erklärt,  ein  Zustand,  dem  wir  heute  bereit^ 
zusteuern.  ^H 


*}  Nach  Com  menge  wimien  während  der  10  Jahre  1.S78— 1887  in  Pari* 
aufeegriffen  27007  wpjhtiche  Personen,  unter  diesen  waren  iiSiO  krank  (25,3  Prot.7» 
und  rwar  litten  an  Syphilis  4428  |IJ4,7  Proz.  der  Kranken),  an  Tripper  oder  weiohet** 
tichanker  3541  (^\,7fi  Proz.  der  Kranken),  an  Krätze  507  (7,41  Proz.  der  KrankeoJ- 
**)  Im  Vergleiche  znr  IVostitution  sind  alle  übrigen  Wege  zur  Verbreitung 
der  Ge!'chle<'iil«krankheitpn  von  sehr  geringer  Bedeutung.  Hierher  gehören  die  A.o' 
etcckung  in  den  Barbierstulien  und  durch  Benutzung  von  Messern,  ftalteln  un<^ 
Lötfein,  die  von  Syphilitischen  benutzt  wurden,  ferner  in  den  Glasbläsereien  durcJ» 
die  beim  Glasblasen  benutzten  Pfeifen,  ilie  von  Mund  zu  Mund  zu  wandern  pfl^ 
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aber  erst  einin;il  die  polygame  Ehe  staatlich  anerkannt,  so 
bätteii  die  Utopisten  sseiter  zu  verlangen,  daß  jedem  Fort]it1anziings- 
freudigen  die  Möglichkeit  geboten  würde,  seinen  Fortptianzungstrieb 
zu  befriedigen.  Eine  solche  Regelung  des  FortpHanzungsgeschäftes 
würde  den  Menschen  auf  ungefähr  die  gleiche  Stufe  mit  den  für  die 
Ernälirang  des  Menschen  notwendigen  Tiere  stellen,  für  deren  Fort- 
pflanzung in  eigenen  Anstalten  gesorgt  werden  muß.  Es  scheint  aber 
mehr  als  zweifelhaft,  daß  die  Gesellschaft  der  Zukunft  solche  Be- 
dingungen zu  genehmigen  bereit  sein  sollte. 

Rf    2)  Die    zwangsweise    Unterdrückung    der    Prostitution    und    die 
renge  Bestrafung  der  Dirnen,  sowie  der  Männer,  die  außerehelichen 
Beischlaf  pflegen. 

tDaß  derartige  Zwangsmaßregeln  keinen  Erfolg  versprechen,  zeigt 
Geschichte. 
Moses  verbot,  daß  sich  eine  Jüdin  prostituiere,  oder  daß  sie  mit 
iiehmiguug  ihres  Vaters  von  einem  anileren  Stammesgenossen 
prostituiert  werde.  Al)er  dieses  strenge  Verbot  vermucbte  die  Pro- 
stitution in  der  Folgezeit  nicht  zu  unterdrücken;  denn  kaum  an  einem 
anderen  Orte  wurde  sie  schamloser  lietrieben,  als  in  Jerusalem,  wo 
nicht  einmal  die  Vorhalle  des  salomonischen  Tem]ie!s  von  Prostituierten 
Rereinigt  werden  konnte.  V2iji  versuchte  Ludwig  IX.  die  Diruen 
auszutreiben  und  ganz  Frankreich  von  dieser  (ieißel  zu  befreien. 
Dofli  schon  2  Jahre  s]i;iter  i]2M]  sah  er  ein,  daß  seine  Befehle  un- 
ausführbar gewesen  waren,  und  Iteguügte  sich  daher  mit  einer 
strengeren  Ueberwachung  der  Prostitution. 

Ebensowenig  wurden  3  Jahrhumlerte  später  die  Edikte  beachtet,  die 
1^)60  von  den  Etats  d'0rl(5aris  im  Namen  des  minilerjährigen  Königs 
Karls  IX.  erlassen  worden  waren.  Damals  wurde  verboten,  daß 
irgend  jemand  in  seinem  Hause  länger  als  eine  Nacht  einer  unbe- 
kaiiuten  Person  Unterkunft  gewähren  sollte.  Alle  lionlelle  wurden 
init«ehoben  und  auch  die  geheime  Prostitution  auf  das  grausamste 
olgL  Keine  Prostituierte  konnte  bei  der  Subhastation  ein  firund- 
stöi'k  erwerben,  selbst  wenn  sie  mehr  zahlte,  als  alle  anderen  Bieter. 
Heinrich  II.  verbot,  daß  die  Dirnen  den  Heeren  folgten.  Dali  aber 
Frankreich  trotzdem  die  Hochburg  der  Prostitution  geblieben  ist, 
*'fd  nicht  bezweifelt  werden  (Dufour).  Weitere  Beispiele  haben 
Loiiibroso  und  Ferrero  gesammelt. 

Wenden  wir  uns  hiernach  den  reellen  Mitteln  zur  Be- 
l'aiupfung  der  Prostitution  zu*),  an  welcher  sich  Staat  und  Gesellschaft 
gleichmäßig  beteiligen  müssen  **). 

Die  für  diesen  Kampf  geeigneten  Maßnahmen  sind  entweder  direkte 
'^er  indirekte.  Zu  den  erstereti  gehört  das  wichtigste  Mittel  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten:  die  Reglementierung  der  Pro- 
stituierten. 

^_^  'j  Eb  soll   hier  wenigstens  kurz   darauf  hingewieacn  wenicn,   daß  <lie  Pro«ti- 

«io  (ichutz  für   ehrl)iire  Fraiii>n  und  .Mädfnen  ict.   iinci  dahpr  —  von  diesem 

nokie  au-H  betrachtet  —  als  eine  nützliche  Einrichtung  gelten  darf. 

*)  Von   den  ilaßnahmcn,   die  das  Individuum  treffen  kann    nnd  treffen  niuü, 

«ich  vor  Ansteckung  bei    AuHÜbuug   eine«    unreinen    Heii'chlafi'M    zu   schützen, 

'  -M  dieser  f?tc!le  nicht  die   Rede  »ein.     Vergleiche  hierüber  die  aiii   Schlüsse 

Abschnittes  zitierte  Schrift  von  Blanchko. 
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a)  Direkte  M  a  ß  d  ii  Inii  e  gegen  die  Verbreitung  der  i  i  e- 
s  eil  iecbtskrank  heilen- 

Die  Kefilenientierung  der  Prostituierten.  Wenn 
jeinaiid  ein  (iewerbe  betreibt,  das  die  Allgemeinheit  gefährdet  oder 
zu  gefiibrden  geeignet  ist,  niuli  der  Staat  dieses  Gewerbe  überwachen. 
Ueberwaclit  werden  Dampfkessel,  weil  sie  explodieren,  chemisdie 
Fabriken,  weil  sie  Vergiftungen  hervorrufen  können.  Der  Staat  tiilfi 
MaUregein  gegen  die  Verbreitung  der  Cholera,  dei-  Pest  und  der 
Pocken.  Ebenso  niuii  daher  die  Prostitution  ülierwa^ht  werden,  »eü 
sie  die  Geschleditskrankheiteu  verbreitet. 

Die  sogenannte  Reglementierung  der  Prostituierten  setzt  sich  aus 
einer  Reihe  von  Maßnahmen  zusammen,  von  denen  folgende  die  wich- 
tigsten sind: 

1)  Alle  ötfentliclien  Prostituierten  werden  polizeilich  überwacht  un(i 
zu  diesem  Zwecke  in  eine  Liste  eingetragen. 

Sie  erhalten  gewissermaßen  als  Gewerbeschein  eine  „Karte*  oi 
ein  „Buch''.    Durch  dieses  Dokument  wird  seine  Trägerin  als  öffpnt- 
licbe  Prostituierte   gekennzeichnet  und  zugleich  festgestellt,  daß  (iit;>e 
einer  regelmäßigen  ärztlichen  Untersuchung  unterliegt. 

2)  Die  öffentlichen  Prostituierten  müssen  sich  einer  fortlaufond 
ärztlichen    Untersuchung    unterwerfen.     Falls   sie    sich   dieser 
ohne  zureichenden  (Jrund  entziehen,   so  werden  sie  zwangsweise  vor- 
geführt  und    bestraft.     Werden    die  Prostituirten    krank  befunden,  s« 
müssen  sie  sich  eiiiiT  Z  w  a  n  g  s  b  c  b  a  ii  d  I  u  n  g  unterziehen. 

3)  Die    öffentlichen    Prostituirten     können    einer    Wohnung 
beschränk  u  n  g  unterliegen.    Diese  Beschränkung  ist  nur  in  wenigen 
Städten,  wie  Bremen  und  Hamburg,   durchgeführt;  es  steht  vielmehr 
den  Prostituierten    in    den    meisten  Städten    frei,   zu  wohnen,   wo  « 
ihnen  beliebt. 

Die  Wflhnungsbeschränkung   kann   darin  bestehen,   daß  den 
stituirten  ganz  bestimmte  Häuser.  Straßen  oder  Stadtteile  (Quartii 
als  Wohnungen  angewiesen  werden. 

Diese  Maßnahme  verdiente  soweit  als  irgend  möglich  durch- 
geführt zu  werden.  Sie  erleichtert  die  ärztliche  und  polizeiliche  Be- 
aufsichtigung der  Prostituierten  und  verhindert,  daß  die  Dirnen  sich  in 
den  Straßen  und  Promenaden  lästig  machen  und  die  Männer  anlocken 
Die  Kuppelei,  die  Verbrechen  an  Eigentum  und  Leben,  welche  namenl- 
lich  in  großen  Städten  in  so  erschreckendem  Maße  um  sich  greifen, 
würden,  wenn  auch  vielleicht  nicht  durchaus  verhindert,  so  doch 
wesentlich  eingeschränkt.  Auch  der  Mädchenhandel  und  das  Zuhälter- 
tum  lassen  sich  leichter  bekämiifen,  wenn  Wohnungsbeschränkungen. 
vorhanden  sind,  als  wenn  solche  fehlen. 
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Kritik  der  Regkmcntirruitg. 

Untersuchen  wir  nunmehr,  wie  weit  sich  das  Sj'steni  der  Regle- 
mentierung bewährt  hat,  indem  wir  die  wichtigsten,  gegen  die?fj 
erhobenen  Einwände  aufführen. 

Die  von  P  h  i  1  a  n  t  h  r  o  j)  e  n  gegen  ilie  Reglementierung  erhobene« 
Einsprüche  sind  S.  74  kurz  zurückgewiesen  worden. 

Aber  auch  Fachleute,  die  iien  Wert  der  Reglementierung  in» 
Prinzip  anerkennen,  haben  gegen  diese  Einwände  erhoben. 

Von    diesen  ist  der  wichtigste  der,   daß  die  ärztliche  Unter* 
suchungunwirksamsei.  _ 
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Dieser  Einwand  muß  als  stichhaltig  zugegeben  werden. 

In  vielen  Städten  ist  die  Anzahl  der  Prostituierten  zu  groß,  als 
daS  die  kleine  Zahl  der  „Polizeiärzte*^  zu  einer  genauen  Untersuchung 
genügte.  Ferner  ist  die  Methodik  der  Untersuchung  noch  nicht  überall 
die  möglichst  beste.  Es  entgehen  daher  Symptome  der  Untersuchung, 
deren  Nachweis  das  Vorhandensein  einer  Geschlechtskrankheit  mit 
Sicherheit  ergeben  hätte*). 

Mit  Rücksicht  auf  diese  nicht  zu  leugnenden  Tatsachen  muß  ge- 
fordert werden,  daß  bei  der  Untersuchung  der  Prostituierten  alle  Hilfs- 
mittel der  Medizin  in  Anwendung  gebracht  werden  und  daß  eine  ge- 
nflgende  Zahl  von  Aerzten  zur  Verfügung  stehe. 

Ganz  falsch  wäre  es  aber,  wenn  man  die  ärztliche  Untersuchung 
der  Prostituierten  aufgeben  wollte,  weil  sie  vervollkommnungsfähig  ist. 
Das  hieße  wohl  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten.  Selbst  eine 
nicht  ganz  vollkommene  ärztliche  Untersuchung  ist  augenscheinlich 
besser  als  gar  keine.  Denn  die  bei  der  Untersuchung  krank  Befun- . 
denen  werden  aus  dem  Verkehr  gezogen  und  können  daher  während 
ihres  Aufenthaltes  im  Krankenhause  Ansteckungen  nicht  verursachen. 

Ein  zweiter  Einwand  sagt,  daß  die  Statistik  keine  sicheren 
Beweise  für  die  Wirksamkeit  der  Reglementierung  ab- 
gebe. Die  Reglementaristen  antworten  darauf  ungefähr  folgendes: 
Allerdings  sind  die  Statistiken  über  die  Abnahme  der  Geschlechts- 
krankheiten nach  Einführung  der  Reglementierung  nicht  völlig  be- 
weisend. Dieses  liegt  aber  nur  daran,  daß  sich  völlig  beweisende 
Statistiken  nicht  aufstellen  lassen.  Denn  es  genügt  nicht  eine  Statistik 
der  krank  befundenen  Prostituierten,  sondern  auch  die  krank 
venerisch  infizierten  Männer  müßten  gezählt  werden.  Nun  bereitet 
aber  schon  ersteres  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten,  weil  sich 
die  Prostituierten  der  ärztlichen  Kontrolle  zu  entziehen  wissen.  Letzteres 
»her,  nämlich  die  Zählung  der  geschlechtskranken  Männer,  ist  über- 
haupt anmöglich,  weil  die  Männer  nur  zum  geringsten  Teile  die  öffent- 
lichen Krankenhäuser  aufsuchen,  sondern  sich  von  Privatärzten,  leider 
auch  rielfach  von  Kurpfuschern  behandeln  lassen.  Alle  Männer,  die 
sich  in  privater  ärztlicher  Pflege  befinden,  entgehen  der  Zählung. 

Ferner  ist  zu  bedenken,  daß  bisweilen  in  einer  Stadt  gleichzeitig 
mehrere  Anordnungen  getroffen  werden,  welche  die  Statistik  der  Ge- 
schlechtskrankheiten beeinflussen  können. 

So  wird  z.  B.  in  einer  Stadt  gleichzeitig  die  Reglementierung  ein- 

ehrt  und  der  Schluß  der  Bordelle  verfügt  oder  eine  neue  Poliklinik 
Geschlechtskranke  eröffnet,  die  arztliche  Hilfe  und  Medikamente 
kostenfrei  hergibt  Wie  haben  diese  drei  Faktoren  gewirkt?  Alle  gleich- 
artig oder  zwei  begünstigend  oder  einer  schädlich? 

Man  sieht  aus  dieser  Auseinandersetzung,  daß  die  Zahl  der  Ge- 
schlechtskrankheiten von  so  viel  verschiedenen  Faktoren  beeinflußt 
Verden  kann,  daß  es  unmöglich  ist,  sie  alle  in  einer  Statistik  zum 
Aosdnick  zu  bringen. 

Die  Phänomene  des  menschlichen  Lebens  sind  eben  vielfach  so 
verwickelt«,  daß  ein  einfacher  Kalkül,  wie  er  der  Statistik  zu  Grunde 
gelegt  werden  muß,  nicht  immer  ausreicht,  diese  Phänomene  und  ihre 
teit   voneinander  zum    Ausdruck  zu   bringen.     Aus  diesen 


')  Da  sich  diese  AoseinandereetzuDg  mehr  an  Nichtarzte  al«  an  Aerzte  wendet, 
^*Kit  *uf  medizinische  Einzelheiten  an  dieser  Stelle  nicht  eingegangen  zu  werden, 
'^hierüber  die  S.  80  unter  Blaschko,  Lesser  und  Neisser  zitierte  Literatur. 
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Gründen  wird  auf  die  Anführung  derartiger  Statistiken  an  dieser  St 
besser   verzichtet  *).      Bisweilen   —  so   auch  hier  —  ist  der   ges 
Menschenverstand  ein  besserer  Wegweiser  als  die  Statistik. 

Drittens  gibt  es  eine  Anzahl  von  Aerzten,  welche  behaupten,  d 
die    ärztliche  Untersuchung    der  Prostituierten    nicht* 
nütze,  weil  die  ärztliche  Behandlung  der  krank  befa 
denen  Mädchen  nicht  zur  Heilung  führe. 

Was   den   Tripper  betriflft,   so   sprechen   sich    die   erfahren 
Aerzte  dahin  aus,  daß  er  —  gewisse  Fälle   abgerechnet,    in  denen  e* 
sich  um  vernachlässigte  Formen  handelt,  wie  sie  nicht  allzuseltcn  bei 
Prostituierten  gefunden  werden  —  mit  Sicherheit,  und  zwar  innerlulk 
30—70  Tagen  heilbar  ist. 

Viel  unsicherer    sind    allerdings   die  Erfolge   bei  der  Syphi 
da  diese  erst  nach  3 — i  Jahren  mit  Sicherheit  als  geheilt  gelten 
Wenn   dieses   zugegeben  werden  muß,   so  beruht  aber  die  Bedeuti 
der  zeitweisen  Verbringung  der  syphilitischen  Dirnen  in  ein   Kranken- 
haus doch  jedenfalls  darin,  daß  diese,  während  sie  sich  in  Behandliins 
befinden,   weitere  Ansteckungen   nicht  verursachen   können.     Es  wäre 
natürlich  besser,  die  Syphilitischen  während  der  3 — 4  Jahre  unter  einer 
so   genauen  Kontrolle   zu  erhalten,   daß   sie  das  schädliche  Gift  ni( 
zu  verbreiten  mögen.    Leider  aber  scheitert  die  Ausführbarkeit  dii 
langjährigen  Internierung  an  den  schier  unerschwinglichen  Kosten 

Es  wird  dann  ferner  behauptet,  daß  die  Ileglementierunu 
ein  Schlag  ins  Wasser  sei,  weil  durch  sie  die  geheime 
oder  gelegentliche  Prostitution  nicht  betroffen  würde. 
Gerade  die  geheime  Prostitution  sei  gefährlich,  weil  sich  unter  ihren 
Priesterinnen  besonders  viele  Kranke  befänden,  die  naturgemäß 
große  Reihe  von  Männern  anstecken  müssen.     (Siehe  S.  74.) 

Alle  diese  Einwände  sind  als  berechtigt  anzuerkennen.  Man  kai 
die  geheime  Prostitution  eben  erst  bekämpfen,  wenn  man  ihre  Ver- 
treterinnen kennt.  Kennt  man  sie  aber,  dann  fallen  die  Unglücklichen 
unter  die  Bestinimungeu  der  öffentlichen  Prostitution. 

Schließlich  wird  darauf  hingewiesen,  daß  durch  die  Regleraentierunf 
einer  großen  Reihe  von  Mädchen,  die  sich  nur  einm»! 
oder  wenige  Male  vielleicht  aus  Unkenntnis  oder  Not 
vergangen  haben,  der  kaum  mehr  zu  verwischende 
Stempel  der  Prostitution  aufgeprägt  würde. 

Dieser  Einwand  erfordert  die  wohlwollendste  Berücksichtigung- 
Das  Regulativ  für  die  Ueberwachung  der  Prostitution  muß  in  der 
Weise  zugeschnitten  werden,  daß  die  Anfangerinnen  in  besonderen, 
von  den  älteren  Prostituierten  getrennten  Räumen  untersucht  und  in 
besonderen  Krankenhäusern  verpflegt  werden. 

Während  des  Aufenthaltes  in  den  Krankenhäusern  muß  ihnen 
eine  milde  Behandlung  zu  teil  werden.  Man  soll  sie  an  Arbeit  ^ 
wohnen  und  ilinen  auseinandersetzen,  was  ihrer  wartet,  wenn  sie  s\t^ 
der  gewerbsmäßigen  Prostitution  hingeben.  Dann  werden  sie  merkeii' 
daß  die  Gesellschaft  ein  Interesse  daran  hat,  sie  auf  einen  ordent 
liehen  Lebenswandel  zurückzuführen  und  sie  nicht  etwa  der  gewMJ 
mäßigen  Prostitution  in  die  Hände  treiben  will. 
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*)  Vwgl.  Ober  derartige  Statistiken  und  ihre  Würdigung  die  hchtvoUea  Ana 
einnndersetzungen  von  Blaechko  in  dessen  am  SchlasBO  dieses  Abschnittes  sitierttf 
Werke:  die  Hygiene  der  ProBÜtution. 
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Hier  ist  der  Punkt,  an  welchem  die  private  Fürsorge  einzusetzen 
lt.  um  Seelen  zu  retten,  solanf^e  dieüe  noch  rettbiir  sind. 

Vorstehende  AuseinandersetzunKen  werden  gezeij^t  haben,  daß  die 
Jteglementierung  der  Prostitution  ein  notwendiges  Schutzmittel  gegen 
die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  ist.  Es  steht  dem  Staate 
leider  keine  andere  Handhabe  auf  diesem  Gebiete  zur  Verfügung,  die 
sieb  aD  Wirksamkeit  mit  der  Reglementierung  messen  könnte.  Aller- 
dings ist  das  System  der  Reglementierung  verbesse- 
rungsfähig. Daher  möge  es  verbessert,  aber  nicht  ab- 
geschafft werden. 

I'  b)  Indirekte  Maßnah  men. 

,  Verglichen  mit  der  Reglementierung  der  Prostitution,  welche  direkt 
jutenlrückend  auf  die  Verbreitung  der  Geschleclitskraukheiten  einwirkt, 
Und  die  übrigen  Maßnahmen  wenigstens  für  die  Gegenwart  von  ge- 
fingerer  Bedeutung. 
i  Sie  sollen  aber  trotzdem  ini  folgenden  erörtert  werden,  weil  sie 
das  üebel  an  der  Wurzel  treffen  wollen  und  für  die  Zukunft  Erfolge 
versprechen. 

1)  Die  Beaufsichtigung  der  Wohnungen   verdient  hier  in 

rst«r  Linie  genannt  zu  werden.    Wenn  einer  Familie  nur  ein  einziger 

aum  zur  Verfügung  steht,  den  sie  vielleicht  noch,   um  Geld  zu  ver- 

lienen,  mit  Schlafleuten  beiderlei  Geschlechtes  teilen  muß,  so  schwindet 

[den  Kindern    der  Sinn    für  Anstand,    Scham    und  Sitte  sehr  schnell. 

)aher  hat  der  Staat  seine  Aufmerksamkeit  der  Regelung  des  Schlaf- 

_Btellenwesens   zugewandt   und  verlangt,    daß  jedem  Insassen    ein  be- 

'Btimmter  Luftraum  zur  Verfügung  gestellt  wird   und  daß  in  Massen- 

Quartieren  eine  strenge  Sonderung  nach  Geschlechtern  stattfindet. 

Hierbei  darf  der  Staat  aber  nicht  stehen   bleiben.     Er  muß  viel- 
fniehr  untersagen,  daß  in  einem  Hause,  in  dem  Prostituierte  wohnen, 
niimlerjährige  Mädchen   oder  Knaben  Unterkommen  linden,   damit  sie 
nick  durch  das  schlechte  Beispiel  verführt  werden  können. 

2)  Da  der  Prostitution   vielfach  die  Kinder  von  Verbrechern  und 
[aus Säuferehen  verfallen,  hat  der  Staat  begonnen,  sich  im  Fttrsorge- 

psetz  ihrer  anzunehmen,  um  sie  der  Zwangserziehung  zu  unterwerfen, 
»11s  sie  zu  verwahrlosen  drohen  oder  bereits  verwahrlost  sind.  Auch 
^  R e i c h s g e s e t z  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen 
Betrieben  vom  ;>0.  März  1!h;)3  wird  die  Kinder  vor  unsittlicher 
B«rührung  durch  rohe  Besucher  von  (iasthäusern  schützen. 

3)  Durch  eine  geeignete  Ausbildung  der  körperlichen  Fähigkeiten, 
*ie  man  sie  z  B.  durch  Turnen,  Rudern  und  weite  Spaziergänge  in 
guter  Luft  erreicht,  gelingt  es,  die  geschlechtlichen  Triebe  einzudämmen. 
D*r  Staat  muß  daher,  wie  er  auch  bereits  begonnen  hat,  einen  ver- 
Dünftjgen  Sport  bei  der  heranwachsenden  Jugend  unterstützen.  Er 
wll  ferner  durch  Eindämmung  der  billigen  schlüpfrigen 
l'iteratur    und    Bereitstellung    von    Volksbibliotheken 

'  ""d  Volkslesehallen  der  heranwachsenden  Jugend  einen  nützlichen 
I^scstotf  in  die  Hand  geben.  Durch  öffentliche  Belehrung, 
■üe  am  besten  bereits  in  der  obersten  Scbulklasse  beginnt,  sind  Schüler 
"Dd  Schülerinneu  auf  die  Gefahren  der  Geschlechtskrankheiten  hinzu- 
'cisen.  Diese  Belehrungen  sollten  auch  in  der  obligatorischen  Fort- 
bildungsschule, ferner  an  den  Universitäten,  Hochschulen  und  Senii- 
"Wen  einen  ständigen  Bestandteil  des  Unterriclitsstoffes  abgeben. 

79 


i 


80 


TH.  WEYL,  JJie  Abwehr  gemeiiigetllhi-licher  Krankheiteti. 


4)  Da  sich,  wie  festgestellt,  ein  großer  Teil  der  Männer  im  huthihc 
infiziert,  so  ist  der  Kampf  fj;egen  den  übermäßigen  Genuii  lil•^ 
Alkohols  von  Staatswesen  zu  unterstützen.  Es  sollen  daher  auch 
die  Kneipen  mit  weiblicher  hedienung,  die  sogenannten  Annuierkneipen. 
sorgsam  beaufsit-litigt  werden,  weil  die  in  ihnen  angestellten  Kellnerinnen 
vielfach  geschlechtskrank  sind  (S.  71)  und  ihre  Krankheit  auf  die  an- 
geheiterten Männer  übertragen.  (V'ergl.  den  nachfolgenden  Abschnitt 
Aber  Alkobolismus  von  Dr.  Grotjahn.) 

Schluß. 

Vorstehende  Auseinandersetzungen  werden  die  große  soziale  Be- 
deutung der  Geschlechtskrankheiten  gezeigt  haben. 

E»  ist  eine  würdige  Aufgabe  des  Staates,  die  Schädigungen  der 
Bevölkerung  durch  diese  Krankheiten  nach  Möglichkeit  abzuschwächen. 
Verschwinden  werden  diese  Krankheiten  erst,  wenn  es 
gelungen  ist,  gegen  diese  eine  ebenso  sichere  Methode 
der  Schutzimpfung  zu  finden,  wie  wir  sie  gegen  die 
Pocken  besitzen. 
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Anhanjj;, 
Der  ilkoholismus. 

Vun 
A.  Grotjahn. 

Von  deu  eigentlichen  Seuchen  unterscheidet  sich  der  Alkoholismus 
weseatlich  dadurch,  daß  er  seine  Entstehung  nicht  der  parasitären 
Existenz  belebter  Noxeu  innerhalb  der  (jevvcbe  des  menschlichen  Kör- 
pers verdankt,  sondern  durch  ein  chemisch  wirkendes  Agens,  das 
in  der  Hlutbahn  kreist,  verursacht  wird.  Nichtsdestoweniger  verdient 
«r  wegen  seines  überaus  häufigen  Vorkommens,  seiner  Bedingtheit 
durch  soziale  Zustände  und  seiner  Rückwirkung  auf  diese  ebenso  sehr 
deu  Namen  einer  V  olkskran  kliei  t ,  wie  die  groiien  Endemien  der 
■Tuberkulose  und  der  Syphilis.  Wie  bei  diesen  Seuchen  ist  auch  für 
las  Verständnis  des  Alkoholismus  unerläßlich,  daß  die  medizinischen 
Tatsachen  durch  die  Beobachtungen  <ler  Statistik  und  Nationalökonomie 
er]Kän/t  werden,  wenn  eine  wirklich  sozial  hygienische  Bemeisterung 
des  Jahrtausende  alten  Uebels  angebahnt  werden  soll. 


1.  Die  alkoholhaltigeii  Getränke. 

Der  psychologische  flrund  für  die  Tatsache,  daß  der  Oenuß  alko- 
holischer Getränke   unter   den    meisten  Kulturvölkern    in  irgend  einer 
Form  verbreitet  ist,  liegt  in  seiner  euphorischen  Wirkung.    Auch 
die   seit    langem    l)ekannte  Schädlichkeit   der  Einverleibung   größerer 
und  wiederholter  Gaben  hat  die  allgemeine  Wertschätzung  des  Alko- 
hols,  der  Unlnstgefühle   abzustunififeri    und    Lustgefühle    zu    erregen 
vermag,  nicht  verhindern  können.    Die  alkoholischen  Getränke  werden 
durch  Gärung  zuckerhaltiger  Flflssigkeiten  gewonnen,  der  W  e  i  n  aus 
geborenem    und    nachher    geklärtem    Traubensafr,    das    Bier    durch 
Gärung  einer  Mischung  von  Getreidemalz,  Hopfen,  Hefe  und  Wasser, 
der  Bran  nt  w  ein  endlich  durch  Gärenlassen  von  vermaischtem  Ge- 
treide oder  Kartoffeln  mit  imchfolgcnder  Destillation  und  Rektitikatictn. 
Die  Herstellung    der    alkoliolhaltigen   (ietrflnke    absorbiert    in   jedem 
Lande  einen  erheblichen  Teil  der  verfügbaren  Bodentläche,  der  Arheits- 
(ifafl  der  Bevölkerung   und    der  vorhandenen  Nahrungsmittel.     ,\llein 
'1  Deutschland   wurden    nach    ilen  Berechnungen  von  W.  Bode  (Die 
imiche  Alkobolfrage,  1892)  zur  Produktion  der  im  .Jahre  ISIK)  her- 
gestellten  .öäiHXXMW  hl  Bier  zwei  Dritte!  der  gesamten  (ierstenernte, 
»imlich    125(X>0(X3  Doppelzentner,    verwendet.     Zur   Herstellung   der 
2221;)(iO()  hl  Trinkbranntwein  wurden  im  gleichen  .Jahre  ein  Sechzehntel 
<!."' Roggenernte   (o;5(K)lK)(>  Doppelzentner)    und    ein  Dreizehntel  der 
Kartoffelernte  (21  fKlJ^HX)  Doppelzentner)  geopfert.    Der  nämliche  Ge- 
*ilirsmann    schätzt   in    keineswegs    übertriebener  Weise   den   für   die 
ßfschaffung  des  Materials  zur  Produktion  alkoholhaltiger  Getränke  in 
Deutschland  benutzten  Grund  und  Boden  auf  insgesamt  1  Tf^tuXtO  ha. 
•Iso  den   15.  Teil    des   überhaupt   bestellten  Ackerlandes.     Berechnet 
•"W  die  Anzahl  der  zur  Herstellung  und  zum  Vertrieb  der  Getränke 
*rf»rderlichen  Arbeitskräfte,    so  zeigt  sich,   daß  allein   in  Deutschland 
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1388300  Personen  hierzu  verwendet  werden  müssen,  d.  li.  jede  1-Lei- 
werbstätigo  Person  in  Deutschland  mittelbar  oder  unmittelbar  ihre 
Arbeitskraft  in  den  Dienst  der  liereitniif;  und  des  Vertriebes  ulkohol- 
haltiger  (ietränke  stellt.  Wälirenil  die  i5evt>lkfrunji  Deutschlands 
insticsaint  nur  7  Millionen  Mark  jiihrlidi  für  Nahrunfisniiltel  ausiribt. 
verbraucht  sie  annähernd  3  Millionen  Mark  für  die  Ueschaffung  alkohol- 
haltif^er  (ietränke.  Otme  Rücksicht  auf  Kinder  und  Frauen  bereclinet, 
kommt  auf  den  Kopf  jedes  Einwohners  ein  Verbrauch  von  3,ö  1  Wein, 
120  1  Bier  und  14  1  Trinkbranntwein.  Zieht  man  aber  in  Erwäpuns, 
daß  für  den  Schna])sverl>niu<'b  wohl  ausschließlich  und  für  den  Bier- 
verbrauch vorvvicfiend  die  Männer  in  Betracht  kommen,  die  doch 
nur  einen  Bruchteil  der  tiesaniten  Bevölkerung  l)ilden,  .so  kann  man 
etwa  40  1  Trinkbranntwein  und  'MK}  I  Bier  durchschnittlich  als  Jahres- 
verbrauch für  eine  erwachsene  männliche  Person  Deutschlands  an- 
nehmen. 

Der   Alkoholgehalt    der   einzelnen    Getränkarten  ist 
aulierordentlicli  verschieden.     Es  enthalten  in  runden  Zahlen: 


die  leii-hlpii  Bicre 

2—3 

Pro«. 

absol. 

.VJko 

„    ExjMirt  liiere 

3-5 

t* 

„    ülwitweine 

5 — 7 

rt 

„    deuUcheo  Weine 

8  — lo 

II 

„    fraiizöiaiftchen  Weine 

lO— 12 

;» 

„    Büdwpine 

14-16 

II 

„    deutschen  Brnniitwcine 

30—45 

M 

ti 

Kognak,  .\rtik,  rtiini 

SO -70 

ti 

Neben  d»!in  in  alten  alkoholhaltigen  Getränken  wirksamen  Aethyl- 
alkohol  entbiilt  der  Branntwein  nicht  selten  noch  Alkohole  höherer 
Ordnung,  wie  Pro]iyl-,  liutyl-  und  Amylalkohol;  besonders  der  letztere 
wirkt  sehr  beranscheud  und  ist  ein  wesentlicher  Bestandteil  des 
Fuselöls,  unter  welcliem  Namen  die  Verunreinigungen  des  Brannt- 
weins in  der  Regel  zusammengefaßt  werden.  Der  Fuselgehalt  ist 
gewiß  für  die  deletäre  Wirkung  des  Trinkbranntweins  nicht  gleich- 
giltig,  aber  es  ist  andererseits  auch  wieder  eine  üebertreibung.  den 
Fuscdgehalt  vorwiegend  für  die  Schädticldteit  des  Branntweingenussci' 
verantwortlich  zu  machen,  denn  auch  der  rein.ste,  fuselfreieste  Brannt- 
wein vermag  die  Erscheinungen  des  Alkoholismus  hervorzurufen,  wen» 
er  reichlich  und  häutig  genossen  wird. 


t  m^ 


2.  Cer  akute  und  der  cbronisohe  Alkoholiamua. 

nie  roheste  und  ursprünglichste  Form  lies  Alkoholgonusses  ist 

Borauhcbun  g.    Ihr  Wesen  besteht  in  der  mehr  oder  weniger  star 

k(*u  litllimung  der  ])sychiscben  Funktionen.     Dem   ersten  Stadium  des ' 

lUuM'hes,   das  in  leichter  Erregung,   Heiterkeit   und  Neigung  zu  luu- 

UM'lnclier  Betätigung  .sieb  kundgibt,  folgt  bei  fortgesetzter  Einverleibuui; 

nlKvdudischer  (ietränke  das  2.  Stadium,  das  durch  das  Schwinden  des 

uivU'ill^chon  Urteils,  der  ästhetischen  Emiitindungeu    und  der  intollek- 

tU*lU*"    Frtliigki'ilen   neben    wachsendem    Drang  zur  Entladung   uuj^e- 

«ttKcHer  Trielduuidlungen  gekennzeichnet  ist.   In  diesem  Stadium  wird 

>  tiretize  überschritten,  wo  der  Berauschte  das  Urteil  ülter  die 

iL-  M'iner  Handlungen  einbüßt  und  nicht  mehr  seinen  Winen>- 

l.ill   gebieten    kann.     Das  3.  Stadium,   das  nun  anhebt,  i.^l 

■iidiiuo  der  Lähmungserscheinungen  charakterisiert.    Alle 

Muuien    liegen    tief   danieder.     Mit   dem  Zustande   der 
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Nödsinnigkeit,  Unempfindlichkeit  und  Unbeweglichkeit  bei  schließlich 
Tollständiger  Bewußtlosigkeit  endet  der  Exzeß.  In  seltenen  Fällen 
scblieBt  sich  dem  Stadium  der  Bewußtlosigkeit  der  Tod  des  Berauschten 
u.  In  der  Regel  befällt  ihn  ein  bleierner  Schlaf,  durch  den  der 
Körper  Zeit  gewinnt,  sich  von  der  toxischen  Einwirkung  zu  erholen. 
Bleibt  der  Rausch  vereinzelt,  so  wird  der  Exzeß  vom  Körper  voU- 
stiiidig  überwanden.  Die  unmittelbaren  Wirkungen  sind  nicht  so  ge^ 
I  ßhriich  wie  die  mittelbaren,  die  dadurch  entstehen,  daß  der  Be-  oder 
Angetrunkene  häufig  Unfällen  oder  Konflikten  mit  seinen  Mitmenschen 
ausgesetzt  ist. 

Was  bisher  über  das  Wesen  der  Berauschung  gesagt  wurde,  galt 
TOD  dem  einzelnen  Akte,  der  ja  auch  als  gelegentliche  Erscheinung 
bei  zahlreichen  Individuen  beobachtet  wird,  die  den  Namen  von  Pota- 
toren noch  nicht  verdienen.  Ein  weiteres  Interesse  beansprucht  der 
Raosch  in  seinem  gehäuften  Vorkommen  bei  der  eigentlichen  Trunk- 
sucht, dieser  ausgeprägtesten  Form  des  Mißbrauches  geistiger  Ge- 
tränke, die  dadurch  gekennzeichnet  ist,  daß  dem  betreffenden  Indivi- 
duum die  Einverleibung  beträchtlicher  Mengen  möglichst  konzentrierter 
alkoholhaltiger  Getränke  zu  einem  unabweisbaren  Bedürfnis  wird,  das 
in  stets  kürzeren  Zeiträumen  Befriedigung  verlangt. 

Ueber  die  Verbreitung  der  Trunksucht  liegen  nur  wenige 
genaue  Daten  vor,  da  eine  Zählung  der  Alkoholiker  aus  naheliegenden 
Gründen  auf  große  Schwierigkeiten  stößt  Die  zuverlässigsten  Angaben 
macht  Schoefl  im  Sanitätsbericht  des  Landessanitätsrats  für  Mähren 
für  das  Jahr  1900.  Dort  wurden  im  ganzen  6577  Potatoren,  also  27 
auf  10000  Einwohner  gezählt,  von  denen  63,4  Proz.  im  Alter  von 
•JO-60  Jahren  standen.  Für  Deutschland  dürften  die  Verhältnisse 
nngefShr  ebenso  liegen  wie  in  Mähren,  jedenfalls  schwerlich  besser 
sein.  Die  Trunksucht  kann  sich  bei  geistig  und  körperlich  durchaus 
normalen  Personen  lediglich  durch  den  fortgesetzten  Mißbrauch 
geistiger  Getränke  entwickeln.  Eine  besondere  Neigung,  trunksüchtig 
n  werden,  zeigt  sich  bei  physisch  minderwertigen  Personen,  die  aus 
öner  Art  innerem  Drange  heraus  auf  Grund  einer  krankhaften  Dis- 
jwsition  dem  Alkoholismus  verfallen.  Die  Beachtung  dieser  Tatsache 
ist  besonders  für  das  Verständnis  jener  Beziehungen  unerläßlich,  die 
den  Alkoholismus  mit  der  Kriminalität,  dem  Selbstmord  und  der  Ent- 
stehung von  Geisteskrankheiten  verbinden.  Nicht  jeder  trunksüchtige 
Verbrecher,  Selbstmörder  oder  Geisteskranke  hat  deshalb  ein  Delikt 
oder  einen  Selbstmord  begangen  oder  ist  irre  geworden,  weil  er  neben- 
liei  auch  trank.  Die  diesbezüglichen  statistischen  Ermittelungen,  die 
hier  nicht  zwischen  Alkoholismus  als  ursächliche  einerseits,  als  beglei- 
tende Erscheinung  anderseits  unterscheiden,  führen  zu  übertriebenen 
Ergebnissen.  Vielfach  veranlaßt  eben  die  nämliche  psychopathische 
Anlage,  die  sowohl  das  betreffende  Individuum  kriminell  oder  geistes- 
krank als  auch  trunksüchtig  machte,  zur  Vorspiegelung  eines  in  der 
T»t  nicht  bestehenden  ursächlichen  Zusammenhanges.  Damit  sollen 
Mtürlich  nur  die  von  selten  fanatischer  Abstinenzler  vorgebrachten 
üebertreibungen  abgewehrt,  keineswegs  aber  bestritten  werden,  daß 
oieht  auch  bei  ganz  nervengesunden  Individuen  der  Spirituosenmiß- 
braoch  allein  zur  Kriminalität,  zum  Selbstmord  und  zu  Geisteskrank- 
Mit  fahren  kann  und  in  bedauerlich  zahlreichen  Fällen  auch  wirklich 
fthrt 

Natürlich  ist  Leben  und  Gesundheit  der  inderAlkohol- 

G* 
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Produktion  be  sc  häft  igten  Personen  besonders  gefährdet 
Anscliaiiliih  beleuchtet  die  Sterblichkeit  der  in  der  englischen  Alko- 
hoiiiKiustrie  Beschäftigten  J.  Tatham  im  55.  Annual  Report  of  the 
Registral-(ieuera!-Sitpt.  Part.  II.  1H!I7,  dessen  Daten  hier  in  der  Zu- 
satnnieiisfelluug,  die  ihnen  M.  llcippe  (p.  348)  gegeben  hat.  mitgeteilt 
werden  mögen.  Es  starben  Männer  in  den  m  i  t  A  Iko  holmiß- 
brauch  verbundenen  Berufen,  verglichen  mit  der  (=  ICH»  ge- 
setzten) Sterblichkeit  in  allen  Berufen: 


Sterblichkeit  durch 

Krankheit 

Berufe 

AlkohoJis- 
mus  und 

Aikoho- 

Leber- 
krank- 

Lungeii- 
ächwiud- 

der  H«ni- 

org«ü( 

Lel»er- 

tisniUA 

iNiereo- 

krankh. 

hciteD 

iiucht 

kreofc- 
heiti>n) 

KnbHsher,  Dronchkenkutoeher 

153 

215 

122 

124 

13' 

HerunizKih<Mi(le  Höker 

163 

277 

107 

»39 

1-0 

KoliIciiträfriT 

165 

223 

137 

116 

lii 

FiHclibümllor 

168 

215 

144 

86 

120 

Musiker 

16S 

223 

«4« 

174 

141 

Hiuirkiinstler 

17s 

269 

IJO 

149 

7« 

Doi'karltciter 

195 

400 

96 

179 

it>6 

Schornsteinfeger 

200 

454 

78 

141 

'44 

Fleisfher 

S28 

269 

102 

107 

i'7 

ßierl)raiier 

250 

315 

XI9 

148 

190 

Gant  Wirts bcdienRtete 

4» 

815 

ajo 

257 

Ig« 

Oa«twirte 

733 

708 

744 

140 

200 

Im  Vergleich  mit  der  (=  lOü  gesetzten)  Sterblichkeit 
aller  berufstätigen  Männer  starben  von  den  in  Alkohol- 
berufen  tätigen  Männern  an 


I 


Sterblichkeit  der 

Krankheita- 

^ 

2 

»< 

Brauer 

Gastwirte,  Gastwirtbedieute 

ursBfhen 

EukI. 

Wale« 

Lijudon 

Industrie- 
Heiirke 

Läiidliflne 
Bdirke 

Alle  Urfiachen  Kusarnmeii 

93 

.50 

■74 

193 

204 

M' 

Influenza 

qi 

139 

139 

158 

130 

161 

AlkobolixniuH 

108 

31S 

723 

977 

715 

53» 

Gelen  k  rheumatiamus 

129 

186 

229 

*43 

314 

11* 

Gicht 

ISO 

500 

600 

550 

500 

750 

Krelts 

«39 

159 

120 

15» 

'34 

107 

Schwindsucht 

79 

148 

it>8 

242 

170 

124 

Diabete« 

86 

243 

271 

343 

300 

114 

Krank  b.  d.  NervennystcmH 

54 

153 

t8i 

137 

322 

'79 

,,         der  Kreislauforgane 

130 

155 

151 

163 

I7S 

132 

„          ,,     Atinuiigciorgane 

112 

"93 

'35 

174 

139 

75 

„         „    Leber 

'44 

2I<J 

644 

378 

804 

626 

„          „     VerdauungBorg. 

93 

168 

168 

«36 

261 

138 

,,         ,,     Uarnorgaue 

73 

190 

210 

224 

207 

221 

Unfälle 

46 

88 

82 

93 

82 

89 

Selltstniorde 

57 

■  21 

507 

»43 

'93 

150 

Alle  übrigen  Ursachen 

1 12 

toi 

«35 

109 

164 

105 

Nicht  nur   die  Trinker   selbst,  sondern   auch   ihre  Kinder   haben 
den  Mißbrauch  geistiger  Getränke  mit  schwerer  »iefährdung  von  Leib 


und  Leben  zu  büßen.  Die  umfassendste  Aufnahme  über  den  Einfluß 
des  Alkohülismus  auf  die  Üciiravation  der  Nachkonuneii  liat  Legrum 
(D^gen6rescenee  sociale  et  alcoolisiiie.  isyü)  geliefert.  Seine  IJe- 
o  b a c  h  t u  n  g e n  an  den  8  1  U  N  a c li  1< o  ui  ui  e n  von  2  1 .5  Trinker- 
fain  tlien  stellt  H.  Hoppe  (S.  36ö)  in  folgenden  Tabellen  zusammen : 


Von  den  819  Degzendenten  sind 

Vorzeitig  geboren 

Tot  gtboren 

Früh  getitorben  (meist  darch  Kraaipfe) 

Behr  sobwäohiicti  mit  phthiaiächein  Mabitu« 

ruberkulös 


Von  den  640  Qberlebenden 
Deszendenten 

litten  an  Krämpfen  in  der  Kindheit 
««ren  Trinker 

„      degeneriert  (Instable,  Imliocille, 
Idioten) 

„      niomlisch  pervers,  Verbrether 

„      Epilf'ptilc.  u.  Hyaterilfer(95  +  jit>) 

„      Geistetikraoke 


la  M)  Trinkerfamilien  mit  Iruakiucht  von  seilen  des  Vater«    u  n  d   der  Mutter 

waren : 


in  Proz.  der 

in  Proz.  der 

in  Proz.  der 

(187)  DcB- 

(Kiö)  Uober- 

(54)  Er- 

zcndenteo 

letiendeii 

wachbeneii 

3'd^ 

i.K^^«P- 

—    Proz. 

—    I'roz. 

5" 

2'i,a  ProE. 

37.7       „ 

—        „ 

34 

<8.«      „ 

»5.«       .. 

t>3 

77 

41.»      .. 

57 

I» 

20 

10,7       „ 

•5 

»» 

JO 

1" 

21.»        ,. 

fl 

-'4 

ij.Ä      „ 

17.7       „ 

44,«       .. 

W/aiij;  );H»torben 

Steo  10  Krämpfen  in  der  Kindheit 

»Ten  rriiiker 
•I     ilcpencriert  und  geistOKchwaidi 
I.     nioraJis<'h  pervers,  Verbreclier 
»     Epileptiker  und  Hysteriker 
II    Ueiateskrankc 


Sü  verhängnisvoll  nun  auch  die  Trunksucht  in  ihren  Folgen  für 
•^lien  und  Gesundheit  sowie  für  das  Verhältnis  zu  den  MitniciisidiiMi 
'st^  »«>  kann  man  doch  nicht  sagen,  dalS  sie  allein  oder  auch  nur  /.um 
?f''lit'ren  Teile  für  jene  Schiidiguugen  ati  Leib  und  (iesuiidlieit.  deren 
"online  die  Medizin  unter  dem  .\usdruck  Alkohrdismus  bezoicliuet, 
verantwortlich  zu  machen  ist.  Bei  den  Kulturvölkern  der  Gegenwart 
'St  jedenfalls  in  viel  höherem  Maße  als  die  Berauschung  <ter  gewohn- 
heifsinäßige   Genuli    alkobcdischer   (Jetränke    zum    Ausgang.s|iunkt 

Alkoholismus  geworden. 
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Wenn  für  die  Bekämpfung  des  Alkolioüsmus  nur  der  Rausch- 
zustand und  die  eigentliche  Trunksucht  in  Fraj,'e  kämen,  so  worden 
sieh  ihr  innerhalb  der  Bevölkerung  nicht  so  viele  Vorurteile  entgegen- 
stellen, wie  sie  gegenwärtig  noch  ganz  allgemein  verbreitet  sind. 
Denn  Rausch  und  lYunksucht  werden  auch  von  denen  verabscheui, 
die  dem  gewuhnhoitsmäßigen  Geiiull  mittlerer  Gaben  für  vollstäniiig 
unschädlich,  ja  sogar  für  nützlich  erachten.  Erst  die  medizinische 
Forschung  der  letzten  Dezennien  hat  uns  gelehrt,  daß  für  viele  Affek- 
tioneu  des  Herzens,  der  Blutgefälie,  des  Verdauungstraktus  und  in 
Nervensystems  die  Kegel  mä  liigkeit  und  H  äufi  gkei  t  des  Trinkeas 
alkuliolhalliger  (ietränke  das  eigentliche  krankmachende  Agens  ist. 
hinter  dem  die  yuanlilät  des  jeweiligen  Getränkes  an  Bedeutung 
zurücktritt.  Es  geht  au  dieser  Stelle  nicht  au,  alle  die  itathologisclieu 
Zustünde,  die  man  unter  der  Bezeichnung  „chronischer  Alkoholismus"' 
im  klinischen  Sinne  zusammenfaßt.  Revue  iiassieren  zu  lassen.  .Ms 
charakteristisch  sei  nur  noch  hervorgehoben,  daß  diese  krankhaften 
\'eränderuiigen  in  der  Kegel  in  den  verschiedensten  Organen  zu 
gleicher  Zeit  entstehen  und  entweder  direkt  lebenverkürzend  oder 
aber  durch  die  Herabsetzung  tler  Kunstitutionskraft  gegenüber  anJeren 
Krankheiten  deictär  wirken.  Dali  dei-  landt;sübliche  gewohnheitsmäßige 
Alkohctlgeniiß  auch  dann  schitn  krankhafte  Körperveränderungen  her- 
vorzurufen vermag,  wenn  er  nicht  gerade  besonders  hoch  ist,  kann 
auf  statistischem  Wege  nur  sehr  schwer  nachsiewiesen  werden,  da  die 
Todesursachenstatistik  der  meisten  Länder  wenig  eingehend  ist.  Be- 
merkenswert aber  ist,  daß  es  sich  in  der  Schweiz,  wo  in  den  15 
größeren  städtischen  (iemeiuden  über  die  Beteiligung  de.s  Alkoholismus 
an  den  Todesursachen  besonders  surgfältig  berichtet  wird,  gezeigt  hat, 
daß  bei  10  Proz.  aller  Todesfälle,  die  männliche  Individuen  über 
20  .lahre  betreffen,  der  Alkoholisnius  als  Haupt-  oder  Nebensache  Ix;- 
teiliut  ist.  Es  ist  damit  natürlich  nicht  gesagt,  daß  jeder  10.  Schweiüer 
ein  Trinker  ist,  sondern  daß  der  dort  übliche  Genuß  alkoholischer 
Getränke  schon  ausreudit,  um  die  (iesundheit  des  10.  Teiles  der  männ- 
lichen Bevölkerung  eiheblicli  zu  gefährden.  Die  Todesursac.henstatistili 
der  Schweiz  ist  deshalb  besonders  vertrauenswürdig,  weil  die  .Ange- 
hörigen die  Meldungsforniulare,  die  von  den  Aerzten  ausgefüllt  werden. 
nicht  zu  sehen  liekomuten,  und  die  Acrzte  deshalb  aus  Rücksicht  auf 
die  Eiuptiudungen  der  Hinterbliebenen  die  Mitteilungen  über  den 
Spirituosengenuß  nicht  zu  unterdrücken  lirauchen.  Für  Deutschlanii 
besitzen  wir  derartige  präzise  Angaben  nicht;  die  Verhältnisse  dürften 
wohl  ähnlich,  keinesfalls  besser  liegen. 

3.  Die  Bekämpfung  der  Trinksitten. 

Die  Notwendigkeit,  gegen  den  Alkoholismus  auf  dem  Wege  der 
Bekämpfung  der  allgemein  verbreiteten  Trinksitten  vorzugchen,  hat 
seit  Beginn  des  IH.  .Jahrhunderts  «lie  Anhänger  dieser  Bekämpfung 
veranlaßt,  sich  in  Vereinen  zu  organisieren  und  so  auf  die  .ajoße 
Masse  des  Volkes  sowohl  wie  auf  die  leitenden  Behörden  Einfluß  zu 
gewinnen.  Von  jeher  stellt  sich  die  Bewegung  in  zwei  Formen  dar. 
die  scharf  voneinander  zu  trennen  sind,  nämlich  als  Abstinenz-  oder 
E  n  t  haltsain  keitsbe  wegu  n  g  und  als  Temperenz-  oder  Mäßig- 
keitsbewegu  n  g.     Die  Anhänger  der  ersteren  vei  werfen  den  Genuß 
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alkoholhaltiger  Getränke  in  jeder  Form  und  Menf,'e,  während  die 
Temperenzler  zwischen  einem  erlanbten  (ientilä  iiriii  einem  MiBliraucli 
geistiger  detränke  scharf  unterscheiden  und  nur  gegen  diesen  ihre 
Lgitation  richten. 

Die  abholnte  Enth;ilts:imkeit  ist  .ücwiß  nictit  nur  für  einzelne 
Individuen  oder  ancli  (iruppcn  von  Individuen  durclitührhar,  sondern 
in  hestiiumten  Fällen  (Epilepsie,  Herzkrankheiten,  Nervenleiden  u.s.  w.) 
vom  Arzte  geradezu  anzuordnen.  Aber  es  ist  durchaus  zu  bezweifeln, 
i>b  es  1>erechtigt  ist,  die  Abstinenz  als  allgemeine  sittliche  Forderung 
aufzustellen,  wie  es  die  organisierten  Enthaltsanikeilsfanattker  wollen. 
Die  wissenschaftliche  Hygiene  hat  hierzu  jedenfalls  solange  kein  lt»'cht, 
als  nicht  die  Schäillichkeit  iiuch  kleiner  und  gelegentlicher 
Dosen  bewiesen  ist,  was  zur  Zeit  noch  aussteht.  Man  kann  von  der 
Gesamtheit  nicht  ohne  weiteres  nur  deshalb  die  Aufgabe  eines  so 
wirksamen,  billigen  und  leicht  zugänglichen  F,uphorikuins  verlangen, 
weil  ein  Bruchteil  der  Individuen  damit  MilSbraucii  treibt. 

Im  Gegensatz  zu  der  radikalen  Abstinenz  gehl  die  MälJigkeits- 
bewegung  von  dem  Grundsatz  aus,  daß  es  nicht  erforderlich  sei,  den 
Alkohol  gänzlich  auszumerzen,  vielmehr  den  (Jenulä  so  zu  gestalten, 
daß  er  sich  in  ungefährlichen  tirenzen  hält.  Der  jetzige  Stand  iler 
medizinischen  Wissenschaften  ermöglicht  uns,  diese  Grenzen  schon 
gegenwärtig  ziemlich  deutlich  abzustecken.  Geringe  Mengen  alko- 
holischer Getränke  scheinen  nach  den  bisherigen  Beobachtungen  voll- 
kommen unschädlich  zu  sein,  besonders  wenn  sie  nur  gelegentlich 
und  nicht  gewohnheitsniälüg  einverleibt  wenien.  Für  den  gewohn- 
heitsmäßigen Genuß  tut  man  gut,  das  zulässige  Maß  möglichst 
niedrig  zu  bemessen.  Jedenfalls  dürfte  selbst  für  nervengesunde,  er- 
wachsene Männer  das  tägliche  Maß  von  1  1  Hier  oder  '/:;  1  Land  wein 
nicht  fiberschritten  werden,  wenn  sich  nicht  im  Laufe  der  Jahre  doch 
krankhafte  Veränderungen  im  Bau  und  Funktion  des  lvör|>ergewebes 
ansVtilden  sollen.  Für  erwachsene  Frauen  dürfte  kaum  die  Hälfte  zu 
gestatten  .sein.  Kinder  sollen  gar  keine  alkoholischen  Getränke  ge- 
nießen. Auch  darüber  ist  man  wold  einig,  daß  Branntwein  selbst  von 
erwachsenen  Männern  auch  nicht  in  kleinen  Dosen  gewohnheitsmäßig 
genossen  werden  soll.  Ueberhaupt  kann  man  vom  sozialhygienischen 
Standpunkte  nicht,  streng  genug  unterscheiden  zwischen  gelegent- 
lichem und  gewohnheitsmäßigem  Genuß.  Der  erstere  ist 
harmlos  und  wird  in  iler  Regel  spurlos  vom  Organismus  überwunden. 
Der  gewohnheitsmäßige  Genuß  birgt  aber  immer  die  (Jefahr  in  sich, 
daS  die  Wirkung  kumuliert  utid  die  Zufuhr  schon  wieder  erneuert 
wird,  ehe  die  Wirkung  der  vorhergehenden  Libation  vollständig  aus- 
geklungen ist  und  so  bei  der  eintretenden  Gewrdinung  der  (iroiShirn- 
rinde  an  den  Alkohol  die  anfänglich  vielleicht  geringen  Gaben  immer 
höher  genommen  werden  müssen,  um  die  ursprünglich  mit  kleinen 
Mitteln  erzielte  Euphorie  zu  erreichen.  Sowohl  um  die  Gefahren  des 
Alkoholgenusses  zu  vermeiden,  als  auch  um  die  eu[diorische  Wirkung 
mit  dem  geringsten  Aufwände  zu  erreichen,  ist  es  liaher  rätlich,  den 
regelmäßigen  täglichen  Genuß  fallen  zu  lassen  und  das  Trinken  von 
Wein  oder  Bier  auf  einige  wenige,  gelegentliche  Anlässe  zu  be- 
schränken. 

Diese  Mäßigkeitsregeln,  die  die  Stellung  des  Einzelnen  zum  Genuß 
alkoholischer  Getränke  bestimmen,  müssen  nun  mit  einem  Nachdruck 
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geltend  gemacht  werden,  daß  sie  auch  auf  das  gehäufte  Auftreten  des 
Spirituosonrtiißl»rauch.s,  wie  er  infolge  der  Trinkunsilten  in  manchen 
Nationen,  Ständen,  Bevölkeriuigsschichten  u.  s.  w.  beobachtet  wird, 
Einfluß  gewinnen.  Das  ist  die  Aufgabe  der  in  Vereinen  organi?ierteii 
Mäßigkeitüprojiaganda.  Mit  Hilfe  des  geschriebenen  und  gesprochenen 
Wortes  muß  sie  die  Unwissenden  aufklären  und  die  tJleichgiltigen  aul- 
rüttelti.  In  Deutscldaiul  hat  sich  nach  dieser  Richtung  hin  der 
Deutsche  Verein  gegen  den  Mißbrauch  geistiger  Ge- 
tränke mit  dem  Sitze  in  Berlin  seit  seiner  Gründung  im  Jahre  ISS.^ 
große  Verdienste  erworben. 

4,  Die  Beseitigung  der  sozialen  Bedingungen  des  Alkoholismus. 

Die  wohlhabenden  Bevölkerungsschicliten   können  für  ihre  Trink- 
unsitten  keine  mildernden  Umstände   bean-spruchen.     Denn  bei  ihnen 
sind  jene  nur  der  Ausdruck  für  das  Fehlen  eines  verfeinerten  Genaß- 
lebeus  oder   für   die    Unkenntuis    der   aus   dem    Mißbrauch    geistiger 
Getränke   entspringenden    (iefalireu.     Wenn    die    Mäßigkeitsbewegung 
hier  eine   rege  Agitation   entfaltet ,  wird   sie   bald    Erfolge  gegenüber 
deu  Trinkgewoliuheiten   dei-   höhereu  Stände,   der  Mittelschichteu  und 
auch   der  sozial   besser   gestellten  Arbeiter   aufzuweisen   haben.    Da- 
gegen wird  sie  zur  Zeit  keine  oder  nur  vorübergehende  Erfolge  bei  der 
sozial    ungünstig  gestellten   protetanscheu   Bevölkerung   davontragen, 
deren  zähes  Festhalten  an  gewissen  Formen  des  Alkoholgenusses  nur 
verständlich  wird,  wenn  man  das  soziale  Älilieu,  in  der  diese  Schiebten 
leben,   mit  gewissen   Eigenschaften    des  Alkohols   in  Beziehung  setzt. 
Außer   der   allgemeinen  euphorischen  Wirkung  des   Alkohols    korami 
hier  .sein  spezieller  Einfluß  auf  die  aus  den  körperlichen  Bedürfnissen 
entspringenden  (jemeingefühle  (Hunger,  Kälte  und  Ermüdung'  in  Be- 
tracht.    In  den  wenigsten  Fällen  wird  der  Arbeiter  sich  darüber  klar 
werden,  tlaß  der  Alkohol,  objektiv  genommen,  gar  nicht  nährt,  wärmt 
und   kräftigt:    die    subjektive   Empfindung  der   Sättigung,    Durcb- 
wärmung   und  Kräftigung   wird    ihn   immer  wieder   veranlassen,   zum 
Alkohol   als  Univcrsallieilmittel   für  alle  Widerwärtigkeiten,   die  seine 
Beschäftigung   mit   sich    bringt,  greifen  zu  lassen,     Im  Charakter  der 
modernen   industriellen  Tätigkeit   liegen   zahlreiche  Momente,   die  ein 
ungewöhnliches  Alkoholbedürfnis  wecken  und  großziehen.     lufolyc  der 
minutiösen  Arbeitsteilung  ist  die  moderne  Fubrikarbeit  überaus  monoton 
und    entbehrt    selbst    des   bescheidenen   psychischen   Reizes,    der   der 
handwerksmäßigen  Produktion  bei  ihrem  steten  Wechsel  in  den  Hand- 
griffen   noch    eigen   war.     Bei    einförmiger   Arbeit   im    geschlossenen 
Räume   wird    daher  das  Gefühl  der  Ermüdung   schon  früh  quälend 
und  verleitet  die  Arbeiter  dazu,  durcfi  Triuken  alkoholischer  «ietränk«' 
bei  der  Arbeit  und  in  den  Arbeitspausen  ihre  Stimmung  autzubessero« 
Besonders     eine    uunatürlich    ausgedehnte    Arlieitszeit     steigert     da»  ' 
Alkoholbedürfnis.    Daher  liegen  alte  auf  eine  Verkürzung  der  Arbeits'  , 
zeit  gerichteten  Bestrebungen  auch  im  Interesse  der  Bekämpfung  de;»  i 
Alkoholismus  in  den  handarbeitenden  Klassen.     Nicht  selten  muß  di<? 
gewerbliche    Arbeit    auch    unter   widrigen   Nehenumständen    geleistet- 
werden,  die  die  Arbeiter  zum  Branntwein-  und  Biergenulä  hindrängen- 
Besonders  der  Staub   erzeugt    <lurcb  Reizung   der  Schleimhäute  eiii 
Gefühl  der  Trockenheit,  das  zum  Trinken  bei  der  Arbeit  immer  wieder 
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AntaB  gibt  Unter  heftiger  Staubentwickelung  haben  gewisse  Kate- 
gorien der  unter  freiem  Himmel  beschäftigten  Arbeiter  (Steinbruch- 
arbeiter, Ziegeleiarbeiter  u.  s.  w.),  noch  weit  mehr  aber  der  größte 
Teil  der  im  geschlossenen  Baume  arbeitenden  zu  leiden.  Alles  was 
zur  YerhQtung  des  Staubes  dient,  steht  damit  aber  auch  im  Dienste 
der  Bekämpfung  des  Bier-  und  Branntweingenusses  bei  der  Arbeit. 
Die  Gesundheitstechnik  verfügt  bereits  über  brauchbare  Apparate  zur 
Verhinderung  der  Stau  beut  Wickelung  und  zur  Absaugung  des  unvermeid- 
lichen Staubes.  Es  wird  sich  in  der  Zukunft  hauptsächlich  darum 
handeln,  diese  Vorkehrungen  nötigenfalls  durch  gesetzlichen  Zwang 
zur  allgemeinen  Einführung  zu  bringen. 

Auch  abnorme  Temperaturen  erschweren  den  Arbeitsprozeß 
and  erwecken  Sehnsucht  nach  Reizmitteln  bei  den  Arbeitern,  die  ihnen 
ausgesetzt  sind.  Seeleute,  Forstarbeiter,  landwirtschaftliche  Arbeiter, 
Fuhrleute  sind  ebenso  bei  großer  Kälte,  wie  Maschinisten,  Heizer, 
Brauereiarbeiter  bei  intensiver  Hitze  einem  gesteigerten  Bedürfnisse 
nach  Einverleibung  geistiger  Getränke  ausgesetzt.  Reichliche  Bereit- 
stellung von  erquickenden  Getränken  harmloser  Art  (Trinkwasser,  Kaffee, 
Tee  und  ähnliche  Ersatzgetränke)  sollten  den  Betriebsleitungen  in 
solchen  Fällen  direkt  zur  Pflicht  gemacht  werden. 

Daß  mangelhafte  Ernährung  bei  der  Entstehung  und  Ver- 
breitung des  Alkoholismus  eine  große  Rolle  spielt,  ist  von  jeher  an- 
erkannt worden.  Besonders  der  Schnapsgenuß  geht  häufig  mit  Unter- 
emihrung  einher,  da  er  die  Möglichkeit  gewährt,  das  Hungergefühl 
M  betäuben  und  auch  im  geschwächten  Körper  die  Empfindung  von 
erhöhter  Kraft  zu  wecken.  Besteht  aber  auch  gerade  keine  objektive 
Unterernährung,  so  ist  doch  häufig  die  Nahrung  so  einförmig  und 
«eoig  schmackhaft  zubereitet,  daß  alkoholhaltige  Getränke  als  VVflrze 
dienen  müssen,  um  das  Wohlbehagen  künstlich  hervorzurufen,  das 
der  Esser  sonst  allein  durch  den  Genuß  von  gut  zubereiteten  Speisen 


Nicht  nur  diese  speziellen  Momente,  sondern  ganz  allgemein  das 
eigentümliche  Milieu,  in  dem  das  moderne  handarbeitende 
Proletariat  lebt,  macht  uns  verständlich,  wie  hier  der  allgemein  mensch- 
liche Hang  nach  der  alkoholischen  Euphorie  noch  erheblich  gesteigert 
ttin  mnß,  und  seine  Befriedigung  schneller  als  in  anderen  Bevölke- 
mngsschichten  zum  Mißbrauch  geistiger  Getränke  mit  allen  seinen 
Folgen  überleitet.  Noch  heute  haben  die  klassischen  Worte,  mit  denen 
der  Nationalökonom  F.  Engels  vor  fast  einem  halben  Jahrhundert, 
gestützt  auf  die  Beobachtung  der  englischen  Arbeiter,  die  soziale 
Misire  als  Ursache  des  Alkoholismus  schilderte,  ihre  volle  Giltigkeit: 
,Alle  Lockungen,  alle  möglichen  Versuchungen  vereinigen  sich,  um 
üe  Arbeiter  zur  Trunksucht  zu  bringen.  Der  Branntwein  ist  ihnen 
fast  die  einzige  Freudenquelle,  und  alles  vereinigt  sich,  um  sie  ihnen 
wiit  nahe  zu  legen.  Der  Arbeiter  kommt  müde  und  erschlafft  von 
söoer  Arbeit  heim ;  er  findet  eine  Wohnung  ohne  alle  Wohnlichkeit, 
fencht,  unfreundlich  und  schmutzig;  er  bedarf  dringend  einer  Auf- 
Ifiterung,  er  muß  etwas  haben,  das  ihm  die  Arbeit  der  Mühe  wert, 
•lie  Aussicht  auf  den  nächsten  sauren  Tag  erträglich  macht ;  seine 
•^gespannte,  unbehagliche  und  hypochondrische  Stimmung  wird  durch 
seine  übrige  Lebenslage,  durch  die  Unsicherheit  seiner  Existenz,  durch 
seine  Abhängigkeit  von  allen    möglichen   Zufällen    und    sein    Unver- 
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mögen,  selbst  etwas  zur  Sicherstelinng  seiner  Lage  zu  tnn.  bis  zni 
Unerträj^lichkeit  gesteigert;  sein  gesrhwäcliter  Körper  verlangt  mit 
Gewalt  nach  einem  Stimulus  von  außen  iier;  sein  geselliges  Beiliirfnis 
kann  nur  in  einem  Wirtsliause  befriedigt  werden,  er  hat  durdiaa^ 
keinen  anderen  Ort,  wo  er  seine  Freunde  treffen  könnte,  —  und  bei 
alledem  sollte  der  Arbeiter  nicht  die  stärkste  Versuchung  zur  Trunk- 
sucht haben,  sollte  imstande  sein,  den  Lockungen  des  Trunks  zn 
widerstehen y  Im  Gegenteil,  es  ist  die  moralische  und  physische 
Notwendigkeit  vorhanden,  daß  unter  diesen  Umständen  eine  sehr  grolie 
Menge  der  Arbeiter  dem  Trunk  verfallen  muß.  Und  abgesehen  vo« 
den  mehr  physischen  Eiutliissen,  die  den  Arbeiter  zum  Trunk  an- 
treiben, wirkt  das  Beispiel  der  grolSen  Menge,  die  vernachlässigte  Er- 
ziehung, die  Unmöglichkeit,  die  jüngeren  Leute  vor  der  Versuchung 
zu  schützen,  in  vielen  Fällen  der  direkte  Einfluß  trunksüchtiger  Eltern, 
die  ihren  Kindern  selbst  Branntwein  geben,  die  (iewißheit,  im  liausdi 
wenigstens  für  ein  paar  Stunden  die  Not  und  den  Druck  des  Lel^en^ 
zu  vergessen,  und  hundert  andere  Umstände  su  stark,  daß  man  den 
Arbeitern  ihre  Vorliebe  für  den  Hrannlwein  wahrlich  nicht  verdenken 
kann.  Die  Trunksucht  hat  hier  aufgehört,  ein  Laster  zu  sein,  für  das 
man  den  Lasterhaften  verantwortlich  machen  kann,  sie  wird  ein  Phl- 
nomen,  die  notwendige,  unvermeidliche  Folge  gewisser  Bedingunficn 
auf  ein,  weuigtens  diesen  Bedingungen  gegenüber,  willenloses  Objekt,* 
Die  Besserung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Zustünde  kann  natfir- 
lieh  nicht  die  Aufgabe  der  sozialen  Hygiene,  sondern  nur  die  der 
Sozialpolitik  sein.  Aber  auch  der  Arzt  muß  mit  Nachdruck  hervor- 
heben, daß  bei  nnterernährten,  schlecht  wohnenden,  schwer  und  laiipf 
tätigen  Arbeitern  die  M:ii5igkeitspro|iagünda  keine  dauernden  und  durcii- 
greifenden  Erfolge  davontragen  kann,  wenn  nicht  vorher  eine  Herah- 
minderung  des  durch  das  soziale  Milieu  abnorm  gesteigerten  Alkoliol- 
bedürfnisses  vorauf  gegangen  isL 


5.  Sie  uiuuittelbare  Bekämpfung  dea  Alkoholismua  durch  SUaX 

und  Gemeinde. 

Auch  auf  gesetzgeberischem  Wege  und  durch  Maßnahmen  staat- 
licher und  kommunaler  Beliörden  liiiät  sich  manches  zur  BekänipfunK 
des  Mißbrauches  geistiger  Getränke  tun,  wenn  auch  die  Wirksamkeit 
der  hier  zu  Geiiote  stehenden  Mittel  nicht  überschätzt  werden  darf. 
Besonders  durch  rein  strafgesetzliche  Bestiniinungen  dürften 
wohl  nur  einzelne  Symptome,  wie  ärgerniserregende  Trunkenheit  u.  s.w.. 
aber  nicht  der  mißliräuchliche  Spiritnosengennß  seihst  hintangehalteti 
werden.  Dagegen  ist  es  wohl  möglich,  auf  <lem  Wege  der  Steuer- 
gesetzgebung den  Konsum  alkoholhaltiger  Getränke  zu  lieeinflossea. 
So  kann  in  Lämleru.  in  denen  gegorene  Gelränke  mit  dem  Schnapi' 
in  der  Volksgunst  konkurrieren,  wohl  eine  hohe  steuerliche  Belastnnt 
des  Branntweins  zur  Verminderung  des  Schnapsveriirauches  uud  damit 
des  Alkoholismus  in  seiner  gefährlichsten  Form  beitragen.  Vorb^ 
dingung  ist  aber  dann,  daß  die  gegorenen  Getränke  (Bier,  Wein,  Obst- 
wein u.  s.  w.)  möglichst  steuerfrei  lielassen  werden.  Aber  die  Wirk- 
samkeit der  Besteuerung  darf  nicht  überschätzt  werden,  denn  sie 
berührt  das  eigentliche  Alkoholbedürfnis  ja  gar  nicht,  sondern  modifi- 
ziert nur  die  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses. 
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Auch  durch  eine  Vermindenin}!  der  Schenken  und  Verkaufsstellen 
auf  ileni  Weitre  einer  scharfen  Handliabitni;  des  KcMizessionszwaiiRes  kann 
ersiineßliches  geleistet  wenien.  Die  radikaUte  Form  der  Ref^eluti;,'  des 
Scheukenwesens  stellt  die  sogenannte  P  ro  In  bi  ti  on  in  einigen  ameri- 
kanischen Staaten  dar,  riurcli  die  Herstetliui«;,  Verkauf  oder  Lagerung 
alkoholhaltiger  (ietränke  für  das  gesamte  Staatsgebiet  einfach  verboten 
wir<l.  Geht  das  V'erbot  nur  von  den  kommunalen  Beliördeii  aus. 
|M>  bezeichnet  man  es  als  Local  Veto.  In  den  Staaten  <les  euro- 
päischen Kontinentes  werden  sich  diese  Maßnaliiuen  in  abseldiarer 
Zeit  wohl  kaum  zahlreiche  Freunde  erwerbeu.     Dagegen  verdient  daß 

«Schweden  und  Norwegen  häutig  angewandte  (J  of  lienb  u  r  ger 
insschan  ksy  Stern ,  bei  dem  die  Kommunalverwaltung  einer  ge- 
ejnnötzigen  Gesellschaft  die  Konzession  für  den  Branntweinausscliank 
überträgt,  die  grölSte  Beachtung.  Die  Gesellsclialt  unterhält  dann 
einige  große  Lokale,  die  unter  der  Leitung  angestellter,  am  Urnsatz 
in  keiner  Weise  beteiligter  Beaniifu  stehen.  Mögen  auch  diese  oder 
ähnliche  Einrichtungen  in  Deutschland  noch  in  weitem  Felde  liegen, 
80  ist  iloch  dringend  zu  wünschen,  daß  die  bei  uns  überaus  laxe 
Handhabung  der  Konzessionserteilung  und  die  Leichtigkeit,  mit  der 
die  Rehörden  die  Bedflrfnisfrage  bejahen,  bald  einer  schärferen  Auf- 
fassung weicht 

r6.  Die  Alkoholftage  in  den  einzelnen  Ländern. 
Schon   aus   den    voraufgegangenen  Ausführungen   ist  zu  ersehen, 
daß  die  Alkoholfrage  in  ihrer  Totalität  außerordentlich  koniidiziert  ist 
und   aus   der  einen  Frage  bei  näherem  Zusehen    ihrer  viele  werden. 
Denn  in  den  meisten  Ländern  des  europäischen  Kulturkreises  ist  das 
Verhalten,    das    die    Bevölkerung  zum    AlkoholgeuulS    einiiimnit,    ver- 
schieden.    Es   sollen    in  folgendem    kurz  die  liau|ilsiichtichsten  Unter- 
■Behiede  skizziert  werden.     Bei  den  der  Statistik  in  allen  Ländern  mehr 
oder  minder  anhaftenden  Mängeln  darf  man  in  den  angegebenen  Zahlen 
allerdings   nur   Schätzungswerte*)   sehen,   aber  auch   diese   gcwäiiren 
immerhin  Anhaltspunkte,   um   sich  von   der  Wirklichkeit   eine  leidlich 
zutreffende  Vorstellung  zu  madien. 

^In    Deutschland    werden    gegenwärtig    itn    Durchschnitt    etwa 
,51  Wein,  1201  Bier  und  4,4  I  Branntwein,  bezogen  auf  absoluten  Alkohol, 
"     pto  Ko|)f  der  Bevölkerung   verbraucht,   also   etwa    40  1   Trinkbrannt- 
»eüi  auf  die  erwachsene  männliche  Person  **).     In   den  letzten  .lahr- 

')  Die  Angat>cn    Biiui  /.iisimiiueiijre>u-Ilt   aus  v.  .furaäcliek,  UtberHichtoi  der 

I  »'(■lliHrlj.i.httfl;  A.  Baer,  Dif  TriHiksiu'lit  iiiid  ihre  Abwehr.  1890;  v.  ZelltT,  Die 

Aulwmidstcuern   im  Uiiiiiilmfh  dor    [«jliliscbou  Ockonoiuic,  18f>7;    Zur  Alkohol- 

[''•«(!,  verpleichcnitt;    Oar.'^tellunjt  dpr    (iesetzo   und    Erfahrungen   einiger    auslfin- 

liäclwr  fitaaten,  zusnmineuppstetlt  vom  Schweiz,  stat.  Hurr;ftii,  1892;  W.  Bude,  Die 

wuW'he  Alkoholfra«e,  lSll-2;    H.  Hoppe.   Di«  Tatwachcii   ütier  den  Alk. »hol,   lOtJl. 

1  ™  l<tztgpiianiiten  Buche  «iud    in  6H  Tahrllen    tue    wichüf^Bteii  stntiütischru  Eraeb- 

[[■Mw  .SlatiKtik,  soweit  sie  auf  diu  Alkoluihnifre  r^ich  Ix'ziphcii,  üliersichtMcli  fienninet. 

^  Da  der  Brauntwpingeiiuß   für  die  Verbreitung   de«  Alknhollsmus  als  soziale 

,   ^anang  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist,   so  ist   die  Höhe  der  Kojifquote 

^  Umnotweinverbrauches  iunerbalb  einer  Bevölkeninp  von  prößtetn  Interesse.     In 

J*  «w^el   pflegt   man    die  Zahl,    liezojren  auf  absoluten  Alkohol   und  auf  den  Kopt 

l  P^  fcitiwohiiers   (also  aueh  der  Khider  und   Frauen!  anzugeben.     Da  ja  alter  heim 

I  i>n>nntweingenuß  and  beim  ehroiiischen  Alkoholismus  in  der  Regel  nur  erwachsene 

■"Mnliche   Personen    in    Betracht    kommen,   so    reden   die   Zahlen    eine  deutlichere 
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^^^1                        ^^^^^"                                      ^H 

^^^H              zeliiiten  hat  der  Bicrverhraucli  sich  erheblich  vergrößert,  währei 

^^^H              Branutweini^'eiuiß   ab^'enoiiuiicii  hat.     Die  V^ertcucrung   des  Scj 

^^^H 

iieträchtlic 

lie  Erliöhuntr  der  Branntweinsteuer  im  .lahJ 

^^^H             ist  in  (leutlici)  erkeiiiiliarer  Weise  für  jene  Schichten    der  arba 

^^^H              Bevüikeninn,   denen  es  ilire  wirtschaflliclie  Latte   nur  irgend  ei 

^^^H             ein  Aiisjiorn  gewesen,   an  die  Stelle  des  Branntweins  das  Bier 

^^^1             zu   lassen.     Nach  der  Erfahrung  der  Aerzte   und   dem  Ausw« 

^^^^^^f                Ueber    die    Entwickehmg    des    Verbrauches    alkohol: 

^^^^V              Getrlluke     im     Deutschen     Reiche     seit     dessen    Besteb 

^^^H               H.  Hoppe  (S.  317)  folgende  Tabelle  zusammengestellt: 

^^^^^^V                Jahr 

Bier            Wein 

Alkohol           Bier 

Wein 

E> 

s\  4  Proz.     a  lU  Proz. 

ä  100  Proz.  ä  100  Proz, 

a  100  Proz. 

AI 

ä  IC 

^^m                      1870  71 

1 

3.» 

^^K 

— 

— 

3.» 

— 



^^H                     1872/73 

— 



4.» 





^^V                     1873/74 

90,  n 

— 

4-.' 

3.«» 

— 

^r                          1874/75 

92,H 

— 

4.» 

3.70 

— 

^L^                      1875/76 

93.» 

— 

S>* 

3.'S 

— 

^^B                    1876/77 

91,8 

— 

5. 

3,«' 

— 

^^^m                    1877 '78 

88,7 

7.73 

4.ä 

3.»» 

0,77 

■ 

^^^                     1778'79 

»7.* 

3,»« 

4..'^ 

3.»« 

o,:«9 

■                          1879/80 

82,S 

1,84 

4.» 

3.8» 

0,18 

: 

1^                          1880^81 

«4,K 

6,67 

4.» 

3.3« 

0,«6 

1881/82 

84,9 

4.»« 

6,u 

3.*o 

0,48 

IC 

1882/83 

84,8 

6,91 

6,4» 

3.39 

0,6» 

•s 

18&3/84 

87, h 

7,«« 

6,ss 

3.50 

0,T« 

4 

1884/85 

9o,u 

8,77 

7, 

3,60 

0,8» 

i 

1885/86 

88,«i 

3.HS 

6.»i 

3.6» 

0,S8 

1 

1886/87 

94.5 

5,«7 

3.'« 

0,&» 

1 

1887/88 

97. 'J 

b,»6 

3,8 

3.»« 

0,70 

1 

1888,89 

97, A 

5,so 

4,& 

3.90 

0,l>4 

i 

1889/5K) 

105,8 

7,1« 

4.' 

4.x» 

0,71 

H 

18ii0)91 

105,» 

2,liS 

4,* 

4,«a 

o,is 

■ 

I8!)l/Ü2 

i05,ä 

— 

4i« 

4,8« 

— 

^ 

18(K,'/<)3 

107,8 



4,s 

4.3» 



1 

lM»3/94 

108,5 

— 

4.« 

4.3* 

— 

' 

I8it4/Ö5 

io6,!i 

— 

4.3 

4.«8 

— 

1 

1895/96 

■  15.' 

— 

4.* 

4,fls 

— 

üb. 

1890,97 

Ii5,ft 

4.» 

4,3 

4.B3 

0,43 

ca. 

1897  98 

1:13." 

6.1 

4>« 

4.9« 

0,ill 

ca. 

1898/99 

124,1 

3.6 

4,.v 

4,90 

0,3;. 

ca. 

1899/1900 

i.'5,(i 

7,ft 

Krankenhausstatistik   und   der   allgemeinen   Todesursachenstatisl 

der  chronische  Alkoholisnius  in  Deutschlaml  überaus  verltreitet. 

mit  großer  Mühe  ist  es  deui  Deutschen  Verein   gegen  den  Miß 

Spraclip,  wenn  man  sie  auf  Tritiklirniiiilwniii  iiiici  auf  dio  Miiniier  allein  b(>ai 

liaM   hier  (rcsclipheii  ist.     llechncl.  man  die  Zahl    der  orwai'hsenen  Männer  zm 

Bevölkeruti;;,    den  TrinkUraniitweiu   zu  33'/.,  nlir..  Alk.,   no  muß  man,   um  de 

braui-li  der  Männer  an   Frinkbranntwein  au«  der  Kopfiiuote  y.u  berechnen,  di< 

9  multiplizieren.     Dte  Ungcniiiiigkeit  gleicht  «ich    unfiefähr   (isuiurch    aus,  d 

die«er  Schiifzunc  der  Alkoholgehalt  etwa»  zu  niedrig,  der  Bnichteil  der  erwai 

Manner  zu  hoeji  augenouimen  wurden  int.                                                           J 
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[geistiger  Getränke   gelmigeii,   die  Gleiclif^'üllinkeit  aller  Schiditeii  und 

IBeriilsiitände  gejienüber  (ieii  aus  iluiu  Alkdlioliuißliraiich  erwaclisenden 

'  Scliiiiilirlikeiten   zu   erscliüttern.     Es   mehren   nich    auch    die  Zeichen, 

daß  die  MälJigkeitspro]>a{fauda  Terrain   (gewinnt   K^ßciiüber  den  bisher 

i unantastbaren   Trinkunsitten   der   höheren    und   mittleren   Stände,   die 

sich  zu  einem  förmlichen  Triiikzwange  verdichtet  halien.    In  den  letzten 

Jahren  hat    nehen    der   Mäßigkeitsbewej^'ung   auch    die    Abstineri/!    he- 

jSonilers  in  den  Küstenjie;;en(ieu  Deutscidands   unter  an^'elsfichsischein 

[and  ikaudinavischem  Einflüsse  stark  an  Anhäuf^erscliaft  und  Heileutung 

gewonnen.     Ueberliaupt    hat    sich    in    den  letzten  Jahren   allerorts  ein 

ebhafies  Interesse   an    der  Diskussion   <ler  Alkoholfrage  und  der  Be- 

f]täm])fung  des  Alkoliolismus  zu  erkennen   gegeben.     Unnötig  zahlreich 

:  siod  trotz  des  Konzessionszwaiiges   in  Deutschland  die  Schankstellen. 

|Ini  Königreich  Preußen   kommen   z.  IJ.  schon  auf  Ä)il  Kinwohner,  in 

Sachsen  anf   179   und   in    Berlin    gar   nur   auf   14.S   F>in\vohner   eine 

Scliajikstelle. 

In  Oesterr  eich-I'n  garn  wurden  im  Durch.schnitt  der  Jalue 
18S5-1896  jälirlich  22.1  1  Wein,  ;^2  I  Bier  und  3,H  i  Branntwein 
(bez.  auf  abs.  Alk.)  jiro  Kojjf  der  Bevölkerung  verbraucht.  An 
I  Schankstellen  kommen  in  Oesterreich  eine  auf  220  Einwohner.  In 
den  industriereicheri  (iegendeu  Böhmens,  Mährens  und  Niederöster- 
,  reichä  überschreitet  der  AlkoholgenulS  beträchtlich  den  Durchschnitt, 
ebenfalls  in  der  kulturell  tiefstciieudeii   Bevölkerung  Schlesiens. 

In  der  Schweiz  ist  durch  die  Einführung  des  Spiritusmonopols, 
der  dadurch  bewirkten  Beseitigung  der  zahlreiclien  Ilausbrennereien, 
sowie  durch  eine  rege  Agitation  der  Milßigkeits-  und  der  hier  besonders 
starken  Euthaltsamkeitsiiewcgung  der  früher  sehr  hohe  Branntwein- 
konsuni von  ö  1  (bez.  auf  abs.  Alk.)  auf  etwa  ;i,l  1  im  Jahre  W^ii  herabge- 
driickt.  Es  fällt  also  immer  noch  ein  Quantum  von  2?<  I  Trinkbrannt- 
!  *eiu  auf  die  erwachsene  männliche  Person.  An  Wein  und  Bier 
»urden  im  Durchschnitt  der  Jahre  1885— IHy.")  61  1  bezw.  40  I  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  verbraucht ;  auf  135  Einwohner  kommt  eine 
Schankstelle. 

Auch  in  Großbritannien  und  Irland  hat  die  sehr  hohe  Be- 
steuerung des  Branntweins  und  die  mit  außerordentlicher  Energie 
auftretende  Mäßigkeits-  und  Entlialtsamkeitsbewegung  allerdings  be- 
greiizie  Erfolge  gehabt.  Obgleich  allein  die  Zahl  der  iu  \'ereinen 
orKanisierten  Altstinenten  auf  f»  Millionen  geschätzt  wird,  betrug  doch 
"wh  im  Durchschnitt  der  Jahre  1H85— l»9ö  der  Verbrauch  1,7  1  Wein, 
1-K2  1  Bier  und  2,8  I  Branntwein  (bez.  auf  abs.  Alk.)  pro  Kopf  der 
Bevölkerung,  also  doch  immerhin  uocii  2.')  I  Trinkbranntwein  jährlich 
wf  die  erwachsene  männliche  Person.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  betrug  in  der  nämlichen  Zeit  ungefähr 
j;**  I  Wein.  öS  I  Bier  und  2,()  1  Branntwein  (bez.  auf  abs.  Alk.)  ])ro 
^fipf  der  Bevölkerung,  was  angesichts  der  mit  beispielloser  Energie 
vorgehenden  Abstinenzbewegung  noch  einen  ziemlich  reichlichen  Ver- 
brauch darstellt. 

Den  größten  Erfolg  hat  die  Bekämpfung  des  Alkoholismus  bisher 
•*lil  in  Schweden  und  Norwegen  erreicht.  Zu  Anfang  und  noch 
^  der  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  galt  Schweden  mit  Recht 
als  das  klassische  Land  dos  Alkohohsinus.  Soll  doch  der  Schna])s- 
»Wbraucli   im  Jahre  1829  20  1  (bez.  auf  abs.  Alk.)  pro  Kopf  der  Be- 
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völkerung.  also  UM  1  Trinkbraniitwein  von  hohem  Alkoholgehalt  auf 
das  erwachsene  mätiiilif^he  Individuiuii  betragen  haben.  Es  wurden 
damals  nicht  wenitjoi-  als  I7o(KK>  Haiisbrennereien  gezählt.  Die  Be- 
seitigung (lieser  Hausbreunereieo  auf  dem  Wege  der  Gesetzgehuns, 
eine  hohe  Besteuerung;  tles  Branntweins  und  eine  rührige  Mäßiakeil>- 
bewefiuii;;,  die  tlie  Bevölkerung  über  die  Zwecktnfißi^jkeit  lier  staat- 
lichen Maßnabnten  anfkiärte  und  die  Trinkunsitten  bekämidte.  hat  tifii 
Branntweinkonsuni  auf  den  sechsten  Teil  des  früheren  herabgemiiideri 
und  /uiileich  den  chronischen  Alkoholismus  als  Ursache  der  Todesfälle, 
der  Selbsttnorile  und  der  Delikte  bedeutend  seltener  werden  lassen. 
Im  Durchschnitt  der  Jahre  1HH,t— IS'.tö  betrun  der  Verbrauch  O,.*»  1 
Wein,  27,2  I  Bier  utnl  ;},:'>  1  Branntwein  (bez.  auf  abs.  Alk.)  pro  Koiif 
der  Bevölkeruiit;,  Noch  j;unstiger  liegen  ilie  Verhältnisse  in  Nor- 
wegen. Im  ,lahre  IKIH  betrug  der  Verbrauch  1  1  Wein,  29.5  1  Hier 
und  1,84  1  Branntwein  (bez.  auf  abls.  Alk.i  auf  den  Kopf  der  He- 
vfilkerung.  also  1(5,0  1  Trinkbranntwein  auf  die  erwachsene  niännliche 
Person.  Sehr  segensreich  hat  es  gewirkt,  daß  es  mit  Hilfe  der  Gesetz- 
gebung und  des  oben  erwähnten  Gothenbnrger  Ausschanksystenis  ge- 
lungen ist,  die  Zahl  der  Schankstellen  in  Norwegen  und  Schweden  auf 
eine  sehr  geringe  Zahl  zu  beschränken.  In  den  ländlichen  Distrikten 
Schwedens  kommt  auf  2l)t')t)()  Einwohner,  in  den  Städten  auf  1M)9  Ein- 
wohner, in  den  ländlichen  (jegen<ten  Norwegens  auf  8(HX)  Einwohner, 
in  den  norwegischen  Städten  auf  ]4i)()(l  Einwohner  eine  einzige  Schank- 
stelle.  Man  vergleiche  damit  die  Angaben  aus  den  anderen  Ländeni, 
besonders  aus  Deutschland  und  Frankreich!  Schweden  und  Norwegen 
beweisen,  was  tjesetzgebung  und  Mäläigkeitsjtroimganda  dort  ausrichten 
können,  wo  keine  ungünstigen,  sozialen  Zustände  das  Alkoholbedürfni^ 
der  Bevölkerung  wesentlich  steigern.  Da  die  Bevölkerung  Schwedenj^ 
und  Norwegens  sich  vorwiegend  aus  Bauern  zusammensetzt,  die  niclii 
unter  übermäßiger  Arbeit  oder  tnangelhafter  Ernährung  zu  leiden 
haben,  sind  die  in  den  sozialen  \'crhältnissen  ruhenden  ursächlichen 
Momente  für  den  Alkoholismus  doch  hier  annähernd  so  mächtig,  wie 
etwa  in  Deutschland,  Belgien  und  der  Schweiz. 

Von  II  o  1 1  a  u  d  und  D  ä  n  e  nr  a  r  k  ist  nicht  so  Günstiges  zu  melden. 
Im  Branntweinverbrauch  übertreffen  sie  Deutschland  noch.  In  Hol- 
land betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  lK8."i- l^Dö  der  Verbrauch 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  2,2  1  Wein.  Ii4fi  1  Bier  und  4.7  1  Brannt- 
wein (bez.  auf  abs.  Alk).  Auf  Hb  Einwohner  kommt  eine  Schankstelle. 
In  Dänemark  betrug  im  Jahre  1890  der  Verbrauch  1  1  Wein,  331 
Bier  und  (;,2  I  Branntwein  (bez.  auf  abs.  BranntJilkohol),  also  etwa 
5tj  I  Trinkbranntwein  auf  die  erwachsene  mänrdiche  Person.  Dänemark 
hat  damit  den  grüßten  Schnapsverbrauch  der  Welt. 

In  der  sl avischen  Bevölkerung  tritt  im  Gegensatz  zu  der 
Neigung  der  gernuinischen  Nationen  zum  gewohnheitsmäßigen  Trinken 
die  Berauschung  in  den  Vordergrund.  Wahrscheinlich  ist  dieser 
Hang  zum  Exzeß  weniger  eine  slavische  Rasseneigentümlichkeit  als 
die  Folge  einer  tiefsieheiulen  Kultur,  die  sich  natüiiich  auch  in  einer 
mangelhaften  Ausbildung  des  Genußlebens  äußern  muß.  In  einem 
einzigen  Jahre  wurden  beispielsweise  47000  Betrunkene  in  Petersburg 
durch  die  Polizei  von  der  Straße  aufgelesen,  von  denen  ungefähr  100 
an  der  akuten  Alkoholintoxikaton  verstarben.  Infolge  des  landes- 
üblichen   e.vzessiven    Trinkens    dürfte    der  Alkoholismus   in   Rußland 
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noch  mehr  verbreitet  sein,  als  nach  dem  Kopfkonsum  anzunehmen 
ist.  Letzterer  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1885—1895  3,3  1  Wein, 
4,0 1  Bier  und  4,7,  I  Branntwein  (bez.  auf  abs.  Alk). 

Die  romanischen  Nationen  bewohnen  vorwiegend  ausge- 
sprochene Weinländer.  Das  gilt  besonders  von  den  Völkern  der 
pjrenäischen  Halbinsel,  die  sich  durch  Mäßigkeit  im  Schnapsgenuß 
luszeichnen.  In  Portugal  betrug  der  Weinverbrauch  im  Jahre  1892 
K  1,  in  Spanien  115  1  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Italien  weist 
in  seinen  südlichen  Landesteilen  ähnliche  Verhältnisse  auf.  Dagegen 
haben  die  Lebensbedingungen,  unter  denen  das  industrielle  Proletariat 
Norditaliens  existiert,  einen  beträchtlichen,  noch  immer  steigenden 
Branntweingenuß  großgezogen.  Dieser  beträgt  in  der  Lombardei 
4.1  1  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (bez.  auf  abs.  Alk.),  also  ungefähr 
37 1  Trinkbranntwein  auf  die  erwachsene  männliche  Person.  In  ganz 
Itolien  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1885 — 1895  der  Verbrauch 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  95,2  1  Wein,  0,9  1  Bier  und  0.7  1  Brannt- 
wein (bez.  auf  abs.  Alk).  In  dem  früher  durch  seine  Mäßigkeit  be- 
rähmten  Frankreich  hat  sich  im  Laufe  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
in  auffallender  Weise  der  Branntweinkonsum  und  damit  nach  ein- 
stimmigen Beobachtungen  der  Hygieniker  und  Irrenärzte  der  Alkoholis- 
mus enorm  vermehrt.  Der  Branntweinverbrauch  betrug  im  Jahre 
1831  1.1  1,  1841  1,5  1,  1851  1,7  1.  1861  2,2  1  1868  2,5  1,  1886  3,0  I, 
während  er  sich  im  Durchschnitt  der  Jahre  von  1885—1895  auf  4,3  1 
(bez.  auf  abs.  Alk.)  berechnen  läßt  neben  94,4  1  Wein  und  22,5  1  Bier 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Bereits  auf  68  Einwohner  fällt  durch- 
schnittlich eine  Schankstelle. 

Das  Verhalten  der  romanischen  Völker  zeigt  deutlich  das  Walten 
des  sozialen  Faktors  in  der  Aetiologie  des  Alkoholismus.  Ursprünglich 
wird  bei  ihnen  das  nicht  übermäßig  entwickelte  Alkoholbedürfnis  durch 
den  an  Ort  und  Stelle  produzierten,  leichten  und  wohlfeilen  Wein  be- 
friedigt Wo  aber  wie  in  Norditalien  und  im  nördlichen  Frankreich  sich 
ein  starkes  industrielles  Lohnproletariat  gebildet  hat  und  dazu  noch 
»ie  in  Frankreich  eine  unzweckmäßige  Besteuerung  der  gegorenen  Ge- 
trinke besteht,  hat  sich  der  Branntweinkonsum  und  damit  auch  die 
Ausbreitung  des  Alkoholismus  außerordentlich  gehoben.  Besonders  deut- 
lich gibt  sich  das  auch  in  Belgien  zu  erkennen.  Hier  verschwindet 
Mter  der  Wucht  der  wirtschaftlichen  Zustände  jeder  Unterschied  im 
Verhalten  der  einzelnen  Rassen  in  der  etwa  zu  gleichen  Teilen  aus 
Komanen  und  Germanen  sich  zusammensetzenden  Bevölkerung.  Im 
Durchschnitt  der  Jahre  1885-1895  betrug  der  Verbrauch  3,2  1  Wein, 
177  1  Bier  und  4,7  1  Branntwein  (bez.  auf  abs.  Alk.)  pro  Kopf  der 
Bevölkerung,  also  etwa  42  1  Trinkbranntwein  auf  die  erwachsene  männ- 
liche Person.  Schon  auf  36  Einwohner  (wohlgemerkt  hier  wie  bei 
diesen  Angaben  überall  Frauen  und  Kinder  eingerechnet)  kommt  eine 
Schankstelle.  Damit  ist  Belgien  das  Land,  in  dem  am  meisten  alkoho- 
lisdie  Getränke  genossen  werden,  wie  es  ja  auch  das  Land  ist,  in  dem 
die  industriell  tätige  Arbeiterschaft  den  größten  Prozentsatz  der  männ- 
lichen Bevölkerung  ausmacht.  Belgien  ist  ein  klassisches  Beispiel  da- 
fAr,  daßdie  kulturelle  Hebung  des  handarbeitenden  Proletariates 
«ine  Vorbedingung  der  rationellen  Bekämpfung  des  Al- 
koholismns  wie  ja  der  sozialhygienischen  Betätigung  über- 
haupt ist. 
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„Bibliopraphle  der  gesamten  inssenschoftlichen  Literatur  über  den  Alkohol  und  dn  il- 

koholismus"  hrsg.  von  E.   '  bderhalden,  790^,  und  sub  F.  5  in  den  alljährliek  endm- 

netuien  Orotjatan-KriegelxcA«»  Jahresberichten  über  Soziale  Hygiene  und  DemograpUi'l 
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m.  Nahrungswesen. 

Von 
Dr.  Faul  Mombert. 


1.  Die  Eriiyiiriingsgcsetze. 

Ein  jeder  körperliche  o(ier  jjieistige  Kraftaufwand  des  Menschen 
hat  einen  V^erbrauch  organischer  Stoffe  zur  Folge;  selbst  in  ruhendem 
Zustand  ist  dies  der  Fall.  Aufgabe  und  Zweck  der  Ernährung  ist  es, 
4ie*en  Verbrauch  durch  Zufuhr  neuer  Substanzen  auszugleichen. 
In  erster  Linie  ist  also  der  Bedarf  an  Nahrung  abhäugig  von  der 
iflt'  des  Stotfverbrauchs  des  Individuums;  dabei  spielen  die  körper- 
le  Beschaffenlieit,  Gewicht  und  Korperoberftäche  desselben,  die 
ße  seiner  täglichen  Arbeitsleistung,  Witterung  und  Klima  u.  s.  f. 
sehr  große  Rolle. 
,  Auf  Grund  der  Kenntnis  dieser  Vorgänge  im  tierischen  Organismus. 
^e  man  auf  experimentellem  Wege  erlangt  hatte,  der  steten  Stoffal»- 
gibe  und  der  hierdurch  nötigen  Stoftzufuhr,  des  gesamten  tierischen 
Stoifwechsels,  wie  der  zusammenfassende  Ausdruck  lautet,  ist  mau 
dazu  gelangt,  für  die  Größe  und  Ueschuffenheit  der  Nahrungsaufnjihme 
sse  Mindestsätze  auf  zu. stellen,  denen  dieselbe  entsprechen  muß, 
n  der  Körper  im  Stickstotl'vvecliselgleichgewicht  gehalten  werden  soll. 
;e.sehen  von  Wasser  und  Salzen,  die  aber  iu  der  herkömmlichen 
ung  in  genügender  Menge  aufgenommen  werden,  ist  beim  Stoff- 
sei vor  allem  der  Ersatz  von  Stickstoffsubstanz  (Eiweiß),  von 
Itten  und  Kohlehydraten  mitwendig. 
Nach  den  grundlegenden  Untersuchungen  Voits',  Petten- 
fers  u.  a.  nimmt  man  heute  allgemein  etwa  folgende  Mindest- 
tze  an: 

Für  einen  Arlieiter  bei  mittlerer  Arbeit  (9 — 10  Stunden  ohne  Ueber- 
mädung)  und  bei  einem  Gewicht  von  etwa  70  kg  wird  eine  tägliche 
Stotiaufnahme  von 

1 18  g  Eiweiß 
56  „  Fett 
jyX)  „  Kohlehydrate 

Wlugt,  um  deu  \'erbrauch  von  Spannkraft  zu  ersetzen. 

Neuerdings  drückt  man  den  Bedarf  an  Nährstoffen  auch  in 
Wirme-(Energie)\Verten  aus,  d.  h.  der  Menge  Kalorien,  welche  diese 
b«i  ihrer  Verbrennung  erzeugen,  und  nimmt  unter  Berücksichtigung 
<J«»'sen.  was  von  der  Nahrung  vom  Körper  als  Kot  unbenutzt  ausge- 
schie<ien  wird,  nach  deu  Aufstellungen  Königs  den  Wärmewert  für 
I  K  Nährstoffe,  wie  folgt,  au-: 

Fett         Kohlehydrat^' 
9,»  4iU 


Wärmewert  (CalorieD)  für  1  g  Eiweiß 

4,HS4 


I  4n  UrilMM.    Snppl.-Bd.  IV. 
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MOHBERT, 


In  dieser  Form  ausgedrfickl,  würde  das  oben  (S.  97)  wiedergeireiieüf 
Kostiuaß  des  Arbeiters  einem  Wäniiewerte  von  30it3  Kalorien  fiii- 
sprechen. 

Von  anderen  Seiten  ist  man  zu  analogen  Ergebnissen  selanst;  \o 
verlangt  Noorden"  pro  Tag  und  Körperkilogramra : 

bei  leichter  BcHchäftiguiig  35—4°  Kalorien  ^m 

bei  mittlerer  k>ir[M.TtiL'her  Arbelteleistung  40— 4S         „  ^M 

bei  angestrengter  Arbeit  45 — 50         „  ^^ 

d.  li.  je  nach  der  Art  der  Tätigkeit,  bei  einem  70  kg  schweren  Mann« 
245O-280Ü,  2800—-'}  15()  und  3l5()-:>50(.)  Kalorien. 

Zu  analogen  Ergebnissen   gelangen   auch    Rubner    und   andeit- 

Die  einzelnen  Nährstoffe  können  sich  nun  innerhalb  gewiss» 
Grenzen  vertreten. 

Wie  Hirsclifeid  mitteilt*,  kann  z.  B.  die  nötige  Euergiemengi 
von  ;WlO  Kalorien  sowohl  durch  eine  Zufuhr  von  120  g  Eiweiß.  iK)  j 
Fett  und  500  g  Kohlehydrate  als  auch  durch  eine  solche  von  100  | 
Eiweiß,  100  g  Fett  und  400  g  Kohlelndrate  erzielt  werden.  . 

Jedoch  ist  der  Vertretung  von  EiweilS  durch  andere  Substanz« 
eine  recht  enge  Grenze  gezogen ;  während  Fette  und  Koldelivdraj 
sich  innerhalb  weiter  Grenzen  vertreten  können,  ist  dies  beim  Eiwej 
nicht  in  demselben  Grade  der  Fall. 

Wie  Nüorden  mitteilt'',  zeigt  die  Erfahrung,  daß  in  der  dal 
gebotenen  Nahrung  mindestens  1,;5— l,ä  g  Eiweili  pro  Körperkilo  enj 
halten  sein  n!Ü.s.sen,  d.  h.  tiei  einem  Manne  von  7(>  kg  Gewici 
90—105  g. 

Andere,  wie  Finkler  und  Lichten  fei  dt"  kommen  t'Qr  die  untei 
Grenze  des  Eiweißumsatzes  zu  etwas  geringeren  Ziffern,  indem  s| 
etwa  1  g  pro  Körperkilo  annehmen.  Nach  Rubner'  beträgt  dfl 
Bedarf  au  Eiweiß  von  KR)  in  der  Nahrung  zugeführten  Kaloriel 
16,7-19,2,  d.  h.  etwa  104-120  g  Eiweiß  \ 

Bei  Beurteilung  kommt  nun  neben  der  absoluten  Menge  d^ 
aufgenommenen  NäJirstofie  noch  die  Ausnutzbarkeit  derselben  i0 
menschlichen  Organismus,  d.  h.  neben  dem  Roh  wert  noch  ihr  Rein' 
wert  in  Betracht.  Man  versteht  darunter  die  Menge  der  nach  Abzo^ 
der  festen  Ausscheidungen  (Fäkalien)  für  den  Körper  verfügbaren  B» 
standteile  des  betreffenden  Niihrnngsmittels. 

Für  eine  ganze  Anzahl  dersellten  hat  man  auf  esperimentelleia 
Wege  ihi'e  Ausnutzungsgrüße  (bez.  die  Menge  Kot,  w-elche  sie  lieferiii 
bestimmt.  Es  ergibt  sich,  daß  in  dieser  Beziehung  animniisch« 
Nahrungsmittel  sich  weit  günstiger  verhalten  als  vegetabilische.         | 

Nach  Berechnungen  Königs  werden  bei  gemischter  Xahi 
rung  in  Prozenten   der   verzehrten  Menge   ausgenutzt"; 


Eiwcifi 

Fett 

Kohlehydrate 

1)  Reichlich   tierische  Nah- 

riiiig!<mittd 

91,0 

9S.0 

97.0 

2)  Wenig      tieriBche     Nah- 

rungmuiltel 

78,0 

86,u 

93  ■« 

3)  Mittlere  Menge  tierischer 

Nahrungsmittel 

85." 

92,0 

95." 

Für  einige  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  seien  nach  König  di< 
Ausnutzungsgrößen  mitgeteilt:  \ 

Von  100  Teilen,  die  aufgenommen  werden,  werde! 
ausgen  ützt: 


Nahrungswesen. 

Eiweiß           Fett 

Kohlehydrate 

HUdi 

93.»             95.0 

99.0 

Kiie 

95.0             90." 

— 

Ber 

97.0              95,0 

— 

Floscfa 

97.5              94,0 

— 

TwM 

97.«              9«.o 

— 

Wdienbrot  (mittelfeiiiee) 

75.0             60,0 

97,ü 

BoHwbrot              „ 
Bonnen 

68,0               — 

93.8 

70,0             30,0 

84,5 

Kutoffeln 

78,0             97.» 

95>8 

99 


Man   sieht,  daß  eine  vorzugsweise  aus  Vegetabilien  zusamineuge 
setzte  Nahrung   dem    Körper  eine  große  Menge  unverdaulichen  Bal- 
lastes zuführt.    Aber  noch  ein  anderer  Umstand  läßt  eine  mit  Ani- 
malien  gemischte  Nahrung  als  dringend  erforderlich  erscheinen. 

Cm  dem  Körper  in  vegetabilischer  Form  die  nötigen  Nährstoffe 
zuzuführen,   müßte  man   zu  große  Mengen  davon  in  sich  aufnehmen. 

Um  100  g  Eiweiß  bei  Kartoffelnahrung  zu  erhalten,  müßte  man 
5  kg  davon,  um  die  gleiche  Menge  zu  resorbieren  sogar  7  kg  ver- 
zehren •*.  Theoretisch  ist  es  recht  gut  möglich  und  denkbar,  auch  in 
uhezu  vegetabilischer  Form  die  nötige  Menge  Nährstoffe  dem  Körper 
zuznfthren;  im  wirklichen  Leben  scheitert  dies  jedoch,  wie  später 
noch  an  Beispielen  gezeigt  wird,  an  der  großen  Menge  und  der  ge- 
schmacklosen Einförmigkeit  der  Nahrung,  mit  der  wir  uns  alsdann 
belasten  müßten.  Die  Verdauungswerkzeuge  würden  auch  ohne  ernst- 
hafte Schädigung  diese  übergroße  Arbeit  gar  nicht  bewältigen  können. 

Von  Volt  und  anderen  wird  deshalb  übereinstimmend  verlangt, 
dt£  die  aufgenommene  Nahrung  eine  gemischte  sein  soll  und  daß  von 
der  aufgenommenen  Eiweißmenge  ca  35  Proz.  in  Form  von  Fleisch  dar- 
geboten werden;  dazu  sind  nach  Voit  230  g  Fleisch  vom  Metzger, 
i  h.  191  g  reines  Fleisch  erforderlich. 

So  sehr  aber  auch  ein  gewisser  Konsum  von  Animalien,  vqr  allem 
TOD  Fleisch,  erwünscht  ist,  und  so  sehr  auch,  wie  die  Erfahrung  zeigt, 
fast  allgemein  das  Bestreben  herrscht,  den  Vegetabilien  solche  zuzu- 
setzen, so  sehr  drängen,  vor  allem  in  den  unbemittelten  Klassen, 
ökonomische  Rücksichten  darauf,  der  vegetabilischen  vor  der  animalischen 
Nahmng  den  Vorzug  zu  geben. 

Es  rührt  dies  daher,  daß  fast  immer,  selbst  unter  Berücksichtigung 
der  geringeren  Resorptionsfähigkeit  derselben,  der  sog.  Nährgeldwert 
der  vegetabilischen   Nahrungsmittel  größer  ist,   als  der  animalischer. 

Unter  Berücksichtigung  der  Resorptionsfähigkeit  findet  Hirsch- 
feld",  daß  man,  um  1000  Kalorien  Wärme  zu  erhalten,  ausgeben 
muß  bei: 


RindfleiBch 

i,s&M 

Margarine 

0,1»  M 

Eiern 

0,84    „ 

Roggenbrot 

0,11    „ 

Häringen 

0,48    „ 

Kartoffeln 

0,07      „ 

Milch 

0,81    „ 

Erbsen 

0,09    „ 

Butter 

O,S0    „ 

Fettkäse 

0,4  8    „ 

Schweinefett 

0,15    „ 

Magerkäse 

o,si    „ 

Wo  nun  keine  oder  sehr  wenig  animalische  Nahrung,  vor  allem 
Fleisch,  genossen  wird,  ist  die  Gefahr,  daß  eine  direkte  Unterernährung 
äUttfindet,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  sehr  groß:  Es  sei  hier  auf  die 
bekannten  Untersuchungen  Rechenbergs,  über  die  Lebenshaltung 
der  schlesischen  Weber,  auf  die  später  noch  genauer  eingegangen 
■ird,  verwiesen. 
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2)  Diene  T 

aheWe  ist  nach   den  Wercchnunceu   Rechenbergs   (verel. 

8.  10 

H  zusammengestollt.      Eine  eingehende    Darstellung    der   Lel>eDshaItiit 

gchia 

«iochen  Weber,  auf  der  auch  R.  fußt,  befindet  sich  in  der  Sächsisehei 

Zeite( 

:hrift,  Eki.  XXXI,  S,  150—190.     Untersuchungen  iil>er  da«  Einkointnen 

Lebe 

ishaltung   der    Handweber   im    Bezirk   der  Atntxhauptmannschaft    Zil 
Sehlieben.     Bei   R.   ist   die  üröQe  der   Nahrunpaufiiahnie  nach  dem 
en  Körperppffieht   der  einzelnen  Personen  iKTPchnet.    Um  die  Verpiä« 

R.  V. 

kann 

mit  ( 

en  npäter  (Tabelle  '_>  S.  104  u,  Tabelle  3  S.  105)  angejahrten  Aufstellui 

denen 

mir  das  Körpergewicht  der  einzelnen  Personen  unbekannt  war,  zu  erm 

habe 

ieh  zur  Heurteüung  lier  Grüße  der  Nahrungwaufnaliine  im  Anschluß  ar 

l^^_                      folge 

iden    Maßstab    benutzt.     Es    wurde    augesetzt  ein  cfwaehüeaer  älaun 

^^K                  Frau 

=   7io.  Kinder  bis   1  Jidir  —    'Z,,,   von  2  bis  ü  Jahre  =  '/,,,  6  bis 

^^m 

^,  8  bis  lö  Jahre  =  V,,,,  16  bis  18  .Fahre  =  "/,„. 

^^m 

Diese  relativ  weiten  Altersgrenzen  mußten  angenoninien  werden,  wal  di 

^^^^P                  angal 

)eu  in  den  einzelnen  Budgets  nicht  detailliert  genug  waren.    Aus  dieseo 

NahroDgawesen. 
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Im  Hinblick  auf  diese  Bevölkerungsklasse,  die  vorzugsweise  von 
Brot  und  Kartoffeln  lebt,  und  deren  Nahrungszufuhr  weit  unter  den 
beugeforderten  Sätzen  zurückbleibt,  kommt  Rechenberg  zu  dem 
igebuis,  daß  die  Haudweberfauiiüen  sich  satt  essen  und  trotzdem  zu 
nig  essen. 
.Ohne  Zweifel,  schreibt  er  (S.  52),  wird  die  Eßlust  bei  dem 
Beten  Aufenthalte  in  den  kleinen,  niedrigen,  schlecht  ventilierten,  im 
Tinter  überheizten  Stuben  ungünstig  beeinflußt.  Aber  damit  ist  die 
nzureichende    Nahrungsaufnahme   nicht   vollständig   erklärt''  .... 

Nicht  also  in  mangelnder  Eßlust,  sondern  in  der  Kostart  muß  die 

hauptsächliche   Ursache   für  die  ungenügende  Ernährung  liegen.     Die 

lost  nmß  dalier  zu  wenig  Anregung  für  den  Geschmack  bieten.     Es 

fird  zu   wenig  genossen,   weniger  als  für  einen  gesunden,  leistungs- 

higen  Ernährungsstand    notwendig  ist,  weit  die  Kost  auf  die  Dauer 

Hellt  schmackhaft    genug   ist  ...  .    So   muß   man   zu  dem  Schlüsse 

«langen,    daß    die    unzureichende    Benutzung   einer   Zukost   zu   den 

Hauptmahlzeiten,  die  höchst  geringe  Verwendung  von  würzenden  Zu- 

iteii  und  der  Gcnußmittel  unter  den  Nahrungsmitteln,  besonders  aber 

lie  stete    Wiederholung   der   Kartoffeln  als  Hauptspeise  uiittags  und 

nch  oft    abends  notwendigerweise   zu  einer  früher  eintretenden  Sät- 

togang  führen   muß,   als  der  Körper  zu  einer  genügenden  Ernährung 

"edarf." 

Bedenkt   man,    daß  an   der  gesamten   Nahrungsresorptioo  dieser 
Familien 

Brot,    Kartoffeln     und    Mehl    mit  8o,iProz. 
Butter  „      9,1     „ 

Schweine-,  Bindfett'  und  Speck  „  2,i  „ 
Rindfleisch  und  Uchweinefleiach  „  0,7  „ 
Häringe  „      0,4      „ 

eteiiigt  sind,  so  nimmt  dieses  Resultat  kein  Wunder;  kommen  doch 
ygl.  Tab.  1)  auf  eine  erwachsene  Person  im  Durchschnitt  des  Tages 
67  g  Kartoffeln,  ~0ä  g  Brot,  dagegen  nur  2.^,5  g  Fleisch  und  11,5  g 
liringe.  Daß  in  einzelnen  Familien  die  Ernährungsverhältnisse  noch 
»fit  schlechter  liegen,  geht  aus  der  Tabelle  selbst  hervor.  Rechen- 
l>erg  kommt  selbstverständlich  zur  Besserung  der  Ernährung  zur 
Forderung  eines  größeren  Fleischkonsums,  muß  aber  gestehen,  daß  dies 
«i  den  schlechten  Einkommensverhältnisseti  unmöglich  sei. 

In   diesem    Zusammenhang  sei  auch  auf  die  äußerst  ungünstigen 

Folgen  der  früher  so  eintönigen  Gefängniskosi  verwiesen  und  auf  die 

Uten  Erfahrungen,  die  man  mit  der  jetzt  eingeführten  Fleischzugabe 

jeinacbt  hat.     Erhalten  doch  z.  B.  an  dei-  Strafanstalt  in  Moabit  die 


iuch  die  bekannte  Methode  von  Ernst  Engel,  (Die  Lebenskoateu 
Der  Arbeiterfamilien  früher  und  jetzt.  Dresden  1895),  welche  die  Einheits- 
de»  80g.  „Quet"  zu  tfrundc  legt,  nicht  verwandt  werden. 
Im  ADs<3iluß  daran  sei  noch  bemerkt,  daß  die  Verwendung  von  ArbeitMbud- 
P*i  lu  dem  von  rair  benutzten  Zwecke  manchem  Bedenken  unterliegt,  und  zvcar 
»w  illem  deshalb,  weil  sie  die  Ernährung  der  Faradie  in  einem  zu  günstigen  Lichte 
•»•dttinen  läßt.  Vor  allem  ist  dies,  um  nur  einen  Punkt  herauszu hellen,  dcs^balb 
y^  Fall,  weil  bekanntlieii  in  Arbeiterfamilien  au.-i  leicht  begreiflichen  Gründen 
°f  Vater  relativ  besoere  Nahrung,  vor  allem  mehr  Fleisch,  zu  sich  niriinii  als  die 
obngo)  FatDilienmitglieder;  so  ist  wohl  dan  ganze  Vesjter  auf  i^cln  Konto  zu  !»i"lzen. 
^  8im  in  den  Arbeiterbudgets  natürlich  auch  die  Nahrungsaufnahme  ilci*  \'aters 
*■'""'■  'ra  ist,  80  erscheint  —  als  Resultat  einer  unvermeidlichen  Durchschnitts- 
—  die  Eniährung  der  übrigen  Familienmitglieder  besser,  als  es  in 
der  Fall  sein  dürfte. 
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Gefan^'enen  wöchentlich  1— 2mal  1CK>  <,'  Fleisch  (f30— 75  g  reines 
Fleisch)  uart  aiißerdeiii  meist  einmal  frische  Seefische  (250  g)  und 
außerdem  öfter  Käse  oiler  Häringe  ntid  täglich  50  ccni  Milch  ". 

Beider  Armee  beträfet  für  den  Soldaten  die  täglich  verabreichte 
Fleischrnenge  15<)  g  (Rohgewiclit),  bei  der  Marine  während  des  Aufent- 
halts in  den  heimischen  Häfen  ;J30— 340  g". 

Damit  wäre  in  aller  Kürze  auf  die  Ilauptijunkte  hingewiesen,  die 
für  eine  ausreichende  Ernährung  in  Betracht  kommen. 

Untei'  den  angenommenen  Vorraussetzungen  (mittlere  Arbeit 
70  kg  schwer)  ist  eine  tägliche  Nahrungsresorption  von  etwa  118  g  Ei- 
weiß, 5(}  g  Fett  und  i")0()  g  Kohlenhydrate,  d.  h.  ein  Wärmewert  von 
3000 -3KK)  Kalorien  notwendig. 

Innerhalb  gewisser  (ürenzen  können  die  verschiedenen  Nähr.swfff 
sich  vertreten,  doch  ist  ein  gewisses  Eiweißminimum  (90  bis  115  gl 
erforderlich.  Etwa  '/,,,  des  letzteren  soll  aus  aniuuüischen  Nahrungs- 
mitteln herrühren  und  außerdem  soll,  um  die  Nahrung  nicht  so  ein- 
förmig zu  gestalten,  eine  gewisse  Fleischrnenge  (nach  Veit  230  g 
Rohwert)  darin  enthalten  sein. 

Es    wurde    bereits  darauf  hingewiesen,  von  wie  vielen  Nebenum- 
ständen  das  nötige  Kostmaß  abhängig  ist ;  und  es  ist  recht  gut  mög- 
lich,  daß   ein    Mensch   für  kürzere  Zeit  ohne  nachteilige  Folgen  auch 
mit  einer   geringeren   Nahrungszufuhr  auszukommen  vermag.     Spiel' 
doch   auch   die   Resorption  der  Nahrung  eine  so  wichtige  Rolle;  uni 
diese  ist  sicherlich  individuell  sehi'  verschieden  gelagert.     Ist  es  doc; 
bekannt,   welchen   Einfluß   die   körperljche  Tätigkeit  nach  dem  Essen 
die  Art  der  Nahrungsaufnahme  (schnelles  oder  langsames  Essen,  un 
genügende    Zerkleinerung  der  Speisen  infolge  schlechter  Zähne  ".  au 
die   Resorption    der   Nahrung  ausübt.    Ebenso  ist  die  Art  der  Zubi 
reitung  der  Speisen  ungeheuer  wichtig. 

Derjenige,    welcher    mit   der   Lebensführung   der   Arbeiterklasse 
vor   allem    der   Fabrikarbeiter,   nur   einigei-maßeu   vertraut   ist,   wei& 
daß  aus  diesen  eben  angeführten  Gründen  an  deren  Nahrungszufuhr 
was   Qualität   und   Quantität  anlangt,   eher  höhere  als  geringere  An— i 
forderungen  gestellt  wenien  müssen,  als  bei  anderen  Berufsgrui)pen '**- 

Aber  alle  diese  im  einzelnen  Fall  möglichen  Ausnahmen  sprechen 
nicht  dagegen,  trotzdem  die  oben  angegebenen  Kostniaße  alleia  für 
die  Ernährung  als  maßgebend  anzusehen  und  sie  unbedenklich  als 
Maßstab  zur  Beurteilung  des  Ernährungsstandes  gewisser  Bevölkernngs- 
schichten  zu  benutzen'". 

liiteratur : 

1/  Voit,  Phyhioloj^ie  des  allgcmeinoii  Stoffwechsels  und  der  Ernührung    I8S1 

2)  J,  König,  Prozentisehe  Zusammennetrung  und  Nährgeldwert  der  mcn»ch- 
liehen  Nahning»mittH.    8.  Aufl.  lEKCi. 

Von  anderer  Seite,  z.  U.  von  Rubner,  werden  etwas  andere  ümrtchnonp— 
sStze  angenommen.  (Biweiß  4,1,  Fett  9,3,  Kohlehyilrate  4,1)  Lehrbuch  otr" 
Hygiene,  7.  Aufl.,  VJO'S,  S.  437.  Den  weiter  untcii  angeführten  Tabellen  sind  i>^ 
Angaben  Königs  zu  Grunde  gelegt. 

3)  Noordou,  Die  Fettsu«.-ht.  Wieu  l'JOti.  Spezielle  Patholugie  und  The«»pte» 
von  Nothnagel,  H<1.  VII,  4,  Teil. 

4)  Hirschfelii,  Nahrungsmittel  und  Ernährung.    1900. 
"il  Noorden,  Die  Fettsucht.  8.  14. 
li]  Finkler   und   Lichten  feldt ,   Das  Eiweiß  in  Hygiene  und 

der  Ernährung.     Bonn  l«ä.    S.  .'>8. 

7)  Rubner,  Lehrbuch  der  Hygiene  S.  4(i9  und  Finkler  u.  Lichtenfefat 
Das  Eiweiß  in  Hygiene  und  Wirtschaft  dur  Ernährung.    S.  Ü. 
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Es  eei  hier  bemerkt ,  daß  der  EiweiÖgehftlt  der  verschiedenen  Nahrungs- 
fuitt«!  nur  annäberod  beetiranit  i§t;  roHii  keoiu  nur  den  Stictcf^Utffgebalt  dcrAcllic-D 
und  Iw'-rimnit  daraus  den  Eiweißcchalt  unter  der  jedoch  nicht  übcnill  zutrcffeuden 
Vorauiv-^tiung,  daß  in  diesen  Nanrunp^mitteln  keine  anderen  Stickstoffverbindungen 
voj-komnien  und  daß  alle  Eiweißarten  —  wieder  eine  Hypothese  —  lü  Pro/,.  8tick- 
«toff  eutbalten.  Vgl.  dazu  Bunge,  Lehrbucb  der  Physiologie  dea  Menschen,  Bd.  II, 
S.  72.    11(01. 

tu  Prozentieche  Zu8animeni>etzunK  und  Nährgeklwert  der  menKchlicben  Nahrung«- 
mittel.  8.  5.    Aebnlicbe  etwas  «bwetchende  AufKtellinigen  finden  eich  bei  Reche  d- 
berg,  Die  Ernährung  der  Haiidweber  in  der  AmtahauplmauDscbaft  Zittau.   Leipzig 
1890.   •?.  36.     Vgl.  femer  A.  Ewald,   Vegctarisnuip    und    !•  leiechnahrung   in    den 
Blittem  für  Volksgesundheitspflege,  Jahrg.  II,  Heft  KJ. 
l'M  Bunge  a.  a.  0.  S.  74. 
Ui  Nahrungsmittel  und  Ernührung.     S.  27. 
12/  siehe  8.  100. 

13)  Hirschf  eld ,  Nahrungsmittel  und  Ernährung.    S.  lOii,  107  und  111. 
14i  J  astrow,  Normalratiou  und  Fiiniilienbe<larf.  Arbeitsmarkt,  Jahrg.  II,  Nr.  G. 
läj  Vgl.  dazu  H.  Kü  nun  el,  Zahnarzt  und  Arbeitrrschutz.  Jena  1SW3.   Ritter, 
und  Mund-Hvgiene  im  Dienste  der  öffentl.  GeÄundheitj^pflege  im  Handb.  d. 
_  ne,  heraus^,  von  Tb.  Weyl,  2.  Suppl.-Bd.,  S.  258  (1!MH). 
16)  K/i  sei  hier  nur  auf  die  Tausende  von  Arlieitern  hingewiesen,  die  ihr  Essen 
ilen  .Arbeitsplatz  gebracht  bckoramen  und  die  vielfach,  wie  Maschinisten,  Fcucr- 
«uisarboiter,  Heizer  u.  s.  f.  während  der  Mahlzeit  ihren  Arbeitsplatz  nicht  verlassen 
d&rleii,    Man   denke   ferner  an  die  kurzen  Mittagapauscn,   die  vielfach   üblich  sind, 
die,  znmal,   wenn    der    .Arbeiter    weit    vom    Arbeitsplatz    entfernt  wohnt,    ihn 
■"•M  zu  einem  hastigen,  schnellen  E-«8cn  zwinjfen.     Vgl.  ferner  hierzu  eine  Reihe 
wchneter   Bemerkungen   de«    ehem.   Schweizer   Fabrikinsuektors   Schuler  in 
Btier  ix'hrift:  l'eber  die  Ernährung  der  Fabriklievölkerung  unJ  ihre  Mängel.    Zürich 
IlSSQ.  t^.  10  ff. 

IT)  Vgl.  dazu  P.  F.Richter,  Neuere  Ergebniäse  der  Stoffwethsellehre  und  ihre 
|&(iMitime  für  die  Therapie.  S.  513,  in  Levdens,  Die  deutsche  Klinik  am  Eingange 
'    XX.  Jahrhundert«,  1902.  (68—70  Lieferung),  Eil.  I,  10.  Vorlesung. 

Außer  den    unter  '  bis  '•  genannten  Schriften  seien  aus  der   zahlreichen   Lite- 
Iwur  noch  folgende  hervorgehoben : 

Frentzel,  Ernährung  und  VolksnnhrungBraittel.     Leipzig  1900. 
Meinen,  Armee-  und  Volksernährunj;.   2  Bl.  Berlin  1880. 
Hof  mann,  F.,  Die  Bedeutung  von  Fleischnahrung  und  Fleischkonserven  raif 
»jug  auf  die  Preisverhältnixse.     Leipzig  188". 
i        Munk,   J.,  Einzelernährung  und  Äla'Jseiiemährung.     Handbuch   der   Hygiene 
Ifcef. ».  Th.  Weyl  Bd.  III  I  1.  Jena  18<I3. 

Haeppe,  Handbuch  der  Hygiene.     Berlin  1899. 
Praasnitz,  Grundzüge  der  Hygiene.  4.  Aufl.  München  1902. 
Kön  ig.  Volksernährung.  Berlin  18i»ft.    Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeitcr- 
'  Whlfuhrteeinrichtungen,  Nr.  7. 

Rubner,  Die  tiet-etze  di»  Energieverbrauchs  bei  der  Ernährung.  Leipzig  1902. 
Müller,   l'eber  den   Umfang   der  Eiwciövcrdauung  im  menfichüchen  Magen. 
l  »iiriburg  19(0. 

Lichtenfeit,  Ueber   Abweichunften    von  der  durchschnittlichen  Ernähmog. 
I  Cfiilfilblatl  für  allgemeine  Gesundhcitsj.fl, v.  Bd.  XVm.,  S.  171  ff.,  1809. 

Morath,  V'olksemähruug  m  tir<ili-.tii.iicn.     Ebenda,  Bd.  XII,  S.  75  ff.,  1893. 
JOrgensen,   Prozenüsohe,   chenu.sche  Zusamraenactzung  der  Nahrungsmittel 
iMouK^en.    2.  Aufl.  Beriin  l\m. 
W  e  r  n  i  k  e ,  üeber  Voiksemährung  mit  besonderer  Beriicksichtigung  der  Poaener 
Mitnisse.  I'osen  1002. 
.      '.  Levdeu,  Orundzüge  der  Ernährung  und  Diätetik.   Leipzig  1903.  8.-A.  aus 
kiem  Han(^buch  der  Ernähningstherapie. 

I        Lichten  feld  t ,    Anleitung   zur   Begutachtung   des  Nährwertes  der  Kost  pri- 

jWItr  und  der  in  öffentlichen  An.Htaltcn.     Bonn  1!H)3.  —  In  dieser  Schrift,  die  erst 

[••ck  Abw'hluß  obiger  Arbeit  erschienen  Ut,  vertritt  der  Verfasser  die  .Vnsicht,  daß 

«*■  FjweiU    in    fast   allen    bisherigen    Lehrbüchern    in  Bezug  auf  sein    prozentuales 

•urtonuueii   in  unseren  Nahrungsmitteln  zu  hoch  angegeben  ist,  daß  also  mitunter 

^  rttht  erhebliche  Täuschung  über  den  Nährwert  derselben  mitunterlaufe.    Sollte 

'  "f*  —  was   ich    zu   cnU^cbeiden    nicht   in    der  Lage  bin  —  richtig  sein,  »o  wären 

™:  Emährungsverhältnisse  der  in  den  Tabellen  1  (S.  100),  2  (S.  ICfl)  und  3  (S.  lOn) 

'•'huidelten  fouiilien  noch  weit  ungünstiger,  als  dort  dargestellt. 
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3.  Der  Emlhmngsstand  der  deutsehen  BevOIkerong. 

Bei  der  Beantwortung  der  Frage  nach  dem  Ernährungsstand  i 
deutschen  Bevölkerung  kann  es  sich  natürlich  nur  um  die  wenij 
bemittelten  Schiebten  derselben  handeln ;  einmal  bilden  diese  bekao: 

Tabelle  2. 
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^  lieh  (las  Hauptkontinfjent  der  ganzen  Bevölkerung,  verdienen  also  schon                 ^H 

deshalb   eine  eingehende  Berücksichtigung  und  auf  der  anderen  Seite                  ^H 

stellt  bei  den    bessergestellten    Kreisen   eine  ausreichende  Ernährung                  ^H 

Hußer  Frage,   von    Ansnaiimefällen    vielleicht  abgesehen,  wo,  um  den                  ^^M 

B  .splendor  fainiliae"  nach  außen  hin  zu  wahren,  an  der  Ernährung  ge-                  ^H 
p  spart  wird.                                                                                                                     ^H 

Auf  doppeltem    Wege  ist  es  möglich,  einen   Einblick  in  die  Er-                 ^H 

nShrangsverhältnisse  dieser  Schichten  zu  gewinnen.                                               ^H 
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V    ..   *)  >.— "   bedeutet,   daß   die   betreffende   Menge   in   dem  Budget   nicbt    mitge-                      ^^M 
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Einmal  unmittelbar  durch  die  Betrachtung  von  Arbeiter- 
budgets. 

Wenn  auch  absolut  betraciitet,  keine  große  Anzahl  solcher  zu  Ge- 
bote steht  —  vielleicht  für  ÜLMitsiIiland  zusaminen  wenige  Hunderte  — 
80  genügt  doch  diese  Anzahl,  um  ein  allgemeines  IJrteil  fallen  zu 
köntieii.  Dies  ist  deshalb  der  Fall,  weil  bei  kleinen  Einkommen  die 
verfügbaren  Mittel,  im  Hinblick  auf  die  Ausgaben  iiadi  kehier  Seite  hin 
wesentliche  Seitensprünge  erlauben  und  weil  infolgedessen  die  Lebens- 
haltung dieser  Familien  eine  relativ  gleichdiriuige  und  gleichmäßige  ist. 

Wenn  man  z.  B.  aus  ICH)  Arbeiterbudgets  die  durchschnittliche  Er- 
nährung berechnet,  wird  man  zu  keinen  wesentlich  verschiedenen  Er- 
gebnissen gelangen,  als  wenn  man  die  Durchschnittsberechnung  an- 
der 20 fachen  oder  einer  noch  größeren  Anzahl  solcher  herstellt. 
Aus  diesem  lirunde  können  schon  die  Durchschnittsergebnisse  einer 
relativ  geringen  Anzahl  von  Arbeiterhaushaitnngsrechnungen  —  voraus- 
gesetzt, daß  in  ihnen  gemischt  alte  möglichen  Einkommensstufen  ver- 
treten sind  —  als  ty{)isch  für  die  Ernährungsverhrdtnisse  der  Arbeiter- 
schaft angesehen  werden. 

In  den  Tabellen  '  2  S.  KH  und  3  S.  105  (vgl.  auch  Tab.  1  S.  100) 
sind  eine  große  Auswahl  von  solchen  Arbeiterbudgets  mitgeteilt.  Es 
ergibt  sich,  daß  eine  große  Anzahl  von  Arbeiterfamilien,  auch  relativ 
gut  gestellte,  das  erforderliche  Kostniaß  nicht  erreichen. 

Ein  zweiter  Weg,  der  vielleicht  noch  sicherer  zum  Ziele  führt, 
ist  der,  auf  Grund  der  ja  bekannten  Lebensmittelprei.se  und  der  ver- 
langten Kostmaße  den  (leidbetrag  eines  Kosttages  zu  ermitteln:  so- 
dann unter  Berücksichtigung  der  sonstigen  notwendigen  und  herkömm- 
lichen Ausgaben  einen  bestimmten  Prozentsatz  des  Einkoramens,  der 
durchschnittlich  für  Ernährung  ausgegeben  werden  kann,  anzunehmen: 
so  wird  dann  ein  ziemlich  sicherer  Schluß  auf  die  Größe  des  Ein- 
kommens möglich  sein,  das  nötig  ist,  um  die  geforderten  Kostmafie 
zu  beschaffen. 

Welcher  Betrag  ist  nun  etwa  nötig,  um  für  einen  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  die  nötige  Ernährung  zu  gewährleisten? 

Das  vom  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  herausgegebene 
Gesundheitsbüchlein"''  schlägt  für  einen  Tag  folgende  Kost  vor,  welche 
„trotz  ihrer  Einfachheit  und  Billigkeit  (len  Nährbedarf  eines  männ- 
lichen Erwachsenen"  nach  dem  Voit 'sehen  Kostmaße  bei  mittlerer 
Arbeit  deckt. 

Es  werden  demnach  am  Tage  verbraucht: 
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dort,  können  also  die  Bestandteile  einer 
Tageskost  beschafft  werden,  welche  in  li^'Jb  g  Nahrungsmitteln  185,1  g 
Uiweiß.  56  g  Fett  und  499,7  g  Kohienhydrale  enthalten. 

Es  entsprechen  diese  Rohwerte  etwa  den  von  Voit  verlangten 
Reiuwerten.  Die  darin  enthaltene  Wärmemenge  zu  3000— 310U  Kalorien 
angenommen,  kannten  also  nach  der  obigen  Zusammenstellung  KW) 
Kalorien  zu  20  Pf.  beschatl't  werden. 

II  Hir Sehfeld  kommt  davon  unabhängig  zu  dem  gleichen  Resul- 
tate: r  •  •  •  Daß  die  ausreichende  Ernährung  eines  erwachsenen 
präftigen  Mannes  —  also  etwa  30()0  Kalorien  —  sich  auf  mindestens 
30  Pf.  stellt,  wie  mir  die  Beobachtung  der  Zuclithauskost  ergab. 
Unter  diesen  V'erbültnissen  muß  dann  die  Kost  vorwiegend  Vege- 
tabilien  enthalten,  schon  die  Beigabe  von  Fett,  noch  mehr  die  von 
Fleisch  ist  erschwert.  Erst  wenn  sich  die  Kosten  der  Ernährung  auf 
50—60  Pf.  pro  Person  stellen,  IIKKJ  Kalorien  also  etwa  20  Pf.  kosten, 
wie  2.  B.  in  den  Berliner  Krankenhäusern,  ist  die  Verabreichung  von 

Fetton   und   animalischen   Nahrungsmitteln 


Mengen    von 


dem  Ergebnis,   daß  für  einen  erwachsenen 

7;')    Pf.   für    Nahrung   aufgewandt    werden 

Kostmais   zu    beschaffen  '.     Auf  dem  ersten 

christlichen    Vereins   der  Bergarbeiter   hat 

Familie  (6  Köpfe) 
Minimallohn     auf 


gen Agenden 
ermöglicht"". 

Ger  lach   kommt   zu 
Mann     täglich    mindestens 
müssen,    um   das   nötige 
Delegiertentag  (1897)   des 

dessen    Vorsitzender   Brust   den   für   eine   mittlere 
zum    anständigen    Lebensunterhalt    erforderlichen 
Ll53()  M.  pro  ,lahr  beziffert*". 

f  Um  noch  ein  weiteres  Beispiel  anzuführen,  sei  darauf  hinge- 
wiesen, daß  die  Ernährung  des  deutschen  Soldaten  sich  mit  Brot  trotz 
des  Massenbezugs  der  Nahrungsmittel  und  trotzdem  die  Ernährung 
bekanntlich  nicht  ausreichend  ist ,  auf  40 — 45  Pf.  pro  Tag  zu  stehen 
Vonmit^  Andere  kommen  bei  derartigen  Berechnungen  noch  zu  weit 
toteren  Ziffern. 

Bei  den  vollatän<lig  unterernährten  schlesischen  Webern  (vgl. 
Tab.  1  S.  100)  kosten  lOiX)  Kalorien  durchschnittlich  14  Pf.  und  nach 
Tab,  2  (S.  HJ4)  und  3  (S.  105)  bei  den  Badischen  Zigarrenarbeitern 
22.  bei  den  Mannheimer  Fabrikarbeitern,  die  in  der  Stadt  wohnen,  27, 
ihe  auf  dem  Lande  wohnen,  23  und  bei  den  Pforzheimer  Bijouterie- 
Jrbeitern  26  Pf.  Eine  ausreichende  Ernährung  (3(KH(  Kalorien)  voraus- 
gesetzt, würde  also  ein  Ernährungstag  bei  den  ebengenannten  Kate- 
gorien 42,  66.  81,  69  und  78  Pf.  kosten. 

Die  oben  wiedergegebenen  Aeußerungen  Rechenbergs  zeigen, 
daß  ein  Betrag  von  42  Pf.  nicht  genügt,  um  eine  aus- 
reichende Ernährung  zu  beschaffen.  Im  Gegenteil,  dieLebens- 
lialtuug  dieser  Weber  zeigt  bis  zur  Evidenz,  daß  der  menschliche  Or- 
^isnms  auf  die  Dauer  nicht  fähig  ist  —  wenigstens  in  unseren 
2*neii  und  bei  unseren  Lebensmittelpreisen  nicht  —  eine  Nahrung  zu 
bewältijjen,  tieren  Reinwert  den  gestellten  Anforderungen  genügt  und 
die  trotzdem  nur  etwa  42  Pf.  täglich  pro  erwachsene  Personen  Avis- 
?*be  verursacht.  Nach  air  <lieseni  ist  es  deshalb  eher  zu  nieder  als 
zu  hoch  gegriffen,  wenn  die  folgenden  Betrachtungen  davon  ausgehen, 
™  für  den  Arbeiter  HXXt  Kalorien  Reinwert  mindestens  20  Pf.,  d.  h. 
e'D  Kosttag  für  eine  erwachsene  Person  ()2  Pf.  kosten ". 

Man  hat  dagegen  von  anderen  Seiten  schon  den  Versuch  gemacht. 
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ZU    zeigen,    daß    auch    auf  wohlfeilerem    Wege   eine  auh- 
reichende  Er  näh  lu  ng  möglich  sei. 

Die  Zahl  der  Schriften,  die  in  der  Regel  unter  dem  Titel  ,\\ie 
nährt  man  sich  f;ut  und  billigt  erschienen  sind,  ist  eine  recht  statt- 
liche.    Wenige  seien  hier  aus  der  großen  Zahl  lierausgegrilTen. 

Eine  der  älteren,  aber  eine  der  bekanntesten  Schriften  ist  die  vuu_ 
M  e  i  n  e  r  t '. 

Es  werden  von  ihm  '.i  Zusammenstellungen  gegeben  für  FamD 
mit  800  (A),  1100  (li)  und  im)  (C)  M.  Einkommen. 

Der  Kosttag  beläuft  sich  bei  Familie 

A  nuf  44     Pf. 

B     .-     57.S  „ 
C     „     73.3  ., 

Das  Kostmaß  für  eine  erwachsene  Person  beträgt  bei: 


Familie  A 

r.  B 

.       C 


Eiweiß 
g 


Kohlehydrate 


Kalorien 
2S23 
3043 
3372 

bei  Familie  A 


16 


Davon  sind  nach  König  resorptionsfähig: 

Eiweiß  Fett  Kohlehydrate 

Familie  A            85  4g                     489 

B           90,5  60                     512 

C           109  72                      544 

Es   kosten   also    1000    Kalorien    Reinwert. 
Familie  B  19  Pf.,  Familie  C  2^  Pf. 

Zunächst  sind,  da  Meinerts  Schrift  aus  dem  Jahre  1882  stammt, 
die  von  ihm  gefundenen  Ergebnisse  nicht  mehr  maßgebend,  da  seit- 
dem die  Preise  der  Lebensmittel  im  allgemeinen  gestiegen  sind.  Ira 
einzelnen  wird  hiervon  noch  später  die  Rede  sein. 

Zu  betrachten  ist  nur  Familie  A,  da  bei  den  beiden  anderen  der  von 
mir  angenommene  Betrag  von  20  Pf.  Kosten  bei  1000  Kalorien  er- 
reicht wird. 

Zunäclist  ist  das  von  Meinert  erreichte  KostmaR,  wie  aus  obiger 
Zusammenstellung  hervorgeht,  zu  gering ;  um  den  Wärmewert  vou 
etwa  3100  Kalorien  zu  erreichen,  wären  auf  Grund  seiner  eigenen 
Aufstellungen  rund  iiO  Pf.  (genau  4!i,tj)  nötig. 

Schon  bei  der  von  ihm  erzielten  aber  unzureichenden  Kalorien- 
menge  von  2823  ist  bei  8ö  g  Eiweiß,  49  g  Fett,  4K11  g  Kolilehyilrate 
die  Verteilung  der  einzelnen  Substanzen  eine  recht  ungünstige:  wollte 
man  den  wünschenswerten  Knstsatz  von  etwa  31(H)  Kalorien  durch 
stärkere  Fett-  bez.  vor  allem  Eiweißzufulir  erreichen,  so  würde  un- 
zweifelhaft der  Preis  von  KM)  Kalorien,  der  jetzt  Ki  Pf.  betiägt,  ge- 
steigert werden  müssen,  und  kaum  hinter  2tt  Pf.,  zumal  in  Anbetracht 
der  seitdem  gestiegenen  Lebensmittelpreise,  zurückbleibe«. 

Eine  weitere,  neuere  Schrift  (Rademann,  „Wie  nährt  sich  der 
Arbeiter''  2.  Autl.  IHWi)  glaubt  mit  39,ö  Pf.  pro  Tag  eine  ausreichende 
Erniüirung  liieten  zu  können. 

Auf  eine  erwachsene  Person  entfallen  dabei  täglich: 

114  g  Eiweiß 
51  ,.  Fett 
498  „  Kohlehydrate 

IS 


Davon  sind  resorptionsfähig: 
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97  g  Eiweiß 
47  ,  Fett 
473  „  Kohlehydrate 

Der  reine  Wärmewert  der  Nahrung  beträgt  also  2798  Kalorien, 
(J.  h.  1000  Kalorien  kosten  14,1  Pf.  Ein  Ernährungstag  würde  dcm- 
naoL,  da  die  von  Rade  mann  gebotene  Menge  ungenügend  ist,  rund 
44  Pf.  kosten.  Auch  liier  gilt  zur  Kritik  das  bei  Mein  er  t  bereits 
gesagte. 

In  beiden  Fällen  ist  die  Nahrung  eine  zu  voluminöse  und  ein- 
fßt-Dtjige. 

Bei  Meiner  f  entfallen  auf  eine  erwachsene  Person  täglich  im  Durdi- 
sch  nitt. 

au  Flciflch  41  g 
„    FiBch      25  , 
„    Speck     17  „ 
Bei  Radciuann 

an  FlelBch  22  g 
.  Fisth  12  „ 
„  Wurst  4  „ 
.,   SiMTk      4  „ 

Dagegen  4(>7  g  Kartoffeln  und  .">72  g  Brot.  Fürwahr  eine  Er- 
nällirung,  vor  allen  bei  Rade  mann,  zu  deren  Beurteilung  auf  die 
oben  zitierten  Worte  Rechen  bergs  verwiesen  sein  möge.  Gegen- 
über der  so  oft  gehörten  und  auch  vornehmlich  von  Rade  mann 
vertretenen  Ansicht,  daß  der  Arbeiter,  um  den  Betrag  des  Kosttages 
herabzumindern,  mehr  Leguminosen  verzehren  solle'*,  sei  auf  folgende 
Worte  Uffelmanus  hingewiesen: 

,Und  da  der  Preis  der  Leguniinosen  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Nährwert  niedrig  ist,  sollte  man  erwarten,  daß  dieselben  alle  Berech- 
tigung haben,  neben  Brot  das  Ilaujitnahrungsmittcl  des  Volkes  zu 
bilden.  Allein  selbst  bei  der  sorgfältigsten  Zubereitung  steht  ihre 
Schinackhaftigkeit  der  des  Brotes  weit  nach  und  büßt  infolge  täglich 
sich  wiederholenden  Genusses  immer  mehr  und  mehr  ein,  so  daß  sich 
leicht  ein  Widerwille  gegen  diese  wasserreichen  und  sehr  voluminösen 
Gerichte  einstellt''.  .  . 

Es  lassen  sich  aber  auch  gegen  derartige  Aufstellungon  sehr  ge- 
wichtige prinzipielle  Bedenken  geltend  machen  ;  dieselben  sind  dojjpelter 
llatur. 

Selbst  angenommen,  was  ja,  wie  gezeigt,  nicht  der  Fall  ist,  daß 
die  Nahrungszufuhr  eine  ausreichende  sei,  so  ist  damit  nur  bewiesen, 
tlaB  es  möglich  ist,  mittels  eifrigen  Rechnens  und  langen  Ueberlegcns 
»ui  Schreibtisch  einige  Aufstellungen  herauszufinden,  bei  denen  wirk- 
lich das  nötige  Ernährungsquantum  auch  in  )|ualitativer  Hinsicht  mit 
einem  sehr  billigen  Preis  zusannnenfällt. 

Man  wird  aber  doch  im  Ernst  daraus  nicht  schließen  wollen,  daß 
^e  jede   Arbeiterfrau   imstande   sei,   im  täglichen  Leben,   im  harten 
•^"ipf  ums  Dasein  das  gleiche  zu  leisten !  Fürwahr : 
„Nah'  beieinander  wohne»  die  Gedanken, 
Doch  hart  im  Räume  stoßen  sich  die  Sachen". 
,   Man   denke   nur   daran,  daß  sich   die  Arbeiterfamilie  aus  ökono- 
'wschen  Gründen,  alles  in  den  kleinsten  Mengen  einkaufen  muß  und. 
"äß  dies  noch  sehr  oft  auf  Kredit  geschieht,  lauter  Dinge,  welche  die 
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Preise  ungemein  verteuern    und  wohl  noch  vielfach  die  in  den  Piel- 
Statistiken  wiedergeficbcncn  Kleinhandelpreise  hinter  sich  lassen. 

Woher  soll  auch  die  Arbeiterfrau  die  Bildung  und  die  Kenntnisse, 
die  Zeit  und  Muße  nehmen,  um  beim  Einkauf  ihrer  Lebensmittel  rten 
„Nährgeldwert"  derselben  berncksichtigen  zu  können? 

Es  ist  zuzugeben,  daß  noch  sehr  viel  in  dieser  Hinsicht  gebessert 
werden  kann ;  es  sei  nur  an  eine  gründliche  hauswirtschaftliche  Aas- 
bildung  der  Mädchen  aus  den  ärmeren  Volksklassen  erinnert.  Zunächst 
sind  wir  noch  nicht  soweit,  es  bleibt  uns  also  nichts  anderes  übrig  - 
dies  ist  auch  die  einzig'  wissenschaftliche  Behandlungsweise  —  al.';  die 
Dinge  zu  nehmen  wie  sie  sind,  nicht  wie  sie  sein  sollten  und  könnten. 

Ein  zweiter  firinzipieller  Einwand  ist  der,  daß  Meiuert 
sowohl  als  Rademann  und  mit  ihnen  noch  andere,  auf  die  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden  kann,  übersehen,  daß  die  Nahrung  nicht 
allein  den  Zweck  liat,  einen  Ersatz  für  die  verbrauchten  Spannkraft*- 
herbeizuführen,  daiS  sie  nicht  nur  unseren  Hunger  stillen  soll,  sondern, 
daß  der  Mensch  in  der  Nahrung  auch  ein  Mittel  sieht,  um  sein  Ge- 
scliniacksbedürfnis  zu  befriedigen,  uud  daß  er  deshalb  das  Bedürfnis 
eniptindet,  das  ihm  auch  die  Natur  seinem  ganzen  Bau  nach  mit  auf 
den  Weg  gegeben  hat,  durch  Konsum  von  Fleisch  neben  der  volu- 
minösen, vegetabilischen  Kost  ein  angenehmes  Genußmittel  zu  sich  ko 
nehmen 

Ich  glaube,  daß  auch  der  relativ  geringe  Konsum  von  Fischen, 
trotz  des  großen  Nährgeldwertes  derselben,  darauf  zurückzuführen  ist, 
daß  die  Fischkost,  wenigstens  bei  den  bilhgen  Fischen,  dem  Geschmack 
zu  wenig  Anregung  bietet.  Es  fehlen  hier  eben  die  dem  Fleiscli 
eigentümlichen  Extraktivstoffe ". 

Betrachtet  man  also  die  Dinge  wie  sie  liegen,  so  kann  man  die 
genannten  Zusammenstellungen  nicht  als  beweiskräftig  dafür  ansehen. 
daß  mit  einem  geringern  als  dem  oben  angegebenen  Satxe  auf  die 
Dauer  eine  ausreichende  Ernährung  gewährt  werden  kaun. 

In  dieser  Beziehung  steht  die  bekannte  kleine  Schrift  Fritz 
Kall  es  „Wie  nährt  man  sich  gut  und  billig^"?"  weit  über  den 
obengenannten  Schriften. 

Bereits  der  Satz,   mit  dem  er  seine  Küchenzettel  schließt  (S.  21): 

„Wir  haben  bei  Anfertigung  obiger  Speisezettel  den  herrschende» 
Gewohnheiten  stark  Rechnung  getragen.  Wir  hätten  sonst  für  das 
halbe  Geld  eine  weit  n.ährstolfreichere  Kost  zusammenstellen  können" 
zeigt,  daß  er  mehr  Verständnis  für  <las  wirkliche  Leben,  als  die  oben- 
genannten Autoren  entwickelt. 

In  der  ersten  Woche  kommt  durchschnitthch  täglich  auf  eine  er- 
wachsene Person 

105  g  Eiweiß 
81  „  Fett 
501  „  Kohlehydrate 

d.  h.  zusammen  32<j8  Kalorien  Rohwert.  Ihr  Reinwert  beträgt  3<»24 
Kalorien.  Ein  Ernährungstag  ko.stet  56,3  Pf.,  d.  h.  lOiXJ  Kalorien 
lS,(j  Pf.     In  der  zweiten  Woche  beträgt  die  Kostration 

105,6  g  Eiweifi 
78     „  Fett 
498     .,  Kohlehydrate 

d.   h.   3172   Kalorien   Roh-   oder  2941   Reinwert.     Ein  Ernährungsta?" 
kostet  also  ,">9,8  oder  1000  Kalorien  19,3  Pf. 


Nahrungsmittel  verwandt  werden 
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Alles  bis  jetzt  angeführte  zeigt,  daß  wie  bereits  oben  betont,  es 
eher  zu  nieder  als  zu  hoch  gegritlen  ist,  wenn  man  die  Kosten  für 
{(Xy*^  Kalorien  zu  20  Pf.,  d.  li.  einen  Ernäliruiigstiig  (3100  Kalorien) 
zu  *52  Pf.  annimmt.  Es  sei  nochmals  darauf  hingewiesen,  daß  wir  da- 
mit weit  hinter  den  Ergebnissen  der  mitgeteilten  Arbeiterbudgets  zu- 
rücJcbleiben. 

Diese  ganzen  letzten  Betrachtungen  haben  den  Zweck  gehabt,  die 
Grundlagen  für  die  Beurteilung  des  Ernährungsstandes  der  deutschen 
Bevölkerung  abzugeben. 

Rechnet  man  nun  eine  Durchschnittsfamilie  zu  3,.')  erwachsenen 
Personen  ",  so  würden  für  die  Ernährung  im  Jahr  rund  792  M.  aus- 
zugeben sein.  Ein  Blick  in  Arbeiterbudgets  zeigt  nun,  daß  der  Ar- 
heiter  durchschnittlich  nicht  mehr  als  60%  seines  Einkommens  für 
NaliTung  auszugeben  imstande  isti*. 

Andere,  wie  z.  B.  Kalle  a.  a.  0.  sind  der  Ansicht,   daß  eigent 
lieh    nie    mehr   als    die    Hälfte    für 
sollten. 

Nimmt  man  aber  60%)  an,  es  entspricht  dies  wohl  mehr  den 
wirklichen  Verhältnissen,  so  wäre  bei  einer  Familie  von  ;),5  Erwachseneu 
ein  jährliches  Mindesteinkommen  von  rund  1320  M.  erforderlich  um 
die    genügende  Ernährung  zu  beschaffen. 

Selbstverständlich    liegen    die    Verhältnisse   regional   verschieden. 

Ein  Bauer  auf  dem  Lande,  oder  ein  dort  wohnender  Fabrikar- 
beiter kann  wohl  auch  mit  einem  geringeren  Einkommen  auskommen. 
Einmal  ist  er  selbst  landwirtschaftlich  tatig  und  erhält  so  seine  Lebens- 
mittel wesentlich  billiger,  wie  ja  überhaupt  in  ländlichen  (legenden 
die  Kaufkraft  des  Geldes  größer  ist  als  in  der  Stadt;  der  auf  dem 
Lande  wohnende  wird  auch,  da  hier  die  Wohnungsraieten  geringere 
sind,  und  da  die  Verlockung  weniger  groß  ist,  für  andere  Dinge  Geld 
auszugeben  als  in  der  Stadt,  wohl  auch  einen  gWißeren  Teil  seines 
Einkommens  als  oben  angenommen,  für  die  Ernäiirung  zu  verwenden 
iü   der  Lage  sein. 

Aber  auf  der  anderen  Seite  neigen  die  Verhältnisse  in  der  Groß- 
stadt die  Bedürfnisse  und  die  Kaufkraft  des  (Jeldes  nach  der  entgegen- 
gesetzten Richtung. 

Auch  die  oben  gegebenen  Arbeitsbudgets  zeigen  (Tab.  2  S.  104  u. 
3  S.  105)  auch  bei  den  auf  dem  Lande  wohnenden  Ai'beiter,  daß  die  An- 
nahme, daß  1000  Kalorien  Rein  wert  20  Pf.  kosten,  noch  zu  nieder  ist. 

Man  wird  demnacl]  ohne  erhebliche  Fehler  zu  begehen,  die  For- 
derung eines  .Mindesteinkommens  von  1300 — 1400  M.  als  Voraussetzung 
*?iner  zureichenden  Ernährung  aufstellen  können. 


Neuerdings  hat  H  irscbfeld '■'  den  Versuch  unternommen  auf 
^••"Und  einer  von  mir  gemachten  Zusammenstellung '\  die  sich  auf  75 
•arbeiterbudgets  erstreckte,  verschiedene  Einkommensgrupjjen  zu  bilden 
""d  daraus  Mittelwerte  über  den  täglichen  Verbrauch  an  Nahrungs- 
■"•tteln  auszurechnen  (siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite). 

Man  erkennt  hier  ganz  deutlich,  wie  bei  Klasse  I,  also  bei  ganz 
■"ßfleren  Einkommen  anscheinend  auch  die  Ernährung  quantitativ 
""genügend  ist,  wie  dann  bei  Klasse  II,  ohne  sich  qualitativ  zu 
t'esscrn.  die  genossene  Nahrungsmenge  zunimmt.  Erst  bei  Klasse  III, 
also  bei  (unter  den  oben  S.  108  gegebenen  Voraussetzungen)  einer 
glichen  Ausgal)e  für  Nahrung  in  der  Höhe  von  durchschnittlich  etwa 
^^    Vi  beginnt  der   Fleischkonsum    zu  steigen,  bleibt  aber  noch  weit 
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MOMBERT, 


Es  stellt  sich  hiernach: 


kl 

Bei  einem 

iährliobcn  Ein- 

Der  tägliche  Verbrauch  an: 

t  s 

kommen 

eines   Erwachsenen 

il 
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Getreide 
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12 

100—150 

M. 

(Mittel  i24,s  M.) 
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598  g 
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(     .,       1^4.»    ..  1 

706  „ 

749  .. 

«5.« 

111 

14 
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7"   .. 

575  .. 

43 

IV 

15 

300—400 
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(    ..      351      ,.  ) 

636  ,. 

664  ., 

80 
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11 

400—500 

*" 

(         .,             448             M    ) 

637  ,. 

594  ,• 
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hinter  dem  physiologisch  wünschenswerten  zurück.     Bei  einem  du 
scJiniltlichcn   tiijilichen  Aufwand  für  Nahrunti  im  Betrage  von  58 
74  Pf.    erst    beginnt   sich   der   Fleisciikonsuiu   stärker  zu  heben  t 
jedoch  die  z.  B.  von  Voit  verlangte  untere  Grenze  zu  erreichen. 

Ein  weiterer  Beweis  dafür,  daß  die  oben  auf  ganz  andere  W 
gewonnene  Grenze  von  tJ2  Pf.  als  V'orbedingung  einer  ausreichen 
Ernährung,  eher  zu  nieder  als  zu  hoch  gegritfen  ist. 

Die  besten  Anhaltspunkte  für  die  Eitikonunensverhältnisse 
Deutschland  gehen  nun  die  Ergebnisse  der  preußisclien  Einkoinmenste 
Statistik,  die  man  ohne  erliebliche  Fehler  zu  begehen  auf  ganz  Deut 
land  verallgemeinern  kann.  Zum  Unterschiede  von  der  Sächsisc 
Einkommensteuerstatistik,  die  hier  sonst  auch  mit  herangezc 
werden  könnte,  wird  in  Preußen  nicht  jedes  selbständige  erwerbende 
milienmitglied  sondern  die  gesamte  in  einen  Haushalt  vereinigte  Fan 
veranlagt,   indem  die  cinzeiuen  Einkommen  2u.sammengez:llilt  wen 

Eine  genaue  Berechnung  darüber,  wieviel  Personen  in  Fanii 
leben,  bei  denen  der  auf  eine  erwachsene  Person  entfallende  ] 
komniensanleil  geringer  als  385  M.  ist,  läPst  jedoch  die  preußische  ] 
kouimeusteuerstatistik  nicht  zu,  da  sie  keine  Unterlagen  gewährt, 
eine  zahlenmäßig  genaue  Kombination  der  Größe  der  Einkommen 
deijeuigen  der  Familie  unter  Berücksichtigung  des  Alters  der  Ai 
hörigen  durchzuführen. 

Will  mau  deshalb  nicht  ganz  darauf  verzichten  irgendwelche 
haltspunkte   für  das  in  Frage  siehende  Problem  zu  erhalten,    so  i 
man  notgedrungen  seine  Zutiucht  zu  Schätzungen  nehmen,  deren 
gebnis   naturgemäß   nur  auf  an  n  ähern  d  e  Richtigkeit  Anspr 
erheben  können. 

Im  .lahre  1902  hatten  in  Preußen  '■''  ein  Einkommen  unter  900 
874K7Ö7  Cen.-^itcn  mit  Angehörigen  zusammen  20tMi:{4ü;5  Persoi 
Wie  viele  Erwachsene  befanden  sich  hierunter,  deren  Finkounu( 
anleil  unter  .^85  M.  jälirlicli  warV  Man  wird  schät  zun  gs  weise, 
jeder  andere  Anhaltspunkt  fehlt,  annehmen  dürfen,  daß  der  Famil 
stand  und  die  Größe  der  Haushaltungen  dieser  Personen  eine  ähnli 
ist,  wie  die  im  Durchschnitt  der  ganzen  preußischen  Bevölkerung. 

Nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dez.  ItKK)  lebten  von  der  pr 
ßischen  Bevölkerung 

Einzeln  mit  eigener  Hauswirtschaft 

in  FamiLenhftushaltuiigcn  mit  2  Personen 

.,    3 

„   4 
»  »,  »•    ^         ,' 

n  »t  „    O  », 

„  „  „  mehr  ah  ü  Per«.  34, 1 4 
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Nimmt  man  nun  an,  daß  alle  diese  obengenannten  steuerfreien  Ein- 
kommen gerade  9<X)  M.  betragen  würden,  so  würden  sie  nach  den 
oben  geraachten  Annahmen  zur  Ernährung  von  durchschnittlich  2,3 
erwachsenen  Personen  ausreichen.  Man  wird  nun  schätzungs- 
weise annehmen  können,  daß  im  Durchschnitt  alle  Haushaltungen 
mit  4  Köpfen  und  weniger  nicht  mehr  als  2,3  Erwachsene  zählen  (vgl, 
(leü  S.  100  Anm.  gegebeneu  Maßstab). 

Man  kann  also  annehmen,  daß  die  in  Haushaltungen  von  mehr 
als  4  Köpfen  lebende  Bevölkerung  den  Einkommensanteil  von  385  M. 
pro  erwachsene  Person  nicht  erreicht.  Dabei  ist  die  jedoch  viel 
MfiOnstige  Annahme  gemacht,  daß  alle  jene  Familien  mit  4  Per- 
son«! und  weniger  ein  Einkommen  von  mindestens  900  M.  besitzen, 
»ährend  sich  zweifellos  eine  sehr  große  Anzahl  darunter  bc- 
linden,  deren  Euikonimen  weit  unter  900  M.  liegt.  Einigermaßen 
jufjjewogen  wird  dieser  Fehler  dadurch,  daß  auch  alleinstehende  Per- 
sonen (Zimmerabmieter,  Schlafgänger)  der  Haushaltung  zugerechnet 
sind,  bei  der  sie  wohnen,  auch  wenn  sie  dort  keine  Beköstigung  em- 
pfimgen.  In  Haushaltungen  mit  4  Köpfen  und  weniger  lebten  nun 
1*10  in  Preußen  32,88  Proz.  der  Bevölkerung.  Ueberträgt  man  dieses 
Verhältnis  auf  die  Personen,  welche  ein  Einkommen  unter  9<iO  M. 
hatten,  so  verblieben  von  diesen  noch  rund  13,83  Mill,  Personen  übrig, 
die  in  Haushaltungen  von  über  4  Köpfen  lebten  und  pro  erwachsene 
Person  den  Einkommensanteil  von  385  M.  nicht  erreichten. 

Ein  Einkommen  von  900—1350  M.  hatten  1507517  Censiten: 
tierechnet  nach  den  entsprechenden  Verhältnissen  der  Einkommen 
unter  9<iO  M.,  würden  auf  diese  Klasse  rund  .H,i52  Mill.  Personen  ent- 
fallen. Bei  der  gleichen  Annahuje  wie  oben  würden  sich  hier  rund 
1.4"  Mill.  Personen  ergeben,  die  hinsichtlich  der  Ernährung  ein  un- 
zureichendes Einkommen  hätten.  Alles  in  allem  rund  15,.'3  Mill.,  d.  h. 
44  Proz.  der  ganzen  Bevölkerung,  ein  Ergebnis,  das  man  ruhig  auf 
ganz  Deutschland  verallgemeinern  darf. 

Natürlich  kann  ein  derartiges  Ergebnis,  als  auf  Schätzung 
Wriihend,  nicht  unbedingte  Geltung  beanspruchen,  zumal  eine  ganze 
Ziihl  dabei  in  Betracht  kommender  Punkte  nicht  berücksichtigt  werden 
tonnten.  Man  wird  deshalb  auch  das  Resultat  besser  in  einer  weniger 
''fstinunten  Form  ausdrücken,  indem  man  die  Zahl  derjenigen,  deren 
Einkommen  zu  einer  ausreichenden  Ernälirung  nicht  genügt,  auf 
V'„  der  ganzen  Bevölkerung  veranschlagt '". 
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Der  Einfloß  der  Emtthrang  auf  die  tlirentUche  Oesondlielt. 

Mag  nun  die  Zahl  der  Personen,  die  infolge  ihrer  kargen  Ein- 
nahmen, sieh  keine  ausreichende  Ernährung  beschaffen  können,  ',  .^  oder 
V»  der  deutschen  Bevölkerung  betragen,  eines  dürfte  unbestreitbar 
sein,  daß  ein  sehr  großer  Teil  der  deutschen  Bevölkerung  unterernährt 
sein  muß. 

Welche  Bedeutung  hat  nun  eine  solche  Unterernährung  und  in 
welchen  Formen  tritt  sie  auf?  Es  ist,  wie  oben  bereits  hervorgehoben, 
zweifellos,  daß  man  für  eine  gewisse  Zeit  ohne  größere  Nachteile  mit 
einer  weit  geringeren  Menge  an  Nahrungsstoffeu,  besonders  an  Eiweiß, 
aaskomnien  kann,  als  z.  B.  von  Voit  verlangt  wird,  aber  nicht  auf 
(iie  Dauer. 

, Sobald   die   Nahrungszufuhr,    so    führt    Noorden    au.s,   ihrem 
Brennwerte   nach,   unter  die   Größe   der   Erhaltungskost   herabsteigt, 
sprechen   wir   von   Unterernährung.     Der  unterernährte  Körper  stellt 
seine   Verbrennungsprozesse   nicht  auf  eine  niedrigere   Stufe   ein    — 
Vielleicht  von  Zuständen  des  äußersten  Marasmus  und  der  Agone  ab- 
gesehen.    Er   entnimmt   die   DitFerenz    zwischen   Bedarf  und   Zufuhr 
durch  Einschmelzung  der  eigenen  Körpersubstanz,  .  .    Bei  normalem 
und  schlechtem  Ernährungszustande  wird  aber,  von  bestimmten  Fällen 
(Rekonvalescenz  nach  akuten  Krankheiten  oder  nach  Hungerperioden) 
»bgesehen,   auch   der  Eiweißbestand  des  Körpers   langsam  angegriffen 
und  der   Mensch   wird    nicht   nur   fettärmer,    sondern    auch   muskel- 
Bchwächer.  .  .     Das  Fettgewebe  bleibt  dürftig  und  die  Muskeln  so  be- 
perig  sie  auch   nach  weiteren  Ausbau   sind,   und   so   sehr   ihre  Ent- 
•ickelung   auch   durch   Arbeit   angeregt   werden    mag,    können    nicht 
»achsen  und  zunehmen,  weil  alles,  was  zugeführt  wird,  von  den  Oxy- 
'  toonsprozessen    des    Körpers    verschlungen    wird.   .  .     Allmählicher 
Kiedejgang  des  Körpergewichtes,  Einschmelzung  von  Fett-  und  Mus- 
Wgewebe,    Sinken   der  körperlichen    und   geistigen  Spannkräfte   sind 
J'''  unausbleiblichen  Folgen  ^" 

Rechen  berg  meint  auf  tirund  seiner  Studien  an  den  schlesi- 
*^lien  Weberfainilieu,  daß  die  Ernährung  derselben  wohl  genüge  um 
*p  Lebensfunktionen  und  die  durch  den  Beruf  geforderte  Arbeits- 
'''stung  aufrecht  zu  erhalten,  aber  sie  sei  ungenügend  um  unter  den 
S^Kebeuen  Verhältnissen  einen  normalen  arbeitskräftigen  Eruührungs- 
^iistand  zu  schaffen  und  zu  erhalten. 

Er  findet  daß  unter  seinen  schlesischen  Webern  das  Durchschnitts- 
ß6*icht  der  Männer  59,   das  der  Frauen  54  kg  betrage,   daß  sie  aber 
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im  Verhältnis  zu  ihrer  Größe  bei  genügender  Ernährung  65  uud  60  kg 
wiegen  müßten.  Jedoch  meint  er ,  daß  dieser  Gewichtsunterschied 
direkt  kaum  annäliernd  den  ungenügenden  Zustand  des  Körpers  aus- 
drücke, denn  soweit  er  beobachten  konnte,  enthielt  der  magere  Körper 
nicht  festes,  sondern  wässeriges  Fleisch.  „Bei  den  Kindern  steigt  der 
Wasserreichtum  der  Gewebe  zum  Teil  bis  zum  vollen  Aussehen". 

Man  wende  nicht  ein,  daß  diese  schlesischen  Weber  mit  ihrer 
ausgesprochenen  Kartoftelkost  eine  Ausnahme  darstellen;  ihre  Lage 
ist  typiscli  für  weite  Kreise  unserer  Bevölkerung.  In  einer  ähnlichen 
Lage  befinden  sich  die  Bewohner  der  Eifel,  fast  ausnahmslos  die  in 
der  Spielwarenindustrie  (meist  Hausindustrie)  beschäftigten,  wohl  ein 
überwiegender  Teil  der  großen  Zahl  von  Personen,  die  vor  allem  in 
den  großen  Städten  in  der  Konfektionsbranche  hausindustriell  tätig  sind. 
Nicht  viel  besser  liegen  die  Verhältnisse  wohl  in  der  gesamten  deut- 
schen Textilindustrie,  die  bekanntlich  mit  die  schlechtesten  Löhne  bei 
uns  zahlt.  Betrug  doch  nach  den  Nachweisungen  der  Berufsgenossen- 
schaften der  Jahresdurchschnittslohn  in  der  Textilindustrie  im  Jahre 
UKXJ  nur  668,14  Mark. 

Aehnlicb  schlecht  liegen  die  Verhältnisse  auch  in  der  hadischen 
Zigarrenindustrie;  es  sei  nur  auf  Tabelle  3  (S.  105)  verwiesen,  aus  der 
hervorgeht,  daß  der  tägliche  Verbrauch  einer  erwachseuen  Person  an 
Fleisch  61  g,  an  Brot  dagegen  .500  g  und  Kartoffeln  sogar  1001  g  be- 
trägt.    Diese  Reihe  ließe  sich  noch  unschwer  fortsetzen. 

Dort,  wo  die  Ernährung  eine  unzureichende  ist,  mangelt  es  in 
der  Regel  an  der  nötigen  Eiweißzufuhr  (vergl.  die  l)eigegebenen  Ar- 
beiterbudgets S.  UM,  104  u.  105);  und  doch  ist  unter  allen  Nahrungs- 
stoffen bekanntlich  das  Eiweiß  das  wichtigste  und  unentbehrlichste. 

Ein  gewisses  Eiweißminimum,  das  nach  Noorden  pro  KörpOT- 
kilograinm  1,3 — 1,5  g,  nach  Finkler  und  Lichtenfeld  etwa  l  g 
beträgt,  ist  für  den  Körper  unbedingt  notwendig. 

Der  Umstand,  daß  nun  die  Folgen  einer  Unterernährung  nicht 
jedermann  ohne  weiteres  in  die  Augen  fallen,  schließt  ihr  Vorhanden- 
sein nicht  aus  und  die  Folgen  einer  solchen  zeigen  sich  bei  näherem 
Zusehen  auf  Schritt  und  Tritt. 

Zunächst  ist  es  ebenso  unbestritten  wie  unbestreitbar,  daß  eine 
unzureichende  Ernährung  die  Widerstandskraft  des  Körpers,  die  Wehr- 
kraft desselben,  wie  man  neuerdings  gesagt  hat,  schwächt  und  bei 
sehr  vielen  Krankheiten  denselben  einen  überaus  günstigen  Nährboden 
darbietet. 

Vor  allem  gilt  dies  bei  der  Volkskrankheit,  die  am  verheerend- 
sten bei  uns  auftritt,  bei  der  Tuberkulose,  hauptsächlich  bei  der 
Lungentuberkulose  (S.  34  ff.). 

Nach  der  neuesten  Denkschrift,  die  kürzlich  dem  Reichstage  .über 
die  Tuberkulose  und  ihre  Bekämpfung"  durch  das  Reichsgesundheits- 
amt zugestellt  wurde,  starben  in  den  Jahren  1H92/1900  auf  lOOOtlO 
Lebende  etwa  242  jährlich  an  Tuberkulose;  in  dem  Zeitraum  dieser 
9  Jahre  in  den  10  Bundesstaaten,  aus  denen  diesbezügliche  Zusammen- 
stellungen vorliegen,  1066722  Personen. 

Für  das  erwerbsfähige  Alter  von  15—60  Jahre  bildet  sie  die 
Haupttodesursache.  Von  Tausend  in  dieser  Altersklasse  überhaupt 
gestorbenen,  fielen  der  Tuberkulose  316,  d.  h.  nahezu  der  dritte  Teil 
zum  Opfer. 

Es  ist  bekannt,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  in  vieler  Beziehung 
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die  Gelegenheit  zur  Infektion  und  die  Erhöhung  der  Krankheiteanlage 
herbeiführen. 

Das  dichte  Beieinnanderwohnen  bei  den  schlechten  Wohnungs- 
verhältnissen  der  ärmeren  Klassen,  die  kleinen  dumpfen,  oft  unsauberen 
Wohnungen,  gewisse  Berufsarten,  bei  denen  viel  Staub  verursacht 
wird  (Steinmetzen  z.  B.),  spielen  dabei  eine  Hauptrolle  (S.  36,  40). 
Eine  der  wichtigsten  sozialen  Faktoren  dabei  ist  aber  eine  schlechte 
Ernährung. 

Neuere  Daten  darüber  gibt  der  der  73.  Versammlung  deutscher 
Naturforscher  und  Aerzte  gewidmete  Bericht  über  die  Gesundheits- 
verhältnisse Hamburgs  im  19.  .lahrhundert -. 

Auf  lUOO  Steuerzahler  starben  in  Hamburg  18f)6— 1900  an  Tuber- 
kulose mit  einem  Einkommen  von 


900-  1200  Mark 

6,»7 

Persoiieu 

1200-  2000 

S,&8 

2000-  3500 

^,6S 

3500—  5000 

2,18 

5  000-10000 

I,RS 

10000-25  000 

1,7« 

25  000-50(100 

II 

2,i\ 

Da  in  Hamburg  die  Einkommen  unter  ffOO  Mk.  steuerfrei  sind, 
80  entzieht  sich  diese  Klasse  der  genaueren  Ermittelung  der  Tuber- 
kulosehäufigkeit ^. 

Der  Einfluß  der  W  ohl  Stands  verhältn  isse  auf  die 
Sterblichkeit  überhaupt,  geht  aus  folgender  Zusammenstellung, 
die  dem  gleichen  Bericht  entnommen  ist,  hervor;  die  einzelnen  Stadt- 
teile Hamburgs  (Kolonne  1)  sind  dabei  nach  ihrer  Wohlhabenheit  ge- 
ordnet *. 


Gestorben 

Einkmnmea 
pro  Kopf 
1£Ö2-1Ö97 

Geburtsziffer 
mit  Totge- 
burten 

Sterbeziffern 
ohne  Totge- 
burten 

im  1.  Lebens johr 

auf  1000 

auf  lOOfl 

1893—1900 

1893—1900 

Ein- 

Lebend- 

wohner 

geborene 

Hwvftiiehnde 
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22,f> 

9iS 

1,* 

8,8 

fioÜitfl>aum 
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'9iS 

10,9 

1,9 

10,« 

Hohenfelde 
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25i7 

12,d 

»,' 

11,1 

inUahoret' 

865 

43.« 

"9,8 

8.» 

'9,» 

».  Georg-Nord 
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25|I 

'5,* 

3.» 

«5,9 

S«.  Piuli^Süd 
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30.S 

17,8 

S,* 

i8,s 

Ne<MUdt-SQd 
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351« 

21, T 

8,1 

23.9 

Bcmbek 
Hom 

33' 

39,» 

iS.« 

7,B 

20,» 

301 

37,6 

21,6 

8,7 

»3,8 

Mwirder  Ausschlag 

278 

46,4 

19,« 

8,7 

19.» 

Wie  Prinzing  in  der  Besprechung  dieser  Statistik  bemerkt,  ist 
•^'8  Steigerung  bei  den  höchsten  Einkommen  vielleicht  nur  eine  schein- 
"^  da  die  Grundzahlen  dabei  sehr  klein  sind". 

Die  gleiche  Tatsache,  daß  die  Tuberkulose  um  so  häufiger  ist,  je 
wehr  das  Einkommen  und  damit  die  Lebenshaltung  sinkt,  geht  aus 
*uier  dänischen  Statistik,  die  dem  bekannten  Buche  Westerg aards 
^öiommen  ist,  hervor  ': 

Th.  Sörensen  hat  die  dänische  Stadtbevölkerung  in  3  Gruppen 
wiegt.    Es  gehörten  zu  Gruppe: 

I.  die  ärmeren  Personen:  Arbeiter,  Gesinde  und  Personen  in 
^enpflege. 
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II.  Subalterne  Beamte  und  Offiziere,  Lehrer,  Kontoristen,  Handels- 
gehilfen,  Kleinhändler   und  Handwerksmeister. 

III.  Höhere  Beamte,  Offiziere,  Aerzte,  Anwälte,  Großhändler, 
Rentiers  u.  s.  w. 

Im  ganzen  lagen  für  Kopenhagen  20847  Todesfälle  vor,  für  die 
Provinzialstädte  22  129,  auf  Grund  deren  folgende  Tabelle  von  ihm 
berechnet  wurde : 


A 

uf  1000  Personen  jeder  AHeraklaBse  » 

tarben  j 

ährlicfa 

; 

Kopeoliagen                      1 

ProviuziaUtädte 

tuen 

Alter 
(Jahre) 
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Frauen 
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Fn 

I. 

n.  u.  III. 

I.       IL  u,  III. 

I.    III.  u.  m. 

I.      llI.tt.UL 
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Gruppe  j  Gruppe 
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43 

34 

19 

26 

33 

37 

21 

34 
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45 

33 

26 

i-l 

3' 

30 

3» 

35 
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6o 

3' 

40 

«4 

36 

n 

33 

V 
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88 

34 

44 

22 

48 

*9 

28 

H 
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'33 

44 

45 

2r 

53 

33 

28            21 

V^  und 

darüber 

io6 

29 

45 

'3 

60 

20 

3' 
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Gerade  neuerdings  hat  man  wieder  mehrfach  darauf  hingewiesen 
(Fetz er),  daß  ein  aussichtsvollerer  Weg  zur  Bekämpfung  der  Tuber- 
kulose als  Volksseuche,  als  Maßregeln  für  den  Erkrankten  der  ist, 
nicht  die  ausgebrochene  Krankheit  zu  bekämpfen,  sondern  ihrem  Aus- 
bruch vorzubeugen. 

„Darüber  kann"  —  so  schreibt  Fetzer  —  „unseres  Erachtens 
kein  Zweifel  bestehen,  daß  für  das  Volkswolil  ungleich  mehr  erreicht 
wird,  wenn  es  gelingt,  der  Tuberkulose  von  vornherein  den  Boden 
für  ihre  Entstehung  und  Verbreitung  zu  entziehen,  als  wenn  wir  die 
einmal  ausgebrochene  Feuersbrunst  mit  den  eingreifendsten  uuJ 
umfassendsten  Löschmaßregeln  zu  bekämpfen  oder  zu  beschränken 
suchen."' 

Unter  diesen  prophylaktischen  Mitteln  steht  aber  eine  aus- 
reichende Ernährung  mit  an  erster  Stelle.  Ist  es  doch  be- 
kannt, daß  mit  der  jetzt  in  Vergleich  mit  früher  besseren  Gefängnis- 
kost die  früher  üblichen  Gefängniskrankheiten,  Scorbut  und  Gefängnis- 
ödem —  eine  ohne  nachweisbare  Organerkraukung  auftretende  An- 
schwellung der  Beine  —  fast  volKständig  verschwunden  sind  und  aurh 
die  dort  früher  sehr  verbreitete  Tuberkulose  etwas  seltener  geworden  ist". 

Dieser  Zusammenhang  zwischen  Krankheit  und  Ernährung  — 
einerseits  überall  geringere  Widerstandskraft,  andererseits  häufig  bes- 
sere Reaktionsfähigkeit  des  Organismus  gegenüber  dem  Krankheits- 
erreger —  trifft  auch  noch  bei  vielen  anderen  Krankheiten  zu.  Es  sei 
nur  auf  die  Rhachitis,  die  sog.  englische  Krankheit  hingewiesen,  die 
bekanntlich   auf  das  allerengste   mit  der  Ernährung   zusammenhängt. 

Man  muß  immer  wieder  betonen,  daß  eine  kräftige  Ernäh- 
rung eines  der  besten  Vorbeugungsmittel  gegen  krank- 
machende Einflüsse  ist-'. 

Es  sei  auch  darauf  hingewiesen,  welch  eine  große  Bedeutung  eine 
gute  Ernährung  für  den  Rekonvalescenten  hat.  Man  hat  neuerdings 
mit  großem  Nachdruck  betont,  daß  vor  allem  im  Fieberzustand  die 
Verbrennung  der  stickstoffhaltigen  Körpersubstanz  eine  auöerordent- 
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lieh  hohe,  oft  2  g  pro  Körperkilogramm  ist;  das  gleiche  soll,  wenn 
aaeh  in  geringerem  Umfange  allgemein  bei  Tuberkulösen  der  Fall  sein. 
Daraus  ergibt  sich  die  einleuchtende  Tatsache,  daß  ein  gut  genährter 
Körper,  d.  h.  ein  solcher,  der  großen  Eiweisansatz  hat,  in  derartigen 
FiUen  eine  weit  größere  Widerstandskraft  entwickeln  kann,  als  ein 
schlecht  genährter,  und  daß  in  den  Zeiten  der  Bekonvalescenz  eine 
gute  Ernährung  für  den  Ersatz  der  verbrauchten  Sticksto£fsubstanz 
z«  sorgen  hat  Das  gleiche  gilt  für  die  Heilung  der  Tuberkulose. 
Ist  es  doch  bekannt,  daß  bei  der  Heilstättenbehandlung  eines  der 
Hanptheilmittel  in  einer  möglichst  kräftigen  Ernährung,  man  kann 
sogar  sagen  in  einer  direkten  Ueberernährung,  erblickt  wird. 

Finkler  und  Lichtenfeld^"  machen  Mitteilungen  über  die  Er- 
oähruog  der  tuberkulös  Erkrankten  in  dem  Krankenheim  Görbersdorf. 

Der  Eiweißstoffwechsel  pro  Kilo  Körpergewicht  und  Tag  betrug 
hier  durchschnittlich : 

^'"vÄSiS"'^      Eiweißumsatz      Eiweifiaimatz 
1|  Bei  den  Kranken  mit  Fieber.  i,8i  i,4S7  o^S8 

2i  Bei  den  Ejanken  ohne  Fieber.  2,0*  i,«S8  o,6< 

Ich  glaube,  daß  es  unter  den  lausenden  von  tuberkulösen  deut- 
schen Arbeitern  sehr  wenige  gibt,  denen  es  ihre  ökonomischen  Ver- 
häitDisse  gestatten,  eine  so  ausreichende  Nahrung  zu  sich  zu  nehmen, 
dafi,  wie  es  bei  ihrer  Krankheit  wünschenswert  wäre,  ein  Eiweißansatz 
im  Körper  stattfände,  ja  daß  es  ungeheuer  viele  geben  wird,  die  unter 
diesen  Verhältnissen  nicht  einmal  im  stände  sind,  ihren  Körper  im 
Stickstoffwechselgleichgewicht  zu  erhalten". 

Ferner  besteht  bekanntlich  ein  recht  enger  Zusammenhang 
zwischen  Ernährung  und  Alkoholismus.  Durch  zahlreiche  Bei- 
spiele ist  es  erwiesen,  daß,  wenn  auch  nicht  gerade,  wie  manchmal 
fibertreibend  behauptet  wird,  der  Alkoholismus  die  Folge  der  Armut 
sei,  doch  eine  tiefstehende  Lebenshaltung,  vor  allem  eine  schlechte  Er- 
nShmng  dem  Alkoholkonsum  starken  Vorschub  leistet;  und  auf  der 
loderen  Seite  ist,  den  gleichen  Alkoholkonsum  einmal  vorausgesetzt, 
es  zweifellos,  daß  ein  schlecht  genährter  Körper  den  großen  Gefahren 
desselben  viel  rascher  unterliegt  als  ein  gutgenährter. 

In  seinem  bekannten  Vortrage  „Ueber  die  Aufgaben  des  Staates 
znr  Bekämpfung   der  Trunksucht"  sagt  Finckelnburg"  unter  an- 


,,6egen  die  Mängel  der  Ernährungsweise  der  arbeitenden  Klasse, 
deren  Einfluß  auf  die  Hartnäckigkeit  des  Branntweinmißbrauches  un- 
zweifelhaft ist,  genügt  nicht  die  Belehrung  allein ;  es  muß  auch  alles 
tnfgeboten  werden,  um  den  Arbeitern  diejenigen  Nährstoffe  zu 
niögUchst  billigen  Preisen  zugänglich  zu  machen,  welche  sie  in 
den  Stand  setzen  ohne  die  Alkoholpeitsche  den  Arbeitskampf  zu  be- 
stehen. Daß  die  Besteuerung  dieser  notwendigsten  Lebens-  und 
Arbeitsmittel  eine  dem  gewünschten  Ziele  diametral  entgegenge- 
setzte Wirkung  üben  mußte,  bedarf  nicht  der  weiteren  Ausführung. 
Sowohl  jede  direkte  Besteuerung  wie  die  indirekte 
Verteuerung  unserer  legitimen  Lebensmittel,  wie  na- 
mentlich auch  die  Verteuerung  des  Fleisches  durch  Ausschließung 
der  ausländischen  Zufuhr  vom  inländischen  Markte,  dienen  zur 
Steigerung  des  Trunkübels,  zu  dessen  Bekämpfung  der  Staat 
ü>  erster  Linie  sich  verpflichtet  erachten  sollte  .  .  .  ." 
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Man  denke  ferner  daran,  wie  sehr  durch  eine  schlechte  ErnfihruBg 
das  Gedeihen  der  künftigen  Generation  gefährdet  ist 

Ist  es  doch  bekannt,  daß  die  Kinder  der  Wohlhabenden  im  Durch- 
schnitte weit  besser  entwickelt  sind,  als  die  der  Armen  „was  in  ihrer 
bei  gleichem  Alter  größeren  Körperlänge,  größerem  Körpergewichte, 
größerem  Brustumfange,  größerer  Lungenkapazität  zum  präzisen  Aus- 
druck kommt  ^^ 

So  ermittelte  Hasse  in  den  Leipziger  Volksschulen: 

Körperlfinge. 
8—9  Jahre.        14—15  Jahre. 
Knaben:  Wohlhabender  Eltern    120,5  cm  148,3  cm 

,  Armer  „         118,8    „  144,1    „ 

Midchoi:  Wohlhabender    „         120,5    „  150,8    „ 

„         Armer  „         116,4   „  147,7    „ 

Die  Befunde  Rubins  in  Dänemark  zeigt  folgende  Zusammen- 
stellung : 

Körperliche  Entwickelang  und  Wohlhabenheit 


Knaben  im 

Körperhöhe 

Frei- 

Körpergewicht 

Alter 

Latän- 

Real- 

Mittel- 

Zahl- 

Latein- 

Real- 

Mittel- 

/•hl- 

Fra- 

von  Jahren 

Hchule 

schule 

Bchule 

schule  schule 

schule 

schule 

schule 

schule 

schale 

7 

45 

45 

44         44 

44 

44 

Jl 

*l 

8 

47 

46 

46         46 

47 

48 

4« 

9 

49 

48 

48     i    48 

S» 

5» 

53 

5' 

10 

50 

50 

50 

50 

57 

57 

5» 

5«» 

11 

54 

52 

5« 

5' 

5» 

66 

61 

60 

61 

61 

12 

SS 

54 

53 

53 

53 

70 

66 

66 

66 

66 

13 

St- 

55 

55 

55 

55 

75 

7* 

73 

73 

7» 

14 

58 

58 

57 

56 

56 

83 

82 

79 

75 

74 

Hier  bewahrheitet  sich  der  alte  Spruch:  „Was  der  Mensch  iSt* 
ist  er.*^  Denn  daß  an  der  körperlichen  Entwickelung  der  Kinder  in 
sehr  hohem  Grade  deren  Ernährung  sowie  der  Nahrungsstand  dec* 
Erzeuger  beteiligt  sind,  unterliegt  wohl  kaum  einem  Zweifel.  Damit 
ergibt  sich  aber  auch  der  enge  Zusammenhang,  der  zwischen  der 
Wehrkraft  eines  Volkes  und  seinen  Ernährungsverhält- 
nissen besteht. 

Alle  diese  ungünstigen  Einflüsse  einer  ungenügenden  Ernährung 
auf  den  Gesundheitszustand  eines  Volkes  erhalten  ihre  Spitze  in 
einem  engen  Zusammenhang  der  Bewegung  der  Lebensmittelpreise 
mit  der  der  Sterblichkeit. 

Es  gehört  mit  zu  den  feststehendsten  Tatsachen  der  Bevölkerungs- 
statistik, daß  hohe  Lebensmittelpreise  mit  allen  ihren  wirtschaft- 
lichen Folgen  d.  h.  vor  allem  einer  verschlechterten  Ernährung  mit 
einer  Zunahme  der  Sterblichkeit  Hand  in  Hand  gehen  (vergl. 
das  Diagramm  S.  121)  ^^ 

Auch  für  die  letzten  Jahre  tritt  dieser  Zusammenhang,  wie  folgende 
Zusammenstellung  zeigt,  klar  zu  Tage  (siehe  Tab.  4  auf  S.  121). 

Die  Wirkung  der  Preisveränderungen  zeigt  sich  natürlich  erst 
im  folgenden  Jahre**. 

Aber  auch  noch  in  mancher  anderer  Beziehung  wird  die  ganze 
Lage  eines  Volkes  durch  die  Möglichkeit  einer  guten  oder  schlechten 
Ernährung  berührt 
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Taii«Ue  4. 

^»,^?-iI!.      1  t  Roggen     1  kg  Schweine- 

wohner  in                      '"  Berlin 
Deutijcblaiid                                    jj 

1886  2;,«                 140,6                  i,»ü 
IWDb         27,8                 130,0                  1,19 

1887  25,6                  120,»                   1,16 
1Ö88          25,1                  134,5                   1,14 

1889  25,0                 I.V..»                   1,28 

1890  25,6                 170,0                   1,S9 

1891  24,7                 211,2                   130 
1                     1892         253                 17«3                  1,31 
1                    1893         35,8                 133,7                   i,»t 
J                     1894          23,&                 117,8                   i,si 

1895  23,4                  119,8                   1,1« 

1896  22,1                  ii8,g                   1,10 

1897  22, a                  130,1                    i,«g 

1898  21,7                 1«J3                  13« 

1899  22,6                 Ufi,0                   132 

1900  23,2                 142,«                   i,!9 

1901  21,8                        140,7                           1,38 

'.Es  sei   hier    nur    auf   den     bekannten   Zusaninienhang   zwischen 
liDinaiität  und  Lebensmittelpreise  hingewiesen.    Eine  un- 

1 

1 

1 
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mittelbare  Wirkung  einer  schlechten  Ernährung  auf  die  Kriminalitit  be- 
steht natürlich  nicht ;  aber  ein  enger  Zusammenhang  insofern,  als  hohe 
Lebensmittelpreise  die  Möglichkeit  einer  ausreichenden  EmShruDg  w- 
ringern  und  damit  eine  steigende  Kriminalität,  besonders  bei  Va- 
gehen  gegen  das  Eigentum,  zur  Folge  haben". 

Tabelle  4a. 


Getreideprase 

Von  je  100000  strafmündigen 

Jahr 

Roggen 

Einwohnern  der  üivilbevöikerang 

und 

wurden  verurteilt  wegen 

Weizen 

Diebstahls 

Hehlera 

1882 

185,19 

8253 

9638 

1883 

i65,»7 

3'M 

24,«» 

1884 

«59.'» 

301,8 

*3." 

1885 

154.01 

279.» 

22,75 

1886 

I47,«6 

272,8 

2I,7t 

1887 

145.99 

«59,1 

20,»  1 

1888 

155." 

251,5 

20,70 

1889 

169,64 

274.1 

2t,70 

1890 

181, st 

269,0 

2I,K5 

1891 

21631 

281,» 

22,78 

1892 

184,00 

3113 

2532 

1893 

146,9* 

269,6 

22,77 

1894 

127,10 

266,8 

22,74 

1895 

132,17 

«55.« 

22,78 

1896 

139,»» 

247,5 

I9.8O 

1897 

152,0« 

249,9 

l8,56 

1898 

I70,ft6 

256,« 

I9,«4 

Während  17  Jahren  eine  einzige  (1890)  Abweichung.  Daß  die 
Wirkung  der  gestiegenen  Getreidepreise  sich  bei  der  Kriminalität  nicht 
sogleich,  sondern  erst  ein  Jahr  später  zeigt,  rührt  daher,  daß,  wie  jü 
auch  auf  der  Hand  liegt,  jene  nicht  von  heute  auf  morgen  derartige 
Folgen  haben  können  und  daß  bei  vielen  Vermögensdelikten  die  Ent' 
Scheidungen  erst  im  folgenden  Jahre  rechtskräftig  werden ;  dazu  kommt 
noch,  daß  bekantlich  die  Brotpreise  erst  nach  einigen  Monaten  den 
Getreidepreisen  folgen. 

Dieser  enge  Zusammenhang  zwischen  Lebensmittelpreisen  auf  der 
einen  und  Kriminalität  und  Sterblichkeit  auf  der  andern  Seite,  zeigt, 
wie  schlecht  es  mit  den  Ernährungsverhältnissen  weiter  Kreise  bestellt 
sein  muß  und  wie  groß  der  wirtschaftliche  Druck  ist,  der  auf  diesen 
lastet;  sonst  wäre  es  wohl  kaum  denkbar,  daß  eine  Steigerung  der 
Lebensmittelpreise  solche  erschreckenden  Folgen  nach  sich  ziehen 
würde. 
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Bnre^ung  der  Bevölkerung  1841  —  1886"  entnommen. 

15)  Auf  den  engen  Zusammenhang,  der  zwischen  Ernährung  und  Kindersterb- 
lichkeit besteht,  kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden.  E«  sei  hier  verwiesen 
tnf  liie  neue  Arl>eit  von  I'rnusnitz  ^FhysiologiHi'he  und  sozialhygienluche, Studien 
übtr  SäugliiigBemährung  und  Säuglingssterblichkeit",  München  1002,  sowie  auf 
Bi«dert  ..Die  Kinderernährung  im  Säuglingsalter",  IV.  Aufl.,  Stuttgart  lÜüO, 
bewnder*  S.  7  ff. 

16)  Berg,  Getreidepreise  und  Kriminalität  in  Deutschland  sat  1882,  Berlin  1902. 

!•  Die  Preisentwlckelung  der  wiehtißüten  OenoBmlttel  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Ernitlirung. 

Die  Tatsache,  daß  ein  sehr  großer  Teil  der  Bevölkerung  nicht  ge- 

Dd  ernälirt  ist  und  die  Folgen  dieses  Zustandes  für  unser  ganzes 
_  leben,  vor  allem  in  gesundheitlicher  Beziehung,  lassen  natürlich 
Maßnahmen,  die  geeignet  sind  die  Volksernährung  günstig  oder  un- 
gfinstig  zu  beeinflussen,  von  größerer  Bedeutung  erscheinen,  als  wenn 
heute  die  Ernährung  eine  ausreichende  wäre. 

Denn,  alles  was  geeignet  ist,  diese  zu  verschlechtern,  er.scheint 
'lann  doppelt  gefährlich  und  verwerflich,  wenn  die  Ernährung  auch 
8fhoD  ohnedies  unzureichend  ist. 

Die  Ursache  der  heute  unzulänglichen  Ernährung  liegt  vor  allem 
Mf  ökonomischen  Gebiete;  das  heutige  durchschnittliche  Arbeitereiu- 
lommen  genügt  nicht,  um  neben  den  anderen  großen  Ausgaben  des 
Lebens,  bei  den  heutigen  Lebensmittelpreisen  eine  gute  Ernährung  zu 
tieschaffen.  Dies  gilt  nicht  nur  von  der  überwiegenden  Mehrzahl  der 
Lohmirbeiterschaft,  sondern  in  demselben  (Jrade  von  lausenden  von 
Küufleuten,  IIan<lwerksineistern,  kleinen  Beamten  und  Bauern. 

Daß  eine  jede  Verbesserung  des  Einkommens  —  natürlich  ceteris 
puibus  —  hier  eine  Besserung  bedeutet,  liegt  so  klar  zu  Tage,  daß 
•rf diese  Seite  der  Frage  nicht  näher  eingegangen  zu  werden  braucht'. 

Eine  ebenso  große  Bedeutung  für  die  vorliegende  Frage  hat  aber 
Mch  eine  Veränderung  der  Lebensmittelpreise.  Während  die  Wir- 
[nai;  von  Lohnerhöhungen  für  die  Ernährung  klar  auf  der  Hand  liegt, 
Md  es  auch  bekannt  ist,  daß  gerade  in  den  letzten  Jahren  die  kleinen 
Einkommen  sich  erhöht  haben,  ist  die  Eutwickelung  der  Lebensmittet- 
pfeise  und  deren  Wirkung  auf  die  Lebenshaltung  lange  nicht  genug 
8**Brdigt  worden. 

Wenn  im  folgenden  auf  diesen  Punkt  eingegangen  wird  —  zu- 
siehst auf  die  Entwickelung  der  Lebensmittelpreise,  —  so  kann  dies 
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nur  in    aller  Kfirze  und   nur  fflr  die  wichtigsten  Lebensmittel  ge- 
schehen. 

Dabei  muß  immer  im  Auge  behalten  werden,  daß  der  Mangel  bei 
der  Ernährung  der  unbemittelten  Klassen,  nicht  in  einem  Fehm  der 
vegetabilischen  Nahrung  liegt,  daß  —  von  den  allerärmsten  Schichten 
abgesehen  —  in  quantitativer  Hinsicht  wohl  kaum  ein  Mangel  bestdt, 
daß  die  Leute  keinen  direkten  Hunger  leiden,  sondern,  daß  die 
Qualität  und  Zusammensetzung  der  Nahrung  viel  zu  wünschen  flbrig 
läßt,  indem  zu  wenig  Animalien,  vor  allem  Fleisch,  konsumiert  werden 
können. 

Preise  der  vegetabilischen  Nahrungsmittel 

Was  zunächst  die  Getreidepreise  anbetriflFt  —  es  sei  hier  nur  von 
Roggen  und  Weizen  gesprochen,  —  so  ist  bekannt,  daß  sie  La  den 
letzten  Jahrzehnten  hauptsächlich  infolge  der  überseeischen  Konicnr- 
renz  stark  gesunken  sind;  erst  in  den  letzten  5  Jahren  ist  ein  kleines 
Anziehen  derselben  zu  konstatieren  (siehe  Tab.  5  S.  125^). 

Das  gleiche  ergiebt  sich  für  die  daraus  gewonnenen  Mehle. 

Bei  Speisekartoffeln  zeigt  sich  keine  ausgesprochene  Tendenz. 

Bei  den  übrigen  Vegetabilien  —  aus  Raumgründen  können  nicht 
alle  hier  eingehend  betrachtet  werden  —  zeigen  Kocherbsen  keine 
entschiedene  Tendenz  einer  Preisänderung;  bei  weißen  Speisebohnen 
ist  eine  entschiedene  Senkung  der  Preise  zu  konstatieren,  und  das 
gleiche  gilt  in  geringerem  Grade  von  Linsen.  Jedoch  spielen  die 
Preise  dieser  letzten  Produkte  im  Arbeiterhaushalt  keine  große  Rolle. 
da  der  Konsum  von  Gemüsen  dort  relativ  gering  ist. 

Was  die  Brotpreise  anlangt,  so  hat  hier  die  Preisstatistik  mit  der 
größten  Vorsicht  zu  verfahren.  Es  ist  bekannt  —  später  wird  davon 
noch  eingehender  die  Rede  sein  —  daß  sie  die  Schwankungen  ieX 
Getreide-  und  Mehlpreise  mitmachen. 

Der  Preis  des  Brotes  hängt  jedoch  noch  von  einer  Reihe  andere^ 
Momente  ab,  unter  denen  die  Ladenmieten  und  die  Arbeitslöhne  wobl 
die  Hauptrolle  spielen.  Da  beide  in  den  letzten  Jahren  fortwährend 
im  Steigen  begriffen  sind,  so  läßt  sich  schon  a  priori  annehmen,  da^ 
die  Brotpreise  nicht  in  dem  gleichen  Grade  wie  die  Getreide-  untl 
Mehlpreise  gefallen  sein  werden.  Dies  wird  durch  die  Statistik  bestätigt.- 

Wissenschaftlich  zu  verwerten  sind  nur  die  Preisangaben  von 
Berlin,  Dresden  und  Breslau.  In  diesen  Städten  zeigt  die  Preisbe- 
wegung folgendes  Bild^  (siehe  Tab.  6  S.  12ö). 

Man  sieht,  daß  man  eher  von  einem  Steigen  der  Brotpreise  als 
von  einem  Gleichbleiben  derselben  sprechen  kann  und  daß  das  Sinken 
des  Rohstoffpreises  durch  das  Steigen  der  übrigen  Gestehungskosten 
kompensiert  worden  ist. 

Dies  spricht  natürlich  nicht  gegen  einen  Zusammenhang  zwischen 
Getreide-  und  Brotpreisen,  da  ohne  das  Sinken  der  ersteren,  die 
Brotpreise  noch  mehr  gestiegen  sein  würden. 

Betrachtet  man,  um  die  jährlichen  Schwankungen  auszugleichen, 
die  Preisbewegung  innerhalb  größerer  Abschnitte,  so  kostete  ein  kg. 
Roggenbrot  in  Pf.  in: 


in  den  Jahren 

Berlin 

Dresden 

BresU 

1885/90 

22,1t 

21,9 

— 

1891/95 

24,8 

24,1 

n,* 

1895/00 

23,3 

23,' 

30,8 

1901/02 

24,« 

24,» 

22,0 

Tabelle  ». 
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Eb  kosteten  die  Tonne 

■ 

Roggen 

Weizen 

öpeiae- 
kartoffelD 

EogBenroett 

Weuenmehl 

1879 

132,8 

'97,9 

19,1 

2S,5 

1880 

>87,B 

217,9 



26  ,a 

3',* 

ISil 

1%,» 

219,Ä 



26,3 

S'.ü 

IM«? 

>5a.a 

204,11 

36,» 

2l,il 

*9,9 

1883 

i*4,T 

186,1 

SS.' 

20,i 

37,« 

1884 

U3.3 

|63,X 

39.» 

19,» 

aj,» 

1S85 

140,« 

160,9 

31,» 

•9,9 

23.5 

1886 

ijO,fl 

'S1.3 

39,9 

•7,9 

22,9 

1887 

120,9 

164.1 

33,ä 

17,1 

*3.' 

1888 

'34.* 

'7?,* 

37,9 

IS.H 

2.,9 

26,0 

18H9 

•SS.* 

187,1 

33,B 

St,B 

1890 

170,0 

t9S,* 

36,* 

n.* 

27,4 

mi 

311,* 

a*4,* 

63,8 

»9,1 

3',» 

ISSfö 

176,8 

'76,* 

S4i' 

»4,0 

26.9 

1893 

m,-! 

I5i,s 

38,» 

17,' 

22,1 

1394 

117,8 

136.1 

37.1 

i5,ft 

19,9 

18ftä 

119,8 

142,S 

41,8 

i6,i 

äO,9 

1896 

tlS,8 

156,» 

34.* 

I6,s 

31,4 

1897 

130,1 

173.7 

43,a 

17.* 

*3,» 

1898 

146,3 

i8s,s 

4^.8 

20,i 

26,1 

imi 

146," 

"S5,3 

37,B 

19.* 

22,1 

1900 

14a,« 

'Si.« 

45,0 

I9.ä 

21, B 

l'JOl 

I40,J 

163,« 

39.» 

18,9 

21,9 

190B 

H4.S 

163." 

36,* 

19,« 

ai.T 

1862/85( 
18StJ,tK) 
ltÖl/9f, 
1896.0n 

laoi/oß 


Im  Durchschnitt  der  Jahre 


iS6,T 
142,3 

«5',' 

136,9 
i42,a 


192,7 

174.S 
166,1 
i64.ft 
163,1 


43,1 

34,8 
47-1 

40,B 

37,1 


21,7 

"9,» 
20,6 
l8,b 
I9,s 


'7,* 
»5,0 

23,1 
21, R 


im  Jahre 
1885 
1886 
1887 


Tabelle  6. 

1  kg  Ro^enbrot  kostete  in 

Pfennigen  in 

Berlin      Dresden    Breslau 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1900 
1901 
1902 


2I,S 
20,8 
20,8 
21,9 
24,7 
27,9 

3»,1 
29,5 
21,9 
20,4 
20,6 
20.9 
22,S 
25,9 
24,9 
24,0 
24,9 
24,9 


21,9 
20,9 
20,9 
21.1 

*3.* 
25,5 
29,9 
27,4 
22,4 
20,8 
21,0 
21,6 
22,9 
24,5 
25,0 
24,8 
24,6 
24,5 


32 

27 
20 
18 

•9 
'9 
20 
22 

2t 
21 
22 


29 


echmtlz, 


121 

119 

I20 

'23 
126 
126 

128 

'33 


i'S 
"4 
106 
107 
108 
109 
108 
108 
109 
11 

"5 
114 

"3 
III 
108 
107 
112 

131 

i'S 

121 

118 

119 

122 
121 
121 

124 

136 

138 
«32 


_ 

193 



— 

200 

— 



318 

— 

185 

»38 

337 

186 

153 

338 

164 

348 

354 

190 

«45 

344 

188 

*35 

33» 

«79 

»«5 

330 

166 

»05 

3«9 

171 

130 

322 

"79 

237 

332 

183 

»38 

326 

[84 

230 

330 

>7S 

221 

327 

«71 

313 

327 

169 

310 

324 

164 

207 

3«7 

■  60 

208 

328 

•r3 

331 

337 

188 

320 

352 

177 

330 

356 

«74 

336 

359 

«74 

337 

373 

173 

217 

349 

.64 

307 

356 

'54 

3 10 

346 

156 

*«4 

352 

i6S 

314 

359 

161 

3l8 

369 

.56 

324 

321 

164 

227 

388 

178 

226 

386 

Im  Durchachnitt  der  Jahre 


i«S 

126 

100 

112 

.85 

23« 

343 

«'S 

«24 

99 

108 

179 

224 

327 

118 

I2S 

101 

112 

176 

326 

328 

«'7 

«23 

.04 

112 

«7« 

213 

332 

125 

130 

«17 

121 

«72 

219 

359 

125 

«29 

'23 

«23 

158 

216 

^l' 

129 

'43 

«3« 

130 

'7' 

227 

387 

164 

«7» 

18} 

185 

«•> 

•  7' 

166 

i6i 

160 

170 

181 

«7» 

169 

«7« 

167 

'59 

'5' 

'53 

«59 

156 

«5J 
160 

«71 


178 
168 
164 

«54 
166 


Betrachtet  man  weiter  zurückliegende  Zeiten,  so  tritt  das  Steigeli 
der  Brotpreise  noch  klarer  zu  Tape.  ] 

Im  allgemeinen  wird  man  also  bei  der  Preisbewegung  do^ 
Cerealien  niciit  von  einem  Rückgang  der  Preise  sprechen  könneu  ' 
bei   Getreide  und  Mehl  ist  dies  zwar  der  Fall,   nicht  aber  beim  BroC 

Eine  viel  ausgesprochenere  Tendenz  zeigt  die  Preisbewegung 
der  Animalien  (siehe  obige  Tab.  7). 

Mau  erkennt  eine  ausgesprochene  Steigerung  der  Preise  bei  allecj 
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Tvbelle  M  \ 

Dnrchacbnittspreise  von  Brot,  Fleisch,  Butter  undMilch 

in  Stuttgart. 


1837/40 
1841  50 
1651  60 
ISHl  70 
IKT 1  75 
1S70/80 


«■,♦ 

5- 

52.« 

42,» 

i8.i 

5".» 

55.» 

47,6 

19,» 

68,7 

68,6 

56,» 

23.« 

93.2 

88,» 

79.1 

29.« 

130.» 

113.« 

114,8 

1      »7.« 

I40,u 

'3'.« 

119.« 

»6.« 

138,0 

"3».« 

ii8,t 

32,0 

»39,0 

>33>8 

127.« 

»M 

146,» 

>35,« 

140,1 

IM 

147."* 

140,0 

142,6 

11,0 

148,0 

'47,0 

M7,i> 

11844/50)  106,» 
127,4 
i6i,s 

20I,U 

2>3 
J27,4 

136,8 

»34 
230 
230 


(1844/50)  7,7 
8,» 
«4,» 
14,7 
16,0 
16,0 
16,0 
16,4 
■6,4 
17 


^  Fleischsorten  und  bei  Eiern ,  dagegen  ein  Sinken  derselben  bei 
Speck.  Schmalz  und  Butter. 

Noch  klarer  zeigt  sich  die  Preisentwickelung  wenn  man  auf  frühere 
Zeiten  zurückgeht.    Tabelle  8  tut  dies  für  Stuttgart  bis  zum  Jahre  1837. 

Von  der  Entwickelung  der  Schweinepreise  in  einigen  Großstädten, 
speziell  für  die  letzten  Jahre,  gibt  Tab.  9  S.  128  ein  Bild. 

Tabelle  9". 

Es  kosteten  im  Oroßhandel  Schweine  besserer  Qaalit&t 
nach  Lebendgew ichf  pro  60  Kilo  in  M. 


1900 

1901 

1902 

1902 

in 

Januar 

Januar 

Januar 

Anfang  September 

iferlin 

47,60 

55,«s 

6l,»8 

65,00 

■wlu 

47,»» 

53.1» 

57.«» 

55-62 

HiglilnBg 

48,»» 

56,8» 

6i,«o 

66—67 

[Biimborg 

48,40 
46,-!, 

57," 
54,18 

63,00 
61, 18 

63-64 
65—66 

[Kölii 

51,60 

59,fi0 

65,«» 

65,00 

iPnnkfun  a.  M. 

53,«o 

63.1  s 

67,^o 

70,00 

IBbit^ut 

54,00 

60,8  g 

68,so 

72-73 

Von  hohem  Interesse  ist  auch  die  Bewegung  der  Fischpreise. 
Wenn  die  Fische  auch  heute  noch  keine  große  Rolle  im  Haushalt  des 
Uöneo  Mannes  spielen,  so  ist  ihr  Näbrgeldwcrt  doch  ein  so  hoher, 
iail  äie  eine  besondere  Betrachtung  verdienen.  Es  hat  auch  den  An- 
tdiein,  als  wenn  der  Konsum  von  Fischen  in  den  letzten  Jahren  eine 
1  Zunahme  erfahren  habe. 

In  Betracht  kommen  natürlich  nur  die  billigeren  Fischsorten  ". 

Nach  den  neuesten  Analysen,  die  im  Auftrage  des  Pariser  Stadt- 
fäts  im  Jahre  1898  ausgeführt  wurden,  ergab  sicli  als  Preis  des  Nähr- 
wertes der  bekanntesten  Süßwasserfische,  gemessen  am  Preise  des  Rind- 
neiscbeg,  wenn  man  für  dieses  einen  Durchschnittspreis  von  fiO  Pf. 
P™  Pfund  annimmt,  unter  Berücksichtigung  des  Abfalles  pro  Pfd.  bei : 


1S8 


AaleD  41  Pf. 
Brassen  36  „ 
Hechten   36    „ 


MOHBERT, 

Plötzen  33  Pf. 
Barschen  39  „ 
Lachaen    46    „ 


Schleien    35  PL 
Zandern    53     „ 


Dies  ist  der  Preis,  den  diese  Fische  haben  müßten,  um  nicht  Qbw 
ihren  Nährwert,  gemessen  an  dem  des  RindHeisches  (p.  Pfd.  60  Pf.i 
bezahlt  zu  werden. 

Die  Preisbewegung  jener  Fische  nun,  die  einen  höheren  Nibr- 
geldwert  als  Rindfleisch  zu  dem  angegebenen  Preise  besitzen,  war  in 
den  letzten  Jahren  auf  dem  Berliner  Markte  folgende: 

Leider  stehen  nur  die  Ziffern  für  einen  recht  kurzen  Zeitraum  Mf 
Verfügung. 


Es  kosteten  das  Pfund 

in 

Pfenn 

igen: 

189Ü 

1897 

1898 

1899 

1900 

Dorsche 

13 

12,6 

12,11 

'4>7 

16,« 

Kal)«ljaii 

1 1 

'4.6 

15.« 

20,g 

17,0 

Flunder 

9 

12,7 

■3.« 

'3.« 

'3.' 

ScheUfisch 

16 

18,, 

20,1 

21,7 

»4,» 

Bleie 

22 

22,6 

21,3 

24.6 

23,H 

Kaulbarsche 

— 

'S,* 

16,6 

14,9 

24,5 

Bunte  Flache 

— 

37,' 

39,1 

41,« 

38,« 

Die  gleiche  Tendenz  einer  Preissteigerung  zeigen  auch  andere 
Städte. 

So  betrug  der  Preis  für  1  kg  Schellfisch  in  Dresden  im  Klein- 
verkauf  in  Pf.*. 

1892  70,1         189Ö  bq,s         1900  87,8 
18!)3  69,s         1897  74,«  1901  94,0 

1894  68,1         1898  78,0         VM2  02,6 

1895  72,ä        1899  81,1 

Faßt  man  das  Ergebnis  dieser  kurzen  Betrachtung  zusaramen,  so 
ergibt  sicli  für  Cerealien  im  allgemeinen  keine  wesent- 
liche Preisänderung,  dagegen  ein  ungemein  starkes 
Anziehen  der  Preise  animalischer  Nahrungsmittel,  vor 
allem  in  den  letzten  Jahren. 

Welchen  Einfluß  üben  nun  derartige  Preissteige- 
rungen auf  die  Lebenshaltung  des  Arbeiters  au sV 

Nimmt  man  an,  daß  in  einer  Arbeiterfamilie  von  ;5,5  erwachsene» 
Personen  täglich  pro  Kopf  nur  1(K)  g  Fleisch  verzehrt  werden  (Volt 
verlangt  bekanntlich  2'M  g)  und  zwar  davon  die  Hälfte  Schweinefleiscli 
und  die  andere  Hälfte  zu  gleichen  Teilen  Rind-  und  Haninielfleisdi, 
so  ergibt  sich,  wenn  man  nur  die  Preisentwickelung  der  letzten  Jahro 
(Tab.  10  S.  129)  zu  Grunde  legt,  folgendes: 

Bei  den  Preisen  im  Januar  190)  hätte  die  Gesamtausgabe  pro 
Kopf  40,33  M.,  bei  denen  im  Januar  1903  44,90  M.,  d.  h.  4,57  M. 
oder  11,1  Proz.  mehr  betragen.  Für  die  ganze  Familie  betrüge  die 
Mehrausgabe  1(J  M.  In  Wirklichkeit  wird,  gleiches  Einkommen  DJ- 
türlich  vorausgesetzt,  die  Sache  so  liegen,  daß  der  Arbeiter  nicht  Ih 
der  Lage  ist,  die  Mehrausgabe  zu  tragen  und  daß  er  deshalb  aufk 
bei  gestiegenen  Fleischpreisen,  nicht  mehr  für  Fleisch  ausgeben  kann. 
wie  vorher,  d.  h.,  daß  der  Fleischkonsum  zurückgeht;  liei  dem  hier 
gewählten  Beispiel  müßte  die  tägliche  Fleischnahrung  um  11  Proz..  d.  h- 
von  100  auf  89  g  sinken,  wenn  eine  Mehrausgabe  vermieden  werden 
sollte. 

Macht  man  den  Vergleich  für  einen  längeren  Zeitraum,  so  würd« 
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Tabelle  10°. 


fiindfleisch 


SchwcineQeiscIi        Hammelfleiach 


Butter 


koeteteo  ein  kg  in  Pf.  im  J&nuar 


l!tO2iK)03 


inOOlMKJl'190211903 


lt)00ll!IOl  1002' 1903 


liJOOl  1901 'li:i02  1903 


k 

Icn 

gniu 

UtMAweig 


loo !  loo 

too  lOO  I 
too  '  lOO 
I  20  '  112' 
ICX3  I  100 

HO  110 1 
100  too 


110  {  120  130  [20 
110  j  120  130  '■  130 
100  '  100   100   120 


132  I  ijo  140 

I20  I  130  '  140 
20  120   130 
150,  130 

IJ2    >3- 


140  :  140 
I 20    I 28 


200 

200  I  220 
200  I  200 

170  ,  160 


JuTchachnitt     106  |  103  j  106  {  iiz    116  I  123  |  130 1  130    104 


ito    loS    120 


196  i  203 


190 i  '94 


die  Steigerung   der  Preise   noch  viel  mehr  in  die  Augen  fallen  (vgl. 
Tab.  7  u.  8). 

Julius  Wolf  kommt ^  zu  einem  ähnlichen  Ergebnis.  Er  findet, 
dali  infolge  der  Fleisehteuerung  sich  die  Mehrausgabe  einer  5-köpfigen 
Familie  auf  34  M.  belaufen  müßte,  und  daß  zur  Abwendung  dieser 
Mehrausgabe  ein  jälvrlicher  Minderkonsuni  an  Fleisch  von  22-1«  kg  d.  h. 
eine  Einschränkung  des  bisherigen  Konsums  von  IHV«  Proz.  nötig  ge- 
wesen wäre. 

Man  wird  demgegenßber  nun  darauf  hinweisen,  daß  mit  dieser 
Sleigerung  der  Lebensmittelpreise  eine  beträchtliche  Steigerung  der 
Löhne  Hand  in  Hand  gegangen  sei,  daß  also  der  verringerten  Kauf- 
kraft der  Löhne  ein  absolut  größeres  Einkommen  gegenüber  stehe,  daß 
also  der  Arbeiter  wohl  in  der  Lage  gewesen  sei,  höhere  Preise  zu 
zu  bezalilen,  ohne  daß  ein  Rückgang  des  Fleischkonsums  nötig  ge- 
wesen sei. 

Diese  Steigerung  der  Einkommen  ist  ganz  zweifellos. 

Noch  im  Jahre  189Ö  kamen  auf  100  Personen  in  Preußen  solche 
»il  einem  Einkommen  unter  9(X)  M. 


67,«    Proz.  dagegen 

1899  64,8 

1900  62,41   ., 

1901  60,««   „ 

1902  59,8«   „ 


IUeber  die  Lohnentwickelung  für  eine  große  Anzahl  von  Arbeitern 
t  folgende  Zusamuienstclliing  einen  Ueberblick. 
Die  Löhne  sind  also  sicherlich  im  allgemeinen  gestiegen  und  zum 
Teil  recht  beträchtlich ;  aber  schon  die  eben  gegebene  Zusammen.stel- 
liöt!  (Tabelle  \U  zci^jt.  daß  das  jährliche  Arbeitsverdienst  unter  dem 
"lien  nachgewiesenen  Minimum  bleibt,  also  zu  einer  ausreichenden 
Efnährung  nicht  genügt ". 

Hiervon  aber  zunächst  ganz  abgesehen,  gilt  es  nun  an  die  Frage 
lieranzugehen.  ob  es  anzunehmen  ist,  daß  mit  diesen  stattgefundenen 
Lnlinsteigerungen  auch  der  Erniihruugszu.stand  sich  gebessert  hat  '-'. 
"'^  Äiigiohten  gehen  darüber  in  der  Literatur  auseinander,  und  bei 
i-'^nauem  Zusehen  wird  man  finiien,  daß  bis  jetzt  weder  für  die  eine 
'Hier  die  andere  der  Beweis  geführt  worden  ist.    Man  kann  speziell 

I  4w  H;ci«°<-    Snppl.-M.  IV.  U 
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MOMBERT, 


für  Deutschland  heute   in  dieser  Beziehung  nur  Vermutungen  ai 
stellen. 

TabeUe  11". 


Buhrbezirk 

Saarbeark 

Obenchleeien 

Durch- 

Dnrch- 

DuKh- 

Oeeamt- 
bd^Bchaft 

Bchnittlinher 
Jahreear- 

beits- 
rerdieuBt 

Gesamt- 
belegschaft 

Bchnittlicher 

Jahree- 

arbeits- 

yerdienst 

Oeeamt- 
belegBcbaft 

schnittliche 
Jahrea- 
arbdt*- 
verdientt 

1886 

99  952 

772 

24714 

809 

40093 

490 

1887 

98507 

796 

24240 

814 

39  973 

49» 

1888 

102  175 

863 

24402 

842 

40870 

516 

1889 

112  073 

941 

25666 

933 

43  «83 

575 

1890 

123984 

1067 

27528 

1114 

48321 

67« 

18U1 

134603 

1086 

28897 

««37 

53  493 

693 

1802 

138  231 

976 

29823 

1042 

53905 

669 

1893 

14«  285 

946 

27536 

925 

52978 

661 

1894 

148  280 

961 

30070 

921 

52300 

664 

1895 

150  212 

968 

3053« 

929 

52388 

675 

1896 

157  «37 

«035 

32396 

966 

54583 

697 

1897 

171  040 

1128 

34248 

982 

56376 

721 

1898 

185  953 

««75 

35856 

1015 

58803 

771 

1899 

199  138 

«255 

38049 

1019 

61989 

861 

1900 

220031 

«332 

49303 

1044 

68425 

877 

1901 

236  769 

1224 

41923 

1042 

77183 

872 

1902 

236  543 

««3« 

42036 

«053 

79 '79 

820 

Zunächst  sind  nicht  nur  die  Lebensmittel  sondern  auch  viel 
andere  unentbehrliche  Bedarfsartikel  teuerer  geworden.  Es  sei  hie 
nur  auf  2  der  wichtigsten  auf  Kohlenpreise  und  Wohnungs 
mieten  hingewiesen.  Nach  den  Notierungen  der  Essener  Börse  b( 
trug  der  Preis  in  Mark  pro  Tonne": 


Brikett« 

10,4  0  (1887,'9i 
10,88 

11,46 
«3,60 
12,88 


Daß  die  Kleinhandelspreise  damit  Schritt  gehalten  haben,  ist  h 
kannt. 

Ebenso  daß  auch  die  Mietspreise  eine  große  Steigerung  erfahr« 
haben;  leider  wird  man  hier  bei  der  Betrachtung  größerer  Zeiträun 
von  der  Statistik  im  Stich  gelassen  ^*.  Um  nur  wenige  Anhaltspunh 
dafür  zu  geben,  so  stiegen  für  1  Zimmerwohnungen  die  Mietsprei 
in  Berlin  1880—1900  um  41  Mk.,  in  Dresden  von  1885—1895  u 
58  Mk.  (39,4  Proz.),  die  Wohnungen  von  2  Zimmern  in  Berlin  von  3: 
auf  379,  d.  h.  um  55  Mk.,  in  Dresden  um  51  Mk.  (17,3  Proz.).  Anali 
liegen  die  Verhältnisse  in  Leipzig.  In  München  war  die  Entwickeln! 
in  den  letzten  5  Jahren  folgende '*: 


TabeUe  12. 

Brechkohle     Flammkohle 

Fettkohle 

Magere  Kohle 

1882/85 

-                                          b,»4 

5>«> 

4,»» 

1886/90 

14,8s  fl887/90)          7,91 

7,t» 

6,87 

1891/95 

«6,0                             9,08 

8,83 

7,80 

1896/00 

«8,0«                           8,»i 

9.'& 

8,69 

1901 

24,80                        10,0 

10,16 

9,60 

1902 

i8,50                           9,7» 

9,60 

8,76 

34 


Nahrungswesen . 

Es  kosteten 

1895 

Wohnungen  Mark 
löüO       mehr  in  Prozent 

ohne  heizbares  Zimmer      iii,6 
mit  1  Zimmer                     144,4 

165,8                 48,6 
180,1                 24,« 

.,2        „                           259,0 
.,    3        „                          458.4 

297,0                  14,9 
5 '7.0                 12,8 

ISJj 


Man  sieht  allein  diese  beiden  zum  Leben  so  notwendigen  Gegen- 
finde, sind  so  sehr  im  Preise  gestiegen,  daß  sie  neben  der  Steigerung 
är  Preise  vieler  Lebcnsniittel  einen  recht  großen  Teil  der  stattgefun- 
enen  Lolinsteigerungen  für  sieh  beansprucht  haben  müssen. 

Mau  darf  auch  nicht  vergessen,  daß  ebenso  wie  in  allen  übrigen 
schichten  der  Bevölkerung,  so  auch  in  der  Arbeiterklasse  sich  die 
Lebensansprüche  stark  gehoben  haben  und  daß  der  Arbeiterstaud 
heute  noch  ganz  andere  FJedürfnisse  aus  seinem  Lohne  bestreiten 
muß,  als  vor  20  Jahren ;  so  vor  allem  in  Bezug  auf  Kleidung,  Woh- 
nuDgsausstattung,  Geselligkeit,  Lektüre,  Vergnügungen  u.  s.  w.,  lauter 
Dinge,  die  als  kultureller  Fortschritt  nur  zu  begrüßen  sind.  Freilich 
kostet  heute  vielleicht,  und  auch  das  ist  fraglich,  ein  Anzug  weniger 
ak  früher,  dagegen  aber  ist,  wie  Huber  treflfend  bemerkt,  der 
Gesamtaufwand  für  die  Kleidung  und  die  äußere  Repräsentation  ein 
höherer  geworden,  eben  weil  erfreulicherweise  die  Ansprüche  in  dieser 
Beziehung  gestiegen  sind  "^. 

Ein  exakter  Beweis  dafür,  daß  mit  steigendem  Einkommen  der 
Arbeiterschaft  auch  deren  Ernährung  eine  bessere  geworden  ist,  kann 
4uf  Grund  unserer  derzeitigen  Kenntnisse  ebenso  wenig  erbracht 
werden,  wie  für  die  gegenteilige  Behauptung. 

Jedoch  gibt  es,  wie  gezeigt,  sehr  starke  Anhaltspunkte  dafür,  daß 
^i  steigende  Einkommen  bestenfalls  dazu  ausgereicht  hat  und  dafür 
»ncii  verwandt  worden  ist,  die  Ernährung  auf  dem  gleichen  Niveau 
zu  erhalten. 

Hat  man  doch  schon  öfters  sogar  die  Auffassung  vertreten,  daß 
die  Ernährung  absolut  sich  verschlechtert  habe  ". 

Man  findet  nun  auch  oft  in  der  Literatur  einen  Hinweis  auf  die 
gfolie  Steigerung  des  Fleischkonsums  in  Deutschland ;  so  ist 
Huckert'"  neuerdings  zu  dem  Ergebnis  gelangt,  daß  von  lHV2ß2 
sich  der  Fleischkonsum  um  43  Proz.  gehoben  hat. 

Zu  analogen  Ergebnissen   ist  Martin   für  Sachsen  gekommen'''. 

Dort  hat  sich  der  Gesamtverbrauch  an  Fleisch  1850—1901  von 
1^,9  auf  40,5  Kilo  pro  Kopf  gehoben  -". 

Sieht  man  auch  die  Ergebnis.se  dieser  Untersuchungen  -  wenn 
sich  auch  gegen  die  Art  der  Vornahme  Bedenken  geltend  machen 
lassen  —  als  richtig  an,  so  sind  diese  doch  nicht  geeignet,  die  oben 
geäußerte  Auffassung,  daß  von  einer  Bes.serung  der  Ernälirung  in  den 
letzten  Jahrzehnten  schwerlich  gesprochen  werden  könne,  ohne  weiteres 
^1  »iderlegen. 

Denn  wenn  auch,  was  ganz  zweifellos  ist,  der  relative  Durch- 
Khnittsverbrauch  von  Fleisch  zugenomnien  hat,  so  brauchen  nicht  alle 
Klassen  an  dieser  Zunahme  gleichen  Anteil  gehabt  zu  haben. 

Die  Höhe  des  Fleischkonsums  ist  bei  den  verschiedenen  Ein- 
MiBinensstufen  eine  derartig  verschiedener  und  steigt  derart  bei  den 
höheren  Einkommen,  daß  aus  einer  starken  Zunahme  des  Fleischver- 
brauchs in  diesen  Klassen  recht  wohl  eine  stattliche  Erhöhung  des 
'Ugemeinen  Durchschnittskonsums  hervorgehen  kann. 
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So  teilt  Conrad  auf  Grund  von  6  Budgets,  die  leider  älteren 
Datums  sind,  folgendes  mit-': 

Es  handelt  sich  um  die  Familien;  1)  eines  Lohndieners  (5  Per- 
sonen) mit  250  Rt.  Einkommen,  2)  eines  Handwerkers  (4  erwachsene 
Personen)  mit  300  Rt.  Einkommen,  3)  eines  Subalternbeamten  (3  er- 
wachsene Personen)  mit  700  Rt.  Einkommen,  4)  eines  höheren  B^ 
amten  (4  erwachsene  Personen)  mit  20(-)Ü  Rt.  Einkommen,  5)  eine^ 
höheren  Beamten  (■">  erwachsene  Personen)  mit  2500  Rt.  Einkommen, 
6)  eines  hölieren  Beamten  (5  erwachsene  Personen)  mit  3000  Rt.  Ein- 
kommen. 1)  3)  4)  wohnten  in  einer  ganz  kleinen  Stadt  mit  niederen 
Preisen,  2)  in  einer  mittleren  Stadt,  5)  und  G)  in  einer  größeren  Stadt 
mit  hohen  Preisen. 

Diese  Familien  verbrauchten  jährlich  an  Fleisch  in  Pfund: 


Familie 

1) 

'^) 

3) 

4) 

5) 

6) 

Pfund 

6i 

i68 

320 

5«5 

5*5 

1010 

Man  sieht,  trotz  der  etwa  gleichen  Größe  der  einzelnen  Familien 
eine  so  große  Zunahme  des  Fleischkonsums  mit  steigendem  Einkommen, 
daß  eine  Zunahme  desselben  in  den  bemittelteren  Volksschichten,  eine 
starke  Erhöhung  der  Durchschnittsziffer  für  die  ganze  Bevölkerung 
hervorrufen  muß. 

Ferner  ist  daran  zu  erinnern,  daß  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein 
starker  Zug  vom  Lande  nach  der  Stadt  vor  sich  gegangen  ist,  und 
daß  damit  ein  immer  größerer  Teil  der  Bevölkerung  sich  alle  seine 
Nahrungsmittel  im  freien  Marktverkehr  erstehen  muß,  während  früher 
ein  relativ  größerer  Teil  wie  heute,  als  ländliche  Handwerker,  als 
Landleute,  ländliches  Gesinde  und  Landarbeiter  in  ihrer  Ernährung 
einen  mehr  naturalwirtschaftlichen  Zug  zeigten.  Damit  hängt  es,  wie 
neuerdings  Grotjahn  hervorgehoben  hat--,  zusammen,  daß  der  durch- 
schnittliche Verbrauch  von  Pflanzenfetten,  ebenso  wie  der  von  Molkerei- 
produkten, vor  allem  der  Milch,  als  Nahrung  für  Erwachsene  wohl 
stark  zurückgegangen  ist.  So  wird  man  eine  Zunahme  des  Fleisch- 
konsums, falls  sie  in  den  arbeitenden  Klassen  wirklich  stattgefunden 
hat,  auch  zum  guten  Teil  als  einen  Ausgleich  fOr  den  Verlust  anderer 
ungemein  nahrhafter  Stoffe  betrachten  müssen,  ohne  daß  daraus  eine 
bessere  Ernährung  hervorgegangen  wäre. 

Aus  dem  (iesagten  ergibt  sich,  und  hiermit  komme  ich  zu  dem 
gleichen  Ergebnisse  wie  Grotjahn-*,  daß  der  Beweis  für  eine  Besse- 
rung der  Ernälirungsverhältnisse  bis  Jetzt  noch  nicht  als  geführt  be- 
trachtet werden  kann.  Ebenso  wenig  ist  es  aber,  das  muß  ausdrück- 
lich hervorgehoben  werden,  auf  Grund  unserer  heutigen  Kenntnisse 
möglich,  den  gegenteiligen  Beweis  zu  liefern '". 

Wie  jedoch  eine  starke  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  in 
Zeiten  wie  heute  wirken,  in  denen  die  Löhne  stagnieren  oder  sogv 
sinken,  zeigt  uns  die  Konsumstatistik  aufs  klarste;  es  läßt  sich  fflr die 
letzten  Jahre  ein  absoluter  Rückgang  des  Fleischverbrauchs  feststellen. 

Er  betrug  pro  Kopf  in  Sachsen  Kilogramm : 

überhaupt  an  RindfleiBcb  und  SchweinefleiBch 

1898           40,»  15,0                          25,» 

1S(»9           43,s  15^                          27,9 

1900  4j,i  15,«           27,9 

1901  40,B  14,»           25,9 

1902  38,8  15^           23,» 
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Vor  allem  ist  der  Rfickgang  an  Schweinefleisch,  das  ja  die  größte 
Preissteigemog  dorchgemacht  hat,  bedentend. 

Der  Verbranch  in  Dresden  an  Fleisch  zusammen,  zeigt  folgende 
Entwickelong.    Er  betrug  pro  Kopf  in  Kilogramm. 

Uj95  69,6t  1899  7«iS8 

1896  76,>6  1900  7h*i 

1897  73^6  1901  69,80 

1898  71,48  1902  65,88 

Fafit  man  das  bisher  Gesagte  zusammen,  so  wird  man  zu  dem 
Ergebnis  kommen,  daß  es  fflr  die  Frage,  ob  in  den  letzten 
Jahrzehnten  sich  die  Ernährung  der  unteren  Klassen 
»erbessert  oder  verschlechtert  hat,  heute  nur  ein 
^gnoramns"  geben  kann.  Jedenfalls  sind  die  Verhältnisse  ört- 
iidi  durchaus  verschieden  gelagert.  Für  einzelne  Gegenden  mag  es 
Tielleicht  möglich  sein,  auf  Grund  persönlicher  Kenntnisse  oder  ge- 
naoerer  Studien  zweifelsfreie  Ergebnisse  zu  erzielen;  ftlr  den  großen 
Durchschnitt  ist  dies  aber  heute  unmöglich*^. 

Gegen  die  Auffassung,  daß  der  Emährungsstand  sich  wesent- 
hdi  gebessert  habe,  spricht  jedenfalls  die  Tatsache,  daß  er  heute  noch 
trotz  der  stattgefiindenen  Besserung  der  Einkommensverhältnisse,  ein 
dnrchaus  unzureichender  ist.  Es  läßt  sich  eben  schwer  denken,  daß 
er  in  vergangenen  Zeiten  noch  um  so  vieles  schlechter  gewesen  sein 
sollte. 

Wie  nun  aber  auch  die  Verhältnisse  liegen,  so  haben  doch  die 
Torangegangenen  Ausfahrungen  die  angemein  große  Bedeutung 
gezeigt,  welche  die  Preisgestaltung  der  Lebensmittel  auf 
den  Emährungsstand  ausübt.  So  erhebt  sich  fast  von  selbst 
die  Frage  nach  den  öffentlichen  Maßnahmen,  welche  die  Beschaffungs- 
möglichkeit  der  Nahrungsmittel  zum  Guten  oder  zum  Bösen  beein- 
tmea  können  ^K 
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Alle  diese  hier  kurz  angedeuteten  Funkte  sollen  gemäß  der  diesem 
Abschnitt  gestellten  Aufgabe  lediglich  in  ihrem  Zusammenhang  mit 
der  EmShmng,  d.  h.  ganz  allein  vom  Konsumentenstand- 
punkt  aus  betrachtet  werden. 

Es  ist  mir  recht  wohl  bekannt,  daß  bei  der  Entscheidung  über 
die  Zweckmäßigkeit  dieser  Maßnahmen  bei  Gegnern  und  Freunden 
derselben  noch  andere  Erwägungen  mitspielen  als  reine  Konsumenten- 
interessen ,  besonders  solche  produktionspolitischer  und 
finanzieller  Natur.  Auf  diese  Seiten  dieser  heute  so  heiß  umstrit- 
tenen Fragen  einzugehen  —  es  sei  dies  ausdrücklich  bemerkt  —  ge- 
hört nicht  in  den  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit.  Ich  muß  mich 
damit  begnügen,  in  aller  Kürze  unter  dem  Texte  auf  die  wichtigsten 
Schriften,  in  denen  die  anderen  Seiten  dieser  Fragen  behandelt  werden, 
hinzuweisen. 

Maßnahmen  der  Besteuerung,  Zölle  auf  Lebens- 
mittel. Auch  hierbei  werden  natürlich  nur  die  wichtigsten  be- 
sprochen werden  können.  An  erster  Stelle  sind  hier  diejenigen  auf 
Brotgetreide  zu  nennen. 

Seitdem  für  Weizen,  Roggen  und  einige  andere  Getreidearten  im 
Jahre  1894  der  Identitätsnachweis  aufgehoben  wurde,  d.  h.  seitdem 
fOr  die  Ausfuhr  dieser  Produkte,  um  mit  Lexis  zu  reden,  eine 
Prämie  gewährt  wird,  die  sehr  nahe  gleich  dem  Zollbetrage  ist,  be- 
steht die  Tendenz  die  Ausfuhr  von  Getreide  solange  fortzusetzen,  bis 
die  Preise  des  Inlands  um  die  Höhe  dieser  Exportprämie  d.  h.  etwa 
nm  die  Zollhöhe  über  dem  des  Weltmarktes  stehen. 

Denn  solange  das  letztere  nicht  der  Fall  ist,  ist  es  für  den 
dentschen  Landwirt  rentabler  —  selbstverständlich  unter  Berücksich- 
tignng  der  Transportkosten  —  sein  Getreide  im  Ausland  statt  im  In- 
land abzusetzen. 

Diese  einfache  Ueberlegung  wird  durch  die  Erfahrung  vollauf  be- 
stätigt (siehe  Tab.  13  S.  136). 

In  diesen  Zahlen  zeigt  sich  die  Wirkung  des  Zolles  aufden 
iniindischen  Getreidepreis.  Die  Preiserhöhung  durch  den  Zoll 
bleibt  nur  um  ein  Geringes  hinter  dessen  Höbe  zurück.  Man  begeht 
»Iso  keinen  nennenswerten  Fehler,  wenn  man  in  der  Regel  von  einer 
sollen  Wirkung  des  Zolles  auf  den  Getreidepreis  spricht. 

Diese  Verteuerung  des  Brotgetreides  wird  nun  nicht,  wie  man 
so  oft  behauptet,  aber  noch  nie  nachgewiesen  hat,  vom  Zwischenhandel 
getragen;  dazu  ist  dieser  finanziell  garnicht  fähig,  sondern  sie  wird 
auf  den  letzten  Konsumenten,  den  des  Brotes  übergewälzt.  Diese 
Tatsache  ergiebt  sich  auf  das  Klarste  aus  der  Preisstatistik,  die  über 
die  Parallelität  der  Getreide-,  Mehl-  und  Brotpreise  nicht  den  ge- 
ringsten Zweifel  aufkommen  läßt. 

Auf  das  schlagendste  zeigen  dies  die  Berliner  Brotpreise  nach 
<len  Angaben  Dr.  Hirschbergs  (siehe  Tab.  14  u.  15  S.  136). 

Wenn  man  also  berechtigt  ist,  eine  volle  Verteuerung  des  Brotes 
am  die  Höhe  des  Zolles  anzunehmen,  so  ergibt  sich  auch  damit  der 
Maßstab  für  die  Belastung  des  Konsums  durch  die  Getreidezölle. 
Die  amtliche  Statistik  des  deutschen  Reiches  veranschlagt  den  jähr- 
lichen Verbrauch  an  Roggen,  Weizen  und  Spelt  in  Deutschland  auf 
dnrchschnittlich  180  kg  pro  Kopf.  Diese  Zahl  wird  aber,  was  den 
Arbeiterhaushalt  anlangt,  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleiben,  da  in 
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VergL  Tab.  13 '. 

n 

^H 

in 

Der  Preis  für  1  t  Weiien  in  M.  betrug 

1879/83 

1884/85 tl88ö/fKll  1891/9;')'      1896/99       ■  WU'   lüß 

Köni^berg 

196,11 

i6o,«« 

i68,to 

162,8« 

l62,SI 

«S4,* 

«SM 

Donzig  (unverzollt) 

iq8,g& 

150,17 

I39.«8 

'34,«« 

128,88                     — 

it«,« 

London 

200,00 

161, 66 

142,73 

119,7* 

i3J.3«(96/00)|  12S.0 

■  32,. 

Berlin 

2OJ,08 

174.«! 

i66,is 

166,08(96/00) 

'63,8 

16J4 

Danzig  unveriollt 

weniger  als  Königii- 

bcrg 

+  i,H 

—  IO,76 

—28,57 

—28,41 

-33.*« 

— 

-30,» 

Berlin  mehral«  London 

+  5.08 

+    8,1« 

431,1g 

+46,«! 

+3»,«» 

+38,« 

+Jl.k 

Tabelle  14. 


Jahr 

Kogjjen  bro  t- 
preift 

ifekg 

Gewicht  des 
50- Pfennig- 
brotes 

Roggenmehl- 

preia 
pro  100  kg 

Roggenprei« 
pro  100  kg 

1886 

zo,80 

2,40 

I7.»i 

'3.«« 

1887 

20,6  S 

2,«» 

17,08 

12,0» 

1888 

2i,:ist 

2,8« 

i8,*o 

<3,«ft 

1889 

24,89 

2,0t 

21,77 

'S," 

180(J 

27,18 

>,«« 

*3,«» 

17,00 

1891 

31,6« 

I,S8 

29,08 

31,1* 

1892 

2<),bi 

1,70 

*3," 

17,60 

1893 

21,89 

2,88 

17.8« 

13.87 

1894 

20,iS 

2,45 

«5,«' 

11,77 

1895 

20,88 

2,4» 

16,60 

11,98 

189C 

20 ,9  8 

2,39 

16,90 

11,88 

1897 

22,80 

2,«« 

17.*« 

i3.ni 

1898 

25,1» 

1,99 

20,1« 

14,68 

1899 

24,11 

2,07 

19,87 

14,80 

19(X) 

23,»« 

2,08 

19.«  1 

14,»« 

1901 

24,SS 

2,0* 

i8,g« 

14,07 

19CI2 

24,21 

2,07 

•9,«i 

14,*» 

Tabelle  15. 
Die  DnrcbBchDitlApreise  der  bezeichneten  Jahre  sind  in  Prozenten  gestiegai  !>«• 
gefallen : 


Jahr 

Roggenbrot 

Roggen 

Weizenbrot 

Weiz« 

1886 

auf  1887 

—     0,7» 

—    7,«a 

_ 



1887 

„     1888 

+     2,78 

-1-  Il,«^ 

— 

— 

1888 

„    1889 

-!-  i6,3s 

+  «5,«i 





1889 

„     1890 

-1-   IO,09 

+      9,8« 





1890 

„    1891 

-t-  l6,4B 

+  24,»4 

~ 

— 

1891 

„    1892 

—     6,76 

—  19,tl7 

— 

— 

1892 

„    1893 

-  25,«» 

—  24,0s 

-13,48 

—  M.t* 

1893 

„     1894 

-     b,«7 

—  n,98 

—     6,«9 

—  10,17 

1894 

„     1895 

-r     0,88 

+      1,7« 

—     1,8« 

-t-    4.1 » 

1895 

„     1896 

-1-      I,«& 

—     0,88 

-1-      2,78 

+    9,»» 

1896 

„    1897 

+     6,J5 

+    9,s» 

+     6,40 

-1-  11. »0 

1897 

„    1898 

+   12,7« 

-1-  12,45 

+ 13.«' 

+     t'.7» 

18Ü8 

„     IWK» 

-     3.7« 

—   o,»i 

—     2,80 

—  l6,»l 

1899 

„     UKXj 

—      I,0!f 

—     2,8» 

—     0,89 

—     2,1» 

1900 

„     ISKJl 

+      1,1» 

-     1,8» 

+     0,«« 

+  :," 

1901 

„     1902 

—    0,08 

+      2,4« 

+   o,«o 

—  0,11 
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Arbeiterkreisen  aus  leicht  erklärlichen  Grflnden  der  Brotkonsum  über 
dem  Durchschnitt  der  ganzen  Bevölkerung  steht. 

Als  Durchschnitt  aus  75  Arbeiterbudgets  fand  ich  pro  Person 
men  Konsum  an  Roggen  und  Weizen  im  Jahr  von  180,1  kg  (also 
ohne  Spelt),  und  auf  jede  erwachsene  Person  von  240,7  kg.  * 

Das  Durchschnittseinkommen  dieser  Arbeiterfamilien  betrug  1136 
Mk.,  war  also  ein  relativ  hohes  und  umspannte  alle  möglichen  Ein- 
kommensstufen  von  298—2800  Mk. 


Als  Dlirchscbmttsbdastnng  ergab  «ich  bd  änem  Zoll  von 

Mk. 

3,50 

4 

4,50 

5 

5,50 

tJ 

6,50 

7 

7,60 

inMirk 

in  Ptoientei)  des  Ein- 
koounens 

3«.'»» 
3.«* 

36,js 
4,1« 

40,87 

4,«  8 

45.«» 
S.«o 

49,86 

5." 

54.69 
6,8* 

59.08 
6,76 

63,67 

7,t8 

68,11 

7,80 

Das  Durchschnittseinkommen  dieser  75  Familien  beträgt  1136,8  Mk.; 
dies  entspricht,  das  Jahr  zu  300  Arbeitstagen  gerechnet,  einem  täg- 
lichen Verdienst  von  rund  3,8  Mk.  Man  kann  also  feststellen,  wie 
tiel  Tage  im  Jahre  ein  solcher  Arbeiter  arbeiten  muß,  um  jene  Brot- 
steuer aufzubringen. 


beeiiwin  Zoll  von  Mk.    3,5 

4     1   4,5    1     5 

5,5 

6 

6,5          7     1    7,5 

inafierarbdtenTage     8,« 

9,6          10,7           12 

«3.» 

'4.i 

15,5       16,8       17,» 

Der  zur  Zeit  bestehende  Zoll  belastet  demnach  diese 
Arbeiterhaushalte  mit  durchschnittlich  31,79  Mk.  oder 
3,64  Proz.  ihres  Einkommens,  der  im  neuen  Zolltarif 
Torgesehene  von  5  Mk.  (auch  der  Weizenzoll  ist  der  Einfachheit 
balber  mit  5  Mk.  angenommen,  während  er  tatsächlich  5,5  Mk.  beträgt) 
"11145,41  Mk.  oder  5,20  Proz.  des  Einkommens. 

Nicht  so  einfach  als  bei  den  Kornzöllen  liegen  die  Verhältnisse 
'>eiden  Zöllen  auf  animalische  Produkte. 

Mit  Sicherheit  läßt  sich  nur  sagen,  daß  die  Zölle  preissteigernd 
*iricen  werden;  nur  das  „wie  vielV"  ist  fraglich.  Aus  einer  ganzen 
Reihe  von  Gründen  ist  es  nicht  möglich  die  zahlenmäßige  Wirkung 
•les  Zolles  auf  den  Preis  anzugeben,  vor  allem  deshalb  nicht,  weil,  wie 
später  noch  dargetan  werden  soll,  infolge  hoher  Preise  bei  animalischen 
Produkten  viel  eher  als  bei  Brotgetreide  ein  Rückgang  des  Konsums 
eintreten  kann,  der  als  eine  Verringerung  der  Nachfrage  preisernie- 
•Irigend  wirken  wird. 

Femer  handelt  es  sich  bei  diesen  Produkten  nicht  um  beliebig 
''ansportierbare  Waren  wie  Getreide;  sie  besitzen  deshalb  keinen 
Weltmarktspreis  in  dem  ausgesprochenen  Sinne  wie  dieses.  Aus 
diesem  Grunde  werden  auch  wohl  diese  Zölle  eine  regional  verschie- 
dene Preissteigerung  hervorrufen. 

In  Gegenden,  die  in  der  Lage  sind,  sich  aus  ihrer  eigenen  Um- 
gebong  mit  Fleisch  zu  versorgen,  die  eventuell  sogar  einen  Ueber- 
Mhoß  produzieren,  wird  der  Zoll  den  Preis  wohl  weniger  beein- 
flussen, als  dort,  wo  eine  Gegend  auf  die  Einfuhr  von  ausländischen 
"odukten,  vor  allem  Fleisch,  angewiesen  ist. 
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Sicher  ist  also  nur,  daß  die  Zölle  preisverteuernd  wirken:  täten 
sie  dies  nicht,  so  würden  sie  ja  auch  ihren  Zweck,  der  deutseben 
Lanfiwirtschaft  zu  helfen,  verfehlen.  Nur  ein  genaues  zahlenmäßiges 
Bild,  wie  bei  den  Kornzöllen,  kann  nicht  gegeben  werden.  Trotz- 
alledem  soll  der  Versuch  gemacht  werden,  wenigstens  Anhalts- 
1>  u  n  k  t  e  für  die  Höhe  der  Belastung  auch  durch  diese  Zölle  zu 
gewinnen. 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  für  eine  Reihe  von  wichtigen  ani- 
malischen Nahrungsmitteln  die  zur  Zeit  bestehenden  Zollsätze  soffie 
die  vorgesehenen  Erhöhungen  angegeben. 

Um  die  in  Spalte  7  stehenden  Prozentsätze  ihres  Wertes,  wflnIeD 
die  betreffenden  Nahrungsmittel  etwa  im  Preise  steigen,  falls  die  ge- 
planten Zölle  in  Kraft  träten  und  voll  auf  den  Preis  einwirkten: 
Spalte  5  und  G  geben  unter  den  analogen  Voraussetzungen  die  Preis- 
steigerung durch  den  jetzigen  Tarif  und  durch  den  geplanten,  gegen- 
über einem  zollfreien  Zustand  wieder. 

Nun  wäre  es  natürlich  falsch,  diese  so  gefundenen  Sätze  zur 
Grundlage  einer  Berechnung  der  Belastung  des  Arbeiterhaushalts  zu 
machen ;  einmal  wird  der  Zoll  wohl  nicht  voll  wirken,  und  da  ja  außer- 
dem der  geplante  Tarif  als  Grundlage  für  die  Verhandlungen  dienen 
soll,  werden  seine  Sätze  wohl  noch  eine  Herabsetzung  erfahren,  wenn 
sie  auch  voraussichtlich  beträchtlich  höher  bleiben  werden,  als  es  die 
bisherigen  sind. 

Um  aber  trotzdem  ein  Bild  zu  erhalten,  soll  angenommen  werden, 
daß  die  bisherigen  Zollsätze  zu  50  Proz.  und  die  geplanten  Erhöhungen 
—  in  Rücksicht  darauf,  daß  diese  Sätze  noch  ermäßigt  werden  —  zu 
33  Proz.  preissteigernd  wirken. 

Tabelle  16  ". 


Waren 


Einfuhr- 
wert in 
Mill.  M. 
1900 


Ein- 
heits- 
wert  für 
liie  Ein- 
fuhr in 

M. 
pro  dz 


Zollsatz 

für  einen 

dz  i:n  bitt- 

her  gel- 

U>  Ulfen 

Vertrac»- 

tATlf 


Zollsatz 

für 
einen  dt 
im 
neuen 
Zoll- 
tarif 


Zollhöhe 

des 
Vertrags- 
tarife« in 
Proz.  des 
Einheita- 
wertes 
pro  dz 


ZoUerbiAq 
Zollhohe      im  neoei 


des  neuen 
Tarifs  in 
Proz.  des 
Einheits- 
wertes 
pro  Dz. 


Tarif  pfii' 

Qt>erdeffl 

bisheripcii  it 

Prot  d» 

EinhaU- 

wert« 

pni  (1/ 


7 


P1ei»ch  frisch  od. 
gefroren 

Fleisch  einfach  zu- 
bereitet 

Würste 

Häringe 

Schmalz 

Schweinefett 

Butter 

KSse 

Eier 


Ochsen  lebend 
(k  8  Ctr.) 


2O,01t 

i6,»r67 

4,43» 

37,888 

88,781 
2,716 

-5.S7I 

2i,3&g 
t03,sii 


2t>,9Sa 


8o 

90 
"5 
33.4« 


17 


17 
frei 


45 

6o 

70 

3 


ii,s  Proz. 

18,9    „ 
'4.8     .. 


69 
40 

'H 
128 

87,90 

(per  Faß) 
10 

2 

17 
20 

3 

T 

416 

pr.  Stck. 

2S,50 

pr.  Stck. 

(I 

12, Sil 

5 

30 
30 

6 
pr.  dz 
Lebend- 
gewicht 

t8 
(pr.St<:k. 
72) 


56,«  Proz. 

66,»     „ 

60,9     „ 

8,9    „ 


+  34.»r«» 

-1-47.' 
-(-46.' 
+   8,» 


14,5 

5 
[1 

"S.« 


6.1 


'i8,j 

'l2,& 

i9,s 

23.» 
6,. 


«7.« 


4» 
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ich  greife  aus  den  von  mir  untersuchten  75  Arbeiterbudgets  das- 
ignige  heraus,   das   dem    von   mir   gefundenen  Durchschnitt    wohl  am 

^prhsten  kommt. 

"^  Es  handelt  sich  um  einen  Mannheimer  Fabrikarbeiter,  der  außer 
freier  Wohnung  einen  Jatiresverdienst  von  lliX)Mk.  hat.  Die  Familie 
besteht  aus  7  Köpfen,  Mann,  Frau,  seiner  Mutter  und  4  Kindern  im 
Alter  von  1'/,— 9  Jahren.  Die  große  Anzahl  der  Familienmitglieder 
gleicht  sich  dadurch  wieder  aus,  daß  es  sich  um  kleine  Kinder  handelt, 
und  daß  das  Jahreseinkommen,  das  man  unter  Berücksichtigung  der 
freien  Wohnung  auf  etwa  1400  Mk.  veranschlagen  kann,  weit  über  dem 
von  mir  gefundenen  Durchschnitt  von  113Ü  Mk.  steht.  Die  durch- 
schnittliche Betastung  durch  einen  Zoll  von  5,50  Mk.  auf  Weizen  und 
Roggen  beträgt  69,tj(>  Mk.,  d.  h.  3,7  Proz.  seines  Verdienstes,  kommt 
also  dem  von  mir  gefundenen  Durchschnitt  von  3,ö4  Proz.  unter  allen 
75  Haushaltungsrechnungen  am  nächsten. 

Das  Budget  balanciert  mit  einem  jährlichen  üeberschusse  von 
10  Mk.  Die  Familie  lebt  sehr  einfach  und  solide,  für  Cigarren,  Tabak, 
Branntwein  und  andere  geistige  Getränke,  für  Vereine  und  Lektüre 
wird  gar  nichts  verausgabt.  Für  Bier  70  Mk.  im  Jahr;  nimmt  man 
den  Bierpreis  zu  20  Pfg.  pro  Liter  an,  so  kommt  täglich  knapp  ein 
solcher  auf  die  ganze  Familie. 


Fleisch  und  Wurst  145  Mk. 
Butter  32     „ 


Andere  Fette  43  Mk, 
Eier  29    „ 


Da  es  sich  hierbei  um  Detailpreise  handelt,  so  müssen  diese  auf 
die  in  obiger  Tabelle  angegebenen  Einfuhrwerte  reduziert  werden. 
Da  bei  dieser  Famiüe  die  Gewichtsmenge  der  konsumierten  Lebens- 
mittel bekannt  ist,  so  geschieht  dies  in  der  Weise,  daß  diese  mit  den 
oben  angegebenen  Einfulu-wertcn  multipliziert  wird.  Auf  diese  reduziert 
beträgt  die  Ausgabe  für: 

Fleisch  und  Wurst  116  Mk. 

Butter  23     „ 

Andere  Fette  30    „ 

Eier  22    ,, 


Sa.  191  Mk. 

Eine  Belastung  von  50  bez.  33  Proz.,  wie  oben  dargelegt,  ange- 
nommen, würde  der  eben  beschriebene  Haushalt  in  folgender  Weise 
Wastet   werden. 

1^  Durch  den  bieberigen  Zoll: 

Fleisch  mit  etwa  10  Proz.,  Butter  mit  5  Proz.,  Andere  Fette  mit  s  Proz.,  Eier 
! mit  i,s  Proz.  ihres  Wertes. 


Durch  die  geplante  Zollerbdhun 
Fleieeh  e   '         "  " 

I,»  Proz. 


Fleieeh  mit  12  Proz.,   Butter  mit 


ing: 
3  Proz., 


ander«  Fette  mit  2  Proz.,  Eier  mit 


V  Ihirch  den  ganzen  vorgesehenen  neuen  Zoll: 
H        Fleisch  mit  22  Pros.,  Butter  mit  8  Proz.,  andere  Fette  mit  7  Proz.,  Eier  mit 
^m       i,«  Proz. 


In  Mark  ausgedrückt  würden  zusammen  Mehrausgaben  entstehen 


bei  dem  jetzigen 

Zollsatz 

Mk.  14,60 


2) 

durch  die  geplante 

Erhebung 

IS,50 

43 


3) 
durch  den  ganzen   vorge- 
sehenen neuen  Zoll 
30. 
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Rechnet  man  das  Kilo  Fleisch  zu  1,20  Mk.  so  würde  die  Be- 
lastung bei 

1)  einer  Fleisdunenge  von  iz  kg 
^)     jt  I»  »>     '3    tt 

^}     ?i  »»  I»     *5    I» 

entsprechen.  Wenn  man  in  Rücksicht  zieht,  daß  diese  Familie  über- 
haupt im  ganzen  Jahre  an  Fleisch  und  Wurst  nur  145  kg,  d.  h.  pro 
erwachsene  Person  täglich  93  g  verzehrt  und  dafür  145  Mk  im  Jahre 
ausgibt,  so  erhellt,  welch  eine  ungeheuerliche  Belastung  derartige 
Zölle  für  diese  Leute  darstellen  und  wie  ungünstig  die  Ernährung  da- 
durch beeinflußt  werden  muß. 

Selbstverständlich  macht  diese  Berechnung  keinen  Anspruch  da- 
rauf ein  genaues  zahlenmäßiges  Bild  von  der  Belastung  durch 
die  Zölle  auf  animalische  Produkte  zu  geben ;  nur  für  eines  sollte 
sie  den  Nachweis  liefern,  daß  auch  die  Belastung  durch  diese 
Zölle,  mag  sie  nun  etwas  höher  oder  niedriger  sein  als  angenommen. 
unter  dem  (iesichtspuukt  der  Ernährung  nicht  eraet 
genug  genommen  werden  kann.* 

Neben  diesen  Zöllen  gibt  es  aber  in  Deutschland  noch  weitere 
Abgaben  auf  Lebensmittel  von  selten  des  Reiches  oder  der  Einzel- 
Staaten.  Auch  hier  sollen  nur  die  wichtigsten  Lebensmittel  betrachtet 
werden. 

Einige  Einzelstaaten  haben  noch  eine  Fleischsteuer:  So 
z.  B.  Sachsen  und  Baden. 

In  Sachsen'  (Gesetz  vom  25.  V.  1852  und  15,  V.  1867)  wird 
sie  als  Schlachtsteuer  und  Uebergangsabgabe  bei  der  Einfuhr  von 
Großvieh  und  Schweinen  erhoben ;  sie  trifft  ferner  Schafe,  Läniiiier. 
Ziegen  und  P'erkel,  soweit  sie  mehr  als  10  kg  und  Kälber  und  Jung- 
vieh soweit  sie  mehr  als  ()2,5  kg  wiegen. 

Die  Abgabe  beträgt  für 

11  Or.h«/>n   )  '"  Irrenden,  Leipüig,  Cheiniiitz  »i  M- 

1)  ucnsen  ^  ^^^.^^  g^-^j^  ^^  ji^^j^g^  j^j  ,g  ^ 

2)  UebrineB  Rindvieh   (mit  Aueschlufl  der  Kälber  und  Kühe  unter  150  kg)  IJ  k 

3)  Kühe  unter  15C)  kg  und  Jungvieh  von  50—150  kg  6  , 

4)  Schweine  2  „ 

Bei  Einfuhr  von  Fleisch  ist  auch  eine  Uebergangsabgabe  zu  er- 
heben und  zwar  von  frischem  Rind-  und  Schweinefleisch  4  Pfg.  und 
zubereitetem  5  Pfg.  für  je  1  kg. 

Die  Steuer  in  Baden  ''*  ist  etwas  milder.  Sie  rührt  noch  aus  der 
Acciseordnung  von  1H12  her.  hat  aber  im  Verlauf  der  letzten  Jahre 
manche  Einschränkungen  erfahren  und  ist  jetzt  nur  noch  auf  Rind- 
vieh (auch  Kälber  sind  steuerfrei)  ausgedehnt,  so  daß  sie  weniger  kon- 
sumiiolitische  Bedenken  als  die  sächsische  wachruft. 

Die  Steuer  beträgt  jetzt  für  einen  Ochsen  unter  200  kg  Gewicht 
4  M.,  ebenso  die  Steuer  für  ein  Rind;  für  diese  Tiere  im  Gewicht 
von  200— 250  kg  6  M.  und  für  einen  Ochsen  über  25<J  kg  11  M.  Die 
Uebergangsabgabe  beträgt  für  1  kg  Fleisch  8  Pfg. 

Auch  andere  Staaten  hattet!  früher  diese  Steuer,  so  Preußen. 
Württemberg  u.  s.  w.,  sie  ist  aber  dort  seit  langem  aufgehoben. 

Diese  Fleischsteuer  stellt  eine  recht  beträchtliche  Belastung  des 
Konsums  dar. 

Die  Einnahmen  aus  ihr  betrugen  im  Jahre  1900  in  Sachsen 
5,784789  Mill.  M.  oder  pro  Kopf  1,38  xM.;  in  Baden  786200  M.  oder 
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pro  Kopf  42  Pfg.    In    den    Städten    ist,  da   dort  der  Fleischkonsum 

größer   ist,   die  Belastung   eine   weit   liöhere.    Sie    betrug    1897  auf 

einen  Kopf,  in 

^r  Drcifden       2,1a  M. 

^k  Karlsruhe    0,76    ., 

^^^—^  Leipzig        2,4*    „ 

^^^^K  Mannheim  0,75    „ 

^^H^  Zwickau      3,1s   „ 

Eine  noch  wichtigere  Rolle  wie  diese  staatlichen  Steuern  bilden 
die  Lebensmittelabgaben,  die  von  den  Gemeindeverwal- 
tungen erhoben  werden;  es  geschieht  dies  vornehmlich  in  Form 
der  sogenannten  Verbrauchsabgabe  (des  Octrois)  bei  Einfuhr 
der  Lebensmittel  in  das  Weichbild  der  Stadt,  Sie  werden  bei  vielerlei 
Gegenstlnden  erhoben,  in  der  Hauptsache  von  Getränken,  Mehl  und 
Brot  und  Fleischwaren.  Die  ersteren  sollen  hier  nicht  mitberück- 
sichtigt  werden. 

Um  für  eine  Stadt  bei  den  wichtigsten  Bedarfsartikeln  ein  Bei- 
äBiel  zu  geben,  so  betrug  z.  B.  die  \'erbrauchssteuer  in  Karlsruhe  i.  B. 

(üeber   die  Höhe  der  Belastung  pro  Kopf  durch  diese  Abgaben 
bt  Tabelle  17  Auskunft. 
TabeUe  17% 

'  Die  Belastung  betrug  1800/1900  au  VerbnuchsBteuem  pro  Kopf  in  Mk. : 


Für 

Mark 

50  kg  Mehl 

0,« 

1    ,   Brot 

0,01 

Bind      L  Schwere                                                            4,1» 

.      "• 

2,S0 

,     III. 

1,80 

n         IV. 

,                                                                                                   0,8  5 

Schwein 

0,8» 

Ferkel 

0,10 

Hammel 

0,86 

Schafe 

0,8& 

Frisches  Flasch  von  Schlachtvieh  aller  Art  per  kg     0,0» 
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In  den  12  Städten,  die  eine  Verbrauchsabgabe  auf  Mehl  und  Brot 
haben,  beträgt  sie  pro  Kopf  iliirchschDittlich  1,17  M.,  in  den  li'  Städte» 
mit  einer  Besteuerung  des  Fleisches  2,63  M.,  bei  beiden  zusanimeii 
3,80  M. 

Bei  einer  5-köpfigen  Familie  wäre  demnach  die  Belastung 

Durch  die  Steuer  auf  Mehl  und  Brot     5,hs  M. 
„         „         ,  „     Fleischwarep         13,15    , 

Dureh  beide«  zugaiumen     19, uo  M. 

Aber  diese  Verbrauchssteuerabgaben  bilden  nidit  die  einzige  Be- 
lastung der  Lebensmittel  vonseiten  der  Stadtgemeinden. 

In  einer  Reihe  von  StSdten  wird  als  Verkelirssteuer  ein  soge- 
nannter Pflasterzoll  erhoben.  Von  den  54  im  statistischen  Jahrbuch 
deutscher  Städte  behandelten  Gemeinden  besteht  er  noch  in  7.  und 
zwar  in": 


Augsburg 


Freiburi 


B. 


KarleruEe  i./B. 

München 

Nürnberg 

Stutt^rt 

Würzburg 


Jahresertrag 
M. 
186  431 

1786s 
19702 

«  »35  293 
171  668 

34350 
46  178 


Bclaatung 

pro  Ko[)f  in 

M. 

a,i4 

o,so 

0,(1 
2,«« 
0,70 
0,10 
0,6» 


Die  Verbrauchsabgaben  finden  sich,  wie  schon  ein  Blick  auf  die 
obigen  Zusammenstellungen  lehrt,  hauptsächlich  in  SöddeutschlaiiJ 
in  Sachsen  und  Lothringen.  In  Preußen  gehören  sie  zu  den  Aas- 
nahnien.  Eine  Schlachtsteuer  besitzen  nur  noch  6  jireußische  Orte : 
Potsdam,  Breslau,  Posen,  Koblenz-Ehrenbreitstein,  Aachen- BurtscheiJ- 
Eine  vollständige  Mehl-  und  Schlachtsteuer  kommt  nur  noch  au  einigen 
Orten  der  Provinzen  Hannover  und  Hessen-Nassau  vor.  In  diesen 
Gemeinden  darf  die  Steuer  weiter  bestehen,  aber  nicht  erhöht  weriien- 

In  dritter  und  letzter  Linie  kommen  unter  den  Verbrauchsabgaben 
auf  Lebensmittel  noch  eine  Reihe  von  Abgaben  in  Betracht,  die  ur- 
sprünglich -  ähnlich  wie  das  Pflastergeld  —  reine  Gebühren  waren, 
d.  h.  eine  Ersatzleistung  der  von  der  Stadt  für  bestimmte  Zwecke  ge- 
raachten Aufwendungen.  Mit  der  Zeit  jedoch  sind  diese  Abgaben 
stellenweise  in  reine  Steuern  ausgeartet. 

In  erster  Linie  gehören  hierher  Schlachthaus-  und  Markthallen- 
abgaben und  sonstige  öffentlichen  Anstalten  (periodische  Märkte. 
Lagerhäuser  u.  s.  w,). 

Schlacht-  und  Viehhöfe. 

Die  Untersuchungs-  und  Schlachtgebühren  können  eine  derartige 
Höhe  erreichen,    daß  die   Stüdte   beträchtliche  Ueberschüsse  erzielen. 

Durch  das  preußische  Koninuinalabgabengesetz  ist  zwar  den 
Städten  eine  Beschränkung  auferlegt,  indem  dort  bestimmt  ist,  daß 
die  Gebühren  für  die  Schlaclithausbenutzung  nur  bis  zu  einer  solchen 
Höhe  erhoben  werden  düjfen,  daß  durch  ihr  jährliches  Aufkommen 
die  Kosten  der  Unterhaltung,  der  Anlage  des  Betriebes  sowie  ein  Be- 
trag von  8  Proz.  des  Anlagekapitals  und  der  etwa  gezahlten  Entscbä- 
digungssumuien  gedeckt  werden ;  wo  eine  Verbrauchssteuer  auf  Fleisch 
besteht,  beträgt  die  Maximalgrenze  für  die  Verzinsung  des  Anlage- 
kapitals 5  Proz.     Trotzdep   erzielen   eine  ganze  Reihe   von   Städten 
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Teberschflsse,  besonders  nichtpreußische  Städte,  für  welche 
«e  einschräukenden  Bestimmungen  nicht  gelten. 
I  Ferner  enthält  das  Gesetz  die  Bestiniinunti,  die  den  ( jeureinden, 
'im  Interesse  der  angesessenen  Schlächter  die  Konkurrenz  des  iui- 
■tierten  Fleisches  zu  beschränken,  das  Recht  erteilt,  die  Unter- 
shungsgebQhren  für  Fleisch  auf  die  Höhe  der  Schlachtgebühren  zu 
ngen.  Eine  Reihe  preußischer  Städte  haben  von  dieseu  Voihnachten 
brauch  gemacht. 

Daß  derartige  hohe  Gebühren,  welche  in  ihrer  Wirkung  weiter 
hts  als  Lebensniittelabgaben  darstellen,  auf  den  Preis  der  Nahrungs- 
^1,  in  diesem  Falle  auf  Fleisch,  dieselbe  preissteigernde  Wirkung 
■ben  wie  das  Octroi,  liegt  auf  der  Hand. 

lln  der  gleichen  Richtung  wirken  hohe  MarkthallengebOhren  und 
■  Standgebühren  für  periodische  offene  Märkte ;  jedoch  sind  es  nur 
nige  Städte,  die  hier  Ueberschüsse,  und  diese  nur  in  geringem  Maße, 
ielen. 

»Für   die  7  größten    Städte   des   rechtsrheinischen   Bayern   besteht 
dem  Jahre  1894/95  eine  eingehende  Untersuchung  über  die  Größe 
•  Belastung  durch  diese  Lebensmittelabgaben '. 

Im  Durchschnitt  der  7  Städte,  München,  Nürnberg,  Augsburg, 
ürzburg,  Fürth,  Regensburg  und  Bamberg  betrug  die  Belastung 
rch  die  Besteuerung  der  Brotfrüchte  und  MQhleui)rodukte  pro  Kopf 
!  M.,  durch  die  Besteuerung  des  Fleisches  pro  Ko])f  durchschnitt- 
1,57  M.,  durch  den  Ptlasterzoll  in  München  1,17  M.  pro  Kopf. 
Die  Gesamtbelastung  einer  .ö-köptigen  Familie  betrug  danach 
diese  Abgaben: 


in 

M. 

München 

22,60 

Nürnberg 

27,1IS 

Augsburg 

15, «ü 

Würzburg 

17,90 

Fürth 

13,70 

Regens  bürg 

15,80 

Bamberg 

lO.SO 

Dresden 

KarUrubc 

Leipzig 

Mannheim 

Zwickau 


29,55 
13,45 
12,10 

3.'5 
15,75 


Betrachtet  man  auf  GrunrI  der  oben  gegebenen  Zusamnieustel- 
Mgen  einige  badische  und  sächsische  Städte,  bei  denen  noch  die 
'tätlichen  Fleischsteuern  berücksichtigt  werden  sollen,  so  ergibt  sich 
ik  Gesamtbelastung  einer  5-köpfigen  Familie  folgendes  Bild  : 

I- 

f  Dabei  sind,  was  oben  bei  den  bayerischen  Stallten  berücksichtigt 
T^ie,  bei  den  letztgenannten  eine  etwaige  Belastung  durch  zu  hohe 
«^tilackthof-  oder  Marktgebühren  oder  durch  Pttastergeld  bei  der  Be- 
"  irnung  außer  Ansatz  geblieben ". 

{«Wirkung  dieser  Lebensmittelabgaben  aufden  Preis 
der  N  a  h  r  u  n  g  s  m  i  1 1  e  1. 

Eg  wurde  im    vorangegangenen    immer  von  der  Belastung  einer 
■ckchniltsfamilie   gesprochen.     Es  erhebt  sich  aber  die  Frage,   die 
oa  manchen  Seiten  nur  bedingt  bejaht,   von  anderen  direkt  verneint 
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wird,  ob  denn  diese  Abgaben  wirklich  eine  preissteigemde  WirbiBg 
ausüben. 

Die  (iegner  dieser  Auffassung  kleiden  diese  in  der  Regel  in  die 
Form,  daß  eine  Beseitigung  dieser  Abgaben  keine  Preisverbüligung 
bedeuten  würde,  da  sie  nicht  dem  letzten  Konsumenten,  sondern 
lediglich  dem  Zwischenhandel  zugute  Ikänie.  Als  Hauptargument  für 
diese  Ansicht  wird  angeführt,  daß  die  Höhe  des  Octrois  eine  solch' 
geringe  sei,  daß  es  beim  Detailpreis  nicht  in  vollen  Pfennigen  ausge- 
drückt werden  könne. 

Diskutabel  ist  dieses  Argument  nur  bei  Brot  und  Mehl  —  es  wird 
auch  nur  bierfür  aufgestellt  —  während  bei  Fleisch  die  Abgaben  so 
hoch  sind,  daß  beim  Detailpreis  eine  Verbilligung  auch  in  vollen 
Pfennigen  möglich  ist.  Jedoch  berücksi('htigen  die  Vertreter  dieser 
Ansicht  nicht,  daß  die  Preisbildung  beim  Prot  auf  eine  recht  eigen- 
tümliche Art  vor  sich  geht:  schon  Tab.  14  (S.  136)  zeigt  dies.  Eine 
Verbilligung  z.  B.  des  .öO-Pf.-Brotes  in  Berlin  zeigt  sich  nicht  darin,  daß 
nun  dieses  Brot  bei  gleichbleibendem  Gewicht  um  einen  gewissen  Be- 
trag billiger  wird,  sondern,  daß  bei  gleichbleibendem  Preis  des  Laibes 
das  Gewicht  desselben  ab-  oder  zunimmt;  so  schwankte  es  lH8ß— 1900 
in  Berlin  zwischen  2,45  kg  im  Maximum  und  l.öK  kg  im  Minimum 
für  einen  Laib,  der  immer,  ungeachtet  der  Abnahme  oder  Zunahme 
des  Gewiclites,  .50  Pf.  kostete,  d.  b.  kurz  ausgedrückt;  in  der  Regel 
wird  das  Brot  nicht  in  festen  Gewichtsmengen  zu  einem  veränder- 
lichen Preise,  sondern  zu  einem  festen  Preise  bei  veränderücheni 
Gewicht  verkauft. 

Auf  diese  Weise  ist,  wie  Tab.  14  und  15  es  zeigt,  auch  möglich, 
daß  sich  Preisverschiebungen  in  Bruchteilen  von  Pfennigen  ausdrücken'. 

Nimmt  man  das  Gewicht  eines  .")0-Pf.-Brotes  durchschnittlicli  zu 
2  kg  an,  so  erhält  man  für  1  Pf.  40  g  Brot;  es  erhellt  also,  daß  auch 
Bruchteile  von  Pfennigen  im  Gewicht  des  Brotes  sehr  wohl  zum  Aus- 
druck gelangen  können.  Prinzipiell  ist  also  die  oben  angedeutete 
Auffa.ssung  unhaltbar. 

Möglich  ist  —  das  ist  ohne  weiteres  zuzugeben  —  daß  eine  Ab- 
schaffung des  Octrois  dem  Zwischenhandel  und  nicht  dem  Konsumenten 
zugute  käme,  aber  nicht,  weil  eine  Verbilligung  rechnerisch  unmög- 
lich wäre,  sondern  weil  jener  in  der  Regel  genossenschaftlich  zusam- 
mengeschlossen die  Macht  besitzt,  innerhalb  gewisser  Grenzen  die 
Preise  festzulegen. 

Man  hat  schon  öfters  den  Versuch  unternommen  auf  Grund  preis- 
statistischer Untersuchungen  die  Wirkung  des  Octrois  zahlenmäßig  zu 
erfassen.  Eine  ideale  Beantwortung  dieser  wichtigen  Frage,  welchen 
Einfluß  die  Einführung  oder  Abschaffung  des  Octrois  in  einer  Stadt 
auf  die  Preise  zur  Folge  hat,  hätte  zur  notwendigen  Voraussetzung, 
daß  man  Kenntnis  davon  hätte,  wie  die  Preisentwickelung  verlaufen 
wäre,  wenn  die  Einführung  bezw.  die  Abschaffung  des  Octrois  nicht 
stattgefunden  hätte.  Da  eine  derartige  LTntersuchung  unmöglich  ist. 
muß  man  sich  damit  begnügen,  durch  den  Vergleich  der  Preisent- 
wickelung in  solchen  Städten,  bei  denen  in  Bezug  auf  Einführung  und 
Abschaffung  des  Oktrois  in  dieser  Beziehung  entgegengesetzte  Ver- 
hältnisse vorlagen,  die  Wirkung  desselben  zu  prüfen. 

Vor  allem  sind  hier  zwei  Arbeiten  zu  nennen,  welche  die  Auf- 
fassung  vertreten,   daß   eine   Abschaffung  des  Oktroi  dem  Zwischi 
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jitiel    zugute  küinmen   würde.    Auf  die  Ergebnisse  derselben  kann 
.türlich  nur  in  aller  Kürze  eingegangen  werden. 

Am  1.  Januar  iSOs  wurden  in  Mannheim  infolge  eines  vom  Bür- 
iraui-sdiuß  mit  großer  Majorität  gefassten  Beschlusses  die  Abgaben 
if  Mehl  und  Brot  aufgehoben  '". 

Eine  Untersuchung  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Mannheim 
)Di  Mai  liX»2,  welche  die  Entwickelung  der  dortigen  Getreidepreise 
iit  Aufhebung  des  Oktrois  auf  Mehl  und  Brot  prüft,  gelangt  zu  dem 
Tgetinis ' ' : 

.Es  kann  sowohl  auf  Grund  der  Vergleichung  des  Brotpreises 
nit  ilem  Mehlgrolüiiuiilelspreis  als  aucli  nach  Maßgabe  der  Bewegung 
ler  Brotpreise  in  Mannheim  und  den  benachbarten  größeren  badischen 
Stidtcn  mit  aller  Bestimmtheit  behauptet  werden,  daß  die  Wirkung 
der  Auflifbung  des  Oktrois  auf  Mehl  und  Brot,  auf  die  Brotpreise 
l^ou  im  letzten  Drittel  des  Jahres  1898  nicht  mehr  zu  simren  war." 
Eine  zweite  Studie  untersucht  in  ähnlicher  Weise  die  Wirkung 
des  Oktrois  in  einer  Reihe  hessischer  Städte. 

Als  Resultat  der  Untersuchung  ergiebt  sich  „daß  durch  die  Anf- 
bebuug  des  Mehl-  und  Brotoktrois  zu  (üeßen  und  OiTenbach  die  lokalen 
Mehl-  und  Brotpreise  zwar  vorübergehend  verbilligt  erscheinen,  ein 
•lauerndes  Tieferstehen  dieser  Preise  jedenfalls  aber  nicht  herbeige- 
fflhrl  worden  ist.  Die  Konsumenten  haben  nicht  die  Vorteile  des 
Qktroiwegfalls  genossen,  sondern  die  Produzenten  und  Händler  '*. 

So  beachtenswert  beide  eben  erwähnten  l'ntersuchungen  auch 
sind,  so  wenig  können  sie  doch  zur  Beantwortung  der  vorliegenden 
Fr»j(e  als  beweiskräftig  gelten. 

Denn  die  Tatsache,  daß  die  Verbilligung  nur  eine  vorübergehende 
»w,  und  daß  die  Preise  nach  kurzem  wieder  stiegen,  kann  als  Beleg 
nidit  herangezogen  werden ;  zweifellos  besteht  üiterall  heute  in  hohem 
Orsde  eine  Tendenz,  die  auf  eine  Steigerung  der  Produktionskosten 
(Arbeitskosten  und  Mieten  vgl.  Tab.  ti  S.  12.^)  hindrängt  und  die  Mög- 
lichkeit ist  in  hohem  Grade  vorhanden,  daß  eine  bald  nach  Abschaffung 
des  Oktrois  eintretende  Preissteigerung  eben  eine  noch  größere  ge- 
gewesen  wäre,  wenn  das  Oktroi  noch  bestanden  hätte. 

Ferner  ist  ans  keiner  von  beiden  Untersuchungen  zu  entnehmen, 
diß  irgend  welche  Gewähr  dafür  vorhanden  ist,  daß  nicht,  wie  es  oben 
für  Berlin  gezeigt  wurde,  das  Gewicht  des  Brotes  ein  wechselndes 
*iif  und  sich  so  eine  Preisveränderung  desselben  im  Gewicht  des 
Laibes  nicht  aber  in  dessen  Preis  gezeigt  hat.  Auch  die  Anzahl  der 
Itei  hfiden  Arbeiten  verglichenen  Städte  reicht  nicht  aus  um  für  der- 
»rtiite  Untersuchungen  die  nötigen  Unterlagen  zu  gewähren. 

Die  Preise  werden  in  den  einzelnen  Städten  von  ganz  verschie- 
<l«ncii  Momenten  bestimmt,  auch  die  t^ualitätoii  der  verschiedenen 
Brotsorten  sind  trotz  des  gleichen  Namens  nicht  die  gleichen;  es  ist 
deshalb  nicht  angängig  aus  der  PreisvergJeichung  einer  Stadt,  in  der 
<J*s  Oktroi  noch  besteht  mit  einer  anderen,  in  der  es  abgeschafft  ist, 
Schlüsse  auf  die  Wirkungen  dieser  Abschaffung  zu  ziehen.  Erst  dann 
jgfinnen  derartige  Vergleiche  Bedeutung,  wenn  die  AnzaJil  der  ver- 
PSchenen  Städte  eine  recht  große  ist.  weil  hierdurch  erst  die  Möglich- 
«*il  fintsteht,  daß  die  in  den  einzelnen  Städten  bestehenden  Unter- 
*chieiie  sich  dann  ausgleichen. 

Sudbgch  tt  Kjflcw.    Suppl.-Ihl.  tr.  in 
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Wenn  man  also  zu  dem  Ergebnis  kommt,  daß  die  beiden  o 
besprochenen  Untersuchungen  nicht  als  beweiskräftig  für  die  A 
fassung,  daß  eine  Abschaffung  des  Oktrois  lediglich  dem  Zwisch 
handel  zugute  käme,  angesehen  werden  können,  und  wenn  die  Änsi 
abzulehnen  ist,  daß  eine  PreisverbUligung  aus  rechnerischen  GrfliK 
nicht  möglich  sei,  so  ist  damit  doch  nicht  gesagt,  daß  eine  solche  i 
unter  allen  Umständen  eintreten  müsse;  sie  kann  re 
wohl  an  dem  genossenschaftlichen  Zusammenschluß  der  Bäcker,  < 
oft  für  freie  Konkurrenz  kaum  Spielraum  übrig  läßt,  scheitern. 

Was  die  Abgaben  auf  Fleischwaren  aller  Art  angeht  (Okt 
Landessteuern,  Schlacht-  und  Viehhofabgaben  u.  s.  f.)  so  fillt  t 
der  Einwand  gegen  eine  Verbilligung,  daß  die  Steuer  zu  nieder 
um  im  Detailpreis  sich  in  vollen  Pfennigen  ausdrücken  zu  könn 
fort.  Auch  hierbei  ist  aus  dem  bereits  angegebenen  Grunde  die  M 
lichkeit  vorhanden,  genau  wie  beim  Bäcker,  daß  infolge  des  genoss 
schaftlichen  Zusammenschlusses  der  Metzger,  der  diesen  ein  gewis 
Monopol  verleiht,  die  Abschaffung  des  Oktrois  diesen  ganz  oder  z 
größten  Teile  zugute  käme.  Jedoch  ist  diese  Möglichkeit  gerin 
als  beim  Brot,  da  beim  Fleisch,  wie  bereits  hervorgehoben,  die  . 
gaben  bedeutend  höher  sind.  Es  sei  hier  auch  darauf  hingewie 
—  das  gleiche  gilt  auch  für  Brot  —  daß  mit  Abschaffung  des  Okti 
den  einheimischen  Bäckern  bez.  Metzgern  insofern  eine  Konkurr 
entsteht,  als  nun  die  Einfuhr  vom  Lande  von  Brot  und  Fleisch  do 
keine  Abgaben  mehr  behindert,  zunehmen  kann.  Inwieweit  diese  K 
kurrenz  jedoch  die  Preise  nachhaltig  zu  beeinflussen  in  der  Lage 
muß  dahingestellt  bleiben  ". 

Dafür,  daß  die  Abschaffung  derartiger  Lebensmittelabgaben  < 
Preisverbilligung  zur  Folge  haben  wird,  sprechen  die  Erfahrung 
die  man  mit  der  Abschaffung  der  preußischen  Mahl-  und  Schlac 
Steuer  gemacht  hat  Seit  zwei  Jahren  besitzen  wir  darüber  eine  < 
gehende  Studie,  die  in  der  denkbar  gründlichsten  Weise  diese  Fr 
zu  beantworten  sucht". 

Von  1821—1875  bestand  in  Preußen  in  einer  Reihe  von  Städ 
eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

Ehe  sie  1875  wegfiel,  betrug  sie  im  Durchschnitt  für  Fleisch 
kg  rund  9  Pf.,  für  Weizenmehl  6,67  Pf.  und  Roggenmehl  1,67  Pf. 

Laspeyres  nimmt  sich  vor,  nun  dreierlei  zu  untersuchen. 

1)  Ob  in  dem  Zeitpunkt,  in  dem  diese  Steuer  eingeführt  wui 
(1821)  die  betreffenden  Waren  um  den  Steuerbetrag  im  Pr< 
stiegen. 

2)  Ob  diese  Waren  in  dem  Zeitraum,  in  dem  diese  Ste 
bestand  (1821—1874),  im  Preise  höher  waren,  als  sie  es  ohne  di 
Steuer  gewesen  wären. 

3)  Ob  in  dem  Zeitpunkt,  als  die  Steuer  1875  fiel,  die  Preise 
Waren  um  den  Betrag  der  wegfallenden  Steuer  gesunken  sind. 

In  dem  unten  genannten  Aufsatze  wird  die  ad  3  genannte  Fi 
untersucht. 

Sie  wird  in   der  gleichen   Weise  geführt,  wie  bei  Schott 
Hellwig,    nur   daß  Laspeyres    zum   Vergleich  über    100  Sfc 
heranzieht,   da  diese   Steuern  nicht  in  allen  preußischen  Städten 
standen. 
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Mit  dem  Schlachtsteuerwegfall  um  it  Pf.  pro  kg  sank  nun  in  den 
suerstädten  der  Preis 


xuerstadten 

L 


für  iichweinefleisch  um  I3,u9  Pf.  für  i  kg 

„    Ohfwi fleisch        „  12,96  ,,      „    i    „ 

„    Kalbfleirtch           „  n.u  „      „    i    „ 

„    Hammelfleisch     „  8,&8  „      „    i    ., 


Dem  durchschnittlichen  Steuerwegfall  bei  Weizenmehl  von  6,67  Pf. 
ind  bei  Roggenmehl  von  1,H7  Pf.  .steht  ein  Preisfall  dieser  Produkte 
ron  7,46  bzw.  2,93  Pf.  für  die  gleiche  Menge  gegenüber. 

„Dies  post  hoc"  war  leicht  zu  zeigen,  wie  steht  es  aber  mit  dem 
,propter  hoc*"? 

Den  Beweis,  daß  diese  Verbilligung  aus  der  Steueraufhebung  her- 
rfihrpi)  mußte,  führt  Laspeyres  in  der  Weise,  daß  er  zeigt,  daß  diese 
Verbilligung  *^ 

nur  in  den  Steuerstädten  —  nicht  in  anderen  Städten, 
nur  bei  den  Steuerartikeln  —  nicht  bei  den  anderen  Artikeln, 
nur  zur  Zeit  der  Steueraufhebung  —  nicht  in  anderen  Zeiten 

ODgetreten  ist. 

Mit  dieser  Untersuchung  ist  in  der  denkbar  gründlichsten  Weise 
der  Beweis  geführt,  daß  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  Preußen  vom 
Konsumenten  getragen  wurde  un<l  daß  deren  Abscliaflfung  diesem  allein 
zu  gute  gekommen  ist.  Es  gibt  keinen  Grund  von  einer  Aufhebung 
der  bis  jetzt  noch  bestehenden  Fleischsteuern  in  Sachsen  und  Baden 
nicht  die  gleiche  günstige  Wirkung  für  den  Konsumenten  zu  erwarten ; 
die  Steuer  ist  hier  hoch  genug  (die  Uebergangsabgabe  beträgt  pro  kg 
8  bzw.  4 — ö  Pf.)  um  eine  wesentliche  Verbilligung  des  Detailpreises 
herbeizuführen  '*. 

Das  gleiche  gilt  auch  für  das  Oktroi  auf  Fleisch,  das  mitunter 
recht  hoch  ist.     So  beträgt  es  z.  B.  pro  kg  in 


Karlsruhe  für 

Gieflen         „ 

Darmstadt  „ 
Offenbach  „ 
Mainz  „ 

WormB         „ 


I  Frische«  Fleisch  von  Schiachtvieh 

IGeräuchertiw  Fletsch  (Wurst)  u.  s.  f. 
Frische«  FleiBch 

IGerüucherte»  Fleisch  Würste  u.  b.  f. 
Frisches  Flcinoh  und  Wurst 
\  GctrocknetPi*  u.  geräucherte«  Fleisch 
Fleisch  und  Würste 

i  Frisches  Fleisch 
Geräuchertes  Fleisch,  Würste  u.  s.  f.  12 
Fleisch  aller  .\rt  für  Metzger  6 

„        im  übrigen  10 


2 

Pf. 

6 

11 

6 

U 

12 

6 

n 

10 

I» 

S 

H 

6 

Diese  wenigen  Beispiele  zeigen,  daß  das  Oktroi  stellenweise  eine 
82  stattliche  Höhe  erreicht  und  kaum  viel  hinter  dem  Betrag  der 
%ren  preußischen  Schlaclitsteuer  zurüekldeibt. 
Bekannthch  trägt  heute  die  Frage  dos  Oktrois  auf  Mehl,  Brot 
"nd  Fleischwaren  einen  recht  aktuellen  Charakter,  indem  der  Reichs- 
tag in  der  Sitzung  vom  IK  Dez.  ll»Oi>  als  ?;  lOa  des  Zolltarifgesetzes 
""ter  Zustimmung  des  Bundesrats  beschlossen  hat,  daß  für  Rechnung 
''^s  Kommunen  oder  Korporationen  vom  1.  April  1910  ab  keine  Al)- 
8»heD  mehr   auf  Getreide,  Hülsenfrüchte,   Mehl  und  andere  Mühlen- 
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fabrikate,  desgleichen  auf  Backwaren,  Vieh,  Fleisch,  Fleiscbwaren  n 
Fette  erhoben  werden  dürfen. 

Mit  ziemlicher  Gewißheit  wird  man  von  dieser  Abschaffung  d 
Preisverbilligung  erwarten  dürfen,  wenn  sie  auch  aus  bereits  erwähnt 
Gründen  nicht  überall  eintreten  muß,  vor  allem  bei  Mehl  and  Bi 
nicht. 

Jedoch  wird  diese  Abschaffung  des  Oktrois  nur  einen  recht  o 
genügenden  Ausgleich  —  als  solchen  ist  sie  ja  gedacht  —  für  die  ( 
planten  ZoUerhöhungen  darstellen ;  von  anderem  ganz  abgesehen,  scb 
allein  deshalb,  weil  die  Abschaffung  des  Oktrois  erst  eine  recht  I 
trächtliche  Zeit  nach  Einführung  der  erhöhten  LebensmittelzOlle  i 
sich  gehen  wird  '*. 

Neben  diesen  bis  jetzt  betrachteten  Abgaben  auf  Mehl-  und  Fleis« 
waren,  sollen  noch  ganz  kurz  zwei  andere  Steuern  berührt  ward 
die  auch  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Ernährung  stehen  n 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Belastung  des  Arbeiterhaushalts  d 
stellen:  Die  Salzsteuer  und  die  Zuckersteuer. 

Die  Salzsteuer. 

Diese  Steuer  wird  als  Fabrikatssteuer  vom  genußfertigen  Sah  i 
12  M.  für  je  100  kg  erhoben.  Da  ein  jeder  Mensch  Salz  als  Bein 
zu  seiner  Ernährung  braucht,  so  wirkt  diese  Steuer  durchaus  als  Ko 
Steuer  und  trifft  relativ  um  so  härter  um  je  geringere  Einkommen 
sich  handelt. 

Nach  den  Untersuchungen  Neumanns,  die  sich  auf  mdu^ 
Hunderte  von  Arbeiterbudgets  stützen,  ergibt  sich  für  den  Verbrau 
von  Salz  und  für  die  Belastung  durch  die  Steuer  folgendes  Bild  I 
diesen  Haushaltungen'^: 


1. 


2. 


iei  Einkommen  von 

Der  Ver- 
brauch in 
Pfund 

Die  Ausgabe 
in  M. 

Die  Htener 
absolut  in  M.    -|--^„ 

I.   über     looooM. 

75 

c.  7.» 

etwa  4,5 

0,0  i 

11.        4—10000  „ 

56 

c  5.« 

»     3>« 

0,06 

III.       2—4000    „ 

55 

c  5.« 

»     3.» 

0,1« 

IV.  lioo— 2000    „ 

42 

c.  4,& 

,.     »,» 

0,1» 

V.    800—1200    „ 

48 

c.  4,7 

1.       *.9 

0,»9 

VI.    unter  800    „ 

46 

c.  4,5 

,,     2,8 

o,se 

Die  Zuckersteuer. 
Auf  die  Einzelheiten  der  Steuer  soll  hier  nicht  eingegangen  werd 
Es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  daß  die  bisherige  Art  der  Besteuen 
mit  dem  System  einer  Prämiengewährung  bei  der  Ausfuhr  wesentU 
Nachteile  für  den  Konsum  im  Gefolge  gehabt  hat.  Vor  allem  hat 
zu  einer  künstlich  gesteigerten  Ausfuhr  beigetragen,  die  dank 
Prämienwirtschaft  dem  Ausland  den  Zucker  zu  wesentlich  billige 
Preisen  verschaffte  als  dem  Inland.  So  kommt  es,  daß  in  Deuts 
land  der  Zuckerkonsum  zum  Teil  wesentlich  geringer  ist,  als  im  A 
lande  '*.   Er  betrug  im  Jahre  1899  pro  Kopf  in  kg  in : 


England  (1900)  43 

Vereinigte  Staaten  (1900)    32 
Frankreich  (1899j  16,7 

Deutechland  (1899—1900)  15,23 


Holland  (1896—1899)  134s 

Belgien  (1898—1899)  io,fti 

Oesterreich-Ungam  (1898—99)    8,29 
BuBland  (1898-1899)  5,«« 
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Dabei  ist  es  zum  großen  Teil  deutscher  Zucker,  der  in  diesen 
Stuten,  die  einen  höheren  Konsum  darin  als  Deutschland  haben,  ver- 
braucht vird ;  so  betrug  allein  für  das  eine  Jahr  1899,  aus  dem  obige 
Zahlen  stammen,  die  deutsche  Zuckerausfuhr  nach  Großbritannien 
578(48  und  nach  den  Vereinigten  Staaten  184516  Tonnen. 

Bei  der  großen  Bedeutung,  welche  der  Zuckerkonsum  nach  neue- 
ren Forschungen  fOr  die  Ernährung  des  menschlichen  Körpers  hat, 
besonders  durch  seine  F&higkeit  denselben  zu  Kraftleistungen  anzu- 
spornen, ist  eine  Steuerpolitik,  die  derart  den  Konsum  niederhält,  recht 
bedenküch  ". 

Es  ist  bekannt,  daß  durch  die  Zuckerkonvention  (auf  der  Brüsseler 
Konferenz)  vom  5.  März  1902  die  Ausfuhrprämie  für  dieses  wichtige 
Nahrungsmittel  beseitigt  worden  ist  und  daß  sie  vom  1.  Sept.  1903 
tb  in  den  meisten  größeren  Staaten  —  Rußland  allein  noch  ausge- 
nommen —  in  Wegfall  kommen  wird. 

Da  das  deutsche  Keich  für  diese  Prämien  etwa  30—35  Millionen 
jährlich  aus  der  Zuckersteuer  aufwenden  mußte  (etwa  V* — Vs  der 
Bmttoeinnahme),  so  wird  nach  Beseitigung  der  Prämien,  ohne  daß  die 
Nettoeinnahmen  zurückgehen,  für  das  Reich  eine  Herabsetzung  der 
Znckersteuer,  die  jetzt  20  M.  für  100  kg  beträgt,  möglich  sein.  Auch 
eine  weitere  Ermäßigung  darüber  hinaus  wäre  in  Frage  zu  ziehen,  da 
Bit  der  dann  eintretenden  Verbilligung  des  Zuckers  infolge  des  sicher 
eintretenden  Mehrkonsums,  der  ja  wie  oben  gezeigt,  noch  großer  Aus- 
dehnung fähig  ist,  die  Menge  des  versteuerten  Zuckers  zunehmen 
wllrde  und  bei  einer  Steuerherabsetzung  innerhalb  gewisser  Grenzen 
liein  Einnahmeausfall  für  das  Reich  zu  befürchten  wäre. 

Anch  bei  der  Zuckersteuer  werden  die  kleinen  Einkommen  relativ 
hirter  getroffen.  Nach  der  Berechnung  Neumanns  die  Einkommen 
(a.a.O.  S.  256) «•: 

äb«r         loooo  M.  mit  o,ii  Proz.  des  Einkommens 
von      4 — loooo  „     „    o,tt      „ 

„  2—4000     „       „     0,«7         ,, 

„  1200— aooo  ,.  „  0,1«  „ 
„  800—1200  „  „  0,»9  „ 
„     unter   800   „     „    0,17       , 


b)  Verkehr  und  HandeL 

Das  Verkehrswesen. 

Auch  zwischen  der  Ernährung  und  dem  Verkehrswesen  besteht 
Qo  recht  enger  Zusammenhang. 

Zunächst  dient  ein  ausgebildetes  Verkehrswesen  zur  Ausgleichung 
von  üeberfluß  und  Mangel  in  lokaler  Beziehung;  wie  dies  von  allen 
Gutem  überhaupt  gilt  (Kapital  und  Arbeit),  so  trifft  dies  in  demselben 
Grade  für  Lebensmittel  zu. 

Erscheinungen,  wie  sie  die  Vergangenheit  bis  hinein  in  die  Neu- 
zeit noch  gebracht  hat,  daß  in  dem  einen  Land  infolge  Mißernten 
oder  sonstiger  elementarer  Ereignisse  die  Lebensmittelpreise  ins  Un- 
^essene  stiegen  und  Hungersnot  herrschte,  während  in  anderen 
Undem,  weil  die  Transportmöglichkeit  fehlte,  infolge  überreicher 
&nten  das  Getreide  sehr  tief  im  Preise  stand,  ja  vielleicht  infolge  zu 
groBen  lokalen  Angebots  kaum  verkäuflich  war,  sind  heute  infolge  des 
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ausgebildeten  Verkehrs-  und  Transportwesens  so  gut  wi( 
schlössen.  Damit  hängt  eine  zweite  Erscheinung  auf  das  all 
zusammen. 

Je  ausgebildeter  der  Verkehr  ist,  je  mehr  sich  also  Man 
Ueberfluß  in  lokaler  Beziehung  auszugleichen  im  stände  sind 
so  höherem  Grade  wird  in  regionaler  Beziehung  eine  Nivelliei 
Preisunterschiede  bei  der  gleichen  Warengattung  stattfinden. 

So  kostete  das  Hektoliter  Weizen  im  10-jährigen  Dorc 
österreichische  Silbergulden  in  ^^ : 


England 

Frankreich 

Belgien 

Preuäen 

1821/30     io,»5 

7,»& 

6,44 

S,«» 

1831/40      9,80 

7,61 

7,»i 

5,tT 

1841/50       9,i& 

7,89 

7,99 

6,41 

1851/60       9,*o 

8,84 

9,65 

8,07 

1861/70       8,80 

8,59 

9,«« 

7,79 

Aber  diese  Ausgleichung  in  den  Preisschwankungen  ze 
auch  mit  zunehmendem  Verkehr  für  ein  und  dasselbe  Land  in  2 
Hinsicht.  Die  Preise  der  Lebensmittel,  vor  allem  die  Koi 
werden  in  der  Hauptsache  von  selten  des  Angebots  her  be 
die  Veränderung  der  Nachfrage  spielt  nur  eine  relativ  unbec 
Rolle.  In  je  höherem  Grade  nun  der  Verkehr  zwischen  den  e 
Märkten  entwickelt  ist,  um  so  mehr  ist  die  Möglichkeit  gegebei 
Ein-  und  Ausfuhr  einen  Ausgleich  in  den  auf  den  einzelnen 
angebotenen  Mengen  herbeizuführen  und  dadurch  auch  den  e 
Ländern  auf  die  Dauer  stetigere  Preise  zu  sichern. 

Wenn  auch  heute,  wie  noch  gezeigt  werden  soll,  Preisschwan 
und  zwar  recht  beträchtliche  vorkommen,  so  sind  sie  doch  ui 
geringer  als  in  früheren  Zeiten. 

So   hatten   z.  B.   die  durchschnittlichen  Preise  für  den 
Zentner  Roggen   und  Weizen  in   Bayern    für  die  Jahre    181 
folgende  ungeheuerliche  Schwankungen  durchgemacht  'K 


Tabelle  18. 

Weizen 

Boggen 

Wäzen 

Kogge 

1815 

17,80 

14,16 

1826 

8,44 

7,00 

1816 

28,84 

25,66 

1827 

10,77 

7,89 

1817 

49,58 

43,J8 

1828 

l6,l8 

11,70 

1818 

22,89 

l8,J6 

1829 

>5,*o 

10,99 

1819 

13,08 

9,00 

1830 

13,»» 

10,88 

1820 

12,09 

7,s« 

1831 

17,48 

It,9< 

1821 

«3,1« 

7,78 

1832 

■  8,54 

14,08 

1822 

12,«  4 

9,16 

1833 

11,78 

9,80 

1823 

11,66 

8,68 

1834 

tl,5f 

9,0« 

1824 

IO,S4 

6,98 

1835 

II,S8 

8,S4 

1825 

9,80 

7,«8 

Man  sieht,  Schwankungen  von  über  100  Proz.  innerhalb 
Jahre  bildeten  keine  Ausnahme   und  solche  von  50  Proz.   kel 
oft  wieder,  das  man  sie  fast  als  Regel  bezeichnen  kann. 

Auch  heute  kommen  noch  starke  Preisschwankungen  \ 
allem  nach  oben  und  zwar  dann,  wenn  eben  die  Voraussetzui 
gerer  Preise,  der  freie  Verkehr,  aufgehoben  oder  stark  beeini 
wird. 

Dies  war  z.  B.  der  Fall  anfangs  der  neunziger  Jahre  als  in  I 
land  sehr  schlechte  Ernten  auftraten  *" ;  die  allein  schon  hierdu 
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stehende  Notlage  wurde  noch  dadurch  verschärft,  daß  1891  diese  Miß- 
eruten ganz  Europa  überzogen,  vor  allem  Rußland,  und  daß  dieses 
am  28.  Juli  18ill  ein  Ausfuhrverbot  für  Roggen,  dann  noch  für  weitere 
Nahrungsnüttel  und  am  3.  November  1891  schließlich  auch  ein  solches 
für  Weizen  erließ". 

I      So  kam    es    1891    geradezu   zu   einer  Teuerung   in  Deutschland. 
H\'ergl.  die  Preisentwickelung  in  Tabelle  ö  und  6  S.  l'2b.) 

Daß  es  natürlich  für  den  Konsumenten  von  größter  Bedeutung 
ist.  wenn  die  Lebensmittelpreise  eine  gewisse  Stetigkeit  zeigen,  liegt 
auf  der  Hand;  ebenso,  daß  die  Gefahr  unregelmäßiger  Preise,  heute 
hoch,  morgen  nieder,  um  so  größer  ist,  je  kleiner  das  Einkommen  ist 
aus  dein  der  Lebensunterhalt  bestritten  werden  soll ;  denn  in 
desto  geringerem  Grade  ist  es  möglich  durch  Ersparnisse  an  weniger 
wichtigen  Ausgaben  einen  Ausgleich  im  Budget  bei  Preissteigerungen 
erkizuführen.  In  Deutschland  werden  die  Hauptschwankungen  im 
l'reis  in  der  Regel  nach  oben  tendieren  und  zwar  deshalb,  weil  infolge 
«Icr  bei  uns  bestehenden  hohen  Exjiortprämie  für  Getreide  eine  über- 
reidiliohe  Ernte  kaum  eine  stai'ke  Preiserniedrigung  dem  Weltmarkts- 
jirris  gegenüber  zur  Folge  haben  wird. 

Alles,  was  deshalb  geeignet  ist,  den  freien  Verkehr   und   damit 
einen  Ausgleich   auf  den  verschiedenen  Märkten   zu  erschweren,  wird 
^auch  eine  gewisse  Gefahr  für  den  Ernährungsstand  weiter  Kreise  mit 
Biich  bringen. 

H      Dazu  gehören  aber  unbedingt  z.  B.  hohe  Kornzölle. 
"      Je   höher   der    Kornzoll,  je   höher  die  Barriere  zwischen  Welt- 
markt und  nationalem  Kornmarkt,  desto  mehr  wird  die  Stetigkeit  des 
[_fiornpreises  bedroht  -'■'*.■' 

Je  höher   der  Kornzoll    desto   größer  die  Gefahr,    daß   im    Falle 
leg  Kornmangels  die  Preishausse  sich  verschärft. 
,Die    Wahrheit    ist,    daß    der    Korn  zoll    dem    Ziele    mög- 
lichster   Preis  kons  tanz    nicht    dient,    ihm    vielmehr    ent- 
ESKenarbeitet,   desto  mehr  entgegenarbeitet,  je   höher   er  ist '".'* 
Neben   dieser  allgemeinen    Bedeutung  des  Verkehrs   für  die  Er- 
fahrung  kommen   im  engen  Zusammenhange   mit  jener   noch   einige 
esondere  Seiten  desselben,  die  besonders  auf  dem  Gebiete  der  0  r- 
Rinisation   des  Verkehrs   und    in   der   Ausgestaltung   des 
farifwesens  liegen,  in  Betracht. 

Von   den   Transportkosten   hängt  es  vornehmlich  ab,  ob  ein 
11     Verkehr  überhaupt  ökonomisch  möglich  ist. 
■       Einige  Beispiele  sollen  dies  zeigen. 

P  Nach  einer  Berechnung  von  Peez  wird  der  Wert  von  100  kg 
^)eizen,  zu  12  M.  berechnet,  in  den  Transportkosten  bei  folgenden 
f'iitfcrnungen  aufgezehrt  *': 


Auf  alten  Stxafien 

Auf  neuen  KunstHiraßen 

Nach  den  Tarifen    der  ersten  Rahuen 

Nach  neueren  Frachtlnrifen 

Bei  der  Seeschiffahrt 


bei 


loo  km 

400    „ 

1500    „ 

4500    „ 

25000    „ 


Wie  sehr  allein  der  Unterschied,  ob  der  Transport  auf  gewöhn- 
ii<-hen  I,andstraßen  oder  auf  Kunststraßen  statttindet  die  ökonomische 
«i^Klichkeit  des  Transjiortes  beeinflußt,  zeigt  für  verschiedene  Nah- 
^"Dpinittel  eine  Berechnung  Settegasts. 
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Die  Ware  verliert  ihren  gesamten 

Wert  bei  einem 

Transport  toi 

Meilen'«: 

Angenommoier  Wert 

Auf  gewdhnUchen 

Auf  Kniut- 

pro  Zentner 

Landstraßen 

Btrafien 

M. 

M. 

M. 

Grfinfntter 

0,50 

2,«T 

4 

Zuckerräbea 

I,— 

6,67 

10 

Kartoffeln 

I,&0 

10,— 

■S 

Heu 

2  — 

i3,»i 

M 

Milch 

4,— 

«7,84 

4° 

Boggen,  Gerate,  Hafer 

7,60 

5°.— 

75 

WäMD 

lO,— 

66,d7 

100 

Wenn  auch  diesen  Angaben  nur  relative  Richtigkeit  zukommt 
so  geht  aus  den  beiden  Zusammenstellungen  eines  klar  hervor: 

Die  große  Bedeutung,  welche  eine  Verbesserung  der  Korn 
munikationsmittel  für  die  Versorgung  mit  Lebensmitteln  hat 
jede  Verbesserung  von  Straßen,  jede  neue  Eisenbahnverbindung  nad 
den  Orten,  die  bisher  auf  den  Verkehr  auf  Landstraßen  angewiesen  waren 
der  Ersatz  von  Eisenbahnen  durch  Schaffung  künstlicher  Wass6r 
Straßen  oder  durch  Regulierung  und  Schiffbarmachung  natfirlichei 
Flußläufe,  wird  einen  billigeren,  und  zum  Teil  schnelleren  Transpon 
ermöglichen. 

Aber  Hand  in  Hand  mit  einer  Verbesserung  der  Transportmitte 
hat  auch  eine  Tarifpolitik  zu  gehen,  die  nicht,  wie  es  in  Deutschlanc 
leider  vielfach  geschieht,  den  Konsumenten  als  eine  „quantit^  n^li 
geable"  betrachtet.  Wer  die  Entwickelung  des  Tarifwesens  bei  uns  ii 
den  letzten  10  Jahren  etwas  verfolgt  hat,  der  konnte  sehen,  wie  das 
selbe  immer  mehr  und  mehr  in  den  Dienst  unserer  Schutzzollpolitii 
gestellt  worden  ist. 

Ein  treffliches  Beispiel  dafür  führt  Lot z  aus  Bayern  an,  dasabei 
auch  für  preußische  Verhältnisse  typisch  ist**. 

Getreide,  das  aus  Oesterreich-Ungarn  als  Durchfuhr  nach  dei 
Schweiz  Bayern  passiert,  muß  auf  der  bayrischen  Strecke  pro  tlm 
einen  Einheitssatz  von  3,2— 2,72  Pf.  Fracht  zahlen.  Wäre  dieses  Ge 
treide  nicht  Durchfuhr,  sondern  dazu  bestimmt  in  Bayern  zu  bleiben 
um  dort  konsumiert  zu  werden,  oder  würde  bayrisches  Getreide  nacl 
einem  anderem  deutschen  Gebiet  —  also  nicht  ins  Ausland  -  exporüeri 
so  würde  sich  dieser  Frachtsatz  auf  4,5  Pf.  pro  tkm  erhöhen;  wir 
dagegen  bayrisches  Getreide  ins  Ausland  ausgeführt,  z.  B.  nach  Tire 
so  beträgt  die  Fracht  nur  2,6  Pf.  pro  tkm. 

Also  alles  Getreide,  das  in  Bayern  konsumiert  wird,  aus  dei 
Ausland  eingeführtes  oder  auch  solches  bayrischen  Ursprungs,  mv 
eine  Fracht  von  4,5  Pf.  zahlen;  alles  Getreide,  das  nicht  in  Bayei 
verbraucht  wird,  wird,  wie  gezeigt,  zu  einem  erheblich  billigere 
Streckensatze  befördert. 

Daß  eine  derartige  Tarifpolitik,  die,  wie  gesagt,  auch  für  Preuß« 
typisch  ist,  allen  jenen  obengenannten  Maßnahmen,  die  wie  Zoll 
Oktrois  u.  s.  f.  eine  Erschwerung  der  ohnehin  schon  unzureichend« 
Ernährung  der  unbemittelten  Klassen  bedeuten,  würdig  zur  Sei 
treten  kann,  liegt  klar  zu  Tage. 

In  anderen  Ländern,  wie  Rußland  und  den  Vereinigten  Staat« 
Nordamerikas  haben  sich  die  Getreide-  und  Mehlfrachten  per  Bahn 
den  letzten  Jahren  bedeutend  vermindert.   So  gingen  die  durchschnil 
liehen  Kosten  der  Beförderung  von  Weizen  auf  der  Eisenbahn  v( 
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der  Zeit  von  1873— 1S94  um  mehr  als  die  Hälfte  zurück 
(für  KK«  t  1873  50,13  M.,  1894  19,WI  MkK  wälirend  aus  neueren 
Uniersuchungen  liervoryelit,  daß  in  diesen]  Zeitraum  in  Deutschland 
,jiicbts  von  Reformen  nach  dieser  Seite  hin  zu  spüreu  war  "', 

Zum  Vergleich  mit  den  hohen  deutschen  Frachtsätzen  sei  folj,'ende 
KnsamTuenstellung  gepeben,  die  einen  Hegritf  von  den  billigen  Tarifen 
nderer  Staaten,  in  diesem  Falle  Amerikas,  und  dem  steten  Sinken  der 
Btrerkengätze  dort  gibt. 


ATerage  icceipts  per  ton  per  Mile  of 

leadiag 
(Gent«) 
1888 

railroiida  "' 

RaJiway  lines                                 1870 

1890      1900 

Lineti  Ka*t  of  Chicago                   i,6i 

0,87 

0,88           0,51 

Wei»t-  und  Nortliwesteni   lines      2,6 1 

1,44 

1,00        o,ss 

.Southweswrn  lines                          »,»j 

i,e& 

(,)l           0,»8 

boulhern  linw                                  J,3a 

i.iti 

0,80       o,ni 

Transconiinental                             4,;.o 

2,»l 

I,.'ill          0,!)U 

Ayenge      i,»» 


1,17 


0,!I1 


Gegenüber  der  heute  in  Deutschland  herrschenden  Praxis,  die 
lufifuhr  und  Durchfuhr  Idllig,  die  für  den  deutschen  Konsum  be- 
lliiiiniten  Waren  dagegen  teuer  zu  verfraciiten,  gab  bisher  die  Ge- 
bfilirenfreiheit  der  Schiifalirt  auf  einer  Reihe  von  Strömen  einen  ge- 
jissen  Ausgleich,  indem  hier  die  Einfuhr  einer  Reihe  von  notwendigen 
'  darfsartikeln  vor  allem  von  Getreide  zu  relativ  billigen  Frachten 
löglich  war.  Aber  es  werden  bereits  Stimmen  laut,  die  diese  Ge- 
ktlhrenfreiheit  beseitigt  sehen  wollen,  um  auch  diese  Binncnschiff- 
'hrtin  den  Dienst  der  schutzzöllnerischen  Eisenbahupolitik  stellen  zu 
können  "*. 

Auch  die  Frage  der  Schaffung  künstlicher  Wasserstraßen 
wbört  hierher.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Binnenschifffahrt 
Massengüter,  die  nicht  schnell  verderben  und  deshalb  einen  längeren 
Tnuisport  vertragen,  wohlfeiler  befördern  kann  als  die  Eisenbahn,  be- 
steht auch  auf  den  Wasserstralien  ein  ausgedehnter  Wettbewerb  unter 
^  den  einzelnen  Verfrachtern,  der  recht  wohl  im  stände  ist  auch  die  Staats- 
■^ihnen,  die  in  diesen  Dingen  etwas  langsam  sind,  zu  Tarifermäßi- 
P^pingen  zu  veranlassen "'. 

Wohl  gibt  es  Tarifbestimnningen,  die  auf  den  ersten  Blick  den 
Auschein  erwecken ,  als  ob  sie  auf  eine  „Konsunitionspolitik"  zu- 
sesdnitten  seien. 

Es  sei  hier  nur  erwähnt,  daß  z.  B.  in  Baden  die  Beförderung  der 
Milch  unter  Anwendung  der  Frachtsätze  der  allgemeinen  Frachtstück- 
Kutklasse  zu  den  für  Eilgüter  bestehenden  Beförderungsbedingungen 
fjfolgt;  dasselbe  gilt  für  Butter,  frische  Gemüse,  Stein-  und  Kern- 
»l'Sl  u.  s.  f. 

Aber  diese  Vergünstigungen  —  eine  ganz  berechtigte  und  gut  zu 
beißende   Maßnahme     -    sind   ijroduktionspolitisclier  Natur,   d.  h.   zu 

ICuBäten  der  diese  Produkte  verkaufenden  Landwirte  erlassen.  Nichts- 
destoweniger konjiiien  sie  auch  den  Konsumenten  zu  gute.  Bei  den 
ffollen  Milchtransporten,  die  in  unsere  Städte  stattfinden,  spielen  die 
weckensätze  eine  große  Rolle  und  ebenso  die  Schnelligkeit,  mit  welcher 
««Beförderung  vor  sich  geht^*. 
Derartige  Bestimmungen  für  Milch  gelten  auf  allen  deutschen 
""hneD,  sobald  während  des  Monats  ein  gewisses  Mindestgewicht  (zu- 
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sammen  500  kg)  befördert  werden.  Dabei  finden  insofern  noch  weitere 
Vergünstigungen  statt,  als  1  1  Vollmilch  ausschließlich  der  Grefäße  » 
1  kg  gerechnet  werden  und  die  RQckbeförderung  der  leeren  GeftBe 
als  Eilgut  geschieht,  während  die  Hälfte  des  Gewichts  derselben  zam 
Stfickguttarif  berechnet  wird. 

Aber  sonst  liegt  die  Beförderung  von  Lebensmitteln  auf  onsereD 
Bahnen  noch  sehr  im  argen.  Von  Oberbaden  nach  Berlin  kostet  heat« 
noch  die  Fracht  für  einen  Zentner  Obst  3  M.  und  dabei  ist  es  noch 
die  Frage,  ob  es  nicht  infolge  der  langen  Frachtdauer  verdorben  an- 
kommt ■''^  Man  vergleiche  damit  auf  welche  Riesenentfernungen  ood 
zu  welch  billigen  Bedingungen  das  kalifornische  Obst  von  dem 
Westen  Amerikas  bis  nach  New-York,  ja  bis  auf  den  Kontinent  ge- 
schatFt  werden  kann;  freilich  sind  dafür  besondere  Vorrichtungen, 
vor  allem  Kühlwagen  nötig  und  ebenso  andere  Tarife  als  sie  bei  ans 
herrschen. 

Man  vergleiche  deutsche  Verhältnisse  mit  den  großartigen  Ein- 
richtungen, welche  die  englische  Nordbahn  und  Westbahn  zur  Ver- 
sorgung Londons  getroffen  hat'". 

Gerade  bei  unseren  großen  Städten  spielt  die  Frage  der  Lebens- 
mittelversorgung eine  bedeutende  Bolle.  In  dieser  Beziehung  stehen 
die  Stadtverwaltungen  vor  großen  Aufgaben;  nicht  nur,  wovon  noch 
die  Rede  sein  wird,  soll  sie  in  qualitativer  Hinsicht  ein  Augenmerk 
auf  den  Nahrungsmittelverkauf  haben,  sondern  auch  bei  der  Organi- 
sation desselben  ist  ihr  eine  wichtige  Rolle  zugewiesen.  Es  ist  in 
dieser  Beziehung  schon  manches  geleistet  worden,  es  sei  nur  an 
Märkte,  Markthallen,  Vieh-  und  Schlachthöfe  errinnert,  aber  es  kann 
auch  vonseiten  der  städtischen  Verwaltung  noch  mehr  geschehen. 
Doch  liegt  dies  bereits  auf  dem  Gebiet  des  Zwischenhandels  ". 

Der  Zwischenhandel. 

Auf  dem  Wege,  den  die  Ware  vom  Produzenten  zum  Konsumenten 
zurücklegen  muß,  erleidet  sie  durch  den  Zwischenhandel  eine  redit 
stattliche  Verteuerung.  Wie  die  Untersuchungen  des  „Vereins  für 
Sozialpolitik'^  „lieber  den  Einfluß  der  distributiven  Gewerbe  auf  die 
Preise  '^^^  gezeigt  haben,  hat  ein  irrationell  betriebener  Zwischenhandel 
recht  große  Preisaufschläge  zur  Folge. 

Der  Handel  hat  die  Aufgabe  zwischen  Produzenten  und  Konsu- 
menten zu  vermitteln,  und  die  Form  des  Handels  ist  die  beste,  welche 
diesen  Dienst  der  Volkswirtschaft  am  vollkommensten,  d.  h.  in  der 
Hauptsache  am  billigsten  zu  leisten  vermag. 

In  dieser  Beziehung  einer  möglichst  rationellen,,  d.  h.  in  diesem 
Falle  billigen  Gütervermittelung,  gibt  es  höhere  Formen  als  die  in 
überreicher  Zahl  auftretenden  Detailgeschäfte.  Besonders  auf  dem 
hier  in  Betracht  kommenden  Gebiete,  dem  der  Lebensmittel,  trifft  dies 
in  hohem  Grade  zu.  Gemeint  sind  Organisationen,  die  von  den  Kon- 
sumenten selbst  ihren  Ausgang  nehmen,  die  sogenannten  Konsum- 
vereine. Das  Ziel  derselben  ist  ihren  Mitgliedern  ihre  Lebensbedfirf- 
nisse  zu  billigeren  Preisen  und  besserer  Qualität  zu  liefern,  als  dies  der 
Kleinhandel  vermag. 

Aus  den  zahlreichen  Ursachen,  welche  den  Konsumverein  hierzu 
befähigen,  seien  genannt :  Das  Prinzip  der  Barzahlung,  größerer  Um- 
satz, feste  Kundschaft  und  infolgedessen   geringeres  Risiko,  gemdn- 
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Wareneinkauf  mit  anderen  Konsumvereinen  und  sehr  häufig 
Produktion,  ferner  Ausschaltung  des  Uuteruehniergewinnes,  der 
den  Mitgliedern  entweder  in  Form  billiger  Preise  oder  einer  jährlichen 
Dividende  zufließt.  Auf  Einzelheiten  kann  hier  natürlich  nicht  einge- 
ngen  werden*". 
Die  Wirkung  dieser  Konsumvereine  auf  die  Lehenshaltung  ihrer 
Mitglieder  ist  eine  überaus  günstige.  Durch  eine  billigere  Preisstel- 
luim  und  durch  die  Verteilung  der  Reingewinne  an  die  Mitglieder  kann 
natürlich  ein  größerer  Teil  des  Einkommens  auf  die  Ernährung  ver- 
«audl  werden  als  unter  anderen  Umständen.  Daß  es  sich  hier  um 
lecht  große  Ersparnisse  handelt,  geht  aus  folgendem  hervor: 

Zwei  Mitglieder  des  Konsumvereins  Vorwärts  in  Barmen  wurden 
iranlaßt  ihren  üblichen  Wochenbedarf  in  einem  mittleren  Geschäft  zu 
■decken.    Es   wurde   ihnen   die   Begleichung  etwaiger   Preisdifferenzen 
ersprochen,  ohne  daß  sie  etwas  von  dem  Zweck  erfuhren  *". 

Es  stellte  sich  nun  bei  nachträglichem  Vergleich  heraus,  daß  dieser 
;u  derselben  Zeit  kostete : 


Im  Privatgeschäft: 
Wochenbedarf    I                   7,ao 

X  52  =  Jahresbedarf  I   379,60 
davon  ab      304,1» 

M. 

n 
1« 

Im  üenossenHchaftelnden : 
6,19  M. 

8,97     „ 

32i,8S—  17,70  =  304,18 
(Rückvergütung  5'/,  Proz.) 

also  ernparC 

Jahresbcdarf  II 

davon  ab 

75.*» 
440,7  a 

M. 

466,44  —  25,66  =  440,79 
(Rückvergütung) 

also  erepart 

91,«« 

M. 

I 


Bedenkt  man,  mit  welch  bescheidenen  Mitteln  der  Arbeiter  wirt- 
sflwftet,  so  kann  man  eine  derartige  Ersiiarnis  nicht  hoch  genug  ein- 
»<'liiitzen.  Freilich  erreicht  diese  nur  dann  eine  obengenannte  Höhe, 
*'o  der  Arbeiter  seinen  (iesamtbedarf  an  Lebensmitteln  im  (ienossen- 
Khafisladen  deckt.  Da  dies  aber  bei  dem  relativ  geringen  genossen- 
«haftlichen  Geiste  der  deutschen  Arbeiterschaft  nicht  der  Fall  ist,  so 
f  die  tatsächliche  Ersparnis  heute  auch  eine  geringere. 

Riehn  schätzt,  daß  in  Deutschland  %  Millionen  meist  der  Arbeiter- 
klasse angehöriger  Familien  mit  etwa  2',;,  Millionen  Köpfen  die  Kauf- 
kraft ihres  Einkommens  infolge  der  genossenschaftlichen  (iütervermitte- 
luiig  atn  25—30  M.  gesteigert  haben ''. 

Ein  weiterer  Einfluß  der  Konsumvereine  liegt  darin,  daß  sie  eine 
Ifinderung  der  Kleinhandelspreise  bewirken.  Schon  Lexis  berichtet 
Ji  seiner  Abhandlung   aus   dem  Jahre  1888  über  den  Breslauer  Kon- 

iterein   und   die   Kleinhandelspreise,   daß   bereits  aus  dessen    (ie- 

sberichten  für  IStJB  hervorgehe,  „daß  die  Warenpreise  durch  die 
onknrrenz  des  Vereins  mit  den  selbständigen  Hän<tlern  erheblich 
■^abgedrückt  worden  seien'*'*. 

Die  überall  zu  beobachtende  Tatsache,  daß  die  Preise  des  Konsum- 
J*reins.  viel  mehr  als  die  des  Kleinhandels,  den  Großhandelspreisen 
*^k^n,  bringt  es  mit  sich,  daß  dort,  wo  ei»  stjirker  Konsumverein  be- 
s'^kt,  eine  Abschaffung  des  Oktrois   mit  viel  größerer  Gewißheit  eine 

Cer  Detailpreise  nach  sich  zieht,  als  dort  wo  die  Bäcker- 
: 


I 


[oder  Metzgergenossenschaft  konkurrenzlos  dasteht' 


59 


156 


MOMBERT, 


Je  größer  der  Geschäftskreis  der  Konsumvereine  ist,  ul 
Vorteile  können  sie  natürlich  ihren  Mitgliedern  bieten.  _ 

Dort,  wo  sie  nicht  nur  Lebensmittel,  sondern  auch  z.  B.  Schnh* 
und  Kleider  verkanten,  eventuell  selbst  herstellen,  sind  die  Er>pariiL-><t 
welche  der  Arbeiter  beim  Einkauf  im  Konsumverein  gegenüber  det 
beim  Kaufmann  macht,  um  so  gröISere. 

Der  günstigste  Einfluß  ausgedehnter  und  leistungsfähiger  Konsna 
vereine  auf  den  Eniähruug.sstand  der  luinderlieniittelten  Schichten  tri 
also  klar  zu  Tage.  In  je  höherem  Umfange  der  Arbeiter  seine  Lehen.' 
mitteleinkiiuff  im  Genossenschaitsladen  macht,  um  so  größer  ist  di 
Kaufkraft  seines  (Jeldes,  d.  h.  um  so  mehr  Nalirungsrnittel  erhall  < 
pro  Geldeiulieit ;  je  mehr  er  andere  Bedarfsaitikcl  dagegen  dort  ersteh 
einen  um  so  größeren  Auteil  seines  Einkommens  kann  er  auf  die  Ej 
nährung  verwenden. 

Bei  dieser  großen  Bedeutung,  die  den  Konsumvereinen  ffir  d« 
Ernährungsstand  <ier  Arbeiterschaft  zukommt,  ist  es  sehr  zu  bedauen 
daß  die  Gesetzgebung  und  vielfach  auch  die  öffentliche  Meinung  ihn 
Entwickelung  hindernd  in  den  Weg  tritt.  Um  so  mehr  ist  dies  i 
beklagen,  wo  doch  die  Konsumvereine  der  eigenen  Initiative  der  Ai 
beiterschaft  entsprungen,  eines  der  bedeutsamsten  Mttel  darstellen,  ui 
auf  dem  friedlichen  Wege  der  Selbsthülfe  einen,  wenn  auch  vielfac 
unzureichenden  Ausgleich,  für  ihre  ungenügenden  Einkommensverhäl' 
nisse  zu  schaffen. 

Unter  dem  Schlagwort  einer  völlig  unverständlichen  „Mittelsiaml- 
Politik"'  sucht  man  heute,  vor  allem  durch  Steuermaßregeln,  den  Kor 
sumvereinen  möglichst  große  Hindernisse  zu  bereiten. 

Bereits  im  Jahre  lS9(j  ging  Sachsen  voran,  indem  es  seinen  G< 
meinden  eine  Besteuerung  derselben  vorschlug. 

Kraft  ihrer  Steuerautonomie  haben  diese  das  Recht  den  üinsat 
der  genossenschaftlichen  Verkaufsstellen  bei  einem  solchen  von  200U(Jjl 
au  mit  2  Proz.  zu  besteuern.  Im  ganzen  haben  aber  nur  n  Proz.  de 
sächsischen  Gemeinden  von  diesem  Recht  Gebrauch  gemacht.  W 
diese  Steuer  voll  zur  Anwendung  kommt,  ist  sie  für  eine  gedeihhch 
Entwickelung  dieser  Vereine  ein  großes  Hindernis,  Muß  doch  ei 
Konsumverein,  der  bei  löOiXK)  M.  15000  M.  üeberschuß  erzielt,  bt 
2  Proz.  Umsatzsteuer  iiÜOO  M.,  d.  h.  20  Proz.  des  Einkommens  vei 
steuern  ". 

Nach  Riehn  entrichteten  1899  in  Sachsen  18  Konsumvereines 
Steuern  ItKiOCW  M.:  „Mit  anderen  Worten:  ihre  Mitglieder  entrid 
teten  bei  einem  durchschnittlichen  Warenbezug  von  ca.  iXX)  M.  eil 
direkte  Familieukonsum  Steuer  von  6  M.,  die  bei  dem  Verei 
in  Form  einer  Schniälerung  ihrer  Ersparung  um  etwa  V^  durchschnit 
lieh  erhoben  wurde**". 

In  Preußen  wurde  4  Jahre  später  zusammen  mit  der  Warei 
haussteuer  eine  Umsatzsteuer  für  Konsumvereine  eingeführt.  Da  die« 
Steuer  aber  nur  dann  in  Kraft  tritt,  wenn  das  betreffende  Warenhai 
bezw.  der  Konsumverein  mehr  als  eine  im  tJesetz  ausdrücklich  Im 
nannte  Warengruppe  (z.  B.  neben  Lebensmitteln  und  Kolonialware 
noch  Stiefel  oder  Kleider)  führt,  so  war  die  Folge,  daß  die  preußische 
Konsumvereine  sich  zum  Schaden  ihrer  Mitglieder  auf  den  Verkat 
einer  Warengruppe  beschränken  mußten  ". 

Neuerdings  hat  die  sächsische  Regierung  weitgehenden  Anträge 
in  der  Kammer,  die  eine  reine  Erdrosselungssteuer  für  die  Kousumrei 
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eiTie  vorschlugen,  einen  ablehnenderen  Standpunkt,  welcher  der  großen 
lO'/.ialpoiitischen  IJedeutun|j;  derselben  gerecht  wird,  eingenommen. 

In  diesem  Zusammenhange  sei  auch  kurz  auf  Vorschläge  hin- 
gewiesen, welche  deu  modernen  Gemeindeverwaltungen 
einen  größeren  Einflu  IS  auf  die  Ernährungsverhältnisse 
der  städtischen  Bevölkerung  zugestehen  wollen,  als  es 
heote  bereits  der  Fall  ist.  Heute  beschränkt  sich  die  städtische  Ver- 
waltuug  auf  die  Kontrolle  der  Lebensmittel,  Durchführung  der  Fleisch- 
»oliau.  Errichtung  von  städtischen  Schlachthöfen.  Seltener  hat  sie  un- 
mittelbar eingegriffen ;  ich  erinnere  an  die  lue  und  da  stattfindende 
Versorgung  der  Schulkinder  mit  Frühsttick  auf  öti'eiitliche  Kosten. 

Man  kann  auch  daran  denken,  wie  es  neuerdings  Hugo  tat,  dalS 
die  Stallte  der  Frage  näher  treten  sollen,  selbsttätig  in  die  bisherige 
Orinnisation  des  Verkehrs  und  Handels  einzugreifen  und  durch  kom- 
munale Einrichtungen  eine  bessere  und  billigere  Versorgung  der  Ein- 
wohner mit  Lebensmitteln  herbeizuführen.  Besonders  an  einem  Punkte 
veriiient  diese  Frage  vor  allem  ernstlich  in  Betracht  gezogen  zu 
werden,  beim  Milclihandel  (vgl.  Anm.  ■'■). 

Bei  der  großen  Bedeutung,  welche  der  Milch  für  die  Ernährung 
kleiner  Kimler  und  damit  der  bei  uns  sehr  großen  Kindersterblichkeit 
zukommt,  bedarf  dies  wohl  kaum  einer  weiteren  Begründung. 

Es  sei  nur  auf  das  Referat  Behrings  über  „Die  Entstehung  der 
Lungenschwindsucht  und  die  Bekämpfung  der  Tuberkulose"  auf  der 
Naturforscherversammlung  in  Kassel  \Wi  verwiesen,  in  dem  der  be- 
ffilmile  Gelehrte  auf  den  engen  Zusammenhang  aufmerksam  machte, 
der  seiner  Ansicht  nach  zwischen  Säuglingsmilch  und  Schwindsuchts- 
entstehung  vorhanden  seL 
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c)  Rahrungsmittelgesetzgebuiig  und  veterinärpolizeiMohe  Maßaahmen. 

Für  die  Ernälirung  kommt  es  aber  nun   nicht  allein  darauf  an, 

<l»ß  die  notwendigen  Nahrungsmittel  in  der  genügenden  Menge  und 
Zusammensetzung  zur  Verfügung  stehen,  sondern  daß  auch  die  Be- 
H'hafl'enheit  untl  Qualität  derselben  eine  möglichst  einwandsfreie,  be- 
i"i'idt'rs  in  gesundlieitlicher  Bezieluing  ist. 

In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst  wieder  der  Konsumvereine  zu  ge- 
ileiken,  die  neben  der  Beschaffung  billiger  Waren  für  ihre  Mitglieder 
l>estrebt  sind,  ihnen  möglichst  unverfälschte  -Waren  bester  Beschaffen- 
heit zu  verabfolgen.  So  gibt  es  zahlreiche  Vereine,  vor  allem  in  Eng- 
l^d,  die  ihre  Waren  chemisch  untersuchen  lassen  *". 

In  dieser  Beziehung  spielt  jedocli  heute  die  staatliche  Gesetz- 
gebung die  Hauptrolle.  Für  die  wichtigsten  Nahrungsmittel  seien  die 
liiBptsfichlichsten  Bestimmungen  kurz  wiedergegeben. 

Fleisch  und  Feischwaren. 
Hier  kommt  zunächst  die  Fleischbeschau  in  Betracht.  Sie  ist 
recht  alten  Ursprungs.  Es  ist  bekannt,  daß  sie  beim  Ausgang  des 
Mittelalters  in  den  deutschen  Städten  vielfach  eingeführt  war  und 
»ehr  strenge  gehandhabt  wurde ''.  .Ja  man  ging  tlamals  noch  viel 
weiter  als  heute.  Man  wollte  nicht  nur  schlechtes  Fleisch  vom  Ver- 
kauf ausschließen,  sondern  den  Käufern  eine  unmittelbare  tiarantie 
'äf  gute  Ware  liefern.     Um  nur  wenige  Beispiele  hervorzuheben,  so 
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schrieb  z.  B.  eine  Ratsverordnung  in  Osnabrück  vom  Jahre  1472  vor, 
daß  das  an  den  3  Schlachttagen,  Sonntag,  Dienstag,  Donnerstag  ge- 
schlachtete Fleisch,  das  beim  Verkauf  übrig  geblieben  sei,  bereits  am 
übernächsten  Tag  nicht  mehr  verkauft  werden  dürfe.  Andere  Städte 
gingen  noch  weiter.  In  Straßburg  war  das  Mißtrauen  gegen  die  Wurstler 
so  groß,  daß  verordnet  war,  daß  die  Wurst  nur  vor  den  Augen  der 
Leute  auf  den  Freibänken  und  nicht  in  den  Häusern  hergestellt  werden 
dürfe. 

Man  sieht,  prinzipiell  ist,  was  die  Fürsorge  für  gesunde  Lebeos- 
mittel angeht,  in  der  Neuzeit  keine  Aenderung  eingetreten,  nur  daS 
gemäß  der  fortschreitenden  wissenschaftlichen  Erkenntnis  die  Nahmngs- 
mittelgesetzgebung  unter  neuen  Gesichtspunkten  vorgeht. 

Grundlegend  für  Deutschland  ist  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1900 
betr.  Schlacht- Vieh-  und  Fleischbeschau,  das  gemäß  kaiserlicher  Va- 
ordnung  vom  30.  Juni  am  1.  Okt.  1900  in  Kraft  getreten  ist. 

Es  werden  alle  Einzelheiten  der  Fleischbeschau  aufs  genaueste 
geregelt.  Das  Gesetz  bestimmt,  welche  Personen  und  unter  welches 
Voraussetzungen  diese  als  Fleischbeschauer  zuzulassen  sind;  femer, 
wie  beanstandetes  oder  verdorbenes  Fleisch  zu  behandeln  oder  zu  ver- 
treiben ist. 

Sehr  wichtig  sind  eine  Reihe  recht  scharfer  Bestimmungen  über 
die  Untersuchung  der  nach  Deutschland  einzuführenden  Fleisch-  und 
Fettwaren.  Die  Einfuhr  derselben  in  luftdicht  verschlossenen  Bflchsen 
oder  ähnlichen  Gefäßen,  von  Würsten  oder  sonstigen  Gemengen  ans 
zerkleinertem  Fleisch  in  das  Zollinland  ist  verboten. 

Für  die  Einfuhr  von  sonstigem  Fleisch  in  das  Zollinland  gelten 
bis  zum  31.  Dez.  1903  in  extenso  folgende  Bestimmungen: 

Frisches  Fleisch  darf  nur  in  ganzen  Tierkörpern,  die  bei  Rindvieh, 
ausschließlich  Kälbern  und  Schweinen,  in  Hälften  zerlegt  sein  können, 
eingeführt  werden. 

Zubereitetes  Fleisch  darf  nur  dann  eingeführt  werden,  wenn  nach 
Art  der  Gewinnung  und  Zubereitung  Gefahren  für  die  menschlidie 
Gesundheit  ausgeschlossen  sind,  oder  wenn  sich  die  Unschädlichkät 
bei  der  Einfuhr  feststellen  läßt.  Alles  eingehende  Fleisch  unterliegt 
bei  der  Einfuhr  einer  amtlichen  Untersuchung,  soweit  es  nicht  im  Aus- 
fuhrland nachweislich  vorschriftsmäßig  untersucht  oder  zur  Durchfuhr 
bestimmt  ist.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt  weitergehende  Einfuhr- 
verbote bzw.  Beschränkungen  anzuordnen. 

Daneben  bestehen  noch  in  einigen  Staaten  Vorschriften  über  den 
Zusatz  von  Mehl  zu  Würsten  oder  über  das  Färben  derselben.  Femer 
ist  neuerdings  das  bekannte  Verbot  der  Verwendung  von  Borsäure 
zur  Fleischkonservierung  erlassen  worden. 

Neben  diesem  Fleischbeschaugesetz  müssen  noch  einige  andere 
Verordnungen  erwähnt  werden,  die  wenigstens  mittelbar  den  Zweck 
haben,  die  Verbreitung  und  den  Konsum  gesundheitschädlichen  Fleisches 
zu  unterdrücken.  Gemeint  sind  die  veterinärpolizeilichen 
Maßregeln  auf  Grund  §  7  des  Gesetzes  betr.  die  Abwehr  und 
Unterdrückung  von  Viehseuchen  vom  1.  Mai  1894. 

Auf  Grund  dessen  sind  für  Deutschland  durch  eine  Reihe  von 
Verordnungen  Einfuhrverbote  für  lebendes  Vieh,  vor  allem  für  Schweine 
aus  einzelnen  Ländern  erlassen  worden.  So  dürfen  nach  Deutschland 
ganz   allein  noch  aus  Rußland  Schweine  eingeführt  werden,  und  dies 
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t\ör  in  beschränkter  Anzahl,  <lie  auf  wöchentlich  1350  Stück  beschränkt 
ist  und  zwar  auf  eine  Reihe  oberschlesischer  Städte. 

Die  Wirkung  dieser  Verbote  ergibt  sich  auf  das  klarste  aus  der 
(üandelsstatistik. 

Es  wurden  lebende  Schweine  nach  Deutschland  eingeführt: 


Anzahl 

Werl  in 
Millionen   M. 

Anzahl 

Wert  in 
Millionen   M 

1891 

73»  599 

72,0 

1807 

89826 

7.« 

1882 

86i  253 

98,0 

1898 

73787 

5.9B 

1803 

800852 

95.» 

1899 

70287 

4,9* 

1894 

710  128 

8o,B 

1900 

68563 

5,10 

1895 

345  594 

28,8 

1901 

77257 

7,1« 

1N96 

108091 

6,9 

19CÖ 

70592 

8,47 

Die  Einfuhr  ist  also  uin  mehr  als  90  Proz.  zurückgegangen. 

in  der  gleichen  Richtung  wirkt  das  oben  besprochene  Fleischbe- 
«haugesetz  vom  Jahre  1900. 

Die  Einfuhr  von  einfach  zubereitetem  Fleisch  ging  von  1898  auf  1902 
»OD  53767  t  auf  24106  t,  und  die  von  Schweineschmalz  von  116515  t 
fMf  82273  t  herunter. 

Ein  weiterer  noch  stärkerer  Rückgang  wird  kaum  ausbleiben. 

Die  Gebühren,  welche  für  die  Untersuchung  des  Fleisches  bei  der 
'  linfohr  erhoben  werden,  sind  so  ungeheuer  hohe,  daß  dieses  Fleisch- 
beschaugesetz in  hohem  Grade  prohibitiv  wirken  muß. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  alles  aufgeboten  werden  muß,  um 
zu  verhüten,  daß  gesundheitschädliches  Fleisch  in  den  Verkehr  gelangt. 
Trotz  alledem  kann  man  nicht  entschieden  genug  betonen,  daß  alle  der- 
utige  Maßnahmen  vom  Konsuuientenstandpunkt  aus  sehr 
iweischnoidige  sind.  Alle  diese  angeführten  Bestimmungen  er- 
höhen ja  vielleicht  die  Qualität  des  in  den  Handel  gelangenden 
Fleisches,  bewirken  aber  ganz  zweifellos  eine,  wie  die  Erfahrung  zeigt, 
ttttke  Steigerung  der  Preise.  Derartige  gesundheitliche  Maßnahmen 
Waden  also  von  einem  relativen,  oft  auch  absoluten  Rückgang  des 
Fleischkonsums  begleitet  sein,  vor  allem  in  den  unteren  Klassen,  von 
denen  heute  bereits  ein  großer  Teil  unterernährt  ist  und  dies  haupt- 
sächlich deshalb,  weil  diese  Schichten  nicht  in  der  Lage  sind,  geniigeml 
Reisch  zu  essen  *\ 

Diese  gesundheitspolizeilichen  Maßnahmen  bedeuten  also  eine 
»eitere  Erschwerung  der  Lebenshaltung  derer,  die  heute  bereits  an 
Mer  ungenügenden  Ernährung  leiden  und  vergrößern  somit  alle  die 
großen  gesundheitlichen  und  hygienischen  Nachteile,  welche,  wie  gezeigt, 
«ine  ungenügende  Ernährung  mit  sich  bringt. 

Es  ist  also  sehr  die  Frage,  die  hier  nicht  beantwortet,  aber  doch 
l^tellt  werden  muß,  was  bei  diesen  gesundheitspolizeilichen  Maß- 
Oiihuien  größer  ist,  die  Vorteile  oder  die  Nachteile,  die  sie  auf  den 
fjesandheitszustand  der  großen  Massen  haben  ''*. 

l'eber  die  übrigen  Nahrungsmittelgesetze  kann  man  ganz  kurz 
liinweggelien. 

In   Betracht    kommt    einmal    das   Gesetz    betr.   den  Verkehr  mit 

Nahrungsmitteln,     Genußmitteln     und     Gebrauchsgegenständen     vom 

^•*-  Mai    1879,   ferner  eine  Reihe  anderer  Gesetze  und  Verordnungen 

l  über  den  Verkehr  mit  Milch,  Butter,  Käse,  Schmalz,  Margarine.  Mehl, 

Zucker  u.  s.  w. 

Es  ist  um   so  weniger  nötig   hier  die  Einzelheiten  vorzuführen, 
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als  seit  kurzem  eine  flUcrsichtlidie  uml  umfassende  Zusainmenslellunf; 
der  gesamten  deutschen  Nalirungsmittelgesetzjjebung  besteht  ■'■". 
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13)  Vgl.  dazu  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim,    a.  a.  O. 

Schnnzsches  Finanzarchiv  litl.  XVIII,  1901. 

15J  Vgl.  dazu  Statistische  Untersuchungen  zur  Frage  der  Steuerüberwälzung. 
Tabelle  S.  280. 

16)  Hellwig,  Geschichte  und  Kritik  de»  Oktrois  im  Groflherzogtum  BesMii 
8.232  bezeichnet  die  Verwertung  der  Untersuchungen  von  Laspeyres  für  die  vor- 
liegende Frage  als  teiidcnziJis  und  zwar  deshalb,  weil  die  Uklroilaston  viel  niedriger 
als  diejenigen  der  preußischen  Mahl-  und  Schlachto<teuer  seien.  Für  einzelne  Falle 
mag  dieser  Einwand  zutreffen  ;  in  dieser  allgiiiieitien  Form  uusgesprociien,  ist  er  vcjl- 
stäudig  ungerechtfertigt-  Es  gibt  eine  große  Zahl  von  Stielten,  flp<»ziell  die  vou  Hell- 
wig selbst  untersuchten  Hessens,  in  denen  zwar  da'<  Oktroi  auf  fleisch  teilwciM 
geringer  ist,  als  die  preußische  Schlachtsteucr,  aber  doch  niclit  um  so  viel  niederer 
um  diesen  apo<liktischen  Ausspruch  Uellwiga   zu   recbUcrtigcu.     leb  kann  lüchl 


14)  E.  Laspeyres,  Statist.  Untersuchungen  zur  Frage  der  Steuerüberwäkong, 
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a,  weshalb,  wenn  die  Alischaffung  einer  Abgabe  von  9  Pf.  pro  Kilo,  wie  sie 
die  pneujäi-iche  tfchlaciil^lcuer  (iarstclltc,  den  Preis  um  den  vnlieii  Belrac  vermindert 
b*t,  die»  bei  der  Alischafluuiij;  eine  .\bjjabe  von  z.  15.  (i  Pf.  nicht  auch  der  Fall  sein 
•olL    Das  gleiche  gilt  auch  von  den  Abgaben  auf  MeJil  und  Brot. 

17)  Neu  mann,  Zur  Gemeindcwteucrreform  in  Dcutsciiland  1Ö95,  S.  256. 

18)  Zo^anuneogestellt  nach  ilen  Angaben  Paasches  im  Uand Wörterbuch  der 
Btaat»wiss.  II.  Aufl.,  .Art.  Zuckcrinduiitric  und  Zuckersteuer. 

19)  Stutzer,  Zucker  und  Alkohol.  VXr^,  Berlin.  Mosso,  der  EinfhilJ  de« 
Zucker»  auf  die  Muskelarbeit,  Berlin  liKJl.  Eine  teilweise  andere -Auffassung  vertritt 
Bunge,  der  wachsende  ZuckerkoiiKum  und  R-ine  (iefahrfn.  Internationale  Monata- 
M^irift  zur  Bekämpfung  der  Trinkwtten,  Janu.ir  1901. 

20)  Vgl.  als  nierher  gehörig  auch  Karl,  Riti  Beitrag  /.itr  Beurteilung  des  Ver- 
(Dchs  uoa  der  indirekten  .Abgaben  bei  ver(ichie<lenen  Kinktuniueu,  Berlin  ISS'J. 

21)  Sax,  „Die  Verkehri-nitttel  in  Volks-  und  Staat«vvirtsehuft."    Wien  1878/79. 
Bd.  U.    S.  21. 

22)  Statistifches  Jalirbiich  für  da.s  Königreich  Bayern. 

23)  Die  Ernte  betrug  in  Tonnen  bei 

Roggen  Weizen  Spelz  Kartoffeln 

1890  5868078         2830921  492970  23320983 

1891  4782804         2333757         373082  18558379 

24)  Die  Einfuhr  von  Roggen  sank  in  diesen  Jahren,  da  wir  auf  die  rurisische 
Einfuhr  haupi«iächhoh  angewiesen  sind,  ungemein.  Die  Gesanimtroggencinfnhr  be- 
trog io  Tonneu 

IS!«    879903  I8Ö2     548599 

1.S91    842654  18Ö.3    224262 

Die  Weizencinfuhr  ging  kaum  zurück,  da  gegenüber  der  abnehmenden  Einfuhr 
iRoOlaiid,  die  aus  anderen  Gebieten,  besonders  den  Vorein.  Staaten,  stark  znnahm. 

25)  Dietzel,  „Kornzoll  und  Sozialreform."  Berlin  1901.  Ö.  10.  —  Vergl. 
^iiaapt  zu  dem  hier  nur  ganz  kurz  zu  berührenden  Gebiete  die  scharfsinnigen 

lIoBerkungen  Dietzels;  vor  allem  S.  1— !8. 
28)  Dietzel,  a.  a.  O.  unter  "). 

27)  Citiert  nach :  Pbillppovicb,  Grundriß  der  politischen  Oekonomie.  Bd.  II, 
9.  8l297. 

Ciüert  nach:  Bachenberg  er,   „Grundzüge  der  deutschen  Agrarpolitik.-' 
158. 

Schriften  d.  Vereins  f.  Sozialpolitik.    Bd.  LXXXIX.    Eisenbahntarife  und 
ehten.    19(XI.    Herausgegelien  von  W.  Lotz.    S.  H7.   —   Vergl.  folgende 
(Schriften  desselben  Verf. :  ,,Yerkehr8entwicWe!ung  in  Deutschland  1800 — 1900." 
19CKJ.    Vor  allem  den  letzten  iVI.)  Abschnitt  und  „Aufgaben  der  Verkehrs- 
rjollliir  auf   dem  Gebiet    der  Handels|x)lttik  und  Wohnungsfrage"   in   der  „Patria". 
[Jahrbuch  der  Hilfe.     V.K)3. 

30)  Pernaczynski,  „Die  Eisenbahntarife  und  Wasserfrachten  für  tretreide 
ud  Mehl  in  der  Provinz  Posen."    S.  145  in  dem  ebengenannten  Bande  der  Schriften 

'  Vereins  für  Sozialpolitik. 

31)  VergL  dazu:  Graf  Moltke,  „Nordamerika."    S.  15.    Berlin  1903  und  von 
'  4(BMlben  Verf.  „Die  Entwickelung  der  deutschen  Verkehrsmittel   unter  der  Kon- 

hnrau  des  Auslandes."     Berlin  l'.MJl. 

32)  Vergl.  dazu  die  eben  genannten  Schriften  von  W.  Lotz  und  die  dort 
•iflrt«  Literatur. 

Jö)  Hierfür  bringt  Moltke  a.  a.  O.  unter  ")  eine  Reihe  treffender  den  auieri- 
iKhen  Verhältnissen  entnonitnenor  Beispiele. 

84)  üo  betrug  im  Jahre  1901  die  Zufuhr  von  Milch  auf  den  badischen  Slaats- 
nUhuen  nach: 

Mannheim     10840500  kg  Freiburg        9198700  kg 

Karl.-ruhe       8369700    „  Pfor/heim      i  831 800    „ 

Heidelberg     4  747  000   „ 

35)  Hecht,  „Die  badische  I^Andwirtschaft  am  Anfang  des  20.  Jahrhundert^"' 
'S'B.  S.  218. 

3«)  Eisenbahndirektor  de  Terra  („Im  Zcicien  des  Verkehrs."  Berlin  1899.) 
MchUA  darüber  (S.  58ff.):  Die  englische  Ostbahn  machte  Ende  1895  den  Versuch, 
'^  »on  ihr  bedienten  landwirtschafttiehen  pRxluzetiten  in  unmittelbare  Verbindung 
"it  den  Konsumenten  zunächst  in  der  MiUionejistadt  I^jndun  zu  bringen.  „Unter 
Vvmddang  änw  ott  wucherischen  ZwischenhandelH,  der  zugleich  die  betreffenden 
^fingniase,    sei    es   auch    nur   durch   den  mit  Ulm  verbundenou  Zeitverlust,   nicht 
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selten  verschlechtert,  sollte  den  stiidtisehen  Verbrauchern   der  direkte  Bezug  uwbI- 
behrlicher  Nahrung«-    und   Oenußmittel    in   guter   Beschaffenheit    zu    angeme«(iieD 
Preisen  ermöglicht,  den  ländlichen  Produzenten  der  schnelle  und  sichere  Atkutz  ihw 
Erzeugnisse  erleichtert,  damit  ihre  Gwamtlape  verbessert,  und  schließlich  durch  all» 
das  der  Verkehr  und  die  Einnahmen  der  Bahn  gemehrt  werden.    Die  Farmer  wnrii« 
aufgefordert,   bei    der  ihnen  nächstgelegenen  Station  anzumelden,   für  welche  Und- 
wirtschaftlichen  Erzeugnisüe    und    für    welche  Mengen    davon    sie    regelmiSige  itt- 
mittelbare  Abnehmer  zu  haben  wünsrhten.    Nachdem  dieser  Aufforderung  von  da 
meisten  Farmern    cntsprtxzhen    worden  war,    konnte    eine  Liste   dieser  Farmer  und 
ihrer  zum  Verkauf  angebotenen  Erzeugnisse  in  London    in  Zehntausenden  von  Ab- 
drücken verteilt  werden,     l'nd   bald  hatte  sich   auf  diese  Art   ein   reger  Geschifti- 
verkehr  zwischen   den   Produzenten    auf  dem  I^ande  und   den  Konsumenten  in  <k( 
Stadt  entwickfit,  der   infolge  der  großen  Vorteile,  die  er  beiden  Teilen   bietet,  tod 
Tag  zu  Tag  an  Unifanc  gewann  und  bald  auf  fast  alle  größeren  Bt&tionen  derOft- 
baEnen  ausgedehnt  wurde.     Von  der  Eisenbahn  wurde  dieser  Verkehr  außeronlcotlicli 
gefördert  durch  Einführung  eines   einheitlichen  Tarifes    von  3  Pence  (=  34  Pf.)  für 
Sendungen    unter  20  (engl.)  Pfd.   (9,07  kg),    1  d  (8,5  Pf.)   für  jede  weiteren  5  Pfd. 
(2,27  kg)  und  1  sh  (1,02  M.)  für  das  höchste  zulässige  Gewicht  von  00  Pfd.  (27,2  kg>( 
ohne  Unterschied  der  Entfernung  und  einschließlich  der  Zustellung  am  Bestimmungs- 
orte ,  .''  —  Die  längste  in  Betraät  kommende  Strecke  licträgt  240  km  !    Auch  aodera 
Bahnen    haben  sich    diesem  Vorgclien    der  Ostbahn    angeschlossen.     Zum    Vefsand. 
kommen  hauptJ>ächlich :  Butter,  Käse,  Eier,  Geflügel,  Fische,  Honig,  Früchte,  Kir- 
tofieln,  Blumen  u.  s.  (. 

37)  Zn  diesem  Punkte,  der  nur  ganz  kurz  berührt  werden  konnte,  vergl.  weittfti 
Hugo,    a.    a.  O.      Eberty,    „Die    Lebensmittelversorgung    von    Großstädten'" 
A.  Reinsch,  „Die  gesetzliche  Regelung  des  Milchverkehrs  in  Deut-*chland."  H»m- 
burg  IU03.     A.  Creuzbauer,    „Die    Versorgung   Münchens    mit   Lebensmitteln.*': 
München  l'.(03. 

38)  Bd.  XXXVI,  XXX VII  u.  XXXVIII.  Leipzig  1888. 

39)  Näheres  darüber  bei  Riehn.  Das  Konsum vereinswesen  in  DeatochlaoiL. 
Stuttgart  VXß. 

40)  Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform.  Jena  1903,  Heft  9.  Arbeteis! 
konsumvereine.   S.  8.  1 

41)  Vergl.  Anm.  39  u.  40. 

42)  Vergl.  Anm.  38.  Ferner  Genossenschaftliche  Mitteilungen  des  Konsum-. 
Bau-  und  Spiirvereins  , Produktion'  Hamburg.  Januar  1902.  Erüparnisse  beim  Ein- 
kauf in  der  „Produktion". 

43)  So  berichtet  der  Konsumverein  „Leijizig-Plagwitz,  einer  der  größten  Dcutech- 
lands,  in  seinem  Geschäftsbericht  für  38il7;98,  S.  10  und  11,  daß  seit  dem  Auf- 
kommen des  Konsumvereins,  der  eine  eigene  Bäckerei  besitzt,  die  Leipziger  Bäcker- 
meister im  Gegensatz  zu  dem  Konsumverein,  das  Brot  nicht  mehr  nach  dem  Gewichte 
verkaufen,  sondern  z.  B.  das  angebliche  Vierpfundbrot  mit  40  Pf.,  mit  einem  ge-i 
ringeren  (Gewicht  als  4  Pfund  zum  Verkauf  Dringen.  Die  Leipziger  BäckerinDODg' 
schrieb  damals:  „Mit  Rücksicht  auf  die  hohen  Mehlpreise  und  die  Schwierigkeit, 
einen  einheitlichen  Brot[)reis  für  den  Innungsbezirk  einzuführen,  sowie  eine  den 
Mehlpreisen  allmählich  entsprechende  Steigerung  dieses  Einheitspreises  durchzuführco,, 
machen  wir  die  Mitglieder  darauf  aufmerksam,  daß  wir  nicht  gezwungen  sind,  dM| 
Brot  nach  Pfunden  oder  Kilogranmien  zu  verkaufen,  sondern  nach  Groschen  backe«j 
dürfen,  welch  letzteres  von  einer  großen  Auzahl  der  Kollegen  gebandhabi  wird.  Wir' 
(die  Bücken  sind  also  in  der  Lage,  unser  Brot  so  zu  verkaufen,  daß  wir  trotz  d«; 
hohen  Mehljireise  nicht  umsonst  zu  arbeiten  brauchen,  vorausgesetzt,  daß  wir  so  vi<i: 
Ware  für  eine  bestimmte  Summe  Geldes  geben,  daß  ein  angemessener  Verdienst  da» 
ran  bleibt".  | 

44)  Schott,  Art.  Konsumverein  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft.  Jenti 
1898. 

45)  Vergl.  Anm.  40. 

4ö)  So  gibt  es  eigens  zum  Gebrauch  für  Konsumvereine  eine  nach  Vortiigeo 
auf  den  Cnterverbandstagcn  derselben  verfaßte  Schrift  des  Nahningsmittelcheoiiker» 
Dr.  W.  Mever,  Die  Llntersuchung  der  Nnhriings-  und  Genußniittel.  GäiosMo- 
schaftlidie  Zeit-  und  Streitfragen,  Berlin  1902,  Hclt  6. 

47)  Vergl.  dazu:  G.  Adler,  Die  Fleischteuerungspiilitik  der  deutschen  Städl« 
beim  Ausgange  des  Mittelalters.  Tübingen  1Ö93.  Ferner  Rothe,  Das  Deuucbc 
Fleischergewerbe.    Jena  1902. 

48)  Efl  ist  selbstverständlich  nicht  angängig  nun  ohne  weiteres  die  ganst 
Preissteigerung  der  letzten  .fahre  auf  die  Vichsperron  u.  s.  f.  zurückzuführen.  Auf 
die  Einzelheiten  dieser  Frage  hier  anzugehen,  würde  zu  weit  abliegen 
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Von  welch'  vielfachen  Momenten  die  Preisgestaltung  abhiingig  ist  zeigt,  für  den 
vorlicgeniieu  Fall  der  Aufsatz  Julius  W  o  1  f  'a ,  Studien  zur  I'lciscnteueruug  ltKJ2/l  ß, 
Jahrbücher  für  Nationnlokonoiiiio  und  Statistik  III  F.  Bd.  25  l9Q'i.  Auch  er  er- 
kennt die  Wirkung  der  Grenzsperren  auf  die  Preisgestaltung  de«  Fleisches  an,  wenn- 
gleich er  dieselbe  meines  Braobteiis  uncli  ritark  antcrschiitzt.  Ein  Wolf  entgegen- 
getetzter  Standpunkt,  also  eine  Zurückfithrung  der  hohen  Preise  auf  die  Viehsperren 
«,  1.  f.  findet  sich  vertreten  u.  a.  in  folgenden  Schriften  :  ,Die  in  Deutachland  vor- 
handeoe  Fleiuchnot,  ihre  Ursachen,  Wirkungen  und  Folgen",  heratisg.  vom  Verein 
deutscher  Nahningämittclfabrikanten,  Nürnberg  1SIÜ2  und  „Fleischiiiangel  und  Fleisch- 
ung",  Veröffentlichungen  der  Ortsgruppe  Frankfurt  a.  M.  des  HandelBvertrags- 
1902. 

Man  kann  auch  begründete  Zweifel  darüber  hegen,  ob  bei  allen  diesen  hier 

Maßnahmen    lediglich    gpsundheitsjwlizeiliche    Gründe  mitgespielt  haben 

nicht    am    Ende   die    Absicht  eine    große    Rolle  gespielt  bat  dadurch  zum 

kWi  der  heimischen  Landwirtschaft  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  zu  unterbinden. 

So  ist   z,    B.   nicht  einzusehen,    warum  aus  vetcriiiärjvolizeilicbcn  Gründen  nur 

I  Schweine  eingeführt  werden  dürfen  ;    es  läßt  sich  doch  annehmen,   daß  dann 

I  die  Einfuhr  einer  größeren  Anzahl  nicht  die  Gefahr  einer  Seucheneinschle])puiig 

lit  «ich  bringt. 

üeber  die  ungeheuerlichen  Sätze  der  Gebührenordnung  bei  der  Untersuchung 
bgeführter  Fleiachwaren  teilt  die  Frankfurter  Zeitung  (l  Mgb.  vom  (i.  August 
"■|  mit : 

lÜÜO  Eimer  Schmalz  von  je  12'/,  kg  Netto  kosten  40*)  M.  Diitersuchiiugsge- 
Hühren,  K)0  Stück  kleine  Vorderschinken  h  'i  kg  kosten  zusammen  an  Fieischbe- 
^'«ugebühreo  63^  M.  oder  21  M.  pro  100  kg.  Hierzu  kommt  noch  der  Zoll  mit 
17  IL  pro  100  kg,  sodaß  eine  Ware,  deren  Durchschnittspreis  in  den  letzten  5  Jalireu 
Ww>  55  M.  pro  Dutzend  gewesen  ist,  38  M.  Zoll-  und  Fleischschaugebübreu  zu 
lablcD  hat.  100  Stück  dan:h  wachsen  er  Bauchspeck  h  i'L  kg  kosten  70,20  M.  Ge- 
|Mhr™,  d.  h.   per  100  kg  15,5  M.  und  hierzu  kommt  nocn  der  Zoll  mit  20  M.  iier 

jlOOb;.  ^  "^ 

Derartige  Gebühren,  die  den  Eingangszoll  verdoppeln,  tragen  einen  nahezu 
f  jmhibitiven  Charakter. 

W)  Buchka,  Die  Nahrungsmittelgesetzgebung  im  Dcutj^chen  Eeiche.  Bertin  1001. 

Vgl.  dazu  auch  für  Oesterreich  die  Abhandlung  Max  Grubers,  Das 
ll^ben^iuiitelgexelz  und  seine  Durchführung  in  „Soziale  Verwaltung  in  Oesterreich", 
Vi.  Bd.  7.  Heft,  Wien  1901.). 


6.  Schlußwort. 

Die  vorangefianKenen  AUscliiiitte  lialieu  gezeigt,  daß  ein  großer 
|Teil  der  tleut.schen  Bevölkerung  nicht  in  der  Lage  ist,  sich  eine  aus- 
reichende Ernährung  zu  bescliaffen,  und  haben  auf  den  verhängnisvollen 
Einfluß  hingewiesen,  den  die  Verteuerung  der  wichtigsten  Lehens- 
inittei,  die  bei  uns  an  der  Tagesoninung  ist,  auf  den  Ernährungsstand 
«ml  damit  auf  die  gesuudlieitlichen  Verhältnisse  der  deutschen  Be- 
völkerung ausüben. 

An  anderer  Stelle  habe  ich  bereits  an  einem  sc  he  in  »tischen 
[Beispiel  den  Wanilel  in  der  Ernährung  zu  veranschaulichen  gesucht, 
|i«Deine  V^erteuerung  der  Lebensmittel  ausübt.     Ich  schrieb  damals': 

,.Betrachten  wir  aber  nun,  welchen  EiuHuß  eine  Brotverteuerung  auf 
[«D  ijTiahrungszustand  dieser  Familien  ausüben  dürfte.  Mit  großer  Wahr- 
Mheinlichkeit  wird ,  um  die  Mehrausgabe  für  Brot  aufzubringen,  an 
taderem  gespart  werden.  Die  betrelieuden  Familien  waren  bisher  ge- 
lohnt, eine  gewisse  Menge  Brot  zu  konsumieren ;  sie  erhalten  nun  für 
»*welbe  Geld  weniger  Brot  als  vorher ;  sie  sind  nicht  in  der  Lage,  ohne 
**itere8  mehr  Geld  dafür  auszugeben.  Wird  nun  nicht  mehr  Geld  für 
Brot  aasgegeben,  so  muß  der  quantitative  Ausfall  an  Nahrungsmitteln 
«metzt  werden ;  es  kann  dies  aber  nur  durch  ein  noch  billigeres  ge- 
«lislien,  die  Kartofifel.  Eine  Mehrausgabe  ist  also  sicher  hier  nötig, 
denn  der    Minderverbrauch    an    Brot    muß    durch    die   Kartofifel   ersetzt 
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werden.  Diese  Mehrausgabe  kann  aufgebracht  werden,  indem ' 
wieder  weniger  Geld  ausgibt  wie  vorher  n.  s.  f.  Ein  Beispiel 
veranschaulichen.  j 

Wir  haben  eine  Familie,  die  im  Jahre  IClOO  kg  Brot  nnd; 
Kartoffeln  verzehrt;  das  kg  Brot  soll  20,  das  kg  Kartotteln  5  PI 
Bisher  bestand  ein  Zoll  von  3,5  M.,  jetzt  soll  er  auf  6  M.  erhöht 
d.  h.  daH  kg  Brot  wird  um  2,5  Pf.  teuerer,  oder  für  dasselbe  ) 
vorher  kann  man  jetzt  anstatt  ICKX)  kg  nur  889  kg  kaufen.  1 
fall  an  Brotverbrauch  wird  ersetzt  durch  einen  Mehrkonsum  vo 
Kartoffeln,  diese  kosten  5,55  M. ;  diese  Mehrausgabe  wird  aoi 
dadurch,  daß  wieder  das  relativ  teurere  Lebensmittel,  das  Brot, 
das  kg  jetzt  22,5  kostet,  durch  die  Kartofi'el  ersetzt  wird.  5,5» 
sprechen  rund  24  kg  Brot,  die  nun  weniger  konsumiert  werdet 
Mehrkosten  von  6,55  M.  aufzubringen.  Diese  24  kg  Brot  mfl| 
auch  wieder  durch  Kartoffeln  ersetzt  werden  und  hierzu  sind 
nötig;  auch  diese  werden  wieder  aufgebiacht  dui'ch  ein  Zuij 
des  Brotverbrauchs  und  zwar  diesmal  >mi  ruud  5  kg;  diese  du 
toffeln  ersetzt,  verunsachen  eine  neue  Mehransgabe  von  25 
Brotkonsum  fkUt  um   1   kg.  , 

Infolge  des  Getreidezolles  (die  Zölle  auf  andere  Lebensmitt 
wir  ganz  außer  acht),  tritt  also  folgende  Verschiebung  zwiscl 
und  Kartoffelkonsiua  ein : 


Brot 

lOOO 

889 
865 
860 
859 


Kartoffeln 
zooo 

211  I 

2135 
2140 
2141 


i 


Diese  Betrachtung  zeigt,  daß  unter  den  gegebenen  Voranas 
der  Kartoffelkrinsum  nicht  nur  um  so  viel  steigt,  als  man  ftir 
Geldmenge  nun  infolge  des  Zolles  weniger  Brot  erhält,  senden 
solange  weitei-steigt,  bis  die  Mehrausgabe  gedeckt  ist,  die  d&d\ 
steht,  daß  infolge  der  Brotverteuerung  der  Ausfall  an  Brot  d 
Mehr  au  Kartoffeln  ersetzt  werden  muß ;  oder  anders  ausgedri 
Spannung  zwischen  Brot-  und  Kartoffelkonsum  vergrößert  sich  1 
bis  trotz  der  Brotteuening  ohne  Mehrausgabe  der  Gesanitverh 
Brot  und  KartoHeln  das  Gleichgewicht,  in  unserem  Falle  300( 
reicht  hat  (1000  +  2(K:)0=85t)-j-2141  =3(KW).  1 

Vor  dem  Zoll  betrug  der  Brotkonsum  50  Proz.  des  Kartoffel 
nach  dem  Zoll  nur  noch  40,1  Proz.,  d,  h.,  infolge  des  Zolles  , 
Kartoffelkonsum  um  9,9  Proz.  in  die  Höhe." 

Air  dieses  tritt  natürlich  in  verschärftem  Maße  ein,  w( 
nicht  nur  wie  liicM-  die  Getrei(le;(ölle,  sondern  auch  die  übrig« 
steigernden  Maßnahmen,  auf  die  ja  oben  eingehend  hiugewiese 
betrachtet. 

In  Wirklichkeit  wird  ja  dieser  eben  skizzierte  Fall  in  seine 
Reinheit  nie  auftreten. 

Ebenso  kann  der  Fall  eintreten,   daß   nicht  infolge   der 
teuerung  der  Brotkonsum  fällt  und  der  Kartotfelkonsnm  steigt, 
daß  beide  sich  gleich  bleiben  und  die  Mehrausgahe,  die  nötig 
durch  aufgebracht  wird,  daß  man  vielleicht  den  Verbrauch  an 
Eiern,   Butter,   Milch  einschränkt ;   aber  auch   so  entsteht  ia 


68 


Nahrungswesen. 

iver  Hinsicht  ein  Nahrungsausfall,  der  aus  ökonomischen  Gründen 
Dur  durch  vegetabilische  Nahrung  ersetzt  werden  kiinn. 

Wer  natürlich,  wie  Hellwig  (a.  a.  0.  S.  1H4),  der  Ansicht  ist, 
daß  das  Oktroi  unter  den  unenttiehrlichen  Bedürfnissen  nur  einzelne 
einer  großen  Gattung  trifft,  „welche  der  Konsument  vielfach  durch 
olrtroifreie  ersetzen  kann,  z.  B.  Brot  und  Mehl  durch  Kartofleln  und 
"lülsenfrüchte  u.  s.  w.",  der  wird  auch  mit  der  gleichen  Leichtigkeit 
kh  Ober  die  gesundheitlichen  Folgen  einer'  derartigen  Nahrungs- 
nderung  hinwegsetzen. 

Es  ist    auch  selbstverständlich,   dalS    trotz    einer   Steigerung   der 
ehensmittelpreise  sich  die  Ernährung  nicht  notwendig  verschlechtern 
büß.    Es  wäre  recht  wohl  denkbai-,  daß,  um  die  höheren  Kosten  für 
Ernährung  aufzubringen,  an  der  Wohnung  gespart  wird,  daß  mau 
rielleicht   einen  Schlafgänger   nimmt,   oder   daß   sich    die  Frau    nach 
LArbeit  außer  dem  Hause  nnisieht,  oder   die  Kinder  morgens  Wecken 
ml  Zeitungen  austragen  werden. 

Wer  einen  Einblick  in  die  Lage  des  Arbeiterhaushalts  getan  hat, 
der  weiß,  daß  diese  Befürchtungen  nicht  üliertrieben  sind. 

Ob  man  zu  dem  einen  oder  andern  Aushilfsmittel  greift  um  die 
estiegenen  Lebenskosten  aufzubringen,  macht  hinsichtlich  der  Wirkung 
uf  die  Volksgesundheit  wohl  kaum  einen  Unterschied. 

Aber  es  sind  nicht  nur  hygienische  Erwägungen,  welche  die  große 
Bedeutung  einer  ausreichenden  Ernährung  ausmachen,   sondern  auch 
isolche  volkswirtschaftlicher  Natur. 

Liegt  doch   der   Zusammenhang   zwischen   dem  Ernährungsstaud 
Wner  Hevölkerung   und    ihrer  wirtschaftlichen    Leistun^:sfähigkeit   auf 
Nfcr  Hand.     Im   Hinblick   auf   die    Konkurrenzfähigkeit   unserer    In- 
d«*trie  auf  dem  Weltmarkt  ist  die  körjierliche  Leistungsfiihigkeit  und 
r Tüchtigkeit  der  Arbeiterklasse  ein  Faktor  von  ungeheurer  Bedeutung-. 
lUiin  vergleiche  einmal  die  Ernähruugsverhältnisse   der  Arbeiterschaft 
[Anierikas   und   Englands ,   unserer   ^gefährlichsten    Konkurrenten,    mit 
fiien  entsprechendeu    deutschen  \'erliältnisseu.     Hat   doch   neuerdings 
011  amerikanischer    Nalionaloktmom,    Atkinson,   die   Ansicht   ver- 
treten, dai5  die  Konkurrenzfähigkeit  der  amerikanischen  Industrie  gegen- 
tllter  derjenigen  Eurofias   mit  in  erster  Linie  auf  den    hohen  Lohnen 
Ideräelben.    d.   h.  auf   der   hohen   Lehenshaltung   der   amerikaniseheu 
i Arbeiterschaft  beruhe  "•. 

Bei  seinem  Vortrag  auf  der   44.  Hauptversammlung  des  \'ereins 

Deutscher  Ingenieure  am  1.  ,luli  ÜMJ.)  in  Augsburg  sagte  P.  Möller, 

der  im  Auftrage  des  Vereins  eine  halbjährige  Studienreise  in  Amerika 

JBülernommen  hatte,   über   die  Leistungsfähigkeit   des   amerikanischen 

[Arbeiters  * : 

„Worin  aber  liegen  diese  Ursachen  für  diese  Vermehrung 
Ner  Leistungsfähigkeit y  Von  maudiem  winl  das  Klima  angeluhrt,  das 
j Ulf  die  Nerven  anregender  wirken  und  den  Menschen  zu  regsamer 
'pliukeit  anspornen  soll.  Mir  hat  die  Möglichkeit  gefehlt,  diese  Be- 
haiilitUDg  auf  ihre  Richtigkeit  zu  itrüfen.  Sticldialtiger  erscheint  schon 
dw  Umstand,  daß  die  Ernährung  dank  den  liohen  Löhnen 
I  besser  ist.  und  daß  der  amerikanische  Arlteiter  während  der  Arbeits- 
l'^ii  keinen  Alkohol  —  auch  nicht  einmal  in  Gestalt  von  Bier  —  zu 
I  "fli  zu  nehmen  pflegt". 

Für  die  Lebenshaltung  der  Arbeiterklasse  in  unseren  Konkurrenz- 
ländern  sei  nur  ein  Beispiel  angeführt: 
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166  MOMBERT, 

In  einer  1897  von  Ernst  Dttckersbof,  einem  englischen  Berg- 
arbeiter  unter  der  Redaktion  von  Prof.  Viktor  Böhmert  in  Dresdoi 
erschienenen  Schrift  heißt  es  S.  15*: 

„Die  Mahlzeiten  des  Bergmannes  sind  folgende: 
Um  8  Uhr  steht  er  auf,  ißt  ein  Stück  gebratenes  Schweine-  oder 
Pökelfleisch  mit  ein  paar  Eiern  und  ein  Stück  Brot  mit  einer  Tasse  Te«, 
Zwei  Schnitten  Brot  mit  Fleisch  oder  Kftse  nimmt  er  mit  znr  Grube. 
Nach  Beendigung  der  Schicht  um  4  Uhr  nachmittags  nimmt  er  Paddiig 
mit  Fleisch,  oder  Suppe  mit  Eiern  oder  Fleisch.  Als  Abendessen  erlitit 
er  entweder  Käse  und  Brot  oder  Fleisch  und  Brot  nebst  Tee.  Mit  dem 
Fleisch  wird  immer  gewechselt." 

An  einer  anderen  Stelle,  S.  17,  heißt  es: 

„Das  jahrliche  Einkommen  eines  Arbeiters  ist  hier  in  Northmnber- 
land  viel  höher  als  in  Deutschland.  Die  Ausgaben  fttr  Lebensmittel  sind 
viel  billiger  als  in  Deutschland."  An  einer  andern  Stelle  auf  der  gleichen 
Seite:  „üeberhaupt  sind  die  Verhaltnisse  der  Arbeiter  viel  besser  tmd 
die  Lebensverhaltnisse  ebenso  billig  und  besser  als  in  Deutschland.  Die 
Hauptnahrung  ist  Fleisch,  Brot  und  Tee  —  — ." 

Damit  vergleiche  man  die  Lebenshaltung  eines  deutschen  Arbeiters. 
Analoges  berichtet  uns  Kindermann  in  seinen  Untersuchungen  Ober 
die  Lage  der  Glas-  und  Eisenarbeiter  in  Deutschland  und  Amerika. 

Daß  aber  eine  erhöhte  Produktivität  der  deutschen  Industrie  wied« 
andererseits  durch  die  Möglichkeit  höherer  Löhne  auf  die  Lebens- 
haltung der  Arbeiterschaft  günstig  wirkt,  ist  einleuchtend. 

In  immer  weitere  Kreise  dringt  heute  die  Erkenntnis  von  der 
großen  Bedeutung  der  „Sozialen  Hygiene"  für  den  Status  der  ganzen 
Nation,  immer  mehr  arbeiten  auf  wirtschafts-  und  sozialpolitischem 
Gebiete  Hygieniker  und  Nationalökonomen  einander  in  die  Hände. 

Bei  vielen  Fragen  ist  es  diesen  Bestrebungen  gelungen,  den  Staat 
oder  die  Gemeinden  ihren  Zwecken  dienstbar  zu  machen  und  manche 
gesetzgeberische  Maßnahme  hat  auf  den  Gebieten  der  Hygiene  der 
Arbeit,  des  Wohnungswesens  u.  s.  f.  schon  gute  Früchte  gezeitigt. 
Ein  von  den  öiFentlichen  Verwaltungen  dagegen  noch  fast  vollstindig 
vernachlässigtes  Gebiet  ist  das  der  Hygiene  der  Ernährung,  trotzdem 
hier,  wie  gezeigt,  die  Mißstände  kaum  geringere  sind,  ^s  auf  den 
oben  genannten  Gebieten. 

Was  bis  jetzt  in  dieser  Richtung  geschehen  ist,  hat  sich  fast  durch- 
weg auf  die  Fürsorge  für  die  Beschaffenheit  der  Nahrungsmittel  be- 
zogen ;  die  mindestens  ebenso  wichtige,  vielleicht  noch  wichtigere  Seite 
der  Frage,  ob  die  Ernährung  überhaupt  eine  ausreichende  ist,  wurde 
bis  jetzt  mehr  als  stiefmütterlich  behandelt. 

Durch  die  ganze  deutsche  Wirtschaftspolitik  der  letzten  Jahr- 
zehnte geht  ein  Zug,  der  fast  nur  die  produktionspolitische  Seite  des 
Wirtschaftslebens  ins  Auge  faßt. 

Und  kein  Zweifel  —  sie  ist  auch  die  wichtigste  Seite  desselben. 
Auch  für  den  Arbeiter.  Mag  auch  die  Verbilligung  der  Lebensmittel 
für  seine  Lebenshaltung  noch  so  sehr  ins  Gewicht  fallen,  weit  wich- 
tiger als  jene  ist  es  für  ihn,  in  seiner  Eigenschaft  als  Produzent,  d. 
h.  beim  Verkaufe  seiner  Arbeitskraft  einen  möglichst  hohen  Erlös  zu 
erzielen.  Der  Schutz,  den  jedoch  die  Arbeiterschaft  in  dieser  Be- 
ziehung von  Seiten  der  Gesetzgebung  erfahren  hat,  ist  an  Bedeatong 
weit  hinter  jenem  zurück  geblieben,  der  anderen  Berufsständen  zu 
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T«l  geworden  ist.    Es  sei  nur  tlaran  erinnert,  welchen  Schwierigkeiten 
die  Arbeiterschaft  vielfach  noch  begegnet,  wenn  sie  sieh  zur  Erlangung 

RBsserer  Löhne  in  Berufsorganisationen  zusammenzuschließen  sucht; 
es  «eiteren  daran,  daß  noch  niemand  daran  gedacht  hat,  die  Arbeiter 
älmiich  wie  andere  Berufsstande  vor  fremder  Konkurrenz,  die  ganz 
zweifellos  das  heimische  Lohnniveau  sehr  stark  drückt,  zu  schützen. 
Mau  denke  nur  an  die  italienischen  Wanderarbeiter,  die  russisch-  und 
gali/isch-polnischen  PreuUengängcr,  die  alljährlich  in  großer  Anzahl 
den  deutschen  Arbeitsniarkt  überschwemmen.  Auch  tlie  neueste  Schutz- 
zollpolitik bedeutet  —  mag  man  auch  noch  so  oft  das  Gegenteil  be- 
kiiijiten  —  eher  alles  andere  als  einen  „Schutz  des  Produzenfen- 
interesses"  der  Arbeiter.  Die  Ansicht,  als  ob  dem  Arbeiter  auf  diese 
Weise  wiedergegeben  werde,  was  ihm  die  steigenden  Lebensmittel- 
preise nehmen,  ist  unhaltbar.  Das  genaue  Gegenteil  ist  der  Fall,  und 
deshalb  kann  nicht  entschieden  genug  auf  flie  großen  gesundheitlichen 
(iefatiren  hingewiesen  werden,  welche  weiten  Volkskreisen  daraus  er- 
wachsen. 


ft 
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1)  Die  Belastung  des  Arbeitercinkninmen»  diireti  die  Kornzölle.  tfUll,  S.  20. 

2)  G^en  diese  Ansicht  wendet  sich  Po  h  t  e ,  Deutscblonil  am  Scheidewege,  S.  201 
mit  dem  Argument,  daß  die  Haiiptbrotfnicht  des  deiitHtheii  Arbeiters  nicht  Weizen, 
•ondera  im  Gegensatz  zum  englischen,  Roggen  sei.  Diene  Ansicht  ist  falsch,  wie  ein 
Blick  in  AibeiterhaushaltuDgsbücher  lehrt.  Der  Iniluatriearlieitcr  —  und  nur  um  solche 
ban  te  «ich  doch  handeln  —  verzehrt  recht  riel  Weißbrot,  und  das  sop.  Schwarzbrot 
d«  er  koneamiert,  ist  in  der  Regel  sog.  Graubrot,  da»  zu  ',',  aus  Weizen  und  zu  7» 
rtwiaas  Roggen  besteht.  Um  so  größer  ist  der  Weizen konsum,  um  je  höher  gelohnte 
Arbeitertchichten  es  sich  handelt,  und  solche  sind  es  doch,  die  —  mit  wenigen  Aus- 
«•hmen  —  bei  Betraclitung  unserer  Ausfuhrindustrie  in  Betracht  komnien.  Für 
di»c  Klasse  von  Arbeitern  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  die  Hälfte  ihre«  ganzen 
OrtiwdekonsnmR  in  Weizen  besteht.  Wenn  Pohle  an  der  gleichen  Stelle  auch  im 
Hinblick  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Industnc  im  Anschluß  an  Aa- 
gsbw  Dr.  Dades  hernusrechnct,  daß  die  Differenz  zwischen  preußischen  Roggen- 
nod  englischen  Weizenpreisen  geringfügig  sei;  so  ist  seine  Argumentation  durchaus 
ihinlehnen.  Bei  Betrachtung  der  Konicurrenzfäliigkeit  unserer  Industrie  darf  man 
nicht,  wie  Pohle,  die  Dnnziger  Roggenpreise  mit  den  englischen  Weizenpreisen 
TQ|ldchen.  Jene  kommen  für  die  Ijcbcnshaltung  der  Industnenrbeiterschaft,  welche 
für  den  E.xport  arbeitet,  nicht  in  Belnicbt,  hierfür  gilt  es,  die  1-toggenpreisc  von 
Inilujtriegcgenden ,  wie  z.  B.  Köln,  Mannheim,  München  u.  s.  f.,  zu  vergleichen. 
Hierbei  stdlt  sich  dann  eine  erheblichere  Differenz  heraus.  Es  betnigen  189.3  bis 
1888: 


^«iienprei«  in 

England 

H7  M. 


Eoggenpreis  in  Preußen 

(d.  b.  in  Danzigi  Köln 

128  M.  138  M. 


Eoggenpreise  in 

Slannheim        Ifünchen 
141  M.  146  M. 


dieser  Stelle  sei  auch  bemerkt,  daß  der  Debergang  zum  Weizenkonsum,  ganz 

en  von   der   besseren  Bekömmüchkeit  des  Weizens   als  Roggens,  schon  de«- 

irünsi-bt  ist,  weil  der  erstere  eine  größere  Nährkraft  besitzt.    Nach  Li  ch  ten  - 

-  .Anleitung  zur  Begutachtung  .  .  .1   enthält  unter   Berücksichtigung  der   Re- 

•ofl>tionsfähigkeit  1  kg 


Leip- 


I  Eiweiß        Fett        Kohlenhydrate 

Granbrot  ('/,  W.  '/,  R.)        52,0  5,0  590,0 

Schwarzbrot  (R.)  49,0  5,0  620,0 

Weißbrot  (W.)  62,0  8,0  570,0 

31  Zitiert  nach  Kestner,  Die  deutschen  EieenzöUe  1879-190f).  8.  114. 
902. 
4»  Zeitschrift  des  Vereins  Deutwher  Ingenieure,  No.  27  u.  28,  1903.  P.  Möller, 
(•ludienreise  durch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.     Die  Amerikanische 
hinenindustrie  und  die  Ursachen   ihrer  Erfolge.     (Das  im  Texte  gesperrt  ge- 
-- ite  ist  im  Original  nicht  hervorgehoben.) 
5)  Wie  der  englische  .iVrbeiter  lebt. 


n 
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MOMBERT,  Nahrungswesen. 


Nach  Drucklbgung  obiger  Abhaudlung  ist  von  hierher  gehörigen  Arbeit«  oucli 
erschienen : 

Schriften  des  Vereins  für  Bozlnlpob'tik.  Die  Störungen  im  deutschen  \rin- 
achaftslcben.  Bd.  D.  ,Die  Krisis  auf  dem  Arbcitstnarkte".  Enthält  zwei  kianm 
Aufsötze  Dr.  Singers -München  über  die  Entwicklung  de«  Verbrauchs  und  der 
Lebensmittelpreise  1898 — 190'ii.  Kemer  Dr.  H.  Lichtenfeit,  lieber  Lebenemiltel- 
verbrauch,  dessen  Geldwert  und  die  L<ihuhübR  in  Bonn  während  der  Jahre  ISOli- 
I!K)S.  Bonn  HHÖ,  Weiter  ül)er  die  g&sundheitlicbe  und  volkswirt«"haftliche  Be- 
deutung der  Milchversurgving:  1)  Die  ifilch,  ihre  Bedeutung  für  Volkewirtücha/i  miii 
Volksgesundheit.  Dargestellt  im  Auftrage  der  wisseuschaftlichen  Abteilung def.UI- 
gemeinen  Aui<9tellung  für  Hygienifuhc  Milihversorgung.  Hamburg  l'.K.«.  -i  Mn 
Seiffert,  Die  Versorgung  tler  großen  Städte  mit  Kiudermilch.  I.  Teil:  I'ie -Nol' 
wendigkeit  einer  Umgestaltung  der  Kindermilcherzeugung.  Leipzig  UK!>4.  Di«  Wi'> 
verteuernde  Wirkung  de«  heutigen  KleinhetricbÄ  im  ßäckereigewerbe  gegenüber  lirol- 
fabriken  (Konsumvereine)  wird  ^eir  anschaulich  dargestellt  bei:  Hai  ler.  Die  ["re»- 
bewegung  von  Roggen,  Boggenmehl  und  lioggenbrol  in  Berlin  in  den  Jahren  1SS5 
bis  KM  13.  Zeitschr.  f.  Agrarjxilitik.  r>czember  K>Ü3,  Zu  dem  Ab«;chuilt  fiba  dif 
allgemeinen  phy§iologi8chen  I' eigen  der  Unterernährung  (S.  115)  vgl.  femer  Fiukltf, 
Ueher  die  Unterernahrung,    rrogramin  der  Universität  Bonn.  1903. 
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IV.  ArmenweBen. 

Von 
Dr.  jiir.  Adolf  Baehl, 

Direktor  des  öffentlichen  Armenwesens  in  Hnmtanri; 


Erster  Abschnitt. 

IJebersicht  Über  die  ^ßsehlchtliche  Entwtckelnng 
des  Armenwescns. 

Die  P'ürsorge  für  Hilflose  und  Notleidende  bildet,  soweit  sie  nicht 
Jif  den  natürlichen  Rej^ungen  der  Muttorliebe  beruht,  das  Produkt 
ines  fortßeschrittenen  Kulturzustandes.  Die  reinen  Naturvölker  über- 
issen  den  Schwachen  und  Kranken  seinem  Schicksale,  wlihrend  sie 
leugeborene  und  Alte  nicht  selten  töten,  um  sich  der  Sorge  für  die- 
elkn  zu  entschlagen  und  einer  üebervölkerung  vorzubeugen.  Erst 
Bit  dem  P'ortsch reiten  der  gesellschaftlichen  Schichtung  und  damit 
ier  Kultur  erwacht  das  Gefühl,  dali  es  die  Pflicht  der  GesamtJieit 
ei,  filr  notleidende  Stammes-  und  Volksgenossen  einzutreten.  Die 
ü-t  und  Weise  freilich,  wie  dieser  Pfiieht  Genüge  geschieht,  ist  ab- 
lingig  von  den  Charaktereigenschaften  uud  der  Moral,  von  den  poli- 
ischen  Verhältnissen  und  dem  Wohlstande  der  Völker  und  weist  da- 

rdie  weitgehendsten  Verschiedenheiten  auf. 
Für  die  Kulturvölker  des  Altertums,  die  Griechen  und  Römer, 
Winint  namcnllich  in  Betracht,  daß  hier  infolge  der  Sklaverei  einer- 
iäli  die  Hauptursachc  der  Massenarmut,  die  Üebervölkerung,  wegfiel, 
phrend  andererseits  die  große  Mehrheit  der  Besitzlosen  ihrer  Sklaven- 
Ijiaiität  halber  als  Gegenstand  individueller  Armenfürsorge  überhaupt 
licht  in    Betracht   kam.      Die   öffentliche    Wohltätigkeit   blieb   daher 

notleidende  Bürger  beschränkt.  In  Athen  wurde  zu  Pisislra- 
Zeiten  zunächst  hilfsbedürftigen  Kriegsinvaliden  ein  Uriter- 
itzungsanspruch  eingeräumt,  den  man  später  allen  Bürgern  zu- 
jestand,  welche  infolge  von  Gebrechen  erwerlisunfähig  waren  und 
"i>ni(;er  als  3  Miuen  —  etwa  24(i  M.  -  Vermögen  besaßen.  Die 
ÜCiht!  der  Unterstützung,  deren  Bewilligung  durch  den  Rat  der  Fünf- 
liiindert  für  den  Zeitraum  einer  Prytanie  —  35 — 36  Tage  —  erfolgte, 
betrug  2  Obolen  -  20  Pf.  — ,  d*  i.  etwa  zwei  Drittel  des  damals 
ölilichen  Tagelohnes.  Daneben  gab  es  in  Athen  sog.  Leschen  — 
Häuser  ohne  Türen  —  zur  Aufnahme  Obdachloser.  In  Rom  finden 
^^^  ^unächst  nur  ganz  spärliche  Ansätze  einer  geordneten  Armen- 
Wfsorge,  weil  hier  vielfach  gewisse  wirtschaftliche  um!  soziale  Ein- 
U^litungen  (wie  das  Familienverhältnis,  da.s  Patronat,  die  Khentel)  an 

Stelle  traten,  sich  auch  die  Ackerverteilungs-  und  Kolonisations- 
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Politik  vorerst  noch  als  ein  wirksames  Vorbeugtingsmittel  gegen  die  Ver- 
armung der  Bürgerschaft  erwies.  Erst  in  späterer  Zeit  wurden  zur  Mil- 
derung der  Notlage  ärmerer  Bürger  (Jetreidespenden  eingeführt,  die  sich 
mit  der  Zeit,  weil  zur  Erhaltung  der  Voiksgunst  unentbehrlich,  zu  einer 
ständigen  Einrichtung  entwickelten  und  trotz  mehrfacher  ReaktioDM 
allmählich  zur  völligen  Demoralisation  des  ungeheuer  angewachsenen 
hauptstädtischen  Proletariats  führten.  An  die  Stelle  der  Versorguig 
des  Volkes  mit  Getreide  traten  zur  Kaiserzeit  Spenden  von  Brot, 
Oel,  Fleisch  und  schließlich  Geldgahen,  wodurch  das  Volk  immer 
mehr  in  Trägheit  und  Genußsucht  verfiel,  wahrend  gleichzeitig  die 
Provinzen  der  Aussaugung  unterlagen.  Die  Versuche  einzelner  Kaiser, 
zu  Gunsten  gewisser  Kategorien  von  Hilfsbedürftigen,  zumal  jugend- 
licher Personen,  im  Wege  einer  geordneten  Armenpflege  Vorsorge 
zu  treffen,  blieben  bei  dem  fortschreitenden  Verfall  des  römischen 
Reiches  ohne  nachhaltige  Wirkung. 

Im  Gegensatze  zur  Moral  der  Antike,   welche  der  Wohltätigkeil 
im  modernen  Sinne  die  Berechtigung  versagte,  erhob  das  Gesetz  der 
Judeu  die  Mildtätigkeit  gegen  die  Volksgenossen  geradezu  zur  Pflicht 
Zahlreich  sind  die  Maßnahmen,  welche  bestimmt  waren,  das  Gebot  der 
Barmherzigkeit   in   die  Praxis   zu  übertragen.     Als   Anteil   am   Acker 
gebührte   den  Armen   die   Nachlese,   ihnen   gehörte   in  jedem   dritten 
Jahre  der  Zehnte,  und  das  Zinsennehmen  vom  armen  Landsraanne  wir 
verboten.      Auf  diesem   Boden   erwuchs   die   noch   heute   vorbildlitie 
Armenpflege  der  ersten   christlichen   Gemeinde   zu  J erusalein, 
in  welcher  die  der  jüdischen  Wohltätigkeit  charakteristischen  Schranken 
fielen  und   das  Gebot  der  Bruderliebe   zur  Geraeinschaft   aller  Gfita 
führte,  die,  wenn  sie  auch  nur  eine  Gemeinschaft  des  Gebrauches  war, 
doch  genügte,  um  jeder  Not  innerhalb  der  Gemeinde  abzuhelfen.    Nach 
diesem  Vorbilde  wurde  dann  allenthalben  die  Armeni)fiege  der  christ- 
lichen Gemeinden  organisiert  und  durch  den  Bischof  unter  MitwirkTing 
von   Diakonen    im    Wege  strengster   Individualisierung   geübt.     Eine 
grundlegende  Aenderung  vollzog  sich,  als  das  Christentum  unter  Con- 
stantin  zur  Staatsreligion  erhoben  wurde.     In    den  nun  an   die  Stelle 
der  kleinen  Gemeinschaffen   tretenden  Massengemeindeu   schwand  die 
Möglichkeit  der   Individualisierung  mehr  und  mehr.     Die    Gemeinde- 
armenpflege löste  sich  allmählich  in   massenhaftes  Almosengeben  anl 
wobei  mit  dem  wachsenden  Reichtum  der  Kirche  und  dem  Aufkommen 
der  geistlichen  Orden  die  Anstaltspflege  mehr  und  mehr  in  den  Vorde^ 
grun<i   trat.     .\ber  obwohl  die  Kirche,  namentlich  in  Zeiten  der  Not. 
auch  noch  in  der  Folgezeit  Großes  leistete,  konnten  selbst  ihre  reichen 
Mittel  auf  die  Dauer  nicht  genügen,   um  das  durch  die  kriegeriscben 
Erschütterungen  des  römischen  Reichs  heraufl>eschworcne  Masseneleni 
wirksam  zu  bekämpfen  und  dem  Ueberhandnehraen  des  Betteluuweseitf 
wirksam  zu  begegnen. 

Auch  in  Deutschland  kam  die  fränkische  Kirche  über  das 
Almosenwesen  zunächst  nicht  hinaus.  Erst  Karl  dem  (jroßen  gelang 
es,  eine  den  sozialen  Verhältnissen  des  Reiches  augepaßte  Armen- 
pflege zu  organisieren.  Kirchen  und  Klöster  hatten  den  Zehuten  ihrer 
Einkünfte  zu  wohltätigen  Zwecken  zu  verwenden  und  die  Grundherren 
für  notleidende  Hörige  einzutreten.  Fürsorgliche  Maßnahmen  lu 
Gunsten  von  Witwen  und  Waisen  wurden  getroffen  und  zugleich  der 
Bettel  ausdrücklich  verboten,  Nach  des  Kaisers  Tode  geriet  indessen 
mit  der  gesamten  Reichsgewalt  auch  das  neue  System   einer  gesetz- 
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Uchen  Annenpflege  alsbald  in  Verfall.     Die  FfirsoiRC  für  die  Bedürf- 
tigen  ging  wiederum    im  wosentlicht-n  auf  die   Kirclie  über,    uud   das 
Alii)os.enwesen   gelangte   zu   neuer   Blüte.     Wolil  wurde  an    manchen 
Orten    von   Kirchen   und    Ktöstern   au^köuifniifhe   Unterstützung   ge- 
Vi&hrt,   wohl   trat   zu    der   kirf.htichen   Fürsorge   diejenige   der   Städte 
iür  ihre  verarmten  Bürger,  die  der  Zünfte  und   Gilden    für   ihre   be- 
dürftigen Genossen    hinzu,   aber   man   gab   ohne   nähere   Prüfung,   so 
daß  der  abgefeimte  Bettler   überreichlich    erhielt,   während   unzählige 
[indere  bitterste  Not  litten.     Die  Signatur  der  mittelalterlichen  Arnien- 
!|!e  ist  eben  die  eines  Chaos  von  Einzelveranstaltungen,  denen  der 
[planmäßige  Zusammenhang   gänzlich   fehlt.     So  entwickelte  sich  auch 
[in  Deutschland  das  Bettler-  und  Landstreicherwesen  zu  einer  wahren 
JLindplage,   der    gegenüber   die    zahllosen    Bettelverbote   wii'kungslos 
[tleiben  mußten,  zumal  da  diese  Verordnungen,   während   sie  sich  auf 
einen  Seite   in   drakonischen  Strafvorschriften  überboten,  auf  der 
äderen  Seite  den  Bettel    geradezu   legalisierten,   indem   sie   darüber, 
betteln  dürfe,  Bestimmungen  trafen.     Zu  dem  sozialen  Oe<lanken, 
es  die  Pflicht  des  tiemeinwesens  sei.  für  die  Gesamtheit  der  wirk- 
Bedürftigen  regeluiäliig  zu  sorgen,  vermochte   sich   die   schwache 
niftelalterliclie  Staatsgewalt  um  so  weniger  zu  erheben,  als  damals  auch 
die  Mildtätigkeit   der  Kirche  und  ihrer  einzelnen  Glieder   weniger 
sittliche  Moment   der  reinen  Nächstenliebe,  als  vielmehr  ein  ego- 
sches  Motiv,  nämlich  der  Glaube  au  die  sündentilgende  Kraft   des 
Umosens.  ausschlaggebend  war. 

Erst  der  Reformation  war  es  vorbehalten,  hier  Wandel  zu 
itfen.  Die  Aufhebung  der  Klöster  entzog  in  <leu  ijrotestantischeu 
ndern  der  Armenfürsorge  die  wichtigsten  Hilfstjuellen  und  gebot 
;eitig  die  Schaffung  einer  anderweiten  Organisation,  deren  Grund- 
gedanken Luther  in  seiner  Schrift  „An  den  Adel  deutscher  Nation"  enf- 
»ickelte.  Allein  die  Arbeit  gewährt  nach  den  hier  aufgestellten  Grund- 
it2en  ein  Anrecht  auf  Unterhalt.  Wer  arbeitsfähig  ist,  soll  arbeiten; 
die  Arbeitsunfähigen,  sowie  die  Witwen  und  Waisen  sind  zu  ver- 
orgen.  Die  ArmeniiHege  hat  sich  auf  das  Notwendige  zu  beschränken  und 
■itl  erst  nach  sorgfältiger  Prüfung  der  Verhältnisse  des  Hilfesuchenden 
der  Bettel  ist  verboten.  Es  waren  die  Städte,  welche  diese  Ge- 
nken  zuerst  jiraktisch  durchführten ;  Armenordnungen  wurden  erlassen 
'  dem  Rat  unterstellte  Armenkommissionen  eingesetzt,  welche  die 
Armenpflege,  Hand  in  Hand  mit  den  kirchlichen  Organen,  verwalten 
ollten.  Auch  die  Kirche  übertrug  die  neuen  Grundsätze  mittels  zahl- 
r  .Kastenordnungen"  in  die  Praxis,  welche  letzteren  besonders  dcs- 
Jli  bemerkenswert  sind,  weil  sie  zuerst  auf  den  hohen  Wert  prctiihy- 
tischer  Fürsorge  hinwiesen.  War  die  Durchführung  dieser  Grund- 
IV  schon  zu  Ende  des  IH.  Jahrhunderts  dadurch  ins  Wanken  ge- 
IWten,  daß  oft  die  nötigen  Organe  und  Einrichtungen  fehlten,  so 
Ipjögen  die  noch  vorhandenen  Organisationen  in  den  Wirren  ihs  3(1- 
fjährigen  Krieges  gänzlich  unter.  Die  Bettlerplage  machte  sich  schlimmer 
denu  je  fühlbar,   die  neuen  Armenordnungen  erschöpften   sich  in  Re- 

iiresbivniaUregeln  gegen  <len  Bettel,  blieben  aber  gleichwohl  wirkungs- 
,  05,  obwohl  man  jetzt  sogar  das  Almosengeben   unter  Strafe   stellte. 
Die  um   die  Wende   des   17.  Jahrhunderts   einsetzenden    Reform- 
*strebungen  äußerten   sich    zunäch>t   in   der   Errichtung   zahlreicher 
j-  und  Zuchthäuser,   die  noch   für  geraume  Zeit   als  Irren-  und 
l"'aisenanstalten  mitbenutzt  wurden;  dann  aber  brach  von  ueuem  der 
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Gedanke  diircli,  daß  eine  geordnete  Armenpflege  zu  den  wichtigsten 
Auffiiiben  der  bürgerlichen  Gemeinde  gehöre.  Besondere  Armenkassen 
wurden  eingeriohtet,  und  zugleich  Versuche  uutenionimen,  die  Unter- 
stiitzungs]»tiiclit  der  (ieincinden  zu  umgrenzen,  wobei  freilich  die  letz- 
teren naturgemäß  bestrebt  waren,  üiie  Arnienlast  durch  Beschränkungen 
der  Freizügigkeit  und  der  Freilieit  der  EheschHeÜung  zu  verringern. 
Unter  dem  Einflüsse  des  im  Zeitalter  der  Aufklärung  mächtig  erstark- 
ten Ilumanitiilsgedaukens  wurden  dann,  insbesondere  im  Norden 
Deutschlands,  neue  Reformversuche  untcrnomnieii,  als  deren  erfolg- 
reichster die  Begründung  der  „Allgemeinen  Armen-Anstalt"  zu  Ham- 
burg --  17.S8  —  zu  nennen  ist.  Hier  fand  zuerst  der  Grundsatz 
„Arbeit  statt  Almosen"  in  großem  Stile  praktische  VerwirkUchung. 
jeder  arbeitsfähige  Arme  hatte  in  den  vou  der  Aj'nien-Anstalt  errich- 
teten Fabriken  Lohnarbeit  zu  verrichten,  und  nur  was  er  durch  eigene 
Kraft  nicht  erwerben  konnte,  wurde  ihm  als  Ahnosen  gewährt.  Nur 
erwerbsunfähige  Personen  erhielten  den  vollen  Notbedarf.  Die  Be- 
willigung der  Gaben  erfolgte  nach  individualisierender  Prüfung  durch 
ehrenamtlich  tätige  Pflegeorgane.  Die  Erfolge  dieses  Systems  waren 
glänzende  und  das  Beispiel  Hamburgs  fand  in  vielen  Städten  Nach- 
ahmung, Schon  in  ihrem  Berichte  von  1791  konnte  die  Armen-Anstalt 
sagen:  „lu  Hamburg  gibt  es  keine  öffentlichen  Bettler  mehr;  niemand 
kann  in  Hamburg  Not  leiden".  Leider  bereitete  die  alsbald  herein- 
brechende Fremdherrschaft  diesem  idealen  Zustand  ein  schnelles  Ende, 

Um  dieselbe  Zeit  wurde  iu  Preußen  durch  das  Allgemeine  Land- 
recht die  Armen]trtege  auf  der  Grundlage  der  Freizügigkeit  und  der 
Anerkennung  einer  öft'entlich-rechtlichen  Unterstüt.zungs]iflicht  neu  ge- 
ordnet. Die  letztere  ist  in  Bezug  auf  Bürger  und  Steuerzahler  den 
Gemeinden  auferlegt,  im  übrigen  aber  auf  größere  Verbände,  die 
Landarmeuverbände,  übertragen,  welchen  insbesondere  auch  die  Pflicht 
der  Fürsorge  für  Kranke,  Blinde  und  Korrigenden  in  geeigneten  An- 
stalten obliegt.  Daneben  ist  bestimmt,  daß  denjenigen,  welchen  es 
nur  ati  Mitteln  und  Gelegenheit  mangelt,  ihren  und  der  Ihrigen  Unter- 
halt selbst  zu  verdienen,  Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten 
gemäß  sind,  angewiesen  werden  sollen.  Unter  dem  Einflüsse  der  als- 
bald losbrechenden  Kriegswirren  trat  die  Armenpflege  allenthalben  in 
den  Hintergrund  und  die  Zeit  nach  dem  Friedensschlüsse  stand  auch 
auf  diesem  Gebiete  unter  dem  Zeichen  der  Reaktion.  Erst  um  1H4Ö 
setzte  wieder  eine  regere  Tätigkeit  ein,  die  zum  Erlasse  der  Gesetze 
vom  31.  Dezember  1842  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Per- 
sonen und  über  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege  führte.  Die  Prin- 
zi])ien  der  Freizügigkeit,  sowie  der  öffentlichen  Unterstützungspflicht 
wurden  aufrecht  erhalten  und  die  Gemeinden  für  verpflichtet  erklärt, 
außer  für  Gemeindegiieder  auch  für  diejenigen  Personen  zu  sorgen, 
welche  durch  dreijälirigen  Aufenthalt  nach  erlangter  Großjährigkeit  einen 
sogenannten  Unterstützungswohnsitz  begründet  hatten.  Den  AbschluB 
der  deutschen  Armengesetzgebung  bilden  dann  die  Reichsgesetze 
über  die  Freizügigkeit,  vom  1,  November  1Mj7,  und  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz, vom  6.  Juni  1870,  auf  die  im  folgenden  Abschnitte 
nälier  zurückzukommen  sein  wird. 

Ungestörter  als  in  dem  durch  fortgesetzte  Kriegswirren  er- 
schütterten Deutschland  hat  sich  der  an  die  Säkularisation  des 
Kirchengutes  anknüpfende  Uebergaug  zur  staatlichen  Armenversorgung 
in  England   vollzogen,    wo   der   protestantische   Grundgedanke  am 
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scTiSrfsten  ausgeprägt  iiml  in  geradezu  vorbildlicher  Weise  zu  einer  ein- 
heitlichen Zwangsaniieniitiege  weitergebihlct  ist.  Bereits  durch  Gesetz 
von  1536  waren  die  (ienieiuden  für  verj>tliclitet  erklärt  worden,  ihre 
Armen  zu  ernähren  und  zu  beschäftigen ;  um  liu'J  ward  zuerst  das 
Grundeigentum  mit  einer  Arniensteuer  belegt  und  durch  ein  Gesetz 
von  157Ö  die  Konsignieruug  der  arbeitsfähigen  Armen  in  Armen- 
arbeitshäusern angeordnet.  Es  folgte  HK)1  das  berühmte  Armeugesetz 
der  Königin  Elisabeth,  auf  ilein  das  englische  Armenwesen  nuch  heute 
beruht  In  jedem  Kirchspiel  soilteu  durch  den  Friedensrichter  2 — 4  an- 
gesehene Bürger  zu  Arnienaufsehern  ernannt  werden,  deren  vornehmste 
Pflicht  darin  bestand,  die  arbeitsfähigen  Armen  zur  Arlieit  anzuhalten. 
Dies  galt  besonders  von  der  heranwachsenden  Jugend;  männliche  Per- 
sonen waren  bis  zum  24.,  weibliche  bis  zum  21.  Jahre  in  Lehr-  oder 
k Dienststellen  unterzubringen.  Die  Sorge  für  die  Arbeitsunfähigen  lag  den 
Binzelnen  Gemeinden  resj).  Kirchspielen  oi).  Die  Mittel  wurden  durch 
eine  vom  Heinertrage  des  Grundvermögens  erhobene  Armcnstouer  auf- 
bebracht,  wobei  als  Grundsatz  galt,  daß  sich  nicht  die  Ausgaben  für 
Äjmenzwecke  nach  den  Einnahmen  zu  richten  hatten,  sondern  umge- 
kehrt die  Einnahmen  den  Ausgaben  anzupassen  waren.  Die  Behandlung 
der  Arbeitsfähigen  blieb  fortgesetzt  im  Mitteljiunkt  der  englischen 
Armenpflege.  Als  infolge  des  Fehlens  eines  geordneten  Heimatrechtes 
und  der  zur  Abhilfe  angewandten  Beschränkungen  der  F'reizügigkeit 
die  Zahl  der  Arbeitslosen  fortgesetzt  überhandnahm,  wurde  durch 
Gesetz  von  1728  die  geschlossene  Pflege  zur  noruialen  Unterstützungs- 
form erhoben  und  bestimmt,  daß  kein  Artner,  der  die  Aufnahme  in 
ein  Workhouse  (Annenarbeitshans)  ablehne,  Anspruch  auf  anderweitige 
Unterstützung  habe.  Die  damit  verbundenen  Härten  hielten  indessen  den 
in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  auch  in  England  mächtig 
werdenden  Humanitätsbestrebungen  nicht  stand.  Das  Workhouse- 
Prinzip  wurde  prei.sgegeben  und  durch  den  Gillierts  Act  (I7i)2/iK})  den 
(ienieinden  die  Veri)tlichtung  auferlegt,  für  jeden  arbeitsfähigen  Armen 
in  der  Nähe  seiner  Wohnung  geeignete  Beschäftigung  ansfin<lig  zu 
machen,  den  verdienten  Lohn  für  ihn  einzuziehen  und  nötigenfalls  nach 
einer  festen  Skala  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  ergänzen  (sog.  Allow- 
an  ce- System),  ein  Verfahren,  das  zu  einer  völligen  Demoralisation 
kudes  Arbeiterstandes  führte  und  den  Gemeinden  unerschwingliche  La.sten 
^fciferlegte.  Man  kehrte  daher  1834  zum  Workhouse-System  zurück, 
das  heute  noch  grundsätzlich  das  herrschende,  wenn  auch  keineswegs 
streng  durchgeführt  ist,  und  überdies  durch  eine  weitverzweigte,  vor- 
trefflich organisierte  und  mit  der  öffentlichen  Armenpflege  in  enger 
Fühlung  stehende  Privaiwohltätigkeit  wesentlich  gemildert  wird. 

Typisch   für   die  Entwickelung  der  Arnien])flege  in   den   von   der 
Reformation  nicht  wesentlich  berührten  Ländern  sind  die  Verhältnisse 
in  Frankreich.     Auch    hier  hat   es   zwar   an  frühzeitigen  Anläufen 
zur  staatlichen  Ordnung  der  Annenversorgung   nicht  gefehlt.     So  be- 
stimmte schon  im  Jahre  1254  Ludwig  der  Heilige,  daß  jede  Gemeinde 
ihre  Armen   in  besondere  Register  einzutragen   und   unter  staatlicher 
Oberaufsicht    zu    versorgen    habe.      Aber    diese    Grundsätze    kamen 
schnell    wieder   außer    ITebung,    und    obwohl    einzelne    Könige    (wie 
btfranz  I.,  Heinrich  H.  und  Ludwig  XIV.)  auf  dieselben  zurückgriffen, 
^^ehielt    in    Frankreich    doch    der    katholisch-kirchliche   Charakter    der 
'     .\mienfürsorge  durchaus  die  Oberhand.     Don  Mittelpunkt  der  Armen- 
pflege  bildete   hier  nicht   die   Gemeinde,   sondern   das    Hospita! ;   der 
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mil  dem  Almosenwesen  notwendig  verbundene  Bettel  entwicljeH 
sich  daher,  allen  Verboten  zum  Trotz,  zu  einer  immer  wachsendet 
Plage.  Die  herrschenden  Zustände  wurden  im  Zeitalter  der  Auf- 
kläi'ung  zum  Gegenstände  heftigster  Kritik,  die  in  der  Fordei'ung  einer 
geordneten  staatlichen  Armenpflege  gipfelte.  Die  Revolution  von 
17H9  unternahm  zunächst  den  vergeblichen  Versucii,  durch  Gründung 
einer  großen  nationalen  Arbeitsstätte  eine  geregelte  Armenversorguüg 
zu  schaffen.  Im  Jahre  1793  wurde  dann  die  üfl'entliche  Armenpfle<re 
für  eine  geheiligte  Schuld  der  Gesellschaft  erklärt.  Die  Arbeitsfähigen 
sollten  gegen  einen  staatlich  normierten  Lohn  beschäftigt  werden,  liie 
Arbeitsunfähigen  hatten  Anspruch  auf  Pension,  ja  sogar  alle  auf  ibrer 
Hände  Arbeit  angewiesenen  Eltern  waren  berechtigt,  für  die  Kinder, 
die  sie  über  zwei  hatten,  staatliche  Unterstützung  zu  fordern.  Alle 
diese  großen  Pläne  blieben  indessen  aus  Mangel  an  Mitteln  unaus- 
geführt, und  da  zugleich  mit  der  Zerstörung  der  Kirche  auch  deren 
Armenpflege  vernichtet  war.  .so  nahm  die  Armut  derart  überhand,  diu 
man  sich  bereits  im  Jahre  171t(i  entschließen  mußte,  den  Wohltätig- 
keitsanstalten die  eingezogenen  Güter  wieder  zurückzugel)en.  Die 
kirchlichen  Organe  nahmen  alsbald  die  —  inzwischen  durch  die  Er- 
richtung kommunaler  Wohltätigkeitsbureaus  ergänzte  —  Armenpdege 
von  neuem  in  die  Hand  und  beherrschen  sie  im  wesentlichen  heole 
noch.  Allerdings  macht  sich  in  neuerer  Zeit,  wie  in  allen  Ländern 
der  fakultativen  ArmenpHege  so  auch  in  Frankreich,  ein  starker  ZuK 
zur  staatlich-obligatorischen  Armenjitlege  mehr  und  mehr  filhllmr. 
Insbesondere  gewährt,  nachdem  bereits  1811  bez.  1^38  die  Fürsorge 
für  Kinder  und  für  Irre  in  diesem  Sinne  geordnet  und  den  Departe- 
ments zugewiesen  worden  war,  das  Gesetz  über  die  medizinale  Armen- 
pflege vom  15.  Juli  1893  jedem  mittellosen  Franzosen  Anspruch  auf 
unentgeltliche  Krankenpflege. 


Zweiter  Abschnitt. 
Bas  Anucnwesen  im  Deutschen  Reiche. 

A.  Allgemeiner  Teil. 


1.  Wesen  der  Armut  und 

B  e  g  r  i  f  f  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g. 
jenige,  welcher  das  für  sich 
Unterhalt  Erforderliche  weder 
beschaffen  vermag  noch  von 
dürftige  Unterhalf  umfaßt  das 
Kleidung 


Maßnahmen  zu  ihrer  Yerhütang. 

Arm   im   technischen   Sinne   ist  der- 
und 


seine  Familie  zum  notdürftigen 
aus  eigenen  Mitteln  oder  Kräften  zu 
anderer  Seite  empfängt.  Der  ,DOt- 
unbedingt  Notwendige  in  Bezug  auf 
Wohnung,  Kleidung  und  Nahrung,  sowie  die  erforderliche  Pflege  in 
Krankheitsfällen ;  hinzutritt  im  Toilesfall  ein  angemessenes  Begräbnis. 
Wer  parate  Mittel  besitzt,  oder  das  zum  Leben  Nötige  von  An- 
gehörigen, von  Krankenkassen  oder  sonstwie  sogleich  erlangen  kann, 
ist  ebensowenig  hilfsbedürftig  wie  derjenige,  welchem  sich  eine  den 
Notbedarf  gewährleistende  Beschäftigung  darbietet.  Andererseits 
wird  die  Hilfsbedürftigkeit  weder  durch  den  Besitz  nicht  sofort 
realisierbarer  Vermögensstücke,  noch  auch  durch  die  vorhandene 
Arbeitskraft  ausgeschlossen,  da  es  nicht  auf  das  Vorhandensein  von 
Mitteln  oder  Kräften,  sondern  allein  auf  die  Möglichkeit  ihrer  als- 
bahligen  Verwertung  zum  Zwecke  der  Unterhaltungsbeschaflung  an- 
kommt. 
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Individuelle    und    Ma  ssenarmu  t.     Die   Anmit  ist   so   alt 
ie  die  Menschheit  seihst   und   sie   wird   auch  aller  Voraussicht  nach 
.einals   erlöschen.     Soweit   sie  das   Produkt  der   mannigfachen  Um- 
Ande  bildet,    welche   den  einzelnen    vorübergehend   oder   dauernd  in 
inen  Zustand  des  Mangels  am  Notwendigsten   herabdriicken,   spricht 
(lan  von  individueller  Armut,   während  die  Armut  da,   wo  sie  in  den 
iWgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  wurzelt   und   daher  weitere 
Kreise  der  Bevölkerung  ergreift,  Masseuarmut  (Pauperismus)  genannt 
vfinl.     Zwar    sind    Uebervölkerung   und    Miliwachs   als    Verarmungs- 
ursachen durch  die  mit  der  modernen  Entwickelung  des  Verkehrs  ge- 
gebene Möglichkeit    gleichmäßigerer    Verteilung   von    Menschen     und 
Gütern   über   die   ganze  Erde  wesentlich   zurückgedrängt,   und   gegen 
die  Entstehung  verheerender  Seuchen  ist  durch  ilie  Hygiene  eine  von 
Jahr  zu  Jahr  fester  werden<le  Schutzwehr  geschaffen.     Dafür  hat  aber 
die  raoflerne  Industrie  mit  (iroläbetrieb  und  maschineller  Technik  neue 
Formen    des    Pauperismus    gezeitigt.      Ehemals    blühende    Gewerbe- 
betriebe  vermögen    der    Konkurrenz    der    Großindustrie    nicht    mehr 
«tandziihalten,    und   die   in   ihnen   tätigen  Personen   verfallen   vielfach 
der  Armut,    weil   sie   außer  stände  sind,  sich    den   veränderten   Wii't- 
«chaftsformen  anzupassen.     Der  gleichen  Gefahr  unterliegen  auch  die 
Tnusende    von    Industriearbeitern,     deren    Arbeitslohn    in    normalen 
Zeilen    zur     Bestreitung     des     Lebensunterhaltes     hinreicht,     sobald 
ilire  Erwerbstätigkeit    infolge    industrieller    Krisen     oder     sonstiger 
Störungen   ins    Stocken   gerät.     Die  von  den  Unternehmern   zur  Ver- 
hfltunfi  solcher    Stockungen    geschlossenen    Vereinigungen    (Kartelle, 
Syndikate)    können   zwar,    rechtzeitig  ins   Leben   gerufen   und   richtig 
organisiert  und  geleitet,   eine  gewisse  vorbeugende  Wirkung  ausüben, 
Bidit  aber  den  mangelnden  Absatz  herbeiführen    und   die  einmal  ein- 
Seiretene    Krisis   aus   der  Welt  schaffen.     Ebensowenig    besitzen    die 
Org;inisationen     der    Arbeitnehmer    (Gewerksciiaften .    Gewerkvereine 
"•s.w.)    genügenden    finanziellen    Rückhalt,    um    auch    bei    längerer 
Dauer  der  Krise  deren  Folgen  abzuwenden  und  ihre  Mitglieder  durch 
Gewährung  von  Arbeitslosenunterstützung  vor  der  mit  der  Inanspruch- 
lahiue  öffentlicher  Armenhilfe  verbundenen  sozialen  Deklassierung  zu 
''«»ahren.     Zweifellos  koinzidiert  hier  mit  dem  individuellen  Interesse 
•1««  .\rbeiters  ein  wichtiges  öffentliches  Interesse,  indem  der  Gesamt- 
heil  daran  gelegen  sein  muß,    zu   verhüten,    daß  die  außer  Tätigkeit 
«wetzte  Arbeitermasse  an  Nichtstun    und   an   den  Genuß   öffentlicher 
Unterstützung  gewöhnt  und  damit  für  weitere,  bisher  von  der  Stockung 
nicht  betroffene  Kreise  der  Arbeiterbevölkerung  ein  gefährlicher  Anreiz 
geschaffen  wird,  ihre  Tätigkeit  ebenfalls  einzustellen   und   lieber  ohne 
•j^genleistung     das     E-xistenzuiinimum    als    Unterstützung    entgegen- 
OMmen,    als    um    einen    vielleicht   kaum    wesentlich   höheren  Lohn 
IMnve  Arbeit  zu  verrichten. 

Ein  Mittel,  um  diese  Form  der  Massenarmut,  sei  es  in  ihrer  Ent- 
stehung, sei  es  auch  nur  in  ihren  Folgezuständen,  erfolgreich  zu  be- 
kämiifen,  ist  bislang  nicht  gefunden.  Insbesondere  erscheint  —  wie 
di^  in  England  mit  dem  sogenannten  Allowance-System  (S.  173)  und 
'.D  Frankreich  mit  den  Nationalwerkstätten  (S.  174)  gemachten  Er- 
fahrungen zur  Genüge  gezeigt  halien  —  die  Anerkennung  eines 
Tfiechtes  auf  Arbeit"  in  dem  Sinne,  daß  jeder  Arbeitslose  vom  Staate 
rilie  Anweisung  lohnender  oder  gar  seiner  besonderen  Berufsbildung 
''•Btäiirechender  Arbeit   sollte  verlangen   können,   in   einem  Staate   mit 
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freier  Erwerbsordiiunt;  sdilecliterdings  uniiiöf;lich.  Das  wirksamste 
Korrektiv  bildet  liier  die  tuntichste  Förderung  der  zum  Schutze  sogen 
die  Folgen  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  geschalfenen  EiiirichtuDgeo 
in  Verbindung  mit  einer  verständigen  Sozial]K)Utik.  In  letzterer 
Hinsicht,  ist  vor  allem  auf  eine  bessere  Ausgestaltung  des  Arbeits- 
nachweises hinzuwirken,  der  zwar  keine  neue  Arbeit  schaffen,  aber 
docli  dadurch,  daß  er  die  denkbar  schleunigste  Wiederbesetzung  aller 
in  Stadt  oder  Land  otfenen  Arbeitsstellen  vermittelt,  immerhin  »as^ 
gleichend  wirken  kann.  Weiterhin  kommen  als  vorbeugende  Mai- 
nahmen die  Arb  ei  ts  ver  seh  iebun  g,  d.  i.  die  Verlegung  aller  tob 
der  Jahreszeit  unabhängigen  Genicindearbeiten  in  die  arbeitslose  Zet, 
und  —  für  den  Fall  des  Eintritts  größerer  Arbeitsstockungen  —  die 
sogenannten  Notstandsarbeiten  in  Hetracht,  durch  deren  HJiD- 
richtung  die  Gemeinden  ihren  unverscliuldet  in  Not  geratenen  Ein- 
gesessenen die  nötige  \'ersorgung  ^  anstatt  im  Wege  der  Annen- 
ptlege  -  in  der  würdigeren  Form  des  Arbeitslohnes  zu  bieten  in 
der  tLage  sind.  Naturgemäß  kann  es  sich  dabei  nur  um  soldie 
Arbeiten  handeln,  welche  weder  umfassende  \'orkehrungen  von  Seiten 
der  Gemeinde  noch  eine  technische  Schulung  der  Arbeitskräfte  \ot- 
aussetzen  (also  liau-  und  Erdarbeiten ,  Herstellung  von  Steinschl»g 
u.  dergl.),  während  der  Entgelt,  schon  um  einem  fibermäßigen  An- 
dränge von  Arbeitskräften  zu  begegnen,  unterhalb  des  ortsübliclien 
Lohnes  zu  halten  und  lediglich  so  zu  bemessen  ist,  daß  er  dem  Ar- 
beiter sein  notdürftiges  Auskommen  eben  sichert.  Die  Frage  end- 
lich, ob  der  bei  der  geltenden  Sozialgesetzgebung  beschrittene  Weg 
der  Zwangsversicherung  auch  zur  Abwendung  der  Folgen  unver- 
schuldeter Arbeitslosigkeit  gangbar  sei,  wird  von  gewiegten  Kennern 
der  Materie,  so  insbesondere  von  Schanz,  der  statt  dessen  die 
Einführung  eines  sogenannten  Sparzwanges  (Bildung  einer  Lohnreserve 
unter  Beitragsleistung  des  Arbeitgebers)  vorschlägt,  verneint.  Andere 
halten  eine  Arbeitslosenversicherung  für  «iurchführbar,  obwU 
hier  die  im  Falle  von  Krankheit,  Ifnfall,  Invalidität  oder  Alter  ge- 
gebenen äußeren  Merkmale  für  den  Eintritt  des  Versicherungs&U» 
fehlen,  auch  die  -  -  zumal  in  der  Schweiz  —  gemachten  praktisdiM 
Versuche  zu  nichts  weniger  als  hoffnungsvollen  Ergebnissen  geführt 
haben. 

Vorbeugende  Maßnahmen.  Es  treten  hier  im  allgemeinen 
zwei  verschiedene  Tendenzen  hervor:  die  Erleichterung  der  SelbsthiUf 
und  die  positive  staatliche  Fürsorge  für  die  wirtschaftlich  Schwachen. 
Die  Einrichtungen  der  ersteren  Art  (Spar-  und  Darlehnskasseo, 
Leihhäuser,  Konsumvereine  u.  dergl.)  liegen  außerhalb  des  Rahmens 
dieser  Ausführungen,  wogegen  der  Eintluß  der  sozialpolitischen  Ge- 
setzgebung auf  die  Armutsverhältnisse  nicht  unerörtert  bleiben  darf- 
Die  einschlägigen  Gesetze  bezwecken  einerseits,  für  den  Arbeiter  all 
gemein  günstigere  Daseinsbedingungen  zu  schaffeu  und  ihn  namentücli 
gegen  die  Gefahr  der  Ausbeutung,  sowie  gegen  Gefährdung  von  Lel>en. 
Gesundheit  oder  Sittlichkeit  sicherzustellen  (Arbeiterschutz),  und 
andererseits,  ihm  bei  Eintritt  von  Krankheit,  Unfall,  Invalidität  oder 
Alter  außerhalb  der  Armenpflege  staatliche  Hilfe  zu  gewälirleisten 
(Arbeiterversicherung). 

Aus  dem  Bereiche  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in'^f' 
essieren  hier  das  Verbot  des  Trucksystems  (Auslohnung  in  Waren'' 
die   Beschränkungen   in   Bezug  auf  Lohneinbehaltungeu  und  Lohnbe- 
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schTagnahmen  (Gewerbeordnung  (;§  llö— llHa,  Ges.  v.  21.  Juni  1S69, 
betr.  ilie  Beschlagnahme  des  Arbeits-  und  Dienstlohnes,  Gesetz  vom 
30.  März  1903,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben),  sowie 
natueutlich  die  Bestirainungeu  zum  Schutze  gegen  Gefahren  für  Leben, 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  (§15  1*20  a  u.  b  der  Gewerbeordnung). 
tVeiterhin  ist  fflr  Arbeiterinnen  im  Interesse  der  Gesundheit  und  des 
Familii-nlebens  die  Nachtarbeit,  sowie  die  Beschäftigung  in  Bergwerken 
»nter  Tage  gänzlich  untersagt  und  eine  1 1  bez.  10  stündige  Ma.Kinial- 
l«ibeitszeit  festgesetzt  ({;§  137,  154a  der  Gewerbeordnung).  Kinder 
nter  13  Jahren  dürfen  nicht  in  Fabriken,  Kinder  unter  12  Jahren  auch 
nicht  in  der  Hausindustrie,  Kinder  unter  10  Jahren  überhaupt  nicht 
[gewerblich  beschäftigt  werden.  Für  jugendliche  Personen  ist  die  Nacht- 
[»rbeit  verboten  und  sind  entsprechende  Vorschriften  in  Bezug  auf 
fMaxinialarbeitszeit  und  Arbeitspausen  getrotfen.  Die  Befolgung  aller 
[iiieser  Vorschriften,  zu  denen  noch  solche  über  Auflösung  des  Arbeits- 
1  terhältnisses,  über  Arbeitsordnungen.  Arbeitszeiignisse,  Sonntagsruhe 
[u.  5.  w.  hinzutreten,  wird  durch  besondere  Beamte  (Gewerbeinspektoren, 
[in  einzelnen  Staaten  auch  Gewerbeinspektorinnen)  überwacht,  und  ihre 
[Außerachtlassung  ist  strafiiar. 

Ein  noch  weitergehendes  Interesse  vom  Standpunkte  der  Armen- 
[pflege  verdient  die  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  vom  17.  Dezember 
\M  inaugurierte  Arbeiter  Versicherung,  welche  den  wirtschaft- 
licli  Schwachen,  um  sie  vor  Verarmung  zu  schützen,  im  Wege  der 
ycrsicherung  einen  Rechtsanspruch  auf  staatliche  Fürsorge 
jini  Falle  von  Krankheit,  Invalidität  oder  Alter  eingeräumt  und  damit 
«inen  Faktor  von  eminenter  iirophylaktischer  Bedeutung  in  das  soziale 
iLelien  hineingetragen  hat.  Die  auf  dem  Gebiete  der  Heilkunde  ge- 
I  »onnene  Erfahrung,  daß  es  besser  sei,  Krankheiten  zu  verhüten,  als 
zu  heilen,  ist  damit  auf  die  Bekämfifung  der  Armut  als  einer  am 
I  Volkfkörper  zehrentlen  Krankheit  übertragen,  und  wie  es  der  Hygiene 
^L|iuliini;en  ist,  zahllosen  Einzelerkrankungen  vorzubeugen,  die  zu  heilen 
^^der  .Medizin  nicht  immer  beschieden  gewesen  wäre,  so  hat  das  große 
Werk  der  Sozialgesetzgebung  für  den  weiten  Kreis  der  Versicherten 
[■die  hauptsächlichsten  Ursachen  individueller  Verarmung  zu  einem 
wesentlichen  Teile  beseitigt  und  insoweit  das  zweifelhafte  Heilmittel 
\ABt  .\rmenpflege  ausgeschaltet. 

In  welchem   Maße   es   der   Sozialgesetzgebung  gelungen  ist,   den 
iTinfang  der  Armut  einzuschränken,  läßt  sich  ziff"ernmäßig  nicht  genau 
|iesistellen.     Daß   aber    in  dieser  Richtung  tatsächlich  ein  .sehr  bedeu- 
llender  Erfolg  erzielt  ist,  darüber  kann  bei  dem  bedeutenden  Umfange 
itr  Leistungen   der   Versicherung  einerseits,  sowie  in  Anbetracht  der 
roden   Anzahl    der   von    ihr    umfassten    Personen    und   der  sozialen 
rBchifhtung  der  letzteren    andererseits   kein  Zweifel   obwalten.     Ueber 
U"  Jlillionen   Personen   untersteben  der  Krankenversicherung; 
flwisclien  3  und  4  Millionen  Kranke  erhalten  jährlich  Unterstützungen 
jiu  Höhe    von    140— IjV)  Mill.  M.     Gegen  Unfall  sind  über  19  Mill. 
Personen  versichert;  etwa  (jOOCKK)  Verletzte  im  Jahresdurchschnitt  be- 
liehen 70—75  Mill.  M.  Entschädigungen.     Mehr  als  l.-J  Mill.  Personen 
xählt   die    Invaliden-    und    Altersversicherung    und    rund 
I  ^JOOO  Personen  erhalten  Rente  im  Gesamtbetrage  von  etwa  70  Mill.  M. 
Dabei  gehört  die  große  Mehrzahl  der  Versicherten  dem  Arbeiterstande 
*"  und  ist  allein    auf  den   verdienten    Lohn   angewiesen.     \'iele  von 
ihneo  sind    Familienväter   mit   erwerbsunfähigen  Augehörigen,    viele 
I  Hjci<M.  suppi.'iM.  rv,  12 
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alleinige  oder  Miternälirer  von  Eltern  oder  Geschmstern.  und  von 
allen  diesen  iintcrtüfj;e  beim  Eintritt  von  Krankheit,  Unfall,  Invalidität, 
oder  Alter  zweifellos  ein  erheblicher  Prozentsatz  der  Verarmung, 
wenn  dieser  Gefahr  nicht  durch  die  Arbeiterversicherung  vorgebeugt 
wäre. 

Inwieweit   die  Leistungen  der  Versicherungseinrichtungen  solchen 
Personen,    die  sonst  der  AmienpÜege  verfallen  wäi'en,   und  damit  in- 
direkt  der   letzteren   selbst  zu    gute  kommen,   läßt  sich  nicht  einni«! 
schätzungsweise  bestimmen,    schon  weil  die  Leistungen  der  Arbeiter- 
versicherung  über    das    Existenzminimum  im  armenrechtlichen  Sinne 
vielfach   hinausgehen    und  manchem    Versicherten    auch    noch  andere 
Hilfsquellen  zu  Gebote  stehen,  die  ihn,  wenigstens  fürs  erste,  ohnehiü 
vor  der  Armenpflege   bewahren   würden.     Ueberdies   werden  die  (i^ 
scliäftsergebnisse  der  Armenverwaltungen  rieben  der  Arbeiterversidf- 
rung  noch  durch  mannigfache  andere  Ursachen    -    Lage  des  Arbeits- 
marktes,    Aenderungen    in   den   Preisen  für  Wohnungen  und  Lebeiii- 
mittel,  mildere  oder  strengere  Handhabung  der  Annenpflege.  Ausdehnung 
ihrer  Leistungen,  Wirken  der  Privatwohltätigkeit  —  wesentlich  beein- 
flußt,   und   es  erscheint  völlig   unmöglich,    die   Einwirkung  der  eiuen 
Ursache,   der  Arbeiter  Versicherung,   durch  Ausschaltung  aller  übrigen 
Momente  statistisch  genau  zu  erfassen.     Andererseits  wird  aber  auch 
daraus,  daß  in  den  meisten  Städten  die  Aufwendungen  für  die  Armen- 
pflege seit  Einführung  der  Arbeiterversicherung  einen  sichtbaren  Röck- 
gang  nicht   aufweisen,   auf  das  Nichtvorhandensein  einer  bessernden 
Einwirkung    der    Arbeiterversicherung   auf   die    Verarmungszustände 
keineswegs  geschlossen  werden  dürfen,  schon  weil  die  steigende  Lebens- 
haltung nicht  ohne  Rückwirkung  auf  den  Umfang  der  Leistungen  der 
Armenpflege  bleiben  konnte.    Es  wäre  in  der  Tat  von  hohem  Interesse, 
wenn    uuter   Zuhilfenahme  einwandfreien  armenstatistischen  Material* 
die  Prozentbeteiligung  der  Unterstützungsursachen  :  Krankheit.  Unfall. 
Invalidität  und  Alter  an  den  Unterslützungsfällen  für  eine  Reihe  von 
Jahren   vor   und   nach   dem   Inkrafttreten   der   ArbeiterversicheruaöT 
hätte   ermittelt   werden    können.    Leider   hat   indessen   der  im  Jahre 
1894  vom   Reiche   unternommene  Versuch,   den  Einfluß  der  Sozialgc 
setzgebung  auf  die  Armenpflege  statistisch  festzustellen,   zu  keineiH 
befriedigenden  Ergebnisse  geführt.     Immerhin  wird  aber  der  Tatsache 
daß   z.  B.  in  den  hamburgiachen  Staatskrankenanstalten  die  Zahl  de** 
auf  öifentliche    Kosten    verpflegten    Personen   von  41  Proz.  im  Jahr«' 
1884    auf  26    Proz.  im  Jahre  1891  zurückgegangen  ist,  während  sieb 
gleichzeitig  die   Zahl  der  Kassenpatienten  von  M  Proz.  auf  58  Pro«' 
aller  Kranken  gehoben  hat,    eine  gewisse  charakteristische  Bedeutungf 
nicht   abzusprechen    sein.     Kür   den    sehr    erheblichen    Umfang  jenes- 
Einflusses   spricht   weiter  auch   der  Umstand,   daß   die  von  Kranken- 
kassen, Berufsgenossenschaften  und  Versicherungsanstalten  dem  Orts— 
armenverbande   Hamburg   zu   leistenden   Erstattungen  im  Jahre  liXt.'^ 
die  Höhe  von  löOtKK)  M.  erreicht  haben,  wobei  besonders  zu  berück" 
sichtigen  ist,   daß  in  dieser  Zahl  der  auf  dem  Gebiete  der  Vorbeu- 
gung liegende  Haupteffekt  der  Arbeiterversicherung  garnicht  mit 
zum  Ausdrucke  gelangt. 

Nicht  ohne  Einfluß  auf  den  Umfang  der  Verarmung  sind  auct» 
die  Bestimmungen  des  Invalidenversicherungsgesetzes  über  das  Heil- 
verfahren und  über  die  Aufnahme  von  Rentenempfängern  in  In  — 
validenhäuser.     Wenn    ein    Versicherter    dergestalt    erkrankt 
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iti  als  Folge  der  Krankheit  Erwerbsunfähigkeit  mit  Anspruch  auf 
eine  reichsgesetzliche  Invalidenrente  zu  besorgen  steht,  so  kann  die 
Versicherungsanstalt  zur  Abwendung  dieses  Nachteils  ein  Heilverfahren 
in  dem  ihr  geeignet  erscheinenden  Umfange  eintreten  lassen.  Macht 
(üe  Versicherangsanstalt  von  dieser  Befugnis  Gebrauch,  so  hat  sie  den 
Angehörigen  des  Versicherten,  deren  Unterhalt  dieser  bisher  aus 
seinem  Arbeitsverdiense  bestritt,  eine  sogenannte  Angehörigen  unter- 
Btötzong  zu  zahlen.  Eine  solche  vorbeugende  Krankenpflege 
haben  die  Versicherungsanstalten  in  steigendem  Umfange  und  mit 
bestem  Erfolge  betätigt,  und  es  kann  nur  als  im  wohlverstandenen 
Interesse  der  Armenpflege  liegend  erachtet  werden,  diese  nicht  auf 
gesetzlichem  Zwange,  sondern  lediglich  auf  freiwilliger  Entschließung  be- 
rnhenden  Bestrebungen,  sei  es  durch  Beteiligung  an  den  Kosten 
(Gharlottenburg),  sei  es  durch  Lieferung  der  fehlenden  Ausrüstungs- 
stücke (Hamburg),  zu  fördern.  Ueber  die  Entwickelung  der  Anwen- 
dung des  Heilverfahrens  gewährt  folgende  Tabelle  Aufschluß: 


Behandelte 

Eostten- 

Versicherte 

aufwand 

1897 

10564 

2  oii  148  M. 

1898 

«3758 

2769330    „ 

1899 

20039 

4056975    .1 

1900 

27427 

6210720   „ 

1901 

32710 

7912219   „ 

Von  den  behandelten  Personen  litt  über  ein  Drittel  an  Lungentuber- 
kulose, wie  nachstehende  Uebersicht  ergibt: 


Versicherte 

KoBtenaufwand 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

3  374 

4  937 
7  759 

II  150 
14757 

1  027  096  M. 

1548364  « 
2405037   „ 
3766761    „ 

5038751    >, 

Femer  kann  die  Versicherungsanstalt  einem  Rentenempfänger 
mit  seiner  Zustimmung  an  Stelle  der  Rente  Aufnahme  in  einem  I  n  - 
validenhause  gewähren.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Er- 
richtung von  Invalidenhäusern  fflr  unheilbare  Lungenkranke,  weil  diese 
letzteren  in  erhöhtem  Maße  pflegebedürftig  sind  und  überdies  einen 
Infektionsherd  und  damit  eine  ständige  Gefahr  für  die  übrige  Bevölke- 
rung bilden,  so  daß  es  sowohl  im  Interesse  der  Versicherungsanstalten, 
als  besonders  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  gelegen  ist,  auf  eine 
Isolierung  dieser  Versicherten  Bedacht  zu  nehmen. 

Den  vorstehend  besprochenen  Maßnahmen  treten  einerseits  die 
weitgehenden,  zu  Gunsten  der  Schiffsmannschaft  erlassenen  Vor- 
schriften der  neuen  Seemannsordnung  vom  2.  Juli  1902  und 
andererseits  die  zahlreichen,  von  Arbeitgebern,  Gewerkschaften,  Ver- 
einen n.  s.  w.  ins  Leben  gerufenen  Einrichtungen  zur  Seite,  die,  indem 
sie  dem  Arbeiter  in  gewissen  Notfällen  den  erforderlichen  Rückhalt 
gewähren,  ihn  vor  dem  Anheimfall  an  die  Armenpflege  bewahren. 
Maßte  sich  die  Reichsgesetzgebung  bei  der  außerordentlichen  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse,  Bedürfnisse  und  Mittel  auf  die  obliga- 
torische Festlegung  gewisser  Minimalleistungen  beschränken,  so  war 
dtumit   die  Existenzberechtigung    von    Hilfs-    und  Ergänzungs- 
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kassen  gegeben,  welche  teils  die  Leistungen  der  gesetzlichen  Krankea- 
versicherung zu  erhöhen,  teils  für  solche  Fälle  einzutreten  bestrebt 
sind,  wo  das  Gesetz  noch  Lücken  läßt. 

Der  soziale  Zug  der  neueren  Zeit  ist  endlich  auch  auf  die  Aus- 
gestaltung des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  nicht  ohne  Einfluß  ge- 
blieben, indem  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  mannigfache,  in  prophj- 
laktischem  Sinne  wirksame  Vorschriften  Aufnahme  gefunden  haben, 
von  denen  ein  gewisser  Einfluß  auf  die  Verarm ungszustände  er- 
wartet werden  darf.  Hier  ist  zunächst  der  Entmündigung 
wegen  Trunksucht  zu  gedenken,  die  —  nach  landesgeseü- 
lieber  Vorschrift  auch  vom  Armenverbande  —  beantragt  werden 
kann,  wenn  der  Trunksüchtige  sich  oder  seine  Familie  der  Ge- 
fahr des  Notstandes  aussetzt.  (§  6,  No.  3.)  Weiterhin  kommt 
die  Aufhebung  des  sogenannten  Kahlpfandnngs- 
rechtes  des  Vermieters  in  Betracht,  dessen  ZugrilT  die  der 
Pfändung  nicht  unterworfenen  Sachen,  deren  Kreis  zugleich  er- 
heblich erweitert  ist,  entzogen  sin<!.  (§  559  B.G.B.,  §  SU  C.P.O.) 
Von  großer  Tragweite  sind  sodann  die  hinsichtlich  des  Arbeitsver- 
trages getroffenen  Bestimmungen,  wonach  der  Dienstpflichtige  infolge 
einer  unverschuldeten  kürzeren  Verhinderung  an  der  Vornahme  der 
Dienstleistung  keine  Einbuße  an  seinem  Lohne  erleiden  soll  und  ihm 
bei  dauerndem  Dienstverhältnis  im  Erkrankungsfalle  die  erforderücbe 
Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  bis  zur  Dauer  von  6  Wochen 
von  Seiten  des  Dienstherrn  zu  gewähren  ist.  (§i;  G16,  617.)  Auf  deni 
Gebiete  des  F  a  m  i  1  i  e  n  r  e  c  h  t  e  s  gilt  der  Grundsatz,  daß  alles,  waJ 
die  Frau  durch  Arbeit  oder  durch  den  Betrieb  eines  selbständigen 
Geschäfts  erwirbt,  als  sogenanntes  Vorbehalts  gut  der  Verwaltung 
und  Nutznießung  des  Mannes  entzogen  bleibt.  Ehescheidung  ist 
wegen  unheilbarer  Geisteskrankheit  und  überall  da  zugelassen,  wo  ein 
Ehegatte  durch  schwere  Pflichtverletzung  oder  durch  unsittliches  Ver- 
halten eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen  V^erhältnisses  verschuldet 
hat,  daß  dem  anderen  Ehegatten  die  Fortsetzung  der  Ehe  nicht  zu- 
gemutet werden  kann.  Für  die  Unterhaltspflicht  der  Ehe- 
gatten untereinander  gilt,  daß  der  Mann  der  Frau  nach  Maßgabe 
seiner  Lebensstellung,  seines  Vermögens  und  seiner  Erwerbsfälligkeit 
Unterhalt  zu  gewähren  hat,  also  nicht  zunächst  das  für  seine  Person 
Notwendige  vorwegnehmen  kann  (§§  1360,  1578,  1583),  wogegen  die 
Unterhaltspflicht  der  Verwandten  (in  auf-  und  absteigender 
Linie)  in  der  Regel  von  der  Unter haltsfähigkeit  abhängt. 
(^§  1601—160.^.)  Am  einschneidendsten  für  die  Armenpflege  erwdsl 
sich  die  Regelung  der  Unterhaltspflicht  des  außerehelichen 
Vaters,  der  dem  Kinde  bis  zur  Voltendung  des  16.  Lebensjahres 
den  der  Lebensstellung  der  Mutter  entsprechenden  Lebensunterhalt, 
und  zwar  durch  Entrichtung  einer  für  3  Monate  im  voraus  zahlbaren 
Geldrente,  zu  gewähren  hat  (§§  1708,  1710).  Um  das  heranwachsende 
Geschlecht  vor  Verwahrlosung  —  und  damit  vor  Verarmung - 
wirksamer  als  bisher  zu  schützen ,  hat  das  Vormundschaftsgericlit 
überall  da  einzuschreiten,  wo  das  geistige  oder  leibliche  Wohl  eines 
Kindes  dadurch  gefährdet  wird,  daß  der  Vater  —  oder  die  Mutter  - 
das  Recht  der  Sorge  für  die  Person  des  Kindes  mißbraucht,  das  Kind 
vernachlässigt  oder  sich  eines  ehrlosen  oder  unsittlichen  Verhalten* 
schuldig  macht;  zur  Ueberwachung  der  Mimierjährigen  ist  der  Ge- 
meindewaisenrat  eingesetzt.    Ergänzend  treten  neben  diese  letzteren 
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orscliriften  die  in  den  meisten  Bundesstaaten  erlassenen  landes- 
isetzlichen  Bestimmungen  über  die  Zwangs-  oder  Fü  r  sorgte - 
rziebung,  durch  weiche  der  Verwahrlosung  auch  da  abgeholfen 
ezw.  Torgebeugt  werden  soll,  wo  ein  Verschulden  der  Eltern  nicht 
achweisbar  ist. 

W  2.  Grundprinzipien  und  Formen  der  Armenpflege. 

p  Grundbegriffe.  Die  Armenpflege  umfaßt  alle  diejenigen  Ver- 
anstaltungen, welche  unmittelbar  darauf  gerichtet  sind,  die  Armut  zu 
bekämpfen  oder  zu  lindern.  Soweit  es  sich  dabei  darum  bandelt,  den 
Eintritt  drohender  Armut  zu  verhüten,  spricht  man  von  vorbeu- 
gender Armenpflege,  während  die  eigentlich  helfende  Armen- 
pflege da  eintritt,  wo  Verarmung  bereits  vorliegt  und  es  gilt,  diesen 
Zujland  wieder  zu  beseitigen  oder  dem  zum  Unterhalt  seiner  selbst 
oder  seiner  Familie  dauernd  oder  zeitweilig  Unfähigen  die  hierfür 
notwendigen  Mittel  zu  gewähren.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die 
vorbeugende  Armenpflege  sowohl  in  moralischer  wie  in  wirtschaftlicher 
ninsiclit  die  wünschenswertere  und  zweckmäßigere  Form  der  Hilfe 
bildet,  weshalb  es  mit  Recht  als  die  vornehmste  Aufgabe  jeder  ziel- 
bewußten Armenpflege  gilt,  die  gefährdete  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit des  Bedürftigen  tunlichst  zu  erhalten  und  ihn  zu  wirksamer 
Selbsthilfe  in  den  Stand  zu  setzen.  Dies  kann  insbesondere  durch 
Vcrmittelung  von  .4rbeif,  durch  Bescliafl'ung  von  Handwerksgerät  oder 
Material,  durch  Erhaltung  von  Mobiliar  otler  (ieschäftsinvcutar,  oder 
dadurch  geschehen,  daß  dem  Bedürftigen  die  Wiedererlangung  seiner 
gefährdeten  Gesundheit  durch  Bereitstellung  der  hierfür  erforderlichen 
Mittel  ermöglicht  wird.  Erweist  sich  die  Wiedererlangung  von  Selb- 
ständigkeit oder  Gesundheit  als  ausgeschlossen,  so  hat  die  Armen- 
pflege dem  Bedürftigen  die  Mittel  zum  Unterhalt  zu  gewähren,  wobei 
für  die  Art  und  den  Umfang  der  Unterstützung  die  Lage  des  Einzel- 
falles bestimmend  sein  muß.  Insbesondere  kommt  es  dabei  auf  die 
Persönlichkeit  des  Bedürftigen,  die  firöße  seiner  Familie  und  auf  die 
Müftlicbkeit  einer,  wenn  auch  nur  beschränkten  eigenen  Erwerbstätig- 
keit an.  Je  nach  der  Verschiedenheit  ihres  Trägers  heißt  die  Armen- 
pflege öffentliche,  kirchliche  oder  private. 
P  Oeffentliche  Armenpflege.  Die  öffentliche  (oder  Zwangs-) 
Armenpflege  ist  diejenige,  welche  von  öffentlichen  Körperschaften  im 
Rahmen  ihrer  gesetzlichen  Verpflichtung  zur  Annenfürsorge  vermittels 
öffentlicher,  nötigenfalls  mit  steuerlichem  Zwange  aufgebrachter  Mittel 
ausgeübt  wird.  Obwohl  die  jüngste  der  drei  genannten  Formen,  hat 
die  öffentliche  Armenpflege  infolge  des  Umfanges  der  ihr  zugewiesenen 
Aufgaben  und  der  Höhe  der  zur  Bewältigung  derselben  von  ihr  auf- 
zuwendenden Mittel  die  beiden  anderen  Arten  der  Armenfürsorge  bei 
*eiieni  überflügelt  und  selbst  in  Ländern  mit  sogenannter  fakultativer 
Amieupflege  (Frankreich,  Italien,  Belgien)  wichtige  Zweige  der  Hilfs- 
tÄtigkeit  in  den  Bereich  ihrer  Wirksatiikeit  gezogen,  so  daß  eigentlich 
in  allen  Kulturländern  die  Frage  nach  dem  Bestehen  einer  öffentlichen 
Arinenpflege  in  bejahendem  Sinne  entschieden  ist  und  Verschieden- 
heiten nur  noch  in  Bezug  auf  den  Umfang  der  durch  staatliche  Zwaugs- 
*'«r6chriften  geregelten  Annenfürsorge  obwalten.  fiauK  ist  freilich  das 
alle  Vorurteil,  daß  die  öffentliche  Armenpflege  gegenüber  der  privaten 
Miadgrwertig   sei,    weil   sie  Trägheit   und  Verschwendung  begünstige 
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und  an  die  Stelle  eines  von  Menschenliebe  diktierten  Eingehens  auf 
die  Individualität  des  einzelnen  Bedürftigen   einen  harten,  schau- 
tisierenden  Bureaukraüsmus  setze,  selbst  in  Deutschland  noch  nicht 
flberwunden,  wie  das  Beispiel  Elssiß-Lothringens  (vergl.  anten  S.  236) 
zeigt,  wo  die  maßgebenden  Kreise  nach  wie  vor  an  dem  Prinzip  der 
freiwilligen   Armenpflege    festhalten.     In    allen    übrigen    Teilen  des 
Deutschen   Reiches   wird   dagegen  jedem   dauernd   oder  vorflber- 
gehend  Hilfsbedürftigen   —  er  sei  Inländer  oder  Ausländer  —  die 
erforderliche   Hilfe   auf  öiTenÜiche    Kosten    gewährt.      Dieselbe  ist 
zunächst  stets   von  der  Aufenthaltsgemeinde  zu  leisten,  und 
zwar   nach    Maßgabe    des    festgestellten    Bedürfnisses, 
nicht  etwa  der  vorhandenen  Mittel.    Die  endgültige  Unter- 
stützungspflicht  liegt   in  Bayern    der   Heimatgemeinde,   im   flbrigen 
Deutschland  der  Gemeinde  des  Unterstützungswohnsitzes  ob,  weloier 
durch   zweijährigen   ununterbrochenen   Aufenthalt   nach    vollendetem 
18.  Lebensjahre  erworben  wird.     Nach  bayrischem  Armenrecht  soll 
die  öffentliche  Armenpflege  einerseits  hilfsbedürftige  Personen  unter- 
stützen und  andererseits  der  Verarmung  entgegenwirken.    Das  Unte^ 
stfitzungswohnsitzgesetz  hat  die  nähere  Feststellung  der  Aufgaben  der 
Armenpflege   der  Landesgesetzgebung  überlassen,  deren  Vorschriften 
durchweg  darin  gipfeln,  daß  jedem  Hilfsbedürftigen  Obdach,  der  un- 
entbehrliche Lebensunterhalt   mit  Einschluß   von  Kleidung,    die  er- 
forderliche Pflege  in  Krankheitsfällen  und  im,  Falle  des  Ablebens  ein 
angemessenes  Begräbnis  zu  gewähren  ist.    Nur  die  sächsische  Armen- 
ordnung von  1840  bezeichnet  es  ausdrücklich  als  eine  weitere  Aufgabe 
der  öffentlichen  Armenpflege,  der  Verarmung  einzelner  Individuen  vor- 
zubeugen. 

Auf  welche  Art  die  Armenpflege  ihrer  Unterstützungspflicht  ge- 
nügen will,  unterliegt  ihrem  Ermessen.  Je  nach  Wahl  der  Unter- 
stützungsform wird  zunächst  offen e  und  geschlossene  (Haus- 
und Anstalts-)  Pflege  unterschieden.  Bei  Unterstützung  in  offener 
Pflege  behält  der  Unterstützte  seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit, 
indem  ihm  die  erforderlichen  Unterhaltsmittel  zur  Verwendung  im 
eigenen  Haushalte  dargereicht  werden.  Die  geschlossene  Pflege  be* 
dingt  dagegen  die  Aufnahme  des  Armen  in  eine  Anstalt,  der  dsdann 
die  Sorge  für  seinen  gesamten  Lebensbedarf  obliegt.  Während  m 
England  die  geschlossene  Pflege  die  übliche  Form  der  Fürsorge,  we- 
nigstens für  Arbeitsfähige,  darstellt,  welche  letzteren  durch  den  Ein- 
tritt in  ein  Arbeitshaus  den  Beweis  für  ihre  Hilfsbedfirftigkeit  zn 
erbringen  haben  (workhouse-test) ,  wird  in  Deutschland  die  offene 
Armenpflege  nach  Möglichkeit  bevorzugt.  Zu  Gunsten  derselben 
spricht,  abgesehen  von  Gründen  der  Humanität,  daß  die  offene  Pflege 
an  der  Individual-Wirtschaft  als  der  Grundlage  der  bestehenden 
Wirtschaftsordnung  festhält,  daß  sie  eine  Beschränkung  der  persön- 
lichen Freiheit  und  die  Zerreißung  der  Familienbande  vermeidet,  so- 
wie daß  durch  sie  die  weitgehendste  Anpassung  an  die  Eigenart  des 
einzelnen  Falles  ermöglicht  wird,  während  umgekehrt  mit  der  Auf- 
nahme in  ein  Armenhaus  für  den  Hilfsbedürftigen  nicht  nur  die 
Möglichkeit ,  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  wiederzugewinnen , 
wesentlich  zurücktritt,  sondern  auch  das  wichtige  soziale  Moment 
näherer  Fühlung  zwischen  Arm  und  Reich  völlig  verloren  geht.  Ver- 
einzelt macht  sich  übrigens  auch  in  Deutschland  das  Bestreben,  Hilfs- 
bedürftige durch  Anbieten  von  Anstaltspflege  zum  Verzicht  auf  Unter- 
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tQUung  überhaupt  zu  veranlassen,  bemerkbar,  ein  Verfahren,  das  auch 
folkswirtschafllich   insofern   bedenkhch  erscheint,   als   es  das  Uxnsich- 
greifi-n  des  Bettels  begünstigt,  welcher  erfahrungsgemäß  da  am  üppigsten 
gedeiht,  wo  für  den  wirklich  Hilfsbedürftigen  nicht  ausgiebig  gesorgt  ist. 
Die  Beantwortung  der  Frage,  welche  Form  der  ITnterstützung  im 
einzelnen  Falle  die  zweckmäßigste  sei,  hängt  wesentlich  vom  Lebens- 
alter und  vom  (jesundheitszustande  des  Armen  ab.     Die  Entscheidung 
i&t  da  ohne  weiteres  gegeben,  wo  es  sich  um  Geisteskranke,  Idioten, 
Epileptiker   und  Blinde   oder   um  Sieche  und  Altersschwache  handelt. 
Alle  diese  Personen  sind  ihrem  Zustande   nach    auf  fremde  Hilfe  an- 
gewii.'sen,  die  ihnen  am  Sachgemäßesten  in  besonderen,  über  das  nötige 
AntVichts-    und   Pflegepersonal    verfügenden   Anstalten    geboten    wird. 
Dasselbe  gilt  von  vorübergehend  schwer  Erkrankten,  es  sei  denn,  daß 
besondere  Verhältnisse   ein  Verbleiben   in   der  (meist  engen  und  den 
hvBenischen  Anforderungen  wenig  entsprechenden)  eigenen  Wohnung 
wfliisciienswert  machen.     Endlich  erscheint  die  geschlossene  Pflege  aus 
Äriiii-niiolitischen  wie  erziehlichen  Rücksichten  gegenüber  arbeitsscheuen, 
Uederlichen  oder  trunkfälligen  Personen  geboten,  wogegen  bei  Kindern 
von  einer    Unterbringung    im    Armenhause    grundsätzlich    abgesehen 
werden  sollte.     Das   Landesrecht  hat   mehrfach   (vergL  z.   B.   Preuß. 
Fürsüfgeerziehungsgesetz  vom  2.  Juli  19(X»,  §  10)   die  Unterbringung 
derder  Zwangs- (Fürsorge-)  Erziehung  anheimgefallenen  Minderjährigen 
in  Arbeitsanstalten  oder  Landurmeuliäusern  direkt  untersagt. 

Eine  weitere  bedeutsame  Unterscheidung  in  Bezug  auf  die  Form 
der  Fürsorge   ist    die    in    Geld-    und    N  aturalun terst  fl tzun  g. 
Die  wichtigste   und   überall  gebräuchliche  Form  der  Naturalunterstflt- 
znni;  ist  die  Anstaltsjtflege.    Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet, 
ist  die  Xaturalunteistützung  der  Geldunterstützung  dem  Umfange  nach 
weit  überlegen.     Man   pflegt  aber,   wenn    man   die   beiden   Unterstüt- 
XBngsarten  miteinander  in  Parallele  stellt,   in  Bezug  auf  die  Natural- 
unterstützung  nur  an  ihre  Anwendung  und  Verbreitung  außerhalb  der 
^Anstaltsptlege   zu   denken.     Die   Naturalunterstützung  stellt  hier   ge- 
wissermaßen  eine  Zwischenstufe   zwischen   offener   und   geschlossener 
fUe^'e  dar,   indem   grundsätzlich   an   der  Eigenwirtschaft   festgehalten 
fond  lediglich  in  Ansehung  der  Befriedigung  bestimmter  Lebensbedürf- 
tJUim  dieses   Prinzij)   ausgeschaltet  wird.     Die  Begriffsbestimmung  ist 
bei  stets   vom    Standpunkte  des   Unterstützten   aus  zu  treffen, 
JBO  daß  Geldunterstützung   nicht  allemal   dann   anzunehmen   ist,  wenn 
keine  (ieldbe  w  illigu  ng  erfolgt,  sondern   nur  da,   wo   der  Ililfsbe- 
Idürfliiie  das  Geld  selbst  in  die  Hand  bekommt,  um  es  seinerseits  zur 
|Be(riediguug  seiner  Bedürfnisse  zu  verwenden.     Naturalunterstützung 
egt  also  nicht  nur  da  vor,  wo  Wohnung,  Kost,  Krankenpflege,  Arznei- 
ittel,  Nahrung.  Kleidung,  Heizmaterial  und  dergleichen  in  natura  ge- 
fwihri  werden,  sondern  auch  dann,   wenn   von   einer  bewilligten  Geld- 
siinmie  gewisse  Gegenstände   für  den  Armen  von   selten  der  Armen- 
PÄe^ie  zu  beschaffen  sind,  so  daß  z.  B.  die  Bewilligung  von  Geld  zur 
^Df'ckiing   der  Wohnungsniiete  dann   unter   den    Begriff  der   Natural- 
nterstützung  f£lllt,  wenn  die  Regulierung  unmittelbar  durch  die  Armen- 
'  ge  erfolgt. 
Ob  in  der  offenen  Armenpflege   die   eine  oder  die  andere  Unter- 
r*t(ltzungsform  den  Vorzug  verdient,  hängt  wesentlich  von  den  örtlichen 
Verhältnissen    und    von    der   Persönlichkeit   des   Bedürftigen   ab.     Es 
fliegt  zunächst  auf  der  Hand,  daß  auf  dem  Lande,  wo  heute  noch  in 


«5 


184 


BÜEHL, 


gewissem  Umfange  Naturalwirtschaft  besteht,  d.  h.  wo  die  Entlohnung 
der  Arbeitskräfte  noch  teilweise  in  Naturalien  (Anweisung  von  Acker- 
land, Getreide,  Milch  u.  s.  w.)  erfolgt,  die  Naturaliinterstützung  bevor- 
zugt wird.  Hier  ist  namentlich  die  sogenannte  Reihenveritflegung  im 
Gebrauch,  die  darin  besteht,  daß  der  Hilfsbe<iiirftige  der  Reihe  nach 
bei  den  einzelnen  Ortsbewohnern  seine  Nahrung  und  eventuell  auch 
Wohnung  erhält.  Diese  Einrichtung  führt  indessen  bei  der  Neigung 
vieler,  sich  der  lästigen  FQrsorgeptiiclit  auf  möglichst  wohlfeile  VVeise 
zu  entledigen,  leicht  zu  großen  Härten,  weshalb  sie  nicht  selten  ver- 
boten oder  nur  unter  besonderen  Kautelen  zugelassen  ist.  In  den 
Städten  dagegen,  wo  heutzutage  durchweg  reine  Geldwirtschaft  herrscht, 
überwiegt  die  Geldunterstiitzung,  doch  gibt  es  —  zumal  im  Süden  und 
Westen  Deutschlands  —  auch  heute  noch  Städte,  wo  die  Naturalunter- 
stützung  prävaliert.  Aber  selbst  da,  wo  die  Geldunterstützung  der 
Regel  nach  bevorzugt  wird,  gilt  neben  derselben  die  Naturalunter- 
stützung  insbesondere  dann  als  unentbehrlich,  wenn  die  unwirtschaft- 
liche Verwendung  von  Geldmitteln  zu  befürchten  steht  oder  der  miß- 
bräuchlichen Inanspruchnahme  der  ArmenpHege  entgegengewirkt 
werden  soll. 

Als  ein  wesentlicher  Vorzug  der  Geldun  ters  tot  zun  g  wird 
anzuerkennen  sein,  daß  sie  erziehlich  wirkt  und  die  Möglichkeil  der 
Wiedergewinnung  wirtschaftlicher  Selbständigkeit  insofern  begünstigt, 
als  sie  den  Armen  zu  haushälterischem  Wirtschaften  zwingt  und  ihm 
dabei  die  Möglichkeit  bietet,  seine  Lebensbedürfnisse  je  nach  Veran- 
lagung und  Neigung  zu  befriedigen.  Auch  bleibt  bei  der  Geklunter- 
stützung  eine  Beeinträchtigung  des  Ehrgefühls,  wie  sie  mit  der  \'erab- 
folgung  von  Naturalgaben  unter  Umständen  verbunden  ist  (Arnien- 
suppen),  vermieden.  Die  Natural  u  nterstü  tz  ung  ist  dagegen 
nicht  nur  als  Prüfstein  der  Hilfsbedürftigkeit,  sowie  bei  trunksüchtigen 
oder  unwirtschaftlichen  Armen,  sondern  auch  zur  sachgemäßen  Ergän- 
zung der  Gcldunterstützung  geradezu  unentbehrlich.  Die  Gewährung 
von  Brot,  Suiijie,  Kleidung,  Hausrat,  Brennmaterial  bietet  einerseits 
die  Sicherheit,  daß  der  Arme  diese  Gegenstände  in  genügender  Menge 
und  guter  Qualität  erhält,  während  darin  andererseits  auch  ein  Vorteil 
für  die  Verwaltung  liegt,  sei  es,  daß  dieselbe  auf  solche  W'eise  ihr 
durch  Schenkung  oder  im  Wege  Erbrechts  zugefallene  Stücke  ange- 
messen wiederverwendet,  sei  es,  daß  sie  durch  Bezug  im  großen  Er- 
sparnisse erzielt,  die  dem  Armen  in  der  besseren  Beschaffenheit  des 
Gelieferten  indirekt  wieder  zugute  kommen.  Besondere  Bedtuitung 
mißt  man  neuerdings  der  Verabfolgung  geeigneter  Kost  an  Kranke, 
Wöchnerinnen,  Rekonvaleszenten  und  schwächliche  Kinder  bei,  und  e.-» 
wird  zuzugeben  sein,  daß  —  zumal  bei  den  ungünstigen  Lebensver- 
hältnissen der  modernen  Großstädte  —  die  Natural  v er pflegun  g 
einen  wichtigen  Faktor  zur  Stärkung  und  Erhaltung  der  Volkskraft 
und  bei  Bekämpfung  der  Volkskraukheiten  bilden  kann,  weshalb  auch 
die  Armenpflege  dieser  Unterstützungsform  die  Beachtung  nicht  ver- 
sagen sollte.  Nach  alledem  kann  nicht  etwa  davon  die  Rede  sein. 
daß  die  Geldunterstützung  allgemein  vor  der  Naturalunterstützung  den 
Vorzug  verdient,  es  wird  vielmehr  die  Aufgabe  einer  individualisie- 
renden Annenpflege  sein  müssen,  die  der  Sachlage  am  besten  ent- 
sprechende Form  der  Hilfe  herauszufinden  und  zur  Anwendung  zu 
bringen. 

In  Bezug  auf  das  Maß  der  Unterstützung  gilt  es  für  die  zur 
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Lusfibung  der  öffentlichen  Armenpflege  berufenen  Organe  als  Regel, 
daß   sich   der  Unterstützte   nicht   besser   stehen   soll   als   die  unterste 
Klasse  derjenigen  Personen,   welche   sich   aus  eigener  Kraft  erhalten. 
Die  öffentliche  Armenpflege  hat  sich  demnach,  um  nicht  einen  gefähr- 
lichen Anreiz   zur  Inanspruchnahme   öffentlicher  Mittel  zu  bieten,  auf 
Üe  Gewährung  des  Mindestmaßes  an  den  notwendigen  Leben sbedflrf- 
Bsen,    des   sogenannten    Existenzminimums,    zu    beschränken. 
Sieichwohl  kann  es  —  und  zwar  nicht  nur  in  der  geschlossenen,  sondern 
Bch  in  der  offenen  Pflege  —  vorkommen,  daß  ein  Unterstfltzter  mehr 
rhält    als    jene    unterste    Bevölkerungsschicht,    wofern    nämlich    die 
ebenshaltung  gewisser  nicht  unterstützter  Kreise  hinter  dem  Maße 
Ides  zum   Leben    normalerweise   Notwendigen   zurückbleibt.     Der   Be- 
Vgriff  des  Existenzminimums  ist  keineswegs  ein  feststehender.     Dasselbe 
Ibildet  vielmehr   eine  nach  Ort  und  Zeit  variable  Größe   und   ist   bei- 
[spielsweise   nicht   nur  in   einer  westdeutschen  Großstadt  ein  ganz  an- 
Ideres  als  auf  dem  platten  Laude  im  Osten,  sondern  es  unterliegt  auch 
[  innerhalb  einer  und  derselben  Gemeinde  den  uämliclien  Schwankungen, 
wie  die  Lebenshaltung  der  ärmeren  Klassen  überhaupt,  welche  in  den 
[letzten  10—20   Jahren    infolge   der   Hebung   des   allgemeinen    Wohl- 
Jtindes  und   unter   dem    Einflüsse  der   Sozialgesetzgebung    eine   ent- 
schiedene Aufbesserung  erfahren  hat. 

Uui  für  die  Bedürfnisse  der  praktischen  Armenpflege  das  Mindest- 
maß des    zur   Aufrecbterhaltung    von    Leben    und  Gesundheit  Unent- 
Mirlichen  festzustellen,   ist   der   gesamte  Bedarf  des  Hilfsbedürftigen 
,  iD  Obdach,    Kleidung,   Nahrung   u.   s.  w.   zu  ermitteln    und  in  einem 
Geldbetrage  anzuschlagen.     Diesem  Betrage   sind   dann  die  Einkünfte 
gegenüberzustellen,  und  nur  soweit  die  letzteren  hinter  dem  Existenz- 
minimum zurückbleiben,  darf  öffentliche  Unterstützung  gewährt  werden. 
1  Bei  der  Durchführung  dieses  Prinzijts  ergeben  sich  indessen  mancher- 
lei Schwierigkeiten.     In    Bezug  auf   die   Ausmessung  des   Exi- 
stenzminimums   wird    die    Entscheidung    meist    dem    freien    Er- 
I messen    der    zuständigen    Organe    überlassen,     dem    man    höchstens 
durch  Aufstellung   einzelner,  aus   der  Erfahrung   geschöpfter  Regeln, 
inach    welchen     in     gewissen     Fällen     Unterstützung     ausgeschlossen 
liHte'  in    bestimmter    Höhe    notwendig    ist,   zu    Hilfe    kommt.     Teil- 
(wejse  sind    auch    bestimmte    Höchst-  (Ausschluß-)    Sätze   aufgestellt, 
die  nicht    -    oder   nur   ausnahmsweise,   bezw.   mit   Genehmigung   der 
höheren    Instanz  —  überschritten    werden    dürfen.      Eine    Reihe    von 
rStidten  endlich  hat  nach  der  Kopfzahl  der  Familie  und  unter  Berück- 
«iclitißung   des   Geschlechts,  des  Alters   und   der  Arbeitstätigkeit  der 
iFamilienglieder  feste  Tarifsätze  aufgestellt,    welche   den    Bedarf  der 
IFimilie  in   Geld   genau   angeben.     Es   wird   zwai'  zuzugestehen   sein, 
daE  derartige  Tarifvorschriften,   indem   sie   zu    exakten  Berechnungen 
nötigen,  nicht  nur  die  Gewähr  für  eine  zutreffende  Beantwortung  tler 
i  Frage  nach  dem  Vorliegen  armenrechtiiclier  Hilfsbedürftigkeit  erhöhen, 
I  «ondem  auch  eine  wertvolle  Unterlage  für  die  richtige  Bemessung  der 
Unterstützung  darbieten.     Andererseits  liegt  aber  in  der  ganzen  Ten- 
denz solcher  Vorschriften  ilie  Gefahr,  daß  die  Pflegeorgane  sich  durch 
■  ^\f  gegebenen  Zahlen  gebunden  erachten  und  daß  dann  an  die  Stelle 
WBer  verstAndnisvollen    Benutzung   des   Tarifs    zur   Ermittelung   des 
•^'fklichen  Bedarfs   eine  mechanische  Handhabung  desselben  tritt,  die 
den  individuellen    Verhiiltnissen   nicht   gerecht   wird.     Das   Richtigste 
dflrfie  sein,  an   der   Hand  örtlicher  Erfahrungen  reichlich  gegrifi'ene 
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und  bei  besonderen  Notständen  entsprechend  zu  erhöhende  Durch- 
schnittssätze aufzustellen,  die  lediglich  als  Anhalt  für  die  Bemessung 
der  Unterstützung  zu  dienen  bestimmt  sind.  Diese  Sätze  haben  dann 
für  Würdige  wie  für  Unwürdige  gleichmäßig  Geltung,  Von  einer 
Besserstellung  würdiger  Armer  kann  korrekterweise  lediglich  im 
Rahmen  einer  den  gesamten  Lebensverhältnissen  Rechnung  tragenden 
Individualisierung  die  Rede  sein :  prinzipiell  ist  der  Würdigkeit  im 
Bereiche  der  öffentlichen  Armenpflege  jeder  Einfluß  auf  die  Höhe  der 
Unterstützung  zu  versagen,  weil  es  hier  nicht  auf  den  inneren  Wert 
des  Armen,  sondern  allein  auf  seine  äußeren  Bedürfnisse  ankommt. 
Die  öffentliche  Arnienptiege  würde  also  mit  dem,  was  sie  etwa  über 
das  unbedingt  Notwendige  hinaus  gewährte,  nicht  mehr  ZwAngsarmen- 
ptlege,  sondern  Privatwohltätigkeit  üben. 

Wenn  behufs  Bemessung  der  Unterstützung  die  Einnahmen  des 
Hilfsbedürftigen  von  dem  Betrage  des  Existeuzniininiums  in  Abzug 
gebracht  werden  sollen,  so  erweist  es  sich  in  der  Praxis  nicht  nur  als 
überaus  schwierig,  die  Berechnung  des  Einkommens  und  die  verschie- 
denen Quellen,  aus  denen  es  Hießt,  fort<lauernd  evident  zu  halten, 
sondern  es  stößt  auch  die  Berechtigung  der  einfixchen  Subtraktion  des 
vollen  Betrages  gewisser  Einkünfte  unter  Umständen  auf  Zweifel.  So- 
weit freilich  der  Arbeitsverdienst  des  Hilfsbedürftigen  .selbst  und 
seiner  bei  ihm  lebenden  Ehefrau  oder  hilfsbedürftigen  Kinder,  sowie 
Pension  oder  Krankengeid  in  Krage  kommen,  unterliegt  die  volle  An- 
rechnung keinerlei  Bedenken.  Solche  ergeben  sich  jedoch  hinsichtlich  des 
Arbeitsverdienstes  der  etwa  sonst  im  Haushalte  befindlichen  Angehörigen, 
ferner  in  l)etreft'  der  Ani-echnung  der  meist  hinter  dem  Existenzmini- 
mum zurückbleibenden  Invaliden-  oder  Altersrenten,  sowie  der  Be- 
züge von  der  Privatwohltätigkeit,  Von  den  im  Hause  des  Hilfsbe- 
dürftigen befiudlichen,  selbständig  erwerbstätigen  Kindern  die  Heraus- 
gabe ihres  ganzen  Arbeitsverdienstes  oder  des  größten  Teiles  desselben 
zu  verlangen,  hieße  meist  geradezu  das  Familienband  gewaltsam  zer- 
reißen;  hier  wird  billigerweise  nur  ein  nach  dem  Grade  der  Unter- 
haltsfähigkeit zu  bemessender  Beitrag  gefordert  werden  können.  Was 
die  Invaliden-  und  Altersrenten  betrifft,  so  spricht  zu  Gunsten 
ihrer  vollen  Anrechnung  die  gesetzliche  Bestimmung,  daß  dem  Armeu- 
verban<ie,  welcher  einen  Hilfsbedürftigen  während  eines  Zeitraumes 
unterstützt  hat.  für  welchen  diesem  ein  Rentenanspruch  zusteht,  hier- 
für durch  Ueberweisung  von  Rentenbeträgen  Ersatz  zu  leisten  ist 
(Invalidenversicherungsgesetz  §  49).  Andererseits  wäre  es  aber  ein 
zweifellos  unerfreuliches  Ergebnis,  wenn  der  tiuanzielle  Vorteil  der 
Invaliden-  und  Altersversicherung  in  solchen  Fällen  ausschließlich  dem 
Armenverbande  und  nicht  wenigstens  teilweise  dem  Unterstützten  zu 
gute  käme,  der  doch  auch  selbst  Beiträge  zu  der  Versicherung  ge- 
leistet hat.  Ist  also  im  Prinzip  die  volle  Anrechnung  der  Invaliden-, 
Alters-  und  Unfallrenten  als  gerechtfertigt  anzuerkennen,  so  sollte  sie 
doch  überall  nur  unter  der  Voraussetzung  erfolgen,  daß  für  eine  richtige 
und  auskömmliche  Bemessung  der  öffentlichen  Unterstützung  alle  nur 
denkbaren  Garantien  gegeben  sind.  Uebrigens  waltet  hier  in  der 
Praxis  vielfach  ein  weitgehendes  Entgegenkommen  ob ,  indem  die 
Rente  nur  zu  einem  angemessenen  Teile  in  (iegenrechnung  gestellt 
wird,  um  dem  Armen  die  Segnungen  der  Sozialgesetzgebung  zum  Be- 
wußtsein zu  bringen.  Anlangend  schließlich  die  Bezüge  aus  der 
Privatwohltätigkeit,  so  hat  die  Auffassung,   daß  die  ausdrück- 
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liehe  Bedingriing  der  Nichtanrechnung  privater  Unterstützungen  auf 
das  Existenzinininiuin  für  die  Armeii])flege  bindend  sei,  in  einem  Falle 
die  Billigung  des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen  gefunden  (Entsch. 
XX.  S.  59).  Mit  der  jirinzipiellen  Anerkennung  dieses  Verfahrens 
gerät  aber  die  ötfentliche  Armenpflege  in  einen  Zustand  der  Ab- 
hängigkeit von  der  Privat  Wohltätigkeit,  der  ihren  erziehlichen  Einfluß 
auf  den  Armen  zu  untergraben  geeignet  ist.  Andererseits  würde 
wiederum  die  Privatwohltätigkeit  abgeschreckt,  wollte  man  ihre  Gabeu 
auf  die  öffentliche  Unterstützung  voll  in  Anrechnung  bringen.  Die 
Praxis  ist  daher  zu  dem  Kompromisse  gelangt,  daß  Leistungen  der 
Privatwohltätigkeit,  soweit  sie  zur  Aufbesserung  der  allgemeinen 
Lebenshaltung  bestimmt  sind,  nicht  schlechthin  angerechnet,  sondern 
lediglich  nach  billigem  Ermessen  berücksichtigt  werden  sollen. 

Wie  allenthalben  im  Rechtsieben  dur  (Irundsatz  gilt,  daß  jeder 
Berechtigung  eine  Verpflichtung,  jeder  Leistung  eine  (Jegenleistung 
gegenübersteht,  sofern  nicht  durch  die  Leistungsunfähigkeit  des  einen 
Teiles  eine  Ausnahme  begründet  wird,  so  hat  die  Gesetzgebung  auch 
der  Armenpflege  die  Befugnis  zugestanden,  zum  Zwecke  ihrer  Schad- 
loshaltung die  Arbeitskraft  des  Armen  in  Anspruch  zu  nehmen.  Von 
dieser,  zur  Fernhaltung  arbeitsscheuer  Elemente  auch  volkswirtschaft- 
lich wichtigen  Befugnis  wird  nicht  nur  ziemlich  allgemein  durch  Heran- 
ziehung der  in  geschlossenen  Anstalten  untergebrachten  Arbeitsfähigen 
zu  häuslichen,  landwirtschaftlichen  oder  industriellen  Arbeiten,  sondern 
vielfach  auch  für  Zwecke  der  offenen  Armenjiflege  (Jebi'auch  gemacht. 
In  erster  Linie  sind  es  die  zu  Gunsten  wandernder  Hilfsbedürftiger 
geschaffenen  Naturalverpflegungsstationen,  welche  ihre  Hilfe  von  ent- 
sprechender Gegenleistung  abhängig  machen.  Al)er  auch  seßhaften 
Hilfsbedürftigen,  zumal  freilich  solchen,  deren  Arbeitslust  zweifelhaft 
enscheint,  wird  entweder  gegen  einen  den  Charakter  von  Armenunter- 
stützung tragenden  Entgelt  Arbeitsgelegenheit  geboten,  oder  es  wird 
ihre  .\rbeitskraft  gewissermaßen  zur  Abverdienung  der  gewährten 
Unterstützung  itr  Anspruch  genommen. 

Obwohl  die  öffentliche  Armenpflege  streng  genommen  auf  die 
Linderung  bereits  eingetretener  Armut  beschränkt  ist,  macht  sich  die 
auf  allen  Gebieten  menschlicher  Hilfstätigkeit  zum  Durchbruch  ge- 
langende höhere  Einschätzung  der  Prophylaxe,  trotz  der  gesetzlichen 
Schranken,  auch  hier  fühlbar.  Man  hat  eben  erkannt,  daß  das  Be- 
streben, sich  selbst  Obertlüssig  zu  machen,  nicht  nur  vom  ethischen 
Standpunkte  aus  als  das  Endziel  jeder  Armenpflege  zu  betrachten  ist, 
sondern  daß  es  auch  tinanziell  rätlicher  erscheint,  die  Armut  durch 
ein  einmaliges,  wiewohl  größeres  Opfer  abzuwenden  oder  zu  beseitigen, 
als  dauernde  Lasten  zu  übernehmen.  Vor  allem  wird  mehr  und  mehr 
die  Tatsache  gewürdigt,  daß  Krankheit  die  erste  und  wichtigste  Ur- 
sache der  Verarmung  bildet,  und  daß  daher  eine  umfassende  und  recht- 
zeitige Krankenfürsorge,  in  allererster  Linie  eine  planmäßige  Bekäm- 
pfung der  sogenannten  Volkskrankheiteu  (Tuberkulose,  Alkoholismus, 
Syphilis),  unter  den  der  Armut  vorbeugenden  Maßregeln  an  er.ster 
Stelle  zu  stehen  hat.  Auch  die  höchste  richterliche  Instanz  in  Armen- 
sachen, das  Bundesamt  für  das  Heimatwesen,  hat  dieser  Strömung  in 
gewissem  Umfange  Rechnung  getragen  und  das  Vorliegen  einer  gegen- 
wärtigen, im  Wege  der  öffentlichen  Unterstützung  zu  beseitigenden 
Notlage  u.  a.  anerkannt  bei  Abwendung  drohender  Exmission,  bei 
üebernahrae  der  Kosten  eines  zur  Wiederherstellung  der  Gesundheit 
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Dotwentligen  Heilverfahrens,  bei  Gewährung  von  Kleidungsstücken,  um 
einen  Rekonvaleszenten  vor  Wiedererkrankung  zu  schützen,  sowie  bei 
Beschaffung  der  Mittel  zum  Betriebe  eines  Gewerbes,  wenn  der  Hilfs- 
bedürftige andernfalls  von  demselben  nicht  existieren  kann. 

Diese  prophylaktische  Tendenz  ist  ein  wichtiges  Kriterium  der 
modernen  Armenpflege  im  Gegeusatze  zu  dem  mittelalterlichen  Almoseu- 
wesen.  Zugleich  stellt  sie  einen  bedeutsamen  Faktor  des  sozialen  Fort- 
schrittes dar,  denn  sie  hat  nicht  nur  die  Anregung  zu  erfolgreichem 
Vorgehen  der  Armenverwaltungen  als  solcher  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  weitausschauentler  Suzialpolitik  -  Wolmungsfrage,  Arbeits- 
nachweis, Heilstättenbehaudlung.  Kinderfürsorge,  Haushaltungsunter- 
richt, Fürsorgeerziehung  —  gegeben,  sondern  sie  bildet  auch  für  die 
einzelnen  Organe  einen  mächtigen  Ansporn,  die  Erkenntnis  vou  dem 
hohen  Werte  der  Vorbeugung  in  jedem  einzelnen  Unterstützungsfalle 
nach  Möglichkeit  praktisch  zu  betätigen.  Wie  die  Fernhaltung  des 
Hilfesuchenden  von  der  öffentlichen  Armenpflege  zu  erreichen  ist, 
bleibt  natürlich  Tatfrage  und  entzieht  sich  genauer  Reglementierung. 
Immerhin  lassen  sich  jedoch  gewisse  leitende  Gesichtspunkte  aufstellen, 
die  vornehmlich  zu  beachten  sind.  Die  bei  körperlichen  Erkrankungen 
gemachte  Erfahrung,  daß  das  Leiden  nicht  durch  Hebung  einzciner 
symptomatischer  Erscheinungen  erfolgreich  bekämpft  werden  kann,  trifft 
auch  auf  die  sozialen  Krankheiten  zu;  hier  wie  dort  ist  die  Erkennliiis 
und  Beseitigung  der  fortwirkenden  Krankheitsursachen  die  notwendige 
Voraussetzung  der  Heilung.  In  diesem  Sinne  wendet  die  sozial  fortgeschrit- 
tene Armenpflege  ihre  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  der  Erforschung 
der  Verarraungsursachen  zu.  deren  Feststellung  naturgemäß  dann  auf 
besondere  Schwierigkeiten  stößt,  wenn  es  sich  nicht  um  äußerlich  er- 
kennbare Merkmale  der  Bedürftigkeit  (wie  Alter  oder  tiebrechen), 
sondern  um  Einwirkungen  sozialer  Verhältnisse  (z.  B.  Wohnungsnot), 
oder  um  innere  Zustände  (z.  B.  Arbeitsscheu)  handelt.  Daher  be- 
darf es,  um  Art  und  Umfang  der  Hilfe  richtig  bestimmen  zu  können, 
des  genauesten  Eindringens  in  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Hilfe- 
suchenden, dessen  Alter.  Familienverhältnisse,  Kräfte,  Fähigkeiten. 
Kenntnisse  und  Gewohnheiten  dabei  eingehend  zu  berücksichtigen  sind. 
Und  weil  jeder  Arme  von  dem  anderen  individuell  verschieden  ist,  so 
spricht  man  von  einer  individualisierenden  Armenpflege  da, 
wo  jeder  Einzelne  die  seinen  individuellen  Verhältnissen  entsprechende 
Behandlung  erfährt. 

Kirchliche  Armenpflege.  Die  kirchliche  (konfe.ssionelle) 
Armenpflege  ist  diejenige,  welche  von  den  einzelnen  Religionsgemein- 
schaften zu  Gunsten  ihrer  Glieder  geübt  wird.  Erfolgt  die  bürgei'liche 
Armenjiflege  im  Interes.se  von  Staat  und  Gesellschaft  auf  tirund  der 
den  Schutz  vor  äußerster  Not  garantierenden  gesetzlichen  Vorschriften, 
so  ist  die  kirchliche  Armenpflege  eine  Lebensäußerung  der  Näclisien- 
liebe  und  der  kirchlichen  Zusammengehörigkeit.  Wie  sich  demgemäß 
ihre  Tätigkeil  einerseits  meist  auf  die  innerhalb  derselben  kirchlichen  Ge- 
meinschaft stehenden  Personen  beschränkt,  so  ist  die  kirchliche  Armen- 
pflege andererseits  bei  Ausübung  ihrer  Fürsorge  an  die  der  öfteut- 
lichen  Armenpflege  gezogenen  Grenzen  (Existenzminimum  u.  dergl.) 
nicht  gebunden.  Sie  braucht  insbesondere  auch  nicht  abzuwarten,  bis 
ein  Notstand  vorliegt,  .sondern  sie  hndet  ganz  wesentlich  ihre  Aufgabe 
darin,  dem  vorzubeugen,  daß  ein  Gemeindeglied  auf  das  Niveau  des 
Empfängers   öffentlicher   Unterstützung  herabsinke.     Auch   die   kirch- 
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liehe  Armenpflege  macht  da,  wo  sie  gut  organisiert  ist,  ihr  Eintreten 
■von  einer  vorherigen  eiogehenden  Prüfung  der  Verhältnisse  abhängig, 
die  indessen  nicht  auf  die  Feststellung  der  Bedürftiglfeit  und  die  Er- 
grQndung  ihrer  Ursachen   beschränkt  bleibt,   sondern    sich   vor   allem 
tauf  die  Würdigkeit  des  Hilfesuchenden  mit  erstreckt.    Unter  den  zur 
"Wiederaufrichtuüg  aufgewendeten  Mitteln  steht  hier  eine  gewisse  religiös- 
erziehliche  Einwirkung  in  erster  Linie ;  innerliche  Erneuerung  und  sitt- 
I  liehe  Hebung  gelten  als  Grundlage  auch  für  die  Beseitigung  der  leib- 
lichen Not.    Als  das  Ideal  der  kirchlichen  Armenpflege  erscheint  nach 
wie  vor  die  Liebestätigkeit,    wie    sie   sich   in    den   ersten    christlichen 
Gemeinden  entwickelt  hatte.     Dieselbe  war    mit    dem  Wachstum    der 
Kirche  und  unter  den  politischen  Ambitionen  derselben  untergegangen 
und  ist  —  nach  vorübergehendem  Einporhlühen  im  Zeitalter  der  Re- 
[formation  —  erst  im  19.  .Jahrhundert,  unter  der  Einwirkung  des  sich 
'mehr  und  mehr  steigernden  sozialen  Emptindens,  sowohl  auf  evange- 
lischer wie  auf  katholischer  Seite  zu  neuem  Leben  erwacht. 

In  der  auf  die  Gemeinde  gegründeten  evangelischen  Kirche 
bildete  die  Eürsorge  für  die  Armen  der  Gemeinde  von  jeher  einen 
wichtigen  Teil  der  Genieindearbeit,  deren  Bedeutung  von  der  refor- 
mierten Kirche,  die  das  Diakonat,  d.  h.  die  Helfertätigkeit  der  Ge- 
meindeglieder, zu  ihren  wesentlichen  Stücken  zählt,  besonders  nach- 
drücklich betont  wird.  Wenn  die  konfessionelle  Armenpflege  in 
neuerer  Zeit  auch  auf  dem  Boden  der  lutherischen  Kirche  zu  leben- 
digerer Entfaltung  gelangt  ist,  so  sind  als  die  Hauptträger  dieser 
Entwickelung  Wichern,  der  Vater  der  Inneren  Mission,  und 
Fliedner,  der  Begründer  der  weiblichen  Diakonie,  zu  nennen.  Die 
Innere  Mission  erstrebt  Errettung  aus  geistiger  und  leiblicher  Not 
und  sucht  namentlich  durch  Belebung  des  Familienlebens,  Fürsorge 
für  Kinder  und  Jugendliche,  Bekämpfung  von  Trunksucht  und  Un- 
sittlichkeit  zu  wirken,  wobei  als  ihre  Organe  besoldete  Stadtmissionare 
[liingieren.  Die  Tätigkeit  der  Diakonissen,  deren  Zahl  1894  bereits 
lOOlHJ  überschritten  hatte,  ist  vorzugsweise  der  Fürsorge  für  die 
I  Armen  in  der  offenen  Gemeindearmenpflege,  der  Aufsichts-  und  Lehr- 
tätigkeit in  Kleinkinderschulen  und  der  Pflege  von  Kranken  in  An- 
stalten gewidtnet. 

In  der  katholischen  Kirche  haben  namentlich  die  —  durchweg 
nnter  Leitung  der  Ortsgeistlichen  stehenden  —  St.  Vincenz-  und 
St.  Elisabethvereine  die  Armenpflege  innerhalb  der  Gemeinden  in  die 
Hand  genommen.  Es  sind  dies  Vereinigungen  katholischer  Männer 
bezw.  Frauen,  welche  sich  zu  Werken  christlicher  Nächstenliebe  und 
insbesondere  zur  Unterstützung.  Pflege  und  Wiederaufrichtung  Be- 
dürftiger im  W^ege  moralischer  Hebung  und  Erziehung  zu  ehrbarem 
arbeitsamem  Leben  verbunden  haben.  Daneben  sind  es  die  Mitglieder 
der  zahlreichen  Orden  und  Kongregationen,  welche  zumal  auf  dem 
Gebiete  der  Krankenjtflege  und  Kinderfürsorge  Hervorragendes  leisten. 
Die  Zahl  der  Ordensschwestern  in  Deutschland  soll  über  ÄtOLKJ  be- 
itragen. 

Ueber  die  bei  weitem  umfassendste  Armenfürsorge  verfügen  die 
jüdischen  Gemeinden.  Neben  Gesetz  und  Tradition  haben  hier  die 
ehemalige  bürgerliche  Herabsetzung  des  Judentums  und  seine  Aus- 
schließung von  der  einst  dominierenden  christlich-kirchlichen  Armen- 
pflege, in  Verbindung  mit  der  Wohlhabenheit  zahlreicher  Gemeinde- 
glieder,  eine   solche  Fülle   von  Wohltäügkeitseinrichtungen   entstehen 
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lassen,  daß  für  bedürttige  Juden  fast  immer  ausreichend  gesorjft  ist 
und  die  üffentliche  Armenpflege  von  solchen  nur  selten  iu  Anspruch 
genommen  zu  wertien  braucht. 

Private  Armenpflege.  Bei  allen  Kulturvölkern  hat  es  Per- 
sonen gegeben,  welche  es  als  ihre  religiöse  oder  sittliche  Pflicht  be- 
trachteten, ihren  niiuderbegüterten  Mitmenschen  Wohltaten  zu  erweisen. 
Die  solchergestalt  geüljte  private  Wohltätigkeit  hat  vielfach  als  Vor- 
läufer und  Pionier  der  öffentlichen  ArmenpHege  gedient,  vifelche  dann 
im  Laufe  der  Zeit  und  unter  dem  Einflüsse  veränderter  sozialer  An- 
schauungen immer  weitere  Gebiete  der  bisher  der  privaten  Wohl- 
tätigkeit vorbehaltenen  Armenfürsorge  an  sich  gezogen  hat.  Das 
Emporkommen  der  öfteiitlichen  Armeujiflege  hat  nun  aber  die  Privat- 
wohltätigkeit keineswegs  überflüssig  gemacht,  sondern  nur  zu  einer 
schärferen  Abgrenzung  der  beiderseitigen  Tätigkeitsgebiete  geführt, 
dergestalt,  daß  sich  die  letztere  mehr  und  mehr  vorbeugender  oder 
ergänzender  Tätigkeit  zuwendet,  indem  sie  einerseits  bemüht  ist,  die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  solcher  Personen,  welche  der  Gefahr 
der  Verarmung  unterliegen,  aufrecht  zu  erhalten,  während  sie  anderer- 
seits dem  Notwendigen,  das  die  öffentliche  Armenpflege  gewälirt.  in 
geeigneten  Fällen  das  Nützliche  und  W^ünschenswerte  hinzufügt. 

Die  Privatwohltätigkeit  wird  dann  eine  „organisierte"  ge- 
nannt, wenn  die  Freiheit  des  Gebens  nach  Personenkreis,  OertJichkeit 
oder  Verwendungszweck  bestimmten  Normen  oder  Einschränkungen 
unterworfen  ist.  Die  ältere  hier  in  Betracht  kommende  Form  ist  die 
der  milden  Stiftungen,  die,  soweit  sie  in  letzt  willigen  Verfügungen 
ihren  Ursprung  haben,  auch  Testamente  genannt  werden.  Milde 
Stiftungen  sind  vom  Staate  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestattete 
Vermögenseinheiten,  welche  einem  wohltätigen  Zwecke  dienen. 
Daraus,  daß  für  ihre  Verwaltung  der  im  Stiftungsgeschäft  niederge- 
legte Wille  eines  Verstorbenen  für  alle  Zeiten  maßgebend  bleibt,  er- 
gibt sich  der  Nachteil,  daß  die  Anordnungen  des  Stifters  auch  dann 
noch  auszuführen  sind,  wenn  sie  infolge  veränderter  Verhältnisse 
sinnlos  geworden  sind  oder  ihren  Zweck  nicht  mehr  recht  erfüllen 
können.  Leider  erkennt  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  die  Nutzlosigkeit 
einer  Stiftung  als  genügenden  Grund  für  ihre  Beseitigung  oder  Um- 
gestaltung nicht  an,  was  insbesondere  erwünscht  wäre,  um  die  Ein- 
künfte der  zahlreichen  Almosenstiftungen  in  nutzbringenderer  Weise 
verwerten  zu  können.  Die  Aufhebung  einer  Stiftung  ist  vielniehi- 
nach  §  87  B.G.B.  erst  dann  zulässig,  wenn  die  Erfüllung  des  Stiftungs- 
zweckes unmöglich  geworden  ist  oder  das  Gemeinwohl  gefährdet,  was 
nicht  so  leicht  vorkommen  wird.  Den  milden  Stiftungen  sind  vielfach 
Steuerbefreiungen  zugestanden;  mitunter  wird  die  ordnungsmäßige 
Verwendung  <ier  Stiftungsmittel  staatlicherseits  kontrolliert.  Die  Für- 
sorge der  Stiftungen  erstreckt  sich  auf  die  verschiedensten  Gebiete  des 
Wohltuns.  In  früherer  Zeit  wurde  die  Gewährung  von  Freiwohnuug 
in  sogen.  Stiften  besonders  bevorzugt,  während  neuerdings  Geldstif- 
tungen mehr  in  den  Vordergrund  treten.  Das  Bestehen  vieler  und 
reicher  Stiftungen  übt  auf  die  öffentliche  Armenpflege  einen  wesent- 
lichen Einfluß,  weil  sich  die  Aufgaben  jener  mit  denen  der  öffentlichen 
Armenpflege  vielfach  decken.  Noch  heute  gibt  es  Städte  in  Deutsch- 
land, in  denen  die  Armenlast  ganz  oder  zum  weitaus  größten  Teile 
von  Stiftungen  getragen  wird,  z.  B.  Bamberg,  Lübeck.  Eine  genaue 
Statistik  über  das  Stiftungswesen   besteht  von  den  größeren  Bundes- 
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Staaten  nur  in  Bayern,  woselbst  1898  mehr  als  tMK}  wohltätige  Stif- 
tungen mit  etwa  27U  Mill.  M.  Vermögen  vorhanden  waren.  In  Berlin 
unterstehen  der  Stiftungsdeputation  über  20()  Stiftungen  mit  etwa 
15  Mill.  M.  Kapital,  und  in  dem  an  Stiftungen  besonders  reichen  Ham- 
burg beziffert  sich  das  Stiflungskapital  auf  ungefShr  -W»  Mill.  M., 
dessen  jährliche  Erträgnisse  in  Höhe  von  rund  1'],  Mill.  M.  an  etwa 
J20UÖ  genatuitc  und  zahlreiche  nicht  genannte  Empfänger  verteilt 
werden,  während  gleichzeitig  gegen  25t)0Personeu  Freiwohnung  besitzen. 

Die  neuere  Art  der  organisierten  Privatwohltätigkeit  ist  die  des 
Vereins  und  in  dieser  Form  hat  sie  sich  -  zuniaj  in  den  letzten 
Jahrzehnten  —  überaus  vielgestaltig  entwickelt.  Im  Gegensatze  zur 
Stiftung  als  einer  Vermögenseinheit  ist  der  Verein  eine  Verbindung 
von  Personen  zur  Erreichung  eines  bestimmten  Zweckes.  Während 
dort  der  Wille  eines  längst  verstorbenen  Stifters  für  alle  Zeiten  Gel- 
tung behält,  ist  hier  das  Recht  der  Gegenwart  gewahrt,  indem  die 
Satzungen  des  Vereins  der  Abänderung  unterliegen.  Die  Ueberhand- 
nahme  der  Vereinsgründungen  führte  naturgemäß  zu  einer  Vermin- 
derung des  Interesses  an  dem  einzelnen  Verein  und  diese  Abnahme 
hat  sich  für  die  wohltätigen  Vereine  vielfach  emiifindlich  fühlbar  ge- 
macht, weil  gerade  hier  die  lebendige  Betätigung  zahlreicher  Hilfs- 
kräfte die  Voraussetzung  eines  ersprießlichen  Wirkens  bildet.  Unter 
denjenigen  Vereinen,  welche  eine  größere  Bedeutung  für  die  Armen- 
pflege erlangt  haben  sind  namentlich  die  Anti  bettel  vereine  her- 
vorzuheben, wie  solche  in  den  meisten  Großstädten  bestehen,  um  dem 
lästigen  Haus-  und  Straßenbettel  entgegenzuwirken  und  dem  ausge- 
dehnten Unfug  der  Bettetbriefschreiberei  zu  steuern.  Die  Mitglieder 
übersenden  die  bei  ihnen  vorsprechenden  Personen,  sowie  die  em- 
pfangenen Bettelbriefe  dem  Verein,  der  die  nötigen  Erkundigungen 
einzieht  und  in  geeigneter  Weise  ^  der  Regel  nach  unter  Ausschluß 
von  Geldunterstützung  —  Hilfe  gewährt.  Weiterhin  hat  der  Um- 
stand, daß  —  zumal  in  großstädtischen  Verhältnissen  —  der  Minder- 
bemittelte einen  recht  erheblichen  Teil  seines  Einkommens  für  die 
Wohnungsmiete  aufzuwenden  hat,  zur  Begründung  von  Miete unter- 
s  l  ü  t  z  u  n  g  8  V  e  r  ei  n  e  n  geführt,  welche  sich  die  Gewährung  von  Miete- 
beihilfen, namentlich  an  solche  Personeu  angelegen  sein  lassen,  die 
durch  unverschuldete  Unglücksfälle  in  Mietenot  geraten  sind  und  sich 
in  Zukunft  voraussichtlich  selbst  weiterhelfen  können.  Endlich  ver- 
dient die  der  Armen-  und  Krankenpflege  gewidmete  Tätigkeit  der 
zahlreichen  Frauenvereine  besondere  Hervorhebung,  deren  be- 
deutendster, der  Vaterländische  Frauenverein,  189G:  847  Zweig\'ereine 
mit  140470  Mitgliedern  zählte,  welche  an  Jahresbeiträgen  über 
M.  400CKX>  aufbrachten.  Die  neueste  Entwickelung  auf  dem  Gebiete 
des  Vereinswcsens  bewegt  sich  hauptsächlich  nach  zwei  Richtungen : 
Fürsorge  für  die  erziehliche  Beaufsichtigung  der  heranwachsenden 
Jugend  und  Erhaltung  des  Hauswesens  bei  vorübergehender  Behinde- 
rung der  Hausfrau.  (Hauspflege.) 

Neben  der  in  Stiftungen  und  Vereinen  organisierten  Privatarmen- 
pflege geht  die  freie  Liehestätigkeit  zahlreicher  Einzelpersonen  einher. 
Ihr  Vorzug  liegt  darin,  daß  sie  an  keinerlei  Normen  und  Regeln  ge- 
bunden und  daher  am  besten  in  der  Lage  ist,  den  so  überaus  mannig- 
faltigen Bedürfnissen  des  Lebens  Rechnung  zu  tragen.  Andererseits 
besteht  ein  schwerer  Nachteil  darin,  daß  sie  vielfach,  statt  in  plan- 
mäßiger  Arbeit   der    Armut   entgegenzuwirken ,    der  augenblicklichen 
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Regung  des  guten  Herzens  folgt,  und  deshalb  leicht  von  Unwürdigen 
ausgebeutet  wird,  in  welchem  Falle  sie  mit  ihren  Gaben  nicht  nur 
keinen  Nutzen  stiftet,  sondern  durch  Beförderung  von  Bettel  und 
Müßiggang  direkt  sdifidigend  wirkt. 

Verbindung  zwischen  öffentlicher  und  privater 
Armenpflege.  Hatte  im  Mittelalter  unter  relativ  durchsichtigen 
Verhältnissen  der  Mangel  eines  geordneten  Zusammenwirkens  der 
vorhandenen  Wohltütigkeitseinrichtungen  den  Bettel  zu  einer,  allen 
Ausrottungsversuchen  trotzenden  Landplage  anwachsen  lassen,  so  mußte 
solche  Planlosigkeit  bei  der  durch  das  schnelle  Wachstum  der  Städte 
bedingten  ünübersehbarkeit  der  Armutszustände  und  bei  der  gestei- 
gerten Vielgestaltigkeit  der  Wohlfahrtsbestrehungen  zu  nicht  minder 
unhaltbaren  Zuständen  führen.  Wie  dringend  der  Wunsch  war,  einen 
Ausweg  aus  dieser  Wirrnis  zu  finden,  beweist  der  Umstand,  daß  zeit- 
weilig, um  der  auf  die  Präsumtion  der  Fürsorge  anderer  Faktoren 
gestützten  Abweisung  Bedürftiger  und  einer  schädlichen  Ueberhäufung 
Nichtbedürftiger  mit  Unterstützungen  vorzubeugen,  einerseits  das  amt- 
liche Verbot  aller  privaten  Liebestätigkeit  und  andererseits  die  Auf- 
hebung der  öffenthchen  Armenpflege  allen  Ernstes  erwogen  worden 
ist.  Als  der  einzige  wirklich  gangbare  Weg  zum  Ziele  ist  jetzt  allge- 
mein der  einer  näheren  Abgrenzung  des  Arbeitsgebietes 
der  öffentlichen  und  privaten  Wohltätigkeit  unter  gleich- 
zeitiger Herstellung  fester  Beziehungen  zwischen 
beiden  anerkannt.  Die  Grenzlinie  ist  dabei  infolge  der  gesetzlichen 
Festlegung  der  Aufgaben  der  üffentlichen  Armenpflege  eigentlich  ge- 
geben. Gewiß  liegt  es  bei  der  absoluten  Bewegungsfreiheit  der  Pri- 
vatwohltätigkeit nahe,  daß  diese  gelegentlich  in  die  Sphäre  der  öffent- 
lichen Armenpflege  hinübergreift  und  in  dem  einen  oder  anderen  Falle 
anstatt  derselben  eintritt,  indem  sie  z.  B.  aus  persönlichen  Motiven 
die  Fürsorge  für  einen  Hdfsbedürftigen  übernimmt,  der  sonst  der 
öffentlicheu  Armenpflege  zur  Last  gefallen  wäre.  In  der  Regel  be- 
steht aber  wenig  Neigung,  lediglich  die  Gemeindekasse  zu  entlasten, 
weshalb  sich  neuerdings  kirchliche  und  jirivate  ArmenpHege  mehr 
und  mehr  auf  vorbeugende  und  ergänzende  Fürsorge  konzentriert 
haben. 

Diese  Abgrenzung  macht  indessen  eine  planmäßige  Verbindung 
keineswegs  überflüssig.  Wie  es  für  die  öö'entiiche  Armenitflege  zur 
Beurteilung  des  Grades  der  Hilfsbedürftigkeit,  und  um  die  Unter- 
stützung richtig  bemessen  zu  können,  notwendig  ist,  die  Bezüge  des 
Hilfesuchenden  aus  anderen  Quellen  möglichst  vollständig  zu  kennen, 
ebenso  bedürfen  kirchliche  und  ](rivate  Armenpflege  der  Kenntnis  des 
Verhältnisses  des  Hilfesuchenden  zur  ört'entlichen  Armenpflege,  weil 
sich  nur  auf  dieser  (irundlage  beurteilen  hißt,  ob  Vorbeugung  mög- 
lich und  in  welchem  Umfange  ergänzende  Hilfe  am  Platze  ist.  Dazu 
kommt,  daß  Personen,  welche  die  Hilfe  der  Privatwohltätigkeit  an- 
rufen, sich  erfahrungsmüßig  oft  an  mehrere  Stellen  zugleich  wenden, 
sodaß  es,  um  eine  schädliche  Anhäufung  von  Gaben  zu  verhüten,  für 
die  einzelnen  Wohltäter  zu  wissen  erwünscht  ist,  ob  und  mit  welchem 
Erfolge  eine  gleichzeitige  Inanspruchnahme  anderer  Stellen  stattge- 
funden hat.  Die  Erlangung  solcher  Kenntnis  wird  um  so  notwendiger, 
aber  auch  um  so  schwieriger,  je  größer  die  Verhältnisse  sich  gestalten, 
und  vollends  in  den  modernen  Großstädten  mit  ihrer  nach  Hundert- 
tausenden zählenden,  noch  dazu  fluktuierenden  Bevölkerung  ist  es  für 
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den  einzelnen  völlig  uninfifjjlich,  sich  selbst  die  erforderliche  Infor- 
mation zu  verschaffen.  Die  PYage,  wie  diesem  arnien]itlegerisc"hen 
Bedörfnisse  zu  izeniitren  sei,  ist  theoretisch  leicht  beantwortet :  f]s  be- 
darf lediglich  der  Einrichtung  einer  Zentralstelle,  hei  der  alle  Nach- 
richten fiber  die  Leistunficn  der  äffen t liehen,  kirchlichen  und  privaten 
Arnien|>flef>e  zusaninienHieläen.  und  diese  erteilt  dann  auf  Anfrage 
Auskunft  über  die  Verhältnisse  der  Hilfesuchenden.  In  der  Praxis 
begegnet  aber  ein  .solches  UnternehniPii  den  allergrößten  Schwierig- 
keiten, die  einerseits  in  den  steten  Schwankungen  der  <lie  Bedürftig- 
keit bedingenden  Umstände  liegen,  andererseits  aber  darauf  beruhen, 
daß  kirchliche  und  (»rivate  Wohltätigkeit  vielfach  Bedenken  tragen, 
der  Auskunftsslelle  Angaben  über  die  ihrerseits  mit  dem  einzelnen 
Hilfesuchenden  gemachten  Erfahrungen  und  über  die  ihm  gewährten 
Unter.stüt2ungen  zu  liefern,  sei  es,  daß  sie  für  ihre  Selbständigkeit 
fürchten,  oder  daß  sie  ein  stilles  Wohltun  bevorzugen,  oder  endlich 
die  Bloßstellung  des  Hiifesuchenden  durch  die  Bekanntgabe  seines 
Kamens  scheuen.  Waren  es  zunächst  lediglich  die  Aruienverwaltungen 
oder  Stiftungsdeputationen,  welche  aus  dem  ihnen  zu  (Sebote  stehen<len 
Material  auf  Erfordern  Auskunft  erteilten,  so  konnten  neuerdings  in 
verschiedenen  Städten  unter  verständnisvoller  Mitwirkung  namentlich 
der  organisierten  Privatwohltätigkeit  öffentliche  A  u  s  kun  fts  st  el  len 
errichtet  werden,  deren  crsitrieläliches  Wirken  in  immei'  weiteren  Kreisen 
Anerkennung  findet  un<l  hoHentlich  mit  der  Zeit  zur  völligen  l'eber- 
windung  der  noch  bestehenden  Vorurteile  führen  wird.  Besonders  gün- 
stig hat  sich  die  in  Hamburg  bei  der  Aufsichtsbehörde  für  die  milden 
Stiftungen  im  März  IMü.ö  errichtete  Auskunftsstelle  entwickelt,  welche  in 
steigendem  Umfange  nicht  nur  von  der  koiifessiunellen  und  der  Vereins- 
armeniiHege,  S(»ndern  auch  von  den  meisten,  in  grölSereni  Umfange 
Privatwohltätigkeit  iilienden  Einzcl|)ersonen  in  Anspruch  genommen 
wird  und  bereits  vielfach  Nachrichten  über  gewährte  private  Unter- 
stützungen empfängt.  Üie  Zahl  der  Auskünfte  ist  hier  von  MliO  im 
Jahre  1*^95  auf  l,'()414  im  .fahre  U.Hy  gestiegen.  Besondere  Auskunfts- 
stellen sind  u.  a.  bei  dem  in  Berlin  und  Hamburg  bestehenden  Ver- 
bände israelitischer  Wohltätigkeitsvereine  und  Stiftungen,  sowie  von 
der  Deutschen  (;e>ellschaft  für  ethische  Kultur  in  Berlin  und  von  der 
Zentrale  für  private  Fürsoi-ge  in  Fnuikfurl  a.  M.  errichtet. 

Die  Auskunftserttülung  üiier  Beilürf'tige  findet  ihre  notwendige 
Ergänzung  in  ih^r  Aufklärung  über  die  vorhandenen  Wohl- 
tätigkeif sein  rieh  t  u  ngen.  Näherer  Nachrichten  hierüber  bedarf 
in  erster  Linie  der  Hilfesuchende,  um  die  rechte  Stelle,  wo  seiner 
Notlage  abgeholfen  werden  kann,  zu  finden.  Aber  auch  für  den  um 
Hilfe  Angesprochenen  ist  eine  solche  Kenntnis  von  größtem  Wert, 
indem  sie  die  zweckdienliche  Beratung  des  Hilfesuchenden  ermöglicht 
und  daher  planlosem  orler  unzulänglichem  Wohltun  entgegenwirkt.  In 
größeren  Verhältnissen  ist  hier  ein  gedrucktes,  systematisch  geordnetes 
—  zweckmäfSig  mit  fortlaufenden  Ordnungsnummern  -  versehenes 
Verzeichnis  der  vorhandenen  AVohltäfigkeitseinrichtungen  das  gegebene 
Auskunftsmittel.  Derartige  Auskunftsbnclier  sind  u.  a.  in  Aachen. 
Berlin.  Bremen.  Friuikfurt  a.  M.,  Hamburg.  Hildesheint,  Königsberg, 
Lübeck,  München  erschienen  und  haiien  sich  auch  zur  Herbeiführung 
■wechselseitiger  Fühlung  und  Verständigung  zwischen  den  einzelnen, 
dem  gleichen  Zwecke  dienenden  Einrichtungen  als  förderlich  erwiesen. 
Eine  solche  Zu.sammenfassung  erscheint  aber  noch  in  anderer  Richtung 
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geboten.  Einmal  kann  es  vorkommen,  daß  die  eine  Stiftung  mit  Ge- 
suchen üherschüttet  wird,  während  die  andere  dem  Stiftungszwecke 
entsprechende  Persönlichkeiten  in  genügender  Anzahl  nicht  zu  finden 
vermag.  Hier  läßt  sich  durch  Zentralisierung  der  Meldungen  ein 
nützlicher  Ausgleich  zwischen  der  Nachfrage  nach  Unterstützungen 
und  dem  Angebot  an  Unterstützungsmitteln  schaffen.  Weiterhin  ist 
ein  —  in  Großstädten  auf  einzelne  Stadtteile  zu  beschränkender  — 
Meinungsaustausch  zwischen  den  verschiedenen  Organen  der  Armen- 
pflege und  Wohltätigkeit  in  regelmäßigen  Zusammenkünften  erwünscht, 
welcher  bezweckt,  nähere  persönliche  Fühlung  unter  den  Vertretern 
der  verschiedenen  Einrichtungen  anzubahnen,  Nachrichten  über  unter- 
stützte Personen  und  gemachte  Erfahrungen  einander  mitzuteilen,  so- 
wie endlich  die  Abgrenzung  <ier  verschiedenen  Tätigkeitsgebiete  und 
gewisse  einheitliclie  Grundsätze  zu  vereinbaren.  Zentralisationsbe- 
strebungen  dieser  Art  sind  u.  a.  in  Berlin,  Hremen,  Breslau.  Cas.seU 
Charlottenburg,  Dresden,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Lübeck,  Stettin  und 
Stuttgart  bereits  mit  Erfolg  in  die  Praxis  übertragen. 

Was  die  örtlichen  Vereine  für  ilie  Zusammenfassung  der  Wohl- 
tätigkeitsbestrebungen innerhalb  der  einzelnen  Gemeinden  erstreben, 
suchen  die  Landesverbände  und  Zentral  vereine  für  ein  größeres  Ge- 
biet zu  erreichen.  Unter  denselben  steht  an  erster  Stelle  der  „Deutsche 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit".  Als  Zweck  des  Vereins 
wird  in  §  1  der  Satzungen  die  Zusammenfassung  der  zerstreuten  Re- 
formbestrebungen, welche  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit hervortreten,  sowie  die  fortgesetzte  gegenseitige  AufHärung 
der  auf  diesem  tiebiete  tätigen  Personen  bezeichnet.  Als  Mittel  hierzu 
dienen  die  Vereins.schriften  (bis  HK>.'J:  67  Hefte),  sowie  die  regelmäßige 
Jahresversammlung,  Der  Einfluß  des  Vereins  sowohl  auf  die  Gesetz- 
gebung, als  besonders  auf  die  Entwickelung  des  Armenwesens  inner- 
lialb  der  einzelnen  Gemeinden  ist  unverkennbar.  Von  sonstigen  Ver- 
bänden sind  zu  nennen:  der  Zentralausschuß  für  innere  Mission,  der 
Chai'itasverband  für  das  katholische  Deutschland,  die  Zentralstelle 
für  Sommerpflege,  der  Deutsche  Herbergs  verein,  der  (Jesamtverband 
ileutscher  \'erpflegungsstationen,  der  Zentralverband  deutscher  Arbeiter- 
kolonieen  und  der  Verband  des  Vaterländischen  Frauenvereins. 

8.  Armenpolizei  und  Armenzuoht. 

Allgemeines,  Aufgabe  der  Polizei  ist  es,  Störungen  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  im  Inter- 
esse der  Allgemeinheit  abzuwehren,  und  zwar  nötigenfalls,  d.  h.  so- 
weit dies  zur  Erreichung  des  höheren  Staatszweckes  erforderlich  ist, 
unter  zwangsweisem  Eingreifen  in  die  Freiheit  des  Individuums.  Für 
das  Spezialgebiet  des  Armen wesens  ergibt  sich  daraus  das  Recht  und 
die  Pflicht  der  Staatsgewalt,  dem  Verfixll  in  Armut  tunlichst  vorzu- 
beugen und  da,  wo  Verarmung  eingetreten  ist,  die  damit  verbundenen, 
der  öffentlichen  Ordnung  nachteiligen  Erscheinungen  zu  beseitigen  und 
auf  Wiederherstellung  geordneter  Zustände  hinzuwirken.  Die  Mög- 
lichkeit der  Anwendung  wirksamer  Zwangsmittel  bildet  dabei  ein  not- 
wendiges Korrelat  der  von  der  neueren  Gesetzgebung  anerkannten 
staatlichen  Fürsorgepflicht  gegenüber  allen  Hilfsbedürftigen. 

Nach  Art.  3  und  4  der  Keichsverfassung  unterliegt  das  Armenwesen 
nur  teilweise  (Indigenat,   Freizügigkeit,  Unterstützungswohnsitz),  die 
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Armenpolizei  dapegen  ftberhauiit  nicht  der  Reichsgesetzpicbung  und 
der  Beaufsichtigung  durch  das  Reich.  Zwar  hat  die  ReiclissosetZKclning 
in  §  361  Ziffer  3  bis  5,  7.  H  und  10  des  St.-G.-B.  gewisse  Bestim- 
mungen armenpolizeilicJier  Natur  getroflTen,  doch  war  damit  eine  er- 
schöpfende Regelung  des  <iegenstandes  nicht  beabsichtigt,  so  daß  die 
damals  bestehenden  arinenpolizeilichen  V'orschriften  der  Landesgesetz- 
gehung,  soweit  sie  nicht  diesellie  Materie  betretfen,  neben  dem  Reichs- 
strafgesetzbuche Geltung  behalten  haben,  und  es  der  Landesgesetz- 
gebung freisteht,  in  demselben  Umfange  neue  \'orschriften  armen- 
polizeiJicher  Natur  zu  erlassen.  Außer  solchen  hm  des  polizeilichen 
Normen  bestehen  noch  vielfach  ergänzende  Bestimmungen  orts poli- 
zeilichen Charalcters. 

Abwoisungs-  und  Aus  Weisungsrecht  (Niederlassungs- 
beschrJinkungen).  Um  die  Inanspruchnahme  öttentlicher  Arnien- 
luittel  nach  Möglichkeit  einzuschränken,  ist  gemäß  tj  4  des  Freizügig- 
keitsgesetzes vom  1.  November  iHti?  jede  Gemeinde  zur  Abweisung 
eines  neu  Anziehenden  dann  befugt,  wenn  sie  nachweisen  kann,  daß  der- 
selbe nicht  hinreichende  Mittel  oder  Kräfte  besitzt,  um  sidi  und  den  zu 
seiner armenrechtliclien  Farailiengemeinschaft  gehörigen  Angehörigen  den 
notdürftigen  Lebensunterhalt  zu  verschaflen.  Die  Besorgnis  vor  künf- 
tiger Verarmung  berechtigt  dagegen  noch  nicht  zur  Zurückweisung.  Die 
Ausweisung  erfordert,  falls  Zwang  nötig  wird,  eine  entsprechende 
polizeiliche  Verfügung,  gegen  welche  die  gesetzlichen  Rechtsmittel  ge- 
geben sind.  Weiterhin  darf  die  Gemeinde  gemäß  §  ö  des  Freizügig- 
keitsgesetzes dem  neu  Zugezogenen,  bevor  er  einen  Unterstützungs- 
wohnsitz (Heimatrecht)  erworl>on  hat,  die  Fortsetzung  des  Aufenthalts 
versagen,  wofern  er  Unterstützung  in  Anspruch  nehmen  muß  und 
seine  Hilfsbedürftigkeit  auf  einem  nicht  i)loß  vorübergehenden  Not- 
stande beruht.  Dadurch,  daß  der  Hilfsliedürftige  —  trotz  tatsächlich 
fortdauernder  Hilfsbedürftigkeit  —  auf  Unterstützung  verzichtet,  wird 
das  Ausweisungsrecht  nicht  beseitigt. 

Arbeits  Verschaffung  und  Verpflichtung  zur  Arbeit. 
In  allen  Bundesstaaten  ist  der  ArnienpHege  die  gesetzliche  Befugnis 
gewährt,  geeignetenfalls  den  Hilfsbedürftigen  durch  Anweisung  einer 
seinen  Kräften  entsprechenden  Arbeit  zu  untor.stützen,  oder  vom 
Armen  —  gewissermaßen  als  Gegenleistung  für  die  ihm  gewährte 
Unterstützung  —  eine  angemessene  Arbeitsleistung  zu  fordern.  Um 
die  Dnrcliführung  dieses  Rechtes  auf  Arbeitsleistung  gegenüber  dem 
widerwilligen  Armen  sicherzustellen,  bedroht  §  3ül  No.  7  des  St.G.B. 
mit  Haft,  neben  der  auf  Ueberweisung  an  die  Landespolizeibehörde 
erkannt  werden  kann,  denjenigen,  welcher,  „wenn  er  ans  Armeninitteln 
unterstützt  wird,  sich  aus  Arbeitsscheu  weigert,  die  ihm  von  der  Be- 
hörde angewiesene,  seinen  Kräften  angemessene  Arbeit  zu  verrichten.** 
Die  Armenbehörde  hat  daher,  um  die  Voraussetzung  für  die  Anwend- 
barkeit dieser  Strafbestim mung  zu  schatlen,  stets  eine  angemessene 
Arbeit  bereit  zu  halten,  was  entweder  durch  entsprechende  Einrich- 
tungen in  einer  sonst  den  Zwecken  der  geschlossenen  Armenpflege 
dienenden  Anstalt,  oder  im  Wege  der  Verbindung  mit  einer  am  Orte 
befindlichen  Naturalverpdcgnngsstation  oder  Arbeiterkolonie  geschehen 
kann.  Die  Erfahrung  hat  jedoch  gelehrt,  daß  im  Falle  der  Arbeits- 
weigerung der  Nachweis,  daß  dieselbe  „aus  Arbeitsscheu"  erfolgt  sei, 
sehr  schwer  zu  erbringen  ist;  überdies  l)raucht  der  Unterstützte,  wenn 
Arbeitspflicht  entziehen   will,    nur  auf  Unterstützung   zu 
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verzichten,  um  die  Anwendbarkeit  dieser  Gesetzesbestimmung  zu  ver- 
eiteln. 

Wenn  daneben  das  Preußische  Landi'echt  (Tit.  19,  §  2,  Teil  II) 
und  die  Säclisische  Armenordnung  von  1840  (§§  28,  29)  den  Organen 
der  Staatsgewalt  die  Bereitstellung  von  Arbeitsgelegenheit  zur  \'er- 
hütung  drohender  Verarmung  zur  PHidit  nradien.  so  hat  damit  nicht 
etwa  ein  „Recht  auf  Arbeit",  sondern  lediglich  die  sittliche  Ptlicht  der 
Staatsgewalt  anerkannt  werden  sollen,  tunlichst  dem  vorzubeugen,  daß 
weitere  Kreise  der  arbeitsfähigen  Bevölkerung  durch  Arbeitslosigkeit 
verarmen.  Leider  wird  den  Armenhehörden  die  Handhabe  zur  prak- 
tischen Durchführung  dieser  Vorscli rillen  durchweg  fehlen.  Die  mög- 
lichste Förderung  sozialer  Refornibcstrebungen  im  Bereiche  der  Ge- 
meindeverwaltung und  die  Einriclitung  von  Notstandsarheitcn  beim 
Eintritte  eines  auf  Arbeitsmangel  beruhenden  Notstandes  bilden  liie- 
jenigeu  Mittel,  von  welchen  am  ehesten  eine  wirksame  Bekämpfung 
des  Pauperismus  erwartet  werden  darf. 

L  a  lul  s  t  r  e  i  c  h  e  r  e  i ,  Bettel  und  Obdachlosigkeit. 
Während  sieh  in  älterer  Zeit  <iie  Bettelstrafen  derart  gesteigert  hatten, 
daß  der  Bayrische  Kriminalkodex  von  1751  für  den  ausländischen 
Bettier  Brandmarknng  und  im  Wiederholungsfalle  Hinrichtung,  für  den 
inländischen  Züchtigung  und  Arbeitshaus  anordnete,  wird  in  §  361  des 
St.G.B.  mit  Haft  (von  einem  Tage  bis  zu  ü  Wochen)  bedroht. 

„wer  als  Landstreicher  umherzieht''  (No.  3), 

„wer  bettelt  oder  Kinder  zum  Betteln  anleitet  oder  ausschickt,  oder 

Personen,  welche  seiner  tiewalt  und  Aufsicht  untergolien  sind,  vom 

Betteln  abzuhaiten  unterläßt"  (No.  4). 

Als  Landstreicher  ist  derjenige  anzusehen,  welcher  niittel- 
und  zwecklos,  ohne  zu  arbeiten,  im  Lande  umherzieht.  Betteln  ist 
das  Ansprechen  von  (iaben  bei  Personen,  zu  welchen  der  Ansprechende 
nicht  in  einem,  die  Gewährung  rechtfertigenden  verwandtschaftlichen 
oder  vertraglichen  Verhältnisse  stellt.  Auszus<-hciden  ist  dabei  das 
Kiillektieren,  ferner  das  nach  örtlicher  Sitte  oder  tiewohnheit  übliche 
Ansprechen,  z.  B.  um  Meisterfjeschenkc,  und  endlich  selbstredend  das 
Angelien  der  zuständigen  ArmcMbchörde,  sowie  von  Unterstützungs- 
vereinen, Stiftungen  u.  dergl.  Der  Tatbestand  wird  alter  schon  durch 
das  bloße  Angehen  um  eine  Gabe,  nicht  erst  durch  die  Gewährung  eines 
Almosens  erfüllt.  In  welcher  Art  und  Weise  das  Betteln  sich  absjiielt, 
insbesondere  ob  ausdrücklich  oder  durch  schlüssige  Handlungen,  ob 
mündlich  oder  schriftlich  gebettelt  wird,  ist  gleichgültig,  sofern  nur  eine 
positive,  auf  Verabfolgung  einer  Gabe  gerichtete  Tätigkeit  entwickelt 
wiiil.  Der  Tatbestand  wird  namentlich  durch  tiic  vielfach  vorkouinien- 
den  Verschleierungen  -  der  Täter  bittet  z.  B.  nur  um  ein  Darlehn 
oder  hält  zum  Schein  geringwertige  Waren  feil  —  nicht  ausgeschlossen. 
Verurtedte  Bettler  und  Landstreicher  können  nach  §  362  des 
St.G.B.  zu  Arbeiten,  welche  ihren  Fähigkeiten  und  Verhältnissen  an- 
gemessen sind,  innerhallt  und,  .sofern  sie  von  den  anderen  (freien)  Ar- 
Iteitern  getrennt  gehalten  werden,  auch  außerlialli  der  Strafanstalt  an- 
gehalten werden.  Bei  der  Verurteilung  zu  Haft  kann  zugleich  erkannt 
werden,  daß  die  verurteilte  Person  nach  verbüßter  Strafe  der  Landes- 
liolizeilichörde  zu  ülierweisen  sei,  beim  Bettler  jedoch  nur.  wenn  er  in 
den  letzten  drei  Jahren  wegen  dieser  Uebertretung  mehrmals  (also 
mindestens  zweimal)  rechtskräftig  verurleilt  worden  ist,  oder  wenn  er 
unter   Drohungen   oder   mit  Waffen   gebettelt   hat.    Durch  die  Ueber- 
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weisunfi  erhält  die  Landcspolizciliehörde  die  Befugnis,  die  verurteilte 
Person  bis  zu  zwei  Jaiiren  entweder  in  einem  Arheitshause  unterzubringen 
oder  zu  gemeinnützigen  Arlieiten  zu  verwen<len.  Ist  gegen  einen 
Ausländer  auf  Ueberweisung  an  die  Landespolizeibehörde  erkannt,  so 
kann  neben  oder  an  Stelle  der  Unterbringung  Verweisung  aus  dem 
Reichsgebiete  eintreten.  Gegen  die  geniälJ  §  'MV2  des  H.St.fJ.B.  er- 
folgten Entschließungen  der  Landes]>olizeiiieliörde  hat  der  davon  Be- 
troffene die  landesrerhtiicli   zulässigen  Rechtsmittel. 

Für  die  korrektionelle  Nacliliaft  hat  der  Bundesrat  einheitliche 
Grundsätze  aufgestellt.  Nach  denselben  sind  hinsichtlich  der  Nachhaft 
alle  Reichsan gehörigen  den  Angehörigen  des  eigenen  Burjdesstaates 
gleich  zu  behandeln.  Die  LandespolizcibehOrdcn  sollen  von  der  Be- 
fugnis in  der  Regel,  d.  h.  sofern  nicht  liesundere  individuelle  Verhält- 
nisse gegen  die  Unterbringung  siirecbcn,  rielirauch  machen,  und  zwar 
ist  die  Dauer  der  Detention  erstmalig  auf  (>  Monate  zu  bemessen  und 
bei  jeder  späteren  Ueberweisung  entsiirechend  zu  steigern.  Abkürzung 
der  Unterbringung  ist  zulässig,  wenn  der  Zweck  der  Maßnalime  schon 
vorher  erreicht  ist,  oder  wenn  die  Familien-  oder  Erwerbsverhältnisse 
des  Detinierten  eine  Abkürzung  der  Detentioiiszeit  wünsclienswert 
machen. 

Zur  Ergänzung  der  Strafliestimmungen  gegen  Landstreicher  und 
Bettler  bestehen  mehrfach  landesgcsetzlicho  oder  ortsj)olizeiliche  Vor- 
schriften, durch  welche  das  A I  mo  sengeben  unter  Strafe  gestellt 
wird.  Wie  groß  in<lessen  der  Schaden  sein  mag,  der  durch  jdaiiioses 
Almosengebeu  gestiftet  wird,  so  widerstrebt  es  trotzdem  dem  Rechts- 
gefflhle,  das  Wohltun  /.n  bestrafen.  Die  betreffenden  Restimmungen 
gelangen  demgemäß  auch  keineswegs  zu  strikter  Durchführung.  Zum 
Oabensammeln  für  Anilere  (Kollektieren)  bedarf  es  in  den  meisten 
Bundesstaaten  einer  (lenchniignng  der  Verwaltungsbehörde.  In  Preußen 
ist  jede  öd'eiitliche  l\<dlekte  ohne  (lenehinigung  des  Oberpräsidenten 
unzulässig  und  polizeilich  strafbar. 

Die  wirksame  Bekämpfung  von  Landslreiclierei  und  Bettel  wird 
erschwert  durch  das  Fehlen  einer  fortlaufen<ien  Statistik,  welche  über 
den  Umfang  des  Uebels  zuverlässige  Kunde  gewährt.  Die  Reichs- 
Kriminalstatistik  schließt  die  Uebertretungcn  aus,  während  eine  auf 
Veranlassung  des  R(>ichskanzlers  veranstaltete  SpezialStatistik,  soweit 
bekannt,  über  18SS  hinaus  nicht  mehr  fortgesetzt  wird  und  ihr  Resul- 
tat nur  bis  1884  bekannt  gegeben  ist.  Diese  Statistik  hat  folgendes 
erbracht : 

Zahl  der  Ilei»trafiin<<eii 
Jahr        auf  (rriuKJ  v.  ij  aoi  Ziff.  3 
und  4  d.  R.St.G.B. 

1877  219  514 

1878  218518 
187'J  316846 
lisSO          320548 

issi       319250 

ISSi  278040 

1883  242473 

1884  203  478 

In  den  vorstehenden  Zahlen  spiegelt  sich  sowohl  die  wirtschaft- 
liche Krisis  zu  Ausgang  der  lS7*)er  Jahre,  als  auch  der  demnächst 
eingetretene  Aufschwung  deutlicher  wieder.  Fragt  man,  wie  es  kommt, 
daß  Bettel  und  Vagantentnm  bei  der  um  die  Wende  des  zwanzigsten 
Jahrhunderts   einsetzenden    wirtschaftlichen    Depression    nicht   wieder 
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den  Charakter  eines  Notstaudes  aupenomnien  haben,  so  kann  die  Ant- 
wort mir  dahin  hinten,  daß  hier  die  Wirkung  der  neueren  sozialen 
Entwickeinnt;  erkennbar  wird,  welche  zur  Arheitcrversicherung  geführt, 
den  Arbeitsnachweis  ausgestaltet  und  durch  Erweiterung  der  Leistungen 
der  öti'entlichen  ArnienpHege  die  Ursachen  des  Bettels  in  erheblichem 
Umfange  beseitigt  hat.  Damit  ist  aber  der  erhebliche  Einfluß  der 
allgemeinen  wirtscliaftlicben  und  sozialen  Zustände  auf  das  Bettel- 
wesen außer  Zweifel  gestellt  und  zugleich  der  Weg  zur  Bekämpfung 
des  Uebels  gewiesen. 

Neben  den  Bestrebungen,  welche  auf  Ausdehnung  der  Arbeiter- 
versicherung, Verbesserung  des  Arbeitsnachweissystouis  und  auf  För- 
derung aller  sonstigen,  den  unbemittelten  Bevülkerungskla.ssen  zugute 
koniniendcn  Einrichtungen  gerichtet  sind,  dürfen  individuelle  Maß- 
nahmen, und  zwar  sowohl  nach  der  präventiven,  wie  nach  der  re- 
pressiven Seite  bin,  nicht  fehlen.  Vor  altem  sollte  beherzigt  werden, 
daß  die  Wanderarmen  nicht  ausschließlich  arbeitsscheue  Individuen 
sind,  welche  auf  Kosten  ihrer  arbeitssamen  Mitbürger  ein  Vagahunden- 
leben  führen  wollen,  son<lern  daß  sich  darunter  auch  Arbeitswillige 
befinden,  die  durch  ungünstige  Arbeitsverhältnisse  auf  die  Landstraße 
getrieben  sind.  Für  diese  letzteren  muß  besser  als  bisher  gesorgt 
werden,  insbciiondere  ist  mit  dem  bei  den  meisten  ländlichen  Arnien- 
verbänden  üblichen  Abschiebungssystem  zu  brechen  und  die  Errichtung 
von  Naturalverprtegungsstationen  in  ausreichender  Zahl  zu  fordern. 
Um  dem  gewerbsmäßigen  Bettel  den  Boden  abzugraben,  bedarf 
es  einenseits  der  erziehlichen  Aufklärung  des  rublikums,  das  gegen- 
wärtig durch  eine  schlecht  angebraclite,  teils  auf  Bei|ueitdichkeit,  teils 
auf  religiöse  Motive  zurückzuführende  Mildtätigkeit  dem  Scbmarotzer- 
tum  stets  neue  Lebenskraft  zuführt;  andererseits  erscheint  in  Bezug 
auf  die  Bestrafung  von  Landstreicherei  und  Bettel  eine  Aenderung 
des  Systems  geboten,  das  jetzt  vielfach  in  Schabionisierung  statt  in 
Individualisierung  gipfelt.  Bettel  im  Notstande  sollte  unter  allen  Um- 
stände!) straflos  bleiben,  während  gegenüber  dem  Stromer  und  ge- 
werbsmäßigen Bettler  das  gerechteste,  wirksamste  und  daher  zweck- 
mäßigste Zuchtmittcl  der  auf  eine  längere  Zeitdauer  sich  erstreckende 
Zwang  zur  Arbeit  bildet,  was  auch  der  '6.  Internationale  (iefängnis- 
kongreß  18^5  zu  Rom  unter  der  Voraussetzung  anerkannt  hat.  daß 
für  jeden  arbeitswilligen  Annen  durch  die  Behörde  Arbeitsgelegenheit 
gescliaHen  sei.  Von  Neueren  verlangt  von  Hippel  die  Beseitigung 
der  korrektionelien  Nacbhaft  in  ihrer  jetzigen  Struktur,  ferner  für  ein- 
fachen Bettel  Haft  nicht  unter  einer  Woche,  geeignetenfalls  verschärft 
durch  hartes  Lager  und  geschmälerte  Kost,  für  gewerbsmäßigen  Bettel 
und  wiederholten  Bettel  aus  Arbeitsscheu  Arbeitsbaus  von  6  Monaten 
bis  zu  2  .lahren.  für  unverbesserlich  rückfällige  Vagabunden  unter  Um- 
ständen sogar  dauernde  Einsperrung  im  Arbeitshause.  Zwecks  wirk- 
samer Bekämpfung  der  Wanderbettelei  fordert  von  Massow  Ein- 
richtungen, welche  es  ermöglichen,  den  Arbeitswilligen  durch  Arbeits- 
nachweise unterzubringen,  den  Arbeitsunfähigen  dem  Siechenhause, 
den  Arbeitsscheuen  der  Korrektionsansfalt  zuzuführen ;  zu  dem  Ende 
wünscht  er  die  Uebertragung  der  endgültigen  Fürsorgepflicbt  für  orts- 
frenuie  Wanderer  auf  die  zur  SchaHung  der  entsprechenden  Anstalten 
und  Einrichtungen  anzuiiaitenden  Landarmenverbiinde,  sowie  die  strenge 
Bestrafung  derjenigen  Wanderer,  welche  sich  durch  Verschmähung 
jener  Einrichtungen   in  eine  hilfsbedürftige  Lage  gebracht  haben. 
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Mit  gleicher  Strafe  wie  der  Landstreicher  wird  in  ß  361  No.  8 
des  Str.G.B.  bedroht: 

_wer  nach  Verlust  seines  bisherigen  Unterkommens  binnen  der  ihm 
von   der  zuständigen  Hehörde    bestimmten  Frist    sich    kein    ander- 
weitiges Unterkommen  verschätzt  hat,  auch   nicht  nachweisen  kann, 
daß  er  solches  der  von   ihm   angewandten  Bemüliungen   ungeachtet 
nicht  vermocht  habe." 
Man  wird  von  Hippel   darin   beipflichten  können,   dali,    wofern 
der  Staat  dem  vorbeugen  will,  ilaß  jemand  ohne  Wohnung  und  Unter- 
haltsmittel  sei,  dies  in  erster  Linie  durch  Errichtung  eines  geregelten 
Arbeitsnachweises,     gegebenenfalls    durch    Armenunterstützung,    ge- 
schehen sollte.    Andererseits  stellt  sich  der  Haug  zur  Obdachlosigkeit, 
der  niclit  in  der  Not,   sondern  in  dem  mangelnden  guten  Willen  oder 
in  fehlender  Energie  seinen  Grund  hat,  gewissermalSen  als  eine  Abart 
der  Landstreicherei  dar,    wclclie   sozial-    und  kriniinalpolitisch  ebenso 
gefiüirlich  ist  wie  diese.     Das  Gesetz    stellt  hier  ausnahmsweise  eine 
Präsumtion  für  die  Schuld  des  Angeklagten  auf,  die  dieser  seinerseits 
im  Wege  des  Gegenbeweises  zu  entkräften  hat.    Es  bedarf  daher  be- 
sonders sorgfaltiger  Individualisierung,  wenn  nicht  schuldlos  Obdach- 
lose von  Strafe  betroffen  werden  sollen. 

Maßnahmen  gegen  die  Trunksucht.    Die  zur  Bekam j»fung 
der  Trunksucht    vorhandenen    armennolizeilichen   Machtmittel    .stehen 
in  einem  bedauerlichen  Mißverhältnisse  zu  dem  Umfange   des  Uebels, 
sind  doch  nach  Röscher   mindestens  50  Proz.  aller  Ünterstützungs- 
fälle  auf  Alkoholisinus   zurückzuführen.     In   erster  Linie   kommt   hier 
die  Vorschrift   in  tj  Stil  No.  5  des  Str.G.B.  in  Betracht,   wonach   mit 
Haft   besti'aft   winl.   neben   welcher  Strafe   gemäß  §  'M2  a.  a.  0.  auf 
Ueberweisung  an  die  Landes[iolizeibehörde  erkannt  werden  kann, 
.wer   sich   dem    Spiel,    Trunk    oder   Müßiggang   dergestalt   hingibt, 
daß   er  in   einen  Zustaiui  gerät,    in    welchem   zu   seinem  Unterhalt 
oder  zum  Unterhalt  derjenigen,  zu  deren  Ernährung  er  verpflichtet 
ist,  durch  Vermittclung  iler  Behörde  fremde  Hilfe  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  muß." 

Ist  bei  der  Kompliziertheit  dieses  Tatbestandes  und  der  Schwie- 
rigkeit der  Beweisführung  eine  Verurteilung  schon  an  und  für  sich 
nicht  leicht  zu  erzielen,  so  liegt  eine  weitere  Erschwerung  in  der 
reichsgerichtlichen  Auslegung,  welche  für  die  Anwendbarkeit  des 
Paragraidien  einen  Zustand  völliger  moralischer  oder  physischer  Ver- 
sunkenheit  oder  ökonomischer  Zerrüttung  erfordert,  der  die  ab.solute 
Unfähigkeit  des  Angeklagten,  sich  und  die  Seinen  zu  erhalten,  zur 
notwendigen  Folge  hat.  Ein  solcher  Zustand  schließt  aber  nicht  selten 
die  freie  Willensbestimmung  aus,  so  daß  der  Angeklagte  meist  straf- 
frei ausgeht,  sei  es,  weil  er  noch  nicht  tief  genug,  sei  es,  weil  er 
schon  zu  tief  gesunken  ist. 

Danelien  kann  unter  Umständen  auch  auf  Grund  von  §  IIGl  No.  7 
oder  10  des  Str.G.B.  vorgegangen  werden,  wenn  nämlich  der  Trinker, 
der  öfl'entliche  Unterstützung  erhält,  aus  Arbeitsscheu  sich  weigert, 
die  ihm  von  der  Behörde  angewiesene,  seinen  Kräften  angemessene 
Arbeit  zu  verrichten,  oder  wenn  er  —  was  viel  häufiger  vorkommt  — 
obschon  er  dazu  in  der  Lage  ist,  sich  trotz  Aufforderung  der  zustän- 
digen Behörde  der  Unterhaltspflicht  gegenüber  seinen  Angehörigen  der- 
art entzieht,  daß  durch  Vermlttelung  der  Beliörde  fremde  Hilfe  in  An- 
spruch genommen  werden  muß.    Freilich  wird,  wenn  auch  in  manchen 
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Fällen  die  Verurteilung  zu  Freilieitsstrafe  den  Erfolg  haben  kann, 
den  in  seinem  sittlichen  Einjjfiuden  noch  nicht  völlig  abgestumpften 
Trinker  zur  Besinnung  auf  Ehre  und  PHicht  zurückzurufen,  in  der 
Regel  von  der  Haftstrafe  altein  eine  Besserung  nicht  zu  erwarten 
sein.  Diese  Strafe  kann  aber,  wenigstens  wenn  eine  Verurteilung  auf 
Grund  jj  361  No.  .'>,  bez.  7  erfolgt,  durdi  Ueberweisung  des  Verurteilten 
an  die  Landespolizeibehönle  in  sehr  wirk.sarner  Weise  ergänzt  werden, 
indem  die  na<*h  verbößter  Strafe  eintretende  Korrektionshaft  den 
wesentlichen  Vorteil  bietet,  daß  durch  sie  der  Trinker  nicht  nur  an 
ein  geordnetes  Leben,  strenge  Zucht  und  geregelte  Arbeit  —  die 
wesentlichsten  Voraussetzungen  seiner  moralischen  Hebung  —  ge- 
wöhnt, sondern  auch  durch  die  erzwungene  Totaiabstinenz  während 
der  vollen  Haftdauer  möglicherweise  von  seiner  kraukliaften  Neigung 
geheilt  werden  kann. 

Als  ein  wirksameres  Zuehtniittel  wie  diese  Strafbestininmngen 
erweist  sich  nicht  selten  die  Befugnis  der  Armenbehörde,  die  Form 
der  Unterstützung  zu  bestimmen,  indem  durch  Anwendung  der  ge- 
schlossenen PHege  dem  lasterhaften  Treiben  des  Trinkers  ein  Ziel 
gesetzt  und  Störungen  der  öflfentliclien  Ordnung  begegnet  werden 
kann.  Soweit  trunksüchtige  Individuen  in  Frage  kommen,  ist 
überdies  die  Armenbehörde  durch  Herbeiführung  der  Entmündigung 
gemäü  §  0  No.  ü  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  den  Stand  gesetzt, 
den  Eintritt  in  eine  Trinkerheilstätte  oder  Armenarbeitsanstalt  zu  er- 
zwingen, sowie  den  Trunksüchtigen  auch  gegen  seinen  Willen  in  An- 
staltspHege  festzuhalten. 

Weit  erfolgreicher,  als  durch  Anwendung  aller  genannten  Mittel 
würde  die  Armeni)eliörde  iler  durch  Trunksucht  hervorgerufenen  Ver- 
armung dann  entgegentreten  können,  wenn  ihr  die  Möglichkeit  ge- 
geben wäre,  den  der  Armenjttlege  in  irgend  einer  Form  (z.  B.  Kran- 
kenhausbehandlung) zur  Last  fallenden  Trinker  im  Wege  arnieiipolizei- 
lichen  Arbeitszvvangcs  bessernder  Einwirkung  zu  unterwerfen,  bevor 
er  das  eine  Besserung  meist  ausschließende  Stadium  der  Reife  für  die 
Entmündigung  oder  für  das  Strafverfahren  auf  Grund  des  §  3(il  No.  5 
des  Strafgesetzbuches  erreicht  hat. 

Nähr  pflich  t Versäumnis.  Es  ist  eine  zumal  in  den  Städten 
vielfach  beobachtete  Tatsache,  daß  Familienhäupter  sich  der  ihnen 
obliegenden  Unterhaltsptlicht  in  frivoler  Weise  entziehen  und  die 
Fürsorge  für  ihre  nächsten  Angehörigen  der  ArmenpHege  überlassen, 
während  sie  selbst  nicht  selten  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  in  leicht- 
fertiger W'eise  vergeuden.  Ueber  den  Umfang  dieses  Uebelstandes 
hat  eine  vom  Deutschen  Verein  für  ArmeniiHege  und  Wohltätigkeit 
im  .lahre  18!M5,97  aufgenommene  Statistik  ergeben,  daß  in  i'O  größeren 
Städten  auf  lOtXtO  Verheiratete  im  Durchschnitt  IJ4  (in  dem  am 
stärksten  belasteten  Hamburg  sogar  14<))  Ehemänner  enttielen,  welche 
durch  ihre  Ptlichtvergessenheit  die  Notwendigkeit  eines  Eingreifens 
der  öffentlichen  Armenpflege  herbeigeführt  hatten.  Die  Ursachen  dieser 
beklagenswerten  Erscheinung  sind  zum  Teil  individueller  Natur,  indem 
Religiosität  und  Moral,  Familiensinn  nnd  PHichtrene  nicht  selten  ins 
Wanken  geraten  sind,  in  vielen  Phallen  ist  aber  auch  der  EinHuß  der 
allgemeinen  soziak'u  Verhältnisse  unverkennbar.  Wird  daher  auch 
jede  wi'iterblickende  Armenvcrwaltung  ernstlich  bemüht  sein,  dem 
Uebel  im  Wege  sozialer  Reformtätigkeit,  vor  allem  durch  tunlichste 
Belebung  und  Kräftigung  des  Familienlebens,  den  Boden  zu  entziehen, 
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so  kann  liaruin,  solange  der  UeWelstantl  fortbesteht,  auf  wirksame 
Zuclitniittel  pejjieniiher  i)tiiclitverj;es.seneii  Faniilienliiiiiiitern  ebcniso- 
weni«  verziciitet  wenicn,  wie  dies  etwa  die  Einführung  einer  t^eordneten 
ötfentlichen  Armenptlu^e  in  Bezug  auf  die  Strafbestinimungen  gegen 
den  Bettel  ermöglicht  hat.  Da  der  oben  erwähnte  fj  3(51  No.  ö  des 
Strafgesetzbuches  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Xährptiicht- 
versäuninis  nicht  auf  einem  Nichtkönnen,  sondern  auf  einem  Nicht- 
wollen  des  Familicnhiiu])tes  beruhte,  seiner  Fassung  nach  gänzlich 
versagen  mußte,  so  suchte  man  diese  vielbeklagte  Lücke  mittels  der 
Novelle  zum  Untcrstützungswolinsitzgesetz  vom  12.  März  1894  durch 
Aufnahme  einer  Strafbestinnuung  in  den  §  361  des  Strafgesetzbuches 
auszufüllen,  in  welcher  mit  Strafe  bedroht  wurde: 

„wer,  obschon  er  in  der  Lage  ist  diejenigen,  zu  deren  Ernährung 
er  verjiHichtet  ist,  zu  unterhalten,  sich  der  Unterhaltsptlicht  trotz 
Aufforderung  der  zuständigen  Behörde  derart  entzieht,  daß  durch 
Vermittelung  der  Behörde  fremde  LIilfe  in  Anspruch  genomtnen 
werden  muß." 
Als  Strafe  war  in  der  Regierungsvorlage  lediglich  Haft  vorge- 
sehen; neben  dieser  sollte  auf  Uebervveisung  an  <lie  Landespolizeibe- 
hörde erkannt  werden  können.  Der  Reichstag  dagegen  lieI5  neben  der 
Haftstrafe  die  (leblstrafe  (bis  zu  150  M.)  zu  und  strich  die  Zuhlssig- 
keit  der  Ueberweisung  an  die,  Landespolizeibehörde.  Abgesehen  von 
diesen  Abschwäcliungcn  hat  die  Stratbestiuimung  durch  die  gericht- 
liche Praxis  eine  Auslegung  erfahren,  welche  ihre  Bedeutung  für  die 
Armenverwaltung  wesentlich  beeinträchtigt.  Einerseits  ist  die  Zustän- 
digkeit der  Armenbehörde  zum  Erlasse  der  auf  Uebernahme  der 
Unterhaltspflicht  gerichteten  Aufforderung  in  Zweifel  gezogen  und 
hierfür  die  Polizeibehörde  oder  gar  der  Bezirksausschuß  für  kompetent 
erklärt  worden  und  andererseits  hat.  man  als  Voraussetzung  für  eine 
Verurteilung  die  Erwerbsmöglichkeit  nicht  für  ausreichend  erachtet, 
vielmehr  den  B(fsitz  zur  Ernährung  der  Angehörigen  hinlänglicher 
Unterhalfsmittel  erfordert.  Richtet  sich  also  der  Nähr[itlichtige  so 
ein,  daß  er  nicht  mehr  verdient,  als  er  für  den  eigenen  Unterhalt  be- 
darf, .so  kann  er  damit  nicht  nur  der  tJemeinde  die  Fürsorge  für  seine 
Angehörigen  aufbürden,  sondern  er  ist  bei  der  Schwierigkeit  lier  Be- 
weisführung für  die  Möglichkeit  höheren  Verdienstes  auch  vor  einer 
Bestrafung  ziemlich  sicher.  Dazu  kommt,  daß  im  Falle  einer  Verur- 
teilung von  den  mehr  formal-juristisch,  als  jiraktisch-sozial  geschulten 
Gerichten  zumeist  auf  (leidstrafe,  also  auf  eine  Strafart  erkannt  wird, 
welche  eine  ab.schreckeude  Wirkung  kaum  haben  kann,  wohl  aber  ge- 
eignet ist,  zu  einer  Schmälerung  des  Unterhalts  der  Angehörigen  und 
damit  indirekt  zu  einer  Erhöhung  der  Armenlast  /m  führen. 

Die  Ueberzeugung,  daß  es  die  unabweisbare  Pflicht  der  Staats- 
gewalt sei.  die  Armeiiverbände  wirksamer  als  bisher  gegen  die  fast 
schrankenlose  Ausbeutung  durch  gewissenlose  uml  pflichtvergessene 
FamilienhJtupter  zu  schützen,  ist  daher  in  den  beteiligten  Kreisen 
eine  nahezu  allgemeine,  (ieteilt  sind  die  Meinungen  nur  darüber,  ob 
zu  dem  Ende  eine  Verschärfung  des  Strafrechtes  anzustreben,  oder 
aber  die  Einführung  eines  -  mit  ents]irechendeu  Kautelen  gegen 
mißbräuchliche  Anwendung  auszustjittenden  —  Verwaltuugsverfahrens 
zu  fordern  sei,  welches  der  Armenbehörde  unmittelbar  die  Möglichkeit 
eröffnet,  säumige  Nährptlichtige  unter  Umständen  auch  gegen  ihren 
Willen  durch  Einweisung   iii  eine  Armenarbeilsanstalt  zur  Arbeit  für 
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ihre  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützten  Familienangehörigen  anzu- 
halten. Der  Deutche  Verein  für  Ariuonpflege  und  Wohltätigkeit,  der 
die  Frage  der  Zwangsniaßregeln  gegen  säumige  Kährjitüchtige  wieder- 
holt zum  Gegenstande  eingehender  Erörterungen  gemacht  hat,  hat  sich 
stets,  zuletzt  noch  1898  in  Nürnberg,  für  die  letztere  Alternative  ent- 
schieden, indem  er  sich  mit  großer  Mehrheit  zu  der  Auffassung  be- 
kannte, daß  auf  dem  Wege  einer  Reform  des  Strafrechts  —  schon 
in  Anbetracht  der  durch  das  geltende  Strafverfahren  dem  An- 
geklagten gegebenen  Möglichkeit,  die  Sache  durch  Beweisanträge  und 
durch  Ausnutzung  des  Instanzenzuges  monatelang  zu  verschleppen  — 
eine  wirksame  Abhilfe  nicht  zu  erwarten  sei.  Auch  andere  angesehene 
Körjierschaffen,  wie  Städtetage  und  die  Konferenz  der  preußischen 
Lan<lesdirektorcn,  liaben   sich  in  ähnlichem  Sinne  ausgesitrochen. 

Ein  derartiges  Verwaltungszwangsverfahren  wird  gegenwärtig  in 
vier  deutschen  Bundesstaaten:  Sachsen  (Arnienordnung  vom  "21.  Ok- 
tober 1840,  g  27),  Württemberg  (Gesetz  vom  2.  Juli  18«!),  §  14). 
Mecklenburg-Schwerin  (Landesverordnung  vom  18.  Mai  1890) 
und  Oldenburg  (Gesetze  vom  14.  März  1870  und  l:i.  Januar  1888) 
unbeanstandet  und  mit  bestem  Erfolge  geübt,  wobei  sich  die  praktische 
Handhabung  insofern  verschieden  gestaltet,  als  in  Sachsen  von  der 
Einweisung  ein  sehr  umfassender  Geliraucli  gemacht  wird,  während 
z.  B.  in  Württemberg  der  Arbeitszwang  meist  nur  als  Druckmittel 
Verwendung  findet. 

Im  (iegensatze  zu  den  genannten  Bundesstaaten  hat  sich  Preußen 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  Bestimmungen  wie  die  der  Art.  II  ff. 
des  (iesetzes  vom  21.  Mai  18.'w,  wonach  Ob(lachlosen,  Arbeitsscheuen 
oder  solchen  Personen,  welche  ihre  Aiigehürigea  ])flichtvergessener 
Weise  im  Stiche  gelassen  haben,  von  den  Verwaltungsbehörden  zwangs- 
weise der  Aufenthalt  in  einer  Arbeitsanstalt  zugewiesen  werden  konnte, 
mit  dem  Reichsstrafgesetzbuche  nicht  im  Einklänge  ständen,  indem 
das  leztere  in  S  •i^>-  die  Befugnis  der  Verwaltungsbehörde  zur  zwangs- 
weisen Unterbringung  in  einer  Arbeitsanstalt  von  einem  hierauf  be- 
züglichen Alisspruche  des  Gerichtes  abhängig  gemacht  habe.  Dieser 
Auffassung  ist  nicht  beizupflichten.  Wenn  es  zu  den  Aufgaben  der 
Polizei  gehört,  einem  die  öffentliche  Or<lnung  oder  das  öffentliche 
Sicberheitsgefühl  bedrohenden  Zustande  —  nötigenfalls  im  Wege  poli- 
zeilichen Zwanges  —  ein  Ende  zu  bereiten,  so  erscheint  die  Anwen- 
dung des  Arbeitszwanges  nicht  nur  gegenüber  Müssiggängern  und 
Trunkenbolden ,  deren  Treiben  damit  unmittelbar  ein  Ziel  gesetzt 
wird ,  sondern  auch  gegenüber  säumigen  Nährpttichtigeu  gerecht- 
fertigt. Denn  es  verstößt  gegen  die  öffentliche  Ordnung,  wenn  ein 
Familienvater,  der  durch  Arbeit  erwirbt  oder  erwerben  kann,  was  er 
zu  seinem  oder  seiner  Familie  Unterhalt  gebraucht,  den  Arbeitsver- 
dienst nur  für  sich  verwendet,  sich  um  seine  Familie  aber  nicht 
kümmert  und  Frau  und  Kinder  der  Armenpflege  in  die  Arme  treibt. 
Einem  solchen  Zustande  dadurch  ein  Ende  zu  bereiten,  daß  der  Staat 
die  Kontrolle  über  Arbeit  und  Arbeitsverdienst  übernimmt  und  dafür 
sorgt,  daß  der  Arbeit.sverdienst  auch  der  Familie  zu  gute  kommt,  ist 
vom  polizeilichen  Standjiunkte  aus  durchaus  zulässig  und  zweckmäßig. 
Ein  weiterer  Stützpunkt  für  die  hier  vertretene  Ansicht  liegt  auf  armen- 
rechtlichem (jebiete.  Wer  durch  Trunk  oder  Müssiggang  sich 
oder  durch  Vernachlässigung  der  Sorge  für  die  Familie  diese  in  einen 
Znstand   armenrechtlicher  Hilfsbedürftigkeit  bringt,  gibt  dadurch  zum 
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Eingreifen  der  Armenpflege  Veranlassung.  Unterstützt  wird  auch  im 
letzteren  Falle  in  der  Person  der  Familienangehörigen  da.s  Fauiilien- 
hau[»t,  welchem  die  Sorge  für  den  Unterhalt  der  Familie  obliegt  und 
velchem  durch  die  Unterstützung  der  Famiüenangehörigen ,  also 
durch  die  Erfüllung  einer  ihn  treffenden  Ver]i(liclitung,  eine  armen- 
rechtliche Zuwendung  zu  teil  wird.  Durch  die  Armennnterstützung 
erlangt  die  Arnienverwaltung  das  Recht,  zwecks  tunlichster  Min- 
derung der  dem  Annenvcrbande  obliegenden  Unterstützungslust 
die  eigene  Arbeitskraft  des  Unterstützten  zu  verwerten,  den  Unter- 
stützten also  zur  Arbeit  anzuhalten.  Ol)  dieses  auch  gegen  den  Willen 
des  Unterstützten  möglich  ist,  fällt  daher  mit  der  anderen  Frage  zu- 
,  fianmien,  ob  die  Unterstützung  eines  Hilfsbedürftigen  auch  gegen  dessen 
^Villen  und  Widerspruch  eintreten  darf.  E.s  wird  behauptet,  daß  nach 
dem  Satze  „beneficia  mm  dbtruduntur"  nur  demjenigen  Arnipuunter- 
stützung  zu  gewähren  ist,  der  darum  nachsucht,  während  demjenigen, 
der  eine  Unterstützung  nicht  halten  will,  eine  solche  nicht  aufge<lrängt 
werden  darf.  Die  Allgemeingültigkeit  dieses  Satzes  scheitert  aber 
daran,  daß  die  Ariueuunterstützung  nicht  allein  eine  Wohltat  ist,  welche 
dem  Unterstützten  zu  teil  winl,  sondern  daß  die  Beseitigung  armen- 
rechtlicher Hilfsbedürftigkeit  wiederum  zugleich  eine  Forderung  der 
öffentlichen  Ordnung  ist,  daß  also  durcii  die  Armenuuterstützung  nicht 
nur  einem  ]»rivaten  Interesse  des  Unterstützten,  sondern  zugleich 
einem  öffentlichen  Interesse  genügt  wird.  Demgemäß  ist  auch  nicht 
allein  bei  den  Heichstagsverhandiungen  über  den  Erlaß  tles  Strafge- 
setzbuches die  Eiiirtusslosigkeit  des  letzteren  auf  die  jtolizeiliche 
Kompetenz  anerkannt  worden,  sondern  es  herrschte  über  diesen 
Punkt  auch  bei  Erlaß  der  Novelle  zum  Unterstützungswohnsitzgesetz 
vom  12.  März  181.14  zwischen  Reichsregierung  und  Reichstag  volles 
Einverständnis. 

Beaufsichtigung  iler  Lebensführung  Armer.  Neben 
den  erwähnten  reiclisreclitlichen  Restimmungen  bestehen  noch  mehr- 
fach auf  Aufrechterhaltung  von  Zucht  und  Ordnung  unter  den  Armen 
gerichtete  landesrechtliche  Vorschriften,  die  freilich  zum  Teil  die  Frei- 
heit des  Individuums  in  einer  den  heutigen  Anschauungen  nicht  mehr 
entsiirechen<len  Weise  beeinträchtigen.  So  darf  in  Rayern  der  Arme 
den  Orgauen  der  öffentlichen  Armenpflege  den  Eintritt  in  seine 
Wohnung  zu  keiner  Zeit  verwehren;  Arme,  weiche  durch  unge- 
ziemendes Renehmen  die  jenen  Organen  gebührende  Achtung  ver- 
letzen, oder  welche  von  der  öffentlichen  Armenpflege  oder  von  einer 
öffentlichen  Woldtätigkeitsaustalt  empfangene  Lebensmittel,  Heiz- 
materialien, Kleidungsstücke,  Heilmittel,  Arbeitsstoft'e,  Werkzeuge 
oder  dergi.  unbefugt  veräußern  oder  mutwillig  unbrauchbar  machen, 
werden  mit  Haft  bis  zu  H  Tagen,  im  Rückfalle  bis  zu  iM)  Tagen, 
bestraft.  (Armenpffegegesetz  vom  29.  April  1809,  Art.  36.  44).  In 
t>achsen  untersteht  der  Arme  der  besonderen  Aufsicht  der  Armen- 
behörde, der  er  zu  jeder  Zeit  von  seinem  Tun  und  Lassen,  seinem 
häuslichen  Leben,  von  dem,  was  er  erwirbt  und  was  er  verzehrt,  auf 
Verlangen  Rechenschaft  zu  geben  und  deren  diesl)ezügliclien  Anord- 
nungen und  Erinnerungen  er  Folge  zu  leisten  hat.  Alles,  was  der 
Arme  an  Kleidungsstücken,  Nahrungsmitteln,  Feuerung  u.  s.  w.  von 
der  öffentlichen  Armenpflege  empfängt,  ist  nur  zu  seinem  eigenen  un- 
mittelbaren Gebrauch  und  Verbraucli  bestimmt  und  <iie  Veräußerung 
oder  Verpfändung  dieser  Gegenstände  ist  strafbar.   Ebenso  kann  der  mit 
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erRnüfiungsorte  und  über- 
liini])t  ilie  Verwendung  tlor  eiiiiit'angeiieii  üffentlidien  tJnterstüt2ung  zu 
eutliehrlirlum  Geuflssen  jvolizcMÜcli  bestraft  werden.  Hunde  oder  andere 
durcli  ihre  Unterhaltuut?  einen  Kostenaufwand  verursachenden  Haus- 
tiere dürfen  von  Armen  nicht  gehalten  werden.  Schankwirte,  welche 
öffentlich  unterstützten  das  Aufliegen,  Zechen  und  S[iielen  in  ihren 
Schankstätten  gestatten,  unterliegen  ])oliiieiliclier  Bestrafung  (Annen- 
ordnung. US  61,  (53,  »>4,  133,  134).  In  W  ürt  teniherg  endlich  wird 
nach  Art.  10  No.  2-4  des  Polizeistrafgesetzes  vom  27.  Dez.  1871 
mit  Haft,  bez.  Arbeitszwang  bestraft,  wer  aus  Mutwillen  oder  Bosheit 
in  die  Lage  sich  versetzt,  ölTentliche  Unterstützung  ansprechen  zu  müssen, 
insbesondere  wer  zu  diesem  Zwecke  seine  Kleider  zerreist.  ferner, 
wer  durch  unwahres  Vorgehen  o<ler  Hiiiterhaltung  der  Wahrheit  von 
öffentlichen  Behörden  oder  von  Wohltiitigkeilsvereiuen  Unterstützung 
erschleicht,  stdern  nicht  die  Handlung  den  Tatbestand  des  Betruges 
oder  der  Fälscliung  begründet,  und  endlich,  wer  die  aus  öft'entljchen 
Kassen  oder  von  Wohltätigkeitsvereinen  erhaltene  Unterstützung  miß- 
braucht oder  vergeudet,  namentlich  die  ihm  übergebenen  Kleider.  Ar- 
beitsstütfe,  Werkzeuge  und  liergl.  veräniäert. 

M  i  n  d  e  r  u  n  g   der    |k»  1  i  t  i  s  c  h  e  n    K  e  c h  t  e.     Das    zunächst  für 

den   Reichstag  des   Norddeutschen    Bundes   ergangene,  jetzt  aber  als 

Reichbgesetz  geltende  Waldgesetz  vom  31.  Mai  IHt!!'  bestimmt  iu  §  3: 

flVon  der  Berechtigung  zum  Wählen  sind  ausgeschlossen  .... 

3.  Personen,  welche  eine  Arnienunterstützung  aus 

ött'entüchen  oder  Genieindemittehi  beziehen  oder  im  letzten,  der 
Wahl  vorhergehenden  Jahre  bezogen  haben". 
Aelmliche  Bestimmungen  enthalten  die  nreisten  Landtagswahlge- 
setze und  Gemeindeordnungen;  in  PreuBen  kommt  für  ilas  Landtags- 
wahlrecht §  8  der  Verordnung  vom  3().  Mai  IMH,  für  das  (ienieinde- 
wahli'echt  §  5  der  Städteordnung  vom  3().  Mai  ls.'>3  in  Betracht. 
Ueberdies  sollen  nach  §§  33,  Hfi  des  Gericlitsvertassungsgesetzes  Per- 
sonen, welche  für  sich  oder  ihre  Familie  Armenunterstützung  aus 
ftfl'entlichen  Mitteln  empfangen  oder  in  den  drei  letzten  Jahren,  von 
Aufstellung  der  Urliste  zurückgereclinet,  empfangen  haben,  zum  Amte 
eines  Schöffen  oder  (Jeschworenen  nicht  berufen  werden. 

Was  den  gesetzgeberischen  Grund  für  die  Entziehung»  des  Wahl- 
rechts infoige  öttentlicher  Unterstützung  anlangt,  so  ist  die  gelegent- 
lich vertretene  Auffassung,  dalä  die  Wahlrechtsentziehung  die  Konse- 
«[uenz  der  Vermögenslosigkeit,  oder  gar  dalS  sie  eine  Strafe  lür  die 
unterlassene  Vorsorge  für  die  Zeit  der  Not  darstelle,  völlig  unhaltbar, 
schon  weil  das  Keichstagswahlrecht  an  einen  Census  nicht  geknüpft 
ist  und  Strafe  stets  ein  Verschuhlen  voraussetzt,  das  keineswegs  fiberall 
vorliegt  oder  nachzuweisen  ist.  Ausschlaggebend  für  die  Beschränkung  der 
politischen  Rechte  ist  vielmehr  lediglich  die  Präsumtion,  dali  der  Unter- 
stützte durch  die  Inanspruchnahme  ötfentlicher  Hilfe  seine  wirtschaft- 
liche Selbstiindigkeit  einbüßt  und  damit  der  staatlichen  Gemeinschaft 
gegenüber  in  einen  Zustand  der  Abhängigkeit  gerät,  welcher  für  eine 
uubeeinflußfe  Ausübung  des  Wahlrechtes  nicht  mehr  die  nötige  Gewähr 
bietet.  Zu  (iunsten  der  inneren  Berechtigung  einer  solchen  Maßnahme 
wird  angeführt,  dalS  in  Amerika,  wo  mit  dem  Empfange  von  Arnien- 
unterstützung  der  Verlust  des  Wahlrechts  bei  den  stäiitischen  Wahlen 
nicht  verbunden  ist,  vor  jeder  Wahl  die  Zahl  der  öffentlich  Unter- 
stützten   in   das   Ungeheuerliche   wachse,   w'eil  die  herrschende  Partei 
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durch   mehr  als  freigeltigc  Gewährung  von  Unterstützungen  Stimmen 
für  sich  zu  fangen  bestrebt  sei. 

Wenn  schon  ein  höclist  achtungswertes  Ehrgefühl  nicht  selten 
Hilfsbeddrftige  von  der  Iniuisinuclinalime  der  öHontlichcn  AniK'iiptlege 
zurückhält,  so  wird  dieses  Holhverk  durch  die  drohende  EinbulSe  des 
Wahlrechts,  auf  dessen  Ausühiiiig  gerade  die  Angehörigen  der  niinder- 
beuiittelten  Klassen  heute  durchwi-g  ileii  grüllten  Wert  logen,  wesent- 
lich verstärkt.  Ob  freilich  ein  solcher  Erfolg  als  wünschenswert  zu 
hezeichnen  ist,  muß  seihst  vom  rein  tinanziellen,  jedciifiills  aber  vom 
armeniitlegerischen  Standpunkte  aus  für  den  Fall  in  Zweifel  gezogen 
werden,  daß  die  praktische  Handhabung  der  bestehenden  Vorschriften 
ihrem  Wortlaufe  entspricht,  ni.  a.  W.,  daß  jede,  in.shesoudere  auch  die 
in  Form  von  Krankenpflege  gewidirte  öfientliche  f^ntersttttzung  Wahl- 
recht sverluste  zur  Folge  hat.  Eine  solche  Praxis  involviert  nicht  nur 
eine  groiie  Unbilligkeit,  sondern  zugleich  die  defahr,  daß  der  Minder- 
bemittelte, um  ilem  Wahlrechtsverluste  zu  entgehen,  sich  selbst  oder 
seiner  Familie  die  notwendige  Krankenpflege  versagt,  was  schließlich, 
abgesehen  von  dem  individuellen  Schaden,  leicht  auch  zu  künftiger 
größerer  Belastung  des  Arnieiiverbaiides  führt.  Gehl  man  auf  den  ge- 
setzgeberischen Cirund  der  Wahlrechtsentzieliung,  den  Verlust  der 
Unabhängigkeit,  zurück,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  gewisse 
Unterstützungsarten  ihrer  Natur  nach  absolut  nicht  geeignet  sind,  den 
Empfänger  in  ein  irgendwie  bedenkliches  Abliüngigkeitsverliälttiis  gegen- 
über der  staatlichen  (leiueinschaft  hineingeraten  zu  hissen.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  hat  der  Deutsche  Verein  für  ArnienpHege  und 
Wohltätigkeit  eine  authentische  Interpretation  des  Reichstagswahlge- 
setzes  durcli  gesetzliche  Vorschriften  gefordert,  welche  namentlich  die 
Fälle  der  einem  bereits  wirtschaftlich  selbständigen  oder  einem  infolge 
von  Siechtum  oder  (iehrecheu  voraussiclitlicli  dauernder  Anst^iltsptlege 
bedOrftigeiu  I<'amilieuglietle,  sowie  der  zu  ICrziehungszwecken  gewährten 
Unterstützung,  ferner  diejenigen  von  freier  ärztlicher  Behandlung, 
Arznei,  Krankenpflege,  endlich  den  Fall  der  Rückzaldung  iler  Unter- 
stützung vor  Ausschreibung  der  Wahl  ausscheidet.  Inzwischen  ist  die 
Praxis  bemüht,  <iie  Härten  des  geltenden  Kechts  dadurch  auszugleichen 
daß  man  die  <v*"älit^t 'h'r  genannten  Unterstützutigsarten  (oder  einzelner 
derselben)  als  Unterstützung  im  Sinne  des  Wahlgesetzes  verneint,  ein 
Verfahren,  das  freilidi  mit  tlen  vom  Preußischen  Oberverwaltungsge- 
richt in  konstanter  Rechts|»reehung  aufgestellten  Grundsätzen  unver- 
einbar ist. 

4.   Armenlast  und  ArmeDsteuem. 

Mit  dem  Worte  ,,Annenlast"  wird  im  weitesten  Sinne  der  Inbe- 
griff aller  derjenigen  Aufwendungen  liezeichnet,  welche  zum  Zwecke 
der  Unterstützung  Hedürftiger  gemacht  werden.  Diese  Leistungen 
sind  teils  privaten,  teils  ötfeiit liehen  Charakters,  so  daß  insofern  von 
einer  privaten  und  von  einer  öffentlichen  Armenlast  gesprochen  werden 
kann.  Da  man  indessen  mit  dem  ISegritl'e  „Last"  den  (iedaidien  an 
eine  Verpflichtung  verbindet,  die  kircliliche  und  private  Armenpflege 
aber  —  abgesehen  von  gewissen,  aus  der  Geiueimieziigehörigkeit  oder 
dem  Stiffungszwecke  sich  ergebenden  Beschränkungen  sowohl  in 
Bezug  auf  die  Auswahl  der  zu  berücksichtigenden  l^ersonen,  als  auch 
hinsichtlicii  des  Unifaiiges  ihrer  Leistungen  durcliaus  nach  freiem  Er- 
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messen  handeln  können,  so  pflegt  die  Bezeichnung  „Armenlast^  im 
technisclien  Sinne  auf  diejenigen  Leistungen  besriiränkt  zu  bleiben, 
welche  von  öffentlichen  Körperschaften  auf  (irund  ihrer  gesetz- 
lichen Verpflichtung  zur  Armenfürsorge,  regelmäßig  unter 
Zuhilfenahme  öffentlicher,  im  Wege  steuerliclien  Zwanges  herbeizu- 
schaffender Jlittel  erfolgen.  Die  solchergestalt  Verpflichteten  werden 
dabei  als  die  Träger  der  Armenlast  bezeichnet. 

Die  öffentliche  Armenlast  bildet  einen  Teil  der  kommunalen  (staat- 
lichen) Fiiianzwirtschaft,  insofern  es  sich  dabei  um  die  Aufliringung, 
Verwaltung  und  Verwendung  öffentlicher  Mittel  zur  Befriedigung  des 
durch  die  Arinengeselzgcbung  festgestellten  Bedürfnisses  handelt.  Wie 
innerhalb  des  Wirtscbaftsbetriebes  der  öffentlichen  Körperschaften  über- 
haupt, so  ist  auch  im  Bereiche  des  Armentiiianzwesens  eine  f^innahine- 
und  eine  Ausgabewirtschaft  zu  führen.  Während  aber  im  allgemeinen 
die  Ausgaben  den  Einnahmen  angepaßt  zu  werden  pflegen,  ergibt  sich 
aus  der  Natur  der  Zwangsarmenptlege  —  im  (iegensatze  zur  fakultativen 
Armenpflege,  welche  ihre  Ausgaben  von  dem  Umfange  der  Einnahmen 
abhängig  macht  —  die  Notwendigkeit,  die  Einnahmen  auf  eine  den 
Ausgaben  entsprechende  Höhe  zu  bringen,  mit  anderen  Worten,  die- 
jenigen Mittel  zu  beschaffen,  welche  zur  Deckung  der  gesetzmäßigen 
Aufwendungen  erforderlieh  sind. 

Abgesehen  von  den  am  Orte  der  Unterstützung  herrschenden 
idlgemeinen  Lebensverhältnissen,  deren  Beschaffenheit  auf  die  Bemes- 
sung des  Existenzminimums  einen  wesentlichen  Einfluß  ausübt,  ist  für 
die  Gestaltung  des  Arnicnfinanzwesens  naturgemäß  die  Organisation 
der  Armenpflege  von  allergrößter  Bedeutung.  Daneben  kommt  in  Be- 
tracht, in  welchetn  Umfange  andere  (größere)  Verbände  zur  Tragung 
der  Armenlast  mit  herangezogen  sind;  und  endlich  ist  bei  dem  sub- 
sidiären Charakter  der  öflenttichen  Armenpflege  von  Belaug,  inwieweit 
in  einer  Gemeinde  die  kirchliche  oder  private  Wohltätigkeit  sich  der 
Bedürftigen  annimmt.  Die  historische  Entwickelung  bringt  es  mit 
sich,  daß  vielfach  Kapitalien,  die  zur  Zeit  der  Alleinherrschaft  der 
kirchhchen  Armen]»rtege  dieser  letzteren  dienten,  jetzt  zur  Disposition 
der  Gemeindeverwaltung  stehen.  So  vermögen  z.  B.  noch  heute  Bam- 
berg und  Lübeck  die  Ausgaben  der  öffentlichen  Armenpflege  gröiSten- 
teils  aus  solchen  Mitteln  zu  decken,  während  die  Armenverwaltungen 
anderer  alter  und  reicher  Städte,  wie  Aachen,  Cöln,  Frankfurt  a.  M., 
ebenfalls  über  erhebliche  Einnahmen  aus  solchen  Fonds  verfügen.  lui 
Interesse  einer  Herabniinderung  der  Armenlast  ist  es  ganz  besonders  er- 
wünscht, wenn  der  öffentlichen  Armenpflege  Mittel  zu  Gebote  stehen,  um 
dem  Eintritte  der  Verarmung  vorzubeugen,  oder  solchen  Personen,  welche 
ihre  wirtschaftliche  Selbständigkeit  bereits  eingebüßt  haben,  von  neuem 
wieder  zu  solcher  zu  verhelfen.  Für  derartige  rein  prophylaktische 
Zwecke  verfügt  z.  B.  die  Hainburgische  Arnienverwaltung  über  den 
sogenannten  Spezialfonds,  der  jährlich  etwa  (ifUMKi  M.  —  zu  einem 
nicht  unerheblichen  Teile  als  Darlehen  —  zur  Hebung  augenblicklicher 
Notstände,  zur  Erhaltung  des  Hausstandes  oder  Geschäftsinveutars, 
sowie  zu  Zwecken  vorbeugender  Gesundheitspflege  verausgabt. 

In  Bezug  auf  die  Verteilung  der  Armenlast  gilt  als  Regel,  daß 
dieselbe  in  Bayern  von  der  Heimatgemeinde,  im  übrigen  Deutschland 
(mit  Ausnahme  von  Elsaß-Lothringen)  von  der  Gemeinde  des  durch  zwei- 
jährigen Aufenthalt  zu  begründenden  Unterstützungswohnsitzes  endgültig 
zu  tragen  ist.  Der  Lauf  der  für  den  Erwerb  des  Unterstüt2ungswohnsitzes 
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maßgebenden  zweijährigen  Frist  begann  nach  der  ursprOn^liclien  Fas- 
sung des  Gesetzes  erst  mit  iletu  vollendeten  24.  Lebensjahre,  die  No- 
velle vom  \'2.  März  1804  hat  indessen  die  Altersi^renze  anf  das 
18.  Lebensjahr  festgesetzt.  Diese  Herabsetzung  bedeutete  eine  wesent- 
liche Verschiebung  der  Armenlast  zu  (iunsteu  des  (datten  Landes,  in- 
dem danach  die  Ptlicht  der  Landgemeinden  zur  Fürsorge  für  ihre 
zahlreichen  den  Industriestädten  zuströmenden  Angehörigen  früher 
ihr  Ende  fand.  Für  diejenigen  Hilfsbedürftigen,  deren  Heimat  oder 
Unterstütxnugswohnaitz  nicht  festzustellen  ist,  treten  der  Staat,  bez. 
die  sogenannten  Landarmen  verband«!  (Kreise,  Provinzen)  ein,  denen 
meist  auch  die  Kosten  der  Anstaltspflege  für  Irre,  Blinde,  Idioten 
zur  Last  fallen.  In  Hamburg  wird  den  Landgemeinden  der  gesamte 
Armenaufwand  nachträglich  aus  Staatsmitteln  erstattet.  Eine  weitere 
•wesentliche  Bedeutung   für  die  Verteilung  der  Armenlast   haben   die- 

,  jenigen  gesetzlichen  Vorscliriften,  welche  die  Aufenthaltsgemeinde  mit 
der  Krankenfürsorge  für  Lohnarbeiter,  Dienstboten  und  Lehrlinge  für 
die  ersten  00  Tage  bez.  l'^t  Wochen  endgültig  belasten. 

Zur  Deckung  des  Armenaufwandes  dienen  vielfach  gewisse  Ab- 
gaben und  besondere  Zwecksteuern  (Armenstouern).  Die  Einführung 
von  Armenabgaben  beruht  auf  der  Erwägung,  daß  es  augemessen 
sei,  den  Luxus  oder  einzelne,  meist  kostspieligere  Vergnügungen  zu 
Gunsten  der  Bedürftigen  einer  Abgabe  zu  unterwerfen,  die  nach  einem 
bestimmten  Satze  erhoben  wird  und  sich  dadurch  von  der  dem  Bedürf- 
nisse anzupassenden  Armensteuer  unterscheidet.  Derartige  Abgaben, 
welche  in  Frankreich  als  Lustbarkeitssteuer  den  ältesten  Bestandteil 
der  Dotation  der  Bureaux  de  bienfaisance  bilden  (vergl.  unten  S.  'JM), 
finden  .sich  auch  nicht  selten  in  Deutschland.  Für  Preußen  bestimmte 
bereits  das  allgemeine  Landrecht,  das  in  Tit.  19,  Teil  II  dem  Staate 
den  Beruf  zuweist,  für  die  Ernährung  und  den  Unterhalt  seiner  be- 
dürftigen Angehörigen  zu  sorgen,  daß  die  Gemeinden  mangels  anderer 
Einkünfte  befugt  sein  sollen,  die  Vergnügungen  der  wohlhabenden 
Einwohner  mit  einer  mäßigen  Steuer  zu  belegen.  Zur  Ausführung 
dieser  Bestimmung  ist  neuerdings  durch  Erlaß  des  Ministers  des 
Innern  vom  So.  Februar  188'J  ein  angemessener  Tarif  für  die  einzelnen 
Arten  von  Lustbarkeiten  aufgestellt.  Auch  das  bayerische  Armengesetz 
verweist  in  Art.  18  die  Gemeinden  zur  Bestreitung  des  Bedarfs  der 
örtlichen  Armenpflege  u.  a.  auf  Abgaben  für  feierliche  Hochzeiten  in 
öffentlichen  Wirtschaften,  für  Veranstaltung  öffentlicher  Festlichkeiten, 
Lustbarkeiten,  Pferderennen,  Musikproduktionen,  Tanzunterhaltungen, 
Theatervorstellungen  und  Schaustellungen  aller  Art:  ähnliche  Vor- 
schriften  bestehen   auch   in   Sachsen.    Häufig  wird  ferner  die  Hunde- 

jiSteuer  der  Armenkasse  überwiesen,  so  z.  B.  in  Sachsen  (Gesetz  vom 
18.  August  18f)8)  ganz,  in  Württemberg  (Gesetze  vom  20.  Januar  1875 
und  vom  l.  Januar  1879)  zur  Hälfte.  Lübeck  deckt  ebenfalls  einen 
Teil  der  Aufwendungen  seiner  öftentlichen  Annenpflege  durch  die  Er- 

'  träge  der  Abgabe  von  Vergnügungen  und  der  Hundesteuer.  Endlich 
gehört  auch  die  lTel)erweisung  gewisser  polizeilicher  Strafgelder,  der 
Jagdscheingebühren  und  dergl.,  hierher.  In  tinanzieller  Beziehung 
sollte  die  Bedeutung  derartiger  Abgaben  in.sofern  nicht  überschätzt 
werden,  als  es  eigenilich  gleichgültig  ist,  ob  bestimmte  Erträgnisse 
der  Armenkasse  direkt  zukommen,  oder  aber  zunächst  in  die  allgemeine 
Gemeindekasse  fließen  und  von  da  als  Zuschuß  zu  den  Armenlasten 
an  die  Armenkasse  gelangen.     Man  wird  höchstens  sagen  können,  daß 
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Vornnüftungs-  und  Luxusabgaben  williger  getragen  werden,  wenn  sie 
—  unter  Betonung  den  wirtschaftlichen  Kontrastes  —  unmittelbar  an 
die  Armenkasse  gelangen. 

Eine  besondere,  dem  Bedarf  der  ötfentlichen  Armenpflege  anzu- 
passende A  r  Ml en  Steuer,  wie  sie  in  England  zur  Erhebung  gelangt 
(vergl.  nuten  S.  21K>),  ist  in  Deutschland  im  allgemeinen  nicht  üblich. 
Nur  die  Umlagen  der  liir  einzelne  Zwecke  der  Zvvangsarmen|itlege  ge- 
bildeten gröUercn  Vorbände  bilden  eine  Ausnahme.  So  itestimmt  das 
wflrttembergische  Gesetz  vom  2.  Juli  188U,  daß  der  Aufwand  der 
Landannen\ erblinde  nach  dem  \'erhiiitnisse  der  Stajitsslcuer  aus  Grund- 
cigetitum,  (iebämlen,  (ietallen  und  Gewerben  auf  die  einzelnen  Ober- 
amlNbezirke  umzulegen  sei,  während  nach  dem  batlischen  Gesetz  vom 
ft.  Mai  1H70  die  Kosten  der  KreisarmenpHege  in  gleicher  Weise 
wie  die  Umlagen  liir  die  Oenieindearmeniiliege  auszuschreiben  sind, 
wttbfi  der  eine  gewisse  (irenze  übeiscliieitende  Betrag  auf  Anfordern 
vom  Staate  ersetz!  wird.  Da.s  in  Deutschland  zur  Aufbringung  der 
Kosten  der  Armenptlege  zumeist  übliche  Verfahren  ist  das,  daß  ein 
entsfirecliender  Teil  der  allgemeinen  Stenerertriignisse  zur  Deckung 
des  Artneniuifwandes  Verwendung  lindet.  Dieser  Modus  ist  sowohl 
bei  den  Gemeinden  als  auch  bei  den  grülieren  \'erlninden  in  Gebrauch, 
und  zwar  selbst  dann,  wenn,  wie  in  Bayern,  besonders  zu  verwaltende 
Armenkassen  bestehen  (Art.  l'.l  des  Gesetzes  vom  29.  Ajiril  186!»). 

Was  die  Höhe  der  Armenlast  anlangt,  so  iilierstieg  tier  Aufwand 
allein  Itei  den  Ortsarmenverbäinien  bereits  im  .Jahre  IHHb  die  Summe 
von  HO  Jlill.  M.,  wnbei  auf  den  Kopf  der  Beviilkeruug  im  ganzen 
Deutschen  Reiclie  l.'.tT  M.,  in  den  Stäfiten  überhaupt  2,!)K  M.,  in  den 
Städten  über  .'i(HMX)  Einwohner  4.;'.U  M.,  in  denjenigen  über  lOttOlX) 
Einwohner  4.(i'.)  M.  entfieien.  Heute  sind  die  jährlichen  Aufwendungen 
der  ütt'eiitlichen  ArtnenjttJege  in  Deutschland  sicher  auf  14U  — ]f)()  Mil- 
lionen «estiegen.  Nach  den  neuesten  statistischen  Berechnungen  be- 
trügt die  Armenlast,  auf  das  Jahr  und  den  Kopf  der  Bevölkerung 
berechnet: 

M. 


I 
I 


iu  liambur^ 

7,b* 

„   Aachen 

6,86 

„  Cölti 

5.1* 

„   Fraiilifiirt  a.  M. 

4,7  ri 

„   Bremen 

4,89 

„  I>resilen 

4,«» 

„  Krefeld 

4,&8 

..   Kiel 

3.»» 

,,  Leipzig 

3,«« 

in  Hamm  nur 

t,5« 

,,   In«lerlnirK 

>.«» 

„  StMrpurd  i.  P. 

1,41» 

„  WeiiiJiir 

i,ns 

doch  dürfte   hier    nach   zu- 
M.   pro    Kopf  überschritten 


dageg«a 


Aus  Berlin  fehlen  genaue  Angaben, 
verlilssiger  Schätzung  der  Betrag  von  8 
werrien. 

Die  Frage,  inwieweit  die  Armenlast  für  eine  Gemeinde  eine  be- 
Monders  drückende  ist,  kann  übrigens  nicht  lediglich  auf  (trund  der 
absoluten  Betastung  beantwortet  werden,  es  kommt  vielmehr  duneben 
wesentlich  darauf  an,  in  welchem  Umfange  die  Stenerkraft  der  Ein- 
widmerscliaft  für  kommunale  Zwecke  überhiiu]it  angespannt  winl  und 
in  welchem  Verhältnisse  der  Armeuaufwand  zu  den  Gesamtausgaben 
der  Gemeinde  steht. 
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5.  Die  Erfolge  der  Armenpflege. 

Die   vorstellenden    Darlegungen   las.sen  erkennen,  daß  unter  den- 
Ijenigen    Gebieten   menschlichen    Wirkens,   auf  welchen   sich  im  Laufe 
'der  letzten  drei  bis  vier  Dezennien  eine  ungeahnte  Aufwärtsbewegung 
I  in   ganz    neuen    Hahnen   vollzogen   hat,    die   Fürsorge   für   die   unbe- 
mittelten   Klassen   mit   an    erster   Stelle  zu  nennen  ist.     Man  braucht 
[nur  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  den  grauenhaften  Zuständen  gegen- 
flberzustellen,   welche  hinsichtlich   der  Fürsorge  für  Notleidende  aller 
Art.  zumal  für  Kranke  und  Irre,  für  Sieche  und  Gebrechliche,  bis  weit 
Aber   das   Mittelalter  hinaus  herrschten,   um  selbst  den  begeistertsten 
[Lobredner  der  „guten  alten  Zeit"  von  den  geradezu  epocliemaclienden 
rFortschritten   zu   überzeugen,    welche   die   Verdrängung   des    „laissez 
faire,  laissez  aller"  durch  die  inoiierne  Auffassung  von  der  VerpÜich- 
[tiing  des  Staates  zu  sozialer  Fürsorge  für  die  wirtschaftlich  Schwachen 
nach   den   verschiedensten    Richtungen  herbeigeführt  hat.     Zwar  kann 
man   sagen,   daß   der   Arbeiter  schon   vor   der   sozialen  Gesetzgebung 
^durch   die   öffentliche   Arnien|ttlege   gegen   die  äußerste  Not  geschützt 
{war.    Aber   während  ihm  ehemals  das  Existenzminiiniim  als  eine  Art 
.Almosen  gereicht  wurde,  ist  ihm  jetzt  bei  Eintritt  von  Krankheit.  Un- 
Ifall,   Invalidität    und   Alter  ein   Anspruch   auf  eine   bessere   und  um- 
fassendere  Fürsorge   gesetzlich   gewährleistet.     Und  damit  noch  nicht 
genug.     Auch  die  Regelung  von  Art.  Zeit  und  Dauer  der  Arbeit,  sowie 
die  Frage  der  Arbeitsvermittelting  hat  die  Staatsgewalt  bereits  vor  ihr 
[Forum  gezogen,  und  als  neuestes  Problem  beschäftigt  die  Arbeitslosen- 
versicherung die  Genifiter. 

Man  wird  nun  aber  bei  aller  Anerkennung  der  Größe  und  Origi- 
.nalität  des  Grundprinzijis  der  deutschen  Arbeiterversicherung  nicht  in 
'Abrede  stellen  können,  daß  —  ebenso  wie  die  Hygiene  in  der  Medizin  wur- 
zelt —  so  der  Gedanke  der  Arbeiterversicherung  erwachsen  ist  und  auch 
wohl  nur  erwachsen  konnte  auf  dem  Boden  der  Zwangsannenpflege,  durch 
deren  Einführung  der  erste  Schritt  auf  dem  Wege  von  der  alten  Al- 
mosen Wirtschaft  zu  einem  geordneten  Rechtszustande  vollzogen  wurde. 
[Dieser  erste  Schritt  war  in  prinzipieller  Hinsicht  schwerwiegender 
als  der  zweite.  Denn  der  Uebergang  von  der  Willkür  der  privaten 
Fürsorge  zur  Gesetzmäßigkeit  der  Zwaiigsarmenpflege  stellte  eine  voll- 
ständige Neuschöpf  nng  dar,  während  das  Fortschreiten  von  der 
Armenpflege  zur  sozialen  Fürsorge  doch  immerhin  nur  die  Um- 
wandlung einer  bereits  anerkannten  staatlichen  Verpflichtung  be- 
deutete, deren  bisherige  Einseitigkeit  nunmehr  durch  das  Korrelat 
eines  fest  umgrenzten  Anspruches  des  Arbeiters  ergänzt  wurde.  Wenn 
nun  auch  die  Sozialgesetzgebung  materiell  mehr  leistet  als  die  Armen- 
pflege, so  bleibt  darum  die  letztere  doch  der  Vorläufer  der  ersteren, 
wie  ja  auch  die  Arbeiterversicherung  es  selbst  als  ihre  Bestimmung 
bezeichnet,  die  Armenpflege  abzulösen.  In  diesem  Sinne  wird  es 
als  ein  wichtiger  Erfolg  der  Armenpflege  bezeichnet  werden  dürfen, 
daß  sie  der  Sozialgesetzgebung  vorgearbeitet  und  ihr  die  Wege  ge- 
ebnet hat. 

Aber  auch  auf  ihrem  sjieziellen  Arbeitsfelde  leistet  die  Armen- 
pflege Großes.  Nach  vorsichtiger  Schätzung  kann  man  die  Aufwen- 
dungen der  öffentlichen  Armeuiitlege  in  Europa  auf  (ICK) — 8<X)  Mill.  M. 
im  .fahr  veranschlagen,  welche  Summe  sich  bei  Mitberücksichtigung 
der  kirchlichen  und  privaten  Armenpflege  auf  ICNX) — riCK!»  Mill.  M. 
erhöben    dürfte.     Au    denselben   partizipieren   ungefähr   10—12   Mill. 

U*n4biH:h  dv  n}»i«oe.     Soppl.-W.  IV.  j  J^.^ 
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Armer  (etwa  3  Proz.  von  360  Mill.  Einwohnern).  Gewiß  ninschlielt 
diese  große  Zahl  eine  furchtbare  Fülle  von  Elend,  Hanger  und  Vo- 
zweiflung,  von  Entartung  und  Koheit ;  und  neben  jenen  10—12  MOL 
öffentlich  Unterstützter  steht  vielleicht  noch  die  doppelte  Anzahl  mfih- 
sam  um  ihre  Existenz  ringender  Individuen,  die  zwar  nicht  Kostging« 
der  öffentlichen  Armenpflege  sind,  deren  Lebenshaltung  aber  kaam 
eine  wesentlich  höhere  ist,  als  die  der  eigentlichen  Armen.  DaB  et 
jemals  gelingen  sollte,  all  dieses  Elends  völlig  Herr  zu  werden,  in 
ausgeschlossen.  Wie  immer  die  politischen  und  wirtschaftlichen  \a- 
hältnisse  gestaltet  sein  mögen,  die  in  der  Verschiedenheit  der  mensdi- 
lichen  Natur  und  Veranlagung  begründeten  Verarmungsursachen  sind 
niemals  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Krankheiten,  Leidenschaften  ond 
Laster  gibt  es  überall,  wo  Menschen  sind,  und  das  Grundgesetz,  dal 
die  öffentliche  Armenpflege,  wenn  sie  nicht  den  Trieb  zur  SelbstUüfe 
lähmen  will,  in  ihren  Leistungen  über  das  Existenzminimum  nicht  hin- 
ausgeben darf,  behält  in  jeder  Wirtschaftsordnung  seine  Geltung.  Haa 
hat  es  als  das  letzte  Ziel  der  Armenpflege  bezeichnet,  „sich  selbst  flbo- 
flüssig  zu  machen".  Dieses  Ziel  wird  sie  indessen  nie  erreichen.  Sie 
wird  sich  vielmehr  stets  darauf  beschränken  müssen,  die  vorhandene 
Armut  zu  lindern  und  ihrer  Ausbreitung  nach  Möglichkeit  vorzubengai. 
Und  wenn  man  das  Problem  so  auffaßt,  so  wird  man  mit  Schmoller 
anzuerkennen  haben,  daß  —  zumal  in  den  letzten  Dezennien  —  ,die 
Armenpflege  trotz  ihrer  UnvoUkommenheit  unendlich  viel  Gutes  ge- 
schaffen, in  Gemeinde  und  Staat  höhere  Triebe  eingepflanzt,  in  dis 
roh  egoistische  Getriebe  des  Marktes  und  der  Geldwirtschaft  sjm- 
pathische  Gefühle  und  Handlungen  eingefügt,  sowie  die  schlimmstea 
Härten  und  Dissonanzen  der  neueren  Volkswirtschaft  abgemildert  und 
versöhnend  ausgeglichen  hat". 

Ein  solcher  Erfolg  war  nur  dadurch  möglich,  daß  der  modern 
Staat  —  im  Gegensatze  zu  dem  fast  ausschließlich  repressiven  Charakter 
der  alten  Armenordnungen  —  eine  Pflicht  zur  Armenversorgnog 
anerkannte  und  diese  Fürsorge  mehr  und  mehr  auf  einen  festen  ge- 
setzlichen Boden  stellte,  indem  er  jedem  seiner  Einwohner  das  unbe- 
dingt Notwendige  gewährleistete  und  für  die  Durchführung  diestf 
Verbindlichkeit  mit  seiner  Steuerkraft  eintrat.  Eine  solche  Beschria- 
kung  der  staatlichen  Fürsorge  auf  den  Notbedarf  mußte  zugleich  der 
ehemals  meist  plan-  und  regellos  wirkenden  kirchlichen  und  privatei 
Wohltätigkeit  festere  Grenzen  setzen.  Dieselbe  zog  sich  vom  Arbeiti- 
felde  der  öffentlichen  Armenpflege  naturgemäß  zurück  und  konzai- 
trierte  sich  in  ihrem,  wesentlich  von  Gesichtspunkten  der  Religiositit 
und  Humanität  geleiteten  Wirken  mehr  darauf,  der  Verarmung  vm^ 
zubeugen  oder  die  Leistungen  der  öffentlichen  Armenpflege  in  zweA- 
entsprechender  Weise  zu  ergänzen.  Je  planmäßiger  aber  in  dieser 
Richtung  vorgegangen  und  je  stärker  durch  sachgemäße  Zentraüsienul 
(Auskunftserteilung  u.  s.  w.)  darauf  hingewirkt  wurde,  daß  kein  wirt" 
lieh  Bedürftiger  Not  litt,  während  andererseits  für  das  SchmarotzertuB 
die  Gefahr  der  Entlarvung  wuchs,  desto  mehr  mußte  das  Bettelunwese« 
an  Boden  verlieren,  und  wenn  in  dieser  Richtung  tatsächlich  erfreuliche 
Erfolge  zu  konstatieren  sind,  so  darf  die  Armenpflege  einen  nicht  vsr 
wesentlichen  Anteil  hieran  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

In  der  auf  die  Erfahrungen  der  individualisierenden  Armenfflrsorg» 
gestützten  Erkenntnis,  daß  die  Zerstörung  und  Auflösung  der  Familie«' 
bände  bei   den   unbemittelten   Volksklassen   sehr  oft  zur  Verarmung 
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Shrt,  haben  es  die  Arnienverwaltungen  als  eine  ihrer  wichtigsten 
rAufgaben  erachtet,  alle  diejenigen  allgeuiein-sozialpoliti.schen  Maß- 
nahmen tunlichst  zu  fördern,  welche  geeignet  sind,  (ieni  Verfalle  des 
Familienlebens  vorzubeugen.  Von  ausschlaggebender  Bedeutung  für 
die  Eutwickelung  und  Erhaltung  desselben  ist  zunächst  das  Vorhanden- 
sein einer  gesunden,  ausreichenden  und  den  (iliodern  der  Familie  nach 
Möglichkeit  ausschließlich  vorbehaltenen  Wohnung.  Es  liegt  daher  auf 
der  Hand,  daß  die  fortschreitende  Beseitigung  des  Wohnungs- 
elends nicht  nur  die  helfende  Armenpflege  entlasten,  sondern  auch 
nach  der  prophylak'tischen  Seite  günstig  wirken  wird.  Um  einen  ge- 
nauen Einblick  in  die  Wohnungsverhältnisse  der  Arnienbevölkerung 
zu  gewinnen,  haben  verschiedene  Arraenverwaltungen  (so  Charlotten- 
burg. Hamburg,  Mannheim)  diesbezügliche  statistische  Erhebungen 
veranstaltet.  Mehrfach  sind  auch  die  Leiter  der  Arnienliehörden  die 
Vorkämpfer  bei  den  auf  die  Beseitigung  oder  Linderung  des  Wohnungs- 
elends gerichteten  örtlichen  Unternehmungen.  Da  ferner  der  Arlieiter- 
haushalt  nur  unter  den  Händen  einer  ordentlichen,  sparsamen  und 
vor  allem  in  sachgemäßer  Bereitung  der  Nahrung  geschulten  Hausfrau 
gedeihen  kann,  die  zur  Ehe  schreitenden  Mädchen  aber,  weil  sie  sich 
nach  erfüllter  Schulpflicht  meist  sogleich  einer  Erwerbstätigkeit  zu- 
wenden, hauswirtschaftUcher  Kenntnisse  vielfach  völlig  entbehren,  so 
erwuchs  den  Armenverwaltungen  die  weitere  Aufgabe,  auf  eine  bessere 
hauswirtschaftliche  Vorbildung  der  den  unbemittelten  Klassen  ange- 
hörenden Mädchen,  als  der  zukünftigen  Arbeiterfrauen,  hinzuwirken. 
Diese  Aufgabe  ist  nicht  selten  erfolgreicli  gelöst  worden.  Dabei  hat 
die  Erfahrung  gelehrt,  daß  der  Ha ushaltungs Unterricht,  wenn 
er  allen  Mädchen  zu  gute  kommen  soll,  so  lange  in  das  letzte  Schul- 
jahr verlegt  wcnien  muß,  als  die  Einführung  des  obligatorischen  Fort- 
bildungsunterrichts noch  nicht  erfolgt  ist.  Weiterhin  hat  die  Wahr- 
nehmung, daß  in  den  ärmeren  Volkskreisen  schon  eine  kurze  Behinde- 
rung (ier  Hausfrau,  wie  sie  namentlich  durch  Krankheit  oder  Wochen- 
bett veranlaßt  wird,  leicht  den  Verfall  des  Hauswesens  herbeiführt, 
die  Anregung  zur  Begründung  von  H  a  u  spf  lege  vereinen  gegeben, 
welche  für  die  Vertretung  der  behinderten  Hausfrau  durch  eine  der 
gleichen  sozialen  Schicht  angehörende  erfahrene  ältere  Frau  Sorge 
tragen  und,  indem  sie  so  der  Hausfrau  die  nötige  Ruhe  und  Schonung 
ermöglichen,  zugleich  der  Entstehung  chronischer  Kraukheitszustände, 
welche  in  ihrem  späteren  Verlaufe  die  Armenpflege  oft  schwer  belasten, 
vorbeugen. 

Die  Erfolge  der  Armenpflege  treten  naturgemäß  am  unmittel- 
barsten in  die  Erscheinung,  wenn  man  die  Einzelleis  tu  ngen 
näher  ins  Ange  faßt,  welche  von  einer  wohlorganisierten  Pflegetätig- 
keit ausgehen.  Dieselbe  umfaßt  alle  Lebensverhältnisse  und  erstreckt 
sich  nicht  nur  auf  das  leibliche  Wohl,  sondern  ist  daneben  ganz  wesent- 
lich auch  auf  die  moralische  Hebung  des  Arnsen  gerichtet. 

Ist  der  Hilfsbedürftige  erwerbsfähig,  so  erwächst  der  Armeni)flege 
vor  allem  die  Pflicht,  ihm  durch  Verschafi'ung  von  Arbeitsgelegenheit 
die  Erwerbsmöglichkeit  tunlichst  wieder  zu  eröft'nen,  wie  es  ja  über- 
haupt die  vornehmste  Aufgabe  der  individualisierenden  Armeniiflege 
bildet,  den  Ursachen  der  Hilfsljedürftigkeit  nachzugehen  und  ihre  Be- 
seitigung anzustreben.  Dabei  soll  der  Armenpfleger  dem  Armen  als 
Freund  und  Berater  zur  Seite  stehen,  ihn  trösten,  aufrichten  und  auf 
jede  Weise  sein  Selbstvertrauen  dergestalt  zu  heben  suchen,  daß  der 
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na  Selbsthilfe  befölii^t  wird.  Welche  Mittel  hierbei 
lift  sieh  bei  der  Vielgestaitigkcit  des  jiraktischen 
Formeln  fassen.  Mau  wird  nur  im  allgemeinen 
iai  eme  Annenpflege  von  Mensch  zu  Mensch,  welche 
das  Annen  zu  gewinnen  weiß,  bessere  Resultate  ver- 
npririw.  ^  tiam  sdiematisch-bureaukratisciie  Behandlung,  daii  ferner 
4w«h  Ae  Heruuiefawig  weiblicher  Ptiegekräftc  in  vielen  Fällen  die 
Gevi^  das  Erfolges  gesteigert  wird  und  daß  jedenfaüs  da  Geldgaben 
*ar  Xataralgibaa  den  Vorzug  verdi('n(fn,  wü  für  den  Armen  noch  Aus- 
stdK  aaf  WiedererUngang  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  besteht 
So  gciriB  dner  dem  sozialen  Zuge  der  Zeit  folgenden  Armen- 
dw  Pflicht  obliegt,  dem  HilfsheiHirftigen  ein  menschen- 
in  ermöglichen  und  ihn  durch  (iewührung  einer  un- 
ÜDterslützung  niclit  lediglich  vor  dem  Verhungern  zu 
so  würde  es  andererseits  eine  falsche  Humanität  sein,  wollte 
dia  Al— ptage  nicht  gegen  Unordnung  und  Unsitte  mit  alten  ihr 
m  Gabala  stehenden  Mitteln  energisch  einschreiten.  Gerade  die  er- 
iMMtekA  Einwirkung  ist  für  die  Anbahnung  besserer  Zustände 
jcUadrtardiBgS  unentbehrlich.  Wo  es  an  der  nötigen  Sauberkeit  in 
dar  WoKauBi;  fohlt,  wo  die  P'rau  ihren  hauswirt.schaftlichen  Ptiichteu 
«US  Tri^heit  oder  Unkenntnis  nicht  genügend  nachkommt,  wo  der 
nicht  sein  Hecht  tin<iet  und  (tie  Kinder  verkommen,  da  hat  der 
«Hier  die  Pflegerin  rügend  und  belehrend,  helfend  un<l  bessernd 
»u.  Handelt  es  sich  um  trunksüchtige,  arbeitsscheue  oder 
whafte  Individuen,  so  wird  Unterstützung  in  offener  Pflege 
ganz  zu  versagen,  oder  nur  in  Form  von  Naturalgaben  zu 
l(airtltt«B  sein. 

lik'gl  Krankheit  als  Ursache  der  Hilfsbedürftigkeit  vor,  so  fragt  es 
sJch,  wie  .HUI  schnellsten  Heilung  zu  erzielen  ist.  Erscheint  mit  Rücksicht 
»uf  »Ho  Wohnungs-  oder  sonstigen  häuslichen  Verhältnisse  Kranken- 
bsuspflege  erfolgverbeißender,  so  haben  selbstredend  finanzielle  Rück- 
tdohtou  vollständig  zurückzutreteu.  Was  immer  die  moderne  Wissenschaft 
»Is  nur  Heilung  «ider  Erleichterung  dienlich  erkannt  hat,  soll  auch  dem 
Armen  nicht  vorenthalten  bleiben.  So  bat  das  Bundesamt  für  das 
Heimatweson  insbesondere  die  kostspielige  Heilstättenbehandlung 
l.uugtMiknuikor  für  den  Fall  in  den  Bereich  der  der  öffentlichen 
Armouprtoge  obliegenden  Fürsorgeptiicht  einbezogen,  daß  diese  Be- 
haudlungsweise  das  einzige,  einen  wesentlichen  Heilerfolg  ver- 
sprechende Mittel  bildet,  und  unter  gleichartigen  Voraussetzungen 
würde  i.  B.  «i'*"''  ''i^  Unterbringung  eines  Trunksüchtigen  in  der 
Trinkerheilstätte  den  Aufgaben  der  ötfentlichen  Armenpflege  zuzu- 
rechnen sein.  Die  Fürsorge  für  Genesende  gehört  gegebenen  Falls 
ebenso  dahin,  doch  sind  hier  die  Grenzen  zwischen  öffentlicher  und 
privater  Kürsorge  noch  flüssiger.  Für  die  notwendige  ambulatorische 
rtrmeni\r/.tliche  Behandlung  und  die  Verabfolgung  von  Heilmitteln 
ulier  .\rl  ist  -  wenistens  in  den  Städten  —  durchweg  ausreichend 
gesorgt,  während  für  Bünde  und  Taubstumme,  Idioten  und  Irre, 
Epileptiker  uml  Krüpjiel  neuerdings  durchweg  Spezialanstalten  er- 
richtet sind.  In  letzterer  Hinsicht  bedeutet  namentlich  die  teilweise 
Uobernahnte  der  Armenlast  auf  größere  Verbände  (Landariuenver- 
bitndei  einen  überaus  wichtigen  Erfolg.  Für  Alte  und  Sieche  sind 
durchweg  enlsitrechende  Anstalten  vorbanden,  die  mitunter  auch  da, 
wo  sie  der  öffentlichen  Armenpflege  unterstehen,  über  das  Niveau  der 
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Zwangsarmenpflefje  hinaus^'ehen.  Auf  diesem  Gebiete  tritt  übrigens 
vielfach  die  Privatwühltätiiikeit,  welche  zahlreiche  Stifte  errichtet  hat, 
an  Stelle  der  öffentlichen  Arineupflege  ein. 

Der  vorstehenden  Darstellung  sind  die  Leistungen  einer  auf  der 
Höhe  moderner  Entwickeinng  !<teheudeii  Armenpflege  zu  Grunde  gelegt, 
wie  sie  im  allgemeinen  nur  in  den  größeren  Städten  geübt  wird.  Auf 
dem  platten  Lande  und  in  den  Landstädten  lassen  dagegen  die  Ver- 
hältnisse häutig  noch  recht  viel  zu  wünschen  übrig.  Es  zeigt  sich 
eben  auch  hier,  daß  das  bloße  IJesteben  gesetzlicher  Bestimmungen 
nicht  genfigt,  sondern  daß  es  we^scntlich  darauf  ankommt,  ob  ihre 
ordnungsmäßige  Ausführung  durch  das  Vorhandensein  der  nötigen 
Organisation  und  einer  ausreichenden  Kontrolle  sichergestellt  ist.  In 
einer  kleinen  Gemeinde  kann  ein  einziger  schwerer  Armenfall  schon 
das  (ileichgewicht  im  Budget  stören,  und  wenn  man  dabei  das  Maß 
von  Kleinlichkeit,  bäuerlicher  Beschriinktheit  und  von  Egoismus  iu 
Betracht  zieht,  welches  die  ländliche  Arnien|)tlege  vielfach  beherrscht, 
so  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  hier  die  Leistungen  nur  zu  leicht  unter 
das  gesetzliche  Niveau  herabsinken.  Der  Bedürftige  unterliegt  ent- 
weder der  Reihenverpflegung  mit  all  ihren  Leiden,  oder  er  wird  in 
das  Armenhaus  verwiesen,  um  hier  meist  unter  den  ungünstigsten 
hygienischen  Verhältnissen ,  vielleicht  gar  zusammengepfercht  mit 
siechen,  schwachsinnigen  oder  verkommenen  Individuen,  ein  trostloses 
Bettlerdasein  zu  führen.  Bei  Krankheitsfällen  fehlt  vielfach  jede  ärzt- 
liche Fürsorge,  sowie  die  nötige  Pflege  und  Beköstigung.  Von  einer 
spezialisierten,  erzieherische  Gesichtspunkte  mit  ins  Auge  fassenden 
Kinderpflege  ist  keine  Rede,  vielmehr  werden  die  Kinder  in  der  Regel 
ebenfalls  im  Armenhause  untergebracht,  wo  .sie  an  Leib  und  Seele 
gefährdet  sind. 

Diese  Ungleichartigkeit  der  Armenversorgung  in  Deutschland 
bildet  einen  schwerwiegenden  Mangel  der  deutschen  Armenpflege,  der 
zum  Teil  auf  der  partikularrechtlichen  Entwickeinng  und  auf  dem 
Fehlen  einer  zielliewußten  staatlichen  Aufsicht,  vor  allem  aber  auf  der 
unrichtigen  Verteilung  der  Armeulasten  beruht,  indem  den  kleinen 
Gemeinden  Aufgaben  gestellt  sind,  welchen  sie  weder  finanziell  noch 
organisatorisch  gewachsen  sind,  und  deren  erfolgreiche  Lösung  nur 
von  größeren  Verbänden  erwartet  werden  darf. 

Die  Folgen  der  in  den  Städten  geübten  gesteigerten  sozialen 
Fürsorge  einerseits  und  der  unzulänglichen  Versorgung  der  Landbe- 
völkerung andererseits  treten  in  der  nachstehenden  Gegenüberstellung 
der  Sterbeziffern  von  Stadt  und  Land  in  charakteristischer  Weise  in 
die  Erscheinung.  In  Preußen  betrug  nämlich  die  durchschnittliche 
Sterbeziffer  (einschl.  Totgeburten)  auf  je  ItHJO  Lebende: 

für  die  Städte      für  das  platte  L&nd      Uoterscllied 

1867/71  3 ',6  2&,t  +3,4 

1872/76  3°.*  27.9  -H  2,s 

1877/81  28,i  36,1  +  2,4 

1882/86  28,u  36,8  +  i.» 

1887/91  25,0  24,«  -f-o,« 

1892/96  23,5  23,»  —  o,« 

1897  22,1  22,6  -0,5 

Selbstverständlich  vermag  die  Armenpflege  diese  Erfolge  nicht  für 
sich  allein  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wieviel  davon  der  Sozialpolitik, 
wieviel  der  Wohlfahrtspflege,  wieviel  vor  allem  der  Hygiene  zu 
danken  ist,  läßt  sich  nicht  genauer  ergründen.      Immerhin  kanu  aber 
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üt  besonders  ungünstigen  Mortali- 
■  and  folglich  am  schlechtesten  ver- 
sieh  einen   gewissen   Anteil   an 
■ii  somit  das  \'erdienst   für  sich  be- 
1  Are  auf   dem    Geljiete   der   Arnien- 
ir  lu  Jahr  umfassender  ausgestaltete 
Gesellschaft  manches  nützliche  Leben 


Tragweite,  zumal  in  heutiger  Zeit, 

äKT  gut  organisierten  Armeuptlege    aus- 

:  ÄBssleichende  Wirkung.    Bietet  einer- 

daß  im  Falle  von  äußerster  Not  oder 

the  Armenpflege  helfend  eingreift,  dem 

Bt  und   lieruhigung,    so   erseheint   eine 

friraten    Wohltätigkeit   nicht   minder 

mi  Vermögensunterscliiede   bis  zu  einem  ge- 

ja   der  Reichtum   des   einzelnen   erhält 

Mi^ch    in    schrankenloser    Verfolgung   des 

findet,    erst   seine   sittliche  Weihe    und 

wird   denn  auch  der  Arme,   wenn  er  ge- 

»gesteheu  müssen,  daß  das  Verhalten  der 

■••schlichen  Gesellschaft  gegeneinander  nicht 

-    "-eherrscht  wird,    sondern  daß  hier  auch  Mit- 

Ueberzeugung,   dafi  die  Unterstützung  der 

':  die  Reichen  und  Starken  sittliche  Pflicht 

;;.it    sei,   ihre  Stelle  finden.     Und    vollends 

m  welcher  die  Hilfe    dargeboten  wird,   da- 

<.*fc.    wx  ».i^'Cr  Eindruck    bei    dem  Armen    vertieft    und 

)^    V»  dBB«f  der  PHeger   neben    der   materiellen  Hilfe 

■MMfc  im'  ^  HoH'nung  auf  Besserung   neu    zu   beleben 

■  j^GtfcM  der  Verlassenheit,  der  Verzweiflung,  da  wird 

^  (j^ali^  ums  Dasein  unterliegen  zu  müssen,  vom  Armen 

^fg^  Jim  und  Selbstvertrauen    zurückkehren.     Tief  einge- 

y^^  ^^  Mißtrauen,   welches   bei    den   ärmeren  Klassen 

4«^  fcqitrht    welche  in  Rang  und  Kleidung,  in  Denkweise 

\mg  s»  himmelweit   von  ihnen  verschieden  sind.     Dieses 

t^MlviiiMi,  den  Menschen  dem  Menschen  näherzubringen. 

1^1^  4w  Armenpflegers,   dem   damit   freilich  eine  Auf- 

itrvn  Lösung  unendlich  viel  (leduld  und  Beharrlich- 

.,.A'«iniit  aber  erst  der  Arme  die  Ueberzeugung.   daß 

MT  «rastlich   darum   zu    tun  ist,   rlie  Ursachen   des  Xot- 

uud  ihnen  abzuhelfen,  so  wird  er  auch  sein  Herz 

Helfer   und  Berater   nicht   länger  verschließen. 

i%   dürften    dem    milden    und    versöhnenden   Wirken 

günstige  Erfolge  beschieden  sein.     So  führl  denn 

(l^tadigc  Beziehungen  zwischen  Arm  und  Reich  einer- 

y  «abciangeneren    Beurteilung   der   besitzenden  Klassen 

I    Jtor   Armen,    während    andererseits  die    tiefen   Einblicke, 
,  AMClt^M!*^  jener  Klassen  in  die  Anschauungen  und  in  die 
^lir  AmM  gewinnen,  geeignet  sind,  ihr  soziales  Empfinden 
^M  ••*  to  weil*-*'"«'  Kreise  den  Glauben   zu  fragen,  dafs  Tüch- 
mmI  lÄorW  Streben    auch    innerhalb    der  Armenbevolkerung 
),||^  iMiwisdi  sind. 
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6.  Armenstatistik. 

Allgemeines.  Den  Gefren.stanil  der  Annenstatistik  bildet  die 
statistische  Darstellung  der  Armutszustände  inrterlialh  gewisser  zeitlicher 
und  örtlicher  Grenzen.  Die  Armeustatistik  ist  demnach  nicht  auf  die 
öffentliche  Armenpflege  i>eschräuUt,  sondern  sie  umfaßt  auch  das  Gebiet 
der  kirchlichen  und  ]>rivaten  Fürsorge.  Je  nachdem  es  sich  um  die 
Schilderung  der  individuellen  Verhältnisse  der  Unterstützten  oder 
des  zur  liefrie<lijj;ung  des  Unterstützun^sbedürfnisses  erforderlichen 
Aufwandes  handelt,  spricht  man  von  Armeni  ndi  vidualstat  isti  k 
oder  A  rni  e n  f  i n  a n  z s  ta t is t  i k. 

Die  Beschaft'ung  der  für  die  Armenstatistik  erforderlichen  Unter- 
lagen stößt  schon  im  Bereiche  der  öft'entlichen  ArmeniiHege  auf  erheb- 
liche SchwieJ-ijjkeiten,  zumal  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Ent- 
wicielung  der  Armutszustände  auf  breiterer  Basis  statistisch  zu 
verfolgen.  Vielfach  fehlt  es  an  der  die  unentbehrliche  (irundlage 
jeder  Statistik  bildenden  ordnungsmäßigen  .4nschreibung.  Selbst  wenn 
aber  eine  solche  überall  bestände,  so  würden  dennoch  die  auf  dem 
Lande  üblichen  Unterstützuugsformen  der  reinen  Natural  Verpflegung 
einerseits  und  die  Leistungen  der  großstädtischen,  auf  dem  Prinzip 
der  Geldwirtschaft  aufgebauten  ArmenpHege  an<iererseits  als  gleich- 
artige Größen  kaum  gelten  können.  Noch  weniger  ist  hinsichtlich 
der  von  kirchlichen  Gemeinschaften,  von  Stiftungen  und  Vereinen  ge- 
übten Armenfürsorge  vollständiges  Material  zu  beschaffen,  und  vollends 
pflegt  sich  die  von  einzelnen  I'rivatwohltätern  geübte  freie  Liebes- 
tätigkeit der  statistischen  Feststellung  gänzlich  zu  entziehen,  so  daß 
die  Armenstatistik  bisher  nur  mehr  oder  weniger  lückenhafte  Erträg- 
nisse liefern  konnte. 

Seinen  eigentlichen  Wert  gewinnt  das  armenstatistische  Material 
erst  dadurch,  daß  es  mit  den  Erscheinungen  des  wirlschaftlichen  und 
sozialen  Lebens  in  innerem  Zusammenhang  gebracht  wird.  Dazu  ge- 
hört aber,  daß  die  Ergebnisse  nicht  nur  vollständig  und  von  zufälligen 
Einwirkungen  unabhängig,  sondern  vor  allen  Dingen  wenigstens  relativ 
vergleichbar  sind.  Das  nächstliegende  Erfonlernis  ist  dabei  die 
einheitliche  Feststellung  des  Zeitabschnittes,  auf  welchen  sich  eine 
Aufnahme  beziehen  soll.  Um  eine  Zerreißung  des  Winters  in  zwei 
getrennte  Wirtscliaftsperioden  zu  vermeiden,  erscheint  für  eine  armen- 
statistische Erhebung  das  Budgetjahr  vom  1.  April  bis  .Hl.  März  am 
besten  geeignet.  Ein  ferneres  wesentliches  Moment  bUdet  die  Periodi- 
zität, schon  weil  die  regelmäßige  Wiederkehr  der  Aufnahme  eine  ge- 
wisse Nötigung  zu  exakter  und  gleichmäßiger  Anschreibung  in  sich 
schließt.  Für  die  Herstellung  der  Vergleichbarkeit  der  gewonnenen 
Ergebnisse  ist  endlich  die  Kenntnis  des  Systems,  nach  welchem  sich 
das  Unterstützungswesen  regelt,  sowie  ein  genauer  Nachweis  der  Ver- 
waltungseinrichtungen mit  Einschluß  der  für  die  praktische  Armen- 
jiflege  geltenden  Grundsätze  unentbehrlich.  Daß  daneben  die  größt- 
mögliche Einfachheit  der  Zählformulare  und  die  Deutlichkeit  der  bei- 
zugebenden Erläuterungen  einen  wichtigen  Faktor  für  den  Erfolg 
darstellen,  bedarf  bei  der  oft  mangelhaften  Vorbildung  der  zur  Auf- 
nahme der  Statistik  berufenen  Organe  auf  der  einen,  und  der  Schwie- 
rigkeit des  Gegenstandes  auf  der  anderen  Seite  kaum  näherer  Her- 
vorhebung. 

I  ndividualstatistik.  Das  Mindestmaß  der  Leistungen  der 
Individualstdtistik  besteht  in  der  Aufklärung  über  die  I ndi  v  iduali- 
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tat  der  Bedürftigen,  über  die  Ursachen  der  Hilfsbedürf- 
tigkeit, sowie  über  Art  und  Maß  der  gewälirten  Unter- 
stützungen- 

Für  die  Darstellung  der  persönlichen  Verhältnisse  sind  zunächst 
Geschlecht,  Alter  und  Familienstand  unentbehrlich,  schon 
weil  der  Anteil  der  Geschlechter  und  Altersklassen  an  den  Leistungen 
der  Armenpflege,  sowie  der  Einfluß  des  Verlustes  des  Ernährers  auf 
die  Lage  der  Familie  eine  überaus  ergiebige  Quelle  sozialpolitischer 
Erkenntnis  bilden,  um  den  Einfluß  der  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Lage  auf  die  Armutszustände  festzustellen,  oder  etwa  deu  durch  die 
Erstarkung  der  Großindustrie  bedingten  Niedergang  einzelner  Zweige 
des  Handwerks  zu  ermessen,  ist  daneben  die  Ermittelung  des  Berufs 
der  Unterstützten  erforderlich.  Die  Ausdehnung  der  Erhöhung  auf 
Religionsbekenntnis  und  (Geburtsort  erscheint  dagegen 
entbehrlich,  während  zur  Beurteilung  der  Wirkungen  der  Gesetzgebung 
die  Feststellung  der  Unter  st  ützun  gswoh  u  sitz  verhältn  i  ss  e 
des  Hilfsbedürftigen  eine  wichtige  Handhabe  bietet,  indem  sie  ins- 
besondere zeigt,  in  welchem  Umfange  nicht  seßhafte  Elemente  an 
die  Armenpflege  herantreten. 

Der  (irundsatz  des  Armenrechts,  daß  als  Objekt  der  Armenpflege 
nur  dann  der  Hilfsbedürftige  selbst  gilt,  wenn  er  selbständig  ist,  da- 
gegen das  Familionhaujit,  wenn  es  sich  um  ein  abbiingiges  Familien- 
glied handelt,  bat  zu  dem  Begriffe  der  Armenpartei  und  damit  zu 
der  Unterscheidung  zwischen  Selb  st  un  lerstützten  und  Mit- 
un  terstüf  zten  geführt.  Der  Begrifl' der  Armenpartei,  in  welchem 
für  die  Statistik  die  Zähleinheit  gegeben  ist,  kann  verschiedenartig 
bestimmt  werden,  jenachdem  man  die  armenrechtliche  oder  ilie 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  ins  Auge  fasst.  Da  der  AnheimfaU  an 
die  Armenpflege  die  Konsequenz  eines  wirtschaftlichen  Not- 
standes bildet,  so  muß  der  wirtschaftliche  (iesichtspunkt  entscheidend 
sein,  sodaß  also  jede  Person,  welche  wirtschaftlich  auf  eigenen  Füßeu 
steht,  für  die  Armenstatistik  eine  Einheit  zu  bilden  hat.  Die  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  gilt  nach  der  Rechtsprechung  des  Bundes- 
amtes für  das  Heimatwesen  regeluiäßig  mit  dem  vollendeten  14.  Lebens- 
jahre als  erreicht,  während  von  anderer  Seite  die  Erweiterung  der  Alters- 
grenze bis  zum  IS.  .fahre  vertreten  wird.  Praktische  Erwägungen  sprechen 
für  das  Ki.  Lebensjahr,  da  mit  diesem  Alter  in  den  für  die  Armenpflege 
in  Betracht  kommenden  Volkskreisen  der  selbständige  Erwerb  des  Unter- 
halts durchweg  gesichert  ist,  übrigens  auch  der  Fall  einer  durch 
Schwangerschaft  oder  Entbindung  verursachten  Hilfsbedürftigkeit  nicht 
ganz  selten  in  die  Zeit  zwischen  dem  1(3.  und  18.  Jahre  fallt.  Zur 
Armenpartei  sind  danach  zu  zälilen:  P'hemann,  Ehefrau,  Kinder  der- 
selben (ohne  Rücksicht  darauf,  ob  unehelich  oder  aus  früherer 
Ehe)  bis  zum  vollendeten  lü.  Lebensjahre,  es  sei  denn,  daß  ein  Kind 
schon  vorher  von  den  Eltern  wirtschaftlich  unabhängig  wäre.  (Besitz 
eigenen  Vermögens,  voller  Unterhalt  in  einer  Lehr-  oder  Dienststelle). 

Das  schwierigste,  aber  auch  wohl  das  wichtigste  Kapitel  der  lu- 
dividualstatistik  ist  die  Feststellung  der  Ursachen  der  H  i If s be- 
dürft igkeit.  Die  Schwierigkeit  liegt  vor  allem  darin,  daß  die  Ar- 
mut eine  äußere  Erscheinung,  die  sie  bewirkende  Ursache  aber  meist 
ein  innerer  Vorgang  ist,  dessen  Gründe  ebensowohl  in  den  allgemeinen 
wirtschaftlichen  und  sittlichen  Zuständen  der  Nation,  wie  in  der  sozi- 
alen Lage  gewisser  Berufsgruppen,  wie  endlich  auch  in  der  Individu- 

48 


Armenwesen. 


217 


alität  der  einzelnen  Persönlichkeiten  liegen  können.  So  kann  z.  B. 
die  in  der  äußeren  Erscheinung  der  Arbeitslosigkeit  zu  Tage  tretende 
Armut  durch  das  Fehlen  von  Arbeitsgelegenheit  oder  auch  durch  indi- 
viduelle Mängel,  wie  Gehrechen.  Arbeitsscheu,  Trunksucht,  veriinlusst 
sein,  und  der  Trunksucht  des  Mannes  liegt  vielleicht  als  letzte  Ursache 
die  Unwirtschaftliclikeit  lier  Frau  zu  (irunde.  Mag  auch  die  Kausali- 
tätsfrage nicht  immer  richtig  und  vollständig  gelöst  worden,  so  be- 
balten die  gewonnenen  grolSen  Zahlen  gleichvvolil  insofern  ihren  Wert, 
als  sie  in  gewisse,  gleicliniäßig  sich  wiederholende  Verhältnisse  einen 
Einblick  gestatten.  Eine  Anzahl  von  Bedürftigkeitsursachen  kann  als 
stereotyp  bezeichnet  werden,  so  T o d  d es  Ernährers,  Krankheit, 
Altersschwäche,  große  Kinderzahl,  Arbeitslosigkeit, 
Trunk  und  Arbeitsscheu.  Zu  diesen  haben  der  Vollständigkeit 
halber  jedenfalls  .Abwesenheit  (bedingt  durch  Militärdienst,  Haft 
oder  bösliche  Verlassung)'"  und  „unzulänglicher  Verdiensf 
hinzuzutreten;  „Unfall",  ,.Verletzung",  „(iebrechen''  und  , Schwanger- 
schaft" wird  man  ilagegen  zweckniiiig  mit  dem  BegritTe  der  „Krank- 
heit" zusammenfallen  lassen,  mit  dem  sie  gerade  das  für  die  Unter- 
stützung kausale  Moment  der  Beeinträchtigung  der  normalen  Körper- 
beschaffenheit gemein  haben. 

Die  weitere  Fratie  nach  Art  und  Maß  (Umfang  und  Dauer)  der 
Unterstützung  bedingt  zunächst  eine  genaue  Festlegung  des  Be- 
griffs der  laufenden  (dauernden)  im  Gegensätze  zur  vorüber- 
gehenden (einmaligen)  Unterstützung.  Zweckmäßigerweise  wird 
man  unter  laufender  Unterstützung  jede  Unterstützung  ohne  Rück- 
sicht aufderen  Dauer  zu  verstehen  haben,  welche  nicht  zur  Hebung 
eines  augenblicklichen,  durch  eine  einmalige  Zahlung  be- 
seitigten Notstandes  <iient.  Damit  ist  zugleich  die  Detinition  der 
vorübergehenden  (einmaligen)  Unterstützung  gegeben.  Von  praktischer 
Bedeutung  ist  für  die  Statistik  der  offenen  Armenpflege  namentlich 
eine  einheitliche  Ab.stufung  der  Unterstützungssätze. 
Wenn,  wie  das  heute  zutrifft,  einige  Städte  von  3  zu  3  M.,  andere 
von  5  zu  5  M.,  wieder  andere  nach  einer  besonderen,  den  örtlichen 
Verhältnissen  angepassten  Skala  zälden,  so  ist  natürlich  jede  Ver- 
gleicbbarkeit  der  Unterstützungssätze  ausgeschlossen.  Gerade  eine 
solche  (Jegenüberstellung  bietet  aber  den  besten  MaiSstab  für  den  Um- 
fang der  Leistungen  der  Arnienpfiege  in  den  einzelnen  Orten. 

Der  Begriff  der  Arnienpartei  ist  freilich  nicht  für  alle  Formen  der 
Unterstützung  in  gleicher  Weise  als  Zähl  einholt  verwendbar.  Wird 
Bar-  oder  Naturalunterstützung  in  offener  Fliege  gewährt,  so  zehrt 
davon  präsumtiv  die  ganze  Familie  mit,  sodaB  also,  auch  rein  wirt- 
schaftlich betrachtet,  die  Angehörigen  des  unterstützten  Faniilien- 
hauptes  als  „Mitunterstützte"  gelten  können.  Anders  liegt  dagegen 
der  Fall,  wenn  lediglich  armenärztliche  Behandlung  oder  etwa  ein 
Armenbegräbnis  gewährt  ist.  Ebenso  bildet  bei  der  geschlossenen 
Fliege  in  der  Regel  der  Untergebrachte  allein  das  eigentliche  Objekt 
der  Fürsorge,  wobei  meist  noch  das  öffentliche  Interesse  wesentlich 
mitspricht;  man  denke  •/..  B.  an  die  Unterbringung  in  Anstalten  für 
Irre  und  Gebrechliche  oder  an  die  zur  Vermeidung  der  Ansteckung 
gebotene  Verlegung  des  diphteriekranken  Kindes  eines  an  sich  nicht 
hilfsbedürftigen  Vaters  in  das  Krankenhaus.  Die  im  Bereiche  der 
offenen   und   der  geschlossenen  Armenpflege  gewonnenen  Zahlen  sind 


demnach   ungleichartig  und   nicht   geeignet,  zu  Summen  vereinigt  zu 
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versagen,  oder  nur  in  Form  von  Xaturalgaben  zu 


Bedürftige  wieder  zur  Selljstliiife  hefäliigt  wird.  Welche  Mittel  hierbei 
anzuwenden  sind,  läßt  sicli  hei  der  Vielgestaltigkeit  des  praktischen 
Lebens  nicht  in  feste  Formeln  fassen.  Man  wird  nur  im  allgemeinen 
sagen  können,  dall  eine  Armenptiege  von  Mensch  zu  Mensch,  welche 
das  Vertrauen  des  Armen  zu  gewinnen  weilS,  bessere  Resultate  ver- 
spricht, als  eine  schematisch-bureankratischc  Hcliandlung,  daß  ferner 
durch  die  Heranziehung  weiblicher  Pflegekräfte  in  vielen  Fällen  die 
Gewähr  des  Erfolges  gesteigert  wird  und  daß  jedenfalls  da  Geldgaben 
vor  Naturalgaben  den  Vorzug  verdienen,  wo  für  den  Armen  noch  Aus- 
sicht auf  Wiedererlangung  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  besteht. 

So  gewiß  einer  dem  sozialen  Zuge  der  Zeit  folgenden  Armen- 
verwaltung die  Pflicht  obliegt,  dem  Hilfsbedürftigen  ein  menschen- 
würdiges Dasein  zu  ermöglichen  und  ihn  durch  Gewährung  einer  un- 
zulänglichen Unterstützung  nicht  lediglich  vor  dem  Verhungern  zu 
schützen,  so  würde  es  andererseits  eiue  falsche  Humanität  sein,  wollte 
die  Armenpflege  nicht  gegen  Unordnung  und  Unsitte  mit  allen  ihr 
zu  (lebote  stehenden  Mitteln  energisch  einschreiten.  Gerade  die  er- 
zieherische Einwirkung  ist  für  die  Anbahnung  besserer  Zustände 
schlechterdings  unenfbehrlich.  Wo  es  an  der  nötigen  Sauberkeit  in 
der  Wohnung  fehlt,  wo  die  Frau  ihren  hauswirtschaftlichen  Pflichten 
aus  Trägheit  oder  Unkenntnis  nicht  genügend  nachkommt,  wo  der 
Mann  nicht  sein  Recht  findet  und  die  Kinder  verkommeu,  da  hat  der 
Pfleger  oder  die  Pflegerin  rügend  und  lielehrcnd,  helfend  und  bessernd 
einzugreifen.  Handelt  es  sich  um  trunksüchtige,  arbeitsscheue  oder 
sonst  lasterhafte  Individuen,  so  wird  Unterstützung  in  offener  Pflege 
entweder  ganz  zu 
gewähren  sein. 

Liegt  Krankheit  als  Ursache  der  Hilfsbedürftigkeit  vor,  so  fragt  es 
sich,  wie  am  schnellsten  Heilung  zu  erzielen  ist.  Erscheint  mit  Rücksicht 
auf  die  Wohnungs-  oder  sonstigen  häuslichen  Verhältnisse  Kranken- 
hauspflege erfolgverheißender,  so  haben  selbstredend  finanzielle  Rück- 
sichten vollständig  zurückzutreten.  Was  immer  die  moderne  Wissenschaft 
als  zur  Heilung  oder  Erleichterung  dienlich  erkannt  hat,  soll  auch  dem 
Armen  nicht  vorenthalten  bleiben.  So  hat  das  Bundesamt  für  das 
Heimatwesen  insbesondere  die  kostspielige  Heilstättenbehandlung 
Lungenkranker  für  den  Fall  in  den  Bereich  der  der  fifleutlichen 
Armenpflege  obliegenden  Fürsorgepflicht  einbezogen,  daß  diese  Be- 
handlungsweise  das  einzige,  einen  wesentlichen  Heilerfolg  ver- 
sprechende Mittel  bildet,  und  unter  gleichartigen  Voraussetzungen 
würde  z.  B.  auch  die  Unterbringung  eines  Trunksüchtigen  in  der 
Trinkerheilstätte  den  Aufgaben  der  öttentlichen  Armenpflege  zuzu- 
rechnen sein.  Die  Fürsorge  für  (ienesende  gehört  gegclienen  Falls 
ebenso  dahin,  doch  sind  hier  die  Grenzen  zwischen  öfl'entlicher  und 
privater  Fürsorge  noch  flüssiger.  Für  die  notwendige  ambulatorische 
armenärztliche  Behandlung  und  die  Verabfolgung  von  Heilmitteln 
aller  Art  ist  —  wenistens  in  den  Städten  —  durchweg  ausreichend 
gesorgt,  während  für  Bünde  und  Taubstumme,  Idioten  und  Irre, 
Epileptiker  und  Krüppel  neuerdings  durchweg  Spezialanstalten  er- 
richtet sind.  In  letzterer  Hinsicht  bedeutet  namentlich  die  teilweise 
Uebernahme  der  Armenlast  auf  größere  Verbände  (Lan<larmen ver- 
bände) einen  überaus  wichtigen  Erfolg.  Für  Alte  und  Sieche  sind 
durchweg  entsprechende  Anstalten  vorhanden,  die  mitunter  auch  da. 
wo  sie  der  öffentlichen  Armenptiege  unterstehen,  über  das  Niveau  der 
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Zwangsarmenpfle^'e  hinausgehen.  Auf  diesem  Gebiete  tritt  übrigens 
vielfach  die  Privatwohltäti^^kpit,  welche  zahlreiche  Stifte  errichtet  hat, 
an  Stelle  der  ötfeutlicheu  Armenjitiege  ein. 

Der  vorstehenden  Darstellung  sind  die  Leistungen  einer  auf  der 
Höhe  moderner  Eutwickelung  stehenden  Annenpflege  zu  (Jriinde  gelegt, 
wie  sie  im  allgenieinen  nur  in  den  grölSeren  Städten  geübt  wird.  Auf 
dem  platten  Lande  und  in  den  Landstädten  lassen  dagegen  die  \'er- 
hältnisse  häutig  noch  recht  viel  zu  wünschen  übrig.  Es  zeigt  sich 
eben  auch  hier,  dalS  das  blolie  l'estehen  gesetzlicber  Bestimmungen 
nicht  genügt,  sondern  daß  es  wesentlich  darauf  ankommt,  ob  ihre 
ordnungsmäßige  Ausführung  durch  das  Vorhandensein  der  nötigen 
Organisation  und  einer  ausreichenden  Kontrolle  sichergestellt  ist.  In 
einer  kleinen  Gemeinde  kann  ein  einziger  schwerer  Armenfaü  schon 
das  Gleichgewicht  im  Budget  stören,  und  wenn  mitn  dabei  das  MaU 
von  Kleinlichkeit,  bäuerlicher  Beschränktheit  und  von  Egoismus  in 
Betracht  zieht,  welches  die  ländliche  Armenpflege  vielfach  beherrscht, 
so  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  hier  die  Leistungen  nur  zu  leicht  unter 
das  gesetzliche  Niveau  herabsinken.  Der  Beiiürftige  unterliegt  ent- 
weder der  Reihenverpttegung  mit  all  ihren  Leiden,  oder  er  wird  in 
das  Armenhaus  verwiesen,  um  hier  meist  unter  den  ungünstigsten 
hygienischen  \' erhält nissen,  vielleicht  gar  zusauimongopfercht  mit 
siechen,  schwachsinnigen  oder  verkommenen  Individuen,  ein  trostloses 
Bettlenlasein  zu  führen.  Bei  Krankheitsfällen  fehlt  vielfach  jede  ärzt- 
liche Fürsorge,  sowie  die  nötige  PHege  und  Beköstigung.  Von  einer 
speziahsierten,  erzieherische  Gesichts]mnkte  mit  ins  Auge  fassenden 
Kinderpflege  ist  keine  Kede,  vielmehr  werden  die  Kinder  in  der  Regel 
ebenfalls  im  Armenhause  untergebracht,  wo  sie  an  Leib  und  Seele 
gefährdet  sind. 

Diese  Ungleichartigkeit  der  Arnienversorgung  in  Deutschland 
bildet  einen  schwerwiegenden  Mangel  der  deutschen  Armenpflege,  der 
zum  Teil  auf  der  jjiirtikularrechtlichen  Entwickelung  und  auf  dem 
Fehlen  einer  zielbewußten  staatlichen  Aufsicht,  vor  allem  aber  auf  der 
anrichtigen  Verteilung  der  Armenhistcn  beruht,  indem  den  kleinen 
Gemeinden  Aufgaben  gestellt  sind,  welchen  sie  weder  finanziell  noch 
organisatorisch  gewachsen  sind,  und  deren  erfolgreiche  Lösung  nur 
von  größeren  Verliänden  erwartet  werden  ilarf. 

Die  Folgen  der  in  den  Städten  geübten  gesteigerten  sozialen 
Fürsorge  einerseits  und  der  unzulänglichen  Versorgung  der  Landbe- 
völkerung andererseits  treten  in  der  nachstehenden  Gegenüberstellung 
der  Sterbeziffern  von  Stadt  und  Land  in  charakteristischer  Weise  in 
die  Erscheinung.  In  Preußen  betrug  nämlich  die  durchschnittliche 
Sterbeziffer  (einschl.  Totgeburten)  auf  je  UXKJ  Lebende; 

für  die  Btiwite      für  das  platte  Land      l'nlerschied 

1867/71  3',o  =8,4  +3.i 

1872/76  30.*  «7.»  -1-2,5 

1877/81  z8,d  26,t  -f-  J,4 

1882/86  28,u  26,8  +  i.» 

1887/91  25,0  24.«  +0.» 

1892/96  23,5  23.a  —  o.« 

1897  22,1  22,«  —  o,s 

Selbstverständlich  vermag  die  Armenpflege  diese  Erfolge  nicht  für 
sich  allein  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wieviel  davon  der  Sozialpolitik, 
wieviel  der  Wohlfahrtspflege ,  wieviel  vor  allem  der  Hygiene  zu 
danken  ist,  lälit  sich  nicht  genauer  ergründen.     Immerhin  kann  aber 
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die  Armenpflege,  im  Hinblick  auf  die  besonders  ungünstigen  Mortali- 
tätsverliältnisse  gerade  der  ärmsten  und  folgiidi  ain  schlechtesten  ver- 
sorgten und  genährten  \'olkskreise,  sich  einen  gewissen  Anteil  an 
dieser  Besserung  zuschreiben  und  somit  das  Verdienst  für  sich  be- 
anspruchen ,  nütnentlich  durch  ilu'c  auf  dem  Gebiete  der  Armen- 
krankenptiege  geübte,  von  Jahr  zu  Jahr  umfassender  ausgestaltete 
Fürsorge  dem  Staate  und  der  Gesollschaft  manches  nützliche  Leben 
erhalten  zu  haben. 

Von  nicht  zu  unterschätzender  Tragweite,  zumal  in  heutiger  Zeit, 
ist  endlich  auch  die  von  einer  gut  organisierten  Armenpflege  aus- 
gehcnilo  mildernde  und  ausgleichende  Wirkung.  Bietet  eiuer- 
seits  die  versöhnende  Gewißheit,  daß  im  Falle  von  äußerster  Not  oder 
Erkriuikung  die  öffentliche  Armenpflege  helfend  eingreift,  dem 
Unbemittelten  Trost,  Sicherheit  und  Heruhigung,  so  erscheint  eine 
ki'äftige  Entfaltung  der  }irivaten  Wohltätigkeit  nicht  minder 
geeignet,  die  Klassen-  und  Vermögensuuterschietle  bis  zu  einem  ge- 
wissen (Jrade  auszugleichen :  ja  der  Reichtum  des  einzelnen  erhält 
dadurch,  daß  er  nicht  lediglich  in  schrankenloser  Verfolgung  des 
eigenen  Vorteils  Verwendung  findet,  erst  seine  sittliche  Weihe  und 
Rechtfertigung.  Demgemäß  wird  denn  auch  der  Arme,  wenn  er  ge- 
recht und  (djjektiv  urteilt,  zugestehen  müssen,  daß  das  Verhalten  der 
einzelnen  (ilieder  der  uienscIiHchen  (iesellschaft  gegeneinander  nicht 
lediglich  von  Egoismus  beherrscht  wird,  sondern  flaß  hier  auch  Mit- 
gefühl, Teilnahme  und  die  Ueberzeugung,  daß  die  Unterstützung  der 
Armen  und  Schwachen  durch  die  Reichen  und  Starken  sittliche  Pflicht 
und  ein  Gebot  der  Humanität  sei,  ihre  Stelle  linden.  Und  vollends 
sollte  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Hilfe  dargeboten  wird,  da- 
zu angetan  sein,  daß  dieser  Eindruck  bei  dem  Armen  vertieft  und 
befestigt  wird.  Wo  immer  der  Pfleger  neben  der  materiellen  Hilfe 
Trost  zu  bringen  und  die  Hoffnung  auf  Besserung  neu  zu  beleben 
weiß,  da  wird  das  Gefühl  der  \'erlasseaheit,  der  N'erzweiflung,  da  wird 
die  Furcht,  im  Kampfe  ums  Dasein  unterliegen  zu  müssen,  vom  Armen 
weichen,  werden  Mut  und  Selbstvertrauen  zurückkehren.  Tief  einge- 
wurzelt ist  zwar  das  Mißtrauen,  welches  bei  den  ärmeren  Klassen 
gegen  diejenigen  besteht,  welche  in  Rang  und  Kleidung,  in  Denkweise 
und  Erscüieinung  so  himmelweit  von  ihnen  verschieden  .sind.  Dieses 
Mißtrauen  zu  überwinden,  den  Jlenschen  dem  Menschen  näherzubringen, 
ist  der  hohe  Beruf  des  Armeiipflegers,  dem  damit  freilich  eine  Auf- 
gabe gestellt  ist,  deren  Lösung  unendlich  viel  (ieduld  und  Beharrlich- 
keit erfordert.  Gewinnt  aber  erst  der  Arme  die  Ueberzeugung,  daß 
es  dem  Pfleger  ernstlich  darum  zu  tun  ist,  die  Ursachen  des  Not- 
standes klarzustellen  und  ihnen  abzuhelfen,  so  wird  er  auch  sein  Herz 
vor  dem  freundlichen  Helfer  und  Berater  nicht  länger  verschließen. 
In  dieser  Hinsicht  dürften  dem  nülden  und  versöhnenden  Wirken 
der  Frau  be.sonders  günstige  Erfolge  beschieden  sein.  So  führt  denn 
das  Bestehen  lebendiger  Beziehungen  zwischen  Arm  und  Reich  einer- 
seits zu  einer  unbefangeneren  Beurteilung  der  besitzenden  Klassen 
von  selten  der  Armen,  während  andererseits  die  tiefen  EinbUcke, 
welche  die  Angehörigen  jener  Klassen  in  die  Anschauungen  und  in  die 
Denkweise  der  Armen  gewinnen,  geeignet  sind,  ihr  soziales  Empfinden 
zu  stärken  und  in  weitere  Kreise  den  Glauben  zu  tragen,  daß  Tüch- 
tigkeit und  höheres  Streben  auch  innerhalb  der  Aruienbevölkerung 
noch  vielfach  heimiscli  sind. 
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6,  Armenstatiatik. 

Allgemeines.  Den  Gegenstand  der  Armenstatistik  bildet  die 
statistische  Darstellung  der  Armut.szustärulo  innerhallj  gewisser  zeitlicher 
und  örtlicher  Grenzen.  Die  ArnienstaUsttk  ist  demnach  niclit  auf  die 
ötfenthche  Armenpflege  beschränkt,  sondern  sie  umfaßt  auch  das  Gebiet 
der  kirchlichen  und  privaten  Fürsorge.  Je  nachdem  es  sich  um  die 
Schilderung  der  individuellen  Verhältnisse  der  Unterstützten  oder 
des  zur  Befriedigung  des  Unterstützungshedürfnjsses  erforderlichen 
Aufwandes  handelt,  spricht  man  von  A  r  m  e  u  i  n  d  i  v  i  d  u  a  1  s  t  a  t  i  s  t  i  k 
oder  A  r  m  e  n  f  i  n  a  n  z  s  t  a  t  i  s  I  i  k. 

Die  Beschaffung  der  für  die  Armenstatistik  erforderlichen  Unter- 
lagen stößt  schon  im  Bereiche  iler  öffentlichen  Armenpflege  auf  erheb- 
liche Schwierigkeiten,  zumal  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Ent- 
wickelung  der  Armntszu.stände  auf  breiterer  Basis  statistisch  zu 
verfolgen.  Vielfach  fehlt  es  an  der  die  unentbehrliche  (iriindlage 
jeder  Statistik  bildenden  ordnungsmäßigen  Anschreibung.  Selbst  wenn 
aber  eine  solche  überall  bestände,  so  würden  dennoch  die  auf  dem 
Lande  üblichen  Unter-stützungsforuien  der  reinen  Xaturalverpflegiing 
einerseits  und  die  Leistungen  der  großstädtischen,  auf  dem  Prinzip 
der  Geldwirtschaft  aufgcibauten  Armenjitlege  andererseits  als  gleich- 
artige Größen  kaum  gelten  können.  Noch  weniger  ist  hinsichtlich 
der  von  kirchlichen  (jemeinscbaften,  von  Stiftungen  und  Vereinen  ge- 
übten Arnienfiirsorge  vollständiges  Material  zu  beschaffen,  und  vollends 
pflegt  sich  die  von  einzelnen  Privatwohltätern  geübte  freie  Liebes- 
tätigkeit der  statistischen  Feststellung  gänzlich  zu  entziehen,  so  daß 
die  Armenstatistik  bisher  nur  mehr  oder  weniger  lückenhafte  Erträg- 
nisse liefern  konnte. 

Seinen  eigentlichen  Wert  gewinnt  das  armenstatistische  Material 
erst  dadurch,  daß  es  mit  den  Erscheinungen  <les  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Lebens  in  innerem  Zusammenhang  gebracht  wird.  Dazu  ge- 
hört aber,  daß  ilie  Ergebnisse  nicht  nur  vollständig  und  von  zufälligen 
Einwirkungen  u »abhängig,  sondern  vor  allen  Dingen  wenigstens  relativ 
vergleichbar  sind.  Das  nächstliegende  Erfordernis  ist  dabei  die 
einheitliche  Feststellung  des  Zeitabschnittes,  auf  welchen  sich  eine 
Aufnahme  bezieben  soll.  Um  eine  Zerreißung  des  Winters  in  zwei 
getrennte  Wirtschaftsperioden  zu  vermeiden,  erscheint  für  eine  armen- 
statistische  Erhebung  das  Budgetjahr  vom  1.  April  iiis  ol.  März  am 
besten  geeignet.  Ein  ferneres  wesentliches  Moment  bildet  die  Periodi- 
zitiit,  schon  weil  die  regelmäßige  Wiederkehr  der  Aufnahme  eine  ge- 
wisse Nötigung  zu  exakter  und  gleichmäßiger  Anschreibung  in  sich 
schließt.  Für  die  Herstellung  der  Vergleichbarkeit  der  gewonnenen 
Ergebnisse  ist  endlich  die  Kenntnis  des  Systems,  nach  welchem  sich 
das  Unterstützungsvvesen  regelt,  sowie  ein  genauer  Nachweis  der  Ver- 
waltungseiurichtuugen  mit  Einschluß  der  für  die  praktische  Armen- 
pflege geltenden  (jrundsätze  unentbehrlich.  Daß  daneben  die  größt- 
mögliche Einfachhfit  der  Zählformulare  und  die  Deutlichkeit  der  bei- 
zugebenden Erläuterungen  einen  wichtigen  Faktor  für  den  Erfolg 
darstellen,  bedarf  bei  der  oft  mangelhaften  Vorbildung  der  zur  Auf- 
nahme der  Stiitistik  berufenen  Organe  auf  der  einen,  und  der  Schwie- 
rigkeit des  Gegenstandes  auf  der  anderen  Seite  kaum  näherer  Her- 
vorhebung. 

I  n  di  vi  du  aistat  istik.  Das  Mindestmaß  der  Leistungen  der 
Individualstatistik  besteht  in  der  Aufklärung  über  die  Individuali- 

4? 


I 


216 


BÜEHL, 


tat  der  Bedürftigen,  über  die  Ursachen  der  Hilfsbedürf- 
tigkeit, sowie  über  Art  und  Maß  der  gewährten  Unter- 
stützungen. 

Für  die  Darstellung  der  jiersönliclien  Verhältnisse  sind  zunächst 
Geschlecht,  Alter  und  Familienstand  unentbehrlich,  sclion 
weil  der  Anteil  der  Gesclilecliter  und  Altersklassen  an  den  Leistungen 
der  Annenpfle^fe,  sowie  der  EintiulS  des  Verlustes  des  Ernährers  auf 
die  Lage  der  Familie  eine  überaus  eigiebige  Quelle  sozialpolitischer 
Erkenntnis  bilden.  Um  den  EiuHnß  der  allgemeinen  wirtscliaftlichen 
Lage  auf  die  Arniutszustände  festzustellen,  oder  etwa  den  durch  die 
Erstarkung  der  Großindustrie  bedingten  Niedergang  einzelner  Zweige 
des  Handwerks  zu  ermessen,  ist  daneben  die  Ermittelung  des  Berufs 
der  Unterstützten  erforderlich.  Die  Ausdehnung  der  Erhebung  auf 
Religionsbekenntnis  und  Geburtsort  erscheint  dagegen 
entbehrlich,  während  zur  Beurteibing  der  Wirkungen  der  Gesetzgebung 
die  Feststellung  der  Unters  t  ützun  gswohnsitz  verhältn  iss  e 
des  Hilfsbedürftigen  eine  wichtige  Handhabe  bietet,  indem  sie  ins- 
besondere zeigt,  in  welchem  Umfange  nicht  seßhafte  Elemente  an 
die  Armenpflege  herantreten. 

Der  Grundsatz  des  Armenrechts,  daß  als  Objekt  der  Armenpflege 
nur  dann  der  Hilfsbedürftige  selbst  gilt,  wenn  er  selbständig  ist,  da- 
gegen das  P'amilienhaupt,  wenn  es  sich  um  ein  abhängiges  Faniilien- 
glied  handelt,  hat  zudem  Begriffe  der  Armen|iartei  und  damit  zu 
der  Unterscheidung  zwischen  Selbstunterstützten  und  Mit- 
unterstützten geführt.  Der  Begriff  der  Armenpartei,  in  welchem 
für  die  Statistik  die  Zähleinheit  gegeben  ist,  kann  verschiedenartig 
bestimmt  werden,  jenachdem  man  die  armenrechtliche  oder  die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  ins  Auge  fasst.  Da  der  Anheimfall  an 
die  Armenpflege  die  Konsequenz  eines  wirtschaftlichen  Not- 
standes bildet,  so  muß  der  wirtschaftliche  Gesichtspunkt  entscheidend 
sein,  sodaß  also  jede  Person,  welche  wirtschaftlich  auf  eigenen  Füßen 
steht,  für  die  Armenstatistik  eine  Einheit  zu  bilden  hat.  Die  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  gilt  nach  der  Rechtsprechung  des  Bundes- 
amtes für  das  Heiniatwesen  regelmäßig  mit  dem  vollendeten  14.  Lebens- 
jahre als  erreicht,  während  von  aiuierer  Seite  die  Erweiterung  der  Alters- 
grenze bis  zum  IH.Jahre  vertreten  wird.  Praktische  Erwägungen  sprechen 
für  das  ](>.  Lebensjahr,  da  mit  diesem  Alter  in  den  für  die  Armenpflege 
in  Betracht  kommenden  Volkskreisen  der  selbständige  Erwerb  des  Unter- 
halts durchweg  gesichert  ist,  übrigens  auch  der  Fall  einer  durch 
Schwangerschaff  oder  Entbindung  verursachten  Hilfsbedürftigkeit  nicht 
ganz  .selten  in  die  Zeit  zwischen  dem  16.  und  18.  Jahre  fällt.  Zur 
Armenpartei  sind  danach  zu  zählen :  Ehemann,  Ehefrau,  Kinder  der- 
selben (ohne  Rücksicht  darauf,  ob  unehelich  oder  aus  früherer 
Ehe)  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre,  es  sei  denn,  daß  ein  Kind 
schon  vorher  von  den  Eltern  wirtschaftlich  unabhängig  wäre.  (Besitz 
eigenen  Vermögens,  voller  Unterhalt  in  einer  Lehr-  oder  Dienststelle). 

Das  schwierigste,  aber  auch  wohl  das  wichtigste  Kapitel  der  lu- 
dividualstatistik  ist  die  Feststellnng  rler  Ursachen  der  Hilfsbe- 
dürftigkeit.  Die  Schwierigkeit  liegt  vor  allem  darin,  daß  die  Ar- 
mut eine  äußere  Erscheinung,  ilie  sie  bewirkende  Ursache  aber  meist 
ein  innerer  Vorgang  ist,  dessen  Gründe  ebensowohl  in  rien  allgemeinen 
wirtschaftlichen  uncl  sittlichen  Zuständen  der  Nation,  wie  in  der  sozi- 
alen Lage  gewisser  Berufsgruppen,  wie  endlich  auch  in  der  Individu- 
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alitSt  der  einzelnen  Perstlnlichkeiten  liegen  können.  So  kann  z.  B. 
die  in  der  äußeren  Erscheiniuig  der  Arbeitslos) j;keit  zu  Tage  tretende 
Armut  durch  das  Fehlen  von  Arbeitsgelegenheit  oder  auch  durch  indi- 
viduelle Mängel,  wie  (iebrechen,  Arbeitsscheu,  Trunksucht,  veranlasst 
sein,  und  der  Trunksucht  des  Mannes  liegt  vielleicht  als  letzte  Ursache 
die  UnWirtschaftlichkeit  der  Frau  zu  Gründe.  Mag  auch  die  Kausali- 
tätsfrage nicht  immer  richtig  und  vollständig  geh'jst  werden,  so  be- 
halten die  gewonnenen  großen  Zatileu  gleichwolil  insofern  ihren  Wert, 
als  sie  in  gewisse,  gleichmfdäig  sich  wiederholende  Verhältnisse  einen 
Einblick  gestatten.  Eine  Anzahl  von  Bedürftigkeitsursachen  kann  als 
stereotyp  bezeichnet  werden,  so  T  o  d  des  Ernährers,  Krankheit, 
Altersschwäche,  große  Kind  er  zahl,  Arbeitslosigkeit, 
Trunk  und  Arbeitsscheu.  Zu  diesen  haben  der  VoU.'^tändigkeit 
halber  jedenfalls  „Abwesenheit  (bedingt  durch  Militärdienst,  Haft 
oder  bösliche  Yerlassung)"  und  „unzulänglicher  Verdiensf 
hinzuzutreten;  „Unfalh,  ^.Verletzung"',  „Gebrechen"  und  „Schwanger- 
schaft" wird  man  dagegen  zweckmäig  mit  dem  Begriffe  der  „Krank- 
heit" zusammenfallen  lassen,  mit  dem  sie  gerade  das  für  die  Unter- 
stützung kausale  Moment  der  Beeinträchtigung  der  normalen  Körjier- 
beschaflfenheit  gemein  haben. 

Die  weitere  Frage  nach  Art  und  Maß  (Umfang  und  Dauer)  der 
Unterstützung  bedingt  zunächst  eine  genaue  Festlegung  des  Be- 
griffs der  laufenden  (dauernden)  im  Gegensätze  zur  vorüber- 
gehenden (einmaligen)  Unterstützung.  Zweckmäßigerweise  wird 
man  unter  laufender  Unterstützung  jede  Unterstützung  ohne  Rü  ck- 
sicht  auf  deren  Dauer  zu  verstehen  haben,  welche  nicht  zur  Hebung 
eines  augenblicklichen,  durch  eine  einmalige  Zahlung  be- 
seitigten Notstandes  dient.  Damit  ist  zugleich  die  Definition  der 
vorübergehenden  (einmaügen)  Unterstützung  gegeben.  Von  praktischer 
Bedeutung  ist  für  die  Statistik  der  offenen  Armenpflege  namentlich 
eine  einheitliche  Abstufung  der  Unterstützungssätze. 
Wenn,  wie  das  heute  zutriH't,  einige  Städte  von  3  zu  3  M.,  andere 
von  5  zu  5  M.,  wieder  andere  nach  einer  besonderen,  den  örtlichen 
Verhältnissen  angepassten  Skala  zählen,  so  ist  natürlich  jede  Ver- 
gleichbarkeit der  Unterstützungssätze  ausgeschlossen.  Gerade  eine 
solche  Gegenüberstellung  bietet  aber  den  besten  Maßstab  für  den  Um- 
fang der  Leistungen  der  Armenpflege  in  den  einzelnen  Orten. 

Der  Begriff  der  Armenpartei  ist  freilich  nicht  für  alle  Formen  der 
Unterstützung  in  gleicher  Weise  als  Zäh  leinheit  verwendbar.  Wird 
Bar-  oder  Naturalunterstützung  in  offener  Pflege  gewährt,  so  zehrt 
davon  präsumtiv  die  ganze  Familie  mit,  sodaß  also,  auch  rein  wirt- 
schaftlich betrachtet,  die  Angehörigen  des  unterstützten  Fanulien- 
hauptes  als  „Mitunterstützte"'  gelten  können.  Anders  liegt  dagegen 
der  Fall,  wenn  lediglich  armenärztliche  Behandlung  oder  etwa  ein 
Annenbegräbnis  gewährt  ist.  Ebenso  bildet  bei  der  geschlossenen 
Pflege  in  der  Regel  der  Untergebrachte  allein  das  eigentliche  Objekt 
der  Fürsorge,  wobei  meist  noch  das  öffentliche  Interesse  wesentlich 
mitspricht;  man  denke  z.  B.  an  die  Unterbringung  in  Anstalten  für 
Irre  und  Gebrechliche  oder  an  die  zur  Vermeidung  der  Ansteckung 
gebotene  Verlegung  des  diphteriekranken  Kindes  eines  an  sich  nicht 
hilfsbedürftigen  Vaters  in  das  Krankenhaus.  Die  im  Bereiche  der 
offenen  und  der  geschlossenen  Armenpflege  gewonnenen  Zahlen  sind 
deionach   ungleichartig  und   nicht   geeignet,  zu  Summen  vereinigt  zu 
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weiden.  Es  wird  sk-ti  daher  empfehlen,  für  die  beiden  Grundforuiea 
der  Filrsor^ie  verscliiedeniirtiy;e  Zählkarten  zu  verwenden  und  die 
Arniotikranken[itii'g(3  zum  mindesten  insoweit  auszuscheiden,  als  ledig- 
lich Srztliche  Behandlung'  jiewährt  ist. 

Finanzstatistik.  Aufgabe  der  Arnienfinauzstatistik  ist,  die 
innerhalb  einer  fjewissen  Zeit  für  die  verschiedenen  Zwecke  der  Armen- 
pflege gemachten  Aufwendungen,  sowie  Art  und  Herkunft  der  Deckungs- 
mittel zur  Darstellung  zu  bringen.  Das  hierfür  erforderliche  Zahlen- 
material ist  in  dem  Haushaltsplan  und  der  Abrechnung  der  Gemeinde 
enthalten,  so  daß  also  jede  Gemeinde  ohne  weiteres  in  der  Lage  ist, 
den  Umfang  ihrer  Armenlast  durch  eine  Reihe  von  Jaliren  hindurch 
zu  verfolgen  und  über  Anwachsen  oder  Abnahme  derselben  Kontrolle 
zu  üben.  Eine  solche  vergleichende  Statistik  inuli  an  Wert  dann  noch 
wesentlich  gewinnen,  wenn  es  möglich  wird,  sie  auch  auf  die  finanziellen 
Ergebnisse  fre  nid  er  (ienieinden  auszudehnen.  Nicht  als  ob  die  Wahr- 
nehmung, daß  eine  andere  Verwaltung  in  diesem  oder  jenem  Punkte 
sparsamer  wirtschaftet,  dazu  führen  müßte,  den  betr.  Posten  im  eigenen 
Budget  ebenfalls  herabzudrücken.  Denn  selbst  da,  wo  für  die  An- 
schreibung  vrdlig  einheitliche  Grundlagen  bestehen,  sind  in  der  Ver- 
schiedenheit der  den  Annenaufwand  beeiutlussenden  Lebensverhält- 
nisse, in  der  ungleichartigen  Verwaltungsurganisation  und  Verwaltungs- 
praxis und  nicht  zum  wenigsten  auch  in  der  Entwickehing  der  Privat- 
wohltätigkeit Faktoren  gegeben,  welche  absolut  gleichartige  Ergebnisse 
ausschließen.  Auch  darf  der  Standpunkt,  daß  ilie  billigste  Armen- 
verwaltuug  die  beste  sei,  als  ein  überwundener  bezeichnet  werden. 
Der  Wert  einer  derartigen  vergleichenden  Statistik  liegt  vielmehr  ein- 
mal in  der  Anregung  zur  Selbst]irüfung,  wie  sie  aus  wesentlichen  Ab- 
weichungen bei  im  altgemeinen  homogenen  Verhaltnissen  naturgemäß 
erwächst,  und  vor  allem  darin,  daß  die  erkennbar  werdende  Er- 
schließung neuer  Fürsurgegebiete  bei  fremden  Gemeinden  auf  die 
eigene  Verwaltung  im  Sinne  einer  sozialen  Ausgestaltung  der  Armen- 
pflege befruchtend  und  anregend  einwirken  sollte. 

In  der  Praxis  zeigt  sich  nun,  daß  ilie  aus  den  Haushaltsrech- 
nuiigen  und  Jahresberichten  der  einzelnen  Verwaltungen  zu  ent- 
nehmenden Zahlen  durchaus  unvergleichbare  (irößen  darstellen,  teils 
weil  man  mit  einzelnen  Gattungsbegriffen  (z.  B.  dem  Begrifle  der 
laufenden  Unterstützung)  die  verschiedenartigsten  Bedeutungen  ver- 
bindet, teils  weil  die  einzelnen  Positionen  im  Etat  in  durchaus  un- 
gleichartiger Weise  zu  Summen  kombiniert  sind,  teils  endlich  weil 
vielfach  Ausgaben,  welche  dem  Pereiche  der  ötfentlichen  Armenpflege 
angehören,  außerhalb  des  eigentlichen  Armenetats  verbucht  werden. 
Das  gegebene  Radikalmittel,  hier  Einheitlichkeit  zu  schaffen,  ist  die 
Schaffung  eines  alle  diese  Unelienheiten  ausgleichenden  Normal- 
armenetats.  Aber  abgesehen  davon,  daß  damit  die  auf  der  Ver- 
schiedenheit der  Pudgetperioden  beruhende  Divergenz  nicht  zu  be- 
seitigen ist,  muß  die  allgemeine  Einführung  eines  Normalarmenetats 
an  dem  Fehlen  einer  Instanz  scheitern,  welche  in  der  Lage  ist,  ilie 
Durchführung  einer  in  die  Finanzwirtschaft  der  einzelnen  (iemeinden 
so  tief  einschneidenden  Maßregel  zu  erzwingen.  Der  Deutsche  Verein 
für  Armenpflege  und  Woliltätigkeit  hat  daher  mit  Recht  den  umge- 
kehrten Weg  beschritten  und  statt  des  Normaletats,  der  einheitliche 
statistissche  Zahlen  als  Nebenprodukt  abgeworfen  hätte,  einen  einheit- 
lichen   Fragebogen   ausgearbeitet,   um  durch  dessen  regelmäßige  Ver- 
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Sendung  indirekt  eine  gleifhniitßige  EtatsaufsteÜHng  und  Rcdiniings- 
fflhrung  herbeizuführen.  Freilich  darf  dabei  auf  die  alljährliche 
Wiederholung  der  Umfrage  unter  keinen  Umständen  verzifhtet  werden, 
da  nur  dauernde  Nötigung  zu  gleichartiger  Anschreibung  allmählich 
zu  homogener  Gestaltung  der  einzelnen  Armenetats  führen  kann. 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  dabei .  daß  <lie  Zahl  der  dauernd 
unterstützten  Arnienparteien  nach  einem  einheitUchen  Verfahren  be- 
rechnet wird,  weil  die  Feststellung  des  auf  die  einzelne  Partei  entfal- 
lenden Jahresbetrages  an  Har-  und  Naturalunterstützung  den  besten 
Gradmesser  für  die  örtlichen  Leistungen  der  Armeu|dlege  al)gibt. 
Bringt  man  jede  im  Laufe  des  Iludgetjahres  unterstützte  Partei  als 
eine  Einheit  in  Ansatz,  so  wird  damit  diejenige  Partei,  deren  Unter- 
stützung nur  mit  einer  oder  zwei  Wochen  in  das  Budgetjahr  hinein- 
fallt, der  das  ganze  Jahr  hindurch  unterstützten  Partei  gleichgestellt. 
Dasselbe  gilt  bis  zu  einem  gewissen  (Jrade  auch  noch  bei  Berechnung 
des  Jahresdurchschnittes  aus  den  Monat sziflfern,  so  daß  es  sich,  um  zu 
einwandfreien  Ergebnissen  zu  gelangen,  empfiehlt,  überall  die  Anzahl 
der  einzelnen  Zahl j)ositioneu  festzustellen  und  nach  dieser  Ziffer 
den  Jahresdurchschnitt  zu  berechnen. 

Noch  größere  Schwierigkeiten  stellen  sich  der  einheitlichen  Berech- 
nung der  Kosten  der  geschlossene  n  A  r  m  e  n  ji  f  l  e  g  e  insofern  ent- 
gegen, als  es  insbesondere  einen  grollen  Unterschied  macht,  ob  der 
Arnienetat  mit  den  tatsächlichen  Kosten  der  Krankenhauspfiege  tie- 
lastet  wird,  oder  ob  best  im  inte  Tarifsätze  Platz  greifen,  die  regelmäßig 
hinter  dem  wirklichen  Aufwände  wesentlich  zurückbleiben.  Man  wird 
hier,  um  zu  einigermaßen  vergleichbaren  Zahlen  zu  gelangen,  einen 
festen  Verpflegungssatz  zu  Gi'unde  zu  legen  haben,  der  da,  wo  er  tat- 
sächlich nicht  existiert,  zu  iingieren  ist,  und  zwar  etwa  nach  dem 
Satze,  den  die  Ortskrankenkasse,  eventuell  die  niedrigste  Klasse  der 
Selbslzahler,  zu  entrichten  hat. 

Weitere  Ungleichheiten  von  größerer  Tragweite  ergeben  sich  aus 
der  verschiedenartigen  Entwickelung  der  Kinderfür  sorge,  die  teils 
von  der  offenen  Armen])fiege  vollständig  losgelöst  und  als  Waisenpflege 
selbständig  entwickelt  ist,  teils,  zumal  in  kleineren  Städten,  noch  lieute 
im  Rahmen  der  ofl'enen  Armenpflege  —  durch  Bewilligung  der  Unter- 
bringungskosten —  sich  vollzieht.  Zur  Erzielung  vergleichbaren  Ma- 
terials sind  daher  alle  Aufwendungen  für  außerhalb  des  elterlichen 
Hauses  —  sei  es  in  Anstalten  oder  in  Familienpflege  —  untergebrachte 
Kinder  in  einem  besonderen  Abschnitte  „Kinderpflege"  zusammen- 
zufassen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  derselbe  Aufwand  für  Armenpflege- 
zwecke eine  sehr  verschiedene  Bedeutung  hat,  je  nachdem  er  aus 
Steuern  oder  aus  Vermögenserträgen  seine  Deckung  findet,  hat  die 
Arinenfinanzstatistik  auch  die  Einnahmen  der  Armenverwaltung  in 
den  Bereich  ilirer  Erörterungen  zu  ziehen.  Handelt  es  sich  um  die 
Berechnung  der  Armenlast,  so  ist  dabei  nicht  bloß  der  ausdrücklich 
als  .,Gemein<lezuschuß''  bezeichnete  Betrag,  sondern  die  Gesamtsumme 
der  im  Wege  der  Besteuerung  aufzubringenden  Gelder  in  Betracht  zu 
ziehen.  Ein  völlig  zutreffendes  Bild  von  der  Bedeutung  der  Armeu- 
last für  den  Gcmeindehauslialt  läßt  sich  übrigens  erst  dann  gewinnen, 
wenn  man  die  vermittels  der  Armenfloanzstatistik  gewonnenen  Zahlen 
zur  Gesamtsumme  der  Steuerertrflgnisse  und  zu  den  Ausgaben  der 
Gemeinde  überhaupt  in  Beziehung  setzt. 
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Die  Reich  samienstatistik  von  18h5.  Der  Zweck  der 
Reichsarmen  Statistik  von  18H5  war  im  wesentlichen  ein  ])olitischer. 
Sie  sollte  in  erster  Linie  Material  für  die  im  Werke  befindliche  Aus- 
gestaltunfj  der  Sozialgesetzgebung  herbeischaffen ;  daneben  erwartete 
man,  daß  ihre  Ergebnisse  eine  zuverlässige  Einschätzung  der  Wir- 
kungen der  das  Prinzip  der  wirtschaftlichen  Freiheit  verkörpernden 
Reichsgesefze  über  Freizügigkeit  und  Unterstützungswohnsitz  ermög- 
lichen würden-  Wenn  die,  nach  einem  vergeblichen  Versuche  von  1881 
für  das  Kalenderjahr  1885  bewirkte  Erhebung  den  in  sie  gesetzten 
Erwartungen  nicht  ganz  entsprochen  hat,  so  lag  dies  einerseits  an  ge- 
wissen Mängeln  in  der  Anlage  der  Statistik  und  andererseits  daran, 
daß  der  Boden  für  die  Beschaffung  einlicitlichen  Materials  nicht  hin- 
länglich geebnet  war.  Die  Methode,  daß  in  der  offenen  Armenpflege 
(einschließlich  der  Arnienkrankeni»flege)  nach  Parteien,  in  der  geschlos- 
senen Pflege  dagegen  nach  Personen  gezählt  wurde,  mußte  zu  zahl- 
reichen Doppelzählungen  und  bei  Vereinigung  der  gewonnenen  un- 
gleichartigen Ziffern  zu  Summen  zu  durchaus  anfechtbaren  Gesamt- 
ergebnissen führen.  Daneben  sind  auch  die  im  Bereiche  der  einzelnen 
Bundesstaaten  bez.  Städte  erzielten  Resultate  zweifellos  nicht  gleich- 
wertig. So  weist  das  Verhältnis  der  Unterstützten  zur  Gesamtbevölke- 
rung die  folgenden,  in  .solchem  Umfange  tatsäclilich  kaum  begründeten 
Abweichungen  auf; 


ßundesotaateD 

Bchaumburg-Lippo  i,7  Proz. 

Preußen  3,3      „ 

Mei'kleriburff-Schweriu   4,0      „ 
Metklenburg-StreliU      8,1      ,. 


Städte 

Berliu  6,a  IV)2. 

Hamburg  9,6  „ 
ätraßburg  12,1  „ 
Metz  15,9      „ 


Ueber   das   Ge.samtergebnis   der  Zählung   gibt  die  auf  Seite  221 

folgende  Tabelle  Aufschluß. 

Trotz  ihrer  Anfechtbarkeit  im  einzelnen  lassen  die  ermittelten 
Zahlen  doch  darüber  keinen  Zweifel,  daß  die  Armenziffer  mit  dem 
Wohlstände  wächst  und  sinkt,  derart  daß  die  durch  größere  Wohl- 
habenheit ausgezeichneten  städtischen  Verbände  höhere  Ziffern  auf- 
weisen als  das  platte  Land,  dem  jene  außerdem  noch  durch  eine  viel 
intensiver  entwickelte  Privatwohltätigkeit  überlegen  sind.  Der  Grund 
für  diese  Erscheinung  liegt  darin,  daß  eine  Bevölkerung  desto  melu* 
für  Bedürftige  zu  tun  vermag  und  desto  früher  und  umfassender 
helfen  wird,  je  leistungsfähiger  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  sie  ist, 
während  umgekehrt  bei  geringerem  Wohlstande  die  Bedörftigkeitsfrage 
um  so  schärfer  geprüft  und  das  Maß  der  Lebenshaltung  um  so  tiefer 
herabgedrückt  zu  werden  pflegt.  So  betrug  der  Prozentsatz  der  Unter- 
stützten im  Gebiete  des  Unterstützungswohnsitzgesctzes  in  städtischen 
Gemeinden  0,3,  in  ländlichen  2,1,  in  Bayern  3,6  bez.  2,4  und  in  Elsaß- 
Lothringen  sogar  8,1  bez.  2,.'J  Proz. 

Einen  besonders  charakteristischen  Belag  hierfür  bietet  die  oldeu- 
bargische  Armenstatistik,  welche  die  Armenzifi'er  der  einzelnen  Ge- 
meinden zum  Einkommen  der  Steuerzahler  in  Beziehung  gesetzt  hat. 
Danach  betrug 

l)eim  mittleren  Eiukommea 
je  einw  Kontribuenten  von 

rm-  6CK)  M. 

600—  800   „ 

aoo-ioüo  „ 


die  Annen- 
ziffer 


3.5 
4.« 
5.3 
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^^M 

Gesaiiitaufwand 

^^1 

Unterstützte 

der 

Armenverbände 

^^^^^^H 
^               ^^^^M 

^ 

1.  V      'S.     ti 

Staaten  and  Landeeteile 

g      '      5 

§3  fe 

'S 

n 

§£5 

Ä:2Tg     =fe^ 

•iciä          ^^H 

£, 

Pers 

auf  H 
wol 

1 

2 

3         4 

c 

^^H 

A.   Im  Gebiete  des  Unteretüt- 

M. 

M. 

^^H 

zungswohnrsitzgesetzrs : 

^^^1 

KöDigreicii  Preußen 

darunter: 
Provinz  Ostpreußen 

528257 

953  292 

i,»^ 

54  865  896 

1,94 

^1 

45  349 

78481 

4,01 

2874259 

1,47 

^1 

„        Weiitpreußen 

3' 373 

54473 

3,87 

2943604     2,09 

^^H 

Stadt  Berlin 

55083 

87207 

6,«s 

8  013  139     6,09 

^^^B 

Provinz  Brandenburg 

36  536 

62019 

2.«  5 

4284029     1,88 

^^H 

„        Pommern 

28038 

50343 

3,3* 

2649289     1,76 

^^H 

Posen 

27  106 

51 016 

2,31 

1  835910     1,07 

^^H 

„        Schlesien 

74406 

1 28  260 

3,18 

4624344      1,1» 

^^H 

Sachsen 

32616 

58244 

2,4(1 

2479842      1,0» 

^M 

„        8chleawig-Holbit«in 

25  3'4 

42948 

3,7» 

3273  I78I    2.85 

^m 

„        Hannover 

30507 

53  5<8 

2,46 

3835487;     1,76 

■ 

„         Westfalen 

3'  777 

64342 

;,'js 

3666731,    I,fl« 

53,9                    ^^ 

„        Hcs(<en-Naf)8au 

25962 

43  732 

2,7  R 

3  132052,    I,!t7 

68,4                        1 

Rheinland 

83075 

«76  703 

4,Ü7 

"1   175732     2,ä7 

61,4               J 

HohenzoUeni 

I  115 

2  006 

3,01 

78300   i,n 

^^H 

Königreifh  Sa<'.hsen 

53  190 

88602 

2,7g 

5631550,    I,7T 

^^m 

Württemberg 

37  795 

63320 

3,1' 

3687020!    1,86 

^^H 

Baden 

39508 

68426 

4,«' 

3614667     2,S6 

^^^H 

Ueaoen 

16  2<)t 

30199 

3.18 

I  516538      I,J,9 

^^^B 

Mecklenburg-Schwerin 
Hachsen  Weimar 

'4  473 
4198 

23208 
6799 

4,0« 

2,17 

1307656     2,87 
366816     1,17 

^^H 
^^^1 

Mctlclenburg-Strelitz 

4018 

7990 

8,1« 

202018     1,0t) 

^H 

Oldenburg 

7471 

12753 

3.73 

870526     2,56 

^H 

Braun  schweig 

8300 

14540 

3,9'J 

608759     >,«» 

^1 

äachaeu  Meiningen 

2618 

4641 

2,10 

191  603I    0,89 

^ 

„        /Uten  bürg 
„       Koburg-Gotha 

1703 

2922 

1,81 

'38877 

0,8(1 

43.«                         1 

2511 

4548 

2,29 

179993 

0,91 

37,7                 J 

Anhalt 

4270 

7732 

3. 'S 

458  864 

1,86 

^^^H 

tjchwarzburg  Sonderahausen 

796 

1  382 

t,i» 

60745 

0,8S 

^^^H 

Rudolstadt 

847 

I  569 

1,ST 

66641 

0,79 

^H 

Waldeck 

999 

"  f'43 

2,90 

29594 

o,ss 

^M 

Renß  ältere  Linie 

743 

'339 

2,4(1 

46935 

0,S4 

^M 

jüngere  Linie 

1464 

2569 

2,3* 

I25969I     1,14 

^M 

Schaumburg-Lippe 

383 

657 

1,77 

27683'    0,74 

^M 

Lippe 

2328 

3625 

2,<J« 

115754!    0,(14 

^M 

Löbeck 

200; 

4  '73 

6,17 

152576 

2,»« 

^m 

Bremen 

4520 

II  329 

6,84 

574847 

3.*' 

^H 

Hamburg 

21-38 

50089 

9,6  g       3066582 

5,91 

60,4                       ^H 

Zusammen  A 

761  426 

'  367  347 

3,*» 

77908  109 

l,llfi 

^H 

B.  Bayern 

86098 

'5'  550 

2,80 

10  223  195 

1,89 

^H 

C.  Elsaß-Lothringen 

39047 

73489 

4,7(1 

4321  213 

2,78 

^H 

Deutsches  Reich 

886571 

I  592  386 

3.*« 

924525171     1,S7 

^M 

^^f         Was  die  Verarmung 

'sursachen  anlangt,  so  ergab  die  R 

eichs- 

^^^  Statistik  far  das  Gebiet  des 

ünterstüteun^'swolinsitzgeset^es  an  l 

Jnter- 

^l       stützten: 
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weg« 


Prozent 


auf  li>iO 
Einwuhner 


doidti 
üabB 


dea 
Tod  de« 

dciglaeiiea  l  nidix 

KrankiMst  d«*  üauntäutm      \  dnrcfa 
kaip.  oder  gäsöge  Gthntkm   )  üniall 
AltoMdiwidie 
0o8s  Kindefzahl 
Aifoehaloügkeit 
Trank 

ArbcilBKbea 

aadenr  bcBtunmt  uicegebeoer  üistchen 
•ndcrer  nicht  aage^eoener  ümcben 


29330 

2623 

II  801 

239^44 
388  363 

«67947 

204078 

96832 

74077 

28638 

16536 

106309 

1369 


Es  zeigt  sich,  daß  Krankheit,  Tod  des  Ernährers,  Altersschwäche 
und  Gebrechen  besonders  prävalieren.  während  sich  Arbeitslosigkeit. 
Trank  und  Arbeitsscheu  nicht  wesentlich  fühlbar  machen.  Dabei  ist 
allerdings  zu  beachten,  einerseits,  daß  jenes  Zahlenverhältuis  inzwischen 
durch  die  Sozialgeselzsebung  nicht  unwesentlich  modifiziert  sein  dürfte, 
und  andererseits,  daß  gerade  Trunksucht  und  Arbeitsscheu  sich  viel- 
fach hinter  anderen  Ursachen  verbergen. 

Das  Verhältnis  zwischen  offener  und  geschlossener  Pflege 
stellt  sich  im  allgemeinen  so,  daß  80  Proz.  der  Armen  in  offener, 
20  Proz.  in  geschlossener  Pflege  unterstützt  werden.  Wesentliche  Ab- 
weichungen finden  sich  bei  den  Gutsbezirken  und  bei  den  Landarmen- 
verbänden ;  dort  sinkt  der  Anteil  der  in  geschlossener  Pflege  befind- 
lichen Personen  bis  auf  8  Proz..  während  er  sich  hier  —  entsprechend 
der  die  Landarnienverbände  vorwiegend  mit  der  Anstaltspflege  belasten- 
den Gesetzeslage  —  bis  auf  ca.  60  Proz.  erhebt. 

Der  Gesamtaufwand  der  öffentlichen  Armenpflege 
«teilte  sich  1885  auf  924.^2517  M.  oder  1.97  M.  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. Die  Schwankungen  sind  dabei  sehr  beträchtlich:  einer  Aus- 
gabe von  rund  M.  6  pro  Kopf  in  Berlin  und  Hamburg  steht  eine 
solche  von  M.  0,bü  in  Waldeck  gegenüber. 

Der  Anteil  der  einzelnen  Verbände  ergibt  sich  aus  folgender 
Tabelle: 


GeeamtauRgaben 
absolut 

M. 

4654955« 

«7736333 

3  i;6  196 

1695471 


A.  G  eltan^iigebiet  des  Unter- 
•  tfitzuDgawonnBitzgesetzes: 

{Htädti«icheii  Gemeinden 
ländlichen  Gemeinden 
Gu(i«bezirken 
gemischten  Bezirken  ^ 

überhaupt  70  157  551 

I>andanncuvcrbändc  7750558 

zusammen           77  908  109 
B.  Bayern: 
Ocrtl.  Annen-  1  HtädtiHchen  Gemeinden  3  423  224 

pfleg«  der      1  ländlichen  Gcmeindeu 4249651 

überhaupt              7  672  S75 
Dlitrlkl»-   und  Krdssrmenpflege        2550520 

zusammen  10223  195 


Ge<am  t  BUS  ga  l)eji 

auf  den  Kopf  der 

Bevölkerung 

M. 

3.«i 
o,»o 

I,7S 
0,81 


1,7« 
O,!0 
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C".  Elsaß-Lothringen: 

Ocrll.  Armen- I  städtischen  Gemeinden  2460678 

pflege  der     (  ländliuben  Gemeinden  527  228 

überhaupt  2  9^;  906 

Landes-  und  Bezirlsarmenpflege  i  333  30; 


4,7  8 
O,i0 


zuHatiiincn 


43^1  «U 


Nach  der  Art  der  Unterstützung  entJieJen  iin  Gebiete  des  Unter- 
stützungswoLnsitzgesetzes  auf: 

Barunter-  Natural- 

stützungcn  Unterstützungen 

Städtische  Gemeinden    45,1;  Proz.  12   Proz. 

ländliche  Gemeinden     61,4     „  18,5     „ 

(tutabexirke                      30,6     ,.  63,«     ,, 


songttge 
Kosten 

42,4  Proz. 

20,1      „ 


SonstigeLeistuDfien  der  Armenstatistik.  Drei  deutsche 
Bundesstaaten  sind  es,  in  welchen  fortlaufende  arnienstatistische  Auf- 
nahmen in  einheitlich  festgestellter  Form  stattfinden:  Bayern,  Olden- 
burg und  Braunscbweig.  Die  —  seit  1847  imblizierteu  —  baye- 
rischen Nach  Weisungen  erstrecken  sich  auf  die  Aniiahl  der  dauernd 
und  vorübergehend  Unterstützten  unter  Berücksichtigung  der  Mitunfer- 
stützten  und  der  Unterstützungsforni,  sowie  unter  Angabe  des  auf- 
gewendeten Unterstützungsbetrages;  ferner  werden  der  Abschluß  der 
Arnienkassenrechnungen  und  der  Wert  des  Armenverniögens,  die  Ab- 
rechnungen der  öffentlichen  und  privaten  Wohltätigkeitsanstalten  und 
Stiftungen,  sowie  endlich  die  Leistungen  der  Distrikts-  und  Kreis- 
armenpflege nachgewiesen.  Während  sich  die  bayerische  Statistik  im 
wesentlichen  auf  die  Mitteilung  der  erhobenen  Tatsachen  beschränkt, 
bietet  diejenige  des  Großherzogtunis  Oldenburg  für  den  Zeitraum 
von  185fi  bis  187ö  eine  abgeschlossene,  eingehende  Erforschung  des 
gesamteu  Armenwesens,  welche  System,  Verwaltung  und  Veranstal- 
tungen der  Armenpflege,  sowie  Personenkreis  und  Mittel  derselben 
in  erschöpfender  Weise  behandelt.  Die  unterstützten  Personen  ge- 
langen nach  Geschlecht,  Alter  und  Familienstand,  nach  Art  der  Unter- 
stützung und  Grad  der  Bedürftigkeit  summarisch  und  individuell  zur 
Darstellung ;  die  Mittel  der  Armenpflege  werden  nach  Ausgaben  und 
Einnalimen,  Vermögens-  und  Schuldenstand  gegliedert,  auch  ist  ange- 
geben, aus  welchen  Quellen  die  Einkünfte  fließen  und  welche  einzelnen 
Aufwendungen  aus  iiinen  bestritten  werden ;  ergänzend  tritt  eine 
Schilderung  <ler  kirchlichen  und  privaten  Wohltätigkeit  hinzu.  Die 
ermittelten  Tat.sacben  werden  dann  mit  den  Erscheinungen  des  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Lebens  in  mannigfache  Beziefiung  gebracht 
(Bodenbeschaffenheit,  Verhältnis  der  industriellen  zur  ackerbautreibenden 
Bevölkerung,  Einkommensverhültnisse,  steuerliche  Belastung  der  Be- 
völkerung), so  daß  die  oldenburgische  Armenstatistik  als  ein  Muster 
gründlicher  statistischer  Erforschung  der  Armutszusfände  zu  bezeichnen 
ist.  In  Braunschweig  endlich  wird  seit  1895fJG  eine  Statistik 
über  die  Geraeindefinanzen  erhoben,  von  der  die  nach  einem  einheit- 
lichen Formular  aufzustellenden  Nach  Weisungen  über  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Genieindearmenkassen  einen  Teil  bilden. 

Daneben  sind  mehrfach  einmalige  Erhebungen  in  einzelneu  Bundes- 
staaten erfolgt,  so  in  Preußen  eine  Aufnahme  von  1849,  deren  Er- 
febnisse  noch  heute  einen  gewissen  Wert  haben,  sowie  verschiedene 
nanzstati-stische  Aufnahmen  von  ISWi,  187<i,  1877/78,  1880/81  und 
1883/84.  In  Sachsen  haben  die  Ergebnisse  der  (nicht  veröftent- 
lichten)  Reichsaufnahme  von  1881  gründliche  Bearbeitung,  insbesondere 
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nach  der  infiivifiualstatistischen  Seite  liin,  erfahren,  auch  sind  weitere 
ähnliche  Aiit'niilitüeii  1885  und  1895  gefolgt.  Eine  auf  die  Finanz- 
st<atistik  l3eschiäril<te  Aufnahme  ist  in  Württem  b  erg  1875  erholten, 
während  in  Baden  die  zunächst  auf  die  Anstaltspfiege  beschränkten 
Erhchunpen  sich  siiäterhin  auf  die  Feststellun«;  des  Arinenaufwandes 
in  Staat,  Kreisen  und  (ieuieiiiden  mit  erstreckt  haben.  Individual- 
statistische  Aufnahmen  bczüfjlich  der  tu  ofiener  PHege  unterstützten 
Armen  haben  181)7  und  UKX»  in  Hamburg  stattgefunden  und  sollen 
dort  künftig  alte  ä  .Jahre,  gleichzeitig  mit  der  Volkszählung,  wieder- 
holt werden. 

Abgesehen  von  diesen  staatlichen  Veranstaltungen  hat  sich  in 
erster  Linie  der  Deutsche  Verein  für  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit  die  Beschattung  einer  praktisch  verwertbaren 
Arnienstatistik  angelegen  sein  lassen  und  zunächst  für  das  Jahr  1883  eine 
individualstatistische  Aufnahme  veranlaßt,  deren  in  deui  bekannten 
Bö  hm  er  t  sehen  Werke  „Das  Armenwesen  in  77  deutschen  Städten 
und  einigen  Landarmen  verbänden"  zusammengefaßte  Ergebnisse  trotz 
ihrer  teihveisen  Unvergleichbarkeit  nicht  ohne  bleibenden  Wert  sind. 
Späterhin  hat  dann  der  genannte  Verein  —  erstmalig  für  das  Etats- 
jahr 19<K)/01  -  eine  fiuanzstatistische  Erhebung  auf  Grund  eines 
einlieitliclieu  Fragebogens  veranstaltet,  an  der  sich  108  Städte  be- 
teiligt haben.  Daneben  sind  von  der  Konferenz  der  Vorstände 
der  statistischen  A  e  m  t  e  r  d  e  u  t  s  c h  e  r  S  t ä  d  t  e  mehrfach  arnien- 
statistische  Erörterungeu  ausgegangen,  die  indessen,  zumal  hinsichtlich 
der  V'ergleichharkeit  des  gebotenen  individualstatistischen  Materials, 
manches  zu  wünschen  übrig  lassen. 


B.  Besonderer  Teil. 

1.  ArmengeBetzgebting. 

Einleitung.  Der  bereits  in  den  Reichspolizeiordnungen  des 
16.  Jahrhunderts  ausgesprochene  Grundsatz  der  Fürsorgepflicht  der 
Gemeinde  für  ihre  Armen  bot  an  und  für  sich  die  geeignete  Grund- 
lage für  eine  gedeiliche  Eiitwickelung  des  Armenwesens  im  modernen 
Sinne,  und  würde  auch  w<jld  zu  einer  solchen  geführt  haben,  hätte  es 
nicht  im  alten  Deutschen  Reiche  an  einer  starken  Zentralgewalt  gänzlich 
gefehlt.  Bei  dem  allenthalben  dominierenden  territorialen  und  lokalen 
Sonderinteresse  war  die  Wirkung  jenes  gesunden  Prinzipes  nur  die, 
daß  sich  die  einzelnen  Gemeinden  gegen  Fremde  abschlössen,  daß  sie 
die  Niederlassung  möglichst  zu  erschweren  suchten  und  daß  der  Er- 
werb der  Gemeindeangehörigkeit,  sowie  die  Ehcsdiließung  von  der 
Zustimmung  der  Gemeinde  abhängig  gemacht  wurden.  Auch  das 
Recht  des  Deutschen  Hundes  kannte  ein  gemeinsames  Bundesiudigenat 
nicht,  die  auf  das  Heimatrecht  fWohnrecht,  Einsitzrecht  u.  s.  w.)  be- 
züglichen partikularreclitüchen  Bestimmungen  wiesen  vielmehr  die 
weitgehendsten  Verscbiedenliciten  auf.  Teils  war  der  Erwerb  der 
Heimat  lediglich  an  die  Ahstamtaung  oder  an  die  ausdrückliche  Auf- 
nahme in  den  (Jemeindeverband  gekuüi)ft,  teils  wurde  auch  fortge- 
setzter Aufenthalt,  rlesseu  Dauer  zwischen  2  und  15  Jahren  variierte, 
als  die  Unterstützungsjdlicht  begründend  anerkannt,  wobei  meist  noch 
gewisse  besondere  IJeiliugungen,  wie  polizeiliche  Anmeldung,  Unbe- 
scholtenheit, eigene  Wirtschaft  und  dergleichen,  erfüllt  sein  mußten. 
Dabei  galt  jeder  Angehörige  des  einen  deutschen  Staates  dem  anderen 
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gegenüber  als  Ausländer.  Die  mit  den  vielfachen  Abschiebungen  Hilfs- 
bedürftiger verbundenen  Mißstände  führten  schließlich  zu  zwei  Ver- 
einbarungen zwischen  den  deutschen  Staaten,  deren  erste,  die  Gothaer 
Konvention  vom  15.  Juli  1851,  die  Ausweisung  fremder  Personen, 
bez.  die  Verpflichtung  des  Heimatsstaates  zur  Uebernahme  seiner 
(gegenwärtigen  und  vormaligen)  Angehörigen  betraf,  während  die 
zweite,  die  Eisenacher  Uebereinkunft  vom  11.  Juli  1853,  die 
kontrahierenden  Regierungen  verpflichtete,  erkrankten  Angehörigen 
eines  fremden  Staates  Kur  und  Verpflegung  wie  Jen  eigenen  Unter- 
tanen so  lange  zu  gewahren,  bis  die  Rückkehr  derselben  in  den  zur 
Uebernahme  verpflichteten  Staat  ohne  wesentlichen  Nachteil  für  die 
Gesundheit  geschehen  könne. 

Bei  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  trat  das  Bedürfnis 
nach  einheitlicher  Gestaltung  der  Rechtsverh;iltnisse  in  Bezug  auf 
Staatsangehörigkeit,  Freizügigkeit  und  öffentliche  Unterstützungspflicht 
nachdrücklich  hervor.  Maßgebend  für  die  Neuordnung  wurde  die 
preußische  Gesetzgebung,  und  zwar  nicht  nur  deshalb,  weil  Preußen 
die  Vormacht  des  Bundes  war.  sondern  vor  allem,  weil  hier  die  ge- 
setzlichen Bestimiuuugen  mit  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung  am  meisten  Schritt  gehalten  hatten.  In  Preußen  war  bereits 
durch  das  Allgemeine  Landrecht  eine  über  den  Kreis  der  Gemeinde- 
glieder hinausgehende  Unterstützungspflicht  der  Gemeinde  eingefülirt, 
hier  war  ferner  die  Freizügigkeit  in  dem  Sinne,  daß  nicht  die  Besorgnis 
vor  künftiger  Verarnumg,  sondern  nur  die  vorhandene  Hilfsbedürf- 
tigkeit zur  Abweisung  eines  Zuziehenden  berechtigte,  verwirklicht  un<i 
endlich  die  Unabhängigkeit  der  Eheschließung  von  der  Genehmigung 
der  Ortsbehörde  anerkannt.  Ferner  hatte  die  preußi.sche  tJesetzgebung 
die  Armenlast  nach  dem  Prinzip  des  durch  längereu  Aufenthalt  zu 
erwerbenden  Unterstützungswohnsitzes  zwischen  den  örtlichen  Armen- 
verbänden verteilt  und  zwecks  Entlastung  dieser  letzteren  die  höhereu 
kommunalen  Kör]terschaften  (Provinzen  bez.  Kreise)  als  sogenannte 
Laudarnieuverbände  zur  Tragung  der  Armenlast  mit  herangezogen. 
Die  Grundlage  für  die  einheitliche  Neugestaltung  bildete  die 
Schaffung  eines  gemeinsamen  B  u  n  d  e  s  i  n  d  i  g e  n  a  t  s  in  dem 
Sinne,  daß  der  Angehörige  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem  anderen 
undesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  und  <iemgemäß  zum  festen 
'"Wohnsitze,  zum  (iewerbebef riebe,  zur  Erlangung  des  Staatsbürger- 
rechts und  zum  Geniisse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter 
denselben  Voraussetzungen  wie  der  Einheimische  zuzulassen  war,  wäh- 
rend zugleich  die  Bestimmungen  über  Freizügigkeit,  über  die  Heimat- 
und  Niederlassungsverhältnisse,  sowie  über  das  Staatsbürgerrecht  der 
Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Bundes  unterstellt  wurden 
(Art.  3  u.  4  der  Bundesverfassung).  Auf  dieser  Basis  erwuchsen 
dann  —  neben  dem  den  Erwerb  und  \'erhist  der  Bundes-  und  Staats- 
angehörigkeit regelnden  (lesetze  vom  1.  Juni  1870  —  die  für  das 
deutsche  Armenrecht  grundlegenden  Gesetze  über  die  Freizügig- 
keit vom  1.  November  1867  und  über  den  Unterstützu  ngs- 
wobnsitz  vom  6.  Juni  1870,  von  denen  das  erstere  jedem  Bundes- 
angehörigen das  Recht  freier  Niederlassung,  unbeschränkten  Grund- 
erwerbes, sowie  freien  Gewerbebetriebes  gewährleistete  und  die  Be- 
fugnis der  Gemeinden  zur  Abweisung  eines  neu  Anziehenden  auf  den 
I  Fall  gegenwärtiger,  nicht  bloß  vorübergehender  Hilfsbedürftigkeit  be- 
■        schränkte,   während   das    Unterstützungswohnsitzgesetz   die   als  Folge 
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der  Hilfsbetlürftigkeit  eintretende  öfl'entlicho  Unterstützungspflicht  da- 
hin regelte,  daß  die  erforderliche  Hilfe  unter  allen  Umständen  am 
Orte  der  Hilfsbedürftigkeit  zu  leisten  ist,  die  Kosten  aber  endgiltig 
von  derjenigen  Gemeinde  zu  tragen  sind,  in  welcher  der  Unterstützte 
durch  zweijährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt  nacli  zurückgelegtem 
18.  Lebensjahre  einen  Unterstützungswohnsitz  erworben  hat,  so  daß 
also  der  Uoterstützungswohusitz  nur  für  das  Verhältnis  zwischen  dem 
vorläutig  fürsorgepflichtigen  und  dem  zur  endgiltigen  Kostentragung 
verpflichteten  Armenverbaude,  keineswegs  aber  für  die  Hilfeleistung 
selbst  und  ihren  Umfang  von  Belang  ist. 

Freizügigkeitsgesetz  und  Unterstützungswohnsitzgesetz  sind  nach 
Begründung  des  Deutschen  Reichs  auf  dieses  übertragen,  jedoch  mit 
dem  Vorbehalt,  daß  das  Unterstütznngswohnsitzgesetz  auf  Bayern  und 
Elsaß-Lothringen  keine  Anwendung  findet,  .so  daß  gegenwärtig  im 
Deutschen  Reiche  folgende  drei  Armenrerhtssysfenie  bestehen : 

l.  Das  Gebiet  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes;  hier  gilt  das 
Aufenthalts  pri  n  zip,  d.  h.  die  Verpflichtung  zur  enilgültigen 
Armenfürsorge  trifft  die  Gemeinde  des  durch  fortgesetzten  gewöhn- 
lichen Aufenthalt  an  einem  Orte  während  einer  bestimmten  Zeit  za 
erwerbenden  Unterstützungs Wohnsitzes. 

IL  Bayern  ;  herrschend  ist  das  11  e  i  m  a  t  p  r  i  n  z  i  p ,  nach  weichem 
die  endgültige  Fürsorgepflicht  derjenigen  Gemeinde  obliegt,  in  welcher 
zu  Gunsten  des  Hilfsbedürftigen  durcii  (ieburt  oder  Aufnahme  in  den 
Gemeindeverband  ein  Heimatrecht  begründet  ist. 

III.  Elsaß-Lothringen,  wo  überhaupt  keine  gesetzliche  Pflicht  der 
Gemeinde  zur  Arnienjiflege  besteht,  vielmehr  im  Prinzip  noch  das 
französische  System  der  freiwilligen  Armenpflege  gilt. 

I.   Das  Gebiet  des  Reichsgesetzes  über  den  Unter- 
st ü  t  z  u  n  g  s  w  o  h  n  s  i  t  z. 

a)  Allgemeine  Voraussetzungen  der  Unterstützung,  b)  Träger 
und  Organe  der  Armenpflege,  c)  Vorläufige  Fürsorgepflicht,  d)  End- 
gültige Fürsorgepflicht.  e)  Streitverfahren  unter  Armenverbänden, 
f)  Wiedereinziehung  der  Unterstützung. 

a)  Allgemeine  Voraussetzungen  der  Unterstützung. 
üefTentliche  Unterstützung  ist  nur  armenrechtlich  hilfsbedürftigen  I'er- 
Ronen  zu  gewähren.  Eine  Definition  dieses  letzteren  Begrifl's  enthält 
das  Unterstützungswohnsitzgesetz  nicht,  jedoch  läßt  sich  eine  solche 
aus  §  4  des  Freizügigkeifsgesetzes  herleiten,  iler  die  Gemeinde  zur 
Ahwoisunn  des  neu  Anziehenden  dann  für  befugt  erklärt,  „wenn  der- 
8clbo.  nicht  hinreichende  Kräfte  besitzt,  um  sich  und  seinen  nicht 
arbeitsfähigen  Angehörigen  den  notdürftigen  Lebensunterhalt  zu  ver- 
8chatt"(!n ,  und  wenn  er  solchen  weder  aus  eigenen»  Vermögen  be- 
Htreiten  kann,  noch  von  einem  dazu  verpflichteten  Verwandten  erhält". 
Aus  diesem  Wortlaute  ergibt  sich  zunächst  der  subsidiäre  Cha- 
rakter der  öflfentlichen  Armenpflege.  Hilfsbedürftig  ist  nur  derjenige, 
welcher  das  für  sich  und  seine  Familie  zum  notdürftigen  Unterhalt 
Erforderliche  weder  aus  eigenen  Mitteln  oder  Kräften  zu  beschaffen 
vormag,  noch  von  anderer  Seite  empfängt.  Während  danach  parate 
Mittel  tue  Hilfsbedürftigkeit  ausschließen,  ist  das  Bestehen  nicht  so- 
fort rcnlisierl>arer  Ansprüche  nicht  geeignet,  den  Armeuverband  seiner 
Fürsorgepflicht  zu  entheben.  Ebensowenig  wird  auch  durch  das  bloße 
Vorhandensein  einer  an    und   für  sich   zum   Erwerbe   des   Unterhalts 
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ausreichenden  Arbeitskraft  die  Hilfsbedürftigkeit  beseitigt  ,  vielmehr 
muß  die  Möglichkeil,  die  Arheitskraft  in  eineu  den  Notbedarf  deckendeu 
Arbeitslohn  umzusetzen,  hinziikoninien. 

Weiter  er),'ibt  sich  aus  ij  4  des  Freizügigkeitsgesetzes,  daß  als 
Armenaufwand  im  Sinne  der  Reichsgesetzgebung  nur  die  Gewährung 
des  unbedingt  Notwendigen  gilt.  Diese  Grenze,  deren  Uetter- 
schreituug  leicht  zum  Ersätze  der  Selbsthilfe  durch  Staatsbilfe  und  da- 
mit zur  Lübinuiig  der  Tatkraft  weiter  Volkskreise  führen  köuute,  ist  auch 
von  der  Landesgesetzgei)ung  überall  iniiegelitilten  worden.  Ferner 
beschränkt  sich  die  Verptlichtuiig  der  ölfentlichen  Armenpflege  auf  die 
Beseitigung  gegenwärtiger  oder  doch  unmittelbar  drohender 
Not,  weshalb  insbesondere  eine  Bewilligung  von  Mitteln  zur  Schulden- 
tilgung nicht  Oller  doch  nur  in  ganz  besonderen  Ausnahmefällen, 
2.  B.  zur  Erhaltung  der  Wohnung  —  erfolgen  darf.  Oh  nur  vor- 
übergehende, oder  aber  dauernde  Ililfsbedflrftigkeit  vorliegt, 
ist  deshalb  von  ganz  besonderer  Bedeutung,  weil  iiach  §  5  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes nur  die  dauernde,  d.  h.  die  fortgesetzte  oder  doch 
immer  wiederkehrende,  daher  zeitlich  nicht  begrenzte  Hilfsbedürftig- 
keit die  Anzugsgemeinde  zur  Abweisung  des  neu  Zuziehenden,  resp. 
die  Aufenthaltsgemeinde  zur  Ausweisung  des  bereits  zugezogenen 
Armen   berechtigt.     Endlich   ist   nach    der   vom    Freizügigkeitsgesetz 

igegebenen  Be;(riH';<bcstimmung  zwischen  unmittelbarer  und  mit- 
teliiarer   Hilfshedürftigkeit   zu  ntiterscbeiden.     Das  Gesetz   hat   hier 

'den  der  altpreiißischeii  Armengesetzgebuug  eigenen  Begriff  der  arnien- 

I  rechtlichen  Familiencinheit  adoptiert,  demzufolge  das  Familienhaupt 
mit  seinen  armeurechtlioh  von  ihm  abbiingigen  Angehörigen  dergestalt 

[ein  Ganzes  bildet,  daß  der  Unteriialtsnuingel  der  letzteren  seine  Hilfs- 
hedürftigkeit involviert,  und  daß  die  einem  solchen  Angehörigen  zuteil 
■»erdende  Unterstützung  als  mittelbar  dem  Familienhaupte  selbst  ge- 

'■»ährt  gilt. 

In  keinem  Falle  hat  der  Hilfsbedürftige  einen  klagbaren  Anspruch 
auf  Unterstützung,  vielmelir  stellt  ihm  gegen  die  seinen  Unterstützungs- 
antrag ablehnende  Entscheidung  der  Armenbehörde  nur  die  Verwal- 
Uingsbeschwerde  zu. 

b)  Träger  und  Organe  der  Armenpflege.  Das  Reiclis- 
gesetx  über  den  Uuterstützungswohnsitz  geht  von  dem  Grundgedanken 

jaus,    daß    ilie    ötfeiitliche    Unterstützung    Armer    eine    Staatsiast    sei. 

[Diese  Staatslast  ist  aber  in  dezentralisierender  Weise  auf  unter- 
geordnete Orgaue  übertragen,  indem  die  UnterstfltzungspHicht  nach 
§  2  des  Gesetzes  durch  Ortsarmenverbände  gcüht  wird,  über  deren 
Zusammensetzung  und  Einrichtung  die  Landesgesetze  bestimmen. 

Ortsar  meu  verbände  können  aus  einer  oder  mehreren  Ge- 
meinden, bez.  aus  einem  oiler  mehreren  sell>ständigen  Gutsbezirken 
oder  aus  (Jemeinden  und  Gutsbezirkeu  zusammengesetzt  sein.  Alle 
SU  einem  Ortsarmeuverbande  vereinigten  Gemeinden  und  Gutsbezirke 

'(Gesamtarmenverbände)  gelten  nach  außen  hin,  insbesondere  in  Bezug 
auf  den  Erwerb  und  deu  Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes,  al.s 
eine  Einheit.  Ortsarmenverbäude  heißen  somit  die  Gemeinden  oder 
Gutsbezirke  in  ihrer  Eigenschaft  als  Organe  der  öffentlichen  Armen- 
pflege. Don  Ortsarmenverbänden  liegt  die  vorläufige  Fürsorge  stets 
ob,  während  sie  die  Armenlast  endgültig  da  zu  tragen  haben,  wo  ihre 
diesbezügliche  Verptiichtung  durch  den  Unterstützungswohnsitz  be- 
gründet ist. 
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der   beiden  Herzog- 
Staaten    liaben    die 
ühernoniiiieu.     Die 


Landannen  verbände  sind  entweder  die  einzelnen  Bundes- 
staaten als  solche,  oder  größere,  rtiuiiilich  abgegrenzte,  in  der  Regel 
aus  einer  Mehrheit  von  Ortsaniienverbändeii  bestehende  Bezirke.  In 
Preußen  bilden  die  einzelnen  Provinzen,  bez.  die  Regierungsbezirke 
Kassel  und  Wiesbaden,  die  HobenzoUernschen  Lande  und  der  Kreis 
Herzogtum  Lauenburg  für  sich  je  einen  Landarnienverband,  mit  Aus- 
nahme der  Provinz  Ostpreußen,  in  welcher  jeder  Kreis  einen  Larid- 
armenverband  bildet,  und  mit  fernerer  Ausnahme  der  für  sich  einen 
Landarmen  verband  bildenden  Städte  Berlin,  Breslau  und  Königsberg. 
In  Baden,  Hessen,  Sachsen-Meiningen  und  Waldeck  bildet  jeder  Kreis, 
in  Mecklenburg-Strelitz  der  Kreis  Stargard  und  das  Fürstentum 
Ratzeburg,  in  Oldenburg  jeder  Amtsverband,  in  Württemberg  jeder 
Oberamtsbozirk,  in  Sachscn-Koburg-Gotha  jedes 
tttmer  einen  Landarmenverband.  Die  übrigen 
Funktionen  des  Landarmenverbandes  unmittelbar 
Landarmenverbände  treten  nur  zur  endgültigen  Fürsorge  für  solche 
Personen  ein,  welche  keinen  Unterstützungswohnsitz  haben,  d.  h.  land- 
arm sind  (§  5).  Landesgesetzlich  kann  ihnen  auch  die  Veriifliclitung 
zur  Fürsorge  für  bestimmte  Kategorien  von  Ortsarmen,  sowie  zur 
Subventionierung  notleidender  Ortsarnienverbände  auferlegt  werden 
(§  S),  In  Preußen  sind  nacb  dem  Gesetz  vom  H.  Juli  l8iM  die 
Landarmenverbände  verpflichtet,  für  Bewahrung,  Kur  und  Pflege  der 
hilfsbedürftigen  Geisleskranken,  Idioten  und  Epileptischen,  Taub- 
stummen und  Blinden,  soweit  dieselben  der  Anstaltspflege  bedürfen, 
in  geeigneten  Anstalten  Sorge  zu  tragen.  Den  Landarmenverbänden 
fallen  die  gesamten  allgemeinen  Verwaltungskosten  der  Anstalten  und 
die  Beerdigungskosten  der  in  der  Ant.falt  A'erstorbenen  zur  Last.  Die 
sonstigen  Kosten  sind  von  demjenigen  Kreise,  welchem  der  endgültig 
unterstützungsptiichtige  Ortsarmenverband  angehört,  zu  erstatten,  und 
darf  der  Kreis  von  letzterem  höchstens  ein  Drittel  der  Kosten  wieder 
einziehen.  Diejenigen  Städte,  welche  selbst  Stadtkreise  sind,  haben 
danach  die  Individualkosten  voll  zu  ersetzen.  Städte  mit  eigenen  An- 
stalten können  gegen  ihren  Willen  nicht  veritflichtet  werden,  an  der 
betrefl'enden  Einrichtung  des  Landarmenverbandes  teilzunehmen  und 
haben  für  die  Entlastung  des  letzteren  Anspruch  auf  einen  Kosten- 
zuschuß. In  ähnlicher  Weise  ist  in  fa.st  allen  deutschen  Bundesstaaten 
die  Fürsorge  für  Irre  und  (Gebrechliche  zu  einem  wesentlichen  Teile 
auf  den  Staat  oder  auf  gröliere  Verbände  übernommen.  Selbst  in 
Elsaß-Lothringen,  wo  im  übrigen  das  System  der  freiwilligen  Armen- 
pflege herrscht,  gehört  die  Fürsorge  für  Geisteskranke  zu  den  jiflicht- 
miißigen  Leistungen  der  Bezirke. 

Organe  der  Ortsarnienverbände  sind  in  den  Gemeinden  die  Ge- 
meindebehörden (Armenbehörde,  Armenverwalfung,  Armenamt,  Armen- 
direktion, Magistrat,  Stadtrat,  Bürgermeister,  Gemeindevorstand),  in 
den  (lUtsbezirken  die  Gutsvorsteher,  in  den  Gesamtarmenverbänden 
die  dazu  besonders  berufenen  Stellen.  Ob  die  Armenverbünde  be- 
sondere Armen-Deputationen  oder  Kommissionen  unter  Heranziehung 
von  Geistlichen.  Aerzten  oder  Gemeindegliedern  in  ehrenamtlicher 
Stellung  bilden  wollen,  ist  ihrem  Ermessen  überlassen.  Die  Verwal- 
tung und  Vertretung  der  Landarmenverbündo  erfolgt  durch  die  örtlich 
zuständigen  Organe  der  Staatsgewalt  oder  durch  besondere  kommunale 
Verwaltungsbehörden.  Die  Orts-  und  Landarmenverbände  stehen  in 
Bezug  auf  die  Verfolgung  ihrer   Rechte  einander  gleich  (§  7).     Der 
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Landarmenverband  ist  also  nicht  die  vorgesetzte  Stelle  des  Ortsarmen- 
verbandes, auch  wenn  dessen  vorgesetzte  Behörde  ihn  vertritt. 

c)  Vorläufige  Fiirsorgepflicht.  Jeder  Hilfsbedürftige  —  auch 
der  Ausländer  —  muß  vorläufig  von  demjenigen  Ortsarmen  verbände 
unterstützt  werden,  in  dessen  Bezirk  er  sich  liei  Eintritt  der  Hilfsbedürf- 
tigkeit befindet  ();§  28,  (K)).  Ob  er  daselbst  seinen  Uuterstützungswohnsitz 
besitzt  oder  nicht,  kommt  nicht  in  Betracht,  weil  es  sich  zunächst  nur  um 
die  Beseitigung  des  gegenwärtigen  Notstandes  handelt.  Die  im  Kreise 
der  Hilfsbedürftigen  vielfach  verbreitete  Ansieht,  daß  nur  dei'  am  Orte 
„Heimatberechtigte"  Unterstützung  in  Anspruch  nehmen  könne,  ist  eben- 
so irrig,  wie  die  gelegentlich  bei  den  Pflegeorganen  auftauchende  Meinung, 
daß  Fremdzustäödige  und  Ausländer  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Unter- 
stützung anders  zu  behandeln  seien  wie  Einheimische.  Der  vorläufig 
unterstützende  Arnienverband  erfüllt  mit  seinem  Eintreten  eine  ihm 
der  Gesamtheit  wie  dem  Hilfsbedürftigen  gegenüber  obliegende  öHent- 
lich-rechtliche  Pflicht  und  handelt  nicht  etwa  als  Vertreter  des  Annen- 
verbandes des  Unterstützungswohnsitzes,  an  dessen  Zustimmung  er 
demgemäß  auch  für  seine  Leistungen  nicht  gebunden  ist. 

Die  Frage  des  Unterstützungswohnsitzes  ist  von  entscheidender 
Bedeutung  für  das  Verhältnis  der  Armenverbände  zu  einander.  Der 
Armenverbaiid  des  lUiterstützungswohnsitzes  ist  nämlich  verpflichtet, 
die  aufgewendeten  notwendigen  Unterstützungskosten  zu  erstatten, 
auch  auf  Verlangen  den  Hilfsbedürftigen  zu  übernehmen,  sofern  die 
Unterstützung  aus  anderen  Gründen  als  wegen  einer  nur  vorüber- 
gehenden Arbeitsunfähigkeit  notwendig  wurde,  {§{5  28,  31.)  Für  den 
Unterstützten  selbst  ist  der  Besitz  des  Unterstützungswohnsitzes  am 
Orte  des  Eintrittes  der  HilfsbedUrftigkeit  nur  insofern  von  Belang,  als 
er  in  diesem  Falle  der  Ausweisung  nicht  unterliegt. 

Voraussetzung  der  Unterstützungspflicht  ist,  daß  die  Hilfsbedürf- 
tigkeit in  einer  dem  Armenverbande  erkennbaren  Weise  hervorgetreten 
ist  Ein  Antrag  auf  Gewährung  von  Armenhilfe  ist  nicht  unbedingt 
erforderlich  und  insbesondere  da  ein  Einschreiten  von  Amtswegen  ge- 
boten, wo  der  Hilfsbedürftige  durch  seinen  Zustand  an  der  Antrag- 
stellung behindert  ist.  Dagegen  gilt  im  allgemeinen  der  Grundsatz, 
daß  öffentliche  Mittel  nicht  gegen  den  Willen  des  geschäftsfähigen 
Hilfsbedürftigen  aufzuwenden  sind.  Wird  die  Annahme  der  Hilfe 
trotz  vorliegenden  Notstandes  abgelehnt,  .so  haben  geeignetenfalls 
Polizeibehörde  oder  Voruuindschaftsgericht  einzugreifen.  Entzieht  sich 
der  Armenverband  seiner  Fürsorgeptiicht  und  wird  der  Hilfsbedürftige 
dadurch  genötigt,  die  Hilfe  eines  anderen  Armenverbandes  in  Anspruch 
zu  nehmen,  so  liegt  Abschiebung  vor.  Dem  letzteren  Armenverbande 
steht  alsdann  gegen  den  pflichtwidrigen  Armenverband  ein  Anspruch 
auf  Kostenerstattung  und  Uebernahme  der  weiteren  Fürsorge  zu.  Jede 
derartige  Vernachlässigung  rechtfertigt  überdies  ein  disziplinarisches 
Einschreiten  der  Aufsichtsbehörde. 

In  Bezug  auf  Art  und  Maß  der  Un  terst  ützu  n  g  ist  im 
Geltungsbereiche  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  jeder  Deutsche 
in  jedem  Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln.  Ueber  den  Um- 
fang der  Hilfe  bestimmen  die  Landesgesetze  (§>;  l,  8).  Die  Unter- 
stützung ist  nach  den  am  Orte  der  Hilfsfiedürftigkeit  geltenden  Grund- 
sätzen zu  bemessen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Hilfsbedürftige 
daselbst  ortsangehörig  ist  oder  nicht.  Die  meisten  Bundesstaaten 
haben   den    Umfang   der   Unterstützungspflicht  landesgesetzlich  dahin 
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fixiert,  daß  Obdach,  der  uiientljehrliche  Lebensunterhalt,  die  erforder- 
liche Pflege  in  Krankheitsfällen  und  im  Falte  des  Ablebens  ein  an- 
gemessenes Begräbnis  zu  gewähren  ist.  In  Itaden,  Bayern,  Württem- 
berg, Mecklenburg-Schwerin,  Anhalt,  Liiipc  und  Bremen  gehören  auch 
Unterricht  und  Erziehung,  in  den  beiden  erstgenannten  Bundes- 
staaten sogar  die  Ausbildung  für  einen  Beruf  zu  den  Aufgaben  der 
Armenptlege. 

d)  Endgültige  Fürsorgepflicht.  Die  endgültige  Fürsorge- 
ptiidit  umfaßt  die  Ptiiclit  zur  Kostenerstattung  und  zur  Uebernahme 
des  dauernd  Hilfsbedürftigen.     Dieselbe  liegt  nach  >?  30  ob : 

1)  dem  Ortsarrnen  verba  nd  e,  in  dessen  Bezirk  der  Hilfsbe- 
dürftige den  Unterstützungswohnsitz  besitzt.  Wenn  jedoch  Personen, 
welche  gegen  Lohn  oder  Gehalt  in  festem  Dienst-  oder  Arbeitsver- 
hältnis stellen  oder  deren  Angehörige,  oder  wenn  Lehrlinge  am  Dienst- 
oder Arbeitsorte  durch  Krankheit  (nicht  Schwangerschaft)  hilfsbedürftig 
werden,  so  hat  der  Arnienverhand  des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  die 
erforderliche  Kur  und  V'orpflegung  zu  gewähren,  wobei  ihm  ein  Er- 
satzans])ruch  gegen  den  Arnienverband  des  Unterstützungswohn- 
sitzes  nur  dann,  wenn  die  Krankenptiege  länger  als  13  Wochen  fort- 
gesetzt wurde,  und  nur  für  den  über  diü.se  Frist  hinausgelienden  Zeit- 
raum zusteht;  « 

2)  wenn  ein  Unterstützungswohnsitz  des  Hilfsbedürftigen  nicht  zu 
ermittehi  ist,  dem  Lau  dar  ni  en  verban  d  e,  in  dessen  Bezirk  die 
Hilfsbedürftigkeit  erkennbar  hervorgetreten  ist,  oder  falls  Jemand  in 
hilfsbedürftigem  Zustande  aus  einer  Straf-,  Kranken-,  Bewahr-  oder 
Heilanstalt  entlassen  wurde,  demjenigen  Laudarmenverbande,  aus 
welchem  seine  Einlieferung  in  die  Anstalt  erfolgt  ist. 

Die  endgültige  Fürsorgeptlicht  des  0  rtsar  m  en  v  erbande  s 
des  Unterstützungs Wohnsitzes  beruht  auf  der  Erwägung,  daß 
zur  Fürsorge  für  einen  Hilfsbedürftigen  bilHgerweise  nicht  der  Ort, 
an  welchem  er  zufiillig  geboren  wurde  oder  wo  er  sich  gerade  auf- 
hält, sondern  derjenige  Ort  heranzuziehen  sei,  welcher  längere  Zeit 
hindurch  der  Mittelpunkt  seiner  Tätigkeit  war  und  hieraus  präsumtiv 
wirtschaftliche  Vorteile  gezogen  hat.  Di  ese,  die  Unterstützun  gs- 
pflicht  begründende  Ort  szu  geh  5r  igkeit  heißt  Unter- 
stützungswohnsitz. Derselbe  wird  erworben  (i?  9)  durch  Auf- 
enthalt, durch  Verehetichun  g  oder  durch  Abstammung,  wo- 
bei der  Erwerb  durch  Aufenthalt  ein  selbständiger  (originärer),  der- 
jenige durch  Vcrebelichung  oder  Abstammung  ein  abgeleiteter  (acces- 
sorischer)  genannt  wird. 

a)  Erwerb  durch  Aufenthalt.  Voraussetzung  des  Erwerbes 
des  Unterstützungswohnsitzes  durch  Aufenthalt  ist  die  sogenannte 
Ar  nien  m  ü  ndigkei  t ,  welche  nach  der  ursprünglichen  Fassung  des 
Gesetzes  erst  mit  dem  24.  Lebensjahre  eintrat,  während  jetzt  die  Zu- 
rücklegung des  18.  Leben.'ijalircs  maßgebend  ist.  Die  zum  Erwerbe 
eines  selbständigen  llnterstützungswohnsitzes  erforderliche  Aufent- 
haltsdauer beträgt  2  Jahre  (<;  10).  Der  Aufenthalt  muß  jedoch  nicht 
nur  ein  freigewählter  sein,  sondern  es  ist  auch  im  Interesse  der 
mit  Kranken-,  Bewahr-  oder  Heilanstalten  versehenen  Armen  verbände 
die  Bestimmung  getroffen,  daß  der  Aufenthalt  durch  den  —  wenn 
auch  freiwilligen  —  Eintritt  in  eine  solche  Anstalt  nicht  begonnen 
wird  (§  11,  12).  Ferner  wird  ein  zweijähriger  ununter- 
brochener  Aufenthalt  erfordert,   wobei   freiwillige   Entfernung  als 
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Unterbrechung  dann  nicht  gilt,  wenn  aus  den  Umständen  die  Absicht 
der  Reibehaltunf?  des  bislierigen  Aufenthaltes  erhellt,  (z.  B.  bei  Ge- 
schäftsreisen). Die  Erwerbsfrist  ruht,  außer  wegen  Mangels  der 
freien  Selbstbestimmung  (z.  B.  bei  Haft',  während  der  Dauer  der  von 
einem  Arnienverbande  gewährten  öffentlichen  Unterstützung.  In  diesem 
Falle  wird  die  Unterstützungsdauer  von  der  Erwerbsfrist  abgerechnet. 
Die  Erwerbsfrist  wird  unterbrochen  durch  AufeutlialtsverJegung. 
sowie  durch  einen  gemäß  §  5  des  Freizügigkeitsgesetzes  gestellteu  An- 
trag auf  Anerkennung  der  Verptliclituug  zur  Uebernahnie  eines  Hilfs- 
bedürftigen. Bei  Eintritt  einer  Unterbrechung  bleibt  die  bisherige 
Aufenthaltsfrist  außer  Berechnung. 

b)  Erwerb  durch  V  er  ehelich  un  g.  Die  Ehefrau  teilt  vom 
Zeitpunkte  der  Eheschließung  ab  (B.<i.B.  S  1317)  den  Unterstützungs- 
wohnsilz  des  Mannes  (Ji  15),  ohne  daß  es  bei  ihr  auf  Arnieninüiidig- 
keit  aukommt.  Sic  teilt  aber  nicht  bloß  den  ünterslützungswolinsitz, 
sondern  auch  den  Mangel  eines  solchen  mit  dem  Manne,  <l.  h.  sie 
wird  mit  diesem  landarm  oder  Ausländerin.  Mit  der  Ehefrau  teilen 
auch  ihre  in  die  Ehe  eingebrachten  Kinder  (aus  früherer  Ehe  stam- 
mende, uneheliche,  adoptierte)  den  Unterstützungswohnsitz  des  Mannes, 
gleichviel  ob  dieser  (der  Stiefvater)  /.ivilrechtlich  zu  ihrer  Ernährung 
verptlichtet  ist  oder  nicht.  Witwen  und  rechtskräftig  geschiedene 
Ehefrauen  l)ehalten  den  bei  Auflösung  der  Ehe  bestehenden  l'nter- 
stutzungsvvohnsitz  solange,  bis  sie  denselben  verhtreri  0{ler  einen  ander- 
weitigen Unterstützungswohnsitz  erworlten  haben  (5i  ItJ).  Auch  wäh- 
rend der  Dauer  der  Ehe  ist  die  Ehefrau  in  Bezug  auf  Erwerb  und 
Verlust  des  Unterstützungswohusitzes  selbständig: 

1)  wenn  und  solange  der  Ehemann  sie  böslich  verlassen  hat; 

2)  wälirend  der  Haft  des  Ehemannes; 

3)  während  des  (Jetrenntlebens  vom  Ehemanne  infolge  ausdrück- 
licher Einwilligung  desselben  oder  kraft  der  ihr  zivilrechtiicli  zustehen- 
den diesbezüglichen  Befugnis,  zu  2)  und  '■'>)  jedoch  nur,  sofern  sie 
ohne  Beihilfe  des  Ehemannes  ihre  Ernährung  tindet  (§  IT). 

c)  Erwerb  durch  Abstammung.  Eheliche  und  den  ehe- 
lichen gesetzlich  gleichstehende  Kinder  teilen  den  Unterstützungs- 
wohnsitz des  Vaters  bis  zur  Vollendung  des  18.  Lebensjahres.  Mit 
diesem  Zeitpunkte  übernehmen  sie  den  Unterstützungswohnsitz  des 
Vaters  als  accessorischen,  bis  sie  denselben  verloren  (»der  selbständig 
einen  anderen  erworben  haben.  Stirbt  der  Vater,  bevor  die  Kinder 
das  18.  Lebensjalir  vollendet  haben,  so  teilen  dieselben  fortan  den 
Unterstützungswohnsitz  der  Mutter.  Vollwaisen  behalten  bis  zur  Ar- 
menmündigkeit den  Unterstützungswohnsitz  des  zuletzt  verstorbenen 
Elternteils.  Lebt  die  Mutter  vom  Vater  befugt  getrennt,  so  teilen  die 
Kinder  den  mütterlichen  Unterstützungswohnsitz,  sofern  sie  ihr  bei 
der  Trennung  gefolgt  sind;  das  gleiche  gilt  im  Falle  der  Ehescheidung, 
insoweit  der  Mutter  die  Erziehung  der  Kinder  zusteht.  Unehelich« 
Kinder  teilen  den  Unterstützungswohnsitz  der  Mutter  in  demselben 
Umfange,  wie  eheliche  den  des  Vaters  (g§  IH— 21). 

Der  Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  tritt  ein: 

1)  durch  Erwerb  eines  anderweitigen  Unterstützungswohnsitzes 
(z.  B.  Verheiratung  einer  Frauensperson); 

2)  durch  zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zurück- 
gelegtem 18.  Leben.sjahre. 

In  Bezug  auf  Kühen  und  Unterbrechung  des  Fristeulaufes  gelten 
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die  hinsichtlich  des  Erwerbes  des  ünterstQtzungswohnsitzes  maßgebendeii 

Bestimmungen. 

Der  Umfang  der  Erstattungsp flicht  der  Annenverbände 
bemißt  sich  nach  den  aiu  Orte  der  rnterstützun^  geltenden  Gruud- 
sätzeo,  doch  ist  nur  die  im  Raliinen  des  unbedingt  Notwendigen  ge- 
währte Unterstützung  erstattungsfJihig.  Für  das  Gebiet  der  Anstalts- 
pflege  gilt  noch  das  Besondere,  daß  hier  ledigücli  die  durch  das  indi- 
viduelle Bedürfnis  des  einzelnen  Pfleglings  veranlassten  Kosten  (Be- 
köstigung, Medikamente,  Wäschereinigung)  der  Erstattung  unterliegen, 
während  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  der  Armen-  und  Kranken- 
anstalten (wohin  auch  private,  zur  Unterlningiing  Armer  benutzt« 
Krankenhäuser  zu  rechnen  sindi,  sowie  besondere  Gebühren  für  die 
Hilfeleistung  fest  remunerierter  Annenärzte  nicht  in  Ansatz  gebracht 
werden  dürfen  (Jj  3(J).  In  einzelnen  Bun<lesstaaten  sind  für  die  häu- 
figer vorkommenden  Aufwendungen  liestininite  Tarifsätze  aufgestellt, 
welche  indessen  nur  für  Annenverbände  desselben  Bundesstaates  maß- 
gebend sind.  Die  Anmeldung  von  Erstattungsan.s]>rüchen  hat  inner- 
halb t)  Monaten  bei  dem  endgültig  verpflichteten  Armenverbande  oder, 
falls  dersollie  nicht  zu  ermitteln  ist,  bei  rler  vorgesetzten  Behörde  des 
vorläufig  unterstützenden  Armenverbandes  zu  erfolgen  (§  :34).  Er- 
stattungsansprüche verjähren  in  zwei  Jahren  i§  ilOa). 

Die  Pflicht  zur  Uebernahme  eines  Hilfsbedürftigen 
in  die  eigene  Fürsorge  des  endgültig  verptiichteten  Orts-  oder  Land- 
armenverbandes besteht  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  Unter- 
stützung wegen  dauernder  Hilfsbedürftigkeil  gewährt  wird  (§  Hl);  in 
diesem  Falle  ist  jiolizeiliche  Ausweisung  im  Wege  des  Transjtorts  zu- 
lässig. Es  steht  aber  andererseits  auch  dem  endgültig  fürsorge- 
pfliclitigen  Armenverbande  das  Recht  zu,  die  Ueberführnng  des  Hilfs- 
bedürftigen zu  verlangen  (§  32).  Die  Ausweisung  bez.  Uebernahme 
erstreckt  sich  nach  dem  Grundsatze  der  annenrechtlichen  Familien- 
einheit auf  alle  denselben  Unterstützungs  wohn  sitz  teilenden  Familien- 
glieder. Die  beteiligten  Armenverbande  können  eine  solche  Maßnahme 
jedoch  im  Wege  der  Vereinbarung  ausschließen,  auch  soll  auf  Anrufen 
eines  Teiles  die  Spruchbehörde  erster  Instanz  zwecks  tunlichster  Her- 
stellung einer  solchen  Einigung  vermittelnd  eingreifen  (§  öö).  Ist  mit 
der  Ausweisung  Gefahr  für  Leben  oder  Gesundheit  dos  Auszuweisenden 
oder  seiner  Angehörigen  verbunden,  oder  involviert  dieselbe  für  den 
Auszuweisenden  erhebliche  Häi-ten  oder  Nachteile,  so  kann  die  genannte 
Behörde  durch  eine  —  im  Wege  der  Berufung  anfechtbare  —  Ent- 
scheidung das  Verbleiben  am  Aufenthaltsorte  gegen  Festsetzung  eines 
von  dem  veri»tliclueten  Armenverbande  zu  zahlenden  Unterstützungs- 
betrages anordnen  (ij  öd). 

e)  S  treitverfahren  unter  Armen  v  erbänden.  Geht  in- 
nerhalb 14  Tagen  nach  Emiifang  der  Anmeldung  eine  zustimmende 
Antwort  des  in  Anspruch  genommenen  Arnienverbandes  nicht  ein,  so 
gilt  der  Anspruch  als  abgelehnt.  Der  vorläufig  unterstützende  Armen- 
verband ist  alsdann  berechtigt,  seinen  Anspruch  im  Ivlagewege  zu 
verfolgen.  Die  Geltendmachung  geschieht  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren vor  den  landesgesetzHch  dazu  berufenen  Behörden.  Die- 
selben sind  befugt,  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  zu  veranlassen, 
sowie  Zeugen  und  Sachverständige  eidlich  zu  vernehmen.  Die  Ent- 
scheidung erfolgt  durch  schriftlichen,  mit  Gründen  zu  versehenden  Be- 
schluß (§§  35  ff).    Gegen  dieselbe  ist  in  interterritorialen  Sachen,  d.  h. 
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sofern  die  streitenden  Arnienverbände  verschiedenen  Bundesstaaten 
angehören,  Berufung  (mit  neuen  Tatsachen  und  Beweismitteln)  an  das 
Bundesamt  für  das  Heimatwesen  als  hfjchste  Instanz  zulässig. 
Landespesetzlich  kann  die  Zuständigkeit  des  Bundesamtes  auch  auf 
Streitsachen  zwischen  Arnieiiverbänden  desselben  Bundesstaates  (Lan- 
dessachen) ausgedehnt  werden,  was  in  der  Mehrzahl  der  Bundesstaaten 
geschehen  ist.  Die  genannte  Reichsbehörde  besteht  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  mindestens  4  Mitgliedern,  welche  auf  Vorschlag  des 
Bundesrates  vom  Kaiser  auf  Lebenszeit  ernannt  werden  (§>;  4iJ  ff). 

f)  Wieder einziehun  g  der  Un  t  erst  fi  tzun  g.  Eine  Ver- 
pflichtung des  Unterstützten  selbst,  Aufwendungen  der  ArmeupHege 
aus  seinem  Vermögen  zu  erstatten,  besteht  reichsgesetzlich  nicht,  ist 
auch  aus  der  Natur  der  Armenunterstützuug,  welche  in  Erfüllung 
einer  öffentlich-rechtlichen  Pflicht  gewährt  wird,  nicht  ohne  weiteres 
herzuleiten.  Landesgesetzlich  ist  aber  vielfach  bestimmt,  daß  der 
Unterstützte,  sobald  er  in  eine  bessere  Vermögenslage  gerät,  die  auf- 
gewendete Unterstützung  zu  erstatten  bat.  Das  zu  ("lunsten  der 
Armenbehörde  in  Ansehung  des  Nachlasses  unterstützter  oder  ver- 
pflegter Personen  etwa  bestehende  Erbrecht  ist  durch  Art.  131»  des 
Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  üesetzbuche  ausdrücklich  auf- 
rechterhaiten.  Die  Erbenqualität  des  Armenverbandes  bedingt  aller- 
dings nach  §  1967  B.G.B.  dessen  Haftung  für  die  Nachlaßverbindlich- 
keiten, doch  lassen  sich  daraus  resultierende  Nachteile  durch  Inventar- 
errichtung oder  Beantragung  einer  Nachlaßverwaltung  unschwer 
ausschließen. 

Weiterhin  ist  jeder  Armenverband,  welcher  nach  Vorschrift  des 
Unterstützuugswohnsitzgesetzes  einen  Hilfsbedürftigen  unterstützt  hat, 
befugt,  diejenigen  Leistungen,  zu  deren  Gewährung  ein  Dritter  dem 
Unterstützten  gegenüber  verpflichtet  ist,  von  dem  Verpflichteten  in 
demselben  Maße  und  unter  denselben  Voraussetzungen  zu  fordern, 
als  dem  Unterstützten  ein  Recht  auf  jene  Leistungen  zusteht  (Ji  &2). 
Der  Armenverband  gilt  demnach  als  gesetzlicher  Zessionar  des  Unter- 
stützten in  Bezug  auf  diejenigen  Verpflichteten,  an  deren  Stelle  er  zu 
gunsten  des  Unterstützten  hat  eintreten  müssen.  Eine  besondere  Re- 
gelung haben  die  Beziehungen  der  Armenverbäude  zu  den  Einrichtungen 
der  Arbeiterversicherung  erfahren.  (V^ergl.  Kiankenversicberungsgesetz 
§  57,  Oewerbeunfallversicheruugsgesetz  tj  2(i,  Invalidenversicherungs- 
gesetz S  49.)  Als  (irundsatz  gilt  hier,  daß  für  die  Zeit  der  Unter- 
stützung der  Rentcnans])ruch  auf  den  Arnienverband  übergeht,  jedoch 
mit  der  Maßgabe,  daß  die  Invaliden-  und  Altersrente  zum  vollen  Be- 
trage nur  bei  Anstaltsptlege,  sonst  lediglich  zum  halben  Befrage  von 
höchstens  drei  Monatsrenten  in  Anspruch  genommen  werden  darf.  Vor 
welcher  Behörde  die  in  Frage  kommenden  Ansprüche  zu  verfolgen  sind, 
hängt  von  der  Art  derselben  ab.  In  den  meisten  Bundesstaaten  (für 
Preußen  vergl.  ä^  65  des  Ausfiihrungsgesefzes  zum  Unterstützungswohn- 
sitzgesetz vom  8.  März  1871)  ist  der  Arinenverband  bei  Inanspruchnahme 
unterhaltspflichtiger  Angehöriger  nicht  auf  die  Rückforderung  des  in 
der  Vergangenheit  Geleisteten  beschränkt,  sondern  ermächtigt,  dieselben 
im  Verwaltungswege  (in  Preußen  vor  dem  Stadt-  oder  Bezirksaus- 
schuß) zur  Gewährung  laufender  Unterstützung  heranzuziehen. 
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IL   Bayern. 

Aurh  in  Bayern  ist  jedem  (iauernd  oder  vorüberf^ehend  Hilfsbe- 
dörftigeii.  er  sei  Bayer  oder  Niditiiayer,  die  erforderliche  Unterstützung 
von  der  Aufenthaltsyemeinde  zu  gewähren.  Die  entscheidende  Diver- 
genz gegenüber  dem  (lebiete  des  Unterstützuugswohnsitzgesetzes  liegt 
darin,  daß  für  die  endgültige  Verteilung  der  Armenlast  dort  das 
Prinzip  des  Aufenthaltes  entscheidet,  während  das  bayerische  Armen- 
wesen noch  heute  vom  Heimat prin zip  beherrscht  ist,  dessen  Auf- 
rechterbaltung  ein  in  Art.  4  No.  1  dei-  Reichsverfassung  besonders 
vorbehaltenes  Reservatrecht  bildet. 

Nach  Art.  13  des  Gesetzes  über  Heimat,  Verehelichung  und  Aufent- 
halt vom  1(>.  April  1H6H  (jn  der  Fassung  der  Novelle  vom  17.  Juni 
1896)  gewährt  die  Heimat  in  einer  Gemeinde  das  Recht,  sich  in  dem 
Gemeindebezirke  aufzuhalten,  sowie  füj-  den  Fall 
bedürftigkeit  Unterstützung  durch  die  Gemeinde 
Gesetzes  über  die  Armenpflege  zu  beanspruchen, 
nach  dem  Gesetze  eine  Heimat  haben ;  ist  dieselbe  zweifelhaft,  streitig 
oder  unbekannt,  so  wird  dieselbe  durch  die  zuständige  Behörde  von 
Amtswegen  festgestellt. 

Das  Gesetz  unterscheidet  demgemäß  zwischen  einer  ursprüng- 
lichen,  erworbenen  und  angewiesenen  Heimat. 

Die  ursprüngliche  Heimat  hat  jeder  St^iatsan gehörige  da,  wo 
seine  Eltern  heimatberechtigt  siiul  oder  zuletzt  heimatberechtigt  waren  ; 
elieliche  Kinder  folgen  dabei  dem  Vater,  uneheliche  der  Mutter. 

Erworben  wird  die  Heimat  durch  Austeilung  im  öffentlichen 
Dienste,  durch  Erlangung  des  Bürgerrechtes  in  einer  Gemeinde  oder 
aucli  durch  besonderen  Vertrag  mit  derselben,  sowie  für  Ehefrauen 
durch  Heirat.  Anspruch  auf  Verleihung  des  Heiniatrechtes  haben 
Staatsangehörige,  welche  sich  nach  eri-eicliter  X'olljähngkeit  vier  Jahre 
lang  freiwillig  und  selbständig  in  einer  Gemeinde  aufgehalten,  ihre 
Abgaben  bezahlt  und  Ainienunterstützung  weder  beansprucht  nn<'h 
erhalten  haben ;  l>ei  fehlender  Selbständigkeit  ist  siebenjähriger  Aufent- 
halt erforderlich.  Zur  (icltendniachung  dieses  Anspruches  ist  auch 
die  bisherige  Heimatgemeinde  befugt,  und  zwar  selbst  gegen  den 
Willen  des  Berechtigten. 

Die  angewiesene  (vorläufige)  Heimat  entsteht  durch  obrigkeit- 
liche Anordnung  hinsichtlich  solcher  in  Bayern  betroffenen  Personen, 
deren  Heimat  nicht  zu  ermitteln  ist  und  welche  nicht  ausgewiesen 
werden  können. 

Die  Wirkung  des  Heimatrechtes  ist  von  der  Art  seiner  Ent- 
stehung im  allgemeinen  unabhängig;  insiiesondere  hat  auch  derjenige, 
welchem  in  einer  Gemeinde  eine  vorläufige  Heimat  angewiesen  worden 
ist,  die  gleichen  Rechte  wie  der  endgültig  Beheimatete.  Ein  Unter- 
schied besteht  nur  insofern,  als  tlie  Arwenlast  von  der  Gemeinde  iter 
ursprünglichen  oder  erworbenen  Heimat  endgültig  zu  tragen  ist,  wäli- 
rend  die  zu  Gunsten  einer  vorläulig  beheimateten  Person  gemachten 
Aufwendungen  von  der  etwa  nachträglich  ermittelten  wirklichen  Hei- 
matgemeinde, eventuell  von  der  Staatskasse  zu  ersetzen  sind. 

Das  Armen  recht  ist  in  Bayern  durch  das  (durch  verschiedene 
Novellen  ergänzte)  Gesetz  über  die  öfl'entliche  Armen-  und  Kranken- 
pflege vom  29.  April  1869  einheitlich  geregelt.  Das  Gesetz  bezeichnet 
als  Aufgabe  der  öffentlichen  Armeni»flege,  hilfsbedürftige  Personen  zu 
unterstützen,  sowie  der  Verarmung  entgegenzuwirken.    In  Bezug  auf 
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die  Unterstfitzungspflicht  der  Gemeinden  pelten  im  aÜKeineinen  die- 
selben Grundsätze  wie  im  (ieliiete  des  UnterstiUzuugswohnsitzgesetzes, 
jedoch  ist  ausdrücklicli  bestimmt,  daß  arbeitsfällige  Personen  einen 
Anspruch  auf  öiTentliche  Armenunterstützung  an  sich  nicht  habe.n, 
daß  ihnen  aber  in  Fällen  drinjjender  Not  die  im  Interesse  »Icr  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Sittlichkeit  augenblicklich  unentbehrliche  Hilfe 
nicht  zu  versagen  sei  (Art.  10  Abs.  ;!).  Ferner  kann  die  l'nter- 
stützungs|itlicht  durch  Stellvertreter  erfüllt  werden :  als  stellvertretende 
Arnieniirifge  erscheint  insbesondere  auch  die  von  privater  Seite  ge- 
leistete Hilfe,  wofern  sie  dringlich  ist  und  der  Armenjrtlege  des  Ortes  der 
Hilfeleistung  rechtzeitig  angezeigt  wird  (Art.  17  Abs.  3—5).  Endlich  er- 
werben auswärts  heimatberechtigte  Dienstboten,  Lehrlinge  und  Lohn- 
arbeiter gegenüber  der  Aufenthaltsgemeinde,  welche  von  diesen  Per- 
sonen (soweit  sie  nicht  der  Reicliskrankenversicherung  unterliegen) 
Beiträge  von  höchstens  \b  Pf.  wöchentlich  zu  Gunsten  der  Armenkasse 
zu  erheben  berechtigt  ist,  einen  Ansi)ruch  auf  die  erforderliche  Kranken- 
pflege für  90  Tage  (Art.  20).  Diese  Krankenversicherung,  welche  weder 
Armenunterstützung  noch  Reichskrankenversicherung  ist,  hat  für  nicht 
versicherungsptiirlitige  Personen  auch  heute  noch  Uedeutung.  Was 
die  Verhütung  der  Verarmung  anlangt,  so  ist  der  örtlichen 
Armenpflege  namentlich  die  Erziehung  und  Ausbildung  armer  Kinder 
zur  Pflicht  gemacht  (Art.  10  Abs.  2  No,  4);  ferner  ist  sie  zur  Ver- 
mittelung  und  Anweisung  von  .\rbeit  (Art.  29  Abs.  2)  und  zur  Ge- 
währung von  ProzeßknstenvorscbufS  an  Hilfesuchende  behufs  gericht- 
licher Verfolgung  von  Vermögensrechten  befugt  (Art.  yti  Abs.  1). 

Die  Ausübung  der  ArmenpHege  liegt  jeder  politischen  (iemcinde 
für  ihren  Bezirk  ob.  Die  Geschäfte  werden  durch  den  Armenpfleg- 
schaftsrat  besorgt,  dem  neben  dem  Bürgermeister  und  den  dazu 
abgeordneten  Mitgliedern  dei"  Gemeindekörjierschaften  die  (ieistlichon, 
die  erwählten  ArmenjtHegschaftsräte  und  der  Bezirksarzt  angehören. 
Die  Mittel  zur  Bestreitung  des  Bedarfes  der  örtlichen  ArmenjiHege 
sind  aus  den  Nutzungen  des  für  Armenzwecke  ausgeschiedenen  Ge- 
meindevermögens (Lokalarmenfonds)  und  der  etwa  hierzu  verfügbaren 
Wohltätigkeitsstiftiingen.  ferner  aus  gewissen  der  Gemeinde  zugewie- 
senen Einnahmen,  Abgaben  und  Zuschüssen  zu  schöpfen.  Reichen 
diese  Einnahmeijuellen  nicht  aus,  so  ist  der  Mehrbedarf  nach  den 
Vorschriften  über  die  Bestreitung  der  Gemeindehedürfnisse  zu  decken. 
Neben  der  zur  Fürsorge  für  den  einzelnen  Armen  oder  Kranken  be- 
rufenen Gemeindearmenpllege  stehen  die  Distrikts-  und  die 
Kreisarmenpflege,  welchen  die  Gründung  und  Unterhaltung  von 
Anstalten  zu  Zwecken  der  Armen-  und  Krankenpflege,  sowie  die 
Unterstützung  überbürdeter  Gemeinden  bez.  Distrikte  zugewiesen  ist. 
Als  mit  Armenlasten  überbürdet  gilt  eine  Gemeinde  bez.  ein  Distrikt 
dann,  wenn  die  Höhe  der  zur  Bestreitung  des  Bedarfs  der  Armen- 
kasse erforderlichen  Umlagen  die  Besorgnis  begründet,  daß  ein  erheb- 
licher Teil  der  Umlageptlichtigen  mit  ihren  Familien  in  der  Befriedi- 
gung ihrer  notwendigen  Lebensbedürfnisse  beeinträchtigt  werde.  Den 
Distrikten  wird  die  Hälfte  der  an  überbürdete  Gemeinden  gezahlten 
Unterstützungen  aus  Kreismitteln  ersetzt.  Während  die  IrrenpHege 
lediglich  den  Kreisen  obliegt,  wird  die  Fürsorge  in  Beschäftiguugs-. 
Armen-  und  Krankenanstalten  sowohl  von  den  Distrikten,  wie  von  den 
Kreisen  geübt. 

Hinsichtlich   des  Erstattungsanspruches   der  Aufenthaltsgemeinde 
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gilt  das  Besonilere,  daß  derselbe  in  Bezu^'  auf  Steuerzahler  für  die 
ersten  14  Tage  der  Unterstützung  fortfällt,  während  er  bei  Personen, 
welche  sich  vor  Eintritt  der  Hüfsbediirfttgkeit  mindestens  (i  Monate 
laug  freiwillig  und  ununterbruchen  in  der  Genieinde  aufgehalten  haben, 
nur  insoweit  Platx  greift,  als  die  Hilfeleistung  die  Dauer  von  4  Wochen 
überschritten  hat.  Erstattungsansi>rik'he  sind  regehnäßig  binnen  drei 
Tagen  anzumelden.  In  betretf  der  Heimweisung  gelten  aucli  in  Bayern 
die  V'orschriften  des  Freizügigkeitsgesetzes.  Streitigkeiten  über  Heimat- 
recht  oder  Unterstützungspflicht  werden  im  Verwaltungsstreitverfahren 
entschieden.  Im  Verwaltungswege  können  auch  auf  Antrag  der  Armen- 
pflege säumige  Nährpflichtige  zur  (iewährung  laufender  Unterstützung 
an  den  Hilfsbedürftigen  angehalten  werden.  Der  Erstattungsanspruch 
gegen  den  Unterstützten  ist  auf  Scheinarme  und  Personen,  welche 
binnen  10  Jahren  nach  Empfang  öffentlicher  Unterstützung  zu  Ver- 
mögen gelangt  sind,  beschränkt.  Unterhaltspflichtige  Angehörige  haben 
die  infolge  der  Nichterfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  notwendig  gewor- 
dene Unterstützung  zu  ersetzen. 

IIL   Elsaß-Lothringen. 

Da  das  Reichsgesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  in  Elsaß- 
Lothringen  bislang  nicht  zur  Einführung  gelangt  ist.  so  steht  die  dor- 
tige Armenpflege  gegenwärtig  noch  auf  dem  Standpunkte,  welchen  die 
französische  Armenpflege  im  Jahre  1870  einnahm.  Die  Fürsorge  ist 
demgemäß  eine  fakultative,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dalä  sie  nicht 
im  Umfange  der  bestehenden  Bedürftigkeit ,  sondern  lediglich  nach 
Maßgabe  der  vorhandenen  Mittel  geübt  wird.  Weiterhin  ist  von  Be- 
deutung, daß,  während  sowohl  im  (Jebiete  des  Unterstützungswohusitz- 
gesetzes  als  auch  in  Bayern  die  örtliche  Armenpflege  Nichtstaatsan ge- 
hörige und  Reichsausländer  niitunifaßt,  die  französische  Armengesetz- 
gebung  eine  Fürsorge  für  Ausländer  überhaupt  nicht  kennt.  Als 
Ausländer  im  armenrechtlichen  Sinne  gelten  auch  die  eingewanderten 
„Altdeutschen",  wofern  sie  nicht  die  clsaß-lothringische  Staatsangehörig- 
keit erworben  haben. 

Träger  der  Armenpflege  sind,  wie  in  Frankreich  (vergl.  unten 
S.  21)5),  in  erster  Linie  die  Hospitäler  und  Hospize,  deren  Ver- 
waltung einer  vom  Gemeinderate  ernannten  fünfgliedrigen  Verwaltungs- 
komraissiou  unter  dem  Vorsitze  des  Bürgermeisters  obliegt.  Nach  dem 
Gesetz  vom  24.  Vendemiaire  II  sollen  zwar  alle  Personen  über 
70  Jahre,  ferner  Gebrechliche  und  Kranke  im  nächstgelegenen  Hospiz 
Aufnahme  finden;  es  bestehen  aber  im  ganzen  Lande  nur  117  Hospi- 
täler und  Hospize,  welche  dem  Bedarf  auch  nicht  annähernd  genügen, 
80  daß  zahlreiche  Hilfsbedürftige  dieser  Kategorien  unversorgt  bleiben. 

Dem  Bureau  de  bienfaisance  in  Frankreich  entspricht  in  Elsaß- 
Lothringen  der  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem  nnd  fünf 
ehrenamtlichen  Mitgliedern  bestehende  Armen  rat.  Die  Tätigkeit 
desselben  beschränkt  sich  auf  die  Verteilung  der  zu  Gunsten  der  nicht 
in  Spitälern  verpflegten  Armen  zu  erhebenden  Abgaben  von  gewissen 
Vergnügungsveranstaltungen,  sowie  etwaiger  sonstiger  zu  Armenzwecken 
erfolgter  freiwilliger  Spenden.  Sind  diese  Mittel  erschöpft,  so  ist  für 
weitergehende  Bedürfnisse  der  oflenen  Armenpflege  staatsseitig  nicht 
gesorgt.  Für  die  völlige  Unzulänglichkeit  dieser  Fürsorge  ist  die  Tat- 
sache charakteristisch,  daß  im  Jahre  18St7  in  976  von  den  16i)7  Ge- 
meinden Elsaß-Lotliringens  überhaupt  kein  Armenrat  bestand.  Anderer- 
es 
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seits  ist  anzuerkennen,  rlaß  die  größeren  Stärlte  des  Landes,  in  erster 
Linie  Straßburg,  Kolmar  und  Miilhauseu,  aus  Gemeindemitteln  erlieb- 
liche  Zuschüsse  zu  den  Kosten  der  offenen  Aruienjittege  leisten,  weiche 
letztere  namentlich  in  den  beiden  erstgenannten  Städten  eine  auf  der 
Grundlage  des  Elberfelder  Systems  geschaffene  mustergültige  Organi- 
sation aufweist. 

Eine  gesetzliche  Regelung  im  Sinne  einer  Annäherung  an  das 
System  der  ZwangsarmenpHege  hat  die  Fürsorge  für  Findelkinder, 
Waisen  und  Irre  erfahren,  welche  dem  (jebiete  der  freiwilligen  Armen- 
pflege entzogen  und  den  Deitartemcnts  (Bezirken)  als  Pdichtaufgabe 
übertragen  ist.  Bedeutungslos  für  den  gegenwärtigen  Zustand  der 
Armenpflege  sind  die  napoleonischen  Vorschriften  über  die  Errichtung 
von  Bettlerdepots,  da  solche  Anstalten  in  Elsaß-Lothringen  nicht  exi- 
stieren. Eine  empfindliche  Lücke  gegenüber  Frankreich  weist  die 
elsaß-lothringische  Ärmenptiege  insofern  auf,  als  es  an  Vorschriften 
fehlt,  welche  dem  französischen  Gesetze,  betr.  die  unentgeltliche 
Krankenpflege,  vom  15.  Juli  1893,  entsprechen. 

Der  Unterstützungswohnsitz  wird  nach  dem  bereits  erwähnten 
Gesetze  vom  24.  Vend6miaire  II  durch  Geburt  oder  durch  einjährigen 
Aufenthalt  nach  vollendetem  21.  Lebensjahre  erworben.  Der  Erwerb 
setzt  indessen  die  inländisclie  Staatsangehörigkeit  voraus,  ist  also  für 
Altdeutsche  au  deren  vorgängige  Erlangung  geknüj>i't.  Die  Bedeutung 
des  Unterstützungswohnsitzes  beschränkt  sich  für  den  Hilfsbedürftigen 
darauf,  daß  er  vor  Ausweisung  geschützt  bleibt ;  im  übrigen  ist  der 
t'nterstützungswohnsitz  nur  für  die  Verteilung  der  Armenlast  von  Belang. 

Was  die  Stellung  der  Altdeutscheu  anlangt,  so  haben  dieselben 
nach  dem  Prinzip  der  französisclien  Gesetzgebung  auf  Armenhilfe 
keinerlei  Anspruch,  Gewisse  Einschränkungen  ergeben  sich  jedoch 
einerseits  aus  dem  Freizügigkeitsgesetz  und  der  Eisenacher  Ueberein- 
kunft,  welche  beide  auch  in  Elsaß-Lothringen  Geltung  haben,  während 
andererseits  den  l'ntertaneu  von  Baden,  Württemberg  und  Hessen  durch 
ein  am  1.  April  \Hi)7  in  Kraft  getretenes  Sonderabkonimeu  eine  gün- 
stigere Stellung  gesichert  ist.  Der  §  7  des  Freizügigkeitsgesetzes  ver- 
pflichtet den  Aufenthaltsstaat  zur  Fürsorge  für  einen  (wegen  dauern- 
der Hilfsbedürftigkeit)  Auszuweisenden  nach  den  für  die  öffentliche 
Armenpflege  in  seinem  Gebiete  gesetzlich  bestehenden  Grundsätzen. 
Diese  Fürsorge  bleibt  aber  in  Elsaß-Lothringen,  wie  bei  der  eingeses- 
senen Bevölkerung,  vom  Umfange  der  vorhandenen  Mittel  abhängig, 
wälirend  umgekehrt  dem  Elsaß-Lothringer  in  Altdeutschland  der  volle 
Notbedarf  gewährleistet  ist.  Zufolge  <ler  Eisenacher  Uebereinkunft  von 
1853  ist  dem  Altdeutschen  im  Erkrankungsfalle  die  nötige  Kur  und 
Verpflegung  nach  denselben  Grundsätzen  wie  dem  Eingesesseneu  zu 
gewähren:  auch  hierdurch  ist  indessen  eine  dem  Bedürfnisse  ent- 
sprechende Armenhilfe  keineswegs  sichergestellt.  Durch  den  Vertrag 
mit  Baden.  Württemberg  und  Hessen  ist  dagegen  den  Angehörigen 
dieser  Bundesstaaten  nach  fünfjährigem  Aufenthalte  in  Elsaß-Lothringen 
während  der  Dauer  der  Unterstüt^ungsbedürftigkeit  der  volle  unent- 
behrliche Unterhalt  garantiert.  Ein  Ersatz  von  selten  des  Heimat- 
staates findet  nach  den  Bestimmungen  der  Vereinbarung  nicht  statt, 
doch  soll  ein  solcher  den  elsaß-lothringischen  Gemeinden  tunlichst  aus 
den  Mitteln  des  eigenen  Landes  gewährt  werden. 

Während  die  ßeformbedürftigkeit  des  elsaß-lothringischen  Armen- 
pflegesystems im  Kreise  der  Sachkundigen  außer  Zweifel  steht  (vergl. 
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die  Verhandlungen  des  Deutschen  Vereins  für  ArmenpHege  und  Wohl- 
tätigkeit in  Straßlmrg  18%  und  in  Nürnberg  18'J8),  begegnet  die  Kin- 
ftthrung  einer  obligatorisdiLMi  Armenpflege  im  elsaÖ-lotliringisdien 
Laudesausscliiisse  immer  noch  heftigem  Widerrstamle.  Man  fürchtet 
(las  Erlahmen  der  PrivatwohltätiKkeit  und  glaubt  namentlich,  daß  durch 
eine  Aenderung  des  Systems  die  eingewanderte  altdeutsciie  Uevölke- 
rung  auf  Kosten  fllsali-Lotliringens  bereichert  und  damit  ein  Anreiz 
zur  Einwanderung  zweifelhafter  Elemente  gegeben  würde.  Dabei  über- 
sieht man,  daß  die  Verarmung  unter  den  Altdeutschen  wesentlich  ge- 
ringer ist  als  unter  den  Einheimischen,  und  daß  es  daher  in  erster 
Linie  die  letzteren  sind,  welche  unter  der  (neuerdings  auch  in  Frank- 
reich mehr  und  mehr  anerkannten)  Unzulängliclikeit  des  Systems  der 
fakultativen  Armenpflege  zu  leiden  haben. 

Verhältnis  zum  A  u  s  1  a  n  d  e. 

Die  völkerrechtliche  Vcrptiichtung  eines  Staates  zur  Uebernahuie 
seiner  Angehörigen  (und  vormaligen  Angehörigen,  soweit  dieselben 
eine  anderweite  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  haben)  ist  an  und 
für  sich  von  der  Verarmung  unabhängig,  doch  l>ildet  die  letztere,  wenn 
sie  als  eine  dauernde  zu  betrachten  ist,  regelmäßig  den  Anlaß  zur 
Einleitung  des  Uebernahmeverfabrens.  Da  Bayern  und  Elsaß- 
Loth  ringen  sowohl  im  Verhältnis  zueinander,  als  auch  zu  dem  üe- 
biete  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  als  Ausland  gelten,  so  ist 
hier  gemäß  S  7  des  Freizügigkeitsgesetzes  auch  heute  noch  die  Gothaer 
Konvention  von  1851  umßgebend  mit  der  Modifikation,  daß  jeder  Staat 
den  Auszuweisenden  bis  zur  Uebernahnie  wie  seine  eigenen  Unter- 
tanen zu  versorgen  hat,  und  daß  eine  Erstattung  der  Armenpflege- 
kosten  nur  insoweit  stattfindet,  als  die  Fürsorge  länger  als  3  Monate 
hat. 

Das  Verhältnis  0  esterreich -Ungarns  zu  den  einzelnen 
Staaten  des  Deutschen  Reiches  regelt  sich  nach  der  Eisenacher  Ueher- 
einkunft  von  1853,  welche  die  Gegenseitigkeit  der  Verpflegung  Er- 
krankter, sowie  der  Beerdigung  verstorbener  Angeböriger  des  anderen 
Staates  unter  Ausschluß  der  Erstattung  verbürgt.  Daneben  besteht 
ein  üebernahmevertrag,  welcher  diesbezügliche  direkte  Verbandlungen 
der  beteiligten  Behörden  zuläßt.  Was  die  übrigen  außerdeutschen 
Staaten  anlangt,  so  existieren  völkerrechtliche  Verträge  mit  Belgien, 
Dänemark,  Frankreich.  Italien,  Ru  ßland  und  der  Seh  weiz. 
Der  Vertrag  mit  Belgien  gewährleistet  den  beiderseitigen  hilfsbedürf- 
tigen Staatsangehörigen  dieselbe  Unterstützung  wie  den  eigenen  Unter- 
tanen, während  die  Vereinbarungen  mit  Dänemark,  Italien  und  der 
Schweiz  nur  von  der  erforderlichen  Krankenfürsorge  sprechen  und  die- 
jenigen mit  Frankreich  und  Rußland  lediglich  die  Modalitäten  der 
üebernahme  regeln,  ohne  auf  die  Charakterisierung  der  als  Ueber- 
nahnieursache  in  Betracht  kommenden  Hilfsbedürftigkeit  näher  ein- 
zugehen. Eine  gegenseitige  Erstattungsverbindlichkeit  findet  durchweg 
nicht  statt,  es  sei  denn,  daß  im  einzelnen  Falle  besondere  Abnmchungen 
getroffen  sind.  Dio  üebernahme  setzt  im  allgemeinen  diplomatische 
Verhandlungen  voraus,  doch  ist  im  Verkehr  mit  Dänemark,  RuiUand 
und  der  Schweiz  direkter  Verkehr  zugelassen,  bei  Rußland  allerdings 
nur  für  die  Grenzbeliörden.  Mit  Schweden  und  Norwegen  besteht  ein 
Vertrag  nicht,  doch  führen  hier  Sonderverhandlungen  auf  diidoma- 
tischem  Wege  in  der  Regel  zum  Ziele. 
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2.  Die  Armenpflegesysteme.         ' 

Allgemeines.  Die  durcli  Gesetz  ixler  Ortsstatut  für  die  Aus- 
übung der  öffentlichen  Artnenptlege  aufgestellten  Normen  in  die  Praxis 
zu  übertragen,  ist  die  wichtige  Aufgabe  der  Armenverwaltung.  Die- 
selbe hat  zu  dem  Ende  zu  gcwälirleisten : 

a)  die  jtrompte  Entgegennahme  und  vorurteilsfreie  Prüfung  der 
ünterstützungsgesuche ; 

b)  eine  schnelle  und  zutreffende  Entscheidung  über  dieselben 
unter  Auswahl  der  der  Eigenart  des  einzelnen  Falles  am  besten  ent- 
sprechenden Art  der  Hilfe: 

c)  eine  fortgesetzte  eingehende  Kontrolle  über  sämtliche  schwebenden 
ünterstützungsfälle. 

Die  hierfür  erforderliche  Verwaltungsorganisation  hat  sich  nach 
drei  Richtungen  entwickelt:  sie  ist  bureau  Ic  rati  seh,  ehrenamt- 
lich oder  gemischt. 

Von  bureaukr atischer  Verwaltung  spricht  man  da,  wo 
die  Armenpflege  mit  der  sonstigen  Gemeindeverwaltung  dergestalt 
verschmolzen  ist,  daß  die  Geschäfte  von  den  zur  allgemeinen  Ver- 
waltung der  Gemeindeangelegenheiten  berufenen  Beamten  (Bürger- 
meister. Ortsschulze,  Geuicindevorsteher  u.  s.  w.)  mitbesorgt  werden. 
Dieses  System  findet  sich  zumeist  auf  dem  Lande  und  in  den  kleineren 
Stadtgemeinden.  Hier  ist  dem  Armen,  welcher  um  gesetzliche  Armen- 
hilfe nachsuchen  will,  bekannt,  wo  und  liei  welcher  Person  er  sein 
Anliegen  vorzubringen  hat.  Andererseits  ist  auch  die  zur  Entscheidung 
berufene  Behörde  mit  tien  Verhältnissen  des  Gesuchstellers  genau 
vertraut,  und  etwaige  X'enlnderungen  in  der  Lage  des  Unterstützten 
gelangen  auch  oliiie  besondere  Kontrolleiurichtungen  zu  ihrer  Kenntnis. 

Bei  größerer  Bevölkerungszahl  und  der  dadurch  bedingten  erhöhten 
Undurchsichtigkeit  der  Verhidtnisse  genügen  die  Organe  der  all- 
gemeinen Verwaltung  zur  rX'iillung  jener  speziellen  Aufgaben  der 
Armenverwaltung  nicht  mehr.  Hier  erfordert  schon  die  Anbringung 
der  ünterstützuiigsgesuche  und  die  zunächst  in  der  Wohnung  des 
Gesuchstellers  erforderliche  Untersuchung  der  der  Behörde  regelmäßig 
unbekannten  Verhältnisse  einer  großen  Zahl  von  Gesuchstellern  die 
Mitwirkung  zahlreicher,  möglichst  zuverlässiger  Organe,  welche  dem 
Hilfesuchenden  leicht  erreichbar  sind,  außerdem  aber  dessen  Verhält- 
nissen näher  stehen  und  Zeit  wie  Fähigkeit  besitzen,  eine  sorgfältige 
Untersuchung  derselben  vorzunehmen.  Auch  verlangt  die  richtige 
Auswahl  der  den  besonderen  Umständen  anzupassenden  Hilfe  wegen 
der  Mannigfaltigkeit  der  Lebenshaltung  und  der  Erwerbsgelegenheit 
die  eingehendste  Befassung  mit  jedem  einzelnen  Falle,  und  vollends 
ist  die  Entscheidung,  ob  überhaupt  und  in  welcher  Höhe  öftentliche 
Mittel  aufzuwenden  sind,  mit  Rücksicht  auf  die  große  Zahl  der  Fälle 
nicht  nur  finanziell,  sondern  auch  wegen  ihrer  mittelbaren  Wirkungen 
für  den  Gesuchsteller  wie  für  andere,  in  ähnlicher  Lage  befindliche 
Personen  von  weittragender  Bedeutung.  Dasselbe  gilt  auch  von  der 
ferneren  Beobachtung  und  Behandlung  des  Unterstützten.  Die  Ver- 
waltung ist  infolgedessen  geradezu  darauf  angewiesen,  nicht  bezahlte 
Kräfte  in  gi-ößerem  Umfange  zur  Mitarbeit  heranzuziehen.  Wo  nun 
diese  unbesoldeten  Helfer  nicht  nur  Berichterstatter,  sondern  zugleich 
mit  der  Befugnis  zur  Entscheidung  über  die  Unterstützungsanträge 
betraut  sind,  spricht  man  von  einer  ehrenamtlichen  Verwaltung 
der  Armenpflege,  während   die  Organisation  dann  eine  gemischte 
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genannt  wird,  wenn  sich  die  Tätigkeit  der  elirenamtlichen  Organe 
darauf  beschränkt,  durch  Erkundigung  und  Berichterstattung  die 
Unterlage  für  die  Entscheidung  der  Behörde  zu  schaffen. 

Die  Frage,  ob  das  bureaukratische  oder  das  ehrenamtliche  System 
den  Vorzug  verdiene,  darf,  wenigstens  soweit  größere  Gemeinden  in 
Frage  kommen ,  als  zu  Gunsten  des  letzteren  Systems  entschieden 
gelten.  Man  hat  zwar,  angesichts  der  Schwierigkeit,  geeignete  ehren- 
amtliche Kräfte  in  genügender  Anzahl  zu  finden,  wiederholt  die  Ein- 
setzung berufsamtlicher  Ptlegeorgane  empfohlen  und  dabei  namentlich 
darauf  hingewiesen,  daß  diese  den  Anweisungen  der  Verwaltung  bereit- 
williger und  pünktlicher  Folge  leisten  würden  als  Ehrenbeamte.  Aber 
andererseits  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  eine  solche  Organi- 
sation nicht  nur  die  Gemeinden  finanziell  recht  erheblich  belasten 
würde,  sondern  daß  sie  vor  allem  auch  schwerwiegende  sachliche  Nach- 
teile in  sich  schlösse,  indem  ein  Beamter,  der  täglich  berufsmäßig 
zahlreiche  Armensachen  zu  erledigen  hat,  den  einzelnen  Fällen  nicht 
so  nachgehen,  nicht  soviel  Sorgfalt  auf  ihre  Erledigung  verwenden 
und  vor  allem  dem  Armen  nicht  soviel  teilnehmenden  Rat  spenden 
kann,  wie  ein  ehrenamtlicher  Armenpfleger,  dem  nur  wenige  Fälle 
anvertraut  sind,  und  für  den  der  Dienst  an  seinen  Mitmenschen  eine 
Quelle  der  inneren  Befriedigung,  nicht  des  Erwerbes  bilden  soll.  Ist 
die  Armenpflege  lediglich  Gegenstand  amtliciier  Pflicht,  so  fehlt  es 
nur  zu  leicht  an  den  lebendigen  Beziehungen  von  Mensch  zu  Mensch, 
sowie  an  dem  rechten  Verständnis  für  die  Not  des  Armen,  und  es 
führt  „die  PHichtmäßigkeit  zur  Schablone,  die  Schablone  zur  Gleich- 
gültigkeit, die  Gleichgültigkeit  zur  Härte".  Ganz  anders  liegt,  wie 
Münsterberg  (Armenpflege,  S.  38)  zutreffend  ausführt,  die  Sache, 
wenn  sich  eine  Schar  hilfsbereiter,  von  der  Not  ihrer  Mitmenschen 
ergriffener  Bürger  freiwillig  in  den  Dienst  des  Gemeinwesens  stellt. 
Nicht  allein,  daß  dieselben  sich  ihrer  Scdititzbefohlenen  über  die  Ge- 
währung öffentlicher  Mittel  hinaus  annehmen,  daß  sie  geeignetenfalls 
ihre  Angehörigen  oder  die  Privatwohltätigkeit  für  den  Bedürftigen 
interessieren,  sondern  sie  wissen  auch,  da  sie  inmitten  des  praktischen 
Lebens  stehen,  die  Bedürfnisse  des  einzelnen  Armen  besser  zu  be- 
urteilen und  ihm  infolge  ihrer  unmittelbaren  Berührung  mit  dem  Wirt- 
schaftsleben meist  in  wirksamerer  Weise  zu  helfen.  Und  endhch 
werden  diese  zahlreichen,  mit  allen  Phasen  menschlichen  Elends  aus 
eigener  Anschauung  genau  vertrauten  Bürger  zu  wirksamen  P'orderern 
einer  verständigen  Sozialpolitik. 

Diese  segensreichen  Wirkungen  sind  freilich  an  die  Voraussetzung 
geknüpft,  daß  die  Mitarbeit  in  der  Armenpflege  wirklich  als  eine 
„Ehre"  betrachtet  wird  und  daß  sich  demgemäß  auch  die  besten  und 
tüchtigsten  Bürger  aus  allen  Bevölkenmgskreisen  zu  diesem  Amte 
bereittinden.  Eitelkeit  und  Gewinnsucht  dürfen  hier  keine  Stätte 
finden ;  hat  es  doch  gelegentlich  zu  schweren  Mißständen  geführt,  wenn 
Inhaber  von  Geschäften,  die  vorzugsweise  der  Befriedigving  kleiner 
Leute  dienten,  ihr  Amt  mißbrauchten,  um 
die  Armenpflege  einzuführen.  Weiterhin 
ehrenamtlichen  Organe  in  genügender 
stehen,  da  bei  der  beruflichen  Inanspruchnahme  der  meisten  Pfleger 
die  Ueliertragung  einer  größeren  Anzahl  von  Pflegefällen  leicht  zu 
oberflächlicher  oder  schablonenmäßiger  Behandlung  der  letzteren 
führen  kann.     Der  nicht  ganz  selten    hervortretenden   Schwierigkeit, 
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geeigneten  Ersatz  ffir  ausscheidende  Pfleger  zu  finden,  wäre  in  glück- 
lichster Weise  durch  Heranziehung  von  Angehörigen  des  Ar  heiter- 
st an  des  begegnet,  der  leider  bislang  erst  ganz  vereinzelt  in  der 
Armenpflege  vertreten  ist.  Gerade  die  Teilnahme  von  Arbeitern  an 
der  Verwaltung  und  Kontrolle  würde  einerseits  geeignet  sein,  den  an 
dem  Werke  der  AniienpHege  in  erster  Linie  interessierten  iievölke- 
rungskreisen  erhöhtes  Vertrauen  eiuzutlußen  und  mancherlei  Vorurteile 
zu  zerstreuen,  mit  denen  die  Armenpflege  jetzt  zu  kämpfen  hat,  wäh- 
rend andererseits  der  Arheiler  über  die  Bedürfnisse  von  seinesgleichen 
und  über  die  Mißbräuche  bei  Erlangung  von  Unterstützung  die  beste 
Aufklärung  zu  geben  im  stände  wäre. 

Ein  unentbehrliches  Korrelat  der  ehrenamtlichen  Tätigkeit  in  der 
Armenpflege  bildet  ihre  Ergänzung  und  IJeaufstchtigung  durch  die 
Verwaltung.  Zunächst  müssen  die  Pflegeorgane  von  allem  Schreib- 
werk tunlichst  entlastet  werden,  weshalb  auch  die  ausführliche  erste 
Abhörung  des  Hilfesuchenden  meist  durch  die  Zentralverwaltung  be- 
wirkt wird,  ein  Verfahren,  das  zudem  eine  bessere  Gewähr  für  eine 
vollständige  Beschatfung  der  zur  aniienrechtlichen  Behandlung  eines 
Einzelfalles  (Untersttttzungswohnsitz,  Ans](rüc.he  gegen  Kassen  oder 
unterhaltspflichtige  Angehörige)  unentbehrlichen  Grundlagen  bietet. 
Ueberdies  ist  aber  eine  gewisse  Beaufsichtigung  der  ehrenamtlichen 
Tätigkeit  unentbehrlich,  schon  um  dem  Eindringen  von  persönlichem 
Empfinden,  Einseitigkeit  und  Willkür  vorzubeugen  und  die  einheit- 
liche Beobachtung  der  maßgebenden  Grundsätze  sicherzustellen.  Diese 
Kontrolle  muß  sich  in  den  verbindlichsten  Formen  und  unter  mög- 
lichster Schonung  der  den  Ehrenbeamten  eigentümlichen  Emptind- 
lichkeit  gegen  behördliche  EingrilTe  vollziehen,  welche  letzteren  er- 
fahrungsmäßig dann  leichter  getragen  werden,  wenn  die  höhere  Stelle 
ebenfalls  durdi  einen  Ehrenlieamten  vertreten  wird.  Vielfach  hat 
man  diesem  (iefühle  in  der  Weise  Rechnung  getragen,  daß  der  Ver- 
waltung nur  das  Recht  der  Beanstandung,  nicht  der  Aufhebung  der 
Entscheidung  der  Pflegeorgane  eingeräumt  ist.  In  mehreren  deutschen 
Städten  (z.  B.  Bremen,  Cöln,  Mannheim  Stuttgart,)  sind  neben  ehren- 
amtlichen auch  berufsamtliche  Pfleger  tätig,  doch  ist  die  Stellung  <ler 
letzteren  durchweg  so  geordnet,  daß  sie,  um  einer  Schädigung  der 
Berufsfreudigkeit  und  des  Verantwortlichkeitsgefühls  der  Ehrenbeamten 
vorzubeugen,  lediglich  als  deren  Hilfsorgane  erscheinen. 

In  der  kirchlichen  Annenpflege  sind  es  durchweg  Geraeindeglieder, 
die  sich  als  Diakonen,  Helfer  oder  Helferinnen  freiwillig  in  den  Dienst 
der  Gemeinde  stellen  und  dabei  durch  Diakonissen  oder  Ordens- 
schwestern in  wirksamster  Weise  unterstützt  werden.  Im  Dienste  der 
, Inneren  Mission"  arbeiten  besoldete  Pfleger,  die  sogenannten  Stadt- 
niissionare,  welche  daneben  auch  die  Prüfung  von  Armenfällen  im  In- 
teresse einzelner  Privatwohitäter  übernehmen.  Die  organisierte  Privat- 
wohltätigkeit wird  in  der  Regel  von  den  Stift ungs vorständen  oder  dazu 
bereiten  Mitgliedern  der  betreftenden  Vereine  getragen,  doch  kommt 
hier,  zumal  bei  größerer  Zentralisation,  auch  berufsamtliche  Tätig- 
keit vor. 

Das  Elberfelder  System.  Auf  Busch 's  Anregung  ging  im 
Jahre  1788  von  der  „Hamburgischen  Gesellschaft  zur  Beförderung  der 
Manufakturen,  Künste  und  nützlichen  Gewerbe"  eine  Reorganisation  der 
Armenpflege  aus,  welche  zuerst  eine  ehrenamtliche  Pflegetätigkeit  in 
größerem    Umfange  einführte.     Die   Stadt  wurde  in  5  Bezirke  mit  je 
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2  Vorstehern,  jeder  Uezirk  in  12  Quartiere  mit  je  3  Arnieiipflegern 
einfieteilt.  Es  gab  sonach  (iO  Quartiere  und  180  Armenpflefier.  uud 
man  nahm  an,  clali  in  jedem  Quartier  fH)  arme  Familien  wohnten, 
deren  also  «n<;efähr  17  anf  jeden  Armenptleger  entfielen.  Die  Pfleger 
sollten  ..über  den  moralischen  un<J  idiysisrhen  Znstaml  der  .-Vrnien  eine 
genaue  Aufsieht  führen  und  die  bewilligten  Gelder  austeilen".  Der 
Pfleger  schlug  die  Art  uud  Summe  der  Unterstützung  vor,  nachdem 
er  den  Abhörnngsbogen  ausgefüllt  hatte,  und  es  entschied  darüber 
vorläufig  der  Bezirksvorsteher  und  endgültig  das  aus  den  Vorstehern 
gebildete  ArmenUollegium.  Männer  aus  den  angesehensten  Kreisen 
des  Bürgertums  fanden  sich  zur  Uebernalime  des  Pflegeraintes  bereit, 
und  man  durfte  hotTen,  daß  diese  glückliche  Einrichtung  der  Ausgangs- 
punkt für  eine  Verbesserung  des  gesamten  deutschen  Arnienwesens 
werden  würde,  als  die  Napoleonischcu  Wirren  über  Hamburg  herein- 
brachen. Die  ganze  Organisation  wurde  zerstört  und  verntochte  sich 
auch  nach  Beseitigung  der  Fremdherrschaft  nicht  wieder  zu  dem 
früheren  Ansehen  zu  erheben. 

Etwa  ein  ha!l>es  .Jahrhundert  sjmter  war  es  dann  die  Stadt 
El  her  fehl,  wo  der  Gedanke  der  Verwaltung  der  Armenpflege  durch 
die  mit  der  Aufsicht  über  die  Armen  und  mit  dem  P.ewilligungsrechte 
zu  betrauenden  Bürger  neues  Leben  gewann  und  in  zeitgemäßer  Fort- 
entwickelung  in  der  von  Dauiel  von  der  llevdt  geschaffenen  Ar- 
menordnung vom  9.  Juli  1**.^2  seine  Verkörperung  fand.  Diese  Weiter- 
bildung bewegte  sich  im  wesentlichen  nach  zwei  Richtungen,  flie  mit 
den  Schlagworten  ,,Dezen  tralisatio  n"'  und  „Individualisie- 
rung" gekennzeichnet  zu  werden  pflegen.  Man  ging  einerseits  von 
dem  (Jedanken  aus,  daß  man  dem  Pfleger  volles  Vertrauen  entgegen- 
bringen müße,  wenn  man  eine  tüchtige  Leistung  erwarte,  und  über- 
trug demgemäß  das  in  Hamburg  beim  Armenkollegium  zentralisiert 
gewesene  Bewilligungsrecht  auf  rjie  Pfleger  selbst,  bez.  die  aus  ihnen 
gebildete  Bezirksversammlung.  Andererseits  sagte  man  sich,  daß  nur 
der  nicht  überlastete  Pfleger  neben  seinem  Berufe  die  Fälligkeit  be- 
sitze, sich  mit  der  erforderlichen  Hingebung  dem  einzelnen  Armen 
zu  widmen,  und  beschränkte  daher  die  Zahl  der  der  B'ürsorge  eines 
Pflegers  anzuvertrauenden  Annen  auf  höchstens  4,  w^iniit  der  Pfleger 
die  Möglichkeit  gewann,  sich  mit  jedem  einzelneu  seiner  Schutzbe- 
fohlenen in  <ier  durch  dessen  Individualität  bedingten  Weise  eingehend 
zu  beschäftigen,  durch  liebevolles  Eingehen  auf  die  Sorgen  und 
Wünsche  des  Armen  dessen  Vertrauen  und  damit  Einfluß  auf  seine 
Lebensführung  zu  gewinnen,  sowie  der  Bezirksversamudung  durch 
wirklich  zuverlässige  Berichterstattung  eine  der  Sachlage  entsprechende 
Beschlußfassung  zu  crniögliclien. 

Zum  Zwecke  der  Ausübung  der  Armeujjflege  ist  die  Stadt  in  Be- 
zirke eingeteilt,  deren  jeder  in  Quartiere,  in  der  Regel  14,  zerföllt; 
jedem  Bezirk  steht  ein  Vorsteher,  jedem  Quartier  ein  Pfleger  vor.  Die 
zur  Bezirksversammlung  vereinigten  Pfleger  erörtern  die  einzelnen 
Fälle  und  beschließen  in  ihrer  regelmäßig  alle  14  Tage  ab- 
zuhaltenden Versammlung  über  Art  und  Umfang  der  Hilfe.  Die  Kr- 
mittelutig  des  Existenzminimums  erfolgt  an  der  Hand  eines  nach  der 
Größe  der  Familie  abgestuften  Tarifs.  Keine  Unterstützung  darf  auf 
länger  als  14  Tage  bewilligt  werden.  Die  immer  erneute  Notwendig- 
keit der  Erörterung  soll  den  Pfleger  zwingen,  die  Voraussetzungen 
der    Unterstützung   stets   wieder   neu  zu  prüfen  und  so  mit  dem  Be- 
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(lürftifien  in  fortgesetzter  naher  Fühlung  üu  bleiben.  Lediglich  in 
drill tilichcn  Fällen  sind  Vorstelier  und  Prtef,'er  zu  sofortijj;eni  Einf,Teifen 
befugt.  Im  tibrifjen  pilt  gerade  die  geinein.same  Beratuiij;  fiHer  Fälle 
in  der  Bezirksversaninilung  als  ein  wesentliches  Mitte!  zur  Herstellung 
lebendiger  Beziehungen  der  Organe  des  Bezirkes  zu  einander  und  zur 
Arnienbevölkerung. 

Indem  man  tue  Pfleger  zu  selbstverantwortlichen  Organen  der 
Arnienverwaltung  machte,  hat  mau  in  ihnen  nicht  nnr  die  wahre  Be- 
rufsfreudigkeit erweckt,  sondern  auch  ihre  Stellung  so  wirksam  ge- 
hoben, daß  <ias  Amt  von  Angehörigen  aller  Kreise  gesucht  wird  und 
geradezu  den  Prüfstein  für  jedes  höhere  kommunale  Ehrenamt  bildet. 

Der  Bezirksvorsteher  leitet  die  Verhandlungen  des  Bezirks  und 
vertritt  diesen  bei  der  Zentralverwaltung.  Der  letzteren  liegt  die 
allgemeine  Leitung,  die  Beschlußfassung  über  die  Aufnahme  in  An- 
stalten, sowie  die  Entscheidung  über  besondere  Fälle  ob;  mit  dem  Ge- 
setz oder  der  Geschäftsordnung  nicht  übereinstimmende  Bezirksbe- 
schlüsse kann  sie  beanstanden  und  eine  erneute  Untersuchung  her- 
beiführen. Vor  allem  aber  soll  sie  die  gesamten  Zustämle  in  der  Ge- 
meinde im  Auge  behalten,  den  Ursachen  der  Armut  nachgehen  und 
derselben  durch  zweckdienliche  Einrichtungen  zu  steuern  suchen. 

An  der  Spitze  tler  Armenverwaltung  steht  in  Elberfeld  regel- 
mäßi{j:  ein  Ehrenbeamter.  Die  Ergänzung  der  ehrenamtlichen  Tätig- 
keit durch  die  berufsamtliche  ist  hier  auf  ein  Mindestmaß,  d.  h.  auf  die 
lediglich  formellen  Geschäfte  der  Buchführung,  Statistik  und  <lergl. 
beschränkt. 

Ausbreitung  und  Weiterbildung  des  Eiber felder 
Systems.  Die  glänzenden  Erfolge  der  Elberfelder  Armenordnung, 
die  namentlich  auch  auf  finanziellem  Gebiete  hervortraten,  erregten 
die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise.  So  kam  es,  daß  diese  in  ihrem 
Ursprünge  auf  die  Armeniiflege  der  ersten  christlichen  Gemeinde  zu- 
rückgehenden Grundsätze  alsbald  unter  dem  Namen  des  „Elberfelder 
Systems"  Berühmtheit  erlangten,  und  daß  mit  der  Zeit  zahlreiche 
Städte  des  In-  und  Auslandes  ihre  Armenpflege  nach  diesem  Muster 
reorganisierten.  Da  jede  Armenpflege  in  den  örtlichen  Verhältnissen 
wurzelt,  so  ließ  sich  die  Eltierfeldor  Armenordnung  nicht  unverändert 
einführen,  sondern  es  mußte  den  lokalen  Bedürfnissen  gebührend 
Rechnung  getragen  werden.  Daraus  ergaben  sich  dann  gewisse  Modi- 
fikationen des  Elberfelder  Systems,  die  zum  Teil  sogar  wesentliche 
Stücke  desselben  betreffen. 

In  Elberfeld  hatte  man  zur  Sicherstellung  des  Grundsatzes  der 
Individualisierung  jedem  Pfleger  ein  kleines  Quartier  („Kreis"  genannt) 
übertragen,  dessen  Arme  ihm  rlergestalt  unterstanden,  daß  jedes  Ge- 
such um  Armetihilfe  nur  bei  ihm  angebracht  werden  konnte.  Diese 
Bindung  aller  in  dem  betr.  Quartiere  wohnenden  Armen  an  eine  be- 
stimmte Persöidichkeit  wurde  in  einer  Reihe  von  Städten  insofern  als 
der  Individualisierung  hinderlich  empfunden,  als  nicht  jeder  Pfleger 
nach  seiner  persönlichen  Veranlagung  für  jeden  Armenfall  gleichmüßig 
geeignet  ist ;  ferner  fehlte  öfter  die  Möglichkeit,  in  dem  betr.  Quartier 
oder  in  unmittelbarer  Nähe  desselben  passende  Pfleger  zu  finden,  und 
endlich  bildeten  auch  die  zur  Vermeiilung  einer  Ueberschreitung  der 
Maximalzald  von  4  Ptlegefälleri  notwendigen  häufigen  Schiebungen 
eine  Beeinträchtigung  der  Armen  und  eine  Last  für  die  Verwaltung. 
Man   ist  daher   vielfach   vom  Quartiersystem  zu  dem  sog.  Bezirks- 
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System  übergegangen,  indem  dem  Bezirksvorsteher,  bei  weichem 
sich  alle  Armen  zunächst  zu  melden  haben,  eine  Anzahl  von  Pflegern 
zugeteilt  wurde,  und  es  ihm  überlassen  bliel),  den  für  den  einzelnen 
Fall  am  besten  geeifineten  PHeger  auszuwählen.  Das  Bezirkssystem 
bietet  also  zunächst  den  Vorteil,  daß  für  die  Individualisierung  nicht 
allein  die  Persönlichkeit  iles  Armen,  sondern  auch  —  was  sehr  wichtig 
ist  —  die  ludivhiuatit.'it  des  PHegers  in  Betracht  gezogen  werden 
kann,  es  hat  aber  auch  weiterhin  für  die  Verwaltung  mancherlei 
Vorzüge,  indem  namentlich  ein  etwa  erwünschter  Wechsel  in  der 
Person  des  PtJegers,  sowie  die  Neugewinnuug  von  PHegekrätten  er- 
leichtert wird. 

Weiterhin  ergab  sicli  in  großstädtischen  Verhältnissen  die  Not- 
wendigkeit, zwischen  Arinenbezirk  und  Zentralverwaltuug  ein  Zwischen- 
glied einzuschieben,  <la  es  einerseits  unmöglich  war,  hundert  und  mehr 
Bezirksvorstehern  Sitz  in  der  Arineudirektion  zu  gewäliren,  anderer- 
seits aber  die  Aufrechterhaltung  näherer  Fühlung  zwischen  den  Be- 
zirken und  der  Zentralverwaltung  wünschenswert  erscheinen  mußte. 
Eine  solche  Zwischeninstanz,  der  „Kreis",  wurde  zunächst  1892  in 
Hamburg  geschaffen.  Das  Stadtgebiet  zerfällt  hier  in  11  Kreise,  deren 
jeder  etwa  10 — VI  Bezirke  umfaßt.  Der  Kreis  wird  von  einem  (ehren- 
amtlichen) Mitgliede  des  Armenkollegiums  als  Kreisvorsteher  geleitet; 
die  aus  den  Bezirksvorstehern  des  Kreises  gebildete  Kreisversammhmg 
ist  zuständig  für  Barunterstützungeu  über  die  sog.  Ausschlußsätze 
hinaus,  für  die  Aufnahme  in  Anstaltspflege,  sowie  zur  Entscheidung 
über  Beschwerden  gegen  die  Beschlüsse  der  Armenbezirke.  Diese  Ein- 
richtung hat  sich  vortrefflich  bewährt  und  ist  neuerdings  auch  in  Berlin 
adoptiert  worden. 

Endlich  hüben  viele  Städte  die  strengen  Bestimmungen  der  Elber- 
felder  Armenordnung  über  die  Anzahl  der  auf  einen  Bezirk  entfallen- 
den Pfleger,  über  die  Zahl  der  einem  Pfleger  zuzuteilenden  Ptlegefälle 
und  über  das  Erfordernis  der  Neubewilligung  jeder  einzelnen  Unter- 
stützung von  14  zu  14  Tagen  einer  Modifikation  unterzogen,  indem 
insbesondere  die  Bewilligungsperiode  auf  ;^—tj  Monate,  und  bei  Fällen, 
iii  denen  nach  menschlicher  Voraussicht  eine  Aenderung  nicht  mehr 
zu  erwarten  steht,  sogar  bis  auf  ein  Jahr  erstreckt  wurde,  was  freilich 
die  Preisgabe  eines  wichtigen  Grundsatzes  des  Elberfelder  Systems 
bedeutet. 

In  letzter  Zeit  sind  mehrfach  —  insbesondere  gelegentlich  der 
Reform  des  Armenwesens  der  Stadt  Wien  im  Jahre  iS)01  —  Zweifel 
gegen  die  Durchführbarkeit  des  Elberfelder  Systems  in  den  modernen 
Großstädten  laut  geworden,  die  sich  im  wesentUchen  gegen  die  Mög- 
lichkeit der  Auffindung  geeigneter  Ptlegeorgune  und  die  kurzzeitige 
Bewilligung  der  Unterstützungen  durch  diese,  sowie  gegen  die  tarif- 
mäßige Festsetzung  eines  Existenzminimums  und  die  Forderung  fort- 
gesetzter Kontrolle  der  Erwerbsverhältnisse  der  Unterstützten  richten. 
Daß  die  im  modernen  Erwerbsleben  liegende  Notwendigkeit  erhöhter 
Anspannung  aller  Kräfte  einerseits,  sowie  die  zunehmende  Verrohung 
der  unteren  Volksklassen  —  zumal  in  den  Industriestädten  —  anderer- 
seits die  Gewinnung  geeigneter  PHegekräfte  hier  und  da  erschweren, 
wird  nicht  zu  leugnen  sein.  Demgegenüber  ist  jedoch  nicht  außer 
Acht  zu  lassen,  daß  auch  das  soziale  Bewußtsein  erheblich  gewachsen 
ist,  sodaß  es  einer  Stadtverwaltung,  welche  ihre  Organe  mit  dem 
nötigen  Verantwortlichkeitsgefühl  und  dem  rechten  Sinn  für  die  hohe 

76 


Armenwesen.  245 

Bedeutung  des  Ehrenamtes  eines  Armenpflefiers  zu  durchdriiiyen  weiß, 
an  geeigneten  Hilfskräften  auch  unter  heutigen  Verhältnissen  kaum 
fehlen  dürfte.  In  dieser  Beziehung  ist  die  Ansüljung  des  Hewilligunjis- 
rechtes  durch  die  Ptlegeorgane  selbst  von  entscheidender  Bedeutung; 
weniger  relevant  erscheint  dagegen  die  strenge  Anpassung  an  die  14- 
tSgige  Bewilligungsperioile.  Der  eigentliche  Zweck  des  ahsoluten 
Ausschlusses  jeder  ISewilligung  für  längere  Zeit  ist  die  ständige  Auf- 
rechterhaltung der  nötigen  .Aufsicht  ilher  die  Armen.  So  erwünscht, 
ja  notwendig  diese  auch  im  allgemeinen  ist,  so  braucht  sie  doch  nicht 
in  allen  Fällen  mit  solcher  Intensität  ausgeübt  zu  werden;  man  denke 
z.  B.  an  die  zahlreichen  Fälle  der  Unterstützung  alter  erwerbsun- 
fähiger Personen,  zu  deren  wirksamer  Beaufsichtigung  es  eines  all- 
jährlich 26maligen  Passierens  der  Bezirksversannnlung  doch  kaum  be- 
darf. Dem  Erfordernisse  eingehender  Individualisierung  und  Kontrolle 
wird  vielmehr  auch  dann  ausreicheml  (lenüge  geschehen  können,  wenn 
die  Sitzungen  statt  zweimal  nur  einmal  monatlich  statttinden  und  wenn 
demgemäß  die  Bewilligungsperiode  für  die  variabeln  F'älle  auf  einen 
Monat  erstreckt  wird,  während  für  die  einer  Aenderung  voraussichtlich 
nicht  mehr  unterworfenen  Fälle  entsprechend  längere  Perioden  Platz 
greifen,  wobei  mit  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  daß  der  Pfleger  ohnehin  jeden 
einzelnen  Fall  unter  fortgesetzter  Kontrolle  zu  halten  und  die  Unter- 
stützung einzustellen  hat,  sobald  das  Bedürfnis  weggefallen  ist.  Diese 
Kontrolle  ist  allerdings  in  der  (JroBstailt  mit  ihrer  Huktnierenden, 
wenig  homogenen  Bevölkerung  und  ihren  völlig  unübersehbaren  Er- 
werbs- und  Arbeitsverhältnissen  aulSerordentlich  erschwert.  Das  tJebot, 
das  Maß  der  Hilfe  dem  wirklichen  Beilarfe  anzupassen,  wird  sich  da- 
her oft  nur  unvollkommen  erfüllen  lassen  und  an  Stelle  der  genauen 
Kenntnis  des  Einkommens  des  Hilfsbedürftigen  nicht  selten  eine  un- 
gefähre Schätzung  treten  müssen. 

Weibliche  Hilfstätigkeit.  Es  liegt  in  der  weiblichen  Natur 
begründet,  daß  die  Frau  auf  <lem  Gebiete  der  Armen-  und  Kranken- 
pflege von  altersher  ausgezeichnetes  geleistet  hat;  ist  sie  doch  einer- 
seits mit  den  hierfür  erforderlichen  Eigenschaften  —  (Jeduld,  Sanftmut, 
Geschicklichkeit.  Wirtschaftlichkeit  —  in  reicherem  Maße  ausgestattet 
als  der  Mann,  während  sie  andererseits  über  mehr  freie  Zeit  zu  ver- 
fügen jtflegt  als  dieser,  der  durch  Berufsgeschäfte  meist  stark  in  Anspruch 
genommen  ist.  Der  dieser  hervorragenden  Qualifikation  entsprechenden 
Betätigung  der  Frau  werden  auch,  soweit  es  sich  utn  das  Wirken  in 
der  kirchlichen  oder  privaten  Wohltätigkeit  (Frauenvereine,  Diakonissen, 
Ordensschwestern)  handelt,  keinerlei  Hind{'rnisse  in  den  Weg  gelegt, 
wogegen  man  einer  Verwendung  weiblicher  Arbeitskräfte  im  Bereiche 
der  öffentlichen  Arinenjtflege  vielfach  einen  entschiedenen,  auch  heute 
noch  keineswegs  überwundenen  Widerstand  entgegensetzt.  Eine  solche 
Unterscheidung  ist  aber  durchaus  ungerechtfertigt  und  inkonsequent. 
Es  ist  in  der  Tat  nicht  abzusehen,  weshalb  die  in  der  <ter  Privat- 
initiative entsprungenen  AnnenpHege  und  sozialen  Fürsorgetätigkeit 
in  so  hohem  Maße  bewährte  Frauenarbeit  in  der  öffentlichen  Armen- 
pflege weniger  erfolgreich  wirken  sollte.  Denn  nicht  darauf  kommt 
es  an,  ob  die  Tätigkeit  auf  gesetzlicher  Vorschrift  oder  auf  dem  freien 
Willen  zu  helfen,  als  ihrem  Motiv  beruht,  und  ebensowenig  darauf, 
wer  der  Träger  der  betreffenden  Fürsorgebestrehungen  ist;  ent- 
scheidend kann  vielmehr  nur  die  Art  der  Arbeit  sein,  und  diese  ist 
hier  wie  dort   im  wesentlichen    die  gleiche.     Gewiß  eignet   sich   nicht 
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jeder  an  die  öifentlidie  AnneupHege  herautretende  Fall  für  die  weib- 
liche PHege.  So  wird  man  zweifellos  den  gewalttätigen  Trunkenbold 
besser  einem  energisclifii  männlichen  Pfleger  überweisen ,  als  der 
solchenfalls  voraussichtlich  machtlosen  und  überdies  vielleicht  allerlei 
Insnlteri  ausgesetzten  Frau.  Daß  der  letzteren  aber  auch  in  der 
ofteuen  Armen [iHege  ein  weites  Arlieitsfeld  geboten  ist,  zeigt  z.  B. 
die  Hainburgische  Iiidividnalanuenstatistik  vom  1.  Dezember  li'KX\ 
bei  welclier  unter  88 li»  dauernd  unterstützten  Aruieuparteien  nicht 
weniger  als  7314  (=  H'JSi'i  Proz.)  weibliche  Parteibäupter  gezählt 
wurden;  danelten  betrug  die  Zahl  der  im  Haushalte  der  Armen  vor- 
handenen Kinder  unter  14  Jahren  7418,  diejenigen  der  Kinder  von 
14 — 16  Jahren  710,  Dazu  kommt  dann  noch,  daß  auch  in  den  übrigen 
Fällen  der  zur  ArmeDunterstützmig  führende  wirtschaftliche  Verfall 
häufig  in  der  Unordnung,  Gleichgiltigkeit  oder  Uuwirtschaftlichkeit 
der  Hausfrau  seinen  Grund  hat,  und  daß  diese  Ursachen  von  weib- 
lichen Pflegern  nicht  nur  viel  leiciiter  erkannt,  sondern  auch  wirksamer 
bekäJHfd't  werden  können,  als  dies  männlichen  Ptiegeru  in  der  Kegel 
möglii'h  ist.  Der  Deutsche  Verein  für  Armeuiiflege  und  Wohltätigkeit 
hat  daher  bereits  im  Jahre  18iHi  die  Heranziehung  der  Frauen  zur 
ötfentlichen  Armenpfiege  als  eine  dringende  Notwendigkeit  bezeichnet 
und  der  ]»reußische  Städtetag  von  ISXJl  hat  sich  dieser  Auffassung 
angeschlossen. 

Die  Mitwirkung  von  Frauen  läßt  sich  in  verschiedener  Weise  or- 
ganisieren. Die  Frauen  können  als  gleichberechtigte  Pflegerinnen  in 
die  Armenbezirke  eingeordnet,  oder  denselben  als  Helferinnen,  welche 
nur  im  Einzelfalle  zur  Unterstützung  eines  männlichen  Pflegers  in 
Funkti()n  ti-eten,  zugewiesen  werden,  oder  es  kann  endlich  die  Armen- 
verwaltung mit  einem  bestehenden  oder  zu  diesem  Zwecke  neubegrün- 
deten Fraueuverein  dergestalt  in  Veriundung  treten,  daß  dieser  an  sich 
sell»ständig  wirkende  Verein  auf  besonderes  Ersuchen  zur  Unter- 
stützung der  öffentlichen  Armenpflege  helfend  eingreift.  Die  Erfah- 
rung hat  nun  gelehrt,  daß  auf  die  Dauer  eine  nutzbringende  Ver- 
wertung von  Frauen  nur  durch  deren  Anstellung  als  vollberechtigte 
Pflegerinnen  zu  erreichen  ist.  So  hat  man  kürzlich  in  Elberfeld,  wo 
bislang  ein  besonderer  Frauenverein  in  Fühlung  mit  der  öffentlichen 
Armenjirtege  arbeitete,  den  Uebergang  zu  diesem  System  vollzogen, 
wählend  in  Hamburg,  wo  die  Frauen  den  Armenbezirken  als  Helferinnen 
für  einzelne  Fälle  zugeteilt  sind,  eine  fast  vollständige  Stagnation  ein- 
getreten ist  und  sich  überdies  gezeigt  hat,  daß  die  Frau  in  der  Stel- 
lung einer  Helferin  weder  das  nötige  Gefühl  der  vollen  Selbstverant- 
wortung, noch  die  wünschenswerte  Autorität  gegenüber  den  Armen, 
noch  vor  allen  Dingen  die  unentbehrliche  Schulung,  wie  sie  nur  in 
umfassender  jvraktischer  Betätigung  zu  erlangen  ist,  zu  gewinnen  ver- 
mag. Andererseits  lauten  die  Berichte  aus  den  zahlreichen  Städten 
(z,  B.  Berlin,  Bonn,  Bremen,  Cassel,  Cöln,  Colmar  i.  E.,  Danzig, 
Königsberg,  Mannheim,  Posen),  welche  die  Frauen  mit  gleichen  Rechten 
und  Pflichten  wie  die  Männer  eingegliedert  haben,  übereinstimmend 
günstig.  Allseitig  wird  der  Eifer  der  Frauen,  ihr  segen.sreiches  Wirken 
auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  Frauen,  Kinder  und  Kranke,  ihr 
erzieherischer  Erfolg,  zumal  auch  in  der  Hauswirtschaft,  rühmend  an- 
erkannt, und  ein  Bericht  hebt  hervor,  daß  die  Armenpflege  durch 
Einordnung  von  Frauen  an  innerem  (iehalt,  au  liebevoller  Versenkung 
in  die  Eigenart   des  einzelnen  Falles    und   an  verständiger  Hilfe   mit 
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den  richtigen  Mitteln  crlieblich  ^'cwomien  lialie,  während  andererseits 
die  völlige  Griiudlosi;,'keit.  der  au  die  Neuenint;  fjjekiiöpfteri  Bedetiken 
und  Befürchtungen  allseilig  konstatiert  wird.  Was  speziell  diese  Be- 
denkon anlangt,  so  hat  man  zunächst  der  Hefürchtung  Raum  gegeben, 
es  könnte  die  freie  Auss|)rache  in  den  Sitzungen  durch  die  Anwesenheit 
von  Frauen  beeinträchtigt  werden,  zumal  da  oft  Fragen  zur  Erörte- 
rung ständeji,  deren  Besprechung  iu  Gegenwart  von  Frauen  für  beide 
Teile  peinlich  sein  müsse.  Diese  Anschauung  vorkennt  indessen,  daß 
die  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  weite  Kreise  des  weiblichen  Ge- 
schlechts beherrschende  Prüderie  inzwischen  wesentlich  zurückgetreten 
ist,  wie  auch  die  Autfassung  von  der  tiefen  Abneigung  der  echt  weib- 
lichen Natur  gegen  jede  üHcntliche  Betätigung  und  zumal  gegen  das 
Zusammenarbeiten  mit  Männern  heute  keineswegs  mehr  allgemein  zu- 
trifft. Die  fernere  Befürchtung, '  die  Frauen  würden  in  falscher  Gut- 
mütigkeit zu  leicht  zur  Bewilligung  zu  hoher  Unterstützungen  geneigt 
sein  und  dadurch  das  Armenbudget  übermäßig  belasten,  rechnet  nicht 
gebührend  mit  der  sparsamen  deutschen  Hausfrau,  und  überdies  wird 
dabei  verkannt,  daß  derartige  Beschlüsse  durch  die  in  der  Majorität 
befindlichen  Männer  jederzeit  verhindert  werden  können.  Was  endlich 
lue  aus  der  weiblichen  Unkenntnis  des  Erwerbslebens  hergeleiteten 
Bedenken  anlangt,  so  wird  dieser  —  übrigens  durch  die  Praxis  als- 
bald auszugleichende  —  Mangel  durch  die  für  die  Beurteilung  eines 
Anuenfalles  nicht  unwichtigere  Kenntnis  des  häuslichen  Lebens,  der 
Kindererziehung  und  der  KraukenpHege  wettgemacht,  und  gerade  auf 
dem  Wege  der  Heranziehung  weiblicher  Kräfte  eine  angemessene  Er- 
gänzung der  Eigenschaften  beider  Geschlechter  zum  Segen  der  Armen- 
pflege ermöglicht. 

Der  eigentliche  Kern  des  Widerstandes  gegen  die  Rezeption  des 
weiblichen  Elements  ist  auch  auf  ganz  anderem  Gebiete  zu  suchen. 
Nicht  selten  haben  die  Armenbezirke  in  den  Formen  des  Umganges 
ihrer  Mitglieder  untereinander  den  Charakter  geselliger  Vereine  ange- 
Qommen,  und  man  befürchtet  von  der  Beteiligung  von  Frauen  Unbe- 
quemlichkeiten, insbesondere  in  der  Richtung  einer  Einschränkung  den 
zwanglosen  Verkehrs-  und  Verliandlungstones.  Sodann  aber  —  und 
hier  liegt,  der  Schwerpunkt  —  besteht  vielfach  der  Argwohn,  als  ob 
die  Ausübung  armeujitiegorischei'  Tätigkeit  für  die  Frauen  weniger 
Selbstzweck,  als  vielmehr  Mittel  zum  Zwecke  sei,  um  auf 
diesem  Wege  sich  allgemein  die  Zulassung  zu  ötTenttichen  Aemtern 
zu  erobern.  Ob  diese,  durch  das  Vorgehen  der  extremen  Frauenbe- 
wegung genährte  Annahme  berechtigt  ist  oder  nicht,  kann  für  die  Be- 
antwortung der  vorliegenden  Frage  außer  Betracht  bleiben,  da  dieselbe 
nicht  von  dem  voreingenommenen  Standpunkte  des  Gegensatzes  der 
Geschlechter,  sondern  allein  aus  der  sachlichen  Erwägung  heraus,  was 
dem  Armen  frommt,  zu  Gunsten  der  Frau  zu  entscheiden  ist.  Für 
die  praktische  Durchführung  der  Neuerung  wird  es  sich  allerdings 
«ini)fehien  Armenbezirken,  welche  der  Mitarbeit  von  Frauen  abgeneigt 
sind,  solche  nicht  gegen  ihren  Willen  aufzuoktrojieren. 

Was  für  das  Gebiet  der  Annenptlege  zutriÖ't,  gilt  —  eigentlich 
in  noch  höherem  Maße  —  für  die  Waisenptlege  und  die  Beaufsichti- 
gung der  Ziehkinder,  wo  die  Ueberlegenheit  der  Frau  noch  prägnanter 
iiervortritt.  Hier  wird  aber,  wenigstens  soweit  es  sich  um  die  Für- 
sorge für  Säuglinge  handelt,  die  beamtete  Pflegerin  vor  der  ehrenamt- 
lichen den  Vorzug  verdienen,  weil  ihr  auf  diesem  schwierigen  Spezial- 
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gebiete  die  umfassendere  Schulung  und  Erfahrung  beiwohnt,  und  außer- 
dem die  meist  den  wolilhabenden  Klassen  angehörenden  ehrenamtlich 
tätigen  Frauen  gerade  in  der  heißen  Jahreszeit,  wo  die  Beaufsichtigung 
eine  besonders  intensive  sein  muß,  vielfach  auf  Reisen  abwesend  sind. 

Geschäftsgang.  Aufgaben  der  P  f  1  e  g  e  o  r  g  a  n  e.  Wer 
die  Hilfe  der  ötlentlicheu  Arnienptiege  in  Anspruch  nehmen  will,  hat 
sein  Unterstützungsgesuch  bei  dem  zuständigen  Organ  derselben  an- 
zubringen. Als  solches  gilt  bei  bureaukratiscber  Verwaltung  der  Armen- 
pflege die  Gemeinde  oder  die  etwa  vorhandene  besondere  Armen- 
behörde, bei  ehrenamtlicher  Verwaltung  —  je  nachdem  das  Quartier- 
systera  oder  das  Bezirkssystem  herrscht  —  der  Arrneniitleger  oder  der 
Bezirksvorsteher,  in  dessen  Revier  die  Wohnung  des  Hilfesuchenden 
belegen  ist.  Der  Pfleger,  mag  er  Berufs-  oder  Ehrenbeamicr  sein, 
hat  zunächst  in  eine  möglichst  eingehende  Prüfung  der  \'erhältnisse 
des  Hilfesuchenden  einzutreten,  deren  Zweck  die  (Jewinnung  eines 
zuverlässigen  Urteils  darüber  bildet,  ob  überbaujit  ein  Fall  armenrecht- 
licher Hilfsbedürftigkeit  vorliegt  und  eventuell,  ob  die  vorhandene  Not- 
lage ein  sofortiges  Eingreifen  erfordert.  Dabei  sind  zunächst  die  bei 
der  Armenverwaltung  selbst  oder  bei  einer  etwa  bestehenden  Aus- 
kunftsstelle bereits  vorhandenen  Vorgänge  nutzbar  zu  machen,  während 
für  die  anzustellenden  persönlichen  Erhebungen  die  Größe  der  Familie, 
die  Einnahmeir  des  Hilfesuchenden  und  seiner  bei  ihm  wohnenden 
Familienglieder  aus  Arbeitsverdienst  und  sonstigen  Quellen,  sowie  das 
Vorhandensein  anderer,  zur  Unterstützung  derselben  gesetzlich  oder 
vertragsmäßig  verpflicliteter  Stellen  besonders  ins  Auge  zu  fassen  sind. 
Ein  unentbehrliches  Re<(uisit  für  diese  Prüfung  —  wie  eventuell  für 
die  spätere  Ueberwachung  —  ist  der  Ilausbesucli  in  der  Wohnung  des 
Armen.  Die  Feststellung  der  einschlägigen  Verhältnisse  wird  wesent- 
lich erleichtert  durch  die  Anwendung  von  Frage-  oder  Abhörbogen,  in 
ilenen  gewisse  stets  wiederkehrende  Punkte  durch  Vordruck  kenntlich 
gemacht  sind  und  deren  Ausfüllung  meist  durch  die  Pdegeorgane,  teils 
aber  auch  (z.  B.  in  Hamburg)  am  Bureau  der  Zentralverwaltung 
erfolgt,  dem  jeder  Hilfesuchende  zu  diesem  Zwecke  zunächst  zuzu- 
weisen ist. 

Geht  das  Gesamtergebnis  der  Prüfung  dahin,  daß  das  Existenz- 
minimum vorhanden  ist,  so  uuterliegt  der  Unterstützungsantrag  der 
Abweisung,  die  in  einzelnen  Städten  sofort  durch  den  Pfleger  erfolgen 
kann,  in  anderen  durch  Beschluß  der  Bezirksversammlung  auszusprechen 
ist.  Stellt  sich  dagegen  heraus,  daß  es  dem  Hilfesuchenden  am  Not- 
bedarf gebricht,  so  ist  nach  Möglichkeit  der  Versuch  zu  machen,  die 
Hilfsbedürftigkeit  durch  geeigneten  Rat  oder  andere  Maßnahmen,  jeden- 
falls tunlichst  ohne  Aufwendung  öffentlicher  Mittel,  zu  beseitigen.  Da- 
bei fällt  dann  die  Ursache  der  Notlage  entscheidend  ins  Gewicht, 
deren  Ergrüudung  demnach  eine  weitere  wichtige  Aufgabe  des  Pflegers 
bildet. 

Arbeitsvertrag  und  Familien  schütz  sind  es  bekanntlich, 
denen  der  Vermögenslose  die  Mittel  zum  Unterhalt  verdankt,  und 
demgemäß  liegt  Hilfsbedürftigkeit  dann  vor,  wenn  der  notwendige 
Unterhalt  weder  durch  Arlieit  erworben  werden  kann,  noch  von  dritter 
Seite,  insbesondere  von  den  Familienangehörigen,  gewährt  wird.  In 
jenem  Falle  ist  daher  —  Arbeitsfähigkeit  vorausgesetzt  —  die  Ver- 
schaffung von  Arbeit,  in  diesem  die  Einwirkung  auf  etwa  vorhandene 
Angehörige  diejenige  Maßnahme,  welche  zunächst  ins  Auge  zu  fassen 
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sein  wird,  um  den  Hilfesuchenden  von  der  Armenpflege  fernzuhalten. 
Ist  der  mit  dem  Falle  befaßte  Pfieger  selbst  Arbeitgeber  oder  hat  er 
zu  größeren  Arbeitgebern  Bezieluingen,  so  wird  er  den  Hilfsbedürf- 
tigen entweder  im  eigenen  Betriebe  beschäftigen,  oder  ihn  an  geeig- 
neter Stelle  empfohk'ii.  Läßt  sich  auf  diesem  Wege  nicht  helfen,  so 
kommt  die  Inanspruchnahme  des  Arbeitsnachweises  in  Frage.  Ist  der- 
selbe zentralisiert,  so  unterliegt  die  Verweisung  dorthin  keinerlei 
Schwierigkeiten,  sind  dagegen  die  der  Arbeitsvermittelung  dienenden 
Einrichtungen  zersplittert,  so  ist  für  eine  entsprechende  Instruktion 
<ler  Pflegeorgane  Sorge  zu  tragen.  Gegen  eine  nähere  Verbindung 
zwischen  Armenpflege  und  Arbeitsnachweis,  wie  sie  an  verschiedenen 
Orten  besteht,  ist  gelten<l  gemacht  worden,  daß  dieselbe  einen  Anreiz 
zur  Inanspruchnahme  der  ötfentlichen  Armenpflege  involviere,  weil  es 
—  zumal  für  ein  kommunales  Arbeitsamt  —  naheliege,  die  von  der 
Armenbehorde  oder  ihren  Organen  zugewiesenen  Personen  im  Interesse 
der  Gemeindekasse  vor  anderen  zu  bevorzugen.  Diesem  Bedenken 
ist  indessen  durch  grundsätzliche  Ausschließung  jeder  derartigen  Be- 
vorzugung leicht  zu  begegnen.  Ein  in  Hamburg  mit  etwa  .")0  Arbeits- 
nachweisen aller  Art  auf  der  Basis  der  (Ueichberechtigung  der  von 
der  Armenbehörde  überwiesenen  Personen  mit  sonstigen  Arbeitsuchen- 
den geschlossenes  Abkommen  hat  in  etwa  2f)  Proz.  der  zurückgemel- 
deten Fälle  zur  Arbeitsvermittelung  geführt,  obwohl  die  überwiesenen 
Hilfesuchenden  keineswegs  immer  vollwertige  Arbeitskräfte  waren. 
Ueberdies  bietet  eine  solche  \'erbinduug  mit  dem  Arbeitsnachweis  der 
Armenpflege  einen  Prüfstein  der  Arbeitswilligkeit,  dessen 
sie  dringenil  benötigt,  um  die  an  sie  herantretenden  Arbeitslosen  in 
Arbeitswillige  und  Arbeitsunwillige  scheiden  zu  können. 

Nicht  selten  läßt  sich  dem  Anheimfall  an  die  öftentliche  Armen- 
pflege durch  sachgemäl5e  Aufklärung  des  Hilfesuchenden  über  die  ihm 
gegenüi»er  den  Einrichtungen  der  Arbeiterversicherung  oder  auf  Grund 
sonstiger  gesetzlicher  Vorschriften,  insbesondere  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches, zustehenden  Ansjjrüche  vorbeugen.  Da  namentlich  über 
die  Leistungen  der  Versicherungscinrichtungen  zu  Gunsten  der  Familien- 
angehörigen der  Versicherten  immer  noch  Unklarheiten  bestehen,  auch 
die  Stellung  von  Anträgen  auf  Gewährung  von  Invaliden-  oder  Alters- 
rente oft  aus  Unkenntnis  oder  Gleichgültigkeit  unterbleibt,  so  empflehlt 
es  sich,  die  Pflegeorgane  mit  genauer  Information  übei'  die  Leistungen 
der  örtlichen  \'ersicherungseinrichtungen  zu  versehen. 

Auch  gegenüber  dem  Versagen  des  Familienschutzes  wird 
den  pttegerischen  Bemühungen  oft  Erfolg  beschieden  sein.  Ein  direktes 
Angehen  unterhaltspflichtiger  Angehöriger ,  die  vielleicht  den  Hilfe- 
suchenden selbst  zunächst  abgewiesen  haben,  kann  unter  Umständen 
zum  gewünschten  Ziele  führen,  und  auch  solche  Verwandte,  die,  wie 
Geschwister,  nicht  unterhaltspflichtig  sind,  werden  sich  hier  und  da 
den  pflegerischen  Einwirkungen  zugänglich  erweisen.  Versagt  dieses 
Mittel,  so  emiifiehU.  es  sich,  zumal  wenn  es  sich  um  einen  nur  vor- 
übergehenden Notstand  handelt,  die  Hilfe  der  kirchlichen  oder  der  privaten 
Wohltätigkeit  anzurufen.  Häufig  wird  auch  die  Armenverwaltung  selbst 
aus  ihr  zur  \'erfügung  stehenden  besonderen  Fonds  oder  von  ihr  ver- 
walteten Stiftungsmitteln  eine  einmalige  Unterstützung  gewähren  können. 
In  den  meisten  Großstädten  e.\istieren  systematisch  geordnete  Zusammen- 
stellungen  der  bestehenden   Stiftungen,  Vereine   und  sonstigen  Wohl- 
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tätigkeitseinrichtiingen,  welche  die  Auffindung  der  im  gegebenen  Falle 
zur  Hilfe  geeignetsten  Stelle  ermöglichen  oder  erleichtern. 

Ist  auf  solche  Weise  die  festgestellte  Notlage  nicht  alsbald  zu  be- 
seitigen, so  hat  die  Annenjitlege  helfend  einzugreifen.  Welches  der 
zur  Verfügung  stehenden  Ililf.sndttel  der  Sachlage  am  besten  entsi>richt, 
ist  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  zu  entscheiden.  Der 
Pfleger  soll  sich  indessen  auch  während  der  Dauer  der  Unterstützung 
stets  bewußt  bleiben,  daß  es  seine  hücliste  Aufgabe  ist,  die  Umstände, 
welche  zur  Aufwendung  ötfentiicher  Mittel  gefülirt  haben,  und  damit 
die  Hilfshedürftigkeit  selltst,  baldtunüclist  zu  beseitigen.  Er  wird  also 
geeigiietenfalls  seine  ISeniühungen  um  .Vibeit  für  doii  Armen  auch  nach 
Bewilligung  einer  Unterstützung  fortzusetzen  haben  und  weiterhin  be- 
strebt sein  müssen,  auf  Angehürige  im  Sinne  der  Uebernahme  der 
Fürsorge  für  den  Hilfsbedürftigen  einzuwirken  oder  die  Privatwohl- 
tätjgkeit  für  denselben  zu  intere.s.sieren, 

Die  Grundform,  in  welcher  sich  die  ArmeniiHege  zu  vollziehen 
hat,  ist  und  bleibt  der  ])ersün liehe  Verkehr  des  Pflegers  mit  dem 
Armen,  und  es  ist  vor  allem  der  fortgesetzte  liesucli  in  der  Wohnung 
desselben,  der  dem  Pfleger  die  (ielegeuheit  bietet,  sich  über  die  Ver- 
hältnisse des  Hilfsbedürftigen  und  .seiner  Familie  auf  dem  Laufenden 
zu  halten,  seiu  Tun  und  Treiben  zu  beobachten,  seine  und  seiner  An- 
gehörigen Erwerbstätigkeit  zu  kontrollieren  und  namentlich  festzustellen, 
inwieweit  ein  Anhalten  zu  Ordnung.  Reinlichkeit  uud  Siiarsamkeit  am 
Platze  ist  oder  erziehliche  r^iiiwirkung  auf  die  Kinder  nottut.  Die 
Hamburger  Armenordnung  spricht  sich  ütier  die  liedeutung  des  Ptleger- 
amtes  und  den  Ptliclitcnkreis  des  Pflegers  in  folgender  Weise  treftend 
aus:  „Der  Armen|>fleger  ist  das  unmittelbare  Organ  der  Armenpflege: 
von  seiner  Tätigkeit  hängt  Wohl  und  Wehe  des  Bedürftigen,  sowie  der 
soziale  uud  sittliche  Wert,  welcher  einer  geordneten  Armeaiitiege  zu- 
kommt, in  erster  Linie  ab;  er  muß  der  treueste  Freund  und  Berater 
der  Armen  .sein  und  über  die  (ie Währung  einer  Unterstüt- 
zung hinaus  ilmen  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  stehen. 
Die  ihm  zugeteilten  Armen  soll  er  kennen  wie  seine 
eigene  Familie,  ihre  Wohn  uiigen  wie  sein  eigenes  Haus.'" 

Die  Beschlußfassung  über  Art  und  Maß  der  Unterstützung  steht, 
je  nach  der  Organisation,  entweder  der  Verwaltung  oder  den  Ptiege- 
organen  zu.  Letzterenfalls  ist  auch  der  einzelne  Pfleger  zumeist  befugt, 
in  Eilfällen  Unterstützung  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  selbständig  zu 
gewähren,  während  er  sich  für  wiederholte  oder  höhere  Bewilligungen 
der  Zustimmung  des  Bezirks  Vorstehers  zu  vergewissern  hat.  Als  Eil- 
fälle gelten  auch  Entbinduugs-,  Krankheits-  oder  Todesfälle,  in  welchen 
wegen  der  obwaltenden  Dringlichkeit  ein  vereinfachtes  Verfahren  Platz 
greifen  und  uameiitlicli  v(m  eingehenden  Vorermittelungeu  Abstand 
genommen  werden  kann,  damit  die  notwendige  Fürsorge  keinen  Auf- 
schub erleide. 

Die  Auszalilung  der  Unterstützung  erfolgt  in  der  Regel  durch 
den  Pfleger,  mitunter  auch  auf  Anweisung  des  letzleren  an  der  Kasse 
der  Armen  Verwaltung.  Nicht  selten  liesteht  die  Vorschrift,  daß  der 
Pfleger  die  Unterstützung  in  der  Wohnung  des  Armen  diesem  aus- 
zuzahlen hat,  eine  Bestimmung,  die  das  Gute  hat,  da(S  sie  den  Pfleger 
zu  fortgesetzter  Wiederholung  des  Hausbesuches  nötigt,  die  aber 
andererseits  den  Armen  leicht  zu  der  nicht  unbedenklichen  Auffassung 
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\erleitet,  er  habe  ein  Recht  auf  die  üeberbringung  seiner  Unter- 
stützung. 

Die  endgültige  Feststellung  dos  rntorstfltzungswohusitzes,  die 
Heranziehung  auswärtiger  Aruienverbände,  der  Krankenkassen  und 
sonstigen  Organe  der  Arbeitorversicherung.  des  Unterstützten  selbst 
oder  seiner  Angehörigen,  sowie  fiie  etwaige  Herl>eil'übrung  arnien- 
polizeilichen  oder  stiHfrechtlichen  Einschreitens  ist  ledigiicli  Sache  der 
Verwaltung,  an  welche  die  Pfiegeorgane  gegebenenfalls  entsprechende 
Anträge  zu  richten  haben. 

Die  vorstehend  cutwickelten  Grundsätze  finden  mehr  und  mehr 
auch  im  Bereiche  der  kircbhehen  und  privaten  Wohltätigkeit  ent- 
sprechende Anwendung.  Man  hat  eben  erkannt,  daß  nur  eingehende 
persönliche  Nachforschungen  einigen  Schutz  gegen  Milibrauch  und  eine 
gewisse  Gewähr  für  ein  vernünftiges  Wohltun  bilden.  Als  Hilfsmittel 
bei  ihren  Erhebungen  bedient  sich  auch  die  organisierte  Privatwohl- 
tütigkeit  vielfach  ähnlicher  Fonnuhire  (Abhörungsbogen)  wie  «lie  öffent- 
liche Armenpflege,  auch  werden  die  der  Auskunftserteilung  dienenden 
Einrichtungen  in  der  Regel  iicnutzt.  Müglicbst  eingehende  Vorermitte- 
lungen sind  hier  aber  um  so  unentbebrlicber,  als  die  Privafwohltjitig- 
keit  in  der  Regel  nur  einmalige  und  dann  vielfach  größere  Hilfen 
gewährt,  es  ihr  also  an  der  Möglichkeit  fehlt,  den  Unterstützten  unter 
ständige  pflegerisclie  Kontrolle  zu  nehmen  und  seine  etwa  vorhandene 
Nichtbedürftigkeii  auf  diesem  Wege  festzustellen. 

Als  eine  neuere,  auf  der  Erkenntnis  von  dem  hohen  Werte  un- 
mittelbarer Berührung  mit  dem  Armen  beruhende  Form  der  PHege- 
tätigkeit  ist  schließlich  noch  die  sog.  Settl  emen  ts- Ue  w  e  gu  n  g  zu 
erwähnen.  Ein  junger  englischer  Student.  Tojnbee,  hatte  erkannt, 
daß  auf  die  in  Schmutz,  Trunkenheit  und  Unwissenheit  verkommenden 
ärmsten  Schichten  der  Londoner  lievölkerung  nur  dann  Einfluß  zu 
gewinnen  sei,  wenn  die  auf  eine  Besserung  hinarbeitenden  (iebildeteu 
vollständig  unter  den  Armen  wohnten  und  dadunli  zunächst  deren 
Vertrauen  gewännen.  Toynbee  selbst  bezog  in  Whitecliaiiel  ein  kleines 
Haus  und  lebte  hier  als  Freund  und  Berater  der  Armen.  Nach  seinem 
frühen  Tode  bildete  sich  ein  Verein  mit  dein  Ziele,  für  die  Armen- 
bevölkerung in  London  und  anderen  Großstädten  höhere  Bildung  und 
bessere  Erholung  zu  beschafl'en,  die  Lage  der  Armen  zu  untersuchen 
und  Pläne  zur  Förderung  ihres  Wohlstandes  ins  Werk  zu  setzen.  Als 
Mittel])unkt  dieser  Bestrebungen  wurde  die  sog.  Toynbee-Hall  be- 
gründet, in  der  1(3—18  Graduierte  der  Universitäten  Oxford  und  Cam- 
bridge ihren  Wohnsitz  nahmen.  Die  Bewegung  hat  sich  seitdem 
wesentlich  ausgebreitet,  namentlich  in  England  und  Amerika,  wo  der 
Boden  für  derartige  Bestrebungen  besonders  günstig  ist.  In  Deutsch- 
land bietet  die  von  besonderen  (iemeiiidehäusern  aus  lietriebene  Ge- 
ineindeptlege  gewisse  Berührungspunkte  mit  der  Settlenients-Bewegung. 
Als  eine  eigentliche  Niederlassung  im  englischen  Sinne  ist  das  1901 
in  Hamburg  begründete  Volksheim  gedacht.  Als  Zweck  der  Gesell- 
schaft „Volksheini"  wird  in  der  Satzung  die  Beschattung  von  Ver- 
sanunlungs-  und  Unterhaltungsräuraen  mit  einzelnen  anhängenden 
Wohngelassen  inmitten  der  Arbeiterviertel  Hamburgs  (Niederlassungen) 
bezeichnet,  um  zur  Herstellung  persönlicher  Beziehungen  und  gegen- 
seitigen Vertrauens  Reich  und  Arm  zusammenzuführen  und  dadurch 
den  Gebildeten  und  Wohlhabenden  tJelegenheit  zu  gelien,  das  Arbeiter- 
lebeu    und    seine   Bedürfnisse    durch    eigene  Anschauung   kennen   zu 
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lernen  und  zur  Verbesserung  beider  beizutragen.  Zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  hat  die  erfolgreich  arbeitende  Gesellschaft  eine  Aus- 
kunftsstelle, ein  Lesezimmer,  Vortrags-  und  Debattierabende,  Sonntags- 
Konzerte  und  -Unterhaltungen,  sowie  Lehrlingsvereiue  und  ähnliche 
Veranstaltungen  zur  Förderung  der  schulentlassenen  Jugend  ins  Leben 
gerufen. 

3.  Die  einzelnen  Arten  der  Unterstützung. 
Der  Deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  hat,  zu- 
nächst für  tinanzstatistischc  Zwecke,  eine  Art  Noriualarnienetat  auf- 
gestellt, der  den  Arnienverwaltungen  als  Vorbild  für  die  Rubri- 
zierung der  einzelnen  Unterstützungsarten  dienen  soll.  Danach 
werden  die  Hauptabscbnitte;  Offene  Ar meu pflege  (Fürsorge  in 
der  eigenen  Wohnung  des  Armen),  Geschlossene  Armenpflege 
(vollständige  Fürsorge  in  Anstalten)  und  Kinderpflege  (vollständige 
oder  ergänzende  Fürsorge  für  Kinder)  unterschieden.  Diese  Einteilung 
wird  zweckmäßig  auch  der  nachstehenden  Uebersicht  zu  Grunde  zu 
legen  sein. 

X.  Offene  Armenpfleg^e. 

Entsprechend  dem  gesetzmäßigen  Umfange  der  Unterstützungs- 
pflicht ergeben  sich  hier  die  Unterabteilungen : 

a)  Unterstützungen  zum  Lebensunterhalt, 

b)  Offene  Kraukenfiflege. 

c)  Beerdigungswesen. 

a)  Unterstützungen  zum  Lebensunterhalt. 

Der  notdürftige  Unterhalt  kann  dem  Armen  sowohl  in  Geld,  als 
auch  in  Naturalien  geboten  werden ;  selbstredend  lassen  sich  auch 
beide  Unterstützuugsarten  mit  einander  verbinden. 

Die  Barunterstützung  ist  diejenige  Form  der  Hilfe,  welche 
der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  und  dem  Ehrgefühl  des  Armen 
am  weitgehendsten  Rechnung  trägt.  Der  Arme  hat  seine  Bedürfnisse 
mit  dem  ihm  bewilligten  ticldbetrage  zu  decken,  so  daß  er  selbst 
rechnen  und  kalkulieren  muß.  Man  unterscheidet  bei  den  Geldgaben 
zwischen  ein  mal  iger  (vorübergehender)  und  laufender  (dauernder) 
Unterstützung ;  daneben  finden  sich  noch  die  Begriffe  „Almosen"  und 
„Extraunterstützung".  Die  Bedeutung  dieser  Bezeichnungen  ist  aber 
keineswegs  überall  die  gleiche.  So  wird  z.  B.  unter  einer  dauernden 
Unterstützung  in  Cöln  die  für  die  Dauer  eines  Jahres  im  voraus  be- 
willigte Gabe,  in  Hamburg  dagegen  jede  Unterstützung  verstanden, 
welche  auf  unbestimmte  Zeit,  wenn  auch  nur  vorübergehend,  bewilligt 
ist  und  in  wöchentlichen  Raten  zur  Auszahlung  gelangt.  Der  Deutsche 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  hat  nun,  wie  bereits  er- 
wähnt, eine  einheitliche  BegriHsbestimmung  dahin  aufgestellt,  daß  unter 
laufender  (dauernder)  Unterstützung  jede  Unterstützung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Dauer  verstanden  werden  soll,  welche  nicht  zur  Hebung 
eines  augenblicklichen,  durch  eine  einmalige  Zahlung  beseitigten  Not- 
standes dient. 

Die  Auszahlung  der  Unterstützung  an  den  xVrmen  geschieht  im 
allgemeinen  wöchentlich,  doch  kann  dieselbe  aus  erziehlichen  Gründen 
auch  in  kleineren  Katen,  z.  B.  täglich,  erfolgen.  Einzelne  Armenord- 
nungen gehen  so  weit,   vorzuschreiben ,  daß  der  Pfleger  die   Untor- 
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Stützung  dem  Annen  in  dessen  Wolinunp;  auszuzalilcn  hat,  während 
es  andererseits  auch  vorkommt,  daß  der  Arme  sich  seine  Unterstützung 
an  der  Genieiude-(Armen-)Kasse  abholen  darf. 

Hinsichtlich  der  Höhe  der  Unterstützung  besteht  vielfach  ein 
fester  Tarif,  so  namentlich  in  Elberfeld,  wo  für  das  wöcheutliche 
Geldbedürfnis  zur  Aoschaflfiinf^  des  zum  Unterhalt  iinabweislich  Not- 
wendigen  die  nachstehenden  Höchstsätze  aufgestellt  sind : 

3,00  M.  für  das  Pamilionhaupt, 

ifit    „      „   die  beim  Manne  lelieiiilo  Ehefrau, 

3,00    „      ,.    ein  Kind   von  14  .lubreti  und  (iarü)>er,  welches  arbeitet,  and 

verdient, 
2,xo    „    für  ein  Kind  von  14  Jahren  und  darütier,  welches  nicht  arbeitet, 
2,00    „      „   ein  Kind  vou  10  bis  zu  14  Jahren, 

»,«0    „      „ ,      5     „     „    10 

«,«0    „      ,.     ,.       „       „      1     „    „     5 

1,00    ,.      „     ,,       „       „    weniger  als  1  Jahr; 


bia  M. 

II         11 
tt        fl 
IP        t* 

20,00 
l8,00 
25,00 
36,00 

bie  M. 

n      fi 

25,00 
30,00 

16,70  M.  für  eine  aus  den  genannten  Ferxonen  bestehende  Familie, 
und  3,50  M.  fflr  eine  einzelnstehende  uud  alleinwohneiide  Person. 

Die  Anwendung  dieses  Tarifs  erfolgt  in  der  Weise,  daß  zunächst 
das  Einkonuiien  dos  Hüfesucfienden  festgestellt  wird,  welches  dann 
aus  öffentlichen  Armeiimittelii  bis  zum  Betrage  jener  Höchstsätze  er- 
gänzt werden  darf  (Artnenordnung  !;§  3,  35).  In  anderen  Städten 
(z.  B.  Berlin.  Hamburg)  gelten  sogenannte  Ausschlußsätze,  die 
vom  Armenbezirk  nur  mit  Bewilligung  der  höheren  Instanz  (Kreis) 
überschritten  werden  dürfen.  Die  Hamburger  Ausschlußsätze  sind 
beispielsweise  die  folgenden : 

andauernden  Untcrstütuungcn: 
für  aileinstebeiide  Müniier 
„  „  Fraticn 

„    ein  kinderlosps  Ehepaar 
„    eine  Familie  mit  Kindern 

an  ein  mausen  Unterstützniif^cn: 
für  alleinsteiiende  Personen 
,.   kinderlo8c  Ehepaare  und  Familien 

Der  jährliche  Durch.schnittsbetrag  der  Barunterstützung  (ohne 
Berücksichtigung  der  gleichzeitigen  Naturaigaben}  ist  nach  den  vom 
Deutschen  Verein  für  Armenptlego  und  Wohltätigkeit  für  das  Etats- 
jahr 1900/Ül  veranstalteten  Erhebungen  am  höch.sten  in  Hamburg  mit 
205,49  M.,  während  Berlin  mit  178,81  M.  die  elfte  Stelle  einnimmt; 
im  flbrigen  beträgt  der  Aufwand:  in  Leipzig  173,92  M.,  in  Cöln 
159,06  M.,  in  Charlottenburg  VVJ^M  M.,  in  Halle  a.  S.  124,08  M.,  in 
Nürnberg  ll.'),35  M.,  in  Dresden  1(K>,71  M.,  in  StraBburgi.  E.  108,34  M., 
in  Stuttgart  103,87  M.,  in  Breslau  93,79  M.  und  in  Lübeck  t>7,10  M. 

Das  System  der  reinen  Geldunterstützung  tindet  nur  ganz  aus- 
nahmsweise, näudich  in  den  Städten  Brandenburg,  Gelsenkirchen, 
Rixdorf  und  Stargard  i.  F.,  Anwendung.  Alle  übrigen  Städte  ge- 
währen Geld-  und  Naturalunterstützung  nebeneinander,  freilich  in  pro- 
zentual sehr  verschiedenem  Umfange,  wie  die  nachstehende  Uebersicht 
ergibt,  welche  die  etfektiven  Aufwendungen  pro  1900/01  für  jede  der 
beiden  Unterstülzungsarten,  in  Pfennigen  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung berechnet,  zur  Darstellung  bringt  (siehe  nächste  Seite). 

Recht  verschieden  ist  auch  das  Verhältnis  zwischen  laufender  und 
einmaliger  Unterstützung,  wiewohl  hier  naturgemäß  die  erstere  allent- 
halben stark  überwiegt.     Dasselbe  ist  z.  B.  in  Witten  11:7,  in  Straß- 
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burg  i.  E.  5:2.  in  Dresden  9:2,  in  Berlin  13:1,  in  Breslau  19:1,  in 
Hamburfj  .%:!  iintl  in  Düsseldorf  sojrar  «0:1.  In  Nürnberg,  Frank- 
furt a.  0.  und  Witten  haben  die  eininalifj;en  Unterstützungen  fast  ganz. 
in  Dresden  und  Düs.seldorf  ungefähr  zur  Hälfte,  in  Hamburg.  Karls- 
ruhe und  München  etwa  zu  eiueni  Viertel  zur  Bezahlung  der  Woh- 
nungsniiete  Verwendung  gefunden. 

Was  sodann  die  Na  t  uralun  ters  tu  tzung  im  einzelnen  be- 
trifft, so  gelangt  dieselbe  hauptsächlich  in  der  Form  der  Gewährung 
von  Obdach  (Wohnung),  Nahrungs-  und  Stärkungsmitteln,  Kleidung 
und  Hausrat,  sowie  von  Heizmaterial  zur  Anwendung. 

Von  den  der  Gewährung  von  Obdach  dienenden  Flinrichtungen 
gehören  in  den  Bereich  der  offenen  Armenpflege  nur  diejenigen, 
welche  dem  Armen  lediglich  ein  Unterkommen  (ohne  Beköstigung, 
bez.  Abend-  und  Morgensuppe)  bieten.  Derartige  Einrichtungen 
stehen  der  öffentlichen  Arenenptlegc  verhältnismäßig  selten  zu  Gebote. 
Einen  erheblicheren  Aufwand  für  diesen  Zweck  verzeichnen  nur  Cassel, 
Charlottenburg,  Dresden,  tJreifswald,  Leipzig,  Linden,  Neunkirchen, 
Nürnberg,  Pirmasens,  Rheydt  und  Straßburg  i.  E.  Es  sind  demnach 
vorzugsweise  Industriestädte,  in  denen  die  Obdaclüosigkeit  ein  um- 
fassenderes Eingreifen  der  öffentlichen  Armenpflege  durch  Gewährung 
von  Unterkunft  für  Familien  oder  Einzelpersonen  erforderlich  macht. 
Dieser  Eindruck  wird  noch  verstärkt,  wenn  man  diejenigen,  streng 
genommen  in  den  Bereich  der  geschlos.seneu  Armenpflege  gehörigen 
Einrichtungen  mit  ins  Ange  fasst,  welche  obdachlosen  Familien  nicht 
bloß  ganz  vorübergehend  (für  eine  Nacht)  Unterkunft  gewähren,  oder 
die  (len  alleinstetujnden  Olnlachlosen  nehen  dem  Nachtquartier  auch 
noch  Morgen-  oder  Abendkost  bieten.  Hier  steht  die  Stadt  Berlin 
obenan,  welche  mit  einem  ungefähren  Kostenaufwande  von  M.  .ö( X.WiO 
jälirlich  ein  großes  Asyl  für  obdachlose  Familien  und  für  nächtlich 
Obdachlose  unterhält,  welches  an  einzelnen  Wintertagen  ungefähr 
30<Kt  Personen  beherbergt.  Neben  der  Reichshauptstadt  sind  stärker 
belastet  die  Städte  Düsseldorf  (M.  40.301),  Leipzig,  Frankfurt  a.  M. 
und  Hannover  mit  14192,  bez.  9420  und  ^!428  M.  für  Familienobdach. 
Breslau  und  Cöln  mit  7191  bez.  44ß7  M.  für  nächtliches  Obdach, 
sowie  Ilalberstadt  mit  8.^7<»  M.  für  Familienobdach  und  2949  M.  für 
nächtliches  Oltdacli. 

Es  würde  nun  aber  verfehlt  sein,  aus  der  Nichtanfwendung  öffent- 
licher Arinenniittel  für  Obdachlose  zu  folgern,  daß  in  den  betreffenden 
Städten  eine  Wohnungs-  oder  01id.ichlosennot  nicht  bestehe.  Neben 
dem  Stande  der  Wohnungsverhältnisse  spielen  hier  Organisation  und 
Umfang  der  Privatwohltätigkeit,  sowie  die  Handhabung  der  \'erwaltung 
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eine  wichtige  Rollo.  So  wird  z.  B.  in  Hamhurfr  fflr  Obdachlose,  so- 
weit sie  in  den  von  der  Privatwohltätifikeit  uiiterlialteiien  Asylen  keine 
Unterkunft  finden,  in  der  Weise  gesorgt,  daß  die  betr.  Personen  zu 
ihrem  eigenen  Schutze  von  der  Polizeibehörde  in  Haft  (sog.  Sclmtz- 
haft)  genoniuien  werden.  Einzelpersonen  erhalten  Itei  der  Entlassung 
Unterkonuiiensauflage  geniüB  jj  "'»(51,  No.  s  Str.G.B.,  während  Familien 
der  Aruienvcrwaltung  zugewiesen  werden,  welche  die  zur  sofortigen  Er- 
langung einer  Wohnung  erforderlichen  (leldniittel  zur  Verfügung  stellt. 
Der  Umfang  der  Ubdacido>igkeit  hängt  wesentlich  ab  von  der  Lage  der 
Erwerbs-  und  Arbeitsverhältnisse.  Wie  aber  selbst  bei  noch  so  günstiger 
wirtschaftlicher  Lage  Bettel  und  Landstreicherei  nie  völlig  verschwinden, 
so  wird  es  auch,  zumal  in  den  Großstädten,  den  vorhandenen  Asylen 
an  Zuspruch  niemals  fehlen;  die  Kundschaft  pflegt  aber  —  abgesehen 
von  einzelnen,  vorübergeheml  in  Not  geratenen  Personen  oder  von 
neu  Zuziehenden,  die  Arbeit  und  Verdienst  noch  nicht  gefunden 
haben  —  vorzugsweise  aus  Arbeitsscheuen  und  aus  solclien  Individuen 
zu  bestehen,  welche  es  vorziehen,  den  für  ein  privates  Nachtlogis  vor- 
handenen Betrag  in  .Mkohol  umzusetzen  und  dann  im  „Obdach"'  un- 
entgeltliche Unterkunft  zu  suchen.  In  solcher  „Züchtung"  von  Ob- 
dachlosen liegt  die  große  Gefahr  der  Asyle.  Das  wirksauiste  Korrektiv 
gegen  mißbräuchliche  Ausnutzung  bildet  hier  die  Beseitigung  des  in 
einzelnen  von  der  Privatwohltätigkeit  unterhaltenen  Asylen  iniuier 
noch  herrsclienden  Prinzifis  der  Anonymität,  rlic  strengste  Ifandhabuug 
der  bestehenden  Strafbestiiuinungen  und  der  polizeilichen  Ausweisungs- 
befugnis, sowie  die  Besclirünkung  der  Leistungen  auf  den  äußersten 
Notbedarf. 

Ziemlich  allgemein  verbreitet  ist  in  Deutschland  die  Gewährung 
von  Nahrungsmitteln  als  Naturalunterstützung,  wobei  Suppe, 
Brot  und  Milch  besonders  bevorzugt  werden.  Unter  den  Großstädten 
sind  es  namentlich  Berlin,  Dresden,  Elberfeld,  Hannover.  Leipzig, 
Magdeburg,  .Mannheim.  Nürnberg,  Straßburg  i.  E.  und  Stuttgart, 
welche  Suppen  dl.  b.  auch  Fleisch  oder  fertige  Mittagskost)  entweder 
direkt  oder  indirekt  (durch  Zahlung  an  [irivate  8u](penküc,hen)  an 
Arme  verabfolgen.  Die  früher  vielfach  üblichen  „Annenkücben"  sind 
jetzt  durchweg  aufgegeben,  weil  die  besseren  Elemente  unter  den 
Armen  sie  aus  Ehrgefühl  nicht  gerne  aufsuchten,  während  andererseits 
die  von  den  Pflegeorganen  verabfolgten  Suppenzeichen  vielfach  zum 
Handelsobjekt  geworden  waren,  so  daß  die  Mahlzeit  den  eigentlich 
Beilachten  keineswegs  immer  zu  Gute  kam.  Der  Wert  einer  sachge- 
mäßen Naturalveriiflegung  ist,  zumal  in  der  mit  Tuberkulose  und 
Skrofulöse  durchsetzten  Armenbevölkerung  der  modernen  Großstädte, 
nicht  zu  verkennen.  Gute  Ernährung  ist  eines  der  wirksamsten  Mittel 
im  Kampfe  gegen  jene  Volkskrankheiteii,  und  nur  zu  oft  zeigt  sich, 
daß  die  in  den  Lungen-  oder  Kinderheilstätten  unter  Aufwendniig  er- 
heblicher Mittel  erzielten  Kurerfolge  unter  dem  Einflüsse  der  mangel- 
haften liäuslicben  Ernährung  schnell  wieder  verloren  gehen.  Der 
Naturalverpflegung  wird,  abgesehen  von  Kindern,  Kranken  und  Wöch- 
nerinnen, auch  für  alleinstehende  Personen  oder  für  Familien,  deren 
Haupt  dem  Verdienste  nachgehen  muß,  eine  gewisse  Be<leutung  bei- 
zumessen sein.  Zu  beachten  bleibt  aber,  daß  solche  Einrichtungen 
nicht  dazu  führen  dürfen,  die  gewerbliche  Tätigkeit  verheirateter 
Frauen  außerhalb  des  Hauses  zu  fördern  oder  sonstwie  das  Familien- 
leben zu  schädigen,  weshalb  darauf  gehalten  werden  sollte,  daß  Familien 
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die  ihnen  verabfolgte  Mahlzeit  tunlichst  in  der  eigenen  Wohnung  ver- 
zehren. Volksküchen  bestehen  zur  Zeit  in  etwa  120,  Krankenköchen 
in  25  deutschen  Städten.  Die  Küchen  sind  zum  kleineren  Teile  chari- 
tative  Einrichtungen,  meist  lialien  sie  die  mehr  soziale  Tendenz,  ge- 
sunde Speisen,  hez.  Kranken-  oder  Rekonvaleszentenkost  zum  Selbst- 
kostenpreise oder  zu  einem  Idltifien  Preise  ahzufieben.  In  München- 
(iladbach  sind  bereits  einzelne  Krankenkassen,  um  Krankenunterstfltzung 
in  der  zweckmäßigen  Form  von  Kraukenkost  ^lewäbren  zu  können, 
mit  dem  „Verein  zur  Verjdieguiif'  Kranker  und  Genesender"  in  Ver- 
bindung getreten,  wfihrend  die  Berliner  Arnienverwaltung  auf  Grund 
eines  Abkoninions  mit  der  dortigen  Krankenküche  in  einer  Reihe  von 
Bezirken  die  Armenärzte  ermächtigt  hat,  in  geeigneten  Fällen  Kranken- 
kost zu  verschreiben.  In  der  sachgemäßen  Ausgestaltung  der  Xatural- 
verptlegung  der  unbenuttelten  Klassen  bietet  sich  der  Privatwohl- 
tätigkeit noch  ein  weites  Feld  segensreicher  Betätigung. 

Brot  wird  in  einer  Anzahl  von  Städten,  zumal  Süddeutschlands, 
an  Arme  regelmäßig  verabfolgt.  Der  Aufwand  ist  relativ  am  größten 
in  Metz,  wo  er  M.  220(18  beträgt  und  sogar  den  Betrag  der  Bar- 
unterstützungen (M.  20  987)  übersteigt.  Berlin  verzeichnet  M.  159988, 
Frankfurt  a.  M.  (incl.  Suppe)  M.  52(197,  Straßburg  i.  E.  M.  37  948, 
Nürnberg  (incl.  Suppe)  M.  3(il71  und  Cassel  M.  14142,  In  Hamburg 
wird  Brot  in  offener  Pflege  nicht  verabfolgt,  während  Cöln  und  Leipzig 
sogar  eigene  Armenbrotbäckereien  unterhalten. 

Die  wachsende  Erkenntnis  von  dem  Werte  der  Prophylaxe  mußte 
die  Armenpflege  mit  Notwendigkeit  dazu  führen,  Kindern  in  geeigneten 
Fällen  eine  gute  M  i  1  c  h  n  n  h  r  u  n  g  zu  sichern.  Unter  den  (jroßstädten, 
welche  die  Wichtigkeit  dieser  Aufgabe  entsprechend  würdigen,  stehen 
Berlin,  Hamburg  und  Stuttgart  in  erster  Linie.  Die  Anweisung  auf 
Milch  erfolgt  durchweg  auf  Anordnung  des  Armenarztes  oder  wenig- 
stens im  Einvernehmen  mit  ihm.  Da  die  Milch,  zumal  in  den  dumpfen 
und  lichtlosen  Wohnungen  der  Armen,  leicht  dem  Verderben  ausgesetzt 
ist,  .so  wfjrde  unter  Umstäiulen  die  Verabfolgung  sterilisierter  Milch, 
wie  sie  vereinzelt  bereits  eingeführt  ist,  einen  wesentlichen  P^ortschritt 
bedeuten.  Auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiete  ist  übrigens  vielfach 
die  Privatwohltätigkeit  erfolgreich  wirksam. 

Mit  wenigen  Ausnahmen  gewähren  sämtliche  deutschen  Armen- 
verwaltungen an  Arme  Kleidung  (für  Erwachsene  und  Kinder), 
sowie  Hausrat.  Am  weitgehendsten  ist  diese  Fürsorge  in  Ham- 
burg und  Breslau  entwickelt,  wo  sie  ca.  95CK'K')  bez.  M.  800(X)  im 
Jahre  erfordert,  während  der  Aufwand  in  Leipzig,  München,  Düssel- 
dorf, Halle  a.  S.  und  Bremen  rund  M.  'dfHMK  in  Nürnberg  und  Kre- 
feld ungefähr  M.  2()0(X)  jährlich  beträgt.  In  Hamburg  werden  die 
Kleidungsstücke  durch  Vermitfelung  der  Frauenvereine  von  Armen 
angefertigt,  denen  auf  diese  Weise  auch  der  Arbeitslohn,  zumeist  im 
Sinne  vorbeugender  Armenpflege,  zu  gute  kommt.  In  den  Besitz 
von  Hausrat  gelangen  die  Armenverwaltungen  feilweise  dadurch,  daß 
ihnen  unter  gewissen  Voraussetzungen  ein  Erbrecht  gegenüber  ver- 
storbenen Unterstützungsempfängern  zusteht.  Die  ererbten  Mobiliar- 
stücken werden  dann  zur  Wiederausgabe  an  Arme,  bez.  zur  Aus- 
stattung solcher  Hilfsbedürftiger,  welche  ihren  Hausstand  verloren 
haben,  verwendet.  In  BerHn,  Hamburg,  Halle  u.  a.  sind  hierfür  be- 
sondere Lagerräume  eingerichtet,  die  daneben  auch  zur  Aufbewahrung 
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rder  Hausstände  solclier  Armen  benutzt  werden,  welche  vorübergehend 
[in  Anstaltsprtegc  Aufnahme  finden. 

Heizmaterial  wird  ebenfalls  von  den  meisten  Armen verwal- 
Itungen  gewährt,  in  weitRoheudsleui  Umfange  in  Berlin.  In  Cassel 
Iverden  den  Annen  in  strengerer  Winterszeit  Kohlen  (Brikets)  in 
[Portionen  ii  3  Zentner  in  die  Wohnung  geliefert.  In  Hamburg  er- 
[halten  die  dauernd  Unterstützten  während  der  kalten  .Taliresiceit 
[(Dezember  bis  Februar)  sog.  Feiierungszeichoii  zum  Nenn  werte  von 
lä»  (eventuell  40)  Pf.,  welche  bei  jedem  beliebigen  Feuerungshändler 
lin  Feuerung  uragesetüt  werden  können. 

b)  Offene  Krankenpflege. 
Während  der  mittello.se  Kranke  auf  dem  Lande  vielfach  der  Filr- 
;e  seiner  Angehörigen  oder  Kachbaren  übL^rlassen  zu  werden  pflegt. 
nnd  damit   oft  genug   ohne   die  seinem  Zustande   entsprechende  Hilfe 
bleibt,    führte    in  den  Stä<i(en    die  Steigerung   der   an   die  öffentliche 
Gesundheitspflege    gestellten    Ansprüche    einerseits    und    die    höhere 
Wertung  wirksamer  individueller  Fürsorge  andererseits  zur  Errichtung 
eigener  Krankenhäuser.     Anfänglich   glaubten  die  Armenverwaltungen 
durch  eine  möglichst  ausgiebige  llenutzung  dieser  Anstalten  zu  Gunsten 
Hilfsbedürftiger   ihrer  Fürsorgepflicht   in  sachgemäßester  und  zugleich 
bequemster  Weise    zu  genügen.    ,Je    höiier    man    aber  den  Wert   der 
Individualisierung   schätzen  lernte,  desto   mehr  überzeugte   man  sich, 
daß    neben    der    Krankenhausptlege    auch    die    Haus  pflege    des 
Kranken  aus  ethischen,  sanitären  und  finanziellen  Rücksichten  ihre 
Berechtigung  habe.    Denn  rliese  Methode  ermöglicht  es  nicht  nur,  den 
Faniilienzusananenhang,    und    unter   Umständen   sogar   die  gewohnte 
'Beschäftigung,  aufrecht  zu  erhalten,  sondern  sie  bietet  auch  ein  schätz- 
bares Mittel  der  V'olkserziehung  gerade  zu  Gunsten  derjenigen  Kreise, 
die  sich   den  modernen  Errungenschaften   iler  Hygiene   am  wenigsten 
zugänglich  zu  erweisen  pflegen.   Ein  solches  Vorgehen,  dessen  günstige 
materielle    Rückwirkung    des    näheren    Nachweises    nicht    bedarf,    ist 
freilich   nur  da   möglich,   wo   zur   Durchführung   einer   imlividualisie- 
renden  Fürsorge    neben   den  Arnienpflegeru    auch  Armenärzte    in 
genügender  Anzahl  zur  Verfügung  stehen,   was  jetzt  in  den  größeren 
Städten   allgemein   der  P'all  ist.     Den  Armenärzten    liegt  zunächst  die 
ärztliche  Untersuchung  und  Behandlung  der  ihnen  durch  das  zustän- 
dige Organ  (Armenbehörde,  Armenvorsteher  oder  Armenptieger)  über- 
wieseneu Armen  ob.     Diese   Untersuchung   bezweckt  in  erster  Linie, 
den  Grad  der  Erwerbsfähigkeit  des  Hilfesuchenden   zu  ermitteln,  bez. 
festzustellen,   ob   eine  die  Hilfsbedürftigkeit   begründende  Erkrankung 
desselben   oder  eines   seiner  Angehörigen   vorliegt.     Daneben   ist  das 
ärztliche    Gutachten    für   die   zu    wählende    Form    der   Unterstützung 
(offene  Pflege   oder  Anstaltspflege)   von   der  größten  Bedeutung.     Die 
Entscheidung    darüber,   ob   der   erkrankte   Arme   in   seiner  Wohnung 
verbleifien  kann,  oder  im  Hinblick  auf  die  Art  seiner  Erkrankung  oder 
auf  seine  häuslichen  Verhältnisse  einer  geeigneten  Anstalt  zuzuweisen 
ist,    liegt   fast  überall   allein   in   der  Hand    des  Arztes.     Ersterenfalls 
ist  der  bettlägerige  Arme  in  seiner  Wohnung  zu  behandeln,   während 
er  sonst  den  Arzt  in  seiner  Sprechstunde   (meist  in   der  Frühsprech- 
stunde) aufsuchen  soll.     Den  Wohnungsverhältnissen  seiner  Patienten 
hat  der  Armenarzt  unter  allen  Umständen   seine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden   und  den  Armen  zu   möglichst  rationeller  Aus- 
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nutzimg  »ier  vorhandenen  Räume,  zur  Lüftung  und  Reinlichkeit 
enerjiisr.h  anzuhalten.  Volle  Beachtung  soll  der  Arzt  auch  der  Er- 
nälirungsfrage  entgegenbringen;  er  ist  durchweg  befugt,  zu  Gunsten 
(Ier  Annenjiatieuten  durch  Verordnung  diätetischer  Heil-  und  Stärkungs- 
mittel (Mik-li.  Wein,  Kakao.  Fleisch  u.  s.  w.)  ergänzend  einzugreifen. 
Weiterhin  erstreckt  sicli  die  Zuständigkeit  des  Armenarztes  auf  die 
Verordnung  der  erforderlichen  Wedikaniente  und  mechanischen  Heil- 
mittel (Brillen,  ISrucldiänder,  künstliche  (iliedmaßen  u.  s.  w.),  doch  ist 
bei  kostspieligeren  Anschaffungen  meist  die  Mitwirkung  der  Verwaltung 
oder  eines  ilirer  Organe  vorgesehen.  Auch  Desinfektionen,  medizinische 
bez.  Reinigungsbäder,  sowie  die  Hinzuziehung  des  nötigen  Warte-  oder 
Pflegepersonals  kann  der  Arzt  in  der  Hegel  anordnen ;  andererseits 
hat  er  dem  Rufe  der  Arnienlieliamrae  an  das  Bett  einer  armen  Wöch- 
nerin ungesäumt  Folge  zu  leisten.  Daneben  sind  dem  Armenärzte 
nicht  seilen  noch  gewisse  andere  Funktionen  auferlegt,  z.  B.  die  Be- 
handlung von  Waisen-  und  Kostkindern.  Impfung.  Bescheinigung  von 
Schulversäumnissen,  Hilfeleistung  in  Eilfäilen  u.  s.  w. 

Die  Armenärzte  sind  in  den  meisten  Städten  gegen  feste  Bezüge 
angestellt,  deren  Höhe  sehr  verschieden  ist,  wobei  der  l^nifang  ihrer 
Belastung  wesentlich  mitspricht.  In  den  kleineren  und  mittleren 
Städten  liegt  das  Gehalt  meist  zwischen  4(Kl  und  SW  M,.  während 
dasselbe  z.  B.  in  Berlin  M.  16fK),  in  Hamburg  M.  lODt»  beträgt;  dort 
entfällt  aber  ein  Armenarzt  auf  20(KM),  hier  auf  12-  l.*}tÖ)  Einwohner. 
Pensionsfähig  ist  das  armenärztliche  Gehalt  nur  in  Hanau.  Die 
Anstellung  auf  Kündigung  erscheint  nach  jeder  Richtung  zweck- 
mäßiger, weil  das  Amt  im  allgemeinen  nur  für  jüngere  Aerzte  be- 
gehrenswert ist,  wogegen  dem  Inhaber,  wenn  er  sich  erst  eine 
größere  Privatpra.xis  erworben  hat,  die  bescheidene  Honorierung  als 
Armenarzt  ein  angemessenes  Ae(|uivalent  für  die  vielfachen  mit  der 
Armenpraxis  verbundenen  Unbequemlichkeiten  nicht  mehr  bieten  kann, 
so  daß  leicht  entweder  der  Aj'zt  die  feste  Anstellung  als  eine  Fessel 
empfindet,  otler  die  Armen  darunter  zu  leiden  haben.  In  einigen 
wenigen  Städten  (Ludwigshafen,  Pankow  b.  Berlin  und  IlheydtJ  ist 
neuerdings  die  freie  Arztwahl  eingeführt,  dergestalt,  daß  die 
Armenkranken  unter  sämtlichen  am  Orte  ansässigen  Aerzten  die  Wahl 
haben,  und  den  Aerzten  entweder  ein  nach  dem  Umfange  der  Be- 
lastung zu  erhöhender  Pauschalsatz  vergütet,  oder  aber  ein  bestimmter 
Betrag  unter  die  Aerzte  nach  der  Zahl  der  Krankenfalte  verteilt  wird. 
Beschränkt  freie  Arztwahl  besteht  in  Bremen.  Karlsruhe,  Meiningen, 
Siegen  und  Worms;  hier  können  die  Armen  unter  einer  kleineren 
Anzahl  von  Aerzten  die  Auswahl  treffen.  Während  die  Aerzte  iu 
Worms  feste  Vergütung  beziehen,  „so  daß  der  Lohn  für  etwaige 
Mehrleistung  des  einen  Armenarztes  gegenüber  dem  anderen  lediglich 
in  dem  Bewußtsein  der  größeren  Begehrtheit  liegt",  erfolgt  in  Bremen 
die  Honorierung  nach  Einzelleistungen,  wobei  die  Konsultation  mit 
ftCt  Pf.,  der  Besuch  mit  1  M.,  der  Nachtbesuch  mit  2  M.  und  die  Ent- 
bindung mit  lü  M.  berechnet  wird. 

Zu  Gunsten  der  freien  Arztwahl  wird  geltend  gemacht,  daß  es, 
wie  jedem  anderen  Menschen,  so  auch  dem  Armen  freistehen  müsse, 
sich  an  den  Arzt  seines  Vertrauens  zu  wenden,  zumal  da  volles  Zu- 
trauen zum  Arzte  für  den  Kranken  vielfach  schon  halbe  Genesung 
bi'ijeute.  Abgesehen  davon,  daß  es  innerhalb  der  wenig  seßhaften 
AniKMibevölkerung  an  einem  „Arzt  des  besonderen  \'ertrauens"    viel- 

90 


I 


4 


I 


Armenwesen. 

fach  fehlen  dürfte,  ist  hier  zuniidist  darauf  hinzuweisen,  daß  derjenijie, 
welcher  eine  Leistung  ohne  {Jef^'enieistunfi  empfängt,  durchweg  nicht 
ilasjenige  Maß  von  Sclbsthestiniuuing  hinsichtlich  der  Art  der  Leistung 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  darf  wie  derjenige,  welcher  die  im 
Rechtsleben  übliche  Gegenleistung  zu  Ideten  vermag.  Zudem  ist  es 
durchaus  irrig,  wenn  man  davon  ausgeht,  daß  sich  das  zahlende 
Publikum  stets  von  liem  geschicktesten  und  für  den  gegebenen  Fall 
vertrauenswürdigsten  Arzte  behandeln  lassen  könne.  Das  ist  teils  aus 
lokalen  Rücksichten  —  weil  nämlich  für  die  gesamte  Bevölkerung  des 
platten  Landes  und  der  kleinen  Städte  überhaupt  kaum  ein  anderer 
als  der  eine  in  erreichbarer  Nähe  wohnende  Arzt  in  Frage  kommt  — , 
teils  aber  auch  aus  jiekuniären  Gründen  unmüglicb,  und  insoweit  erscheint 
die  Ausdehnung  des  Systems  der  freien  Arztwahl  mit  dem  armenrecht- 
lichen  Grundsatze  unvereinbar,  daß  der  Arme  nicht  besser  gestellt 
sein  soll,  wie  die  nächst  höhere  Revölkerungsschicht,  deren  Angehörige 
sich,  wenn  auch  nur  mühsam,  durch  eigene  Arbeit  erhalten. 

Die  treibende  Kraft  in  dem  Kampfe  um  die  freie  Arztwahl  sind 
■fibrigens  garnicht  die  Armen,  sondern  die  Aerzte,  welche  den  Bruch 
mit  der  weite  Gebiete  ärztiiclier  Betätigung  beherrschenden  Monopoli- 
sierung anstreben  und  das  Prinzip  der  freien  Konkurrenz,  wie  auf  dem 
ganz  anders  gearteten  Gebiete  der  Kassenpraxis,  so  auch  in  der  Armen- 
pra.\is  zur  Geltung  bringen  möchten.  Dieses  Ziel  ist  natürlich  nur 
im  Wege  der  uniteschränkt  freien  Arztwahl  zu  erreichen,  denn  daran, 
daß  den  Armen  unter  den  in  einem  größeren  Bezirke  vorhandenen 
Armenärzten  ein  Wahlrecht  eingeräumt  wird,  haben  vielleicht  die 
letzteren,  nicht  aber  die  übrigen  Aerzte  ein  Interesse.  Gerade  die 
beschäftigteren  Aerzte  werden  kaum  geneigt  sein,  ihrer  Privatklientel 
den  Aufenthalt  im  Wartezimmer  gemeinsam  mit  den  nicht  selten  un- 
reinlichen und  unmanierlichen  Armenpatienten  zuzumuten,  oder  die 
letzteren  gegen  ein  Honorar  von  vielleicht  1  M.  am  Krankenbette  zu 
esuchen.  VVenn  aber  eine  größere  und  häufig  wechselnde  Anzahl 
■von  Aerzten  die  Befassnng  mit  der  Armenpraxis  ablehnt,  so  wird  da- 
durch leicht  eine  gewisse  Unsicherheit  in  die  ärztliche  Versorgung  der 
Armen  hineingetragen.  Ueberdies  wird  die  finanzielle  Bedeutung  der 
Freigabe  der  Armenpraxis  vielfach  überschätzt ;  in  Hamliurg  entfiele 
z.  B.  auf  den  einzelnen  Arzt  nur  ein  durchschnittlicher  Jaliresbetrag 
von  etwa  M.  8t>. 

Der  ausschlaggebende  Punkt  ist  aber  der,  daß  die  moderne  indi- 
vidualisierende Armenpflege  für  jeden  Bezirk  eines  bestimmten,  mit 
den  Verhältnissen  jedes  einzelnen  Armen  möglichst  genau  bekannten 
Vertrauensarztes,  der  an  den  Bezirkssitzungen  regelmäßig  teil- 
zunehmen hat,  und  an  den  sich  auch  in  der  Zwischenzeit  die  PHege- 
'organe  behufs  Erlangung  von  Auskunft  jederzeit  müssen  wenden 
können,  unter  keinen  Umständen  zu  entraten  vermag.  An  die  Stelle 
der  unentbehrlichen  ständigen  Fühlung  zwischen  Arzt  und  Pfleger 
müßte  eine  die  Ausübung  der  Armenpflege  geradezu  lähmende  Un- 
sicherheit treten,  wollte  man  dem  Armen  ein  Wahlrecht,  sei  es  auch 
nur  unter  einer  bestimmten  Anzahl  von  Aerzten,  einräumen.  Dazu 
kommt,  vom  Standpunkte  der  Verwaltung  aus,  noch  die  Unmöglichkeit 
iner  ausreichenden  Dienstaufsicht  über  die  Aerzte,  sowie  eine  durch 
'entsprechende  Vorteile  in  keiner  Weise  aufgewogene  V'erteuerung  der 
Armenpflege,  indem  die  Armen  zweifellos  die  verschiedenen  Aerzte 
hintereinander  durchprobieren   und  schließlich   bei  demjenigen  bleiben 
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wfirden,    der  durch   reichliche  Anwendung   diätetischer  Mittel   (Milch, 

Kakao,  Wein)  ihren  Wünschen  am  weitesten  entgegenkommt. 

Eine  nicht  unwichtige  Ergänzung  erfährt  die  armeuärztliclie  Tätig- 
keit mitunter  durch  Spezia  lärzt  e,  die  alsdann  teils  von  der  Ver- 
waltung gegen  Entgelt  angestellt  sind,  teils  sich  derselben  zur  unent- 
geltlichen Behandlung  armer  Patienten  zur  Verfügung  gestellt  haben, 
und  weiterhin  durch  die  —  zumal  in  den  Großstädten  —  entweder 
in  \'erbindung  mit  den  öifentlichen  Kraukenhäusern  oder  auch  von 
privatwohltätigor  Seite  eingerichteten  Polikliniken,  welche  der 
spezialistischeii  Behan<llung  UufiemitteUer  dienen  sollen.  Das  Interesse 
der  Armenverwaltiing  an  diMu  Bestände  dieser,  in  der  letzten  Zeit  in 
ärztliclien  Kreisen  lebhaft  angefochtenen  Einrichtung  liegt  einerseits 
in  der  Möglichkeit  ambulanter  Behandlung  Armer  durch  ausgezeichnete 
Spezialisten,  andererseits  —  und  das  ist  das  Entscheidende  —  in  der 
Sicherstellung  angemessener  ärztlicher  Versorgung  der  unmittelbar 
über  den  Verarmten  stehenden  Bevolkeningskreise,  die,  soweit  sie  der 
Krankenversicherung  nicht  unterliegen,  bei  Erkrankungen  vom  Ver- 
falle an  die  Armenjitlege  bedroht  sind,  deren  Fernhattung  von  dieser 
aber  aus  sozialen  uml  wirtschaftlichen  Gründen  gleich  wünschenswert 
ist.  Sind  die  nötigen  Kauteien  gegen  eine  mißbräuchliche  Inanspruch- 
nahme der  Polikliniken,  und  damit  gegen  eine  wirtschaftliche  Schädi- 
gung des  Aerztestandes  geschaffen,  so  wird  jene,  überdies  der  Ausbil- 
dung der  jüngeren  Aerzte  dienliche  Einrichtung  auch  vom  spezifisch 
ärztlichen  Standpunkte  aus  nicht  zu  beanstanilen  sein. 

Was  den  Aufwand  für  die  offene  Armenkrankenpflege  anlangt,  so 
beträgt  derselbe  in  runden  Summen;  in  Berlin  3^X)(^X1  M.,  in  Ham- 
burg 10h»;k.¥JxM.,  in  Cöln  53(X)()M.,  in  Breslau  und  Düsseldorf  4000»)  M., 
in  Bremen,  Dresden,  Frankfurt  a.  M.,  Leipzig  und  München  30CKX)  M. 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  stellen  sich  die  Kosten  am 
höchsten  in  Ludwigshafen  mit  .j7,5  Pf.;  Berlin  und  Hamburg  stehen 
mit  15,9  bez.  1:>A  Pf.  ungefähr  gleich.  Für  .Aufenthalt  in  Bädern  oder 
Kurorten  sind  im  .lahre  lVHXl/01  in  Magdeburg  8002  M.,  in  Hamburg 
6455  M.,  in  Frankfurt  a.  M.  4919  M.,  in  Bremen  4230  M.  und  in  Ber- 
lin 1830  M.  aufgewendet  worden. 

c)   B  e  e  r  d  i  g  u  n  g  s  w  e  s  e  u. 

Stirbt  eme  in  armenärztlicher  Behandlung  gewesene  Person,  so 
hat  der  Armenarzt  den  Totenschein  auszustellen  und  den  Pfleger  so- 
gleich zu  verständigen,  damit  dieser  wegen  der  Bestattung  das  Er- 
forderliche veranlasse.  Sind  die  Verhältnisse  der  Wohnung  des  Ver- 
storbenen derartige,  daß  nach  dem  ])fliclitmäßigen  Ermessen  des  Arztes 
das  Belassen  der  Leiche  in  derselben  aus  gesundheitlichen  Rücksichten 
untunlich  erscheint,  oder  handelt  es  sich  um  Fälle  ansteckender  Krank- 
heiten, so  ist  die  alsbaldige  Entfernung  der  Leiche  aus  der  Wohnung 
und  tunlichst  ihre  Ueberführung  in   eine  Leichenhalle  zu  veranlassen. 

Die  Beerdigung  mittelloser  Personen  erfolgt  überall  in  Deutsch- 
land auf  ötfenttiche  Kosten,  auch  wenn  der  Verstorbene  hei  Lebzeiten 
nicht  unterstützt  wurde.  Einzelne  Städte  (Frankfurt  a.  M.,  Offenbach, 
Stuttgart)  haben  die  fakultative  unentgeltliche  Bestattung  eingeführt,  um 
den  Angehörigen  des  Verstorbenen  die  Inanspruchnahme  der  Armen- 
pflege zu  ersparen  und  um  nicht  lediglich  aus  Anlaß  von  Todesfällen 
eine  Beeinträchtigung  politischer  Rechte  eintreten  zu  lassen.  Das 
Armenbegräbuis  sollte  überall  ein  würdiges  sein  und  eine  die  Armen- 
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"qualitSt  erkennbar  machende  Form  (z.  B.  die  Verwendung  platter  Särge) 
venuieden  werden. 

Der  Beerdiguntrsaufwand  ist  durch  die  Leistungen  der  Sozial- 
gesetzgebung wesentlich  herabgemindert,  Er  stellt  sich  relativ  ara 
höchsten  mit  ü,5  Pf.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Nürnberg,  wo 
sämtliche  Leichen  alsbald  nach  einer  ötl'entliclien  LeichenhulJo  7.\\  fiber- 
führen sind;  er  beträgt  in  Danzig  und  Karlsruhe  4,>!  Pf.,  in  Hamburg 
—  trotz  lies  Bestehetis  zahlreicher,  ein  Sterbegeld  gewährender  soge- 
nannter Toteiiladen  —  4,6  Pf.,  in  Bremen  ;!;')  Pf.,  in  Berlin  1,0  Pf., 
in  Breslau  und  Elberfehl  0,9  Pf.,  in  Cöln  0,6  Pf.  und  in  StralUmrg  i.  E. 
nur  0,2  Pf. 

U.  Die  geaoUoaaene  Armenpflege. 

Die  geschlossene  Armenpflege  gUedert  sich  zunäclist  in  2  Haupt- 
gruppeu,  von  welchen  die  eine  die  Fürsorge  für  Kranke  und  Gebrech- 
liche, die  andere  diejenige  für  sieche  und  alte  Leute,  .sowie  für  solche 
in  jüngerem  AIIit  stehende  Persouen  umfalSt,  die  sich  wegen  ihrer 
Lebensführung  zur  l'riterstützuug  in  oH'ener  Pflege  nicht  eignen.  In 
den  Bereich  der  ersten  (Iruppe  gehören  demnach  iHe  Krankenanstalten, 
die  Irrenan.stalten  und  die  Spezialan  stalten  für  Idioten,  Epileptiker, 
Blinde,  Taubstumme  und  Krüppel,  während  der  letzteren  die  Armen- 
und  Siechenhäuser,  sowie  die  Armen-.-Vrbeitsanstalten  zuzurechnen  sind. 

Die  Zahl  der  in  Deutschland  vcniuuulenen  Anstalten  zur  Aufnahme 
von  Kranken  und  Gebrechlichen  betrug  liJ(.iO:  (>;-!(J(l  mit  :J7()(KX) 
Betten,  die  Zahl  der  verpflegten  Kranken  etwa  1  6.'>0(XKi.  Diese  An- 
stalten sind  selbstredend  niclit  hlolS  zur  Aufnahme  mittelloser  Personen 
bestimmt,  sondern  dienen  daneben  auch  zur  Unterbringung  von  Ange- 
hörigen der  zahlungsfähigen  Bevölkerungskreise  und  erkrankter  Mit- 
glieder der  Krankenkassen.  Indessen  ist  die  Inanspruchnahme  der 
Krankenanstalten  durch  mittellose  Personen  nicht  nur  ziffernmäßig 
recht  bedeutend,  sondern  sie  fällt  namentlich  finanziell  insofern  sehr 
erheblich  ins  Gewicht,  als  den  Gemeinden  als  ein  Teil  ihrer  allgemeinen 
Verbindlichkeit.  Hilfsbedürftigen  die  ,. erforderliche"  Krankenpflege  zu 
gewähren,  die  Verpflichtung  obliegt,  auf  ihre  Kosten  mittellosen  Kranken 
Verpflegung  in  einer  Krankenanstalt  überall  da  zu  bieten,  wo  die  Art 
der  Erkrankung  oder  die  häuslichen  Verhältnisse  nach  ärztlichem  Er- 
messen den  Eintritt  von  Anstaltsptlege  erheischen.  So  wurden  z.  B. 
im  Jahre  U»01  im  allgemeinen  Krankenhause  zu  lIamburg-Ep])endorf 
39.20  Proz.  aller  Kranken  auf  öffentliche  Kosten  behandelt,  während 
von  den  Krankenverpflegungstagen  sogar  45,72  Proz.  auf  örtentliche 
Kosten  gewährt  sind. 

Die  größereu  Gemeinden  verfügen  durchweg  über  eigene  Kranken- 
häuser, benutzen  aber  daneben  nicht  selten  auch  noch  von  der  kirch- 
lichen oder  privaten  Fürsorge  unterhaltene  Anstalten,  während  die 
kleineren  (iemeinden  beim  Mangel  eigener  Anstalten  ihrer  Fürsorge- 
pflicht eventuell  durch  entsprechende  Abmachungen  mit  Anstalten  der 
letzteren  Kategorien  genügen.  Auf  dem  Laude  sind  es  mitunter  die 
Kreise  oder  dementsprechende  größere  Verbände,  welche  ihrerseits  die 
nötigen  Anstalten  errichtet  haben  und  dadurch  den  Eingesessenen  der 
zugehörigen  Ortsarmenverbände  oder  Gutsbezirke  die  nötige  Kranken- 
hauspflege gewährleisten. 

Uelier  die  Zahl  der  im  Jahre  liXWOl  auf  einen  Kranken  entfal- 
lenen Verpfleguugstage  gibt  folgende  Uebersicht  Aufschluß: 
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kommunale 

sonstige 

Gcnieinde 

Anstalten 

Bremen 

40,*  7 

67,98 

Breslau 

40,39 

30,7« 

Charlottenburg 

4i,o& 

69,»3 

Ctiln 

30,8« 

54.'« 

Dortmund 

37,S8 

89,61 

Dresden 

l8,16 

3'.i« 

Düsseldorf 

20, 58 

39.a» 

Hiiniburg 

37,69 

51,7» 

Leipzig 

35.59 

24,78 

Ein  wichtiges  Spezialgebiet  der  Krankenpflege,  die  Heilstätten- 
Ijolian  (lluiig  Lungenkranker,  liat  ilurcli  eine  Entscheidung  des 
Buu{le.sani{es  für  das  Heimatwesen  vom  19.  Oktober  1901  aucli  für 
die  Armenpflege  erhöhte  Bedeutung  gewonnen.  Während  bisher  der 
armenreclitliche  Charakter  der  immerhin  kostspieligen  Heilstättenbe- 
handhing  vou  den  Armen  verbünden  zumeist  verneint  wurde,  steht  nun- 
mehr die  Qualität  dieser  Fürsorge  als  einer  pHichtmäßigen  Leistung 
der  öffentlichen  Armenpflege  für  alle  diejenigen  Fälle  fest,  wo  diese 
Behandluugsweise  nach  ärztlidiem  Gutachten  das  einzige  Mitte!  bildet, 
welches  allein  einen  wesentlichen  Heilerfolg  erwarten  lälit.  Die  Ham- 
burger Arnienverwaltung  hat  infolgedessen  bereits  eine  Art  von  Zen- 
tralstelle eingerichtet,  welche  den  Lungenkranken  Rat  und  Auskunft 
zwecks  Erlangung  der  erforderliehen  Heilbehandlung  erteilt  und,  so- 
fern ein  Eingreifen  der  zuständigen  Versicherungsanstalt  oder  der 
Privatwohltätigkeit  nicht  zu  gewärtigen  ist,  die  vertrauensärztliche 
Untersuchung  der  Lungenkranken  und  geeignetenfalls  ihre  Unter- 
bringung auf  öffentliche  Kosten  herbeiführt.  Auch  sind  Einrichtungen 
getroffen,  um  nach  beendeter  Kur  den  erzielten  Erfolg  durch  geeignete 
Einwirkung  auf  die  Wolinungs-,  Ernährungs-  und  Arbeitsverhältnisse 
zu  konsoliilieren,  wobei  sich  die  Behörde,  soweit  aus  Armenniiftelu 
sonst  nicht  unterstützte  Personen  in  Frage  kommen,  zufolge  beson- 
deren Alikoniniens  der  verständnisvollen  Mitarbeit  der  kirchlichen  Ge- 
meindei»flegen  und  der  Frauenvereine  zu  erfreuen  hat.  Anderwärts 
('z.  B.  in  Berlin,  Cassel,  Charlottenburg,  Halle)  wird  eine  nach  Art  der 
frauzösischen  Dispensaires  antituberculeux  organisierte  Fürsorge  durch 
die  Privatwohltätigkeit  geübt.  Eine  sich  sowohl  auf  dem  Gebiete  der 
Heilstättenfiehandlung,  als  auch  in  üflfeuer  Armenpflege  betätigende 
Fürsorge  für  Lungenkranke  hat  in  allerjüngster  Zeit  die  Armenverwal- 
tung zu  Cöln  eingerichtet. 

Schwieriger  liegen  die  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Heilbehand- 
lung von  Alkoholikern,  weil  sich  hier  der  medizinische  Krank- 
heitsbegrifl  nicht  durchweg  mit  dem  armenpflegerischen  deckt  und  die 
schweren,  eine  Hilfsbedürftigkeit  im  armenrecbtlicheu  Sinne  involvie- 
renden Fälle  Aussicht  auf  Heilung  kaum  noch  bieten.  Die  Heilbehand- 
lung lallt  hier  zumeist  in  das  Gebiet  der  Vorbeugung  und  wird  daher 
im  wesentlichen  der  Privatwohltätigkeit  überlassen  bleiben  müssen,  wäh- 
rend sich  die  öffentliche  Fürsorge  in  der  Regel  auf  die  Anstaltspflege 
(eventuell  dauernde  Internierung)  der  zu  entmündigenden  Unheilbaren 
zu  beschränken  haben  wird. 

Eine  bedeutsame  Ergänzung  der  Krankenhauspflcge  bildet  endlich 
die  Fürsorge  für  Rekonvaleszenten.     Es  liegt  auf  der  Haml,  daß 
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der  Heilerfolg  vielfach  in  Frage  gestellt  wird,  wenn  die  der  Kranken- 
bausbeliandUing  nicht  mehr  bedürftigen  (ieneseinlen  sofort  in  die  be- 
engten und  ärmlichen  hiiusltchen  Verhältnisse  zurückkehren  müssen. 
Bis  vor  kurzem  gab  es  nur  zwei  Möglichkeiten,  einem  solchen  unlieb- 
samen Resultate  vor/,ubeugen :  man  behielt  entweder  die  Rekonvales- 
zenten bis  zur  vollen  Wiederherstellung  ihrer  Arbeitsfähigkeit  im 
Krankenhause,  oder  niiin  unterstützte  sie  nach  der  Entlassung  in  of- 
fener Krankeni>tlege  durch  Gewährung  von  Krankenkost  oder  Stärkungs- 
mitteln. Neuerdings  haben,  nach  dem  Vcirgange  der  Versicberungs- 
austalten  und  Krankenkassen  sowie  der  freien  Liebestätigkeit,  auch 
die  GeraeiDden  den  Wert  einer  ausgiebigen  Rekonvaleszeutenptlege 
erkannt  und  diesem,  zeitweilig  durch  die  Fürsorge  für  Lungenkranke 
in  den  Hintergrund  gedrängten  Gebiete  erhöhte  Aufmerksamkeit  zuge- 
wendet. Das  vollkommenste,  aber  zugleich  kostsjdeligste  Werkzeug 
der  Fürsorge  für  Genesende  sind  die  Genesungshäuser,  in  denen 
sich  die  Kosten  auf  durchschnittlich  2  —  3  JI.  jiro  VerpHeguugstag 
stellen.  Vielfach  genügt  indessen  schon  ein  billigeres  Mittel,  wie  es 
in  Berlin  und  Frankfurt  a.  M.  zur  Anwendung  gebracht  ist,  die 
Walderholungsstätten,  welche  es  den  Erholungsbedürftigen  er- 
möglichen, sich  tagsüber  im  Freien  aufzuhalten,  während  sie  nachts 
in  ihre  Wohnungen  zurückkehren. 

Auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  Irre  und  Gebrech- 
liche ist  für  eine  positive  Tätigkeit  der  Arnienptiege  und  ihrer  Or- 
gane kein  Raum  gegeben;  ihre  ptliclitmäUigen  Leistungen  erschöpfen 
sich  hier  mit  der  Tragung  der  VerpHegungskosten.  Zur  Unterbringung 
von  Gebrechlichen  sind  vielfach  von  kirchlicher  oder  privater  Seite 
Anstalten  (z.  li.  IJethel  bei  Bielefeld,  Alsterdorfer  Anstalten  bei  Ham- 
burg) errichtet,  die  von  den  Armenverbänden  zur  Unterbringung  einer- 
seits der  schwerer  Leidenden  und  andererseits  der  !>ildungsfähigen 
Patienten  benutzt  werden,  während  die  Bewahrung  der  einer  solchen 
Spezialbehandlung  nicht  bedürftigen  Personen  meist  in  den  koniniu- 
ualen  Armen-  oder  Siecheuanstalten  erfolgt.     Die  Ausbildung  für  einen, 
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wenn  auch   beschriinktcn  Erwerb,   steht   insbesondere    bei   den  Taub- 
stummen, Blinden  und  Krüppeln  im  Vordergrunde. 

lieber  den  üint'ang  und  die  Kosten  der  Fürsorge  für  Irre  und 
Gebrecliliche  gibt  vorstellende  Uebersiclit  (in  der  leider  Berlin  mangels 
geeigneten  statistisc'hen  Materials  fehlt)  einigen  Aufschluß.  Auffällig 
bleibt  die  Ungleieliartigkeit  der  vorliegenden  Zahlen,  welche  einerseits 
auf  dem  verschiedenen  Umfange  der  kommunalen  Arnienlust  und  anderer- 
seits auf  der  nmngelnden  Homogenität  der  Berechnungsart  beruht. 

Neben  den  einer  Fürsorge  in  besonderen  Anstalten  bedürftigen 
Geisteskranken  und  den  in  gleichem  Maße  pflegebedürftigen  Gebrech- 
lichen im  sirengen  Sinne  des  Wortes  gibt  es  noch  /aldreiche  Per- 
sonen, für  welche  wegen  ihrer  durch  Alter,  Siechtum  oder  leich- 
tere körperliche  wie  geistige  Gebrechen  bedingten  Hilf- 
losigkeit die  Anstaltspflege  am  Platze  ist.  Ehedem  überließ  man  diese 
Individuen  entweder  sicli  selbst  (d.  h.  man  ließ  sie  verkommen  oder 
trieb  .sie  dem  Bettel  in  die  Arme),  oder  sie  wurden,  wenn  der  Grad 
ihrer  Hilflosigkeit  eine  intensivere  Fürsorge  bedingte,  mit  den  Gebrech- 
lichen <ler  ersten  Kategorie  zusammengelegt.  Da,  wo  eine  geordnete 
Anstaltsptlege  besteht,  ist  heute  für  eine  weitgehendere  Imlividuali- 
sierung  Sorge  getragen,  sei  es,  daß  die  Leichtkranken,  wenn  auch  in 
derselben  Anstalt  wie  die  schwerer  Belasteten,  so  doch  unter  räum- 
licher Trennung  von  denselben  versorgt  werden,  sei  es,  daß  die  er- 
steren  in  besonderen  Armen-  oder  Siechenhäusern  Aufnahme  flndeu, 
in  welchen  wiederum  die  Rüstigen  von  den  Schwachen,  die  Würdigen 
von  den  Lasteiliaften  nach  Möglichkeit  getrennt  gehalten  werden. 

Die  .\ufnahme  in  das  Armen-  und  Siechenhaus  wird  teils  durch 
die  Armenverwaltung  selbst  nach  Anhörung  der  Pflegeorgane  verfügt, 
teils  steht  den  letzteren  die  Entscheidung  zu;  für  dieselbe  ist  das  über 
den  Grad  der  Hilflosigkeit  zu  erstattende  armenärztliche  (iutachten 
naturgemäß  von  maßgeblicher  Bedeutung.  Die  Unterbringung  geschieht 
im  allgemeinen  nach  Geschlechtern  getrennt,  doch  ist  in  neuerer  Zeit 
das  Bestreben,  würdigen  alten  Ehe]maren  die  Fortsetzung  ihrer  Ge- 
nieins<-haft  zu  ermöglichen,  stark  hervorgetreten.  Außer  den  Schlaf- 
ränmen  sind  für  die  Nichtbettlägerigen  durchweg  Tages-  oder  Aufent- 
haltsräume eingerichtet.  Bei  den  Sehlafräumen  wird  auf  eine  möglichste 
Verringerung  der  Bettenzahl  hingewirkt,  und  insbesondere  für  die 
dauernd  Bettlägerigen  werden  in  modernen  Anstalten  kleinere  Räume  zu 
6-8  Betten  bevorzugt.  Vereinzelt  (z.  B.  in  Berlin)  Jindet  sich  daneben 
auch  die  Unterbringung  in  kojenartigen  Einzelräumen  (französisches 
System).  Auf  das  Vorhan<lensein  des  nach  <ien  Grundsätzen  der  Hy- 
giene erforderlichen  Luftraumes  wird  neuerdings  sorgfältiger  geachtet. 

Die  Insassen  tragen  in  der  Regel  ihre  eigene  Kleidung,  soweit 
dieselbe  noch  brauchbar  ist;  doch  findet  sich  auch  Zwang  zum  Tragen 
von  Anstallskleidung.  Die  Beköstigung  erfolgt  in  den  größeren  An- 
stalten durchweg  nach  besonderen,  unter  Berücksichtigung  der  Ergeb- 
nisse der  modernen  Nahrungsmittelchemie  aufgestellten  Kostordnungen, 
welche  für  Sieche  und  ScIi wache  selbstredend  besondere  Kostformen 
zulassen ;  auch  ist  der  .\rzl  überall  in  der  Lage,  die  Ernährung  durch 
Verordnung  von  Zusatznahrungsniitteln  oder  von  Stärkungsmitteln  zu 
ergänzen.  Wo  eine  Beschäftigung  statttinilet,  beschränkt  sich  dieselbe 
in  den  Siechen-  und  \'ersorghäusern  auf  häusliche  oder  sonstige  leichte 
Arbeiten,  wie  Dütenkleben,  Mattenflechten,  Stricken,  Sortieren  von 
Kaffee  oder  Drogen.     Zur  Befriedigung  kleiner  Bedürfnisse,  wie  Tabak 
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und  ilergl.,  erhalten  »tie  Insassen  meist  kleine  BetrJige  (30—60  Pf.  ])ro 
Woche)  als  sogenannte  Arl)eits|iiämle  oder  bei  vorliegender  Arbeits- 
unfähigkeit als  Unterstützung.  Bei  guter  Führung  ist  den  Insassen 
in  der  Regel  ein  wöchentlich  ein-  bis  zweimaliger  Ausgang  gestattet. 
Einzelne  Verwaltungen  nehmen  in  ihre  Anstalten  auch  sogenannte  Selbst- 
zahler (Pensionäre)  auf.  Das  Kostgeld  beträgt  z.  ß.  in  Berlin  1,70  M., 
in  Hamburg  meist  1  M.  In  den  Siechenanstalten  wird  die  Oberleitung 
zweckmäßigerweise  einem  Arzte  anzuvertrauen  sein,  dem  für  die  Be- 
aufsichtigung des  technischen  Anstaltsbetriebos  ein  Inspektor  beizu- 
ordnen ist;  die  in  den  Krankenanstalten  bewährte  Schwestern  pflege 
dürfte   sich  auch  für  Siechenhäuser  empfehlen. 

Gelangt  ilie  Anstalts]iflege  bei  der  Versorgung  von  Alten  und 
Siechen  im  individuellen  Interesse  der  Bedürftigen  zur  Anwen- 
dung, so  nimmt  dieselbe  in  Bezug  auf  unmoralische,  arbeits- 
scheue oder  unwirtschaftliche  Arme  den  Charakter  eines  im 
öffentlichen  Interesse  unentbehrlichen  Zucht-  und  Zwangsmittels 
an.  Solehe  Individuen  in  offener  PHege  unterstützten,  hieße  geradezu 
der  Liederlichkeit,  und  Trunksucht,  der  Trägheit  und  Bettelei  Vorschub 
leisten ;  hier  bildet  also  die  Anstaltsiittege  einen  überaus  wichtigen 
Faktor  erziehlicher  Beeinflussung  in  der  Hand  der  Armenbehörde. 
Diesem  Zwecke  dienen  die  Armen- .Vrbeitshäuser.  An.stallen, 
deren  Tendenz  dahin  geht,  den  Armen  durch  nifiglichst  intensive  Tätig- 
keit bei  strenger  Zucht  an  eine  geregelte  Lebensführung  zu  gewöhnen 
un<l  ihn  dadurch  tunlichst  zu  befähigen,  sich  nach  seiner  Entlassung 
den  Unterhalt  durch  eigene  Arbeit  zu  verdienen.  Der  Aufnahme  hat 
hier  die  Feststellung  voranzugehen,  dal5  sich  der  befrefl'ende  Hilfsbe- 
dürftige nach  seiner  Individualität  zur  Unteistützung  in  offener  Pflege 
nicht  eignet.  In  einzelnen  Bundesstaaten  kann  die  Armenbehörde  besse- 
rungsbedürftige  Arme,  sowie  säumige  NährpHichtige,  welche  in  der 
Person  ihrer  Angehörigen  der  Armenpflege  zur  Last  gefallen  sind, 
zwangsweise  in  einer  Armen- Arbeitsanstalt  internieren  (vergl.  oben 
S.  202).  Der  solchergestalt  Eingewiesene  darf  auch  gegen  seinen  Willen 
in  der  Anstalt  zurückgehalten  werden,  aus  der  ihn  die  Behörde  erst 
entläßt,  wenn  der  Zweck  der  Anstaltsjiflege  erreicht  ist  oder  die  Unter- 
stützung der  Angehörigen  in  Wegfall  kojnmt.  Maugels  solcher  beson- 
deren gesetzlichen  Vorschriften  steht  der  Austritt  aus  der  Anstalt 
jedem  geschäftsfähigen  Insassen  frei,  so  daß  hier  der  Behörde  als 
Druckmittel  nur  die  Versagung  von  Unterstützung  außerhalb  der  An- 
stalt verbleibt.  In  den  Armen-Arbeitsanstalten  ist  die  Trennung  nach 
Geschlechtern  strenge  durchgeführt.  Die  Insassen  schlafen  meist  in 
großen  Sälen  und  eine  Individualisierung  findet  durchweg  nur  in  Be- 
zug auf  den  Grad  der  Arbeitsfähigkeit  statt.  Sie  traticn  Anstaltsklei- 
dung und  werden  durch  mehr  oder  weniger  strenge  Disziplinarmittel 
(Versagung  des  Ausganges,  Entziehung  warmer  Kost,  Arreststrafe)  zur 
Arbeit  angehalten.  Unter  den  Beschäftigungszweigen  stehen  hier  land- 
wirtschaftliche Arbeiten  in  erster  Linie,  die  namentlich  in  Bezug  auf 
Alkoholiker  einen  wichtigen  Heilfaktor  bedeuten.  Daneben  kommen 
—  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Insassen  —  insbeson- 
dere Holzzerklcinern,  Steineklopfen,  Mattenflechten  und  Wergzupfen 
in  Betracht.  Die  Mittel  zum  Ankauf  von  Zusatznahrungsmitteln  oder 
Genußmitteln  hat  sich  der  In.sassc  durch  tüchtige  Arbeitsleistung,  wofür 
eine  kleine  Arbeitsprämie  gewährt  zu  werden  pflegt,  selbst  zu  verdienen. 

Besondere  Anstalten   zur  Aufnahme  von  Siechen    und  Schwachen 
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einerseits  und  von  Arbeitsfälligen   andererseits  finden  sich  nur  selten., 
Meist  sind  die  verschiedenen  Kategorien  von  Hilfsbedürftif^en  in  einer] 
Anstalt  vereinigt,   was   zur  Zeit   sogar  noch  in  Hainljnrg  der  Fall  ist," 
dessen  Werk-  (uui   Arnienliaus   über   MM)  Insasf<en   beherliergt.     Auf 
dem  Laude   und   in   den   kleinen  Städten   !<ind   die  Armenhäuser  viel- 
fach   in    trostlosem  Zustande    und  bilden  hier  nicht    nur  <Ias  Asyl  für 
die  der  geschlossenen  l'Hege   bedürftigen  Individuen .  sondern   dienen 
den  Zwecken   der  Armenptlege   überhaupt,   einschließlich   der   Kinder- 
fürsorge. 

Eine  besondere  Unterart  der  geschlossenen  PHege  bildet  diöj 
Unterhr  in  gung  in  Familieniiflege,  wofür  sich  harmlose  Geistes- 
schwache, sowie  mit  leichteren  kfiriierlichen  Gebrechen  behaftete  Per- 
sonen eignen.  Diese  Form  der  Fürsorge  bedeutet  eine  Entlastung  der 
vielfach  überfüllten  Anstalten  und  zugleich  eine  finanzielle  Ersparnis. 
Die  Voraussetzung  ihrer  Anwendung  bildet  die  sorgtältigste  Auswahl 
der  betreuenden  Personen,  sowie  der  —  meist  ländlichen  —  Kost- 
stellen, wobei  ärztlicher  Peirat  nicht  zu  entbehren  ist. 

lieber  die   Kosten   der  Fürsorge   in  Armen-  und  Versorgungsan- 
stalten gibt  nachstehende  Uebersicht  Aufschluß: 
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Der  Privat  wohl  täti  gkeit  kommt  auf  dem  Gebiete  der  ge- 
schlossenen Armenptlege  nach  zwei  Richtungen  eine  wesentliche  Bedeu- 
tung zu.  In  erster  Linie  ist  hier  die  Fürsorge  für  wandernde  Hilfsbe- 
dürftige, sowie  für  solche  Individuen  zu  erwähnen,  die  --  ohne  krank 
oder  siech  zu  sein  —  dennoch  physisch  oder  moralisch  so  weit  herunter- 
gekommen sind,  daß  sie  auf  dem  freien  Arbeitsniarkte  nicht  mehr  zu 
konkurrieren  vermögen.  Jenen  sind  die  Naturalverpflegungsstationen, 
diesen  die  Arbeiterkolonien  zu  dienen  bestiniint.  Das  Prinziji  der 
meist  mit  sog.  „Herbergen  zur  Heimat"  verbundenen  Naluralver- 
pf  legu  ngsst  ationen  ist  NaturalverpHegung  gegen  Arbeitsleistung. 
Die  llilfesuchendeu  erhalten  kein  Geld,  damit  es  nicht  in  Alkohol  um- 
gesetzt  werde,   sondern    Obdach    und    Beköstigung,    und  haben    das 
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Empfangene  in  der  Arbeitsstätte  abzuarbeiten.  Sie  werden  von  Station 
zu  Station  weitergesandt,  bi.'^  sie  scliHelilicii  Arbeit  und  Untcrlvunft 
gefunden  haben.  Die  Za!d  der  Naturalveriitiegungsstationen  betrug 
18'.M3  in  Deutschland  1287,  davon  917  in  Preußen;  sie  ist  seitdem  er- 
heblich zurückgegangen.  Die  Arbeiterkolonien,  deren  Zahl 
gegenwärtig  32  betrügt,  wollen  den  Erwerbslosen  vor  dem  Untergange 
bewahren  und  dem  (Jesunkenen  die  Ilaiul  bieten,  vom  unelirliclien 
Erwerb,  insbesondere  vom  Bettier-  und  Vagabondcnleben,  loszukommen; 
die  Zahl  der  bis  jetzt  aufgenonuuenen  Obdachlosen  beträgt  insgesamt 
etwa  120 (XXJ.  Eine  Ergänzung  der  Arlieiterkulonien  liilden  die  sog. 
Heimatkolonien,  welche  dem  dauernd  Scliitt'brücbigcu  Unterkunft  bei 
angemessener  Beschäftigung  bieten. 

Weiterhin  ist  itie  Privatwohltätigkeit  bestrebt,  würdige  alte  Per- 
sonen durch  Aufnahme  in  Alters  Versorgung  s  hau  ser  oder 
Stifte  vor  dem  Anheimfall  an  die  öffentliche  ArmenpHege  zu  lie- 
wahren.  Besonders  entwickelt  ist  diese  Fürsorge  in  liübeck;  doch  ge- 
nießen z.  B.  auch  in  Hamburg  etwa  200»  Personen  Freiwohnung  in 
derartigen  Stiften  und  Heimen.  Vereinzelt  hat  auch  die  öftentliche 
Armenpflege  mit  privaten  Siechenanslalten  Vereinbarungen  getroffen, 
um  eine  etwas  bessere  Unterbringung  besonders  würdiger  Verarmter 
zu  ermöglichen. 

ni.  Kinderpfleg'e. 

Die  der  modernen  Armenfürsorge  eigene  Wertung  sozialer  und 
prophylaktischer  Tendenzen  hat  den  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der 
Kinderpflege  Aufgaben  von  ganz  besonderer  Arl  und  Bedeutung  ge- 
stellt. Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  wie  bei  der  Fürsorge  für  Er- 
wachsene lediglich  um  die  Darbietung  des  Existenzminimums,  sondern 
das  Ziel  muß  sein,  die  Glieder  iler  heranwachsenden  Generation  so 
für  das  Leben  auszurüsten,  daß  sie  vor  Verarmung  tunlichst  bewahrt 
bleiben.  Es  kommt  also  nicht  allein  auf  die  Beschaffung  und  Erhal- 
tung der  äußeren  Lebensbedingungen  an,  sondern  es  ist  daneben  auf 
eine  sorgfältige  Erziehung  besonders  Bedacht  zu  nehmen.  Diese  Auf- 
gabe erfordert,  jedenfalls  in  größeren  Verhältnissen,  eine  spezielle 
Organisation.  Die  Kinderpflege  hat  sich  daher,  zumal  in  den  Groß- 
städten, vielfach  von  der  offenen  Armenpflege  losgelöst  und  sich  unter 
dem  Namen  „Waisenpflege"  als  ein  eigener  Zweig  der  üflentlichen 
Fürsorge  selbständig  entwickelt. 

Die  wichtige  Frage,  ob  zur  Erreichung  Jenes  Zieles  die  Kinder 
besser  in  einer  geschlossenen  Anstalt  zu  unterhalten  und  erziehen, 
oder  einzeln  bei  Familien  unterzubringen  seien,  in  denen  sie  wie 
eigene  Kinder  Unterhalt  und  Erzieliung  finden,  ist  im  allgemeinen  zu 
Gunsten  der  P^amilienpflege  entschieden.  Gegen  die  letztere  kann  man 
zwar  einwenden,  daß  sie  geringere  Gewähr  für  eine  gute  Schulbildung 
und  für  die  Durchführung  pädagogischer  Grundsätze  in  der  Erziehung 
biete,  sowie  daß  unter  Umständen  mit  der  Möglichkeit  übermäßiger 
Ausnutzung  der  Pfleglinge  durch  Arbeit  zu  rechnen  sei,  doch  lassen 
sich  diese  Gefahren  durch  sorgfältige  Auswahl  und  Beaufsichtigung 
der  Pflegestellen  ausschließen  oder  doch  wesentlich  herabmindern. 
Andererseits  vermag  die  besteingerichtete  Anstalt ,  selbst  wenn  in 
ihr  das  Familien-  oder  Gruppensystem  streng  zur  Durchführung  ge- 
langt ist,  nicht  zu  ersetzen,  was  dem  Pflegling  in  der  natürlichen 
Familie  geboten   wird,  die  naturgemäß  am  besten  geeignet  erscheint, 
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die  fehlende  eiueiie  Familie  ku  ersetzen,  und  die  daher  in  der  Regel 
den  gesundesten  Boden  für  die  Pflege  und  Erziehung  des  heran- 
wachsenden Menschen  bilden  wird.  Damit  soll  indessen  keineswegs 
den  Erziehungsanstalten  die  Existenzlierechtigung  abgespruchen  werden. 
Vielmehr  ist  als  Ergänzung  der  FamilienpHege,  wenigstens  für  größere 
Verbände,  das  V'orhandensein  einer  guteingericbteten  Anstalt  geradezu 
unentbehrlich  (sog.  gemischtes  System).  In  dieser  Anstalt  sind  zu- 
nächst alle  Kinder  unterzubringen  und  zwecks  Auswahl  einer  für  ihre 
Individualität  geeigneten  Familie  zu  beobachten.  In  dieselbe  sind 
aber  auch  solche  Kinder  zurückzunehmen,  für  welche,  etwa  wegen 
körperlicher  ([('brechen  oder  erhebliclier  geistiger  oder  sittlicher 
Mängel,  die  Fainilien|dlege  als  ungeeignet  erkannt  ist.  Hier  in  der 
Anstatt  nruü  stets  ein  gesunder  Stamm  normaler  j^chulptiichtiger  Kinder 
vorhanden  sein,  um  die  nur  durchgehenden  oder  abnormen  Elemente 
anregend  und  miterziehend  beeinflussen  zu  können. 

Allgemein  verlassen  ist  gegenwärtig  in  Deutschland  das  auf  dem 
Prinzip  der  Anonymität  beruhende  frühere  Fi  n  d  elh aus- System. 
Man  wird  auch  zugehen  müssen,  daß  es,  hei  der  heutzutage  gegebenen 
Gewähr  geeigneter  Versorgung,  derartiger  Anstalten  nicht  nur  nicht 
mehr  bedarf,  sondern  daß  ihr  Wiederaufleben  zu  den  schwerwiegendsten 
MilSsfäuden  führen  niüläte,  indem  dadurch  der  Faniilienzusammenhang 
und  das  (iefüh!  der  elterlichen  Selbstverantwortung  in  bedrohlicher 
Weise  beeinträchtigt,  die  Arnienlast  bedenklich  gesteigert  und  zudem 
—  mit  der  Anhäufung  zahlreicher  Säuglinge  am  Orte  der  betretfenden 
Anstalten  —  die  (Jefahr  einer  Vermehrung  der  Kindersterldichkeit 
hera uf besch  w oren  w ü rd e. 

Im  Interesse  einer  wirksamen  Handhabung  der  Kinderfürsorge 
erscheint  die  Ausrüstung  der  Aruien-  oder  Waisenbehörde  mit  den 
vveitgehendsten  Aufsichtsbefugnissen  erwünscht,  und  zwar  nicht  nur 
hinsichtlich  der  ihrer  Fürsorge  unmittelbar  unterstellten  Armenkinder, 
sondern  möglichst  auch  in  bezug  auf  die  —  nteist  unehelichen  —  Zieh- 
kinder (auch  Kost-  oder  Haltekinder  genannt),  welche  vielfach  vernach- 
lässigt werden  und  ohne  eingehende  Beaufsichtigung  der  Koststellen 
leicht  dem  Untergange  (Engeltnacherei)  oder  körperlicher  und  sittlicher 
Verwahrlosung  entgegengehen.  In  fast  allen  Bundesstaaten  sind  liaher 
entweder  auf  gesetzlichem  Wege  oder  durch  entsprechende  Polizei- 
verordnungen diesbezügliche  Kontrolhnaßregeln  eingeführt.  Am 
weitesten  ist  man  in  Leipzig  gegangen,  wo  sämtliche  Ziehkinder  nicht 
allein  eingehender  Heaufsichtigung  durch  einen  Ziehkinderarzt  und 
besoldete  PHegerinnen,  sondern  auch  der  gesetzlichen  Vormundschaft 
des  Vorsitzenden  des  Amienamts  unterstellt  sind,  dem  damit  insbe- 
sondere die  Aufgabe  zufällt,  die  IJnterhaltsansprücbe  gegen  die  Er- 
zeuger zu  verfolgen,  wozu  er  kraft  seiner  amtlichen  Stellung  in  weit 
wirksamerer  Weise,  als  der  Einzelvormund,  in  der  Lage  ist.  Im  In- 
teresse der  Aufrecbterhaltutig  dieser  auch  in  anderen  Städten  Sachsens 
bewährten  Bestininiungeii  läßt  Art.  13(>  des  Einf.-(ies.  zum  B.-ti.-B. 
die  landesgesetzlichen  Vorschriften  unberührt,  nach  denen  dem  Vor- 
stande einer  Erziehun^'s-  oder  Verptlegungsanstalt  oder  einem  Beamten 
die  gesetzliche  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  für  diejenigen  Minder- 
jährigen übertragen  ist.  welche  in  der  Anstalt  oder  unter  der  Aufsicht 
des  Vorstandes  oder  des  Beamten  in  einer  von  ihm  ausgewähl- 
ten Familie  oder  Anstalt  erzogen  oder  verpflegt  werden;  diese  Vor- 
mundschaft   oder   Pflegschaft   kann   nach   Beendigung  der   Erziehung 
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oder  der  V^erpHegiinfi  bis  zur  \'olljährigkeit  des  Mflndels  beibehalten 
werden;  und  endlicb  sind  liestimmunf^en  vorstellender  Art  in  hezug 
auf  uneheliche  Minderjährige  auch  für  den  Fall  zulässig,  daß  dieselben 
in  der  inütterliehen  Fatnilie  erzogen  oder  verjjtlegl  werden.  Obwohl 
diese  Vorschriften  ihrem  Wortlaute  nach  die  Anwendung  des  sog. 
Leipziger  Systems  bezüglich  derjenigen  Kinder  nicht  zu  rechtfertigen 
vermögen,  welche  in  einer  von  ilireu  Eltern,  bez.  der  unehe- 
lichen Mutter  ausgewählten,  lediglich  der  behördlichen  (Je- 
uehmigung  unterliegenden  Koststelle  untergebracht  sind,  wird  der  be- 
stehen<le  Zustand  vom  sächsischen  .Justizministerium  toleriert,  weil  die 
fraglichen  Bestimmungen  des  Einfülirungsgesetzes  gerade  die  Auf- 
rechterhaltung jenes  Systems  bezweckten  und  letzteres  nicht  nur  in 
moralischer  und  finanzieller  Hinsicht,  sondern  vermöge  seiner  weit- 
gehenden Beaufsichtigung  der  Ziehkinder  auch  in  hygienischer  Be- 
ziehung die  günstigsten  Erfolge  erzielt  hat.  Andere  Bundesstaaten 
haben  die  Gcneralvormundscliaft  lediglich  in  lieschränkterem  Umfange 
zugelassen.  So  kann  dieselbe  in  Preußen  durch  Ortsstatut  eingeführt 
werden,  jedoch  nur  für  solche  Minderjährige,  welche  im  Wege  der 
öffentlichen  Armenpflege  Unterstützung  erhalten. 

.•Vuf  dem  Gebiete  der  Kinderpflege  ist  zwischen  vollständiger 
und  ergänzender  Fürsorge  zu  unterscheiden.  Die  erstere  (technisch 
„Waisenptlege"  genannt)  umfaßt  alle  Bedürfnisse  des  Lebens,  Nahrung, 
Kleidung  und  Erziehung,  kurz  den  vollständigen  Unterhalt  des  Kindes. 
Die  ergänzende  Fürsorge  beschränkt  sich  dagegen  auf  einzelne  Hilfe- 
leistungen, welche  dem  Leiiensalter  oder  der  besonderen  Eigenart  des 
Kindes  angepasst  sind. 

Gegenstand  der  vollständigen  Fürsorge  (Waisenpflege)  sind  nicht 
allein  Vollwaisen,  Findlinge  und  verlassene  Kinder,  sondern  in  erheb- 
lichem Umfange  auch  Kinder  armenrechtlich  hilfsbedürftiger  Eltern 
oder  Elternteile,  wofern  letztere  wegen  mangelnder  sittlicher  Quali- 
fikation oder  aus  anderen  Gründen  nicht  in  der  Lage  sind,  ihren  Kin- 
dern eine  ordentliche  Erziehung  zuteil  werden  zu  lassen.  Für  der- 
artige Fälle  empfiehlt  es  sich,  daß  die  Armenpflege  von  ihrer  Befugnis, 
die  Form  der  Unterstützung  zu  bestimmen,  Gebrauch  macht,  indem 
sie  die  Kinder,  um  sie  vor  Verwahrlosung  zu  schützen  oder  der  be- 
reits eingerissenen  Verdorbenheit  zu  steuern,  in  vollständige  Fürsorge 
nimmt.  Eine  solche  Maßnahme  setzt  indessen  neben  armenrechtlicher 
Hilfsbeilürftigkeit  auch  das  Einverständnis  des  nach  bürgerlichem 
Rechte  zur  Sorge  für  die  Person  des  Kindes  Berufenen  (vgl.  §§  1627, 
1634  ff.,  1684,  um,  1707  B.-G.-B.)  voraus.  Wird  die  Zustimmung 
unter  Umständen  verweigert,  welche  eine  ("Jefährdung  <les  geistigen 
oder  leihlichen  Wohles  des  Kindes  im  Sinne  von  S  ItiOO  B.-G.-B.  in 
sich  schließen,  so  hat  das  Vormundschaftsgericht  die  zur  Abwenriung 
der  Gefahr  erforderlichen  Maßregeln  zu  treffen.  Das  Gericht  kann 
insbesondere  anordnen,  daß  das  Kind  von  seinen  Eltern  zu  trennen 
und  zum  Zwecke  der  Erziehung  in  einer  geeigneten  Familie  oder  in 
emer  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  unterzubringen  sei.  Diese 
im  individuellen  Interesse  des  Kindes  getroft'ene  Anordnung  (private 
Zwangserziehung  genannt)  ist  prinzipiell  auf  Kosten  des  Kindes,  bez. 
seiner  Eltern  durchzuführen,  doch  hat  für  Preußen  das  Ivammergericht 
entschieden,  daß  dadurch  im  Falle  der  Mittellosigkeit  die  armenrecht- 
liche Hüfsbedürftigkeit  des  Kindes  und  damit  eine  Verpflichtung  der 
öffentlichen  Armenpfiege  zum  Eintreten  begründet  werde.    Die  Armen- 
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polixeilicher  Hilfe  zu  erzwingen  sein  wird. 

~Mw^  ^Im    lOB  an    der    melirerwiihnten    Statistik    des    Deutschen 

j^f^l^nticge   und    Wohltätigkeit    iteteiligten  Städten  ver- 

Äj^  Jt|p»  nifttOl  41  über  eigene  Waisenanstalten,  während  da- 
w*M  Mitcfl  fremde  (z.  B.  konfessionelle)  Anstalten  zur  Unter- 
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'^f  Xnatti'  oder  Waisen  Verwaltung,  welche  von  der  Familien- 
te  «rtMÄlicherem  Umfange  tJebrauch  macht,  bedarf  zur  Auswahl 
titr  rOoiflC Jtcillf n  sowie  zur  fortgesetzten  Ueberwachung  der- 
MMMB  «i»  dw  Ptlcgli'iRC  geeigneter  Organe,  und  dieser  behürdliche 
OMMkkMii««  »uß  sich  um  so  koinidizierter  ge.'Jtalten,  in  je  weitgehen- 
übr^TumäinRO  jenes  System  Anwendung  findet.  In  vorbildlicher  j 
2J^  ^  in  diwer  Richtung  die  hamburgische  otfenttiche  WaisenpHege' 
^^^^itert  der  am  1.  Januar  UKJ2:  ii(\:'>'J  Minderjährige  unterstanden, 
^St^^nnr  etwa  .VKl  im  Waisenhause  selbst  untergebracht  waren. 
Ym  dt'H  FHinilienptleglingen  befanden  sich  etwa  800  in  Hamburg 
VI^,  fllr  die  übrigen  sind  —  zumeist  ländliche  —  Waisenkolonien 
ht«t,  deren  Zahl  ungefähr  r)<X)  beträgt.     Diese  Kolonien  unter- 
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-W        1 

Tfllltiflt.100  H.  AuHeabea 

für  Kinder- 

Gemoinde 

pfl^  {Tollstlndige  Fflrsorge)  entfailen 
auf 

Kwtceld  für  Kinder  in 
Familienpfl^e 

eipene  An-     fremde  An- 

Famiüen- 

8takon       1       8talt«n 

pflege 

Berlin 

i6,u 

4,6« 

79,3^ 



firemen 

— 

8,«» 

91,1(7 

12—15  M.  Busuebl.  Klei- 
dung ur.  Monat 

Breslau 

IO,6  9 

27, SO 

6l,Hl 

7,ao — 12  M.  pr.  Monat 

ChemniU 

^5,o^ 

4,»5 





Dresden 

57.1» 

l,»9 

40,88 

Jo— 15  M.  pr.  Monat 

Elberfeld 

»1,1» 

7,ft» 

ii,ai 



PVankfurt  n.  M. 

IJ,69 

86,41 



Hamburg 

45,<' 

1,70 

52,8» 

100—200  M.  jährlieh 

Leipario: 

t;,7t 

3,07 

79,»» 

meist  I2Ü  M.      „ 

M fluchen 

68,11* 

31,0« 

ijo— 250  M.       „ 

Niirnl>erg 

42,*» 

28,18 

29, an 

10—16  M.  monatlich 

Stuttgart 

— 

48, »6 

51,0* 

meist  90  M.  jährlich 

Stehen  der  Aufsicht  sogenannter  Vertrauensmänner,  die  zumeist  Geist- 
liche oder  Lehrer  sind.  Die  in  Hanihurg  seihst  untergebrachten  Minder- 
jährigen werden  durch  WaisenpHeger  und  Helferinnen  heaufsiclitigt, 
welche  zugleich  als  Organe  des  —  ebenfalls  im  Waisenhaus-Kollegium 
kulminierenden  —  (ienieindewaisenrats  fungieren.  Die  Waisenhaus- 
verwaltung sorgt  auch  für  Unterbringung  der  konfirmierten  Zöglinge 
in  Dienst-  oder  Lehrstellen.  Dieselben  sind  zufolge  besonderer  ge- 
setzlicher Vorschrift  ebenfalls  der  Aufsicht  der  Organe  des  Waisen- 
hauses, und  zwar  bis  zur  Mündigkeit,  unterstellt;  ihre  Zahl  betrug 
am  1.  Januar  Ut02:  liMt4. 

Mit  der  fortschreitenden  Ausgestaltung  der  vollslÄndigen  Fürsorge 
für  Kinder  abseilen  der  öffentlichen  Armen])tlege  haben  sich  kirchliche 
und  [irivate  Wohltätigkeit  von  die.sem  Gebiete  mehr  und  mehr  zurück- 
gezogen und  sich  gewissen  Spezialgebieten,  so  der  Fürsorge  für  nicht 
vollsinnige  (schwachsinnige,  taubstumme,  blinde)  oder  für  sittlich  ge- 
fälirdete  Kinder,  sowie  namentlich  der  ergänzenden  Kinder- 
fürsorge zugewendet,  deren  Ausübung  sich  vielfach  unter  dem  Bei- 
stande und  der  finanziellen  Unterstützung  von  Staat  oder  Gemeinde 
vollzieht. 

Hier  sind  zunächst  die  Krippen  hervorzuheben,  durch  welche 
insbesondere  den  auf  eine  Erwcrbstätigkeit  angewiesenen  Müttern 
deren  Ausübung  dadurch  ermöglicht  werden  soll,  daß  ihnen  ihr  im 
Säuglingsalter  stehendes  Kind  während  der  Arbeitszeit  al»genomnren 
wird.  Die  nfTenthcbe  Armenpflege  hat  nur  ganz  vereinzelt  (so  in 
Posen)  Kri[>pen  eingerichtet,  meist  sind  dieselben  von  Gemeindepflegen 
oder  sonstigen  kirchlichen  Knritorationen  (Hamburg),  oder  von  der 
Privatwohltiitigkeit  (Berliner  Krippenverein)  ins  Leben  gerufen.  Die 
Leitung  liegt  durchweg  in  den  Händen  von  Diakonissen  oder  Ordens- 
schwestern;  in  den  kirchücherseits  unterhaltenen  Krippen  pflegen  nur 
getaufte  Kinder  rechtlicher  Eltern  Aufnahme  zu  finden.  Der  Beauf- 
sichtigung und  Pflege  dem  Säuglingsalter  entwachsener,  aber  noch 
nicht  schulpflichtiger  Kinder  sind  die  W' artesc  hu  len  (Kinderbewahr- 
anstalten)  gewidmet,  welche  den  an  genügender  Beaufsichtigung  be- 
hinderten Kitern  die  Kinder  abnehmen,  um  sie  vor  geistiger  oder 
leiblicher  Gefahr  zu  behüten  und  ihre  Anlagen  ilurch  wechselvolle 
Anregung  zu  entwickeln.     Um  schuliiHichtigen  Kindern,  deren  Beauf- 
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sichtigung  durch  die  Eltern  nicht  erfolgen  kann,  während  der  schul- 
freien Zeit  eine  Zuflucht  zu  gewähren,  und  sie  <iadurch  vor  den  Ge- 
fahren des  Straßenlebens  zu  bewahren,  sind  sogenannte  Kinder- 
horte (auch  Kinderheime  genannt)  ins  Leben  gerufen.  Die  Kinder 
fertigen  meist  unter  der  Aufsicht  von  Lehrern  oder  Lehrerinnen,  die 
dabei  von  freiwilligen  Hilfslaütlen  unterstützt  werden .  ihre  Schul- 
arbeiten an;  überdies  werden  die  Knaben  mit  Kerbsclinitt-  und  Pa]>i»- 
arbeiten,  Turnen  und  Singen  bescliälligt,  wiilirend  die  Mädchen  zu 
nfilzlichen  Handarl>eiten,  instiesondere  zum  Ausbessern  ihrer  Klei- 
dungsstücke, angebalten  oder  sonst  hauswirtschaftlicli  unterwiesen 
werden.  Von  Armenverwaltungen,  welche  im  Jahre  lltf)0/01  für  Unter- 
bringung von  Kindern  in  Krijiiien,  liewahranstalten  u.  s.  w.  erheblichere 
Beträge  aufwandten,  sind  zu  nennen:  Leipzig  (M.  20 414 1,  Uortniund 
(M.  17  110),  Kaiserslautern  (M.  1401)9),  Hannover  (M.  12(1U3|,  Königs- 
berg i.  Pr.  (M.  S2()0),  Hamburg  (M.  7780),  Zeitz  (M.  (072),  Wiesbaden 
(M.  51taii  und  Kassel  (M.  45».)). 

Eine  steigende  Bedeutung  beanspruchen  die  der  Unterbringung 
kranker  oder  schwächlicher  Schulkinder  in  Heilstätten  oder 
Ferienkolonien  dienenden  Einrichtungen.  Das  starke  Anwachsen 
des  großstädtischen  Proletariats  und  ilie  damit  Hand  in  Hand  ge- 
hende Verschlechterung  der  Wobnungs-  und  zeitweilig  auch  der  Er- 
werbsverhältnisse konnte  auf  die  heranwachsende  Generation  nicht 
ohne  schädigende  Rückwirkung  bleiben.  Die  Ueberliandnabme  von 
Skrofulöse  und  Tuberkulose  forderte  Gegenmaßregelu  heraus,  und  diese 
Volkskrankheiten  unter  der  schulpflichtigen  Jugend  wirksam  zu  be- 
kämpfen, ist  der  Zweck  der  sog.  Sutn  m  er  pflege.  Die  Kinder  werden 
je  nach  ihrem  Gesundheitszustande  in  Heilstätten  an  der  See  oder  in 
Soolbädern  untergebracht,  oder  auch  —  bei  leichteren  Fällen  —  einer 
sog.  Ferienkolonie  überwiesen,  in  welchem  Falle  die  Unterbringung 
teils  in  einer  geschlossenen  Anstalt,  teils  in  geeigneten  Familien  auf 
dem  Lande  erfolgt.  Die  Kurperiode  beträgt  meist  3-4  Wochen.  Die 
Versendung  in  Heilstätten  erstreckt  sich  in  der  Regel  auf  die  Mo- 
nate Mai  bis  September;  vereinzelt  kommen  auch  Winterkuren  vor. 
Neuerdings  sind  die.sen  Bestrebungen  die  sog.  Stadtkolonien  (die 
Kinder  bringen  etwa  2  Wochen  hindurch  den  ganzen  Tag  in  der 
freien  Natur  zu,  werden  reichlich  genährt  und  kehren  abends  in  die 
elterliche  Wohnung  zurück)  und  die  Wanderkolonien  (gemein- 
schaftliche Fußreisen,  meist  ins  Gebirge)  ergänzend  zur  Seite  getreten. 
Ihren  gemeinsamen  Mittelpunkt  finden  diese .  Bestrebungen  in  der 
Zentralstelle  für  Sommerpflege  in  Berlin,  der  über  200 
Vereine  etc.  angehören,  von  welchen  im  Jahre  19Ü2:  39(K">4  Kinder 
mit  einem  Kostenaufwande  von  M.  1118116  verpflegt  worden  sind. 
Nachdem  neuerdings  das  Bundesamt  für  das  Heimatwesen  (vergl. 
Entsch.  Bd.  32,  S.  ü8)  die  Frage,  ob  die  Unterbringung  eines  nach 
ärztlichem  Gutachten  der  Heilstättenbehandlung  bedürftigen  Kindes 
den  Aufgaben  der  ölTentlichen  Armenpflege  zuzurechnen  sei,  in  be- 
jahendem Sinne  entschieden  hat,  ist  in  Hamburg  eine  örtliche  Zen- 
tralisation der  sog.  Sommeri>flege  auf  der  Basis  geschaffen,  daß  die 
Fürsitrge  für  erkrankte  und  einer  Kur  bedürftige  Kinder  von  der 
öffentlichen  Armenpflege  wahrgenommen  wird ,  während  die  vor- 
beugende Fürsorge  für  nocli  nicht  erkrankte,  aber  auf  Grund  ererbter 
Disposition  oder  aus  sonstigen  Gründen  der  naheliegenden  Gefahr 
einer  Erkrankung  ausgesetzte    Kinder    von    dem   den  Zwecken    vor- 
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beugender  Armenpflege  dienenden  Spezialfonds  und  die  Fürsorge  fQr 
lediglich  erholungsbedürftige  Kinder  von  der  Privatwohltätigkeit  flber- 
noninien  ist.  Die  Anmeldung  erfolgt  mittels  einheitlichen  Formulars 
an  einer  gemeinsamen  Meldestelle,  von  der  alle  beteiligten  Faktoren 
die  geeigneten  Fälle  entnehmen.  Einen  Ueberblick  über  die  Heteili- 
gung  der  einzelneu  Kraukheitszustände  bietet  die  naphstehende,  anf 
die  in  Hamburg  im  Jahre  1902  erwachsenen  1784  Anuieldungeu  be- 
zügliche Tabelle: 

I.  Kinder  mit  suBgeBprochenen   Krankheitaerscheinungen. 

1.  .Skrofulöse:  591 

2.  Erkrankungen  der  Atmungsoreane  tuberkulöser  Natur:  3I3 

3.  Sonstige  nic-ht  tuberkulöse  ErtrankariRen  der  Atinungeorgane :  56 

4.  Tuberkulöse  Knwhen-  utid  Geleiikerkriidkungen:  48 

5.  Sonstige  nicht  tuberkulöse  Knochen-  und  Gelenkerkraukungen:  la 

6.  Herzfdler:  >$ 

7.  Nervenleiden :  63 

8.  Allgemeine  Tuberkulose:  4 

9.  HuuHeiden :  9 
10.  Krankheiten  der  Verdauuugsorgane :  4 

II.  Kinder,  die  ernstere  Erkrankungen  durchgemacht  haben:       107 

III.  Kinder  mit  Blutarmut  und  allgemeiner  Schwächje: 

a)  BUK  belasteter  Familie :  407 

b)  au«  gesunder  Familie:  222 

IV.  Kinder  ohne  Krankheitserscheinungen: 

8)  aus  belasteter  Familie:  13 

b)  autt  gesunder  Familie;  11 


Sa.  1784 

Von  Städten,  welche  im  Jahre  liKXf/Ol  für  diese  Zwecke  aus  öffent- 
lichen Mitteln  größere  Beträge  aufwandten,  sind  zu  nennen:  Düssel- 
dorf (M.  18903),  Hamburg  (M.  15  (»9),  Magdeburg  (M.  7861),  Metz 
(M.  7200»  und  Straliburg  (M.  tJOOü).  In  Hamburg  hat  sich  der  Auf- 
wand im  Jahre  lyCß  auf  r>;J716,.^T  M.  gesteigert,  wejvon  425.^2,20  M. 
auf  die  öifentliche  Arnienptiege  und  11184,;]0M.  auf  den  Spezialfonds 
entfielen. 

Angesichts  der  Erfahrung,  daß  <lie  Erfolge  der  Sommerpfiege  mit 
der  Rückkehr  der  Kinder  in  ungünstige  häusliche  Verhältnisse  meist 
schnell  wieder  verloren  gehen,  hat  mau  neuerdings  eine  fortgesetzte 
Beaufsichtigung  dieser  Kinder  unter  Heranziehung  weiblicher  Hilfs- 
kräfte, sowie  nötigenfalls  eine  angemessene  Bespeisung  in  die  Wege 
geleitet.  Solchen  Speisungseinrichtungen  (Schulspeisung)  kommt 
aber  nicht  allein  als  Ergänzung  der  Sommerptlege,  sondern  auch  un- 
abhängig von  letzterer,  eine  wesentliche  Bedeutung  zu.  Nach  einer 
im  Jahre  is',i(!  veranstalteten  Enquöte  wurde  damals  in  79  deutschen 
Städten  bedürftigen  Schulkindern  Frühstück  oder  Mittagskost  verab- 
reicht. Man  hat  zwar  gegen  eine  solche  Einrichtung  geltend  gemacht, 
daß  dadurch  der  Familiensinn  beeinträchtigt  und  das  Ansehen  der 
Eltern  gefährdet  werde ;  andererseits  fehlt  aber  vielfach  die  Möglich- 
keit, durch  Unterstützung  der  Eltern  diejenige  Ernährung  der  Kinder 
sicherzustellen,  ohne  welche  sie  dem  Unterrichte  wegen  körperlicher 
Schwäche  nicht  recht  folgen  können.  Unter  diesen  Einschränkungen 
hat  auch  der  Deutsche  Verein  für  ArmenpHege  und  Wohltätigkeit  die 
Verabreichung  von  Nalirungsmitteln  an  Schulkinder  gebilligt.  Die- 
selbe erfolgt  teils  direkt  durch  die  Gemeinde,  teils  durch  jirivate  Ver- 
eine,  welche   nicht  selten  entweder   von  der  Gemeinde   subventioniert 
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werilen.  oder  (wie  in  Hamburg)  für  iJie  an  Kiuder  aus  unterstützten 
Familien  verabfolgten  Speiseportioneu  Ersatz  erhalten.  Als  Schul- 
s|»ei.sung  wird  entweder  Frühstück  oder  Mittagbrod  oder  beides  ver- 
abfolgt, umi  zwar  teils  das  ganze  Jalir  bindurch,  teils  nur  wäJirend 
der  dem  Erwerbhlebeii  der  Eltern  ungünstigsten  Jahreszeit.  Der  Preis 
pro  Portion  schwankte  1896  zwischen  ;^  Pf.  (CölnJ  und  3<;>  Pf.  (^Königs- 
berg).  Unter  108  Gemeinden  verzeichneten  I90(A01  etwa  20  direkte 
Aufwendungen  für  SchuLspeisungszwecke,  darunter  Hamburg  M.  10745, 
München  M.  iK>87,  Halle  a.  S.  M.  48:30,  Metz  M.  mXK  Mainz  M.  2872, 
Düsseldorf  M.  SiVll,    Ludwigshafen   M.  2073  und  Wiesbaden  M.  1977. 

Mitunter  erfolgt  von  selten  der  öffentlichen  Armenjitiege  auch  die 
Abgabe  von  Seh  ul  bekleidu  ng,  und  zwar  sowohl  im  gesundheit- 
lichen Interesse  der  Kinder,  als  auch,  um  denselben  den  Schulbesuch 
zu  ermöglichen.  Diese  TJnterstiUzungsforni  bietet  die  Möglichkeit, 
die  Kinder  mit  dauerhafterer  Bekleidung  auszurüsten,  als  sie  ihnen 
von  der  den  Eltern  etwa  zu  diesem  Zwecke  gewährten  Barunter- 
stfltzung  voraussichtlich  beschatft  werden  würde.  Den  weitaus  größten 
Aufwand  für  Schulbekleidung  hat  Hamburg  mit  M.  (>4180  zu  ver- 
zeichnen, wovon  etwa  die  Hälfte  auf  Schuhwerk  entfällt ;  es  folgen 
München  mit  M.  22  472.  Leipzig  mit  M.  1502:'.,  Cöln  mit  M.  6550, 
Danzig  mit  M.  4:W7,  Düsseldorf  mit  M.  4065  und  Magdeburg  mit 
M.  4052.  Die  Gewährung  von  .sog.  Konfirmationsbekleidung 
ist  nicht  Sache  der  öffentlichen  Armenpflege,  doch  kann  letztere  nach 
bunde.samtlicher  Entscheidung  aus  Anlaß  des  durch  die  Kontinnation 
gekennzeichneten  Lebensabschnittes  Kinder  mit  Kleidung  ausstatten, 
um  sie  zum  Ergreifen  eines  Erwerbszweiges  fähig  zu  machen.  Die 
Gewährung  der  Kleidung  zum  Zwecke  der  kirchlichen  Einsegnung 
muli  der  kirchlichen  oder  privaten  Wohltätigkeit  vorbehalten  bleiben  : 
die  letztere  pHegt  außerdem  in  der  Form  von  Weihnachtsbescherung 
zahlreiche  Kinder  mit  Kleidungsstücken  auszurüsten. 

Um  der  Verwahrlosung  Jugemllicher  vorzubeugen,  ist  1900  der 
Deutsche  Zentral  verein  zur  Fürsorge  für  die  schtileut- 
lasseue  Jugend  ins  Leiten  getreten,  welcher  namentlich  für  sach- 
gemäße Unterbringung  Schulentlassener  in  Dienst-  oder  Lehrstellen 
Sorge  trägt  uml  die  betr.  Jugendlichen  durch  seine  Orgaue  beauf- 
sichtigt. Hand  in  Hand  hiermit  gehen  die  Bestrebungen  (ler  Zentral- 
stelle tür  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen,  die  Minderjährigen  durch 
Darbietung  angemessener  Unterhaltung  und  Zerstreuung  von  zweifel- 
haften oder  verderblichen  Vergnügungen  fernzuhalten. 

Die  Gesamtanfwemhingen  der  ötfentlichen  Armenpflege  für  Kinder- 
pflege «teilten  sich  im  Jahre  ISMXMJl.  auf  den  Kojtf  der  Bevölkerung 
berechnet,  wie  folgt:  Hamliurg  120.1  Pf..  Elberfeld  8:!,:)  Pf..  Frank- 
furt a.  0.  81.8  Pf.,  Bonn  7ii.5  Pf..  Straßburg  i.  E.  72.(j  Pf.,  Leipzig 
59,9  Pf.,  Dresden  .">4.:^  Pf.,  München  31,8  Pf..  Frankfurt  a.  M.  25,4  Pf^ 
Görlitz  6,9  Pf.  und  lusterburg  1,2  Pf. 
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Schrißen  den  DttuUehen    Verfim  für  Armenpflege 


(I>i(  Abküniiny  DV.  beileuttt: 

und    WohtUUigktU.) 

I.  Armtnviciitn  im  Allgemeinen. 
Artikel  „Armenveien"  im  Hdvbch.  der  Sl<uil»wiiitetuchaßen,  S. 
"      "'  '         1S9S  ff. 

n  au/terordenüichen  Nol»länden, 


bi»  ItSl.     Jena 
Baar;  raloli,  Hilfe 
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DV.  S7,  (1898). 


106 


Armenwesen.  ^PB^P  275 

Brinkmann;  Cnno,  Die  ßir  das  Armmwenen  wiehtigaUn  VortfhrifUn  de»  Bärgerliehen  Oe- 

lrl:l,iicht).      DV.   ir,,   (1S9'J). 
Efflminghau,  7)o*   Arvtenxrctfji  und  die  Armengesettgebung  in  den  europäUchen  Slaataft. 

I.f70. 
Fleteh;  Soetbeer,  Soiiaie  AutgettaUung  der  Armenpfiege.     DV.  54,  (1901), 
Fnld;  Emmioghaai,  Die  Grenten  der   Wnhllätigkeit.     DV.  S,  (1889). 
Oabhard :  Weicker,  Filriorge  für  Grnenende.     D  V.  SO,  (1900). 

Hkiuar;  Dättmann,  Dif  Kranken-  und  Hawrpjicge  auf  dem  Lande.     DV.  44,  (1898). 
T.  HolUndar,  Die  Filrtorge  für  die.  Erhallung  den  Uaiuhallet,  iiubaondere  durrh  Ilau»- 

pjlege.      I)\'.  ;,5,   (1901). 
Loaauig.  Artikel  „Armenweten"  in  SehSnbtrgt  Udbeh.  der  Polit.  Oekonomie,  4.  Aufi.. 

Bd.   Ul,  .S.  SSS  ff. 
Mänitarberg,  Die  Armenpßege.     Berlin  1S97. 

Derselbe .  ZentraUtellen  für  Armenpflege  und   WnhUStigkeil.     Jena  1897. 
Derselbe ,   Oenerulhrriehl  über  die   Täligkeit  de»  Deuterhen  Vereins  fär  Armenpflege  und 

WoklUiligkeit    während    der    ersten  15  Jahre   seines  Bestehens  1880 — 1895.     DV,   S4. 

fl896J. 
Derselbe,  Bibliographie  des  Armenveseru.     Berlin  1900,  nebsl  Niiehtrag   190t. 
»    RailMBitein,   Die  Mndliehe  .innenpflege  und  ihre  Reform.  1887. 
Kotoher,  SyKtrw  der  Armenpflege  und  Armrvpolilik.     Stuttgart  1894. 
Bnland.  Dan  System  der  Armenpflege  in  Alt-Deulschland  und  in  den  Reichtlanden.    DV. 

:r,  {laoG). 
Schiller;  Behmidt;  KShna,  Zvangt-( Fürsorge-) Eniehung  und  Armenpflege.  DV.  64,  (1903). 
BchmoUar,   FnlMehung,    Wesru   und  Bedeutung  der  neueren   Armenpflege.      Berlin    190!. 
Schäffla,  Die    Vebtrholung  der  (iffeiiüichen   Ortsnrvtenpflrgc    durch    die  Entvicketung  der 

modernen   GeseUsehaft.     Zeimehr.  f.  d.  ges.  Staatstrissensch.,  SS.  Jahrg.,  S.  490  ff. 
Zeitschrift  für  das  .irmenicesen    (Herausgeber  ifilnslerberg).     Berlin.    Hey- 

mann.     Bis  1903  4  Jahrgänge. 

II.   Organisation  der  äff  entliehen  Armenpflege. 
Adickea,     Die   Verteilung  der  Armenlasten    in  Deutschland  und   ihre  Reform.     Zttehr.  f. 

Sinntsirissensch.,  .17,  S.   iSS  ff.,  419  ff.   «.   7J'7  ff. 
Böhmert,    Dns  .imtenwesen  in    77  detilichen   Städten    und   einigen  Landarmenverbänden. 

Dresden    Ifliii;. 
Brandts;  Zimmermann,   Die  Beteiligung  grli/serer   Verbände  an  der  Armenlant.     DV.  St. 

(1S07). 
Brinkmann ;  Zimmermann,   Ehrenamtliehe  und  berufsamtliche  Tätigkeit  in  der  »tädUtehen 

Armenpflege.     DV.  IS,    (18'.>4>. 
Baahl,  Arbeitscinriehtungen  ßir  Zwecke  der  offenen  Armenpflege.     DV.  4i,  (1899). 
CoDo:  V    Debn-Eotfelter,  Grundsätze  über  Art  und  Höhe  der  UnterstiUtungen.    DV.  19, 

tlMi',1. 
FleliehmanB ;  Bnland,    Wechselseitige  Unterstiittungen    von  Reichsangehßrigen,     DV.  38, 

Fönt,  Stellung  und  .Aufgaben  des  Arztes  in  der  iiffenUiehen  Armenpflege.     Jena  1908. 
Xaytar;  Hildebrand,  Die  Stellung  der  ehrenamtliehen  Organe  in  der  Armenpflege.     DV. 

49,  (liiOO). 
Lachlar,    Zur  Fortbildung    der  öffentlichen  Armenpflege.     Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatsieissen- 

schaßen,  -'jf.  Jahrg.,  S.  459  ff. 
Ladwig-Wolf,  Die  Ausübung  vormundsehafUieher  Punktionen  durch  die  Armeniehörden, 

DV.   16,  (1S9SJ9S). 
Kahrlain,  Die    Verteilung  der  ArmenlasUn.     DV.  57,  (1902). 
T    Helle,  Die  Entwiekelung  des  üffentlichen  Armenvesens  in  Hamburg.     1888. 
M Auitarbarg,  Die  deutsche  Armengesetxgebung  und  das  Material  su  ihrer  Reform.  Leiptig 

li.17. 
Derselbe.    Das  Elberfelder  SysUm.     DV.  GS,  (1903). 
Derielhr,  Dar  Landannemcesen.     DV.  10,  (1890). 
Mönaterbarg;  Lodwig-Wolf,  Erstattung  von  Unterstültungen  durch  die  Unterstützten  seihst 

und  durch    ihre   Angehörigen.     DV.  4I,  (1899). 
OUhanien;  Helling,    Das    Verhältnis  der   Armenverbände  tu   den   VertieherungianstaUen. 

DV.  ,;.y,  (1901). 
OiiBi;  Chaohnl,    Die  HrranHehung   der  Frauen   zur    äffenüiehen  Armenpflege.     DV,  U, 

(i/>;>o). 
Samter ;  Waldiebmidt,  Die  .Aufgaben  der  Armenpflege  gegenüber  trunksüchtigen  Personen, 
I  DV.  SS,  (1901). 

I  Stern,  Die  armenärztliche   Tätigkeit.     DV.  48,  (1900). 
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///.  Kirekliche.  und  pritatt  Wohltätigheil, 
Berthold,  Die  Entwiekelung  der  deuliehen  Arbeitertolonün.     DV.  S,  (1886). 
Sberty;  K&nfer,   Die  BettrelHivgen   der  PrivatirohlUitijkeil    und  ihre    Ziuammenfauung. 

DV.  19,  (1S'J4). 
Man,  Die   GetelUchafl  freiwilliger  Armei\freunde  in  Kiel  von  179S — 189S. 
Batxingsr,  Getchichle  der  kirchlichen  Armenpflege.     Freiburg  i.  B.  ISSJl. 
Sch&fer.  Stifte  und  Heime.     DahelmkaUnder  1901,  19Ug  m.   190S. 
Dertelbe,  Leitfaden  der  inneren  Mimion.     Hamburg  190S. 
Dhlhorn,  Die  ehrittliche  lAebett/Uigkeit.     StuUgart  lH8t,  1884. 
Wiehem,  Die  innere  Mittion  der  deuUchen  evangelitehen  Kirche.     Hamburg  1889. 

IV.  Offene  Armenpflege. 
Hanier;  U&niterbsrg,  Füranrge  für  Wöchnerinnen  und  deren  AngehSrige.    DV.  30,  (18971. 
Kayier ;  Jakitein,  Gewährung  voti   Wohytungnnietc  alt  Art  der  ArmenunterttiUtung,    DV. 

si,  (isyy). 
Kavier;  Martin«,  Katural-  und  Geldunterttüttung.     DV.  4it,  (1899). 
Lndwlg-Wolf,  Die  OrgmiiJiaHon  der  offenen  Krankenpflege.     DV.  4,  (1887). 
Bohntidt ;  Cnno,    Exitlemminimum    in    der  Armenpflege.     Anrechnung  der  Leiitvngen  der 

Privatwohltätigkeit  und  Invalidenrenten.     DV.  39,  (1S98). 

V.  Oeichlottene  Armen pfl ege. 
Bltxer,  Die  Bezirks-Armen-ArlKiLiliäu-iier  im  Königreich  Sachten  u.  t.  tu.     Stuttgart  IS64. 
Bnehl;  Eiohl«,  Die  geachlonene  Armenpflege.     DV.  CO,  (1903). 
K«cble,  Diu    .Irbt-itJi-iianalürium.     München   190X. 

Rnmpalt.   .Artikel  ,,.irbeilthaut"  im  Hdtrhch,  d.  Slaaltwittentch.,  ü.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  859. 
Bnpprecbi,  Die  Errichtung  einer  allgemeinen  freiwilligen  Betchäftigungtanttatt  i»  Om* 

Dertelbe,  Zur  Errichtung  einer  freiwilligen  Beiehäfligungtanttull  in  Grat.     Gnu  I90S. 
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Klnmker,  Armtnttatittik  einiger  deuUeber  Städte  für  da»  Jahr  1896/97.     Jena  190t, 
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Dritter  Abschnitt. 

]>as  Armenwesen  Im  An»«lande. 

a.  Das  Qebiet  der  Zwangsarmenpflege. 

1.   Oesterreich.    2.    Schweiz.     3.   Dänemark.     4.  Schweden   und   Nor- 
wegen.    5.  England.     (!.    Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

b.  Das  Oebiet  der  fakultativen  ArmenpSege. 

7.  Frankreich.     8.  Italien.     9.  Uelgien.     10.  Niederlande. 

Vorbemerkung.  Die  außerdeutschen  Staaten  lassen  sich  in 
Bezug  auf  die  Organisation  ihres  Armenwesens  in  zwei  Gruppen 
scheiden.  In  den  Staaten  der  ersten  Gruppe  gilt  die  Armenversorgung 
als  offen tlich-rechtli che  Pflich  t  des  Staates  oder  der  Gemeinde, 
während  sie  in  denen  der  zweiten  Gruppe  lediglich  freiwillig  und 
demgemäß   auch   mit   der   durch  den  Umfang  der  vorhandenen  Mittel 

j;eübt  wird.  Das  System  der  gesetzlichen 
ist  in  den  Ländern  mit  vorwiegend  germa- 
herrschende,  während  in  den  romanischen 
Armenpflege  überwiegt.  Der  Umfang  der 
auch  innerhalb  der  einzelnen  Staaten  —  je 


bedingten   Beschränkung 
oder  Zwangsarmenpflege 
nischer   Bevölkerung   das 
Ländern    die    fakultative 
Fürsorge  gestaltet  sich  — 

nach  dem  Kulturzustande  und  den  wirtschaftliehen  Verhältnissen,  nach 
finanzieller  Leistungsfähigkeit  und  Handhabung  der  Verwaltung  natur- 
gemäß recht  verschieden,  immerhin  lassen  sich  aber  gewisse,  entweder 
allgemein  zur  Geltung  gelangende,  oder  doch  wenigstens  über  das 
Gebiet  eines  einzelnen  Staates  hinaus  wirksame  Strömungen  feststellen. 
Zu  nennen  .sind  hier  namentlich  die  aus  der  Erkenntnis  von  der  Not- 
wendigkeit individualisierender  Behandlung  des  einzelnen  Pflegefalles 
erwachsene  höhere  Wertung  der  Prophylaxe,  die  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  Kranke  und  für  Jugendliche  be- 
deutsame  gesetzgeberische   Maßnahmen  gezeitigt   hat;    weiterhin   die 
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Überall  hervortretenden  Bestrebungen  zur  Verbindung  der  ver- 
schiedenen, der  Woh  Itätigif  eit  dienenden  Veranstal- 
tungen unter  einander  und  endlich  die  in  den  Ländern  der 
&kuUati ven  Armeni)flc'ge  sich  geltend  machende  s  t  e  i  g  e  n  d  e  T  e  n  d  e  n  z 
zur  öffentlichen  Armenpflege,  in  der  sich  die  l'eberzeugung 
ausspricht,  daß  die  Armenversorgung  nicht  lediglich  dem  mehr  oder 
minder     zufälligen     Eingreifen     der    Privatwohltätigkeit    überlassen 


bleiben  dürfe,  sondern  daß, 


wenigstens 


für  gewisse  Fälle,  die  (iesanit- 


heit  als  solche  zu  Gunsten  des  einzelnen  Notleidenden  einzutreten  ver- 
pflichtet sei. 

Der  bedeutende  Umfang  der  in  Frage  kommenden  Vorschriften. 
Einrichtungen  und  Bestrebungen  legt  der  vorliegenden  Darstellung  so 
erhebliche  Beschränkungen  auf,  daß  lediglich  eine  gedrängte  Uebersicht 
über  die  Lage  des  Armenwesens  in  den  wichtigsten  Kulturstaaten 
des  Auslandes  gegeben  werden  kann. 

L  Oesterreich. 
Entsprechend  dem  katholischen  Charakter  des  Landes  verblieb  in 
Oesterreich  die  Armenptlegf  länger  als  in  Deutschland  in  den  Händen  der 
Kirche.  Noch  die  von  Joseph  IL  in  den  Jahren  1782-1787  ins  Leben  ge- 
rufenen „Aruieninstitute"  waren  auf  die  I'farretnteilung  gegründet.  Sie 
übten  unter  Leitung  des  Ortspfarrers,  dem  von  der  eingepfnrrten  Ge- 
meinde gewählte  Armenväter  zur  Seite  standen,  die  Armenpflege  aus. 
Die  Mittel  wurden  in  erster  Linie  ilurch  freiwillige  Spenden,  zu  deren 
Hergabe  zu  ermuntern  namentlich  dem  Pfarrer  oblag,  aufgebracht. 
Eine  Untenscheidung  zwischen  Heinmtberechtigteii  und  Frenidon  fand 
dabei  insoweit  statt,  als  die  fremdzuständigen  dauernd  Erwerbsun- 
fähigen an  ihre  Heimat  gemein  de  gewiesen  wurden.  Die  Unzulänglichkeit 
der  kirchlichen  Armenversorgung  in  Verbindung  mit  der  immer  stärker 
hervortretenden  Betonung  des  Heiniatrechtes  führte  noch  unter  Joseph  IL 
zur  Umwandlung  der  Pfarrarmeninstitute  in  Lokalinstitute  zur  Armen  Ver- 
sorgung der  Angehörigen  der  politischen  Genieinde.  Die  Armeninstitute 
hatten  jetzt  die  mindestens  10  Jahre  hindurch  in  der  Gemeinde'  aufliält- 
lichen  Armen  nach  Maßgabe  der  vorhandenen  Mittel  zu  unterstützen;  nur 
bei  den  kürzere  Zeit  ansässigen  trat  Zurückverweisung  an  den  (ieburts- 
ort  ein.  Diese  (irundsätze  blieben  maßgebend  bis  zum  Eli'luß  des  Heimal- 
gesetzes vom  'S.  Dezember  18()3,  welches  unter  Aufrechterhaltung  des 
Heimatprinziiis  die  gemeindliche  Fürsorgeptiicht  anerkannte,  die  nähere 
Begrenzung  ihres  Inhalts  aber  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kron- 
länder überließ.  Zugleich  wurde  das  Institut  der  Ersitzung  des  (die  Vor- 
aussetznng  der  Armenpflege  bildenden)  Heimatrechtes  gänzlich  beseitigt 
und  bestimmt,  daß  letzteres  außer  durch  Geburt,  Verehelicluuig  und 
Amtssitz  nur  noch  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  den  (jemeinde- 
verband  begründet  werden  könne.  Dabei  bestand  keinerlei  \'erj)flich- 
tung  der  Genieinde  zur  Aufnahme,  auch  fand  gegen  die  ablehnende 
Entscheidung  des  i'Jcmeindeausschusses  ein  Einspruch  nicht  statt.  Die 
einmal  erworbene  Heimat  ging  nur  verloren  durch  Erwerbung  ;des 
Heimatrechts  in  einer  anderen  Gemeinde ;  heimatlose  Personen  wurden 
zum  Zwecke  der  Armenpflege  einer  bestimmten  Gemeinde  zugewiesen. 
Danach  konnte  es  vorkommen,  daß  Personen,  welche  in  einer  Gemeinde 
geboren  waren  und  ihr  ganzes  Leben  dort  verbracht  hatten,  von  der 
Erwerbung  des  Heimatrechtes  ausgeschlossen  blieben  und  bei  Eintritt 
von  Erwerbsunfäliigkeit  der  Abschiebung  in  eine  ihnen  völlig  fremde 
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Heimatgemeinrle  unterlagen,  was  namentlich  für  die  ArnienbevSlkerung 
in  den  Städten,  woselbst  die  Zahl  der  Ortsfrcuidon  diejenige  der 
Heiuiatberechtigten  oft  um  das  2  bis  ij  fache  überstieg,  zu  ebenso- 
großer Rechtsuusicherbeit  wie  Häj'te  fuhren  mulite. 

Das  neue  Heimat gesetz  vom  ä  Dezember  189 ß  sucht 
diesen  Uebelständen  abzuhelfen,  indem  es  uuter  bestiHiiiiten  V^oraus- 
setzungen  einen  gesetzlichen  Ansiirucb  auf  Verleihung  des  Heimat- 
rechtes  anerkennt.  Insbesondere  darf  die  ausdrückliche  Auluahme  in 
den  Heiniatverband  demjenigen  listerreichischen  Staatsbürger  nicht 
versagt  werden,  welcher  sich  durch  zehn  der  Bewerbung  um  ilas 
Heimatrecht  vorausgehende  Jahre  freiwillig,  ununlerbrocheii  und  ohne 
der  Armenversorgung  dauernd  anheimgefallen  zu  sein  in  der  (Gemeinde 
aufgehalten  hat.  Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Verteilung  der 
Armenlast  ist  die  weitere  Bestimmung,  dali  die  Berechtigung,  den 
Anspruch  auf  Verleihung  des  Heinmtrechts  geltend  zu  machen,  auch 
der  bisherigen  Heiniatgenieinde  zusteht,  die  daiuit  in  die  Lage  ver- 
setzt ist,  jenen  Anspruch  in  Bezug  auf  solche  Personen  zu  erheben, 
welche  ihr  wegen  Verarmung  zur  Last  zu  fallen  drohen. 

Die  Pflicht  der  Gemeinde  zur  Armen  Versorgung  ist  auch  nach 
österreichischem  Armenrecht  eine  subsidiäre  in  dem  Sinne,  daß  der 
Hilfesuchende  zunächst  auf  seine  eigenen  Mittel  oder  Kriifte,  bez.  an 
die  etwa  nach  dem  Civilrecht  uder  auf  Grund  anderer  Gesetze,  (z.  B. 
Unfall-  oder  Krankenversicherung)  zu  seiner  Versorgung  VerpHichtelen 
zu  verweisen  ist.  Wird  vom  VerpHichteten  die  Versorgung  grundlos 
verweigert,  .so  muß  ilie  Gemeinde  die  erforderliche  I'nterstiitzung  vor- 
läufig gewähren;  sie  hat  dann  aber  den  Verpflichteten  im  Kegreliwege 
zur  Erstattung  heranzuziehen  und  ihn  zur  ferneren  Erfüllung  seiner 
Verbindlichkeiten  anzuhalten.  Auch  auswärtigen  Armen  oiler  Kranken 
darf  die  nötige  Unterstützung  oder  Pflege  nicht  versagt  werden;  der 
Aufeuthaltsgemeinde  bleibt  die  Wahl,  ob  sie  gegen  die  Heiniatgenieinde 
Regreß  nehmen,  oder  etwaige  Drittver[)tlichtete  zum  Ersätze  heran- 
ziehen will.  Ausländer  stehen  in  Bezug  auf  Art  und  Maß  der  Unter- 
stützung den  Inländern  gleich,  doch  findet  ein  Regreß  nur  nach  Maß- 
gabe der  Staatsverträge  statt. 

Die  der  Gemeinde  obliegende  Armenversorgung  beschränkt  sich 
auf  die  Gewährung  des  notdürftigen  Unterhaltes  und  der  etwa  er- 
forderlichen Krankenpflege.  Bei  Kindern  umfasst  sie  aucli  die  Sorge 
für  die  Erziehung.  Dagegen  gilt  die  Beschattung  des  Begräbnisses 
vielfach  nicht  als  Armensache,  sondern  als  polizeiliche  Angelegenheit. 
Die  Armenversorgung  ist  regelmäßig  nicht  in  barem  (ielde,  sondern 
in  NaturaUen  zu  gewähren ;  gänzlich  Erwerbsunfähige  sollen  tunlichst 
in  Armenhäusern  untergebracht  werden.  Die  sog.  Armeneinlage  ist 
namentlich  auf  dem  Lande  die  übliche  Form  der  Fürsorge ;  ausge- 
nommen davon  sind  nur  Kinder  unter  14  Jahren,  Irre,  Blinde.  Krüppel 
Eheleute,  deren  Zusammenleben  gegen  ihren  Willen  gestört  werden  würde, 
sowie  Arme  mit  anstecken<len  oder  ekelerregenden  Krankheiten.  Zur 
Deckung  der  kommunalen  Armenlast  dient  <ler  vom  übrigen  (Jemeinde- 
vermögen  getrennt  zu  verwaltende  Armenfonds,  dem  insbesondere  ge- 
wisse Geldstrafen,  Steuern  und  Gebühren  zufließen.  Reichen  die  vor- 
handenen Einkünfte  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  nicht  aus,  so 
ist  der  Mehrbedarf  durch  Gemeindeumlageu  zu  decken.  Zur  Ent- 
lastung, namentlich  der  kleineren  Gemeinden,  hat  sich  auch  in  Oester- 
reich  die  Heranziehung  größerer  Verbände  zur  Tragung  der  Armenlast 
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als  unumgänglich  erwiesen.  So  ist  durchweg  die  Fürsorge  in  Findel-, 
Gebär-  und  Irrenanstalten  auf  die  aus  einer  größeren  Anzahl  von 
Gemeinden  gebildeten  Bezirke  oder  auf  die  einzeluen  Kronländer  als 
solche  übernommen.  Vielfach  werden  von  Bezirken  oder  Ländern 
auch  Anstalten  für  Kranke,  Gebrechliche  oder  Sieche,  sowie  Erzie- 
hungsanstalten unterhalten,  in  welchen  die  Gemeinden  ihre  Armen 
gegen  einen  mäßigen  Kostgehisatz  unterbringen  können. 

Die  nan<lhabnng  der  GemeindearmeupHege  ist  landesgesetzlicher 
bez.  örtlicher  Bestimmung  vorbehalten  und  demgemäß  in  den  einzel- 
nen Ländern  durchaus  verscliiedenartig  geregelt.  Meist  liegt  sie  dem 
Gemeindeausschusse  als  beschließendem  und  dem  Gemeindevorsteher 
als  vollziehendem  Organe  ob ;  nicht  selten  sind  auch  besondere  Armen- 
kommissionen vorgesehen.  Die  Ueberwachung  der  Gemeinden  erfolgt 
durch  die  höherstehenden  autonomen  Organe  (Bezirksausschuß.  Landes- 
ausschuß); danelien  besteht  das  allgemeine  staatliche  Aufsichtsrecht. 

In  den  cisleithauischen  Kronländern  betrug  zu  Anfang  der  LSfK^er 
Jahre  die  Zahl  der  \'^ersorgungshäuser  1809,  die  der  Armeninstitute 
12035;  der  Aufwand  stellte  sich  insgesamt  auf  etwa  8Vj  Mill.  Gulden. 
Die  Zahl  der  Armen  wurde  auf  ;51lO;58  (1,07  Proz.  der  Bevölkerung) 
berechnet,  wovon  etwa  '/„  in  Versorgungshäusern  untergebracht  waren, 
während  •'/',;  den  Armeninstituten  unterstanden. 

Ein  in  Niederösterreich  in  Anlehnung  an  das  Elberfelder 
System  unternommener  Versuch,  die  Ausübung  der  Armenpflege  unter 
Ausschaltung  der  Gemeinden  den  Vertretern  größerer  Verbände,  den 
Bezirksarmenräten,  zu  übertragen,  hat  sich  —  trotz  sehr  anerkennens- 
werter Leistungen  dieser  Körperschaften  und  insbesondere  der  einzel- 
nen Armenjifleger  -  nicht  bewährt,  weil  infolge  der  großen  territori- 
alen Ausdehnung  der  Armenhezirke  der  \'erwaltungsmechanismus 
zu  schwerfällig  arbeitete  und  eine  Schabionisierung  der  ArnienpHege 
unveniicidlicb  war.  Besseren  Erfolg  hat  die  auf  dem  Gesetze  über 
die  öffentliche  Armenpflege  vom  27.  August  1896  beruhende  Reform 
des  Armen  Wesens  in  Steiermark  aufzuweisen,  wo  die  lokalen 
Grundlagen  der  Armenjtfiege  aufrecht  erhalten  sind.  Die  Aus- 
übung der  Armenpflege  erfolgt  hier  nach  den  Grundsätzen  strenger 
Individualisierung  durch  Ortsarmenräte.  Für  die  sachgemäße 
Ilatidliabnng  ist  in  der  Anlegung  eines  Landarmenkatasters  ein 
bedeutsames  Hilfsmittel  geschaffen.  Mit  besonderer  Sorgfalt  ist  die 
Kinderfürsorge  geregelt,  daneben  die  Armenlast  unter  Heranziehung 
größerer  Verbände  (Bezirk,  Land)  sachgemäß  verteilt  und  das  Zu- 
sammenwirken mit  der  kirchlichen  und  privaten  Wohltätigkeit,  für 
welche  letztere  in  dem  „Landesverbände  für  Wohltätigkeit  in  Steier- 
mark" eine  Zentralstelle  geschaffen  ist,  sichergestellt.  In  neuester 
Zeit  sind  aucli  in  Ungarn,  dessen  Armenwesen  bis  dahin  fast  gänz- 
lich der  näheren  gesetzlichen  Regelung  entbehrte,  Bestimmungen  er- 
gangen, wonach  jede  Gemeinde  eine  organische  Einrichtung  für  die 
öffentliche  Armenpflege  zu  treffen  hat,  und  namentlich  eine  den  mo- 
dernen Ansprüchen  genügende  ArnienkrankenpHege  vorgeschrieben 
ist.  Scliließlich  ist  noch  der  Refornibestrebungen  in  Wien  zu  ge- 
denken, dessen  Armeuwesen  im  Jahre  HWl  eine  vollständige  Re- 
organisation erfahren  hat.  Die  Armenpflege  wird  durch  den  Ma- 
gistrat und  die  für  die  einzelnen  Stadtbezirke  bestehenden  20  Armen- 
institute ausgeübt.  Daneben  bestellt  als  ständiger  Ausschuß  für  die 
Förderung  der   Armenpflege    ein    „Zentralrat   für  das  Armenwesen", 


Armenwesen. 


381 


dem  außf>r  den  Obmännern  der  Arnieninstitute  die  Vertreter  der  wich- 
tigsten Privatwoliltätigkeitsvereine  aiifi;ehören  sollen.  Jeder  Arinenrat, 
deren  Zahl  etwa  2<'lO<J  beträgt,  hat  seinen  bestimmten  Sprengel  (Quar- 
tier). Lieber  die  Bewilligung  der  Unterstützungen,  für  welche  be- 
stimmte Maxinialsätze  vorgesclirieben  sind,  beschließt  auf  Antrag  des 
Armenrats  das  zuständige  Anneninstilut.  Die  Einführung  des  Elber- 
felder  Systems,  das  übrigens  in  einer  Anzahl  kleinerer  österreichischer 
Städte  Eingang  gefunden  hat,  ist  in  Wien  im  Hinblick  auf  die  Größe 
der  Stüdt  und  die  daraus  hergeleitete  Unübersehliarkeit  der  Verhält- 
nisse für  untnulich  erachtet  worden. 

Die  auf  die  Verhütung  der  Armut,  sowie  auf  Beseitigung  ihrer 
Auswüchse  abzielenden  Vorschriften  armenpolizeilichen  Charakters  sind 
in  Oesterreich  von  altersher  mannigfaltig  und  streng,  Während  der 
früher  allgemein  übliche  jiolizeiliche  Ehekonsens  heute  nur  noch  in 
Tirol  und  Vorarlberg  zu  Recht  besteht,  sind  die  Gemeinden  auf  (^irund 
landesgesetzlicher  Vorschrift  befugt,  Personen,  welche  durch  Verschwen- 
dung oder  ihr  sonstiges  Gebahren  für  sich  oder  ihre  Familie  die  Ge- 
fahr der  Verarmung  herbeiführen,  behufs  Verhängung  der  Kuratel 
dem  Gerichte  anzuzeigen.  Arbeitsfähige  Bewerber  um  Armenunter- 
stützung können  zur  Leistung  geeigneter  Arbeit  nötigenfalls  zwangs- 
weise angehalten  werden,  auch  werden  Arme  mit  Arreststrafe  belegt, 
wenn  sie  die  Unterstützung  erschlichen  haben  oder  die  empfangenen 
Gaben  veräußern  oder  mutwillig  unbrauchbar  machen,  wenn  sie  die 
Armenptlegeorgane  beleidigen  oder  deren  Anordnungen  behari'lichen 
Ungehorsam  entgegensetzen,  oder  wenn  sie  die  Hausordnung  im 
Ärmenhause  gröblich  verletzen.  Emptindliche  Strafen  werden  im 
Vagabundengesetz  vom  24.  Mai  1885  gegen  Landstreicher,  Bettler  und 
Arbeitsscheue  festgesetzt  (strenger  Arrest  von  8  Tagen  bis  zu  3  Mo- 
.  Daten).  Die  Untersuchung  und  Bestrafung  steht  den  Gerichten  zu, 
'welche  im  Falle  der  Verurteilung  die  Zulässigkeit  der  Anhaltung  zur 
Arbeit  in  einer  Zwangsarbeitsanstalt  (bis  zur  Dauer  von  drei  Jahren) 
aussprechen  können.  Daneben  haben  die  Gemeinden  das  Recht, 
mittel-  oder  erwerbslosen  Personen  gegen  Entlohnung  oder  Natural- 
verpflegung  eine  ihren  Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit  zuzuweisen, 
deren  Verweigerung  mit  strengem  Arrest  von  8  Tagen  bis  zu  einem 
Monat  zu  bestrafen  ist.  Zur  Hintanhaltung  des  Haus-  und  Straßen- 
bettels, sowie  zur  Verminderung  der  Landstreicherei  sind  viclfiich 
KaturalverpHegungsstationen  errichtet.  In  ötfentlicher  Armen  Versorgung 
stehende  Personen  sind  auch  in  Oesterreich  von  dem  Wahlrecht  wie 
von  der  Wählbarkeit  zu  den  parlamentarischen  Körperschaften  und 
zur  Gemeindevertretung  ausgeschlossen. 
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2.  Schweiz. 

In  der  Schweiz  untersteht,  die  Refi;e!ung  des  Armenwesens  der 
Autonomie  der  Kantone.  Die  Entwickelung  weist  daher  insofern  einen 
eigentümlichen  Dualismus  auf,  als  in  den  deutschen  Kantonen  (ausge- 
nouiuien  Basel-Stadt)  das  germanische  Prinzip  der  komnninaien  Für- 
sorgeptiicht  schon  früh  zur  Geltung  gelangte,  wahrend  es  in  den  fran- 
zösischen Kantonen  zunächst  hei  der  freiwilligen  Armenpflege  sein 
Bewenden  behielt.  Neuerdings  hat  sich  auch  die  große  Mehrzahl  der 
französischen  Kautone  zu  dem  Grundsatze  der  Unterstützungspflicht 
bekannt,  so  daß  jetzt  nur  noch  (!enf  und  Basel-Stadt  iler  öffentlichen 
Armenpflege  giinzlich  enthehren.  Eine  gewisse  Tendenz  zur  ötfent- 
lichen  Armenpflege  tritt  übrigens  auch  in  Basel-Stadt  insofern  in  eigen- 
tümlicher Weise  hervor,  als  liier  der  Staat  durch  Gesetz  vom  27.  No- 
vember 1897  verpflichtet  worden  ist,  die  Versorgung  hilfsbedürftiger 
Niedergelassener,  die  das  tiO.  Lebensjahr  erreicht  und,  vom  20.  Lebens- 
jahre an  gerechnet,  während  25  Jahren  im  Kanton  gewohnt  und  gear- 
beitet haben,  zu  übernehmen. 

Die  ötTentliche  Armen]»t)ege  bleibt  in  der  Schweiz  durchweg  auf 
Ortsbürger  beschränkt,  dergestalt,  daß  nur  die  Angehörigen  der 
geschlossenen  bürgerlichen  Nutzungsgenieinde  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege zugelassen  werden.  Daraus  ergibt  sich  dann  einerseits,  daß  die 
Armenpflege  dem  Ortsbürger  überallhin  —  selbst  in  das  Ausland  — 
folgt,  während  andererseits  die  fremd  hinzugezogenen  „Niedergelassenen" 
an  der  Armenpflege  der  Bürgergemeinde  selbst  dann  keinen  Teil  haben, 
wenn  sie  sich  ihr  ganzes  Leben  lang  am  Orte  aufgehalten  haben.  In- 
folgedessen hat  sich  in  der  Schweiz  die  freiwillige  Liebestätigkeit, 
welche  sich  in  Deutschland  zumeist  auf  Eingesessene  beschränkt,  vor- 
nehmlich der  Fürsorge  für  die  Ortsfremden  und  Niedergelassenen  zu- 
gewendet. Die  Scheidung  in  Ortsbürger  uml  Ortsfremde  zeigt  sich 
sogar  in  den  Kantonen  ohne  öffentliche  Armenpflege,  indem  dort  die  stif- 
tungsmiißige  Ainienpflege  die  Fürsorge  für  die  Ortsbürger  ausübt,  wäh- 
rend die  „freiwillige  Armenpflege"  sich  der  Niedergelassenen  annimmt. 
Mit  dem  Ortsldirgerprinzip  haben  in  letzter  Zeit  die  Kantone  Bern  und 
Neuenburg  gebrochen,  indem  sie  an  dessen  Stelle  das  sogen.  Terri- 
torial p  r  i  n  z  i  p  einführten,  demzufolge  ohne  Rücksicht  auf  Ortsbürger- 
qualität alle  innerhalb  des  Gemeindebezirkes  ansässigen  „Kantons- 
bürger"  zu  unterstützen  sind.     In  Bern  ist  freilich  die  Armengenössig- 
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kcit  von  der  Eintrafrung  in  ein  Wohnsitzregister  abliängig  gemacht, 
die  nicht  unltediiigt  gewährt  wird.  Ferner  wird  in  der  Sdiweiz  durch- 
weg zwischen  dauernd  Beiiürftigeii  (Notarnien)  und  vorübergehend 
Bedürftigen  (Dürftigen)  unterschieden;  nur  die  ersteren  werden  zur 
öffentlichen  Arnienpfiege  zugelassen,  wahrend  die  letzteren,  auch  wenn 
sie  Bürger  sind,  auf  die  freiwillige  Armenf)Hege  angewiesen  bleiben. 
Der  Eintritt  größerer  Verbände  zur  Ausgleichung  übermäßiger  ört- 
licher Annenlasten  ist  namentlich  in  den  nördliciien  Kantonen  diircli- 
gefuhrt,  indem  teils  die  Gemeinden  von  den  Kantonen  subventioniert 
werden,  teils  gewisse  Zweige  der  Fürsorgetätigkeit  {insbesondere  auf 
dem  Gebiete  der  Anstaltsiiflegej  von  den  Kantonen  übernommen  sind. 
Auf  Grund  der  Bundesverfassung  vom  2!t.  Mai  1874  darf  tlie  Nieder- 
la.^sung  nur  denjenigen  versagt  werden,  welche  {lauernd  der  öffent- 
lichen Woidtätigkeit  zur  Last  fallen  und  deren  Heimatgemeinde  (bez. 
Heimatkanton)  die  Gewährung  einer  angemessenen  Unterstützung  trotz 
amtlicher  Aufforderung  verweigert.  Eine  Ausnahme  besteht  zu  Gunsten 
derjenigen  Kantone,  welche  die  territoriale  Armenpflege  eingeführt 
haben;  diese  sind  zur  Abweisung  arbeitsunfjüiiger  oder  bereits  an 
ihrem  bisherigen  Aufenthaltsorte  fortlaufend  aus  öffentlichen  Mitteln 
unterstützter  Personen  befugt. 

Die  Zahl  der  öffentlich  Unterstützten  betrug  1890  insgesamt 
107  ÜÜ2  =  ;-?,Gy  Proz.;  der  Aufwand  stellte  sich  auf  14  745  7;")!»  fr., 
d.  i.  13(1,91)  fr.  auf  einen  Unterstützten  oder  bßh  fr.  ])ro  Kojit  der 
Bevölkerung. 

Obwohl  der  Bettel  in  der  Schweiz  fiberall  verboten  und  den  Ge- 
meinden die  Ausstellung  von  Bettelbriefen  untersagt  ist.  trat  dei  .-elbe 
infolge  der  vielfach  unzulänglichen  Kürsorge,  zumal  für  Nichtl)ürger, 
dennoch  .stark  hervor.  Zur  nekänii)fung  des  Uebelstandes  rief  man 
nach  deutsclieni  Vorbilde  zahlreiche  Naturalverjiflegungsstationen  ins 
Leben,  tlfreu  Mittelfninkl  der  am  1.  Dezember  18H7  begründete  ,, Inter- 
kantonale Verband  für  Naturalverpflegung  bedürftiger  Durchreisender'' 
bildet.  Der  Verband  erstreckt  sich  auf  12  Kantone,  von  denen  5  die 
Naturalverpflegung  obligatorisch  eingeführt  haben,  und  steht  überdies 
mit  flem  benachbarten  Baden  in  näherer  Verbindung.  In  den  meisten 
Kantonen  bestehen  armenpolizeiliche  Vonschriften  gegen  unbotmäßige 
Arme;  Personen,  weiciie  sich  der  Fürsorge  für  ihre  Angehörigen  ent- 
ziehen oder  deren  Unterstützung  durch  Trunksucht,  Leichtsinn  oder 
Liederlichkeit  herbeigeführt  haben,  können  in  verschiedenen  Kantonen 
einer  Zwangsarbeitsanstait  überwiesen  werden.  Bemerkenswert  ist 
noch,  daß  in  Bern  die  Zwangserziehung  ganz  allgemein  dann  zuge- 
lassen ist.  wenn  Kin<ier  verdorben,  verwahrlost  oder  sittlich  gefährdet 
siml;  die  Aufnahme  erfolgt  durch  Beschluß  des  Begierungsrates. 
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3.  Dänemark. 

Der  Grundsatz,  daß  die  Versorgung  der  Notleidenden  eine  Reohts- 
|)fticlit  der  Ijfirgerliclien  Gesellschaft  sei,  ist  in  Dänemark  sdiou  früh 
zur  (ieltung  gelangt.  Bereits  die  Instruktion  vom  2(j.  Oktober  1708 
erkannte  eine  solche  Verpflichtung  an  und  bestiniuite,  daß  dieselbe  nicht 
nur  gegenüber  Kindern,  Kranken  und  Altersschwachen,  sondern  auch  in 
Bezug  auf  arbeitsfäliige  Arme  zu  Recht  bestehe.  Nach  dem  V^erfassungs- 
gesetz  vom  ö.  Juni  iH40  ist  derjenige,  welcher  sich  selbst  oiler  die 
Seinigen  nicht  ernähren  kann  —  wofern  seine  Versorgung  keinem  anderen 
obliegt  —  zur  Hilfe  von  Seiten  des  (Jemeinwesens  berechtigt.  Die 
Unterstützung  beschränkt  sich  auf  die  Gewidirung  des  Notbedarfs  und 
wird,  zumal  auf  dem  Lande,  Arbeitsfähigeu  regelmäßig  nur  durch 
Unterbringung  in  einer  Arbeitsaustalt  gewährt.  Der  Gesamtaufwand 
betrug  18'.i4:  ö 493 «61»  Kr.,  d.  i.  2,.W  Kr.  auf  1  Einwohner.  In  der 
geschlossenen  Pflege  scheidet  man  .scharf  zwischen  „Armenhäusern" 
für  die  Arbeitsunfähigen  oder  Arbeitsschwachen  und  „Armen-  oder 
Arbeitshöfeu''  zur  Aufnahme  und  Beschäftigung  der  Arbeitsfähigen. 
Armenhäuser  waren  1H79  in  den  ca.  17tX)  Gemeinden  Il'i31  für  ca. 
lOlXXt  Insassen,  Arbeitshöfe  270,  ebenfalls  für  etwa  lOOlX)  Insassen, 
vorhanden.  Die  Form  der  Fürsorge  bestimmt  im  allgemeinen  die 
Armiüiverwaltung,  doch  ist  es  gesetzlich  verboten,  die  Armen  in  der 
Weise  zu  versorgen,  daß  mau  sie  den  (^emeindeeingesessenen  der 
Reihe  nach  zur  Pflege  überläßt  oder  ihre  Versorgung  einzelnen  Be- 
wohnern nach  öffentlicher  Lizitation  übergibt.  Auch  dürfen  solchen 
Versorgungsanstalten,  in  welchen  würdige  alte  oder  schwache  Personen 
unteigebracht  sind  oder  wo  Kinder  erzogen  werden,  Personen,  welche 
durch  Unverträglichkeit,  Faulheit,  Trunksucht  oder  andere  Unord- 
nung stören  und  ein  schlechtes  Beispiel  geben,  nicht  überwiesen 
werden,  es  sei  deun,  daß  sie  ganz  abgesondert  von  jenen  gehalten 
werden. 

Die  endgültige  Fttrsorgepflichf  liegt  derjenigen  Gemeinde  ob,  in 
welcher  der  Hilfsbedürftige  während  der  letzten  5  Jahre  festen  Aufent- 
halt gehabt  hat,  und  wenn  er  solchen  nicht  hatte,  seinem  (jeburtsorte. 
Die  Frau,  auch  die  getrennt  lebende  fnicht  die  geschiedene),  folgt  dem 
Manne,  Kinder  sind  bis  zum  18.  Jahre  in  der  Heimatgemeinde  der 
Eltern  (uneheliche  Kinder  in  derjenigen  der  Mutter)  zur  Versorgung 
berechtigt.  Jeder  Hilfsbedürftige  ist  vorläufig  von  der  Gemeinde,  in 
deren  Bezirk  seine  Hilfsbedürftigkeit  hervortritt,  zu  unterstützen.  Der 
Erstattungsanspruch  dieser  Gemeinde  gegen  die  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes ist  auf  drei  Vierteile  der  gehabten  Auslagen  beschränkt; 
Ersatz  der  Ausgaben  für  Arzt,  Hebamme  und  Begräbnis  kann  über- 
haupt nicht  gefordert  werden.  Der  Bezug  öffentlicher  Unterstützung 
zieht  den  Verlust  des  Wahlrechtes  zum  Reichstage  nach  sich ;  ferner 
kann  der  Mann,  welcher  in  den  letzten  iy  Jahren  Unterstützung  be 
zogen  hat,  nicht  heiraten,  es  sei  denn,  daß  Rückzahlung  oder  Erla 
erfolgt  ist.  Diese  Nachteile  treten  nicht  ein  bei  Unterstützungen, 
welche  als  sog.  „freie  Armenhilfe"  aus  der  zufolge  Gesetzes  vom 
8.  März  1856  in  jeder  Gemeinde  bestehenden  „Armenkasse"*  an  nicht 
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(lauernd  Hilfsbedürftige  gewährt  sind :  diesen  Kassen  fließen  einige 
kleinere  Abgaben  zn,  im  übrigen  sind  sie  auf  freiwillige  Gaben  an- 
gewiesen. 

Eine  bedeutsame  Ergänzung  der  Armengesetzgebung  bildet  das 
Gesetz  über  die  „Altersversorgung  würdiger  Dürftigen 
außer  dem  Armenwesen",  vom  9.  April  1891.  Hiernach  haben 
Hilfsbedürftige,  welche  das  60.  Lebensjahr  vollendet  haben,  einen  An- 
spruch auf  Altersversorgung,  wofern  sie  sich  in  den  letzten  10  Jahren, 
ohne  der  öiTentUcheu  Armenpflege  anheimgefallen  zu  sein,  in  Däne- 
mark aufgehalten  haben  und  weiterhin  weder  wegen  einer  entehrenden 
Handlung  verurteilt  sind,  noch  die  Hilfsbedilrftigkeit  selbst  verschuldet 
oder  herbeigeführt  haben.  Die  Altersversorgung  besteht  in  der  Ge- 
währung des  notwendigen  Lebensbedarfs ,  sowie  der  erforderlichen 
Kur  und  Pflege  im  Pralle  der  Erkrankung.  Sie  kann  in  Geld  oder  in 
Naturalien  gewährt  werden,  auch  ist  Anstaltsptlege  zulässig,  mit  der 
Maßgabe,  daß  niemand  gegen  seinen  Willen  in  ein  Armenhaus  ver- 
bracht werden  darf.  Ueber  den  Antrag  auf  Altersversorgung,  sowie 
über  Art  und  Maß  derselben  ent.scheidet  die  Kommunalbehörde  des 
Aufenthaltsortes;  gegen  die  Entscheidung  ist  Beschwerde  an  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  zulässig.  Der  grundlegende  Unterschied  gegen- 
über der  deutschen  Altensversicherung  liegt  darin,  daß  das  dänische 
Gesetz  weder  einen  rechtlich  geschützten  Anspruch  gewährt,  noch  den 
Umfang  der  Altersversorgung  nälier  bestimmt.  Die  dänische  Alters- 
versorgung qualifiziert  sich  demnach  als  eine  privilegierte  Form  der 
Armenjiflege,  die  sich  von  der  öfTentlichen  Armenunterstützung  da- 
durch unterscheidet,  daß  sie  die  mit  der  letzteren  verbundene 
Minderung  der  Recht,sstellung  nicht  im  Gefolge  hat,  und  daß  der 
Hilfsbedürftige  nicht  gegen  seinen  Willen  in  einem  Armenhause 
untergebracht  wenien  darf.  Der  Staat  leistet  zu  den  Kosten  der 
Altersversorgung  einen  Zuschuß  bis  zu  2  Millionen  Kronen  jährlich; 
es  handelt  sich  also  um  die  Abwälzung  eines  Teiles  der  kommunalen 
Armenlast  auf  die  breiteren  Schultern   des  Staates. 

Literatur. 

Lunmari,  .4rmeiiveien   und  ArmengineUiiebinnj  iu  Dänemark.    Emminghatu  S.  SS4 — 600. 

1870. 
BcharUng,   Armengetrtxgeimng  in  Dämmark.     Uandvörlerhuth   der  Staatnninenteha/teii, 

i.  Aufl.,  Bd.  /.,  S.  1113—1117.   J8SS. 
Teubie,  Di'inUche'  Armenrecht,  t.  .iutgabe.  lS9t. 


4.  Schweden  und  Norwegen. 
Sowohl  in  Schweden  als  auch  in  Norwegen  bildet  die  Armenver- 
sorgung eine  Pflicht  der  Gemeinden.  Jeder  Staatsangehörige  hat 
entweder  seine  ursprüngliche,  mit  derjenigen  der  Eltern  zusammen- 
fallende, oder  —  nach  vollendetem  15.  Leben.sjahre  —  seine  erworbene 
Heimatgemeinde,  der  die  Unterstützungspflicht  obliegt.  Die  erworbene 
Heimatgemeinde  ist  in  Schweden  diejenige,  woselbst  der  Bedürftige 
seinen  Wohnsitz  hat  und  in  die  Matrikel  der  Steuerpflichtigen  einge- 
tragen ist  oder  sein  sollte;  jedoch  behält  der  Neuanzieheude,  wenn  er 
binnen  Jahresfrist  unterstützungsbedürftig  wird  oder  im  letzten  Jahre 
vor  der  Niederlassung  Unterstützung  erhalten  hat,  sein  früheres  Hei- 
matrecht. In  Norwegen  wird  das  Heimatrecht  erst  durch  zweijährigen 
ununterbrochenen   Aufenthalt   in    einer   Gemeinde   erworben    und    er- 
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lischt  niclit  durch  Al)weseiiheit,  sondern  erst  durch  Erwerb  einer  an- 
deren Heimat,  iiesontters  bemerkenswert  ist  die  Vorschrift,  daß  in 
Schweden  nacli  erreichtem  ÜU. ,  in  Norwejjen  nach  erreichtem  62. 
Lebensjahre  der  zur  Zeit  erworbene  Unterstiit^nngswohiisitz  nicht  ver- 
loren geht  und  ein  neuer  nicht  mehr  erworbeu  wenlen  kann.  Die 
(Jenietnde,  in  deren  Bezirk  die  Hilfsbedörftigkeit  eintritt,  ist  —  vor- 
behaltlich des  Erstattiiugsanspruches  gegen  die  Heiniatgemeinde  — 
zur  vorläufigen  Unterstützung  des  Hilfsbedürftigen  verirflichtet.  Eine 
Abweisung  des  neu  Zuziehenden  wegen  Befürclitung  alsbaldiger  Ver- 
armung ist  infolge  der  herrschenden  Freizügigkeit  nicht  statthaft. 

Die  Unterstützungsprtioht  erstreckt  sich  in  Schweden :  auf  arme 
Kinder  (bis  zum  15.  Lebfusjahrei,  sowie  auf  altersschwache,  kranke 
oder  sonst  arbeitsunfähige  Personen,  soweit  es  sich  nicht  um  Dienst- 
leute und  Arbeiter,  oder  um  Seeleute  handelt,  bezüglich  deren  den 
Dienstherren ,  rcsp.  den  Schitffalirtsbehörden  eine  weitgehende  ^'er- 
bindlichkeit  zur  Fürsorge  obliegt;  in  Norwegen:  auf  Vollwaisen  und 
Irre,  sowie  nach  dem  Ermessen  der  Armenbehörde  auch  auf  Alters- 
schwache, Gebrechliche  und  Kranke.  Die  Form  der  Unterstötzung 
unterliegt  der  Entschei<tung  der  Armenbehörde;  in  Schweden  findet 
in  ziemlich  erheblichem  Umfange  Unterbringung  in  Armenhäusern 
und  in  .sog.  „Armenstuben""  statt,  während  in  den  norwegischen  Land- 
distrikten die  „Lägd"  (Einlage)  noch  vielfach  die  am  meisten  bevor- 
zugte Unferstützungsform  bildet,  die  sich  hier  unter  den  l)e.sonderen 
patriarchalischen  Verhältnissen  und  in  Verbindung  mit.  den  vom  Gesetz 
aufgestellten  Kautelen  (Ausschluß  von  kleinen  Kindern,  Kranken  und 
Irrsinnigen)  gut  bewährt  hat.  In  beiden  Ländern  ist  übenlies  in 
letzter  Zeit  eine  neue  Form  ländlicher  Armenverpflegung  versuchs- 
weise eingeführt  worden,  indem  zu  diesem  Zwecke  erworbene,  bereits 
angebaute  Höfe  als  sog.  „Fattiggärde"  (Armenhöfc)  eingerichtet  sind, 
auf  denen  die  Armen  verpflegt  und  mit  laudwirtschaftlichcn  Arbeiten 
beschäftigt  werden. 

Die  Verwaltung  der  Armenpflege  liegt  in  Schweden  in  der  Hand 
der  Gemeindebehörde,  welche  eine  besondere  Armendeputation  bilden 
kann;  in  Norwegen  besteht  in  jedem  Armen-(Gemeinrie-)Bezirk  eine 
Armenkommission,  der  auch  der  OrtsgeistMche  angehört.  Die  Armen- 
pflegekosten werden,  soweit  sie  nicht  durch  Stiftungen.  GeldbuUea  oder 
freiwillige  (laben  gedeckt  werden,  in  Schweden  durch  eine  besondere 
Kopfsteuer,  in  Norwegen  im  Wege  der  gewöhnlichen  Kommunal- 
umlage aufgebracht.  Ein  Eintreten  größerer  Verbände  findet  na- 
mentlich insoweit  statt,  als  der  Staat  in  Schweden  dann  einen  Beitrag 
zu  den  Unterstützungskosten  leistet,  wenn  sich  der  Unterstützte  min- 
destens :>  Jahre  lang  außerhalb  seines  UnterstütJ^ungswohnsitzes  auf- 
gehalten hat;  in  den  Norwegischen  Lauddistrikten  wei'den  die  Ver- 
pflegungskoslen  der  einer  besonderen  Pflege  bedürftigen  Geisteskranken 
zu  ';,„  vom  Staate,  zu  'V,o  regelmäßig  von  der  „Armenkommune" 
(Provinz)  getragen. 

Nach  der  sehr  eingehenden  schwedischen  Armenstatistik  wurden 
1895:  256595  Personen  oder  5,22  Proz.  der  Bevölkerung  unterstützt, 
davon  8(i447  (8,67  Proz.)  in  den  Städten  und  170148  (4,34  Proz.)  auf 
dem  Lande.  Vollständig  unterhalten  wurden  74i.)6(),  teilweise  131 334 
Personen,  während  51  2^)1  Personen  gelegeutlich  unterstützt  wurden. 
Der  Aufwand  der  Gemeinden  für  die  öffentliche  j\j'menpflege  betrug 
12168902  Kronen  oder  2,48  Kronen  auf  den  Einwohner. 
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In  Norwegen  betrug  die  Zahl  der  Unterstützten  WK):  16553H 
Köpfe  (8,;J  Proz.  der  Kevölkerung),  wovon  73  3G4  unmittelbar  und 
92174  mittelbar  als  deren  Angehörige  unterstützt  wurden.  In  den 
Städten  belief  sich  die  Gesamtzahl  auf  r>iH07  (11,82  Proz.),  auf  dem 
Lande  auf  110809  (7,27  Proz.)  Personen.  Der  Gesamtaufwand  betrug 
7277616  Kronen  oder  3,6(5  Kronen  auf  den  Kopf  der  BevöllaTung, 
Die  Durchschnittskosten  eines  Annen  stellten  sich  in  den  Städten  auf 
57,28,  in  den  Landgemeinden  auf  37,35,  im  ganzen  Lande  auf  43,94 
Kronen. 

In  Schweden  steht  der  Armen  Verwaltung  die  hausväterliche  Ge- 
walt (Hausherrschaft)  über  die  Unterstützten  zu,  auch  sind  die 
Armenbehörden  berechtigt,  arbeitsfilliige  Arme  behufs  Abverdienung 
der  verursachten  Unkosten  zur  Arbeit  anzuhalten ;  weitergebende  ge- 
setzgeberische Vorschläge  auf  Einführung  des  Arbeitszwanges  gegen 
säumige  Nährptlichtige  unterliegen  noch  der  Erwägung.  In  Norwegen 
ist  den  Arnieiibehiirden  im  allgemeinen  nur  ein  Aufsichtsrecht  über 
die  Unterstützten  eingeräumt,  dagegen  bestellt  ein  strenger  Arbeits- 
zwang gegenüber  außerehelichen  Vätern,  welche  ihre  Unterhaltspflicht 
verabsäumen. 

Iiiteratnr. 

Lammen,  Armrmeeten  und  Armtngcaeliijdiunij  in  Sclttreden  und  Nurwegm.    Emmingluiut 

s.  :,t;7—ssi.  1S70. 
Morganitiama.    Armengettlzgrbuiuj    in    Schirtden    und   Norwegen.      ffandwUrlerbuch    der 

Sl'fiUiriutnichaften    !  Aufl.,  S.   1161—1168. 
Tamitedt.  Ländlicht  Armenhäuser  in  Schweden.  JlonaUichrift  filr  Innere  Mümion.  S.  i89 

bit  SO».  1900. 

ö.  England. 

Das  englische  Armenwesen,  auf  dessen  geschichtliche  Entwicke- 
lung  bereits  oben  Seite  172  hingewiesen  ist,  wird  vielfach  als  das 
Ideal  einer  staatlichen  Armenversorgung  bezeichnet.  In  der  Tat  be- 
steht in  England  die  denkbar  größte  Gewähr  dafür,  daß  gleichmäßig 
in  Stadt  unii  Land  kein  wirklich  Bedürftiger  ohne  Unterstützung  bleibt, 
während  andererseits  auch  Vorsorge  dafür  getroffen  ist.  daß  nicht 
durch  Ueberschreitung  des  Existenzminimums  der  Wert  der  freien 
Erwerbstätigkeit  beeinträchtigt  werde.  Ferner  sind  die  Voraussetzungen 
für  den  Eintritt  der  üHentlichen  Hilfe,  sowie  deren  Art  und  Maß  ein- 
heitlich festgestellt  und  die  Armenlasten  möglichst  gleiclimäßig  ver- 
teilt. Endüch  bietet  auch  die  scharfe  Begrenzung  der  .Aufgaben  der 
öffentlichen  Armenpflege  eine  vortreffliche  Unterlage  für  ein  gedeih- 
liches Zusammenwirken  mit  der  Privatwohltätigkeit.  Ein  solcher 
Höhepunkt  der  Entwickelung  war  nur  erreichbar  auf  der  Basis  ger- 
manischer, durch  die  Reformation  von  der  Verbindung  mit  kirchlichen 
Interessen  losgelöster  Rechtsauschauungen,  deren  konsequente  Durch- 
führung das  Bestehen  einer  starken  einlieitlicheu  Staatsgewalt  voraus- 
setzte. Demgegenüber  ist  freilich  nicht  zu  leugnen,  daß  mit  dem 
Werkh  ausprinzip,  zu  welchem  man  nach  mehrfachen  Schwan- 
kungen immer  wieder  zurückgekehrt  ist,  unter  Umständen  erhebliche 
Härten  für  den  Unterstützten  verbunden  sind. 

Die  Grundlage  des  englischen  Armenwesens  bildet  noch  heute  das 
Armengesetz  der  Königin  Elisabeth  vom  Jahre  ItJOl,  welches  drei  Klassen 
zu  unterstützender  Personen:  Kinder,  Arbeitsfähige  und  Arbeitsunfähige 
unterscheidet.    Die   Kinder  sollten  in  Lehrstellen  untergebracht,   die 
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Arbeitsfähigen  beschäftigt  und  die  Arbeitsunfähigen  in  Armenhäusern 
ver|ifiegt  werden.  Die  Verpflichtung  zur  Unterstützung  lag  dem 
Kirchspiele  ob,  in  dessen  Grenzen  die  Hilfsbedürfti<ikeit  eintrat,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  auf  Heimat  und  sonstige  iiersönliche  Beziehungen. 
Die  Kosten  waren  —  nötigenfalls  unter  Mttberauziehung  anderer 
Kirchspiele  derselben  Hundertschaft  oder  Grafschaft  —  im  Wege  der 
Besteuerung  aufzubringen.  Die  Verwaltung  des  Armenwesens  erfolgte 
durch  das  Kirchspiel  unter  Aufsicht  des  zuständigen  Friedensrichters. 
Auf  diesen  Prinzipien  beruht  auch  das  in  der  Hauptsache  noch  jetzt 
maßgebende  Armengesetz  vom  14.  August  1834;  nur  sind  dieselben 
den  Erfordernissen  der  neueren  Zeit  entsprechend  modifiziert  und 
ausgebaut. 

Zum  Empfange  von  Armenunterstützung  berechtigt  ist  jede  völlig 
mittellose  Person.  Die  Armenhilfe  zerfällt  in  zwei  Gruppen:  Indoor 
und  Outdoor  Relief.  (Anstaltsptlege  und  Hausunterstützung). 
Erstere  Form  umfasst  die  Aufnahme  in  ein  Workhouse,  in  eine  Kran- 
kenanstalt oder  in  eine  Armenschule  (Alumnat) ;  alle  sonstigen  Arten 
der  Unterstützung  gelten  als  Outdoor  Relief.  Die  Unterbringung  im 
Workhouse  (deren  es  etwa  650  gibt)  wird  noch  heute  im  Prinzip 
als  die  normale  Unterstützungsform  betrachtet,  welche  aus  annen- 
techuischen,  erzieherischen  und  wirtschaftlichen  Rücksichten  den  Vor- 
zug verdient.  Denn  nur  sie  —  so  glaubt  man  —  biete  die  Gewähr, 
daß  der  wirklieb  Bedürftige  alles  Nötige  erhalte ;  sie  nötige  den  Hilfe- 
suchenden, seine  Hilfsbedürftigkeit  durch  Eintritt  in  die  Anstalt  zu 
beweisen  (Workhouse  Test)  und  schrecke  so  den  Nichtbedürftigen 
wirksam  ab;  sie  allein  schließe  jede  Konkurrenz  des  Unterstützten 
mit  dem  freien  Lohnarbeiter,  und  damit  ein  Herabdrücken  des  Arbeits- 
lohnes, aus. 

Die  Praxis  hat  indessen  zu  wesentlichen  Abschwächungen  des 
Workhouse-Prinzips  geführt.  In  erster  Linie  machte  sich  das  Be- 
dürfnis nach  Ausscheidung  der  K  i  n  d  e  r  aus  den  Workhauses  geltend, 
indem  man  erkannte,  daß  dieselben  nur  durch  eine  gute  Erziehung 
aus  den  Fesseln  des  Paujicrismus  befreit  werden  könnten.  Zu  diesem 
Zwecke  wurden  zun<ächst  größere  Anstalten  zur  Unterbringung  von 
Armenkindern  (Distrikt  und  Parochial  Schools)  gegründet,  wobei  sich 
aber  iler  Nachteil  zeigte,  daß  die  Kinder  von  <ler  übrigen  Bevölkerung 
völlig  abgeschlossen  blieben.  Um  dem  abzuhelfen,  verteilte  man  sie 
auf  kleinere,  um  die  Distriktschnle  herumliegende  Einzelhäuser,  in  die 
meist  eine  Arbeiterfamilie  zur  Beaufsichtigung  und  Anlernung  der 
Kinder  bineingesetzt  wurde  (Cottage  System).  Neuerdings  hat  man 
die  Kinder  —  zu  Gruppen  bis  zu  16  vereinigt  —  in  Heimen,  deren 
jedes  einer  Hausmutter  unterstellt  ist,  untergebracht,  von  wo  aus  sie 
die  Schule  des  Ortes  besuchen  (Sheffield  System  of  Scattered  Homes). 
Daneben  erfolgt  in  zunehmendem  Umfange  die  Unterbringung  in 
FamilienpHege  (Boarding-Out  System),  zum  Teil  in  den  Kolonieen, 
namentlich  in  Canada;  außerdem  gelangen  alljährlich  mindestens  50O 
Knaben  auf  be.sondere  Schulschiffe  (Training-Ships),  wo  sie  für  den 
Marinedienst  ausgebildet  werden.  Hand  in  Hand  mit  solchen  Ver- 
besserungen der  Fürsorge  für  Armenkinder  gehen  einschneidende 
Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Kinderschutzes,  indem  einerseits  zur 
Verhütung  von  Grausamkeiten  gegen  Kinder  im  Jahre  1894  ein  be- 
sonderes Gesetz  (Prevention  of  Cruelty  to  Children  Act)  erlassen  wurde, 
zu  dessen  Durchführung  man  die  eigentümliche  altrömische  Einrichtung 
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1er  Popularklage  hat  Wiederaufleben  lassen,  während  andererseits  durch 
[Zwangs-  und  Fürsorgeerziehunf,'  (l'oor  Law  Act  von  1899)  der  Ver- 
Iwabrlosung  entgegengearbeitet  wird. 

An    zweiter    Stelk'    trat   das    Bedürfnis    nach    einer   Reform   der 
Armen  kranke  npfl  e^'e  hervor.     Zunächst   wurden   in  den  Work- 
lionses    besondere    Abteiluni^'en    für    Kranke  (Sick  Wards)  gescliaffen, 
<lie  aber  heute  meist  mit  Siechen  belegt  sind ;  die  Utiterbrtngung  der 
lieilbaren    Kranken    erfolgte   in  besonderen,    von  den  Workhouses  ge- 
trennten Anstalten  (Intirniaries).     Sodann  hat  beztiglich  des  Kranken- 
j)flegepersonalsder  Armeiikrankeuanstalten  insofern  eine  bedeutsame  Um- 
wälzung stattgefunden,  als  an  die  Stelle  von  Armen  als  Krankenjifieger 
jetzt  vielfach  gescliulte  KrankenpHegorinnen  (Traiued  Nurses)  getreten 
sind.     Zur   Unterbringung   von   mit   ansteckenden  Krankheiten  behaf- 
1  teten  Personen,   sowie  von  Epileptikern,   S<'hwachsinnigen  und  neuer- 
idings   auch   von    Rekonvaleszenten   bestehen  vielfach  Si>eziaianstalten. 
I  Die   Zahl   der  auf  Kosten  der  ArmenverbSnde  oder   der   Grafschaften 
(Untergebrachten    Irren    betrug    1897:   tK)074,    wovon    sich   über  -/«  in 
örtentliclien    Irrenanstiilten    befanden.     Zur  Wahrnehmung  der  offenen 
lAnnenkrankeiipflege   ist    für  jeden  Armenbezirk  wenigstens    ein  Dis- 
Itrict   Medical    OH'icer  vorhanden,   der  meist  festes  (lehalt  bezieht.     In 
['mehreren  (iroßstädten  bestehen  auch  besondere  Armenaputheken. 

Endlich  sind  nicht  selten  für  die  sog.  Casual  Paupers  (mittel- 
[lose    Wanderer,   die   meist   nur  ein  Obdach  begehren)  besondere  Ein- 
richtungen   getrotfeu,   indem   dieselben   in   eigenen    Anstalten  oder  in 
I besonderen   Abteilungen    des  Workhouse   Unterkunft   finden.     Gerade 
[auf  diesem  Gebiete  hat  übrigens  die  Heilsarmee  entlastend  eingegriffen 
[und   sich   ilurch   Errichtung   von   Nachtherbergen,    Arbeitsstätten  und 
Arbeitsnachweisungshurcaus     um    jene    Klasse     von    Hilfsbedürftigen 
I  große    Verdienste   erworben.     Aus    den   verbleibenden   arbeitsfähigen 
Insassen  des  Workhouse  sind  dann  wieder  mehrfach  die  Vollkräftigen 
in     besondere,    von    mehreren    Armenbezirken    gemeinsam    errichtete 
Sjiezialanstalten    verwiesen   worden,   in  welchen  sie  unter  Anwendung 
strengen   Arbeitszwanges   zu  geeigneten  —  meist  landwirtschaftlichen 
—  Arbeiten  angehalten  werden. 

Selbst  in  Bezug  auf  arbeitsfähige  Arme  läßt  die  Pra.\is 
neuerdings  gewisse  Ausnahmen  zu,  in  denen  an  Stelle  der  geschlossenen 
die  offene  Ptlege  eintreten  darf.  So  gilt  Outdoor  Relief  allgemein 
als  zulässig;  wenn  die  Unterstützung  wegen  plötzlicher  dringender  Not 
oder  infolge  von  Krankheit,  Unfall,  kiJrperlicher  oder  geistiger  Schwache 
des  Antragstellers  oder  eines  Familiengliedes  erbeten  wird ,  sowie 
unter  gewissen  Voraussetzungen  bei  Witwen  ;  weitergehend  in  London 
und  einer  Anzahl  großer  Städte,  zumal  in  den  Fabrikdistrikten :  gegen- 
über weiblichen  Personen  unbeschränkt,  und  sellist  liei  arbeitsfähigen 
Männern  unter  der  Bedingung,  daß  der  Hilfesuchende  nicht  in  Lohn- 
arbeit steht,  sowie  dalS  die  Unterstützung  nur  gegen  Arbeitsleistung 
(Labour  Test)  und  mindestens  zum  halben  Betrage  iu  Naturahen  ge- 
währt wird. 

Die  Zahl  der  in  Englaiui  und  Wales  unterstützten  Armen  betrug 
am  1.  ,Ianuar  ÜMK)  SÜ7  471,  wovon  i>2fiS7l  (etwa  2S  Proz.)  in  ge- 
schlossener unil  r>M0  724  (etwa  7"i  Proz.)  in  oH'ener  PHege  standen, 
während  1:^4  Personen  beide  Arten  von  Unterstützung  cmiilingen. 
Die  Ausgaben  füi-  das  Armenwesen  stellten  sich  iu  England  und  Wales 
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für  (las  Jahr  I89fi  hei  einer  Bevölkerung  von  ßl.4  Mill.  auf  11.3  Mill.  £.. 
<t.  i.  üher  22it  Mill.  M.  Der  Aufwaml  hezifterre  sirli  also  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  auf  üher  7  s,  während  er  .sich  pro  Kopf  des  Annen 
auf  11  £  4'/,  (1  stellte  gegen  1,97  bez.  55  M.  nach  der  Reichsariiien- 
statistik  von   1885  in  Doutsclilanti. 

Verpflichtet  zur  Uuterstützung  ist  der  aus  mehreren  Kirchspielen 
gebildete  Arnienverhand  (Union),  in  dessen  Gebiet  die  Hilfsbedürftig- 
keit hervortritt.  Besitzt  der  Hilfsbedürftige  sein  Heiniatrecht  nicht 
innerhalb  des  Arnienverbandeb,  so  kann  er  an  seinen  Heimatort 
zurückgesandt  werden,  jedoch  bleibt  die  Rücksendung  insbesondere 
dann  ausgeschlossen,  wenn  sich  der  Hilfsbedürftige  ein  Jahr  ohne 
Unterstützung  im  Gebiete  des  Armenverbandes  aufgehalten  hat,  oder 
wenn  die  Hilfsbedürftigkeit  nur  infolge  von  Krankheit,  Unfall  oder 
Zufall  eingetreten  ist,  es  sei  denn,  daß  der  Eintritt  dauernder  und 
völliger  Arlteitsunfähigkeit  richterlich  festgestellt  wird.  Unterbleibt 
die  Rücksendung,  so  trägt  der  Armenverband  des  Aufenthaltsortes  die 
Kosten  endgültig.  Uebrigens  ist  Rücksendung  auch  dann  ausge- 
schlossen, wenn  sich  die  Heiniatgenieinde  zum  Kostenersatz  ver- 
pflichtet. Die  Unterstützung  am  Aufenthaltsorte  bildet  tatsächlich  die 
Regel. 

Die  Handhabung  der  Armenpflege  liegt  in  den  Händen  des 
Board  of  (iuardians,  einer  Lokalbchörde,  deren  Mitglieder  in 
Gemäßlieit  des  Local  Government  Act  von  1894  auf  3  Jahre  von  den 
Gemeindewählern  des  Armenverbandes  gewählt  werden.  Das  Amt  ist 
ein  Ehi-enamt;  wählbar  sind  —  ohne  Unterschied  des  Geschlechts 
—  alle  wenigstens  ein  Jahr  im  Bezirke  des  Annen  Verbandes  aufhält- 
lichen  erwachsenen  Personen.  Dieser  Wahlmodus  hat  dazu  geführt. 
daß  vielfach  Angehörige  der  Arbeiterklasse,  sowie  Krauen  zu  Guardian« 
gewählt  worden  sind,  was  die  Armenpflege  im  allgemeinen  günstig 
beeinflußt  hat.  Dem  Board  of  Guardians  stehen  als  ausführende  Or- 
gane besoldete  Beamte  Sekretäre  (Clerks)  und  Unterstützungsbeamte 
(Relieving  Olficers)  zur  Seite.  Bei  dem  zuständigen  Relieving  Officer 
hat  sich  der  Hilfesuchende  zu  melden;  der  Beamte  stellt  die  erforder- 
lichen Ermittelungen  an  und  berichtet  über  den  Fall  in  der  nächsten 
Sitzung  des  Board  of  (Juardians,  zu  welcher  regelmäüig  der  Antragsteller 
persönlich  geladen  wird.  In  dringenden  Fällen  kann  vorläufige  l'nter- 
stützung  vom  Friedensrichter  angewiesen  oder  auch  vom  Relieving 
OflTicer  ohne  weiteres  gewährt  werden.  An  der  Spitze  des  gesamten 
Armen  Wesens  steht  als  Zentralbehörde  das  Local  Government 
Board,  welches  die  Tätigkeit  der  Lokalbehörden  durch  Inspektoren 
und  Rechnungsrevisoren  in  administrativer  wie  finanzieller  Hinsicht 
fortgesetzt  beaufsichtigt  und  kontrolliert  und  durch  Instruktionen  und 
Anweisungen  die  gesetzmäßige  und  einheitliche  Ausübung  der  Annen- 
pflege sicherstellt.  Ein  wirksames  Mittel  in  dieser  Richtung  ist  die 
Befupis  der  Revisoren,  ungerechtfertigte  Ausgalicn  zu  beanstanden 
und  sie  demjenigen,  der  sie  bewirkt  oder  veranlaßt  hat,  zur  Last  zu 
legen. 

Die  Ausgaben  f  ü  r  d  a  s  A  r  m  e n  w  e  s  e n  werden  im  wesentlichen 
durch  eine  besondere,  nach  dem  Miet-  bez.  Pachtwertc  des  Grundeigen- 
tums von  dem  nutzenden  Inhaber  desselben  (occupier)  erhobene  Arm  en- 
stftuer  (Poor  Rate)  aufgebracht,  deren  Einschätzung  und  Erhebung 
durch  von  den  Friedensrichtern  ernannte  Ehrenbeamte  (Overseers) 
erfolgt.     Zum    Zwecke   der    Errichtung    von    Anstalten  kann  <lie  Zen- 
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ftralhcliörde  die  Vereinigung  mehrerer  Annenverbände  zu  einem  Di- 
i  strikt  anordnen,  auch  den  Armenverbänden  für  bestimmte  Zwecke,  ins- 
Ibesondere  behufs  Errichtung  von  Workhouses,  die  Aufnahme  von  Au- 
jleiben  gestatten.  Daneben  gewährt  der  Staat  durcli  Vermilteluug  der 
'Grafschaften  bestimmte  Zuschüsse  zur  Bestreitung  der  Verwaltungs- 
I  kosten  der  Arnienjjflege  und  des  Aufwandes  für  die  Irrenptlege,  resp. 
'in  London  für  ilie  geschlossene  Pflege  überhaupt. 

Der  Bettel  unterlag  in  England  von  jeher  strenger  Bestrafung. 

Nach   dem    noch  jetzt  geltenden  Gesetze  von  1824  tritt  als  Strafe  im 

[ersten   Falle   Korrektionshaft   mit   harter   Arbeit  bis  zu  einem  Monat, 

lim  Rückfalle  bis  zu  drei  Monaten,  im  zweiten  Rückfalle  bis  z«  einem 

[.Jahre,  bei  gleichzeitiger  Zulassung  von  Peitschenhieben,  eiu.    Dieselben 

Strafbestimmungen    finden    auch  auf  denjenigen  Anwendung,  der  sich 

Unterstützung   durch  unwahre  Angaben   erschlichen   hat.     Die  Pi-a.\is 

ist  allerdings  eine  ziemlieh  milde,   auch  stellen  die  Behörden    vielfach 

Scheine  zum  Hausieren  mit  Streichhölzern  u.  dergl.  aus,  wodurcli  ein 

verschleierter    Bettel  gewissermaßen  legalisiert  wird.     Wer  im  letzten 

Jahre  vor  der  Wahl  Armen  Unterstützung  bezogen  hat,  geht  des  Wahl- 

reclits  verlustig,   doch   greift  diese  Wirkung  bei  Unterstützung  durch 

[Bezahlung   von   Schulgeld   oder   bei  Gewährung  armenärKtlicber  Hilfe 

[nicht  Platz.     Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  die  otfent- 

liche   Armenpflege    ist    die    neuerdings    durchgeführte  energische  Be- 

jkäinpfung  des  Alkoholismus.     Nach  dem  Truirksuchtsgesetz  von  1H9K 

[können   Trunksüchtige   unter   gewissen    Voraussetzungen  vom  Richter 

Ibis   auf   die    Dauer    von    drei    .Jahren    einem   Trinkerasyl  überwiesen 

'werden;   das   Gesetz  von  19U1  stellt  den  Verkauf  von  berauschenden 

I  Getränken    an    Kinder   unter   Strafe,   während    der  Licensing  Act  von 

l'X)2  die  denkbar  strengsten  Bestimmungen  gegen  trunkene  Personen 

jund  gegen  Wirte,   welche  Angetrunkenen   alkoholische  Getränke  ver- 

[abfolgen,  enthält. 

Infolge    der    scharfen    Abgrenzung   des   Arbeitsfeldes  der  öifent- 
[iichen    ArmenpÜege  ist   der   Boden  für  eine  rationelle  Entfaltung  der 
iPr  i  vatw  ühl  t  iiti  gkeit  in  England  besonders  günstig.    Dieselbe  ist 
in  den  größeren  Städten  durchweg   zentralisiert  (Gharity  Organisation 
Societies)    und    arbeitet   —    in    vorbildlicher    Weise  in  liOndoii         in 
[engster   Fühlung  mit  den  Boards  of  Guardians.     Als  ihre  wichtigsten 
[Aufgaben  betrachtet  sie  die  Ausübung   einer  zielbewußten  Kinderfür- 
{Borge,  sowie  die  Milderung  des  Arbeitshausprinzips  durch  Bewahrung 
[■würdiger   Personen    vor   der   ötfentÜchen    Armenpflege.     Das  gesamte 
1  Stiftungswesen  unterliegt  der  festgeordneten  Aufsicht  durch    eine   be- 
sondere Behörde  (Charity  Commissioners). 

Nicht    unwesentliche    Abweichungen    bietet    das    Arnienwesen    in 
[  Schottland    und   Irland ;    dort   prävaliert   der  kirchliche  Charakter  der 
'  Armenpflege,  wälireud  hier  der  Staat  deren  Verwaltung  im  wesentlichen 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  genötigt  war. 
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6.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Entsprechend  der  historischen  Entwickelung  und  den  durchaus 
ungleichartigen  politischen  wie  wirtscliaftlichen  Verhältnissen  kann 
innerlialh  der  Vereinigten  Staaten  in  Bezug  auf  das  Anneuwesen 
weder  van  einer  einheitlichen  Organisation,  noch  auch  von  dem  Be- 
stehen einigermaßen  gleichartiger  tlrnndsiUze  die  Rede  sein.  Die 
Vereinigten  Staaten  Ijestehen  aus  4.'}  Staaten  und  5  Territorien,  welche 
die  verschiedensten  Stadien  kultureller  Entwickelung,  vom  Urzustände 
bis  zum  (Gipfelpunkte  moderner  \'erfeinerung,  repräsentieren,  und  die 
sich  zwar  zum  Zwecke  der  Wahrung  ihrer  gemeinsamen  Interessen 
zu  einem  Bunde  vereinigt,  sich  hinsichtlich  ihrer  inneren  Angelegen- 
heiten indessen  ihre  Selbständigkeit  durchaus  gewahrt  haben.  Die 
Tätigkeit  des  Bundes  bleibt  daher  im  allgemeinen  auf  die  Fragen  der 
äußeren  Politik  und  der  nationalen  Woldfahrt  beschränkt,  während 
sich  auf  allen  übrigen  Gebieten  staatlicher  und  kommunaler  Verwal- 
tung der  Bund  jeder  Einmischung  zu  enthalten  hat. 

Demgemäß  weist  auch  die  Handhabung  der  Armenpflege  innerhalb 
der  einzelnen  Staaten  die  denkbar  größten  Verschiedenheiten  auf;  als 
gemeinsamer  Zug  ist  nur  die  Bereitwilligkeit  festzustellen,  die  Tragung 
der  Lasten  des  Armenwesens  als  Bürgerpflicht  zu  betrachten.  Während 
in  den  ältesten  (neu-englischen)  Gebieten  in  Anlehnung  an  die  Ver- 
hältnisse des  Mutterlandes  die  Ortschaft  als  Hauptti'ägerin  der 
Armenpflege  erscheint,  ist  dies  —  zumal  in  den  von  Handelsgesell- 
schaften erschlossenen  Südstaaten  —  ein  größerer  Bezirk,  der  Kreis 
(County).  In  einzelnen  Staaten  ist  die  Armenlast  zwischen  Ortschaft 
und  Kreis  geteilt,  indem  letzterer  insbesondere  für  die  Armen  ohne 
Unterstützungswohnsitz  soi'gt,  in  mehreren  westlichen  Staaten  wird 
sogar  im  Wege  der  Abstimmung  darüber  entschieden,  ob  Stadt  oder 
Kreis  die  Armenpflege  zu  übernehmen  hat.  Die  Fürsorgepflicht  ist 
durchweg  an  ähnliche  Merkmale,  wie  in  anderen  Kulturstaateu:  Nieder- 
lassung, Aufenthalt,  Steuerzahlung  u.  s.  w.  geknüpft,  auch  bestehen 
in  den  meisten  Einzelstaaten  Niederlassungsgesetze  Pensonen  ohne 
Niederlassung  werden  zwar  vorläufig  unterstützt,  aber  dann  in  der 
Regel  uu'lglichst  schnell  nach  der  Heimat   abgeschoben. 

In  Anlehnung  an  das  englische  Prinzip  wird  in  Amerika  im  all- 
gemeinen die  geschlossene  Armenpflege  bevorzugt,  doch  ist  man  auch 
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hier  schnell  zu  größerer  Spezialisierung,  in  erster  Linie  zur  Fcrnhal- 
tung  von  KiiHlern  aus  den  Arnienliäusern  gelangt,  welche  Maßiialitiie 
etwa  in  einem  Drittel  der  Staaten  geset/licli  vorgeschrieheii  ist.  Der 
Kinderpflege  wird  durchweg  große  Aufmerksamkeit  zugewendet,  und 
es  gelangt  vorzugsweise  das  System  der  Familienjifiege  zur  Anwen- 
dung, teilweise  unter  ständiger  Ueberwacliung  der  Koststellen  durch 
eine  besondere  staatliche  Behörde  (Hoard  of  Childreu  Guardians).  der 
auch  die  erste  Prüfung  der  PHegestellen  obliegt,  (ieisteskranke,  Blinde, 
Taubstumme,  Idioten  u.  s.  w.  worden  meist  hesouderen  Anstalten  über- 
wiesen, deren  Erbauung  und  Uuterlialtung  die  Einzelstaaten  mehr  und 
mehr  auf  ihre  Schultern  übernehmen.  Daneben  findet  sich  in  Amerika 
die  Unterbringung  geeigneter  Bedürftiger  bei  Fannern  oder  ähnlichen 
Personen  gegen  Vergütung  (Boarding-out),  sowie  als  spezifisch  ameri- 
kanische Form  der  Fürsorge  die  Üeberweisung  von  Ackerland  an 
arbeitslose  Personen  zur  Bebauung. 

Die  gesamte  Verwaltung  des  Arraenwesens,  einschließlich  der 
armenpfiegerischen  Tiitigkeit,  liegt  in  Amerika  regelmäßig  in  der  Hand 
von  Berufsbeamteu;  das  sog.  Merit-Systern  (Neubesetzung  aller  Stellen 
je  nach  dem  Ausfall  der  politischen  Wahlen)  führt  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Arraenwesens  naturgemäß  zu  mancherlei  Unzutriiglichkeiten.  In 
l'J  Bundesstaaten  bestehen  staatliche  Wohltätigkeitskommissionen  (State 
Boards  of  Charities),  welchen  teils  nur  ein  Aufsichtsrerht  über  die  Ein- 
richtungen der  öffentlichen  wie  der  privaten  Wohltätigkeit,  teils  abor 
auch  eine  direkte  Exekutivgewalt  zusieht.  Nachrichten  über  die  öfl'ent- 
liche  und  private  Wohltätigkeit  werden  überdies  vom  statistischen 
Amte  des  Bundes  gesammelt  und  verarbeitet.  Danach  wurden  18510 
bei  einer  Bevölkerung  von  62,6  Millionen  gezahlt:  lOötHXUrre,  95000 
Schwachsinnige,  .¥mK»  Blinde,  400(K)  Taubstumme  und  7300(t  Arme 
in  Armenanstalten;  in  Wohltätigkeitsanstalten  waren  etwa  112<K.)0 
Personen,  zur  größeren  Hälfte  Kinder,  untergebracht.  Der  Armen- 
aufwand wurde  189(5  auf  75  Millionen  Dollars  oder  ca.  1  Dollar  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  angegeben,  während  er  in  einzelnen  Staaten 
bez.  Großstädten  (z.  B.  New  York,  San  Francisco)  auf  .3—4  Dollar 
steigt,  wobei  freilich  die  Kosten  der  Besserungsanstalten  und  Gefäng- 
nisse mit  eingerechnet  sind.  Nach  den  neuesten  Schätzungen  wird  der 
jährliche  Aufwand  der  öffentlichen  und  privaten  Armenpflege  für 
3  Mill.  Arme  und  Verbrecher  (^  4  Proz.  der  Bevölkerung)  auf 
200  Mill.  Doli,  veranschlagt. 

Die  armen  polizeiliche  Tätigkeit  richtet  sich  hauptsächlich 
auf  die  Bekämpfung  der  Bettler-  und  Landstreicherplage.  Die  straf- 
rechtliche Ahndung  ist  namentlich  in  den  östhchen  Staaten  eine  recht 
scharfe;  vereinzelt  kommt  die  Unterbringung  von  Bettlern  und 
Landstreichern  im  Armenhause  unter  Anwendung  strengen  Arbeits- 
zwanges vor.  In  mehreren  Staaten  ist  neuerdings  der  Arbeitszwang 
auch  gegenüber  pflichtvergessenen  Familienhäuiitern  zur  Einführung 
gelangt.  Unter  den  vorbeugenden  Maßnahmen  ist  besonders  die  auf 
Verhütung  der  Einwanderung  armer  oder  von  der  Verarmung  bedrohter 
Personen  gerichtete  strenge  Bundesgesetzgebung  (neues  Gesetz  vom 
3.  März  UK)3)  hervorzuheben. 

Die  Zurückhaltung  der  öffentlichen  Fürsorge  gegenüber  dem  Prinzip 
der  offenen  Armenpflege,  in  Verbindung  mit  der  Wohlhabenheit  unti  dem 
Wohltätigkeitssinn  weiter  Bevölkerungskreise  hat  in  Amerika  zu  einer 
umfassenden  Entwickelung  der  Privat  Wohltätigkeit  geführt,  die 
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sich  in  hervorragender  und  teilweise  auch  eigenartiger  Weise  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  der  Krankenptiege  und  der  Kinderfürsorge  betätigt 
In  ersterer  Hinsicht  sind  —  neben  der  Einrichtung  sciiwiinraender 
Hospitäler  (Floating  Ho.si»itals)  durch  die  IHOti  gegründete  St.  Johns 
Guild  in  New  York  —  namentlich  die  sogeniuinten  I-)isj)ensaries,  d.  h. 
mit  Abgabe  von  Arzneimitteln  verbundene  Polikiinikeu,  hervorzuheben 
(siehe  S.  42).  Die  hier  hervortretende  Ueberproduktiou  liat  in  New  York 
sogar  zu  gesetzgeberisctien  Maßnahmen  (dem  sog.  Dispensarj'  Law  von 
18Ö9)  geführt,  wonach  derartige  Anstalten  nur  auf  Grund  staatlicher 
Genehmigung  errichtet  werden  dürfen,  ständiger  staatlicher  Beaufsichti- 
gung unterliegen  und  Hilfe  —  abgesehen  von  Notfällen  —  nur  nach 
Feststellung  der  Bedürftigkeit  des  Rittstellers  gewährt  werden  darf. 
Unter  den  der  Kinderfürsorge  dienenden  Maßnahmen  verdienen  Er- 
wiihnnng  die  Einriclitungen  zum  Schutze  der  Kinder  gegen  Mißhandlung 
und  Grausamkeit,  die  Ferienschulen,  die  Reforniatories-  und  ludustrial- 
Schools  zur  Besserung  verwahrloster  Kinder  und  endlich  die  ^George 
Junior  Re]tublik",  eine  Besserungsanstalt  auf  der  Basis  völliger  Selbst- 
verwaltung durch  die  Zöglinge.  Um  die  Weiterbildung  und  rationelle 
Ausgestaltung  der  öfi'entlichen  und  vor  allem  der  jirivaten  Artm^nptlege 
hat  sich  die  dem  Deutschen  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit 
vergleichbare  „National  Conference  of  Charities  and  Cor- 
reclion"  die  allergrößten  Verdienste  erworben. 


Iiiteratur. 
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7.  Frankreich. 
WUlirend  in  den  germanischeu  Ländern  die  mit  der  Reformation 
«lintri'leude  Einziehung  des  den  Zwecken  der  ArmenpHege  dienenden 
klrchlit'lieii  und  klösterlichen  Besitzes  eine  anderweite  Ordnung  der 
Armeuversorgung  bedingte  und  so  zur  Uebernahme  der  Armenpflege 
»t'itens  d(>r  iiilrgertii'hen  Gemeinde  führte,  blieb  in  Frankreich  das 
Kirchongul  und  damit  der  kirchliche  Charakter  der  Armenpflege  zu- 
nHi'h>l  unbi'rdhrt.  Ihre  Eigenart  wurile  auch  weder  durch  die  Unter- 
Ktvliuug  dor  den  Mitlelpunkt  der  Armenpflege  bildenden  Hospitäler 
ttm«>r  stiunlirlie  -\ufsicht,  noch  auch  durch  die  Stürme  der  Revolution 
IMciUmltig  atleriert,  indem  bereits  das  Direktorium  genötigt  war,  die 
W)H<unonti  \'t>r.tußtMung  der  Hospitalgüter  zu  sistieren  und  die 
il\».i>italvorw«lluiiKen  wieder  herzustellen,  wobei  für  das  verkaufte 
Kitv"»'"»;"'  tiurch  lUsbcrweisung  von  Domänen  Ersatz  geleistet  werden 
4m4IU\      l>aiiehou    wurde    zur    Ergänzung    der   von   den    Hospitälern 
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geübten  Fürsorge    eine  Art  von  offener  Armenpflege  eingerichtet,  die 
kaiis  tlen  Ertrügnissen   einer  Abgabe   auf  öttentlidie  Lustbarkeiten    be- 
jstritten    und    von    Ivomniunalen   Bureaux    de   bienf  aisa  iice    ver- 
waltet  und   ausgeübt    werden  sollti'.     Naftoleon  I.  iuit  dann  einerseits 
[diese    AnsStze    einer   staatlichen    Armenpflege    durch    Errichtung    — 
seitens    der    Departements    zu    unterhaltender     -    Bettlerdepots ,    so- 
wie   durch    Ueberweisuug    eine.s   jährliclien    Staatszuschusses    an    die 
Hosi>itäler  zu  Zwecken  der  Kinderfürsorge  gefördert;  andererseits  je- 
dücli  hat  gerade  er  durch  Zurückberufung   und  weitere  Begünstigung 
der  religiösen  Kongregationen    zur  Wiederaufrichtung  der  kirchlichen 
Vorherrschaft  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  wesentlich  beigetragen. 
Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ist  Frankreich  das  klassische  Land 
der  freiwilligen  Armenpflege  geblieben,  und  zwar  auch  dann  noch,  als 
durch  das  Gesetz  vom  10.  Mai  IKiH  eine  im  wesentlichen  aut  Lei.stungen 
der  Departements   gegründete  Regelung  der  Irrenpflege  durchgeführt 
und  mit  ttem  Gesetze   vom  5.  Mai  1869   die  Fürsorge    für   verlassene 
Kinder    und  Waisen    zu   einem  Zweige    der   de|iartementalen  Armen- 
pflege ausgestaltet    worden  war.     Denn    wenn    danacli   die  Armenver- 
sorgung  in    Frankreich    der   gesetzlichen    Regelung   auch    keineswegs 
entbehrte  und  nicht  ohne  Heranziehung  ölTentlicher  Körjierschaften  zu 
ihren  Lasten   sich  vollzog,   so  war  damit  doch  eine  staatliche  Pflicht, 
jedem  Hilfsbedürftigen  ilas  unbedingt  Notwendige   zu  gewiiliren,  noch 
keineswegs  anerkannt.    Dieser  wichtige  Schritt  zur  ötfentlichen  Armen- 
pflege  ist   dann   auf  dem   Gebiete    der   Krankenpflege    vollzogen 
durch  das  (iesetz  über  die  ürt'entliciie  Kraukenfilrsorge  (Loi  sur  l'assi- 
stance  medicale  gratuite)  vom  16.  Juli  1893,  welches  jedem  mittellosen 
Franzosen  die  erforderliclie  Krankenpflege  unentgeltlich  gewährleistet. 
Die  geschichtliche   Entwickelung   des   französischen  Armenwesens 
(von  der  oben  S.  173  f.  schon  kurz  die  Rede  war)  hat  in  der  örtlichen 
Armenpflege   zu   einem  eigentümlichen  Dualismus  geführt,  dergestalt, 
daß  innerhalb  einer  und  derselben  Gemeinde   oflene  und  geschlossene 
Pflege  nicht  einheitlich,  sondern  völlig  getrennt  und  von  verschiedenen 
Organen   verwaltet  werden.     Der   Schwerpunkt   liegt   nach  wie  vor  in 
den  zur  Ausübung  der  geschlossenen  Armenpflege  berufenen  Spitälern. 
Man  unterscheidet:   höpitaux   für  Zwecke  der  Krankenpflege,  hos- 
pices  zur  Versorgung  von  Greisen,  Siechen  und  armen  Kindern,  so- 
wie hospices-hüpita  ux,   welche  zur  Aufnahme   beider  Kategorien 
von  Hilfsbedürftigen  dienen.    Die  Wirksamkeit  der  Spitäler  beschränkt 
sich,  ihrem  lokalen  Charakter  entsprechend,   im  allgemeinen  auf  hilfs- 
bedürftige Ürtsangehörige,  jedoch  dürfen  Kranke  wegen  fehlender  Ge- 
nieindezugehörigkeit  nicht  abgewiesen  werden.     Die  Verwaltung   liegt 
einer  Gemeindekommission  ob,  welche  aus  dem  Maire  als  Vorsitzendom 
und  t>  Mitgliedern   besteht,   von   denen  2  durch   den  Gemeinderat   zu 
wählen,  4  vom  Präfekten    zu  ernennen  sind.     Frankreich  besaß  1894: 
1764  Siiitäler,  in  denen  5H21.^>"i  Kranke  und  114849  Sieche   Aufnahme 
gefunden  hatten ;  der  Aufwand  betrug  128,;')  Millionen  Frcs.  oder  3,34 
Frcs.  auf  den  Einwohner.     Die   Anstalten   sind   örtlich   sehr   ungleich 
verteilt;   insbesondere  auf  dem  Lande  herrscht   oft  fühlbarer  Mangel. 
Dem    Zwecke   der   Ergänzung  —   bez.  in   geeigneten  Fällen  der 
Ersetzung   —    der   Anstaltspflege    dienen   die    Bureaux    debien- 
faisance.      Sie   sind    ortsgemeindliche    Anstalten;   ihre    Einrichtung 
unterliegt   dem   Ermessen    der   Gemeinde,    bcdart    aber    der    (ieneh- 
ujigung  des   Präleklen,  die  nur  orteilt  werden   darf,   wenn   für   das 
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Bureau  eine  Dotation  von  mindestens  50  Frcs.  jährliclien  Oruml-  oder 
Renteneiukoniniens  sifhergestclit  ist.  Trotz  dieser  f;eringen  liuanziellen 
Anfordeniugen  haben  zahlreiclie  (üemeinden  die  erforderlicheu  Mittel 
nicht  aufzubringen  vermocht,  sodaii  zur  Zeit  noc!i  kaum  ilie  Hälfte 
der  Gemeinden  mit  solchen  Instituten  versehen  ist.  Als  Ersatz  finden 
sich  in  einzelnen  Departements  sog.  Bureaux  de  charitt^',  rein  private 
Anstalten  gleichartigen  Charakters.  Für  den  (Jeschäftsbetrieli  der 
Bureaux  de  Itienfaisance,  deren  \'erwa]tung  einer  besonderen  Geineinde- 
küinmission  untersteht,  sind  eitiheitliche  Vorscbriflen  erlassen,  ins- 
besondere sollen  tunlichst  Naturulgaben  verabfolgt  und  die  Beihilfen 
für  die  dauernd  tmd  die  zeitweilig  Unterstützten  getrennt  verbucht 
werden.  Der  Charakter  der  Fürsorge  ist  im  allgemeinen  der  einer 
geregelten  Almosenverteilung:  ..lassistance  (»nbliiiue  assiste,  eile 
n'eiitretient  pas".  Im  Jahre  IHIW  wurden  von  10227  Bureaus  an  1,7 
Mill.  Bedürftige  ;i2,5  Mill.  Frcs.  (darunter  21,G  Mill.  in  Naturalgaben), 
verteilt,  d.  h.  etwa  1  Frc.  auf  den  Bewohner  und  rund  21»  Frcs.  auf  den 
einzelnen  Armen.  Eine  recht  umfassende  Tätigkeit  unter  Heranzie- 
hung ehrenamtlicher  Organe  entfalten  die  Bureaux  de  bienfaisance  in 
Paris,  wo  für  je<les  der  2U  Arrondissements  ein  solches  Bureau  unter 
dem  Vorsitze  des  Maire  besteht  und  die  jährlichen  Aufwendungen  für 
diesen  Zweig  der  Armenpflege  etwa  7  Mill.  Frcs.  betragen.  Die 
Unzulänglichkeit  der  offenen  Armenpflege  hat  übrigens  zu  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen  Anlaß  gegeben,  auf  (jrund  deren  die  Spitäler 
eine  bestimmte  t^uote  (ein  Viertel  bis  ein  Drittel)  ihrer  Einkünfte  zur 
Pflege  von  Kranken  außerhalb  der  Anstalt  und  zur  Gewährung 
laufender  Unterstützungen  an  Greise  und  Sieche  verwenden  dürfen, 
wälirend  umgekehrt  ein  Hinübergreifen  der  Wohltätigkeitsbnreaus  in 
den  Bereich  der  Anstaltspflege  ausgeschlossen  ist. 

Die  in  der  firtlichen  Armenversorgung  bestehende  Unsicherheit 
und  Lückenhaftigkeit  mußte,  zumal  in  einem  einheitlich  verwalteten 
Staatswesen  wie  Frankreich,  notwendig  zu  einem  staatlichen  Eingreifen 
zu  Gunsten  gewisser  Klassen  von  Hilfsbedürftigen  und  damit  zu  einer 
Heranziehung  größerer  Verbände  zur  Armenlast  fdhren.  Bereits  durch 
Dekret  vom  19.  Januar  1811  wurde  die  Fürsorge  für  die  sog.  en- 
fants  assistes  {trouves,  abandonn6.s,  orphelins  pauvres)  dahin  ge- 
ordnet, daß  in  jedem  Arrondissement  ein  bestimmtes  Spital  diejenigen 
Kinder,  deren  die  Eltern  sich  zu  entledigen  wünschten,  anzunehmen 
hatte.  Die  ursiirüiiglich  vorgeschriebene  Drehlade  (tour)  wurde  später 
durch  ein  Annahmebureau  (Bureau  d'admission)  ersetzt.  Im  Spital 
verblieben  regelmäßig  nur  die  schwächlichen  und  verkrü|ipelten  Kinder, 
die  übrigen  kamen  in  ländliche  Koststellen  oder  zu  Handwerkern,  um 
mit  dem  12.  Jahre,  soweit  nicht  ihre  Einstellung  in  den  Mariuedienst 
erfolgte,  als  Lehrlinge  oder  im  (iesindedienst  Verwendung  zu  finden.  Zur 
Beaufsichtigung  der  Kinder  wie  der  Pflegestellen  ist  in  jedem  Departe- 
ment ein  besoldeter  Berufsbeamter,  der  luspecteur  des  enfants  assistes, 
angestellt.  Die  Kosten  der  Kinderfürsorge  waren  ursprünglich  zu 
Lasten  der  S]titäler,  an  die  der  Staat  einen  Beitrag  von  insgesamt 
4  Mill.  Frcs.  leistete;  jetzt  werden  sie  von  den  Departements  unter 
entsprechender  Beihilfe  von  Staat  und  Gemeinde  getragen.  Bedeut- 
same Ergänzungen  der  staatlichen  Kinderfürsorge  bilden  das  Gesetz 
vom  2a.  Dez.  1874  (sog.  lex  Roussell),  betr.  die  (unter  Mitwirkung 
freiwilliger  Kräfte  ausgeübte)  Beaufsichtigung  sämtlicher  in  Ko.stpflege 
untergebrachten  Kinder  unter  2  Jahren,  sowie  das  Gesetz  vom  24.  Juli 
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fl8H0   über  den  Schutz  fler  gcniiUhaiuleUen  und  sittlich  verwahrloston 
Kinder,  welches  in  geeigneten  Fällen  die  Entziehung  der  Elternrechte 
und   deren   Uebertragung  auf  einen    Vonunud   oder  auf  die  Orgaue 
jder  Armenpttege  eruuiglicht.     Weiterhin  hat  die  Unzulänglichkeit  der 
f Irre upf lege  in  den  allgemeinen  S])itälern  wie  auch  in  vielen  Privat- 
lanstalten  zum  Erlaß  der  Gesetze  vom   10.  Mai  und  ii(i.  Juni  1838  ge- 
führt, wonach  von  den  Departements  Irrenanstalten  zu  errichten  und 
in  denselben  alle  im  Wege  polizeilichen  Zwanges  flberwieseuen  mittel- 
flosen  Geisteskranken  auf  Kosten  des  betr.  Departements,  das  die  Ge- 
Imeinde    des   Unterstützungswohnsitzcs  anteilig  heranziehen    kann,    zu 
verpflegen   sind.     Eine  Inanspruchnahme  der  Spitäler  findet  nur  noch 
zur  vorläufigen   Aufnahme  (ieisteskranker,  sowie  zur  Verwahrung  sog. 
Irrensiecher   statt.     Die  Zahl  der  Irrenanstalten  in  Frankreich  betrug 
im  Jahre  1H84:  (i'2  mit  ;Sl)7i;i  Pfleglingen;   der  rund  17'/.>  Mill.  Frcs. 
I  betragende  Kostenaufwand  wurde  etwa  zu  '%  von  den  Dei)artements,  zu 
'Vs  von  den  Gemeinden  getragen.     Zehn  gröl5ere  Anstalten  für  Hlinde, 
Taubstumme.  Rekonvaleszenten  u.  s.  w.  unterhält  der  Staat  als  solcher, 
der    überdies    —    ebenso    wie    die   Departements   —   für  Zwecke  der 
Armenpliege  vielfach  Zuschüsse  an  Gemeinden,  Wohltätigkeitsinstitute 
und  Privatvereine  gewährt.     Endlieh  ist  auf  dem  Gebiete  der  Arm  en - 
kra  n  ken  pfl  ege,  die   ehedem  wegen  Fehlens  von  Hospitälern  viel- 
[fach  —  zumal  auf  dem  Lande  —  gänzlich  unterblieb,  durch  das  bereits 
[erwähnte  Gesetz    vom    l.'i.  Juli  18!t3  eine  Rechtspfiichf  der  Gemeinde 
zur   Armenkranken[itlege  statuiert   und  jedem    mittellosen    Franzosen 
[ein  Anspruch  auf  unentgeltliche  Krankenpflege  im  Hause,   oder  wenn 
(er   hier    nicht   zweckmäßig   behandelt  werden  kann,  auf  Aufnahme  in 
eine  geeignete  Anstalt  eingeräumt  worden.     Wöchnerinnen  sind  dabei 
den  Kranken  gleichgestellt.    Ausländer  werden,  sofern  Gegenseitigkeit 
I  verbürgt  ist,  wie  Inländer  behandelt.     Zur  Durchführung  des  Gesetzes 
isjnd  in  den  einzelnen  Gemeinden  „H  u  rea  ux  d'assistance"  einzu- 
richten, deren  Verwaltung  aus  den  vereinigten  Verwaltungen  der  Hospi- 
täler und  Wohltätigkeitsbureaus  zu  bilden  ist.     Da  sich  die  Für.sorge- 
I  Pflicht   der    Gemeinde    —     abgesehen    von    dringlichen   Fällen  —  auf 
Unter-stützungswohnsitzberechtigte    beschränkt,    so    soll   jedes  Bureau 
d'assistance  eine  Liste  derjenigen  Personen   führen,  welche  in  der  Ge- 
meinde den  Unterstützungswohnsifz  besitzen  und  daher  zur  Kranken- 
pflege   zuzulassen   sind.     Zur   Sicherung  der   Anstaltspflege   hat  jede 
Gemeinde  zu  einem  oder  mehreren  Hosjiitälern  in  Beziehung  zu  treten; 
der    zu    zahlende    \'erpflegungssatz   wird   vom    Präfekten    festgesetzt, 
darf   sich   jedoch    auf   nicht   woniger   als   die  Hälfte  des  fünfjährigen 
Durchschnittssatzes  der  Selbstkosten  belaufen.    Die  mit  Wahrnehmung 
der  oftencn  Armenkrankonptlege  betrauten  Aerzte  sind  teils  gegen  feste 
Vergütung  (lW--l2fK)  Frcs.)  angestellt,  teils  ist  das  System  der  freien 
Arztwahl    (in  Frankreich  nach  dem  De])artemcnt,  wo  es  zuerst  einge- 
führt wurde,  „systf-me  vosgien  ou  landais"  genannt)  zur  Durchführung 
gelangt,    das    sich    steigender    Beliebtheit  erfreut  und  ISÜb  bereits  in 
42  von  07  De{mrtements  eingeführt  war;    das  Honorar  für  einen  Be- 
such schwankt  zwischen  '/j  und  IVj  Frcs.     Auch  für  die  Hebammen 
gilt   im    allgemeinen   das  System  der  freien  Wahl ;    der  für  eine  Ent- 
bindung zu  zahlende  Satz  beträgt  3—lä  Frcs.     Die  Abgabe  von  Heil- 
mitteln  erfolgt   aus   sog.  Disi)ensaires ,  die  vielfach  von  Aerzfen  oder 
von   Ordensgenossenschaften    gehalten    werden.     Zur   Bestreitung   der 
Kosten    der  Armenkrankenptlege,   an   deren    Wohltaten   übrigens  fast 
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'/4  der  Gesaiiitbevölkerung  Frankreichs  noch  keinen  Teil  bat,  sind  die 
Gemeinden  in  erster  Linie  auf  ihre  gewölmlichcn  Einnahmen  ange- 
wiesen. Reichen  die  letzteren  nicht  aus,  so  kann  die  Gemeinde  auf 
Zuscldäge  zu  den  direkten  Staatssteueru  oder  auf  Oktroiaufiageu  zu- 
rückgreifen; alsdann  hat  sie  Ans])ruch  auf  einen  hestiniinten  Zuschuß 
von  Seiten  des  Departements,  dem  wiederum  aus  Staatsmitteln  ent- 
siirecheiider  Ersatz  geleistet  wird. 

Die  Oberaufsicht  über  das  gesamte  Armenweseu  ist  einheitlich 
geordnet;  sie  liegt  dem  Minister  des  Innern  ob,  dem  ein  „Conseil 
sujx'rieur  de  Fassistance  ]mbli(iue''  und  als  fachmännisches  Hilfs- 
persunal  eine  Anzahl  von  Generalinsiiektoren  zur  Seite  stehen.  Da- 
gegen fehlen  einheitliche  gesetzliche  Vorschriften  über  den  Erwerb 
und  Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes.  In  Bezug  auf  die  durch 
das  (iesetz  vom  IT).  Juli  IHiß  auferlegten  VerpHichtungen  wird  derselbe 
erworben  durch  einjährigen  Aufenthalt  nach  vollendetem  21.  Lebens- 
jahre, während  er  durch  einjährige  Abwesenheit  oder  durch  Erweri) 
des  Unterstützungswobnsitzes  in  einer  anderen  (iemciuile  verloren 
geht.  Kinder  teilen  den  UnterstOtzungswohnsitz  der  Eltern,  die  Ehe- 
frau den  ihres  Mannes;  Kinder,  deren  Eltern  unljekaunt  sind  oder 
keinen  Unterstützungswobnsitz  in  einer  Gemeinde  besitjien,  haben  bis 
zum  vollendeten  21.  Jahre  den  Unterstützungswohnsitz  an  ihrem  Ge- 
burtsorte. Für  Personen,  die  sich  während  eines  Jahres  in  verschie- 
deneu Gemeinden  desselben  Departements  aufgehalten  haben,  liegt  die 
FürsorgepHicht  dem  letzteren,  für  Personen,  die  eines  Unterstützungs- 
wohnsitzes  ganz  entbehren,  dem  Staate  ob.  Die  Kosten  für  die  ersten 
10  Tage  hat  die  vorläufig  unterstützuugsiitlichtige  Gemeinde  endgültig 
zu  tragen.  Erstattungsansjirüche  sind  gegenüber  dem  übergeordneten 
Departement  zu  erbeben,  das  seinerseits  die  Regreßans[)rüche  ver- 
folgt. Hinsichtlich  aller  übrigen  Zweige  der  Fürsorge  gilt  noch  heute 
das  (Jesetz  vom  24  vend6miaire  II,  wonach  der  Unterstützungswohn- 
sitz durch  den  Wohnsitz  der  Mutter  z.  Zt.  der  Getnirt  bestimmt  oder 
durch  einjährigen  Aufenthalt  nach  vollendetem  21.  Lebensjahre  er- 
worben wird. 

Wenn  es  in  Frankreich  trotz  strenger  Strafbestimmungen  und  un- 
geachtet der  Strafflieit  der  Verwaltung  nicht  gelungen  ist,  des  Bettel- 
un  Wesens  einigermaßen  Herr  zu  werden,  so  ist  dies  wesentlich  dem 
Fehlen  einer  umfassenden  ZwangsaruienpHege  zuzuschreiben.  Der 
Code  ]j6nal  bedrohte  Betteln  und  Laudstreichen  mit  Gefängnis  unter 
Zulassung  gewisser  Verschärfungen,  die  sich  bei  Rückfälligen  bis  zur 
Dejiortation  steigerten.  Ferner  hatte  Napoleon  I.  für  jedes  Departe- 
ment die  Errichtung  eines  Bettlerdepots  angeordnet,  wohin  sich  alle 
mittellosen  Personen  begeben  und  dem  alle  beim  Betteln  betroffenen 
Individuen  zugeführt  werden  sollten.  Diese  letztere  Maßnahme  ist  je- 
doch nur  unvollkoiniueu  zur  Durchführung  gelangt;  im  Jahre  1894 
waren  uur  iifi.  teilweise  zu  anderen  Zwecken  nutbenutzte  Depots  vor- 
handen. Daneben  werden  in  Frankreich  an  Personen,  welche  mittels 
Zwangspasses  nach  ihrer  Heimat  dirigiert  werden,  neuerdings  auch 
für  solche,  die  freiwillig  dorthin  zurückkehren,  nach  bestininiteui  Tarif 
Reiseunterstützungen  zu  Lasten  der  Dejiartcments  gewährt. 

Die  Unzulänglichkeit  der  öffentlichen  Armenpflege  in  Frankreich 
und  der  Mangel  scharfer  Umgrenzung  ihres  Arbeitsfehles  haben  natur- 
gemäß nicht  nur  zu  einer  starken  Entwickelung  der  Privat  Wohl- 
tätigkeit,  sondern   auch   vielfach   zu  einem    ergänzenden   Hinüber- 
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greifen  der  letzteren  in  die  eigentliche  Sphäre  der  ersteren  geführt. 
So  linden  in  der  —  in  weitem  Umfange  auf  dem  festen  Boden  lier 
Kirche  stehenden  —  Privatwohltätigkeit  alle  Arten  der  Fürsorge  viel- 
fache Vertretung.  In  allererster  Linie  steht  in  Frankreich  die  Kinder- 
fürsorge (Krippen,  Milchversorguug,  Sommerptiege),  was  mit  der  ge- 
ringen Geburlsziffer  und  dem  dadurcti  bedingten  erhöhten  volkswirt- 
schaftlichen Interesse  an  einer  möglichsten  Einschränkung  lier  Kinder- 
sterblichkeit zusammenhängt.  Besonders  hervorzuheben  sind  ferner  die 
im  Jahre  1801  begründete  Societö  idnlanthropique,  welche  sich  vorzug.s- 
weise  die  Errichtung  vou  Volksküchen,  von  Nachtasylen  und  billigen 
Wohnungen  angelegen  sein  läßt,  sowie  der  in  jüngster  Zeit  entstandene 
Verein  „L  oeuvre  des  dispensaires  antitubercuieux",  welcher  poliklinische 
Einrichtungen  für  Lungenkranke  unterhält,  denen  dort  unentgeltlich 
arztlicher  Rat  -und  Arznei,  sowie  nötigenfalls  auch  .sonstige  Unter- 
stützung gewährt  wird.  Endlich  sucht  man  neuerdings  das  in  den 
Worten  „Arbeit  statt  Almosen"  verkörperte  Prinzip  durch  Errichtung 
von  Arbeitsstätten  in  die  Praxis  zu  übertragen  (Assistauce  par  ie 
travail).  Zur  Beförderung  eines  planmäßigen  Zusammenwirkens  der 
vei'schiedenen  Wühltätigkeitsbestrebungen  wurde  IH'.Hj  in  Paris  das 
„Office  Central"  begründet,  von  dem  18'J8  ein  eine  Darstellung  sämt- 
licher Wohltätigkeitseinriclitungen  Frankreichs  enthaltendes  Werk  „La 
France  cliaritabje  et  pr^voyante"  herausgegeben  ist. 
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8.  Italien. 
Als  die  Träger  der  Fürsorge  für  die  Armen  und  Notleidenden 
erscheinen  in  Italien  von  altersher  die  meist  unter  geistlicher  Leitung 
stehenden  milden  Stiftungen  (opere  pie),  deren  Anzahl  und  Dotierung 
eine  sehr  reichlicheist  (|sl»i>:  über  22  OOO  mit  rund  2  Milliarden  Lire 
Vermögen).     Der   mit  dem  Institut   der  milden  Stiftung  —  als   einer 
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auf  (leiti  Willen  eines  Verstorbenen  benihendeu  Einrichtung  —  ver- 
knüpfte Nacliteil  der  Abolition  des  Stiftunjiiszweckes,  sowie  jjewisse  mit 
(k'ui  Ueberwuchern  der  geistlichen  Gewalt  verbundene  Mißstände 
gaben  der  erstarkenden  Staatsgewalt  alsbald  zu  gesetzgeberischem  Ein- 
greifen Veranlassung.  Das  Gesetz  über  die  milden  Stiftungen  von 
1S(;:>  suchte  den  vorhandenen  Ucbelständen  abzuhelfen,  indem  es  die 
Möglichkeit  einer  Umänderung  unzeitgemillä  gewordener  Stiftungen 
schuf,  die  Verwaltung  derselben  reorganisierte  und  unter  Staatsauf- 
sicht stellte,  sowie  enjüich  in  dem  für  jede  Gemeinde  einzusetzenden 
Wohltätigkeitsausschuß  (congregazione  di  caritä)  ein  kommunales  Or- 
gan für  eine  einheitlichere  Ausübung  der  Armenpflege  neben  die  Stif- 
tungen stellte.  Leider  gelangten  die  gesetziicheu  Bestimmungen  nur 
unvollkommen  zur  Durchführung;  auf  dem  Gebiete  des  Stiftungswesens 
bestanden  ilie  alten  Uebelstände  fort  und  die  WohUätigkeitsausscliüsse 
blieben  in  Ermangelung  von  Mitteln  und  eines  gesetzlichen  Wirkungs- 
kreises meist  ein  toter  Buchstabe.  In  den  1870er  Jahren  setzten  da-' 
her  neue  energisciie  Reformbestrebungen  ein.  die  unter  dem  Mini- 
sterium Crispi  in  den  auf  Grund  sorgfältigster  Erhebungen  erlassenen 
Gesetzen  ül)er  d  i  e  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e  Gesundheitspflege  vom  22.  De- 
zember 18SK,  über  die  öffentliche  Sicherheit  vom  ;-Jü.  Juni  1880 
und  über  die  öffentlichen  Wohl  tat  i  gkeit  sei  nri  ch  tun  gen  vom 
17.  Juli  189Ü  ihren  Abschluß  fanden.  Von  diesen  Gesetzen  regelt  das 
erste  die  Armenkrankeniitlege,  indem  es  ilie  Gemeinden  zur  Sicher- 
stellung  armenärztlichen  Beistandes  verpflichtet;  zu  diesem  Zwecke 
haben  dieselben  —  in  Ermangelung  hinlänglicher  eigener  Leistungs- 
fähigkeit gemeinsam  mit  anderen  Gemein^ien  —  die  erfordeilichen 
Aerzte,  Wundärzte  und  Hebammen  zur  Hilfeleistung  au  Arme  zu  be- 
stellen. Das  Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheil  verbietet  den 
Bettel  in  denjenigen  (iemeindeu,  welche  Bettlerdepots  besitzen,  deren 
im  Jahre  ISMG  (i79  mit  36  752  Insassen  vorhanden  waren.  Wo  ein 
solches  Depot  nicht  besteht  oder  das  vorhandene  keinen  Raum  mehr 
bietet,  tritt  Be.strafung  nur  ein,  wenn  der  Bettler  nicht  mit  einem 
seine  Arbeitsunfähigkeit  bescheinigenden  Atteste  der  Polizeibehörde 
versehen  ist.  Zugleich  trilft  das  Gesetz  ]>ositive  Fürsorge  zu  Gunsten 
solcher  Individuen,  die  —  z.  B.  wegen  ErwerbsunRibigkeit  —  auf  den 
Bettel  angewiesen  sind.  Dieselben  sollen,  wenn  nicht  anderweitig  für 
sie  gesorgt  werden  kann,  dem  Bettlerdepot  oder  einer  ähnlichen  An- 
stalt überwiesen  werden,  und  zwar,  soweit  nicht  hierzu  verwendbare 
Stiftung«-  und  ähnliche  Eoiids  vorhanden  sind,  auf  Kosten  der  Ge- 
burtsgemeinde, für  welche  bei  Leistungsunföhigkeit  der  Staat  eintritt. 
Das  erst  nach  mehrjährigen  harten  Kämpfen  zu  stände  gekommene 
Gesetz  über  die  ötl'entlichen  Wohltätigkcitseinrichtungeu  endlich  ent- 
hält die  Weiterführuug  der  mit  dem  Gesetze  von  18(>2  eingeleiteten 
Reform  der  stiftungsmäßigen  Armenpflege.  Dasselbe  unterwirft  zu- 
nächst alle  diejenigen  milden  Stiftungen  einer  zeitgemäßen  L^mwand- 
lung,  welche  ihre  Zweckbestimmung  nicht  mehr  erfüllen  köimen  oder 
deren  Zweck  nicht  mehr  eineui  öffentlichen  Interesse  entspricht,  oder 
die  deshalb  übertliissig  geworden  sind,  weil  für  die  betreffenden  Zwecke 
anderweitig  in  ausreichender  Weise  gesorgt  ist.  Die  Umwandlung  soll 
derart  geschehen,  daß  sie  sich  möglichst  wenig  von  den  Absichten 
des  Stifters  entfernt  und  einem  zur  Zeit  vorhandenen  und  weiter 
dauernden  Interesse  derjenigen  Provinz ,  Gemeinde  u.  s.  w.  dient, 
denen  zu  dienen  die  Stiftung  ursprünglich  bestimmt  war.     Ueber  die 
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Verwaltung  der  öffentlichen  Wohltätigkeitseinrichtungen  (wozu  alle  der 
wirtschaftlichen  oder  sittlichen  Hebung  dienenden  Einrichtungen  ge- 
hören) und  über  deren  staatliche  Beaufsichtigung  treffen  das  Gesetz 
DBd  die  dazu  ergangenen  Ausführungsvorschriften  eingehende  Be- 
stimmungen. Die  Verwalter  sind  insbesondere  zur  Inventarisation  und 
jihrhchen  Rechnungslegung  verpflichtet,  haben  auch  bei  größeren  Ver- 
waltungen Kaution  zu  leisten ;  das  Vermögen,  sowie  alle  entbehrlichen 
Gelder  sind  sicher  zu  belegen;  eine  große  Reihe  wichtiger  Verwal- 
tungsakte  bedarf  der  Genehmigung  des  als  Aufsichtsinstanz  fungie- 
renden Provinzialverwaltungsausschusses.  Eine  völlige  Reorganisation 
erfahren  weiterbin  die  Wohltätigkeitsausschüsse.  In  jeder  Gemeinde 
ibbB  jetzt  eine  Congregazione  di  caritä  vorhanden  sein,  der  die  ohne 
Bähere  Zweckbestimmung  „den  Armen"  vermachten,  sowie  alle  vom 
Bedachten  abgelehnten  Spenden  zufallen.  In  der  Congregazione  sollen 
tunlichst  alle  Wohltätigkeitseinrichtungen  aufgehen ;  notwendig  ist  die 
Verschmelzung  in  Bezug  auf  die  zum  Besten  der  gesamten  Einwohner- 
schaft bestimmten  und  die  über  eine  jährliche  Rente  von  weniger  als 
5000  Lire  verfügenden  Institute.  Die  Congregazione  hat  die  örtliche 
Armenpflege  wie  überhaupt  das  Interesse  der  Armen  wahrzunehmen, 
die  Tutel  über  die  Waisen  und  verlassenen  Kinder,  über  Blinde  und 
Taubstumme  auszuüben,  sowie  in  allen  dringenden  Fällen  für  die  erste 
Hilfe  zu  sorgen.  Sie  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  und  4—12  Mit- 
gliedern. Zur  Verhütung  von  Mißbräuchen  stellt  das  Gesetz  zahl- 
reiche Ausschließungsgründe  auf,  deren  wichtigster  und  am  meisten 
angefochtener  die  Nichtzulassung  der  Geistlichen  betrifft.  Zum  Schutze 
der  Interessen  der  Armen  ist  endlich  das  altrömische  Institut  der 
Popularklage  wiederhergestellt,  indem  jeder  Bürger  —  allerdings  nur 
gegen  Hinterlegung  einer  Kaution  —  im  Interesse  einer  Wohltätig- 
keitseinrichtung  oder  der  Armen,  für  welche  diese  bestimmt  ist,  gegen 
die  Verwaltung,  oder  gemeinsam  mit  dieser  gegen  Dritte  Klage  er- 
heben kann. 

Fflr  die  Zulassung  zur  Armenversorgung  sind  im  allgemeinen 
die  statutarischen  Vorschriften  der  einzelnen  wohltätigen  Anstalten 
maßgebend.  Wo  die  Gewährung  von  Hilfe  an  die  Bedingung  der 
Gemeindezugehörigkeit  oder  des  Wohnsitzes  geknüpft  ist,  gilt  die  Be- 
dingung durch  Geburt,  Domizil  oder  fünQährigen  ununterbrochenen 
Aufenthalt  als  erfüllt.  Der  so  begründete  Unterstützungswohnsitz 
ist  auch  maßgebend,  soweit  es  sich  um  die  Erstattungspflicht  der 
Provinzen,  Gemeinden  oder  lokalen  Institute  handelt.  In  dringenden 
NotfSlIen  haben  die  Wohltätigkeitseinrichtungen  ohne  Rücksicht  auf 
^meindezugehörigkeit,  Konfession  u.  s.  w.  die  erforderliche  Hilfe  zu 
gewähren;  bei  Verweigerung  derselben  sollen  die  Ortsbehörden  für 
Hilfeleistung  Sorge  tragen. 

Besondere  Fürsorge  wurde  in  Italien  von  jeher  den  Findelkindern 
zugewendet  Hat  auch  die  Drehlade  (ruota)  mehr  und  mehr  dem 
Annahmebnreau  Platz  gemacht,  so  gilt  für  letzteres  auch  heute  noch 
der  Grundsatz,  daß  die  Annahme  eines  Kindes  nicht  wegen  verweigerter 
Angaben  über  dessen  Herkunft  abgelehnt  werden  darf.  Im  Jahre  1898 
Gestanden  113  Findelhäuser,  die  100418  Kinder  —  zum  größten  Teil 
in  Familienpflege  —  versorgten ;  die  Sterblichkeitsziffer  dieser  Kinder 
stellt  sich  im  Durchschnitt  auf  35  Proz.  Eine  gewisse  Bedeutung  ist 
auch  den  „Brüderschaften"  beizumessen,  deren  es  über  10000  mit 
etwa  180  Millionen  Lire  Vermögen  gibt,   dessen  Erträgnisse  etwa  zu 
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einem  Viertel  für  Woliltätittkeitszwecke,  im  übrigen  meist  für  Kultus- 
zwecke Verwendung  tinden.  Ueber  die  Grenzen  Italiens  hinaus  be- 
kannt ist  das  „Kleine  Haus  der  göttlichen  Vorsehung  in  Turin",  das, 
aus  unljedeutendeii  Anfängen  herausgewachsen,  jetzt  an  'MMf  Annen, 
Kranken  und  (iebrechlichen   Unterkunft  und  I'Hegc  bietet. 

Wenn  in  dem  fruchtbaren  und  von  einer  verhältnisiriäßig  bedürfnis- 
losen Bevölkerung  bewohnten  Italien,  ungeachtet  einer  vortrefflichen 
Gesetzgebung  und  reicher  —  durch  Aufwendungen  von  Staat,  Provinzen 
und  Gemeinden  um  mindestens  weitere  Wt  Millionen  Lire  jährlich  ver- 
mehrter —  Sliftungseinkünfte  die  Armut  auch  heute  nuch  in  besonders 
krasser  Weise  in  ilie  Erscheinung  tritt,  so  ist  der  Grund  hierfür  nicht 
lediglich  im  Volkscharakter,  sondern  zu  einem  wesentlichen  Teile  auch 
darin  zu  suchen,  dalS  die  Verwaltung  es  nicht  verstanden  hat.  die  vei- 
schiedenen  Anstalten  in  genügende  Verbindung  zu  bringen  und  eine 
gleichmäßige  systematische  Armenpflege  allgemein  sicherzustellen.  Die 
der  Durchführung  des  großen  Crisiiischen  Reformwerkes  entgegen- 
stehenden Hindernisse  liegen  —  abgesehen  von  der  mangelnden  Sta- 
bilität der  allgemeinen  politischen  Verhältnisse  Italiens  —  in  dem 
Widerstände  des  mächtigen  und  durch  den  Ausschluß  aus  den  Wohl- 
tätigkeitsausschilssen  noch  besonders  erbitterten  Clerus  und  in  den  tief 
eingewurzelten  Mißständen  in  der  Verwaltung  der  Stiftungen,  deren 
Erträgnisse  fast  zur  Hälfte  durch  Verwaltungskosten  und  Aufwen- 
dungen für  Kultuszwecke  absorbiert  und  somit  den  Bedürftigen  ent- 
zogen werden. 
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9.  Belgien. 

Die  in  Belgien  ursprünglich  maßgebende  deutschrechtliche  Auf 
fassung  der  Fürsorgepflicht  der  Geburtsgemeinde  ist  niemals  zur  ord- 
nungsmäßigen Durchführung  gelangt  unrl  mußte  nach  der  Vereinigung 
des  Landes  mit  Frankreich  vollends  dem  französischeu  System  der 
fakultativen  Armenjitlege  weichen.  Wenn  auch  mit  <ler  Aufrichtung 
eines  selbständigen  Königreiches  der  Niederlande  die  auf  Wiederan- 
näherung an  den  früheren  Zustand  gerichtete  Bewegung  in  der  Gesetz- 
gebung ihren  Ausdruck  fand,  iudem  das  (ieset.z  vom  28.  Nov.  181S 
eine  subsidiäre  Fürsurgejitlicht  der  Gemeinde  im  Prinzip  anerkannte, 
so  hat  doch  die  belgische  Armeuptiege  nicht  nur  <Ien  Boden  der  Frei- 
willigkeit bis  heute  noch  nicht  verlas.sen,  sondern  es  ist  auch  in  Bezug 
auf  die  äußere  Organisation  der  Armenpflege  das  französische  Vor- 
bild maßgebend  geblieben.  Träger  der  Armenpflege  sind,  wie  in 
Frankreich,   die   Spitäler,   die   ebenfalls   in   hospices   und   höpitaux 
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unterschieden  werden,  und  die  \V  o  liltät  igkei  tsb  u  reau  s.  Die 
bereits  niehrfadi  erwähnte  Tendenz  zur  ötfentlicheu  Armenpflege  ist 
aber  auch  in  Belgien  insofern  walirnehmbar,  als  einerseits  die  Ge- 
meinde bei  Unzulanfjlidikeit  der  Miüel  der  f^enannten  Institute  er- 
gänzend einzutreten  liat  iiuil  andererseits  die  größeren  Verbände  (Pro- 
vinzen, Staat)  in  ziemlich  erheblichem  Umfange  zur  Armenlast  heran- 
gezogen sind. 

Die  Grundlafje  des  heutif^en  belgischen  Armenwesens  bilden  die 
drei  Gesetze  vom  27.  Nov.  I8i)l:  sur  Tassistance  iiubli(iue, 
sur  Tassistance  medicale  und  pour  la  r^pression  du  va- 
gabondage  et  de  la  niendicit»?.  Das  erstgenannte  Gesetz,  welches 
die  Zuständigkeit  der  Gemeinden  zur  Leistung  der  Unterstützung, 
sowie  die  Ans])rilche  derselben  auf  Erstattung  des  Aufwandes  regelt, 
stellt  den  (irHn<isatz  auf,  dalS  dem  Bedürftigen  die  Hilfe  von  der- 
jenigen (reineitule  zu  gewähren  ist,  in  dei'en  Bezirk  er  sich  bei  Eintritt 
der  Hilfsbedürftigkeit  befindet.  Die  Abschiebung  Hilfsbedürftiger  wird 
mit  strengen  Strafen  bedroht.  Wer  ein  Individuum  durch  Ver- 
sprechungen, Drohungen,  Mißbrauch  der  (iewalt  zum  Verlassen  eines 
Bezirkes  bewegt,  unterliegt  einer  Geldstrafe  bis  zu  lOCK)  Frcs. ;  machen 
Verwalter  öffentlicher  Einrichtungen  sich  einer  solchen  Handlung 
schuldig,  so  kann  auf  Gefängnisstrafe  bis  zu  3  Monaten  erkannt  werden. 
Die  Gemeinde  hat  indessen  überall  nur  subsidiarisdi  mit  Zuschüssen 
einzutreten;  in  erster  Linie  sind  die  Kosten  der  Armenpfiege  von  den 
zu  ihrer  Ausübung  berufenen  hospices  und  bureau.\  de  bienfaisance 
zu  tragen.  In  jeder  Gemeinde  soll  ein  buroau  de  bienfaisance  be- 
stehen, dessen  Verwaltung  einer  Kommission  von  ö  Mitgliedern  über- 
tragen ist.  In  Brüssel  sitni  die  für  die  geschlossene  un<i  für  die  offene 
Armenpflege  bestehenden  Kommissionen  zu  einer  Behörde,  dem  „Con- 
seil  des  hospices  et  secours",  vereinigt.  Art  und  Maß  der  Unter- 
stützung sind  nicht  näher  umgrenzt,  so  daß  der  Umfang  der  Armen- 
versorgung lediglich  von  dem  Ermessen  der  unterstützenden  Gemeinde 
abhängt.  Die  Verteilung  der  Armenlast  erfolgt  nach  dem  Prinzi]i  des 
Unterstützungswohnsitzes,  der  durch  Geburt  oder  durch  dreijährigen 
ununterbrochenen  Aufenthalt  nach  vollendetem  2L  Leiiensjabre  er- 
worben wird  und  nur  durch  Erwerb  eines  neuen  Unterstützungswohn- 
sitzes verloren  «eht.  Erstattungsfäbig  sind  in  der  Kegel  nur  die  Kosten, 
welche  durch  die  Aufnahme  Erkrankter  in  ein  Hospital  und  durch  die 
Unterstützung  von  Kindern  unter  lö  .lahren  oder  von  alten  Leuten 
über  7t)  .Jahren  erwachsen.  Die  Kosten  für  Personen ,  welche  in 
Belgien  einen  Unterstützungswohnsitz  nicht  besitzen,  trägt  der  Staat. 
Die  Höhe  des  für  Spitalpflege  zu  erstattenden  Kostensatzes  wird  all- 
jährlich durch  königliches  Dekret  festgesetzt;  ist  derselbe  in  der 
unterstützenden  und  in  <ler  erstattungspflichtigen  (iemeinde  verschieden. 
so  ist  der  in  der  letzteren  geltenile  Salz  malSgebend,  wenn  er  der 
niedrigere  ist.  Die  Heimafgemeinde  kann  die  Ileimschaffung  des  Ililfs- 
beilürftigen  veranlassen,  sofern  diese  Maßnahme  ohne  Gefahr  für  dessen 
Gesundheit  ausführbar  ist.  Eine  eigentümliche  Einrichtung  des  bel- 
gischen Armenrcchts  ist  der  Fonds  com  m  un,  zu  welchem  der  Staat 
und  die  Provinzen  je  ein  Viertel,  die  Gemeinden  die  Hälfte  beitragen; 
zu  letzterem  Beitrage  balien  jedoch  wiederum  die  Spitäler  und  Wohl- 
tätigkeitsbureaus nach  Maßgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  beizusteuei'n. 
Zu  Lasten  des  Fonds  common  sind  die  Kosten  der  Fürsorge  für  Geistes- 
kranke, sowie  für  bildungsfähige  Taubstumme  und  Blinde. 
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Das  Gesetz  liber  die  ii  n  eu  t  geitliche  K  raiik  en  («flfge  ver- 
piliditet  die  Gemeintieti  zur  Orf^anisalioti  eines  anneiiärztliclien  Dienstes, 
wobei  es  denselben  ülterlassen  hloilit,  üb  sie  die  erforderliche  Für- 
sorge in  eificiien  Anstellten  bez.  in  Sjatälern  leisten,  oder  eine  oflene 
Arinenkrankenpfiege  einrichten  wulleii. 

Das  ( lesety  über  die  U  n  t  e  r  d  r  ü  c  k  u  n  g  der  Landstreicherei 
und  des  Bettels  enthält  teils  Strafvorschriften,  teils  Maßnahmen 
präventiver  Natur.  Insbesondere  wird  der  Regierung  die  \'erpf1ich- 
tung  auferlegt,  drei  Arten  von  Anstalten  (etablissenicuts  de  correction) 
einzurichten,  nämlich  1)  Depüts  de  mendicite,  '2)  maisons  de  refuge, 
3)  <5co!es  de  bienfaisanco.  Die  depöts  de  niendicite  sind  zur  Inter- 
nierung von  Müßiggängern,  Trunkenliolden,  Zuhältern  und  arbeitsfähigen 
Bettlern  bestimmt;  derartige  Individuen  sind  vor  den  Richter  zu  stellen 
und  durch  diesen  geeignetenfiiUs  der  Regierung  zur  Einsp(!rrung,  die 
sich  auf  einen  Zeitraum  von  2—7  Jahren  erstrecken  kann,  zu  über- 
weisen. Die  maisons  de  refuge  sind  ein  Mittelding  zwischen  Arbeits- 
und Arnieuhänsern  und  dienen  (ebenfalls  nach  richterlicher  Ueber- 
weisuugl  zur  Aufnahme  solcher  Personen,  welche  durch  Aller,  Krank- 
heit oder  Arbeitsunfähigkeit  zum  Betteln  vei-anlalU  worden  sind.  Die 
(5coles  de  bienfaisance  endlich  sind  Zwangserziehungsanstalten  zur 
Aufnahme  jugendlicher  Personen  unter  I'S  Jahren,  die  wegen  Betteins. 
Landstreichens  oder  sonstiger  Vergehen  der  \'erwaltungsbehürde  über- 
wiesen sind.  Die  Kosten  der  Anstalten  unter  1)  und  2)  werden  von 
Staat,  Provinz  und  Gemeinde  zu  je  einem  Drittel,  diejenigen  iler 
Zwangserziehung  von  Staat  und  Gemeinde  (an  deren  Stelle  mangels 
eines  Unterstützungswohnsitzes  die  Provinz  tritt)  je  zur  Hälfte  getragen. 

Die  Privatwoldtätigkeit  ist  in  Belgien  stark  entwickelt,  insbesondere 
sind  zahlreiche  und  begüterte  alte  Stiftungen  vorhanden.  In  neuester 
Zeit  wird  der  Fürsorge  für  Lungenkranke  besondere  Beachtung  zuteil 
(Dispensaires  antiUiberculeux). 

Der  im  allgemeinen  wenig  befriedigende  Zustand  der  belgischen 
Armenpflege  bot  im  Jahre  181)5  zur  Einsetzung  einer  Kommission 
Veranlassung,  die  im  Jahre  19(X)  einen  eingehenden  Bericht  erstattet 
hat.  der  die  Regelung  des  gesamten  Armenwesens  in  vortrefflicher 
Weise  behandelt  und  in  155  Artikeln  die  tirundzüge  einer  Neuord- 
nung aufstellt. 
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10.  Niederlande. 
Wenn  die  Armenpflege  in  den  Niederlanden  bis  auf  den  heutigen' 
Tag  in  noch  höbercui  Maße  als  in  Frankreich  und  Belgien  von  dem 
Prinzip  der  Freiwilligkeit  beherrscht  wird,  so  beruht  dies  in  erster 
Linie  auf  der  Entwickelung  der  kirchliclion  Armenpflege,  die  hier,  von 
dem  Laienelement  (Diakonen)  getragen,  eine  besonders  umfassende 
Tätigkeit  zum  Wohle  der  Armen  zu  entfalten  in  der  Lage  war.  Zwar 
verpflichtete  das  als  Ausfluß   der  Revolutionsbewegung   von  1780   er- 


I 


■36 


Armenwesen. 


905 


gangene  Armengesetz  von  18(1)  jede  Gemeinde  zur  Errichtung  einer 
öflFentlichen  Armenaiistalt,  weicher  die  Armenfürsorge  hauptsächlich 
obliegen  sollte;  das  Gesetz  gelangte  aber  nicht  Kur  Durchführung  und 
bereits  das  (auch  oben  S.  302  erwähnte)  Gesetz  vom  28.  Novbr.  1818 
erklärte  die  Fürsorgepflicht  der  bürgerliehen  Gemeinde  wiederum  aus- 
drücklicli  für  eine  lediglich  subsidiarische.  Diesen  Rechtszustand  hat 
auch  das  —  durch  eine  Novelle  vom  I.Juni  187Ü  ergänzte  —  Armen- 
gesetz vom  28.  Juni  1854  aufrecht  erhalten,  welches,  den  bestehenden 
Verhältnissen  entsprechend,  vier  Gruppen  von  Trägern  der  Arnien- 
fflrsorge,  nämlich  die  öffentlichen  (Staats-,  Provinzial-,  Gemeinde-) 
Anstalten,  die  kirchlichen  Einriciitungen,  die  privaten 
Wohltätigkeitsanstalten  und  die  geni  ischten  (von  der  Obrig- 
keit in  Verbindung  mit  einer  Kirchengemeinde  oder  mit  einem  pri- 
vaten Vereine  verwalteten)  Anstalten  unterscheidet  und  den  Grund- 
satz aufstellt,  daß  die  öffentliche  Armenpflege  nur  zu  helfen  berechtigt 
ist,  wenn  feststeht,  daß  der  Anne  die  erforderliche  Hilfe  weder  von 
der  kirchlichen  Armenpflege  noch  von  der  privaten  Wohltätigkeit  er- 
langen kann. 

Die  Schaffung  besonderer,  zur  Ausübung  der  bürgerlichen  Armen- 
pflege berufener  Behörden  steht  im  Ermessen  der  einzelnen  Gemeinden; 
wo  eine  Armenverwaltung  fehlt,  liegt  die  Unterstützung  der  bürger- 
lichen Armen  der  Geineindevertrelung  ob.  Die  Maximalsätze  der  den 
einzelnen  Kategorien  von  Hilfsbedürftigen  zu  gewährenden  Unterstüt- 
zungen werden  vom  Gemeinderat  im  Monat  Dezember  für  das  fol- 
gende Jahr  bestimmt,  Naturalgaben  sollen  im  allgemeinen  vor  Geld- 
uüterstützungen  bevorzugt  werden.  Behufs  Sichcrstellung  der  ärzt- 
lichen Versorgung  der  Armen  haben  die  meisten  Gemeinden  die  nötigen 
Maßnahmen  getroffen.  Der  Unterstützungswohnsitz  wurde  nach  dem 
Gesetz  von  1854  durch  Geburt  oder  durch  sechsjährigen  Aufenthalt 
erworben ;  die  Novelle  von  1870  hat  die  Fürsorgepflicht  der  Aufent- 
kaltsgemeinde,  d.  h.  derjenigen  zugewiesen,  wo  der  Hilfsbedürftige  in 
die  Bevölkerungsregister  eingetragen  ist. 

Die  kirchliche  Armenpflege  nimmt,  auch  in  Bezug  auf  den 
Umfang  ihrer  Leistungen,  in  Holland  die  erste  Stelle  ein.  Innerhalb  der 
evangelischen  (reformierten)  Gemeinden  liegt  ihre  Ausübung  in  den 
Händen  besonders  erwählter  Diakonen,  während  die  katholische  Kirche 
—  abgesehen  von  dem  in  5ü  Quartiere  eingeteilten  Amsterdam  — 
nach  Parochien  arbeitet.  Die  kirchliche  wie  die  private  Wohltätigkeit 
sind  übrigens  gesetzlich  verpflichtet,  über  ihre  Einrichtung  und  Ver- 
waltung der  Regierung  regelmäßig  zu  berichten,  was  indessen  keines- 
wegs in  ausreichender  Weise  geschieht. 

Unter  den  Einrichtungen  der  Privatwohltätigkeit  ist  be- 
sonders die  der  Kolonisation  gewidmete  Maatschajtpij  van  Weldadigheid 
hervorzuheben,  deren  im  großen  unternommene  Versuche  der  Ansie- 
delung arbeitsfähiger  Armer  auf  dem  Lande  jedoch  scheiterten,  so  daß 
die  Geseilschaft  im  Jahre  1H48  einen  Teil  ihrer  Kolonien  an  die 
Regierung  abtreten  mußte.  Heute  betreibt  die  Gesellschaft  nur  noch 
drei  Kolonien  von  zusammen  etwa  2000  Seelen,  mit  denen  verschie- 
dene Schulen  und  ein  Hospiz  für  alte  Leute  verbunden  sind.  Andere 
Unternehmungen  dieser  Art  sind  die  ländliche  Kolonie  der  Heilsarmee, 
der  „Oranjebond  van  Orde"  und  eine  in  der  Provinz  Friesland  ent- 
standene besondere  Vereinigung  „Door  arbeid  tot  verbeetering",  welche 
sich  die  Verschaft'ung  von  Arbeit  und  gleichzeitig  die  Melioration  des 
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Bodens  zum  Ziel  gesetzt  hat.  Eine  hervorragende  Bedeutuug  kommt 
ferner  dem  Amsterdamer  Wohltätigkeitsverein  „Liefdadigheid  naar 
vermögen"  (Wohltätigkeit  nach  dem  Vermögen)  zu,  der  in  erster 
Linie  durch  Arbeitsverschaffung  und  Gewährung  zinsloser  Darlehen 
vorbeugend  zu  helfen  sucht  und  mit  Hilfe  männlicher  und  weiblicher 
Pflegekräfte  eine  überaus  ersprießliche  Tätigkeit  entfaltet. 

Eine  Zusammenstellung  sämtlicher  Emrichtungen  der  bürgerlichen, 
kirchlichen  und  privaten  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  bietet  der 
„Gids  der  Nederlandsche  Weldadigheid",  welcher  insgesamt  7476  Ein- 
richtungen verzeichnet.  Das  Verhältnis  der  gegen  15  Mill.  Gulden 
(3  Gulden  auf  den  Einwohner)  betragenden  Aufwendungen  der  verschie- 
denen Träger  der  Armeujiflege  stellt  sich  etwa  so,  daß  die  Ausgaben 
der  kirchlichen  Armenpflege  (44  Proz.  des  Gesamtaufwandes)  diejenigen 
der  bürgerlichen  (42  Proz.)  übersteigen,  während  die  Privatwohltätig- 
keit etwa  ein  Drittel  der  Aufwendungen  dieser  (14  Proz.)  umfaßt.  In 
der  Hauptstadt  Amsterdam  überschreiten  die  Leistungen  der  kirchlichen 
Armenpflege  sogar  öt>  Proz.  des  Gesamtaufwandes. 

In  gleicher  Weise  wie  in  den  meisten  Kulturstaaten  ist  in  jüngster 
Zeit  auch  in  Holland  der  Kinderfürsorge  erhöhte  Beachtung  zu 
Teil  geworden.  Das  Gesetz  über  die  Ausübung  der  elterlichen  Ge- 
walt vom  12.  Februar  llWl  gestattet  insbesondere  die  Entziehung 
derselben  wegen  grober  Verletzung  der  UnterhaltspHicht,  liederlichen 
Lebenswandels,  Verurteilung  der  Eltern  wegen  Vergehens  gegen  das 
Kind  oder  zu  mehr  als  zweijäliriger  Freiheitsstrafe. 

Was  schließlich  das  Gebiet  der  Armenpolizei  betrifft,  so  ist 
die  Errichtung  von  Bettlerdepots  in  den  Niederlanden  trotz  der  fran- 
zösischen Herrscliaft  niemals  zur  Durchführung  gelangt.  Das  Straf- 
gesetzbuch von  1881  bedroht  Bettelei  und  Vagabundage  mit  Strafe, 
auch  ist  der  Richter  befugt,  Bettler  und  Landstreicher  bis  zur  Dauer 
von  drei  Jahren  einer  Reichsarbeitsanstalt,  deren  es  mehrere  gibt,  zu 
überweisen. 
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V.  Wohnungswesen. 

Von 
Dr.  Rndolf  Eberatadt. 

Einleitung. 

In  den  Erörterungen  über  das  Wohnungswesen  wird  häufig  die  An- 
sicht geäußert,  daß  jede  Zeit  ihre  Wohnungsfrage  gehabt  habe;  daß  somit 
das,  was  wir  die  Wohnungsfrage  nennen,  uiclits  der  Gegenwart  oder  dem 
gegenwärtigen  Geschlecht  Eigentümliches  sei.  In  dieser  Form  ist  der 
Satz  nicht  richtig.  Die  Entwicklung  der  Stadtwirtschaft  wie  der  Land- 
wirtschaft bewegt  sich  nicht  in  einer  geraden  Linie,  sondern  es  wechseln 
Perioden  des  Aufstieges  mit  denen  des  Abstieges,  Zeiten  des  Auf- 
schwunges mit  denen  des  Niederganges.  Demgemäß  ist  auch  die  Be- 
völkerungsbewegung keine  gleichmäßige.  Die  Geschichte  iceigt  uns  in 
den  einzelnen  Ländern,  im  städtischen  Wesen  wie  in  der  Landwirtschaft, 
Zeiten  des  Fortschrittes  und  des  Gedeihens,  wie  des  Stillstandes  und 
Rückschrittes.  Insbesondere  in  den  Städten  haben  sowohl  das  Alter- 
tum wie  das  Mittelalter  und  die  Neuzeit  eine  hohe  Blüte  und  ein  ge- 
waltiges Anwachsen  der  Bevölkerung  wie  auch  den  entgegengesetzten 
Zustand  gekannt.  Die  günstige  wie  die  u  n  gün  stige  Periode  kann 
Schwierigkeiten  im  Wohnungswesen  im  Gefolge  haben;  es  sind  keines- 
wegs bloß  Zeiten  günstiger  Konjunktur,  die  eine  Wohnungsfrage  mit 
sich  bringen. 

Ob  nun  in  einer  bestimmten  Zeit  die  Schwierigkeiten  im  Wohnungs- 
wesen sich  bis  zum  Vorhandensein  einer  Wohnungsfrage  steigern, 
das  hängt  von  verschiedenen  Faktoren  ab,  von  der  Tüchtigkeit,  der 
Einsicht  und  den  Kenntnissen  der  Verwaltung,  von  dem  Stand  der 
Bodenpolitik  und  ihrer  Einrichtungen ,  von  der  Rechtsordnung  der 
Grundbesitz  Verhältnisse,  vor  allem  aber  von  der  Aktionsfähigkeit 
der  öffentlichen  Organe.  Auf  keinem  Gebiete  unserer  Wirtschaft  be- 
stehen Interessen  von  solcher  Mächtigkeit,  wie  auf  dem  des  Grund 
und  Bodens.  Wo  die  Bodenentwickelung  uns  in  der  Geschichte  oder 
in  der  Gegenwart  allgemein  unbefriedigende  Zustände  zeigt,  liegt  die 
Ursache  jeweils  in  der  Gewalt  der  mit  dem  Grundbesitz  verbundenen 
Interessen,  denen  gegenüber  die  öffentliche  Gewalt  ihre  Aktionsfähig- 
keit verloren  hat.  Wo  man  dagegen  der  gemeinschädlichen  Ansprüche 
im  Grundbesitz  Herr  wurde,  gestalten  sich  die  Bodenverhältnisse  in 
befriedigender  oder  sozial  zureichender  Weise.  Auch  heute  ist  es  nur 
der  ungeheure  Umfang  der  mit  den  gegenwärtigen  Zuständen  oder 
Mißständen  verbundenen  Interessen,  der  sich  der  Besserung  des  Woh- 
nungswesens entgegenstellt.  Wir  müssen  hier  nicht  schlechthin  an 
Unwilligkeit  oder  Nachlässigkeit  der  verantwortlichen  Stellen  glauben ; 
es  ist  der  absolute  Umfang  der  mächtig  großgezogenen  Interessen,  der 
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jeden  Eingriff  erschwert  und  uns  vor  allem  in  Deutschland  nicht  völ 
der  Stelle  kommen  läßt. 

Ferner  wird  öfter  die  Meinung  vorgebracht ,  die  Bevölkerungs- 
zunahme und  das  Anwachsen  der  Städte  trage  die  Schuld  an  den  un- 
befriedigenden Wohnverhältnissen.  Niemals  ist  für  die  Behauptung 
in  dieser  allgemeinen  Form  irgend  ein  Beweis  versucht  worden  und 
es  läßt  sich  leicht  zeigen,  daß  ihr  ein  vollständiger  Irrtum  zu  Grunde 
liegt.  Allerdings  wird  das  plötzliche  Zuströmen  von  Bevölkerungs- 
massen periodisch  zu  Wohnungsnot  und  zu  Mißständen  im  Wohnungs- 
wesen führen ;  aber  die  Fehler  in  dem  allgemeinen  System  und  in  den 
dauernden  Grundlagen  der  Wohnungsproduktion  kann  man  uninöglich 
dem  Bevölkerungswachstum  zur  Last  legen. 

Die  Meinung,  daß  das  Anwachsen  der  Städte  schlechthin  die  Ur- 
sache der  ungünstigen  Wohnungszustände  sei,  beruht  auf  jenem  Fehl- 
schluß, den  man  als  <lie  Verwechselung  von  conditio  und  causa,  von 
Bedingung  und  Ursache,  bezeichnet.  Die  notwendige  Bedingung, 
unter  der  sich  eine  bestimmte  Entwickelung  vollzieht  und  vollziehen 
muß,  wird  hierbei  einfach  als  deren  Ursache  bezeichnet.  Auch  in 
unserem  Falle  bildet  das  Anwachsen  der  Städte  allerdings  die  Be- 
dingung für  bestimmte  Vorgänge  im  Wohnungswesen ;  ohne  das  An- 
wachsen der  Bevölkerung  könnte  auch  von  deren  Unterbringung  keine 
Rede  sein.  Die  Ursache  des  unbefriedigenden  Zustandes  der  Woh- 
nungsproduktion als  solcher  aber  liegt  in  keiner  Weise  in  der  Be- 
völkerungszunahme; vielmehr  sind  es  die  Einrichtungen  des  Rechts, 
der  Verwaltung,  der  Volkswirtschaft  und  der  Technik,  aus  denen  die 
normale  Entwickelung  des  Wohnungswesens  hervorgeht.  An  dieser 
Stelle  haben  wir  nur  hervorzuheben,  daß  die  Bevölkerungszu- 
nahme und  die  mit  ihr  verbundenen  wirtschaftlichen  Mo- 
mente gerade  eine  der  Voraussetzungen  bilden,  die  eine  befrie- 
digende Gestaltung  der  Wohnverhältnisse  ermöglichen. 

Es  ist  nun  Auf^be  der  Wissenschaft,  Klarheit  zu  schaffen  hin- 
sichtlich der  die  Entwickelung  des  Wohnungswesens  bestimmenden 
Ursachen  und  die  Mittel  und  Wege  zu  zeigen,  die  sich  uns  für  die 
Behandlung  der  Boden-  und  Wohnverhältnisse  bieten.  Mit  dem  Zu- 
stande des  Wohnungswesens  in  Deutschland  haben  sich  einzelne 
namhafte  Gelehrte  bereits  in  den  fünfziger  Jahren  des  abgelaufenen 
Jahrhunderts  beschäftigt;  doch  erst  seit  den  siebziger  Jahren,  seit  der 
Versammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  im  Jahre  1872,  hat  die 
deutsche  Wissenschaft  die  Wohnungsfrage  in  den  engeren  Kreis  ihrer 
Untersuchungen  und  Aufgaben  einbezogen.  Von  den  verschiedensten 
Seiten,  von  Nationalökonomen,  Statistikern,  Technikern,  Hygienikern 
wurde  die  Frage  in  einer  sich  rasch  vermehrenden  Literatur  behandelt. 
Im  Verlauf  dreier  Jahrzehnte  hat  sich  dann  die  Wissenschaft  des 
Wohnungswesens  und  des  Städtebaues  zu  einer  Fachwissenschaft 
ausgewachsen,  tieren  Eigentümlichkeit  gerade  in  der  Art  ihrer  Zu- 
sammensetzung besteht ;  denn  sie  bedarf  der  Kenntnisse  und  des 
Rüstzeuges  dreier  großen  Gebiete,  der  Verwaltungslehre,  der  Volks- 
wirtschaft und  der  Technik.  Es  hat  (langer  Jahre  bedurft,  ehe  die 
Anschauung,  daß  die  Wissenschaft  des  Wohnungswesens  auf  dem  Zu- 
sammenwirken verschiedener  Disziplinen  beruht,  sich  auch  nur  in 
engerem  Kreise  durchsetzte.  Heute  ist  indes  diese  Auffassung,  zum 
mindesten  in  Fachkreisen  und  als  wissenschaftliches  Postulat  fast  all- 
gemein anerkannt. 
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unsere  folgenden  Erörterungen  werden  demgemäß  versuclien,  die 
verschiedenartigen  Grundlagen  des  Wohnungswesens  in  ilirer  Ver- 
zweigung und  Wechselwirkung  zu  schildern.  Der  Standpunkt  unserer 
Darstellung  selbst  ist  hierbei  der  entwickelungsgeschichtliche.  Große 
und  schwierige  Aufgaben  des  Wohnungswesens  und  des  Städtebaus 
treten  regelmäßig  dann  hervor,  wenn  durch  das  Zusammenwirken  i>o- 
litischer,  rechtlicher  und  ökonomischer  Faktoren  eine  Neugestaltung 
herbeigeführt  wird,  die  in  einseitiger  Weise  die  städtische  Ent- 
wickelung  begünstigt  oder  vorwärts  treibt.  Eine  solche  Periode 
des  gesteigerten  und  schnellen  Wachstums  der  Städte  pflegt  ein  selb- 
ständiges und  ihr  eigentümliches  System  des  Städtebaus  auszubilden, 
das  in  seinen  rechtlichen,  technischen  und  wirtschaftlichen  Grundlagen 
einen  scharf  ausgesprochenen  Charakter  trägt.  Es  ist  nun  nicht 
•möglich,  ein  irgendwie  zutreffendes  Urteil  über  das  Wohnungswesen 
zu  gewinnen,  wenn  wir  nicht  seine  geschichtliche  Entwickelung  genau 
kennen.  Für  die  Behandlung  der  Wohnungsfrage  in  Deutschland  ins- 
besondere war  es  ein  schwerer  Schaden,  daß  es  an  zureichenden 
Arbeiten  über  die  Entwickelung  unserer  bürgerlichen  stiidtischen 
Bauweise  bisher  so  gut  wie  vollständig  gefehlt  hat;  denn  die  Praxis 
ist  hier  durchaus  abhängig  von  dem  Stande  der  Wissenschaft.  Nur 
der  Mangel  an  Untersuchungen  der  geschichtlichen  Zusanunenhänge 
erklärt  es.  daß  willkürliche  Konstruktionen  und  unrichtige  Anschau- 
ungen in  der  Hehandlung  des  städtischen  Bodens  und  der  städtischen 
Bauweise  bei  uns  widerstandslos  zur  Herrschaft  gelangt  sind  uml  daß 
noch  heute  selbst  über  die  nicht  allzuweit  zurückliegenden  X'orgänge 
vielfach  Unklarheit  besteht. 

Der  folgenden  Darstellung  ist  mit  Bezug  auf  die  Behandlung  der 
Btädtischen  Wohnverhältnisse  hier  noch  eine  allgemeine  Bemerkung 
vorauszuschicken.  In  der  Untersuchung  des  Wohnungswesens  werden 
die  Wohnungen  der  vornehmen  Klassen  einerseits  und  die  Klein- 
wohnungen andererseits  nicht  oder  nicht  genügend  gelrennt.  Man 
unterscheidet  wohl  in  der  Statistik  verschiedene  Preisstufen ,  ver- 
schiedene Wohnungsgrößen  und  Wohnungsklassen.  Aber  diese 
Scheidung  genügt  keineswegs.  Wir  müssen  uns  vielmehr  für  unsere 
Untersuchung  darüber  klar  werden,  daß  es  sich  um  vollständig  ver- 
schiedene Gebiete  handelt.  Zu  allen  Zeiten,  in  der  Vergangenheit  wie 
in  der  Gegenwart,  zeigt  das  Wohnungswesen  der  vornehmen  ivlassen  und 
die  Kleinwohnung  gänzlich  verschiedene  Zustände;  beideWohnfornien  be- 
ruhen aufgetrennten  Grundlagen.  Oft  bestehen  zwischen  den  lieiden  Ge- 
bieten vollständige  Gegensätze,  so  daß  in  den  Zeiten,  in  denen  die 
Wohnungen  der  oberen  Klassen  am  besten  sind,  die  Kleinwohnungen 
besonders  unbefriedigend  sind.  Während  wir  die  Zustände  selbst  in 
unserer  Einzelschildcrung  betrachten  werden,  ist  liier  nur  allgemein 
darauf  hinzuweisen,  daß  zwischen  der  großen  und  vornehmen  Woh- 
nung und  der  Kleinwohnung  Unterschiede  grundsätzlicher  Art, 
und  nicht  bloß  gradueller  Art  bestehen,  so  daß  die  Behandlung  beider 
Wohnformen  stets  mindestens  eine  Trennung,  öfter  sogar  einen  Gegen- 
satz zu  beobachten  hat. 
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Erster  Abschnitt. 
Die  EntwlckeluQg  der  städtischen  Bauweise. 

Erstes  Kapitel. 
Altertum. 

Die  Nachrichten  von  dem  Städtebau  des  Altertums  sind  fast  so 
alt,  wie  unsere  Kenntnis  der  menschlichen  Kultur  überhaupt.  Be- 
sonders plastisch  treten  in  den  alten  Berichten  die  Schilderungen 
der  Stadt  Babylon  hervor.  In  den  Angaben  der  alten  Schriftsteller, 
deren  Zeit  z.  T-  weit  auseinanderliegt,  hören  wir  in  übereinstimmender 
Weise  von  dem  gewaltigen  Umfang  der  Stadt,  von  den  großen  öffent- 
lichen und  fürstlichen  Bauwerken,  vereinzelt  auch  von  den  Wohn- 
häusern. Der  Raum,  den  die  Babjionische  Mauer  umschloß,  be- 
herbergte nicht  eine  Stadt,  sondern  ein  ganzes  Volk ;  auf  die  gewaltige 
Weite  von  90  km  wurde  der  Umfang  der  Ringmauer  seither  in  der 
Literatur  angesetzt.  Die  neueren  Ausgrabungen  auf  der  babylonischen 
Trümmerstiltte  haben  indes  gezeigt,  daß  es  sich  bei  jenen  Berichten 
um  starke  Uebertreibungen  handelt;  nach  den  jüngsten  Forschungen 
sollen  wir  unsere  Vorstellungen  vom  alten  Babel  etwa  auf  den  Um- 
fang einer  neueren  Großstadt  von  der  Oröße  Münchens  oder  Dresdens 
zurückschrauben. 

Allerdings  wird  durch  diese  neueren  Forschungen  das  äußere  Bild 
der  Stadt  Babel,  wie  es  seither  in  der  Literatur  bestand,  stark  ver- 
ändert. Von  einem  Mauerring  von  90  km  kann  keine  Rede  mehr 
sein;  der  Umfang  der  Mauer  ist  auf  V«  dieser  Länge,  d.  i.  etwa  l^i  km, 
anzusetzen,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  daß  sich  außerhalb 
der  Mauer  noch  volkreiche  Vorstädte  an  die  Stadt  anschlössen.  Aber 
für  unsere  Frage,  für  das  Wohnungswesen,  entsteht  durch  diese  Be- 
richtigung doch  kaum  eine  wesentliche  Verschiebung.  Unsere  Vor- 
stellung einer  Großstadt  von  dem  Umfang  Münchens  oder  Dresdens  ist 
untrennbar  verbunden  mit  der  Annahme  rasch  fördernder  Ver- 
kehrsmittel. Denken  wir  uns  aus  einer  solchen  Großstadt  jedes, 
wie  immer  geartete  Schnellverkehrsniittel  hinweg,  .so  wächst  auch  die 
Ausdehnung  von  München  oder  Dresden  ins  Unübersehbare;  und  diesen 
Umstand  müssen  wir  auch  bei  Babylon  berücksichtigen,  dessen  Raum- 
verhältnisse doch  immer  ganz  gewaltige  gewesen  sind.  Eine  Stadt 
von  solcher  Größe  umschließt  Entfernungen,  die  eine  der  Schnellver- 
kehrsmittel  entbehrende  Bevölkerung  unmöglich  im  täglichen  Verkehr 
bewältigen  kann.  Die  Verteilung  der  Bevölkerung  kann  demnach  hier, 
wie  wir  annehmen  müssen,  keine  gleichmäßig  konzentrische  sein : 
sondern  die  Gesamtstadt  gliedert  sich  in  Teil  Städte,  die  zwar  von 
einer  gemeinsamen  Mauer  umschlossen  sind,  aber  doch  für  sich  einen 
gesonderten  Bestand  haben. 

Trotz  der  äußeren  Uebertreibungen  werden  deshalb  die  Schilde- 
rungen von  der  Stadt  Babel,  wie  sie  uns  in  der  Litei'alur  überliefert 
sind,  aus  inneren  Gründen  im  allgemeinen  zu  Recht  bestehen.  Die 
große  Mauer  von  Babel  umschloß  danach  nicht  ein  einheitliches  Stadt- 
wesen im  heutigen  Sinne,  sondern  eine  Vielheit  von  Teilgemeinden 
mit  einer  entsprechend  verteilten  Wohnbevölkerung*).    Innerhalb  der 

*)  Ea  sei  hier  Iwmerkt,  daß  auch  eine  gauze  Anzahl  unserer  deutechen  Städte 
im  Mittelalter  aus  Teil);emcindcti  innerhalb  der  Mauer  zusainruengewachBen  ist,  80 
z.  B.  Cöta,  Brauoächweig  u.  a.  m. 
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Mauer  blieben  ferner  noch  große  Flächßti  Landes  für  Viehweide  und 
Fehibestellung  im  Falle  der  Belagerung.  Von  den  Wohnhäusern  in 
Babel  ist  eine  Nachricht  bei  Herodot  überliefert,  wonach  bei  den 
Häusern  drei  bis  vier  Wohngescliosse  die  Regel  gebildet  haben.  Dar- 
aus lassen  sich  indes  keine  sicheren  Rückschlüsse  auf  die  Wohnweise 
und  die  Wohniiichtigkeit  machen;  denn  wir  wissen  nicht,  ob  es  sich 
um  Mietwohnungen  oder  —  was  bei  den  klimatischen  Verhältnissen 
wohl  anzunehmen  und  noch  heute  in  Persien  der  Fall  —  um  hoch- 
gebaute Eigeuwohnungeu  handelt,  lieber  Beschaffenheit  und  Aus- 
sehen der  Wohnhäuser  läßt  sich  nichts  Genaueres  sagen,  da  sich  von 
diesen  Bauten  keinerlei  Spuren  erhalten  haben.  Ebensowenig  ist 
über  den  Bau  und  die  Anlage  der  städtischen  Straßen  etwas  Näheres 
bekannt*).  Abtiußkanäle  sind  in  den  alten  mesopotamischen  Kultur- 
st£dten  mehrfach  gefunden  worden.  — 

Auch  dem  Städtebau  des  alten  Griechenlands  können  wir  für 
unsere  Erörterungen  nur  wenig  entnehmen.  Eigentliche  Großstädte 
hat  das  alte  Hellas  nicht  besessen ;  die  Vorbedingungen  für  die  Bil- 
dung von  Großstädten  waren  nicht  gegeben.  Die  Hellenen  bildeten 
nur  Stadtstaaten ;  es  fehlte  die  Konzentration  zu  einer  Reichseinheit 
und  zu  einer  großen  Verkehrseiuheit  Athen,  Sparte,  Korinth  sind 
nicht  als  Großstädte  im  eigentlichen  Sinne  zu  bezeichnen.  Zur  Beur- 
teilung der  Wohnungsfrage  im  alten  Griechenland  bietet  uns  indes 
einen  Anhalt  die  griechische  Bevölkerungspolitik,  aus  der  wir  einige 
indirekte  Schlüsse  hinsichtlich  des  Wohnungswesens  ziehen  können. 
Es  ist  bekannt,  daß  die  hellenischen  Städte  die  Kolonialgründung  sy- 
stematisch betrieben  haben.  Man  flberlies  das  Wachstum  der  Bevöl- 
kerung nicht  sich  selber,  wie  später  in  Rom;  sondern  wenn  die  städti- 
sche Bevölkerung  gegen  den  Nahrungsspielraum  drängte,  wurden 
Kolonien  ausgesandt,  die  sich  teils  in  größerer  Entfernung,  teils  auch, 
wie  bei  den  hellenischen  Städten  auf  italischem  Boden,  in  der  Nähe  der 
Mutterstadt  ansiedelten.  Das  Fehlen  von  Großstädten  und  der  Volks- 
abgang durch  Aussendung  von  Kolonien  lassen  wohl  darauf  schließen, 
daß  es  Schwierigkeiten  im  Wohnungswesen  in  größerem  Umfang  im 
alten  Hellas  kaum  gegeben  hat. 

Die  Anlage  der  griechischen  Städte  wird  in  der  älteren  Zeit  keine 
planmäßige  gewesen  sein ;  erst  seit  dem  5.  Jahrhundert  v.  Chr.  scheint 
man  einheitliche  planmäßige  Stadtanlagen  geschaffen  zu  haben.  Die 
Straßen  der  griechischen  Städte  waren  schmal;  die  Abmessungen  waren 
9 — 14  Meter  für  die  Hauptstraßen,  G  Meter  bis  herab  zu  3  Meter  für 
die  Nebenstraßen.  Die  Stockwerkzahl  war  aber  niedrig;  die  Gebäude- 
höhe soll  in  Athen  nur  ein  Stockwerk,  höchstens  zwei  Stockwerke  be- 
tragen haben.  Die  Baupolizei  lag  in  der  Hand  bestimmter  Behörden; 
in  Athen  waren  es  die  fünf  Astynomen,  die  auf  die  Einhaltung  der 
Baufluchten  zu  halten  hatten.  Für  die  Straßenreinigung  sorgten  die 
Agoranomen.  Die  Wasserversorgung  scheiut  in  den  alten  griechischen 
Städten  nicht  sehr  reichlich  gewesen  zu  sein.  Von  Abflußkanälen  und 
Kloakenanlagen  sind  uns  aus  einzelnen  Städten,  Athen,  Pergamon, 
Kycikos,  Akragas,  Berichte  erhalten, 

üeber  die  baupolizeilichen  und  hygienischen  Verhältnisse  in  grie- 
chischen Städten  erhalten  wir  neuerdings  bemerkenswerte  Aufschlüsse 

*)  Plan  mäßig  angelegte  Städte,  die  durch  Fürsten  gegründet  wurden,  hat  ea 
bei  den  Bablyloniern,  Aegyptcrn  (um  2O0O  v.  Chr.)  und  auch  bei  den  Etniskern 
gegeben. 
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durch  die  Astynomen-Inschrift,  die  im  Jahre  190Ö  in  Pergamon  ge- 
funden und  von  W.  Kolbe  erläutert  worden  ist.  Die  Inschrift,  be- 
zeichnet als  „Königliches  Gesetz",  enthält  Pulizeivorschriften  aus  dem 
zweiten  Jahrhundert  v.  Chr.;  sie  zerfällt  in  vier  Kolumnen,  von  denen 
zwei  die  Wegeiiolizei  und  je  eine  die  Gehäudepolizei  und  die  Wasser- 
versorgung behandeln.  In  dem  Abschnitt  über  die  Wegepolizei  wird 
das  unrechtmäßige  Uebergreifen  auf  die  Straßen  der  Stadt  verboten, 
und  die  entsprechende  Autsicht  wird  den  Astynonieu,  unter  denen  als 
Unterbeantte  die  Aniphodarchen  stehen,  aufgetragen.  Weiter  werden 
Bestimmungen  gegeben  über  die  Breite  der  Landstraßen,  wobei  unter- 
schieden wird  zwischen  den  großen  II)  Meter  breit  anzulegenden  Heer- 
straßen und  den  .schmäleren  „anderen  Landwegen".  Reinigung  und 
Instandhaltung  der  Wege  war  den  Grundbesitzern  aufgetragen,  und 
zwar  nicht  nur  vor  dem  eigenen  Grundstück,  sondern  auf  eine  Ent- 
fernung von  mehreren  Stadien.  Die  Straßenlast  mußte  demnach  in 
der  Regel  von  den  Grundbesitzern  gemeinsam  getragen  werden,  wie 
denn  auch  die  LTnratabfuhr  in  Verding  gegeben  war;  die  Kosten  waren 
anteilsweise  von  den  Grundeigentümern  aufzuliringen.  Die  Reinhal- 
tung der  städtischen  Straßen  wird  vorgeschrieben  und  jede  Verunrei- 
nigung unter  Strafe  gestellt.  Hier  ist  es  Sache  der  Aniphodarchen 
(Straßenmeister,  Strallenpolizisten),  Zuwiderhandelnde  zur  Anzeige  zu 
bringen.  Der  Abschnitt  über  die  Gebäudepolizei  behandelt  die  Ein- 
richtung der  sogenannten  ^gemeinsamen  Mauer"  (Zwischenmauer  für 
zwei  Nachbargrundstücke)  und  gibt  Vorschriften  über  die  Unterhal- 
tung und  über  die  Benutzung  der  Mauern,  ferner  über  die  Anlage 
von  Schutzmauern  (Peri.stasis)  zwischen  Grundstücken  von  verschie- 
dener Höhenlage.  Der  dritte  Abschnitt  über  die  Wasserversorgung 
ist  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Kenntnisse  der  hygienischen 
Zustünde.  Die  Beaufsichtigung  der  Laufbruunen  und  ihrer  Zuflüsse 
wird  streng  gehaudhabt ;  für  die  Vornahme  der  notwendigen  Aus- 
besserungen ist  gesorgt.  Das  Waschen  und  Viehtränkon  an  öffent- 
lichen Brunnen  wird  mit  strengen  Strafen  bedroht.  Der  Uebertretende 
wird,  wenn  er  ein  Freier  ist,  mit  dem  Verlust  der  Sachen  und  mit 
einer  Geldbuße,  der  Sklave  außerdem  mit  Prügeln  bestraft.  Gleich 
den  öflentlichen  Laufbrunnen,  sind  auch  die  Cisternen  und  anderen 
Brunnen  der  Aufsicht  der  Astynomen  unterstellt,  die  über  den  Bestand 
der  Wasserbehälter  eine  genaue  Liste  anzufertigen  hatten.  Die  Auf- 
sicht hatte  sich  insbesondere  daiauf  zu  erstrecken,  daß  die  Cisternen 
durch  gehörige  Bedeckung  geschützt  und  nicht  verschüttet  wurden. 
Die  hohe  Strafe  von  100  Drachmen  war  auf  jede  Versäumnis  in 
Brunnenangelegenheiten  gesetzt.  — 

Ganz  and'ere  Verhältnisse  als  im  alten  Griechenland  finden  wir 
nun  im  römischen  Weltreich.  Das  Imiieriuni  Romanum  —  ein  Länder- 
gebiet von  gewaltigster  Ausdehnung,  versehen  mit  Verkehrseinrichtungen 
und  Verkehrsanlagen  von  großer  Leitungsfähigkeit  und  mit  einem 
Straßennetz,  das  wir  noch  heute  bewundern  —  zeigt  eine  weit  vorge- 
schrittene städtische  Ent Wickelung.  Neben  der  Weltstadt  Rom  hatten 
sich  zahlreiche  Großst.'idte  und  bedeutende  Mittelstädte  gebildet.  Das 
städtische  Wachstum  und  die  Bevölkerungsbewegung  nahmen  den 
größten  Umfang  an.  Hier  zeigen  sich  denn  auch  Zustände,  die  sich  in 
jeder  Weise  mit  den  Verhältnissen  der  Gegenwart  vergleichen  lassen. 

Die  Ausdehnung  der  Stadt  Rom  selber  vergrößerte  sich  mit  der 
Ausbreitung  der  römischen  Herrschaft;  für  den  Gipfelpunkt  unter  der 
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[aiserzeit   wird    die   Bevölkerung    der   Stadt    auf  1    bis   2  Millionen 

[enscheii    angegeben.      Die     Wolinverhältnisse    zeigen    die    größten 

Widersprüche.     Auf  der  einen  Seite  die  Paläste  und  vornehmen  Bauten 

er  oberen  Klassen ;  auf  der  anderen  Seite  die  traurigsten  Wohnungs- 

istände  der  mittleren  und  unteren  Bevölkerungsschichten.     Die  Masse 

|er  Bevölkerung    wohnte   dicht    zusammengedrängt    in    großen    viel- 

töckigen  Miefshäusern  oder  Mietskasernen,  insnlae  genannt.     Die  Zahl 

(er  Insnlae   wird    für   die    siiätere  Kaiserzeit    auf   46  602  angegeben, 

Bgenüber  ITltÜ  Patrizierhäuseni   (düuius).     Die   Wohnungs-   wie  die 

Jrundbesitzverhältnisse   waren    für   die    unteren   Klassen    gleich    uii- 

■gfinstig. 

Der  Stockwerksbau  und  die  Stockwerksliäufung  waren  für  die 
Mietwohnungs-Ginndstücke  allgemein  angewandt,  und  zwar  bediente 
man  sich  zum  Aufeinandersetzen  der  Stockwerke  des  Facliwerks- 
baus.  Die  Mietshäuser  wnclisen  gewaltig  in  die  Höhe.  Wir  hören 
von  Wohnungen  von  solcher  Höhenlage,  daß  eine  Rettung  bei  Feuers- 
gefahr unmöglich  i.st;  oder  deren  Fenster  so  hoch  liegen,  daß  man 
beim  Heraussehen  Schwindel  bekommt;  auch  eine  Tre|ipenhühe  von 
200  Stufen  wird  erwähnt.  Baupolizeiliche  und  liygienischo  Vorschriften 
mit  Bezug  auf  die  Ausstattung  der  Wohnungen  selber  gab  es  kaum. 
Die  Zusanimendrängung  der  Bevölkerung  war  eine  sehr  große;  auch 
Kellerwohnungen  schlechtester  Art  waren  in  erheblicher  Zahl  vor- 
handen. Allerdings  ist  mit  Bezug  auf  die  hygienische  Seite  dieser 
Zustände  zu  bemerken,  daß  im  südlichen  Klima  sich  ein  großer  Teil 
des  täglichen  Lebens  auf  der  Straße  abspielt,  so  daß  die  Bevölkerung 
sich  mit  geringeren  Wohnungen  begnügen  kann  als  im  Norden ;  auch 
ist  infolge  des  Sonnenstandes  die  Besonnung  in  den  schmalen  Straßen 
des  Südens  eine  bessere  als  im  Norden.  Aber  dies  trifft  nur  die  eine 
Seite  der  Frage,  d.  h.  die  hygienischen  Mängel,  die  hierdurch  etwas 
gemildert  erscheinen.  Unberührt  l)leiben  die  Schäden  auf  den  Haupt- 
gebieten der  sozialen,  ökonomischen  und  politischen  (iestaltung  der 
Wohnverhältnisse. 

In  den  Mietskasernen  Roms  standen  sich  drei  Parteien  gegenüber, 
der  Eigentümer,  dominus;  der  Verwalter,  procurator  insulae  und  die 
Mieter,  inquilini.  Häuserspeknlation  und  Bodenspekulation  standen  in 
hoher  Blüte  und  beherrschten  das  Wohnungswesen  der  mittleren  und 
unteren  Klassen  durchaus.  Häutig  überließ  der  Eigentümer  seine  iu- 
sula  gegen  einen  festen  Zins  an  einen  Mittelsmann  (Pächter),  der 
dann  aus  der  VVeitervermietung  der  Wohnungen  ein  tJeschäft  machte. 
Der  Aufschlag  dieses  Zwischenwirts  wird  in  einem  Digestenbeispiel 
auf  ein  Drittel  des  Eigentümerzitises  veranschlagt.  Einer  der  erfolg- 
reichsten Häuser-  und  Baustelleiispekulanten  war  Crassus,  dessen  Ge- 
schäftstätigkeit  uns  genauer  geschildert  wird.  Crassus  kaufte  geschäfts- 
mäßig Grundstücke  zusammen,  auch  Baustellen,  die  durch  Feuersbrunst 
oder  Häusereinsturz  wüste  geworden  waren.  Ebenso  betrieb  er  den 
Ankauf  von  Mietshäusern  in  größtem  Maßstabe.  Mit  Recht  weist  Pöhl- 
mann  in  semen  Schilderungen  dieser  Zustände  daraufhin,  daß  das 
in  Rom  zusammenströmende  Kapital  zum  großen  Teil  nicht  erarbeitet, 
sondern  auf  mehr  oder  minder  unproduktivem  Wege  gewonnen  war 
und  daß  es  sich  mit  \'orliebo  den  wirtschaftlich  gar  nicht  oder  wenig 
produktiven  Unternehmungen  (spekulativen  Geschäften)  zuwandte. 
Nach  der  sozialen  Seite  waren  die  Wohnverhältnisse  für  die  Ge- 
imtbevölkerung  überaus  traurige.    Die  Masse  des  Volkes  war  vom 
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Grundbesitz  ausgeschlossen  und  in  ihrem  Wohnbedürfoisse  in  voll* 
ständige  Abhängigkeit  gebracht.  Eine  kleine  Minderheit  hatte  die  Ver- 
fügung über  den  Grundbesitz  und  nutzte  ihr  Vorrecht  in  jeder  Wdse 
aus.  Mit  der  Teuerung  der  Wohnungen  gingen  die  ünstftti^eit  des 
Wohnens  und  der  Wohnungswechsel  Hand  in  Hand.  Der  Druck  der 
schlechten  Wohnungsverhältnisse  kam  in  den  politischen  Kftmpfen  seit 
dem  Triumvirat  mehrfach  zum  Ausdruck,  und  wiederholt  wurde  die 
Forderung  eines  Mietzinserlasses  vorgebracht.  Praktisch  wurde  dieses 
der  damaligen  Politik  gut  entsprechende  Mittel  unter  Caesar  und  0^ 
tavian  angewandt;  von  ihnen  wurde  zu  Gunsten  der  zur  Miete  woh- 
nenden Volksmassen  je  ein  einjähriger  Erlaß  der  kleineren  Mieten  an- 
geordnet. — 

Wir  finden  im  kaiserlichen  Bom  in  politischer,  Ökonomischer  and 
■sozialer  Beziehung  die  schlechtesten  Wohnungszustände;  doch  dem 
stehen  nun  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Städtebaus  wieder  drei  be- 
merkenswerte Glanzleistungen  gegenüber,  die  Wasserleitung,  die 
Straßenpflasterung  und  die  Kanalisation.  In  der  Straßenpflasterong 
haben  die  Bömer  außerordentliches  geleistet.  In  der  Wasserversorpng 
sind  ihre  Leistungen  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  unerreicht  Du 
alte  Kanalnetz  in  Rom  endlich,  die  cloaca  maxima,  war  ein  gewaltiges 
Werk  der  Bautechnik.  Es  fragt  sich  nun,  wie  diese  Fürsorge  auf  drd 
wichtigen  Gebieten  des  Städtebaus  zu  vereinbaren  ist  mit  der  krassen 
und  gewissenlosen  Vernachlässigung  des  Wohnungswesens.  In  den 
Schilderungen  der  römischen  Zustände  finden  sich  die  kontrastieratden 
Verhältnisse  stets  unmittelbar  nebeneinandergestellt;  kein  Autor  hat 
auch  nur  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  eine  Erklärung  hierfür  gibt 
und  ob  zwischen  diesen  Gegensätzen  nicht  doch  ein  innerer  Zusammen- 
hang besteht.  Der  Zweck  des  geschichtlichen  Studiums  ist  es  aber 
doch  gerade,  auf  die  innere  Verbindung  solcher  Vorgänge  hinzuweisen. 

In  der  Tat  bietet  sich  hier  eine  bemerkenswerte  geschichtliche 
Parallele.  Ganz  ähnliche  Verhältnisse  wie  im  alten  Rom  finden  wir  in 
der  Gegenwart  in  den  kontinentalen  Großstädten.  Auch  hier  zeigt  sidi 
dieselbe  Fürsorge  für  gewisse  Aeußerlichkeiten  im  Städtebau 
und  dieselbe  Vernachlässigung  des  Wohnungswesens.  Wenn 
wir  auf  die  unbefriedigenden  Wohnverhältnisse  und  auf  die  scbleefate 
Bodenpolitik  gewisser  neueren  Großstädte  hinweisen,  so  lautet  die  Ant- 
wort der  verantwortlichen  Stellen :  Haben  wir  denn  nicht  Millionen  auf- 
gewendet für  das  teuerste  Straßenpflaster?  Sind  nicht  unsere  Straßen  mit 
Asphalt  und  Pflaster  erster  Klasse  versehen  ?  Haben  wir  nicht  Wasser- 
leitung und  Kanalisation  bis  ins  fünfte  Stockwerk  der  Hofwobnonge« 
hinaufgeführt?  So  wiederholt  sich  alles  in  der  Geschichte,  und  wir 
müssen  wohl  sagen,  daß  die  Fürsorge  für  die  äußere  Erscheinung  einer 
Stadt  zusammentrifft  mit  der  groben  Vernachlässigung  des  Wohnungs- 
wesens, das  man  dann  dem  Spekulantentum  ausliefert;  oder  drehen 
wir  den  Satz  um:  schlechte  Wohnungsverhältnisse  nötigen  zu  ge- 
wissen sanitären  Anlagen,  hinter  denen  sich  der  traurige  Zustand  des 
Wohnungswesens  verbirgt.  — 

Mit  Bezug  auf  Straßenanlagen  und  Baupolizei  in  Rom  sind  hio* 
noch  einige  Angaben  anzufügen.  Die  Straßen  waren  meist  eng;  der 
Fahrverkehr  innerhalb  der  Stadt  war  wenig  entwickelt;  er  fehlte  in 
den  meisten  Straßen  gänzlich.  Von  einzelnen  breiten  Straßen  ab- 
gesehen, betrug  die  Straßenbreite  selbst  bei  wichtigen  Straßen  nur  5 
bis  7  m.    Das  Zwölftafelgesetz  gibt  noch  als  Straßenbreite  bei  gerad«) 
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Straßen  8  Fuß,  bei  Straßenbiegungen  18  Fuß;  doch  ging  man  später 
mehrfach  über  diese  Abmessungen  hinaus.  Immerhin  blieben  die 
Straßen  verhältnismäßig  schmal.  Vorbaue  und  Ueberbaue  waren  unter 
der  Republik  und  in  der  Kaiserzeit  lange  üblich,  wurden  aber  von 
Valentinian  verboten;  ob  mit  Erfolg,  ist  allerdings  zweifelhaft.  Die 
zulässige  Bauhöhe  der  Miethäuser  wurde  von  Kaiser  Augustus  auf 
70  römische  Fuß  =  21  m  festgesetzt. 

Bestrebungen,  die  auf  die  Förderung  des  Häuserhaues  ab- 
zielen, sind  unter  den  römischen  Kaisern  mehrfach  nachweisbar.  Schon 
in  der  frühen  Kaiserzeit  finden  sich  Bestimmungen,  daß  eingestürzte 
städtische  Häuser,  sogen,  wüste  Stellen,  wieder  aufgebaut  werden 
sollten.  Als  eine  gewisse  Bauprämie  können  wir  die  von  Nero  erlassene 
Bestimmung  ansehen,  wonach  ein  Freigelassener  (Latiner)  das  römische 
Bürgerrecht  erhalten  soll,  wenn  er  ein  Vermögen  von  200000  Sesterzien 
besitzt  und  daraus  ein  Haus  im  Werte  von  100000  Sesterzien  in  Rom 
erbaut  In  Byzanz  wurde  für  Hausbesitzer  ein  dingliches,  an  dem 
Hause  haftendes  Recht  auf  Anteil  an  den  staatlichen  Brotverteilungen 
gewährt;  später  wurde  dieses  Privileg  auch  in  Rom  zugestanden. 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Entwiokelang  der  städtiBchen  Bauweise  in  DeutaoMand. 

§  1.     Das  Mittelalter. 

Die  folgenden  Paragraphen  machen  den  Versuch,  die  Entwicke- 
lung  der  städtischen  Bauweise  in  Deutschland  kurz  zu  scliildern.  Da 
es  sich  um  ein  in  der  Hauptsache  neu  bearbeitetes  Gebiet  handelt,  kann 
meine  Aufgabe  hier  zunächst  nur  sein,  die  Grundzüge  der  Geschichte  der 
deutschen  bürgerlichen  Bauweise  darzustellen  und  die  Aufmerksamkeit 
weiterer  Kreise  auf  die  Bedeutung  des  Gegenstandes  zu  lenken.  Auf  keinem 
anderen  Gebiet  haben  wir  mit  der  Erbschaft  unserer  deutschen  Ver- 
gangenheit so  schlecht  gewirtschaftet  wie  auf  dem  des  Städtebaues  und 
auf  keinem  anderen  Gebiet  hat  sich  dieser  Fehler  gleich  schwer  gerächt. 

Ich  teile  die  Geschichte  des  Wohnungswesens  und  Städtebaues 
in  Deutschland  von  dem  Einsetzen  der  eigentlich  städtischen  Ent- 
wickelung  ab  in  drei  Perioden,  die  indes  nicht  mit  der  Einteilung 
der  allgemeinen  Geschichte  zusammenfallen.  Die  erste  selbständige 
Periode  ist  die  des  12.  und  13.  Jahrhunderts.  Als  zweite  Periode 
bezeichne  ich  die  der  landesfürstlichen  Bautätigkeit,  die  zu  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  einsetzt  und  im  18.  Jahrhundert  ihren  Höhepunkt 
erreicht;  die  dritte  ist  die  der  Gegenwart  seit  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts. Jede  dieser  drei  Perioden  hat  einen  scharf  ausgesprochenen 
Charakter;  unter  sich  sind  die  Abschnitte  jeweils  durch  üebergangs- 
stufen  verbunden. 

Unsere  erste  Periode  setzt  ein  mit  dem  geschichtlichen  Abschnitt, 
in    dem  die  Entwickelung  des  selbständigen  städtischen  Lebens  be- 


l 


314 


BBr 


Grundbesitz    ausgeschlossen    H' 
ständige  Abliiingigkeit  gebracht 
fügung  über  den  Grundbesitz  i 
aus.    Mit  der  Teuerung  der  A\ 
Wobnens  und  der  Wohnungsv. 
schlechten  VVohnungsverhältni  - 
dem  Triumvirat   mehrfach  zui 
Forderung  eines  Miet2inserla> 
der  damaligen  Politik  gut  en 
tavian  angewandt;  von  ihneri 
nenden  Volksinassen  je  ein  > 
geordnet.  — 

Wir  finden  im  kaiserlici 
■sozialer  Beziehung  die  sei 
stehen  nun  gerade  auf  df 
merkenswerte  Glanzleistur. 
Straßenpflasteruiig  und  dii 
haben  die  Römer  außerordi 
sind  ihre  Leistungen  noeb 
alte  Kaualnetz  in  Rom  tr.' 
Werk  der  Bautechnik.  I 
wichtigen  Gebieten  des  ^ 
und  gewissenlosen  Verc 
Schilderungen  der  röniifi 
Verhältnisse  stets  unniii 
auch  nur  die  Frage  ai 
und  ob  zwischen  diesen 
hang  besteht.  Der  Z-. 
doch  gerade,  auf  die  ii 

In   der  Tat  biftci 
Parallele.     Ganz  ähnbi 
der  Gegenwart  in  den 
dieselbe  Fürsorge  für  i: 

und  dieselbe  V  er  na  !■  I  |, 

wir  auf  die  unbefrici 
Bodenpolitik  gewissci 
wort  der  verantwort! 
gewendet  fiir  das  teii' 
Asphalt  und  Pfiastei 
leitung  und  KanalJ 
hinaufgeführt  V    So 
müssen  wohl  si  ■ 
Stadt  zusammi-i:. ; 
Wesens,  das   man 
wir  den   Satz   um 
wissen  sanitären  j' 
Wohnungswesens 

Mit  Bezug   ii 
noch   einige  Aul: 
Fahrverkehr   inii' 
den    meisten    ^^ : 
gesehen,   betiu - 
bis  7  m.    Das 


■■lir 


fiürgerstand   bildet, 
.   iiniiimunalen  Frei- 
>h    die  Ausbreitung 
l'anials,  in  dem  ge- 
r  in  unserer  gegen- 
litiii    die  rechtlichen 
Kilterlichen  städtischen 
letzt  über  die  bürger- 
^i-n  kirchlichen  Bau- 
11  stehen  in  unerreicb- 
II nd    die  Ausgestaltung 
1  li    wenig  durchforscht, 
(li-n    ist.     Bauwerke  des 
11    .^ich  allerdings  nicht  er- 
I   ]'■':  Jahrhunderts   ist    nicht 
Dagegen   geben    uns  die 
den  Urkunden  über  Grund- 
Auskunft   über  die  Formen 


mittelalterlichen   städtischen  Bau- 

xu nächst  vollständig  von  der  land- 

'li<^  sich   die  mittelalterliche  Stadt 

i.iiapp   gezogenen  Mauern  einge- 

iicin  verbreitete  Vorstellung  geht 

n  Forscher   der  mittelalterlichen 

iiM   bei  seinen  Untersuchungen  in- 

lau    und  von   den  Hurgstädten,    wie 

"II    den   sächsischen  Kaisern    erbaut 

VII.     Diese  Anlagen   haben   mitunter 

IC  Stadt;  aber  mit  dem  eigentlichen 

rii   sie  nichts   oder  nur  wenig   zu  tun. 

I  ;  Jahrhunderts  ist  weiträumig  und 

1  j    verschieden    von    dem    des   10.    und 

i«m  12.  Jahrhundert  mächtig  aufstreben- 

,  t.  das  sie  mit  Mauer,  Wall  oder  Graben 

i.iiiessen.     Zunächst  war  dies  eine  Not- 

Itefreiheit  einströmenden  Zuwanderer 

uitii;  dann  bedurfte  die  Stadt  größerer, 

:  r   Freiflächen    für    den    Fall    einer   Be- 

■iztc   die  Stadt   auch  ihren  Stolz  in  eine 

Die   Entwürfe    des  Städtebaus   jener 

lig  wie   die  des  damaligen  Kirchenbaus. 

hinausgeschoben ;    Höfe,   Aecker,  Gärten, 

icr  Mauer;   Klöster  mit  ihrem  umfassen- 

lie  Stadtumwallung  einbezogen.    Von  der 

rii  Städteverwaltung  mag  es  einen  Begriff 

ilaß   Köln   bis   zum  Jahre  1882  fast  ganz 

iilossen  war,  den  die  große  Stadterweiteruug 

■,olle  7  Jahrhunderte  früher  —  gezogen  hatte. 

•1.  das    an  (jröße  des  Entwurfes  gewiß  dem 

oinmt.      Große    Stadter  Weiterungen    wurden 

KJerts  in   zahlreichen  Städteu  vorgenommen. 

Als  ein  Beispiel  der  mittelalterlichen 


Hasel. 


I 
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Hii    nstlicheii    Deutschland  erwähne  ich  noch  Jlagde- 

.  hiirs   war    schon   um   das   Jahr  IICKJ   das   bis   zum 

iltene   Gebiet   im    Süden    und    Westen    festgelegt; 

.  ;i(  li    Norden    und    Osten    traten    dann   im    13.  Jahr- 

llbenso  waren  die  auf  kolonisiertem  slavischen  Boden 

••-rn'indeten  Städte  allgemein  weiträumig  angelegt.    Erst 

I.  gegen  Ende  des  Mittelalters  und  vor  allem  seit  dem 

•liiert,  ist  in  einigen  volkreichen  Städten  der  mittelalterliche 

ii:  ganz  gefüllt,  während  andererseits  die  Elastizität  der  Stadt- 

UtÄ,  das  fortwährende  Hinausschieben  der  Stadtmauer,  wie  es 

la!u-r  üblich  war,  aufhörte. 

,'inn  unserer  ersten  Periode,  im  12.— 13.  Jahrhundert,  bietet 
slalterliche  Stadt  das  Bild   großer  Weiträumigkeit;  die  Mauer 
ißt  ein  weites  Gelände,  das  nun  mit  staunenswerter,   wahrhaft 
ältlicher   Schnelligkeit   der    Bebauung   zugeführt   wird.      Bei  der 
r-ilung  und  Bebauung   des  städtischen  Bodens   haben   die  Haupt- 
•ietfi  des  Städtebaues  ihre  entscheidenden,  noch  bis  in  die  Gegen- 
vail  fortwirkenden  Grundlagen  empfangen. 

Iiu  12.  Jahrhundert  bis  ins  VA.  Jahrhundert  .steht  der  städtische 
Hoden  in  der  Hauptsache  im  Eigentum  größerer  Grundbesitzer,  (leren 
i^Oriitzflächen  regelmäßig  größersindalsdiezumKlein- 
1  i?liau  erforderliche  Bodenparzelle.  Ich  bemerke,  daß 
■•M?r  Umstand  —  nämlich  daß  die  Größe  der  Hausparzelle  regel- 
'  iliig  verschieden  ist  von  der  Größe  der  aufzuschließenden  Grund- 
: '-itzrtächen,  und  daß  also  zur  Bebauung  eine  Parzellierung  er- 
Iniiicrlich  ist  —  zu  jeder  Zeit  eines  der  bedeutsamsten  Momente  im 
~^t,t(ltebau  bildet.  Die  größten  Grundbesitzer  innerhalb  der  niittel- 
;ilf<-'rliclien  Stadt  sind  König,  Adel  und  Geistlichkeit;  zu  ihnen  treten 
die  Geschlechter  und  Großbürger  und  die  freies  Allod  besitzende 
Bürgerschaft. 

Für  die  durch  den  Aufschwung  der  Städte  herbeigeführte  Ent- 
wickelung  bandelte  es  sich  nun  darum,  ein  Rechtsinstitut  auszu- 
bilden, das  unter  den  gegebenen  Rechtszuständen  die  Verwertung 
des  städtischen  Bodens  für  den  Häuser  bau  ermöglichte.  Ein  solches 
Rechtsverhältnis  bot  sich  in  der  „städtischen  Grundstücksleihe",  die 
sich  nach  den  Zwecken  des  Grundstücksverkehrs  rasch  ausgestaltete 
und  vervollkommnete.  Der  Grundbesitzer  verleiht  ein  Grundstück, 
eine  Parzelle,  einen  Bauplatz,  gegen  die  Zahlung  eines  festen  Zinses. 
Der  Eigentümer  bedingt  sich  hierbei  einen  jährlichen  und  unablös- 
baren Zins  aus;  der  Beliehene  dagegen  hat,  solange  er  diesen  Zins 
zahlt,  die  unbeschränkte  V'erfügung  über  das  Grundstück.  Von  An- 
fang ist  in  den  deutschen  Urkunden  die  zeitliche  Begrenzung  des 
Leiherechtes  selten*).  Der  Beliehene  hatte  ein  selbständiges  Recht  an 
der  ,,Besserung'',  d.  i.  an  dem  von  ihm  errichteten  Bauwerk;  die  Ver- 
leihung erfolgte  regelmäßig  zu  Erbrecht,  so  daß  der  Erwerber  ein  zeitlich 
unbeschränktes,  frei  veräußerliches  Erbrecht  an  der  Bodennutzung  und 
am  Gebäude  erhielt.  In  der  Gewährleistung  die.ses  erblichen  Rechtes  an 
der  „Besserung"  lag  eigentlich  bereits  der  Keim  zur  Auflösung  des 
ursprünglichen  Leiheverhältnisses.  Im  Laufe  der  Jahrhunderte  verlor 
der   an    den   ursprünglichen  Eigentümer    zu   zahlende  Zins  —  schon 


*)  Im  GegensaU  zu  England,  wo  die  Verleihung  des  Bodens  nur  aaf  eine  be- 
grenzte Anzahl  von  Jahren  —  riieigt  99  Jahre  —  erfolgt. 
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darch  die  zahllosen  Mflnzverschlechterungen,  dann  durch  die  Wert- 
steigerung des  Bodens  —  seine  frühere  Bedeutung;  er  wurde  sddiet- 
lieh  für  ablösbar  erklärt,  so  daß  sich  auf  diese  Weise  freies  Eigentmi 
herausbildete. 

In  dieser  Entvickelung  zeigt  sich  nun  die  Größe  des  dentsdia 
Rechts  und  seine  Ueberlegenheit  gegenüber  dem  rOmischen  Recht  Du 
erste,    was  das  deutsche  Immobiliarrecht  durchführte,  war  die  toII- 
ständige   Scheidung  zwischen   Boden  und  Bauwerk.    Der 
Boden  wird  rechtlich  getrennt  von  dem  Gebäude,  im  Gegensatz  zn  der 
allgemeinen  Regel  des  römischen  Rechts  „superficies   solo  cedit''  - 
was  auf  dem   Boden   gebaut  wird,   das  fällt  dem   Bodenbesitzer  zil 
Nach  römischem  Recht  muß  jede  produktive  Aufwendung  dem  Bao- 
stellenbesitzer  zuwachsen,  und  die  fremde  Leistung  muß  —  zu  ihren 
eigenen  Schaden  —  die  Stellung  des   Bodeneigentflmers  verstärk«. 
Nach  deutschem  Recht  dagegen  durften  die  Werte,   die  Kapital  vaA 
Arbeit  schufen,  sich  nicht  vereinigen  mit  dem  Recht  des  Boden- 
besitzers.    Für  die  städtische  Bodennutzung  war  hiermit  die  Rechts- 
ordnung geschaffen,  die  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Interessen 
mächtig  förderte   und  zugleich   der    gemeinschädlichen  Entwickdaog 
der   Grundrente   und    des   Bodenbesitzes   entgegenstand.     Hierdnrdi 
wurden  Kapital  und  Arbeit  in  ununterbrochenem  Strom  dem  Bodm 
zugeführt  —    Die    hohe   Bedeutung  des   deutschrechtlichen  Grund- 
satzes zeigt  sich  nicht  nur  in  der  Geschichte,   sondern  in  gleichem 
Maße  in  der  Gegenwart,  die  von  der  deutschrechtlichen  zu  der  älteren 
rOmischrechtlichen  Ordnung  zurückgekehrt  ist    Die  heutigen  Schwie- 
rigkeiten in  unserem  Wohnungswesen  und   die  widerstandslose  Her^ 
Schaft  der  Bodenspekulation   haben  zu   einer   ihrer  vornehmsten  ü^ 
Sachen  nichts  anderes,  als  daß  jeder  Aufwand  an  Kapital  und  Arbeit 
heute  der  Bodenspekulation  zugute  kommt.    Der  Wert  dss  Bauwerks 
vereinigt  sich  heute  nach  römischrechtlichem  Grundsatz  mit  dem  Preis 
der  Baustelle;  auf  dieser  Verschmelzung  der  produktiven  Aafwendong 
mit  der  spekulativen  Preistreiberei  beruht  in  seinem  letzten  Grunde 
der  Erfolg  der  Bodenspekulation. 

Unter  dem  Grundsatz  der  Scheidung  von  Boden  und  Bauwerk 
vollzog  sich  nun  die  Aufteilung  des  städtischen  Großgrundbesitzes  im 
13.  J^rhundert.  Auch  diese  Parzellierungsbewegnng  ist  für 
unsere  heutigen  Zustände  von  großer  Bedeutung.  Denn  zu  jener  Zeit 
ist  die  selbständige  Form  des  deutschen  Kleinhauses  ausgebildet 
worden,  das  zur  Aufteilung  der  größeren  Grundbesitzfl&chen  ent- 
standen ist 

Die  Urkunden  über  den  Grundbesitz  und  den  Grnndstücksveitehr 
aus  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  lassen  deutlich  drei  Formen  des 
Kleinhauses  der  damaligen  Zeit  erkennen:  1)  das  auf  vier  Seiten  frei- 
stehende, mit  den  Nebengebäuden  nicht  verbundene  Haus;  2)  das 
durch  Senkrechtteilung  eines  größeren  Hauses  entstandene  Teilhans; 
3)  das  Reihenhaus,  das  in  der  älteren  Zeit  mehrfach  noch  in  der 
Form  mehrerer  Kleinhäuser  unter  einem  gemeinsamen  Dache  erscheint 
Unmittelbare  Beispiele  aus  der  älteren  Zeit  haben  sich  von  keiner 
dieser  Bauformen  erhalten.  Im  13.  Jahrhundert  geben  indes  die  auf 
den  Grundstttcksverkehr  bezüglichen  Urkunden  genaue  Auskunft  über 
die  baulichen  Einzelheiten. 

Das  freistehende   Kleinhaus  ist  von  den  Nachbarhansem  jeweils 

la 
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dorch  eineii  schmalen,  1  bis  3  Fuß  betragenden  Zwischenraum  getrennt, 
der  zum  Ableiten  des  Regenwassers  und  der  Wirtschaftswässer  dient. 
Doch  werden  auch  öfter,  teils  mit  teils  ohne  Einwilligung  der  Nach- 
bsm,  Fenster  an  den  nach  dieser  Wasserrinne  gelegenen  Seitenwänden 
des  Hauses  angebracht.  Eine  Einwirkung  der  ländlich-bäuerlichen 
Bauweise  ist  bei  dieser  Hausform  wohl  vorauszusetzen ;  eine  unmittel- 
bare Uebertragung  des  Grundrisses  ist  jedoch  nicht  anzunehmen.  Form 
und  Zweckbestimmung  des  städtischen  Hauses  stehen  einer  solchen 
Annahme  entgegen.  Das  Bauernhaus  verlangt  seiner  Bestimmung 
nach  eine  offene,  von  verschiedenen  Seiten  zugängliche  Lage ;  der  Haupt- 
eingang befindet  sich  regelmäßig  (wo  nicht  besondere  Umstände  vor- 
liegen) nicht  an  der  Straße,  sondeili  ist  aus  wirtschaftstechnischen 
Granden  an  der  Längsseite  des  Gebäudes  angebracht.  Das  städtische 
Hans  dagegen  erfordert,  ebenfalls  seiner  Zweckbestimmung  nach,  die 
Bebauung  in  fortlaufender  Reihe  und  die  Anlage  des  Haupteinganges 
an  der  Straße.  Hierdurch  entsteht  ein  von  dem  ländlichen  wesentlich 
Terschiedener  Grundriß  und  eine  entsprechend  veränderte  Raumverteilung 
im  Innern.  Die  eine  Form  ist  aus  allgemein  ländlichen  Bedürfnissen, 
die  andere  aus  spezifisch  städtischen  Zwecken  hervorgegangen,  wenn 
auch  ein  technisch-struktiver  Zusammenbang  zwischen  beiden  Formen 
anzunehmen  ist 

Die  an   zweiter   Stelle  erwähnte  Hausform,  das  Teilhaus,  be- 
gegnet uns  sehr  häufig  in  den  Urkunden.    Während  der  Bevölkerungs- 
vennehrung  der  Städte  im  12.  und  13.  Jahrhundert  wurden  bebaute 
Grundstücke  in  zahlreichen  Fällen  geteilt,  teils  im  Wege  des  Erbgangs, 
tols  um  die  zuströmenden  Bewohner  mit  eigenem  Hausbesitz  auszu- 
statten.   Es  entstanden   Haushälften,   Hausdrittel  und  noch  kleinere 
Unterteilungen.    Die  Teilung  geschah  zunächst  meist  in  senkrechter 
Linie;  mehrfach  werden  in  den  Urkunden  die  Einzelheiten  unter  An- 
gabe der  Lage  der  Scheidewände  beschrieben.    Die  wagrechte  Teilung 
(Stockwerksteilung)  dagegen  ist  in   der  älteren  Zeit  weniger  häufig, 
findet  sich  aber  auch  schon  während  des  13.  Jahrhunderts  in  einzelnen 
Beispielen.    Als  Bauform  besitzt  das  Teilbaus,  wie  sich  aus  der  Natur 
der  Sache  ergibt,  keinerlei  Selbständigkeit.    Für  die  städtische  Ent- 
wiekelnng  dagegen  kommt  dem  Teilhaus,  das  in  der  baugeschichtlichen 
Literatur  bisher  kaum  beachtet  worden  ist,  eine  große  Bedeutung  zu. 
Die  von  den  Städten  durchaus  selbständig  geschaffene  Form  des 
Bfirgerhauses  ist  das  an  dritter  Stelle  genannte  Reihenhaus,  das 
>»  geschlossener  Reihe  und  ohne  Seitenabstand  aufgeführt  wurde.    Der 
Ausgangspunkt    für  die  Entwickelung   dieser  Bauform  liegt  in  der 
Parzellierung  größerer  Bauflächen,  die  während  des  raschen  Aufschwunges 
<Jer  Städte  im  12.  und  13.  Jahrhundert  zur  Aufteilung  gelangten.  Hierbei 
»Orden  sowohl  ganze   Neustraßen   wie  auch  Seitengassen  und  in  den 
GroBgrandbesitz  hineingetriebene  Hofgassen  angelegt  und  mit  Reihen- 
jUnsem  besetzt.    Im  13.  Jahrhundert  wurde  das  Reihenhaus  vielfach 
io  der  Form   gebaut,  daß  eine  Mehrzahl  solcher   Kleinhäuser  unter 
einem  gemeinsamen  Dache  vereinigt  wurde;  in  der  Folgezeit  wurde 
indes  diese  Anordnung  bald  wieder  aufgegeben.    Die  Gemeinsamkeit 
fer  Scheidemauer,  die  die  Seitenwand  des  Kleinhauses  bildet,  wurde 
lagegen  dauernd  beibehalten.     Schon  in  den  älteren  Urkunden  werden 
08  die  typischen  Aasmessungen  des  kleinen  Grundstücks  nach  Straßen- 
■ont  and  Grundstfickstiefe  angegeben.     Es  sind  die   Masse,  die  in 
irem  Verhältnis  von  Breite  und  Tiefe  für  die  Anlage  des  Reihenhauses 
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insbesondere  des  sogenannten  Dreifensterhauses  (schmales  Haus  von 
drei  Fenstern  Front),  charakteristisch  sind,  und  die  sich  bis  in  die 
Gegenwart  erhalten  haben. 

Das  Reihenhaus  von  drei  Fenstern  Front,  vielfacii  auch  von  kleineren 
Abmessungen,  entsprach  in  vollkommener  Weise  den  Anforderungen 
des  städtischen  (irundstücksverkehrs  wie  der  städtischen  Wohnweise. 
Die  innere  Ausgestaltun k  war  eine  mannigfaltige,  im  Laufe  der  Zeit 
auch  eine  örtlich  verschiedene.  Während  uns  zeitgenössische  Beispiele 
nicht  im  Original  erhalten  sind,  lassen  sieh  doch  gewisse  gemeinsame 
Grundzüge  ermitteln,  die  sich  aus  den  im  Mittelalter  geschaffenen 
Grundlagen  allmählich  herausgebildet  haben  und  das  allgemein  Typische 
des  Dreifensterhauses  wiedergeben.  Nach  der  Straße  bietet  das  ältere 
Dreifensterhaus  Raum  für  eine  zweifenstrige  Stube  und  für  die  Haus- 
tür mit  anschließendem  Hausflur.  An  die  Vorderstube  reibt  sich  rück- 
wärts die  zweite  nach  dem  Hofe  belegene  Stube  oder  Kanuner.  Neben 
dieser  befand  sich  in  der  älteren  Zeil  häufig,  von  dem  Hausflur  nicht 
besonders  abgetrennt,  der  Herd  mit  ofl'ener  Feuerstelle  und  Rauchfang. 
Der  beifolgende  Grundriß  (Fig.  1)  gibt  ein  solches  älteres  Dreifensler- 
hans  wieder,  das  auch  nur  aus  einem  Geschoß  besteht.  Flur  und 
Küche  sind  hier  un getrennt  und  nehmen  einen   erheblichen  Teil 


Fig.  2. 
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Fig.  1.  Altes  eingeachossiges  Dreifensterhaus.  o  Btube,  6  Kammer,  e  Flur 
und  Küche. 

Fig.  2.  Altes  zwdffeachosgigai  Dreifensterhaiu.  a  Btube,  b  Kammer,  c  Küche, 
d  Flur.    Aufl  Eberatadt,  Rheinische  Wohnverhältnisse,  S.  U  und  15. 

der  Grundlläche  des  Hauses  ein.  Die  Hausbreite  ist  ca.  5  Meter 
(=  17  P^uß),  ein  sehr  häufig  vorkommendes  Maß.  Aehnliche  Verhält- 
nisse zeigt  das  Haus  (Fig.  2),  das  die  gleiche  Breite  wie  Fig.  1  auf- 
weist, jedoch  eine  größere  Tiefe  besitzt  und  mit  einem  Obergeschoß 
versehen  ist.  Die  Raumverteilung  und  die  Herdanlage  (offene  Feuerstelle) 
sind  bei  dem  zweigeschossigen  Bau  im  wesentlichen  mit  dem  kleineren 
Hause  übereinstimmend;  im  Erdgeschoß  ist  ein  Abschluß  für  die  Küche 
durch  das  Durchziehen  der  Flurwand  hergestellt.  In  dieser  alten  Form 
enthält  das  Dreifensterhaus  zwei  bez.  drei  Räume  in  jedem  Stockwerke, 
die  die  gegebene  Grundfläche  vollständig  ausnutzen.    Die  Hausanlage 
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[bietet  in  ihrer  Einfachheit  eine  treffliche  praktische  Lösung  und  ist 
den  Bedingungen  der  Raumverteiiung  und  Kaumausnutzung  auf  das 
beste  angepaßt. 

Auf  die  weitere  Entwickelungdes  mittelalterlichen  Kleinhauses  haben 

wir  an   dieser  Stelle  nicht   näher  einzugehen*):  hervorzuheben  haben 

wir  nur  seine  gewaltige  politische  und  soziale  Bedeutung.     Auch  hier 

zeigt,  wie  in  der  oben  besprochenen  Behandlung  der  Kapitalaufwendung, 

[■'die  mittelalterliche  deutsche  Boden|iolitik  den  vollen  Gegensatz  zu  der 

jröniischen.     In  Rom  ist  die  Gesamtbevülkcrung  gänzlich  losgelöst  vom 

[Grundbesitz  und  der  schlimmsten  Ausbeutung  durch  die  spekulierenden 

[Großgrundbesitzer  preisgegeben.     In  Deutschland  wird  der  Großgrund- 

rbesitz  durch   eine   geradezu  vorbildliche  ßodenparzellierung  aufgeteilt 

flind  in  die  Hände  des  neuen  Hürgerstandes  liinüberleitet.  — 

Ueber  das  B  a  u  r  e  c  h  t  u  n  d  d  i  e  B  a  u  p  o  1  i  z  e  i  des  Mittelalters 

fsiud  hier  noch  einige  Bestimmmigen  mitzuteilen.     Das  mittelalterliche 

iBaurecht  schreibt   vor,  daß    Bauplätze  niemals  der  Bebauung  ent- 

Bogeu  werden  dürfen.     Wüstungen  innerhalb  der  Mauer  werden  nicht 

geduldet,   gleichviel  ob  die  Baustelle  infolge  Brandes  oder  Zerstörung 

oder  ob  sie  infolge  mangelnder  KuHnr  wüste  liegt.     Weigert  sich  der 

.Besitzer  selber  zu  bauen  oder  ist  er  aus  Mangel  au  Mitteln  dazu  nicht 

linistande,  so  wird  die  Baustelle  durch  obrigkeitliche  Verfügung  weiter- 

[verkauft.     Es  ist  dies  eine  der   ältesten  und  stets   festgehaltenen  Be- 

Estinimungen   unseres   Stadtrechts.     Wir   haben   schon   früher   bei    der 

Schilderung  der  Antike  gesehen,  daß  sich  einige  Ansätze  zu  ähnlichen 

Forschriften  im  Altertum  finden,   doch  sind  sie   von  keinem  größeren 

jraktischen  Wert.     Die  mittelalterlichen  Rechtssätze  über  die  Baustellen 

sind  dagegen  von  großer  praktischer  Bedeutung  und  sie  bedürfen  der 

besonderen   Hervorhebung;    denn   die  Bautätigkeit   des  Absolutismus, 

von  der  später  die  Rede  sein  wird,   beruht  zu  einem  großen  Teil  auf 

dem  Recht  an    wüsten  Plätzen.     Der  Häuserbau  in  den  Städten  wird 

im  übrigen  vielfach   gefördert  und   unterstützt  durch  Gewährung  von 

freiem  Baumaterial,  insbesondere  von  Bauholz. 

Die  Baupolizei  ist  im  Mittelalter  stark  ausgebildet.  Am  häufigsten 
finden  sich  Bestimmungen  hin.sichtlich  der  Einbauten,  Vorbauten  und 
sogen.  Ueberbauten.  Mehrfach  werden  Vorschriften  über  die  Bauhöhe 
gegeben.  So  wird  durch  eine  Urkunde  von  \2'M  in  Köln  in  der 
Straße  unter  Gaddenien  die  Höhe  der  Häuser  auf  lö  und  IG  Ellen 
beschränkt.  Als  allgemein  zu!äs.sige  Bauhöhe  für  das  13.  Jahrhundert 
sind  drei  Geschosse  anzusehen.  Der  Sachsenspiegel  (um  1230)  be- 
stimmt nämlich,  daß  man  ohne  obrigkeitliche  Erlaubnis  drei  Geschosse 
bauen  darf,  ein  Geschoß  binnen  der  Erde,  wobei  die  Tür  bis  zu  einer 
Kniehöhe  (etwa  55  cm)  über  der  Erde  liegen  darf,  und  darüber  noch 
zwei  Geschosse. 


Iiiteratxu*. 

Dir   Urkundtnbücher  der  eimelnfn  (Uiituclten  StädU. 

Arnold,  WUh.,  Zur  Oenchiehte  de»  Eigentunit  in  den  dmiUchni  Städten.     Botel  18CI. 

Vrkundenbuch    der   SladI    Slnutburg.       Bd.  1    bearb.    i'oji    Wieguid,    Bä.  3  bearb.   i 

Al07i  Sehnita.     Stnitsbunj  mSjlSS^. 
Billiger,  Kobert,  KGlner  Sehreinturkunditn.     Bonn  ISSi, 
Lau,  Fiiedrieh,    Verjatninij  und   Vervnltung  drr  Stadt  Köln,  Bonn  1898. 
Ha^ne,  Diis  dfuUchv    Wohuungiweten,  Leipzig  1899. 
Btapbiui,   Der  älUtU  deuUehe    Wiilnib<iu,  Leipiig  190t. 


•)  Vgl.  hiefiir  E  her  st  ad  t,  Rheinische  Wohnverhältnisse,  Jena  1Ö(,>3,  im  einzelnen. 


Hudbueh  1er  HrglODC.     Sajipl.-M.  IV. 
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GruruUi^entnm  und  Bärgerrtchl  im  miUelalUrlichen  Comtan*.   HeiiUl- 

Magdeintrg  1901. 
ihre  Bedeutung  für    dat   Woknungt- 


Beyerle,  Conrad, 

bery  190S. 
Peten,  Otto,  Magdeburg  und  ««in«  BaudenkmäUr. 
Ebentadt,  Bnd.,    Hheiniitche   WohnverhäUnüae   und 

Veten  in  DeuUchiaml.     Jena  1903. 


§  2.    Die  Periode  der  laDdesfürstlichen  Bautätigkeit. 

Wir  komineu  jetzt  zunächst  zu  einer  Uebergangszeit,  die  zu 
unserer  zweiten  Periode  hin  überleitet;  es  ist  das  16.  Jahrhundert 
Auf  die  Wandlungen ,  die  in  der  deutschen  bürgerlichen  Bauweise 
während  des  16.  Jahrhunderts  mit  dem  Eindriuf^en  der  Renaissance- 
formen eingetreten  sind,  kann  hier  indes  nicht  näher  eingegangen 
werden.  In  Kürze  will  ich  nur  bemerken,  daß  im  16.  Jahrhunderl 
neben  unserem  deutschen  Bürgerhaus  —  dem  schmalen  (Jrund- 
stQck  mit  kleiner  Straßenfront  —  allmählich  das  in  Italien  heimische 
und  dort  ausgebildete  breite  Etagenhaus  eingeführt  wurde.  Die 
Vermittler  waren  Baumeister  der  Renaissauce,  die  in  den  Urkunden 
bezeichnenderweise  die  ^wälschen  Maurer"  benannt  werden.  Unter 
diesem  Ausdruck  verstand  man  sowohl  gebürtige  Italiener  wie  auch 
Deutsche,  die  in  Wälschland  die  neue  Kunst  gelernt  hatten. 

Um  das  Jahr  16C*0,  also  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts,  ist  der 
eigentliche  Beginn  unserer  zweiten  Periode  anzusetzen ;  es  ist  die  der 
landesfürstlichen  Bautätigkeit,  verbunden  mit  einer  systematischen  Bau- 
politik. Unter  Baupolitik  verstehen  wir  die  Anwendung  staatlicher  Macht- 
mittel zur  Erreichung  bestimmter  Ziele  im  Bauwesen.  Der  absolute 
Staat  hat,  wie  auf  allen  anderen  Gebieten,  so  auch  auf  dem  des  Woh- 
nungswesens und  Städtebaues  seine  Machtmittel  kräftig  zur  Anwendung 
gebracht.  Die  landesfürstiiche  Baui)olitik  wurde  zuerst  in  Frankreich 
ausgebildet  und  späterhin  wie  andere  französische  Einrichtungen  von 
den  deutschen  Landesfürsten  übernommen. 

In  Deutschland  selbst  beginnt  mit  dem  Abschluß  dos  30-jährigen 
Krieges  und  der  Erstarkung  des  Landesfürstentums  die  Periode  der 
landesfürstlichen  Baupolitik.  Die  Erfolge  der  landesfürstlichen  Bau- 
tätigkeit sind  aulSerordentlich  große  gewesen;  bewundernswürdiger 
noch,  wenn  man  die  .schwierigen  Verhältnisse  betrachtet,  unter  denen 
au  der  Hebung  verarmter  und  zurückgebliebener  Landesteile  gearbeitet 
wurde.  Die  Hauptaufgabe  der  Landesfürsten  ging  dahin,  die  Städte 
aus  dem  Verfall  wieder  aufzurichten.  Wenn  auch  das  ganze  Land 
unter  den  Verwüstungen  des  großen  Krieges  und  ihren  Nachwirkungen 
schwer  gelitten  hatte,  so  waren  doch  die  Zustände  in  den  Städten  in- 
folge der  völligen  Verödung  von  Handel  und  Gewerbe  und  der  Zer- 
störung von  Eigentum  weitaus  am  schlimmsten. 

Unter  den  deutschen  Territorien  ragt  Brandenburg — Preußen  durch 
seine  umfassende  Tätigkeit  für  die  Hebung  der  Städte  hervor  und  die 
preußischen  Bestrebungen  im  Städtebau  sind  hier  an  erster  Stelle  zu 
nennen.  Die  Auffassung  von  der  i)reußischen  BaujmJitik  ist  in  der  Lite- 
ratur indessen  eine  irrtümliche.  Wir  hören  davon  willkürlichen  Eingriffen 
absoluter  Fürsten,  und  selbst  in  der  neuesten  wissenschaftlichen  Literatur 
werden  die  Träger  der  preußischen  Baupolitik  im  17.  und  1«.  Jahr- 
hundert dargestellt  als  zwar  wohlgesinnte,  aber  rücksichtslose  und 
selbstherrliche  Neuerer.  Von  solchen  Dingen  katm  in  Wirklichkeit 
keine  Rede  sein.  Das  Verdienst  der  preußischen  Könige  ist  ein  sehr 
viel  höheres,  als  es  ihnen  in  jener  Auffassung  zugeschrieben  wird. 
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Die  in  Preußen  ausgebildete  Banpolitik  ist  nur  zu  verstehen,  wenn 
tir  sie  als  einen  Teil  der  allgemeinen  Verwaltungspolitik  auffassen, 
die  in  Preußen  durch  die  Verkettung  verschiedener  Umstände  gerade 
u  die  Begünstigung  der  Städte  geknüpft  war.     Ein  Hauptmittel  für 
die  Kräfdgung  und  Hebung  des  Landes  bildete,  der  merkantilistischen 
AafTassung  entsprechend,  die  Förderung  des  Gewerbewesens ;  das  Ge- 
werbe aber  hatte  von  Alters  her  in  der  Hauptsache  seinen  Sitz  in  den 
Stidten  und  wurde  seit  1680  geradezu  auf  die  Städte  beschränkt;  durch 
Freiheiten,    Privilegien    und    Unterstützungen    wurden    immer    neue 
Sdiaren  gewerbtätiger  Einwanderer  in  die  Städte  gezogen.    Durch  die 
Terschirfte  städtische  Konzentrierung  der  Industrie  wurde  eine  Menge 
'     Handwerker  vom  platten  Lande  in  die  Städte  getrieben.    In  hohem 
'    MiBe  wurde  dann   das  Anwachsen   der   Städte   verstärkt  durch  die 
Mfonsreiche  preußische  Bevölkerungspolitik  und  die  Begünstigung  der 
^Wanderung,  deren  mächtiger  Strom,  soweit  es  sich  um  Gewerbe- 
tnibeode  handelte,  zumeist  nach  den  Städten  gelenkt  wurde.     Eine 
noze  Reihe   von  Maßnahmen  trat  unter  Friedrich  Wilhelm  I.    und 
;     Friedrich  dem  Großen  hinzu,   die  der  kombinierten  Förderung  von 
;     stidtischem  Wesen  und  gewerblicher  Tätigkeit  dienten. 
|i         Hand  in  Hand  mit  dieser  energischen,  städtefördernden  Politik 
f    flog  nun,  als  ihre  geradezu  selbstverständliche  Folge,  die  umfassende 
I:    Baotitigkeit  und  Baupolitik,  die  mit  steigendem  Eifer  durchgeführt 
t     wurde.    Das  18.  Jahrhundert  bezeichnet  für  Preußen  den  Höhepunkt 
t    ia  landesfürstlichen  Bautätigkeit;  ganze  Stadtteile  und  Städte  wurden 
ir    damtls  planmäßig  und  systematisch  neu  angelegt.    Die  Grundlage  der 
\    preußischen  Baupolitik  ist  eine  zwiefache  gewesen.    Die  Hohenzollern 
\     ktben  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten  der  Verwaltung,  fremdländische, 
ioebesondere  französische  Einrichtungen  und  Vorbilder  übernommen; 
es  lag  dies  in  der  Richtung  der  Zeit  und  war  damals  notwendig  bei 
der  RQckständigkeit  der  einheimischen  Zustände.    In  der  Hauptsache 
aber  wurde  das  alte  kommunal-ständische  Recht  neubelebt  und  aus- 
übt,  das    Recht,    das    durch   Untätigkeit   und   Verwahrlosung    der 
stidtischen  Verwaltungen  in  Verfall  geraten  war.    Eine  auf  willkürlich 
erihndene  Rechtssätze  gestützte  Baupolitik  hat  es  dagegen  in  Preußen 
niefat  gegeben. 

Das  zuerst  angewandte  Mittel   der   preußischen   Baupolitik  war 
das  Recht  an  unbebauten  Baustellen;  unbebaute  Hausplätze 
wurden  eingezogen  und  an  baulustige  Unternehmer  vergeben.    Aber 
dieses  Verfahren  ist  nicht  die  Erfindung  Friedrich  Wilhelms  I.,   son- 
dern es  stellt   einen    der    ältesten    Sätze    unseres   Stadtrechtes   dar, 
dff  früher  von  den  Städten  (siehe  oben  S.  321)  und  nunmehr  von  dem 
Kitoig  von   Preußen  durchgeführt  wurde.     Die  Vergebung  von  Bau- 
land  mit    Banverpflichtung    und    die    Gewährung   von    Baumaterial 
ood  Zuschüssen  gehört  zu  den  Maßnahmen   der  französischen   Bau- 
politik, beruht  aber  in  der  Hauptsache  wieder  auf  älteren  Rechten  und 
Gebräuchen  der  Städte  (siehe  oben).    Hierzu  tritt  dann  die  systema- 
tjadte  Anlage  ganzer  neuer  Stadtteile,  die  selbstverständlicherweise  keine 
fiechtsneaerung  in  sich  schließt.     Die  preußische  Baupolitik  unter- 
scheidet sich  in  keiner  Weise  von  der  allgemeinen  Verwaltungspolitik, 
deren  Grundsätze  waren:  Hereinnahme  fremdländischer  Einrichtungen 
und  Vorbilder,  and  hauptsächlich  HerUberziehung  des  vormals  stän- 
dischen Rechtes  auf  eine  rein  staatliche  Grundlage.    Die   Größe  der 
prenBischen  Könige  lag  auch  auf  diesem  Gebiete  in  der  sittlichen  Kraft, 
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mit  der  sie  Widerstände  und  Interessen  tieften  sätze  zu  überwinden  und 
dem  reinen  Staatsgedankeii  unterzuordnen  wußten. 

Die  landesfürstlidie  Hantätiykeit  hat  tiefgreifeiule  Neuerungen  in 
der  Sladtanlape  und  im  Wohnung.Hwesen  eingeführt;  sie  brachte  uns 
vor  allem  die  schematisclie  Richtung  im  Städtebau,  die  dem  herrschen- 
den Geschmack,  dem  (ieiste  des  Absolutismus  und  der  zeitgenössischen 
Theorie  des  Städtebaus  entsprach.  —  Unter  den  bautechnischen  Ein- 
zelheiten jenes  Zeitabschnitts  ist  eine  hier  besonders  zu  erwähnen. 
Ich  habe  bereits  oben  darauf  hingewiesen,  wie  durch  die  sogenann- 
ten wälscheii  Maurer  Renaissancefonnen  nach  Deutschland  gebracht 
wurden.  Im  (icfolge  des  fremdländischen  Einflusses  gelangte  nun- 
mehr das  in  Italien  und  Frankreich  ausgebildete  breitgestreckte  Etagen- 
haus vielfach  zur  Einführung  als  neue  Bauform  für  das  bessere  und 
vornehmen!  Hürgerliaus.  Hei  den  lantiesfürstlichen  Stadtanlagen  wurde 
diese  Bauform  allgemein  angewandt,  sowohl  im  Osten  wie  im  West«n 
Deutschlands.  Man  begünstigte  diese  Hausform  unter  anderem  des- 
halb, weil  man  dadurch  für  die  staatlichen  Beamten  reichlich  Miet- 
wohnungen bekam. 

Der  Absolutismus  hat  indes  das  Etagenhaus  nicht  etwa  allgemein 
angewandt:  vichiiehr  wurde  stets  dafür  gesorgt,  daß  neben  den  breiten 
größeren  Mietliäusern  die  entsijrecliendu  Anzahl  schmaler  Kleinhäuser 
für  Handwerker  und  Kleinbürger  gebaut  wurde.  Teils  wurden  ganze 
Abschnitte  einzelner  Straßen  dem  Kleinbau  vorbehalten;  teils  wurde 
innerhalb  eines  Häuserblocks  eine  Hälfte  zur  Aufteilung  in  kleine 
Grundstücke  ausgeschieden.  Die  soziale  Fürsorge  für  die  Boden- 
parzellierung war  eine  äußerst  weitgehende,  und  es  ist  von  hohem  In- 
teresse, in  den  Bebauungsjdänen  des  17.  und  is.  Jahrhunderts  die  Ein- 
teilung der  Grundstücke,  die  bis  zu  der  kleinsten  Parzelle  herunter- 
gehen, zu  verfolgen. 

Literatur. 

OUuiwiU,    F..    Einleitung    xu    Borrmuno,     IHe    Bau-    und    KunttdenkmäUr    tu    Berlin. 

lierlin   IS'JS. 
Voigt,   Paal,   Oruiidrenlf  und  Wnhnungafrage  in  Berlin  und  seintn  Vororten,    Jena  1901. 
Feters,  Otto,  .Vngdebiirg  und  »eine  Baudenkmäler.     Magdeburg  190t. 
Sberitadt,    Rnd.,    Der    Entwurf   eine»    prev/niiclien    n'uhnungtgeielie»    und  lein»     \'orge- 

»chirhte;  .ircliir  f.  Soiialwi»teiuch<tft  und  Sotialpolilik,  I904. 


§  3.    Die  Gegenwart. 

Wir  gelangen  nunmehr  zu  der  Uebergangszeit,  die  zu  unserer 
dritten  Periode  hinüberführt  und  das  19.  Jahrhundert  bis  zu  der 
ersten  Hälfte  desselben  umfaßt. 

Im  19.  Jahrhundert  verlieren  zahlreiche  deut.sche  Städte  ihre 
Festungseigenschaft:  die  sternförmigen  oder  ringförmigen  Wälle  wer- 
den niedergelegt  und  eingeebnet,  und  es  entstehen  die  jjrächtigen 
Waüpromenaden  und  Anlagen,  ilie  den  Schmuck  zahlreicher  deutschen 
Städte  bilden.  In  den  vierziger  und  fünfziger  Jahren  beginnt  der 
Bau  der  Eisenbahnen,  deren  Bahnhof,  wo  es  sich  nicht  nicht  um  eine 
Festungsstadt  handelt,  meist  eine  kurze  Strecke  vor  iler  Stadt  lag 
und  mit  der  Stadt  durch  die  „Bahnhofstraße"  verbunden  wurde. 

Zu  jener  Zeit  entwickeln  sich  nun  die  Ansiedelungen  wohlhaben- 
der Bürger  vor  den  alten  Stadttoren,  an  den  niedergelegten  Wall- 
promenaden   oder    inmitten   von    Gärten.     Diese    neuen   Bauten,    die 
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sich  niitanter  zn  Stadtteilen  erweitern,  unterscheiden  sich  durcliauä 
von  den  \'orstädten  der  früheren  Zeit,  in  denen  sicli  die  unzünftigen 
Handwerker,  die  Arbeiter  uder  die  Ilandelsgiirtner  niederheßen.  Die 
Viertel,  die  jetzt  vor  den  ehemaügen  Stadttoren  entstehen,  sind  viel- 
mehr Wohnbezirke  der  vürnehnieu  oder  jedenfalls  der  besserge- 
stellten Klassen.  Damals  entwickelte  sieb  die  sogenannte  offene 
Bauweise,  von  der  neuerdings  in  den  Kämpfen  in  der  Woluuings- 
frage  viel  die  Rede  ist.  Die  offene  Bauweise  ist  das  häutig  ange- 
wandte System  der  Stadterweiterung  der  vierziger  uml  fünfziger  .Jahre, 
das  den  damaligen  Verhältnissen  richtig  und  zwanglos  angepaist  war.  — 

Wir  treten  jetzt  in  die  jüngste,  die  dritte  Entwickelungsperiode 
ein.  Mit  den  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  beginnt  ein 
stärkeres  Wachstum  der  Städte.  Die  Wirkungen  des  Eisenbabnbaues 
machen  sich  geltend;  die  Industrie  in  den  Städten  vergrößert  sich 
zusehends.  Bald  kouinit  die  Zeit  der  nationalen  Kriege;  mit  der 
Stärkung  Preußens  und  der  politischen  Einigung  Deutschlands  voll- 
zieht .sich  der  mächtige  Aufschwung  des  städtischen  Lebens  und  der 
städtischen  Bevölkerung.  Wiederum,  wie  in  der  Blütezeit  des  Mittel- 
alters, fiel  den  städtischen  \'erwa!tungen  flie  hohe  Aufgabe  zu,  für  eine 
starke  Votksverniehrung  und  für  zuströmende  Bevölkerungsuiassen 
Unterkunft  zu  scbafien.  Die  rechtliche  wie  die  ökonomische  Stellung 
der  zur  Ausführung  berufenen  Verwaltungen  war  günstiger  als  je 
zuvor.  Niemais  in  irgeiul  einer  unserer  früheren  Perioden  haben  die 
städtischen  Verwaltungen  unter  ähnlich  vorteilhaften  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Bedingungen  gearbeitet.  Eine  weitgehende,  fest  or- 
ganisierte Selbstverwaltung  war  geschaffen.  Kapital  und  Kredit  tioß 
in  unerscliüpflicheu  Mengen  dem  Boden  zu.  Die  Grundrente  stieg 
unaufliörlich  und  ergab  für  die  Spekulation  einen  Reichtum  von  un- 
gezählten Miliiardeti.  Das  Ergebnis  aber  waren  die  traurigen  Zu- 
st.ande  im  Wohnungswesen  der  meisten  deutschen  (iroßstäilte. 

Hier  müssen  wir  nun  eine  scharfe  Scheidelinie  im  lieutschen 
Wohnungswesen  zielien.  In  der  Literatur  werden  die  neueren 
deutschen  Wohnverhältnisse  fast  immer  einheitlich  betrachtet  und 
gleichartig  behandelt.  Eine  solche  Gleichartigkeit  besteht  aber  keines- 
wegs. Das  W(dinun^'swesen  unserer  deutscheu  Städte  scheidet  sich 
viehnehr  in  zwei  (ie biete  von  ganz  ungleicher  (IrölSe.  Das  eine 
kleinere  Geliiet  umfalit  den  Norden  und  Kordwesten  Deutschlands 
und  wird  abgegrenzt  durch  eine  Linie,  die  sich  etwa  von  Bremen 
nach  Koblenz  hinüberzieht;  den  Mittelpunkt  bildet  die  Rheinjirovinz 
mit  den  Städten  Düsseldorf,  Krefeld,  Elberfeld  und  Barmen.  In  diesen 
Städten  hat  sich  unsere  alte  deutsche  Bauweise,  das  Kleinhaus  oder 
Dreifensterhaus  bis  zur  (jegenwart  zwar  nicht  ganz  uuvciändert  erhalten, 
aber  doch  ohne  jede  Unterbrechung  auf  der  alten  Grundlage  fort- 
gebildet. 

Das  Studium  der  Wohnverhältnisse  dieses  Gebietes  ist  für  das 
Wohnungswesen  von  der  grölUen  Bedeutung.  Eine  der  wesentlichsten 
Leistungen  der  rheinischen  Bezirke  besteht  darin,  daß  hier  eine  selb- 
ständige Form  des  Kleinwohnungsbaues  geschaffen  worden  ist.  Das 
Kleinwohnungswesen  bedarf  unbedingt  eines  eigenen  Baut.ypus,  der 
hier  gemäß  den  Anforderungeii  dei'  modernen  Wohnverhältnisse  aus- 
gebildet wurde.  (Siehe  aucli  unten  III.  Abschnitt  Ji  2.)  Es  ist  hier 
ferner  gelungen,  in  Großstädten  und  zwar  in  rasch  anwachsenden 
Industriestädten,   eine    zureichende    Produktion    von    Kleinwohnungen 

«9 


I 


^ 


326 


EBERSTADT, 


ZU  erzielen  und  die  Kasernierung  mit  ihren  traurigen  Folgen  von 
der  Bevölkerung  fernzuhalten.  Endlich  können  wir  hier  mit  Sicher- 
heit feststellen,  wie  die  natürliche  Entwickelung  in  unserem  deutschen 
Wohnungswesen  beschaffen  ist :  sie  f'ilhrt  von  dem  alten  deutscheu 
Kleinhaus  (siehe  oben  S.  32<>)  in  einer  ununterbrochenen  Fortbildung 
zu  einem  Bürgerhaus  für  4— (i  Familien,  das  alle  berechtigten  An- 
forderungen an  die  städtische  Wohnweise  erfüllt.  Hier  besteht, 
obgleich  es  sich  um  die  fluktuierende  Bevölkerung  von  Industrie- 
städten handelt,  ein  befestigter  Hausbesitz.  Die  Kleinwohnungen 
stehen  in  sozialer  und  hygienischer  Hinsicht  unendlich  weit  über  den 
Hofwohnungen  der  Mietskasernen  ;  gleichwohl  sind  <He  Mieten  zum  Teil 
um  ein  Drittel  niedriger.  Ueber  die  geschichtiiche  Entwickelung  dieses 
westlichen  und  nordwestlichen  Gebietes  ist  hier  nichts  weiter  zu  be- 
merken ;  sie  ist  eben  eine  ununterbrochene  und  zieht  sich  ohne  jeden 
ftußureu  Eingriff  von  unserer  ersten  Periode  bis  zur  Gegenwart.  Auf 
die  Erfahrungen  und  Zustände  des  rheinischen  Wohnungswesens 
werden  wir  immer  wieder  zurückgreifen  müssen,  wenn  wir  zu  einer 
Bessi'rung  der  Wohnungszujitände,  insbesondere  (1er  Arbeiterwohnung, 
((ehui^:en   wollen. 

(Jjinz  .'Inders  haben  sich  die  Wohnverhältnisse  in  dem  Haupt- 
gebiet Deutschlands  entwickelt,  das  man  seither  in  der  Literatur  zu- 
meist l»ctri»chte(  hat  und  das  ja  allerdings  in  der  Hauptsache  für  unsere 
Wohnungszust.'inde  maßgebend  ist.  Von  den  neueren  charakteristischen 
Erscheinungen  ist  kaum  eine  unserer  Großstädte  frei  geblieben.  Nir- 
gends aber  bat  sich  die  Entwickelung  in  solcher  Schärfe  vollzogen 
wie  in  Berlin,  einem  Mittelpunkt,  von  dem  aus  sowohl  das  Bausystem 
unserer  jüngsten  l'eriode,  wie  auch  die  damit  verbundenen  besonderen 
(}e.^cllllftsformen  insbesondere  seit  1870  in  entscheidender  Weise  be- 
oinfiulit  worden  sind.  Hier  wurde  auch  als  Typus  der  neueren  städti- 
sflwn  lijiuwoiso  in  Deutschland  die  Mietskaserne  ausgebildet,  die  von 
Berlin  ausgehend  sich  die  meisten  deutschen  Groüstädte  unterworfen  hat. 

Wir  haben  nun  zu  untersuchen,  woher  dieses  Bausystem  unserer 

tüngsleii  l'erioile  stammt.  Ist  es  auf  natürliche  Weise  und  zur  Be- 
Hodiguug  eines  gegebenen  Bedürfnisses  entstanden,  dann  ist  es  un- 
abilndcM'lich  untl  wir  sind  widerstandslos  diesen  schlechten  Zuständen 
pit'isgogeben.  Handelt  es  sich  aber  um  ein  willkürliches,  nur  zu 
Uunston  bestimmter  Interessen  geschaffenes  System,  so  ist  die  Mög- 
lichkeit und  damit  auch  die  Notwendigkeit  seiner  Abänderung  erwiesen. 
Dieso  l'Vststelluiig  bildet  den  Schlußstein  unserer  entwicklungsgeschicht- 
llclitMi  l'ntersuclMingen  und  zugleich  die  Grundlage  für  die  Erörterungen 
\\w  )ij>t\toron  Aiischnitto. 

Zur  Ktllirung  des  Nachweises  haben  wir  an  die  Darlegungen  des 
vor«kufB»>l>o"<l«'ii  I'ai'Hgriipl'P"  (oben  S.  323)  anzuknüpfen.  Wir  erwähnten 
dt'vt  dto  Ittudesfürstliclien  Stadterweiterungen,  die  bei  uns  gegen  Eude 
'  iirlmnderls  lieginnen  und  bei  denen  der  Stadtplan  für  gauze 
-ihomatiscb  festgelegt  wurde.  Das  Schema,  dessen  man  sich 
M  dM>»w»  K-uidesfürstlichen  tirüudungen  oder  Anlagen  gern  bediente. 
i«l  i)m*  Sohrtchbrett;  die  Baublöcke  sind  in  geometrische  Figuren, 
UMUtH'kts  t^hrndrate  u.  s.  w.  abgeteilt.  Als  Beispiel  nenne  ich  Mann- 
kMm,  d«»  In  »eitler  ursprünglichen  Anlage  —  die  jetzige  Altstadt  — 
iMN  U**  tJuttdrHten  besteht,  .leder  Bau  block  ist  60  bis  70  m  lang 
tiM  t>tv»t.  Kigentlicho  Hofwohnungen  waren  im  alten  Mannheim 
Mltou     Dio  rjir»oUierung  der  einzelnen  Quadrate  ist,  der  damaligen 
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obrigkeitliclien  Fflrsorge  entsprechend,  in  der  Weise  durchgeführt,  daß 
die  eine  Hälfte  des  Baublocks  auf  größere  Grundstücke  entfällt,  mit 
Höfen  für  kaufmännischen  und  gewerblichen  Betrieb;  die  andere  Hälfte 
des  Blocks  besteht  dann  aus  kleinen  Parzellen. 

Das  gleiche  Schema  finden  wir  wieder  in  Berlin  in  der  seit  Aus- 
gang des  17.  Jahrhunderts  angelegten  Friedrichstadt.  Die  Blöcke  der 
Friedrichstadt  haben  eine  Frontlänge  von  12<.>— 150  m  und  eine  Tiefe 
von  80—90  m.  Die  gemischte  Parzellierung  ist  hier  zwar  nicht  mit 
der  gleichen  Regelmäßigkeit  im  einzelnen  Block  durchgeführt  wie  in 
Mannheim ;  indes  sind  kleine  Parzellen  in  der  Friedrichstadt  ursprüng- 
lich sehr  zahlreich  vorgesehen  gewesen.  Noch  heute  findet  sich  ver- 
einzelt das  Dreifensterhaus  z.  B.  in  der  Kanonierstraße.  Die  neueren 
Bankgebäude  und  Geschäftshäuser  haben  hier  allerdings  gewaltig  auf- 
geräumt 

Die  beifolgende  Fig.  3  zeigt  einen  Baublock  der  Berliner  Friedrich- 
Stadt  nach  der  alten  Anlage,  von  gieichmäßigen  Straßen  von  22  m  Breite 
nmgeben.  Die  innere  Einteilung  des  Blocks  hat  sich  ha  Laufe  der 
Zeit  vollständig  um- 
gestaltet. Eine  An- 
zahl der  uraprünglich 
kleinen  Parzellen  ist 
zu  größeren  Ge- 
schäftshäusern zu- 
sammengelegt 
wurden,  insbeson- 
dere bei  den  Eck- 
gnindstücken.  Der 
zu  einem  hochwerti- 
gen Geschäftsviertel 
gewordene  Boden  ist 
im  Blockinnem  eng 
überbaut  worden. 

Das  Schach- 
brett war  also,  je- 
doch in  beschei- 
denen Abmessungen 
und  ohne  jede  nach- 
teilige Wirkung,  für 
Berlin  nunmehr  das 
historische    Schema 

f;eworden.  In  den 
flnfziger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhun- 
derts dehnte  sich 
die  Bebauung  aus 
in  der  Richtung  der 
Potsdamer-  und  Ltitzowstraße ;  das  GelHnde  bestand  dort  aus  gärtnerisch 
und  landwirtschaftlich  benutzten  Grundslücken  in  der  Einteilung  der 
Ackerparzellen.  Auch  hier  wurden  wieder  rechteckige  Blöcke  angelegt; 
die  Aijmessungen  der  Blöcke  waren  aber  nun  etwa  3tKj  -4LHJ  tu  Länge  und 
150 — 300  m  Tiefe,  also  etwa  das  vier-  bis  achtfache  dos  alten  Umfangs. 
Die  in  dem  Berliner  Bebauungsplan  von  1850  noch   deutlich  erkenn- 
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Fip;.  3.  Alter  Berliner  ISaublock  der  Friedriehsstadt 
(Gw<'hiifl*i\nertel)  in  der  Bebauung  von  1902.  Maßstab 
1:20U0. 


L 


328 


EBERSTADT, 


bare  Absicht  war  jedoch,  daß  die  damals  geschaffenen  großen  Baublöcke 
nur  an  den  Strailenfronten  bebaut  werden  sollten,  während  das  Innere 
für  Gärten  frei  bleiben  sollte.  Diese  Voraussetzung  ließ  sich  in  der 
Praxis  indes  nicht  aufrecht  erhalten.  Die  Grundbesitzer  gingen  bald 
dazu  über,  das  urspriinglich  für  Gärten  bestimmte  Innere  der  tiefen 
Blöcke  mit  Hofgebätidcn  (Hofwohuungen)  zu  besetzen.  Von  der  Vorder- 
wohnung oder  dem  ursprünglich  ganz  selbständigen  Vorderhaus 
geht  also  diese  Bauform  aus ;  die  Kleinwohnung  wird  als  Anhängsel 
angebaut. 

Die  Ausbildung  der  Mietskaserne  zu  dem  allgemeinen  Typus  der 
Berliner  Bebauung  fällt  im  wesentlichen  in  den  Zeitraum  von  1860 
bis  1870.  Bei  der  größeren  Ausdehuung  Berlins,  die  durch  den  Be- 
bauungsplan von  18(>1/1863  eingeleitet  wurde,  ging  man  in  bewußter 
Absicht  und  systematisch  vor.  Die  Baublöcke  wurden  von  vornherein 
zur  Anlage  von  Mietskasernen  bestimmt ;  das  Massenniietshaus  gab  die 
Grundlage  der  gesamten  Bodeuparzellierung  ab.  Die  hierdurch  ent- 
standene Bauweise  —  das  unförmig  tiefe,  mit  Hofwohnungen  versehene 
Grundstück  —  wurde  dann  durch  scbematische  Bebauungsjjläne  seit 
den  siebziger  Jahren  des  ausgegangenen  Jahrhunderts  zur  Schablone 
des  Städtebaus  gemacht,  als  eine  willkürliche  administrative  Schöjjfung, 
die  keinerlei  entwicklungsgeschicKtliche  Grundlagen  besitzt. 

Fig.  4  gibt  einen  ueueu  Berliner  Baublock  wieder,  der  —  unter 
den  neueren  —  zu  denen  mittleren  Umfanga  zahlt.  Die  Gegend  ist  ein 
reines  Wohnviertel  (Arbeitei-viertel).  Die  einzelnen  Grundstücke  haben 
eine  Tiefe  von  70 — 8(1  m;  sie  mdssew  durch  zweifache,  zum  Teil  drei- 
fache Hinterhausbebauung  (Holwohnungen)  ausgenutzt  werden.  Von  den 
Wohnungen  liegt  nui-  ein  geringer  Teil  nach  den  übermäliig  (22'/,,  2ri 
und  34  mj  breiten  Straßen,  die  lediglich  dem  Vorteil  der  Bodenspeku- 
lation dieneu ;  die  Mehrzahl  der  Wohnungen  befindet  sich  auf  den  Höfen. 
Aus  dieser  Parzellierung  des  Bodens  folgt  weiter  der  ungünstige  Haus- 
grundriß, der  für  die  Kleinwohnung  vollständig  untauglich  ist.  (Ueber 
die  entgegengesetzten  Parzelberungsmethoden  vergl.  meine  Rhein.  Wohn- 
verhältn.  und  die  .-Mdiandlung  im  Archiv  fiii'  Sozialpolitik,   19M4,  S.  173.) 

Durch  die  hier  gekennzeichnete  Form  der  Bodenparzellierung  und 
die  damit  zusammenhängenden  Maßnahmen  wird  die  Ausgestaltung 
des  Wohnungswesens  absolut  bestimmt.  Die  abnorm  tiefen  Grund- 
stücke können  zu  nichts  anderem  verwendet  werden  als  zu  Miets- 
kasernen mit  Hofwohnungen.  Jede  an<lere  Bauweise  ist  hier  ausge- 
schlossen, gleichviel  ob  man  den  so  parzellierten  Boden  verkauft,  ver- 
pachtet oder  verschenkt.  Auf  der  gleichen  Grundlage  sind  alle  weiteren 
Folgeerscheinungen  für  das  Wohnungswesen  aufgebaut.  Die  gleich- 
mäßig breiten  Straßen  —  25  bis  HO  m  Breite  für  Wohn-  und  Neben- 
straßen —  sind  so  angelegt,  daß  sie  ganz  allgemein,  unabhängig 
von  der  Lage  des  Grundstücks,  das  Recht  der  fünffachen  Ueber- 
bauung  schaffen.  Hierdurch  ent.steht  die  allgemeine,  künstliche 
Steigerung  des  Bodenpreises,  die  Bodenspekulation  in  ihrer  heutigen 
Form,  da  die  schematische  gedrängte  Bauweise  lediglich  die  Wirkung 
bat,  den  Bodenwert  entsprechend  zu  steigern  und  dieser  Mehrwert  bildet 
das  Objekt  der  sog.  Bodenspekulation. 

Die  Masse  der  Bevölkerung  ist  nun  vom  Grundbesitz  ausgeschlossen, 
der  einer  kleinen  Minderheit  als  Gegenstand  der  spekulativen  Aus- 
nutzung überwiesen  ist.  In  Berlin  verfügt  knajip  1  Prozent  der 
Bevölkerung  Ober  den  gesamten  Grundbesitz;  doch  auch  diese  wenigen 
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sind  nur  dem  Namen  nach  Besitzer;  in  Wirklichkeit  sind  sie  nur 
Hypothekenverwalter,  die  5  bis  10  Prozent  Anzahlung  auf  ihren 
Spekulationsbesitz  geleistet  haben  und  sich  in  prekäi'ster  Abhängigkeit 
vom  Hypothekenmarkt  befinden.  Die  Mieten  steigen  fortwährend,  zum 
Teil  ohne  jeden  Zusammenhang  mit  populationistischen   und  bautech- 
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Fig.  4.    Neuer  Berliner  Banblock  (Arbeiterviertel)  in  der  Bebauung  von  1902. 
M«fl«Ub  1.2000. 
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nischen  Vorgängen.  Die  Wohnverhältnisse  sind  in  sozialer,  politischer 
und  vvirtsdiaftliclier  Hinsicht  gleich  unbefriedigend.  Die  städtische 
Grundrente  endlich,  die  als  eine  Quelle  des  nationalen  Reichtums  er- 
schien, ist  die  größte  Last  für  die  Bevölkerung  geworden ;  denn  sie  besteht 
in  nichts  anderem  als  in  einer  erdrückenden  Verschuldung,  die  von 
der  Gesanitbevölkening  getragen  werden  muß.  Wiederum  aber  wie 
in  den  Zeiten  des  alten  Rom,  verweist  man  gegenüber  diesen  traurigen 
Zuständen  auf  die  drei  technischen  Leistungen  im  Städtebau,  die  teure 
Straßenprtasterung,  die  Wasserleitung  und  die  Kanalisation  (s.  ob.  S.  314). 
Wir  haben  in  den  voraufgehenden  Erörterungen  die  Grundlagen 
der  städtischen  Bauweise  in  Deutschland  in  ihrer  stufenweisen  Entwick- 
lung betrachtet.  Der  Aufschwung  der  Städte  im  zwölften  und  dreizehnten 
Jahrhundert  brachte  die  Aufteilung  des  Großgrundbesitzes  und  das 
bürgerliche  Kleinhaus;  die  Aufrichtung  Deutschlands  nach  dem  dreißig- 
jährigen Kriege  brachte  die  landesfürstliche  Bautätigkeit  und  den  plan- 
mäßigen Städtebau.  Der  politische  und  industrielle  Aufschwung  seit 
IS&)  brachte  die  moderne  Bauweise,  die  sich  in  zwei  Gebiete  scheidet: 
einerseits  das  kleinere  rheinisch-nordwestliche  Gebiet ;  andererseits 
das  von  Berlin  beeinflußte  Hauptgebiet,  in  dem  der  spekulative  Grund- 
besitz herrscht  und  nach  dem  wir  die  Wohnweise  in  Deutschland  all- 
gemein zu  beurteilen  pflegen.  Doch  dieses  spekulative  System  ist 
willkürlich  entstanden ;  es  hat  nicht  die  geringste  uatörliche  oder  ge- 
schichtliche Grundlage.  Wir  können  jede  einzelne  Maßregel  nachweisen, 
auf  der  es  beruht,  jede  Wirkung  verfolgen,  die  es  ausübt;  es  ist  durch 
administrative  Maßnahmen  geschaffen  und  wird  durch  die  gleichen 
künstlichen  Mittel  festgehalten. 


Zweiter  Abschnitt. 
Wohn  uiigsstatistlk. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Bodenfläche. 

Im  Gegensatz  zu  der  entwickelungsgeschichtlichen  Betrachtung  des 
voraufgehenden  Abschnittes  soll  die  Wohnungsstatistik  ein  zuständliches 
zahlenmäßiges  Bild  des  Wohnungswesens  geben.  Daß  dieses  Bild 
kein  allgemein  vollständiges  sein  kann,  bedarf  kaum  der  Hervor- 
hebung. Die  Statistik  kann  die  Dinge  nur  erfassen,  insoweit  sie 
unter  eine  zahlenmäßige  Einheit  zu  bringen  sind;  dies  ist  aber  bei 
dem  Wohnungswesen  nur  in  beschränktem  Maße  der  Fall.  Die  Zu- 
stände, die  den  Kernpunkt  der  Wohnungsfrage  ausmachen,  sind  vielfach 
durch  Zahlen  überhaupt  nicht  oder  nicht  genügend  darzustellen ;  hier 
kann  nur  die  beschreibende  Einzeluntersuchung  den  nötigen  Auf- 
schluß geben.  Gleichwohl  ist  das  Gebiet  der  statistischen  Bearbeitung 
im  Wohnungswesen  ein  außerordentlich  großes  und  wichtiges;  eine 
Reihe  der  bedeutsamsten  Erscheinuugen  sind  nur  vermittelst  der 
statistischen  Methode  festzustellen  und  zu  erklären. 

Allerdings  treten  gerade  im  Wohnungswesen  neben  den  Vorzügen 
iler  statistischen  Methode  auch  gewisse  Mängel  besonders  scharf  hervor. 
Die  Fälle  eines  unwissen.schaftlichen  Gebrauches  der  Zahlen  sind 
hier  nicht  selten.  Zu  erwähnen  ist  insbesondere  die  einfache  Sum- 
mierung  von  Zahlen,  denen  es  an  jeder  inneren  und  sachlichen  Ein- 
heit fehlt;  ferner  die  beliebte  Vergleiehung  von  Zahlen,  die  auf  gänz- 
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ich  unvergleichbaren  und  verschiedenen  Grundlagen  beruhen ;  endlich 
Jäle  Ermittelung  von  „Durchschnittsziffern''  für  Dinge,  deren  Eigen- 
[heit  lediglich  in  der  Spezialisierung  besteht.  Die  Aufstellung  solcher 
Vergleichsziffern  und  Durchschnittsziffern  hat  vielfach  zu  unzutreffen- 
den Ergebnissen  in  der  Wohnungsstatistik  geführt.  Insofern  in  den 
nachfolgenden  Tabellen  die  mitgeteilten  Zahlen  eine  verschiedenartige 
Bedeutung  besitzen,  habe  ich  in  den  textlichen  Erläuterungen  ver- 
sucht, darauf  hinzuweisen. 

Wir  teilen  unsere  Darlegung  in  zwei  Kapitel,  deren  erstes  die 
BodenÜäche  bez.  den  unbebauten  Boden,  und  deren  zweites  den  be- 
bauten Boden   behandelt. 

Von   großer  Bedeutung  wäre  es,   den  Umfang  desjenigen  Grund- 
besitzes der  Stadtgenieinden  kennen  zu  lernen,  der  für  den  Wohnungs- 
bau in  Betracht  kommt.     Die  Notwendigkeit,  .sich  im  Gebiet  der  Stadt- 
erweiterung einen  entsprechenden  Anteil  an  dem  unbebauten  Gelände 
Izu   sichern,   ist    für    die   Stadtgemeinden    heute   allgemein   anerkannt. 
Leider    besitzen    wir  keine    näheren    Angaben    über   den   Itebauungs- 
föbigen    Grundbesitz    der   Stadtgemeinden.      Die    folgende   Tabelle  1 
zeigt   nur  den  Grundbesitz  der  Stadtgemeinden  im  ganzen. 
Tabelle  1  •). 
Fl&ohe  des  Grundeigentums  der  Stadtgemeinden  (in  ar) 
im  Jahre   J8yi)*/!9()ü. 


Städtiwhe  Grund- 

Städtische Grund- 

^^            Stidte 

stücke 
iDDerhal})    außerhalb 

Städte 

stücke 
innerhalb  |  außerhalb 

des  Htsdtlipzirk« 

des  Stadtbezirk« 

Aachen 

128035 

7690 

Hamburg*) 

240979 

284637 

Altena 

272»3 

6623 

Hannover 

.4to79 

62045 

^^Augaburg«) 

^■Barmen*) 

^Berlin 

99323 

12404 

Karlsruhe  i.  B.*) 

15504 

■0233 

3882 

9000 

Kiel') 

5G219 

23124 

5S2II 

1283447 

Köln  a.  Rh. 

45373 

220 

Bochum 

4684 

1068 

Krefeld 

8579 

4781 

Breslau 

69292 

443198    ] 

Leipzig*) 

184020 

156200 

Charlotten  bürg 

6541 

36141    j 

Lie^nitz 

22938 

209881 

Danzig 

2 '334 

282753    ( 

Mainz 

16663 

— 

Dortmund 

33257 

120211    1 

Mannheim*) 

163129 

1008 

Drenden') 

19779 

27402    1 

München*) 

■33941 

198 105 

Düeseldorf 

42500 

3000    ^ 

Plauen  i.  V. 

36198 

56904 

I>ui8burg 
H^lbeHeld 

63065 

— 

Po»en 

7437 

2399 

6474 

24225 

Potsdam 

7057 

1409 

^Krfurt*) 

20161 

17311 

Stettill 

"7515 

469475 

^■Edsen 

10755 

18138 

Straüburg  i.  E. 

48120 

216264 

Frankfurt  a.  M. 

399 > 02 

23815 

Würzburg*) 

29990 

13500 

Görlitz 

14412 

3077738 

Zwickau*) 

34>55 

33303 

Halle  a.  S. 

21510 

84886 

•)  Aus  dem  Statistischen  Jahrbuch  Deutscher  Städte,  herausgegeben  von  Dr.  M. 
Neefe.    X.  Jahrg.  Breslau  lfKJ2. 

Ein  genauerer  Rückschluß  auf  die  städtische  Bodenpolitik  und 
auf  die  für  den  Wohnungsbau  verfügbare  Fläche  an  städtischem  Grund- 
besitz läßt  sich  aus  dieser  Tabelle  nicht  ziehen.  Die  Ziffern  geben 
den  Gesaratbestand  des  städtischen  Grundbesitzes;  sie  umschließen 
demnach  vor  allem  die  bebauten  (Jrundstücke,  deren  jede  Stadt- 
gemeinde für  die  Zwecke  der  Verwaltungsgebäude,  der  Schul-  und 
Krankenhausbauten  u.  s.  w.  eine  erbebliche  Anzahl  besitzt.    Ferner  ist 
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in  den  Zitfern  lierjenige  Grundbesitz  enthalten,  der  für  die  Bebauung 
überhaupt  nicht  in  Betracht  koninit;  so  in  Berlin  die  Rieselfelder,  die 
den  grölSten  Teil  des  außerhalb  des  Stadtbezirks  ^'elegenen  städtischen 
Grundbesitzes  ausmachen.  —  Mit  Bezug  auf  die  städtische  Bodenpolitik 
ist  aus  anderweitigen  Mitteilungen  bekannt,  daß  die  Stadtverwaltungen 
von  Frankfurt  a.  M..  Altoiiu  und  Mannheim  über  einen  erheblichen  Be- 
stand an  Baugelände  im  Stadterweiterungsgebiet  verfügen.  Es  wäre 
von  allgemeiuem  Wert,  wenn  der  Umfang  des  in  städtischem  Besitz 
betinditchen  eigentlichen  Baulandes  zahlenmäßig  festgestellt  würde. 

Auf  der  deutschen  St&dteauBstellung  Dresden  l'M3  war  eine  gra- 
phische Darstellung  des  gemeindlichen  Grundbesitzes  deutscher  Städte 
ausgestellt,  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  Bleicher  (No.  1768  des  Kata- 
logs). Die  einzelnen  Tafeln  gaben  eine  orientierende  Uebersicht  des  Dm- 
fangs  und  der  Zweckbestiinmiuig  der  in  städtischem  Grundbesitz  befind- 
lichen Grundstücke.    (Vgl.  auch  unten  IV.  Abschn.,  Ziffer  7.) 

Tabelle  2  zeigt  die  innerhalb  des  Stadtgebietes  gelegenen  öiTent- 
liclieii  Park-  und  Schuiuckanlagen  in  47  deutscheu  Städten. 

Die  Parks  und  Anlagen  der  Städte  sind  zum  weitaus  überwiegen- 
den Teil  Schöpfungen  der  älteren  Zeit.  Teils  handelt  es  sich 
um  landesfürstliche  Gärten,  die  der  öffentlichen  Benutzung  freigegeben 
wurden  (Berlin,  Dresden,  Kassel,  Hannover,  Stuttgart  u.  a.j,  teils  um 
ehemalige  Stadtwülle,  die  in  Anlagen  umgewandelt  wurden  (Hamburg, 
Frankfurt  a.  M.,  Breslau  u.  a.),  teils  um  alten  Gemeindebesitz  (Geineinde- 
läudereien).  In  der  jüngsten  Zeit  hat  die  Anlage  ört'entlicher  Plätze 
dagegen  in  den  meisten  Großstädten  in  keiner  Weise  mit  der  raschen 
Volksvermehrung  Schritt  gehatteii.  Die  Zahl  der  Städte,  die  neuer- 
dings ftifentliche  Parks  angelegt  haben,  ist  verhältnismäßig  gering. 
Insbesondere  aber  fehlt  es  an  Freigärten  und  an  Spielplätzen  für  die 
Kinder.  Das  Spielen  auf  den  Höfen  ist  den  Kindern  meist  verboten. 
Die  Kinder  sind  deshalb  im  wesentlichen  auf  das  Spielen  in  den  Straßen 
augewiesen.  Von  allen  anderen  Unzuträglichkeiteu  abgesehen,  erfolgen 
hienlurch  häufige  Unglücksfälle,  indem  spielende  Kinder  unter  das 
Straiien fuhrwerk  geraten. 

Von  hoher  Bedeutung  für  die  Wohnungsfrage  ist  es,  den  Wert 
des  unbebauten  Bodens  festzustellen.  Für  die  Statistik  des  unbebauten 
Bodens  ist  das  vorhandene  und  verwendbare  Material  jedoch  nur  ein 
sehr  dürftiges,  wie  dies  aus  sachlichen  Gründen  nicht  anders  möglich 
ist.  Der  Wert  der  städtischen  Grundstücke  ist  ein  so  verschiedener, 
daß  jede  DurchschnittsziHer  hier  nur  irreführend  wirken  würde.  Ist 
ferner  ein  (irundstück  einmal  mit  einem  Gebäude  besetzt,  so  ist  es 
selbst  im  Einzelfall  schwierig,  den  Bodenwert  genau  zu  bestimmen. 
Allerdings  läßt  sich  auch  für  die  mit  Gebäuden  besetzte  Fläche  der 
Wert  des  nackten  Bodens  berechnen,  indem  man  den  (Jebäudewert 
in  Abzug  bringt.  Indes  abgesehen  von  den  äußeren  Mängeln  einer 
solchen  Methode,  ist  das  Ergebnis  für  das  Wohnungswesen  schon  um  des- 
willen unverwendbar,  weil  die  hochwertigen  G  eschäft  sgr  und- 
stflcke  zunächst  ausgeschieden  werden  müßten,  die  für  die  Wohn- 
lagen nicht  oder  nicht  unmittelbar  maßgebend  sind. 

Ich  muß  mich  deshalb  darauf  beschränken,  aus  meinen  Unter- 
suchungen einige  Einzelziffern  mitzuteilen.  Es  handelt  sich  hierbei 
nur  um  Preise  für  Gelände,  das  für  Kleinwohnungen  Verwen- 
dung findet;   die  Preise  für  vornehme  Wohnungen  und  Geschäfts- 
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Tabello  '!•). 
Oeffentliche  Park-,  Garten-  und  Schmuckanlagen. 


Von  den 

im  Htodtgebtet  liegenden  An- 

lagen  ü 
des 

icr  T)  ar  waren  im  Eigentum 

StfiHte 

der             von             zu- 

y taste« 

Stadt      Privaten     »am  man. 

Fläche'  in   ha 

Aai'heu 



43 

43 

Altoua 

— 

18 

— - 

18 

Aufp^burg 

— 

i9 

— 

29 

Rornien 

— 

26 

— 

26 

Berhn 

z8i 

'54 

10 

445 

Ik>chuiD 

— 

18 

— 

)8 

BrauDDchwcig 

24 

13 

22 

59 

Bremen 

5> 

'37 

188 

Breslau 

6 

102 

108 

Cassel 

t67 

16 



•83 

Charlottpiiburg 

69 

■  0 

43 

122 

Chemnitz 

0,6 

36 

26,S 

Orefeld 

13 



13 

Dortmund 

— 

105 

— 

105 

Dresden 

190 

27 

— 

»«7 

Duisburg 

'7 

— 

«7 

Daiseldorf 

7 

76 

20 

103 

Erfurt 

? 

20 

— 

y 

E««cn 



10 



IG 

Frankfurt  a.  M. 

_ 

32 

, 

32 

Frankfurt  a.  O. 



20 



30 

Freiburg  i.  B. 

12 

— 

13 

Görlitz 

60 

— 

60 

Balle  a.  S. 

9 

20 



29 

Hamburg 

111 

— 

— 

111 

Hannover 

60 

86 

76 

233 

Kart.irubG  i.  B. 

— 

9 

9 

Kiel 

6 

26 

. 

31 

KoUi  a.  Kb. 

35 

4' 



76 

Königsberg  i.  Pr. 

6 

10 

2 

18 

Leipzig 

— 

196 

— 

196 

Li^initz 
Lübeck 

z 

50 
27 

— 

50 

*7 

Magdeburg 

i? 

224 

— 

'Si 

Mainz 

— 

18 



18 

Mannhein) 

y 

7 



f 

Metz 



5 



5 

München 

II 

113 

306 

429 

N'ürnlterg 

I 

36 

37 

Plauen  i.  V. 



_ 

Posen 

3 

6 

. 

9 

Potadam 

3 

4 

>3' 

«37 

Spandau 



6 

6 

Straüburg 

.0 

33 

— 

43 

Stuttgart 

61 

4 

I 

66 

Wiesbaden 



29 



*9 

Zwickau 

— 

»9 

— 

29 

•)  Aus  dem  Btatistifichen  .Jahrbuch  Deutscher  Städte,  hentii8g^;eben  von  Dr.  M. 
Neefe,  VL  Jahrg.,  Breslau  1807. 

lagCD  kommen  für  uns  nicht  in  Frage.  Die  hier  angegebenen  Preise 
beziehen  sich  im  übrigen  auf  Bezirke,  in  denen  die  Bautätigkeit  bereits 
im  Gange  ist,  also  nicht  auf  neu  erschlossenes  oder  abgelegenes 
Gelände. 
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Uebersicht  von  Baustellenpr eisen  für  Kleinwohnangen. 

Berlin:  Bessere  Lagen  bis  150M.  der  Quadratmeter ;  auf  teurerem 
Boden  werden  kaum  mehr  Arbeiterwohnungen  gebaut.  —  Günstige  Lagen 
innerhalb  der  Ringbahn  (Verbindungsbahn)  80—90  M.  der  Quadrat- 
meter. Außerhalb  der  Ringbahn  in  den  angrenzenden  Vororten  mit 
Mietskasernen  bebau  ung  70 — (iO  M. 

Hamburg:  Hammerbrook,  Billwürder  60—50  M. 

München:  Außenbezirke,  günstige  Lagen,  90— 95  M.,  im  all- 
gemeinen 50  M. 

Leipzig:  Außenbezirke  40  M. 

Düsseldorf:  Kleinwohnungsbezirke  30 — 40  M. 

El  b  er  fei  d:  Günstige  innere  Lage  35  M.,  Außenbezirke  20  bis 
25  M.,  landhausniäßige  Bebauung  25  M. 

Bremen:  Günstigst  gelegene  Bezirke  30  M.,  mittlere  Lage  20 
bis  24  M.,  Außenbezirke  und  Vorstädte  12— 15M.  der  Quadratmeter. 

Angefügt  seien  hier  noch  einige  Bau  stellenpreise  für  den 
gemeinnützigen  Wohnhausbau,  die  im  allgemeinen  wesentlich 
niedriger  sind  als  die  im  spekulativen  Bodengeschäft  gezahlten: 

Aachen:  11  —  45  M. 

Barmen:  3  —  15  M. 

Bonn:  10  M. 

Danzig:  13'/,— 17'/,  M. 

Düsseldorf:  22-  40  M. 

Elberfeld:  7Vj— 16  M.  bis  20 

Köln:  Innenstadt  95,  05,  'M)  M. 


M. 

Außenbezirk 


15—5  M. 


Hamburg:  15' 


/■i. 


36V,o  M. 


-18  M.,   Karls- 


Berlin:  Außenbezirke  42—45  M. 

Berliner  Villenkolonien   Schlachtensee    II- 
horst  8'/.j  M.  der  Quadratmeter. 

Einheitliche  statistische  Zittern  lassen  sich  hier  nicht  geben.  Im 
allgemeinen  ist  zu  bemerken,  daß  die  Bodenpreise  weitaus  am  höchsten 
stehen  in  den  Großstädten  mit  Mietskasernensystem,  vor  allem  in 
Berlin ;  am  niedrigsten  dagegen  in  den  Großstädten  mit  dem  System 
des  Kleinwohnungsgebäudes  (Dreifensterhaus).  Das  Verhältnis  zwischen 
beiden  Bausystemen  läßt  sieb  etwa  dahin  präzisieren,  daß  in  gleich- 
wertiger Stadtlage  der  Bodenpreis  sich  bei  Kleinhausbebauung  gegen- 
über der  Mietskasernenbebauung  etwa  verhält  wie  3 : 5.  Zugunsten 
des  Kleinliaussystenis  ist  hierbei  weiter  zu  beachten,  daß  die  Baustelle 
ganz  oder  in  der  Hauptsache  aus  Vorderland  besteht,  und  daß  sich 
hier  die  Bodenpreise  nach  Verwendungszweck  und  Lage  genau  diffe- 
renzieren. Bei  der  Mietskaserne  dagegen  besteht  das  Grundstück  zur 
Hälfte  bis  zu  '■'/,  aus  Hofland  (Hinterland),  das  ebenso  hoch  wie  das 
Vorderlaud  bezahlt  werden  muß.  Die  künstliche  Verkoppelung  von 
Baugelände,  das  einen  ganz  verschiedenen  Wert  hat  —  Bauland  für 
herrschaftliche  Wobnungen  und  für  Kleinwohnungen  —  ist  wieder  ein 
Hauptfehler  der  Mietskaserne.  Eine  genaue  Differenzierung  der  Boden- 
preise ist  hier  nicht  inüglich.  Das  Hinterland  rier  Hofwohnungen  m  u  ß 
ebenso  teuer  bezahlt  werden,  wie  das  Vorderlaud  an  der 
Straße,  wo  die  besseren  Wohnungen  stehen ;  ein  Umstand,  durch  deD 
der  Bau  von  Arbeiterwohnungen  weiter  verteuert  wird. 
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Zweites  Kapitel. 
Der  bebaute  Boden. 

§  1.  Haus  form  und  Wohnungsproduktion. 

Das  Hauptgebiet  der  Wohnungsstatistik  ist  der  bebaute  Boden. 
Die  erste  Ziffer,  die  uns  ein  allgemeines  Bild  von  dem  Stande  des 
Wohnungswesens  gibt,  ist  die  sogen.  Behausungsziffer,  eine  für 
die  Beurteilung  der  Wohnverhältnisse  besonders  bedeutsame  Zahl;  sie 
zeigt  an,  wieviel  Bewohner  in  dem  einzelnen  Grundstück  untergebracht 
sind,  welche  Hausform  in  einer  Stadt  vorherrscht,  wie  die  Boden- 
parzellierung ist  und  wie  sich  diese  Verhältnisse  an  den  einzelnen 
Zälilperioden  entwickeln.  Man  sollte  nun  denken,  daß  für  eine  ebenso 
einfache  wie  wichtige  Feststellung  das  genaueste  Material  zur  Ver- 
fügung stände.  Dies  ist  indes  keineswegs  der  Fall.  In  Preußen  ist 
nach  den  Vorschriften  für  die  Gebäudeaufnahme,  die  jeweils  mit  der 
Volkszählung  verbunden  wird,  als  ein  besonderes  Gebäude  zu  rechnen 
^'edes  Gebäude,  das  von  nebenstehenden  durch  eine  vom  Dache  bis 
zum  Keller  reichende  Trennungswand  geschieden  isf.  Ein  Wohnhaus, 
das  unter  einem  Dache  liegt  und  eine  untrennbare  Einheit  bildet,  wird 
demnach  als  zwei  Gebäude  gezälilt,  sobald  eine  Haupt  wand  in  voller 
Bauhöhe  hindurchgeht,  wie  dies  bei  tiefen  Grundstücken  stets  der 
Fall  ist. 

Für  die  Wohnungsstatistik  ergeben  sich  hierdurch  ganz  unrichtige 
und  unvergleiclibare  Zahlen.  Jede  Mietskaserne  erscheint  jeweils  als 
—  zwei  Gebäude,  da  zwischen  Seitenflügel  und  Quergebäude  aus  bau- 
technischen Gründen  stets  eine  Hauptwand  durchgeführt  wird.  Für 
die  Städte,  in  denen  das  Massenmietshaus  die  regelmäßige  Bauform 
bildet,  zeigt  die  Statistik  demnach  eine  Ziffer,  die  schlechtweg  falsch 
und  um  etwa  die  Hälfte  zu  groß  ist.  Um  welche  statistischen  Wider- 
sprüche es  sich  hier  handelt,  mag  ein  \'ergleich  der  Ziffern  dartun, 
"wie  sie  für  Berlin  einerseits  nach  der  sogenannten  Gebäudczählung, 
andererseits  nach  der  von  dem  Berliner  statistischen  Amt  geführten 
Grundstücksstatistik  veröffentlicht  werden.  Nach  der  sogenannten 
Gebäudezählung  sollte  Berlin  im  Jahre  IIKXJ  37  727  ,,bewohnbare 
Wohnhäuser"  besitzen ;  nach  der  Statistik  des  Berliner  stati.stischen 
Amts,  das  die  tatsächliche  Einheit  des  bebauten  Grundstückes  zählt, 
■waren  nur  254!"HJ  Hausgrundstücke  (einschließlich  997  unbewohnter) 
■vorhanden.  Die  Behausungsziffer  beträgt  für  Berlin  im  Jahre  HKK) 
nach  der  Gebäudezälilung  ö(J,07  Personen  für  ein  Wohngebäude;  in 
Wirklichkeit  stellt  sie  sich  auf  nicht  weniger  als  77,00  Personen. 
Ebenso  unrichtig  sind  die  Ziffern  für  Charlottenburg,  wie  überhaupt 
für  jede  Stadt,  in  der  das  tiefe,  mit  Hofwohnungen  versehene  Grund- 
stück stärker  vertreten  ist.  Zu  welchen  paradoxen  Ergebnissen  diese 
Statistik  führt,  zeigt  sich  noch  daraus,  daß  nach  der  Gebäudezählung 
die  Behausungszitl'er  in  Berlin  in  dem  .lahrzehnt  1X90-1900  von  52,5 
auf  50,07  Personen  zurückgegangen  ist,  in  Wirklichkeit  dagegen 
hat  sie  sich  in  diesem  Zeitraum  von  72,87  auf  77,00  Personen  e  r  h  ö  h  t. 

Zu  wohnungspolitischen  Untersuchungen  sollten  deshalb  die 
Ziffern  der  Gebäudezählung  nur  mit  Vorsicht,  zur  Anstellung  von 
Vergleichen  unter  Städten  verschiedenen  Bausystems  dagegen  nur  mit 
wesentlichen  Einschränkungen  benutzt  werden.  In  einer  Stadt,  in  der 
das  kleine  Grundstück  vorherrscht  und  die  Hofwohnung  als  System 
fehlt,  weicht  das  Ergebnis  der  Gebäudezählung  nicht  allzusehr  von  den 


^^^H                                                                                        ^^H 

^^^^H            wirklichen  Verhältnissen  ab.    Wo  aber  das  Massen mietshans  die  regel- 

^^^^1            mäßige  Bauforra  ist,  gehen   die  Zittern   der  Gebäudezählung  ein  voU- 

^^^^B            ständig  unrichtiges  Hikl. 

^^^H                   Die  beifolgende  Tabelle  'S  zeigt  für  M  deutsche  Städte  von  mehr 

^^^^H            als  lOOiXlO  Bewohnern  die  Einwohnerzahl,  die  Zahl  der  Wohngebäude 

^^^^H            und   die  Behausungszitfer.     Die  Reihenfolge   der  Tabelle   beginnt   mit 

^^^^H            der  niedrigsten  Behausungsziffer.    Zuverlässig  sind  (nach  unseren  vor- 

^^^^H            aufgehenden    Bemerkungen;   die  Ziffern   für   die  Städte,   in  denen  das 

^^^H            Kleinhaus   vorherrscht,   d.  i.  etwa  bis  No.  14  Düsseldorf;  ferner  die 

^^^H                                                                              TalH-llt« 

^^^^^B                       Wohngebäude  und  Beb  auKuugs  ziffe  rn   1895/1900. 

Stadt 

Einwohner 

Wohngebände 
1895       1       19<J0 

Auf  1  Geb.  Einw.       H 

1900 

1895     1      19U0          ■ 

^^^^H                                                                        1— lü  Buwohuer                                                            H 

^^^^H                 1  1  Breroea                    |       163297     {                      |         20836    |       —       |                      ■ 

^^^H                                                                  b)  10—20  Bewohner                                                           | 

^^^1 

Crefeld 

106893 

7  575 

7656 

14,»» 

<3.»«          ■ 

^^^H 

Köln 

372529 

Z2  300 

23548 

14,78 

(S,H>             ■ 

^^^H 

Straßburg 

151  041 

— 

1S901 

— 

16,97         ■ 

^^^H 

Aai'.hen 

■35245 

6494 

7  755 

17,S0 

■ 

^^^H 

Brauuschweig 

12»  226 

7  103 

— 

i8,o»^^H 

^^^H 

Banucn 

141944 

7063 

7  733 

i8,«i 

i8.SC^H 

^^^1 

Frankfurt  a.  M. 

228989 

13287 

IS  449 

17,8» 

«8,71  ^^M 

^^^H 

I-issen 

118  862 

5710 

6347 

i6,su 

18,73      ■ 

^^^H 

Elberfeld 

156966 

7S35 

8318 

i8,a6 

l8,8T^^H 

^^^H 

Altena 

161  501 

7615 

8289 

20,1S 

I9.«I^^H 

^^^H 

Nürul)erg 

261  081 

'3  394 

— 

19.«  «^^H 

^^^H 

Dortmund 

'42733 

5  9" 

7  186 

19,09 

I9.«^^H 

^^H 

Diifiseldorf 

213711 

9506 

10687 

18,«» 

»o,o^/^^^M 

^^H                                         c) 

—30  Bewohner                                                         ^ 

^^^L 

üanzig 

140  563 

6217 

691 1 

31,08 

20,S4.^^H 

^^^H 

Hannover 

23s  649 

10939 

"  573 

I9,«T 

*o,s«s^^H 

^^^^r 

Haue  a.  8. 

156609 

5812 

75>8 

20,1s 

20,8i^^H 

^ 

Stuttgart 
Mannheim 

176699 

8390 

— 

V 

^H^ 

141  131 

— 

6370 

— 

_■ 

^^^K 

Hamburg 

705  738 

— 

30  269 

— 

>3,>«SH 

^^^V 

Kiel 

107  977 

4084 

4527 

21,8« 

21,S»^^H 

^^^^ 

Castiel 

106034 

3461 

4  260 

23,96 

24,8»        H 

^H 

Leipzig 

456  124 

16381 

— 

■ 

^H 

Dresden 

396  146 



13817 

— 

2g,tiS              ■ 

^H 

München 

499  932 

— 

17307 

— 

28,k9              ■ 

^H                                                                           d)  30—40  Bewohner                                                         ■ 

^H 

Chemnitz 

206913 



6  866 



30,14              ■ 

^H 

Königsberg 
Magdeburg 

189483 

5981 

5843 

30,«9 

32,4*              ■ 

^H 

229667 

6899 

6995 

32,81 

32.83              ■ 

^H                       29 

Stettin 

210  70z 

5249 

5467 

30,0« 

38,^4              ■ 

^H 

Po«en 

117033 

1936 

2992 

39,<« 

30.1*              ■ 

^H                                                                           ej  40—50  Bewohner                                                           ■ 

^H                      31 1  BresIaD                   |       422709    |          99S1    |         10386    |     38,4»    |     40.10         1 

W                                                                               f)  über  60  Bewohuer                                                         | 

^^                      32  Charlottenburg 

189305 

-           »ca.  3  150 

-             «60,07            ■ 

^H                       33    Berlin 

I  888  848 

•23595           *  25  490 

•71,16        •77.00          ■ 

^^M                             •)  Wegen  de»  Begriffs  „Wohngebftude'-  vgl.  oben  den  Text.    Die  mit  *  bezeich-     H 
^^H                       neten  Ziffern  aind   berichtigt.  —  Die  übrigen  Ziffern  «ind  ziisaiiimengcstellt  aus  dem      H 
^^H                       Statistischen  Jahrb.  deutscher  Stjidte  189»,  S.  16,    und    den    Mitteilungen   des  Bre-      ™ 

^^H                      mischen   ■Stati'^tiMchcn   Aiute»  1!I02,  No.  2.     Für  München  ergiebt  die  Behausungs- 

^^H                       Ziffer  mich  „Anwesen"  34,4  Einwohner. 

^k                                                                                                                                                     ^^1 
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No.  33  Charlottenburp;  und  No.  34  Berlin,  deren  ZifTern  hier  nach 
den  Zählungen  lier  beiden  städtestatistischen  Aeuiter  berichtigt  sind. 
Nur  mit  erheblichen  Einschränkungen  benutzbar  sind  dagegen  die 
höheren  Ziffern  etwa  von  No.  15  ab;  hier  müssen  wir  überall  für 
das  Wohngebäude    eine   wesentlich   höhere  Behausungsziffer  ansetzen. 

Die  Tabelle  ist  eingeteilt  in  5  Gruppen.  Eine  besonders  günstige 
Stellung  nimmt  Bremen  ein  mit  7,84  Bewohnern  auf  ein  Grundstück. 
Hier  hat  sich  das  Kleinhaus  auch  für  die  mittleren  und  unteren 
Schichten  der  Bevölkerung  gehalten.  Die  bemerkenswerteste  Gruppe 
ist  die  zweite,  die  die  BehausungsziH'er  von  10 — 20  Bewohnern  um- 
faßt. Die  Zusammen.stellung  zeigt  uns,  welche  groben  Irrtümer  über 
die  Ursachen  der  schlechten  Wohnungszustände  verbreitet  werden. 
Es  ist  eine  häutig  vorgebrachte  Annahme,  daß  die  Festun  gs- 
eigen  Schaft  der  Städte  eigentlich  schuld  sei  an  der  unbefriedigen- 
den Gestaltung  unserer  Wohnverhältnisse.  Die  Behauptung  wird 
durch  unsere  Tabelle  in  bündigster  Weise  widerlegt.  Ziendich  an 
der  Spitze  unserer  Liste  mit  den  günstigsten  Ziffern  steht  Cöln,  das 
seit  7  Jahrhunderten  Festung  ist  (s.  oben  S.  Sit»);  als  nächstes  folgt 
Straßburg,  das  seit  ebenso  langer  Zeit  befestigt  ist.  Gerade  unsere 
stärksten  und  ältesten  Waffenplätze  nehmen  demnach  eine  der  besten 
Stellungen  in  der  Uste  ein.  Den  Schluß  mit  den  schlechtesten  Ziffern 
bilden  dagegen  die  Städte  Berlin  und  Charlottenburg,  die  teils  niemals, 
teils  nicht  seit  ihrer  neueren  Entwickelung  Festungen  gewesen  sind. 
Ihnen  zunächst  steht  —  mit  einer  unberichtigteu  Ziffer,  die  tatsächlich  er- 
lieblich  höher  anzusetzen  wäre  —  Breslau,  dessen  großstädtisches  Wachs- 
tum ebenfalls  keinerlei  Beziehungen  zu  der  Periode  vormaliger  Befesti- 
gung hat.  Wir  werden  späterhin  sehen,  daß  auch  die  Höhenausnutzung 
des  Bodens  in  den  offenen  Städten  außerordentlich  viel  stärker  ist 
als  in  den  Festungsstädten.  Mit  der  überlieferten  Festungseigenschaft 
unserer  Städte  sind  also  die  Wohnverhältnisse  in  keinen  allgemeinen 
oder  systematischen  Zusamnienhaug  zu  bringen. 

Nach  einer  anderen  Richtung  aber  bedarf  die  Gruppe  2  unserer 
Tabelle  noch  der  näheren  Betrachtung ;  diese  Gruppe  ist  nämlich  die 
unserer  großen,  rasch  und  gewaltig  anwachsenden  Industriestädte. 
Hier  stehen  Crefeld,  Aachen,  Barmen,  Essen,  Elberfeld,  Dortmund, 
Düsseldorf;  sie  zeigen  die  besten  Ziffern.  Die  günstigen  Zu- 
stände beziehen  sich  hier  indes  keineswegs  bloß  auf  die  Behausungs- 
ziffer ;  sondern  in  allen  Einzelheiten ,  nach  Mietpreis,  Wohnungsgrund- 
riß,  VVobnforra,  Besitzstand  haben  jene  Städte  die  befriedigendsten 
Wohnverhältnisse   unter   den  deutschen  Großstädten  aufzuweisen. 

Es  zeigt  sich  hier,  wie  vollständig  irrtümlich  und  verfehlt  die  Be- 
hauptung ist,  das  Anwachsen  der  Industrie  sei  an  unseren 
schlechten  Wohnverhältnissen  schuld  ;  das  gerade  Gegenteil  ist  der  Fall. 
Die  Industriestädte,  die  sich  eine  tüchtige  kommunale  Verwaltung  und 
eine  den  Anforderungen  des  Kleinwohnungsbaues  entsprechende  Bau- 
weise bewahrt  haben,  weisen  die  beste  Gestaltung  des  Wohnungs- 
wesens auf.  Während  der  letzten  Jahre  sind  aus  anderen  Gegenden 
Deutschlands  und  ohne  jeden  Zusammenhang  mit  der  industriellen 
Entwickelung  die  bekannten  neueren  Erscheinungen  —  schematische 
Bauweise,  Bodenversehuldung  —  in  die  Industriebezirke  vorgedrungen ; 
es  sind  dies  —  wie  z.  B.  die  Einführung  des  preußischen  (Jrundbuchs 
administrative  Einrichtungen,   deren   sich   der  einzelne 

leu  die   Industriestädte 


—   allgemeine 

Bezirk   nicht  erwehren   kann.     Gleichwohl 
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EBERSTADT, 


Tnbplle  4*). 

Prozentuale  Verteilung  der  bewohnten  Grundetficke 

in  Berlin. 


Znhl  der 

Wohniiögcn 

eines  Grd«teb>. 

1875 

1880 

1885 

1890 

1895 

Ende  Oktober 

1900 

1/5 

24.1 

31,0 

iq.a 

16, a 

16,0 

14.« 

6/10 

»3>* 

2  2,a 

19.6 

«7,6 

17,» 

«5.« 

HB 

34,8 

34.6 

34.S 

33,» 

33.0 

3',« 

21^ 

12,8 

"4,9 

16,9 

18,» 

19.» 

20,0 

31/40 

3,8 

4,' 

6,s 

7,8 

8,» 

10,9 

41/50 

0,9 

1,3 

2,X 

3,0 

3,» 

5." 

über  50 

o,a 

0,7 

I,S 

1,9 

2,1 

2,9 

Zahl  der 

Bewohner 

1875 

1880 

1885 

1890 

1898 

Ende  Oktober 
1900 

eine«  Grdst<-kf>. 

1/10 

7,» 

7,4 

6,7 

5.7 

5>B 

5.8 

11,-20 

10,6 

9,v 

8,» 

7.7 

7,7 

7.» 

21/50 

33,' 

32.1 

29,* 

27,« 

28,« 

26,« 

51/100 

34,7 

35. s 

35.« 

36,. 

35.« 

34.8 

ioi/;ioo 

}  '3.» 

14,9 

18,8 

22,* 

22,« 

24,9 

über  300 

o,s 

0,« 

0,5 

o,& 

o,e 

*)  ürundstQckBaufDahme  Ende  Oktober  1000,  herausgegeben  von  dem  Btatudschoi 
Amt  der  Stadt  ßerUn,  löOe.    S.  IV. 


TabeUe  &•). 

Die    Haustypen    und    die    Verteilung    der    Bevölkerung  in 

Elberfeld  (1900) 


Das  Gebäude 
enthält 
Haus- 
haltungen 


10 


11 


12 


13 


14 


15 


Zahl  der 
vurhandeaen 

Gebäude 

eine«  jeden 

Typus 

Zahl  der 

Haus- 
haltungen  in 
jedem   Haus 

typus 

Prozentanteil 
der  Haus- 
haltungen 


2369 


1269 


6,t8 


"39 


2278 


6,si 


912 


2736 


7,8» 


964 


3856 


II, Ol 


668 


3340 


9,S» 


524 


3«44 


9.00 


499 


3493 


10,00 


407 


3256 


9,si 


396 


3564 


tO,19 


27* 


2720 


7.77 


»35 


•485 


4,«» 


948 


2,71 


53 


689 


I,B7 


378 


1,08 


18 


270 


0,77 


30 


53« 


1,61 


21 


o,««l 


*)  Aus  Eberstadt,  Rheinische  Wohnverhältnisse  und  ihre  Bedeutung  für  das 
Wohnungswesen  in  Deutschland,  p.  61, 
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noch    immer   den  verhältnismäßig   günstigsten  Stand  des  Wohnungs- 
wesens. 

Die  obigen  Zahlen  sind  Durchschnittswerte.  Es  ist  demgegen- 
über interessant,  für  einzelne  Städte  die  Verteilung  der  Bevölkerung 
und  der  Haustypeu  insbesondere  lestzustellen.  Für  Berlin  teile  ich 
die  folgende  Tabelle  4  mit. 

Die  Tabelle  zeigt  die  prozentuale  Verteilung  der  Bevölkerung 
{gegenüber  den  einzelneu  Ilaustypen  und  zugleich  den  Entwickelungs- 
gang  für  dieses  Verhältnis  innerhalb  der  Jahre  1875/1900.  Der  An- 
teil der  Grundstücke  mit  1 — .">  Wohnungen  ist  von  24,1  Proz.  im 
Jahre  1875  auf  14,t>  im  Jahre  liXX.»  zurückgegangen;  in  umgekehrtem 
Verhältnis  hat  sich  der  Anteil  der  Massenmietshäuser  vermehrt,  und 
zwar  wächst  die  Vermehrung  parallel  mit  der  Größe  des  Hauses. 
Die  Tendenz  geht  dahin,  die  Abmessungen  der  Spekulationsgrund- 
stücke immer  mehr  zu  vergrößern.  Fast  die  gesamt e  Bevölke- 
rung wohnt  in  Mietska&ernen,  und  nicht  weniger  als  V4  der  Einwohner 
ist  in  Gebäuden  mit  1(X> — ;-iO(J  Bewohnern  untergebracht. 

Den  Gegensatz  hierzu  bildet  die  folgende  Tabelle  5,  die  die  Haus- 
typen und  die  Bevölkerungsverteilung  für  Pilberfeld  darstellt. 

Obwohl  es  sicli  hier  um  eine  Großstadt  mit  starkor  Bevölkerungs- 
zunahme, überwiegender  Arbeiterbevölkerung  und  mit  einem  für  die 
Bebauung  ungünstigen,  hügeligen  Gelände  handelt,  zeigt  doch  Elber- 
feld  eine  sozial  befriedigende  Entwickelung  und  den  vollsten  Gegen- 
satz zu  den  kasernierten  Städten.  Die  Haustypen  von  1—5  Wohnungen 
umfassen  hier  41 '/j  Proz.  aller  Haushaltungen.  In  den  Häusern  von 
1—6  Wohnungen  ist  mehr  als  die  Hälfte  aller  Haushaltungen  unter- 
gebracht. Bemerkenswert  ist,  daß  hier  nun  die  Leistungsfähigkeit 
des  Haustypus  sich  vermindert  parallel  zur  Vergrößerung  des 
Hauses.  Der  prozentuale  Anteil  der  Hausformen  nimmt  nach  oben 
stetig  ab  und  fällt  bei  den  größeren  Wohngebäuden  bis  auf  l'/j  Proz. 
Als  entscheidende  Mouiente  für  das  Wohnungswesen  erweisen  sich 
auch  hier  wieder  die  Bodenparzellierung  und  die  auf  ihr  beruhende 
Bauweise. 

Die  folgende  Tabelle  6  gibt  für  15  preußische  Städte  eine  Reihe 
wichtiger  kombinierter  Angaben,  nämlich  1)  das  Verhältnis  der  Woh- 
nungen nach  Stockwerktage;  2)  die  Verteilung  zwischen  Vorder-  und 
Hinterwühnung;  3)  —  soweit  vorhanden  —  die  Vergleichsziffern  ver- 
schiedener Jahrgänge. 

In  der  Höhenausuutzung  stehen  wieder  die  offenen  Städte 
Berlin,  Charlottenburg  und  Breslau  an  der  Spitze;  hier  sind  19,32, 
13,4(5  und  18,97  Proz.  der  Wohnungen  im  4.  Stock  und  darüber  ge- 
legen. Dagegen  zeigen  die  Festungsstädte  Cöln,  Königsberg,  Magde- 
burg. Posen  eine  unvergleichlich  geringere  Höhenausnutzung,  deren 
entsprechende  Ziffern  nur  2,33,  2,7S,  4,31  bez.  4,18  Proz.  sind  (vgl. 
oben,  Erörterung  zu  Tab.  3k  Reclinet  man  selbst  noch  das  dritte 
Stockwerk  hinzu,  so  machen  in  Berlin  die  im  3.  und  4.  Stockwerk  und 
darüber  belegenen  Wohnungen  40',)^  Proz.  der  Gesamtzahl  aus;  in  Cöln 
dagegen  nur  15  Proz.,  in  Magdeburg  21  Proz.,  in  Königsberg  15V,  Proz., 
in  Posen  17  Proz.  Es  zeigt  sich  auch  hier  auf  das  deutlichste,  daß 
die  Bodenspekulation  einen  vielfach  stärkeren  Wall  um  die 
Städte  zieht  und  die  Bevölkerung  viel  enger  einschnürt 
als  eine  Festungsraauer. 
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Tabelle  G").  _ 

Die    Wohnungen    nach  der    Stockwerklage   sowie  Vorder- 
und  Hinter  Wohnungen.     (In  Proz.  der  Gesamtzahl.) 


1-, 

Ü 

tb 

u 

äQ 

ä 

^ 

f 

OD 

h 

Sl 

B  c 

Stadt 

•ä 

CO 

i 

■S=  1^2 

i-ä 

« 

« 

m4 

.-H 

1—» 

> 

1 

1 

>-g  |£-i 

0« 

B 

*  3 

0 

1 

Berlin 

um 

S.lä  12,77 

20,7« 

20,  Ol 

21,10 

19,3« 

0,8« 

X0,15 

52,«6 

47,66 

18»5 

S,9i 

13,«» 

16,68 

19,56 

20,7« 

22,97 

0,70 

5J.66 

46,3« 

1890 

7,70 

'S.«» 

18,4» 

19,86 

20,19 

ir,«« 

0,6 1 

Xo,18 

56,06 

43.»* 

Breslau 

löOO 

3,81 

15.61 

20,00 

20,56 

20,10 

18,97 

o,«o 

1895 

4,«g 

15.»« 

20,«X 

20,»7 

19.8« 

17,60 

1,10 

1890 

4,6S 

16,8« 

21  *6 

21,«* 

19,«8 

14,»« 

1,63 

Köb 

lSt)7 

7I,«& 

28,65 

ISfHl 

0,09 

i8,ig 

24.«6 

24,71 

12,85 

ass 

8,7« 

8,6« 

94.30 

5.10 

Frankfurt  a.  M. 

l&)b 

l6,(J7 

27,«S 

24,1» 

|8,71 

7,5« 

3.1» 

2,55 

86,05 

13.»* 

Hannover 

VM) 

0,0» 

19,«» 

26,»» 

*4.»t 

18,82 

7.«» 

1,33 

1,1» 

85,98 

«4.0* 

1895 

0,08 

19,96 

26,97  [23,37 

l6,8i 

7,98 

3.«» 

1,»« 

84,8« 

15.S8 

1890 

0,06 

19.90  a6,«8 

22,46 

14.9«     5.86 

0,0« 

10,«  7 

0,5« 

83,1« 

l6,t4 

Magdeburg 

1895 

0,58 

2o,if  30,97 

»5.83 

l6,78     4,81 

(,»« 

1890 

1,1« 

16,6«  35,a8 

24,56 

15,83     4,«« 

2,06 

Charlotten  buTg 

IWX) 

1,80 

20,3«  24,97 

>9.»7 

i8,i«  13,«« 

J,»» 

57,91 

42,0» 

1895 

2,SS 

20,78  I9,S7 

"9,«& 

18,7«  l8,o^ 

1,38 

55.*i 

44.*» 

Königsberg 

1895 

3,«« 

2;,0829,»7 

«3.«6 

13,15     2,»8 

1,7« 

IHÖO 

3,46 

28,0a 

29,»« 

22,36 

11,80^    1,86 

2,«5 

1,3« 

Essen 

li»0(J 

o,ii 

22,t« 

aS.»» 

l8,3t 

1,66,   0,02 

l8,«7 

8,4« 

5,6« 

96,50 

3.80 

Altena 

1900') 

1 

85. «1 

14,1» 

1900') 

5,S7 

17,0  s 

30,6  a 

27,18 

14>1«!  3.1* 

0,004 

o,<« 

I,S» 

189C)') 

8.68 

25,00 

28,6« 

21,1)0 

9,«8(  0,9» 

0,6  B 

0,8« 

3,67 

Halle 

190» 

2,77 

■  6,65 

35,5« 

23,95 

n,79 

1,8» 

3.08 

3,90 

1,03 

80,55 

«9,«» 

1895 

i,bO  l6,0S 

34,7«]24,ao|i2,ii7 

2,0» 

5.0t 

l,lt 

77,01 

22,9» 

1890 

4,10 

i7.«s 

34-8« 

25.I' 

ii,«t 

0,8» 

6,10 

0,05 

76,«» 

23.1» 

Barmen 

1900 

0,4» 

•♦.«» 

25,18 

20,!n 

11,01 

1,43 

9,58 

I2,B« 

4,0« 

88,7« 

II,*« 

Danzig 

UMX) 

>,3!) 

3i.it 

3*.«* 

20,S9 

9,15 

1,8« 

2,98 

Poeen 

1900 

6,11  B 

20,9  s 

27,»» 

19,50 

I2,8B 

4,«8 

3.»« 

I.«l 

2,7« 

68.S» 

3«.«i 

1895 

9,6« 

5,«o 

19,10 

16, la 

27,1« 
32,79 

19,7  1 
20,4  8 

I3,T1 
12,11 

5,1* 
I,»6 

3.»o 
6,6« 

'.16 

0,59 

82, »9 
87,«« 

17,01 

Kiel 

4.«  8 

12, jt 

1890 

8.1S 

16,03 

37," 

19,10 

6,92 

0,«9 

7.«« 

4,56 

0,»» 

83,90 

16,10 

I 


•)  Nach  Evert,  Ztschr.  d.  Königl.  Preufl.  Statist.  Bureaus  42.  Jahrg.,  1902, 


p.  185 

1)  Bewohnt<v  Wohniiugen. 

2)  Wohnungun  ohne  gewerbliche  Benutzung. 

Bemerkenswert  ist  das  Verhältnis  zwischen  Vorderwohnungen 
und  Hinterwohnungen.  Auch  hier  ist  die  Scheidung  erlvcnubar,  die 
sich  durch  das  deutsciie  Wohnungswesen  zieht;  die  rheinischen  Städte 
kennen  die  Hinterwohnung  nur  in  geringem  Umfang,  während  in 
Berlin  die  Hinterwohnung  nahezu  die  Hälfte  der  Gesamtzahl  umfaßt 
und  jedenfalls  für  die  kleine  Arbeiterwohnung  die  Regel  bihiet.  Auf- 
fällig ist  auch  die  rasclie  Verschiebung,  die  in  dieser  Hinsicht  in  Cöln 
von  1890—1897  eingetreten  ist;  die  Abschiebung  der  Bevölkerung 
nach  den  Höfen  ist  hier  erst  neuerdings  seit  der  Stadterweiterung 
erfolgt. 

Die  Vergleichsziffern  für  verschiedene  Zählperioden  bis 
1900  liegen  bei  Tabelle  6  nur  bei  wenigen  Städten  vor;  hier  zeigen 
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^^^^^^^^^^^^^^^^            Wohiiungaw^^^^^^^                                 341                    ^^^H 

sie  indes  in  der  Hauptsache  —  insbesondere  in  Berlin,  Charlottenburp,                ^^^| 

Breslau,   Posen  —  ein  unfiünstifies  Bild.     Es  ist  bemerkenswert,   dal5                 ^^^H 

diese  Entwickelung  zur  gedrängteren  Bebauung  und  zur  systeniafisclien                       ^| 

Anlage  der  Hinterwohnung  sich  in  den  Neubau  bez  irken,  d.  h.  auf                       ^H 

an  sich  billigerem  Außen gcländc,  vollzieht.    Wir  finden  also,  dalS  hier                   ^^^B 

die  Neubauten  in  den  Stadterweiterungsgebicten  nicht  eine  Milderung,                 ^^^| 

sondern  eine  Verschärfung  der  Mißstände  bringen.     Die  Ursache  liegt                 ^^^H 

in  der  spekulativen  Treiberei  des  Bodenpreises,  deren  Gebiet  stets  die                ^^^| 

Außenbezirke  sind.                                                                                                ^^^| 

Prozentualer  Anteil    der    kleinen  Wohnungen  an    der   Ge-                   ^^^H 

samtzahl  der  Wohnungen.                                                            ^^^H 

kein  heizb.        1  lu'izb. 

2  heizb. 

^^M 

Wohnungsklasae : 

Zimmer           Zimmer 

zus. 

Zimmer 

^^^^^H 

Proz.        1        Proz. 

proz. 

Proz. 

^^^1 

Berlin 

1871 

2,68 

52.«' 

55,08 

23,'« 

^^^1 

1890 

o,us 

49,9» 

SO,B7 

26,91 

^^^1 

18Ö5 

I.IS 

49,66 

50,8! 

27,35 

^^H 

1900 

>>«* 

48,»  7 

50,41 

28,11 

^^H 

Hamburg 

1K75 

0,94 

44,4» 

45,«« 

24,40 

^^^M 

IKÜO 

0,C3 

29,34 

29,97 

31,56 

^^^H 

!8Ü5 

0,S5 

25,06 

25,«» 

3','o 

^^H 

11*00 

0,3S 

23.*« 

23,«» 

3',«o 

^^H 

München 

1S75 

0,ilH 

■  8,79 

19,07 

28,73 

^^^1 

1890 

0,5fl 

33-4* 

34,00 

25,0« 

^^H 

Ihllö 

0,3  8 

3",5« 

31,90 

27,<17 

^^H 

VMK'I 

0,fi3 

27.1« 

27,8* 

30,1s 

^^H 

Leipzig 

1871 

— 

35>'o 

35,70 

26,70 

^^^H 

i 

ISilU 

0,uä 

36,5.% 

36,60 

32.8S 

^^^H 

IS!)") 

0,u5 

33.S« 

33,5S      1       34,»« 

^^H 

l'.KX) 

0,05 

26,90 

26. 9  s 

3f>,.">5 

^^H 

Breslau 

1«Ö0 

0,60 

59.01 

59,»' 

2I,7S 

^H 

18!  K) 

O,»0             1          54,40 

54.'io 

25,10 

■ 

18!>5 

o,io         '        50,»o 

5 ',00 

28,20 

■ 

l'.tOO 

47,40 

47, «u 

3o,so 

^^M 

1        Dresden 

1880 

o,si 

54.11 

54,7  3 

2o,eo 

^^H 

1 

w.m 

o,a& 

49.65 

49,90 

»3.90 

^^H 

1 

is<)5 

0,J4 

48,09 

48,«« 

24,91 

^^H 

f 

v.m 

0,17 

43.9« 

43.ai 

26,00 

^^^H 

Hannover 

WM 

0,l!li 

43.»« 

43.«« 

30.07 

^^B 

i89r> 

0,31 

39.»« 

40,S7 

32,0s 

H 

1900 

0,3« 

35.8* 

3S,S8 

33.' 1 

69,a»                                 ^M 

Magdeburg ') 

1886 

0,Si 

58,0« 

58,33 

22, iC 

80,59                                 ^H 

1H!K) 

0,83 

55.«5 

55,68 

23.11 

■ 

1895 

0,83 

54.0' 

54,4  0 

22,87 

76,77                                 H 

1900 

0,5» 

49,9« 

50,48 

22,80 

■ 

Charlottenburg 

18U5 

0,44 

3'.ia 

3'.«' 

30.»« 

62,06                                             ^M 

liKX) 

0,45 

29,43 

29,«« 

29,19 

58,87                        ^^M 

HaUe  a.  8. 

1805 

0,04 

47,64 

47.69 

22,51 

^^H 

l 

1900 

0,12 

47,56 

47,«« 

22,17 

^^H 

1                1)  Darunter  nur  zu  Wohnzwecken  benutzte  Wobnungen:                                                         ^^^H 

B 

IKHG 

0,3« 

62,49 

62,81                »9,76 

V 

^M 

1JS90 

0,»« 

59,«« 

60,0« 

20,86 

80,7.                 m 

^m 

1N95 

0,8S 

57,69 

58,0« 

20,17 

78,»»                    ^ 

■P 

IVMX) 

0,48 

53,»» 

54,«* 

20,91 

75,1' 

•)  Noch  Jahrbücheru,  Volkszählungsberichten,  Verwnltunf;Bberichtcn  der  einzelnen              j^^^^^^^ 

Städte  und  freuuillieber  Auskunft  der  einzelnen  Städtischen  titatistischeo  Aemter.                '^^^^^^Ml 

^^^^1 
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Die  näcliste  Tabelle  7  giebt  für  10  deutsche  GroßstJidte  das  Ver- 
hältnis der  Kleinwohnung  von  1  und  2  lieizbaren  Zimmern  gegen- 
über der  Gesamtzahl  der  Wohnungen  und  die  Vergleichszahlen 
für  die  Entwickelung  z.  T.  seit  1871   bis  zu  der  jüngsten  Zeit. 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  der  Anteil  «Jer  kleinen  Wol)nungen  in  fast 
allen  hier  einbezogenen  Städten  stetig  zurückgeht.  Die  volle 
Bedeutung  dieser  Entwickeluug  ergibt  sich  indes  erst,  wenn  wir  hierzu 
noch  die  Mietpreisbewegung  und  die  Lage  der  Wohnungen  berück- 
sichtigen ;  ferner,  wenn  wir  beachten,  daß  die  Bevölkeruiigsvermehrung 
der  Großstädte  zum  großen  Teil  auf  die  unteren  und  minder  bemittelten 
Klassen  entfällt,  so  daß  eigentlich  eine  starke  Vermehrung  des 
prozentualen  Anteils  der  kleinen  Wohnungen  erforder- 
lich wäre.  Im  einzelnen  zeigt  uns  die  Tabelle,  daß  in  Berlin  die 
Norniahvohnung  des  Arbeiters  (Stube  und  Küche)  in  ihrem  Prozent- 
anteil von  1871 — HXX)  um  ;S,5  v.  H.  zurückgegangen  ist,  während 
sich  der  Anteil  der  Wohnungen  von  2  heizbaren  Zimmern  um  4,4  v.  H. 
gehoben  hat.  Parallel  hiermit  ging  die  Steigerung  der  Wohnungs- 
miete auf  mehr  als  das  Doppelte  und  die  Absrhiehung  der  Bevölke- 
rung nach  den  Höfen  (wegen  den  Einzelziffern  s.  den  folgenden  §). 
In  Hamburg  ist  der  Rückgang  der  Kleinwohnung  ein  sehr  starker; 
in  anderen  Städten  wie  Breslau.  Leipzig,  Magdeburg,  München  trifft 
der  Rückgang  hauptsächlich  die  unterste  Wohnungsstufe.  Aus  der 
Tabelle  ergibt  sich  wiederum ,  daß  das  gegenwärtige  System  der 
Wohnungspro<luktion  für  die  Kleinwohnung  am  ungünstigsten  wirkt: 
auf  die  Ursachen  haben  wir  zuvor  im  einzelnen  hingewiesen  (s.  auch 
unten  III.  Abschnitt  ?;  2).  —  Leider  konnte  ich  hier  für  das  rheinische 
und  nordwestdeutsche  Gebiet  keine  zureichenden  Vergleichsziffern  be- 
schaffen, so  daß  eine  Gegenüberstellung  nicht  möglich  ist. 

§  2.  Die  Mietpreise  und  deren  Bewegung. 

Eines  der  wichtigsten  Gebiete  der  Wohnungsstatistik,  aber  zugleich 
das  der  zahlenmäßigen  Zusammenfassung  am  schwierigsten  zugäng- 
liche, ist  das  der  Mietspreisstatistik.  In  der  Bewertung  der 
Wohnungen  bestehen  die  größten  Unterschiede  und  ein  einheitlicher 
Maßstab  ist  hierfür  überhaupt  nicht  zu  finden.  Es  können  z.  B.  in 
einer  Stadt  in  ungünstiger  oder  schwer  erreichbarer  Lage  —  Neubau- 
bezirke, Außenbezirke  —  billige  Wohnungen  in  großer  Zahl  vor- 
handen sein,  während  zugleich  in  günstiger  Lage  eine  Wohnungs- 
teuerung besteht.  Verschiebungen  in  der  j\jbeitsgelegenheit  — 
Verlegung  von  Fabriken,  Umschwung  der  Konjunktur  —  können  in 
einem  bestimmten  Bezirk  einer  Stadt  W'ohnungs  Überfluß  hervorrufen, 
während  im  allgemeinen  Wohnungsman  gel  herrscht.  Abgesehen  von 
solchen  Ungleichheiten,  die  mehr  einen  vorübergehenden  Charakter 
tragen,  gibt  es  indes  im  Wohnungswesen  grundsätzliche  Unter- 
schiede von  dauernder  Art. 

Wir  müssen  in  jeder  Großstadt  grundsätzlich  drei  Wohn-  und 
Preisklassen  unterscheiden : 

1)  ältere,  schlecht  erhaltene  Gebäude, 

2)  ältere,  gut  erhaltene  Gebäude, 

3)  neue  Gebäude. 
Ferner  müssen  wir  diese  drei  Klassen  wieder 

der  Stadtlage.  d.  h.  in  Innen-  und  Außenbezirke. 
klassen  bemerke  ich 


unterscheiden  nach 
Zu  den  drei  Preis- 
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1)  Aeltere,  schlecht  erhaltene  Gebäude  gibt  es  in  jeder  Groß- 
stadt. Diese  Gebäude  sind  ebensowenig  gänzlich  auszurotten  wie 
die  schlechten  Mieter,  denen  sie  Unterkunft  j-evvähren.  Wir  müssen 
vorläufijj;  damit  rechnen,  daß  ein  uievvisser  teil  der  |,'roßstä(Itischen 
Bevölkerung  vorlianden  ist,  der  unter  die  Richtlinie  seines  Standes 
herabsinkt  und  der  eben  diese  schlechten,  verwahrlosten  Gebäude  auf- 
sucht. Selbst  unter  den  }?ilnstigsten  ökonomischen  Verhälltaissen  (wie 
beispielsweise  in  Australien)  finden  wir  in  den  Städten  eine  Be- 
völkerungsschicht, die  —  wie  wir  annehmen  müssen ,  aus  physio- 
logischen Gründen  —  sich  nicht  auf  der  Höhe  ihres  Standes  zu  halten 
vermag  und  eine  niedrige  Lebenshaltung  und  Wohnsitte  annimmt.  Im 
Auslände  hat  ferner  die  neuere  Erfahrung  gezeigt,  daß  selbst  die  Nieder- 
legung verwahrloster  Bezirke  an  diesen  VerhiJltuissen  nichts  zu  ändern 
vermag.  Die  aus  dem  alten  Bezirk  vertriebene  Bevölkerungsschicht 
läßt  sich  in  einem  anderen  —  bis  dahin  etwa  mittelguten  —  Bezirk 
nieder  und  hat  dann  nach  kurzer  Zeit  in  diesem  die  gleichen  schlechten 
Wohnungszustände  hervorgebracht  die  man  in  dem  niedergelegten  Be- 
zirk beseitigt  hat*). 

2)  Aeltere,  gut  erhaltene  Gebäude  sind  dagegen  von  großer  Be- 
deutung für  das  Wohnungswesen,  da  sie  vielfach  gute  Wohnungen  zu 
einem  billigen  Preis  liefern.  Voraussetzung  ist  hierbei,  daß  die  auf 
den  Gebäuden  haftende  Verschuldung  nicht  zu  hoch  ist;  sonst  sind  — 
wie  in  Berlin  —  auch  in  den  älteren  Gebäuden  die  Wohnungen  teuer. 
Unter  normalen  Verhältnissen  dagegen  können  die  älteren,  gut  er- 
haltenen t^ebäude  in  hohem  Maße  dazu  beitragen,  die  Wohnungspreise 
allgemein  niedrig  zu  halten.  Der  Wohnungsmarkt  wird  durch  einen 
größeren  Bestand  an  Bauten  älterer  Jahrgänge  —  niedrige  Verschul- 
dung vorausgesetzt  —  in  günstigster  Weise  beeinflußt. 

3)  Die  Wohnungen  in  Neubauten  haben  je  nach  der  Lage  ver- 
Bchiedene  Preise,  die  unter  Utnständen  große  Schwankungen  und  Ab- 
weichungen aufweisen  können.  Mitunter  ist  ein  Neubau  bezirk  geradezu 
besonders  billig,  wenn  es  sich  nämlich  darum  handelt,  zunächst  Mieter 
heranzuzieheu.  Sobald  der  Bezirk  besser  besetzt  ist,  steigen  dann 
die  Mieten  rasch.  Solche  Neubaubezirke  mit  vorübergehend  billigen 
Mieten  dürften  sich  in  jeder  Großstadt  finden;  das  Bild  des  Woh- 
nungsmarktes erfährt  durch  sie  oftmals  eine  den  tatsächlicheu  Ver- 
hältnissen niclit  entsprechende  Verschiebung.  (Rhein.  Wohnverhältn., 
S.  56.) 

Alle  die  obigen  Momente  müssen  bei  der  Ermittelung  der  Miet- 
preise in  Betracht  gezogen  werden.  Die  Statistik  vermag  diesen 
Anforderungen  im  allgemeinen  kaum  zu  entsjirechen,  da  es  an  den 
zahlenmäßig  erfaßbaren  Einheiten  fehlt.  Nur  die  monographische 
Untersuchung  einzelner  Städte  ist  im  stände,  ihren  Darstellungen  die 
oben  angegebenen  Schei<Iungen  zu  Grunde  zu  legen.  Ich  gebe  gleich- 
wohl in  der  folgenden  Tabelle  ><  einige  Durchscluiittsziftern. 

Der  Preisstand  der  Kleinwohnung  läßt  sich  aus  den  Spalten  3  bis  5 
der  Tabelle  8  nicht  mit  voller  Genauigkeit  ersehen.  Zunächst  ist  zu 
bemerken,  daß  die  Form  der  Kleinwohnung  an  sich  im  Osten  und 
im  Westen  Deutschlands  verschieden  ist.  Im  Osten  besteht  die  zwei- 
riumige  Kleinwohnung,   die  als  „Stube  und  Küche"  bezeichnet  wird, 


•)  Felix    Frh.   v.  up 
England.    Leipzig  1900,  S.  8'J  ff. 


V.   Oppenheim  er, 
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143 
96 


«39 
91 


121 

87 


1)  Obere  Keihe  Gebäude  ohne,  untere  Reihe  Uebäude  mit  Kellerwohnungen. 

2)  Für  Köln  gelten  die  Zahlen   von  1897  und  für  Essen  die  Zahlen  von   1900 
für  einen  Wohnniuni. 

3)  Bei  dem  hohen  Preis  dürfte  es  sich  hier  wohl  um  Geschäftekeller  handeln. 
Nach Ev er t, Zeitschrift  des  Königlich  PreuIJ.  Statist.  Bureaus,  42.  Jahrg.,  1902  S.,  167. 

aus  zwei  ungleichwertigen  Räumen,  nämlich  aus  einer  größeren  \ 
Stube  und  der  kleinen  Küche.  Im  Westen  dagegen  sind  beide  Räume 
gleichwertig;  die  Küche  gilt  hier  als  „Wohnküche''  und  ist  für 
den  dauernden  Aufenthalt  der  Itewoliner  unter  Tags  eingerichtet. 
Häufig  dient  sogar  der  größere  Raum  als  Wohnküche,  während  der 
kleinere  Raum   als  Schlafstube  benutzt 
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des  „heizbaren  Zimmers''  ein  iingleidiartiger.  In  den  westliclicn  In- 
dustriebezirken bat  die  Kleiiiwolinun}i  keinerlei  Kachelöfen  und  keinen 
fest  mit  der  Wohnung  verbundenen  Kochherd  (vgl.  Rhein.  Wohnverh., 
S.  9).  In  der  Spalte  4  der  Tabelle  S  sind  demnach  Kleinwohnungen 
von  sehr  verschiedener  GrüiSe  und  ungleichem  Werte  znsaniniengefalit. 
Fflr  Berlin  im  besonderen  ist  noch  hervorzubelien,  daU  liier  etwa  der 
zehnte  Teil  aller  Kieiuwohnungen  von  1  lieizbaren  Zimmer  nur  aus 
einem  Raum  ohne  jede  Zubehör—  einer  sogenannten  Kochstube  — 
besteht  (s.  unten).  Die  in  der  Tabelle  angegelienen  Durchschnitts- 
ziffern der  S])alte  4  werden  hierdurch  gegenül)er  dem  tatsächlichen 
Stand  der  Miete  befleutend  herabgedrückt.  —  Die  Durchsclinittszift'ern 
für  ganze  Stiidte  sind  im  übrigen  aus  <ien  zuvor  dargelegten  riründen 
nur  mit  erheblichen  Einschränkungen  zu  verwenden;  I.age.  Alter,  15o- 
schaffeuheit  der  Woiinungen  ergeben  im  einzelnen  große  I'reisab- 
stände,  die  hier  verwischt  erscheinen ;  auch  liilit  sich  nicht  ersehen,  mit 
welcher  Zahl  die  einzelnen  Preisstufen  an  der  Durchschnittsziffer 
sind. 
Nach  einer  anderen  Richtung  lassen  sich  dagegen  den  Spalten  6 
bis  12  der  Tabelle  8  einige  Angaben  entnehiuen.  um  so  mehr,  als  sie 
in  diesem  Fall  nur  eine  Tatsache  bestätigen,  die  auch  durch  ander- 
weitige Wahrnehmungen  feststellbar  ist.  D  i e  W  o lui  u  ii  g s t e u  e  ru  n  g 
in  Deutschland  kommt  aus  dem  Osten.  Nicht  der  Westen 
mit  seiner  hochentwickelten  Industrie,  seinen  im  allgemeinen  höher 
stehenden  Löhnen,  seiner  teureren  Lebenshaltung,  seiner  wohlhabende- 
ren Bevölkerung  hat  tlie  teuersten  Mieten ;  sondern  diese  finden  sich 
im  Osten.  Dieses  Verhältnis  wird  uns  auch  durch  die  Tabelle  s  Spalte 
6 — 12  bestätigt.  Der  Berliner  Vorort  Rixdorf  mit  einer  überwiegenden 
Arbeiterbevölkerung  und  zahllosem  Proletariat  zeigt  eine  höhere  Durcb- 
schnittsmiete  als  —  Köln  mit  seiner  gemischten  und  wohlhabenden, 
zum  Teil  sogar  reichen  Einwohnerschaft.  Die  Mieten  in  Königsberg 
und  Posen  stehen  durchschnittlich  ebenso  hoch  wie  in  Hannover.  Wir 
sehen  auch  hier,  daß  die  Mißstände  der  Wohnungsteuerung  in  Deutsch- 
land nicht  auf  natürliche  Vorgänge  zurückzuführen  sind,  sondern  daß 
sie  auf  bestimmten  Einrichtungen  beruhen,  die  sich  in  ihrer  vollen 
Schärfe  zunScbst  im  Osten  herausgebildet  haben. 

Gegenüber  den  obigen  allgemeinen  Zahlen  seien  hier  noch  einige 
Einzelzitfern  angeführt,  um  zu  schildern,  wie  sicii  die  Kleinwohnung 
in  Berlin  unter  der  Herrschaft  der  Mietskaserne  entwickelt  hat.  Die 
W'ohnungsmiete  auf  den  Kojif  der  Berliner  Bevölkerung 
ist  von  KÖM.  im  Jahre  I87üauf —  liiö  M.  im  Jahre  19(U  gestiegen, 
eine  geradezu  ungeheuerliche  Steigerung,  die  naturgemäß  die  unteren 
\'olksklassen  am  stärksten  trifft.  Eine  Summe  von  mehr  als.'Jöit  Mill.  M. 
muß  jetzt  jährlich  von  der  Berliner  Bevölkerung  für  die  Mietsausgabe 
aufgebracht  wcnlen.  Daß  durch  die  notwendige  Erarbeitung  dieser 
Summe  die  Lebenshaltung  und  die  Erwerbsbedingungen 
der  städtischen  Bevölkerung  von  Grund  auf  verändert  werden, 
bedarf  nicht  der  Hervorhebung.  Es  fragt  sich  nun.  was  für  diesen 
gewaltigen  Mehraufwand  geleistet  wird  und  wie  die  Wohnungen  aus- 
sehen, die  jetzt  geliefert  werden.  Wir  folgen  liierbei  der  jüngsten 
Stati.stik  vom  1.  Dezember  llhX)  (Grundstflcksaufnahnie).  Nicht  weniger 
als  408(j  Wohnungen  bestehen  aus  —  einer  Küche;  sie  beherbergten  eine 
Bevölkerung  von  7759  Personen,  wobei  die  Belegschaft  im  einzelneu 
JFall  bis  zu  12  Köpfen  steigt.    Weitere  2419  Wohnungen  mit  7412  Be- 
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wohiiem  besasseu  kein  beizbares  Zimmer.  Die  nächste  Stufe  umfaßt 
die  Woliniinfjen,  die  aus  einem  einzigen  lieizbaren  Zimmer  ohne  irgend 
einen  Xetienraiim  bestehen.  Solcher  „Wolinungen"  gibt  es  32812  mit 
59  746  Bewohnern.  Die  dritte  Wohnungsstiife  enthält  die  Wohnform, 
die  wir  als  die  Xormalwolinung  des  Berliner  Arbeiters  bezeichnen 
dürfen;  denn  sie  umfaßt  für  sidi  allein  etwa  die  Hälfte  aller  Woh- 
nungen -  197  394  —  und  auch  etwa  die  Hälfte  der  gesamten  Berliner 
Bevölkerung  —  726  723  Bewohner.  Diese  Normalwohnung  besteht  aus 
einer  Stube  nebst  Küche,  regelmäßig  anf  dem  Hofe  gelegen,  fest  ein- 
gebaut, ohne  die  Müglicbkeit  einer  Qnerluftung  und  ohne  die  zu  einer 
selbstiin<ligen  Wohnung  notwendige  Zubehör.  Indes,  wir  wären  weit  von 
der  Wahrheit  entfernt,  wenn  wir  glaubten,  daß  der  Arbeiterfamilie 
auch  nur  diese  bescheidenen  Räume  tatsächlich  vergönnt  würden ;  sie 
müssen  vielmehr  noch  mit  Schiafleuten,  dieser  Geißel  des  Berliner 
Arbeiterstandes,  geteilt  werden.  In  den  hier  angeführten  3  Unter- 
stufen der  Wohnungen  waren  nicht  weniger  als  38  118  Schlafleute 
und  dazu  noch  4481  Chambregrirnisten  untergebracht.  In  den  Woh- 
nungen, die  nur  aus  einem  einzigen  Raum  bestehen,  sind  231 1  Schlafleute 
und  —  409  Chiimbregarnisten([)  aufgenommen.  Der  Mietpreis  aber  für 
die  Berliner  Hofvvohuung  von  Stube  und  Küche  beträgt  in  mittlerer 
Stadtlage  oder  in  einer  Lage  mit  guter  Stadtverbindung  heute  275 
bis  3(H.t  M.  (Durchschnitt  289  M.;  Ilirschberg  S.  21);  es  ist  dies  das 
2'/,-fache  iler  Miete  von  1870  und  22—24  Proz.  des  heutigen  Durch- 
schnittseinkommens der  hier  in  Betracht  kommenden  Volksschichten. 
Das  ist  das  unsagbar  traurige  Ergebnis  einer  Entwickelung  von 
30  Jahren  unter  der  Herrschaft  des  Spekulantentums. 


Während  für  Deutschland  Gesamtziftern  über  die  Mietpreis-  und 
Gebäudewertbewegung  fehlen,  liegt  für  Frankreich  neuerdings  eine 
solche  Statistik  vor.  Sie  beruht  auf  der  st-aatlichen  Gebäudegrund- 
steuer  und  bietet  uns  eine  Reihe  bemerkenswerter  Einzelheiten. 

Die  französische  Steuer  von  den  (iebiüuiewerten  (proprietes  brities) 
umfaßt  das  ganze  Staatsgebiet;  sie  wird  erhoben  nach  dem  jUhrlichen 
Vermietungswert  der  Gebäude  (valeur  locative),  von  dem  zur  Ermittelung 
des  reinen  Nutzungswertes  (revenu  net)  bei  Wohngebäuden  ein  Viertel, 
bei  gewerbliciien  Gebäuden  vier  Zehntel  für  Abnutzung  und  Aufwen- 
dungen in  Abrechnung  gebracht  werden.  Eine  Revision  der  Steuersum- 
men findet  in  Abschnitten  von   10  Jahren  statt*).  (Payelle.) 

In  den  Ziffern  der  gewerblichen  (iebäude  der  Tabelle  9  prägt 
sich  das  rasche  und  übermächtige  Vordringen  der  Großindustrie 
deutlich  aus.  Die  Zahl  der  Fabriken  ist  in  einem  Jahrzehnt  um 
11577  =  H,2ß  Proz.  zurückgegangen,  während  zugleich  ihr  Wert  sich 
um  nicht  weniger  als  2().78  Proz.  erhöht  hat.  Die  kleine  Fabrik- 
anlage und  Werkstatt  wird  verdrängt ;  der  Großbetrieb  breitet  sich 
aus.  Im  einzelnen  haben  Ciö  De])artements  eine  Zunahme  der  Fabrik- 
werte  aufzuweisen.  Der  Prozentsatz  ist  iniles  in  den  verschiedenen 
Departements  sehr  ungleich;  er  steigt  von  ü,42  Proz.  (Depart.  de 
l'Aube)  bis  zu  der  außerordentlichen  Höhe  von  162,64  Proz.  im  De- 
partement Savoyen.  wo  die  Nutzbarmachung  der  alpinen  Wasserkräfte 


*)  Vgl.  Schmollera  Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  u.  VolkswirtÄchaft, 
28.  Jahrg.,  6.  4CR>. 
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Tutrelle  9. 

Zahl  und   Veriaietutigswert 

der   Gebäude   in    Frankreich  1891    und  1901*). 


HauHliaut^n,     Zahl 
Gewerbl.  Gebäude,  Zahl 


uggeBomt 


1.  Januar 

1891 


I 


1.  .luniinr 
HKJl 


8  926  1 70 
140  108 


9  120675 
128 531 


9  066  278 


Zu-      I   Ab- 
nähme     nähme 


ProzentfiatK 

Zu-     j    Ab- 

n^lim«?   nähme 


194505  —  2,1»         — 

—         11577       —       8,«8 


9249206  182928  —  2,0«         — 


w 


Hauäbautcn,  Vermietungs- 

wert  in  frc».  1 2  593  140  427 

'Oewerbl.  Gebäude,  Ver- 

mietunggwert  in  frcs.        |    211089801 


2869170799  276030372 


254951670      43861869        —  20,78       — 


so,«!       — 


3I989224II    —   \lt,ll    — 


r 


itiKgesamt    \i  804  230  228  [3  124  122  469 

Nach  Abrechnung  der  Vergütungssfitee   von   25  Proz.   für  Wohngebäude  und 
40  Proz.  für  gewerbliche  Bauten  ergibt  eich  als  NutJtungswert  für  liKJl: 
Hnusbauten  2151797820  fres. 

Gewerbliche  Gebäude  152960056      , 


2304757876  frcs.") 


P 


(zur  Erzeugung  elektrischer  Energie)  eine  vollständige  Umwälzung 
der  gewerblichen  Verhältnisse  hervorgerufen  hat.  Auch  die  Grenz- 
gebiete gegen  Deutsch-Lothringen  und  Luxemburg  haben  einen  stjxrken, 
der  Eisenindustrie  zu  dankenden  Zuwachs  zu  verzeichnen.  In  27  De- 
partements dagegen  ist  der  Wert  der  Fabrikgebäu<le  zurückgegangen. 
Es  sind  dies  zumeist  solche  Departements,  in  deren  nüchster  Nach- 
barschaft eine  starke  Vermehrung  der  Industrie  stattgefunden  hat, 
so  daß  also  der  kräftig  aufstrebende  Industriel)ezirk  jeweils  den 
schwächeren  oder  rückständigen  Nachbarbezirk  aufsaugt.  Insge.sarat 
zeigt  die  Statistik  der  Fabrikgebäudewerte,  daß  die  französische  In- 
dustrie in  dem  Jahrzehnt  189Ö/1900  sich  äußerst  kräftig  entwickelt 
und  ihre  Anlagen  in  solchem  Umfang  vermehrt  hat,  daß  sich  im 
Durchschnitt  des  ganzen  Staatsgebietes  der  bemerkenswerte  Zuwachs 
von  21  Proz.  ergibt;  gewiß  ein  äußerst  günstiges  Zeichen  für  die 
Entwickelung  der  französischen  Volkswirtschaft. 

Bei  den  Hausbauten  (nicht  gewerblichen  Gebäuden)  zeigen 
sich  während  der  zehnjährigen  Zählperiode  erhebliciie  Verschiebungen 
in  der  Gebäudezahl  und  im  Gebäudewert.  Im  Durchschnitt  des  gan- 
zen Staatsgebietes  hat  die  Zahl  der  Gebäude  insgesamt  um  2,H1  Proz., 
der  Wert  um  12,33  Proz.  zugenommen.  An  der  Zunahme  der  Ge- 
bäudezahl sind  nur  57  Departements  beteiligt,  während  8(1  Departe- 
ments einen  Zuwachs  des  Gebäude w er ts  zu  verzeichnen  haben.  Bei 
der  Betrachtung  der  einzelneu  Bezirke  ergibt  sich,  daß  zum  Teil  gerade 
die  wirtschaftlich  fortschreitenden  Departements  eine  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Wohngebäude  autweisen,  z.  B.  das  Vogesen- 
departement,  in  dem  die  Zahl  der  Wohngeliäude  um  2,44  Proz. 
abgenommen  hat,  während  der  Wert  der  Gebäude  dagegen  gleichzeitig 
um  volle  27  Proz.  zunahm.     Die  Ursache  dieser  Veränderung  ist  in 

•)  Nach  Abzug  der  steuerfreien  Gebäude  (Neubauten;  imd  gemeianützige  Wohn- 
bauten). Payelle,  S.  36. 
•*)  Payelle,  S.  45. 
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einer  leWliaften  Bautätigkeit  zu  suchen.  Neubauten  werden  in  großer 
Zahl  errichtet,  wobei  denn  wohl  auch  eine  Anzahl  älterer  Gebäude 
niedergerissen  wurde,  die  während  der  Zählperiode  entweder  gar 
nicht  oder  auch  in  Form  eines  f,'röi5eren  Bauwerks  wieder  aufgebaut 
wurden.  Die  Zunahme  des  Gebäudewerts  steigt  in  einzelnen  Depar- 
tements bis  auf  :}5,52  Proz.  (Payelle,  S.  32). 

Die  französische  Statistik  zeigt  uns  demnach  die  Grundzüge,  wie 
sie  die  moderne  Entwickelung  in  den  Staaten  mit  gedeihender  Volks- 
wirtschaft allgemein  aufweist:  entschiedene  Ausbreitung  und  leb- 
hafter Aufschwung  iler  Großindustrie;  hierbei  Bevorzugung  einzelner, 
durch  Lage  und  Bodenbeschattenheit  begünstigter  Bezirke ;  entsiirechende 
Bautätigkeit  auf  dem  (iebiet  der  Wohnungsproduktiou. 

Ein  beachtenswertes  Material  liefert  uns  nun  die  französische 
Stal istik  für  die  Fragen  der  G  r  o  ß  s t  a d  t  e  u  t  w i c k e lu  n  g.  Wir 
erhalten  hierbei  Aufschluß  über  eine  Reihe  für  tlas  Wohnungs- 
wesen wichtiger  Punkte;  zugleich  bietet  sich  uns  die  Möglichkeit, 
einige  bedeutsame  Erscheinungen  in  der  städtischen  Bodenentwickehing 
Frankreichs  und  Deutschlands  in  Vergleich  zu  stellen.  Der  steuer- 
bare Gebäudewert  von  Paris  (ohne  die  Vor-  und  Nachbarorte)  um- 
faßt heute  27  Pro/,  des  Gebäudewertes  des  gesamten  französischen 
Staatsgebietes.  Die  Beträge  für  1901  sind  die  folgeuden  (Payelle,  S.  44): 


I 


inHgesanit  (iebäudo 
davon :  HauBbauten 


Verraietungswert  der  Pariser  Gebäade  1901 : 


86  1 1 2 

80085  824034689  frc8. 

ab  25  °/|,  206008672     „ 

2553  2915847*  fre». 

ab  40  'U    "663389     „ 


853193161  free. 
618029017  frca. 


17495082  frc». 
635521100     , 


davon:  Grewerbl,  Bauten 

iDsgesamt  Reinertrag 

Bei  einer  Bevölkerung  von  2741  Oö8  Einwohnern  im  Jahre  1901 
entfiel  demnach  ein  Befrag  von  2;-i4,15  frcs.  =  1H7,32  M.  an  Miet.s- 
aufwand  auf  den  Kojif  der  Pariser  Bevölkerung.  Es  sei  nun  im  fol- 
genden der  Versuch  gemacht,  die  Pariser  Zahlen  mit  denen  von  Berlin 
zu  vergleichen.  Der  Nutzertrag  der  Berliner  Grundstücke  betrug  im 
Jahre  IWl  30946311)2  M.;  I)ei  einer  Bevölkerung  von  1898  997 
Einwohnern  ergibt  dies  194,r)0  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Die  undifterenzierten  Zahlen  bedürfen  indes  nach  zwei  Richtungen  der 
Erläuterung.  —  In  Paris  wie  in  Berlin  wird  die  Grundsteuer  nach 
dem  Mietsertrag  der  Grundstücke  veranschlagt;  insofern  sind  die 
Ergebnisse  der  beiden  Städte  vergleichbar.  Wesentliche  \'erschieden- 
heiten  bestehen  jedoch  1)  in  den  (irundsätzen  der  Steuerveranlagung; 
2)  in  dem  verhältnismäßigen  Anteil  der  eigentlichen  Wohnungs- 
mieto,  die  in  den  obigen  Ziftcrn  mit  der  Geschäftsmiete  zusammen- 
geschlossen ist. 

1)  Die  französische  Gebäudegrundsteuer  rechnet  unter  den  Ver- 
mietungswert den  Wert  emer  jeden  Vorrichtung,  Anlage  oder  Maschine, 
die  mit  dem  Gebäude  durch  Nieten,  Bolzen  oder  auch  nur  durch 
größeres  Eigengewicht  zusammenhängt  (Payelle,  S.  1981.  Gebäude- 
steuerpflichtig sind  also  u.  a.  Hebevorrichtungeu,  Antriebsniaschinen, 
Werkzeugmaschinen.  Transmissionen  u.  dergl.  Der  Gebäudever- 
mietungswert wird  hierdurch  in  Paris  gegenüber  Berlin,  wo  nur  der 
roiue  Gebäudeertrag  veranlagt  wird,   bedeutend  erhöht.     Andererseits 
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Bstattet  Paris  eine  Vergiltiinfj  von  2ö  Proz.  auf  Hausbauten  und 
Proz.  auf  Fabriken,  die  indes  jeden  weiteren  Alizug  ausschließt. 
In  Berlin  dagegen  sind  nur  8  Proz.  der  Miete  abzugsfällig,  außerdem 
aber  alle  Mietsbeträge ,  die  für  eine  nicht  in  der  reinen  Gebäude- 
nutzung begründete  Leistung  gezahlt  werden  (z.  B.  für  Zentralheizung 
10  Proz.,  für  Dampf-  und  Kraftlieferung  u.  s.  w.).  Verschieden  sind 
weiter  die  Veranlaguugsgrundsätze  für  öffentliche  Gebfiude,  Anstalten 
und  Stiftungen.  Anstalten  und  Stiftungen  sind  in  Berlin  allgemein 
steuerfrei ;  in  Paris  dagegen  nur,  insoweit  sie  sich  im  öffentlichen 
Besitz  befinden  (Payelle,  S.  205).  Steuerpflichtig  sind  in  Paris  ferner 
die  hochwertigen  Anstalten  für  die  Wasserversorgung,  die  in  Berlin 
steuerfrei  sin<l. 

2)  Zur  Beurteilung  des  Aufwandes  an  Wobnungsmiete  bedarf  es 
einer  Trennung  der  Gesamtzitfern  in  W oh nungs miete  und  Ge- 
schäftsmiete, deren  Anteil  an  den  Gesamtbeträgen  in  beiden  Groß- 
städten ein  wesentlich  verschiedener  ist. 

Paris 
Wohnunirsraiete  der  Steuerpflichtigen  (1.  Januar  lOOl)    260980541  free. 
Wohnungsiivictc    der    öteuerfreieu   (Bedürftigo    oder 

nicht  «tcuerpflichtige  Personen)  117  222815    n 

6escb)iftJ>räumo  241  017  849     , 

Gewerberäuine  17495083    „ 

Nach  Abzug  der  Vergütung  von  2ü  Proz.  bezw.  40  Pros,  j  Nachweise  der  Personal-, 
Mobiliarsteuer,  Payelle,  S.  5*2. 

Berlin: 
la.  Vermietet  gewesene  Wohnungen  (1.  Dez.  1900):  Zahl  470057 

Mietwert :  270  856  245  M. 
IIb.  Hierunter  befanden  sich  37  152  Wohnungen  mit 
zuKftrameii  48  027  gewerblich  benutzten  Zimmern  ; 
für  letztere   ist   die  (durchschnittlich   berechnete) 
Miete  anzusetzen  mit  9  342  703  M. 

II.  Besonders  vermietete  gewerbliche  Gelasse:         Zahl  23  702 

Mietwert    74  453  599  M. 
ILL  Amtslokate:  Zahl  i  320 

Mietwert    20  202  423  M. 
Bei  der  BcrechnunK  der  Prozeutanteile  ist  der  Bctrac  der  Position  Ib  bei  der 
Sunune  la  abgezogen  und  zu  dem  Betrage  von  II  hinzugesctuagea  worden  (Wohnungs- 
anfnabme  vom  1.  Dezember  1900). 

Es  entfallen  demnach  in  Paris  von  den  Gesamtziffern  der  obigen 
Mietwerte  nicht  weniger  als  37,86  Proz.  auf  Geschäftsräume  und 
2,75  Proz.  auf  Fabrikräume,  so  daß  für  die  von  der  Bevölkerung  auf- 
zubringende Wuhnungs  miete  nur  59,4  Proz.  des  Gesamtbetrages 
übrig  bleiben.  Anders  in  Berlin.  Hier  tritt  die  Geschäftsmiete  viel 
weiter  zurück  und  das  Verhältnis  zur  Wohnungsmiete  ist  ein  be- 
deutend ungünstigeres.  Von  der  Gesatntsumme  kommen  auf  die  Ge- 
werberäurae  nur  22,95  Proz.,  auf  Amtslokale  5.57  Proz.  während  auf 
die  reine  W o h n u  n g s mi e t e  hier  volle  7 1 ,5  Proz.  des  gesaraten 
Mietsaufwandes  entfallen. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  es,  die  Bewegung  der  Miet- 
werte in  den  beiden  Städten  für  einen  längeren  Zeitraum  einander 
gegenüberzustellen,  da  hierbei  die  Richtung  der  Preisentwickelung 
deutlich  zum  Ausdruck  kommt.  Hierzu  diene  die  folgende  Ueber- 
sicht  für  1891/1901,  aus  der  die  Verschiedenheit  der  die  Preisen t- 
wickeluug  beeintlussenden  Faktoren  in  beiden  Städten  hervorgeht. 

43 
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Paris  1891  1001 

VerniietuiigBwerte  57387778;     frcs. ')  635521  100     frC8. 

BcvölkrruDg  2424705  3714008 

Mietaufwand  auf  den  Kopf  236,70     ^  234,15     « 

Bevölkerung        Zunahme  1801/1901       11,»»  Proz.— »t,i9  Proz.  jfihrlicli 
Mietaufwaud  Abnahiuu  181)1/1900 —    i,08      „ 

Berlin  1891  IttOl 

NuteertragHwert«  374  571 912       M.  369463162       M. 

Bevölkerung  1606617  1898997 

Mietauftvaud  auf  den  Kopf  170,90    „  i94,<'<i    » 

Bevölkerung        Zunahme  1890/1901       i8,xo  Proz.  =  1,82  Proz.  jährlich 
Mietaufwand  Zunahme  l&OO/lSÄl  +  13,90      „ 


Die  Zahlen  sprechen  hier  mit  aller  Deutlichkeit;  sie  zeigen,  m 
weichein  Umfang  liir  die  Bodeniiieisbihliinfj;  in  Berlin,  neben  den 
natürlichen  Voraussetzunt,^en  des  Wohnungswesens,  andere  Momente 
entscheidend  sind.  Der  Prozentsatz  der  Bevölkerungszunahme  in  Paris 
und  Berlin  ist  wiihrciid  der  Zählperiode  weder  an  sich  besonders  hoch 
noch  zeigt  er  zwischen  den  beiden  Städten  eine  wesentliche,  die  Preis- 
entwickeiung  ausschließlich  bestimmende  Verschiedenheit;  der  jährliche 
Bevölkerungszuwachs  betrug  1891/1901  in  Paris  1,19  Proz.,  in  Berlin 
1.H2  Proz.  Hierbei  ergibt  sich  indes  für  Paris  eine  Abnahme  des 
Mietsaufwaniles  um  1,08  Proz.  in  10  Jahren;  Berlin  dagegen  hat  in 
der  gleicheu  Zeit  eine  Zunahme  des  Mietsaufwaudes  um  —  nahezu 
14  Proz.  aufzuweisen.  In  welcher  Weise  diese  Steigerung  zustande 
kommt,  zeigt  sich  aus  der  letzten  großen  Mietserhöhung  in  Berlin  im 
Jahre  1900, IWl;  sie  erfolgte  schlechthin  ohne  jeden  Zu- 
sammenhang mit  pop  ulationistischen  Vorgängen  und 
wurde  lediglich  im  Anschluß  an  die  Erhöhung  des  Hypothekenzinsfußes 
<ler  hochverschuldeten  Mietsgrundstücke  durchgeführt  (Bericht  über 
den  \'I.  Internationalen  Wohuungskongreß,  Berlin  11*02,  S.  Hti). 

Für  die  Frage  der  städtischen  Grundrentenbildung  ist  es  nun 
weiter  von  Wichtigkeit,  statistisch  zu  untersuchen,  wie  die  reine 
Mietpreisbewegung,  nach  Ausscheidung  aller  Aende- 
rungen  in  der  Substanz  der  Gebäude,  vor  sich  geht:  ein 
Problem,  das  zu  den  schwierigsten  in  der  Wohnungsfrage  gehört. 
Eine  ganze  Anzahl  von  Faktoren  wirkt  auf  die  Preisänderuug  eines 
zu  Mietszwecken  genutzten  Gebäudes  ein;  es  ist  nicht  angängig  und 
auch  nicht  erforderlich,  sie  an  dieser  Stelle  im  einzelnen  aufzuzählen. 
Das  Ziel  der  wissenschaftlichen  Untersuchung  muß  jedenfalls  immer 
dahin  gehen,  diese  Faktoren  zu  scheiden :  einerseits  in  natürliche,  die 
sich  aus  der  Natur  der  Sache  ergeben  und  von  unserem  Einfluß  unab- 
hängig sind ;  und  andererseits  in  gewollte  und  künstliche,  die  auf  be- 
stimmten nachweisbaren  Einrichtungen  beruhen. 

Auch  für  diese  Verhältnisse  enthält  die  französische  Gebäude- 
veraulagung  wertvolles  Material.  Die  französische  Statistik  berechnet 
die  Veränderungen,  die  sich  während  der  10-jährigen  Revisionsporiode 
in  den  Vermiefungswerten  ergeben ,  unter  Fortlassung  aller  Ver- 
änderungen durch  Neubauten  oder  Abbruche  (^Payelle,  S.  .^7).  \Vir 
haben  also  hier  —  ein  überaus  seltener  Fall  —  die  statistisch  unan- 
fechtbare Grundlage  für  die  ohne  S  üb  stanz  äuderung  einge- 
tretene Preisänderuug  der  Boden  werte. 


*)  Paycllo,  1:3.  44,  naeJi  Abrechnung  de»  gleichen  VergütungssatEC«  wie  für 
1901  (257,  Prfz.  im  Durclwiliüitt). 
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unrevidierte  Vermietungawert  der  Gebäude 
betrug  am  1.  Jaouar  1901  3097347068  frcs. 

der  revidierte  Vermietungswert  derselben  Ge- 
bäude beträgt  3  124  122  469    „ 

die     reine    (substanzlose)     Wertvermehrung     in 

10  Jahren  beträgt  also  26  776  401     „ 

oder  0,86  Proz.  im  Durchschnitt  des  französischen  Staatsgebietes. 
Es  ist  dies  ein  äußerst  fjeringer  Satz,  der  zunächst  für  Frankreich  die 
Abwesenheit  einer  schlimmen  national -deutschen  Erscheinung  be- 
weist —  der  Boden-  und  HäustTsiJCkulation*).  Ein  beachtenswertes 
Ergebnis  zeigt  sich  weiter,  wenn  man  die  Zuwachssätze  nach  der 
Einwohnerzahl  der  Städte  und  Ortschaften  in  GrölJenklassen  scheidet. 
Eine  immaterielle  Wertvermehrung  haben  danach  aufzuweisen: 


Gemeinden  von 
bis     10  000  Einwohnern 
„    100  000  „ 

„       5  000 
„     20  000  „ 

2  000  „ 

30000 


5001   bis     10000  Kinwoimern    2,9s  Proz. 
50001     „ 

2001     „ 

10  001     „ 

unter 

20001  bis 

Eine  Wertverminderung  ist  dagegen  eingetreten 

in  Paris  0,0«  Proz. 

„   Gemeinden  von  30  000  bis  50  000  Einwohner    0,1  g      „ 
„         „  über  200000  Einwohner  0,9  s      „ 

„  Gemeinden  von  looooi  bis  200000  Einwohner    i,63      „ 

Die  Großstädte  zeigen  also  in  Frankreich  nicht  nur  keinen  im- 
materiellen Zuwachs,  sondern  sogar  eine  Minderung  der  Mietwerte. 

Es  ist  von  allgemeinem  Interesse,  zu  beobachten,  wie  sich  liier 
die  Bodenwerte  ohne  das  Eingreifen  der  sogenannten  Bodenspekulation 
entwickeln.  Die  Ursachen  für  diesen  von  den  deutschen  Verhältnissen 
durchaus  verschiedenen  Zustand  liegen' teils  auf  verwaltungsrechtlichera, 
teils  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete.  Unter  den  verwaltungs- 
mäßigen Einrichtungen,  die  von  den  deutschen  vollständig  abweichen, 
sind  an  erster  Stelle  zu  nennen :  hohe  Umsatzabgaben  —  Enre- 
gistrement  —  die  das  Eingreifen  der  Bodenspekuhition  verhindern 
oder  erschweren ;  Verschiedenheit  des  Grundbuch-  und  Hypotheken- 
wesens, das  nach  der  formalen  Seite  weit  weniger  vollendet  ist 
als  das  deutsche,  dagegen  für  die  Zwecke  der  Bodenspekulation  un- 
tauglich ist 

Ueber  die  volkswirtschaftlichen  Momente,  die  bei  der  obigen 
Mietwertsentwickelung  mitsprechen,  bemerkt  der  Verfasser  des  französi- 
schen Zalilenwerkes:  „Im  allgemeinen  hat  der  Stand  der  Mieten  eine 
leichte  Senkung  erfahren  in  den  Städten  von  mehr  als  30  LH»  Ein- 
wohnern. Diese  Ermäßigungen  sind  mitunter  die  Folge  von  gewerb- 
lichen und  Handelskrisen ;  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  liegt  die  Ursache 
jedoch  in  nichts  anderem  als  in  der  Abwanderung  der 
Stadtbevölkerung,  die  nach  Vororten  zieht"  (P a}' e  1 1  e ,  S.  59).  — 
Die  Bedeutung  der  Außenbezirke  für  die  innenstädti.sche  Mietpreis- 
bildung ist  hiermit  richtig  gekennzeichnet.  In  Deutschland  ist  diese 
preisermäßigende  Wirkung  der  Außenbezirke  dadurch  aufgehoben, 
daß  das  Außengelände  rings  um  unsere  Städte  spekulativ  aufgekauft 
ist.     Die  Zufuhr   billigen  Baulandes   ist  damit  abgeschnitten.     Gerade 


•)  licide  Spekulationsfürmen  sind  in  ihrer  Wirkung  identisch;  auch  tiie  Boden- 
tpekulatioQ  realisiert  ihre  Gewinne  erst  mit  oder  nach  der  Bebauung  des  Bodens. 
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die  Außenbezirke  bilden  das  Gebiet  und  den  GejJtenstand  der  spekula- 
tiven Preisireiberei;  die  Stadterweiterung  und  Vorortsbebauung  führt 
nicht  zu  einer  Senkung  der  Mieten.  T'nter  den  wirtschaftlichen 
Abnormitäten ,  die  bei  clieseni  s])ekulativeri  Bodengeschäft  hervor- 
treten,  sei  erwähnt,  daß  die  Bodenspekulation  ihren  sogenannten 
„Zinsverlusf  —  d.  h.  die  Verzinsung  des  auf  die  Spekulation  ver- 
wendeten Kapitals  —  als  objektiven  Wert  dem  Geländepreis  liinzu- 
schlägt.  (Wenn  also  ein  Spekulant  vor  20  Jahren  zu  2(iÖ  gekauft  hat, 
so  hat  die  Baustelle,  eben  weil  sie  nicht  als  Baustelle  gedient  hat, 
heute  den  doppelten  Wert  von  4(>l)  erreicht.)  Auf  diese  Weise  wird  der 
Preis  des  Außengeliindes  und  dadurch  das  Niveau  der  städtischen 
Boden  werte  ganz  allgemein  und  au  toni  atisch  Jahr  für  Jahr 
erhöht.     (Eber Stadt,  Rhein.  Wohnverh.,  S.  41  u.  103.) 


§  3.    B  0  d  e  n  V  e  r  s  c  h  u  I  d  u  n  g. 

Die  Entwicklung  der  Bodenwerte  und  des  Wohnungswesens  ist 
auf  das  eng.ste  gebunden  an  den  Stand  des  Realkredits  und  der  Boden- 
verschuldung. Wie  die  Bodenspekulation,  so  ist  auch  die  mit  ihr  zu- 
sammenhängende Bodenverschuldung  in  ihrer  heutigen  Form  einenatio- 
naldeufsche  Erscheinung.  Eine  vollständige  amtliche  Statistik  der 
deutschen  Bodeuverschuldung  fehlt;  in  einer  im  Jahre  1901  er- 
schienenen Arbeit*)  habe  ich  erstmalig  versucht,  den  Gesamtumfang 
der  Bo<lenverschuIdung  in  Deutschland  zu  berechnen.  Für  das  Jahr 
IIXX)  ergab  sich  eine  Bodenverschuldung  von  42  Milliarden.  Die  jähr- 
liche Zunahme  beträgt  ca.  17.'»0  Millionen  M.,  so  daß  wir  für  ISKJS 
die  Summe  von  45  Milliarden  M.  Bodenschulden  sicher  erreicht 
bez.  überschritten  haben.  Für  die  V^erzinsung  der  stehenden  Scbuhien- 
last  allein  ist  jährlich  eine  Summe  von  2  Milliarden  M.  von  der 
Bevölkerung  aufzubringen. 

Die   Verschuldung  des 
Mehrwertverschuldung ;     d. 
städtischem    Boden,   auf  dem 
findet.     Wir   haben   hier    die 
steigerte  Boden  wert  in  keiner 


Bodens 

h. 


ist  zum  großen  Teil  eine  sogen. 

sie  vollzieht  sich  vorzugsweise  auf 
eine  rapide  Wertsteigerung  statt- 
schädliche Entwickelung,  daß  der  ge- 
anderen Form  in  Erscheinung  tritt,  als 
in  einer  gesteigerten  Verschuldung.  Die  erhöhte  Grundrente  besteht 
hier  in  nichts  anderem  als  in  einer  entsprechend  erhöhten  Verschul- 
dung. Es  ist  (lies  die  Folge  der  Boden-  untl  Häusersiiekulation,  die 
ihre  Gewinne  ausschließlich  nur  durch  Boden  bei  astung  realisieren 
kann.  Jedem  Pfennig,  den  die  Spekulation  gewinnt,  steht  die  ent- 
sprechende Belastung  des  Bodens  gegenüber. 

Solange  der  Boden  unbebaut  ist,  stellt  der  Anspruch  der  Boden- 
spekulation lediglich  eine  Forderung  dar.  Greifbar  wird  die  Forde- 
rung erst  durch  die  Bebauung  des  Grundstückes;  realisiert  wird  sie 
ausschließlich  durch  Ilypothekenbelastung.  Die  hierbei  hervortreten- 
den Miß,släu(le  beruhen  darauf,  daß  die  rein  spekulative  Forderung 
grundbuchlich  verschmolzen  wird  mit  der  produktiven  Kapitalaufwen- 
dung für  den  Häuserbau  (im  Gegensatz  zu  der  ursprünglichen  deutsch- 
rechtlichen Anschauung,  oben  S.  318).  Entweder  mittelbar  oder 
unmittelbar  emi>fängt  der  Bodenspekulant  eine  Hj'pothek  als  Zahlung 
für  seinen  Bodenpreis.  Ebenso  werden  alle  späteren  Preissteigerungen 
—   Häuserspekulation ,    Mietssteigerungen    —   durch    Bodenbelastung 


*)  Dei  deutsche  Kapitalmarkt.    Leipzig  1901. 
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realisiert  und  festgehalten.  Es  ist  hierbei  bemerkenswert;  daß  eine 
Tilgung  der  auf  den  städtischen  Mietshäusern  haftenden  Schulden 
überhaupt  nicht  stattfindet,  von  den  Hausbesitzern  vielmehr  direkt 
abgelehnt  wird.  Die  Ursache  für  diese  Kesonderheit  liegt  darin,  daß 
für  die  Zwecke  der  Siiekulatinu  eine  jiolie  Verschuldung  des  Grund- 
stücks günstig  ist;  nur  ihis  hoch  verschuldete  Haus  eignet  sich  zum 
Handelsobjekt,  da  alsdann  für  Kauf  und  Verkauf  nur  ein  geringes 
Kapital  als  Anzahlung  erforderlich  ist  (Kapitalmarkt,  R.  255  f.).  Träger 
der  Verschuldung  sind  bei  dem  spekulativen  Hausbesitz,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  nicht  die  wenigen  nomiuellen  Hausbesitzer,  die  in  Wirk- 
lichkeit nur  Hypothekenverwalter  sind.  Die  Last  der  Verschuldung  ist 
vielmehr  vollständig  auf  die  Mieter  abgewälzt  und  ist  von  der  städti- 
schen Gesamtbevölkerung  zu  tragen. 

Aus  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  die  grundlegende,  noch 
lange  nicht  zur  (lenfige  anerkannte  Bedeutung  der  Bodenbelastuug 
für  das  Wohnungswesen.  Von  «ler  Bewertung  der  liitustelle  und  dem 
eginn  des  Hüuserbaues  bis  zur  Miet])reislnldung  wird  die  Entwicke- 
tang  der  Bodenwerte  bestimmt  durch  die  (irundsiitze,  nach  denen  die 
öfientlichen  Einrichtungen  für  die  Bodonliolastung  geliandhabt  werden 
Unser  heutiges  System  der  grundbuchiicheu  Eintraj^jung  ist  ein  durch- 
aus verfehltes  ;  es  hat  den  Erfolg,  dali  die  siiekulative  Belastung  des 
Bodens  und  die  Preistreiberei  gefördert,  die  produktive  Kapitalverwen- 
dung dagegen  zurückgesetzt  wird.  Für  die  Besserung  unserer  städti- 
schen Wohnverhältnisse  bildet  die  Reform  der  Einrichtungen  für  das 
Hypothekenweseu   eine   der   notwendigen  Voraussetzungen. 


Idteratnr. 


■uliMfhet   Jnhrbuth   der   dfuUehen    SUiJle,    herausg.   von    Dr.  Neafe.  Bralan.     1890  ff. 
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Dritter  Abschnitt. 
Gesundheitliche  Verhältnisse. 
Das  Gebiet  der  gosundbeitlirhen  Verhältnisse  bildet  naturgeniüßer- 
weise  seit  langer  Zeit  einen  Hau]itgegenstand  der  wohnungspoütischen 
Untersuchung.      Einwirkungen    der    Wohnung   auf   den    Gesundheits- 
zustand  der   Bewohner   entstehen   nach   zwei  Kichtungeu:    1)  durch 

Uiolbuch  lUr  ll)(lou<.    $iip|il.-llit.  IV.  23 
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die    Art    der    Wohnungsbenutzung;    2)   durch 
schaffenheit  der  Wohnung  an  sich. 


die    Be- 


§1.     Wohnungsbenutzung. 

A.  Unter  den  Formen,  in  denen  die  Wohnunffshenutzung  den  Ge- 
sundheitszustand beeinflußt,  ist  zunächst  zu  nennen  die  Wohn  u  ngs- 
ü  her  fii  llu  n  s;.  Ein  jiroßer  Teil  der  Kleinwohnungen  ist  mit  einer 
überuiiißigcn  Bewolinerzahl  tielegt.  Eine  mechanische  (irenze  für  die 
Personenzaht,  die  in  unbedenklicher  Weise  in  einem  Raum  untergebracht 
werden  kann,  läßt  sich  schwer  zielieu,  da  im  einzelnen  die  Größe  des 
Wohnraumes  zu  berücksichtigen  ist.  Im  allgemeinen  {»Hegt  man  eino 
Belegung  mit  r>  Personen  für  je  einen  Raum  als  Höchstzahi  zu  be- 
zeichnen. Doch  können  bei  der  Klasse  von  Wohnungen,  die  über- 
haupt nur  aus  einem  einzigen  Ruuni  ohne  jede  Zubeliör  bestehen, 
schon  bei  einer  geringeren  Bewohnerzahl  sich  schwere  Mißstände  er- 
geben. 

Eine  in  Preußen  vorgenommene  Erhebung  des  .lahres  1900  zeigt, 
daß  in  einer  Anzahl  von  Städten  unter  den  kleinen  Wohnungen,  die 
aus  einem  (heizbaren  oder  nicht  heizbaren)  Zimmer  mit  otler  ohne 
Zubehör  bestehen,  ein  erhe!>licher  Prozentsatz  —  zwischen  10  und 
24  V.  H,  —  eine  Bewohnerschaft  von  (5  Personen  und  darüber  zählte 
(Evert,  S.  164).  Für  einzelne  Städte  liegen  genauere  Bearbeitungen 
vor,  die  nach  WohnungsgröISe  und  Bewohnerzahl  ausgezählt  wurden. 
In  den  kleinsten  Wohnungen  wurden  jitezählt : 

TnUcU»«  lO*). 

Wohnungen  mit 


in 


6       j    7    I    8    {   g    j  10  I  11  I  12  {  13  {  14 


Bewohnern 


IJ2 

56 

22 

7 

6 

4 

t 

2 

■5 

5 

2 

3 

1S84 

670 

285 

107 

54 

10 

129 

61 

28 

«5 

5 

4 

4J 

26 

'5 

3 

— 

— 

4« 

16 

10 

2 

3 

— 

73 

48 

25 

ti 

4 

4 

WobuiHigen,  b^tcfaeod  aus  einer  Küche  ohne  alle  Zubehör: 
Berlin  250  122  56        22         7       4     —      •  I     •      —  (  — 

Scbüueberg 
Rixdorf 

Wohnungen,  bestehend  aus  1  heizbarem  Zimmer  ohne  alle  Zubehör  (Koch^tnbe) 
Berlin 

Frankfurt  a.  M. 

Charloltenburg  4J  26  15  3       —     —       2 

Kchöneberg  41  16  10  2         •»     —        1 

Rixdorf 

Wohnungen,  bestehend  aus  1  heizbaren  Zimmer  und  Küche: 
Berlin 

Charlotten  bürg 
Altona 
Schöneljerg 
Elsdorf 

*)  Nach  Evert,  ZeiUiobr.  de«  Kgl.  preuB.  statist.  Bureaus.,  42.  Jahrg.,  8.  1<V». 

B.  Die  kleinen  Wohnungen  sind  es  auch,  die  für  die  Unter- 
bringung der  Schlafleute  in  der  Hauptsache  in  Betracht  kommen. 
Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Haushaltungen  mit  Schlaflctiten  ent- 
fällt (Zählung  vnni  1.  Dezember  1!Hh;))  auf  die  Kleinwohnungen  von 
1—8  Wobnräumen;  die  Statistik  rechnet  hierbei  jeden  abgesonderten 
Raum  —  also  heizbares  Zimmer,  unheizbares  Zimmer  oder  auch  n  u  r 
Küche  —  als  Wohnraum.    Es  wurden  danach  gezählt: 


35917 

25014 

12  108 

lli'i 

2281  820 

270 

77 

13 

6 

2266 

1  426 

782 

345 

«43  S' 

12 

6 

2 

— 

'75 

81 

67 

"7 

«3   4 

1 

— 

— 

— 

1418 

837 

419 

203 

83  »5 

8 

— 

— 

— 

2473 

1627 

9'5 

422 

•45  1  54 

'9 

I 

I 

— 
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HauBbal- 

tiingen  mit  ,    _„„„ 
Hdiraneuten      ™'"° 


1  Wohn- 


davon  mit 


Proz. 


2  Wohn- 
rüiiroen 


1958 

3.1" 

ao 

0,&6 

*5 

I,S3 

41 

1,98 

6 

0,«« 

Proz. 

3  Wohn- 

räunieD 

Proz. 

41,18 

28  726 

4b,!.  1 

30,8  7 

2o;9 

57,»i 

34."» 

I  030 

54.«f 

4i,«8 

988 

47.«* 

11,14 

I  112 

41.8» 

(.1  7(1:, 
loitfnliurg 
»eberg 
ari 

I  mit  Alt«Ddorf 
pl*ch  Evert,  ZcitHchr.  der  Eönigl.  prciiß.  staust.  Bureaus,  4-.  Jahrg.,  S.  1S3. 

Daß  hier  vielfach  eine  UeiR'rfülliinf!;  vorliegt,  wird  um  so  deiit- 
or,  wenn  wir  uns  verpegenwärtigen,  daß  in  dieser  Aufstellung  als 
riräumig"  die  Wohnung  bezeichnet  wird,  b^i  der  iler  zweite  Wohn- 
&   oft   nur  aus  einer  kleinen  Ivüche  bestellt.     In  H(;rlin  und  V'or- 

II  z.  B.  ist  die  hier  mit  zwei  Wohnräumen  gezählte  Wohnung 
Iniäßig  nichts  anderes  als  die  bekannte  Kleinwohnung  von  ^Stube 

Küche"  (anders  im  Hhdnland;  s.  oben  S.  ;:i44).  Die  hierher  ge- 
nden  Wohnungen  werden  zu  einem  großen  Teil  überdies  von 
ilien  bewohnt,  die  Kinder  haben  und  neben  diesen  Schlafleute, 
j  Teil  verschiedenen  Geschleclits,  aufnehmen : 

TabeÜi'  II  "i. 


W 


Schlaf  leute 


davon  \a 

Familien  mit 

Kindern 


in  einem  Wohnräume 


iebuoe  vom  2.  Dez.  1895) 

(ottenbnrg 

•eberg 

»rf 

I  mit  Altendorf 


I95S 

3,1  T 

S26 

763 

'553 

268 

('  r-^3) 

— 

(5I") 

— 

— 

— 

20 

0,bf> 

8 

18 

8 

8 

25 

i,as 

II 

19 

30 

5 

4' 

1,118 

17 

30 

20 

>3 

6 

o,«s 

— 

4 

2 

— 

382 


in  zwei  Wohnräumen 


25435   41.18 

15765 

25  190 

10  617 

'5  556 

(22  629)    — 

(14895) 

— 

— 

1  098   30,S7 

717 

I  027 

365 

640 

648  34,5« 

394 

642 

203 

403 

879  42.S8 

529 

787 

3>5 

443 

297 ,  ".1* 

— 

553 

1 1 

—  1 

6002 


lebnng  vom  2.  Dez.  1895) 

lottenburg 

leberg 

>rf 

(  mit  Alfendorf 

•)  Nach  Evert,  a.  n.  O.,  S.  17. 

,C.  Eine  hohe  Bedeutung  besitzt  die  Beschränkung  des  Wohn- 
16  und  die  Ueberfüllung  bei  Krankheiten.  Der  Zusammen- 
;  zwischen  Wohnweise  und  Krankheit  bez.  Sterblichkeit  ist  vielfach 
orgehoben  worden  in  den  Untersuchungen  über  die  Tuber- 
ose. Es  sei  hierzu  bemerkt,  daß  die  große  Mehrheit  der  Tuber- 
gen  nicht  nur  während  der  leichteren  Stadien  der  Krankheit, 
ern  bis  zu  dem  tödlichen  Ausgang  derselben  innerhalb  der  Familie 

[  .n  23* 
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verbleibt.  In  Preußen  starben  während  des  Jahres  1900  von  70ri02 
an  Tuberkulose  Verstorbenen  nur  1028(1,  also  etwa  V?.  iu  den  all- 
gemeinen   Heilanstalten;   die   übrigen  */j  blieben    bis  zu  ihrem  Ende 


(Kaiserling). 
der   Hauptsache 


in  der  gleichen  Wohnung  mit  ihren  Angehörigen 
Der  ganze  Kraukheitsverlauf  vollzieht  sich  hier  in 
innerhalb  der  Faniilieiiwohnung. 

Ueber  die  Beziehungen  zwischen  Wohnung  und  Tuberkulose  ist 
eine  bemerkenswerte  Statistik  in  Mannheim  bearbeitet  worden,  die, 
unter  Weglassung  der  bis  zu  5  Jahre  alten  Kinder,  für  fünf  nach  den 
Wohnverhältnissen  geschiedene  Klassen  den  Anteil  der  Tuber- 
kulose an  der  Gesam  ts  terbl  ich  kci  t  berechnet: 

Bevölkerung  iu  Wohriungren  von 


ü  und  mehr 
Zimmern 

4 — 5  Zimmer 

bia  KU  3  Zimmern  mit  einer 
Wolmclichte  von 

uDter 
2  Köpfen 

2 3 

K6pfen 

mehr  als 
3  Köpfen 

pro  Zimmer 

io,s  Proz. 


Proz.       !         23,4         ;    34,0  PVo/,.    :    43,«  Proz. 


Das  Verhältnis  zwischen  Wohnweise  und  Tuberkulosesterblichkeit 
tritt  hier  sehr  drastisch  hervor.  Ein  ganz  ähnliches  Bild  ergab  sich, 
als  ausschließlich  die  Wohndichte  zu  Grunde  gelegt  wurde,  während 
ein  Zusammenhang  zwischen  dem  Alter  der  Häuser  und  der  Tuber- 
kulosesterblichkeit sich  nicht  nachweisen  ließ  (Fr  euden  barg, 
Schott)*). 

D.  Die  Gefahr  der  Krankheitsübertragung  im  Wege  der  Woh- 
nungsbenutzung wird  gesteigert  durch  tien  häufigen  Wechsel  der 
Mieterschaft  iu  einzelnen  Großstädten.  Hierbei  reiht  sich  zudem 
öfters  der  Einzug  des  neuen  unmittelbar  an  den  Aljzug  des  alten 
Mieters,  so  daß  eine  durcligrcifende  Reinigung  nicht  stattfindet.  Ueber 
den  Mangel  zureichender  Lufterneuerung  (Fehlen  der  fjuerlüftung) 
s.  unten. 

E.  Die  Kleinwohnungen  werden  vielfach  zum  Gewerbebetrieb  be- 
nutzt —  H  a  u  sindu>  t  ric,  Heimarbeit.  In  demjenigen  Teil  der 
Hausindustrie,  der  (jualifizierte  Arbeit  erfordert,  sind  die  Verbältnisse 
nicht  ungünstig.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Heiuiarheitsindustrien 
werden  dagegen  sehr  niedrige  und  unauskömmliche  Lfihne  gezahlt, 
und  zwar  sind  gerade  diese  Beschäftigungsarten  bedauerlicherweise 
neuerdings  in  der  Zunahme  begriffen.  Als  Ursachen  dieser  wenig 
erwünschten  Ausdehnung  der  Ileiniiirbeit  werden  genannt:  auf  Seite 
der  Arbeitgeber  -  Bestreben,  an  der  Miete  zu  sjiaren  bez.  sie  auf 
die  Arbeiter  abzuwälzen,  sowie  den  Lasten  der  sozialpolitischen  Ge- 
setzgebung  nach  Möglichkeit  zu  entgehen;   auf  Seite  der  Arbeiter  — 


*)  Von  der  Ortskrankeiikasse  der  Kanfleute,  Ilandetsleute  und  Apoiheker  in 
Berlin  wurde  eino  \Votinungf>CThehnug  vorKcnonimeu,  die  sich  auf  U  1Ö7  erwerl»- 
untähig  erkrankte  Ka'isenniitplieder  frstrwkte.     Hierbei    wurden  zum  Teil  «ehr  un- 

fÜDHlige  Wohnverhfiltnise.ü  ledtjfeetelit.  Die  bei  iter  Erhel)une  gestellte  Frage:  Hat 
'atient  ein  Bett  zur  alleinigen  Verfügung '.'  wurde  von  957  Alänneru  =  lfj,T6  I*ror. 
der  Befragten  und  1038  Frauen  —  2ü,3(j  Proz.  verneint;  unter  diesen  befanden  sich 
je  l'M  lungenkranke  Männer  und  P'rauen;  18,0;i  Proz.  der  lungenkranken  Männer 
und  24,19  Proz.  der  lungenkranken  Frauen  hatten  ihr  Lager  mit  anderen  Personen 
eu  teilen  (Kohn|. 

50 


Wohnungswesen.  357 

Zvang  zum  Erwerb  bez.  Nebenerwerb  selbst  bei  schlechten  und  un- 
genflgenden  Löhnen.  Insbesondere  ist  es  die  gesteigerte  Mietlast,  die 
zahlreiche  Familien  zwingt,  zu  dem  Nebenerwerb  der  Heimarbeit  zu 
greifen,  wodurch  dann  wiederum  ein  Druck  auf  die  professionellen 
Arbeitslöhne  ausgeflbt  wird. 

Die  Wohnverhältnisse  in  den  schlecht  gelohnten  Heimarbeits- 
iodastrien  sind  zum  Teil  äußerst  unbefriedigend.  Vielfach  sind  die 
Wohnungen  nach  Größe  und  Anlage  in  keiner  Weise  für  einen  Ge- 
werbebetrieb geeignet,  und  ihre  Benutzung  für  gewerbliche  Beschäf- 
tigung ist  direkt  gesundheitsschädlich.  —  Auf  die  Gefahren,  die  da- 
durch entstehen,  daß  der  Betrieb  von  Heimarbeit  in  infizierten  Räumen 
stattfindet  und  daß  hierbei  die  Krankheitskeime  auf  die  Arbeitserzeug- 
nisse übertragen  werden,  ist  noch  nachdrücklich  hinzuweisen. 
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§  2.    Beschaffenheit  der  Wohnung. 

Unabhängig  von  der  Art  der  Wohnungsbenutzung,  und  somit  dem 
l'iilfluß  des  Wohnungsinhabers  entzogen,  ist  die  Beschaffenheit 
©«■  Wohnung  als  solcher,  deren  hohe  Bedeutung  für  das  Woh- 
fiOgswesen  nicht  erst  der  Hervorhebung  bedarf.  Die  einzelnen  Punkte, 
je  wir  an  dieser  Stelle  zu  erwähnen  haben,  betreffen:  die  Lage  der 
ohnung,  die  baulichen  Verhältnisse  und  den  Wohnungsgrundriß. 

A.  Mit  Bezug  auf  ihre  Lage  werden  die  Wohnungen  unterschieden 
^h  dem  Stockwerk,  in  dem  sie  sich  befinden  und  nach  dem  Ver- 
fltnis  zu  Straße  (Vorderwohnung,  Hofwohnung).  Einige  statistische 
•■ftem  zur  Wohnungslage  habe  ich  in  der  Tabelle  6  des  Abschnittes  II 
^geben.  Die  Kellerwohnungen  befinden  sich  infolge  des  Einschreitens 
ö»  Polizeibehörden  (Vorschriften  für  Neubauten,  Schließung  gesund- 
^itsschädlicher  älterer  Wohnungen)  prozentual  und  jedenfalls  auch 
Wlut  im  Rückgang;   immerhin  ist  in  einzelnen  Städten  noch  eine 
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sehr  firoßc  Zahi  solcliei-  \\'olimjiii,'en  vorhiiiideii,  die  in  gesundheitlicher 
und  sozialer  lieziehunp  riußcrst  unbet'riedi^'end  sind. 

Unter  den  otieren  Stockwerkslagen  sind  die  übermäßig  hoch 
gelesenen  Wolinuiigen  im  all^cincineii  als  der  Gesundheit  abträglich 
zu  hezeichiieii.  Die  Sterbliclikeitszifler  steigt  mit  der  Zahl  der  Stock- 
werke. Insttesondere  ist  für  Kinder  und  für  schwangere  Frauen  die 
hochgelegene  Wohnung  iafolge  des  Treppensteigens  gesundheitsschädlich. 

Im  übrigen  ist  die  Leistung  der  obersten  Stockwerke  für  das 
Wohnungswesen  im  ganzen  eine  wenig  befriedigende.  Eine  der 
schlimmsten  Wirkungen  der  S  tock  w  er  kshäu  f  un  g  ist  die  Steige- 
rung lies  Hodenpreises  und  damit  der  Mieten  im  allgemeinen.  Das 
Ergebnis  der  gedrängten  Ilauweise  UilSt  sich  in  den  Satz  zusammen- 
fassen: je  höher  der  Bau,  je  höher  die  Mieten.  So  oft  inner- 
halb eines  Stadtbezirks  die  gedrängte  vier-  und  fünfgeschossige  Bau- 
weise dem  niedrigen  Flachbau  an  die  Seite  tritt,  zeigt  es  sich,  daü  bei 
jtrivatwirtschaftlicher  Bautätigkeit  der  höhere  Bau,  trotz  der  stärkeren 
Ausnutzung  der  Grundfläche,  höhere  Mieten  fordert  (Eberstadt. 
Rhein.  Wohnverh.,  S.  'Ml    - 

Als  H  of  wohn  u  ng  (Hinterwohnung)  i.st  eine  Wohnung  zu  be- 
zeichnen, die  vollständig  --  nicht  etwa  bloß  mit  einem  Teil  der  Zimmer 
—  an  dem  zu  einem  \^) i'  d e r  g e  b ä u d e  gehörenden  H  o f  ge- 
legen ist.  In  einzelnen  Stä<iten  ist  die  Ilofwohnung  heute  geradezu 
als  das  normale  System  des  Kieinwohnungsbaues  anzusehen  und  die 
Mehrzahl  der  neueren  Arbeiterwohnungen  besteht  hier  aus  Ilinter- 
wohnurigen. 

Das  System  der  Ilofwuhnung  wirkt  für  die  Kleinwohnnns^en  in 
gesundheitlicher  wie  in  sozialer  Beziehung  gleich  schäditcb.  Der  Hof, 
der  auf  vier  Seiten  mit  :J<)  Meter  hohen  Mauern  nin!»aut  ist,  bat  stag- 
nierende und  niemals  strömende  Luft;  er  hat  keine  hinreichende  Luft- 
bewegung. Dünste  und  Verunreinigungen  werden  nicht  oder  nicht 
genügend  entfernt,  sondern  in  die  Wohnungen  getrieben.  Während 
der  wärmeren  .lahreszeit  steigern  sich  diese  Mißstände  durch  schwüle 
Teinperatur  und  mangelnde  Abkühlung  (Nussbaum,  S.  r)r)(i).  —  Die 
Verbreiterung  der  Ilöfe  um  einige  Meter  kann  hier  keine  Abhilfe 
schaflen ;  eine  durchgreifende  Lufterneuerung  kann  we4ler  auf  den  um- 
mauerten Höfen  selbst  noch  in  den  angrenzenden  Wohnungen  irgend- 
wie stattfinden.  Luftzufuhr  und  Durchzug  sind  hier  nach  jeder  Rich- 
tung abgesiierrt,  und  ob  dieser  feststehen<le  Luftwürfel  etwas  größer 
(»der  kleiner  ist.  ändert  wenig  an  der  ganzen  verfehlten  Aidage. 

Auch  nacli  der  sozialen  Seite  ist  das  System  der  Hofwohnung, 
das  nur  den  spekulativen  Interessen  dient,  zu  verwerfen.  Die  Klassen- 
scheidung wini  hierdurch  verschärft;  einem  großen  Teil  der  Bevölke- 
rung wird  eine  Wohnweise  aufgezwungen,  die  sich  schon  äußerlich  als 
eine  minderwertige  kennzeichnet.  In  den  Hofwohnnngen  kann  endlich 
kein  Gefühl  der  Behaglichkeit  und  Häuslichkeit  aufkommen.  Der  Auf- 
enthalt  in    ilen  arbeitsfreien  Stunden  bietet  hier  nichts  Anheimelndes. 


Literatur. 

Vergl.  in  §  l  (Wohnuru/uhfnuliung)  S.  357  angeführten  SchriJUn; 
Btfibben,    Ilygiene    de*   Städtehauei,   Handbuch    der   Ifygienr,  hrraiug. 
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nung  zu  richten  sind,  gehören  zumeist  in  das  liauteduiische  Gebiet. 
Belichtung  und  Besonnunfr,  Trockenheit  der  WohnriLunie,  hinreichende 
Zimmerhöhe  zählen  unter  die  hauptsäehüclisten  Anforderuntjen.  Gegen- 
über den  Neubauten  werden  ilie  bautechnischen  Einzelheiten  durch 
Baupolizeiordnungen  festgestellt;  die  zureichende  Instandhaltung  der 
im  Gebrauch  befindlichen  Wohnungen  zu  überwachen  und  die  Schließung 
gesundheitswidriger  Behausungen  zu  verfügen,  ist  Sache  der  Wohnuugs- 
aufsicht  und  Polizei. 

C.  Während  die  Wichtigkeit  <ler  Aufstellung  bestimmter  Anforde- 
rungen an  die  bauteclmische  Ausführung  und  die  baulichen  Verhält- 
nisse der  Wohnungen  allgemein  anerkannt  ist.  hat  ein  anderer  Um- 
stand von  kaum  geringerer  Bedeutung  bisher  nicht  tlie  genügende  Auf- 
merksamkeit gefunden;  es  ist  der  W  oh  n  u  n  gsgru  ndr  iß.  Man  hat 
bisher  nicht  in  hinreichendem  Maße  beachtet,  daß  zu  einer  gesund- 
heitlich und  sozial  befriedigenden  Wohnung  nicht  Idoß  ein  gewisser 
Flächen-  und  llübenraum  gehört,  sondern  daß  auch  die  Anordnung  der 
Räume  dem  Begriff  einer  Wohnung  entspreclien  muß.  Der  Vorwurf 
des  verfehlten  Wohnungsgrundrisses  trifl't  vor  allem  die  Hauptmasse 
der  neueren  Produktion  an  Wohnungen,  die  Kleinwohnungen  der  Miets- 
kasernen. 

Meine  geschichtlichen  Untersuchungeu  haben  gezeigt,  daß  die 
Mietskaserne  entstanden  ist,  indem  die  Hofwohnung  als  An  hängsei 
an  die  Vorderwohnung  augefügt  wurde  (oben  S.  327).  Der  Grund- 
riß der  Mietskaserne  ist  auf  <lie  herrschaftliche  Vor- 
der w  o  h  n  u  n  g  zugeschnitten;  für  die  Kleinwohnung  da- 
gegen ist  er  untauglich  und  schlechthin  unverbesser- 
lich. Die  widernatürliche  Verbindung  zweier  verschiedenen  Wohnungs- 
furmen.  wie  sie  in  der  Mietskaserne  vorliegt,  bringt  nach  jeder  Richtung 
nur  Unzuträglichkeiteu  hervor.  Die  schlechte  Form  der  Bodenauf- 
teilung führt  zu  den  wirtschaftlichen  und  politischen  Mißständen  in 
den  Hausbesitzverbältnissen  (oben  Ö.  345).  Die  mangelnde  DitTeren- 
ziening  des  Boden preises  bewirkt  eine  Teuerung  des  Baulandes  für 
die  Kleinwohnung  (oben  S.  ;i;54).  Zu  den  ungünstigen,  bisher  indes  am 
wenigsten  untersuchten  Folgen  dieses  Bausystems  gehört  der  Woh- 
nungsgrundriß. 

Es  ist  schlechterdings  nicht  möglich,  auf  einem  Mietskasernen- 
grundstück befriedigende  Kleinwohnungen  zu  bauen.  Die  ueueren 
sogenannten  hygienischen  Verbesserungen  und  Einschränkungen  der 
Bodenausnutzung  bewirken  hier  in  erster  Linie  eine  Verteuerung  der 
Wohnungen;  an  der  verfehlton  Wohaungsanl  age  dagegen  können 
sie  nichts  oder  nur  wenig  ändern.  Es  sollte  doch  wohl  einleuchten, 
daß  es  schon  aus  technischen  Gründen  unmöglich  ist,  auf  dem  gleichen 
Grundstück,  das  in  seinen  Abmessungen  im  Vorderhaus  auf  Wohnungen 
von  sechs  bis  acht  Zimmern  zugeschnitten  ist,  im  Hinterhaus  rich- 
tige Wohnungen  von  zwei  Zimmern  anzulegen.  Dem  setzt  schon  der 
Zuschnitt  der  Baustelle  das  natürlichste  Hindernis  entgegen. 

In  Berlin  ist  eine  ganze  Reihe  von  Lösungen  versucht  worden, 
um  (bei  privatem  Wohnungsbau)  taugliche  Ilofwohnungeii  von  zwei 
Räumen  zu  erzielen.  In  einzelnen  Fällen  haben  diese  Versuche  zu 
einer  Raumverschwendung  geführt,  wie  sie  bei  dem  Kasernierungs- 
system  häutig  zu  beobachtou  ist*),  und  zu  entsprechender  Wohnungs- 


*)  Eb  ist  überhaupt  eine  der  Eigentümlichkeiten  des  KasemierungHsystems,  daß 
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Verteuerung.  Die  Schaffung  eines  brauchbaren  Typus  für  die  zwei- 
räumige  Wohnung  nebat  Zubehör  ist  nicht  gelungen  unil  kann  hier 
nicht  gelingen.  —  Zu  den  unabstellbaren  Mängeln  der  Hofwohnung 
beim  Mietskasernensysteni  gehört  noch  der  Mangel  der  Q  u e r  1  ü  ft  u  n  g, 
die  bei  der  Kleinwohnung  aus  naheliegenden  Gründen  noch  viel  not- 
wendiger ist  als  liei  der  herrschaftlichen  Wohnung.  Die  Hofwohnung 
der  Mietskaserne  kann  niemals  anders  als  fest  ein  gebau  t  hergestellt 
werden ;  eine  Querlüftung  durch  (jegenzug,  und  damit  die  erforder- 
liche Lufterneuerung  innerhalb  der  Wohnung  herbeizufülu'en,  ist  nicht 
müglich.  Der  Grundsatz  des  Städtebaues  muß  hier  lauten:  selb- 
ständige Formen  für  den  Klein  Wohnungsbau. 

Die  nachiblgende  Figur  ü  zeigt  eiue  Berliner  Mietskaserne  kleinereu 
Dmfangs  mit  einfachem  Quergebttude.  Das  Haus  enthalt  auf  jedem 
Stockwerk  2  Wohnungen  von  2  Stuben  nnil  Küche  (Ä,  C)  und  5  Woh- 
nungen von  Stube  und  Küche  (B,  D,  E,  F,  O).  Sämtliche  Wohnungen 
von  Stube  und  Küche  sind  fest  eingebaut  und  haben  keine  Möglichkeit 
einer  Querlüftung.  Beachtenswert  sind  die  Räume  Dl  und  Fl,  die  so- 
genannten Berliner  Zimmer,  die  bei  der  Kleinwohnung  besonders  un- 
günstig wirken.  Hier  entstehen  Wohnungen,  die  weder  Licht  noch  Luft 
noch  Sonne  in  zui'eichendem  Maße  haben.  Auch  die  W^ohuungen  0  und 
D  sind  wenig  besser.  —  Die  Miete  dieser  Hofwohnungen,  die  im  äußer- 
sten Berliner  Norden  belegen  sind,  betragt  312  M.  jähi-lich. 

Die  unvorteilhafte  Verteilung  des  Baulandes  in  dem  beifolgenden 
Grandriß  ist  augenfällig.  Wie  für  Wohnzwecke  eine  derartige  Bau- 
foiin  angewendet  werden  kann,  wird  dem  unbefangenen  Beurteiler,  der 
die  Einzelheiten  der  Entwickelung  nicht  kennt,  schlechterdings  unbegreif- 
lich erscheinen.  Ueber  die  Untauglichkeit  dieser  Hausform  für  den  Klein- 
wohnungsbau  ist  kein  Wort  zu  verlieren. 

Dabei  handelt  es  sich  hier  um  einen  Bau  nach  der  neuesten  Bau- 
ordnung, die  außerordentlich  weitgehende  Ansprüche  stellt  und,  selbst  um 
den  Preis  einer  starken  Verteurung,  jeden  nur  denkbaren  Versuch  ge- 
macht hat,  um  die  Kleinwohnungen  befriedigend  zu  gestalten.  Das  Er- 
gebnis der  baupolizeilichen  Eingriffe  war  in  der  Haupt.'<ache  die  Ver- 
breitenmg  der  Höfe.  An  den  Grundlagen  der  Wohnungsproduktion  hat 
sich  nichts  geändert;  einzelne  Mißstände,  wde  die  Beschaffung  des  Real- 
ki'edits,  haben  sich  neuerdings  verschärft. 

Die  Mietskiiaerne  mit  einfachem  Quergebaude  nach  Figur  5  ist 
in  Berlin  weniger  häufig  vertreten,  als  das  doppelte  Quergebäude. 
Wie  die  Zeichnung  Figur  4  (oben  S.  329)  zeigt,  entstehen  durch  die 
Berliner  Parzellierung  regelmäßig  tiefere  Grundstücke  mit  einem  zweiten 
kleinen  Hofstreifen  an  der  rückwärts  gelegenen  Baufront.  In  solchem 
Fall  werden  die  Wohnungen  F  und  O  der  Figur  6  nach  rückw&rts 
wiederholt  und  es  münden  alsdann  vier  Wohntmgen  auf  die  Hintertreppe. 

Dieser  gekünstelten  Parzellierung  sei  die  rheinische  Bauweise  gegen- 
übergestellt. Die  in  den  beifolgenden  Zeichnungen  Figur  6  und  7 
wiedergegebenen  Bauten  werden  durch  die  private  (geschäftamäCige), 
nicht  etwa  durch  gemeinnützige  Bautätigkeit  hergestellt.  Die  Grund- 
stücke   sind   für    den  KJeLnwohniuigsbau  zugeschnitten ;    die  Ausnutzung 


auf  der  einen  Seite  <]ie  Bewohner  zusammenpedränp;t  werden,  während  auf  der  an- 
deren Seite  Bauliiml  nutzlos  vergeudet  wird;  so  in  den  ülicrtnäßij:  breiten  Wohn- 
fltraSen,  in  den  bei  der  gedrängten  Bauweise  notwendige«  iwlizeiüchen  Bauljeschräo- 
kungen  u.  a.  w. 
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ist  die  naturgemäße  und  dabei  die  denkbar  vorteilbafteste.  In  den  riin- 
nischen  Industriestädten  werden  regehnäßig  nur  Vorderwohnmigeii  gehmi 
Mitunter  ergibt  sich  indes  bei  tiefen  Grundstücken  die  Notwendigkeit, 
den  Hof  mit  einem  Wohngebäude  zu  besetzen.  Für  die  in  solchem  FtU 
befolgte  Praxis  (Wiederholung  des  Vordergebäades)  habe  ich,  Eheinisci« 
Wohnverhältnisse  S.  54,  ein  typisches  Beispiel  gegeben.  —  Der  Mut- 
preis  für  die  Vorderwohnung  nach  Figur  6  und  7  beträgt  in  günstig« 
Stadtlage  in  Elberfeld-Barmen  190  M.  für  die  Wohntmg  Ton  2  Ztmmen, 


Fig.  6. 


Fig.  7. 


Slmsst 


Fig.  6.    Eleinwohnung8gebäude(Elberfeld),  Baujahr  1901,  MaOatab  1:200. 

Fig.  7.    Kleinwohnungsgebäude  (Barmen),  Baujahr  1902,  Maßstab  1:200.  Ant 
Eberstadt,  Rheinische  Wohnverhältnisse,  &  53  und  81. 


Vierter  Abschnitt. 

Soziale  und  rerwaltungstechnlsche  Maßnahmen  im  Wohnungs- 
wesen. 

Zur  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  des  Wohnungswesens  bieten 
sich  im  allgemeinen  zwei  Wege: 

I.  unmittelbare  Betätigung  im  Wohnungsbau  (Bau- 
tätigkeit und  deren  Förderung), 
II.  Herstellung  der  verwaltungsmäßigen  Grundlagen 
für   die    Entwickelung    des    Wohnungswesens    (verwaltungs- 
technische Maßnahmen). 
Die    hauptsächlichen    Einzelheiten    auf  den    hierher    gehörenden 
Gebieten  sollen  im  folgenden  kurz  aufgezählt  werden. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Bautätigkeit  unter  Gewinn  verzieht. 

Unter  der  Bezcit'limmg  Bantütigkeit  unter  Gewinn  verzieht  fasse 
ich  alle  (iiejeniycu  Bustrelumfüen  zusanimen,  die  auf  die  Bautätigkeit 
gerichtet  sind  ohne  Absicht  des  Erwerbs  und  des  Gewiunes,  sei  es 
aus  dem  Hausbau  selber  oder  aus  dem  Vermieten  von  Wohnungen. 
Bisher  hat  es  an  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  für  die  hierher 
gehörenden  Formen  der  Bautätigkeit  f(ef'eh]t.  Unter  den  im  obigen 
auffjestellten  Begriti'  fiillt  die  Tätigkeit  im  Wohnungswesen  von  Reich, 
Staat,  Gemeinde,  von  Arbeitgebein  und  Stiftungen,  endlich  die  ganze 
gemeinnützige  Bautätigkeit,  eine  Unzahl  von  Formen,  die  man  bis 
jetzt  in  einzelnen  Kapiteln  zerstreut  behandelt  hat.  Das  gemeinsame 
Moment  in  allen  diesen  Bestrebungen  ist  jedoch,  daß  auf  den  Ge- 
winn und  Erwerb  aus  ilcr  Bautätigkeit  verziciitet  wird,  wie  verschieden 
auch  sonst  die  einzelnen  Formen  sein  mögen.  Der  ganze  Stoß'  zer- 
fallt in  drei  Gebiete,  1)  Reich,  Staat  und  Genieiniie,  2)  Arbeitgeher 
und  Stiftungen,  '.'•)  gemeinnützige  Bautätigkeit. 


§  1.    Reich,  Staat  und  Gemeinde. 
Die   Beteiligung   der   öffentlichen  Körperschaften   an  der  gewinn- 
losen  Bautätigkeit  kann  in  itrei  Formen  erfolgen; 

1)  durch  den  Eigenbau  von   Kleinwohnungen; 

2)  durch    (jewälirung   von   Beibilifcn    für  den  Kleinwohnungsbau ; 

3)  durch  Hergabe  von  Bauland  oder  von  Kapital  zum  Wohnungsbau. 
Alle  drei  Formen  werden  uns  im  folgenden  begegnen. 

a)  Das  Reich  betätigt  >icli  itn  Eigenhau  von  Kleinwolmungen  in 
der  Reichsmarineverwaltung  und  in  der  Reichp])ostverwaltung.  Ferner 
wird  seit  dem  Jahre  UNil  regelmäßig  ein  Fonds  für  Wdhnungszwecke 
in  den  Iteiclishaushaltsetat  eingestellt.  Hieraus  werden  (durch  Ver- 
niitteilung  des  Reichsamtes  des  Innern)  Gelddarlehen  zum  Wohnungsbau 
an  Baugenossensciiaften  gegeben.  Die  Zaid  der  Bauvereinigungen,  die 
Darlehen  aus  Reichsmitteln  empfangen  hai>en,  betrug  35  im  .lahre  li>L);! 
(darunter  33  Baugenossenschaften).  Bei  Bewilligung  von  Reichsdar- 
lehen  ist  überall  streng  darauf  geachtet  worden,  daH  die  zur  Verfügung 
gestellten  Reichsmittel  ausschließlich  zur  Befriedigung  des  Wobaungs- 
bedürfnisses  der  gering  besoldeten  Beamten  und  der  Arbeiter  in  den 
Betrieben  und  X'erwaltungen  des  Reichs  Verwendung  finden.  —  Das 
Reichsamt  des  Innern  fordert  die  Bautätigkeit  außerdem  in  wirkungs- 
voller Weise  durch  Hergabe  von  Bauland  in  der  Form  der  Erb- 
pacht, die  sich  auf  das  günstigste  bewährt  hat. 

Literatur. 

Albraoht.    Schriften    det    Vereint  für  Soiialpulilik,    HO.  Hd,    S.  9J. 
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JJeirfuUii/iidrtichiachen  190311904,  Nu.   liä. 

b)  Einzelstaaten.  In  Preußen  besitzt  die  preußische  Berg- 
verwaltung eine  alte  Ueberlieferung  in  der  Fürsorge  für  das  Wohnungs- 
wesen der  Arbeiter;  die  Bestrebungen  für  die  Ansiedelung  der  Berg- 
arbeiter gehen  bis  auf  die  Zeit  Friedrich  des  (Jroßen  zurück.  In 
neuerer  Zeit  geht  das  System  der  Bergverwaltung  in  der  Hauptsache 
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(labin,  den  Arbeitern  Bauprämien  und  Vorschösse  zum  Häuserbau  (in 
OI)erscti!esien  unter  Umstrindon  aucii  die  unentgeltliche  Ueberlassunp 
eines  liatiplatzcs)  zu  jiewähren.  Vor  1H()5  wurden  die  Gelder  meist 
aus  der  Berj^iiauhilfs-  und  Knappschaftskasse  gegeben  (im  Saarbrücker 
Bezirk  zum  Teil  aus  der  Staatskasse);  seit  dem  Jahre  1865  sind  die 
Lcistuufieii  auf  die  Staatskasse  übernommen.  Von  lH(ic»  bis  UI02 
wurden  von  der  Kgl.  i)rouläischen  Bergverwaltung  4,502,8;-50  M.  an 
Hausbanpriunien  und  7,781,070  M.  an  unverzinslichen  (meist  durch 
Lohnabzüge  rückzahlbaren)  Darlehen  gegeben.  Hierfür  würden  erbaut 
bis  11)02: 

in  Oberiäühlesien      JKil  Häuser 


im  Saarbrücker  Bezirk    .    .    .    4638 
in  den  übrigen  Bezirken  .    .    .      191 


1 
I 


Neben  der  Förderung  des  Hauserwerbs  sorgt  die  Bergverwaltung 
fflr  mietweise  Ueherlassung  von  Wohnungen  in  Wohnhäusern, 
die  auf  Staatskosten  erbaut  oder  wegen  Bergschäden  kiiuHich  erworben 
wurden;  solcher  Mietwohnungen  waren  1234  vorhanden.  Im  Saar- 
brücker Bezirk  sind  ferner  Schlaf häuser  vorgesehen  für  solche 
Bergarbeiter,  die  wegen  weiter  Entfernung  der  Arbeitsstelle  nicht 
täglich  nach  ihrem  ständigen   Wohnsitz  zurückkehren  können. 

Die  preuläische  Staatseisenbahnverwaltung  l>etätigt  sich  seit  ge- 
raumer Zeit  im  Bau  von  Wohnungen  für  Arbeiter  und  Beamte.  Die 
Gelderbeschatfung  erfolgt  aus  drei  verschiedenen  Quellen.  Aus  den 
Mitteln  <!es  Etats  wurden  ISyö  bis  l'.lCß  insgesamt  1H2G4  300  M. 
bereitgestellt  für  die  Erbauung  von  yOfJO  staatseigenen  Dienst-  und 
Mietwohnungen.  Aus  den  Mitteln  des  Wohnungsfonds  (Gesetz  vom 
13./8.  tl.j  fr.;s.  unten)  sind  218s3(t(KtM.  für  die  Herstellung  von 
5400  staatseigenen  Wohnungen  und  1 1  öi}?  3(30  M.  zur  Förderung  des 
Baues  von  3i)(>()  Mietwohnungen  durch  Baugenossenschaften  verwendet 
worden.  Endlich  wurden  aus  den  Mitteln  der  Pen.sionskasse  für  die 
Arbeiter  der  preußisch-hessischen  Eisenbahngemeinsehaft  181t2  bis  1893 
11382  lOO  M.  Bandarlehen  für  den  Bau  von  3080  Kleinwohnungen  ge- 
währt. Am  31.  März  llMfl  waren  rund  3(;2G0  staatsei  gene  Dienst- 
und Mietwohnungen  vorhanden.  —  Seitens  der  Wasserbauverwaltung 
sin<l  l)is  1903  SHOOCKl  M.  für  den  Kleinwohnungsbau  verwendet  worden. 
—  Im  Bereich  der  Heeresverwaltung  sind  ]81»3— H«Kj  zur  Erbauung 
von  442  Arbfiterwuhnungen  und  ~2H  Einzelstuben  in  Spandau  27!t9(i90M. 
bewilligt  worden.  Beabsichtigt  ist  die  ?>richtung  von  50C>  Klein- 
wohnungen in  Spandau  und  von  je  1(_)0  Wohnungen  in  Danzig  und 
Lip)>stadt.  —  Die  preußische  Doniünenverwaltung  hat  in  den  Jahren 
18!)r.IlKK)  etwa  3(!00(XK)  M.  für  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen 
aufgewendet. 

Durch  Gesetz  vom  13.  August  189.'>  wurden  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  und  Beamten  in  Staats- 
betrieben zunächst  5  Mill.  M.  zur  Verfügung  gestellt,  eine  Summe, 
die  inzwischen  durch  Nachträge  auf  511  Mill.  M.  erhöht  worden  ist. 
Verwendet  wurden  die  Gelder  (bis  HK)2)  (s.  Talielle  auf  uächster  Seite). 

In  Bayern  waren  itu  Bereich  der  Staatseisenhahnverwaltung  bi.s 
Ende  isi)l)  rund  8iHX)  Wohnungen  jirrichtet;  durch  Gesetz  vom  31.  Mai 
11M)1  wurde  ein  Kredit  für  eleu  Wohnungsbau  von  (i  Mill.  M.  er- 
öffnet, von  denen  2  Mill.  M.  für  staatseigene  Wohnungen,  4  Mill.  für 
Baudarlehen    verwendet    wurden.     Durch    Gesetz    vom   21.  Dezember 
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berg  werden  Wohniingen  seitens  der  EisenbahnverwaltiniK  nnd  anderer 
sJaatlicher  Verwaltungen  hergestellt.  In  Baden  hat  die  Pensionskasse 
für  Eisenbahnarbeiter  bis  zum  Jahre  1893  52(5035  M.  für  Wohnbauten 
aufgewendet. 
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c)  Die  Tätigkeit  der  Gemeinden,  die  von  besonderer  Wichtigkeit 
ist,  kann  sich  in  jeder  der  drei  obenerwähnten  Formen  äußern.  Bei 
dem  Eigenbau  von  Kleinwohnungen  ist  zu  untersclieiden,  ob  ilie  er- 
richteten W'olinungen  für  eine  bestimmte  Kategorie  der  Bfirgerschaft 
oder  nur  für  städtische  Heaiute  bestimmt  sind. 

Der  Bau  von  Wohnungen  für  die  minderbemittelten  Volksschichten 
^    durch  die  Gemeinden  tindet  sein  VorbihI  in  England  und  Schott- 
■Baod.     Eine  umfassendere  kommunale  Tätigkeit    im  Wohnungswesen 
rM>epinnt  in  (Jroßbritannien  etwa  um  das  Jalir  18(j(;  nnd  erstreckt  sich 
zunächst  auf  die  Sanierung  ungesunder  Hexirke,  wobei  schlechte  Wohii- 
liäuser    niedergerissen    und    Neubauten  auf  dem  gesäuberten   (ielände 
aufgefülirt  wurden.    Allmählich    wurde   dann    in  steigendem  Maße  der 
eigentliche  Wohnungsl)au  durch  die  Gemeinden  in  Angrirt'  genommen. 
Im  Jahre  186(5   wurde   in    (ilasgow   der   Citj  Improvement  Trust  ge- 
schaffen, der  die  Sanierung  der  Innenstadt  zum  Ziele  nahm;  auf  dem 
freigelegten  (ielände   wurden    späterhin  Miethäuser   und  Logierbäuser 
errichtet.    Große  Sanierungsarbeiten,  gefolgt  von  der  Erbauung  neuer 
Wohnviertel,  wurden  seit  lH()7/iS(;;i  in  Birmingham.   Manchester   und 
Liverjjool    unternommen.     Die  umfangreichste  Sanierungs-  und  Wohn- 
i)autätigkeit    wurde   in  Lumbin   entwickelt,   insbesondere  seit  dem  tat- 
kräftigen Eintreten  der  im  Jahre  1888  geschatJeuen,  unter  dem  Kamen 
London   County  Council    (L.C.C.)    bekannten  Zentralliehörde.     In    der 
jüngsten    Zeit    hat   sich    in    England    gegen    ilie    Sanierungsarbeit   in 
ihrer    seitherigen    Form    niehrfa(rh     Widerspruch    erhoben.     Die    Be- 
strebungen    gehen    neuerdings    dabin.    da(5   die    erforderlichen    Woh- 
nungen   für    die    minderbemittelten    Klas.'^en    seitens    der    Gemeinden 
nicht    in    oder    neltcn    den    sanierten    Innenbezirken,    sondein    in   den 
Außenbezirken  und  \'ororten  errichtet   werden  sollen.    Der  kommunale 
Wohnungsbau  wird  hierdurch  unabhängig  von  der  Sanierung.stätigkeit, 
in  durch  die  er  zunächst  angeregt  worden  war. 
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In  Deutschland  liat  rlic  Stadt  Freiburg  i.  B.  den  Eigenbau 
bereits  im  Jahre  18(16  begonnen  und  hauptsächlich  seit  1886  gefördert. 
In  den  von  der  Stadt  erricliteten  Häusern  —  Beurbarungshäuser  ge- 
nannt —  waren  im  Jahr«  HMH;)  2(57  Wohnungen  vorhanden.  Eine 
umfassende  Tätigkeit  im  Wohnungsbau  hat  die  Stadt  Ulm  a.  D.  ent- 
faltet. Die  Stadt  baut  selber  Kleinwohnungen  zum  Eigenerwerb  unter 
Beschränkung  des  Rechts  der  Wi»!dcrveräulSerung  (zum  Zweck  der 
Ausschließung  iler  Spekulation).  Der  Bautypus  ist  das  Doppelhaus, 
das  aus  2  Einfamilienhäusern  besteht.  Städtische  Wohnhäuser  sind 
ferner  errichtet  worden  in  Straßburg  i.  E.,  Schweinfurt  und  Laniprecht, 
In  Preußen  betätigt  sich  eine  größere  Anzahl  von  Kreisen  und  Ge- 
meinden im  Eigenbau  von  Wohnungen  für  die  minderbemittelten  Ein- 
wohner; erwähnenswert  ist  die  Bautätigkeit  einiger  Kreise,  deren 
Wohnbauten  nicht  alleiu  der  iuthistriellen,  sondern  zu  einem  erlieb- 
licben  Teil  dei-  landwirtsehaftlichou  Bevölkerung  dieiren.  Wegen  der 
Einzelheiten  s.  unten.  — 

Von  diesem  Wohnungsbau  für  die  minderbemittelten  Klassen  ist 
zu  unterscheiden  die  Bautätigkeit  der  fiemeinden  für  die  eigenen 
städtischen  Beaui  ten.  Die  Stadt,  als  einer  der  größten  .\rbeitgeber, 
beschäftigt  in  ihren  \'erwaltnngen  und  Betrieben  eine  hohe  Anzahl 
von  Beamten  und  Arbeitern;  die  Notwendigkeit,  für  die  städtischen 
Beamten  Wohnungen  in  gleicher  Weise  zti  beschaffen  wie  dies  in  den 
Staatsbetrieben  geschieht ,  hat  sich  den  Gemeinden  immer  mehr  auf- 
gedrängt. Eine  erhebüche  Anzahl  von  Gemeinden  ist  demgemäß  neuer- 
tlings  mit  dem  Bau  von  Beamten-  und  Arbeiterwohnungen  vorgegangen  ; 
zu  erwähnen  sind,  außer  den  weiter  unten  genannten  preußischen 
Städten,  Mannheim,  Karlsruhe,  Worms,  Nürnberg,  Heidelberg. 

In  PreuUen  bat  der  Ministerialerlaü  vom  19.  März  1J>01  „wegen  der 
zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  zunächst  zu  ergreifenden 
Maßnahmen"  das  Verdienst,  eine  lebhaftere  Tätigkeit  der  Gemeinden  und 
Kommuualverbftnde  angeregt  zu  haben.  Im  Anschlnli  an  den  Ministerial- 
erlaß hat  seitens  der  Regierungsbehörden  im  Aufsichtflwege  eine  Ein- 
wirkung auf  die  Gemeindebehörden  nach  der  in  dem  Erlaß  bezeichneten 
Bichtimg  stattgefunden.  Ueber  die  von  den  Gemeinden  zur  Förderung 
des  Kleinw'ohniingawesens  getroflfenen  Maßnahmen  —  die  zum  Teil  auf  einer 
schon  seit  längerer  Zeit  befolgten  Bodenpolitik  beruhten  —  wurde  dann 
Ende  IW).'}  eine  Erhebung  veranstaltet.  Die  Ergebnisse  sind  mitgeteilt 
in  der  „Uebersicht  über  die  im  Königi'eiche  PreuOen  znr  Regelung  de.s 
Wohnungswesens  und  zur  Förderung  der  Herstellung  von  Wohnungen 
für    die    mimierbomittelten  Beviilkerungskreise    getroffenen    MnÜiiahmen*'. 

Wohnungen  für  die  i  n  den  st  il  dt  lachen  Betrieben  beschäftig- 
ten Arbeiter  und  Unterbeamten  —  nnd  zwar  füi-  die  unteren  Angestellten 
allgemein  oder  nur  fdr  Angestellte  einzelner  Verwaltungszweige,  wie  Gas-, 
Wasserr,  Elektrizitätswerke,  Feuerwehr,  Schlachthäuser  —  sind  errichtet 
worden  in  :  Danzig,  Stol[i,  Schlawe,  Rii;;enwalde,  Breslau,  Liegnitz,  G-ör- 
litz,  Posen,  Kiel  (1'28  Wuhnungen),  Husum,  Eckerntorde,  Sonderbnrg, 
Hannover,  Lüneburg,  Harburg,  Münster  i.  W.,  Dorsten,  Bochum,  Hanau, 
Frankfurt  a.  M.,  Wiesbaden,  Aachen,  Köln,  Mülheim  a.  Rh.,  Düsseldorf, 
Essen,  Trier,  Saarbrücken,  Völklingen,  Dudweiler;  die  Errichtung  ist  be- 
absichtigt in  Bielefeld  und  Koblenz.  Wohnungen  fflr  minderbemit- 
telte Einwohner  allgemein  (nicht  für  stadtische  Beamte)  sind  von 
den  Stadtgemeinden  erbaut  worden  in  Emden  (HHt  Kleinwohnungen), 
Münster  i.  W.,  Borkum,  Bonn,  Düsseldorf,  Duisburg  (30  Wohnungen  für 
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iderreiehe  Familien),  femer  in  den  Gemeinden  Kirchen  nnd  Wehbach, 
Kr.  Altenkirchen  (35  Wohnungen)   und  M.-GIadbach-Land. 

Von  größerer  Bedeutung  als  der  Eigenbau  der  Gemeinden  ist  die 
Förderung  der  Bautätigkeit  in  verschiedenen  Formen,  wobei 
hervorzuheben  ist,  daß  die  kommunalen  Leistungen  im  Osten  erheblich 
hinter  denen  im  Westen  der  Mrmarchie  zurückstehen.  Die  Ursache  für 
diese  Gegensätze  liegt  zum  großen  Teil  in  der  verschiedenartigen  Ver- 
teilung des  st&dtischen  Haus-  und  Grundbesitzes  und  der  daraus  folgen- 
den Zusammensetzung  der  kommunalen  Vertretungskörper, 
durch  die  Bodenpolitik  der  Gemeinden  geleitet  wird.  Im 
Osten  ist  der  nominelle  und  spekulative  Uausbesitz  vorherrschend,  der 
seine  Sonderinteressen  vertritt ;  im  Westen  dagegen  der  reale  Besitz,  der 
den  Verbesserungen  im  Wohnungswesen  stets  günstig  ist  (Rhein.  Wrihn- 
verhdltnisse  S.  90).  Die  häufigste  Form  der  Bestätigung  der  Gemeinden 
zxx  Gunsten  des  Kleinwohnungsbaues  ist  die  Hergabe  von  Kapital,  die 
Uebemahme  von  Anteilscheinen  oder  von  DarlehnsbUrgschaf- 
ten  für  gemeinnützige  Bauvereinigungen.  Aus  dem  Cysten  sind  nur  auf- 
fallend wenige  solcher  Fälle  zu  berichten  r  Aniswalde  (Darlehn),  Spremberg 
(Bürgschaft  bei  der  Landesversicherongs-Anstalt)  und  Berlin  (5(K)C)(>0  M. 
Darlehn  an  die  A.-G.  zur  Verbesserung  kleiner  Wohnungen.)  Den  Gegen- 
satz hierzu  zeigen  Westfalen  und  Rheinprovinz.  Vor  allem  in  der  Rhein- 
provinz, wo  schon  seit  den  neunziger  Jahren  Oberprftsident  Nasse  und 
Minister  von  Rheinbaben  (damals  Regierungspräsident  in  Düsseldorf) 
für  die  Verbesserung  der  KleinwohnungsverhaUnisae  durch  die  Gemeinden 
wirkten,  bildet  die  Beteiligung  der  Genieindeverbftnde  an  der  Fürsorge  für 
den  Realkredit  geradezu  die  Regel.  Es  dürfte  hier  kaum  eine  größere 
Gemeinde  untatig  geblieben  sein.  Eine  Aufzählung  im  einzelnen  ist  des- 
halb nicht  erforderlich.  Die  amtliche  Denkschrift  nennt  in  der  Rhein- 
provinz allein  nicht  weniger  als  57  Gemeinden,  die  in  einer  der  drei 
erwähnten  Formen  —  Beteiligung  durch  Kapital,  Anteilscheine  oder 
Darlehnsbürgschaft  —  für  den  Kleinwohnungsbau  eingetreten  sind.  Bei 
mittleren  Gemeinden  gehen  die  BiirgHchaftssummon  bis  zu  7(J0tX)0  M. 
Auch  die  Kreise  beteiligen  sich  im  Westen  lebhaft  an  dem  Klein- 
wohnungsbau. Der  Kreis  Merzig  baut  für  die  kleinbäuerliche  Bevölke- 
mng  und  für  Arbeiter  Wohnungen  und  Wirtschaftsgebäude,  wenn  der 
Besitz  einer  hypothekenfreien  Baustelle  nachgewiesen  oder  für  den  Bau- 
stellenpreis ein  Bürge  gestellt  wird.  Den  Bau  selbst  errichtet  der  Kreis 
ohne  jede  Anzahlung  gegen  erste  Hyjiothek  mit  3'/^ — ^'/j  Proz.  Ver- 
zinsung und  2'/j — 2'/^  Proz.  Tilgung.  Bis  1903  bat  der  Kreis  bereits 
80  Wohnhäuser  errichtet.  Ein  gleichartiger,  bis  jetzt  indes  wenig  erfolg- 
reicher Versuch  i.st  im  Kreise  Wittlich  gemacht  worden.  —  Eine  Anzahl 
von  Gemeinden  gibt  für  den  Kleinwohnungsbau  Baugelände  zu  miiliigen 
bezw.  ermäßigten  Preisen.  Der  Verkauf  erfolgt  mitunter,  um  Mißbrauch 
auszuschließen,  mit  Bauverpttichtnng  (Instorburg).  Wegen  anderer  Maß- 
nahmen s.  das  2.  Kapitel  dieses  Abschnitts. 
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mos,   S.  18. 
BerielU-    Hher    den     VI.    inUmationalen     Withnwtgtknnijreß    in    DlUteldor/,    Berlin    l'.tOt, 

S.  SSSff. 

§  2.    Arbeitgeber  und  Stiftungen. 

a)  Arbeitgeber.  Die  Wolinungshautiitigkeit  der  Arbeitgeber 
betrifft  entweder  die  Förderung  des  Erwerbs  eigener  Wohnhäuser 
durch  die  Arbeiter;  «der  den  Bau  von  Wohnungen,  die  an  Ar- 
beiter nicht  verkauft,  sondern  nur  vermietet  werden. 

Insofern  die  öHentlicheu  Korporationen  Reich,  Staat,  Gemeinde 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitgeber  Wobnungen  errichten,  ist 
hierüber  das  Nähere  oben  unter  No.  1  a,  b,  c  gesagt  worden;  an 
dieser  Stelle  sind  nur  die  privaten  Arbeitgeber  zu  besprechen. 

Die  Zahl  der  Privatbetriebe  in  Deutschhuid,  die  för  ihre  Arbeiter 
Wohnhäuser  zum  Eigenerwerb  herstellen,  ist  eine  sehr  beträchtliche; 
zu  nennen  sind  hier  insbesondere ;  MansfeUier  Kupferschiefer  bauende 
tjesellscbaft,  Villeroy  &  Boch  in  Mettlach ,  D.  Peters  &  Co.  in  Neviges, 
Eriedr.  Krupfi  in  Essen,  C.  Heyl  in  Worms.  Eine  Reihe  von  Hütten- 
und  Bergwerken,  sowie  einzelne  größere  Industrielle  aus  den  ver- 
schiedensten Fabrikationsbetrieben  ermögliclien  ihren  Arbeitern  die 
Seßhaftniacluing  durch  den  Erwerb  von  Grundbesitz. 

Einen  größeren  Umfang  als  die  Herstellung  von  Verkaufshäusern 
hat  jedoch  die  Erbauung  von  Mietwohnungen  durcli  die  Arbeil- 
gebei'  angenommen.  An  der  Spitze  steht  hier  Friedr.  Krui)|>  in  Essen; 
im  Jahre  UMM)  war  in  den  Kruppschen  Iluusanlagen  (Mietwohnungen) 
eine  Bevölkerung  von  2t>678  Personen  untergebracht.  In  der  Groß- 
industrie wird  der  Erbauung  von  Beamten-  und  Arbeiterwohnungen 
erfreulicherweise  eine  gesteigerte  Aufmerksamkeit  zugewendet;  bei 
der  Errichtung  oder  Verlegung  von  Großbetrieben,  in  deren  nächster 
Nähe  es  an  zureichender  Wohngetegenheit  mangelt,  fordert  häufig 
das  Interesse  des  Unternehmens  selber  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen. 
Die  chemische  Industrie  (badische  Anilin-  und  Sodafahrik,  Höchster 
Farbwerke  u.  a.),  die  Maschinenbauanstalten,  die  Elektrizitätsindustrie 
liaben  in  der  Herstellung  von  Wohngebäuden  besonders  viel  geleistet. 

Von  großer  Bedeutung  sind  die  Wobnungsbauteu  der  industriellen 
Unternehmungen  in  den  Kohlenrevieren.  In  drei  Landkreisen 
der  Provinz  Westfalen  allein  wurden  bis  HX)2  von  Arbeitgebern 
1338Ü  Wohnungen  errichtet,  und  zwar: 

im  Landkreis  Burbuni  681  Häuser  mit  25<)1  Wohnun(:;en 

„  „         Dortmiirui  ]32ö        „        „     5298  „ 

„  „         GelseiikircliL'n  1424        „        „     5526  „ 

Unter  den  Wnhiiuugsbauten  von  Arbeitgebern  im  Atislancio  sind  su 
nennen  in  O  est  erre  i  t  h  difi  Anlagen  von  Knijpji-Benidoit',  fjRiumerle- 
Duinbim  und  die  uinfaugreichen  Miethausliaufeu  der  Watfeniabiik  Steyr 
fWagneri.  —  In  Belgien  sind  insbesondere  in  den  Kolileubezirken  Ar- 
beiterwohnungen seitens  der  Unternehmer  errichtet  worden.  —  Von  den 
Anlagen  in  Holland  ist  die  trefflieh  geleitete  Gründung  van  Marken» 
bei  DeH't,  bekannt  unter  dem  Namen  Agnetapark,  zu  erwähnten.  Die 
Erfahrung  hat  indes  gezeigt,  daü  die  gewählte  Form  (Aktiengesellschaft 
„Gemeineigentum")  nach  verschiedenen  Richtungen  nicht  ganz  befriedigt 
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(Eringaard).  —  In  Frankreich  zählen  zu  den  Arbeitgebern,  die  Wohn- 
bauten größeren  Umfangs  hergestellt  haben ;  Mame-Tours,  Menier-Noisel, 
Lederlin-Thaon,  die  Bergwerksgesellschaften  in  Anzin  (33C)0  Wohnhäuser), 
Lens  (4000),  Schneider-Creuzot  (13S4  Wohnungen)  (Challanjel).  — 
In  Rußland  sind  von  Arbeitgebern  sowohl  Mietwohnungen  wie  Arbeiter- 
kasemen  errichtet  worden  ;  zum  Teil  wird  von  den  Fabrikbehfirden  im  Anf- 
sichtswege  dahin  gewirkt,  daß  den  Arbeitern  ein  geeignetes  Unterkoramen 
geliefert  wird  (Wagner).  —  Als  eine  trefiliche  von  Arbeitgebern  ge- 
schaffene Anlage  gilt  Port  Suulight  bei  Birkeniiead  in  England.  Die 
einzelnen  Bauten  sind  hier  von  hervorragenden  Architekten  entworfen 
■worden  (Centralblatt).  —  Unter  die  von  Arbeitgebern  errichteten  Wiede- 
luDgen  ist  auch  die  Gartenstadt  Bouraville  bei  Birmingham,  die  bemer- 
kenswerte Schöpfung  Georg  Cadbiiry's,  zu  rechnen,  obwohl  von  den  In- 
habern der  Hauser  nur  41,2  Proz.  zu  den  Fabrikarbeitern  und  Ange- 
stellten des  Stifters  gehören  (Barlow).  —  Zahlreich  sind  ferner  die 
Wohnbauten  von  Arbeitgebei'n  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika. 
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b)  Stiftungen.  Unter  den  Stiftungen  für  den  Wohnungs- 
bau verdient  die  große  Londoner  Stiflung  von  Peahody  (1802) 
eine  Hervorhebung.  Pealioily  hat  nämlich  den  (Irnndsatz  auf- 
gestellt, daß  das  Einkommen  der  aufzunehmenden  Mieter  nach 
oben  hin  begrenzt  sein  niulS,  so  daß  nur  wirklich  liedürfligen  Per- 
sonen die  Wohltaten  der  Stiftung  zu  gute  kommen.  Gegenwärtig  be- 
trägt, der  Durclischnittsverdienst  eines  Mieters  (d.  i.  des  Familienvaters) 
2H  M.  Die  eingehenden  Mieten  werden  jeweils  zu  Neubauten  ver- 
wendet. Die  durchschnittliche  Bewohnerschaft  der  Peabodyschen 
Stiftungshäuser  belauft  sich  auf  10562  Personen.  Zu  den  mit  reichen 
Mitteln  ausgestatteten  Londoner  Stiftungen  zählt  die  von  Guiness  (1h89). 

Unter  den  deutschen  Stiftungen  ist  die  Aders-Stiftung  in  Düssel- 
dorf zu  erwälinen,  1.SH7  durch  Landgerichtsdirektor  Aders  mit  1  MilL  M. 
Kapital  errichtet.  Von  I8'J2  — ItKJO  sind  2bl  Mietwohnungen  herge- 
stellt worden.  Die  Mieten  sind  so  angesetzt,  daß  sich  eine  2'/a  — 3- 
proz.  Verzinsung  ergibt.  Die  Mieteingänge  dienen,  wie  hei  der 
Peabody  Stiftung,  zu  Neubauten.  Zu  einem  großen  Umfang 
sind  die  Stiftungen  des  Verlagsbuchhändlers  H.  J.  Meyer  in  Leip- 
zig gediehen.  Die  Anlage  der  Meyerschen  Häuser  ist  die  der 
geschlosseneu  weiträumigen  Bauweise.  Die  Baublöcke  werden  nur 
am  Rande  bebaut ;  das  Innere  des  Blocks  bleibt  frei  und  bildet  einen 
firoßen  (iarten.  Die  Meyersche  Stiftung  hat  den  bemerken swerteu 
tirundsatz  durchgeführt,  daß  dem  Mieter  seitens  der  Stiftungs Verwal- 
tung diejenige  Wohnung  zugewiesen  wird,  die  seinem  Einkommen 
entspricht.  Der  Stifter  geht  von  der  Annahme  aus,  daß  der  Haushalt 
des  Arbeiters  nur  dann  ins  Gleichgewicht  kommen  kann,   wenn  nicht 
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mehr  als  '/,  (=  14  Proz.)  des  Einkommens  für  Miete  aufgewendet  wird. 
Die  Stiftung  liat  demgemäß  eine  Skala  der  Arbeitereinkomnien  von 
8()Ü — 150Ö  M.  anf(j;estellt,  der  eiue  Skala  der  Wohnungsmiete  von  114 
bis  210  M.  gegenübersteht.  Jeder  Bewerber  muß  seinen  Steuerzettel 
vorlegen,  worauf  ihm  die?  entsprechende  Wohnung  zugeteilt  wird.  Es 
darf  weder  ein  Arbeiter  mit  einem  geringeren  Einkommen  eine  teurere, 
noch  ein  Arbeiter  mit  einem  höheren  Einkommen  eine  billigere  W'oh- 
nung  nehmen,  als  dem  festgestellten  VerhJiltnis  zwischen  Miete  und 
Einkommen  entspricht.  Unter  den  österreichischen  Stiftungen  besitzt 
die  Kaiser  Franz  Josef  I.  Jubiläumsstiftung  eine  hervorragende  Be- 
deutung. 
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§  3.  Die  gemeinnützige  Bautätigkeit. 
Die  gemeinnützige  Bautätigkeit  umfaßt  diejenige  Bautätigkeit 
unter  Gewinnverzicht,  die  durch  private  Vereinigungen  aus- 
geübt wird.  Diese  Tätigkeit  scheidet  sich  nach  zwei  Richtungen, 
nämlich  1)  nach  dem  Ziel,  das  sie  anstrebt  un<l  2)  nach  der  Form, 
in  der  sie  ausgeübt  wird.  Das  Ziel  kann  entweder  dahin  gehen, 
Häuser  zum  Verkauf  zu  bauen ;  oder  es  kann  dahin  gehen .  nn- 
veräußerliche  Häuser  zu  errichten,  die  im  Besitz  des  Unternehmens 
bleiben  und  nur  mietweise  überlassen  werden.  Die  Form  dagegen 
kann  entweder  eine  unpersönliche  sein  (Gesellschaft,  Aktiengesell- 
schaft); oder  sie  kann  mehr  das  persönliche  Moment  in  den  V'order- 
grund  schieben  (Genossenschaft,  Verein).  Wir  behandeln  die  gemein- 
nützige Bautätigkeit  im  folgenden  getrennt  nach  den  einzelnen  Formen. 
Solcher  Formen  sind  gegenwärtig  vier  zu  unterscheiden : 

1)  die  Gesellschaft  ni.  b.  H., 

2)  die  Aktien gesell.'schaft, 

3)  die  Genossenschaft, 

4)  der  eingetragene  Verein. 

1)  Die  Geseilschaft  ni.  b.  H.  hat   bisher   nur 
Wohnungsbau    aufzuweisen.     Obwohl    die   Form 
Vorzüge  besitzt,  ist  sie  doch  für  die  Bautätigkeit 
Wendung   gelangt.     Eine   von    H.  Albrecht  für 
gebene  Zusammenstellung  nennt  nur  14  Gesellschaften  m.  b.  H.,  deren 
Bauten    noch    nicht  den  Gesamtwert  von  1'/;  Millionen  M.  erreichen. 

2)  Von  größerer  Bedeutung  für  den  gemeinnützigen  Wohnungsbau 
ist  die  Aktiengesellschaft.  Die  älteste  deutsche  Gesellschaft  ist  die  Bertiner 
gemeinnützige  Baugesellschaft,  1H4S  gegründet,  mit  einem  Hausbesitz 
von  2  Mill.  M.  Einige  vorbildliche  Aktiengesellschaften  bestehen  im 
Rheinland.  Die  Gladbacher  Aktien baugesellschaft  in  München-Glad- 
bach  hat  bis  1^99  508  Häuser  gebaut,  die  meisten  zum  Verkauf, 
neuerdings  auch  solche  zur  Vermietung.  Die  Barmer  Baugesellschaft 
tür  Arbeiterwohriungen  hat  etwa  4(H)  Häuser  fertiggestellt,  die  älteren 
nach  einfacherem,  die  neueren  nach  einem  sehr  gefälligen  Tj^pus.  Die 
Gesellschaft  verteilt  regelmäßig  eine  Dividende  von  4—4'/.  Proz,  Die 
Aktienbaugesellschaft  für  Kleinwohnungen  in  Frankfurt  a.  M.,  die  bis 
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IS99  38><  Wohmingeu  erliaut  halte,  liat.  in  ji'lnfrstor  Zeit  ein 
größeres  Gelände  von  rler  Stadtgemeinde  zu  einem  billigen  Preis  in 
Erbbaupacht  übernommen  und  wi-rd  hier  eine  größere  Wohnanlage 
errichten. 

Eine  besondere  Art.  der  Aktienbaugesellschaft  bilden  diejenigen 
Gesellschaften,  die  den  Hauskanf  mit  dem  Abschluß  einer  Lebens- 
versieherungspoltcc!  verbinden:  es  ist  dies  der  Fall  bei  der  Heimstätten- 
Aktiengesellschaft  und  der  deutschen  Volksbaugesellscliaft  in  Berlin. 
Der  Erwerber  dos  Hauses  macht  hier  eine  Anzahlung  von  U)  l'roz. 
des  Hauspreises;  für  den  Rest  (tMJ  Proz.)  des  Kaiifgeldes  nimmt  der 
Erwerber  bei  einer  Versicherungsanstalt  eine  Lebensversicherung,  die 
zu  Gunsten  der  ßaugesellschaft  zahlbar  ausgestellt  wird.  Der  ver- 
sicherte Betrag  wird  ausgezahlt  beim  Todesfall  des  Versicherten  oder 
spätestens  bei  der  Erreichung  des  WJ.  Lebensjahres.  Der  Erweilier 
hat  nuu  jälirlich  das  Restkaufgeld  mit  4  Proz.  zu  verzinsen  und  die 
Versicherung9|U';imie  zu  zahlen  und  erreicht  hierdurch,  daß  bei  seinem 
Todesfall  bez.  bei  Eintritt  seines  6Ö.  Lebensjahres  das  Grundstück 
schuldenfreies  Eigentum  ist.  (In  Frankreich  besteht  eine  ähnliche  Ein- 
richtung bei  der  Caisse  d'Assurances,  ebenso  in  Belgien;  vgl.  Dufour- 
mantelle,  Lepreux.) 

3)  Als  die  leistungsfähigste  und  zukunftsreichste  Form  der  Bau- 
vereinigungen erscheinen  die  Baugenossenschaften.  Vorbildlich 
wirkte  für  die  Baugenossenschaften  der  Flensburger  Arbeiterbau- 
verein von  1878,  der  seinerseits  nach  dem  Muster  des  Kopenhagener 
Arbeiterbauvereins  gegründet  worden  ist.  Der  Flensburger  Verein 
ist  der  Typus  derjenigen  Genossenschaften  geworden,  die  den  Bau 
von  Eigenbesitzhäusern  betreiben.  Unter  den  bedeutenderen  Ge- 
nossenschaften, die  Häuser  zum  E  igen  er  w  er  h  bauen,  sind  zu  nennen 
die  Berliner  Baugenossenschaft,  der  Arbeiterbauverein  für  Gaarden,  Kiel 
und  Umgegend,  der  Spar-  und  Bauverein  in  Blumenthal  a.  d.  Weser. 

Der  Grundsatz  des  Gemeineigentums  der  Genossenschafts- 
bäuser  wurde  dagegen  zuerst  verwirklicht  durch  den  in  Hannover  1886 
gegründeten  Spar-  und  Bauverein,  der  seine  Häuser  nicht  zum  Eigeu- 
erwerb  für  die  Genossen,  sondern  zur  Vermietung  erbaute.  Nach 
dem  Vorbild  des  Hannoverschen  sind  der  Berliner  Spar-  und  Bau- 
verein und  iler  Hamburger  Bau-  und  Sparverein  (inzwischen  in  eine 
Aktiengesellschaft  umgewandelt)  1892  gegründet  worden,  denen  eiue 
große  Anzahl  von  Baugenossensrhafteu  in  den  nächsten  Jahren  ge- 
folgt ist.  Diese  Vereinigungen  haben  sich  zu  einem  größeren  Ver- 
band zusammengeschlossen,  dem  Verband  der  auf  der  Grundlage 
des  gemeinsamen  Eigentums  stehenden  Baugenossenschaften. 

Das  erfreuliche  Fortschreiten  der  Baugenossenschaftsbewegung 
gibt  sich  in  folgenden  Ziffern  zu  erkennen: 

Zahl  <Jer  Baugenossenschaften   1890    50 

m.\->  i:t2 

1900  385 
l'tOI  466 
1S(02  498 

4)  Als  vierte  Form  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  bieten 
sich  die  Vereine,  die  sehr  bedeutsame  Leistungen  aufzuweisen  haben. 
Zu  erwähnen  ist  der  Verein  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
in  Stuttgart,  dessen  umfassende  Wohnungsanlage  unter  dem  Nameu 
Ostheim   bekannt  ist.    Die  Mehrzahl  der  Häuser  in  Ostlieim  ist  zum 
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TeHbwf  mit  bestimmten  Eigeiittirnsbeschiänkungen  gebaut.  Im 
saCs  hierza  baut  der  Verein  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhält- 
nrr  in  MQnchen  nur  Häuser  zur  Vermietung.  Der  Verein  Arbeiter- 
häM  bei  Bielefeld  erridifet  Häuser  zum  Eigenerwerb,  wobei  indes 
4mi  Verein  das  zeitücb  unbeschränkte  Vorkaufsrecht  zum  ursprüng- 
Bcken  Erwerb8i»reise  gewaJirt  bleibt.  Ein  weites  Feld  der  Betätigung 
bietet  sich  den  Vereinen  noch  in  der  Errichtung  von  Ledigenheimen 
luid  Schlafhäusern. 

Die  Ergebnisse  der   gemeinnützigen   Bautätigkeit  bis   Dezember 
!<;H>  sind  die  folgenden  (nach  AI  brecht  a.  a.  0.,  S.  89): 


Zahl 


HiiiiHpr  zur 

Verniielung 

M 


zum  Eigentiinis-| 
erwerb         i 
M. 


Inf- gesamt 
M. 


Ciei>cll.''chafte[i  ui.  b.  H. 

Aktifii  gesell  schuften 

Vereine 

Bangen  ossen  Schäften 


510992 
12  02"  476 

3  443  495 
28  332  48s 


965  020 

ij  114052 

5520501 

12  810  587 


I  476012 
25  141  528 

8963996 
41  143072 


I   44  3'4  448   |   32410160   |   76724608 

Seit  Ende  1899  ist  insbesondere  bei  den  Baugenossenschaften  ein 
starker  Zuwachs  eingetreten. 

Ein  hohes  Verdienst  um  die  Förderung  der  gemeinnützigen  Bau- 
tftligkoit  haben  sich  einzelne  Organisationen  erworben.  Die  Zentral- 
ütt^Ue  für  Arbeiter-Wohlfahrts-Einrichtungen  in  Berlin  betätigt  sich  seit 
lüMgercr  Zeit  in  dieser  Richtung.  Als  erstes  Organ  zur  Vertretung  iler 
auf  die  gemeinnützige  Bautätigkeit  gerichteten  Bestrebungen  wurde  im 
Pc/ember  1^97  der  Rheinische  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiter- 
wohuungswesens  in  Düsseldorf  gegründet.  Nach  meinem  Vorbild 
organisierte  sicli  der  Westfälische  Verein  zur  Förderung  des  Klein- 
wohnungswcsens  in  Münster  und  der  Verein  für  Förderung  des 
Arlieiterwohnungswesens  und  verwandte  Bestrebungen  in  Frankfurt 
ji.  .M.  Für  Hessen  besteht  als  Mitteljmnkt  der  hessische  Zentralverein 
lilr  l'",rricbtung  billiger  Wohnungen  in  Darmstadt. 

Die  Beschattung  der  Geldmittel  für  die  gemeinnützige  Bautätigkeit 
liegegnet  im  allgemeinen  noch  vielen  Schwierigkeiten,  die  in  der 
mangelhaftci)  Organisation  des  Kealkredits  begründet  sind.  Wenn 
luich  wj'llircnd  der  letzten  Jalire  im  einzelnen  manches  erreicht  wurde, 
üo  ist  doch  eine  dem  Bedarf  entspreclieude  Kapitalzufuhr  nicht  entfernt 
vtirliiiuden.  Eine  Haupfi|uelle  des  Kapitals  für  den  gemeinnützigen 
Wcdiimtigslmn  bilden  die  Landesversicheruugsanst-alten,  die  im  Interesse 
der  N'ersicherten  au.-i  dem  Anstallsvermögen  Darlehen  zum  Wohimngs- 
bau  geben,  unter  der  Bedingung,  daß  die  erbauten  Wohnungen  dem 
Kr»«ise  versiclierungs|)flichtiger  Personen  zu  Gute  kommen.  Bis  zum 
:i|.  Dozembor  lOlW  sind  seitens  der  Versicherungsanstalten  Darlehen 
in  Ht'die  von  10t) 5.33296  M.  für  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen 
,.','l>eii  w<irden.  Die  größten  Beträge  entfallen  auf  die  Anstalten 
Uli,  luprovinz  {2\,x  Mill.),  Hannover  (I'i,4  MilL),  Königreich  Sachsen 
(^»,7  Mill.i.  Baden  (7.S  Mill.)  (Heichsarbeitsblalt).  — 

Die  Bautätigkeit  unter  tievvinnverziclit  kann  und  soll  nicht  den 
Hauptbedarl  an  Wohnungen  befriedigen;  dies  ist  Sache  <ier  privaten 
und  gosciulit^niäßigen  Bautätigkeit.  Zwischen  beiden  ünteruehmungs- 
formen  besteht  durchaus  keine  Verschiedenheit  der  Interessen ; 
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denn  beide  sind  gleichmäßig  geschädigt  durch  den  schlechten  Zustand 
der  Grundlagen  des  Wohnungswesens.  Wenn  sich  in  Deutschland 
neuerdings  (Jegensätze  zwischen  der  gewinnlosen  und  der  geschäfts- 
mäßigen Bautätigkeit  geltend  gemacht  haben ,  so  liegt  dies  teils  an 
einer  allgemeinen,  teils  au  einer  besonderen  Ursache. 

Ganz  allgemein  leidet  die  Wnhuungsproduktion  in  Deutschland 
unter  den  MilSständen  in  der  städtischen  Fludeiipolitik,  der  schlechten 
Ordnung  des  Realkredits  und  der  verfehlten  HandluibuiiKde.s  Bebauungs- 
planes und  der  Bodenparzelherung.  Es  ist  nun  den  Baugenossenschaften 
gelungen,  sich  zunächst  im  Realkredit  günstigere  Bedingungen 
zu  schatfen  und  für  ihre  Unternehmungen  Baukapital  unbeschwert  von 
Provisionen.  Vergütungen  und  sonstigen  Belastungen  —  wie  das 
eigentlich  die  Regel  bilden  müßte  —  aufzunehmen.  Umsomehr  ist 
aber  damit  die  Notwendigkeit  erwiesen,  allgemein  und  für  die 
geschäftsmäßige  Bautätigkeit  die  erforderliche  Regelung  der 
Institution  unseres  Realkreilits  durchzuführen.  Die  Ziele  der  gewinn- 
losen und  der  geschäftsmäßigen  Bautätigkeit  sind  hier  in  jeder  Weise 
die  gleichen.  -  Die  Gegnerschaft  gegen  die  Baugenossenschaft  im 
be.sonderen  ist  eine  örtliche  und  entstammt  lediglich  einzelnen 
Interessentenkreisen  ;  sie  beruht  auf  nyßverständlichen  Ansprüchen  des 
spekulativen  (Jrundbesitzes. 

Ausland.  In  DiUioinark  steht  die  gemoimiützige  Bautätigkeit 
auf  einer  hohen  Stufe.  Insbesondere  haben  sich  hier  die  Baugennasen- 
schaften  gut  entwickelt.  Der  ersten  Genossenschaft  (Kopenhagener  Ai-beiter- 
bauverein  18ö5)  wiu'de  bereits  oben  gedacht.  Eiueu  neuen  Anstoß 
erhielt  die  genoHsenschaftliche  Bautätigkeit  durch  das  Gesetz  von  1898, 
das  2  Mill.  Kronen  Staatsgelder  zu  Baudarlehen  bereitstellte.  Der 
Kredit  war  bis  Ende  Ulli]  bereits  erschöpft.  Der  von  dem  Kopenhagener 
Arbeiterbanverein  allein  erbaute  Hansbositz  erreichte  im  Jahre  U»01 
einen  Wert  von  9,5  Mill.  Kronen.  Die  von  dem  Verein  errichteten 
Hftuser  gelten  als  besonders  gut  gebaut  und  zeichnen  sich  durch  eine 
äußerst  niedrige  Sterblichkeitsziffer  aus  (H^^'J^^  gegen  17,5  "/qj  fllr 
Kopenliagen  insgesamt]  (Trap-Schmid th).  —  In  Belgien  haben  die 
Aktiengeaell.schaften  eine  viel  griissere  Verbreitung  gefunden  als  die 
Baugenossenschaften.  Unter  den  von  der  Allgemeinen  Sparkasse  be- 
auisichtigten  Bauvoreinigungen  wnirden  11)0'2  nur  9  Batigenossenschaften 
gegenüber  139  Aktien-Gesellschaften  ge/.ählt,  die  an  Darleben  2,5  Mill. 
bez.  43  Mill.  frcs.  empfangen  hatten.  Die  Ursache  dieser  ver.^chieden- 
artigen  Entwickelung  ist  darin  zii  snchen,  daß  die  Gesetzgebung  und 
die  Kreditorganisationen  die  Form  der  Aktien-Gesellschaft  begünstigen. 
Mit  dem  Erwerb  eines  Hauses  kann  der  Abschluü  einer  Lebens- 
versicherung zum  Zweck  der  Tilgung  des  Bestkaut'geldes  verbunden 
werden.  Eine  günstige  Wirkung  auf  die  Entwickelung  des  Kleinwohnungs- 
baues  hat  das  belgische  Gesetz  über  Arboiterwohnuugen  vom  it.  August  1S89 
ausgeübt  (Lepreu.x,  Meerens,  Denis).  —  In  Holland  besf.eiit  für 
die  Baugenossenschaften  gesetzlich  die  unbeschränkte  Haftpflicht.  Die 
Zahl  der  Baugenossenschaften  betragt  91,  die  sich  indes  in  sehr  ungleicher 
Weise  über  die  einzelneu  Städte  verteilen;  in  Haarlem  (wo  seinerzeit  die 
Keizerstraat  Geno-ssenschaft  sehr  günstijia  Ergebnisse  erzielte)  bestehen 
30  Geno.ssenschaften,  im  Haag  21,  in  den  Großstädten  Amsterdam  und 
Rotterdam  dagegen  nur  je  2.  Einen  weiteren  Aufschwung  erwartet  man 
von  dem  hrdlandischen  Wohuungsgesetz  vom  22.  Juni  1901  (de  Clerc^, 
Tellegenj.  —   In  Frankreich  versucht  man  neuerdings,  die  Baugeuossen- 
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Schaftsbewegung  lebhafter  in  Gang  zu  bringen.  Die  erste  Bangenosaen- 
schaft  wurde  1889  in  Epinal  gegründet;  1901  wurden  22  Baugenossen- 
schaften und  37  AktieiibaugesellHchaften  gezählt.  Der  Förderung  der 
gemeinnützigen  Bautätigkeit  dient  das  von  Jules  Siegfried  geschaffene 
WohnungBgesfttz  vom  30.  November  1 894  (C  h  a  11  a  m  e  I ,  C  a  c  h  e  u  x ).  — 
Die  gemeinnützige  Bautätigkeit  in  der  Schweiz  hat  bisher  keinen  verhältnis- 
mäßig groEen  Umfang  erreicht,  Baugesellschaften  bestehen  u.  a.  in 
Zürich.  Winterthiir,  Neuchätel ;  Baugenossensdiaften  in  Züj-ich  und  Genf 
(Wagner).  —  In  Italien  wind  die  Baugenossenschaften  in  der  Ausbreitung 
begriffen ;  das  neue  Wohnungagesetz  von  1903  bringt  Erleichterungen 
für  die  gemeinnützige  Bautätigkeit  (Ztschr.  für  Wsihnungswe.sen,  I,  S.  311).  — 
Die  Baugenossenscliaften  in  Oesterreich  stehen  noch  im  Anfang  der 
Betätigung.  ArbeiteiwoLuungeu  sind  hier  unmittelbar  von  den  Unfall- 
versicherungsanstalten einiger  Landesteile  errichtet  worden  (Kögler). 
Durch  Gesetz  vom  8.  Juni  1902  werden  Steuerbegünstigungen  für  Arbeit«r- 
wohnungen  gewährt  (Rauchberg).  —  Einen  großen  Umfang,  jedoch 
eine  von  der  kontinentalen  wesentlich  verschiedene  Organisation  besitzt 
die  gemeinnützige  Bautätigkeit  in  England.  Die  vielverbreiteten  BuUding- 
societies  .sind  keine  Hauabaugenossenschaften,  sondern  Realkreditgenossen- 
achaften,  die  ihren  Mitgliedern  ^as  zum  Hausbau  erforderliche  Kapit&l 
beschaffen.  Weniger  ausgedehnt  sind  die  Land-  und  Bnildingsocieties 
(CrUger).  Eine'  äußerst  umfassende  Tätigkeit  entfalten  die  Aktien- 
baugesellschaften;  die  bedeutendste  luiter  ihnen  ist  die  Artizans,  Labourers 
and  General-Dwellings-Compan^'  in  London,  die  in  ihren  Bauten  eine 
Bevölkerung  von  50 WH)  Pei-sonen  untergebracht  hat. 
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Zweites  Kapitel. 
Verwaltuugstechnische  Massnahmea. 

Tu  den  voraufgelienden  Absdiiiitten  I,  II  und  III  habe  ich  ver- 
sucht, die  Grundlajien  zu  zeigen,  auf  denen  die  heutigen  Wohnungs- 
zustände  in  Deutschland  beruhen.  Eine  gewaltige  Summe  verwaltungs- 
rechtlicher Befugnisse  und  öffentlicher  Einrichtungen  liegt  der  gegen- 
wärtigen Entwickelnng  zu  Grunde.  Wir  würden  in  der  Erkenntnis  und  in 
der  Reform  unseres  Wohnungswesens  sehr  viel  weiter  sein,  wenn  man 
sich  in  den  Erörterungen  allseitig  die  Mühe  nehmen  wollte,  zu  unter- 
scheiden zwischen  natürlichen  Tendenzen  und  gewollton,  künstlichen 
Einwirkungen;  zu  untersuchen,  warum  ein  Bauwerk  hier  in  einer 
bestimmten  schablonenmäßigen  Form  entsteht,  und  dort  in  einer 
anderen;  von  welchen  festen  und  zwingenden  Voraussetzungen  der 
Realkredit  und  der  Grundstücksverkehr  abhängen ;  durch  welche,  von 
der  Bevölkerungsbewegung  gänzlich  unabhängigen  Vorgänge  die  Preis- 
bildung der  Bodenwerte  beeinflußt  wird.  An  Machtmitteln  und  Be- 
fugnissen, eine  richtige  Bodenpolitik  zu  treiben,  hat  es  uns  wahrlich 
iiiclit  gefehlt.  Wir  dürfen  sogar  sagen,  daß  es  schwieriger  erscheint 
und  jedenfalls  eines  sehr  viel  größeren  Apparates  bedarf,  um  die 
EntWickelung  unserer  Bodenverhältnisse  in  falsche  Bahnen  zu  leiten,  als 
um  ihnen  eine  ungekünstelte  und  sozial  befriedigende  Gestaltung 
zu  geben. 

In  den  folgenden  Punkten  habe  ich  eine  Reihe  wesentlicher  Maß- 
nahmen, die  für  das  Wohnungswesen  und  die  städtische  Bodenpolitik 
in  Deutschland  in  Betracht  kommen,  zusammengestellt. 

I)  Aufstellung  der  Bebauungspläne  nach  sozialen,  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Gesichtspunkten.  Der  Bebauungsplan 
bildet  die  konstituierende  Grundlage  des  gesamten  städtischen  Bau- 
wesens; auf  der  durch  ihn  geschaffenen  Basis  vollzieht  sich  die  Preis- 
bildung der  Bodenwerte,  erfolgt  die  Ausgestaltung  der  einzelnen  Grund- 
stücke und  cnipfiingt  das  Baugewerbe  seine  bestimmende  Richtung. 
Ob  die  EntWickelung  der  Bodenwerte  eine  naturgemäße,  oder  oh  sie 
eine  künstlich-spekulative  sein  soll,  hängt  in  erster  Linie  von  dem  Be- 
bauungsplan ab.  Die  Stadtverwaltung  bez.  die  mit  der  Planaufstellung 
betraute  Behörde  hat  es  in  der  Hand,  durch  die  Anlage  und  Breiten- 
abmessung der  Straßen  entweder  die  städtische  Bauweise  sich  gemäß 
dem  individuellen  Bedürfnis  entwickeln  zu  lassen  oder  andererseits  ein 
scheuiatisches  gekünsteltes  Bausystem  zu  erzwingen. 

Für  die  hier  erforderliche  Betätigung  im  Wohnungswesen  und 
Städtebau  läßt  sich  der  Satz  aufstellen:  die  Bearbeitung  des 
städtischen  Bebauungsplanes  ist  zu  betrachten  als 
eine  Aufgabe  der  Bodenparzellierung*).  Der  Städtebauer 
muß  sich  bewußt  bleiben,  daß  er  durch  seine  Maßnahmen  die  Grund- 
lage des  städtischen  Wesens,  die  Bodenparzeüierung,  in  entscheidender 
"Weise  feststellt.  Erforderlich  ist  hierfür :  wirtschaftlich  und  sozial- 
politisch richtige  Aufteilung  des  Baulandes;  differentielle  Abmessung 
der  Straßenbreiten  und  der  Baublöcke;  Durchbrechung  jeder  Schablone 
und  Schematisierung  des  Städtebaus;  Scheidung  der  Straßen  nach  Zweck 
und  Bedürfnis. 


*)  Bheiniscbe  Wohnungsverliältniase  S.  102. 
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Wegen  der  Einzelheiten  vgl.  oben  S.  329,  356  f.  and  369  f.  Die 
Bodenatifteihmg  wird  in  erster  Linie  bewirkt  durch  das  Straßensystera, 
durch  die  Zahl  und  durch  den  Abstand  der  einzelnen  Straßen.  Worden 
die  Straßen  beispielsweise  nur  in  einem  Abstand  angelegt,  der  2(X)  m 
von  Straße  zu  Straße  betrögt,  so  entstehen  Grundstücke,  die  eine  Tiet'e 
von  je  100  Metern  haben ;  diese  können  f(lr  Wohnzwecke  nur  durch 
Massenniietshäuser  mit  Hofwdhnungen  bebaut  werden.  Wird  jede  Sti'alie 
schabloneumaßig  22  Meter  breit  bemessen,  so  werden  die  Hauser  allgemein 
22  m  =  fünf  Geschosse  hoch  gebaut  und  der  Preis  des  Bodens  erhöht  sich  ent- 
sprechend dem  Werte  der  fiiniFachen  Ueberbauung  (vgl.  Fig.  4,  oben  S.  32^1. 
Diese  Parzellierungsweise  hat  ferner  die  notwendige  Wirkung,  daß  die  Zahl 
derGruudstückeausserallem  Verhältnis  zu  der  Zahl  derBevölkerunggebracht, 
der  Monopolwert  des  Bodens  gesteigert  und  ein  Stand  von  nur  nominellen 
Hausbesitzern  gebildet  wird.  —  Für  Kleinwohnungsbezirke  wird  man  als 
richtige  Abmes-sung  der  Blocktiefen  36,  40  bis  50  m  ansetiten  dürfen. 
Als  Straßenbreite  für  Wohnstraßen  hat  sich  in  Bremen,  wo  das  Klein- 
haus vorherrscht,  bewährt  eine  Breite  von  9  m  mit  je  3  m  Vorgarten 
auf  beiden  Seiten  und  von  10  m  mit  je  2,50  m  Vorgarten.  —  Das 
Allgemeine  Sächsische  Baugesetz  gestattet  bei  Wohnstraßen  mit  offener 
Bauweise  und  ohne  Dui'chgangsverkehr  eine  Verkehrsbreite  von  8  m,  bei 
mäßigem  Durchgangsverkehr  12  ra  (von  Nostitz).  —  Die  Anlegung  flacher 
Baublöcke  und  schmaler  Wohnstralien  zur  Fördenuig  des  Kleinwohnungs- 
baues ist  neuerdings  unternommen  worden  in  Kreuznach.  In  Breslau  sucht 
die  Stadtverwaltung  zweckmäßige  Aenderungeii  des  Bebauungsplanes  zu 
Gunsten  des  Kleiawohnungsbaues  durchzuführen  (Uebersiclit  der  im 
Königreich  Preußen  zur  Regelung  des  Wohnungswesens  usw.  getroffenen 
Maßnahmen).  —  Der  Preußische  Wohuungsgesetzentwurf  (1903)  schreibt 
vor,  daß  bei  der  Aufteilung  de.s  Baugeländes  das  WohnungsbedUrfnis 
berücksichtigt  werde  und  daß  für  Wohnungszwecke  Straßen  von  geringer 
Breite  und  Baublöcke  von  geringer  Tiefe  geschaffen  werden  sollen.  Mit 
dieser  Bestimmung  —  sagt  der  Entwurf  —  soll  dem  Gebrauch  entgegen- 
getreten werden,  vorwiegend  tiefe  Baublöcke  bei  wenigen  übermäßig 
breiten  Straßen  vorzasehen,  wodurch  das  Bestreben  gefordert  wird,  dui-ch 
En-ichtung  großer  Massenmietshäuser  die  Preise  der  Grundstücke  in  die 
Höhe  zu  treiben. 
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2)  Anpassung  der  Bauordnung  an  die  unterschied- 
lichen BedOrfn  isse  des  Wohnungswesens.  Die  Bauordnung 
muß  dein  Beliauungsplan  ergänzend  an  die  Seite  treten;  ihr  bleibt 
hierbei  ein  sehr  weites  und  wiclitiges  Gebiet  überlassen.  Wie  der 
Bebauungsidaii  soll  auch  die  Bauordnung  sich  von  jedem  Schematis- 
mus frei  halten  und  die  unterschiedlichen  Beiiflrfnisse  des  Wohnungs- 
wesens berCicksichtigen.  In  dieser  Hinsicht  ist  bis  in  die  jüngste 
Zeit  viel  gefehlt  worden,  indem  die  Bauordnungen  häufig  die  bau- 
polizeilichen Ansprüche,  die  an  das  Masseninietshaus  zu  stellen  sind, 
als  allgemeine  Norm  augeiioininen  und  dadurch  den  Kleinwohnungsbau 
Bchwer  geschädigt   haben. 

l  Zur  Förderung  des  Kleinwohnungsbaus  kann  gerade  die  Bauord- 
nung erheblich  beitragen,  indem  sie  dein  Kleinbau  gegenüber  dem 
Masseninietshaus  diejenigen  Erleichterungen  gewährt,  die  sich  aus  der 
Natur  der  Sache  ergeben.  Die  verschiedenen  Formen  des  W<dinungs- 
wesens  verlangen  notwendigerweise  eine  individualii^ierende  Behand- 
lung in  der  Bauordnung;  erst  hierdurch  ist  es  möglich,  der  Eigenart  des 
Kleinwohnnngsbaus  durch cntsprechendeMaßnahinen  —  Herabniinderung 
der  baupolizeilichen  Anforderungen  an  Mauerstärken.  Trejipen  u.  sw. ; 
Zulassung  des  Fachwerkbaus  und  der  genieinsanien  Hrandniauern ; 
richtige  Abmessung  der  feuerpuii/.eilichen  Ansprüche  —  gerecht  zu 
werden.  Die  Bauordnung  regelt  ferner  die  Ausnutzung  der  (irund- 
stücke  nach  Fläche  und  Höhe,  wobei  hinsichtlich  der  Bebaubarkeit 
eine  Begünstigung  der  zentralen  Bezirke  und  der  (ieschäftsstraßen, 
andererseits  eine  angemessene  Beschränkung  in  den  Außenl>ezirken 
und  Wohnstralien  angezeigt  ist.  In  den  Bereich  der  Bauorduung  fällt 
endlich  die  Aussonderung  von  Landhausbezirken. 

Wie  für  alle  bodeupolitischen  MaUnalimeii  ist  auch  für  das  ersprieß- 
liche Wirken  der  baupolizeilichen  Regelung  rechtzeitiges  und  präventives 
Handeln,  nicht  nachträgliches  und  repressives  Eingreifen,  erforderlich.   — 
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Ein©  Niedrighaltunt;  der  Bebauung  in  den  Wohnstraßen  (nicht  in  den 
Verkehrastraßen)  der  Außen-  und  Vorortsbezirke  ist  gerechtfertigt  und 
findet  sich  regelmäßig  da,  wo  die  Entwickelung  der  Bodenwerte  eine 
naturgemäße  ist.  Die  mitunter  vorgebrachte  Annahme,  zwischen  Land 
und  Stadt  lasse  sich  keine  feste  Grenze  augeben,  ist  irrtümlich  und  be- 
ruht auf  einer  Wortspielerei.  Unter  „Land"  im  Sinne  des  Wohnungs- 
wesens versteht  man  keine  menschenleere  Einöde ,  sondern  den  der 
stadtischen  Erwerbsttttigkeit  und  der  stadtisch  gedrängten  Bebauung 
entgegengesetzten  Zustand  des  Bodens.  Ein  Uebergang  zwischen  l&nd- 
licher  und  stadtischer  Bodennutzung  ist  naturgemäßer  Weise  immer 
vorhanden,  wo  nicht  durch  künstliche  und  durch  spekulative  Operationen 
die  gedrängte  Bauweise  nach  den  Aussenbezirken  übertragen  und  dort 
rentabel  gemacht  wird  (vgl.  die  Entwickelung  der  Wohnbezirke  in  England, 
Belgien,  Frankreich,  Amerika').  —  Der  richtige  Zustand  ist,  daß 
die  gedrängte  Bauweise  von  innen  nach  aussen;  falsch, 
daß  sie  von  aussen  nach  innen  vordringt. 

Auch  die  Leistungsfähigkeit  des  niedrigeren  Wohnungsbaues  ist 
im  übrigen  an  bestimmte  Vuraussetzungen  gebunden;  auch  er  bedarf 
der  Berücksichtigung,  zuerst  im  Bebauungsplan  durch  geeignete  Straßen- 
abmessungen, alsdann  in  der  Bauordnung  durch  Individualisierung  der 
baupolizeilichen  Vorschriften.  Die  Bauordnung  ist  nicht  im  stsmde, 
systematische  Fehler  des  Bebauungsplans  zu  korrigieren.    (Oben  S.  fiWi.i 

Uteratur:  Jit  gleiche  vrie  unter  Ziffer  1. 

3J  Anlage  der  Straßen  durch  die  Gemeinden  zur  Ver- 
mehrung des  bebaubaren  Geländes.  Die  Geländeerschließung  durch 
neue  Strallen  ist  bisher  in  der  Hauptsache  der  Initiative  der  Privat- 
s])ekulation  überlassen  worden,  ein  Verhältnis,  das  für  deutsche  Ver- 
hältnisse nach  jeder  Richtung  hin  bedenklich  ist.  Regelmäßig  sind 
innerhalb  des  städtischen  Weichbildes  größere  Landtiäclien  vorhanden, 
die  indes  nicht  bebaut  werden  können,  da  es  au  der  erforderlichen 
Straßenanlage  fehlt.  Die  Straßenaufschließung  durch  die  Gemeinde  ist 
eine  der  vornehmsten  Aufgaben  der  kommunalen  Bodenpolitik. 

Nach  dem  preuEiticheu  Wohnungsgesetzentwurf  sollen  die  Orts- 
behörden die  Befugius  erhalten,  mit  Rücksicht  auf  das  Wohnungsbedürf- 
nis die  Fertigstellung  von  Straßen-  und  StraiSenteilen  zu  verlangen.  — 
In  engem  Zusammenhang  mit  der  G-eländeerschließung  steht  das  Recht 
der  Enteignung,  der  Umlegung  und  Zusammeulegung  von  Bauland.  Das 
Recht  der  Enteignung  von  Grundstücken  zur  Diu'chführung  eines  fest- 
gestellten Fluchtlinienplanes  besteht  in  fast  allen  deutschen  Staaten. 
Das  Verfahren  zur  Umlegung  von  Grundstücken  —  mit  dem  Zweck,  Ge- 
lände der  Bebauung  zuzuführen,  da.s  wegen  Widerspruchs  eines  Eigen- 
tümers, wegen  ungünstiger  Lage  oder  ungeeigneter  Abmessungen  einzelner 
Grundstücke  nicht  oder  nicht  angemessen  bebaut  werden  kann  —  ist  in 
Baden  seit  6.  Juli  1896  genauer  geregelt.  Minder  weitgehend  sind  die 
hessischen  Gesetze  vom  13.  Juli  1875,  30.  Mai  1881  und  15.  Juli  1895 
und  das  Hamburger  Gesetz  vom  30.  Dezember  1892  (Stubben,  Stadt- 
erweiterungsplan, S.  IfJSff. ;  Zeitschr.  für  Wohnungswesen,  I,  S.  72). 
—  Das  allgemeine  säcfisische  Baugesetz  behandelt  die  Umlegung  ein- 
gehend und  gibt  als  grundlegende  Bestimmung:  Wenn  die  angemessene 
Bebauung  eines  Geländes  nicht  möglich  ist,  so  kann  eine  Neueinteilung 
durch  Umlegung  stattfinden,  wenn  sie  im  öffentlichen  Literesse  liegt  und 
entweder   von    der    Gemeindevertretung   selbst    oder    von  der 
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Grundstückseigentümer,  die  über  die  Hftlf'te  der  Grnndstücksflache  be- 
sitzen, beantragt  wird.  Die  Befngnis  zur  Niederlegung  von  Gebäuden 
und  Gebäudegruppen  kann  den  Gemeinden  nicht  nur  im  Interesse  des 
.Verkehrs,  sondern  (wie  in  England)  auch  im  Interesse  der  Gesundheits- 
pflege verliehen  werden  (Rumpelt,  Nostiz§  68).  —  In  Preußen  ist 
tin  Gesetz  über  die  Umlegung  von  Grundstücken,  hauptsächlich  durch 
ie  Bemühungen  von  Oberbürgermeister  Adickes  zu  stände  gebracht, 
in&chst  (1902)  mit  einem  auf  Frankfurt  a.  M.  beachrilukteu  Geltungs- 
ereich erlassen  worden  (Zeitschr.  für  Wohnungswesen,  I,  S.   11). 

lateratnr:  die  gleiche  wie  unter  Zifftr  1, 

4)  Zweckdienliche,  einfache  Ausführung  der  Wohn- 
straßen. So7, ial|>oIitische  Regelung  der  Straßenbau- 
kosten, derKanalisationsbeiträgeund  derBauiiolizoige- 
bühren.  In  den  schmäleren  Wuhnstraßen  ist  die  Anwendung  billiger 
und  geeigneter  PHasterungsarten  anzustreben.  Das  PHaster  ilev  \'crkehrs- 
straßen  ist  an  sich  nicht  geeignet  für  die  Wohiistraßen  und  erhöht  außerdem, 
da  die  Anlieger  für  die  Kosten  aufzukommen  haben,  in  schädlicher 
Weise  den  Preis  des  Baulandes.  Hinsiclitlich  der  Kanalisationsbeiträge 
ist  die  vielfach  übliche  Pereclinung  nach  dem  laufenden  Meter  Straßen- 
fi-ont  zu  verwerfen ;  durch  diese  Berechnungsweise  wird  nafurgen)äß 
auf  die  Anlage  übermäßig  tiefer  Grundstücke  mit  Ilofwohnungeu  hin- 
gewirkt und  der  Bau  von  flachen  Kleinwohnungsgebäuden  erschwert 
oder  ganz  unmöglich  gemacht.  Bei  den  Bauprüfungsgebühren  recht- 
fertigt, sich  eine  Ermilßigung  für  den  Kleinwohnungsbau  aus  sozial- 
politischen Gründen. 

Die  Befestigung  bez.  Pflasterung  der  Wohnstraßen  bedarf  der  ge- 
trennten Behandlung  von  der  der  Verkehrsstraßen.  Füi-  die  Wohn.straßen 
mit  geringem  Verkehr  und  geringer  Abnutzung  bietet  sich  eine 
Reihe  minder  kostspieliger  Pflasterungsarton  (Peters,  Schilling). 
—  Eine  erhebliche  Anzahl  von  Gemeinden  in  Deut.schland  und 
Oesterreioh  gewährt  den  gemeinnützigen  Bauvereinigtitigeri  Erleich- 
terungen und  Ermäßigxingen  in  den  iStraßenbaukosteu,  Kanalisations-, 
Wasserbezugs-  und  BauprUfungsgebühron  (Beck).  Dar  ]H'eußische  Woh- 
nnngsgesetzentwurf  will  diese  Begünstigungen  in  ebenso  berechtigter  wie 
erwünschter  Weise  allgemein  ausdehnen  auf  die  Wohngebäude  der  Ar- 
beifer und  Handwerker,  die  nicht  mehr  als  3  Kleinwohnungen  umfassen 
(Arch.  fOr  Sozialpolitik,  I,  S.   185). 
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5.  Verbesserung  und  eventuelle  Verbilligung  der 
Verkehrsmittel.  Der  städtische  Verkehr  bewegt  sich  teils  als 
Binnenverkehr  zwischen  einzelnen  Straßen  und  Bezirken,  teils  als  Außen- 
verkehr auf  großen  Strecken ;  er  bedarf  deshalb  verschieden  gestalteter 
Verkehrsmittel  für  den  \'erkehr  innerhalb  einzelner  Bezirke  und  für 
,die  weiteren  Entfernungen  nach  den  Außenbezirken  und  Vororten. 

Es  hat  lange  Jahre  gedauert,  ehe  die  Notwentiigkeit  allgemein 
erkannt   wurde,    daß  die  städtischen     Straßenbahnen    im    Besitz  und 
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im  Betriebe  der  Stadtpemeinde  stehen  sollten ,  und  auch  heute 
sind,  gerade  ti)  den  größeren  Städten ,  nocli  stiirke  Widerstünde 
zu  überwinden.  Die  bisher  vorfieVtrachten  Gründe  wie  Gegengründe 
für  städtischen  Betrieb  oder  Privatbetrieb  sind  im  wesentlichen  wirt- 
schuftlicher  und  betriebstechnischer  Natur.  Ich  möchte  deshalb  noch 
auf  die  [»oiilisclie  bez.  verwaltnn^'.'itcclinische  Seite  verweisen.  Ein- 
richtungen, die  einem  Bedürfnis  der  (Jesamtbevölkerung  zu  dienen 
haben,  zu  deren  Betrieb  desljall»  der  (ieltrauch  der  öfl'entlichen  Wege 
übertragen  oder  ein  Vorrecht  oder  .'Vlleinrecht  geschaffen  wird,  sollten 
in  größeren  Städten,  wo  hierdurch  starke  materielle  Sondervorteile 
entstehen,  nicht  den  Gegenstand  der  Privatunternehmung  bilden.  Die 
wirtschaftlichen  Bedenken  gegen  ein  Privatmonopol,  so  groß  sie  sein 
mögen ,  erscheinen  nicht  als  die  wesentlichen.  Von  größerer  Be- 
deutung sind  die  Einwände  ans  dem  Gebiete  der  Verwaltung,  der 
ein  ungebülirliches  Privatinteresse  zum  Schaden  gereichen  muß. 

Nicht  wirtschaftliche  Gründe  sind  es  deshalb,  die  eine  Ausdehnung 
des  kommunalen  Betriebes  da  fordern,  wo  große  öffentliche  Interessen 
vorhanden  sind.  Die  Ursache  liegt  vielmehr  in  der  (neuerdings  nach 
verschiedenen  Richtungen  bestätigten)  Erfahrung,  daß  die  Unab- 
hängigkeit und  Leistungsfähigkeit  der  kommunalen  Verwaltung  schwer 
geschädigt  wird,  wenn  auf  ihrem  Gebiete  ein  mächtiges  Privatinteresse 
sich  testgesetzt  hat. 

Das  meistverbreitete  Verkehrsmittel  in  den  deutschen  Städten 
sind  die  Straßenbahnen.  In  den  großen  Städten  vermögen  indes  die 
auf  dem  Straßendamm  geführten  Bahnen  den  Ansprüchen  des  Ver- 
kehres nielit  zu  genügen;  erforderlich  sind  hier  Bahnen,  die  von  der 
Straße  unabhängig  sind  (Ilodibahnen,  Untergrundbahnen,  Schwebe- 
bahnen). Von  großer  Wichtigkeit  für  das  Wohnungswesen  sind  ferner 
der  Lokalverkehr  der  Eisenbahnen  und  das  örtliche  Verkehrsnetz  der 
Nebenbahnen  und  Kleinbahnen. 

Die  Fürsorge  für  die  Verkehrsmittel  ist  von  der  größten  Be- 
deutung für  das  Wohnungswesen ;  der  süzial[iolitische  Erfolg  hängt 
indes  nicht  allein  von  dem  Bau  der  Verkehrswege  als  solchen  ab. 
Auch  hier  sind  die  allgemeinen  Momente  —  die  Grundlagen  des  Woh- 
nungswesens und  der  Bodenpolitik  —  von  erheblicher  Bedeutung.  Die 
Wirkung  der  Verkehrsmittel  auf  die  Verteilung  der  Wohnbevölkerung 
um!  die  Entwickelung  der  Bodenwerte  ist  im  Auslande  eine  wesent- 
lich andere  als  in  Deutschland. 

Der  Ausbau  der  Veikehrsniittel  hat  in  Deiitachland  unter  den  oben 
(Abschnitt  l,  II  nn«!  III)  geschildortoii  YerhaltniHsen  vielfach  nur  die 
Wirkung  gehabt,  die  inneustlldtischen  Wohnungszustftnde  nach  den 
Außenbezirken  und  Vororten  zu  übertragen.  Sehr  günstig  haben  die 
Verkehrsmittel  auf  die  Verteihmg  der  industriellen  und  st&dtischen  Be- 
vöUterung  iu  Belgien  gewirkt.  Die  Verkehrsmittel  an  sich  genügen 
nicht;  sie  müssen  verbunden  werden  mit  einer  richtigen  Wohnun;j8- 
uud  Verkehrspolitik  (Heiß,  S.  93,  'JG  und  115).  —  Bemerkenswert  ist 
eine  Statistik  des  Berliner  Verkelirs,  die  den  Anteil  der  einzelnen  Be- 
förderungsmittel und  der  verschiedenen  Zonen  berechnet  (Hirachberg). 
(Siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Es  verdient  eine  Hervorhebung,  daß  hier  die  neuen  Beförderungsmittel 
nicht  vemiocht  haben,  die  alten  (selbst  nit-ht  die  Torwagenj  zu  verdrängen. 
—  Verteilt  man  den  Berliner  Verkehr  nach  Zonen  und  Himmelsrichtungen, 
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7190  I 
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232 
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[2502337 

12  654  105 

13  696  560 

37  «'4505 
78  670498 


960551 

2517645 

65  218  792 

164350565 

343  775  474 


9347850 
65  166  797 
77268634 


18800000») 


657  678 
6(15  632 

8f.;  255 

I  I  g6  205 
1  67»  924 
I  921  396 


)  Eröffnung  Februar  1902. 


so  entiUllt  von  dem  Omnibus-,  Straßenbahn-  und  Eisenbahnverkelir  ein 
Prozentsatz  von  61,5  auf  das  Zentrum,  die  innere  erste  Zone  mit  dem 
Radius  von  1  km.  Auf  den  Ring  von  über  1 — 2'/,  km  entfallen  22,1, 
auf  den  Ring  von  über  2*/, — 5  km  0,7,  auf  den  von  über  5— 7'(,  km 
3,8  und  auf  den  Ring  von  über  7'/j  —  H  km  2,9  Proz.  Dagegen  kamen 
beim  Omnibusverkehr  'J4,3  auf  die  erste,  B,7  auf  die  zweite  Zone,  bei 
den  Straüen bahnen  72,9  auf  die  erste,  24,4  auf  die  zweite  und  nur  2,7 
auf  die  übrigen  3  Zonen.  Bei  der  Eisenbahn  ist  die  erste  Zone  nur  mit 
10.7,  die  zweite  mit  24,9,  die  djitte  mit  33,3,  die  vierte  mit  16,2,  die 
fünfte  noch  mit  14,9  Proz.  vertreten  (H  irschberg).  —  Erfreulicher- 
weise nimmt  die  Zahl  der  Städte  mit  eigenem  Verkehrsnetz  fortwährend 
zu.  Zu  erwähnen  sind  mit  größeren  eigenen  Strecken:  Frankfurt  a.  M,, 
Köln,  München,  Diisseldori",  Solingen,  Mannheim,  Elberfeld,  Künigsberg. 
Erleichtenmgen  und  billige  Fahrpreise  im  Vorortsverkehr  gewJlhren  die 
städtischen  Straßenbahnen  in  Breslau,  Bielefeld,  Köln.  In  Kiel  wurden 
ilie  von  dem  Magistrat  befürworteten  Verkebrserleichterungen  im  Vor- 
ort.sverkehr  von  der  Königl.  Eisenbahndirektion  zugesagt,  von  der 
Straßenbahngeselisehaft  dagegen  abgelohnt.  In  Posen  hat  die  Stadt  zur 
Erleichtening  des  Außenverkehres  einen  Zuschuß  an  die  Straßenbahn- 
gesellschaft gezahlt  (Uebersicht  der  in  Preußen  zur  Regelung  des  Woh- 
nungswesens u.  s.   w.  getroffenen  Maßnahmen). 

Iiitersttir. 

Heisa,  Clemeni,     Wolirtungtreform    und  Lokalicrkehr    (heraiugegeben  vom   Verein  Reicht- 

vohnmifjsgeseti),   Gfilttngen   190S. 
Sohimpff.  0.,  ZeiUehr.  f.  KMtiba/men,  1903. 
Hirachberg,  Ernst,  Berliner  Stalittit,  I.  Heft,  Berlin  1903. 


r  6)  Maßtiahraen  der  Besteuerung.  Die  Besteuerung  des 
Bodeirs  kann  angesetzt  werden  für  den  Besitz  des  Brnlens  und  für  die 
Veräußeruri-,'  oder  den  Verkauf;  also  in  Form  der  Besit/.stener  und 
der  Besitzvvediselsteuer.  Beide  Abgaben  sind  ein  liervnrragendes 
Mittel  sowohl  der  kommunalen  Finanzpolitik  als  der  Huden]*olitik. 
Die  Besitzwechselsteuer  —  Tnisatzsteuer  von  Eigentunisübergang 
durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft  —  besteht  in  Deutschland  ziiniiohst 
als  staatliclie  Abgabe  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  (in  Preußen, 
Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Elsaß-Lotliringen  |5'/.j  Proz.] 
u.  s.  w.)  In  verschiedenen  Staaten  tritt  zu  der  staatlichen  die  kommunale 
Abgabe,  teils  in  Form  von  Zuschlägen,  teils  als  seibsländige  Umsatz- 
steuer (so  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  jedoch  nicht  in 
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Baden).  Die  kommunale  Umsatzsteuer  schwankt  von  '/•.•  Proz.  (München) 
bis  2  Proz.  (Elberfeld);  nur  vereinzelt  kommen  höhere  Sätze  vor 
(Sachsen).  Erwähnenswert  ist  die  Bestiminunfi  über  die  städtische 
Umsatzsteuer  in  Erfurt:  bei  unbebauten  Grundstücken  wird  zur 
Umsatzsteuer  von  1  Proz.  ein  Zuschlag  von  1  Proz.  desjenigen  Be- 
trages erhoben,  um  den  der  Erwerbspreis  den  Wert  des  Grundstücks 
als  landwirtschaftlich  nutzbares  Land  übersteigt.  Als  landwii-tschaft- 
licher  Wert  wird  mindestens  der  vierzigfache  Betrag  des  Grundstücks- 
reinertrags angenommen. 

Im  Ausland  ist  die  Besitzwechselabgabe  mehrfach  eine  höhere  als  in 
Deutschland;  in  Belgien  besteht  eine  Umsatzabgabe  von  8 — 10  Proz. 
mit  den  heilsamsten  Wirkungen  für  das  Wohnungswesen. 

Die  Besitzsteuer  (die  eigentliche  Grundsteuer)  wird  erhoben  teils 
vom  Nutzungswert,  teils  vom  sogenannten  gemeinen  Wert;  unter  dem 
gemeinen  Wert  versteht  man  den  alljährlich  oder  jeweils  nach  Ablauf 
einiger  .Jahre  durch  Schätzung  festzusetzenden  Verkaufswert.  Die 
Steuer  nacli  dem  gemeinen  Wert  gelangt  in  Preußen  in  einer  stetig 
wachsenden  Zahl  von  Gemeinden  zur  Einführung;  bis  Ende  15)03 
wurden  67  Stadtgemeinden  und  h~2  Landgemeinden  gezählt.  Die  Steuer- 
sätze bewegen  sich  zwischen  l,ö  %o  (Gelsenkirchenj  und  4,:^5  "/„a  (Kiel); 
die  Mitte  von  3  "/„o  halten  Breslau .  Barmen ,  Elberfeld.  Frankfurt 
a.  M.  besteuert  die  bebauten  Grundstücke  nach  dem  Nutzungswert, 
die  unbebauten  nach  dem  gemeinen  Wert,  um  die  Bodens|iekulation 
besonders  zu  treffen.  —  Daß  die  gegenwärtige  kommunale  Besteuerung 
des  Bodens  weder  nach  ihrer  Form  noch  nach  ihren  Ergebnissen  be- 
friedigt, braucht  kaum  besonders  hervorgehoben  zu  werden. 

Auch  für  die  bessere  Ausgestaltung  der  kommun&len  Bodenbesteue- 
rung ist  88  notwendig,  daß  die  Wertilnderungen  des  Bodens  nach  zwei 
RielituDgen  unterschieden  werden;  1)  Erhöhung  des  Bodenwertes 
durch  nützliche  Aufwendung  (Melioration  iin  weitesten  Sinne, 
Häuserbau  u.  s.  w.);  2)  Erhöhung  des  Bodenwertes  ohne  nütz- 
liche Aufwendung  (Spekulation,  immaterielle  Wertsteigerung;  Eb  er- 
st ad  t,  Bodenfragen,  S.  97).  Als  Objekt  der  Besteuerung  muß  vor  allem 
diejenige  WertvenneLrung  gelten,  die  ohne  ntltzliche  Aufwendung 
erzielt  wird.  Nacli  allen  Erfahrungen,  die  wir  mit  der  Entw^'ckelung 
unserer  Bodenverhältnisse  gemacht  haben,  sollte  das  Ziel  der  Besteuerung 
dahin  gehen,  mehr  den  Besitzwechsel ,  nicht  so  sehr  den  Besitz  au 
sich  zu  besteuern.  Die  Gewinne  und  Wertsteigerungen  werden,  unter 
den  in  Deutschland  bestehenden  Einrichtungen,  meist  beim  Besitzwechsel 
erzielt  und  realisiert.] 

Ein  neuerer  Vorschlag  AdolfWagners  geht  dahin,  „in  dem  Wert 
eines  Grundstückes  3  Teile  zu  unterscheiden:  1)  der  im  anfänglichen 
Ervverbspreiae  bestehende ,  bez.  in  dem  zur  Zeit  der  ersten  Steuer- 
veranlagung nach  der  Einschätzung  ennittelte  Wert;  2)  sodann  der 
Wertzuwachs  durch  neuen  Kapitalaufwand  für  Bau,  Melioration  u.  8.  w. 
(vom  Aufwand  für  die  nur  zur  Werterhaltung  dienenden  Reparaturen 
u.  8.  w.  abgesehen);  3)  endlich  der  durch  „allgemeine  Umstände'' 
herbeigeführte  Wertzuwachs.  Die  beiden  letzten  Beatandteile  er- 
geben sich  aus  dem  neuen  Veräußerungspreis,  der  erste  davon 
aus  den  Nachweisen  des  Eigentümers  und  beide  wieder ,  z.  B. 
bei  Wertermaßigungen  mit  Wertabschlägen  aJn  nachgewiesenen  Bau- 
aufwand,   bei    der    folgenden    und   jeder    weiteren    Neuveranlagung    der 
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Griind-  und  Gebaudesteuer.  —  Für  die  beiden  ersten  Wertbestandteile 
würde  ein  Normalsteuersatz  festgestellt,  z,  B.  wie  in  einer  Aiizahl  von 
St&dten  mit  Wertbesteuerung  2"/^^^^,  für  den  dritten  Bestandteil  würde 
dieser  Satz  erheblich  gesteigert,  z.  B.  auf  das  Doppelte  oder,  wahr- 
scheinlich noch  angemessener,  auf  noch  mehr,  also  auf  4 — ß  */oj  und 
mehr.  —  Die  Grundbesitzwechselabgabe  wäre  nun  im  Prinzip  ebenso  mit 
differenzierten  Steuersätzen  nach  den  angegebenen  drei  Wertbestandteilen 
einzurichten,  nach  Wagner  ein  allgemeines  Desiderat  auch  bei  der 
staatlichen  Abgabe.  Daher  wiederum  ein  niedrigerer  Steuersatz  für  die 
beiden  ersten  Wertbestandteile,  ein  betrachtlich  höherer  für  den  dritten" 
fW agner,  Mitbeteiligung,  S.  52).  —  Eine  bessere  Ausgestaltung  der 
Besitzwechselahgabe  ist  mit  Entschiedenheit  zu  wünschen,  doch  mUiSte 
ihr  in  jedem  Fall  die  Reform  unserer  grundlegenden  Einrichtungen  der 
Bodenpolitik  —  Bodenparzelliening  und  Grimdbuchwesen  —  vorauf- 
gehen, wenn  nicht  ungünstige   Wirkungen  eintreten  sollen. 

Für  Bayern  hat  die  Regierung  (März  1904)  dem  Landtag  den  Ent- 
wurf einer  Grund  wertabgabe  vorgelegt.  Die  Abgabe  ist  jährlich 
von  nnüberbauten  Grundflächen  in  Gemeinden,  in  denen  die  Boden- 
preise eine  zu  der  natüi'üchen  Ertragsfähigkeit  außer  Verhältnis  stehende 
Höhe  erreicht  haben,  zu  entrichten.  In  der  Regel  soll  die  Erhebung  in  Ge- 
meinden mit  mehr  als  lötKX)  Einwohnern  stattfinden.  Der  Satz  beträgt  1 
vom  Tausend  de»  durch  Schätzung  ermittelten  Verkehrawertes.  Der  Ei'trag 
ist  zur  Hälfte  den  Gemeinden  zu  tiberwei.'<6n.  —  Die  zu  einem  Gebäude 
gehörenden  Gärten  werden  nicht  besteuert.  Diese  Vorschrift  erscheint 
nicht  ausreichend  zum  Schutz  der  Freiflächen.  Es  empfiehlt  sich  zum 
mindesten  eine  Bestimmung,  die  es  ermöglicht,  gärtnerisch  benutzte 
Flächen  in  der  Umgebung  der  Städte  zu  erhalten,  wenn  die  Absicht 
der  Bodenspekulation  ausgeschlossen  ist.  Die  geeignete  Form  wäre  wohl 
die  Stundung  der  Abgabe  für  gärtnerisch  benutzte  Flächen  bis  zu  dem 
Augenblick  der  Bebauimg,  wenn  der  Besitzer  in  glaubhafter  Weise  er- 
klärt, daß  er  zunächst  eine  Bebauung  nicht  beabsichtige.  Im  Falle  der 
Bebauung  wäre  dann  die  gestundete  Abgabe  fUllig. 
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7)  Erwerb  und  eventuelle  Hergabe  von  städtischem 
Gelände.  In  den  Gebieten,  nach  denen  sich  die  Stadt  erweitert, 
muß  die  Gemeinde  mit  Grundbesitz  in  entsprechendem  Umfang'  be- 
teiligt sein.  Zunächst  braucht  die  Gemeinde  seiher  Gelände  für 
öffentliche  Raufen,  Schulhänser ,  Verwaitungsgebiiude,  freie  Plätze. 
Weiterhin  ist  mich  der  Kirchenbau  zu  lierücksichügen.  Gerade  beim 
Kirchenbau  scheinen  in  letzter  Zeit  bei  der  sogenannten  Schenkung  des 
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liaiiplatzes  einige  schwere  Mißbriiiiclic  vorgekonmifn  zu  sein;  es  dürfte 
iiberlj.iupt  zu  keinem  angemessenen  Verhältnis  führen,  wenn  ein  Boden- 
spekiihmt  einen  Bauplatz  in  freiem  Felde  zu  einem  Kirchenbau  schenkt, 
um  rladurch  sein  ütiriges  Gelände  zu  Wert  zu  brinjjen.  Ebenso  ist 
die  SUidtgemeinde  zuletzt  geschädigt,  wenn  sie  sich  einen  freien  Platz 
schenken  läßt  und  als  <}epenleislunfj  den  Bebauungsjtlan  nach  den 
Wünschen  des  Hodenspekulauten  herstellt  oder  kurrigiert.  Daß  der- 
artige Geschenke  sehr  teuer  zu  stehen  kommen,  hat  man  jetzt  auch 
in  Verwaltungskreisen  eingesehen. 

Auch  abgesehen  von  dem  Bedarf  für  öffentliche  Zwecke,  muß  die 
Sladtgemeinde  unbedingt  in  den  Bezirken  der  städtischen  Ausdehnung 
mit  Grundbesitz  beteiligt  sein.  Die  Alleinherrschaft  der  Bodensjiekulation 
auf  dem  Gebiet  der  Stadterweiterung  gehört  zu  den  gröbsten  Miß- 
ständen unseres  neueren  Städtebaues.  In  welcher  Form  der  städtische 
Grundbesitz  an  Bauunternehmer  abzugeben  ist  —  ob  durch  endgültigen 
Verkauf  oder  durch  Erbpacht  —  richtet  sich  nach  den  Verhältnissen 
im  einzelnen  Fall. 

Die  ältere  Zeit  hatte  die  deutschen  Städte  regelmäßig  mit  Grund- 
besitz versorgt,  der  allerdings  in  Notjahren  zum  Teil  verloren  ging. 
Iiiimerhiu  hatte  sich  in  einer  größereu  Anzahl  von  Städten  kommunaler 
Grundbesitz  bis  zur  jüngsten  Periode  unseres  Städtebaues  (18(iOfiVi  er- 
halten. In  Berlin  stehen  die  städtischen  Parks  Friedrichshain,  Huni- 
boldthain,  Sclilesischer  Busch,  Treptower  Park  ganz  oder  zum  großen 
Teil  auf  altem  Gemeindeland ;  ein  Teil  der  überkommenen  Landereien 
wurde  dagegen  in  den  Wev  Jahren  verkauft,  so  das  wertvolle  Gelände 
am  Halleschen  Tor.  —  Neuerdings  (seit  dein  Ministerialerlaß  von  l'Ml) 
wird  iu  Preußen  seitens  der  Regierung  auf  die  Erhaltung  und  Vermeh- 
rung des  kommunalen  Grundbesitzes  hingewirkt.  Gelände  größeren  Um- 
fanges  im  Stadterweiterungsbezirk  (verwendbar  für  private  und 
öfleutliche  Bauzwecke,  freie  Platze  u.  s.  w.)  besitzen  in  Preußen:  Frank- 
furt a.  M.,  Kiel,  Altona,  Schleswig,  Dortmund,  Aachen ;  Gelandeankäufe 
haben  in  letzter  Zeit  stattgefunden  seitens  der  Gemeinden  Arn.-4walde, 
Breslau,  Bromberg,  Elsterwerda,  Bleichrode,  Einbeck,  Lüneburg,  Höxter, 
Gütersloh,  Hamm,  Kirn,  Diiss^eldorf,  Essen,  Elberfeld.  In  Liegnitz  wird 
seitens  des  Bezirksausschusses  die  Genehmigung  von  GrundstücJis- 
veräußerungen  der  Gemeinden  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß  der  Er- 
lös zum  Erwerb  anderer  Grundstücke  vorwendet  ward.  Der  Kreis- 
ausschuß Einbeck  macht  bei  der  Veräußerungsgenehmigung  zur  Bedingung, 
daß  den  Gemeinden  das  Recht  des  Wiederkaufes  bei  spekulativer  Aus- 
nutzung vorbehalten  bleibt  (Uebersieht  der  im  Königreich  Preußen  zur 
Regelung  des  Wohnungswesens  u.  s.  w.  getroffenen  Maßnahmen). 

Eine  größere  Anzahl  von  Gemeinden  ist  in  der  Lage,  Baugelände 
zu  mäßigen  Preisen  für  die  Errichtung  von  Kleiuwohuungen  abzugeben. 
Außer  den  vorerwähnten  sind  zu  nennen :  Insterburg,  Hildesheim,  Emden, 
Münster,  Berg-Gladbach,  in  Preußen;  ferner  Fürth,  Eßlingen,  Heilbronn, 
Mannheim,  Worms,  Lübeck,  Rostock,  Reichenberg  i.  B.,  Trient  (Beck, 
S.  213).  Die  Nutzbarmachung  zu  Bauzweicken  erfolgt  in  einzelnen 
Städten  im  Wege  des  Erbbaues.  Bei  richtiger  Ausgestaltung  des  Real- 
kredits ist  die  Form  des  Erbbauvertrages  emiifehlenswert  für  kouiraunales 
Gelände,  wie  überhaupt  iür  Grundbesitz,  der  sich  in  fester  Hand  be- 
findet. Zur  praktischen  Anwendung  ist  das  Erbbaurecht  gelangt 
(auf  kommunalem  (relände ;  Hskalisches  s.  oben  S.  363)  unter  anderem  in 
Frankfurt  a.  M.,  Halle,  Leipzig  (Poramer). 
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Pommer,  Hax,  ebenda  II.  Jahrg.,  S.  IUI, 

8)  Organisation  des  Realkredits.  Eine  Besserung  der  Zu- 
stände  im  stfidtisdien  Realitredit,  die  für  unser  tiesaintes  Wohnungs- 
wesen entscheidend  sind,  ist  nur  möglich  durch  Aendei'ung  unserer  grund- 
bnchlicheu  Einrichtungen  für  die  Bodenverschiihliing  und  das  Ilypothe- 
kenwesen.  Erforderlich  ist  die  Trennung  der  Hyiiotheken  in  Mcliorations- 
hypofheken  und  einfache  Hodenscliulden.  Die  grinullmchliche  Belastung 
des  Bodens  für  produktive  und  Ivulturzwecke  niulä  durchaus  getrennt 
bleiben  von  der  iJelnsiung  für  unjiroduktive  und  sterile  Zwecke.  Unser 
heutiges  Grundhuchsystetn  gilit  in  einer  Weise,  wie  dies  in  keinem 
anderen  Lande  bekannt  ist,  der  Spekulation  die  Verfügung  über  die  Ent- 
wickelung  der  Bodenwerte.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
dient  der  durch  die  Bebauung  und  Bodenkultur  geschaiTene  Wert  in 
erster  Linie  dazu,  den  rein  spekulativen  Forderungen  Konsistenz  zu  ver- 
leihen und  sie  realisierbar  zu  machen ;  ermöglicht  wird  dies  durch  die 
Versciimelzung  von  Spekulationsgewinn  und  produktiver  Aufwendung 
bei  der  hypothekarischen  Belastung  der  Grundstöcke  (Kapitalmarkt 
S.  2(>4). 

Für  die  gemeinnützige  Bautätigkeit  müssen  inzwischen  nach  Mög- 
lichkeit öffentliche  Gelder  aufgebracht  werden.  Von  der  Bereitstellung 
von  Geldmitteln  für  den  Wohnungsbau  seitens  der  öffentlichen  Körper 
Schäften  (Reich,  Staat,  (icmeinde)  haben  wir  oben  S.  30.^  gehandelt. 
Für  die  Gemeinden  kommt  ferner  in  Betracht  die  Uebernahme  der 
Bürgschaft  für  Baudarlehen  hei  den  Landesversicherungsanstalten.  Der 
gemeinnützigen  und  der  privaten  Bautätigkeit  dient  die  Hypotheken- 
bank, die  mit  staatlicher  Beteiligung  in  Hessen  im  Jahre  l!i)L'  errichtet 
worden  ist.  Eine  städtische  Ilypothekenstelle  wurde  im  Jahre  IIKX»  in 
Düsseldorf  gegründet,  über  deren  Wirksamkeit  intlessen  noch  keine 
schlüssigen  Erfahrungen  vorliegen.  Die  Stadt  Dresden  bat  eine  Grund- 
renten- und  Hypothekenanstalt  ins  Leben  gerufen,  die  auf  dem  Ge- 
-danken  der  Landeskulturrentenbanken  aufgebaut  ist.  Die  städische 
Anstalt  hat  die  Aufgabe,  die  Straßen-  und  Entwässerungshauten,  so- 
wie die  zur  Beseitigung  der  Abfallstoffe  dienenden  Einrichtungen  in 
Dresden  zu  erleichtern,  indem  den  (.irundbesitzern  gegen  die  Belastung 
der  Grundstücke  mit  einer  Rente  die  erforderlichen  Geldmittel  zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Außerdem  gibt  die  Anstalt  Darlehen  gegen 
Hypotheken. 

Die  Zustände  im  Realkredit  zeigen  in  Deut^scbland  zunächst,  äußer- 
lich betrachtet,  einen  iiufiÄlügeu  Widerspruch.  Das  Kapital  fließt  jahr- 
aufl  jahrein  in  ungezählten  Mengen  dem  Boden  zu ;  zugleich  aber  iat  die 
Klage    allgemein,    daß   ftir   produktive  Zwecke  Kapital  schwierig  and  in 

Hindtmch  dlir  Hyrien«.    .Suppl.-Ild.  IV.  25 
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unzureichender  Weise  erhaltlich  ist.  Dbls  Baugewerbe  ist  allgemein  ab- 
hängig von  den  spekulativen  Interessen  des  Bodenbesitzers,  der  in  dt-r 
Frage  der  Eapitaibesebaüung  die  ausschlaggebende  Stelle  iune  hat.  FUr 
den  privaten  gemeinnützigen  Wohnungsbau  müssen  wir  uns  da»  Oei'l 
mit  den  größten  Schwierigkeiten  beschaffen  :  der  Staat  endlich  muC  j&hr- 
lich  ijtfentiiche  Gelder  hergeben,  um  nur  die  Tiltigkeit  der  Bt*amten- 
baugeaossenschafteu  zu  ermöglichen.  Auf  der  anderen  Seite  aber  wird 
durch  unsere  Volkswirtscliaft  jedes  Jahr  die  gewaltige  Summe  vmi 
4  Milliarden  für  die  Kapitalisierung  des  Bodens  tatsilchlicli  aufgebracht. 
Auf  der  einen  Seite  Uebersättigung,  auf  der  anderen  Seite  Kapital- 
schwierigkeit lind  Mangel.  —  Für  die  gesunde  Entwickehing  nnaerpr 
Bodenverhältnisse  ist  demgegenüber  die  Erfüllung  zweier  Aufgaben  sn 
verlangen:  1)  das  notwendige  Kapital  für  die  Bebauung  des  Boden.-*  und 
für  die  Besserung  der  Boilen werte  (Melioration  iler  Grundstücke  im 
weitesten  Sinne)  heranzuziehen,  2)  die  Verschuldung  zu  Zwecken,  die 
der  Bodenkultur  entgegengesetzt  sind,  zu  verhindern.  Beide  Ziele  werden 
durch  die  Trennung  der  Hypotheken  in  Meliorationshypotheken  und  ein- 
fache ßodenschulden  zugleich  erreicht  und  sind  auf  keine  andere  Weise 
zu  erreichen.  (Ueber  die  Entwickelung  unserer  Institutionen  des  Real- 
kredites vgl.  oben  S.  318  und  3,52.) 

Die  grundsätzliche  Regelung  der  Hyj>othekengoset2gebung  wäre 
Reichssache.  Indes  können  die  Einzelstaaten  auch,  nach  den 
Bestimmungen  des  Einfuhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 
selbständig  vorgehen.  Durch  Artikel  118  des  Einfiihningsge.setzes  zum 
B.G.B.  wird  der  Landesgesetzgebnng  das  Recht  vorbehalten,  zu  Gunsten 
von  Meliorationsdarleheu  einen  grnndbm-hliclipn  Vorrang  zu  schaffen. 
Dieser  Vorrang  kann  gewährt  werden  eitier  öffentlichen  Anstalt 
wegen  eines  zur  Verbesserung  des  betasteten  Grundstückes  gegebenen 
Darlehens.  Die  Errichtung  eines  solchen  Institutes,  das  die  Förderung 
des  KleinwohnungsbauQs  allgemein  zum  Ziele  nimmt,  ist  an  sich  not- 
wendig. Doch  könnten  für  die  Ausstattung  des  Institutes  nicht  ledig- 
lich oder  auch  nur  vorzugsweise  öffentliche  Mitfei  in  Frage  kommen. 
Einer  solchen  Anstalt  würde  vielmehr,  bei  Verleihung  des  Vorrechtes 
der  Meliorationsdarlehen,  Privatkapita!  reichlich  znüießen:  sie  würde 
dem  privaten  und  genossenschaftlichen  Kleinwohniingsbau  den  erforder- 
lichen Realkredit  billig  liefern;  sie  würde  nur  Amortisationsdarlehen 
geben  und  dadurch  auf  die  Entschuldung  hinwirken,  während  heute  die 
Schuldentilgung  von  den  gewerbsmäßigen  Hausbesitzern  grundsätzlich 
abgelehnt  und  der  Boden  mit  einer  steigenden  und  untilgbaren  Ver- 
schuldung belastet  wird. 
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9)  Beaufsich  ti{;;u  n  g  der  Wolinungen.  Die  Wohnungs- 
aufsicht ist  für  die  Regelung  des  Wohnungswesens  unentbehrlich, 
stößt  indes  bei  den  gegenwärtigen  Zuständen  auf  erhebliche  Schwierig- 
keiten, da  es  an  geeigneten  Kleinwohnungen  felilt.  Unbezweifelt  ist 
lue  Notwendigkeit  des  bchönllicheu  Einschreitens  einerseits  gegenüber 
schlechten  Wohnsitten  der  Mieter  und  andererseits  gegen  ilie  Ver- 
mietung von  Wohnungt>n,  deren  Benutzung  eine  gesiindheitliclio  Gefahr 
bedeutet.  Leider  können  indes  die  i>o!izeilichcn  Befugnisse  heute 
nicht  ernsthaft  genug  ausgenutzt  werden,  da  die  liewohner  unbefriedi- 
gender Wohnungen  häutig  nicht  in  der  Lage  sind,  sich  ein  besseres 
Unterkommen  zu  beschaffen  *). 

Die  W  ohn  u  n  gsreforni  ist  deshalb  die  unerläßliche  Vorau.s- 
setzung  für  eine  wirkungsvolle  Wohnungsaufsicht.  Insbesondere  sutlto 
die  Niederlegung  .schlechter  Wohnviertel  (sog.  Sanierung)  nicht  er- 
folgen, ehe  nicht  für  anderweitige  geeignete  W'olingelegenlieit  Vor- 
sorge getroffen  ist,  da  sonst  durch  den  Nachschub  der  ausge- 
triebenen Bevölkerung  eine  allgemeine  Verschleclilerung  der  Wohn- 
verhältnisse eintreten  muß.  Ebenso  sind  die  Mißstände  des  Schlaf- 
stellenwesens nur  in  Verbindung  einerseits  mit  dem  Aufhören 
der  Mietssteigerungen  für  Kleinwohnungen  (wodurch  der  ökonomische 
Zwang  zu  übermäßiger  IJntervermietung  wegfällt),  andererseits  mit  der 
Errichtung  von  L  e  tl  i  g  e  n  li  e  i  m  e  n  erfolgreich  zu  bekiimiifen.  W'o  jedoch 
Wohnungsreforni  und  Wobnungsaufsicht  verbunden  werden,  sind  aller- 
dings wesentliche  Fortschritte  im  Wohnungswesen  zu  erzielen. 
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10)  Städtischer  Wohnungsnachweis  und  städtische 
Wohnungsämter.  W'ohnungsnachweise  und  Wohnungsamter 
können  bei  richtiger  Organisation  auf  die  fjestaitung  des  Wohnungs- 
wesens eine  hervorragend  günstige  W'irkung  iiheri :  sie  geben  eine 
genaue  Uebersicht  des  Wohnungsmarktes,  der  Wohnungsjireise,  des 
Baugewerbes  und  der  Bautätigkeit.  Städtische  Wohnungsnachweise  be- 
stehen in  einigen  rheinischen  Städten  mit  gutem  Erfolge  (so  in  Köln  und 
in  Elberfeld).  Zu  der  Errichtung  eines  stärltischen  Wohnungsamtes  ist 
zuerst  die  Stadt  Stuttgart  geschritten;  der  Geschäftskreis  dos  Amtes 
umfaßt  1)  den  Wohnungsnacliweis,  2)  die  Wohnungsstatistik,  ü)  die 
Wohnungsaufsicht.     In   dem    neuen  Entwurf  eines   preußischen  W'oh- 


*)  ViTgl.  Rei  ncko, Schriften  d. Vereins  f. Sozialpolitik, 95. Bd., S. 25:  Wosinddie 
Wohnunpcn,  in  denen  die  auHgctriplM'nen  Leute  Unterkunft  finden  können?  Ist  die 
Behörde  imstande,  sie  nnchzuweiHen ?  In  der  Regel  wird  ein  Achselzueltcn  die  Ant- 
wort sein,  und  ex  i^t  deshalb  niclit  mit  Unrecht  gesagt  worden,  daß  mit  der  nega- 
tiveo  Seite,  der  Unterdriiekiing  der  Bchlechten  Wohnungen,  die  Frage  nicht  gelobt 
sei;  es  niÜHse  die  positive  nachfolgen.  Wenn  man  nur  «i'hlec'hte  Wohnungen  unter- 
drückt, ohne  für  gute  zu  »orgen,  gebe  man  Steine  ütatt  Brot. 
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nungsgesetzes  ist  die  Errichtang  von  Wohnungsämtern  ffir  Gemeinden 
mit  mehr  als  100000  Einwohnern  allgemein  vorgesehen. 
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Zweiter  Abachnitt. 


Sozialhygienische  Massnahmen  für  einzelne  Altersldassen 
und  Berufsstände. 

VI.  Ftirsorge  für  Säuglinge*). 

\'cill 

Privatdozent  Dr.  H.  Finkelstein, 

Oberarzt  am  Waiienhaua  und  Klndar-Asyl  dar  Stadt  Berlin. 

Einleitung**). 

Drei  Ursachen  biingen  es  mit  sich,  daß  das  Verlangen  nach  dem 
Eingreifen  der  öffentlichen  Fürsorge  sich  im  Säuglingsalter  noch  um 
vieles  nachdrücklicher  geltend  macht,  wie  in  der  späteren  Kindheit; 
Die  große,  namentlich  im  Beginne  der  AUerstufe  noch  nicht  durch 
verheerende  Krankheiten  zusammengeschmolzene  Zahl  der  Kinder 
vergrößert  den  Umfang  des  Bedürfnisses,  die  aus  naheliegenden 
Gründen  vor  der  Entbindung  und  in  den  ihr  folgenden  Wochen  und 
Monaten  hervortretende  Hilflosigkeit  der  Mütter  steigert  seine  Dring- 
lichkeit und  die  zu  l)e.sorgniserregender  Höhe  ansteigende  Sterblichkeit 
fordert  in  gleicher  Weise  aus  iiumanen  wie  volkswirtschaftlichen 
Gründen  zu  energischer  Bekämpfung  heraus. 

Die  Aufgaben  der  öffentlichen  Fürsorge  für  Säuglinge  im  All- 
gemeinen decken  sich  in  letzter  Instanz  mit  der  Gesamtheit  alier  der 
Bestrebungen,  welche  auf  eine  Hebung  des  ganzen  Niveaus  der  Be- 
völkerung, insonderheit  ihrer  unteren  Schichten,  in  materieller,  intellek- 
tueller und  hygienischer  Beziehung  hinarbeiten.  Das  lehrt  ein  Blick 
auf  jene  statistischen  Zusammenstellungen,  welche  durch  zahlenmäßige 
Unterlagen  die  dem  Eingeweihten  schon  von  vornherein  unzweifelhafte 
Tatsache  endgiltig  festlegen,  daß  die  Höhe  der  Säuglingssterblichkeit 
eine  Fnnktion  der  sozialen  Lage  der  Erzeuger  ist  (Eröß.  Ftubin 
u.  Westergaard,  Praußnitz  u.  a.), 

B  Die  Gruppierung  der  Sterbefälle  nach  dem  Besitzstande  der  Eltern 
«rgibt  eine  schnell  aufwärts  strebende  Stufenfolge  von  verschwindend 
geringen,  ja  gelegentlich  auf  Null  herabsinkenden  Werten  der  wohl- 
habenden Kreise  bis  zu  den  hohen.  50,  ja  60  Proz.  erreichenden 
Ziffern  der  Armen  und  Notleidenden.    Das  vermittelnde  Glied  zwischen 


•)  Eb  liegt  die  Alioicht  vor,  in  nachfolgenden  Seiten  nur  in  großen  Zögen  die 
gebräuchlichen  Methodtn  tiiid  Bystcine  Bowie  die  sie  imtcrstülzendtii  Maßnalimcn 
privater  Füroorge  zu  »kiziioreD.  Für  Einzelheilcn  sei  auf  die  eTtchöpfcnde  und  aus- 
gezeichnete Darstellung  H.  Neunianne  (die«.  Handb.  IW.  VII)  verwiesen,  das  auch 
Eier  in  weitem  Umfange  al»  Quellenwerk  herangezogen  wurde. 
**)  Literatur  siehe  S.  4Ü7. 
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Bedürftigkeit  und  Säuglingssterblichkeit  Ijildet  das  geistige  und  mate- 
rielle Unvermögen,  die  für  das  Gedeihen  des  Kindes  unerläßlichen 
Bedingungen  zu  schaffen.  Auf  der  einen  Seite  steht  das  in  wech- 
selmletii  Grade  mangelnde  Verständnis  für  die  Erfordernisse  der 
Kinderpflege,  auf  der  anderen  die  mit  mißlichen  äußeren  Verhältnissen 
naturgemäß  verbundene  Unzulängliclikeil  der  gerade  dem  Säuglinge  vor 
allem  notwendigen  Hygiene:  die  Anhäufung  zahlreicher  Menschen  in 
kleinen,  oft  an  sich  schon  ungesun<len  Wohnungen,  die  mangelhafte 
Reinlichkeit,  die  nicht  zuletzt  auf  ungenügender  Wasserversorgung 
der  ärmeren  Quartiere  beruht,  die  ungenügende  Pflege,  die  durch 
mannigfache  anderweite  Inanspruchnahme  der  Mutter  in  und  außer- 
halb des  Hauses  oft  auf  ein  Mininium  verkleinert  wird,  ja  schließlich 
gänzlich  versagt,  die  durch  die  Mittellosigkeit  aufgezwungene  Ernäh- 
rung mit  möglichst  billiger,  und  desiialb  nicht  selten  in  gesundheit- 
licher Beziehung  Bedenken  erregender  Milch,  die  Verstöße  gegen  die 
bei  Flaschenernährung  gebotene  Technik  (Sterilisatiün,  Kühlung)  und 
manches  andere  wirken  vereint  im  Sinne  einer  zunehmenden  Gefähr- 
dung <les  zarten  Lebens,  das  gleichsam  das  em|itindlich.ste  Reagens 
auf  alle  derartigen  Schädigungeti  darstellt. 

Eine  jede,  der  Allgemeinheit  zu  gute  kommende  Besserung  auf 
dem  Gebiete  des  einen  oder  des  anderen  der  aufgezählten  Faktoren 
wird  sich  auch  in  einer  Verringerung  der  Säuglingssterblichkeit  zu 
erkennen  geben.  Die  Verbesserung  der  Lohn  Verhältnisse,  die  Be- 
schattung billiger,  gesunder  Wohnungen,  die  Erhaltung  der  Frau  fQr 
die  Familie  durch  Verminderung  der  F'rauenarbeit.  die  Sanierung  der 
Städte  bis  in  die  ärmeren  Bezirke  (Wasserversorgung,  Kanalisation), 
die  neuen  Errungenschaften  auf  dem  Felde  der  hygienischen  Milch- 
versorgung n.  a.  sind  somit  schließlich  in  gleicher  Weise  eigene, 
dringende  Angelegenheiten  des  Säuglingsschutzes  wie  des  Fortschrittes 
im  .Vllgemeinen.  Näheres  über  diese  Materien  möge  den  einschlägigen 
Abschnitten  dieses  Handbuches  entnommen  werden. 

Gegenstand  der  hier  tolgemlen  Erörterungen  sollen  nur  diejenigen 
Maßnahmen  bilden,  welche  in  Gegensatz  zu  den  aus  allgemeinen  Ver- 
besserungen indirekt  der  Kiuderwelt  erwachsenden  V^orteilen  direkt 
und  ausschließlich  auf  die  Fürsorge  für  Säuglinge  hinzielen. 


I 


I.  Systematische  Fürsorge. 

Die  öffentliche  Fürsorge  findet  Veranlassung,  sich  des  Säuglings 
anzunehmen,  wenn  die  Verhältnisse,  unter  denen  er  lebt,  einen  so 
weitgehenden  Ausfall  an  notwendiger  Pfiege  in  sich  schließen,  daß 
eine  ernste  Gefährdung  seiner  F^xistenz  vorhanden  ist. 

Dem  tatsächlichen  Notstand  gegenüber  erwächst  der  Gesellschaft 
die  unabweisbare  Pöicht  sachgemäßer  und  hinreichender  Hilfeleistung. 
Aber  mit  dieser  unmittelbaren  Tätigkeit  kann  sie  ihre  Aufgabe  nicht 
als  abgeschlossen  betrachten.  Sie  muß  vielmehr  durch  vorbeugende 
Maßnahmen  zu  verhüten  suchen,  daß  eine  Bedrohung  des  kindlichen 
Lebens  überhaupt  erst  möglich  werde.  So  arbeitet  denn  die  systematische 
Säu^dingsfürsorge  in  zwei  Richtungen:  Einerseits  übt  sie,  in  mehr 
oder  weniger  vollständiger  Vertretung  der  von  Natur  dazu  Verjiflich- 
tcten,  direkt  eine  i)flegende  und  versorgende  Tätigkeit 
aus;  auf  der  anderen  Seite  wacht  sie  in  geeigneter  Weise  darüber, 
daß  da,    wo  Eltern  oder  andere  Angehörige  mit  der   Pflege   betraut 
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bleiben,  dem  Kinde  auch  die  i)otwendip;e  Berücksichtigung  in  erfortier- 
lichetn  Umfange  zu  Teil  werde. 

Eine  mangelhafte  Versorgung  des  Kindes  kann  auch  bei  ehe- 
licher Geburt  eintreten,  wenn  Verarmung  oder  Verkommenheit  der 
Eltern  vorliegt..  Häufiger  stellt  sie  sich  ein  oder  ist  wenigstens  nacii 
Lage  der  Dinge  von  vornlierein  zu  befürchten,  wenn  es  sich  um  un- 
eheliche Säuglinge  handelt.  Am  bedürftigsten  ist  eine  dritte 
«iniiipe,  bei  der  Tod  oder  in  ihrer  Wirkung'  auf  die  Ue/.ielmiigen  zum 
Kind  ihm  gletchkomniende  auBorgcwöhnliche  Umstände  bei  den  Et- 
zengern,  gleichgültig,  ob  eheliclien  oder  unehelichen,  dauernd  oder 
vorübergehend  ein  gänzliches  Aufhören  der  elterlichen  Obhut  iie- 
wirkten:  Verlassene.  Verwaiste. 

Die  Betrachtung  der  verscliiedenen  Formen,  unter  denen  die 
ötfentliche  Fürsorge  für  Säuglinge  ihrer  .•iuf'iabe  zu  K<?'iügen  sucht, 
ist  in  vielen  Beziehungen  gleichbedeutend  mit  einer  Befrachtung  der 
Kindi*rtürs(nge  ttberhaujit.  Ihre  Darstellung  mit  alleiniger  Berück- 
sichtigung des  Säuglingsalfers  möge  dadurch  gerechtfertigt  werden, 
daß  Säuglinfie  sowohl  der  Zahl  wie  der  Mannigfaltigkeit  und  Schwie- 
rigkeit der  Füi-sorge  wegen  einen  Vorrang  in  der  ganzen  Frage  be- 
anspruchen. 

1)  Fürsorge  für  eheliche  Säuglinge. 

Nach  den  Grundsätzen  der  ArmenpHege  wird  das  eliclich  ge- 
borene Kind,  .so  lange  die  Eltern  noch  am  Leben  sind,  nicht  selbst 
unterstützungsbedürftig,  sondern  nur  mittelbar,  indem  angestrebt  wird, 
durch  (iewährung  geeigneter  Hilfe  an  die  Eltern  auch  seine  Lage 
zu  l)essern.  Nur  wenn  Tod  oder  Ausnahmeunistfinde  (Haftstrafen. 
Aussetzung,  Obdacblo.sigkeit  etc.)  eine  bedenkliche  Verminderung  oder 
den  g<änzliclien  Verlust  der  elterlichen  Pflege  bedingen,  wodurch  der 
ehelichen  Säugling  tatsächlich  auf  die  Stufe  des  verlassenen  Kindes 
gestellt  wird,  tritt  er  uuniiltelbar  in  öft'entliche  Obhut,  die  nach  den 
Normen  vorgeht,  welche  in  den  lietreffendcn  Ländern  die  Armenpflege 
regeln. 


_     2)  Fürsorge  für  uneheliche,  verlassene  und  verwaiste  Säuglinge. 

^  a)  Allgemeine  Grundsätze.  Die  Grundsätze,  nach  welchen 
die  öJTentlicbe  Fürsorge  für  uneheliche,  verwaiste  und  somit  auf  die 
Hilfe  der  Gesellschaft  angewiesene  Kinder  gehandhabt  wird,  unter- 
scheiden sich  bei  den  einzelnen  Völkern  an  erster  und  wichtigster 
Stelle  durch  den  Grad  der  Wertschätzung  des  ökonomischen  und  ver- 
wandschaftlichen  Zusammenhangs  zwi.schen  Erzeuger  und  Kind.  Auf 
der  einen  Seite  steht  die  Ueberzeugun^',  daii  die  iMutterschaft  ein 
unlösbares  Pflicht-  und  Rechtsband  zwischen  Mutter  und  Kind  schafl't, 
das  von  der  Oefl'entüchkeit  nicht  nur  nicht  zerrissen  werden  darf, 
sondern  durch  alle  möglichen  Mittel  noch  zu  stärken  ist.  Dieser  An- 
schauung huldigen  mit  Ausnahme  Oesterreichs  die  jrerm  an  i  sehen 
^toaten.  Auf  der  anderen  Seite  findet  sich  die  Auflassung,  daß  der 
Bsellschaft  vor  allem  die  Aufgabe  zufalle,  zunächst  ohne  Rücksicht 
if  andere  Dingo  das  kindliche  Leben  zu  .schützen,  das  infolge  des 
außerehelichen  Geburt  anhaftenden  Makels  durch  bewußte  oder 
Jrlässige  oder  durch  die  Not  unvermeidliche  Vernachlässigung  von 
t<en  der  Mutter  gefährdet  erscheint:  dazu  tritt  der  Wunsch,  zu  ver- 
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hflteu,  (laß  (tiircli  die  Ge^jenwart  der  Folgen  eines  Fehltrittes  die  ohnehin 
schon  geschädigte  Ehre  der  Matter  aucli  weiterJiin  dauernd  bloßgestellt 
werde.  In  derartigen  Ueberlef^ungen,  deren  Entstellung  auf  frühe 
Jahrhunderte  und  auf  kirchliche  Baniiherzigkeitsbestrebungen  zurück- 
greift,   wurzelt   das   in  den   romanischen  Ländern  übliche  System. 

Das  germanische  System  betrachtet  demgemäß  eine  voU- 
ständijie  Uebernahme  des  Kin(h.'s  tu  öH'entJiche  PHege  nur  als  letztes 
Mittel,  welclies  erst  dann  in  P'rage  kommt,  wenn  es  nicht  möglich  war. 
die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  von  seilen  der  Angehörigen  durch- 
zusetzen. Um  zu  veriiindern.  daiS  das  Kind  der  öffentlichen  Beihilfe 
bedürftig  werde ,  bedient  es  sich  nötigenfalls  selbst  gesetzlicher 
Zwangsmittel, 

Im  romanischen  System  hingegen  erklärt  sich  der  Staat  in  erster 
Linie  zum  Schutze  der  in  ihrer  Erhaltung  gefälirdeten  Kinder  berufen. 
Er  begünstigt  demnach  folgerichtiger  Weise  die  Abgabe  in  öffentliche 
Pflege  grundsätzlich  und  in  der  ältesten  und  schroffsten  Erscheinungs- 
form bis  zu  dem  Grade,  daß  er  auf  eine  Kenntnis  der  Herkunft  des 
Kindes  überhaupt  Verzicht  leistet  und  es  mittelst  nicht  nur  bedin- 
gungsloser, sondern  auch  geheimer  Uebernahme  als  ,. Findling^  der 
„Findelpflege'"  zuweist.  Diese  Uebernahme  ist  —  und  das  bildet 
einen  weiteren  kennzeichnenden  Zug  des  Systems  -  eine  nahezu  end- 
giltige.  Denn  auch  dann,  wenn  späterhin  die  Angehörigen  ihre  Kinder 
zurückfordern  sollten,  liefert  der  Staat  diese,  wenn  überhaupt,  nur 
unter  erschwerenden  Umständen  aus. 

b)  Germanisches  System.  Als  Beispiel  für  das  germani- 
sche System  lassen  wir  die  Schilderung  der  in  Deutschland  maß- 
gebenden Gebräuche   folgen. 

Was  zunächst  die  Fürsorge  für  uneheliche  Säuglinge 
anbetrifft,  so  ist  für  sie.  getreu  den  dem  System  zu  Grunde  liegenden 
Anschauungen,  eine  unmittelbare  Hilfe  nicht  vorgesehen,  indem  nach 
den  Gesetzen  (B.G.B.  §  170511'.)  die  gesamte  ErhaUung.spflicht  den 
Angehörigen  zufällt.  Genau  wie  beim  ehelichen  Kinde  kommt  im 
Falle  der  Bedürftigkeit  zunächst  die  Armenunterstützung  an  die 
Mutter  in  Betracht  und  erst,  wenn  diese  nicht  als  hinreichend  er- 
achtet werden  kann,  erfolgt,  wie  durt,  die  vorübergehende  oder 
dauernde  Aufnahme  in  Waisenpflege. 

Wenn  somit  auch  ein  unmitteltiares  Eingreifen  zunächst  in  Weg- 
fall kommt,  so  findet  doch  die  öffentliche  Fürsorge  hier  eine  andere 
umfangreiche  und  scliwierige  Aufgabe  vor  in  Gestalt  einer  bevor- 
m  u  n  d  e  n  d  c  n  und  beaufsichtigenden  T  ä  t  i  g  k  e  i  t.  Es  handelt 
sich  darum,  zu  überwachen,  ob  die  im  Interesse  des  Kindes  gesetzlich 
an  die  Angehörigen  geltend  zu  machenden  Forderungen  von  diesen 
auch  wirklich  erfüllt  werden. 

Die  rechtliche  Stellung  des  unehelichen  Kindes  ist 
durch  die  Bestimmungen  des  {j  170öff.  des  B.G.H.  gegeben.  Danach 
hat  es  im  Verhältnis  zur  Mutter  und  deren  Verwandten  die  gleiche 
Stellung  wie  das  eheliche  Kind.  Die  elterliche  Gewalt  steht  der 
Mutter  nicht  zu,  wohl  aber  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  das  Kind 
zu  sorgen.  Der  Vater  des  unehelichen  Kindes  ist  vor  der  Mutter 
und  den  mütterlichen  Verwandten  verpflichtet,  dem  Kinde  bis  zur 
Vollendung  des  16.  Lebensjahres  den  der  Lebens-stellung  der  Mutter 
entsprechenden  Unterhalt  zu  gewähren.  Er  muß  die  Kosten  der 
Entbindung  sowie  die  Kosten  des  Unterhalts  für  die  ersten  6  Wochen 
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nach  der  Entbindung  und  allenfalls  noch  weitere  nötige  Aut'wenchingeii 
ersetzen.  Schon  vor  der  Geburt  des  Kindes  kann  auf  Antraft  der 
Mutter  durch  einstweilige  Verfügung  angeordnet  werden,  daß  der 
Vater  den  für  die  ersten  3  Monate  dem  Kinde  zu  gewährenden  Un- 
terhalt alsbald  nach  der  (ieburt  an  die  JIntter  oder  an  den  Vormund 
zu  zalilen  und  den  erforderlichen  Betrag  angemessene  Zeit  vor  tier 
Geburt  zu  hinterlegen  hat. 

Aus  bekannten  und  darum  an  dieser  Stelle  kaum  näherer  Aus- 
führung bedürftigen  Gründen  läßt  die  besondere  Entstebungsweise  des 
UDchelichen  Kindes  mit.  der  Möglichkeit  rechnen,  daß  das  durch  vor- 
stehende Bestimmungen  gewährleistete  Maß  an  pekuniärer  und  pHege- 
rischer  Fürsorge  von  selten  der  Ver|»Hichtftten  ihm  ohne  äußeren 
Zwang  in  vielen  Fällen  nicht  in  erfonlerlichem  Umfange  zu  Teil  werde. 
Und  das  verlangt  nach  dem  Kingreifen  von  Organen,  die  mit  gesetz- 
ücher  Vollmacht  ausgestattet,  im  Namen  der  Oeffeutlichkeit  sich  <les 
Kindes  annehmen. 

Diese  Wahrnehmung  der  Interessen  des  Kindes  und  die  Kontrolle 
Ober  seine  gesamte  PHege  liegt  dem  auf  Vorschlag  des  Geuieiiide- 
waisenrates  bestellten  Vormund  ob.  Er  wird  beaufsichtigt  vom  Ge- 
mein dewaisenrat,  indem  dieser  darüber  7.u  wachen  hat,  daß  der 
Vormund  seine  Obliegenheiten  in  |dliciitgeuiäßer  Weise  erfüllt.  Eine 
wesentliche  Unterstützung  in  dieser  Tätigkeit  gewährt  ihm  ilie  Zu- 
ziehung ehrenamtlicher  \Vai  sen  [ifl  e  geri  n  neu  ,  ilie  unter  seiner 
Leitung  die  s|ieziellere  Beaufsichtigung  der  Mündel  übernehmen. 

Mit  der  Tätigkeit  der  genannten  Organe  erschöpft  sich  die  Für- 
jiSOrge  für  uneheliche  Kinder  nur  bei  denjenigen,  welche  unentgeltlicli 
bei  ihren  Müttern  oder  den  Anverwamlten  der  Mutter  verbleiben : 
das  ist  die  Minderzahl.  Für  die  übrigen  ergeben  sich  neue  Aufgaben 
aus  dem  Umstand,  daß  die  Mütter  gezwungen  sind,  die  Kleinen  zu 
Fremden  in  entgeltliche  PHege  zu  geben,  weil  die  eigenen  Lebens- 
verhältnisse (Geheimhaltung  der  Entbindung,  Beschäftigung  im  Dienst- 
verhältnis, Arbeit  außer  dem  Hause  u.  s.  f.)  ein  Zusammenbleiben 
nicht  zulas.sen.  So  entsteht  die  ^Einrichtung  der  Zieh-  oder  Ilalte- 
pflege,  welche  dringend  nach  behördlicher  Regelung  und  geeigneter 
Ueberwachung  verlangt. 

Die  Notwendigkeit  solcher  Maßnahmen  ergibt  sich  schon  ans  der 
großen,  diejenige  der  ehelichen  wesentlich  übertreffenden  Sterblichkeit 
der  Haltekinder,  ilie  erfahrungsgemäß  zum  Teil  allerdings  schon  durch 
die  ungünstige  körperliche  Beschatfeiibeit  des  Kindes  bei  der  Uebor- 
gabe  an  die  Zieheltern  verschuldet  ist,  zum  anderen  jedoch  Mängeln 
der  Pflege  selbst  zur  Last  fällt.  Bewußte  oder  fahrlässige  Gefährdung 
(Engelm.ichcrei)  spielt  hierbei  im  Großen  und  (Jauzen  nicht  eine  so 
große  Rolle,  wie  die  allgemeine  Anschauung  anzunebnieii  geneigt  ist. 

Die  bisherige  Regelung  des  Haltekinilerwesens  kann .  wie  die 
schlechten  Ergebnisse  zeigen ,  noch  nicht  als  befriedigend  erachtet 
werden.  Eine  einheitliche  Behandlung  in  den  deutschen  Staaten  be- 
steht nicht ;  in  den  meisten  existieren  entsprechende  Ministcrialverord- 
nungen,  in  PreulSen  wird  der  Gogeastand  durch  polizeiliche  Vor- 
schriften  behandelt. 

Diese  Verordnungen  beschränken  sich  darauf,  eine  Registrie- 
rung der  Kinder  vorzuschreiben  und  gew isse  Anforderungen  zu  normieren. 
Es  bedarf  die  Haitefrau   einer  Konzession,   die  abhängig  ist   von  der 
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Erfüllung  gewisser  Voraussetzimjjea  betr.  sittliche  und  körperliche 
Zuverlässigkeit,  tinanzielle  Verhältnisse,  individuelle  Befähigung. 
Wolinunf^,  Einrichtung  zur  Pflege  und  sonstige  häusliche  Verhältnisse. 
Widersetzlichkeit  gegen  polizeiliche  Anordnungen  oder  mangelhafte 
Verjiflegung  des  Säuglings  kann  Widerrufung  oder  Entziehung  der 
Erlaubnis  zur  Kolgo  haben.  Es  lit'steht  MeldepHicIn  und  die  Pflicht, 
den  Heauftragtüu  der  Polizei  und  den  zustäudigeu  Medizinalbeamten 
jederzeit  die  Kontrolle  zu  gestalten  und  deren  Anordnungen  zu  folgen. 

Gegenstand  der  ISeau (sieht  igu  ng  muß  die  Beschaffenheit  der 
Pflege  und  Wartung  des  Kindes,  liie  Sorge  für  Zuziehung  ärztlicher 
Hilfe  im  Krankheitsfall,  die  Kontrolle  über  regelmäßigen  Eingang  und 
angemessene  Verwendung  des  Kostgeldes,  im  gegelienem  Falle  die 
rechtzeitige  Anrufung  der  Armen-  bez.  VVat.seniiflege  sein.  Dieser  Teil 
der  Fürsorge  wird  in  den  einzelnen  Staaten.  Provinzen  und  Bezirken 
sehr  verschiedenartig  gehandhabt  und  liäutig  in  recht  ungenügender 
Weise.  Neben  der  Tätigkeit  von  Vormund,  (Jemeindewaisenrat  bei. 
Waisenptlegerin  füllt  die  Aufgabe  vornelimltch  der  Polizei  zu,  die  im 
primitivsten  Falle  sich  lediglich  ilirer  gewölmliciien  Unteri)eaniten  be- 
dient, anderwärts  diesen  Teil  ihrer  Obliegenheiten  an  die  Pfarrämter. 
Armenprteger,  Kreisärzte,  ( Jemeindeschwestern  überträgt.  Die  Notweudig- 
keil,  an  Stelle  dieser  ungeregelten  und  vielfach  gleich/eilig  ohne  gegen- 
seitige Verständigung  nebeneinander  arbeitenden  Elemente  eine  festere 
Organisation  zu  setzen,  macht  sich  besonders  in  größeren  Oemeinwesen 
geltend.  Hier  wird  wohl  auch  die  Ueberwachung  von  der  Polizei  an 
priviite  Frauen-  oder  Kinderschutzvereine  übertragen ;  aber  die  frei- 
willige und  damit  oft  nicht  mit  zuverlässiger  Ilogebuäßigkeit  und  ge- 
nügender Sachkenntnis  ausgeübte  Kontrolle  entspricht  nicht  allen  An- 
forderungen. Andere  Male  bestehen  Vereinbarungen,  nach  denen  die 
Waisenverwaltung  auch  die  der  Polizei  unterstehenden  Kinder  über- 
wacht. 

lOinen  wesentlichen  Fortschritt  stellt  die  Schaffung  eines  regel- 
mälSiniin  Beaufsichtigungsdienstes  durch  den  Kreisarzt  mit  Hilfe  be- 
Hold(!ter,  sachlich  besonders  vorgebildeter  polizeilicher  Aufsichtsdamen 
tlur,  wie  er  z.  B.  in  Halle  und  neuerdings  auch  in  Berlin  eiuge- 
rlrhlet  ist. 

.außerordentlich  zweckmäßig  erscheint  auch  die  in  einigen  sächsi- 
Hclmn  Städten  (Leipzig,  Dresden)  auf  Taubes  Anregung  hin 
oiiin<d'ülirte  Beaufsichtigung  durch  ein  dem  Armenamt  zugeteiltes  Zieh- 
kindcr.imt,  wo  die  Ueberwachung  einem  oder  mehreren  Aerzten  unter 
BriNtaiid  Itezahlter  vorgebildeter  Pflegerinnen  übertragen  ist.  Alles 
III  allem  niuü  w<ihl  die  Ausübung  der  Beaufsichtigung  der  Haltckinder 
durch  vorg(d>ildete,  besoldete  Pflegerinnen  unter  ärztlicher  Oberleitung 
uU  iluN  gegi^bene  Verfahren  angesehen  werden,  das  am  zweckmäßigsten 
In  niilior  Verbindung  mit  den  Organen  der  Armenpflege  eingeleitet 
wird, 

N'lelfiich  im  argen  liegt  ungeachtet  aller  Beaufsichtigung  die  Für- 
Htiigo   im    Krankheitsfall.     Für  ärztliche  Hilfe  ist  meistens  un- 

fOHÜgi'nil  gesorgt.  Nicht  überall  ist  der  Armenarzt  oder  besondere 
llll'xkilll'le  ver](rtichtet ;  die  Aufsuchung  (»rivaten  Rates  ist  schon  des- 
luill*  erteil  wert,  weil  das  knappe  Pflegegehl  zur  Bestreitung  der  Kosten 
i'Ui'  IttiliuiiillunK  und  Medikamente  nicht  ausreicht.  So  kommt  es  viel- 
h»rh  mi  V'criuu'hhissigung  oder  das  kranke  Kind  wird  der  Mutter  zurück- 
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Rebracht,  die  nun  ihrerseits  in  die  mißlichste  Lage  gerät.  Da  aucli 
die  Aufnahme  in  Krankenliäuser  fast  nirgends  glatt  von  statten  geht, 
so  ist  leicht  zu  ermessen,  wie  viel  diese  Mißstände  zur  Hervorbringung 
der  hohen  Sterblichkeitszitl'ern  beitragen. 

Es  ist  zu  bemerken,  daß  die  liesdininkung  der  Aufsicht  auf  die 
in  entgeltlicher  Pflege  lebenden  Kinder  eine  fühlbare  Lücke  läßt,  in- 
dem auch  die  \'erhältnisse  der  tj  n  e  n  Ige  ll  lieh  (l)ei  Müttern,  Ver- 
wandten, Fremdem  Verpflegten  einer  bisher  nicht  in  AngriH  genommeneu 
Ueberwachung  bedürfen,  welche  über  die  vormundsciiaftliche  und 
waisenrätliche  hinausgeht.  Häutig  ist  die  Unentgeltlichkeit  der  Pflege 
nur  ein  Mittel,  um  der  behördlichen  Aufsicht  zu  entgehen.  Auch  die 
bei  verarmten,  besonrlers  bei  eheverlassenen  verwitweten  Müttern  oft 
in  bitterster  Not  lebenden  ehelichen  Kinder  würden  von  der  Aus- 
dehnung der  Maßnahmen  Nutzen  ziehen  können. 

Kine  weitere  und  recht  bedeutungsvolle  Lücke  entstellt  dadurch. 
daß  der  Moment,  in  dem  Mutter  und  Kind  zum  (ienusse  der  aus  ge- 
setzlichen Ansprüchen  erwachsenden  \'orfeile  gelangen,  oft  sehr  ver- 
spätet eintritt.  Hts  der  nötige  Schutz  bestellt  und  bis  dieser  seine 
Aufgabe  erfolgreich  durrligefübrf  liat,  geht  küstl)are  Zeit  verloren  und 
zwar  innerhalb  der  ersten  Lcbensperiode,  die  an  und  für  sich  schon 
die  getahrdetste  im  Süugliiigsalter  ist.  Wenti  da  nicht  besonders  günstige 
Bedingungen  obwalten,  wird  gar  zu  leicht  gesteigerte  Hilflosigkeit  und 
dadurch  erhöhte  Lebensgefahr  des  Kindes  die  Folge  sein.  Wie  man 
versucht,  sich  hier  zu  helfen,  wie  die  Notwendigkeit  der  rechtzeitigen 
Fürsorge  namentlich  den  Gedanken  an  behördliche  generalvorniund- 
schaftliche  Organisationen  wachgerufen  hat,  wird  weiter  unten  noch 
berührt  werden. 

Die  Gebräuche  der  übrigen  germanischen  Lttnder  unterscheiden 
sich  in  den  Grundsätzen  nicht  wesentlich  von  den  deutschen.  Die  Regelung 
ist  teils  gesetzlich,  teils  erfolgt  sie  auf  dem  Verorduuugswege. 

Die  Fürsorge  für  verlassene  oder  verwaiste  Si'iuglinge 
ist  ein  wichtiger  Teil  der  gesetzlich  der  Arm  en  waisen  (»f lege  zu- 
fallenden Aufgabe.  Ehelichesowohl  wie  uneheliche  Kindergehen  ihr  zu  und 
zwar  solche,  deren  Eltern  ver.scinvunden,  unbekannt  oder  tot  sind. 
solche,  deren  Eltern  wegen  Haft,  Arbeitslosigkeit,  Krankheit  die  Pflege 
nicht  versehen  können,  .schließlich  auch  solche,  die  wegen  drohentler 
Verwahrlosung  auf  (jrund  des  Fürsorgeerziehnngsgesetzes  der  Armen- 
pflege überwiesen  werden.  Je  nach  der  Lage  des  Falles  ist  die  Waisen- 
pflege dauernd  oder  nur  vorübergehend  nötig.  Grundsätzlich  bestellt 
das  Bestreben,  die  Fürsorge  wieder  den  Eltern  aufzugeben,  wenn 
deren  Verhältnisse  sich  wieder  günstiger  gestaltet  haben  bez.  die  ge- 
gebenen Falles  vorhandenen,  nnterstützungspttichtigen  Angehörigen 
nach  Maßgabe  ihrer  Vermögenslage  zur  Teilnahme  an  den  Kosten 
des  Unterhaltes  heranzuziehen. 

Die  WaisensäuglingspHege  soll  —  wie  die  Arnienwaisenpflege 
überhaupt,  —  ihr  Ziel  nicht  allein  darin  erblicken,  dem  Kinde  überhaupt 
einen  Unterschlupf  zu  verschaffen,  sondern  sie  soll  ihm  das,  was  es 
entbehrt,  die  Pflege  der  eigenen  Mutter  und  der  eigenen  Familie  durch 
liebevolle  stellvertretende  fremde  Frauen-  und  Faniilienfürsorge  er- 
setzen. Ihre  Pflicht  ist  es,  den  Säugling  in  die  gleiche  gesicherte 
Lage   zu   bringen,    wie  sie   dem    ehelichen   Kinde  der   Bevölkerungs- 
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schichten,  aus  ilcr  ihre  Pflegestellen  sich  rekrutieren,  gewährleistet  ist 
und  diibei  aus  Eigenem  die  Kosten  ties  Unterlialtes  zu  bestreiten.  Leider 
ist  die  Kosten  frage  nicht  überall  zur  Zufriedenheit  geregelt.  la\ 
allgemeinen  ist  die  Gemeinde  zaidungsj^flichtig,  wo  der  Unterstützungs- 
wohnsitz <ler  Mutter  bez.  Eltern  sich  buliiidet.  Groiie  Genicindeii 
unterziehen  sich  dieser  Verbindlichkeit  zumeist  mit  anerkennenswerter 
Liberalität,  in  kleinen  lälSt  Verständnis  und  guter  Wille  oft  alles  zu 
wünschen.  Das  Pflegegeld  wird  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
verschieden  sein ;  grundsätzlich  sollte  es  immerhin  einigermaßen 
reichlich  bemessen  werden,  weil  nur  so  eine  Bürgschaft  für  die  Er- 
haltung des  Kindes  gegeben  ist  und  gesteigerte  Ansprüche  an  die  Güte 
der  Priegestelle  gestellt  werden  können.  Wenn  man  auch  aus  der 
Waiseuptiege  kein  (iewerbe  machen  will  und  deshalb  Familien  mit 
nicht  gesichertem  Einkommen  ablehnt  und  wenn  man  auch  —  und 
zwar,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  mit  Recht  —  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  von  den  Pflegern  die  Auflassung  ihrer  Tätigkeit  als  eines  Liebes- 
werkes erwartet,  so  bildet  doch  ein  hinroichendcs  Kostgeld  die  beste 
Basis  des  \'erhältnisses  und  kann  allein  die  Hehörde  vor  Vorwürfen 
bei  schlechten  Pflegeergebnissen  schützen.  Vieltach  wird  dem  Kinde 
auch  eine  vollständige  Ausstattung  mitgegeben.  Die  gesicherten 
Zahlungsverhiillnisse  ermöglichen  ferner,  in  der  Zulassung  von  Pflege- 
eltern wesentlich  kritischer  vorzugehen,  als  wie  das  bei  der  Halte- 
pflege durchführbar  ist.  Die  von  der  Waisenverwaltung  zugelassenen 
Stellen  werden  als  Kost  j)  fl  egestel  len,  die  Kinder  als  Kost  kinder 
—  im  Gegensatz  zur  Haltcpflege  und  zum  Haltekind  bezeichnet. 

Die  Organisation  der  Kost  pflege  nähert  sich  im  allge- 
meinen derjenigen  der  Hallepflege.  Nur  in  kleinen  Gemeinden  ge- 
nügen die  am  Orte  selbst  sich  darbietenden  (Jelegenheiten:  in  größeren 
und  größten  muß  neben  ihnen  auch  die  auswärtige  Ko.stpflege  in  weitem 
Umfange  herangezogen  worden. 

Die  Ucberwacbung  am  Ort  wird  je  nach  der  Art  der  Organi- 
sation der  in  ihm  giltigen  gesamten  Armenpflege  in  verschiedener 
Weise  gehandhabt.  Da,  wo  die  Waisen(d'lege  als  selbständiger  Zweig 
des  Armenwesen.s  arbeitet  (z.  B.  Berlin.  Hamburg)  wird  sie  von  ihren  Be- 
auftragten ausgeübt;  da.  wo  beide  Tätigkeiten  nicht  getrennt  sind, 
fällt  sie  unter  Wahrung  des  Aufsichtsrechtes  des  Gemeindewaisenrate* 
den  Armenpflegern  zu.  bez.  wo  ein  solches  besteht,  dem  Ziehkinderanit. 

Die  auswärtige  Kostpflege  wird  durch  zu  Berichten  angehaltene 
ortsansässige  VcrtrauensjK'rsonen  (Pfiirr-  und  (iemcindcämfer.  Waisea- 
rat,  ArnienpflegerJ    und  durch  gelegentliche  Insjiektionen  kontrolliert. 

Für  die  Leistungsfähigkeit  und  Zuverlässigkeif  der  Ueberwachung 
im  Einzelnen  gilt  vielfach  das  gleiche,  was  in  dieser  Hinsicht  füj' 
die  Haltepflege  angegeben  wurde :  sie  läßt  häufig  mehr  oder  weniger 
zu  wünschen  übrig.  Am  weitesten  ist  sie  in  größeren  Städten  ent- 
wickelt. In  Berlin  liegt  neuerdings  eine  systematische  Aufsicht  in 
den  Händen  ausgebildeter,  besoldeter  Helferinnen,  weiche  einer  An- 
zahl von  kontrollierenden,  nicht  aber  behandelnden  ,,SäugIingsärzten'" 
unterstellt  sind.  Beide  überzeugen  sich  durch  regelmäßige  Besuche 
von  dem  Befinden  der  8änglint>c  ihres  Bezirkes  und  erstatten  monat- 
liche Berichte  an  die  Verwaltung.  Die  Tätigkeit  der  Waisenräte  und 
ehrenamtlichen  Waisenhelferinnen  wird  dadurch  nicht  aufgehoben. 

Im  Krankheitsfalle  erfolgt  Ueberweisung  an   den  Armenarzt. 
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Für  die  mangelhafte  Fürsorge  bei  nötig  werdender  Krankenhausbehand- 
lunn  gilt  dasselbe,  wie  für  die  Haltekinder. 

c)  Ro  manisches  System.  Den  (iruuilzug  des  romanischen 
Systems,  die  Begünstigung  der  heiiingungslosen  und  geheimen  Ueber- 
Üahme  des  Säuglings  in  ötfeutliche  Fürsorge  und  damit  seine  ökono- 
mische und  verwaudtschaftliclie  Loslösung  von  den  Angehörigen,  die 
das  Kind  zum  .,Fiiiiiling"  maclit,  haben  wir  bereits  kennen  gelernt. 
Eine  notwendige  Folge  dieser  Art  des  Vorgeiiens  ist  die  Errichtung 
von  Zentralstellen,  wo  die  aus  größeren  oder  kleineren  Bezirken  zu- 
sammenfließenden Findlinge  abgegeben  werden  können,  der  „Findel- 
anstalten"*. Aeu(5erlich  tritt  die  geheime  Form  der  Uebernahme 
am  deutlichsten  hervor  in  der  Einrichtung  der  am  Tore  angebraciiten 
Drehlade,  aus  welcher  das  Kind  auf  ein  Glockenzeichen  von  den 
AHgestellten  entnommen  wurth?,  ohne  dalS  der  Ueberbringer  sichtbar 
war.  Sie  ist  wegen  der  nacliteiiigen  Beetntiussung  der  Gesundheit 
der  Kinder  fast  überall  verlassen.  An  ihre  Stelle  tritt  die  Aufnahme 
im  Bureau,  bei  der  bei  strenger  Einhaltung  des  Systems  keinerlei 
Angabe  über  die  Herkunft  t\es  Findlings  verlangt  wird. 

Die  Sammelstelle,  das  Fiiidelliaus,  das  früher  als  dauernder 
Aufenthalt  gedacht  war,  beherbergt  gegenwärtig  gesund  eiiigelieterte 
Kinder  im  allgemeinen  nur  kurze  Zeit.  Von  dauernder  Verjitleguug 
wird  abgesehen,  weil  «ladurch,  wenigstens  in  größeren  Gemeinden  oder 
Bezirken  mit  starkem  Zuspruch,  der  Umfang  der  Anstalt  ins  Kolossale 
wachsen  würde  und.  weil  in  noch  zu  besiireebender  Weise  die  Massenver- 
pflegung von  Säuglingen  die  Gefahr  einer  gewaltigen  Mortalität  in  sich 
birgt.  So  hält  man  nur  die  Kranken  zurück,  <lie  übrigen  verlassen 
nach  möglichst  kurzer  Frist  das  Haus,  um  in  beaufsichtigter  Familien- 
kostpflege  untergebracht  zu  werden. 

In  der  ganz  schroffen  Form  liei'  ausschließlich  geheimen  Ueber- 
nahme wird  die  FindelpHege  nur  noch  in  wenigen  Staaten  «Spanien, 
Brasilien,  Teile  Italiens)  ausgeübt.  Anderwärts  werden  die  allernötig- 
sten  Angaben  über  die  Personalien  des  Kindes  verlangt  oder  man 
macht  wenigstens  den  Versuch,  diese  zu  erfahren,  und  vielfach  ist 
nicht  zu  verkennen,  daß  mehr  und  mehr  eine  Annäherung  an  das 
germanische  System  angestiebt  wird. 

Die  V  e  r  s  c  h  i  e  <l  e  n  e  n  ( i  e  b  r  ä  u  c  h  e  d  e  i-  verschiedenen 
Länder  sollen  nunmehr  kurz  skizziert  werden.  Zugleich  sollen  bei 
dieser  Gelegenheit  die  Vorkehrungen  zur  Erörterung  kommen,  welche 
in  ihnen  zum  Schutze  der  übrigen,  nicht  unter  die  Findlinge  ran- 
gierenden Säuglingsklassen  vorhanden  sind. 

Ueber  das  hochentwickelte  System  der  Säuglingsfürsorge  in 
Firank reich,  das  durch  den  Stillstand  der  Bevölkerungszahl  zu  be- 
sonderen Anstrengungen  gespornt  wird,  möge  folgender  kurzer  Ueber- 
blick  orientieren. 

Da  hier  im  Gegensatz  zu  den  Staaten  mit  (itfentlicher  Armen- 
pflege keine  rechtliche  Verptlichtuug  der  Behörden  zu  mittelbarer 
oder  unmittelbarer  Arnienunterstüfzung  besteht,  so  fällt,  was  die  ehe- 
lichen Kinder  anbetrifft,  die  Besserung  der  Lage  durch  eine  den 
Eltern  zufolge  des  Gesetzes  gewährten  Beihilfe  weg.  Iti  [iraxi  wird 
dieser  Nachteil  aufgewogen  erstens  dadurch,  dalS  grundsätzlich  von  dem 
Conseil  des  Departements  jede  bedürftige  Ehefrau  durch  das  Bureau 
de  bienfaisaince,  jede  verlassene  oder  verwitwete  durch  die  Assistance 
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des  Departements  uiitoistützt  werden  kanu;  zweitens  dadurcli,  dali 
bei  frei\villi|ier  Ab),'al)e  jedes  Kind  —  also  aucti  das  eheliche  —  als 
enfant  assiste  (s.  uiitoti)  in  staallidie  Pflege  jjelangen  kann. 

Die  Lage  der  uiiehelii-iien  Kinder  entspricht,  soweit  nicht 
Uebergang  in  üft'cntliclie  Fürsorge  statttiiidet,  der  eben  erwähnten,  der 
ehelichen ;  gegenüber  dem  germunisdien  System  sind  sie  noch  dadurch 
ungitiistigei'  gestellt,  dall  liekanntlich  eine  gesetzliche  Handhabe  zur 
Heranziehung  des  Vaters  nicht  besteht  (la  recherche  de  la  pateruite 
est  interdite).  Als  Aequivuleut  für  diesen  Ausfall  kann  der  Brauch 
angesehen  werden,  daß  der  Staat,  in  Konsetineuz  der  ihm  durch  das 
Fiudetsjstem  aufertegten  Pflicht,  die  Kinder  auf  seine  Kosten  zu  er- 
halten, eine  Unterstützung  (secours  teniporaire,  enfants  secourus)  ge- 
währt, falls  die  Mütter  davon  Abstand  nehmen,  ihm  die  volle  Sorge 
durch  Abgabe  als  Findelkind  zuzuschieben.  Diese  Einrichtung  kommt 
in  groliem  Umfange  zur  \'erwcudung. 

Eine  besondere  Ausdehnung  und  Wichtigkeit  gewinnt  die  Halte- 
pflege (Pflege  der  von  den  Augehörigen  entgeltlich  an  Fremde  ab- 
gegel)eueii  Kinder),  die  sich  in  Frankreich  dadurch  auszeichnet,  daß 
in  weitem  Umfange  die  Ernährung  an  der  Hrust  dem  Pflegling 
zu  teil  wird.  Es  ist  bekannt,  daß  in  Frankreich,  wie  in  anderen 
romanischen  Ländern,  die  Zahl  der  Haltekinder  noch  dadurch  sehr 
vermehrt  wird,  dall  auch  eheliche  Säuglinge  bis  zu  den  besseren 
Kreisen  hinauf  von  den  Eltern  nach  aulSerhalb  „en  nourrice"  gegeben 
werden.  Das  System  der  so  wichtigen  Organisation  und  Ueberwachung 
ist  durch  die  Loi  Koussel  (1874)  in  eingehender  Weise  geregelt. 
Nach  ihr  unterstehen  alle  Haltekinder  unter  2  Jahren  der  öffentlichen 
Aufsicht,  die  von  einem  Kiuderschutzkoniitee  im  Ministerium  des  Innen: 
und  durch  die  Präfekturen  vermittelst  eines  Komitees  und  Lokal- 
kommissiüueu  geführt  wird,  (ienaue  Vorschriften  bestimmen  die  an 
die  Pflegeeltern  im  allgemeinen  und  die  ammenden  Ziehtnütter  im 
Besonderen  zu  stellenden  Anforderungen.  Staatliche  ärztliche  Inspek- 
toren üben  in  kurzen  Intervallen  neben  den  Lokalkommissionen  die 
Kontrolle  aus.  Hauptgegenstand  der  ötfeiitliclieu  Fürsorge  sind  die 
enfants  assistes.  d.  h.  die  (iruppen  der  enfant  trouvös,  die  eigent- 
lichen Waisen  und  die  enfants  abandonnes.  Die  letztgenannten  ent- 
sprechen derjenigen  (iruppe  unserer  deutschen  Armenwaisenpflege, 
die  ilurch  Verschwinden  der  Eltern  oder  deren  dauernde  oder  zeit- 
weise Unfähigkeit  zur  Pflege  (Haft.  Krankheit,  Obdachlosigkeit  etc.) 
der  staatlichen  Fürsorge  auheimfiillt.  Hierher  gehören  auch  die  von 
bekannten  Eitern   freiwillig  abgegebenen   Kinder. 

Die  Aufnahme  in  die  Findelanslalt  erfolgt  bedingungslos  uud 
geheim  besonders  im  Pariser  Dt5partemeut ;  doch  wird  auch  hier  wenig- 
stens der  Versuch  gemacht,  die  im  übrigen  Frankreich  erforderliche 
Mitteilung  des  Nationales  zu  erwirken.  Eine  Verpflichtung  zu  dessen 
Bekanntgabe  existiert  nicht.  Neuerdings  gewinnt  jedoch  überall  das 
Bestreben  an  Boden,  durch  Zureden  und  (ielduuter.'itützuug  die  Auf- 
tialHue  beautra^'ende  Mutter  zu  veranlassen,  das  Kind  bei  sich  zu  be- 
liatteti.  Die  Ernährung  der  Aufgenommenen  erfolgt  mit  der  Flasche, 
nur  bei  Schwächlichen  uud  Krauken  durcli  Ammen.  Gesunde  kommen 
bald  möglichst  in  ländliche  Kost  pflege,  die  Krankon  in  die 
Hospitalubteilung  der  Anstalt.  Die  Pflegemütter  (Ammen)  werden 
durch    besondere   Agencen    ausgesucht;    sie   holen   den   Pflegling  ab. 


Ftti'sorge  für  Säuglinge. 


Stillen  ihn  bis  zum  10.  Monat  und  behalfen  ihn  bis  zum  13.  Jahr.  Die 
Ueberwac  h  un  j;  erfotj^t  durch  eine  in  jedem  Ptlepebezirk  vorhandene 
Agence,  deren  Verwaltiings-  und  ärztliches  Personal  die  Aufsicht  bez. 
Behandlung  ausübt. 

Aus  dem  österreichischen  Finticlwesen  sei  erwähnt,  daß  duri 
bei  der  Aufnahme  die  genaue  Kenntnis  des  Zivilstandes  verlangt  wird. 
der  nur  gegenüber  den  Berichten  nicht  geheim  bleibt.  Nur  in  den 
Geheimabteilnngen  der  (Jebäranistalten  geborene  Säuglinge  werden 
allein  und  uhtii'  Angaben  gegen  eine  Abfindungssumme  übernommen. 
Im  übrigen  verideiben  Kind  und  Mutter  zusammen  im  Hausei  die 
Mütter  verpHichten  sich  zu  mehrmonatigem  Aininentlienst  in  der  An- 
stalt; <liese  \'er]tflichtung  kann  durch  Zahlung  einer  bestimmten  Summe 
abgelöst  werden.  Gesunde  Kinder  kommen  baldmöglichst  in  durch 
Pfarr-  und  Gemeindeämter,  Waisenräte,  Aerzte  und  Findelaufseher 
beaufsichtigte  Kostpflege.  Die  Findelptlege  dauert  bis  zur  Zurflck- 
forderung  durch  die  Angehörigen,  die  im  Gegensatz  zu  Frankreich 
glatt  bewilligt  wird,  sonst  bis  zum  li.  Jahr.  Hiernach  hört  die  Ge- 
heimhaltung auf  und  es  erfolgt  Uebergabe  an  die  zuständige  (iomeinde 
bez.  die  Angeiiörigen.  An  Mütter,  die  ihr  Kind  selbst  erziehen  und 
sich  dabei  der  Beaufsichtigung  der  Anstalt  unterwerfen  wollen,  wird 
eint'  (JeldunterstQtzung  gezahlt. 

Was  die  rechtliche  Seite  anbetrifft,  so  hat  die  Mutter  An.sprüche 
auf  Alimeute  an  den  unehelichen  Vater.  Das  erstrittene  Vermögen 
wird  bis  zur  (iroßjührigkeit  amtlich  verwaltet.  Dem  Findelhaus  stehen 
Ersatzansprüche  an  den  Vater  nicht  zu,  wohl  aber  solche  an  das 
kindliche  Vermögen,  wenn  dieses  erheldich  ist. 

Vorstehendes  gilt  namentlich  für  böhmische  Verhältnisse, 
hiuter  denen  andere  Teile  der  Monarchie  weit  zurückstehen.  Im 
übrigen  ist  eine  Bewegung  zur  vollkommenen  staatlichen  Neuregelung 
des  schon  in  Bezug  auf  die  Findelkinder,  geschweige  denn  auf  die 
übrigen  Gruppen  meist  noch  recht  rückstänjügen  Kinderschutzes  Un- 
garns im  Gange. 

Auch  Rußland,  in  dem  die  Findelptlege  wohl  die  größte  Aus- 
dehnung hat,  verlangt  bei  unterschiedsloser  Aufnahme  aller  Säuglinge 
ein  Geburtszeugnis,  daß  nur  bei  Anzahlung  von  25  Rubel  in  ge- 
schlossenem Kuvert  üljerreicht  werden  darf 

Die  tägliche  BelegziHer  rler  Findelhäuser  (Warschau,  Petersburg, 
Moskau)  wächst  bi.^  über  KHK»  Ammen  und  Kinder.  Nach  einem 
kurzen  ( Warschau  i  oder  fi-wöchigen  Anstaltsaufenthalt  geht  das  einer 
Amme  mitgegebene  Kind  in  ländliche  Kostptiege  über. 

3)  Kritische  Bemerkungen. 

Die  schwerwiegenden  ethischen  Bedenken,  welche  mit  neuer- 
dings besonders  gesteigertem  Nachdruck  gegen  die  «las  Prinzip  der 
Findelptlege  bildende  Losiösung  des  Kindes  von  seineu  Angehörigen 
geltend  gemacht  werden,  sind  bekannt.  Einer  der  schwersten  Vor- 
würfe ist  der,  daß  <tem  Mißbrauch  der  staatlichen  Für.surge  und  der 
leichtfertigen  Aufgal)e  der  natüi-lichen  Pflichten,  auch  von  selten 
solcher,  deren  sonstige  Lage  keineswegs  als  Notlage  anzusehen  wäre, 
Tür  und  Tor  geöH'uet  ist.  Daß  diese  Bedenken  auch  in  den  romani- 
schen   Ländern    selbst   vielfach   geteilt   werden,    lehrten    die   dort   ge- 
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niacliteii  Anläufe,  «tuicli  andere  Können  der  Unterstützung  die  Mütter 
zur  Abstaudnalune  von  der  Uebergabe  des  Kindes  zu  bewegen.  Tat- 
sächlich ist  wenigstens  in  Frankreich  die  eigentliche  Findelptlege  im 
Rückgang. 

Weiter  sei  nur  kurz  erwiibnt.  dail  der  erhebliche  Umfang  der 
eigenen  Pflege  in  den  dem  I-'indelsysteni  liuldigenden  Staaten  einen 
wesentlich  g  r  ö  ü  e  i-  e  n  Kostenaufwand  erheischt,  als  da.  wo 
möglichste  Heranzielniug  der  Angehörigen  gestattet  ist. 

Ein  dritter  Einwand  endlidi  betrifft  die  gesundheitlichen 
Verhältnisse  der  Fi  ndelhäuser.  Man  hat  mit  diesen  sehr 
trübe  Erfahrungen  gemacht.  Es  zeigt«  sich,  daii  die  eingelieferten 
Säuglingein  Masse  entweder  an  akuten  Krankheiten  starben  oder  von 
einem  chrouischen  Siechtum  befallen  wurden,  das  sie  allmählich  dahin- 
raffte. Sterblichkeitszahlen  von  W>,  70  Proz.  waren  die  Regel  und  .solche 
von  8l).  'M,  ja  selbst  IW  nicht  unbekannt.  Diese  \'erli;tttnisse  waren 
am  schlinunsten  in  solchen  Anstalten,  wo  man  die  Kinder  lediglich 
künstlich  aufzuziehen  versuchte;  ditjenigen,  wo  durch  die  gleichzeitig 
aufgeuonimeiieu  Mütter  oder  durch  Lohuainmeii  die  natürliche  Ernäh- 
rung zugängig  war,  gaben  wesentlich  bessere  Ergebnisse.  Aus  all  dem 
entsiirang  die  Erkenntnis,  das  längere  Uelassuug  der  Kinder  eine  ernste 
Lebensgefahr,  bedeute  un)l  überall  strebte  man  (taliiu,  die  gesunden 
Kinder  baldigst  abzustoßen  und  nur  die  kranken  notgedrungen  zu 
belassen.  In  Konsequenz  der  allgemein  ültereinstimnienden  schlechten 
Erfahrungen  griff  schließlich  die  Anschauung  Platz,  daß  die  bei  Ein- 
leitung der  Massenverpflegung  von  Säuglingen  sich  geltend  machenden 
bedenklichen  liesundheitszusläude  ein  auf  keine  Weise  vermeidbares 
Uebel  darstelle  und  daß  somit  die  Einrichtung  von  Findel-  und  ähn- 
lichen Anstalten  für  Säuglinge  nicht  weniger  als  empfehlenswert  er- 
scheine. 

Die  neueren  Fortschritte  in  der  Anstaltspflege  von  Säuglingen  *) 
haben  dementgegen  bewiesen,  daß  die  Mißerfolge  keineswegs  unweigerlich 
gegei)ene  sind,  sondern  daß  durch  eine  sorgsame  Hygiene  hier  durch- 
greifender Wandel  geschaffen  werden  kann.  Es  ist,  wie  bereits  eine 
ganze  Anzahl  von  Beispielen  belegen,  ohne  gi-oße  Schwierigkeiten 
möglich,  nicht  nur  bei  ausschließlicher  Ammenernährung,  sondern  auch 
bei  einem  vorwiegenden  Prozent.satz  von  Flaschenkind<!rii  die  Schwierig- 
keiten der  Anstaltsbehandlung  zu  überwinden  und  duich  einwandfreie 
Zahlen  (3,5  Proz.  Szalardi,  J> — H»  Proz.  IJerliner  Kiuderasyl  11,5 
Proz.  Epstein  u.a.)  meist  durch  bei  der  Aufnahme  bereits  vorhandene 
Krankheit   bewirkte  Todesfälle. 

Mau  kann  es  sogar  —  und  das  bildet  den  Uebergang  zu  einigen 
Bemerkungen  über  das  germanische  System,  als  eine  Lücke  betrachten, 
daß  hier  derartige  ihrer  Aufgabe  gewachsene  Anstalten  keinen  Platz 
gefordert  haben.  Ein  großer  Teil  der  der  Waisenpflege  zufallenden 
Säuglinge  sind  ihirch  Krankheit  oder  Schwäche  derart  widerstandslos,  daß 
sie  unter  der  der  Kostfrau  geläutigen  Ernährungs-  und  Pflegemethoden 
zu  (irunde  gehen,  während  eine  sorgfältige,  ärztlich  vorgeschriebene 
modt-rne  Anstaltspflege  eitiea  großen  Hruchteil  von  ihnen  retten  köunte. 
Da  nun  auch  die  Kranketdiäuser  hier  zumeist  versagen,  geht  manches 
Leben  verloren.    So  ist  denn  eine  leistungsfähige  Pttegestätle  zur  Auf- 
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nahuie  körperlich  luimlerwertiger  Waiseiisäuglinfie  namentlich  in  großen 
Gemeinwesen  ein  notwendiges  und  sogeureiches  Glied  in  der  Kette 
der  ffirsorgenden  Maünalinien,  dem,  wie  die  neuesten  Erfahrungen  der 
Berliner  Waisenverwallung  bestätigen  eine  nicht  zu  untcrsctiätsiende 
Bedeutung  zur  Verminderung  der  Sterblichkeit  auch  in  der  Kostpflege 
zukommen  wilrde.  Denn  deren  Scheitern  lieruht  zum  Teil  auf  dem 
schlechten  Zustand ,  indem  sich  die  Pfleglinge  im  Augenblicke  der 
üehergabe  aus  den  Händen  der  Mütter  an  die  Zieheltern  behnden. 

Die  Statistiken  über  das  körperliche  Befinden  der  Kinder  beim 
Cebergang  in  Waisenpflege  lehren,  daß  nicht  nur  ältere,  sondern  auch 
schon  sehr  viele  nur  erst  mehrwöchige  Kinder  wesentlich  unternormale 
Gewichte  und  vielfach  ernste  Krankheiten  aufweisen,  als  deren  P'olge 
eine  ungewiihnüch  hohe  Mortalität  der  ersten  Lebenszeit  entgegentritt. 
Daß  in  dem  Zeiträume  zwischen  Geburt  und  Uebergabe  eine  so  un- 
günstige Beointlussung  der  Kinder  Platz  greifen  kann ,  daß  die 
Lebenserhaltung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  P>age  gestellt  wird, 
ist  ein  deutlicher  Fingerzeig  dafür,  daß  auch  au  dieser  Stelle  die 
öffentliche  Fürsorge  dem  Bedürfnis  nicht  entspricht.  Wir  haben  schon 
angedeutet,  daß  infolge  des  unvermeiilbar  langsamen  Ablaufs  der 
Arbeit  der  zuständigen  Stellen  —  Vorniundschaftsgericht,  Vormund, 
<iemeindewaisenrat  bez.  recherchierende  Arnienkommission  —  die  Zeit 
bis  zum  Wirksamwerden  tler  gesetzlichen  Vorteile  für  Mutter  und  Kind 
<  Eintritt  in  den  Genuß  der  Alimentationsbezüge  oder  ücbergang  in 
Waisenpflege)  sich  leicht  so  lange  hinzieht,  daß  unterdessen  durch  die 
Xotlage  schwere,  oft  irreparable  Schädigungen  des  Kindes  entstanden 
sind.  Diese  sind  um  so  n.ihe!iegen(ler,  als  hier  die  Zeit  größter  Hilf- 
losigkeit der  Mutter  durch  d;is  Wochenbett  mit  der  Periode  geringster 
Wiederstandskraft,  wie  sie  dem  Neugeborenen  eigen  ist,  zusammentrifft. 

In  den  romanischen  Staaten  fällt  diese  Situation  weg,  denn  hier 
hat  die  Mutter  wenigstens  jederzeit  die  Gelegenheit,  das  Kind  in  Findel- 
pflege abzugeben.  In  Deutschland  und  ähnlich  arbeitenden  Ländern 
ist  das  nicht  der  Fall;  hier  und  fia  scheint  man  neuerdings  dem  Not- 
stand wenigstens  einigermaßen  dadurch  steuern  zu  wollen,  daß  die 
Auslegung  der  Bedingungen  für  Uebernahme  in  Waisenpflege  weit- 
herzig gehandhaht  winL  So  ist  jedenfalls  in  Berlin  die  Tatsache  der 
in  den  letzten  .laliren  rajyid  anwach.scnden  Zahl  der  in  Waisenflege  über- 
nommenen Säuglinge  zu  erklären.  Die  Erkenntnis  dieser  Uebelstände 
hat  ilen  Wunsch  nach  einein  schneller  und  darum  erfolgreicher  funktionie- 
rendem System  entstehen  lassen  und  dieses  wird  von  vielen  gesehen  in  dem 
Ersatz  des  Einzelvormundes  durch  eine  der  Armenbehörde  zu  über- 
tragende Gener  al  vor  m  u  ndschaft,  wie  sie  durch  Art.  7H  des 
Au.?fülirungsgesetzes  zum  B.G.B.  ermöglicht  ist.  Diese  Einrichtung 
würde  schon  frühzeitig  die  geeigneten  Schritte  unternehmen  und  durch 
ihre  innige  Verbindung  mit  der  Armenbchörde  im  stände  sein ,  in 
kürzester  Frist  einen  bestellenden  Notstand  zu  erkennen  und  zu  be- 
käni]tfen.  Der  Einzelvormund  scheint  neben  ihr  um  so  entbehrlicher, 
als  erfahrungsgemäß  da,  wo  keine  Vermögensverwaltung  in  Frage 
kommt,  dieser  häufig  nur  in  allerlockerstem  Konnex  mit  dem  Mündel 
steht  und  durch  die  Tätigkeit  der  übrigen  überwachenden  Organe  so 
gut  wie  gänzlich  überflüssig  gemacht  wird. 

Tsiidi  dem  Vorgange  von  Leipzig  ist  diese  Einrichtung  bereits 
in  verschiedenen  Stätften  (Dortnind,  Hanau)  mit  Erfolg  ins  Leben  ge- 
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rufen  worden.  Allerdings  wird  in  praxi  ihre  Wirkung  auf  die  \er- 
besseruntr  der  Lehens-  und  Gesundlieitsaussicliten  der  unehelichen 
Siiiifiliiige  daiiiircli  begrenzt,  daß  nur  gewisse  Kategorien  von  Kindern 
in  ihren  Machtbereich  gezogen  werden.  In  Preußen  sind  e.s  nur 
die  ira  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  Unterstützten;  am  weitesten 
geht  Sachsen,  welche.=;  alle  Ziehkinderund  auch  die  bei  der  Miittor 
lebenden  unehelichen  Kiufler  einbezieht. 

In  der  Tat  kann  nur  eine  prinzipielle  Berücksichtigung  aller  in 
einer  hinsichtlich  der  Erhaitungsaussichten  in  zweifelhafter  Lage  be- 
findlichen Säuglinge  tiefgreifenden  Einfluß  auf  die  Herabininderung 
der  Sterblichkeit  gewinnen.  Als  weitere  Forderung  wäre  aufzustellen, 
daß  schon  frühzeitig  —  womöglich  schon  vor  der  Entldndung  oder 
wenigstens  unmittelbar  danach  die  Sicherheit  der  Verhältnisse  geprüft 
und,  wenn  nötig,  so  nachdrücklich  eingegriffen  würde,  daß  in  kürzester 
Frist  entweder  die  Unterhaltungsansjirüche  an  Angehörige  zur  Durch- 
führung gelangt  bez.  die  Intervention  der  Arnienp^ege  gesichert  wäre. 
Eine  dem  vorschwebenden  Ziel  entsprechende  Ausführung  bedeutet 
bei  den  verwickelten  Verhältnissen  besonders  unehelicher  Geburten 
und  bei  einer  größeren  Zahl  von  Mündeln  allerdings  eine  enorme 
Arbeitslast,  für  große  (jemeinwesen  geradezu  die  Schaffung  einer  neuen 
Beliörde.  Dadurch  wird  die  Ausbreitung  der  Generalvormundschaft 
gerade  da  erschwert,  wo  sie  am  dringendsten  notwendig  wäre,  in  den 
durch  Huktuiereude  Bevölkerung  ausgezeichneten  (irotSstädten. 

Einer  Umgestaltung  dringend  bedürftig  ist  endlich  auch  da» 
System  der  Beaufsichtigung.  Hier  wird  erst  die  weitgehende 
und  allem  anderen  übergeordnete  Heranziehung  ärztlicher  Mit- 
wirkung wirklich  befriedigende  Erfolge  erzielen.  Der  Arzt  allein  — 
und  zwar  der  für  die  speziellen  Aufgaben  der  Söugling-spHege  gut  vor- 
gebildete Arzt  —  wird  im  .stunde  sein,  älhnählich  in  den  Kreisen  der 
Ptiegeeltern  die  vielfach  geradezu  krasse  Unkenntnis  der  Sfinglings- 
hygiene  zu  bekämpfen  und  durch  sachgemäßen  Rat  rlic  Pfleglinge  vor 
Unheil  bewahren,  er  allein  wird  zur  rechten  Zeit,  am  rechten  Orte 
und  in  rechter  Weise  die  Hilfsuiittel  zu  nützen  verstehen,  welche  die 
ergänzende  Fürsorge  an  die  Hand  gibt.  Es  unterliegt  dem  Sach- 
kundigen kein  Zweifel,  daß  erst  dann  die  Ergebnis.se  der  öffentlichen 
Säuglingsfürsorge  sich  hoben  werden,  wenn  ein  Stab  beamteter  „Säug- 
lingsärztc"  vorhanden  sein  wird,  der  in  engem  Konnex  mit  der  Zen- 
trale arbeitet,  der  ihrerseits  die  Aufgabe  der  Anstaltsbehandlung 
für  diejenigen  PHeglinge  zufällt,  deren  (iedeiheu  in  der  Einzelpflege 
gefährdet  ist. 

Als  ein  Beispiel  einer  vortrefflichen  Organisation,  die  wenig.stens 
in  der  Idee  allen  Anforderungen  Rechnung  tragt,  möge  hier  die  Neuregelung 
des  Sftugbngs  (bez.  Kinderaciutze.s)  in  Ungarn  erwähnt  werden,  wie 
sie  ein  1898  erlassenes  Gesetz  vorschreibt,  welches  die  ganze  Angelegen- 
heit zu  einer  Staatsaufgabe  macht.  Die  sonst  namentlich  in  kleinen  Ge- 
meinden so  schwierige  Kostenfrage  ist  hier  durch  die  Erhebung  einei" 
im  Verhältnis  zu  den  direkten  Steuern  ausgeworfenen  Zuschlagsstetier 
erledigt,  die  dem  ftlr  die  Pindelpflege  reservierten  Landesfonds  zufließt. 
Die  Ftlrsorge  erstrecit  sich  außer  auf  Findlinge,  Waisen  und  vorüber- 
gehend Verlassene  auf  jedes  Kind,  welches  die  zur  Erluiltung  veriiflicht«ten 
Angehörigen  ohne  Gefahr  für  den  eigenen  Lebensunterhalt  zu  versorgen 
unfähig  sind.     Eine  liberale  Anwendung  der  letzten  Bestimmung  erlaubt, 
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die  Einrichtung  auf  alle  gefährdeten  Kinder,  also  auch  auf  die  sonst  meist 
unberücksichtigten  Gruppen  auszudehnen.  Die  Ausfiilirung  der  Aiii'gabe 
ist  dem  Landesverein  vom  „Weißen  Kreuz"  übertragen,  dem  gegen  Ver- 
pflegungsgebiihr  alle  durch  die  Behörde  der  staatlichen  Fürsorge  Unter- 
worfenen zugeführt  werden. 

Der  Verein  unterhält  ein  grolies  Findelhaus  in  Bndujiest,  wo  die 
Kinder  von  Müttern  bez.  Ammen  gestillt  werden,  und  1 1  ähnlicJie  in 
der  Provinz.  Diese  Anstalten  dienen  al.s  Uebergangsstation  in  die  AuUen- 
pflege,  als  Zentralen  der  Kontrolle  und  zugleich  als  Asyle  für  kranke 
Kinder.  Die  Konti-olle  der  AußenpHege  erfolgt  durch  honorierte  Kolnnien- 
ärzte  und  durch  ehrenamtliche  Damen  in  stetem  Konnex  mit  der  Zentrale 
und  ist  bis  ins  kleinste  sorgfSlltig  geregelt.  Hervorzuheben  ist,  daß  über 
je  4 — 5  Kinder  eine  Dame  mit  der  vormundsehaftlichen  Befugnis  be- 
traut  ist. 


4)  Erfolge  der  öffentlichen  Fürsorge. 

Eine  kurze  Ueberlegiiiig  Ie!ii-t,  daß  in  Hinsicht  auf  die  Erfolge 
die  Art  des  Systems  —  ob  ^crinaiiiscbes,  ob  roniuiiisflies  -  gleich- 
gültig sein  muß.  Demi  nachileni  die  Findeliiäuser  seihst  ihre  ursprüng- 
liche Bestimmung  als  .ständige  Aufenthaltsorte  verloren  haben,  stiiisnien 
beide  Systeme  —  abgesehen  von  der  priuxipiellen  Form  der  Ueber- 
nahnie  —  in  der  Handhabung  der  Pflege  und  der  Auswahl  der  Pflege- 
mittel überein;  in  beiden  liegt  der  Hauptaccent  auf  der  Außenpflege 
und  deren  Kontrolle.  So  wird  denn  das  Endergebnis,  gemessen  an 
der  Zahl  der  das  erste  Jahr  überlebenden  Kinder,  wesentlich  von  der 
Güte  dieser  zwei  Faktoren  abhängen.  Für  die  romanischen  Länder 
fällt  auch  noch  die  reichlicher  vorhandene  natürliche  Ernährung  der 
Pfleglinge  ins  Gewicht. 

Wenn  nun,  wie  gleich  gezeigt  werden  wird,  die  Ergebnisse  überall 
nicht  besonders  günstig  sind,  so  ist  das  ein  Beweis,  daß  die  oben  be- 
rührten Lücken  in  rier   Fürsorge  von  weittragender  Bedeutung  sind. 

Was  zunächst  die  deutschen  Verhältnisse  betrifft,  so  stößt  hier 
die  Gewinnung  zuverlässiger  Zahlen  auf  große  Schwierigkeiten,  nament- 
lich beim  Haltekinderwesen.  Es  ist  bekannt,  daß  unkontrollierbare 
Einflüsse  (Verschwinden  aus  den  Listen  ilurch  Austritt  aus  der  PHege 
oder  Abgabe  namentlich  der  Kranken  und  Sterbenden  an  Mutter  oder 
Spital)  das  Verhältnis  von  Zugang  und  Sterblichkeit  in  nicht  zu  er- 
mittelnder Weise  aber  stets  im  Sinne  einer  scheinbaren  Verminderung 
der  letzteren  verschieben.  Es  ist  darum  besser,  überhaupt  keine 
Zahlen  zu  geben,  als  die  meist  gänzlich  unzuverlässigen,  die  hiei'  und 
da  mitgeteilt  werden.  Jedenfalls  ist  die  Sterbliclikeit  der  Haltekinder 
höher  als  die  der  Unehelichen  ülierhaupt.  Nach  Neumanns  Er- 
mittelungen für  eine  kleine  Gruppe  Berliner  berechne  ich  das  Mehr  auf 
etwa  Vj. 

Aehnlichen  Schwierigkeiten  unterliegt  die  Beurteilung  der  Ergeb- 
nisse der  Kostpflege;  auch  hier  leiden  die  meisten  Aufstellungen  an 
dem  Mangel,  <laß  die  Gestorbenen  auf  den  Zugang  berechnet  sind  und 
der  Austritt  aus  der  Kostpflege  zu  den  Eltern  in  Krankenhäuser  odei- 
in  andere  Gemeinden  und  damit  auch  diu  diesem  Teil  entsiirediende 
Sterbequote  nicht  berücksichtigt  wird.  (Jenaiie  Auskunft  geben  nur 
die   Auszählungen  H.  Neumanns   und   des   statistischen  Amtes  für 
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Berlin.  Danach  wird  sich  eine  Gesanitsterbüchkeit  der  Kostsäuglinge 
von  etwa  70  Proz.  ergeben,  die  durch  neuere  Verbesserungen  auf  5<>Pro?.. 
gesunken  ist.  Indessen  fülirt  die  Art  der  Berechnung  der  Sterbefälle 
wohl  in  einem  zu  trüben  Hilde  und  die  Resultate  sind  in  Wirklichkeit 
besser.  Eine  Sonderstatistik  des  Verf.  für  einen  halben  Jahrgang  er- 
gab, daß  von  396  nach  Sanierung  der  Ptiege  im  Waisenbause  zu 
irgend  einer  Zeit  des  Lebens  in  Berliner  WaisenpHege  eintretenden 
und  in  dieser  bis  zum  Tode  oder  bis  zur  Vollendung  des  ersten 
Lebensjahres  verbleibenden  Säuglingen  75  Proz.  die  Altersgrenze  er- 
reichten. (If)  Proz.  sterben  in  Kostpflege,  10  Proz.  im  Waisenhans). 
Die  frühere  Sterblichkeit  würde  danach  auf  etwa  .öo  Proz.  anzu- 
nebmen  sein. 

Für  Frankreich  gibt  die  ausführiicbe  amtliche:  Statistique 
du  Service  de  !a  protection  des  enfants  du  preniier  age 
zuverlässige  Aufschlüsse.  Sie  umfaßt  sämtliche  durch  die  loi  Koussel 
der  Aufsicht  unterstellte  Kinder  von  1 — 2  Jahren.  Für  die  im  Jahre 
JH!i7  eingegangenen  Säuglinge  (S;J47D  berechnet  sich  nach  Abzug  der 
Wicderausge-sciiiedenon  (414G(j)  eine  Sterblichkeit  bis  zum  1.  Jahre 
von  4:^  Proz. 

Wesentlich  günstiger  scheinen  die  Aussichten  der  vollständig  in 
behördlicher  Ptiege  befindlichen  Enfants  assistes  zu  sein;  die 
Sterblichkeit  beträgt  etwa  2ö  Proz,  des  Zuganges,  davon  etwa  */.'!  •" 
der  Außen]>rtege. 

In  Niederösterreich  (Bericht  der  Landesfindelanstalt)  war  die 
Sterblichkeit  der  im  ersten  Lebensjahr  auftienommeneii  Kinder  (185*8  bis 
l",«lO)  4:!,1,  41,0  und  .'W,.'»  Proz.,  davon  >.«,!>,  :i7,H  und  3r>,8  Proz.  in 
der  Außenpflege.     Aehnliche  Zalilen  liefert  die  böhmische  Findelpflege. 

Für  die  Moskauer  Findelanstalt  wird  eine  Anstaltssterblichkeil 
von  durchschnittlich  67  Proz.  und  eine  (iesamtsterblichkeit  von  ca. 
75  Proz.  und  mehr  angegeben!  Für  Petersbur 
Zugang  berechnet,  55  Proz.  Mortalität  zu  rechne 
Neu  man  n.) 

Für  das  neue  u  u  g  a  r  i  s  c  h  e  System 
Die  Zahl  der  Todesfälle  soll  geringer  als 
Sterblichkeit  von  Budapest  sein. 


I 


würden  auf  den 
sein    (Zit.   nach 
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II.  Ergänzende  Fflrsorge. 
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Die  vorstehend  skizzierten  Formen  der  staatlichen  Fürsorge  geben 
für  eine  ergänzende  Tätigkeit  noch  genugsam  Raum.  Diese  Ergänzung 
besteht  teils  darin,  daß  durch  Beteiligung  privater  Kräfte  eine  zu- 1 
verlässige  und  eingehendere  Durchführung  des  durch  das  System  an- 
geordneten Schutzes  erfolgt,  teils  in  der  Neuschaffung  von  Fürsorge-^ 
et[iriclitungen,  deren  Nützlichkeit  oder  Notwendigkeit  sich  durch  die 
praktischen  Verbäitnisse  ergibt,  ohne  daß  ihre  Berücksichtigung  in 
dem   Kreis  der  beliördlichen  Maßnahmen  mit  vorgeselien  ist.  M 

Wir  gedenken  hier  zunächst  der  Mitwirkung  der  K  in  der  schütz-" 
vereine,  welche  ilire  Aufgabe  in  der  Vervollständigung  der  behörd- 
lichen  Ueberwachung  der   Ptieglinge   sehen,   oder   diese  Tätigkeit   im 
Auftrage  der  Behörde   selbständig   an  einem  Bruchteil    oder   an  allen 
Kindern  dos  betretienden  Bezirkes  ausüben.    Mit  der  Ueberwachung 
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Bht  Hand  iu  Hand  die  durch  fienaiie  Kenntnis   der  Verhältnisse  ge- 

te  Wühltätigkeit  (Kleidung.  Nahrung  für  Kinder  bez.  Mütter, 
Arzt,  Arznei,  lliiuspHege,  Prämien  etc.)  Zumeist  entfalten  hier  Frauen- 
vereine ihre  Wirksamkeit  (Albertverein  in  Sadismen .  (Hgaverein  in 
Württemberg,  Berliner  Kinderschutzverein,  Landesverein  des  weißen 
Kreuzes  in  Ungarn,  Societes  protectrices  in  Frankreich!. 

Wenn  auch  in  erster  Linie  den  Müttern  dienend,  so  iloch.  da  sie 
über  <üe  erste,  gefährlichste  Zeit  hinweghelfen,  imlirekt  von  großer 
Bedeutung  für  den  Schutz  des  Säuglings,  sind  diejenigen  Einrich- 
tungen, welche  auf  eine  Erleichterung  der  Lage  der  Mütter  vor  und  nach 
der  Entbindung  hinzielen.  Die  unternorniale  Entwickelung  und  man- 
gelnde Widerstandskraft  der  jungen  Säuglinge  ist  zu  nicht  geringem 
Teile  durch  die  ungünstigen  Verhältnisse  bedingt,  unter  denen  viele 
arme  Mütter  die  letzten  Schwangerschaftsnionate  verbringen  müssen, 
und  insofern  ist  auch  im  Interesse  des  Kindes  eine  lebhaftere  Entwicke- 
lung der  bis  jetzt  leider  erst  in  den  Anfängen  befindlichen  Fürsorge 
für  Schwangere  (Schwangerenlieime ,  Arbeiterinnenschutz)  zu 
wün.schen. 

Wesentlich  dringlicher  ist  die  Aufgabe  der  Fürsorge  für 
Wöchnerinnen.  Ungemein  häufig  ist  der  Fall,  daß  die  noch 
schwach  und  arbeitsunfähig  anr  H. — 10.  Tage  aus  der  Entbindungs- 
anstalt entlassene  Mutter  hilflos  und  oft  obdachlos  dasteht  und  somit 
dem  Kinde  gerade  in  dieser  ersten  Zeit,  wo  es  am  leiclitestcn  un- 
günstigen Einflüssen  unterliegt,  nicht  die  notwendige  Pflege  zu  teil 
werden  lassen  kann.  Hier  ist  neben  dem  gesetzlichen  Schutz  (Verbot 
der  Wöchnerinnenarbeit.  Krankengeld  aus  der  Ort.skrankenkasse,  das 
allerdings  für  viele  Mädchen  [Dienstboten!]  in  Wegfall  kommti  und 
der  Hauspflege  verheirateter  Mütter  das  segensreiche  Feld  der  W'öch- 
nerinnenheime ;  indem  sie  Mutter  und  Kind  für  2 — 4  Wochen,  selten 
länger,  Aufenthalt  gewähren,  leisten  sie  einen  unschätzbaren  Dienst 
für  beider  Kriiitigung  und  gestatten  zudem,  die  Zeit  nutzbringend  zur 
weiteren  Sicherung  der  E.xistenzbedingungen  (Einleitung  des  Ver- 
fahrens zur  Erlangung  von  Alimentationsgeldern,  Aufsuchen  von 
Stellungen  für  die  Mutter  und  PHegegelegenheit  für  das  Kind)  zu 
verwerten.  Beklagenswert  ist,  daß  manclie  Wöcbncrinnenheime  unehe- 
liche Mütter  nicht  zulassen. 

An  die  Wöchnerinnenheime  reihen  sich  die  als  Säuglings- 
heime oder  Säuglingsasyle  zu  bezeichnenden  Anstalten  an,  be- 
stimmt, Mütter  und  Kinder  für  längere  Zeit  zu  beherbergen,  nicht 
nur  um  dem  Notstand  zu  begegnen,  .sondern  mit  der  Tendenz,  das 
Band  zwischen  beiden  auch  bei  unehelicher  Geburt  zu  festigen  (in 
Deutschland  /..  li.  das  Lu  n  gst  ras  sehe  Haus  in  Bonn,  Verein  Säug- 
lingsheim in  Berlin,  das  Kinderheim  zu  Gräbschen,  -Versorgnngshaus 
in  Haan  bei  Solingen  und  einige  andere.  Auch  im  Kinderasyl  der 
Stadt  Berlin  werden  Mütter  aufgenommen). 

In  bedauerlicher  Weise  vernachlässigt  ist  bis  jetzt  die  Kran  ken- 
hau sfürsorge  für  Säuglinge.  Während  in  den  Ländern  mit 
Findelpttege  wenigstens  die  Findelkinder  in  den  Krankenabteilungen 
der  Anstalt  Aufnahme  finden,  ist  in  den  germanischen  Ländern  über- 
haupt, und  somit  auch  in  Deutschland  die  Aufnahme  in  eine  Kranken- 
anstalt nur  in  einem  dem  Bedarf  gegenüber  verschwindenden  Umfange 
möglich.   Die  früheren  Erfahrungen  von  der  Gefährdung  junger  Kinder 
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s  bewirkt,  »iaß  die  meisten  allr;emeirieii  Kranken- 
Iiäuser  und  auch  sehr  viele  Kiuderkrankenunstalten  Kinder  unter 
1  Jahr  {,qiindsatz!ich  abweisen,  oder,  was  faktisch  aus  naheliegenden 
Griifulcu  (Faniiliennititter  mit  mehreren  Kindern,  auf  ihr  Verdienst 
angewiesene  Arbeilerinnen)  damit  fast  gleichbedeutend  ist,  nur  in  Ge- 
sellschaft der  Mutter  aufnehmen.  Naclidem  neuerdings  diese  An- 
schauungen als  widerlegt  gelten  können,  ist  zn  hoffen,  daß  nunmehr 
auch  auf  diesem  Gebiete  Wandel  geschaffen  werden  wird.  Freilich 
bedürfen  Säuglingskrankenstationen  besonderer  Organisation ;  vor- 
züglicher hygienischer  Einrichtungen,  reichlicher  Isoliergelegenbeit, 
einer  zum  mindestens  für  V,  bis  ' ,,  der  Ptieglinge  ausreichenden  Zahl 
von  Ammen  (meist  arme,  mit  iliren  gesunden  Kindern  aufzunehmende 
Mädchen)  und  speziell  durcligebildeten  Pflege-  und  Aerztepersonals. 
Am  besten  wird  den  Erfordernissen  nicht  durch  die  Angliederung  an 
ein  großes  Krankenhaus,  sondern  durch  die  Verbindung  mit  einer 
Entbindungsanstalt  oder  einem  Wöchnerinneuheini  genügt.  Von  solchen 
Häusern  aus  kann  auch  unter  möglichster  Verringerung  der  ihm  in 
gesundheitlicher  und  etbischer  Hinsicht  anhaftenden  Bedenken  das 
Ammeiiwescn  goregelt  werden  (Ausschaltung  des  Vermietungsunwe.seus. 
Garantie  für  leistung.sfähige  und  gesunde  Ammen,  ausreichende  Ge- 
währ für  Erhaltung  der  Ammenkinder). 

Eine  teilweise  Verpflegung  von  Säuglingen,  die  sonst  wegen  ander- 
weiter Beschäftigung  der  Mutter  Gefahr  laufen,  tagsüber  ungenügend 
versorgt  zu  werden,  ermüglichen  die  Kripiien,  welche  ihre  Pfleglinge 
über  Tags  beherbergen  und  für  Reinigung  und  Nahrung  sorgen.  Unter 
peinlicher  Wahrung  der  hygienischen  Anforderungen  geführt,  sind  sie 
schätzenswerte  Aushilfsmittel  und  lassen  die  Bedenken  nicht  gerecht- 
fertigt erscheinen,  die  aus  gleichen  Gründen  wie  gegen  die  Findel- 
und  Krankenhäuser  auch  gegen  sie  erhoben  werden. 

Zum  Ted  auch  der  Krankenbehandlung,  der  Grundidee  nach  je- 
doch mehr  der  Hygiene  und  der  V'erbreitung  hygienischer  An- 
schauungen in  der  Siinglings](tlegft  dienen  die  in  Frankreich  durch 
Private,  hier  und  da  auch  mit  staatlicher  Hilfe  eingerichteten  un<l 
allmählich  auch  anderwärts  Fuß  fassenden  0  on  su  1 1  a  t  ions  des 
nourrissons  und  Gouttes  de  lait.  Jene  stellen  teils  private, 
teils  städtische  poliklinische  Anstalten  dar,  in  denen  vornehmlich  ge- 
sunde Säuglinge  kontrolliert,  gewogen,  mit  Ratschlagen  für  die  Mütter 
versehen  werden  und  die  sich  als  besondere  Aufgabe  die  Ermutigung 
der  Mutter  zum  Festhalten  an  der  Brusternährung  machen;  diese  sind 
Ambulatorien,  wo  gegen  ermäßigte  Zahlung  oder  gratis  individuell 
bemessene  Mengen  guter,  sterilisierter  Kindermüch  zur  Verabreichunji 
gelangen.     Beide  Institutionen  scheinen  sich  segensreich  zu  bewähren. 

Die  große  Sicherheit,  welche  die  Darreichung  der  Mutterbrust  für 
das  tledeihen  des  Säuglings  gewährt,  hat  angesichts  der  Thatsache 
des  wachsenden  Niederganges  des  Stillens  einige  Maßregeln  hervor- 
gerufen, welche  die  Mütter  zum  Sti  llgeschäft  aidialten  und  ihnen 
dabei  Erleichterung  gewähren  wollen.  Mehr  als  Belehrung  dürfte  hier 
eine  Unterstützung  tlurch  Geld  o<ler  Naturalien  erreichen,  wie  sie  in 
Frankreich  von  der  Societe  de  charite  maternelle  gewährt  wird.  Auch 
in  den  Consultations  werden  gelegentlich  Prämien  gewährt. 

Bei  der  großen  Bedeutung  einer  hygienisch  einwandfreien  Kuh- 
milch für  die  Gesundheit  der  künstlich  genährten  Kinder  muß  selbst- 
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verstämllich  dem  Verkehr  mit  Milch  wcitgeheiule  Aiifuterksamkeit  ge- 
schenkt werden.  Für  Säufilinj^e  kommen  die  Vorschriften  über 
.,Kinder-  (Kur-,  Sanitäts-jMiU'li"  in  Betracht,  wie  sie  von  Polizei- 
verordnunften  bestimm«  werden  und  welche  Stallhygiene,  Fütterung, 
Reinlichkeit  beim  Melken  und  der  übrigen  Behandlung  der  Milcli,  zu- 
verlässige Kühlung,  betreffen.  Die  Möglichkeit,  eine  hinreicliend  zu- 
verlässige Säughngsmik'h  zu  erhalten,  ist  also  zumeist  vorlianden: 
aber  die  durch  die  sorgfältigere  Handhabung  bewirkte  Preiserhöhung 
verschließt  die  Nutzung  dieser  Müglichkeit  den  breiten  Schichten  der 
Armen  und  .\ermsten,  welche  auf  das  gewöhnliche  Produkt  angewiesen 
siud,  dessen  Eignung  als  Öäuglingsnährmitte!  häutig  recht  zweifelhaft 
ist.  Hier  wird  erst  ein  Fortschreiten  in  der  Milchhjgiene  überhaupt 
Besseres  darbieten  können.  Manchenorts  (Halle,  Straßburg)  ist  der 
Bezug  der  teueren  Kindermilch  für  Bedürftige  dadurch  erleidifert, 
daß  die  Stadt  die  DiH'erenz  des  Preises  gegenüber  der  gewöhnlichen 
Milch  trugt. 
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weiland  Dr.  Schmid-Monnard 

in  Halle  u.  ti.*( 

Mit  einem  Beitrag  von  Prof.  Dr.  A.  Hartmaim  in  Berlin. 
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Vorwort. 

Die  Fürsorge  für  Kinder  im  seil ul Pflichtigen  Alter  erstreckt  sich 
auf  die  Zeit,  welche  die  Kinder  sowohl  innerhsilb  al.s  außerhalb  der 
Scliule  zubringen. 

Die  Fürsorge  i  n  n  e  i-  h  a  1  b  des  S  c  h  u  1  b  e  t r i  e  b  e  s  bezweckt  durch 
Handarbeits-  un<i  Hanslialtungsnnterricht  Auge  und  Hand  zu  liilden 
um!  den  iMädclien  die  zur  Führung  eines  bürgerlichen  Haushaltes 
nötigen  Kenntnisse  zu  vermitteln.  Sj>ra(rlikranke  und  Schwachbefiibigte 
werden  in  besonderen  Klassen  unterrichtet,  Armen  unentgeltliche  Lehr- 
mittel   verabfolgt. 

Weiterhin  sucht  man  der  einseitigen  Ausbildung  des  Geistes  durch 
Anleitung  zu  vernünftigem  Sport,  zu  Eislauf  und  Jugends|iielen  ent- 
gegenzutreten Kinderhorte  und  wohltätige  Vereine  nehmen  sich  der- 
jenigen Kinder  an,  die  in  ihrer  Häusliclikeit  nicht  die  nötige  Ruhe 
und  PHege  finden. 

Schulürzte  stellen  den  Gesundheitszustand  fest  und  verhindern  die 
Verbreitung  ansteckende!-  Ki'ankheiten.  Kinderheilstätten  und  Ferien- 
kolonien ermöglichen  auch  dem  Unbemittelten  einige  Wochen  hindurch 
den  Aufenthalt  in  der  freien  Natur,  im  Walde  oder  an  der  See. 

AuISerhalb  des  Schul  betriebos  liegt  die  Beobachtung  der- 
jenigen Kinder,  die  vor  Verwahrlosung  heliütct  und  gegen  Mißliaml- 
lung  geschützt  werden  müssen.  Diesen  Bestrebungen  ist  der  Ab- 
schnitt VIII  dieses  Buches  gewidmet,  während  alle  übrigen  Betäti- 
gungen der  sozialen  Fürsorge  für  scbnlpHichtige  Kinder  in  vorlie- 
gender Abhandlung  geschildert  werden. 


1.  Die  Knabenhandarbelt. 

a)  in  Deu  t  Scilla nd. 
Der  deutsche  Verein  für  Knabenliandarbeit  hat  sich  im  Jahre  1886 
aus  dem  Verein  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  entwickelt. 
Seine  Arbeiten  bezweckten  1876,  die  in  nordischen  Ländern  zu  größtem 
Segen  für  diese  Gebiete  erwachsenen  Hausfleißbestrebungen  auch  für 
Deutschland  nutzbar  zu  machen.  Der  deutsche  Handarbeitsunterricht 
aber  gilt  jetzt  als  ein  Element  der  Bildung  in  einer  Zeit,   in  der  auf 


')  Dr.  Schniid-MoQDard  verstarb,  bevor  er  die  Korrekturen  dieses  Auf- 
satzes hätte  lesen  können.  Die  Wissenitchaft  wird  dem  verdienten  For«cher  und 
Arxlc  ein  treues  Andenken  bewahren.  Th.  W. 
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dem  wissenschaftlichen,  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Gebiete  unser 
heutiges  Leben  griiniiunnvälzetnle  Veränderungen  erfahren  hat.  Im 
Hiuuifertiybeitsuuterricht  erblickt  man  in  Deutschland  eine  inethodis^che 
lietätigung  des  Schaffens-,  Gestaltungs-,  Tätigkeitstriebes,  als  ein 
„Wcrkeschaifen''  aus  kürperlicheni  Stoff  zu  erziehlichen  Zwecken. 
Der  Gedanke  jedoch,  durch  den  Arheitsnnterricht  schon  in  der  Schule 
direkt  für  den  künftigen  gewerblichen  Beruf  vorzubereiten,  hat  in 
Deiitscldinul  von  jeher  wenig  Beachtung  gefunden.  Die  Absicht,  die 
Schülei'  für  eine  ents|irechende  spätere  Tätigkeit  in  den  Fabriken  und 
Werkstätten  vorzubereiten,  findet  sich  nur  an  wenigen  Orten  ver- 
wirklicht, so  in  den  Stralihurger  (Eis.)  Volksschulen,  in  einigen  Indu- 
striestäflten  Westdeutschlands,  wo  Metaltschleiferei,  in  Markneukirchen 
im  Erzj^ebirge.  wo  Geigenholzsclinitzerei  betrieben  wird.  Dagegen 
verfolgen  U7  Proz.  aller  in  Deutschland  zur  Zeit  vorhandenen  Arbeits- 
schulen rein  erziehliche  Zwecke  nntl  nur  ^•'^  Schulen  mit  Handfertig- 
keitsunterricht gehen  erwerbliclieii  und  hausindustriellen  Zwecken  nach. 
während  IWü  Schulen  und  Anstalten  sich  der  pädagogi.schen  Richtung 
angeschlossen  haben.  Preußen  besitzt<iI4Köi-perschaften  für  Handarbeits- 
unterricht in  484  Ortschaften,  während  in  allen  übrigen  deutschen 
Staaten  insgesamt  323  Schulen  und  An.stalten  an  VM'>  Orten  Arbeits- 
unterrirht  lietreiben.  Die  industriereichen  Bezirke  stehen  an  der 
Spitze  der  Zahl  der  Handarbeitsschnlen,  in  PreuUen:  Oberschlesien 
und  die  Kheinprovinz,  im  übrigen  Deutschland:  das  Königreich  Sach.sen. 
Von  den  vorwiegend  agrarischen  Landesteilcn  ragt  nur  die  Provinz 
Schleswig -Holstein  mit  ihren  zahlreichen  Arbeitsstätten,  die  zum 
größten  Teil  einfachen  Dorfschulen  angegliedert  sind,  in  bemerkens- 
werter Weise  hervor.  Keine  Veranstaltungen  für  den  Arbeitsunterricht 
sind  vorhanden  in  Mecklenburg-Strelitz,  Altenburg,  Waldeck  und 
Großherzogtum  Oldenburg.  Den  reinen  Beschäftignngsanstalten  mit 
systematisch  fortschreitendem  Lelirgang  gehören  ;3(i4  selbständige 
Handfertigkeitsschulen  und  tl2  Knabenliorte,  insgesamt  4(55  Veranstal- 
tungen an.  Die  Zahl  der  öffentlichen  Lehranstalten,  welche  den  Ar- 
beitsunterricht anfgcnomnien  haben,  beträgt  zusammen  321,  und  zwar 
201  Volks-  und  Mittelschulen .  59  Hilfs.scliulen ,  27  höhere  Lehr- 
anstalten (8  Gymnasien,  6  Realgymnasien,  Vi  Real-  und  Oberreal- 
schulen), X  Präjiarandenanstalten  und  2(5  Lehrerseminare.  Von  den 
geschlossenen  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  haben  ItiU  eigene  Schüler- 
werkstätten eingerichtet,  nämlich:  45  Waisenhäuser,  ö  Rettungshäuser. 
49  Taubstummen-,  21  Blinden-  und  40  sonstige  Erziehungsanstalten. 
darunter  1.')  mit  höheren  Lehranstalten  verbundene  Internate. 

Der  Handfertigkeitsunterriclit  ist  in  der  Mehrheit  dieser  Schulen 
als  wahlfreier  Unterrichtsgegenstand  eingeführt,  in  einigen  Volks-  und 
Mittelschulen  tindet  auf  dieser  Grundlage  eine  fast  allseilige  Beteiligung 
der  Schüler  statt;  hingegen  betreiben  zahlreiche  geschlossene  Er- 
ziehungsanstalten und  sämtliche  Hilf.sschnlen  den  Unterricht  ob- 
ligatorisch. Einzelne  Arbeitsfächer  haben  besonders  häufige  Auf- 
nahme gefunden.  Holzschnitzerei  ist  in  rund  (t(X)  Werkstätten 
eingeführt,  Pajtparlieiten  in  äöö,  Hobelbank  in  340,  Metaliarbeit  in 
60  und  ländliche  Holzarbeit  in  '¥K  das  Modellieren  in  Ton  schließlich 
wird  in  l."i  Schüler  Werkstätten  ge|)fiegt,  scheint  sich  neuerdings  aber  mehr 
Freunde  zu  erwerljeu.  Rund  4lH>  Arbeitsstätten  begnügen  sich  mit 
eiueni  Arbeitsfache,  während  21«)  je  zwei.  200  je  drei  und  iler  Rest 
vier  und  mehr  Arbeitsgegenstände  eingeführt  haben. 
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TJeber  23(X)  deutsclie  Lehrer  haben  in  den  regelmäßigen  Aus- 
bililuiigskurseii  im  Mandfertigkeilssemiiiar  zu  Leipzig  iiiul  in  ge- 
legentlichen Lehrerkursen,  wie  sie  l)is  jetzt  von  einigen  30  Handfertig- 
keitsscliulen  in  fast  allen  Gauen  Deutschlands  veranstaltet  sind,  sich  zu 
Hautlfertigkeilslehrcrn  ausbilden  lassen;  dodi  haben  bis  dahin  nur  etwa 
-','.,  derselben  Gelegenheit  zu  praktischer  Verwertung  ihrer  Lehr- 
befähigung  gefunden. 

Die  meisten  Orte  gewäJirun  den  selbständigen  Arbeitsscbulen 
tnictsfreie  Arbeitsräuuie.  oft  auch  Beleufhtung  und  Beheizung. 
Und  doch  haben  etwa  20  Lehrer  den  Arbcitsuntcrricht  an  ihren 
Schulen  wieder  einstellen  müssen,  weil  die  Gemeinden  für  diesen 
Unterricht  keine  Opfer  bringen  wollen.  Einige  Orte  haben  sich  des 
Arbeitsnnterrichtes  in  hervorragender  Weise  durch  materielle  Zu- 
wendungen angenommen.  Obenan  steht  Miühausen  i.  E.  mit  jähr- 
lich x(A^.)  M.,  Charlottenbiirg  mit  lifXXJ  M.,  Mannheim  mit  441X>  M., 
Straßburg  i.  E.  mit  40* tö  AI.,  Frankfurt  a.  M.,  Bremen  und  Berlin 
mit  je  mX)  M..  u.  s.  w. 

Erwähnt  werden  muß  hierbot,  daß  es  leider  noch  zahlreiche 
Waisenhäuser  und  Taubstummenanstalten  gibt,  von  letzteren  in 
Preußen  allein  12,  weiche  nicht  einmal  das  Flicken  von  Kleidern, 
wie  in  Liegnitz  und  Marienburg,  oder  die  Ausbesserung  des  Schuh- 
werks, wie  in  Ratibor,  eingeführt  haben,  sondern  Handarbeit  über- 
haujit  nicht  betreiben. 

Die  Einnahmen  des  deutschen  Vereins  für  Knabenhandarbeit, 
inter  denen  sich  rund  KKJOO  M.  an  Zuschüssen  verschiedener  Staaten 
und  TKIUO  M.  Mitgliederbeiträge  Itefanden,  haben  pro  UH»  im  ganzen 
2H418  M.  betragen.  Den  Hauptanteil  an  den  Ausgaben  ha!>en  Zu- 
schüsse für  Unterhaltung  des  vom  Verein  in  Leipzig  eingerichleteu 
Seminars,  sowie  Unterstützungen  von  Lehrwerkstätten  und  Lehrern. 
Es  besteht  auch  ein  Keservefonds  für  Pensionsansprüehe  der  Beamten 
des  Vereins,  dessen  größere  Hälfte  bereits  zusammengebracht  ist. 

I  b)  I  m  A  u  s  l  a  n  d  e. 

Von  allen  Ländern  ist  wohl  Frankreich  in  der  Ausgestaltung 
und  Ausbreitung  des  Knabenhandarbeitsunterrichtes  am  weitesten 
fortgeschritten.  Handarbeitsunterricht  wird  in  sämtlichen  Klassen 
der  öffentlichen  Volksschule  getrieben.  Für  die  Oberstufen  wird 
der  Unterricht  in  besonderen,  mit  der  Schule  verbundenen  Schüler- 
werkstätten (ateliers)  erteilt.  Zur  Leitung  der  technischen  Arbeit  im 
Atelier  ist  dem  Lehrer  ein  Handwerksmeister  beigegeben.  Zur  Aus- 
bildung der  Lehrer  für  den  Handfei-tigkeitsnnteri'icht  hat  die  Stadt 
Paris  ein  liesonderes  Lehrerseminar  eingerichtet,  während  die  Lehrer 
für  <üe  Provinzen  eine  vorzügliche  Ausbildung  in  den  staatlichen 
Lehrer.senünaren  erhalten.  In  Paris  sind  gegenwärtig  nicht  weniger 
als  133  Volksschulen  der  Stadt  mit  Werkstätten  für  llolzarboit,  43 
mit  solchen  für  Eisenarbeit  und  St  mit  Eini'ichtungen  für  weitere  tech- 
nische Kurse  versehen.  Im  .lalire  IHOO  wurde  für  den  Handarbeits- 
nnterricht  in  <len  Volksschulen  von  Paris  die  Summe  von  34G3lXt  frcs. 
aufgewendet. 

In  Schweden  ist  der  Slöjd  (^  erziehliche  Handarbeit)  aus  einer 
rein  volkswirtschaftlichen  Bewegung  für  die  Wiederlielebung  des  na- 
tionalen Ilansfleilles  hervorgegangen.  Er  hat  erst  später  seinen  er- 
ziehlichen Charakter  augenommen.    Es  gibt  gegenwältig  3157  Schulen, 
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in  ileiien  er  betrieben  wird,  zu  weichem  Zwecke  der  Staat  diese  Schulen 
im  Jahre  l«s8  mit  236rj'Jl  Kr.  unterstützte.  Alle  Hebungen  des 
Slöjd  bczweclten  die  Herstellung  inltzlirher  Gegenstände. 

In  Dänemark  und  Finiand  sind  die  Slöjdbestrebungen  in 
ähnlicher  Weise  eingerichtet.  Für  das  Jahr  19<>1  wurde  von  seilen 
des  tillischen  Staates  den  HausfleilS-  und  verwandten  Schulen  des 
Landes  mehr  als  1Ü6(XX)  M.  an  Unterstützung  bewilligt. 

Norwegen  hat  seit  Is^Im;  für  Volks-  und  Mittelschule  die  Hand- 
arbeit als  obligatori.sches  Lehrfach  eingeführt.  In  Rußland  iiflegt 
man  den  Handarbeitsunterricht  besonders  in  den  Lehrerseminaren ; 
auch  in  städtische  Schulen,  Kadetlenanstaltcn  und  in  höhere  Schulen 
hat  er  Einganj;  gefunden. 

Bei  dem  Petersburger  und  Moskauer  Lehrerseminar  ist  1H9(5  je 
eine  etatsmälSige  Lehrerstelle  für  den  llandfertigkeitsunterricht  ge- 
gründet. Außerdem  sind  in  s  weiteren  Lehrerbildungsanstalten  Leiter 
des  Handfertigkeitsunterrichtes  angestellt  worden, 

In  England,  wo  der  Staat  keine  Schule  selbst  unterhält,  sondern 
nur  Zuschüsse  gibt,  hat  seit  Einführung  der  staatlichen  LTnterstützuug 
der  Knabenarbeit  im  Jahre  lHi)0  eine  rasch  wachsende  Zunahme  de» 
neuen  Unterrichtsfaches  stattgefunden.  Die  Urteile  maßgel>ender  Per- 
sönliclikeiten  der  Scluilbehörde  über  den  neuen  Unterrichtsgegen- 
stand („Hand  and  Eye  Training")  sind  durchaus  günstig:  auch  wird 
betont,  daß  er  ein  Lieblingsfach  der  Schüler  und  Lehrer  sei. 

In  der  Schweiz  ist  iu  den  verschiedenen  Kantonen  der  Hand- 
arbeitsunterricht teils  obligatorisch,  teils  fakultativ  eingeführt.  Die 
Aufwendungen  einzelner  Orte  dafür  sind  im  \'ergleich  zu  gleich  großen 
Städten  in  Deutschland  beträchtlich:  Basel  z.B.  verwendete  im  Jahre 
181)1»  für  den  gedachten  Zweck  die  Summe  von  Hi(XK)  frcs..  Zürich 
12(X)(J  frcs. 

In  Oesterreich  hat  der  Knabenhandarbeitsunterricht  keinen 
Eingang  in  die  eigentliche  Volksschule  gefunden,  dagegen  wird  in 
den  vom  Staat  eingerichteten  Ilandwerkerschulen,  welche  eine  Ver- 
bindung von  Volksschule  und  Fachschule  darstellen,  die  Handarbeit 
fachgemäß  gelehrt.  Diese  Verbindung  von  Theorie  und  Werkstatt- 
arbeit ist  die  Vorbedingung  für  hervorragende  Leistung  im  Kunst- 
gewerbe. 

In  größerer  Ausdehnung  als  in  Oesterreich  wird  der  Handarbeits- 
unterriclit  in  Ungarn  betrieben;  in  Rumänien  ist  er  seit  1S93  ob- 
ligatorisch, ähnlich  wird  er  in  Serbien  und  Bulgarien  vom  Staate 
eifrig  unterstützt.  In  Belgien  und  Holland  ist  er  fakultativ  und 
wird  vom  Staat  und  den  Provinzen  nmteriell  unterstützt. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  behandelt  man  den 
llandfertigkeitsunterricht  als  einen  wichtigen  Teil  des  allgemeinen 
Unterrichts.  Auch  auf  vielen  höheren  Schulen  wird  die  Hundarbeit 
als  ein  wesentlicher  Teil  der  Allgemeinbildung  betrieben.  Derartige 
Manualtraining  High  schools  linden  sich  schon  in  vielen  Städten  ;  ihre 
Zahl  vermehrt  sich  fortwährend  durch  den  großartigen  (iemeinsinn 
reicher  Bürger  der  Union,  .so  wuide  z.  B.  im  Jahre  1H1(9  in  der  Stadt 
Pullmann  in  Illinos  ein  Legat  von  12(HHMX)  S  (=  fast  5  Mill.  M.) 
zum  Zweck  der  Gründung  und  Unterhaltung  einer  großen  Arbeits- 
schule ausgesetzt.  Auch  die  Staaten  M i 1 1 e  1  -  und  Südamerikas. 
sowie  Jajjan,  Australien  und  andere  Länder,  in  »leneii  die  Kultur- 
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«ntwickelunf;  im  Aufschwung  begriften  ist.  pHegen  in  lueiir  oder  minder 
au^geik'linteiti  Maße  den  Ailit'itsuntciriclit.  Es  wird  ohne  weiteres 
klar,  daß  es  sich  bei  demselben  um  eine  allgemeine,  aus  der  Ent- 
wickelung  des  Erziehuiigsweseus  notwendig  sich  ergebende  Idee 
handelt. 

Jlalgtbrr  tuT  Einjührung  dar  erxiehlicktn  Knabenkandarbe  it.  Hcraut- 
gegeben  rom  deiiUchrn  Verein  fiir  ICnabenhandarbeit.  Leiptig,  Frankenttein  S-  i\'a(iner, 
190i. 


2.  HansbaltnniarsiiiiteiTicht  In  den  JÜtdchenscholen. 

In  D  eu  tschhiiid  hat  mau  hie  und  da  angefangen,  den  llaus- 
haltungsunterricht  in  die  oberen  Klassen  der  Mädchenschule  einzu- 
führen. Mainz  warf  l'.iOO:  8000  M.  für  obligatorischen  Kochunter- 
richt in  den  V'olk.-^scbulen  aus. 

Oll  nun  der  Haushaltungsunterricht  an  den  obigen  Schulen  ein- 
geführt werden  sollte,  darüber  standen  sich  die  Meinnngen  der  deutschen 
Lehrerversammlutig  zu  Chemnitz  und  der  Versammlung  der  preu- 
ßischen Lelireriniien  zu  Halle  in  den  Tfingsttagen  1W)2  direkt  entgegen. 
Die  Lehrerinnen  stimmten  für  obligatorischen  iiauswirtschaftlichen 
Unterricht  im  letzten  Jahre  der  \'()lksschnle  unter  Anstellung  von 
entsprechenden  Lehrkräften.  Die  Lehrer  erklärten,  die  Aufgabe  der 
Mätlchenschule  als  aligemeiner  Bildungsanstalt  werde  durch  den  Haus- 
haltungsunterricht nicht  gefördert,  der  rnterricht  entspreche  keinem 
allgemeinen  liedilrfuisse  und  sei  zunächst  Ptlichl  des  Hauses.  Wir 
halten  ileu  obligatorischen  llaushaltungsunterricht  fiir  etwas  Wichtiges, 
und  haben  die  Erfahrung  gemacht,  daß  viele  aus  den  Volksschulen 
hervorgehende  Mädchen  nicht  kochen  können  und  auch  heiraten. 
ohne  genügend  kochen  zu  können.  Wir  halten  nach  diesen  Erfahrungen 
für  das  sjjätere  Leben  das  Kochen  neben  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen 
für  wesentlich  wichtiger,  als  das  un.seren  Mittelschulen  aufgepfro]ifte 
Französisch  bei  Kindern,  denen  es  nicht  immer  gelingt,  einen  fehler- 
freien deutschen  Brief  zu  schreiben. 

Wie  ganz  anders  steht  uns  das  Ausland  gegenüber  in  Würdigung 
derselben  Gesichtspunkte,  die  wir  soeben  streiften.  Allen  voran  Eng- 
land. Daselbst  ist  in  iler  Mädchenschule  ein  theoretischer  um!  ein 
praktischer  llaushaltungsunterricht  in  den  Lehrplan  eingefügt.  Der 
l)raktische  Teil  während  der  letzten  i5  Schuljahre  umfaßt  Handarbeit, 
Kochen  und  Wäsche,  wozu  in  vielen  Städten  noch  House  wifeiy  (wor- 
unter alle  Arbeiten,  die  einer  guten  Hausfrau  im  Hauswesen  obliegen, 
verstanden  werden)  und  häusliche  KrankenpHege  treten.  Der  Koch- 
unterricht wurde  seil  1878  an  allen  öffentlichen  Volksmädclienschulen 
vom   1(1.  Lebensjahre  an   obligatorisch. 

Die  seit  187s  erbauten  Schulhäuser  sind  alle  mit  einer  Schul- 
küche versehen,  gewrdinlich  in  einem  Nebengebäude.  Für  je  '.i — 4  der 
alten  Schulen  sind  sogenannte  „Centres"  eingerichtet,  das  heißt,  es 
gehören  ;i  -4  Schulen  zu  einer  im  Mitteliiunkt  dieser  Schulen  ge- 
legenen Schulküche.  Ende  März  IH'.iy  waren  in  London  172  Centres 
—  darunter  I)  doppelte  vorhanden,  außerdem  waren  30  neu  zu  er- 
bauende bereits  genehmigt.  Die  Zahl  der  im  Schuljahr  189S/l.sy!(  in 
London  im  Kochen  unterrichteten  Schüleriniien  lietrug  ;570(Ü  (NB. 
in  ISerlin  .'UX».     In  den  Kochschulen  sind   besonders    bezahlte   Lehre- 
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rinnen  für  <k'ii  Kncliunterrirlit  ;ui;,'estellt,  den  sie  in  einem  der 
3  Londoner  Seminaro  für  Kochlehrerinnen  erlernt  haben.  Die  ge- 
kochten Speisen  werden  zum  größten  Teil  verkauft,  der  Erlös  deckte 
im  Scliuljulire  ISSIS  IS'Hi  nicht  nur  die  Kosten  sitinlliclier  Materialien, 
sondern  brachte  noch  einen  Ueberschuß  von  übe)-  rund  2(.t.")<Ki  M. 
Die  Londoner  Schulverwaltung  hat  im  Jahre  i;Jit9  auch  9!»  tjuiiistuiiiine 
und  140  geistig  zurfickgebtiebene  Mäih'hen  „mit  Erfolg"  an  den  Koch- 
kursen teilnehmen  lassen.  Schülerinnen,  welche  2Umal  selbständip  ge- 
kocht halten,  erlialten  eine  vom  Staat  ausgesetzte  Prämie  von  4  M. 
Keine  Schülerin  darf  aus  der  Schule  entlassen  werden,  die  im  Kochen 
ungenügende  Leistungen  aufzuweisen  hat. 

Auch  in  Schweden  finden  sich  ausgedehnle  derartige  Einrich- 
tungen. Von  Dr.  med.  Henie  in  Hamar  wird  1!X)2  über  Schulkücben- 
unlerrichtin  Christiania  berichtet.  Die  Genieindescliule  in  Christiania 
besitz!  nun  13  Küchen,  die  von  18  Schulen  besucht  werden.  Die 
Anmeldungen  sind  freiwillige  und  verjitltrhten  zu  2  Tagen  in  der 
Woche  mit  1 '/.j  bez.  3  Stunden.  Jeder  Küche  werden  o()—'J0  Mädchen 
zugeteilt,  die  dann  in  Gnijipeu  von  10—20  und  in  L^ntergruj)pen  von 
4— ti  geteilt  werden.  Die  Berichte  der  Küchen  kommen  zu  folgenden 
Schlußforderungen ;  Es  wurden  erzielt  Erlernung  von  Reinlichkeit, 
Ordnung,  Fleiß,  Sparsamkeit  und  selbständiges  Handeln.  Einen  der- 
artigen Unterricht  an  eine  Madchonfortbildnngsschule  zu  verweisen,  ist 
ein  Unding;  denn  wir  haben  leider  nicht  allzu  häufig  und  meist  nicht 
unentgeltliche  Fortbildungsschulen  für  Mädchen,  so  daß  diese  nur  einer 
verschwindenden  Zahl  zu  iiute  kommen. 


Zmit,  A.,  Direktor  (Milglird  dei  Reichitagn  und  de*  Abgeorilnetenhauttji),  Der  Haui- 
lialttingtiinterrirhl  in  England.  In  der  Zeiltrhrifl  „Jagmdßlrtoryf"  Jg.J. 
(1900).  SJ9  J.  ßrnifU  au/  mehnminutlichrr  prrsünlirher  Anschmtunp  in  dtn 
.fahren  IHSS  und  18iH  »oirie  auf  amtlirlien  rnglitrbcn  HerichUn  und  pertönlichen 
MiUeilungen  von  engli*rhen  Schuhnü'nnern.  Zrigl  dm  nnßerordentUrhev  F'trijtchritt 
auf  diesem   Gebiete  in  England. 


3.  P'örsorge  für  Stotterer. 

Das  Stottern  beruht   auf  krampfhaften  Hemmungen  in    der 
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kulatur  der  Si)rachorgane,  welche  durch  psychische  Hefangenheit  be- 
dingt sind.  Die  Zahl  der  Stotterer  nimmt  in  der  Schule  von  der 
ersten  bis  zur  letzten  Klasse  um  etwa  das  Dreifache  zu.  Nach  Gutz- 
mann  zählen  wir  im  Deutschen  Reiche  nicht  weniger  als  stKKK» 
stotternde  Schulkinder,  da  man  mit  Recht  unter  der  Schuljugend 
ca.  1  Proz.  Stotterntie  annimmt.  Das  Stottern  ist  ein  großes 
Hindernis  für  das  Weiterkommen  im  Leben.  Xieuiaiid  wird  seinen 
Kindern  ein  stotterndes  Kindermädchen  geben,  ein  stotternder  Knabe 
wird  sich  nicht  zum  Laufl>urschei],  zum  Ausrichten  von  Bestellungen 
oder  zum  Verkauf  eignen.  Beim  Militär  ist  in  dem  ersten  Dienstjahr 
die  Zahl  der  Stotterer  immerhin  bemerkenswert.  Doch  ist  wohl  die 
Zahl  der  Stotterer  unter  den  Erwachsenen  kleiner  als  unter  der  Schul- 
jugend. Das  kommt  wohl  daher,  daß  es  einzelnen  gelingt,  das  Stottern 
sich  abzugewöhnen,  und  andere  schon  in  der  Schule  durch  Stotterer- 
kurse geheilt  werden.  Zur  Beseitigung  von  Störungen  im  Unter- 
richt ist  es  nötig,  einen  Heilversuch  bei  den  stotternden  Schulkindern 
zu  machen,  und  damit  er  wirklich  durchgeführt  wird,  ist  es  zweck- 
mäßig,   daß    die    Kurse    unentgeltlich    und   obligatorisch   sind.     Von 
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(den  Stotterern  werden  in  den  lierliiier  Kursen  ca.  711  Proz.  geheilt, 
in.  4  Proz.  bleiben  uugeheill.  Durch  nielirmalige  Kontrolle  der  aus 
dem  Kurs  entlassenen  Stotterer  kann  man  die  Rückfälle  auf  ein  sehr 
geringes  Maß  einschränken.  Oetl'entliidie  Unterrielitskurse  für  stotternde 
Genieindeschüler  sind  in  Berün  und  Wien  eingerichtet,  allmählich  wohl 
auch  in  vielen  anderen  Städten. 

Ontxmann-ßrWrn,  H.,  Zur  Fürtorge  für  »i'huUnllatMnt  Sprachgebrerhliche.  Die 
Ji)ij'ndßlr»iiryr.  Jahrgaiuj  1.  (l'JOO).  S.  ISi.  Gulnniinn  i»t  er/olgreicimr  Lehrer  in 
Berli  u  /är  Sprarhgebrrchlwhe  und  Begründer  drr  darauf  betügliclitin   Wümeittehafl. 


4.  Hilfsschulen  für  schwaebbeföhl^te  Kinder. 

Schwachbefähigte  Kinder  sind  solche,  denen  ein  gewisser  Mangel 
der  geistigen  Auffassungsgabe  und  des  moralischen  Urteils  atdiaftet. 
Es  zeigt  sich  dies  einmal  in  der  Unfähigkeit,  mit  normalen  Kindern 
im  gleichen  Teuijio  zu  arbeiten,  zum  anderen  in  einer  Reihe  unzweck- 
mäßiger Handlungen,  für  deren  Tragweite  und  Folgen  dem  Kind  die 
Beurteilung  fehlt.  Die  Schwachbegabten  G — 7-jährigen  stehen  auf  der 
Stufe  eines  2-4-jährigen  Kindes,  mit  großer  Armut  der  Vorstellungen 
und  Unfähigkeit  zur  N'erweitung  derselben.  Diese  Mängel  werden  die 
Schwachbefähigten  nie  verlieren,  und  diejenigen  Kimler,  von  denen  ein- 
zelne Schulverwaltungen  berichteu,  daß  sie  aus  der  Hilfsschule  wieder 
in  die  Volksschule  mit  Erfolg  zurückversetzt  worden  seien,  waren  zu 
Unrecht  in  der  Hilfsschule. 

Die  Schwachbefähigten  sind  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
bildungsfähig,  und  zwar  durch  einen  langsameren  Unterrichtsgang, 
bei  dem   das  Durchlaufen  jeder  Stufe  2—3  Jahr  in  Anspruch   nimmt. 

Vergleicht  man  in  den  Hilfsschulen  die  oberste  mit  der  untersten 
Stufe,  so  ist  ein  auffallender  Unterschied  zum  Vorteil  der  Schüler  der 
obersten  Stufe  fe.stzustellen ;  sie  sind  manierlich  und  ruhig  geworden, 
was  man  bei  den  Neulingen  nicht  findet ;  sie  können  bis  zu  einer  gewissen 
Zahl  rechnen  und  können  ziemlich  gut  lesen  und  schreiben,  auch  zeichnen. 
Schwachbegabte  Kinder  gehören  aber  nicht  in  die  Volksschule,  weil 
sie  dort  den  Unterricht  hemmen  und  selbst  eher  geschädigt,  als  ge- 
fördert werden.  Das  Ziel  und  der  häutige  Erfolg  der  Hilfsschule  aber 
ist,  die  schwachsinnigen,  aber  noch  bildungsfähigen  Kinder  zu  ge- 
sitteten und  im  Leben  brauchbaren  Menschen  zu  erziehen.  Die  geistig 
anstrengenden  Gegenstände  treten  im  Unterricht  zurück  gegen  die 
auf  Entwtckelung  körperlicher  Geschicklichkeit  und  praktischer  Be- 
föhiguug  gerichteten.  Der  Unterricht  ist  deshalb  in  hervorragendem 
Maße  ein  Anschauungsunterricht,  Zeichnen  der  umgebenden  Gegen- 
stände, Anfertigung  kleiner  Spielsachen  und  (Jebrauclisgegenstäiide, 
sowie  die  Pflege  eines  Schulgartens  sind  wesenlliche  Hilfsmittel  zur 
Erziehung  der  Schwachbefähigteu.  Die  erste  Hilfsschulklasse  war 
1859  in  Halle-Saale  eingerichtet  worden,  Sie  scheint  aber  in  Vergessen- 
heit geraten  zu  sein,  weil  man  damals  die  Minderwertigkeiten  der  Kinder 
noch  wenig  beachtete  und  in  ihrer  Bedeutung  nicht  würdigte. 

Die  Schwachbefähigten  haben  aber  auch  fast  durchweg  be- 
deutende körjierliche  Mängel ,  vielfach  die  Folge  häusliclicr  Ver- 
nachlässigung (Armut,  Liederlichkeit )  oder  schädlicher  Vererbung 
(Nervosität,  Tulierkulose,  Trunksucht  der  Eltern)  oder  überstandener 
schwerer    Krankheiten    und    Unfälle    (Gehirnentzündung,    Scharlach, 
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Diphtherie,  Fall  luler  Sclilaj;  auf  den  Kopf).  Unendlich  viele  vou  ihaeu 
haben  aulSerdeni  Wucherungen  des  Nasenrachenrauiries  und  zugleich 
verminderte  Hürfähigkeit,  so  daß  auch  aus  diesem  (Jrunde  ihr  Auf- 
fassungsverniögen  vermindert  ist.  Dali  mun  dieses  durch  operative  Ent- 
fernung ganz  wesentlich  verhessern  kann,  haben  wir  an  einigen  Fällen 
unserer  Halleschen  Hilf.sschulkinder  gezeigt  und  auch  Al>l>ildungen 
darüber  verölfentlicht,  aus  denen  die  Besserung  der  Intelligenz  im 
Gesichtsausdnick  fleutlicli  ist.  Leider  wird  au  der  Halleschen  Hilfs- 
schule dies  Verfahren  in  neuerer  Zeit  vernachlässigt. 

Man  rechnet  auf  IfXW  Einwohner  1  schvvachbefähigtes  Kind,  so 
in  Halle-Saale,  desgleichen  in  London,  1,7  p.  ni.  iu  New  York.  Die 
Zahlen  ii  j).  ni.  in  Dortmund  und  ö  p.  ni.  in  Hamburg  dürften  trotz 
vielleicht  ungünstiger  Wohuungs-  und  Lebensverhältnisse  der  ärmsteu 
Bevölkerungssrilicht  daselbst  doch  wohl  zu  hoch  gegrirt'en  sein.  Uebrigens 
wird  man  immer  mehr  schwachbefähigte  entdecken,  je  mehr  die  Auf- 
merksamkeit der  Aerzte  und  Lehrer  darauf  gerichtet  ist  und  die  Uebang 
in  der  Erkennung  sich  erweitert. 

Die  Lehrer  der  Hilfsschulen  erhalten  Zulagen,  ca.  200 — 250  M. 
jiro  .fahr,  die  Klassen  haben  meist  nur  20  Schüler,  Knaben  und 
Mädclioti  gleicher  Unterrichtstufon  werden  gemeinsam  unterrichtet.  Als 
Erfolge  werden  in  Aachen  t>()  Proz.  erwerbsmäßige  angegeben,  für 
Dresden  IU*J  Proz.  Letztere  Zahl  ist  für  Hallescbe  X'erhäUnisse  zu 
hoch,  da  in  der  Halleschen  Hilfsschule  zu  unserem  Verdruß  immer 
noch  einige  wenig  bildungsfähige  Elemente  mitge.scbleppt  werden, 
die  in  eine  Idiotenanstalt  gehörten.  Doch  werden  bei  uns  wohl  '/s 
brauchbare  Menschen. 

Die  deutschen  Hilf.sschulen  sind  seit  1898  zu  einem 
Verbände  unter  der  Leitung  des  Stadtschulrates  Dr.  Wehr- 
hahu  -  Hannover  zusammengetreten.  lÖOl  wurden  in  Deutschland 
ermittelt  HXt  Hilfsschulen  mit  3*»  Klasen  und  7KX)  Schülern,  fast 
das  Doppelte  des  Bestandes  vom  Jahr  1^98.  Schon  in  Städten  von 
15iXXl  Einvvohnei-n  sind  für  Einrichtung  einer  besonderen  Klasse  ge- 
nug Schwachbefähigte  vorhanden.  Bemerkenswert  dagegen  ist,  daß 
unter  den  :52  Städten  in  Deutschland  mit  über  ](M)OtV)  Einwohnern 
München  un<l  Stuttgart  es  HHü  noch  zu  keiner  Hilfsschule  gebracht 
hatten.  Nach  einer  19U2  gemachten  Mitteilung  von  Dr.  tiörke  ent- 
behren von  öl)  deutschen  Hilfsschulen  12  völlig  des  Arztes.  1902 
wurden  in  Cliarlottenburg  zwei  Hilfsschulen  mit  zusammen  dreistufigem 
Lehrsystem  eingerichtet.  Neu  und  zum  erstenmal  wohl  geübt  ist 
die  von  der  Scliulverwaltnng  zu  Cliarlottenburg  getroffene  Einrichtung 
da(S  zwei  Kinder,  die  infolge  körjyerliclier  (Jehrechen  ihre  Wohnung 
nicht  verlassen  können,  in  der  Woche  einigemal  von  zwei  Hilfslehre- 
rinnen in  ihren  Wobiiuiigenaufgesuclit  werden,  damit  sie  wenigstens  den 
notw<;ndigsten  Unterricht  erhalten.  In  England  und  Amerika  hilft  man 
sich  in  solchen  Fällen  auf  die  Art,  daß  man  die  Kinder,  die  nicht 
gehen  können,  in  Wagen  früh  zur  Anstalt  abholt  und  abends  nach 
Hause  fahren  läßt. 

Hilfsschulen  bestehen  auch  in  zahlreichen  Städten  des  Aus- 
landes. Dr.  Bourneville  erstattete  Ende  der  neunziger  Jahre 
einen  Bericht  in  der  Kommission  für  Ueberwachung  der  französischen 
Inenanstalteii  in  Paris  und  machte  auf  die  Notwendigkeit  aufmerksam, 
die  Bildungsfähigen  unter  den  Irren,  die  sogenannten  Scliwachbefähigten, 
in  besonderen  Unterrichtsklassen  unterzubringen.   Im  März  IH'.U  wurde 
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iii  L  0  n  <l  0  n  der  erste  Versuch  mit  einer  Hilfsklasse  gemacht.  Es  scheinen 
die  Kinder  dieser  Klasse  auf  einer  tiefereu  Stufe  zu  stehen  als  unsere 
bildungsfähigen  Kinder  der  Hilfsscliulen,  denu  man  nimmt  dort  auch 
Schüler  auf,  die  lediglich  stumpf  und  stupid  sind.  Man  beschäftigt 
sie  dementsiirechend  mit  Handarbeiten  und  „angemessener  geistiger 
Uebung".  Es  werden  auch  Stotterer  diesen  Klassen  einverleibt. 
Bis  1»96  waren  60)  Schüler  in  Sammelklassen  an  2.'5  verschiedenen 
Stellen  Londons  untergebracht.  Die  Schule  für  zurückgebliebene 
Kinder  in  Amsterdam,  welche  vom  „Verein  für  zurückgebliebene 
und  mit  Sprachfehlern  behaftete  Kinder"  gegründet  wurde,  erhielt  vou 
der  Stadt  im  Jahre  IlMX)  s;^<H»  iM.  Für  UKJ.'}  ist  der  städtr.sche  Bei- 
trag anf  21(0)  M.  erliöht.  Desgleichen  bestehen  Hilfsschulen  in  Rotter- 
dam und  im  Haag.  In  Chicago  ist  nach  Art  der  deutschen  Hilfs- 
schulen eine  Schule  für  Kinder  eingerichtet,  welche  vom  Unterricht 
normaler  Kinder  ausgeschlossen  sind.  Diese  Schule  ist  bis  jetzt  die 
einzige  ihrer  Art  in  den  Vereinigten  Staaten;  sie  trägt  den  Namen 
Chicago  Hospital  School.  Sie  nimmt  anscheinend  nicht  bloß  schwach- 
befähigte  Kinder  auf,  sondern  auch  gebrechliche,  nervöse,  sonst  kranke 
Kinder  mit  Sprach-  und  llörfchlern.  Ferner  hat  die  Schule  das  He- 
son<lere,  daß  sie  gleichzeitig  als  Ausbildiingsinstitut  für  Lehrer  und 
Päegeriunen  für  schwachsinnige  (scliwachbefähigteV)  und  gebrechliche 
Kinder  dient.  Auf  tirund  laufender  Berichte  der  Lehrer  und  l'Hege- 
rinnen  werden  von  der  Chicagoer  Universität  genaue  Studien  über 
die  Psychopathologie  der  anormalen  Kinder  angestellt.  Die  Schule 
erhält  Schüler  aus  alten  Teilen  der  Vereinigten  Staaten  und  vergrößert 
sich  beständig.  Sonst  sind  un^  noch  von  Hilfsschulen  solche  in  Wien, 
Basel,  Zürich  und  Christian ia  bekannt. 


Antaarieth,  Gi/mnatialdirrkttr,  Brrichl  über  Hie  öl  heuiUworteten  Fragebogen  belrejftni 
II  ilfttchulen  für  Sihieaeluiimiijr ,  ZtiUiehr.  f.  Sehulgemntdhfittjißege  (1S94) 
^C!>/.     Bericht  der  Siliuny  ßlr  Srhulyetundhriltpflegr  iu  Nilrnberg. 

Xlaebe,  Entuiur/  rum  Aiubnu  der  Ililfttch  nie  ru  Hfäle  a.  S.  (1900).  Klaelte  itt  Pmk- 
tUccr,  mtt  ffrnßfm  Er/ol-g  langjähriger  Lehrer  an  der  Ilalletrhen  Ilil/ttchaie. 

Tirctn,  B.,  Der  geint  ig  Xur  U  ckgebliebenr  und  teinc  Pßrgr  in  dtn  ertten  Lehrni- 
jähre»,  Dretiien- lUatrwitz  (ISSS),  Selbstverlag.  Ref.  in  JCeiltchr.  /.  Schulgetuitdlieiti- 
liflege.  Allgrmeinrr.rntiindliehe  Anleitung  für  Ellrrn.  Der  VerfoMer  ipricht  avt 
l'ing/ilhrigrr  Erfahrung. 

Wintarmaan,  A,,  Leiter  der  Uilfttrhule  in  Bremen,  Dir  Hilf$tchnlen  Oeut»ehlnndt 
und  der  deuttfhtm  Schmeiz,  Koltrrdam,  Wien  utid  Chritti<xna  tu  Anfang  de»  Jähret 
1X98.  LnngeiuaJta,  Hermann  Beyer  Sühne.     M.  1,SS. 


5.  Maßnahmen  zur  erziehlichen  Weiterbildung  von  Schulktuderu 
außerhalb  der  Schule. 

Seh  ülerbitil  iot  hek  en. 
Die  Kanzlei  der  Gesellschaft  für  Verbreitung  von  Volksbildung, 
Berlin  NW.,  Lübeckerstr.  »>  hat  als  Organ  der  Gesellschaft  für 
Volksbildung  im  Jahr  IHS'S  zur  Neugi'ündung  von  Volksbibliotheken 
oder  zur  Unterstützung  von  bereits  bestehenden,  l(j627  Bände  ab- 
gegeben. Sie  sendet  diese  ßttcher  vorzugsweise  an  ärmere  Ge- 
meinden und  Vereine  und  erhält  sie  zumeist  von  freiwilligen  Gebern 


aus  Berlin. 

Die  (Jeselischaft  hat  im 


180!)    Bibliotheken    mit   r)S2(;4    Bänden 

Diese   Neueiurichtnng   von  Bibliotheken    geht    schon 

Handbuch  ikr  Hyfkae.    Suppl.-Ild.  IV, 


Jahre  1902  im  ganzen  Deutschen  Reiche 
begründet    und    unterstützt, 
eit  Jahren   vor 
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sich.  Besonders  erfreulicli  entwickeln  sich  die  von  der  Gesellschaft 
ins  Leben  fiernfenen  Wanderliibliotlieken.  Die  (iesellschaft  liat  jetzt 
358  Wunderliibliotheken  mit  17  75t)  Bänden,  die  alljäliiiich  gewechselt 
werden  ktinneii. 

Schülervor  Stellungen. 
lOJiKX)  M.  wurden  im  Juni  HX)3  von  einem  Bremer  Borger  dem 
Komitee  für  Veranstaltungen  von  Theatervorstellungen  für 
Volksschüler  in  Bremen  übergeben.  Die  in  der  Umgegend  von 
Bremen  wohnenden  Kinder  erhalten  freie  Eisenbahn-  oder  StraKen- 
bahnfuhrt. 

6.  Un«nt|s;ettHche  Lehrmittel. 

Die  Lehrmittelfreiheit  wurde  im  Dezember  1900  von  der  hessi- 
schen Abgeordnetenkammer  mit  •'.,  Majoriliit  aiigelehiit.  Die  Stadt 
Fürth  plante  dagegen  Lehrmitteifreiheit  für  die  Volksschüler  mit 
schätzungsweisen  Küsten  von  40U(X)  M.  In  Norwegen  und  der 
Schweiz  ist  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  in  der  Vorschule 
vielfach  eingeführt.  In  Main  z  dagegen  wurden  sie  abgelehnt,  obwohl  nach 
der  Statistik  78  Proz.  der  Eltein  der  Volksscliüler  unter  KKX)  M.  Ein- 
konunen  hatten.  Der  Berliner  Lehrerverein  wies  noch  ungünstigere 
Verhältnisse  nach,  und  zeigte,  daß  bei  einem  Mehraufwand  von  2..5<j  M. 
der  \'olksschüler  erst  62  M.  der  Stadt  koste  gegenüber  dem  Doi)i)elten 
für  höhere  Schüler.  Anfang  UX)1  hat  .sich  die  Bevölkerung  in  Luzern 
entgegen  dem  Standpunkt  der  Behörden  für  die  Unentgeltlichkeit  der 
Lehrmittel  ausgesprochen.  England  hat  seit  1870  die  allgenieiue 
Schulpflicht  vom  5. —  I.'J.  Jahr  eingeführt.  Der  Unterricht  in  de» 
„Board-Schools'' ,  der  allgemeinen  Volksschule,  ist  unentgeltlich, 
und  die  Schulverwaltung  liefert  den  Schülern  nicht  nur  die  sämt- 
lichen Schulbücher,  Schreibhefte,  Tafeln  und  sonstige  Lehrmittel, 
sondern  auch  das  Material  zu  Handarbeiten,  zum  Kochen,  zu  Wäsche 
u.  s.  w.  kostenlos. 


7.  Gemeinsame  Erzteban^. 

I  n  n  1  a  n  d.  Die  auf  dem  Lande  wohnenden  Schulkinder  beiderlei  Ti e- 
schlechts  werden  schon  aus  äußeren  Gründen,  mangels  genügender  An- 
zahl, gemeinsam  unterrichtet.  In  den  Stadtschulen  dagegen  sitzen  Knalten 
und  Mädchen  nur  in  den  Ililfsklassen  für  Schwachbegabte  zusammen  und 
auch  hier,  wie  auf  dem  Lande  gibt  dies  Zusammenleben  keinen  An- 
stoß zu  Bedenken.  In  den  Normalschulen  ist  bei  uns  strenge  Tren- 
nung angeordnet ;  die  Mädchen  müssen  da,  wo  Knaben  und  Mädchen 
in  benachbarten  Räumen  oder  Gebäuden  unterrichtet  werden,  die 
Schule  zu  anderer  Zeit  als  die  Knaben  verlassen.  Wir  halten  diese 
Trennung,  abgesehen  von  besonderen  Fächern,  wie  weibliche  Hand- 
arlieil,  und  abgesehen  von  einer  zweckmäßigen  Einschränkung  gewisser 
Turnüimngen  bei  Mädchen,  für  unbegründet,  wenn  hierbei  ausschließ- 
lich Bedenken  sittlicher  Natur  vorliegen.  Unserer  Erfahrung  nach 
verliert  der  Umgang  mit  Mädchen  sehr  an  dem  Geheimnisvollen 
und  der  Pikanterie,  wenn  die  Kinder  im  gemeinsamen  \'erkehr 
sich  kennen  lernen ,  und  die  gegenseitige  Beobachtung  ist  sicher 
die  beste  Maßnahme  gegen  eine  unpa.ssende  Handlungsweise.  In 
großen   Städten    wie   Hamburg,   Frankfurt,   Berlin   spielen  die  jungen 
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Leute,  Faniiliontöcliter  und  Gäste,  ohne  jeden  Zwani^'  iJir  Tennis. 
Die  jungen  Leute  lernen  sich  kennen  und  achten  und  niemand  er- 
wartet etwas  anderes  von  iiinen  als  ihre  ans^cuehnie  <  Jesellschaft.  Das 
sind  nun  zwar  keine  Schüler  mehr,  es  zeifit  sich  aber,  ilaiS  der  ge- 
sellige Verkehr  zwischen  jungen  Leuten  und  die  genicinsaiueu  Interessen 
in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  nicht  in  l^nziemlidikeiten 
führen.  Knaben,  welciie  keine  Schwester  besitzen,  in  der  sie  das 
weibliche  Wesen  ehrtin  und  hochachten  lernen,  betrachten  sehr  leicht 
die  Mädchen  als  etwas  Reizvolles  und  Unbekanntes,  sie  suchen  dann 
Gelegenheit  zu  Annäherung  auf  dem  Schulwege.  Diese  Gefahr  wird 
bei  geiiieiu sanier  Erziehung  außerordentlich  verkleinert*). 

Für  junge  Mädchen,  welche  das  Gymnasium  besuchen  wollen,  wird 
es  da,  wo  kein  Mädchengymnasiuni  ist,  zur  Notwendigkeit,  sich  der 
Knabenschule  einreihen  zu  lassen.  Aus  dieser  Erwägung  heraus  hat  der 
Badische  Scliulrat  liMJI  gestattet,  daß  eine  Schülerin  des  Karlsruher 
Mädchengyinuasiums  in  das  Pforzheinier  Knabengyuinasiuui  aufge- 
nommen wurde.  Auf  verschiedenen  Schulen  {kleinen  Realschulen) 
hat  man  sehr  gute  Erfahrungcin  mit  dem  gemeinschaftlichen  Unter- 
richt gemacht.  Die  sittliche  (iefährdung  ist  in  viel  geringerem  Grade 
vorhanden  bei  gemein  schaff  liciier  als  bei  getrennter  Erziehung.  Für 
die  Zulassung  der  Mädchen    in  die   höheren  Knabenschulen   beschloß 


^JliK)2  iler  Wiesbadener  Krauentag  aus  tinanziellen  tJründen  zu  pef.i- 
^^^onieren.  Dr.  Knittel  teilte  aus  Erfahrung  badlscher  und  württem- 
^H^gischer  Gymnasialschuhui  mit,  daß  der  gemeinsauje  Unterricht  von 
^^^nabeii  und  Mädchen  nirgends  nachteilig  empfunden  worden  sei. 

Ausland.  Die  Aufnahme  von  Mä(ichen  war  llKJl  gestattet  an 
den  städtischen  Knabengymnasien  in  Kern,  Schaffliausen,  Winter- 
thur  und  anderen  Schweizer  Städten.  Die  erste  gemeinsame  Schule 
für  Mädchen  und  Knaben  in  Finland  wurde  1HH3  ins  Leben  gerufen, 
als  ein  von  Vereinen  unterstütztes  Privatunteruehmen.  Inzwischen 
gibt  es  ungefähr  30  gemein-same  Gymnasien  und  fa.st  überall  eben- 
solche Elementarschulen,  Die  Gesundheit  der  Mädchen  hat  nach  ärzt- 
lichen Untersuchungen  durch  die  gleiche  Arbeit  mit  den  Knaben  nicht 
^*  gelitten,  in  Sprachen  waren  die  Mädchen  voraus.  Seit  IWIl  ist  es 
^Pin  Italien  begabten  Mädchen  gestattet,  an  dem  Unterricht  der  Kiiaben- 
gyninasien  teilzunehmen,  und  zwar  unter  Beobachtung  gewisser  An- 
slandsregeln.     Das  erste  derartige  Gymnasium  war  das  in  San  Remo, 
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8.  Badegelegenheit. 

Bäder  wirken  in  zweierlei  Weise  vorteilhaft:  einmal  reinigend,  zum 
anderen  erfrischend.  Durch  beides  wird  das  gesundheitliche  Wohl- 
befinden gefördert.  Trotzdem  gibt  es  noch  viele,  welche  die  in  den 
Schulen  befindlichen  Badegelegenheiten  für  entbehrlich  halten.  Unseres 
Erachtens  ist  das  eine  Geldfrage.  Städten,  die  durch  den  Schul- 
etat derart  finanziell  belastet  werden,  daß  sie  an  die  Grenze  ihrer 
Steuerkraft  gelangt  sind,  ist  es  nicht  zu  verargen,  wenn  sie  aus  der- 
artigen Rücksichten  einmal  einen  Schulneubau  ohne  Badegelegenheit 
ausführen.      Wünschenswert  sind   Schulbäder  aus   dem  Grunde,    weil 

•l  Eine  gute  ZuBammenfaasiing  der  Vorzüge  und  Nachteile  der  Kemeiusameii 
Erziehung  (C-oeiJukation)  gibt  unt«r  Anführung  einer  reichen  Literatur  L.  ßurgcr- 
Btein  in  Btirgcrstein  uiui  Netolilzky,  Handbuch  d.  Schulhygiene,  'i.  Aufl. 
S,  498  ff,  (1902). 
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die  Kinder  durch  diese  zur  Reinhaltung  der  Haut  und  zum  Tragen 
reinerer  Wäsche  veranlalit  werden.  Zugleich  wird  hierdurch  die 
Schulhift.  verbessert. 

Die  BenutzuuR  der  Schulbäder,  die  in  Deutschland  wohl 
ausscJiließiich  in  Form  der  im  BetrieU  bitligeu  Brausebäder  ausgeführt 
sind,  ist  eine  wechselnde.  Es  kommt  da  ganz  auf  die  jiersönliche 
Einwirkung  der  Lehrer  an.  Durchschnittlich  baden  die  Kinder  im 
Somrner  liäutiger  als  im  Winter,  und  Knaben  in  größerer  Zahl  als 
die  i'tn|itindlicheren  oder  auch  weichlicheren  Mädchen.  Aus  München 
wird  der  Durchschnitt  der  Badenden  sehr  gering,  auf  33  Proz.,  be- 
rechnet, im  Maximum  allerdings  H5  Froz.,  was  nur  unsere  Bemer- 
kung über  den  |jersönlichen  EintiulS  des  Lehrers  zu  bestätigen  scheint. 
Aus  einer  Berliner  Vo!ks.schule  wurde  vom  Winter  l!S95'96  über 
eine  Badefreijuenz  von  ca.  70  Proz.  der  Knaben,  30 — 40  Proz. 
der  Mädchen  berichtet.  Aus  Zürich  1899 
Angabe  über  Jahreszeit  oder  Geschlecht. 
Stimmer  einzelne  Knabenklassen  bis  zu  95 
chenklassen  meist  zu  äü  Proz.  Im  Gegensatz 
wird    mitgeteilt ,     daß    das    Scbulbad    in    einer 


gar   von  85  Proz.,  ohne 

In    Halle    baden    im 

bis  99  Proz.,   die    Mäd- 

zu   diesen   Berichten 

Geraer    Mittelschule 


1902     von     der    Mädchenabteilung 
Knabenabteilung    nur    sehr    wenig 


überhaupt    nicht     und    von    der 
benutzt    worden    ist.     Das    Bad 


für  eine  neue  nahegelegene  Bczirksschule  Verwendung  finden. 
Auszuschließen  vom  Bade  sind  Herzkranke,  Rheumatiker  und  sehr 
blasse  Kinder,  für  die  lauwarme  Bäder  besser  geeignet  sind.  Die 
Kosten  für  den  Betrieb  werden  für  die  Schulbäder  in  Zürich  auf 
11  Centimes  pro  Bad  berechnet. 

Im  Sommer  sind  Flußl>äder  sehr  empfehlenswert;  Gratis- 
bad ekarten  für  Unbemittelte  und  billige  Badekarten  an  bemittelte 
Schüler  erleichtern  die  Benutzung  und  werden  wohl  in  allen  größeren 
StSdten  ausgegeben.  190()  wurden  in  Berlin  den  Gemeindeschülern 
4I)(Xki  Flußbadefreikarten  zur  Verfügung  gestellt,  in  Breslau  1H93 
15ÜX»  Flußbadekarten  unentgeltlich  und  13 «KKj  Karten  für  5  Pf.  Auch 
in  Frankreich  stellen  einzelne  Städte  ihren  Schülern  viele  Tausende 
von  Bademarken  zur  Verfügung.  Ebenso  in  Wien.  Ueber  Schulbäder 
vergl.  Burgerstein  und  Netolitzky,  Handb.  d.  Schulhygiene. 
2.  Aud.,  S.  414,  775  (1902). 


%  Unentgeltlioh(^r  Sctiwhaniunterricht  In  Volks-  und  Bürgor- 

schulen. 

Unentgeltlicher  Schwimmunterricht  für  Schüler  ist  in  vielen  Städten 
teils  durch  eigens  dazu  gebildete  Vereine,  so  in  Hamburg,  Königsberg, 
Dresden,  Magdeburg  u.  s.  vv.,  teilweise  auch  mit  Zuschüssen  der  Stadt- 
verwaltungen eingerichtet  worden.  In  einigen  Orten  winl  der  Unter- 
richt mit  Erfolg  erst  einige  Stunden  im  Trockenen  aufsogen. 
Schwinimhöcken  erteilt  und  zwar  mit  gutem  Erfolg  in  Elberfeld 
und  wohl  auch  in  Königsberg.  Aus  dem  Linde  des  Sports, 
aus  England,  wird  berichtet,  daß  in  London  18991900  38  176  Knaben 
und  Mädchen  auf  Veranlassung  der  Schulbehörde  Schwimmunterricht 
erhielten.  Daß  dies  aber  in  anderen  Stallten  des  Sportlandes  nicht 
zutrifft,  zeigt  Birmingham,  wo  1896  von  30000  Schulkuaben  der  Stadt 
nur  0,6  Proz.  Schwimmunterricht  genossen.  In  Paris  veranstaltet 
die  Dii'ektion  des  Volksuntorrichtes  Wettschwimmen,  bei  dem  Medaillen 
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verteilt  wurden,  und  an  welcliem  mehr  als  50  Schiller  der  städtischen 
Schulen   teilnahmen. 

10.  Eislauf. 

Das  gesundheitsfördernde  Sclilittschuhfaliren  wird  ärmeren  Kindern 
möglich  gemacht  durch  Ausleihen  von  Laufschuhen  (Berlin, 
Eislaufsektiou  des  Vereins  für  gesuudheitsgemälSe  Erzietinng  der 
Jugend.  Prag  1897;  'M))  durch  Ausgabe  billiger  Eislauf- 
karten (Berlin)  oder  unentgeltlicher  Eislautl'arten  (Prag 
1897:  4700.  Preslau  18i»3:  2-i(X))  endlich  durch  Einrichtung  und  Frei- 
gabe von  Schulliöfen  (München  1894:  10  Plätze)  und  von  Siiieiplützen 
(Berlin,  Defiutation  für  das  städtische  Turn-  und  Badewesen  1901} 
zu  Eislau  ffi  1. ätz  en.  In  Braunlage  wurde  l!^9ri  der  obligato- 
rische Tnruunterricht  der  Genieindeschüier  an  einem  Tage  in  jeder 
Woche  in  Form  von  Ski(Schneeschu  h -junterricht  erteilt.  Auch 
von  den  Volksschülern  in  Lieben  au  (Oesterreich)  in  schneeiger 
Gegend   wurde  Skisport  getrieben. 

11.  Jugeiidsplele. 

In  einer  Preisschritt  des  Prot.  Fuchs  in  Lüttich  wurde  (1898) 
mitgeteilt,  daß  auf  einen  Schüler  von  seinem  lU.— 19.  Jahr  in 
Deutschland  20(MXt  Arbeitsstunden  mit  fiiiO  Turnstunden,  in  England 
KUXK)  Arbeitsstunden  mit  4500  Turnstunden  kommen.  —  In  Eng- 
land werden  eine  Menge  tüchtiger  Sportsleute  erzogen  und  die  ver- 
minderte Arbeitszeit  hat  seinen  äußeren  Erfolgen  als  Kulturvolk 
keinen  Ertrag  getan. 

In  Deutschland  ist  erst  in  neuerer  Zeit  der  Freiluftspielsport 
volkstümlich  geworden.  Es  ist  dieses  namentlich  der  unermüdlichen 
Tätigkeit  des  Zentralansschusses  zur  Förderung  des 
Volks-  und  Jugendspiels  in  Deutschland  unter  Führung 
von  Sehe  ncken  dorf-tJorlitz,  Dr.  nierl.  F.  A.  Schmidt  in  Bonn  und 
Prof.  Raydt- Leipzig  zu  danken.  Außerdem  werden  in  einem  beson- 
deren Seminar  in  Leipzig  unter  Leitung  des  Seminardirektors 
Dr.  Pabst  folgende  Kurse  zur  Ausbildung  von  Lehrern  und  Lehrerinnen 
erteilt:  Handfertigkeit,  Schulgartenpflege,  Informationskurs  für  Schul- 
aufsichts-  und  Verwaltungsbeamte,  dann  für  Lehrer  und  Lehrerinnen 
für  Volks-  und  Jugendspiele,  sowie  Wanderkurse.  Die  Spielkurse 
sind  sämtlich  kostenfrei.  Der  Zentralausschuß  gibt  ein  Jahrbuch 
(Verlag  U.  Voigtländer,  Leipzig-R.l  heraus,  in  welchem  über  alles  auf 
Jugendspiele  Bezügliche  berichtet  wird.  Außerdem  wurden  1901 
Lehrerkurse  erteilt  in  Aachen,  Barmen,  Bielefeld,  Bonn  a.  Rh., 
Braunschweig,  Frankfurt  a.  M.,  Königsberg  i.  Pr.,  Königshütte  O.-S., 
Magdeburg,  Ohligs  a.  M.,  Posen,  Stolp  i.  P.,  Lehrerin  nen  kurse 
wurden  erteilt  in  Bonn,  Braunschweig,  F'rankfurt  a.  M.,  Königsberg, 
Krefeld.  Der  Zentralaus.scbnß  für  Volks-  und  Jugendspiele  berichtet 
über  seine  Tätigkeit  in  den  10  Jahren  von  189(1 — 1899,  daß  zu  sach- 
kundigen Leitern  der  Spiele  'STM  Lehrer  und  195t>  Lehrerinnen  aus- 
gebildet wurden.  Nach  den  Antworten  von  (ilö  Orten  mit  über 
50(X)  Einwohnern  wird  das  Spiel  an  457  Orten  gepflegt.  Die  Zahl 
der  S[iielplütze  stieg  im  gleichen  Zeitraum  von  1  UJ(j  auf  20iL',  die 
SpielplatzHäche  von  9'/,,  auf  18'/,  Hill.  ha.  Vielfach  werden  jetzt 
die   Schulhöfe   als  Spielplätze   benutzt.     Von  Vorteil   ist  daselbst  das 
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Vorhaiuleiisein  des  Klosets,  der  Wasserleitung  zum  Trinken  und 
Wasciien ,  sowie  die  Gelegenheit  zum  Kleiderwechsel  bez.  zur 
Kleideraufbewalirung.  Dies  sind  die  unabweislidi  notwendigen  Bei- 
gaben zu  oiiieni  Spielplatz.  Die  beaufsiclitigenden  Lehrer  werden 
wohl  meist  bezahlt.  An  den  Leipziger  Bürgerschiil(>n  erhielt  VJ()\ 
jeder  Leiter  für  die  Spielsaisoti  von  durchschnittlich  27  Tagen  200  M., 
in  Hamburg  liHM)  in  20  Wochen  50  M.  Für  jede  Knabenabteilung 
wurden  zur  AnschatTung  von  (Zieraten  150  M.  ausgeworfen,  für  In- 
standhaltung derselben  TjO  M.  Wie  groß  in  manchen  Städten  die  Be- 
teiligung der  Schüler  an  den  Jugendspielen  ist,  zeigt  die  Zahl  von 
4\HM)  Kindern,  die  im  Sommer  lirKiK)  auf  den  6  Spielplätzen  Ham- 
spielten. 
Im  Ausland.  In  Oesterreich  wird  das  Jugendspiel  mit  Eifer 
betrieben.  So  hat  der  Wiener  Stadtrat  im  August  1902  die  Mittel  zu  einer 
50iK.Klqm  großen  Anlage  mit  Garten.  Kinderspielplatz,  Jugendspielplatz, 
einem  Eislaufplalz  und  Garderobehtttte  bewilligt.  Seit  1X00  besteht  in 
Prag  ein  Jugendsiiielausschuli  des  deutschen  pädagogischen  Vereins. 
Auf  beiden  Prager  Spielplätzen  spielten  IIHKJ  rund  14  000  Kinder  in 
724  Spielgruppen.  Bei  der  Deutschteindlichkeit  in  Prag  ist  die  Mitteilung 
der  Zeitschrift  für  Gesundhoifsptlege  11)02.  S.  ö32  nur  mit  \'(irbehalt 
wiederzugeben,  daß  im  .lahre  1!'02  die  liöhmische  S]iarliaj.se  in  Prag 
dein  deutschen  Verein  für  Jugeudspiele  100000  Kr.  hat  zukommen 
lassen,  von  welcher  Summe  ein  Teil  zunächst  zur  Erwerbung  und 
zweckmäßigen  Einrichtung  eines  geräumigen  Spielplatzes  verwendet 
werden  sollte.  In  Dänemark  erhielt  der  „Ausschuß  für  gemein- 
scliaflliche  Spiele  der  dänischen  Jugend"  lSi(7  vom  Reichstag  einen 
jährlichen  Zuschuß  von  r)(KJO  Kr.  In  den  beiden  letzten  Jaliren 
189H,  1H!]9  sind  unter  Beihilfe  des  Ausschusses  an  107  Schulen, 
davon  S6  auf  dem  Lande,  die  Jugendspiele  eingeführt  worden. 
Wie  vorgeschritten  die  Spielplatzfrage  in  England  ist,  beweist 
Umstand,  daß  London  allein  annähernd  <S0(X»  Spielplätze 
die  der  Stadtverwaltung  unterstellt  sind.  Für  die  Unterhaltung 
Ptiege  dieser  Plätze  hat  die  Stadt   etwa  2  Mill.  M.  in  den  Etat 


der 
hat, 
und 
eingestellt. 


u  nd   Juge »d- 


B.  T.  Bohenkendorff    und    F.  A.  Sohmidt,    Lthrbueh  für     Volki- 
spiele.    R.    VoigtländeTK    Verlag  in  Leiptig. 


12.  ScbUleransflQge. 

Einen  zusammenfassenden  Bericht  über  die  Wanderungen  der 
Schuljugend  in  den  Jahren  1HÜ9,  IflOO,  1901  gibt  der  Schuldirektor 
Dr.  Otto  Beyer  in  Leipzig  im  Jahrbuch  für  Volks-  und  Jugend- 
spiele 19t)2.  Zu  Schülerreisen  sind  das  Riesengebirge  und  der 
Harz  sehr  geeignet.  Wesentlich  zur  Erleichterung  der  Kosten  trägt 
bei  gemein.samen  Schülerausflügen  der  stets  gewährte  halbeFahrpreis 
bei,  sodann  in  den  deutschen  Mittelgebirgen  das  Vorhandensein  von 
Studenten-  und  Schülerherbergen;  die  ersten  Versuche  mit 
derartigen  Gasthäusern  wurden  im  Sommer  1892  in  Brückenberg  und 
Petersdorf  im  Riesengebirge  gemacht.  1H9<)  standen  in  derartigen 
Herbergen  bereits  4H0  Betten  zur  Verfügung.  Von  der  Zentral- 
leiluug  der  deutschen  Studentenherbergen  in  Hohenelbe  werden  für 
Benutzung    der     Herbergen    im    Riesengebirge    durch  Vermittelung 
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der  Schulanstalt  Leptirnationskarten  ausgegeben.  Den  Legitimierten 
werden  PreiserniäUigurigen  vun  10  bis  33  Proz.  gewährt.  Die 
Schülerherbergen  im  Harz ,  entstanden  auf  Veranlassung  des 
Harzklubs  (Zentral vorstand  in  Quedlinburg) ,  werden  gelobt.  Trotz- 
dem hat  der  Besueli  derselben  abgeuüniinen.  lK!)f<  wurden 
von  Min  Schulen  'M46  Karten  eiitnoiumen,  UHHi  dagegen  von  nur 
1(K)  Schulen  nur  2i')&2  Karten.  Indes  ist  die  Einrichtung  probeweise 
auch  noch  im  .lalire  UH)3  beibehalten  worden.  Nach  dem  Riesen- 
gebirge unternahmen  Zöglinge  Berliner  höherer  Schulen  AustJüge 
von  4  Wochen  Dauer  mit  D.'i  M.  Kosten.  Schülerwanderutigen  nach 
den  Al]>en  unternahm  und  leitete  ein  Berliner  Oberlehrer.  Die 
Alpenreise  kostete  bei  15  Tagen  Dauer  alles  in  allem  pro  Kopf  110  M. 
■■'.„  der  Züricher  Alltagsschüler,  auch  ein  Teil  der  höheren  Schul- 
zöglinge beteiligten  sich  an  den  dort  veranstalteten  2-tägigen  Schul- 
ausflügen, zum  größten  Teil  unter  Selb.stzahlung  der  geringen  Kosten. 
Von  der  fla  11  eschen  Oberrcalschule  wurden  mehrere  2-tägige  Aus- 
flüge der  oberen  Klassen  nach  dem  Harz  veranstaltet,  ferner  1-tägige 
Ausflüge  in  die  nähere  Umgegend  von  den  unteren  Klassen.  Auch 
in  Hamburg  wurden  IfKlO  von  einer  Lehrerkonnnission  8  Ferien- 
ausfiüge  veranstaltet.  Aufgefordert  waren  nur  Volksschüler,  es  nahmen 
aber  auch  unaufgefordert  höhere  und  Privatschüler  teiL  Der  Dresdener 
Volkswohl  verein  veranstaltet  seit  1893  Kinderausfahrten  in  den  Wald, 
wälirend  der  Ferien  und  an  schulfreien  Nachmittagen,  von  nuttags  bis 
abends  dauernd  unter  Beteiligung  von  etwa  KXtO  Volksschülern,  später 
auch  von  Angehörigen  höherer  Schulen.  Die  Fahrt  wurde  durch  kleine 
Beiträge  seitens  der  Kinder  bestritten.  Die  Steingutfabrik  Villeroy 
Ä  Booch  schickte  in  den  Ferien  täglich  eine  Anzahl  Arbeiterkinder 
unter  Leitung  eines  Lehrers  in  die  Umgebung  der  Stadt  unter  Leistung 
eines  ansehnlichen  Beitrages  für  Fahrt  und  Verpflegung.  Größere 
Ferienwanderungen  veranstalteten  ISIKI  Augsburg,  dann  Leipzig  und 
Bremen,  teilweise  auf  Kosten  von  Wohltätern.  Die  erste  Berliner 
Wanderkoionie  ging  llCiO  ab  mit  15  (ienieindescbülern  auf  Veranlassung 
eines  Kinderfreundes.  Die  Kosten  betrugen  pro  Tag  und  Teilnehmer 
ca.  3  M.  Infolge  des  befriedigenden  Ergebnisses  entsandte  jener 
hochherzige  Spender  (James  Simon)  nunmehr  30  Kinder,  die  Knaben 
unter  Führungeines  Lehrers  in  den  Harz,  die  Mädchen  mit  einer  Lehrerin 
ins  Kiesengebirge.  Nach  einem  in  der  Berliner  Stadtverordneten- 
sitzung gestellten  Antrage  fanden  vom  Sommer  liJOl  ab  FerienausHüge 
von  Volksschulkindern  in  Abteilungen  von  50  — (JO  statt  zu  Fuß  oder 
mit  Benutzung  von  Eisenbahn  und  Dampfer  in  die  Umgebung  Berlins. 
Gleiche  Veranstaltungen  entstanden  in  Schöneberg,  früher  schon  in 
Oldenburg  und  Hamburg. 

In  den  Ferienspielen  für  schwache  Kinder  in  K refeld  spielten 
lltOl  täglich  durchschnittlich  891»  Kinder  (gegen  314  im  Jahre  1895) 
in  den  Morgenstunden.  AuBerdctn  wurden  im  gleichen  Jahre  mit 
Milch  und  Brot  ge.speist  17125  Kinder  für  etwa  2200  M.  In  Bonn 
spielten  iu  den  Ferien  1896  250  Kinder  im  Tagesdurchschnitt,  1899 
Ö77  Kinder. 

Ausland.  PariserFerienausflüge.  Die  Kinder  der  Ferien- 
klassen unternehmen  Ferienausflüge  in  die  Umgebung  von  Paris  von 
der  Dauer  eines  halben  oder  ganzeti  Tages.  Von  den  420(X>  Kindern, 
die  im  Jahr  1899  die  Ferienklassen  besuchten,  haben  mehr  als  die 
Hälfte  au  den  Ausflügen  teilgenommen,  durchschnittlich  mit  0,83  frs. 
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Kosten  auf  jedes  Kind.   Davon  zahlt  die  Stadt  die  größere  Hälfte,  die 
kleinere  Hälfte  wird  von  den  Scliulklassen  getragen. 

Sonstige  Ferienpflege:  Ferienscii  ulen  in  Nord- 
amerika haben,  ähnlich  wie  die  in  den  Ferien  geöffneten  Kinder- 
horte in  Paris,  den  Zweck,  auf  die  Kinder  auch  in  der  schulfreien 
Zeit  durch  Unterricht  und  Sjiiel  erziehlich  einzuwirken  und  sie  dem 
verderlilichen  Einfluß  des  Stralit-niebens  zu  entziehen.  Die  erste  der- 
artige Ferienschule  wurde  1H71'  in  Bo.stou  errichtet.  Ort  des  Unter- 
richts .sind  die  Rfiuuie  der  ött'entlichen  Schule.  Die  Dauer  eines  Kursusr 
beträgt  4  bis  8,  in  der  Regel  (i  Wochen,  es  finden  täglich  zwei  Kurse 
zu  je  3  Stunden  statt.  Die  Kosten  schwanken  zwischen  5  und  »5  Cts. 
pro  Kind  und  Tag.  Für  die  10  New  Yorker  Ferienschu  len 
betrugerr  die  Kosten  bei  sechswöchentlichen  Kursen  und  ca.  426<> 
Schülern  im  Jahre  181H)  17  Kifi  Dollars,  entsprechend  nahezu  öiMXK»  M. 
Ferienschulen  bestehen  in  allen  bedeutenden  Städten  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Die  Beschäftigung  besteht  in  Handarbeit. 
Zeichneu,  Schneidern,  Nähen,  Kochen. 

Für  Tagesausflüge  hat  der  bekannte  Großkaufmann  Schwab, 
auf  Staten  Island  eine  herrlich  gelegene  Uferstrecke  gekauft» 
um  daselbst  15(Xi — 2(MKi  armen  Kindern  New  Yorks  Seebäder  und 
Gelegenheit  zum  S|deloii  und  zur  Erholung  bieten  zu  können.  Den 
Kindern  sollen  freie  Damiiferfahrt  und  eine  gute  Mahlzeit  gewährt 
werden  (August  UK)2). 


13.  Die  Speisung  und  Kletdung  armer  Kinder, 
a)  Notstände  in  den  Volksschulen. 

Der  Mangel  an  genügender  Nahrung  und  Kleidung  tritt  bei  den 
ärmeren  Schulkindern  aller  Orten  hervor,  llesonders  macht  sich  der 
Notstand  im  Winter  geltend,  wo  durch  die  .\rbeitsnot  des  Vaters  d.<is 
Essen  zu  Hause  knapp  wird  und  die  dürftige  Kleidung  nicht  ausreicht 
um  genügenden  Schutz  gegen  die  Kälte  zu  gewähren. 

Einige  Berichte,  fast  ausschließlich  nach  den  Beobachtungen  der 
Lehrer,  teilweise  auch  der  Schulärzte,  mögen  den  Umfang  der  Not 
erläutern.  In  einer  L  e  i  ])  z  i  g e  r  B  e  z  i  r  k  s  s  c h  u  1  e  erwiesen  sich  im 
Winter  liK)2  U3  nach  Untersuchung  durch  den  Schularzt  126  Knaben 
und  74  Mädchen  als  ungenügend  ernährt.  Sie  wurden  in  der  Folge 
in  der  10  Uhr  Pause  mit  Milch  versorgt.  Wie  die  Tagesblätter  melden, 
wurde  im  Dezember  UI02  in  Ilmenau  (Thüringen)  in  der  Bürger- 
schule durch  Umfrage  festgestellt,  <laf!  über  lOt  Kinder  zur  Schule 
gekommen  waren,  ohne  vorher  etwas  Wartues  genossen  zu  haben.  In 
München  waren  1HS8  1577  Kinder  während  der  Mittagsstunden  sich 
selbst  überlassen.  Davon  kamen  nur  s.32  in  <lie  Suppenanstalten.  175 
waren  ohne  Mittagsbrot. 

In  Wien  konnten  18ti7  nur  4(X)0  von  den  140(X)  Kindern  eines 
Schulkreises  von  ihren  Eltern  genügend  ernährt  werden.  Von  den  über- 
bleibenden 10(XNJ  wurden  7(XKJ  von  einem  Vereine  ernährt,  für  mehr  als 
3(H»  Kinder  aber  fehlte  jede  Unterstützung.  In  dem  Bericht  der  statisti- 
schen Sammelstelle  des  Zentralvereins  der  Wiener  Lehrerschaft  für 
den  Schulbezirk  G  m  ü  n  d -Niederösterreich  vom  Jahre  1901  finden 
sich  Angaben  von  54  Schulen  mit  7245  Kindern:  18,0  Proz.  kleidungs- 
bedürftig, 17,7  Proz.  mangelhaft  genährt,  38,9  ohne  Lehrmittel.  Nach 
der  Statistik  des  Lehrervereins  in  Florisdorf  bei  Wien   von  1901 
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wurden  von  den  ö714  Scliulkiiidern  des  Ortes  2805  fast  jeden  Tag 
zur  Erwerbsarbeit  verwendet.  Von  diesen  ginnten  viele  ohne  Fnili:<ttick 
zur  Schule,  ungefähr  HX>  erhielten  kein  Mittagessen,  lÖLl  kein  Aben(ies.sen, 
500  waren  ungenügend  gekleidet,  129  schliefen  in  keinem  Bett.  Nach 
der  Statistik  der  Lehrer  von  IWl  für  Teiilitz  in  Böhmen  über  16 
Schulen  mit  (i(T):5  Kindern  waren  115,5  I'roz.  ungenügend  ernährt, 
271,3  Proz.  dürftig  gekleidet,  5(5  Proü.  ohne  Lehrmittel,  11,7  Proz. 
der  schulbesuchenden  trieben  Erwerb,  i]i  den  olieren  Klassen  gar 
85  Proz.,  mit  einer  Arbeitszeit  von  M—O  Stunden,  die  meist  auf  Bast- 
flecbten  verwendet  wurden. 

In  den  Genieindeschulen  Kopenhagens  fintlen  sich  nacli  den 
Berichten  der  Lehrer  (von  ISOH)  7KK)  Kinder,  die  nicht  alle  Tage 
warmes  Essen  bekommen ,  27C)()  bekommen  solches  nie.  In  den 
Proviuzstädten  bekommen  von  820<K.)  Kindern  warmes  Essen  nicht 
alle  Tage  4000  =  5  Proz.,  nie  warmes  Es.sen  ilt*0  =  über  1  Proz.,  in 
den  Landgemeinden   von  228 (KJC)  Kindern  (iiKtÖ  =  ca.  '^  Proz. 

In  London  kam  nai^li  einem  lloridit  von  1HH8  ein  Drittel  von 
3()0<K)  Schulkindern  nüchtern,  eine  Anzahl  kam  barfuß  in  die  Schule. 

Infolge  dieser  Zustände  hat  sich  als  ein  immer  dringenderes  Be- 
dürfnis die  Speisung  oder  die  Verabreichung  eines  warmen 
Frühstückes  an  arme  oder  von  der  Schule  zu  weit  entfernt  wohnende 
Schulkinder,  besonders  in  der  kalten  Jahreszeit  in  den  großen  Städten  mit 
vielem  sozialen  Elend  erwiesen.  Man  darl  ilabei  nicht  übersehen,  daß 
oft  genug  Nachlässigkeit  der  Eltern,  Bummelei  der  Kinder,  unpraktische 
Wirtschaftsführung  u.s.  w.  nnd  nicht  Not  der  Grund  sind,  daß  solch  ein 
armes  Wesen  kein  Stock  Brot  im  Ranzen  hat.  Doch  gilt  dies  nur  für 
die  Minderzahl.  Denn  so  dringend  und  augenfJUIig  trat  dies  Bedürfnis 
zu  Tage,  daß  sich  diese  Einrichtung  allerorts  eingebürgert  hat.  So 
berichten  Berlin,  Ilamhurg-Altona,  Fraulrfurt,  Leijizig,  Wien,  Mailand, 
Odessa,  London,  Kopenhagen,  Cliristiatia,  Drontheim  von  teilweise  an- 
sehnlichen Leistungen  auf  diesem  Gebiete,  so  gibt  Christiania  jährlich 
9(XHX)<i  Gratisportionen  aus,  Hamburg  175(')(,)0,  Kopenhagen  iöKXH), 
Frankfurt  lÜOÖOd,  desgleichen  Brüssel. 

In  Deutschland  sind  vorbildlich  für  die  Art  der  Speisung 
armer  Schulkinder  die  Berliner  Verhältnisse.  Für  Frühstück  ver- 
wendete IIKX)  in  Berlin  der  Verein  zur  Speisung  armer  Kinder 
und  Notleidender  unter  Beihilfe  der  Stadt  mit  MiMl  M.  im  ganzen 
9815  M.  Die  (ieldbeträge  werdeu  den  einzelnen  Rektoren  überwiesen, 
welche  das  Frühstück,  bestehend  in  Butter-  oder  Schmalzbroten,  warmer 
Milch  und  Roggen mehlsuiipeti  verteilen  lassen.  In  umfassender  Weise 
aber  ist  die  Frage  der  Mittagsspeisung  gelöst  vom  Berliner  Verein 
für  K  inder  volk  sküch  en.  Dieser  hat  nach  seinen  Verwaltungs- 
berichten über  das  Jahr  IWl  02  aus  eigenen  Mitteln,  Aufführungen, 
Gemeindebeiträgen,  Spenden,  Vermächtnissen  und  den  Beiträgen  zah- 
lender Kinder  an  den  durchschnittlich  118  Speisetagen  läglicli  durch- 
schnittlich 2869  Portionen,  im  ganzen  335*395  Portionen  verab- 
reicht, davon  288473  unentgeltlich,  47222  gegen  eine  Vergütung 
von  5  Pf.  pro  Portion  an  diejenigen  Kinder,  deren  Mütter  außerhalb 
des  Hauses  arbeiten  müssen,  üni  den  Kindern  den  Weg  von  der 
Schule  zur  Küche  zu  verkürzen,  sind  für  den  Winter  ]902i03  12 
Küchen  in  allen  Stadtteilen  errichtet,  die  von  ehrenamtlichen  Vor- 
steherinnen geleitet  werden.  Die  Küchen  sind  so  gelegen,  daß  sie 
notleidende  Kinder  von  2.'J3  Schulen  versorgen  können.    Die  Ausgaben 
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des  Vereins  betrugen  im  Rechnungsjahre  1901/02  34872  M.,  der  Kassen- 
bestand 21951  M. 

Erwähnenswert  ist  noch  die  durch  Prof.  Dr.  Walter  Simon  in 
Königsberg  1894  wahrend  der  Winteruionate  im  Anschluß  an  die  dortige 
Volks küclie  ins  Leben  gerufene  .,Kindervolk.sküche''.  Diese  Ein- 
richtung ist  Ijcuierkenswert  nicht  durch  ihren  Umfang,  denn  es  werden 
täglich  nur  mu  Portionen  ausgegeben,  wenn  dies  für  ein  privates  Wohl- 
tätigkf'itsuiiiernehiiieii  auch  eine  beträclitlidie  Leistung  ist.  Das  Be- 
merkenswerte aber  sind  die  Karten  mit  dem  Verzeichnis  der  erhäli- 
lidieii  S[ieiseu  für  Kranke,  weldie  die  Aerzte  zur  Verteilung  erhalten, 
und  auf  denen  der  Arzt  das  für  das  kranke  Kind  Erforderliche  an- 
streicht. Die  Krankenkost  besteht  in  Fleischbrühe  mit  Fleisch,  Milch- 
speisen, Fleisch.  Kakao.  Im  Verkauf  kostet  die  Portion  Essen  für 
ein  Kind  .')  Pf.,  das  große  Stück  lirot  ebensoviel,  auch  ein  Stflck 
Fleisch  ist  für  ö  Pf.  zu  haben.  Die  Kinder  erhalten  so  viel  Essen, 
wie  sie  haben  wollen. 

Speisung  ungenügend  ernährter  Schulkinder  im 
Auslande.  Die  Not  ist,  wie  schon  erwähnt,  am  dringendsten  in 
den  Großstädten,  und  dort  wird  auch  das  Meiste  zu  ihrer  Linderung 
getan.  Wie  in  Berlin,  so  sind  auch  in  Wien  verschiedene  Vereine 
tiilig  in  der  Speisung  bedürftiger  Kinder.  So  hat  der  18H7  ge- 
grütidete  Zentralverein  für  Beköstigung  armer  Schulkinder  Wien  l, 
Liclitenfelsg.  2,  im  Jahr  1901  (10.  November  IIKU  bis  20.  März  1902) 
an  l"7  Wochentagen,  und  zwar  mit  Benutzung  der  W'iener  Volksküchen 
in  Summa  H'.S'2'J  Kinder  verköstigt  und  überdies  hat  er  fünf  Neben- 
beschäftigungsanstalten zu  diesem  Zwecke  85<i0  Kronen  gespendet.  Die 
Einnahme  war  im  Verein.sjahr  112849  Kronen,  die  Ausgaben  106<>30 
Kronen.  Das  Vermögen  betrug  ca.  ;]O0(KKl  Kronen.  Nur  in  einer 
Schule  licsteht  eine  Küche,  und  zwar  in  dem  halb  ländlich  gelegenen 
Inilustriedorf  Florisdorf  mit  Abspeisungin  der  Schule.  Daneben  bestanden 
in  den  einzelnen  Bezirken  Wiens  noch  eine  Annaiil  Vereine  für  Kinder- 
speisuiig.  über  welche  ich  die  Angaben  der  Liebenswürdigkeit  des 
Herrn  Schul]»rofessor  Dr.  Bur gerstein  in  Wien  verdanke.  Von  6 
Vereinen  wurden  um  das  Jahr  1900  herum  im  ganzen  aufs  Jahr  be- 
rechnet ;50(iS5  Kronen  verausgabt.  Ein  Verein  gab  15840  Kost- 
ratiution  ab,  ein  anderer  4:j  156  Liter  Milch,  daneben  wurden  Leber- 
Iran  an  kriinkliche  Schutkinder  verabreicht,  sowie  Kleider  und  Schuh- 
werk an  dürftig  (Jekteidete.  Die  Wiener  Suppen-  und  Tee- 
unstatten,  seit  1870  bestehend,  haben  1897  30000  Portionen  an 
Schulkinder  verabreicht. 

Die  unentgeltliche  Speisung  armer  Schulkinder  am  Mittag 
ist  in  allen  Arroudissements  von  Frankreich  durchgeführt.  Für 
zahleiidi!  Kinder  ist  der  Betrag  10—15  cts.  Die  Verwaltung  ist  der 
Atisiclil,  dali  aus  ethischen  Gründen  nur  da  geholfen  werden  soll,  wo 
di(\  Familien  wirklich  dazu  unfähig  sind.  1898  wurden  5892198 
Porliiitien  unentgeltlich  und  3338  134  Portionen  gegen  Barzahlung  ah- 
gugnben.  Dabei  handelt  es  sich  nicht  nur  um  Speisung,  sondern  auch 
um  erzieluMische  Momente.  Das  Arrondissement  Montmartre  über- 
schreitet mit  .seinen  20t>00  schulpflichtigen  Kindern  den  Schflierbestand 
(li«r  uii'iHteij  großen  französischen  Städte.  Seit  1881  sind  auf  Anregung 
dt«s  Sindrales  von  Paris  Schulküchen  zur  Verteilung  von  warmem  Essen 
IUI  bedürftige  Schulkinder  eingerichtet  worden.  Das  Komitee  der 
Schulkftsse  hat  die  Organisation  und  Ueberwachung   der 
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gewährleistet,  der  Conseil  immicipal  liewilligt  ilie  Kredite.  Ende  1899 
befanden  sich  in  Montmartre  'J'2  Sjieisceinricbtuny;en  tür  f)4  Scliiilen. 
Mit  Ausschluß  der  Mnrf^cnsuppe  und  Vesper  wurden  verteilt  lsii9: 
bezahlte  Portionen  ca.  «(W<MK>,  unentgeltiidie  Portionen  2957(100,  ins- 
gesamt 3825^30  Portionen.  Die  Zahl  der  Morffensnppen  betrug 
12t;  079.  Der  Etat  der  Scliulküchen  bildet  den  Haupttite!  des  Etats 
<ier  Scliulkasse.  Im  Jahr  1H99  betru^'en  die  Gesanitkosten  der  Kasse 
rund  2S00(X)  fres..  wovon  2(H(>0()  frcs.  auf  Schulspeisung  entfielen.  Zu 
den  Kosten  hat  die  Stadt  l'uris  1()40(K)  frcs.  beij;etrajjen.  Der  Erlös 
aus  den  bezahlten  Portionen  betruj;  4:j4(KJ  frcs.  Durchschnittlicb  75 
Proz.  werden  u n ent fiel tl ich  verabreicht;  die  Kosten  stellten  sich  auf 
O.lö  frcs.  pro  Portion.  In  Angers  trat  1871  eine  tJesell.'^chaft  für 
Kindervolksküchen  in  den  Schulen  ins  Lehen.  Gegenwärtig  (März 
1001)  besitzt  die  Gesellscliaft  Vi  Küchen,  die  im  Jahr  lK<il)  i;KK> 
ca.  .'JOfiOOO  Maldzeiteu  verabreichten.  Die  Mittel  der  Gesellschaft 
kommen  zusammen  aus  Mitgliederbeifrägen  und  Geschenken.  Die 
zahlenden  Kinder  haben  tür  jede  Mahlzeit  10  cts.  zu  entrichten.  Die 
unentgeltlich  zu  beköstigenden  werden  von  den  Schul  vorstanden  vor- 
geschlagen und  die  Verwaltuugskoniuiission  entscheidet  Es  dürfen 
in  keiner  Schule  mehr  unentgeltliche  Mahlzeiten  verabreicht  werden 
als  itezahlte.  In  Genf  bestanden  11KJ2  4  Schulküchen,  deren  Betrieb 
durch  MitgliederbeitrSge,  Siimmlungen,  Veranst-altungen  sowie  Na- 
turaliengeschenke seitens  der  umwohnenden  Bauern  gedeckt  wird. 
Eine  bezahlte  Köchin  wird  unterstützt  von  Lehrerinnen  als  freiwilligen 
(iehilfinnen.  die  Aufsicht  und  Bewirtung  geschieht  durch  sich  ab- 
wechselnde Bürger  freiwillig.  Die  Bewirtung  findet  im  ganzen  Winter- 
scJiulhalbjahr  statt;  sie  kostet  zur  täglichen  Speisung  von  iJOO  Kindern 
30<KiO  frcs.  Der  Durchschnittspreis  der  einzelnen  Mahlzeit  stellt  sich 
danach  wahrscheinlich  auf  30  cts.  =  annähernd  25  Pf.  Außerdem  er- 
halten die  Kinder,  welche  bis  zum  Abend  unter  Aufsicht  im  Schul- 
gebäude verweilen  wegen  Aliwesenheit  der  Eltern  von  Hause,  täglich 
<)  l'hr  aliends  ein  Stück  Brot,  etwas  Schokolade  und  Obst  verabreicht. 

Katienrtehemrhafltberi cht   den    Vereint    für    Kindervolkiktichev  Berlin 

(1901). 
Die   Wokltä ti gkeittrerei ne    der   k.  k.  Haupt-    und  Betidenxttadt   IFien,    heraiu- 

gegeben  vom  Artneiidepartemenl  der  Stndt   Wien,   Wien  (lOüO),    Vertag  dt»  Jfagi-ttratu 

ISSI  S.).     In  KommiJSfion   bei  BrarimiiUer,    Wien, 

14.  Kleldnng. 

Die  Gemeinden  der  Begierung  Köln  haben  für  die  auswärtigen 
Schüler  Reserveschuhe  von  Filz  oder  Holz  angeschafft  zum  Wechseln 
des  nassen  Schuhwerks.  In  einzelnen  Berliner  Schulen  sind  die 
Schüler  angewiesen,  Wechselstrümpfe  mitzubringen.  In  Hamburg 
versorgt  der  wohltätige  Schulverein  bedürftige  Kinder,  deren  Eltern 
keine  Armenunterstützung  erhalten,  unter  anderen  auch  mit  Fußzeug 
und  Kleidung  unter  Aufwendung  großer  Beträge.  1JS89  wurden  für 
Kleider  und  Schuhe  ca.  iHKX)  Mark  ausgegeben.  Auch  in  Ober- 
franken sollen  für  die  ländlichen  Volksschulen  auf  Kosten  der  Schul- 
und  Armenkassen  Filzschuhe  in  der  nassen  Jahreszeit  angeschafft 
werden  (Beschluß  der  kgl.  Regierung  in  Oberfranken  1897).  In  Wien 
wird  im  Winter  für  Lodenmäntel  und  Schuhwerk  gesorgt.  In  der 
Schweiz  bringen  die  Kinder  zu  Anfang  des  Winters  ein  paar  Hand- 
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schuhe  mit.  In  Basel  sornt  eiue  Sehulluchkoinmission  för  Beschaf- 
fung von  Kleitlerätoffeu ,  die  soj;.  Lukasstiftun^  für  Schuhwerk.  Die 
Pestalozzif^esellschaft  siunmclt  <j;ctrageiie  Kleider  und  stellt  brauchbare 
(Tewaiidunjfen  her.  Itn  Kanton  IScrn  wurden  im  Winter  18!>6/lt7 
ca.  7S0<Kj  Frcs.  für  Kleidung  und  Essen  angewiesen.  Im  Kauten 
(iraubünden  mußten  die  Schulkinder  der  Kälte  und  Schnee- 
fälle wegen  und  wegen  der  großen  Entfernungen  teilweise  mittags 
und  teilweise  auch  abemls  am  Schnlorte  bleiben.  Für  solche  Fälle  ist 
eine  Buudessubvention  für  gutes  Nachtlager,  warme  Suppeu  und  trockenes 
Fußzeng  geplant.  In  den  Volksschulen  Dänemarks  ist  für  Schuh- 
wechsel schon  lange  Sorge  getragen. 

15.  Wohltätige  Vereine. 

Nur  durch  freiwillige  Wohltätigkeit  kann  viel  Not  gelindert  werden, 

ausgiebiger  als  es  die  Armcnverwattungun  zu  tun  im  stände  siud. 
Wirksam  ist  diese  iVIaßnahnie  in  fester  Vereinshand.  Der  Berliner 
Verein  für  häusliche  Gesn  ndheit  s  jiflege  unter  dem  Vorsitz 
von  Prof.  Dr.  C.A.Ewald  hat  IDUl,  im  23.  Jahre  seines  Bestehens,  weit 
ülier  4€0()  Familien  Hilfe  gewährt.  Die  Hauptaufgabe  war  die  Liefe- 
rung guter  Milch,  wofür  allein  3.")(KX)  M.  verausgabt  wurden,  aber  auch 
Kakao.  Eier.  Mfdikamentc.  Lebensmittel  und  Brennmaterialien  werden 
in  allen  nötigen  Fällen  gewährt.  Die  vom  Verein  angestellten  Pflege- 
schwestern leisteten  Hilfe  in  schweren  Erkraiikungsfällen.  Die  Bade- 
anstalt in  der  SteinnietzerstralSe  verabtolgte  f><t47  Bäder,  zum  größten 
Teil  unentgeltlich.  Selbstverständlich  kommt  ein  großer  Teil  dieser 
Leistungen  bedürftigen  Schulkindern  zu  (iute.  Der  wohltätige 
Schul  verein  in  Hamburg  hat  den  Zweck,  bedürftigen  Kindern, 
deren  Eltern  keine  Armennnterstützung  erhalten,  Fußzeug  und  Kleidung. 
S]»eisung  und  Lan<lanfentlialt  in  Ferienkolonien  oder  Badekuren  zu 
gewähren.  Für  Bekleidung  wurde  ISöi»  IrST^itK)  M.  ausgegeben.  Von 
der  Speisungskommission  wurden  18'JU  112(K)()  Portionen  verteilt,  im 
Werte  von  16  7U<)  M.  1894  wurden  ]!S7r>  Kinder  mit  einem  Gesamt- 
aufwande  von  SÖtXX)  M.,  im  Jahre  isyy  I27(i  Kinder  mit  einem  Auf- 
wände von  30r>(J0  M.  in  die  Ferienkolonien  entsandt.  Seit  1890  werden 
in  das  Soolbad  Oldesloe  alljährlich  150  Kinder  entsandt.  Auf  aus- 
schließlich eigene  Kosten  entsendet  der  \'erein  in  Ferienkolonien  und 
zu  Badekuren  alljährlich  (>— HO»  Kinder.  Im  Jahr  U*tKt  hat  der 
wohltätige  Schulverein  für  7000  Kinder  an  llOOOO  M.  Unterstützung 
aufgewandt.  Die  Pariser  Administration  sorgt  für  Ca  nt  in  es 
seolaires  (Mittagstisch),  Colonies  scolaires  (Ferienkolonien). 
Dispensaire  s  (Kinderpoliklinik),  C  l  a  s  s  e  s  d  e  tJ  a  r  d  e  s  (Jugendhorte). 
Die  Beiträge  der  Stadt  zu  <leii  Kosten  mehren  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
und  betrugen   IS99  l017(J9ö  Frcs. 

Die  Ligue  F'raternelle  des  Enfants  de  la  France  be- 
zweckt, junge  Leute  und  junge  Mädchen  der  Gesellschaft  anzuregen, 
armen  Knaben  und  Mädchen  der  arbeitundüu  Klassen  zu  helfen.  Die 
Hilfe  erstreckt  sich  auf  Hergabe  von  (ield  zu  Erholungszwecken,  auf 
Entsendung  in  Ferienkolonien,  auf  Unterbringung  in  Anstalten.  Pen- 
sionen, I'^amilieiiptlege  namentlich  auf  dem  Lande,  behufs  Erziehung 
zum  landwirtschaftlichen  Beruf 

Die  Gesellschaft  zählt  140<K)  tätige  Mitglieder,  es  bestehen  20  Lokal- 
komitees in  allen  Gegenden  Frankreichs.  Im  Jahr  1899  betrug  das 
Budget  109  (KH)  Frcs. 
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16.  Kinderhorte. 

Deutschland.  Welche  Gefahren  den  Kindern  aus  dem  Vaga- 
bundieren erwachsen,  geht  aus  den  statistischen  hcliördlicheii  Aiifiaben 
hervor,  wonach  allein  in  Berlin  zwischen  IHXJ  und  il5<>  Kinder  iilijährlich 
durch  Straßenunfälle  schwer  verletzt  und  zum  Teil  getötet  werden. 

Es  ist  nicht  möglich,  alle  aufsichtslosen  und  verwahrlosten  Kinder 
auf  staatlichem  Wege  mit  Hilfe  des  Fiirsorgegesetzes  zu  erziehen. 
Nach  der  Zusammenstellung .  welche  ein  Reddersen  in  Bremen  im 
Dezember  1895  als  dritte  üebersicht  der  Deutschen  Knaben-  und 
Mädchenhorte  hat  drucken  lassen,  bestanden  damals  in  Deutschland 
172  Kinderhorte  in  4  Städten.  Leider  ist  nach  1895  keine  Zusammen- 
stellung der  Deutschen  Kinderhorte  mehr  erschienen ;  zweifellos  aber 
hat  sich  deren  Zahl  bis  auf  die  Jetztzeit  ganz  wesentlich  vermehrt, 
da  ihr  Nutzen  als  vorbeugender  Schutz  gegen  Verwahrlosung  immer 
deutlicher  hervortritt. 

In  den  Kinderhorten  finden  vorzugsweise  Kinder  Aufnahme,  welche 
vor  abends  ihre  Eltern  nicht  zu  Hause  finden.  Die  Gesuche  um  Zu- 
lassung zu  den  Horten  sind  -  wenigstens  in  Halle  —  wesentlich 
zahlreicher,  als  Plätze  gewährt  werden  können.  Die  Kinder  werden 
in  den  Horten  in  den  freien  Naclimittagsstunden  bis  gegen  Abend  zu- 
nächst mit  Erledigung  ilirer  Schularbeiten,  dann  mit  Handarbeit. 
Schnitzereien,  Pap])arbeiten,  wenn  nötig,  auch  mit  Ausbessern  ihrer 
Kleidungsstücke  ü'schäftigt.  Es  werden  die  Kinder  nachmittags  in 
den  Horten  mit  Miiclikaifee  und  Brödelien  beköstigt.  Im  Sommer 
wird  einige  male  in  der  Woche  gemeinsam  ein  FlulJbad  genommen.  Die 
Horte  stehen  unter  der  Leitung  von  freiwillig  sicli  erbietenden  Lehrern 
und  Lehrerinnen,  welche  eine  kleine  Geldeutschädigung  dafür  erhalten. 
Die  Geschäftsleitung  liegt  in  den  Händen  einer  Privatgesellschaft,  der 
eventuell  der  Stadtschulrat  und  stets  einer  der  Hortleiter  angehört. 
Als  Unterkunft  dient  eine  unentgeltlich  überlassene  Schulklasse.  Der 
Verein  Kinderhort  in  Berlin  wurde  im  Jahre  1HK3  vom  städtischen 
Schulinspektor  Schulrat  Dr.  Zwick  ins  Leben  gerufen.  Der  Verein 
umfaßte  1903  24  Anstalten  in  allen  Stadtgegenden  für  etwa  12tXl  Kinder. 
Die  Mittel  werden  durch  freiwillige  Gaben  beschafft.  Anscheinend 
unabhängig  davon  ist  der  Verein  „Mädchenhort"  in  Berlin  von  einer 
Anstalt  im  Jahr  1884  auf  l.'J  Anstalten  mit  8(X)  Schülerinnen  gestiegen. 
In  Halle  an  der  Saale  mit  189.T  7  Horten  ist  die  Zahl  der  Horte  i;X)3 
auf  12  Horte  mit  480  Kindern  gestiegen.  Dieselben  hatten  am  1.  Ajtril 
19<)2  eine  Si>areinlage  von  ^i22ö  M.  Die  Hortkinder  erhalten  diese 
Einlage  beim  Verlassen  der  Schule  zurück.  Zu  Weihnachten  wird 
ihnen  durch  freiwillige  Beiträge  eine  Bescherung  mit  Ansprachen  umi 
kleinen  Autfübrnugen  zu  teil. 


Kinderhorte  im  Ausland. 

Wiederum  steht  in  der  sozialen  Pflege  Frankreich  obenan. 
Dort  werden  die  Jugendorte  (Classes  de  Garde)  in  neuerer  Zeit 
ganz  auf  Kommunalkosten  erhalten.  Zur  Zeit  bestehen  338  Horte. 
Während  der  Ferien  im  August,  September  bleiben  3<  W  Horte  von  8  Uhr 
morgens  bis  0^  .,  Uhr  abends  geotfiiet.  Beschäftigt  werden  die  Kinder 
mit  Schulaufgabe«,  Handarbeit,  Spiel,  Spaziergängen,  Speisung.  Allein 
die  Honorare  für  Beaufsichtigung  betragen  im  Jahre  (ilÜOOO  Frcs. 

In  Schweden  sind    die  Jugendhorte  nicht  im  Anschluss  an  die 
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Schulen,  sondern  als  teilweise  private  Uuiernehnuins  zu  einem 
tigen  sozialen  Faktor  fiej^en  die  V'ervvalirlüsuii;,'  geworden.  Um  Kindern 
die  iluien  niaiifielnde  Erzieltntifj;  zn  teil  werden  zu  lassen,  ohne  sie  den 
Eltern  und  ihrem  Heim  dauernd  zu  entziehen,  dienen  in  Schweden 
Arbeitshorte.  Die  Kinder  lernen  sich  selbst  zu  helfen,  und,  indem 
man  sie  in  fiewinnbritifiender  Arbeil  unterweist  den  „Wert  der  Arijoit** 
als  das  Mittel  zu  sozialer  Unahliäufiiykeit  zu  schätzen.  (Iriinderin  dieser 
heute  über  ganz  Schweden  verbreiteten  und  von  Gemeinden  und  Stadt- 
verwaltungen subventionierten  Arbeitsliorte  ist  Frau  Anna  Hierta- 
Retzius.  Sie  grüntlete  mit  ZtihiH'enahme  einer  dem  Andenken  ihres 
Vaters  gewidmeten  Stiftung,  der  ,,Lars  llierta?.  Minne",  IHHl  in  Stock- 
holm den  ersten  Arbeitshort,  für  Kinder  von  7—14  Jahren.  Der  Er- 
folg war  so  außerordentli<;h,  dalS  bald  mehr  Horte  dem  ersten  folgten 
und  jetzt  hat  jeder  der  zwölf  Stadtbezirke  Stockholms  seinen  Ar- 
betstugor.  In  diesen  werden  L'HM)  Kinder  unterwiesen  um!  be- 
aufsichtigt, AulJerdem  giclit  es  noch  in  den  füirigen  Städten  Schwedens 
30  solcher  Horte.  Zur  Neugrünilung  je<le.s  Hortes  erhält  das  jeweilige 
Komitee,  je  nach  Bedarf  ;U)0-  7(K)  Kronen  aus  der  „Lars  Hiertas  Minne"' 
und  die  gleiche  Summe  v((n  Frau  H  ier  la-Retzius.  Doch  wird  die 
Bedingung  daran  geknüpft.  dalJ  der  in  Frage  konimcn<le  Ort  denselben 
Beitrag  dazu  geben  müsse.  Es  werrlen  nur  Kinder  von  ganz  un- 
hemittelten  Eltern  mit  Hilfe  der  Lehrer  ausgesucht,  die  oft  über- 
liaupt  kein  Heim  und  keinen  Vater  haben.  In  den  Horten  werden 
zwischen  (H)  und  2iXi  Kindern  aufgenommen,  welche  in  Klassen  von 
10  12  unterrichtet  werden.  Bei  ihrer  Ankunft  erhalten  sie  ein  warmes 
Mahl,  dann  gehts  an  die  Arbeit.  Es  wird  keine  Arbeit  gewälilt.  welche 
schädlich  für  die  Augen  ist.  Ferner  sollen  die  Kinder  sich  möglichst 
frei  bewegen.  7 — y-jiilirige  werden  mit  Späne-,  Korb-  und  Bast- 
Hechtereien,  sowie  mit  groben  Handarbeiten  beschäftigt.  Vom  10.  bis 
14.  Jahre  werden  Handwerke  erlernt.  Jeder  Knabe  und  jedes  Mädchen 
muß  beim  Austritt  aus  dem  Hort  deren  zwei  gründlich  verstehen. 
F-s  wird  geschustert,  geschneidert,  Körbe  werden  gcHochten,  Bürsten 
gebunden.  Tische  und  Stühle  gezimmert,  Decken  und  Kleiderstoffe 
gewebt,  Netze  angefertigt,  Schlosserarbeiten  gemacht  und  dergleichen 
mehr.  Den  Unterricht  erteilen  gelernte  Handwerker  unter  Aufsicht 
der  jungen  Damen.  Einmal  im  Jahre  werden  die  fertigen  Arbeiten 
in  einem  Bazar  versteigert,  und  der  Erlös  deckt  nicht  nur  die  Kosten 
füi-  Neuanschart'nng  des  .Materials,  sondern  trügt  noch  zur  sonstigen 
Erhaltung  der  Horte  bei.  Für  jedes  Kind  ist  außerdem  jährlich  ein 
kleiner  Beitrag  von  nur  15—20  M,  nötig,  der  aus  freiwilligen  Spenden 
oder  aus  Stadtzuschuß  gedeckt  wird.  Mit  einem  verhältnismäßig  geringen 
Kostenaufwand  werden  die  verwahrlosten  und  verkommenen  Kinder  unter 
dem  beständigen  Einfluß  wohlwollender  und  geldldeter  Frauen  zu  guten 
und  brauchbaren  McMis<'hen.  Keins  der  aus  den  Horten  entlassenen  Kinder 
ist  in  seinem  späteren  Leben  mit  der  Polizei  in  Kollision  gekommen. 
Wenn  die  Kinder  Heißig  sind  und  sich  gut  betragen,  bekommen  sie 
als  Belohnung  Material  mit  nach  Hause,  um  auch  an  den  freien  Nach- 
mittagen arbeiten  zu  können.  Was  sie  da  schaffen,  wird  ihnen  be- 
zalilt,  der  Verdienst  wird  von  ihrer  Lehrerin  in  einer  Sparkasse  an- 
gelegt. Das  wirkt  teilweise  auch  auf  arbeitslose  Eltern,  die  den  Kindern 
ihr  Handwerk  ablernen.  Seit  dem  Bestehen  der  Horte  haben  sich 
die  Bettler  in  Schweden  beständig  vermindert.  Die  Kaiserin  von  Ruß- 
land ließ  ein  Buch  über  diese  Horte  in  ihrem  Namen  in  Rußland  ver- 
öffentlichen. 
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In  0  est  er  reich  wurde  erst  im  Jahre  \S9H  eine  lebhafte  Be- 
wefiiinp  zu  tiunsten  der  Einrichtung.'  von  KinilerhurtiMi  tlurdi  eine  Kon- 
ferenz der  Wiener  Lelirer  eingeleitet,  welche  sicii  für  allgemeine  Einfüh- 
rung von  Kinderhorten  aiisspradi.  Ein  Verzeichnis  der  damals  bestehen- 
tlen  österreichischen  Horte  findet  sich  in  der  Zeit>-cbr.  f.  Schnlgesund- 
heiispHege,  189(3,  S.  7!>. 

t«ll«r,  Marl«,  ArbfiUhorte  für  KimUr.  XriUehr.  /.  Jugfvdßlnorgf,  Jahrg.  S  (1901), 
S.  iJS  f.  Sehr  tolUtil ndiije  und  antchaultelw  Danlellumj  Jri  A'iiiiJf r/itirtwete im  in 
Sehiceden. 
17.  Schnlsparkassen. 
S  chüter  V  e  rsic  lie  r  n  n  y:en  in  Fraiikreicli  werden  bewirkt 
—  urch  alhvöclientliclie  Einzahlung  von  10  cts.,  von  denen  ;">  cts.  dein 
Einzahler  in  ein  iicr.-ünliclies  Heftchen  eingetragen  werden.  Die  Ueber- 
schüsse  werden  einem  Heservefonds  nnd  einem  Altersversiclierungs- 
fonds  zugeführt.  Zweck  dieser  Kassen  ist:  a)  die  Familien  des  Spar- 
einlegers in  Tagen  der  Krankheit  zu  unterstützen,  b)  eine  Altersrente 
zu  gewähren,  c)  Zahlung  von  Begrähniskusteu.  Tritt  das  Kind  aus 
der  Schule,  so  bleibt  es  Mitglied  der  Gesellschafl  unter  den  gleichen 
Bedinguugen  bis  in  .sein  Alter  hinein.  Die  persönlichen  Leistungen 
werden  durch  die  Beiträge  des  Staates  nahezu  verdopiielt.  Am  31.  März 
187Ö  existierten  in  Frankreich  nicht  weniger  als  S71  Sclullerversiche- 
rungsgesellschaften  mit  zusammen  4<hh;mh>  Mitgliedern.  In  Belgien 
bestanden  lH9i)  bereits  Äifi  Schülerversicherungsgesellscliaften.  Die 
Verwaltung  der  liesellschaft  geschieht  uuler  Unterstützung  des 
Ministeriums  durch  die  Stadtverwaltung  unter  Mithilfe  der  Lehrer. 
Die  Einrichtung  bezweckt,  daß  Kinder  in  früher  .lugend  schon  an  die 
Sorgen  des  Lebens  durch  Krankheit  und  Arbeitsunfähigkeit  denken 
und  dafür  gemeinsam  s])aren  sollen.  Der  Umsatz  der  Scdiülerspar- 
kassen  ist  ein  bedeutender.  1H95  betrug  er  rund  llfCUOCHJ  frcs. ; 
1891  rund  13240000  frcs.  Infolge  der  Einrichtung  der  Postsparkassen 
ist  der  Umsatz  der  Schülersparkassen  zurückgegangen.  Er  betrug 
1897  nur  noch  ilSftXKM)  frcs. 

In  Flen  sb  u  r  g  besteht  eiu  Spar  verein  für  Konfirmanden, 
seine  Mitgliederzaht  iietriigt  rund  27('Ki,  die  für  rund  ;U»OLi  Kindersparen. 
Der  Zweck  dieser  Sparkasse  ist  Ersparung  von  Beträgen  für  die 
Kosten  der  Konfirmation.  Seit  Gründung  des  Vereins  sind  an  rund 
3200  Konfirmanden  l'>4.">00  M.  im  Laufe  von  10  Jahren  ausgezahlt 
worden.  Auch  in  Halle  wird  auf  den  Schulen  gespart  und  zwar 
von  den  Schülern  der  Kinderhorte.  Die  Ersparnisse  werden  bei  Ge- 
legenheit des  Schulabganges  und  der  Konfirmation  ausgezahll.  Am 
1.  April  UKJl  betrugeir  die  Sjiareinlagen  von  4^0  Halleschen  Hort- 
schülern  nahezu  ;HiOO  M.,  also  pro  Kopf  durchschnittlich  etwas  über 
62  M. 

18.  Waisenpflege. 

Bei  Erwähnung  der  Waisenpflege  als  einer  von  den  Einrichtungen 
zur  Fürsorge  für  ttedürftige  Schulkinder  kann  es  sich  an  dieser  Stelle 
nur  um  einen  kurzen  Hinweis  handeln,  mit  Schilderung  der  Be- 
stimmungen eines  deutschen  Waisenhauses  (Halle)  und  Hinweis  auf 
einige  ausländische  Besonderheiten.  In  das  Waisenhaus  zu  Halle  werden 
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die  Kinder  mit  dem  10.  Lebensjahr  aufgenommen.  1)  Die  Kinder 
müssen  vaterlos  sein.  2)  Die  Kinder  müssen  ehelicher  Ge  — 
burt,  evangelischer  Konfession  und  nicht  verwahrlos  "A 
sein.  3)  Die  lünder  lileilien,  wenn  sie  nicht  begabt  sind,  auf  de  :^ 
Bürgerschule  utul  werden  dann  durch  (iie  Waisenrüte  eventuell  unter 
gebracht,  um  etwas  zu  lernen  (Handarbeit,  Kaufmann, Buchhandel u. s.w. 
wenn  sie  begabt  sind,  gehen  sie  aufs  Gymnasium,  machen  da  ^s 
Abiturienlenexamen,  empfangen  Stipendien  u.  s.  w.  4)  Die  Kostei^^iii 
für  Ernährung,  Erziehung  und  Ausbildung  trägt  da=.  f 
Waisenhaus,  wenn  kein  \'  e  r  m  ö  g  e  n  vorhanden  i  s  tr^K. 
Sind  die  Waisen  begütert,  so  falten  mindestens  die  Zinsen,  die  doch  den::^«! 

betrettenden   Kinde  gehören,  dem  Waisenhaus  zu.     5)  Die  Kosten  für: t 

ein    Waisenkind    werden    kapitalisiert    auf   10(K)0  M.    berechnet        L 
jährlich  b  etragen  sie  et  wa  4  00  M.  ■ 

In  Wiesbaden  besitzt   der   Bezirksverband  einen  Waisenfonds      "V 
dessen  Unterstützung  durchschnittlirh  bis  zum  14.  Lebensjahr  gewähr«*! 

wird.     Die  jälirlichen  Ptlcgegelder  betrageu   110  — IfyJ  M.     Die  Unter 

bringung  der  Pfleglinge  geschieht  auf  Antrag  des  Ortsbürgermeisteri^^ 

in    Faniilienpttege.     Die   Zahl   der   dergestalt  in  Pflege  jährlich  unter 

gebrachten  scliuliiflichtigen  Kinder  schwankte  zwischen  1174  im  Jahr( 
1884,ls.s5  utid  95(>  im  Jahre  l,s97,18ltH.  für  diese  Kinder  und  außer 
dem  für  200  schulentlassene  Lehrlinge  betragen  die  alljährlich  auf- 
zuwen<ienden  .Mittel  110—120000  M.  Die  Einkünfte  stjunmen  hei— 
zur  großen  Hälfte  aus  den  Zinsen  eines  Kaidtals,  zu  je  einem  kleinen 
Viertel  aus  Staatszuscimß  und  HauskuUekten.  Der  zinstragende  Fonds, 
wurde  längere  Zeit  hindurch  aus  einer  Sparkasse  und  einer  Bank  ver- 
stärkt, so  daß  er  im  Jahr  19(h)  auf  rund  1  rH3(J0(Kt  M.  angewachsen  war. 
Ausland.  In  E  n  g  1  a  n  d  wurden  für  Waisenkinder  größere  Waisen- 
häuser bereits  zu  Anfang  des  ID.  Jahrhunderts  bei  Bristol  begründet. 
In  diesen  Anstalten  wurden  mehr  als  2(,KKi  Kinder  jährlich  beherbergt. 
Die  laufenden  Ausgaben  betragen  .'>20tKKJ  M.  In  neuerer  Zeit  hat  man 
in  Lim  dun  sog.  Scattered  Homes  für  die  Waisenkinder  eingerichtet. 
Das  sind  zerstreut  liegende  Häuser,  welche  kleine  Ansiedelungen 
außerhallt  der  größeren  Städte  bilden.  In  diesen  wohnen  ungefähr 
12— lf>  Kinder  unter  der  Leitung  von  Hauseltern  oder  Hausmüttern. 
In  diesen  Häusern  wird  unter  den  Bewohnern  ein  mögiicht  voll- 
kommenes Familienleben  gefülirt.  Die  Kinder  besuchen  von  dort  aus 
die  Ortsschule.  Eine  große  Anzahl  Waisenhäuser  sind  in  Ungarn 
gegründet,  lutherische,  katholische,  israelitische,  ferner  ein  Waisenhaus 
für  Arbeiterkinder,  das  unter  der  Verwaltung  der  Regierung  steht 
und  ein  Nerniögen  von  mehr  als  1  Mill.  Kr.  besitzt.  In  Indiana 
wenlen  die  Waisenkinder  nur  in  Familien  untergebracht,  die  vorher 
v«>n  xuverlässigen  Beamten  geprüft  sind.  Ein  Teil  der  Kinder  wird 
auch  in  Waisenhäusern  verpflegt,  aus  denen  zum  größten  Teil  befrie- 
dlii«n<ie  Berichte  vorliegen. 


19.  Krüppelpflege. 

Dout  schlau  d  zahlt  jährlich  12  Mill.  M.  für  Krüppel  an  Uuter- 
^jj,. .......    ^,|,„^,   j|„ß   ihnen  Heilung   gebracht  wird.     Nur  2  Proz.  der 

y,.  losen    Krüppel    sind    bis  jetzt  in  Anstalten    untergebracht. 

der    Ko>t    lebt    verwahrlost    von    der   Armenpflege.     Anstalten    sind: 
K»Nni>jl.  Uayorische  ZeutrataustÄlt  für  Erziehung  und  Bildung  krüppel- 
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iiafter  Kinder  in  München,  Oberlinhaus  bei  Potsdam,  Johannisstif't  iu 
Craeau  bei  Magdebtirt;,  Krüiipelanstult  in  Angerhiirg  iu  OstpreulSeu. 
Im  ganzen  sind  in  Deuts-cliland  22  Krüpiiellieinie  in  Wirksamiieit  ge- 
treten. Ein  Verzeichnis  derselben  findet  sieli  in  dem  Aufsatz  von 
Dr.  Theodor  Seh  iifer- Altonain  der  Zeitschrift  „Die  Jiigeniifürsorf'e'", 
•lalirg.  '.i.  ]'J(}2.  Die  Lehrmeister  in  diesen  Anstalten  sind  seJ!»st 
Jvriii»iiel.  Die  Mädchen  lernen  Ilansarbeit,  die  Knaben  Handwerke. 
Auch  werden  mit  Krfoljj;  betrieben:  feinere,  ein  stiwisses  Geschick  und 
Talent  erfordernde  Arbeiten,  wie  Kunstbihlhauerei,  Kunstmalerci,  Kiinst- 
Btickerei.  Aus  der  Münchener  Anstalt  ^elit  der  fjrößte  Teil  der  Zög- 
linge nach  a-j;ihrii;ein  Aufetitliait  selbständig  in  Stellun|Jten  über,  nur 
15  Proz.  bedürfen  auch  später  noch  der  Hilfe  durch  die  Anstalt,  nur 
■8  Proz.  verfallen  später  wieder  der  Arinenptlege.  Dabei  belaufen  sich 
<lie  gesamten  Kosten  jährlich  auf  ca.  .')IXJ  M.  Also  ir)fXJ  M.  t,'enüfj;en 
«lazu,  um  einen  Krüpitel  selbständig  zu  machen.  Nicht  nur  die 
Humanität,  sondern  auch  das  ökonomische  Interesse  der  Nati<in 
fordert  es  ilauach,  dali  hier  energisch  eingegritlen  wird.  Es  würden 
dadurch  dem  Staate  nicht  mehr,  sondern  weniger  Kosten  entstehen: 
weit  schwerwiegender  als  der  pekuniäre  Vorteil  wäre  aber  der,  daß 
«ler  Staat  viele  lästige  Mitglie<ier  los  werden  und  dafür  ebenso 
viele  nützliche  Mitglieder  der  menschlichen  (iesellscbaft  wieder  er- 
halten würde.  Vorläufig  bleibt  diese  Aufgabe  eine  solche  der 
öffentlichen  Woidtätigkeit  und  von  Vereinen,  die  sich  das  Ziel 
stecken,  den  Krü|)pelii  durch  den  Rau  geeigneter  Anstalten  Hilfe  zu 
bringen.  Mit  Verständnis  für  diese  Tiitsachen  bewilligte  die  Stadt 
Berlin  einen  Beitrag  von  r>(.KK)  M.  für  den  Oberlinvereiu  zum  Besten 
eines  Krüppi.'lliaitdwerkerhauses  (ca.  ISHÖ).  Der  Arzt  des  städtischen 
Krankenhauses  in  Lieguitz  Di*.  Krnkcnberg  bemängelte  bei  der 
Münchener  Anstalt  nur.  daß  daselbst  Operationen  ausgescliiossen  sind. 
Wer  aber  gesehen  hat.  was  die  moderne  Orthopädie  in  wesentlicher 
Besserung  der  (iebrauchsrähigkeit  vorher  unltrauchbarer  Gliedmullen 
leLstef.  wird  sieb  der  K  r  uken  be  r  gscbeu  Meinung  rückbaltslos  an- 
schließen. Soviel  uns  bekannt  ist,  werden  orthopädische  wie  operative 
Eingriffe  im  Krüfipelbeim  dos  Pfarrers  Knudsen  unternommen  (s.  u.). 

K  r  ü  p  p  e  l  p  f  l  e  g  e  im  Ausland. 

Die  erste  Anstalt  für  Krüppelpflege  in  Dänemark  war  die  zu 
Anfang  der  70er  Jahre  begründete  .\nstalt  des  Pastors  Hans  Knudsen 
in  Ko])enliagen.  Bis  l'.iOT)  hat  die  An-stalt  Tfifitl  Krüp|>eln  ihre  Dienste 
erwiesen.  In  Ko]ienhageu  besteht  ein  Verein,  welcher  sich  der  Ver- 
krüppelten annimmt,  eine  Klinik  utit  Operations-  uuil  Krankenzimmern 
und  außerdem  eine  Ilandarbeitsschule  unterhält,  In  der  Klinik  wird 
jeder  bedürftige  Verkrüppelte  jeden  Alters  zugelassen,  außer  wenn  er 
bereits  der  Armenpflege  anheim  gefallen  ist.  Die  Handarbeitsschule  hat 
Raum  für  IfiO  Zöglinge.  Das  Heim  ist  ausschließlich  für  die  Pflege 
Verkrüpjielter  bestimmt.  Das  Kostgeld  beträgt  für  einen  jungen  Mann 
y/M)  Kr.,  für  ein  junges  Mädchen  oder  Kind  2l'ü  Kr.  jährlich;  Er- 
mäßigungen oilei'  Frciptätze  werden  häufig  bewilligt.  Das  Heim  hat 
]M  Plätze. 

In  S  c  h  w  e  d  e  n  finden  wir  .\  n  s  t  a  l  f  e  n  für  Verkrüppelte,  und 
zwar  zwei  sog.  H  e  i  m  e  in  S  t  o  c  k  li  o  I  m  und  H  e  l  s  i  n  g  b  o  r  g  und  zwei 
Arbeitsschulen,  einein  Stockholm,  die  andere  in  Göteborg. 
Das  Heim    in    Stockholm   hat   17ö  Betten,   davon   3«  Freibetten.-    Es 
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werden  Knaben   und  Mädchen    von  3—12  Jahren  iiuf(ieiioniineu.     Die 
schnlpfliclififien  unter  ilinen  werden  Woclientaf^rs  3  Stunden  nachmittags 


rk 
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Dil 


Arbeite 

ältere  Pfleglinge  bestimmt  und  hat  SU  Ketten.  Ebenso  ist  von  den  beide» 
Arbeitsschulen  die  Stockholmer  für  Kinder  bestimmt,  und  zwar  zum 
kostenlosen  Unterricht  von  iJö  Kimlern,  während  die  Arbeitsschule  in 
(löteborg  70  Plätze  für  ältere  Zöglinge  hat.  In  Norwegen  wurde 
von  König  Oskar  II.  im  Juli  IDD^  eine  Unterriclitsanstalt  für  5<t  bis 
&}  Zöglinge  vom  7.  Lebensjahre  an  eröffnet.  Die  bereits  damals  in 
Betrieb  befindliche  Privatan.stalt  für  Krüiiiielfiflege  wurde  mit  dieser 
Arbeitsstftte  verschmcdzen. 

In  London  sollten  im  Juni  l'JtJl  Schulen  für  gelähmte 
Kinder  eröffnet  werden.  Wo  es  nötig  sei,  sollten  die  Kinder  im 
Krankenwagen  zur  Schule  geholt  werden.  Für  Mittagsmahlzeit  wird 
gesorgt,  an-sclicinend  nur  teilweise  unentgeltlich.  Auf  diese  Art  kommen 
manche  Kinder  vielleicht  zum  ersten  Male  an  die  Luft.  Es  gibt  in 
London  7ÖÜ  gelähmte  Kinder. 

Die  New  Y  orker  K  Inder  hilfsgesellschaft  hat  im  Jahr  190(> 
Tagesschulen  für  vorkrüiipel  te  Kinder  gegründet,  in  denen 
sie  außer  dem  Elementarunterricht  noch  ein  leichtes  Hauilwerk  er- 
lernen, z.  B.  die  Herstellung  von  billigem  Spielzeug.  So  sind  sie  im 
Stande,  in  ihren  freien  Stunden  zu  Hause  etwas  zu  verdienen.  Ein 
bequemer  Wagen  bringt  die  Kinder  morgens  zur  Schule  und  nach- 
mittags wieder  heim.  In  der  Schule  ist  außer  den  Lehrerinnen,  die 
mit  Krankenpflege  und  Kindergartenwcsen  vertraut  sind,  eine  Pfle- 
gerin, die  die  Kinder  wäscht,  massiert,  verbindet  und,  wenn  nötig  für 
Behandlung  in  der  Armenapotheke  oder  im  Hospital  sorgt.  Die  Räum- 
lichkeiten in  der  Tagesschule  bestehen  aus  zwei  großen  Unterrichts- 
zimmern,  einem  Speisezimmer  mit  auschlieliender  Küche  und  einem 
großen  Aiikicideziinmer  zum  Verbinden.  Baden,  Massieren.  Für  Spei- 
sung und  Kleidung  ist  gesorgt.  An  der  Seeküste  ist  ein  Erholungs- 
heim  für  die  Krüj)pel  eingerichtet. 

In  Minnesota  wurde  1W7  das  enste  staatliche  Hospital  für 
verkrüppelte  Kinder  gegründet.  Das  medizinische  Kollegium 
der  staatlichen  Universität  ist  verpflichtet,  die  Kinder  unentgeltlich 
zu  behandeln.  Für  das  2.  und  ;5.  Jahr  seines  Bestehen  wurden 
MOW)  M.  bewilligt. 


I 
I 


KmkaBbsrg,    Htrmann    (Chirurg,    Direktor  de»    tliidtuiehen    k'ranketihauteg    tii    l.ieyniU) 
Veber    Atutalli/ilrtorge   ßlr    Krüppel.      /AingeviaUa ,     Hermann     Beyer    it-   liökne 

laos.  40  Pf. 


30.    Schulärzte*). 

Nachdem  schon  am  Ende  des  IH.  .(ahrhunderts  der  Wiener 
Arzt  Johann  Peter  Frank  in  seinem  „System  einer  vollständigen 
medizinischen  Polizei"  eine  eingehende  Schilderung  der  hygienischen 
.-Vuforderungen  an  die  Schule  gegeben  hatte,  wurde  doch  erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  diesen  Anforderungen  mehr 
und  mehr  Rechnung  getragen.  Es  wurde  immer  mehr  erkannt, 
daß  die  Mitwirkung  von  Aerzten  erforderlich  sei,  um  den  Gesundheits- 


•)  Verfasser:  Prof.  Dr.  A.  Hartrannn  in  Berlin. 
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zustand  dor  Schulkiuder  vor  Schädigung  zu  bewahren  und  denselben 
zu  fördern,  außerdem  um  Fürsorge  zu  treffen  für  die  gesundbeitlicli 
minderwertigen  Kinder.  Auf  verscliiedenen  liygienischeu  Kongressen 
wrurde  dem  Wuusche  Au.sdruck  gegeben,  Aerzte  dem  Organismus  der 
Schule  einzuverleiben.  Im  Jalire  1897  faßte  der  25.  Deutsche  Aerzte- 
tag  diesbezügliche  Resolutionen. 

Einen  mächtigen  Anstoß  erfuhr  die  Scliularzteinrichtung  dadurch. 
<iaß  das  preußische  Unterrichtsministerium,  nachdem  Kommissare  die 
in  Wiesbaden  getroffene  Einrichtung  begutachtet  hatten,  dieselbe  aufs 
■wrärmste  eniid'abl. 

Die  Ministerialkommi.ssare  hatten  ihr  Urteil  über  die  Schularzl- 
einrichtuug  in  Wiesbaden  dahin  zusammengefaßt.:  „Die  bisherigen  Er- 
fahrungen haben  bewiesen,  daß  die  Anstellung  von  Schulärzten  für 
"Volks-  uml  Mittelschulen  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Nutzen  für 
die  Schule  und  die  Schüler  bietet,  daß  dieselbe  mit  den  Schulzweckeu 
■wohl  vereinbar  und  unter  gleichen  oder  ähnlichen  Verhältnissen  wie  in 
Wiesbaden  ohne  größere  Scliwierigkeiten  praktiscli  durchführbar  ist. 

Insbesondere  ist  nach  dieser  Untersuchung  hervorzuheben,  daß  die 
bekannten  gegen  den  Schularzt  erhobenen  Hedenken,  die  man  auch  in 
Wiesbaden  gehegt  hatte,  durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt  worden 
sind. 

Es  ist  daher  nur  zu  wünschen,  daß  das  dankenswerte  Vorgehen 
der  städtischen  Behörden  in  Wiesbaden  zahlreiche  Nachahmung  finden 
und  daß  damit  die  fortschreitende  Entwickelung  unseres  preußischen 
Schulwesens  auf  diesem  für  die  Volksgesundheitsptlege  so  wichtigen 
Gebiete   der  Schularzteinrichtung   endgültig   gesichert  werden   möge." 

Auf  Grund  der  ministeriellen  Empfehlung  sind  nunmehr  in  fast 
allen  Großstädten  Deutschlands  Schulärzte  angestellt  und  sind  auch 
einzelne  Regierungen  (Meiningen,  Hessen)  dazu  übergegangen,  für  das 
Land  die  Schularzteinrichtung  zu  treffen. 

Außer  den  Schulärzten  ist  in  Preußen  die  gesundheitliche  Beauf- 
sichtigung der  Schulen  den  Kreisärzten  staatlicherseits  übertragen.  Nach 
der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  hat  der  Kreisarzt  ,,innerhalb 
eines  in  der  Regel  füntjährigen  Zeitraumes  jede  Schule  seines  Bezirkes 
abwechselnd  im  Sommer  und  im  Winter  in  Bezug  auf  ihre  Baulich- 
keiten und  Einrichtungen  — ,  sowie  in  Bezug  auf  den  Gesundheits- 
zustand der  Schüler  —  unter  Zuziehung  des  Schulvorstandes  oder 
des  Leitcr.s  der  Schule  sowie  des  Schularztes  einer  Besichtigung  zu 
unterziehen." 

Da  diese  Besuche  nur  alle  5  Jahre  vorgenommen  werden  müssen, 
kann  durch  dieselben  nur  ein  ganz  oberflächlicher  Einblick  in  die  Ge- 
sundhcitsverhältnisse  der  Schule  gewonnen  werden,  die  Haupteinwir- 
kung, besonders  soweit  sie  die  individuelle  Fürsorge  für  die  Schul- 
kinder betrift't,  wird  Sache  des  Schularztes  sein  müssen. 

Es  wurde  früher  angenommen,  daß  die  Wirksamkeit  des  Schul- 
arztes hauptsächlicii  in  Beaufsichtigung,  Ueberwacbung  und  Katser- 
teiluug  bezüglicli  fler  hygienisclien  Einrichtungen  der  Schule,  der  Lage. 
der  (irößcnverhältnisse,  der  Belichtung,  Ventilation  der  Räume,  der 
Konstruktion  der  Scbull>änke.  kurz  bezüglich  der  ganzen  baulichen 
und  technischen  Einrichtungen  bestehen  müsse.  Die  Entwickelung 
der  Einrichtung  hat  aber  gezeigt,  daß  die  Schulärzte  recht  wenig  mit 
diesen  Fragen  zu  tun  haben.  In  allen  großen  Gemeinwesen  werden 
die  äußeren  Einrichtungen  der  Schule  von  einer  Zentralstelle  aus  nach 


»7 


28* 


436 


SCHMID-MONNARD, 


einliertlichen  Gesichtspunkten  getroffen  werden  inössen.  An  die  Zen- 
tralstelle muß  ein  HyfiieniJier  von  Fach  gesetzt  werden,  der  dafür  zu 
sorgen  liat,  daU  alle  Einrichtungen  den  Anforderungen  der  Gesund- 
heitspflege genügen. 

Die  Hauptaufgabe  des  Schularztes  liegt  einerseits  in  der  Unter- 
suchung der  Kinder  bezüglich  ihres  Gesundheitszustandes  und  in  der 
Uebervvacliung  und  Fürsorge  der  gesundheitlich  niiu<ierwertigen  Kinder. 
andererseits  in  der  Einwirkung  auf  die  Lehrerschaft,  daß  alle  hygie- 
nischen Maßnahmen,  welche  im  stände  sind,  den  (iesuudheitszustand 
der  Kinder  in  der  Schule  zu  heben,  zur  Anwendung  kommen. 

Aus  der  Dienstordnung  für  die  Schulärzte  an  den  städtischen 
Elementar-  und  Mittelschulen  zu  Wiesbaden  vom  ];i.  Juni  1897  heben 
wir  hervor: 

„1)  Die  Schulärzte  halten  die  neueintretenden  Schüler  genau  auf 
ihre  Körperboschjiffeuheit  und  ihren  (jesuudheitszustand  zu  unter- 
suchen, um  festzustellen,  ob  sie  einer  dauernden  ärztlichen  Ueber- 
wachung  oder  besonderen  Berücksichtigung  beim  Schulunterricht  be- 
dürfen. 

Ueber  jedes  untersuchte  Kind  ist  ein  dasselbe  wälirend  seiner 
ganzen  Schulzeit  begleitender  „Gosundheitsschein"  auszufüllen.  Er- 
scheint ein  Kind  einer  ständigen  ärztlichen  lleberwachung  bedürftig, 
so  ist  der  Vermerk  .,ärzl liehe  Kontrolle"  —  zu  muclien.  Die  Spalte 
betreffs  „allgemeine  Konstitution"  ist  bei  der  Aufnalinieuntersuchunp 
für  jedes  Kind  auszufüllen,  und  zwar  nach  den  Kategorien  „gut,  mittel 
und  schlecht".  — 

2)  Alle  14  Tage  —  wenn  ansteckende  Krankheiten  auftreten,  auch 
häutiger  —  hält  der  Schularzt  an  einem  mit  dem  Schulleiter  vorher 
verabredeten  Tage  —  in  der  Schule  S])rechstnnden  ab.  — 

Die  erste  Hälfte  der  Sprechstunde  dient  zu  einem  je  10 — 15  Mi- 
nuten dauernden  Besuche  von  2  bis  5  Klassen  während  des  l'nter- 
richts.  Jede  Klasse  soll,  wenn  möglich,  zweimal  während  eines  halben 
Jahres  besucht  werden.  Bei  diesen  Besuchen  werden  sämtliche  Kinder 
einer  Revision  unterzogen;  bei  besondern  zu  sofortiger  Besprechung 
geeigneten  Beobachtungen  wird  von  dem  Lehrer  Auskunft  gefordert 
und  ihm  solche  auf  Verlangen  erteilt. 

Erscheinen  hierbei  einzelne  Kinder  einer  genaueren  Untersuchung 
bedürftig,  so  ist  diese  nachher  in  dem  ärztlichen  Sprechzimmer  vor- 
zunehmen. 

(ileichzeitig  dienen  diese  Besuche  auch  zur  Revision  der  Schul- 
lokalitäten und  deren  Einrichtung,  sowie  zur  Kontrolle  über  Venti- 
lation. Heizung,  körperliche  Haltung  der  Schulkinder  etc. 

Die  ärztliche  Behandlung  erkrankter  Kinder  ist  nicht  Sache  des 
Schularztes.  Solche  Kinder  sind  vielmehr  an  ihren  Hausarzt  oder 
den  zuständigen  Armenarzt  respektive  an  einen  Spcziitlarzt,  eventuell 
die  Poliklinik  zu  ül>crweisen.  Bei  älteren  Kindern  kann  dies  münd- 
lich geschehen. 

4)  Die  Schulärzte  haben  auf  Antrag  des  Schulleiters  einzelne 
Kinder  in  ihrer  Wohnung  zu  untersuchen,  um,  falls  die  Eltern  kein 
anderwoites  genügendes  ärztliches  Zeugnis  beibringen,  fest^u-stellen, 
ob  Schulversäumnis  gerechtfertigt  ist. 

.'))  Die  Schulärzte  haben  mindestens  einmal  im  Sommer,  einmal 
im  Winter  die  Schullokalitäten  und  deren  Einrichtungen  zu  revidieren.*" 

In  andern  Städten  wurden  manche  der  Wiesbadener  Einrichtungen 
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b^eändert,  so  wurde  z.  B.  in  Berlin  von  der  Ausstellung  von  Ge- 
suiidheitsscheinen  für  jedes,  iuich  das  pcsunde  Scliulkitid,  Abstand  ge- 
noniiiieu.  f]s  wurden  nur  Beobiichtiingsscheine  über  gcstiudlieitiich 
minderwertige  Kinder  ausgestellt.  Diese  Kinder  sollen  dauernd  über- 
■wacht  werden.  Auf  diese  Weise  wird  dem  Schularzte  recht  viel  Schreib- 
arbeit erspart. 

Von  VVicbtigkeit  erscheint,  daß  die  Kinder,  wie  es  in  Berlin  ge- 
schieht, in  der  llegel  in  Gegenwart  der  Mutter  oder  sonstiger  Ange- 
höriger untersucht  werden.  Durch  die  Bes|Hechung  mit  der  Mutter 
kann  der  Arzt  wiclitige  Aufschlüsse  über  den  Gesundheitszustand  der 
Xinder  erlangen  und  ist  in  der  Lage,  Ratschläge  zu  erteilen,  welche 
Aussicht  haben,  befolgt  zu  werden. 

Die  Zahl  der  Sciiüler,  welcbe  einem  Schularzte  zur  gesundheitlichen 
TJeberwachung  zugewiesen  werden,  ist  aulSerordentlich  verschieden,  eben- 
so das  den  Aerzten  zugebilligte  Honorar  für  ihre  Dienstleistung. 

Neben  und  in  Verbindung  ntit  den  Lehrern  ist  der  Schularzt  in 
weitem  Umfang  in  der  Lage,  die  Erziehung  des  Volkes  zur  (iesund- 
heitsj)tiege  zu  fördern  sowolil  durch  Einwirkung  auf  Schüler  und  Eltern 
bei  der  läeratung  derselben,  als  auch  durch  \'orträge  aus  dem  Gebiete 
der  Gesundheitspflege  vor  Siteren  Kindern,  vor  Lehrern  oder  an  Eltern- 
abenden. Er  kann  auf  die  Lehrer  einwirken  durch  Anleitung  derselben 
bezüglich  der  gesundbeitsgeniäßen  Behandlung  der  Kinder  und  der 
Gewöhnung  derselben  an  die  Beachtung  der  Regeln  der  Gesundheits- 
pflege, sodann  durch  Raterteilung  bezüglich  der  beim  Unterrichte  zn 
erteilenden  Unterweisung  über  Gesundheitspttege. 


j        Laaboieher,    0.    ( Regierunya-    imil    Mntizinalral    ih    Meiningen) ,    Staatliche    Schul- 
ante.      Berlin,    Verhig    von    Reuthrr    Sr    Reichard,    190i.      Bericht    über    die    in 
1  ifeiuingtn  getroffene  Einrichtung,  die  Landärzle,  jeden  in  dem  Betirk  teiner  Pnutii, 

I  alt  SchuUmt  llilig  tetn  tu  lauen. 

^B  äl.  Zahnpflege. 

Bei  den  Schulkindern  haben  Untersuchungen  rlurcli  Zahuäi'zte 
nur  selten  ganz  gut  gehaltene  Gebisse  ergeben,  die  Mehrzahl  der  letz- 
leren war  in  schlechtem  Zustande.  Viel  trägt  zur  Verschlechterung 
der  Zähne  der  Umstand  bei,  daß  die  Zähne  selten  oder  garnicht 
geputzt  werden.  Es  ist  selten,  daß  man  bei  Kindern  der  Volks- 
und Mittelschule  eines  findet,  das  auf  Befragen  angibt,  eine  Zahn- 
bürste zu  besitzen  und  sie  auch  zu  gebrauchen.  Zum  andern 
werden  durch  Verbleiben  schon  verdorbener  Zähne  neben  gesunden 
die  letzteren  angesteckt  uud  krank,  was  bei  rechtzeiligeni  Entfernen 
des  kranken  und  fürs  Kauen  wenig  mehr  brauchbaren  Zahnrestes 
vermieden  wäre.  Durch  schlechte  Zähne  aber  wird  das  Kauen 
angenügend  ausgeführt,  die  in  hohlen  Zähnen  entstehenden  Fäulnis- 
stotfe  werden  verschluckt  und  helfen  zeitweise  den  Appetit  verderben. 
Vielfach  auch  findet  man  infolge  davon  bei  den  Besitzern  eines 
ungepflegten  Gebisses  Blutarmut  uud  Abmagerung  als  Foigezu- 
stand.  Bei  der  Gleichgiltigkeit  vieler  Eltern  gegen  die  Zahnpflege 
und  bei  der  Scheu  des  Zahnkranken  vor  dem  Zahnarzt  ist  es  mit 
Dank  zu  begrüßen,  daß  Schülerpolikliniken  für  Zahnpflege  begründet 
wurden.  Dadurch  wird  eine  große  Anzahl  von  Kindern  gebessert  und 
es  wird  ein  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  sauberer  Zähne  in  weitere 
Kreise  getragen. 
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Unseres  Wissens  war  die  städtische  Schulzahnklinik  in  Straf» 
bürg  die   erste   ihrer  Art     Sie  hat  1902  unter  der  Leitung  dei 
Dr.  Jessen   die  Herausgabe  einer  „die  Zähne  und  ihre  Pflege'^  be- 
titelten  Wandtafel  mit  sehr  anschaulichen  Abbildungen  und  einigs 
erklärenden  Sätzen  veranlaßt.     Dann   wurde   Ende  1902  eine  zak> 
ärztliche    Poliklinik    für  Volksschulkinder   in    Darmstadt  erdSbtL 
Das  neue  Institut  ist  eine  Gründung  des  Vereins  hessischer  Zihih 
ärzte  mit  Unterstützung  der  Stadtverwaltung.    Die  Zahnpflege  in  dei 
hamburgischen  Volksschulen  ist  durch  den  Verein  für  öffentlidie 
Gesundheitspflege  1902  in   die  Wege   geleitet  worden.     Auf  Veno- 
lassung  des  Vereins  hat  von   einer  größeren  Anzahl  bamburgisdier 
Zahnärzte  jeder  wöchentlich  eine  bestimmte  Stunde  festgelegt,  während 
der  ihm    zahnleidende  Schulkinder   durch  die  Leiter  der  Schule  zu 
Behandlung  überwiesen   werden   können.    Zur  Förderung  der  Zahn- 
pflege  bei  Schulkindern  hat  die  städtische  Schulverwaltung  in  Bonn 
Anfang  1903  jeder  Klasse  der  Volksschule,  sowie  dem  Lehrpersonal 
eine  kleine   Schrift   des    Zahnarztes   Dr.  Günther  zustellen  lassen, 
worin    das  Nötigste    über   die  Mund-   und  Zahnpflege   in   Form  tm 
j,10  goldenen  Regeln"    mit  kurzer  Erläuterung  niedergelegt  worden 
ist.    Außerdem    erhielt  jedes   Kind  ein    Exemplar   dieser   Regeln  ii 
Plakatform  zum  Aufhängen  in  Wohn-  oder  Schlafzimmer.    Endlich  hat 
in  der  schweizer  Fabrikstadt  Ölten  der  Verein  für  Ferienkolonien  in 
Verbindung  mit  einer  Anzahl  Volksschullehrern  jedem  Ferienkolonistea 
eine  Zahnbürste  und  ein  Schächtelchen  Zahnpulver  zugeteilt,  die  dani 
in  das  Eigentum  der  Kinder  übergingen.    Die  Kinder  wurden  bem 
Zahnreinigen  vom  Kolonieleiter  beaufsichtigt.    (Vergl.  Ritter.  Zahn- 
und  Mundhjgiene  im  Dienste  der  öifentl.  Gesundheitspflege.    Handb. 
d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl.    SuppL-Band  II,  S.  185  ff.) 

33.  Maßnahmen  gegen  den  Alkohol. 

Neben  den  in  neuerer  Zeit  stärker  hervortretenden  Bestrebungen, 
den  Mißbrauch  des  Alkohols  bei  Erwachsenen  durch  Belehrung  über 
schädliche  Folgen  für  Köri)er,  Geist  und  gute  Sitte  einzuschränken, 
werden  Vorschlüge  gemacht,  bereits  in  der  Schule  aufklärend  zo 
wirken.  Es  ist  mit  Freuden  zu  begrüßen,  wenn  schon  junge  Leute 
darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  Trinkgelage  neben  den  Freuden 
der  Geselligkeit  auch  ihre  Schattenseiten  und  verderblichen  Nach- 
wirkungen haben.  Man  muß  ihnen  klar  machen,  daß  der  Alkohol  in 
der  Jugend  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  wie  man  sagt,  gut  ver- 
tragen wird;  die  jungen  Leute  müssen  aber  auch  darauf  aufmerksam 
gemacht  worden,  daß,  wenn  der  Kampf  des  Erwerbs  beginnt,  Arbeit  und 
Ermüdung,  Not  und  Sorgen  herantreten,  daß  ihnen  der  nicht  Mäfiige 
viel  rascher  erliegt,  besonders  dadurch,  daß  seine  Arbeitsfähigkeit,  seine 
Kraft,  sein  Gedächtnis,  seine  klare  Entschließung  herabgesetzt  werdai 
—  kurz  er  wird  vor  der  Zeit  ein  Invalide  und  kommt  infolgedessen 
in  seinem  Besitzstand  und  in  seinem  geistigen  Wohlbefinden  zurück. 
Sterben  ist  nicht  so  schlimm,  als  invalide  sein. 

Schon  Dr.  Bode  hat  vor  Jahren  in  seinem  lesenswerten  Schrift- 
chen „Der  Schutz  unserer  Kinder  vor  Bier  und  Branntwein**  die 
Schädlichkeit  des  Alkohols  bei  Kindern  geschildert. 

Es  ist  zweckmäßig  und  notwendig,  Eltern  aufmerksam  zu  machen 
auf  die  große  Eni])tindlichkeit  des  kindlichen  Nervensystems  bis  zum. 
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Lebensjahre  gegen  alle  stärkeren  Reize,  seien  es  Ge- 
'Theater  oder  gewürzte  Speisen,  starker  Kaffee;  das  ver- 
ist  aber  der  Alkohol.  Denn  er  erregt  nicht  blos  ins- 
HTP  bei  Kindern  das  Nervensystem  übermäßig  —  er  hinterläßt 
Ikiuo  (lauernde  anatomische  Schädigung  in  Form  einer  Schrumpfung 
Vill2gewebes  zwischen  der  Nervensubstauz  und  bewirkt  damit  eine 
licht  wieder  zu  beseitigende  verminderte  Leistungsfähigkeit. 
ts  kann  dies  öffentlich  nicht  oft  genug  den  Eltern  gepredigt 
Jen,  denn  die  Unsitte.  Kindern  zur  „Stärkung"  regelmäßig  Wein 
_lller  Bier  zu  geben,  ist  außerordentlich  verbreitet.  Und  zwar  sind 
PS  nicht  bloß  die  Ungebildeten,  bei  denen  das  2-jährige  Kind,  wie  wir 
sahen,  ali  iin<l  zu  ein  Gläschen  Schnaps  und  zwischen  durch  auch  Krämpfe 
bekam ;  viel  häufiger  ist  es  die  bessere  uml  beste  Gesellschaft,  welche 
bei  Tisch  ihren  blassen,  lang  aufgeschossenen  10-jährigen  Sohn  ein  oder 
zwei  Glas  Rotwein  in  bester  Absicht  trinken  läßt,  oder  die  blutarme 
Tochter  reichlich  mit  Tokayer  füttert.  Leider  sind  uns  nicht  seltee 
Fälle  zu  (Jesicht  gekommen,  in  denen  Aerzte,  nicht  um  über  einen 
plötzlichen  schweren  Zustand  oder  eine  zögernde  Rekonvalesccnz  hin- 
wegzuhelfen, sondern  als  Stärkungs-  und  lleilniittol  auf  längere  Zeit 
hinaus  Alkohol,  namentlich  Tokayer,  verordnen. 

Ueber  die  Häufigkeit  des  Alkoholgenusses  bei  Schul- 
kindern sind  von  einigen  Lehrervereinen  Zusammenstellungen  ge- 
macht worden.  Nach  Feststellnug  des  deutschen  Vereins  abstinenter 
Lehrer  (verölfeutlicht  19<>2)  über  7;W8  Schulkinder  von  6 — 11  Jahren 
hatten  nur  ;5  Proz.  noch  keinen  Alkohol  erhalten.  13  Proz.  waren 
bereits  einmal  oder  öfters  betrunken  gewesen,  11  Proz.  erhielten  täg- 
lich irgend  ein  alkoholisches  (ietränk,  2  Proz.  schon  frühzeitig  vor 
Anfang  des  Unterrichts.  Nach  dem  l'.tOl  veröffentlichten  Bericht  be- 
treffend eine  Umfrage  über  den  Alkoholgenuß  der  Schulkinder  in 
Niederösterreich  in  ruud  1ÜU<K)  Klassen  mit  rund  :1.5<">0(X)  Schülern 
war  „anzunehmen,  daß  ungefähr  jedes  2S.  Kind  Branntwein,  von  je 
liH»  Kindern  \^  Wein  und  h  Bier  trinken".  Nach  ISSU  veröffentlichten 
Erhellungen  stellte  ein  Schuileiter  im  Bezirke  M5hrisch-Ostr4U  fest, 
daß  von  SO  Kindern  einer  Klasse  nur  '1  Milch  oder  Milchkaffee  zum 
Frühstück  erhielten.  .\lle  andern  erhielten  Tee  oder  Kaffee  mit  „Rum". 
Ueber  den  Einfluß  des  Alkohols  auf  die  Schulkinder 
sagt  der  oben  angeführte  Bericht  des  deut.schen  Vereins  abstinenter 
Lehrer:  Die  Alkohol  bekommendeu  Schüler  waren  die  schlechtesten 
im  Unterricht;  ein  Schulleiter  iu  der  Rheinproviuz  hatte  11  Kinder, 
deren  Väter  gewohnheitsmäßig  starke  Trinker  waren;  diese  sämtlichen 
Kinder  mußten  in  einer  Abteilung  für  Schwachsinnige  untergebracht 
werden.  Und  nach  den  IIKX)  veröffentlichten  Beobachtungen  an  einer 
Mädchenschule  in  Wien  war  das  Urteil  iler  Lehrerinnen  der  Oberklassen  : 
Die  Kinder,  welche  keinen  Alkohol  genießen,  haben  rascheres  Auf- 
fassungsvermögen wie  jene,  welche  Alkohol  genießen.  Nach  Dr.  med. 
Vollert  besteht  die  Gefahr,  daß  eine  Anzahl  begabter  junger  Leute 
auf  dem  Gymnasium  durch  Alkoholgenuß  zu  Grunde  gehen.  Statt 
diese  von  ihrem  moralischen  Leiden  zu  befreien,  behandelt  man  sie 
als  moralisch  verkommen.  Dr.  Vollert  hält  Belehrung  über  die 
Folgen  des  Alkohols  auf  höheren  Schulen  für  notwendig.  Direktor 
Dr.  Bayr-Wien  hat  Erfolge  erzielt  durch  persönliche  Beeinflussung 
trinkender  Kinder,  welche  nach  dem  Weglassen  des  Alkohols  bessere 
Leistungen  aufwiesen. 
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Die  EiitliüUsainkeitsbestreVmnifen  werden  von  Lehrer-  um 
S  c  li  ü  l  e  r  V  e  r  e  i  II  i  ji  u  n  p;  e  M  ge|it]ej;t.  Der  deutsche  Verein  abstinenter 
Lehrer,  gegründet  ISLHl  in  Flensburg,  ziihite  Oktober  liK)2  fiiier 
30(1  Mitglieder,  von  denen  nahezu  ein  Drittel  in  Schleswig-Holstein 
wohnt.  Der  Verein  giebt  ein  eigenes  Watt  heraus,  das  in  monatlich 
lU(KA)  Exemplaren  verbreitet  wird.  Duinit  treibt  er  eine  Preßagitation 
durch  ganz  Deutschland.  Ein  derartiges  Heispiel  von  Abstinenz  ist 
von  Bedeutung  und  zweifellos  nicht  ohne  Nacliwirkung.  Gegen 
Grün<tung  von  Kinderabstineuzvereinen  hegt  dieser  Verein  Bedenken. 
—  Ebenso  wird  \W'2  über  ein  abstinentes  Lehrerseminar  in  Notodde 
in  Norwegen  berichtet.  IW2  wurde  am  Miitichener  Tlieresiengjmnasium 
ein  Abstinenzverein  mit  etwa  70  Mitgliedern  (Schülern)  gegründet. 
In  demselben  wurden  Vortrüge  über  Alkoholschaden  gehalten.  l!Mt2 
wurde  von  einer  Abstinenzverbindung  mit  lö(t  Mitgliedern  berichtet, 
die  an  14  verschiedenen  Orten  unter  den  Schweizer  (iymnasiasten 
existiert  und  unter  anderem  mit  Ausgabe  alkoholfeindlicher  Broschüren 
sich  befaßt. 

Im  .Januar  IHKü  wurden  von  der  Lelirerverelnigung  zur  Erziehung 
und  zum  Schutze  der  .lugend  in  Paris  2  Versammlungen  veranstaltet, 
einmal  vor  Scliülcru  und  Lehrlingen,  das  andere  Mal  vor  Seininar- 
schülern.  mit  Voiträgen  von  Aerzten  und  anderen  Personen  gegen 
den  Alkohol. 


I 


Verijl.  Orotjalui,  A.,  Der  Altoliolümut, 
yt;füJirU:  Lü^raLur, 


in  dittem  BaniU  S.  81  und  die  S.   9t}  nn- 


33.  Ferienkolonien. 

Die  große  Anzahl  kränklicher  Kinder,  besonders  auf  unseren  Volk* 
schulen,  welche  infolge  ungünstiger  häuslicher  Verhältnisse  leidend 
sind,  sj>richt  eine  beredte  und  dringende  Sprache  und  schreit  um  Ab- 
hilfe. Da  hilft  wohl  etwas  Unterstützung  mit  (ield  oder  Nahrungs- 
mitteli}  vorübergehend,  aber  von  dauernder  Wirkung  ist  das  alles 
nicht.  Glücklicherweise  sind  wir  in  der  Lage,  einen  vollen  Erfolg 
herbeizuführen  durch  die  Ferienkolonien.  Bei  der  Mehrzahl  aller  aus 
den  Ferienkolonien  zurückkehrenden  Kindern  ist  die  alte  Schwäche 
und  das  chronische  Siechtum  von  vordem  gewichen  und  hat  einer 
frisch  auflebenden  Kürjierentwickcdung  für  lauge  Zeit  Platz  gemacht. 
Die  Stimmung  ist  besser  geworden,  die  Knriierhaltung  straffer,  die 
Gesichtsfarbe  gesünder.  Das  Gewicht  hat  in  den  8  Ferienkoloniewochen 
sich  durchschnittlich  um  den  Fehlbetrag  eines  Lebensjahres,  um  den  die 
Ferienkolonisten  urs|irünglich  gegenüber  den  normalen  gleichaltrigen 
Mitschülern  zurückstanden,  vermelirt  und  die  Kolonisten  sind  den 
normalen  Mitschülern  gleichgcwichtig  geworden.  Nach  Monaten  und 
nach  einem  .lahr  in  Breslau  vorgenommene  Wägungen  haben  die 
übernormale  Zunahme  der  Kolonisten  ergeben;  die  Körperzellen  haben 
eine  lebhafte  Anregung  zu  stärkerer  Vermehrung  erhalten.  Zugleich 
ist  nach  den  in  Zürich  von  Stadtarzt  Leucli  ausgeführten  und  nach 
Monaten  wiederholten  Blutuntersuchungen  eine  wesentliche  Aufbesse- 
rung des  Gehalts  an  rotem  Blutfarbstott' und  eine  Vermehrung  der  roten 
Blutkörperchen  nachgewiesen.  Bei  unseren  Ilallcscheii  Ferieiikolonisten 
fanilen  wir  einen  vermehrten  Brustumfang  in  Ruhe  und  einen  noch 
mehr  vergrößerten  Umfang  der  Brust  bei  stärkster  Einatmung.     Alle 
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diese  Momente  wirken  lange  nach.  Nach  den  laiifrjrilirijien  BeobachtiiriKen 
des  SanifJltsrates  Dr,  (loejiel  in  F^-aiikfurt  a.  ().  an  dor  dort  ziemlich 
selShaften  Hevölkenin;;  ließ  sich  ffststellen ,  ilalS  hei  den  früheren 
F'erienkolonisten  Kraiikheitsatdagen  versclnviiüdeii  waren  und  daß  sie 
nunmehr  sich  j^iit  entwickelten  und  älter  geworden,  arheitsfiihii;  und 
rüsfig  in   ihrem   Hcrnf  waren. 

Die  Ferienkolonisteu  werden  an  einem  klimatisch  bevorzugten  Ort 
in  Abteilungen  zu  je  25  unter  einem  Führer  (wohl  fast  immer  einem 
Schullehrer),  entweder  in  einem  (Jastlinus  einquartiert,  in  welchem  sie 
verpflegt  werden  und  vun  wo  jui^  sie  Ausflüge  iinteruehnien  «der  in 
eigenen  Ferieiikoiotiieheimen,  die  von  Behörden,  Vereinen  oder  Pri- 
vaten unterhalten  werden. 

Durch  den  Anldick  von  dürftigen  blassen  Stadtkindern  kam  der 
Pfarrer  Hion  in  Zürich  auf  <Ien  Gedanken,  die  Kiufhir  zur  Erholung 
an  eine  geeignete  Oertliclikeit  zu  senden.  Trotz  vielfacher  Anfeindungen 
gelang  es  Pfarrer  Bion,  im  Juli  des  Jahres  1H7H  die  ersten  Ferien- 
kolonien von  insgesamt  i\x  Knaben  und  Mädchen  für  14  Tage  mit 
einem  Kostenaufwand  von  l'3*iO  frcs.  in  drei  Ortschaften  auf  den  Höhen 
des  Kantons  Zürich  unterzubringen.  Und  der  Erfolg  war  ein  voll- 
ständiger. 

Seitdem  sind  die  Ferienkolonien  in  einem  großen  Teil  der  zivilisierten 
Welt  eingeführt  und  haben  sich  immer  mehr  verbreitet.  Zunächst 
folgten  in  der  Schweiz  viele  Städte  dem  Beispie!  Zürichs,  und  die 
Schweiz  bat  im  Laufe  der  nächsten  i?0  Jahre  21  72it  Kinder  in  Ferien- 
kolonien entsandt.  Neben  der  Schweiz  hat  die  Ferienversorgung  armer 
erliolungsbedürftiger  Schulkinder  wohl  in  Deutschland  die  größte  Ausdeh- 
nung gewonnen.  Nach  und  nach  verbreiteten  sich  die  Ferienkolonien 
über  fast  alle  Länder  Europas,  von  Spanien  und  Italien  bis  Rußland  und 
Finnland,  von  England,  Holland  untl  Belgien  bis  Oesterreich-lingaru 
und  (iiilizien.  Ebenso  sind  Ferienkolonien  eingerichtet  worden  in  Nord- 
amerika, in  San  Ftauzisko,  in  Südamerika,  in  Buenos-Aires,  auch 
in  Japan. 

Sommerpflege  in  Deutschland. 

Im  Jahre  l'.HJi  wurden  nach  dem  Bericht  der  Berliner  Zentralstelle 
der  Vereinigungen  für  Sommeriitlege  in  Deutscbland  in  Sommer- 
ptlege  gegeben  ;?;'). ^iHj  Kinder  mit  einem  Kostenaufwand  von  rund 
1040tt(X>  M.,  welche  meist  durch  freiwillige  (Jähen  zusammen  ge- 
koinnjen  sind. 

Nach  dem  Erlaß  des  preußischen  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe 
vom  2H.  Mai  11102  treten  für  Ferienkolonien  und  Scbülerauspflüge  Er- 
mäßigungen a  u  f  d  e  r  Eisenbahn  ein.  Bei  einer  Teilnehmerzahl 
von  mindestens  10  Personen  (einschließlich  der  hegleitenden  Lehrer 
bezugsweise  Aufsichtspei'sonen)  werden  die  Ausflügler  allerdings  nur 
in  Personenzügen  in  der  dritten  Wagenklasse  zum  halben  Fahrpreise 
befördert.  Freigepäck  wird  nicht  gewährt,  Nach  unseren  Erfahrungen 
können  zum  haliieu  Preis  neuerdings  auch  Schnellzüge  benutzt  werden. 

Von  bedeutenden  Zuwendungen  zu  Ferienkoloniezwecken  sind  in 
Deutschland  einige  zu  erwähnen.  Nach  einem  Beriebt  von  18s8  wurden 
dem  Leipziger  Ferienkolouieverein  30(KK)  M.  vermacht.  Ein  Sanatorium 
für  arme  Schüler  wurde  ISHS  auf  einem  Holsteinschen  Landgut  von 
dem  Hatnburger  Hbeder  Slomann  eingerichtet  tür  :?mal  50  Kinder 
während  der  Sommerszeit.      Endlich    erluelt    der    Kölner    Verein   für 
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Ferienkolonien  eine  Stiftung  von  HX)OC»0  M.  im  Jabre  1895.  Das 
Straiibiirger  Kerienlieiin,  in  den  deutschen  Vogesen  070  tu  über  Meer 
gele{i;en,  sollte  im  Juni  1Ü02  seiner  Bestimmung  als  Eriiohmgsaufent- 
halt  für  arme  kränkliche  Kinder  übergehen  werden.  Es  enthält 
80  Betten  und  wird  mit  Einrichtung  auf  80(J<X)  M.  Kosten  gescIiStzt. 
Auch  andere  Ferienkolouievereiue  besitzen  eigene  Heime  wie  neuer- 
dings der  Münchener  Verein  für  Ferienkolonien,  und  andere  Vereine 
haben  die  Absicht,  ein  eigenes  Heim  zu  gründen,  so  der  Verein  gegen 
Verarmung  in  Charlotttenburg  und  der  Wiesbadener  Verein  für  Somiuer- 
pftege  armer  Kinder. 

S  omni  er  pflege  im  Ausland. 


Es  soll  hier  keine  voUs 


lige  Uebersicht  gegeben  werden,  sondern 
nur  einige  Beispiele.  Erholungsheime  in  der  Schweiz  besaßen  1896 
Zürich,  Chur,  Neuenburg,  Schatl'hausen  und  Lnzern,  ferner  seit  1899 
Vevey  und  Bern.  Zu  Hilfe  kommen  diesen  Unternehmungen  einige 
große  Vermachtnisse,  welche  zum  Besten  der  Ferienkolonisten  gemadht 
wurden.  In  Vevey  .'schenkte  ein  Wohltäter  18ti(J  für  Errichtung  des 
Ferienkolonieheims  100000  frcs.,  ferner  wird  von  einem  der  Ferien- 
kolonie Neuenburg  zugefallenen  Verniäclmis  von  37O0OO  frcs.  be- 
richtet. Von  Zürich  aus  waren  im  Jahre  ÜHJl  an  12  Orten  536  Kinder 
unlergebraclit  uiit  rund  24  000  frcs.  Kosten  =  42  frcs.  pro  Kind. 
in  der  Erholungsstation  Seh  währ  ich  244  Kinder  mit  rund  lOl)00  frcs. 
Ko.sten  =  39  frcs.  pro  Kind.  Dazu  kommen  noch  rund  lö.'WXi  frcs. 
für  Spesen,  so  daß  noch  20  frcs.  mehr  für  jedes  Kind  zu  rechnen  wären. 

Le  Progres,  eine  in  Brüssel  erscheinende,  erzieherische  und 
philanthrojiische  Fragen  besprecliende  Zeitschrift,  teilt  mit,  daß  im 
Jahre  1897  in  England  28  73;5  Kinder  an  858  Orte  in  die  Sommer- 
frische geschickt  worden  sind.  An  die  hieraus  entstandenen  Kosten 
von  473<XK;t  frcs.  wurden  von  den  Angehörigen  der  Kinder  l(JO(i50frcs. 
bezahlt.  Die  (Jesellscbaft,  welche  das  humane  Werk  leitet,  „The 
Childrens  Country  lloüdays  Fund"  geht  von  dem  (irnndsatze  aus, 
daß  der  Wert  einer  Wohltat  und  («abe  in  dem  Maße  em|»funden  wird. 
als  der  Empfänger  sich  selbst  zur  Erlangung  derselben  anstrengt, 
nach  dem  bekannten  Sprichwort:  ,,Was  nichts  kostet,  ist  nichts  wert". 

In  Frankreich  bestellt  neben  vielen  Privatuntcrnelimungen  ein 
«ehr  großer  Koloniebetrieb,  derjenige  der  sogen.  ,,Caisses  d'ecoles'" 
in  Paris,  gegründet  188;i  von  Edmund  Gott  inet.  Wie  bei  den 
Schulküchen,  beiden  vielseitigen  Erziehungs-  und  Fürsorgeliestrebungen, 
80  trägt  auch  hier  rlie  Stadt  Paris  den  Liiweuanteil  der  Kosten.  1898 
wurden  4348  Gratiskinder  in  32  Ferien kolonieorten  unter  Begleitung  von 
2C)7  Lehrern  und  Lehrerinnen  drei  Wochen  lang  verjttlegt.  Die  Aus- 
gaben betrugen  dafür  rund  275.")(,K)  frcs.  aLso  6.">,4  frcs.  pro  Schüler, 
ein  höherer  Satz  als  in  Deutschland,  entsprechend  der  anspruchs- 
volleren Speisekarte  der  französischen  Arbeiterbevölkerung  im  Vergleich 
mit  der  unseren.  Davon  zahlt  die  Stadt  Paris  rund  l'.l8  600  frcs. 
die  sogenannten  Schulkassen  rund  73rm0  frcs.,  Kinder  bezahlten 
3428  frcs.  und  freiwillige  Beiträge  gingen  20t»  frcs.  ein.  Die  Pariser 
Kolonien  werden  meist  in  Schulhäusern  untergebracht,  welche  von  den 
Landgemeinden  gratis  zu  Verfügung  gestellt  werden ;  die  Verflegung 
gescliieht  in  eigener  Regie,  gewöhnlich  so,  daß  die  ortsansässige  Lehrers- 
familie das  Kochen  im  Schulhause  selbst  übernimmt. 

In  Italien  bestehen  seit  den  .öOer  Jahren  die  sogenannten  „Ospizi 
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larini"  zur  Heiluuj;;  der  Skrophulose;  eine  ganze  Reihe  von  Städten, 
iter  anderen  Maüami,  Rom,  Florenz,  Turin,  haben  heute  derartige 
[eer-  und  Soolbäderkoloiiien.  Rom  entsandte  liHM)  ungefähr  lOOO  Kinder 
IS  Meer.  Die  ersten  Anregungen  zur  Einrichtung  von  Ferienkuhinien 
Igen  von  Mailand  au.s  im  Jahre  IHSl  und  haben  elienfalls  im  Laufe 
der  Zeit  in  zahlreiclien  .Städten  Nadiahmung  gefunden. 

In  Rußland  betrieben  UN)1  ül  Städte  Ferienkolonieversorgung. 
Die  ersten  Kolonien  enthtanden  in  Warschau,  das  in  den  Jahren  1881 
bis  19(X)  etwa  20t)OÜ  Kindern  Aufenthalt  auf  dem  Lande  gewährte. 
In  St.  Petersburg  haben  sich  innerhalb  der  letzten  20  Jahre  nicht 
weniger  als  5)  Gesellschaflen  und  Vereine  der  Einrichtung  von  F'erien- 
kolonien  gewidmet.  Seitdem  Jahre  IHiHi  beistehen  14  Kolonien,  die  von 
der  Stadtverwaltung  selbst  unterhalten  werden.  Die  Reisekosten  wurden 
<iadurch  vermindert,  dali  die  betrerteuden  Eisenbahngesellschaften  be- 
<leuten<le  Erniälsiguugen  und  s])äter  .sogar  freie  Fahrt  gewährten.  Dieses 
Entgegenkoninien  der  Eisenbahnverwaltung  hatte  zur  Folge,  (hiß  auf 
<lie  Entfernung  der  Kolonie  von  der  Stadt  keine  besondere  Riieksicht 
genommen  zu  wenlen  brauchte  und  so  die  Möglicldieit  gegeben  war, 
die  Kinder  übendl.  wo  .sich  (Jelegenheit  bot,  auf  dem  Lande  unter- 
zubringen. Die  Zahl  dieser  Kulonien  stieg  im  Laufe  der  Zeit  auf  28. 
von  denen  die  am  weitesten  gelegene  HhO  Kilometer  von  Moskau  ent- 
fernt war.  Diese  Zerstreuung  iitier  ein  ungeheures  Gebiet  ist  wohl 
die  charakteristischste  Eigenschaft  der  Moskauer  Ferienkolonien ;  sie 
macht  allerdings  einen  serienweisen  Wechsel  der  Kinder  unmöglich, 
diese  bleiben  vielmehr  während  zweier  vollen  Monaten  auf  dem  I^aude. 

Bion,    Walter,    PfaiTtr  in  Zürich.     Dir    Ferienkolonien,    Zürich   1901,    290  Seilen. 
Dir    ErijrbnitiKe  der  Stivtincrpjlege  in   Dcutac hlanti.     Herautgegebe.n    von    der 

Z'niralilellc   in   ßrrlin.     Ericheint  alljälirlich, 
Borgeritein  "»</  RetoliUkjr,  Schulhygienr,  i.  Aufl.,  S.  490,  717,  SSi. 


24.  Kliidcrlicilstätten. 

Seebospize,  Soolebäder. 

Für  solche  Schulkinder,  welche  infolge  eines  ernsten  Leidens  sich 
nicht  für  die  Ferienkolonien  und  den  einfachen  Erholungsaufenthalt 
im  Walde  eignen,  sondern  welche  sorgsamer  Wartung  und  Pflege  und 
eingreifender  Kuren  bedürfen,  dienen  die  Kinderbeilstätten  an  der 
See  und  im  Binnenlande,  letztere  meist  in  Verbindung  mit  Soole- 
qu  eilen. 

In  Deutschland  gab  es  1901  für  Kinder  Ui  Anstalten  an  der 
See  und  35  Anstalten  in  Soolebädern.  Neben  anderen  von  privaten 
Vereinen  unterhaltenen  Seebosfiizen  wie  z.  B.  denen  in  Colberg,  sind 
zu  erwähnen  die  Hospize  des  in  Iterliu  .sclähaften  Vereins  für  Kinder- 
heilstätten an  den  deutschen  Seeküsten:  1)  das  Seehospiz  „Kaiserin 
Friedrich"  in  Norderney,  2)  das  Seehospiz  in  Wyk  auf  Föhr,  3)  das 
Friedrich  Franz-Hos])iz  in  Groß-Müritz  und  4)  das  Seehospiz  Zoppot. 
In  diesen  4  Hospizen  wurden  im  llerichtsjahr  1!H)1  WM  Kinder  an 
81  lJ()7  Tagen  verpflegt.  Die  größte  Anstalt  unter  diesen  ist  das 
Hospiz  in  Norderney.  Dasselbe  ist  das  ganze  Jahr  über  geöffnet, 
also  auch  im  Winter.  Seehospiz  Wyk  war  von  Mitte  Mai  bis  Anfang 
November  in  Betrieb,  das  Hospiz  in  Groß-Müritz  von  Mitte  Mai  bis  Ende 
September,  während  Zopiiot  vvobl  seiner  Lage  wegen  die  kürzeste 
_Verpflegungszeit.   1.  Juni   bis  Mitte  September  aufweist.     Von   diesen 
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hat  Nordcniey  2W  Betten.  Wyk  «(>,   Groß-Müritz  70,  Zoppot  46.  in»- 

uesamiiit  4r>ri  Betten. 

Uer  Verein  für  Kiiuleilieilstätteii  an  den  deutschen  Seeküsten  hat 
nach  Abzug  des  Betrugs  iiir  gekaufte  Effekten  im  Jalire  lUOl  nahezu 
2f>il(K)(i  M.  ausgegeben,  daninter  für  auf  Freistellen  verpflegte  Kinder 
l(;4i;4  M.  In  dem  Budget  für  \W2  sind  rund  2;J9a)C>  M.  in  der 
Ausgabe  für  <Ieu  Betrieb  der  4  Seehospize  vorgesehen.  Davon  entfallen 
allein  auf  Beköstigung  der  lun<ler  und  des  Personals  35  Proz..  auf 
Spesen,  wie  Wäsche,  Gehalter,  Reisen  der  Verwaltung,  Aerzte  und 
des  Personals  sowie  allgemeine  Verwaltungskosten,  Porti  und  Druck- 
sachen 19  Proz.,  an  Reisegeldern  für  die  Kinder  12  Proz.  der  ge- 
samten Ausgaben.  Nur  ein  geringer  Teil  der  Pfleglinge  zahlt  Pen- 
sionspreise zwischen  4,j>()  M.  und  7  M.  pro  Tag,  von  den  übrigen 
zahlenden  Kindern  werden  in  einer  kleinen  Zahl  20  M.  i)ro  Woche. 
von  den  meisten  zahlenden  dagegen  nur  in  M,  pro  Woche  erlegt.  Der 
Verein  bedarf  daher  großer  Zuschüsse,  die  ihm  auch  seitens  ver- 
schiedener Stadtverwaltungen  (Berlin  JHU]  :  HKKUtM.)  sowie  größerer 
einmaliger  Vermächtnisse  oder  laufender  Mitgliederbeiträge  in  ver- 
schiedener, oft  nicht  unbeträchtlicher  Höhe  zufließen.  In  allen 
deutschen  Seebädern  zusammen  wurden  1901  '.VMiO  Kinder  ver]>flegt 
mit  H9Ö45.'}  M,  Kosten.  In  allen  deutschen  Soolebädern  12^71  Kinder 
mit  ;'»49  5H()  M.  K(»sten. 

Ein  Teil  unserer  Seehospize  und  Soolebadeanstalteu  hat  auch 
Winterkuren.  Es  sind  dies  Norderney  und  Sylt.  Ebnen.  Halle- 
Saale,  Lüneburg.  Nauheim.  Salzuflen,  Sassendorf,  Die  Wiuterkuren 
halten  nach  dem  Bericht  einen  äußerst  zufriedenstellenden  Erfolg. 

Ausland. 

Kinderheilstätten  in  Oest  erreich.  Soolebadanstaltefi 
sind  das  Kaiser  Franz  .losef-Kirulerhospiz  in  Sulzbach  hei  Ischl, 
Baden  bei  Wien  und  Hall  in  Oesterreich.  Seehospize  «irado  bei 
Triest  und  San  Pelagio  bei  Rovigno.  San  Pelagio  und  Ischl  haben 
Betrieb  das  ganze  .Jahr  hinduroh.  In  Wien  besteht  ein  Verein  zur 
Errichtung  und  Förderung  von  Seehospizen  und  Asylen  für  skrophu- 
löse  und  rachitische  Kinder.  Die  Anstalten  können  insgesamt  40(> 
Kinder  aufnehmen.  Der  Bericht  vim  der  Verwaltung  des  Erz- 
herzogin Ma  ria  Th  eresia-Seehüspiz  in  San  Pelagio  bei 
Rovigno  für  11*01  macht  <Iie  erfreuliche  Mitteilung,  daß  durch  Ver- 
mehrung des  Belegraumes  auf  17t)  Betten  im  Berichtsjahr  die  Zahl 
der  behandelten  Kinder  um  7(j  mehr  als  im  Vorjahr,  auf  452  gestiegen 
ist,  mit  iJO.öOö  Veri)flegung,stitgen.  In  Anbetracht,  daß  im  Erzherzogin 
Maria  Theresia-Seehospize  vorwiegend  nur  schwerkranke  Kinder  auf- 
genommen werden ,  für  welche  die  Saisonanstalteu  sich  meist  un- 
genügend erweisen,  sind  «lie  Hciiungsergebnissc  äußerst  günstige  zu 
nennen:  die  Anstalt  verzeichnet  73,14  Proz.  geheilt  entlassene,  ge- 
besserte ca.  12  Proz.,  unheilbare  ca.  7  Proz.,  Todesfälle  nur  ca.  5  Proz. 

Es  wurden  236  Operationen  ausgeführt.  Die  guten  Ergebnisse 
sind  nur  zu  erzielen  durch  Verbinilung  von  günstigem  Klima,  guter 
Pflege  und  fachmännischer  Behandlung.  Die  guten  Ergebnisse  wurden 
zum  Teil  auch  durch  Ausdauer  der  Behandlung  erzielt.  Es  waren 
dort  einzelne  Kinder  mit  einer  \'erptlegungsdauer  von  257,  4tX).  698 
und  gar  939  Tagen.  Darin  sind  die  Einrichtungen  in  dem  öster- 
reichischen Seehospiz    San  Pelagio    wie    auch    in    dem   später  zu   er- 
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liiienden  französisclicu  Sechospiz  Berck-sur-Mer  tien  ileutscben 
Einriclmnif,'^en  iiberlegöu,  daß  alle  iJire  Ptiegliuye  uuentgeltlidi  ver- 
pHej^t  werden  und  die  Daiifr  des  Aufenthalts  nach  Bedarf  des  ein- 
zelnen Falles  ausgedehnt  wird. 

Weseiitlidi  werden  die  iMittel  ziisaninienKehracht  vom  \'erein 
feur  Errichtung  und  Förderung  von  Seeliosiuzen  und  Asylen  für  kranke, 
insbesondere  skrophulöse  und  i-achitisclie  Kinder  in  Wien,  welcher  im 
Jahr  H'Ott  teilweise  unentgeltlich  oder  gegen  eine  <ien  Verhältnissen 
entsprechende  Vergütung  in  seinen  beiden  Anstalten,  dem  Kaiser 
Franz  ,Ii>sef-Kinderh(>s]iiz  zu  Sulzi>ach  bei  Ischi  und  dem  Erzherzogin 
Maria  Tlieresia-Sceiittsiiiz  in  San  Pelagio  bei  Hovigno  zusammen  58Ci 
Kinder  an  74281  PMcgetageii  ver])(legen  ließ. 

Frankreich.  Nach  den  Mitteilungen,  welche  wir  der  Liebens- 
würdigkeit des  Herrn  Prof.  Comby  in  Paris  verdanken,  ist  das  See- 
hospiz Berck-sur-Mer  von  der  Assistance  Publique  von  Paris  erbaut 
worden  und  enthält  Täü  ISetten  für  skrip|diulöse  und  rachitische  Kinder. 
Alle  Betten  sind  Freihetten.  Die  Ausgabe  betrug  im  Jahre  li02 
62<>31i5  frcs.  Es  sind  .'i  Aerzte  daselbst  tätig,  und  das  Hospiz  ist  mit 
vorzüglichen  Operationseinriclitunj;en  versehen.  Das  Personal  besteht 
aus  117  Personen.  Es  gibt  Warmbadeanstidten  mit  '.* — 1Ü(>X>  Bädern 
per  Jahr.  Ferner  werden  4üttO  Bäder  mit  warmen  Seebädern  verab- 
reicht und  7lXX)  Meerbäder.  Einige  wichtige  Privathos]iitäler  unter 
Leitung  des  berühmten  Chirurgen  Dr.  Calot  sind  das  Hospital  Kut- 
schild  und  zweitens  Hosiiital  Cazin  Peiroebaud.  Die  französische  Ge- 
sellschaft „Oeuvre  <l<is  hopifaux  nmrins  pour  enfants  l.vmjjliatiques, 
rachiti(iuPs  et  scrofuleux"  besitzt  zwei  Kinderheilstäften  in  Banyuls- 
sur-Mer  und  Saint-Trojati.  Sie  nimmt  Kinder,  weiche  mit  den  genannten 
Krankheiten  Irehaftet  sind,  im  Alter  von  4  bis  14  Jahren  auf.  Jede 
der  beiden  Heilstätten  enthält  2(Xl  Betten.  Der  Aufenthalt  kostet 
2  frcs.  pro  Tag  und  ist  für  unterstützte  Kinder  auf  l,7u  frcs.  ermäßigt. 
Die  Eisenbahn  gewährt  den  Kindern  und  ihren  Begleitern  auf  die  Hälfte 
ermäßigte  Beisekosten.  Der  Aufenthalt  beträgt  in  nianciien  schweren 
Fällen  Jahre,  für  alle  Fälle  im  Durchschnitt  :S4S  bis  440  Tage,  für 
Heilungen  öäW  bis  Ij79  Tage.  Der  Prozentsatz  der  Heilungen  ist 
entsjtrechend  der  langen  Behandlungsdauer  ein  äußerst  günstiger 
zu  nennen:  er  schwankt  zwischen  rund  7Ü  und  7H  Proz.  Die  Ge- 
.samtpfiegetage  aller  IMIeglinge  betrugen  HtUl  51  8.')0,  die  Gesamtaus- 
gaben  17ä.si7  frcs.,  die  F.itinahuien  waren  um  rund  125(K)frcs.  höher. 

In  Englan<i  ist  ein  Rekünviiieszenteidieim  für  Kinder  des  Mittel- 
stan<les,  das  „Yarrowliim"  in  Broadstairs  au  der  See  llt02  eingerichtet 
worden.  Das  Heim  ist  auch  für  Winterbetrieb  eingerichtet.  Preis 
pro  Woche  und  Kind  h  $.  Verniuthch  sind  auch  Freisteilen  erhältlich. 
Ueber  das  guteingerichtete  Seehospiz  in  Middelkerke  (Belgien)  war 
ein  Bericht  niclit  zu  erhalten. 

Das  Küstenhospital  auf  Refsnäs  (Dänemark)  bestand  19CHt  2ri 
_  lahre.  Es  hat  Platz  für  etwa  C")  Knaben  und  li.')  Mädchen.  Die 
Eosten  der  (iebäude  des  Hospitals  werden  auf  ."kHMKKJ  Kronen  be- 
rechnet, die  bewegliche  Ausstattung  auf  40'HX>  Kronen.  Außer  den 
Schlafsäien  sind  noch  besondere  Krankenzimmer  eingerichtet.  Das 
Hauptgebäude  wird  durch  Dampf  geheizt.  Das  Kindersanatoriuni  zu 
Hellehäk  an  der  Nordküste  von  Seeland  ist  von  einer  privaten  Kopen- 
hagener Gesellschaft  IKSM")  errichtet  worden.  Schon  seit  1S9Ü  entsandte 
diese  Gesellschaft  an  jenen  Ort  Kin<ler,  aber  in  Mietswohnungen.   Die 
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Ausgaben  betrugen  pro  Tag  76  Oere.  Die  Erfolge  wurden  auch  bei 
kürzerem  Aufenthalte  gerühmt.     Ueber  Italien  siehe  S.  412  unten. 

In  Atlantic  City  in  Nordamerika  ist  1902  ein  neues  Kinderheim 
mit  Aufwand  von  2  Mill.  M.  für  356  Kinder  fertiggestellt  worden. 
Unbemittelte  werden  ohne  Entgelt  aufgenommen. 

Noch  einer  Einrichtung  ist  im  Anschluß  an  die  Heilstätten  mit 
Verpflegung  für  Tag  und  Nacht  zu  gedenken,  der  Walderholangs- 
Stätten  für  kranke  und  namentlich  tuberkulose-verdächtige  Kinder. 
Eine  Musteranstalt  dieser  Art  ist  in  Schönholz  bei  Berlin.  Die  Er- 
richtung von  Erholungsstätten  für  Kinder  in  Oesterreich  ist  vom 
Niederösterreichischen  Landtag  für  das  Frühjahr  1903  in  Aussicht  ge- 
nommen. Nach  dem  Vorbilde  der  vom  Heilstättenverein  vom  roten 
Kreuz  in  Berlin  in  Betrieb  gesetzten  Kindererholungsstätt«  in  Schön- 
holz sollen  in  der  Umgebung  von  Wien  mehrere  Baracken  und 
Liegehallen  an  verschiedenen  bewaldeteten  Stellen  errichtet  werden 
für  eine  Tagesverpflegung  erholungsbedürftiger  Kinder  vom  1.  Mai 
bis  1.  September.  Es  sollen  in  den  Wiener  Schulen  die  tuberkulösen 
und  tuberkulöse  verdächtigen  Kinder  ausgelesen  und  den  Kinder- 
erholungsstätten zugeführt  werden.  Die  gesamten  Kosten  einschiieJ- 
lich  derjenigen  für  die  Fahrt  der  Kinder  von  ihrer  Wohnung  zu  der 
Erholungsstätte,  übernimmt  der  Landesausschuß.  Man  plant  6  Kinder- 
erholungsstätten  mit  einer  Verpflegung  von  1000  Kindern  zu  gleicher 
Zeit.    Im  Komitee  sind  angesehene  Aerzte. 

Jahretbericht  det   Vereint  für  Kinder heilttätten  an  den  deutschtn  SeelätU*. 

Berlin, 
Vergl.  Th.  W«yl,  in  dietem  Bande  S.  4S  und  S.   '>1  Literatur  unter  Baeber. 

25.  Milchkuren. 

Milchkuren  sind  gewiß  recht  nützlich,  namentlich   wenn  sie  mit 
Spaziergängen  und  Spielen  im  Freien  verbunden  sind.    Aber  sie  sind 
durchaus  nicht  im  stände,   die  wirklichen  Ferienkolonien  zu  ersetzen. 
Man  wird  aber  die  Milchkuren   bis  zu  einem  gewissen  Umfange  bei- 
behalten, namentlich  da,  wo  bei  einer  großen  Zahl  bedürftiger  Kinder 
die  Mittel  nicht  ausreichen,  um  diese  Kinder  mit  in  die  Ferienkolonien 
zu  nehmen.    In   Deutschland   werden   sie  noch  von  einer  Anzahl, 
Gesellschaften,  meist  von  Ferienkolonievereinen,  beibehalten  als  Nach- 
pflege im  Winter,  so  in  Berlin  100  Kinder,  in  Bremen  185,  in  Ober- 
hausen (städtische  Armenverwaltung)  334.   An  den  Milchkuren  nahmen 
in  Zürich  1896  2111  Kinder  teil  mit  einem  Aufwand  von  8100  frcs. 
Ueber  den  Nutzen  der  Milchkuren   äußert  sich  der  Züricher  Bericht 
sehr  absprechend.    Der  erhoff'te  Gewinn   steht  bei  richtigem  Betriebe 
in  keinem  Verhältnis  zu   den  Kosten.    Körperlich   sind  nur  geringe 
Erfolge  festzustellen,  in  Bezug  auf  sittlich-geistige  gar  keine  Erfolge, 
weil   die  Kinder   nicht  unter  Aufsicht   stehen.    Zudem   besteht   noch 
die  Gefahr,  daß   die  Eltern  sich   überhaupt  auf  die  Milchration  ver- 
lassen und  dem  Kinde  nichts  außerdem  zufüttern. 

26.  Gewerbliche  Kinderarbeit. 

Die  gewerbliche  Kinderarbeit  besteht  teilweise  in  Haus- 
industrie, teilweise  in  Beschäftigung  außer  dem  Hause.  Da  werden 
selbst  junge  noch   nicht  schulpflichtige,  aber  auch   ältere  Kinder  in 
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der  Weberei,  Flecliterei,  Spielzcugfabrikatioii,  weiterhin  als  Hausierer, 
Backwaren-  und  Zeituns^sausträger,  Kejieljimgen  nui^jliclist  ausgenutzt. 
In  England  gar  als  Hilfskräfte  in  Hocliötcn  luid  Glasliiltten,  in  Sfiil- 
amerika  in  der  Baum  Wollindustrie,  in  Italien  gar  im  Berghau.  Und 
alles  bei  kärglichstem  Lohne. 

Die  Ursachen  liegen  in  den  mißlichen  häuslichen  Verhältnissen, 
im  geringen  Verdienst  der  Eltern.  Namentlich  hndet  sich  dies  bei 
eheverlassenen  oder  verwitweten  Frauen,  oder  bei  Arboitsiosigkeit  des 
Vaters,  infolge  Krankheit  oder  Belriehsuntall  oiier  Mangel  an  Be- 
schäftigung wegen  schlechten  (Jeschiiftsganges.  Auch  einzelne  Er- 
werbskliissen  armer  Gegenden,  z.  B.  die  schlesischen  Weber,  wissen 
sich  nicht  anders  zu  helfen. 

Ausdehnung  der  Kindererwerbstätigkeit 
in  Deutschland. 
Nach  einer  durch  Rundschreiben  des  Reichskanzlers  vom  O.Dezember 
18fl7  veranlaßten  Zusammenstellung,  welche  meist  durch  die  Mitwirkung 
der  Volksschuilehrer  bewirkt  wurde,  sind  erwerbstätig  über  .'(."i^ Ol W  Kin- 
der, wahrscheinlich  sind  es  mehr.  Im  Durchschnitt  für  ganz  Deutsch- 
land sind  es  i;]  von  UX)  schulpflichtigen  Kindern,  in  Bayern  1,,58, 
in  Preußen  5,18.  In  einzelnen  Gegenden  mit  Hausindustrie  zählt  man 
auch  33,40,  53,60  und  au  einem  Orte  gar  81  Proz.  erwerbstätige 
Kinder.      Ausgeschlossen    aus   dieser   Zusammenstellung   sind   die   in 

als  Gesinde  tätigen  Kinder.  Ein  Teil 
(namentlich  Te.\ti[-)industrie  schon  vom 
die  Hälfte  aller  Kinder  war  mehr  als 
Beschäftigung  der  Knaben  ist  in  nia- 
häutiger  als  die  der  Mädchen.  So  be- 
trug die  gewerbliche  Kinderarbeit  im  Stadtkreis  Solingen  1898 
7  Proz.  der  Volksschüler,  und  zwar  waren  doppelt  soviel  Knaben  wie 
Mädchen  tätig.  In  gewerblicher  Kinderarbeit  in  Thtiringen  waren  nach 
Erhebung  im  Jahre  1898  beschäftigt  in  Alteuburg  H)  Proz.,  in  Cuburg- 
Gotlia  15  Proz.,  in  ReulS  j.  L.  7  Proz.  Die  Kinder  werden  nach  dem 
Bericht  zu  den  mannigfachsten  und  oft  gesundheitsschädliclisten  Be- 
schäftigungen angehalten.  In  einzelnen  Industriezweigen  ist  die  Aus- 
beutung der  Kinder  sehr  arg. 

Ausdehnung  der  Kindererwerbstätigkeit 
im  A u  s  1  a n d e. 
Nach  einer  offiziellen  Zusammenstellung  aus  dem  Jahre  IfHll  be- 
fanden sich  in  (")  m  ü  nd  (N  ie  de  r-Oeste  r  reich)  in  tö  Schulen  unter 
8196  Kindern  .'»2.8  Proz.  erwerbstätige.  Dieselben  wurden  beschäftigt 
mit  Landwirtschaft,  Vichhfiten,  Zwirnknöjd'e  nähen.  Spulen,  Strick- 
warenerzeugung. Die  meisten  wurden  an  Schuttügen  wie  schulfreien 
Tagen  3  und  mehr  Stunden  beschäftigt,  nicht  wenige  an  Schultagen 
mehr  als  6  Stunden,  an  schulfreien  Tagen  6  bis  8  bis  10  Stunden.  Nach 
einer  1902  veröffentlichten  Untersuchung  des  ("omitee  on  the  emploj'e- 
ment  of  School  Ciiildren,  als  Parlamentsdrucksache  veröffentlicht,  ariiciten 
5()(X^)0  Schulkinder  in  England  und  Wales,  und  zwar  außer  ihren  27 
Schulstunden,  in  der  Woche  noch  20  Stunden.  Es  gibt  aber  auch  noch 
Kinder,  welche  noch  ;W,  40  selbst  50  Stunden  arbeiten  müssen  —  in 
den  meisten  Fällen  mit  sehr  schädlichem  Erfolg.  Nach  dem  Bericht 
eines  Aufsichtskomitees   (li.K.H)   für  die  Liverpool  er  StralSenjugend 


Fabriken,    Landwirtschaft  und 
der  Kinder  wird  in  der  Haus- 
4.  Jahre   ab    beschäftigt,   fast 
3  Stunden    täglich    tätig.     Die 
schinengewerblichen  Gegenden 
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dürfen  Knaben  von  11-14,  Mäddien  von  11  —  16  Jahren  im  Sommer 
nach  9  Uhr,  im  Winter  nach  7  Uhr  kein  Gasthaus  und  öffentliches 
Vergnüguugshiius  beti'eten.  Es  ergal)en  sicli  die  Verhältnisse  der 
Eltern  als  sehr  traurige.  Die  meisten  Kinder  waren  Mädchen,  welche 
Zeitungen  austragen  wdlten.  Die  erlaubte  Zeit  wurde  von  einer 
großen  Anzahl  ühcrsfhritteu,  die  Schuk*  sehr  unregelmäßig  besucht. 
Viel  ist  mit  dem  \'erbot  nicht  zu  erreichen  gewesen.  Der  He- 
richterstatter  bemerkt,  wiliisclieiiswert  wäre  es,  das  Alter  der  Knaben 
hinaufzusetzen  und  den  MitdclR-n  gar  keine  Erlaubnis  zu  erteilen. 
189H  waren  in  italienischen  Uabrikcn  und  im  IJergbau  in  808  Be- 
trieben unter  den  ÜKKKJ  Arbeitern  l-JO(Xt  Kinder  (=  Vi  Proz.),  die 
meisten  im  Alter  von  12—1.'»  Jahren.  In  den  Südjirovinzen  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  beschäftigten  die  großen 
Wollmanufakturen  fast  ausnahmslos  Frauen  und  Kinder.  Nach  un- 
gefährer Schätzung  müssen  dort  mehr  als  KiOOC)  Kinder  unter 
14  .(ahreu  11  —  12  Stunden  täglich,  während  der  Saison  sogar  noch 
nachts,  für  10 — lä  cts.  arbeiten. 

Die  Folgen  der  Kindererwerbstätigkeit  sind  eine  Beeinträchtigung 
der  moralischen,  geistigen  und  kfirpei liehen  Entwickelung.  Die  Schä- 
digung des  Körpers  entsteht  durch  UebermQdung  infolge  zu  langer 
Arbeitszeit,  zu  frühen  Aufstehens  (beim  Austrugen  von  Backwaren), 
oder  zu  späten  Zubettgehens  (Kegelaufsetzer,  TheatiTmitspieler)  oder 
durch  vieles  Trep[pensteigen  (Zeitung.'^jiHigeni.  Die  körj>erliche  Schä- 
digung wird  oft  durch  stundenlanges  Ilerundanfen  bei  ungünstiger  Witte- 
rung, hoi  Frost,  Schnee  und  Regen  oder  rauhen  Winden,  nicht  selten  unter 
Hunger  und  ungenügentlem  Kleiderschutz  veranlaßt.  Nicht  weniger 
schwer  wiegen  <iie  morali.schcn  Schädigungen:  namentlich  bei  den  hausie- 
renden Kindern,  ziindholzverkaufendeii  Knaben,  sträulJcheuanbietenden 
Mädchen  sind  sie  nicht  allzu  selten  festzustellen.  Aus  den  vuii  Schulen, 
Gewerbekammern  und  (iefängnisanstaltcn  erstatteten  Berichten  ist  der 
ungünstige  Einfluß  der  gewerblichen  Kinderarbeit 
zilTernmäßig  zu  ersehen.  Hierfür  nur  wenige  Beispiele.  In  Reni.scheid 
sind  nach  einem  l!t02  veröffentlichten  Berichte  ;},7  Proz.  aller  Schulkinder 
mit  gewerblicher  Arbeit  beschäftigt.  Das  wären  an  Zahl  nicht  viele; 
aber  diejenigen,  welche  ilavon  betroffen  sind,  trifft  es  schwer:  -',„  von 
ihnen  arbeiten  unter  3  Stunden,  ';.i  aber  darüber.  Die  Folgen  waren 
unregelmäßiger  Schulbesuch,  Verspätung,  Unaufmerksamkeit.  Nach 
einem  1!K;)2  veröffentlichten  Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammcr  Sonneberg  ist  fast  die  Hälfte  aller  Schulkinder  gewerblich 
beschäftigt;  21  Proz.  arbeiten  früh  vor  der  Schule  und  sind  zu  schlaff  um 
dem  Unterricht  zu  folgen.  Der  Kenner  dieser  Verhältnisse,  Agadh, 
schreibt:  „Durch  die  Kinderbeschäftigung  muß,  selbst  wo  die  Körper- 
kraft nicht  geradezu  in  sichtbarer  Weise  zerstört  wird,  die  Arbeit  oft 
der  körperlichen  Entwickelung  schaden.  Auch  durch  die  Hausindustrie 
findet  eine  stetig  zunehmende  Entartung  der  ganzen  hausindustriellen 
Bevölkerung  statt.  Die  Folgen  auch  in  sittlicher  Beziehung  sind 
we.seutlich:  unter  lOO  jugendlichen  tiefangenen  in  der  Anstalt  Plötzen- 
see waren  70  während  der  Schulzeit  als  Frühstücks-  und  Zeitungb- 
jungen  beschäftigt. 

Berechtigung  der  Kinderarbeit  und  Zugeständnisse. 
In    Preußen    geht    das  Ministerium    davon   aus,   daß  eine  mäßige 
Beschäftigung  von  Kindern  insofern   eine  Berechtigung  habe,  als  sie 
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geeignet  sei,  die  Kinder  an  körperliche  und  geistige  Arbeit  zu  ge- 
wöhnen, den  Sinn  fiii'  Fleilä  und  S|)ai»iinikeit  zu  wecken  und  sie  vor 
Müßigkeil  und  anderen  Ueboln  zu  Itewahrcn.  Nur  dem  Mißbrauch 
läuß  entgegen  getreten  werden.  Die  zu  erlassenden  Vorschriften 
sollen  sich  weder  auf  Hausgewerbe  nocli  Landwirtschaft  erstrecken. 
Sonst  sollen  die  Kinder  votn  12,  Jahre  aufwärts  einschließlich  Sciiule 
höchstens  9  Stunden  beschäftigt  werden.  Einzelne  Schulen  machen 
Zugeständnisse.  Im  Kreis  liastenburg  in  Ostpreußen  werden  (1901) 
die  Schulkinder  an  21  Nachmittagen  zum  Rübenziehen  beurlaubt.  Da- 
mit aber  der  ünlerricht  nicht  leide,  haben  die  Kinder  in  der  Schule 
schon  am  Vormittug  das  Nachmittagspensuui  mit  zu  leisten.  Das  ist 
natürlich  nicht  zum  Vorteil  der  Kinder.  In  Württemberg  (U)(J2) 
dürfen  in  einzelnen  ganz  besonders  dringenden  Fällen  Schulkinder  die 
Schule  versäumen  und  sich  zu  Arbeiten  verdingen. 

Bis  zu  einem  gewissen  Grade  und  in  gewissen  Bezirken  ist 
die  Kinderarbeit  eine  Notwendigkeit  in  Anbetracht  der  zur  Führung 
gesunder  Lebenshaltung  bei  weitem  nicht  ausreiclienden  schmählichen 
Hungeriühne  mancher  Industriezweige,  da  dort  jedes  Kind  ein  wert- 
voller Mitarbeiter  am  Erwerb  der  Familie  ist.  Eine  Acnderung  dieses 
Zustaudes  ist  nur  zu  erzielen,  wenn  die  Nachkommen  dieser  Familien 
sich  der  Erlernung  lohnenderer  Berufe  zuwenden,  wie  dies  jetzt  tat- 
sächlich in  Schlesien  mit  ausgiebiger  finanzieller  Unterstützung  durch 
einen  dortigen  Fabrikanten  geschieht.  Man  kann  wohl  die  Kinder- 
arbeit polizeilich  verhindern,  Hunger  und  Elend  werden  damit  nicht 
aus  der  Welt  geschalft. 


Gesetzliche  Alters-  und  Zeit  grenzen  für  Erwerbs- 
tätig k  e  i  t  schulpflichtiger  Kinder. 
In  Deutschland  dürfen  Kinder  unter  lii  Jahren  in  Fabriken, 
ferner  bei  Bauten  und  ülter  Tage  betriebenen  Brüchen  und  Gruben, 
beim  Steinklopfen,  im  Schornsteinfegergewerbe,  in  Fuhrwerksbotrieben, 
beim  Mischen  und  Mahlen  von  Farben,  beim  Arbeiten  in  Kellereien, 
bei  öffentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und  anderen  ötfentlichen 
Schaustellungen,  im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirtschaften,  beim 
Austragen  von  Waren  und  sonstigen  Botengängen  nicht  beschäftigt 
werden.  Ucber  13  Jahr  nur  dann,  wenn  sie  nicht  mehr  zum  Be- 
such der  Volksschule  verpflichtet  sind.  Die  Aufsicht  wird  durch 
etwa  IXX)  Gewerbeaufsichtsbeamte  vermittelt.  Im  Gegensatz  zu 
anderen  Staaten  gibt  es  in  Deutschland  keine  Ausnahmebestim- 
mungen. In  O  es  ter  reich  sind  eine  Menge  Ausnahmen  zulässig, 
z.  B.  für  die  Nachtarbeit  der  Kinder  und  für  Beschäftigung  von  12- 
jährigen  in  Bergwerken.  In  England  ist  die  Beschäftigung  in 
Faliriken  und  Werkstätten  vom  11.  .Fahr  ab,  im  Bergbau  unter  Tag 
vom  12.  Jalir  ab  gestattet.  Im  gleichen  Laude  ist  es  nicht  gelungen, 
in  der  Gesetznovelle  znm  Fabrikgesetz  die  Altersgrenze  für  Nachtarbeit 
auf  Itj  Jahre  hinaufzusetzen,  sondern  nur  auf  14  Jahre  (Hochöfen. 
Gliisiiütten  u.  s.  w.).  In  der  Schweiz  ist  das  Verbot  der  Kinder- 
arbeit in  Fabriken  bis  zum  14.  Jahr  festgelegt.  Es  besteht  in  manchen 
Kantonen  auch  das  Verbot  der  hausindustriellen  Arbeit  über  eine  ge- 
wisse Zeit  hinaus.  10  Spozialbeanitc  führen  die  Aufsicht.  In  Frank- 
reich sind  12  Jahre  die  untere  Grenze.  Belgien  gönnt  den 
Kindern  im  Gegensatz  zu  den  Erwachsenen  den  freien  Sonntag,  ge- 
stattet  aber   ausdrücklich    beschränkte   Nachtai'beit.     Die  Innehaltung 
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der  Ausnahnievorschriften  win!  von  Beauftragten  überwacht,  die 
aus  dem  Arbeiterstande  hervorgegangen  sind,  Holland  hat  ähn- 
liche Bestimmniigen.  Schweden  läiu  Kinderarbeit  in  fabrikartigen 
Betrieben  ebenso  wie  Norwegen  mit  12  .Fahren  zu  bei  Knaben, 
mit  14  Jahren  bei  Mädchen,  Dänemark  bereits  mit  10  .Jahren, 
trotz  der  seit  l^l'A  bestehenden  Gewerbeitispektion !  In  Rußland 
ist  Kinderarbeit  bis  zum  12.  .lahre  verboten.  Finland  hat  besonders 
weitgehende  Beschränkungen.  Italien  steht  am  weitesten  zurück, 
immerhin  noch  über  Spanien.  Bereits  vom  9.  Jahr  an  dürfen  dort 
die  Kinder  in  Fabriken  arbeiten,  lO-jährige  bereits  unter  Tage  in 
Bergwerken,  12— 15-jährige  nachts  bis  zu  6  Stunden.  Die  tägliche 
Arbeitsdaner  ist  in  Ländern  ohne  Schulzwang  die  höchste  und  sinkt 
in  Ländern  mit  Scbulzwang.  Diese  Kinderarbeit  ist  in  der  überwie- 
genden Zahl  aller  Fälle  gesetzlich  nicht  geschützt  bez.  beschränkt. 

Agkhd,  Konrmd,  Rixdorf,  Beitrag  e  tum  Kapital:  Ertre  rbatätig  keit  lefiul- 
p/Hclil  iger  Kinder.  In  ZeiUchri/l  „Die  Jitgemifliriorge" ,  Jahrg.  1,  19U1,  Heft  1, 
S  und  S.  Agahd  itl  einer  der  betteji  Kenner  in  Sachen  der  Eneerbtläligkeil  der 
Kinder  und  tomtigen  Färiorgrangelegenheilen. 

Der»elbe,  (Iiriclii-)Ge»eU,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben.  Vom  .?ö.  .Wirt 
J903.  Au4ißlhrliehe  Erläuterungen  tum  Qettlt  vnd  Vorichtäge  tu  seiner  Durch- 
Jührung.  (WOS.j 

RrichiGewerbe-Ordnung  §  105,  §  134  <'•'  '^^A- 
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Vill.  Fürsorge  für  die  schttlentlassene  Jugend. 

Von 
Hans  Suok, 

ordentl.  I^lirer  der  Sophieosctinle  in  Berlin. 


L  Einlt'itt'ndt'  Bi'inerkuiigen. 
A.  FeBtstellimg  dea  Begriffes. 

Mit  volleni  Redit  kann  man  tlie.Iujieudfürsorge  als  ein  Kind  der  Jetzt- 
zeit bezeichnen.  Das  ist  nicht  so  zu  verstehen,  al.s  hätte  man  sirli  früher 
um  die  Juf^endlielten  überhaupt  nicht  gekümmert  und  sie  einlach  laufen 
lassen.  Aber  dennocli  kann  von  einer  eij^entlichen  F"ürsorjj;e  in  jenen 
Zeiten  nicht  die  Rede  seiu.  Einmai  war  sie  weniger  erfejrderlich.  weil 
nicht,  wie  jetzt  meist,  mit  ilem  Schulaustritt  die  Trennung  von  der 
F"aniilie  zusammenhing,  und  zweitens  geschah  das  Geleistete  in  klein- 
stem Kreise  und  oft  aus  jiersönlichen  Motiven.  Seitdem  aber  auf  dem 
Gebiete  des  Arbeiterschutzes  eine  .staatlich  organisierte  Tätigkeit  be- 
gonnen hat,  hat  sich  auch  der  Fiir.sorge  für  die  schulentlassene  Jugend 
das  Interesse  sowohl  amtlicher  als  privater  Instanten  zugewandt,  und 
man  strebt  danach,  sie  allgemein  in  feste  Regeln  und  Formen  zu  bringen. 

Es  würde  sich  an  erster  Stelle  darum  handeln,  den  Begriff 
, schulentlassene  Jugend"  genau  zu  umgrenzen.  Die  Aufgabe  ist  nicht 
ganz  leicht  zu  lösen,  da  schon  die  so  klar  erscheinende  Minimalgrenze 
-schulentlassen"  nicht  überall  fest  bestimmt  ist.  Während  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  die  Schulpflicht  acht  .lafire  bis  zum  vollen- 
deten 14.  Lebensjahre  umfalit,  bildet  Bayern  eine  Ausnahme  und  ent- 
lälJt  die  Zöglinge  der  Volks.schnle  mit  dem  13.  Jahre.  Da  aber  in 
diesem  Staate  die  Verlängerung  der  Volksscliulpfliciit  wiederholt  an- 
geregt und  empfohlen  worden  ist,  da  ferner  hier  der  Fortbildungs- 
schulzwang besteht  und  es  sich  endlich  um  ein  verhältnismäßig  klei- 
nes Gebiet  handelt  gegenüber  dem  Ganzen,  so  wäre  die  Ausnahme- 
stellung Bayerns  nicht  sonderlich  gewichtig.  Stichhaltiger  ist  schon 
der  Grund,  der  für  Festsetzung  des  V2.  Lebensjahres  als  Beginn  des 
jugendlichen  Alters  spricht.  Mit  diesem  Jahre  beginnt  die  Slrafmün- 
digkeit,  die  eine  gewisse  Reife  und  Selbständigkeit  zur  ^'ü^■au^^etzuug 
hat  Ueber  die  Hinaufrückung  der  unteren  Strafgrenze  auf  das  14. 
Lebensjahr  herrscht  aber  volle  Einmütigkeit  (cf.  Entwurf  eines  Reichs- 
gesetzes durch  die  von  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereini- 
gung gewählte  Kommission),  so  daß  wir  das  genannte  Jahr  alsl  das- 
jenige zu  bezeichnen  haben,  in  dem  die  Fürsorgetätigkeit  für  die  Schul- 
entlassenen zu  beginnen  hat.  Weit  wechselnder  ist  nun  die  obere 
Grenze.  Die  Gewerbeordnung  setzt  als  solche  das  16.  Leliensjahr 
fest.    Das  ist  aber  für  unsere  Verhältnisse  unzureichend.    Denn  nicht 
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auf  dasjenige  Alter  koiaiiit  es  an,  füi'  das  gesetzlich  eine  Schutzzeit 
festgesetzt  ist,  sondern  das  im  Interesse  der  Wohlfahrtsbestrebungen  und 
der  Wohlfahrtspttelie  für  schiitzbedürftig  erachtet  wird.  Daher  rechnet 
man  im  allgemeinen  das  Fürsorgealter  bis  zum  18.  Jahre.  Viele 
Gründe  sjireclien  ja  dafür,  das  20.  Lel)cnsjalir  als  obere  (irenze  festzu- 
setzen. Einmal  ist  durch  das  Gesetz  über  die  Fürsorgeerziehung 
Minderjähriger  vom  2.  Juli  l9(Ki  die  Möglichkeit  gegeben,  die  jugend- 
liclien  Verwahrlosten  nocli  bis  zum  18.  Jahre  in  Zwangserziehuug  zu 
geben,  die  erst  mit  der  Minderjährigkeit  (21.  Lebensjahr)  endigt.  Dann 
sollte  nach  den  Eisenacher  Vorschlägen  (der  Internat,  krimin.  Vereini- 
gung) die  obere  (irenze  für  das  strafrechtlich  privilegierte  Alter  das 
20.  Lebensjahr  sein.  Endlich  beginnt  hier,  wenigstens  für  das  niilnn- 
liche  Geschlecht  in  seinem  größeren  Teile,  eine  sehr  einschneidende 
Lebens-  und  Erziehungsperiode  —  die  Militärzeit.  Aber  aus  Utilitäts- 
gründen  ist  es  ratsam,  sich  auf  das  niedrigere  Alter  zu  beschränken. 
Es  gilt  also  die  Zeit  vom  14.  bis  zum  18.  Lebensjahre  als  das  der 
Fürsorge  bedürfende  Alter. 

Aber  mit  Ausnahmen,  soweit  wenigstens  die  organisierte  Fürsorge 
in  Uotraoht  kommt.  Diejenigen,  die  in  der  Obhut  ihrer  Eltern  und 
ihrer  Lehrer  bleiben,  scheiden  für  die  Jugendfürsorge  in  unserem  Sinne 
aus.  Hier  handelt  es  sich  um  die  lolmarbeitende  und  erwerbtätige 
Jugend  innerhalb  der  oben  angegebenen  Altersgrenze.  Sie  ist  des 
Schutzes  im  reichsten  Maße  bedürftig,  nachdem  die  Entwickeluug 
der  modernen  Industrie  eine  Umgestaltung  der  alten  Verhältnisse  be- 
wirkt hat;  und  diesen  für  ihren  Erwerb  arbeitenden  Jugendlichen  gel- 
ten die  Maßregeln  des  gesetzlichen  Schutzes  und  der  Fürsorge  auf 
jenen  Gebieten,  die  durch  das  Gesetz  bisher  nicht  berührt  worden  sind. 

B.  Statistische  Axigaben. 

Wir  müssen  nun  mit  Hilfe  der  Statistik  feststellen,  welcher  Teil 
der  Bevölkerung  für  die  Wohlfahrtstätigkeit  in  Betracht  kommt,  denn 
aus  den  dabei  sich  ergebenden  Zahlen  geht  die  Bedeutung  der  zu 
lösenden  Aufgaben  hervor.  Nach  der  Bevölkerungsstatistik  des  Deut- 
schen Reiches  vom  1.  Dezember  1900  war  vorhanden  eine  Gesaint- 
bevölkerung  von 


zusammen  $^3^7  <78  Personen, 
den  angegebenen  Altersgrenzen 


männlich  27737247  weiblich  28621)631 
Darunter  befanden  sich  Jugendliche  in 
(genau   13  "/,s  ^'^  17  "/u  -Jahre  alt) 

männlich  2139380        weiblich  2184234        zusammeo  4377614  Personen. 

Rechnet  man  die  Jahre  von  IH  bis  20  zum  Schutzalter  hinzu,  so  steigt 
die  Gesamtsumme  auf  6455495.  Bei  der  von  uns  festgehaltenen  Grenze 
machen  die  Jugendlichen  7,8  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  aus. 

Wichtiger  ist  nun  für  uns  die  Frage,  wieviel  von  diesen  ca.  4'/» 
Millionen  Jugendlichen  für  eine  Fursorgetätigkeit  anzusetzen  sind,  also 
zur  erwerbtätigen  Bevölkerung  gehören.  Den  Aufschluß  darüber  gibt 
die  Berufsstatistik  füi-  das  Deutsehe  Reich,  die  sich  auf  die  Berufs-  und 
Gowerbezälüung  von  1895  stützt,  (iezählt  sind  für  unsere  Zwecke  alle 
Gehilfen  in  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betrieben,  ebenso  deren 
Lehrlinge  (Ladenmädchen),  alle  Fabrik-,  Lohn-  und  Tagearbeiter,  Kellner. 
Kellnerinnen,  Knechte,  Mägde  und  Hausdiener.  Eingerechnet  sind  ferner 
die  jugendlichen  Heimarbeiter   mit   ihren   oft  besonders  elenden  Ver- 
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hältnissen,  sowie  die  bei  Bdiönicn  Tätigen  (Schreiber)  und  die  im 
Militärdienst  Befindlichen,  denen  sich  neuerdings  ebenfalls  eine  starke 
Fürsorge  zuwendet  (Marineverwaltnng).  Nicht  gezählt  sind  die  als 
^Angehörige"  aufgeführte  Bevülkerungsgrupiie,  die  Selbständigen, 
das  Verwaltungs-  und  Aufsichtsfiersonal,  sowie  die  Berufslosen. 


^ 


I                   Erwerbszweig 

Mannhche 

Weibliche 

18-20 
Mann-      Weib- 

14-I6;i6—18    14— lf>]lö-18 

liche    1     liehe 

Lanctwirtsehaftl.    Berufe    inngei-arat 
Induffrie,  bprginänniMehc  Berufe  und 

318795 

322097 

232  370 

267  200  302  113  j  257620 

Ba<iwe*cn 
Heim»rbeiter  darin 
HaDilel  und  Verkehr 
Häuslicher   Dienst  (ohne  Wohnung 

359  '44 

4738 

49217 

463  399 

5245 

66997 

90  MO 

"  934 
23497 

'34  263 

2377 

44127 

471661 

4  944 
68  182 

'3'  '37 

2418 

51678 

bei  der  HerrBchaft) 
Dienende  für  bäuaiichen  Dieubt  (im 

5984 

6972 

14011 

'4  355 

7866 

14352 

Hauübalt   der  Uerr^^ebnfl    leitend) 
Militär,  üffenti.  Dienst,  freie  Berufe 

2115 

12992 

2371 
19359 

'S'  '73 
'378 

«97  545 
3  93' 

2521 
43072 

204225 
8246 

üesaintauniRie 

752  9851886  430 

504  473  663  798 

900359 

669676 

l 

I  U4<,  415 

I  16«  271 

z8i- 

r686 
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Daraus  ergeben  sich  für  1895  rund  2800000  erwerbarbeitende  Jugend- 
liche im  Alter  von  14  bis  18  .Jahren;  unter  Berücksichtigung  der 
Bevölkerungszunahme  ist  deren  Zahl  gegenwärtig  auf  über  drei 
Millionen  zu  veranschlagen,  so  daß  mehr  als  zwei  Drittel  der  gesamten 
Jugendlichen  und  5,2  Proz.  der  Bevölkerung  als  fürsorgebedürftig 
anzusehen  sind. 

Es  ist  hier  die  Stelle,  aus  den  statistischen  Angaben  einige 
Folgerungen  zu  ziehen.  Zunächst  erkennen  wir,  in  wie  starker 
Weise  in  der  Landwirtschaft  das  jugendliche  Element  vertreten  ist, 
denn  von  der  Altersklasse  14—16  sind  in  landwirtschaftlichen 
Betrieben  tätig 

männlicii  318759        weiblich  232370        zusanimeD  551  129  Personen 

gegenüber  den  insgesamt  erwerbarbeitenden  Jugendlichen  mit 
männlich  752985         weiblich  504473        Kusaramen  1257458, 

60  daß  die  knap{)e  Hälfte  der  Erwerbtätigen  auf  der  ersten  Alters- 
stufe in  laudwirtschaftlicheu  Berufen  beschäftigt,  ist.  Dann  aber  beginnt 
der  große  Uebergang  zur  Industrie,  so  daß  die  nächstfolgende  Alters- 
klasse nur  noch  mit 

männlich  322  097        weiblich  267  200        zusammen  589  297 

in  der  Landwirtschaft  vertreten  ist,  während  die  arbeitenden  Jugend- 
lichen insgesamt 

männlich  886430        weiblich  663798        zusammen  1  550228  Peraoneu 

zählen.  Auf  die  Landwirtschaft  entfallen  also  nur  40  Proz.  der  letzten 
Zahlen.  Für  die  nächste  Altersstufe  18 — 20  nimmt  die  ^Landflucht" 
weiter  zu;  wir  zählen  in  der  Landwirtschaft 

männlich  302  113        weiblich  257620        zusammen  559733  Jugendliche, 

also  nur  etwa  35  Proz.  der  Gesamtzahlen  von 

ruännlich  940359        weibhch  675673        zusammoi  1616032  Personen. 
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Es  ist  außerdem  zu  erkennen,  daß  beim  miiunlichcn  Geschlecht  der 
Uebergang  aus  den  landwirtschaftlichen  Berufen  zu  den  anderen  stärker 
ist  als  beim  weiblichen.  Es  ist  daher  auch  im  wesentlichen  dem 
weiblichen  Geschlecht  zuzuschreiben,  wenn  die  Zahlen  und  Prozent- 
werte über  den  Zuztifi  zur  Industrie  nicht  erheblich  si''ilier  ausfallen: 
denn  von  den  männlichen  erwerbstätifj;en  Jugendlichen  im  Alter 
von  18—20  Jahren  stehen  nur  noch  30  Proz.  im  Dienst  der  Land- 
wirtschaft. 

Fassen  wir  die  Industrie  mit  Handel  und  Verkehr,  sowie  dem 
eigentlich  auch  als  (»ewerbebetrieb  anzusehenden  häuslichen  Dienst 
(mit  Wohnung  bei  der  Herrschaft)  zusammen,  so  ergeben  sich  au 
Zahlen  für 


14-16 

1(>— 18 

18-20  Jahre 

inüniiliili 
woililich 

415214 
270714 

537712 
3783.2 

547  208 

415  458  Personen 

Wir  erkennen  daraus,  daß  beim  männlichen  Geschlecht  die  Zahlenwerte 
für  Industrie  und  Handel  auf  der  ersten  Altersstufe  die  der  anderen 
Berufe  liei  weitem  übersteigen,  daß  dagegen  bei  den  weiblichen  Jugend- 
lichen die  dominierende  Stellung  der  gewerblichen  Tätigkeit  erst  in  der 
zweiten  Altersperiode  (16  — IS)  hervortritt. 

Interessant  ist  noch  das  Verhältnis  zwischen  Handel  und  Industrie. 
Es  beträgt  nämlich  die  Zahl  der  im  Handelsbetriebe  Beschäftigten 
im  Alter  von 


14— lö 

16—18 

18— 2(J  Jahrpu 

13,«  ProE. 

14,»  Proz. 

14,«  Proz. 

9,7        - 

•3,»          r 

«5 

für  die  männlichen  Jugendlichen 
für   die  weiblichen  Jugendlichen 

von  den  entsprechenden  Zahlen,  welche  die  Beschäftigung  in  der 
Industrie  angeben.  Daraus  folgt ,  daß  die  Zahl  der  männlichen 
Handhinjisbeflissenen  in  gleichem  Verhältnis  wie  der  Gewerbebetrieb 
zunimmt,  während  beim  weiblichen  Geschlecht  diesem  gegenüber  eine 
stärkere  Zunahme  zu  verzeichnen  ist.  Es  ist  dies  wohl  darauf  zurück- 
zuführen ,  daß  viele  junge  Mädchen ,  die  sich  dem  Handel  zuwenden, 
erst  noch  einige  .fahre  nach  der  Schulentlassung  im  Hause  der  Eltern 
beruflos  verleben. 
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II.  Notwendigkeit  der  Jugendfürsorge. 

Es  ist  schon  im  Eingänge  betont  worden ,  daß  die  veränderten 
•wirtschaftliclien  Verhältnisse  dei-  Jugendfürsorge  notwendig  eine  andere 
Bedeutung  zuwenden  mußten,  als  sie  in  frillieren  Zeiten  Ijcsaß,  Die 
alte  Seßhaftiglceit,  die  den  Menschen  am  Hanse  festhielt  und  ihm  einen 
sicheren  Platz  für  seine  Entwickehing  gab,  ist  fast  vollständig  verschwun- 
den. In  den  laiidwirtschaftliclicn  Großbetrieben  entwickelten  sich  indu- 
strielle Nebeneinrichtungen  (Brennerei,  Brauerei,  Zuckerfabrikation),  die 
eine  größere  Zahl  von  Arbeitern  nötig  machten,  denen  aber  doch  keine 
dauernde  Stätte  geboten  werden  konnte,  weil  das  Arbeitsiiuantum 
nach  der  Jahreszeit  wechselte.  Die  Industrie  zog  große  Scharen  der 
noch  seßhaften  landwirtschaftlichen  Arbeiter  in  ihren  Bereich  hinüber; 
mit  langen  Armen  griff  sie  weit  umher  in  das  Land,  um  für  ihre  Betriebe 
die  Kräfte  herbeizuschatfen,  denen  sie  die  Sorge  für  Unterkunft  dann 
selber  überließ.  Dazu  kamen  die  gewaltigen  Scharen  ungelerntor 
Arbeiter.  Und  alles  ohne  Festigkeit  und  Stetigkeit;  die  Beschäftigung 
abhängig  von  der  Konjunktur  oder  auch  von  der  Laune  des  Arbeit- 
nehmers, der  bei  vorhandener  Unlust  ohne  langes  Bedenken  seinen 
Stall  weiterscfzte.  In  allen  diesen  Erwerbszweigen  wuchs  dazu  die 
Zahl  der  Jugendlichen;  und  bei  diesen  hatten  die  Unrast  und  die  mit 
der  neuen  Gestaltung  verbundene  Freiheit  schwere  Schädigungen 
im  Gefolge.  Diese  im  einzelnen  kennen  zu  lernen,  ist  notwendig; 
denn  nur  genaue  Kenntnis  der  Gefährdung  verleiht  die  Sicherheit, 
ffir  Abhilfe  und  Heilung  stets  die  richtigen  Mittel  wählen  zu  können. 

A.  Schädigangen  der  Jugendlieben  an  der  Gesundheit. 

1.   Durch   den   Beruf. 

Vielfach  sind  gesundheitliche  Schädigungen  daujit  in  Verbindung 
zu  bringen,  daß  bei  der  Wahl  des  Berufes  der  K  ör  jierzustan  d 
des  Aspiran ten  nicht  beachtet  wurde,  daß  man  einen  Herzkranken 
Bäcker  oder  Schmied,  den  mit  Krankheit  der  Atmungswege  Behafteten 
Schleifer  oder  Zigarrenmacher,  einen  jungen  Menschen  mit  Unterleibs- 
brüchen Brauer  oder  Tischler  werden  ließ.  In  solchen  Fällen  mußte 
der  Beruf  eine  Verschlimmerung  des  Leidens  bewirken,  die  zu  früh- 
zeitiger Invalidität  oder  zum  Tode  führte.  Derartige  Vernachlässigungen 
schädigen  vor  allein  die  Krankenkassen,  und  manche  derselben  schützen 
sich  jetzt  gegen  die  Verluste,  indem  sie  vor  der  Einstellung  der  Lehrlinge 
deren  ärztliche  Untersuchung  durch  ihre  eigenen,  mit  den  bezüglichen 
Berufskrankheiten  vertrauten  Aerzte  fordern  (Buchdruckergewerbe). 

Aber  selbst  im  Kcsunden  Organismus  kann  die  Berufstätigkeit 
krankliafte  Störungen  hervorrufen.  Zwar  verpflichtet  tj  120a  der 
Gewerbeordnung  alle  Unternehmer  zur  Einriclitung  und  Unterhaltung 
von  Arbeitsräumeu,  Betriebsvorrichtungeu.  Maschinen  und  (Jeräten 
und  zur  Regelung  iles  Betriebes  in  einer  Weise,  daß  die  Arbeiter 
gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  geschützt  sind,  aber  mit 
dem  Zusatz:  „soweit  es  die  Natur  des  Betriebes  gestattet".  Diese 
letzte  Bestimmung  wird  in  ihrer  Dehnbarkeit  oft  Veranlassung  zu 
Kontroversen  zwischen  dem  Unternehmer  und  den  Aufsichtsorgauen, 
weil  damit  ein  subjektives  Moment  in  die  Bestimmungen  hineingetragen 
ist.      Es  muß  allerdings  aucli   gesagt  werden,   dali  manche  Schutz- 
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vorriclittinficn  nicht  zur  (ieltuni;  konimen  können,  weil  die  Arbeiter 
Wiilerstaiul  leisten,  indem  derartige  Einrichtungen  ihnen  körperlich 
unangenehm  sind  oder  sie  auch  —  bei  Akkordarbeit  —  im  Lohu- 
bezuge  benachteiligen. 

Zu  den  gesundlieitschädlichen  Berufen  gehören  jene,  bei  denen  das 
Arbeitsmaterial  viel  Staub  entwickelt.  Bekannt  i^t  in  dieser  Hinsicht 
das  Steinhauergewerbe,  dessen  gesundheitliche  Gefahren  so  offenkundig 
sind,  daß  die  Lebensversicherungsgesellschaften  Angehörige  dieses 
Arbeitszweiges  nicht  aufnehmen.  Leider  haben  die  Bemühungen,  den 
Respirator  einzuführen,  wenig  Erfolg  gehabt;  sogar  bei  jugendlichen 
Arbeitern  scheiterten  die  zwangsweise  gemachten  Versuche,  Aehnlich 
steht  es  bei  den  Zigarrenarbeitern,  die  gleich  den  Steinliauern  und 
Schleifern  unter  der  durch  Staubeinatmung  verursachten  Tuberkulose 
zu  leiden  haben.  Eine  badische  Statistik  über  den  Zigarrenindiistrieort 
Hockenheim  (Kr.  Schwetzingen)  zeigt,  für  1K'J4-- 181)8  eine  Tuberkulose- 
sterblichkeit der  Tabakarbeiter  von  1,61  Proz.  der  Bevölkerung  gegen- 
über 0,L'4— 0,28  Proz.  im  gesamten  Großherzogtum.  Eine  ganze  Reihe 
von  Berufen  verwendet  in  ihren  Bctrielien  giftige  Materialien, 
die  nur  bei  äußerster  Vorsicht  ohne  jede  Einwirkung  auf  das  Leben 
der  Arbeiter  bleiben.  Wir  kennen  \'ergiftungen  durch  Blei  (Schrift- 
setzer, Maler,  Glasurarbeiter.  Drucker),  Phos[ilii>r  (Zündhölzerfabriken), 
Zink  und  Kohlenoxyd  (in  Zink-  und  Eisenhütten),  Quecksilber  (Spiegel- 
fabrikation), Arsenik  (TapetenherstelhingK  Säuredämpfe  (Metallbear- 
beitung). Die  den  zu  verarbeitenden  Stoffen  anhaftenden  Infektions- 
keime  rufen  ansteckende  Krankheiten  liervor;  besonders  gefährlich  (in 
Pinselfabriken,  Roßhaars])innereien  u.  s.  w.)  ist  der  an  Wolle,  Lumpen. 
Häuten,  Borsten  und  Haaren  sich  findende  Milzbraiidbacillus.  Andere 
Gewerbe  schädigen  den  Körper  durch  einseitige  U  e  b  e  r  a  n  s  t  r  e  n  g  u  n  g 
gewisser  Organe:  der  Muskeln  (Plattfuß  bei  Kellnern  und  Verkäufern), 
der  Knochen  (Wirbelsäulevcrkrümmungen  bei  Lastträgern,  Verkrüm- 
mungen des  Brustbeins  bei  Schuhmachern  und  Sattlern),  der  Lunge 
(Emjdiysem  bei  Musikern).  Namentlich  schwerwiegend  sind  die 
Schädigungen  der  Unterlcibsorgane  bei  niaschinenähenden  Mäilchen ; 
es  wird  der  Ausspruch  eines  Lyoner  Fabrikanten  angeführt:  ..Ich 
beschäftige  nur  Mädchen  von  16—18  Jahren;  denn  mit  20  sind  sie 
reif  fürs  Krankenhaus."  (Lilly  Braun,  Zur  Frauenfrage. i  Trotz 
aller  Schutzmaßregeln  bestehen  endlich  noch  zahlreiche  Gelegenheiton, 
in  den  Gewerbebetrieben  zu  verunglücken.  Die  Zahl  der  Unfälle 
scheint  direkt  abhängig  zu  sein  von  der  Arbeitszeit,  welche  durch  zu 
lange  Dauer  Energie  und  Aufmerksamkeit  des  Arbeiters  lähmt.  Nach 
statistischen  Feststellungen  (Hey mann.  Die  Ergebnisse  der  berufs- 
genossenschaftlichen Unfallversicherung.  Berlin  1897)  haben  die  Stunden 
von  9 — 12  und  ."i— 6  die  höchste  Unfallziffer  aufzuweisen.  Daß  die 
Jugendlichen  dabei  besondere  Gefahr  laufen,  zeigt  der  Jahresbericht 
1898  der  Gewerbebeamten  zu  Iserlohn,  nach  welchem  die  Minderjährigen 
doppelt  so  viel  Unfälle  erleiden  als  die  Erwachsenen.  Die  Berichte 
der  Fabrikinspektoren  machen  für  die  Unfälle  vorwiegend  die  Beschäfti- 
gung der  jugendlichen  Arbeiter  au  Kraft-  und  Arbeitsmaschtnen  verant- 
wortlich. Geklagt  wird  auch  darüber,  daß  weibliche  Arbeiter  oft 
ungeeignete  Beschäftigung  haben ;  in  Süddeutschland  dienen  sie  im 
Baugewerbe  als  Handlangerinnen,  Mörtel-  und  Steinträgerinnen. 

Damit,  ist  die  gesundheitliche  (iefäbrdung  durch  den  Beruf  noch 
nicht  erschöpft.     In  der  Art  des  Betriebes  liegen  noch  zahlreiche 
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Schfuligungen.  die  dem  jugeiidlichcn  Organismus  besonders  venierhüch 
werden.  Dahin  gehört  die  Nachtarbeit  in  den  Bäckereien,  Mühlen 
und  im  Gastwii-t.sgewerbe.  Uobennäßig  hinge  Arbeitszeit,  über  die  in 
Ziegeleien.  Wäsohereien  und  Färbeieien,  in  der  Konfektion  und  der 
Eisenbearbeiiung  lieschwerdo  gefüiirt  wird,  bat  die  gleiche  ungünstige 
Wirkung.  Im  Ilaudelsgcwerbe  leiden  besonders  die  .Ingendlichen  unter 
zu  langer  Arlteitsdauer.  Nach  einem  „Bericht  über  die  Erhebung 
betreffend  die  Arbeitszeit   u.  s.  w.  im  Ilandelsgevverbe"  (Drucksachen 


der  Kommission   für  Arbeiterstatistik,  Verhandlung 
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männlichen  Lehrlinge  eine  tüglidie  Ladentätigkeit  (einschließlich  der 
Pausen)  von  mehr  als  14  Stunden  in  44,1»  Proz..  mehr  als  15  Stunden 
in  33,9  Proz.  und  mehr  als  Ui  Stunden  in  7,7  Proz.  der  befragten 
Betriebe.  Zur  Vergrößerung  des  gesundheitlichen  Nachteils  dient 
dann  die  schlechte  Luft,  die  meist  in  ilen  Ladenräuuien  herrscht,  um! 
der  Zwang  zum  Steheu .  der  vor  allem  jugendliche  Verkäuferinnen 
krank  macht.  Eine  weitere  gesundheitliche  Schädigung  erwächst  den. 
namentlich  in  Fabriken  beschäftigten  Jugendlichen  dadurch,  daß  die 
Gewerbeordnung  zwar  Pausen  für  dieselben  vorschreibt,  aber  nicht 
gleichzeitig  den  rnternehmer  verpflichtet,  den  jungen  Arbeitern  ge- 
eignete Käundichkeiten  zu  überlassen,  wo  sie  sich  zum  Einnehmen  <ler 
Mahlzeiten  und  in  den  Freistunden  luiflialten  kfinnen.  Da  sie  in  den 
Arbeitsräumen  nicht  bleiben  dürfen,  so  müssen  sie,  von  der  Besciiäftigung 
erhitzt,  auch  bei  ungünstiger  Witterung  ins  Freie  hinaus,  wo  sie  sich 
in  zugigen  Ecken  und  Durchgängen  umherdrücken  und  oft  den  Keim 
zu  dauernder  Krankheit  davontragen. 

Eine  kurze  Betrachtung  verlangt  noch  die  Heimarbeit,  die  in 
Bezug  auf  gesundheitliche  Gefährdung  die  Fabrikfütigkeit  weit  flbertrifl't. 
Denn  die  letztere  steht  unter  Aufsicht  der  (Jewerbeordnung  und  wird 
ständig  kontrolliert.  Nicht  so  die  Heimarbeit.  Diese  wird  und  muß  danach 
streben,  billiger  zu  arbeiten  als  die  Fabrik,  und  sie  kann  dies  nur 
erreichen  durch  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  Ausnutzung  der  Arbeits- 
kraft und  Beschränkung  der  Raumverhfiltnisse.  Hand  in  Hand  mit 
dem  geringeren  Verdienste  geht  dann  eine  Unterernährung  der 
Arbeitenden,  die  durch  .solche  gesnndheitwidrigen  Zustände  an  Leib 
und  Seele  zu  (irunde  gerichtet  werden.  Die  Folge  davon  ist  eine 
Schwächung  der  Widerstandskraft  gegen  die  schlimmste  Volkskrankheit; 
die  Papiermachcarbeitei-  in  Sonneberg  (Herzogtum  Sachsen-Meiningen) 
zeigen  eine  TuberkulosesterbUchkeit  von  4,3  Proz.  der  Bevölkerung 
gegenüber  dem  Landesdurchschnitt  von  2,47  Proz.  Hier  liegen  ernste 
Gefahren  für  unsere  Volksgesundheit  verborgen. 

2.    Durch  die  Lebensführung. 

Unter  den  Potenzen,  die  für  die  Lebensführung  von  Bedeutimg 
sind,  gebührt  der  Wohnung  sicherlich  die  erste  Stelle.  Das  geht 
schon  aus  der  alten  Regel  hervor:  Wohne  über  deinem  Stand,  kleide 
dich  nach  deinem  Stand,  lebe  unter  deinem  Stand.  Der  Besitz  einer 
ausreichenden  gesunden  ünterkunftsstätte  ist  für  den  jugendlichen 
Erwerbtätigen  besonders  wichtig.  Die  alte  Form  der  Lehrlingshaltung 
räumte  ihm  Kost  und  Wohnung  bei  m  Lehr-  oder  D  i  e  n  s  t  h  e  r  r  n 
ein,  aber  dieser  (Jebrauch  findet  sich  —  von  vereinzelten  Berufen 
abge.sehen  --  allgemeiner  nur  noch  in  kleinen  Städten,  sowie  bei 
Dienstboten  und  Gesinde.  Sicher  war  diese  Wohnungsform  das  für 
den  jungen    Arbeiter   Erstrebenswerte,   solange    der    Lehrherr    seine 
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Pfiicht  eni.st  naliiii    und   sich   um   die   Wohn-   und  Schlafstätte  seines 
Lehrlings    kitnniierte.       Wo    die   Flinnchtiing   uoch   in    Gebrauch   ist,! 
geschieht  das  leider  vielfacli  nicht,  so  daß  allerliam!  Iiyjnenische  Miß-j 
stände  die  Folge  sind.     Bei  Schlächtern    und  Brauern,   deren  Betrieb] 
meist   größeren    Umfang    annimnit.    sind    Ausstellungen    weniger   zu 
machen.     Dagegen  liegen  die  Verhältnisse  im  Bäckergewerbe  sehr  iiol 
argen,  weil  es  —  namentlich  in  (ieschäfton  kleineren  Umfangs  —  Sittej 
ist,   die  Lehrlinge   und  Gehilfen   in   einem  Nebenrauni    der  Backstube! 
schlafen   zu  lassen,  wo   sie   die   mit  Mehlstaub  durch.setzte   Luft   ein-] 
atmen  müssen.     Bei  Schuhmachern  und  Barbieren,  die  ihre  Lehrlinge] 
meist    in  Kost   und  Logis  nehmen,   hängen   die  Uebelstände   mit   den 
gedrückten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  zusammen,  unter  denen  diese 
Berufe   leiden.     Die   vorhandenen   Käundichkeitcii    sind   eng   und   mit 
verbrauchter   Luft  angefüllt:  der  Jugendliche  schläft  beim  Barbier  oft 
im  Laden    hinter  einem  Vorhang,   beim  Schuhmacher   nicht  selten   in 
der   Lederkammer,   die   stets   feucht    gehalten   werden    muß,   um   das 
Austrocknen  des  Leders   zu  verhüten.     Die   Arbeitsräume   sind   über- 
haujd  -  -   obgleich    sie  leider  häutig   dazu    benutzt    wertlen  (Schneider. 
Tiscider.  Zigarrenarb<üter.  Kilrscliner)  —  keine  hygienische  Schlafstütte, 
denn  die  Luft  in  ilinen  ist  durch  die  Ausdiiustiingeu  der  Arbeitenden 
und  der  Arbeitsmaterialien  verdorben.  Daß  hier  so  vielfach  unhygienisclie 
Zustände  vorhanden  sind,  liegt  daran,  dal5  die  zum  Schlafen  dienenden 
Räume  durch  ihre  abgelegene  Lage  sich  häufig  der  Beobachtung  und 
Untersuchung  entziehen,     Und   zwar  zeigt  sich   dieser  MilSstjind  nicht 
nur  bei  der  Unterbringung  des  Lehrlings  durch  Eltern  oder  Voi'müiider. 
sondern    auch  während    der  Dauer   des  Arbeitsverhältnisses,  weil  eine 
Kontr<dle    Itezüglich    der    Reinhaltung    des    Schlafraumes   durch    den 
Lehrling  selbst  oder  durch  die  Dienstboten  erschwert  wird.     Da  ist  es 
denn  keine  Seltenheit,  wenn  sich  hesimders  das  Bett  oft  in  traurigem 
Zustande  befindet.     Eine  durchgreifende  Besserung  ist   erst  dann   zu 
erwarten,    wenn    die    betretfen<len    Innungen    regelmäßige   Revisionen 
dieser  Schlafgelegenheiten  vornehmen. 

\h  Wohnung  beim  Dieiistherrn  in  erweitertem  Sinne  können  wir 
auch  die  Masse n ([  uartiere  ansehen,  wie  sie  in  Betrieben  notwendig 
sind,  wo  eine  große  Zahl  von  Arbeitern  vorüiiergehend  untergebracht 
wenien  muß  (Ziegeleien,  landwirtschaftliche  Betriebe,  Torfstiche, 
Eisenbahn-,  Kanal-  und  Straßenbauten).  Hier  schafft  die  Anhäufung 
von  Menschen  mit  ihrer  Luftverschlechterung,  Unsauberkeit  und 
Unordnung  unglaubliche  Verhältnisse.  Ueber  eine  derartige  Schlaf- 
stätte für  Ziegeleiarbeiter  entwirft  Gewerberat  R  ü  d  i  ger  (zitiert  in  Leu  t- 
hold.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpäthtgogik,  Liiiizig  188G)  nach- 
stehende Schilderung:  „In  einem  einzigen  Raum  von  kaum  40  cbm, 
fast  ohne  Licht  und  Luft,  essen,  trinken  und  schlafen  'Jü  Menschen. 
Ihre  Schlafstellen  sind  zu  zweien  übereinander,  je  fünf  bis  sechs  in 
einer  Reihe  von  rohen  Brettern  hergestellt.  Moderndes  Stroh  und 
Heu  dienen  als  Lager  und  die  eigenen,  oft  feuchten  Kleidungsstücke 
als  Bedeckung  für  die  Nachtruhe.  Diese  Zusammeiipferchung,  die 
herrschende  Finsternis,  die  meidiitisclien  Dünste  lassen  hier  eher  eine 
Tierbucht  als  eine  menschliche  Wohnung  vermuten."  Aehnliclie  Uebel- 
stände sind  auch  bei  den  Schnittern  anzutreffen.  Die  Wohnräume 
liegen  meist  unter  dem  Dache  eines  Schuppens,  die  Beschaffenheit  der 
Bettstellen  spottet  oft  jeder  Beschreibung.  Das  Stroh  ist  bisweilen 
auf  den   nackten   Estrichboden  ausgebreitet,   in   anderen   Fällen    sind 
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Bretter  gelegt.  Die  Schlafstelle  fiii-  die  einzelne  Person  ist  nicht  selten 
nur  1,75  m  lang  und  j^eht  bis.  auf  0,40  m  Breite  hinunter.  Die 
Schläfer  decken  sich  mit  ihren  Kleidern  zu  und  schieben  sie  als 
Kopfkissen  unter.  Sobald  die  kühle  Jahreszeit  hereinltrtcht,  kriechen 
alle  —  Jugendliche  und  Erwachsene  von  beiden  (ieschlechtern  — 
zusammen,  um  sich  gegenseitig  zu  erwärmen.  Hei  der  Feststellung 
von  Unterleil>st_vithus  in  einem  solchen  Masseiniuartier  fand  der 
Berichterstatter  —  Kreisijhvsikus  Dr.  Haasc-Sohlin  —  zweimal  die 
Kranken  zwischen  die  übrigen  gelagert.  Eine  weitere  Ausbreitung 
der  Krankheit  mulJte  die  unausbleibliche  Folge  sein.  Die  Verhältnisse 
unter  den  tilndlicben  Arbeitern  sind  nicht  ülieral!  so  traurig,  sie  sind 
im  Westen  des  Heiclis  besser  als  im  Osten,  wo  die  großen  Güter  die 
Arbeiterliäufung  begünstigen.  Wie  es  dort  mit  läinilichen  Wohnräumen 
bestellt  ist,  das  zeigen  die  Schilderungen  von  Dr.  Ascher  (Die  länd- 
lichen Arbeiterwohnungeii  in  Preußen)  aus  den  Kreisen  Adelnau  und 
Inowrazlaw. 

Wo  der  Jugendliche  weder  im  Hause  der  Eltern  bleiben  kann 
noch  Kost  und  Wohnung  beim  Lehr-  oder  Dienstherrn  findet,  ist  er 
genötigt,  sich  selber  nach  einem  Unterkommen  umzusehen.  Seinen 
Mitteln  entsjirechend.  muß  er  sich  mit  dem  notdürftigsten  Obdach  be- 
gnügen —  der  Schlafstelle.  Er  erhält  dadurch  die  Bereciiligung,  den 
Raum  zum  Schlafen  aufzusuchen  und  zahlt  dafür  wiichenllich  1,  l.r>0. 
2 — 'i  M.,  je  nach  der  (iriiße  iler  Sladt  und  der  Ausstattung  des  Schlaf- 
rauins.  Nach  der  Cirundstücksaufnahme  vom  1.  Oktober  lSi(Xi  (herausgeg. 
vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Berlin,  lSNt2)  gab  es  in  Berlin  samt  23 
Vororten  Hi'J'A^t  Schlafburschen  und  29 1*23  Schlafmädthen.  Diese 
grolie  Ausdehnung  des  Schlafstellenwesens  ist  einmal  zu  erklären  aus 
der  Menge  alleinstehender  .Vrbeiter,  unter  denen  sieb  auch  solche 
Jugentlliciie  betinden,  die  sich  infnlge  der  früh  erlangten  wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit  vom  Hause  losreißen  konnten,  und  zum  anderen 
aus  dem  Streben  der  kleinen  Mieter,  die  immerhin  großen  Mietsbeträge 
durch  Abvermieten  zum  Teil  zu  verringern.  Daher  wird  diese  After- 
Termieterei  massenhaft  als  Nelienerwerb  betrieben,  ganz  anders  als 
z.  B.  in  Paris,  wo  die  Massenunterbringung  von  Schlafgängern  als 
Hanpterwerb  ausgeübt  wird,  aber  dafür  den  Vorzug  hat,  eine  hygienische 
und  ethische  Ueberwacliung  zu  ermöglichen.  Denn  wie  schlecht  es 
mit  den  gesundheitlichen  Verhältnissen  bestellt  sein  muß,  das  lehrt 
BChon  eine  Angabe  der  oben  erwähnten  „(irunilstQck.^aufnabme'*, 
wonach  es  841  männliche  und  U)2x  weibliche  Schlafgänger  gab,  die 
mit  ihren  Wirtsleuten  zusammen  in  Wohnungen  von  nur  einem 
Raum  (heizbares  oder  nicht  heizbares  Zimmer  bez.  Küche)  hausten. 
Am  meisten  zu  klagen  in  fa^t  allen  Schlafstellen  i>-t  über  den  Mangel 
an  Reinlichkeit.  Das  Bett  namentlich  starrt  oft  von  Schmutz,  und 
die  Bettwäsche  wird  iiicbl  einmal  beim  Zuzüge  eines  neuen  Schlaf- 
gängers gewechselt.  Zuweilen  fehlt  sogar  das  Waschbecken,  und  die 
Morgentoilette  wird  dann  an)  Ausguß  der  Wasserleitung  erledigt.  Dazu 
tritt  eine  Ueberfüüung,  die  den  dem  einzelnen  zugemessenen  Luft- 
raum aufs  äußerste  beschränkt,  und  die  verhrauelite.  verdorbene 
Luft  untergräbt  langsam,  aber  sicher  die  (ie.sundlieit  der  Schläfer.  Noch 
schlimmer  ist  es  da,  wo  ein  .\lknveu  (ohne  Fenster)  als  Nachtberberge 
benutzt  wird.  Und  diese  Verhältnisse  bestehen  niciit  etwa  nur  in 
Großstädten,  sie  treten  auch  in  der  Kleinstadt  zu  Tage.  Zwar  sind 
die  Wohnräume  auf  dem  Hofe  geringer  an  Zahl.  <tafür  aber  auch  der 
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Erde  näher  inul  in  N:icliljiir.>chatt  von  Abtritten,  Dimggrubeu  und 
schlecht  {lereinigten  Abtliißrinnen;  zudem  haben  die  Wohnungen  oft 
unter  grdßer  Feuchtigkeit  zu  leiden  und  werden  dadurch  der  Gcf-und- 
heit  nachteilig. 

Neben  schlechten  Wohnungsverhältnissen  ist  das  unniälUge 
Leben  die  Uri-ache  '/ahlreicber  Erkrankungsfäile,  und  Alkolndniiß- 
braudi  und  T'nsittlichkeit  sind  dem  jugendlichen  Organismus  besonders 
gefährlich.  Unter  den  Deformationen  und  Degenerationen,  die  der 
Alkohol  an  den  Organen  bewirkt,  sind  die  Veränderungen  an  Herz 
(Erweiterung,  Fettablagerung  im  Herzmuskel,  Blutstauung  in  den 
kleinen  Gefäßen),  Magen  (Erweiterung  und  Erschlaffung  der  Wände i. 
Kehtko|»f  (Entzündung  der  Schleimhäute,  Heiserkeit)  und  Leber 
(fettige  Entartung)  iiervorzuheben.  Mit  der  zunehmenden  Deformation 
schwindet  die  Widerstandskraft  des  Organismus  gegen  schädHche  Ein- 
flüsse von  außen  her.  Noch  schlinnner  aber  sind  die  psychischen 
Störungen,  die  im  Gefolge  der  köriierlichen  einhergehen  und  die  sich 
allmiihlirh  bis  zur  vfilligen  Abstiiinpfung  gegen  alle  (Jesetze  da^  An- 
standos  und  der  guten  Sitte  zusjtitzcn. 

Leider  hat  der  A  Iko  hol  m  i  ßliraueh  auch  unter  den  Jugend- 
lichen schon  eine  Stätte  gefuiufen.  Oft  ist  er  ja  eine  Mitgabe  des 
Elternhauses,  oft  auch  die  Folge  der  elenden  Wohnungsverhültnisse, 
die  den  jungen  Menschen  die  kahlen  und  kalten  Räume  des  Hauses 
fliehen  und  das  —  diesen  gegenüber  —  behagliche  Kneipenzinimer 
aufsuchen  lassen.  Aber  die  Hau|)tursache  für  die  schnelle  (jewöhnung 
an  den  Alkohol  ist  doch  die  Verführung.  Der  jutige  Arbeiter  sieht, 
wie  seine  älteren  Arbeitsgenossen  die  Flasclie  „heben'',  vor  um!  nach 
der  Arbeit  flie  Destillation  aufsuchen,  um  im  liier  sich  Mnt  und  Er- 
frischung zu  trinken;  er  hört,  wie  nuui  den  MälSigen  verspottet  und 
den  Trinker  lobt,  wie  man  die  körperliche  Kraft  geradezu  vou  dem 
bewältigten  Quantum  lier  Getränke  abhängig  macht;  in  den  Schau- 
fen.stern  der  Nahrungsniittelgeschäfte  stehen  ungezählte  Liköre  in  den 
lockendsten  Farben  und  Verpackungen,  bunte  Plakate  der  Brauereien 
winken  von  allen  Seiten,  die  Zeitungen  enthalten  Anpreisungen,  oft 
auch  von  ärztlicher  Seite:  kann  man  sich  unter  diesen  Umständen 
wundern,  wenn  der  Anfänger  der  Versuchung  erliegt  und  —  wenn  es 
zuerst  auch  nicht  nach  seinem  (iefallen  ist  das  Getränk  hinunter- 
zwingt, um  mit  seiner  Trinkfestigkeit  glänzen  zu  könuenV  Zuweilen 
liegt  auch  die  \'erführung  in  der  Beschäftigung  selber,  z.  B.  bei  In- 
dustrien mit  starker  Stanbentwickelnng  (Bäcker,  Müller,  Tischler. 
Schleifer,  Steinbrucharbeiter),  die  einen  gewissen  Trinkzwang  er- 
zeugen. Wenn  hier  nicht  die  Arbeitgeber  oder  die  genossenschaftlich 
verbundenen  Arbeiter  für  Bereitstellung  alkoholfreier  Getränke  sorgen. 
so  tritt  die  bequem  zu  handhabende  Schnapstlasche  nur  zu  leicht  in 
ihr  Gewohnheitsrecht,  und  ihr  wiederholter  (Jebrauch  wäluend  der 
Arbeitszeit  —  ohne  dabei  zu  essen  —  verschlimmert  das  Uebel.  Als 
letzte  Ursachen  für  die  (Jewöhnung  an  den  Trunk  ist  das  leidige 
Vereinslcben  anzusehen ,  das  unter  den  .lugendlichen  mit  Rauch-, 
Tromuder-  und  Vergnügungsklubs  stark  im  Schwange  ist;  hier  wirkt 
der  Alkohol  in  seiner  Eigenschaft,  die  Fähigkeit  zur  Abschätzung  der 
Zeit  herabzusetzen,  so  daß  er  über  den  Mangel  an  Unterhaltungsstoff 
hinweghilft.  Welchen  Umfang  die  Unsitte  des  maßlosen  Trinkens  an- 
genommen hat,  zeigt  uns  G  ö hr e  (Drei  Monate  Fabrikarbeiter  und  Hand- 
werksbursche):  „Die  Neigung  bestand  bei  allen  meinen  Arbeitsgenossen, 
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sich  ani  Lohntage,  am  Sonntage  u.  s.  w.  etwas  Besonderes  zu  leisten. 
Das  Besaufen  war  für  vieie  von  vornherein  die  letzte  Absicht.  Jugend- 
liche, mit  dem  14-tiigigen  Lohn  von  ;-i5— 40  M.  in  der  Tasche,  zogen  von 
Kneipe  zu  Kneipe  und  brachten  x — 10  M.  durch."  Da  versteht  man, 
daß  von  I88ö— IHilä  in  Deut.schUind  pro  Kopf  der  Bevölkerung  der 
durchschnittliche  Verbrauch  r>,7  1  Wein,  105,8  1  Hier  und  4,40  1  Brannt- 
wein (bezogen  auf  absoluten  Alkohol)  betrug,  also  etwa  40  1  Trink- 
branntwein auf  die  erwachsene  nu'inniicbe  Person.  Und  ausweislich 
der  schweizerischen  Todcsursaclienstatistik  ist  der  chronische  Alkoholis- 
mus bei  10  Proz.  aller  {;e>torbenen  männlichen  Geschlechts  über 
In  .Jahre  Haupt-  oder  Nebenursache  des  Todes. 


I 


B.  Verschlechterung  der  wirtachafthchen  Verhältnisse. 
1,    Durch  Wahl  eines  ungeeigneten  Berufes. 


Es  ist  libertlüssig,  von  der  Bedeutung  der  Berufswahl  zu  reden. 
Gibt  es  doch  in  dem  Lelien  des  Menschen  nur  ein  Ereignis,  das  sidi 
ihr  an  Wichtigkeit  an  die  Seite  stellen  ließe,  das  ist  die  Eheschließung. 
Doch  trifft  diese  nur  einen  Teil  der  Bevölkerung,  während  die  Frage 
der  Beiufswald  fast  ausnahmslos  an  alle  herantritt.  Ihrer  Be<leutung 
entspricht  nun  gan/,  uud  gar  nicht  die  (»leichgültigkeit,  mit  der  diese 
Frage  von  seilen  der  Eltern  sowohl  als  der  Jugendlichen  erledigt  wird. 
In  den  allermeisten  Füllen  erfolgt  für  die  letzteren  die  Wahl  des  Be- 
rufes unter  dem  Zwange,  möglichst  früh  und  reichlich  einen  Verdienst 
nach  Hause  bringen  zu  müssen,  um  mitleben  zu  können.  Der  Schul- 
austritt wird  auch  von  den  Eltern  herbeige.sehnt,  weil  er  endlich  durch 
die  Einnahmen  des  Minderjährigen  eine  finanzielle  Entlastung  bringt. 
Ob  der  gewählte  Bei-uf  später  einmal  ein  sicheres  Auskommen  ge- 
wälirt,  ist  eine  Frage,  die  kaum  jemals  lierilhrt  wird.  Wo  am  besten 
gezahlt  wird,  ist  auch  der  größte  Zulauf,  daher  strömen  die  Jugend- 
lichen in  die  Fabriken.  An  sich  brauchten  diese  Verhältnisse  nicht 
unnatürlich  zu  sein,  denn  unsere  hochentwickelte  Industrie  will  und 
mulS  leben,  und  es  wäre  töricht,  sich  dieser  modernen  (lestaltung  ent- 
gegenstellen und  den  Strom  der  Arbeiter  in  andere  Bahnen  lenken 
zn  wollen.  Die  Lage  die.ser  Jugendlichen  wird  erst  dann  wii-tscliaft- 
lich  ungesund,  wenn  Vernachlässigung  der  Ausbildung,  Ausnutzung 
der  Arbeitskraft  und  mangelnde  Aufsicht  die  Ursachen  für  die  un- 
sichere Zukunft  abgeben,  wie  dies  leider  nur  zu  häufig  geschieht.  Der 
Wert  des  Jugendlichen  für  die  Familie  richtet  sich  nach  dem  Kost- 
gelde, das  er  am  LohntJige  den  Eltern  übergeben  kann,  und  da  auf 
diese  Weise  allein  der  Barlohn  geschätzt  wird,  so  ist  darin  eine  Er- 
klärung für  die  Abneigung  der  weibliclien  Jugendhchcn  gegen  den 
Dienstlicitenberuf  zu  suchen,  weil  der  Barverdienst  geringer  ist.  die 
Naturalverpflegung  aber  für  die  Familie  des  Jugendlichen  ohne  Be- 
deutung ist  und  darum  nicht  gerechnet  wird.  Als  zweites  Moment 
treten  die  lokalen  Arbeitsverhältnisse  entscheidend  bei  der  Berufswahl 
hervor.  Findet  sich  in  der  Nähe  des  Wohnortes  oder  in  größeren 
Städten  in  der  Nähe  der  Wohnniig  eine  einigermaßen  günstige  Ar- 
beitsgelegenheit, so  wird  diese  für  den  Jugendlichen  ausgenutzt.  Zum 
Teil  geschieht  das  aus  Bequemlichkeit,  zum  Teil  aber  aus  den  schon 
geschildeiten  wirtschaftlichen  Gründen.  Denn  die  Eltern  müssen  bei 
Beschaffung  einer  entfernt  liegenden  Arbeitsstelle  befürchten,  daß  der 
junge  Arbeiter  das  Haus  verläßt  und  daß  ihnen  damit  eine  Einnahme- 
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(juelle  verlriieu  geht.  Namentlich  hei  Mädchen  entscheidet  der  Wohn- 
ort in  \erbin(liin^  mit  dem  Bedürfnis  eines  Ortes  oder  einer  Gegend 
an  weihliclien  Arbeitskrliften  über  die  Beschäftigung  viel  mehr  als  der 
eigene  Wunsch. 

Der  letztere  ist  niitüriirh  nidit  völlig  gegenstandslos.  Denn  vou 
den  etwa  IWOOO  Vierzehnjälirigeii,  die  alljährlich  in  Deutschland  die 
Schule  verlassen,  «ni  an  der  Erwerltsarbeil  teilzunehmen,  werden  nicht 
alle  ungelernte  Arbeiter  und  Lehrlinge,  deren  Beschäftigung  der  Zu- 
fall diktiert.  Gewiß  gibt  auch  bei  der  Berufswahl  die  Meinung 
des  Jugendlichen  den  Ansscldag,  ohne  daß  damit  freilich  der  l'ehel- 
staiid  einer  verfehlten  Wahl  beseitigt  wäre.  Denn  wer  —  wie  der 
Verfasser  —  einem  großen  Lehrstellenuachweise  vorsteht,  denkt  darüber 
skefitisch  und  weiß,  daß  die  sog.  Neigung  meist  rein  äußerlichen  Ein- 
flüssen ihre  Entstehung  verdankt  und  daß  sie  überhaupt  nur  da  Be- 
achtung verdient,  wo  sie  an  der  körperlichen  Tauglichkeit  und  der 
geistigen  Defäliigung  für  <len  gewünschten  Beruf  einen  Rückhalt  findet. 
Eine  Feststellung  des  Kör])erzustandes  in  Rücksicht  auf  <lie  .\iisprflche 
eines  Berufes  findet  aber  freiwillig  höchst  selten  statt,  und  über  die 
geistigen  Fähigkeiten  müssen  die  Angaben  des  Schulentlassungs- 
zeugnisses genügen.  Auch  die  Eltern,  sonst  die  natürlichen  Berater 
des  Kindes,  spielen  bei  der  Berufswahl  der  .lugendlichen  nur  eine 
untergeordnete  Rolle,  weil  sie  aus  ihrem  kleinen  Lebenskreise  heraus 
nicht  die  notwendige  Uebersicht  über  die  Bedingungen  und  Aus- 
sichten der  Lehr-  und  Dienstverhältnisse  haben.  Die  unbefangene 
Würdigung  der  tatsächlicb  bestehenden  Verliidtnisse  läßt  die  oft  ver- 
fehlte Berufswahl  und  die  dadurch  bedingte  spätere  wirtschaftliche 
Schädigung  erklärlich  erscheinen,  zeigt  aber  auch,  mit  welcher  Not- 
wendigkeit die  organisierte  .lugendfünsorge  gerade  auf  diesen  Punkt 
ihr  Hauptaugenmerk  richten  muß. 

2.  Durch  mangelhafte  Ausbildung. 

Während  bei  verfehlter  Berufswahl  <ler  Schaden  an  der  wirt- 
schaftlichen Lage  sich  nur  in  allgemeinen  Umrissen  angeben  läßt, 
vermag  man  denselben  bei  mangelhafter  beruflicher  Aus- 
bildung des  mänidichen  nud  weiblichen  Lehrlings  nach  seinem  Lohn- 
werte zu  schätzen.  Zweifellos  ist  es  die  Ptiicht  des  Lehrherrn,  den 
bei  ihm  eintretenden  Jugendlichen  so  weit  zu  fördern,  daß  er  als  lie- 
selle  die  in  seinem  Beruf  normalen  technischen  Kenntnisse  und  Hand- 
fertigkeiten besitzt.  Kommt  aber  der  Meister  durch  Vernachlässigung 
oder  übermäßige  Lehrlingshaltung  in  den  Jahren  der  Lehrzeit  seiner 
Verpflichtung  nicht  nach,  sn  ist  der  Lehrting  in  seinem  Betriebe  nichts 
anderes  als  ein  jugendlicher  Arbeiter  —  wird  aber  schlechtei'  bezahlt 
als  dieser  —  und  geht  nicht  als  Geselle,  sondern  eben  als  Arbeiter 
aus  der  Lehre  hervor.  Darin  liegt  eine  Schädigung  für  die  ganze 
Lebenszeit. 

Nach  den  Ermittelungen  der  Gewerbedeputation  des  Magistrats 
über  ilie  Lohnverliältuisse  Berlins  (1891)  erzielten  die  Lehrlinge  (ohne 
Kost  und  Logis)  eine  wöchentliche  Entschädigung  von  f),lii  M..  da- 
gegen die  jugendlichen  Arbeiter  (Arbeitsbnrschcn,  Laufburschen  u.  s.  w.) 
wöchentlich  10,12  M.  Die  Lehrlinge  blieben  also  um  wöchentlich 
3,9(J  M.  in  ihrer  Einnahme  hinter  den  Arbeitern  zurück.  Für  das 
Jahr  ergibt  das  eine  Summe  von  20.ö,92  M.,  die  im  Durchschnitt  für 
das  Reichsgebiet  mit  lOi  M.  angesetzt  sei.    Sobald  der  Lehrling  zum 
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durchschnittlich  wöchentlich  18.:i4  M.,  im  Stücklohn  21,4t)  M.  Er  er 
hält  also  weniger  als  der  (leseile  5,19  M.  bez.  (1,3.')  M.  oder  auf  das  Jahr 
berechnet  2()9.88  M.  bez.  iJ30,20  M.  Der  Durchschnitt  für  das  Reich 
sei  mit  150  M.  angenommen. 

Wird  nun  ein  Lehrling  in  seiner  Berufsausbildung  vernachlässigt, 
so  wird  er  als  solcher  zwar  bezahlt,  hat  aber  in  \Vahrheit  nur  die 
Stelle  eines  jugendlichen  Arbeiters.  Er  wird  also  jährlich  um  KX)  M. 
im  Lohnbezuge  gesrliiidigt,  das  macht  in  3-jähriger  Lehrzeit  ;5U0  M, 
Nach  seiner  Entlassung  aus  dem  Lehrverhiiltnis  heilSt  er  zwar  Geselle, 
muß  sich  aber  auf  den  Verdienst  des  Arbeiters  beschränken,  erleidet 
also  eine  jährliche  Einbuße  von  150  M.  Für  30  Jahre  Erwerbtütig- 
keit  (nach  den  Sterblichkeit.stabellen)  wächst  diese  Summe  auf  4500  M. 
an.     Insgesamt  al>«)  4S(,C)  M.  Verlust. 

Das  ist  alter  nur  der  einzelne.  Das  zutreffende  fiild  von  der  Be- 
deutung dieser  Tatsache  für  unser  Volk  erhalten  wir  erst  durch  eine 
weitere  Berechnung.  Im  Sommer  1895  wurden  in  37  Erhebungs- 
bezirken, die  sich  über  das  Reich  verteilten,  Ermittelungen  über  die 
Lehrlingshaltung  angestellt.  Für  dieses  Gebiet  ergab  sich  das  Vor- 
handensein von  -ISUT  Lehrlingen,  die  infolge  von  Ausnutzung  und 
übermäßiger  Lehrlingszahl  eine  mangelhafte  Ausbildung  hatten.  Da 
das  Deutsche  Reich  21,ii<'»mal  so  groß  ist  als  das  Erhebungsgebiet,  so 
würden  für  das  erstere  in  runden  Summen  (45(K)  X  20)  fJi)O0O  solcher 
beilauernswerten  Jugendlichen  sich  ergeben.  Von  diesen  werden  jähr- 
lich 30000  (3-jährige  Lehrzeit  angenommen)  zu  Gesellen  gemacht. 
Unter  Berücksichtigung  der  Sterbetafeln  entstehen  daraus  T5<)O00 
gleichzeitig  lebende  Erwerbtätige,  die  —  wie  oben  berechnet,  je  1.")(>M. 
—  in  jedem  .lalire  einen  Arbeitsverlust  von  112,5  Slill.  M.  erleiden 
würden.  Man  kann  daraus  ermessen,  wie  stark  die  Lebensiialtung 
dieser  Arbeitenden  berabgedrückt  werden  muß  und  welche  Opfer  an 
Gesundheit,  Kraft  nud  Lebensfreude  dieser  Verlust  für  die  Betroffenen 
noch  im  Gefolge  hat. 

Die  Haupttirsaclie  für  die  mangelhafte  Ausbildung  des  Lehrlings 
liegt  nun  unzweifelhaft  in  seiner  Ausnutzung  (für  häuslichen  Dienst 
und  seinen  Beruf  nicht  fördernde  Verrichtungen)  und  in  ültermäßiger 
Lehrlingshaltung  seitens  <les  Meisters.  Die  erstere  kann  leicht  unter 
Koutrolle  gestellt  werden,  indem  der  Lehrjnnge  seinen  Angehörigen 
bald  die  Augen  öffnen  wird;  die  letztere  entzieht  sich  nur  zu  häufig 
der  Beurteilun;;;  der  Bctr{»tlenen,  weil  diesen  der  Ueberblick  über  die 
Lage  des  Berufes  fehlt.  Welchen  Umfang  die  .,Lehrliugszüclitung"  in 
einzelnen  Gewerben  bereits  angenommen  hat,  bekunden  die  schon  oben 
angeführten  Erhebungen  vom  Sommer  18U5,  deren  Ergebnisse  in  zwei 
Tabellen  niedergelegt  sind. 

Unter  je  100  Kleinnieistern  ohne  Gesellen,  aber  m i t  Lehrlingen 
befanden  sich  Meister  mit  übermäßiger  Lehrlingshaltung: 

l'hnnacher  22,7 

Buchlitnder  12,« 

Bfjttcher  22,1 
Kupferschmiede       2 1 ,« 

Saltler  21.1 

Maler  20,1 

Tapezierer  20,» 

13 


Elaum^hloflger 

81,4 

Schlci-fser 

STi" 

Konditoren 

49.1 

Buchdrucker 

47.1 

Mölitllisthler 

42,1 

Bloinniclzen 

4'.» 

Barbiere 

36,8 

Klem|>Der 

33.1 

lUiKiHgistcn 

32.« 

*>hncider 

26,5 

Bautiwhlcr 

25,« 

Bäck.n- 

23,9 

Drcx'hslor 

^i,1 

Schrei  u  er 

22,9 
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Si^hlächter  I9,u 

Huffiehmiale  17,1 

Wagner  15,7 

Scliuhiuacher  15,4 

Sfhniif:de  ij.» 

Unter  je  100  Klei 

befanden  sich  Meister 

Sclilostvser  29,;i 

Bauschlosser  27,1 

Buchdrucker  24,« 

BaiitlagtHteu  22,1; 

Klempner  io,g 

Konditoren  8,0 

Drechsler  7,g 

Böttcher  7,1 

Möbellwchler  6,1 

Sehneider  5,6 

Tapezierer  5,s 

SteiatneUen  5,1 


Töpfer 

Brauer 

Seiileifer 

Maurer 

Korixiiachor 


Glaser 

Dachdecker 

ZiiTiraerer 

Müller 

Weber 


iimeistern   m  i  t  Gesellen   und   m  i  t  Lehrlingen 
mit  übermäßiger  Lehrlingshaltung: 


Buchbinder 

Schmiede 

Schuhmocher 

Schreiner 

Barbiere 

Uhrmacher 

Bäcker 

Töpfer 

Sattler 

Baatistihler 

Brauer 

SchlSchter 


Wagner 

K  u  pf  erschmlede 

(ilaser 

Zimmerer 

Maler 

Maurer 

Weber 

Hufschmiede 

Schleifer 

Müller 

Korbmacher 

Uachdecker 


i,i 
2,0 

(.* 

1,0 

0.2 


Aus  diesen  Tabellen  geht  zunächst  hervor,  daß  gerade  die  kleinsten 
Betriebe  der  Vorwurf  der  Lehrlingszüchtung  am  stärksten  trifft,  wie 
die  hohen  Zahlen  der  betroffenen  Meister  (Tabelle  1)  beweisen.  Ob 
nicht  angesichts  dieser  Tatsache  die  allgemeine  Folgerung  zu  ziehen 
ist,  daß  es  sich  überhaupt  nicht  empfiehlt,  einen  Lehrling  in  der- 
artigen Betrieben  ausbihlen  zu  lassen  V  Wenn  der  Meister  allein  in 
der  Werkstatt  tätig  ist,  muß  ihm  der  Gedanke  nahe  liegen,  sich  durch 
Annahme  von  zwei  und  mein'  Lehrlingen  billige  Arbeitskräfte  zu 
schaffen,  die  auf  seine  kleine  Kunden-  oder  S|)ezialarbeit  bald  ein- 
gelernt sind.  Für  den  Meister  ist  das  einträglich,  für  den  Lelu'ling 
nicht. 

In  beiden  Tabellen  obenan  stehen  die  Schlosser.  Hier  erklärt 
sich  die  übermäßige  Lehrlingshaltung  wohl  durch  den  großen  Zustrom 
Jugendlicher,  von  denen  die  meisten  gar  nicht  in  dem  ursprünglichen 
dien,  sondern  später  in  die  Fabriken  gehen,  um  dort 


Beruf  bleiben  wid 

besser  bezahlte  Stellungen,  eventuell  im  Aufsichtsdienst,  zu  finden. 
Andere  Berufe  mit  übermäßigem  Andrang  -  wo  ein  solcher  fehlt 
(Weber!)  gibt  es  auch  keine  verallgemeinerte,  übermäßige  Lehrlings- 
haltung —  gelten  als  angenehm  (Buchdrucker,  Bandagisten),  wieder 
andere  als  leicht  (Barbiere,  Konditoren).  Die  Meister  dagegen  werden 
von  dem  Lehrlingsangebot  überall  da  gern  Gebrauch  machen,  wo  sie 
durch  den  jugendlichen  Arbeiter  die  Stelle  eines  Vollarbeiters  aus- 
füllen können  (Schlosser,  Klempner,  Tischler).  Daß  aber  die  Maurer. 
Dachdecker  und  Zimmerer  Lehrlinge  nur  nach  ihrem  Bedarf  einstellen, 
liegt  in  der  Schwierigkeit  der  Arbeit  und  der  erforderlichen  Körper- 
kraft begründet,  die  die  allgemeine  Verwendung  von  Lehrlingen  aus- 
schließt. 

Am  interessantesten  ist  nun  die  Uebersicht  der  Betroffenen, 
also  der  Jugendlichen,  die  eine  mangelhafte  Ausbildung  infolge  Lehr- 
lingszüchtung hatten. 

Von  je  100  Lehrlingen  desselben  Handwerkes  befanden  sich  bei 
Lehrherreu  mit 


übermäßiger 


Lehrlingshaltung: 


Bauschlosser  oi.u 

Schlosser  61,11 

ßandagt&tcn  42,7 

Buchdrucker  40,« 


Barbiere 
Klempner 
Konditoren 
Schneider 

»4 


35.« 
34i8 
34,« 
28,9 


Böttcher 
Möbeltischler 
Drecbaler 
Uhrmacher 


28,« 

25.» 
24,8 


I 
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Bäcker 

23,S 

Schlächter 

i8,» 

Korbmacher 

lO,» 

Buchbinder 

22, s 

tjchleifer 

i6,» 

Brauer 

IO,S 

Schreiner 

21,2 

Steinmetzen 

■6,* 

Glaser 

6,9 

Schuhmacher 

19,7 

Bmtti»chler 

'4.7 

Zimmerer 

4.« 

Wagner 

19,7 

Hufschmiede 

14,5 

Dachdecifer 

3.« 

Sohraifde 

I9,G 

Kupferschmiede 

13,« 

Weber 

3.* 

Tapezierer 

19,» 

Töpfer 

«3,4 

Maurer 

2,4 

Sattler 

19,» 

Maler 

11,7 

MiUler 

2,0 

In  der  Sclilosserei  haben  (iemiiaeh  fast  zwei  Drittel  aller  Lehrlinge 
inangelhattc  Ausbildung;  -  ein  trauriges  Zeichen.  Dieser  Zustand 
bleibt  —  wegen  der  Aussichten  für  die  Zukunft  —  immer  beklagens- 
wert, mag  auch  die  Lelirlingszüchtuug  in  manchen  Handwerken  sich 
als  schiidlicher  erweisen  als  in  anderen.  So  ist  unzweifelhaft  der  schlecht 
ausgel)ihlete  Buchdrucker  weit  übler  daran,  als  die  in  gleicher  Lage 
sich  befindenden  Schlosser  und  Tischler,  weil  diesen  die  Tore  der 
Fabrik  olTeu  stehen. 

Auch  in  kaufmännischen  Betrieben  hat  die  Unterausbildung  der 
Lehrlinge  eine  weite  Verbreitung  erlangt.  Wieder  liegt  die  Haupt- 
schuld bei  den  Detailüsfen,  die  Jugendliclic  einstellen,  um  die  Kosten 
fü!'  den  Kouiinis  zu  ^iiaren.  Dem  Lehrling  werden  dann  die  Hand- 
langerdienste übertragen,  er  lernt  ein  enges  Feld  seiner  Tätigkeit  kennen, 
gewinnt  aber  nie  einen  Ueberblick  des  Ganzen.  Beim  weiblichen  Ge- 
schlecht besonders  i>;t  —  seitdem  der  Handel  sich  in  Bazaren  und 
Warenhäusern  konzentriert  hat  —  von  einer  kaufmännischen  Aus- 
bildung. Vermittlung  der  Warenkenntnis,  Belehrung  über  Auswahl 
und  Ankauf  der  Fabrikate  überliaupt  kaum  noch  die  Rede.  Die  einzelne 
Verkäuferin  hat  nur  noch  eine  kleinste  (Jruppe  gleichartiger  Gegen- 
stände zu  verwalten,  die  sie  durch  rein  mechanische  Erfassung  im 
Gedächtnis  zu  behalten  vermag,  da  die  Preise,  in  den  meisten  Fällen 
ffir  jeden  lesbar,  aufgeschrieben  sind.  Wenn  mau  in  solchen  Waren- 
häusern junge  Mädchen  findet,  die  vor  kurzen)  aus  der  Schule  entlassen 
sind  und  kaum  richtig  Deutsch  sprechen  und  schreiben ,  so  sind  sie 
_€ben  weitei-  nichts  als  Handlangerinnen,  die  den  Käufern  die  Waren 
rorlegen  und  sie  wieder  fortpacken. 

Für  jeden,  der  durch  mangelhafte  berufliche  Ausbildung  an  seiner 
wirtschaftlichen  Lage  für  seine  ganze  Lebenszeit  Schaden  erleidet,  ist 
der  Notstand  gewiß  hoch  anzuschlagen .  aber  für  die  Allgemeinheit 
wird  das  Uebel  noch  schlimmer.  Denn  je  mehr  ein  Stand  oder  Gewerbe 
<liirchsetzt  ist  mit  .Vngehürigen,  die  schlecht  ausgerüstet  hineintreten 
und  mangelhaft  ausgebildet  werden,  um  so  tiefer  sinkt  sein  Niveau 
und  damit  sein  Anspruch  auf  Wertschätzung  und  seine  Bedeutung  für 
die  Volkswohlfahrt. 

Wenn  wir  die  durch  ungenügende  Ausbildung  im  Beruf  entstehen- 
den Schäden,  die  den  Jugendlichen  direkt  weniger  treffen  als  den  aus 
ihm  werdenden  Erwachsenen,  auch  genauer  kennen  gelernt  haben,  so 
würde  das  Bild  doch  noch  kein  vollständiges  sein,  wenn  wir  für  das 
weibliche  Geschiecht  nicht  noch  eine  wirtschaftliche  Gefährdung  dazu 
stellten.  Das  ist  die  mangelhafte  haus  wirtschaf  tl  iche  Aus- 
bildung der  jungen  Mädchen,  die  auch  vor  allem  für  deren  Zu- 
kunft von  Bedeutung  ist.  Ueber  den  auf  diesem  Gebiet  vorhandenen 
Notstand  äußert  sich  Oberbürgermeister  Ohiy-Darmstadt:  ^Die  haus- 
wirtschaftljche  Ausbildung  der  Mädchen  aus  den  ärmeren  Volksklassen 
ist  in  der  Regel  so  mangelhaft,  daß  sie  auch  das  mindeste  Maß  der 
zur  ordnungsmäßigen  Führungeines  Haus-  und  Famüieuwesenserforder- 
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liehen  Befähigung  nicht  gewährt  und  durch  ihre  Mängel  nicht  nur  jene 
Volksklassen,  sondern  auch  die  öffentliche  Wohlfahrt  schädigt. "  (Aus 
dem  Gutachten  zur  Jahresversammlung  des  deutschen  Vereins  für 
Armenpflege  und  Wohltätigkeif,  Karlsruhe  IHH'J.)  Man  kann  bei  diesen 
traurigen  Verhältnisse  von  „Vererbung**  reden,  denn  wie  die  Mutter 
ohne  Verständnis  für  das  Hauswesen  aus  der  Fabrik  in  die  Ehe  ging, 
und  nun  nicht  im  stände  ist,  durch  ihr  häusliches  Watten  die  Familie 
zusammenzubinden,  so  wird  es  die  Tochter  auch  machen.  Als  Jugend- 
liche schon  ist  sie  —  sobald  sie  das  Elternhaus  verläßt  —  ein  gutes 
Spekulationsobjekt  für  Quartiei'geber  und  Hämiler,  die  sich  iiire 
wirtschaftliche  Unerfahrenbeit  zu  nutze  machen.  Und  da  es  der  Arbeiterin 
zudem  noch  an  Zeit  mangelt,  so  ist  sie  auch  geradezu  darauf 
angewiesen,  sieh  alles  besorgen  zu  lassen  oder  fertig  zu  kaufen,  Daduicb 
wird  einuml  jede  Auschatfung  verteuert  und  zum  anderen  wird  <ias 
junge  Mädchen  durch  die  bequeme  Weise  des  Herbeischaffens  verwöhnt. 
Wenn  nun  ein  in  solchen  Verhältnissen  aufgewachsenes,  infolge  der 
Fabrikarbeit  und  niangelliaf'ten  Ernährung  meist  noch  schlecht  ent- 
wickeltes Mädchen  heiratet,  so  niuli  der  neue  Hausstand  bald  ein 
trübes  Bild  darbieten.  Verallgemeinert  wird  dieser  Zustand  dadurch, 
daß  die  unteren  Stände  weit  leichter  Ehen  eingehen  als  die  bemittelten, 
ja  oft  recht  leichtfertig  den  neuen  Hausstand  begründen.  Nun  ist 
aber  die  Haushaltsführung  der  Frau  so  ausschlaggebend  für  das 
Wohlergehen  der  Familie,  daß  man  allen  Ernstes  behauptet  hat .  die 
Lösung  der  sozialen  Frage  stecke  im  Kochtojtf  der  Arbeiterfrau.  Es 
würde  nichts  helfen ,  wollte  man  eine  Aenderung  dieser  Verhältnisse 
dadurch  herbeiführen ,  daß  man  das  frühzeitige  Heiraten  gesetzlich 
einschränkte;  man  würde  nur  Unzufriedenheit  und  Erbitterung  schaffen 
und  den  auISerehelichen  Verkehr  begünstigen.  Andererseits  wäre  es 
falsch,  die  „allgemeine  Verelendung"  dafür  verantwortlich  zu  niachea 
und  sich  mit  dem  Gedanken  zu  tnlsten,  eine  derartige  Gestaltung  des 
Arbeiterhaushalts  sei  mit  dem  modernen  Wirtschaftsieben  nun  einmal 
untrennbar  verbunden.  Sie  ist  es  leider,  aber  sie  brauchte  es  nicht 
zu  sein.  Es  gibt  viele  Tausende  kleiner  Beamten,  die  ein  geringeres 
Einkommen  haben  als  im  Durchschnitt  der  gelernte  Arbeiter,  (leren 
Haushalt  aber  doch  in  bester  Ordnung  sich  befindet.  Und  dasselbe 
ist  an  den  Stellen  der  Pall,  wo  einsichtige  Arbeitgeber  ihre  sozialen 
Pflichten  erkannt  und  für  haus  wirtschaftliche  Ausbitiking  ihrer  Ar- 
beiterinnen gesorgt  haben  oder  wo  eine  gute  genussenschaftliche 
Schulung  die  Arbeiter  zur  Erkenntnis  erzog.  Nur  da  wird  nichts 
erreicht,  wo  man  sich  bemüht,  die  Mädchen  von  der  Fabrikarbeit 
abzuziehen  und  dem  Dienstbotenberuf  zuzuführen.  Sich  der  Zeit 
entgegenstellen  zu  wollen,  muß  immer  ein  aussichtsloses  Unterfangen 
genannt  werden,  und  zudem  kann  der  Dienstbotenberuf  auch  niemals 
die  geeignete  Schule  für  die  hauswirtschaftliche  Ausbildung  der  zu- 
künftigen Arbeiterfrau  sein,  weil  der  fremde  Haushalt  sich  in  viel 
weiterem  Rahmen  bewegt  und  oft  nur  die  Neigung  großzieht,  aus 
dem  Vollen  zu  wirtschaften.  Und  das  wird  in  um  so  höherem  Maße 
zunehmen,  als  unter  der  beutigen  Wirtschaftslage  die  Ansprüche  der 
Dienenden  wachsen  und  die  Möglichkeit ,  Dienstboten  zu  halten,  den 
mittleren  I5ürgerklasseii  mehr  und  mehr  abgeschnitten  wird.  Dem- 
gegenüber ist  der  elterliche  Haushalt  noch  immer  die  bessere  Erziehungs- 
stätte,  vorausgesetzt,  daß  es  sich  um  ein  geordnetes  Heim  handeit.  Wo 
das   nicht  der   Fall   ist,  wäre  es  ein   verkehrter  Weg  —  etwa  durch 
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Prämienzahlung  an  die  Mütter  —  dem  Hause  die  wirtscliaftliche 
Ausbildung  der  jungen  Mädchen  zu  überlassen.  Es  ist  außerdem  zu 
berücksichtigen,  daß  nur  ein  geringer  Teil  der  Schülerinnen  aus  der 
Volksschule  im  Hause  der  Eltern  bleibt.  Es  geschieht  nur  da,  wo  in 
großem  Hausstande  die  Kraft  der  heranwachsenden  Tochter  l'flr  den 
häuslichen  Dienst  gebraucht  wird.  Die  junge  Arbeiterin  in  Industrie 
un<l  Handel  hat  aber  keine  Zeit,  in  der  Küche  der  Mutter  an  deren 
Seite  zu  stehen,  oder  man  müßte  —  der  Tochter  zuliebe  —  das  Mittag- 
essen schon  am   Abend  des  vorhorgehetiden  Tages  kochen. 

3.  Durch  Lockerung  des  Familienlebens. 
Eine  der  Hauptursachen  für  die  Lockerung  des  Familienlebens 
war  im  vorhergehenden  Kajdtel  in  den  mangel haften  wirtschaftlichen 
Fähigkeiten  der  Frauen  aus  den  unteren  Ständen  gekennzeichnet  worden. 
Für  den  Jugendlichen  sind  der  allmähliche  Verfall  und  der  Zusammen- 
bruch des  häuslichen  Lebens  eine  böse  Mitgift  für  seine  Zukunft.  Von 
Kindheit  auf  nicht  an  Ordnung  gewöhnt,  vollzieht  sich  sein  Eintritt  in 
die  Erwerbsarbeit  unter  Verliällnissen,  die  ihm  eine  allzufrühe  Selbstän- 
digkeit geben,  so  daß  er  glaubt,  selbst  den  Grundstein  für  seine  wirt- 
schaftliche Existenz  legen  zu  können.  Diese  Basis  ist  denn  auch  völlig 
ungenügend.  Daß  der  junge  Arbeiter  oder  die  Arbeiterin  schon  frühzeitig 
und  verhältnismäßig  viel  verdienen,  läßt  ihr  Selbstbewußtsein  stark  her- 
vortreten ;  und  das  letztere  wird  noch  dadurch  befördert,  daß  in  dem 
Arbeitsverhältnis  viel  Freiheit  ist,  Freiheit  auch  bes<inders  bezüglich 
der  Lösung  nicht  zusagender  \'erhähnisse.  Auch  den  Eltern  gegenüber 
wird  von  dieser  freien  Stellung  Gebrauch  gemacht.  Denn  der  Jugend- 
liche, der  Kostgeld  zahlt,  also  selber  für  seinen  l'nterhalt  sorgt,  pocht 
nur  zu  leicht  auf  seine  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  und  droht  mit 
dem  Wegzuge,  wenn  die  Eltern  gegen  seine  aushäusige  Lebensweise 
Einspruch  erheben.  Es  ist  oft  schwer  zu  sagen,  ob  die  Ehrfurcht  der 
Kinder  vor  dem  Erzeuger  oder  die  Furcht  der  Erzeuger  vor  den  Kindern 
größer  ist.  Bursch  und  Mädel  wollen  gar  keinen  Schutz,  der  ja  Beauf- 
sichtigung in  sich  schließt.  So  kann  denn  von  einem  wirklichen  Familien- 
leben bald  keine  Rede  mehr  sein,  denn  die  erwachsenen  —  oft  schon 
die  schulptlichtigen  —  Angehörigen  fühlen  sich  nicht  als  Glieder  der 
Familie,  sondern  als  „Arbeiter'',  weil  eben  jeder  verdient.  Darum  ist 
auch  der  Lohn  die  Haujitsache,  um  ihn  dreht  sich  alles,  von  .seiner 
Höhe  hängt  es  ab,  wieviel  —  nach  Abrechnung  des  Kostgeldes  für 
dürftige  Ernährung  —  zu  Genuß  und  Vergnügen  übrig  bleibt.  Früher 
wurde  langsam  gearbeitet,  der  Arbeitende  hatte  Behagen  an  seinem 
Tun  und  Vergnügen  an  dem  entstehenden  Gegenstande;  jetzt  ist  mit 
der  Hast  des  Schaffens  und  der  Arbeitsteilung  eine  breite  Kluft 
zwischen  Arbeit  und  Vergnügen  gezogon.  Das  letztere  muß  daher  in 
der  freien  Zeit,  d.  h.  eigentlich  nur  des  Sonntags,  in  vollen  Zügen 
genossen  werden.  Nacli  allen  Seiten  Biegen  dann  die  Glieder  der 
Familie  aus,  um  jedes  für  sich  und  nach  .seiner  Art  Amüsement  zu 
finden.  An  diesem  Treiben  nimmt  der  Jugendliche  teil,  sobald  er  eine 
erwerbende  Tätigkeit  begonneu  hat.  Nach  Abzug  des  Kostgeldes 
verbleibt  ihm  (namentlich  als  Arbeiter  in  Fabriken,  ungelernter  Arbeiter, 
jugendlicher  Gehilfe)  ein  ganz  hübscher  Rest,  über  den  er  freie  Ver- 
fügung hat.  An  Vergnügungen  ist  kein  Mangel,  und  die  Abzahlungs- 
geschäfte lassen  es  sich  angelegen  sein,  ihn  mit  entsprechender  Kleidung 
auszustellen.     Greift  er  einmal  zur  Lektüre,  so  ist  es  ein  Koljtortage- 
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roman  oder  eins  der  saftif^en  modernen  Witzblätter  oder  die  Zeitung  der 
Seiisationspresse.  Diesen  Zerstreuungen  gegenüber  ruft  das  Elternbaus  — 
und  leider  vielfach  durch  eigene  Schuld;  denn  das  Wohriungselend  treibt 
ins  Wirtshaus  —  nur  die  Vorstellung  eines  kahlen  nüchternen  Raumes 
wach,  und  diese  Vorstellung  setzt  sich  so  fest,  daß  die  Erwachsenen 
nach  der  Eheschließung  die  gleiche  Bescbaflfenheit  ihrer  eigenen  Haus- 
haUunt;  als  etwas  ganz  Natürliches  ansehen  und  in  kurzer  Zeit  das 
frühere  Lehen  wieder  beginnen.  Man  kann  es  beklagen,  daß  die  alte 
Nüchternheit  und  Einfachheit  davonzog,  obgleich  diese  Erscheinung 
mit  der  Eutwickelung  unseres  Wirtschaftslebens  zusammenhing.  Aber 
man  muß  es  beklagen  und  muß  anklagen,  daß  es  versäumt  worden  ist,  gleich- 
zeitig mit  dieser  Entwickelung  auch  das  wirtschaftliche  Leben  der 
Arbeiter  in  gesunde  Bahnen  zu  lenken  und  namentlich  die  Jugendlichen 
auf  ihrem  Schritt  ins  Leben  hinaus  zu  schütten  und  zu  stützen. 


C.  Vemacbläasigung  der  geistigen  Fortbildung. 

Nach  der  Entlassung  aus  der  Schule  haben  die  meisten  Jugend- 
lichen männlichen  und  weiblichen  Geschlechts  körperliche  Arbeiten  zu 
verrichten ;  nur  sehr  selten  werden  sie  in  anderen  als  kaufmännischen 
Betrieben  seitens  des  Lehrherrn  veranlaßt,  kleine  schriftliche  Arbeiten 
für  das  Geschüft  anzufertigen  und  dadurch  die  in  der  Volksschule 
erworlienen  Kenntnisse  scu  betätigen  und  zu  bewahren.  Es  ist  eine  ganz 
natürliche  Folge,  daß  der  Lehrling  auf  Grund  dieses  Verhaltens  die  kör- 
perliche Arbeil  höher  einschätzt  und  von  jeder  Uebung  .seiner  geistigen 
Fähigkeiten  absieht.  Das  Schulwissen  ist  dann  bald  verloren  gegangen, 
und  es  ist  für  den  Eingeweihten  eine  bekannte  Tatsache,  daß  die  meisten 
jungen  Männer  und  Mäilchen  von  18  Jahren  nicht  im  stände  sind, 
selbständig  eine  Rechnung,  geschweige  denn  einen  Brief  zu  schreiben. 
Wie  schnell  die  Schulkenntnisse  dahinschwinden,  verrät  eine  interessante 
Statistik  über  die  Analphabeten,  über  welche  Erhebungen  im  Reich 
bei  der  Heereseinstellung  und  in  Preußen  bei  der  Eheschließung  gemacht 
werden.  Der  zweite  Zeitpunkt  liegt  naturgemäß  mehrere  Jahre  weiter 
von  dem  Schulaustritt  entfernt  als  der  erstere.   Es  gab  nun  unter  je  100 


Rekruten  (ini  Reich  ( 


Eheechließeaden  (in  Preußen) 


1887 /S8 

1.S97/98 

0,7l 

0,08 

1888 

18ü8 

An  alpha  bet«i> 

mSnnl. 

2,ao 

0,7  8 

1 

weibl. 

3.65 

l,«S 

Wie  aus  diesen  Zahlen  hervorgeht,  ist  mit  den  fortschreitenden  Jahren 
trotz  der  zunehmenden  Verallgemeinerung  der  Schulbildung  leider 
kein  Fortschritt  in  der  Bew'ahrung  des  erworbenen  Wissens  zu 
verzeichnen,  denn  die  Zahl  der  Analphabeten  ist  bei  den  Männern 
vom  etwa  Viertachen  auf  ilas  Zehnfache,  bei  den  Frauen  vom  etwa 
Fünffachen  auf  das  Füufzelinfache  gestiegen. 

Das  ganze  Elend  der  Vernachlässigung  geistiger  Entwickelung 
der  Jugendlichen  liegt  in  diesen  Zahlen.  Und  doch  gibt  es  zahlreiche 
Fortbildungsschulen,  die  dem  Jugendlichen  die  geistige  Weiterbildung 
geben  wollen.  Schulen  dieser  Art  sind  allerdings  vorhanden,  aber  für 
das  Bedürfnis  lange  nicht  ausreichend  und  vielfach  in  einer  Einrichtung, 
die  gerade  diejenigen  ausläßt,  denen  die  geistige  Weiterarbeit  am 
nötigsten  wäre.    Das  gilt  vor  allem  von  der  sogenannten  „edlen  Form" 
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<ler  Fortbildungsschule,  derjenigen  mit  freiwilligem  Besuch.  Ein  Beiüner 
Dirigent  redet  darüber  oti'ene  Worte:  „Dieses  Prinzip  der  Freiheit 
hat  für  den  Laien  etwas  Restechendes,  nach  außenhin  Glänzendes, 
Vollkommenes.  F.s  klingt  schön,  wenn  gesagt  wird,  die  Schüler  kommen 
freiwillig  zur  Schule,  nur  von  ihrem  Lerneifer  getrieben.  Das  ist  in 
der  Tat  ein  idealer  Zustand,  nur  schade,  dal5  die  rauhe  Wirklichkeit 
ein  ganz  anderes  Gesicht  zeigt.  Der  größte  Teil  der  Schüler  kumnit 
unter  dem  Zwange  der  Lehrherrn  oder  Eltern  oder  der  straff  gehand- 
habten Schulordnung.  P'in  anderer  Teil  meldet  sich  wohl  an ,  aber 
er  kommt  nicht  oder  nur  sehr  unregelmäßig.  Diesen  Schülern  dient 
die  Fortbildungsschule  als  Deckmantel  für  ein  freieres,  ungeimndenes 
Leben  am  Abende.  Unter  dem  Vorgeben,  die  Fortbildungsschule  zu 
besuchen,  gehen  sie  ihrem  Privatvergnügen  nach,  wahrend  Eltern  oder 
Lelirherren  glauben,  sie  seien  in  sicherer  Hut.  Erhalten  die  Eltern 
oder  Lehrherren  von  der  Schule  darüber  eine  entsprechende  Nachricht, 
dann  ist  auch  der  Fortbildungseifer  dieser  Schüler  erkaltet,  und  sie 
melden  sich  entrüstet  aus  der  Schule  ab.  Schließlich  gibt  es  noch 
eine  Anzahl  freiwilliger  Schüler,  die  es  sich  zur  Aufgabe  zu  machen 
scheinen,  die  Schulstatistik  günstig  zu  beeinflussen.  Sie  melden  sich 
nicht  bloß  in  einer  Fortbildungsschule  an,  sondern  in  zwei  oder  drei 
Schulen,  womöglich  noch  unter  falschem  Namen,  besuchen  aber  keine." 
(Sang  kohl.  Obligatorische  oder  fakultative  Fortbildungsschule  für 
Berlin  V  Deutsche  Schulztg.,  1103.! 

Die  nachfolgende  Statistik  zeigt  den  Umfang,  den  das  dcutsclie 
Fortbildungsschulwesen  erreicht  hat  (nach  Fache,  Handbuch,  4.  Bd., 
Wittenberg  1899).  Gezählt  sind  allgemeine  Fortbildungs-,  gewerb- 
liche und  Fach-,  Handels-,  landwirtschaftliche  Schulen.  Im  ganzen 
gab  es  deren  14  808  mit  *J21432  Schülern.     Davon  waren  in 


Anzahl  der 
Schulen 

Schüler  und 
Schüler'uiueu 

Auf  je  lüOO  Ein 

wohner 
(runde  Zahlen) 

Sachsen 

2170 

107376 

28 

Würlteiuberg 

4420 

104  218 

50 

Iia<ien 

1901 

60816 

35 

Hessen 

1016 

35716 

34 

Sachspn-Weiniar 

478 

7398 

22 

Mecklenburg-Schwerin 

59 

4136 
r46i 

7 

Mccklenbiirg-Sirelitz 

1 1 

■4 

Preußen 

2977 

214560 

6 

Bayern 

803 

5>  594 

8 

EUafi- Lothringen 

96 

5685 

3 

Es  ist  daraus  zu  ersehen .  wie  verschieden  der  Stand  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  und  wie  groß  namentlich  der  Rückstand  in 
Preußen  ist.  Ferner  ist  aus  der  (^lesamtsumme  (G21 4,S2,  darunter 
auch  nicht  wenige  über  18  Jahre)  derjenigen,  die  Fortbildungsschulen 
besuchen  und  der  Zahl  der  erwerbtütigen  Jugendlichen  zwischen  14 
und  18  Jahren  (ca.  3  Mill.)  zu  erkennen,  ein  wie  geringer  Bruchteil 
der  letzteren  sich  überhaupt  um  seine  geistige  Weiterbildung  kümmert. 


u 


D.  Gefährdung  der  Sittlichkeit. 
1.  Durch  den  Beruf. 
Weittragender   in   ihren  Wirkungen   ist    die  sittliche  Gefährdung, 
der   unsere  schulentlassene  Jugeud   vielfach  anheimfällt.    Solche  sitt- 
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liehen  Schädigungen  sind  mit  inanclien  Berufs  arten  besonders  eng 
verknüiift,  und  letztere  werden  den  Jugendlidiea  dann  in  hohem  Grade 
verderblich,  l^iien  traurigen  Ruf  genießt  in  Nordileutschland  in  dieser 
Hinsicht  daa  Gewerbe  der  Kellnerinnen,  die  Melirzahl  der  letzteren 
Sinti  gleichzeitig  Prostituierte,  wenn  sie  auch  der  Kontrolle  der  Wohl- 
fahrtspolizei nicht  unterstehen.  Sie  erhalten  von  den  AVirten  keinen 
Lohn,  höchstens  Prozente  von  den  verzehrten  Getränken.  Dazu  sind 
sie  auf  das  Trinkgeld  der  Gäste  angewiesen.  Beide  Einnahmeijuelleu 
aber  nötigen  sie,  mit  ihren  Gästen  recht  freundlich  zu  verkehren  und 
auf  deren  freien  und  zudringlichen  Ton  einzugehen.  Die  Ausübung 
des  unzüchtigen  Verkehres  findet  nicht  in  der  Kneipe  selber  statt, 
weil  der  Wirt  mit  der  Gestattung  desselben  fiefahr  laufen  würde, 
seine  Konzession  zu  verlieren ;  die  Sclmnkräunie  bieten  nur  die  Ge- 
legenheit zur  Anknü[>fung.  Vm  diese  recht  wirksam  zu  gestalten  und 
einen  starken  Anreiz  auf  das  Publikum  auszuüben,  wechselt  der  Wirt 
mit  seinen  Kellnerinnen  möglichst  häutig,  da  die  bei  längerem  Verweilen 
der  letzteren  sich  bildenden  ..festen  X'erhältnisse"  für  sein  (»eschäft 
nicht  einträglich  sind.  Hierin,  sowie  in  dem  Streben,  recht  jugend- 
liche Kräfte  zu  erhalten,  liegt  der  unheilvolle  Eintlnß  der  Kellnerinneu- 
wirtschaften. Audi  bei  Kellnern  ist  eine  sittliche  tiefälinlung  durch 
den  Heruf  nicht  ausgeschlossen,  da  sie  in  den  Hotels  und  Katfee- 
häusern genötigt  sind,  die  Vermittelung  zwischen  ihren  (iiisteu  und  den 
Prostituierten  zu  übernehmen,  infolge  der  geiuachten  Bekanntschaften 
dann  selber  mit  den  letzteren  verkehren,  auch  wohl  für  die  Zu- 
weisung von  Fremden  sich  Provision  zahlen  lassen.  Von  den  jungen 
Schaus{iielerinnen  ist  leider  auch  bekannt,  daß  sie  die  Gebühr  für  die 
Besorgung  eines  Engagements  an  die  Agenten  nicht  selten  mit  ihrem 
Körfier  bezahlen  müssen;  ein  gleicher  unsittlicher  Brauch  findet  sich 
in  neuester  Zeit  auch  bei  den  weiblichen  Reisenden,  die  von  Ab- 
zahlungsgeschäften unil  Reisebuchhandiungen  zum  \'ertrieb  der  Er- 
zeugnisse ausgeschickt  werden  und  die  durch  Preisgabe  ihres  Leibes 
die  Kunden  leicliter  an  sich  heranzuziehen  hotfen.  Schlimm  steht  es 
mit  der  sittlichen  Gefährdung  im  Hausiergewerbe;  hier  ist  die  Gefahr 
für  die  .lugondlicheu  besonders  groß,  weil  sie  einen  starken  Prozent- 
satz der  Hausierenden  ausmachen.  Das  Gewerbe  ist  häutig  nur  eine 
Verschleierung  des  Bettels  in  seiner  zudringlichsten  Form  und  wirkt 
demoralisierend  sowohl  durch  die  Art  der  Ausführung,  die  zum  Herum- 
lungern verleitet,  als  aucli  durch  die  Verführung,  die  durch  die  Reden 
und  Handlungen  bewirkt  wird,  deren  Zeugen  die  jugendlichen  Hausierer 
auf  iliren  Geschäftsgängen  werden. 

In  anderen  Berufen  wird  die  sittliche  Schädigung  durch  die 
Berührung  der  Geschlechter  bewirkt,  wie  sie  entweder  die 
Art  des  Betriebes  oder  die  i\j-beitsräume  mit  sich  bringen.  Besonders 
nachteilig  sind  gemeinsame  Aus-  und  Ankleidei'änme,  sowie  Abort- 
anlagen, deren  Zugänge  für  männliche  und  weibliche  Personen  nicht 
scharf  voneinander  getrennt  sind.  Während  nun  in  Fabriken  die 
Trennung  der  Geschlechter  l)ei  der  Arl>eit  infolge  der  Tätigkeit  der 
Fabrikinspektoreu  strenger  durchgeführt  wird,  bestehen  in  mehr  offenen 
Betrieben  (Ziegeleien,  Steinbrüchen,  Torfstichen)  noch  unglaubliche 
Zustände.  Der  Abort  besteht  nicht  selten  aus  einer  primitiven,  im 
Freien  angebrachten  Sitzstange,  die  von  beiden  Geschlechtern  benutzt 
werilen  muß.  Viel  schlimmer  steht  es  mit  dein  schrankenlosen  Ver- 
kehr   der  Geschlechter    bei  den   landwirtschaftlichen  Arbeitern.     Dem 
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Bericht  einer  Inspektion  der  ländlichen  Sclinitterwohnungen  im  Kreise 
Soldin  (Bezirk  Frankfurt  a.  0.)  entnehmen  wir.  daß  von  34  besich- 
tigten Baracken  17  ohne  Trennung  der  Geschlechter  waren.  In  7 
diente  der  Schlafrauin  der  Frauen  den  Männern  als  Durchgang  und 
umgekehrt;  in  14  Häusern  waren  die  Sclilafräunie  niclit  durch  feste 
Wände  getrennt,  sondern  durch  Lattenzäune,  die  oft  noch  Verbin- 
dungstfiren aufwiesen.  22  Schlafräunie  hiitten  gemeinsamen  Zugang 
für  beide  Geschlechter.  ,.Es  ist  deshalb  auch  nicht  zu  verwundern, 
daß  man  im  Herbste  unter  den  Schnitterinnen  mehr  oder  weniger 
schwangere  Mädchen  antrifft  und  die  Schnitterhäuser  gleichsam  zu 
ländlichen  Bordellen  werden.  Besonders  bedenklich  war  dies  in 
luc'lireren  Fällen,  in  welchen  auf  dem  Strohlager  verheiratete,  ohne 
ihre  Frauen  zugezogene  Männer  und  ledige  Burschen  direkt  neben 
und  zwischen  den  Mädchen  bis  unter  12.lahren  schliefen.  So  werden 
selbst  die  Unuiiindigen  Zeugen  des  ge,schlechtlichen  Umganges  un<l 
früh  verdorben.  Leider  stellen  sich  vielfach  dem  guten  Willen  der 
Gutsherren,  in  diesen  Zuständen  Wandel  zu  .schaffen.  Widerstände 
seitens  der  Beteiligten  entgegen;  namentlich  die  jüngeren  Personen 
beiderlei  Geschlechtes  wün.schen  einen  unbeschränkten  Verkehr  und 
verlassen,  wenn  ilinen  derselbe  erschwert  wird,  die  Arbeitsstätte,  um 
sich  einen  in  dieser  Beziehung  günstigeren  Platz  zu  suchen.  Eine 
be.sondere  Förderung  erfährt  die  Unsiltlichkeit  durch  die  vielfach  be- 
stehende Einrichtung  der  Hofgängerei.  Dabei  ist  der  verheiratete 
Arbeiter  verpttichtet,  einen  jnngen  Knecht  oder  ein  Mädchen  von  14 
bis  2U  Jahren  in  Wohnung  und  Kost  zu  nehmen,  die  auf  dem  (iuts- 
hofe  arbeiten.  Nicht  aliein.  dal!  der  Quartierwirt  es  ruhig  mit  an- 
sehen muß.  wie  sein  Einlieger  mit  (iutsbeschäftigten  vom  anderen 
Geschlecht  schrankenlos  Unsittlichkeit  treibt,  es  werden  auch  infolge 
der  engen  Wohnräume  seine  Kinder  Zeugen  dieses  Treibens  und 
machen  es  dann  bald  selber  nicht  anders.  Böse  müssen  die  Ver- 
hältnisse sein,  sonst  könnten  nicht  so  scharfe  Worte  fallen,  wie  sie 
Superintendent  Schuster  auf  der  (i.  Jahresversammlung  des  Aus- 
schusses für  WohlfahrtspHege  auf  dem  Lande  sprach:  „Wie  jetzt  die 
Dinge  liegen,  kann  es  ehrbaren  Eltern  kaum  verdacht  werden,  wenn 
sie  ihre  Kinder  nicht  mehr  in  ländliche,  sondern  in  städtische  Dienste 
tun.  nicht  aus  Lust  am  .städtischen  Vergnügen,  sondern  in  Angst  und 

»Sorge  um  ihrer  Kinder  sittliche  Ehre.'' 
Als  ein  weiteres  Moment  der  sittlichen  Gefährdung  ist  die  Ver- 
führung durch  Vorgesetzte  und  A  rboitgeber  anzuführen. 
Daß  namentlich  die  Jugendlichen  ihr  leicht  zum  Opfer  fallen,  liegt 
«inmal  in  der  Unreife  des  Oharakters  bei  zu  frülier  Selbständigkeit 
und  in  der  als  Folge  des  Wohiiungselendes  erzeugten  Ahtötung  des 
Schamgefühls.  Ist  also  der  Widerstand  an  sich  schon  schwach,  so 
tritt  dazu  der  Zwang,  sich  entweder  dem  Willen  des  Dienst-  oder 
Arbeitsherrn  zu  fügen  oder  die  bittere  Not  des  Lebens  infolge  der 
Entlassung  zu  kosten.  Wie  vielfach  hier  gesündigt  wird,  zeigt  der 
nachfolgende  Ausspruch:  „Ich  kenne  im  Fabrikbereiche  treue  Nach- 
bildungen jener  bekannten  inorgenländischen  Einrichtung,  dieser  nur 
dadurch  überlegen,  daß  sie  auch  der  altendländisclien  Sitte  Rücksicht 
tragen,  insofern  nämlich  die  „Verhältnisse"  nur  für  einen  gewissen 
Zeitraum  abgeschlossen  werden.  Nach  Ablauf  des  Vertrages  widmet 
das  Mädchen  seine  Kräfte  wieder  ungeteilt  der  Fabrikarbeit"  (Post, 
Muslerstätten   persönlicher    Fürsorge    von   Arbeitgebern   für  ihre  Ge- 
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schäftsangeliörigeu).  Auf  liem  LaiiJe  sind  die  Zustände  äbniicl) ;  die 
Gutsverwalter  und  landwirtschaftlichen  Aufseher  sehen  den  geschlecht- 
lichen Verkehr  mit  dei«  wcil)liclien  (lesinde  vielfach  als  ein  Vorrecht 
an,  das  mit  ilirer  Stellung  verknüpft  ist.  Außerordentlich  stark  müssen 
die  Dienstmädchen  diircli  die  Verfülirung  heimgesucht  werden,  wie 
man  daraus  schließen  kann,  daß  nach  älteren  Ermittelungen  des  Ber- 
liner Polizeipräsidiums  (1871  -  1^78}  unter  den  Prostituierten  3ö,7  Proz. 
ihrem  vorherigen  Beruf  nach  Dienstmädchen  waren,  also  gleich  hinter 
Hausindustrie  und  I^adengeschäft  mit  42  Proz.  kamen,  während  Fabrik- 
arbeiterinnen mit  16  Proz.  stark  dagegen  abfielen.  Ob  bei  den  Dienst- 
boten die  Verfiihiung  durch  den  Dienstherrn  —  oder  erwachsene  Söhne 
—  an  erster  Stelle  wirksam  ist,  kann  noch  be/.weiJelt  werden,  da  die 
Nähe  der  Hausfrau  den  Verkehr  erschwert  und  die  Möglichkeit,  auf 
leichte  Weise  einen  anderen  Dienst  zu  bekommen,  unsittliche  Anträge 
eher  zurückweisen  läßt.  Weit  mehr  Dienstmädchen  mögen  ein  Opfer 
der  Verführung  durch  Personen  werden,  denen  der  Hausstand  Ge- 
legenheit gibt,  sich  ihnen  zu  nähern  (Otfiziersburschen,  Briefträger, 
Konimis  in  Kaufläden).  Bei  den  in  Gast-  und  Schankwirtschafteu  be- 
schäftigten weiblichen  Personen  geschah  meist  durch  den  Alkohol- 
mißbrauch der  erste  Schritt  auf  der  schiefen  Bahn.  Die  hohe  Ziffer  der 
oben  angeführten  Prostituiertentabelle  für  Hausindustrie  und  Laden- 
geschäft (42  Proz.)  läßt  sidi  für  das  letzlere  wohl  verstehen.  In 
kleineu  Betrieben  erleichtern  der  geringere  Verkehr  uud  die  mannig- 
fachen Winkel  und  schlecht  beleuchteten  Durchgänge  dem  Inhaber 
oder  einem  männlichen  Angestellten  die  Verführung  der  weiblichen 
Verkäuferin,  und  in  den  großen  Warenhäusern  besorgen  dies  die  männ- 
lichen Kunden,  die  die  Verkäuferinnen  dreist  jeder  Beobachtung  unter- 
ziehen dürfen  und  durch  Ankauf  eines  geringwertigen  Gegenstandes  auch 
sofort  die  Gelegenheit  zur  Anknüpfung  von  Gesi>rächen  finden.  Da  in 
solchen  W^areuhäusern  die  jugendlichen  Ladenmädchen  am  liebsten 
eingestellt  werden,  so  fallen  sie  auch  am  zahlreichsten  den  \'erführern 
als  Beute  zu. 


2.  Durch  das  private  und  öffentliche  Leben. 
Wenn  heute  über  die  Zunahme  roher  Gesinnung  unter  den  jugend- 
lichen Arbeitern  geklagt  wird,  so  sind  zu  einem  nicht  geringen  Teil 
die  elenden  Wohnungsverhältnisse  dafür  verantwortlich  zu  machen. 
Namentlich  das  Schlaf  st  eilen  wesen  erweist  sich  als  Förderin 
der  Sittenlosigkeit.  Für  die  schulentlassene  erwerbtätige  Jugend  ist 
—  wenn  sie  auch  vielleicht  aktiv  an  der  Schlafgängerei  weniger  be- 
teiligt ist  —  der  Schade  dadurch  groß,  daß  sie  in  passivem  Zustande, 
als  Glied  von  Schlafgänger  aufnelunenden  Familien,  sittlich  gefährdet 
ist.  Es  war  in  einem  früheren  Kapitel  schon  gezeigt,  daß  an  sich 
die  Schlafstelle  das  allerdürftigste  Obdach  darstellt,  daß  nicht  allein 
die  dürftige  und  kahle  Ausstattung,  sondern  oft  geradezu  die  Not- 
wendigkeit den  Insassen  auf  die  StraUe  und  ins  Wirtshaus  treibt.  An 
Wochentagen  sind  Geist  und  Körper  durch  die  Arbeit  meist  so  er- 
schöpft, daß  das  Schlafbedürfnis  einer  allzu  großen  Ausdehnung  dieses 
Umliertreibcns  entgegenwirkt,  aber  an  Sonnabenden  und  melir  noch 
an  Sonn-  und  Feiertagen  ist  die  Obdachlosigkeit  geradezu  eine  Kala- 
mität. Man  braucht  sich  nicht  zu  wundern,  daß  an  die.sen  Tagen  die 
Tanzsäle  und  Vari(?t6s  von  jugendlichen  Personen  überfüllt  sind.  Zu 
Hause   ungern    gesehene  Fremdlinge,   werden   sie  hier  als  Gäste  v^'ill- 
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küinineii  geheißen,  und  sie  fühlen  sich  in  den  hohen,  schniuckbeladenen 
Räumen  woliler  als  in  ihrer  innvohnlicheti  Kammer.  Dazu  kommt 
die  durch  den  erwachenden  Geschlechtstrieb  gesteigerte  sinnliche  Lust, 
die  im  freieren  Verkehr  der  Geschlechter  ihre  Befriedigung  findet; 
es  dauert  nicht  lauge,  so  haben  sich  die  „Verhältnis.se"  zusammen- 
gefunden. Und  wenn  es  jetzt  noch  nicht  zum  geschlechtlichen  Um- 
gang kommt,  so  doch  sicher  nach  der  Verlobung,  denn  von  den  Braut- 
leuten wird  derselbe  als  ihr  gutes  Recht  angesehen. 

Nicht  selten  führt  die  Schlafstelle  selber  zu  einem  unsittlicheu 
Lebenswandel.  Es  sind  ja  vielfach  alleinstehende  Frauen,  Witwen, 
die  zum  Erwerbe  iles  notdürftigsten  Unterhaltes  Schlafburschen  auf- 
nehmen. \oü  den  letzteren  wird  bald  der  geschlechtliche  Verkehr 
gefordert  und  dann  entweder  gern  gewährt,  wenn  die  Veruiieterin 
noch  jung  ist,  oder  unter  dem  Zwange,  sonst  den  Verdienst  zu  ver- 
lieren. Bei  jedem  Wechsel  iler  Schlafstelle  tritt  der  neue  Gast  in  die 
Rechte  des  alten  ein.  Da.  wo  verheiratete  Paare  Schlafgänger  in  ihre 
Wohnung  nehmen,  wird  die  Frau  nicht  selten  zur  Verführerin  nament- 
lich der  jugendlichen  Wnlmungsgenossen,  sobald  der  eigene  ältere 
Mann,  unter  iler  Arbeit  stuni|if  geworden,  in  der  Ausübung  der  ehe- 
lichen Pflichten  nachlässig  wird.  Die  Entartung  geht  dann  so  weit, 
daß  solche  Frau  „zur  Kupplerin  an  den  eigenen  Kindern  wird  und 
unerfahrene,  aus  fremden  Gegenden  zugezogene  jugendliche  Arbeiter, 
die  da  glaubten,  das  verlassene  Elternhaus  in  der  Fremde  ersetzt  zu 
erhalten,  zur  Sittenlosigkeit  und  Unzucht  systematisch  verführt  und 
anleitef^  (Lange.  Die  Wohnungsverhältnisse  in  Bochum).  Selbst  da, 
wo  eine  solche  direkte  Verführung  nicht  stattfindet,  bietet  das  Familien- 
leben auf  engern  Räume  zahllose  Gelegenheiten  zur  Ertötung  des  Scham- 
gefühles. Da  bei  den  kleinsten  Wohnungen  ein  Korridor  nur  selten 
vorhanden,  so  müssen  die  Zimmer  als  Durchgang  dienen,  und  so  voll- 
ziehen sich  selbst  intime  Verrichtungen  in  dieser  Octtentlichkeit.  Bei 
schulentlassenen  .lugendlichen,  die  in  der  Familie  bleiben,  wird  eine 
sittliche  Schädigung  durch  das  Zusammenschlafen  mehrerer  Personen 
in  einem  Bette  herbeigeführt,  B.  Jordan  berichtet  über  derartige 
Zustände  (Jugendfürsorge  l'.KK")).  So  schliefen  in  einem  und  demselben 
Bett  zusammen  ein  Sohn  von  19  Jahren  mit  einer  Tochter  von  11, 
ein  Sohn  von  24  mit  einer  Tochter  von  14.  Eine  Familie,  die  Ein- 
wohner aufgenommen  hatte,  verteilte  sich  auf  die  Räume  und  Betten 
in  folgender  Weise:  im  Zimmer  schliefen  im  ersten  Bett  die  Eltern, 
im  zweiten  der  Schlafbursche  von  24  Jahren,  im  dritten  3  Töchter,  14, 
13  und  10  Jahre  alt,  im  vierten  2  Knaben  von  12  und  11,  2  Mädchen 
von  6  und  9  .lahren:  in  der  Küche  hauste  eine  alte  Frau  mit  ihrer 
erwachsenen  Tochter  und  einem  14-jälirigen  Sohn.  Auch  diejenigen 
Fälle  sind  nicht  selten,  in  denen  in  derselben  Haushaltung  Schlaf- 
leute verschiedenen  Geschlechtes  Unterkunft  fanden;  die  (irundstück- 
aufnahnie  vom  1.  Oktober  1900  (Berlin  1902)  zählt  für  Berlin  nebst 
2'S  Vororten  3385  solcher  HaushaUungeu  auf,  darunter  nicht  wenige, 
o  gleichzeitig  männliche  und  weibliche  Einlieger  in  größerer  Zahl 
z.  B.  4  -f  2,  3  4-  3,  4  -H  3,  4  +  4,  5  +  3  u.  s.  w.)   vorhanden  waren. 

Wenn  hier  die  Gelegenheit  Diebe  macht,  so  fehlt  es  in  unserem 
öffentlichen  Leben  auch  au  der  ersteren  nicht.  Dafür  sorgen 
die  zahllosen  Vereine  mit  ihren  an  Abwechselung  reichen  Vergnügungen, 
die  erst  dann  als  genußreich  gelten,  wenn  das  Schnapsglas  und  die 
Bierflasche   recht    fleißig   dabei    gebraucht   wurden.     In    berauschtem 
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Zustande  wird  dann  der  Unzucht  in  weitestgehendem  Maße  ^frönt. 
Dazu  treten  dann  die  Volksfeste,  hesonders  in  der  Zeit  der  Masken- 
vergniigen,  wo  der  Ltdin  iler  Wochenarbeit  in  wenigen  Stunden  ver- 
jubelt und  schließlich  noch  der  letzte  Wertgegenstand  versetzt  wird, 
um  sich  dem  tollen  Taumel  hingeben  zu  können.  Wie  weit  die  Ent- 
artung geht,  zeigt  ein  gewissenliafter  Beobachter  (v.  Mangoldt.  Aus 
zwei  deutschen  Kleinstädten):  „Bei  einem  sehr  großen  Teil  der  Ar- 
beiterjugend beider  (Jeschlechter  beginnt  der  Geschlechtsverkehr  in 
M(erseburg)  mit  dem  17.,  18.,  in  W(eißenfels)  schon  mit  dem  15., 
16.  .lahre.  Und  dabei  wird  er  sehr  ausgiebig  und  in  den  zerstörend- 
steti  Formen  ausgeübt.  Gewöhnlich  trifft  sich  die  junge  Welt  auf 
dem  Tanzboden  oder  sonst  bei  einer  der  zahllosen  Vereinstanzfest- 
liclikeiten  und  häuft  die  geschlechtliche  Ausscliweifung  noch  auf  die 
Anstrengungen  einer  durchtanzten  und  diirchzechten  Nacht,  oder  sie 
treibt  sich  bis  tief  tn  die  Nacht  itn  Freien  herum  und  fügt  zu  der 
geschlechtlichen  Ermattung  die  Entbehrung  des  normalen  Schlafes. 
Eine  geradezu  entsetzliche  Roheit  der  Gesinnung  scheint  dabei  stellen- 
weise an  <ien  Tag  zn  treten,  wenn  man  auf  diesem  schwierigen  (ie- 
biete  aus  Einzelheiten  Schlüsse  ziehen  darf,  und  es  ist  gewiß,  daß  so 
mancher  jüngere  Arbeiter  in  M.  und  W.  sein  Elend  und  seine  blassen, 
eingefallenen  Wangen  wesentlich  der  verwüstenden  Unsittlichkeit  in 
der  Jugend  verdankt." 

In  naher  Verbindung  mit  den  geschilderten  Zuständen  der  Sitten- 
losigkeit  steht  die  Prostitution.  Denn  es  ist  namentlich  im  Woh- 
nungselend die  Ursache  dafür  zu  suchen,  daß  so  viele  Jugendliche  sich 
der  Prostitution  hingeben,  und  zwar  in  den  letzten  .lahren  in  immer 
größerer  Zahl.  Wo  soll  auch  der  moralische  Halt  herkommen,  wenn 
auf  dem  engen  Raum  der  Wohnung  alle  Schranken  zwischen  den  Ge- 
schlechtern falten  uml  die  heranwachsenden  Faniilienglieder  Zeugen 
eines  ungeniert  betriebenen  geschlechtlichen  Verkehres  werden  V  Es 
ist  hier  nicht  angeborener  Hang  zum  unsittlichen  Lebenswandel,  als 
vielmehr  geringe  Widerstandskraft  —  infolge  dieser  Zustände  —  gegen 
moralisclie  (gefahren,  potenziert  durch  physische  Schwäche  als  Erbteil 
der  durch  den  Trunk  herabgekoninienen  Eltern. 

Für  die  erwerbtätigen  .lugendlichen  tritt  dann  hinzu  die  kümmer- 
liche Entlohnung,  die  ihre  Arbeit  findet.  In  der  Textilbranche  ver- 
dienen in  Berhn  jugendbche  Arbeiterinnen  ."i — 5  M.,  ältere  >< — 9  M. 
wöchentlich,  in  der  Papier-,  Leder-,  Nahrungs-  und  Genußmittel- 
industrie !t  — 10  M. ;  Schürzennäherinnnen  haben  .^—4  M.,  Kuopfloch- 
und  Kravattenschildnäherinnen  4— 5M. ;  in  der  Hntfabrikation  werden 
5  M..  in  der  Fabrikation  künstlicher  Blumen  4,5()  M.,  in  Galanterie- 
warenfal)riken  6  M.  verdient.  In  Breslau  kommt  das  Gros  der  Ar- 
beiterinneu nicht  über  t'<  M.  hinaus  (Kuno  Franken  st  ein  in 
Schmoll  ers  Jahrbuch,  12.  Bd.,  2.  Heft).  Es  dürfte  schwer  sein,  mit 
solchen  Summen  auch  nur  den  elendesten  Unterhalt  zu  beschaffen. 
Hunger  und  Enthehrunn  treiben  darum  die  jungen  Arbeiterinnen 
massenhaft  der  Unsittlichkeit  in  die  Arme,  und  es  müssen  rlie  dafür 
verdienten  Gelder  ais  die  notwendige  Ergänzung  zum  Lohn  dienen. 
Aehnlich  geht  es  jüngeren  Bühnenkräften.  Diese  sehr  schlecht  be- 
zatilten  jungen  Mädchen,  die  von  ihrem  jämmerlichen  Gehalt  auch 
ihre  Kostüme  kaufen  und  einen  beträchtlichen  Teil  noch  dem  Agenten 
geben  müssen,  um  überhaupt  eine  Stellung  zu  finden,  niüs 
stets  zum  Aushilfsmittel  des  unsittlichen  Lebenswandels  greifen. 
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zieht  der  erste  Schritt,  wie  bei  den  Arbeiterinnen,  nicht  selten  als 
Folge  nach,  daß  diese  Unglücklichen  schlielilich  der  öffentlichen 
Prostitution  anheimfallet).  Das  erste  Unterliegen  hat  fast  immer  den 
Alkohol  zur  Ursache,  der  überhaupt  auf  diesem  Gebiet  eine  furcht- 
bare Rolle  spielt.  Nach  Baer  hat  '/.,  der  Prostituierten  früher  in 
Gast-  und  Schankwirt.'vchaften  gedient  und  ist  durch  Alkoholmißbrauch 
dem  Laster  zugeführt  worden. 

Als  erschvvereu<|ps  Moment  kommt  hinzu,  daß  die  Erkenntnis 
von  der  Gefährlichkeit  des  eingeschlagenen  Lebenswandels  kaum  vor- 
handen ist  und  damit  auch  die  Möglichkeit  einer  Besserung  fernliegt. 
Denn  so  lange  die  Prostituierte  jung  und  hübsch  ist,  führt  sie  ein 
leidlich  angenehmes  Lel)en.  weit  reicher  an  Abwechslung  und  viel  be- 
haglicher als  die  Arbeiterfrau,  die  in  dem  grauen  Einerlei  des  Tages 
sich  mit  Not  und  Sorgen  herumschlagen  muß.  Das  Elend  des 
moralischen  und  ]ihysisc]itMi  Verfalles  stellt  sich  erst  dann  ein,  wenn 
mit  dem  Verbrauch  der  Kräfte  der  Anreiz  schwindet  und  das  wüste 
Zusammenleben  mit  dem  Zuhälter  die  Prostituierte  auf  das  niedrigste 
Niveau  herabdrückt. 
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III.  Die  Fürsorge tätigkeit  für  die  schulentlassene  Jugend. 

Es  ist,  uaturgemäß,  dafi  hei  einer  ZusaiiiiiKMistelliin^'  aller  jener 
Tatsachen,  die  die  Notwendijikeit  einer  Fiirsorfie  für  die  schulentlassene 
,Iu{,'end  begründen  sollen,  diircii  die  Knniulatiou  von  Schäden  und 
Schlechtigkeiten  leicht  ein  schiefes  Bild  entstehen  kann,  und  daß  der 
Jugendliche  unter  diesen  Gesichtsjjunkten  ein  Aussehen  erliält,  ähn- 
lich der  Figur,  die  in  den  Schaufenstern  iler  Händler  mit  chirurgischen 
Instrumenten  die  Vielz.'ihl  der  Brillen,  Bandagen  und  Schutzvorrich- 
tungen an  ihrem  Körper  vorführen  soll.  Es  wäre  darum  falsch,  die 
vorstehende  Schilderung  als  Schwarzmalerei  aufzufassen;  es  sind  die 
gemachten  Ausstellungen  nicht  in  ihrer  Totalität  auf  die  gesamte 
schulentlassene  Jugend  anzuwenden,  sondern  sind  in  ihren  einzelnen 
Momenten  bald  bei  diesem,  bald  bei  jenem  Teile  zu  finden  um!  auch 
in  verschie)leuer  Stärke  ausgeprägt.  Wer  dies  festhält,  der  wird  auch 
nicht  die  Behauptung  aufstellen,  daß  unsere  heutige  Jugend  den  Keim 
zur  Roheit  in  sich  trage.  Gewiß  gibt  es  für  die  letztere  Beispiele 
allertraurigster  Art,  über  sie  sind  fast  stets  ein  Beweis  dafür,  daß  die 
Eltern  nicht  ihre  Pflicht  und  diejenigen,  die  die  ScliuleuMiissencn  beim 
Eintritt  in  das  Erwerbsleben  übernehmen,  nicht  ihre  Schuldigkeit  getan 
haben.  Wenn  so  viele  jugendliche  Existenzen  im  Strom  des  Lebens 
elend  untergehen,  so  liegt  es  daran,  daß  uian  sie  in  der  Kunst  des 
Schwimmens  nicht  unterwies.  Ihnen  hier  die  helfende  Hand  zu  reichen, 
ist  die  Aufgabe  der  Fürsorgetätigkeit, 

Eine  wirksame  und  durchgreifende  Fürsorge  ist  nun  ohne  die 
Mitarbeit  der  Arbeitgeber  und  Dienstherren  nicht  ins  Leben  zu  rufen. 
Und  zwar  nicht  ohne  freiwillige  Mitarbeit.  Wer  ihnen  gegenüber 
immer  nur  das  Gesetz  anrufen  wollte  mit  seinen  Bestimmungen  für 
Beschränkung  und  gegen  Ausnutzung,  der  würde  auf  dem  großen 
Gebiet,  welches  die  Fürsorge  für  die  schulentlassene  Jugend  in  ihrer 
Arbeits-  und  Freizeit  umfaßt,  nur  eine  dürftige  Leistung  vollführen. 
Zur  freiwilligen  Mitarbeit  ist  aber  notwendig,  daß  alle  Arbeitgeber 
für  das  Schicksal  ihrer  Arbeiter  Interesse  empfinden.  Es  müssen 
darum  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ge- 
schaffen werden,  so  daß  sie  einander  verstehen  lernen.  Das  Bessere 
wird  nicht  erreicht  durch  Ansturm,  Drohung  und  Zerstörung,  sondern 
durch  Frie<len,  freundliches  Entgegenkommen  und  Vervollkommnung 
bestehender  Einrichtungen. 


I 


A.  UnterstütBUBg  bei  der  Berufswahl. 

1.  Vorbereitende  Schritte  für  die  Wahl  des  Bernfes. 

Von  der  Bedeutung  der  Berufswahl  ist  in  einem  früheren  Ka])itel 
gesprochen  worden;  die  Fürsorge  hat  mit  ihrer  Tätigkeit  darum  hier 
an  erster  Stelle  einzusetzen.  Man  kann  sogar  behaupten,  daß  —  wenn 
sie  diese  Gelegenheit  sich  entgehen  läßt  —  ihre  weiteren  Bemühungen 
für  die  schulentlassene  Jugend  ergebnislos  vorlaufen.  Denn  diejenigen 
Jugendlichen,  die  nicht  gleich  bei  der  Schulentlassung  in  die  Kreise 
der  Fürsorge  hineingezogen  werden,  sind  für  die  letztere  überhaupt 
verloren. 

Die  nächsten  zur  Fürsorge  Berufenen  sind  die  Eltern.  Aber  sie 
machen  bei  der  Frage  der  Berufswahl  ihrer  Kinder  den  Berater  nicht 
entbehrlich,  im  Gegenteil,  sie  bedürfen  fast  immer  eines  Beistandes. 
Das  Leben   der   einfachen  Bürger-  und  Arbeiterfamilien  vollzieht  sich 
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der  Fülle  der  Zeit  gegenüber  in  verliiiltnisniäßig  engem  Rahiueii  und 
ist  dur*"h  die  Arbeit  so  ganz  ausgefilllt.  daß  es  ilinen  kaum  niiiglich 
ist,  einen  Ueberblick  über  das  heutige  Wirtschaftsleben  zu  gewinnen 
und  eine  zweckniüliige  Wahl  des  Berufes  sowohl  als  der  Lehrstelle 
zu  treffen.  In  den  meisten  Fällen  suchen  die  Eltern,  um  besser  be- 
raten zu  sein,  Verbitulung  mit  der  Schule,  umsomehr,  als  die  Ent- 
scheidung über  die  Berufswahl  nicht  nach  der  Schulentlassung,  sondern 
meist  im  Laufe  des  letzten  Schuljahres  erfolgt.  Die  Zuziehung  des 
Lehrers  dürfte  sich  nie  als  überflüssig  oder  gar  schädlich  heraus- 
stellen: denn  sicherlich  ist  er  im  stände,  über  die  geistigen  und 
moralischen  Fähigkeiten  seiner  Schüler  ein  Urteil  abzugeben,  das  für 
die  Auswahl  eines  Berufes  schon  gewisse  Fingerzeige  bieten  kann. 
Ist  es  aus  dieseui  Grunde  wünschenswert,  einen  engeren  Aneinander- 
schiuß  von  Schule  und  Haus  anzustreben,  wie  er  in  der  neuen  Ein- 
richtung der  „Elternabende"  vielfach  mit  Erfolg  in  die  Wirklichkeit 
umgesetzt  wird,  so  ist  doch  andererseits  nicht  zu  verhehlen,  daß  auch 
der  Lehrer  nicht  als  absolut  zuverlassigiir  Berater  für  die  Berufs- 
wahl seiner  Schüler  gelten  kann,  weil  auch  er  dem  praktischen  Leben 
zu  fern  steht.  Es  dürfte  sich  vielleicht  em|jfehlen,  den  Unterricht  — 
je  näher  der  Termin  der  Schulentlassung  heranrückt,  um  so  stärker 
—  mit  dem  praktischen  Leben  in  \'erbin(lung  zu  setzen,  die  Berufs- 
wahl in  seinen  Kreis  zu  ziehen  und  durch  Besuch  von  Werkstätten 
die  geeignete  Au.scliauung  zu  geben.  Die  moderne  Pädagogik  sucht 
dieser  Forderung,  die  den  wahren  Sinn  des  oft  betonten  Satzes  „Nicht 
für  die  Schule,  sondern  für  das  Leben"  in  sich  faßt,  nach  Möglichkeit 
gerecht  zu  werden.  Es  sei  liier  besonders  auf  einen  wundervollen 
Beitrag  zu  dieser  Frage  hingewiesen,  den  der  Münchencr  Stadtschul- 
rat Dr.  Kerschen  Steiner  unter  dem  Titel  „Allgemeine  oder  Be- 
rufsbildung'" in  der  „Pädagogischen  Reform"  (Heft  1)  verötfentliclit  hat. 

Es  würde  durch  einen  derartigen  Ausbau  des  Schulunterrichts 
in  gewissem  Grade  erreicht  werden,  daß  vorhandene  vage  Vor- 
stellungen und  unklare  Neigungen  der  Kinder  nach  bestimmten  Rich- 
tungen hin  festere  (iestalt  annähmen.  Denn  bis  jetzt  stehen  unter 
den  {Gründen,  die  für  die  Wahl  eines  bestimmten  Berufes  entschei- 
dend sind ,  abge.sehen  von  lokalen  Notwendigkeiten,  die  Eitelkeit 
von  Kindern  und  Eltern  und  die  Beurteilung  nach  rein  äußer- 
lichen und  persönlichen  Momenten  obenan.  Darum  müßte  neben 
der  Schule  auch  die  Tagespresse,  deren  Einfluß  und  Macht  nicht 
unterschätzt  werden  darf,  es  als  ihre  Aufgabe  ansehen,  häufig  iu 
ihren  Spalten  auf  die  Wichtigkeit  der  Berufswahl  hinzuweisen  und 
auch  Aufschluß  über  Zugang  und  Aussichten  in  den  einzelnen  Zweigen 
zu  geben.  Dadurch  könnten  viele  Klagen  wegen  üeberfüllung  einzelner 
Berufe  mit  den  «laraus  sich  ergebenden  wirtschaftlich  schlechten  Folgen 
zum  Verstummen  gebracht  werden,  indem  eine  bessere  Verteilung  der 
Erwerbsuchenden  auf  die  einzelneu  Berufe  stattfinden  könnte.  Die 
Aussichten  dafür  sind  günstiger,  als  man  denkt,  denn  es  ist  Tatsache, 
daß  weit  mehr  Lehrstellen  angeboten  werden,  als  zur  Besetzung  Kräfte 
vorhanden  sind. 

Als  eiir  geradezu  unerläßlicher  Schritt  für  die  Vorbereitung  der 
Berufswahl  ist  die  ärztliche  Untersuchung  zu  bezeichnen,  denn  von 
deren  Ergebnis  hängt  es  schließlich  ab,  ob  der  ins  Leben  Tretende 
für  den  gewünschten  Beruf  körperlich  tauglich  ist.  Zwei  Wege  gibt 
es   für   diese   ärztliche   Prüfung:   sie   findet  entweder  unmittelbar  vor 
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dem  Eintritt  in  einen  bestimmten  (bereits  gewählten)  Beruf  statt  un3 
entscheidet  dann  nur  über  Zulassung  oder  Untauglichkeit,  oder  s-ie 
wird  an  den  Schiilern  kurz  vor  der  Entlassunj;  vorgenouinien  und 
gibt  auf  (irtindla^'e  des  Befundes  die  Möglichkeit,  gewisse  Berufe  von 
vornherein  ganz  auszuscliließen,  andere  wieder  besonders  zu  empfehlen. 
Die  erstere  Art  ist  von  einzelnen  Gewerben  eingeführt,  namentlich 
aus  dem  (irunde.  um  sich  durch  physisch  minderwertige  Angehörige 
nicht  eine  überaus  große  Last  von  Krauken-  und  Invalidengeldern 
aufbürden  zu  lassen  (z.  B.  beim  Buchilruckgewerbe).  Auch  N'ereine, 
die  sich  um  das  Wohl  der  aus  )ier  Schule  entlassenen  Jugend  kümmern, 
haben  vielfach  diesen  Untersuchungsmodus,  doch  neigt  sich  dieser  Zweig 
ihrer  Tätigkeit  auch  nach  der  anderen  Methode  hinüber,  indem  nichi 
nur  für  einen  bestimmttMi  Beruf  untersucht  wird,  sondern  oft  aus  dem 
allgemeinen  Körperzustand  heraus  erst  eine  Entscheidung  getrolTen 
werden  soll.  So  verfährt  z.  B.  der  „Freiwillige  Erziehtingsbeirat  für 
schulentlassene  Waisen  in  Berlin",  rieni  die  freiwillige  Hilfe  einer 
großen  Anzahl  von  Aerzten  zur  Verfügung  steht.  Auf  (iruud  von 
deren  Untersuchungen  wird  die  allgemeine  (iiez.  für  den  Einzelfall  be- 
stimmte) Tauglichkeit  der  Pfleglinge  ausgesprochen.  Um  den.  dem 
Gewerbslcben  ferner  .stehenden  Aerzten.  sowie  den  Laien mitgliederu 
einen  Anhalt  darüber  zu  geben,  in  wetctiem  engen  Zusammenhange 
Berufswahl  und  Körperzustand  stehen,  hat  der  genannte  Verein  seinem 
trefflichen  „Wegweiser  für  die  Berufswahl"  einen  „Allgemeinen  Teil" 
vorangestellt,  der  die  krankhaften  Zustände  der  einzelnen  Organe  des 
menschlichen  Körpers  betrachtet  und  in  jedem  Kapitel  diejenigen  Be- 
rufe aufzählt,  die  durch  die  besondere  Störung  ausgeschlossen  oder 
noch  zulässig  sind.  Die  Tätigkeit  des  Erziehungsbeirates,  wie  auch 
die  anderer  Vereine  sind  natürlich  nur  grüne  Inseln  im  öden  Meer 
der  aUgemeiiien  Berufswahl ;  wenn  hier  etwas  durchgreifend  Bensern- 
des  geleistet  werden  soll,  so  ist  die  Untersuchung  in  die  Schule  — 
kurz  vor  den  Entlassungstermin  —  zu  verlegen.  Nach  meiner  Ueber- 
zeugung  wäre  diese  Prüfung  Aufgabe  des  Schularztes,  und  er  könnte 
durch  Lösung  denselben  dem  heranwachsenden  Geschlecht  einen  Segens- 
brief mit  auf  den  Weg  geben.  Da  wir  durch  Einführung  der  neuen 
Kreisarztordnung  eigentlich  die  Schularztinstitution  für  jede  preußische 
Volksschule  haben,  so  wäre  weiter  nichts  nötig,  als  den  Kreisarzt  — 
in  Konsequenz  der  ihm  auferlegten  Pflichten  —  vollkommen  unabhängig 
(in  finanzieller  Beziehung)  zu  stellen  und  für  größere  Gebiete  durch 
Doppelbesetzung  des  Postens  eine  Teilung  der  Arbeit  herbeizuführen. 
Als  direkte  Folge  der  ärztlichen  Untersuchung  würde  sich  dann 
aber  eine  andere  Notwendigkeit  ergeben.  Ein  nicht  unbeträchtlicher 
Teil  der  aus  der  Schule  Entlassenen  wird  von  dem  Arzt  als  körper- 
lich unfähig  erachtet  werden,  ohne  vorherige  Kräftigung  einem  Be- 
rufe sich  zuwenden  zu  ilürfen.  Was  soll  mit  diesen  Elenden  ge- 
schehen? Sicherlich  kann  ihirch  Nichtbeachtung  ihres  Zustande»  ihnen 
von  vornlierein  der  Boden  für  eine  glückliche  Zukunft  unter  den 
Füßen  fortgezogen  werden,  darum  ist  es  fraglos,  daß  etwas  für  ihre 
körperliche  Kräftigung  getan  werden  muß.  Es  ist  nicht  unangebracht 
zu  erwägen,  ob  die  segensreiche  Einrichtung  der  Ferienkolonien  nicht 
noch  viel  mehr  am  Platze  wäre  nach  Beendigung  oder  gegen  Ende 
der  Schulzeit  für  diejenigen,  deren  schlechter  Körperzustand  sie  von 
dem  Ergreifen  einer  Tätigkeit  abhält.  Der  schon  herangezogene  ,.Frei- 
willige  Erziehungsbeirat"  tut  auch  auf  diesem  Gebiete  seine  Schuldig- 
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"keil,  indem  er  diirch  „Landaufenthalt"  seine  schwäclilichen  Pflettlinge 
soweit  kräftigt,  daß  sie  in  das  Berufsleben  treten  küimen.  Und  zwar 
macht  er  das  vielfach  so,  daß  er  die  Waisen  auf  Landstellen  pibt,  wo 
sie  durch  \'errichten  einfacher  ländlicher  Arbeiten  im  Interesse  ihres 
Quartiergebers  an  Aufwendungen  nur  die  geringen  Reisekosten  not- 
wendig machen.  Die  Erfolge  dieser  Einrichtung  sind  ganz  über- 
raschende, und  mir  scheint  in  diesem  V'^orgehen  der  Weg  zu  liegen, 
der  auch  von  der  Allgemeinheit  zur  F.rreichung  desselben  gnten  Zwecks 
betreten  werden  müßte.  Daß  die  hohe  Bedeutung  einer  derartigen 
-Luftveränderung"  auch  von  den  maßgebendsten  Faktoren  heute  bereits 
erkannt  ist  —  leider  tritt  der  Wechsel  erst  zu  spät  ein  -  -  sehen  wir 
daraus,  daß  die  Landesversicherungsanstalten  einen  beträchtlichen  Teil 
ihrer  Mittel  dazu  verwenden,  gesundheitlich  gefährdeten  Angehörigen 
ihrer  Betriebe  Aufenthalt  in  gesuniler  Waldluft  zu  beschaffen,  ohne 
den  sie  erkranken  würden;  daß  viele  gewerbliche  und  kaufmännische 
Vereine  sich  bemühen,  für  ihre  Mitglieder  gute  und  hillige  Sommer- 
frischen ausfindig  zu  machen ;  dali  nicht  selten  Inhaber  grußer  Faliriken 
ihren  Angestellten  und  Arbeitern  als  Unterbrechung  der  Arbeitszeit 
unentgeltlichen  Landaufenthalt  anbieten,  weil  sie  wissen,  daß  durch 
die  Frische  und  Kräftigung  des  Zurückgekehrten  der  Vorteil  auf  ihrer 
Seite  liegt. 

2.  Vermittlung  der  Lehr-  und  Arbeitsstelle. 

Es  ist  an  einer  früheren  Stelle  schon  gesagt  worden,  daß  es  mit 
der  Gestaltung  unseres  industriellen  Lebens  zusammenhängt,  wenn 
ein  starker  Strom  von  Erwerbtätigen  sich  in  das  Lager  der  „un- 
gelernten Arbeiter""  ergießt.  Direkte  Hemraungsversuche  würden  nach 
keiner  Seite  hin  ersprießlich  sein,  sie  würden  der  heimischen  Industrie 
schaden  und  die  Arbeiter  brotlos  machen.  Darum  ist  es  besser,  dem 
Strom  das  richtige  Bett  anzuweisen  und  ihn  besonders  solchen  In- 
dustrien zuzuführen,  die  bei  sonst  günstigen  Arbeitsbedingungen  aus- 
reichende Löhne  zahlen. 

Von  größerer  Wichtigkeit  ist  es,  die  Fürsorge  denjenigen  Jugend- 
lichen zuzuwenden,  die  sich  einen  Beruf  wählen,  der  die  Absolvierung 
einer  bestimmten  Lehrzeit  verlangt.  Bei  der  Raterteilung  würde  zu- 
nächst die  prinzipielle  Frage  zu  erledigen  sein,  ob  die  Unterbringung 
in  der  größeren  Stadt  oder  auf  ilem  Lande  vorzuziehen  sei.  Es  ist 
nicht  zu  leugnen,  daß  trotz  mancher  Vorzüge,  die  der  Aufenthalt  auf 
dem  Lande  oder  in  der  kleinen  Stadt  dem  .higendlichen  bietet,  für 
seine  Ausbildung  im  (iewerbe  und  Handel  ilie  größere  Stadt  sich  als 
vorteilhafter  erweisen  wird.  Hier  nimmt  die  Technik  Kenntnis  und 
Gewinn  von  allen  Verbesserungen,  hier  ist  die  vielseitigste  Gelegen- 
heit zur  Fortbildung  gegeben,  während  auf  dem  Lande  der  Betrieh 
sich  vielfach  in  veralteten  Formen  bewegt,  die  Leistungen  nicht  auf 
der  Höhe  stehen  und  —  was  aiu  schlimmsten  ist  —  das  Interesse 
der  Lehrherren  wohl  auf  das  Gedeihen  ihres  eigenen  Betriebes,  aber 
kaum  auf  die  Hebung  ihres  Gewerbes  im  allgemeinen  gerichtet  ist. 
Wer  aber  in  rler  Großstadt  die  Bestrebungen  vieler  Innungen  be- 
achtet, die  sich  um  die  Hebung  ihres  Handwerkes  durch  Förderung 
der  beruflichen  Ausbildung  und  geistigen  Fortbildung  ihrer  jüngeren 
Angehörigen  bemühen,  <Ier  muß  den  Vorsprung  vor  den  ländlichen 
Verhältnissen  ehrlich  anerkennen.  Gleichzeitig  betehrt  er  auch  darüber, 
au   welcher  Stelle  der  Hebel  anzusetzen  ist,   um  eine  Besserung  der 
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ländlichen  bez.  kleinstädtisdieu  Ztistände  ii 
erzielen.  Nur  in  einer  Hinsicht  kann  der  Fadiausbiltluufi  durch  den 
großstädtischen  Betrielj  Schaden  getan  werden,  sobald  nämlich  der 
letztere  sich  auf  die  Herstellung  von  Spezialartikeln  verlegt;  der  Lehr- 
ling hat  dann  eine  recht  einseitige  Unterweisung. 

Um  eine  geordnete  Unterbringung  im  Beruf  zu  erzielen. 
müssen  alle  Organe,  die  sich  der  f'ürsorge  für  die  schulentlassene  Jugend 
widmen,  ilie  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Berul'sarten  genau  verfolgen. 
mit  den  Handels-  und  Gewerbetreibenden  Fühlung  suchen  und  wo- 
niiiglicii  für  Aufstellung  einer  Berufs wahlstatistik  —  am  besten  durch 
die  Lehrer  —  Sorge  tragen.  Denn  es  liegt  die  Schwierigkeit  der  Unter- 
bringung der  schulentlassenen  Jugend  gerade  darin,  daß  diese  beiden 
Momente  in  Beziehung  zueinander  gesetzt  werden  müssen,  daß  man 
also  weder  die  Nachfrage  einfach  durch  das  Angebot  decken  noch  alle 
Wünsche  der  Jugendlichen  urteilslos  erfüllen  darf.  Es  gilt,  den  Strom 
in  die  rechten  Bahnen  zu  lenken.  Zur  Erzielung  einer  recht  gedeih- 
lichen Tätigkeit  wäre  es  wünschenswert,  wenn  die  Jugendfürsorge- 
vereine und  alle  anderen  Organisationen  (Innungen,  kaufmännische 
Korporationen  u.  s.  w.),  die  den  Berufsiiacliweis  für  Schulentlassene  .sich 
zur  Aufgabe  gemacht  haben,  zwecks  Austausch  ihrer  Erfahrungen  sich 
miteinander  in  Verbindung  setzten  und  das  gewonnene  Jlatorial  durch 
Verötfentlichung  allen  interessierten  Kreisen  zugänglich  machten. 

Mit  der  bloßen  Beratung  und  dem  Nachweis  einer  Stelle  ist  nun 
die  Fürsorge  keineswegs  abgeschlossen,  da  noch  nicht  feststeht,  ob  die 
Eltern  oder  ErziehungspHiclitigen  des  Jugendlichen  den  Rat  befolgen. 
Wichtiger  i.st  also  die  direkte  Unterbringung.  Dieser  vorauf  geht  die 
Prüfung  der  Lehrstelle  durch  Einholung  von  Auskünften  über  den 
Lehrherrn  und  durch  Besichtigung  der  Arbeits-  und  Aufenthaltsräume. 
Findet  der  Lehrling  im  Hause  seines  Herrn  auch  die  Wohnung,  so 
ist  die  Prüfung  des  Schlafraunies  ebenfalls  vorzunehmen.  Man  muß 
immer  bedenken,  daß  es  sich  um  Verhältnisse  handelt,  in  die  ein  junger, 
heranwachsender  Mensch  auf  längere  Zeit,  meist  auf  die  Dauer  von 
Jahren  hineingestellt  wird  und  die  ihm  seinen  Himmel  und  seine  Hölle 
bedeuten  können.  Je  sorgfältiger  und  gründlicher  die  vorbereitenden 
Schritte  erfolgen,  um  so  mehr  wird  die  spätere  Arbeit  erleichtert  und 
um  so  weniger  ist  mit  einem  Wechsel  des  Jugendlichen  bezüglich 
seiner  Lehr-  un<l  Arbeitsstätte  zu  rechnen.  Es  würde  dann  auch  die 
dauernde  Beaufsichtigung  der  Untergebrachten  sich  erübrigen,  die  — 
für  gewisse  Gruppen  (Waisen,  Taubstumme,  Blinde,  Schwachsinnige) 
wohl  notwendig  —  der  allgemeinen  Durchführung  unüberwindbare 
Schranken  entgegensetzen  würde.  Eher  noch  zu  empfehlen  wäre  eine 
zeitweise  Fürsorge  für  die  minderjährigen  Mädchen,  bis  diese  soweit 
gefördert  sind,  daß  sie  sich  allein  weiterhelfen  können.  Dagegen  wäre 
es  als  notwendige  Ergänzung  einer  so  gründlichen  Vorbereitung  der 
Berufswahl  anzusehen,  daß  der  Zugang  zu  einem  bestimmten  Berufe 
dem  Tauglichen  nicht  aus  wirtschaftlichen  Gründen  verschlossen  bleiben 
dürfte,  daß  also  Vereine,  inilustrielle  und  kaufmännische  Körperschaften, 
sowie  nötigenfalls  städtische  und  staatliche  Behörden  Mittel  bereit- 
stellen müßten,  um  durch  Besorgung  von  Ausrüstung,  Zahlung  von 
Lehr-  und  Schulgeld  u.  s.  w.  dem  wirtschaftlich  Schwachen  den  Ein- 
tritt in  die  gewünschte  Tätigkeit  zu  ermöglichen. 

An  die  Unterbringung  der  Schulentlassenen  in  geeignete  Dienst- 
und Lehrstellen  reiht  sich  als  weiteres  Feld  der  Fürsorge  die  Arbeits- 
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■vorinittlung  an.  Es  sind  auf  diesem  Gebiete  viele  Ansätze  ror- 
lianden,  aiicr  nocli  fehlt  es  an  der  allfieineiuen  \'erbreitung  sowohl 
als  auch  am  festen  Zusammenschluß  der  bestehenden  Einrichtungen. 
Am  reichliclisten  sind  Arbcitsnacliweise  für  das  Gesinde  vorhanden  — 
allerdings  nicht  inuiier  in  em]>fe[dens\verter  Verfassung.  Manches 
leisten  die  Innungen,  sowie  die  Fach-  oder  Woldfahrtsvereine  mit  iliren 
, gemeinnützigen  Stellennachweisen"'.  Am  besten  wäre  es,  die  Arbeits- 
vermittlung durch  ötlentliche  Körperschaften  bewirken  zu  lassen.  In 
kleineren  Städten  wird  der  Nachweis  seltener  in  Anspruch  genouinien 
werden,  da  hier  meist  die  gelernten  Arbeiter  den  Zuzug  für  ihren 
Berufszweig  auf  Grundlage  ihrer  eigenen  Beobaclitung  regeln.  Für 
Städte  mit  mehr  als  lOOOö  Einwohnern  regt  eine  Verfügung  des 
Handelsministers  von  isi»4  die  Schaffung  kommunaler  Arbeitsuach- 
weisebureaus  an  und  empfiehlt,  dali  diese  miteinander  in  Verbindung 
treten  („Verein  deutscher  Arbeitsnachweise").  Für  Arbeitsnacliweise 
in  Großstädten  ist  eine  Einrichtung  beachtenswert,  die  der  Zentral- 
verein für  .\rbeitsnacliweis  in  Berlin  in  .seinem  neuen  Dietistgebäude 
(Gorinanustraße)  getroffen  bat:  er  hat  die  .lugendüchen  (14— 17  Jahre) 
von  den  Erwachsenen  vollstämlig  getrennt,  so  daß  sie  weder  in  Ein- 
gang und  Ausgang  noch  hei  Eiiuscbreibutig  in  Berührung  miteinander 
kommen.  Um  die  Tätigkeit  der  Zentralnachweise  i)ezw.  der  städtischen 
Arbeitsämter  für  die  Arbeitsuchenden  in  ausgedehntester  Weise  wirk- 
sam zu  machen,  ist  endlich  erforderlich,  daß  alle  am  Ort  oder  im  Kreise 
bestehenden  Innungen,  Vereine  u.  s.  w.  mit  Vermittlungsstellen  eine 
dauernde  Verbin<lung  mit  der  Zentrale  unterhalten. 


• 


B.  Sorge  fär  gute  berufliche  Ausbildung. 

1.  Regelung  der  Einrichtungen  für  die  Ausbildung 

Jugendlicher. 

Wenn  der  Lehrling  nach  beendeter  Lehrzeit  die  Fähigkeit  zum 
selbständigen  Arlieiten  haben  soll,  .so  müssen  für  die  Ausbildung  eine 
Reihe  von  Grundsätzen  beachtet  werden.  In  erster  Linie  die  Forde- 
rung der  stufenweisen  Ausbildung,  ohne  die  eine  geregelte  Unter- 
weisung nicht  denkbar  ist;  an  zweiter  Stelle  die  Verpflichtung  für  den 
Lehrherrn,  seinen  jugendlichen  Genossen  in  allen  Fächern  <Ies  gewählten 
Berufes  aus/.uliilden.  Das  Einarbeiten  auf  S]»exialitiLten  ist  eine  Ver- 
.sündigung  an  dem  Lehrling;  erst  nach  Schluß  der  Gesamtausbildung 
für  den  Beruf  ist  für  den  jungen  Gehilfen  die  Zeit  gekommen,  aus 
eigener  Wahl  die  Entscheidung  für  etwaige  Spezialarbeit  icu  treffen.  Als 
drittes  ist  zu  fordern,  dalS  der  Lehrherr  oder  Meister  den  gerechten 
Ausgleich  zwischen  den  eigenen  Interessen  und  denjenigen  seiner 
Lehrlinge  trifft.  Wie  man  einerseits  ihm  nicht  zumuten  kann,  durch 
Erziehung  und  Ausbildung  derselben  pekuniären  Schaden  zu  erleiden, 
80  ist  es  andererseits  verwerflich,  über  die  (iegenleistung  hinauszu- 
gehen und  die  Arbeitskraft  des  Lehrlings  für  seinen  Betrieb  auszu- 
nutzen. 

Neben  der  technischen  Ausbihlung  darf  die  Erziehung  —  in  erster 
Linie  zur  Wirtschaftlichkeit  —  nicht  vernachlässigt  werden.  Beachtet 
man  beide  Punkte,  so  wird  man  zu  dem  Resultate  kommen,  daß  für 
die  Absolvierung  der  Lehrzeit  ein  mittlerer  Betrieb  vor  dem  großen 
den  Vorzug  verdient.  Nicht  nur,  daß  der  Lehrherr  im  ersteren  sich 
mehr  um  die  Ausbildung  seines  Lehrlings  kümmern  kann,  es  tritt  der 
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letztere  auch  in  nähere  Beziehung  zu  der  Geschäftsführ 
die  Sorgen  und  S(:hwierigi<eiten  unseres  heutigen  Wirtschaftslebens 
am  eigenen  Leibe  kennen  und  hat  stets  das  Vorliiid  seines  Lelirmeisters 
vor  Augen,  der  sich  iieinüht.  iiilen  Ansprüchen  gerecht  zu  werden. 
\'on  kanfniäiiiiischon  tieschäften  sind  ilie  Warenhäuser  ungeeignet  zur 
Ausbildung,  obgleich  gerade  sie  mit  Vorliebe  Lehrmädchen  annehmen. 
Für  junge  Mädchen  ist  auch  zu  warnen  vor  Lehrstellen  in  (»escliäften, 
die  ausschließlich  mit  Herren kundschaft  arbeiten.  Bei  Handwerkslehr- 
lingen  sind  die  Stellen  so  auszuwählen,  daß  die  jungen  Leute  nicht 
nur  technisch  auf  die  Hrdie  ilires  (iewerbes  geführt  werden,  sondern 
daß  die  geordnete  kaufmännische  Art  des  Geschäftsbetriebes  ihnen  die 
LTnterweisung  und  Gewöhnung  für  die  eigene  Zukunft  gibt.  Für  den 
Zweck  der  berutiiclieu  Ausbihlung  wird  also  darauf  zu  sehen  sein.  daH 
die  Werkstatt  mit  den  nötigen  Geräten.  Maschinen  u.  s.  w.  ausreichend 
versehen  sei.  Bei  ganz  kleinen  Meistern  ist  das  seltener  zu  finden, 
und  diese  niiilSten  für  die  Lehrlingshaltung  ausfallen,  wenn  sie  nicht 
seitens  der  Innungen,  von  gemeinnützigen  Vereinen  oder  anderen  Organen 
Zuschüsse  behufs  Abstellung  des  Mangels  erhalten.  Es  liegen  auf 
fiiesem  Gebiete  bereits  praktische  Versuche  vor  aus  Süddeutschland, 
wo  man  sich  bestrebt  hat,  dem  durch  Einführung  der  fakultativen 
Gewerbefreiheit  herbeigeführten  Verfall  des  Handwerks  gerade  durch 
Hebung  der  Handwerkslehre  zu  steuern. 


Am  rationellsten  ist  das  (iroßherzoetum  Baden 


Die 


vorgegangen. 

dortige  Regierung  erließ  im  Jahre  IHHH  an  die  tlewerbevereine  die 
Aufforderung,  Handwerksmeister  namhaft  zu  machen,  die  Lehrlinge  in 
Kost  und  Wohnung  aufnehmen,  für  ihre  sittliche  Führung  Sorge  tragen 
und  sie  den  Anforderungen  der  gegenwäi'tigen  Zeit  entsprechend  in 
ihrem  Beruf  ausbilden  wollten.  Diesen,  in  ihrem  Gewerbe  erfahrenen 
und  tüchtigen  Männern  würde  dann  eine  staatliche  Beihilfe  gezahlt 
werden,  die  nicht  nur  zur  Entschädigung  für  die  Unterweisung,  son- 
dern auch  zur  \'erbesserung  der  Werkstätteneinrichtung  bestimmt  sein 
sollte.  Der  neue  Vorschlag  fand  guten  Anklang,  wenngleich  die  For- 
derung, daß  der  Lehrmeister  den  Jungen  in  sein  Haus  nehmen  sollte, 
bei  beiden  Faktoren  auf  Widersjiruch  stieß.  Die  Höhe  der  Subvention 
richtete  sich  nach  den  Ansprüchen  des  Meisters;  sie  stieg  bis  auf 
;W0  M.  Ueber  die  ausgewählten  Lehrstellen  führen  die  Gewerbevereine 
die  Aufsicht.  Die  Lehrzeit  beträgt  durchweg  3  Jalire;  wälirend  der- 
selben besucht  der  Lehrling  die  Gewerbeschule  und  hat  alle  Viertel- 
jalire  eine  Probearbeit  zu  liefern,  die  an  die  Laudesgewerltehalle  ein- 
geschickt wird.  Dort  werden  <lie  Arbeiten  geprüft,  und  die  besten 
kommen  zur  Ausstellung.  Der  Segen  dieser  Fürsorge  ist  mannigfach 
zu  Tage  getreten;  die  Lehrlinge  fühlten  sich  durch  das  Interesse,  das 
ihnen  entgegengebracht  wird,  in  ihrem  Berufsbewußtsein  gehoben:  die 
Gewährleistung  der  guten  Ausldldung  veranlaßt  auch  die  Söhne  des 
Mittelstandes,  sich  wieder  dem  Handwerk  zuzuwenden ;  die  aus  diesen 
Werkstätten  hervorgehenden  Gesellen  und  Gehilfen  werden  gern  zur 
Arbeit  angenommen,  da  sie  keine  Spezialisten  sind.  Aus  diesen  Grün- 
den wäre  die  Uebernahme  der  geschilderten  Einrichtung  auch  für 
Preußen  wohl  zu  empfehlen ;  es  würde  Aufgabe  der  Innungen  sein, 
sie  den  Verhältnissen  entsprechend  zu  gestalten. 

Geht  man  auf  dem  eben  beschriebenen  Wege  noch  einen  Schritt 
weiter,  indem  man  die  Lehrlinge  bestimmten  Meistern  zuführt,  denen 
mau  die  Sorge  für  die  Ausbildung  auferlegt,  so  wandelt  man  die  Werk- 
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stattlehre  zur  Lehrwerkstätte  um.  Die  reine  Lehrwerkstätte  kann 
verschiedene  Fonnen  annehmen:  entweder  nimmt  sie  ihre  Zöjjiinge 
ohne  alle  Vorkenntnisse  auf  un<l  bildet  sie  auf  dem  Wej^e  der  Praxis 
volLständifi  aus,  oder  sie  übernimmt  nur  die  abschließende  Ausbildung 
der  in  gewöhnlicher  Werkstätte  vorgebildeten  Lehrlinge,  oder  endlich 
lehrt  sie  die  Anfangsgründe  und  überlaut  dem  Lehrherrn  die  \'ollen- 
dung  der  beruflichen  Ausbildung.  Das  letztere  Verfahren  ist  am  ge- 
ringsten zu  bewerten,  das  zweite  findet  sich  vielfach  in  der  Pra.\is 
unter  dem  Namen  der  „Fachsichule".  <iie  erste  Methode  ist  für  die 
Ausbildung  des  Lehrlings  die  beste.  In  der  Lehrwerkstätte  wird  der 
Lehrling  >tufenweise  vom  Leichten  zum  Schweren  geführt  in  den  ver- 
schiedenen (iewerbetätigkeitcn  und  zwar  in  planmäßiger  Ordnung, 
während  der  Unterricht  in  der  Werkstatt  mehr  vom  Zufall  aidiängt 
un<l  bedingt  wird  durch  die  Arbeiten,  rlie  der  Tag  gerade  bringt.  Die 
Lehrwerkstätte  ist  auiSerdem  in  der  Lage,  den  Zögling  mit  allen  in 
seinem  Berufe  zu  gebrauchenden  Werkzeugen,  sowie  mit  de«  Roh- 
stoflen  vertraut  zu  machen.  Emllich  wird  man  für  die  Lelirwerkstätte 
fast  stets  einen  tüchtigen  Leiter  und  Lehrer  finden  können,  dem  das 
Interesse  an  den  Lehrlingen  einziger  Zweck  der  Tätigkeit  ist,  währenil 
der  Meister  seine  Sorgfalt  teilt  und  -  wer  will  es  ihm  verargen  — 
die  größere  Hälfte  dem  Wohlergehen  seines  Geschäftes  zuwendet.  E8 
erscheint  also  die  Lehrwerkstätte  geeignet,  eine  Meisterelite  zu  schaffen, 
die  dem  Handwerk  neues  Lehen  verleihen  könnte. 

Die  ersten  Lehrwerkstätten  entstanden  in  Belgien  in  den  dreilliger 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  ;  sie  wurden  hauptsächlich  im  Inte- 
resse der  Textihndustrie  errichtet.  In  Deutschland  hat  die  Einrich- 
tung nur  langsam  Boden  gefaßt.  Dodi  hat  mau  in  Württemberg  sie 
benutzt,  um  absterbenden  Erwerbszweigcu  wieder  zur  Gesundung  zu 
verhelfen,  und  hat  an  die  Volksschulen  gewerbliche  Fortbildungsschulen 
angeschlossen,  die  zum  Teil  nur  Fachschulen  sind,  zum  Teil  aber  den 
Charakter  der  Lehrwerkstätte  tragen  (Holzschnitzerei,  Gohlwarenfabri- 
kation.  Elfenliein&chnitzerei).  Eine  wirksame  Förderung  erfuhr  der 
Gedanke  der  Lehrwerkstätte  durch  die  Großindustrie,  die  durch  die 
Not  dazu  gedrängt  wurde. 

In  vielen  Zweigen  der  (iroßiudustrie  konnte  natürlich  von  einer 
regelrechten  Lehre  keine  Kede  sein,  es  handelte  sich  meist  um  die  An- 
eignung einer  Reihe  von  Fertigkeiten,  die  oft  nur  durch  jahrelange 
Tätigkeit  in  ihrem  vollen  Umfange  zu  erlernen  sind.  Die  geeigneten 
Kräfte  entnahm  <lie  aufblühende  Industrie  dem  Handwerk,  wo  sie  bei 
dem  Niedergange  des  letzteren  reichlich  zur  Verfügung  standen.  Da 
aber  der  Nachwuchs  fehlte,  so  mußte  bald  ein  Mangel  au  qualihzierten 
Arbeitern  eintreten.  Die  Fabrikindustrie  kam  daher  zu  der  Erkenntnis, 
daß  sie  selbst  für  die  Ausbildung  ihrer  Arbeiterergänzung  Sorge  tragen 
müßte.  Man  richtete  das  meist  so  ein,  daß  man  den  Jungen  erst  in 
der  Fabrik  als  Handlanger  eine  gewisse  Zeit  beschäftigte,  während 
welcher  er  sich  im  Getriebe  bewegen  lernen  sollte,  und  Um  dann  einem 
gelernten  Arbeiter  übergab,  der  seine  Ausbildung  bewirken  und  gleich- 
zeitig ihn  als  Hilfskraft  ausnutzen  sollte.  Die  Mängel  dieses  Systems 
liegen  auf  der  Hand.  Der  Arbeiter  wird  die  Belehrung  im  knappsten 
Kahmen  gewähren,  um  durch  Zeitverlust  an  seinem  Lohnbezuge  nicht 
geschädigt  zu  werden ;  er  wird  auch  nie  zu  viel  geben,  weil  die  ITnter- 
weisung  dem  zukünftigen  Konkurrenten  zu  Teil  wird,  der  ihn  einmal 
als  der  jüngere  von  seinem  Arbeitsplatz  wegstoßen  wird ;  andererseits 
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wird  die  Mßgliciilveit,  die  Arbeitskraft  des  Junt;eu  fQr  sich  in  Gef 
umzusetzen,  ihn  dazu  verführen,  den  Lehrling  in  kürzester  Zeit  auf 
Si»eziahirbeit  zu  drillen,  wodurch  er  als  Lelirarbeiter  schneller  fertige 
Arbeit  liefern  kann.  Die  {geringen  Erfolt,'e  der  Einrichtung  zwangen 
endlich  die  Industriellen,  andere  Wege  für  die  Ausbildung  der  Jugend- 
lichen zu  gehen.  Mau  wählte  dazu  einesteils  die  gruppenweise 
Ausbildung,  andererseits  die  Fahriklehrwerkstätte.  Bei  der  er.steren 
ist  der  Lehrrauui  von  dem  Fabiikrauni  nicht  getrennt.  Man  vereinigt 
nur  die  Lehrlinge  zu  Gru]ti)en  und  unterstellt  sie  einem  Meister  des 
Betriebes,  der  auf  ihre  Arbeiten  und  Fortschritte  das  sorgsame  Auge 
hatten  muß.  Außerdem  soll  die  Ausbildung  systematisch  über  das  ge- 
samte (jebiet  fortgeführt  werden.  Derartige  Einrichtungen  haben  u.  a. 
die  Württeuibergische  Metallwarenfabrik  (ieislingen,  die  optischen  Werk- 
stätten von  Carl  Zeiß  in  Jena,  die  Wäcbtersliacher  Steingalfabrik  in 
Schlierbach  und  die  Josephinenliütte  {Schreiberhau).  Bei  der  Fa  brik- 
leh  rwer  ks  tütte  kommen  alle  Lehrlinge  in  einen  besonderen  Raum 
unter  die  Leitung  eines  tatkräftigen  Meisters,  der  von  jeder  sonstigen 
Beschäftigung  befreit  ist  und  allein  die  Ausliildung  der  Lehrlinge 
überwacht.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  die  letzteren  durch  diese  Fürsorge 
zu  leistungsfähigen  Arbeitern  erzogen  werden,  so  daß  die  Isibriken  den 
Haui»t.vortei!  der  Anlage  für  sich  haben.  Musterhafte  Lehrwerkstätten 
halten  <Ii('  jireußischen  und  württembergischen  Staatseisenbahnen:  von 
einzelnen  Industriebetrieben  seien  u.  a.  genannt  die  Elektrizitätsge- 
sellschaft Sieinens-Schuckert-Werk  in  Nürnberg,  die  Maschinen-Kessel- 
labrik  von  Kuhn  in  Berg  bei  Stuttgart,  die  Fabrik  chirurgischer  Instru- 
mente von  Jetter  &  Scheerer  in  Tuttlingen. 

Neben  der  reinen  Lehrwerkstätte  finden  wir  noch  eine  Form,  die 
wir  als  gemischte  oder  Ergänzungslehrwerkstätte  bezeichnen 
können  und  die  uns  hinflberleitet  zu  den  Fachschulen.  Es  sind  ihrer  Natnr 
nach  auch  Schulen,  die  aber  vor  allen  Dingen  die  Praxis  des  (Gewerbes 
pflegen.  Der  Zögling  übt  seine  Hau|)ttätigkeit  bei  einem  Lehrmeister 
oder  in  der  Fabrik  aus,  nur  in  gewissen  Stunden  genießt  er  die 
Unterweisung  in  <ler  allgemeinen  Werkstatt.  Der.<irtige  Einrichtungen 
sind  in  niustergiltigtir  Form  von  den  Barbierinnungen  in  Berlin  ge- 
schalTen  worden.  Der  Vorteil  besteht  darin ,  daß  der  Lehrling  die  in 
sein  Fach  einschlagenden  Arbeiten  nicht  nur  durch  den  Lehrherrn, 
sondein  auch  durch  andere  berufene  Kräfte  seines  Handwerks  vor- 
geführt erhält  und  sich  dadurch  vor  einseitiger  Auflassung  bewahrt. 
Er  Ideibt  außerdem  erwerbtätig,  so  daß  die  Kosten  für  seinen  Unter- 
halt niclit  von  anderen  getragen  zu  werden  brauchen,  und  es  sind  die 
für  diese  Anlagen  zu  machenden  Aufwendungen  geringer  als  bei  der 
Lehrwerkstätte. 

2.  Errichtung  von  Fachschulen. 
Die  Erkenntnis,  daß  die  praktische  Ausbildung  des  Lehrlings  ohne 
eine  mit  ihr  gleichzeitig  stattfindende  theoretische  Belehrung  unzulänglich 
sei,  hat  zu  der  (iriindung  von  Fachschulen  geführt.  Diese  unter- 
scheiden sich  von  den  Fortbildungsschulen  wesentlich  dadurch,  daß 
ihre  Besucher  derselben  Berufsgruppe  angehören.  Sobalil  der  Jugend- 
liche in  das  Loben  hinaustritt,  um  eine  Erwerbstätigkeit  zu  beginnen, 
steht  seine  Berufsarbeit  im  Mittelpunkt  seines  Interesses,  und  es  ist 
daher  ersprießlich,  daß  die  theoretische  Belehrung  dieser  Erfahrung 
sich  anpaßt.     Der  Lehrling  hat  dann  das  Empfinden,   daß  die  Unter- 
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Weisung  gleichberechtigt  neben  die  praktische  Arbeit  tritt,  und  er  wird 
dem  Unterricht  mif  eifriger  Anteilnahme  folgen.  Die  Fachschule 
bietet  dann  juicli  diu  Möglichkeit,  für  die  Leitung  der  technischen 
Unterrichtsfächer  Lehrer  heranzuziehen,  die  als  Meister  oder  Gehilfen 
in  dem  gleichen  Berufe  tätig  und  also  durch  das  gemeinsame  Arbeits- 
gebiet niil  (lern  Lehrling  verbunden  sind. 

An  kleinen  Orten  wird  man  freilich  von  der  Errichtung  reiner 
Fachschulen  Abstand  nehmen  müssen ,  weil  die  geringe  Anzahl  der 
Schüler  die  Kosten  außerordentlich  steigern  würde.  Es  müßte  denn 
sein,  daß  ein  am  Ort  besonders  stark  betriebener  Industriezweig  — 
und  solche  Fälle  sind  nicht  selten  —  den  Fachuntericht  ermöglichen 
und  rechtfertigen  würde.  Die  kleinen  Städte  werden  sich  also  mit.  der 
allgemeinen  Fortbildungsschule  begnügen  müssen,  indessen  wird  auch 
hier  darauf  zu  sehen  sein,  daß  der  Unterricht  auf  die  Interessen  der 
Berufsmajoritäten  unter  den  Schülern  Rücksicht  nimmt.  Dagegen  wird 
es  Orten  mittlerer  (trüße  möglich  sein,  neben  der  allgemeinen  Schule 
Abteilungen  mit  Fachunterricht  zu  schaffen.  In  den  großen  Stallten 
muß  dagegen  die  Trennung  nach  Berufen  durcbgeluhrt  werden,  da 
hier  sowohl  Schüler  in  ausreichender  Menge  vorhanden  sind,  als  aui'h 
tüchtige  Fachlehrer  genügend  zur  Verfügung  stoben. 

Infolge  der  Tätigkeit  der  Innungen  befindet  sich  das  gewerbliche 
Fachschulwesen  in  guter  Entwickeluug.  Für  das  Handwerk  war  es 
allerdings  geradezu  eine  Lebensfrage.  Denn  was  früher  von  der  Fabrik- 
arbeit gesagt  wurde :  billig  und  schlecht  —  das  trifft  heute  weit  eher 
auf  die  Erzeugnisse  des  mittleren  und  kleinen  Handwerksbetriebes  zu. 
Wenn  mau  aber  den  Gewerbetreibenden  iiefähigen  will,  die  Konkurrenz 
mit  dem  kajdtalkräftigen  Fabrik-  und  (Jroßbetrieb  aufzunehmen,  wozu 
er  auf  genossenschaftlicher  Grundlage  und  unier  Berücksichtigung  des 
Umstandes,  daß  die  Erlangung  der  Rohstoffe  dem  Verarbeiter  heute 
wesentlich  erleichtert  ist,  wohl  im  stände  ist,  so  muß  neben  gründ- 
lichster technischer  Ausbildung  die  theoretische  einhergehen,  die  auch 
die  Uebung  in  der  kaufmännischen  l'raxis  nicht  außer  acht  läßt.  Auf 
dieser  Grundlage  sind  besonders  in  den  süddeutschen  Staaten  und  in 
Sachsen  mit  den  Fachschulen  schöne  Erfolge  erzielt  worden,  die  den 
betreffenden  Gewerben  einen  neuen  Aufschwung  verliehen  haben. 
Natürlich  sind  Fachschulen  auch  für  Mädchen  notwendig,  und  man 
hat  daher  die  vorhandenen  zum  Teil  ihnen  geöffnet  oder  neue  für  sie 
gegründet  {Spitzenklöppelschulen ,  Stick-  uud  Textilschulen,  Schulen 
für  Handschuhnäherei  u.  s.  w.). 

Das  kaufmännische  Fachschulwesen  liegt 
Händen  privater  Unternehmer ,  und  es  hat 
diesen  auf  den  zweckmäßigen  Ausbau  der  .\ustalteu  günstig  gewirkt. 
Indessen  wäre  zu  wünschen,  daß  die  Handelskammern  für  die  allgemeine 
Einrichtung  kaufmännischer  Lehranstalten  sorgten ,  die  mit  dem 
Unterricht  in  Buchführung,  Korrespondenz,  Warenkunde  uud  Ilandels- 
geographie,  sowie  in  den  moderneu  Fremdsprachen  dem  jungen  Han- 
delslehrling die  unbedingt  notwendige  Ergänzung  der  ju-aktischen  Aus- 
bildung zu  Teil  werden  ließen.  Auch  die  zahlreichen  weiblichen  Kräfte 
im  Handelsstande  siud  diesen  Fachschulen  zuzuführen,  denn  sie  sind 
fast  nur  darauf  angewiesen,  die  Arbeit  durch  die  Arbeit  zu  lernen  und 
werden  oft  noch  durch  allerlei  Nebenarl>eiteu  abgelenkt. 

Zu  den  Fachschulen  gehören  auch  die  Landwirtschaftsschulen 
und  landwirtschaftlichen  Winterschulen,  die  ihre  Zöglinge  anleiten,  die 


noch   vielfach    in   den 
die   Konkurrenz    unter 


35 


486 


8UCK, 


Ergebnisse  der  naturwissenschaftlichen  Forschung  für  Landbau  und 
Tierzucht  auszunutzen,  und  ihnen  dazu  noch  Kenntnisse  im  Felduiessen 
und  in  der  landwirtschaftlichen  Buclifilhrun}j  vermitteln.  Endlich  »ind 
als  Fachschulen  auch  die  Mägdebildungsunstalten  (entstanden  im  An- 
schluß an  Flieduers  Gründung  „Marthashof''  in  Berlin)  und  diejenigen 
Haushaltungsschiilen  anzusehen,  bei  denen  die  Unterweisung  der 
Mädchen  sich  über  den  ganzen  Tag  erstreckt. 

Einige  Bemerkungen  müssen  der  Organisation  der  Fachschulen 
gewidmet  werden.  Es  ist  meist  üblich,  den  Unterricht  an  denselben 
in  die  späten  Abendstunden  oder  au  die  Sonntag- Vormittage  zu  verlegen. 
Beides  sind  ungeeignete  Zeiten.  An  tien  Wochentagen  verniag  der 
durch  die  Berufsarbeit  ei-raüdete  junge  Mensch  nicht,  für  den  Unter- 
richt noch  die  genügende  Aufmerksamkeit  zu  entwickeln,  und  an 
Sonntagen  ist  es  eine  Härte,  den  Lehrling  in  die  Schulräunie  zn 
bannen,  während  die  anderen  die  Wohltaten  der  Sonntagsruhe- 
bestimmungen genießen  dürfen.  Darum  soll  der  Unterricht  an  Wochen- 
tagen, aber  niclif  nach  7  Ulir  abends,  stattfinden.  .An  einigen  Orten 
ist  die  Lehrzeit  um  ein  Vierteljahr  verlängert  worden,  dafür  sind  in 
jeder  Woche  während  der  ganzen  Lehrdauer  zwei  Nachmittage  für 
den  Besuch  der  Fachschule  freigegeben.  Diese  Einrichtung  erscheint 
nachahmenswert.  Neben  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Fachschule  noch 
die  zur  allgemeinen  Fortbildungsschule  zu  fordern,  ist  nicht  angängig. 
Lehrlinge,  deren  Schulkenntnisse  nicht  ausreichen,  sind  in  Vorklassen 
zu  schicken,  die  an  die  Fachschule  angegliedert  sind,  oder  es  werden 
für  sie  allgemein  bildende  Fächer  in  den  Fachabtciluugen  eingerichtet. 
Die  ersteren  sind  überhau])t  von  der  Fachschule  nicht  grundsätzlich 
auszuschließen ;  es  müßten  entschieden  Vorträge  über  Volkswirtschafts- 
lehre, Gesetzeskunde  und  Oesundheitslehre  (<<ewerbehygiene!)  gehalten 
werden,  zu  deren  Besuch  alle  Lehrlinge  verjitlichtet  sind. 

Zur  Förderung  des  Bernfstteißes  können  (Jie  Fachschulen  viel  bei- 
tragen. Ein  gutes  Hilfsmittel  dafür  sind  die  Aussteltungen  von 
Lehrlingsarbeiten  (Gegenständen  und  Zeichnungen),  die  durch  Ver- 
gleichen der  Leistungen  zum  Wetteifer  anspornen.  Noch  wirksamer 
wird  der  letztere  durcii  die  (Jewährung  von  Prämien  für  die  hervor- 
ragendsten Arbeiten ;  indessen  muß  bei  (jeldprämien  darauf  Bedacht 
genommen  werden,  daß  die  überwiesenen  Summen  der  Berufsförderung 
des  Lehrlings  zu  gute  kommen.  So  wurden  hei  tlen  Berliner  Au.s- 
stellungon,  die  in  Anregung  eines  Erlasses  des  Ministers  für  Handel 
und  (ievverbe  vom  24.  März  1880  veranstaltet  wurden,  die  zuerkannten 
Geldpreise  bei  der  städtischen  Sparkasse  hinterlegt:  die  auf  den  Namen 
der  Lehrlinge  ausgestellten  Bücher  wurden  von  der  Gewerbedeimtation 
des  Magistrats  aufbewahrt  und  nach  tadelfrei  beendeter  Lehrzeit  den 
ersteren  ausgeanwortet.  Auf  der  kaiserlichen  Werft  zu  Williehnshaven 
müssen  die  Lehrlinge  an  dem  Fortldldungsunterricht  teilnehmen,  der 
von  dem  (iewerbeverein  eingerichtet  ist;  dieser  gibt  den  fleißigen 
Schülern  am  Schlüsse  des  Semesters  Prämien.  Auch  die  badisclieu 
Gewerbevereine  zeichnen  hervorragende  Leistungen  der  Lehrlinge  auf 
den  Ausstellungen  durch  Preise  aus;  die  Prämiierung  in  der  Landes- 
gewerliehalle  erfolgt  sogar  durch  Staatspreise.  Derartige  Spariiräniien 
sind  sehr  empfehlenswert  und  besser  als  das  sonst  beobachtete  Prinzip, 
einen  Teil  des  Lohnes  einzubehalten  und  anzusammeln;  die  ersteren 
wirken  als  freiwillige  Anerkennung,  während  ilas  letzte  Verfahren  oft 
als  ein  durch  nichts  gerechtfertigtes  Disziplinarmittel  erscheint. 
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C.  Die  allgemeine  Fortbildung  der  Jugendlichen. 

1.   Die   obligatorische   Fortbildungsschule. 

Die   Fachschule   muß  durchaus   eine  Berufsschule   sein.     Es   gibt 

un   aber   ungezählte   Scharen   Jugenillicher.    die   keiuen   bestimmteu 

Beruf  ergreifen,  sondern  sich  zu  den  ungelernten  Arbeitern  schlagen. 

^N'ir  finden   sie  in  Fabriken   als   Handlanger  und  zur  Bedienung  von 

^rbeitsuiaschinen,  als  Laufjungen    und  Hausdiener  in  kaufmännischen 

Betrieben,   in  der  Landwirtschaft  als  Hütejungen  und  Knechte.     Von 

.<len   Mädchen    gehöien   die   allenneisten    dieser  Kategorie   an.     Dazu 

'treten  die  kaufmännischen  und  gewerblichen  Lehrlinge  in  kleinen  Ort- 

1        Schäften,  wo  die  Gründung  besonderer  Fachschulen  unmöglich  ist. 

Es  ist  in  einem  fi  üheren  Kajutel  gezeigt  worden,  wie  schnell  das 
I  in  der  Schule  erworbene  Wissen  dahinschwindet.  Darum  muß  dafür 
^H, gesorgt  werden,  dalS  mit  den  Schuleutiassenen  eine  Wiederbulnug  der 
^■.Schulkenntnisse  angestellt  wird,  und  diese  gleichzeitig  den  Bedürfnissen 
^^E^lcs  praktischen  Lebens  entsprechend  ergänzt  werden.  Es  ist  vor- 
^B^ceschlagen  worden .  diese  Befestigung  und  Erweiterung  durch  die 
^HSchule  selbst  bewirken  zu  lassen,  indem  die  VolksscbulpHicbt  um  ein 
^Hjahr  verläugert  werden  sollte.  Eine  derartige  Absicht  dürfte  aber  um 
^^ ihrer  Nachteile  willen  nicht  zu  verwirklichen  sein.  Die  meisten  Arbeit- 
nehmer werden  durch  die  Not  gezwungen,  sofort  nach  der  Schulentlassung 
•eine  Beschäftigung  zu  suchen ;  tlas  Hinausschieben  des  Arbeitsverdienstes 
würde  sie  daher  wirtschaftlich  schädigen.  Zudem  vollzieht  sich  das 
Hineinleben  in  den  Beruf  leichter  in  jüngeren  Jahren ;  zieht  man  die 
Entscheidung  noch  weiter  hinaus,  .so  dürfte  die  Abneigung  gegen 
köriterliche  Arbeit,  die  jetzt  schon  bei  vielen  Jugendlichen  vorhanden 
ist  und  sie  Kautieuto,  Schreiber  u.  s.  w.  werden  läßt,  noch  zunehmen. 
Auch  würde  mit  dem  Hinausrücken  der  Schulentlassung  um  ein  .lalir 
<ier  Zwischenraum  zwischen  dieser  und  dem  Eintritt  in  das  Heer  um 
die  gleiche  Zeit  verkürzt  werden,  was  der  Berufsausbildung  zum 
Nachteil  gereicht.  Endlich  sollen  die  Bestrebungen,  die  auf  Festlegung 
4ies  Schulwissens  zielen,  gerade  Nutzen  und  Anregung  ziehen  von  der 
Erfahrung,  die  aus  der  praktischen  Arbeit  für  den  Jugendlichen 
herauswächst.  Es  kann  also  nur  eine  Fortbildungs.schu!e  in  Betracht 
kommen.  Sie  sorgt  gegenüber  dem  stumpfen  Einerlei  der  Beschäftigung, 
zusammenhängend  mit  der  heutigen  Arbeitsteilung,  für  Abwechslung: 
sie  bedeutet  nicht  nur  keine  Störung  des  Broterwerbs,  sondern  hebt 
<iiesen  auf  eine  höhere  Stufe ;  sie  gibt  ihren  Zöglingen,  der  beschränkten 
Praxis  gegenüber,  in  der  Theorie  einen  umfassenden  üeberblick  über 
das  Ganze. 

Bezüglich  der  Organisation  der  Fortbildungsschule  ist  zunächst 
•die  Frage  zu  erledigen,  ob  der  Besuch  seitens  der  Jugenrilicheti  frei- 
willig geschehen  darf,  oder  ob  dafür  —  gleich  der  Volksschulptlicht  — 
«in  Zwang  bestehen  soll.  Fakultativ  oder  obligatorisch  V  Es  ist  in 
«inein  früheren  Kapitel  diese  Streitfrage  berührt  worden,  und  die  an- 
geführte Aeußerung  von  sachverständiger  Seite  war  eine  trelfliche  Illu- 
stration. Die  Anhänger  der  fakultativen  Fortbildungsschule  betonen, 
daß  sich  ihren  Anstalten  nur  jene  Jugendlichen  zuwenden,  die  Lust 
zum  VVeiterlernen  haben.  Es  sind  meist  begabte  Schüler,  die  rascher 
gefördert  werden  können,  und  die  Resultate  sin<l  darum  viel  günstiger 
als  dort,  wo  der  ganze  Schüterballast  mitgeschleppt  werden  muß.  Der 
Standpunkt  ist  nicht  richtig.    Bildungslustige  haben  stets  gewußt,  die 
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Lücken  in  ihrer  Bilduiifi  auszufüllen,  ohne  daß  iiutti  ihnen  uoch  be- 
sondere Gelegenheit  dafür  schaffen  müßte.  Hier  handelt  es  sich  aber 
darum,  gerade  denen  zu  helfen,  die  teils  unlustig  zur  geistigen  Weiter- 
iirlieit  sind,  teils  nicht  einsichtsvoll  genug,  um  den  Nutzen  derselben 
für  ihr  Berufsleben  einzusehen,  oder  die  endlich  die  Volksschule  ver- 
lassen haben,  ohne  daß  sie  das  Ziel  derselben  erreicht  hätten.  Ein 
gewisses  Kulturniinimuni  muß  gerade  den  Schwachen  erhalten  werden, 
und  das  zu  bewirken  ist  allein  die  obligatorische  Fortbildungsschule 
im  stände.  Sie  liegt  darum  auch  im  Zuge  der  Zeit;  sie  ist  in  einer 
großen  Reihe  von  Staaten  schon  vorhanden  (für  Jünglinge  in  Ba.vern, 
Württemberg,  Baden,  Sachsen,  Hessen,  S.- Weimar,  S.-Meiningen.  S.- 
Coburg-Gotha, Schwarzburg-Rudolstadt  und  Wahleck:  für  Mädchen  in 
Baden  und  Württendjerg),  sie  ist  in  Preußen  in  vielen  Städten  durch 
Ortsstatut  eingeführt  und  ist  dem  Ziel  ihrer  allgemeinen  Verbreitung 
nicht  mehr  fern.  Wo  man  bisher  von  der  Errichtung  obligatorischer 
allgemeiner  Fortbildungsschulen  absah,  geschah  dies  nicht  aus  mangeln- 
der Erkenntnis  ihrer  Notwendigkeit,  sondern  um  finanzieller  Rück- 
sichten willen. 

Der  Unterrichtsjilan  muß  die  allgemein  bildenden  Fächer  Deutsch, 
Rechnen  und  Schreiben  enthalten,  deren  Besuch  für  alle  Schüler  ver- 
bindlich sein  muß.  Die  Begabten  kann  man  dann  frühzeitig  dispen- 
sieren, um  ihnen  die  Teilnahme  an  solchen  Kursen  zu  gestatten,  die 
über  die  einfache  Fi.vicrung  der  Volksschulkenntnisse  hinausgehen; 
auf  diese  Weise  wird  man  auch  ihnen  gerecht.  Notwendig  fast  für 
jeden  Beruf  ist  heute  eine  gewisse  Fertigkeit  im  Zeichnen,  die  eben- 
falls durch  die  Fortbildungsschule  vermittelt  werden  muß.  Endlich 
sollte  jeder  Jugendliche  bekannt  werden  mit  den  Grundsätzen  und 
Regeln  einer  einfachen  Buchführung  und  mit  den  A'erhültnissen  des 
bürgerlichen  Lebens.  Das  würde  der  engste  Rahmen  der  Unterweisung 
sein.  Für  Vorgeschrittene  könnten  die  naturwissenschaftlichen  Fächer 
und  Sprachen  dazutreten. 

Den  Schulbesuch  stets  in  die  Arbeitszeit  hinein  zu  verlegen,  wird  nicht 
immer  angängig  sein.  Zwar  sind  die  Gründe,  die  bei  den  Fachschulen 
dafür  sprechen,  auch  hier  maßgebend,  und  wo  es  angeht,  kann  eine 
Tageszeit  festgelegt  werden.  Daneben  wird  man  aber  noch  Bedacht 
darauf  nehmen  müssen,  Abendkurse  festzuhalten  für  ältere  Jugendliche, 
die  gern  für  ilne  Fortbildung  soigen,  aber  in  ihrem  Arbeitsverdienst 
nicht  geschmälert  sein  wollen.  Der  Sonntag  ist  freizulassen,  weil  ge- 
rade die  Heranwachsenden  der  Ausspannung  bedürfen. 

2.  Die  haus  Wirtschaft  liehe  Unterweisung  der  jungen 

Mäd  ch  en. 
Ueber  den  Notstand,  der  durch  die  mangelhafte  hauswirtschaft- 
liche  Ausbildung  junger  Mädchen  für  diejenige  Zeit  erzeugt  wird,  wo  sie 
selber  als  Frauen  das  Hauswesen  in  Ordnung  halten  sollen,  ist  an 
früherer  Stelle  gere<let  worden.  Hier  handelt  es  sich  um  Auffindung 
geeigneter  Mittel  zur  Beseitigung  des  Uebels.  Es  liegt  nun  nahe,  den- 
selben Weg  zu  gehen  wie  bei  der  Fortbildung  der  Jünglinge  und  beson- 
dere Schulen  diesem  Zwecke  dienstbar  zu  machen.  Es  soll  dann  nicht 
Aufgabe  dieser  Einrichtung  .sein,  die  Mädchen  davor  zu  bewahren,  iu  die 
F'abriken  zu  gehen,  obgleich  gerade  dieser  Zweck  nicht  selten  besonders 
iietont  wird.  Alle  jungen  Mädchen  können  unmöglich  den  Dienstboten- 
beruf ergreifen ;  die  Mehrzahl  wird  immer  die  Fabrikarbeit  wählen  und 
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auch  wählen  müssen,  weil  ihre  Arbeitskraft  im  Interesse  der  Familie 
möglichst  ausgenutzt  werden  soll.  Ist  also  einerseits  notwendig,  die 
hauswirtschaftiiche  Unterweisung  nicht  nach  Beginn  der  Ehe  eintreten 
7.«  lassen,  ein  Unternehmen,  ebenso  aussichtslos,  als  wollte  man  einem 
Ertrinkenden  das  Schwimmen  beibringen,  so  muß  andererseits  der 
llanswirtschaftsunterricht  sich  in  den  Rahmen  der  Ta^jesarbeit  ein- 
fügen. 

Viele  wollen  diese  Unterweisung  mit  der  Volksschule  verbinden. 
Wo  es  geschieht,  mag  man  sich  darüber  freuen  um  des  Unistandes 
willen,  daß  überhaupt  etwas  getan  wird.  Besser  dürfte  die  nachschul- 
pflichtige  Zeit  sein,  weil  die  jungen  Mädchen  gereifter  sind  und  im 
Interesse  des  eigenen  erhofl'ten  Eiiestandes  lernen.  Der  Besuch  haus- 
wirtsf'haftlicher  Kurse  niüfSte  für  sie  verbindlich  sein  wie  derjenige  von 
Fachschulen  und  allgenieiiieu  Fortbildungsschulen.  Die  Hauswirtschafts- 
schulen  müssen  unmittelbar  an  die  Volksschulen  anschließen,  damit 
nicht  in  der  Zwischenzeit  zuviel  von  dem  erworbenen  Schulwissen 
verloren  gehe.  Es  dürfen  aber  durchaus  keine  Tagesschulen  sein,  denn 
diese  setzen  eine  arbeitsfreie  und  darum  verdienstlose  Zeit  voraus, 
von  der  wir  absehen  müssen.  Hierin  liegt  auch  der  Unterschied  gegen- 
über den  Haushaltungsschulen  u.  s.  w.,  die  junge  Mädchen  zu  Dienst- 
boten ausbilden  und  im  Interesse  der  Herrschaften  arbeiten.  Es  sollen 
vielmehr  tüchtige  Arbeiterfrauen  aus  den  h  auswir  t  schaf  1 1  i  cheu 
Fortbildungsschulen  hervorgehen,  darum  muß  der  T^nterricht  zu 
einer  Zeit  statthnden,  wo  die  Mehrheit  der  lobnarbeitenden  Mädchen 
Freizeit  hat.  Diese  Zeit  richtet  sich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen, 
wobei  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  hei  gewissen  (Iründungen  ein  Teil 
der  Arbeitszeit  selbst  für  diese  I'nterwcisung  verwendet  wird.  Sonst 
empfiehlt  sich  tue  Verwendung  der  Abendstunden,  wo  die  Mädchen 
gewöhnlich  gern  kommen,  während  sie  am  Sonntag  von  diesem  Unter- 
richt weniger  erbaut  sind.  Ist  man  auf  die  Sonntagszeit  beschränkt,  so 
kann  man  sich  dadurch  guten  Besuch  der  Kurse  schaffen,  daß  man 
die  Haushaltskunde  und  die  praktische  Arbeit  mit  geselligen  Veran- 
staltungen umgibt  (Vorträge,  (iesang.  Lesekränzchen,  Theater).  Nament- 
lich die  katholische  Kirche  zeigt  auf  diesem  Gebiet  ihre  große  Meister- 
schaft. Wenn  die  Unterweisung  Erfolge  zeitigen  soll,  so  muß  sie  sich 
über  einen  längeren  Zeitraum  erstrecken;  bei  wöchentlich  zwei  Dojipel- 
stunden  ist  ein  halbes  Jahr  hinreichend.  Manche  der  Jugendlichen 
werden  den  Anstalten  fern  bleiben,  weil  eine  zu  lang  ausgedehnte 
Arbeitszeit  sie  am  Besuch  verhindert  und  sie  bei  eventuellem  Besuch 
fürchten  müssen,  einen  Teil  ihres  Lohnes  oder  gar  ihre  Arbeitsstelle 
zu  verlieren.  Darum  muß  es  PHicht  der  Fabrikherren,  Lehrmeister 
und  Geschäftsinhaber  sein,  ihren  Angestellten  die  nötige  Freizeit  zu 
gewähren,  und  es  ist  diese  Ftlieht  vielleicht  gesetzlich  ebenso  zu  tixieren, 
wie  hinsichtlich  des  Fortbildungsschulbesuchs  der  männlichen  Lehrlinge. 
Da  unter  Umständen  ein  geringer  Lohnausfall  nicht  zu  unvgehen  sein 
dürfte,  so  wäre  es  empfehlenswert,  ganz  armen  Mädchen  denselben  zu 
ersetzen. 

Bei  der  Festsetzung  des  Lehrplanes  ist  der  Lehrstoff  so  auszu- 
wählen, daß  die  zukünftige  Arbeiterfrau  mit  den  Verhältnissen  des 
einfachen  —  man  kann  sogar  sagen  ärndichen  —  aber  ordnungsmäßig 
geführten  Hausstandes  vertraut  gemacht  wird.  Darum  niulä  vorwiegend 
die  Praxis  ge|itlegt  werden:  es  ist  in  den  Kreis  derselben  die  gesamte 
Ernährung,  Bekleidung  und  Instiindhaltung  der  Wohnung  einzubeziehen. 
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Das  letztere  nainentlicli  ist  wichtig,  weil  ja  der  Hauptzweck  der  Ein- 
richtung der  ist.  durch  die  Frau  dem  Arbeiter  wieder  das  Haus  heimisch 
machen  zu  lassen.  Was  die  Schülerinnen  kochen,  verzehren  sie  selber 
und  lernen  so  am  besten  beurteilen,  wie  es  schmeckt.  Das  Kochen 
und  Essen  besorgen  sie  allerdinfjs  recht  gern,  dagegen  macht  es  häutig 
Schwierigkeit,  sie  auch  für  die  Reinigungsarbeit  und  das  Waschen  zu 
interessieren.  Unteiriclit  in  den  einfachsten  Formen  der  Buchführung 
darf  nicht  fehlen,  weil  ihre  Anwendung  selbst  im  ärmlichsten  Haushalt 
den  Sinn  für  Ordnung  weckt.  Für  die  Pflege  des  (ieistes  würden 
einige  allgemein  bildende  Fächer  dem  Lehrplan  eingefügt  werden,  in- 
dessen könnte  man  deren  Bitdungsmomente  auch  auf  der  Grundlage 
geselliger  Unterhaltung  vermitteln.  Die  für  den  Unterricht  an  haus- 
wirtschaftlichen Fortbildungsscbulen  erforderlichen  Bücher  müssen  zum 
Teil  erst  noch  geschrieben  werden ;  die  alteti  Kochbücher  sind  nicht 
zu  gebrauchen,  es  müssen  richtige  Haushaltsbücher  sein  von  der  Art, 
wie  der  im  Literaturnachweis  aufgeführte  „Wegweiser  zum  häus- 
lichen (ilück".  Üie  Hau|itschwierigkeit  für  eine  erfolgreiche  Durch- 
führung des  Ilaushaitsunterrichts  liegt  vorläulig  noch  in  der  Beschaffung 
geeigneter  Lehrkräfte,  die  nicht  nur  unterrichten  können,  sondern  auch 
das  Interesse  der  Mädchen  für  den  Gegenstand  zu  wecken  verstehen. 
Während  die  Errichtung  allgemeiner  hauswirtscliaftlicher  Fort- 
bildungsschulen erst  ganz  vereinzelt  erfolgt  ist  (bedeutungsvoll  ist  das 
Vorgehen  des  Ptorzbeinier  Oberbürgermeisters  Kraaz,  der  188(5  mit 
einem  Flickkursus  begann  und  ihn  allmäldich  zur  Haushaltsschule  aus- 
baute), sind  Gründungen  für  bestimmte  Arbeiterinnengruppen  mehr- 
fach zu  verzeichnen.  Es  sind  die  Fabrikschulen,  die  in  zwei 
Formen  auftreten:  entweder  so,  daß  die  jungen  Arbeilerinnen  nur  die 
Unterweisung  erbalten,  sonst  aber  bei  ihren  Eltern  in  Wohnung  und 
Verprtegung  sich  lietinilen,  oder  in  der  Form,  daß  die  Schule  gleich- 
zeitig Unterkunft  und  Kost  bietet  (Fabrikpensionate).  Der  Stundeu- 
untcrriclit  der  ersteren  hat  den  Vorteil,  daß  die  Mädchen  im  Umgang 
mit  ihren  Angehörigen  bleiben  und  gleichzeitig  eine  i»raktische  Ueber- 
tragung  des  Gelernten  auf  den  eigenen  Haushalt  stattfindet;  sie  werden 
daher  im  aligemeinen  von  den  jungen  Mädchen  vorgezogen.  Nachdem 
die  industriellen  Kreise  einmal  erkannt  hatten,  daß  es  nur  ihr  eigener 
Vorteil  sei,  wenn  durch  bessere  hauswirtschaftliilie  Ausbildung  der 
Arbeiterfrau  der  Arbeiter  gesunder,  kräftiger  und  beimathebender  wird, 
haben  sie  die  Einrichtung  solcher  Schulen  für  ihre  Fabriken  sich  nicht 
entgehen  lassen.  \'on  vornherein  war  diesen  Hauswirtschaftsschulen 
der  Erfolg  sicher;  denn  der  Schöpfer  der  Kurse  war  gleichzeitig  der 
Arbeitgeber  der  Schülerinnen.  Er  war  also  einerseits  in  der  Laee, 
einen  gewissen,  sei  es  auch  nur  moralischen  Zwang  auf  seine  Arbei- 
terinnen auszuüben,  am  Unterricht  regelmäßig  teilzunehmen,  zum  an- 
deren konnten  die  Stunden  für  bauswirtschaftliche  Unterweisung  in 
die  Arbeitszeit  hinein  verlegt  werden.  So  richtete  das  Staatsbergwerk 
in  Königshütte  praktische  Haushaltsarbeit  ein,  indem  sie  für  die  beiden 
Scblafhäuser  der  Onbe  je  zwei  unverheiratete  Arlieiterinnen  mit  dem 
Reinigen  der  Räume  und  dem  Kochen  der  Mahlzeiten  beauftragt,  die 
allmonatlich  von  andern  aligelöst  werden  und  für  die  Dauer  dieser 
Beschäftigung  den  vollen  Schiditlohn  und  die  Beköstigung  erhalten. 
In  den  Krujipschen  Haushaltungsscliulen  dauert  der  Kursus  3  Monate: 
die  dazu  bestimmten  Arbeiterinnen  sind  ebenfalls  von  der  Fabrikarbeit 
befreit.     In    vielen  Fabrikschulen  ist  es  so,  daß  die  Arbeiterinnen  lür 
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die  Dauer  des  Kursus  (meist  3  Monate)  beurlaubt  werden,  jedocl» 
Mitglieder  der  Fabrik  bleiben  und  nach  l)eetirligteui  Unterricht  ilire 
dortijie  Tätiglteit  wieder  aul'neiinien. 

An  dii-  Einrichtung  von  Fab  rikpen  sion  at  en  gingen  die  Ar- 
beitgeber meist  infolge  der  Wahrnchniung  heran,  daß  ihi-e  jugendlichen 
Arbeiterinnen,  die  nicht  bei  den  Eltern  wohnen  konnten,  in  den  Miets- 
quartieren  ausgebeutet  wurden.  Man  ting  natürlich  am  richtigen  Ende 
an,  bei  der  Ernährung,  und  lieferte  den  Mittagstisch,  Als  dies  die 
Quartierwirte  sich  nicht  gefallen  lassen  wollten  und  mit  der  Wohnung 
Schwierigkeiten  machten,  war  die  Gründung  vollständiger  Pensionate 
die  natürliche  Folge.  In  diesen  Heimen  ist  die  Arl)eiterin  wesentlich 
besser  aufgehoben  als  in  ihrer  früheren  Schlafstelle:  sie  bekommt  für 
den  gleichen  Preis  weif  kräftigere  Nahrung  und  hat  auöerdem  die 
Möglichkeit,  sich  einen  Teil  ihres  Lohnes  zu  ersiiaren,  so  daß  nach 
einigen  .Jahren  ein  kleines  Kapital  zur  Aussteuer  für  den  etwaigen 
Hausstand  vorhanden  ist.  Es  lag  nun  außerordentlich  nahe,  die  An- 
wesenheit so  vieler  junger  Mädchen  zu  benutzen  und  die  Dienstboten 
vollständig  abzuschatfen.  Deren  Arbeiten  werden  von  den  Bewohne- 
rinnen selber  verrichtet,  die  sie  teils  in  ihrer  freien  Zeit  erledigen, 
teils  für  die  größeren  Arbeiten  von  der  Fabrik  wechselweise  Urlaub 
erhalten.  Die  Abendstunden  vereinigen  die  Insassen  zu  heiterer  Ge- 
selligkeit, und  die  Gelegenheit  wird  von  der  Hausmutter  gern  benutzt,  um 
allerlei  Haushaltungsarbeiten  mil  ihren  Schützlingen  durchzusprechen. 
Die  erweiterte  soziale  P'ürsorge  des  Arbeitgebers  setzte  auch  wohl  mit 
diesem  Heim  eine  Kinderbewahranstalt  für  die  kleinsten  Angehörigen 
der  .Arbeiter  oder  die  Fabrikkantine  in  Verbindung.  In  die  Reihe  der 
Pensionate  gehören  auch  die  Ariteilerinneubeime,  die  in  Verbindung 
mit  Volksküchen  oder  Speisehallen  eingerichtet  sind  und  dort  ihren 
Bewohnern  Gelegenheit  zu  praktischer  hauswirtschaftlicher  Betätigung 
geben. 

Der  bekannte  Abgeordnete  Professor  Hitze  hat  vorgeschlagen, 
obligatorisch  eine  Unterbrechung  der  Fabriktätigkeit  auf  die  Dauer 
eines  halben  Jahres  für  jede  Arbeiterin  eintreten  zu  lassen  und  sie 
während  dieser  Zeit  einem  Gesindedienst  zuzuführen.  Das  führt  uns 
auf  das  Kapitel  der  ^D  ienstle  hrstellen".  Denn  um  jene  Arbei- 
terinnen zur  Führung  des  eigenen  Haushalts  zu  Irefähigen,  sind  die 
besseren  Haushaltungen,  welche  Dienstboten  halten  können,  nicht  ge- 
eignet. Zwar  kann  in  jedetn  ordentlichen  Haushalt  ein  junges  Mädchen 
viele  Dinge  lernen,  die  auch  im  ärmlichen  Haushalt  späterhin  Anwen- 
dung finden,  aber  der  Hauptzweck  ist  dairiit  noch  lange  nicht  erreicht, 
es  sei  denn,  daß  das  Dienstmädchen  in  den  Abendstunden  Haushaltungs- 
schulen für  einfache  Vorhältnisse  besucht,  wie  dies  auch  wohl  geschieht. 
Am  besten  ist  es  darum,  für  die  Unterbringung  <ler  jungen  Mädchen 
Familien  auszuwählen,  die  eine  bescheidene  Lebenshaltung  haben,  also 
aus  dem  Handwerker-  und  kleinen  Beamtenstande,  die  sich  sonst  ohne 
Dienstboten  behelfen.  Die  Hausfrauen  in  diesen  Familien  müssen 
ilirer  Tüchtigkeit  wegen  bekannt  sein.  Zu  ihnen  bringt  man  die  jungen 
Mädchen  entweder  in  den  Abendstunden  oder  vormitfags  oder  für  den 
ganzen  Tag,  je  nachdem  es  die  Erwerbsverhältnisse  gestatfen.  und  sie 
lernen  dann  alles,  was  sonst  die  Hausfrau  allein  verrichtete.  Eine 
solche  Ausbildung  muß  in  ihrem  vollen  Umfange  dem  späteren  eigenen 
Haushalte  zu  gute  kommen.  Lohn  erhalten  die  Mädchen  nicht,  nur  ein 
etwaiger  Ausfall  an  Arbeitsverdienst  kann  ihnen  erstattet  werden ;  auch 
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wird  es  sich  wohl  empfehlen,  den  aus  dürftigen  Verhältnissen  stammeu- 
den  Jugendlichen  eine  kleine  Aussteuer  zu  geben. 

Was  auf  dem  Gebiet  der  haus  wirtschaftlichen  Unterweisung  bisher 
geleistet  wurde,  ist  meist  der  Privatinitiative  entsprungen  ;  nur  wenige 
Staaten  (Baden,  Preußen)  unterstützen  diese  Bestrebungen  durch  Geld- 
beihilfen. 

D.  Sohntz  und  Beaofbiohtigmig  der  sohnlentlassenen  Jugend. 
1.  Verhütung  von  Gefährdung  der  Gesundheit. 

Die  neue  Gesetzgebung  hat  sich  den  Schutz  der  jugendlichen 
Arbeiter  zur  besonderen  Aufgabe  gemacht,  und  wir  finden  in  der 
Reichsgewerbeordnung  und  im  Handelsgesetzbuche  zahlreiche  V«- 
Ordnungen,  die  gesundheitliche  Schädigungen  der  Jugendlichen  ver- 
hüten sollen.  Die  Polizeibehörden  sind  beauftragt,  die  Befolgung  der 
erlassenen  Bestimmungen  seitens  der  Arbeitgeber  zu  fiberwachen: 
sie  müssen  zu  diesem  Zweck  regelmäßig  in  halbjährlichen  Zwischen- 
räumen Revisionen  vornehmen,  die  nach  Bedarf  durch  außerordent- 
liche Nachforschungen  zu  vermehren  sind.  Werden  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschriften  festgestellt,  so  sind  die  Ermittelungen 
den  Gerichten  zur  Bestrafung  der  Schuldigen  zu  übergeben.  Anch 
die  Fabrikinspektoren  (.300  in  Deutschland)  haben  die  Verpflichtung. 
die  Werkstätten  und  Fabriken  zu  beaufsichtigen,  sowie  die  Durch- 
führung der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  kontrollieren. 

Besondere  Schutzbestimmungen  für  jugendliche  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  sind  getrolfen  fttr  Gummi  Warenfabriken  1888 
(nicht  bei  Herstellung  der  Präservativs  zu  verwenden),  für  Arbeiten 
in  Hechelräumen  1892  (Ausschluß  von  gewissen  Arbeiten  und  Arbeits- 
räumen), für  Spinnereien  1893  (Regelung  der  Nachmittagspausen), 
für  Zuckerfabriken  (Verbot  gewisser  Arbeiten,  Zustand  der  Arbeits- 
räume), für  Steinkohlenbergwerke  1895  (Regelung  der  Arbeitszeit. 
Ausschluß  der  Arbeiterinnen  von  gewissen  Arbeiten),  für  Ziegeleien 
1898  (Verbot  gewisser  Arbeiten  und  Regelung  der  Arbeitszeit),  für 
die  Kleider-  und  Wäschekonfektion  1900  (Regelung  der  Arbeitszeit), 
für  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  1900,  für  Cichorienfabriken  1902 
(Verbot  der  Beschäftigung  in  der  Darre),  für  Glashütten  und  Glas- 
schleifereien 1902  (Ausschluß  von  gewissen  Arbeitsräumen,  Regelung 
der  Arbeitszeit). 

Die  allgemeinen  Schutzbestimmungen  besagen  zunächst  (Reichs- 
gewerbeordnung §  138),  daß  der  Arbeitgeber,  der  jugendliche  Arbeiter 
beschäftigen  will,  vor  Beginn  der  Tätigkeit  derselben  bei  der  Orts- 
polizeibebördc  Anzeige  darüber  zu  erstatten  hat  unter  Angabe  der 
Art  der  Beschäftigung,  der  Wochentage,  an  denen  sie  stattfinden  soll 
ihres  Anfanges  und  Endes,  sowie  der  Pausen.  Die  Arbeitsstunden 
(§  1.36)  jugendlicher  Arbeiter  (14—16)  dürfen  nicht  vor  5^«  Ihr 
morgens  beginnen  und  nicht  über  8Vs  Uhr  abends  hinaus  dauern 
und  nicht  mehr  als  10  Stunden  umfassen.  Dazwischen  sind  regel- 
mäßige Pausen  anzuordnen:  bei  nur  (i-stündiger  Tätigkeit  mindestens 
V,  Stunde  Pause;  wenn  die  Arbeit  sich  auf  8  Stunden  erstreckt, 
eine  1-stündige  Mittagspause;  bei  den  übrigen  jugendlichen  Arbeitern 
außer  der  letzteren  je  '/,  Stunde  Vor-  und  Nachmittagspause.  An  Sonn- 
und  Feiertagen  dürfen  die  ersteren  nicht  beschäftigt  werden.  Jugend- 
liche Arbeiterinnen  dürfen  nicht  in  der  Nachtzeit  (von  8'/» — 5'/,  Uhr) 
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beschäftigt  und  müssen  an  Sonnabenden  sowie  Festvorabenden  um 
5'  ;  Uhr  entlassen  werden  (??  i;i2).  Arbeiterinnen  über  It!  Jalire 
sollen  täglich  nicht  mehr  als  11,  an  Sonnabenden  nicht  mehr  als 
Hl  Stunden  tätig  sein.  An  Mittagspause  erhalten  sie  mindestens 
1  Stunde;  wenn  ilmen  die  Besorgung  des  Hauswesens  obliegt,  sind 
sie  '/^  Stunde  früher  zu  entlassen,  falls  nicht  etwa  die  Mittagspause 
schon  1*/,  Stunden  umfaßt.  Für  die  Arbeitsräume  ist  ein  gewisser 
Mindesfluftraum  pro  Kopf  festgesetzt,  die  Fixierung  eines  Abstandes 
zwischen  den  einzelnen  Arheitspliitzen,  die  Anlage  guter  Lüftungs- 
und Wascheinrichtungen  bestimmt,  auch  in  gesvissen  Gewerben  die 
Lieferung  besonderer,  nur  bei  der  Arbeit  zu  benutzender  Arbeits- 
kleidung vorgeschrieben,  sowie  das  Verbot  erlassen,  die  Speisen  in 
den  Arbeitsräumen  einzunehmen.  Für  gefährliche  Betriebe  (Bedienung 
von  Maschinen  und  maschineller  Einrichtungen),  sowie  für  gesund- 
heitschädliche Berufe  ist  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  ver- 
boten oder  von  einer  ärztlichen  Bescheinigung  über  den  erforderlichen 
riesundlieitszustand  abhängig  gemacht  (Walz-  und  Ilaniniervverke,  Glas- 
hütten, Steinkohlenbergwerke,  Roßliaarspinnereien,  Tliomasscldacken- 
mühlen  u.  s.  w.),  daneben  sind  für  die  Veriiütung  von  Unfällen,  bez. 
für  die  Beseitigung  von  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  zahl- 
reiche Vorschriften  teils  für  gewisse  Bezirke,  teils  für  bestimmte  In- 
dustrien von  den  Landes-  und  Folizeibehördeu  erlassen  worden, 
ft  In  den  Schutzbestimmungen  für  Hand  wer  kslehrlinge  ist 
festgesetzt,  daß  der  Unternehmer,  der  Lehrlinge  annehmen  will,  das 
24.  Lebensjahr  vollendet,  sein  Handwerk  ordnungsmäßig  erlernt  und 
ö  Jahre  hindurch  selbständig  oder  in  leitender  Stellung  ausgeübt  haben 
muß.  Der  Lehrvertrag  ist  4  Wochen  nach  Beginn  der  Lehre  schrift- 
lich abzuschließen.  Die  Lehrzeit  soll  in  der  Regel  I)  Jahre  dauern 
und  darf  den  4-jährigen  Zeitraum  nicht  übersteigen.  Während  dieser 
Zeit  hat  der  Lehrlierr  den  Lehrling  dem  Zwecke  der  Ausbildung  ent- 
sprechend zu  unterweisen,  ihn  zuu)  Besuch  der  Fortbildungsschule 
anzuhalten  und  den  regelmäßigen  Schulbesuch  zu  überwachen. 

Mit  den  jugendlichen  Personen  im  Handelsgewerbe 
beschäftigen  sich  ij  (j2  des  Handelsgesetzbuches  und  §  13'Jc  der  Ge- 
werbeordnung. Einrichtung  der  Geschäftsräume,  Betrieb  des  Ge- 
schäftes und  die  Arbeitszeit  müssen  derart  sein,  daß  sie  die  (Jesund- 
heit  des  Jugendlichen  nicht  gefährden  und  Anstand  und  gute  Sitte 
nicht  verletzen.  Die  gleichen  Vorschriften  sind  für  die  Wohnung 
gültig,  die  etwa  ein  Handelsangeslellter  beim  Geschäftsinhaber  hat. 
Die  Arbeitszeit  wird  dann  von  der  Gewerbeordnung  noch  genauer 
geregelt.  Es  muß  den  Angestellten  nach  Beendigung  der  täglichen 
Arbeitszeit  eine  unutiterbrocheue  Ruhepause  von  mindestens  10  Slundeu 
gewährt  werden,  in  Orten  mit  mehr  als  2tH)U0  Einwohnern  sind  für 
die  Lehrlinge  mindestens  11  Stunden  vorgeschrieben.  Die  Arlieitszeit 
ist  durch  eine  angemessene  Mittagspau.se  zu  unterbrechen. 

Um  auch  die  Eltern  und  bestellten  Erzieher  an  der  Schutz- 
aufsicht teilnehmen  zu  lassen,  ist  durch  die  (Gewerbeordnung  (§t;  107 
und  liW)  für  jugendliche  Arbeiter  das  Arbeitsbuch  eingeführt  worden. 
Ohne  das  letztere  darf  kein  Arbeitgeber  einen  Jugendlichen  zur  Be- 
schäftigung annehmen,  und  da  der  Unternehmer  bis  zum  Ki.  Lebens- 
jahre des  jugendlichen  Arbeiters  und  nach  abgegebener  Willens- 
erklärung der  Erziehungsberechtigten  nur  diesen  das  Arbeitsbuch 
aushändigen  darf,  so  haben  die  letzteren  es  in  der  Hand,  den  Jugend- 
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liehen  in  einem   für  gut  erltannten  Arbeitsverhältnis   festzuhalten   und 
einem  leichtsinnigen  Wechsel  von  seiner  Seite  vorzubeugen. 

Trotz  iler  mitgeteilten  zahlreichen  Schutzbestimmungen  sind  doch 
noch  nicht  unbedeutende  Lücken  vorbanden.  Die  Gesetze  für  das  Lelir- 
lingswesen  müßten  sowohl  dem  falirikinäßigen  (iewerhebetriebe  wie  dem 
kleinsten  Gewerbetreibenden  gleiche  Rechte  und  gleiche  Pflichten  auf- 
erlegen ;  die  ersteren  werden  indessen  von  den  vorhandenen  Be- 
stimmungen kaum  getrofl'en.  Die  Schutzzeit  der  Gewerbeordnung 
(14 — Ki  .Jahre)  ist  nicht  ausreichend,  für  manche  Berufe  ist  das  An- 
fangsalter zu  niedrig.  So  schlägt  z.  B.  Prof.  Dr.  Sommerfeld  tür 
die  Steinarbeiter  vor,  den  Eintritt  nicht  vor  Di  Jahren  (bei  nur 
6-st(iudiger  Hescbiiftigniig)  stattfinden  zu  lassen.  Wünschenswert 
wfij'e  endlich  die  allgemein  angeordnete  Herstellung  von  Ankleide- 
räumen, sowie  die  Bereitstellung  von  Gelassen,  in  welchen  sich  die 
jugendlichen  Arbeiter  in  den  Arbeits-  und  Mittagspausen  aufhalten 
können,  umsomehr  als  die  Pausen  von  der  Gewerbeordnung  vor- 
gesclirieben  werden.  Endlich  könnte  nicht  nur,  sondern  müßte  die 
Beschäftigungsdauer  für  jugendliche  Persi)nen  noch  mehr  herabgesetzt 
werden.  Man  wird  zwar  dieser  Forderung  mit  dem  Einwand  be- 
gegnen, daß  bei  \'erk!irzung  der  Arl>eitszeit  die  .lugendlichen  noch 
mehr  auf  der  Straße  oder  gar  an  schlimmen  Orten  umherluugern 
würden.  Aber  das  ist  eine  törichte  Rede.  Bei  einer  karg  bemessenen 
Mußezeit  wird  der  erschöpfte  Körper  nach  Ersatz  der  verlorenen 
Kräfte  trachten  und  ihn  im  Schlaf  oder  in  der  Betäubung  suchen. 
Darum  wird  auch  der  Sonntag  von  dem  Jugendlichen  so  vielfach  ge- 
mißbraucht, weil  er  eben  n)it  einer  längeren  Freizeit  als  Ausnahme 
nichts  anfangen  kann.  Gibt  man  ihm  aber  an  Wochentagen  durch 
längere  Mußezeit  die  Gelegenheit,  sich  auszuruhen  und  dann  noch  an 
seiner  Weiterbildung  arbeiten  zu  können,  so  wird  er  auch  einen 
verständigeren  Gebrauch  vom  Sonntag  macheu.  Natürlich  werden  die 
Jugendlichen  die  bessere  Verwendung  längerer  Freizeiten  nicht  aus 
sich  selbst  heraus  finden;  hier  ist  es  Aufgabe  der  an  der  Jugend- 
fürsorge Arbeitenden ,  Anleitung  zur  Ausfüllung  der  Mußestuntien 
zu  geben. 

2.  Fürsorge  für  wirtschaftliche  Kräftigung. 

Soll  die  Zukunft  des  Jugendlichen  ausreichend  gesichert  werden, 
so  muß  zur  Behütung  der  (lesuudheit  die  Kräftigung  der  wirtsdiaft- 
lichen  Existenz  treten.  Die  Grundlagen  dafür  sind  Sparsamkeit. 
Mäßigkeit  und  Einfachheit. 

Wenn  mau  von  dem  Familienvater  verlangt,  daß  er  das  Sparen 
erlernen  muß,  um  einen  Notgroschen  zurücklegen  zu  können,  so  müßte 
man  an  den  Jugendlichen  die  gleiche  Forderung  mit  noch  niehr  Nach- 
druck stellen,  weil  sie  von  ihm  leichter  zu  erfüllen  ist.  Denn  von 
dem  Arbeitsverdienst,  den  er  für  sich  allein  verbraucht,  müssen  nach 
Eintritt  in  die  Ehe  3  und  4  Personen  leben  können.  Darum  sagt 
Hitze  (Arlieiterwohl,  Jahrgang  IH.sä)  mit  Recht:  „Wenn  es  uus  ge- 
lingt, dem  Arlieiter  das  Sjmren  so  leicht  zu  machen,  wie  das  Geld- 
ausgeben leicht  gemacht  ist,  wenn  sich  so  viele  Freunde  an  ihn  heran- 
drängen würden  mit  der  S|)arbüchse,  wenn  dieselben  so  aufdringlich 
und  unermüdlich  ihre  Beredsamkeit  anwendeten  wie  die,  welche  ihm 
Vergnügen  anbieten,  aber  dafür  sein  Geld  wollen  ~  wenn  wir  so 
viele    Sparkassen    mit    entgegenkommender    Bedienung   und    so    ein- 
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schmeiclielnder  Peredsamkeit  hätten  wie  Wirtshäuser,  wie  Kteider- 
uiayaztop  und  Kraiitbiideii  «.  s.  w..  so  würde  es  besser  stehen."  Wie 
viele  Dienstniädfhen  verschwenden  nicht  ihren  I.ohn  für  Pntz  nnd 
feine  Kleidiing:  Tansende  von  junpen  Leuten  heiraten  darauf  los  ohne 
die  geringste  finanzielle  Deckung',  oft  sofüar  auf  Schulden,  die  sie  bei 
den  Abzahlungsgeschäften  eingegangen  sind.  Wie  unsicher  wird  von 
vornlierein  die  Existenz  einer  solchen  Familie.  Wie  fest  dagegen 
steht  der  junge  Arbeiter  oder  die  Arbeiterin,  die  sich  etwas  gespart 
haben ;  das  zurückgelegte  üeld  gibt  ihnen  einen  großen  lUickhalt  und 
macht  sie  unal)l!iingig  von  Zufällen  des  Lebens.  Der  kleine  Besitz 
wird  sie  sogar  vielfach  abhalten,  leichtsinnig  das  erste  beste  „Ver- 
hältnis" einzugehen ;  sie  denken  meist  nicht  an  frühes  Heiraten,  um 
das  kleine  Gut  erst  noch  größer  werden  zu  lassen.  So  wächst  mit 
dem  Besitz  die  Lust  zum  Weiterstreben,  die  Freude  an  der  Arbeit 
und  die  Zufriedenheit  mit  dem  Schicksal. 

Auf  alle  nui  mögliche  Weise  ist  darum  der  Spartrieh  unter  den 
Jugendlichen  zu  ffirderu.  Wo  Schulsparkassen  vorhanden  sind,  haben 
sie  wacker  vorgearbeitet,  und  es  scheint,  als  ob  die  frühere  Vor- 
eingenommenheit der  Ijehrer  alhuählich  wiche,  so  daß  sie  eine  größere 
Ausdehnung  gewinnen  dürften.  Im  Kreise  Horde  (Westfalen)  bestehen 
sie  seit  1882  und  liaben  sich  gut  entwickelt.  Der  Erfolg  ist  oft  der, 
daß  eine  beträchtliche  Zahl  der  Schulentlassenen  ihre  angesammelten 
Sparbeträge  der  Amtskasse  zuträgt  und  vom  eigenen  Verdienst  weiter 
spart.  Im  .lalire  18911  gab  es  in  Deutschland  217*.'  Schulsparkassen 
(davon  4  mit  Fortbildungsschulen  verbunden),  l»;!  .Jugendsparkassen, 
135  Konfirmanden-,  S><  Sonntagsschul-,  38  Kinder-,  2  Aussteuer-  und 
639  Pfennigsparkassen.  Die  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Fort- 
bildungsschule dürfte  weniger  empfehlenswert  sein ;  es  fehlt  ihren 
Sparern  das  gemeinsame  Interesse,  da  Lehrlinge  gern  nach  ihrem 
Berufe  zusammenhalten.  Besser  ist  es  schon,  für  die  nachschultitiich- 
tige  Zeit  die  Aufsammlung  der  Sparbeträge  den  öftbntlichen  Kasten  zu 
übertragen  oder  liesondere  Einrichtungen  aus  dem  Berufsleben  dafür 
zu  schaffen. 

Es  ist  aber  dabei  zu  bedenken,  daß  die  Vermehrung  der  Spar- 
gelegenheit an  sich  noch  keine  günstige  Wirkung  auf  den  Spartrieb 
hat.  Diese  kann  nur  da  eintreten,  wo  ein  sanfter  Zwang  zum  Sparen 
ausgeübt  winl.  mit  anderen  Worten,  wo  die  Sjiarkasse  zum  S])arer 
kommt.  Diese  Erfahrung  spricht  gegen  die  Postsparkassen,  wo  von 
Zwang  keine  Rede  ist;  auch  die  kurze  geschäftsmäßige  Erledigung 
behagt  vielen  nicht,  das  Spargeschäft  ist  ihnen  so  wichtig,  daß  sie  es 
gern  in  behaglicher  Breite  abwickeln.  Die  Sparkassenbeträge  werden 
also  besser  durch  Vertrauenspersonen  abgeholt,  die  als  Quittung  dem 
Sparer  eine  Marke  über  den  gezahlten  Betrag  geben,  welche  von  ihm 
eingeklebt  wird.  Beim  Jahresschluß  werden  die  Markenbogen  ein- 
gezogen, und  die  Oesamtsparsumme  wird  wie  eine  gewöhnliche  Ein- 
lage behandelt.  Freilich  haben  die  S])arkassen  mit  der  Annahme  des 
Geldes  ihre  Pflicht  noch  nicht  erfüllt;  sie  sollen  vielmehr  zur  Hebung 
des  Spartriebes  beitragen,  indem  zum  Beispiel  in  der  Höhe  des  Er- 
sparten Anteil  am  Geschäftsgewinn  zugesichert  wird. 

Leider  gibt  es  noch  nicht  viele  öffentliche  Sparkassen,  die  dem 
Sparer  durch  Abholung  der  Beträge  und  Beteiligung  entgegenkommen, 
und  damit  entschwindet  vielfach  der  Anreiz  zum  Sparen.  Um  dem 
Mangel,   der   für  die  Jugendlichen  sich  besonders  fühlbar  machte,  ab- 
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zuhelfen,  riclitete  iiiaii  l)esondere  Jugendsparkassen  oder  —  dem  Be- 
rufe nachgehend  —  Fabriksparkasseii  ein.  Die  Handelskammer  zu 
Lüdenscheid  ^Westfalen)  halte  schon  in  den  Jahren  187.'^  und  1879 
beim  Handels^miiiister  beantragt,  Jugendsparkassen  für  die  industriellen 
Arbeiter  einzurichten,  deren  Itenutzung  vom  13.  Lebensjahre  bis  zur 
Grolijälirigkeit  obligatorisch  sein  sollte.  Die  Gemeindebehörden  und 
Fabrikinspoktoren  sollten  zu  streng  gewissenhal'ter  Aufsicht  verpHicIitet 
werden.  1882  trat  in  Lüdenscheid  eine  Fabrik-,  Schul-  und  Jugend- 
sparkasse ins  Leben,  bei  welcher  jeder  Schüler  der  Fabrikschulen 
14-tägig  mindestens  50  Pfennig  einzulegen  gezwungen  ist.  Nicht  ein- 
gezahlte Beträge  werden  von  dem  Arbeitgeber  des  Betreffenden  ein- 
gefordert. Die  Ilüekzahhing  des  angesammelten  Kapitals  nebst  den 
Zinsen  erfolgt  bei  der  (iroßjährigkeit.  Heine  Fabrikspurkassen  sind 
in  ziemlicher  Anzahl  vorhanden,  obgleich  hier  vielfach  erst  das  Miß- 
trauen der  Arbeiter  zu  bekämiden  war,  die  da  meinten,  ilir  Arbeit- 
geber würde  durch  die  Höhe  ihrer  Spareinlagen  veraidaßt  werden. 
Lohnrednktionen  eintreten  zu  lassen.  Die  Ansammlung  der  Sp)ar- 
beträge  erfolgt  entweder  so,  daU  freiwillige  Zahlungen  in  beliebiger 
Höhe  nur  unter  moralischem  Zwange  geleistet  werden,  oder  daß 
prozentuale  Lohimbzüge  zwangsweise  zurückgelegt  werden  Ulie  Kaiser- 
liche Werft  in  Wilhelmshaven  behält  auf  Grund  des  Lehr  Vertrages 
10  Proz,  des  verdienten  Lohnes  der  Lehrlinge  ein ;  bei  der  Gesellen- 
prüfung im  Jahre  [*M2  hatten  die  74  Lehrlinge  durchsclmittlich  je  ein 
Sparguthaben  von  134  M.),  oder  daß  der  Fabrikherr  die  Zahlungen 
übernimmt  (Prämien,  steigend  mit  der  Beschäftigung  an  der  Arbeits- 
stelle, Ersatz  der  Beträge,  weiche  die  Arbeiter  für  die  gesetzliciien 
Versicherungen  aufwenden  müssen}.  Wunderbare  Erlebnisse  bleiben 
freilich  nicht  aus.  In  einer  Fabriksparkasse,  wo  der  Unternehmer 
ebenfalls  zuzahlte,  wurde  tieißig  gespart,  bis  —  die  erste  Kirmes  kam. 
da  wurden  sämtliche  Beträge  abgehoben.  Ein  anderer  Fabrikant 
wollte  seinen  Arlieitern  etwas  besonders  Gutes  tun  und  legte  jedem 
derselben  ein  auf  den  Namen  lautendes  Sparkassenbuch  über  M  M. 
unter  den  Weihnachtsbaum.  Sdion  zu  Neujahr  machte  ihm  die  Spar- 
kasse die  Mitteilung,  daß  sich  sämtliche  Arbeiter  ihren  Anteil  hätteu 
auszahlen  la.ssen.  Daraus  ergibt  sich  die  I'^olgei'ung,  daß  es  nament- 
lich für  jüngere  Arbeiter  notwendig  ist,  die  Sparguthaben  zu  sperren. 
Oft  treten  sie  nur  aus  der  Faiirik  aus,  um  ihr  Geld  in  die  Hände  zu 
bekommeu  und  durchzuliringen.  Zur  Aidiilfe  hat  man  in  die  Spar- 
kasseniegeln  daher  oft  die  liestiinmung  aufg(?iuunmen,  daß  jugend- 
liche Arbeiter  ihr  (inthaben  erst  mit  Ablauf  eines  ,)ahres  nach  Aus- 
tritt aus  der  Fabrik  erhalten.  An  anderen  Stellen  werden  Auszah- 
lungen vor  dem  25.  Lebensjahre  des  Sparers  nur  bei  Verheiratung. 
Militärdienst  und  besonderen  Notfällen  genehmigt.  ,ledenfalls  ist  für 
jüngere  Arbeiter  es  viel  richtiger,  das  Geld  nach  beendeter  Lehrzeit 
noch  einzubehalten.  Denn  hier  tritt  so  wie  so  schon  die  große  Lohn- 
erhöhung ein,  so  daß  das  dazu  tretende  Sparguthaben  nur  zur  Ver- 
schwendungssucht verleiten  würden. 

Bei  der  Verminderung  der  (ieldausgaben  kommen  die  Aufwendungen 
für  den  Trunk  in  erster  Linie  in  Betracht.  Leider  ist  es  mit  der 
Mäßigkeit  auch  unter  den  Jugendlichen  .schlecht  bestellt.  Die  zahl- 
reichen Schankstätten ,  an  denen  sich  alt  und  jung  ungestört  dem 
Alkoholgenuß  hingeben  kann,  erleichtern  die  Verführung  zum  Miß- 
brauch.    Es   ist  durchaus   notwendig,  daß  bezüglich  der  Konzessions- 
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Übertragung  von  Wirtschaften  die  Polizei  strengere  Maßnahmen  faßt. 
Durchaus  zu  reclitfertigen  ist  der  Schluß  der  Schankwirtscliaftcri  während 
der  siiuritägliclK'D  Stunden  des  Hauptgottesdienstes  ;  warum  sollen  diese 
ein  AusnahmereclH  haben,  wenn  alle  anderen  Geschäftstroibenden  durcli 
polizeiliche  Bestimmung  zur  Schließung  verptlichtet  sind.  Eine  sorg- 
jlältige  Ueberwacliung  verdienten  auch  die  Konsumvereine,  weil  sie 
die  üelegenheit  bieten ,  den  Schnaps  billig  in  größeren  Mengen  zu 
erwerben  und  ihn  in  „Saufklubs"'  unter  Repartierung  der  Kosten  zu 
.vertilgen.  Demgegenüber  müßten  die  Wirtschaften,  welche  nuralkohol- 
'  "freie  lietrimke  führen,  begünstigt  werden,  event.  durch  Minderbesteuerung 
ihres  Hetriebes.  Zur  Beschränkung  der  Alkoliolwirtschaften  hat  man 
besonders  im  Auslande  mannigfache  Wege  eingeschlagen  (Gotheuburger 
System,  Lokaloption,  holländisches  Truokgesetz).  In  Deutschland  hat 
der  -Verein  gegen  den  Mißbrauch  geistiger  Getränke"  einen  Gesetz- 
entwurf ausgearbeitet,  in  welchem  für  die  Maxnnalzaid  der  Gast-  und 
Schankwirtscbaften  ein  gewisser  Prozentsatz  der  Gesamtbevölkerung 
vorgesclilagen  wird. 

Zur  Entwöhnung  vom  Alkoholgenuß  gehört  dann  unbedingt  das 
Verbot  des  Schnapstrinkens  während  der  Beschäftigung  und  auf  dem 
Arbeitsgrundstück  überhaupt.  Dem  Jugendlichen  kann  bei  Ueber- 
iretung  die  Entlassung  angedroht  werden.  Freilich  dürfte  der  Arbeit- 
geber nur  dann  berechtigt  sein ,  seinen  Angestellten  eine  derartige 
Beschränkung  aufzuerlegen,  wenn  er  für  ein  Ersatzgetränk  gesorgt  hat. 
Am  wenigsten  eni[d'ehlenswert  ist  leichtes  Bier,  das  zu  billigem 
Preise  in  einer  ganzen  Reihe  von  Betrieben  geliefert  wird.  Besser 
sind  alkoholfreie  Getränke:  Trinkwasser  mit  einem  Zusatz,  der  ihm 
einen  limonadeartigen  Geschmack  verleiht  (namentlich  in  der  heißen 
Jahreszeit),  Milch  (in  der  Schweiz  verbreitet),  Selters-  und  Sodawasser, 
leicht  gezuckerter  Thee  oder  warmer  Kaffee.  Bei  dem  letzteren  läßt 
man  an  die  Stelle  des  Bohnenkaffees  vorteilhafter  ein  gutes  Surrogat 
treten.  So  wird  in  der  Königlichen  Zentral- Wagenwerkstätte  in  Dortmund 
Gerstenkatl'ee  zu  einem  Pfennig  ])ro  Liter  abgegeben,  und  selbst 
dieser  l)illige  Preis  liefert  noch  namhaften  ITebersclmß,  der  dazu  ver- 
wandt wird,  zum  Weihnaclitsfest  Haushaltungsgegeustände  einzukaufen 
und  unter  die  regelmäßigen  Abnehmer  zu  verlosen.  Außerdem  wirkt 
•die  Bekanntschaft  mit  dem  guten  Elrsatzgetränk  auf  die  Familien  zu- 
rück, wo  man  vielfach  den  schlechteren  und  doch  teuren  Bohnenkaffee- 
aufguß dadurch  ersetzt. 

Schließlich  sind  im  Interesse  der  Mäßigkeitshestrebungen  noch 
•eine  Reihe  von  Maßnahmen  seitens  der  Unterneiimer  zu  empfehlen. 
Prämien  für  Nüchternheit  sind  für  besonders  gut  geleistete  Arbeiten 
am  Montag  auszusetzen,  um  den  Arbeitern  den  „blauen  Montag"  iils 
eine  Folge  des  durchzechten  Sonntags  abzugewöhnen.  Die  Verteilung 
■von  Flugschriften  gegen  den  Branntwein  ist  zwar  kein  großes  Heil- 
mittel, aber  doch  geeignet,  manches  Gute  zu  stiften.  Dagegen  kann 
vorteilhaft  bei  den  Jugeinllichen  im  Lehrkontrakt  die  Bestimmung  auf- 
genommen werden,  daß  sie  während  ihrer  Lehrzeit  —  oder  als  Arbeiter 
bis  zu  einem  bestimmten  Lehensalter  —  Wirtshäuser  und  Tanzvergnügen 
uur  in  Begleitung  Erwachsener  aufsuchen  dürfen,  die  zu  ihnen  in  einer 
Art  Aufsichtsverliältnis  stehen  (Eltern,  Lehrer  u.  s.  w.).  Ein  wirklicher 
Schritt  vorwärts  wäre  die  Abschaffung  der  Lohnzahlung  am  Sonnabend. 
Die  Wahl  eines  andern  Tages  würde  zur  Verminderung  der  großen 
Festlichkeiten  beitragen ,  die  jetzt  alle   in  der   Nacht  vom  Sonnabend 

Eradbuch  dtr  Hyflpne.    Sopi'l.-Bd.  IV.  32 

47 


8UCK, 


zum  Sonntag  stattfinden.  Von  den  sächsischen  Fabrikinspektort?ii  wird 
berichtet,  dall  in  iliren  liczirlcen  vielfach  am  1.  und  ir>.  jeden  Monats 
ohne  Rücksicht  auf  <len  Tafi  die  Löhne  gczalilt  werden.  LohnzahlumLieu 
in  Wirtsliäusern  .sind  unter  allen  Umständen  zu  verbieten. 

Will  man  unüberlejfte  lieldausfjaben  und  die  Verschwendungssucht 
verhüten  und  unter  den  Jugendiiclien  den  Sinn  für  Einfachheit 
wecken,  so  bleibt  neben  der  Anleitung  und  Belehrung  durch  verständige 
Erwachsene  und  Jugendfreunde  als  durchgreifendes  Mittel  nur  das 
Verbot  der  Lohnzalilung  an  Jugendliche  bestehen.  Nach  §  110a  Absatz  2 
der  Gewerbeordnung  haben  die  Gemeinden  das  Recht,  orfsstütutarisch 
für  gewisse  Gewerbeitetriebe  die  Bestimmung  treffen  zu  können,  daß 
der  von  minderjährigen  Arbeitern  verdiente  Lohn  an  die  Eltern  und 
Vormünder  derselben  gezahlt  wird,  daß  er  nur  mit  deren  schriftlicher 
Ziistininuing  oder  nach  deren  Bescheinigung  über  den  Emjifang  der 
letzten  Lohnzahlung  unmittelbar  dem  Minderjährigen  übermittelt  werden 
darf,  daß  endlich  die  tJewerbetreibenden  den  Eltern  und  \'ormflndern 
innerhalb  gewisser  Fristen  Mitteilung  von  den  an  minderjährige  Arl)eiter 
gezahlten  Lohnbeträgen  zu  machen  haben.  Ebenso  können  Lohnbücher 
zur  Verwendung  kommen.  Nach  den  Mitteilungen  im  „Arbeiterwohl", 
Jahrgang  1S"J8,  haben  etwa  5ü  Gemeinden  und  7  Kreise  ein  solches 
Ortsstatut  erlassen.  Die  geringe  Verbreitung  dieser  im  Interesse  der 
Jugendlichen  getroffenen  Wohlfahrtseinrichtung  ist  auf  erschwerende 
Bestimmungen  zurückzuführen.  So  ist  der  (Juittungszwang  im  Lohn- 
buche überhaupt  nicht  durchzuführen,  weil  die  Unterschriften  unmöglich 
geprüft  werden  können.  Auch  bedeutet  die  Forderung,  daß  zur  Ab- 
hebung des  Lohnes  des  Jugendlichen  die  Eltern  (Vormünder  u.  s.  w.> 
sich  zu  den  bestimmten  Lohnzahlungsstundeu  an  der  Fabrikstelle 
einfinden  müssen,  eine  außerordentliche  Erschwerung  der  allgemeineren 
Verbreitung. 


E.  WohmingsfCirBorge. 
1.  Regelung  der  allgemeinen  Verhältnisse. 

Der  trübe  Zustand  der  allgemeinen  Wohnungsverhältnisse  ist 
ausführlicher  bereits  au  einer  früheren  Stelle  geschildert  worden.  Wir 
lernten  die  elenden  Massenbehausungen  in  landwirtschaftlichen  und 
gewerblichen  Betrieben  kennen,  die  unzureichenden,  abseits  gelegenen 
Räume  für  Lehrlinge,  die  unfreundlichen  Schlafstellen  der  jugendlichen 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen.  Mit  welchen  Zahlen  man  bei  den  Schlaf- 
gängern rechnen  muß,  zeigt  die  schon  mehrfach  zitierte  „Grundstücks- 
aufnahme",  wonach  es  am  1.  Oktober  IIMX)  in  Berlin  samt  23 
Vororten  H42;iö  Schlafburschen  und  29i>2.5  Schlafmädchen  gab,  darunter 
also  sicherlich  eine  beträchtliche  Schar  von  Jugendlichen.  Bei  den 
Besserungsversuchen  darf  man  nicht  allein  sich  auf  die  gesetzgeberische 
Tätigkeit  stützen,  da  diese  nur  Verordnungen  trelfen  könnte,  deren 
Durchführung  als  Folge  die  Schließung  zahlreicher  Wohtiungen,  damit 
also  eine  Verschlimmerung  der  Verhältnisse  bedeuten  würde.  Das 
staatliche  Eingreifen  ist  notwendig  zur  Abstellung  der  bösesten  Mängel, 
wie  denn  auch  die  zahlreichen  jiolizeilichen  Bestimmungen  auf  dem 
Wohnungsgebiet  günstig  gewirkt  halten,  aber  eine  wirkliche  Besserung 
ist  nur  von  der  Tätigkeit  der  Gesellschaft  (Kommunen,  Aj'heitgeber 
u.  8.  w.)  zu  erwarten. 

Da  den  Behörden  wohl   ein  EinHuß  auf  <lie  Herstellung  der  Ge- 
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bäude  und  Woliriiiiifien,  selten  aber  auf  die  Benutzung  derselben  ein- 
geräumt ist.  so  haben  sie  es  in  der  Haud,  durch  Erlaß  baupolizeilicher 
Vorschriften  eine  grundsätzliche  Verbesserung  ungesunder  Zustände 
anzubahnen.  Es  ist  dies  Verfaiiren  allerdings  ein  zwcisclmeidiges 
Schwert ;  denn  zu  hoch  gespannte  Forderungen  bedingen  fast  stets 
höhere  Aufwendungen  des  Baulierrn,  die  dieser  auf  seine  Mieter  ab- 
wälzen muß.  Dadurch  wird  der  Minderbemittelte  gezw-ungeu,  abzu- 
vermieten, um  wirtschaftlich  besser  bestehen  zu  können.  Wenn  also 
auch  die  Aussichten  für  eiue  geringere  Ausnutzung  der  Haust  eilen  sich 
weniger  verwirklichen  diufteu ,  so  können  die  Bauordnungen  doch 
Pestsetzungeu  über  die  Hölie  der  Zimmer,  die  Ausniündung  der  Fenster 
ins  Freie,  die  Anlage  der  FeuersteUen  und  Aliorte  u.  dg!,  enthalten. 
Der  Maugel  an  allgemein  gültigen  gesetzlichen  Bestimmungen  hat  den 
Deutschen  Verein  für  öffentliche  (iesundheitspllege  veranlaßt,  eine 
lebhafte  Bewegung  für  den  Erlaß  reicbsgesetzlicber  Vorschriften  ins 
Leben  zu  rufeu,  die  sicli  beziehen  sollen  auf  Anlage  und  Benutzung 
der  Wohnungeu  und  auf  die  \'erleihung  des  Ex[)roiiriationsrechtes  an 
Gemeinden,  um  gesundheitscbädliche  Räume  für  längeren  Autenthalt 
als  unbrauchbar  zu  erklären  und  den  Umbau  der  für  zweckwidrig 
erklärten  Häuser  und  Häusergruppen  vornehmen  zu  können.  Bei 
allen  Bestrebungen  innerhalb  der  Wohnungsfürsorge  ist  nur  noch 
daran  zu  erinnern,  daß  die  Reform  nicht  in  der  Schaffung  von  „Arbeiter- 
villen" gesucht  werden  darf,  die  allmählich  in  das  f;igentuni  ihrer 
Bewohner  übergehen  und  diesen  auch  Gelegenheit  bieten  sollen,  den 
alleinstehenden  Jugendlichen  ausreichende  und  gesunde  AVohnnhimc 
abzulassen.  Wenigstens  für  die  Großstadt  nicht,  denn  den  idealen 
Vorzügen  stehen  hier  viele  Nachteile  gegenül)er,  besonders  groß  für 
Hausarbeiter,  die  für  ihren  Unternehmer  und  die  Kunden  beiiuem 
erreichbar  wohnen  müssen,  und  für  unständige  Arbeiter,  die  sich  mög- 
lichst früh  an  den  Arbeitsstellen  einzufinden  haben,  um  Beschäftigung 
zu  erhalten. 

Wenn  auch  allgemeine  Wohnungsvorschriften  noch  fehlen,  so  siml 
doch  wenigstens  für  das  Schlafstellcnwesen  schon  zahlreiche  Verord- 
nungen vorhanden,  die  als  der  erste  Ansatz  zu  enier  sozialreformatorischen 
Tätigkeit  in  der  Wohuungsfürsorge  anzusehen  sind.  Verschiedene  Staaten, 
denen  die  Gesetze  die  Möglichkeit  dazu  boten,  haben  der  Polizei  die 
WoiilfahrtspHege  auch  auf  diesem  Gebiet  übertragen.  In  einer  ganzen 
Reihe  von  preußischen  Regierungsbezirken  sind  —  nach  dein  \'orbitd 
der  Düsseldorfer  Regierung  aus  den  Jahren  18'.i5;1898  —  Bestimmungen 
über  Wohnungsfürsorge  getrotien,  die  sich  zumeist  auf  die  BesciiaHen- 
lieit  der  Räume  und  die  Trennung  der  Geschiecliter  beziehen.  Das 
Gleiche  ist  auch  in  vielen  größeren  Städten  geschehen.  Auch  weiter- 
gehende Einschränkungen  kommen  vor:  in  Hessen  setzt  die  Polizeibehörde 
die  Höchstzahl  der  für  eine  bestimmte  Wohnung  zulässigen  Schlafgänger 
fest;  an  anderen  Orten  muß  die  Zahl  derselben  an  der  Tür  sichtbar 
angebracht  sein  ;  Anzeigeiifiicht  ist  vielfach  vorgeschrieben,  utul  sie  ist 
auch  das  mindeste,  was  gefordert  werden  muß,  wenn  man  von  der 
schärferen  Bestimmung  der  Genehmigung  zum  Abvermieten  Abstand 
nehmen  will.  In  Leipzig  und  Dresden  ist  die  letztere  an  gewisse  Be- 
dingungen geknüpft,  in  Leipzig  ist  das  Teilvermieten  erst  gestattet, 
wenn  die  Wohnung  mehr  Räume  enthält  als  Stube,  Kammer  und 
Küche,  ebenso  müssen  die  Vermieter  in  Dresden  2  Räume  (alleinstehende 
Personen  einen  Raum)  für  sich  zur  freien  Verfügung  behalten,  wobei 
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die  Küche  als  solcher  Raum  nicht  angesehen  wird.   Zuweilen  —  aber 

nur  selten  —  gelten  die  Bestimmungen  über  die  Aftermietsräume  auch 
für  jene  (Iclasse,  die  Lehrlinge  u.  s.  w.  im  Hause  ihres  Lehr-  oder 
Dienstherrn  inne  haben.  Die  Vereinzelung  aÜL'r  Vorschriften  ist  über- 
haupt ihr  größter  Nachteil ;  auf  dem  Lande  ist  kaum  etwas  geschehen. 
Auch  die  Kontrolle  über  die  Durchführung  der  getroffenen  Anordnungen 
läßt  vielfach  zn  wünschen  übrig,  desgleichen  sind  die  Strafbestiniraungen 
für  üebertrctungen  viel  zu  milde,   um  sich  als  wirksam  zu  erweisen. 

Was  die  einzelnen  Verordnungen  angeht,  so  wird  in  den  Schlaf- 
stellen meist  ein  Luftraum  von  U)  cbni  jiro  Person  verlangt  (Regierungs- 
bezirk Lüneburg  lö  cbi»  für  jede  Person  über  14  Jahre),  an  Boden- 
Häche  3  ijui  (Lüneburg  ß.  Leipzig  :iVi).  D'*'  H'die  der  Wohnräume 
wird  vereinzelt  auf  mindestens  2,H()  m  festgesetzt.  Die  Fenster  müssen 
unmittelbar  ins  Freie  führen,  die  Sclilafräuine  müssen  gut  beleuchtet 
und  lüftbar  sein  und  dürfen  mit  Aborten  nicht  in  offener  Verbindung 
stehen.  Von  den  letzteren  ist  auf  je  20  Personen  ein  Abort  zu  rechnen. 
Bezüglich  der  Einrichtungen  ist  meist  gefordert,  daß  jeder  Schlafgänger 
sein  eignes  Bett  haben  muß  und  daß  die  Betten  nicht  übereinander 
stehen  dürfen.  Die  Berliner  Bestimmungen  verlangen  im  Bett  mindestens 
Strohsack,  Strolikopfkisseu  und  wollene  Decke.  Vorschriften  über  die 
Reinigung  der  Räume  finden  sich  ebenfalls. 

Um  die  Gefälirdung  der  Sittlichkeit  zu  verhüten,  ist  die  Anord- 
nung getrotfen,  daß  die  Schlafräume  nicht  in  offener  Verbindung  mit 
der  Wohnung  des  Quartiergebers  stehen  sollen  und  die  Trennung  der 
Geschlechter  scharf  durchgeführt  wird.  In  Berlin  dürfen  Personen  ver- 
schiedeuen  Geschlechts  nur  dann  aufgenommen  werden,  wenn  sie  in 
nahem  verwandtschaftlichen  Verhältnis  zueinander  stehen.  Aus  silten- 
polizeilicheu  (jrunden  ist  auch  den  Schlafgängern  verboten,  dritte  Per- 
sonen während  der  Nacht  bei  sich  aufzunehmen.  Trotzdeu)  bestehen 
auf  diesem  Gebiete  noch  viele  Mißstände,  und  eine  schärfere  Fassung 
der  bestellenden  Vorschriften  ist  wünschenswert.  Jugendliche  bis  zum 
21.  Lebensjahr  dürften  nur  bei  Khejiaaren  in  Schlafstelle  gehen,  wo 
sie  eine  gewisse  Aufsicht  und  Führung  haben.  Witwen  und  allein- 
stehende weibliche  Personen  hätten  nur  an  Schlafmädchen  zu  vermieten, 
erst  den  älteren  Frauen  (über  ö5  Jahre  alt)  könnte  gestattet  werden, 
auch  Männer  in  Schlafstelle  zu  nehmen. 

Es  war  schon  im  Eingange  gesagt  worden,  daß  durchgreifende 
Reformen  nur  auf  dem  Wege  der  Fürsorge  zu  erzielen  sind.  Von 
derjenigen  der  Unternehmer  wird  das  folgende  Kajjitel  sprechen,  hier 
ist  die  kommutmle  Tätigkeit  zu  berühren,  wie  sie  sich  in  der  Woh- 
nungsinspektion verkörpert.  Man  kann  auch  sagen:  verkörpern  muß; 
denn  leider  steckt  sie  erst  in  den  Anfängen.  Ein  besonderes  Gesetz. 
über  Wohnungsinspektion  hat  Hessen  seit  is!)3,  auch  mit  genügenden 
Zwangsmitteln,  um  ungesunde  Wohnungen  schließen  zu  können.  Ham- 
burg hat  durch  Gesetz  (in  Kraft  getreten  1899)  eine  besondere  Be- 
hörde für  \Vohnungsi)flege  eingesetzt,  die  im  Ehrenamt  arbeitet  und 
aus  Kreisvorstehorn  und  Pflegern  besteht.  Die  Beseitigung  von  Miß- 
ständen ist  sowohl  durch  die  Pfleger  als  auch  die  Kreisversammlung 
der  letzteren  zunächst  auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen,  erst  dann 
greift  die  Behörde  mit  Zwangsmitteln  ein.  Auch  die  Stadt  Offenbach 
in  Hessen  hat  die  Wohnungsinspektion  eingerichtet  und  einen  l>eson- 
«leren  besoldeten  Aufsichtsbeamton  dafür  angestellt.  Es  ist  nun  un- 
bedingt notwendig,  daß  das  Institut  der  Wohuungsinspektion  zur  all- 
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gemeinen  Diirclifiihrung  kommt,  wenigstens  in  allen  Städten  bis  herunter 
auf  50UÜÖ  Einwohner.  Ortschaften  bis  zu  lf)()Uf>  Bewolinern  sind  in 
den  Kreis  der  Fürsorge  einzubeziehen,  wenn  sie  den  (irolästädten  be- 
nachbart sind  und  deren  Arbeiterpublikum  beherbergen.  Für  die 
Tätigkeit  als  Wohnungsinspektoren  erscheinen  am  geeignetsten  Bau- 
sachverständige und  Aerzte. 

2.  Errichtung  besonderer  Heimstätten  für  J  u  gendli  che. 

Die  Wahrnelinaing  über  den  zerstörenden  Einfluß  des  Sclilafstellen- 
wesens  gerade  auf  die  Jugendlichen  ist  Veranlassung  gewesen,  die 
Unterbringung  derselben  auf  anderem  Wege  zu  versuchen.  Die  erste 
Tätigkeit  darin  tiel  gemeinnützigen  Vereinen  zu,  die  um  der  Bewahrung 
der  Sittlichkeit  willen  arbeiteten,  daher  meist  der  Kirche  nahe  standen. 
Ihnen  folgten  die  Unternehmer,  die  bald  erkannten,  daU  eine  Fürsorge 
auf  diesem  Gebiet  ihrem  eigenen  Betriebe  zum  Vorteil  gereiclite. 
Scliöjifungen  seitens  der  Kommunen  oder  gewerblichen  Korporationen 
sind  in  Deutschland  noch  nicht  vorhanden,  dagegen  haben  es  die  eng- 
hscheu  Stadtgeineinden  schon  mehrfach  als  ihre  Aufgabe  erkannt, 
Logierhäuser  für  alleinstehende  Erwerbtätige  einzurichten. 

Die  Arbeitgeber  sind  auf  den  (iedanken,  besondere  Heime  für 
ihre  jugendlichen  Fabrikangestellten  zu  errichten,  besonders 
durch  den  Umstand  gekommen,  daß  für  ihre  Betriebe  die  ortsansässige 
Bevölkerung  nicht  die  genügende  Arbeiterzahl  stellte,  daß  sie  also  von 
außerhalb  die  Ergänzungskräfte  herbeiziehen  mußten.  Für  die  Jugend- 
lichen bestand  dann  die  (iefahr.  in  schlechter  Umgebung  herunterzu- 
kommen und  dadurch  auch  iu  der  Arbeit  untüchtig  zu  werden.  Ab- 
hilfe konnte  nur  die  bessere  Unterbringung  schaffen,  die  von  dem 
Unternehmer  selber  in  die  Hand  genommen  werden  mußte.  So  hat 
denn  Krupp  in  Essen  hygienisch  mustergtUtige  Anstalten  geschaffen, 
in  denen  nur  der  Kasernenstil  und  die  überaus  strenge  Hausordnung 
Anlaß  zu  Klagen  gegeben  haben.  Will  man  aber  die  Heime  dem 
jungen  Menschen  schmackhaft  machen,  so  muß  man  sich  vor  zu  weit- 
gehender Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  hüten.  Die  F'irma 
Kubler  &  Niethammer  in  Kricbstein  hat  für  ihre  jugendlichen  Arbeiter 
ein  „Burschenhaus"'  gebaut  (Bau-  und  Einrichtungskosten  60(J0(J  M.). 
Das  Haus  enthält  außer  zahlreichen  Schlafzimmern  einen  Speisesaal 
und  mehrere  Unterhaltungsräume.  Die  Betten  sind  Steinersche  Reform- 
betten; im  Interesse  der  Reinlichkeit  wird  auch  das  Nachthemd  von 
der  Anstalt  geliefert.  Morgens  erhalten  die  jugendlichen  Arbeiter  eine 
Kauue  KatTee  (-'/i  1)  und  2  Weißbrote,  mittags  Fleisch  und  Gemüse. 
Für  Wohnung  und  Beköstigung  zahlen  sie  pro  Woche  4  M.  Das 
Lehrlingsheini  in  Lauchhammer  berechnet  für  Kost  und  Logis  täglich 
6()  Pf.  bis  1  M.,  je  nach  dem  Dienstalter,  die  oberbayrische  Aktien- 
gesellschaft für  Kohlenbergbau  in  Penzberg  für  Wohnung  und  Kost 
ohne  Brot  80  Pf.,  der  Bochumer  Verein  für  Gußstahlfabrikatiuii  un<i 
Bergbau  im  Winter  80,  im  Sommer  75  Pf.  Es  sind  das  Summen,  die 
beträchtlich  hinter  dem  zurückbleiben,  was  sonst  ein  heranwachsender 
Mensch  für  diesen  Teil  seines  Lebensunterhalts  ausgeben  muß.  Und 
selbst  bei  diesen  geringeren  Einnahmen  werden  noch  Ueberschüsse 
erzielt,  so  daß  viele  Heime  (abgesehen  von  den  Einrichtungskosten) 
sich  selbst  erhalten  können.  Darum  sollte  man  den  Gedanken  erwägen, 
sie  aul  genossenschaftliche  Grundlage  zu  stellen,  um  ihre  weitere  Ver- 
breitung  zu   fördern.    F'ür   das  Leben   in    den   Heimstätten   würde  es 
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von  Vorteil  sein,  wenn  die  Verwaltung  von  den  Insassen  selbst 
einen  Ausschuß  fj;eleitet  würde.  Wesentlich  ist,  daß  die  Juyendliiiien 
in  diesen  Heimen  ^!;utes  Essen  erhalten;  emilifh  darfauch  der  gesellige 
Verkehr  und  die  Unterhaltung  nicht  zu  kurz  kommen,  doch  führt  das  Zu- 
sammenwohnen junj^er,  tebeusfrischer  Leute  schon  von  selber  dazu. 
Alles  vereinigt  sich  also,  die  Einrichtung  empfehlenswert  zu  machen. 
So  berichtet  die  Handelskammer  in  Düsseldorf:  „Soweit  I^hrlings- 
heinie  im  Kammerbezirk  schon  bestehen,  haben  sie  so  viel  Gutes  und 
Schönes  gestiftet  und  .so  hervorragende  Resultate  erzielt,  daß  ihre  Er- 
richtung an  solchen  Orten,  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  nicht  warm 
genug  empfühleu  werden  kann." 

Jüngere  Fabrikarbeiterinnen,  die  von  auswärts  an  die  Arbeitsstelle 
kommen,  sind  bezüglich  der  Unterltringung  noch  schlechter  daran  als 
ihre  männlichen  (ienossen ;  ihnen  fehlt  namentlich  ahends  die  Aufsicht ; 
die  Ernährung  ist  infolge  des  geringen  Lohnes  schlecht  und  von  irgend 
welcher  Erziehung  für  ihre  etwaige  Zukunft  als  Hausfrau  ist  keine 
Rede.  Darum  sind  F  a  b  r  i  k  h  e  i  m  e  für  M  ä  d  c  h  e  n  von  zahlreichen 
Unternehmern  eingerichtet  worden.  In  einem  solchen  Heim  stellten 
sich  die  jährlichen  Aufwendungen  jeder  Insassin  für  reichliche  gute 
Ko.st  und  Wohnung  auf  li»7,."ii)  M.,  eine  Summe,  mit  welcher  der 
Unterhalt  außerhali)  der  Anstalt  nicht  entfernt  zu  bestreiten  gewesen 
wäre.  Man  hat  berechnet,  daß  einigermaßen  tüchtige  Mädchen  '2i) — 23  M. 
monatlich  für  .sich  zurücklegen  können.  Von  diesen  Mädchenheinien 
kann  bei  gehöriger  Fürsorge  ein  außerordentlicher  Segen  für  die  Zu- 
kunft der  Bewohnerinnen  ausgehen.  Nicht  allein,  daß  eine  gute 
Geselligkeit  in  ihnen  gepflegt  wird,  daß  Spaziergänge  und  Festfeiern 
gemeinsam  unternommen  werden,  es  bietet  die  Anstalt  den  jungen 
Arbeiterinnen  auch  Gelegenheit,  für  ihre  hauswirtschaftliche  Ausbildung 
zu  lernen,  entweder  darin,  daß  sie  die  Anfertigung  und  Instandhaltung 
von  Kleidung  und  Wäsche  selber  übernehmen  oder  abwech.selnd  das 
Aufrännien  und  Zurichten  der  Mahlzeiten  besorgen  müssen.  An  einigen 
Orten  hat  man  das  Heim  so  ausgestaltet,  daß  mau  nur  die  Wohnung 
liefert,  die  Bereitung  des  Essens  aber  jeder  Bewohnerin  allein  üiier- 
läßt.  Auch  für  Pflege  des  Spartriebs  ist  hier  eine  günstige  Gelegen- 
heit gegeben,  denn  da  die  Aufwendungen  für  den  Unterhalt  geringer 
sind,  so  ist  die  Möglichkeit  zum  Sitaren  vorhanden.  Das  Sparen  kann 
in  der  Form  der  Verpflichtung  auf  bestimmte  wöchentüche  Beiträge 
eingerichtet  werden.  Mancl»^  Heime  setzen  dazu  kontraktlich  eine 
bestimmte  Aufenthaltszeit  im  Heim  für  die  jugendliche  Arbeiterin  fest; 
verläßt  sie  die  Anstalt  früher,  so  fallen  ihre  Ersparnisse  der  Fabrik- 
kasse zu,  die  sie  im  Interesse  der  Arbeiterinnen  verwendet.  Nur  soll 
man  die  Zusammengehörigkeit  der  Heimbewohnerinnen  nicht  soweit 
betonen,  daß  man  ihnen  die  gleiche  Kleiilnug  gibt  man  bringt  die 
Sache  sonst  in  Mißkredit.  Die  Gefahr  dazu  ist  leicht  vorhanden,  wenn 
man  auch  die  Kleiderstoffe  von  der  Anstalt  aus  einkaufen  will  und 
nun  —  um  des  billigeren  Preises  willen  —  große  Stücke  besorgt,  die 
dann  ausgenutzt  werden  müssen.  Neben  diesen  vollständigen  Pen- 
sionen ist  noch  eine  andere  Einrichtung  empfehlenswert,  bei  welcher 
die  Mädchen  zu  4 — 6  in  die  Familien  älterer  bewährter  Meister  oder 
Arbeiter  gegeben  werden.  Das  ist  gut  namentlich  da,  wo  die  jungen 
Arbeiterinnen  Sonnabenils  in  die  Heimat  fahren  und  erst  Montag  früh 
wieder  an  die  Arbeitsstelle  zurückkehren.  Ein  solcher  allgemeiner 
Ausflug   würde   in   einem   großen  Heim    unmöglich   sein,   weil  er  alle 
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Ordnung  auHöste,  hier  aber  bietet  er  den  Vorteil,  daß  er  die  Ver- 
bindung zwischen  den  Jugendlidien  und  deren  Eltern  aufrecht  erliält. 
Sind  diese  Heime  aus  lokalen  Interessen  einzelner  P'ahriken  heraus 
«utstanden,  so  dienen  die  durch  Vereine  ye{?ründeten  Lehrlings- 
und Mädchenheime  der  Allgemeinheit.  Ihre  Vorläufer  finden  sie 
in  tlen  „Gesellenhospizen"  und  „Herbergen  zur  Heimat",  die  1853 
und  1854  von  katholischer  und  evangelischer  Seite  durch  Kolping 
und  Perthes  gegründet  wurden.  Ursprünglich  für  wandernde  Ar- 
beiter bestimmt,  werden  sie  jetzt  auch  vielfach  von  ansässigen  Arbeitern 
bewohnt,  die  sonst  in  die  Schlafstellen  gehen  mttlSten.  Lehrlingsheinie 
und  Mädchenheinie  haben  wir  in  Deutschland  ungefähr  je  ein  Dutzend,  zu 
den  letzteren  treten  noch  24  Haushaltungsschulen  mit  Heimen.  Eine  der 
ältesten  Lehrlingsherbergen  ist  die  in  Stuttgart  bestehende  (1867  begrün- 
det). Sie  nimmt  für  die  Wohnung  pro  Woche  0,70M.  bis  1,{)5M.,  berechnet 
das  Frühstück  mit  12,  Mittagessen  mit  :5üund  Abendbrot  mit  23  Pfennigen. 
Das  Leipziger  Lehrliugsheim  nimmt  monatlich  28  M.  Pflegegeld,  für 
Mittagessen  allein  8M.  Am  Sachgemäßesten  ist  der  ostdeutsche  Jüng- 
lingsbuiid  vorgegangen.  Ihn  hat  der  Gedanke  geleitet,  den  Jugend- 
lichen ein  wirkliches  Iloini  zu  bieten,  darum  richtet  er  dies  tamilien- 
haft  ein.  Er  mietet  ein  Stockwerk,  von  dem  5—6  Zimmer  mit  12—15 
Betten  zu  Schlafräumen  bestimmt  werden.  Ein  kleines  Zimmer  ist 
für  den  Hausvater  vorhanden,  ein  anderes  mit  Küche  für  die  Witwe, 
der  die  Führung  des  Haushalts  anvertraut  ist.  Das  größte  Zimmer 
ist  der  gemeinsame  W<dmraum.  Nur  dieser  ist  abends  beleuchtet 
und  im  Winter  geheizt,  da  die  Sddafräurae  eben  nur  zum  Schlafen 
dienen  sollen.  Die  Wirtin  bekommt  neben  freier  Wohnung  einen 
kleinen  Lohn,  hat  auch  hier  und  da  noch  Nebenverdienst  durch  Lie- 
ferung des  Frühstücks  und  Besorgung  der  Wäsche.  Die  aufzuwen- 
denden Kosten  sind  sehr  gering;  es  werden  für  die  Einrichtung  und 
die  erste  Mietsrate  UM)  M.  gebraucht,  danach  erhält  sich  das  Heim 
selber.  Voraussetzung  ist  seine  zweckmäßige  Lage,  damit  es  auch  iu 
der  Mittagspause  bequem  aufgesucht  werden  kann.  Das  gleiche  gilt 
für  diejenigen  Heime,  welche  die  weililichen  .lugendlichcn  (Ladenmäd- 
chen. Arbeiterinnen)  aufnehmen.  Sie  bieten  uicht  itie  Vorteile  des 
geschlosseneren  Fabrikheims,  wo  das  gemeinsame  Interesse  die  Ein- 
führung mancher  guten  Einrichtung  (Sparen,  hauswirtschaftliche  Unter- 
weisung) ermügiicht,  andererseits  bringt  der  ZusammenHuß  der  Be- 
wohnerinnen aus  verschiedeneu  Arbeitsgelegenheiten  geistige  Anregung 
mit  sich.  Der  Verein  für  Fabrikarbeiterinnen  hat  in  Dresden  ein 
Schlafstellenbeim  eingerichtet,  in  dem  die  Mädchen  für  Schlafstelle, 
Frühstück,  Heizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Bettwäsche 
wöchentlich  2  M.  zalden.  Ein  originelles  Mädchenlieim  stellt  sicli  in 
4ler  Gründung  des  Vereins  ...lugendschutz"  in  Berlin  dar.  Dasselbe 
liegt  südlich  von  Berlin  in  Gummersdorf  bei  Sjrei-enberg  (fünf  Viertel- 
stunden eniferut).  Die  Mädchen  —  über  14  Jahre  —  werden  in  einer 
benachbarten  Lederfabrik  beschäftigt  und  halten  einen  Anfangsverdienst 
von  1,10  M,  täglich.  80  Pf.  kostet  der  Unterhalt,  die  Wohnung  wird 
unentgeltlich  g<'liefert.  Wer  längere  Zeit  im  Heim  bleibt,  erhält  eine 
Prämie,  nach  einem  Jalir  den  Lohn  von  2  Arbeitstagen,  nach  ('»  Jahren 
den  für  20  Tage.  In  0  Jahren  können  einigermaßen  fleißige  Mädchen 
8(XJ  M.  ersparen,  dazu  genielien  sie  noch  die  Ausbildung  in  hauswirt- 
schaftlichen Gegenständen,  Buchführung,  Deutsch,  (lesundheitspHege, 
Gesaug  und  Sitteulehre. 
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F.  Bestrebungen  für  Belebrnng  und  Unterhaltung  der  ScholentlasseDen. 

1.  Unterstützung  der  Volksbildiingsbewegung.  I 
Unter  den  Volksbildungsbestrebungen  erregt  das  hftchste  Interesse 
die  Volkshochschulbewegung,  weil  sie  für  die  Jugendltchcu  aus  besseren 
Verhältnissen  (Angehörige  des  Handelsstandes,  Handwerkslehrlinge. 
Arbeiter  höher  stehender  Industrien)  eine  immense  Förderung  der 
geistigen  Bildung  bedeuten  und  ihnen  einen  umfassenden  Blick  geben 
kann.  Von  Wert  ist  die  Einrichtung  natürlich  nur  dann,  wenn  eine- 
gute Volksschule  und  die  Fortbildungsschule  vorher  besucht  wurden. 
Der  Anstoß  ging  von  englischen  Universitäten  aus  (University  ex- 
tension),  hat  sich  aber  in  anderer  Richtung  entwickelt.  Die  deutschen 
Universitätslehrer,  die  sich  in  den  Dienst  der  Sache  gestallt  haben^ 
haben  es  als  ihre  Aufgabe  angesehen ,  die  großen  Gegensätze  zu 
mildern,  die  in  geistiger  Beziehnng  zwischen  <len  Besitzenden  und 
der  lohnarbeitenden  Bevölkerung  bestehen.  Das  in  den  arbeiten- 
den Klassen  vorhandene  Bedürfnis  nach  Fortbildung  soll  dnrcli  die 
Führer  der  Wissenschaft  befriedigt  werden.  Die  Bewegung  liat  in 
Deutschland  später  als  in  andern  Ländern  ihren  Anfang  genommen,, 
weil  hier  gute  Schulen  vorhanden  waren,  die  schon  ein  größeres  Bil- 
dungsbedürfnis befriedigen  konnten.  Nachdem  im  Winter  1808,9J> 
volkstümhche  Vortragskurse  in  Jena.  München,  Leipzig  und  Berlin 
bestanden,  ist  aber  eine  starke  Vermehrung  eingetreten,  und  gegen- 
wärtig beteiligen  sich  nicht  nur  alle  Universitäten  und  technischen 
Hochschulen,  sonrlern  es  werden  von  diesen  auch  andere  nahegelegene 
Städte  mit  Hoch.schulkursen  bedacht.  Eine  festere  Verbindung  ist 
seit  1901.)  <iurch  den  „Verband  deutscher  Hochschullehrer"  ge.-chaffen 
worden,  der  zu  Ostern  1904  den  ersten  Volkshochschultag  in  Wien 
abgelialten  hat.  Geheimrat  Engler  in  Karlsruhe,  hochverdient  um  difr 
Bewegung,  faßt  seine  Erfahrung  in  die  Sätze  zusammen:  1)  Es  ist 
bei  den  Arbeitern  ein  ganz  entschiedenes  Bildungsbedürfnis  vorhanden. 
2)  Die  Arbeiter  beteiligen  sich  an  geeigneten  Vorträgen  mit  größtem 
Eifer,  so  daß  man  kaum  aufmerksamere  Zuhörer  linden  kann.  3)  Man 
kann  den  Arbeitern  in  Cyklen  von  5  — G  Vorträgen  aus  einzelnen 
Wissensgebieten  soviel  Kenntnisse  und  Verständnis  beibringen,  daß 
sie  für  ihre  Allgemeinbildung  dauernden  Vorteil  haben  und  die  Ueber- 
zeugung  von  der  Bedeutung  wissenschaftlicher  Kenntnisse  gewinnen. 
4)  Notwendig  ist,  daß  die  Vorträge  nach  Stoff  und  Darbietuugsform 
sich  an  den  Gedankenkreis  und  Gedankengang  der  Arbeiter  an- 
schließen. 

Wenn   man   an   irgend  einem  Ort  derartige  Hochschulkurse  ein- 
richten will,  empfiehlt  es  sich  nicht,  unvermittelt  mit  der  Aufforderung 
dazu  au  die  Oeffentliuhkeit  zu  treten.  Man  einigt  sich  zuerst  mit  den 
Dozenten  und  sucht  vor  allem  die  Teilnahme  der  Arbeitervereine  sich 
zu    sichern.     Da   sich    Einzelvorträge    im    allgemeinen    nicht   bewährt 
haben,   so   tut   man   besser,   Kurse   einzurichten.     Unter   den  Stoffge- 
bieten müssen  Sozialpolitik  und  Hygiene  einen  wesentlichen  Raum  er- 
halten.    Die   Vorlräge  dürfen    nicht    „fortbildungsschulmäßig"    ausge- 
wählt werden,  ebenso  hat  sich  die  Darbietung  über  diesen  Standpunkt 
zu   erheben.    Der   Vortragende   soll  Fragen   an  seine  Zuhörer  stellen 
und  Fragen  derselben  beantworten.   Um  das  Selbstdenken  der  Schüler 
zu  fördern   ist   es   gut,    ihnen  vor  Beginn  der  Vorträge  Hefte  in  die 
Hand  zu  gehen,  die  kurz  den  Inhalt  eingedruckt  erhalten  und  neben 
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deinselben  freien  Raum  für  handschriftliche  Eintrat,'uugen  bieten.  Das 
Ziel  der  j;anzen  Veranstaltung  ist,  nicht  Fachgelehrte  heranzuziehen, 
aber  auch  nicht  der  Idoßeii  Unterhaltung  /.u  dienen,  sondern  eine 
Vertiefung  der  Bildung  zu   vermitteln. 

Wenn  nun  auch  einerseits  die  Hochschnlknrse  nicht  als  eine 
Liebesgabe  der  höheren  Klassen  und  als  wohltätige  Spenden  dar- 
geboten werden  dürfen,  sondern  als  freie  Organisation  der  Arbeifer 
erscheinen  müssen,  so  ist  es  andererseits  darum  notwendig,  die  Preise 
für  die  Teilnahme  am  Unterricht  auf  ein  Geringes  zu  beschränken. 
Das  geschieht  denn  auch.  Hn<l  die  Kurse  kosten  von  50  Pf.  (für  4 
bis  C)  Stunden)  bis  1  M.  (für  8  Stunden).  Dazu  ist  weiter  notwendig 
ein  gewisses  Entgegenkommen  der  Arbeitgeber,  die  sich  bereit  finden 
lassen  müssen,  ihre  Arbeiter  früher  zu  entlassen,  damit,  sie  rechtzeitig 
zu  den  Vorlesungen  eintreffen  können.  Vortragszeit  ist  nur  der 
Winter,  der  Sommer  muß  der  Bewegung  im  Freien  vorbehalten  werden; 
es  hat  auch  die  Erfahrung  gezeigt,  daß  mit  Eintritt  der  wärmeren 
Jahreszeit  die  Reihen  der  Zuhörer  sich  lichten. 

Wenn  die  volkstümlichen  Hochschulkurse  jene  Ausdehnung  ge- 
winnen, die  um  der  guten  Sache  willen  zu  wünschen  ist,  so  werden 
die  Universitäten  allein  zur  Bewältigung  der  ihrer  harrenden  Aufgabe 
nicht  mehr  hinreichen.  Das  wird  namentlich  der  Fall  sein,  wenn  man 
erst  auf  das  Land  hinausgehen  wird,  um  dorthin  die  Belehrung  zu 
tragen,  und  das  muß  geschehen,  damit  nicht  durch  diesen  neuen  An- 
reiz für  das  Stadtleben  die  Landflucht  noch  vergrößert  wird.  Dann 
wird  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  die  Lehrer  auszubilden  und 
zur  Abhaltung  von  Kursen  zu  befähigen,  und  auf  diesem  Boden 
wächst  daher  auch  das  Verlangen  der  deutscheu  Volksschullehrerschaft 
nach  Universitätsbildung. 

2.  Die  Lektüre  der  Schulentlassenen. 

Aus  dem  Bildungshunger  unserer  schulentlassenen  Jugend  ent- 
Sfjringt  die  Leselust  derselben.  Der  Geist  bedarf  unbedingt  einer 
Erholung  nach  der  den  Kuriier  ermüdenden  Tagesarbeit,  die  ohne  die 
erstere  den  Menschen  nur  stumpf  machen  würde.  Dazu  gesellt  sich 
noch  der  Vorzug,  dalS,  wer  seine  Zeit  in  der  Lesehalle  zubringt,  sein 
Geld  nicht  in  das  Wirtshaus  schleppt  und  somit  weder  leiblichen 
noch  wirtschaftlichen  Schaden  erleidet.  Was  nun  der  Heranwachsende 
im  Hause  der  Eltern  vorfindet,  Zeitung,  Hintertrepiienromane,  Witz- 
blätter, ist  allerdings  keine  Nahrung  für  seinen  (icist.  Ebenso 
bieten  die  in  kaufniännischetn  Sinne  und  darum  aus  kaufmännischen 
Rücksichten  geleiteten  Leihbibliotheken  keine  gesunde  Speise  für  ihn. 
Das  soll  nicht  etwa  heißen,  man  müsse  besondere  Saninüungen  von 
Jünglings-  und  Jungfrauenliteratur  zusammenstellen.  Durch  solche 
ängstliche  Gängelei  würde  mau  die  Jugendlichen  nur  kopfscheu  machen 
und  ihnen  die  Lektüre  verleiden.  Dem  einzelnen  soll  al)er  das  Buch 
in  die  Hand  gegeben  werden,  das  seinem  Bedürfnis  am  besten  ent- 
spricht, und  diese  Forderung  vermag  nur  durch  eine  Organisation 
erfüllt  werden,  die  auf  diesen  Zweig  der  Jugendfürsorge  speziell  zu- 
geschnitten ist. 

Die  Errichtung  besonderer  Bibliotheken  ist  nicht  erfolgver- 
sprechend. Besser  ist  es,  den  Anschluß  an  bestehende  Einrichtungen 
zu  suchen,  die  dann,  dem  Bedürfnis  der  Schulentlassenen  ents|>rechend, 
ausgebaut   werden   müssen.     Empfehlenswert   ist  die  \'erbintlung  mit 
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einer  öffentlirhen  Bibliothek  oder  mit  der  Fortbildungsschule  oder 
mit  den  geselligen  Vorkehrungen  der  Juj;end Vereinigungen.  Das  erste 
verursacht  die  geringsten  Kosten  und  ist  am  leichtesten  durchzuführen. 
Eine  scharfe  Grenze  zwischen  den  für  verschiedene  Lebensalter  be- 
stimmten Büchern  liilSt  sich  nicht  ziehen,  es  wird  viele  unter  ihnen 
geben,  die  von  allen  Altersstufen  mit  dem  gleichen  Verständnis  und 
Interesse  gelesen  werden  und  gelesen  werden  dürfen.  Trotzdem  ist 
diese  Form  der  Jugendbücherei  am  wenigsten  gut.  weil  die  Lektüre 
der  juugen  Leute  nicht  überwacht  werden  kann.  Besser  ist  der  An- 
schluß an  die  Fortbildungsschulen.  Diese  haben  vielfach  schon  Biblio- 
theken, weil  sie  für  ihren  Betrieb  notwendig  sind.  Denn  da  sie  ver- 
schiedene Altersstufen  vereinigeu,  so  müssen  sie  iu  ihrem  Unterricht 
sich  auf  das  Notwendige  bescliriinken  und  den  Weiterstrebenden  auf 
seine  eigene  Tätigkeit  durch  Lektüre  verweisen,  Die  Bibliothek  mit 
dem  Lesezimmer  muß  vor  und  nach  dem  Unterricht  zum  Umtausch 
der  Bücher  und  zum  Nachschlagen  geöffnet  .sein.  Befindet  sie  sich 
in  einem  Raum,  der  von  dem  Unterrichtslokal  selber  getrennt  ist.  so 
em](tiehlt  sich  tlie  Ottenbaltung  des  Lesesaales  auch  während  der 
Unterriclitsxeit,  damit  diejenigen  Schüler,  die  an  gewissen  .\benden 
schulfri'i  sind,  dafür  <Iie  Bibliothek  benutzen  können.  Die  Jugend- 
vereinigungen würden  für  ihren  Lesestotl'  zwar  einen  kleineren  Mit- 
gliederkreis als  die  Fortbildungsschulen  haben,  dafür  aber  den  Vor- 
zug haben,  daß  auch  Sonntags  ihre  Räume  zum  Tauschen  und  Lesen 
geöffnet  sein  könnten. 

Es  ist  recht  wünschenswert,  daß  mit  der  Bibliothek  ein  Lese- 
zimmer verbunden  werde.  Für  viele  Jugendliche  —  man  denke  an 
die  oft  elenden  Wohnnngsverliältnisse  —  ist  das  Lesen  zu  Hause  un- 
möglich, außerdem  sind  viele  Bücher  vorhanden,  die  nicht  gern  aus- 
geliehen werden  und  die  der  Endeiber  also  an  Ort  und  Stelle  lesen 
muß.  An  der  Leitung  der  Bibliothek  müssen  die  Jugendlichen  be- 
teUigt  werden,  wie  sie  auch  durch  Beiträge  an  der  Erhaltung  und 
Ergänzung  mitzuwirken  haben.  Für  die  Auswahl  der  anzuschaffenden 
Bücher  (Jugendschriften.  Unterhaltnngsschriften,  belehrende  Schriften 
allgemein  wissenschaftlichen  Inhalts,  gewerbliche  Schriften,  Zeitungen) 
sind  eine  Reihe  von  Musterkatalogen  v<prhanden.  .außerdem  sorgen 
auf  evangelischer  Seite  die  ..(iesellschaft  für  Verbreitung  von  Volks- 
bildung'" (Berlin)  und  auf  katholischer  iler  „Borromäusverein"  (Bonn) 
für  Einrichtung  der  Bibliotheken,  indem  sie  Bücher  in  großer  Zahl 
umsonst  oder  unter  dem  sonst  üblichen  Ladenpreise  abgeben. 

3.  Pflege  der  Geselligkeit. 
Im  Jahr  1901  wurde  ein  Erlaß  der  preußischen  Minister  für  Handel 
und  (iewerbe,  des  Unterrichts  und  des  Innern  veröffentlicht,  der  auf 
das  an  vielen  (»rten  bereits  geübte  dankenswerte  l'nterfangen  hinwies, 
die  aus  der  Schule  entlassenen  Knaben  während  ihrer  freien  Zeit  zu 
sammeln  und  in  angemessener  Weise  zu  unterhalten  und  zu  be- 
schäftigen, so  daß  sie  ihre  freien  .übende  und  Sonntage  in  einer 
Weise  zubringen,  die  ihnen  zusagt  und  ihrer  körperlichen  und  geistigen 
Entwickelung  förderlich  ist.  Diese  Bestrebungen  müssen  aber  eine 
Erweiterung  erfahren,  und  zwar  um  so  mehr,  „weil  die  Bestimmungen 
über  die  Sonntagsruhe  und  über  den  zeitigen  Ladenschluß  ilie  Jluße- 
zeit  der  Jugend  erheblich  erweitert  haben,  weil  ihr  verhiiltnismäßig 
hoher    Verdienst   es   den  jungen  Leuten  ermöglicht,  unbeeinflußt  von 
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der  elterlichen  x\utorit5t  tinzweckmüßigen  Zerstreuungen  nachzugehen, 
und  weil  die  jungen  Leute,  denen  eine  genügende  Pflege  nnd  Für- 
sorge nicht  von  anderer  Seite  zu  teil  wird,  nur  zu  leicht  unter  Ein- 
flösse geraten,  die  geeignet  sind,  ihre  geistige  unil  sittliche  Entwicke- 
lung  in  falsche  Bahnen  zu  leiten.  Wie  viel  auf  diesem  Gehiet  noch 
zu  tun  ist,  ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  daß  bis  jetzt  nur  etwa 
10  Proz.  der  gewerblich  tätigen  Jugendlichen  den  konfessionellen 
Vereinen  angehören,  daß  allerhöchstens  etwa  weitere  10  Proz.  an  den 
sonst  bestellenden  Veranstaltungen  beteiligt  sind,  und  daß  von  dem 
Rest  weit  über  die  Iialfte  eines  Anschlusses  an  das  Elternhaus  oder 
eine  soust  geeignete  Familie  gänzlich  entbehrt.  Es  wird  unter  diesen 
Umständen  nicht  zu  bezweifeln  sein,  daß  etwa  in  den  meisten  Sfsidten 
mit  mehr  als  40<>)  Einwohnern  und  in  den  Landgemeinden,  in  denen 
sich  eine  entwickelte  Industrie  findet,  ein  Bedürfnis  nach  besonderen 
Veranstaltungen  zur  Suminlung  und  Unterhaltung  der  schulentlassenen 
gewerblichen  Jugend  besteht." 

Für  die  Pflege  des  Körpers  kommen  liei  den  Jugendlichen 
in  Ik'tracht:  Turnen,  Syiiel,  Wandern  uiul  Handfertigkeit.  Nach  dem 
Ministerialerlaß  soll  diese  Erholung  in  die  arbeitsfreie  Zeit  gelegt 
werden;  für  Turnen  nnd  Handfertigkeit  würden  die  .späten  Abend- 
stunden auch  %volil  zureichend  sein,  obgleich  in  diesen  nur  das  wenig 
empfehlenswerte  Hallenturnen  gepflegt  werden  könnte.  Für  Spiel 
und  Wandern  dagegen  ist  rlas  Tageslicht  erforderlich .  für  sie 
kann  nur  der  Sonntag  angesetzt  werden.  Es  ist  darum  eine  offene 
Frage,  ob  nicht  wenigstens  der  Betrieb  des  Turnens  und  des  ge- 
regelten Jugendspieles  in  die  Arbeitszeit  hinein  verlegt  werden  kann. 
Die  kurze  Einbuiäe  an  Arbeitszeit  wird  mehr  als  weit  gemacht  durch 
«len  grollen  Gewinn  an  Frische.  Arbeitslust  und  Gesundheit.  In  den 
Betrieben  der  Großindustrie  mit  iliren  großen  Arbeiterinengen  ist 
leicht,  den  lokalen  Verhiiltnissen  ents])rechend,  eine  Regelung  zu  treffen, 
weil  ilie  Teilnehmer  nur  aus  den  Reihen  der  Angestellten  genommen 
werden.  Für  die  kleineren  Betriebe  ließe  sich  die  Einrichtung  durch- 
führen inr  Anschluß  an  die  Stunden  in  der  Pflichtfortbiidungsschule, 
die  ja  doch  auf  einzelne  Vormittage  oder  Nachinittage  der  Woche 
verlegt  werden  müssen.  Dann  haben  die  Gemeinden  aber  die  soziale 
Pflicht,  die  erforderlichen  Räume  und  Plätze  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Die  bei  den  Jugendlichen  vielfach  noch  vorhandene  Gleichgültigkeit 
oder  Unlust  wii'd  sich  legen,  wenn  die  Lehr-  und  Dienstherren  dieser 
Beschäftigung  ihrer  jungen  Leute  Interesse  entgegenbringen.  Um  die 
Teilnahme  der  .•Mlgemeinheit  zu  erregen  und  sie  zur  Förderung  solcher 
gemeinnütziger  Unternehmungen  anzuspornen,  emptielilt  sich  die  Ab- 
haltung von  Turn-  oder  Spielfesten  —  vielleicht  in  Verbindung  mit 
einem  patriotischen  Feiertag  —  an  denen  die  Sieger  als  Gewinn 
höchstens  den  Eichenkranz  davontragen.  Unter  allen  Umständen  ist 
darauf  zu  halfen ,  daß  sich  an  die  köriierlichen  Uebungen  keine 
Sitzungen  im  Wirtshause  anschließen:  an  Wochentagen  ist  es  weniger 
zu  befürchten,  weil  der  ermüdete  Körper  sich  nach  Ruhe  sehnt,  an 
Sonntagen  aber,  wo  man  die  Bewegung  im  Freien  mit  Eintritt  der 
Dunkelheit  abbrechen  muß,  ist  das  beste  Mittel,  um  Kneiitereion  zu 
verhindern,  das  Zusammenbehalten  der  Jugendlichen  in  geschlossenem 
Raum  zur  Pflege  ge.selliger  Unterhaltung,  wie  sie  im  nächsten  Kapitel 
gescliilderl  werden  wird. 

Der  Turnbetrieh    läßt   sich    an  der  Hand   der  bestehenden    Ein- 
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richtiingen  leicht  ermöglichen.  Der  Wert,  des  Turnens  gerade  für  die 
jugendlicheu  Arbeiter  ist  unbestreitbar:  es  ist  ein  Gegengewicht  gegen 
die  einseitige  Ueberanstrengung  von  Muskelpartien  und  behütet  vor 
gewerijüchen  Krankheiten,  die  Herz  und  Lunge  in  Mitleidenschaft 
ziehen.  In  dieser  Beziehung  erweist  sich  das  durch  die  energische 
Bewegung  veranlaßte  tiefe  Atmen  als  besonders  wirk.sani.  Wo  seitens 
des  Betriebes  das  Turnen  für  die  Angestellten  nicht  organisiert  ist, 
mag  Anschluß  an  die  Turnvereine  gesucht  werden,  die  Jugend- 
abteilungen (wegen  des  Nachwuchses  für  die  Reihen  der  Erwachsenen) 
gern  einrichten  und  sie  durch  tilchtig  geschulte  Kräfte  leiten  lassen 
können.  Die  Harburger  Gummikamm-Kompagnie  hat  das  Turnen 
für  ihre  jungen  Arbeiter  bis  zuth  18.  Jahre  (die  Wächtersbacher  Stein- 
gutfabrik bis  zum  20.  Jalire)  obligatorisch  gemacht  und  natürlich 
eigene  Einrichtungen  dafür  geschatlen.  I-^benso  hat  die  Brauerei  zum 
Waldschlölichen  in  Dre.sden  eine  Turnhalle  mit  (iarten  gestiftet,  in 
denen  die  Lehrlinge  und  Arbeiter  unter  Leitung  eines  Turnlehrers 
üben.  Zum  Turnen  tritt  vielfach  das  Schwimmen,  das  auch  von  Ar- 
beitgebern gefördert  wird  (z.  B.  durch  Villeroy  A:  Boch  in  Mettlach). 
Bei  den  Jugendspielen  sind  diejenigen  vorzuziehen,  die  eine  tüchtige 
Bewegung  erfordern,  (ieregeltes  Spiel  ist  die  Hau]>tsache,  darum  muii 
ein  erfahrener  Leiter  an  der  S])itze  stehen,  dem  die  Jugendlicheu  das 
allgeuieine  Vertrauen  entgegenbringen,  so  daß  er  als  Un|iarteiischer 
seines  Amtes  walten  und  jede  Meinungsverschiedenheit  schon  im  Ent- 
stehen beseitigen  kann.  Da  aus  <ieu  Reihen  der  Jugendlichen  nur 
selten  jemand  die  volle  Qualifikation  für  diesen  Posten  besitzen  mag, 
so  wird  derselbe  gewöhnlich  einem  pjwachsenen  zufallen.  Am  be- 
liebtesten sind  bei  unserer  Jugend  die  Kanipfsj)iele,  und  sie  verdienen 
häutige  Anwendung,  weil  sie  neben  körperlicher  Hebung  auch  An- 
regung für  die  Urteilskraft  und  Weckung  der  (Jeistesgegenwart  be- 
wirken. Unter  den  Parteispielen  stehen  Barlauf  und  Ballspiel  obenan. 
Vom  Sjiiel  ist  nur  ein  Schritt  zum  frischen,  fröhlichen  Wandern,  für 
dessen  Pflege  allerdings  bisher  wenig  geschieht.  Sehr  selten  sind  die 
Fälle,  in  denen  die  Fabrikleitung  in  der  stillen  Zeit  die  Lehrlinge 
gruppenweise  auf  die  Wanderschaft  schickt  oder  sich  zu  diesem  Zwecke 
mit  Turnvereinen  in  Verbindung  setzt.  Die  grolJe  Meierei  Bolle  in 
Berlin  veranstaltet  alle  Jahre  einen  „Kirschenaustiug"  und  eineu 
„Pflaumenausflug"  für  die  Jungen  nach  dem  Landgut  des  Besitzers. 
Was  sonst  an  „Landpartien"  in  einzelnen  größeren  Beirieben  ein- 
gerichtet wird,  beschränkt  sich  meist  auf  möglichst  schnelle  Erreichung 
des  Wirtshauses  mit  dem  Tanzsaal.  Und  doch  sollte  —  namentlich 
für  die  Großstadtjugend  —  der  wunderbar  belebende  Einduü  der 
Natur  mehr  ausgenützt  werden.  Ist  der  ersteren  doch  die  Fähigkeit 
zum  Beobachten  fast  verloren  gegangen,  sie  muß  zum  Sehen  erst 
wieder  erzogen  werden.  Darum  soll  auch  nicht  etwa  die  Anlegung 
besonderer  Sammlungen  das  Ziel  der  Wanderungen  sein,  sondern  gerade 
die  Weckung  der  Freude  am  Gesamtbilde,  für  das  Verständnis  des 
Volkstums,  geistige  Anregung  durch  Stellung  von  Aufgaben  für  die 
Beobachtung  (Piltz,  Aufgaben  und  Fragen  für  Naturbeobachtung, 
Weimar).  Mit  dem  Betrieb  der  Handfertigkeit  für  jugendliche  Ar- 
beiter wird  man  sich  vielleicht  weniger  befreunden  können,  weil  ja 
die  Arbeit  selber  diesen  schon  die  nötige  Handübung  bringt.  Aber 
sie  will  doch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Abwechselung  betrachtet 
sein,  gibt  auch  dem  Jugendlichen  ein  anderes  Freudengefühl  als  seine 
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Werktagsarbeit,  da  er  im  Haudfertigkeitstriebe  die  Gegenstände  von 
den  Anfän<jen  bis  zur  Vollendung  selber  herstellt.  In  keiner  Weise 
Redcnken  kann  die  Gartenarbeit  erregen,  sie  ist  gerade  für  körper- 
lich arbeitende  Jugendliche  geeignet.  Es  handelt  sich  dabei  um  An- 
lagen gärtnerischer  Art,  Obstbau,  auch  Bienen-  und  Geflügelzucht, 
natürlich  nnr  möglich  in  solchen  Betrieben,  die  in  Kleinstädten  oder 
in  Vororten  gi-ßßerer  Städte  liegen.  Auf  der  Donnersmarckhütte  iu 
Zabrze  wird  Gartenbau  und  Hlumenptiege  seil  1894  mit  gutem  Er- 
folge betrieben.  Zu  der  Handfertigkeit,  die  für  Fabrikarbeiterinnen 
gut  anwendbar  ist,  gehört  auch  der  Unterricht  im  Nähen  und  Schneidern, 
bei  dem  es  sicJi  nicht  etwa  um  feine  Handarbeiten  handelt,  sondern 
um  die  Anfertigung  der  Gebrauchsgegenstände  des  Haushaltes.  Es 
dürfte  sich  empfehlen,  diesen  Unterricht  in  die  Arbeitszeit  zu  ver- 
legen. Von  allgemeinem  Wert  füi-  alle  Jugendlichen  ist  auch  das 
Modellieren.  Die  übrigen  Zweige  der  Handfertigkeit  sind  (von  den 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  abgesehen,  für  die  sie  eine  gute  Be- 
schäftigung für  die  Abendstunden  im  Winter  darstellen)  für  An- 
gehörige jener  Berufe  bestimmt,  in  denen  manuelle  Uebungcn  zurück- 
treten, also  für  kaufmännische  Lehrlinge,  Schreiber,  Laufburschen. 
Ludenmäilclien.  Auf  großen  Werkstattljetrieb  darf  man  sich  nichl 
einrichten;  es  mulä  .sowohl  das  Material  als  auch  das  gebrauchte 
Werkzeug  möglichst  einfach  sein,  darum  beschränkt  man  sich  im  all- 
gemeinen auf  einfache  Holz-,  Papp-  und  Kleineisenarbeiten.  Die 
Burschen  von  Bolle  verfertigen  derartige  Sachen  und  haben  schon 
hübsche  Erfolge  erzielt. 

Neben  die  Kör])erübung  tritt  zur  geistigen  Erholung  und 
Förderung  die  Pdege  der  Geselligkeit  in  der  Unterhaltung.  Wenn 
man  auf  diesem  (Jebiete  dem  Jugendlichen  helfen  will,  darf  man  sich 
nicht  einfach  damit  begnügen,  die  schlechte  Unterhaltung  zu  tadeln 
und  zu  verbieten,  sondern  muß  etwas  Besseres  an  ihre  Stelle  setzen. 
Ob  diese  Veranstaltungen  für  lokale  Betriebe,  oder  für  die  Allgemein- 
heit entweder  öffentlich  oder  in  geschlossenen  Vereinen  stattfinden, 
ist  für  die  zur  Anwendung  kommenden  Unterhaltungsmitte!  gleich- 
gültig. Als  Zeit  der  \'eranstaltung  wird  die  kühlere  Jahreszeit  und 
meist  der  Sonntag  zu  wählen  sein,  und  zwar  die  frühen  Abendstunden, 
in  denen  die  jungen  Leute  sich  nicht  mehr  im  Freien  bewegen  können, 
aber  auch  nicht  in  unfreundlicher  Wohnung  sitzen  wollen.  In  welchem 
Rahmen  die  gesamte  Darbietung  vor  sich  geht,  hängt  meist  davon  ab, 
welchem  Kreise  die  Zuhörer  und  Teilnehmer  entstammen.  Bei  meinen 
Unterhaltungsabeuden,  die  ich  für  die  Pfleglinge  des  ,.Freiwilligen 
Erziehungsbeirates  für  schulentlassene  Waisen  in  Berlin"  veranstalte, 
versammele  ich  in  gewissen  Zwischenräumen  etwa  je  liOO  männliche 
und  weibliche  Pfleglinge  in  schönen  Räumen,  die  von  einer  Loge  in 
liberaler  Weise  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Den  Mittelpunkt  des 
Abends  bildet  ein  Vortrag  (eventuell  mit  Lichtbihlern)  oder  eine  Vor- 
lesung oder  Zaubervorstellung.  Vor  und  nach  derselben  sind  Deklama- 
tionen (auch  im  Dialekt),  Gesangs-  und  Instrumentaldarbietungcn  an- 
geordnet. Im  Anschluß  an  die  geistigen  Genüsse  findet  eine  einfache 
Bewirtung  statt,  bestehend  aus  (Jbokolade  mit  Zwieback,  belegten 
Butterbroten  und  noch  einem  kleinen  Glas  Bier  für  die  männlichen 
jungen  Leute.  Die  Teilnahme  an  diesen  PHeglingsabenden  zeigt,  wie 
dankbar  dieser  Teil  der  Fürsorge  von  den  Jugendlichen  aufgenommen 
wird.  Die  Veranstaltungen  beginnen  um  ö  Uhr  und  umfassen  reich- 
lich 3  Stunden,  so  daß  um  SJ  Uhr  alle  Pfleglinge  zu  Hause  sein  können. 
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Sollen  die  Jugendlichen  sich  mehr  selbst  überlassen  bleiben,  »o 
setzt  man  sie  an  den  Spieltisch,  den  man  mit  Gesellschaftsspieleu  duun 
reichlicb  belegen  muß.  Vielfach  mulS  man  erst  zum  Spielen  erziehen, 
da  das  Elternhaus  in  diesei'  Hinsicht  scidt'cht  vorgearbeitet  hat.  Auf 
der  Donnersniarckliütte  werden  darum  die  Spiele  ausgeliehen  und  dürfen 
von  den  Jünglingeu  mit  nach  Hause  genommen  werden.  Diese  Ein- 
richtung hat  sich  als  von  günstigster  Wirkung  auf  die  Familien  erwiesen, 
die  nun  manche  Stunde  in  angenehmer  Unterhaltung  zusammenbleiben, 
anstatt  das  Wirtshaus  aufzusuchen.  Füi'  die  gemeinsame  Geselligkeit 
sind  Vorlesungen  oder  Vorträge  gut  anwendbar.  Für  die  ersteren 
wählt  man  gute  crzäldende  Werke,  Lebensbilder,  Selbstschilderungen 
berühmter  Männer,  aber  auch  Stücke  aus  belehrend-wissenschaftlichen 
Werken.  Wirkungsvoll  sind  Deklanmtiouen  von  Dichtungen,  namentlich 
aus  der  humoristischen  Dialektpoesie,  an  welchen  mau  auch  die  Jugend- 
lichen beteiligen  kann.  Für  die  Vorträge  ist  die  recht  reichliche  Ver- 
wendung des  Liclitbildcrapparates  (Skioptikon)  zu  em|tfehlen.  Der 
letztere  kann  aucii  ^'ut  zur  Ausfüllung  von  Pausen  benutzt  werden, 
iudem  man  einige  Bilder  (vielleicht  heiteren  Genres)  vorführt.  Die 
Beschatl'ung  derselben  macht  heute  keine  Schwierigkeiten  mehr:  das 
Kaiserpanorama  (Berlin),  Otto  (Neubuckow),  Liesegang  (Düsseldorf), 
die  Gesellschaft  für  Volksbildung  (Berlin)  liefern  Bilder  zu  mäßigen 
Preisen,  letztere  sogar  auch  Material  für  die  dazu  gehörigen  \'orträge. 
Anleitung  zu  derartigen  Veranstaltungen  geben  die  „Volksunterhaltungs- 
abende",  die  seit  1886  nach  dem  Dresilener  Muster  in  mehr  als  200 
Städten  stattfinden.  Sie  ptiegeu  auch  die  Musik,  die  von  allen  Künsten 
am  meisten  die  Erziehung  fördert.  Gute  Musik  kann  zu  mäßigen 
Preisen  geboten  werden;  denn  es  steckt  in  unseren  Künstlern  ein  hoher 
Idealismus ,  der  sich  gern  in  den  Dienst  der  guten  Sache  stellen 
läßt.  Mit  rlen  MusikstotTen  braucht  man  nicht  etwa  tief  herunterzu- 
gehen und  Süchtigen  Tand  zu  wäliien;  die  Jugendlichen  sind  auch  für 
das  Klassische  emptanglich,  es  muß  nur  würdig  dargeboten  werden. 
Bei  der  Musik  sollen  die  Jugendlichen  nicht  nur  passiv  bleiben,  sondern 
sich  ausübend  beteiligen.  Am  leichtesten  ist  dies  im  Gesang  zu 
erreichen .  wo  vor  allem  das  Volkslied  gepflegt  werden  mulS.  Auch 
die  Instrumentalmusik  findet  zahlreiche  Verehrer.  In  der  Wächters- 
bacher Steingutfabrik  in  Scldierliach  erhalten  die  jungen  Leute,  die 
ein  Instrument  erlernen  wollen,  unentgeltlichen  Unterricht:  mit  Ab- 
lauf des  18.  Lebensjahres  dürfen  sie  dann  dem  Musikverein  beitreten, 
der  aus  Angestellten  der  Fabrik  gebildet  ist.  Sehr  verbreitet  sind  die 
Posaunenchöre;  die  evangelischen  Jünglingsvereine  haben  liCö  Säuger- 
abteilungen  mit  L-Kiöf)  Mitgliedern  und  ötio  Posaunenchöre  mit  i>441 
Bläsern.  Bei  der  Meierei  Bolle  muß  jeder  Zögling  der  Kapelle  zur 
Sicherung  seiner  Ausdauer  während  der  dreijälirigen  AusbiUluugszeit 
10<»  M.  hinterlegen  .  die  er  sich  nach  und  nach  vom  Lohn  abziehen 
lassen  muß.  Dafür  sind  die  Leistungen  dieses  Musikvereins  aber  auch 
hervorragend.  Das  Theaterspielen  müßte,  wenn  es  auf  die  Teilnahmelust 
der  Jugendlichen  ankommt,  eigentlich  an  die  erste  Stelle  gesetzt 
werden.  Die  Vorteile  für  die  Mitsiiielenden  sind  denn  auch  nicht  gering 
anzuschlagen ,  so  daß  man  wohl  verstehen  kann,  daß  die  katholische 
Kirche  in  ihren  Jugendvereinen  diesem  Teil  der  Fürsorge  eine  besondere 
Sorgfalt  zuwendet.  Kaum  etwas  anderes  bietet  ein  solches  Gegen- 
gewicht gegen  die  nüchterne  Tagesarbeit,  als  die  Mitwirkung  bei  einer 
Theatervorstellung,  die  den  jungen  Menschen  in  idealen  Schwung  ver- 
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setzt;  dazu  treten  die  Erziehung  zur  freien  Bewegung  in  der  Gesellschaft, 
zur  Gewandtheit  im  Auftreten  und  zur  Beherrschung.  Man  uaiß  nur 
nicht  die  Spielleidciiscliaft  die  Olierhand  gewinnen  lassen  über  die 
Arbeit,  denn  es  wird  nicht  selten  gegen  diese  Unterlialtung  augofülirt, 
daß  die  besten  Minien  die  schlechtesten  Lehrlinge  und  Arbeiter  seien. 
Da  das  Theater  nicht  allein  der  Unterhaltung  dienen  soll,  so  ist  ab- 
zusehen von  inhaltslosen  Possen  und  Radaustücken,  zu  deren  Gebrauch 
luan  ja  —  da  sie  leichter  auöührbar  sind  —  sich  häutig  verführen 
läUt.  Reichen  also  die  Kräfte  der  .lugendlicheii  für  gute  Stücke,  für 
Kunstwerke  nicht  aus,  so  führe  man  sie  lieber  in  die  „Volks-  und 
Schfllervorstellungen"  die  zu  mäßigsten  Preisen  von  guten  Theatern 
dargeboten  werden.  Nach  dem  „.Jahrbuch  der  deutschen  Stiidte" 
(Jahrgang  IHW)  fanden  solche  Dartdetungen  au  73  (von  lOl^i  befragten) 
Theatern  statt  (darunter  waren  selbst  Hoftheater).  Im  Durchschnitt 
brachte  jedes  ilerselben  11  Opern  und  2;^  dramatische  .\uft(ihrnngen 
als  Vülksvorstellungen  und  '5  Opern  nebst  14  dramatischen  Werken 
als  Schülervorstelluugen.  Der  billigste  Sitzjdatz  war  im  Durchschnitt 
0,34  (bez.  U,;;2  M.),  der  teuerste  1,40  M.  (1,27  M.).  Zur  weiteren 
Ausnutzung  der  Freizeiten  zum  Zwecke  geistiger  Anregung  sei 
dann  noch  auf  die  Besichtigung  von  Museen  hingewiesen,  die  unter 
gemeinsamer  Führung  vor  sich  geht.  Anleitung  zur  letzteren  bieten 
die  trefflichen  klemen  Führer  für  Berliner  Museen ,  die  von  der 
„Zentralstelle  für  Arbeiter -Wohlfahrtseinrichtungen''  herausgegeben 
sind  (das  Stück  10  Pfennig).  Wünsdienswert  wäre  für  die  gern  auf- 
gesuchten naturhistorischen  Samndungen  deren  Ordnung  nach  bio- 
logischen Grundsätzen  (durchgeführt  von  Direktor  L e  h  m  a n  n  in  Altuna). 
Mau  kann  es  sich  auch  bei|uem  machen  und  ein  liildermuseum  zu 
sich  in  den  Versammlungs.saal  kommen  lassen  in  Gestalt  der  wunder- 
baren Künstler-Steinzeichnungen,  die  in  musterhafter  Ausführung  aus 
den  Verlagen  X'oigtländer  und  Tenbner  in  Leipzig,  sowie  Hochdanz 
in  Stuttgart  für  Ijiliigen  Preis  zu  haben  sind.  I)ie  Tafel  ist  eben  nach 
allen  Seiten  so  reich  gedeckt,  daß  man  nicht  mehr  darum  zu  sorgen 
hat,  was  man  den  Jugendlichen  bieten  köime,  sondern  wie  es  (iber- 
haupt  nur  möglich  zu  machen  wäre,  ihnen  das  ganze  Gebiet  der  intellek- 
tuellen und  ästhetischen  Anregung  zu  erschließen. 


4.  J  ugend vereine. 

Zur  wirksamen  Durcliführung  einer  geregelten  Jugendfürsorge,  wie 
sie  vorstehen<l  geschildert  worden,  ist  die  Znsammenfassung  der  jungen 
Leute  zu  vereinsmäßiger  lieschlos.senheit  kaum  zu  umgehen.  Da  sollen 
eigene  Räume  vorhanden  sein  für  Sjiiel  und  Unterricht,  für  Bibliothek 
und  Vorträge,  womöglich  ein  Hof  oder  (iarten  mit  Turngeräten  und 
Kegelbahn :  kurz  alles  Dinge,  die  nicht  zufällig  sich  linden,  und  wenn 
sie  besorgt  sind ,  planmäßig  ausgenutzt  werden  müssen.  Derartige 
Jugendvereine  sind  wohl  geeignet,  einen  Ersatz  für  den  fehlenden 
Halt  im  Elternhause  und  für  (lie  mangelnde  Auisichl  nach  der  Schul- 
zeit zu  bieten,  nur  müssen  sie  nicht  zwangsweise  an  die  jungen 
Burschen  und  Mädchen  herantreten,  sondern  die  Beteiligung  muß 
freiwillig  sein.  Es  wäre  unrecht,  wenn  man  der  Tätigkeit  der  religiösen 
Gesellschaften  auf  dem  Gebiete  der  Vereinsgründung  nicht  mit  höchster 
.\nerkcnnung  gedächte.  Bei  den  evangelischen  Gemeinden  gehen  die 
Mitgliederder  Jugendvereine  vielfach  aus  dem  Kontirmandenbestandeher- 
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vor.  Typisch  ist  in  dieser  Beziehung  der  „Lehrlingshort"  des  Pastors 
Clemens  Schultz  in  Hamburg,  der,  im  Jahre  1897  gegründet, 
heute  nicht  nur  IbO  Mitglieder  zäidt,  sondern  allein  iu  Hamburg  ein 
Dutücnd  Nachfolger  mit  durchschnittlich  je  80  Mitgliedern  hat.  Die 
Lehrlinge  versammeln  sich  Sonntags  um  7']^,  Uhr  abends  zur  freien 
Beschäftigung,  der  ein  Vortrag  und  gemeinschaftliches  Spiel  folgt, 
wahrend  gemeinsame  Unterhaltung  und  gemeinsamer  Gesang  den 
Ahend  ahschlieUen.  Die  Entlassung  fin<let  pünktlich  um  lU  Uhr  statt, 
damit  die  Angehörigen  den  jungen  Mann  stets  zu  derselben  bestimmten 
Stunde  erwarten  können.  Wer  drei  Jahre  im  Lehrlingshort  gewesen 
ist,  muß  ausscheiden  und  darf  sich  dem  ("Jchilfenverein  anschließen. 
Nach  den  Erfahrungen  des  Pastors  Schultz  darf  man  die  scharfe  Kluft 
zwischen  Lehrlingen  und  Gesellen  nicht  unbeachtet  lassen;  es  gibt 
sonst  leicht  Zank,  da  die  Jungen  sich  von  den  älteren  Leuten  nichts 
sagen  lassen  wollen,  außerdem  verfügen  die  Gesellen  ober  ganz  andere 
Geldmittel  als  die  Lehrlinge  und  können  dadurch  nachteilig  auf  den 
einfachen  Sinn  der  letzteren  wirken.  Zu  den  Kosten  der  Veranstaltung 
hallen  aber  auch  die  Lehrlinge  ihr  bescheidenes  Teil  beizutragen.  Um 
eine  Einrichtung  auf  katholischer  Seite  kennen  zu  lernen,  soll  der 
„Verein  junger  Arbeiter"  in  M.-Gladbach  geschildert  werden.  Hier 
wird  das  religiös-sittliche  Moment  besonders  betont.  Die  Aufnahme 
findet  in  der  Kirche  statt  unter  Beleiligiing  des  gesamten  Vereins  mit 
seiner  Fahne  und  iu  Anwesenheit  der  Angehörigen  und  Lehrmeister. 
Als  Beitrag  werden  .sonntäglich  fj  Pfg.  entrichtet.  Die  Unterhaltung 
ist  reichhaltig  geonlnet,  nebenden  Vorträgen  wird  das  Theaterspielen 
eifrig  ge])Hegt,  ebenso  das  Wandern.  Bier  wird  nicht  verabreicht,  das 
Raucheu  ist  nur  im  Freien  gestattet.   Außer  der  Unterhaltung  ist  auch 


für  Unterricht 

Ansamudung 

zum  katholischen  Gesellen  verein 

Fürsorge  ist  iu  seinen  Zahlen 


gesorgt,  ebenso 
von  Ersparnissen. 


gibt  eine   Sparkasse   Gelegenheit   zur 
Mit    18  Jahren  treten  die  Lehrlinge 
über.    Das  Gesamtbild  der  kirchlichen 
eiu  sehr  erfreuliches.      Im  Jahre  1900 


bestanden  in  Deutschland  803  katholische  Vereinigungen  für  Jünglinge 
mit  ca.  L'üMXM)  Mitgliedern  und  lr\ö  Geselleuvereine  mit  ungefähr  eben- 
soviel Angehörigen.  Dazu  kommen  die  Jungfrauenvereiue,  die  durch 
die  katholischen  Frauenvereiue  gegründet  worden  sind  und  denen  sich 
namentlich  die  jugendlichen  Arbeiterinnen  und  die  weiblichen  An- 
gestellten der  Geschäfte  angeschlossen  haben.  In  der  protestantischen 
Kirche  arbeiten  in  gleicher  Weise  die  Jünglingsvoreine,  deren  Begrün- 
dung 18;14  in  Bremen  erfolgte,  jetzt  sind  es  mehr  als  20t»0,  Etwa 
ein  Zwölftel  derselben  hat  eigeue  Häuser,  die  anderen  versammeln  sich 
in  Schulen ,  Pfarrhäusern  u.  s.  w.  Natürlich  sind  in  diesen  Vereinen 
neben  älteren  Jugendlichen  (über  17  Jahre)  viele  Erwachsene.  Darum 
haben  sich  an  die  Jünglingsvereine  vielfach  direkte  Vereine  für  Jugend- 
liche von  14  bis  17  Jahren  angegliedert;  deren  bestanden  im  Jahre  1900 
2öä  mit  10219  Mitgliedern.  Daneben  gab  es  noch  Lehrlingsvereine 
(108  mit  5248  Teitnehmern)  und  für  das  weibliche  Geschlecht  3049 
evangelische  Jungfrauenvereine  mit  8;J844  Mitgliedern  fl898).  Hat 
somit  <lie  Kirche  ihre  Pfliclit  reichlich  getan,  so  vermag  man  das  von 
der  privaten  Jugendfürsorge  noch  nicht  zu  sagen,  sie  hat  noch  ein 
leeres  Arbeitsfeld  vor  sich.  P>  erscheint  da  empfehlenswert,  mit  den 
Fortbildungsschulen  bezügliche  Jugendklubs  iu  Verbindung  zu  bringen. 
Ueber  eine  andere  Form  der  Organisation  der  Jugendfürsorge  wird  in 
einem  späteren  Kajjitel  (Waisen)  Genaueres  gesagt  werden. 
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G.  Verhütung  sittlicher  Gefährdung. 

Bei  den  mannigfachen  (Jefalireu,  die  dein  Jujj;endlichcn  durcli  un- 
sittlichen Lebenswandel  drohen,  ist  die  Bewahrung  und  Behütunjj  vor 
tliesem  Elend  die  sociale  Ptiicht  aller  derjenigen,  die  ihm  in  seiner  Er- 
werlistiltigkeit   2u   \'orgesetzten    gegeben    sind,   also  der  Inhaber  der 
betriebe,  der  Meister   und   älteren  Angestellten.     Auch  die  Gewerbe- 
, Ordnung  (§  12<Je)  nimmt  sich  der  jungen  Leute  an  und  verpflichtet  die- 
pjenigen  Unternehmer,  die  Arbeiter  unter  18  .Tahrcn  beschäftigen,  bei  der 
Einriciitung  der  Betriebsstätte  und  bei  der  Regelung  des  Betriebes  die- 
jenigen   besonderen  Rücksichten    auf   Gesundheit   und  Sittlichkeit   zu 
nelnnen,   welclie   durch   das  Alter   dieser  Arbeiter  geboten  sind.     Be- 
triebsherren,  die   auch   auf  diesem  Felde   ihre   Pflicht  ernst  nehmen, 
haben   diese   äußeren  Bestimmungen   dann   noch  ergänzt  und  die  Be- 
-Äufsichtigung  der  Jugendlichen   hinsichtlich   ihrer  sittlichen    Führung 
Wen   Arbeitervorständen    und  Ausschüssen    übertragen.     So   bestimmt 
[■die  Organisation  des  AeltestenkoUegiums  der  Marienhütte  bei  Kotzenau 
U§!;  14 — iL).):    „Lehrlingen  ist  der  Besuch  von  Gasthäusern  und  Tauz- 
I lokalen    nur   bis   9  Uhr   abends   gestattet  und    müssen   dieselben  um 
1<|  rhr    in   ihren   Quartieren   sein.     Diesen    Bestimmungen    Zuwider- 
handelnde   werden    zur   sofortigen    Bestrafung   herangezogen.     Jeder 
,  Lehrling   hat  sich  eines  gesitteten  und  anständigen  Lebenswandels  zu 
[fcefleißigen    und   ist   außerhalb    wie   innerhalb   der   Hütte   verpflichtet, 
seinen    Vorgesetzten   und   überhau{»t  allen  älteren  Personen  mit  Höf- 
'  lichkeit ,   Bescheidenheit    und    Folgsamkeit    zu    begegnen".     Nach  der 
Fabrikordnung  der  Mechanischen  Weberei  Franz  Brandts  in  M.-Glad- 
iach   sind   diejenigen    unverheirateten   jungen    Leute,   die  gegen    den 
1  Willen   ihrer  Eltern   außer  dem  elterlichen  Hause  Wohnung  nehmen, 
'sofort   zu   entlassen.     Neben    den  Fabrikherren   sorgen   aucli  Vereine 
[■für  Bewahrung  der  Sittlichkeit  unter  den  Jugendlichen  ;  auf  evangelischer 
Seite   namentlich   das  „Weiße  Kreuz",   das  IXHd   in  Berlin  gegründet 
wurde   und  gegenwärtig  W.i  Vereine  (mit  Jugendabteilungen)  umfaßt, 
in  denen  seit  Bestehen  über  200CW  Mitgliedskarten  ausgegeben  wurden. 
<Wer    die    Karte    nimmt,  geht   auf   bestimmte   Zeit    ein    Keuschheits- 
gelübde ein.) 

Um  vor  der  Verführung  zu  behüten,  ist  in  allen  Betrieben,  wo 
Personal  gemischten  Geschlechtes  arbeitet,  auf  Trennung  der  (ie- 
schlechter  zu  achten.  Die  Gewerbeordnung  besagt  (tj  l:^tb|,  daß 
die  Unternehmer  verpflichtet  sind,  alle  Einriclitungeu  und  Vorschriften 
zu  trert'en,  die  zur  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und  des  An- 
standes  notwendig  sind.  Insbesondere  muß  die  Trennung  der  Geschlechter 
durchgeführt  werden  --  freilich  fehlt  nicht  die  dehnbare  Bestimmung: 
soweit  es  die  Natur  des  Betriebes  zuläßt  —  Ankleide-  und  Wasch- 
räume müssen  nach  Geschlechtern  getrennt  sein.  Bedürfnisanstalten 
sind  so  anzulegen,  daß  sie  ohne  Verletzung  von  Sitte  und  Anstand 
benutzt  werden  können.  In  Verfolg  dieser  Bestimmungen  haben  viele 
Fabriken  Ordnungen  aufgestellt,  die  während  der  Arbeitszeit  die 
Trennung  der  weiblichen  Arbeiter  von  denen  inänidicben  Geschlechtes 
festsetzen.  Schwieriger  ist  schon  das  Verbot  des  Verkohrs  wäln-end  der 
freien  Zeit,  immerhin  ist  es  für  das  Arbeitsgrundstück  selber  durdiführ- 
bar.  weil  üebertretnngen  kontrollieit  und  mit  Entlassung  bestraft  werden 
können.     Für  die  Trennung  auf  dem  Wege  von  und  zur  Arbeitsstelle 

II«n4buch  der  Hjglene.    Suppl.-Bd,  IV.  33 
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eiiipfielilt  es  sich,  die  inänuliclien  ruicl  weildichen  Arbeiter  nicht  zur 
lU'leicheii  Zeit  zu  entlassen.  Der  Zeitunterschied  darf  allerdinjis  nicht 
nur  wenige  Minuten  dauern,  er  muß  so  lang  sein,  daß  er  das  Warten 
verleidet.  Die  National  Casli  Register  C^  in  Amerika  läßt  ihre  jungen 
Mädchen  1  Stunde  später  konuiien  als  die  Männer  und  sie  '  \  Stunde 
früher  gehen.  Bezüglich  der  Durchführung  der  Bestimmungen  der 
Gewerl)eürdnung  klagen  die  Fabrikins]>ektoren  darüber,  daß  es  in 
älteren  Anlagen  sich  vielfach  als  unmöglich  herausstellt,  die  Trennung 
der  ijeschlechter  durchzuführen,  sowie  gesonderte  Ankleide-  und 
W^asch räume  zu  schaffen.  Ebenso  sind  die  Bedürfnisanstalten  oft  in 
einem  Zustande,  wie  er  den  Forderungen  der  Sittlichkeit  keineswegs 
entspricht. 

Den  Maßnahmen  innerhalb  der  Arbeitsstiitte  haben  sich  dann 
andere  anzuschließen,  die  den  Jugendlichen  an  einem  unsittlichen 
Lebenswandel  hindern  sollen.  Dieselben  richten  sich  gegen  die  Ver- 
breitung unzüchtiger  Bilder  und  Schriften,  gegen  die  Wirtschaften  mit 
weiblicher  Bedienung  und  weiblichen  Chantantsängerinnen,  sowie  gegen 
die  Prostitution.  Wenn  auch  nach  <len  Mitteilungen  des  Berliner 
Polizeipräsidiums  die  Zahl  der  gewerbsmäßig  Unzucht  Treibenden 
(d.  h.  der  Eingeschriebenen)  seit  1>^9<5  von  M9H  auf  4147  zurück- 
gegangen ist,  trotz  der  Bevölkerungszunahme,  so  ist  es  doch  ein  be- 
trübendes Schauspiel,  wenn  man  die  Zahl  der  .lugendlichen  betrachtet, 
die  in  den  Lokalen  als  KeUueriunen  und  Sängerinnen  oder  auf  der 
Straße  umherlaufen  und  heimliche  Prostituierte  sind.  Das  neue  Ge- 
setz über  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  wird  ja  in  Zukunft  die 
Polizeibehörden  in  den  Stand  setzen,  die  der  Gewerbsunzudit  ver- 
fallenen weiblichen  Personen  unter  18  Jahren  der  öffentlichen  Für- 
sorgeerziehung zu  übergeben  und  sie  dadurch  nicht  nur  aus  den 
Reihen  der  Prostituierten  zu  entfernen,  sondern  auch  einem  ehrbaren 
Lebenswandel  zuzuführen.  Innerhalb  der  evangelischeu  Kirche  sorgen 
die  Magdalenenhäuscr  für  die  Gefallenen,  in  der  katholischen  Kindie 
hat  sich  ein  besonderer  Orden,  derjenige  dei-  Schwestern  vom  guten 
Hirten,  die  Aufgabe  gestellt,  die  gefallenen  Mädchen  zum  sittlichen 
Lebenswandel  und  zur  Ausübung  eines  anständigen  Berufes  anzuleiten. 
Nicht  unerwähnt  darf  auch  die  Tätigkeit  dei-  Heilsarmee  auf  diesem 
Gebiet  bleiben.  Besser  als  gefallenen  Mädchen  helfen  ist  aber,  die 
Jugend  vor  dem  Schritt  ins  Elend  zu  bewahren  und  namentlich  die 
traurigen  Wohnungsverhältnisse  umzuändern.  Bis  das  durchgeführt 
ist,  muß  der  Kampf  gegen  die  Prostitution,  und  namentlich  gegen 
die  heimlieh  betriebene  Unzucht,  mit  allen  Kräften  fortgeführt  werden. 
Denn  die  ötlentliche  Prostituierte  hat  sich  regelmäßigen  Untersuchungen 
zu  unterziehen  und  wird  in  Behandlung  genommen,  sobald  (Jeschlechts- 
krankheiten  festgestellt  werden;  die  heimliche  aber  läuft  krank  umher 
und  steckt  immer  von  neuem  an.  Will  man  darum  nicht  an  eine  Aii- 
zeigepHicht  der  Aerzte  hinsichtlich  der  Gescblechtskranklieiten  heran- 
gehen, wie  sie  in  Dänemark  !>esteht.  .so  sollte  man  die  letzteren  wenigstenä 
ifflr  Senchen  erklären,  damit  sie  gesetzlich  unter  die  Behandlung  ajjpro- 
bierter  Aerzte  fallen  und  dem  lichtscheuen  Treiben  gemeingefährlicher 
Kurpfuscher  entzogen  werden. 
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K&mp,  Die  W'ohnungtnol  und  ihre  AhhUj'e  dttrch  ein  ReichtirohnKngtgetett,  AVutiJt/urr  <i.  .V. 

IS'JV. 

Kampffmayar,  Die  englitcht   Garirtutadt- Bewegung ,  Berlin  19ÜJ. 

Waloker,  Die  grojittädlitehe  Wohnungmot,  ihre  Ürtachen  und  HeilmiUel,  Hamburg  189s. 

Zu  Kap.  F  S.  SOi- 
Bergemkim,    lieber    Vidkehochtehulen,    Wiethaden   1X96. 
IMia,  Die  katholieehen  Geeellenvereine  in  Deutschland,  Berlin   ISBt, 
TlSlMl,    Volksbildung  und  Jugenderziehung,  1891. 
Hennig.  Der  nächste  Sehritt  in  der  Jugetidjilrsorge,  Berlin  1900. 
Kley,  RH  Krupp,  Leipzig  1899. 
Kmmfflmohar,  Dia  evangelischen  Jlltujlingtvereine  und  verwandte  Bestrebungen,   ElberfeU 

Kalilar,  Don  Boakos  sotiale  Srhfip/ungen.  leine  Lehrlingivertammlungen  und  Erziehung/- 

häiiser,  Regensburg  1S9S. 
Po»t  1/11./  Albraoht,    ihulersiatten    persmilieher   Fürsorge   von  Arbeitgebern  filr   ihre   Ge- 

srlui/lfaiigeiittdlten,  1.  Bd.,  Berlin. 
Keyer,  IJandhueh   des    Volksbildungrirrseni,  .Stuttgart   1S96. 
Bkohia,    Ueber  Ai-beiterbildung,  i.>(fl,?. 

Sohulue,    Volkshochschulen  und  Dniversitäls-Ausdehiungibewegung,  Leipsig  1897. 
Tiatmeyar,  fnixis  des  Jänglingivereins,  Leipzig. 
Tolkar,  Handbuch  der  deulsclien   Volksbildungsbestrebungen,  1893. 

Zu  Kap.  G  S.  Iil.l. 
Fiirsorgr.  für  die  sehulrntlasaene  Jugend.     Viirberiehle  und  Verhandlungen,  hernusgeg.  • 

der  Zentralstelle  jür  Arbeiterwohlfahrtspflege,  Berlin  1900. 
Foit  und  Albraeht,  ifusterttätien  (s.  o.J. 


I¥.  Fürsorge  fUr  besondere  Gruppen  der  JngendUchen. 

A.  Die  Waisen. 

Bei  dem  Versuch,  tlie  .Fugendfiirsorge  zu  orj^auisieren,  wird  man 
bald  herausfinden,  daß  unter  den  Jugendlichen  einzelne  (ürupjien  des 
Schutzes  in  besonderem  Maße  bedürftig  sind.  Filr  die  körperlich  oder 
geistig  Deformierten  hat  diese  Erkenntnis  schon  früh  bestanden  und 
die  entsprechenden  Fürsorgemaßregeln  im  Gefolge  gehabt.  Anders 
bei  den  Waisen,  wenn  m;in  zu  diesen  nicht  nur  die  Vollwaisen,  son- 
dern auch  die  ihres  Erniihrei's  beraubten  sog.  Halbwaisen  rechnet. 
Für  die  ersteren  bieten  Anstalten  einen  Zufluchtsort,  aus  welchem  sie 
nacli  Beendigung  der  Schulpflicht  in  ein  Lehr-  oder  Dienstverhältnis 
treten.  Der  zweiten  Grupjie  von  Schutzlosen  ist  zwar  in  Fällen  äußerer 
Notlage  die  Unterstützung  staatlicher  und  kommunaler  Körjjerschaften 
zu  Teil  geworden,  aber  selbst  diese  hörte  mit  dem  Augenblicke  auf. 
wo  der  verwaiste  Jugendliche  sich  nach  der  Schulentlassung  der  Er- 
werbslätigkeit  zuwendete,  also  des  Rates  und  Beistandes  am  aller- 
meisten bedurfte.  Für  diejenigen  Vereine  aber,  die  sich  der  schul- 
entlassenen Jugend  annehmen,  bietet  die  Arbeit  an  den  Waisen  wegen 
des  Eingreifens  von  Vormündern,  amtlich  bestellten  Waisenpflegern 
und  Vormundschaftsgerichten  soviel  Schwierigkeiten,  daß  sie  diesem 
Teil  der  Fürsorgebedürftigen  nie  die  volle  Sorgfalt  zuwenden  können. 

Eine  reformatorische  Umgestaltung  der  Waisenfürsorge  nach  dem 
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Termin  des  Schulabgangs  ist  dann  von  Berlin  aus  ertolgt  durch  Grün- 
dung des  „Freiwilligen  Erziebuugsbeirats  für  schulentlassene  Waisen" 
am  21.  Januar  lh*M\.  Der  Gedanke  dazu  ging  von  dem  Lehrer  Franz 
Pagel  aus.  Vorsitzender  des  Vereins  wurde  der  Landgerichtsrat  Dr. 
Fe  lisch,  der  neben  einer  warmen  Liebe  für  die  Waisen,  denen  die 
Fürsorge  gelten  sollte,  und  einem  ungewöhnlichen  Orgaiiisatiunstalent 
die  glückliche  Gabe  besaß,  im  Verkehr  mit  den  Angehörigen  <ier  ver- 
schiedensten Stänrie  und  Rerufe  stets  den  rechten  Ton  zu  finden  und 
sie  zu  gemeiiisamein  Wirken  für  die  gute  Sache  zu  verpHichten.  Seiner 
Tätigkeit,  sowie  derjenigen  des  leider  zu  früh  verewigten  Ehrenpräsi- 
denten Staatsministers  Her  rfu  rth.  der  seine  reiche  Erfahrung,  große 
Arbeitskraft  und  gewinnende  Liebenswürdigkeit  in  den  Dienst  der 
seiner  edlen  Natur  so  außerordentlich  sympathischen  Bestrebungen 
stellte,  ist  das  rasche  Aufblühen  des  Erziehungsbeirates  zu  danken. 
Der  inzwischen  zur  Marineveiwaltung  übergegangene  Geheime  Atl- 
miralitätsrat  Dr.  Feilsch  hat  heute  noch  als  Ehrenpräsident  die  Ge- 
sanitleitung  des  Vereins,  wälirend  die  Führung  des  Pflege-  und  Unter- 
stützungswesens, sowie  des  Lehrstellennachweises  bis  1900  in  den 
Händen  Pageis  lag;  seit  dieser  Zeit  ist  der  Verfasser  in  den  ge- 
nannten Aemtern  tätig.  Wenn  im  nachfolgenden  der  Organisation  des 
Freiwilligen  Eraiehungsbeirates  eine  eingehendere  Betrachtung  zu  teil 
wird,  als  dies  an  anderen  Stellen  hinsichtlich  der  Vereinstätigkeit  ge- 
schehen ist,  so  rechtfertigt  sich  das  einmal  dadurch,  daß  derselbe  für 
eine  Reihe  ähnlicher  Gründungen  vorbildlich  gewesen  ist.  Der  Haupt- 
grund ist  jedoch  der,  daß  die  Einrichtung  und  Arbeit  <les  Erzieluings- 
beirates  die  Wege  weisen,  auf  welchen  eine  geregelte  Fürsorgetätigkeit 
für  die  Jugend  durchgeführt  werden  kann,  indem  nur  in  Großstädten 
allenfalls  eine  Trennung  nach  besonderen  Prinzipien  nötig  ist,  in  allen 
andern  Städten  und  auf  dem  Lande  aber  das  gesamte  (lebiet  der 
Wohlfahrtsjifiege  an  der  Jugend  in  deui  „Erziehungsbeirat"  zusammen- 
gefaßt werden  kann. 

Die  Tätigkeit  des  Vereins  baut  sich  auf  der  Grundlage  des  Ptleger- 
systems  auf,  das  in  persönliche  Beziehung  zu  den  Waisen  gebracht 
ist.  Die  Pfleger  und  PHegeriunen  haben  bei  der  Berufswahl  der  ihnen 
zugewiesenen  Pfleglinge  und  bei  der  Unterbringung  derselben  in  dem 
erwählten  Berufe  mitzuwii'ken,  die  Waisen  zu  überwachen,  über  deren 
Arbeitgeber  sich  zu  unterrichten,  gute  Beziehungen  zwischen  diesen 
und  den  Waisen  anzubahnen,  überhaupt  letzteren  mit  Rat  und  Tat 
zur  Seite  zu  stehen.  Zu  einer  geregelten  Ausübung  dieser  Tätigkeiten 
sind  die  Pfleger  gruppenweise  zu  Bezirksausschüssen  zusammengefaßt, 
die  in  räumlicher  Ausdehnung  ungefähr  den  kommunalen  Waiseurats- 
bezirken  entsprechen.  Die  Bezirke  ihrerseits  vereinigen  sich  zu  Gruppen 
nach  den  Stadtteilen,  weil  diese  in  der  Großstadt  doch  viele  lokale 
Verschiedenheiten  aufweisen  und  —  wenn  auch  im  geringeren  Giade 
in  der  Behandlung  der  Waisen  —  so  doch  in  der  Art  und  Weise  der 
Beteiligung  und  Zusammenfassung  der  Bewohner  diesen  Abweichungen 
Rechnung  getragen  werden  muß.  Die  Arbeit  im  Verein  beginnt  da- 
mit, daß  rechtzeitig  vor  jedem  Schulentlassungstermin  (1.  April  und 
1.  Oktober)  bei  den  Schulen  angefragt  wird,  welche  vaterlosen  Kinder 
sich  unter  den  demnächst  zu  entlassenden  Schülern  befinden.  Die 
gemeldeten  Waisen  werden  in  einem  eigenen  Bureau  nach  ihrer 
Wohnung   auf  die    Bezirksausschüsse  verteilt    und   von   deren    Vor- 
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sitzenden  den  einzelnen  Pflegern  und  Pflegerinnen  zugewiesen.  Durch 
persünlicheu  Besuch  stellt  der  Pfleger  zunächst  fest,  o!»  eine  Fiirsorge- 
tätigkeit  für  den  Gemeldeten  notwendig  ist  oder  nicht  und  bereitet  im 
erstereu  Falle  die  Berufswahl  vor.  Diese  erfolgt  mit  Rücksicht  auf 
die  Vermögenslage  des  Kindes,  seine  besonderen  Neigungen  und  An- 
lagen, seinen  sittlichen,  geistigen  und  körperlichen  Zustand  und  die 
soziale  Stellung  der  Angehörigen,  l'eber  Vorteile  und  Nachteile  der 
verschiedenen  Berufe  kann  sich  der  Pfleger  aus  dem  schon  früher  in 
dieser  Schrift  erwälinteu  „Wegweiser  für  die  Berufswahl"  unterricliten. 
der  vom  freiwilligen  Erziehungsheirat  herausgegeben  wurde.  Reichen 
seine  Beziehungen  zur  Ermöglichuug  der  Unterbringung  des  Pfleg- 
lings nicht  aus,  so  stehen  ihm  die  fachmännischen  Beistände  des 
Vereins  zur  Verfügung,  die  fast  alle  Erwerbszweige  in  ihren  Personen 
verkörpern.  Zur  Erledigung  rechtlicher  Fragen  (Lehrliugskontrakte 
u.  s.  w.)  ist  eine  juristische  Kommission  vorhanden.  Besonderer  Wert 
ist  auf  die  Prüfung  der  körperlichen  Brauchbarkeit  zu  legen,  dannt 
der  Pflegling  in  seiner  späteren  Erwerbstätigkeit  nicht  durch  anfangs 
übersehene  Gesundheitsstörungen  geschädigt  werde;  daher  ist  seine 
Untersuchung  durch  einen  der  Vereinsärzte,  die  ihre  Kraft  unentgelt- 
lich in  den  Dienst  der  Sache  stellen,  zu  veranlassen. 

Die  sorgfältige  Behandlung  der  Berufswahlangelegenheit  hat  nun 
aber  weiter  den  guten  Erfolg,  daß  den  Waisen  zahlreiche  bessere  Be- 
rufe geöffnet  werden,  die  ihnen  bisher  verschlossen  blieben,  weil  die 
rechte  Bemühung  um  ihre  Unterbringung  fehlte.  Hat  doch  selbst  die  gut 
geleitete  Waisenerziehuugsanstalt  der  Stadt  Berlin  zu  Huinmelsburg  ihre 
Zöglinge  fast  nur  bei  Bäckern,  Tischlern,  Schneidern.  Tapezierern, 
Schuhmachern.  Schlossern,  Kaufleuten  u.  s.  w.  untergebracht,  während 
die  besseren  und  aussichtsreicheren  Berufe  nur  vereinzelt  besetzt 
wurden.  Der  freiwillige  Erziehungsbeirat  hat  gerade  hier  mit  bestem 
Erfolge  geariveitet,  indem  einesteils  seine  Bezieliungen  zu  hervor- 
ragenden Mitgliedern  der  betreffenden  Berufe  ausgenutzt  iiml  zum 
andern  aus  den  erheblichen,  ihm  zufließenden  Mitteln  die  Aufwen- 
dungen für  die  bessere  Unterbringung  der  Pfleglinge  gemacht  werden 
konnten.  Diese  Kosten  werden  in  Form  von  Unterstützungen  be- 
willigt für  Lehrgeld,  Ausbildung  in  Haushaltungs-  und  Fachschulen. 
Beschaffung  von  Handwerkszeug  und  Kleidung  u.  s.  w.  Die  bisherige 
Gesanittätigkeit  des  Vereins  wird  durch  die  Zahlen  nachstehender 
Tabelle  dargelegt: 


I 


I 


rereinsjahr : 

Zahl  der  gemeldeti'ii 

Zahl 

der  in  Lehrstpllen 

Waisen: 

u.  S.  ' 

w.  untergebrachten: 

1896 
1897 

i8i8 
J405 

)..M 

1898 

3276 

1220 

1899 

«561 

I2I8 

1900 

»447 

«»35 

1901 

a644 

1566 

1902 

3720 

"397 

1903 

2834 

1500  (rund. 

[abgescblosse») 
da  noch  nicht 


1970s 


9350 


Durch  die  Unterstützungskommission  wurden  234(>  Unterstützungs- 
gesuche  erledigt,  auf  welche  86157  M.  l)ewilligt  wurden.  Dazu  traten 
noch  8  715  M.,  die  zum  Besuch   von  Bädern    und   zur  Unterbringung 
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üuf  dem  Lande  für  jene  Pfleglinge  gezahlt  wurden,  die  zum  sofortigen 
Eintritt  in  die  Erwerbstätigkeit  körperüch  zu  schwach  waien  und  vor- 
erst gekräftigt  werden  sollten.  Es  ist  dieser  außerordentlich  segens- 
reichen Einrichtung  au  einer  früheren  Stelle  bereits  gedacht  und  die- 
selbe zur  allgemeinen  Nachahmung  emiifohlen  worden.  Dasselbe  ist 
geschehen  bezüglich  der  Unterhaltungsabeude,  die  von  mir  mit  den 
Pflegliugen  au  Wintersountagen  in  gewissen  Zwischenräumen  abge- 
halten werden.  Es  ist  nur  noch  nachzutragen,  daß  die  meisten  Grujiiieu 
aucli  Weihnachtsfeiern  veranstalten,  indem  die  Pfleglinge  entweder 
beschenkt  oder  zu  einer  frohen  Feierstunde  mit  Bewirtung  zusammen- 
geladen werden,  und  daß  im  Sommer  ein  Gartenfest  die  l'fleger  des 
Vereins  mit  ihren  Scliutzbefohlenen  vereint.  So  ist  denn  in  der  glück- 
lichsten Weise  im  freiwilligen  Erziehungsbeirat  eine  Organisation  ge- 
schaffen, die  vollkommen  die  Aufgaben  löst,  welche  der  .fugendfürsorge 
gestellt  sind.  „Möge  daher  seine  Idee  zum  Heile  unsers  schönen  großen 
Vaterlandes  weithin  wirksam  werden  und  im  sozialen  Jahrlunulert 
goldene  Früchte  tragen"  (Felisch). 


B.  Jugendliche  mit  körperlichen  und  geistigen  Defekten. 

Als  ein  oft  gering  geachteter  körperiiclier  Fehler  wird  das  Stot- 
tern angesehen,  dabei  ist  es  doch  sehr  verbreitet.  Nacli  Dr.  11  e  r  m  a  n  n 
<TUtzmann  stottern  in  Deutschland  S(HXTO  Schüler  (Jugendfürsorge 
19U0).  Während  der  Schulzeit  pflegen  die  Eltern  sich  wenig  um  das 
Stottern  zu  kümmern.  „Soll  aber  der  aus  der  Schule  entlassene  Junge 
etwas  werden,  so  wird  er  meist  schon  als  Lehrnuge  abgewiesen,  weil 
<ler  Meister  gut  sprechende  Lehrlinge  genug  liekommen  kann.  Wer 
•wird  denn  auch  stotternde  Lehrjungeu,  die  nicht  einmal  die  einfachste 
mündliche  Bestellung  ausrichten  können,  annehmen?  Welche  Familie 
wird  ein  stotterndes  Kindermädchen  aufnehmen  und  ihre  eigenen 
Kinder  der  Gefahr  aussetzen,  durch  Nachahmung  selbst  Stotterer  zu 
werden?  Es  gibt  nur  sehr  wenige  Berufe,  bei  denen  die  Sprache 
nicht  fortwährend  als  Vermittler  zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeit- 
geber, zwischen  Produzent  und  Konsument,  zwischen  Kaufmann  und 
Käufer  dienen  muß"'  (Dr.  Gutzmaun).  Damit  diesen  Bedauerns- 
werten der  Zugang  zur  Erwerbstätigkeit  erleichtert  wird,  ist  notwendig, 
in  die  obligatorische  Fortbildungsschule  (wenn  dies  in  der  Volksschule 
nicht  schon  geschehen)  Heilkurse  für  Stotterer  einzufügen,  die  von 
<ieu  letzteren  besucht  werden  müssen. 

Lst  den  Stotterern  leicht  zu  helfen,  so  sind  die  mit  schwereren  kör- 
perlichen Defekten  Behafteten  eines  um  so  stärkeren  Schutzes  bedürftig. 
Zunächst  die  Taubstummen.  Es  ist  bedauerlieh,  daß  für  die.se, 
wie  für  Blinde  und  Idioten,  ein  Schulzwang  nicht  besteht,  man  könnte 
sonst  allgemein  mit  Beginn  der  Schulpflicht  schon  auf  die  Erziehung 
für  das  praktische  Leben  hinarbeiten.  Vielleicht  schafft  das  Fürsorge- 
erziehungsgesetz auch  hierfür  Gelegenheit,  indessen  sind  die  Aussichten 
gering,  da  der  Weg  über  das  Gericht  führt.  Taubstumme,  die  in  An- 
stalten erzogen  wurden,  sind  am  liesten  daran.  Da  sie  oft  eine  be- 
sondere Handgeschicklichkeit  besitzen,  so  wird  diese  auch  für  den 
späteren  Broterwerb  tüchtig  gepflegt.  In  den  meisten  Fällen  sorgen 
die  Anstalten  auch  für  die  Unterbringung  ihrer  taubstummen  Zöglinge 
in    geeigneten    Lehr-   oder    Dienststellen.     Das    Reglement    der    ost- 
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preußischen  Provinzial-Taubstuniinenaustalten  sagt  darüber  (§8):  „Schon 
wälirenil  des  Uiiterrichtskursus  wird  der  Uebergang  der  Zöglinge  in 
das  praktische  Leben,  wenn  die  Eltern,  Vormünder  u.  s.  w.  nicht  selbst 
die  dazu  erforderlichen  Veranstaltungen  treffen,  von  dem  Vorsteher  der 
Anstalt  vorbereitet  und  eingeleitet,  wobei  derselbe  darauf  Bedacht  zu 
nehmen  hat,  daß  der  Zögling  ein  seinen  Anlagen  und  ^'eigungen  ent- 
sprechendes Handwerk  erlernt."  Den  Mädchen  wird  zuweilen  gestattet, 
noch  ein  Jahr  (gegen  Petisions/alilung)  in  der  Anstalt  zu  bleiben  und 
dann  einen  Beruf  (meist  Schneiderei)  zu  erlernen. 

Erleichtert  wird  die  Unterbringung  Taubstummer  in  Preußen  durch 
eine  nachahmenswerte  Einrichtung.  Eine  Kabinettsordre  von  1817 
gewährt  denjenigen  Künstlern  und  Handwerkern,  die  einen  Taubstummen 
als  Lehrling  annehmen  und  auslehren,  eine  Prämie  von  150  M.  Ein 
Ministerialreskript  (1854)  dehnt  diese  Bewilligung  auch  auf  die  Aus- 
bildung der  weiblichen  Taubstummen  ans.  Die  Verbindung  mit  der 
Anstalt  darf  durcli  die  Unterbringung  nicht  gelöst  sein,  selbst  wenn 
der  Lehrmeister  für  die  Stelle  des  Pflegevaters  bestimmt  wird.  Sie 
ist  einmal  nötig,  um  die  Mißhelligkeiten,  die  zwischen  dem  taubstummen 
Lehrling  und  seinem  Meister  nur  zu  leicht  entstehen,  frühzeitig  aus- 
gleichen zu  können,  sie  kommt  aber  auch  weiterhin  dem  Taubstummen 
zu  Gute,  weil  nach  seiner  praktischen  Ausliitdung  ihm  die  Anstalt  mit 
Rat  und  Tat  (durch  Gevvälirnng  von  Handwerksgeriit,  Schaffung  voi» 
Arbeitsgelegenheit  und  Sorge  für  Absatz  der  von  ihm  gefertigten 
Waren)  zur  Seite  steht  und  für  sein  Fortkommen  sorgt.  Bei  der  Unter- 
bringung der  Taubstummen  gilt  im  allgemeinen  das  Prinzip,  nicht  zu 
viel  von  ihnen  an  demselben  Ort  {abgesehen  von  Großstädten)  fest- 
zusetzen. Dadurch  wird  häufig  ein  Taubstummen-Proletariat  erzeugt, 
das  bei  eintretender  Arbeitslosigkeit  sehr  leicht  eine  Neigung  füi- 
Vagabondage  zeigt,  umsomehr  als  man  diesem  Gebrechen  nur  geringe 
Rücksichten  entgegenbringt  (ganz  anders  bei  Blinden !)  und  dieser 
Mangel  an  Entgegenkommen  dem  Taubstummen  von  vornherein  schon 
den  wirtschaftlichen  Kampf  erschwert.  Außerdem  pflegen  sich  die  an 
einem  Ort  in  größerer  Zahl  versammelten  Taubstummen  zusammenzu- 
finden und  gegen  die  normalen  Menschen  abzuschließen,  wodurch  der 
bildende  Verkehr  mit  letzteren  unterbunden  wird. 

Hier  kann  die  Anstalt  durch  Aufrechterhalten  der  Verbindung 
mit  den  ehemaligen  Zöglingen  segensreich  wirken.  Sie  muß  sich  zu- 
erst durch  Errichtung  von  Fortbildungskursen  der  geistigen  Weiter- 
bildung ihrer  Pflegebefohlenen  annehmen,  da  diese  andere  Schulea 
mit  Aussicht  auf  irgend  welchen  Nutzen  nicht  besuchen  können.  Bei 
Fachschulen  i.st  ein  derartiger  Einwand  weniger  zu  erheben,  weil  hier 
das  Zeichnen  und  die  ])raktisclie  Unterweisung  den  Hauptteil  des 
Unterrichts  ausmachen.  Der  Besuch  der  Fortbildungsschule  muß  für 
die  Taubstummen  obligatori-sch  eingerichtet  werden,  und  es  ist  event. 
die  Auszahlung  der  Prämie  von  der  Verpflichtung  des  Lehrmeisters 
abhängig  zu  machen,  seinen  Lehrling  dorthin  zu  schicken.  Auch  die 
körperliche  Ausbildung  —  namentlich  iui  Turnen  —  muß  in  der  Fort- 
bildungsschule ihren  Platz  finden,  da  dem  Taubstummen  der  Anschluß 
an  Vereine,  die  sie  pflegen,  erschwert  ist.  Für  das  berufliche  und 
staatsbürgerliche  Leben  ist  der  Schüler  durch  aufklärende  Vorträge 
über  Fortschritte  in  seinen  Berufszweigen,  über  wichtige  gesetzliche 
Bestimmungen    für    Handel    und    Gewerbe  u.  s.  w.    in    gewissenhafter 
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der  Werkstatt  aufsuchen,  um 
Leistungen  zu  erkundigen  und 
Seite   zu   stehen.     Die  Anstalt 


m- 


Weise  vorzubereiten.  Das  kircldiclie  Leben  des  Taubstummen  wird 
rege  erlialten,  indem  man  die  Erwachsenen  an  den  sonntäglichen  An- 
dachten der  Anstaltszöglinge  teilnehmen  läßt  oder  sie  zu  regelmäßig 
im  Jahr  sich  wiederholenden  Gottesdiensten  zusammenheruft.  (int  ist 
es  auch,   wenn  Vorsteher  und  Lehrer  der  Anstalt    die  Entlassenen  in 

sich  nach  ihrem  Ergehen  und  ihren 
ihnen  mit  tröstenden  Ermahnungen  zur 
in  Frankfurt  a.  M.  hat  ein  Riindlirief- 
buch  geschaffen,  das  unter  den  entlassenen  Zöglingen  desselben  Kursus 
umläuft  und  dessen  Aufzeichnungen  niclit  nur  die  ehemaligen  Genossen 
unter  sich  und  mit  der  Anstalt  in  Verbindung  erhalten,  sondern  auch 
als  Stilübung  geistig  weiterbildend  wirken.  Die  meisten  Anstalten 
halfen  jährlich  Versammlungen  ab,  zu  denen  die  Taubstummen  aus 
nahem  und  weitem  Kreise  herbeieilen,  um  gegenseitige  Unterhaltung 
zu  jtflegen  und  das  Wiedersehen  mit  ihren  alten  Lehrern  und  Er- 
ziehern zu  feiern. 

Im  Gegensatz  zu  den  Taubstummen  hat  die  rührende  Hilflosigkeit 
des  Blinden  wohl  selten  vergeblich  den  Schutz  der  normal  ausge- 
statteten Menschen  angerufen.  Aber  wie  bei  den  ersteren  wird  auch 
hier  darüber  geklagt,  daß  blinde  Kinder  zu  spät  in  die  Anstalt  kommen; 
man  könnte  sie  sonst  besser  auf  das  praktische  Lclien  vorbereiten. 
Aber  selbst  da,  wo  durch  gute  Schulung  der  Blinde  zu  tüchtigen  ge- 
werblichen Leistungen  befähigt  worden  ist,  ist  er  nach  der  Entlassung 
doch  übel  daran.  Er  findet  selten  das  seiner  Arbeitskraft  entsprechende 
Absatzgebiet  für  seine  Waren,  gerät  in  Not  und  ist  scliließlich  ge- 
zwungen, die  öffentliche  oder  private  Mildtätigkeit  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Damit  ist  aber  der  Zweck,  den  die  Anstalt  mit  seiner  Aus- 
bildung verfolgte,  zunichte  gemacht.  Es  ist  darum  ihre  Pflicht,  mit 
den  Entlassenen  in  Verbindung  zu  bleiben,  ihnen  beizustehen  in  dem 
Wettbewerb  des  wirtschaftlichen  Kampfes  und  ihnen  im  Alter  die  \'er- 
sorgung  gegen  die  bittere  Not  zu  bieten.  Diese  Aufgabe  kann  nun 
—  aber  schwieriger  —  von  der  Anstalt  allein  gelöst  werden ;  sicherer 
wird  das  Ziel  erreicht,  wenn  ein  Verein  aus  angesehenen,  arbeits- 
freudigen und  mildtätigen  Bürgern  sich  ihr  an  die  Seite  stellt.  Die 
Fürsorge  für  die  anstaltentlassenen  Blinden  besteht  dann  darin,  daß 
zunächst  eine  geeignete  Wohnstelle  mit  günstigen  Lebens-  und  Arbeits- 
bedingungen für  sie  aufgesucht  wird,  daß  sie  mit  Arbeitsgeräten  und 
den  zu  verarbeitenden  Rohstoffen  ausgerüstet  werden,  daß  man  iiinen 
passende  Arbeitsgelegenheit  und  genügenden  Absatz  vermittelt,  Kredit 
und  Darlehen  gewährt  und  sie  in  Not  und  Krankheit  auch  mit  Unter- 
stützungen bedenkt.  Für  die  geistige  Weiterbildung  ist  es  notwendig, 
die  Blinden  regelmäßig  zu  versammeln  und  sie  durch  Vorlesungen 
und  Vorträge  mit  den  Tagesereignissen  und  wichtigen  Begebenheiten 
bekannt  zu  machen.   Aus  solchen  Versammlungen  gehen  oft  Blinden- 

ereine  hervor,  deren  erster  1H74  in  Berlin  gegründet  worden  ist,  die 
es  als  ihre  Aufgabe  ansehen,  ihre  Mitglieder  durch  Selbsthilfe  wirt- 
schaftlich zu  fördern. 

Bei  den  körperlich  Deformierten  ist  noch  einer  besonderen  Gruppe 

on  schutzbedürftigen  Jugendlichen  zu  gedenken,  deren  Gebrechlichkeit 
erst  nach  der  Schulentlassung  und  dem  Berufseintritt  entstand.  Es 
sind  die  Unfallkrü  ppel.  Wir  haben  in  früheren  Kapiteln  gesehen, 
daß  die  Jugendlichen  einen  beträchtlichen  Prozentsatz  der  Unfallver- 
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letzten  ausmachen ;  es  (j;ibt  daher  viele  unter  ihnen,  die  durch  i 
Beschädigung  infolge  Unfalls  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  lieeinträchtigt 
worden  sind.  (Jegeu  Not  schützt  sie  die  oft  nicht  unbeträchtliche 
üntallrente.  Leider  tritt  vielfach  eine  schlechte  Nebenwirkung  der- 
selben auf;  der  Invalide  betrachtet  sie  als  Versorgung,  findet  in  seinem 
Zustand  auch  leicht  die  Entschuldigung  dafür,  daß  er  nicht  arbeitel 
und  wird  zum  Miissiggänger.  Es  ist  daher  notwendig,  in  diesem 
Stadium  dem  jungen  Arbeiter  beizustellen,  eine  andere  Stimmung  in 
ihm  zu  erzeugen  und  ihn  einem  andern  Beruf  zuzuführen,  da  er  in 
den  meisten  Fällen  für  seinen  früheren  nicht  mehr  tauglich  sein  wird. 
Mit  Hilfe  des  Arztes  wird  sich  unschwer  feststellen  lassen,  welche 
Berufszweige  für  den  Unfallkrüppel  in  Betracht  kommen.  Die  Unter- 
bringung selbst  erfolgt  am  besten  durch  einen  Verein,  der  aus  einer 
Zentrale  untl  über  das  Land  zerstreuten  Filialen  besteht.  Dieser 
Verein,  der  seine  Verwaltungskosten  durch  freiwillige  Beiträge  decken 
muß,  richtet  Werkstätten  für  irgend  einen  Arbeitszweig  ein.  der  den 
Unfallverletzten  am  günstigsten  liegt  und  bescliäftigt  sie  darin  gegen 
Tagelohn,  bis  sie  völlig  geheilt  sind  und  nun  eine  endgültige  Bestiui- 
muog  über  ihr  Schicksal  sich  tretfen  läßt.  Man  muß  dann  in  der 
Zwischenzeit  versuchen,  Fühlung  mit  geeigneten  Meistern  zu  gewinnen, 
um  bei  ihnen  die  Unfallkrüppel  unterbringen  zu  können.  Wo  die  Er- 
richtung eigener  Werkstätten  untunlich  ist,  ließen  sich  —  nach  ent- 
sprechender Erweiterung  —  diejenigen  der  Krüppelheinie  benutzen. 

Für  die  mit  geistigen  Defekten  behafteten  Jugendlichen,  die 
Schwachsinnigen  und  Idioten,  wird  sich  die  Fürsorge  ver- 
schieden gestalten.  Die  ersteren  befinden  sich  meist  in  besonderen 
Hilfsschulen  oder  Hilfsklassen,  in  denen  bei  dem  Fortschreiten  des 
Unterrichts  auf  ihre  geistige  Schwäche  Rücksicht  genommen  wird. 
Nach  der  Schulentlassung  handelt  es  sich  bei  ihnen  zunächst  um  Kräf- 
tigung des  Körpers  und  dann  um  Lf^nterbrtngung  in  Lehr-  und  Dienst- 
stellen, Die  erslere  erfolgt  zweckmäßig  durch  Landbeschäftigung.  Die 
Stadt  Breslau  hat  in  (Iräbschen  eine  Arbcitslehrkolonie  für  schulent- 
lassene schwachbefähigfe  Knaben  errichtet,  die  seit  dem  1.  Mai  1903 
im  Betriebe  ist.  Hier  wird  anfangs  Gartenarbeit  verrichtet,  um  den 
Körperzustand  der  jungen  Kolonisten  zu  verbessern,  darnach  erfolgt 
geordnete  Unterweisung  und  zwar  theoretisch  und  praktisch,  damit 
sie  als  (iartenarbeifer  ihr  Brot  verdienen  können.  Um  auch  für  den 
Winter  Beschäftigung  zu  haben,  werden  sie  in  einer  Korbniacherei 
mit  Stuhltlechterei  in  die  bezüglichen  Arbeiten  eingeführt.  In  der 
Kolonie  bleiben  die  Jugendlichen  von  7  Uhr  morgens  bis  6  Uhr 
abends;  sie  erhalten  während  dieser  Zeit  ein  kräftiges  und  gesundes 
Mittagessen  für  täglich  10  Pfennig  (Unbemittelte  umsonst),  das  übrige 
bringen  sie  aus  dem  Elfernhaus  mit,  wo  sie  auch  schlafen.  In  der 
Kolonie  haben  sie  dazu  volksschulmäßigen  Fortbildungsunterrichl. 
Die  Erfolge  sollen  recht  gute  sein.  Auch  in  den  Idiotenanstalten  zieht 
man  die  Landarbeit  als  Beschäftigung  nach  der  Entlassung  vor;  man 
gibt  die  Pfleglinge  in  die  Arbeitsstellen  gegen  Pflegegcld  aus  und  setzt 
das  letztere  dann  entsprechend  den  sich  steigernden  Arbeitsleistungen 
herab.  Auch  dem  Handwerk  werden  viele  zugeführt ;  sie  werden  Korb- 
macher, Schneider,  Buchbinder  und  Öcliubmacher.  Die  Mädchen  finden 
meist  im  häuslichen  Dienst  Verwendung.  Aus  ökonomischen  Gründen 
werden  die  zur  Entlassung  kommenden  Idioten  oft  an  Arbeitshäuser  ab- 
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gegeben,  um  dort  mit  den  Insassen  zusammenzuarbeiten,  doch  ge- 
schieht mit  einem  solchen  Verfahren  den  armen  Geisteskraukeu  Un- 
recht. Am  besten  ist  es,  mit  den  Idiotenanstalten  direkt  eine  Fort- 
bilduugs-  und  ISeschäftigungsanstalt  zu  verbinden  und  die  praktische 
Seite  der  Ausbildung  zu  betonen,  da  der  Mangel  an  Intellekt  bei  den 
Idioten  häutig  durch  die  Ausdauer  der  Hände  ersetzt  wird. 


C.  Die  umherwandernden  Schulentlassenen. 

Es  ist  bei  diesen  vagierenden  .Jugendlichen  zunächst  an  die  See- 
leute zu  denken.  Die  Zahl  der  Jugendlichen  unter  denselben  ist  sehr 
groß,  weil  diese  nach  der  Schulentlassung  als  Schiffsjungen  eintreten, 
um  nach  verhältnisiuäßig  kurzer  Zeit  schon  Leichtmatrosen  zu  iverden. 
Diese  große  Zahl  von  Jugendlichen  ist  recht  schweren  sittlichen 
(iefahrdungen  ausgesetzt,  weil  auf  die  entbaltsanie  Periode  an  Bord 
während  der  Seefahrt  ein  um  so  ausschweifenderes  Treiben  im  Hafen 
folgt,  wo  sich  die  \'erführung  in  der  unverschämtesten  Form  an  die 
Seeleute  herandrängt,  um  ihnen  die  nicht  unbeträchtlichen  Barmittel 
möglichst  schnell  abzulocken.  Es  müßten  die  Deutschen  im  Auslande 
CS  als  ihre  PHicht  ansehen,  sich  dieser  jungen  Glieder  ihres  Stammes 
anzunehmen  und  durch  Errichtung  und  Bereitstellung  von  Unterkunfts- 
und Erholungshäusern  für  deutsche  Seeleute  deren  Ausbeutung  und 
sittliche  Schädigung  zu  verhüten.  Gleich  den  Seeleuten  geheu  auch 
die  in  das  Ausland  reisenden  Mädchen  oft  schweren  sittlichen  Gefahren 
entgegen;  die  dort  otfen  stehenden  Stellen  werden  aber  meist  gern 
genommen,  weil  sie  gut  bezahlt  sind.  Der  „Mariauische  Mädchen- 
schutzverein"  (Zentrale  München)  hat  nach  und  nach  in  2>s;3  Groß- 
städten ileä  Auslandes  für  die  in  der  Fremde  Stellung  suchenden 
jungen  Mädchen  Zufluchtsstätten  gegründet.  Der  Verein  hat  seine 
Tätigkeit  dann  auch  auf  die  weiblichen  Reisenden  in  Deutschland  aus- 
gedehnt und  besitzt  zu  diesem  Zweck  etwa  800  Ortsgru{)i)en,  die 
Lofjierhäuser  unterhalten.  Auf  den  Bahnhöfen  weisen  Tafeln  auf  den 
Verein  hin  und  Damen  desselben  sind  anwesend,  um  den  Ankommen- 
den mit  Rat  und  Tat  beizustehen.  In  ähnlicher  Weise  arbeitet  für 
reisende  Mädchen  die  ^Deutsche  Bahnhofsmission"  mit  54  Ortsgruppen. 
Plakate  in  den  Abteilen  iler  Eisenbahnwagen  machen  mit  dem  Arbeits- 
felde des  Vereins  vertraut,  und  um  die  Zeit  des  Quartals  wechseis, 
sowie  um  den  Monatsersten  herum  sind  Helferinnen  auf  den  Bahnhöfen, 
die  den  ankommenden  Mädchen  Auskunft  erteilen.  Es  gilt  naBuenilich 
die  zuziehenden  Dienstmädchen  zu  schützen,  damit  sie  nicht  von  den 
Agenten  in  Empfang  genommen  und  bis  zum  Dienstantritt  beherbergt 
werden.  Es  sollen  zwar  die  Uuterkunffsräume  in  den  Kontoren  für 
männliches  und  weibliches  Personal  getrennt  sein,  aber  immer  ist  die 
Polizei  nicht  zur  Stelle,  und  so  hat  diese  Zeit  vor  dem  Dienst  für 
manches  junge  Mädchen  schon  sittliciie  Schädigungen  im  Gefolge  gehabt. 
Von  wohlmeinender  Seite  werden  die  Dienstmädchen  darum  in  die 
Mägdeherbergen  gewiesen  (1H08  in  Deutschland  Si)),  die  ihnen  nicht 
nur  Unterkunft  geben,  sondern  meist  auch  ein  eigenes  Stellenvermitte- 
lungsbureau haben.  Auch  der  männlichen  Jugend,  die  nach  den  Groß- 
städten zieht,  nimmt  sich  die  Fürsorge  an.  Es  geschieht  dies  durch 
den  -Verein  für  die  einwandernde  männliche  Jugend''.  Jeder  zuge- 
zogene Jüngling  wird  innerhalb  der  ersten  14  Tage  von  einem  Mitglied 
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aufffcsucht.  ilas  sich  nach  seinem  Ergehen  erkundigt  und  seine  Be- 
kanntschaft zn  machen  sucht,  um  ihm  den  Anschluß  an  einen  Jüug- 
lingsverein  zu  erniöyliclien.  Diese  segensreiche  Institution  arbeitet 
bereits  mit  äö  Ortsgruppen. 

Aber  noch  gibt  es  eine  große  Gruppe  umherwandernder  Arbeiter. 
das  sind  die  Sachsengänger.  Im  Jahre  18Ü4  wanderten  aus  Wesf- 
preußen,  Posen  und  Schlesien  StIOOO  Arbeiter  als  solche  ab.  öOProz. 
von  ihnen  waren  unter  20  Jahren,  und  unter  den  letzteren  befanden 
sich  .HäHO»  Mädchen.  Wie  es  mit  den  sittlichen  Zuständen  unter 
tliesen  Landarbeitern  bestellt  ist.  hat  ein  früheres  Kapitel  mehrfach 
geschildert.  Leider  liegt  die  Fürsorge  für  diese  Jugendlichen,  die  so 
notwendig  wäre,  vollständig  im  argen.  Wie  sie  sich  zu  gestalten 
hätte,  ist  aus  den  vorstehend  dargelegten  Fürsorgegrundsätzen  bei  den 
anderen  wandernden  Jugendlichen  zu  ersehen.  Es  würde  sich  aller- 
dings in  erster  Linie  darum  handeln,  die  unglaublichen  Wohnverhält- 
nisse dieser  Herdenarbeiter  zu  ändern  und  die  Trennung  der  (ie- 
schlechter  unnach.sichtlich  durchzuführen. 


D.  Anhang:  Jagendliohe,  die  der  Aasnutzang  und  Mißhandlung 
unterworfen  sind*). 

Wenn  man  jener  Gruppe  von  Jugendlichen  gedenkt,  die  ein« 
besonderen  Fürsorge  bedürfen,  so  kann  man  zu  derselben  auch  alle 
die  bedauernswerten  Individuen  rechnen,  denen  das  Schicksal  eine 
harte,  freudlose  .Fugend  bescherte,  indem  unbarmherzige  Erzeuger  ent- 
weder ihre  schwache  Kraft  ausbeuteten  oder  sie  grausam  mißhandelten. 
Auch  diesen  Unglücklichen  hat  sich  die  organisierte  Fürsorge  zuge- 
wendet, und  wenn  sie  auch  hauptsächlich  die  schulpflichtige  Jugend 
ins  Auge  faßt,  so  versagt  dennoch  ihre  Wirksamkeit  nicht  den  Schul- 
entlassenen gegenüber.  Die  Aufzählung  der  auf  diesem  Gebiet  vor- 
handenen Bestrebungen  rechtfertigt  sich  aber  auch  aus  dem  (jrunde. 
daß  ihre  Tätigkeit  stets  der  nachschulpfliclitigen  Jugend  zu  gute 
kommt,  weil  sie  die  Hemmnisse  für  deren  günstige  Entwickelung  aus 
dem  Wege  räumt. 

Der  organisierte  Kinderschutz  ist  recht  jungen  Datums. 

Kinderschutz  verei  n  e  wurden  gegründet  in  New  York  1875. 
1881  folgte  Boston,  IHB-J  Liverpool,  18H4  London,  181I8  Berlin,  I8ii9 
Wien.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  existieren  231  solcher  Gesell- 
schaften, in  den  übrigen  Ländern  84.  Diese  Vereine  nehmen  sich  der 
Kinder  an,  von  denen  sie  in  Erfahrung  bringen,  daß  sie  mißhandelt 
oder  durch  Beschäftigung  im  Erwerb  (als  Zeitungsjungen,  Sträußcheu- 
verkäuferinnen  etc.)  ungebührlich  ausgenutzt  werden,  bez.  in  Ge- 
fahr sind  zu  verwahrlosen.  Die  Vereine  lassen  auch  gerichtliche 
Klagen  gegen  die  Eltern  zur  Austragung  gelangen.  Das  von  den  Ge- 
sellschaflen  geleistete  Werk  ist  für  jedes  Gemeinwesen  von  äußerster 
Wichtigkeit  und  durchaus  wesentlich  für  das  Wohl  der  armen  Be- 
völkerung, die  ohne  eine  deraitige  Fürsorge  keinerlei  Schutz  ge- 
nießen  würde. 

Die  Ursachen  der  Mißhandlungen  waren  nach  dem  Be- 
richt der  Berliner  Kinderschutzgesellschaft  für  li)01  größtenteils  Trunk- 


Nach  Aufzeichuuagen  des  t  Dr.  .Schmid-Monnard  in  Halle. 
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sucht  und  zwar  betraf  dies  in  '(\  aller  dieser  Fälle  die  Mütter.  Not 
■dh  Ursache  war  seltener,  und  die  Armendirektion  schafl'te  dort  rasch 
Allhilfe.  Ein  Teil  dieser  Fälle  wurde  in  Güte  erledigt;  in  den  anderen 
wurden  die  Kinder  der  Waisenverwaltung  zur  Aufnahme  überwiesen 
oder  in  Fürsorgefamilienpflege  gegeben.  Kinder,  für  die  man  augen- 
blicklich kein  Unterkommen  hat,  werden  von  der  Berliner  Kinder- 
.schutzgesellsehaft  in  ihrem  Asyl  in  Zossen  untergebracht,  wo  täglich 
zwischen  10  und  17  derselben  sich  befinden.  Der  Berliner  Verein  steht 
unter  dem  Vorsitz  des  Generalleutnant  z.  D.  von  Pelet-Narbonne; 
er  zählte  VMl  :V2iM  Mitglieder  gegen  907  zwei  Jahre  vorher  und  hat 
eine  Zentralstelle  in  Berlin.  Nach  Mitteilungen  vom  Februar  1902 
waren  damals  50  Ortsgruppen  gebildet.  Davon  arbeitet  eine  für  das 
Ausland  (Orte  in  Oesterreich,  Ungarn,  Rußland,  Serbien,  der  Schweiz). 
Die  ülirigen  49  Gruppen  verleilen  sich  auf  fast  alle  biegenden  des 
Deutschen  Reiches,  auch  Bayern.  Von  größeren  Städten  seien  her- 
vorgehoben die  Hauptstädte  der  preußischen  Provinzen,  ferner  Ham- 
burg, Bremen,  Dresden,  München.  Stuttgart,  Karlsruhe,  Straßburg  u.  s.  w. 
Einen  ganz  bedeutenden  Umfang,  wesentlich  größer  als  in  dem 
jungen  Berliner  Verein,  haben  die  schon  seit  vielen  Jahren  bestehenden 
Kinderschutz  vereine  in  Amerika,  vorzugsweise  in  New  York. 


The  New 


York  Society 
erhielt  während 


for  the  Prevention  of  Cruelty 
der  24  Jahre  ihres  Bestehens  121  0r>4 


von   S631(J2  Kindern 


C  h  i  1  d  r  e  n 

schwerden.  bei  denen  es  .sich  um  das  Wohl 
handelte.  Es  wurde  in  47  798  Fällen  geklagt,  in  44542  Verurteilung 
erzielt.  7884'J  Kinder  wurden  aus  Laster,  Schande  und  Verwahr- 
losung zur  Erziehung  in  ein  geeignetes  Heim  gebracht.  Der  Ge- 
sellschaft ist  es  jetzt  auch  gelungen,  einen  Gerichtshof  speziell 
für  Kinder  in  New  York  zu  errichten,  wie  ihn  Massachusetts,  Illinois 
und  sogar  Australien  besitzen.  Die  Gesellschaft  bestreitet  alle  Kosten 
aus  eigenen  Mitteln ,  sind  aber  die  Angehörigen  zum  Unterhalt  des 
Kindes  gezwungen,  so  treibt  sie  das  Geld  ein  und  übergibt  es  der 
Stadt.  1898  erhielt  dieselbe  auf  diese  Weise  40000  M.  Das  Haupt- 
verdienst der  Society  ist,  <iaß  sie  Veranlassung  gegeben  hat  zu  dem 
zuerst  in  New  York  geschaffenen  Kinderschutzgesetz  der  zwangsweisen 
Wegnahme  der  Kinder  von  den  Eltern,  die  ihre  elterlichen  Ptlicbten 
versäumen.  Von  hier  aus  fand  es  l)ald  in  den  ganzen  Vereinigten 
Staaten  Eingang  und  ist  Muster  und  Anregung  für  alle  beileutenderen 
europäischen  Länder  geworden. 

Der  englische  \'  e  r  e  i  n  zum  Schutz  der  Kinder  gegen 
Mißhandlungen  in  London  hat  infolge  seiner  glänzenden  Organi- 
sation ebenfalls  ein  Vorbild  abgegeben.  Es  ist  ihm  1889  gelungen,  einen 
Kinderschutzgesetzentwurf  im  Parlament  zur  Annahme  zu  bringen. 
Seine  Angestellten  haben  amtliche  Autorität.  Fälle  von  Kindermißhand- 
hing  und  Verwahrlosung  bringen  diese  zunächst  nicht  zur  Bestrafung, 
sondern  suchen  durch  Belehrung  und  \'erwanuing  bessernd  einzu- 
wirken. Für  die  rund  ;i2(KX)  Fälle,  welche  von  der  Gesellscliaft  im 
Jahre  IIXKJ  beliau<lelt  wurden,  wurden  2öfi(")0,  also  ^\,  durch  Warnungen 
erledigt  und  nicht  ganz  3000  für  gerichtliche  Verfolgung  geeignet  be- 
funden. Ihre  r>auerertolgc  in  ilen  Fällen  von  Ermahnungen  und  Ver- 
warnungen erzielte  die  Gesellschaft  durch  wiederholte  KontroUbosuche. 
Die  Vereinseinuahnien  und  Ausgaben  stellen  sich  in  einem  Jahr  auf 
mehr   als    eine    Mill.    M.,    die   durch    Privatwohltätigkeit    aufgel»raclit 
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werden.  Enfilaiul  hat  durch  die  großartifren  Vorkehrungen  dieser  Ge- 
sellschaft erreicht,  daß  dort  die  .lugendkririiinalität  in  steter  Abnuliuie 
begriffen  ist. 

Daneben  besitzen  England  und  Schottland  eine  größere  Zahl 
Erziehungsanstalten.  Die  Fürsorge  für  jugendliche  Personen  ist  in 
diesen  beiden  Ländern  besonders  vorgeschritten,  so  daß  sie  audi  vielfach 
im  Auslande  vorbihllich  geworden  ist.  Es  gibt  au  Einrichtungen  und 
Anstalten  Reformatories,  Industrial  Schools,  Day  Schools  und  Truant 
Schüüls.  Von  diesen  bekümmern  sich  die  Industrial  Schools  um  Kinder 
im  schuliiHichtigeu  Alter,  welche,  ohne  vorbestraft  zu  sein,  in  (lefahr 
sind  zu  verwahrlosen.  Die  Aufuahniezahl  betrug  im  .lahre  11«  H.)  24718 
mit  eiuem  Gesamtaufwand  von  42747ü£=8'/,  Mill.  M.  Müßig- 
gängerische Kinder  werden  vorübergehend  in  den  Truant  Schools 
untergebracht.  In  Schottland  heißen  diese  Schulen  short  detention 
schools.  Man  sucht  aber  in  Schottland  dieselben  durch  die  In- 
dustrial und  die  Day  Industrial  Schools  zu  ersetzen.  Letztere  haiien 
einiges  mit  unseren  Kiu<Ierhorten  gemein:  ihr  erziehlicher  Vorzug 
liegt  hau|(tsächlich  darin,  daß  die  Kinder  au«"h  außerhalb  der  Schul- 
stunden beständiger  Aufsicht  unterstehen  und  zu  zweckmäßiger  Zeit- 
einteilung und  der  Erlernung  von  Handfertigkeiten,  die  nicht  selten 
für  die  spätere  Herufswahl  von  EinHuß  sind,  angehalten  werden.  Die 
Zahl  dieser  Schulen  in  ganz  Großbritannien  beträgt  227:  48  Refor- 
matories,  142  Industrial  Schools,  lö  Truant  Schools  und  22  Day 
Industrial  Schools.  Es  befanden  sich  in  den  Anstalten  am  Schlüsse 
des  Jahres  1  tHX)  iJO  ;i21l  Kinder,  und  zwar  24  !t2r)  Knaben  und  0^77  Mädchen, 
wovon  auf  die  Reforniatories  5621,  die  Industrial  und  Truant  Schools 
24718,  die  Day  Industrial  Schools  S-2ö'i  Kinder  entfallen.  Außerdem 
ist  die  Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  in  Schottland  durch  die 
Tätigkeit  des  Pfarrers  Dr.  Guthrie  zu  einem  ersprießlichen  Werke 
geworden.  Er  richtete  Schulen  für  verwahrloste  und  vorbestrafte  Kinder 
ein,  sog.  Ragged  Schools,  deren  Edinburgh  1S4:5  bereits  drei  besaß. 
Die  Mädchen  lernten  Hausarbeit,  die  Knaben  Handwerk,  es  wurde 
auch  genügende  freie  Zeit  zu  Spiel  und  Erholung  gewährt.  Die  Kosten 
beliefen  sich  durchschnittlich  füi'  jedes  Kind  auf  HKJ  M.  Der  Erlolg 
geht  aus  der  Herabinimierung  der  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher 
hervor:  hatten  im  Jahre  1847  Kinder  unter  14  .lahreu  über  5  Proz. 
der  Gefangenen  Edingburghs  gebildet,  so  betrug  ISU)  die  Zahl  der 
jugendlichen  Verbrecher  nicht  ganz  1  Proz.  Seit  18öii  wurden  ilie 
Anstalten  staatlich  unterstützt,  in  kurzer  Zeit  waren  die  privaten 
Schenkungen  auf  fiftOütX)  ,£  =  10  Mill.  M.  angewachsen.  Nach 
Einführung  des  obligatorischen  Schulunterrichts  wurden  die  Schul- 
behörden ermächtigt,  Besserungsanstalteu  zu  errichten,  die  später  auf 
Guthries  Vorschlag  auch  prophylaktisch  tätig  waren. 

Einen  noch  mehr  vorbeugenden  Charakter  hat  die  Anstaltsver- 
sorgung in  Paris.  Die  Behörden  der  Stadt  Paris  gehen  von  der  rich- 
tigen Erkenntnis  aus,  daß  das  Ucbel  an  der  Wurzel  angefaßt  werden  muß, 
wenn  man  der  Verwahrlosung  der  armen  Kinder  vorbeugen,  will.  Diese 
müssen  möglichst  früh  aus  ihren  traurigen  Verhältnissen  herausgenommen 
werden,  und  nicht  erst  dann,  wenn  sie  bereits  sittlich  verwahrlost  sind. 
Was  die  Regierungen  zur  Rettung  der  Jugend  ausgeben,  sparen  sie 
später  an  Zuchthäusern  und  Strafanstalten.  Die  durchschnittlichen  Kosten 
jier  Kind  betrugen  im  Jalire  1898  bei  Kindern  zwischen  6  und  12  Jahren 
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239  bis  254  fros.  Nach  Jeni  Bericht  des  Schweizer  offizielleu  Bericht- 
erstatters Zolliuger  von  der  Pariser  Weltausstellung  IIKX)  stehen 
unter  der  Ailininistration  der  Assistance  publiijue  eine  Anzahl  Erziehungs- 
anstalten von  durchaus  beruHichein  Charakter;  a)  Für  Knaben :  l'ecole 
(l'AIemhert  und  Montevrain  (Seine  et  Marne»  li  u  c  h  d  r  u  c  k  e  r  g  e  w  e  r  b  e , 
ca.  100  Zöglinge.  Druckarheit  für  die  Behörden  der  Stadt.  2)  lY'cole 
de  Nötre  i\  Villepreuve  (Seine  et  Oisei  Gartenbau,  cn.  M  Zöglinge. 
Die  Blumen  dienen  hauptsächlich  zur  Ausschmückung  der  Spitäler. 
3)  lecole  maritime  de  Port  Helcan  a  Belle- Ilse- sur-Mer  See- 
mann sschule.  ca.  tiO  Zöglinge,  bl  Für  Mädchen:  Schule  für  Wäsche- 
herstellung,  Konfektion.  Korsettt'abrik,  Koclien,  Waschen,  Plätten. 
Ca.  ;JO(J  Mädchen  arbeiten  t'ör  die  hervorragendsten  Magazine  in  Paris. 
Endlich  eine  Besser  ungsan  staltfürdie  sittlich  verwahrlosten  Mädchen 
mit  ca.  fit»  Insassen.  In  allen  diesen  Anstalten  legt  man  neben  der 
beruflichen  .Vusbildnng  auch  ein  Hauptgewicht  auf  die  ])hvsische  Er- 
ziehung, die  Charakterbildung  und  bei  den  Mädchen  auf  die  praktische 
Ausbildung  im  Haushalt.  Seitens  der  Assistance  luiblique  waren  in 
Pensionen  und  lieruHichcn  Anstalten  am  I.  Januar  lÜOtJ  4()T93  Kinder, 
davon  46101  in  Pensionen,  in  berufliciien  Anstalten  514  untergebracht: 
von  diesen  standen  'Mli'A*  im  Alter  von  weniger  als  13  Jahren,  15  332 
im  .\lter  von  13-21  Jahren.  In  Budapest  stehen  für  verwahrloste 
Kinder  im  schul))tl!chtigen  Alter  zwei  Erziehungsanstalten  zur  Verfü- 
gung, von  denen  die  .\nstalt  der  Gemeinde  die  bestgeleitete  ist. 

Die  N  a  m  e  n  d  e  r  I  i  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  e  n  z  u  in  S  c  h  u  t  z  e  d  e  r  K  i  n  d  e  r 
sind:  New  York  Society  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  Children, 
Massachusetts  Society  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  (Children  in 
London ,  der  Berliner  Verein  zum  Schutze  der  Kinder  vor  Aus- 
nutzung und  Mißhandlung  von  1898,  der  Wiener  Schutzverein  zur 
Rettung  verwahrloster  Kinder,  die  Kinderschntz-  und  Rettungsge- 
sellschaft Wien,   endlich   die  Pariser   Soci6tö  Protectrice  de  l'Enfance. 

liiteratur. 

Beitrüge  zur  Gttehichte  und  Statistik  dm  Taiih8tummen-Hildu.Hijfiwettrug  in  Preußen.  A>- 
piiral-Abdriirk    inu  dem  Centralblnlt  für  iliv   ViiUrrichUrenraltung,     Berlin  18S4- 

OntsmftllB,  Albsrt,    Vor-  und  Fortbitduny   der    Taubstummen,    Berlin  o.  ./. 

Meli.   Enrykivpiiditichi-ti  Hundhurb   dfn   Blindeuu'esittJt,      Wim   und  Leipzig  1900. 

Piper.  Jiihrrnlirrirlite  der  Idintennruitnll  zu  DiilldnrJ.  In  den  Vrnpaltuiujfberifhten  dfn 
Muijiftrntt  lu   Berlin. 

Bangelmann ,  Syateumtijirhfa  Lehrbuch  der  JilioIrn-JleiJp/trge,    Xurden  ISSü. 

Wiieker,  Karl,  (Priratdozent  der  Stiuittiri-airntrhaßm  an  der  VnieertH&t  Leipzig), 
'  Der   Schutz    der   Franru  und  Kinder  gegen  MißhundUmgen.      Leipzig,    Rnßbergnche 

I  Jfofbuchhiindinng  (1900),  H6  S.  (PreU  4  M.)     Summehrerk.      Vuifnttende  Durtlellung 

I  der   VerhiiUnitiie  nnf  Grund  timrrikuuitchei'  und  runiptÜMcher  Mntrriutien. 

^^L^   V.    Die  Behiiiutliin;;  der  verwahrlosten  Juu:eiHllk'heu. 

^^^^^h  A.   Die  Gefährdeten. 

^^^^^  1)  Die  V  eriiäl  t  nis  so  in  Deutschland. 

I  Als  im  Eingange  die  Notwendigkeit  einer  itesseren  Fürsorge  für 

die  schulentlassenen  Jugendlichen  zur  Behandlung  kam,  wurde  schon 
zahlreicher  Momente  gedacht,  die  einen  hemmenden  und  zerstörenden 
Einfluß  auf  die  moralische  Entwickelung  der  Betrofrenen  ausüben 
mußten.     Es  seien   hier  noch   kurz   einige  Tatsachen  erwähnt,   iiie   in 


528 


SüCK, 


gleicher  Weise  eine  Quelle  für  die  \'erwahrlosung  werden  könnea. 
Da  sind  einmal  die  Eheschließungen  in  zu  frühem  Alter,  eine  Folge 
der  in  sinnlicher  Lust  aneinander  geratenen  Geschlechter,  ohne  üeber- 
leguiig  angefangen  und  darum  ohne  sittlichen  Wert  für  das  Ehepaar 
und  die  aus  ihrer  Verbindung  entstandenen  Nachkoninien,  deren  Er- 
ziehung ohne  moralische  Qualifikation  seitens  der  berufenen  Erzieher 
vor  sich  gehen  muß.  Abhilfe  ist  hier  aber  auch  nur  auf  dem  Wege 
der  Erziehung,  der  staatsbürgerlichen,  zu  schaffen  ;  denn  Beschrän- 
kungen des  Heiratsterniins  auf  ein  späteres  Lebensalter  würden,  wie 
schon  einmal  angedeutet,  nur  den  außerehelichen  \'erkehr  fördern. 
Als  eine  recht  wesentliche  Ursache  späterer  Verwahrlosung  ist  die 
Ausnutzung  der  kindlichen  Kraft  für  die  gewerbliche  Kinderarbeit 
anzusehen.  Gab  es  doch  -  und  das  nach  Erlaß  der  Schutz- 
bestimmungen  ilHii])  bezüglich  der  Fabrikarbeit  dar  Kinder  —  im 
Jahre  1S1»8  im  Deutschen  Reich  532  283  Kinder  unter  14  .Jahren,  die 
gewerblich  tätig  außerhalb  der  Fabriken  waren.  Im  Durchschnitt  waren 
von  je  ICKJ  Schulkindern  (5,53  erwerbtätig  im  Beruf,  natürlich  sind 
die  Zahlen  verschieden  in  den  einzelnen  Landesteilen  (Sachsen 
22,H  Proz.,  in  einzelnen  Hausindustrieorten  von  Sachsen-Coburg-Gotha 
86  Proz.).  Die  Beschäftigungsart  ist  teils  ungeeignet  für  Kinder 
{Steineklopfen,  Stein-  und  Ziegeleiarbeiten),  teils  gesundheitschädlich 
{Tabakverarbeitung,  Griffelherstellung,  Siiielwarenfabrikation)  und  be- 
einträchtigt dadurch  die  körjterliche  und  geistige  Entwickeluug,  so  daß 
der  Jugendliche  als  Schwächling  den  Anforderungen  der  geregelten 
Erwerbsarbeit  erliegt  und  zum  arbeitsscheuen  Individuum  wird. 
Andere  Tätigkeiten  (Austragen  von  Zeitungen,  u.  s.  w..  Kegelaufsetzen) 
haben  sittliche  Gefährdung  zur  Folge  und  bahnen  damit  die  sittliche 
Verwahrlosung  der  Jugendlichen  an.  Die  Erhebungen  seitens  des 
Reichsamtes  des  Inneren  haben  ein  trübes  Bild  entrollt,  und  es  ist  zu 
hoffen,  daß  das  ^Gesetz  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben", 
dus  mit  dem  1.  Januar  IIKM  in  Kraft  getreten  ist,  die  schlimmsten 
Auswüchse  Iteseitigen  wird.  Schließlich  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die 
übermäßig  lange  Arbeitsdauer  in  vielen  Betrieben,  die  neben  der 
körperlichen  Abstumpfung  auch  die  seelische  erzeugt,-  die  die  Familien- 
bande lockert  und  damit  die  elterliche  Autorität  untergräbt,  viel  zur 
sittliclien  Verwahrlosung  des  Jugendlichen  beitragen  kann.  Es  könnte 
ja  durch  die  Fürsorge  gewiß  mancherlei  geschehen,  um  dieses  körper- 
liche und  moralische  Verkommen  zu  verhüten,  indem  man  die  Jugen<l- 
lichen  von  der  Straße  wegzieht,  sich  um  ihre  Arbeit  liekümmerf  und 
ihnen  zur  Ausfüllung  der  Freizeit  verhilft,  aber  es  fehlt  eben  an  der 
organisierten  Fürsorge.  Für  die  schuljitliehtige  Jugend,  die  durch  den 
Unterricht  schon  Stütze  und  Festigung  hat.  richtet  man  Knaben-  und 
Mädchenhorte,  Ferienkolonien,  Schülervorstellungeu,  Speisungen  und 
andere  gute  Dinge  ein,  die  schulentlassene  läßt  man  ihre  eigenen 
Wege  gehen. 

Es  darf  nicht  wunder  nehmen,  wenn  auf  diese  AVeise  die  Zahl 
der  (jefährdeten,  die  ein  Fehltritt  hinüber  in  das  Vcrbrecherlager  tragen 
kann,  unter  den  Jugendlichen  unheimlich  groß  ist.  Gewiß  würde  die 
Möglichkeit,  die  verwahrlosten  Jugendlichen  au.s  ihrer  schlechten  Um- 
gebung und  aufsichtslosen  Existenz  herauszunehmen  und  sie  in  einen 
besseren  Boden  zu  verpflanzen,  manche  von  ihnen  dem  geordneten 
bürgerlichen  Leben  zurückgegeben  haben,  doch  bedeutet  eine  derartige 
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Maßregel  einen  tiefen  Eingriff  seitens  des  Staates  in  das  Familienleben 
und  Faniilienrecht.  Demgegenüber  ruft  Peters  aus:  ^Wer  will  da 
noch  reden  von  einem  Eingriff  in  die  Elternrechte?  Ist  nicht  der 
Eingriff  viel  schwerer,  den  der  Strafrichter  tun  iiiuB,  wenn  er  den 
Verbrecher  ins  Gefängnis  oder  Zuchthaus  bringt?  Wie  wenn  nun  ein 
solcher  Bursche  später  selbst  eine  Familie  gründet!  Wird  ila  nicht 
<ler  Strafrichter  vielleicht  in  die  Lage  versetzt,  mit  recJit  harter  Hand 
in  die  Rechte  der  Familie  einzugreifen,  indem  er  den  Vater  ins  Zucht- 
haus bringt?  Werden  dann  nicht  Frau  und  Kinder  mit  Recjit  den 
Staat  anklagen,  daß  sein  Eingriff  in  die  Familie  zu  spät  kommt?" 
Zwar  schränkte  schon  <las  Allgemeine  Landrecht  in  Preußen  die  väter- 
liche (iewalt  in  Ansehung  der  Erziehung  ein  für  die  Fälle  der  Ver- 
nachlässigung, Mißhandlung,  Verleitung  zum  Bösen  und  Versagung 
des  Unterhalts:  es  legte  dann  dem  Vormuudschaftsrichter  das  Recht 
und  die  Pflicht  auf,  sich  solcher  Jugendlichen  anzunehmen  und  ihre 
Erziehung  andern  zuverlässigen  Personen  anzuvertrauen  (SJ?  2(jtj  11,2; 
90;  91).  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  diese  Bestimmungen  er- 
weitert und  vertieft  (>5S  l'>06,  1838),  aber  es  erteilt  dem  Richter  die 
vorstehende  Ermächtigung  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Ge- 
fährdung des  geistigen  und  sittlichen  Wohles  des  .lugendlichen  ver- 
schuldet sein  muß  von  demjenigen,  dem  die  Sorge  ifür  den  letzteren 
zustand.  Ein  bloßes  Unterlassen  der  Aufsicht,  Ermahnung  und  Er- 
ziehung war  also  noch  kein  zureichender  Grund  für  das  Eingreifen 
des  Vormundschaftsrichters.  Ebenso  fehlte  das  Moment  der  eigenen 
Verschuldung  des  Verwahrlosenden.  Eine  derartige  Ergänzung  zum 
Gesetz  auf  dem  Wege  der  Landesgesetzgebung  erfolgte  durch  Be- 
stimmungen über  Zwangserziehung,  für  welche  der  Artikel  135  des 
Einführungsgesetzes  zum  B.G.B.  die  Bahn  frei  machte.  Während  ein- 
zelne Staaten  sich  dabei  auf  Ausführungsbestimmungen  zu  den  oben 
genannten  Paragrajdien  beschränkten,  haben  andere,  darunter  Preußen, 
besondere  Fürsorgeerziehungsgesetze  geschaffen.  Ueber  die  obere 
Grenze  für  das  Zurückhalten  in  der  l^ürsorgc-  oder  Zwangserziehung 
sind  in  den  einzelnen  Staaten  verschiedene  \'erordnungen  getroffen.  Sie 
fällt  in  den  meisten  von  ihnen  mit  der  erreichten  Volljährigkeit  zu- 
sammen, doch  besteht  der  Vorbehalt  früherer  Aufhebung,  sobald  der 
Zweck  der  Unterbringung  als  eneicht  anzusehen  ist.  Das  vollendete 
2<>.  Lehensjahr  bildet  die  Grenze  in  Baden;  das  18.  in  Bremen  und 
SchauHiburg-Lippe,  in  Bayern  (in  Ausnahmefällen  bis  zur  Volljälirig- 
kert),  sowie  in  beiden  Mecklenburg,  Liiipe-Detmold,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  und  Württemberg,  wobei  in  diesen  letztgenannten  5  Staaten 
in  besonderen  Fällen  die  Aufliebung  bis  zum  vollendeten  20.  Lebens- 
jahre hinausgeschoben  wird.  Ebenso  verschieden  ist  die  Bestimmung 
des  Zeitpunktes,  bis  zu  welchem  die  Ueberweisung  in  Fürsorgeerzie- 
hung stattfindet.  Preußen  und  W'aldeck  setzen  das  18.  Lebensjalir 
fest;  das  16.  haben  die  beiden  Lippe,  beide  Mecklenburg,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  und  Württemberg.  Bremen  hat  auch  die  letztgenannte 
Altersgrenze,  doch  ist  in  besonderen  Fällen  Fürsorgeerziehung  bis 
zum  18.  Lebensjahre  zulässig.  Eine  bestimmte  Altersgrenze  fehlt  in 
den  Gesetzen  von  Anhalt,  Bayern,  Brauuschweig,  Elsaß-Lothringen. 
Lübeck,  Oldenburg,  den  beiden  Reuß,  den  thüringischen  Herzogtümern 
und  Schwarzburg-Sondershausen.  Als  Grundsatz  muß  hierbei  ausge- 
sprochen werden,  daß  der  Zeitraum  zwischen  der  noch  möglichen  Ver- 
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hängung  der  Zwangserziehung  und  dem  endgültigen  Erlöschen  derselben 
eine  solche  Ausdehnung  habe,  daß  der  gesetzliche  Zweck  der  Maßregel 
erreicht  wird.  Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  absolute  I-'est- 
legung  des  Entlassungstermins  viele  Ungerechtigkeiten  und  Härten 
in  sich  bergen  kann.  Denn  wenn  z.  B.  in  Preußen  ein  kurz  vor 
Volicndung  des  18.  Jahres  in  Zwangserziehung  genommener  Jugend- 
licher mit  21  Jahren  zur  Entlassung  kommen  muß,  die  Zeit  voa 
3  Jahren  also  als  notwendig,  aber  auch  als  ausreichend  erkannt 
wird,  um  einen  Erfolg  in  den  sittlichen  Anschauungen  zu  erzielen, 
so  ist  die  Frage  nicht  unangebracht,  ob  nicht  bei  Jugendlichen  in 
jüngeren  Jahren  der  gleiche  Zeitraum  genügend  wäre,  nach  Ablauf 
dessen  man  sie  wieder  der  (iemeinschaftserziehung  zurückgeben,  oder 
eine  Form  linden  könnte,  die  ihnen  das  Odium  der  Zwangserziehung 
abnähme. 

Im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  in  den  genannten  Paragraphen 
bestimmt,  daß  das  Vormnndschaftsgericht  die  Unterbringung  des 
gefährdeten  Jugendlichen  in  einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer 
Erziehungsanstalt  oder  einer  Besserungsanstalt  anordnen  kann.  Damit 
ist  die  große  Frage  aufgerollt,  ob  der  Verwahrloste  im  Schöße  einer 
Familie  oder  in  einer  Anstalt  besser  aufgehoben  sei.  Die  Anhänger 
der  ersten  Methode  behaupten,  daß  als  Ersatz  für  die  ein  schlechtes 
Beispiel  gebende,  genommene  Familie  eine  bessere  eingesetzt  werden 
muß;  die  Freunde  der  Anstalten  sagen,  daß  nur  diese  ein  geregeltes 
Erziehungswerk  an  dem  Gefährdeten  zu  verrichten  im  stände  seien. 
Wenn  indessen  die  rechte  Auswahl  der  Familie  getrotten  wird  —  und  sie 
ist  bei  den  Gefährdeten  sicherlich  nicht  so  schwer  wie  bei  den  jugend- 
lichen Verbrechern  —  so  ist  in  den  meisten  Fällen  der  Jugendliche  ge- 
rettet. Es  gibt  ja  auch  schließlich  gleich  den  ungeeigneten  Familien 
mittelmäßige  Anstalten.  Während  aber  von  dem  ersten  Umstand  nur 
einer  getrotfen  wird,  dem  leichter  zu  helfen  ist,  leiden  im  zweiten 
Falle  alle  Insassen  der  Anstalt.  In  einigen  (Jehieten.  z.  B.  im  König- 
reich Sachsen,  ist  die  Bevorzugung  derselben  als  ein  Produkt  der 
Entwickelung  anzusehen,  während  da,  wo  eine  freiere  Auffassung  die 
Herrschaft  hat,  der  P'amilie  sicherlich  der  Vorzug  gegeben  werden 
wird,  zum  mindesten  bei  der  Unterbringung  der  Gefährdeten.  Auch 
die  ..Ausführungsbestinimungen"  zum  preußischen  „Gesetz  über  die 
Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  vom  2.  Juli  lOCKJ"  nehmen  für  die 
endgültige  Unterbringung  die  Familie  in  Aussicht.  Die  verwahrlosten 
Jugendlichen  sind  zunächst  in  der  Anstalt  unterzubringen,  um  dort 
„einen  körperlichen  und  moralischen  Heinigungsprozeß  durchzumachen", 
danach  sollen  sie  unter  Aufsicht  des  Anstalt  Vorstehers  als  Lehrlinge 
und  Dienstboten  in  geeignete  Familien  gegeben  werden.  Führen  sie 
sich  schlecht  oder  erweist  sich  die  Familie  als  für  den  Zweck  der 
Fürsorgeerziehung  nicht  brauchbar,  so  wird  der  Jugendliche  in  die 
Anstalt  zurückgenoninieii  und  nach  einiger  Zeit  ein  neuer  Versuch 
mit  einer  anderen  Familie  gemacht.  Das  Ergebnis  muß  sein,  daß  der 
weitaus  größte  Teil  der  Zogliijge  in  Familienerziehung  im  Dienst,  in 
der  Lehre  sich  unter  sorgfältig  geordneter  Aufsicht  befindet. 

Die  Dienst-  oder  Lehrstelle  muß  den  Fähigkeiten  und  Verhält- 
nissen des  Jugendlichen  angemessen  sein,  bei  der  Wahl  soll  tunlichst 
seinen  Wünschen  Rechnung  getragen  werden.  In  einigen  Landes- 
gesetzen wird  gefordert,  daß  vor  der  Zuweisung  an  einen  bestimmten 
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Beruf  aiicli  die  Erzieliimgsberechtigten  des  Jugendlieben  gehört  werden 
müssen.  Bei  etwa  abzuschließenden  Lehrvertriigen  ist  die  tüchtige 
Ausbildung  im  Handwerk  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  sicherzu- 
stellen. 

Um  einen  wirksamen  Schutz  gegen  Ausbeutung  zu  erreichen  und 
schlechte  Anleitung  und  Beliandlung  zu  verhüten,  ist  das  Amt  des 
Fürsorgers  eingerichtet,  der  jedem  in  Familienpflege  untergebrachten 
Zwangserziehungszögling  beigegeben  werden  muß  und  der  halbjährlich 
über  seinen  PHegliug  zu  berichten  hat.  Mit  der  Schaffung  dieses 
Ehrenamtes  ist  der  Wert  der  Familie  für  diesen  staatlich  beaufsich- 
tigten Zweig  der  Erziehung  noch  gestiegen.  Trotzdem  wird  es  immer 
einzelne  Jugendliche  geben,  die  sich  für  Familieuerziehung  absolut 
nicht  eignen,  oder  deren  Verwahrlosung  einen  solchen  Grad  erieicht 
hat,  daß  man  schwer  eine  ordentliche  Familie  für  ihre  Unterbringung 
findet.  Für  diese  ist  dann  die  Erziehung  in  einer  Anstalt  durchaus 
am  Platze,  d.  h.  in  einer  geschlossenen,  nicht  verschlossenen,  am  besten 
famiUenhaft  gegliederten  Einrichtung  nach  dem  Vorbild  des  Wichern- 
schen  „Rauhen  Hauses"  bei  Hamburg,  in  der  auch  das  Wort  dieses 
Mannes  dem  Jugendlichen  gegenüber  Geltung  hat:  Was  hinter  dir 
liegt,  ist  verziehen. 

Ueber  die  Fürsorge  in  Preußen  im  ersten  Jahre  seit  dem 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  wird  folgendes  berichtet:  Es  wurden  im 
ganzen  7787  Zöglinge  rechtskräftig  überwiesen.  Bei  den  schulentlas- 
senen gab  es  nicht  viel  weniger  Mädchen  als  Knaben,  während  unter 
den  Schülern  die  Zahl  der  Knaben  doppelt  so  groß  war  wie  die  der 
Mädchen.  Es  waren  nämlich  über  die  Hälfte  =  4847  Schnli)flichtige 
und  von  diesen  waren  3218  Knaben,  1G29  MädcJien.  In  den  einzelnen 
Provinzen  kommen  zwischen  Kj  und  25  Ueberwiesene  auf  IWOOO 
Einwohner,  im  Durchschnitt  23.  Ueber  die  ungünstigen  häus- 
lichen Verhältnisse  der  Kinder,  welche  der  Fürsorge  überwiesen 
wurden,  gibt  die  \'eröflrentlichung  des  Landesdirektors  der  Provinz 
Brandenburg  vom  April  1902  über  die  Entwickelung  der  Fürsorge- 
erziehung in  der  Provinz  Brandenburg  im  ersten  Jahre  Auskunft. 
Von  den  677  rechtskräftigen  Beschlüssen  gründeten  sich  auf  No.  1 
in  §  1  d.  G.  —  Vernachlässigung  durch  die  Eltern  — 217;  auf  No.  2 
—  Vergehungen  der  Zöglinge  —  132;  und  auf  No.  3  —  Gefahr  völ- 
ligen sittlichen  \'crderbens  —  328.  Von  diesen  (i77  Zöglingen  waren 
137  unehelich  geboren,  183  hatten  den  Vater  oder  die  Mutter,  28 
beide  Eltern  verloren,  bei  84  Zöglingen  lebten  die  Eltern  voneinander 
getrennt  oder  waren  geschieden,  während  bei  den  verbleibenden  245 
die  Eltern  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebten.  Die  Kosten  der  Für- 
sorgeerziehung in  Preußen  haben  sich  im  Rechnungsjahre  1901/2  auf 
rund  2'/':,  Mill.  M.  gestellt.  An  dieser  Summe  ist  der  Staat  in  viel 
höherem  Maße  als  früher  beteiligt,  nämlich  mit  -/g. 

Noch  wertvollere  Ausbeute  über  die  Ergebnisse  des  Fürsorge- 
erziehungsgesetzes liefert  die  soeben  veröffentlichte  Statistik  für  das 
Rechnungsjahr  1902,  also  für  die  Zeit  vom  1.  April  J902  bis  31.  März 
1903,  die  im  preußischen  Ministerium  des  Innern  bearbeitet  wurde. 
Sie  zählt  an  Fürsorgezöglingen  im  Alter  von  12—18  Jahren  auf 
für  das  Jahr  HKJl :  44fiG,  für  VM2:  4180.  Diesem  scheinbaren  Rück- 
gänge steht  aber  die  unerfreuliche  Tatsache  gegenüber,  das,  während 
1901  die  Zöglinge  der  genannten  Altersstufen  57,4  "/o  sämtlicher  Be- 
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trofiencn  aiismachten.  der  Prozentsatz  für  10()2  auf  ()7,G  gestiegen 
war.  Die  amtliche  Statistik  f^laubt  alier(iiiiij;s  das  Anwachsen  iler  Zahlen 
(das  sich  für  die  beiden  letzten  Altersstufen  von  1(5—17  und  17—18 
Jahren  besonders  stark  markiert)  auf  die  Möglichkeit  zurückführea 
zu  dürfen,  daß  man  jetzt  der  Anschauung  huldigt:  Jugendliche,  die 
sich  gegen  die  Rechtsordnung  auflehnen,  bedürfen  mehr  der  Erziehung 
als  des  Gefänj^nisses.  Wäre  dem  so.  dann  müßte  man  dem  Fürsorge- 
gesetz für   die  Verbreitung  jener  Erkenntnis  allerdings  dankbar  sein. 

Ueber  die  Wohnortsverhältnisse  finden  wir  folgende  Tabelle:   Es 
stammten  aus: 

Großstädten  und  Städten  mit   Städten  unter  2f)(X)0  Biiiwohnera 


mehr  als  20  (KW  Einwohneni 
Fürsorgezöglingo  im  Alter  l'.HJl        50.9  "/o 

von  0-1«  Jahren  1902        SS,«7o 

Die  gesamte  ortsanwesende  IJcvölke- 
ruiig  von  0 — IS  Jahren  am  1.  De- 
zember 1900  betrug  aber  j6,9'/o 


und  kleinen  Gemeinden 

49,1  "„ 

44-"  7„ 

73.t7o 


Diese  Nachweisung  lehrt  überzeugend,  daß  in  den  größeren  und 
mittleren  Städten  (Industriezentren)  die  schlimmste  Gefälirdung  für 
unsere  heranwachsende  Jugend  liegt. 

Nicht  ohne  Bedeutung  sind  jene  Aufstellungen,  die  den  Anteil 
der  Unehelichen  und  Waisen  an  der  Zahl  der  Fürsorgei)fleglinge  er- 
kennen lassen.    Von  den  Ueberwiesenen  waren: 

1901  1902 

Ehelicher  Geburt;                   6445  5149 

Prozentsatz  der  Gesamtheit       82,7  Proz.  83,1  Proz. 

Unehehcher  Gebiirt:               1342  1047 

Prozentsatz  der  Gesamtheit      i7,s  Proz.  16,9  Proz. 

Der  Prozentsatz  der  Unehelichen  ist  danach  um  eine  Kleinigkeit 
geringer  geworden,  weil  sich  die  Fürsorgetätigkeit  ihrer  wohl  gleich 
mit  besonderer  Energie  annahm,  aber  dennoch  ist  ihr  Anteil  an  den 
Fürsorgezöglingen  immer  noch  mindestens  dreimal  so  groß,  als  ihrem 
Verhältnis  zur  Gesanitbevölkerung  entspricht.  Es  ist  unumgänglich 
notwendig,  daraus  die  Folgerung  zu  ziehen,  sich  dieser  Verlassenen  in 
weit  höherem  Grade  anzunehmen,  als  dies  gegenwärtig  geschieht  und 
durch  Vorbeugung  die  später  auftretenden  bösen  Schädigungen  zu 
verhüten,  für  deren  Beseitigung  dann  Mittel  bereit  gestellt  werden 
müssen,  die  jene  erforderlichen  ersten  Aufwendungen  erheblich  über- 
treffen. Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Waisen,  für  deren  ungemein 
hohen  Prozentanteil  die  nachfolgende  Tabelle  eine  grausame  Sprache 
redet. 

Halb-  oder      Aus  getrennt  Aub.  geRchied.  Geeamtzahl  Gesamtzahl 

Vollwaisen          lebenden            Familien  der  Waisen  der  Fürsorge- 

Faniilien  zöglinge 

1901              2688                   43S                     139                   366»  7787 

19(^              2000                   310                     118                    2428  6196 


Einen  Rückschluß  auf  die  ungemein  traurigen  häuslichen  Ver- 
hältnisse läßt  die  nächste  Aufstellung  zu,  die  von  der  Familienverteilung 
der  Ueberwiesenen  spricht.    Es  kamen 
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1901 
Je  1  Zögling   auf   5872  und 


Familien 


Sobald  drei  und  mehr  Kinder  derselben  Familie  der  Fürsorge- 
erziehung anheimgefallen  sind,  darf  man  wohl  annehmen,  daß  all- 
gemeine wirtschaftliche  Verelendung  die  Hauptursache  abgegeben  hat 
und  daß  es  Aufgabe  der  Anneuverwaltung  gewesen  wäre,  hier  helfend 
und  bessernd  einzugreifen.  Die  Zahlen  aus  dem  Jahre  1!:«J2  scheinen 
nun  von  einem  erfreulichen  Verstlndnis  für  diese  Zustände  zu  reden. 
Bemerkenswert  ist  endlich  noch  die  Tatsache,  daß  in  fast  der  Hälfte 
der  Familien,  aus  denen  Fürsorgezöglinge  stammen,  Vater  oder  Mutter 
oder  gar  beide  Eltern  bestraft  waren. 

Für  die  Art  und  Weise  der  Fürsorgetätigkeit  bringt  die  amtliche 
Statistik  vortreffliche  Gedanken.  , Erziehung  verlangt  für  die  Zög- 
linge neben  ernster,  wenn  es  sein  muß  strenger  Zucht,  ein  gewisses 
Maß  von  freier  Bewegung  und  Vertrauen  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
daß  es  mißbraucht  wird.  Allzucnger  Zwang,  fortgesetztes  Mißtrauen 
wird  namentlich  für  den  über  14  Jahre  alten  Zögling  unerträglich, 
dem  er  sich  mit  List  oder  Gewalt  entzieht.  Gelänge  es  aber  auch, 
ihn  durch  mechanische  Mittel  am  Entlaufen  oder  Ausbrechen  zu  ver- 
hindern, so  würde  man  eine  solche  Menge  von  Verbitterung,  IlalS, 
schlechten  Ränken  in  ihm  aufgespeichert  haben,  daß  er  statt  zu  einem 
sozial  brauchbaren  zu  einem  sozial  gefährlichen  Menschen  erzogen 
ist;  man  wird  ihn  in  sehr  kurzer  Zeit  nach  der  Entlassung  in  der 
Verbrecherwelt  als  der  gefährlichsten  einen  wiederfinden.''  Auch  vor 
einer  Ueberschätzung  der  Anstaltserziehung  wird  gewarnt.  „Dadurch, 
daß  man  dem  Zöglinge  die  Unterbringung  in  Lehre  oder  Dienst  nach 
kurzer  Zeit  in  sichere  Aussicht  stellt  und  diese  Zusage  erfüllt,  selbst 
wenn  die  Führung  nicht  ganz  einwandfrei  gewesen  wäre,  wird  man 
sie  eher  von  törichten  Entweichungsversuchen  abhalten  als  durch 
Gitter  und  Schlösser". 

Zum  Schluß  möge  noch  die  Gesamtzahl  aller  Ueberwiesenen  folgen. 
Es  befanden  sich  am  31.  März  1903  in  Fürsorgeerziehung 


auf  Grund  des  Oesetzee  vom  2.  Juli    1900 
„  13.  März  1878 


13793 
10214 

24007 


[  Für  die  Zeit  vom  l.  April  1903  bis  31.  März  1904  ist  der  Zugang 

auf  ca.  6000  zu  veranschlagen,    so   <laß  am  I.  April   ltK)4   sich   rund 
äOOfXl  Jugendliche  in  Fürsorgeerziehung  befinden. 

Hand  in  Hand  mit  den  amtlichen  Organen  der  letzteren  arbeiten 
I       zahlreiche  private  Fürsorgevereine,  deren  Bildung  von  Berlin  aus  an- 
'       geregt  und   auch  erreicht   worden   ist.      Die  Fürsorge  ist   für    ganz 
Deutschland  organisiert  durch  den  Deutschen  Zentralverein  für  Jugend- 
fürsorge  mit  dem   Sitz   in   Berlin.     Derselbe    erfreut   sicli    der   Mit- 
gliedschaft des  deutschen  Kaisers,  mehrerer  anderer  deutschen  Fürsten, 
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es  haben  sich  auch  viele  Staatsanwaltschaften,  Amtsgerichte,  Re- 
gierungsi»rüsiilcntcn,  Landräte  mit  dein  Verein  in  Verbindung  gesetzt. 
Der  Verein  ist  am  29.  Jlärz  1900  gegründet.  Generalsekretär  ist 
Franz  Pagel,  Herausgeber  der  Zeitschrift  füi'  Jugendfürsorge,  welche 
das  Organ  einer  größeren  Anzahl  deutscher  Jugendfürsorgevereine  ist 
und  eine  Anzahl  namhafter  Mitarbeiter  besitzt.  Es  wurden  über  ganz 
Dentschlan<t  Provinzial-  und  Kreisvereine,  sowie  Ortsgruppen  gebildet 
aus  Personen  der  verschiedensten  Stände  und  Berufe.  Danelien  haben 
sich  ihm  angeschlossen  an  öOO  zahlende  Mitglieder  aus  allen  ge- 
bildeten Ständen ;  ti  der  bereits  in  Deutschland  bestehenden  Für- 
sorgevereine und  V'erbände  sind  im  Februar  Ut02  dem  Zentral- 
veroin  angegliedert  und  in  ;50  Städten  ist  unter  Einwirkung  des  Zen- 
tralvereins eine  Neugrttiidung  von  Fürsorgevereinen  erfolgt.  In  dem 
Berliner  Verein  ist  iiucli  eine  Sektion  speziell  für  die  SchulpHichtigen 
vorlianden.  Sehr  segensreich  erweist  sich  die  in  Berlin  befindliche 
Zentral-  und  Auskunftsstelle  für  Jugendfürsorge.  Dieselbe 
hat  die  Bestimmung,  jeder  Privatperson  und  jedem  Verein  Rat  zu  er- 
teilen iibcM-  die  geeigneten  Maßnahmen  in  schwierigen  Fürsorgefällen. 
den  Behörden  ihre  Erfahrungen  und  ihre  Vermittelung  zur  Verfügung 
zu  stellen  und  alle  notwendig  werdenden  Vorarbeiten  zu  über- 
nehmen. Einer  der  Hauptzwecke  des  Vereins  ist  die  Behütung  und 
Bewahrung  der  Jugendlichen  vor  staatlichen  ZwangsinaUregeln,  vor 
Gefängnis  und  Zuchthaus,  sie  will  prophylaktisch  wirken,  eingedenk 
des  Wortes:  „Rettet  die  Kinder,  und  ihr  habt  keine  Verbrecher  mehr." 

2)  Fürsorge  im  Ausland*). 

Es  mag  zusammenfassend  eine  Uebersicht  jener  Bestrebangen 
folgen,  die  im  Auslande  der  Fürsorgetätigkeit  gewidmet  sind.  Sie 
gehen  vielfach  von  privater  Seite  aus.  An  erster  Stelle  müssen  hier 
wieder  die  Vereinigten  Staaten   genannt  werden. 

Die  größte  Kinderhilfsgesellschaft  in  Amerika  ist  die  1853  ge- 
gründete Childrens  Aid  Society  in  New  York.  Diese  Kinderhilfs- 
gesellschaft nahm  tätigen  Anteil  an  der  Verbesserung  des  Loses 
bedürftiger  Kinder  durch  Errichtung  von  Unterkunftshäusern  für 
Zeitungsjungen  und  andere  heimatlose  Jugendliche,  Tages-  und  Abend- 
schulen für  Kinder,  die  der  öffentlichen  Schule  nicht  unterstanden  und 
durch  Unterbringung  von  Kindern  in  FamilienpHege.  Die  Zahl  der  in 
Amerika  in  Armenhäusern  untergebrachten  Kinder  nimmt  in  neaerer 
Zeit  wesentlich  ab  im  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  in  kontrollierter 
Familienptlcge  versorgten  Jugendlichen.  In  Amerika  ist  der  gröBte 
Teil  der  Tiffentlichen  Armenpflege  und  des  öffentlichen  Schulwesens 
der  privaten  Initiative  überlassen.  Die  von  der  Gesellschaft  geleistete 
Hilfe  wird  je  nach  Lage  des  Falles  in  der  verschiedensten  Form  er- 
teilt: in  geschlossener  oder  offener  Armenpflege,  in  der  Aasbüdaag 
t\i  einem  Berufe,  in  der  Stärkung  der  Gesundheit  durch  Sommer- 
frische auf  dem  Lande,  in  Familienpflege  auf  dem  Lande,  weldie  skk 
billiger  stellt  als  die  Unterbringung  in  Instituten  der  Stadt.  Die 
Gesellschaft  besitzt  eine  .Farm  School",  ferner  26  Tages-  und  Abend- 
schulen mit  durchschnittlich  täglich  etwa  "(XJO  Schülern.  Drei  der 
Schulen    besitzen   Spezialklassen    für   verkrüppelte   und   gebrecUidM 


*)  Nach  Anfzeichnaiigm  des  -f  Dr.  med.  Schmid-Monnard  in  BUk. 
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Kinder.  Diese  werden  im  Wagen  zum  Unterricht  und  wieder  nach 
Hause  gebracht.  Sie  genießen  im  Sommer  einen  zweiwöchentlicheu 
Aufenthalt  im  Krüiijtelheim  des  Sommerlieims  Bath  Beach.  Außerdem 
hat  die  Gesellschaft  iu  den  äO  Jahren  ihres  Bestehens  insgesamt  2l'5i» 
heimatlose  Kinder  in  Pflegefamilien,  24  80L>  in  Stellungen  auf  dem 
Lande  untergebracht  und  f}2(H)  ihren  Angehörigen  zurückgegeben.  In 
"Sevi  York  verlangen  ca.  4()0  12-  und  mehrjährige  Kinder  allnächtlich 
Einlaß  in  die  stets  geöffneten  Nachtasyle  der  Gesellschaft. 

Ganz  ähnlich  wie  die  Zentralstelle  für  Jugendfürsorge  in  Berlin 
hat  die  New  Yorker  Charity  Organisation  den  Hauptzweck,  in  Fällen 
von  Fürsorge,  Verwahrlosung,  Unterstützung  bedürftiger  Familien  nicht 
selbst  direkt  mit  Geld  zu  unterstützen,  sondern  nur  die  Unterstüt- 
zungen zu  vermitteln;  sie  hat  wegen  der  Häufung  der  einlaufenden 
Gesuche  seit  Januar  1899  ein  Bureau  speziell  für  Kinderfürsorge  ins 
Leben  gerufen,   das  sich   sehr   erfolgreich  betätigt. 

Die  pennsylvanische  Childrens  Aid  Society  sorgte  1899  für  1013 
hilflose  Kinder.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  betrugen  50  824 
Dollars  (=  V,  Mill.  M.). 

Aus  den  andern  Ländern  sind  teilweise  nur  die  Namen  der 
Gesellschaften  zu  ermitteln  gewesen ,  nicht  der  Umfang  ihrer  Tätig- 
keit. Die  ungarische  Vereinigung  für  Kinderscbutz  hat  in  vielen 
Städten  Kinderheime  geschaffen  für  Kinder,  die  sonst  kein  Unter- 
kouimcn  im  elterlichen  Hause  fanden.  Während  des  20-jährigen  Be- 
standes hat  die  Gesellschaft  7000  Kindern  ihre  Fürsorge  gewidmet. 
Sie  ist  im  Besitz  eines  Vermögens  von  rund  085 0<X)  Kronen. 

In  England  ist  durch  die  Tatkraft  eines  Mannes  eine  Einrichtung 
privater  Fürsorge  entstanden,  welche  an  Umfang  und  Zweckmäßigkeit 
wohl  einzig  dasteht.  The  National  Ine  orporated  Waifs  Asso- 
ciation, otherwtse  known  as  Dr.  Barnado's  Ho  nies  —  so 
bezeichnen  sich  die  Reftiingsanstalten  des  Arztes  Dr.  Barnado  in 
London  für  verwahrloste  und  obdachlose  Kinder.  Sie  haben  sich  seit  dem 
Jahre  1866  von  einem  kleinen  Haus  mit  25  Knaben  auf  87  Anstalten  ver- 
mehrt (davon  ;i5in  London),  welche  sich  im  Jahre  1897  mit  1.^316  Kindern 
beschäftigten,  von  denen  jährlich  etwa  BüllO  in  ihren  Heimen  beher- 
bergt werden.  Es  finden  sich  neben  11  Ever-open-doors  in  ver- 
|Schiedenen  Städten  Englands,  welche  bestimmt  sind,  den  Heimatlosen 
'ein  Obdach  für  die  Nacht  zu  bieten,  Säuglingsheime,  Kri])peu,  Knaben- 
und  Mädchenheime ,  landwirtschaftliche  Schulen ,  Einrichtungen  für 
Familien]itlege,  Cottage-homes,  Arbeits-  und  Dienstnachweisungen, 
Vermittelung  von  Auswanderung  u.  s.  w.  Im  Berichtjahr  1900  ist 
noch  eine  Anstalt  für  taubstumme  Kinder  ins  Leben  gerufen  worden. 

Die  Gesamtzahl  der  in  den  35  Jahren  des  Bestehens  aufgenommenen 
Kinder  beträfet  etwa  41  600,  die  Zahl  der  1900  neu  aufgenommenen  2879. 
Die  Einnahmen  fließen  ausschließlich  aus  freiwilUgen  Beiträgen  und 
betragen  im  Jahr  3  Mill.  M.  Abgesehen  von  der  Musteranstalt  Babys 
Castle,  einem  Schloß  auf  dem  Lande  in  der  Grafschaft  Kent,  in  welchem 
Säuglinge  und  Kinder  in  den  ersten  Leben.sjahren  verpflegt  werden, 
finden  ilie  Knaben,  die  dieser  Anstalt  entwachsen  sind.  Aufnahme  in 
den  Heimen  für  kleine  Knaben,  die  alle  nur  eine  beschränkte  Zahl 
\on  Plätzen  haben.  Andere  werden  auch  aufs  Land  gegelten  und  ein 
ausgezeichnetes  sorgfältiges  Ueberwachungssystem  greift  für  die  Pflege- 
eltern dieser  Kinder  Platz.     Die  größeren  Knaben  vom  12.  Jahre  ab 
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werden  dem  großen  Haus  und  der  Arbeitsschule  für  Knaben  in  Ost- 
London,  Stepne}-  Causeway,  übergeben,  das  in  Barackeuform  errichtet 
ist  und  in  sich  mehrere  hundert  Knaben  vereinigt,  um  sie  in  eigenen 
großartigen  Lehrwerkstätten  in  einem  Handwerk  auszubilden.  W.^hrend 
die  eine  Hälfte  des  Tages  noch  mit  Sclnilunterricht  ausgefüllt  ist.  ver- 
bringen die  Knaben  die  andere  Hälfte  in  den  verschiedenen  Werk- 
stätten, in  denen  sie  je  nach  ihren  Neigungen ,  ihren  körperlichen 
und  geistigen  Fähigkeiten  mit  der  Erlernung  eines  Gewerbes  be- 
schäftigt sind.  Sie  können  dort  in  allen  erdenklichen  Hand- 
werken unterrichtet  werden.  Die  von  ihnen  verfertigten  Waren  werden 
für  den  Bedarf  der  sämtlichen  in  England  befindlichen  Anstalten 
Baruados  verwandt.  In  Verbindung  damit  ist  ein  uuler  anderer  Ver- 
waltung stehendes  Krankenhaus,  in  dem  die  kranken  Kinder  der  sämt- 
licher Anstalten  behandelt  werden. 

Eigenartig  ist  die  Anstalt  für  Mädchen  jeden  Alters,  die  1000 
arme  Kinder  beherbergt,  die  Dortheime  in  Hford,  in  2  Stunden  mit 
der  Eisenbahn  von  London  zu  erreichen.  Hford  ist  ein  elliiisenartig 
angelegtes  Dorf  von  5(i  Häusern,  die  sich  um  einen  herrlich  gelegenen 
Park  lagern.  Jedes  Haus  beherbergt  eine ,, Mutter"  mit  15— 2.ö  Mädchen 
in  verschiedenem  Alter.  Die  großen  14-  und  15-jälirigen  gehen  der 
Hausmutter  bei  der  Wartung  und  Pflege  der  Kleineren  an  die  Hand. 
In  vielen  Häusern  befindet  sich  auch  ein  gebrechliches,  blindes  oder 
lahmes  Kind,  einmal  um  diese  an  den  Verkehr  mit  gesunden  Menschen 
zu  gewöhnen,  zum  andern  um  die  Gesunden  zur  Betätigung  der  Nächsten- 
liebe zu  erziehen.  Ein  großer  Teil  der  in  diesen  Heimen  beschäftigten 
„Mütter"  arbeitet  ohne  Engelt,  es  sind  gebildete  Frauen,  die  einen 
Lebensinhalt  suchen,  die  etwas  Zuschuß  besitzen,  aber  nicht  genug, 
um  davon  allein  leben  zu  können.  Die  kleineren  Mädchen  besuchen 
die  Schule,  die  großen  plätten,  waschen,  fertigen  Kleider  für  die 
anderen  an.  Ein  großer  Teil  der  Knaben  und  Mädchen  wandert  in 
die  Kolonien  aus.  Es  sind  bisher  nach  dem  Bericht  von  IStOO  etwa 
llÖXl  Barnadosche  Zöglinge  nach  Canada  ausgewandert,  im  Jahre  1899 
allein  529  Knaben  und  339  Mädchen.  Als  Beweis  für  ihr  Fortkommen 
daselbst  kann  angeführt  werden,  daß  Baruado  von  seinen  kanadischen 
Kolonisten  im  Zeitraum  von  5  Jahren  9^(000  M.  zum  Besten  der  An- 
stalten erhielt  Weniger  als  2  Proz.  sind  in  Laster  verfallen  oder 
gerichtlich  bestraft  worden,  während  alle  übrigen  gut  eingeschlagen 
sind. 

Ferner  haben  noch  die  Fürsorge  für  hilfsbedürftige  und  ver- 
wahrloste Kinder  folgende  Privatgesellschaften  als  ihre  Aufgabe  gesetzt: 
Societ6  contre  la  Mendicite  des  Enfants  in  Frankreich,  die 
Wiener  Schutz-  und  Rettungsgesellschaft,  die  gemeinnützige  (Jesell- 
schaft  in  St.  Gallen,  die  Gotthelfstiftung  im  Kanton  Bern  und  eine 
älinliche  Gesellschaft  in  Genf  (1899).  Die  Societ«  Nazionale  ,,Pro  In- 
fantia"  in  Rom  verfugte  1899  über  7000— 8000  frcs.,  von  denen  etwa 
45<K)  verwendet  wurden. 

Neben  den  Privatgesellschaften  und  teilweise  mit  Hilfe  derselben 
greifen  auch  staatliche  Verordnungen  in  die  Fürsorge  ein.  In 
Amerika  war  Michigan  der  erste  Staat,  der  ein  ausschließlich 
staatliches  System  der  Fürsorge  für  alle  bedürftigen  Kinder  bis  zum 
14.  Lebensjahre  einrichtete,  indem  er  sie  in  einer  zentralen  Schule 
sammelt  und  dort    nur  so  .lange   behält,   bis  sie  zur   Aufnahme    in 
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eine  Familie  geeignet  erscheinen  und  gute  Familien  för  sie  gefunden 
sind.  In  Amerika  besteht  eine  steigende  Neigung,  die  Uebiing  der 
Annen-  und  VVai.senptiege  der  geordneten  Aufsicht  besonderer  staat- 
lichen Behörden,  den  sogenannten  State  Boards,  zu  unterstellen,  die 
nach  und  nach  in  2H  Staaten  entstanden  sind.  Neuerdings  sind  von 
diesen  State  Boards  wiederholt  besondere  Aufsichtsbehörden  für  die 
Zwecke  der  Kinderfürsorge  abgezweigt  worden.  In  Indiana  geschah 
dies  durch  ein  im  März  l'.KU  erlassenes  Gesetz,  wonach  die  betreffende 
Behörde  aus  '6  Männern  und  3  verheirateten  Frauen  besteht.  Diese 
sind  berechtigt,  vernachlässigte,  verwahrloste,  mißhandelte  Kinder  an 
geeigneter  Stelle  (Waisenhaus,  Familie)  unterzubringen,  auch  gegen 
den  Willeu  der  Eltern,  und  die  letzteren  im  Vermögensfalle  zur 
Tragung  der  Kosten  zwangsweise  anzuhalten. 

Nicht  sowohl  für  Verwahrloste,  als  vielmehr  und  wohl  ausschließ- 
lich für  hilfsbedürftige  Kinder  besteht  eine  ausgedehnte  staatliche 
Fürsorge  in  Frankreich.  Nach  der  Statistik  des  Ministerial- 
direktors Monod  vom  Jahre  1899  überwachte  die  Behörde  in  jenem 
Jahre  144  OOÜ  unerstützte  Kinder,  unter  diesen  ist  eine  ganze  Anzahl 
im  schulpflichtigen  Alter,  die  zunäclist  bis  zum  Ende  der  Schulzeit 
mit  13  Jahren  bei  Pflegeeltern  auf  dem  Lande  untergebracht  werden. 
Die  Kleidung  der  Pfleglinge  wird  bis  zum  13.  Jahre  von  der  Ver- 
waltung (Behörde)  geliefert.  Sodann  kommen  sie  bis  zu  ihrer  Voll- 
jährigkeit zu  einem  Handwerker  in  die  Lehre  oder  zu  Landleuten. 
Die  Pflegeeltern  und  Kinder  werden  überwacht,  die  Verjiflegungsgelder 
schwanken  zwischen  35  und  7  frcs.  monathch,  sie  sind  im  Anfang  am 
höchsten,  sinken  allmählich  und  hören  mit  13  Jahren  ganz  auf. 
Von  da  ab  arbeiten  die  Knaben  in  eine  Sparkasse,  deren  Ertrag  sie 
bei  ihrer  Volljährigkeit  erhalten. 

Eine  älmliche  öffentliche  Fürsorge  für  schulpflichtige  Kinder 
besteht  in  England.  Unter  direkter  Aufsicht  der  Armenbehörde 
stehen  öOOtMJ  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter.  Es  stehen  im  Vorder- 
grund die  Familienptiege  sowie  die  Cottage  Homcs,  welche  letzteren 
aus  kleinen  Häusern  für  je  10—40  Kinder  bestehen.  Jedes  Haus 
besitzt  einen  Hausvater,  der  die  Knaben  zugleich  in  einem  Handwerk 
ausbildet.  Von  diesen  Werkhäusern  aus  besuchen  die  Knaben  die 
benachbarten  öffentlichen  Elementarschulen.  Als  Musteranstalt  eines 
Cottage  Home  wird  die  Anstalt  der  Shoreditch  Uniou  in  Hornchurch 
genannt.  Für  die  Ueberwachung  der  Faniilienpflege  werden  für  Eng- 
land Frauen  vorgeschlagen.  Inwieweit  diese  an  und  für  sich  empfehlens- 
werte Einrichtung  durchgeführt  ist,  konnte  nicht  ermittelt  werden. 
Schließlich  ist  noch  einer  besonderen  Art  der  Knabenerziehung  zu  ge- 
denken, eines  aus  öfl'entlichen  Mitteln  unterhaltenen  Schiffes,  auf  dem 
1«97  sich  eine  Besatzung  von  durchschnittlich  500  Knaben  befand. 
Es  dient  anscheinend  zur  Vorbildung  für  Militär  und  Marine. 


B.  Die  Verbrecher. 


Will  man  das  jugendliche  Verbrechertum  in  seinem  ganzen  Umfange 
kennen  lernen,  so  muß  man  die  nüchternen  und  doch  so  furchtbaren 
Zahlen  der  Statistik  sprechen  lassen.  „In  einem  Jahre  werden  beinahe 
5000t)  Personen  im  Alter  zwischen  12  und  18  Jahren  gerichtlich  be- 
straft, und  die  Zahl  der  Bestrafungen  Jugendlicher  ist  sowohl  absolut 
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wie  relativ  in  fortwäliremlor  Steigerung  begriffen."  Während  im  Jahre 
1882  auf  je  lOlMXX)  Aupehörige  der  jugendlichen  Civilbevölkerung  erst 
568  VerurteiUuigen  enttielen,  waren  es  im  Jahre  1899  über  7fKJ.  Der  größte 
Teil  davon  entfällt  auf  Diebstahl  und  Unterschlagung.  Aber  Hanil  in 
Hand  mit  der  Zunahme  Jugendlicher  geht  auch  eine  Zunahme  der 
Bestrafungen  wegen  Körperverletzungen :  Auf  lOCK)  Verurteilungen 
Jugendlicher  im  Jahre  1881^  kamen  110  wegen  Körperverletzung,  inj 
Jahre  1899  bereits  191.  Im  Jahre  1899  gab  es  rund  iKKX)  Personen 
zwischen  12  und  18  Jahren,  die  mindestens  zum  zweitenmal  bestraft 
wurden.  Es  gab  unter  ihnen  r>48ri  einmal  Vorbestrafte,  1870zweimal 
Vorbestrafte,  während  der  Kest  dreimal  und  öfter  vorbestraft  war, 
1899  also  schon  mindestens  die  vierte  Strafe  erlitt.  Etwa  die  Hälfte 
der  späteren  Zuchthäusler  und  gewerbsmäßigen  Verbrecher  ist  vor 
Vollendung  des  20.  Jahres  zum  ersten  Male  straffällig  geworden  und 
mit  dem  Gefängnis  in  Berührung  gekommen  (Dix,  Die  Jugendlichen 
in  der  Sozial-  und  Kriminalpolitikj.  Während  die  Zahl  der  verurteilten 
Jugendlichen  (12—18  Jahre  alt)  im  Deutschen  Reich  im  Jahre  1892 
30697  betrug,  war  1898  die  Zalil  auf  47  975  gewachsen.  Demgegen- 
über iiaiim  zu  von  1882—96  die  Civilbevölkerung  im  Reich  um 
15,8  Proz.,  die  der  Verurteilten  überhaupt  um  38,5  Proz.,  die  der 
Jugendlichen  um  44,1  Proz.  Die  stärkste  Zunahme  zeigen  gerade  die 
Roheitsverbreclien :  bei  Sachbeschädigung  (1882—96)  48  Proz.,  bei 
gefährlicher  Körperverletzung  112,5  Proz.,  bei  Nötigung  und  Bedrohung 
300  Proz.  Und  während  die  verurteilten  Jugendlichen  überhaupt  um 
44,1  Proz.  zugenommen  haben,  hat  sich  die  Zahl  der  Vorbestraften 
um  78,6  Proz.  vermehrt.  Na<;h  den  Ergebnissen  der  Reichs-Kriminal- 
statistik  beträgt  für  Berlin  die  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher  im 
Jahre  IIXX)  —  10,7  Proz.  und  1901  —  11,3  Proz.  der  Gesamtverur- 
teilten (H  i  r  s  c  h  b  e  r  g ,  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin  1900/1902). 
Wenn  man  nun  bedenkt,  daß  bei  diesen  statistischen  Angaben,  die 
sämtlich  der  Reichs-Kriminalstatistik  entnommen  sind,  nur  etwa  ein 
Viertel  der  Verurteilten  aufgezählt  werden,  indem  die  Reichserhebungen 
die  Bestrafungen  wegen  Uebertretungen  und  wegen  Zuwiderhandlungen 
gegen  landespolizeiliche  Vorschriften  nicht  mitzählen,  wenn  man  weiter 
dazu  rechnet  die  wegen  mangelnder  Einsicht  Freigesprochenen  und 
die  wegen  Nichtermittelung  unbestraft  Gebliebenen,  sowie  endlich  die 
nicht  zur  Anzeige  Gekommenen,  so  wird  die  Zahl  der  verbrecherischen 
Jugendlichen  im  Deutschen  Reich  mit  jährlich  einer  Viertelmillion 
eher  noch  zu  niedrig  gegritien  sein.  Bedenkt  man  ferner,  daß  nach 
dem  Urteil  erfahrener  Kriminalisten  jugendliche  Verbrecher  iiei  Be- 
gehung der  Delikte  oft  die  größte  Verschmitztheit  entwickeln  und  daß 
Geständnisse  aus  ihnen  nur  schwer  herauszuholen  sind,  so  wird  man 
Lenz  recht  geben,  wenn  er  sagt:  „Der  jugendliche  Verbrecher  nimmt 
überhand,  eine  Plage  für  die  Polizei,  eine  Schwierigkeit  für  den  Richter, 
ein  Problem  für  den  Staatsmann,  ein  Kummer  für  den  Philanthropen."' 
Der  durch  das  Reiclis-Strafgesetzbuch  vorgezeichnete  Gerichtsweg 
unterscheidet  für  die  Bestrafung  zwei  Gruppen  von  Jugendhchen  im 
Alter  von  12— is  Jahren.  Diejenigen  unter  ihnen,  die  bei  Begehung 
der  strafbaren  Handlung  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  notwen- 
dige Einsicht  nicht  besessen  haben,  sind  nach  §  56  freizusprechen,  und 
es  ist  in  dem  Urteile  zu  bestimmen,  ob  der  Angeschuldigte  seiner 
Familie  zurückzugeben   ist,   oder  in  eine  Erziehungs-(Besserungs-)An- 
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alt  gebracht  werden  soll.  In  der  Anstalt  ist  er  so  lange  zu  belialteri, 
als  die  aufsichtfülirende  Behürdc  es  für  nötig  erachtet,  doch  nicht  über 
das  vollendete  20.  Lebensjahr  hinaus.  Jugendliche  Personen  im  Alter 
von  12 — 18  Jahren,  die  mit  der  crforderliclien  Einsicht  eine  strafl)are 
Handlung  begangen  hatten,  sollen  verurteilt  werden :  in  besonders 
leichten  Fällen  mit  einem  Verweis,  in  schwereren  mit  Freiheitstrafen, 
deren  Zeit  gegenüber  der  Strafzeit  erwachsener  Verbrecher  wesentlich 
verkürzt  wurde  und  zu  deren  Verbüfiung  besonders  für  Jugendliche 
bestimmte  Anstalten  oder  Räume  gewählt  werden  sollen.  Auf  Tod 
oder  Zuchthausstrafe  darf  nicht  erkannt  werden,  ebenso  sind  Verlust 
der  Ehrenrechte  unil  Polizeiaufsiciit  ausgeschlossen.  Was  nun  das 
Gesetz  als  \'oraussetzung  der  Stratbarkeit  verlangt,  die  „erforderliche 
Einsicht''  (nicht  etwa  „Unterscheidungsverniögen"),  besitzt  eigentlich 
jeder  ZwölQährige.  der  Schulunterricht  gehabt  hat;  denn  es  handelt  sich 
nicht  um  das  Verständnis  dafür,  dalS  die  von  ihm  begangene  Tat  mit 
dem  Sittengesetz  in  Widerspruch  steht,  sondern  es  soll  der  Angeschul- 
digte im  Stande  sein,  die  Strafbarkeit  der  Handlung  zu  erkennen.  Diese 
Einsicht  vermittelt  ihm  aber  die  Schule,  denn  dort  hört  er,  daß  Ueber- 
tretungen  des  fünften,  siebenten  u.  s.  w.  Gebotes  auch  von  dem  irdischen 
Richter  mit  Entziehung  der  Freiheit  bestraft  werden.  Die  fast 
stets  stattfindende  Bejahung  der  Frage  nach  der  vorhandenen  Ein- 
sicht mußte  zu  außerordentlich  zahlreichen  Verurteilungen  führen  ;  dem- 
gegenüber stand  die  Vorschrift,  daß  an  dem  Jugendlichen  eine  mildere 
Pra,\is  als  gegen  den  erwachsenen  Verbrecher  geübt  werden  sollte. 
Die  Richter  haben  sich  daher  daran  gewöhnt,  gegen  Jugendliche  aui 
geringe  Strafen  zu  erkennen.  Von  29(510  im  Jatire  1S98  gegen  die- 
selben angesetzten  Urteilen  auf  Gefängnis  lauteten  18  .^39  auf  die  Zeit 
unter  30  Tagen.  Was  sollen  derartige  Strafen  sein  V  Etwa  Erzie- 
hung zur  Besserung  bewirken  V  Sie  stellen  in  der  Tat  das  reine 
Prinzip  der  Vergeltung  dar:  Auge  um  Auge,  Zahn  um  Zahn. 

Ehe  wir  den  Verurteilten  auf  dem  weiteren  Wege  begleiten,  ist 
es  überhauftt  lehrreich,  ihn  schon  im  Anfange  <les  \'erfahrens  zu  be- 
obachten. Die  Oefi'entlichkeit  der  Haujit Verhandlung  erweist  sich  hier 
als  großes  Ucbel.  sie  rückt  den  Angeklagten  in  den  Mittelpunkt  des 
Interesses  und  zeigt  ihn  vor  seinen  Genossen,  die  den  Saal  füllen, 
als  eine  wichtige  Person.  Er  bemüht  sich  natürlich,  diesen  Eindruck 
durch  freches  Verhalten  zu  verstärken.  Das  Resultat  des  ganzen  Ver- 
fahrens ist  endlich  ein  Verweis,  der  mündlich  gegeben  und  von  dem 
Jugendlichen  bald  vergessen  wird,  oder  dessen  schrifthciie  Ausfertigung, 
falls  Richter  bez.  Staatsanwalt  diese  Form  wählen,  nach  etlichen 
Wochen  in  die  Hände  des  Betroffenen  gelangt  und  darum  an  Wir- 
kung verliert,  oder  eine  kurze  Freiheitsstrafe,  die  meist  in  den 
kleinen  Gerichtsgefängnissen  abgesessen  wird.  Schon  die  kurze  Frist 
derselben  läßt  keine  F^urcht  aufkommen,  dazu  findet  der  Jugendliche 
eine  zahlreiche  Gesellschaft  erfahrener  Verbrecher,  die  sich  bemühen, 
ihn  in  allen  Kniffen  des  Kampfes  gegen  die  gesellschaftliche  Ordnung 
zu  unterweisen.  Bei  den  noch  nicht  ganz  Verdorbenen  wii-kt  <las  Ge- 
fängnis darum  ertötend  auf  das  Schamgefühl  und  hängt  ihnen  für  die 
ganze  Lebenszeit  einen  Makel  an,  die  anderen  dagegen  gehen  frecher 
und  gewitzter  aus  ihm  hervor.  Aus  diesen  Jugendlichen  entsteht 
dann  die  Schar  der  gewohnheitsmäßigen  Verbrecher,  und  ihr  Vorbild 
bewirkt,  daß  die  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher  weit  stäi'ker  an- 
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wächst  als  die  der  erwachsenen.  Gerade  für  die  Jugendlichen  treffen 
die  Worte  A  Schrotts  zu:  „Während  der  schwere,  mit  Zuchthaus 
Itestrafte  Verbrecher  in  den  modernen  Gefängnis-Prachtbauten  mit 
ihren  Isolier- Spazierhöfen,  ihren  „Stalls"  in  Kirche  und  Schule,  auf  das 
behutsamste  vom  Anblick  der  übrigen  Sträflinge  ferngehalten  wird, 
verbüßt  der  wegen  einer  geringen  Gesetzesübertretung  zu  einigen 
Tagen  Gefängnis  Verurteilte  seine  Strafe  in  (iemeinschaftshaft  mit 
anderen  Gefangenen,  unter  welchen  sich  viclfacli  alte  Zuchtiiäuslinge 
befinden.  Derjenige,  an  dem  niclit  allzuviel  mehr  zu  verderben  ist, 
wird  auf  das  sorgfältigste  vor  jeder  Berührung  bewahrt.  Deijenige 
dagegen,  welcher  einen  kleinen  Fehltritt  begangen  hat,  wird  der  mo- 
ralischen Ansteckung  ausgesetzt."'  Weder  Ort  noch  Zeit  sind  also 
geeignet,  erzieherisch  auf  den  Jugendlichen  zu  wirken,  und  man  könnte 
fast  die  Strafe  des  Verweises  noch  als  das  glücklichere  Moment  an- 
sehen, weil  sie  den  V^erurteilteu  vor  den  bösen  Einflüssen  des  Ge- 
fängnisses schützt. 

Zur  Rettung  des  Erstlingsverbrechers  hat  darum  in  Preußen  der 
Königliche  Erlaß  vom  2ii.  Oktober  1S95  den  Strafaufschub  geschaffen. 
Ist  der  Jugendliche  verurteilt,  so  kann  die  Strafvollstreckung  aufge- 
schoben werden  und  es  kann  zugleich  bei  dein  X'ormuudschaftsgerichl 
die  Anordnung  der  Fürsorgeerziehung  gegen  ihn  beantragt  werden. 
Bei  guter  Führung  kann  nüch  Ablauf  der  für  den  einzelnen  Fall  fest- 
gesetzten Zeit  auf  dem  Gnadenwege  Erlaß  der  Strafe  eintreten.  Wird 
dagegen  auf  Abbüßung  der  Strafe  erkannt,  so  kann  auch  dann  zugleich 
ein  Beschluß  des  Vormundschaftsgerichts  herbeigeführt  werden,  der 
den  Jugendlichen  nach  zurückgelegter  Gefängnishaft  der  Fürsorgeer- 
ziehung überweist,  also  eine  Art  Nacherzichung  verursacht,  die  jene 
Besserung  bewirken  soll,  zu  der  das  Gefängnis  nicht  im  stände  war. 
Die  Notwendigkeit  dazu  wird  von  dem  Gefängnisdirektor  in  einer 
Konferenz  mit  den  Oberbeaniten  (Geistlichen,  Lehrern)  festgestellt; 
der  Antrag  ist  so  rechtzeitig  einzubringen,  daß  die  Fürsorgeerziehung 
sich  unmittelbar  an  die  Strafhaft  anschließt. 

Nach  dieser  Regelung  ist  ausgeschlossen,  daß  wie  früher  der  in- 
tellektuell Unentwickelte  und  weniger  Gefährliche  in  langdauernde  An- 
staltserziehung genommen  wird,  während  der  mit  der  erforderlichen 
Einsicht  behaftete,  meist  schlimme  Verbrecher  nur  eine  kurze  Haft 
verbüßte.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  sind  daher  als  eine  be- 
deutende Verbesserung  des  früheren  unleidlichen  Zustandes  anzusehen. 
Ueber  die  Grundsätze  des  Strafvollzugs,  wie  sie  in  Preußen  im  all- 
gemeinen bereits  Geltung  haben ,  sind  noch  einige  Bemerkungen 
zu  machen.  Bei  der  Unterbringung  im  Gefängnis  muß  unter  allen 
Unistänilen  der  Jugendliche  in  Einzelhaft  gebracht  werden,  sofern  es 
der  Gesundheitszustand  erlaubt.  Einzelhaft  heißt  nicht  Isolierung  des 
Gefangenen,  der  ohne  Arbeit,  ohne  Lektüre,  ohne  Besuch,  ohne  jede 
Verbindung  mit  der  Außenwelt  seine  Strafzeit  zubringen  soll.  Im  Gegen- 
teil ist  die  angemessene  Beschäftigung  ein  sehr  wesentliches  Moment, 
leider  fehlt  es  in  kleineren  Gefängnissen  oft  daran.  Diese  Arbeit  ist 
aucli  in  Gemeinschaft  ausführbar,  weil  sie  leicht  kontrolliert  werden 
kann.  In  den  Zwischenzeiten,  unterbrochen  durch  regelmäßige  Spazier- 
gänge, soll  der  Jugendliche  aber  isoliert  bleiben,  und  es  ist  das 
auch  eine  Wohltat  für  iiiu.  LTm  auch  deren  erziehliche  Wirkung  zu 
fördern,  muß  der  Häftling  von  den  Beamten  und  dem  Geistlichen  mit 
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tröstlichem  Zuspruch  aufgesucht  und  mit  geeignetem  Lesestoff  vor- 
sehen werden.  Nur  wenn  der  Gefangene  aus  der  Haft  direkt  entlassen 
wird,  ist  es  angebraclit,  ihn  einige  Zeit  —  etwa  vier  Wochen  —  vor- 
her in  die  Gemeinschaft  mit  anderen  Anstaltsgenosscn  zu  bringen. 
Einmal  gewöhnt  er  sicli  dadurch  wieder  an  den  Verkehr  mit  Menschen 
und  zum  anderen  kann  diese  Zeit  als  Prolie  darauf  angesehen  werden, 
ob  der  Entlassene  sich  im  Lebenskampf  bewäliren  wird.  Schließt  sich 
an  die  Haft  die  Fürsorgeerziehung  an,  so  sollte  man  für  diese  nie 
Anstalten  wählen,  die  auch  andere  unliestrafte  Zöglinge ,  wohl  gar 
nur  Gefährdete  zu  Bewohnern  haben.  Diesen  würde  der  Restrafte 
ein  unheimlicher  Verführer  werden.  Eigene  Erfahrung  als  Lehrer  und 
Erzieher  am  Erziehmigshaus  für  verwahrloste  Knaben  in  Runimels- 
burg-lSerlin  hat  mich  davon  überzeugt.  So  war  u.  a.  ein  etwa  ISi-jäli- 
riger  Zwangserziehungsbursche  aus  (ier  Anstalt  entwichen,  hatte  einen 
Einbruch  verübt  und  dem  erwachenden  Geschäftsinhaber  eine  schwere 
Körperverletzung  beigebraclit,  die  ihm  ein  Jahr  Gefängnis  eintrug.  Nach 
Verbüßung  der  Strafe  wurde  er  dem  Erziehungshause  wieder  zuge- 
führt. Am  zweiten  Tage  schickte  er  einen  jüngeren  Insassen  mit  ver- 
heimlichtem (ielde  zum  Portier  und  ließ  dafür  eine  Flasche  Bier  und 
Leberwurst  fordern!  Dann  ging  das  Aufhetzen  der  anderen  los;  er 
redete  ihnen  zu,  auszubrechen  und  zu  stehlen  iiikI  totzuschlagen;  im 
Gefängnis  wäre  es  viel  schöner,  (hirt  brächte  die  Arbeit  (ield,  für  das 
man  sich  das  Leben  angenelimer  machen  könnte.  Man  überlege  sich 
nur,  wie  ein  Bursche,  dessen  Nationale  in  dürren  Worten  angab:  Lügt, 
stiehlt,  nascht,  trinkt;  hat  versucht,  ein  Haus  in  Brand  zu  stecken  — 
auf  Gefährdete  wirken  muß,  bei  denen  man  doch  bestrebt  ist,  die 
Möglichkeit  weiterer  Verwahrlosung  auszuschließen,  .lugendliche  Ver- 
brecher, die  einen  Freisprach  erhielten,  sollten  überhaujjt  nur  in  An- 
stalten gehalten  werden,  es  sei  flenn,  daß  aus  der  Art  und  Vollfüh- 
rung ihrer  Handhing  sich  die  Unterbringung  in  einer  Familie  recht- 
fertigen ließe,  aber  bestrafte  Verbrecher  gehören  für  sich  aHein  in 
eine  richtig  geleitete  Besserungs-(Korrigenden-)An.stalt. 

Anhangsweise  mögen  zu  diesem  Abschnitte  einige  Bemerkungen*) 
angefügt  werden,  die  die  Zwangserziehung  im  Auslande  streifen.  Hier 
ist  man  vielfach  schon  an  die  Verwirklichtuig  des  Gedankens,  die 
Jugend  dem  Gefängnis  und  der  gerichtlichen  Verurteilung  zu  entziehen, 
nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  herangegangen.  Freilich  nur  aus 
den  gleichen  Erwägungen,  wie  sie  sich  uns  in  Deutschland  aufdrängen, 
aber  unabhängig  von  uns  und  teilweise  schon  früher  als  wir.  So  exi- 
stiert in  Amerika  ein  Gesetz  der  bedingten  Verurteilung,  das  den 
Richter  befugt,  vor  der  Verhängung  der  Gefängnisstrafe  eine  Probe- 
frist  einzusetzen;  führt  der  jugendliche  Angeklagte  sich  gut,  so  wird 
nach  Verlauf  der  Frist  von  der  Bestrafung  abgesehen.  Das  Gericht  be- 
stimmt darüber,  ob  es  nötig  ist,  das  Kind  während  der  Beobachtungszeit 
außerhalb  seiner  Familie  in  einer  Ptlegestelle  unterzubringen.  In  Chicago 
wird  diese  Aufsicht  häufig  von  privaten  Instanzen  ausgeübt,  dort 
hatten  sich  im  ersten  Jahren  nach  Einführung  dieser  Bestimmungen  nur 
l><Proz.der  in  Beobachtung  befindlichen  Knaben  nach  Ablauf  der  Beobach- 
tungsfrist dem  Gerichtshof  zur  Vollziehung  der  Strafe  zu  stellen.  Aus 
gleicher  Erwägung  sind  seit  einiger  Zeit  Gerichtshöfe  zur  A  b  - 


')  Nach  Aufzeichnungen  des  +  Dr.  med.  Sehmid-Monnard  in  Halle. 
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.  die  sich  gegen  Strafgesetze  vergangen 
haben,  iu  A'  e  \v  -York  eingefiüirt  worden.  Es  wird  dadurch  verhütet, 
daß  die  kleinen  Uebeltiiter  mit  der  Verbrecherwelt  in  Berührung 
kommen.  Das  ganze  prozessuale  Verfahren  ist  dem  kindlichen  Ver- 
ständnis angejmßt,  und  die  Strafen  fassen  lediglich  die  Besserung  der 
kleinen  Sfinder  ins  Auge,  vorzugsweise  durch  Versetzen  in  eine  andere 
Umgebung.  Kindergerichte  funktionieren  bereits  auch  in  Chicago  und 
dürften  demnächst  in  Missouri  eingerichtet  werden  (Nachrichten 
von   1901). 

In  England  braucht  seit  18'Jii  der  wegen  einer  Straftat  der 
Zwangserziehung  bedürftig  erscheinende  junge  Mensch  nicht  erst  ge- 
gerichtlich  bestraft  zu  sein,  sondern  muß  unmittelbar  in  die  Erziehungs- 
anstalt eintreten.  Die  der  Fürsorge  Anheimfallenden  werden,  wenn 
sie  vorbestraft  sind,  untergebracht  in  den  Keformatorv  Schools,  aber 
die  in  der  Gefahr  der  Verwahrlosung  befindlichen  in  den  sog.  Industrial 
Schools. 

In  der  Schweiz  kann  die  Ueberwcisung  zur  Zwangserziehung 
in  einfache!'  Weise  auf  dem  Verwaltungswege  durch  Beschluß  des 
Regierungsrates  auf  Antrag  der  Armendirektiou  erfolgen.  Man  hat 
daselbst  Anstalten  für  weniger  verdorbene  Verwahrloste  mit  nie  mehr 
als  50  Kindern,  welche  aber  in  Gruppen  von  12  bis  höchstens  15  ein- 
geteilt sind.  Ferner  besagt  eine  Bestimmung  im  Entwürfe  des 
Schweizer  Strafgesetzbuches  (1901)  üebertretung.  Art.  2i;^.  (Kinder, 
jugendliche  Personen) :  Begeht  ein  Kind,  welches  das  14.  Altersjahr 
noch  nicht  zurückgelegt  hat.  eine  als  Üebertretung  bedrohte  Tat,  so 
überweist  es  die  Strafverfolguugsbehörde  der  Schulbehörde.  Die 
Schulbehörde  bestraft  das  Kind  mit  Verweis  oder  Schularrest.  Prot 
Girard-Bern  behauptet,  daß  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten 
von  gutem  Erfolge  seien,  wie  die  Verbrecherstatistik  Englands  aus 
der  2.  Hälfte  des  l'J.  Jahrhunderts  lehre. 

Ueber  die  Ursachen  und  Maßregeln  stimmen  wir  den  Er- 
gebnissen der  Beratung  des  Stockholmer  Arbeitervereins  bei.  Es 
wurden  bezeichnet  als  l'rsachen :  Wohnungsnot  —  Mangel  an  Hand- 
werkerschulen und  Lehrstätten,  Mangel  an  passenden  Zerstreuungen  — 
Trunksucht  eines  oder  beider  Eltern.  Als  Maßregeln  wunlen  empfohlen: 
Billige  Wohnungen  —  Handwerkerschulen  —  Volksbibtiotheken  und 
Lesestuben  —  Errichtung  von  Spielplätzen,  von  guten  Abendunter- 
haltungen,  gute,  Idllige,  alkoholfreie  Speiseanstalten.  Nicht  so  möchten 
wir  die  Vorschläge  des  Wiener  Ortsschulrates  (ll'OCM  für  zweckmäßig 
halten.  Es  heißt  in  dem  betreffenden  Bericht :  Der  Ortsschulrat  des 
7.  Bezirks  in  Wien  referierte  über  die  Notwendigkeit  der  Errichtung 
von  Disziplinarschulen  und  Klassen,  um  gegen  die  demoralisierende 
■Wirkung  einzelner  Schüler,  welche  sittlich  verkommen  sintl,  wirken  zu 
können.  Eine  derartige  Einrichtung  ist  nicht  im  stände,  die  Fürsorge 
zu  ersetzen. 

Ueber  die  wünschenswerte  Art  der  Fürsorge  für  Kinder  und 
jugendliche  Personen  kam  der  internationale  Kongreß  für  Armenpflege 
und  Wohltätigkeit  in  Pai'is  UCKj  zu  folgenden  Vorschlägen  :  Es  sei 
wünschenswert,  die  Strafmündigkeitsgrenze  auf  das  18.  Lebensjahr 
hinaufzurücken.  Es  müßte  Anstalten  geben,  zunächst  zur  Beobachtung 
von  Kindern,  um  sie  dann  je  nach  dem  Ergebnis  der  Beobachtung 
Erziehungsanstalten   für  die  widerwilligen   und  lasterhaften 
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oder  in  Anstalten   vorbeugender  Behandlung  für  weniger  verdorbene 
Verwalirloste  unterzubringen. 
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Review  (1899)    ron    C.  Scgdel    in    Zeilurhriß  Jugendfümorge ,  Jg.  1.  (1900).  S.  tS7  f. 

Zutammengedriingle  l'rber»iclil  der  renrhitdenen  in  England  üblichen  Verpflegungtarlen. 
Paten,   Dte  Fürtorge  Jilr  die   rerwahrloiile  Jugend,     Kiel  1899. 
Schreiber,    t'eber   die  yotirendigkrit   einesä  ZwaytgterziehungtgeteUes  tiir  Bekämpfung  der 

juijrndlichen  Kriminalität,  Kaijirriilaulern   1898. 
ZoUüigar,    Be»lrebiingen    ntif  dem    Gebiete    der   Schulgetundheittpfirge    und    de»    Kinder- 

irhuliei,  Zürich,   FUhhH,   (190,1) ,    Ref.   in  ZeiUehr.  /.    Jvgendfilrtorgr.    Z,  ist  Sekretär 

Idtr  Ersiehiinijadirrktion  des  Kanloiu  Zürich  und  hat  im  offitiellen  .Auftrag  seiner 
Stadt  die  Pariser  Weltanslrllnng  von  1900  besucht  und  berichtet  über  das  dort  Ge- 
sehene. Die  statistisclien  Zahlen  weichen  ab  und  tu  nm  den  in  anderen  Berichten 
gegebenen  ette<u  ali.  Im  übrigen  »ehr  vollständig,  namentlich  bezüglich  der  ausgedehn- 
ten Fürsorge  in  Frankreich. 

^V  VI.   Schlußhciiierkiiiigeii. 

r  Nachdem   die  Notwendigkeit  einer  besonderen   Fürsorge  für  die 

schulentlassene  Jugend  begründet  und  die  Formen,  die  sie  annehmen 
kann  und  soll,  im  einzelnen  geschildert  worden  sind,  darf  man  sich 
die  Frage  vorlegen,  ob  die  Ffirsorgebestrebungen  als  ein  aussichts- 
reiches Beginnen  anzusehen  seien.  Darauf  ist  unter  allen  Umständen 
eine  bejahende  Antwort  zu  geben.  Die  Fürsorge  für  die  schulentlassene 
Jugend  wird  bei  unserer  deutschen  Jugend  gute  Früchte  zeitigen,  weil 
dieser  Stamm  ein  gesundes  Innere  hat,  wälirend  die  Auswüchse  in 
den  meisten  Fällen  durch  die  bisher  nmngelnde  PHege  entstanden 
sind:  die  Hand  des  Gärtners  wird  zuerst  sehr  viel  Arbeit  finden, 
aber  zuletzt  wird  es  besser  gehen,  und  er  wird  seine  helle  Freude  an 
dem  Gedeihen  des  schönen  Baumes  finden.  Die  Fürsorge  für  die 
schulentlassene  Jugend  ist  reich  an  Aussichten  auch  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen,  in  denen  der  Kampf  im  wirtschaftlichen  Leben 
weiten  Schichten  des  Volkes  noch  Bedingungen  für  die  Lebensweise 
auferlegt,  die  vom  allgemein  menschlichen  Standpunkt  aus  als  un- 
würdig zu  bezeichnen  sind.  Sie  wird  an  ihrem  Teil  auch  in  diesen 
Beziehungen  Wandel  schaffen  und  bessere  Zustände  herbeiführen,  weil 
sie  zwischen  dem  Brotgeber  und  seinen  erwerbtätigen  Jugeudlichen 
von  Anfang  an  das  Band  der  väterlichen  Fürsorge  knüpft,    das  dann 
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beim  Erwachsenen  ungelöst  fortbestellt.  Und  wie  dadurch  auf  der 
einen  Seite  der  Arbeitgeber  in  freundlicher  Gesinnung  Verständnis 
und  Teilnahme  für  die  Lebensnöte  seines  Arbeitnehmers  gewinnt,  so 
wird  bei  dem  letzteren  durch  die  engere  Verbindung  mit  seiner  Brot- 
steile  wieder  das  Interesse  am  Gedeilicn  derselben  erwachen.  Die 
Fürsorge  für  die  schulentlassene  .lugend  ist  endlich  gerade  jetzt  des 
schönen  (ielingens  sicher,  weil  die  allgemeine  Vorliebe  für  die  sozialen 
Fragen  wächst  und  mit  ihr  das  Verständnis  und  der  gute  Wille,  sich 
an  der  Lösung  derselben  zu  beteiligen.  Dali  unter  den  sozialen 
Pflichten  die  Arbeit  an  der  schulentlassenen  Jugend  obenan  steht, 
dürfte  wohl  keinem  Zweifel  begegnen.  Darum  muß  sie  allgemein  in 
Angriff  genommen  werden ;  von  Staat  und  Kommune,  um  durch  sie 
den  Grund  für  tue  eigene  Ordnung  und  Sicherheit  zu  bauen :  von  den 
Arbeitgebern,  um  sich  —  Treue  um  Treue  —  arbeitswillige  und  frohe 
Gehilfen  heranzuziehen ;  von  der  werktätigen  Liebe,  um  aus  den  heran- 
wachsenden Menschen  sittliche  Persönlichkeiten  zu  bilden.  Wo  aber 
die  Fürsorge  für  die  schulentlassene  .lugend  des  besten  Erfolges  sicher 
sein  will,  da  darf  man  sich  nicht  auf  reglementierende  Bestimmungen 
stützen  wollen  oder  seiner  PHicht  mit  einer  Geldspende  genügt  zu 
haben  glauben,  da  muli  vielmehr  das  Herz  der  Jugend  zu  gewinnen 
versucht  werden.  Und  das  ist  nur  möglich  durch  die  persönliche 
Arbeit  derjenigen,  denen  das  Gedeihen  unsers  Vaterlandes  am  Herzen 
liegt.  ^Gesetze  lassen  sich  machen,  auch  Geld  wird  aufzutreiben  sein, 
was  uns  aber  am  meisten  not  tut,  das  sind  Personen,  die  sich  selbst 
in  den  Dienst  der  Sache  stellen." 
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IX.  Arbeiterschutz. 


Von 

Eonrad  Hartmaim, 

G«I>eImem  Regiemngarat,  Senatsvoreitzendcin  im  RiMcha-Veraictiorunf^saait,  Profcuor  an  der 
Kgl.  TecbniaclioD  Hocliüt-hule  lu  Berlin. 


Einleitung. 

Der  Arbeiterschutz *"''  ist  ein  Teil  der  Arbeiterfrage,  welche 
die  gesamte  ökonomische,  soziale,  moralische  und  jtolitische  Lage  der 
Arbeiter  zum  (legenstand  hat.  Die  Aufgabe  des  Arbeiterschutzes 
besteht  darin,  die  Arbeiter  vor  den  (Jefahren  und  Nacliteilen,  die  sich 
aus  ihrer  Berufstätigkeit  und  ihrer  Stellung  in  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft entwickeln,  zu  schützen,  soweit  es  möglich  und  berech- 
tigt ist.  Das  Schutzltedürfnis  äußert  sich  besonders  nach  drei  Rich- 
tungen, indem  es  die  wirtschaftlicheu,  gesundheitlichen  und 
sittlichen  Verhältnisse  des  Arbeiters  berührt. 

In  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  sind  die  Arbeiter  gegen 
Nachteile  zu  schützen,  die  sich  aus  dem  Arbeitsvertrag  für  die  Höhe 
und  .\rt  der  Lohnzahlung,  für  die  Festsetzung  der  Arbeitsleistung  und 
Kündigung  des  Arbeitsverhältnisses,  ferner  aus  den  Schwankungen 
zwischen  Arbeits- Angebot  und  -Nachfrage,  aus  der  Erwerbsbeeinträchti- 
gung oder  Erwerbsunfähigkeit  infolge  Krankheit,  Unfall  oder  Invalidi- 
tät, aus  besonderen  Erschwerungen  der  Lebensführung  infolge  Ver- 
teuerung der  Lebensmittel  und  Wohnungen  ergeben. 

Der  Schutz  in  gesundheitlicher  Hinsicht  richtet  sich 
gegen  die  Gefahren,  die  infolge  der  Arbeitstätigkeit  für  Gesundheit 
und  Leben  entstehen  (vgl.  Roth,  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von 
Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  4).  Die  Schädigungen  können  durch  über- 
mäßig lange  Arbeitszeit,  durch  besonders  anstrengende,  unter  er- 
schwerten Umständen  auszuführende,  ohne  genügende  Arbeitspausen 
zu  leistende  Arbeit,  ferner  durch  die  mehr  oder  minder  große  Unfall- 
uud  Gesundheitsgefährlichkeit  der  Arbeitstätigkeit,  der  Arbeitsstätten 
und  ihrer  Einrichtungen  und  der  zu  bearbeitenden  Gegenstände  und 
Stoffe  hervorgerufen  werden. 

Zur  Hebung  der  Sittlichkeit  und,  im  Zusammenhange  da- 
mit, des  Familienlebens  der  Arbeiter  sind  die  Mißstände  zu  bekam |)fen, 
die  sich  aus  der  Tätigkeit  in  übermäßig  langer  Arbeitszeit  zur  Nacht- 
zeit, an  Sonn-  und  Feiertagen,  ferner  aus  der  Beschäftigung  ver- 
heirateter Frauen,  aus  dem  Zusammenarbeiten  männlicher  und  weib- 
licher Personen,  aus  der  Beschäftigung  jugendlicher  Personen  in  ge- 
wissen Gewerbszweigen  ergeben. 

Hudbscli  im  H;(*eiw.    8a(ipl.-M.  IV.  gg 
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Das  Schutzbedflrfnis  ist  für  verschiedene  Aufgaben  des  Arbeiter- 
schutzes in  versdiieiien  liohem  Maße  anzuerkennen,  je  nachdem  es 
sich  um  erwachsene  männliche,  erwachsene  weibliche,  jugendliche  Per- 
sonen und  Kinder  handelt. 

(iegcn  manche  der  genannten  Gefahren  und  Nachteile  vermag  sich 
der  Arbeiter  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selbst  zu  schützen, 
namentlich  gegenüber  gesundheitlichen  und  Unfallgefahren.  Anderen 
Schädigungen,  wie  sie  hauptsächlich  aus  den  Arlieitsbedingungen  sich 
ergeben,  Icann  der  einzelne  Arbeiter,  dessen  wirtschaftliche  Lage  ihn 
zur  Annahme  der  letzteren  zwingt,  nur  schwer  begegnen,  da  eine 
solche  individuelle  Abwehr  vielfach  zur  Auflösung  des  Arbeitsver- 
hältnisses führen  würde.  Wirksamer  ist  der  Selbstschutz  durch 
Arbeitervereinigungen.  Die  heute  noch  geltende  Bestimmung 
des  §  152  der  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  18iJ9  (Reichs-Gewexbe- 
ordnung  vom  1.  Juni  1891,  ??  ir)2)  gewährt  den  gewerblichen  Arbeitern 
zur  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  Koalitionsfrei- 
heit, natürlich  innerhalb  der  durch  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
über  das  A'ereins-  und  Versainmlungswesen  festgelegten  Grenzen. 

In  Deutschland  bestehen  verschiedene  Arbeiterorgani- 
sationen. Die  beiden  größten  Vereinigungen  bilden  die  sozial- 
demokratischen Gewerkschaften  und  die  Hirsch-Duncke rschen 
Ge  werk  verein  e.  Beide  beruhen  auf  der  Grundlage  von  Berufs- 
verbänden mit  lokalen  Zweig-  oder  Ortsvereinen.  Nach  der  neuesten 
von  der  „Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands"  (Sitz 
in  Berlin)  verötrcntlichtcn  Statistik  belief  sich  die  Zahl  der  Zentral- 
verbände im  Jahre  VM3  auf  61  mit  rund  9i)(K»Cili  Mitgliedern.  Der 
Verband  der  deutschen  Gewerkvereine  (Sitz  in  Berlin)  umfaßte  An- 
fang 19(>4  2147  Ortsvereine  mit  110025  Mitgliedern. 

Außerdem  bestehen  noch  verschiedene,  meist  nach  Berufen  ge- 
bildete Organisationen,  die  teils  isoliert  dastehen,  teils  sich  zu  kleineren 
Verbänden  zusammengeschlossen  haben.  Auf  konfessioneller  Grund- 
lage sind  die  evangelischen  und  katliolischen  Arbeitervereine  begründet, 
von  denen  die  ersteren  sich  zu  einem  Gesamtverband  (Sitz  in  München- 
Gladbach)  vereinigt  haben,  während  die  anderen  ihre  Spitze  in  dem 
Zentralkomitee  (Sitz  in  Düsseldorf)  besitzen.  Konfessionell  sind  ferner 
die  evangelischen  und  katholischen  Gesellenvereine,  die  christlichen  Ge- 
werkschaften und  andere  Vereinigungen.  Alle  diese  verschiedenartigen 
Arbeiterorganisationen  haben  in  ihr  Programm  neben  anderen,  aus  der 
Arbeiterfrage  hervorgegangenen  Aufgaben  auch  die  Bestrebungen  zur 
wirtschaftlichen  und  geistigen  Hebung  des  Arbeiterstandes aufgenommen; 
zum  Teil  Iteschäfligen  sich  diese  Vereinigungen  auch  mit  dem  gesund- 
heitlichen Schut7.  der  Arbeiter,  wie  z.  B.  die  Zentralkomraission  der 
Bauarbeiter  (Sitz  in  Hamburg).  Zahlreiche  andere  Organisationen, 
an  denen  auch  Arbeiter  beteiligt  sind,  befassen  sich  allgemein  mit 
der  Förderung  der  wirtschaftlichen  und  geistigen  Lage  der  minder- 
bemittelten Klassen  und  damit  mehr  oder  weniger  auch  mit  der 
Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  und  geistigen  Fortbildung  der  Ar- 
beiter. Hierzu  gehören  verschiedenartige  Genossenschaften.  Hilfs- 
kassen,  Sparvereine,  Konsumvereine,  Bildungsvereine,  Bauvereine  usw. 
Zur  Erteilung  von  Rat  und  Auskunft  in  den  Fragen  des  Arbeiter- 
schutzes und  zur  Gewährung  von  Rechtsschutz  in  Streitfällen  sind 
von  Arbeitern  allein  oder  unter  Mitwirkung  von  anderen  Personen  Ar- 
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beiter-VoIksbureaus  und  Arbeitersekretariate  jjebildet  worden,  deren 
Zalil  sich  in  der  letzten  Zeit  besonders  vermeiu't  bat. 

Vielgestaltig  sind  auch  die  Einrichtungen,  durch  welche  den 
Arbeitern  freiwillig  von  Angehörigen  anderer  Klassen  eine  Förderung 
ihrer  wirtschaftliclien ,  gesundheitlichen  und  sittbehen  Lage  zuteil 
wird^'"-".  Nicht  nur  Arbeitgeber  und  Arbeitgebervereinigungen,  son- 
dern auch  andere  Personen  und  Organisationen  verfolgen  im  Interesse 
der  Lösung  der  Arbeiterfrage  das  Bestreben,  unmtttell>ar  durch  eigenes 
\'orgelien  hervorgetretene  Mißstände  zu  beseitigen  oder  mittelbar  liier- 
auf  durch  Hat,  Anregung.  Belehrung,  Vorschläge  hinzuwirken.  Diese 
aus  der  freien  Initiative  entsjirungene  Arbeiterfürsorge  ist  nach 
.den  verschiedensten  Richtungen  tätig:  sie  hat,  wenn  auch  durch  das 
Eingreifen  des  Staates  die  private  Tätigkeit  in  den  letzten  Jahren 
zurückgedrängt  worden  ist,  doch  Bedeutendes  geleistet  und  ist  auch 
heute  keineswegs  zu  entbehren. 

Allerdings  ist  die  patriarchalisch  e  Art  des  den  Arbeitern  durch 
die  Arbeitgeber  gewährten  Schutzes  fast  vollständig  verschwunden. 
Jedoch  vermag  auch  unter  den  heutigen  .\rbeitsverhältnissen  der 
Arbeitgeber  nelien  dem  durch  den  Staat  geschatfenen  und  rlurch 
Gesetz  festgelegten  Schutz  und  über  diesen  hinausgehend  vieles  zu 
leisten.  Diese  private  Fürsorge  ist,  soweit  sie  sich  namentlich  auf 
den  gesundheitlichen  Schutz  erstreckte,  infolge  der  Ausgestaltung  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  immer  mehr  durch  die  infolge  der  letzteren 
pHichtgemäß  zu  ergreifenden  Maßnahmen  abgelöst  worden.  Vereini- 
gungen von  Arbeitgebern,  wie  z.  B.  die  Gesellschaft  zur  \erhutuiig  von 
Fabrikunfällen  in  Mülhausen  i.  E.,  welche  bahnbrechend  auf  dem 
Gebiete  der  Unfallverhütung  gewirkt  hat,  haben  sich  aufgelöst,  als 
andere,  gleichen  Zweck  verfolgende  Organisationen  gesetzlich  ein- 
geführt wurden.  Immerhin  aber  werden  von  einsichtigen  Arbeitgebern 
auch  heute  noch  zum  Schutz  von  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeit- 
nehmer Maßnahmen  ergriffen,  welche  die  gesetzlichen  Verpflichtungen 
ergänzen.  Ebenso  sorgen  viele  Arbeitgeber  für  die  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen und  sittlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter  durch  die  mannig- 
fachsten Einrichtungen,  wie  sie  bis  jetzt  nur  zum  kleineren  Teil  von 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  umfaüt  werden.  Es  ist  unmöglich,  hier 
alle  diejenigen  Vereine  und  Korporationen  aufzuzählen,  welche 
in  Deutschland  dem  Arbeiterscliutz  in  seiner  allgemeinen  Bedeutung 
oder  einzelnen  Fragen  des  Arbeiterschutzes  ihre  Tätigkeit  widmen. 
Als  die  wichtigsten  Organisationen  dieser  Art  sind  neben  zahlreichen 
Arbeiterbildungsvereinen  und  Handwerkervereinen  zu  nennen:  der 
Verein  für  SozialjKilitik.  der  evangelisch-soziale  Kongreß,  die  deutsche 
Gesellschaft  für  ethische  Kultur,  die  deutschen  Vereine  vom  Roten 
Kreuz,  der  Zentralverhand  deutscher  Arbeiterkolonien,  der  Verhaiui 
deutscher  Arbeitsnachweise,  der  Zentralvereiu  für  das  Wohl  der  arbei- 
tenden Klassen,  der  Verband  katholischer  Industrieller  und  .\rbeiter- 
freunde  „/Vi'beiterwohl",  der  bayerische  Verein  und  der  linksrlieinische 
Verein  für  (iemeinwohl. 

Um  (Jelegenliuit  zur  Vereinheitlichung  der  mannigfachen,  von 
diesen  zahlreichen  und  unter  den  verschiedensten  Gesichtsjuinkten 
arbeitenden  Organisationen  ausgehenden  Bestrebungen  und  .Anregungen 
und  zum  Austausch  der  Erfahrungen  zu  geben,  ist  im  Jahre  1891  in 
Berlin  die  Zentralstelle  für  Arbeiter- VVohlfahr tseinrich- 
tungen   gegründet   worden,    mit    dem    statutenmäßigen    Zweck    der 
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Sammhinf;  und  Sichtung  von  Material  über  Einrichtungen  zum 
der  uniieiiiittellen  Klassen,  der  Auskunftserteilung  iilier  solche  Ein- 
richtungen an  Behörden,  Vereine  und  Privatpersonen  und  der  An- 
regung zur  Weiterverbreitung  der  in  Frage  koniiuenden  Bestrebungen 
durch  Ahlialtung  von  Konferenzen,  durch  Herausgabe  von  Schriften'' 
und  eines  iieriodisch  erscheinenden  Organs  ^''  und  durch  andere  geeignet 
erscheinende  Mittel.  Eine  dieser  Zentralstelle  angegliederte  besondere  Ab- 
teilutigfür  Wolilfahrtsptlege  auf  dein  Lande  beschäftigt  sich  auch  mit  der 
Fürsorge  für  die  Landarbeiter.  Auf  Anregung  der  genannten  Zentral- 
stelle ist  eine  Vereinigung  zahlreicher,  zum  Teil  auch  im  vor- 
stehenden genannter  Verbände  und  Zcntralvereine  zu  einem  „Verband 
deutscher  W oh If ah rts  vereine"  entstanden. 

Da  die  Arbeiterfrage  in  allen  Kulturländern  immer  mehr  an  Be- 
deutung gewann  und  die  Notwendigkeit,  dem  Arbeiterschutz  eifriges 
Studium  und  tatkräftige  Förderung  zu  widmen,  dabei  eine  wachsende 
Anerkennung  fand,  so  wurde  der  (iedanke  rege,  in  internationalen 
Versa  m  ni  1  u  n  g  e  n  u  n  d  V  e  r  o  i  n  i  g  u  n  g  e  n  die  Fragen  des  Arbeifer- 
schutzes zu  besiireclien  und  damit  eine  internationale  Verständigung 
för  gewisse  Forderungen  herbeizuführen.  Auf  den  internationalen 
Kongressen  für  Hygiene  und  Demographie,  von  welchen  die  beiden 
letzten  in  Pari.s  litiX)  und  in  Brüssel  liH):}  stattfanden,  ferner  auf  inter- 
nationalen Arbeiter-Kongressen  war  der  Arbeiterschutz  Gegenstand 
eingehender  Verhandlungen.  Diese  Kongresse  und  andere  internationale 
Vereinigungen  beschäftigen  sich  aber  auch  hauptsächlich  mit  den  noch 
zu  besprechenden  gesetzgeberischen  Maßnahmen  (vgl.  S.  .ö66). 

Auch  Kirche,  Schule  und  Gemeinde  haben  soziale  -Auf- 
gaben zu  erfüllen  und  sind  in  ihrer  Tätigkeit  nicht  zu  unter.schätzen. 
Durch  Ausbau  des  Volksschulunterrichts,  der  P^'ortbildungs-,  Hand- 
werker-, Fach-,  Fabrik-  und  äliiiliclien  Schulen,  durch  Einrichtung  von 
Kur.sen  für  Huuslialtungs-  und  Handfertigkeitsunterricht  werden  wesent- 
Uche  Grundlagen  zur  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Heliung  des  Arbeiter- 
standes geschatfen.  DieTätigkeit  der  „Inneren  Mission",  welche  besonders 
vom  ,.ZentralausscIiuÜ  für  die  innere  Mission  der  evangelischen  Kirche 
Deutschlands"  und  vom  „Charitasverband  für  das  kathoHsche  Deutsch- 
land" ausgeübt  wird,  die  soziale  Wirksamkeit  von  Geistlichen  Itei  der  Seel- 
sorge, in  der  Predigt  und  im  Kontirmandcnunterricht  haben  sich 
segensreich  erwiesen,  indem  nicht  nur  eine  Einwirkung  auf  die  Arbeiter 
stattfindet,  sondern  auch  die  t)esser  situierten  Stände  auf  ihre  sozialen 
Pflichten  hingewiesen  werden.  Die  Gemeinde  hat  für  ihre  minder  be- 
mittelten Angehörigen  und  damit  auch  für  die  Arbeiter  besonders  za 
sorgen  und  kann  diese  Fürsorge  namentlich  in  tter  Wohnungsfrage, 
der  Schulfrage  und  in  der  Arbeitsvermittlung  betätigen. 

Diese  der  freien  Initiative  entpsrungenen  Einrichtungen  werden 
gewöhnlich  als  ,.soziale  Wohlfah  rtsein  r  ich  t  u  ngen"  bezeich- 
net, bei  deren  Schaffung  und  Durchführung  auch  der  Staat  und  die 
Gemeinde  beteiligt  .sind,  namentlich  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeit- 
geber""-". 

Der  Schutz,  den  die  Arbeiter  sich  selbst  schaffen  oder  den  ihnen 
die  private  Initiative  einsicJitiger  Arbeitgeber,  anderer  Personen,  Ver- 
einigungen der  verschiedensten  Art,  von  Schule,  Kirche,  (icmeinde 
gibt,  vermag  jedoch  nicht  den  sozialen  Schäden  in  allen  Fällen 
wirksam  zu  begegnen  und  zwar  um  so  weniger,  als  diese  Schäden 
durch    die  Art,    wie   sich  (Ue  Arbeits-   und    Arbeiterverhältnisse   ge- 
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staltet  halten,  immer    größer    und    allficmeiner    gewonlen    sind.     Das 
Eingreifeil   des   Staates  erwies  sich  inimer  mehr  als  eine  zwin- 


gende Notwendigkeit;  die  Gesetzgebnng  mußte  sicli  mit  den  besonderen 
Fragen  des  Arbeitcrschutzes  befassen,  und  sie  ist  in  den  verschiedenen 
Kulturstaaten,  je  nach  der  gewerblichen,  politischen  und  sozialen  Ent- 
wickelung  der  [.ander,  mehr  oder  weniger  weit  nach  dieser  Richtung 
ausgebaut  worden. 

In  Deutschland  hat  die  A  rbeiterschutzgesetzgebu  ng  be- 
reits große  Forlsdirittc  gemacht.  Kaiserliche  Erlasse  (vom  17.  No- 
vember 1KH[.  vom  14.  Ajiril  1883,  vom  22.  November  1888  und 
vom  4.  Februar  18!K.>)  liaiien  die  Notwendigkeit  des  staatlichen  Vor- 
gehens anerkannt;  einsichtige  Staatsmänner  und  SozialpoMtiker 
haben  die  Festsetzung  zahlreicher  gesetzgeberischer  Maßnahmen 
herbeigeführt  untl  sind  bestrebt ,  den  Erlaß  weiterer  (losetze  zu 
veranlassen.  Die  Anregungen  zu  diesem  Vorgehen  kommen  aus 
den  verschiedensten  Kreisen  ;  nicht  selten  ergeben  sie  sich  aus  den 
Wahrnehmungen  und  Untersuchungen,  die  über  die  zu  bekänipfenden 
Schädigungen  und  Gefahren  gemacht  werden.  Denn  nicht  immer  ist 
es  Gleichgültigkeit  und  Unverstand,  die  sich  dem  Ausbau  der  Arbeiter- 
schutzmaßnaliuiL'n  entgegenstellen,  sondern  häutig  wird  deren  Bedeutung 
lediglich  aus  Unkenntnis  der  tiröBe  der  Schädigutigen  und  ihrer 
finanziellen  Wirkungen  und  auch  deswegen  verkannt,  weil  man  sich 
von  den  zur  .\bhilfe  vorgeschlagenen  Mitteln  keinen  durchgreifenden 
Erfolg  vers]»riclit  oder  an<lere  Mittel  für  wirksamer  hält.  Es  ist  des- 
halb notwendig,  die  streitigen  Fragen  aufzuklären  und  hierzu  Unter- 
suclinrigen  anzustellen,  die  jedoch  vorurteilsfrei  durchzuführen  sind 
und  sich  auf  möglichst  großes  Materia!  stützen  müssen.  Niclit  .selten 
wird  der  Fehler  gemacht,  für  solche  Studien  eugbegrenzte  Wahrneh- 
mungen als  Grundlage  zu  nehmen  und  die  dabei  gewonnenen  Ergeb- 
nisse auf  große  allgemeine  Veriiältnisse  zu  überlragon.  Solches 
Vorgehen  muß  meistens  zu  Trugschlüssen  und  verkehrten  Maßnahmen 
führen. 

Internationale  Kongresse  der  verschiedensten  Art  und 
Richtung  beschäftigten  sich  auch  oder  hanptsiichlich  mit  der  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung.  Von  ihnen  sind  besonders  zu  nennen 
der  internationale  Arbeiterschut  z  -  Kon  greß  (letzter  in 
Paris  li»0(t),  der  internationale  Ar  bei  t  e  rversicherungs- 
Kongreß  (letzter  in  Düsseldorf  1*,HJ2),  der  internationale 
Kongreß   für  Versicherun  gs  Wissenschaft  (New  York  1!K}3). 

Die  auf  den  Arbeiterschutzkongressen  gepflogenen  \'erhandlungen 
führten  zu  rlcr  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mäßigkeit einer  ständigen  internationalen  Organisation,  die  auf  der 
konstituierenden  Versammlung  in  Hasel  IIHÜ  ilnrcb  die  Gründung 
einer  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  ge- 
schatfen  wurde.  Das  ständige  Organ  der  letzteren  bildet  das  inter- 
nationale Arbeitsamt  in  Hasel. 

Das  von  dem  internationalen  Arbeitsamt  herausgegebene  Bulletin 
(vgl.  S.  (j(j;>)  enthält  eine  wörtliche  Wiedergabe  oder  kurze  Angaben 
der  seit  1901  in  ilcn  verschieilenen  Ländern  erlassenen  (iesetze,  Ver- 
ordnungen und  VorschriftL'n.  dann  Angaben  über  ftarlameritarisehe 
Arbeiten,  welche  den  Arbeiterschutz  betretfen,  ferner  eine  Uebersicht 
der  v(tn  den  Verlunutcn  und  Kongressen  ausgehenden  Beschlüsse  und 
Eingaben,  betreuend   den  Arbeiterschutz,   und   schließlich    unter   dem 
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Titel  „Bibliograpliie"  eine  sehr  eingehend  bearbeitete  ZeitschriftenschauT 
so  (iaß  diese  Veröffentlichung  die  Keuutuisnahnie  aller  neueren  Bestre- 
bungen und  Maßnahmen  für  den  Arbeiterschutz  in  vollkonimener  Weise 
verniittelt. 

Eine  internationale  Regelung  des  staatlichen  Ar- 
beiterschutzes wird  von  vielen  erstrebt  nicht  nur  deswegen,  weil 
dieser  hierdurch  allgemeiner  und  wirkungsvoller  gestaltet  würde. 
sondern  namentlich  aus  dem  Gesichtsiiunkte.  daß  die  Durchführung 
eines  weitgehenden  Arbeiterschutzes  dem  Staat  uud  den  Ariteitgeberu 
große  Opfer  auferlegt,  die  für  den  Wettstreit  des  Weltmarktes  erheb- 
lich ins  (iewicht  fallen,  so  daß  es  im  Interesse  der  Nationen  liegt 
wenn  bei  ihnen  allen  wenigstens  die  hauptsächlichsten  Forderungen 
des  Arbeiterschutzes  erfüllt  werden  (vgl.  Roth,  im  Handb.  d.  Hygiene, 
herausg.  von  Th.  Wevl.  IUI.  VIII,  S.  36).  Einer  solchen  internatio- 
stehen  alicr  die  aus  der  \'erschiedenheit  der  in- 
Entwickelung,  der  politischen  Verhältnisse,  der  Landes- 
ergebenden außerordentlich  großen  Schwierigkeiten  ent- 
gegen. Dies  zeigte  sich  auch  bei  den  bisher  stattgehabten  Verhand- 
lungen über  die  Herbeiführung  internationaler  Verständigungen.  Die 
erste  bedeutungsvolle  Anregung  hierzu  wurde  von  der  Schweiz  im 
Jahre  1881  gegeben;  .sie  hat  zu  keiueni  Erfolge  geführt.  Im  Jahre  IStRi 
berief  Kaiser  Wilhelm  IL  eine  Arbeiterschutzkonferenz  nach 
Beilin,  an  welcher  die  Vertreter  fast  aller  europäischen  Staaten  teil- 
nahmen. Als  Grundlage  der  Beratungen  diente  ein  von  deutscher 
Seite  ansgeari)eitetes  Programm,  dessen  Fragen  von  der  Konferenz  in 
ihren  Beschlüssen,  welche  die  Regelung  der  Arbeit  in  den  Bergwerken. 
der  Sonntagsarbeit,  der  Kinderarbeit,  der  Arbeit  junger  Leute  und 
weiblicher  Personen  behandelten,  beantwortet  wurden.  Die  Ergeb- 
nisse dieser  Konferenz  liaben  sicher  in  den  einzelnen  Staaten  den 
weiteren  Ausbau  der  Arlieilerschutzgesetze  gefördert. 

Da  die  Arbeiterschutzbestrebungen  erst  in  den  letzten  Jahren 
ausreichende  Würdigung  und  Förderung  erfahren  haben,  so  ist  die 
Kenntnis  von  mustergültigen  Einrichtungen  da  Arbeiterschutzes  noch 
wenig  verbreitet  Es  ist  daher  notwendig,  daß  durch  die  Literatur 
und  durch  Vorträge,  dann  durch  die  Vorführung  zweck- 
m  ;l ß i g e r  t e c liui s c  her  \' o  r  k e li r  u  n g l» n  in  Ausstellungen 
und  Museen  vorbildliche  Anordnungen  bekannt  gemacht  werden. 
In  dieser  Richtung  ist  aber  auch  in  den  letzten  Jahren  viel  geschehen. 
Wie  das  Literaturverzeichnis  (S.  (X)3)  zeigt,  sind  viele  Werke  über  Arbeiter- 
schutz veröffentlicht  worden,  und  es  wird  in  SpezialZeitschriften  stets 
auf  neuere  techni.schc  \'orkehrungen  hingewiesen.  Durch  N'orlesungen 
an  Universitäten  und  Hochschulen,  durch  öffentliche  Vorträge  wird  in 
weitere  Kreise  die  Kenntnis  der  Arbeiterschutzbestrebungen  getragen. 
Ständige  Ausstellungen  oder  Museen  für  Arbeiterwohl- 
fahrt u  n  d  Arbeit  erschutz  sind  in  Charlottenburg  vom  Deut- 
schen Reiche  und  in  München  von  der  bayerischen  Staatsregierung 
errichtet  worden ;  im  Auslande  bestehen  gleichfalls  solche  Museen,  z.  B. 
in  Wien,  Zürich ,  Amsterdam.  Die  Anlegung  von  weiteren  solchen 
Sammlungen  bewährter  Einrichtungen  im  In-  und  Auslande  ist  im  Werke. 

Im  nachfolgenden  .sollen  nun  die  einzelnen  Spezialgebiete  des 
Arbeiterschutzes  besprochen  werdeu,  jedoch  mit  der  Einschränkung, 
daß  hauptsächlich  die  deutschen  Verhältnisse  in  ihrem  zurzeit  be- 
stehenden  Zustand  erörtert  und   die  Verhältnisse  des  Auslandes  nur 
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kurz  berührt  werden.  Ferner  ist  zu  betonen,  daß  im  „Handbuch 
der  Hygiene",  herausgeg.  von  Th.  Weyl  —  Bd.  VIII  — ,  bereits 
mehrere  wichtige  Teile  des  Arbeiterscliutzes  einziehend  behandelt 
worden  sind.  Zur  Vermeidung  von  Wiederholun^jeu  werden  daher 
mehrfacli  kurze  Hinweise  auf  diese  Kaiittel  genügen  können,  doch  sollen 
zur  Ergänzung  der  bereits  vorhandenen  Abhandlungen  die  neueren 
Maßnahmen  angedeutet  werden.  Schlielälich  sei  bemerkt  daß  im  nach- 
folgenden diejenigen  Kapitel,  welche  sich  auf  Fragen  hygienischer  Natur 
beziehen,  ausföhrlicher  als  die  anderen  Besprechung  finden  werden. 


r 


I.  Slcheruna;  der  wirtschaftlichen  Verhältulsse. 

1.  Arbeitsvertrag,  Arbeits  Ordnung,  Arbeiteraussohuß '. 

Die  wirtschaftlichen  Beziehungen  in  dem  Arbeitsverhältnis 
bedürfen  im  Interesse  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  einer  rechtlichen 
Regelung,  welche  im  allgemeinen  durch  das  Zivilrecht  (Bürgerliches 
Gesetzbuch),  im  besonderen  aber  durch  verwaltungsrechHiche  Spezial- 
gesetze erfolgt.  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom 
1.  ,Iuni  1891  *)  ('<*  1891  S.  2fjl)  erklärt  im  t?  105,  daß  die  Festsetzung  der 
Verhältnisse  zwischen  den  selbständigen  Gewerbetreibenden  und  den  ge- 
werbliclien  Arbeitern  Gegenstand  freier  Uebereinkunft,  jedoch  vorbehalt- 
lich der  durch  Reichsgesetz  begründeten  Beschränkungen  ist.  Der  die  Ar- 
beitsbedingungen zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ordnende 
Arbeitsvertrag  kann  also  nur  innerhalb  gesetzlich  festge- 
legter Grenzen  rechtsgültig  geschlossen  werden.  Solche  Verträge 
werden  auch  auf  Grund  iler  Vereinbarungen  von  Arbeitgeber-  und 
Arbeitnehmer-Gruppen  als  Koll  ektiv- A  rbe  its  vertrage  fest- 
gesetzt, meistens  zur  Festlegung  von  Lohn-  und  Akkordsätzen  inner- 
halb ganzer  Gowerbszweige  (Tarifverträge),  woliei  vielfach  andere 
Punkte  des  Arbeitsverhältnisses,  wie  die  Annahme,  Kündigung  und 
Entlassung  der  einzelnen  Arbeiter,  dem  Einzelvertrag  überlassen 
bleiben.  Eine  im  Interesse  gleichmäßiger  Behandlung  der  Arbeits- 
verträge wie  im  Interesse  einer  gedeihlichen  Betriebsführung  notwendige 
einheitliche  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  wird  durch  eine  Ar- 
beits-, Fabrik-  oder  Betriebsordnung  geschaffen,  weiche  für 
den  einzelnen  Betrieb  die  für  alle  Arbeiter  geltenden  Vertragsbe- 
stimmungen schriftlich  festlegt. 

Der  Erlaß  solcher  A  r  b  e  i  t  s  o  r  d  n  u  n  g  e  n  ist  durch  S  13-ta  R.G.O. 
für  Fabriken,  in  denen  in  der  Regel  mindestens  zwanzig  Arbeiter  be- 
schäftigt werden,  obligatorisch  gemacht  worden.  «;§  li54b  bis  134g 
regeln  die  Festsetzung,  den  Inhalt,  die  Bekanntmachung  pp.,  die  Mit- 
wirkung von  Behfirden  beim  Erlaß  dieser  Arbeitsordnungen.  Damit 
bei  deren  Festsetzung  die  Arbeiter  ihre  Wünsche  uud  Ansichten 
äußern  können,  ist  eine  Mitwirkung  von  Arbeitervertretern  durch 
§  134d  vorgesehen. 

Als  solche  gelten  auch  die  nach  §  134h  gewälilten  ständigen  Ar- 
beiterausschüsse, deren  Aufgabe  darin  besteht,  einerseits  als  \'er- 
mittelungsorgan  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  dienen  und 
in  häutigen  Besprechungen  mit  dem  Arbeitgeber  diesem  die  Wünsche  der 
Arbeiter  vorzutragen,  andererseits  aber  auf  die  Arbeiter  zur  Erfüllung 
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DirerPflicIiten  einzuwirken.  Dieselnstitutionen  von  Arbeiterausschüssen, 
Fabrikiuisschüssen,  Aeltestenräten,  Vertrauensmännern  haben  sieb  in 
den  verschiedenen  Betrieben  sehr  verschieden  entwickelt;  ihre  Einzel- 
aufgaben werden  gewöhnlich  (huch  vom  Arbeitgeber  erlassene  Satz- 
ungen oder  Statuten  bestimmt. 

In  weiterer  Fortbihlung  des  Gedankens,  den  Arbeitern  durch  ihre 
Vertreter  eine  Mitwirkung  bei  den  für  den  Arbeiterschutz  geschaffeneu 
Einrichtungen  und  MaUnahmen  zu  ermöglicheu,  ist  die  Bildung  von 
Bezirks- Ar  bei  teraussch  üssen  und  Arbeite  rkammern 
vielfach  angeregt  und  gefordert  wordctL  Eine  wesentliche  Mitwirkung 
der  Arbeiter  findet  liei  der  Ausführung  der  Arbeiterversicherungsge- 
setze bereits  statt  (vgl.  S.  558). 


I 


2.  Arbeitsbucb,  Lohnbuch,  Arbeltszeugnis '. 

Der  mit  dem  einzelnen  Arbeiter  abzuschließende  Arbeitsver- 
trag wird  selten  in  .schriftlicher  Form  niedergelegt;  häufiger  wird  die 
Aufbebung  des  Arbeitsverhältnisses  durch  Entlassungs- 
scheine, Arbeitszeugnisse,  Abkebrscheino  (für  Bergarbeiter),  in  Gesinde- 
bücheru  bescheinigt.  Für  minderjährige  Arbeiter  bestimmt  die  R.G.O. 
in  §§  107  bis  112  die  Führung  eines  von  der  Polizei  ausgestellten  Ar- 
beitsbuches, welches  den  Namen  des  Arbeiters,  Ort,  Jahr  und  Tag 
seiner  Geburt,  den  Namen  und  den  letzten  Wohnort  seines  Vaters  oder 
Vormundes  um!  die  Unterschrift  des  Arbeiters  enthalten  und  in  das  der 
Arbeitgeber  die  Zeit  des  Ein-  und  Austritts  uud  die  Art  der  Beschäf- 
tigung vermerken  muß.  Diese  Eintragungen  dürfen  aber  nicht  mit 
einem  Merkmal  verseben  sein,  welches  den  Inhaber  des  Arbeitsbuches 
günstig  oder  nachteilig  zu  kennzeichnen  bezweckt. 

Durch  §  114a  der  Novelle  vom  30.  Juni  IfHX)  ist  weiter  bestimmt, 
daß  für  bestimmte  Gewerbe  der  Bundesrat  Lohnbücher  oder  Ar- 
beitszettel vorschreiben  kann,  in  welche  vom  Arbeitgeber  oder 
dem  von  ihm  Bevollmächtigten  Art  und  Umfang  der  übertragenen 
Arbeit,  bei  Akkordarbeit  die  Stückzahl,  ferner  die  Lohnsäfjje  und  die 
Bedingungen  für  die  Lieferung  von  Werkzeugen  und  Stoffen  zu  den 
übertragenen  Arbeiten,  auch  die  Bedingungen  für  die  Gewälirung  von 
Kost  und  Wohnung  einzutragen  sind,  sofern  diese  als  Lohn  oder  Teil 
des  Lohnes  gewährt  werden  sollen.  Eine  solche  Verordnung  hat  der 
Bundesrat  am  2.  Dezember  l\m  ('•'  liX)2  S.  295)  für  die'  Kleidcr- 
und  Wäschekonfektion  erlassen. 

Die  Ausstellung  eines  Arbeitszeugnisses,  welches  über  Art 
uud  Dauer  der  Beschäftigung,  Führung  und  Leistungen  Auskunft  gibt, 
kann  nach  §  113  der  R.G.O.  beim  Abgang  aus  dem  Dienst  gefordert 
werden,  dabei  ist  dem  Ai'beitgelier  untersagt,  die  Zeugnisse  mit  Merk- 
malen zu  versehen,  welche  den  Arbeiter  in  einer  aus  dem  Wortlaut 
des  Zeugnisses  nicht  ersichtlichen  Weise  kennzeichnen. 

3.  Zeitdauer  des  Arbeitsverhältnisses,  KimdigungsMst,  Kontraktbruch. 

Der  Arbeitsvertrag  wird  im  allgenieineu  auch  die  Zeitdauer 
des  Arbeitsverhältnisses  und  der  Kündigungsfrist  be- 
stimmen. 

Ueber  die  erstere  ist  gesetzlich  nichts  bestimmt;  es  gilt  also  hier 
die  freie  Vereinbarung;  für  die  Kündigung  gilt,  wenn  nichts  anderes 
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vereinbart  ist,  nach  §  122  und  !;  134  der  R.G.O.  eine  14täjnf,'e  Frist. 
Eine  Entlassung  iles  Arbeiters  ohne  AuikOntiigung  uml  vor  Abiauf 
der  vertragsmäßigen  Zeit  Itann  unter  den  in  §  123  bezeiclineten,  ein 
Verlassen  der  Arbeit  in  dieser  Weise  unter  ilen  in  §§  124  genannten 
Voraussetzungen  erfolgen. 

Bei  rechtswidrigem  Verlassen  der  Arbeit  (Kontraktbruch)  kann 
der  Arbeitgeiier  vom  Arbeiter  eine  durch  i;  124ii  und  134  festgesetzte 
Entschädigung  forderu. 

Dasselbe  Recht  steht  dem  Arbeiter  gegen  den  Arbeitgeber  zu, 
wenn  er  von  diesem  vor  rechtmäßiger  Beendigung  des  Arbeitsverhält- 
nisses entlassen  worden  ist.  Zivilreclitlich  sind  noch  Verabredungen 
über  die  Verwirkung  rückständigen  Lohnes  und  sonstige  Konventio- 
nalstrafen möglich.  Zur  Sicherung  der  Ansprüche  aus  Kontraktbruch 
können  Lohneinbehaltungen  verabreilet  werden,  jedoch  nur  in  den 
Grenzen  des  §  119a.  Für  Betriebsbeamte,  Werkmeister.  Techniker 
gelten  in  solchen  Fällen  die  tJS  13."a  bis  133d  der  R.G.O.  und  die 
§>i  1.3oaa  bis  133ac  der  Novelle  von  30.  Juni  UKX).  Das  Dienstver- 
hältnis der  Lehrlinge  regeln  §  120  bis  133  der  R.G.O.  und  ilas  Ge- 
setz, betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung,  vom  2f).  Juli  1897 
("1897  S.  mS). 
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4.  Arbeitslohn,   Art  der  Entlohnung. 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  für  die  Arbeiter  natürlich  die  Rege- 
lung der  Lohn  frage,  und  zwar  nicht  nur  die  Höhe  des  Lohnes, 
sondern  auch  die  Art  der  Entlohnung.  Natural-  und  (Jeldlohn 
treten  für  sich  und  in  gemischter  Form  auf.  wobei  die  Naturallöhnung 
wieder  eine  sehr  verschiedene  sein  kann.  FJinc  Entartung  der  Natural- 
löhnung bildet  das  sogenannte  Trucksystem,  nach  welchem  dem 
Arbeiter  statt  des  Geldlohns  Waren  von  geringerem  Werte  gegeben 
werden.  Gegen  diesen  Mißstand  wendet  sich  tJS  115  der  R.G.O.,  in- 
dem im  allgemeinen  die  Gewerbetreibenden  verpfiiclitet  weiden,  die 
Löhne  ihrer  Arbeiter  in  Reichswährung  zu  berecimen  und  bar  auszu- 
zahlen, und  indem  die  Verabfolgung  von  Lebensmitteln,  Wohnung,  Land- 
nutzung, Feuerung,  Beleuchtung,  regelmäßige  Beköstigung,  Arzeneien, 
ärztliche  Hilfe,  Werkzeugen  und  Stoffen  zu  den  übertragenen  Arbeiten 
nur  für  den  Betrag  der  durchschnittlichen  Selbstkosten  unter  Anrech- 
nung bei  der  Lohnzahlung  gestattet  ist.  Die  Arten  der  Geldent- 
lohnung sind:  Zeitlohn,  Akkord-  oder  Stücklohn,  Prämien 
und  Gratifikationen,  Gewinnbeteiligung.  Bei  Uehertragung 
gewisser  Arbeiten  auf  (Jruppen  von  Arbeitern  werden  diese  vielfach 
durch  einen  <»  r  u  p  jion  ioh  u  bezahlt,  der  gewöhnlich  als  Akkordlohn 
sich  kennzeichnet.  Diese  Entlohnungsai't  kann  aber  zu  großen  Miß- 
stän<len  führen,  wenn  der  Vorarbeiter,  Gru])pcn-  oder  Werkmeister 
von  dem  (.iru])iienlülm  einen  unberechtigt  hohen  Teil  für  sich  behält 
und  die  geuossenschaftliche  Form  des  Zusammenarbeitens  nicht  ge- 
wahrt wird.  Es  ist  daher  notwendig,  daß  der  Unternehmer  über  diese 
Gruppenentlöhnung  eine  Kontrolle  ausübt  und  Mißstände  beseitigt. 
Durch  die  Bestimmungen  von  iji;  11t!  bis  118  der  R.G.O.  wird 
die  Zuwiderhandlung  gegen  ^  IIb  und  die  Umgehung  des  Truck- 
^^  Verbots  unwirksam  gemacht.  Das  Gesetz  vom  21.  Juni  IH(»9,  be- 
^^treffend  die  Beschlagnahmo  des  Arbeits-  oder  Dienstlohiis,  und  Jj  115a 
^Vder  R.G.O.  sichern  unter  gewissen    \'oraussetzungen  diesen  Lohn   bis 
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zum  Ablauf  flcs  Zahltages  gegen  Beschlagnahme  oder  Ansprüche  »ü 
Zessionen,  Anwoisungeu,  Verpfändungen  oder  amieren  Rechtsgeschäften, 
§  119a  der  R.ti.0.  regelt  die  vom  Gewerbeunternehmer  zur  Siche- 
rung gegen  Kontrakthruch  vorgenonmiene  Lnhneinbehaltung  und  gibt 
den  (iemeinden  oder  weiteren  Koniinunalvcrbändea  das  Recht,  gewisse 
Bestimmungen  über  die  Lohn-  und  Absclilagszahlung  in  festen  Fristen 
und  ülier  die  Etitlolinung  <ler  minderjährigen  Arbeiter  festzusetzen. 
\im  der  bei  Kontraktbruch  gegebenenfalls  entstehenden  Lohnver- 
wirkung oder  fixierten  Entscbäiligung  handeln  Jj  12-1-b  und  ij  134. 

Besondere  Lohnverhältnisse   werden    geregelt    durch    die  Gesetze 
über    die    ]>rivatrecht!ichen    N'erhaltnisse     der    Binnenschitlahrt    vom 
15.  Juni    18ii5    in    Form    dei'    Bekanntmachung    vom    20.    Mai 
(^»  1^98  S.  mX)  und  der  Fliißerei  vom  16.  Juni  1895  (*"  1895  S, 


und  durch  die  Seemannsordnung  vom   2.  Juni   1902  ("1902  S. 


1898 
341) 
175). 


6.  StelleDvermittelung,  Arbeitsnachweis,  Arbeitslosigkeit. 

In  dem  Aufsuchen  von  Arbeitsgelegenheit  und  dem 
Beschaffen  von  Arbeit  hat  die  gemeinnützige  Tätigkeit  eine 
große  und  fort<ianernd  wachsende  Bedeutung  dadurch  gewonnen,  daß 
im  Gegensatz  zu  der  für  den  Arbeiter  oft  recht  kostspieligen  gewerb- 
lichen Stellenvermittelung  Arbeitsnachweise  ( Arbeits- 
börsen)  von  berufsgenossenschaftliclien  Organisationen  der  Arbeit- 
gelier  und  Arbeitnehmer,  von  gemeinnützigen  Vereinen,  Gemeinden, 
Armenverwaltungen,  Armenvereinen  u.s.  w.  eingerichtet  worden  sind,  die 
auch  in  einigen  Bundesstaaten  eine  gewisse  Zentralisierung  gefunden 
haben,  wodurch  ein  Ausgleich  von  Arbeitsangebot  und  Arbeitsnach- 
frage in  einem  größeren  Bezirk  ermöglicht  werden  kann.  Im  Jahre 
1898  hat  sich  ein  Verl»and  deutscher  Arbeit  snach  weise  kon- 
stituiert, der  regelmiiüige  jährliche  Konferenzen  abhält  und  ein  eigenes 
Organ  „Der  Arbeitsmarkf  herausgibt^'. 

Zur  Milderung  der  Notlage,  in  welche  der  Arbeiter  durch  Arb  eits- 
losigkeit  geraten  kann,  wird  von  Gewerkschaften,  (lewerkvereinen, 
konfessionellen  Arbeitervereinen,  auch  besonders  hierfür  geschaffenen 
Vereinigungen  eine  Unterstützung  der  arbeitslosen  Mitglieder  herbeige- 
füiirt,  die  auch  vielfach  in  der  Form  von  Reiseunterstützung  für  das  Auf- 
suchen von  Arbeitlan  anderen  Orten  oder  von  Uebersiedelungsunterstütz- 
ung  nach  Orten,  wo  eine  Beschäftigung  gefunden  worden  ist,  gewälirt  wird. 

Auch  von  Unternehmern  ist  nielufach  Fürsorge  getroffen  worden, 
den  beim  Mangel  von  Arbeit  unter  den  Arbeitern  des  eigenen  Betriebes 
entstehenden  Notstand  zu  mildern,  indem  dann  an  die  Arbeitslosen, 
vornehmlich  an  Arbeiterinnen  und  Verheiratete,  Wartegeld  oder  Unter- 
stützungen gezahlt  werden.  In  manchen  Fällen  ist  hierzu  von  den 
Unternehmern  eine  V  e  r  s  i  c  h  e  r  n  n  g  s  k  a  s  s  e  eingerichtet  worden,  welche 
zum  Teil  auch  ilurch  Beitragszahlungen  der  Arbeiter  unterhalten  wird. 

Ein  anderer  Weg  zur  Beseitigung  des  Notstandes  bei  Arbeits- 
mangel besteht  in  der  \'ornahme  von  N  otstand  sarbeiteu,  wie 
sie  namentlich  von  Gemeinden  im  Winter  organisiert  werden,  und  da- 
durch, daß  die  Arbeiter  anderen  Berufen  zugeführt  oder  besondere 
Erwerbstätigkeiton,  z.  B.  durch  Kultivierung  von  Oedländereien,  Moor- 
gegenden, gescliaffen  werden. 

Die  allgemeine  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit 
ißt  in  letzter  Zeit   vielfach  Gegenstand    von  Vorschlägen  geworden'*. 
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Durch  eine  vom  (ieutsclien  Reichsta"!  am  31.  Januar  HH)i>  anf^enoinuiene 
Resolution  i.st  die  Priifutig  der  liislier  seitens  (ier  Benifsvereinc.  ein- 
zelner UBternehuKT  und  Gemeinden  gefjen  die  Folgen  der  Arlteits- 
losigkeit  getroffenen  Versicherungseinrichtungen  veranlaßt  worden; 
diese  Kommission  soll  nuch  Vorschläge  über  eine  zweckmüßige  Aus- 
gestaltung dieses  Zweiges  der  Versicherung  machen. 


e.  Arbeiterwohnangen,  Unterkunftaräame  u.  dergl.  *". 

Von  der  größten  Bedeutung  ist  für  die  Arbeiter  die  Wohnungs- 
frage. Es  ist  hier  nicht  auf  die  namentlich  in  der  letzten  Zeit  mit 
großem  Nachdruck  aufgetretenen  Vorschläge  zur  landes-  und 
reichsgesetzlicheu  Regelung  des  Wohnungswesens  ein- 
zugelien.  Hier  sei  nur  auf  die  von  großen  Stadtgemeinden,  Vereinen 
und  Gesellschaften,  Genossenschaften,  Arbeitgebern  gescbafFeneu  Ver- 
besserungen in  den  Wohnungsverhältnissen  liingewiesen,  die  in  dem 
Erlaß  zweckmäßiger  Bauordnungen,  in  der  Einrichtung  von  Wohnungs- 
inspektoren,  im  Bau  zahlreicher  gesunder  und  billiger  Arbeiter- 
woimungen  zum  Ausdruck  gekommen  sind.  Eine  wesentliche  Forde- 
rung hat  der  Bau  solcher  Wohnungen  durch  die  (lewähruug  von 
Darlehen  zu  geringen  Zinsen,  wie  dies  durch  staatlidie  Maßiialuuen, 
durdi  Berufsgenossensrhaften  und  namentlich  durch  die  Invaliden- 
Versicherungsanstalten  und  Kasscneinrichtungen,  die  bis  zum  Schluß 
des  Jahres  1903  118393391  M.  Baudarlelien  an  gemeinnfltzige  Bau- 
gesellschaften und  Baugenossenschaften  gaben ,  erfahren.  Vgl.  in 
diesem  Bande:  Th.  Weyl  S.  41   und  Eberstadt  S.  i5tj3. 

Um  den  Mißstilnden  des  Schlafstellenwesens  zu  begegnen,  haben 
Vereine,  Gesellschaften,  Arbeitgeber  zur  Unterbringung  alleinstehender 
Arbeiter  Ar  bei  t  er  heim  e,  Logi  er  hiiu  ser,  S  chlafliäuser, 
Ei  nzel  räume  in  Arbei  ter  woh  nhäusern  eingerichtet  (vgl.  über 
Wohnungen,  Kolonien,  Schlafhäuser  für  Bergarbeiter  Füller,  Hand- 
buch der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  358,  für 
Hüttenarbeiter  Saeger,  ebendas.,  Bd.  VIII,  S.  f)2()).  Zur  Unter- 
bringung von  Arbeitern,  die  durch  ihre  Berufstätigkeit  genötigt  sind, 
{zeitweise  außerhalb  ihres  Wohnortes  zu  übernachten,  haben  besonders 
die  Eisenbahndirektionen  für  ihr  Fahrpersonal  Uebern  ach  tungs- 
räuiue  auf  den  Balinhiifen  geschaffen.  Ebenso  werden  von  manchen 
Unternehmern  für  Arbeiter,  die  nicht  während  der  Arbeitspausen  in 
ihre  Wohnung  zurückkehren  können,  Un terkunftsriiume  zur  Ver- 
fügung gestellt,  die  gewöhnlich  auch  mit  Einrichtunj^'en  zum  Zurichten 
der  Mahlzeiten  versehen  sind.  Vgl.  Knauff  im  Handb.  d.  Hygiene, 
herausg.  v.  Th.  Weyl,  Bd.  VI,  S.  170  und  Braehmer,  ebendaselbst 
S.  3()ö. 

7.  Arbeiter  er  näbrang,  EonBamanatalten. 

Die  wichtige  Frage  einer  zweckmäßigen  und  billigen  Ernährung 
wird  für  die  arbeitenden  Klassen  in  verschiedener  Weise  zu  lösen  ge- 
sucht. Die  von  gemeinnützigen  Vereinen  gegründeten  und  geleiteten 
Volksküchen  und  Speisehallen  dienen  natürlich  auch  der 
Arbeiterernährung.  In  vielen  Betrieben  sind  vom  Unternehmer 
Speiseaustalten,  Kantinen,  Menagen  geschaffen,  oder  es  werden  wenig- 
^Ketens  geeignete  Räumlichkeiten  und  Einrichtungen  zur  Einnahme  und 
|^^Zube^eitung  oder  Warmhaltung   von  Speisen  zur   Verfügung  gestellt 
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(vgl.  Über  Menagen  nnd  Speisewirtseliafton  für  Bergarbeiter  Füller, 
Haiidb.  (i.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  383.  für 
Tunnelarbeiter  Meißner,  ebendas.,  Bd.  VlII,  S.  409.  für  Hütten- 
arbeiter Saeger,  ehendas.,  Bd.  VIII,  S.  i>23j.  Neuerdings  werden  in 
größeren  Betrieben  auch  Speisetransportwagen  unterhalten, 
welche  die  in  den  Fiinzelhaushaltungen  zubereiteten  Speisen  abholen 
und  sie  nach  den  Speiseräumeii  des  Betriebes  transjjortieren,  wodurch 
das  zeitraubende  und  mit  manchen  Unzuträglichkeiten  verbundene 
Esseutragen  durch  die  Angehörigen  beseitigt  wird.  Vgl.  über  Volks- 
küchen usw.:  Munk  iui  Handb.  d.  Hygiene,  Bd.  III,  S.  122. 

Die  Bestrebungen  zur  Bekämpfung  des  Alkoholmilibrauchs  haben 
zur  Einrichtung  allgemein  zu  benutzender  Kaffee  hallen  und  be- 
sonders für  die  Arbeiter  des  bestimmten  Betriebes  berechneter  Kaffee- 
küchen  geführt.     Vgl.   auch  (Iroljahn  in  diesem  Ban<)e  S.  81  ff. 

In  weiterer  Verfolgung  der  Aufgabe,  den  Lebensunterhalt  den 
Arbeitern  zu  erleichtern,  sind  in  vielen  Betrieben  und  von  Ver- 
einen K  on  SU  ni  im  stalten  geschaffen  worden,  welche  meistens 
nicht  nur  Lebensmittel,  sondern  auch  Gei)rauchsgegenstände  aller 
Art  für  den  Arbeiterhaushalt  zu  billigen  Preisen  an  die  Arbeiter 
des  Betriebes  oder  an  Vereinsmitglieder  abgeben  (vgl.  über  Konsum- 
vereine für  Bergarbeiter  Füller,  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von 
Th.  Wevl,  Bd.'VIII,  S.  379,  lür  Hüttenarbeiter  Saeger.  ebendas., 
Bd.  Vllf,  S.  r>24). 

Schließlich  sind  hier  zu  erwähnen  die  von  Unternehmern  und 
gemeinnützigen  Vereinen  ausgehenden  Veranstaltungen,  den  Arbeitern 
durch  billige  oder  unentgeltliche  pachtweise  Ueberlassu  n  g  von 
Gartenland,  unentgeltliche  Lieferung  von  Sämereien  usw.  Gelegen- 
heit zu  gel>eii,  einen  Teil  ihres  Bedarfs  an  Gemüsen,  Kartoffeln  usw.  selbst 
zu  bauen  oder  durch  Viehhaltung  wirtschaftliche  Vorteile  zu  erzielen. 


I 
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8.  Fürsorge  bei  Krankheit  und  Unf^len. 

Eine  außerordentliche  Entwickelung  hat  namentlich  in  den  letzten 
Jahren  die  Fürsorge  bei  Krankheit  und  Unfällen  erfahren.  Durch  die 
von  vielen  Berufsgenossenschaften  erlassenen  Unfallverhütungsvor- 
scliriften  ist  die  Bereithaltung  von  Verbandmitteln  in  den  Betrieben 
vorgeschrieben.  Einzelne  Berufsgenossenschaften  verlangen  auch,  daß 
in  größeren  Betrieben  einige  Arbeiter  für  liie  erste  Hilfeleistung  aus- 
gebildet werden  (Samariter). 

Diese  Hilfeleistung  ist  aber  in  vielen  Betrieben  noch  weitergehend 
organisiert  worden,  indem  für  Krankheit  und  L'iifall  besondere  Ililfs- 
und  Unfallstationen  eingerichtet  und  Fabrikärzte  angestellt,  ja  selbst 
Krankenhäuser  gegründet  und  unterhalten  werden.  Ueber  die 
von  den  Knapiischaftsvereiuen  errichteten  K  n  ap]isc  haft  slazaret  te 
hat  Füller  bereits  berichtet  (vgl.  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von 
Th.  Weyl,  Bd.  VIH,  S.  39(;).  Die  großartige  Fürsorge,  welche  die 
deutschen  Vereine  vom  Roten  Kreuz,  die  vaterländischen  Frauenvereine 
und  ähnliche  Organisationen,  die  namentlich  in  Berlin  eingerichtete  erste 
Hilfeleistung  (Unfallstationen  und  Rettungsanstalten)  <icn  minder  be- 
mittelten Klassen  gewäliren.  kommen  namentlich  auch  den  Arbeitern 
und  ihren  Angehörigen  zu  gute.  Die  Fürsorge  für  Genesende  erfolgt 
durch  die  in  vielen  Betrieben  von  Genieintlen  und  Vereinen  geschaf- 
fenen Genesungsheime  nnd  Rekonvalesze Utenanstalten. 
Ueber  Krankenhäuser  vgl.  Merke  und  Ruppel,  Handb.  d.  Hy- 
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giene,    Bd.   V,    1.  Abt.    und    über  Heilstätten 
Th.  Weyl  in  diesem  Baude  S.  42  ff. 


für  Tuberkulöse: 


n 

^H  9.  EUfs-,  UnterstutzungB-,  DarlehnB-  and  Sparkassen. 

^H  Zur  Ueberwindung  wirtschaftlicher  Notlagen  der  Arl^eiter  sind  in 
Hnielen  Fabrikbetrieben  Hilfs-,  Un  terstü  tzu  n  rs-  und  Darlehus- 
^■Kassen  eingerichtet,  ,die  mancliTrial  auch  zum  Teil  durch  Beiträge 
der  Arbeiter  erhalten  werden.  Solche  Kassen  gewähren  zinslose  Dar- 
lehen an  ihre  Mitglieder,  leisten  Vorschüsse  uud  geben  Unterstützungen 
besonders  in  den  Notffdlen,  in  denen  nicht  durch  gesetzliche  Einrich- 
tungen, namentlich  durch  die  Versicherungsgesetze,  bereits  genügende 
Abhilfe  geschatfen  ist.  Die  Leistungen  dieser  Kassen  treten  bei  den 
verschiedensten  Füllen  ein,  indem  sie  je  nach  ihren  besonderen  Sta- 
tuten Unterstützung  bei  Krankheit,  Unfall,  Invalidität,  Todesfall,  Ver- 
armung, sogar  iiei  Einberufung  zu  myitäriscben  Friedensöbungen  ge- 
währen und  auch  Beihilfe  zur  Instandhaltung  von  Wohnungen  (Zuschüsse 
zum  Mietgeld),  und  bei  sonstigen  außergewöhnlichen  Ausgaben  zahlen. 
Viele  Kassen  erstrecken  ihre  Fürsorge  auch  auf  die  Familienange- 
liörigen  der  Arbeiter  in  .solchen  Notfällen.  An  Stelle  oder  in  Er- 
gänzung der  Gelduntersiützuug  werden  auch  wob!  in  KrankbeitsfäUen 
ärztliche  Hilfe,  Medikamente,  Aufnahme  in  Kliniken  und  Heilanstalten, 
Aufenthalt  in  Bädern,  Kurorten  u.  dgl.  gewährt.  Eine  weitere  Für- 
sorge wird  vielfach  auch  den  Wöchnerinnen  zu  teil,  indem  nicht  nur 
diese  selbst  die  nötige  Pflege  in  besonderen  Wöchneriunenasylen 
durch  besondere  Pflegerinnen,  Fabrikschwcstern.  Fabrikdiaknnissen 
erhalten,  son^lern  letztere  auch  den  Haushalt  weiterfuhren  und  die 
Kinder  versorgen.  Von  manchen  Unternehmern  sind  hierzu  eigene 
^jjScbvvesternheime  errichtet  worden. 

!■  Eine  großartige  Entwickelung  haben  die  Knappschaftskassen 
genommen  (vgl.  Fü  Her,  Haudb.  d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl, 
Bd.  VIII,  S.  ;iSi)). 

Von  der  gröliteu  Bedeutung  ist  es  natürlich,  daß  die  Arbeiter 
selbst  durch  Rücklage  von  Sparbeträgen  sich  gegen  wirtschaftliche 
Notlagen  sichern.  Um  hierzu  besonders  anzuregen,  sind  in  vielen 
Betrieben  Fa  b  r  1  k  s  p a r  k a s s e  n  eingerichtet,  welche  in  ihrer  Organi- 
sation sehr  vielgestaltig  sind  uud  zum  Teil  sogar  auf  einem  durch  die 
Fabrikordnung  eingeführten  Sparzwang  beruhen.  Bei  den  meisten 
dieser  Sparkassen  wird  ein  besonderer  Anreiz  zum  S[iaren 
gegeben,  daß  der  Unternehmer  fiie  Sj)areiidage  hoch  verzinst 
bestimmten  Fällen  Prämien  gewährt.  Manche  von  diesen 
Sparkassen  dienen  lediglich  der  Zurücklegung  des  Jlictzinses. 
bestimmte  Sparziele  verfolgen  auch  die  meisten 
gründeten  Sjjarvereine. 

Um  dem  durch  Krankheit  Oiler  Alter  ganz  oder  wenigstens  für 
die  bisher  ausgeübte  Berufstätigkeit  erwerbsunfähig  gewordenen  Ar- 
beiter dauernde  Hilfe  zu  leisten,  haben  viele  Arbeitgeber  un<l  Arbeiter- 
vereine Pen  sionskassen  errichtet,  aus  denen  die  invaliden  Arbeiter 
dauernde  Bezüge  erhalten.  Diese  Kassen  sind  auch  durch  die  In- 
validenversicherung nicht  überflüssig  geworden,  da  diese  durch  ihre 
Invaliden-  oder  Altersrente  wohl  den  Arbeiter  vor  Not  und  Elenil  zu 
sichern  vermag,  ihm  und  seiner  Familie  aber  allein  nicht  die  Fort- 
setzung der  gewohnten  Lebensführung  ermogiicht. 
^1       Durch  Errichtung  von  Invalidenheimen,  Invalidenkolo- 


da durch 

oder  in 

Fabrik- 

Solche 

der  von  Arbeitern  ge- 
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nien  und  AI t ersasy le  u,  in  denen  invalide  oder  auch  durch  Alter 
etwerlislos  gewordene  Arbeiter  freie  Unterkunft  tiuden,  haben  manche 
Arbeitgeber  segensreiclie  Fürsorge  getroft'eu. 

Ebenso  sind  zur  Hilfe  im  Todesfall  Witwen-  und  Waisen- 
kassen geschaffen  worden,  flie  entweder  nur  Sterbegeld  oder  neben 
diesem  auch  dauernde  Be/Jige  gewähren.  Die  Notwendigkeit  dieser 
Kassen  besteht  auch  nach  wie  vor,  da  die  Arbeiterversicherung  keine 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  verstorbener  Arbeiter,  sofern  der 
Tod  niclit  infolge  eines  Unfalles  eingetreten  ist,  bietet.  Um  diese 
Lücke  in  der  Arbeiterversiclieriing  auszufüllen,  ist  in  der  letzten  Zeit 
die  P'inrichtung  einer  Witwen-  und  W  aisenv  er  sicher  u  u  g  an- 
gestri'ld  worden.  In  einzelnen  Fällen  sind  ferner  Asyle  von  den  Ar- 
beitgebern geschaffen  worden,  in  denen  die  Witwen  der  verstorbenen 
Arbeiter  ZuHucht  finden.  Einzelne  Arbeitgeber  haben  auch  dadurch 
eine  Fürsorge  für  den  Todesfall  getroffen,  daß  sie  ihren  Arbeitern  das 
Eingehen  von  Leb  ens  v  ersicher  ungs  vertragen  durch  Beiträge 
zu  den  Prämienzahlungen,  Abschlüsse  von  Gesamtversicherungen, 
Maßnahmen  bei  der  Lohnzahlung  erleichtern. 


I 


10.  Qesetzliche  Fürsorge  bei  Krankheit,  Uni^en  oder  Invalidität. 

Die  ilurch  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  geschaffenen  Einrich- 
tungen zur  Fürsorge  bei  eintretender  Krankheit,  bei  Unfällen,  Inva- 
lidität und  Alter  vermögen  aber,  *ia  sie  nur  für  besondere  Bezirke, 
Betriebe,  Arbeitergrujipen  gelten  und  ihnen  auch  nur  selten  ausrei- 
chende Mittel  zur  Verfügung  stehen,  keine  allgemeine  wirksame  Hilfe 
zu  leisten;  es  mußte  daher  die  Gesetzgebung  eingreifen.  Für  ge- 
wisse Berufe  (Gesinde,  Schiffsmannschaft,  Handlungsgehilfen)  be- 
stehen schon  seit  längerer  Zeit  gesetzliche  Vorscln-iften,  welche  eine 
Fürso  r  gefjflich  t  der  A  rbeitgeber  festsetzen.  Das  bürger- 
liche Recht  verptlichtet  allgemein  zum  Schadenersatz  im  Falle  der 
Körperverletzung  oder  Tötung  eines  Menschen,  falls  den  in  Anspruch 
Genommenen  ein  Verschulden  tritft;  es  haftet  demnach  nur  der  un- 
mittelbare Urheber,  also  meist  ein  Mitarbeiter  oder  Betriebsbeamter, 
nicht  der  Auftraggeber,  der  Unternehmer.  Bas  Reichs -Haft- 
pflicht gesetz  vom  7.  Juni  1871  macht  den  Unternehmer  für  die 
in  seinem  Betriebe  vorkommenden  Unfälle,  auch  wenn  diese  durch 
Verschulden  der  Angestellten  herbeigeführt  worden  sind,  schaden- 
ersatzpflichtig, aber  nur  bei  Unfällen  im  Betriebe  eines  Bergwerks 
oder  Steinbruches,  einer  Gräberei  oder  Fabrik  und  auch  nur,  wenn 
der  Verunglückte  seinerseits  ein  Verschulden  des  Unternehmers  oder 
des  Betriebsheamten  nachzuweisen  vermochte.  Nur  bei  Unfällen  in 
Betrieben  einer  Ei.^enbahn  wird  nach  dem  IlaftpHichtgesetz  der  Unter- 
nehmer in  weitgehendem  Maße  ersatzpflichtig,  nämlich  auch  dann, 
wenn  er  nicht  eine  höhere  (iewalt  oder  eigenes  Verschulden  des  Ver- 
unglückten als  Ursache  des  Unfalles  nachweisen  kann.  Abgesehen 
von  diesen  Fällen  wurde  demnach  durch  die  frühere  Gesetzgebung 
eine  Entschädigung  in  den  zahlreichen  Füllen  der  durch  Zufall  oder 
durch  eigene  Unvorsichtigkeit  verursachten  Unfiille  nicht  gewährt 
Eine  solche  weitgehende  Entschädigungsptlicht  wurde  in  Ausführung 
des  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  Novemiter  18S1 
kundgegebenen  Planes  in  Deutschland  durch  eine  öffentlich- 
rechtliche  Versicherung  auf  der  Grundlage  des  Versicherungs- 
zwanges durch  besonders  hierfür  gebildete  Organisationen  geschaffen, 
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wodurch  den  Versicherten  ein  tresetziieh  festgelegtes  Recht  auf  Ent- 
schädigung im  Falle  von  Krankheit,  Unfall  oder  Invalidität 
gegeben  ist*'--". 

Es  wurden  erlassen:  im  Jahre  1K83  das  Kran  ken  versiche- 
rungsgesetz,  1884  das  erste  U  n  fall  versichern  n  gsgesetz, 
dem  bis  1887  einige  andere  zur  Erweiterung  der  Versicherungsptiicht 
folgten,  188!)  das  I  n  validitäls-  und  Alters  versicher  ungs- 
gesetz.  Diese  (lesetze  sind  dann  erweitert  und  ergänzt  worden; 
zurzeit  gelten  folgende  Gesetze: 

1.  Das  Kranken  ver  Sicherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883 
in  der  revidierten  Fassung  vom  l<t.  April  1892  mit  den  Novellen  vom 
5.  Mai  1886.  m.  Juni  VM)  und  25.  Mai  1903", 

2.  Die  U  n  f  a  1 1  V  e  r  s  i  c h e r  u  n  g s  g e s e  t z  e  (Gesetz,  betreffend  die 
Aiiändernng  der  ünfallversicherungsgesetze,  Gewerbe-l^nfallver.siche- 
rungsgesetz,  Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft, 
Bau-  Unfallversicherungsgesetz,  See-Unfallversicherungsgesetz)  vom 
30.  Juni  19iH)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  5.  Juli  HKX.)". 

3.  Das  In  vali  den  versichern  n  gs  ge  setz  vom  13.  Juli  1899 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom   19.  Juli  1899-'. 

Dazu  kommen  das  (Jesetz,  betreffend  ilie  Unf  all  f  ürsorge  f  fir 
Gefangene  vom  30.  Juni  1!HK>  und  das  Gesetz,  betreffend  die  Un- 
fallfürsorge für  Beamte  und  Personen  des  Soldaten- 
standes vom  18.  Juni  1!)01. 

Das  Kran  ken  ver  Sicherungsgesetz  bildet  eine  weitgehende 
Reform  der  früher  geltenden  Krankenkassen-Gesetzgebung. 
Die  Versichornngspflicht  erstreckt  sich  auf  nahezu  alle  ständigen  ge- 
werblichen Arbeiter  und  einige  andere  Arbeiterkategorien  und  auf  die- 
jenigen Betriebsbeanjten  und  diesen  gleichstehenden  Personen  (Werk- 
meister. Techniker,  Handlungsgehüfen  u.  s.  w.).  deren  Arbeitsverdienst 
2000  M.  für  das  Jahr  nicht  übersteigt.  Die  Versicherungsptiicht 
kann  statutarisch  ausgedehnt  werden,  namentlich  auf  die  unständigen 
Arbeiter,  Hausgewerbetreilienden,  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter und  Betriebsbeainten;  auch  eine  freiwillige  Beteiligung  anderer 
Arlieitergruppen  ist  vorgesehen.  Im  Jahre  lltOl  betrug  die  Zahl 
der  versicherten  Personen  10319  564  (8020514  Männer  und 
2299050  Frauen). 

Die  Durchführung  der  Krankenversicherung  erfolgt  durch  auf 
Selbstverwaltung  beruhende  Verbän<le,  die  als  freiwillige  Hilfs- 
kassen, denen  jeder  Versicherungsptiichtige  wahlweise  beitreten  kann, 
oder  als  Zwangskassen  (Orts-,  Betriebs-,  Bau-,  Innungs-,  Knapp- 
schaftskasscn >  errichtet  sind;  zur  Ergänzung  dient  die  Gemeinde- 
Krankenversicherung,  welche  versicherungsptiichtige  Personen 
umfaßt,  die  weder  einer  freien  noch  einer  Zwangskasse  angehören. 

Die  Mii)destleistuiigeu,  auf  die  jeder  \'crsi(dierte  einen  gesetzlichen 
Ansjiruch  hat,  umfassen  von  Beginn  der  Krankheit  ali  freie  ärztliche 
Behandlung  und  Arznei,  ferner  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom 
3.  Tage  nach  dem  Tage  rler  Erkrankung  ah  für  jeden  Arbeitstag  ein 
Krankengeld  in  Höhe  der  Hälfte  des  den  Beiträgen  zu  «Jrunde 
liegenden  Tagelohnes  odei-  au  Stelle  dieser  Leistungen  unter  gewissen 
Voraussetzungen  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause 
nebst  der  Hälfte  des  vorbezeichneten  Kraukengeldes  für  Angehörige. 
Bei  Zwangskassen  tritt  dazu  noch  Sterbegehl  und  Wöchnerinnenunter- 
stützung in  bestimmter  Höhe. 
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Das  Gesetz  gestattet  jedoch  höhere  Leistungen  statutarisch  fest- 
zusetzen, auch  die  Krankenfürsorge  auf  Familienangehörige  und  Ke- 
konvaleszenten  auszudehnen. 

Die  Mittel  werden  durch  Beiträge  der  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber 
aufgebracht  und  zwar  zu  -j^  von  den  erstereii  und  zu  ',.,  von  den  anderen. 
Zuständig  für  die,  Durchführung  sind  ausschließlich  die  Landesbehörden. 

Im  Jahre  1901  wurden  für  398.^8^JH  Erkrankungsfälle  Unter- 
stützungen gezahlt;  die  Zahl  der  Krankheitstage  betrug  7244(J146.  die 
Höhe  der  Ausgaben   ll>40r(iM«0  JI. 

Die  Unfallversicherung  umfaßt  das  tlroßgewerbe.  ferner 
bestimmte,  besonders  gefährliche  HandwerksbetTiebe  (Schlosser-, 
Schmiede-,  Fleischerl)ctriebe.  Fuhrnnternehmungen),  gewisse  Destand- 
teile  von  GroBliandelsbetrieben  und  die  fiskalischen  Betriebe  der  Post-, 
Telegrai)hen-,  ÄLirine-  und  Heeresverwaltungen,  dann  die  Land-  und 
Forstwirtsrliaft  mit  ihren  Nebenbetrieben,  sämtliche  Baubetriebe  und 
Bauarbeiten,  die  Seeschiffahrt  mit  ihren  Hilfsbetrieben,  die  See-  und 
Küstenhscherei,  In  diesen  Hetrietien  sind  alle  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamte, letztere  mit  Jahresarbeitsvenlienst  bis  ;>(X)i.»  M.,  versichert. 
bei  der  See-Unfallversicherung  auch  gewisse  Kleinunternehmer.  Je 
nach  He<lürfnis  kann  die  Versicherung  durch  Statut  auch  auf  höher 
besoldete  Betriebsbeamte,  Hausgewerbetreibende,  Kleinuuternehmer, 
in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  sogar  auf  alle  ITnternehnier 
ausgedehnt  werden.  Auch  eine  Selbstversicherung  von  Kleinunter- 
neliniern  ist  ermöglicht.  Die  Zahl  der  Versicherten  betrug  im  Jahre 
l'J(ii>  nr>s20(N)  (12(187  900  Männer  und  4894100  Frauen).  Zur  Durch- 
führung der  Unfallversicherung  sind  Beru  f.sgenos  senschaften 
geschaffen  worden ;  zurzeit  bestehen  für  Industrie  und  Gewerbe  66. 
für  die  Land-  und  Forstwirtschaft  4S.  Für  die  Reichs-,  Staats-  und 
gewisse  Konimunalbetriebe  sind  an  Stelle  der  Genossenschaften  Au s- 
f  ü  h  r  u  n g  s  b  e  h  ö  r  d  e  n  (im  Jahre  IIKÖ  487)  tätig. 

Der  Schadenersatz  umfaßt  nach  Ablauf  von  \'.\  Wochen  nach  dem 
Unfall  (Karenz-  oder  Wartezeit)  ilie  Kosten  des  Heilverfahrens,  bez. 
der  Beerdigung,  und  eine  dem  Verletzten  für  die  Dauer  der 
ErwerbsbeeintrJichtigung  zu  gewährende,  dem  Maße  der  letzteren 
entsprechende,  nach  dem  Jahresarbeitsverdienst  sich  richtende  Rente 
oder  im  Todesfall  eine  den  Ilintoridiebenen  zu  gebende  Rente. 

Die  Mittel  sind  allein  von  den  Unternehmern  durch  Umlage  aufzu- 
bringen und  zwar  innerhalb  jeder  Berufsgenossenschaft  für  jeden  Betrieb 
nach  Maßgabe  der  Höhe  dei' Löhne  und  in  den  meisten  Fälicn  auch  der  Größe 
der  Unfallgcfährhclikeif  des  Gewerbszweiges,  zu  dem  der  Betrieb  gehört. 

Im  Jahre  19o:i  wurden  für  insgesamt  903  USO  Unfälle  Entschädi- 
gungen geleistet,  darunter  für  180  661  Fälle,  für  welche  in  diesem  Jahr 
erstmalig  Entschädigungen  festgestellt  wurden ;  die  Gesamtausgaben 
einschließlich  der  Rücklagen  für  den  Reservefonds  betrugen  im  Jahre 
1902  138  9721:«  M. 

Für  die  Durchführung  sind  das  Reichs- Versicherungaint 
und  die  L  a  n  d  es  -  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  gs  ä  m  t  e  r  zuständig.  Zu  dem  vom 
Versicherten  oder  den  Hinterbliebenen  geltend  zu  machenden  Ent- 
schädigungsanspruch hat  die  Berufsgenossenschaft  oder  Ausfülirungs- 
behörde  Stellung  in  einem  Bescheid  zu  nehmen,  gegen  den  dem  Ent- 
schädigungsberechtigten Berufung  an  ein  Schiedsgericht  offen  steht, 
dessen  Entscheidung  von  beiden  Parteien  durch  Rekurs  an  das  Reichs- 
oder Landes-\'ersicherungsamt  angefochten  werden  kann. 
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Die  Invalidenversicherung  umfaßt  vom  voneiideten  Ifi. 
Lebensjahr  ab  alle  Lohnarbeiter  in  sämtlichen  Berufszweigeu,  ein- 
schließlich der  Lehrlinge  und  Dienstboten,  ferner  Betriebsbeanite, 
Handlungsgehilfen  und  sonstige  im  Hauiitbcruf  Angestellte,  sofern 
ihr  regftlmäßiger  Jahresarbeitsverdienst  2000  M.  nicht  übersteigt.  Das 
Gesetz  gestattet  ferner  die  Ausdehnung  der  V^ersicherungspflicbt  auf 
kleinere  Betriebsunternehmer  und  Hausgewerbetreibende;  bisher  ist 
durch  Bundesratsbeschhiß  die  Versicherungsptiicht  auf  die  Haus- 
gewerbetreibenden der  Tabak.sfabrikation  und  einzelner  Zweige  der 
Textilindustrie  ausgedehnt  worden.  Auch  eine  Selbstversicherung  der 
Angestellten  mit  Jahrer>arbeitsverdienst  bis  zu  ÜOOÜ  M.,  der  kleineren, 
nicht  zwangsweise  versicherten  Betriebsunternehnier  und  Hausgewerbe- 
treibenden und  der  infolge  nur  gelegentlicher  Dienstleistung  nicht 
versicherten  Personen  ist  vorgesehen.  Die  Zahl  der  Versicherten 
betrug  im  Jahre  1902  13380600  (8857100  Männer  und  4523500 
Frauen). 

Die  Leistungen  bestehen  in  einer  Invalidenrente,  aufweiche 
jeder  dauernd  erwerbsunfähige  Versicherte,  ferner  auch  der  nicht 
dauernd  Erwerbsunfähige,  welcher  während  eines  halben  Jahres  un- 
unterbrochen erwerbsunfähig  gewesen  ist,  bei  Zurücklegung  einer  be- 
stimmten Wartezeit  eineu  Anspruch  hat.  Außerdem  erhält  ohne 
Rücksicht  auf  das  Vorhan<lensein  von  Erwerbsunfähigkeit  jeder  Ver- 
sicherte, der  das  70.  Lebensjahr  vollendet  hat,  eine  jährliche  Alter s- 
rente.  Diese  besteht  aus  einem  Reichszuschuß  von  50  M.  und  einem 
Betrag,  dessen  Höhe  sich  nach  der  Lolinklasse,  zu  der  der  Versicherte 
gehörte,  richtet  und  zwischen  110,40  und  230,40  M.  liegt.  Die  jäiir- 
liche  Invalidenrente  besteht  aus  einem  Reichszuschuß  von  50  M.,  einem 
nach  der  Lohnklasse  verschiedenen  Grundbetrag  (tJO  bis  100  M.)  und 
aus  einem  nach  der  Zahl  der  Wochen,  für  welche  der  Versicherte 
Beiträge  aufzuweisen  hat,  sich  steigernden  Betrag. 

Die  Durchführung  der  Invalidenversicherung  erfolgt  durch  Ver- 
sicherungsanstalten; durch  Beschluß  des  Bundesrats  können 
auch  besondere  Kasseneinrichtungen  zugelassen  werden.  Die  Mittel 
werden  vom  Reich,  von  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  auf- 
gebracht ;  die  beiden  letzteren  haben  Beiträge  zu  gleichen  Teilen  zu 
leisten,  die  sich  nach  5  Lohnklassen  richten,  welche  nach  der  Höhe 
des  jährlichen  Arbeitsverdienstes  der  Versicherten  gebildet  sind.  Diese 
Beiträge  (wöchentlich  je  nach  der  Lohnklasse  14  bis  3(i  Pfennig) 
werden  durch  Einkleben  von  Marken  in  Quittungskarten  geleistet, 
was  in  der  Regel  der  Arbeitgeber  zu  besorgen  hat,  der  dann  die 
Hälfte  der  Beiträge  bei  der  Lohnzahlung  wieder  einziehen  kann.  Im 
Anfange  des  Jahres  KK)4  betrug  die  Zahl  der  Rentenempfänger  (>63  140, 
die  Höhe  der  Ausgaben  für  das  Jahr  1902  annäliernd  97  Mill.  M. 

Die  geschäftliche  Aufsicht  der  Durchführung  der  Invalidenversiche- 
rung erfolgt  durch  das  Reichs-Versicherungsamt  und  die  Landes-Ver- 
sicherungsämter.  lieber  den  vom  Versicherten  geltend  zu  machenden 
Anspruch  auf  Bewilligung  einer  Invaliden-  oder  Altersrente  be- 
findet zunächst  der  Vorstand  der  zuständigen  Versicherungsanstalt; 
gegen  den  hierbei  zu  erteilenden  Bescheid  steht  dem  Versicherten  die 
Berufung  an  ein  Schiedsgericht  offen,  gegen  dessen  Entscheidung 
beide  Teile  beim  Reichs-  oder  Landes-Versicheruugsarat  Revision  ein- 
legen können. 

Bwdbiieh  der  Urftai».    SappL-Bd.  IV.  00 
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11.  Arbeitersekretariate,  Auskunftastellen. 

Wie  schon  in  der  Einleitung  erwähnt,  lieschäffigen  sich  zahlreiche 
verschierienc  Arbeitervereinigungen  auch  mit  der  Förderung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  Arbeiter.  In  der  Verfolgung  dieser  Aufgabe 
haben  solche  Arbeitervereine  auch  Organe  geschaffen,  die  dem  Arbeiter 
in  der  Wahrung  der  ihm  durch  die  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterver- 
sicherungsgesetzgebung gegebenen  Rechte  beistehen,  ihm  Rat,  Aus- 
kunft, Rechtsbelehrung  erteilen,  Rechtsschutz  gewähren  und  auch 
sonst  seine  Interessen  in  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  vertreten. 
Diesen  von  den  Arbeitern  geschaffenen  Volksbureaus  und 
Arbeitersekretariaten  schließen  sich  an  die  von  gemeinnütziger 
Seite  ins  Leben  gerufenen  und  geleiteten  Auskunftsstellen  für 
Arbeiterangelegenheiten. 


12. 


Arbeitervereinigungen. 

Verabredungen  und  Vereinigungen  von  Arbeitern  unterliegen  den 
landesgesetzlicheu  Bestimmungen  über  das  Vereins-  und  Versammlungs- 
wesen. Soweit  diese  Verabredungen  und  Vereinbarungen  jedoch  die 
Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere 
mittelst  Einstellung  der  Arbeit,  bezwecken,  sind  durch  >;  152  der 
R.G.O.  alle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gewerblicher  Arbeiter 
aufgehoben  worden  (gewerbliche  Koalitionsfreiheit).  Es  ist 
aber  auch  bestimmt,  daß  jedem  Teilnehmer  der  Rücktritt  von  solchen 
Vereinigungen  und  Verabredungen  freisteht  und  aus  letzterer  weder 
Klage  noch  Einrede  stattfindet.  §  153  besagt  sogar,  daß,  wer  durch  An- 
wendung körperlichen  Zwanges,  Drohung,  Ehrverletzung  oder  Verrufs- 
erklärung andere  bestimmt  oder  zu  bestimmen  versucht,  an  solchen 
Verabredungen  teilzunehmen  oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  oder  wer 
andere  durcli  gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  hindern  versucht,  von 
solchen  Verabredungen  zurückzutreten,  bestraft  wird. 

13.  Oewerbegericbte,    Einigungsämter. 

Zur  schnellen  und  billigen  Entscheidung  in  Streitigkeiten,  die 
eich  aus  dem  Arbeitsverhältnis  ergeben,  sind  durch  Reichsgesetz  vom 
29.  Juli  1890  ("  1890  S.  141  —Abänderung  vom  30..Funi  19Ö1,  "  1901 
S.  249^)  Gewerbegerichte  eingesetzt  worden,  denen  an  Stelle 
der  ordentlichen  Gerichte  die  Rechtsprechung  in  den  durch  §  3  dieses 
Gesetzes  nälier  bezeichneten  Fällen  übertragen  ist  und  deren  Bei- 
sitzer aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  gewählt 
werden. 

Wenn  es  sich  um  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung  oder  Wiederaul- 
nahnie  des  Arbeitsverhältnisses  bei  Ausständen  handelt,  so  können 
die  Gewerbegerichte  auf  Antrag  beider  Teile  oder  eines  Teiles  oder 
auch  ohne  Anrufung  als  Einigungsämter  wirken,  jedoch  sind 
ihnen  materielle  Zwangsmittel  gegenüber  den  streitenden  Parteien 
nicht  gegeben.  Im  Jahre  1893  ist  ein  Verband  deutscher  Gewerbe- 
gerichte entstanden,  der  eine  eigene  Zeitschrift  herausgibt. 
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Tl.  Sicherung  der  gesundlifitllehcn  Verhaltnisse 

(Unfallverhütung   n  n  d  Ar  hei  t  .sliygienej. 

1.  Allgemein  es. 

Die  Gefahren,  welche  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  be- 
drohen und  ursächlich  mit  dem  Betriebe,  in  dem  die  Arbeiter  be- 
schäftigt sind,  iiu  Zusammenhang  stehen,  kennzeichnen  sich  entweder 
als  solche,  die  durch  ein  plötzliches  oder  in  kurzer  Zeit  verlaufendes 
Ereignis,  oder  durch  eine  allmähliche  Einwirkung  eine  Schädigung 
hervorrufen,  die  im  ersten  Fall  als  Unfall,  im  anderen  als  eine 
Erkrankung  sich  darstellt.  Die  Verhütung  dieser  Unfälle  und 
Gewerbekrankheiten  ist  nicht  nur  eine  sittliche  Pflicht,  sondern  hegt 
im  wohlverstandenen  Interesse  des  Staates,  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeitnehmer,  da  <Iurch  die  infolge  der  Schädigungen  eintretende  zeit- 
weise oder  dauernde  Erwerlisbeeinträchtigung  viel  kostbare  Arbeits- 
kraft verloren  gehl  und  der  wirtschaftliche  Schaden,  den  Staat, 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  erleiden,  ein  ganz  enormer  ist.  Welche 
Zahlen  dabei  in  Deutschland  in  Betracht  kommen,  lehren  die  Ergeb- 
nisse der  Arbeiterversicherung  (vgl.  S.  ööH).  Im  Jalire  1903 
wurden  nach  Maßgabe  der  Unfallversicherungsgesetze  für  130»}(il  Unfälle 
zum  ersten  Male  P^ntschädigungen  festgestellt,  während  .530421  Unfälle  zur 
Anmeldung  kamen.  Es  sei  bemerkt,  daß  als  entschädigungsptiichtigo  Un- 
fälle nur  solche  gelten,  welche  in  versicherten  Betrieben  von  versicherten 
Personen  beim  Betriebe  erlitten  worden  sind  und  den  Tod  oder  eine 
Erwerbsbeeinträchtigung  von  länger  als  13  Wochen  verursacht  haben. 
697  76.')  Verletzte,  ferner  l.")8  804  Witwen,  Kinder  und  Enkel  und  Ver- 
wandte der  aufsteigenden  Linie  von  getöteten  versicherten  Personen 
haben  im  Jahre  1903  ünfallrenten  erhalten.  In  diesem  Jahre  wurden 
118331309  M.  Entschädigungen  an  verletzte  versicherte  Personen  und 
an  Hinterbliebene  von  Getöteten  ausbezahlt.  Dieser  Betrag  stellt  je- 
doch noch  lange  nicht  den  durch  Unfälle  entstandenen  ganzen  wirt- 
schaftlichen Schaden  dar,  denn  es  sind  hier  nicht  eingerechnet  die  Kosten 
der  Behandlung  innerhalb  der  ersten  13  Wochen  nach  dem  Unfall  und 
viele  andere  Kosten,  ganz  besonders  die  bei  der  Durchführung  der 
Unfallversicherung  entstehenden  Verwaltungskosten,  ferner  sind  in 
den  Entschädigungen  nur  die  jährlich  zu  zahlenden  Beträge  enthalten, 
während  viele  Unfälle  eine  dauernde  Beeinträchtigung  der  Erwerbs- 
fähigkeit verursachen  und  tlaher  für  viele  Jahre,  oder  für  das  ganze 
Leben  des  Arbeiters  zu  einer  Entschädigungsleistung  führen ;  schließ- 
lich ist  aber  durch  die  Entschädigung  in  der  Regel  der  Verlust  an 
Arbeitskraft  nur  zum  Teil  ausgeglichen. 

Nicht  mindere  Bedeutung  ist  den  Erkrankungen  beizumessen,  die, 
abgesehen  von  den  Unfällen,  sonst  noch  durch  die  Gefahren  der 
Arbeit  hervorgerufen  und  gewöhnlich  als  Gewerbekrankheiten  bezeich- 
net werden.  Am  wichtigsten  sind  hier  die  Schädigungen,  welche  durch 
die  Ein  wi  rkung  gesundheitsschädlicher  Stoffe  entstehen, 
die  bei  manchen  Gewerbszweigen  verarbeitet  oder  als  Endprodukt 
hergestellt  werden,  oder  sich  während  des  Arbeitsjirozesses  entwickeln, 
oder  mit  denen  der  Arbeiter  sonst  in  Berührung  kommt. 

Aber  auch  andere  Einrichtungen  und  Vorgänge  der  Betriebe  sind 
für   die  Gesundheit  der  Arbeiter  von  Bedeutung,  namentlich  die  Be- 
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schaffenheit  der  Arbeits  räume,  deren  Beleuchtung,  Heizung, 
Lüftung  und  Feuergefalhi'liclikeit,  dann  starkes  Geräusch,  grelles  Licht, 
hohe  Oller  niedrige  Temperaturen,  Feuchtigkeit,  ferner  liei  manchen 
Arbeitsverrichtungen  Ueberanstrengung,  ungünstige  Körperhaltung. 
Eine  zaJilenmäßige  Angabe,  welche  die  ganze  Größe  dieser  Schädi- 
gungen kennzeichnen  würde,  läßt  sich  nicht  machen. 

Vergleiche  zwischen  der  Mortalität  und  Morbidität  der  Arbeiter 
und  der  übrigen  Bevölkeningsklassen,  Angaben  über  die  Erkrankungs- 
häuiigkeit  und  Sterblichkeit  der  Arbeiter  in  verschiedenen  Berufs- 
zweigen sind  schon  mehrfach  mitgeteilt  worden  (vgl.  Roth,  Handb. 
der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  4;  Bluhm  S.  S3; 
Füller  S.  296,  311,  318,  328,  speziell  für  Bergarbeiter;  Meissner 
S.  4t»3  für  Tunnelarbeiter;  Saeger  S.  1,^3  für  Hüttenarbeiter;  Zadek 
S.  593  für  Müller,  Bäcker  und  Konditoren;  Schellenberg  S.  618 
für  Zigarrenarbeiter;  Roth  S.  (534  für  Arbeiter  in  chemischen  Fa- 
briken; Sonne  S.  1*35  für  Porzellanarbeiter;  Sommerfeld  S.  949 
für  Steinmetzen,  S.  963  für  Maurer,  S.  979  für  Glasarbeiter;  Schäfer 
S.  991  für  Spiegelbeleger;  Netolitzkj  S.  12CH)  für  Arbeiter  in  der 
Textilindustrie). 

Eingehende  Ermittelungen  über  Sterblichkeit  und  Erkrankungs- 
häufigkeit   hat    ferner   Sommerfeld  angestellt   und  veröffentlicht '*, 

Die  vom  Reichs- Versicheningsanit  im  Jahre  1898  und  1903  ver- 
öffentlichten Statistiken  geben  über  die  Ursachen  Aufschluß,  welche 
die  Bewdligung  von  Invalidenrenten  nach  dem  Invaliden-  und  Alters- 
versicherungsgesetz  begründet  halten.  Diese  Statistiken  umfassen  die 
Angaben  für  ir)84r>2  bez.  315t>89  Rentenempfänger  und  lassen  besonders 
auch  die  Krankheitsarten  erkeimen,  welche  bei  den  verschiedenen  Be- 
rufen vorkommen. 

Zweifellos  entfällt  ein  erheblicher  Teil  der  Entschädigungen,  welche 
nach  Maßgabe  der  Kranken-  nn<l  der  Invalidenversiclierung  an  ver- 
sicherte Personen  bezahlt  werden  und  im  Jahre  HK)1  183174157  M. 
an  Krankenentscliädigung,  im  Jahi-e  1;k)3  928ri9(K>H  M.  an  In- 
validenrenten betrugen,  auf  (Jewerbekrankheiten  und  ihre  unmittelbar 
oder  mitteliiar  zur  vorzeitigen  Invalidität  führenden  Folgen. 

Die  außerordentlich  hohen  Beträge  stellen  eine  so  schwerwie- 
gende Belastung  daj-,  daß  im  Hinblick  auf  sie  allein,  also  ganz  ab- 
gesehen von  menschenfreundlichen  Erwägungen,  die  Bekämpfung  der 
Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  eine  «iringende  Notwendigkeit  ist. 
Selbstverständlich  aber  kann  diese  Notwendigkeif  nur  anerkannt 
werden,  wenn  die  Maßnahmen  zur  Unfallverhütung  und  Verhütung 
von  Gewerbekrankbeiten  auch  einen  Erfolg  versprechen,  der  im  Ein- 
klang steht  mit  den  hierauf  gerichteten  Anstrengungen.  Für  die  Un- 
fallverhütung wird  ein  solcher  Erfolg  oft  bestritten,  indem  man  davon 
ausgeht,  daß  die  weitaus  meisten  Unfälle  entweder  in  der  Natur  der 
Betriebe  begründet  und  unvermeidbar  sind,  oder  infolge  Ungeschick- 
lichkeit, Unaufmerksamkeit  und  Unvorsichtigkeit  der  Arbeiter  ent- 
stehen, diese  Fehler  aber  niemals  beseitigt  werden  können. 

Die  Prüfung  von  Hergang  und  Ursache  der  Unfälle  er- 
,  gibt  jedoch,  daß  ein  nicht  unbedeutender  Teil  von  Urnen  verraeidbar 
gewesen  wäre.  Solche  auf  ein  großes  Material  sich  stützende  Prüfungen 
haben  wiederholt  im  Reichs- Versicherungsamt  stattgefunden, 
die  beiden  letzten  bei  Gelegenheit  der  Bearbeitung  einer  Statistik 
der  entschädigungspflichtigen   Unfälle  aus  dem    Bereiche 
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der  versicherten  In<histrie  für  das  Jahr  1897"  und  einer  Unfallstatistik 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  für  das  Jahr  19(U.  Hierbei  wurden 
folgende  Ursachen  ermittelt: 

Für  die  gewerbliche  Statistik  1897: 


Mangelhafte  Betriebüeinrichtiingen  u.  s.  w. 
Fehlende  oder  ungenügende  Sthutz Vorrichtungen 
Fehiende  oder  ungenücemle  Anweisung 

Demnach  Schuld  des  Arbeitgebers 
Ungegchicklichkcit  und  L'naehteiamkelt  der  Arlieiter 
NicntlK-nutzung  oder  Btweitigung  vorhandener  Bchutzvomchtuugen 
Handeln  wider  bealeiende  Vorschriften  oder  erhaltene  Anweisung 
Leichtsinn  (Balgerei,  Neckerei,  Trunkenheit  u.  s.  w.) 
Ungeeignete  Kleidung  ^flatternde  Halstücher,  Schürzen  u.  s.  w.) 

Demnach  Schiila  dea  Arbeiters 
Schuld  de«  ArlieitgeberB  und  Arbeitnehmers  zugleich 
Schuld  von  Mitarbeitern  oder  aniJeren  Personen 
Unvermeidliche  Betriebsgefahr 

Sonstige  Ursachen  (höhere  Gewalt,  Zufälligkeit  u.  s.  w.) 
>'icht  ermittelt  oder  nicht  nachgewiesen 


Zahl 

der  Unfälle 
5  HO 

826 

7  547 


■3419 


2  092 

2370 

18878 

590 

1075 


Zusammen  45  97 1 
Die  land-  und  forstwirtschaftliche  Unfallstatistik,  deren  Ergebnisse 
im  Laufe   des  Jahres  19W  veröfFentlicIit   werden,   wird   ein   rdmliches 
Bild  zeigen. 

Die  Unfälle,  welclie  durcli  „Schuld  des  Arbeitgebers"  verursacht 
worden  sind,  müssen  als  verraeidbar  angesehen  werden.  Dies  gilt 
auch  für  einen  großen  Teil  der  durch  „Schuld  der  Arbeitgeberund  Arbeit- 
nehmer zugleich"  verursachten  Unfälle,  da  hei  deren  Entstehen  vielfach 
ungenügende  Sicherheitseinrichtungen  wesentlich  nutwirken.  Aber 
auch  ein  großer  Teil  der  durch  „unvermeidliche  Betriebsgefahr"  her- 
vorgerufenen Unfälle  hätte  sich  verhindern  lassen ;  denn  die  zu  dieser 
Unfallursache  führende  Beurteilung  gilt  nur  für  die  Zeit,  in  der  diese 
Unfälle  eingetreten  waren.  Zu  dieser  Zeit  mußte  allerdings  für  zahl- 
reiche Unfälle  angenommen  werden,  daß  sie  durch  vorgeschriebene 
oder  sonst  bekannte  und  übliche  Schutzmaßnahmen  sich  nicht  hätten 
verhüten  lassen.  Namentlich  für  <lie  I^and-  und  Forstwirtschaft  mußte 
diese  Unfallursache  vielfach  angenommen  werden,  da  dort  bisher  für 
Unfallverhütung  nur  wenig  geschehen  ist,  Schutzmaßnahmen  also  nur 
wenig  vorgeschrieben,  bekannt  oder  üblich  sind.  Aber  die  Fürsorge 
für  Unfallverhütung  wird  von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigern,  die  Un- 
fallverhütungstechnik wird  wie  jedes  andere  technische  Spezialgebiet 
Fortschritte  machen,  und  damit  werden  Maßnahmen  getroHen  werden, 
die  heute  noch  wenig  oder  gar  nicht  bekannt  sind.  Dann  aber 
werden  sich  künftig  viele  Unfälle  verhüten  lassen,  die  zur  Zeit  als  un- 
vermeidlich im  Sinne  der  statistischen  Feststellungen 
anzusehen  sind.  Es  läßt  sich  daher  ohne  Uebertreibung  behaupten, 
daß  für  etwa  ein  Drittel  aller  Unfälle  die  Möglichkeit  bestand  oder 
in  naher  Zukunft  bestehen  wird,  durch  geeignete  Maßnahmen,  meistens 
durch  technische  Mittel,  ihre  Verhütung  zu  bewirken. 

Von  manchen  wird  gegen  den  Nutzen  der  Unfallverhütungsinaß- 
nahmen  eingewendet,  daß,  wie  die  Unfallstatistik  der  Unfallversiche- 
rung lehrt,  trotz  der  bisher  durchgeführten  Maßnahmen  die  Zahl  der 
Unfälle  nicht  ab-  sondern  zugenommen  hat.  Diese  Bedenken  sind  je- 
doch ungerechtfertigt,  denn  die  Steigerung  der  Unfallzahlen  ist  darauf 
zurückzuführen,    daß   die  Zahl  der    versicherten  Personen  wenigstens 
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in  der  Industrie  ganz  bedeutend  gestiegen  ist,  daß  ferner  die  Kennt- 
nis von  dem  Recht,  nach  Maßgabe  der  Unfallversiclierungsgeset2e 
Entschiuligungeu  beanspruchen  zu  können,  in  den  Arbeiterkreisen 
von  .lalir  zu  ,Jalir  gewachsen  ist.  daß  durch  neue  Fabrikationsarten, 
verniehrre  Benutzung  von  Mascliiueu.  Anwendung  größerer  Maschineu- 
gescliwindigkeiten  und  stärkerer  Kraftwirkuugen,  intensivere  Aus- 
nutzung der  Menschenkraft  die  UufallgcfälirUchkeit  der  Arbeit  erhöht 
wurde  und  neue  (lefahreii  gescbuti'en  worden  sind  und  daß  immer 
mehr  ungeübte,  für  die  besoudereu  Arbeitstiitigkeiten  nicht  angelernte 
und  daher  auch  mit  den  (Jefahren  nicht  vertraute  Arbeiter  beschäftigt 
werden.  Es  kanu  mit  Recht  behaujitet  werden,  daß,  wenn  die  unfall- 
sicliere  Ausgestaltung  der  Betriebe  nicht  schon  Fort.schritte  gemacht 
hätte,  die  Steigerung  der  Unfallzahleu  eine  viel  größere  sein  würde, 
als  sie  nach  der  Unfellstatistik  zu  erkennen  ist.  Ein  Beweis  für  diese 
Behauptung  läßt  sicli  daraus  erbringen,  daß,  infolge  gewisser  Maß- 
nahmen, bestiniinte  Arten  von  l'nfällen  in  ihrer  Anzahl  keine  Xer- 
niehrung,  sondern  in  vielen  Fällen  sogar  eine  wesentliche  Abnahme 
zeigen. 

Die  letztgenannte  Tatsache  liegt  auch  bei  der  Verhütung  von 
Gewerbekrau  kheiten  vor.  Es  ist  zweifellos  und  durch  viele 
Feststellungen  nachgewiesen,  daß  die  Durchführung  geeigneter  Schutz- 
niaßnahmen  eine  erhebliche  Verminderung  der  Zahl  der  Erkrankuugs- 
fälle  herbeigeführt  hat. 


I 


2.  Oesetzliche  Bestimmungen. 

Allgemeine  Befugnisse  zum  Scliutze  vor  Gefahren  und  damit 
auch  zum  Schutze  der  Arbeiter  vor  Betrtebsgefahren  sind  durch  die 
in  den  verschiedeueu  Bundesstaaten  geltenden  1  an desrechtli  chen 
Bestimmungen  undGesetreüberdiePolizeiverwaltung 
der  Polizeibehördeu  gegeben  '*. 

Das  Strafgesetzbuch  enthält  in  den  §§222,  230  bis  232 
Bestimmungen  über  fahrlässige  Tütung  und  Körperverletzung,  die 
auch  in  Anwendung  kommen,  wenn  der  Arbeitgeber  oder  der  für  ihn 
Verantwortliche  durch  Außerachtlassung  der  Aufmerksamkeit,  zu  der 
er  vermöge  seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  verpflichtet  war, 
also  z.  B.  durch  Nichtanbringung  von  Schutzvorrichtungen,  die  Kör- 
perverletzung oder  den  Tod  eines  Arbeitnehmers  verursachte.  Auch 
§  3(fJ.    welcher   von    der    Bestrafung   bei    fahrlässiger    Brandstiftung 


handelt,  «?  XMi  und  jj  3(i7  Abs.  14  u.  15,  welche  die  fehlerhafte  oder 
vorschriftswidrige  Leitung  uud  Ausführung  von  Bauarbeiten  betreffen, 
{}  867.  der  von  der  vorschriftswidrigen  Aufbewahrung  und  Behandlung 
feuergefährlicher  und  explosiver  Stoft'e  un<l  Feuerstätten  handelt,  und 
§  ;-j()S  und  M',\  welche  eine  Bestrafung  festsetzen,  wenn  gewisse  oder 
vorgeschriebene  Vorsichtsmaßregeln  gegen  Feuersgefahr  unbeachtet  ge- 
lassen wunleu,  kommen  für  den  Schutz  der  Arbeiter  unt^r  Umständen 
in  Betracht. 

Ferner  sind  wichtig  die  Besfiminungeu  des  Haftpflichtge- 
setzes, welche  für  bestimmte  Betriebsgruppen  die  Entschädigungs- 
verpflichtung der  Unternehmer  festlegen,  sofern  durch  \^erschulden 
der  Bevollmächtigten,  Repräsentanten, 1  Betriebsleiter.  Aufseher 
der  Tod  oder  die  Körperverletzung  eines  Menschen  herbeigeführt  ist. 
Diese  Bestimmungen  sind  aber  durch  die  Bestimmungen  der  Un- 
fallversicherungsgesetze ersetzt  worden  (vgl.  S.  558). 
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Die  gesetzliche  Grumliage  für  die  zum  Schutz  von  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter  zu  ergreifenden  Maßnahmen  bildet  haupt- 
sächlich das  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1891,  betrcftend  Abänderung 
der  aewerbeordnung,  <■'  1891  S.  261,  in  seinen  ?!§  I20a,  120c  bis  120e, 
welche  in  ihren  wesentlichen  Bestimmungen  lauten: 

„Die  Gewerbeuuternehmer  aind  verptticlitet,  die  ArbeitHräuine, 
Betxiebsvorrichtungen,  Maschinen  und  Gerätschaften  so  einzurichten  und 
zu  unterhalten  und  den  Betrieb  so  zu  regeln,  daß  die  Arbeiter  gegen 
G-efaliren  für  Leben  und  Gesundheit  so  weit  geschützt  sind,  wie  es  die 
Natur  des  Betriebes  gestattet. 

Inabesondere  ist  für  genügendes  Licht,  ausreichenden  Luftraum  und 
Luftwechsel,  Beseitigung  des  bei  dem  Betrieb  entstehenden  Staubes, 
der  dabei  entwickelten  Düuste  und  Gase  sowie  der  dabei  eotstehendeu 
AbfUUe  Sorge  zu  tragen. 

Ebenso  sind  diejenigen  Vorrichtungen  herzustellen,  welche  zum 
Schutze  der  Arbeiter  gegen  gefährliche  Berührungen  mit  Maschinen  oder 
Maschinenteilen,  oder  gegen  andere  in  der  Natur  der  Betriebsstätte  oder 
des  Betriebes  liegende  Gefahren,  namentlich  auch  gegen  die  Gefahren, 
welche  aus  Fabrikbrändeu  erwachsen  können,  erforderlich  sind. 

Gewerbeuiiteriiehmer,  welche  Arbeiter  unter  18  Jahren  beschäftigen, 
sind  verpflicbtet,  bei  der  Einrichtung  der  Betriebsstätte  und  bei  der 
Regelung  des  Betriebes  diejenigen  besonderen  Rücksichten  auf  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  zu  nehmen,  welche  durch  das  Alter  dieser  Arbeiter 
geboten  sind. 

Die  zuständigen  Polizeibehörden  sind  befugt,  im  Wege  der  Ver- 
fügung für  einzelne  Anlagen  die  Ausführung  derjenigen  Maßnahmen  an- 
zuordnen, welche  zur  Durchführung  der  in  tf§  120a.  bis  120c  enthaltenen 
Grundsätze  erforderlich  und  nach  der  Beschaffenheit  der  Anlage  aus- 
führbar erscheinen. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrats  können  Vorschriften  darüber  er- 
lassen werden,  welchen  Anforderungen  in  bestimmten  Arten  von 
Anlagen  zur  Durchführung  der  in  den  §§  120a  bis  120c  enthaltenen 
Grundsätze  zu  genügen  ist. 

Soweit  solche  Vorschriften  durch  Beschluß  des  Bundesrats  nicht 
erlassen  sind,  kfinnen  dieselben  durch  Anordnung  der  Landes-Zentral- 
behörden  oder  durch  Polizeiverordnungeu  der  zum  Erla.sse  solcher  be- 
rechtigten Behörden  erlassen  werden. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrats  können  für  solche  Gewerbe,  in 
welchen  durch  übermäßige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesund- 
heit der  Arbeiter  gefährdet  wird,  Dauer,  Beginn  und  Ende  der  zulässigen 
täglichen  Arbeitszeit  und  der  zu  gewährenden  Pausen  vorgeschrieben 
und  die  zur  Durchführinig  dieser  Vorschriften  erforderliehen  Anordnungen 
erlassen  worden." 

Von  dem  Recht,  Verordnungen  zn  erlassen,  haben  der  Bundes- 
rat, die  Landes-Zentralbehönien  und  die  zürn  Erlaß  von  Polizeiver- 
ordnungen zuständigen  Behörden  vielfach  Gebrauch  gemacht.  Die 
Bekanntmachungen  des  Bundesrats  sind  im  Reichs-Gesetzblatt"  mit- 
geteilt und  werden  in  den  weiteren  Ausführungen  kurz  bezeichnet. 
Eine  Zusammenstellung  der  durch  Anwendung  der  Landes-Zentral- 
behörden  oder  durch  Polizeiverordnungeu  zum  Schutze  gewerb- 
licher Arbeiter  erlassenen  Vorschriften  ist  im  Reichsamt  des  Innern 
bearbeitet  worden  '*.  Die  einzelnen  Verordnungen  werden  auch  im 
^weiteren  k-urz  angegeben. 
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Eine  andere  sehr  wiclitige  gesetzliche  (Irundlage  für  die  Durch- 
führung fier  Unfallverhütung  ist  in  den  Un  fall  Versicherung  .>- 
gesetzen  enthalten.  Die  nach  Maßgabe  der  letzteren  zu  leistenden 
ünfallentschädigungen  sind  ausschließlich  von  den  Arbeitgebern  der 
versicherten  Betriebe  zu  leisten.  Diese  Arbeitgeber  sind  zur  Aus- 
führung der  genannten  Gesetze  zu  Berufsgenossenschaften 
vereinigt ;  für  den  gleiclien  Zweck  sind  für  die  Betriebe  der  Staats-. 
Provinzial-  und  Kommunalverwaltungen  Ausführungsbehörden 
errichtet.  Diese  Organe  haben  natürlich  das  größte  Interesse  an 
einer  Verminderung  der  Entscliädigungssumnien  und  daher  an  einer 
Verminderung  der  Unfallzahlen;  um  dieses  Interesse  wirksam  be- 
tätigen zu  können,  ist  ihnen  durch  §  112  des  Gewerbe-Unfallversiche- 
ningsgesetzes  (G.U.V.G,),  §  V20  des  U.V.G.  für  Land-  und  Forstwirt- 
schaft. §  40  des  Bau-U.V.G.  und  §  118  des  See-U.V.G.  die  Befugnis 
erteilt  worden,  Vorschriften  zu  erlassen : 

„1.  über  die  von  den  Mitgliedern  zur  Verhütung  von  Unf&Uen  iu 
ihren  Betrieben  zu  treffenden  Einrichtungen  und  Anordnungen  unter 
Bedrohung  der  Zuwiderhandelnden  mit  Geldstrafen  bis  zu  1000  M.  oder 
mit  der  Einachiltzung  ihrer  Betriebe  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  oder,  falls 
sich  die  letzteren  bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  befinden,  mit 
Zuschlagen  bis  zum  doppelten  Betrag  ihrer  Beiträge ; 

2.  über  das  in  den  Betrieben  von  den  Versicherten  zur  Verhütung 
von  Unfällen  zu  beobachtende  Verhalten  unter  Bedrohung  der  Zuwider- 
handelnden mit  Geldstrafen  bis  zu  6  M."' 


Von     diesem     Rechte    des 
hütuugsvorschriften    haben 


Diese  Vorschriften 
Berufsgenossenscliaften 


Erlasses  von  Unfallver- 
die  Ausführungsbehörden  und 
Berufsgenossensehaflen  weitgehenden  Gebrauch  gemacht.  Von  den 
bestehenden  6(>  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  hat  nur  die 
Knappschafts-Berufsgenossenschaft  noch  keine  Vorschriften  erlassen 
und  zwar  wesentlich  aus  dem  Grunde,  weil  für  die  Bergwerksbetriebe 
Bergpolizeiverordnungen  bestehen,  die  in  der  Hauptsache  die  Unfall- 
verhütung betretl'en. 

sind  im  Laufe  der  Jahre  bereits  bei  vielen 
ergänzt  und  verbessert  worden,  auch  nament- 
lich nach  der  Richtung  hin,  daß  für  häufig  in  gleicher  Art  vorkom- 
mende Einrichtungen,  wie  ■/..  B.  Betriebsanlagen,  Kraftmaschinen, 
Transmissionen,  Hebemaschinen,  eine  im  Interesse  der  Durchfuhrimg 
wi'inschenswerte  (ileichartigkeit  der  betretfenden  Bestimmungen  herbei- 
geführt wurde,  wofür  die  im  Jahre  1896  vom  Verbände  der  Deutschen 
Berufsgenossenschaften  veröffentlichten  Normal- Un  f  al  1  v  e  r  h  fl  - 
tu  n  g  s  Vorschriften  als  Richtschnur  dienten.  Eiue  von  diesem 
Verbände  herausgegebene,  unter  Leitung  des  Verfassers  bearbeitete 
Zusammenstellung  "'  kennzeichnet  den  Stand  der  Vorschriften  aus  dem 
Jahr  189it ;  inzwischen  sind  aiier  schon  wieder  mehrfach  Ergänzungen 
eingetreten.  Bis  zum  Jahr  ISMJl  wurden  die  Vorschriften  in  den  Amt- 
lichen Nachrichten  des  Reichs-Versicherungsamts  veröfl'entlicht ;  vou 
da  ab  geschieht  dies  nicht  mehr.  Neuerdings,  und  zwar  vom  Jahre 
VX)2  ab,  erfolgt  die  Veröffentlichung  der  neu  erlassenen  oder  er- 
gänzten \'orscliriften  in  den  vom  internationalen  Arbeitsamt  heraus- 
gegebenen Bulletins  (vgl.  S.  f»CÖ). 

Die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  haben 
bisher  nur  zum  Teil  der  Unfallverhütung  Interesse  entgegengebracht, 
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nur  in  von  den  48  bestehenden  Berufsgenossensdiaften  haben  Vor- 
schriften erlassen.  Nachdem  aber  die  Notwenfhgkeit  einer  energisch 
durchgeführten  Unfallverhütung  aucli  für  dio  Land-  und  Forstwirt- 
schaft nicht  mehr  liezweifelt  werden  kann,  hat  im  Jahr  liK>3  eine 
Kommission  der  genannten  Berufsgenossenschaften  zunächst  Vor- 
schriften für  landwirtschaftliche  Maschinen  ausgearbeitet,  und  die  im 
genannten  Jahre  stattgehabte  Konferenz  dieser  Berufsgenossenschafteu 
hat  diese  Vorschriften  als  Grundlage  für  demnächst  gesetzmiiUig  zu 
erlassende  ünfallverhütungsvorschriften  angenommen.  Vorschriften 
für  andere  Betriebseinrichtungen,  z.  Fi.  für  die  Einrichtungen  der  land- 
wirtschaftlichen (iebäude,  für  das  Fahrwesen  und  die  Viehhaltung, 
sollen  in  gleicher  Weise  ausgearbeitet  werden.  Es  steht  demnach  zu 
erwarten,  daß  in  den  nächsten  Jahren  auch  iti  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft eine  energische  Durchführung  von  Uufallverhütungsmaß- 
nahmen  stattfinden  wird. 

Die  Unfaiherhütungsvorschriftcn  müssen  selbstverständlich  den 
Arbeitern  so  bekannt  gegeben  werden,  daß  diese  jederzeit  leicht  von 
den  einzelnen  Bestimmungen  Kenntnis  nehmen  können :  gewöhnlich 
erfolgt  Aushang  in  Plakatform.  Manche  Unternehmer  haben  in 
dankenswerter  Weise  eine  zeitweise  Belehrung  der  Arbeiter  über  den 
Inhalt  der  Vorschriften  eingerichtet.  Personen,  welche  der  deutschen 
Sprache  nicht  mächtig  sind,  müssen  durch  Vorarbeiter  u.  dgl.  von 
den  Bestimmungen  unterrichtet  werden,  wenn  die  Vorschriften  nicht 
auch  in  der  fremden  S[»rache  bekannt  gemacht  werden,  was  manch- 
mal geschieht. 

3.  Allgemeine  Sicherheitsmaßnahmen  -'-'. 
a)   Be  trie  bsführ  nng. 

Die  Art  der  Betrieb  sfflh  run  g  ist  für  die  Sicherheit  der 
Arbeiter  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung;  namentlich  bei 
gefährlichen  Arbeiten  ist  eine  genügende,  sachverständige  Aufsicht 
der  Arbeitsausfuhrung  durch  die  Unternehmer  oder  von  ihnen  da- 
mit zu  beauftragende,  zuverlässige  Beamte,  Werkmeister,  Poliere, 
Aufseher,  Vorarbeiter  u.  s.  w.  notwendig.  Der  Arbeitgeber  hat  dabei  zu 
beachten,  daß  er  für  die  Befolgung  der  Verordnungen  und  Vorschriften 
allein  verantwortlich  bleibt,  wenn  in  den  Bestimmungen  nicht  aus- 
drücklich die  \'erantwortung  auf  seine  Beamten  u.  s.  w.  übertragen  ist 
Wichtig  ist  ferner  die  Auswahl  der  Arbeitskräfte.  Eine  Reihe 
von  Berufsarbeiten  stellen  ganz  besondere  Anforderungen  an  die 
körperliche  Beschatlenheit  der  Arbeiter.  Es  enthalten  deshalb  viele 
Verordnungen  und  Unfallverhütuugsvorschriften  Bestimmungen,  nach 
welchen  Arbeiter,  die  mit  gewissen  Gebrechen  oder  Schwächen  be- 
haftet oder  krank  .'^ind  und  hierdurch  zu  Arbeiten  bestimmter  Art 
sich  als  nicht  tauglich  erweisen,  zu  solchen  Arbeiten  nicht  verwendet 
werden  dürfen.  Dies  wird  in  Unfallverhütungsvorschriften  von  vielen 
Berufsgenossenschaften  für  Personen  liestimmt,  die  an  Fallsucht, 
Krämpfen,  zeitweiligen  Ohnmachtsanfällen,  Schwindel,  Schwerhörigkeit 
in  dem  Maße  leiden,  daß  sie  bei  gewissen  Arbeiten  einer  außerordent- 
lichen (icfahr  ausgesetzt  sind.  Es  wird  auch  den  betreftenden  Arlteit- 
nehmern  aufgegeben,  von  ihrem  Gebrechen  u.  s.  w.  ihrem  Vorgesetzten 
Kenntnis  zu  geben,  sofern  sie  mit  einer  Arbeit,  bei  deren  Ausführung 
das  Gebrechen  gefahrerhöhend  wirkt,  beauftragt,  werden. 

In  vielen  Betrieben    werden   von  den  LTnternehmern    nur    solche 
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Albeiter  eingestellt,  weldie  liei  einer  ärztlichen  Untersuchuag 
als  tauglich  erweisen.  Diese  Maßregel  findet  sich  allgemein  beiui 
Bergbau  durchgeführt,  hei  welchem  zur  Arbeit  unter  Tage  nur 
gesundheitlich  ihr  tiuiglich  befundene  Personen  zugelassen  werden 
(vgl.  Meissner,  llandb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Wevl. 
Bd.  VIII,  S.  241). 

Als  ein  gefahrerlnihendes  Gebrechen  ist  auch  die  Trunksucht 
und  iiberliau|)t  der  ubermäiäige  Alkoholgenuß  anzusehen,  weshall)  in 
den  Unfatlverhiitnngsvorscliriften  mehrerer  Berufsgenosseuschaften, 
in  Arbeitsürdnungeii  u.  s.  w.  die  Ausweisung  von  Betrunkenen  aus  der 
Arbeitsstütte,  die  Nichtzulassung  von  Arbeitern,  die  an  Trunksucht 
leiden,  zu  gefährlicheren  Arbeiten,  das  Verbot  des  Mitbringens  alko- 
holischer Getränke,  der  (ienuß  solcher  während  der  Arbeitszeit  und 
selbst  das  Verbot  des  Verkaufs  von  solchen  auf  der  Arbeitsstelle 
festgesetzt  wird.  Wenn  auch  hierbei  auf  die  Art  des  Betriebes,  die 
örtlichen  (iewolinlieiten,  die  Jahreszeit  n.  s.  w.  Rücksicht  zu  nehmen 
ist,  so  wird  docii  ein  Alkoholniililirauch,  wie  er  z.  B.  in  den  meisten 
Brauereien  durch  den  unmäßigen  Genuli  von  Freibier  gegeben  ist 
verhindert  werden  müssen. 

Sehr  wichtig  ist.  daß  die  Arlteiter  auch  eine  genügende  geistige 
B  e f  ä  h  i  g  u  n  g  und  ansreichen<le  praktische  Vorbildung  besitzen: 
denn  viele  Unfälle  entstehen  durch  Unvorsichtigkeit,  Unachtsamkeit 
und  Ungeschicklichkeit.  Es  würde  für  die  Unfallverhütung  sehr 
förderlich  sein,  wenn  für  die  verschiedenen  Arbeitstätigkeiteu  nur 
solche  Ariieiter  verwendet  würden,  die  für  diese  Itesonders  angelernt 
sind.  Man  kann  aber  in  Hinsicht  auf  den  Umstand,  daß  inzeiteu 
guter  Geschäftslage  die  Zahl  der  angelernten  Arbeiter  bei  weitem 
nicht  ausreicht,  die  erwähnte  Forderung  nicht  allgemein  durchführen, 
sondern  muß  sich  darauf  Iteschränkcn,  für  l>estimmte  Tätigkeiten,  z.B. 
Wartung  und  Bedienung  von  Damjifkesseln,  Kraftmaschinen.  Fahr- 
stühlen, bei  der  Hauerarbeit  fvgl.  Meissner,  Haudb.  der  Hygiene. 
herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  242),  also  besonders  in  Fällen, 
wo  der  Arbeiter  durch  Unvorsichtigkeit  und  Ungeschicklichkeit  seine 
Mitarbeiter  in  Gefahr  bringen  kann,  zu  verlangen,  daß  nur  geübte 
Arbeiter  verwendet  werden. 

b)  \' er  halten  der  Arbeiter. 
Von  großer  Bedeutung  ist  selbstverständlich  das  Verhalten  der 
Arbeiter.  Sie  müssen  den  für  sie  erlasseneu  Sicherheitsbestimmungen 
uaclikommcn.  die  Sicberbeitseinrichtungen  zweckmäßig  benutzen,  ge- 
fahrdrohende Erscheinungen  an  den  Betriebseinrichtiingen  rechtzeitig 
den  \'orgesetzten  melden :  sie  dürfen  nicht  ohne  Not  sich  an  Ein- 
richtungen zu  schaffen  machen,  deren  Bedienung,  Instandhaltung  und 
Wartung  ihnen  nicht  obliegt.  Die  Arbeiter  haben  hei  Ausführung  ihrer 
Arbeiten  vorsichtig  und  verständig  zu  verfahren,  die  ihnen  gegebenen 
Verhaltungsmaßregeln  genau  zu  beachten ;  sie  müssen  alle  leicht- 
sinnigen Handlungen  unterlassen  und  dürfen  ihre  Mitarbeiter  nicht 
in  Gefahr  bringen.  So  wichtig  das  Verhalten  der  Arbeiter  aber  auch 
ist,  so  wird  doch  nicht  erwartet  werden  können,  dall  durch  die  ein 
solches  zweckentsprechendes  Verhalten  angebenden  Anleitungen 
u.  dgl.  ein  großer  Erfolg  erzielt  werden  wird.  Es  muß  hierbei  mit 
den  menschlichen  Schwächen  gerechnet  werden  und  auch  damit,  daß 
die   Art  der  Arbeitsausführung  nicht  immer  ein  vollkommen  vorsich- 
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tiges  Handeln  ermöglicht.  Der  am  .sicher.steu  zum  Ziele  führt-iide  Weg 
besteht  daria,  die  Betriehst'inriditimgen  so  zu  gestalten,  daß  durch 
sie  die  (iefahren  soweit  als  nröglicli  Iteseitigt  werden  und  zwar  auch 
bei  nnvorsichtigem  oder  ungeschicktem  Verhalten  der  Arlveiter. 


4.  Besondere  Maßnabmen  zvir  Unfallverhütung-^. 

Die  Unfallgel'ährlichkc'it  der  verschiedeu<'n  rJetrieliseinrichtuufien 
und  Arbeitstätigkeiten  kann  aus  der  Zahl  der  l'nfiille,  welclie  bei 
ihnen  entstehen,  beurteilt  werden.  Einen  Anhalt  <iafür  geben  die 
vom  Keichs-Versicherungsamt  verötlentlicbten  Kechnungsergebni.sse  der 
Berufsgenossenschaften  und  Ausführungsbchftrden.  Nach  den  letzten 
für  da.*!  Jahr  1ÜKJ2  ist  folgendes  ermittelt  worden. 

E»  wurden  venirsaclit 

durch  Motoren,  TraaBmissioDeu,  Arbeitsmascbitieii  u.  h.  w. 

durch  Fahrstühle,  Aufzüge,  Krane,  Hebexeuge 

durib  Danipfkcsf.el,  iJBnipflcitungen  und  Dampfkochajiparatn  (Ex- 
plr»ionen  und  son«tige  Vorgange) 

liurth  t?jireiiRKt<^dte  (Expitwion  von  Pulver,  Dynamit  u.  s.  w.) 

durch  icueixefährlifhe,  heiße  und  ätzende  Stoffe  u.  b.  w.,  Gase, 
Dämpfe  u. ».  w. 

durch  Zusammenbruch,  Ejneturz,  Herab-  und  Umfallen  von  Gegen- 
ständen 

durch  Fall  von  Leitern,  Treppen  u.  b.  w.,  aus  Luken  u.  s.  w.,  in 
Vertiefungt'U  ii.  a.  w, 

durch  Auf-  und  Ablade«  von  Hand,  Heben,  Tragen  u.  s.  w. 

durch  Fuhrwerk  (Ueberfahren  von  Wagen  und  Karren  aller  Art  u.  8.  w.) 

im  Eisenbahnbetriebe  (Ueberfahren  u.«.  w.( 

bei  der  Schiffahrt  und  bei  dem  Verkehr  zu  Wasser  (Fall  über  Bord 
U.S.  w.) 

durch  Tiere  (Stoß,  Schlag,  Biß  u.  s.  w.)    einsehlieälich  aller  Unfälle 

beim  Reiten 
durch  Handwerkszeug  und  einfache  Geräte  {Hämmo:,  Aezte,  Spaten 

Hacken  u.  »  w.) 
durch  sonstige  Veranlassungen 
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Zusammen  121  284  Unfälle. 

Eingehende  Mitteilungen  über  den  Hergang  und  die  Veranlassung 
der  Unfälle,  auch  über  deren  Folgen  enthalten  die  bereits  erwähnten 
statistischen  Bearbeitungen  für  1H!>7  und  ISM.il  (vgl.  S.  hi'A). 

Die  Maßnahmen,  welche  für  die  Unfallverhütung  durchzuführen 
sind,  haben  in  den  bereits  erwähnten  Unfaliverhütungavorschriften, 
auf  welche  noch  im  einzelnen  hinzuweisen  ist,  gebührende  Beachtung 
gefunden.  Außerdem  sind  zahlreiche,  von  den  Landew-Zentralbehürilen 
oder  durch  Folizeiverordnungen  auf  Orund  des  >;  120e  der  R.G.O. 
oder  auf  Grund  des  Laudesrechts  erlassene  Vorschriften  zu  be- 
folgen, auf  die,  soweit  sie  für  einzelne  Industriezweige  und  Anlagen 
erlassen  sind,  noch  kurz  hinzuweisen  sein  wird. 

a)  Allgeraeines  über  technische   Unfallve;rhütungsein- 

richtungen. 
Die  unfallsichere  Ausgestaltung  der  Betriebscinrichtuiigen  ist 
selbstverständlich  am  besten  vor  der  Inbetriebsetzung  vorzunehmen, 
also  schon  bei  der  Herstellung  der  Einrichtungen.  Das  nachträgliche 
Anbringen  von  Sicherheitsvorkehi-ungen  .sollte  nur  bei  älteren  An- 
lagen  als   Notbehelf  vorgenommen  werden.    Es  sollte  also  der  Kon- 
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stnikteur  bereits  auf  die  Forderungen  der  Unfallverhütung  Rflcksii 

nehmen. 

Die  Wege,  die  sich  zur  Erziehing  der  Unfallsicherheit  bieten, 
sind  sehr  verschieden.  Manche  Einrichtungen  lassen  sich  ohne  weiteres 
so  gestalten,  daß  die  hei  älteren  Formen  vorhandene  Gefährlichkeit 
beseitigt  ist ;  das  ist  z.  B.  bei  neueren  Bauarten  von  Wellenkuppe- 
lungen.  Radbefestigungen  tler  Fall.  In  vielen  Fällen  läßt  sich  die 
gefährliche  Handarbeit  liurcli  mechanisch  betriebene  Einrichtungen 
ersetzen,  wie  es  z.  B.  thircli  selbsttätige  Zuführung  des  Holzes  zu  den 
gefährlichen  Werkzeugen  der  Holzbearbeitungsmaschinen,  der  Garben 
zur  Dreschtromniel  der  Dreschmaschinen  geschehen  kann,  oder  wie 
es  bei  der  automatischen  Schmierung  von  Lagern,  beim  mechanischen 
Transport  u.  s.  vv.  erfolgt.  In  anderen  Fällen  kann  wenigstens  die  Men- 
sclienkraft  durch  mechunische  Einrichtungen  so  unterstützt  werden, 
daß  erstere  in  weniger  gefährlicher  Weise  in  Ans]»ruch  genommen 
wird,  wie  z.  B.  bei  der  Anwendung  von  Transportvorrichtungen.  Oder 
es  wird  die  Unfallgefährliciikeit  durch  Zuhilfenahme  von  Geräten  ver- 
mindert, z.  B.  Verwendung  von  Stößern,  Schiebern  bei  Walzen,  so  daß 
die  Hand  in  gesicherter  Entfernung  von  diesen  bleiben  kann. 

Ein  anderer  Weg  besteht  darin,  <lie  gefährlichen  Teile  unzugäng- 
lich zu  machen,  iudem  sie  innerhalb  des  Gestells  der  Maschine  ao- 
geordnet,  oder  durch  Schutzkästen,  Deckel,  Kappen  verdeckt,  oder 
durch  Geländer,  Verschlüge  abgesperrt  werden.  Solehe  Schutzver- 
kleidungen und  Umwehrungen  biltlen  häufig  das  Mittel,  um  vorhan- 
denen Anlagen  nachträglich  eine  unfallsichere  Gestaltung  zu  geben, 
was  allerdings,  wie  schon  erwähnt,  möglichst  vermieden  und  nur  als 
Notbehelf  angesehen  werden  sollte. 

Nicht  immer  ist  es  möglich,  die  geföhrlichen  Teile  vollständig  für 
den  Arbeiter  unzugänglich  zu  machen,  sondern  man  muß  sich  häufig 
damit  begnügen,  diese  Teile  so  weit  und  so  lange  abzudecken,  als  sie 
nicht  für  die  Arbeitsausführung  freiliegen  müssen ;  solche  Schutz- 
vorrichtungen sind  z.  B.  bei  Kreissägen,  Holzhobeliuaschinen,  Holz- 
fräsmaschinen, Schmirgelmaschinen  im  Gebrauch. 

Bei  Maschinen  verschiedener  Art  müssen  häutig  die  Schutzabsiier- 
rungen  zeitweise  geöffnet  oder  ganz  entfernt  werden ;  dann  ist  es 
zweckmäßig,  .sie  derart  in  Verbindung  mit  dem  Bewegungsmechanismus 
der  Maschiue  zu  bringen,  daß  diese  nur  in  Bewegung  gesetzt  werden 
kann,  wenn  die  Absperrung  geschlossen  ist,  und  letztere  sich 
nur  ötfnen  oder  abnehmen  läßt,  wenn  die  Maschine  stillgestellt 
worden  ist. 

Ein  anderer  Weg  zur  Erzielung  der  Unfallsicherheit  besteht 
darin,  daß  der  gef^ihrdete  Körperteil,  gewöhnlich  die  Hand,  durch 
eine  mechanische  Einrichtung  aus  dem  Bereich  des  gefährlichen 
Maschinenteiles  so  lange  entfernt  wird,  als  dieser  gefährlich  werden 
kann.  Einrichfnngen  dieser  Art  werden  z.  B.  bei  Pressen,  Stanzen, 
Fallwerken  mit  Erfolg  ausgeführt. 

Wenn  auch  solche  Sicherheitsvorkehrungen  nicht  anwendbar  sind, 
80  muß  man  sich  manchmal  mit  der  Anordnung  von  Ausrückevor- 
riehtungen  und  Bremsen  begnügen,  durch  welche  im  Falle  der  Ge- 
fahr die  gefährlich  werden<le  Maschine  rasch  zum  Stillstand  gebracht 
werden  kann.  Von  Bedeutung  sind  ferner  Einrichtungen,  welche  den 
Eintritt  einer  Gefahr  anzeigen,  z.  B.  die  Manometer  und  Wasser- 
te 
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Standszeiger  der  Dampfkessel,  so  daß  der  gefährliche  Zustand  noch 
rechtzeitig  beseitigt  werden  kann. 

Zweckmäßig  sind  namenllich  Einrichtungen,  die  selbsttätig 
einen  gefährlich  werdenden  Zustand  beseitigen,  z.  B.  Sicherheitsven- 
tile bei  Dampfkesseln,  Vorrichtungen  zur  Verhinderung  zu  großer 
Geschwindigkeiten  bei  Maschinen,  Fangvorrichtungen  bei  Fahr- 
stühlen. 

Schließlich  ist  zu  bemerken,  daß  der  Arbeiter  auch  gegen  manche 
Unfallgefahren  sich  unmittelbar  durch  geeignete  Ausrüstung,  z.  B. 
zweckmäßige  Kleidung,  Schutzmasken,  Schutzbrilleu,  wirksam  schützen 
kann. 

b)  Besondere  technische  Einrichtungen  der  Unfall- 
verhütung ^•'. 
Die  Betriebsanlage  ist  für  die  Unfallsicherheit  von  großer 
Bedeutung.  Durch  Raummangel  und  durch  die  hierdurch  etwa  bedingte 
zu  enge  Aufstellung  von  Maschinen  u.  dergl.,  ferner  durch  scidechtfi 
Beleuchtung  und  mangelnde  Reinhaltung  der  Luft  in  den  Arbeits- 
räuinen  wird  die  Unfallgefahr  erhöht.  Wichtig  ist  ferner  die  Rein- 
haltung der  \'erkehrswege,  das  Bestreuen  der  durch  Glatteis  oder 
durch  die  Art  des  Betriebes  glatt  oder  schlüpfrig  gewordenen  Wege 
mit  Sand,  A.sche,  Sägemehl.  Außerordentlich  viel  Unfälle  werden 
durch  niangelhafte  bauliche  Einrichtungen  hervorgerufen.  Es  haben 
daher  die  gewerblichen  und  einige  landwirtschaftliche  Berufsgenosseu- 
schaften  in  ihre  Unfallverhütungsvorschriften  zahlreiche  Bestimmungen 
aufgenommen,  welche  namentlich  die  Erhaltung  eines  bausicheren 
Zustandes  der  baulichen  Anlagen,  die  Sicherung  gegen  Absturz 
bei  Luken,  Treppenfenstern,  Gallerien,  Bühnen,  Laufbrücken,  Stegen, 
Trep[ien,  Leitern.  Gruben,  Kanälen,  Bassins,  Brunnen  u.  dgl.,  die 
Sicherung  gegen  das  Durchfallen  bei  Glasdächern  fordern. 

Dampfkessel,  Dampffässer,  Dampfleitungen. 

Der  Dam  pfkes  sei  betrieb  gilt  im  allgemeinen  als  sehr  ge- 
fährlich und  zwar  nicht  nur  für  die  unmittelbar  dabei  beschäftigten 
Personen,  sondern  auch  für  die  Nachbarschaft.  Es  ist  daher  schon 
zu  einer  Zeit,  als  man  sich  mit  den  anderen  Unfallgefabren  weniger 
beschäftigte,  durch  Spezialgesetze  auf  sicheren  Bau  und  Ausrüstung 
der  Kessel  hingewirkt  worden.  Zurzeit  gelten  eine  Bekanntmachung 
des  Bundesrats  vom  ;i.  August  ia9ü,  *-'lsyn  S.  16^},  Bestimmungen 
nach  einer  Vereinbarung  der  verbündeten  Regierungen  voni:>.  Juli  1890, 
landesgesetzliche  Bestimmungen  über  den  Betrieb  der  Dampfkessel 
und  scidießlich  besondere  Anweisungen  in  den  verschiedeneu  Bundes- 
staaten. (Ueber  Polizeiverordnungen  vgl.  '•'•  l><\n  S.  (i.)  Außerdem 
haben  die  Berufsgeuossenschaften  in  ihre  Unfallvcrhütiingsvnrschriften 
auch  Bestimmungen  über  deu  Dampfkesselbetrieb  aufgenommen. 

Durch  diese  Gesetzgebung,  welche  den  Bau  der  Kessel,  ihre  Aus- 
rüstung mit  Sicherheitseinrichtungen,  die  Genehnugung  nnd  Prüfung 
tler  Anlage,  sowie  regelmäßig  wiederkehrende  Untersuchung  durch 
tlie  hierzu  befugten  Beamten  behandelt,  ist  eine  große  Sicherheit  des 
Betriebes  erzielt  worden,  wie  die  verhältnismäßig  geringe  Zahl  der 
Unfälle  beweist.  Die  jälirlich  statltindenden  Kesselexplosiouen  werden 
vom  Statistischen  Amt  nach  Hergang,  Folgen  und  mutmaßlicher  L'r- 
sache  veröffentlicht. 
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Wesentlicli  für  die    Sicherheit,  des  Dampfkesselbetriebes  ist  auch 
die   Zuverlässigkeit    und    Geschickiiclikeit  des  Kessel- 


war  ters  oder  Kc 


sselheizen 
denen  eiue 


Es  sind  d.aher  Heizerschulen  ein- 


gerichtet  wonlen,  in  denen  eiue  sachgemäße  Ausbildung  von  Kessel- 
heizern sowohl  in  der  Richtung  der  wirtschaftlichen  Ausnutzung  der 
Feuerungsanlagen  als  der  sicheren  Bedienung  der  Kesselanlage  er- 
folgt. Die  vom  Heizer  zu  befolgenden  Sicherheitsmaßnahmen  sind 
als  Dienstvorschrift  in  der  Form  eines  Plakats  im  Kesselhaus 
anzubringen.  Solche  Vorschriften  werden  von  der  für  die  Kessel- 
revision zuständigen  Behörde  oder  von  dem  zuständigen  Dampfkessel- 
(iberwachungsverein  oder  von  der  zuständigen  Berufsgenossenschaft 
aufgestellt.  Die  Einrichtungen,  welche  zur  Sicherheit  des  Kesselbetriebes 
anzuordnen  sind,  haben  liereits  Besjjrechung  gefunden  (vgl.  Kraft. 
Handh.  d.  Hygiene  Bd.  VIII,  S.  115).  Eiue  neuere  Veröffentlichung 
über  die  Unfallverhütung  beim  Kesselbetrieb  ist  vom  Verein  deut- 
scher Revision  s- Ingen  i  eu  re  herausgegeben  worden";  ferner 
hat  dieser  Verein  auch  eine  Schrift  veröffentlicht,  welche  die  für 
die  Sicherheit  ebenfalls  sehr  wichtige  Reinigung  des  Kessel- 
6  p  eise  Wassers  behandelt "". 

Die  sogenannten  Dam  i*ff  ässer ,  d.  h.  diejenigen  Dampfgefäße, 
deren  Beschickung  der  Einwirkung  von  Dampf,  der  einem  anderen 
Daiupfentwickler  entnommen  wird,  ausgesetzt  wird,  bedürfen  auch 
besonderer  Sorgfalt  in  der  Ausführung  und  Bedienung,  um  Explosionen 
und  andere  schwere  Unfallereignisse  zu  verhüten.  Ueher  Polizeiver- 
ordnungen vgl.  '*  1897  S.  *'). 

Die  Sicherheit  der  Dampfleitungen  gewinnt  neuerdings  immer 
mehr  an  Bedeutung,  da  die  zur  Verwendung  kommenden  Dampf- 
spannungen gesteigert  werden.  Es  ist  daher  notwendig,  die  Leitungen 
besonders  gut  herzustellen,  um  ihr  Zerspringen  zu  verhüten,  und 
auch  Einrichtungen  anzuwenden,  durch  welche  beim  Zerreißen  einer 
Dampfleitung  das  Nachströmen  von  Dampf  aus  dem  Kessel  und  damit 
die  durch  den  ausströmenden  Dampf  entstehenden  Verbrühungen  und 
Erstickungen  verhütet  werden. 

In  der  ersteren  Richtung  hat  der  Verein  Deutscher  Ingenieure 
Normalien  für  die  Abmessungen  und  Formen  der  Röhren  und 
Rohrverbindungen  bearbeitet  und  veröffentlicht.  Zur  Förderung  der 
Frage  von  Selbstschiußvorrichtnngen  an  Damjifleitungen  hat 
der  Verein  zur  Beförderung  des  Gewerbefleißes  im  Jahre  1898  einen 
Preis  ausgeschrieben.  Die  eingegangeneu  Bewerbungen  zeigten,  daß 
bereits  Hunderte  von  Konstruktionen  vorgeschlagen  worden  sind,  eine 
vollkommene  Lösung  aber  noch  nicht  erreicht  worden  ist. 

Kraftmaschinen  und  Transmissionen. 

Die  Unfallverhütung  beim  Betrieb  von  Kraftmaschinen  und 
Transmissionen  wird  in  den  Uufaliverhütungsvorschriften  der 
gewerblichen  Berufsgenossenschaften  ausführlich  behandelt.  Einige 
bewährte  Sicherheitsvorkehrungen  sind  bereits  besprochen  worden 
(vgl.  Kraft,  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl.  Bd.  VIII, 
S.  130  und  li]ö).  Neuere  Konstruktionen  finden  sich  namentlich  iu 
de«  Spezialzeitschriften  *'■'' ^^"•'''  angegeben. 

Die  wichtige  Frage  des  Auflegens  von  Treibriemen  mittelst  be- 
sonderer Geräte  oder  Vorrichtnngen  hat  in  letzter  Zeit  durch  zwei 
Preisausschreiben   der  Association   des   Industrieis   de  France  contra 
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eidents  du  travail  eiiiReliende  Behamllung  erfahren ;  diese  Wett- 
)e   haben   zur   Angabe   sehr  heachtens werter  Vorkehrungen  ge- 
führt«. 

Ueber  Polizeiverordnungen  für  Motore  vgl.  '*  1897  S.  10. 

Elektrische  Einrichtungen. 

Die  außerordentliche  Entwickelung  der  elektrischen  Ein- 
richtungen hat  die  Notwendigkeit  erzeugt,  diesen  Anlagen  größere 
Aufmerksamkeit  vom  Standpunkt  der  Unfallverhütung  aus  zuzuwenden. 
Die  (irenze  der  Gefahr,  welche  der  elektrische  Strom  für  den  Menschen 
bietet,  ist  noch  nicht  vollkommen  erforscht.  Im  allgemeinen  verträgt 
der  normale  Mensch  Stromstärken  bis  zu  0,03  Ampere  ohne  (iefahr, 
Alkoholiker,  schwächliche  Menschen  aber  viel  weniger.  Nach  dem 
Ohm  sehen  Gesetz  ist  die  Spannung  (in  Volt)  gleich  dem  Widerstand 
(in  Ohm),  mullipliziert  mit  der  Stromstärke  (in  Ampere).  Die  Span- 
nung, welche  ein  normaler  Mensch  ohne  <Jefälirdung  vertragen  kann, 
ist  daher  etwa  .■)  Prozent  des  Widerstandes,  den  die  menschlichen 
Körperteile  und  die  Bekleidungsstücke  dem  elektrischen  Strom  ent- 
gegensetzen. Dieser  Widerstand  ist  aber  außerordentlich  verschieden. 
Es  sind  bereits  von  Dr.  K  all  mann  (vgl.  Handb.  d.  Hygiene,  herausg. 
von  Th.  W^eyl,  Bd.  IV,  S.  143)  eingehend  die  Grundzüge  der  Sicher- 
heitstecbnik  für  elektrische  Licht-  und  Kraftanlagen  behandelt  worden. 
Im  Gegensatz  zu  dem  dort  (vgl.  S.  15<J)  über  die  Größe  der  gefähr- 
lich werdenden  Stromspannung  mitgeteilten  Angaben  muß  jedoch 
bemerkt  werilen,  daß  schon  geringe  Spannungen  gefährlich  werden 
und  selbst  den  Tod  herbeiführen  können,  wie  mehrere  tödlich  ver- 
laufene Unfälle  beweisen,  die  durch  elektrische  Ströme  von  der  für 
Glühlampenbeleuchtung  üblichen  Spannung  (105  Volt)  veranlaßt  wurden. 

Eine  andere  für  die  Unfallverhütung  auch  wichtige  Gefahr  tritt 
auf,  wenn  in  den  stromführenden  Teilen  starke  Erhitzung  oder  Funken- 
oder Flammenbildung  entsteht  und  hierdurch  eine  Entzündung 
feuer-  oder  explosionsgefährlicher  Stoffe  oder  Teile  be- 
wirkt wird. 

Es  ist  daher  notwendig,  bei  Herstellung  und  beim  Betrieb  elek- 
trischer Anlagen  Unfall-  und  Feuersicherheit  durch  Beachtung  von 
Sicherheitsvorschriften  zu  erzielen.  Solche  Vorschriften  hat 
der  Verband  D  e  u  t  s  c  h  e  r  E 1  e  k  t  r  o  t  e  c  h  n  i  k  e  r  für  Nieder-,  Mittel- 
und  Hochspannungs-,  sowie  für  elektrische  Bahnanlagen  zusammen- 
gestellt ^*.  Die  in  den  Unfallverhütungsvorschriften  der  Berufsgenossen- 
schaften enthaltenen  Bestimmungen  beziehen  sich  hauptsächlich  auf 
die  Unfallsicherheit.  Auch  auf  die  Ausrüstung  der  Elektrizitätsarbeiter 
mit  isolierenden  Schutzbekleidungsstücken  wird  Wert  gelegt.  Bei 
einem  von  der  Association  des  Industrieis  de  France  contre  les  ac- 
cidents  du  travail  in  Paris  im  Jahre  1!»00  veranstalteten  Wettbewerb 
ist  der  von  Franz  Clouth  in  Xippes  bei  Köln  vorgelegte  Schutz- 
handschuh allein  prämiiert  worden.  Für  Arbeiten  an  Ilochspannungs- 
anlagen  hat  Art  cm  ie  ff  neuerdings  einen  Schutzanzug  erfunden,  der 
aus  einem  Metallgewebe  mit  untergelegter  Leinwand  besteht,  welches 
den  elektrischen  Strom  zur  Erde  leitet  und  im  Körper  keine  schäd- 
lichen Spannungsunterschiede  entstehen  läßt. 

Die  Elektrizitätsanstalten  und  elektrotechnischen  Firmen  über- 
nehmen vielfach  gegen  eine  Jahresgebühr  die  Ueber  wachung 
elektrischer    Einrichtungen.     In    der    letzten  Zeit  sind  auch 
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private  Prüfungs-  und  Ueberwachungsanstal ten  ent- 
standen, welche  ebenfalls  gegen  hestiiniute  Gebühren  die  Prüfung 
elektrischer  Auhigen  daraufhiu  voniehmen,  ob  die  Sicherheitsvorschriften 
bei  der  Herstellung  beachtet  worden  sind,  und  welche  auch  regelmäßig 
wiederkehrende  Untersuchungen  übernehmen. 

Hebezeuge,    Aufzuge,  Fahrstühle. 

Die  H ehezeuge,  Aufzüge  und  Fahrstühle  haben  in  den 
leti;ten  .Jahren  wesentliclie  Verbesserung  in  ihrer  unfallsichereu  Ge- 
staltung erfahren,  wie  sie  auch  in  den  Uufallverhütungsvorschriften 
der  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  nach  bestimmten  Forde- 
rungen verlangt  wird.  Für  Fahrstühle  sind  auch  zahlrfiche  Polizei- 
verordnungen, die  neben  der  Unfall-  auch  die  Feuersicherbeit  betreffen, 
maßgebend  (vgl. '^  1897  S.  10  und  ÜKÖ  S.  4).  Für  die  Fördereinrich- 
tungen der  Bergwerke  gelten  die  Bergpolizeiverordnungen.  Fast  in  allen 
diesen  Vorschriften  und  Verordnungen  wird  für  die  Hebeeinrichtungen 
eine  periodische  Prüfung  und  Untersuchung  der  Tragorgane  verlangt: 
für  die  Fahrstühle  ist  gewöhnlich  auch  eine  polizeiliche  Abnahme  der 
Anlage  bestimmt.  Da  über  die  zweckmäßige  Art  der  \"ornahme 
solcher  Prüfungen  und  Untersuchungen  vielfach  Unklarheit  besteht. 
so  hat  der  Verein  deutscher  Revisions-Ingenieure  eine  Anleitung  hier- 
für herausgegeben'*". 

Einige  Sicherheitseinrichtungen  sind  bereits  angegeben  worden 
(vgl.  Kraft,  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII. 
S.  14!'M;  neuere  sind  in  ver.schiedenen  Werken  und  Zeitschriften*"-  ""•  " 
mitgeteilt. 

Metall-  und  Holzbearbeitung. 

Von  den  Werkzeugmaschinen  der  Metallbearbeitung 
sind  es  hauptsächlich  die  Schleif-  und  S  c  h  m  i  rgelmaschi  nen, 
sowie  die  Pressen,  Stanzen  und  Fall  werke,  welche  zu  vielen 
Unfällen  Veranlassung  geben.  Die  Unfallverhütungsvorschriften  der 
Eisen-  und  Stahl-  und  der  Metall-Berufsgeuossenschaften  enthalten 
geeignete  Bestimmungen  zur  Durchführung  von  SicherheitsmalSnalimen, 
die  sich  bei  den  Schleif-  und  Schmirgelmaschinen  vornehmlich  auf 
das  Verhüten  des  Zerspringen.s  der  Schleifsteine  und  Schmirgelscheiben, 
sowie  auf  das  gefahrlose  Abfangen  der  absiiringenden  Stücke  zer- 
springender Steine  und  Scheiben  und  bei  den  Pressen,  Stanzen  und 
Fall  werken  auf  die  Verhütung  von  Verletzungen  der  Hände  durch 
den  Preßstempel  oder  Fallhammer  richten.  Für  alle  diese  Maschinen 
hat  die  Unfallverhütung  in  den  letzten  Jahren  große  Fortschritte 
gemacht,  und  namentlich  hat  bei  den  Pressen  u.  dgl.  der  Weg  des 
Preisausschreibens  großen  Erfolg  gehabt. 

Solche  Preisausschreiben  sind  18y5  von  der  Sektion  V  der 
Rheinisch- Westfälischen  Maschinenbau-  und  KJeineisenindustrie-Berufs- 
genossenschaft,  1898  von  der  Norddeutscheu  Edel-  und  Unedelmetall- 
industrie-Berufsgenossenschaft und  18'.Ht  vom  Eisenhüttenwerk  Thale 
erlassen  worden '"'.  Für  die  Schmirgelscheiben  und  Schleifsteine  sind 
die  Untersuchungen  Grüblers  von  Bedeutung,  'M897  S.  291,  1900 
S.  71,  1901}  s.  ita 

Bei  anderen  Metallbearbeitungsmaschinen  sind  gleichfalls  Spezial- 
einrichtungen  notwendig.  So  ist  z.  B.  bei  Drehbänken  die  durch  die 
vorstehenden  Teile  der  gewöhnlichen  Drehherzen  und  Schraubenfutter 
entstehende  Gefahr  durch  ruude  glatte  Gestaltung  zu  beseitigen.    Bei 
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Bohrmaschineu  sind  die  gpfiihrlich  liegenden  Zahnräder  einzukapseln. 
Metiillsclu'ieii  sind  mit  Sdiutzlineal  zu  versehen. 

Die  H  olzlm  ar  heit  u  ngsin  ascli  i  neu  fiehfiren  zu  den  aller- 
gefährlichsten  Ma.schinen,  weslialt)  sich  namentlich  die  IIolz-Berufs- 
genossenschaften  bemühen,  durch  strenge  Anforderungen  in  den  Un- 
fallverhütungsvorschriftcn  auf  die  unfalJsichere  Gestaltung  hinzu- 
wirken. Die  Gefährlichkeit  von  Ki-eissägeu,  Bandsägen,  (Jattersägen, 
Hohelmaschinen,  Fräsmaschinen  ist  haujitsächlich  durcli  die  große 
Geschwindigkeit ,  mit  der  .sich  die  scharfen  Werkzeuge  (Sägen, 
Holielmesser,  Frä.sköpfe  u.  dgl.)  I»ewegeu,  and  dadurch  gegeiieu, 
daß  das  zu  bearbeitende  Holzstiick  diesen  Werkzeugen  meist  un- 
mittelbar mit  der  Hand  zugeführt  werden  muß.  Es  ist  daher  da- 
rauf hinzuwirken,  daß  bei  dieser  Zuführung  die  Hand  möglichst  in 
gesicherter  Entferuiing  vom  Werkzeug  bleiben  kann  (selbsttütige 
mechanische  Zuführung,  Verwendung  von  Schiit/.gritTen,  Vorscliub- 
schlitteu),  daß  während  der  Arbeit  so  viel  vom  Werkzeug  durch 
Schutzhauben,  Leisten,  Hügel  etc.  dicht  abgedeckt  wird,  als  nicht  zum 
Eingreifen  in  das  Holz  unbedingt  frei  bleiben  muß,  uud  schließlich, 
daß  während  der  Zeit,  in  der  kein  Holz  bearbeitet  wird,  das  Werk- 
zeug vollständig  umkleidet  ist.  Diesen  Forderungen  entsprechen  mehr 
oder  weniger  die  zahlreichen  Schutzvorrichtungen,  tlie  zur  jiraklischen 
Anwendung  gelangten.  Beachtenswerte  Konstruktionen  für  Kreis- 
sägen und  Fräsmaschinen  sind  durch  Preisausschreiben  der  Asso- 
ciation des  Indiistriels  de  France  coutro  les  accidents  du  travail  er- 
zielt worden  '•'.  In  Deutschland  hat  sich  ganz  besonders  um  die  Ein- 
führung zweckmäßiger  Siclierheitsvorkehrungen  die  Norddeutsche 
Holz-Berufsgenosseuschaft  in  Berhn  verdient  gemacht;  auch  die  Süd- 
westdeutsche Hoiz-Berufsgenossenschaft  hat  in  ähnlicher  Weise  zur 
Kenntnis  guter  Schutzvorrichtungen  beigetragen. 

Ueber   Polizei  Verordnungen  vgl.  i''lW»7  S.  22  und  30  1902  S.  10. 

Tran  spo  r  t  we  sen. 

Wie  die  Tabelle  S.  571  zeigt,  entstehen  viele  Uufäile  beim 
Heben,  Tragen,  Rücken,  Schieben,  Auf-  und  Abladen, 
Aufstapeln,  Lagern  von  Lasten;  die  Zahl  der  Uufäl  le  ist  je- 
doch noch  viel  größer,  als  die  Tabelle  angibt,  da  viele,  hei  denen  der 
Arbeiter  gestürzt  ist.  unter  „Fall",  andere,  die  beim  Fubrwerksbetrieb 
vorkommen,  unter  „Fuhrwerk",  wieder  andere,  die  beim  Transport 
von  Maschinen  entstauden.  als  Maschiuenuiifälle  aufgezählt  sind.  Viele 
von  diesen  Unfällen  entstehen  durch  Unvorsicbtigkeit  und  Ungeschick- 
lichkeit der  Arbeiter,  viele  aber  auch  durch  die  in  der  Art  der 
Arbeitsausführung  beruhende  unvermeidliche  (iefälirlichkcit.  Durch 
Verwendung  von  zweckmäßigen  Hilfsmitteln,  vtm  Ilebestaugeu,  Karren, 
Wagen,  Rutscheu,  Hebezeugen  ließen  sicli  viele  solche  Unfälle  ver- 
hüten, ebenso  auch  durch  die  \'erwendung  von  genügend  vielen  kräf- 
tigen Personen  beim  Transport  schwerer  Lasten  und  durch  sach- 
kundige Aufsicht  hierbei.  Allgemein  gehaltene  Bestimmungen  hierfür 
enthalten  die  Vorschriften  fast  aller  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften. 

Das  Fuhrwesen  führt  zu  sehr  vielen  Unfällen,  von  denen  nur 
verhältnismäßig  wenige  durch  bessere  Einrichtung  der  Wagen  mit 
sicheien  Tritten  und  Sitzen  uud  mit  Brems-  und  Hemmvorrichtungen 
verhütet  werden  können.     Die  allermeisten  Unfälle  entstehen  durch  un- 

I  Haodbach  dei  Uyflcne.    Suppl.-Bd.  IV. 
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vorsichtiges,  vorschriftswidriges  Verhalten  der  Fuhrleute  und  Kutscher, 
mich  heim  Behandeln  der  Zugtiere.  Die  ünfallverhiitungsvorschrifteu, 
welche  die  Fulirwerks-Berufsgenossenscliaft  erlassen  und  neuerdings 
ergänzt  hat,  wenden  sich  daher  wesentlich  auch  an  die  Arbeiter. 

Der  Transport  durch  (iruben-,  Feld-,  Weik-  und  Wald- 
bahnen führt  besonders  dadurch  zu  vielen  Unfällen,  weil  die  Bahn- 
anlagen nur  selten  mit  großer  Sorgfalt  ausgeführt  und  unterhalten 
werden,  wobei  der  Unterbau  gewöhnlich  auch  nur  in  einfachster 
Weise  ausgeführt  wird.  Die  Folge  dieser  durch  die  Arbeitsweise, 
namentlich  in  Bergwerken,  vielfach  veranlaiSten  Herstellungsart  ist, 
daß  die  Wagen  leicht  aus  dem  Gleise  springen  und  dabei  oder  beim 
"Wit'dereinheben  Unfälle  entstehen.  Andere  Unfallgefahren  entstehen 
au  den  Ueliergängen,  ferner  infolge  raschen  Abrollens  ungenügend 
gebremster  W'agen,  beim  Abkuppeln,  dann  durch  schlechte  Bauart  der 
Wagen,  namentlich  durch  unlieabsichtigtes  Umkippen  von  Kippwagen. 

Der  (lefähriichkeit  der  Straßenbahnen  fallen  nicht  nur  viele 
Arbeiter,  sondern  auch  zahlreiche  andere  Personen  /.um  Opfer,  wes- 
halb die  Verordnungen  der  Stralienpolizei  hier  besondere  Forderungen 
stellen.  Die  Srraßeubahn-Berufsgenossenschaft  hat  erst  vor  kurzer 
Zeit  Unfallverhütungsvorschriften  erlassen,  welche  jedoch  über  die  un- 
fallsichere Ausgestaltung  der  Wagen,  z.  B.  mit  den  neuerdings  in 
verschiedenen  Konstruktionen  aufgetauchten  SchutzvorrichtungeD  an 
iler  Wagenstirnseite,  fast  nichts  enthalten. 

Auch  für  die  Eisenbahnen  kommt  neben  der  Sicherheit 
der  Arbeiter  die  der  Passagiere  wesentlich  zur  (ieltung,  wes- 
lifilb  zahlreiche  gesetzliche  und  polizeiliche  Vorschriften  erlassen 
worden  sind,  die  den  Ausbau  der  Bahnanlagen,  den  Bau  der  Loko- 
motiven und  Wagen,  die  Zusammenstellung  des  Zuges,  seine  Aus- 
rüstung mit  Bremsen  und  anderen  Sicherheitsvorkehrungen,  das 
Signahvesen,  den  gesamten  Betrieb,  die  Sicherung  tler  Bahnübergänge 
behanileln.  Neuerdings  hat  die  Privatbahn-Berufsgenosseuschaft  ein- 
gehende Vorschriften  für  den  Bahnbetrieb  der  zu  ihr  gehörenden 
Eisenbahnen  erlassen. 

Schiffahrt»». 

Die  Schiffahrt  ist  seit  langer  Zeit  Gegenstand  eifrigster  Be- 
strebungen zur  Förderung  ihrer  Sicherheit.  Internationale  Verein- 
barungen, KaiserUche  Verordnungen,  \'erordnungen  der  Seeuferstaaten, 
llafenpolizeibehörden,  Stromverwaltungen  und  die  von  Jahr  zu  .Jahr 
vermehrten  Unfallverhütungsvorschriften  der  See-Berufsgeuosseuschaft 
enthalten  zahllose  Bestimmungen,  die  von  <len  Schittsbauern,  Reedern, 
SchiHsführeru,  Schitfsoftizieren  und  der  Mannschaft  zu  beachten  sind. 
Von  den  zahlreichen  Sicherheitsmaßnahmen  seien  hier  nur  erwähnt: 
die  Ausrüstung  der  Schilfe  mit  Schotten  und  rasch  schließbaren 
Schottenverschlüssen,  mit  Feuerlöscheinrichtungen,  Rettungsbooten  und 
anderen  Rettungsmittelu,  mit  geprüften  Ankern,  Ketten,  Trossen,  mit 
den  erforderlichen  Instrumenten,  Signalen  u.  s.  w.,  dann  die  Einhaltung 
eines  bestimmten  Freibords  bei  der  Beladung  und  die  Beachtung  be- 
stimmter Sicherheitsmaßnahmen  bei  der  Verstauung  von  Decklast 
und  giifilhrlichen  Ladegütern.  Für  die  Sicheriieit  der  Schitfahrt  ist 
ferner  Huläerordentlich  wichtig  die  ausreichende  Bemannung  mit  ge- 
jirüften  Schitfsoftizieren,  Steuermännern  und  Schitl'sleuten.  Weitere 
Siclierheilsniaßnahmen  betreffen   das  Signahvesen   und  die  Beachtung 
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bestimmter  Regeln  auf  der  Fahrt  zur  Verhütung  des  Zusammenstoßes 
der  Schiffe. 

Besondere  Industriezweige. 

Die  zahlreichen  Uufallgefahren  des  Bergbaues  sind  bereits 
eingehend  behandelt  worden  (vgl.  Meissner,  Hanrlb.  der  Hygiene, 
herausg.  von  T  h.  We.yl.  Bd.  VIII,  S.  2.%  u.  24ii.  Füller,  ebcndas., 
Bd.  VIII,  S.  ;J<)fi).  Die  Forderungen,  welche  zur  Verhütung  der 
Unfälle  an  den  Bergbaubetrieb  gestellt  werden  müssen,  sind  in 
zahlreichen  Bergpolizeiverordnungen  enthalten,  welche  von  den  zu- 
ständigen Behöi'den  erlassen  worden  .sind.  Die  Knsipjischafts-Berufs- 
genossenschaft  bat  dagegen  bis  jetzt  von  dem  ihr  durch  das  Gewerbe- 
Unfallversicherungsgesetz  gegebenen  Recht,  Unfallverhütungsvor- 
schriften zu  erlassen,  keinen  (febrauch  gemacht.  lu  Hinsicht  auf  die 
große  Zahl  der  Uafälle  wird  aber  die  Berufsgenossenschaft  sich  nicht 
mehr  länger  ihrer  Verptlichtung,  auch  ihrerseits  für  die  Sicherheit  der 
Arbeiter  zu  wirken,  entziehen  können. 

Eine  der  Hauptgefahren  des  Bergbaues  bildet  der  Stein-  und 
Kohlen  fall,  aI.so  das  unvermutete  Hereiubrec.hen  loser  flesteins- 
oder  Kühleuniasseu.  Da  diese  Gefahr  durch  mancherlei  Umstände 
beeinflußt  wird,  die  in  ihrer  Bedeutung  nicht  immer  genau  erkannt 
sind,  so  hat  der  preußische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  eine 
Koniniissiiin  von  SachverstänfUgeu  eingesetzt,  welche  seit  liK)l  mit 
umfangreichen  Untersuchungen,  die  sich  auch  auf  außerdeutsche 
Gruben  erstrecken,  beschäftigt  ist.  Die  Ergebnisse  dieser  Unter- 
suchungen sind  zurzeit  zum  größten  Teil  veröffentlicht;  ein  Abschluß 
der  Arbeiten  ist  für  die  nächste  Zeit  zu  erwarten. 

Eine  andere  Hauptgefahr  ist  durch  das  Vorkommen  schlagender 
Wetter  in  Kohlengruben  gegeben  (vgl.  Meissner,  Handb.  der 
Hygiene,  her,au.sg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  272).  Auch  die  hier 
obwaltenden  Verhältnisse  sind  einer  eingehenden  Untersuchung  sowohl 
im  In-  wie  im  Auslände  unterzogen  worden,  und  die  Ergebnisse  halien 
zur  Aufstellung  von  Forderungen  in  den  bergpolizeilichen  Verord- 
nungen für  verschiedene  Maßnahmen  zur  Verhütung  der  E.vplosion 
schlagender  Wetter  die  Grundlage  gegeben.  Namentlich  haben  die 
neueren  Bestrebungen  zur  Verwendung  von  SicherheitsspreiigstoH'en, 
von  gefahrlosen  Grubenlampen,  Befeuchtung  trockener  Kohlengruben 
durch  die  eingehendeu  Untersuchungen  der  Schlagwetter-Kommission 
große  Förderung  erfahren. 

üeber  Polizeiverordnungen  vgl.  i^  1897  S.  12,  14,  16,  liKj2  S.  6. 

Die  fiefahr  der  Explosion  von  Kohlenstaub  im  Gemisch  mit  Luft 
besteht  auch  bei  den  Kohleumühlen  und  Brikett  fab  r  ike  n  , 
die  daher  einer  besonderen  Sorgfalt  in  der  Vermeidung  und  Beseiti- 
gung von  Kohlenstaubansammluiig  bedürfen.  Ueber  eine  dies  bestim- 
mende Polizeiverordnuug  vgl.  '■''  181t7  S.  12. 

Die  Steinbrüche  und  Gräber  ei  en  geben  zu  vielen  Unfällen 
Veranlassung,  deren  Verhütung  insofern  größeren  Schwierigkeiten  be- 
gegnet, als  es  sich  vielfach  um  kleine  Betriebe  handelt,  in  denen 
häutig  ohne  genügende  Sachkenntnis  gearbeitet  wird.  Die  Vorsichts- 
maßnahmen haben  sich  besonders  auf  ileu  Abbau  des  nutzbaren 
Materials,  die  Beseitigung  des  darüber  befindlichen  Abraums,  die  Vor- 
nahme von  Spreugarbeiten  und  die  Behandlung  der  Sprengmittel, 
schließlich  auf  den  Transport  des  gewonneneu  Materials  durch  Bahnen 
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ZU  erstrecken.  Zahlreiche  Polizeiverordiimigen  lieliamlehi  ilie  liei  aiesen 
Arheiten  auftreteiHlen  Gefulireii.  Recht  ciiitjeheud  sind  die  von  der 
Steinlnuchs  -  Berufsgenosseiischaft  erlassenen  Unfallverhütiingsvor- 
scliriften. 

Ueber  Polizeiverordnungen  vgl.  »•'•  1897  S.  12,  14,  16,  18.  1902 
S.  6,  8,  10. 

Im  Heiriebe  der  Metallhütten  und  Gießereien  treten  eigen- 
artige (iet'alireii  auf,  deren  \'erminderung  Gegenstand  zahlreicher  Be- 
stimmtingeu  der  von  der  Rheiuiscli-Westfriüschen  Hütten-  und  Walz- 
werks-Berufsgeuossenschaft,  den  Kisen-  und  Stahl-  und  den  Metall- 
Berufsgeno.ssenscliafton  erlassenen  ruiallvcrhiitiingsvorschriften  ist. 
Eine  eingehende  Bearbeitung  der  Gefahren  und  der  Mittel  zu  Uirer 
Verhütung  ist  bereit.s  erfolgt  {vgl.  Saeger.  Handb.  der  Hygiene. 
hcratisg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII.  S.  434  und  4->Ü). 

Ueber  Polizeiverordnungen  vgl. '^  1W2  S.  12. 

Die  Unfullgefatiron  der  keramischen  Industrie  haben  in 
den  rnfallverbütungsvorschriften  der  Ziegelei-  und  Töpferei-Bernfs- 
gonossenschaft  eiugeiieiule  Berücksichtigung  erfahren.  Kurze  Hinweise 
auf  Unfallverliütungsinaßuahiueu  sind  bereits  gegeben  worden  (vgl. 
Sonne,  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  911). 

Ftti'  die  l'ufaliverht'ituug  bei  Herstellung  und  Verarbeitung 
des  Gla.ses  hat  die  {ilas-Berufsgeuosseu.'^chaft  Vorschriften  erlassen. 
Einige  Angalten  sind  von  Schäfer,  Handb.  der  Hygiene,  herausg. 
von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  Ii71,  gemacht  worden. 

Eigenartige  Gefahren  treteu  in  der  chemischen  Industrie 
auf,  und  bei  der  raschen  Eiitwickelung  der  letzteren  ist  es  besonders 
nolvvetidig.  daß  die  Unfallverhütung.smaßnahmeii  rasch  die  neu  atif- 
tretenden  Faiirikationsarten  berücksichtigen.  Die  Berufsgenossenschaft 
der  chemischeu  Industrie  ist  daher  eifrig  bestrelit.  ihre  Unfallverhütungs- 
vorsclirifteu  fortwiilireud  zu  ergänzen  und  zu  verbessern.  Eine  ein- 
gehende Besprechung  der  Unfallgefalirou  hat  bereits  stattgefunden 
(vgl.  Haudl).  der  Hvgiene,  herausg.  von  T  h.  Weyl,  Bd.  VIII,  Hein- 
zerling,  S.  W;i,' Heibig,  S.  761,  Goldsc'hmidt,  S.  787  und 
Weyl,  S.  H8!)J. 

Die  besonderen  Gefahren,  die  beim  Betrieb  von  Gasanstalten 
resultieren,  hat  die  Berufsgenossenschaft  <Ier  Gas-  uud  Wasserwerke 
in  ihren  rufallverhütuagsvorschrifteu  beachtet.  Eine  Polizei  Verordnung 
ist  in  ''■  IH!)7  S.  2l\  mitgeteilt. 

Eigenartige  MalSnalimen  sind  bei  den  Spezialeinrichtungeu  und 
-Tätigkeiten  der  N  a  h  r  u  n  g  s -  und  G  e  u  u  ß  m  i  1 1  e  1  - 1  n  d  u  s  t  r  i  e  er- 
forderlich. Hierfür  sind  l)esiiinmend  die  llnfallverhütungsvorschrifteu 
der  Müllerei-,  der  Nahrungsmittelindustrie-,  der  Fleischerei-,  der 
Brauerei-,  der  Molkerei-.  Brennerei-  und  Stärkeindustrie-,  der  Zucker- 
und der  Tahaks-lSerufsgeuossenschaft.  Hinweise  über  <lie  Unfallver- 
hütung in  Getreidemühlen  sind  von  Dr.  Zadek,  Handb.  d.  Hygiene, 
herausg.  von  Th.  Weyl.  Bd.  VIII,  S.  .5^9,  gemacht  worden.  Neuere 
Angaben  linden  sich  in  den  Spezialzeitschrifteu. 

Für  die  \'erhreitung  der  Kenutuis  zweckmäßiger  Sicherbeits- 
einrichtungen  der  Betriebe  der  Nahrungsmittelindustrie  sind  die  von 
der  Nahrungsmittelindustrie-Berufsgenossenschaft  ausgegebenen  Nor- 
matblätter  sehr  wertvoll. 

Ueber  Polizeiverordnungen  für  Bäckereien  vgl.  **  1897  S.  34,  für 
Brennereien  und  Si)iritusfabriken  '•''  1897  S.  3(5. 
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Die  Polizeiveronhiungen  {vgl.  '■•  1897  S.  34,  36,  lt)02  S.  20),  welche 
für  den  Betrieb  von  Mineral  watis er f  ab  riken  erlassen  worden  sind, 
bezwecken  den  Scluitz  der  Arbeiter  gegen  das  Zerspringen  dei'  unter 
Druck  stehenden  Apparate  und  gegen  die  beim  Khiscbenfüllen  durch 
Zerspringen  der  (ila.^}lasclien  dndiendc  Gefahr  und  ferner  auch  den 
Scluitz  (ies  Publikums  vor  tiesuudheitsschädigung  durch  unreine,  zur 
Bereitung  des  Mineralwassers  verwendete  Stoffe  (\Va.sHer,  Salze)  und 
durch  Bildung  von  ( Jriinspau  in  den  nicht  genügend  verzinnteu  (iefälien. 

Für  die  Te.\  t  ili  ndus  trie  gelten  die  Unfallverhütungsvorschriften 
der  Textil-Bernfsgenossenschaften  und  der  Leinen-  und  Seiden- Berufs- 
genossenschaften. Die  eigenartigen  Unfallgefahreu  sind  licreits  von 
Netolitzky  in  Bd.  VIII,  S.  1(K>1,  behandelt  worden.  Sehr  ein- 
gehemi  ist  die  Unfallverhütung  für  diese  Spezialindustrien  in  der  von 
der  (iesellschaft  zur  Verhütung  von  Fabrikunfällen  in  Mülhausen 
(ELsaßi  herausgegebenen  Samndung  bebandelt  •''•*. 

Ueber  Polizeiverordnungen  vgl.  '•''  1H'J7  S.  2R. 

Die  Bekleidungsindustrie-Berufsgenossenschaft  hat  für  die 
verschiedenartigen  Betriebsarten  dieser  In(lustrie  Unfallverhütnngs- 
vorschriften  erlassen.  \'on  neueren  MalSnaluuen  ist  zu  erwühnen,  dali 
(Uese  Berufsgenossenscbaft  in  Verbindung  mit  der  Berliner  (iesellschaft 
der  Wäschefabrikanten  zweckmäßige  Schutzvorrichtungen  an  Danipf- 
wringmaschinen  eingeführt  bat  und  daß  der  Verlag  und  die  Redaktion 
der  Zeitschrift  ..Schuh  und  Leder"  im  Jahre  liH)l  ein  Preisausschreiben 
für  Schutzvorrichtungen  an  Lederstanzmaschinen  erlassen  hat.  wobei 
die  Kon.struktionen  von  E.  Knust  in  Groß-Lichferfelde  bei  Berlin, 
.Jul.  (llass  in  Breslau  und  Ad.  Voss  in  Nürnberg  prämiiert  worden  sind. 
Diese  Konstruktionen  sind  in  der  genannten  Zeitschrift,  lli(t2,  S.  37, 
beschrieben. 

Die  Unfallgefahren  der  Papierfabrikation  sind  in  den  Un- 
fallverhütungsvorschriften der  Papiermacher-,  die  der  Papierver- 
arbeitung in  denen  der  Papierverarbeitungs-Berufsgenossenschaft 
behandelt. 

Für  die  Unfallverhütung  in  der  Lederindustrie  gelten  die 
Vorschriften  der  Leder-Berufsgenossenschaft.  Die  in  dieser  Industrie 
als  eigenartige  (Jefahr  iiesonders  auftretende  Ansteckung  durch  Milz- 
brand kennzeichnet  sieh  Im  allgemeinen  als  eine  (iewerbekrankheit; 
wenn  jedoch  der  Krankbeitsverlauf  rasch  zum  Tod  führt,  so  wird  ein 
solcher  Fall  auch  als  Unfall  anerkannt  und  demgemäß  nach  dem  tie- 
werbe-Unfallversicherung.sgesetz  entschädigt. 

Die  Buchdruckerei  und  ihre  Hilfsgewerbe  bieten  auch  einige 
besondere  (iefabren,  die  in  den  Vorschriften  der  Deutschen  Buch- 
druckerei-Bernfsgenosseuschaft  behandelt  sind.  Neuerdings  ist  be- 
sonders auf  die  Verhinderung  der  beim  Betrieb  von  Tiegeldruckpressen 
leicht  entstehenden  Fingerquetschungen  Wert  gelegt  worden.  Die 
genannte  (Genossenschaft  hat  ini  Jahre  IW)  einen  Preis  für  eine  diese 
Gefahr  beseitigende  Schutzvorrichtung  ausgeschrieben,  wodurch  nicht 
nur  eine  brauchbare  Konstruktion  erzieh,  sondern  auch  die  Anregung 
zur  Erfindung  einiger  anderer,  nunmehr  gleichfalls  mit  Erfolg  einge- 
führter Vorrichtungen  gegeben  wurde. 


Land-  und  F  o  r  s  l  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t ". 
Die  Unfallgefalir  der  Land-  und  Forstwirtschaft  ist  sehr 
groß,  wie  schon  daraus  hervorgeht,  daß  im  Jahre  19(»3  für  63889  Un- 
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fälle,  die  in  laud-  und  forstwirtscli;tttlir]ien  Betrieben  sich  ereignetenT 
zum  erstenmal  Eiitscliädigungen  nach  Maßgal)e  der  UnfalivernicherungH- 
gesetze  festgestellt  worden  sind,  wälirend  die  Zahl  der  entsjtrechenden 
Unfälle  für  die  gesamte  versicherte  Industrie  (itJTT-  betrug.  Trotz 
dieser  hohen  Unfaligefahr  ist  bisher  in  der  Landwirtschaft  außer- 
ordentlich wenig  für  Unfallverhütung  geschehen;  die  in  mehreren 
Verwaltungsbezirken  Deutschlands  erlassenen  Polizei  Verordnungen 
sind  zum  Teil  veraltet  und  iiaben  sich  als  wenig  wirksam  erwiesen: 
von  den  bestehenden  4.'-!  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften 
haben  bisher  nur  l'J  Unfallverhütungsvnrschriften  erlassen.  Nachdem 
aber  die  Notwendigkeit  einer  energischen  Durchführung  von  Sicher- 
heitsrnaßnalinien  in  Hinsicht  auf  die  großen  und  von  Jahr  zu  Jalir 
steigenden  Unfallzatilen  nicht  länger  mehr  in  Abrede  gestellt  werden 
kann,  ist  eine  Kommission  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften mit  der  Ausarbeitung  von  Unfallverluitungsvorschrifteu  be- 
traut worden  und  hat  diese  Aufgabe  zum  Teil  bereits  durchgeführt. 
so  daß  dei-  Erlaß  solclier  \'orschriften  auch  bei  denjenigen  Berufs- 
genossenschaften, die  sich  bisher  der  l'nfaiiverhütung  gegenüber 
ablehnend  verhielten,  in  nächster  Zeit  zu  erwarten  steht.  Hauptsäch- 
lich ist  es  notwendig,  die  landwirtschaftlichen  Maschinen,  die  wie  die 
Dreschmaschinen  un<l  Häckselmaschinen  zu  den  gefährlichsten  Ma- 
schinenarten getiören,  mit  zweckmäßigen  Sicherheitseiurichtungen  zu 
versehen,  ferner  ist  auf  bessere  Instandhaltung  dei'  liaulichen  Ein- 
richtungen und  auf  Sicherung  an  den  Scheunenboden.  Bodenluken, 
Brunnen.  Gruben  hinzuwirken,  ebenso  auf  Verminderung  der  sehr 
großen  Unfallgefahr  des  Fuhrwerksbetriebes.  In  der  P\»rstwirtschaft 
sind  für  die  gefähi'licheu  Arbeiten  des  Besteigens  und  Fällens  von 
Bäumen  und  des  Rückens  des  Holzes  Vorsichtsmaßregeln  durchzu- 
führen. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  die  Durchführung  von  Unfall- 
verhütungsmaßnahmeti  in  der  Landwirtschaft  außerordentlich  schwierig 
ist,  da  hier  jahrhundertealte  Gewohnheitcu  jeder  Neuerung  entgegen- 
stehen, viel  Unverstand  und  Gleichgültigkeit  zu  bekämpfen  sind,  die 
Kosten  der  Anbringung  von  Sicherheitsvorrichtungen  vielfach  als  un- 
erschwinglich hingestellt  werden  und  eine  die  Beachtung  von  Vor- 
schriften gewährleistende  Uebervvachung  der  Betriebe  bei  deren  großer 
Zahl  selir  bedeutende  Schwierigkeiten  macht.  Diese  Umstände  dürfen 
jedoch  ilic  Inangriffnahme  von  Unfallverhütungsmaßregeln  nicht  länger 
hindern,  da  sonst  infolge  der  großen  und  steigenden  Zahl  der  l'nfäUe 
die  Belastung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  durch  die  von  ihr  auf- 
zubringenden Unfallentschädigungen  so  anwachsen  wird,  daß  sie  bei 
der  in  vielen  Teilen  Deutschlands  unleugbar  vorhandenen  wirtschaft- 
lichen Notlage  der  Landwirtschaft  diese  ernstlich  schädigen  muß. 

Bauwesen  ^". 
Für  die  Sicherheit  im  Bauwesen  enthalten  die  Unfall  verhütungs- 
vorscliriften  der  bestehenden,  territorial  voneinander  abgegrenzten 
12  Baugewerks-Berufsgenossenschaften  und  der  Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft viele  Bestimmungen,  die  sich  auf  die  Bauausführung,  also 
namentlich  auf  die  Herstellung  der  Gerüste.  Baugruben,  Brunnen, 
Gräben,  Dachdeckerarbeiten,  (hinn  auf  die  während  der  Ausführung 
der  .\rbeiteu  zu  tretl'enden  Sicherungen,  namentlich  gegen  Absturz 
von  Gerüsten,  Balkenlagen  u.  s.  w.,  beziehen. 
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Außer  diesen  Vorschriften  sind  die  zahlreichen  liaupolizeiverord- 
uungeu  zu  beachten  (vgl.  i-'  1h97  S.  36,  38,  1902  S.  22—50). 


Feuer  Sicherheit  und  Rettungseinrichtungen. 
Die  Feuersicherheit  und   die   Einrichtungen    zur  Rettung 

Kraft,    Handb.  der   Hygiene,    herausg. 
S.  155)  sind  in  den  Unfallverhüfuugsvor- 
Berufsgenossenschaften   nur    insofern  be- 
feuergefährliche  Gevverbszweige 
ferner    um   die    X'orhütung  von 


Feuersgefahr   (vgl 
Th.  Weyl.  Bd.  Vllt. 

der  gewerblichen 

sich    um    besonders 
unrl  Textilindustrie 


bei 
von 

Schriften 
handelt,   als   es 
der  ehern i.schen 

Bränden  auf  Schilfen  (vgl.  die  Unfallverhütungsvorschriften  der  See- 
Berufsgenossenschaft),  in  Kohlenraiihlen,  Brikettfabrikeu,  chemischen 
\V .'ischereien  und  um  die  Bercithaltung  von  Feuerlö.scheinrichtnngen, 
sowie  um  die  durch  elektrische  Einrichtungen  gegebene  Feuersgefahr 
handelt.  Zur  Beseitigung  der  letzgenannten  Gefahr  sind  dagegen 
sehr  eingehende  Vorsichtsmaßregeln  in  den  bereits  erwähnten,  vom 
Verbamle  Deutscher  Elektiotechniker  aufgestellten  Sicherheitsvur- 
schrifteu  ""  angegeben.  In  den  Baupolizeiverordnungen  finden  sich  ein- 
gehendere Hcstimmungen,  da  diese  nicht  nur  den  Schutz  der  Arlieiter 
behandeln.    (Jeher  Polizeiverordnungen  vgl.  '^  1897  S.  2,  ß.  4Ci,  1902  S.  4. 


Persönliche    Ausrüstung   der    Arbeiter. 

Viele  Unfälle  entstehen  durch  das  Tragen  unzweckmäßiger 
Kleidung,  lose  hängender  Haare  und  Zöpfe,  von  Schleifen,  Bändern, 
Halstüchern;  es  ist  daher  notwendig,  daß  Arbeiter,  welche  in  die 
Nähe  bewegter  Masciiinen  kommen,  anschließende  Kleider  tragen 
und  abtlatternde  Bekleidungsstücke  vermeiden. 

Zum  Schutz  gegen  Verbrennen  durch  glülienile  oder  ätzende 
Stoffe  ist  das  Tragen  von  liederschürzcn.  naßgeniachten  Hand-  und 
Armsäcken,  von  Asbestanzflgen.  Asbesthandschuhen  notwendig. 
Gegen  die  gefährliche  Wirkung  elektrischer  Ströme  werden,  wie  schon 
erwähnt,  lland-schuhe  un<l  Fußbekleidungen  aus  (iummi  getragen. 
Wiclitig  ist  auch  das  Tragen  geeigneten  festsitzenden  Schuhzeugs, 
namentlich  wenn  sicheres  Gehen,  z.  B.  auf  Gerüsten,  Leitern,  Balken- 
lagen, bewirkt   werden  muß. 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  der  Schutz  der  Augen  durch  Schutz- 
raasken  oder  Schutzbrillen.  Die  Abneigung  der  Arbeiter  gegen 
das  Tragen  solcher  Schutzmittel  ist  groß  und  nicht  immer  ungerecht- 
fertigt, da  viele  unzweckmäßige  Formen  von  Schutzbrillen  u.  s.  w.  zur 
Anwendung  kommen.  Zur  Klärung  der  Frage  hat  daher  der  Ver- 
band der  Deutschen  Be  rufs  gen  ossens  chatten  im  Jahr  1897 
eineu  Wettbewerb  ausgeschrieben.  Bei  der  Prüfung  der  hierbei  ein- 
gesandten Schutzbrillen  haben  sich  wichtige  Gesichtspunkte  ergeben, 
die  mit  anderen  Erfahrungen  vom  Verfasser  und  Dr.  Villaret  in 
einer  Schrift  veröffentlicht  worden  sind '■'.  Nach  diesen  Angaben  kann 
für  jede  Arbeit,  bei  der  die  Augen  gegen  Splitter,  Funken,  Metall- 
schmelztropfen, heiße  Schiackenteile,  verspritzende  heiße  oder  ätzende 
Flüssigkeiten,  Staub,  Rauch,  Dämpfe,  Dünste,  Gase,  grelles  Licht  zu 
schützen  sind,  eine  geeignete  Schutzbrille  oder  Schutzmaske  aus- 
gewählt wenleu. 

Der  Schutz  gegen  die  Einatmung  schädlicher  Stoffe  erfolgt  durch 
Respiratoren,   Muudschwämme.  Mundtücher.     Da  es  sich 
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hierbei  weniger  um  Unfälle  als  um  die  Verhütung  von  Erkrankungen 
handelt,  so  soll  näheres  später  anj,'egeben  werden.  Da  die  persön- 
liche Ausrüstung  der  Arlieiter  von  großer  Bedeutung  für  die  Unfall- 
verhütung ist,  so  entlialteu  die  Unfallverhütungsvorschriften  fast  aller 
gewerblichen  Berufsgenossenschaften  hierüber  allgemein  gehaltene  oder 
auch  besondere,  für  gewisse  Arbeiten  geltende  Bestimmungen. 


6.  Besondere  Maßnahmen    zur   Verhütung    von    Oewerbekrankheiten. 

A  r  1)  e  i  t  s  h  y  g  i  e  n  e  *"- ■-". 
a)  Hygienische  Einrichtungen    der  Arbeitsstätten. 

Die  Erhaltung  der  Gesundheit  erfor<Iert  zunSchst,  daß  die  Arbeits- 
stätten denjenigen  allgemeinen  hygienischen  Bedingungen  entsprechen, 
welclie  an  Aufenthaltsorte  von  Menschen  gestellt  werden  müssen. 
Es  ist  dieses  auch  allgemein  im  ji  120a  der  Reichs-Gewerbeordnung 
zum  Ausdruck  gebracht  (vgl.  S.  öö7).  Hiernach  sind  die  in  den  poli- 
zeilichen Bauordnungen  (vgl.  '  '  1S!(7  S.  3(;  u.  ;'.s.  liX)2  S.  22—50)  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  die  allgemeinen  baulichen  Erfordernisse 
bei  Anlage  der  Arbeitsräume  zu  beachten. 

Im  besonderen  sind  an  Arbeitsstätten  folgende  Erfordernisse 
zu  stellen: 

Ueber  die  Heizung  der  Arbeitsräume  ist  iu  der  Reichs-Gewerbe- 
ordnung nichts  bestimmt,  jedoch  ist  die  Art  und  St<irke  der  Heizung 
für  die  Erbaltung  der  Gesundheit  der  Arbeiter  inniicihin  von  Wichtig- 
keit. Die  Beschaffenheit  der  Luft  in  den  Arbeitsräumeu  ist  von  besonders 
grolier  Bedeutung  für  die  Erhaltung  der  Gesundheit  der  Arbeiter, 
weshalb  auch  die  Reichs-(icwerbenr<lnuug  ausdrücklich  verlangt,  daß 
für  ausreichemlen  Luftraum  und  Luftwechsel  zu  sorgen  ist.  Die 
Lüftung  der  Werkstätten  ist  bereits  eingehend  behandeh 
worden  (vgl.  Roth,  Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Wevl, 
Bd.  Vin,  S.  31,  42,  Kraft,  S.  17;S),  ebenso  die  Lüftung  von  Berg- 
werken (vgl.  Meissner,  cbendas.,  Bd.  VIIL  S.  272),  bei  Tunnel- 
arbciton  (vgl.  Meissner,  Ud.  VIIL  S.  407).  Es  muli  ferner  eine  ge- 
nügende Belichtung  der  Arbeitsstelleu  durch  Tageslicht  oder 
künstliche  Beleuchtung  vorhanden  sein,  um  die  Sehkraft  der  Augen 
nicht  zu  schädigen.  Allerdings  besteht  darüber,  welche  Lichtmeuge 
als  genügend  im  Siune  des  S  12<*a  Abs.  2  der  Reichs-Gewerbeordnung 
anzusehen  ist,  keine  feste  Norm.  Durch  Vorschriften,  welche  das 
Verhältnis  der  Fenstergröße  zur  (iröße  der  Bodcntläche  bestimmen, 
läßt  sich  nicht  immer  erreichen,  daß  alle  Arbeitsplätze  ausreichend 
belichtet  werden.  Es  i.st  zweckmäßiger,  einen  bestimmten  Miuimal- 
lichtwert  für  jcilen  einzelnen  Platz  zu  fordern.  Von  Augenärzten 
wird  der  Mindestwert  für  die  Belichtung  eines  Arbeitsplatzes  auf 
10  Meterkerzen  in  Rot  des  Photometers  angegeben. 

Für  die  (iröße  der  erforderlichen  Lichtstärke  wird  allerdings 
auch  die  Art  der  Arbeit  von  Bedeutung  sein  müssen,  da  mancie 
Berufsarten,  wie  z.  B.  Uhrmacher,  Buchdrucker,  Lithographen,  liold- 
arbeiter,  Feinmechaniker,  einer  besonilers  guten  Beleuchtung  bedürfen, 
für  andere  Tätigkeiten  aber  eine  ausreichende  Beleuchtung  nicht  her- 
gestellt werden  kann,  so  z.  B.  in  Bergwerken,  deren  Beleuchtung 
bereits  eingehend  besprochen  worden  ist  (vgl.  Meissner,  Handb. 
der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  B(L  VIII,  S.  2h3).  Für  die 
Wahl   der  Beleuchtuugsart   bei  künstlichem  Licht  ist,   abgesehen  von 
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den  ftir  Unfallverhiituntj:  zu  beachteiideu  ('lesichtspunkten  bei  manchen 
Betjiebsarten  itie  (irülSe  der  Wärme  und  die  tJiif-entwickelung  von 
Wichtigkeit.  Es  kann  uianclunal  die  beträchtliche  Wänneentwickelung 
des  (iaslichts  sehr  erwünscht  sein,  so  ilaiS  diesem  der  Vorzug  vor  der 
Anwendung  elektrischen  Lichts  zu  gelien  ist,  während  in  anderen 
Fällen,  namentlich  bei  der  Beleuchtung  stark  besetzter ,  niedriger 
Arbeitsräunie,  die  vom  (iaslicht  erzeugten  Verbrennungsgase  eine  be- 
sondere Lüftung  notwendig  machen  können. 

b)  Sicherung  gegen  besondere    schädliche    Einflftsse. 


Der  Mangel 


an  Sonnenlicht  bei  längerem  Aufenthalt  in  nur 


künstlich  erleuchteten  Räumen  übt  einen  ungünstigen  Einfluß  auf  den 
Körper  aus  (vgl.  Füller,  Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th. 
Weyl,  Bd.  VIIL  S.  ;-5H)).  Dieser  Schädigung  kann  nur  dadurch 
begegnet  werden.  iJaß  die  Arbeitszeit  von  in  solchen  Räumen  beschäf- 
tigten Arbeitern  möglichst  abgekürzt  wird,  wie  dies  in  Bergwerken 
meist  geschieht. 

Nässe,  Feuchtigkeit,  Sättigung  d  e  r  L  u  f  t  mit  Wasser- 
dampf  bilden  die  Ursache  vieler  Erkrankungen.  Das  Arbeiten  in 
Nässe  und  feuchten  Räumen  verursacht  rheumatische  und  ähnliche 
Leiden.  Zu  großer  FeuchtigkeitsgehaU  der  Luft  verhindert  die  Aus- 
dünstung der  Haut,  die  Abgabe  von  Wasser  aus  dem  Körper  rlurch 
die  Ausatmung  und  erzeugt  hierdurch  schädigende  Einwirkungen  auf 
ilen  Organismus.  Besonders  ungünstig  wirkt  die  Feuchtigkeit,  wenn 
auch  noch  Staub  auftritt,  der  mit  dem  Wasserniederschlag  oder  dem 
Schweiß  eine  Schmiere  bildet,  welche  die  Hauttätigkeit  hemmt. 

In  manchen  Fällen  lassen  sich  diese  schädigenden  Einflüsse  durch 
geeignete  Vorkehrungen,  wie  Einrichtungen  zur  Abhaltung  der 
Feuditigkeit,  Verlegung  der  Arbeilsausführung  in  gedeckte  Räume, 
^'orriclltungen  zum  Trocknen  der  Luft,  Entfernung  des  Wasser- 
dampfes durch  .\bsaugungsvorrichtungen,  geeignete  Bekleidung,  be- 
seitigen oder  mildern. 

(i relies  Licht,  wie  es  durch  die  Flammen  von  Feuerungen, 
durch  geschmolzene  oder  glühende  Massen  in  Metallhütten,  GielSereien, 
Glasschmelzen,  bei  elektrischem  Schweißen,  durch  elektrische  Beleuch- 
tung ausgestrahlt  wird,  führt  zu  Augen-  und  Hauterkraukuugen  (vgl. 
Saeger,  Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIH, 
S.  4.'5ii  und  4X'2).  Zum  Schutz  gegen  solche  Schädigungen  können 
geeignete  Schutzmasken,  Schutzl)rillen,  Schutzbekleidungsstücke,  ge- 
gebenen Falls  auch  Abdeckungen  der  Lichtiiuellen  durch  Schutzbleche 
u.  dgl.,  Verwenflung  finden. 

Hohe  Temperatur  hindert  die  für  die  Erhaltung  des  Lebens- 
prozesses notwendige  Entwärrnung  des  Körpers  und  führt  zur  Ver- 
weichlichung. Es  sind  daher  die  einer  solchen  (iesundheitsschädigung 
besonders  ausgesetzten  Arbeiter  an  Feuerungen  und  Oefen,  in  P'ärbe- 
reien  u.  s.  w.  durch  Lüftungseinrichtungen,  Umhüllung  der  wärmeaus- 
sfrahlenden  Flächen  mit  schlechten  Wärmeleitern  (Mauerwerk,  Lsolier- 
maferialien),  durch  Schutzwände,  Wasserkühlung  der  heißen  Teile  zu 
schützen.  Die  in  den  Bergwerksgruben  auftretenden  Einflüsse  der 
hohen  Temperatur  sind  liereits  besiiroclien  worden  (vgl.  Meissner, 
Han<lb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIH,  S.  2^5), 
ebenso  die  Schädigungen  durch  hohe  Temperatur  in  den  Arbeitsräumen 
der  Bäckereien  und  Konditoreien   (vgl.  Zadek,   ebendas.,   Bd.  VIH, 
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S.  T)««).  in  Glasbläsereifti  (vgl.  Schaefer.  Bd.  VIII.  S.  975).  in 
Sciilicliträumen.  Troclvenstiilifii,  Siiannsälen  (Netolitzkj.  Bd.  VIII. 
S.  1128).  Starke  T  (!  in  perat  11  rsch  wau  iiiiii  ?  ist  el)eiiffills  mög- 
lichst zu  vennoideii ;  ebenso  auch,  dalS  Ailieiler  durch  iliie  Berufstätig- 
keit veranlaßt  werden,  aus  heißen  Räumen  in  kalte  zu  gehen. 

Selbstverständlich  ist  auch  die  Witterung  von  großem  Einfluß 
auf  die  fJesuudhoit  der  Arbeiter,  namentlicii  wenn  sie  gezwun^jen  sind, 
iui  Freien  zu  arbeiten.  Durch  geeignete  Kleidung  aus  Guiuuii.  Leder. 
geöltem  Segelleiiien,  Benutzung  von  Unterkunftsräunieii  während  der 
Arbeitspausen,  auch  durch  Verabreichung  warmer  Getränke  kann 
diesen  schädigenden  Einflüssen  einigermaßen  begegnet  werden. 

Erhfthter  Luftdruck,  also  besonders  hei  Arbeiten  in  kom- 
primierter Luft  bei  Bergwerken.  Tunnelbauten.  Fundierungen,  wirkt 
.sehr  schädlich  und  kann  auch  zu  raschem  Tode  führen  (\gl.  Füller. 
Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl.  Bd.  VIII,  S.  339  und 
Sil  her  Stern,  ebendas..  I.  Su|ipL-Bd.,  S.  5). 

K  fi  r  j)  e  r  1  i  c  li  e  U  e  b  e  r  a  n  s  t  r  e  n  g  u  n  g  kann  infolge  übermäßig 
ausgedehnter  Arbeitszeit  oder  infolge  einer  Arbeitsleistung  entstehen, 
welche  entweder  als  kurz  dauernde  Einzelleistung,  oder  in  ihrer  auf 
längere  Zeit  sich  cnstreckenden  (Jesamtleistung  zu  groß  ist. 

Eine  zu  ausgedehnte  Arbeitsdauer  erzeugt  allgemeine 
Erinfidung,  Erniihriingsstörungen,  schließlich  auch  F.rkrankungen  und 
\'ermiiideruiig  der  Widerstandsfähigkeit  gegen  schädigende  Einflüsse; 
auch  die  Unfallgefährlichkeit  wird  ungünstig  beeiiiHulSt  {vgl.  Roth. 
Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.   VIII,  S.  2tJ). 

L  a  n  g  d  a  u  e  r  n  d  e  s c  li  w  e  r  e  A  r  b  e  i  t  füiirt  zur  Ermüdung  und  Er- 
schlaffung, zur  Verminderung  der  Widerstandsfähigkeit  und  Leistungs- 
kraft infolge  übermäßiger  Anstrengung  der  Muskeln  oder  Itestimmter 
Musicelgruppen.  ?.u  dauernden  funktionellen  .Störungen  der  besonders 
beanspruchten  Muskeln,  zur  Entzündung  der  Sehnenscheiden  der 
letzteren,  zu  Verkrümmungen  der  Finger,  zur  Bildung  von  Schwielen 
mit  anscliließender  Entzündung  und  Absceßbildiing,  zur  Bildung  von 
Schleiinlieuteln  und  Entzündung  derselben,  zur  Entstehung  von 
Krämiifen,  zu  krankhaften  Veränderungen  des  Lungengewebes,  zu 
Störungen  der  Herztätigkeit,  zur  Entwickelung  von  chronischen  Herz- 
fehlern und  Plattfüßen,  zur  allmählichen  Bildung  von  Unterleihs- 
brüchen  u.  s.  w. 

Infolge  der  Ausübung  zu  großer  einzelner  Arbeitsleistung  können 
je  nach  der  Art  der  .\rbeit  (iesundheitsschädigungen  verschiedener 
Art  eintreten,  die  bei  plötzlichem  Verlauf  auch  als  Unfälle  anzu- 
erkennen sind.  Durch  starke  plötzliche  Muskclanstrengung,  wie  z.B. 
beim  schweren  Heben,  kann  Zerreißung  eines  Muskels  oder  von  Teilen 
dessetlieu  entstehen;  auch  Knocheiiltrüche  sind  infolge  allzu  starker 
und  ]dötzlirlier  Zusammenziehuug  von  Muskeln  aufgetreten.  Ferner 
können  durch  Ueberanstrenguug  Unterleibsbrüche  entstehen. 

Einrichtungen  zur  Vermeidung  schwerer  Arbeiten  in  Hütten- 
betriebeu  sind  bereits  besprochen  worden  (vgl.  Saeger,  Handb. 
d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  -HiT). 

Andauerndes  Sitzen  ist  besonders  gesundheitsschädlich,  in- 
dem die  BlutzirkulatioD  in  der  Lunge  und  damit  die  Blutbildung  be- 
einträchtigt wird  und  dann  in  dem  lilutarmen  Lungengewebe  die 
Lungensciiwindsuclit  leichter  entstehen  kann.  Auch  Ilämorrhoidal- 
beschwerdeu.    \'erdauuugsstörungeu,    bei    Frauen    Erkrankungen    des 

4J 


I 
I 


I 


Arbeiterschutz.  - 


587 


i 


I 


Unterleibs,  werden  <lurcli  die  sitzende  Kürperhaitung  hcrvorgenifeu 
(vgl.  Netolitzky,  Handb.  der  Hygiene,  lierausg.  von  Th.  Werl. 
Bd.  VIII,  S.  1109).  Zu  beachten  ist  auch,  daß  iu  sitzender  Lage  ge- 
wöhnlich nnr  leichte  Arbeiten  verrichtet  werden,  zu  denen  vielfach 
schwäcldiche  Personen  Verwendung  finden,  die  dann  den  (Jesundlieits- 
stand  der  sitzenden  Arbeiter   ungünstig  becinHussen, 

Iteständiges  Stehen  kann  Blutstauungen  in  den  Beinen  und 

it  Kranii»fadern  und  Fußgeschwüre  hervorrufen,  auch  zur  Ent- 
ihung  von  PlattfüÜen  beitragen.  Manche  Arbeiten  bedingen  lang- 
dauernde  gezwungene  Körperhaltung,  z.  B.  gebeugte  Stellung, 
Kuieen,  Liegen,  die  auch  zu  besonderen  Erkrankungen  führen  kann 
(vgl.  Füller,  Ilandb.  d.  Hvgiene,  herausg.  von  Tli.  Weyl,  Bd.  VIII. 
S.  317  und  ,-Ml). 

Starke  Geräusche,  wie  sie  besonders  heim  Nieten  und 
Stemmen  von  Kesseln,  beim  Antreiben  von  Faßreifen,  bei  der  Blecb- 
verarbeitung,  durch  Websttihle,  Kreissägen,  Stanzen,  Hänuner  u.  s.  w. 
entstehen,  scliädigen  das  Gehörvermögen  und  führen  manchmal  zu  fast 
völliger  Taubheit.  Durch  Vornahme  solcher  Arbeiten  in  ausgedehnten 
und  isoliert  angeordneten  Räumen,  durch  Anwendung  geeigneter 
Fundierung.  durch  Einschließung  der  geräuschvollen  Maschinen  oder 
Werkzeuge,  auch  durch  Ersatz  solcher  Betriebseinrichtungen  mit 
anderen  ohne  erhebliches  (ieräusch  (z.  B.  Verwendung  von  hydrau- 
lischen Pres.sen  an  Stelle  von  Fallwerkeri  und  Stanzen,  von  Niet- 
maschinen an  Stelle  der  gewöhnlichen  Nietarbeit)  läßt  sich  in  manchen 
Fällen  ilies  Geräusch  mildern  oder  nahezu  ganz  beseitigen. 

Besondere  (Gefahren  für  die  Gesundheit  sind  ferner  durch  die 
zu  verarbeitenden  oder  durch  den  Arbeits])rozeß  entstehenden  oder 
bei  ihm  vorkommenrlen  Stoffe  dann  vorhanden,  wenn  diese  durch 
unmittelbares  Eindringen  in  die  Haut,  oder  durch  Einatmen  oder  Ver- 
schlucken den  Körj>er  schädlich  beeinflussen. 

Die  Entstehung  von  Hautkrankheiten  erfolgt  iu  den  ver- 
schiedenartigsten Betrieben  durch  die  chemische  oder  mechanische 
Einwirkung  von  Störten,  namentlicli  dann,  wenn  deren  Eindringen 
durch  Ilautverletzungcn  erleichtert  ist.  Chrom  und  Chrom- 
p  r  il  p  ;i.  r  a  t  e ,  Anilin,  T  e  e  r  ö  1  e ,  a  r  s  e  n  i  k  a  1  i  s  c  h  e  E  r  z  e  erzeugen 
Hautkrankheiten.  Solche  treten  ferner  auf  bei  Arbeitern  in  Zucker- 
fabriken. Chi  nin  f  a  bri  ken.  in  manchen  Färbereien,  auch 
bei  Perlm  u  tf  erarbeitern,  Weißgerbern,  Schleifern, 
Walkern,  M  öbel  polierern,  bei  .lute-,  Seide-,  Flachs- 
arbeitern, Silberarbeitern,  Müllern.  Steinhauern.  (Glas- 
arbeitern. 

Verschiedene  Stoffe  erzeugen  auch  bei  der  bloßen  BerQhrang 
durch  Eindringen  in  die  Haut  innere  Krankheiten,  z.  B.  Queck- 
silber (vergl.  im  späteren).  Nitroglycerin.  Die  Gefährlichkeit 
des  Bleis  und  seiner  Verbindungen  ist  bereits  eingehend  besprochen 
worden  (vgl.  Handb.  iler  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl.  Bd.  VIII. 
Füller,  S.  3.'i7.  Saeger,  S.  447,  Heinzerling,  S.  712.  Sonne, 
S.  924,  Schaefer,  S.  'Jl>^].  Den  neuesten  Stand  der  Forschung 
über  diese  tiefahren  kennzeichnen  ilie  von  der  internationalen  Vereini- 
gung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  herausgegel»enen  Berichte^'. 
Angal*en  über  andere  giftige  Stotfe  finden  sich  in  den  Abhandlungen 
von  Heinzerling  über  anorganische  Betriebe.  Handb.  der 
Hygiene,    herausg.   von  Th.  Weyl,    Bd.  VIII.   S.  »CSl».   Ton   Gold- 
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schmiilt  uml  Weyl  über  organische  Betriebe,  Bd.  VIII, 
S.  7S7  und  SH9. 

Augenerki-ankungen  entstehen  tliircli  Einelringeu  von  Staub- 
teilchen bei  den  verschtedensten  Tätigkeiten.  Erkrankungen  durch 
Uebertraguüg  von  parasitären  Mikroorganismen  kommen, 
von  der  Tuberkulose  abgesehen,  nur  bei  einigen  Betriebsarten  vor. 
Gerber.  Vorarbeiter  von  Pferdeliaareri,  Piuselarbeiter  können  durch 
Milzbrand  schwer  gefährdet  werden,  weshalb  der  Bundesrat  eine 
Bekanntmachung  über  die  Einriclituug  und  den  Betrieb  von  Roß- 
haarspinnereien. Haar-  und  Borstenzuriclilereien  sowie  Bürsten-  und 
Pinselmachereien  vom  22.  Okbr.  ltKJ2  erlassen  hat,  R.G.Bl.  I!t02  S.  269. 

Beim  Sortieren  und  Zerstückeln  von  Lumpen,  Reinigen  von  Bett- 
federu  ist  die  Gefahr  einer  Uebertragung  von  Krankheitskeimen,  der 
Blattern,  des  Milzbrands,  Typhus,  der  Cholera,  dann  von 
Krätzmilben.  Streptokokken  und  Sta])h ylokokken  vor- 
handen. Manche  Ekzeme,  wie  sie  bei  bestimmten  Berufsarten, 
z.  B.  bei  den  Korlmiachern,  Rohrtlechtern,  Zurichtern  von  Schwämnien. 
Arbeitern,  weiche  \'anilleschoten  abputzen,  auftreten,  sind  auch  auf 
die  Uebertragung  von  Pai'asiten,  Milben,  Sproß-  oder  Schimraeliiilzen 
zurückgeführt  worden. 

Die  neuerdings  in  großem  Maße  bei  Grubenarbeitern  aufgetretene, 
sonst  alter  auch  bei  Tunnelarbeitern  und  Ziegelstreichern  beobachtete 
W  urni  k  ran  kheit  (Anchylostomiasis)  wird  durch  Infektion  mit 
einem  kleinen  P^ingewcidewurm  hervorgerufen  (vgl.  Füller.  Handb. 
der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd,  VIII.  S.  343  unrl  401  \ 
Sonne,  Bd.  VIII,  S^  itlC). 

Die  Stau  harten  *""■■"  sind  entweder  nur  durch  ihre  Massen- 
haftigkeit,  oder  auch  durch  die  Form  der  Teile,  oder  durch  ihre 
chemisch  giftige  Beschaffenheit  gefährlich.  Massenhaft  ein- 
geatmeter Staub  wirkt  schädlicli,  weil  er  die  Menge  der  reinen  ein- 
geatmeten Luft  vermindert,  dann  aber  auch  dadurch,  daß  er,  namentlidi 
bei  klebriger  und  zäher  Be.schad'enheit,  sich  an  der  feuchten  Schleim- 
haut des  Mundes  und  Halses  ablagert,  vielleicht  sogar  fest  anlegt. 
und  die  betretfeude  Stelle  der  Luftrölire  und  ihrer  Zweige,  der  Lunge 
und  der  Lymjdidrüsen  ihrem  eigentlichen  Zweck  entzieht. 

Scharfe,  spitzige,  eckige,  kantige  Staubteilchen  üben  je  nach  ihrer 
Form  mehr  oder  weniger  eine  Reizwirkung  auf  die  Schleimhaut  aus 
und  kiinnen  diese  sogar  verletzen;  es  entsteht  dann  Entzündung, 
Katarrh.  Lungeuerweiterung,  Lungenemidiysem,  Pneumonokoniose. 

Manche  Staubarten  wirken  in  ihrer  chemischen  Beschafl'enheit 
als  (iifte,  und  ist  dann  nicht  nur  das  Eindringen  solchen  Staubes 
durch  die  Atmungswege,  sondern  auch  die  Zuführung  tiiirch  staubige 
Hände  bei  der  Nahrungsaufnalime,  beim  Rauchen  otler  bei  sonstiger 
Berührung  und  unmittelbar  durch  (He  staubbedeckte  Haut  zu  ver- 
hindern. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  bei  vielen  Staubarten  die  schädlichen 
Wirkungen  vereint,  in  mehr  oder  minder  hohem  Maße  die  eine  oder 
andere  vorherrschend,  auftreten  können. 

Die  Gefährlichkeil  der  Staubeinatmung  wird  dadurch  sehr  ge- 
steigert, daß  die  Staubteilchen  T  u  b  e  r  k  e  1  b  a  c  i  1 1  e  n  enthalten  können, 
deren  Eindringen  in  den  menschlichen  Organismus  wesentlich  er- 
leichtert wird,  wenn  durch  die  schädliche  Einwirkung  des  Staubes 
die  Schleimhautobertläche  verletzt  worden  ist. 
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In  geringem  Grade  schäillich  wirken  clurch  Reizung  der  Luftwege 
und  Augen  von  unorganischen  Staubarten  der  Staub  von 
Gips  und  Schwefel  (vgl.  Heinzerling,  Handb.  der  Hygiene, 
herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  fJ4;^j,  von  organischen  Staub- 
arten der  Mehlstaiib  (vgl.  Zadek,  Bd.  VIII,  S.  581),  der  l>eim 
Mahlen  und  ISearheiten  von  Knochen  entstehende  Staub,  der  Tabak- 
.staub,  K  rap|i  wu  rze  I-  und  Zichorien  stau  l).  Auch  tler  den 
Uehergang  von  den  anorganischen  zu  den  organischen  Staubarten 
bildende  Kohlenstault  (vgl.  Saeger,  Handb.  d.  Hygiene,  lierausg. 
von  Th,  Weyl,  Ild.  VIII,  S.  441)  hat  nur  eine  geringe  schädigende 
Wirkung.  Gefährlich  durch  Ileizwirkung  ist  der  lieiui  Bearlieiten  von 
Hörn,  Bern  st  ein.  Elfenbein,  Palm  kern  und  Steiunuß, 
Meerschaum.  Holz,  P  e  r  1  m  u  1 1  e  r ,  C  e  1 1  u  1  o  i  d ,  bein»  Dreschen 
des  Klees  entstehende  Stauh,  auch  der  in  der  Textilindustrie  (vgl. 
Netolitzky,  Handb.  d.  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII, 
S.  11 K5)  bei  dem  Reinigen  und  Auflockern  von  Baumwolle,  bei 
der  Bearbeitung  von  Wolle,  der  Verarbeitung  von  Flachs,  Hanf, 
Jute,  beim  Schneiden,  Reinigen  der  Lumneu  uud  liei  deren  Verarbei- 
tung in  den  Reißwölfen  uud  aus  der  Kunst  wolle  sich  entwickelnde 
Staub.  Beim  Sortieren  und  Verarbeiten  von  Lumpen, 
Reinigen  von  Teppichen  um!  Federn,  Bearbeiten  von 
Borsten,  Roßhaaren  und  trockenen  Fellen  entsteht  Staub, 
der  weiHger  durch  seine  Fasern,  als  durch  den  beigenieugteu  Sand  uud 
Schmutz  und  die  etwa   anhaftenden   Krankheitskeinie  gefährlich  wird. 

In  höherem  Grade  wirkt  durch  Reizung  und  Verletzung  nament- 
lich der  mineralische  Staub,  der  bei  der  Bearbeitung  von 
Sandstein  (vgl.  Sommer  fol  d.  Handb.  der  Hvgiene,  herausg.  von 
Th.  Weyl,  Bd.  VIH,  S.  I)4il)  (irauit,  Q  uarz,  K  alks  t  e  in  ,  Mar- 
mor, Thomasschlacke,  (J  las  (vgl.  Scliaefer.  Bd.  VIII,  S.  1*77), 
Erz,  (vgl.  Saeger.  Bd.  VIII,  S.  441),  Mühlsteinen,  der  Her- 
stellung von  Schief  er  griffein,  Zement  (vgl.  Heinzerüug, 
Bd.  VIII,  S.  711»),  Ultramarin,  Porzellan  (vgl.  Sonne.  Bd.  VIIL 
S.  933),  Ton  waren.  Zerkleinern  und  Sieben  von  Schmirgel  ent- 
steht. Ebenfalls  besonders  gefährhch  ist  der  M  etallstaub  (vgl. 
Saeger,  Bil.  VIII,  S.  442)  von  (iußeisen,  Bronze  (Heinner- 
ling.  Bd.  VIII,  S.  7;i9),  Messing,  wie  er  beim  Putzen.  Drelieu 
u.  s.  w.  entsteht,  dann  der  beim  Schleifen  entstehende,  gewöhnlich  mit 
Schmirgelstaub  gemischte  Metallstaub. 

Zu  den  chemisch  (giftig)  wirkenden  Staubarteu  ge- 
hören von  den  Nichtmetallen  der  Staub  von  Calcium,  wie  er 
namentlich  in  der  Thomasschlackeuinüllerei  (vgl.  Saeger,  Handb. 
i!er  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  443.  H  einzu  r- 
ling.'Bd.  \'I1I,  S.  7W)  auftritt,  der  Staub  von  Baryum,  Chrom  (vgl. 
HeiuKcrliug,  Bd.  VIII,  S.  703)  und  Arsen  (vgl.  II  ei  u  zerliug. 
Bil.  VIII,  S.  747),  von  den  Metallen  namentlich  der  Staub  von  Blei 
und  B 1  e  i  V  e  r  b  i  n  d  u  n  g  e  u. 

Die  Einatmung  vieler  Arten  von  Gasen  und  Dämpfen  filhil 
gleichfalis  zu  schweren  (Jesundheitsschädigungen.  Sehr  giftig  ist  das 
Kohleuoxyd  (vgl.  Saeger,  Handb.  dtiv  Hvuicue.  herausg.  von 
Th.  Weyl, 'Bd.  VIII,  S.  44t),  Meissner.  Bd.  VIII,  S.  l'r.C,  Gold- 
schmidt, Bd.  VIII,  S.  <h02),  das  in  den  Generatorgasen,  im 
Wassergas,  Leuchtgas  enthalten  ist  und  bei  Verhfittungs-  und 
Schmelzprozessen,  Feuerungsanlagen,  aus  Kokskörben  sich  entwickelt. 
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Kohlensäure  ist  mir  in  größeren  Mengen  gefährlich,  wie  sie  in 
Gruben  (vgl.  Meissner,  Bd.  VIII,  S.  2<)5)  und  Brunnen,  an  Kalk- 
öfou  und  in  den  SaturationsgefäBeu  der  Zuckerfabriken,  beim  Gießen 
in  Eisengießereien,  in  Giirräumen,  als  \'erl>rennung.sgase  bei  Gas- 
öfen, Gasplätteiseu,  Gasmoturen  vorkommen.  Ueber  die  giftige 
Wirkung  der  salpetersauren  Gase,  von  Salzsäuregas. 
Schwefelwasserstoff,  schwefliger 
kohlen  Stoff,  Chlor,  Ammoniak  hat 
eingehend  berichtet  (vgl.  Handli.  d.  Hygiene, 
Bd.  VIII,  S.  ivm.  über 
tretenden  scliiidlichen  (iase 


Säure,    Schwefel- 

Heinzerling    bereits 

herausg.  von  T  h.  W  e  y  1 , 

die  in  den   organischen  Betrieben   auf- 

und  Dämpfe   Goldschmidt  (Bd.  VIII, 


S.  787)  und  Weyl  (Bd.  VIII,  S.  8>i;t),'über  arsenige  Säuren  Sae- 
ger  (Bd.  VIII,  S.  44(>J,  Arsen  wasserst  off  gas  Saeger  (Bd.  VIII, 
S.  446)  und  Heibig  (Bd.  VIII.  S.  750),  Dämpfe  von  Arsen-  und 
Antimon  Verbindungen  Saegor  (Bd.  VIII.  S.  446  u.  448)  und 
Hei  big  (Bd.  VIII,  S.  753).  über  die  giftige  Wirkung  der  Zink- 
dämpfe Saeger  (Bd.  VIII,  S.  447)  und  Heibig  (Bd.  VIII,  S.  755), 
der  Q  uecksilberdäniiife  Füller  (Bd.  VIII.  S.  .336),  Saeger 
(Bd.  VIII,  S.  445),  HeinzerlingiBd.  VIII,  S.(jS.3u.  741),  Schaefer 
(Bd.  VIII.  S.  y.lO),  der  Phosphordämpfe  Heibig  (Bd.  VIII. 
S.  7C.1). 

Die  Gefahren  der  Industrie  der  P  li  o  s  p  h  o  r  z  fi  n  d  h  ö  l  z  e  r  und 
die  in  verschiedenen  Ländern  dagegen  ergriHeuen  Maßnahmen  sinrl 
in  den  von  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutz herausgegebenen  Berichten '•' eingehend  behantielt.  In  Deutsch- 
laml  ist  durch  Gesetz  vom  10.  Mai  1903,  K.G.Bl.  1903  S.  217,  die 
Verwendung  des  weißen  und  gelljen  Phosphors  zur  Herstellung  von 
Zündhölzern  und  anderen  Zündwaren  verboten  worden.  Wie  durch 
dieses  Verbot  die  Verwendung  ungefährlicherer  Stotfe  an  Stelle  von 
Phosjdior  erzwungen  wird,  so  kann  dieses  Mittel  des  Ersatzes  ge- 
fährlicher Materialien  durch  ungefährlichere  auch  in  anderen  Fällen 
angewendet  werden,  um  gewisse  Gesundheitsgefahren  vollkommen  zu 
beseitigen.  So  wird  z.  ß.  bei  der  Plerstellung  von  Spiegeln  statt  des 
Quecksilbers  Silber  verwendet;  statt  des  Blei  w ei  ßes  kann  Lithopon 
(Zinksultidweiß)  benutzt  werden. 

Zu  den  wichtigsten  Maßnahmen  zum  Schutze  gegen  die  schädlichen 
Wirkungen  giftiger  Stoffe  gehört  die  Reinhaltung  der  eigenen 
Person  des  Arbeiters  (individuelle  Hygiene  des  Arbeiters)  und 
seiner  Umgebung.  Die  Reinhaltung  der  Person  des  Arbeiters 
durch  Waschen  und  Baden  wird  in  vielen  Bundesratsbekaiuitmachungen 
für  verschiedene  Berufsartea  vorgeschrieben  und  erfordert  die  zweck- 
mäßige Einrichtung  und  geordnete  saubere  Instandhaltung  und  Be- 
nutzung von  Wasch-  u  u  d  B  a  d  e  e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  e  n  in  den  Betrieben. 
Es  ist  auch  zweckmäßig,  in  den  Logier-,  Schlafbäusern,  Unterkunfts- 
räumen u.  dgl.,  welche  vom  Unternehmer  den  Arbeitern  zur  \'erfügung 
gestellt  werden,  solche  Vorkehrungen  zu  treffen.  Eine  eingehende 
Besprechung  solcher  Einrichtungen  ist  bereits  erfolgt  (vergl.  Handb. 
d.  Hygiene  Bd.  VI,  S.  8.'>). 

Für  manche  Berufsarten  genügt  nicht  die  gewöhnliche  Waschung 
mit  Wasser  und  Seife,  sondern  es  sind  besondere  Mittel  zu  Hilfe 
zu  nehmen,  um  namentlich  die  Hände  von  anhaftenden  schädlichen 
Stollen   zu   befreien.     So   empliehlt   es  sich  z.  B.,  beim  Arbeiten  mit 
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bleihaltigen  Stoffen  ilie  Hände  mit  einer  Lösung  von  neutralem  Wein- 
säuren Ammoniak  tnier  Salmiakgeist  zu  reinigen. 

Um  die  Ueliertrugung  von  schädlichen  Störten  in  die  Wohnung 
des  Arbeiters  und  dumil  auf  die  anderen  Personen  zu  vermeiden,  ist 
es  notwen(Hg,  iu  den  Betrieben,  in  deueu  der  Arbeitsfirozeß  an  sich 
ein  schmutziger  oder  mit  der  Entwickelung  von  giftigem  oder  krank- 
heitserregendem Staub  oder  von  sdiädlichen  (iasen  uud  Däm|ifen  ver- 
bunden ist,  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Arbeiter  nach  Beendigung  der 
Ariteit  die  Kleider  weciiselt.  Die  eigentliche  Arbeitskleidung  kann 
dann  in  ihrer  Form  und  Beschaffenheit  den  besonderen  Arbeits- 
verhältnissen angejjaßt  werden.  Um  die  notwendige  scharfe  Trennung 
der  Arbeitskleidung  von  der  Straßenkleidung  durclizufiihren,  sind 
geeignete  Aus-  und  Ankleideräume  herzustellen,  in  denen  der 
Austausch  der  Kleider  bewirkt  wird;  ferner  müssen  diese  in  ge- 
trennten, womöglich  wenigstens  für  die  Straßenkleidung  verschließ- 
baren Behältern  aufljewahrt  werden  können.  Selbstverständlich  muß 
auch  für  häufige  Reinigung  der  Arbeitskleidung  gesorgt  werden.  In 
manchen  Betrieben  wird  auch  eine  gründliche  Durchlüftung  der 
Kleider  während  des  Nichtgebrauchs  hergestellt,  indem  sie  an  Leinen 
unter  Dachlüftern  hochgezogen  werden, 

Bei  den  schädlichen  Störten,  die  dem  Körper  auch  durch  flen 
Verdauungsapparat  einverleibt  werden  können,  ist  es  notwendig,  auch 
die  Verunreinigung,  der  Eßwaren  durch  diese  Stofl'e  zu  ver- 
hindern, indem  das  Mitbringen  von  Eßwaren  in  die  Arbeitsräume 
verboten  wird,  besondere  Räumlichkeiten  zur  Einnahme  der  Mahl- 
zeiten zur  Verfügung  gestellt  und  die  Arbeiter  angehalten  werden, 
vor  dem  Essen  sich  wenigstens  die  Hände  gründlich  zu  reinigen. 
Eine  grüudliche  Reinhaltung  der  Arbeitsstätten  muß  stets, 
soweit  es  möglich  ist,  bewirkt  und  um  so  häufiger  bewirkt  werden, 
wenn  die  Arbeitsweise  die  Entstehung  von  Staub  uud  Schmutz  ver- 
anlaßt. Zur  Reinhaltung  gehört  nicht  nur  Ausfegen,  Abwi-schen,  Ab- 
waschen, Ausbürsten,  sondern  auch  die  Lüftung  <ler  Arbeitsräume 
(vgl.  S.  584). 

Zur  SicherunggegendieEinatmung  von  Staub  können 
verschiedene  Mittel  angewendet  werden.  Am  wirksamsten  ist  es,  den 
Staub  unmittelbar  an  der  Stelle,  wo  er  entstellt,  abzufangen  und  weg- 
zuleiten. Bei  manchen  Maschinen,  z.  B.  den  Kugelmühlen,  ist  rlie 
Verhinderung  des  Austritts  aus  ihnen  in  die  Luft  des  Arheitsraums 
schon  durch  ihre  dicht  abgeschlossene  Konstruktion  gegeben.  Bei 
anderen  Betriebseinrichtungen,  z.  B.  Zerkleineruugs-,  Misch-,  Sieb-. 
Reinigungsvorrichtungen,  Transportvorrichtungen  für  imlverartige  und 
solche  Störte,  die  Staub  abgeben,  kann  häutig  eine  vollkommene  üm- 
mantelung  der  stauberzeugendeu  Stellen  hergestellt  werden,  so  daß 
kein  Stauli  nach  außen  dringt. 

Um  aber  zu  vermeiden,  daU  durch  Uudichtheiteu,  kleine  Oeff- 
nungeu,  durch  zeitweises  OeHTnen  der  Vorrichtungen  l>ehufs  Zu-  uud 
Abführung  des  Materials  doch  Staub  iu  die  Luft  des  Arbeitsraums 
entweicht,  ist  es  notwendig,  die  feinen  Staubteilchen,  die  von  der 
Luft  aufgenommen  werden,  stetig  zu  entfernen,  was  durch  Absaugen 
der  stauberfüllten  Luft  gewöhnlich  mit  Hilfe  von  Exhaustoreu  geschieht. 
Solche  Entstaubungsanlagen  werden  bei  den  größeren  Mühleu 
für  (fetreide.  Reis,  Zement,  Thomasschlacke,  (ups.  Farbe  usw.  neuer- 
dings fast  durchweg  ausgeführt  und  machen  sich   dann  rasch  bezahlt 
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Kohlensäure  isi 
drüben  (vgl.  Meiss 
Öfen  und  in  den  > 
in  Eisengießereien 
Öfen,     (iasi)lätteisen, 
Wirkung     der     sali 
S  eil  wefel  w  as  si- 
kohlenstoff,   < '^ 
eingehend  bericht- 
Bd.  VIII,  S.  «:  ;■ 
tretenden  sch:i' 
S.  787)  und  W 
ger(Bd.  VIII. 
S.  446)  und  Hi  i^ 
A  n  t  i  m  0  u  V  e  I  1  • 
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d  ii  ni  ])  f  e  S  ii  f 
der   0  neck  - : 
(Bd.  VIII,  S.  I, 
(Bd.  VIII.    S 
S.  761). 

Die  (i.^ 
die  in   vci 
in  den  von 
schütz  herii 
land   ist   du 
Verwenduiij 
Zündhöl/.ci! 
dieses  Vit 
Phosphor 
fährlirlir. 
angewih 
be-seiti. . 
Queck 
(Zinksi, 

Zu 
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Persi. 
seiner 
durch  \' 
fflr  . 
ni:i: 

niji 
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nir 

zu 
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-  !««n>t  III   die  Aj'beitsräinne  em- 

--f(«rinDiiiig  erfolgt  dann  dadurch, 

^  liT  (iurrli  fiewelielilter    getriebcu 

^^k!3\  uud  gesammelt  werden  kann, 

»  Freie  tritt 


■1  die  vollständige  U  m  lu  a  n  t  e- 
II  nicht,  z.  B.  Schleif-,  Polier- 
E.-i  läßt  sich  dann  aber  \iel- 
:  Entsteluuigsstelle   doch  be- 
iimhüllt  und  durch  Absaug- 
iiigende    Stelle    herangeführt 
,   riues  E.\haustors   abgefangen 
hing    ist    bei     verschiedenen 
wenn    diese    in    allen    ihren 
Btf  («dient  werden  muß;  dann  kann 
Blfe  eines  Exhaustors   dadurch  er- 
äug, also  die  Mündung  des  zur 
laiubringenden  Kanals  oder  Rohrs, 
leugende  Stelle  heranbringt.  Hier- 
_^0  fllko   muß   liurch    die  Wirkung   des 
^^  »«rdeu,  der  \om  Arbeitsraum  nach 
Dieser  Luftstroin  muß  so  kräftig 
«ttnimmt;  eine  noch  stärkere  Luft- 
da  sonst  leicht  ein  die  Arbeiter  be- 

gesundheitlich  schädlicher  Luftzug 

ÄJ^rfö'l''^  Luft    kann    in    den    meisten 

.   Fii'ie   gesandt  werden,    da  sie  dort 

-    -liiadigungeu,   auch  gesundheitlicher 

,i^n  Fällen    muß   daher   der  Staub  aus 

^  «rien,   ehe    diese  in    das  Freie  tritt: 

^(»ewebefilter,  Staubkammern,  Wasser- 

^  auw  am  besten  in  das  Freie  entsenden. 
fJUtommen  rein  ist.     Wenn  es  sich  aber 
ugen,  wie  z.  B.  bei  nicht  ummantelter 
dann  wird    die  Herstellung   und    der 
sehr  kostspielig,    weil    im  Winter  die 
Absaugung  zutretende  Menge   frischer 
V-A-h    dem  Vorschlage    von  K.  Möller 
.tcn,  daß  der  größte  Teil  der  gereinigten 
le  zurflckgefiihrt    und    nur    eine  Luft- 
^  Binmen    behndlichen  Zahl   von  Arbeitern 
^j^lhil,  ron  außen  zugeleitet  wird. 

nicht    anbringen,    oder  braucht  der 

den  stauberfülUcn  Räumen   und   an    den 

richtungen  zu  arbeiten,   so   ist  die  Ein- 

von  Respiratoren   zu   schützen,    die 

ben  Wirkung    des  Stauhes   mit  Filtern 

versehen  sind,  welche  die  stauberfüllte 

gCiiOgcnd  reinigen,   oder    die,    wenu    diese 

eiuwandfreic    Luft    nicht   erzielen    kann, 

«OB  Mund  und  Nase  herbeiführen    und  daun 


48 


Arbeitei'schutz. 


593 


einer  Frischhiftzufülirung    von    außen    lier   durch   Sdilaurli   und 

[«ufliiumiie  {Blasehidg.  Kollienpuin|ie)  verseilen  sind. 

Die  Sicher  ung  gegen  die  Kina  t  m  u  ug  von  scliäilliclien 

lasen  und  Dämpfen    wird    im    wesentiiclieu  nach  denselben  Ge- 

iclits|)iiiikten   durchzuführen   sein,    die   bei   der  Sicherung  gegen  das 

Einatmen   von    Staub  erwähnt    worden  sind.     Demnach  wird  je  nach 

er   Möglichkeit   der   praktischen  Durchführung  dichter  Alisehliiß  der 

Btrelfenden  Betriebseinriclitungen,  Entfernung  der  Gase  un<I  Dämpfe 

irch  saugende  Vorkehrungen,  wobei  hier  nicht  nur  Exhaustoren,  son- 

lern  auch  Ah/ugsschlote,  Schornsteine  verwendet  werden  können,  dann 
idlich    Verwendung    von    Resjnratoren  durchzuführen  sein,    die  hier 

meistens    mit   Luftzuführung  zu  versehen  sind,    neuerdings  auch  mit 

Zuführung  von  Öauerstotf  hergestellt  werden. 

Die  neueren  Veror<lnungen  des  Bundesrats  über  die  zur 

Verhütung  von  (Jewerbekrankheiten  zu  ergreifenden  Maßnahmen  be- 

tretl'eu 

Anlagen  zur  Anfertipine  von  Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weißem  Phonphor, 

vom  8.  Jiiü  ISi«,  R.(i.Bl.  ]8l>3  S.  209—212  ^vgl.  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1903, 

R.G.B1.  I!i03  S.  217); 
die  zur  Anfertiirung  von  Zigarren  bestimmten  Anlagen,  vom  8.  Juli  1893,  R.G.B1. 1803 

S.  2 18-220; 
Anlagen  zur  Herstellung  von  Alkali-Chromaten,  vom  2.  Februar  1897,  RG.Bl.  1897 

S.  II  — 1-t; 
Buchdruckereien  und  Scliriftt'ießeTeien,  vom  31.  Juli  1897,  R.G.B1. 1897  S.  614— 617; 
Anlft^<'n  TMT  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei  oder  Bieiverbindungen, 

v..in  11.  Mai  IS'JS,  R.G.BL  1S98  S.  ]7(>-180; 
Rüßhaariipinnereien,    Haar-    und    Borstenzurichtereiea    sowie    Bürsten-    und    Pinsel- 

machereieii,  vom  22.  Oktober  1902,  R.G.B1.  UK)2  8.  209-274; 
Anlagen,    in    denen  Thoroiis.ichlackc    gemahlen    oder  Thomasschlackonmehl    gelagert 

wird,  vom  25.  April  1899,  R.U.Bl.  189i)  S.  267—270; 
Zinkhütten,   vom  iJ.  Folmiar  1900,   R.G.B1.   190U   S.  32-36   und   vom   5.  Juli  1901, 

RG.Bl.  1901  S.  26J  ; 
Anlagen   zur  Vulkanisierung   von  Gummiwaren,  vom   1.  März   19CG,   R.G,B1,   1902 

t<.  r)9--63; 
Steinbrüdie  und  Steinhauereien  (Steinmetzbetriebe),   vom   20.   März    1902,  R.G.BL 

1902  S.  78—80; 
Anlagen   zur  HerBtellung  von  Bleifarben  und  anderen  Bleiprodukten,  vom  26.  Mai 

V.m,  R.G.B1.  1903  ö.  225-232. 


Für  die  nachfolgend  genannten  Betriebe  hat  der  Bundesrat  durch 
Verordnung  auf  Grund  des  §  13"Ja  der  Reichs -Gewerbeordnung 
Beschränkungen  der  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  für  bestimmte  Ai'beiten  festgesetzt, 
und  zwar: 

a)  für  Arbeiterinnen  in 
Drahtziehereien  mit  Wasscrbftrieb,   vom  11.  März  1892,   R.G.Bl.  1892  S.  324—325; 
Walz-  und  Hammerwerken,  vom  27.  Mai  1902,  R.G.Bl.  l!Kt2  S.  170—173; 
den    zur  Anfertigung  von  ZigaiTen  bestimuiteii  Anlagen  vom  8.  Juli  1893,  R.G.B1. 

1893  8.  218—220  und  vom  24.  Anril  l',m,  R.(J.B1.  V.m  S.  201; 
Anlagen  zur  Herateilung  von  Alkali-Chromateu,  vom  2.  Februar  18J17,  R.G.Bl.  18Ö7 

S.  11  —  14; 
Anlagen  zur  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei-  oder  Bleiverblndungon, 

vom  11.  Mai  1808.  R.G.Bl.  1S98  8.  176-180; 
Anlagen,    in  denen    Thomasschlncke   gemalilen    oder  Thomasschlackenraehl   gelagert 

wird,  vom  2.'}.  April  lö!)9,  R.G.Bl.  1890  8.  267—270; 
Zinkhütten,  vom  6.  Februar  1900,  R.G.Bl.  IWM  8.  32—36; 
Werkstätten  mit  Motorbetrieb,  vom  13.  Juli  1900,  RG.Bl.  1900  8.  566-571; 
Zichorien fabriken  und  den  zur  Herstellung  von  Zichorie  dienenden  Werkstätten  mit 

Motorbelrieb,  vom  31.  Januar  1902,  R.G.BL  1902  8.  42; 

Hudbocli  der  Bjrtlaie.    Sappl.-Bd.  IV.  38 
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Glashütten,  (ilaaschleifereien  und  Glasbeizereien  sowie  Saadbläsereien,  vom  5.  Mära 

1902,  R.G.Bl.  IWÜ  ö.  Iß— 71  ; 
Robzuckerfnhriken,  ZiK'kcrraffiiiericn  und  MelaKseeotzuckerungsangtalleo,  Toaiö.  Mäiz 

Kta>,  R.G.ni.  VMr2  S.  72; 
Steinliriichen  und  Slcinhaucreicn  (Steinmetzbctrieben),   vom   20.  März  1602,   R.6.BL 

UKÜ  S.  7S-  SO; 
Anlagen  /mt  Heri<tellun^  von  Rleifarben   und  anderen  Bleiprodukten,  vom  26.  Miu 

lf«)3,  R.CJ.B1.  1!K)3  S.  225—232; 
Ziegeleien,  vom  15.  November  1903,  R.G.Bl.  1903  8.  286-287; 

b)  für  jiigeiulliclie  Arbeiter  in  _ 

Drahtziehereien  mit  Wns^erbetrieb,  vom    11.  März  1892,  R.G.BL  1892  8.  324— 3Ö5; 
Walz-  und  Hammerwerken,  vom  27.  Mai  i;iC<2,  R.G.Bl.  19(r2  S.  170—173: 
Hochelriiuinen  und  dergleichen,   vom  2'J.  April  1892,  R.G.B1.  1892  S.  604  und  vom 

24.  .luni  lilfri,  R.G.Bl.  KMr2  f<.  23K; 
den  zur  .Anfcniguiii;  von  /ijriirreii  bestimmten  Anlagen,  vom  8.  Juli  1893,  R.G.Bl.  1693 

S.  21S— 221)  und  vi.m  21.  Anril  l'.tiO,  R.G.Bl.  1Ü03  !?.  201  ; 
Anlagen  zur  Heri-lclluni,;  von  Alkali-Ghromaten,  vom  2.  Februar  1897,  R.GBl.  1897 

ö.  11-14; 
Anlagen  zur  Hcr»tellung  elektriseher  Akkuundatoren  aus  Blei-  oder  Bleiverbindunges. 

vom  U.  Mai  18ii.s,  R.G.Bl.  1S1.KS  S.  17U-180; 
Anlaeen,   in    ilenen  Thoma«f.c'hIacke  gemahlen   oder  Thomasschlaekenmehl   geljigeTt 

ivird,  vom  2:>.  April  l«iit,  R.tJ.Bl.  IS99  S.  267—270; 
Zinkhütten,  vom  fi.  Pebniar  IKK},  R.G.BI.  1900  S.  32—36; 
Werksliitten  mit  Mororlietneh,  vom  13.  Juli  1»X1,  R.G.Bl.  1900  8.  .56«— 571  : 
Ziehoriefifftlirikcu    und    den    zur  Heritellung    von    Zichorie   dienenden    Werkstätten 

mit  .Motorbetrtel.,  vom  31.  .Inniinr  HH)2,  R.G.Bl.  11K)2  8.  42; 
Glashütten.  Glassehleifircieii  und  Gla.obeizereifn  sowie  Saudbläaereien,  vom  5.  Mära 

1902,  R.G.lil.  KKC  Ö.  65-71; 

Rcihzui'kerfabriken,  ZuekerrafJinerien  und  Melasseentzuckeningsanstalten,  vom  5.  März 

liM»2,  R.G.B1.  1902  S.  72; 
Steinbrüchen  und  öteinhauereien  (SteinmetJEbetrieben),   vom  20.  MSrz  1902,  R.GJBL 

1902  S.  78-80. 
Betrieben   zur  Bearbcitiuig  von  Faseratoffen,  Tierhaaren,    Abfällen    odor    Lumpen 

vom  27.  Februar  1903,  R.G.B1.  1903  S.  39—40; 
Anlagen   zur  Herstellung  von  Bleifarben   und  anderen  Bleiprodukten,  vom  26.  5I«i 

1903,  R.G.Bl.  1903  S.  225-232; 

Ziegeleien,  vom  15.  November  1903,  R.G.B1.  1903  S.  286—287. 

L a nd e :< b e h ö  r  «1 1  i c h e  Verordnungen,  durch  welche  zur 
Sjflierung  der  gesiindhfitlichen  Verhältnisse  für  gewisse  Betriebs- 
arten Vorschriften  gegeben  wurden,  sind  in  der  vom  Reichsamt  des 
Innern  lierausgegebeuen  Sammlung  '■'  mitgeteilt  und  zwar  für  gewerb- 
liche Anlagen  überhaupt  (l>s97  S.  2,  4,  11)02  S.  2),  Anstalten  zum 
Schleifen,  Polieren  und  Putzen  von  Metallwaren  (18i)7  S.  22,  1!H,)2  S.  10). 
Nühnadelscldeifereien  (ls!(7  S.  24),  Anstalten  zum  Versilbern  und 
zum  Vergolden  (isit?  S.  22).  Metallbrenncreien  (ISÜT  S.  24),  Ziegeleien 
(18117  S.  18,  20),  Hüttenwesen  (liK)2S.  li),  Achatschleifereien  (l'.H>2S.  8). 
Schiefergrirtelfubrikationen  (l',K>2  S.  10),  Töpfereien  (181>7  S.22),  Spiegel- 
fabrikatioQ  (lsii7  S.  22),  Arsenikfabriken  (181>7  S.  26).  Anilinfarben- 
fabriken (1K!I7  S.  2(;).  Ilrikettfabriken  (1X1*7  S.  12),  Gerbereien  (1897 
S.  28,  yo,  li»02  S.  12),  Anlagen  zur  \'erarbeitung  von  Tierhaaren 
(1897  S.  32,  ?A),  Mineralwasserfabriken  (ISH?  S.  34),  Packereien  (llt02 
S.  12  bis  18).  Peschriuikungen  in  der  Beschäftigung  von  .Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  .sind  bestimmt  in  den  ebenfalls  in  der  ge- 
naiinli.'u  Sanmilung  nntgeteilten  landesbehördlicben  \'crordtuingen  und 
zwar  für  Arbeiterinnen  in  Steinbrüchen  und  (jräbereieu  (18!'7  S.  1Hi. 
für  jugendliche  Arbeiterinnen  in  gewerblichen  Anlagen  überhaupt 
(11M_)2  S.  2),  in  Steinbrüchen  und  Gräbereien  (1897  S,  12,  14,  18)  und 
in  Anlagen  zur  Verarbeitung  von  Tierhaaren  (1897  S.  32). 

SO 
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c)  BegreuzuDg  der  Arbeitszeit. 
Die   übermäßige   Ausnutzung   fler   Arbeitskraft   durcii  zu  lange 
dauernde   Arbeitszeit    muß   nüti^'cufalls  auf  gesetzlirliciii  Wege 


verhindert  werden  und  zwar  niclit  nur,  wie  scliou  lietoiif  worden  ist 
(vgl.  S.  .^H()),  wegen  der  durcli  übermäßige  kürjiei'lidie  Anstrengung 
eintretenden  ticsundheitsschildigungen.  sondern  uucli  in  Verf(dgung 
der  auf  die  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  und  der  sittliehea 
Lebensführung  gerichteten  Bestrebungen.  Für  die  Festsetzung  der 
Dauer  der  Arbeitszeit,  der  Zahl  la  lul  L  ä  n  g  e  d  e  r  A  r  b  e  i  t  s  - 
ji  a  u  s  e  n ,  der  Einschränkung  der  Nacht-  und  Sonntags- 
arlteit  wird  seUistverständlicli  die  Art  des  Betriebes,  seine  fiesnnd- 
Leits-  und  L'nfallgefiüirlichkcit  maßgebend  sein.  Die  häutig  geforderte 
Festsetzung  eines  Normal- Arbei  tslages  wird  daher  vernünftiger- 
weise nur  dahin  erfolgen  können,  daß  für  verschiedene  Industriezweige 
und  Uetriebsverhältnisse  verschiedene  M  a  x  i  ui  a  1-A  r  b  e  i  t s  t  a  g  e  (s  a  n  i  - 
t  ä  r  e  r  JLa  x  i  m  a  1  -  A  r  b  e  i  t  s  t a g)  bestimmt  werden.  (Lieber  die  Ar- 
beitsdauer im  allgemeinen  vgl.  Roth,  Ilaudb.  der  Hygiene,  herausg. 
von  Th.  Weyi,  'Bd.  VIIL  S.  26,  der  Arbeitszeit  im  Bergbau  vgl. 
Meissner,  ebendas.,  Bd.  VIU,  S.  24;i}. 

Da  Arbeiterinnen,  jugendliche  Arbeiter  und  Kinder 
nanientliidi  in  ihrer  Gesundheit  und  körperlichen  Entwickelung  durch 
übermäßige  Arbeitszeit  mehr  gesciiädigt  werden  als  erwachsene  Ar- 
beiter, so  wird  die  Regelung  der  Arbeitszeit  hierauf  besondere  Rück- 
sicbl  neiimcn  müssen.  (\'gl.  auch  Blulini,  Jlandli.  der  Hygiene, 
herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIH,  S.  7Ü ;  besonders  für  die  Bescliäf- 
tigung  im  Bergbau  Meissner,  ebendas.,  Bd.  VIII,  S.  244.) 

Die  R.(j.O.  besagt  in  S  12rte.  daß  durch  Beschluß  des  Bundes- 
rats für  solche  (iewerbe,  in  welchen  durch  übermäßige  Dauer  der 
täglichen  Arbeitszeit  die  (iesundhcit  der  Arbeiter  gefährdet  wird, 
Dauer,  Beginn  und  Ende  der  zulässigen  täglichen  Arbeitszeit  und  der 
zu  gewährenden  Pausen  vorgeschrieben  und  die  zur  Durchführung 
dieser  Vorsciiriften  erforderlichen  Anordnungen  erlassen  werden 
können.  Um  für  solche  Verordnungen  die  (Grundlage  zu  schatten, 
sind  wiederholt  die  staatlichen  (lewerbeaufsichtsbeamten  zu  Unter- 
suchungen ü  b(!r  die  Arbei  tszeiten  in  den  verschiedenen 
Gewerben  veranlaßt  worden.  Solche  Untersuchungen  hat  ferner 
die  Reicliskom  mission  für  A  rb  ei  terstati  st  ik  und  nach  Auf- 
lösung dieser  Kommission  die  Ulf>2  an  ihre  Stelle  getretene,  im 
Kaiserlichen  Statistischen  Amt  eingerichtete,  von  einem  Beirat  unter- 
stützte Abteilung  für  Arbeiter  Statistik  ausgeführt. 

Bis  Anfang  IIKU  hat  der  Bundesrat  Bekanntmachungen  über  die 
Arbeitszeit  und  Ruhezeit  erlassen  für 


Iläekoreicii  und  Kon.litoreien,  vom  4.  Man:  1«H},  R.G.BL»)  1896  S.  55—57; 
Anlagen  zur  lltrcitcllung  elektrifiolier  Akkuniiiiatoren  auü  IJlei  oder  Bleiverbindungen, 

vom  Jl.  .Mai  IH'JS,  R.G.BI.  ISÜS  8.  I7U— ]H); 
Getreidemühlen,  vom  2H.  April  1899,  R.G.BI.  1«)9  S.  273  und  vom  15,  Novbr,  1903, 

R.O.Bl.  VMi  H.  2S1; 
AnIngen,   in    denen   Thotna-süchlacke   gemahlen   oder  Thomassehlnckenniekl  gelaeert 

wird,   vom  "iö.  April  18Ü0,  R.U.B1,  18U9  .'i^.  267—270  und  vom  15.  Novbr.  1903, 

R.G.B1.  wm  S.  2SS; 
Gast-  und  Öchankwirtschaften,  vom  23,  Januar  1902,  R,G.B1.  1902  8.  33—34; 


•)  R.G.BI,  Abkür/uiig  für  Reichs-Gcsetzblatt". 
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Anlageu   zur  VullutuLsierung  von  Gummiwaren,   rom   1.  Marx  1OO0,  K.U.BI.  II 

s.  ->'.)-m; 

Steinbrüche   und   Steinhauereien   (Steinmetzbetriebe),   vom   20.   März  19ft?,   B.GJSL 

l'.H.r2  8.  TS -80: 
Anlagen  zur  HpTHtellung  von  Bleifar)>en    und   anderen  Bleiprodukten.   rom  26k  Mii     _ 

1003,  R.O.B1.  1903  S.  225-232.  ■ 

Die  Ruhezeit  der  Gehilfen,  Lehrlinge  uinl  Arbeiter  in  offenen 
Verkaufsstellen  wurde  durch  eine  Abänderung  der  R.G.O.  vom 
30.  Juni  liMH)  geregelt,  wodurch  im  allgemeinen  der  Neunuhrladen- 
schlulS  eingeführt  worden  ist  (\'erordnungen  des  Bundesrates  hierzu 
vom  2ö.  Januar  l<H»i>,  R.G.Bl.  Ui02  S,  3s). 

Durch  lantle.-.iii>li/eilichc  Verordnungen  ist  weiter  für  verschiedene 
Betriebsarten   eine   Beschränkung   der  Arbeitszeit  eingeführt  worden. 

Für  die  Regelung  der  Beschäftigungszeit  von  Arbeite- 
rin iie  n  ist  auch  noch  zu  lieachteu,  daß  ihnen  erforderlichen  Falls  noch 
Zeit  gegeben  wird,  ihr  Hauswesen  zu  besorgen.  Bei  Wöchnerinnen 
ist  ferner  dafür  zu  sorgen,  daß  sie  nicht  durch  eine  zu  frühe  Wieder- 
aufnahme der  Arbeit  gefährdet  werdeu.  Die  R.G.O.  bestimmt  in  §  137 
nun  folgendes: 

..Arbeiterinnen  dürfen  iu  Fabriken  nicht  in  der  Nachtzeit  von 
8Vj  Ulir  abends  bis  5V|  Uhr  morgen»  und  am  Sonnabend  sowie  an 
Vorabenden  der  Festtage  nicht  nach  5'/j  Uhr  nachmittags  beschäftigt 
werden. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinneu  über  16  Jahre  darf  die  Dauer 
von  1 1  Stunden  täglich,  an  den  Vorabenden  der  Sonn-  und  Festtage  von 
1(1  Stunden,  nicht  überschreiten. 

Zwischen  den  Arbeitsstunden  muß  den  Arbeiterinnen  eine  mindestens 
einstündige  Mittagspause  gewährt  werden. 

Arbeiterinnen  über  IG  .lahre,  welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen 
haben,  sind  auf  ihren  Antrag  eiue  halbe  Stunde  vor  der  Mittagspatise 
zu  entlassen,  sofern  die.se  nicht   mindestens   1  '  /j   Stunde  beträgt. 

Wöchnerinnen  dürfen  während  4  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft 
überhiiujjt  nicht  und  während  der  folgenden  2  Wochen  nur  beschäftigt 
werden,  wenn  das  Zeugnis  eines  approbierten  Arztes  dies  für  zul&ssig 
erklärt." 

Ausnahmen  von  den  in  den  vier  ersten  Sätzen  ausgesprochenen 
Bestimmungen  können  nach  Jj  KJSa  und  l^i)  sowie  Artikel  13  des 
Gesetzes  vom  :5(i.  Juni  liNKi.  '<  i;i<K>  S.  321,  rlurch  die  unteren  und 
oberen  Verualtiingslieliörden  und  den  Reichskanzler  innerhalb  der  in 
diesen  Paragraphen  angegehenen  (Jrenzeu  zugelassen  werden.  Strengere 
Bestimmungen  ütier  die  Boscliä  f  t  iguugszei  t  der  Arbeiter- 
innen sind  vom  Bundesrat  auf  (iruud  des  §  120e  der  R.G.O.  er- 
lassen worden  und  zwar  für 

St«inkolileubcrgwerke,  Ziuk-  und  Bleierzbcrgwerke  und  für  Kokereien  im  R^ierung»- 
bezirk  Onneln,  vom  24.  März  ISiß,  ItO.Bl.  1892  S.  331—334,  vom  11.  M&t 
1897,  R.Ct.B1.  18{t7  8.  25  uud  vom    20.  März  1902,  R.(J.B1.  1902  8.  77; 

Meiereien  (Molkereien)  und  Betriebe  zur  SterUisierung  der  Milch,  vom  17.  Juli  1895, 
H.G.BI.  1S95  S.  420; 

Konservenfabriken,  vom  11.  März  1898,  R.G.Bl.  1898  S.  35—30; 

Werkstätten  mit  .Mottirbetrieb,  vom  13.  Juü  1900,  R.G.Bl.  1900  S.  566—671; 

Gast-  und  Scbimkwirischaften,  vom  23.  Januar  \<Mt2,  R.G.B1.  1902  8.  33—34. 

Sehr    eingehend    ist   die    gewerbliche    Nachtarbeit    der' 
Frauen  in  den  von  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen 
Arbeiterschutz   herausgegebenen   Berichten'"  behandelt,    welche   den 
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Vinfani:.'  und  die  gesetzliche  Regelung  dieser  Nachtarbeit  in  den  ver- 
schiedenen  Kultnistaaten  liesiireclien. 

Die  B  e  s  c  h  ä  1'  t  i  ^  n  n  g  von  Kindern  n  n  d  j  n  •,'  e  n  d  1  i  c  )i  e  n 
Arbeitern  wird  durch  S  13.")  und  1;W  der  R.G.O.  dahin  geregelt, 
daß  Kinder  unter  V.)  Jahren  in  Fatiriken  iiberhau|it  nicht  und  über 
13  Jahre  in  Fabriken  nur  dann  beschäftigt  werden,  wenn  sie  nicht 
mehr  zum  Besuche  der  Volks^-chnle  verpflichtet  sind;  ferner.  dalS  die 
Besdiäftiguiig  von  Kindern  unter  14  Jahren  die  Datier  von  (!  Stunden 
und  von  jungen  Leuten  zwisdien  14  und  W>  Jahren  in  Fabriken  die 
Dauer  von  l(t  Stunden  täglich  nicht  üljersrhreiten  darf  und  dalä  für 
Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeit  und  Zahl  und  Dauer  der  Arbeits- 
jiausen  gewisse  in  §  13(i  angegebene  Bestiiniuuugen  innegehalten 
werden.  (Vgl.  auch  Roth,  Handb.  tler  Hygiene,  herausg.  von  Th. 
Weyl,  Bd.  VIII  S.  3i»,  Seh  ni  id-Mon  nar  d,  in  diesem  Bande 
S.  44!i.  Suck,  ebendas..  S.  4'.i:i).  Durch  tJesetz  vom  ;iil.  März  1SKJ3 
(R.G.BI.  l'.H);j  S.  li;i  —  Ausuabmeliestitnmungen  in  der  \'crordnung 
des  Bundesrats  vom  17.  Dezember  11«):!.  R.ti.I'd.  UHÖ  S.  nVJ  —)  ist 
für  Kinder  unter  13  bez.  12  Jahren  und  über  13  Jahren,  sofern 
sie  noch  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind,  ein  weit- 
gehender Schutz  bestimmt  worden,  indem  die  Beschäftigung  in  zahl- 
reichen gewerblichen  Betrielisarten  entweder  verboten,  oder  wesent- 
lich eingeschräidit  wird. 

F.ine  besondere  Regelung  ist  für  jugendliche  Arbeiter  durch  vom 
Bundesrat  erlassene  Bestimmungen  eingetreten  für 

DnJitziehereipii  mit  Wnsserbctrieb,  vom  11.  .März  1892,  H.G.BI.  1892  S.  324—325; 
BäckeretPD  und  Konditoreien,  vom   i.  März  IStlO,  R.G.BI.  1896  S.  55—57  ; 
GctreiHomühlen,    vom  2(i.  April  ISKi,   R.G.BI.  lÖtK)  S.  273   und  vom  15.  Nov.  1903, 

R.G.BI.  um  S.  287; 
Werkstätten  mit  Motorbetrieb,  vom  13.  Juli  UIOO,  R.G.BI.  lOOO  S.  560—571 ; 
Gast-  und  Sctmnkwirlschaften,  vom  23.  .laniinr  lSt02,  R.G.BI.  liKri,  S.  33—34; 
Anlagen   zur  Vulkanisierung   von   Gumiuiwaren,    vom    1.  März  1902,  R.O.BL    UK)2 

S.  59- Ü3; 
Glashütten,  (UasFchleifereien  und  Glasbeizereien  sowie  Sandbläserden,  vom  5.  März 

ntoi,  K.o.Bi.  nm  s.  es- 7i; 

Wnlz-  und  Hammerwerke,  vom  27.  Mai  1902,  R.G.B1.  1902  B.  170—173; 
Steinkohlenlicrf^werke  in  Preußen,  Baden  und  Elsaß- Lothringen,  vom  24.  März  1903, 
R.G.B1.  10U3  S.  61-64. 


RS 


6.  üeberwachUDg  der  Betriebe. 

Die  Eigenart  der  Forderungen  des  Arbeiterschutzes  erforilert  für 
Beaufsichtigung   der    Betriebe    liesondere    Organe,    durch   deren 
itigkeit  die  Durchführung  der  zahlreichen  gesetzlichen   und   gesetz- 
lich    begründeten    Maßnahmen     gewährleistet     und     nötigenfalls    er- 
zwungen wird. 

Eine  solche  Beaufsichtigung  ist  in  Deutschland  durch  die  staat- 
lich organisierte  Fabrikinspektion  eingeführt  worden,  die 
durch  die  (icwerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom  1.  Juni  1891 
obligatorisch  für  alle  Bundesstaaten  geworden  ist,  indem  in  S  139b 
dieses  fiesetzes  bestimmt  wird,  dali  die  Aufsicht  über  die  Ausführung 
der  Arbeiterschutzbestimniungen  (^  lOöa,  lOäb  Abs.  1.  10f>c  bis  105h. 
12tJa  bis  ll^te.  134  Ids  13iia)  ausschließlich  oder  neben  den  ordentlichen 
Polizeibehörden  besonderen  von  den  Landesregierungen  zu  ernennenden 
Beamten  zu  übertragen  ist.  Seit  Erlaß  dieses  (iesetzes  hat  das  Institut 
dieser   staatlichen   Gewerbeaufsicht   eine   bedeutende  Verstärkung  er- 
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fahren.  Die  Zuständigkeit  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  ist  durch 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  und  durch  Erlasse  und  Anweisungen 
der  vorgesetzten  Behörden  festgelegt. 

Die  Dienstverhältnisse  regelt  in  Preußen  eine  vom  Herrn  Minister 
für   Handel   und    Gewerbe    am    23.  März  1892    erlassene    Dienst- 
anweisung (vgl.  Roth,  Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von  Th. 
Weyl,   Bd.  VIII.   S.  60),   mit    welcher    die    der   anderen    Bundes- 
staaten im  wesentlichen  übereinstimmen.    Die  Zuständigkeit  ist  nicht 
in  allen  Bundesstaaten  dieselbe;   im   allgemeinen   erstreckt  sie  sieh 
auf  Fabriken   und   diejenigen  Gewerbebetriebe,   für  welche  die  g^ 
nannten  Paragraphen  ganz  oder  teilweise  gelten,  also  z.  B.  nicht  auf 
land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebe,  Wein-  und  Gartenbau,  Fischerei, 
Eisenbahnen  als  Verkehrsanstalten  u.  s.  w.    Für  den  Handwerksbetrid) 
und  die  gewerblichen  Nebenbetriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
wird  in  einigen  Bundesstaaten  die  Zuständigkeit  auch   angenommen. 
Die  Bergwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch  b^ 
triebenen  Brüche  und  Gruben  sind  in  fast  allen   Bundesstaaten  do 
Aufsicht    der    Bergbehörden    unterstellt    (vgl.    Meissner,     Handb. 
der  Hygiene,  herausg.  von  Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  238).    Die  Auf- 
sicht über  die  Baubetriebe  wird  in  manchen  Bundesstaaten  auch  voa 
den  Gewerbeaufsichtsbeamten  ausgeübt,  in  den  meisten  anderen  aber 
von  besonderen    Beamten    der  Polizeibehörden  (Baupolizei,  Baaamt 
u.  s.  w.).     Bei   der  Begutachtung  und  Prüfung,  welche  bei  Dampf- 
kesselanlagen   durch    die  Bekanntmachung    des   Reichskanzlers  vom 
5.  August  1890,  durch  die  von  den  verbündeten  Regierungen  vereinbarten 
Bestimmungen  vom  3.  Juli  1890  und  durch  in  den  einzelnen  Staaten 
erlassene  Anweisungen  angeordnet  sind,   sind  die  Gewerbeaufsichts- 
beamten  wesentlich    beteiligt;   neben   ihnen    wirkt   die  Aufsicht  der 
Dampfkesselüberwachungsvereine. 

Der  Stand  am  Ende  des  Jahres  1902  ergibt  folgendes: 


Bunde«- 

< 

Zahl  d.  Autiichta- 
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Den  Gewerbeaufsichtsheamten  stellen  bei  Ausiibunp  der  Aufsicht 
die  amtlichen  Hefiignisse  der  OrtsjKiliztii  be  lulrden  zu, 
die  den  ersteren  aucli  die  erforderliclie  UnterstiltzniiR  zu  leisten  und 
welche  ferner  auf  Antrag  der  ersteren  eine  die  Abstellung  der  vor- 
gefundenen Mängel  veranlassende  oder  die  Ahndung  von  Ucber- 
tretungen  festsetzende  Verfügung  zu  erlassen  haben.  Das  Verfahren 
bei  der  DurchfOhnnig  solcher  polizeilichen  Verfügungen  ist 
durcli  die  Landesgesetzc  geregelt,  (legen  die  Verfügung  ist  die  Be- 
schwerde bei  der  hrdreren  \'erwaltungsbehörde  und  gegebenen  Falls 
bei  iler  Landes-Zentralbehörde  zulässig. 

In  manchen  Fällen  ist  es  zweckmäßig,  daß  bei  der  üeurteilung 
der  lietriebsverhältnisse  auch  ein  Arzt  zugezogen  wird.  Die  (iewerbe- 
anfsichtsbeamten  sind  daher  in  fast  allen  Bundesstaaten  durch  ihre 
Dienstanweisung  darauf  hingewiesen,  sich  mit  den  gesundheitsjioüzei- 
lielien  Beamten  {Kreisjdiysikus,  Amtsarzt  u.  dergl.)  ins  Einvernehmen 
zu  setzen,  wenn  es  sich  um  Fragen  handelt,  die  deren  anitliclien 
Wirkungskreis  berühren,  oder  wenn  deren  Zuziehnug  bei  Revi.sionen 
erforderlich  scheint  (vergl.  Roth,  Ilandb.  d.  Iljgiene,  herausg.  von 
Th.  Weyl,  Bd.  VIII,  S.  47).  In  gleicher  Weise  ist  in  geeigneten 
Fällen  ein  Zusammenwirken  mit  den  Beamten  der  Bau-  und  Feuer- 
liolizei  herbeizuführen. 

Neuerdings  sind,  wie  die  obige  Tabelle  zeigt,  in  Deutschland, 
dem  Beispiele  von  Frankreich  und  England  folgend,  auch  weib- 
liche Personen  bei  der  Gewerbeaufsicht  zur  \'erwendung  ge- 
kommen. Zurzeit  (Ende  1903)  sind  in  Preußen  4,  in  Bayern  und 
Württemberg  je  2  Beamtinnen  und  in  Baden,  Hessen,  Sachsen-Weimar, 
Sachsen-Alteuburg,  Sachsen-Coburg,  Reuß  j.  L.,  Hamburg  und  Bremen 
ist  je  eine  Beamtin  angestellt.  In  Sachsen  werden  4  weibliche  Ver- 
trauenspersonen beschäftigt,  die  aber  keine  Revisionen  vornehmen 
dürfen. 

Speziell  für  die  Unfallverhütung  ist  noch  eine  andere  Beauf- 
sichtigung der  Betriebe  geschaffen  worden.  Wie  schon  erwälint, 
haben  die  zur  Durchführung  der  Unfallversicherungsgesetze  ge- 
Idldcten  Ausf  üh  r  ungsbehörden  und  Berufsge  n  ossen- 
schafteu  das  Recht,  U  nfal  Iverhütu  ngs  Vorschrift  en  zu 
erlas.sen,  und  sind  sie  zur  Durchführung  dieser  Vorschriften  ver- 
pHichtet.  Diese  Durchführung  aber  erfordert  unbedingt  eine  Ueber- 
wachung  der  Betrielie.  Es  sind  nun  nach  dem  Wortlaut  der  Unfall- 
versicherungsgesetze  die  Berufsgenossenschaften  befugt,  „durch 
technische  Aufsichtsbeamte  die  Befolgung  der  zur  Verhütung 
von  Unfällen  erlassenen  Vorschriften  zu  überwachen".  Die  Berufs- 
genossenschaften sind  also  allerdings  nicht  zur  Anstellung  solcher 
technischen  Beamten  verptlichtet,  sondern  könnten  die  Uelterwachung 
auch  in  anderer  Weise  vornehmen.  Die  praktische  Durchführung  hat 
aber  ergeben,  daß  jede  andere  Art  der  Ueberwachung,  wie  sie  z.  B. 
durch  Vertrauensmänner  versucht  wurde,  ungenügend  und 
wirkungslos  ist.  Es  muß  demnach  als  unbeilingt  notwendig  für  eine 
erfolgreiche  Durchführung  der  Unfallverhütungsniallnahmen  angesehen 
werden,  daß  die  Berufsgenossenschaften  die  Ueberwachung  der  Be- 
triebe durch  Beamte  ausführen  lassen,  welche  technische  Vorbildung 
und  zwar  möglichst  für  die  in  der  betreffenden  Berufsgenossenschaft 
vereinigten  besonderen  Betriehsgruppen  besitzen.  Ende  des  Jahres 
1S:*<_)3  waren  von  5tj  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  217  Beamte 
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der  bezeichneten  Art  angestellt,  lieber  die  Tätigkeit  <lieser  liearat 
geben  im  allgemeinen  iinr  die  Verwaltnugsberichte  der  Berufs- 
gennssensciiaften  Ausknnf't.  Berichte  aus  einzelnen  Herufsgenossen- 
gcliafteu   sind  auch  in  Zeitschriften  *"•   ^*  verötientlicht  worden  (vgl.  " 


I 

I 


III.  Sicherung  der  SIttllclikelt,  der  !;eIstls;on  Woltcrblldunp 
und  des  Familienlebens. 

1.  Einschränkung  der  Arbeitszeit  und  der  Nachtarbeit''-*. 

Eine  Begrenzung  der  täglichen  Arbeitszeit  und  eine 
Beschränk  11  ng  oder  in  gewissen  Fällen  das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit ist  nicht  nur  im  Interesse  des  gesundheitlichen  Schutzes  der 
Arbeiter  notwendig,  sondern  auch  um  dem  Arbeiter  genügend  freie 
Zeit  zur  I'Hege  des  Familienlebens  und  damit  der  Sittlichkeit,  sowie 
zur  Forderung  seiner  geistigen  Weiterbildung  zu  verschatfen.  Weib- 
liche Ariieiterinnen,  namentlich  verheiratete,  wenlen  durch  die  Fabrik- 
arheit  der  Pflege  der  Häuslichkeit  und  des  Familiensinns  entfremdet. 
Jugendliche  Arbeiter  werden  durch  lange  Arbeitsdauer  von  tler  Weiter- 
bildung in  Schulen  u.  s.  w.  nicht  nur  unmittelbar  abgehalten,  sondern 
auch  infolge  des  Kraftverbraucbs  bei  der  Arbeit  für  geistige  Interessen 
aligestumpft.  In  welchem  Maße  die  (Jesetzgebung  diesen  Mißstüuden 
abgeholfen  hat,  ist  bereits  erwähnt  worden. 

2.  Sonn-  und  Feiertagsruhe  K 

ürflnde  verschiedenster  und  fast  allgemein  anerkannter  An 
spreclien  dafili-,  daß  dem  Arbeiter  die  Sonntagsruhe  gesichert  wird. 
Die  Rücksicht  auf  Erhaltung  der  Gesundheit.  Arbeitskraft  und  Arbeits- 
freudigkeit, auf  I'tlege  des  Familien-  und  geistigen  Lebens,  Befriedigung 
des  religiösen  Bedürfnisses  erfordert,  daß  den  Tagen  der  Arbeit  ein 
arbeitsfreier  Tag  folgt.  Wenn  daher  die  Gesetzgebung  mit  Recht  das 
Verbot  der  Sonntagsarbeit  als  Kegel  ausgesprochen  hat,  so 
mußte  sie  andererseits  aber  auch  zahlreiche  Ausnahmen  zulassen, 
deren  Feststellung  im  einzelnen  meist  sehr  schwierig  ist 

Die  Reichsgewerbeoninung  behandelt  in  §  41a,  55a,  105a  bis 
10.")i,  l.'>4  und  lji4a  die  Sonntagsruhe  im  Gewerbe,  bestimmt  ihr 
Mindestmaß,  enthält  Angaben  über  Ausnahmen  und  Erweiterungen 
und  über  die  Bchürden,  welche  solche  Abweichungen  gestatten  oder 
festsetzen  können  (vergt.  Roth,  Handb.  der  Hygiene,  herausg.  von 
Tb.  Weyl,  Bd.  VIII,'  S.  40).  Für  jugendUche  Arbeiter  bestimmt 
§  lS(i,  daß  diese  an  Sonn-  und  Festtagen  und  den  für  Relipionsunter- 
riclit  bestimmten  Stunden  nicht  beschäi'tigt  werden  dürfen;  Ausnahmen 
hierfür  können  nach  ij  13SI  und  139a  von  den  dort  genannten  Be-  M 
hörden  zugelassen  werden.  V 

Eine  genaue  Angabe  von  Ausnahmen  enthalten  Bekannt' 
machungen  des  Bundesrats  aus  den  Jahren  1895  bis  IHUit. 

Zur  einheitlichen  Regelung  der  Ausnahmen  hat  ferner 
der  Bundesrat  eine  Bekanntmachung  vom  3.  April  11X)1,  "  19C>1  S.  117, 
erlassen,  nach  welcher  die  bisher  gestatteten  Ausnahmen  grundsätz- 
lich nicht  überschritten,  für  Ersatzruhetage  Vorsorge  getroffen  und 
über  die  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  Register  geführt  werden  sollen. 
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Außerdem    bestehen   noch  Anordnungen    iler  Landes-Zentralbehörden 
und  Potizeiverordn Unheil. 

Das  Verbot  der  Keschiiftigunjj:  von  Kindern  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen wird  durch  das  bereits  eiwiüinte  Gesetz  vom  o(t.  März  1003 
bestimmt. 

8.   Besondere    Maßnahm  en    zur    Aufrechterhaltung    der    guten    Sitten 

und  des  Anstandes  -. 

Die  Beschäftigung  niiinnUclier  und  weibheher  Arbeiter  an  gleichem 
Ort  und  bei  der  gleichen  Verrichtung  liann  unter  Umstünden  zu  einer 
Gefährdung  der  Sittlichkeit  führen,  ebenso  auch  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  bei  der  Herstellung 
gewisser  (iegenstände. 

Es  wird  daher  in  §  12t)b  und  120c  der  Reichsgewerbeordnuug 
folgendes  bestimmt: 

„Die  Gewerheuiiteriiehmer  sind  verpflichtet,  diejenigen  Einrichtungen 
8U  treffen  und  zu  unterhalten  und  diejenigen  Vorschriften  über  das  Ver- 
halten der  Arbeiter  im  Betriebe  zu  erlassen,  welche  erforderlich  sind, 
tun  die  Aufrecbterbaltitng  der  guten  Sitten  und  des  Anstandes  zu  sichern. 

Insbesondere  muß,  soweit  es  die  Natur  des  Betriebes  zulaßt,  bei  der 
Arbeit  die  Trennung  der  Geschlechter  durchgeführt  werden,  aofem  nicht 
die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und  des  Anstandes  diu-ch  die 
Einrichtung  des  Betriebes  ohnehin  gesichert  ist. 

In  Anlagen,  deren  Betrieb  es  mit  sich  bringt,  daß  die  Arbeiter  sich 
umkleiden  und  nach  der  Arbeit  sich  reinigen,  mtlssen  ausreichende,  nach 
Gesehlechteru  getrennte  Ankleide-  und  Waschräume  vorhanden  sein. 

Die  Bedürfnisanstalten  müssen  so  eingerichtet  sein,  daß  sie  für  die 
Zahl  der  Arbeiter  ausreichen,  daß  den  Anforderungen  der  Gesundheits- 
pflege entsprochen  wird  und  daß  ihre  Benutzung  ohne  Verletzung  von 
Sitte  und  Anstand  erfolgen  kann.'' 

„Gewerbeunternehnier,  welche  .Arbeiter  unter  18  Jahren  beschäftigen, 
sind  verpflichtet,  bei  der  Einrichtung  der  Betriebsstätte  und  bei  der 
Regelung  des  Betriebes  diejenigen  besonderen  Rücksichten  auf  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  zu  nehmen,  welche  durch  das  Alter  dieser  Arbeiter 
1  geboten  sind." 

Auf  Grund   des  S  12()e  der   Gewerbeordnung  für   das   Deutsche 

Reich  hat  dann  tier  Bundesrat  am  :^0.  Januar  llNi:«  Bestimmungen  über 

[die  Beschäftigung  von  Arbeitern  unter  IH  Jahren    und  Arbeiterinnen 

bei  Herstellung  von  Präservativs,   Sicherheitspessarien,   Suspensorien 

u.  dergl.  erlassen  (R.G.Bl.  liHi;i  S.  :$  und  123). 

Das  Waschen  und  Umkleiden  vor  den  Mahlzeiten  und  dem  Schluß 
der  i\jbeit  ist  im  Interesse  der  Verhütung  von  Gewerbekrankheiten 
bei  der  Verarbeitung  schädlicher  Stoffe  nötig  und  daher  vorgeschrieben 
(vergl.  S.  öfK));  ihinu  aber  siml  diese  Ankleide-  und  Wasch- 
räume nach  Geschlechtern  getrennt  anzulegen. 

Für  die  Zahl  der  in  einem  Iktrieb  anzuordnenden  Bedürfnis- 
anstalten ist  eine  Bestimmung  nicht  getroffen;  im  allgemeinen 
wird  es  genügen,  wenn  für  je  2;"»  Arbeiter  mindestens  ein  Abort  vor- 
handen ist. 

4.    Fürsorge  für  Kinder  und  jugendliche  Personen  '". 

Eine  Fürsorge  für  die  Kinder  von  Arbeitern  winl  von  manchen 
Unternehmern  unmittelbar  dadurch  ausgeübt,  daß  sie  Krippen  und 
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Kinderhorte  in  Verbindung  mit  dem  Faltrikbetrieli  eingerirlifet 
Iiaiien.  in  denen  <lie  Kinder,  wälirend  die  Eltern  in  der  Fabrii»  tätig 
sind,  untergehnidit  weiden  kniinen.  (ileiclieni  Zwecke  dienen  die  von 
verschiedenen  Arlieitgebern  geschatt'enen  K  i  ii  d  e  r  b  e  w  ah r  a  n  s  t  a  1 1  e n 
nnd  K  in<lergärten.  Znr  längeren  Unterbringung  der  Kinder  von 
Fabrikangeliörigen.  z.  B.  in»  Fall  der  Erkrankung  der  Eltern,  dienen 
Kinderheime.  Vgl.  in  diesem  Bande:  Finkeiste  in  S.  38J1, 
Schmid-Monnard  S.  -U^K  Suok  S.  4f)l. 

Viele  Arlieitgeher  sorgen  andi  für  die  Ausbildung  der  Kinder 
ihrer  Ari»eiter  und  der  Lehrlinge  und  jugendlichen  Arbeiter  durch 
Einrichtung  und  Unterlialtuug  von  Fabrikschulen,  Hand- 
fertig keits  Unterricht.  Sonntagsschulen,  Anstalten  zur 
hauswirtschaftlichen  Unterweisung  von  Mädchen.  Fortbildungs- 
schulen, Fachschule  n. 

ii  120  der  Reichs-dewerbeordnung  enthält  Bestimmungen  Aber 
die  Ver])t!ichtuug  des  (Tewcrbeunternehniers,  seinen  Arlieitern  unter 
IH  .lahren  die  zum  Besuch  einer  von  der  (icmeindebehörde  oder 
vom  Staate  als  Fortbildungsschule  anerkannten  Unterrichts- 
anstalt erfonh^rliche  Zeit  zu  gewfihren,  und  über  andere,  diesen 
Schulbesuch  betretfonde  Anordnungen.  Eine  weitergehende  fachliche 
Ausbildung  wird  durch  Lehrlin  gs  werkst ätten  veranlaßt,  wie 
iiberhau|it  in  vielen  Betrieben  dem  Lehrlingswescn  wieder  besondere 
Förderung  zu  teil  wird.  Eine  gewisse  Verptlichtung  zur  zweck- 
mäßigen Unterweisung  des  Lehrlings  in  den  Arlieiteu  des  Gewerbes 
ist  durch  5;  127  des  Gesetzes,  betretlend  die  Abänderung  der  Gewerbe- 


I 

I 

I 
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Ordnung,  vom  2f).  Juli  1>S97,  R.G.lil.  lXi»7  S.  (>ß;-J,  welches  u.  a. 
die  Lehrlingsverhältnisse  regelt,  bestimmt. 


auch 


ß.    Einrichtungen  zur  Pflege  der  geistigen  Wohlfehrt  *'. 

Zur  weiteren  Befriedigung  des  Bildungsbedürfnisses  sind 
von  Arbeitervereinen.  Arbeitgebern,  gemeinnützigen  Vereinen,  z.  B. 
dem  Zentralverein  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen,  Berliner 
Hautlwerkerverein,  Verein  für  volkstümliche  Kurse  an  verschiedenen 
Hochschulen,  die  verschiedensten  Einrichtungen  und  Anstalten  ge- 
scliati'en  worden.  Durch  Vorträge,  Vorlesungen,  Kurse,  Bibliotheken, 
Herausgabe  bildender  Schriften,  Lesehallen,  Museunisführungen  (ver- 
anstaltet z.  B.  von  der  Zentralstelle  für  Wohlfahrtseinrichtungen) 
wird  die  geistige  Wohlfahrt  der  Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen  zu 
fßrdern  gesucht. 

Wichtig  sind  ferner  die  Einrichtungen,  durch  welche  den  Arbeitern 
und  namentlich  den  jugendlichen  in  Stunden  der  Erholung  eine 
angemessene,  sittlich  fördernde  Unterhaltung  oder  Geselligkeit  ver- 
schafft wird  Hierzu  gehören  die  von  vielen  Arbeitgebern  unter- 
haltenen Turn-  und  Spieljdätze,  Musik-  und  Gesangchöre,  Erholungs- 
und Vereinshäuser,  dann  Unterhaltungsabende,  Theater- und  Konzert- 
aufführungen, Fabrikfeste. 


Auf  die  im  Auslande  verfolgten  Bestrebungen  zum  Schutze  der 
Arbeiter  kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden.  Die  ausländische 
Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  in  dem  unter  1),  iJ)  und  4)  des  Literatur- 
verzeichnisses genannten  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
und    den    Werken   von    Frankenstein   und  Zanten    besprochen; 
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neuere  Gesetze  und  Verordnungen  sind  im  Bulletin  des  inti'rnation.alen 
Arlteitsamts  mitj^reteHt.  Die  unter  11»),  <!)  und  27»  genannten  Berichte 
der  internarionaien  Vereinigung,  die  Werke  von  Kvert  und  Zacher, 
ferner  rlie  Zeitschriften  enthalten  zahlreiche  Angaben  auch  iiher  aus- 
läntlische  Einrichtungen  des  Arheiterschutzes. 
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25)  F.  Hoffmann,  Krankenrersicherungsgesels  und  Oesett  über  die  eingeschriebenen  Hilfs- 
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26)  La«!  und  Zahn,  Einrichtung  und  Wirkung  der  deutschen  ArbeiUrvertiehening, 
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Beruf ggenossenschaß ,  Berlin  lS9fi. 
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34)  Verband  Deutlicher  Elektruleehniker,  Berlin: 

1.  Sicherheitsrurtchriftr.n  j'ilr  elektrische  NiederepannuugsanUigen,  Berlin  190t. 
i.  Siclierheilsvomchrißen  ßlr  elektrische  Mittelspannungsanlagen,  Berlin   1899. 
S.  SieherheUsrorachrißeu  für  elektrische  Hochsjmnnungsanlugiii,   Berlin   1S98. 
4.  Sirherheitsi'orsehrißen  Jilr  elektrische  Bahnanlagen,  Berlin   1900. 

35)  K.  Hartm&nn   und  VilUret,  Die  Arbeilerschutibrillen,  Berlin  1900. 

36)  P.  BpiUer,   .Irbeilerschutz  bei  Hochbauten  auj  Grund  poliieilicher  und  beru/igenoitin 

schnftHeher    VorachriJLcu,  Berlin  1897. 

37)  P.  Schotle,  Die  notwendigsten  SchuUvorrichlungeH  an  den  in  landieirttchafllichen  Be- 

trieben benutzten  Maschinen,  Berlin  1901. 

38)  Miilhuusener    Gesellschaß    zur     Verhütung   ro»   Fabrikunfällen,   SatRuUung    von  Vcf- 

richiungen   und   Apparaten    tur    VerhiUung   von    Unfällen  an  Maschinen,     S.  Avfi., 
Berlin  1S9S. 

39)  Bich    CaIwST,  Die  Berufsgefahren  der  Sl-einarbeiter,  Rijcdorf  1901. 
4fl|   Higerka^   Stauliartm   iii    Wort  und  Bild,    Wien   189,1. 

41)  Bamboiuek,  Staub  im  Gewerbebetriebe,   Wien  1901. 

42)  Amtliche  Mitteilungen  aus  dtn  Jahresbcrifhlen   der  GtwerbeaufticIUtbeamUn,    Berlin. 

Ze  ilschrifl  en  : 

43)  Rtichs-GesettblaU,  Berlin. 

44)  Amtliche  Nachrichten  des  Reichs- Versicherungsamts,  Berlin, 

45)  Veriiffeutliehungen  deji  Kaiserl.   Gesundheitsamtes,  Berlin. 
Hi)  Reichs- Arbeilsblatt,  Berlin. 

47)  Archiv  für  soziale   Gesetzgebung  und  StatittUi,  Berlin, 

48)  .Soziale  Praxis,  Berlin, 

49)  Zeilschrift  der  Zentralstelle  für  Arbeiter-Wohlfabrtteinriehtungtn    (pon  1900  ab 

dem  yamen   Concurdia),  Berlin. 

50)  Arbeitencühl,  Berlin. 

51)  Der  Arbeilerfreund,  Berlin. 

52)  Arbeiter-Versorgung,  Berlin, 

53)  Die  Berufsgeniistenschaft ,  Berlin, 
&4)  Gewerblich-Technischer  Ratgeber,  Berlin. 
55)  Zeitschrift  für  Gewerbe-llyyiene,  Viif(äl- Verhütung  u.Arbeüer-Wohlfahrtt-Einritht 

Wien. 
5ü)  Zeitschrifl  für  Wohnungswesen,  Berlin, 
57)  Der  Arbeittmarkt,  Berlin. 


6o 


X.  Wohlfabrtseinrichtungen  für  Arbeiter  und  deren  Familien. 


Von 
Stadtrat    Fl  es  oh 

in  Frankfurt  a.  H. 


I.  Begriff  der  Arbeiter- WolilfahrtselnricLtungeii. 

S  1.  Der  Wortsinn  des  Wortes: 
bar  weiteste  und  unbestimmteste. 


f  S  1-  Der  Wortsinn  des  Wortes:  ^ Wohlfahrtseinrichtung"  ist  der  denk- 

AlleMaßnalinien,  deren  Wirkung  eine 
SteigenmH  oder  Erleicliterun;^  des  Woldbetindens  der  Arlx'iter  sein 
kann,  fallen  unter  ilic  Bezeichnung.  Nicht  nur  die  Wisseuscliaft,  der 
dies  iiesamte  Werk  gewidmet  ist,  die  Hygiene,  sondern  auch  ein  Teil 
der  Rechtswissenschaft,  und  ferner  die  Lehre  von  einer  ganzen  Reihe 
der  verschiedenartigsten  öffentlichen  wie  privaten  Veranstaltungen ;  die 
Volksschule,  die  Gewerbegerichte,  die  Lungenheilanstalten,  die  Spar- 
kassen, die  Gewerkschaftshäuscr  und  die  Unterstiitzungskassen  der 
tJewerkschaften,  die  Lesehallen,  die  öffentlichen  Parks  und  Spazier- 
gänge, die  ötlentliche  und  private  Armenpflege  u.  s.  w.  —  sie  alle 
werden  gelegentlich  als  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  bezeichnet  und 
sind  es  auch,  solange  man  nur  an  die  Nutzwirkung  denkt,  die  sie 
haben  können  oder  nach  der  Meinung  der  Urheber  auch  wirklich 
haben.  Daß  ein  solcher  Haufen  der  verschiedenartigsten,  auf  den 
verschiedenartigsten  (irundlagen  beruhenden  Diuge  und  Einrichtungen 
Gegenstand  einer  wissenschaftlichen  Erörterung  nicht  sein  kann,  ist 
klar.  Im  Gegenteil  dürfte  die  geringe  Beachtung,  die  der  Begriff  in 
der  Wissenschaft  gefunden  hat,  und  die  Abneigung,  der  er  bei  den 
Arbeitern  und  bei  den  Sozialpolitikern  vielfach  begegnet,  eben  darauf 
zurückzuführen  sein,  daß  mit  dem  schönklingenden  Wort  häutig  Dinge 
und  Lieen  mundgerecht  gemacht  werden  sollen,  bei  denen  die  „Wohl- 
fahrt der  Ar!)eiter"  jedenfalls  nicht  Hauptzweck  der  Urheber,  und 
vielleicht  nur  der  kleinste  Teil  des  tatsächlichen  Effekts  ist.  Man 
denke  z.  H.  an  Zwangssparkassen,  die  der  Fabrikeigentünier  in  seine 
alleinige  Verwaltung  übernommen  hat;  oder  an  Arlieiterwohiiungen,  die, 
indem  sie  dem  Arbeiter  Unterkunft  gewahren,  ihn  an  die  Falirik  fesseln 
U.S.  w.  Aber  andererseits  ist  der  Begriff  ein  so  li'iiitig  genannter;  jede 
große  Ausstellung  widmet  ihm  eine  besondere  Gruppe,  und  jede  große 
Fabrik  hält  es  für  Ehrenpflicht,  auch  in  dieser  Gruppe  auszustellen. 
Ungeheure  Geldmittel  und  viele  Arbeit  wird  auf  die  Begründung  und 
Verwaltung  von  Arbeitcrwoblfahrtseinrichtuiigen  verwandt,  um!  eine 
große  Literatur,  freilich  mehr  beschreibender  und  katalogisierender  als 
systematisch  prüfender  Art  befaßt  sich  mit  ihnen.  Und.  was  wichtiger 
ist,  kein  sozialpolitisches  Gesetz  auch  nur  von  einiger  Bedeutung  kann 
geschaffen  werden,  das  nicht  durch  Wohlfahrtseinrichtungen  vorbereitet, 
in  die  öffentliche  Meinung  eingeführt  worden  wäre,  und  das  nicht 
durch  Wohlfahrtseiurichtuugen  ergänzt  und  ausgestaltet  wird. 
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Sollte  ein  praktisch  so  wirhtiijer  ISeKritf  wirklich  wissenschaftlich 
uofalibar  iiml  sozialfiolitiscli  beik'utiiiip.slos  sein? 

Sollte  es  nicht  iiiü^'tich  sein,  in  dem  (iewirr  von  Erscheinungen 
bestimmte  GriHHizüfie  herausziitimlen,  die  ihn  wissenschaftlich  alijo'enzen, 
nnd  liestimtnte  P'unktionen,  ilie  diirch  ihn  erfüllt  werden,  festzustellen, 
und  in  ihrer  Bedeutung  für   unsere  Volkswirtschaft   zu   untersuchen'.' 

§  2.  Will  man  aher  aus  dieser  (Jrenzenlosiykeit  zu  einer  klaren, 
wissenschaftlich  brauchbaren  Hejirirtsliestiintnun}:  gelangen,  so  gewährt  zu- 
nächst ki'inen  Anhalt  die  äuläoi'e  Erscheitiung,  die  Form  der  Wohlfahrts- 
einrichtuugen.  Diese  kann  die  verscliiedeUfUtigste  sein.  Hier  bestehen 
Wohlfabrtseinrichtungen.z.Ii.  Arheilerwohnungcn, Lesehallen,  das  Waren- 
haus eines  Arbeiterkonsuni Vereins,  für  welche  große  Gebäude,  schwie- 
rigste Organisation,  umfangreichste  Verwaltung  erfordert  sind;  dort 
sehen  wir  andere,  die  in  nichts  bestehen,  als  in  einer  kurzen  Vorschrift 
in  der  Arbeitsordnung  einer  Fabrik,  z.  B.  wegen  Verlängerung  der 
Pausen  solcher  Arbeiterinnen,  die  für  einen  Mansbalt  zu  sorgen  haben; 
oder  die  gar  in  nichts  anderem  zum  Ausdruck  kommt,  als  in  einem 
bloßen  Dulden,  (iestatten  (z.  U.  dem  (lestatten  der  Benutzung  des  Pri- 
vatgartens des  Fabrikinliabers  durch  tue  ArUeilerfamilien). 

Aber  auch  die  durch  das  Wort  anscheinend  unzweideutig  gegebene 
Zweck  best  im  nui  n  g:  Woldfabrtseinrichtung  für  Arbeiter  führt 
nicht  zum  Ziel.  Es  werden  dadurch  allerdings  dityenigeu  Anstalten  aus- 
geschieden, die  speziell  für  einzelne  Berufsstiinde,  z.  B.  die  Klein- 
bauern auf  dein  Hachen  Land  *).  oder  für  Kleinhandwerker,  Unter- 
beamte  u.  s.  w.  bestimmt  sind.  Aber  bei  vielen,  vielleicht  den  meisten 
hierher  gehörigen  Veranstaltungen,  beschränkt  sich  die  Nutzwirkung 
keineswegs  auf  Lohnarbeiter  und  soll  sie  auch  nach  der  Absicht  der 
Urheber  gar  nicht  in  dieser  Art  beschränkt  sein.  Oeti'entliche  Vor- 
träge (Volksvorlesungen)  und  Lesehallen,  ötfentHche  Auskunftsstellen 
Arbeitersekretiiriate,  Krijipen,  Kinderhorte,  Rekonvaleszentcnanstalten, 
N'olksbäder  u.  s.  w.  koininen  alle  vielleicht  vorwiegend  den  Arbeitern 
zu  gut,  weil  die  meisten  der  Benutzer  Arbeiter  sein  werden,  stehen 
aber  ebensogut  anderen  Berufsständen  (kleinen  Kaufleuten,  Hand- 
werkern, Unterbeamten  u.  s.  w.)  zur  Verfügung. 

Höchstens  läßt  sich  vielleicht  sagen,  daß  „Arbeiter"  denjenigen 
bezeichnet,  der  seine  Arbeitskraft  anderen  gegen  Lohn  zur  Verfügungstellt; 
der  tu  it  rnternehmern  Arbeitsverträge  abschließt.  Arbeiterwohlfahrts- 
cini'ichtungcn  wären  als«  Einrichtungen,  die  hauptsächlich  Leuten  nützen, 
die  im  A  r b e i  t  s  v e r t  r a g  s  t e h e n  ;  im  Gegensatz  etwa  zu  den  Einrich- 
tungen der  W(ddtätigkeit  und  Armenpflege,  die  in  erster  Linie  den  Arbeits- 
unfähigen (Kindern,  Kranken,  Greisen  u.  s.  w.)  zu  gute  kommen. 

Ebensowenig  wie  die  Form  oder  der  Zweck  der  Sache,  entscheidet 
die  Person  des  Urhebers.     Wohlfahrtseinrichtungen  für  Arbeiter 


*)  BeiHplelevergl.  l)ci  Sohn rey  .  Die  Wohlfahrtspflege aul  (ioni  Lande.  Schrillen 
der  Zentraljitelle  für  Arbeiterw(jhlf(ihrt8einriL!itiui};en,  Heft  y.  luder  Grotefend- 
icheii  Saiiiniluiij;  des  Uesetzpebuiigriinnlcrittleri  int  Jahrj:.  Ut02,  S.  303,  ein  Rrlnß  dos 
Ministers  für  Medizinalangele^eiiheiten  votii  Ü5.  Juli  ltt('2,  betr.  die  wigcnannten 
Margnrethr-n-S])en(len  „zur  l''itrileriuig  der  Krankenpflege  auf  dem  platten  I,an()e'', 
abgerlniekt.  t)te8ell>en  be-^teheii  in  einem  Sehrank,  weleher  die  zur  ICrnnkenpfle^ 
notweniligsten  Utensilien  znr  Icihweisen  Ueberla.-*sung  an  Kranke  enthält,  und  an 
einetn  geeigneten  Ort  in  der  Gemeinde  aufgestellt  wird.  Die  Margarethen-Spcnden 
haben  alM)  mit  bestimmten  Bfrufsständen  überhaupt  nichts  zu  tun,  sie  sollen  den 
kleinen  Cienicinden  zu  giui^  konmien.  Im  man  aber  deshalb  berechtigt,  BJe  vom  Be- 
griff der  ArbeitcrwohlfabriJiciDridituiigen  au.szuscMießen V 
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"IcSnnen  zwar  von  ciiimii  Arbeitgeher  für  ^seine"  ArheiteriiLS  Lclieu  gerufen 
vvenlcti.  obwolil.  wif  noch  auszufülireii  sein  wird,  lanj^e  tiiclit.  alle  von 
Arbeitgebern  gescliaH'ene  unti  den  Arbeitern  dienliclie  Anstalten  auch 
Arbeiterwühlfalirtseinriclitungen  sind.  Aber  sie  werden  ebenso  häufig 
ins  Leljen  gerufen  von  Stiftungen  und  Vereinen,  von  Gemeinden,  von 
religiösen  Körjierscliaften  (man  denke  nur  an  die  großartigen  Veran- 
staltungen der  Heilsarmee  in  I.ondon)  u.  s.  w. 

Nur  eine  Eiusclirruikung  ist  hier  vielleicht  zu  machen..  Es 
widerstrebt,  wie  mir  scheint,  sowohl  unserem  Siirachgefüld  als 
unserem  sozialen  (iefülil,  unter  das  Wort  einzubeziehen  die  iVii- 
stalten,  welche  die  Arbeiter  selbst  aus  eigener  Initiative  zur  Besserung 
ihrer  Lage  begründet  haben.  Die  von  den  Arbeitern  begründeten 
Konsumvereine,  das  von  den  Gewerkschaften  einer  Stadt  ausgehende 
Arbeitersekretariat,  die  Unterstützungskassen  einer  Gewerk-scliaft,  die 
Maisons  du  peuide  namontlicii  in  belgischen  un<i  holländischen 
Städten  u,  s.  w.  fiirtlern  sämtlich  die  Wohlfahrt  der  Arbeiter,  haben 
auch  seibstverstäiullich  unter  den  eigentlichen  Arbeiterwcdilfahrts- 
einrichtungeu  ihre  Analogien  und  sind  gewilS  nicht  minderwertiger  als 
diese.  Aber  sie  sind  etwas  völlig  Anderes.  Die  Begründer  würden 
sich  gegen  i)ie  Bezeichnung  ihres  Werkes  als  bloläe  „Wohlfahrtseiurich- 
tnug"  sogar  heftig  verwahren,  und  darauf  aufmerksam  machen,  daß 
Schöpfungen  der  Arbeiter  ja  gerade  bezweckten,  die  Arbeiter  nicht 
nur  viju  der  ArmeniiHege  und  Wohltätigkeit,  sondern  auch  von  dem, 
was  man  Wohlfahrtseinrichtuugen  nennt,  unabhängig  zu  machen. 
Und  so  gelangen  wir  zunächst  dazu,  aus  der  Masse  der  von  dem 
Wort  zusammengefaßten  Dinge  wenigstens  eine  (iruppe  auszusondern, 
den  allgemeinen  und  unbestimmten  Begriff;  „Wohlfahrtseinrichtungen 
für  Arbeiter"  wenigstens  nach  einer,  wenn  auch  nicht  hygienisch,  so 
doch  sozial  bedeutungsvollen  Seite  hin  zu  definieren :  Es  sind  darunter 
solche  Veranstaltungen  nicht  zu  verstehen,  die  vou  organisierten 
Arbeitern  zur  P^örderung  der  wirtschaftlidien  Interessen  der  „Ge- 
nossen" und  in  Betätigung  des  wirtschaftlichen  und  politischen  Gegen- 
satzes gegen  die  Arbeitgelier  begründet  werden. 

Die  Äu.sscheidung  erscheint  bedenklich,  nicht  nur,  weil  die  Zahl 
der  von  den  Arbeitern  aus  eigener  Kraft  begründeten  Einrichtungen 
zur  Besserung  ihrer  Lage  erfreulicherweise  immer  mehr  zunehmen, 
sondern  vor  allem,  weil  wir  damit  anscheinend  denjenigen  rechtgeben, 
welche  die  gesamten  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  für  sozialpolitisch 
gleichgültig,  ja  sogar  —  insofern  sie  die  Tatkraft  der  Arbeiter  lähnien 
—  für  gefährlich  erklären. 

Ohne  indes  für  jetzt  hierauf  einzugehen,  mag  nur  bemerkt  werden, 
daß,  so  wichtig  die  Aussonderung  auch  sein  mag,  doch  mit  ihr  nicht 
viel  gewonnen  ist  für  die  Erfassung  dessen,  was  dann  das  Spezifische 
des  Begritfes  ist,  und  zur  Uebersicht  über  das,  was  tatsächlich  in 
ihm  zusammengefaßt  wird?  Um  hierzu  zu  gelangen,  muß  vielmehr 
ausgegangen  werden  anstatt  von  der  bloß  tatsächlichen  Wirkung, 
der  äußeren  Form,  den  Destinatairen  oder  den  Urhebern,  von 
dem  eigentlichen  Ziel  der  Arbeiterwohifahitseinrichtungen,  der 
Woh  If ah  rtsf Order ung.  Was  hierunter  zu  verstehen  ist,  sagen 
die  lapidaren  Worte,  mit  denen  unsere  Heichsverfassung  eröffnet.  Die 
deutschen  Fürsten,  heißt  es  dort,  schließen  einen  ewigen  Bund 

zum  Schutz  des  Bundesgebietes  und  des  innerhalb  desselben  gelten- 
den Rechts,  sowie  zur  PÜege  der  Wohl  f  a  h  r  t  des  deutschen  Volkes. 
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Wolilfalirtspflejife  luitl  Reclitssduitz  erscheinen  hiernach  zwar 
als  Gegeusi'itze.  wohl  al/er  als  iiebcMU'iiiander  liesteheude  Zwecke  und 
Aufffalien  des  Reichs:  und  so  wenig  natürlich  die  Reichsverfassung 
huzweifelt,  daß  auch  der  „Rechtsscliutz"  zur  „Wohlfahrtspflege"  — das 
Wort  im  allgemeinen  Sinn  genommen  —  gehört,  ja  die  zweifellos 
wichtit^ste  Maßregel  der  Wohli\ihrtsj)t!ege  ist,  so  trennt  sie  doch  die 
beiden  Begriffe  „Recht"  und  „W  oh  I  fahrt"  scharf  voneinander  und 
weist  damit  auch  uns  an,  aus  der  großen  Masse  der  Wohlfahrtseinricli- 
tungen  zunächst  auszusondern  alle  Keclitsinst itutionen,  d.  h.  die- 
jenigen Anstalten,  die  auf  dem  gelteuden  Recht  heruhcn,  durch  das 
Gesetz  gefordert  sind  und  deren  Bestehen  durch  das  Gesetz  geschützt, 
unter  Umständen  erzwungen  wird.  Werden  solche  Anstalten,  wie  es 
oft  geschieht*),  als  Wohifahrtseinrichtungen  bezeichnet,  so  ist  dies  der- 
selbe Irrtum,  als  wenn  etwa  Vorkehrungen  der  PrivatwohltStigkeit  der 
öffentlichen  Armoniitlege  zugerechnet  werden ,  oder  als  wenn  um- 
gekelirt  die  Durcliführung  der  staatlich  angeordneten  öffentlichen 
Unterstützung  als  lieweis  einer  besonderen  mildtätigen  und  opfer- 
willigen Gesinnung  der  Gemeinde  gerühmt  würde.  Eine  Rechts- 
institution —  z.  B.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  —  mag  die 
eine  oder  andere  Art  von  Wohifahrtseinrichtungen  —  z.  B.  eine  zur 
Unterstützung  erkrankter  Arbeiter  begründete  Stiftung  —  unnötig 
machen ;  eine  Woblfahrtseinrichtung  —  z.  B.  die  freiwillige  Fürsorge 
für  genügende  Desinfektion  des  Rohmaterials  und  für  Lieferung  von 
Arbeitsanzügen  an  die  Arbeiter  in  einer  Roßhaarspinuerei  **)  kann  ira 
einzelnen  Fall  über  den  fehlen<ien  gesetzlichen  Gesundheitsschutz  für 
die  betreffenden  Arbeiter  wegtäuschen;  aber  die  Wohlfahrtseinrichtung 
ist  stets  etwas  prinzipiell  anderes  als  die  Erfüllung  einer  gesetzlichen 
Verptfichtuiig;  sie  kann  das  Gesetz  ebensowenig  unnötig  machen,  als 
ihre  besonderen  Aufgaben  und  Funktionen  von  der  Gesetzgebung 
übernouunen  werden  können. 

t?  3.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  zunächst,  daß  der  Begriff  der 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtuug  eng  zusammenhängt  mit  dem  Arbeits- 
vertrag uiiil  mit  iler  Arbeitergesetzgebung;  und  daß  ein  Katalog  der 
Arbeitervvohlfahrtseiurichtungen.  den  man  etwa  aufstellen  wollte,  in 
jedem  Lande  verschieden  aussi'üie. 

Ein  deutscher  Kaufuiaun  schafft  z.  B.  zweifellos  eine  hygienisch 
nicht  unwichtige  Wobifalirtseinrichtiing.  wenn  er  dafür  sorgt,  daß  seine 
Verkäuferinnen  Sitzgelegenheiten  in  den  Verkaufsräumen  finden  und 
auch  benutzen  dürfen;  ein  Kaufmann  in  den  Vereinigten  Staaten***) 
macht  sich  einfach  strafbar,  wenn  er  das  unterläßt. 

Umgekehrt  wird  z.  B.  von  Eringaanl  iu  seinem  Buch  über 
W^ohlfahrtseinrichtungen   in  Holland f)    als   eine   der  wichtigsten    und 


•)  Z.  B.  in  dem,  die  Wohlfahrt-seinrichtungen  der  BerKiscben  Stahlindustrie  be- 
handelnden Buch  von  Kollek  u.  Ziegler,  Private  Wobltahrbpflege  (Bauer  <t  CSe, 
Berlin  1902). 

**)  Vergl.  die  BekanntraachunK  des  Bundesrats,  betr.  die  Einrichtung  und  Betrieb 
der  Roßhaarspinnercien  vom  tifi.  .Iniiuar  18SH). 

**•)  In  2'i  Staaten  der  Union  bei<tfhen  A'orechriften,  welche  den  Geschäftc- 
inbabcrn  die  Pflicht  auferlegen,  den  weibliclieii  Angestellten  8it,zgel^enbeit  zu 
schaffen  und  deren  Gebrauch  durch  die  Auge-tlellten  nicht  zu  hindeio.  Die  Vor- 
Kchriften  sind  gesaniiuelt  in  der  vorzüglichen  Publikation  Caroll  D.  Wright«: 
Labor  law»  of  the  Linited  State.s  «econtf  special  report  of  the  comniissioner  of  labor. 
2.  AuKg.     Washingthon,  (lovernniont  printing  office,  18Ü6. 

t>  Erin  g  iiard,  Uolliindiscbe  Musterstätten.  PeruönUche  Fürsorge  von 
Arbeitgebern  für  ihre  GeBchäftJsangehörigen.    Delft  ISU6.    Vergl.  p.  139  ff. 
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wflnsclienswertesten  Maßnahmen  der  Wohlfahrtspflege  empfohlen,  „daß 
jeder  größere  Arbeitgeber  ein  permanentes  Schiedsgericht  ins  Leben 
rufe,  welches  alle  eventuellen  Streitigkeiten  zwischen  ihm  und  seinem 
Personal  zu  entscheiden  habe,  solange  der  Gesetzgeber 
diesem  Mangel  nicht  abhilft",  wie  dies  in  P'rankreich,  Deutsch- 
land, England  und  Belgien  geschehen  sei. 

Aus  dem  Gesagten  folgt  aber  weiter,  daß  aus  dem  allgemeinen 
Begritf  nicht  nur  ausscheiden  müssen  solche  Einrichtungen,  die  selb- 
ständige, in  allen  Einzelheiten  beordnete  Rechtsinstitute  sind,  also 
2.  B,  um  zunächst  einige  spezielle  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen  zu 
nennen,  die  Kranken-.  Alters- un<l  Unfallsversicherung,  das  Lohnbeschlag- 
nahmegesetz, die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  Sonntags- 
ruhe und  über  die  Regelung  der  Arbeitszeit  von  Frauen,  Kindern  und 
jugendlichen  Arbeitern;  oder,  um  Wohlfahrtseinrichtungen  allgemeinerer 
Art  aufzuführen ,  die  tatsächlich  besonders  den  Arbeitern  zu  gute 
kommen:  die  Rescrvistenunterstütznng  des  Reichsgesetzes  vom  10.  Mai 
1893  oder  die  Exekutionsbeschränkungen  der  Civilprnzeßordnung*). 
Es  müssen  aber  ferner  auch  ausgeschaltet  werden  alle  Maßnahmen 
der  Arbeiterfilrsorge,  die  jemand  trifft,  nicht  weil  das  Gesetz  sie  aus- 
drücklich nennt  und  vorschreibt,  sondern  weil  er  sie  selbst  für  nötig 
hält,  um  einer  ihm  vom  Gesetz  auferlegton  Pflicht  zu  genügen. 

Ob  diese  Pflicht  eine  bloß  öffentlich  rechtliche  ist  oder  eine  spezielle 
privatrechtliche  Sanktion  hat,  so  daß  ihre  Verletzung  schon  nach  dem 
Recht  des  Arbeitsvertrages  eine  Schadensersatzpflicht  nach  sich  zieht,  ist 
einerlei.  Die  Wohlfahrt  der  Arbeiter  wird  wesentlich  gefördert,  wenn 
die  zur  Verhütung  gesundheitlicher  Schädigungen  dienenden  Anlagen 
sämtlich  vorhanden  sind,  und  wenn  die  Arbeitszeit,  die  Pausen  u.  s.  w. 
in  einer  Art  geregelt  sind,  daß  jede  Gefährdung  der  Gesundheit  durch 
übermäßige  Dauer  der  Arbeit  vermieden  ist.  Der  Bundesrat  ist  nach 
§  120  der  Gewerbeordnung  befugt,  dahingehende  Anordnungen  für 
einzelne  Gewerbe  zu  erlassen,  und  er  hat  von  dieser  Befugnis  auch, 
sowohl  was  die  Abwendung  von  Gefahren  als  was  die  Festsetzung 
von  Maximalarbeitszeiten  angeht,  bereits  wiederholt  Gebranch  gemacht 
Jede  dieser  Verordnungen,  die  in  jedem  Kommentar  zur  Gewerbe- 
ordnung aufgezählt  sind,  schafl't  erfreuliche  Verbesserungen  der  Lage  der 
Arbeiter  des  betreffenden  Gewerbes.  Aber  weder  der  Erlaß  solcher  Be- 
schlüsse durch  den  Bundesrat  noch  die  Anlagen  und  Vorkehrungen,  die  in 


*)  Daß  die  Gesetze  über  «lio  Bescbnln klingen  des  ExekiitioiiHrechU  der  Ciläubiger 
nicht  Sehutzgeaetze  für  schlechte  Si-liuliluer,  «oiidern  volbrtwirt-achafllicli  notwendige 
Arbeitersehiilzgesetze  sind,  hat  Caroll  D.  Wright  bereit^i  18i)2  in  der  Vor- 
rede zur  ersten  Auflage  des  schon  genannten  Werkes  ausgesprochen.  „Die 
exeraption  law.t  berühren  in  ihrer  tat>iäch!it"hen  .Vnwendung  die  arbeitenden  Klassen 
mehr  als  andcTc  Klassen  und  haben  daher  ein  Anrecht  auf  einen  Platz  in  jeder 
Sammlung,  welche  den  Ktand  der  Arbeitergesetzgebung  eines  .Staates  nufwei«;n  soU." 
Ueber  den  Zusammenhang,  den  sie  insbesondere  mit  der  hygienisch  und  sozial  fast 
wichtigsten  aller  Fragen,  der  Wohnungsfrage,  halien  (die  gesundeste  Wohnung  wird 
unbrauchbar,  wenn  eine  geschehene  Kalilpfnndung  oder  die  Furcht  vor  einer  solchen 
<iie  Mieter  zwingt,  sich  bezüglich  der  .Vlöbel,  z.  B.  der  Zahl  der  Bett«n,  des  Schuh- 
werks, der  Kleidung  u.  b.  w.,  un/uläasige  Beschränkungen  aufzulegen)  —  vergl. 
meine  Ausführungen:  Die  Wohnungsnot  vom  Standpunkt  der  Armenpflege, 
Schriften  des  Vereins  für  Armenpflege,  Ueft  6,  p.  120 — 109.  Darüber,  daß  auch 
die  jetzige,  wesentUch  durch  diexe  Darlegungen  angeregte  Fassung  der  Üivilprozeli- 
onlnung  (§  814)  noch  lange  nicht  die  araenkanischen  exemption  laws  erreicht  und 
noch  lange  nicht  den  sozialpolitiBchen  Anforderungen  entspricht,  vgl.  meinen  Artikel 
Zwangsvollstreckung  in  Conrads  Handwörterbuch. 


Hudbach  der  Hygiene.     Snppl.-Hd.  LV. 
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Gemälilieit  dersell>en  seitens  der  einzelnen  Industriellen  bewirkt  werden, 
stellen  „Arlieiterwohlfahrtseinrichtunj^en",  das  Wort  im  strengen  Sinne  <ie- 
noninien,  dar.  Der  Bundesrat  erfüllt  mit  dem  Erlaß  der  Verordnung  eine 
einfache  Amtsritiicht;  und  die  Verordnuuf,'  selbst  bildet,  einmal  erlassen, 
einen  Teil  des  „im  Bundesgebiet  gültigen  Rechts",  dessen  Durchfüh- 
rung nicht  der  WohlfahrtÄjiflege  überlassen,  sondern  der  Rechtsord- 
nung vorbehalten  ist.  Nun  beschränkt  sich  aber  die  Verptiichtung  der 
Arbeitgeber  zum  Scliufzo  der  Arbeiter  vor  Gefahren  keineswegs  auf 
die  Ausführung  der  hierüber  erlassenen  Bundesratsbeschlüsse.  Seine 
Schutzptticht  und,  im  Fall  der  Verabsäumung,  seine  Schadensersatz- 
pHicht  (S  H31  B.G.B.)  ist  vielmehr  eine  ganz  allgemeine.  Er  ist  nach 
§  120a  der  Gewerbeordnung  vei'ptJit'htet, 

die  Arbeitsräume,   Betriehsvorrichtungen,   Maschinen  und  Gerät- 
schaften so  einzurichten  und  zu  unterhalten,  .  . .  daß  die  Arbeiter 
gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  soweit  geschützt  sind, 
wie  es  die  Natur  des  Betriebes  gestattet, 
welche  Verpflichtungen  alsdann  in  Absatz  2--4  a.  a.  0.  nach  eiiugen 
Richtungen  (Fürsorge  für    Licht,    Luftwechsel,   Staubfreiheit   u.  s.  w.) 
spezialisiert  sind. 

Der  Dienstberechtigte  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  hat  ähnliche 
Verpflichtungen  («j  ülH  Abs.  1),  und  muß  außerdem  noch,  wenn  er 
den  Bediensteten  in  .seine  häusliche  Gemeinschaft  aufge- 
nommen hat,  nach  4;  (MS  Abs.  2 

„in  Ansehung  des  Wohn-  und  Schlafraumes,  der  VerpHegnug, 
sowie  der  Arbeits-  und  Erliolungszeit  diejenigen  Einrichtungen 
und  Anordnungen  treffen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sundheit, die  Sittlichkeit  und  die  Religion  des  Verpflichteten 
erforderlich  sind." 

Was  in  Ausführung  dieser  Vorschriften  erfordert  ist,  lehrt  die 
Hygiene;  wie  es  ins  Werk  gesetzt  wird,  liestimmt  die  Technik.  Alle 
so  dem  Arbeitgeber  auferlegten  VerpHichtungon,  so  sehr  sie  auch 
die  Wohlfahrt  der  Arbeiter  fördern  mögen,  sind  Rechtspflichten  und 
die  vom  Arbeitgeber  zur  Erfüllung  solcher  Rechtspflichten  be- 
wirkten Anlagen  sind  eben  deshalb  keine  Wohlfa  hrt  sein  r  ich- 
tun gen.  Die  Polizeibehörden  und  Fabrik-Aufsichtsbeamtcn,  welche 
die  Ausführung  der  bezüglichen  Bestimmungen  zu  überwachen  haben 
(fj  139b  der  Gewerbeordnung),  müssen  prüfen,  ob  dem  Recht 
genügt,  nicht,  ob  ideellen  Anforderungen  der  Wohlfahrtspflege 
entsprochen  ist.  Nur  dann,  wenn  der  Arbeitgeber  über  die  gesetz- 
liche Verpflichtung  hinausgeht,  wenn  er  z.  B.  nicht  nur  für  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter,  sondern  auch  für  deren  Behagen  und  Be- 
quemlichkeit sorgt  (Blumenschmuck  in  der  Fabrik,  besondere,  vom 
Ärbeitssaal  getrennte  Speisesäle  u.  s.  w.)  oder  wenn  er  freiwillig  den 
Verptiichtungen,  die  er  nach  dem  Bürgerlichen  (jesetzbuch  ausschließ- 
lich gegen  die  in  seine  häusliche  Gemeinschaft  aufgenom- 
menen Bediensteten  hat,  auch  gegen  diejenigen  genügt,  die  Wohnung 
u,  s.  w.  zwar  von  ihm,  aber  nicht  häusliche  Gemeinschaft 
mit  ihm  empfangen*)  (z.  B.  der  Gutsherr  gegen  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter,  die  städtischen  Verwaltungen  gegen  ihre  Fuhrknechte, 
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*)   VergL   aber   diese  Lücken  des   Bürgerlichen   Gesetzbuches  Lot  mar,   Der 
Arbeitsvertrag,  S.  GT5. 
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Feuerwehrleute  u.  s   w.),  nur  dann  erliebt  sich  das.  was  er  tut,  über 
die  bloße  Gesctzeserfüllun},'  und  wird  Wohlfahrtst'tnrichtunK. 

Die  Detinition  der  Arbeiterwohlfalirtseinrichtungen.  zu  der  wir  bis- 
her geianRten,  würde  etwa  dahin  gelien,  daß  es  Veran^ttaltuniren  siud, 
die  nach  irf,'end  welcher  Richtung  der  auf  den  Arheitsveitrag  bezw. 
auf  den  Lohnerwerb  an{.'ewiesenen  Bevölkerung'  zu  gute  kommen;  und 
die  ins  Leben  gerufen  sind,  nicht  in  Betätigung  (los  sozialen  (Jegcn- 
satzes,  in  dem  sich  die  Arbeiterklasse  heutzutage  gegenüber  den 
anderen  Klassen  befindet  -  aber  auch  nicht  unter  dem  Druck 
irgend  welcher  gesetzlichen  Vorschrift  oder  zur  Vermeidung  einer 
gesetzlichen  Schadensersatzpflicht.  Wir  fürchten  nicht,  daß  jemand 
gegen  diese  vorläufig  gefundene  Detinition  den  Einwand  erhebe:  ,,auch 
die  von  den  organisierten  Arbeitern  geschatlenen  Arbeitersekretariate, 
Arbeitslosenunterstützungen,  Einrichtungen  u.  s.  w.  verbesserten  doch 
die  Lage  der  Arbeiter".  Wer  erklärt,  daß  die  Laden-  und  Erker- 
beleuc.htung  nicht  zur  Straßenbeleuchtung  gehört,  bezweifelt  nicht,  daß 
auch  die  Ladenbesitzer  zur  Erhellung  der  Straßen  beitragen;  oder 
wer,  um  ein  weniger  triviales  Beispiel  zu  gebrauchen,  die  Kranken- 
versicherung von  der  ötfentlichen  Armenpfiege  unterscheidet,  kann 
trotzdem  der  Meinung  sein,  daß  die  Krankenversicherung  mehr  Arme 
und  in  besserer  Weise  versorgt,  als  es  die  .-Vrnienptiege  vermag. 

S  4.  Aber  die  Definition  leidet  an  anderen  Fehlern.  Zunächst 
formal,  weil  sie  fast  nur  negative  Momente  enthält,  und  sodann 
materiell,  weil  sie  noch  immer  viel  zu  weit  ist. 

Sie  jtaßt  auf  alle  Maßnahmen  der  ötTentlichen  Verwaltung  oder 
der  Vereinstätigkeit,  welche  für  die  Arbeiter  im  allgemeinen  von  Vor- 
teil sind.  Gleichwohl  wird  es  niemand  einfallen,  z.  B.  die  Entwässe- 
rung eines  von  Arbeitern  bewohnten  Stailtteils  oder  die  Zuführung 
von  besserem  Trinkwasser  dorthin  als  Arbeiterwohlfahrtseinrichtung 
zu  bezeichnen ;  und  ebensowenig  würden  wir  den  Namen  anwenden 
auf  einen  Verein,  der  durch  Unterbringung  von  Kindern  in  Ferien- 
kolonien oder  Speisung  armer  Schulkinder  sich  um  die  gesamte  be- 
dürftige Bevölkerung,  also  auch  um  bedürftige  Arbeiterfamilien,  ver- 
dient macht. 

Es  umfaßt  vielmehr  der  Begriif  der  .\.  W.  E..  wenn  er  noch  ge- 
nauer umschrieben  werden  soll,  nur  solche  Einrichtungen,  die  sich 
in  erster  Linie  an  die  Arbeiter  als  solche  wenden,  nicht  an  eine  sonst 
unbestimmte  Bevölkerungskatogorie,  zu  der  zufällig  auch  Arbeiter 
gehören ;  und  er  umfaßt  der  Hauptsaclie  nach  auch  nur  Einrichtungen, 
die  für  bestimm  te  G  ru  ppen  von  Arbeitern  bestimmt  sind,  einerlei, 
ob  diese  Gruppen  örtlich  abgegrenzt  sind  (die  Arbeiter  einer  be- 
stimmten Stadt)  oder  rechtlich  (die  Arbeiter,  die  mit  einem  oder 
mehreren  bestimmten  Arbeitgebern  im  Vertragsverhältnisse  stehen). 
Und  auch  die  Einrichtungen  der  letzteren  Art,  an  die 
allein  verdacht  ist,  wenn  von  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 
Rede  ist,  fallen  weitaus  nicht  alle  unter  den  Begriff. 

Wenn  eine  Falirik  chemischer  Proiiukte  ein  verbessertes  Ver- 
fahren einführt,  das  billigeren  Betrieb  ermöglicht,  und  zugleich  die 
(iesundheit  der  Arbeiter  weniger  schädigt,  kann  sie  dieser  erfreulichen 
Wirkung  ungeachtet  die  neue  Fabrikationsweise  doch  kaum  als  Schaf- 
fung einer  Wohlfahrtseinrichtung  bezeichnen.  Es  winl  freilich  jede 
A.-W,-E.,  die  sich  innerhalb  eines  einzelnen  Fabrikbetriebes  vollzieht, 
dem  Betrieb  zu  gute  kommen,  wenn  sie  die  Mühe  der  Arbeiter  er- 
at)* 
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leichtert  und  ihren  Eifer  anspornf;  aber  deshalb  ist  noch  lange  nicnT 
umgekehrt  jede  Betriebseinrichtung,  welche  dem  Unternehmen 
nützt,  zugleich  auch  eine   A.-\V.-E.  im  technischen  Sinn. 

Auch  die  wenigen  Stellen,  an  dcuen  der  Gesetzgeber  der  A.-W.-E. 
gedenkt,  weisen  auf  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Einschränkung 
des  Begriffes  hin. 

Die  Gewerbeordnung  verlangt  in  §  115  Barzahlung  des  Arbeits- 
lohnes; sie  gestattet  lediglich  anstatt  Barlohnes  auch  die  Verabfolgung 
von  Lebensmitteln  zu  den  Anscbaffuugsküsten ,  von  Feuerung.  Be- 
leuchtung u.  s.  w.,  für  die  durchschnittlichen  Selbstkosten,  von  Wohnung 
und  Landnutzung  gegen  die  ortsübliche  Miete  und  Pacht. 

Verträge,  die  dem  zuwiderlaufen,  sind,  nach  §  117,  nichtig;  ebenso 
auch  alle  sonstigen  Verabredungen  über  die  Verwendung  des  Ver- 
dienstes der  Arbeiter  zu  einem  anderen  Zweck  als  zur  Be- 
teiligung an  ^Einrichtungen  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter 
oder  ihrer  Familien''. 

Die  Livaliditüts-Versicherungsanstalten  haben  ihr  V'ermögen  der 
Hauptsache  nach  mündelsicher  anzulegen  {§  1(J4  LV.G.).  Unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  und  nur  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörden darf  indes  hiervon  abgegangen  werden.  Eine  solche  ander- 
weite,  nicht  mündt'lsichere  Anlage  ist  jedoch  nach  §  1(34,  Abs.  3  zulässig, 
nur  (in  \Vertpa|>ierea  oder  für  Zwecke  der  Verwaltung,  oder)  „für 
solche  Veranstaluingen,  welche  ausschließlich  oder  überwie- 
gend der  versicherungspflichtigen  Bevölkerung  zu  gute  kommen". 

Beide  Gesetzesstellen  definieren  den  Begriff  A.-W.-E.  nicht,  sondern 
sie  setzen  ihn  voraus.  Aber  beide  übereinstimmend  bezeichnen  scharf 
und  richtig  seinen  wesentlichen  und  charakteristischen  Lihalt:  A.-W.-E. 
sind  nicht  unterschiedslos  alle  Einrichtungen,  welche  die  Wohlfahrt  der 
Arbeiter  tatsächlich  fördern,  sondern  nur  solche,  welche  „keinen 
anderen  Zweck  haben",  welche  j-ausschließlich"  oder  doch  „überwiegend" 
zu  gute  kommen  und  ins  Leben  gerufen  sind  zu  Gunsten  von  Leuten, 
die  in  einem  Arbeitsvertrag  als  Lohnarbeiter  stehen.  §  117  G.O. 
spricht  von  einem  konkreten  Arbeitsverhältnis,  und  §  164  I.V.G. 
wenigstens  von  der  „versicherungsptliclitigon  Bevölkerung",  und  Ver- 
sicherungs]>flicht   und  Arbeitsvertrag   hängen   aufs   engste   zusammen. 

Als  Illustration  mag  dienen  der  ij  4  des  preußischen  Kriminal- 
Abgaben  gesetzes  vom  14.  Juni  l«li;i.  Nach  dieser  Vorschrift  müssen 
von  den  Gemeinden  regelmäßig  Gebühren  erhoben  werden  insbesondere 
für  Gemeindeaustalten,  welche  einzelnen  Gemeinden,  Angehörigen  oder 
einzelnen  Klassen  von  solchen  vorzugsweise  zum  Vorteil  gereichen. 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  Unterrichts- 
und Bildungsanstalten,  auf  Krankenhäuser,  Heil-  und  Pflegeanstalten, 
sowie  auf  vorzugsweise  den  Bedürfnissen  der  unbe- 
mittelten Volksk lassen  «lienende  Veranstaltungen. 

Das  preußische  Gesetz  gibt  den  Gemeinden  das  Hecht,  die  Be- 
nutzung der  von  ihnen  ins  Leben  gerufenen  Wohlfahrtseinrichtungen, 
das  Wort  im  weiteren  Sinn  genommen,  gebührenfrei  zu  ge- 
statten; dagegen  schaffen  Ge\verl>eordnung  und  Invaliditäts-Versiche- 
rungsgesetjs  Ausnahmebeslimniungen  zu  Gunsten  von  A.-W.-E.  im 
engeren  Sinn,  bei  denen  es  nicht  auf  die  tatsächliche  Wir- 
kung—zu Gunsten  der  Armen,  der  Unbemittelten  u.  s.  w.  —  sondern 
auf  Ziel  und  Zweck  der  Einrichtung,  die  Förderung  der  Wohl- 
fahrt der  Arbeiter  ankommen  soll. 
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Die  ünterscheidiuig  ist  unter  Umständen  praktisch  recht  wichtig, 
wie  an  zwei  Beispielen  gezeigt  sein  mag. 

Eine  große  süddeutsche  Lederfabrik  hat  eine  Pensionskasse  er- 
richtet: die  Arheiter  zahlen  gewisse  Beiträge;  die  Faltrik  das  Doppelte 
derselben;  sie  stellt  außerdenn  außerordentliche  IVeitnige  aus  ihrem 
Jahresgewinn  in  Aussicht  und  zahlt  füi'  das  Kassenvermügeti,  das  — 
eine  technisch  ganz  falsche  Bestimmung  —  ungeschioden  vom  Ge- 
schäftsvermögen ist,  hohe  Zinsen.  Aber  sie  führt  die  Verwaltung 
nicht  nur  ganz  allein,  nach  eigenem  Ermessen  ohne  jede  Sicherstellung 
des  Kassen verniügens;  sondern  sie  gewfihrt  Pensionen  auch  nur  au 
solche  Arbeiter,  die  wegen  Ari)eitsunfähigkeit  entlassen  werden.  Es 
muß  also  der  Arbeiter,  der  von  den,  ihm  regelmäßig  vom  Lohn  ab- 
gehaltenen Beiträgen  etwas  haben  will,  in  der  Fabrik  bleiben;  und 
er  muß  sorgen,  daß  die  Fabrik  ihm  wohlgesinnt  bleibt.  Denn  wenn 
er  im  vorgerückten  Alter,  aber  nach  Ansicht  der  Fabrik  noch  arbeits- 
fähig entlassen  wird,  findet  er  zwar  nicht  leicht  einen  anderen  Platz, 
hat  aber  trotzdem  keinerlei  Pension  u.  s.  w. 

Die  Pensionskasse  nützt  also  zwar  den  Arbeitern,  die  ja  zweifel- 
los besser  daran  sind,  als  wenn  sie  nicht  vorhanden  wäre.  Aber  ihre 
Hauptwirkung  ist  doch  die,  daß  sie  die  Arbeiter  an  der  guten  Meinung 
ihrer  Chefs  interessiert,  und  daß  sie  einen  recht  erheblichen  Nachteil 
auf  den  freiwilligen  Austritt  setzt:  sie  ist  unseres  Erachtens  keine  Ein- 
richtung im  Sinne  des  S  H"*  O.O.,  und  keine  Arbeiter-Wohlfahrts- 
eiurichtung  im  sozial]>olitischen  und  wissenschaftlichen  Sinne;  auf  die, 
den  Arbeiten  zur  Deutung  der  Beiträge  gemachten  Lohnabzüge  findet 
§  Uli  und  117  (i.O.  Anwendung. 

Eine  der  größten  chemischen  Fabriken  Deutschlands  hat  Arlieiter- 
wolmungen  erbaut.  Dieselben  werden  au  die  Arbeiter  der  Fabrik 
gegen  billigen  .lahreszins  vermietet,  und  gegen  eine  beiden  Teilen 
jederzeit  freistehende  14-tägige  Kündigung;  „die  Auflösung  des  Dienst- 
verhältnisses des  Mieters  zur  Aktiengesellschaft  schließt  jederzeit 
Kündigung  der  Wohnung  ein". 

Wir  unterlassen  nun  gänzlich,  Betrachtungen  darüber  anzustellen, 
ob  es  überhaupt  als  A.-W.-E.  betrachtet  werden  kann,  wenn  ein  Unter- 
nehmer Unterkunft  für  einen  Teil  der  Arbeitskräfte  beschatlt,  die  er  des 
billigeren  Betriebes  der  Fabrik  halber  an  einem  kleinen  Ort  zusammen- 
bringt —  da  er  doch  auch  für  die  anderen  vom  Betrieb  unzer- 
ti'ennüchen  Gegenstände  {die  Maschinen,  die  Kohlen,  die  Rohmaterialien, 
die  versandfertigen  Waren  u.  s.  w.)  wohl  oder  übel  Aufbewahrungs- 
räume besorgen  muß.  .ledenfiills  beweisen  aber  die  angeführte  Be- 
stimmungen des  Mietvertrags,  welche  den  Arbeifer  stets  arbeitslos 
und  obdachlos  zugleich  machen,  daß  der  Vorteil,  den  die  Erbauung 
der  Wohuung  mit  sich  bringt,  weder  „ausschließlich  noch  überwiegend" 
auf  selten  der  Arbeiter  ist  *).  Es  dürften  hiernach  z.  B.  lieldcr  einer 
Versicherungsanstalt  zum  Bau  von  Wohnungen ,  deren  Vermietiing 
in  dieser  Art  geregelt  ist,  nicht  verwandt  werden ;  die  Versicherungs- 


*)  Vergl.  über  die  «og.  Fabri kantenwohn unfj  die  Ausführungen  in  dem  Gut- 
ftclit«n  von  Fleuch  und  Zirndürfer,  Da.«  Mietrocht  in  Deut-''chlanii.  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  iki.  XCV,  S.  27w  ff.  infibesondere  p.  '.VXi — 305. 

Noch  weniger,  wie  die  oben  angeführte  Bestimm  luig,  paßt  es  natürlich  zu  dem 
Begriff  einer  A.-\V.-F,.,  wenn  eine  deutwhe  Weltfirnia  für  ihre  unverheirateten  Ar- 
beiter ein  Logierhauri  einrichtet,  dessen  Bewohner  ,eine  Geraeinschaft  bilden"  gölten, 
und  wenn  es  dann  heißt:  Die  Entlajwung  (auii  dem  Dienst  der  Firma)  hat  ohne 
weiteres  das  Aussclieiden  aua  der  Genieincchaft  zur  FoIgeL 
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anstalten  müssen  also,  wenn  sie  den  Bau  von  Arbeiterwohnunsen 
beförtlern  wollen ,  geeignete  Vorbehalte  bezüglicli  des  Mietvertiags 
machen;  jedenfalls  hätte  das  Reichsversicherungsauit,  das  als  Auf- 
sichtsbehörde der  Versicherungsanstalten  (j?  108)  von  diesen  um  Er- 
teilung der  Genehmigung  zur  Beleihung  von  Arbeiterwohnungen  er- 
sucht wird,  solche  Bedingungen  fQr  die  Beleihung  festzusetzen,  daß 
dauernd  die  Zweckbeslinunung  des  §  1G4  Abs.  3  gewahrt  wird.  Diese 
Zweckbestimmung  ist  aber  das  Wohl  der  Arbeiter,  hier  speziell  die 
Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter,  und  nicht  die  Ge- 
währung billigen  Hankapitals  an  einzelne  Unternehmer,  welche  ein 
Interesse  daran  haben,  zu  einein  Teil  ihrer  Arbeiter  im  N'erhältnis 
nicht  nur  des  Arbeitgebers,  sonderti  auch  des  Vermieters  zu  stehen. 
Wichtiger  freilich  als  der  Versuch  der  praktischen  Verwertung  der  zi- 
tierten Gesetzesstellen  ist,  wenigstens  für  unsere  Betrachtung,  daß  sie 
durchaus  in  Einklang  stehen  mit  den  Erfurderuissen,  welche  die  sozialpo- 
litische Theorie  an  A.-W.-E.  stellt,  die  diesen  Namen  wirklich  ver- 
dienen sollen,  und  daß  sie  uns  daher  berechtigen,  an  Stelle  der  obigen 
weitschweitigen  und  doch  negativen  Detinition  des  Begriffes  die  ein- 
fache, kurze  Erklärung  zu  setzen,  dali  A.-W.-E.  Veranstaltungensind, 
die  getroffen  werden,  damit  die  Lage  einer  größeren 
oder  k  1  e  i  n  e  r  e  n  G  r  u  p  p  e ,  der  a  u  f  d  a  s  E  i  n  k  o  m  ui  e  n  aus  d  e  lu 
A  r  b e i  t  s  V  e r t  ]•  a  g  angewiesenen  Arbeiter  in  h ö h  e r e m  M a ß 
gefördert  werde,  als  bis  zu  welchem  der  Veranstalter 
gesetzlich  verpflichtet  ist,  oder  im  eigenen  Interesse 
Anlaß  hat,  sie  zu  fordern.  Diese  Dehnition  legt,  im  Gegensatz 
zu  der  oben  gefundeneu  vorläufigen,  das  entscheidende  Moment  nicht 
auf  die.  sei  es  beabsichtigte,  sei  es  zufällige  Wir  k  u  ng  der  A.-W.-E., 
sondern  auf  den  Zweck,  zu  welchem  der  Urheber  sie  ins  Leben  rief. 
Man  kann  hiergegen  einwenden,  dali  es  nicht  angängig  sei,  eine  Ein- 
richtung des  wirtschaftlichen  Lebens  oder  der  Sozialpolitik  zu  erkläreu. 
von  einem  äußerlich  gar  nicht  erkennbaren  rein  subjektiven,  jjsycho- 
logischcn  Moment  aus.  Aber  dieses  Hineinragen  der  Psychologie  in 
die  Volkswirtschaft  kommt  ja  auch  noch  auf  anderen  Gebieten  vor; 
man  denke  nur  an  die  grundlegende  Wertlehre,  an  die  Lehre  vom 
Kredit  u.  s.  w. :  gar  nicht  zu  erinnern  an  die  Definitionen  der  Juristen, 
bei  denen  die  Absicht  —  der  animus  donandi,  possidendi  u.  s.  w.  — 
ja  eine  Hauptrolle  spielt.  Man  kann  ferner  einwenden,  daß  bei  der 
IIauptnias.se  der  A.-W.-E.  —  bei  allen  denen  nämlich,  die  nicht  von 
geiueinnützigen  Vereinen  u.  s.  w.,  sondern  von  Arbeitgebern  speziell 
hlr  die  mit  ihnen  im  Vertragsverhältnisse  stehenden  Arbeiter  getroffen 
werden,  die  Arbeitgeber  notwendig  auch  den  Einfluß,  den  die  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeiter  auf  deren  Arbeitsfreudigkeit  u.  s.w. 
haben  muß,  mit  in  Rechnung  ziehen.  Sie  schaffen  die  A.-VV.-E. 
nicht,  damit  den  Arbeitern  eine  Mehrleistung  gemacht  werde,  son- 
dern zwar  im  Bewußtsein,  ein  opus  super  erogatum  zu  tun,  aber  ebenso- 
8t>lir  im  Bewußtsein,  dadurch  ihre  eigenen  Interessen  zu  fördern.  Das 
Invjiliditäts-Versicherungsgesetz  wird  liieser  Tatsache,  wie  wir  gesehen 
haben,  dadurch  gerecht,  daß  es  nur  verlangt,  daß  die  von  ihm  pri- 
vile^jiorton  Veranstaltungen  dem  Arbeiter  ausschließlich  oder 
U  b IM' w  legend  zu  gute  kommen.  Auch  wird  sich  gar  nicht  bestreiten 
Imkm'u,  daß  eine  scharfe  Grenzlinie  zwischen  den  sozialpolitisch  be- 
di'MlMitm'ti  A.-W.-E.  und  den  volkswirtschaftlich  erfreulichen,  den 
Wt'iii'ii   Bück  des  Arbeitgebers  bekundenilen  vernünftigen  Betriebs- 
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einrichtungen  sich  nicht  ziehen  läßt.  Immerhin  kann  hier  vielleicht 
verwertet  werden  tler  von  Ihcring  bereits  in  die  Rechtswissen.schiift 
eingeführte  Befj;rit1'  der  RetiexwirkuiiR,  Eine  Maßregel  kann  getroffen 
sein  ausschließlich  im  Interesse  des  Unternehmens  —  aber  mit 
Rückwirkung  auf  die  Arbeiter;  oder  zur  Besserung  der  Lage 
der  Arbeiter  —  aber  mit  gflnsügem  Reflex  auf  den  Geschäfts- 
gang selbst.  Eine  Spinnerei  braucht  billige  weibliche  Arbeitskräfte. 
Da  aber  Frauen  vielfach  mit  Kindern  behaftet  sind,  und,  um  diese 
nicht  unverpflegt  zu  lassen,  die  Fabrikarbeit  ablehnen,  richtet  sie  in 
einem  Flügel  der  Fabrik  eine  große  Krippe  und  Kinderbewahranstalt 
ein;  dort  können  die  Frauen  die  Kinder  morgens  abgeben  und  abends 
wieder  in  Empfang  nehujen.  Die  optische  Werkstütte  von  Carl  Zeiß 
in  Jena  —  hier  kann  ja  wohl  der  Name  genannt  werden  —  kürzt  im 
Interesse  ihrer  Arbeiter  den  Arbeitstag  auf  8  Stunden  ab,  und  findet, 
daß  sie  dabei  nicht  Nachteil,  sondern  Vorteil  hat.  Im  ersten  Fall 
ist  die  Besserung  der  Lage  dei-  Kinder  kaum  zu  bestreiten;  in  tlen 
geradezu  vorzüglich  eingerichteten  und  ausgestatteten  Sälen  hnden 
sie  Ueberwachung  durch  geübte  Kinderptiegerinnen ;  Spiele  aller  Art 
sind  vorhanden,  jedem  Erfordernis  der  Reinlichkeit  und  der  Ilygienie 
ist  Genüge  geleistet.  Aber  alles  dies  ist  nicht  Zweck  der  Einriclitung, 
sondern  nur  Begleiterscheinung,  die  den  einsichtigen  Leuten  gewiß 
willkommen,  die  aber  fast  so  unvermeidlich,  und  deshalb  auch  so 
wenig  verdienstlich  ist,  wie  die  Erhellung  der  Straße  durch  die  splen- 
dide Ladenbeleuchtung  eines  großen  Magazins  —  um  das  oben  (S,  Uli) 
gebrauchte  Gleichnis  zu  wiederholen.  Umgekehrt  ist  im  zweiten 
Fall  die  für  die  Firma  gewinnbringende  Verbesserung  des  Arbeits- 
produktes nichts  als  eine  Reflexwirkung  der  Verkürzung  des  Arbeits- 
tages, also  einer  Maßregel,  die  nicht  die  Erhöhung  des  Gewinns,  son- 
dern die  Erhöhung  der  Arbeitswohlfahrt  zum  Zweck  hatte. 

Eine  ganz  ähnliche  Scheidung  läßt  sich  aber  auch  unter  den  an- 
deren nicht  von  Arbeitgebern  herrührenden,  den  Arbeitern  nützlichen 
Einrichtungen  vielfach  anstellen.  Wenn  die  Gewerkschaften  einer  Stadt 
zusammentreten,  um  vereint  mit  der  sozialdemokratischen  Parteior- 
ganisation ein  für  jedermann  zugängliches  Arbeitersekretariat  zu 
gründen ;  oder  wenn  die  innere  Mission  Aufenthaltssäle  für  junge 
Leute  eröffnet,  unentgeltliches  Frühstü<'k  an  die  Besucher  ihres  Gottes- 
dienstes vorteilt  (die  sog.  Schrippenkirche  in  Berlin),  so  ist  der  Zweck 
offenbar  hier  die  wirtschaftliche  und  politische,  dort  die  rehgiöae  Propa- 
ganda. Aber  dieser  Zweck  ließe  sich  durch  die  getroffenen  Einrich- 
tungen gar  nicht  erreichen,  wenn  dieselben  nicht  fortwährend 
vielen  einzelneu  Arbeitern  zu  gute  kämen. 

Es  wäre,  auch  für  die  (iegner  der  betreffenden  politischen  oder 
religiösen  Richtung,  töricht,  diese  Nutzwirkung  zu  leugnen;  mir  ist  es 
sogar  sehr  verständlich,  wenn  jemand,  der  die  ü  b  e  r  d  i  e  W  o  h  1  f  a  h  r  t  des 
einzelnen  Arbeiters  hinausgehenden  Ziele  der  Bewegung 
für  wichtiger  hält,  als  ihre  Reflexwirkung  auf  einzelne  Arbeiter,  sein 
Urteil  nach  jenen  Endzielen  fällt;  und,  je  nachdem  ihm  diese  nützlich 
oder  schädlich  scheinen,  die  Veranstaltung  selbst  für  „unendlich  wich- 
tiger als  alle  A.-W.-E.''  oder  aber  für  „prinzipiell  bedenklich  und  ge- 
fährlich" erklärt.  Beide  Urteile  kommen  darin  überein,  daß  den  Ver- 
anstaltungen der  Charakter  als  A.-W.-E.  abgesprochen  wird;  daß  sie  als 
etwas  anderes  —  je  nach  dem  Standpunkt  des  Beurteilers  Nütz- 
liches oder  Schädliches  —  bezeichnet  werden ;  und  sie  habeu  beide  ihre, 
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unseres  Eracliteiis  ganz  richtige  Begründung  darin,  daß  die  Fördernngj 
der  Arbeiterwohlfalirt   niclit  Zweck,    sondern  nur  eine  der,    ailerdin^ 
vorausgesehenen  und  bealisichtigteu    Folgen    der   Einrichtungen,    ein« 
notwendige  Reflex  w  irku  n  g  derselhen  ist. 

Zuzugeben  ist  allerdings,  dalS  eine  völlig  scharfe  Scheidung  zwischenj 
Zweck  und  Retiex Wirkung  weder  überall  möglich  ist   noch  überall  de 
Absicht  des  Urhebers  der  A.-W.-E.  entsiirechen  würde. 

Wenn  in  einer  Fabrik  der  Textilbranche  die  Arbeiter  ihr  Mittag-' 
essen  bei  den  Webstühlen  selbst  einuctinien  müssen,  so  ist  das  ungesund 
für  die  Arbeiter,  und  es  entsteht  leicht  Unreinlichkeit,  welclie  die  halb- 
fertige Wure,  und  Staub,  der  schließlich  die  Maschinen  selbst  gefähr- 
det. Richtet  die  Fabrik  besondere  Eßsäle  mit  guten  Kochvorrichtungen 
u.  s.  w.  ein,  so  können  die  Arbeitssäle  während  der  Mittagspause  ab- 
geschlossen und  mit  frischer  Luft  versehen  werden*),  der  Vorteil  der 
Arbeiter  und  des  Unternehmens  geht  hier,  wie  so  oft,  Hand  in  Hand. 

Es  wäre  falsch,  Veranstaltungen,  die  in  dieser  Erkenntnis  ge- 
macht sind,  als  A.-W.-E.  nicht  anerkennen  zu  wollen  —  wozu  übrigens 
auch  un.sere  obige  Definition  nicht  zwingt.  Man  wird  sich  eben  da- 
mit abfinden  müssen,  daß  auch  auf  diesem  (lebiet  der  Soziahvissen- 
schaft  die  uns  aus  der  Naturwissen.scliaft  längst  bekannte  Tatsache 
sich  wiederholt,  <!aß  nändich  die  BegriU'e  und  tiattungen  voneinander 
nicht  scharf  abgeschlossen,  sondern  durch  Uebergangsformen  mit- 
einander verbunden  sind. 

jj  5.  Allerdings  wäre  es  bei  dieser  Unsicherheit  der  Abgrenzung 
doppelt  wünschenswert,  wenn  ein  .lußorlich  erkennbares  Moment  ge- 
nannt werden  könnte,  dessen  Vorhandensein  gleichsam  als  sicheres 
Symptom,  uns  gestattete,  festzustellen,  ob  eine  A.-W.-E.  oder  eine, 
nur  durcli  ReHexwirkung  den  Arbeitern  nützliche  Veranstaltung  im 
Interesse  eines  sonstigen  Zweckes  vorliegt. 

Ein  solches  Merkmal  gibt  es  auch.  *las  zudem  mit  den  sozialpoli- 
tischen Aufgaben  aller  A.-W.-E.  aufs  engste  zusammenhängt.  Dies 
Merkmal  ist  einfach  die  Beteiligung  oder  N  ichtb  et  eiligung 
der  Arbeiter  an  der  Verwaltung.  Werden  die  Arbeiter  bei  der 
Verwaltung  einer  Einrichtung  zugezogen,  obwohl  sie  auf  deren  ^'or- 
handensein  kein  gesetzliches  Anrecht  haben ,  so  ist  anzunehmen, 
daß  die  Veranstalter  eine  A.-W.-E.  herstellen  wollten.  Je  mehr  sich 
die  Veranstalter  auf  das  ihnen  als  Eigentümer  zustehenden  Verfügungs- 
recht berufen,  je  weniger  sie  den  Arbeitern  Einfluß  auf  (lang  und 
Verwaltung  der  für  die  Arbeiter  wichtigen  Sache  zugestehen .  um 
80  sicherer  ist,  daß  das  bessere  Befinden  der  Arbeiter  höchstens 
Hilfsmittel  für  den  eigentlichen  Zweck  oder  gar  nur  zufällige  Be- 
gleiterscheinung, Reflexwirkung  desselben  war.  Maß  und  Art,  in 
welcher  den  Arbeitern  V'erwaltungsbefugnis  eingeräumt  ist,  kann  freilich 
sehr  verschieden  sein.  Ganz  unbeschränkte  Verfügung,  die  bei  An- 
stalten, die  sich  die  Arbeiter  selbst  begründet  haben,  das  Natürliche 
ist,  wird  kaum  möglich  sein ;  bei  A.-W.-E.  für  einzelne  bestimmte 
Unternehmen,  weil  der  Zusammenhang  mit  der  Fabrik,  die  dauernde 
Kon.servierung  der  für  ilie  Einrichtung  aufgewandten  Mittel  gesichert 
bleiben  muß;  bei  A.-W.-E.,  die  nicht  auf  die  Arbeiter  einzelner  Fabriken 


*)  nio  fa.vgicniscben  Nutzwirkuiigeo  der  sog.  W&rmeküchen  in  den  österrdchi- 
ifhi'n  Ic.  k.  Trtlmlcfahriken  werden  besondere  hervorf^oben  von  Mayer  in  „Soziale 
ViirwiilliwiK  in  Üesterreidi",  Bd.  1,  Abschnitt  IV,  p.  5G. 
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beschränkt  sind,  schon  um  deswillen,  weil  es  an  der  ersten  Voraus- 
setzunfi  jeder  Seihstverwaltuiig,  der  festen  Organisation  der  Interes- 
senten fehlt.  Im  übri}ien  kommt  jede  denkbare  Form  der  Beteiligung 
an  der  Verwaltim«;  vor ;  von  der  Einsetzung  eines  Ausschusses,  der 
blos  gutachtlich  zu  hören  ist.  und  nur  Vorschläge  zu  machen  hat,  bis 
zu  der  Einräumung  des  Iteclits  zur  Wahl  von  Kommissionen  mit 
selbständigen  Prüfungs-  und  Kontrollbefuguissen,  und  bis  zur  Bil- 
dung von  Verwaltungsstellen,  in  denen  die  Begründer  der  Einrich- 
tung und  die  Benutzer,  auf  dem  F^uß  voller  Gleichheit  und  (Jleich- 
berechtigung  die  tieschäfte  in  gemeinsamer  Tätigkeit  erledigen.  Völlig 
ausgeschlossen  ist  diese  Heranziehung  der  Arbeiter  nur  etwa  bei  den 
A.-W.-E..  die  lediglich  in  einer  vom  Arbeitgeber  ein  für  allemal  ge- 
gebenen Anordnung  bestehen  (Gewälirung  von  .Jahresurlaub  an  jeden 
Arbeiter;  Fortzahlung  des  Taglohns  auch  an  den  auf  <lie  Wochentage 
l&ltenden  Feiertagen;  Sicherung  eines  Krankengeldes  nach  Ablauf  der 
"Kassenleistungen  u.  s.  w.);  sowie  bei  denen,  die  einer  ganz  unbe- 
stimmten Anzahl  von  Arbeitern  zu  gute  kommen  sollen  [Bereitstellung 
von  Trinkbruiineu.  Brausebädern,  nächtlicher  Unterkunft,  öffentlichen 
Vorträgen,  Spargelegenbeit  u.  s.  w*).|,  wenngleich  sich  hier  vielfach  die 
Mitarbeit  der  Beteiligten  doch  auf  dem  Umweg  erreichen  lälSt,  daß 
Vertreter  einzelner  besonders  interessierten  Arbeitergrupjien  —  z.  B. 
der  Gewerkschaften  —  zur  Teilnahme  an  der  Verwaltung  herangezogen 
werden.  Daß  andererseits  die  bloße  Ueberlassung  eines  Teils  der 
\'erwaltung.sarbeit  an  die  Benutzer  der  Anstalt  nicht  hinreicht,  um  aus 
dieser  eine  A.-W.-E.  zu  machen,  versteht  sich  von  selbst.  Ist  der 
Zweck  einer  vom  Arbeitgeber  getroffenen  Einrichtung  die  Erhöhung 
des  Gewinns  aus  der  Fahrikation  oder  der  Autorität  über  die  Ar- 
beiter, so  köunen  weder  die  Keflexwirkungen  auf  die  Arbeiter  noch 
die  Heranziehung  der  Arbeiter  zu  ihrer  vollstlndigeren  Ausnutzung 
die  Veranstaltung  zu  einer  A.-W.-E.  im  eigentlichen  Sinn  machen. 
Es  wird  kaum  nötig  sein,  das  Gesagte  durch  Beispiele  zu  erläutern. 
Insbesondere  führt  z.  B.  das  AI  brecht  sehe  Handbuch  der  sozia- 
len Wohlfahrtspflege  eine  stanze  Reibe  von  A.-W.-E.  an,  die  von  Un- 
ternehmern für  ihre  Arbeiter  begründet,  und  bei  denen  die  Arbeiter 
in  der  einen  oder  anderen  Art  an  der  Verwaltung  beteiligt  sind.  Ledig- 
lich ist  es  vielleicht  wichtig,  einige  A.-W.-E.  zu  nennen,  die  den  In- 
teressenten, obwohl  sie  nicht  durch  Arbeitsvertrag  mit  den  Urhebern 
verknüpft  sind,  doch  eine  weitgehende  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung 
zu  ermöglichen. 


')  V'tjn  einer  intere*Bantpn  hierher  (rehörigen  A.-W.-E.,  l*i  iler  alleniings  eine 
Heniüziphung  di>r  Arbeiter  zur  Mitverwaltung  den  l'rnstSndcn  nnch  völlig  ausge- 
»chlossun  ist.  berichtet  der  KatAlug  der  russischen  volkrtwirlsctiaflliclieii  Ausstellung 
zu  Paris  IfüK),  t?.  2:)  ff.  In  der  Gegend  von  ("herrioii  übernalinien  e«  Aerzte,  eine 
ärztliche  Fürsorge  für  di«  .•Vrheiter  einzuführen,  ilie  zunarünieiikanieu,  iira  sich  io 
Fabriken  u.  s.  w.  zu  verdingen.  An  diese,  den  Wundernden  und  deshalb  zeitweise 
Obdachlosen  gewidmete  Hilfe,  sehlnß  sich  allmählich  nicht  nur  die  uneatgellliche 
Verabreichung  von  Arzneien  und  Lebensmitteln  an,  honriern  es  entwickelten  »ich 
diette  Polikliniken  nach  und  nach  zu  föriuüchcn  Au^kunftsstelten,  wo  die  Wandern- 
den ArbeiUtnachweis,  KcchLsliilfe  u,  b.  w.  erhielten. 

Von  den  Veranstaltungen,  welche  niichtliche  Untflrkunft  gewfihren,  können 
natürlich  nur  diejenigen  als  A.-W.-E.  betrachtet  werden,  die,  wie  der  große  Berliner 
Asylverein  für  Otwlachlose,  oder  der  gleichnanaige  Frankfurter  Verein  nicht  Auf- 
gaben der  Armenpflege  oder  Polizei  erfüllen,  sondern  jedem  Obdachlosen  unentgelt- 
lich und  ohne  fingstliche  Prüfung  seiner  Person,  seines  Vorlebensu.  s.  w.  zur  Verfü- 
gung stehen. 
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Icli  wähle  hierzu  drei  nach  Zweck  und  Rechtsform  völlig  von- 
einander verscliiedeue  A.-W.-E.  meiner  Vaterstadt,  an  deren  Begrün- 
dung ich  selbst  wesentiicli  beteiligt  war,  und  bei  denen  ich  namentlich 
auch  die  auf  die  Mitverwaltung  der  Arbeiter  bcüilgliehen  Bestnunningen 
entworfen  und  durchgefülirt  lia.be.  Sie  zeigen,  daß  das  Prinziii  der 
genieinsanieu  Arbeit  auch  bei  der  Organisation  der  vereinsmäßigen 
und  stiftung-sniäßigen  A.-W.-E.  in  weit  höherem  Grad  Anwendung  finden 
kann,  als  gewöhnlich  geglaubt  wird;  und  die  Berufung  auf  meine 
eigene  Tätigkeit  wird  uiicli  jedenfalls  gegen  den  Vorwurf  schützen,  als 
ob  mir  die  Schwierigkeiten  seiner  Anwendung  unbekannt  geblieben 
wären. 

Der  \'erei  n  für  llekon  v  al  eszen  ten-A  «stalten,  begründet 
18'JOals  Verein  mit  juristischer  Persönlichkeit,  jetzt  eingetragener  Verein, 
hat  sich  die  Begründung  und  Verwaltung  von  Anstalten  für  Genesende 
und  von  Lungenheilanstalten  zur  Aufgabe  gesetzt.  Er  ist  als  bloßer 
Privatvereiti  auf  die  Beiträge  seiner  Mitglieder  angewiesen;  und  es 
ist  natürlich,  daß  diese  Mitglieder  nur  zum  allerkleiiisten  Teil  dem 
Arbeiterstand  angehören.  Um  aber  gleichwohl  „den  Arbeitnehmern 
der  in  Frankfurt  a.  M.  betiridliclieii  gewerblichen  und  kaufmännischen 
Unternehmungen,  denen  —  nach  J;  3  der  Statuten  —  die  Fürsorge  des 
Vereins  in  erster  Linie  gewidmet  ist,  Gelegenheit  zu  geben,  Eintluß 
auf  die  Verwaltung  der  Vereinsanstalten  zu  nehmen,  ist  (in  §  8j  be- 
stimmt, daß  Krankenkassen  oder  Verbänden  von  solchen,  welche  Ver- 
pflegungs vertrage  mit  dein  Verein  abschließen,  Mitglieder  des  Vereins 
werdeu  können,  und  daß  (ij  10)  von  dem  aus  tl  Mitgliedern  bestehen- 
den \'orstaud  mindestens  3  dem  Arbeitersfand  angehörige  Mitglieder 
des  Vorstandes  solcher  Kassen  sein  sollen,  die  selbst  den»  Verein 
als  Mitglieder  angehören. 

Die  Aktienbaugesellschaft  für  kleine  Wohnungen, 
die  IHitO  begründet  wurde,  hat  nach  §  2  ihrer  Statuten  zum  Gegen- 
stand des  Gesellschaftsunternehmens 

den  Bau  oder  die  Herrichtiing  von  Häusern  mit  kleinen  Wohnungen, 
sowie  den  Erwerb  des  hierzu  nötigen  Grund  und  Bodens,  und  die 
Vermietung  der  solchergestalt  geschaffenen  Wohnungen  an  Unbemittelte 
zu  billigen  Preisen. 

Die  Form  ist,  wie  schon  der  Name  besagt,  die  rein  kapitalistische 
des  Aktienunternehmens ;  die  Aktien  im  Betrag  von  1  (X>0  M.  sind 
ausschließlich  im  Besitz  vermögender  Leute;  die  Verwaltung  erfolgt, 
den  Vorschriften  des  H.G.B.  gemäß  durch  den  Aufsichtsrat  und  den 
—  elirenaintlicli  wirkenden  —  Vorstand.  Die  (Jesellschaft  hat  bisher 
(>,  in  verschiedenen  Stadtteilen  Frankfurts  belegene  Baublocks  mit 
ca.  1L>00  Wohnungen  errichtet;  iu  jedem  Baublock  hat  ein  von  der  Gesell- 
.schaft  besoldeter  Verwalter  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten.  Hier- 
bei hat  er  jedoch  zur  Seite  den  Mieterausschuß,  vermittelst  dessen 
die  Mieter  auf  die  Verwaltung  ungefähr  denselben  Einfluß  ausüben 
können,  als  wenn  das  Unternehmen  auf  geno.ssenschaftlicher  Grundlage 
konstituiert  wäre.  Die  Geschäftsordnung  für  die  Mieter  bestimmt 
hierüber: 

Um  den  Mietern  der  Aktienbaugesellschaft  Gelegenheit  zu  geben, 
selbst  soweit  wie  möglich  au  der  Verwaltung  der  von  ihnen  bewohnten 
Häuser  und  an  der  Beordnung  der  den  Mietern  der  einzelnen  BIocki< 
gemeinsamen    Angelegenheiten  teil    zu  nehmen,    veranlaßt    die  Aklien- 
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baugesellschaft  die  Mieter  derjenigen  Häuser,  die  3  oder  mehr  Woh- 
nungen enthalten,  einen  der  Mieter  zum  Obmann  zu  wählen  und  ver- 
einigt die  Mieter  von  je  3 — 4  der  Hauser  mit  2  Wohnungen  zur  ge- 
meinschaftlichen Wahl  eines  Obmanns. 

Die  Obmänner  —  bei  den  Hausern  mit  weniger  als  8  Wohnungen 
einer  der  Obmanner  aul'  2 — 4  Häuser  —  bilden  gemeinschaftlich  mit 
dem  Verwalter  des  Baublocks  den  Mieterausschuß. 

Aufgabe  des  MieterausschusHe.s  ist  die  Beratung  aller  die  Be- 
wohner eines  Häuserblocks  gemeinsam  berührenden  Angelegenheiten, 
insbesondere  der  von  der  Aktienbaugesellachaft  in  dieser  Beziehung 
an  ihn  gestellten  Anfragen ;  ferner  die  Prüfung  von  Beschwerden, 
welche  vom  Verwalter,  oder  einem  Obmann,  oder  einzelnen  Mietern 
gefren  andere  Mieter,  oder  gegen  den  Obmann,  oder  gegen  den  Ver- 
walter erhoben  werden,  sowie  die  Untersuchung  von  Streitigkeiten, 
die  unter  den  Mietern  entstehen. 

Die  Gesellschaft  wird  dem  MieterausachuE  alle  Falle  der  in  §  8 
bezeichneten  Art  unterbreiten,  insoweit  nicht  etwa  ein  eilfertiges, 
keinen  Aufschub  leidendes  Eingreifen  erforderlich  ist.  Sie  wird  Kün- 
digungen gegen  Mieter,  welche  ihren  sonstigen  Mietverptlichtungen 
nachkommen,  nur  nach  Anhören  des  Mieteraiisschusses  aussprechen 
und  ebenso  Einrichtungen,  die  die  Gesamtheil  der  Mieter  eines  Bau- 
blocks oder  eines  Hauses  betreffen,  regelm&üig  nur  nach  Anhören  des 
MieterausHchusses  tretfen. 

(Solche  Angelegenheiten  sind  z.  B.  Gartenordnungen,  Bade-  und 
Waschküchenordnungeii,  Bibliothekordnung,  Bestimmungen  über  den 
Georg  Speyerschen  Wohlfahrtsfonds  u.  s.  w.) 

Der  Ausschuß  für  V  o  I  k  s  v  o  r  1  e  s  ti  n  g  e  n  ist  eine  völlig  freie 
Vereinigung,  der  in  ihrer  bisherigen  zwölfjährigen  Tätigkeit  os  noch 
nicht  zu  geschriebenen  Statuten  gebracht  hat.  Er  veranstaltet  unent- 
geltlich zugängliche  Volksvorlesungen ,  ferner  Einzelvorträge  in  Ar- 
beiter vereinen  ,  i>o]>uiäre  Lehrgänge  übei-  wiclitigere  Materien ;  sodann 
Führungen  durch  die  Museen ;  er  hat  die  ersten  Volksvorstelhingen 
angeregt,  und  den  Volkschor  begründet,  der  stinimbegabte  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  zur  Aufführung  klassischer  Ton  werke  vereinigt.  Es  hat 
aber  von  Anfang  an,  wohl  zuerst  in  Deutschland,  und  jedenfalls  z.  B. 
vor  der  Coineniusgesellschaft  seine  Bemühungen,  den  Unbemittelten 
Anteil  an  den  höheren  Kulturgütern  der  Kunst  und  Wissenschaft  zu 
vermitteln,  begründet  auf  tue  gcnieinsanie  Arbeit  der  Gewährenden 
und  Empfangenden,  der  Gelehrten  und  der  Geldgeber  einerseits  und 
der  Arbeiter  andererseits ;  und  er  erreicht  die  Mitarbeit  der  Arbeiter 
dadurch,  daß  er  jedem  Arbeiterverein,  der  Bildungszwecke  verfolgt, 
sei  es  allein,  sei  es  neben  anderen  Zwecken,  das  Recht  gibt,  ein  Mit- 
glied in  den  Ausschuß  zu  delegieren,  so  daß  keine  Maßregel  getroffen, 
ja  kein  Vortragstliema  bestimmt  werden  kann,  dem  die  Arbeiter  wider- 
sprechen. 

Es  ist  offensichtlich,  daß  gerade  wegen  der  Heranziehung  der 
Arbeiter  zur  Verwaltung  die  bes]»rocheuen  Anstalten  sozialpolitisch 
etwas  wesentlioli  anderes  bedeuten ,  als  milde  Stiftungen  oder  als 
Vereine,  die  den  Unbemittelten  Wohltaten  materieller  Art  oder  Be- 
lehrung oder  Unterhaltung  schaffen.  Und  zwar  liegt  der  Unterschied 
nicht  etwa  in  der  Qualität  des  Dargebotenen  an  sich. 

Die  Rekonvaleszenten -Anstalten,  oder  die  kleinen  Wohnungen, 
die  ein  religiöser  Verein  für  seine  Glaubensgenossen  einrichtet,  können 
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sicher  jedem  berechtigten  Erfordernis  der  Hygiene  genügen.  Es  ist 
leicht  iiinglicli,  dalS,  den  letzterwähnten  Ausschuß  für  \'olksvorlesungen 
anliuigeiid,  die  lehrerfahreneti  Vertreter  der  Wissenschaft,  die  sich  in 
dem  ^Verein  für  Vcdkstüinliche  Kurse  von  Berliner  Hochschullehrern'' 
oder  in  dem  gleiriinaniigen  Verhand  deutscher  Hochschullehrer*) 
zusarnuiengefunden  haben,  Vollendeteres  bieten,  als  die  Frankfurter  Ge- 
lehrten, welche  sich  der  Kunst  des  freien  Vortrags  für  Erwachsene 
nicht  herufsniäßig  gewidmet  haben.  Aber  das  spezitische  Merkmal 
der  A.-\V.-E.  besteht  sozialpolitisch  eben  darin,  daß  der  Mangel,  dem 
ali^i'holfen  werden  soll,  stets  betrachtet  wird  im  Zusammenhang  mit 
der  Erkenntnis,  welche  den  eigentlichen  Kern  der  Arbeiterfrage  darstellt: 
daß  nihnlich  die  Verschiedenheit  des  Besitzes,  der  nominell  bestehenden 
KecJitsgleichheit  zum  Trotz,  unser  Volk  in  Klassen  zerspaltet  hat, 
zwischen  denen  fast  keine  Berührung  mehr  besteht,  als  diejenigen,  wie 
sie  zwischen  Herrschei-n  und  Beherrschten,  oder  gar  zwischen  Feinden, 
die  sich  bekämpfen,  unvermeidlich  sind.  Die  Universitätslehrer,  welche 
sich  zu  den  Volkshochschulkursen  vereinigt  haben ,  empfinden  dies 
Uebel  sicher  eben  so  lebhaft,  und  sind  eben  so  bereit,  seiner  Aus- 
breitung entgegen  zu  wirken,  als  die  Mitglietler  des  Ausschusses  für 
Volksvorlesungen ;  oder  sie  haben  dieser  Absicht  durch  die  Organi- 
sation, die  sie  sich  gaben,  keinen  Ausdruck  gegeben.  Ob  sie 
A.-W.-E.  sind,  oder  lediglich  Ausflüsse  eines  humanitiii'en,  gemein- 
nützigen Sinnes,  muß  also  erst  durch  nähere  Prüfung  ihres  Wirkens 
gefunden  werden ,  während  jene  drei  Anstalten  gewissermaßen  ein 
Erkennungszeichen  der  A.-W.-E.  äußerlich  an  sich  tragen. 


IL  Folgeninsoii  aus  dem  Begriff. 

§  6.  Wir  sind  zu  Ende  mit,  dem,  was  zur  allgemeinen  En 
Wickelung  des  Begritfes  der  A.-W.-E.  gesagt  werden  mußte:  und 
zwar  haben  unsere  Erörterungen  dazu  geführt,  daß  der  Begriff  eine 
wesentliche  Einschränkung  erhielt  gegen  den  Umfang,  den  er  nach 
der  bloßen  Wortbedeutung  zu  liaben  scheint. 

Ein  Angriff  kann  hieraus  gegen  un.s  ebenso  wenig  erhoben  werden, 
wie  gegen  den  Juristen,  der  aus  dem  Begriff  „Geld"  eine  Masse  von 
Dingen  ausschließt,  die  vom  täglichen  Sprachgebrauch  dazu  gerechnet 
werden  (ausläncbsche  Münzeu,  Briefmarken,  Banknoten);  oder  gegen 
den  Nationalökonomen,  der  lange  nicht  alles  als  ,,Kapital'"  gelten 
läßt,  was  man  im  Leben  so  nennt. 

Es  fragt  sich  aber,  ob  der  Begriff,  wie  wir  ihn  begrenzt  haben, 
für  die  sozialpolitische  Theorie  Beachtung  beansjiruchen  kann,  oder 
praktisch  verwertbar  ist. 

A.-W.-E.  sind  für  uns  Veranstaltungen,  durch  die  das  Wohl  einer, 
sei  es  rechtlich,  sei  es  tatsächlich  irgendwie  abgegrenzten  Gruppe  von 
Arbeitern  gefördert  wird  über  die  gesetzliche  Verpflichtung 
der  Urheber  hinaus;  und  bei  denen  diese  Förderung  des  Wohles 
der  Arbeiter  Selbstzweck  der  Veranstaltung  ist 

Sie  unterscheiden  sich  also  nicht  nur  von  den  Vorkehrungen, 
durch  welche  lediglich  eine  gesetzliche  Verpflichtung  erfüllt  wird, 
sondoru  auch  von  denen,  hei  welchen  die  Förderung  des  W\)hles  der 
Arbeiter   nur   Reflexwirkung,   unbeabsichtigter,   wenn   auch   nicht  uu- 


Iß 


•)  Vgl.  die  Statuten  bei  AI  brecht,  WohUahrtepflege  II,  8.  384Ä. 

i6 


Wohlfahrtaeinrichtungen. 


621 


erwünschter  Nebenerfolg  ist  (Betriebseinrichtungen);  nnd  von  jenen 
anderen,  bei  denen  diese  Förderung  wesentlich  Mittel  zur  Erreichung 
eines  anderen  Zwecks  ist,  der  sowohl  auf  dem  politischen  oder  reli- 
giösen, als  auf  dem  Gebiet  der  Wohltätigkeit  oder  Gemeinnützigkeit 
liegen  kann. 

Sie  geben  sich  vielfach,  wenn  auch  nicht  immer,  zu  erkennen  da- 
durch, «laß  sie  den  Arbeitern  bei  der  Verwaltung  ein  Mitbestimmungs- 
recht gewähren. 

Die  Wichtigkeit  und  Wert  solcher  Einrichtungen  kann  man  ver- 
schieden hoch  bemessen:  darüber,  ob  die  eine  oder  andere  Ver- 
anstaltung eine  A.-W.-E.  ist,  oder  ein  Mittel  zur  Stärkung  einer 
politischen  Partei,  oder  zur  Befriedigung  iiersönlicher  Eitelkeit,  oder 
des  eigenen  Profits,  kann  man  im  einzelnen  Fall  streiten.  Ein  Grund 
zur  prinzipiellen  Bekiimitfung  oder  zur  Ablehnung  der  Mitarbeit  an 
A.-W.-E.  wird  sich  kaum  finden  lassen.  Wo  (iieser  Standpunkt 
empfohlen  wird,  geschieht  es  denn  auch  nicht  etwa  auf  Grund  klarer 
Erkenntnis  des  Wesens  der  A.-W.-E.,  sondern  weil  Dinge  für 
A.-W.-E.  erklärt  werden,  die  es  gar  nicht  sind;  oder  weil  Erfahrungen 
verallgemeinert  werden,  die  angeblich  bei  einer  einzelnen  A.-W.-E.  da 
oder  dort  einmal  gemacht  sein  sollen ;  oder  endlich  weil  es  für  die, 
auf  „Unentwegtheit"  angewiesenen  Agitatoren  und  Redner  bequem 
und  leicht  ist,  die  Formel  zu  wiederholen,  die  z.  B.  Liebknecht  in 
seiner  Rede  zur  Empfehlung  des  Erfurter  Parteiprogramms  (Oktober 
1891)  aufgestellt  hat: 

„Jeder  der  sich  kleinbürgerlichen  Uto  jtister ei en  hingibt, 
der  nicht  jeden  Augenblick  klar  vor  Augen  hat,  daß  nur  die  Be- 
seitigung der  Ursache,  die  Aufhebung  der  ganzen  heutigen  Produktions- 
und Warenerzeugungsweise  allein  dem  Elend,  der  Ausbeutung,  der 
Knechtschaft  ein  Ende  machen  kann;  wer  da  wähnt,  allmählich 
auf  flem  Weg  der  Kompromisse  mit  kleinbürgerlichen  Salben  und 
Palliativmittelchen  ließen  sich  die  Uebel  der  heutigen  Gesoll- 
schaft so  mildern,  daß  man  sie  wenigstens  eine  Zeit  lang  noch  er- 
tragen könne,  —  welcher  solchen  Anschauungen  huldigt,  verläßt  den 
revolutionären  Boden  unserer  Partei.  Die  schönste  Phrase  von 
Verbesserung  des  Arbeiterloses  nützt  nichts;  dadurch  kann 
uns  nicht  geholfen  werden." 

Derartige  Ausführungen,  welche  das  Gesetz  der  alhuählichen  Ent- 
wickeluüg,  das  die  gesamte  Naturwissenschaft  beherrscht,  für  das 
Gebiet  der  Sozialwissonschaft  einfach  leugnen,  mögen  bei  einem  Partei- 
führer entschuldbar  sein,  dem  es  notwendig  auf  die  gegenwärtige 
Stärke  seiner  Partei  und  auf  den  augenblicklichen  Erfolg  ankommen 
muß.  Wissenschaftlich  sind  sie  wertlos,  wie  sie  ja  auch  aus  der 
wissenschaftlichen  Theorie  des  Sozialismus  mehr  und  mehr  ver- 
schwinden ;  noch  weniger  aber  verlohnt  der  Mühe,  gegen  den  Mißbrauch 
zu  polemisieren,  der  gelegentlich  mit  ihnen  getrieben  wird,  um  A.-W.-E. 
oder  die  Urheber  oder  Mitarbeiter  an  denselben  zu  verunglimpfen. 
Die  Frage,  ob  die  heutige  Produktionsweise  evolutionsfähig  sei,  oder 
nicht,  hat  mit  der  anderen,  ob  es  nützlich  sei,  einzelnen  Arbeitern 
durch  A.-W.-E.  zu  helfen,  nicht  das  (teringste  zu  tun. 

Anderseits  wäre  es  natürlich  auch  falsch,  die  A.-W.-E.  zu  über- 
schätzen. Durch  sie  wird  weder  „die  soziale  Frage  gelösf*,  noch 
auch   nur  eine  einzelne  Beschwerde  der  Arbeiter  beseitigt;    letzteres 
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eine  bestimmte  Art  A.-W.-E.  in 
(las  ganze  Land  ausgedehnt  denkt; 
bewirkte  Besserung  der  Lage  der 
guten   Willen   der   Veranstalter   Ab- 


nicht  einmal  dann,  wenn   man   sich 
unendlicher  Wiederholiint^   über 
denn    auch    dann    bleibt   die    so 
Arbeiter   etwas   Zufälliges,    vom 
hängiges. 

Ihre  Wirkung  beschränkt  sich  vieluiehr  darauf,  daß  diejenigen 
Arbeiter,  für  welche  eine  bestininite  A.-W.-E.  bestimmt  ist.  auch  bei 
gleicher  Löhnhöhe  besser  gestellt  sind,  als  die  anderen,  die  keinen 
Teil  an  ihr  haben.  Sie  heben  also  einzelne  Arbeitergruppen  heraus 
aus  tien  großen  Arbeitei'inassen ;  und  sie  lassen  den  Barlohn  des 
einzelnen  Arbeiters  unverändert,  wirken  sogar  einer  Erhöhung  des- 
selben möglicherweise  entgegen.  Wenn  die  Arbeiter  durch  A.-W.-E. 
billige  Wohnungen,  billige  Nahrungsmittel  und  Kohlen,  oder  reichliche 
Krankenunterstützung  u.  s.  w.  beziehen,  haben  sie  an  der  Lohnhöbe 
an  sich  geringeres  Interesse;  Grund  genug,  daß  sie  nicht  beliebt  sind 
bei  denen,  welche  glauben,  vor  allem  den  Absjditterungen  entgegen- 
wirken zu  müssen,  welche  die  Kraft  der  Arbeiter  im  Klassenkampf 
schwitclien;  und  liei  denen,  welche  in  der  Höhe  des  —  für  alle  Arbeiter, 
Familienväter  und  Alleinstehende  völlig  gleichen  —  Baidohnes  den 
eigentlichen  Gegenstand  des  wirtschaftlichen  Kampfes  sehen. 

§  7.  Aber  die  Wirkung  der  A.-W.-E.  erschöpft  sich  nicht  in  dieser 
vielfach  recht  unerheblichen,  mitunter  vielleicht  sogar  unerwünschten 
Privilegierung  einzelner  Arbeitergrup|ien.  Im  Gegenteil;  ihr  Nutzen, 
und  infolgedessen  ihre  Bedeutung  für  Volkswirtschaft  und  Sozialpolitik 
ist  ein  ganz  anderer: 

Sie  werden  durch  die  Privatinitiative,  also  im  kleinen  Raum  ins 
Leben  gerufen ;  um  auf  beschränktem  Gebiet  gewisse,  von  den  Ur- 
hebern gewollte  Wirkungen  hervorzuiufen ;  sie  werden  wieder  ein- 
gestellt, oder  in  Einzelheiten  verändert,  wenn  die  beabsichtigten  Wir- 
kungen ausbleiben ;  sie  werden  erweitert,  ausgedehnt,  von  anderen 
nachgeahmt,  wenn  der  beabsichtigte  B'rfolg  sich  zeigt,  und  wenn  die 
zu  Anfang  vielleicht  befürchteten  Nebenwirkungen  ausbleiben.  Auf 
die  so  gewonnenen  Erfahrungen  stützen  sich  dann  die  Forderungen, 
welche  den  gleichen  Effekt  —  nämlich  die  Förderung  des  Wohles  der 
von  der  Einrichtung  berührten  Arbeiter  —  weiteren  Arbeiterkreisen  zu 
Gute  kommen  lassen  wollen,  welche  verlangen,  daß  die  Fabrik  A  dem 
Beispiel  der  Fabrik  B  folge ;  daß  die  Gemeinde  und  die  Staatsbetriebe 
in  ihren  Betrieben  nachahmen,  was  sich  in  den  großen  Privatbetrieben 
bewährt  habe,  oder  daß  sie  selbst  in  größeren  Maßstab  ausführen, 
oder  durch  ihre  Machtmittel  allgemein  erzwingen,  was  dieser  oder  jener 
Privatunternehmer  zu  Gunsten  seiner  Arbeiter  versucht  hat.  Die  Er- 
fahrungen, die  bei  solchen  Versuchen  gemacht  werden,  sind  dann  das 
sicherste  Material,  das  dem  Gesetzgeber  zu  Gebote  .steht,  wenn  er 
beabsichtigt,  seine  Schritte  in  legislatorisch  noch  unangebaute  oder 
doch  unvollkommen  gepflegte  Gebiete  der  Sozialpolitik  zu  lenken. 

Mit  andern  Worten :  Die  A.-W.-E.  im  Sinne  des  §  (3  bedeuten  für 
das  Gebiet  der  Sozialwissenschaft  dasselbe,  was  die  Exiyerimente,  d.  h. 
die  jdanmäßig,  zielbewußt  angestellten  Versuche  zur  Hervorbringung 
bestimmter  Wirkungen  für  das  Gebiet  der  Naturwissenschaft  bedeuten. 

Auch  Dinge,  die  keine  A.-W.-E.  sind  —  bloße  Betriebseinrich- 
tungen oder  Veranstaltungen  zu  politischen  oder  religiösen  Zwecken 
—  können  für  die  Arbeiter  nützliche  Ergebnisse  liefern,  ebenso  wie 
auch  zufällige  Verumständungen,  oder  gar  schwindelhafte  und  ver- 
brecherische   Bemühungen    schon    die    Naturwissenschaften    gefördert 
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haben  —  man  denke  an  die  erste  Herstellung  des  Porzellans  durch 
Bütticher.  Auf  wissenscliaftliche  Erörterunfj  und  auf  einen  Platz  im  System 
können  aber  natürlich  nicht  solche  Veranstaltungen  Anspruch  machen, 
die  für  außerlialb  der  Wissenscliaft  liegende  Zwecke  ins  Leben  gerufen 
wurden ;  sondern  nur  solche  Unternehniunjien,  welche  Zwecke  ver- 
folgten, die  wissenschaftlich  erstrebenswert  sind;  die  also,  aufs  sozial- 
politische Gebiet  libertragen,  geeignet  sind,  die  Sozialpolitik  zu  fördern. 
um  für  die  Gesetzgebung  neue  Hahnen  zu  erschließen,  oder,  um  sie 
vor  Irrwegen  zu  sichern.  Wenn  aber  die  Fortschritte,  welche  die 
[Naturwissenschaften  gemacht  haben,  seitdem  Bacon  sie  von  der 
Spekulation  auf  das  Experiment  hinwies,  so  ungeheure  gewesen  sind, 
so  sollte  dies  ein  Fingerzeig  riafür  sein,  auf  die  Bedeutung  des  sozial- 
wissenschaftlichen Experiments  der  A.-W.-E.  höher  zu  achten,  als  es 
gewöhnlich  geschieht. 

„Zwei  Wege  zur  Erforschung  und  Entdeckung  der  Wahrheit  sind 
möglich.  Auf  dem  einen  fliegt  man  von  den  Sinnen  und  von  dem 
Einzelnen  gleich  zu  den  allgemeinsten  Sätzen  hinauf,  und  bildet  und 
ermittelt  aus  diesen  obersten  Sätzen,  als  der  uner.sc!uUterliclien  Wahr- 
heit, die  mittleren  Sätze.  iJieser  Weg  ist  jetzt  im  Gebrauch.  Der 
zweite  zieht  aus  dem  Sinnlichen  und  Einzelnen  Sätze,  steigt  stetig  und 
allmählich  in  die  Hi'die,  und  gelangt  erst  zuletzt  zu  dem  Allgemein- 
sten.    Dies  ist  der  wahre,  aber  un  betretene  Weg." 

Man  kann  dreist  diesen  Ausspruch  aus  Bacon s  Novum  Organum 
(zitiert  nach  B rasch,  Klassiker  der  Philosophie,  Bd.  2,  S.  Htu]  auch 
auf  die  Sozialpolitik  anwenden.  Die  historische  Schule  und  die  Ka- 
thedersoziaüsten  haben  für  die  Volkswirtschaft  den  Wert  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Untersuchung  und  der  exakten  Beobachtung 
einzelner  wirtschaftlicher  Vorgänge  zur  Geltung  gebracht;  daß  aber 
neben  der  Geschichte,  der  rückwärts  gerichteten  Sjiekulation,  auch  der 
nach  der  Zukunft  gerichtete  Versuch,  das  Experiment,  seine  Bedeutung 
habe,  auch  für  die  Sozial  Wissenschaft  —  das  wird  noch  viel  zu  wenig 
anerkannt.  Wer  diesen  Weg  betritt,  oder  gar  auch  nur  auf  die  Er- 
folge hinweist,  die  da  oder  dort  durch  .solche  Experimente,  d.  h.  durch 
A.-W.-E.  erzielt  sind,  wird  noch  zu  oft  gehemmt  durch  oberste  Sätze 
nnd  unerschütterliche  Wahrheiten  {von  der  prinzipiellen  VerwerHichkeit 
des  jetzigen  Wirtschaftssystems,  oder  aber  von  dem  Recht  «ies  Arbeit- 
gebers, Herr  im  Haus  zu  sein ;  oder  von  der  wachsenden  Begehr- 
lichkeit der  Arbeiter,  die  doch  nicht  befriedigt  werden  könne  u.  s.  w.). 
Und  aus  diesen  unerschütterlichen  Wahrheiten  wird  dann  mit  größter 
Bestimmtheit  und  logisch  unwiderleglich  gefolgert,  daß  z.  B.  eine 
Besserung  der  materiellen  Lage  der  Arbeiter  durch  Konsumvereine 
nicht  möglich,  ja  kaum  wünschenswert  sei  —  oder  daß  ein  Zwang  zum 
Erlaß  von  Fabrikordnungen,  zur  Befragung  von  Arbeiterausschüssen 
dem  Unternehmer  nicht  zugemutet  werden  könne  —  oder  daß  eine  Ab- 
kürzung der  Arbeitszeit  zum  Ruin  des  Fabrikanten  und  zur  Lieder- 
lichkeit der  Arbeiter  führen  müsse  u.  s.  w. 

Und  während  die  Hygiene  in  ihrem  ganzen  Umfang  geradezu  auf 
dem  Experiment  beruht,  während  der  Hygieniker  ganz  genau  weiß, 
daß  es  für  die  technische  Durchführung  des  experimentell  als  richtig 
Anerkannten  kein  aprioristisches  tfnmöglich  gibt,  erscheint  die  Sozial- 
politik noch  für  viele  gewissermaßen  als  eine  transcendentale  Wissen- 
schaft, die  ihre  Wahrheiten,  wie  die  Theologie,  außerhalb  der  Erfah- 
rung schöpft;   und    für   die  namentlich  das  Experiment  keine  Be- 
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deutung  hat,  das  Experiment,  d.  h.  das  Verfahren,  durch  das  der 
sozialwissenschaftliche  Forscher  selbsttätig  in  das  gewöhnliche  Spiel 
der  wirtscjiaftlicjieu  Kräfte  eingreift,  um  das  Wolilergehen  der  Arbeiter, 
als  das  von  ihm  gewollte  Ergebnis  seiner  Bemühungen  zu  fördern. 
Das  Experiment  in  diesem  Sinn  ist  aber  eben,  die 
A.-W.-E. 

§  8.  Es  wäre  nun  sicher  eine  interessante  Aufgabe,  der  Funk- 
tion, die  hiernach  die  A.-W.-E.  in  System  der  Sozialpolitik  haben. 
etwas  genauer  nachzugehen,  das  gesamte  Gebiet  dieser  Wissenschaft 
.samt  (lem  benachbarten  Gebiet  der  Armenpflege  und  Wohltätigkeit 
von  diesem  Stiuidpunkt  aus  zu  überscliauen,  und  überall  festzustellen, 
in  wie  weit  die  A.-W.-E.  zu  dem  auf  einzelnen  Punkten  Erreichten 
beigetragen  haben,  oder  vielleicht  zur  Ermöglichung  weiterer  Fort- 
schritte nutzbar  gemacht  werden  könnten.  Es  würde  sich  hierbei 
zeigen,  daü,  ganz  wie  in  den  Naturwissenschaften,  wie  insbesondere 
in  der  Hygiene,  so  auch  für  die  Sozial  Wissenschaften  und  uamentlicii 
ftir  die  Sozialpolitik,  das  Experiment  nicht  nur  die  Bedeutung  hat,  daß 
ein  Verfahren,  das  sich  im  kleinen  bewährt  hat,  weit  eher  im  großen 
nachgeahmt  werden  kann,  als  wenn  es  nur  theoretisch  empfohlen 
wäre;  sondern  auch  die  weitere  Bedeutung,  daß  das  Experiment  vor 
verfrühten  oder  falschen  Verallgemeinerungen  der  auf  spekulativem 
Wege  gefundenen  Wahrheiten  behütet,  un<l  daß  es  vor  allem  Auf- 
.sclduß  über  alle  die  Einzelheiten  gibt,  die  beobachtet  werden  müssen, 
damit  eine  an  sich  richtige  Maßregel  glatt  vollzogen  werden  kann  *). 
Indes  ist  der  Gegenstand  dieses  Aufsatzes  nicht  ,das  Exjteriment  in 
der  Sozialwissenschaft",  sondern  weit  spezieller  ilie  Erörterung  des 
Wesens  der  A.-W.-E..  und  zu  diesem  engeren  Thema  seien  nur  noch 
folgende  Bemerkungen  gestattet: 

Der  Gelehrte,  der  im  Wege  des  Experiments  eine  ihm  gestellte 
Aufgabe  —  die  Erklärung  einer  Naturerscheinung,  die  Herstellung 
einer  bestimmten  Farbe,  einer  Legierung  von  [»estimmten  Eigenschaften 
—  zu  lösen  sucht,  und  der  Projektenmacher,  der  ins  Blaue  hinein 
arbeitet,  um  zu  einer  weltumstürzenden  Erfindung  —  dem  lenkbaren 
LuftschiJi'.  dem  unterseeischen  Boot  u.  s.  w.  —  zu  gelangen,  beide 
kennen  nur  das  Ziel,  nach  dem  sie  streben,  nicht  aber  die  Wege,  die  hin- 
führen,  und   beide   scheitern   möglicherweise   auf   dem  Weg   zu    dem 


•)  Beispiele :  Die  Verabreichung  von  Erfrischungsmittelo  an  da«  Fahrpersonal 
und  Uit  ötreokeimrbciter  der  Eisenbiihmlircktionen,  die  auf  der  jungten  Versamm- 
lung den  (ieut'<c]icn  Vereins  gegen  den  .Mißbrauch  geistiger  (tetr.inke  als  ein  geeig- 
netem Mittel  zur  liekämpfung  dex  Alkoboli-imiiü  empfohlen  ward,  läßt  sich  kaum 
idlgemein  diirchfi'ihren,  ehe  die  notwendigen  Maliregcln  und  Veranstaltungen  nicht 
im  engeren  Bereich,  z.  B.  in  einzelnen  Direktiunsbezirken,  geprobt  sind.  —  Die  Frage, 
ob  CS  gelingen  kann,  die  ArbeiterausschÜBsp  zu  entwiekelungsfähigea  Organen  ües 
sozialen  Fort.-ichritt*  zu  machen,  oder  ob  die  „konstitutionelle  Fabrik"  (verRl.  Freese, 
Da."  konstitutionelle  System  im  Fabrikbetrieb)  überhaupt  eine  Unmöglichkeit  ist, 
und  ob  nicht  an  Stelle  der  für  einzelne  Betriebe  eingerichteten  Arbeitervertretungen 
andere  Organisationen  (jVrl>eiterkaniiiiern  u.  b.  w.  treten  mÜBsen,  wird  sich  viel  mehr 
ak  nach  theoretischen  Erörterungen  richten  müssen,  nach  den  praktischen  Erfah- 
rungen, die  in  den  einzelnen  Fabriken  gemacht  wurden,  in  denen  Bolche  Ausschüage 
bestehen. 

Für  die  große  Reform  der  Versicherung  gegen  Ajbeit«losigkeit  und  deren  Vor- 
gänger, den  öffentlichen  Arbeitsnachweis,  sind  die  Versuche  von  unschätzbarem  Wert, 
als  welche  sich  die  Arbeitslosen-Versicherungsanstalt  in  Köln,  oder  die  auf  Orts- 
gesetz   beruhenden    Einrichtungen    verschiedener    Schweizer  Städte  dargtelleo ;    und 

sind  auch  die  ämreinrichtungcn  mancher  großen  Fabriken  wenigstens  wertvolle  Vor* 
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Ziel.  Aber  die  größere  Wahrscheinlichkeit  des  Erfolges  hat  doch  der- 
jenige, der  die  Reise  antritt,  ausgestattet  mit  allem  Rüstzeug  der 
modernen  Wissenschaft  und  in  Kenntnis  aller  Erfahninj^en,  die  andere 
machten,  die  vor  ihm  älmliche  Aufgaben  zu  lösen  halten.  Und  die 
größere  Gefahr  der  Enttäuschung  läuft  der,  der  da  wähnt,  Emsif«keit 
und  Zähigkeit  allein  genüge  zur  Ueberwindung  des  Widerstands  der 
Materie;  und  es  konnten  unbekannte  Naturkräfte  nutzbar  gemacht 
werden  ohne  die  genaueste  Kenntnis  der  technischen  Bedingungen 
ihres  Entstehens. 

Ganz  ebenso  verhält  es  sich  in  der  Sozialpolitik,  und  verhält  es 
sich  ganz  besonders  bezüglich  der  Schaffung  von  Wohlfahrts-Einrich- 
tungen; nur  daß  die  Schaffung  von  A.-W.-E.  nicht  so  wie  die  Anstel- 
lung von  wissenschaftliehen  Experiraenten  rein  eine  Sache  des  bloßen 
Beliebens  ist.  Ob  ein  Gelehrter  wissenschaftliche  Wahrheiten  auf 
dem  Weg  des  Versuchs  oder  der  Spekulation  gewinnt,  ist  rein  seine 
Sache;  aber  jeder  Arbeitgeber,  und  die  pekuniär  mächtigsten  am 
meisten,  sind  heute  gezwungen,  soziale  Experimente  zu  machen. 
d.  h.  Versuche,  die  Lage  ihrer  Arbeiter  auch  über  das  Maß  desjenigen 
hinaus  zu  bessern,  was  zu  tun  sie  gesetzlich  verpflichtet  sind.  Sie 
sind  zu  solchen  Versuchen,  d.  h.  eben  zu  A.-W.-E..  gezwungen,  zu- 
nächst allerdings  durch  die  Macht  der  öffentlichen  Meinung,  oder  wie 
es  vielleicht  klingender  bezeichnet  wird,  durch  das  allmählich  erstar- 
kende soziale  Gewissen,  dessen  Mahnungen  die  Fabrikanten  vor  ft) 
bis  80  Jahren  noch  kaum  mehr  berührten,  als  etwa  Mahnungen  zur 
Barmherzigkeit  und  Wohltätigkeit  auf  einen  altrömischen  Latifnndien- 
besitzer  Eindruck  gemacht  hätten.  Aber  auch  von  solchen  idealen 
Momenten  abgesehen,  kann  es  heute  keinem  Arbeitgeber  mehr  gleich- 
gültig sein,  ob  er  mit  seinen  Arbeitern  gut  oder  schlecht  steht;  und 
das  bloße  Einhalten  der  gesetzlichen  Verpflichtungen  genügt  nicht. 
um  ein  gutes  Einvernehmen  zu  erzielen,  das,  wenn  es  auch  natürlich 
die  wirtschaftlichen  Gegensätze  nicht  beseitigt,  doch  den  Verlockungen 
zum  Eintritt  bei  Konkurrenten  und  den  Agitationen  Unzufriedener 
widersteht.  Die  Frage,  ob  in  einer  bestimmten  Fabrik,  oder  an  einem 
bestimmten  Ort  sich  A.-W.-E.  treffen  lassen,  drängt  sich  also  fort- 
während auf,  für  jede  einzelne  Unternehmung,  sei  es  eine  Fabrik  oder 
eine  Landwirtschaft,  weil  gute  A.-W.-E.  noch  immer  das  beste  Mittel 
sind,  um  sich  gute  Arbeiter  zu  sichern  ;  und  für  jeden  Ort,  an  dem 
sich  viele  Betriebe  zusammen  gefunden  haben,  also  namentlich  für 
alle  städtischen  \'  e  r  w  a  1 1  u  n  g e  n  ,  weil  durch  nichts  die  öffent- 
liche Hygiene  und  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  mehr  gefördert 
wird,  als  durch  gelungene  und  gut  funktionierende  A.-W.-E.  So  ist 
die  Frage,  wie  man  zu  guten  A.-W.-E.  gelangt,  eine  eminent  prak- 
tische, fast  so  wichtig,  wie  die  nach  guten  Betriebseinrichtungcti.  Zu 
ilirer  Beantwortung  aber  genügen  nicht  der  bloße  gute  Wille,  die  hu- 
mane Gesinnung;  es  wird  vielmehr  gefordert  die  genaueste  Kenntnis 
der  Bedingungen,  unter  denen  die  geplante  Einrichtung  wirken  soll, 
und  zwar  aller  Bedingungen,  nicht  nur  der  technischen,  sondern  auch 
der  finanziellen  und  sozialen ;  und  diese  Kenntnis  kann  weder  erworben 
werden  durch  die  bloße  praktische  Ariieit  in  irgend  einem  industriellen 
oder  sonstigen  Betrieb,  noch  durch  bloße  theoretische  Studien  über 
Volkswirtschaft  und  Arbeiterfrage.  Beide  müssen  vielmehr  zusammen- 
wirken und  obenein  bedarf  es  namentlich  auch  der  fortwährenden  Be- 
obachtung dessen,  was  da  oder  dort  zu  gleichen  oder  ähnlichen  Zwecken 
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veranlaßt  wird,  und  der  Erfahrungen,  die  l)ei  solchen  Versuchen  ge- 
macht sind.  Mit  Recht  wehrt  sich  der  im  Konkurrenzkampf  stehende, 
durch  Zölle,  Kartelle ,  Streiks  u.  s.  w.  utiaufhürlich  aufs  neue  be- 
drängte Fabrikant  dagegen,  daß  ihm  unberufene  Hunianitätsapostel 
zuu)uten,  seinen  Betrieb  zu  erschweren  und  zu  verteuern  durch  sog. 
A.-\V.-E.,  die  irgendwo,  unter  vielleicht  ganz  anders  liegenden  Ver- 
hältnissen eingeführt  sein  sollen,  und  von  denen  man  weder  genau 
weiß,  was  sie  kosten,  noch  auch  nur,  ob  sie  die  Arbeiter  zufrieden 
stellen.  Aber  mit  ebenso  viel  Recht  weisen  es  die  Sozialpolitiker  zu- 
rück, wenn  die  Unternehmer,  seien  es  die  einzelnen  Betriebsinhaber 
oder  die  in  den  Stadt  verordneten- Versammlungen.  Aufsichtsriiten,  Stif- 
tungsvorständen u.  8.  w.  vereinigten,  ihre  eiuseitigen  Erfahrungen  als 
die  Resultate  der  Praxis  bezeichnen,  und  alle  Hinweise  auf  Bedürf- 
nisse und  Beschwerden  der  Arbeiter  und  auf  die  anderswo  zu  deren 
Erledigung  geschaffenen  A.-\V.-E.  abtun  wollen  mit  den  bei]ueineQ 
Schlagworten,  daJ5  man  die  Begehrlichkeit  der  unteren  Klassen  nicht 
fördern  dürfe,  und  daß  die  bestehenden  Verhältnisse  unahänderhch 
seien  u.  s.  w.  Was  notlut  im  Interesse  un.«erer  Arbeiter,  denen  die 
A.-\V.-E.  zu  gute  kommen,  und  im  Interesse  unserer  sozialpolitischen 
Entwickelung,  die  durch  nichts  besser  im  Fluß  gehalten  wird,  als  durch 
zweckmäßig  gestaltete  und  besonnen  durchgeführte  sozialpolitische 
Experimente,  das  ist  eben  die  gleichmäßige  Berücksichtigung  jener  ver- 
schiedenen Faktoren ,  und  diese  läßt  sich  nur  erreichen,  wenn  die 
Fürsorge  für  A.-W.-E.  erfolgt,  nicht  gelegentlich  und  stoßweise,  son- 
dern planmäßig,  als  Teil  der  regelmäßigen  Verwaltungsarbeit.  Hierzu 
aber  ist  wiederum  erf<irdert,  daß  nicht  nur  in  wenigen  großen  Be- 
trieben, sondern  mindestens  auch  in  den  großen  Betriebszentren,  den 
Städten,  und  bei  den  Verbänden,  die  zur  gemeinschaftlichen  Besor- 
gung der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  vieler  Einzelbetriebe  ge- 
bildet werden  (den  Arbeitgeber-Verbänden,  Berufsgenossenschaften 
u.  s.  \v.),  besondere  Organe  bestehen,  denen  das  Studium  der  ein- 
schlägigen Fragen,  die  Sammlung  des  Materials,  die  Verwaltung  der 
vorhandeuen,  und  wohl  aucii  die  Anregung  noch  fehlender  A.-VV.-E. 
in  erster  Linie  zukommt. 

Diese  Forderung  ist  relativ  leicht  zu  erfüllen  in  den  großen  Privat- 
betrieben, die  ohnehin  allein  zur  riurciiführung  der  gesetzlichen  Ar- 
beiterfürsorge ein  eigenes  Bureau  bedürfen.  Als  Beispiel  mag  genannt 
werden  das  sog.  „Wohlfalirtsbureau"  der  Bergischen  Stahlindustrie,  Ges. 
m,  Ii.  II.,  über  dessen  Entstehung  und  Aufgaben  die  S.  (äOH  genannte 
Schrift  von  KoUek  und  Ziegler  (S.  117 — 118)   wie  folgt  berichtet: 

Bis  zum  Jalii'e  1897  hatte  jedes  Werk  seine  eigene  Verwaltung. 
Die  Geschäfte  für  die  A.-VT.-E.  wurden  nebenamtlich  durch  kaufmän- 
nische Angestellte  versehen,  einzelne  Funktionen  wieder  fielen  den  Be- 
triebsbeamten zu.  Inzwischen  hatten  die  mit  der  Arbeiterwohlfahrt  etc. 
verbundenen  Geschäfte  aber  einen  immer  größeren  Umfang  angenommen 
—  teils  durch  die  von  Jahr  zu  Jahr  erfolgte  Steigerung  der  Beaniten- 
und  Arbeiterzahl  (1885:  450,  1900:  1500),  teils  durch  die  Vermehrnug 
der  Arbeiterversicherungs-  und  Schutzgesetze,  femer  durch  die  allmäh- 
liche Ergänzung  der  staatlichen  Wohlfahrtspflege  und  endlich  durch  die 
weitere  Ausgestaltung  der  privaten  Einrichtungen  des  Unternehmen*. 
Die  Gesellschaft  konnte  sich  der  zwingenden  Notwendigkeit  einer  durch- 
greifenden Reform  in  der  Verwaltung  der  gesamten  Wohlfahrtseinrich- 
tungen   deshalb    auch   nicht  länger  entziehen.     Es  wurde  eine  besondere 
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Woblfahrtsabteilutig  errichtet,  an  deren  Spitze  ein  durch  langjährige 
Tätigkeit  im  Staats-  und  Kommunaldienste  erlahrener  Beamter  berufen 
wurde.  Stellung  und  Befugnisse  dieses  Beamten  sind  genau  geregelt; 
er  ist  dem  Geschäftsführer  bezw.  dessen  Vertreter  unmittelbar  unter- 
stellt. Als  erste  grundlegende  Arbeit  tiel  diesem  Beamten  zunächst  die 
Organisation  der  ganzen  einschlagigen  Verwaltung  in  einem  besonderen 
Bureau  (Wohlfalirtsbureau)  innerlialb  des  ihm  gesetzten  Wirkungskreises 
zu.  Das  Bureau  hat  alle  diejenigen  Geschäfte  zu  übernehmen,  welche 
mit  der  Arbeiter-Versicherungsgesetzgebung  in  näherer  oder  entfernterer 
Beziehimg  standen;  es  hatte  mit  anderen  Worten  als  dritte  selbständige 
,.W  ohlfahrtsa  bt  eilung"  der  Gesellschaft  neben  der  kaufmänni- 
schen und  technischen  Abteilung  —  alle  diejenigen  Aufgaben  zu 
erfüllen,  die  nicht  auf  den  diesen  beiden  Abteilungen  zugewiesenen  Ar- 
beitsfeldern lagen.  Weiter  war  der  Ge.siclitspnnkt  maßgebend,  eine  den 
Betrieb  ergänzende  und  mit  diesem  unmittelbar  zusammenhängende  Zen- 
tralstelle zu  schaffen,  bei  welcher  alle  die  Person  des  Arbeiters  betreffen- 
den Angelegenheiten  ohne  Zeit-  oder  Lohnverlust  ihre  Erledigung  finden 
konnten.  Bei  der  Vielseitigkeit  der  vorhandenen  Wohlfahrtseinrichtungen 
mnCte  der  Wirkungskreis  naturgemäß  auch  eine  entsprechende  Ausdeh- 
nung erfahren  ;  im  Laufe  der  Zeit  trat  deshalb  die  Notwendigkeit  hervor, 
dem  Leiter  dieses  Bureaus  weitere  Hilfskräfte  beizugeben. 

Nur  in  der  Form,  nicht  sachlich,  ist  es  verscliieden,  wenn  eine 
Fabrik  zum  Betrieb  ihrer  A.-W.-E.  ein  besonderes  Rechtssubjekt  — 
Stiftung,  Gesellschaft  mit  beschränkter  Hafttung  u.  s.  w.  —  begründet. 

§  1).  Auch  für  die  großen  Städte  ist  ein  älinliclies  Vorgehen 
empfohlen  worden;  sie  sollen,  hat  namentlich  Brandts  in  der  Dis- 
kussion über  mein  der  Zentralstelle  für  A.-W.-E.  1807  erstattetes 
Referat  über  kommunale  Wohlfahrtseinrichtungen  enii)fohlen,  „soziale 
Beigeordnete"  und  ^.soziale  Kounnissionen"  lialjon,  denen  die  spezielle 
Fürsorge  für  alle  Dinge  obliegt,  die  zusainnieiih:ingeu  mit  der  An- 
regung von  A.-W.-E.,  ihrer  Einfügtmg  in  den  städtisciicn  Verwaltungs- 
organismus, ihrer  Verwaltung  u.  s.  w.*);  und  Weber  (M.-Gladbach) 
bat  in  derselben  Diskussion  ein  Reskript  des  Jetzigen  preußischen 
Ministers  des  Innern,  damaligen  Regierungspräsidenten  vom  2.  Febrmu- 
1897**)  rühmend  hervorgehoben,  das  den  rheinischen  Städten  die 
Bildung  solcher  sozialen  Kommissionen  nach  dem  Vorbild  von  Crefeld 
und  Rheydt  empfiehlt.  Ohne  nun  die  Tätigkeit  solcher  wesentlich 
beratenden  Kommissionen  irgend  unterschätzen  zu  wollen,  möchte  ich 
doch  glauben,  daß  die  Bildung  eines  solchen  sozialpolitischen  Ressorts, 
sei  es  unter  Leitung  eines  Einzelnen  (eines  Beigeordneten,  Magistrats- 
mitgliedes) oder  einer  Kommission  nmnches  gegen  sich  hätte.  Eine 
Stadt  wird  freilich  regelmäßig  der  größte  Arbeitgeber  in  ihrem  Weich- 
bild sein;  aber  sie  stellt  nicht,  wie  eine  große  Fabrik,  einen  Betrieb 
dar,  sondern  eine  Vereinigung  von  Betrieben ;  sie  betreibt  gleichzeitig 
große  Bauunternehmungeu  im  Hoch-  und  Tiefbau,  große  Gärtnereien, 
Krankenanstalten,  Schlachthöfe,  dazu  dann  noch  Gas-  oder  Elektrizitäts- 
werke, Trambahnen,  Hafenverwaltuugeo,  Vergnügungsetablissements 
U.S.W.  In  jedem  dieser  Betriebe  müssen  A.-W.-E.  vorhanden  sein; 
in  jeden  können  sie  aber  nur  eingefügt  werden  auf  Grund  genauester 
Kenntnis  ihrer  Technik  und  laufenden  Verwaltung;   und  der  „soziale 


•)  Schriften  der  Zentralstelle  für  A.-W.-E.  No.  12:  Kommunale  W.-E.  8.  48-51. 
**)  Abgedruckt  ebenda  Seite  65. 
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Beigeordnete"  dem  diese  Kenntnis  fehlt  —  und  er  kann  die  Einzel- 
heiten des  Betriebs  unmöglich  iu  allen  städtischen  Unternehmungen 
beliorrschen  —  würde  kaum  viel  erreichen  können.  Die  sozialpolitischen 
Leistungen  einer  Gemeinde  werden  eben  stets,  weit  mehr  als  von  der 
Tätigkeit  eines  Einzelnen  oder  einer  einzelnen  Verwaltungsdeputation, 
abhängig  sein  von  dem  Grad  des  sozialen  Ptiichtbewußtseius,  das  in 
der  städtischen  Vertretung,  also  bei  Magistrat  und  Stadtverordneten, 
vorhanden  ist.  Besteht  bei  diesen  der  Wille,  A.-W.-E.  zu  fördern,  so 
werden  die  einzelneu  Verwaltungsvorstände  diesem  Willen  leicht 
Rechnung  tragen,  wobei  es  selbstverständlich  ist,  daß  die  Vorsitzenden 
der  Armenämter,  der  Gewerbedeputationen,  der  Gewerbegerichte  mehr 
die  A.-W.-E.  allgemeiner  Art,  die  Leiter  der  städtischen  Betriebe  mehr 
die  speziell  den  Arbeitern  ihres  Betriebes  nützlichen  A.-W.-E.  fördern 
werden.  Fehlt  es  an  jeuer  Geneigtheit,  so  wird  auch  der  eifrigste 
„soziale  Beigeordnete"  seine  Kraft  bald  aufreiben. 

Für  kleinere  Privatlietriebe  und  kleinere  Gemeinden  verbietet 
sich  die  Schaffung  besonderer  Organisationen  zwecks  Studiums  und 
Pflege  der  A.-W.-E.  von  selbst.  Gleichwohl  ist  die  Wichtigkeit  dieses 
Arbeitsgebietes  für  jeden  Betrieb  eine  fortwährend  steigende,  und  so 
ist  es  ganz  natürlich,  wenn  in  Deutschland  größere  Arbeitgebervereiue, 
gewissermaßen  in  Ergänzung  dessen,  was  der  einzelne  Betriebsleiter 
für  sich  allein  nicht  vermag,  gerade  auch  die  Fürsorge  für  A.-W.-E. 
unter  ihre  Aufgaben  aufgenommen  haben  *).  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nord-Amerika  ist  man  noch  einen  Schritt  weiter  gegangen; 
man  hat  auf  die  Schaffung  von  A.-W.-E.  —  auf  das  Bestreben  nach 
„industrial  betternient"  —  einfach  das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  an- 
gewandt und  hat  begonnen,  wie  es  Spezial-Ingenieure  für  Heizungs- 
anlagen oder  für  bestimmte  Maschinen  gibt,  so  auch  den  neuen  Stand 
des  „Sozial-Ingenieurs"  heranzubilden,  der  berufsmäßig  die  Punkte 
studiert  und  den  Arbeitgebern  angibt,  an  denen  in  den  einzelnen 
Betrieben  A.-W.-E.  einsetzen  können,  in  der  Art,  daß  der  Fabrikant 
nicht  in  der  Direktion  seines  Betriebes  behindert  und  doch  gute 
Beziehungen  und  Berührungspunkte  zwischen  ihm,  seinen  Vertretern 
und  der  Ma.sse  seiner  Arbeiter  geschaffen  werden  **). 

Wenn  aber  die  Fürsorge  für  A.-W.-E.  sich,  ganz  ähnlich  wie  die 
Annenpflege  oder  die  Hygiene,  mehr  und  mehr  zu  einem  selbständigen, 
besondere  Studien  und  spezielle  Ausbildung  erfordernden  Arbeitsfeld 
entwickelt,  .so  bedarf  sie,  wie  alle  anderen  auf  der  Erfahrung  und  dem 
Experiment  beruhenden  Wissenschaften  eines  Zentralpunkts,  an  dem 
die  in  den  einzelnen  Betrieben  und  bei  den  einzelnen  Gattungen  von 
A.-W.-E.  gewonnenen  Resultate  gesammelt,   gesichtet   und   verglichen 

*)  Die  Statuten  de*  „Vereins  der  AnhaltiBchen  .\rbeitEeber"  enthidten  geradezu 
ein  Prugramra  iiUes  desaen,  was  i^eitens  der  -Vrbeitf^eber  auf  dem  Gebiet  der  Arteter- 
fürsorge  KOtan  wcrdeü  kann.  Dieselben  hier  abzudrueken,  iet  nicht  erfonlert,  weil 
sie  bei  Albrecht,  Handbuch  der  aozialeo  W'oblfahrrsptlege  in  Deutschland,  Teil  II, 
8.  30  vollständig  abgedruckt  und  dadurch  jedem  Interc8*eiiten  zugänglich  gemacht 
sind.  Es  aei  daher  bei  dieser  Gel^enheit  nur  auf  daa  Albrechtfiche  Buch,  aU 
eine  für  das  gesamte  Gebiet  der  A.-W.-E.  gleich  wichtige  Quelle  uud  MatcriolieD- 
ganimlung  hingewiesen. 

*•}  Vergl.  die  sehr  empfehlenswerte  Zeitschrift  „Social  Service",  a  munthlv 
magazine  devoted  to  social  and  industrial  betterment,  New  York,  282  fourth  Avenue, 
von  Oktober  ISKJl;  und  femer  die  interessante  kleine  Schrift  von  Toi  man  über 
industrial  betterment  tj,  SO,  Heft  XVI,  der  Jlonogruphs  ou  American  social  eco- 
nomics,  die  vielen  Besuchern  der  letzten  Pariser  Ausstellung  bekannt  sein  wird,  da 
sie  dort  unentgelthch  verteilt  ward. 
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werden  können,  von  dem  aus  Anfraj;en  beantwortet  und  Auskünfte 
gegeben  und  durch  den  schriftlichen  oder  persönlichen  Meinungs- 
austausch aller  derjenigen  verniittelt  werden  kann,  die  auf  dem  neuen 
Wissensgebiet  Neues  vorzubringen  haben.  In  Deutschland  hat  sich 
dies  Bedürfnis,  soviel  wir  sehen,  zuerst  geltend  gemacht,  weil  die 
kräftige  Ent Wickelung  der  Industrie  in  den  HOer  und  90er  Jahren 
zusammenwirkte  mit  dem  Druck,  den  die  von  Lassalle  angefachte 
Arbeiterbewegung  ausübt,  und  mit  den  Anregungen,  welche  die  von 
Bismarck  geschaffenen  Arbeiterversicherungsgesetze  gegeben  haben  und 
noch  fortwährend,  vielleicht  weit  über  die  Absicht  ihres  Urhebers 
hinaus,  geben*).  So  traten  bereits  1891  neun  gemeinnützige  Vereine 
zusammen,  um,  mit  Unterstützung  und  in  Anlehnung  an  das  preußische 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  die  Zentralstelle  für  A.-W.-E. 
zu  begründen,  deren  Aufgaben  nach  ihren  —  bei  Albrecht  a.  a.  0. 
S.  33 ff.  abgedruckten  Satzungen  ganz  die  eben  skizzierten  sind, 
und  deren  nunmehr  im  IX.  .Jahrgang  erscheinende  „Zeitschrift"  woIjI 
die  beste  und  vollständigste  Uebersicht  über  dasjenige  gibt,  was  seit 
ihrer  Begründung  auf  dem  Gebiet  der  A,-W.-E.  geleistet  ist. 

Eine  ähnliche,  speziell  dem  Studium  der  A.-W.-E.  gewidmete,  mit 
nicht  unerheblichen  Mitteln  ausgestattete,  ein  großes  wirtschaftliches 
Gebiet  beherrschende  Organisation  ist  uns  in  anderen  Staaten  nicht 
bekannt,  wenngleich  natürlich  die  arbeitsstatistischen  Aemter  überall 
auch  den  A.-W.-E.  ihre  Aufmerksamkeit  widmen  und  in  ihren  Ver- 
öffentlichungen manches  Material  über  dieselben  zusammentragen;  und 
wenngleich  ferner  die  zum  Zweck  des  Studiums  der  Volkswirtschaft, 
der  Sozialpolitik,  des  Armen wesens,  der  H.ygiene  begründeten  Ver- 
bände und  Zeitschriften  auch  den  A.-W.-E.  ihre  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Dagegen  ist  uns  das  Ausland  in  der  Begründung  einer 
anderen  Art  von  Institutionen  voraus,  die  für  die  A.-W.-E.  gleichfalls 
von  höchster  Bedeutung  ist.  Wir  meinen  damit  die  sozialen  Museen, 
die  in  den  letzten  Jahren  nach  dem  Vorbild  des  Pariser  Mns6e  social, 
begründet  18i.M  durch  den  Grafen  Chambrun,  in  fast  allen  Haupt- 
städten entstanden  sind.  Das  Pariser  Musfie  social**)  definiert  seine 
Aufgabe  selbst,  wie  folgt: 

..Es  soll  unentgeltlich  Auskünfte  und  Belege  über  die  verschiedenen 
Gegenstände  der  Sozialökonomie  sammeln  und  den  Interessenten  zu- 
gänglich machen.  Es  soll  die  Personen  und  Gesellschaften  beraten 
lind  anleiten,  die  Einrichtungen  gründen  oder  vervollkommnen  wollen, 
die  zum  Gegenstand  haben  die  Verbesserung  der  materiellen  oder 
moralischen  Lage  der  Arbeiter. 

Als  Beispiele  des  Arbeitsfeldes  werden  genannt,  societds  de  secours 
mutuels,  caisses  de  secours,  de  retraites,  d'assurance  ou  de  prövoyance, 
soci^t(5s  d'habilation  ä  bon  marchöe,  de  participation  aux  benetices, 
cooperatives  de  consommation,  de  production  ou  de  credit,  institutions 
jiatronales,  syndicats  ouvriers,  agricoles  et  organisations  annexes,  cours 

•)  Unentwegte  Sozialisten  werden  anstatt  LassRlle,  dessen  beste  Streitschrift 
fBastiat-Schultze)  „Dem  deutwchen  Arbeiterstand  und  der  deutschen  Bour- 
geoisie" gewidmet  ist,  und  der  in  der  berflhmteu  Rohnsdorfer  Rede  seine  Agi- 
tation mit  vollem  Recht  als  „gewaltige  und  nationale  Kullurbewegung"  bezeichnete, 
lieber  Marx  und  Engeln  nennen  ;  ebenso  wie  überluvale  Monarchisten    uns  Bismarck 

Inur  als  Gehilfen  und  Handlanger  Wilhelms  I.  bezeichnen  möchten. 
*')  Vergl.   darül>er    die   kleine  Denkschrift:    Le   muste   social.    OrganlMktioD  et 
■ervices,  Paris,  Arthur  Rousseau,  1900. 
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professionnels,  cuvres  de  patronnage  et  d'(5(lucat.ion  sociale  etc.  In 
ganz  ähnlicher  Weise  hat  das  in  Wien  betindiicbe  soziale  Museum, 
dessen  Statuten  im  Jahre  19(X)  genehinij^t  wurden,  ^den  Zweck,  durch 
facliniiiiinisclie  Erhebungen  den  dernialigen  Stand  der  österreichischen 
Wohlfalutseiiirichtungen  zu  prüfen,  lüerbei  aber  auch  Einriclitungen 
anderer  Staaten  in  Erwägung  zu  ziehen  und  auf  Grund  dieser  Studieu 
Aendernugen  oder  Ergänzungen  liestehender  oder  neuerer  Wohlfalirts- 
einrichtungen  vorzuschlagen".  Neuerdings  ist  auch  eine  älinlicbe 
Organisation,  ebenfalls  nach  dem  Vorbild  des  Mus(5e  social  in  Amerika 
gegründet  worden,  das  American  Institut  ol  social  service*),  das  hervor- 
gegangen ist  aus  der  League  for  social  service,  deren  vorzügliche 
Zeitschrift  ^Social  service"  bereits  oben  erwähnt  war.  Es  soll  uacb 
der  Absicht  seiner  Begründer  (darunter  Caroll  D.  Wright,  der  be- 
rühmte Leiter  des  board  of  labor  in  Wasliington;  William  H.  Tolinan; 
Miss  Helen  Miller  Gonld  u.  s.  w.)  sein  a  Clearing  house  of  practical 
efiort  anil  a  social  musenm  und  hat  zum  Ziel  die  Sammlung,  Er- 
läuterung und  Verbreitung  von  Nachrichten  über  soziale,  bürgerliche 
und  Arbeiter- Wohlfahrtseinriehtungen  (social,  civil  and  industrial 
betterment).  will  aber  auch  zugleich  planmäßig  die  Au.sbildung  von 
zur  Verwaltung  von  A.-W.E.  geeigneten  Leuten  (social  secretaries)  ins 
fassen. 

In  Rußland,  und  zwai'  in  Moskau  ist  bereits  1892  durch 
Dr.  Popopeff  seitens  der  kaiserl.  russischen  technischen  Gesellschaft 
ein  Museum  für  Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen  gegründet  worden, 
das  .sich  nach  seinem  mir  in  deutscher  Sjirache  vorliegenden  selir 
ausführlichen  Arbeitsi)rogramni  das  Studium  der  A.-W.-E.  im  weitesten 
Sinne,  die  Aiisknnfterteiluug  an  Fabrikbesitzer,  Vereinsvorstäude, 
Vereine  für  gemeinsame  Arbeit  (Arteis)  die  Sammlung  von  Arbeiter- 
schntzvorrichtungen,  die  Veranstaltung  von  Ausstellungen  u,  s.  w,.  die 
Begründung  einer  Werkstätte  zur  Konstruktion  von  Modellen  von 
Schutzapiniraten  und  deren  regelmäßige  Demonstrierung  zur  Aufgabe 
gestellt  hat. 

In  Deutschland  besteht  in  München  seit  HifMi  ein  Museum  für 
A.-W.-E.  In  Frankfurt  hat  der  Verein  für  Förderung  des  Arbeiter- 
wohnungswesens auf  meine  Veranlassung  die  tlort  1S>01  stattgehabte 
LTnfallschutz-Ausstelhing  benutzt,  um  den  (Grundstock  für  eine  gleiche 
Veranstaltung  zu  schaffen,  und  es  ist  endlich  in  Berlin  (bez.  Charlotten- 
burg) die  EröH'uung  einer  ständigen  Ausstellung  für  Arbeiterwohl- 
fahrt im  ,Iahr  liXW  erfolgt.  Wenn  auch  nach  einer  durch  die  Presse 
wiedergegebenen  in  der  Sitzung  des  Beirats  der  Ausstellung  ab- 
gegebenen Erkläi'ung  des  Grafen  Posadowsky  (Soziale  Praxi.s,  1902. 
S.  290)  die  Ausstellung  vor  allem  auf  dem  Gebiet  der  Unfallverhütung 
wirken  soll,  so  ist  doch  sicher,  daß  die  Natur  der  Sache  selbst  zwingen 
wird,  dieses  enge  Programm  zu  verlassen  und  das  gesamte  Gebiet  der 
sozialen  Wohlfahrtspflege  zu  umfassen,  wie  dies  auch  eines  der  maß- 
gebensten  Mitglieder  des  Komitees,  Professor  Dr.  AI  brecht,  bereits 
zum  Ausdruck  gebracht  hat**).    Eine   solche  Ausstellung  kann  sich 


*)  Vergl.  flie  New  Yorker  Zeit«chrift  Charitiets,  a  weekly  review  of  local  and 
genenil  philimtrophy,  1S!G,  S.  :il3. 

'*)  l)eut*che  luedizinischc  Woclicnsclirift,  1003,  No.  1.  —  Eine  den  genannt«ii 
Anntjtltcn  vergleichbare  Institution  in  Englnnd  ist  mir  nicht  liekanut,  auch  z.  ß.  in 
Edtvani's  Rcfornieri»  vcnr  liook  (fonner  latxiur  anniial,  von  U)02  nicht  enthalten. 
Viclleichi  daß  die  British  tibrarj'  of  {xilitical  sciejice  (10  Adelphi   terrace,  London^, 
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nicht,  wie  Graf  Posadowsky  in  der  angeführten  Ans]>rache  meinte,  auf 
die  technischen  Besstrebungen  nnd  Erfolge  im  Gebiet  der  A.-W.-E. 
bfschriinken.  sondern  sie  ninlS  ebenso  wie  ihre  \'orgänger  in  Paris, 
Wien  und  Moskau,  wenn  sie  diesen  gleicliwertig  werden  will,  das 
gesamte  Gebiet  der  A.-W.-E.  und  darüber  hinaus  das  gesamte  Gebiet 
<ler  \'eranstaltungeri  umfassen,  welche,  sei  es  von  Arbeitgebern,  sei 
es  von  wohltätigen  und  gemeinnützigen  ^'ereinen,  sei  es  von  den 
Arbeitern  selbst,  geschaffen  sind,  um  die  W'ohlfahrt  der  unbemittelten 
Klassen  erhöhen  unter  der  heutigen  Gesetzgebung  zu  erhöhen  und  um 

§  10.  Es  Ideiben  nun  noch  einige  Worte  über  die  \'erwa!tung 
der  A.-W.-E.  zu  siigen. 

A.-W.-E.  sind,  wie  schon  das  Wort  lehrt,  „Einrichtungen"',  d,  h.  daa- 
ernti  in  die  sonstige  Gestaltung  eines  Betriebes  oder  in  die  sonstige 
Umgebung  der  Arbeiter  eingefügte  Veranstaltungen.  Die  Wirkung,  die 
sie  irgend  wann  und  auf  irgend  einen  Arbeiter  ausüben,  ist  der  Aus- 
fluß des  für  die  Errichtung  maßgeliend  gewesenen  Willensinhaltes: 
uud  jede  A.-W.-E.  stellt  in  gewissem  Sinne  eine  Bindung  der  Willkür 
desjenigen  dar,  von  dem  sie  ausgeht.  Diese  Bindung  ist  aber  eine 
freiwillige,  es  entsjuicht  ihr  nicht  ohne  weiteres  ein  Recht  des  von  der 
Wohlfartseinrichtnng  berührten  Arbeiters,  obwohl  die  Arbeiter  gerade 
darauf  den  größten  Wert  legen,  daß  Verbesserungen  ihrer  Lage,  welche 
ihnen  seitens  der  wirtschaftlich  bessergestellten  Klassen  zugedacht 
sind,  ihnen  als  Recht  und  jedenfalls  nicht  als  Wohltat,  die  Dank 
fordert,  zu  teil  werde.  Sollen  A.-W.-E.  ihren  Zweck  erreichen .  so 
müssen  sie  mit  dieser  Tatsache  rechnen,  und  dies  ist  l>esonders  wichtig, 
aber  auch  besonders  schwierig  bei  denjenigen  A.-W.-E.,  die  von  einem 
Unternelimer  s]>cziell  für  die  in  seinem  Betrieb  beschäftigten  Arbeiter 
gemacht  sind.  Ein  Arbeitgeber,  der  seine  bedürftigen  Arbeiter  unter- 
stfitzt, und  aus  wohltfitigeni  Sinn  heraus  erleichtert,  verdient  gewiß  An- 
erkennung. Aber  je  größer  ein  Unternehmen  ist,  um  so  weniger  lilßt 
sich  ein  bloß  patriarchalisches  System  durchführen.  Der  Arbeitgeber  muß 
Einrichtungen  treffen,  sich  Organe  schatl'en,  durch  die  er  seine  Absichten 
durchführt;  und  je  mehr  in  der  Verwaltung  die  Person  des  Arbeitgebers 
hervortritt,  je  deutlicher  der  einzelne  Arbeiter,  der  von  der  Ein- 
richtung Nutzen  ziehen  will,  darauf  hingewiesen  wird,  daß  ihm  ein 
Geschenk,  ein  unverdienter  Vorteil  zu  teil  wird,  um  so  mehr  nfdiert  sich 
die  Einrichtung  dem  Punkt,  wo  sie  aufhört  A.-W.-E.  zu  sein,  um 
eine,  die  Macht  des  Arlteitgebers  über  die  Arbeiter,  und  die  Abhängig- 
keit der  Arbeiter  vom  Unternehmer  fördernde  Betriebseinrichtung 
zu  werden;  und  zwar  eine  Betriebseinrichtung,  deren  wirtschaftlicher 
Wert  vielfach  eben  so  fraglich  sein  wird  als  ihre  sozialpolitische  Be- 
deutung, weil  ja  der  Erfolg,  durch  den  wirkliche  A.-W.-E.  sich  bezahlt 
machen .  die  Ilerstellung  besserer  Beziehungen  zwischen  Aibeiteru 
und  Arbeitgebern  nicht  erreicht  wii-d.  Mit  vollem  Recht  haben  daher 
große  Firmen   vielfach  ihr  Interesse  darin  gesehen,  ihren  Einfluß  auf 

die,  ähnlich  wie  da«  Aniericaii  lostitute  of  stx-ial  servirc  lOül  unter  Teilnahme 
vieler  hervorragender  Mfiiiner  Englands  bej^ründet  ward,  hierlior  gehört. 

Uetior  die  Frankfurter  Inslitülion  vergl.  mein  Referat:  „A.-W.-E.,  insbesondere 
die  Aufgabe  der  .••ozialen  Museen"  und  die  crgänzendeu  Audfülirungen  des  I^eiten- 
des  Museums,  Dr.  Stein,  im  Bericht  über  die  Versammlung  des  Vereins  zur  För- 
derung deif  Arbeiterwohuung8we.seus,  vom  19.  März  1903,  S.  45—56.  I)ort«ieibfit  ist 
auch  das  sehr  ausführliche  .\rl>eit.^-Progrumni  de»  Museums  für  A.-W.-E.  zu  Mos- 
kau (Moskauer  Ahteüung  der  Kaiserl.  Russ.  tuchnischen  Gesellschaft)  in  deutscher 
UebervetzuDg  abkedruckt. 
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tlie  A.-W.-E.  zu  niiiHlern  und  diese  als  besonders,  am  Schicksal  der 
Fabrik  nicht  beteiligte,  Organisation  zu  gestatten.  In  interessanter 
Weise  spriclit  sich  hierüber  die  Vorbemerkung  zu  den  Statuten  der 
Wobli'ahrtskassen  von  D.  Peters  &  Co.  aus: 

„Nachdem  die  offene  Handelsgesellschaft  D.  Peters  &  Co.,  Elber- 
feld  mit  dem  1.  Oktober  ISiUi  in  eine  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  umgewandelt  worden  war,  erachtete  die  Firma  es  als  ihre 
Pflicht,  einen  Weg  zu  suchen,  die  Wohlfahrtseinrichtungen  allem  Wechsel 
der  Zeiten  zu  entziehen,  sie  durchaus  selbständig,  sicher  und  unan- 
greifbar zu  machen,  und  dadurch  ihi-e  Portentwickelung  zum  Segen  der 
Arbeiter  zu  befördern. 

Als  das  geeignetste  Mittel,  diese  Zwecke  zu  erreichen,  erschien  ihr 
die  Bildung  einer  die  sftmtlichen  Wohlfahrtseinrichtungen  umfassen  den 
besonderen  Gesellschaften  mit  beschrfljikter  Haftung  unter  dem  Namen: 
Wohlfahr tßkassen  von  D.  Peters  &Co.  in  Elberfeld  und  Nevige», 
G.  m.  b.  H.  Diese  Gesellschaft,  die  am  13.  Mai  1897  mit  einem  ver- 
antwortlichen Kajiital  von  2üt)CM)M.  gegründet  wurde,  ist  nunmehr  die 
Trägerin  sämtlicher  derartiger  Einrichtungen,  wahrend  die  Leistungen 
der  Firma  D.  Peters  &  Co.  für  ihre  Wohlfahrtsbestrebun gen  unter 
entsprechender  Aenderung  der  äußeren  Form  nach  wie  vor  dieselben 
bleiben,  so  daß  ausschließlich  die  vermehrte  Sicherheit  als  Ergebnis  der 
Umwandhing  zu  betrachten  ist. 

Namentlich  bleibt  es  bei  der  erprobten  bisherigen  Mitwirkung  der 
Arbeiter  durch  den  Aeltestenrat  bei  Verwaltung  der  verschiedenen 
Kassen." 

Auch  wo  nicht  so  weit  gegangen  wird,  sollte  die  erste  Forderung 
bei  jeder  A.-W.-E.  die  sein,  daß  alles  aus  ihrer  Verwaltung  entfernt 
wird,  was  an  Bevormundung  der  Arbeiter,  an  Armenkassen  oder 
Aimosenfonds  erinnert;  und.  es  sollte  liierauf  um  so  mehr  gehalten 
werden ,  als  ja  tue  Tatsache  selbst  nicht  aus  dem  Wege  geschafft 
werden  kanu,  daß  trotz  alier  wie  immer  lautenden  Vorschriften  und 
Statuten  der  Unternehmer  doch  stets  absoluter  Herr  über  die  Ver- 
waltung der  A.-W.-E.  bleibt,  solange  er  das  unbeschränkte  Recht  der 
Entlassung  mißliebiger  oder  ihm  unbecjuemer  Arbeiter  hat.  Unter- 
nehmer, die  sich  sogar  in  dieser  Beziehung  Beschränkungen  auferlegen, 
gehören  bekanntlich  zu  den  seltensten  Ausnahmen ;  und  so  kann  es 
leicht  kommen,  daß  A.-W.-E.,  die  im  Besitz  einzelner  Etablissements 
und  auf  deren  Arbeiter  beschränkt  sind ,  seitens  der  Arbeiter  mit 
einem,  sachlich  nicht  gerechtfertigten,  aber  leider  erklärlichen  Miß- 
trauen betrachtet  werden. 

In  den  vorzüglichen  Jahresberichten  der  badischeu  Fabrikinspektion 
für  1894  wird  als  Grund  der  geringen  Wirksamkeit  der  Arbeiter- 
ausschüsse bemerkt:  „Es  scheint,  daß  die  Arbeiter  das  Gefühl  haben, 
daß  diese  Ausschüsse  einen  Einfluß  gegenüber  dem  sich  kundgebenden 
entscheidenden  Willen  des  Arbeitgebers  doch  nicht  haben."  Man 
kann  dies  getrost  auf  die  Mittätigkeit  der  Arbeiter  bei  allen  Ein- 
richtungen ausdehnen,  die  sich  lediglich  zwischen  ihrem  eigenen  Arbeit- 
geber und  ihnen   abspielen. 

Beispiele  einer  Selbstbeschränkung  des  Arbeitgebers  gegenüber 
den  Arbeitern  lassen  sich  nicht  viele  aufführen.  Den  Anfang  zu 
einer  solchen  enthält  es  vielleicht,  wenn  es  in  dem  Mietvertrag  über 
die  den  oben  erwähnten  „Wolilfahrtskassen''  gehörigen  Häuser  heißt 
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Fflr  die  Kfiti(li}iun<;  ist  eine  balbjährifie  Frist  vereinbart.  Die 
Wühlfahrtskassen  verzichten  jedoch  auf  ihr  Ktiiidigungsrecht,  solange 
der  Mieter  von  der  Firma  P.  .  .  .  beschäftigt  wird. 

Etwas  mehr  ist  es  schon,  wenn  das  große  Wertheimsche  Waren- 
haus in  Berlin  in  seinen  Geschiiftsbestiinmnngen  festsetzt,  daß 
Kündigungen  nur  nach  gemeinsamem  Beschluß  dreier  Mitglieder  der 
Personalleitung,  event.  unter  Zuziehung  eines  Abteilungschefs  erfolgen 
dürfen.  Weit  mehr  gereicht  es  aber  jedenfalls  zur  Sicherung  <ler 
Selbständigkeit  der  Arbeiter  gegenüber  dem  Prinzipal,  wenn  dieser 
—  wie  es  die  optische  Werkstätte  Carl  Zeiss  in  Jena  durch  §  7S  ihres 
zur  Zeit  mustergültigen  Arbeitsvertrages  getan  hat  —  den  Arbeitern 
nach  Ablauf  einer  dreijährigen  Tätigkeitsfrist  klagbare  Entschädigungs- 
ausprüche einräumt,  für  den  Fall,  daß  die  Auflfisung  des  Arbeits- 
vertrags seitens  der  Firma  und  ohne  Verschulden  des  Arbeiters  er- 
folgt*). 

Umgekehrt  ist  es  natürlich  bei  der  Verwaltung  derjenigen  A.-W.-E., 
die  nicht  für  eine  bestimmte  abgegrenzte  Zahl  von  Arbeitern  bestimmt 
sind,  leichter,  den  sozialpolitischen  Anforderungen  zu  genügen.  Die 
A.-W.-E.  ist  selbständig,  weder  identisch  mit  einer  Fabrik,  noch  mit 
einem  Arbeitgeber;  persönliche  Beziehungen  zwischen  ihren  Leitern 
und  dem  einzelnen  Arbeiter  bestehen  nicht;  Dankbarkeit,  und  i.  F. 
d.  Verzicht  auf  Geltendnmchung  des  eigenen  Willens  kann  also  nicht 
gefordert  und  erwartet  werden. 

Indes  entsteht  hier  eine  andere  Schwierigkeit.  Träger  der  A.-W.-E. 
wird  hier  in  der  Regel  ein  Verein  oder  eine  sonstige  Körperschaft 
sein.  Die  Zugehörigkeit  zu  dieser  ist  aber  in  der  Regel  abhängig 
von  irgend  welchen  [lekuniären  Ausgaben,  Zahlung  von  Beiträgen, 
Erwerb  von  Genossenschaftsanteilen,  Aktien  u.  s.  w.  Diejenigen  also, 
für  die  die  Organisation  bestimmt  ist,  werden  nur  ausnahmsweise  in 
der  Lage  sein.  Mitgliedschaftsrechte  sich  zu  erwerben.  Mitunter  wird 
nun  freilich  die  Organisation  der  Körperschaft,  von  der  die  A.-W.-E. 
ausgehen,  derart  sein,  daß  die  Arbeiter  notwendig,  kraft  Gesetz  in 
der  Körperschaft  vertreten  sind,  so  daß  diese  ohne  Zustimmung  der 
Arbeiter  Beschlüsse  nicht  fassen  kann,  und  letztere  selbstverständlich 
auch  an  der  Verwaltung  der  unter  ihrer  Mitwirkung  entstandenen 
Anstalten  beteiligt  sind.  Das  ist  z,  B.  der  Fall  hei  den  größten  und 
pekuniär  kräftigsten  Trägern  von  A.-W.-E.,  die  es  überhau])t  gibt,  bei 
den  Invaliditätsversicherungs- Anstalten  und  den  Ortskrankenkassen 
der  großen  Städte**).  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  sollte  aber  stets 
Bedacht  genommen  werden,  den  Arbeitern  durch  die  Bildung  von 
Beiräten.  Ausschüssen,  Kontrollkommissionen  u.  s.  w.  den  erforder- 
lichen Einfluß  auf  die  Verwaltung  zu  geben.  Beispiele,  wie  dies  bei 
rein  privaten  Veranstaltungen  von  ganz  verschieden  gearteten  Rechts- 


•)  Vergl.  über  die  gesamte,  speziell  auch  für  die  Ausbildung  iler  A.-W.-E.  so 
wichtige  Frage  de»  KecbU  —  richtiger:  der  Macht  —  des  Prinzipals  zur  willkür- 
iicheit  Kündigung  meine  Schrift:  Zur  Kritik  den  Arbeitsvertrags,  Jena,  Gustav 
Fischer,  ItWl. 

••)  Als  Beispiel  seien  genannt  die  Landesversichenings-Anstall  Rerlin,  von  der 
die  mustergiltif^en  poßeiv  ArbeitcTheüatätten  für  Lungenkranke  und  für  Rekonvaleu- 
zenten  zu  Belitx  bei  Berlin  errichtet  sind ;  —  txlcr  die  Ortskrankenkasüen  zu  Leipzig 
die  durch  Schenkung  ihres  Vorsitzenden,  Dr.  Schwabe,  Eigentümerin  großer  Ge- 
nesungsheime Kind. 

Vergl.  die  «lein  Deutschen  Kongreß  zur  Ijekänipfuug  der  Tuherkulose  über- 
reichte Denkschrift  von  Paunwitz  „Deutsche  Industrie  und  Technik  bei  Einrich- 
tung Ton  Sanatorien". 
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formen  pescheheii  kann,  iintl  wie  hier  insbesondere  die  Arbeiterorg»? 
nisationen  sehr  wolil  gewissermaßen  als  V'ermittelunj^  zwischen  den 
großen  Arbeiterniassen  und  den  \'erwaltungen  der  zu  gunsten  der 
Arbeiter  geschaffenen  Einrichtungen  in  Aiisiiruch  geuounuen  werden 
können,  sind  beri'its  oben  angeführt.  Hier  mag  nur  nochmals  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  die  Beteiligung  der  Arbeiter  an  den  Ver- 
waltungen, die  wir  nicht  etwa  einen  unbedingten  Bestandteil  jeder 
A.-W.-E.  woiil  aber  ein  fast  untrügliches  Ergänzungszeichen  einer 
solchen  genannt  haben,  vielfach  gerade  dazu  führt,  eine  Einriclitung 
die  sonst  als  bl()ße  Unterstützungskasse.  Unfallverhütungsuiaßregel 
u.  dergl.  siizialpolitiscb  nur  geringe  Bedeutung  hätte,  zu  einer  A.-W.-E. 
zu  machen.  Es  mag  nur  daran  erinnert  werden,  wie  mißtrauisch  die 
Arbeiter  vielfach  den  zur  Sicherheit  des  Betriebs  und  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  selbst  erforderten  Ueberwachungsmaßregeln  gegenüber 
stehen,  wenn  tliese  vom  Prinzipal  oiler  von  einer  Behörde  einseitig 
und  ohne  Fühlung  mit  ihnen  angeordnet  werden. 

Allerdings  muß,  wenn  die  Mittätigkeit  der  Arbeiter  für  die  Wirk- 
gamkeit  aller  als  A.-\V.-E.  gemeinten  Veranstaltungen  so  wichtig  ist, 
bei  der  \'ervvaltung  auch  die  erforderliche  Rücksicht  auf  die  Verhält- 
nisse genommen  werden,  unter  denen  die  Arbeiter  leben. 

Zunächst  in  scheinbar  ganz  unerheblichen  Aeußerlichkeiten:  Die 
Zeit  und  der  Ort  der  Sitzungen  müssen  gewählt  werden,  wie  es  den 
Arbeitern  be<iucm  ist,  also  bei  A.-W.-E.,  die  vom  Arbeitgeber  aus- 
gehen, in  der  Fabrik  und  während  der  Arlteitszeit,  bei  A.-W.-E.,  die 
von  dem  Arbeitsvertrag  lusgelöst  sind,  außerhalb  der  Arbeitsstunden, 
so  daß  es  keiner  Erlaubnis  des  .Arbeitgebers  bedarf;  und  an  Orten. 
in  denen  sich  <ler  Arbeiter  behaglich  fülilt.  z.  B.  nicht  in  teuren  Wirt- 
schaften, und  nicht  in  Wirtschaften,  die  „boykottiert"  sind,  die  er  also 
nicht  als  (last  besucht.  Es  wird  aber  auch  bei  den  Beratungen  selbst 
den  Anschauungen  der  Arbeiter  Rechnung  zu  tragen,  das  Gebiet  der 
politischen  und  wirtschaftlichen  Gegensätze  tunlichst  zu  vermeiden  und 
vor  allem  der  Ton  der  Ueberlegenlieit,  der  Ilerablassung  zu  vermeiden 
sein,  den  die  Begüterten  oft  im  Verkehr  mit  „Ungebildeten"  an- 
nehmen. 

Nur  auf  diese  Art  —  und  bei  einem  gewissen  Maß  von  Geduld 
gegen  gelegentliche  unbeabsichtigte  oder  auch  vielleicht  beabsichtigte 
Taktlosigkeiten,  von  denen  sich  orthoduxe  Sozialdemokraten  ebenso 
wenig  wie  übereifrige  Gläubige  im  Verkehr  mit  Ketzern  freimachen 
können,  wird  man  ein  wirkliches  Zusammenarbeiten  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern,  Bemittelten  und  Unbemittelten  erreichen,  wie  es 
der  eigentliche  Erfolg  jeder  A.-W.-E.  sein  soll.  Es  ist  offensichtlich, 
daß  die  A.-W.-E.,  die  außerhalb  eines  Arbeitsvertrags  stehen,  errichtet 
werden,  es  leichter  haben,  diesen  Erfolg  zu  erreichen.  Wenn  in  dem 
mir  vorliegenden  12.  Bericht  von  Toynbee  Hall  dieses  berühmteste  Uni- 
versity  settlement  Londons  dahin  detinirt  wird,  daß  es  ganz  ein- 
fach darstelle 

the  means  by  which  University  nieu  are  enabied  to  live  as  neigh- 
bours  witli  the  peoiile  of  East  London,  both  to  know  and  to  be 
known 
„das  Mittel,  durch  das  die  akademisch  Gebildeten  in  stand  gesetzt 
werden,  als  Nachbarn  mit  dem  Volk  in  Ost-London  —  bekanntlich 
dem  ärmsten  Teil  Londons  zu  leben,  um  Ost-London  sowohl  zu  kennen 
als  auch  von  ihm  gek;xunt  zu  werden"  —  so  paßt  diese  Detinition  jener 
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vorbildlichen  englischen  Anstalt  bis  zu  einem  gewissen  Gnu]  auf  jede 
A.-W.-E.,  die  so  organisiert  ist,  daß  sie  Arbeiter  und  Gebildete  zu 
gemeinsamer  Arbeit  auf  dem  Fuß  der  (ileichheit  zusammenführt*). 


III.  Uebersic'ht  über  die  rorhaiidciu'ii  Ä.-W.-E. 

§  11.  Wir  haben  in  Ab.schnitt  I  den  Begriff  der  A.-W.-E.  fest- 
zustellen gesucht,  und  im  Abschnitt  II  einige  Folgerungen  aus  diesem 
Begriff  gezogen,  bezüglich  der  sozialixditischen  Hüdeutuug,  und  iie- 
züglich  der  richtigen  Art  der  Begriuiduiig  und  Verwjiltung  der  A.-W.-E. 
Es  könnte  erwartet  werden,  dali  wir  diesen  allgemeineu  Erörterungen 
nun  einen  speziellen  Teil  folgen  lassen,  der  ein  möglichst  vollstän- 
diges und  möglichst  systematisch  georduetes  Verzeichnis  von  A.-W.-E. 
enthält.  Ein  solches  Material  würde.  wieMataja  im  Vorwort  zu  der 
Publikatidii  des  k.  k.  arbeitsstati.stischen  Amts  über  A.-W.-E.  mit 
Recht  bemei'kt,  nicht  nur  einem  theoretischen  Interesse  dienen,  son- 
dern auch  in.sl>esoiidere  jiraktischeu  Zwecki.Mi.  indem  die  von  einzelnen 
Arlieitgebern  geschaffenen  bewäliiten  Institutionen  wiederum  vorlüld- 
licL  sein  könnten  für  die  Einführung  verwan<iter  Einrichtungen  hei 
anderen  Unternehmungen.  Indes  fehlt  es  uns  zu  einem  solchen  Kata- 
log sowohl  an  Raum  als  an  der  vollständigen  Kenntnis  des  zerstreuten 
und  zuweilen  versteckten  Jlaterials  —  ganz  abgesehen  von  den  Schwie- 
rigkeiten, die  daraus  entstehen,  daß  manche  Dinge,  die  in  dem  einen 
Land  bedeutsame  A.-W.-E.  darstellen,  in  dem  anderen  nichts  sind,  als 
gesetzlich  den  Arbeitgebern  oder  deren  «iemeinden  gemachte  Auflagen 
[vergl.  S.  6(38J**).  Will  man  aber  anstatt  der  z.  Z.  und  für  uns  un- 
erreichbaren Vollständigkeit  sich  begnügen  mit  der  Kenntnis  einiger 
besonders  wichtiger  A.-W.-E.,  so  bietet  das  mehr  erwähnte  A  1  lirecht- 
sche  Buch  wenigstens  für  Deutschland  genügendes  Material,   wälirend 


■)  Vergl.  über  (he  euglinche  UnivereitäUbewcg^uugundTojTibee  Hall:  Schultze- 
Gaevernitz,  „Zum  sozialen  Frieden",  B(i.  1,  8.  377 — 407, 

Bei  der  IS'.Kl  erfolgten  Begründung,  des,  verwandten  ßefltrebiitig(;n  dienenden, 
oben  (S.  1119)  crTi-ähutt-n  Aiisriihusses  für  Volk«vorle«ungen,  der  —  vergl.  .\lbrecht, 
Soziale  AVolilfahrtspflege,  Bd.  1,  S.  308  —  in  Deutsohland  vielfach  vorbildlich  ge- 
wirkt hat,  waren  mir  diese  englischen  Vorgänge  unlifkannt. 

"i  L'ebcr  die  Schwierigkeit,  welches  die  Auf.sU'llung  eines  Verzeidini.<ses  der 
A.-W.-E.  auch  nur  einen  kleinen  Staaten  hat,  vergl.  Woerrishoefer  in  den  Jah- 
resberichten der  bod.  Fabrikinspektion  I8!I3,  S.  73.  Dabei  gewähren  aber  die  badi- 
Bchen  Berichte  noch  einen  unendlich  beseeren  Ueberblick  als  die  preußischen  Fnbrik- 
inapf^ktiouen,  die  da^  Material  weit  uielir  begraben,  als  verwahren  und  ztigiiuglich 
machen. 

Ergänzungen  zu  dem  A  1  brecht  sehen  Buch  —  das  auch  die  vorhandene 
deutsche  Litteratur  angibt  —  »ind  z.  B.  Kir  Oesterreich  das  gro(5  atigelegtc  Werk: 
Sociale  Verwaltung  iu  Oesterreich  am  Ende  dea  19.  Jahrhunderts  (Wien  und  I^eip- 
zig,  Deuticke),  sowie  die  im  Erscheinen  begriffene,  im  Text  bereites  erwähnte  Ver- 
öffentlichung di's  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amts  „Die  Wülilfahrtj<eiiirichtungen  der 
Arbeit''eber  z«  Gun.sten  ihrer  .Angestellten  (Wien  IWL',  Hulderl. 

Für  Nordamerika  ist  außer  der  S.  628  angeführten  Schrift  Toi  man«  noch 
zu  nennen  die  in  dem  Bulletin  of  the  dcuartement  of  labor,  Washington,  No.  31, 
November  lÖtXi  erschienene  Abhandlung  OlmstedB:  The  betterment  of  induBtrial 
conditions  fS.  1117—1156). 

Für  Holland  vergl.:  van  Marhens,  Die  soziale  Organisation  in  der  Industrie, 
und  Eringaard,  Holländische  Mu8terstfitt*n,  Delft  189<j. 

Etwas  Material  über  englische  A.-W.-E.  findet  isich  bei  Schu  Itze-Gaever- 
nitz,  Ziun  sozialen  Frieden,  insbesondere  Bd.  2,  S.  l!Hl. 

Ueber  russische  A.-W.-E.  gibt  gute  Auskunft  die  Schrift  L'i'couomie  sociale 
k  la  section  Russe  de  l'exjHMition  internationale  de  1S[H>  (Katalog  des  betreffenden 
Teil»  der  russischen  Ausstellung)  von  Popopeff  und  Assostoll. 
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lings  die  gerade  auf  dem  Gebiet  der  A.-W.-E.  so  dringend  er- 
forderte internatiouale  Saimiiliuig  und  \'ergleiclniiig  der  Erfahrungen 
noch  giinzlich  fehlt  —  ein  Beweis,  daß  niciit  nur  die  Arbeiter,  son- 
dern auch  die  Gelehrten  die  Bedeutung  noch  nicht  würdigen,  welche 
neben  der  Spekulation  auch  das  Experiment  für  die  Sozialwissenschaft 
hat.  Es  wäre  eine  würdige  und  schöne  Aufgabe  für  die  Berliner 
Zentralstelle,  oder  vielleicht  auch  für  das  neu  geschaffene  internatio- 
nale Arbeitsamt  zu  Base!  hier  durch  Schaffung  einer  entsprechenden 
Organisation  einzutreten,  ilaniit  eine  vergleichende  Wissenschaft  niclii 
nur  die  Arbeiter ge setze  der  verschiedenen  Staaten,  sondern  auch  der 
die  Fortentwickelung  der  Arbeitergesetze  vorbereiten- 
den A.-W.-E.  möglich  würde. 

Was  hier  gegeben  werden  kann,  ist  noch  nicht  einmal  ein  Anfang  zu 
dieser  Wissenschaft ;  es  ist  lediglich  eine  Uebersicht  über  diejenigen 
Punkte  innerball)  des  großen  Gebietes  der  praktischen  Volk.^ Wirtschaft, 
an  welchen  A.-W.-E.  wohl  ansetzen  konnten  oder  angesetzt  haben, 
lunnerhin  wird  diese  Uebersicht  vielleicht  insofern  nicht  unnütz  sein, 
als  sie  Gelegenheit  gibt,  die  Erörterungen  über  den  Begriff  der  A.-W.-E. 
in  einigen  Beziehungen  zu  ergänzen,  und  wenigstens  einige  der  Richt- 
punkte hervorzuheben,  die  für  ein  künftiges  System  des  „Reichs"  der 
A.-W.-E.  von  Wichtigkeit  sind.  Maßgehend  für  die  Reihenfolge  der 
Darstellung  wird  dabei  sein,  daß  dies  Reich,  um  ein  geographische^ 
Bild  zu  gebrauchen,  nicht  einen  vollständigen,  in  sich  abgeschlosseneu 
Kontinent  ausfüllt,  sondern  lediglich  ein  Binnenland.  Das  Gebiet  der 
A.-W.-E.  wird  begrenzt  auf  der  einen  Seite  von  den  bloßen  Betriebs- 
ei n  r  i  ch  t  u  n  ge  u ,  durch  die  ein  verständiger  Chef  der  Tatsache  Rech- 
nung trägt,  daß  die  Arbeitskraft-  und  Arbeitswilligkeit  „seiner"  Leute 
eben  doch  das  für  den  Erfolg  der  Produktion  wichtigste  Instrument 
ist ;  und  anderseits  von  den  Veranstaltungen,  die  geschaffen  sind,  niclii 
von  den  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter,  sondern  von  den  Verniögeu- 
den  m  i  t  den  Unbemittelten,  in  Erkenntnis  der  Tatsache,  daß  die 
Lösung  zivilisatorischer  Aufgaben  ein  gemeinsames  Interesse  Aller  ist; 
oder  vom  Staat  —  unter  welchem  Namen  selbstverständlich  das  Reich, 
wie  auch  die  Gemeinden  inbegriffen  sind  —  „dem  Organ,  das  für 
alle  da  ist,  um  an  seiner  schützenden  Hand  die  mensch- 
liche Lage  aller  lier  beiznf  iih  ren"  *). 

Je  nachdem  die  A.-W.-E.  sich  mehr  iler  einen  oder  anderen  dieser 
Grenzen  nähern,  werden  sie  passend  eingeteilt  in  zwei  große  Klassen, 
nämlich  in  solche,  die  den  Arbeiter  berühren  wenn  und  insofern  er 
in  einem  bestimmten  Arbeitsverhältnis  steht,  und  in  solche 
die  ihn  berühren,  weil  er  Lohnarbeiter,  d.  h.  zur  Aufrechterhaltung 
seiner  Existenz  auf  den  Abschluß  von  Arbeitsverträgen  angewiesen 
ist,  aber  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  und  wem  er  zur  Zeit 
durch  Arbeitsvertrag  verpflichtet  ist. 

Beide  Klassen  können  dann  in  Unterabteilungen  zerlegt  werden, 
je  nachdem  sie 

1)  entweder  die  Leistung  des  Arbeiters  weniger  drückend 
machen,  oder  angenehmer  gestalten; 

2)  oder  die  Gegenleistung  des  Arbeitgebers  erhöhen,  oder  für 
den  Arbeiter  wertvoller  machen; 


\ 


*)  Die  schönen  Worte  nun]  eiuuorninen  au8  Lassalles  Rede: 
Steuer  wnd  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen." 


„Die  indinktt 
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3)  oder  endlicli  die  Lebensführung  des  Arbeiters  und  seine  soziale 
Stellung  außerhalb  des  Arbeitsvertrags  auf  ein  höheres  Niveau  er- 
heben, als  sich  der  einzelne  Arbeiter  für  sich  allein  und  ohne  die 
A.-W.-E.  zu  sichern  vermag. 

Es  ist  ohne  weiteres  ersichtlich,  daß  in  Klasse  I  die  Abteilungen 
1  und  2  den  breiteren  Raum  einnehmen  werden,  wälirend  in  Klasse  II 
eher  das  Umgekehrte  der  Fall  sein  wird.  Ebenso  ist  einleuchtend, 
daß  in  Klasse  I  solche  A.-W.-E.  überwiegen  werden,  die  von  Arbeit- 
gebern oder  von  Arbeitgeber -Vereinigungen  für  ihre  Arbeiter  ins  Leben 
gerulen  sind,  während  Klasse  II  hauptsächlich  die  von  Korporationen, 
Vereinen,  freien  Ausschüssen  u.  s.  w.  geschaffenen  Veranstaltungen 
umfassen  wird,  was  natürlich  nicht  ausschließt,  daß  der  Park,  das 
Bad,  die  Lesehalle,  die  ein  großer  Arbeitgeber  den  bei  ihm  bescliäf- 
tigten  („seinen")  Arbeitern  zur  Verfügung  stellt,  der  gesamten  arbeiten- 
den Bevölkerung  des  betreffenden  Orts  zu  Nutzen  gereicht,  oder  daß 
umgekehrt  eine  sog.  gemeinnützige  Baugesellschaft  oder  die  von  einem 
Verein  begründete  Volksküche  in  folge  der  Art  ihrer  Verwaltung  oder 
auch  einfach  infolge  ihrer  örtlichen  I^age  nur  den  Arbeitern  eines  ein- 
zigen Betriebs  zu  gute  kommt. 

Innerhalb  der  einzelnen  Abteilungen  selbst  läßt  sich  eine  gewisse 
Stufenfolge  vielleicht  nach  dem  Gesichtspunkt  herstellen,  daß  die 
A.-W.-E.,  die  den  Arbeiter  nur  als  Produktionsinstrument  leistungs- 
föhiger  machen  oder  erleichtern,  hinter  denen  zurückbleiben,  die  ihn 
zugleich  auch,  oder  vorwiegend  als  Menschen,  d.  h.  in  Erfüllung  der 
Aufgaben  des  Familienvorstands  und  Staatsbürgers  fördern. 

§  12.  Dies  vorausgeschickt,  mag  bemerkt  werden  zur  Klasse  I, 
Abteilung  I  (A.-W.-E.  für  die  Arbeiter  eines  bestimmten  Betriebes, 
die  eine  Erleichterung  ihrer  Arbeitsleistung  im  Betriebe  bewirken). 

Hier  wären  aufzuführen: 

a)  Alle  Einrichtungen,  durch  welche  Sicherheit  und 
Gesundheit  der  Arbeiter  in  sorgfältigerer  oder  aus- 
gedehnt e  r  e  r  W  e  i  s  e  geschützt  werden,  als  dies  nach  dem 
jeweiligen  Gesetz  erzwungen  werden  kann. 

Beisinele  sind  für  das  kaufmännische  Gewerbe  die  bereits  er- 
wähnten Sitzvorrichtungen  für  Verkäuferinnen  (vgl.  S.  (K)8);  für  das 
gesamte  Baugewerbe  (tie  in  dem  jtreußischen  Ministerialerlaß  vom 
24.  Dez.  181HJ  (Min.-Bl.  202)  über  Unfallverhütung  und  Arbeiterschulz- 
einrichtungen in  der  Staats-Bauverwaltung  angeordneten  Maßregeln. 
{Grotefends  Gesetzsammlung  189<)  S.  302). 

b)  Alle  Einrichtungen,  welche  die  Arbeit  weniger 
drückend,  oder  die  Pausen  während  der  Arbeit  an- 
genehmer und  deshalb  für  den  Arbeiter  fruchtbarer 
machen. 

Hier  kommen  in  Betracht  die  tunlichst  saubere,  freundliche  Ge- 
staltung der  Fabrikräunie,  ihrer  Umgebung  (Korridore,  (iänge,  Höfe);*) 
die  reichliche  Fürsorge  zum  Unterbringen  der  Straßenkleider,  zum 
AufbewaJiren  und  Zubereiten  des  mitgebrachten  Essens;  die  Herstellung 
von  besonderen  Eßsälen  für  die  Frühstücks-  und  Mittagspausen ;  die 
Ermöglichung  des  Aufenthalts  in  freier  Luft,  die  Bereitstellung  von 
Wasch-  und   Badegelegenheit,  —  lauter  Dinge,  deren  jedes  für  sich 

*)  Nameotlich  die  S.  028  angeführte  Toi  man  sehe  Schrift  legt  hierauf  (the 
plantf  nie  ich  glaube,  mit  Recht  croßen  Wert,  und  führt  beachtenswerte  Beispiele 
amerikanischer  Firmen  an,  die  A.-W.-E.  dieser  Art  geschaffen  haben. 
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allein  von  geringer  Hedeutnns  scheint  und  die  in  ihrer  Gesamtheit 
doch  (geradezu  a  higher  degrec  of  civiiisation  in  bussiness  , einen 
höheren  Grad  der  Zivilisation  heim  Geschäft"  darstellen,  wie  sich  die 
Handelskammer  zu  Clfveiatid  in  einem,  Social  service  November  19(X), 
abgedruckten  Rundschreiben  an  ihre  MitgUeder  ausdrückt.  Die  Arbeiter 
verweilen  in  den  Arbeitsräumen  fast  so  lange,  wie  in  der  Wohnung; 
es  kann  nicht  gleichgüilig  sein,  welche  Eindrücke  sie  während  dieser 
Zeit  aus  der  äußeren  Umgebung  empfangen. 

c)  Anordnungen,  (i  u  rcli  welclie  d  ie  Möglichkeit  regel- 
mäßiger  u  n  ti  ausgiebiger  Erholung  oder  zur  Erledigung 
von  Privatangelegenheiten  gesichert  ist. 

Die  \"or.scliriften  der  G.O.,  insbesondere  diejenigen  über  die 
Sonntagsruhe  und  den  S  616  B.G.B.  hat  hier  manches  den  Arbeil- 
gebern zur  Pflicht  gemacht,  was  frülier  nur  durch  A.-W.-E.  zu  er- 
reichen war.  Doch  mag  auch  an  Punkte,  die  nicht  gedeckt  sind, 
erinnert  werden,  an  eine  Veriangernng  der  Mittagspausen  von 
!'/.>  Stunden,  die  nach  S  l-*>"  G.O.  den  Arlieitcrinnen,  die  ein  Hans- 
wesen zu  besorgen  haben,  gewährt  werden  müssen,  oder  an  die  Zu- 
siciierung  eines  .lahresurhmbs,  die  sicli  mehr  und  mehr  Eingang  in 
Arbeitsordnungen  verschafft  und  auf  dem  Weg  ist,  für  die  Angestellten 
größerer  Betriebe  zum  (iewohnheitsrecht  zu  werden.  Es  ist  kein 
unberechtigter  Lokalpatriotismus,  wenn  angeführt  wird,  daß  Frank- 
furt a.  M.  die  ersle  Stadt  war,  die  1S97  durch  ilire  „allgemeinen  Be- 
stimmungen für  die  städtischen  Arbeiter"  diesen  eine  Art  Urlaub  ver- 
schutfte,  und  damit  ein  Beispiel  aufstellte,  dem  fast  alle  größeren 
deutschen  Städte  und  wenigstens  eine  Bezirksverwaltung  —  die  des 
kommunalsten dischen  \'erbandes  des  Reg.-Bez.  Wiesbaden  —  in- 
zwischen gefolgt  sind. 

d)  Verkürzung   der  Arbeitszeit. 

Man  macht  sich  zu  wenig  klar,  daß  der  noch  vielfach  übliche 
10-  oder  11 -stündige  Arbeitstag  dazu  führt,  daß  der  Arbeiter  —  bei 
2  Stunden  Pause  und  nur  einer  Stunde  für  Hin-  und  Rückweg  — 
den  größten  Teil  des  Tages  außer  Haus,  und  infolge  dieser  überlaugen 
Abwesenheit  zur  Erziehung  seiner  Kinder  un<l  Beschäftigung  mit 
öffentlichen  Dingen  fast  außer  stand  ist.  Den  Nachteil  —  die 
Verwahrlosung  vieler  Arbeiterkinder  und  die  üeberlassung  der  Be- 
schäftigung mit  Politik,  Gewerk.schaftsangelegenheiten  u.  s.  w.  an  die 
jungen,  unreifen,  aber  zum  aliendüchen  Wirtsliausbesuch  fähigeren  und 
bereiteren  Elemente  bat  die  Allgemeinheit.  Die  Finnen,  die.  wie 
Heinrich  Frelise.  Berlin,  oder  die  mehr  erwälinte  optische  Werk- 
stätte Carl  Zeiss,  Jena,  durch  Einfügung  euts|>rechender  Be- 
stimmungen in  ihre  Arbeitsordnungen  ernstliche  und  erfolgreicJie  Ver- 
suche mit  dem  8-stündigen  Arbeitstag  gemacht  haben,  können  sich 
rühmen,  der  wichtigsten  aller  A.-W.-E.,  und  hoiTeutlich  der  fort- 
schreitenden gesetzlichen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  den  Weg  gebahnt 
zu  haben. 

§  lii.  2)  Wir  gelangen  nun  zur  Abteilung  2  der  ersten  Klasse  von 
A.-W.-E.,  d.  h.  zu  denjenigen,  welche  die  Gegenleistung  des 
Arbeitgebers  unmittelbar  erhöhen  oder  für  den  Arbeiter  wert- 
voller machen. 

Die  Gegenleistung  des  Arbeitgebers  ist  der  Lohn,  das  Einkommen 
des  Arbeiters  aus  dem  Arbeitsvertrag.  Der  Arbeitsvertrag  ist  diejenige 
Rechtsinstilution ,   kraft  welcher  der  zur    Selbstlursorge  fällige   Ver- 
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mögenslose  in  der  La^^e  ist,  oder  durch  welche  er  in  die  Lage  gesetzt 
werden  soll,  sich  das  Einkonunen  zu  verscliaffen,  mittels  dessen  er  die 
ihm  als  Jlensch,  als  Familienvater  und  als  gleichberechtigter  Staats- 
bürger entstehenden  Bedürfnisse  und  Auslagen  bestreitet.  Bekanntlich 
bestehen  aber  Verhältnisse,  welche  den  Arbeitsvertrag  hindern,  diese 
Funktion  zu  erfüllen.  Diese  Umstände  sind  die  internationale  Kon- 
kurrenz der  Arbeitgeber,  bei  welcher  die  billigsten  Produktionskosten, 
—  und  die  mehr  lokale  Konkurrenz  der  Arbeiter  um  die  Arbeitsgelegen- 
heit, bei  welcher  die  geringere  Lohnforderung  und  die  größere  Bereit- 
willigkeit zur  Annahme  der  sonst  etwa  vom  Arbeitgeber  gebotenen 
Bedingungen  den  Sieg  verleihen.  Die  hieraus  entstehenden  Mängel 
sind  die  häutig  vorhandene  Unzulänglichkeit  des  Lohnes, 
sowie  eine  Abhänfiigkeit  des  Arbeiters  vom  Arbeitgeber  auch  außer- 
halb des  Arbeitsvertrags,  die  mit  der  vom  Gesetzgeber  überall 
vorausgesetzten  [lolitischen  und  privatrechüichen  Rechtsgleichheit  aller 
Staatsbürger  unvereinbar  ist. 

Der  schön  klingende  Satz,  „daß  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter 
mehr  als  den  Lohn  schulde",  ist  falsch;  nicht  nur  formal  juristisch, 
sondern  auch  sozialiiolitisch.  Der  einzelne  Arbeitgeber  ist  infolge  der 
von  seinem  Willen  und  Vermögen  völlig  unabhängigen  volkswirtschaft- 
lichen Verhältnisse  vielfach  gar  nicht  in  der  Lage,  das  Einkommen  des 
Arbeiters  derart  zu  gestalten,  daß  es  den  Erfordernissen  der  Privat- 
wirtschaft und  des  öffentlichen  Rechts  genügt;  und  es  geht  nicht  an, 
den  Arbeiter  für  die  Folge  dieser  Verhältnisse  auf  den  guten  Willen 
und  das  zufällige  Privatvermögen  des  Arbeitgebers  zu  verweisen. 
Richtig  ist  vielmehr,  daß  die  Korrektur  dieser  Mängel  in  der  Wirk- 
samkeit des  Arbeitsvertrages  Ziel  und  Zweck  der  gesamten 
Staatstätigkeit  und  insbesondere  der  gesamten  sozialen  Gesetzgebung 
ist;  un(i  daß  die  Förderung  dieses  Zieles  durch  Schaffung  von  A.-W.-E. 
Pflicht  jedes  Arbeitgebers  ist.  Die  Gruiipen  I  2  und  II  3  umfassen  im 
weseutlichen  die  Maßregeln,  die  zu  diesem  Endzweck  von  Arbeitgebern 
versucht  worden  sind,  entweder  ilurcli  Ueberuahme  bestimmter 
Leistungen  im  Arbeitsvertrag  oder  durch  Veranstaltungen,  die  ihren 
Arbeitern  gerade  in  der  Zeit  und  in  denjenigen  Verhältnissen  nutzen, 
die  vom  Arbeitsvertrag  nicht  unmittelbar  erfaßt  werden. 

Die  A.-W.-E.  zwecks  Erhöhung  der  I^eistungen  des  Arbeitgebers, 
die  naturgemäß  mit  dem  Arbeitsvertrag  im  direkten  Znsammenhang 
stehen,  lassen  sich  wieder  in  zwei  Untergruppen  zerlegen,  je  nachdem  sie 
das  Einkommen  des  Arbeiters  erhöhen;  oder  ihm  die  Bestrei- 
tung der  für  seine  Bedürfnisse  erforderten  Ausgaben  erleichtern. 

L  2.  a.  Der  Arbeitgeber  gibt  den  Arbeitern  Gelegen- 
heit zur  Erhöhung  ihres  Einkommens, 

c)  indem  er  sie  indirekt  zur  Erhöhung  ihrer  durch- 
schnittlichen Leistungen  veranlaßt, 

wenn  man  nämlich  hier  überhaupt  von  A.-W.-E.,  und  nicht  ein- 
fach von  klugen  Betriebseinrichtungen  sprechen  kann. 

Hierher  gehören  nicht  nur  die  auf  der  Basis  des  Stück-  und 
Akkordlohnes  aufgebauten  künstlichen  und  hochinteressanten  Lohn- 
berechuungssysteme,  über  die  z.  B.  Bernstein  (Archiv  für  soziale 
Gesetzgebung,  Bd.  17,  S.  iiUltff.)  berichtet,  sondern  auch  die  gesamte 
sog.  Gewinnbeteiligung  der  Arbeit  an  Privatbetrieben,  die,  so  nützlich 
sie   für   die  Arbeiter   sein  kann,    doch  begrifflich   durchaus  auf  dem 
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Grenzgebiet    steht,    wo    sich    A.-W.-E.    aus    den    bloßen    Betriebs- 
eiurichtungeii  etitwickolu. 

Literatur  über  G-ewinnbeteiligung  und  Beispiele  von  Gescliäfteti,  die 
sie  eingeführt  haben,  siehe  bei  W  i  r  m  i  n  g  h  a  u  s ,  s.  v.  im  Conrad  sehen 
Handwörterbuch. 

Ueber  den  prinzijjiellen  Unterschied  zwischen  der  vom  Arbeitgeber 
im  Ai'beitsvertrag  zugesicherten,  oder  außerhalb  desselben  freiwillig  als 
Prämie  in  Aussicht  gestellten  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  und  jener 
anderen  Gewinnbeteiligung,  welche  den  Mitgliedern  von  Konsumvereinen 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Miteigentumer  am  Betrieb  zukommt,  vergl. 
von  Elm,  Sozialist.  Monatshefte,   U)02,  No.  9. 

Ueber  eine  dritte  Art  von  Gewinnbeteiligung,  die  nicht  mehr  auf 
Individualvertrag,  sondern  auf  Kollektivvertrag  beruht,  die  sog.  Alliansen 
zwischen  den  Verbänden  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  des  gleichen  Ge- 
werbes vergl.  Liefmann  (Conrads  Jahrbücher,  Bd.  75,  S.  335  ff. 

Wenn  einzelne  Geschäfte,  —  wie  z.  B.  die  große  Piano-  Filsfabrik 
von  Alfred  Dolge  in  DoigeviUe,  ü.  S.  —  sich  verpflichten,  einen  Teil 
des  Gewinnes  zu  Gunsten  der  Arbeiter  —  für  Prämien  an  besonders 
tüchtige  Leute,  für  Lebensversicherungen,  Alters|>ensionen  u.  s.  w.  — 
zu  verwenden ,  so  ist  dies  natüi-lich  keine  Gewinnbeteiligung  mehr. 
sondern  einfach  die  Widmung  eines  Teils  des  Gewinnes  an  jene  Wohl- 
fahrtaeinrichtungen. 

Dolge  in  seüier  Schrift:  La  juste  repartition  des  gains  (New  York 
18tl8)  erklärt  sich  denn  auch  als  Gegner  der  participation  en  bene- 
fioes,  und  bezeichnet  das,  was  er  tut,  vielmehr  als  juste  repartition 
des  gains. 

ß)  Indem  er  indemArbeits  vertrag,  den  er  mit  seinen 
Arbeitern  abschließt,  sich  selbst  die  Verpflichtung 
auferlegt,  besondere  Leistungen  für  den  Fall  zu  machen, 
daß  die  Tätigkeit  eines  Arbeiters  ihm  ein  besonderes 
Interesse  bietet.  Hierher  gehören  uatürlich  nicht  Trinkgelder, 
Geschenke,  Bewirtungen,  die  der  Arbeitgeber  bei  bestimmten  Ge- 
legenheiten (Weihnaclitsfest,  Gründung  der  Fabrik  u.  s.  w.i  regel- 
mäßig gibt  oder  zu  geben  erklärt;  wohl  aber  die  Prämien,  die  er  den 
Arbeitern  zusichert  für  den  Fall,  daß  sie  eine  gewisse  Anzahl  von 
Jahren  in  seinem  Dienste  verblieben  sind,  oder  für  den  Fall,  daß  sie 
besondere  Ertindungen  oder  wenigstens  Haudgrifte  oder  gute  Einfälle 
ihm  mitteilen,  welche  für  den  Gang  der  Fabrik  von  Wert  sind.  Ob 
er  die  Prämien  selbst  zahlt  oder  ob  er  lediglich  andere,  z.  B.  Ver- 
sicherungsanstalten, zur  Zahlung  verpflichtet,  indem  er  die  Arbeiter  in 
dieselben  einkauft,  ist  einerlei,  vorausgesetzt  nur,  daß  die  Zahlung 
oder  Nichtzahlung  nicht  einzig  und  allein  von  seinem  Belieben  ab- 
hängig ist,  in  welchem  Falle  keine  A.-W.-E.,  sondern  «lie  einfache  Tat- 
sache vorliegt,  daß  er  durch  Eingehen  einer  Versicherung  sich  die 
Mittel  zu  Gnadenbeweisen  an  die  Arbeiter  verschafft  hat.  Die 
Prämien  für  Ideen  oder  Erfindungen  des  Arbeiters,  „jirices  for  sug- 
gestions",  sollen  sich  nach  den  Mitteilungen  von  Toi  mau  (Indusirial 
betterment,  S.  12)  in  vielen  amerikanischen  Fabriken  ausgezeichnet 
bewährt  haben.  Das  Eigentümliche,  was  sie  von  bloßen  Geschenken 
oder  von  der  einfach  ordnungsmäßigen  Abfindung  mit  dem  Arbeiter 
für  sein  geistiges  Eigentum  unterscheidet,  besteht  darin,  daß  förmliche 
Veranstaltungen    getroffen   werden,    um   zu   sichern,    daß  Ideen  des 
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höheren  Zinsen  als  auch  in 
(ien  Fall  der  Erreichung  eines 
oder   die,   wie  z.  B.   bei   Kr. 


Arbeiters,  welche  dem  Betrieb  nützen,  nicht  etwa  von  Vorarbeitern 
oder  Mitarbeitern  aufgeftritfon  und  als  eigene  ausgegeben  werden, 
und  um  zu  sichern,  claß  der  Arbeiter  auch  wirklich  in  der  Lage  ist, 
seine  Idee  dem  Arbeitgeber  vorzutragen.  Die  Vorkehrung  besteht 
einfach  darin,  daß  in  den  einzelneu  Abteilungen  der  Fabrik  Schreib- 
vorrichtungen angebracht  sind,  die  dem  betr.  Arbeiter  erlauben,  ein 
Dni>likat  zurückzubehalten  und  dabei  ein  besonderer  Briefkasten,  der 
regelmäßig  vom  Chef  selbst   oder  <lessen  Beauftragten   geöffnet  wird. 

y)  Indem  er  den  Arbeitern  E  .\  traleistungen  gew  ährt. 
falls  sie  —  nicht  für  ihn  arbeiten,  sondern  —  für  sich  selbst 
Rflck lagen  machen,  d.  h.  sparen. 

Die  Extraleistnng  kann  sowohl  in 
Prämien  und  Zubußen  bestehen,  die  für 
gewissen  Sparbetrags  zugesichert  wird, 
Krupp  in  Essen  eingeführt  ist,  einfach  im  Weg  der  Verlosung  an  die 
Sparer  verteilt  werden  *).  Allerdings  gehören  auch  S|»areiurichtungen, 
ebenso  wie  Prämien  u.  s.  w.  nicht  immer  zu  den  A.-W.-E.  Wird 
der  Arbeiter,  wie  bei  manchen  sog,  Fabriksparkassen  der  Fall,  ver- 
anlaßt, sein  Sparguthaben  in  dem  Fabrikunternehmen  des  Arbeitgebers 
anzulegen,  und  wird  dann  die  Herauszahlung  an  schwierige  Formali- 
täten geknüpft,  so  liegt  tatsächlich  nicht  sowohl  eine  A.-W.-E.  als 
eine  Sicherung  vor.  die  der  Arbeitgeber  sich  selbst  für  seine  etwaigen 
Forderungen  an  den  Arbeiter  geschaffen  hat.  —  Fraglich  kann  sein, 
wie  die  vielfach  eingeführte  Einrichtung  zu  beurteilen  ist,  daß  der 
Arbeiter  kraft  des  Arbeitsvertrags  gezwungen  wird,  einen  Teil  des 
Lohnes  zu  „sparen".  Ohne  auf  die  Gesetzesvorschriften  einzugehen, 
welche  die  Durchführung  des  Sparzwanges  möglicherweise  erschweren 
(Gewerlieordnung  >j  112;  vergh  Lotmar  Arbeitsvertrag,  S.  339,  :i41) 
mag  nur  bemerkt  sein,  daß  die  Anwendung  des  Sparzwanges  gegen- 
über jugendlichen  und  unverheirateten  Arbeitern  als  zuläs.sig  erscheinen 
kann.  Es  erscheint  hier  als  der  Versuch  einer  Korrektur  des  Grund- 
raangels  unseres  Lohusystcms,  das  bezüglich  der  Höhe  des  Entgeltes 
aus  dem  Arbeitsvertrag  keinerlei  Rücksicht  nimmt  auf  die  Ausgaben- 
steigerung, die  mit  dem  vorschreitenden  Alter  und  durch  die  Familien- 
gründung notwendig  erfolgen  muß.  Gegenüber  älteren,  verheirateten 
Arbeitern  dagegen  stellt  der  Sparzwang  —  da  ja  hier  das  eben  her- 
vorgehobene Moment  wegfällt  —  einfach  einen  Eingriff  in  die  Konsum- 
tionsfreiheit und  eine  Bevormumiung  dar,  die  mit  dem  Wesen  einer 
A.-W.-E.  kaum  verträglich  ist. 

In  der  Schilderung  der  A.-W^. 
vou  Kolleh  u.  Ziegler,  S.  6;i, 
Schreibung  der  dort  bestehenden 
jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiter 
willige  Sparer  bemerkt,  daß  sich  aus  der  beobachteten  Bereitwilligkeit 
der  Arbeiter  zum  Sparen  sehr  wohl  folgern  lasse,  daß  eine  Spar- 
eiorichtung  mit  Zwang  für  minderjährige  Arbeiter  und  mit  freiwilliger 
Benutzung  für  großjährige  Arbeiter  solche  wohl  die  Grundlage  für  eine 
reichsgesetzhche  Arbeitslosenversicherung  im  Anschluß  an  die  übrige 
Arbeiterversicherung  bilden  könne,  wenn  erst  ihre  versuchsweise  Ein- 
richtung statistische  und  zuverlässige  Grundlagen  für  den  weiteren 
Ausbau  der  Arbeitslosenversicherung  geliefert  hätten.    Die  Bemerkung 


-E,   der    bergisehen    Stahlindustrie 

wird    in  Anknüpfung   an    die   Be- 

Spareinrichtungen   mit   Zwang  für 

unter  "J:)  .lahren,   sowie  für   frei- 


•)  Die  BeetimmuDgen  über  die  BpareinrichtUBgen  in  den  Kruppschen  Werken 
«ind  abgedruckt  bei  Albrecht  II,  S.  243. 


lUadhoch  dar  Uyriane.     Suppl.*Bd,  IV. 
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beweist  je<lenfalls,  wie  sich  die  P'unktion  der  A.-W.-E.  als  , sozial- 
politisches Experiment"  und  der  Zusanunenhang  zwischen  der  einzeloeo 
A.-W.-E.  und  den  großen  Tagesfragen,  deren  Lösung  bevorsteht,  bei 
jeder  eingehenden  Beschäftigung  mit  A.-W.-E.  unwillkürlich  aufdrängt 

I.  2.  b.     Einrichtungen,    welche   den    Arbeitern    eine 
geordnete  Wirtschaftsführung  erleichtern, 

a)  indem   sie   die   Deckung   einzelner   Bedürfnisse   zu    billigen 
Preisen  ermöglichen; 

ß)  indem    sie    ihm    für  Bestreitung  einzelner   Ausgaben    andere 
Mittel  als  den  regelmäßigen  Arbeitslohn  sicherstellen; 

y)  indem   sie   den   Lohn   direkt  mit  den   wachsenden    Be- 
dürfnissen des  Arbeiters  wachsen  lassen. 

«)  Zu  der  ersten  (iruppe  gehören  alle  die  Veranstaltungen,  welche 
den  Arbeitern  die  billigere  Beschaffung  von  Lebensmitteln,  Wohnung. 
anderen  Bedarfsartikeln  u.  s.  w.  ermöglichen,  wenn  und  insoweit  sie 
so  geregelt  sind ,  daß  die  persönliche  Freiheit  der  Arbeiter  zur 
beliebigen  Verwendung  ihres  Lohns  nicht  beschränkt,  und  daß  jeder 
Verdacht  entfernt  ist,  als  ob  der  Arbeitgeber  bei  der  Lieferung  einen  • 
direkten  oder  indirekten  Vorteil  sich  verschaffen  wolle.  Es  liegt  in  ■ 
der  Natur  <ler  Sache,  daß  gerade  bei  diesen  A.-W.-E.  —  man  denke  ■ 
z.  B.  an  die  Konsumanstalten  und  Kaufliäuser,  welche  den  Arbeitern 
mancher  groiSer  Faitriken  alle  Vorteile  des  Engrosbezuge.s  fast  sämt- 
licher Haushaltsbedttrfnisse  beschaffen  —  solche  Befürchtungen  immer 
wieder  auftauchen.  Der  Unternehmer,  der  ihnen  vorbeugen,  der  sich  die 
tiewißheit  schaffen  will,  daß  die  von  ihm  begründete  A.-W.-E.  auch 
wirklich  als  solche  anerkannt  werden,  wird  dafür  sorgen  müssen.  da£ 
nicht  nur  die  Barlöhne,  die  er  zahlt,  nicht  hinter  den  sonst  üblichen 
zurückbleiben ;  sondern  daß  namentlich  die  Verwaltung  seiner  im  In- 
teresse der  Arbeiter  ins  Leben  gerufenen  Anstalten  völlig  von  der 
seines  Betriebs  getrennt  ist,  und  daß  von  dem  Hecht  der  Anrechnung 
auf  den  Lohn  (5?  11;")  U.O.)  möglich.st  wenig  Gebrauch  gemacht  wird. 
Die  Arbeiterkonsnnivereine  und  -Konsumgenossenschaften,  die  in 
den  letzten  .lahren  so  vielfach  entstanden  sind,  verdanken  ihre  Exi- 
stenz nicht  am  wenigsten  dem  Wuu.sch  der  Arbeiter,  sich  die  Vor- 
teile des  billigen  Bezugs,  die  sie  bei  solchen  A.-W.-E.  kennen  ge- 
lernt haben,  zu  verschaffen,  ohne  jene  Nachteile  befürchten  zu 
müssen  und  unabhängig  vom  guten  Willen  des  Arbeitgebers  zur 
Errichtung  einer  solchen  A.-W.-E.  Für  uns,  die  wir  jede  A.-W.-E. 
in  erster  Linie  als  Vorbereitung  zu  allgemein  —  nicht  nur  innerhalb 
des  Arbeitsverhältnisses  —  wirkenden  Organisationen  betrachten,  be- 
deutet diese  EntWickelung  natürlich  einen  Fortschritt*).  Daß  die  Ver- 
treter der  neuen  Vereine  die  Bewegung  vielfach  einseitig  und  un- 
berechtigt in  den  Dienst  des  Klassenkampfes  stellen,  kann  uns  hieran 
ebensowenig  irre  machen,  als  uns  der  Mißbrauch,  den  einzelne  Unter- 
nehmer gelegentlich  mit  den  von  ihnen  geschaffenen  A.-W.-E.  treiben, 
in  unserem  Urteil  über  die  hohe  Bedeutung  der  A.-W.-E.  .selbst 
beeinflussen  kann. 

ß)  Zur   zweiten  (iruppe    gehören    die  A.-W.-E.,    die   der  Lohn- 
regulierung im  engeren  Sinne  dienen. 

In  der  Konkurrenz  um  die  Arbeit  .siegen  diejenigen,  die  sich  bei 


I 
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*)  Uebcr  dip  inBt)e»ondere  der  Schaffung  von  Arbcilerkonsiimvereinen  dienende 
BewegunK  gibt  die  volletändigste  Uebersicht  die  ia  Berlin  viorzehntägig  erscheiueade 
Zeitsmrift:  Der  GenogsenKcbafts-Piooicr. 
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gleicher  Leistung  mit  dem  minderen  Lohn  befmüRen.  Die  geringere 
Lohnforderung  stellen  können  die,  welche  weniger  Bedürfnisse  —  also 
insbesondere  weniger  unterhaltsbedürftige  Fainilieuglieder  —  haben; 
und  welche  mit  dem  Lohn  nur  die  augenblicklichen,  unvermeidlichen 
Heditrfnisse  decken  unter  Verzicht  auf  Vorsorge  für  zukünftigen, 
möglicherweise  auch  ausbleibenden  Bedarf.  So  hat  der  Lohn  eine 
Art  Tendenz  sich  zu  richten  nach  <lem  Tagesbe<larf  des  Mannes  mit 
kleiner  Familie;  Ledige  können  auch  wohl  sparen;  vielkindrige  leiden 
sofort  Not,  sowie  Krankheit.  Unfall,  Alter  u.  s.  w.  sie  am  Lohnerwerb 
hindern ,  oder  sowie  durch  Krankheit  eines  Familiengliedes  oder 
sonstigen  Umstände  ihre  regelmäßigen  Ausgaben  zeitweise  vermehrt 
werden. 

Die  numerisch  wohl  zahlreichsten  A.-W.-E.  —  und  diejenigen, 
deren  Notwendigkeit  wohl  auch  am  frühesten  erkannt  ward  —  tragen 
diesen  Tatsachen  Rechnung;  es  sind  die  Krankenkassen,  Pensions- 
kassen, Unterstutzungskassen,  deren  Herstellung  fast  Anstandsjitlicht 
eines  jeden  größeren  Geschäfts  war  und  ist;  sie  finden  bekanntlich  auch 
in  den  Länder,  in  denen  die  Gesetzgebung,  wie  in  Deutschland,  wenig- 
stens den  Anfang  einer  „Lohnregulierung",  eine  Anpassung  des  Arbeits- 
lohns an  die  wachsenden  Ausgaben  des  Familicnhaushalts  geschatfen 
hat,  noch  reichlichen  Kaum  für  eine  wohltätige  Wirksamkeit  [Zuschuß- 
kassen, Untcrsiflt/.ungskassen,  Hilfskassen  n.  s.  w.*)]. 

/)  Endlich  würden  hierlier  gehören  die  Lolinfestsetzungen,  welche 
sich  direkt  —  nicht  den  Leistungen,  sondern  —  den  Bedürfnissen  der 
einzelnen  Arbeiterfamilien  anpassen.  In  den  Berichten  der  badischen 
Fabrikinspektion  IHiK!,  S.  117.  wird  referiert,  daß  Ten-Brink  in 
Konstanz  bedürftigen  Familien  Zuschös.se  gewährt,  welche  ein  Existenz- 
minimum auf  den  Kopf  garantieren.  „Er  bat  aber  bis  jetzt  keine 
Nachahmung  gefunden;  eine  durchgreifende  Besserung  ist  überhaupt 
auf  diesem  Weg  nicht  zu  erreichen." 

§  14  3.  Zu  Klasse  I  Abteilung  3.  A.-W.-E.  für  die  Arbeiter 
eines  bestimmten  Betriebs,  welche  die  Lebensführung  und 
soziale  Stellung  des  Arbeiters  außerhalb  des  Betriebs 
und  außerhalb  des  Arbeitsvertrags  heben. 

a)  A.-W.-E.,  welche  schädliche,  volkswirtschaftlich  nicht  erfor- 
derte und  staatlich  unerwünschte  Nebenwirkungen  des  Arbeits- 
vertrags abschwächen. 

b)  A.-W.-I'l,  welche  kulturelle  Bedürfnisse  des  Arbeiters 
anregen  oder  befriedigen  und  dadurch  insbesondere  die  physisch  und 
moralisch  höhere  Lebenshaltung  der  kommenden  Generation  verbürgen. 

Zu  I  3  a.  Die  A.-W.-E.  und  -Gesetze,  die  bei  I  2  besprochen 
wurden,  galten  der  Lohnregulierung,  d.  h.  der  Ergänzung  des 
Arbeitsvertrags,  der  in  seiner  bisher  von  der  Gesetzgebung  er- 


•)  Ueber  die  uniureicheiide  Art,  in  der  der  Arbeitsvertrag  seine  für  den  Arbeiter 
wichtigste  Funiition  —  die  Bewiaffung  der  Subsistenzmittel  dee  Arbeiters  —  erfüllt, 
vergl.  nieiDP  Schrift:  Zur  Krittl<  (!(m  ArbeiUivertrags. 

Da»  Pension»-   und  Kelietenwesen    der  Arbeiter   und   niwleren  Angestellten    io 

f;ewprl>liccfn  l'ntcrnihnningen  wie  bei  Reichen  hat  neuerdings  eine  sehr  ausführ- 
ichc  K<!arbeitung  gefunden  im  Heft  21  der  Schriften  lii'r  Zentralstelle  für  A.-E.-\V. 
Die  KoramnnaSvcrnände  höherer  Ordnung  (die  Kreise,  Provinzen  u.  ».  w.l  fehlen  in 
der  Publikation  aus  dem  einfachen  (ininde,  weil  bisher  erst  einer,  der  Kommunal- 
ständische  Verband  des  Keg.-Hez.  Wiesbaden  solche  Einrichtungen  getroffen  hat. 
Für  die  Mitglieder  der  Provinziallandtage  u.  s.  w.  liegt  hier  nü<'h  eine  dauisbare  Auf- 
gabe vor.  Vergl.  hierüber  meinen  Aufsatz  in  Brauns  Archiv  (ür  soziale  Gesetz- 
gebung, Bd.  XV] n,  S.  4r}0— »53. 
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halteneu  Ausprägung  niclit  geeignet  ist,  in  genügender  Weise  für  das  «o 
sorgen,  was  man  bei  der  Builgetierung  des  Haushalts  eines  Familienvaters 
die  außerordentli<:lien  und  unvorhergeselienen  Ausgaben  nennen  würde. 
Hier  finden  nunmehr  A.-W.-E.  ihre  Stelle,  die  nicht  der  Ergänzung,  son- 
dern der  K  0  r  r  e  k  t  u  r  d  e  s  A  r  b  e  i  t  s  v  e  r  t  r  a  g  s  und  des  Lohnsystems 
gewidmet  sind.  Die  Korrektur  hat,  wie  bereits  S.  633  angedeutet, 
zum  Zweck,  daß  dun-h  Selbstbeschränkung  des  Arbeitgebers  eine  vom 
Gesetzgeber  nicht  gewollte  Nebenwirkung  des  Ariteitsvertrags  beseitigt 
werden  soll.  Diese  Nebenwirkung  ist  die  Abhängigkeit  des  Arbeiters 
vom  Arbeitgeber,  nicht  innerhalb  des  Produktionsprozesses,  wo  sie 
notwendig  und  unentbehrlich  ist,  sondern  außerhalb  desselben,  wo  sie 
mit  dem  ersten  Grundsatz  aller  modernen  Staatsverfassung,  der  Rechts- 
gleichheit der  Staatsbürger  in  Widerspruch  steht,  und  —  in  der  Theorie 
wenigstens  —  dahin  f'übren  kann,  daß  die  im  Staatsinteresse  für  nötig 
erachteten  Gesetze  unausführbar  und  wirkungslos  werden.  Man  denke 
nur  an  den  Fall,  daß  ein  Arbeitgeber  oder  gar  alle,  durch  Kartelle, 
Trusts  u.  s.  w.  vereinigten  Arbeitgebor  die  Mitwirkung  bei  Gewerbe- 
gerichten oder  bei  Reichstagswahlen  zwar  nicht  verbieten,  wohl  aber 
bekannt  machen  wollten,  daß  sie  den  gewählten  Beisitzern  oder  den 
Teilnehmern  an  einer  Wahl  regelmäßig  kündigen  würden.  Die  Selbst- 
beschrünkung.  die  sich  Arbeitgeber  auferlegen,  besteht,  wie  gleichfalls 
bereits  bemerkt,  darin,  daß  sie  durch  Arbeitsordnungen  sich 
selbst  binden  in  Hezug  auf  das,  was  sie  von  den  Arbeitern  im  Arbeits- 
vertrag verlangen  wollen,  und  daß  sie  durch  Zulassung  von  Arbeiter- 
ausschüssen ihren  Willen  bekannt  geben,  auf  die  Ansichten  und 
Wünsche  der  Arbeiter  Rücksicht  zu  nehmen.  Das  beide  Mittel  den 
Zweck  nur  unvollkommen  erreichen,  weil  und  insolange  das  Recht 
der  willkürlichen  Kündigung  („Der  Arbeitgeber  ist  Herr  in  seinem 
Haus")  die  Möglichkeit  der  freien  Meinungsäußerung  für  den  Arbeiter 
illusorisch  machen  (,,Weß'  Brot  ich  eß',  deß'  Lied  ich  .sing'")  ist  er- 
sichtlich. Die  geringe  Verbreifung  und  Anerkennung  der  Arbeiter- 
ausschüsse kann  datier  nicht  wunder  nehmen.  Immerhin  mag,  als 
Gegenstück  zu  dem  S.  632  angeführten  Bericht  der  badischen  Fabrik- 
inspektion auch  das  Zeugnis  des  preußischeu  Gewerberats  des  Reg.- 
Bez.  Magdeburg  (1899,  S.  227)  zitiert  werden,  nach  welchem  die 
größeren  Werke  dort 

Jetzt  Arbeiterausschüsse  ernstlich  in  Erwägung  ziehen;   nicht  zum 
mindesten    durch    die   Notwendigkeit  veranlaßt,    der  von    außen    iu 
ihre  Arbeiter  hineingetragenen  Agitation   gegenüber   ein  Mittel   der 
Verständigung  zu  gewinnen'^. 
Man   kann   diese  Aeußerung   vielleicht   dahin   übersetzen,   daß  es 
dem  Berichterstatter  möglich   erscheint,  den  Arbeitern  durch  A.-W.E, 
d.  h.  durch  freiwillige  Selbstbeschränkung  des  Arbeitgebers  den  Argwohn 
zu  benehmen,  als  solle  die  —  nicht  vom  Recht  gewollte,  aber  tatsäch- 
lich   vorhandene    -     Uebermacht    des   Arbeitgebers    von    diesem    zur 
willkürliclien  Behandlung  der  Arbeiter  gemißbraucht  werden. 

Da  die  Möglichkeit  eines  solchen  Mißbrauchs  nicht  geleugnet  wer- 
den kann,  wird  es  allerdings  den  Arbeitern  nicht  zu  verargen  sein,  wenn 
sie,  solange  A.-W.-E.  dieser  Art  nicht  ausgebildet,  und  solange  die 
Gesetzgebung  dem  Arbeitgeber  die  Geltendmachung  seiner  im  Arbeits- 
vertrag notwendigen  Uebermacht  außerhalb  des  Arbeitsvertrags  ge- 
stattet ist,  auf  die  Verteidigungs-  und  Angrilfsmittel  nicht  verzichten, 
die  sie  sich  selbst  iu  den  Arbeiterorganisationen,  Gewerkschaften  u.  s.  w. 
geschaffen  haben. 
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Auch  das  geltende  Recht  steht  übrigens  dui-chaus  auf  dem  Stand- 
punkt, daß  die  Uebermacht  des  Arbeitgebers  tatsächlich  vorbanden  sei, 
d  durch  positive  Vorschriften  gebrochen  werden  müsse.  Von  den  zu 
diesem  Zweck  gegebenen  Vorschriften  enthält  die  prinzipiell  bedeutsamste 
{§  180  I.V.G. :  Arbeitgeber,  welche  durch  Uebereinkunrt  oder  mittels 
Arbeitsordnung  die  Bestimmungen  des  I,-V.-G.  zum  Nachteil  der  Ver- 
sicherten ausschließen,  oder  die  Arbeiter  in  der  Ausübung  von  Ehren- 
ftmtem  des  I.V.O.  behindern,  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  30(J  M. 
bestraft),  zwar  eine  ytrafandrohung,  dafür  aber  ein  ganz  enges  Anwen- 
dungsgebiet. Die  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  selbst  über  die  Ar- 
beitsordnung, sowohl  der  Fabrikarbeiter  (§  134a  der  Gewerbeordnung) 
als  auch  der  Kauileute  in  größeren  Verkaufsstellen  (§  139k)  entbehren 
jeder  Strafsanktion  und  jeder  Vorschrift,  die  dem  Arbeitgeber  eine  der 
Arbeitsordnung  zuwiderlaufende  Behaudlung,  oder  die  tatsachliche  Durch- 
führung von  in  der  Arbeitsordnung  nicht  enthaltenen  Beschränkungen 
des  Arbeiters  unmöglich  macht.  Was  endlich  die  wichtige  Bestimmung 
des  §  122  Gewerbeordnung  angeht,  nach  welcher  die  Kündigungsfristen 
für  beide  Teile  gleich  sein  müssen,  der  Arbeitgeber  also  dem  Arbeiter 
nicht  eine  andere  Kündiguug.sfrist  auferlegen  darf,  als  er  selbst  sich  im 
Arbeitsvertrag  vorbehält,  so  ist  diese  Bestimmung  namentlich  deshalb 
interessant,  weil  sie  nicht  wie  der  (zeitlich  spätere)  §  180  des  I.V.G. 
lediglich  Uebereinkünfte  zum  Nachteile  des  Arbeiters,  sondern  Aen- 
derungcn  schlechtweg  verbietet;  eine  A.-W.-E.  des  Inhalts,  dali  der  Ar- 
beitgeber den  Arbeitern  die  Möglichkeit  der  Benutzung  guter  Chancen, 
also  kurze  Kündigungsfristen  gewährt,  sich  .selbst  aber  verpflichtet,  die 
von  ihm  beabsichtigte  Auflösung  des  Vertrags  längere  Zeit  vorher  an- 
zasagen,  ist  gesetzlich  zur  Zeit  unmöglich ! 

Auf  das  ausländische  Recht  einzugehen,  würde  zu  weit  ftlhren.  Nur 
so  viel  sei  gesagt,  daß  das  Problem :  „Schutz  des  Arbeiters  gegen  solche 
Beeinfiuijsungen,  die  der  Arbeitgeber  durch  Drohung  des  Ausschlusses 
vom  Arbeitsvertrag  auszuüben  im  stand  ist",  sich  dem  Gesetzgeber  selbst- 
verständlich in  allen  Staaten  mit  entwickelter  Volkswirtschaft  aufge- 
drängt hat.  Ich  verweise  hier  auf  die  Zitate,  die  in  meinem  Aufsatz  in 
der  deutschen  Juriatenzeitung  vom  1.  Juni  190]  angeführt  .sind;  und 
füge  noch  hinzu:  Fessenders:  protection  of  workmen  in  their  employment 
(Bull,  of  the  departiiient  of  labor,  Januar  1900,  8.  1  —  76;  Washington  190«  i). 

Auf  diese  gewerkschaftlichen  Organisationen  und  auf  die  durch 
sie  hervorgerufene  Tendenz  zur  Ersetzung  des  individuellen  Arbeits- 
vertrags durch  den  Koüektivvertrag  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Es  genügt  die  Bemerkung,  daß  sehr  häufig,  wenn  die  in 
Gewerkschaften  u.  s.  w.  organisierten  Arbeiter  mit  den  Arbeitgebern 
zu  verhandeln  wflnschen,  die  interessante  Tatsache  zu  beobachten  ist, 
daß  die  Unternehmer  erklären,  nur  mit  „ihren",  d.  h.  mit  den,  mit 
ihnen  durch  Arbeitsvertrag  verbunden  gewesenen  Arbeitern  verhandeln 
zu  wollen.  Insoweit  dies  Verlangen  gerechtfertigt  ist,  würde  es 
aber  die  rechtzeitige  Bildung  von  Arbeiterausschüssen  geradezu  mit 
Notwendigkeit  fordern  *). 

*)  Beispiele  von  Arbeitnonlnuncen  und  von  Vorschriften  über  ArbeiterauB»chäb«e 
sind  im  AI  or echt  sehen  Handbuch  zu  finden.  Im  ii lirigen  Tergl.  über  Arbeits- 
ordnungen, insbesondere  nach  ihrer  juristinchen  Seite,  und  nach  der  Seite  ihrer  An- 
erkennung in  den  Gesetzgebungen  der  Kuiturstaatcn :  Koohne.  Die  .\rbeit«ord- 
DUiigen,  Berlin  1901;  sowie  vom  Standpunkt  der  praktincheii  Fabrikanten  aiw: 
Freese,  Dan  konstitutionelle  System  im  Fabrikbetrieo,  Eisenach  1900. 

lieber  Arbeiteriui8Bchü.säe  vergl.  namentlich  Sering,  in  den  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  4Ü. 
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Zu  I  3b  der  S.  636  und  648  atigedeuteten  systematischen  Gru[  _ 
rung  der  A.-VV.-E..  „Mügliclist  viele  Bedürfnisse  haben ;  aber  sie  auf 
ehrliche  und  anständige  Weise  befriedigen,  das  ist  die  Tugend  der  heu- 
tigen, dei'  nationalökononiischen  Zeit."  Besser  als  mit  diesen  Worten 
Lassttlles  aus  dem  sog.  Arbeiterlesebuch  (Rede  zu  Frankfurt  a.  M.. 
17.  Mai  IKGS)  könnte  man  Zweck  und  Ziel  der  nunmehr  noch  zu  be- 
sprechenden letzten  Gruppe  von  A.-W.-E.  nicht  bezeichnen.  Wenn  der 
Arbeitslohn  —  leider  —  die  Tendenz  hat,  sich  nach  den  täglichen  unauf- 
schiebbaren Bedürfnissen  der  Arbeiter  mit  kleiner  P^amilie  zu  richten,  so 
kann  die  Wohlfahrt  ilcs  Arbeiters  kaum  mehr  gefördert  werden,  als  durch 
Einrichtungen,  die  ihm  über  dieses,  im  Lauf  der  Zeit  selbstverständlich 
wandelbare,  aber  für  höhere  Kulturbedürfnisse  insbesondere  der  Fami- 
lienväter unter  den  Arbeitern  stets  unzulängliche  Minimum  hinausheben. 
Das  Ziel  muß  sein,  daß  auch  der  Durchschnittsarbeiter,  ehrliche  Arbeit 
vorausgesetzt,  im  stände  sei,  häusisches  Behagen,  körperliche  und  geistige 
Erholung  zu  ptlegen.  und  seinen  Kindern  die  PHege  und  Erziehung  an- 
gcdeihen  zu  lassen,  welche  ihnen  die  Möglichkeit  geben,  höhere  Kultur- 
ansprüche zu  stellen  —    einen  höbeieii  Standard   of   life  einzunehmen 

—  als  er  selbst  ihn  Itei  Eingehen  des  Arbeitsvertrags  beanspruchen 
konnte.  Diesem  Ziele  dienen  dann  viele  der,  nächst  der  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  vielleicht  wertvollsten  A.-W.-E.  Hierher  gehören  die 
Arbeiterwohnungen,  —  freilich  nicht  diejenigen,  die  dem  Arbeiter 
lediglich  Unterkunft  bieten,  scmdern  nur  diejenigen,  welche  die  für 
ein  gedeihliches  Familienleben  fast  unentbehrliche  Ergänzung  finden 
in  Wasch-  und  Badeeinrichtnugen.  Gfirten  u.  s.  w.  einerseits  und  in 
gemeinsamen  Erholungsräumen  —  Turnplätzen,  Spaziergängen,  Lese- 
zimmern, Bibliotheken,  \'ersamralungsräunien  u.  s.  w.  anderseits.  Hier- 
her gehören  ferner  die  A.-W.-E.,  welche  der  Kinderfürsorge  und  der 
häuslichen  Gesundheitsptlege  dienen ;  Die  Vorsorge  für  gut  eingericli- 
tete  und  überwachte  Kinderspielplätze  (so  die  Spandauer  Militärwerk- 
stätten: Berichte  der  Gewerberäte  1899,  S.  tJ(i);  lüe  Fürsorge  für 
Haus])tlege  und  Krankenpflege,  wie  sie  manche  Fabriken  durch  An- 
stellung von  Fabrikschwestern  üben  (vergl.  z.  B.  Schriften  der  Zen- 
tralstelle für  A.-W.-E.,  No.  10,  S.  127).  Die  Fürsorge  für  die  tüch- 
tige Ausbildung  der  Arbeiterkinder  und  jugendlichen  Arbeiter,  die 
Veranstaltung  bildender  und  unterhaltender  Vorträge  für  die  Arbeiter 
u.  s.  w.  A.-W.-E.  dieser  Art  (aus  der  zu  Delft  belegenen  Niederlän- 
dischen Preßhefefabrikl  werden  geschildert  bei  van  Marken  (Soziale 
Organisation,  S.  31  tf.);  doch  ist  es  natürlich,  daß  im  ganzen  nur 
wenige  große  Firmen  im  stände  und  geneigt  sein  werden,  Veranstal- 
tungen dieser  Kategorie  zu  treften,  die  in  der  Regel  vielmehr  der 
zweiten  Klasse  von  A.-W.-E.  zufallen  werden,  über  die  nunmehr 
noch  eine  kurze  Uebersicht  zu  geben  sein  wird. 

§  15.  Wir  können  uns  bei  der  Uebersicht  über  diese  zweite 
Klasse  von  A.-W.-E.  —  diejenigen,  die  nicht  von  Arbeitgebern 
für  „ihre'"  Arbeiter  bestimmt  sind,  bei  denen  also  zwischen  den 
Veranstaltern  und  den  Benutzern  keinerlei  vertragliches  Band  besteht 

—  sehr  kurz  fassen,  weil  die  prinzipiellen  Erörterungen,  soweit  sie  in 
den  Rahmen  dieser  Arbeit  fallen,  bereits  gegeben  sind.  Daß  sich 
innerhalb  dieser  Klasse  genau  dieselben  Unterabteilungen  machen  lassen, 
wie  in  Klasse  I,  ward  bereits  gesagt  (oben  S.  ()^i7),  ebenso  auch,  daß 
die  Unterabteilungen  1  und  2.  die  den  Arbeiter  nur  berühren,  wenn 
und  insoweit  er  innerhalb  eines  Arl>eitsverhältnisses  st«ht,  hier  natur- 
gemäß seltener  sein  werden  als  in  Abteilung  L 
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II.  1.  A.-W.-E..  welche  die  Leistungen  der  Arbeiter,  ßleichRiltig,  mit 
wem  sie  im  Arbeitsvertrag  steilen,  erleiclitern,  oder  angenehmer  ge- 
stalten. 

Hierher  gehören  z.  B.  die  Vorkehrungen,  die  seitens  mancher  Volks- 
küchen getroHen  sind,  um  Arbeiter  an  Baustellen  oder  Außenarheitern 
warmes  Mittagessen  zuzuführen  (vergl.  über  die  erforderlichen  Vor- 
kehrungen Zeitschr.  der  Zentralstelle  für  A.-W.-E.  1K99.  Ko.  21). 

ji  ]♦>,  II  2.  A.-W.-K.,  welclie  die  Gegenleistung,  die  der  Arbeiter 
von  irgend  weiclien  Arbeitgeber  empfängt,  erhöhen,  oder  für  den  Ar- 
beiter wertvoller  machen. 

Hierher  gehören,  in  Analogie  zu  I.  2a  (§  1^,  S.  639 — 642)  die  Ver- 
eine, welclie  Arbeiter  oder  Dienstboten  bei  längerer  Dienstzeit  jirämi- 
ieren,  oder  für  besonders  gute  Leistungen  (Heizer  z.  B.  für  geringen 
Kohlen  verbrauch)  belohnen.  Hierher  gehören  aber  vor  allem  auch  jene 
Einrichtungen,  welche  den  Arbeitern  den  billigen  Bezug  von  (Jebrauchs- 
gegenständen  ermöglichen,  z.  B.  Volksküchen,  gemeinnützige  Baugesell- 
schaften,  insofern  sie  nicht  etwa  Genossenschaften,  also  Organe  der 
Selbsthilfe  siud ;  ferner  die  so  wichtigen  Sparkassen,  unter  denen  nament- 
lich diejenigen  hervorzuheben  sind,  welche  die  Sparhelräge  bei  den 
Sparern  abholen  (vergl.  Schriften  der  Zentralstelle  für  A.-W.-E.,  Heft  6 
und  das  Verzeichnis  solcher  Sparkassen  in  der  Zeitschrift  der  Zentral- 
stelle vom  I.  März  1901 ),  oder  die  in  der  sonstigen  Weise  —  z.  B.  durch 
Verkauf  von  Sparniarken  an  den  Arbeitern  leicht  zugänglichen  Stellen 
den  Arbeitern  das  Sparen  erleichtern.  Es  ist  ersichtlich,  daß  Spar- 
einrichtungen, die  nicht  vom  Arbeitgeber  getroffen  sind,  bei  den  Ar- 
beitern geringerem  Widerstreben  begegnen  werden,  als  solche  der 
Klasse  I.  Wenn  man  früher  vielfach  den  mit  ihrer  sozialen  Lage  unzu- 
friedenen .Arbeitern  die  Sparsamkeit  und  Genügsamkeit  gewissermaßen 
als  Allheilmittel  darstellen  wollte,  so  war  das  verfehlt,  unti  mußte  den  — 
ebenso  einseitigen  und  vielfach  übertriebenen  —  Widerspruch  mancher 
Arbeiterführer  und  aller  Arbeiteragitatoren  hervorrufen.  Daß  aber 
praktisch  eingerichtete  Spareinrichtungen  die  beste  Art  Vorsorge  gegen 
manche,  durch  Stockungen  im  Arbeitsvertrag  hervorgerufene  Schwie- 
rigkeit sind,  ist  selbstverständlich ;  und  alle  Einwenflungen,  die  etwa 
gegen  Fabriksparkassen,  gegen  Zwangsspareinrichtungen  u.  s.  w.  gel- 
tend gemacht  werden  können,  zerfallen  von  selbst,  wenn  die  Spar- 
gelegeiiheit  vom  Arbeitsvertrag  völlig  getrennt  ist,  was  überall  tunlich 
ist.  unbeschadet  der  leichten  Zugünglichkeit  der  Kassenstelle  und  der 
sonstigen  Erfordernisse  einer  glatten,  coulanten  Verwaltung*). 

*)  Die  Btädtiacho  Hparkni<Be  zu  Eeucn  läßt  ihre  rJparniiu'IccD  insbeaDodcre  auch 
bei  allen  \'erk!iufsfltrllcn  der  Krupjwfhen  Konsunianfltaltcn  verkaufen. 

Die  Frankfurter  städtische  Sparkasse  errichtet  Verini!,t<'lung8«telleii  (Saramel- 
stetlen  in  Fabriken,  (^ößeren  Werkstätten,  Wohnungsblorks  u.  s.  w,,  wo  entweder  die 
Vorstände  der  betrcffeiKlen  Aiistait  ts  übernehmen,  die  Spareinlagen  periodiaeb  ein- 
zugomineln  «1er  entgegenzunehmen,  und  auf  ein  Sparbuch  etnziizaldcn,  oder  wo  die 
Sparer  sellist  dies  durch  gewählte  Vertraucnsmiiuner  besorgen  lassen.  Die  Einrichtung 
iBt  einfach  die,  daß  jetie  Vermittelungsslelle  ein  Kiiischreibebuch  führt,  in  dem  jeder 
Sparer  sein  Konto  erhält,  und  daß  jwer  Sparer  eine  (|uittunpskarte  bekommt,  in  der 
ilim  über  Einzahlungen,  und  auf  der  er  über  Ijewirkte  Erhellungen  zu  quittieren  hat. 

Daß  im  übrigen  Sparprümien  ebensogut  bei  den  vom  Arbeitsvertrag  getreunten 
Spareinrichtungpu  Platz  greifen  können,  als  bei  Faliriksjiarkassen,  l)cweisen  au» 
besten  die  olwn  (S.  IUI)  erwälmten  Kruppschen  Spareiiirichtungen,  die  .-ich  gänz- 
bch  an  die  Essener  Sparkasse  anschlietlen.  in  Frankfurt  ist  der  Versucli  gemacht 
worden,  au  die  städtische  Sparkasse  als  beson<iere  Abteilung  eine  Alterssparkasse 
anzuschließen,  welche  die  Mittel  zur  erhöhten  Verzinsung  der  Guthaben  und  zur 
Zahlung  gewisser  Sparprämien  zum  Teil  aus  Zuschüssen  erhalten  soll,  welche  die 
Sparkasse  selb-st  aus  ihrem  Heingewinn  liefert. 
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Des  weiteren  sind  endlich  an  dieser  Stelle  aufzuführen  diejenige!» 
A.-W.-E.,  welche,  analog  den  S.  tJ42  erwähnten,  der  Lohnrepulierung 
im  engeren  Sinne  dienende,  den  Arheiteru  die  Mittel  schaffen,  uui  be- 
sonders kostspieligen  Bedürfnissen  gerecht  zu  werden,  die  von  Zeit 
zu  Zeit  unabweisbar  an  den  Einzelnen  herantreten.  Als  Beispiele 
nennen  wir  die  Vereine  für  Rckonvaleszentenanstalten ,  Erholungs- 
stätten, Luugenheilanstalten ;  dann  die  Spezialanstalten  für  Nerven- 
kranke, oder  für  Zahiileidende,  die  in  einzelnen  Städten  errichtet  sind, 
—  wobei  wir  vor  dem  Irrtum  nicht  mehr  zu  warnen  brauchen,  als 
ob  jede  von  einem  jungen  Arzt  zwecks  Erlangung  von  Studienmaterial 
oder  gar  zur  Reklame  errichtete  unentgeltlich  zugängüche  Poliklinik 
in  die  Reihe  der  A.-W.-E.  gehörte.  —  Andererseits  gehören  aber  auch 
nicht  hierher,  sondern  mehr  zu  den,  die  eigentliche  Armenpflege 
ergänzenden  Wohltätigkeitsanstalten,  die  Vereine,  welche,  —  wie  z.  B. 
die  Leipziger  Vereinigung  zur  Fürsorge  für  kranke  Arbeiter,  lediglich 
bezwecken ,  im  einzelnen  Fall  und  nach  freiem  Ermessen  eine  Er- 
gänzung der  staatlichen  Arbeiterversicherung  durch  freie  Liebestätigkeit 
herbeizuführen. 

5}  17.  IL  3.  A.-W.-E.,  welche  die  Lebensführung  und  soziale 
Stellung  des  Arbeiters  hehen  unabhängig  von  dem  speziellen  Arbeits- 
vertrag, in  dem  er  zufällig  steht,  und  ohne  daß  eine  Mitwirkung  des 
zeitigen  Arbeitgebers  erfordert  ist. 

a)  indem  sie  die  im  §  14,  S.  643  besprochenen,  vom  Recht  nicht 
beabsichtigten  Nebenwirkungen  des  Arbeitsvertrages  abschwächen. 

b)  indem   sie   die   kulturellen  Bedürfnisse  des  Arbeiters  steigern. 
A.-W.-E.    dieser  Art   können   nur  gefördert   werden,    wenn    und 

insoweit  die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  eines  Orts  oder  eines  Landes 
einig  sind  über  d  ie  M  ißs  tände,  die  zu  beseitigen  sind,  und 
wenn  und  insofern  in  der  Bedürfnissteigerung,  auf  welche  die  be- 
treffende A.-W.-E.  hinzielt,  ein  gemeinschaftliches  Interesse 
aller  durch  sie  berührten  Personen  erblickt  wird. 

Zu  a.  Es  ist  begreiflich,  daß  jene  Uebereinstimmung  selten  und 
nur  in  engen  Grenzen  vorhanden  sein  wird  zwischen  dem  Unternehmer 
und  seinen  Arbeitern ;  die  hierher  gehörigen  A.-W.-E.  der  Klasse  I. 
insbesondere  die  Arbeitsordnungen  und  Arbeiterausschüsse  haben,  wie 
oben  gezeigt,  besondere  Ausdehnung  und  Wichtigkeit  bisher  nicht  er- 
rungen, nicht  einmal  in  den  dem  öffentlichen  Recht  angehörigen  L^nter- 
nehmungen,  den  Staatswerkstätten,  den  Kommunalhetrieben  u.  s.  w., 
wo  doch  der  Gegensatz  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ab- 
geschwächt sein  sollte. 

Um  80  bedeutungsvoller  sind  hier  die  A.-W.-E.  der  Klasse  II 
geworden,  die  auf  freierer  Basis  beruhen,  als  sie  der  Arbeitsvertrag 
gewährt. 

Zu  nennen  sind  hier  vor  allem  die  von  Personen  des  öffentlichen 
Rechts  (Städten  und  Kreisverbänden)  oder  von  gemeinnützigen  Ver- 
einen ins  Leben  gerufenen  öffentlichen  Arbeitsvermittelungsstellen: 
dann  die  —  allerdings  noch  in  den  ersten  Anfängen  begriffenen 
Organisationen  zum  besten  der  stellenlos  gewordenen  Arbeiter,  sowohl 
diejenigen,  welche  den  ortsansässigen  .Vrbeitslosen  Unterstützung 
bieten  —  so  die  bekannte,  bis  jetzt  wold  in  Deutschland  alleinstehende 
stadtkölnische  Versicherungskasse  gegen  Arbeit.slosigkeit  —  als  die 
anderen,  welche  den  wandernden  zu  Hilfe  kommen:  die  von  ge- 
meinnützigen Vereinen  ins  Leben  gerufenen  Arbeiterherbergen  und 
auch  diejenigen   Arbeiterkolonien,   Verpflegungsstationen,   welche  die, 
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für  (Ue  Begrflnder  anfririfjlich  inaßfiebenden  religiösen  und  kirclilichen 
Tendenzen  allniählidi  hinter  der  Erkenntnis  ihrer  sozialen  Aufgaben 
zurücktreten  ließen.  Hierher  gehören  endlich  auch  die  öffentlichen 
Auskunftstellen,  Volksbureaus  u.  s.  w.,  Rechtsschutzstellen  u.  s.  w. 

Allen  diesen  Vereinigungen,  so  verschieden  sie  im  einzelnen  dem 
Zweck,  dem  Ursprung  und  der  Organisation  nach  sind,  ist  gemeinsam , 
daß  sie  den  Arbeiter  unabhängig  machen  vom  einzelnen 
Arbeitsvertrag  und  dem  einzelnen  Arbeitgeber,  indem  sie  ihm 
das  Auffinden  einer  neuen  Stelle,  das  Verlassen  des  bisherigen 
Arbeitsortes,  das  öeberdauern  einer  zeitweisen  Erwerbslosigkeit  und  die 
Geltendmachung  etwaiger  Ansprüche  gegen  den  Arbeitgeber  erleichtern. 
Allen  ist  ferner  gemeinsam,  daß  ihnen,  gerade  weil  und  insofern  sie  nicht 
die  Interessen  einer  wirtschaftlichen  Partei,  sondern  allgemeine  Interessen 
verfolgen,  fortwährend  eine  Art  Konkurrenz  erwächst  in  jenen  teilweise 
vorzüglich  organisierten  und  ungemein  kräftigen  Parteischöpfungen,  für 
die  der  Arbeitsnachweis,  die  Unterstützung  der  Wanderer,  das  Herbergs- 
wesen, die  Auskunftserteilung  nicht  sowohl  Selbstzweck,  als  Mittel  zur 
Förderung  ihrer  besonderen  wirtschaftlichen,  religiösen  oder  politischen 
Interessen  und  Forderungen  ist.  Gerade  hier  ist  das  im  §  5  —  S.  61ti  — 
genannte  Kennzeichen  wirklicher  A.-W.-E.  —  die  paritätisch  organisierte 
Teilnahme  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  an  der  Verwaltung  von  ganz 
besonderer  Wichtigkeit.  Wo  die  Verwaltung  ausschließlicli  in  der  Hand 
einer  Interessengruppe  ist  (die  Arbeitgebernachweise;  die  rein  kirch- 
lich geleiteten  Herbergen  oder  Arbeiterkolonien :  die  gewerkschaftlichen 
bez.  sozialdemokratischen  Fach-Arbeitsnachweise  und  Arbeitersekre- 
tariate) hat  man  es  nicht  mit  A.-\V.-E.  im  eigentlichen  Sinn,  sondern 
mit  Kampfesorganisationen  zu  tun.  Ebenso  tritt  auch  die  soziale 
Funktion  aller  A.-W.-E.,  als  Vorbereitung  und  Vorstufe  zu 
staatlich  organisierten  und  gesetzlich  geregelten  Institutionen 
gerade  bei  den  A.-W.-E.  dieser  Gruppe  besonders  hervor,  die  ja  alle 
das  innerste  Wesen  des  Arbeitsvertrages  berühren,  in  die  allgemeinen 
Beziehungen  zwischen  Arbeitern  undÜnternehmern  aufs  härteste  ein- 
greifen. Als  Miquel  und  ich  1889  zuerst  die  Bildung  kommunaler 
Arbeitsnachweise  anregten,  schlugen  wir  daher  sofort  deren  Anglie- 
derung  an  die  Gewerbegerichte  vor,  weil  wir  hierdurch  die  paritä- 
tische Verwaltung  und  die  Möglichkeit  der  interlokalen  Ausdehnung 
des  öffentlichen  Arbeitsnachweises  am  besten  gewahrt  glaubten.  Und 
wenn  auch  die  direkte  Verbindung  mit  den  Gewerbegerichten  sich  nicht 
überall  bewährt  hat,  so  tritt  doch,  und  zwar  bei  allen  A.-W.-E.  dieser 
Gruppe,  mehr  und  mehr  die  Neigung  hervor,  sie,  trotz  der  gelegentlich 
von  beiden  Seiten  erhobenen  Anfeindungen,  durch  enge  Anlehnung  an 
die  öffentliche  Verwaltung,  durch  Uebertragung  des  Vorsitzes  an  Leute, 
die  kraft  ihrer  amtlichen  Stellung  weder  Arbeiter  noch  Arbeitgeber 
sind,  zu  kennzeichnen  als  das,  was  alle  A.-W.-E.  sein  sollen :  als  Ein- 
richtungen, die  das  Wohl  der  Arbeiter  fördern,  die  alier  außerhalb  des 
Interessenkampfes  stehen  und  keiner  wirtschaftlichen,  kirchlichen  oder 
politischen  Partei  besonders  zu  willen  sind*). 

Zu  II.  '6.  h.  Die  eben  besprochenen  A.-W.-E.  entfalten  ihre 
Wirksamkeit  gerade  auf  dem  Gebiet,   auf  welchem  der  wirtschaftliche 


*)  lieber  den  Art>eitsnachwei8  und  die  mit  itiin  zusoinmenhSDgenden  Institu- 
tionen vergl.  .Tastrow,  Sozialpalitik  und  Verwaltungflwissenschaft  (Berlin  1!KI2,  Ver- 
lag Georg  Reinierl,  der  hii  Buch  2  des  Bandw  1  S.  55 — 401  unttr  dem  Titel  Arbeits- 
markt  und  Arl)cit*nachwei«  sowohl  die  Gesciiichte  (8.  140)  al»  alle  mit  diesen  .A.-W.-E. 
zuBammenhängenden  MizialfHilitiBcheii.  juristischen,  Rtattstif=€hen  Fragen  eingehend 
erörtert, 
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Interessenkampf  am  heftigsten  toht,  die  Klassengegensätze  am  un- 
mittelbarsten ziisaiiiuien.stoßeu.  Die  jetzt  zu  erörternde  IJruppe  lieKt 
außerhalli  des  Streites,  auf  iieutraleiu  Boden,  wo  es  nicht  erst  des 
uninirtt'üsclien  Vorsitzenden  bedarf,  damit  Konflikte  zwischen  den  Be- 
teiligten vermieden  werden,  sondern  wo  ein  direktes,  freudiges  Zn- 
saninieuarbeiten  von  Anfiehorigen  der  verschiedenen  Klassen  statt- 
finden kann,  unbeschadet  der  Meinungsverschiedenheiten,  die  sonst 
auf  politischem,  religiösem  oder  wirtschaftliclieiti  Felde  bestehen.  Daß 
unsere  unbemittelten  Volksgenossen ,  daß  insiiesondere  die.  des  Be- 
sitzes eigener  Pniduktionsniittel  entbehrenden,  allein  auf  den  bloßen 
^Lohn"  angewiesenen  Schichten  den  eigenen  Gesichtskreis  erweitern,  ihre 
Kinder  gut  erziehen,  und  im  Alltagsleben  Lebensfreude  und  Lebens- 
behagen finden ,  geht  alle,  Arbeitgeber,  Gelehrte,  Beamte,  Arbeiter 
gleichmäßig  an. 

Gerade  bei  der  Begriiiidting  und  Verwaltung  dieser  A.-W.-E. 
findet  denn  auch  ein  Zusammenarbeiten  von  Angehörigen  der  ver- 
schiedenen Klassen  zwar  hilutig  statt;  gerade  hier  ist  aber  auch  ein 
Abweichen  von  der  paritätischen  Organisation  relativ  weniger  schädlich, 
wie  dies  bereits  oben  (§  5)  gelegentlich  der  Zusammenstellung  des 
Frankfurter  Ausschusses  für  Volksvorlesungen  und  des  Vereins  für 
Yolkstilmliche  Kurse  Berliner  Hochschullehrer  angedeutet  ward. 

So  sehen  wir  denn  als  Träger  solcher  A.-W.-E.  Rechtssubjekte  der 
verschiedensten  Art:  die  Gemeinden,  Aktiengesellschaften,  eingetragene 
Vereine  oder  Stifluugeu,  lose  zusammengesetzte  Ausschüsse  und 
Komitees.  Und  ebenso  können  die  sjieziellen  Aufgaben  der  einzelnen 
hierher  gehörigen  A.-W.-E.  die  verschiedensten  sein,  wenn  mau  audu 
nach  dem  allen  gemeinsamen  Ziel  -  mens  sana  in  corpore  sano  — 
vielleicht  zwei  große  Untergruppen  unterscheiden  kann.  Zu  der  ersten 
gehören  die  mehr  <ier  körperlichen  Wohlfahrt  gewidmeten  A.-W.-E.: 
Parks  und  Spaziergänge,  Bäder,  S])iel-  und  Turnplätze,  Arbeiter- 
wohnungsanlageu,  in  denen  die,  der  einzelnen  Familie  zur  Verfügung 
stehenden  engen  Räume  ergänzt  werden*)  durch  allen  gemeinschaft- 
lich dienende  Wasch-  und  Badeeinrichtungen,  (iärten,  Kinderkrippen 
und  -Bewahratistalten,  durch  Vorsorge  für  gute  Haus-  und  Kranken- 
pflege ;  Logierhäuser  nach  Art  der  englischen  Rowtoiihouses,  in  denen 
alleinstehende  Arbeiter  nicht  nur  Unterkunft,  sondern  auch  Lesezimmer, 
Bad,  Sprechzimmer  und  dergl.  finden  u.  s.  w**).  Zu  der  anderen 
Untergruppe  gehören  die  Haushaltungsschulen,  Fortldldungsschulen, 
die  Volksvorlesungen,  VolksvorsteHuufien  in  den  Theatern  und  die 
Volkskonzerte,  die  öfTentlichen  Lesehallen  und  Museen,  insofern  sie 
nicht  etwa,  wie  vielfach  der  Fall,  gerade  au  den  für  die  Arbeiter  in 
Betracht  kommenden  Zeiten  (abends  und  Sonntags  nachmittags)  ge- 
schlossen gehalten  werden ;  und  endlich  die  Arbeilerheime  und  Volks- 


•)  Solche  Wohnunj?en  mit  WohnunpKergänzunf?  bieten  z,  B.  der  Verein  Ost- 
heim  in  Leipzig,  die  Kiiiscr  Frauz-Jiibiläuiusütiftuug  in  Wien;  die  Aktien liaugeeell- 
üchaft  für  kleine  Wohtiungeii  in  Frankfurt  a,  ÄL  Außerdem  natürlich  auti  die 
bekannten  Wohnungsaiilagcn  von  Krupp.  Meister  Lucius  &  Brüning  u.  s.  w.,  die 
aber  —  als  lediplich  für  Arbeiter  eincx  bestimmten  betrieb«  bestinirat,  für  uns  in 
Klause  1  der  A.-W.-E.,  nieht  in  die  hier  Itesprochene  Klasse  II  geliören;  während 
z.  B.  die  ebeoflo  vorzugucken  Schöpfungen  den  grollen  Berliner  Spar-  und  Bau- 
verein«  hier  nicht  txi  erwähnen  sind,  weil  liieaer  Verein  als  Gcnossen.-schaf t  euie 
Organisation  der  SelV)Btliilfe,  keine  A.-W.-K.  int. 

•*)  l'eber  die  Rowtoahoufica  und  über  Logierhäuscr  im  allgemeinen  vergl.  jettl 
die  ausführUche  Arbeit  in  Heft  2ti  der  Bcbriftea  der  CentralsteUe  für  A.-W.-E. 
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bäuser,  die  den  Arbeitern  fieleRenheit  neben,  in  ungezwungener  Weise 
mit  Angehörigen  der  vermögenden  Klassen,  und  diesen,  mit  den 
Arbeitern  zusammenznkonnuen  und  Gelegenheit  zugleich  zu  körper- 
licher und  zu  geistiger  Erlioluug  und  Fortbildung  zu  finden. 

Veranstaltungen  letzterer  Art,  die  sich  in  England,  dem  Mutter- 
land der  uuiversity  extension,  namentlich  an  diese  angeschlossen  haben, 
sind  bei  uns  in  Deutschland  noch  wenig  bekannt,  wie  ja  bei  uns  die 
ganze  Volkshochschulbewegung  noch  im  Anfang  ihrer  Entwickelung 
steht  und  wie  namentlich  auch  die  Idee  des  settlenient,  der  An- 
siedelung —  d.  h.  der  örtlichen  Fixierung  von  A.-W.-E.  innerhalb  der 
Arbeiterquartiere  und  der  Benutzung  dieser  „Ansiedelung"  zur  Her- 
stellung persönlicher  Beziehungen  zwischen  den  an  ihr  tätigen  An- 
gehörigen der  vermögenden  Klassen  und  den  Unbemittelten  —  noch 
ziemlich  unbekannt  ist.  Freilich  wird  bei  uns  diese  persönliche  Be- 
rührung zwischen  den  verschiedenen  Klassen,  die  zugleich  Kennzeichen 
und  Nutzwirkurig  aller  hierher  gehörigen  A.-W.-E.  sein  soll,  mehr  als 
in  England  erschwert,  nicht  sowohl,  weil  die  Klassengegensätze  schärfer 
sind,  als  in  England,  als  viehneJir,  weil  mißverstandene  Ansichten 
über  das,  was  als  staatstreue  Gesinnung  zu  erachten  ist,  gerade  die 
jungen  Gelehrten  —  die  Lehramtskandidaten,  Assessoren.  Reserve- 
offiziere —  abhalten,  diese  Beziehungen  zu  suchen ;  und  weil  zugleich 
die  Arbeiter  solche  jjersönliche  Berührungen  vielfach  vermeiden,  um 
nicht  innerhall)  ihrer  Gewerkschaft  oder  wenigstens  bei  den  maßt 
gebenden  lokalen  Führern  als  weniger  eifrige  Genossen  in  Mißkredi- 
zu  kumnicn. 

Im  übrigen  ist  hier  ebensowenig,  wie  bei  den  anderen  Gruppen 
von  A.-W.-E.  eine  Beschreibung  einzelner  Anstalten  oder  eingehende 
Erörterung  der  zu  ihrer  Begründung  und  Verwaltung  erforderten 
Maßnahmen  beabsichtigt.  Nur  darauf  mag  noch  hingewiesen  werden, 
daß  die  meisten  der  hierher  gehörigen  A.-W.-E.  sich  nicht  auf  die 
Handhabung  von  Vorschriften  oder  Statuten  und  nicht  auf  die  Be- 
schaffung und  Verwendung  von  Geldmitteln  beschränken.  Sie  erfordern 
vielmehr  meist  die  dauernde  Verfügung  über  Gelände,  Baulichkeiten, 
Bibliotheken.  Sammlungen,  die  in  der  Regel  gerade  da,  wo  die 
Arbeiter  am  meisten  verkehren,  am  wenigsten  zu  haben  sind,  die 
aber,  wenn  sie  einmal  vorhanden  sind,  sehr  wohl  mehreren  Aufgaben 
gemeinsam  dienen  können.  Die  Kombination  mehrerer  A.-W.-E.,  die 
eine  der  charakteristischen  Seiten  der  Settlements  in  den  englischen 
und  amerikanischen  (iroßstädten  darstellt,  ergibt  sich  so  ganz  von 
selbst,  aus  Rücksichten  der  Sparsamkeit  und  Zweckmäßigkeit.  Als 
Beispiel  sei  —  außer  den  bei  Albrecht  Bd.  2,  S.  311,  genannten 
^Vereinshäusern" ,  Volksheimen  u.  s.  w.  -  nur  erwähnt  der  in 
Magdeburg  ausgeführte  Bau,  der  ein  städtisches  Batl  vereinigt  mit 
einer  gleichfalls  städtischen,  natürlich  völlig  unentgeltlich  zugänglichen 
Lesehalle  und  Bücherei,  und  der  so  gewissermaßen  sinnfällig  zeigt, 
wie  ilie  zwei  Untergruppen  der  unter  II  3  b  zusammengefaßten 
A.-W.-E.,  die  wir  unterschieden,  je  nachdem  die  körperliche  oder  die 
geistige  Erholung  und  Erstarkung  der  Arbeiter  nächster  Zweck  ist, 
eben  doch  innerlich  und  sachlich  zu.sammengehören  und  einander  in 
ihren  Wirkungen  ergänzen. 

Vergl.  über  den  Magdeburger  Bau  und  über  die  gleichartige  Anstalt 
zu  Shoreditch  in  Englaod  die  Verötfentlichungen  der  deutschen  Gesell- 
schaft, für  \'olk8bäder  (Heft  2,  S.  28),  deren  Schriften  —  bis  jetzt  7  Hefte 
—  (Berlin  bei  Kirschwald)  überhaupt   alles  Material  zusammengetragen, 
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das  insbesondere  in  Deutschland  über  Volkabäder,  Schulbäder  n.  »,  w. 
erwächst.  Noch  besser  orientiert  über  das,  was  in  den  verschiedenen 
Staaten  Europas  und  Amerikas  von  der  C4emeinnützigkeit,  der  öffentlidiea 
Verwaltung  und  der  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiet  des  so  wichtigen 
Volksbadewesens  geleistet  ward,  der  1897  vom  New  Yorker  Stadtrat 
herausgegegene  Rei>ort  on  public  bathes  and  public  comfort  stations. 

Ueber  Volkshochschulen  und  Universitätsausdehnung  in  den  ver- 
schiedenen europftibcben  Stauten  wie  Australien  und  Amerika  vergl.  Prof. 
Hamdorff  in  den  Conteniusblllttem  fiir  Volkserziehung  18S)6  S.  23  ff.; 
ferner  Schnitze  „Volkshochschulen  und  Universitätsansdehnungsbe- 
wegung"  (Leipzig  1897)  und  —  für  Deutschland  —  Schriften  der  Zentral- 
stelle für  A.-W.-E.,  Heft  18. 

Ein  Beispiel  eines  university  settlement  (Tovnbee-Hall,  London)  ist 
bereits  oben  genannt;  als  Beispiel  eines  social  and  industrial  settlement 
sei  genannt  das  Hartley  house,  New  York,  das  Kindergarten,  Pfennig- 
Sparkasse,  Haushaltungsschule,  Koch-  nnd  Flickunterricht,  Jugendfürsorge, 
Volksbibliothek  ;ind  Lesehalle  vereinigt. 


4 


IV.  Schlußwort. 

§  18.    Indem  ich  hiermit  die  Darlegungen  über  A.-W.-E.  beende, 

bin  ich  mir  wnlil  bewußt,  daß  gegen  die  Oekononiie  meiner  Ab- 
handlung Einwendungen  erhoben  werden  können.  Das  hygienische 
Moment  ist  weniger  berücksichtigt,  als  vielleiclit  dem  Titel  des 
Werks  entspricht,  von  dem  die  Abhandlung  ein  Teil  ist.  Be- 
schreibungen einzelner  A.-W.-E.  und  genaue  Angaben  über  Zeit  der 
Entstehung,  den  Inhalt  der  Statuten,  die  pekuniären  oder  sonstigen 
Resultate  Felden  fast  gänzlich. 

Indessen  sind  Sozialjiolitik  und  Hygiene  derart  unlöslich  ver- 
bunden, daß  jeder  Fortschritt  auf  dem  einen  Gebiet  ohne  weiteres 
einen  Fortschritt  auf  dem  anderen  bedeutet.  Die  Hygiene  ist, 
wenigsten  soweit  sanitäre  Mißstände  erörtert  werden,  gewissermaßen 
nur  die  angewandte  Sozialpolitik.  Die  Sozialpolitik  ist  nichts  w^eiter 
als  die  Lehre,  wie  und  bis  zu  welchem  Grade  die  hygienischen 
Anforderungen  unter  den  realen  Verhältnissen  und  innerhalb  der 
wirtschaftlichen  und  politischen  Gegensätze  zwischen  Individuen  und 
Völkern  sich  durchführen  lassen.  Von  diesem  Standpunkt  aus  liegt 
es  nahe,  daß  eine  Arbcif,  die  den  A.-W.-E.,  dem  .sozialen  Experiment 
gewidmet  ist,  es  unterläßt,  die  hygienische  Notwendigkeit  solcher 
Experimente  und  die  hygienischen  Nutzwirkungen  gelungener  A.-W.E. 
genauer  darzulegen.  \Vas  zu  tun  ist,  um  hygienische  Fortschritte  za 
erreichen  ?  und  wie  es  ausgeführt  werden  könnte,  wenn  allerseits  guter 
Wille  und  überall  die  notwendigen  Mittel  vorhanden  wären?  ist  in  den 
vorhergehenden  Abschnitten  dieses  Werkes  gesagt.  Was  geschehen 
kann,  um  diesen  guten  Willen  zu  betätigen,  aucli  da,  wo  der  Handelude 
zu  seinem,  dem  Wohl  der  Arbeiter  förderlichen  Wirken  weder  gesetz- 
lich gezwungen,  noch  durch  besondere,  sei  es  dem  Eigennutz,  sei  es  ■ 
religiösen  oder  politischen  Anschauungen  entnommenen  Motive  veran-  ■ 
laßt  war,  sollte  hier  dargestellt  werden.  Damit  gelangten  wir  ganz  von 
selbst  zu  der  vorwiegenden  Berücksiclitigung  des  sozialpolitischen  Mo- 
ments ;  und  zu  der  besonderen  Aufmerksamkeit  auf  die  Punkte,  an 
welchen  A.-W.-E.  .sich  ausscheiden  von  den  Betriebseinrich- 
tungen der  Unternehmer  einerseits,  von  den  Kampfesorgani- 
sationen  oder  Propagandaorganisationen   der   verschiedenen 
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Parteien  andererseits,  d.  h.  wir  gelang:ten  zu  der  Notwendigkeit,  vor 
allem  Begriff  und  Wesen  der  sog.  A.-W.-E.  festzustellen;  aus  der 
unendlichen  Zahl  der  Einrichtungen ,  die  tatsächlich  dem  Arbeiter 
nützen,  diejenigen  auszusondern,  die  ihrem  Ursprung,  ihrer  Zweck- 
bestimmung und  Verwaltung  nach  im  gegenwärtigen  Lauf  der  sozial- 
politischen Bewegung  eine  besondere,  bisher  nicht  genügend  gewdrdigle 
Bedeutung  beanspruchen  dürfen.  Bei  Beginn  der  Arbeit  lagen  Unter- 
suchungen, die  sich  in  dieser  Richtung  bewegen,  fa.st  nicht  vor.  Die 
Literatur  über  A.-W.-E.  bewegte  sich  hauptsächlich  in  Schilderungen 
und  Beschreibungen,  dazu  vielleicht  noch  Erörterungen  darüber,  ob 
gewisse  VeranstaUuugen  (z.  B.  die  Arbeiterwohnungen  in  Mühlhausen 
oder  die  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter)  so  nützlich  wirken,  wie 
geglaubt  ward,  und  ob  sie  mit  Recht  als  A.-W.-E.  aufgefaßt  werden 
oder  nicht.  Von  Untersuchungen,  die  sich  bemühten,  das  gesamte 
Feld  der  A.-W.-E.  zu  betrachten  und  feste  rirun<lsätze  zur  Beurteilung 
der  auf  diesem  großen  Fehl  beobachteten  Erscheinungen  zu  finden, 
ist  mir,  abgesehen  von  gelegentlichen  bedingungslosen  Verurteilungen 
sämtlicher  A.-W.-E.,  eigentlich  nur  mein  Referat  für  die  Zentrale  für 
A.-W.-E.  (Schriften,  Heft  12,  Kommunale  Wohlfahrtseinrichtungen) 
bekannt.  Gerade  bei  Fertigstellung  dieser  durch  bedauerliche  Zufälle 
im  Druck  verzögerten  Arbeit  hat  sich  dies  insofern  geändert,  als  nicht 
nur  der  erste  Band  eines  speziell  den  A.-W.-E.  gewidmeten  Sammel- 
werks (Damm er,  Handbuch  der  Arbeiterwohlfahrt),  sondern  auch 
eine  Arbeit  von  Erdberg  erschienen  ist,  die  (IIL  Folge  Bd.  24  der 
Conrad  sehen  Jahrbücher,  S.  74.^  ff.  und  als  Separatabdruck)  tlas 
Wesen  und  die  Bedeutung  der  Wohlfahrtseinrichtungen  und  die  Zen- 
tralstelle für  A.-W.-E.  in  Berlin  behandelt.  Ich  freue  mich,  daß  die 
Dehnition.  zu  der  v.  Erd  berg  gelangt,  im  wesentlichen  mit  der  von 
mir  gegebenen  übereinstimmt,  insofern  sie  auch  als  A.-W.-E.  nur  solche 
Arbeitern  nützliche  Veranstaltungen  gelten  läßt,  welche  rechtlich  nicht 
erzwungen  werden  können  und  insofern  sie  die  Funktion  der  A.-W.-E. 
gleichfalls  darin  sieht,  daß  durch  sie  die  gesetzliche  Regelung  der 
A.-W.-E.  vorbereitet  und  erleichtert  werden  soll : 

„Wohlfahrtseinrichtungen  siml  Einrichtungen,  welche  beruhen  auf 
freiwilliger  Tätigkeit  der  Gesellschaft  und  welche  geschatfen  werden 
zur  Linderung  oder  Beseitigung  solcher  aus  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickehuig  notwendig  hervorgehender  sozialer  Schäden,  die  auf  dem 
Wege  rechtlicher  Zwangsnormen  noch  nicht  oder  überhaupt  nicht 
gemildert  oder  beseitigt  werden  können". 

Allerdings  halte  ich  den  Teil  der  Definition,  der  erklärt,  daß  es 
Einrichtungen  seien,  welche  beruhen  auf  freiwilliger  Tätigkeil  „der 
Gesellschaft''  für  wenig  befriedigend,  schon  um  deswillen,  weil  der 
Begriff  der  Gesellschaft  ein  so  unbestimmter  und  schwankender  ist, 
daß  er  vielleicht  bei  allgemeinen  philosophischen  Erörterungen,  nicht 
aber  zur  Erklärung  realer  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen  Lebens 
benutzt  werrleu  kann.  —  Jedenfalls  zeigt  aber  das  Erscheinen  der 
Erdbergschen  Arbeit,  wie  sehr  das  Bedürfnis  tatsächlich  vorliegt, 
anstatt  der  allgemeinen  Expektorationen  über  A.-W.-E.,  von  denen 
noch  z.  B.  die  Reichstagsverhaudlungen  in  der  zweiten  Woche  Februar 
19t.t3  gewimmelt  haben,  zu  einer  klareren  Erkenntnis  ihrer  Bedeutung 
für  unser  soziales  Leben  zu  gelangen.  Diesem  Bedürfnis  sidtte  die 
vorliegende  Arbeit  genügen,  und  es  ist,  uu»  rliesos  Endziel  hervortreten 
zu  lassen,  absichtlich  von  Beschreibungen  und  Schilderungen  und 
Statutenauszügen   u.  s.  w.   abgesehen    worden,    durch    deren    Zuhilfe- 
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nähme  es  allerdings  leicht  gewesen  wäre,  den  Aufsatz  auf  das  Doppelte 
oder  Dreifache  seines  jetzigen  Unifanges  anschwellen  zu  lassen.  Immer- 
hin wird  man  vielleicht  zugeben,  daß  die  im  Laufe  der  Arbeit  an- 
geführten Bei.s[dele  so  gewählt  simi,  daß  sie  charakteristische  Bilder 
sowohl  von  den  verschiedenen  Erscheinungsformen  der  A.-W.-E.  geben; 
lind  (laß  auch  die  Literaturangaben  wenigstens  genügen,  um  denjenigen, 
welche  einzelne  Arten  von  A.-W.-E.  genauer  studieren  wollen,  die 
Stellen  anzudeuten,  wo  weitere  Information  zu  finden  ist.  Die  sozialen 
Experimente  unterscheiden  sich  übrigens  von  den  naturwissenschaft- 
lichen bekanntlich  dadurch,  daß  die  Eperimentatoren  eher  das  Be- 
dürfnis haben,  ihre  Resultate  bekannt  zu  geben,  als  sie  geheim  zu 
halten.  Die  von  mir  gemachten  Angaben  reichen  überall  hin.  um  dem 
Interessenten  zu  ermöglichen,  genaue  Adressen  einzelner  A.-W.-E.  zu 
erhalten  und  damit  sich  Jahresberichte  u.  s.  w.  ohne  Mühe  und  in 
überwältigender  Fülle  zu  verschatfen. 

So  hoffe  ich,  daß  die  Arbeit  zwar  auch  dem  Bedürfnis  derer  ge- 
nügen wird,  welche  sich  vielleicht  durch  die  Erkenntnis  von  der  sozud- 
pcditischen  Bedeutung  der  A.-W.-E.  zu  dem  Versuch  der  Organisation 
von  solchen  bestimmen  lassen,  vor  allem  aber  möge  sie  dazu  bei- 
tragen, eine  richtige  Würdigung  der  A.-W.-E.  herbeizuführen, 
der  Ueberschätzung  wie  der  Unterschätzung  ein  Ende  zu  machen,  iler 
sie  zur  Zeit  noch  begegnen.  Die  Arbeitgeber  müssen  sich  klar  dar- 
über sein,  daß  sie  durch  Schaffung  von  A.-W.-E.  einfach  einer  Pflicht 
gegen  sich  selbst  genügen:  „Nur  in  sofern  werden  die  Ver- 
mögenden geschätzt,  als  andere  durch  sie  genießen*)'. 
Die  Arbeiter  aber,  die  keine  Wohlthaten  genießen,  sondern  Rechte 
erwerben  wollen,  und  die  Sozialpolitikcr,  welche  die  Mangelhaftigkeit 
des  heutigen  Arbeitsvertrags  anerkennen,  sie  beide  müs.sen  wissen, 
daß  nicht  nur  für  den,  der  ,,über  die  Natur  und  ihre  heiigen  Kreise 
sinnf^,  sondern  auch  für  den,  der  die  gesell.scbaft liehen  Zusammen- 
hänge verfolgt,  Resultate  nur  zu  erzielen  sind,  wenn  von  der  Alchemie 
zur  Chemie,  vom  planlosen  Experimentieren  zum  zielbewußten  Ex- 
periirient  übergegangen  wird.  Als  solche  sozial  wissenschaftlichen  Ex- 
perimente kommen  aber,  neben  den  Organisationen  der  sozialen  Selbst- 
Mlfe,  wesentlich  nur  die  A.-W.-E.  in  Betracht. 
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•)  So  Goethe  in  der  interestianU-n  ÖteHe  der  „Wanderjahre",  Buch  I,  Kap.  l, 
b  der  den,  im  Gegensatz  zu  bloßen  WohllätigkeiUittiifilalten  gepelzten  Wohi£anrtB- 
EinrichtuDf^en  die  »«.hone  Funktion  zugeteilt  wird,  daß  «ie  zu  vermitteln  haben 
swigchen  „Besitz"  und  „Gemeingut". 


SO 


Anhang. 
I.  Krieg  und  Frieden. 

Von 
Dr.  Heinrich  Sohwiening, 

Stabsarzt  bei  der  Mcdliinalabteilung  des  Kriegsministeriuma  in  Berlin. 

Etiiltütiing. 

Blättert  man  in  den  Büchern  der  Weltgeschichte,  so  findet  man 
fast  auf  jeder  Seite  von  Kriegen  und  Kriegesnot  berichtet ;  jede  j,'rolie 
Epoche  im  Lehen  der  Völker  ((tiefet  mit  einem  Kriege  zu  beginnen 
und  zu  enden,  so  mancher  Kullurfort-schritt  ist  in  heißem  Kam|tf  er- 
stritten ((der  ilas  Ergebnis  eines  aus  anderen  Gründen  begonnenen 
Krieges. 

Jeder  gerechte  Krieg  ist  aber  nicht  seiner  selbst  wegen  geführt, 
sondern  um  den  Zustand  des  Friedens  wieder  herzustellen,  der  aus 
irgentl  welchen  Gründen  materieller  oder  itleeller  Natur  zerstört, 
auf  andere  Art  und  Weise  nicht  erhalten  werden  konnte.  Denn  der 
Friede,  sagt  C.  von  R  Ott  eck.  stellt  sich  vom  Standpunkte  der 
Vernunft  als  der  Normalzustand  für  die  Staaten  dar;  aber  ge- 
scliichtlich  erscheint  leider  der  Krieg  fast  als  Regel  und  der 
Friede  bloß  als  Unterbrechung   des  Krieges'. 

In  der  Tat  hat  man  berechnet,  daß  —  auf  dem  gesamten  Erd- 
ball —  vom  Jahre  14WI  v.  ühr.  (Abschluß  des  Amphiktyonenbundes) 
bis  zum  Jahre  IHiil  n.  Chr..  d.h.  auf  einen  Zeitraum  von  ;W)7  Jahren, 
nur  221  Friedensjahre  entfallen  und  31Ü*J  Kriegsjahre  oder  auf 
1   Friedensjahr  13  Kriegsjahre% 

Für  die  einzelnen  Staaten  stellen  sich  diese  V^erhältnisse 
natürlich  günstiger;  immerhin  i.st  aber  auch  bei  manchen  Nationen 
die  Zahl  der  von  ihnen  geführten  Kriege  eine  sehr  große  und  sind 
die  Kriegsjahre  oft  nur  von  einigen  Friedensjahren  getrennt  gewesen. 

So  kommen  auf  den  9(')-jährigen  Zeitraum  von  IHt.K)— 18ifö 


Kriegüjahre 

Friedensjahre 

in  Preußen 

12 

84 

„   Deiitseliland  (nuBBchl. 

Preußen) 

13 

«3 

„  Oesterreic-h- 

Ungaru 

«7 

79 

„   England 

Sl 

75 

„   Italien 

«3 

73 

„   Rußland 

H 

7« 

„   Frankreich 

«7 

69 

„   Spanien 

3« 

65 

„   der  Türkei 

37 

59 

Und  wenn  man  von  kleineren  kriegerischen  Verwickelungen,  Auf- 
ständen U.S. w.  absieht  und  nur  die  größeren  Feldzüge  gegen  äußere 
Feinde  in  Betracht  zieht,  so  entfallen  in  demselben  Zeitraum  auf 
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Kriegsjohrc 

Friedensjabre ' 

in  Preußen 

1 1 

«5 

„   DeutsehlanJ  (ausRchl, 

Preuüen) 

1 1 

»5 

„    Spfitiieii 

«3 

83 

„   OpstwToich- Ungarn 

\t 

82 

„   Italirn 

80 

„   der  Türkei 

l6 

80 

„    England 

«9 

77 

„    RufJlaiid 

»0 

7Ö 

„    Frankreich 

21 

75 

Natürlicli  ist  es  in  sozialer,  wirtschaftliclier  und  kultureller 
sieht  nicht  gleichijedcutend.  ob  die  Krie^^sjalire  sehuell  aufeinander- 
folgen oder  wulil  gar  ohne  Unterl)re(^lunig  ineiniuider  fihergeheu  und 
dann  ein  langer  Frieden  eintritt,  oder  oU  in  deniselhen  Zeitraum  kurz- 
dauernde Kriege  und  kurzdauernde  Friedenzeiten  stetig  abwechseln. 
Ein  für  lange  Zeit  gesicherter  Frieden  wird  eher  die  Wunde  auch 
eines  mehrjährigen  Krieges  zur  Heilung  bringen  können,  als  ein  kurzer 
Frieden  die  Folgen  auch  nur  eines  schnell  zu  Ende  geführten  Krieges 
zu  verwischen  vermag. 

lieber  die  allgemeinen  Folgen  der  Kriege  auf  die  staatlichen  und 
■wirtschiiftliclien  Verhältnis.se  der  gegnerischen  Parteien  ist  viel  ge- 
schrieben und  gestritten  worden.  Schroff  stehen  sich  die  Anschau- 
ungen gegenüber:  hier  diejenigen,  welche  den  Krieg  als  das  ver- 
daniniung.swürdigste  Ereignis  iui  Leben  der  Völker  ansehen  und  für 
die  Verwirklichung  des  Traumes  vom  ewigen  Frieden  ihre  Lanze  ein- 
setzen -  dort  jene,  welche  den  Krieg  als  ein  notwendiges  Uebel  be- 
trachten, dessen  Folgen  wohl  zu  mildern  und  abzuschwächen  das 
Ziel  der  I'olitiker  und  Staatsmänner  sein  müsse,  das  ganz  zu  ver- 
meiden aber  nicht  nur  unmöglich,  sondern  auch  wenig  erstrebenswert, 
ja  gefährlich  .sei.  Die  Kriege  seien  für  die  Entwickelung  des  Menschen- 
geschlechts notwendig,  da  ein  langer  Frieden  die  Völker  verkümmere, 
die  „Menschheit  ihre  moralische  Energie  einbüßen"'  (v.  MoltkcM 
lassen  werde.  Der  Krieg  wirke  im  Staatsleben  reinigend,  wie  ein 
riewitlcr,  und  wie  nach  einem  solchen  sich  die  Natur  freier  und 
schöner  entfalten  könne,  so  kämen  auch  nach  einem  Kriege  die  geistigen 
und  sittlichen  Völkereigenschaffen  erst  recht  zur  freien  Entfaltung. 

Namentlich  diese  allgemeine  ethische  Bedeutung  der  Kriege  ist 
Gegenstand  mancher  trefflichen  Erörterung  gewesen,  von  welchen 
hier  nur  die  schönen  Aufsätze  eines  ,18hns  und  die  packenden  Aus- 
führirngen  eines  von  Bognslawski  als  die  bedeutendsten  der 
neueren  Zeit  genannt  sein  mögen'. 

Aber  auch  sie  verkennen  natürlich  nicht  die  schweren  Schäden, 
welche  einem  Volke  —  dem  Sieger  nicht  minder  als  dem  Besiegten 
—  durch  einen  Krieg  zugefügt  werden  können,  oder  objektiver  gesagt, 
die  gewaltigen  Einwirkungen,  welche  kriegerische  Ereignisse  auf  die 
wirtschaftlichen  und  kulturellen  Zustünde  auszuüben  vermögen. 

Mit  diesen  sozialen  Zuständen  stehen  naturgemäß  die  Grundlagen 
der  öffentlichen  (iesundheitspHege  im  weitesten  Sinuc,  die  soziale 
Hygiene  in  engstem  Zusammenhang.  Alles,  was  die  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Bedingungen  eines  Landes  zu  beeinflussen  geeignet 
ist,  wird  auch  auf  gesundlieitswirtschaftlichem  (lebiet  nicht  unbemerkt 
vorübergehen. 

So  ist  es  von  vornherein  wahrscheinlich  und  verständlich,  daß 
auch   kriegerische   Ereignisse    sieb    in    dieser    Beziehung   bemerkbar 
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machen  werden,  indem  sie  einerseits  auf  die  in  den  Jahren  des 
Friedens  augeljahnten  oder  schon  sicher  fundierten  Bestrelniugen  zur 
lieljung  der  gesimdiieitliclien  Wolilfahrt  des  Volkes  liemniend  oder 
gar  zerstören<l  einwirken,  andererseits  ihnen  aber  auch  neue  Kicli- 
tungeu  und  Ziele  geben. 

In  der  nachfülgeuden  Studie  i.st  versucht  worden,  den  Be- 
zieliungcn  nachzugehen,  in  welchen  sich  Kriegs-  und  Friedenszeiten 
auf  sozialhygienischen  (icliieten  besonders  bemerkbar  gemacht  haben. 
Dabei  wird  es  nicht  wunder  nehmen,  daß  in  der  Darstellung  mehr 
oder  fast  ausschließlich  von  den  Einflüssen  der  Kriege  die  Rede  sein 
wird.  Sie  sind  es  elien.  welclie  in  dem  normalen  Entwickelungsgang 
der  Dinge,  wie  er  sich  während  des  Fi'iedeus  abspielt  oder  abspielen 
sollte,  eingreifen  und  ihn  für  längere  oder  kürzere  Zeit,  iu  günstigem 
oder  unheilvollem  Sinne  beeinflussen. 

Der  Begriti'  der  Hygiene  nnil  insbesondere  der  öfi"ent]ichcn  Ge- 
sundheitspflege und  sozialen  Hygiene  hat  vielfache  Definitionen  ge- 
funden —  ein  Beweis  für  die  Schwierigkeit,  das  gesarate  Gebiet,  auf 
welches  sie  im  Laufe  der  Zeit  ihre  Wirksamkeit  ausgedehnt  hat,  in 
kurzen  Worten  zusammenzufassen. 

Der   vorliegende   Versuch   macht   nicht   den  Anspruch  darauf,    in 

irschopfender  Weise  alle  Punkte  berührt  zu  haben,  an  welchen  sich  die 

ziaihygienische  Bedeutung  der  Kriege  unter  rmstiinden  zeigen  kann. 

In  erster  Linie  ist  die  Bevölkerung  als  Ganzes,  als  Fundament 
des  Staates  und  damit  der  Volkswohlfahrt  und  Volksgesundheit  der 
Betrachtung  zu  Grunde  gelegt,  und  sind  diejenigen  Erscheinungen  und 
ilire  Beeinflussung  durch  Kriege  erörtert,  welche  in  bevölkerungs- 
statistischem Sinne  als  die  Grundlagen  jeder  Bevölkerungsbewegung 
und  -entwicklung  angesehen  werden  müssen. 

Es  sind  zum  Teil  Erörterungen,  welche  dem  Mediziner  ferner 
liegen  und  mehr  in  das  Gebiet  des  Nationalukonomen  fallen ;  wenn  da- 
her vielleicht  manches  gesagt  ist,  was  dem  letzteren  selbstverständ- 
lich erscheint  oder  auch  das  eine  oder  das  andere  nationalökonomische 
Zwischenglied  in  der  Entwickelung  nicht  genügend  berührt  oder  außer 
acht  gelassen  ist,  so  möge  es  dem  Beruf  des  Verfassers,  aber  auch 
dem  Zwecke  der  Abhandlung  und  dem  ärztlichen  Leserkreis,  für 
welchen  sie  doch  zunächst  bestimmt  ist,  zu  gute  gehalten  werden. 

Von  dem  End]»unkt  jeder  menschlichen  Entwickelung,  dem  Sterben, 
war  nur  ein  kurzer  und  gegebener  Schritt  zu  den  Ursachen  der  er- 
höhten Sterblichkeit,  den  Seuchen  und  ihren  Folgen  —  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Mortalität,  sondern  auch  für  die  Ueberlebenden  und  nach- 
folgenden Generationen. 

Ein  weiterer  Abschnitt  bringt  die  Erörterung  einer  Reihe  von 
Fragen  medizinal-  und  moralstatistischer  Natur,  deren  Bedeutung  für 
die  soziale  Hygiene  klar  zu  Tage  liegt  oder  die  gewis.se  Rückschlüsse 
auf  den  allgemeinen  geistigen  und  moralischen  Zustand  eines  Volkes 
sowie  die  hierauf  einwirkenden  äußeren  Momente  und  die  Stimmungen 
der  Volksseele  zvilassen,  wie  z.  B.  Alkoholismus,  Prostitution,  Irren- 
wesen, Selbstmorde  u.  s.  w. 

Zum  Schluß  ist  der  Einfluß  zu  schildern  versucht,  welchen  Kriege 
auf  die  Entwickelung  einiger  besonders  wichtiger  hygienischer  Ein- 
richtungen und  für  die  Volkswohlfahrt  bedeutungsvoller  Probleme, 
wie  das  Krankenhaus-  und  KrankenpHegewesen,  die  Nahruugsraittel- 
hygiene,  gehabt  haben. 

Rein  volkswirtschaftliche  Fragen,  insbesondere  finanzieller  Natur. 

Hudbüch  der  Hrglaoc.    üuppl.-Hd.  IV.  ^O 
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welche  olme  Zweifel  aiicli  die  Wohlfahrt  des  Volkes  in  sozialli\ 
Beziehung  heuniieu   oder  fördern  können,    sind  bei  den  Ei'  i  -ob 

außer  Betracht  gelassen. 

Es  konnte  nicht  der  Zweck  der  Studie  sein,  in  dem  Streit  um  das 
Für  oder  Wider  den  Krieg  positive  Stellung  zu  nehmen.  Vielmehr 
halie  ich  mich  bemüht,  rein  objektives  Tatsachenmaterial  zusammen- 
zutragen und  an  der  Hand  desselben  auf  die  Licht-  und  Schatten- 
seiten der  Kriege  unter  dem  uns  interessierenden  und  vorher  kurz 
skizzierten  Gesichtspunkte  binzuwci.sen  und  den  Nach-  und  Vorteilen, 
welche  die  großen  geschiclitJicheii  Ereignisse  für  die  Entwickelung  der 
Bevölkerung  in  sozialhygienischer  Beziehung  mit  sich  gebracht  haben 
—  sine  ira  et  studio  —  gerecht  zu  werden.  — 

I.  Einfluß  von  Krieg  und  Frieden  in  deniologlscher  Beziehung. 

1)  Direkte  Verluste  infolge  von  Kriegen. 

„Unter  allen  Zahlen,  welche  die  statistische  Messung  der  Zu- 
stände und  Vorgänge  der  menschlichen  Gesellschaft  darbietet,  sind 
keine  von  tieferer  Bedeutsamkeit,  als  die  Resultate  der  Volkszählungen 
und  der  Autzeichnutigen  über  die  Veränderungen  der  Bevölkerung. 
In  der  Bevölkerung  gewinnt  die  ganze  Kraft  und  Lebenstfitigkeit  einer 
Nation  ihren  letzten,  quantitativen  Ausdruck.  Es  läßt  sich  keine 
Lebensbedingung  und  keine  Lehensäußerung  denken,  die  nicht  auf  die 
Bevölkerung  irgend  einen  EinthiG  äußerte"." 

Daß  hiernach  kriegerische  Ereignisse,  die  wie  keine  anderen  in 
das  Leben  dei-  Völker  eingreifen,  auch  auf  die  Gestaltung  der  Bevöl- 
kerungszahl ihren  Eintluß  ausüben  werden,  ist  a  priori  wahrscheinlich, 
und  zwar  sind  es  in  erster  Linie  die  direkten  Verluste  an 
Menschenleben,  welche  in  dieser  Beziehung  in  Betracht  zuziehen 
sind.  „Unter  allen  Opfern  tUts,  Krieges",  sagt  E.  Engel',  „sind  die 
weitaus  kostbarsten  die  Meust*henoi)fer.  Die  lebenden  Mensehen  re- 
präsentieren durch  das  Erziehungskapital,  das  auf  sie  verwendet  wurde, 
in  der  Tat  ein  Aktivum  von  solcher  (Jrölie,  daß  jeder  andere  sach- 
liche Wert  dagegen  verschwindet;  ein  Aktivum,  dem  die  Aufwendung 
dieses  Kapitals  als  ein  von  der  früheren  Generation  überkommenes 
Passivum  gegen  übersteht.  Wird  das  Aktivum  geschädigt,  wird  es  ganz 
oder  teilweise  vernichtet,  ehe  es  amortisiert  werden  konnte,  so  bleibt 
das  Passivum  doch  bestehen  und  muß  als  ein  Verlust  gebucht  werden. 
Diese  Buchung  bedeutet  unter  Umständen  den  vollständigen  Ruin,  den 
Untergang  eines  Staates  oder  Volkes." 

Für  die  durch  die  Kriege  hervorgerufenen  Verluste  an  Menschen- 
leben kommt  als  besonders  schwerwiegend  der  Umstand  in  Betradit, 
daß  es  der  kräftigste,  produktivste  Teil  des  Volkes  ist,  welcher  weg- 
gerafft wird;  daß  die  Soldaten  durchschnittlich  erst  im  Beginn  ihrer 
eigenen  Erwerbstätigkeit  gestanden  haben  und  daher  die  Amortisation 
des  von  ihnen  dargestellten  Kapitals  noch  gar  nicht  oder  nur  in  ganz 
geringem  Grade  begonnen  hat. 

Zu  diesem  Interesse,  welches  die  Staatsökonomie  an  den  Kriegs- 
verlusten bat,  küuimt  dasjenige,  welches  die  Kriegswissenschaften,  and 
von  diesen  wieder  in  besonders  hohem  Grade  die  Militärmedizin  dem 
Studium  der  beregten  Fragen  entgegenbringen  muß,  um  aus  den  Erfah- 
rungen früherer  Kriege  Anhaltspunkte  zu  gewinnen,  welche  Aufgaben  in 
propliyhiktischer  und  therapeutischer  Hinsicht  spätere  Kriege  voraussicht- 
lich stellen  werden.    So  hat  sich  das  statistische  Studium  mit  beson- 
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derem  Eifer  der  Erforschung  der  Kriegsverluste  zngewandt,  und  be- 
sonders vuu  den  kriegsgegnerischen  Friedensfreunden  sind  die  bezüg- 
lichen Zahlen  in  geschickter  Gruppierung  zur  Propaganda  gebraucht 
worden  °.  Gewiß  sind  die  Verluste  zum  Teil  sehr  große  gewesen  und 
unendlich  viel  Kumiuer  und  Leid  ist  durch  sie  in  zahlreiche  Familien 
getragen;  ein  unparteiischer  Beurteiler  wird  aber  anerkeunen  müssen, 
daß  die  Zahlen  der  Todesfälle  in  den  Kriegen  bei  weitem  nicht  heran- 
reichen an  die  Zahlen  der  Opfer,  welche  Epidemien  und  Seuchenzüge 
schon  oft  gefordert  haben,  ja  daß  alljährlich  an  einzetoeu  chronischen 
InfektionskniJiklieiteu,  z.  B.  der  Tuberkulose,  so  zalih-eiche  Menschen 
zu  Grunde  gehen,  daß  die  Opfer  des  Krieges  dagegen  fast  verschwinden. 
Wie  hoch  belaufen  sich  nun  überhaupt  die  direkten  \'erluste  in 
den  Kriegen y  In  der  folgenden  Tabelle''  sind  für  einige  der  letzten 
größeren  Feldzüge  die  betreffenden  Daten  wiedergegeben ;  es  sind  nur 
die  letzteren  gewählt,  weil  die  Angaben  aus  weiter  zurückliegenden 
Kriegen  zu  ungenau  sind,  als  daß  sie  einer  Kritik  standhalten  und  zur 
weiteren  Verwertung  gebraucht  werden  könnten. 

TulK-lle  1. 


Armee 

Ea  stArben 

Krieg 

^^■\t^^\''\S:^'  '"^g--t 

ahn. 

Hy, 

abs.     "j^ 

ab«.  [»/„  K.]  abs.  1  %.  K. 

Krini-Kri^ 

1854;5t5 

Engländer 
Franziisen 

2  755 
8250 

28,X 

26,7 

1847 
9923 

i8,g 
32.1 

'7  579 
59  273 

•79.« 
'9',7 

22  181 
77446 

226.7 
250.4 

Krieg  in  Italien 

1851» 

Franzosen 

2536 

20,0 

2962 

22,» 

13788 

105,8 

19286 

148,7 

Krieg  gegen 
Dänemark  lS<j4 

Preußen 
Dänen 

422 
610 

6.« 
II,S 

3'6 
836 

4.9 
«5.6 

310 
820 

4.» 
'5.1 

I  048 
2266 

I6,.N 

41,» 

Krieg  in  Böhmen 

18ÖC 

Preußen 

2  553 

9.1 

'455 

S.t 

5219 

I8,ü 

9  "7 

3«.» 

Krieg  gegen 
Frankreich 

1870/71 

Deutsche 

■7255 

21,» 

11023 

i3i» 

X4904 

18,, 

43182 

52,9 

Rusiiisch- 
tiirkinchcr  Krieg 

1877/78 

Kuss.  Donau- 
Armee 

RuB8.  Kauka- 
sus-Armee 

11905 

? 

20,1 
9 

4  955 
1869 

8,4 
7,6 

45969 
35572 

77,8 
»44.« 

62829 
37  44' 

io6,) 
151,9 

Jap.-chin.  Krieg 
lSlt4  05 

Japaner 

734 

12,0 

23' 

3,« 

3148 

51,« 

4  "3 

67,» 

Siwn.-Bmerikan. 
Krieg  18t»8/!i9 

Amerikaner 

643 

3.0 

32s 

1.» 

5438 

25,' 

640A 

30.» 

N 


•)  K  =  dnrcbrtchniuliche  Kopfstjirke  der  .\rmee. 

Die  Zahlen  der  \'erluste  weisen  naturgeinilB  je  nach  der  Dauer 
des  Krieges,  nach  der  Art  der  Kriegsführung,  nach  dem  bei  den 
Armeen  herrschenden  allgemeinen  Gesundheit.'^zustand  und  nicht  zum 
wenigsten  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  ärztlichen  Wissens(;haft 
gi-oße  Unterschiede  auf.  Uns  interes.sieren  hier  weniger  ilie  Verhältnis- 
zahlen zur  Istslärko  der  Armeen,  als  die  Frage,  welchen  Einfluß  hat 
diese  Einbuße  an  Menschenleben  auf  den  Stand  der  Bevölkerung  des 
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betreffenden  Staates  überhaupt  gehabt.  Leider  ist  es  nicht  möglich 
gewesen,  für  alle  Kriege  entspreclicnde  Berechnungen  anstellen  zu 
küiinen,  es  inflsseu  einige  Beispiele  genügen. 

Nehmen  wir  zunächst  die  Verluste  der  Fransoseu  im  Kriiu- 
kriege.  welcher  2s  Monate  gedauert  hat.  Für  1  Jahr  reduziert  und  auf 
den  Durchschnitt  der  Einwohnerzahl  Frankreichs  '"  aus  den  3  Jahren 
1854/5ß  berechnet,  ergibt  sich,  daß  die  \'erluste  nur  0,91  pro  mille 
der  Gesanitlievöikerung  ausgemacht  halten.  Die  allgemeine  Sterbe- 
zift'er  iu  Frankreich  belief  sich  in  den  3  genannten  Jahren  auf  27,18, 
25,(i8  und  22,110  pro  mille  der  Einwohner:  die  im  Kriege  Geblie- 
benen bilden  also  nur  einen  Ideinen  Teil  der  Gesamtslerblichkeit. 
Noch  geringer  sind  die  Verluste  der  Franzosen  im  italienischen 
Kriege  von  1859  zu  erachten;  sie  belaufen  sich  nur  auf  0,52  pro 
mille  der  für  dies  Jahr  berechneten  Gesamtbeviilkerung  Frankreichs, 
bez.  auf  1.97  Proz.  alfer  Sterbefiüle,  während  die  allgemeine  Sterbe- 
ziffer 2tj,(i2  iiro  mille  der  Einwohner  betrug'". 

Daß  die  Opfer  des  dänischen  Krieges  von  1864  auf  die  Be- 
völkerung des  Köuigreiclis  Preußen  keinen  merklichen  Einfluß  aus- 
geübt haben,  ist  bei  der  kleinen  absoluten  Zahl  (1048)  leicht  verständ- 
lich. Da  aber  gerade  für  das  Jahr  1804  genaue  Daten  über  den  Stand 
der  Beviilkeruug  vorliegen  (nach  der  Volkszähltung  vom  3.  Dezember 
18(14"),  so  sei  kurz  angeführt,  daß  die  Zahl  der  Kriegstodesfölle  nur 
0,ü5  pro  mille  der  Gesaratbevölkerung  und  0,11  pro  mille  der  männ- 
lichen Einwohner  betragen  haben.  Von  sämflichen  im  Jahre  1864  in 
Preußen  erfolgten  Todesfällen  kommen  nur  U,21  Proz.  auf  diejenigen 
des  Feldzuges;  auf  die  Todesfälle  der  männlichen  Bevölkerung  allein 
berechnet,  stellt  sich  das  Verhältnis  auf  0,40  Proz. 

Etwas  ungünstiger  steht  der  böhmische  Krieg  von  1866, 
hauptsächlich  bedingt  durch  die  große  Zahl  der  während  des  Feldzuges 
an  Cholera  Gestorbeneu,  welche  allein  87  Proz.  aller  Todesfälle  durch 
Krankheiten  ausmachten  'l  Die  Zahl  der  Gesamttodesfälle  in  Preußen 
war  in  diesem  Jahre  infolge  der  Choleraepidemie  an  sich  sehr  hoch 
(18(i5:  5(j30i;5,  1806:  (198146,  1807  in  den  alten  Provinzen:  548  761  '*); 
trotzdem  belief  sich  der  Anteil  der  Todesfölle  aus  dem  Kriege  auf 
1,32  Proz.  Und  wenn  man  nur  die  Sterbefälle  unter  der  männlichen 
Bevölkerung  in  Vergleich  zieht,  so  stellt  sich  das  Prozentverhältnis 
auf  2,53. 

Der  blutige  Krieg  von  1870/71  endlich  hat  die  Sterblichkeits- 
ziffer für  das  Deutsche  Reich  am  merklichsten  beeinflußt.  Im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1867/71  starben  jährlich  in  Deutschland  (mit  Aus- 
schluß von  Luxemburg  und  Elsaß-Lothringen)  1148282  Personen". 
Es  sind  hiernach  3,76  Proz.  dieses  durchschnittlichen  Wertes  dem 
einen  Kriegsjahre  zum  Opfer  gefallen.  Und  wenn  man  berechnet,  wie- 
viel von  dem  im  Alter  von  2(3—35  Jahren  stehenden  Teil  der  männ- 
lichen Bevölkerung  (nach  dem  Stand  vom  1.  Dezember  187 P'')  auf 
dem  Felde  der  Ehre  geblieben  sind,  so  kommt  man  auf  den  hohen 
Satz  von  9,6  pro  mille.  Natürlich  ist  diese  Zahl  durchaus  nur  als 
annähernde  aufzufassen,  da  unter  den  Gefallenen  auch  noch  andere 
Altersklassen  vertreten  waren  und  der  Altersaufbau  vom  Dezember 
1871  nicht  direkt  auf  die  Zeit  des  Krieges  übertragen  werden  kann: 
immerlun  dürfte  die  Zahl  nicht  allzuviel  von  der  Wirklichkeit  ab- 
weichen. Daß  aber  die  Bevölkerung  im  ganzen  nicht  wesentlich  durch 
die  Kriegsverluste  beeinträchtigt  ist,  erhellt  daraus,  daß  dieselben  nur 
1,1   pro  mille   der  Gesamteinwohnerzahl   betragen.     Da  die  letztere 
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nach  dem  Stande  vom  1.  Dezember  1)^71  "',  also  etwas  zu  hoch  an- 
geiionimen  ist,  so  ist  zwar  die  Prouiiüezahl  etwas  zu  klein,  der  B^ehler 
kann  aber  nur  unbedeutend  sein. 

Auch  eine  andere  Betrachtungsweise  führt  zu  gjeichetn  Ergebnis. 
Die  HcvölkerungszunaJinie  des  Deutschen  Reiches  betrug  in  der  Zeit 
vom  1.  Dezember  I8l>7— 1B71  065487  Seelen  =  2,41  Proz.  der  Ge- 
samtbevülkei'ung.  Läßt  man  aulier  Be'tracht,  daß  von  den  im  Felde 
gestorbenen  Personen  manche  auch  ohne  den  Krieg  uuis  Leben  ge- 
koniraen  sein  würden,  und  bringt 
Rechnung,  so  würde  mit  Einschluß 
die  Bevölkerungszunahme 

nicht  0(0487 
,     2,41, 
durchschnittlich  jährUch     „     0,60, 


die  Gesamtzahl   von   4;5182*)   m 
des  Truppenkorjis  in  Frankreich 

sondern  l(Xi866Ü  Köpfe,  oder 
,       2,52  Proz.,  oder 
„       0,(>2  Proz. 

betragen  haben.    Die  Differenz  ist  wenig  erheblich  ". 

Genug  der  Zahlen.  Aus  all  diesen  Berechnungen  erhellt,  daß.  so 
groß  die  Verluste  im  ersten  Augenblick  erscheinen,  so  sehr  auch  jedes 
einzelne  Menschenleben  zu  beklagen  ist,  das  frühzeitig  dabingeratl't 
ist,  bevor  das  von  ihm  repräsentierte  Kapital  Zinsen  getragen  hütte 
oder  gar  amortisiert  wäre,  so  sehr  in  die  Familie  des  einzelnen  nicht 
nur  Trauer  und  Kümmernis,  sondern  auch  materielle  Not  und  Elend 
durch  den  Tod  eines  Angehörigen  gebracht  worden  sein  mag  —  daß 
doch  der  Einfluß  der  direkteu  Kriegstodesfälle  auf  die  Gesamtheit  der 
Bevölkerungszahl  —  wenigsten  in  den  neueren  Kriegen  —  ein  verhält- 
nismJiiSig  geringer  genannt  werden  muß.  — 

Aber  auch  in  früheren  Zeiten,  in  denen  die  Kriege  mit  großer  Wahr- 
scheinlichkeit viel  blutiger  und  vernichtender  gewesen  sind,  als  diejenigen 
neueren  Datums,  ist  ein  wesentlicher,  dauernder  Einfluß  der  kriege- 
rischen Ereignisse  auf  die  Bevölkerung  nicht  anzunehmen.  Die  Tendenz 
zur  Vermehrung  der  Bevölkerung,  namentlich  im  früheren  Wittejalter, 
beruhend  auf  dem  Drange  nach  Erwerbung  hinlänglicher  Grenzen  für 
ein  machtvolles  Gemeinwesen,  war  so  gewaltig,  daß  all'  die  auf  die 
Volkszahl  ungünstig  einwirkenden  Verhältnisse  dagegen  nichts  Ent- 
scheidendes anzuheben  vermochten.  Vor  allem  nicht  die  Kriege. 
Wohl  haben,  sagt  Inam  a-Sternegg  "',  Normannen  und  Ungarn  iu 
vielen  verheerenden  Zügen  die  aufblühende  Kultur  au  vielen  Punkten 
gestört,  an  nuinchen  zerstört ;  aber  die 
denen  die  ersten  Jahrhunderte  unseres 
waren,  sind  doch  nur  Kriege  um  Macht, 
Entfaltung,  aber  keine  Vernichtungskriege  gewesen. 

Selbst  die  populationistisch  am  meisten  bedeutsamen  Kreuzzüge 
haben  auf  die  Volksmengen  von  Europa  höchstens  vorübergehend  einen 
fühlbaren  Einfluß  ausgeübt.  Man  hat  berechnet,  daß  iu  den  194  Jahren 
der  Kreuzzüge  2  Milüonen  Europäer  umgekommen  seien,  oder  aufs 
Jahr  gerechnet,  etwas  über  10C)(KJ.  Es  ist  einleuchtend,  daß  dabei 
von  einer  Entvölkerung  durch  die  Kreuzzüge  nicht  die  Rede  sein 
kann;  höchstens  eine  kleine  Verschiebung  des  Altersaufbaues  und  des 
Geschlechtsverliältnisses  ist  denkbar,  da  es  sich  doch  vorwiegend  um 
Männer  zwischen  2(t  und  50  Jahren  gehandelt  hat;  das  konnte  dann 
aucli  in  verminderter  Geburtenfreijuenz  nachwirken.  Oertlich  und 
zeitlich  allerdings  konnten  die  Ereignisse  sich  auch  für  den  Bevölkerungs- 


Mchrzahl  der  Kriege,  an 
Jahrtausends  reich  genug 
um   Raum    für    politische 


*)  Im  Original'''  sind  44890  nftch  dem  damaligen  Stande  des  Wissens  in  Rech- 
nung gesetzt;  ilie  Einführung  der  richtigen  Zahl  ändert  an  den  PromillMifferu  nichts. 
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stand   mehr   fühlbar   machen,    da    hald   dieses 
größeres    Kontingent    von    Kreuzfahrern    stellte. 
bevöikcrunK   Europas   ist    selbst   hoch   gerechnet 


bald  jenes  Land  ein 

Für    die    Gesamt« 

die  Sterblichkeit  in 


in  der  ganzen  Periode  kaum  mehr  als  um  1"/oü  der  erwachsenen  luänu- 
lidien  Personen  gesteigert  worden. 

Daß  demgegenüber  die  vielen  Kriege  des  Ifi.  und  17.  Jahrhunderts 
von  einschneiilender  Bedeutung  für  die  Bevölkerung  Euro])as.  welche 
sich  von  den  Schrecken  des  schwarzen  Todes  im  14.  Jahrhundert  eben 
erst  zu  erholen  begann,  gewesen  sind,  ist  bekannt  —  doch  dürfte  die 
Schwächung  der  Gesamtbevölkerung  weniger  durch  die  direkten  Ver- 
luste der  Schlachten,  als  durch  die  steten  Begleiter  der  Kriege, 
Hungersnot  und  Seuchen,  bedingt  gewesen  sein,  wozu  noch  das  bei 
der  Länge  der  Kriege  besonders  fühlbare  Sinken  und  Niedrigbleiben 
der  allgemeinen  Fruchtbarkeit  erschwerend  hinzukam. 

Die  Gesamteinbuße  an  Leben  und  Gesundheit,  welche  eine  Nation 
durch  einen  Krieg  erleidet,  wird  aiier  durch  die  Zahl  derjenigen,  welche 
während  des  Krieges  an  Wunden  und  Krankheiten  sterben,  nur  unvoll- 
kommen ausgedrückt.  Auch  die  Hinzufügung  einer  summarischen  Angabe 
der  durch  den  Krieg  invalide  Gewordenen  vermag  noch  nicht,  ein  aus- 
reichendes Bild  jener  Einbuße  zu  entwerfen.  Nicht  unwesentlich  ver- 
vollständigt würde  ein  solches  durch  eine  ziffermäßige  Uebersicht  über 
die  Art  und  den  Grad  der  Invalidität  in  Verbindung  mit  einer  Ab- 
s  terbeordnuu  g  der  Invaliden,  welche  durch  Vergleich  mit 
den  Absterbelisten  der  gleichen  Altersklassen  im  Frieden  annähernd 
die  mit  der  Kriegsinvalidität  verbundene  Lebenskürzung  nachzuweisen 
vermfjchte'".  Leider  sind  die  letzten  Forderungen  bisher  unerfüllt 
geblieben,  und  es  dürfte  wohl  auch  insbesondere  der  Aufstellung  einer 
Absterbeordnung  der  Invaliden  gewaltige  Schwierigkeiten  entgegeu- 
Btehen.  Auch  über  die  ZabI  der  Invaliden  liegen  nur  für  die  deut- 
schen Heere  nach  den  Feldzügen  1870,71  Angaben  vor,  ohne  daß  die- 
selben ein  genaues  Bild  der  fraglicheu  Verhältnisse  zu  geben  ver- 
möchten. Dadurch,  daß  in  jedem  Jahre  neue  Leute  hinzukommen,  die 
auf  Grund  ibrer  im  Kriege  erlittenen  Verwundungen  u.  s.  w.  invalidi- 
siert worden  sind,  während  andererseits  jährlich  eine  ganze  Reihe  der 
schon  anerkannten  Invaliden  sterben,  ist  die  Gesamtzahl  der  letzteren 
einem  dauernden  Wechsel  unterworfen.  Bis  Ende  1884  sind  als 
Kriegsinvaliiie  OitSDä  Mann  (Unteroffiziere  und  Mannschaftenl  an- 
erkannt worden,  was  1)2,8 "oo  aller  mobil  Gewordenen  entspricht '^ 
während  der  Verlust  an  Gestorbenen  nur  ;i7,0"ou  beträgt.  Im  Juni 
189C)  lebten  von  den  Invalidisierten  noch  4S,')01  Manu-".  In  den 
zwanzig  Jahren  von  1871  bis  einschließlich  18tH)  belaufen  sich  die  an 
Kriegsinvaliden  gezahlten  gesetzlichen  Pensionen  auf  etwas  mehr  als 
4()0  Millionen  Mai-k.  Dazu  kommen  die  Gnadenbewilligungen  und  die- 
jenigen Beträge,  welche  an  die  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  oder 
nach  erfolgter  Invalidisierung  Gestorbenen  gezahlt  worden  sind.  Mit 
der  Zahl  der  anerkannten  Invaliden  dürfte  aber  die  wij-kliche  Summe 
aller  derjenigen  durchaus  nicht  erreicht  sein,  welche  durch  die  Kriegs- 
strapazen Schaden  an  ihrer  Gesundheit  erlitten  haben;  daß  so  mancher 
alte  Kämpfer  durch  die  im  Feldzuge  davongetragene  allgemeine 
Seiiwäcluing  seiner  Körperkonstitutiou  frühzeitig  gealtert  ist  und 
späteren  Erkratikungen  gegenüber  weniger  widerstandsfähig  sich  er- 
weist, ist  leicht  begreiHich,  ohne  daß  im  einzelnen  Falle  sich  der  Zu- 
sammenhang mit  dem  Kriege  wird  sicher  nachweisen  lassen. 

Ein  großer  Teil  der  wirklichen  Invaliden  ist  zwar  durchaus  nicht 
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«rwerbsunfilbig,  sondern  wohl  im  stände,  für  sich  und  die  Seinen  den 
Lebeiisiiiiterhalt  auch  in  seinem  früheren  Beruf  zu  verschatteu.  Mancher 
ist  vielleicht  sogar  durch  die  Erlanjiung  einer  Beanitenstelluns  auf 
Grund  seiner  Versorgungsberechtij,'ung  in  eine  bessere  soziale  Stellung 
und  günstigere  ökonomische  Lage  bekommen,  als  er  sie  vorlier  besessen 
hatte;  für  andere,  namentlich  kleine  Gewerbetreibende,  mag  die  sichere 
Einnahme  aus  der  Pension  ein  sehr  erwünschter  Rückhalt  für  ihre 
geschäftlichen  Unternehmungen  gewesen  sein. 

Immerhin  wird  auch  mancher  gezwangen  gewesen  sein,  sich  einer 
anderen,  leichteren  Erweibstiuelle  zuzuwenden,  so  daß  das  für  seine 
Erziehung  und  AusbiUlung  verwandte  Kapital  als  z.  T.  nutzlose  Auf- 
wendung betrachtet  werden  nniü.  Nehmen  wir  dazu  die  Kosten,  welche 
die  in  ihrer  üesutidheit  geschwächten  Invaliden  durch  häutigere  Er- 
krankungen der  Familie,  den  Gemeinden  oder  dem  Staate  verursachen, 
ferner  den  Ausfall  an  Arbeitstagen  und  damit  an  Verdienst,  so  würde 
man  zu  gewaltigen  Summen  gelangen,  welche  nach  einem  Kriege  noch 
lange  Friedenajahre  hindurch  die  Ihulgets  von  Staat  und  Gemeinde 
schwer  belasten.  Es  erübrigt  sich,  bei  den  unsicheren  Zahleuunter- 
lagen,  die  für  derartige  Uerechnungen  nur  vorhanden  sind,  diese  wirk- 
lich anzustellen.  Ich  erinnere  an  die  bekannten,  geistreichen  Aus- 
führungen Pettenkofers-'  darüber,  welche  Kosten  durch  Krankheit 
und  verminderte  Arbeitsfähigkeit  verursacht  werden  und  welche  Er- 
sparnisse durch  Verminderung  der  Morbidität  und  Mortalität  sich  er- 
zielen lassen,  die  dann  zu  allgemeinem  Nutzen  und  zur  Verbesserung 
der  Lebensbedingungen  des  Volkes  benutzt  werden  können. 

Aus  all  diesem  erhellt  zur  Genüge,  daß  die  Einbuße  an  der 
Lebenskraft  eines  Staates,  an  der  Wohlfahrt  des  Volkes  durch  die 
vielen  Invaliden,  welche  zwar  mit  dem  Leben  davongekommen,  aber 
am  Körj»er  krank  und  geschwächt  in  die  Ileinuit  zurückkehren,  zum 
mindesten  nicht  nachsteht  den  direkten  \'erlusten,  welche  die  Be- 
völkerung durch  den  Tod  zahlreicher  Streiter  erleidet. 

2)  Mittelbarer  Einfluß  der  Kriege  auf  die  Bevölkerungsbewegung. 

Den  direkten  Verlusten,  welche  eine  Armee  und  damit  auch  die 
Gesamtbevölkerung  in  einem  Kriege  erfährt,  stehen  indirekte  Ver- 
luste gegenüber,  indem  die  kriegerischen  Ereignisse  auf  diejenigen 
Faktoren  einen  eingreifenden  Einfluß  ausüben,  welche  die  Grundlagen 
der  Weiterentvvickelung  jeden  Volkes  sind  —  nämlich  auf  die  Ehe- 
schließungen und  damit  auf  die  Geburten  einerseits  und  die 
allgemeine  Sterblichkeit  andererseits. 

a)  Eheschließungen. 

Die  Heiratsziffer,  d.  h.  das  Verhältnis  der  geschlossenen 
Ehen  zui-  Zahl  der  Bevölkerung,  ist  ein  ungleich  empfindlicherer  Wert- 
messer für  die  im  Volksleben  und  den  wirtschaftlichen  Zuständen  vor- 
gehenden Veränderungen  als  die  Geburtsziifer  oder  Sterbeziffer.  Be- 
absichtigte Eheschließungen  könneji  aufgeschoben  oder  auch  wohl  ganz 
aufgegeben  werden,  wenn  veränderte  Umstände  dies  wünschenswert 
erscheinen  lassen,  sind  immer  ein,  auf  freier  Uebereinkunft  beruhen- 
der, willkürlicher  Akt  und  betreH'en  nur  den  bereits  erwachsenen  Teil 
der  Bevölkerung,  während  (Jeburt  und  Tod  bei  jedem  Menschen  statt- 
finden --. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  und  entspricht  auch  nicht  der  Absicht 
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(1er  voriiegendeii  Stiulio,  alle  Einflüsse,  namentlich  wirtschaftlicher 
Natur,  welche  für  ilie  Zu-  und  Alniahme  der  Kheschließungen  niaß- 
fiebend  sein  könne,  näher  zu  tveleuchten.  Es  darf  als  allgemein 
liekannt  vorausgesetzt  werden,  daß  s]ie?.iell  wirtschaftliche  Katastrophen 
die  Kurve  der  Heiratsliäutigkeit  zum  Sinken  bringen,  und  daß  ins- 
besondere zwischen  den  Getreidepreisen  und  den  Eheschließungen  ein 
schon  von  Suessni  ilch -''•  nachgewiesener  Zusammenhang  besteht, 
derart,  daß  die  ,Iahre  mit  niedrigen  Getreidepreisen  eine  hohe  Heirats- 
zitTer  aufzuweisen  haben  und  umgekehrt.  In  neuerer  Zeit,  seit  dem 
Vordringen  der  Weltwirtschaft,  haben  sich  allerdings  die  Verhältnisse 
geändert.  Niedrige  Getreidepreiso  sind  nicht  mehr  der  Ausdruck 
reicher  heimischer  Ernten,  sondern  steigender  Weltproduktion.  So 
ist  an  die  Stelle  des  Parallelismus  von  Tntuuugszifler  und  Getreide- 
preisen derjenige  von  Trauungsziffern  und  Produktions- 
geataltung  getreten  (G.  v.  Mayr-*). 

Immerhin  gilt  auch  unter  diesen  veränderten  Zuständen  ebenso 
wie  früher  der  viel  zitierte  Satz  v.  Hermanns'-'-.  ..Die  Zahl  der  in 
einer  Periode  gesclilosseuen  Ehen  druckt  die  HoH'iutng  aus,  welche  zu 
dieser  Zeit  in  bezug  auf  das  ökonomische  Gedeihen  einer  Familie  im 
Laude  bestand,  und  zwar  desto  deutliclier,  je  größer  die  Freiheit  des 
Erwerbstriebes  in  einem  Laude  ist." 

Daß  diese  „Hoffnungen"  durch  drohende  oder  schon  ausgebrochene 
Kriege  in  wesentlichem  Maße  herabgesetzt  wei-den  können,  ist  leicht 
begreiflich.  In  der  Tat  zeigt  die  Statistik  der  Eheschließungen  in 
allen  Lüutleru.  daß  in  Jahren  des  Krieges  die  Zahl  der  Trauungen 
eine  zum  Teil  ganz  bedeutende  Abnahme  erfährt.  Nicht  nur  die  Heran- 
ziehung zahlreicher,  im  heiratsfähigen  Alter  stehender  Männer  dürfte 
an  dieser  Verminderung  die  Schuld  tragen;  auch  bei  den  nicht  zu 
der  Fahne  Gerufenen  und  Zurückgebliebenen  wird  infolge  der  Un- 
sicherheit der  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  infolge  der 
Abwesenheit  der  nächsten  Verwandten  oder  gar  infolge  des  Todes 
eines  Angehörigen  manche  schon  besciilossene  Heirat  aufgeschoben, 
mancher  Plan  zur  (Jründung  eines  eigenen  Herdes  überhaupt  fallen 
gelassen  sein.  Demgegenüber  kommen  die  Eheschließungen  von  zum 
Kriegsdienst  einberufenen  Männern  kurz  vor  dem  Abmarsch,  wie  sie 
z.  B.  1870  in  Deutschland  verhältnismäßig  zahlreich  stattgefunden 
haben,  kaum  in  Frage. 

Soweit  die  genaueren  statistischen  Daten  ülier  die  Bevölkerungs- 
vorgänge zurückgehen,  lassen  sich  für  die  dargelegten  ^'erhältnisse 
Beweise  erbringen.  Es  erübrigt  sich,  aus  den  Kriegen  des  18.  und 
dem  Anfang  des  19.  .Jahrhunderts  Beispiele  anzuführen.  Es  sei  nur 
darauf  hingewiesen,  daß  bereits  nach  „der  göttlichen  Ordnung"  von 
S u es s  milch -»^  in  Berlin  während  der  Zeit  des  siebenjährigen 
Krieges  eine  deutliche  Abuahme  der  Trauungen  nachweisbar  gewesen 
ist,  und  daß  Kop))'-'  für  eine  größere  Reihe  von  deutschen  Städten 
aus  der  Zeit  der  Napoleonischen  Kriege  die  zahlenmäßigen  Unterlagen 
für  die  gleichen  \'erhältnisse  bringt. 

Wie  groß  diese  AbnaJnnc  der  Eheschließungen  sein  kann,  mögen 
einige  Beispiele  zeigen  (siehe  Tabelle  2). 

Schon  die  absoluten  Zahlen  zeigen  den  akuten  Einfluß,   welchen 
die  großen  Kriege  auf  die  Hciratshäutigkeit  ausgeübt  haben.     Nur  der 
Feldzug   von    l.'^()4    ist    ohne    besondere    Wirkung   geblieben,    um  so 
größer  ist  die  Abuahme  in  den  Jahren    IHftG   und 
denen  24477  bez.  35375  Ehen  weniger  gesclilossen  wurden  als  in  den 
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Tabelle  2". 
Eheachließungen   in  Prenflen. 


Von  je  1000  unver- 

Von je 
1000    Le- 
benden 
hdrateten 

heirateten 

.   über   14 

ZaU 

Jährliche 

Jahre  alten  Personen 

Jahre 

der  Ehe- 

Zu-(-l-)    bez. 

jeden      Geschlechts 

Bchliefiangen 

Abnahme(— ) 

heirateten 

Männer 

Frauen 

1861 

146  992 

-4855 

16,10 

50,48 

48,84 

1862 

157  ii8 

+  10  126 

16,99 

53,09 

51.4s 

1863 

163  704 

+  6586 

17,48 

54.09 

52,89 

1864 

165590 

+  1886 

17,4* 

53,»4 

51,88 

1865 

176  236 

+  10646 

i8,si 

55," 

53.97 

1866 

151759 

—  24477 

15,61 

48,88 

46,08 

1867a 

184699 

+  32  940 

18,94 

59,07 

55,8« 

b 

222  466 

1868 

212958 

—  9508 

17," 

55.«« 

5«.'9 

1869 

216914 

+  3956 

17,99 

56,46 

52,30 

ls70 

181  539 

-85876 

«4,9« 

47,09 

43,40 

1871 

195  974 

+  «4  435 

15,9s 

50,66 

46,46 

1872 

255421 

+  59  447 

20,7» 

65,79 

60,04 

1873 

252872 

—  2549 

20,S8 

64,68 

58,81 

1874 

244773 

—  8099 

19,55 

6l,g9 

56,48 

1875 

230841 

—  13  932 

18,19 

57,88 

52,78 

a)  Die  alten  Landesteile.  —  b)  Die  alten  und  neuen  Landeeteile. 


bezüglichen  Vorjahren.  Die  Zahlen  zeigen  aber  auch,  in  welch'  mäch- 
tiger Weise  die  Jahre  nach  den  Kriegen  diesen  Rückgang  wieder  aus- 
zugleichen bestrebt  sind  (siehe  Fig.  1). 
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Es  ist  dabei  allerdings  noch  eines  Unistandes  zu  gedenken,  der 
mit  der  Wirkung  der  Kriege  konkurriert,  nämlich  die  Choleraepidemie 
des  Jahres  1806  und  die  Pockeiiepirlemie  nach  dem  deutsch-franzö-  m 
siscben  Kriege.  Jede  größere  Eiiideniie  hat.  wie  zahlreiche  Erfah-  | 
rangen  lehren,  zu  einer  Abnahme  der  Ellen  geführt,  der  dann  im 
nächsten  Jahre  eine  besonders  starke  Zunalmie  der  Trauungen  zu 
folgen  pflegt.  So  betrug  die  Heiratsziffer  in  Preußen  in  den  Jahren 
nach  Choleraepidemien''' 

1849:  i8,4t  „         1848:  16,4a 

1850:  19.08 

1851:  i8,«8 

1853:  17, in  , 

1850:  i6,4!  „         1855:  is,s7 

Die  große  Zahl  der  durch  die  Todesfälle  infolge  von  Epidemien 
oder  Kriegen  aufgelösten  Ehen  gibt  eben  zahlreichen  juugen  Männern 
Gelegenlieit,  sich  eine  selbständige  Existenz  zu  begründen  und  damit 
gleichzeitig  auch  die  Möglichkeit  der  Heirat. 

Daß  in  der  Tat  die  Aufltisung  zahlreicher  Ehen  auf  die  Zunahme 
der  Trauungen  nach  Kriegen  u.  s.  w.  niitbestimmend  wirkt,  zeigt  sieb 
auch  darin,  daß  die  Wiederverheiratung  von  Witwen  nach  derartigen 
Ereignissen  stets  eine  bedeutend  größere  ist  als  sonst. 

Tohelle  S. 


Ee  heirateten 

in  Preußen*' 

Auf  1  Ehe  mit 

einer  Witwe 

kooimen  Ehen  mit 

Junjrfrauen 

,1  ungfrnuon 

Witwen 

18<JT 

iqSSga 

22  686 

8,76 

18(J8 

192  704 

19410 

9.9» 

18i}0 

196  506 

'<J554 

lO.O.S 

1870 

164002 

16790 

9,77 

1871 

17623« 

18855 

9.9» 

1872 

230  489 

23837 

9,*l 

1873 

228352 

23373 

9.77 

1874 

221  444 

21  968 

10,08 

1875 

21 1  226 

'8307 

1I,.S4 

Die  Heiraten  der  Jungfrauen  haben  hiernach  von  1870 — 1872 
um  411,54  Pi'oz.,  die  der  Witwe«  dagegen  um  41,lt7  Proz.,  also  fast 
l'/.j  Proz.  mehr  zugenomnien ;  auch  das  Verhältnis  der  heiratenden 
Jungfrauen  und  Witwen  zueinander  zeigt  die  relativ  große  Beteili- 
gung der  letzteren  in  den  Jahren  nach  den  Kriegen. 

Wenn  es  nun  auch  entschieden  im  Interesse  der  Volkswohlfahrt 
liegt,  daß  möglichst  zahlreiche  Ehen  geschlossen  werden,  so  hat  eine 
so  akute  Steigerung  der  Heiraten,  wie  sie  z.  B.  nach  den  letzten 
Kriegen  in  Preußen,  und  wie  wir  später  sehen  werden,  auch  ander- 
wärts eingetreten  ist,  auch  manches  Bedenkliche  an  sich.  Es  sind 
eben  zum  Teil  wirklich  nur  Hüffnungen  und  Wünsche  für  die  Zukunft, 
die  den  schnellen  Entschluß  zur  Heirat  reifen  lassen  —  daß  solche 
HotTnungen  oft  täuschen  können,  hat  die  Geschichte  der  Jahre  nach 
1870/71  nur  zu  deutlich  gelehrt.  Eerner  ist  tlabei  zu  Iterücksichtigen, 
daß  gerade  bei  einer  derartigen  Vermehrung  der  Trauungen  zahlreiche 
sehr  junge  Personen  zum  Altar  treten  werden,  die  nach  ihren  Lebens- 
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jähren  und  damit  nach  ihrer  sozialen  Stellung  und  ihrer  sittlichen 
Keife  oder  liesser  Unreife  kaum  geeignet  gewesen  sein  dürften,  die 
Verantwortlichkeit  der  Gründung  eines  eigenen  Herdes  auf  sicli  zu 
oehmen. 

Auch  hierfflr  mögen  aus  den  statistischen  Daten  Preußens  einige 
Beispiele  gegeben  werden. 

Tabelle  4. 
Eh  betrug  daa  durchschnittliche  HeiratBaltcr' 


der  Männer     c 

er  Frauen 

der  Männer 

der  Frauen 

(Jahre) 

(Jahre) 

(Jahre) 

(Jahre) 

1867 

30,037 

27,4  u  8 

1872 

29,608 

26,S7S 

1868 

29,797 

»7.8*0 

1873 

29,561 

26,824 

1869 

J9,«86 

27,11» 

1874 

29,»S9 

27,597 

1870 

30,0«  1 

27|S09 

1875 

29,38» 

26,751 

1871 

30,ss& 

27,295 

Tabelle  ». 

1876 

29,575 

27,19s 

r 

Die  Zahl  der  neuvermählten 

Personen  betnif; 

l* 

M 

iin  ner 

Frauen 

r 

unter  20 

über  20-30 

unter  20          über  2n— 30 

Jahren 

Jahre 

Jahren 

Jahre 

1867 

2828 

138558 

18740 

153253 

1888 

2224 

136  891 

19484 

147  022 

1869 

2897 

140805 

20785 

150  211 

1870 

"iS 

114025 

16238 

125  127 

1871 

1722 

121  566 

17388 

«34  975 

1872 

2922 

167  167 

3' 963 

'7'  237 

1873 

3770 

166048 

33  5'2 

168250 

1874 

3025 

164796 

3'  930 

164  505 
158636 

1875 

2167 

'57235 

28215 

187B 

470 

'47655 

21  026 

154649 

Die  Zunahme  der  jugendlichen  Personen  unter  den  Heiratenden 
nach  dem  Felilzuf»e  springt  in  die  Augen.  Aus  den  absoluten  Zahlen 
ist  aber  noch  nicht  zu  entnehmen,  wie  viel  Ehen  geschlossen  wurden, 
in  denen  beide  Teile  noch  nicht  das  20.  Lebensjahr  vollendet  hatten. 
Tabelle  6  und  Fig.  2  geben  hierüber  fflr  Preulien  Aufschluß. 

Tabelle  «. 

Unter  lOOO  Ehen  waren  derartig  vorzeitige": 

Im  Staate        in  allen  ätädtcn    auf  dem  Lande 

1867  2,038  1,517  2,S98 

1868  2,38(1  1,788  2,691 

1869  3,184  2,811  3,379 

1870  2,998  2,!22  3,419 

1871  2,40ä  2,113  2,564 

1872  3,994  3,189  4,331 

1873  5,115  4,544  5,44t 

1874  5,309  4,497  5,7  88 

1875  3,198  2,691  3,436 

1876  0,424  0,168  0,578 

Diese  Verhältnisse  können  natürlich  nicht  im  ganzen  Umfange  ver- 
allgemeinert werden;  niclit  nach  jedem  Kriege  wird  ein  solcher  wirt- 
schaftlicher Aufschwung  wie  im  Anfang  der  70er  Jahre  eintreten,  der 
doch  in  erster  Linie  diese  Zunahme  der  vorzeitigen  Heiraten  veran- 
laßt hat.  Ohne  Einrtuß  in  der  beregten  Richtung  dürfte  aber  wohl 
kaum  eine  akute  Vermehrung  der  Eheschließungen  sein  —  mögen  die 
Gründe  für  die  letztere  nun  in  Kriegen  oder  Epidemien  oder  Auf- 
Iiebung  gesetzlicher  Eheliinderungsgründe  oder  in  sonstigen  wirtschaft- 
lichen Ereignissen  liegen.  — 
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Fig.  2. 

Es  erübrigt  sich,  für  die  sämtlichen  Bundesstaaten  diese  Unter- 
suchungen zu  wiederholen.  Naturgemäß  werden  diejenigen  Provinzen 
oder  Staaten,  welche  örtlich  am  stärksten  von  den  kriegerischen  Er- 
eignissen berührt  werden,  aucli  am  meisten  unter  der  Erschütterung 
der  normalen  Lebensbedingungen  zu  leiden  haben.  In  ausgesprochenem 
Ma(se  liiGt  sich  dies  für  das  Königreich  Sachsen  während  des?  böh- 
mischen Feldzuges  18()f;  nachweisen. 

Hier  betrug  die  Zahl  der  Trauungen  ^*: 

1865  1866 

Januar  bis  Mai  9843  1032» 

Juni  bis  Oktober  9646  5  980 

November  und  Dezember      2593  2  586 

Zunächst  zeigt  sich  deutlich,  wie  sofort  mit  dem  Beginn  des 
Krieges  die  Zahl  der  Trauungen  nachläßt  und  diese  Abnahme  während 
der  Dauer  des  Feldzuges  anhält.  Die  betrctfenden  Monate  zeigen 
gegenüber  dem  Vorjahre  ein  Minus  von  :ii)i)()  Eheschließungen;  die 
beiden  letzten  Monate  des  Kriegsjahres  lassen  dann  schon  ^vieder 
keinen  Unterschied  gegen  früher  erkennen.  Wir  werden  auf  diese 
Verhältnisse  noch  sjiäter  hei  Besprechung  der  Geburten  zurückkommen. 
Von  besonderem  Interesse  ist,  wie  sich  die  Zahl  der  Trauungen  in  den 
einzelnen  Bezirken  gestellt  hat  (siehe  Tabelle  7). 

Die  Almahme  traf  also  vorwiegend  die  vom  Kriege  am  unmittel- 
barsten heimgesuchten  Landstriche,  somit  stärker  die  Städte,  deren 
E.\istenzbasis,  die  Industrie,  auch  noch  unter  den  mittelbaren  Wir- 
kungen des  Krieges  zu  leiden  hatte,  als  die  Dörfer,  die  im  ganzen 
doch  noch  eine  eigene  von  den  Verhältnissen  des  Weltmarktes  unab- 
hängige Nahrungsqueile  besitzen. 

Es  würde  zu  weit  führen,  und  hieße  auch  nur,  schon  Gesagtes 
wiederholen,  die  Statistiken  anderer   Länder  in    Hinsicht  auf  unsere 
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im  Ro- 
gieninKs- 
lieiirk 
Dreeden 

Leipzig 

Zwickau 

Bautzen 


Tabelle  7. 
Es  fanden  Gbc^cbiießungen  statt 
in  den  Städten      auf  dem  Lande  überhaupt 

1865  2412  3385  5797 

18C()  1817  (— 24,»5  Proz.)  2839  (—16,1s  Proz.)  4666  (—19,5»  Pro*.) 

1865  1977  3040  5017 
18ue  1634  (—«7,3»  Proz.)  2669  (— ij,»o  Proz.)  4303  (—14, »3  Proz.) 
18<i5  3479  4977  8456 

1866  3000  (—13,77  Proz.)  4640  (—6,77  Proz.)  7640  (—9,113  Proz.) 
1865  443  2368  281 1 

18G6      344  (—22.33  Proz.)    1935  (—18,19  Proz.)    2279  (—i8.»i  Proz.) 

Königr.  18(i5    8311  13770  22081 

Sachsen  1860    6805  (—18,1»  Proz.)  12083  (— i2,is  Proz.)  18888  (—14,* e  Proz.  1 

Frage  zu  durchforschen;  nur  für  Frankreich  mögen  noch  einige 
Daten  angegeben  werden  **.  Hier  ist  die  Abnahme  der  Elien  im  Jahre  1870 
noch  viel  bedeutender  gewesen,  als  bei  uns  in  Preußen.  Während 
im  Jahre  186i)  303482  Ehen  geschlossen  wurden  ^  8,2  Proni.  der 
Einwohner,  betrug  ihre  Zahl  im  ersten  Kriegsjahre  nur  223  705  = 
ti,0  Prom.;  die  Abnahme  beträgt  nicht  weniger  als  26,29  Proz.,  während 
sie  in  Preußen  sich  nur  auf  16,31  Proz.  belicf.  Daß  die  Abnahme  in 
Frankreich,  dem  eigentlichen  Kriegsschaujdatze  bedeutender  sein  würde, 
war  nach  den  früheren  Ausführungen  über  Sachsen  zu  erwarten. 
Audi  hier  zeigen  die  ersten  Friedensjahre  dann  eine  beträchtliche  Zu- 
nahme, ja  das  Jahr  1872  zeigt  mit  352754  Ehen  =  lt,.s  Prom.  der  Ein- 
wohner eine  Ileiratsfrequenz,  wie  sie  Frankreich  im  ganzen  XIX.  Jahr- 
hundert —  mit  Ausnahme  des  einen  Jahres  1813  —  nie  gehabt  hat. 
Leider  hat  dieser  Aufschwung  nicht  lange  angehalten,  schon  das  Jahr 
1876  zeigt  wieder  die  alte,  verhältnismäßig  niedrige  Heiratszitter. 

In  den  anderen  Kriegsjahren,  die  Frankreich  durchzunmclien  hatte, 
zeigen  sich  die  fraglichen  Erscheinungen  nicht  so  ausgesprochen, 
wie  1870.  Das  Jahr  1859  ist  ohne  Einwirkung  auf  die  Ehen  vorüber- 
gegangen, wie  bei  der  Kürze  des  Krieges  leicht  verständlich  ist. 
Während  des  Krimkrieges  zeigt  das  Jahr  1854  wohl  einen  Rückgang 
der  Zahl  der  Eheschließungen  um  9713,  ohne  daß  dadurch  die  Hei- 
ratszift'er  wesentlich  herabgedrückt  wird  (1853:7,8  Prom.  der  Ein- 
wohner, 1854:7,5  Prom.);  die  beiden  nächsten  Jahre  unterscheiden  sich 
nicht  von  dem  sonstigen  Durchschnitt.  Es  scheint,  daß  die  räumliche 
Entfernung  des  Kriegsschauplatzes  die  hemmende  Wirkung  der  kriege- 
rischen Ereignisse  wesentlich  abgeschwächt  hat  (siehe  Fig.  3). 

Interessant  sind  die  Gründe  für  die  Zunahme  der  Ehen  in  dem 
obengenannten  Jahre  1813,  die  zeigen,  daß  unter  Umstäaden,  wenn 
auch  nicht  Kriege  selbst,  so  doch  kriegerische  Rüstungen  gelegentUch 
einmal  die  entgegengesetzte  Wirkung  als  sonst  auszuüben  vermögen. 
Im  genannten  Jahre  hatte  in  Frankreich  eine  selir  starke  Aushebung 
stattgefunden,  von  der  aber  die  Verheirateten  ausgenommen  waren. 
Sofort  sehen  wir  statt  der  7,7  Ehen  im  Jalire  1812  ihrer  13,3  auf 
1000  Einwohner;  das  Jahr  1814  brachte  dann  den  Krieg  selbst  und 
die    Zahl    der  Eheschließungen  sank   auf  6.6  Prom.  der  Einwohner  *^ 

Eine  ähnliche  Erscheinung  trat  übrigens  1870  in  Paris  zu  Tage, 
die  —  wenn  auch  streng  genommen,  nicht  hierher  gehörig  —  doch 
erwähnt  sein  mag.  Jeder  der  Nationalgardislen,  welcher  keine  anderen 
Hilfsmittel  als  ihre  eigene  Arbeit  hatte,  sollte  eine  Entschädigung  von 
l  frc.  50  cts.  pro  Tag  erhalten ;    Verheiratete   außerdem    noch  ^4  frc. 


I 
I 


für  ihre  Frauen.  Da  aber  hierzu  die  Beibrinf^unp;  eines  Trauuiigs- 
schcines  verlangt  wurde,  so  verkündeten  plötzlich  die  Mairien  eine  un- 
glanbliclie  Menge  von  Heiraten,  wobei  wunderbarerweise  Bräutigam 
uiul  Braut  fast  inuner  in  derselben  Straße,  derselben  Nummer  wohnten. 
Diese  Eheschließungen,  spottweise  mariages  h  15  sous  genannt,  waren 
also  nur  Legitimierungen  von  wilden  Ehen,  in  denen  übrigens  Mann 
und  Frau  sich  und  ihren  Kindern  treu  blieben  und  deren  es  in  Paris , 
viele  Tausende  gegeben  haben  solP".  — 

b)  Geh  urten. 
Von  der  Häufigkeit  der  Eheschließungen  hängen  nun  die  für  die 
Bevölkerungsentwickelung  grundlegendsten  Ereignisse  ab,  nfimlich  die 
Geburten,  sofern  in  unseren  Kulturstaaten  der  überwiegende  Teil 
aller  Nachkoninienschuft  aus  ehelich  gezeugten  Kindern  besteht  und 
nur  ein  kleiner  —  allerdings  nach  Oertlichkeit,  Zeit  u.  s.  w.  sehr 
wechselnder  —  Teil  unehclieher  Abkunft  ist.  Es  ist  klar,  daß  die 
neu  abgeschlossenen  Ehen  nur  in  einem  gewissen  Maße  die  Zahl  der 
Gebarten  beeinflussen  können ;  die  in  einem  bestimmten  Zeitabschnitte 
Geborenen  entstammen  eben  zum  großen  Teil  schon  länger  bestehenden 
Ehen,  denen  bereits  früher  Kinder  entsprossen  sind.  Andererseits 
dürfte  die  Zahl  der  nach  kurzer  Zeit  der  Ehe  als  Erstgeborene  zur 
Welt  gekommenen  Kinder  doch  eine  recht  erhebliche  sein,  so  daß  eine  plötz- 
liche Herabsetzung  der  Ehen  auch  in  der  Zahl  der  in  der  Folgezeit 
eintretenden  Geburten  zu  bemerken  ist.  Dazu  kommt,  daß  all'  die 
Ereignisse  politischer  und  wirtschaftlicher  Natur,  wie  vrir  sie  oben  als 
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Faktoren  für  Jie  ElieschlieGiin>^en  selbst  kurz  angedeutet  haben,  auch 
auf  die  Zeugung  überhaupt  von  nicht  zu  verkennwuleiu  Einflüsse  sind. 
Wenn  ja  auch  der  Akt  der  Gehurt  kein  willkürlicher  ist  in  dem  Sinne, 
wie  es  die  Schließung  einer  Ehe  ist.  .so  s|irecheti  (loch  bei  der  Zeugung 
der  Kinder  so  viele  subjektive,  von  äußeren  und  inneren  Verhältnissen 
abhängige  Momente  mit,  dalJ  man  von  den  Geburten  als  vollkommen 
unwillkürlicheu  Ereignissen  im  Leben  der  lievülkeriing  —  wie  es  die 
Sterbefälle  sind  —  nicht  sprechen  kann. 

Daß  über  den  soziahvirtscliaftlichen  und  moralischen  Wert  der 
Kinderzahl  die  Anschauungen  bei  den  verschiedenen  Vfilkern  und  auch 
innerlialli  eines  Volkes  bei  den  verschiedenen  sozialen  Schichten  weif 
auseinander  gehen,  ist  bekannt.  Gewiß  bringt  eine  im  Verhältnis  zum 
Einkommen  einer  Familie  zu  große  Kinderzahl  in  mancher  ISeziehung 
Gefahren  mit  sich  und  kann  die  Wohlfahrt  des  einzelnen  und  damit 
auch  die  von  Gemeinde  und  Staat  gefährden. 

Bis  zu  welchem  (irade  die  Befürchtungen  in  dieser  Richtung  ge- 
gangen sind,  zeigen  die  Lehren  eines  Malthus  und  seiner  Anhänger, 
auf  die  an  dieser  Stelle  näher  einzugehen  wohl  überflüssig  ist,  zumal 
die  Grundlagen  der  Malthusschen  Lehre  von  der  wissenschaftlichen 
Kritik  als  unbegründet  und  —  in  ihrer  Verallgemeinerung  —  als  hin- 
fällig erwiesen  worden  sind. 

Für  die  Weiterentwickelung  eines  Volkes,  für  die  Maciitstellung, 
welche  dasselbe  im  internationalen  Wettbewerb  auf  allen  Gebieten  er- 
strebt, ist  die  Höhe  der  ( feburteuzahl  sicherlich  von  einschneidendster  Be- 
deutung, und  wenn  der  Einzelne  vielleicht  auch  bei  geringer  Kinder- 
zahl behaglicher  und  sorgenfreier  leben  kann,  für  den  Gesamtstaat  als 
solchen  und  damit  für  die  Wohlfahrt  des  ganzen  Volkes  dürfte  eine 
hohe  Kinderzahl  von  der  größten   Wichtigkeit  sein. 

„La  iiuissance  d'une  nation  depend  du  nomhre  iriiumnies, 
qu'elle  peut  mettre  sous  les  armes.*  Anknü[ifend  an  diese  Worte 
Napoleons  IIL  sagt  Leon  Le  Fort  in  einem  seiner  geistreichen  Vor- 
träge: „Si  pendant  la  guerre  la  puissance  repose  snr  le  noTuhre  de 
soldats  quelle  [leut  mettre  en  ligne,  la  [inissance  reelle  et  permanente 
r<5side  dans  le  nombre  de  bras,  qu'elle  emploie  au  travail. 
D'ailleurs,  pour  avoir  des  soldats,  ü  laut  d'abord  avoir  des  hommes 
et  Ton  a  malheureusement  trop  iongtemps  oublie,  Ton;  oublie  trop 
encore  cctte  verite  naive "." 

Wohin  das  Vergessen  dieser  scheinbar  selbstverständlichen  Wahr- 
heit führt,  zeigt  auch  noch  in  der  neuesten  Zeit  das  Bois]iiel  von 
Frankreich,  das  nach  dem  Urteil  der  berufensten  Männer-'""  kaum 
noch  eine  Zunahme  der  Bevölkerung  zeigt  und  so  der  (iefahr  der  be- 
ginnenden Entvölkerung  dicht  gegenübersteht. 

Es  ist  a  priori  klar,  daß  kriegerische  Ereignisse  auf  die  Zahl  der 
Geburten  einen  mindestens  eben.so  großen  Einfluß  ausüben  werden, 
als  auf  die  Zahl  der  Eheschließungen. 

Die  Abwesenheit  der  zahlreichen,  im  besten,  zeugungsfähigsten 
Alter  stehenden  Soldateu,  insbesondere  der  Reserve  oder  Landwehr, 
macht  sich  hier  in  erster  Linie  bemerkbar.  Wir  werden  aber  sehen, 
daß  es  nicht  dieses  Moment  allein  ist,  welches  die  Geburtenzahl  herab- 
ilrückt,  sondern  daß  auch  bei  den  Zurückbleibenden  eine  Abnahme 
der  Konzeptionen  stattrtndet,  deren  Grund  in  psychologischen  Ein- 
drücken und  Hemmungen  zu  suchen  ist. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Begriffe  der  allgemeinen  Ge- 
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hotuzißer  (Vcrhiltaii  der  iUbmttm  : 

fntithukHtniKer  (VerUllns  xv  Zahl    der 
it,  Mmie  tat  die  Faktoren,  welche  xat  diese  Zalüeni 
etowirlwa  (SterMiddkeit,  Alteraanfban  n.  s.  w.>  nüier  einzugeben.   Imt 

Kolen  ganzen  werden  schon  die  absointea  Zahlen  der  Gebarten  die  \ 
hvaslnagea  in  der  Gebnrtenhiwfigkrit  klar  zum  Aosdrack  bringen. 
KefcflMB  wir  als  DScbfttliegendes  Beispiel  wiedemm  die  Zahlen 
fllr  das  Königreich  PreuSen.  Es  kann  leider  nicht  auf  die  ganze 
lange  Beihe  der  Geborten  im  vorigen  Jahrhundert  eingegangen  werden, 
dovi«?!  InteresM  auch  die  Schwankungen  infolge  der  politischen,  wirl- 
«''hiiftlichen  und  sozialhygienischen  Ereignisse  darbieten.  Es  sei  daher 
nur  die  lUdhe  von  1801  au  mitgeteilt,  in  der  sich  die  großen,  vod 
Treußen  ged'Obrtcn  Kriege  eintluUreich  erwiesen  haben. 
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Dem  Minimum  iler  nelnirtenziffer  im  Anfang  der  secliziger  Jahre 

—  liiuiiitsüclilicii  (iunii  die  Koi'iipreise  l)ediugt  —  folgt  in  den  Jahren 
18(18 — i>Sli()  eine  Periode  zahlreicher  Geburten,  in  der  auch  das  Kriegs- 
jahr 1864  keine  wesentlichen  Spuren  liinterlassen  hat.  Dann  folgt  im 
Jahre  1H(»7  als  die  Folge  des  Krieges  und  der  Choleraepidemie  Sinken 
der  Geburtszitfer.  das  auch  nocli  int  Jalire  18(>s  infolge  schlechter 
Ernten  anhält;  ISlill  und  1870  zeigen  wieder  eine  ansteigende  Tendenz, 
die  dann  durch  den  Krieg  im  Jahre  1871  jäh  unterbrochen  wird; 
um  4,'.i  ProuK  nahm  die  (Jeburtszitfer  des  letztgenannten  Jahres  gegen- 
über 1870  ab;  daß  iui  Jahre  187U  selbst  die  Wirkung  des  Krieges 
sich  uoch  nicht  bemerkbar  machen  konnte,  ist  klar,  da  derselbe  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  zum  Ausbruch  kam  und  naturgemäß 
die  Abnahme  der  Konzeptionen  sich  erst  nach  !>  Monaten  geltend  machen 
konnte.  Daß  in  der  Tat  die  Abnahme  der  Zeugungen  genau  mit 
dem  Monat  der  Kriegserklärung  beginnt,  wird  später  gezeigt  werden. 

Wie  die  Ehen  zeigen  dann  die  (icburten  nach  dem  Kriege  eine 
gewaltige  Steigerung;  schon  das  Jahr  1872  verzeichnet  ein  Plus  von 
15.5949  Geburten  =  (>,2  Prom.  der  Einwohner;  auch  in  den  nächsten 
Jahren  hält  diese  Zunalime  nocli  an,  erreicht  im  Jahre  1876  mit 
42,8  Prom.  ihren  Höliepunkt  und  ist  seitdem  fast  dauernd,  wenn  auch 
langsam,  wieder  gefallen. 

Daß  die  Zunalnue  der  Geburten  des  Jahres  1872  nicht  nur  durch 
die  Zunahme  der  P^heu  bedingt  gewesen  ist.  leuchtet  bei  einem  Ver- 
gleich der  bezüglichen  Zahlen  ein:  einem  Pins  von  1443.')  Ehen  im 
Jahre  1871  steht  ein  Plus  von  155  949  Geiturten  gegenüber.  Die 
Zeugungsfähigkeit  hat  eben  während  des  Krieges  gleichsam  unter 
einem  hemmenden  Druck  gestanden,  nach  dessen  Aufhebung  die  Natur 
die  Versäumnisse  einzuholen  und  das  entstandene  Manko  wieder  gut- 
zumachen bestrebt  ist. 

Derartige  lieispiele  von  der  akuten  Beeinflussung  der  Geburten- 
häutigkeit  durch  Kriege  ließen  sich  für  alle  Staaten  und  alle  Kriege 
beibringen.  Für  Bayern  weist  G.  v.  Mayr'"  die  gleichen  Verhält- 
nisse für  den  Krieg  1870  71  nach,  wähi-end  die  Ereignisse  des  Jahres 
18ÖG  sich  dort  nicht  bemerkbar  gemacht  haben.  Dagegen  hat  nach 
demselben  Autor  in  Italien  der  Krieg  von  18t)(j  einen  ganz  erheb- 
lichen Rückgang  der  Empfängnisse  vom  Mai  bis  in  den  S(»ätherbst 
hervorgerufen.  Daß  Sachsen  18üt)  eine  nicht  unbeträchtliche  Ein- 
buße an  Geburten  durch  den  genannten  Krieg  erlitten  hat,  wird  später 
noch  näher  erörtert  werden. 

In  Frankreich  '^  sank  die  Geburtsziffer  von  25,5  pro  mille  der 
Einwohner  im  Jahre  1-870  auf  22,(>  pro  mille  im  nächsten  Jahre.  Absolut 
betrug  die  Abnahme  der  Geburten  117394  =  ll,;^7  Proz.  der  Ge- 
burten im  Jahre  1870,  während  für  Preußen  die  Abnahme  sogar 
12,16  Proz.  betrug.  Bei  der  verhältnismäßig  niedrigen  Geburt.szitfer, 
welche  Frankreich  im  Gegensatz  zu  anderen  Staaten  aufweist,  und 
insbesondere  bei  dem  geringen  Ueberschnß  der  Geburteu  über  die 
Gestorbenen  ist  ein  solcher  Ausfall  von  viel  höherer  Bedeutung,  als 
anderwärts.  Allerdings  zeigen  auch  .in  Frankreich  die  nächsten 
Friedensjahre  einen  relativ  bedeutenden  Anstieg  der  Geburten ;  das 
Jahr  1872  wies  mit  einer  Natalitüt  von  20,8  Proz.  einen  so  hohen 
Stand  auf,  wie  er  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts 
kaum  sonst  erreicht  war ;   aber  diese  Zunahme  dauerte  nicht  nur  nicht 

—  wie  in  Preußen  —  eine  Reihe  von  Jahren  an ;  vielmehr  zeigt  scliou 

Hiudbüi-h  d«r  (lr(i«u.    Snppl.-lid.  IV.  4£l 
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das  nächste  Jahr  ein  Zurückgehen  auf  26,1  pro  niille;  seitdem  ist  die  Gt 
burtsziffer  fast  dauernd  gefallen  und  ist  z.  B.  im  Jalire  1898  mit 
22,4  Proz.  unter  diejenige  des  Kriegsjahres  1S71  gesunken.  Da  die 
Abnahme  der  Sterblichkeit  —  wie  hier  gleich  eingeschaltet  sein  mag 
—  durchaus  nicht  den  gleichen  Schritt  gehalten  hat  und  der  üeber- 
schuß  <ler  Geburten  über  die  Todesfälle  schon  jetzt  nur  ein  sehr  ge- 
ringer ist,  so  ist  allerdings  die  Zukunft  vou  Frankreich  in  ein  sehr 
trübes  Grau  gehüllt  und  sind  die  Anstrengungen  der  Statistiker, 
Deniologen  und  Hygieniker,  eine  Aenderung  in  diesen  Dingen  herbei- 
zuführen, wohl  zu  begreifen;  ob  aber  die  neuerdings  erhobenen  War- 
nuDgsrufe  eiuen  größereu  Erfolg  haben  werden,  als  der  oben  zitierte 
Leon  Lc  Forts  aus  dem  Jahre  18()7,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 

In  Rußland  sank  infolge  des  russisch-türkischen  Krieges  im 
Jahre  187.S  die  Geburtenziffer  von  4H,G  auf  4ti.4  pro  uiille  der  Einwohner 
und  erreichte  damit  seit  vielen  Jahren  den  niedrigsten  Stand.  Das 
Jahr  I87ii  brachte  dann  wieder  eine  Steigerung  auf  49,0  pro  mille.  auf 
welcher  Höhe  die  Geburtszitfer  mit  gewissen  Schwankungen  gebliebeu 
ist". 

Es  ist  schon  mehrfach  erwähnt,  daß  sich  die  Abnahme  der  Kon- 
zeptionen sofort  mit  dem  Beginn  eines  Krieges  nachweisen  läßt,  wenn 
man  die  Geburten  nach  den  einzelnen  Monaten  betrachtet. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  die  absoluten  Zahlen  der  Geburten  in 
Preußen  nach  Monaten.  Sowohl  für  die  Kriegsnionate  des  Jahres  1866 
als  auch  der  Jalire  1870/71  springt  die  Abnahme  der  Konzeptionen 
in  die  Augen.  Besonders  deutlich  zeigt  den  sofort  mit  der  Kriegser- 
klärung beginnenden  Rückgang  der  Zeugungen  die  Kurventafel  5,  in 
der  die  durchschnittlich  täglich  im  preußischen  Staate  vorgekommenen 
Geburten  graphisch  dargestellt  sind  (nach  Fircks  1.  c.  S.  18).  Inter- 
essant ist,  wie  bald  nach  Abschluß  des  Waffenstillstandes  im  Januar  1871 
die  Konzeptionen  wieder  zahlreicher  werden  und  wie  im  Jahre  1872 
das  Maximum  der  Geburten  nicht,  wie  sonst  stets,  in  den  Monat 
Januar  oder  Februar  fällt,  sondern  in  den  März,  dem  als  Konzeptions- 
monat der  Juni  l>i7I  und  mit  ihm  die  Rückkehr  der  siegreichen  Truppen 
aus  Frankreich  entspricht. 
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a)  alter  Bestand. 

b)  neuer  Betttand. 
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Besonders  deutlich  tritt  diese  Beeinflussung  der  Konzeptionshäufig- 
keit durch  kriegerische  und  sonstige  politische  Ereignisse  im  König- 
reich Sachsen  während  und  nacli  dem  Kriege  von  1866  zu  Tage.  [Hier 
betrug  die  Zahl  der  Geburten*-: 

48* 


Der  Parallelisraus 
in  der  Entwickeliing 
der  politischen  Ver- 
hältnisse und  der 
Schwankungen  der  Ge- 
burten ist  nicht  zu 
verkennen.  Mit  dem 
Monat  Juni,  in  wel- 
chem die  Feindselig- 
keiten begannen, 
schluff  das  Plus  der 
Konzeptionen  des 
Jahres  1866  im  Ver- 
gleich mit  dem  Vor- 
jahre ins  Minus  um. 
Derllaujitkriegsmonat 
Juli  l»rarlite  die  stärk- 
ste Verminderung.  An- 
fang August  wurden 
die  Friedensprälimi- 
narien abgeschlossen. 
Mit  diesem  Monat  tritt 
auch  bereits  wieder 
eine  verhältnismäßige 
Zunahme  der  Konzep- 
tionen ein.  In  diesem 
verminderten  Ab- 

stände von  der  Höhe 
des  A'orjahres  verharrt 
sie  durch  die  3  Mo- 
nate    der     Friedens- 

unterhiindlungen. 
Ende  Oktober  erfolgte 
der  Friedensschluß 
zwischen  Preußen  und 
Sachsen  und  die  Rück- 
kehr der  sächsischen 
Truppen  in  die  Hei- 
mat. Wiederum  nähert 
sich  die  Zahl  der  Kon- 
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zeptiouen  um  ein  Bedeutendes  derjenigen  der  entspreclienden  Monate 
des  Vorjahres.  Im  Frülijahr  1867  beginnt  wieder  eine  rückgängige 
Bewegung.  Um  die  Jahreswende  trat  die  orientalische  Frage  in  Ge- 
stalt des  Belgrader  Festungsstreites  vor  das  der  Sicherheit  des  kaum 
geschlossenen  Friedens  noch  wenig  vertrauenden  Europa.  Oerüclite 
von  einer  französisch-österreichischen  Allianz  durchscluvirrteii  die 
Luft.  In  die  ersten  Verhandlungen  des  uordileutsciien  Reichstages 
über  die  künftige  Bundesverfassung  mischen  sich  schon  beunruhigende 
Ausblicke  nach  den  westlichen  Grenzen.  Am  18.  März  kam  die  Luxem- 
burgische Frage  zum  ersten  Male  zur  Besprechung.  Am  19.  begann 
die  Veröffentlichung  der  preußisch-süddeutschen  Bündnisverträge.  Ende 
des  Monats  war  der  Zeituiigssturm  über  <lie  entgegengesetzten  An- 
sichten Preußens  und  Frankreichs  in  Betreff  des  Landes  und  besonders 
der  Festung  Luxemburg  in  vollem  Gange.  Die  Geschäftswelt  mußte 
sich  vorsehen,  der  Erwerb  stockte  aufs  neue  und  —  die  Zahl  der 
Konzeptionen  im  3.  Monat  des  Jahres  1867  sank  wieder  ebenso  tief 
unter  die  des  entsprechenden  Monats  im  Jahre  186t),  wie  in  der 
Zwischenzeit  bangen  Harrens  zwischen  den  Abschlüssen  der  Friedens- 
präliminarien und  des  Friedens. 

Daß  während  Belagerungen,  gewissermaßen  der  konzentriertesten 
Form  des  Krieges,  die  Abnahme  der  Konzeptionen  in  den  Festungen 
besonders  stark  sein  wird,  ist  leicht  verständlich.  Für  Paris  seien  die 
entsprechenden  Zahlen  nach  Suenr"  angeführt  (siehe  Hg  7,  S.  (378): 


P 


Tabelle 

11. 

Monat  der 
Geburt          Konzeption 

1871/72 

Hitt«!   18( 

Juni 

(Beptemher) 

2965 

4426 

Juli 

(Oktoberi 

3001 

4615 

August 

(November) 

2429 

4538 

September 

(Dezember) 

1729 

4417 

Oktober 

(Januar) 

1875 

4442 

November 

(Februar) 

2584 

4386 

Dezember 

(März) 

3610 

45" 

Januar 

(April) 

42j8 

4964 

Zum  Teil  mag  dieser  enorme  Rückgang  der  Konzeptionen  darauf 
zurückzuführen  sein,  daß  eine  Reihe  von  Frauen  die  Stadt  verlassen 
hatten,  während  die  Männer  znrückblieben ;  doch  dürfte»  auch  bei  den 
zurückgebliebenen  Familien  psychologische  Faktoren  auf  die  Abnahme 
der  Zeugungen  eingewirkt  haben,  Faktoren,  welche  ihrerseits  in  den 
äußeren  Lebensbedingungen,  in  den  Sorgen  und  Aengsten  der  Be- 
lagerungszeit ihre  hinreichende  Begründung  finden.  — 


Nach  großen  Kriegen  bringen  die  nächsten  Friedensjahrc,  wie 
wir  gesehen  haben,  fast  stets  eine  beträchtliche  Zunahme  der  Ge- 
burten und  zwar  besteht  das  eigentümliche  Verhalten,  daß  die  Knaben- 
geburten eine  stärkere  Vermehrung  aufweisen  als  diejenigen  von  Mäd- 
chen. Aber  auch  in  den  auf  Kriege  folgenden  Jahren,  welche  kein 
Plus,  sondern  ein  Minus  von  Geborenen  zeigen,  ist  die  Abnahme  der 
Knabengeburten  geringer  als  diejenigen  der  Mädchengeburten  —  im 
Gegensatz  zu  den  sonstigen  Erfahrungen,  daß  stets  die  ersteren  einen 
etwas  größeren  Rückgang  als  die  letzteren  zeigen.  Die  nachfolgende 
kleine  Tabelle  12  (Ö.  679)  möge  als  Beweis  hierfür  gelten. 

*3 


Während  in  den  früheren  Perioden  die  Abnahme  der  männlichen 
Geburtsziffer  eine  verhältnismäßig  stärkere  ist,  als  die  der  weiblichen, 
weist  das  Jahr  186405  das  entgegengesetzte  Ergebnis  auf.  Auch  die 
folgenden  Jahre  nach  den  Kriegen  von  1H66  und  1870'71  zeigen  die- 
selbe Veränderung  in  dem  Verhältnis  der  Geburten  zu  Gunsten  des 
männlichen  Geschlechts.  Diese  Tatsache,  sagt  v.  Fircks.  ist  ein 
neuer  Beleg  für  die  ausgleichende  Tätigkeit  der  Natur,  welche  zunächst 
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Es  betrug 
Geburtsziffer  ^^ 


I 

r 


in  Preußen 
jiro  uiille 

der  gesmutcn  inäuiilicbeii 

durclisciuittlioli  jäbrlicb  Bevölkerung 

1819  1832  — o,64 

183;i/184<J  —  o,a» 

1850/1853  —0,99 

1856/1858  +  i,*8 

1859/18Ö1  —0,78 

18«2/18«4  +  0,90 
jShrlich 

1864/1805  —0,1 

]863,;1866  -  o,» 

186(5  lö()7  —  i,s 

1SÖT/18Ü8  —  1,0 

18fiS;i8Ö9  +  i,s 

1809/1870  +  o,s 

1870/1871  —  5,0 

1871/1872  +  6  6 

1872/1873  —  o,» 

1873/1874  +  0,8 


Tabelle  12. 

die  Aljiiahme  (— )  bez.  Zunahme  (4-)  der 


der  gwamten  weiblichen 
Bevölkerung 


dem  durch  fremdartige  Störungen  am  meisten  geschädigten  Teile  des 
ganzen  Organismus  Kräfte  zuführt;  es  entspricht  dieselbe  auch 
der  anderweitig  gemachten  Wahrnehmung,  daß  unter  den  Erst- 
geborenen viel  mehr  Mädchen  als  Knaben  geboren  werden,  da  in 
Kriegsjahren  weniger  neue  Ehen  zum  Abschluß  kommen.  — 

Noch  ist  bei  der  Besprechung  der  Geburten  eines  Punktes  zu 
gedenken,  nämlich  der  unehelichen  Geburten  und  des  Einflusses, 
welchen  Kriege  auf  die  Zahl  derselben  auszuüben  pflegen.  Es  würde 
2U  weit  führen,  an  dieser  Stelle  auf  die  Bedeutung  der  unehelichen 
Geburten  in  sozialer  und  moralischer  Beziehung  näher  einzugehen. 
Die  eigentlichen  Ursachen  der  Illegitimität  ist  die  Unmöglichkeit  der 
Befriedigung  des  Geschlechtstriebes  in  der  Ehe.  Die  Gründe  hierfür 
können  sehr  verschiedener  Natur  sein.  Es  gibt  rechtliche  Hindernisse 
der  Eheschließung,  dann  aber  sozialökonomische  Hindernisse,  welche 
in  der  Besitz-  und  Wirtschaftsordnung  ihre  Ursachen  haben.  Je  nach 
der  Verschiedenheit  dieser  Zustände  in  den  einzelnen  Ländern,  Ge- 
bieten oder  Gegenden  wird  auch  die  Höhe  der  unehelichen  Geburten 
eine  verschiedene  sein.  Wenn  nun  auch  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Moralstatistik  die  Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten  nicht  mehr 
als  Gradmesser  der  Volksneigung  zu  geschlechtlichen  Ausschweifungen 
oder  geradezu  als  Maßstab  für  (las  moralische  Niveau  gewisser  Völker 
oder  Volksschichten  betrachtet  werden  darf,  so  dürfte  doch  darüber  kein 
Zweifel  bestehen,  daß  eine  starke  Quote  unehelicher  Geburten  stets  vom 
Uebel  und  wohl  geeignet  ist,  die  Wohlfahrt  eines  Volkes  in  mehr  als  einer 
Richtung  zu  beeinträchtigen.  Allerdings  stehen  nicht  alle  unehelich 
geborenen  Kinder  in  dieser  Beziehung  gleich,  da  ein  Teil  derselben 
früher  oder  später  legitimiert  wird  und  so  dein  elenden  Lose  der 
Vaterlosigkeit  entgeht;  ja  der  Anteil  dieser  späteren  Anerkennungen 
ist  ein  verhältnismäßig  großer,  wie  z.  B.  die  schönen  Untersuchungen 
von  Neu  mann**"*  wenigstens  für  Berlin  nachgewiesen  haben.  Aus 
den  Zahlen  der  Statistik  ist  leider  der  Prozentsatz  dieser  Glücklicheren 
unter  den  Unglücklichen  nicht  zu  ersehen  —  immerhin  bieten  schon 
die  absoluten  Zahlen  nicht  minder  als  auch   die  Verhältniszahlen  zur 
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Gesamtheit  der  Geburten  in  ibreiii  zeitlichen  Verlauf  fies  Interessanten 
genuy;  und  geben  hinreichende  Anhaltspunkte  für  die  äußeren  Ein- 
flüsse, welche  sicli  auf  die  Gestaltung  der  fraglichen  Verhältnisse 
geltend  gemacht  haben. 

Der  Einfluß  von  kriegerischen  Ereignissen  auf  die  Höhe  der  Ille- 
gitimität scheint  zu  den  verschiedenen  Zeiten  und  je  nach  den  be- 
sonderen Umständen  der  Kriege  ein  verschiedener  gewesen  zu  sein. 
Es  ist  a  priori  einleuchtend  und  entspricht  der  allgemeinen  Anschau- 
ung, daß  in  früheren  Jithrliunderten  bei  der  Zügellosigkeit  der  die 
Länder  durchziehen<len  Heere,  bei  der  Lockerung  aller  sozial-ethischen 
Anschauungen,  aller  moralischen  Bande  die  unehelichen  Geburten 
stets  eine  bedeutende  Vermehrung  gefunden  haben  —  teils  durch  Zu- 
nahme des  außerehelichen  Verkehrs  unter  der  Bevölkerung  selbst,  teils 
als  Folge  von  Vergewaltigungen  und  Ausschweiftiiigen  der  in  Feindes- 
land hausenden  Soldatenhorden.  Leider  fehlen  hierfür  naturgemäß 
die  statistischen  Beläge.  Aber  noch  aus  der  Zeit  der  Napoleoni.>ichen 
Feldzüge  wird  derartiges  berichtet.  So  erwähnt  Casper^'',  daß  die 
Zahl  der  uuehelichcn  Kiuder  in  Berlin  nie  größer  waj*.  als  1807  und 
1808,  den  Jahren  der  französischen  Invasion,  wo  das  Verhältnis  1:5 
betrug.  Mit  eine  Folge  dieser  Zunahme  der  Unehelichen  war  dann 
auch  die  gewaltige  Steigerung  der  Sterblichkeit  der  Kinder,  welche 
in  den  .'}  Jahren  ISOti — ISOS  das  unerhörte  \'erhäUnis  von  71  Proz. 
der  Geborenen  erreicht  habe  (1.  c.  S.  162  Jf.),  „ein  neuer,  autfallender 
Beweis  für  die  alte  Wahi'heit,  daß  Krieg  und  Elend  das  Mark  eines 
Volkes  zerstören  und  daß  Friede,  Ruhe  und  Wohlstand  vom  Wachs- 
tum der  Bevölkerung  unzertrennlich  sind". 

Anders  hat  sich  die  W'irkung  der  neueren  Kriege  in  dieser  Be- 
ziehung gezeigt.  Die  Abwesenheit  von  vielen  Tausenden,  zum  größten 
Teil  unverheirateten,  im  kräftigsten  Lebensalter  stehenden  Männern 
zeigt  sicli  deutlich  in  einer  recht  bedeutenden  Abnahme  der  unehe- 
lichen Geburten. 

Tabelle  13  (fliehe  Fig.  S). 

wurden  z.  B.  in  Preußen  geboren 


Es 

1866 

1867*) 

1808 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 


inagesamt 
798  556 
774913 

958  264 

978  598 

867  056 
1  023  005 
I  028  276 
I  052  306 
I  082  723 


d  avon  u  nebelicb 
69  428 

t"  533 
76  169 

76503 
79033 
68746 

73  5»7 
78859 
76469 
81043 


V« 


*)  Alter  Beetaud. 


Die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  ist  demnach  in  den  Jahren 
nach  den  großen  Kriegen  nicht  unwesentlich  gesunken;  und  zwar  ist 
die  Abnahme  größer  als  bei  den  ehelichen  (icburten.  Während  die 
letzteren  z.  B.  von  1870  auf  1^71  um  11,20  Proz,  abgenommen  haben, 
ist  dies  bei  den  illegitimen  Geburten  um  i;J,02  Proz.  der  Fall.  Ja 
sogar,  trotzdem  die  absolute  Zahl  der  unehelichen  Kinder  i.  J.  1872 
schon  wieder  gewachsen  ist.  zeigt  ihr  Prozentsatz  an  der  Gesamtzahl 
der  Geburten  noch  eine  bedeutende  Ilerabminderung,  die  dann  auch 
in  den  nächsten  Friedensjahren  —  allerdings   mit   größeren    Schwan- 
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8). 

lieh      ";„„  der  Oesam 
75.» 
7",i 
7>.' 
75.J 
77,0 
79." 
72,4 
76,s 
74. s 
75.» 
70,s 

74.8 
74.6 
7",& 
72,1 
74.« 
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Auch  hier  hat  (iie  Illegitimität  durch  jeden  Krieg  eine  bedeutende 
Einschränkung  erfaliren,  nicht  nur  danii,  wenn,  wie  im  Krinikriege 
1854,  der  Kriegsich  fern  von  Frankreich  ubspielte,  sondern  auch  1870/71. 
wo  das  Land  selbst  den  Kriegsschauidatz  abgab.  In  letzterem  Falle 
ist  sogar  der  Zurückgang  der  unehelichen  Geburten  noch  bedeutend 
größer  als  in  Preußen  gewesen;  es  haben  nämlich  die  ehelichen  Ge- 
burten um  12,10  Proz.,  die  unehelichen  aber  um  16,07  Proz.  ab- 
genommen —  also  auch  wieder  ein  stärkerer  Rückgang  iler  letzteren 
als  bei  den  legitimen  Geburten.  Von  einem  demoralisierenden  Ein- 
fluß unserer  Trupften  auf  die  Bevölkerung  Frankreichs,  wie  ihn 
Gasper  im  umgekehrten  Sinne  für  1806  und  1807  annimmt,  kann 
also  wohl  nicht  die  Rede  sein. 

Am  beträchtlichsten  ist  die  Abnahme  der  unehelichen  Geburten 
auf  dem  Lande,  wie  verschiedene  Beobachtungen  übereinstimmend 
zeigen  und  z.  B.  die  nachstehende  Tabelle  lö  für  Preußen  beweist. 
Während  die  illegitimen  Geburten  in  den  Städten  von  1866  zu 
18(17  nur  um  5,81  Proz.  abgenommen  haben,  ist  es  auf  dem  platten 
Lande  um  I4,5(j  Proz.  der  Fall.  Auch  zwischen  1S70  und  71  ist  der 
Unterschied  auf  dem  Lande  größer  (14,05  Proz.)  als  in  den  Städten 
(11,36  Proz.),  während  die  ehelichen  Geburten  fast  eine  gleiche  Ver- 
minderung aufweisen  (Stadt   um  10,8H  Proz.,   Land    um    11,42  Prozi. 


Tabelle  15. 
Zahlen  der  Oebuiteo  ia 


Preußen 


Stadt            I 

Land 

ebelicfae 

uneheliche 

eheliche 

uodteliche 

Jalir 

fcj.^^ 

^A-^- 

scy. 

W      - 

nUa. 

"ä  -.Hg 

ab8. 

ab«. 

ab«. 

ISlil 

186768 

896,9;! 

21442 

103,0» 

476096 

924,80 

38712 

75.*« 

1802 

'«6573 

899,»» 

20894 

100,71 

477  izo 

926,9s 

37943 

73.«' 

18(i3 

199451 

894,S8 

23553 

105,6« 

510749 

920,87 

43887 

79.1$ 

18G4 

J04  976 

896,«« 

23649 

103,i4 

519083 

922,41 

44273 

77,s» 

1865 

211  702 

899,97 

2353" 

100,03 

516  197 

923.«-» 

42776 

76,»» 

I8ö(> 

215325 

895.9» 

24994 

104,01 

513806 

920,10 

44434 

79.«« 

1867* 

220816 

899,»» 

23542 

lOO,7  7 

492  564 

925,1» 

37  99' 

74." 

1868 

256732 

899,71 

28618 

IOO,S9 

592  633 

925,7» 

47546 

74,«' 

1869 

268  889 

901,»« 

29360 

qS.tt 

612872 

928,67 

47143 

71,4s 

1870 

278  936 

901,0« 

30437 

98,S8 

620629 

924.2« 

48596 

75.'« 

1871 

248  569 

902,09 

26979 

97,91 

549  74' 

929,»» 

41767 

70,«  j 

1872 

306913 

912,80 

29322 

87,«o 

642  565 

935.6» 

44205 

64.8T 

1873 

305  482 

906,86 

3>378 

93,«s 

643  353 

931.!" 

47478 

68,7S 

1874 

32»S74 

9II.S» 

3« '85 

88,16 

653  263 

935.08 

45284 

64.»' 

I 
I 
I 
I 


*)  1867  alter  BesUind. 

Die  im  .Jahre  1872  wieder  einsetzende  Vermehrung  der  Illegitimi- 
tät ist  dagegen  in  den  Städten  stärker  ausgeprägt  (+8,68  Proz.).  als 
auf  dem  Lande  (-i-  5,84  Proz.).  Diese  Verschiebung  des  prozeutualen 
Anteils  der  unehelichen  Kinder  an  der  Gesamtzahl  zu  Gunsten  des 
platten  Landes  bleibt  dann  auch  in  den  folgenden  Jahren  noch  bestehen. 

Von  der  Zahl  der  Geburten  hängt  naturgemäß  die  Zahl  der  Soldaten 
ab,  welche  ein  Land  unter  die  Fahne  zu  stellen  vermag  (Tab.  15  A).  Die 
Frage  der  ausreichenden  Rekrutierung  ist  für  ein  Volk  mit  allge- 
meiner Wehrpflicht  nicht  nur  in  militäiischer  Hinsicht,  sondern  auch  vom 
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sozialhygienischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  von  hoher  Bedeutung. 
Es  leuchtet  ein,  dalä  es  im  Interesse  der  Volk.sgesuntlheit  Iteyt,  nur 
solche  Leute  in  das  Heer  einzustellen,  welche,  körjierlich  fehlerfrei,  die 
Gewähr  bieten,  den  Aiistrengunfücn  des  Dienstes  völlig  gewachsen  zu 
sein.  Je  grüISer  die  Zahl  tlcr  dienstiitlichtigen  Männer  ist,  desto  weniger 
brauchen  solche  Rekruten  eingestellt  zu  werden,  welche  körperliche 
Fehler  besitzen  und  zu  Erkrankungen  mit  ihren  oft  dauernden  Folgen 
der  Invalidität  disponiert  sind.  Besondere  Wichtigkeit  Jiat  diese  Frage 
in  deu  letzten  Dezennien  gewonnen,  wo  die  Kriegsrüstungen  bei  allen 
Kulturvölkern  einen  so  gewaltigen  Umfang  angenommen  haben  und 
die  einzelnen  Länder  sich  in  der  Größe  ihrer  stehenden  Heere  zu 
überbieten  suchen.  Eine  starke  Verminderung  der  Kinderzahl  wird 
auf  jeden  Fall  nach  einer  entsprechenden  Reihe  von  Jahren  eine 
Herabsetzung  der  GestellungspHichtigen  zur  Folge  haben,  unter  denen 
dann  naturgemäß  die  Auslese  behufs  wirklicher  Eiustelhmg  eine  weniger 
strenge  sein  muß,  um  den  vorgeschriebenen  Ersatz  an  Soldaten  auf- 
zuliringen.  Bei  sehr  hoher  Geburtenzahl  wird  das  umgekehrte  Ver- 
halten Platz  greifen.  Allerdings  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  daß 
einer  hohen  Geburtsziffer  oft  auch  eine  hohe  Säuglingssterblichkeit 
gegenüber  steht,  welche  das  anfängliche  Plus  an  Neugeborenen  schnell 
wieder  reduziert;  daß  andererseits  aber  gerade  bei  niederer  Säuglings- 
niortalität  viele  schwächliche  Kinder  das  erste  Lebensjahr  Oberleben 
und  so  später  zur  Gestellung  gelangen  werden,  welche  dann  wohl  die 
Zahl  der  Ptlichtigen  erhöhen,  andererseits  aljer  auch  den  prozentualen 
Anteil  der  Untauglichen  hochzutreiben  geeignet  sind.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  die  schwierige  Frage  anzuschneiden,  ob  und  bis  zu 
welchem  Grade  die  körperliche  Entwickelung  der  männlichen  Jugend 
unserer  modernen  Kulturstaaten  sich  verschlechtert  hat  und  ob  die 
einzelnen  Länder  noch  im  stände  sind,  die  erforderliche  Quote  der 
Rekruten  jährlicli  aufzubringen.  Es  möge  nur  an  einem  Beispiele 
dargelegt  werden,  wie  in  der  Tat  einer  akuten  Verminderung  der  Ge- 


Zahl der  20j 
pf  lic 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


Tabelle  15  A. 
ihr  igen  Wehr-  Auf  HXK)  Einwohner  kamen 

htieeu"  Geburten" 

in  Deutschland  (gegenwärtiger  Bestand) 


97S8i 

«i4  9«3 
1J3  9()9 

123  123 

121  Z20 

110  219 
116081 

118  219 
116  III 

1 1 2  967 
107  830 
121  349 
109  720 

113  486 

119  155 

124  782 
104  948 
127965 
149528 
149985 
157  912 
154887 


1S55 
1851) 
1857 
1858 
ia59 
l.SOO 
1861 
18t)2 
1S63 
IStU 
1805 

\m> 

18Ö7 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1870 


SS,!-«) 
34,»« 
37.»* 
38,»» 
39.11 
37,»* 
3",»» 
3<J,9& 
39,1» 
39.«« 
39,s* 
39," 
38,»9 
38.»» 
39,S7 
40,0» 

35.»* 
41,09 
41,80 
41,7a 
42,31 

42,«l 


ag 
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burten,  z.  B.  nach  Kriegen,  iiiicli  der  entsprechenden  Reihe  von  Jahren 
aucli  eine  ebenso  akute  Abnalnne  der  Gestellungs|)flichtigen  folgt,  und 
wie  uinnekehrt  eine  starke  Steigerung  der  Zeugungen  die  Zahl  der 
Wehriitiichtigen  bedeutend  vernielirt. 

Der  Paralielisnms  zwischen  Gesteüungs-  und  Geburteuziffer  tritt 
besonders  deutlich  auf  der  Kurventafel  9  hervor. 
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Fig.  9. 

Leider  reicht  das  der  Allgemeinheit  zugüngliche  Material  der  Re- 
krutierungsstatistik nicht  aus,  um  die  Fragen  des  Einflusses  dieser 
akuten  Ab-  bez.  Zunahme  auf  die  körperliche  Tauglichkeit,  auf  die 
Notwendigkeit  der  Einstellung  körperlich  minder  Tauglicher  u.  s.  w. 
näher  zu  beleuchten;  es  erübrigt  sich  also  ein  weiteres  Eingehen  auf 
diese  Verhältnisse ,  trotzdem  gerade  sie  in  hygienischer  Beziehung 
besonderes  Interesse  beanspruchten.  Ol),  wie  von  manchen  Seiten 
behauptet  ist,  die  in  Teuerungs-  und  sonstigen  Notjahren  Gezeugten. 
besonders  labil  hinsichtlich  ihres  seelischen  Gleichgewichtes,  im  aus- 
gesprochenen Maße  zu  Geistesstörungen  neigen*'-',  oder  eine  größere 
Üntauglichkeitsquote  aufweisen^",  ist  nur  schwer  zu  entscheiden,  da. 
wie  bereits  oben  gesagt,  eine  Herabniinderung  der  Gestellungsptlich- 
tigen  die  Anforderungen  an  die  körperliche  Tauglichkeit  an  sich  etwas 
beeinflussen  wird,  ein  Vergleich  der  prozentualen  Tauglichkeitszitfern 
von  Jahr  zu  Jahr  also  nicht  cinwandsfrei  erscheint.  Soviel  kann  aber 
gesagt  werden,  daß  die  Morbidit.?t,  insbesondere  auch  liinsichtlich 
Nervenkrankheiten,  bei  den  großen  europäischen  Heeren  in  den  Jahren 
mit  geringem  Bestand  an  GestellungspHichtigen  eine  wenigstens  zalilen- 
mäßig  nachweisbare  Beeinflussung  nicht  erkennen  läßt. 

c)  Sterblichkeit. 
Wir  haben  oben  gesehen,  daß  die  direkten  Menschenverluste  in 
den  Kriegen  die  Höhe  der  allgemeinen  Sterblichkeilsziffern  nur  un- 
erheblich zu  beeinflussen  pflegen,  daß  es  vielmehr  die  die  Kriege  be- 
gleitenden Seuchen  und  sonstige  Notstände  sind,  welche  die  Zahl  der 
Todesfälle  auch  in  der  zivilen  Bevölkerung  zunehmen   lassen  und  oft 
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u  gewaltigen  Verheerungen  geführt  luibeii.  Es  wird  sich  später  Ge- 
legenheit fiuden,  im  einzelnen  auf  eine  Reihe  von  derartigen  Seuchen- 
zügen einzugehen,  an  dieser  Stelle  seien  nur  kurz  einige  Daten  über 
die  Zunahme  der  Sterblichkeit  infolge  von  Kriegen  gegeben.  Sieht 
man  von  den  Kriegen  des  Altertums  ab,  so  bat  wohl  am  verheerend- 
sten der  ;Wjiihrige  Krieg  in  dieser  Beziehung  gewirkt.  Natürlich  sind 
genaue  Angaben  über  die  wirklichen  \'erlustc  an  Menschen  aus  jener 
Zeit  nur  vereinzelt  vorbanden,  und  manchen  zeitgenössischen  Berichten 
wird  man  nur  mit  Vorsicht  gegenübertreten  können.     In  Böhmen  soll 

^  z.  B.  die  Eiuwübnerzabl  von  4  Millionen  auf  kaum  8()0(>X)  herabge- 
gangen sein.  In  vielen  Gegenden  Deutschlands  dürfte  die  Bevölkerung 
heute  noch  kaum  die  Zitier  wieder  erreicht  haben,  die  sie  vor  dem 
Kriege  hatte.  In  Württemberg  sank  die  Einwohnerzahl  von  ,^]3lH>) 
im  Jahre  l(j."54  auf  GöCX-K*  im  Jahre  1640.  Die  Einwohnerstatistiken, 
welche  uns  aus  Franken  erhalten  sind,  weisen  durchschnittlich  einen 
Rückgang  auf  '/j  der  früheren  Zahl  auf.  In  Augsburg  blieben  von 
.sOikXI  Mensehen  im  Jahre  1032  nur  l«OüOini  Jahre  1Ö48,  in  Franken- 
thal in    der  Pfalz,   welches    wiederholt   belagert  worden  war,   gar  von 

I  18000  nur  324  übrig  ^'.  Wenn  auch  in  manchen  dieser  Angaben 
Uebertreibungeu  mitgespielt  haben,  wenn  auch  ein  Teil  dieser  Ver- 
luste nicht  durch  Tod.  sondern  durch  Auswanderung  nach  anderen, 
sichereren  Gegenden  Ijcdiiigt  sein  mögen  —  die  Verheerungen  bleiben 
immer  noch  gewaltig  genug,  um  es  begreiflich  erscheinen  zu  lassen, 
daß  die  Folgen  dieses  Krieges  zum  Teil  erst  nach  Jahrzehnten,  ja 
Jahrhunderten  haben  fiberwuhden  werden  können. 

Daß  zur  Zeit  der  Napoleonischen  Feldzüge  die  von  seinen  Heeren 
durchzogenen  Länder,  insbesondere  Deutschland,  von  Seuchenzügen 
der  schwersten  Art  betroffen  und  in  ihrem  Bevölkerungsliest-ande  er- 
schüttert worden  sind,  ist  allbekannt.  Wie  einschneidend  die  Ver- 
luste gewesen  sind,  geht  daraus  hervor,  daiS  in  emer  ganzen  Reilie 
von  deutschen  Städten  die  Zahl  der  Sterbefälle  diejenigen  der  (ieburten 

I  bei  weitem  übertrofl'en  hat  und  so  die  Grundlagen  einer  Weitei-ent- 
wickelung  jahrelang  aufgehoben  waren.  So  zeigten  nach  Kopp'^'  im 
Jahre 

1807  unter  14  St.idt.cri  11  eine  höhere  Sterl)e2iffer  aIb  Geburtsziffer 

^P  Die  Jahre  des  Friedens  haben  zwar  dann  diese  Verhältnisse  wieder 
^^  gebessert  und  auch  in  den  Jahren  der  höchsten  Sterblichkeit,  wie  z.  B. 
während  der  Cholera  zu  Anfang  der  MOer  Jahre,  oder  18(>6  ist  für  den 
ganzen  preußischen  Staat  stets  noch  ein  UeberschulS  der  Geburten 
über  die  Sterbefälle  nachzuweisen.  Auch  die  Steigerung  der  Sterbe- 
ziffer in  den  Jahren  1S70/71  —  bedingt  durch  die  im  Herbst  1870 
beginnende  Pockenepidemie  —  hat  trotz  dem  bedeutenden  Nachlaß 
der  Zeugungen  den  Geburtenüberschuß  wohl  verkleinert,  abei-  nicht 
l       gänzlich  aufgehoben.     Derselbe  betrug 

^_  1869    290170  1871    132633 

^H  1870    399526  1872    261170 
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1806 

,, 

25 

fl 

12 

1809 

II 

38 
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22 

1810 
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77 

„ 

29 

1811 

j, 

30 

T» 
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»1 

57 
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1816 
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Anders  in  Frankreich.  Hier  zeifieu  die  Kriegsjahre  1854,  1855, 
1870  und  1871  einen  nicht  unbeileutenden  Uebersclniß  der  Slerbeßlle 
über  die  Geburten.    E,s  betrug  die  Zahl  der 


Ifeü4 

1S7Ü 
1871 


Geliurt«! 
923401 
902336 

943  5<5 
820  121 


Todesfälle 

992  779 

937  942 

I  046  909 

I  271  010 


Differenz 

(.9318 

35  '>o6 

'  03  394 

444  889 


kann  zwar  kaum   dem 
gelegt  werden.     Die  ge- 


Die    Choleraejiidemie   der  Jahre   185355 
gleichzeitig  bestehenden  Krinikriege  zur  Last 

waltige  Steigerung  der  Sterl)efiLlle  in  den  .laliren  1870/71  war  aber, 
wie  in  Deutschland,  hauptsächlich  durch  die  Pockenepideniie  hervor- 
gerufen, welche  ihrerseits  durch  den  gleichzeitig  bestehenden  Krieg 
im  ganzen  Lan<le  verbreitet  wurde. 

Es  möge  an  diesen  ans  der  Fülle  des  Materials  herausgegrifTenen 
Beispielen  genügen ,  sie  dürften  hinreichend  gezeigt  haben,  welche 
Wunden  diese  durch  die  Kriege  mit  veranlaßten  indirekten  Verluste 
einem  Volke  zu  schlagen  vermögen.  Natürlich  siud  die  Sterbefälie 
an  Krankheiten  nicht  denjenigen  auf  dem  Schlaclitfelde  in  allen  Punkten 
gleichzustellen  —  hier  kräftige,  meist  jugendliche  Männer,  dort  auch 
Kinder,  Greise  und  Frauen,  die  in  sozialer  Beziehung  anders  wiegen 
als  die  ersteren.  Alier  die  Kinder  bildeten  die  Hoffnung  für  die  Zu- 
kunft des  Landes  und  in  mancher  hingerafften  Frau  ist  auch  zugleich 
die  Hausfrau  und  die  Mutter  ihrer  Kinder  dahingegangen  und  hat 
Lücken  hinterlassen,  die  nur  schwer  oder  garnicht  mehr  auszufüllen 
sind. 

Es  dürfte  daher  ein  müßiges  Beginnen  sein,  abzuwägen,  ob  dem 
einen  oder  dem  anderen  Todesfalle  erhöhte  Bedeutung  zukommt  — 
iede  Zunahme  der  Sterblichkeit,  mag  sie  durch  Krankheiten  oder  durch 
eine  „traumatische  Kiiidemie"  bedingt  sein,  ist  eine  schwere  Prüfung 
für  ein  Volk  und  wohlgeeignet,  die  Wohlfahrt  nicht  nur  des  einzelnen 
oder  einer  Familie,  sondern  auch  der  gesainten  Bevölkerung  in  mehr 
oder  min<ler  einschneidender  Weise,  für  kürzere  oder  längere  Zeit,  j« 
oft  dauernd  zu  beeinträchtigen. 

d)  A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  n  g. 

Noch  ein  P'aktor,  der  in  bevölkerungsstatistischer  Hinsicht  von 
Bedeutung  ist.  und  daher  auch  an  dieser  Stelle  nicbt  außer  acht  ge- 
lassen werden  soll,  wird  durch  kriegerische  Ereignisse  in  eigentümlicher 
Weise  beeinflußt,  nämlich  die  Wanderung  der  Bevölkerung  und  speziell 
die  Auswanderung  der  europäischen  Bevölkerung  nach  außer- 
europäischen Ländern. 

Auf  die  politische  und  sozialökonomische  Bedeutung  der  Aus- 
wanderung kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden,  zumal  auch 
die  Ansicliten  über  diese  Punkte  wohl  noch  auseinandergehen.  In 
friUierer  Zeit  war  die  Ansicht  ziemlich  verbreitet.  d;iß  die  Auswande- 
rung einem  Staate  schädlich  sei,  indem  sie  ihm  niclit  allein  Steuer- 
zahler, Arbeitskräfte  und  Soldaten  entziehe,  sondern  auch  das  National- 
vermögen schmälere.  Von  vornherein  liegt  auf  der  Hand,  daß  von 
einer  Schädigung  bei  den  Ländern  nicht  zu  si)rechen  ist,  wo  die  Aus- 
wanderung nach  den  eigenen  Kolonien  sich  richtet.  Bei  den  Ländern, 
die  keine  oder  nur  solche  Kolonien  besitzen,  die  zur  Aufnahme  der 
Wanderer  nicht  geeignet  siiid,  scheint  allerdings  eine  Schädigung  durcli 
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den  Fortzug  zahlreicher  Bewohner  vorzuliegen.  Indessen  spricht  hier- 
gegen der  ununterbrochene  wirtschaftliche  Aufschwung,  in  welchem 
sich  gerade  die  Staaten  befinden,  welche  jährlich  die  meisten  Aus- 
wanderer haben.  Genau  nachweisen  läßt  sich  allerdings  die  Wirkung 
der  Auswanderung  an  der  Hand  der  Statistik  bisher  nicht.  In  ver- 
schiedenen Landesteilen  mögen  auch  die  unmittelbaren  Wirkungen  sehr 
verschieden,  oft  sogar  schädliche  sein.  Soviel  dürfte  aber  feststehen, 
daß  Handel  und  Gewerbe  des  ganzen  Volkes  durch  die  Auswanderung 
einen  erheblichen  Nutzen  haben,  daß  sie  zur  Hebung  des  politischen 
Einflusses  des  betretfenden  Landes  im  Auslande  beiträgt  und  ihm 
Handhaben  verschafft,  seine  Beziehungen  weiter  auszudehnen,  und  daß 
endlich  ein  immer  wachsender  Prozentsatz  der  Auswanderer  persön- 
lichen Vorteil  von  der  Ansiedelung  in  einem  ihren  Kräften  freieren 
Spielraum  lassenden  Lande  zieht.  Der  Wohlstand  und  Einfluß,  den 
sie  erwerben,  kommt  direkt  und  indirekt,  wie  die  Erfahrung  ergibt, 
der  Heimat  wieder  zu  gute  ''■'. 

Sehr  eigentiindich  ist  es  nun,  daß  durch  joden  Krieg  die  Aus- 
wanderung eine  zum  Teil  sogar  sehr  erhebhche  Steigerung  erfahren  hat. 
Es  ist  das  eine  Tatsache,  welche  man,  wie  Boediker^"  erwähnt, 
schon  vor  mehr  als  1(H>  Jahren  in  ganz  gleiclier  Weise  beobachtet 
hat.  Das  Auswanderungsverbot  Kaiser  .Josephs  vom  7.  Juli  ITüH  sagt 
in  dieser  Beziehung:  „Uns  ist  von  den  ausschreibenden  Fürsten  der 
vorderen  Reicliskreise  angezeigt  worden,  was  maßen  seit  dem  vor 
kurzen  Jahren  geendigten  Krieg,  das  Emigrieren  der  deutschen  Reichs- 
untertanen in  Schwung  gehe,  und  dieses  bedenkliche  Unwesen  so  zu- 
nehme, daß  dadurch  das  deutsche  werte  Vaterland  einen  merklichen 
Verlust  vieler  diensttauglicher  Leute  erleiden  und  nicht  wenig  ent- 
völkert werde  .  .  .  ." 

Genau  dieselbe  Erfahrung  hat  man  nach  unseren  letzten  Kriegen 
gemacht  (siehe  Fig.  10  S.  *>88). 

Tabelle  1«. 
E^  betrug  die  Zahl  der  .\uswiimlerer  am  Preußen 


1860 

15498 

18(i5 

25  943                 1809 

48689 

1861 

14214 

ISfMi 

26  042                  1870 

35363 

18fj2 

18K01 

\m7a 

31685                 1871 

33604 

1863 

19130 

b 

5'  'OS 

1864 

18  861 

IftfW 

53809 

AuB  Deutscbian 

d  "  wanderten  auB 

1871 

75912 

1875        30  773 

1872 

125650 

1876        28  368 

1873 

103  638 

1877        21 964 

1874 

45  "2 

1878        24217 

Der  plötzliche  Anstieg  der  Zahl  der  Auswanderer  nach  den  Kriegs- 
jahren ist  nicht  zu  verkennen,  wenngleich  für  den  Anfang  der  sechziger 
Jahre  bemerkt  werden  muß,  daß  die  Zahlen  infolge  des  amerikanischen 
Sezessionskrieges  besonders  niedrige  gewesen  sind.  Auch  für  die 
einzelnen  Teile  des  Deutschen  Reiches  ist  dieselbe  Zunahme  nachweis- 
bar. So  stieg  die  Auswanderung  z.  B.  in  Bayern,  wo  sie  sich  Ende 
der  sechziger  Jahre  durchschnittlich  auf  1,2  pro  mille  der  Einwohner 
gehalten  hatte,  im  Jahre  1872  bez.  7.3  auf  2,5  und  2,2  pro  mille,  um 
dann  in  den  nächsten  Jahren  allmäldich  wieder  ihren  alten  Stand  zu 
erreichen  ". 

Auch   in    Frankreich   läßt   sich  nach  dem  letzten  Kriege  eine 
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Fig.  10. 


Zuiialiine  der  x\.uswanilerer  nachweisen :  die  folgenden  Zahlen  sind 
allerdings  viel  zu  niedrig,  da  sie  nur  diejenigen  umfassen,  welche  sich 
an  Auswanderungsagenten  wenden,  deren  Zahl  gering  und  deren  Listen- 
führung ungenau  ist.  Trotzdem  ist  der  Anstieg  im  Anfang  der  sieb- 
ziger Jahre  unverkenultar. 

Die  Zahl  der  Auswanderer  aus  Frankreich  betrug'*. 


1865  4489 

1866  453 I 
18ö7  49J8 

1868  5274 

1869  4837 


1870 
1871 
1872 
1873 

1874 


4845 
7109 
9581 
7561 
7080 


Die  Gründe  für  diese  eigentümliche  Erscheinung  sind  verschiedener 
Natur ;  politische,  wirtschaftliche  und  persönliche  Motive  sprechen  da- 
bei mit.  Unzufriedenheit  mit  der  Neugestaltung  der  politischen  Ver- 
hältnisse nach  einem  Kriege,  mehr  oder  minder  große  Verluste  in 
wirtschaftlicher  Beziehung,  die  manchen  gezwungen  haben,  geradezu 
wieder  von  vorn  anzufangen,  dazu  Mangel  an  Vertrauen  auf  Beständig- 
keit der  neuen  Verhältnisse  und  Furcht  vor  einem  neuen  Kriege  — 
alles  dies  macht  die  Zunahme  der  Auswanderung  wohl  erklärlich. 
Dazu  kommt,  meines  Erachtens  wohl  als  Hauptgrund,  daß  kriegerische 
Ereignisse  die  still  vor  sich  hiulebende  Bevölkerung  aufrütteln, 
mancher,  der  mit  ^draußen''  gewesen  ist,  findet  sich  nicht  mehr  in  die 
engen  und  kleinlichen  Verhältnisse  zu  Hause  hinein,  er  hat  neues  ge- 
sehen, sein  Blick  hat  sich  geweitet,  und  so  nimmt  erden  Wanderstab 
zur  Hand  und  versucht  sein  Glück  in  weiter  Ferne, 
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Ist  die  Beurteilung  der  Auswanderung  in  rein  sozialpolitischer 
Hinsicht  schwierig  und  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles  eine  günstige  oder  ungünstige,  so  läßt  sich  auch  ihre  sozial- 
hygienische Bedeutung  nicht  von  einem  einheitlicheu  Gesichtspunkt 
aus  betrachten.  Die  alljährliche,  in  den  gewöhnlichen  Grenzen  sich 
haltende  Auswanderung  dürfte  nur  wenig  oder  gar  keinen  Einfluß  in 
der  beregten  Richtung  hin  ausüben.  Und  eine  akute  Steigerung  nach 
großen  Kriegen  wird  äliuliche  Wirkungen  haben,  wie  sie  große  Menschen- 
verluste überhaupt  zur  Folge  zu  haben  pflegen  ;  die  Zurückgebliebenen 
haben  freieren  Spietraum  für  sich  und  die  ihrigen,  was  sich  in  der 
Zunahme  der  Ehen  und  Mehrung  der  Geburten  deutlich  bemerkbar 
macht.  Und  daß  eine  Minderung  der  Teilnehmer  am  Kampfe  um  das 
tägliche  Brot  mit  einer  Besserung  der  allgemeinen,  sozialen  Lage  auch 
eine  Besserung  gesundheitlicher  Verbältnisse  mit  sich  bringen  kann, 
ist  wohl  nicht  von  der  Hand  zu  weisen. 

Eine  andere  Frage  ist  der  Einfluß,  welchen  die  Auswanderer  in  hy- 
gienischer Beziehung  in  ihrer  neuen  Heimat  ausüben  können.  In  erster 
Linie  steht  da  die  Einschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten ;  die 
Bedeutung  dieser  Frage  ist  in  neuerer  Zeit  mit  der  Verbesserung  des 
Schiffsverkehrs  noch  größer  geworden,  da  für  eine  ganze  Reihe  von 
Krankheiten  das  Inkubationsstadium  länger  ist,  als  die  Ueberfahrt 
dauert,  und  so  eine  noch  in  der  Heimat  erworbene  Krankheit  leicht 
nacli  fernen  Gestaden  übertragen  werden  kann*'.  Für  die  akuten  In- 
fektionskrankheiten suchen  zwar  die  großen  Reedereien  durch  ausge- 
dehnten ärztlichen  Ueberwachungsdienst  diese  Gefahr  nach  Möglichkeit 
einzuschränken,  ganz  wird  sie  sich  natürlich  nie  vermeiden  lassen. 
Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  chronischen  Infektionskrankheiten, 
wie  Tuberkulose,  Syphilis.  Trachom  u.  a.  ni.  Es  ist  ja  eine  wohl  jetzt 
allgemein  anerkannte  Tatsache,  daß  z.  B.  die  Naturvölker  der  neueren 
Erdteile  die  Syphilis  erst  durch  die  Einwanderer  erhalten  haben*'. 
Bei  der  Natur  derartiger  Leiden  werden  sich  wohl  scJiwerlich  wirksame 
Maßregeln  hiergegen  treffen  lassen  und  es  bleibt  vorläufig  die  traurige 
Tatsache  bestehen,  daß  die  Ausbreitung  von  Kultur  und  Civilisation 
oft  für  die  damit  beglückten  Völker  in  hygienischer  Beziehung  als  ein 
Danaergeschenk  angesehen  werden  muß. 

II.  Einfluß  von  Krieg  und  Frieden  In  citideinioloslschcr 

Itoxiehuiig  *). 

1)  Allgemeines. 
Wie  bereits  mehrfach  betont,  sind  es  nicht  die  Todesfälle  durch 
Wunden  oder  Krankheiten  bei  den  Heeren  selbst,  welche  zu  Kriegs- 
zeiten die  größten  Verluste  an  Menschenleben  bewirkt  haben ;  vielmehr 
siuil  es  die  im  Anschluß  an  die  Kriege  entstandenen  und  durch  die 
Heere  verschleppten  Seuchenzüge,  welche  den  Völkern  so  oft  die 
tiefsten  und  häufig  nur  schwer  heilbaren  Wunden  geschlagen  haben. 
Die  Weltgeschichte  ist  fast  ausschließlich  eine  Geschichte  der  Kriege, 
welche  von  den  um  Rang  und  Macht  konkurrierenden  Völkern  mit- 
einander geführt  worden  sind ;  jeder  Abschnitt  auf  den  langen  Wegen 
des  Auf-  oder  Niederganges  eines  Volkes  ist  durch  große  Kriege  und 
in  vielen  Fällen  mit  diesen  verbundene   große  Epidemien   bezeichnet. 

*)  Vergl.  die  hietoriBche  Uebereicht  im  letzten  Abschnitte  dieses  Bandes. 

BuidtiDch  ia  Uyrliine.    Ssppl.-Bd.  IV.  ±A 
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Und  da  mit  der  (k'schichte  der  Kriege  die  Geschichte  der  Kultur  und 
des  inneren  Lebens  der  \'ülker  aufs  engste  verknüpft  ist,  so  ist  die 
letztere  aucli  von  der  Geschichte  der  Seuchen  nicht  zu  trennen.  Na- 
türhch  sind  es  nicht  nur  diejenigen  Epidemien,  welche  sich  an  Kriege 
anschließen,  die  für  die  kulturelle  Entwickeliing  des  Menschengeschlechts 
von  einschueidender  Bedeutung  geworden  sind;  die  Blätter  der  Ge- 
schichte berichten  uns  von  einer  großen  Zahl  schwerer  Epidemien,  die 
ohne  zeitlichen  Zusammenhang  mit  Kriegen  die  Welt  heimgesucht  und 
Not  und  Verderben  über  einzelne  Völker,  ja  ganze  Erdteile  gebracht 
haben.  Es  würde  den  zustehenden  Raum  weit  überschreiten  und  hieße 
eine  Geschichte  der  Seuchen  überhaupt  schreiben,  wollten  wir  hier  an 
dieser  Stelle  auf  alle  großen  Epidemien  und  ihren  gesamten  sozialen 
und  insbesondere  sozialhygienischen  Einfluß  nälier  eingehen. 

In  geistvoller  Weise  hat  in  neuerer  Zeit  Gottstein*"  versucht, 
diesen  Beziehungen  zwischen  Seuchen  mit  den  gesamten  Lebensbe- 
dingungen der  \'ölker  nachzugehen.  Die  Wirkungen  der  Seuchen 
spielen  sich  auf  den  verschiedensten  sozialen  Gebieten  ab,  und  ihr 
Studium  ist  um  so  schwieriger  und  verwickelter,  wenn  es  sich  nicht 
nur  um  die  unmittelbaren  Folgen,  sondern  um  die  indirekten,  oft  sehr 
lange  sich  hinziehenden  Nachwirkungen  der  Epidemien  handelt. 

Wenn  auch  die  politischen,  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Folgen 
von  Epidemien  in  erster  Linie  den  Staatsmann  und  Historiker  inter- 
essieren, so  sprechen  doch  auch  hier  schon  eine  Reihe  von  hygienischen 
Fragen  mit  hinein. 

Wenn  große  Heere  durch  Seuchengefahr  gezwungen  werden,  den 
Rückinar.sch  anzutreten  —  und  von  Xerxes  Zeiten  bis  zu  den  Na- 
polfonischen  Zügen  nach  Rußland  sind  uns  zahlreiche  Beispiele  über- 
liefert, daß  Feldzüge  nicht  durch  Waffengewalt,  sondern  durcii  Seuchen 
entschieden  wurden""  —  so  spielt  die  Möglichkeit  der  Verschleppung 
der  Krankheiten  in  das  Heimatland  eine  bedeutende  Rolle  und  die 
Mditäi'hygieniker  stehen  vor  großen  Aufgaben.  Hungersnot  infolge 
Mangels  von  Arbeitern  zur  Bestellung  der  Felder,  Darniedertiegen  von 
Handel  und  Wandel  mit  seinen  Folgen  der  Verarmung  werden  nicht 
nur  in  allgemein-wirtschaftlicher  Beziehung,  sondern  auch  auf  den» 
Gebiet  der  Gesundheitswirtschaft  schädigend  wirken. 

Und  wie  in  kultureller  Hinsicht  gerade  in  Zeiten  von  Epidemien 
mancher  auch  für  die  persönliche  und  allgemeine  Hygiene  wichtiger 
Schritt  vorwärts  getan,  wie  manche  alteingebürgerte  gesundheitsschäd- 
liche Gewohnheit  fallen  gelassen  ist  und  der  Ueberzeugung  Platz  gemacht 
hat,  daß  zu  einem  wahren  Lebensgenuß  vor  allem  Gesundheit  und  da- 
her ein  gesundheitsgemäßes  Leben  erforderlich  ist  —  das  ist  allbekannt 
und  bedarf  zunächst  keiner  weiteren  Erörterung. 

Die  wichtigste  Frage  für  den  Hygieniker  ist  aber,  wie  groß  sind 
die  unmittelbaren  Verluste  an  Menschenleben  infolge  einer  Seuche; 
wie  wird  dadurch  der  Altersanfljau  der  Ueberlebenden  beeinflußt  und 
wie  gestaltet  sich  deren  gesundheitlicher  Zustand ;  wie  werden  die 
Verluste  wieder  ausgeglichen  und  schließlich  in  welcher  Weise  äußert 
sich  die  Wirkung  der  Seuche  und  der  <lurch  sie  bewirkten  Auslese 
unter  der  Bevölkerung  auf  die  nachkommenden  Generationen. 

Leider  liefert  die  bisherige  Seuchengeschichte,  wie  auch  Gott- 
stein mit  Recht  betont,  für  diese  wichtigen  Probleme  nur  einige 
mehr  oder  weniger  brauchbare  Anhaltspunkte. 

Ueber    die   unmitteibaren    Verluste    an   Menschenleben,    wie    sie 
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durch  einige  Seuchenzüfie  infolge  von  Kriegen  verursacht  worden  sind, 
haLen  wir  oben  bereits  einige  Angaben  gebracht. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  in  welcher  Weise  der  Altersaufliau  der 
flberlebenden  Generation  geändert  wird  und  wie  sich  der  allgemeine 
Gesundheitszustand  der  Ueberlebenden  gestaltet.  Für  die  erstere 
liegt  überhaupt  erst  aus  der  neueren  Zeit  Material  vor,  das  aber  auch 
noch  sehr  der  Sichtung  uud  Bearbeitung  bedarf,  um  für  allgemeine 
Scldflsse  verwertbar  zu  werden ;  der  zweite  Punkt,  wie  sich  der  (ie- 
sundheitszustand  der  Ueberlebenden  gestaltet,  hängt  natürlich  von 
der  Natur  der  Seuche  selbst  ab,  ob  dieselbe  akut  verläuft  oder  geeig- 
net ist,  langandauernden  Schaden  hervorzurufen  ;  hiermit  steht  dann 
weiter  in  Zusammenhang,  in  welcher  Weise  sich  das  Absterben  der 
betrotfenen  Generation  vollzieht  und  ob  und  im  Laufe  weicher  Zeit  ein 
Ersatz  der  V'erluste  eintreten  kann  bez.  überhaupt  möglich  ist.  Mit 
am  wichtigsten,  aber  auch  am  schwierigsten  ist  die  Frage  der  Beeinflus- 
sung der  kommenden  Generationen.  Auch  hier  sind  teils  bevölkeruogs- 
statistische,  teils  medizinisch-hygienische  Gesichtspunkte  zu  berück- 
sichtigen. Die  Zusammensetzung  der  nächsten  Generation  wird  eine 
andere  sein,  je  nachdem  eine  Epidemie  besonders  unter  den  Kindern 
gewütet  oder  in  den  älteren  Lebensklassen  ihre  Opfer  gefordert  hat. 
Für  den  Hygieniker  besonders  wichtig  ist  aber  die  Frage,  ob  und  in 
welcher  Weise  auch  die  Nachkommenschaft  der  von  einer  Seuche  heim- 
gesuchten Bevölkerung  für  kürzere  oder  längere  Zeit  in  ihrer  Körper- 
Seschaffenheit  beeintiußt  worden  ist,  ob  dieselbe  infolge  der  durch 
die  Epidemie  bedingten  Auslese  gekräftigt  oder  im  Gegenteil  ge- 
schwächt und  widerstandsunfähiger  geworden  ist.  Für  manche  Seuche, 
wie  z.  B.  Syphilis,  ist  die  Beantwortung  dieser  Frage  schon  vor 
langer  Zeit  versucht  und  in  den  Kreis  der  wissenschaftlichen  Erörte- 
rungen gezogen  worden.  Im  großen  ganzen  tritt  sie  aber  erst  in 
neuerer  Zeit,  im  Anschluß  au  die  Untersuchungen  eines  Darwin, 
Haeckel,  Wallace,  Sjtencer  u.  a.  in  den  Vordergrund  des 
Interesses;  durch  die  neuesten  Errungenschaften  der  Bakteriologie  über 
Immunität  und  SchutzstotTe  u.  s.  w.  hat  sie  weitere  Stützimnkte  ge- 
wonnen und  ist  der  Lösung  ein  gut  Teil  näher  gerückt  worden. 

Es  müs.sen  diese  kurzen  Andeutungen  genügen,  um  zu  zeigen, 
in  welcher  Richtung  sich  die  epidemiologischen  Forschungen  zu  be- 
wegen haben  werden  ;  Hygieniker  und  Statistiker  werden  vereint  sich  den 
großen  Aufgaben  widmen  müssen,  um  hierbei  zum  Ziele  zu  gelangen. 

Hier  soll  nun  nur  an  einigen  Beispielen  gezeigt  werden,  wie  ge- 
rade durch  Kriege  die  Verbreitung  einer  Reihe  von  epidemischen 
Krankheiten  erfolgt  ist,  welche  zum  Teil  wenigstens  sich  durch  be- 
sonders nachhaltige  Wirkungen  in  wirtschaftlicher,  kultureller  und 
hygienischer  Beziehung  ausgezeichnet  haben*). 

Im  allgemeinen  sind  es,  wie  auch  Knaak'''  betont,  3  Wege, 
weiche  für  die  Verbreitung  einer  ansteckenden  Krankheit  in  Betracht 
kommen:  1)  durch  direkte  Uebertragung  derselben  vom  Heere  auf 
die  bürgerliclie  Bevölkerung  auf  dem  Kriegsschauplatze,  2)  durch 
Kranken-  und  Gefangenentransporte  und  3)  durch  das  in  die  Heimat 
zurückkehrende  infizierte  Heer. 

'\  Dhs  Buch  von  Niedner,  Die  Kri^epidemien  de»  19.  Jahrhundert*  (Bd.  17 
der  Bibliothek  von  Coler-Srhjerning,  Berlin,  Hirschwald)  ist  erst,  nach  Ab- 
fichluß  de»  ManuskriplB  erschienen,  konnte  ako  für  die  LiUeraturangaben  <lea  fol- 
genden Abschnitte*  nicht  mehr  benutzt  werden. 
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Niclit  immer,  namentlich  je  weiter  wir  in  der  Kriegsgeschicme 
zurückgehen  und  je  unifiiugreiclier  und  ausgedehnter  die  Feldzüge 
waren,  lassen  sich  die  üebertragungen  der  Seuchen  auf  einem  der 
3  genannten  Wege  genau  verfolgen.  Wir  werden  aber  in  den  folgen- 
den Zeilen  für  jede  dieser  Verbreitungsarten  Beispiele  linden. 

2)  Verbreitung  einiger  Seuchen  durch  Kriege  und  Heereazüge. 

Bei  der  Beurteilung  der  Bedeutung  der  durch  die  Kriege  über- 
tragenen Seuchen  ist  zu  unterscheiden  zwischen  solchen,  welche  wie 
ein  Gewittersturm  kommen  und  nach  kurzer  Zeit  der  Verheerung 
wieder  verschwinden,  und  solchen  Seuchen,  die,  von  den  Heeren  von 
Ort  zu  Ort.  von  Land  zu  Land  verschleppt,  sich  dort  einnisten  und 
nun  Jahrzehnte,  ja  Jahrhunderle  hindurch  stets  von  neuem  ihre 
Opfer  fordern. 

a)  Aussatz. 
Zu  den  letzteren,  welche  mehrere  Jahrhunderte  lang  Europa  ver- 
wüstet haben  und  für  manche  kulturelle  Fragen  von  einschneidender 
Bedeutung  geworden  sind,  ist  an  erster  Stelle  wohl  der  Aussatz 
(Lepra)  zu  nennen.  Hier  sollen  es  die  Kreuzzüge  gewesen  sein. 
welche,  nach  weif  vertireiteter  Ansicht,  dem  Aussatz  zu  gewaltiger 
Verbreitung  verhelfen  haben.  Zwar  ist,  worüber  kein  Zweifel  bestehen 
kann,  die  Lepra  auch  schon  vor  den  Kreuzzügen  im  Abendlande  be- 
kannt und  verbreitet  gewesen,  wenngleich  es  nicht  mit  Sicherheit  bis- 
her hat  festgestellt  werden  können,  zu  welcher  Zeit,  in  welchen  Ge- 
genden und  unter  welchen  Verhältnissen  die  Krankheit  zuerst  auf 
europäischem  Boden  aufgetreten  ist.  Schon  im  7.  und  8.  Jahrhundert 
scheint  die  Seuche  im  Longobarden-,  bez.  im  Frankenreiche  in  größerer 
Ausdehnung  geherrscht  zu  haben,  wie  aus  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Verheiratung  bez.  Scheidung  Aussätziger  hervorgeht,  die  König 
Lothar  [ÜSO)  bez.  Pipin  (757)  und  Kar!  der  Große  (789)  erlassen 
haben  "*.  Und  über  eigene  Häuser  zur  Unterbringung  und  Abson- 
derung der  Kranken  liegen  z.  B.  bereits  aus  dem  Frankenreiche  vom 
8.  und  ii.  Jahrhundert  Nachrichten  vor.  Zur  allgemeineren  Einführung 
der  Aussatzhiluser.  Leprosorien,  kam  es  aber  erst  innerhalb  des  11.— 
13.  Jahrhunderts;  am  Anfang  des  letztgenannten  sollen  allein  in  Frank- 
reich nicht  weniger  als  2(KX),  in  der  übrigen  gesaraten  Christenheit  1900Ü 
derartiger  Aussatzhäuser  gewesen  sein  "*.  Diese  zeitliche  Koinzidenz 
der  Zunahme  der  Leprosorien  mit  den  Kreuzzügen,  zusammen  mit 
der  um  dieselbe  Zeit  einsetzenden  größeren  Beachtung  der  Krauklieit 
seitens  der  medizinischen  und  auch  sonstigen  Schriftsteller  ist  nun 
von  vielen  Seiten  als  Beweis  dafür  angesehen,  daß  die  Seuche  durch 
die  aus  dem  Orient  heimkehrenden  Kreuzfahrer,  wenn  auch  nicht  erst 
eingeschleppt,  so  doch  sehr  verbreitet  worden  sei.  „Wenn  so  un- 
geheure Schwärme  von  Abendländern  mit  dem  Schlüsse  des  11.  Jahr- 
hunderts ins  Morgenland  ziehen"  sagt  Hensler",  „und  freilich  in 
sehr  geminderten,  aber  doch  noch  immer  nicht  unbeträchtlichen 
•Schwärmen  ins  heimatliche  Abendland  zurückkommen;  so  ists  doch  sehr 
glaublich,  daß  diese  Kreuzzüge  auch  den  in  Palästina  und  Syrien  en- 
demischen Aussatz,  bei  der  Regellosigkeit  der  Sitten,  häufig  werden 
zurückgebracht  und  also  den  noch  immer  im  westlichen  Europa  fort- 
loderndeu  Zunder  noch   mehr  angefacht  haben". 
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Allerdings  haben  sich  gegen  diese  Ausbreitung  der  Lepra  durch 
die  Krenzzüge  gewichtige  Stimmen  erhoben;  iiein  Geringerer  als 
V  i  r  ch  0  w  "  spricht  sich  gegen  die  AuH'assung  aus,  und  auch  Hirsch  *'• 
hält  es  für  einen  Irrtum,  aus  der  Zunahme  der  Aussatz-Häuser  einen 
Schluß  auf  eine  Steigerung  der  Krankheitsfrequenz  zu  ziehen  oder 
aus  der  zeitlichen  Koinzidenz  dieser  Krankheitszunahme  mit  den 
Kreuzzügen  auf  einen  inneren  Ziisaiumeuhaug  beider  Ereignisse 
schließen  zu  wollen.  Aber  er  stellt  durchaus  nicht  in  Abrede,  daß 
mancher,  der  gesund  auszog,  mit  dem  Aussatze  behaftet  aus  dem 
Morgenlande  zurückkehrte,  wo  Not,  Strajiazen  und  ein  ungezügeltes 
Leben  vielfache  kausale  Momente  für  die  Krankheitsgenese  bildeten, 
und  er  erkennt  an,  daß  die  Seuche  im  Mittelalter  in  Europa  endemisch 
geherrscht  hat.  Der  Einfluß,  welchen  die  Lepra  im  Mittelalter  in 
vielen  kulturellen  Beziehungen  geübt  hat,  die  schweren,  zum  Teil 
überstrengen  Absperrungsmaßregeln  für  die  Aussätzigen,  welche, 
bürgerlich  tot,  ein  elendes  Dasein  führten,  andererseits  die  Errichtung 
der  Le|)rosorien  und  die  ( Gründung  der  Orden  mit  ihren  Wirkungen 
auf  den  Ausbau  der  Krankenpflege  überhaupt  —  das  alles  darf  als 
bekannt  vorausgesetzt  und  wird  auch  noch  an  späterer  Stelle  in  an- 
derem Zusammenhang  besprochen  werden. 

b)  Syphilis. 

Einen  ungleich  größeren  Einfluß  hat  jedoch  diejenige  Seuche 
gehabt,  welclie  den  Aussatz  gewissermaßen  ablöste  und  welche  ihre 
erste  wesentliclie  Verbreitung  in  Europa  und  auch  zahlreiche  spätere 
epidemische  Ausbrüche  kriegerischen  Ereignissen  zu  verdanken  hatte, 
nämlich  die  Sypiiilis. 

Auch  über  den  Ursprung  der  Syphilis  hat  bis  in  die  neuste  Zeit 
hinein  viel  Unklarheit  geherrscht  und  die  Vertreter  der  Ansicht  über 
die  Existenz  derselben  im  Altertum  haben  mit  den  Verfechtern  ihres 
neuzeitlichen  Ursprungs  in  Europa  manche  scharfe  Fehde  ausgefochten. 
Erst  der  allerneusten  Zeit  blieb  es  vorbehalten,  Klarheit  in  der  schwie- 
rigen Frage  zu  schatten,  indem  nach  den  überaus  interessanten,  klaren 
und  geistreichen  Untersuchungen  Iwan  Blochs'*'  wohl  kein  Zweifel 
mehr  bestehen  kann,  daß  die  Syphilis  von  Columbus  aus  Amerika 
nach  Spanien  gebracht  sei  und  von  dort  aus  tther  Italien  ihren  bei- 
spiellosen Verheerungszug  durch  die  alte  Welt  augetreten  habe. 

Und  zwar  war  es,  was  auch  schon  von  frühern  Autoren  behaujdet 
war  und  uns  hier  besonders  interessiert,  der  Hoereszug  Karls  VIII. 
gegen  Neapel  im  Jahre  1494  und  1495,  der  die  bisher  unbekannte 
Krankheit  durch  die  im  Heere  zahlreich  vertretenen  Spanier  nach 
Italien  brachte,  von  wo  aus  dann  die  weitere  Verbreitung  erbdgte. 

Auf  die  Einzelheiten  dieses  zu  so  trauriger  Berühmtheit  gelangten 
Zuges,  auf  die  unerhörten  Ausschweifungen,  welchen  sich  das  Heer 
während  seines  Aufenthaltes  in  Itahen.  speziell  in  Neapel  hingah,  näher 
einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Der  größte  Teil  der  Trupiien  hatte 
sich  schon  beim  Verlassen  Italiens  nach  allen  Richtungen  hin  zerstreut 
und  die  aus  aller  Herren  Länder  stammenden  Söldner  und  Lands- 
knechte trugen  nun  den  Keim  der  Krankheit  in  ihre  heimatlichen 
Gegenden,  besonders  nach  Deutschland,  der  Schweiz,  den  Niederlanden 
und  nach  Frankreich. 

Zu  dieser  enormen  Verbreitung  der  Seuche  trugen  dann  die  da- 
maligen sittlichen  und  kulturellen  Zustände,  die  zügellose  Prostitution, 
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die  öffentlichen  Bäder,  iiheihaupl  die  ganze,  jeglichen  hygienischen 
Grundsätzen  wiilersiticcliernle  Art  der  Lebensweise  und  der  Formen 
des  geselligen  Verkehrs  das  ihrige  bei,  wozu  noch  die  Unkenntnis  der 
Aerzte  mit  dieser  neuen  Krankheit  kam. 

Nach  dieser  ersten,  exi)losiven  Ausbreitung  der  Syphilis  sind  dann 
zahlreiche  weitere  Beispiele  bekannt,  in  denen  die  Seuche  unter  dem 
EinfiutS  kriegerischer  Bewegungen  nach  bisher  verschont  gebliebenen 
Landern  verschleppt  worden  ist  oder  eine  akute  Steigerung  ihrer 
Freiiuenz  in  schon  infizierten  (legenden  erfahren  hat. 

So  berichtet  (nach  Hirsch'"')  Metzger'*'*  über  die  allgemeine 
Verbreitung  iler  Krankheit  in  Ostpreußen  infolge  der  Invasion  rus- 
sischer Truppen,  Bai  1  gahoff '■■'  über  die  Zunahme  der  Krankheit  im 
Gouvernement  Tschernigow  seit  Anhäufung  größerer  Truppenniassen 
daselbst,  Rigler'"  über  die  Steigerung  der  Syphilis  in  Kleinasien  seit 
dem  4.  Dezennium  des  vorigen  Jahrhunderts  infolge  kriegerischer  Be- 
wegungen, Gljmpios"'  über  die  allgemeine  Verbreitung  der  Krank- 
heit in  Griechenland  seit  dem  Befreiungskriege. 

Aus  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  wird  aus  Schottland  be- 
richtet, dali  zur  Zeit  der  Invasion  Cromwellsiin  den  südwestlichen 
Gegenden  des  Landes  die  Syphilis  aufgetreten  und  später  (1*394)  durch 
Truppenzüge  nach  dem  Hochlande  verschleppt  worden  sei. 

iiekaunt  ist,  daß  sich  die  Seuche  in  Schweden  zuerst  im 
Jahre  17(J2,  d.  h.  zur  Zeit,  als  die  schwedischen  Truppen  aus  dem 
siebenjährigen  Kriege  in  ihre  Heimat  zurückgekehrt  waren,  zeigte,  und 
daß  im  .lahre  ]7!tO  gelegeutlioli  der  Rückkehr  schwedischer  Truppen 
aus  dem  finnischen  Kriege  eine  zweite  Einschleppung  stattgefunden 
hat  "■-'. 

Auch  aus  unserer  Zeit  liegen  ühniiche  Erfahrungen  vor;  so  war 
die  Syphilis  bei  den  aus  Frankreich  zurückkehrenden  Truppen  zur  Zeit 
der  Na]»oleouischen  Kriege  so  stark  verbreitet  und  ihre  Rückwirkung 
auf  die  bürgerliche  Bevölkerung  eine  so  bedeutende,  daß  an  vielen 
Orten  Ostpreußens  besondere  Kreislazarette  für  Venerische  errichtet 
werden  mußten'''.  Auch  ls(j4  soll  nach  Hirsch  (1.  ic.)  unter  den 
preußischen  Truppen  die  Zahl  der  venerischen  Krankheiten  eine  enorme 
Steigerung  (von  24  pro  mille  in  Friedenszeiten  auf  U>4  pro  mille)  er- 
fahren haben.  In  <ier  Bayerischen  Armee  stieg  die  Zahl  der  Syphi- 
litischen von  1,.^6  bez.  1,43  Proz.  der  Etatsstäj-ke  in  den  Jahren  1864 
und  1865  auf  3,29  Proz.  im  Jahre  1866  und  blieb  auch  in  den  nächsten 
Jahren  mit  2,9;')  und  2,öö  Proz.  sehr  hoch.  Diese  plötzliche  Zunahme 
dürfte  hauptsilcldich  dem  Kriege  1H(>6  zuzuschreiben  sein  ''.  Uml  aus 
dem  letzten  griechisch-türkischen  Kriege  teilte  mir  der  nach  Deutsch- 
land kommandierte  Königlich  Griechische  Oberarzt  Herr  Dr.  Menuingas 
mit,  daii  im  griechischen  Heere  während  der  eigentlichen  kriegerischen 
Operationen  Syphilis  und  andere  venerische  Krankheiten  verhältnis- 
mäßig wenig  geherrscht,  daß  al)cr  in  der  Zeit  zwischen  WalTenstillstand 
und  Friedensschluß  z.  B.  unter  den  vor  Lanüa  liegenden  Truppen 
die  genannten  Krankheiten  eine  erschreckend  hohe  Verbreitung  ge- 
funden hätten. 

Es  möge  an  diesen  Beispielen  genügen,  um  zu  zeigen,  welche 
Rolle  gerade  kriegerische  Ereignisse  in  der  (leschichte  der  Syphilis 
und  damit  mittelbar  in  der  Entwickelungsgesclüchte  der  neuzeitlichen 
Kultur,    der  Hygiene,  der  medizinischen  Wissenschaft  gespielt  haben. 

Denn  daß  mit  dem  Auftreten  der  Syphilis  das  ganze   gesellschaft- 
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liehe  Leben  von  Grund  ans  umgestaltet  ist,  die  sittlichen  Anschauungen 
völlig  geändert,  insbesondere  die  Beziehungen  der  tresclilecliter  zu 
einander  wesentlich  beciuHußt  worden  sind,  daß  manche  hygienisch 
wichtigen  Einrichtungen  erst  dem  Schrecken  und  den  bitteren  Er- 
fahrungen bei  der  Lustseuche  ihre  Einführung  verdanken,  das  ist  so 
oft  und  ausführlich  beschrieben,  daß  es  nur  allbekanntes  wiederholen 
hieße,  sich  näher  darüber  zu  verbreiten. 
■  Und  wenn  man  einerseits  P  i  e  r  1  e  o  n  e  T  o  m  ni  a  s  o  1  i  '■''  zustimmen 
kann,  der  den  allgemeinen  Niedergang,  der  sich  am  Ende  des  1(1.  Jahr- 
hunderts auf  allen  Kulturgebieten  bemerkbar  machte,  mit  dem  Auf- 
treten der  Syphilis  und  den  durch  sie  hervorgerufenen  jisychischen 
Alterationen  in  Zusammenhang  bringt,  so  wird  man  aber  auch  anderer- 
seits Bloch  Recht  geben  müssen,  wenn  er  sagt,  daß  die  Syphilis,  in- 
dem sie  eine  größere  Trennung  und  Absonderung  der  einzelneu 
Mensclien  von  einander  hervorrief,  als  wie  früheren  Zeiten  sie  gekannt 
hatten,  ohne  Zweifel  den  durch  den  Geist  der  Renaissance  erweckten 
Individualismus  mit  gestalten  half  und  zur  Förderung  und  Aus- 
breitung der  geistigen  und  körperlichen  Freiheit  des  Menschen  nicht 
unwesentlich  beigetragen  hat. 

c)  Pest. 

Geringer  scheint  der  Einfluß  gewesen  zu  sein,  welchen  Kriege 
und  Feldzöge  bei  der  Verbreitung  der  Pest  ausgeübt  haben:  weder 
in  der  ersten  E])idemie,  welche  mit  Sicherheit  als  Pest  angesprochen 
werden  kann,  der  sogenannten  Justinianischen  Epidemie  im  *j.  Jahr- 
hundert n.  Chr.,  noch  in  der  gewaltigen  Epidemie  des  Mittelalters, 
welche  sich  über  die  ganze  damals  bekannte  Erdoberfläche  mit  enormer 
Schnelligkeit  verbreitete,  Millionen  Opfer  forderte  und  zur  Zerrüttung 
aller  gesellschaftlichen  Verhältnisse  führte,  dem  schwarzen  Tode, 
haben  Heereszüge  zur  Verbreitung  wesentlich  beigetragen. 

Anders  zur  Zeit  des  dreißigjäbrigen  Krieges.  Während  desselben 
hat  die  Pest  vielfach  geherrscht  und  die  allgemeine  Not  und  Bedräng- 
nis aufs  höchste  gesteigert.  .^Aber  vergebens  müht  sich  die  (Jeschichte, 
den  Faden  zu  erkennen,  durch  welchen  sich  die  einzelnen  Epidemien 
aneinander  reihen.  Sie  war  zugleich  an  allen  Orten,  tileichmäßig 
hauste  sie  in  Deutschland,  den  Niederlanden,  Frankreich  und  Italien, 
allerwärts  ilurch  den  regellosen  Krieg  und  durch  die  Haufen  irrender 
Flüchtlinge  verbreitet,  die  nur  zu  häutig  dem  Tode  entgegeneilten, 
dem  sie  zu  entfliehen  meinten"  "*'. 

Im  Laufe  der  Zeit  ließ  die  Seuche  in  ihrer  allgemeinen  Verbrei- 
tung nach  und  siedelte  sich  hau]>tsächlich  in  der  Türkei  an,  von  wo 
aus  sie  dann  mehrmals  durch  kriegerische  Operationen  verschlejipt 
wurde'*.  So  in  den  Jahren  1738/39,  wo  infolge  von  kriegerischen 
Ereignissen  auf  wallachischem  Boden  die  Pest  nach  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen gelangte;  sodann  1770,  in  welchem  Jahre  wiederum  infolge  des 
kriegerischen  Zusammentreffens  russischer  und  türkischer  Heere  in  der 
Waliachei  daselbst  eine  schwere  Pestepidemie  ausbrach,  welche  einen 
Teil  des  südlichen  Rußland  überzog,  bis  nach  Moskau  vordrang  und 
auch  Siebenbürgen  heimsuchte.  In  Moskau  allein  sollen  13:5  299  Per- 
sonen, das  ist  mehr  als  der  fünfte  Teil  von  allen  Einwohnern,  der 
Seuche  erlegen  sein  '\ 

Der  letzte  Pestausbruch  im  Südosten  Europas  endlich  ist  eben- 
falls wieder  an  kriegerische  Operationen  geknüpft;  nach  dem  Zusamnien- 
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treffen  der  russischen  und  türkischen  Truppen  in  der  Wallachei  ijriff 
die  Pest  erneut  um  sich  und  wurde  nach  Odessa  und  sogar  nach 
Kronstadt  versclileiipt ;  aucli  dem  fransltaukasischen  Trupj»enkorps 
wurde  beim  Sturme  der  Festung;  Kars  die  Pest  mitgeteilt;  und  wenn 
es  auch  gelang,  dem  Umsichgreifen  der  Seuche  im  Heere  und  in  der 
Festung  Einhalt  zu  tun,  so  wurde  sie  doch  durch  türkische  Gefangene 
bis  nach  Tiflis  und  Schemacha  gebracht  ■•'. 


Aegyp tische  Augenkrankheit, 
durch   Heereszüge  nach  Europa  eingeschleppten  und 


d) 

Noch  einer 
dann  weit  verbreiteten  Krankheit  ist  zu  gedenken,  die  zwiir  nicht  un- 
mittelbar zahlreiche  Menschenopfer  gefordert ,  aber  durch  schwere 
Schädigungen  der  Gesundheit  viel  Not  und  Elend  verbreitet  hat,  und 
deren  Folgen  heute  noch  nicht  völlig  beseitigt  sind,  nämlich  der 
ägyptischen  A  ugen  en  tzündung,  der  Granulöse. 

Es  ist  allgemein  bekannt  und  es  sind,  wie  Hirschberg»*  sagt, 
ganze  Bibliotheken  darüber  geschrieben,  wie  die  französischeti  Truppen 
Bonapartes,  welche  ülier  die  Mameluken  siegten,  zu  tausendeu  von 
der  Augenentzündung  befallen  wurden  ;  ebenso  ihre  damaligen  Freunde, 
die  Italiener  und  ihre  Gegner,  die  Engländer;  wie  die  Augenentzün- 
dung von  den  heimkehrenden  Truppen  nach  Fankreich,  England  und 
Italien  verpflanzt  wurde;  wie  während  der  Befreiungskriege  die  preußi- 
schen, österreichischen  und  russischen  Truppen  und  nach  den  Kriegeti 
die  Besatzungen  in  Mainz,  in  Belgien,  in  Klagenfurt,  die  Flotten- 
niannschaften  in  Schweden  und  Norwegen  furchtbar  daran  litteu,  und 
wie  die  Augenkrankheit  von  den  Soldaten  auf  die  bürgerliche  Bevölke- 
rung überging  und  nicht  ausgerottet  werden  konnte. 

War  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  die  Granulöse  durch  die 
Heere  als  bisher  in  Europa  unbekannte  Krankheit  eingeschlepjit,  so 
haben  in  späteren  Zeiten  Truppenanhiiufungen  infolge  kriegerischer 
Verwickelungen  in  manchen  Gegenden  ein  starkes  Anschwellen  des 
Trachoms  zur  Folge  gehabt,  wie  z.  B.  Rohrbach  für  Schleswig- 
Holstein  nach  dem  Kriege  von  1804  berichtet"'. 

Auch  jetzt  sind  die  Folgen  dieser  Einschleppung  noch  nicht  ganz 
geschwunden,  und  die  granulöse  Augenentzündung  bildet  in  vielen 
östlichen  Gegenden  eine  schwere  Landplage,  deren  Bekämpfung  zur 
Zeit  zu  den  vornehmsten  Aufgaben  der  Hygiene  und  der  Simitiitspolizei 
in  den  betroffenen  Gebieten  gehört. 

Die  Fülle  des  Materials  nötigt  zur  Beschränkung  und  noacht  es 
unmöglich,  auf  alle  Betspiele  der  Uebertragung  von  Seuchen  durch 
das  Heer  auf  die  Bevölkerung  näher  einzugehen. 

e)  Englischer  Schweiß. 
So  sei  nur  kurz  hingewiesen  auf  den  Ausbruch  jener  rätselhaften 
Krankheit,  des  englischen  Schweißes,  die  bei  ihrem  ersten  Er- 
scheinen im  Jahre  1480  nach  der  Schlacht  von  Bosworth  die  Reihen 
der  englischen  Streiter  lichtete  und  dem  siegreichen  Heere  auf  dem 
Rückmarsch  folgend,  innerhalb  weniger  Wochen  von  Wales  bis  in  die 
Hauptstadt  des  Reiches  vordrang.  Aber  ebenso  plötzlich,  wie  sie  auf- 
getreten, verschwand  sie  auch,  um  allerdings  im  Laufe  weniger  Jahr- 
zehnte noch  4mal  wiederzukehren,  jedesmal  enorme  Opfer  fordernd 
und  beispiellose  Angst  und  Bestürzung  bei  den  Völkern  hinter- 
lassend. 
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f)  ungarische  Krankheit. 
Nicht  minder  verheerend  wirkte  jene  eigentümliche  Krankheit, 
die  unter  dem  Namen  „Ungarische  K  rankliei  t/  Plagymatz 
bekannt,  von  vielen  Autoren  als  Flecktyphus  aufiesehen  worden  ist. 
Durch  sie  wurde  das  80000  Mann  starke  Heer  Kaiser  Maximilians  II. 
im  Jahre  löfii)  vor  Konjorn  in  dem  Malle  befallen,  <laG  der  Kaiser  ilie 
Truppen  zum  grfißten  Teile  in  die  Heimat  entlassen  mulSte;  mit  dem 
entlassenen  Heere  verbreitete  sich  aber  die  Krankheit  über  Uöhmen, 
Italien,  Deutschland,  Biirgund,  Belgien  und  Spanien  und  herrschte 
hier,  zahllose  Opfer  fordernd,  bis  zum  Jahre  1568'*^. 


» 


g)  K  r  i  e  g  s  t  y  p  h  u  s. 

Hiermit  sind  wir  zu  jener  Krankheit  gekommen,  die  als  das  Pro- 
totj-p  der  Heereskrankheiten  und  der  durch  Kriege  weit  verschleppten 
und  verbreiteten  Seuchen  augesehen  werden  kann,  wie  schon  ihr  Name 
besagt,  nämlich  der  Kriegs-  oder  Hungertyphus,  der  Fleck- 
typhus  oder   nach   dem  neuesten  Sprachgebrauch  ilas  Fleckfieber. 

Schon  vor  dem  eben  erwähnten  Ausbruch  der  Krankheit  in  Ungarn 
sind  eine  Reihe  von  Typbusepideniien  bekannt,  welche  sich  an  Heeres- 
züge anschlössen,  und  Hirsch"''  hält  die  Vermutung  für  wohlgerecht- 
fertigt, daß  auch  in  den  zahlreichen  Kriegs-  unil  Hungersseuchen  des 
Altertums  und  Mittelalters,  über  welctie  es  an  ärztlichen  Berichten 
fehlt,  und  die  nur  aus  chronistischen  Mitteilungen  bekannt  geworden 
sind,  der  Typhus  eine  hervorragende  Rolle  gespielt  hat. 

Zur  weitesten  Verbreitung  gelaugte  die  Krankheit  zur  Zeit  des 
mörderischen  30-jährigen  Krieges,  in  welchem  sich  die  politische  und 
reiigiüse  Spannung  Europas  auf  deutschem  Boden  entlud.  Am  frühe- 
sten und  schwersten  litt  Deutschland  selbst,  später  gelangte  die  Seuche 
aber  auch  nach  Frankreich,  sowie  nach  den  nordischen  Staaten,  wo  die 
zwischen  Schweden  und  Dänemark-Norwegen  geführten  Kriege  eine 
weitere  Veranlassung  zu  dem  Umsichgreifen  der  Krankheit  wurden. 
Auch  in  den  späteren  Dezennien  des  1().  Jahrhunderts  begegnen  wir 
noch  einer  großen  Reihe  von  Epidemien  in  Deutschland,  den  skandi- 
navischen Ländern,  Ungarn  und  Oesterreicb,  welche  alle  im  Anschluß 
an  kriegerische  Operationen  sich  entwickelten. 

Auch  im  18.  Jahrhundert,  in  welchem  kaum  ein  Jahr  ohne  den 
Ausbruch  größerer  oder  kleinerer  Typhusepidemien  in  einer  oder  der 
anderen  Gegend  Europas  vergangen  ist,  läJßl  sich  in  der  Mehrzahl  der 
Epidemien  ein  Zusammenhang  mit  einem  Kriege  und  die  Verschleppung 
durch  die  Heereszüge  nachweisen.  Mit  am  gewaltigsten  hat  dann 
aber  die  Seuche  im  Anschluli  an  die  Napoleonischen  Feldzüge  im  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  gewütet,  und  wie  in  den  ersten  beiden  De- 
zennien dieses  Jahrhunderts  kein  Land  Eurojias  von  den  Drangsalen 
des  Krieges  verschont  bliel),  so  verbreitete  sich  auch  die  Kriegsseuche 
und  speziell  der  Typhus,  an  die  Fersen  der  Sieger  und  Besiegten  ge- 
knüpft, über  ganz  Europa  und  entwickelte  sich  an  einzelnen,  besonders 
schwer  getroffenen  Punkten  zu  einer  furchtbaren  Höhe. 

Es  hieße  eine  Geschichte  jener  E])Oche  überhaupt  schreiben,  wollten 
wir  auf  Einzelheiten  der  Verbreitung  der  Seuche  durch  die  verschiedenen 
Truppenzüge  u.  s.  w.  eingehen  "*;  nur  soviel  sei  noch  bemerkt,  daß  der 
Typhus  nicht  nnr  in  solchen  Gegenden  herrschte,  welche  von  kriege- 
rischen  Bewegungen,   Truppendurchzügen,   Besatzungen,   Gefangenen- 
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und  Krankentransiiorten  direkt  berührt  wurden,  sondern  daß  die 
Kranklieit  in  tler  durcli  den  Krieg  lierbeigeführten  allgemeinen  Kot 
überall  eine«  sehr  t'ruclitbaren  Boden  fand  und  vielfach  auch  liurch 
friwilichen  V'erkelir  nach  von  den  großen  Heerstraßen  abgelegenen 
Orten  verschleppt  wurde. 

Die  sjuiteren  Jahrzehnte  des  lil.  .Jahrhunderts  sind  dann  von  der- 
artigen, ausgedehnten  Flecktieberepideinien  —  mit  Ausnahme  der 
Jahre  1846/47  —  verschont  geblieben,  und  insbesondere  sind  Ver- 
schleppungen der  Seuche  durch  Heere  nur  in  beschränktem  Maße  eu 
verzeichnen,  obgleich  z.  B.  im  Krinikriege  1854  öiJ  und  im  russisch- 
türkischen  Kriege  1877/79  die  beteiligten  Heere  selbst  in  hohem 
Grade  von  der  Seuche  lieiiiigesueht  waren.  180»)  brach  in  England 
eine  Epidemie  aus,  deren  B^utstebiing  auf  eine  Einschleppung  durch 
die  von  der  Krim  heimkehrenden  Truppen  zurückgeführt  wurde,  und 
während  des  russisch-türkischen  Krieges  war  zwai-  vielfach  der  Weg 
der  Truppen  durcli  nachfolgende  Typhuserkrankungen  unter  den  Be- 
wohnern gezeichnet,  aber  es  gelang  den  energischen  Maßnahmen  der 
Behörden,  eine  allgemeine  Ausbreitung  und  besonders  eine  Verschleppuag_ 
nach  Rußland  zu  vermeiden  *^ 


< 
I 


h)  Cholera. 

Hatten  im  10.  Jahrhundert  die  Pest  und  der  Flecktyphus  viel  von 
ihren  Schrecken  verloren,  so  war  am  Anfang  desselben  eine  neue 
Krankheit  aufgetreten,  welche  in  mehreren,  gewaltigen  Zügen  Europa 
heimsuchte  und  Tausende  von  Ojdern  forderte,  die  Cholera.  Audi 
bei  ihrer  Verbreitung  sind  mehrfach  kriegerische  Operationen  beteiligt 
gewesen,  so  bei  der  zweiten  Pandemie  in  den  dreißiger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts,  wo  die  Heereszüge  wiilirend  des  polnisch-rus- 
sischen Krieges  wesentlich  zur  \'erbreitung  der  Seuche  in  Polen  bei- 
trugen. 

Größer  aber  war  der  Einfluß  des  böhmischen  Feldzuges  von  1866 
auf  die  Ausbreitung  der  Cholera.  In  Norddeutschland  erschien  sie 
bekanntlich  zunächst,  unabhängig  von  Truppenbewegungen,  in  einigen 
Hafenstädten  Pommerns  und  gewann  dann  bald,  durch  die  Kriegs- 
ereignisse begünstigt,  eine  große  Verbreitung.  Der  Weg,  den  sie 
nahm,  läßt  sich  vielfach  ganz  genau  an  der  Hand  der  Truppenzüge 
verfolgen  '•'*. 

Auch  in  Oesterreich  war  sie,  von  der  Bukowina  ausgehend,  schon 
vor  Beginn  der  Feindseligkeiten  aufgetreten,  und  entwickelte  sich  dann 
zu  einer  sehr  schweren  Epidemie,  die  sich  in  den  an  den  Kriegser- 
eignissen direkt  beteiligten  Provinzen,  Niederösterreich,  Böhmen  und 
Mähren,  besonders  mörderisch  gestaltete*'. 

i)  Pocken. 
Als  letztes  klassisches  Beisjuel  für  die  Uebertragung  von  an- 
steckenden Krankheiten  durch  Kriege  sei  endlich  die  Pockenepi- 
demie erwähnt,  welche  1870  im  Anschluß  an  die  Gefangenentrans- 
porte aus  Frankreich  in  Deutschland  ausbracli  und  zu  bedeutenden 
Menschenverlusteu  führte.  Auch  hier  ist  es,  namentlich  durch  die  ein- 
gehenden Untersuchungen  G  u  tt  stadt"s-\  gelungen,  genau  den  Weg 
Festzustellen,  welchen  die  Seuche  im  Anfang  genommen,  und  so  den  An- 
teil zu  präzisieren,  welchen  der  große  Krieg  an  dieser  schweren  Epi- 
demie gehabt  hat. 


I 
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3)  Prophylaxe  gegen  die  Verbreitung  der  Kriegsseuohen. 

Schon  diese  Beispiele  werden  zur  Genüge  bewiesen  haben,  wie 
oft  kriegerische  Ereignisse  im  Laufe  der  Weltgeschichte  nicht  nur 
direkt  durch  die  Neugestaltung  der  ]>olitischen  Verhältnisse,  sondiM'n 
indirekt  durch  die  Verniittelung  und  Verbreitung  von  Krankheitsnnt 
und  Elend  in  das  Leben  der  Völker  eingegrilfen  und  wie  sclnver- 
wiegend  diese  mittelbaren  Folgen  der  Kriege  sowohl  für  die  be- 
troffene Generation  als  auch  die  kommenden  Geschlechter  gewesen 
sind. 

In  den  früheren  Jahrhunderten  mit  ihren  Söldnerheeren,  bei  dem 
Mangel  jeglicher  hygienischer  Maßnahmen  sowohl  im  Civil-  als  auch 
Militiü'sauitätswesen,  wenn  man  von  einem  solchen  überhau|it  spiechou 
kann,  bei  den  Anschauungen  über  die  Krankheiten  und  sjieziell  die 
Seuchen  an  sich,  welche  vielfach  als  die  unvermeidbare  Folge  von 
tellurischen  oder  kosmischen  Erscheinungen  angesehen  wurden,  stand 
man  natürlich  dem  Ausbruch  einer  großen  P>i>idemie  und  der  Ver- 
breitung derselben  durch  die  Heeresztlge  selbst  oder  die  nach  Be- 
endigung eines  Krieges  sich  auflösenden  und  nach  allen  Richtungen 
hin  sich  zerstreuenden  Landsknechtsscharen  tatlos  und  auch  machtlos 
gegenüber.  Erst  mit  der  Zunahme  der  ärztlichen  Kenntnisse  über 
die  Natur  der  Krankheiton,  über  die  Art  der  Ansteckung  und  Weiter- 
verbreitung derselben  konnte  mau  daran  denken,  dem  Feinde  entgegen- 
zutreten und  ihm  den  Sieg  streitig  zu  machen.  Viel  Lehrgeld  hat  es 
gekostet,  alter  gerade  die  großen  E])i(lenden  waren  die  besten  Lehr- 
meister für  die  Entwickelung  hygienischer  Anschauungen  und  Maß- 
nahaien;  und  wenn  es  trotz  dem  weit  vorgeschrittenen  Stande  unserer 
Kenntnisse  über  die  Infektionskrankheiten  und  der  Hygiene  wohl  kaum 
gelingen  dürfte,  in  einem  Kriege  die  Entstehung  von  epidetiiischen 
Krankheiten  und  ihre  Uebertragung  auf  die  bürgerliche  Bevölkerung 
ganz  zu  vermeiden,  zu  so  ausgedehnten  und  opferreichen  K]>idenuen 
wie  noch  zu  Anfang  und  in  der  Mitte  des  vorigen  .lahrhunderts  wird 
es  in  einem  Zukunftskriege,  wenig.stens  zwischen  den  modernen  Kultur- 
Staaten,  wohl  kaum  mehr  kommen.  Gerade  die  Erfahrungen  der 
großen  Kriege  in  der  zweiten  Hälfte  des  19,  Jahrhunderts,  insbeson- 
dere des  Krimkrieges,  des  amerikanischen  Sezessionskrieges,  des 
deutsch-französischen  und  russisch-türkischen  Krieges  haben  gezeigt. 
daß  es  möglich  ist,  den  Ausbruch  von  e]»idemischen  Krankheiten 
unter  den  Heeren  selbst  zu  beschränken  oder  ganz  zu  vermeiden, 
und  hiermit  auch  die  Gefahr  der  Uebertragung  auf  die  Bevölkerung 
zu  verringern. 

Natürlich  werden  es  oft  strategische  und  taktische  UücksicJiten 
nicht  zulassen,  umfangreiche  hygienische  Maßregeln,  insbesondere 
im  Feindesland  oder  auf  dem  Kriegsschauplätze  überhaupt,  zur 
Durchführung  zu  bringen  und  so  die  direkte  Uebertragung  des 
Krankheitskeimes  vom  Heere  auf  die  Einwohner  des  Landes  zu  ver- 
meiden. 

Etwas  günstiger  liegen  die  Verliältnisse  bei  den  Gefangenentrans- 
porten und  Krankenevakuationen ;  besondere  Wachsamkeit  werden  die 
ersteren  erfordern,  wenn  der  Gesumlheitszustand  der  feindlichen  Armee 
nicht  genau  bekannt  ist  und  man  nicht  weiß,  ob  bez.  welche  Krauk- 
heitskeime  in  den  Gefangenen  schlummern,  namentlich,  wenn  die.se 
Transporte  sehr  groß  sind,  so  daß  ihre  Absontlerung  und  Absperrung 
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schwierig;  ist.  Aber  aucli  liie  Krankenevakuationen  bieten  Anlaß  zu 
tirößter  AufnicrkKanikeit  und  Durchführung  strent?ster  Absperrungs- 
maßnahinen.  Wenn  ja  auch  (ül-  Evakuation  von  mit  besonders  leicht 
übertragbaren  Infektionskrankheiten  behafteten  Leuten  überhaupt  ver- 
boten ist*''',  so  können  sich  doch  unter  den  anderen  Kranken  leicht 
solche  befinden,  die  den  betreffenden  Keim  scliuti  in  sich  aufgenommen 
haben. 

Aber  auch  diejenifien,  welche  an  weniger  leicht  übertragbaren 
Krankheiten  leiden,  bilden  eine  große  Gefahr  für  alle  auf  dem  Trans- 
port berührten  Ortschaften  und  für  ihre  Leidensgenossen  desselben 
Transportes,  und  machen  strenge  Absonderung,  Desinfektion  der  Trans- 
portmittel, der  ünterkunftsräume  u.  s.  w.  erfonieriich. 

Mit  die  schwierigste  Aufgalie  aber  wird  es  sein,  die  Einschleppnng 
von  epidemischen  Krankheiten  durch  das  aus  einem  infizierten  Feindes- 
lande zurückkehrende,  gesamte  Heer  zu  vermeiden.  Insbesondere 
bieten  die,  nach  der  Rückkehr  in  die  Heimat  entlassenen  Reserve- 
und  Landwehnniiuner  eine  große  Gefahr  für  das  Land. 

Aus  früheren  Kriegen  liegen  Nachrichten  über  Bestrebungen, 
eine  EinschJeppting  oder  Verbreitung  der  Seuchen  durch  die  zurück- 
kehreuden  Trupiten  oder  andere  Heerestransporte  durch  behördliche 
Maßregeln  zu  bekämpfen,  nur  wenig  oder  gar  nicht  vor. 

Vereinzelt  sijid  derartige  Versuche  erst  aus  tler  Zeit  des  unglück- 
Jiclien  russischen  Feldzuges  Napoleons  bekannt.  Dalün  gehört  die  ira 
Frühjahr  1813  in  Leipzig  von  freiwilligen  Aerzten  ausgeübte  Kon- 
trolle der  Passanten  und  die  Aussonderung  der  Erkrankten  unter 
denselben'*,  ferner  «lie  Errichtung  von  Vtsitatiouskommissionen  zu 
gleichem  Zwecke  an  der  Grenze  Bayerns,  n-imeutlich  in  Hof,  der 
vorzüglichsten  Eintrittsstation  für  die  aus  dem  Norden  zurückkehrenden 
Militärs,  später  auch  an  allen  anderen  Grenzorteu '•".  Während  der 
Belagerung  von  Torgau  war  eine  Quarantänestation  errichtet,  in  der 
die  Ueberläufer  und  Auswanderer  aus  der  Stadt  3  Tage  und  Nächte 
einer  Beobachtung  und  ihre  Kleidungsstücke  einer  gründlichen  Desin- 
fektion unterworfen  wurden;  auch  nach  der  Kajyitulatiün  der  Festung 
durfte  die  Besatzung  erst  nach  einer  3-tägigcn  Quarantäne  und  Des- 
infektion ihren  Marsch  in  die  Kriegsgefangenschaft  nach  Schlesien  an- 
treten "-. 

Natürlich  waren  diese  vereinzelten  Maßnahmen  bei  der  sonstigen 
Verbreitung  der  Kriegsseuche  nur  ein  Troi»feu  auf  den  heißen  Stein 
und  konnten  wesentliche  Erfolge  nicht  aufweisen. 

Energischer  und  erfolgversprechender  war  die  hauptsächlich  gegen 
die  Eiuschleppung  der  Pest  nach  Rußland  gerichtete  Maßregel,  daß 
nach  dem  russisch-türkischen  Kriege  1828/29  die  ganze  russische 
Armee,  bevor  sie  das  Vaterland  wieder  betrat,  „eine  Kontumaz  von 
zweimal  21  Tagen"  {nach  Moltke  nur  21  Tagen)  au.shalieu 
mußte '■'■'.  1878  waren  an  den  4  Hauiithäfen,  an  welchen  die 
russische  Donauarmee  nach  Uebersetzen  über  das  Schwarze  Meer 
russischen  Boden  betrat.  Kommissionen  gebildet,  welche  die  Truppen 
auf  ihren  Gesundheitszustand  untersitchon  und  so  die  Einführung 
epidemischer  Krankheiten  in  das  russische  Reich  verhindern  sollten  **. 

Umfangreiche  Maßnahmen  in  dieser  Beziehung  haben  die  .lapaner 
nach  Beendigung  des  Krieges  gegen  China  im  Jahre  1895  getroffen, 
um  eine  Einschleppung  der  Cholera,  mit  welcher  die  japanischen 
Truppen  wüiirend  des  Feldzuges  infiziert  waren,  zu  verhüten.  Begünstigt 
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wurde  die  Durchführung  dieser  Maßnaliiiieii  dadurch,  daß  der  Rück- 
transport  zu  See  stattlinden  mußte.  Es  wurden  daher  auf  ä  kleinen 
Inseln  Quarantänestationen  angelegt;  in  diesen  wurden  sämtliche 
Mannschaften  genau  untersucht  und  einer  gründlichen  Reinigung 
unterzogen,  die  Sachen  und  sonstigen  Ausrüstungsstücke  desinfiziert, 
auch  die  Schiffe,  sofern  sie  Kranke  heherbcrgt  hatten,  einer  strengen 
Desinfektion  unterworfen.  Auf  diese  \V ei.se  wurden  unter  282H4ti 
untersuchten  Leuten  noch  l."i93  Cholerakranke  gefunden,  während  auf 
dem  weiteren  Heimwege  nur  noch  37  an  dieser  Seuche  erkrankten, 
welche  leicht  isoliert  werden  konnten;  205  Mann  erkrankten  dann 
noch   innerhalb   von  14  Tagen  nach  der  Ankunft  in  ihrer  (Garnison''''. 

Immerhin  wird  eine,  noch  .so  genaue  einmalige  Untersuchung, 
wie  auch  diese  Erfahrungen  bestätigen,  nicht  jeden  verdächtigen  Krank- 
heitsfall auffinden  und  un.schädlich  machen  kfinrien.  Nur  eine  Quaran- 
täne jedes  einzelnen  Mannes,  die  länger  dauert  als  das  Maximum  des 
Inkubationsstadiums  der  verdächtigen  Krankheit,  würde  hierfür  aus- 
reichende (lewähr  leisten. 

Bei  der  Rückkehr  unserer  Truppen  aus  China  im  Jahre  19()1, 
bei  welchen  vielfach  Ruhr  und  Typhus  bestanden  hatte,  ist  der  Ver- 
such mit  gutem  Gelingen  gemacht,  daß  in  mehreren  Barackenlagern 
die  sämtlichen  Mannschaften  längere  Zeit  interniert,  und  erst  nach 
wirklicher  Feststellung  ihres  Gesundheitszustandes  weiter  liefördert 
wurden.  Auch  hier  kam  als  begünstigender  Umstand  hinzu,  daß  die 
Transporte  zu  Schiff'  ankamen  und  sich  dadurch  eine  Berührung  mit 
der  heimatlichen  Bevölkerung  leichter  vermeiden  ließ,  als  bei  einem 
Rückmarsch  zu  Lande. 

Aehnlichen  Maßregeln  würden  nach  einem  Landkriege  auf  euro- 
päischem Boden  jedenfalls  bedeutendere  Schwierigkeiten  entgegen- 
stehen, und  die  Quarantäne-  und  Desinfektionsmaßregeln  werden  wohl 
im  allgemeinen  nur  auf  die  Kranken  und  Krankheitsverdächtigen  bez. 
auf  solche  Tru])penteile  ausgedehnt  werden  können,  welche  aus  be- 
sonders stark  infizierten  Gegenden   zurückkehren.  — 


w 


4)  SobJachtfeldhygiene. 

Besondere  Aufmerksamkeit  ist  stets  den  Schlachtfeldern  zu- 
gewandt worden,  und  oft  sind  umfangreiche  Maßnahmen  erforderlich 
gewesen,  um  die  Unzuträglichkeiten  zu  vermeiden  oder  zu  beseitigen, 
welche  sich  aus  der  Bestattung  vieler  Tausender  von  Menschen-  und 
Tierleichen  auf  verhältnismäßig  eng  begrenztem  Raum  leicht  ergeben 
können. 

Es  ist  ja  begreiflicli  und  erklärlich,  daß  trotz  aller  Erkenntnis 
und  Würdigung  der  aus  einer  mangelhaften  Beisetzung  der  Gefallenen 
entspringenden  Gefahren  und  trotz  aller  Pietät,  welche  gerade  den 
auf  dem  Schlachtfelde  Gestorbenen  von  Freund  und  Feind  gezollt 
wird,  die  Bestattung  nach  großen  Schlachten  stets  eine  ungenügende 
gewesen  ist.  Das  geschlageue  Heer  überläßt  die  Sorge  für  seine 
Gefallenen  den  Ortsbewohnern  oder  dem  Sieger,  der  kaum  genügende 
Zeit  hat,  seine  eigenen  Toten  zu  bestatten,  weil  die  Ausnutzung  des 
Sieges  eine  schnelle  Verfolgung  des  abziehenden  Feindes  erheischt. 
Auswahl  der  Begräbnisjjlätze  und  Ausführung  der  Gräber  lassen  da- 
her vielfach  zu  wünschen  übrig;  man  bestattet  die  Toten,  wo  sie  ge- 
fallen sind,  ohne  die  Nähe  von  Straßen,   Häusern,   Brunnen,  Wasser- 
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laufen  zu  beachten,  in  flachen  und  ungenügend  zugeschütteten  Gräbern. 
vielfach  Hunderte  und  selbst  Tiiuseude  in  einer  Grube;  so  entliielt 
ein  Grab  bei  Vionville  neben  i^(i  preußischen  1170  französische 
Soldaten,  ein  Kokissalgrab  bei  St.  Marie  aux  Chenes  sogar  2ö<X'>  Ge- 
fallene ="'. 

Bekanntlich  sin»!  es  3  Wege,  auf  welchen  von  Leichen  eine  Schädi- 
dung  der  Gesundheit  ausgehen  kann:  1)  durch  Uebertragung  von 
Krankheitskeimen,  2)  durch  Entwickelung  gesundheitsschädlicher  Gase 
und  H)  durch  Verunreinigung  von  Hoden  und  Grundwasser  mit  lös- 
lichen ZersetzungsstofFen "".  Alle  diese  Gefahren  sind  ja  bei  richtig 
angelegten  Kirchhöfen  und  geordnetem  Betriebe  derselben  nur  gering- 
fügig, und  in  der  Tat  sind  fiesuudheitsschiidigungen  durch  Friedhöfe 
unter  normalen  Verhältnissen  wohl  kaum  beobachtet. 

Anders  unter  den  ungünstigen  Bedingungen  eines  Schlachtfeldes. 
Zwar  wird  auch  hier  der  erste  Gesichtspunkt,  die  Uebertragung  von 
Krankhcitskeinien,  kaum  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  und  es  liegen 
auch  keine  beweiskräftigen  Beobachtungen  darüber  vor,  daß  durch  den 
Einfluß  der  Schlachtfelder  Epidemien  entstanden  wären.  Mit  Recht 
betont  Knaak'"*,  daß  auch  die  Tatsache,  daß  in  der  (jegend  von  Metz 
im  Frühjahr  1871  Infektionskrankheiten,  besonders  Typhus,  in  stär- 
kerem Maße  herrschten,  kein  Beweis  dafür  sei,  und  unschwer  als  Folge 
der  im  Herbst  1870  dortselbst  unter  den  Deutschen  und  Franzosen 
ausgebrochenen  Epidemien  und  der  sonstigen  ungünstigen  äußeren 
Verhältnisse  erklärt  werden    könne. 

Anders  liegen  schon  die  Verhältnisse  bei  der  zweiten  Möglichkeit 
einer  gesundheitsschädlichen  Einwirkung  von  Leichen  und  Gräberu.  In 
der  Tat  wird  vielfach  berichtet,  daß  Schlachtfelder  noch  lange  Zeit  hin- 
durch sich  «iurch  die  Entwickelung  von  Fäulnisgasen  und  sonstigen  üblen 
Geröchen  weithin  bemerkbar  gemacht  haben.  Zwar  wird  man  heutzutage 
auch  hierdurch  keine  direkte  Uebertragung  von  ansteckenden  Krankheiten 
mehr  für  jnöglich  halten,  wofür  z.  B.  liiecke"-'  noch  zahlreiche  Bei- 
spiele anführt.  Aber  nmn  hat  die  Beobachtung  gemacht,  daß  die  Nähe  von 
Friedhöfen  und  Schlachtfeldern  das  Auftreten  von  gewissen  Krank- 
heiten vermehre  und  zu  Epidemiezeiten  besonders  schwere  Krankheits- 
fälle erzeuge,  überhaupt  den  Verlauf  aller  Krankheiten  ungünstig  be- 
einflusse'"*.  Wenn  nun  auch  zahlreiche  gegenteilige  Beobachtungen 
bekannt  sind,  so  ist  doch  kein  Zweifel,  daß  eine  Verpestung  der  Luft 
durch  Leichengase  in  hygienischer  und  ästhetischer  Beziehung  nicht 
gleichgültig  ist  und  durch  die  Anlage  der  Gräber  von  vornherein  ver- 
mieden o<ler  später  durch  geeignete  Maßnahmen  gemildert  und  be- 
seitigt werden  muß. 

Auch  der  dritte  Punkt,  die  Verunreinigung  von  Boden  und 
Grundwasser,  kann  bei  mangelhafter  Beerdigung  auf  Schlachtfeldern 
zu  Unzuträglichkeiten  führen.  Und  wenn  im  allgemeinen  ja  auch  das 
Wasser  auf  Kirchhöfen  keine  wesentliche  Abweichung  von  der  nor- 
malen Zusammensetzung  zeigt'"',  so  ist  doch  bei  einer  Massenan- 
sammlung  von  Leichen  eine  Uebersättigung  des  Bodens  und  ein 
Uebergang  unvollkommen  zersetzter  organischer  Stoffe  in  das  Grund- 
wasser nicht  auszuschließen.  Rücksichten  der  Aesthetik  und  Gründe 
der  Pietät  verlangen  ferner,  daß  die  Leichen  so  beerdigt  werden,  daß 
ein  Bloßwaschen  derselben  durch  Regengüsse,  ein  Aufscharren  und 
Benagen  durch  Hunde  u.  s.  \v.  nicht  möglich  ist. 

Natürlich  sollen  in  erster  Linie  für  die  Bestattung  der  Gefallenen 
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auf  (lern  Schlachtfelde  die  allgemeinen  für  die  Leichenhestattung  gül- 
tigen liyfiienischen  und  sanitiUspolizeilichen  Vorsciiritten  gelten.  Durch 
eine  Heaclitung  und  gründliche  Durchführung  derselben  gleich  nach 
der  Schlacht,  würden  sich  gewili  alle  Uebelstände  vermeiden  und  ins- 
besondere die  ausgedehnten,  viel  Zeit  und  Geld  kostenden,  s]>i"iteren 
Assanierungsarheiten  ersparen  lassen.  Ob  es  in  Zukunft  möglich 
sein  wird,  diesen  Grundsätzen  gemäß  zu  verfahren,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  Wahl  der  ISegräbni.'iplätze  und  der  Tiefe  und  Größe  der 
Gräber  die  Normen  innezuhalten,  möge  dahingestellt  bleiben.  Namentlich 
erscheint  es  zweifelhaft,  ob  die  in  der  ]>reulSischen  Kriegssanitäts- 
ordnuüg,  Anlage,  S  37,  3  festgesetzte  Höchstzahl  von  H  Leichen  für 
ein  gemeinsames  (irab  nicht  überschritten  werden  muß,  um  nach  einer 
verlustreichen  Schlacht  alle  Leichen  auf  dem  verfügbaren  Raum  mit 
den  vorhandenen  Arbeitskräften  bergen  zu  können. 

Nur  kurz  sei  noch  die  Frage  der  Verbrennung  der  Leichen  auf 
dem  Schlachtfelde  berührt,  welche  an  sich  ja  das  Problem  <ler  Schlacht- 
fehlhygiene am  einfachsten  lösen  würde,  aber  aus  leicht  ersichtlichen 
Gründen  jetzt  noch  und  auch  wohl  in  absehbarer  Zeit,  wenigstens  für 
Menschenleichen,  undurchführbar  ist.  Auf  die  Ausführung  der  Assa- 
nierungsarbeiten schlecht  versorgter  Schlachtfelder,  die  zahlreichen 
für  diese  Zwecke  angegebenen  und  auch  angewanriten  Methoden  "** 
näher  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort. 

Auch  die  Zukunft  wird  ihrer  kaum  entbehren  können ;  denn  so 
sehr,  und  zwar  mit  Recht,  die  sofortige  einwandsfreie  Bestattung  der 
auf  dem  Felde  der  Ehre  Gebliebenen  gefordert  werden  muß,  so 
werden  auch  in  dieser  Beziehung,  wie  auf  manchen  anderen  Gebieten, 
die  Forderungen  der  Hygiene  vor  denjenigen  der  Taktik  und  Strategie 
oft  zurückstehen  müssen. 


III.  Einfluß  Ton  Krieg  und  Frieden  !n  sozialer  und  moral- 
statis tisehei-  Be  i  ieliiuig. 

In  den  vorangehenden  Erörterungen  ist  versucht,  den  Einfluß 
zu  schildern,  welchen  Kriege  auf  den  Stand  und  die  Eutwickelung 
einer  Bevölkerung  sowie  auf  ihren  gesundheitlichen  Zustand  im  all- 
gemeinen auszuüben  vermögen.  Es  ist  erklärlich,  daß  sich  kriege- 
rische Ereignisse  aber  auch  noch  aufzahlreichen  anderen  Gebieten  be- 
merkbar nuichen  werden,  welche  teils  das  Wohl  und  Wehe  des  ein- 
zelnen betreffen,  teils  aber  auch  von  allgemeinerer  Wichtigkeit  in 
hygienischer  Beziehung  sind  und  für  die  Wohlfahrt  des  \'olkes  weit- 
gehende Bedeutung  in  Anspruch  nehmen. 


1)  Alkoholismus. 

In  letzterer  Hinsicht  dürfte  der  Alkoholismus  mit  seinen 
Folgezuständen  in  erster  Linie  zu  nennen  sein. 

Ueber  die  allgemeine  Bedeutung  des  Alkoholmißbrauchs  ist  ge- 
rade in  letzter  Zeit  so  viel  geschrieben  worden,  daß  sich  jedes  Wort 
darüber  an  dieser  Stelle  erübrigt.  Hier  interessiert  uns  nur  die 
Frage,  ob  in  Zeiten  von  Kriegen  oder  gleichwertigen  Ereignissen  der 
Aikoholkonsum  und  damit  auch  die  schädlichen  Folgen  desselben  eine 
Steigerung  erfahren,  oder  ob  sich  eine  Beeinflussung  in  entgegen- 
gesetztem Sinne  nachweisen  läßt. 
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^^^H             704                                                                             ^^^^^^^^^^^^ 

^^^H                      Wir  wollen  von  dem  Alkoholverbrauch  bei  den  Heeren  selbst  ab- 
^^^H              sehen,    zumal    sich    einigermaßen    zuverlässige   Daten   darüber   nicht 
^^^H              finden    lassen.    Daß  in  früheren    Zeiten   die    zügellosen   Söldnerheere 
^^^H              schwer  unter  der  Trunksucht  zu  leiden  hatten,   daß  die  Mannschaften 
^^^H              nicht  so  leicht  ein  Faß  Wein  oder  Bier,  das  ihnen  beim  Plündern  in 
^^^H              die  Hände  fiel,  unausgetrunken  ließen,  daß  „Sott'  und  Spiel  und  Mädels 
^^^H               die  Menge'"    ein    Hauptei-fordernis    war,    wenn    der    Landsknecht    bei 
^^^H              seiner   selbstgewählten  Fahne  aushalten   sollt«  —   bedarf   erst  keiner  J 
^^^H              Beweisführung.     Anders  in  neuerer  Zeit;  und  je  mehr  die  Erkenntnis  ■ 
^^^H              von   der   schädlichen   Wirkung   selbst    kleinerer  Mengen   Alkohol    auf 
^^^H              die  körperliche  Leistungsfähigkeit  zunimmt,    desto   mehr    dürft«  auch 
^^HF               in  Kriegszeiten  der  Alkohol  aus  den  Reihen  der  niodernen  Heere  ver-  M 
^^^P                drängt  werden  oder  ganz  verschwinden.                                                      ■ 
^V                            Oh  nun  der  allgemeine  Alkoholkonsuni  nachweisbar  durch  Kriege  H 
^H                     beeinflußt  wird,  ist  einheitlich  nicht  zu  entscheiden.                                  " 
^H                           Zunächst  ist  es  ja  wahrscheinlich,    daß,   wenn   mehrere  Hundert- 
^H                     tausende  von  Männern  zur  Fahne  berufen  sind,  dann  der  Gesaratver- 
^H                     brauch  an  geistigen  Getränken  wohl  merklich  herabgesetzt  werden  kann. 
^H                    Leider  liegen,    soweit  wir  die  Literatur  übersehen,   nur  einige  wenige  ■ 
^H                    diesbezügliche  statistische  Angaben   für  beschränkte  Gebiete  vor.     So  m 
^H                     weist  Leroy'®^  nach,  daß  in  dem  Departement  Finistere  (in  der  Bre- 
^H                    tagne)  die  Kurve  des  Alkoholverbrauchs  (siehe  Fig.  11)  mehrere  aus- 
^H                     gesprochene  Minima    zeige:    im   Jahre    184S,    was    mit   der    Februar- 
^H                     revolutiou    im    Zusammenhang  stehen  dürfte,  und  im  Jahre  1854,   als   m 
^H                     die   Häfen    von    Finistere    durch   den    Krimkrieg   von    den    Seeleuten  | 
^H                    entblößt  waren.    Ferner  weist   das  Jahr    1871    eine  bedeutende  Ver- 
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rmgening  auf,  dio  Leroy  auf  den  Kries  und  seine  ivirtschaftliclien 
Folgen  zurückführt.  Ob  aber  in  der  zurückbleibenden  Bevölkerung 
der  Konsum  ein  geringerer  gewesen  ist,  dürfte  wohl  einigen  Zweifeln 
unterliegen.  Allerdings  ist  es  ja  denkbar,  daß  der  allgenieiue  Druck, 
der  während  derartiger  Zeiten  aut  den  Gemütern  lastet,  auch  zu  einer 
Abnahme  des  Verbrauchs  geistiger  Getränke  führen  kann.  Und  aus 
Paris  wird  berichtet,  daß  während  der  Belagerung  die  Gasthäuser  und 
Cafes  trotz  dauernder  Ucberfüllung  nur  schlechte  Geschäfte  gemacht 
hätten,  da  die  Pariser  kaum  etwas  getrunken,  sondern  nur  geredet  und 
sich  schon  an  den  Worten  berauscht  hätten  '"*.  In  der  Tat  ist  auch  von 
Bouchereau  und  Maguan*"^  betont,  daß  in  den  Monaten  der  Be- 
lagerung bedeutend  weniger  Kranke,  besonders  Männer,  wegen  De- 
lirium tremens  in  die  Pariser  Irrenanstalten  zur  Aufnahme  gekommen 
seien,  als  in  den  entsprechenden  Monaten  des  Vorjahres.  Ob  aber 
hieraus  wirklich  auf  eine,  wenn  auch  nur  vorübergehende  Abnahme 
des  Alkoholismus  geschlossen  werden  kann,  bleibe  dahingestellt. 

Und  wenn  die  leicht  erregbaren  Franzosen  nicht  des  Alkohols 
bedurft  haben,  um  über  die  Zeiten  der  Aufregung,  der  Not  und  der 
getäuschten  Hoffnungen  hinwegzukommen,  ob  nicht  bei  uns  anders 
gearteten  Deutschen,  speziell  den  Nord-  und  Ostdeutschen  gerade  solche 
Zeitläufte  <las  alte  Erblaster  noch  mehr  angefacht  haben  würden?  ob 
nicht  vor  allem  in  den  letzten  Kriegen,  da  uns  schwere  Niederlagen 
erspart  geblieben,  gerade  die  frohen  Siegesnachrichten  von  vielen  stets 
mit  einem  guten  Trunk  gefeiert  sindV  Das  sind  alles  Fragen,  die  mau 
zwar  unbedenklich  bejahen  möchte,  ohne  allerdings  den  zaldenmäßigen 
Beweis  dafür  beibringen  zu  können.  Und  wenn  man  hiernach  auch 
eine  Beeinflussung  des  Alkoholkonsums  nach  der  einen  oder  anderen 
Richtung  hin  anzunehmen  berechtigt  ist,  so  dürfte  es  sich  doch  stets 
nur  um  vorübergehende  Wirkungen  gehandelt  haben.  Auch  hier  üben 
jedenfalls  die  folgenden  Friedenszeiten  sehr  schnell  ihren  ausgleichenden 
EinfluO  aus ;  eine  länger  dauernde  Wirkung  ist  weder  in  günstigem 
noch  in  ungünstigem  Sinne  nachzuweisen. 


2)  Prostitution. 

Ebenso  schwierig  zu  entscheiden  ist  die  Frage,  ob  die  Prosti- 
tution und  damit  im  Zusammenhang  die  Zahl  der  venerischen 
Krankheiten  durch  Kriege  beeintlnßt  wird. 

Was  die  letzteren  betritft,  so  haben  wir  allerdings  bereits  oben 
ausführlicher  besprochen,  welche  Rolle  Kriege  bei  der  Verbreitung  der 
Syphilis  gehabt  haben.  Hierbei  ist  es  aber  nicht  allein  die  gewerbs- 
mäßige Prostitution  gewesen,  welche  die  Versclileppung  der  Seuche 
bedingt  hat;  vielmehr  dürfte  auch  gerade  der  gelegeuthche  außerehe- 
liche Beischlaf  zu  der  gewaltigen  Ausbreitung  wesentlich  beigetragen 
haben;  auch  außergeschlechtliche  Ansteckungen  werden  bei  der  Häufig- 
keit der  Infektionsträger  nicht  selten  gewesen  sein. 

Natürlich  wird  man  im  allgemeinen  bei  einer  Zunahme  der  vene- 
rischen Erkrankungen  auch  eine  solche  der  Prostitution  anzunehmen 
berechtigt  sein. 

Ueber  die  Verbreitung  der  letzteren  nicht  minder  als  auch  der 
venerisch  Kranken  sind  im  Laufe  der  Jahrzehnte  Bände  geschrieben 
worden    —    ein   Beweis  dafür,    daß  es  außerordentlich  schwer,    wenn 
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nicht  unmöglicli  ist,    ein  auch  nur  annäiiernd  richtiges  Bild  davon  zu 
entwerfen,  soweit  zahlenniiißi^e  Grunillagen  erforderlich  sind. 

So  ist  es  erklärlicli,  ilaPs  aucli  die  Frage  einer  Vermehrung  oder 
Venuinderung  der  gewerlisniälJigen  Prostituierten  durch  Kriege  nur 
schwer  zu  beantworten  ist.  Auch  hier  wird  sich  wieder  ein  Wechsel 
der  Verhältnisse  iui  Laufe  der  Jahrhunderte  zeigen. 

Für  die  frilheren  Zeiten  kann  auf  das  oben  bei  Besprechung  des 
Alkoliolismus  Gesagte  hingewiesen  werden.  Daß  zum  Troß  eines 
Heeres  stets  eine  ungezählte  Menge  von  Dirnen  gehörte,  ist  allbe- 
kannt, und  daß  überall,  wohin  ein  Heer  kam  und  längeren  Aufenthalt 
nahm,  ein  Znsamnienrtuß  von  liederlichen  Frauenzimmern  stattfand, 
ist  leicht  erklärlich. 

Auch  beute  noch  wirkt  ja  jede  große  Menschenansammlung  in 
ähnlicher  Weise,  sei  es,  daß  zu  Festlichkeiten  in  kleinen  Städten  in 
Erwartung  eines  guten  Geschäftes  die  Dirnen  aus  den  Nachbarorten 
eintreffen,  sei  es,  daß  sich  die  Damen  der  Halbwelt  in  ilen  Metropolen 
zu  Zeiten  großer  Ereignisse  in  Scharen  einfinden,  wie  es  z.  B.  für  die 
Jahre  der  Weltausstellungen  in  Paris  IHöö  und  1867  nachzuweisen 
ist  '•"'.  Mit  der  Nachfrage  steigt  eben  auch  hier  das  Angebot.  So  wird 
man  annehmen  können,  daß  die  Einberufung  vieler  Tauseude  von 
jungen  Männern  zu  den  Waffen  die  Nachfrage  und  damit  das  Angebot 
der  Prostitution  weseutlich  herabsetzen  wird.  Zahlenmäßig  wird  sich 
der  Beweis  hierfür  kaum  erbringen  lassen.  Erwälint  sei  aber,  daß 
z.  B.  die  Zahl  der  polizeilichen  Registrationen  von  Prostituierten  im 
Jahre  1870  in  Berlin  einen  nicht  unerheblichen  Nachlaß  zeigte,  woraus 
ein  Schluß  auf  eine  Abnahme  der  Dirnen  überhaupt  wohl  zulässig  er- 
scheint. Die  Zahlen  betrugen  nach  v.  Oettingen"", 
löliß     II  755  18ü8     13610  1870     11 382 

1867     12  491  18Ö9     14362  1871     15064 

Daß  aber  durch  die  streng  disziplinierten  Heere  der  Neuzeit  in 
den  von  ihnen  berührten  Gegenden,  wenigstens  für  die  Dauer  der 
eigentlichen  kiiegerischen  Operationen,  ein  direkter  Einfluß  auf  die 
Prostitution  ausgeübt  werden  könnte,  halte  ich  für  ausgeschlossen. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  man  die  Nachwirkungen 
eines  Krieges  ins  Auge  faßt.  Hier  wird  wesentlich  der  Ausgang  des- 
selben und  die  all^^emeine  wirtschaftliche  Lage  in  Frage  kommen. 

Ein  Moment  wird  sich  allerdings  auf  jeden  Fall  bemerkbar  machen, 
und  zwar  in  günstigem  Sinne :  ilic  nach  jedem  Kriege  nachzuweisende 
beträctilliche  Zunahme  der  Eheschließuugen,  insbesondere  jugendlicher 
Persoueu,  dürfte  auf  die  Zahl  der  gewerbsmäßigen  Prostitution  nicht 
ohne  EinHuß  sein. 

Natürlich  wird  ein  gleichzeitiger  großer  wirtschaftlicher  Aufschwung, 
der  den  jungen  Arbeitern  viel  Geld  in  die  Hände  bringt,  entgegen- 
gesetzt wirken;  die  Aussicht  auf  leichten  und  reichlichen  Gewinn  wird 
dann  manches  Mädchen  dem  traurigen  Gewerbe  in  die  Arme  treiben, 
das  sich  unter  anderen  Verhältnissen  redlich  durch  ihrer  Hände  Arbeil 
durchzuschlagen  versucht  hätte. 

Andererseits  ist  es  denkbar  —  und  Mauriae"*  versucht  dies 
für  Paris  nach  dem  unglücklichen  Ausgange  des  Krieges  1870/71  nach- 
zuweisen —  daß  die  nach  einem  Kriege  leicht  eintretende  wirtschaft- 
liche Notlage,  der  Mangel  an  Geld  u.  s.  w.  die  Nachfrage  nach  Pro- 
stituierten herabmindere  und  daß  dann  namentlich  viele  der  heimlich 
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ihr  Gewerbe  austthendon  Dirnen  iliesem,  als  nicht  mehr  gewinnbringend, 
den  Rücken  kehren.  Ob  iilierdiuKS  nicht  derartige  Notstände,  welche 
doch  nicht  nur  die  niännliclie  Bevölkerung  treffen,  sondern  auch  ge- 
rade das  weibliche  Arbeiterpersonal,  vielleicht  noch  enij)tindlicher 
tangieren,    so  manches  bisher  unbescholtene   Mädchen    auf  die    Bahn 

-des  Lasters  werfen,  bleibe  dahingestellt. 

■  Jedenfalls  erhellt  aus  diesen  Ausführungen,  daß  eine  ganze  Reihe 
von  Faktoren  wirksam  ist  und  eine  einheitliche  Beantwortung  unserer 
Frage  erschwert  und  zum  Teil  unmöglich  macht. 

I  Wie  übrigens  Kriege  gelegentlich  in  besonderer  Weise  die  Ver- 
breitung der  Prostitution  und  damit  der  venerischen  Erkrankungen 
herbeiführen  können,  sei  noch  an  folgenden,  streng  genommen  nicht 
hierher  gehörigen  Beisjtielen  gezeigt. 

So  erzählt  Lecour'"",  daß  1814  die  zum  großen  Teil  geschlechts- 
kranken  Dirnen  aus  den  Provinzen  vor  den  Trupjien  der  \'erbiindeten 
in  Scharen  nach  Paris  geströmt  seien,  zumal  auch  die  Provinzhospi- 
täler von  den  feindlichen  Truppen  besetzt,  wurden.  Aber  auch  in 
Paris  waren  die  Krankenhäuser  von  den  „Preußen"  mit  Beschlag  be- 
legt, nachdem  die  Kranken  auf  die  Straße  gesetzt  waren.  So  sei  Paris 
angefüllt  gewesen  mit  zahllosen  kranken  Prostitnierten  und  die  vene- 
rischen Krankheiten  hätten  eine  enorme  Verbreitung  gefunden  (vgl. 
S.  61)4). 

Aber  nicht  nur  fremde  Besatzungen,  sondern  auch  Revolutionen 
haben  ähnliche  Eifolge  gehabt.  So  sei  —  nach  demselben  Autor 
(S.  IJ3)  —  am  29.  Juli  1830  die  Maison  de  Madelonnettes  gestürmt 
und  (»00  öffentliche  Dirnen,  darunter  über  100  Kranke  in  Freiheit  ge- 
setzt. Auch  hierdurch  sei  eine  starke  Vermehrung  der  geschlecht- 
lichen Krankheiten  bewirkt  worden  ;  währen<l  vorher  etwa  2(1)  vene- 
risch kranke  Soldaten  in  \'al-ile-Gräce  behandelt  seien,  sei  bald  nach 
der  Revolution  ihre  Zahl  auf  fast  450  gestiegen. 


3)  Sittlichkeitsverbrechen. 

Nur  in  losem  Zusammenhang  mit  unserem  Thema  steht  ein  Ge- 
biet, auf  das  noch  kurz  eingegangen  werden  soll,  weil  es,  wenn  auch 
nicht  in  allgemein  hygienischem  Sinne,  so  doch  für  die  (iesundheit  der 
einzelnen  Person  oft  von  hoher  Bedeutung  ist,  nämlich  die  Sittl  ich- 
keitsver gehen  und  -verbrechen,  speziell  die  Notzucht. 
Wenn  mit  unzüchtigen  Handlungen  oder  direkter  Vergewaltigung  auch 
nicht  immer  die  Üebertragung  einer  geschlechtlichen  Krankheit  ver- 
bunden ist,  so  ist  doch  in  vielen,  vielleicht  den  meisten  Fällen  das 
unglückliche  Opfer  de«  schwersten  seelischen  Aufregungen  ausgesetzt, 
welche  zu  dauernden  Schädigungen  an  Leib  und  Seele  führen  können. 
Im  allgemeinen  zeigen  die  Zahlen  der  Notzuchtsverbrechen  eine  ge- 
wisse Parallelität  nrit  ilem  Volkswohlstand.  Bei  günstiger  wirtschaft- 
licher Konjunktur,  bei  uitMirigen  Lebensmittelpreisen  und  hohen  Löhnen 
nimmt  ihre  Zahl  beträchtlich  zu.  wohl  mit  unter  dem  Einfluß  des  Al- 
koholkonsums, der  in  solchen  Zeiten  der  wirtschaftlichen  Hochflut 
ebenfalls  bedeutend  anzusteigen  pflegt.  Allerdings  ist  in  letzter  Zeit 
für  Deutschland  dieser  Zusammenhang  mit  iler  allgemeinen  sozialen 
Lage  nicht  mehr  so  ausgesprochen  nachweisbar,  hier  sind  wenigstens 
in    den    letzten    beiden   Jahrzehnten    die    Notzuchts-  etc.   Verbrechen 
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dauenid  gestiegen,  wie  Ja  aucli  der  Alkoliolkonsum,    wenn  auch  nicn 
als    Seiinaps,    so    tlorli   in    I'^onii    von    Bier,    eine    ständige    ZuufiLrae 
zeigt. 

Von  Interesse  ist  nun,  daß  sich  in  den  Jahren  der  großen 
Kriege  ein  autYallender  Rückgang  der  Netz uchts verbrechen  bemerkbar 
macht. 

Tabelle  17. 
So  wurden  in  Frankreich""  bestraft 

Angriffe  auf  Schaiuhafligkeit  und 

Notzucht,  verübt  an 
Erwachsenen  Kindern 

1866  i6o  883 

1867  124  805 

1868  161  7»6 

1869  146  rio 
I87U              54  558 

1871  III  526 

1872  124  682 

Tabelle  18. 

In  Preußen  betrug  die  Zahl  der 
Sitllichkat*verbrechcn         Sittlichkeitsvergehen 

1882  633  2386 

1803  714  2652 

1864  695  3645 

1865  748  3864 

1866  667  2588 

1867  653  3732 

1868  873  3903 

1869  935  394s 

1870  631  3451 

1871  38s  1073 

Wenn  ja  anch  die  absoluten  Zahlen  ziemlich  erhebliche  Schwan- 
kungen zwischen  den  einzelnen  Jahren  zeigen,  so  ist  doch  der  Unter- 
schied zwischen  den  Jahren  1S7()/71  und  den  vorhergehenden  so  groß, 
(lalS  er  von  den  gewöhnlichen  Faktoren,  insbesondere  den  Lebensmittel- 
l)reisen,  nicht  abhängen  kann. 

Ob  mit  dieser  Abnahme  nur  die  Einberufung  der  Mannschaften 
und  die  Abwesenheit  der  Truiipen  aus  dem  Lande  in  Zusammenhang 
steht  oder  ob  dal>ei  noch  andere,  psychologische  Momente  niitsiirechen. 
wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Erfreulicher  wüi-e  allerdings  diese 
akute  Abnahme,  wenn  sie  dauernd  geblieben  wäre  und  niclit  die 
nächsten  Jahre  wieder  ein  Anwachsen  der  fraglichen  Verbrechen  zur 
alten  Höhe  gebracht  hätten. 

Immerhin  ist  auch  die  Vergewaltigung  von  einigen  Hundert 
unbescholtenen  Mädchen  weniger  nicht  zu  gering  zu  achten  und 
bilden  diese  Jahre  einen  Lichtblick  auf  dem  sonst  so  trüben  Gebiete 
menschlicher  Verirrungen. 

4)  OeiBteskrajikheiteii. 

In  früheren  Zeiten  war  die  Ansicht  allgemein  verbreitet  und  auch 
vielfach  wissenschaftlich  verfochten,  daß  große  geschichtliche  Ereignisse 
und  politische  Umwälzungen  infolge  ihrer  tief  in  alle  Schichten  des 
politischen   und    sozialen    Lebens   eingreifenden    Wirkungen    geeignet 
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seien,  auch  einen  Einfluß  auf  die  Erzeugung  von  abnormen  Vorgängen 
im  nienschlicheu  Geistesleben  auszuüben  und  dadurch  eine  Vermehrung 
der    Geistes  l<r  an  keu    in    der    Bevölkerung    iles    betreffenden 

»Landes  überhaupt  liervorzurufen. 
Wenn  man  auch  über  die  phantastischen  Ausfüllrungen 
Groddecks'^-,  der  die  gesamte  Revolution  des  Jahres  1848  als  die 
Folgen  einer  neuen  Wahnsinnsform,  der  „demokratischen  Krankheit", 
ansah  und  diese  seine  neue  Weisheit  sogar  bei  seiner  Doktorpromotion 
verkünden  und  vertei<ligen  konnte,  bald  zur  Tagesordnung  überging, 
so  haben  doch  äliuHciie  Anschauungen  lange  geherrscht  und  nament- 
lich in  Frankreich  eifrige  Verfechter  gefunden,  unter  denen  nur 
Belhomme"^  Brierre  de  Boismonfi'-'  und  Bergeret ''* 
genannt  sein  mögen. 

Aber  schon  damals  nach  dem  großen  Revolutionsjahr  erhoben  sich 
gewichtige  Stimmen  dagegen.  Wenn  auch  von  manchen  z.  B.  Es- 
quirol'i",  Fleniming"^  Damerow''^  nicht  geleugnet  wurde, 
daß  in  Zeiten  politischer  Stürme  wohl  zahlreiche  geistige  Erkrankungen 
vorkämen,  welche  mit  den  Zeitereignissen  in  gewissem  Zusammenhange 
stehen,  so  wurde  doch  auch  von  ihnen  betont,  daß  ein  direkter  Einfluß 
der  politischen  Zustände  und  Erschütterungen  auf  die  Entstehung  und 
Vermehrung  der  Psychosen  nicht  anzunehmen  sei,  daß  sie  vielmehr 
nur  als  zufällige  Gelegenheitsursaclieo  betrachtet  werden  könnten,  und 
daß  die  Mehrzahl  der  beobachteten  Fälle  von  Geistesstörungen  auch 
tlurch  andere  Schädlichkeiten  somatischer  oder  psychischer  Natur  zur 
Auslösung  gekommen  wären. 

Man  hatte,  wie  so  vielfach,  das  post  hoc  mit  dem  propter  hoc  ver- 
wechselt und  den  Inhalt  der  Delirien  mit  den  Ursachen 
identifiziert. 

Auch  die  späteren  Erfahrungen  haben  diese  Auffassung  bestätigt. 

Zwar  war  der  Glaube  an  die  verderblichen  Wirkungen  von  Kriegen 
und  ähnlichen  Ereignissen,  besonders  beim  Laienpublikum,  nicht  so- 
fort erschüttert  und  beseitigt;  und  wenn  den  Kriegen  von  18B4  und 
1866  im  großen  ganzen  keine  derartigen  Folgen  nachgesagt  worden 
sind,  so  glaubt  Nasse''*  eine  Erklärung  hierfür  in  der  wunderbaren 
Raschheit  ihrer  Entwickelung  und  Entscheidung  suchen  zu  können, 
welche  der  politischen  Erregung  nicht  die  Muße  ließ,  um  in  der  großen 
Masse  des  Volkes  ihren  verderblichen  Einfluß  in  nachhaltiger  Er- 
weckung der  Leidenschaften  auszuüben. 

Aber  auch  der  langjährige  Bürgerkrieg  in  Nordamerika  hat  nach 
Nasse  die  Zugänge  zu  den  Irrenanstalten  keineswegs  gesteigert. 

Und  nach  dem  großen  deutsch-französischen  Kriege  ist  sogar, 
namentlich  von  französischer  Seite,  die  Ansicht  vertreten  worden,  daß 
zu  Kriegszeiten  eine  Abnahme  der  Geisteskrankheiten  zu  konstatieren 
sei.  Vereinzelt  ist  allerdings  der  früheren  Anschauung  das  Wort  ge- 
redet worden  und  besonders  Hospital'*"  will  in  den  vom  Feinde 
besetzten  Departements  eine  Vermehrung  der  Psychosen  gefunden 
haben.  Demgegenüber  hat  aber  Lunier'"*  auf  Grund  seiner,  über 
ganz  Frankreich  ausgedehnten  Erhebungen  festgestellt,  daß  vom  1.  Juli 
1870  bis  31.  Juii  1871  ilen  französischen  Irrenanstalten  1300  Kranke 
weniger  zugingen  als  in  der  entsprechenden  Periode  18ült/70.  Das 
Jahr  1872  hat  dann  zwar  einen  abnormen  Zuwachs  gebracht,  das 
Jahr  1873  zeigte  aber  schon  wieder  normale  Verhältnisse. 
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Lu  liier  selbst  weist  jedoch  daraufhin,  daß  an  dieser  Abnahme 
der  Zugänge  sowohl  vcrwaltuugstechnische  Gründe  —  Störung  im 
Betrieb  der  Anstalten,  größere  Strenge  l>ei  der  Aufnahme  —  eben- 
soviel Anteil  haben,  als  die  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  direkt 
beeiiitlußto  geringere  Neigung  zu  geistiger  Erkrankung  bei  manchen 
sonst  dazu  prädisiionierten  Individuen  oder  als  der  von  mancher  Seite 
behauiitete  geringere  Alkoholkonsuni  (s.  oben).  Zudem  legi  die  Stei- 
(ier  Aufnahme   im  Jahre   1872  den    Gedanken   nahe,   daß   bei 


gerung 

vielen  nur  der  Au 
aber    nicht    ganz 
Lun  iers  gegenüber 


djruch   der  Geisteskrankheit  zeitlich   verschoben, 

verhindert     sei.      Diesen     zahlenmäßigen    Angaben 

lierüiirt  es   dann   eigentümlich,   daß  er  anderer- 


seits m 
13(W 


derse!l>en  Zeit,  welche  eine  Abnahme  der  Psychosen  um  rund 
zeigte,   bei  nicht  weniger  als   17(H>— 180<)  Irren   die  Entstehung 


ihres  Leidens  direkt  auf  die  kriegerischen  Ereignisse  zurückführt,  ohne 
Zweifel,  wie  der  Kriegssanitilts!)ericht  mit  Recht  bemerkt '=',  auch  hier 
wiedei-  häutig  post  hoc  ergo  pro|»er  hoc  oder  wegen  des  durch  die 
Zeitumstände  bedingten  Inhalts  der  Wahnideen. 

Wenn  auch  von  deutschen  Irrenärzten  nicht  eine  Verringerung 
der  Geisteskrankbeiteu  infolge  des  Krieges  angenommen  ist,  so  hat 
andererseits  bei  ihnen  volle  Uebereiiistimmung  darüber  gelierrscht. 
daß  <lie  Fälle  von  einer  direkten  Beeinflussung  bei  der  civilen  Be- 
völkerung relativ  selten  gewesen  sind.  Anders  liegen  die  Verhältnisse 
bei  den  Angehörigen  des  Soldatenstandes  selbst.  Daß  die  Aufregungen 
und  Anstrengungen  einer  blutigen  Schlacht  wohl  geeignet  sind,  bei 
einem  dazu  disponierten  Jlenschen  eine  Geisteskrankheit  zum  Aus- 
bruch zu  bringen,  ist  allseitig  anerkannt;  auch  daß  nachträglich  als 
Folge  der  langdauernden  geistigen  und  körperlichen  Aufreibung  psy- 
chische Störungen  auftreten  können,  ist  mehrfach,  namentlich  von 
Aber  auch  hier  sind  die  Erfaliruugeu  im  allge- 
Erwartungen  zurückgeblieben ;  und  wenn  auch  in 
die   Jahre    1867   sowohl   als   1872   eine    nicht    zu 

'-'  und  auch  aus 


Arndt'-"-   betont 
meinen  hinter  den 
der  Friedensarniee 
verkennende  Zunahme 


der  Geisteskiaukheiten  zeigen 
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einer  ganzen  Reihe  von  Irrenanstalten  über  einschlägige  Fälle  be- 
richtet wird  '-',  so  ist  doch  glücklicherweise  die  Befürchtung  Laehrs  •", 
nicht  eingetroffen,  daß  „der  geistigen  Krüppel  nahe  ebensoviel  als  der 
körperlichen  Krüpjiel  dem  Unheile  des  Krieges  zum  Opfer  gefallen" 
sein  würden. 

6)  Selbstmorde. 

In  engem  Zusammenhange  mit  «ien  Geistesstörungen  stehen  die 
Selbstmorde. 

Als  ,,soz!ale  Massenerscheiiiung'^  betrachtet,  können  sie  auch  an 
dieser  Stelle  wohl  eine  kurze  Besprechung  beanspruchen. 

Daß  alle  Selbstmorde  als  Ausfluß  einer  geistigen  Störung  anzu- 
sehen seien,  i.st  wohl  ebensowenig  heutzutage  mehr  anerkannt,  wie 
die  Anschauung,  daß  —  um  den  viel  zitierten  Ausspruch  Buckle»"* 
zu  gebrauchen  —  „der  Selbstmord  lediglich  das  Erzeugnis  des  all- 
gemeinen Zustandes  der  Gesellschaft  ist  und  der  einzelne  Frevler 
nur  das  verwirkliche,  was  eine  notwendige  Folge  vorhergehender 
Umstände  ist.  In  einem  gewissen  Zustande  der  Gesellschaft  maß 
eine  gewisse  Anzahl  Menschen  ihrem  Leben  selbst  ein  Ende  machen. 
Dies  ist  das  allgemeine  Gesetz;  die  besondere  Frage,   wer  nun   das 
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Verbrechen  be;jtelien  soll,  hängt  natürlich  von  besonderen  Gesetzen 
ab,  welche  jedoch  in  ihrer  Gesamtwirkung  dem  allgemeinen  Gesetz 
gehorchen  müssen,  dem  wir  alle  unterworfen  sind." 

Wenn  man  auch  oft  vor  einem  Selbstmorde  wie  vor  einem  Rätsel 
steht  nnd  plauben  könnte,  daß  der  Unglückliche  in  der  Tat  nur  des- 
halb zum  Selbstmörder  geworden,  um  jenes  „allgemeine  Gesetz"  zu 
erfüllen,  so  sehen  wir  doch  häutig  andere  Fälle,  deren  Motive  rein 
individueller  und  persönlicher  Art  sind,  und  die  mit  dem  allgemeinen 
Zustande  der  Gesellschaft  nichts  zu  tun  haben  —  ganz  abgesehen 
von  denjenigen  Selbstmorden,  zu  denen  körperliche  oder  geistige  Er- 
krankungen geführt  haben. 

Andererseits  lehrt  aber  die  Erfahrung,  daß  doch  manche  tief  in 
ilas  soziale,  kulturelle  und  wirtschaftliche  Leben  eingreifenden  Ver- 
änderungen der  äußeren  Umstände  auch  gewisse  Schwankungen  in 
der  Selbstmordfrequenz  hervorrufen  können,  ähnlich  wie  wir  es  schon 
bei  anderen  Aeußernngen  des  scheinl)ar  so  gleichmäßig  sich  abspie- 
lenden Gesel!schaftsleben.s,  z.  B.  bei  den  Eheschließungen,  Geburten, 
der  Auswanderung  u.  s.  w.,  gesehen  haben. 

Wenn  nun  auch  die  einzelnen  Selbstmorde  keinen  unmittelbaren 
Einfluß  in  sozialhygienischer  Richtung  auszuüben  vermögen,  ja  wenn 
selbst  in  Zeiten  höchster  Solbstniordfrequenz  die  Slerbezitfer  eines 
Volkes  kaum  in  nennenswerter  Weise  dadurch  beeinflußt  wird,  so 
spiegeln  sie  umgekehrt  doch,  wie  aus  dem  oben  Gesagten  hervorgeht, 
zeitweilig  gewisse  Regungen  und  Stimmungen  der  Volksseele  wieder, 
und  erheblichere  Schwankungen  ihrer  Häufigkeit  können  wohl  als  ein 
Wertmesser  für  die  allgemeinen  sozialen  Vorgänge  dieneu,  welche 
sich  im  Leben  eines  Volkes  bestimmend  und  gestaltend  bemerkbar 
machen. 

Eigentümlich  ist  es  nun,  daß  große  iiolitische  Umwälzungen,  Re- 
volutionen sowohl  als  Kriege,  stets  zunächst  eine  günstige  Wirkung 
auf  die  SelbstmürdJVe(iuenz  ausgeübt  haben,  wie  die  Zahlen  der  fol- 
genden Tabelle  19  zeigen. 

Tubfllf  ly. 

Absolute  Zahlen  tier  Selbglmorde  in"* 


Jahr 

Preußen 

Frankreich 

Oesterreich 

Jahr 

Preußen 

Frankreich 

Oesterreich 

I84(J 

1707 

3102 

6ti 

1863 

2374 

•l 

940 

1847 

1852 

3647 

? 

1864 

2203 

4946 

1081 

1848 

1649 

330« 

? 

1865 

2361 

f 

1464 

1849 

■S»7 

3583 

9 

1866 

2485 

5119 

1265 

1850 

1736 

3596 

? 

1867 

36»S 

5011 

1407 

1851 

1809 

3598 

55» 

18B8 

3658 

5547 

1566 

1852 

»073 

3676 

637 

18U9 

3544 

5114 

«375 

1853 

«942 

34'S 

705 

1870 

3  »70 

4157 

1510 

1854 

2198 

3700 

770 

1871 

3135 

4490 

1566 

1855 

»35« 

3810 

? 

1872 

3457 

5»7S 

1677 

1856 

»377 

4189 

? 

1873 

3345 

5535 

1863 

1857 

2038 

3967 

? 

1874 

3490 

5'"  7 

2151 

1858 

2126 

3903 

788 

1875 

34'4 

547» 

22J7 

1859 

2146 

3899 

753 

1876 

3917 

5804 

2438 

1860 

2105 

4050 

856 

1877 

4330 

5878 

2648 

1861 

2185 

4454 

829 

1878 

4689 

6434 

»578 

18ti2 

2112 

? 

94« 

57 
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Schon  die  Jahre  1^48,  1864  zeigen  in  Preußen  eine  Abnalime 
der  Selbstmorde;  ehenso  in  Fraukreicli  die  Jahre  1848  und  1859,  in 
Oesterreich  IHfiii,  wenngleich  der  Nachlaß  nicht  sehr  ausgesprochen 
ist  und  zum  Teil  noch  in  die  normale  Schwankungsbreite  fällt.  Deut- 
licher tritt  die  Verringerung  in  den  Jahren  1870/71  für  Preußen  und 
Frankreich  in  die  Augen. 

Den  letzteren  Differenzen  gegenüber  dürfte  auch  der  Einwand 
hinfällig  sein,  daß  in  solchen  Zeiten  die  Zählungen  der  Selbstmorde 
ungenau  gehaudhabt  werden. 

Die  Gründe  für  diese  auf  den  ersten  Blick  überraschende  Er- 
scheinung sind  nicht  schwer  zu  finden.  Die  Aufmerksamkeit  des  ein- 
zelnen wird  von  seinen  eigenen  Angelegenheiten  abgelenkt  und  in 
neue  Bahnen  und  auf  andere  Oltjekte  gewiesen :  Hoffnungen  auf  die 
Neugestaltung  der  Dinge  und  damit  vielleicht  eine  günstigere  Ge- 
staltung des  eigenen  Lebens  werden  wach  und  lassen  manche  vor  der 
Hand  die  Ausführung  dos  Selbstmordidanes  hinausschieben.  Oder, 
wie  Masaryk''^'  für  Revolutionszeiten  treticnd  sagt,  der  Lebensüber- 
druß wird  quasi  in  eine  andere  Form  geprellt;  um  die  Freiheits- 
kämi>fer  scharen  sich  alle  Unzufriedenen,  und  es  finden  viele  den  Tod, 
den  sie  sich  .sonst  selbst  gegeben  hätten. 

Aber  wie  bei  den  Geistesstörungen  vielfach,  wie  wir  gesehen 
haben,  der  Ausbruch  nicht  flberhaujjt  verhindert,  sondern  nur  zeitlich 
verschoben  wird,  so  auch  hier.  Die  Jahre  nach  derartigen  ereignis- 
reichen Zeiten  bringen  wieder  schnell  die  Selbstmordfrequenz  zur 
alten  Höhe,  ja  schnellen  sie  sogar  meistens  beträchtlich  über  dieselbe 
hinaus  —  nicht  nur  bei  dem  besiegten  Volke,  sondern  auch  das  sieg- 
reiche muß  seinen,  wenn  auch  vielleicht  geringeren  Tribut  zahlen. 
Verarmung,  Vernichtung  mancher  vorher  gesicherten  Existenz,  ph3'sische 
und  psychische  Schwächung  des  Volkes  s[irechen  dabei  mit.  Beson- 
ders ist  es  die  männliche  Bevölkerung,  welche  eine  Zunahme  der 
Selbstmorde  zeigt,  während  die  weibliche  wenig  oder  gar  nicht  davon 
berührt  zu  werden  scheint,  wie  folgende  kleine  Tabelle  20  beweist. 
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Tabelle  20. 
Zahl  der  Selbstmorde  in  Preußen'" 

männliche  Personen    weibliche  Personen 

1869  2869  675 

1870  2566  704 

1871  2506  629 

1872  2762  695 

1873  2626  719 

1874  2908  582 

Auch  andere,  unabhängig  von  Kriegen  auftretende  wirtschaftliche 
Notstünde,  Mißernten ,  Teuerungen  u.  s.  w.,  üben  in  der  gleichen 
Richtung  ihre  Wirkung  aus;  auch  hier  sind  es  meist  nicht  die  be- 
trefl'enden  Jahre  selbst,  sondern  die  folgenden,  welche  sich  durch  die 
Häufigkeit  der  Selbstmorde  auszeichnen. 

Daß  übrigens  die  Wirkungen  derartiger  Ereignisse  viel  eingrei- 
fender und  verderblicher  sein  können,  als  diejenigen  von  Kriegen, 
zeigt  das  Heispiel  Oesterreichs  mit  seiner  enormen  Steigerung  der 
Selbstmorde  nach  dem  großen  Krach  des  Jahres  1873;  man  wird  ge- 
spannt sein  dürfen,  ob  und  wie  sich  der  wirtschaftliche  Rückgang  der 
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letzten  Jahre  speziell   in  Deutschland   in   der  Ziffer  der  Selbstmorde 
abspiegeln  wird. 


U 


IV.  Einfluß  von  Krlt's;  und  Frieden    in  hygienischer  Beziehung. 

Positiven  Erfolgen  in  hygienisclier  Beziehung,  welche  durch  Kriege 
gezeitigt  worden  sind,  sind  wir  bisher  nur  wenig  oder  gar  niclit  be- 
' jegnet.  Zwar  sind  manche  Seucbenzilge,  wie  oben  angedeutet,  für 
die  Ausgestaltung  der  Abwehrmaßregeln  von  Bedeutung  geworden, 
andere  haben  geiioifen  durch  die  Aenderung  der  Lebensgewoliniieiten 
die  sozialen  und  damit  auch  die  sozialhygienischen  Grundlagen  tier 
Völker  umzugestalten  und  zu  verbessern.  Im  großen  ganzen  haben 
wir  aber  nur  gesehen,  daß  die  Kriege  wohl  auf  gewis.se  Erscheinungen 
des  gesellschaftlichen  Lebens,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Be- 
völkerungs-,  Moral-  und  Medizinalstatistik  tief  eingreifende  Wirkungen 
auszuüben  vermögen,  die  aber  fast  immer  durch  die  nachfolgenden 
Friedensjahre  verhältnismJißig  schnell  wieder  konipen.siert  worden  .'^iml, 
mochte  nun  die  Wirkung  in  sozialhygienischer  Hinsicht  als  eine  vor- 
teilhafte oder  für  das  Leben  der  Völker  gefahrbringend  anzusehen 
gewesen  sein. 

Aber  auch  von  bleibenden,  positiven  Erfolgen,  welche  kriegerischen 
Ereignissen  zu  verdanken  sind,  weiß  die  Geschichte  der  Hygiene  zu 
berichten  —  allerdings  erst  aus  neuerer  Zeit,  wenngleich  die  Anfänge 
derselben  bereits  über  ein  Jahrhundert  zurückdatieren.  Auf  dem 
Gebiet  der  Krankenpflege  und  Krankenunterbringung  nämlich  sind 
die  bedeutendsten  Fortschritte  unzweifelhaft  auf  die  Erfahrungen  zu- 
rückzuführen, welche  in  großen  Kriegen  gewonnen  wurden,  zum  dau- 
ernden Nutzen  und  Segen  für  »lie  leidende  Menschheit. 


1)  ErankenhauBweBeii. 

.,Es  ist  gewiß  nicht  das  geringste  Zeugnis  für  die  fortschreitende 
Kultur  der  Menschheit'',  sagt  Virchow'*^  „daß  in  demselben  Maße, 
als  die  Gegensätze  feindseliger  zu  werden  seheinen,  der  tieist  wahrer 
Humanität  um  so  kräftiger  und  erfolgreicher  bemüht  ist,  ihre  Wir- 
kungen zu  mildern.  Kaum  eine  andere  Richtung  der  humanen  Tätig- 
keit ist  mehr  geeignet,  diese  Wahrheit  zu  zeigen,  als  die  Geschichte 
der  Krankenpflege,  jeder  Krieg  der  neuesten  Zeit  hat  ein  großes  Stück 
Fortschritt  darin  gebracht." 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  der  Geschichte  der  Kranken- 
pflege im  weitesten  Sinne  an  dieser  Stelle  nachzugehen  :  auch  sie 
bietet  ein  wiederholtes  Auf  und  Ab,  je  nach  dem  Bedürfnis,  dem 
Stande  der  medizinischen  Wissenschaft  und  nicht  zum  wenigstens  nach 
den  sozialethischen  Anschauungen,  welche  in  den  verschieilenen  Zeit- 
epochen die  Völker  beherrschten. 

Es  sei  nur  kurz  hervorgehoben,  wie  die  ersten  Krankenhäuser 
unserer  Zeitrechnung  dem  Christentum  und  der  von  ihm  gelehrten 
allgemeinen  Menschenliebe  ihre  Entstehung  verdankten;  wie  später 
aus  den  an  den  Hauptbeerstraßen  und  vor  deu  Toren  der  Städte  ent- 
standenen Gasthäusern  für  die  Pilgei-,  den  Hospitälern,  vielfach  sich 
Anstalten  zur  Unterbringung  von  Kranken  und  Schwachen  entwickelten. 
Auch  die  Leproserien,   die  im   frühen  Mittelalter  und  dann  besonders 
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tili  13.  uiul  14.  Jahrluiiidert  zur  Zeit  unti  wohl  oft  infolge  der 
Kreuzzüpe  in  gr^lSer  Zaiil  errichtet  wurden,  sind  —  neben  der  Not 
und  der  Furdit  vor  Weiterverlireitunji  der  Seuche  —  zum  Teil  kirch- 
lichen EinHüsscii  zuzusflireiben.  Auf  diese  ist  dann  weiter  auch  die 
Errichtung  eigentlicher  Krankenhäuser  in  derselben  Zeit  in  erster 
Linie  zurückzuführen,  z.  B.  die  zaiilreichen  Heiligen  Geist-Hospitäler, 
von  denen  uiaiiche  bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten  sind.  Aus  den- 
selben ethischen  Anschauungen  heraus  gründeten  ferner  die  ritterlichen 
Krankeni>tlegeordeu.  besonders  der  .Johanniter-  und  deutsche  Orden, 
sowie  Itürgerhche  Brüder-  und  Schwesternschaften  zahlreiche  Hospitäler. 
In  dem  sjtäteren  Mittelalter  erlahmte  aber  der  Eifer  werktätiger  Liebe; 
nur  wenn  die  Not  zwang,  wurden  neue  Anstalten  errichtet ;  so  Ende 
des  15.  Jahriiunderts  die  Frauzosenhäuser,  als  die  Syphilis  ihren  Ver- 
heerungszug, vielfach  sich  an  die  Fersen  der  Kriegsheere  knüpfend, 
antrat ;  ferner  tue  P  e  s  t  h  ä  u  s  e  r ,  als  der  schwarze  Tod  seine  Schrecken 
verbreitete. 

Auch  die  Reformation  brachte  kein  neues  Leben  in  das  Kranken- 
haus wesen.  Der  folgende  dreißig;) ährige  Krieg  führte  dann  zu  eiueiu 
weiteren  Verfall  des  Hospitalwesens,  Die  fortschreitende  Auflösung 
der  engen  Beziehungen  der  Kirclie  zum  Staat  ließ  den  Einfluß  der 
ersteren  hinsichtlich  der  Errichtung  neuer  Kraukenhäuser  immer  mehr 
in  den  Hintergrund  treten,  und  die  neuen  Fiiktoren,  Staat  und  Ge- 
meinden, niufSten  erst  allmählich  sich  ihrer  Pflichten  bewußt  werden. 
So  l>rachte  einen  neuen  Aufschwung  erst  der  Anfang  des  IS.  Jahr- 
hunderts, als  aufgeklärte  Fürsten  sich  den  philanthropischen  Be- 
strebungen der  Zeit  mit  Eifer  zuwandten;  es  entstand  eine  größere 
Zahl  von  neuen  Krankenanstalten  und  auch  manche  Städte  ließen  sich 
die  Sorge  für  die  Kranken  und  Siechen  angelegen  sein '"". 

Aber  bei  dem  Darniederliegen  (ler  ärztliciien  Wissenschaft  war  es 
nur  zu  erklärlich,  daß  die  Zustände  in  den  Krankenhäusern  in  jener  Zeit 
nichts  weniger  als  ihren  Zwecken  entsprechend  waren.  So  brachten  sie 
nicht  nur  den  sich  in  ihre  Obhut  begebenden  Kranken  wenig  oder  gar 
keine  Hilfe,  sie  waren  vielmehr  oft  der  Ausgangsjiunkt  neuer  Seuchen, 
und  Kranke,  Aerzte  und  Pflegepersonal  waren  ihrem  verderblichen 
Einfluß  in  gleichem  Maße  ausgesetzt. 

Besonders  machten  sich  diese  Mißstände  geltend,  wenn  in  den 
Kriegszeiten  die  bestehentlen  Hospitäler  oder  die  eist  für  militärische 
Zwecke  errichteten  Lazarette  mit  Verwundeten  unil  Kranken  überfüllt 
waren.  Aber  gerade  von  den,  unter  solchen  Verhältnissen  gewonnenen 
Erfahrungen  sollten  die  ersten  Anregungen  ausgehen,  welche  eine 
Besserung  dieser  Zustünde  anzubahnen  geeignet  waren. 

Zuerst  war  es  wohl  Pringle'*',  der  Generalphysikus  der  in 
den  Jahren  1742 — 1748  in  den  Niederlanden  und  Deutschland  käm- 
pfenden englischen  Trujipen,  der  es  richtig  erkannte  und  offen  aus- 
sprach, daß  „unter  die  Hauptursachen  des  Erkrankens  und  Sterbens  in 
einer  Armee,  die  Anstalt,  deren  Absicht  ihre  Gesundheit  und  Erhaltung 
ist,  nämlich  die  Lazarette  selbst''  zu  rechnen  seien  und  zwar  infolge 
der  schlechten  Luft,  welche  in  ihnen  herrschte.  Schon  Pringle  em- 
pfahl dagegen  Dezentralisation  und  Belegen  der  Krankenräume  mit 
nur  wenigen  Kranken.  Diese  Erfahrungen  wurden  mehrfach  bestätigt, 
so  von  Pringles  Nachfolger  Broklesby'**  und  namentlich  auch 
von    Baidinger '•'*'    auf    Grund    seiner    Erfahrungen    während    der 
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Fridericianischen  Kriege.  ..Man  sucht  immer  dadurch  zu  sparen"  sagt 
der  letztere.  „daU  man  die  Kranken  fein  zusaninienJiäufet  und  schadet 
dadureli  dem  Feldherni  gerade  am  meisten.  Die  faulen  Fielier,  die 
Verschlimmerung  der  Kr:inkheiten  in  dem  Lazarett  sell)st,  das  sind 
die  Folgen  der  nnzeitigen  Siiarsamkeit  des  Feldherren  oder  ersten 
Arztes."  Auch  bei  Monro'"  nnd  Begue  de  Presle'^^  linden  wir 
ähnliche  Bemerkungen. 

Auch  Barackeiibauten  (hölzerne  Hütten)  werden  bereits  erwähnt, 
und  ihr  \'oi-zug  vor  grolSen,  überfüllten  Hosidtälern  geschildert 
(Broklesb.y"'-',  S.  45.  48,  50,  51). 

Diese  Stimmen'  verhallten  nicht  ungehört  und  die  preußische 
Militärverwaltung  ließ  es  sich  angelegen  sein,  die  neugewonnenen 
Grundsätze  in  dienstlichen  Vorschriften  niederzulegen,  von  denen  das 
„Königlich  preußische  Feldlazarett-Reglement  vom  Jahre  1787"  von 
Bedeutung  ist.  Es  beißt  hier  u.  a. :  „Die  Krankenhäuser  müssen  wo- 
möglich frei  und  erhaben  liegen,  mit  reiner  Luft  uiugelien  untl  nicht 
weit  vom  Hießenden  Wasser  sein.  Je  mehr  man  einzelne  Kranken- 
häuser erhalten  kann  und  je  entfernter  dieselben  von  einamler 
liegen,  desto  besser  ist  es  für  die  Kranken,  für  die  Lazarett-ÜfHzianten 
und  die  Einwohner  des  Ortes  selbst.  Nie  müssen  Krankenhäuser  der 
leichteren  Besorgung  oder  des  wenigen  Aufwandes  wegen  nahe  an- 
einander gebracht  werden".  Geräumige,  hohe  und  luftige  Zimmer, 
,in  welchen  die  Luft  nicht  geschwind  verdirbt  und  leicht  erneuert 
werden  kann",  verdienen  den  Vorzug.  Es  werden  dann  Anweisungen 
für  Lüftungs-  und  Heizungseinrichtungen,  über  Abwechslung  in  der 
Belegung  der  Krankenräume  sowie  über  eventuelle  Errichtung  behelfs- 
weiser bretterner  Schujtpen  zur  Unterbringung  von  Kranken  ge- 
geben ''"'. 

Aehnliche  Vorschriften  wurden  auch  für  die  österreichische  und 
französische  Armee  erlassen. 

Ob  diese  aus  den  Kriegserfahrungen  hervorgegangenen  Anregungen 
für  den  Plan  des  ersten,  nach  dem  Prinzip  der  Dezentralisation  gebauten 
Krankenhauses,  das  in  den  Jahren  1756 — 1764  von  dem  Londoner 
Ingenieur  Rovehead  zu  Stonehouse  errichteten  Spitals  für  alte  See- 
leute'"', in  irgend  einer  Weise  mitbestimmend  gewesen  Sinti,  haben 
wir  nicht  feststellen  können. 

Wenn  aber  im  allgemeinen  die  ersten  Anregungen  zu  den  Ver- 
besserungen im  Hospitalbau  jener  berühmten  Kommission  zu- 
geschrieben werden,  welche  in  den  70er  und  80er  Jahren  des  18.  Jahr- 
hunderts über  den  Neubau  des  Hotel  Dieu  in  Paris  beriet  und  im 
Jalire  1788  ihren  auch  lieute  noch  mustergiltigen  Entwurf  ausarbeitete, 
so  muß  doch  betont  werden,  daß  die  leitenden  Grundgedanketi  schon 
lange  vorher  von  einer  Reihe  von  Feldärzten  ausgesprochen  waren 
und  von  den  Heeresverwaltungen  in  ihrer  vollen  Bedeutung  gewürdigt 
worden  sind. 

Von  weittragender  Wirkung  sind  allerdings  alle  diese  Vorschläge 
und  Maßnahmen  nicht  gewesen.  Zwar  kann  man  in  den  Kriegen  zu 
Ende  des  18.  und  besonders  auch  in  den  gewaltigen  Kämpfen  in  den 
ersteu  beiden  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  die  Spuren  jener 
Grundsätze  hinsichtlich  der  sanitären  Maßnahmen  iles  öfteren  ver- 
folgen, namentlich  sind  eine  Reihe  von  Barackenbauten  zur  Abson- 
derung von  ansteckenden  Krankheiten  oder  auch  überhaupt  zur  Unter- 
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bringung  der  Verwundeten  bekannt   und  in  Wort  und  Bild  der  Naclu 
weit  überliefert,  deren  Nutzen  auch  damals  nicht  verkannt  worden  ist. 

„Aber",  sagen  von  Goler  und  Werner,  „das  Friedens-Lazarett- 
wesen  war  noch  nicht  weit  genug  vorgeschritten,  um  sich  die  in  den 
Kriegsdrangsalen  gewonnenen  (iesiclitspunkte  für  die  Krankenbehand- 
lung nutzbar  zu  machen,  und  eine  Friedensdauer  von  einigen  Jahr- 
zehnten genügte,  die  auf  ungezählten  Opfern  unzweckmäßiger  Hospital- 
einrirhtiingen  aufgebauten  Errungenschaften  des  FeldsanitÄtsdienstes 
mehr  oder  weniger  in  Vergessenheit  geraten  zu  lassen." 

Es  bedurfte  erst  wieder  neuer  Opfer,  um  sich  jener  Grundsätze 
zu  erinnern  oder  sich  überhaupt  von  neuem,  aufCirund  eigener,  trau- 
riger Erfahrungen  zu  diesen,  schon   vor  mehr  als  einem  halben  Jahr- 
hundert  als   richtig  anerkannten,    aber   der    Vergessenheit   anheimge-  m 
fallenen  Anscliauungen  durchzuarbeiten.  f 

Der  Kritnkrieg  war  es,  der  zuerst  einen  Umschwung  zum  Besseren 
anbahnte  und  der  besonders  wie  ein  Experiment  im  Großen,  um  das 
Wort  Robert  Kochs  zn  gebrauchen"'',  der  Welt  vor  Augen  führte, 
was  hygienische  Maßnabnien,  namentlich  hinsichtlich  der  Kranken- 
unterltringiing  für  die  Bckäuijifung  und  Vermeidung  epidemischer 
Krankheiten  zu  leisten  vermögen.  Die  Einzelheiten  dürfen  als  all» 
gemein  bekannt  vorausgesetzt  werden,  so  daß  sich  die  Beibringung 
näherer  statistischer  Daten  erübrigt. 

Bald   sollte    sich    im    amerikanischen    Bürgerkriege    Gelegenheit 
bieten,  diese  neugewonnenen  Erfahrungen,  um  deren  Durchführung  und 
Verbreitung   sich   namentlich    Floren  ce   N  igh  tin  gale '"    verdient  — 
gemacht  hatte,  aufs  nene  zu  erproben,  und  die  Probe  wurde  ghäazendB 
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bestanden. 

-Die  Amerikaner 


sagt  Virchow'*',  -haben  es  zum  ersten  Male 


in  großem  Maßstabe  versucht,  die  Krankenhäuser  nicht  zu  erweitern, 
sondern  zu  verkleinern,  indem  man  sie  in  eine  größere  Zahl  getrennter  ] 
Abteilungen    (Baracken)   zerlegte.       Wenn   man   aber   evakuierte,    so  i 
begnügte  man    sich   nicht  damit,   die    Kranken    in    andere,    vielleicht . 
ebenso  enge  Räume  zu   stecken,   sondern    man   zerstreute   sie   gleich 
über  das  ganze  Land.'' 

Die  Quintessenz  der  amerikanischen  Feldzugserfahrungen  ist  nieder- 
gelegt in  jenem  berühmten  Circular  N  o.  6^**,  welches  für  die 
weitere  Ausgestaltung  des  Krankenliauswesens  sowohl  für  bürgerliche 
als  auch  militärische  Zwecke  giiuullegeud  geworden  ist,  und  dessen 
leitende  Gesichtspunkte  noch  heute  ihre  Giltigkeit  bewahrt  haben.  — 


K  r  a  u  k  c  n  j)  f  1  e  g  e    ist  mit 
eng  verknüi)ft.    uauientlich  so- 


2)  Krankenpflege, 

Die  Geschichte  der   eigentlichen 
derjenigen  der  Krankenhäuser  vielfach 

weit  die  ritterlichen  und  l)ürgcrlichen  Orden  und  Gesellschaften  dabei 
in  Frage  kommen.  Verdankten  diese  zum  Teil  kriegerischen  Unter- 
nehmungen ihr  Dasein,  so  hat  andererseits  auch  die  freie,  nicht  or- 
ganisierte Krankeujitlege  durch  Kriege  oft  Anregung  und  Förderung 
erfahren.  Die  Xot  und  das  Elend  der  Verwundeten  und  Kranken, 
welche  nach  großen  Schlachten  in  Scharen  der  Obhut  der  Landcs- 
bevftlkerung  überlassen  blieben,  regten  die  Gemüter  zu  erhöhter  Liebe^- 
tätigkeit  an  und  stellten  an  die  Opferfreudigkeit  derselben  hohe  An- 
forderungen. 
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Aber  es  war  doch  faj;t  stets  nur  eine  durch  die  Macht  der  Ver- 
hältnisse abgerungene  Hilfe;  waren  die  Schrecken  des  Krieges  vorljei 
und  das  Massenelend  und  die  allgemeine  Not  den  Augen  entrückt, 
so  versiegte  auch  bald  wieder  der  Quell  der  werktätigen  Nächsten- 
liebe. Auf  die  Krankenpflege  in  den  Friedenszeiten  haben  die 
Kriege  nur  selten  oder  gar  keinen  P^intlull  ausgeübt.  Es  fehlte 
eben  die  Organisation,  welche  auch  nach  dem  Aufliören  der  augen- 
biicklichen  besonderen  Notstände  die  einmal  erweckte  Stimmung  der 
selbstlosen  Hilfsbereitschaft  wach  ru  halten  und  die  schwachen  Lei- 
stungen des  Einzelnen  zu  einem  kraftvollen  Ganzen  zu  verbinden 
verstand. 

Erst  die  gewaltigen  Kämpfe  im  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts, 
als  das  preußische  Volk  sich  erhob,  um  das  Joch  der  Fremdherr- 
schaft abzuschütteln  und  das  Volk  in  Waffen  dem  Feinde  gegenüber- 
trat,  haben  einen  Umschwung  hierin  zu  stände  gebracht.  Jeder  fühlte 
die  Veri»tlichtung,  an  seinem  Teile  an  dem  gewaltigen  Werk  mitzu- 
wirken, und  das  Resultat  waren  jene  großartigen  Leistungen  der  frei- 
willigen Krankenpflege  im  weitesten  Sinne,  welche  noch  heute  unsere 
Bewunderung  erregen  müssen. 

Der  damals  gesäte  Samen  ist  zwar  nur  langsam  zur  Entwicke- 
lung  gekommen;  aber  auf  ihn  sind  unzweifelhaft  die  meisten  jener 
Bestrebungen  zurückzuführen,  welche  im  Laufe  des  Jahrhunderts  sich 
die  Ausbildung  der  Krankenpflege,  sei  es  zunächst  nur  für  den  Krieg, 
oder  für  den  Frieden,  oder  für  beides  zugleich,  zum  Ziele  genommen 
haben.  Auch  die  ersteren,  ursjirünglich  nur  Kriegszwecke  im  Auge 
haltenden  Vereinigungen  haben  aber  für  die  Frieden sbedfirfnisse  Be- 
deutung dadurch  gewonnen,  daß  sie,  um  im  Falle  eines  Krieges  ge- 
rüstet zu  sein,  schon  im  Frieden  genügend  Kräfte  vorzubereiten  und 
auszubilden  suchen,  welche  zum  Teil  der  allgemeinen  Krankenjitlege 
zu  gute  kommen. 

Im  einzelnen  auf  diese  Punkte  näher  einzugehen,  ist  hier  nicht 
der  Ort;  auch  auf  alle  die  anderen  Bestrebungen,  welche,  auf  dem 
Boden  der  freiwilligen  Krankenpflege  erstanden,  die  verschiedensten 
Zweige  der  Wohlfsirts-  und  Armenjitlege,  das  Heilstättenwesen  u.  s.  w. 
umfassen  und  .so  an  dier  Lösung  zahlreicher,  schwieriger  sozialhygie- 
nischer Probleme  mitarbeiten,  sei  nur  kurz  hingewiesen.  Sie  alle 
sind  mehr  minder  Zweige  eines  Baumes,  der  aus  dem  in  den  Zeiten 
der  Freiheitskriege  in  die  Volksseole  gepflanzten  Samen  werktätiger 
Humanität  entsprossen  ist. 


3)  Nahrvmgamittelbyg^iene. 

Zu  jeder  Zeit  haben  Kriege  über  die  streitenden  Völker  schwere 
Sorgen  hinsichtlich  der  Beschaffung  der  genügenden  Nahrungsmittel 
gebracht;  besonders  das  vom  Feinde  okkupierte  Land  ist  in  dieser 
Beziehung  den  größten  Schwierigkeiten  ausgesetzt.  Handel  und  Wandel 
liegen  danieder,  die  Felder  sind  durch  die  Schlachten  teils  zerstört, 
teils  liegen  sie  infolge  Mangels  von  Arbeitskräften  brach,  die  Zufuhr 
von  Lebensmitteln  von  außerhalb  ist  erschwert,  wenn  nicht  ganz  un- 
möglich; dazu  kommt,  daß  das  Land  nicht  nur  für  sich  zu  sorgen, 
sondern  auch  noch  für  das  oft  nach  Hunderttausenden  zählende  feind- 
liche Heer  die  erforderlichen  Nahrungsmittel  zum  Teil  beschaffen  muß. 
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Am  schwersten  machen  sich  iliese  Sorgen  um  das  tüfzliche  Broi 
natürlich  in  beluficrten  Festungen  bemerkbar,  wenn  die  Verbindung 
mit  der  Außenwelt  gnuzlich  abgesdinitton  i&t  und  die  aufgezehrten 
Varräte  nicht  ergänzt  werden  können ;  so  manche  Festung  hat  weniger 
vor  der  Waffengewalt  des  Feindes  als  vor  dem  Hunger  der  Belagerten 
kapitulieren  müssen. 

Welch  uiiermclSlicher  Schaden  an  Leben  und  Gesundheit,  Wohl- 
stand und  Vermögen  hierdurch  angerichtet  werden  kann,  leuchtet  ein 
und  bedarf  keiner  weiteren  Ausführungen. 

Xanientlicli  in  gesundheitlicher  Beziehung  dürfte  die  Schwächung 
der  Widerstandskraft  gegen  Infektionskrankheiten  infolge  der  Ent- 
behrungen aller  Art  oft  dazu  beigetragen  haben,  daß  manche  Kriegs- 
Seuchen  auch  unter  der  Bevölkerung  eine  so  gewaltige  Ausdehnung 
gewonnen  haben. 

Auch  für  die  Heere  selbst  bildet  die  Frage  der  Beschaffung  der 
Verptlegungsinittel  eins  der  hygienisch  wichtigsten,  aber  auch  schwie- 
rigsten Probleme,  an  dessen  Lösung  die  Sanitätsverwaltung  nicht 
minder  als  die  Intendantur  beteiligt  ist.  Bei  der  Grfiße  der  heutigen 
Armeen  ist  es  ausgeschlossen,  die  gesamte  Verpflegung  durch  Requi- 
sitionen alleine  auftreiben  zu  können.  Um  so  unabweisbarer  wurde 
es  daher,  den  einzelnen  Soldaten  mit  Nahrungsmitteln  zu  versehen, 
die  ihn  von  den  Magazinkolonnen,  wenigstens  für  einige  Tage,  unab- 
hängig und  die  Anhäufung  gröISerer  Truppeninassen  auf  engem  Räume 
möglich  machen. 

Die  zweckmäßige  Zusammensetzung  dieser  sogenannten  ,,eisernen 
Portion"  ist  noch  (lauernd  Gegenstand  eifriger  Bemühungen  der  hy- 
gienisch-chemischen Industrie,  ebenso  wie  die  letztere  durch  die  Be- 
dürfnisse des  Heeres  für  den  Kriegsfall  reiche  Anregung  erfahren  hat, 
durch  Konservierung  der  Nahrungsmittel  und  Unterbringung  eines 
möglichst  hohen  Nährwortes  auf  möglichst  kleinem  Räume  die  Armee 
überhaupt  unabhängig  zu  machen  von  der  Beschaffung  frischer  ani- 
malischer und  vegetabilischer  Nahrungsniittel,  sowie  durch  möglichst 
einfache  Zubereitungsverfahren  das  zeitraubende  und  deshalb  oft  gar 
nicht  oder  nur  uuvolikoninien  ausführbare  „Abkochen"  zu  erleichtem. 
Daß  diese  Bestrebungen  nicht  nur  für  die  Verpflegung  eines  Heeres 
im  Felde,  sondern  auch  für  die  gesamte  Nalirungsmittelhygiene  voq 
erheblicher  Wichtigkeit  sind,  ist  klar.  Direkte  Beeinflussung  der  frag- 
hchen  Industrie  durch  die  Erfahrungen  aus  Kriegen  ist  allerdings 
nicht  nachzuweisen.  Zwar  ist  die  ^Erbswurst"  durch  den  Krieg 
187071  populär  geworden,  aber  die  ihr  damals  noch  anhaftenden 
Mängel,  namentlich  das  leichte  Ranzigwerden,  waren  der  weitereu 
Ausbreitung  hinderlich. 

Die  Zeiten  der  Kriegsnöte  haben  oft  auch  zu  Versuchen  Veran- 
lassung gegeben,  überhaupt  neue  Quellen  für  die  Bereitung  von  Nah- 
rungsmitteln zu  suchen,  die  in  vielen  sonst  als  wertlos  oder  unbrauch- 
bar angesehenen  Materialien  enthaltenen  Nährstofl'e  aufzuschließen  und 
sie  in  für  die  menschliche  Ernährung  geeignete  Formen  überzufülu^en. 

Besonilers  reich  an  derartigen  \'ersuchen  ist  die  Zeit  der  Be- 
lagerung von  Paris  1870/71  gewesen.  Es  erheischt  aufrichtige  Be- 
wundernnu.  mit  welchem  unermüdlichen  Eifer  die  Männer  der  Wissen- 
schaft, insbesondere  die  Mitglieder  der  Academie  des  Sciences,  sich 
mitten  unter  den  Drangsalen   der  Belagerung   angelegen    sein   ließen, 
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neue  Wege  für  die  Ernährung  ihrer  Mitbürger  zu  finden  und  ihnen 
die  sohlininiste  Not  feiiizuhalten  oder  wenigstens  zu  erieichteni. 

Daii  das  Fleisch  von  Pferden,  Munden.  Katzen,  ja  selbst  Ratten 
und  .Mäusen  die  sonstigen  Rinder-,  Haniniel-  oder  Schweinebraten  er- 
setzen mußte,  war  ein  Notbehelf,  der  auch  sonst  schon  vielfach  bei 
Belagerungen  hat  Platz  greifen  müssen. 

Interessanter  und  von  größerem  wissenschaftlichen  Wert  waren 
die  Versuche,  das  Fleisch  durch  Surrogate  zu  ersetzen:  getrocknetes 
Pdut,  die  Häute  der  Soiilachttiere,  die  Knochen  wurden  der  Ernährung 
nutzbar  gemacht.  (ietrockuetes  Eiweiß,  welclies  zu  industriellen 
Zwecken  in  großer  Menge  vorhanden  war,  ließ  sich  zu  den  verschie- 
densten Speisen  verarbeiten,  unter  anderem  zu  der  „lait  obsidional'^ 
der  Belagerun gsnulch,  welche  sich  ausgezeichnet  bewährt  haben  soll. 
Alle  .\rten  von  Fetten  niul  Oelen,  selbst  das  Talg  zu  Talglichtern. 
wurden  zur  Ernährung  der  Menschen  verwendet,  nachdem  man  gelernt 
hatte,  ihnen  durch  besondere  Manipulationen  ihren  unangenehmen  Ge- 
ruch tind  üeschmack  zu  nehmen. 

Doch  es  würde  zu  weit  führen,  alle  Einzelheiten  hier  zu  bericliten; 
es  sei  auf  die  interessante  Abhandlung  von  Oesterlen  '"  verwiesen, 
welcher  auch  die  umfangreiche  Litteratur  anführt. 

Von  dauerndem  Werte  für  die  Hygiene  der  menschlichen  Er- 
nährung dürften  allerdings  die  wenigsten  der  in  Paris  ausgeführten 
Versuche  und  empfohlenen  Methoden  geworden  sein ;  die  meisten  sind 
wohl  sofort  nach  Rückkehr  der  geordneten  Verhältnisse  der  Vergessen- 
heit anheimgefallen.  Aber  die  Geschichte  der  Belagerung  von  Paris 
hat  doch  gezeigt,  auf  welchem  Wege  und  mit  welchen  Mitteln  man 
der  Natur  stets  neue  Gebiete  abringen  kann,  und  welche  unschätz- 
baren Dienste  die  Wissenschaft  —  im  Bunde  mit  der  Industrie  — 
auch  auf  praktischen  Gebieten  zu  zeitigen  vermag.  Mau  stelle  die 
Wissenschaft  vor  große  Aufgaben  —  und  die  Lösung  derselben  wird 
nicht  auf  sich  warten  lassen. 

Schlußbcmerkangen. 

Werfen  wir  kurz  einen  Blick  zurück  auf  die  vorstehenden  Aus- 
führungen, so  sehen  wir,  daß  die  gewaltigsten  Erschütterungen  in  dem 
Bestände  und  der  Fortptlanzung  der  Bevölkerungen  durch  große  Kriege 
hervorgerufen  sind.  Kaum  ein  sonstiges  Ereignis  hat  je  so  tiefe  Ein- 
schnitte in  der  normalen  Entwickelungskurve  der  Bevölkerungen  zu 
Stande  gebracht,  nach  keinen  anderen  KatasJro]>hen  ist  aber  auch  so 
schnell  wieder  die  Kurve  zu  bisher  ungeahnten  Höhen  gestiegen  und 
sind  die  Verluste  so  schnell  und  reichlich  wieder  eingebracht,  wie 
nach  großen  Kriegen.  Wahrlich,  das  schöne  Wort  von  Schiller 
besteht  in  der  Tat  zu  Recht,  der  den  Krieg  den  ..Beweger  des 
Menschengeschlechts"  nennt.  Die  gewaltigen  Zunahmen  der  Ehen 
und  der  Geburten,  welch  letztere  nicht  nur  von  den  ersteren  abhängen 
können,  zeugen  deutlich  dafür,  wie  sehr  die  innerste  Volksseele  und 
das  Gefühlsleben  der  Menschheit  durch  große  Ereignis.se  aufgerüttelt 
und  zu  neuem  Leben  erweckt  werden  kann.  Daß  derartige  akute 
Steigerungen  in  der  Bevölkerungsbewegung  gewöhnlich  nicht  von  dauern- 
dem Bestände  bleiben  können,  hängt  natürlich  von  der  weiteren  Ent- 
wickelung  der  gesamten  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  ab, 
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welche  auch  sonst  auf  diese  Dinge  besümnienden  Einfluß  hal)en. 
Und  daß  in  Frankreich  z.  B.  schon  wenige  Jahre  nach  dem  großen 
Kriege  1870/71  die  Geburtsziflfer  wieder  auf  das  alte  Niveau,  ja  unter 
dasselbe  gesunken  war,  war  bei  der  schon  jahrzehntelang  zu  Tage 
getretenen  Erstarrung  der  französischen  Bevölkerung  a  priori  wahr- 
scheinlich und  nicht  verwunderlich;  daß  trotz  dieser  Stabilität  die 
ersten  Friedensjahre  eine  so  bedeutende  Steigerung  der  Eheschließungen 
und  Geburten  zu  stände  gebracht  haben,  läßt  die  tiefgreifende,  wenn 
auch  schnell  vorübergehende  Wirkung  des  Krieges  um  so  deutlicher 
in  das  rechte  Licht  treten. 

Allerdings  sind  diese  großen  Vorteile  durch  schwere  Opfer  e^ 
kauft,  denn  jeder  Krieg  ist,  wie  Moltke"*  sagt,  „über  die  Maßen 
teuer,  positiv  durch  das,  was  sie  kosten,  negativ  durch  das,  was  sie 
versäumen  lassen". 

Wie  wir  gesehen  haben,  machen  sich  die  direkten  Verluste  nicht 
so  sehr  der  Zahl  nach  im  Verhältnis  zur  sonstigen  Einwohnerschaft 
fühlbar,  als  vielmehr  durch  die  Qualität  der  auf  dem  Felde  der  Ehre 
gebliebenen  Soldaten,  was  besonders  für  die  Rassenhygiene  ins  Ge- 
wicht föllt.  In  diesem  Sinne  muß  man  allerdings  Ploetz^*^  recht 
geben,  wenn  er  den  Krieg  für  eins  der  zweischneidigsten  Mittel  im 
Kampf  ums  Dasein  der  Völker  oder  sonstiger  Sozietäten  erklärt. 

In  früheren  Kriegen,  als  die  Heere  aus  den  allerorts  zusammeo- 
gelaufenen  Söldnerscharen  bestanden  und  jegliches  Gesindel  in  skk 
aufnahmen,  als  auch  noch  mehr  die  Stärke,  Gewandtheit  und  ScUu- 
heit  des  einzelnen  im  Kampfe  den  Ausschlag  gab  und  der  Besitzer 
dieser  Eigenschaften  am  meisten  Aussicht  hatte,  dem  Tode  auf  des 
Schlachtfelde  zu  entgehen,  da  lagen  die  Verhältnisse  noch  anders,  all 
in  der  jetzigen  Zeit  mit  ihren  Volksheeren  und  den  weittragenden 
Feuerwaffen.  Damals  hatte  die  Menschheit,  wie  Ploetz  sagt,  einei 
direkten  Nutzen  davon,  wenn  die  aus  minderwertigen  Elementen  zu- 
sammengesetzten Söldnerheere  dezimiert  wurden,  und  es  ist  sehr  zo 
vermuten,  daß  die  Ausjätung  der  Landsknechte  stark  zur  Mildemng 
der  Sitten  beigetragen  habe. 

Anders  heutzutage,  wo  gerade  die  tüchtigsten  und  kräftigsten 
Söhne  des  Volkes  teils  dem  Kriege  zum  Opfer  fallen,  teils  in  ihrer 
Gesundheit  dauernd  geschwächt  in  die  Heimat  zurückkehren,  wo  daoB 
oft  noch  der  Kampf  ums  Dasein  auch  den  gesund  Heimgekehrten  ii 
Not  und  Sorgen  versetzt. 

Kann  man  hiernach  den  Kriegen  einen  gewissen  kontraselekto- 
rischen  Charakter  im  Sinne  der  modernen  BASsenhygiene  Dicht  ab- 
sprechen, so  lassen  sich  die  gleichen  Verhältnisse  hinsichtlich  der 
durch  Kriege  zur  Ausbreitung  gelangten  Seuchen  nicht  ohne  weitoes 
so  einheitlich  beurteilen,  wie  oben  bereits  ausführlicher  besprodia 
worden  ist. 

Aber  man  wird  die  kontraselektorische  Wirkung  der  Kriege  Ober- 
haupt nicht  zu  hoch  anschlagen  dürfen.  Wenn  es  auch  wohl  zu  weit 
gegangen  ist,  sie,  wie  Hueppe"«  es  tut,  für  „eitel  Geflunker*  n 
bezeichnen,  so  muß  man  doch  bedenken,  daß  auch  heutzutage  noch 
immer  die  schwächsten  Soldaten  eher  den  Kriegsstrapazen  erliegeo 
werden,  als  die  kräftigeren  und  tüchtigeren,  daß  so  mancher  geställ 
und  an  leiblicher  und  geistiger  Energie  gekräftigt  aus  den  Feldzflgea 
zurückkehrt.    Auch  der  zurückgebliebene,  an  sich  gewiß   schwächere 
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Teil  der  Bevölkerung  wird  oft  vorteiiliafte  Veränderungen  erfahren 
durch  die  seelischen  und  moralischen  Einwirkungen  des  kriegerischen 
Geistes,  der  nicht  nur  die  Truppen  vor  dem  Feinde,  sondern  meist 
das  ganze  Volk  zu  ergreifen  ptiegt.  Und  endlich  wird  die  nach  einem 
Kriege  eintretende  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die 
eventuelle  Erweiterung  der  Grenzen,  die  Ausdehnung  der  Erwerbs- 
tätigkeit, kurz  die  Verbesserung  der  sozialen  Lage,  wie  sie  niclit  nur 
bei  dem  siegreichen,  sondern  auch  bei  dem  besiegten  Volk  eintreten 
kann,  den  einzelnen  im  Kampf  ums  Dasein  stärken  und  so  den  kontra- 
selektorischen  Einflüssen  des  Krieges  entgegenwirken. 

In  der  Tat  dürften  die  Erfahrungen  nach  den  letzten  Kriegen  die 
theoretischen  Befürchtungen  der  Rassenhygieniker  wenn  auch  niclit 
widerlegen,  so  doch  auch  nicht  bestätigen.  Ob  wirklich  die  mensch- 
liche Rasse  unserer  Kulturvölker  im  Laufe  der  Zeit  unter  dem  Ein- 
fluß der  Kriege  und  des  durch  diese  bedingten  Militarismus  im 
Sinken  begriffen  ist,  wie  es  von  mancher  Seite  behauptet  wird,  er- 
scheint doch  zum  mindesten  noch  zweifelhaft.  Die  Deutung  der  Aus- 
hebungsresultate ist  eine  so  schwierige,  wie  bereits  oben  erwähnt,  und 
in  neuerer  Zeit  noch  von  Kuebler'*'  nachdrücklich  betont  worden 
ist,  daß  die  Ergebnisse  nur  mit  größter  Vorsicht  nach  der  einen  oder 
anderen  Richtung  bin  verwendet  werden  können.  Andere  behaupten 
auch  gerade  das  Gegenteil,  z.  R.  Hueppe'**,  der  von  einer  im  Laufe 
der  letzten  Jahrzehnte  eingetretenen  Zunahme  der  durchschnittlichen 
Körpergröße  und  der  Leistungsfähigkeit  in  Deutschland  und  England 
spricht  und  sogar  anführt,  daß  der  den  Feldzugsjahren  entsprechende 
Rekrutenersatz  von  1892  und  18Ü3  in  Frankreich  und  Deutschland 
nicht  nur  der  Zahl,  sondern  auch  der  Art  nach  ein  den  Durchschnitt 
weit  überragender  gewesen  sei. 

Es  zeigt  sich  eben  in  diesen  verschiedenen  Aufi'assungen  die  Viel- 
gestaltigkeit der  Folgen  großer  Kriege,  die  eine  einheitliche  Beurteilung 
nicht  zuläßt.  Auch  sonst  ist  dieses  dop])elte  Gesicht  verschiedentlich 
zu  Tage  getreten.  Am  offenkundigsten  vielleicht  in  den  Segnungen, 
welche  die  Schrecken  des  Krieges  auf  humanitärem  Gebiet  an- 
gebahnt haben. 

Krieg  und  Humanität,  welche  scheinbar  unüberbrückbaren 
Gegensätze!  Und  doch  ist  es  der  fortschreitenden  Kultur  gelungen, 
die  Brücke  zu  schlagen  und  die  Gegensätze,  wenn  auch  nicht  ganz 
auszugleichen,  so  doch  zu  mildern.  Und  zwar  war  es  in  erster 
Linie  die  Not  der  auf  dem  Schlachtfeld  Verwundeten  und  der  Kranken, 
das  Elend  der  unzulänglichen  Lazarette  und  Hospitäler,  welche  den 
Anstoß  gaben  zu  den  humanitären  Bestrebungen,  deren  Einfluß  sich 
auf  zahlreichen  Gebieten  der  öffentlichen  Gesundheits-  und  Wohlfahrts- 
pflege bemerkbar  macht. 

So  haben  sich  die  Kriege  auch  auf  diesem  Gebiete,  wie  auf  manchem 
anderen,  als  mächtige  Kulturförderer  bewiesen,  und  ewig  wahr  ist  und 
bleibt  Schillers  Wort: 

Der  Krieg  ist  schrecklicli,  wie  des  Himmels  Plagen, 
Doch  er  ist  gut,  ist  ein  Geschick  wie  sie. 


Hudlmcb  der  Hrglene.    Suppl.-Ud.  TV. 
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Finisthre  au  X/Xe  tilcle.  Annalet  d'hyg.  publ.  et  de  midee.  Ugale,  Titme  4S 
(1900)  ISl. 
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II.  Soziale  Hygiene  und  Entartungsproblem. 

Von 
A.  Orotjahii. 

Etitleitnng. 

Als  sich  die  Hygiene  im  Laufe  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
im  Anschluß  an  den  aügenieineii  Aufschwung  der  Naturwissenschaft 
und  Medizin  in  früher  ungeahnter  Weise  entwiclcelte,  sind  gelegentlich 
Stimmen  laut  geworden,  die  der  wachsenden  liygienischen  Kultur  bei 
aller  Anerkennung  ihres  Wertes  für  das  einzelne  Individuum  doch 
die  für  das  große  Ganze  bedenkliche  Nebenwirkung  zum  Vorwurf 
machten,  daß  sie  die  körperlich  schwachen  und  leistungsunfähigen 
Glieder  der  menschlichen  Gesellschaft  vor  einem  wünschenswerten 
frühzeitigen  Erde  bewahre,  diese  vielmehr  bis  zur  Fortpflanzung  kon- 
serviere und  so  deren  Minderwertigkeit  auf  dem  Wege  der  Vererbung 
dem  Menschengeschlechte  künstlich  erhalte.  Wenn  dieser  Vorwurf 
schon  den  gegenwärtigen  hygienischen  Bestrebungen,  die  im  wesent- 
lichen auf  eine  Hygiene  des  Individuums  hinauslaufen,  gemacht  wurde, 
mit  wieviel  mehr  Recht  kann  er  gegen  die  soziale  Hygiene  erhoben  wer- 
den, die  ja  die  Ve  ral  Igemeinerun  g  hygienischer  Kultur  bezweckt 
und  möglichst  viele  oder  gar  alle  Menschen  der  hygienischen  Obsorge 
unterstellen  möchte.  In  der  Tat  ist  es  ganz  unabweisbar,  daß  die 
Vertreter  der  sozialen  Hygiene  sich  mit  diesem  Einwände  ausein- 
andersetzen. Eine  solche  Diskussion  führt  aber  unmittelbar  in  das 
interessante  Gebiet  der  Entartungstheorie  ein,  das  von  jedem 
Hygieniker  und  Arzte  besser  gekannt  zu  werden  verdient,  als  es 
gegenwärtig  der  Fall  ist. 

Die  Beschränktheit  des  Raumes  verbot,  in  diesem,  in  erster  Linie 
der  sozialen  Hygiene  gewidmeten  Bande  der  Degenerationslehre 
eine  umfassende,  das  Problem  in  alle  Ausläufer  verfolgende  Darstel- 
lung zu  widmen.  Nur  die  wichtigsten  Tatsachen  konnten  mitgeteilt 
werden,  und  nur  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  konnten  zur  Erör- 
terung kommen.  Der  Leser,  der  sich  zu  eingehender  Beschäftigung 
mit  der  Frage  der  allgemeinen  körperlichen  Entartung  anregen  läßt, 
sei  daher  zur  näheren  Information  auf  die  am  Schluß  der  einzelnen 
Abschnitte  angegebene  Litteratur  hingewiesen,  in  der  hauptsächlich 
solche  Publikationen  aufgeführt  wurden,  die  ihm  ermöglichen,  in  die 
Spezialfragen  und  Spezialliteratur  einzudringen. 

I.  Terminologie  and  Be;^rtff':«ibcstimmiingen. 

Da  uns  hier  weniger  die  Entartungstheorie  als  solche  sondern 
vielmehr  ihr  Verhältnis  zur  sozialen  Hygiene  beschäftigt,  so 
ist  zunächst  eine  Verständigung  über  einige  Begriffsbestimmungen 
unerläßlich. 

Das  Ziel  jeder  Hygiene  ist  die  Fernhaltung  von  den  den  Körper 
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schädigenden  Einflüssen  der  Außenwelt  und  die  Vervollkommnung  d 
Körperkonstitutioti.  Die  Hygiene  ist  also  zunächst  und  ihrem  inner- 
sten Wesen  nach  ein  Tun.  Diese  Praxis,  die  ihre  psychologische 
Motivierung  unmittelbar  im  Selbsterhaltungstrieb  des  Menschen  findet, 
gründete  sich  seit  Jahrtausenden  auf  eine  naiv-empirische  Erkenntnis 
der  gesundheitsschädlichen  und  gesundheitsförderlichen  Einflüsse  der 
Umgebung  des  Menschen.  Erst  spät  wich  diese  rohe  Empirie  einer 
methoflischen  Betrachtungsweise,  die  erst  in  unseren  Tagen  als  eine 
eigene  wissenschaftliche  Disziplin  anerkannt  wurde. 

Die  Hygiene  gehört  nicht  zu  jenen  wissenschaftlichen  Disziplinen, 
die  ihr  Gebiet  nach  der  BeschaflTenheit  eines  nur  ihnen  eigentümlichen 
Stoffes  abgrenzen,  wie  z.  B.  die  Physik,  die  Botanik,  die  Anatomie 
u.  a.  m.,  sie  ist  in  ihrem  Wesen  auch  durchaus  nicht  durch  eine  eigen- 
tümliche Methode  bestimmt,  wie  z.  B.  die  Mathematik  oder  die  Histo- 
logie, sondern  sie  wird  ausschließlich  durch  eine  prägnante  Ziel  Vor- 
stellung gekennzeichnet,  wie  z.  B.  die  Pharmazie  durch  das  Be- 
streben, die  Eigenschaften  der  verschiedensten  Substanzen  einzig  unter 
dem  Gesichtspunkte  ihrer  Verwertung  zu  Heilzwecken  zu  studieren. 
Derartige  Wissenschaften  sanuuehi  einzelne  Abschnitte  aus  den  ver- 
schiedensten Disziplinen  und  kombinieren  sie  unter  dem  Gesichtspunkte 
eines  praktischen  Zweckes;  so  müssen,  um  bei  dem  Beispiel  der 
Arzneimittellehre  zu  bleiben,  hier  Chemie,  Botanik,  Mineralogie.  Phy- 
siologie und  Pathologie  die  Bausteine  liefern,  aus  denen  sich  die 
Arzneimittellehre  als  eigene  Wissenschaft  aufbaut  Wie  hier,  liegt  auch 
bei  der  Hygiene  nicht  das  Verhältnis  einer  Wissenschaft  zu  ihren 
Hilfswissenschaften  vor,  sondern  das  ausschließl  iche  Bestehen 
aus  Elementen,  die  aus  anderen  Erkenntnisgebieten 
entlehnt  sind.  Die  Hygiene  als  beschreibende  und  darstellende 
Wissenschaft  ist  so  sehr  abhängig  von  ihren  Hilfswissenschaften,  daß 
man  ihre  verschiedenen  Unterabteilungen  außer  noch  der  besonderen 
Fragestellung  auch  danach  charakterisieren  kann,  welche  von  den 
Hilfswissenschaften  sie  in  erster  Linie  zur  Beantwortung  der  Spezial- 
fragen  heranzieht. 

Die  große  Abhängigkeit  der  Gesundheit  von  den  elementaren 
Faktoren  und  der  Nahrung  hat  zunächst  dazu  geführt,  die  hygienischen 
Beziehungen  der  Luft,  des  Wassers,  des  Bodens,  des  Klimas,  der 
Wohnung  und  der  Nalirungsniittel  eingehend  zu  studieren.  Physik, 
Chemie  und  Bakteriologie  kommen  hier  als  Hilfswissenschaften  in 
erster  Linie  in  Frage.  Wie  verschiolenartig  sie  auch  sind,  sie  haben 
doch  alle  außer  der  selbstverständlichen  Beziehung  auf  die  hygienische 
Zweckidee  miteinander  gemein,  daß  sie  auf  die  biologischen  Qua- 
litäten des  Menschen  und  nur  auf  diese  bezogen  werden.  Die  Kenntnis 
der  elementaren  Faktoren,  der  Wohnungsweise  und  der  Bekleidungs- 
art, der  Nahrungsmittel  und  der  Bakterieuwelt  wird  nur  insoweit  an- 
gestrebt, als  sie  auf  die  Veränderungen  der  anatomischen,  physio- 
logischen und  pathologischen  Zustände  des  menschlichen  Körpers  Be- 
zug hat.  In  der  für  die  biologischen  Wissenschaften  charakteristischen 
Weise  werden  bei  diesem  Kalkül  die  Individuen  entweder  als  gleich- 
artig angenommen  oder  wenn  eine  Differenzierung  überhaupt  statt- 
findet, eine  solche  nur  nach  Alter,  Geschlecht,  Konstitution  —  also 
jedenfalls  nach  biologischen  Eigenschaften  vorgenommen.  Mit 
Vui:  und  Recht  kann  man  daher  diese  Betrachtungsweise  der  hygie- 
nischen   Wissenschaft   als    biologische  Hygiene    bezeichnen.     \Vill 
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man  zum  Ausdruck  bringen,  daß  bei  ihren  Erörterungen  die  Eigen- 
schaften auch  der  unbelebten  Natur  in  Anlehnung  an  Physik,  Chemie 
und  Meteorologie  vom  hygienischen  Gesichtsiuinkte  aus  behandelt 
werden  müssen,  so  kann  mau  dieses  ganze  Gebiet  als  physikalisch- 
biologische Hygiene  bezeichnen  und  sie  damit  scharf  gegen  die 
soziale  Hygiene  abgrenzen.  Soweit  die  Hygiene  eine  Naturwissen- 
schaft ist  —  und  das  sie  dieses  in  erster  Linie  sein  muß,  wird  niemand 
bestreiten  —  kann  sie  von  den  gesellschaftlichen  Gebilden  und  Zu- 
ständen, in  denen  die  Menschen  leben,  abstrahieren. 

Damit  kann  sich  aber  die  wissenschaftliche  Hygiene  unmöglich 
begnügen. 

Der  Mensch  hat  es  eben  verstanden,  sich  von  dem  unmittelbaren 
Einflüsse  der  Natur  unabhängig  zu  machen.  Zwischen  ihm  und  der 
Natur  steht  die  Kultur,  und  diese  ist  gebunden  an  die  gesellschaft- 
lichen Gebilde,  in  denen  allein  der  Mensch  wirklich  Mensch  sein  kann, 
an  Horde,  Stamm,  Familie,  Sippe,  Gemeinde,  Staat,  Volk  und  Rasse 
mit  ihren  historisch  und  geographisch  so  überaus  verschiedenen  Wirt- 
schaftsformen, der  Natural-  und  Geld  Wirtschaft,  der  Haus-,  Stadt-, 
Volks-  und  Weltwirtschaft.  Die  Hygiene  muß  daher  auch  die  Ein- 
wirkungen dieser  gesellschaftlichen  Verhältnisse  und  des  so- 
zialen Milieus,  in  dem  die  Menschen  geboren  werden,  leben,  arbeiten, 
genießen,  sich  fortpflanzen  und  sterben,  eingehend  studieren. 

Sie  wird  damit  zur  sozialen  Hygiene,  die  der  idiysikalisch-bio- 
logischen  Hygiene  als  notwendige  Ergänzung  zur  Seite  tritt. 

Das  Zusammenwirken  von  sozialer  und  physikalisch-biologischer 
Hygiene  zur  erschöpfenden  Erkenntnis  der  dem  menschlichen  Körper 
schädlichen  und  förderlichen  Einflüsse  wird  in  seiner  Notwendigkeit 
besonders  deutlich  erkannt,  wenn  man  die  einzelnen  Richtungen,  in 
denen  sich  die  Forschung  bewegen  muß,  betrachtet.  In  der  Woh- 
nungshygiene gibt  die  physikalisch-biologische  Betrachtung  uns  Auf- 
schluß über  die  Beziehungen  der  Feuchtigkeit,  der  Wärnieökonomie, 
der  Heizung,  Lüftung.  Beleuchtung,  Reinigung  des  Wohnhauses,  der 
Fabrik,  des  Krankenhauses,  der  Kaserne,  des  Gefängnisses  u.  s.  w. 
auf  die  (iesundheit  des  Menschen  und  kommt  so  zu  gewissen  Mindest- 
forderungen, die  erfüllt  werden  müssen,  wenn  die  Gesundheit  der 
Bewohner  keinen  Schaden  nehmen  soll.  Weiterhin  stellt  sie  ideale 
Forderungen,  deren  Erfüllung  beim  Wohnungsbau  wenn  nicht  un- 
bedingt notwendig,  doch  wünschenswert  und  der  Gesundheit  förderlich 
sein  würde.  Die  soziale  Betrachtung  dagegen  beschreibt  die  Woh- 
nungen, wie  sie  in  der  Wirklichkeit  sind  und  in  ihrer  unendlichen 
Verschiedenheit  nach  Stadt  und  Land,  Größe  und  Belegungsziffer,  in- 
sofern diese  Verschiedenheit  auf  die  Gesundheitsverhältnisse  der 
Bewohner  von  Einfluß  ist.  Die  soziale  Hygiene  gibt  uns  also  die 
I  st- Wohnungsart,  die  phy-sikalisch -  biologische  Hygiene  die  Soll- 
Wohnungsart  an.  Die  daraus  sich  ergebende  Bilanz  bietet  uns  dann 
einen  Maßstab  für  die  Notwendigkeit  und  Dringbchkeit  der  Maß- 
nahmen, die  getroflfen  werden  müssen,  um  das  Ist  dem  Soll  tunlichst 
anzunähern.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Kleidung.  Die  physikalisch- 
biologische Hygiene  niacht  uns  mit  den  Beziehungen  bekannt,  die 
zwischen  Gewebsart,  Porosität,  Wärmeleitung,  Schnitt  und  Gewicht 
der  Kleidung  und  dem  körperlichen  Wohlbefinden  bestehen,  und  stellt 
Normen  auf  für  eine  allen  hygienischen  Anforderungen  entspreciiende 
Bekleidung;   die  soziale  Betrachtungsweise  sieht  sich  daraufhin  die 
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tatsäclilirhe  Beklciiliingsart   an,   wie   sie  sich   geschichtlich   eDlwickef 
uiul  nach  der  jeweiligen  sozialen  Struktnr  (iift'erenziert  liat. 

Bei  (ier  Einäli  rn  n;;  liat  die  |thvsikalisch-i>iologische  Hetrach- 
tiing  die  Wirkung  von  Menge,  Zusatiinionhang.  Nährwert,  Verlirenmiugs- 
wert,  Schniackliaftigkeit,  Verdaulichkeit  auf  den  Kraft-  und  Stoftwechsel 
des  tneuschlichen  Kör]iers  y.u  ])rüfen  und  gewisse  Norraalkostinaße 
aufzustellen,  unter  die  die  nieuschiiche  Ernährung  nicht  sinken  darf, 
ohne  daß  eine  Schädigung  des  Körpers  und  seiner  Funktionen  ein- 
tritt. Die  sozialhygienische  Betrachtung  vergleicht  damit  die 
Ernährungszustände,  wie  sie  sich  im  wirklichen  Leben  verschieden 
nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  lietieifetiden  Bevülkerungsschicht 
ausgebildet  haben.  Sie  fixiert  also  ancli  eine  Ist-Ernährung,  die  mit 
der  Soll-Ernährung  der  physikalisch-biologischen  Hygiene  dann  ver- 
glichen werden  kann.  Je  tiefer  die  Untersuchung  herabsteigt  zu  den 
ökonomisch  schwachen  Bevölkerungskreisen,  desto  größer  wird  der 
Unterschied  zwischen  der  Istnahrung  und  der  Sollnahrung. 

Bei  der  hygienischen  Erörterun  g  (Ier  Geschlechtskrankheiten 
ist  eine  gesellschaftswissenschaftliche  Behandlung  <ler  einschlägigen 
Fragen  von  jeher  mit  der  biologischen  verhunden  worden.  Wie  diese 
über  Art  der  Ansteckung  und  die  Natur  der  krankheitserregenden 
Kokken  orientiert  und  daraus  Regeln  zum  Schutze  des  Individuums 
vor  den  venerischen  Erkrankungen  abstrahiert,  weist  jene  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Ehelosigkeit,  Brostilution,  Anhäufung  von 
geschlechtsreifen  unverheirateten  Männer  und  der  \'erbreitnng  der  Ge- 
schlechtskranklieiten  nach  und  stellt  Forderungen  auf,  die  sich  weniger 
an  das  Einzelindividuuni  als  an  die  gesellschaftlichen  Gebilde,  den 
Staat  und  die  Gemeinde  wenden.  Aber  auch  außerhalb  des  Gebietes 
der  venerischen  Krankheiten  ist  der  wichtigste  Teil  der  Hygiene,  die 
Krankheitsjirophylaxe.  durchaus  nicht  ausschließlich  einer  rein  bio- 
logischen oder  kasuistisch-pathologischen  Behandlungsweise  unter- 
worfen. Zwar  nahm  die  Aetiologie  im  Ut.  Jahrhundert  durch  die 
Bakteriologie  einen  solchen  Aufschwung,  daß  umn  sjieziell  auf  dem 
Gebiete  der  Infektionskrankheiten  und  der  Seuchen  eine  Zeit  lang 
glaubte,  durch  die  rein  bakteriologische  Forschung  allein  in  den  Stand 
gesetzt  zu  sein,  alle  ätiologischen  und  itrophylaktischen  Fragen  lösen 
zu  können.  Neuerdings  hat  sich  diese  Auflassung  als  falsch  er- 
wiesen, wie  besonders  deutlich  sich  an  dem  Beispiel  der  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  als  Volkskrankheit  gezeigt  hat.  Was  aber  von  der 
Tuberkulose  als  der  wichtigsten  Volkskrankheit  im  besondern,  das  gilt 
von  den  Infektionskrankheiten  iin  allgemeinen,  und  noch  weiter  gefaßt 
wohl  von  allen  Krankheiten,  soweit  sie  überhaupt  so  häutig  sind,  daß 
sie  einer  Betrachtung  von  sozialen  Gesichtspunkten  aus  wert  sind. 
Denn  wenn  uns  auch  die  medizinische  Wissenschaft  gelehrt  hat.  viel- 
gestaltige Kranklieitszustände,  sei  es  auf  einen  Bazillus  bei  der 
Tuberkulose,  sei  es  auf  eine  toxisch  wirkende  Flüssigkeit  wie  Iteim 
Alkoholismus,  sei  es  auf  eine  im  Wesen  noch  unbekannte,  in  der 
Wirkung  aber  wohlstudierte  Noxe  wie  bei  der  Syphilis  zurückzuführen, 
so  ist  dadurch  zwai-  die  klinische  und  pathologische  Forschung  nach 
der  ätiologischen  Seite  hin  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebracht,  aber 
damit  das  Gebiet  der  eigentlichen  Ursachenforschung  doch  eben  erst 
betreten,  keineswegs  erschöpfend  durchforscht.  Nur  dann  werden  wir 
eine  befriedigende  Prophylaxe  der  verheerenden  Volkskranklieiten  auf- 
stellen können,  wenn  wir  Aetiologie  im  erweiterten  Sinne  des  Wortes 
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treiben  und  die  Krankheitsursachen  über  ihre  biologischen  Anfänge 
hinaus  auf  die  sozialen  Faktoren,  die  sie  bedingen,  zurückverfolgen. 

Dieser  Exkurs  war  nötig,  weil  gerade  die  deskriptive  Seite 
der  sozialen  Hygiene  liäutig  übersehen  wird  und  so  manche  Be- 
rührungspuukte  der  sozialen  Hygiene  und  der  Entartungstheorie,  die 
auf  methodologischem  Gebiete  liegen,  unberilcksichtigt  bleiben.  Daß 
die  soziale  Hygiene  als  Wissenschaft  neben  der  deskri])tiven  Seite 
auch  eine  normative  hat,  ist  selbstverständlich  und  auch  nie- 
mals bestritten.  Wir  können  uns  dalier  nach  dieser  Richtung  auf 
wenige  Anmerkungen  beschränken.  Ist  es  die  Aufgabe  der  sozialen 
Hygiene  als  deskriiitive  Wissenschaft,  den  allgemeinen  Status  praesens 
hygienischer  Kultur  zu  schildern,  so  bezweckt  sie  als  noruiative  bewulät 
die  Verallgemeinerung  der  hygienischen  Maßnahmen,  die  zunächst  nur 
einer  bevorzugten  Minderheit  zu  gute  kommen,  auf  den  ganzen  Vulks- 
körper  und  sonnt  eine  stetig  fortschreitende  Verbesserung  des  je- 
weiligen Status  praesens.  War  die  soziale  Hygiene  als  deskriptive 
W^issenschaft  schon  den  Naturwissenschaften  entrückt  und  auf  die 
Hilfswissenschaften,  wie  Statistik,  Nationalökonomie  u.  s.  w.  angewiesen, 
so  ist  sie  als  normative  Wissenschaft  ganz  den  naturwissenschaftlichen 
Methoden  entzogen  und  dafür  den  geisteswissenschaftlichen  unter- 
worfen —  kulturhistorische,  psychologische,  nationalökonomische  und 
politische  Elemente  gehen  in  das  sozialhygienische  Kalkül  ein.  Die 
Zielvorstelluug  aber  bleibt  immer  die  größtmögliche  Verhütung  von 
dem  Körper  drohenden  Schädlichkeiten  bei  der  größtmöglichen  Zahl 
oder  gar  der  Gesamtheit. 

Nachdem  wir  uns  über  den  Geltungsbereich  des  Begriffes  der 
sozialen  Hygiene  verständigt  haben ,  gilt  es  nun  festzustellen,  was 
unter  dem  E  n  tart  un  gsp  rohlem  im  Sinne  der  hygienischen  Be- 
trachtung zu  verstehen  ist*J. 

Es  ist  uns  allen  geläufig,  von  einer  Gruppe  gesellschaftlich  zu- 
sammengehöriger Einzelindividuen  von  verschiedenem  Alter,  Geschlecht 
und  Tätigkeit  zu  sprechen  wie  von  einem  organischen  Wesen,  daß 
sie  blühe,  wachse,  entarte  oder  absterbe.  Das  gilt  sowohl  von  der 
Familie  wie  von  umfassenden  gesellschaftlichen  Einheiten,  den 
Stämmen,  Völkern  und  Rassen.  Besonders  sind  wir  bei  Völkern,  die 
eine  weltgeschichtliche  Rolle  gespielt  haben,  gewohnt,  eine  Phase  des 
Aufstieges,  der  Blüte  und  des  Verfalls  zu  unterscheiden.  Da  uns 
aber  von  diesen  Völkern  in  der  Regel  nur  Daten  aus  ihrer  politischen 
und  kulturellen  Betätigung  erhalten  sind ,  so  erscheint  uns  dieses 
Sinken  ausschließlich  als  ein  politischer  (Fremdherrschaft)  oder  kultu- 
reller Verfall  (Rebarbarisation),  dessen  Betrachtung  der  Geschichts- 
wissenschaft allein  zusteht.     Es  liegen  aber  doch  vereinzelt  auch  Be- 


•)  Auch  A.  Ploctz  fühUe,  nls  er  in  Rein<?ni  Buche  „Die  Tüchtigkeit  uii.«erer 
RasHe  und  der  Schutz  der  Schwachen"  das  KutartiingHprobietii  m  lieluindeln  sich 
anschickte,  zunächst  daa  Bedürfnis,  eine  Itefinition  der  sozialeu  Hygiene  zu  geben. 
Er  unterscheidet  eine  private  und  eine  öffeiiüiche  oder  soziale  Hygiene.  „Die  pri- 
vate Hygiene  hat  es  mit  den  Gesundheilabedingungen  zu  tun,  die  jeder  Reibst  un- 
mittelbar beherrscht  oder  die  wenigstens  innerhalb  der  Familien  zur  Beobachtung 
kommen.  Die  öffentliche  oder  soziale  Hygiene  umfaßt  alle  die  Bedingungen  für 
den  Gesundheitszustand  der  einzelnen,  die  von  der  Gettelbchaft  oder  dem  Staat 
ausgehen".  Es  scheint  uns  nicht  nnmingig  zu  sein,  eine  WissenHchaft  nach  den  Fak- 
toren zu  klassifizieren,  die  ihre  l'onlerungen  in  die  Praxis  zu  übersetzen  haben,  wie 
es  Ploetz  hier  tut.  ganz  abgesehen  davon,  daß  bei  dief-em  Verfahreti  die  r'u  über- 
aus wichtige  deskriptive  Seite  der  sozialen  Hygiene  unberücksichtigt  bleibt. 
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richte  vor,  aus  denen  hervorgeht,  daß  das  körperliche  Substrat 
dieser  Kulturvölker  in  den  einzelnen  Entwickelungsphasen  nicht  das 
gleiche  geblieben,  sondern  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  verschlech- 
tert hat.  Zu  diesen  rein  körperlichen  Verfallssymptomen  gehört  z.  B. 
die  Bevölkerungsverminderung,  die  Einbuße  der  kriegerischen  Tüchtig- 
keit u.  a.  m.  Da  die  ärztliche,  anthropologische  und  bevölkerungs- 
statitische  Beobachtung  erst  seit  kurzer  Zeit  leidlich  zuverlässige  Re- 
sultate gibt,  wissen  wir  über  die  Einzelheiten  der  körperlichen 
Entartung  der  großen  Kulturvölker  der  Vergangenheit  leider  sehr 
wenig.  Aber  das  wenige  genagt,  um  die  Behauptung  gerechtfertigt 
erscheinen  zu  lassen,  dsüß  eine  solche  überhaupt  stattgefunden  hat. 

Es  kann  hier  nicht  untersucht  werden,  ob  das  bei  jenen  Völkern 
in  der  kritischen  Zeit  beobachtete  moralische,  ökonomische,  politische 
und  kulturelle  Sinken  das  wesentliche  und  ursprüngliche  war,  dem 
die  körperliche  Entartung  sekundär  folgte  oder  ob  es  sich  umgekehrt 
verhielt.  Jedenfalls  kann  eine  Parallelität  dieser  Prozesse  angenommen 
werden,  folglich  auch  der  Medizin,  Hygiene  und  Anthropologie  die  Be- 
rechtigung zum  Studium  dieser  Fragen  keineswegs  abgesprochen  werden. 

Nicht  selten  wird  mit  Resignation  die  durch  nichts  begründete 
Ansicht  ausgesprochen,  daß  die  Völker  eine  Art  physiologischen  Alte- 
rungsprozeß durchmachen  müßten  und  infolgedessen  auch  ihr  Ende 
selbstverständlich  und  naturgemäß  begründet  sei.  Wie  alle  früher  so 
beliebten  Vergleiche  zwischen  dem  gesellschaftlichen  Organismus  nnd 
dem  biologisch  erfaßbaren  Individualkörper  ist  auch  dieser  Vergleich 
irreführend.  Denn  der  Körper  ist  eine  Einheit  und  die  von  ihm  er- 
zeugte neue  Einheit  steht  losgelöst  von  ihm  da,  während  ein  Volk 
ein  Konglomerat  von  Einzelindividuen  ist,  das  in  unerschöpflicher 
Fülle  durch  Nachwuchs  die  absterbenden  zu  ersetzen  vermag,  so  daß 
eine  körperlich  ewige  Fortdauer  logischerweise  nicht  aus- 
geschlossen werden  kann,  vielmehr  als  das  Naturgemässe  voraus- 
gesetzt werden  darf.  Treffend  hat  einmal  Franz  Oppenheimer 
gesagt:  „Die  Völker  sterben  nicht  an  Altersschwäche,  sondern  an 
vermeidbaren  Krankheiten." 

In  Deutschland  war  die  medizinische  Forschung  während  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  dermaßen  von  pathologisch-anatomischen, 
bakteriologischen,  experimental-physiologischen  und  kasuistisch-klini- 
schen Studien  absorbiert,  daß  sie  keine  Zeit  fand,  sich  mit  entartongs- 
theoretischen  Erwägungen  auseinanderzusetzen.  Auch  die  aus  Frank- 
reich kommenden  Anregungen  fanden,  außer  vielleicht  in  psychiatrischen 
Kreisen,  kein  Verstädnis.  In  Frankreich  hatte  der  Bevölkerungsstillstand, 
die  Zunahme  des  Alkoholismus  und  der  Geisteskrankheiten  die  Aerzte 
sowohl  als  auch  die  Nationalökonomen  zur  Erörterung  des  Entartongs- 
problems  gedrängt.  Doch  kann  man  nicht  behaupten,  daß  die  fran- 
zösische Forschung  auf  diesem  Gebiete  sehr  glücklich  gewesen  wäre. 
Zwar  liegt  eine  große  Zahl  von  Abhandlungen  vor,  aber  sie  lassen 
trotz  ihrer  Fülle  an  geistreichen  Hypothesen  doch  die  Exaktheit  ver- 
missen, die  bei  uns  die  Beachtung  wissenschaftlicher  Kreise  hätte  er- 
zwingen können.  Fruchtbarer  erwiesen  sich  die  aus  England  im  An- 
schluß an  die  Entwickelungslungslehre  Darwins  kommenden  Einflüsse. 

Schon  im  Jahre  1891  hat  W.  Schallmeyer*)  mit  programmatischer 

•)  Man  verel.  auch  Schallmeyera  kürzlich  erschienenes  Buch  „Vererboi^ 
und  Auslese  im  Lebenslauf  der  Völker",  Verlag  von  Gustav  Fischer,  Jena.  lAnin. 
bei  der  Korr.j' 
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Kürze  in  einer  kleinen  Sclirift  „Ueber  die  drohende  köriierliche  Etit- 
artunjj  der  Kultnnnenschheit"  das  Entartunfisprobleni  }j;estellT  und 
kurz  die  Richtung  gewiesen,  in  der  vorzugelien  sei,  wenn  man  die 
Frage  einer  Lösung  näher  bringen  wollte.  Leider  hat  diese  Sclirift 
nicht  die  verdiente  Reobachtung  seitens  der  Aerzte  gefunden,  einmal 
weil  sie  mit  der  unzeitgemäßen  und  unpopulären  Forderung  der  Ver- 
staatlichung des  ärztlichen  Standes  belastet  wurde,  sodann,  weil  im 
Zeitpunkte  ihres  Entstehens  die  besten  (leiste  der  medizinischen  Welt 
von  der  hygienischen  Verwertbarkeit  der  bakteriologischen  Erkennt- 
nisse geradezu  kaptiviert  waren.  Immerhin  hat  Schall meyer  zu- 
erst in  Deutschland  die  für  entartungstheoretische  Bestrebungen 
charakterische  Fragestellung  zum  prägnanten  Ausdruck  gebracht:  „Jede 
höhere  tTUttung  von  Organismen"  sagt  er,  „und  auch  der  menschliche 
Kfir[(er  bat  die  gegenwärtige  Vollkommenheit  dadurch  erreicht  und 
bewahrt,  daß  im  Naturleben  innerhalb  einer  jeden  Gattung  die  be- 
günstigteren  Individuen  in  verhältnismäßig  höherem  MalSe  zur  Pro- 
duktion der  Nachkommenschaft  beitragen,  als  die  mangelhafteren  Or- 
ganismen derselben  Gattung.  Die  letzteren  gehen  im  Durchschnitt 
etwas  früher  zu  (irunde  als  die  rüstigeren,  sei  es  wegen  geringerer 
Widerstandsfähigkeit  wichtiger  Organe,  sei  es  wegen  geringerer  Fähig- 
keit, sich  geeignete  Nahrung  zu  vcrschatt'en,  sei  es,  daß  sie  leichter 
äußeren  Feinden  zur  Beute  werden  oder  daß  sie  in  einem  durch  den 
Selbsierhaltungs-  oder  durch  ilen  FortpHanzungstrieb  entfachten 
Kampfe  mit  stärkeren  Stamuiesgenossen  besiegt  und  vernichtet  werden. 
—  Welche  von  den  modernen  gesellschaftlichen  Einrichtungen  sind 
geeignet,  die  veredelnde  Auslese  des  Daseinskampfes  beim  Menschen 
zu  fördern,  und  welche  umgekehrt,  sie  zu  hemmen  V  Wie  ist  es  mög- 
lich, den  hemmenden  Faktoren  entgegen  zu  wirken?"  Bezüglich  der 
Antworten,  die  Schal  im  eyer  auf  diese  Fragen  gibt,  sei  auf  die  in 
aphoristischer  Form  gehaltene  Schrift  selbst  hingewiesen.  Nur  so  viel 
sei  bemerkt,  daß  der  Verfasser  gegenüber  den  Fortschritten  der  mo- 
dernen Medizin  und  Hygiene  daran  erinnert,  daß  sie  den  Uebelstand 
hätten,  den  minderwertigen  Individuen  die  Fortptianzungstnüglichkeit 
zu  gewähren  und  als  Korrektur  dieser  degenerativen  Wirkung  eine 
]»rohibitive  Beeinflussung  der  Zuchtwahl  in  Sitte,  Recht  und  hygienischer 
Gewohnheit  empfiehlt  Diese  Anwendung  der  Vernunft  auf  die  mensch- 
liche Zuchtwahl  denkt  sieb  Schall  meycr  zunächst  in  Gestalt  von 
Belehrung;  später  aber  auch  in  Gestalt  gesetzlicher  Ehehindernisse 
für  solche  Personen,  von  denen  wir  eine  erbliche  Uebertragung 
ihrer  Minderwertigkeit  auf  ihre  Nachkommen  gewärtig  sein  müssen. 
Auch  Schilier-Ti  etz  war  in  seinem  i8it2  in  erster  Auflage 
erschienenen  Buche  über  Folgen,  Bedeutung  und  Wesen  der  Bluts- 
verwandtschaft im  Menschen-.  Tier-  und  Pflanzenleben  ähnlichen  Ge- 
dankengängen gefolgt,  und  A.  He  gar  hat  1894  im  elften  Kapitel 
seiner  sozialmedizinischen  Studie  über  den  Geschlechtstrieb  eine  metho- 
dische Zuchtwahl  zur  Verhütung  der  Entartung  un<t  zur  Verbesserung 
der  Körperbescbafl'cnheit  der  kommenden  Generationen  gefordert. 
Endlich  erschienen  im  Jahre  1H05  fast  gleichzeitig  zwei  geistesverwandte 
aber  voneinander  unabhängige  Bücher,  die  in  Deutschland  die  Frage 
der  Entartung  erst  zum  Gegenstand  ernster  wissenschaftlicher  Kontro- 
verse gemacht  haben  *). 


*)  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  sintende  Tauglichkeit  der  Kulturvölker  zur 
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tatsächliche  Bekleiduiigsart   an,   wie   sie  sich   geschichtlich    entwickelt 
Uli«!  nach  ih'v  jeweili^a-ii  sozialen  Strnktnr  (lifterenziert  hat. 

Hei  der  Eruiihru  ii  >:  hat  ilie  f)hv.sikalisch-hioloi;ische  Betrach- 
tung die  Wirkung  vmi  Menj^e,  Znsaniineniiany,  Nährwert,  Verhrennungs- 
wert,  Schniackliaftijjkeit.  \'er(laulichkeit  auf  iJen  Kraft-  und  Stoffwechsel 
des  menschlichen  Ivörjiers  zu  prüfen  und  f(e\visse  Normalkostmaße 
aufzustellen,  unter  die  die  uienschliclie  Ernährung  nicht  sinken  tlarf, 
ohne  daiS  eine  Schädigung  des  Köriiers  nnrl  seiner  Funktionen  ein- 
tritt. Die  sozialhygienische  lietrachtnng  vergleicht  damit  die 
Ernährungszustände,  wie  sie  sich  im  wirklichen  Lehen  verschieden 
nach  der  wirtscliaftliclieii  Lage  der  hetieffenden  Bevölkerungsschicbt 
au.sgebil)iet  haben.  Sie  fixiert  also  auch  eine  Ist-Ernälirung.  die  mit 
der  Soll-Ernährung  der  ijhjsikalisch-hiologischeu  Hygiene  dann  ver- 
glichen werden  kann.  Je  tiefer  die  Untersuchung  herabsteigt  zu  den 
ökonomisch  .schwachen  Hevölkerungskreisen,  desto  größer  wird  der 
Unterschied  zwischen  der  Istnahrung  und  der  SoUnalirung. 

Bei  der  hygienischen  Erörterung  der  Geschlechtskrankheiten 
ist  eine  gesellschaftswissenschaftliche  Behandlung  der  einschlägigen 
Fragen  von  jeher  mit  der  biologischen  verbunden  worden.  Wie  diese 
über  Art  der  Ansteckung  und  die  Natur  der  krankheitserregenden 
Kokken  orientiert  und  daraus  Regeln  zum  Schutze  des  Individuums 
vor  den  venerischen  Erkrankungen  abstrahiert,  weist  jene  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Ehehtsigkeit,  Prostitution,  Anhäufung  von 
geschlechtsreifen  unverheirateten  Männer  und  der  \'erbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten nach  und  stellt  Forderungen  auf.  die  sich  weniger 
an  das  Einzelindividuuiu  als  an  die  gesellschaftlichen  Gebilde,  den 
Staat  und  die  (leineinde  wenden.  Aber  auch  außerhalb  des  Gebietes 
der  venerischen  Krankheiten  ist  der  wichtigste  Teil  der  Hygiene,  die 
Krankheitsprophylaxe,  durcliaus  nicht  ausschließlich  einer  rein  bio- 
logischen oder  kasnistisch-iiathologischen  Behandlungsweise  unter- 
worfen. Zwar  nahm  die  Aetiologie  im  IS).  Jahrhundert  durch  die 
Bakteriologie  einen  solchen  Aufschwung,  daß  man  s]»eziell  auf  dem 
Gebiete  der  Infektionskrankheiten  und  der  Seuchen  eine  Zeit  lang 
glaubte,  durch  tlie  rein  bakteriologische  Fonschnng  aliein  in  den  Stand 
gesetzt  zu  sein,  alle  ätiologischen  und  prophylaktischen  Fragen  lösen 
zu  können.  Neuerdings  hat  sich  diese  Auflassung  als  falsch  er- 
wiesen, wie  besontlers  deutlich  .sich  an  dem  Beispiel  der  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  als  Volk.skranklieit  gezeigt  hat.  \Vas  aber  von  der 
Tuberkulose  als  der  wichtigsten  Volkskrankheit  im  besondern,  das  gilt 
von  den  Infektionskrankheiten  itn  allgemeinen,  und  noch  weiter  gefaßt 
wohl  von  allen  Krankheiten,  soweit  sie  überhaupt  so  häufig  sind,  ilaß 
sie  einer  Betrachtung  von  sozialen  Gesichtspunkten  aus  wert  sind. 
Denn  wenn  uns  auch  die  medizinische  Wis.seuschaft  gelehrt  hat.  viel- 
gestaltige Krankheitszustäude,  sei  es  auf  einen  Bazillus  bei  der 
Tuberkulose,  sei  es  auf  eine  toxisch  wirkende  Flüssigkeit  wie  beim 
Alkoholisiuus,  sei  es  auf  eine  im  Wesen  noch  unl»ekannte,  in  der 
Wirkung  aber  wohlstudierte  Noxe  wie  bei  der  Syphilis  zurückzuführen, 
so  ist  dadurch  zwar  die  klinische  und  pathologische  Forschung  nach 
der  ätiologischen  Seite  hin  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebracht,  aber 
damit  das  Gebiet  der  eigentlichen  Ursachenforschung  doch  eben  erst 
betreten,  keineswegs  erschöi)fend  durchforscht.  Nur  dann  werden  wir 
eine  befriedigende  Prophylaxe  der  verheerenden  Volkskrankheiten  auf- 
stellen können,  wenn  wir  Aetiologie  im  erweiterten  Sinne  des  Wortes 
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treiben  umi  die  Krankheitsursachen  über  ihi'e  liiolo^asehen  Anfänge 
hinaus  auf  die  sxtzialen  Falitoreu,  die  sie  bedingen,  zurückverfolgen. 

Dieser  Exkurs  war  nötig,  weil  gerade  die  deskriptive  Seite 
der  sozialen  Hygiene  häufig  übersehen  wird  und  so  manche  He- 
rührungsjmukte  der  sozialen  Hygiene  und  der  Entartungstlieorie,  die 
auf  niethwiologischem  (lebiete  liegen,  unberücksichtigt  Ideiben.  Daß 
die  soziale  Hygiene  als  Wissenschaft  neben  der  deskrijitiven  Seite 
auch  eine  normative  hat,  ist  selbstverstiindlicli  und  anch  nie- 
mals bestritteu.  Wir  können  uns  daher  nach  dieser  Richtung  auf 
wenige  Anmerkungen  beschränken.  Ist  es  die  Aufgabe  der  sozialen 
Hygiene  als  deskriptive  Wissenschaft,  den  allgemeinen  Status  praesens 
hygienischer  Kultur  zu  schildern,  so  bezweckt  sie  als  normative  bewußt 
die  Verallgemeinerung  der  hygienischen  Maßnahmen,  die  zunächst  nur 
einer  bevorzugten  Minderheit  zu  gute  kommen,  auf  den  ganzen  \'olks- 
körper  und  somit  eine  stetig  fortschreitende  Verbesserung  des  je- 
weiligen Status  praesens.  War  die  soziale  Hygiene  als  deskriptive 
Wissenschaft  schon  den  Naturwissenschaften  entrückt  und  auf  die 
Hilfswissenschaften,  wie  Statistik,  Nationalökonomie  u.  s.  w.  angewiesen, 
so  ist  sie  als  normative  Wissenschaft  ganz  den  naturwissenschaftlichen 
Methoden  entzogen  und  dafür  den  geisteswissenschaftlichen  unter- 
worfen • —  kulturhistorische,  psychologische,  nationalökonomische  und 
politische  Elemente  gehen  in  das  sozialhygienische  Kalkül  ein.  Die 
Zielvorstelluog  aber  bleibt  immer  die  größtmögliche  Verhütung  von 
dem  Körper  drolienden  Schädlichkeiten  bei  der  größtmöglichen  Zahl 
oder  gar  der  (Jesanitheit. 

Nachdem  wir  uns  über  den  Geltungsbereich  des  Begriffes  der 
sozialen  Hygiene  verständigt  haben,  gilt  es  nun  festzustellen,  was 
unter  dem  Entartungsproblem  im  Sinne  der  hygienischen  Be- 
trachtung zu  verstehen  ist*). 

Es  ist  uns  allen  geläufig,  von  einer  Gruppe  gesellschaftlich  zu- 
sammengehöriger Einzelindividuen  von  verschiedenem  Alter,  Geschlecht 
und  Tätigkeit  zu  sprechen  wie  von  einem  organischen  Wesen,  daß 
sie  blühe,  wachse,  entarte  oder  absterbe.  Das  gilt  sowohl  von  der 
Familie  wie  von  umfassenden  gesellschaftlichen  Einheiten,  den 
Stämmen,  Vfllkern  unil  Rassen.  Besonders  sind  wir  bei  Völkern,  die 
eine  weltgeschichtliche  Rolle  gespielt  haben,  gewohnt,  eine  Phase  des 
Aufstieges,  der  Blüte  und  des  Verfalls  zu  unterscheiden.  Da  uns 
aber  von  diesen  Völkern  in  der  Regel  nur  Daten  ans  ihrer  politischen 
und  kulturellen  Betätigung  erhalten  sind ,  so  erscheint  uns  dieses 
Sinken  ausschließlich  als  ein  politischer  (Fremdherrschaft)  oder  kultu- 
reller Verfall  (Rebarbarisation),  dessen  Betrachtnng  der  Geschichts- 
wissenschaft allein  zusteht.     Es  liegen  aber  doch  vereinzelt  auch  Be- 


•)  Auch  A.  PJoetz  fühlte,  als  er  in  »einem  Buche  „Die  Tüchtigkeit  iiiiserer 
Rasj-g  iiud  der  Schutz  dcT  Schivacheii"  da»  EDtartunguproblem  zu  Uehandeln  «ich 
anschickte,  zunächBt  daa  Bedürfnis,  eine  Definition  der  sozinten  Hygiene  zu  geben. 
Er  unterscJieidet  eine  private  und  eine  öffentliche  oder  soziale  Hygiene.  „Die  pri- 
vate Hygiene  hat  es  mit  den  Gesundheit«bedingungen  zu  tun,  die  jedej  sellj«t  un- 
mittelbar beherrsciit  oder  die  wenigstens  innerhalb  der  Familien  zur  Beolinchtung 
kommen.  Die  öffentliche  oder  soziale  Hygiene  umfaßt  alle  die  Bedingungen  für 
den  Gesundheitäzustand  der  einzelnen,  die  von  der  Gesellschaft  oder  dem  Staat 
ausgehen".  Es  scheint  uns  nicht  angängig  zu  sein,  eine  Wissenschaft  nach  deji  Fak- 
toren zu  klassifizieren,  die  ihre  Forderungen  in  die  Praxis  zu  übersetzen  haben,  wie 
es  Ploetz  hier  tut.  ganz  ahgesehen  davon,  daß  bei  diesem  Verfahren  die  su  über- 
aus wichtige  deskriptive  Seite  der  sozialen  Hygiene  unberücksichtigt  bleibt. 
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tatsäcliliclie  Belvlei<iuiif:sart  an,  wie  f^\e  sich  geschichtlich  entwioker 
und  nach  der  jeweilij^en  soziali'ii  Struktur  differenziert  hat. 

Hei  der  Pirnährnng  liat  die  [diysikalisch-bioio<jische  Betrach- 
tung die  Wirknng  von  Menpc,  Zusiininienliang,  Nährwert,  Verbrenuungs- 
wert,  Schniackliiiftigkeit,  Verdaulichkeit  auf  den  Kraft-  und  Stoffwechsel 
des  menschlichen  Körjiers  zu  [(rufen  und  gewisse  NormalkostinaUe 
aufzustellen,  unter  die  die  menschliche  Erniihrung  nicht  sinken  darf, 
ohne  daß  eine  Schä<ligung  des  Körjters  und  seiner  P'unktionen  ein- 
tritt. Die  sozialhygienische  Betrachtung  vergleicht  damit  die 
Ernährungszustände,  wie  sie  sich  im  wirklichen  Lehen  verschieden 
nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  betreffenden  Bevfilkerungsschicht 
ausgebildet  haben.  Sie  fixiert  also  auch  eine  Ist-Ernälirung,  die  mit 
der  Soll-Ernährung  der  physikalisch-luologischen  Hygiene  dann  ver- 
glichen werden  kann.  Je  tiefer  liie  Untersuchung  herabsteigt  zu  den 
ökonomisch  schwachen  Bevölkerungskreisen,  desto  größer  wird  iler 
Uuterschied  zwischen  der  Istnaliruug  und  der  Sollnahrung. 

Bei  der  hygienischen  Erörterung  (ier  Geschlechtskrankheiten 
ist  eine  gesellschaftswissenschafUiche  Behandlung  der  einschlägigen 
Fragen  von  jeher  mit  der  liiologischeu  verbunden  worden.  Wie  diese 
über  Art  der  Ansteckung  und  die  Natur  der  krankheitserregenden 
Kokken  orientiert  und  daraus  Regeln  zum  Schutze  des  Individuums 
vor  den  venerischen  Erkrankungen  abstrahiert,  weist  jene  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Ehelosigkeit,  Prostitution,  Anliäufung  von 
geschlechtsreifen  unverheirateten  Männer  und  der  Verbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten nach  und  stellt  Forderungen  auf,  die  sich  weniger 
an  das  Einzelindividuuni  als  an  die  gesellschaftlichen  Gebilde,  den 
Staat  und  die  Gemeinde  wenden.  Aber  auch  außerhalb  des  Gebietes 
der  venerischen  Krankheiten  ist  der  wichtigste  Teil  der  Hygiene,  die 
Krankheitsf)ro]diylaxe,  <lurchaus  nicht  ausschließlich  einer  rein  bio- 
logischen oder  kasui.stisch-pathologischen  Behandlungsweise  unter- 
worfen. Zwar  nahm  die  Aetiologie  im  19.  Jahrhundert  durch  die 
Bakteriologie  einen  solchen  Aufschwung,  daß  man  speziell  auf  dem 
Gebiete  der  Infektionskrankheiten  und  der  Seuchen  eine  Zeit  lang 
glaubte,  durch  die  rein  bakteriologische  Forschung  allein  in  den  Stand 
gesetzt  zu  sein,  alle  ätiologischen  und  prophylaktischen  Fragen  lösen 
zu  können.  Neuerdings  hat  sich  diese  Auffassung  als  falsch  er- 
wiesen, wie  besonders  deutlich  sich  an  dem  Beispiel  der  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  als  Volkskrankheit  gezeigt  hat.  Was  aber  von  der 
Tuberkulose  als  der  wichtigsten  Volkskrankheit  im  besondern,  das  gilt 
von  den  Infektionskrankheiten  im  allgemeinen,  und  noch  weiter  gefaßt 
wohl  von  allen  Krankheiten,  soweit  sie  überhau])t  so  häutig  sind,  daß 
sie  einer  Betrachtung  von  sozialen  Gesichtspunkten  aus  wert  sind. 
Denn  wenn  uns  auch  die  medizinische  Wissenschaft  gelehrt  hat.  viel- 
gestaltige Krankheitszustände,  sei  es  auf  einen  Bazillus  bei  der 
Tuberkulose,  sei  es  auf  eine  toxisch  wirkende  Flüssigkeit  wie  beim 
Alkoholismus,  sei  es  auf  eine  im  Wesen  noch  unliekannte,  in  der 
Wirkung  aber  wohlstudierte  Noxe  wie  bei  der  Syphilis  zurückzuführen, 
so  ist  dadurch  zwar  die  klinische  und  pathologische  Forschung  nach 
der  ätiologischen  Seite  hin  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebracht,  aber 
damit  das  Gebiet  der  eigentlichen  Ursachenforschung  doch  eben  erst 
betreten,  keineswegs  erschöpfend  durchforscht,  Nur  dann  werden  wir 
eine  befriedigende  Projihylaxe  der  verheerenden  \'olkskraiikheiten  auf- 
stellen können,  wenn  wir  Aetiologie  im  erweiterten  Sinne  des  Wortes 
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treiben  und  die  Krankheitsursachen  über  ihre  biologischen  Anfänge 
hinaus  auf  die  sozialen  Faktoren,  die  sie  bedingen,  zurückverfolgeu. 

Dieser  Exkurs  war  nötig,  weil  gerade  die  deskriptive  Seite 
der  sozialen  Hygiene  häufig  übersehen  wird  und  so  manche  Be- 
rührungsimnkte  der  sozialen  Hygiene  und  der  Entartungsfhcorie,  <lie 
auf  niethodüiogischein  (lebiete  liegen,  unberücksichtigt  bleiben.  Daß 
die  soziale  Hygiene  als  Wissenschaft  neben  der  deskriptiven  Seite 
auch  eine  normative  hat,  ist  selbstverständlich  und  auch  nie- 
mals bestritten.  Wir  können  uns  daher  nach  dieser  Richtung  auf 
wenige  Anmerkungen  beschränken.  Ist  es  die  Aufgabe  der  sozialen 
Hygiene  als  deskriptive  Wissenschaft,  den  allgemeinen  Status  praesens 
hygienischer  Kultur  zu  schildern,  so  bezweckt  sie  als  normative  bewußt 
die  Verallgemeinerung  der  hygienischen  Maßnahmen,  die  zunächst  nur 
einer  bevorzugten  Minderlieit  zu  gute  kommen,  auf  den  ganzen  Volks- 
körjäT  und  somit  eine  stetig  fortschreitende  Verbesserung  rles  je- 
weiligen Status  ]iraeseus.  War  die  soziale  Hygiene  als  deskriptive 
W'issenschaft  schon  den  Naturwissenschaften  entrückt  und  auf  die 
Hilfswissenschaften,  wie  Statistik,  Nationalökonomie  u.  s.  w.  angewiesen, 
so  ist  sie  als  normative  Wissenschaft  ganz  den  naturwissenscliaftlichen 
Methoden  entzogen  und  dafür  den  geisteswissctisdiaftlichen  untei'- 
worfen  —  kulturhistorische,  psychologische,  nationalökonomische  und 
politische  Elemente  gehen  in  das  sozialhygienische  Kalkül  ein.  Die 
Zielvorstellung  aber  bleibt  immer  die  größtmögliche  Verhütung  von 
dem  Körper  drohenden  Schädlichkeiten  bei  der  größtmöglichen  Zahl 
oder  gar  der  Gesamtheit, 

Nachdem  wir  uns  über  den  Geltungsbereich  des  Begritfes  der 
sozialen  Hygiene  verständigt  haben,  gilt  es  nun  festzustellen,  was 
unter  dem  Entartungsproblem  im  Sinne  der  hygienischen  Be- 
trachtung zu  verstehen  ist  *). 

Es  ist  uns  allen  geläulig,  von  einer  Gruppe  gesellschaftlich  zu- 
sammengehöriger Einzelindividuen  von  verschiedenem  Alter,  Geschlecht 
und  Tätigkeit  zu  s]»rechen  wie  von  einem  organischen  Wesen,  daß 
sie  blühe,  wachse,  entarte  oder  absterbe.  Das  gilt  sowohl  von  der 
Familie  wie  von  umfassenden  gesellschaftlichen  Einheiten,  den 
Stämmen,  Völkern  und  Rassen.  Besonders  sind  wir  bei  Völkern,  die 
eine  weltgeschichtliche  Rolle  gespielt  haben,  gewohnt,  eine  Phase  des 
Aufstieges,  der  Blüte  und  des  Verfalls  zu  unterscheiden.  Da  uns 
aber  von  diesen  Völkern  in  der  Regel  nur  Daten  aus  ihrer  politischen 
und  kulturellen  Betätigung  erhalten  sind,  so  erscheint  uns  dieses 
Sinken  ausschließlich  als  ein  politischer  (Fremdherrschaft)  oder  kultu- 
reller Vorfall  (Rebarbarisation),  dessen  Betrachtung  der  (icschichts- 
wissenschaft  allein  zusteht.     Es  liegen  aber  doch  vereinzelt  auch  Be- 


•)  Auch  A.  Ploetz  fülilte,  aU  er  in  »einem  BiieJip  „Die  Tüchtigkeit  unserer 
Baase  und  der  Schutz  der  Schwachen"  das  EntartuogMproblcni  zu  l)ehandeln  i»lch 
anachickte,  zunächst  das  Betlürfnis,  eine  Definition  der  sozialen  Hygiene  zu  geben. 
Er  unterecheidet  eine  private  und  eine  öffentliche  oder  soziale  Hygiene.  „Die  pri- 
vate Hygiene  hat  es  mit  den  Gesundheitebediugungen  zu  tun,  die  jeder  «ellist  un- 
mittelbar beherrscht  odet  die  wenigstina  innerhalb  der  Familien  zur  Beobachtung 
kommen.  Die  öffentliche  oder  soziale  Hygiene  umfaßt  alle  <iie  Betiingunjren  für 
den  Gesiundheitszu.itand  der  einzelnen,  die  von  der  Gesellschaft  oder  dem  Staat 
ausgehen".  Rs  scheint  uns  nicht  angängig  zu  sein,  eine  Wissenscliaft  nach  den  Fak- 
toren zu  klassifizieren,  die  ilire  Forderungen  hi  die  Praxis  zu  ütiersetzen  haben,  wie 
es  Ploetz  hier  tut.  ganz  abgesehen  davon,  daß  bei  diesem  Verfahren  die  so  über- 
aus wichtige  deskriptive  Seite  der  sozialen  Hygiene  unberücksichtigt  bleibt. 
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tatsäcliliriie  Bekiddungsart   an,   wie   sie  sich   geschichtlich   entwickelt 
und  nach  der  jewcilij^en  sozialen  Strnktur  differenziert  hat. 

Hei  der  Einährung  hat  die  physikalisch-liiologische  Betrach- 
tung die  Wii'kniig  von  Menge,  Zusaninieiiiiang,  Nährwert,  Verbrennungs- 
wert, Schniackliaftigkeit.  Verdaulichkeit  auf  den  Kraft-  und  Stoffweclisei 
des  mensclilichen  Körpers  zu  prüfen  und  gewisse  Normalkostiuaße 
aufzustellen,  unter  die  die  menschliche  Ernilhrnng  nicht  sinken  darf, 
ohne  daß  eine  Schädigung  lies  Körpers  und  seiner  Funktionen  ein- 
tritt. Die  soz  i  alliy  gien  i  sehe  Betrachtung  vergleicht  damit  die 
Ernährungszustände,  wie  sie  sich  im  wirklichen  Leben  verschieden 
nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  betreffenden  Bevölkerungsscliicht 
ausgebildet  haben.  Sie  fixiert  also  auch  eine  Ist-Ernährung,  die  mit 
der  Soll-Ernährung  der  physikalisch-biologischen  Hygiene  dann  ver- 
glichen werden  kann.  Je  tiefer  die  Untersuchung  herabsteigt  zu  den 
ökonomisch  schwachen  Hevölkerungskreisen,  desto  grölier  wird  der 
Uuterschied  zwischen  der  Istnahrung  und  der  Sollnahrnng. 

Beiderhygienischeti  Erörterung  der  Geschlechtskrankheiten 
ist  eine  gesellschaftswissenschaftliche  Behandlung  der  einschlügigen 
Fragen  von  jeher  mit  der  biologischen  verbunden  worden.  Wie  diese 
über  Art  der  Ansteckung  und  die  Natur  der  krankheitserregenden 
Kokken  orientiert  und  daraus  Regeln  zum  Schutze  des  Individuums 
vor  den  venerischen  Erkrankungen  abstrahiert,  weist  jene  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Ehelo.sigkeit,  Prostitution,  Anhäufung  von 
geschlechtsreifen  unverheirateten  Männer  und  der  \'erbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten nach  und  stellt  Forderungen  auf.  die  sich  weniger 
an  das  Einzelindividuum  als  au  die  gesellschaftlichen  Gebilde,  den 
Staat  und  die  (Jemeinde  wenden.  Aber  auch  auiierhalb  des  Gebietes 
der  venerischen  Krankheiten  ist  der  wichtigste  Teil  der  Hygiene,  die 
Krankhcitsprojdiyiaxe,  durchaus  nicht  ausschließlich  einer  rein  bio- 
logischen oder  kasuistisch-i)athologischen  Behandlungsweise  unter- 
worfen. Zwar  nahm  die  Aeliologie  im  l'.t.  .Tahrhundert  durch  die 
Bakteriologie  einen  solchen  Aufschwung,  daß  man  speziell  auf  dem 
Gebiete  der  Infektionskrankheiten  und  der  Seuclien  eine  Zeit  lang 
glaubte,  durch  die  rein  bakteriologische  Forschung  allein  in  den  Stand 
gesetzt  zu  sein,  alle  ätiologischen  und  prophylaktischen  Fragen  lösen 
zu  können.  Neuerdings  hat  sich  diese  Auttassung  als  falsch  er- 
wiesen, wie  besonders  deutlich  sich  an  dem  Beispiel  iler  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  als  Volkskrankheit  gezeigt  hat.  Was  aber  von  der 
Tuberkulose  als  tler  wichtigsten  \'olkskrankheit  im  besondern,  das  gilt 
von  den  Infektionskrankheiten  im  allgemeinen,  und  noch  weiter  gefaßt 
wohl  von  allen  Krankheiten,  soweit  sie  überhaujit  so  häufig  sind,  daß 
sie  einer  Betrachtung  von  sozialen  Gesichtsjninkten  aus  wert  sind. 
Denn  wenn  uns  auch  die  medizinisclie  Wissenschaft  gelehrt  hat.  viel- 
gestaltige Krankheitszustände.  sei  es  auf  einen  Bazillus  bei  der 
Tuberkulose,  sei  es  auf  eine  toxisch  wirkende  Flüssigkeit  wie  beim 
Alkoholismus,  sei  es  auf  eine  im  Wesen  noch  unbekannte,  in  der 
Wirkung  al>er  wohlstudierte  Noxe  w^ie  bei  der  Syphilis  zurückzuführen, 
so  ist  dadurch  zwar  die  klinische  und  pathologische  Forschung  nach 
der  ätiologischen  Seite  hin  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebracht,  aber 
damit  das  (Gebiet  der  eigentlichen  Ursacheuforschung  doch  eben  erst 
betreten,  keineswegs  erscliöpfend  durchforscht.  Nur  dann  werden  wir 
eine  befriedigende  Prophylaxe  der  verheerenden  Volkskrankheiten  auf- 
stellen können,  wenn  wir  Aetiologie  im  erweiterten  Sinue  des  Wortes 
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treiben  und  die  Kraukheitsursacheu  über  ihre  biologischen  Anfänge 
hinaus  auf  die  s,ozialen  Faktoren,  die  sie  bedingen,  zurüekverfolgen. 

Dieser  Exkurs  war  nötig,  weil  gerade  die  deskriptive  Seite 
der  sozialen  Hygiene  häutig  übersehen  wird  und  so  manche  Be- 
rühiungsiiunkte  der  sozialen  Hygiene  und  der  Entartungstheorie,  die 
auf  methodologischem  Gebiete  liegen,  unberücksichtigt  bleiben.  Daß 
die  soziale  Hygiene  als  Wissenschaft  neben  der  deskri[)tiven  Seite 
auch  eine  normative  hat,  ist  selbstverständlich  und  auch  nie- 
mals bestritten.  Wir  können  uns  daher  nach  dieser  Richtung  auf 
wenige  Anmerkungen  beschränken.  Ist  es  die  Aufgabe  der  sozialen 
H)'giene  als  deskriptive  Wissenschaft,  den  allgemeinen  Status  praesens 
hygienischer  Kultur  zu  schildern,  so  bezweckt  sie  als  nonuative  bewußt 
die  Verallgemeinerung  der  hygienischen  Maßnahmen,  die  zunäclist  nur 
einer  bevorzugten  Minderheit  zu  gute  komiiieu,  auf  den  ganzen  \'olks- 
körper  und  somit  eine  stetig  fortschreitende  Verbesserung  des  je- 
weiligen Status  iiraesens.  War  die  soziale  Hygiene  als  deskriptive 
Wissenschaft  schon  den  Naturwissenschaften  entrückt  und  auf  die 
Hilfswissenschaften,  wie  Statistik,  Nationalökonomie  u.  s,  w.  angewiesen, 
so  ist  sie  als  normative  Wissenschaft  ganz  den  naturwissenschaftlichen 
Methoden  entzogen  und  dafür  den  geisteswisseiischaftliclien  unter- 
worfen —  kulturhistorische,  psychologische,  nationalökonomische  und 
politische  Elemente  gehen  in  das  sozialhygienische  Kalkül  ein.  Die 
Zielvorstellung  aber  bleibt  immer  die  größtmögliche  \'erhütung  von 
dem  Körper  drohenden  Schädlichkeiten  bei  der  größtmöglichen  Zahl 
oder  gar  der  Gesamtheit. 

Nachdem  wir  uns  über  den  (ieltungsbereich  des  Begrilfes  der 
sozialen  Hygiene  verständigt  haben,  gilt  es  nun  festzustellen,  was 
unter  dem  Entartungsproblem  im  Sinne  der  hygienischen  Be- 
trachtung zu  verstehen  ist*). 

Es  ist  uns  allen  geläufig,  von  einer  Grujjpe  gesellschaftlich  zu- 
sammengehöriger Einzelindividuen  von  verschiedenem  Alter,  Geschlecht 
und  Tätigkeit  zu  sprechen  wie  von  einem  organischen  Wesen,  daß 
sie  blühe,  wachse,  entarte  oder  absterbe.  Das  gilt  sowohl  von  der 
Familie  wie  von  umfassenden  gesellschaftlichen  Einheiten,  den 
Stämmen,  Völkern  und  Rassen.  Besonders  sind  wir  bei  Völkern,  die 
eine  weltgeschichtliche  Rolle  ges[»ielt  haben,  gewohnt,  eine  Phase  des 
Aufstieges,  der  Blüte  und  des  Verfalls  zu  unterscheiden.  Da  uns 
aber  von  diesen  Völkern  in  der  Regel  nur  Daten  ans  ihrer  politischen 
und  kulturellen  Betätigung  erhalten  sind ,  so  erscheint  uns  die.ses 
Sinken  ausschließlich  als  ein  politischer  (Frenulherrschaft)  oder  kultu- 
reller Verfall  (Rebarbarisatiou),  dessen  Betrachtung  der  (ieschichts- 
wissenschaft  allein  zusteht.     Es  liegen  aber  doch  vereinzelt  auch  Ue- 


•)  Auch  A.  Ploetü  fühlte,  iilf  er  in  scinnm  Buche  „Die  Tüi'htiglieit  unserer 
Rasse  und  der  Schutz  der  Schwachen"  d&n  Entartungs^proLdeiu  zu  behiindeln  sich 
anschickte,  zuniichst  das  Bedürfnis,  eine  Definition  der  sozialen  Hygiene  zu  geben. 
Er  unterscheidet  eine  private  und  eine  öffentliche  oder  soziale  Hygiene.  „Die  pri- 
vate Hygiene  hat  c»  mit  den  Üesundheitsl»edinguugcn  zu  tun,  die  jeder  selbst  un- 
mitt-elbar  beherrscht  mler  die  wenigstens  innerhalb  der  Familien  zur  Beobachtung 
kommen.  Die  öffentliche  oder  aozialc  Hygiene  umfaßt  alle  die  Bedingungen  für 
den  Gesundheitszustand  der  einzelnen,  die  von  der  Gesellschaft  oder  dem  Staat 
ausgehen''.  Es  scheint  un.s  nicht  aurängig  zu  sein,  eine  WisHeiiHchaft  nach  den  Kak- 
toreo  zu  klassifizieren,  die  ihre  Forderungen  in  die  Praxis  zu  übersetzen  haben,  wie 
ea  Ploetz  hier  tut,  ganz  abgesehen  ilavon,  daß  bei  dienern  Verfuhren  die  so  über- 
aus wichtige  deskriptive  Seite  der  sozialen  Hygiene  unberücksichtigt  bleibt. 
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tatsächliche  RckleidiinK.sart   an,   wie   sie  sich    geschichtlich    entwickef 
und  nach  der  jeweiligen  sozialen  Strnktnr  differenziert  hat. 

Hei  der  Ernährung  hat  die  iihvsikalisch-liiologische  Betrach- 
tung die  Wirknuf;  von  Merifie,  Zusaninieiihann,  Nährwert,  \'erbrennungs- 
wert,  Schraackhafti^keil,  N'erdauliclikeit  auf  den  Kraft-  und  Stoffwechsel 
des  menschlichen  Körjrers  zu  prüfen  und  jiewisse  Nornialkostmaße 
aufzustellen,  unter  die  die  uienschliclie  Ernährung  nicht  sinken  darf, 
ohne  daß  eine  Schädigung  des  Körfiers  und  seiner  Funktionen  ein- 
tritt. Die  sozialhygienische  Betrachtung  vergleicht  damit  die 
Ernährungszustände,  wie  sie  sich  im  wirklicheu  Leben  verschieden 
nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  bclreffenden  Bevölkerungsschiclit 
ausgebildet  haben.  Sie  fixiert  also  auch  eine  Ist-Ernährung,  die  mit 
der  Soll-ICrnährung  der  physikalisch-biologischen  Hygiene  dann  ver- 
glichen werden  kann.  Je  tiefer  ilie  Untersuchung  herabsteigt  zu  den 
ökonomisch  schwachen  Bevölkerungskreisen,  desto  größer  wird  der 
Unterschied  zwischen  der  Istnalirung  und  der  Sollnahrnng. 

Bei  der  hygienischen  Erörterung  der  Geschlechtskrankheiten 
ist  eine  gesellschaftswissenschaftliche  Behandlung  der  einschlägigen 
Fragen  von  jeher  mit  der  biologischen  verbunden  worden.  Wie  diese 
über  Art  der  Ansteckung  und  die  Natur  der  krankheitserregenden 
Kokken  orientiert  und  daraus  Regeln  zum  Schutze  des  Individuums 
vor  den  venerischen  Erkrankungen  abstrahiert,  weist  jene  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Ehelosigkeit,  Prostitution,  Anliäufuug  von 
geschk'chtsreifen  unverheirateten  Männer  und  der  \'erbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten nach  und  stellt  Forderungen  auf.  die  sich  weniger 
an  das  Einzeiindividuum  als  an  die  gesellschaftlichen  Gebilde,  den 
Staat  und  die  Gemeinde  wenden.  Aber  auch  außerhalb  des  Gebietes 
der  venerischen  Krankheiten  ist  der  wichtigste  Teil  der  Hygiene,  die 
Krankheitsfirophylaxe,  durchaus  nicht  ausschließlich  einer  rein  bio- 
logischen oder  kasuistisch-]>athologischen  Behandlungsweise  unter- 
worfen. Zwar  nahm  die  Aetiologie  im  19.  Jahrhundert  durch  die 
Bakteriologie  einen  solchen  Aufschwung,  daß  man  speziell  auf  dem 
Gebiete  der  Infektionskrankheiten  und  der  Seuchen  eine  Zeit  lang 
glaubte,  durch  die  rein  bakteriologische  Forschung  allein  in  den  Stand 
gesetzt  zu  sein,  alle  ätiologischen  und  prophylaktischen  Fragen  lösen 
zu  können.  Neuerdings  hat  sich  diese  Auffassung  als  falsch  er- 
wiesen, wie  besonders  deutlich  sich  an  dem  Beispiel  der  Bekämpfung 
<ier  Tuberkulose  als  Volkskrankheit  gezeigt  hat.  Was  aber  von  der 
Tuberkulose  als  der  wichtigsten  Volkskrankheit  im  besonderu,  das  gilt 
von  den  Infektionskrankheiten  im  allgemeinen,  und  noch  weiter  gefaßt 
wohl  von  allen  Krankheiten,  soweit  sie  überhaupt  so  häufig  sind,  daß 
sie  einer  Betrachtung  von  sozialen  GesichtsiJunkten  aus  wert  sind. 
Denn  wenn  uns  auch  die  medizinische  Wissenschaft  gelehrt  hat.  viel- 
gestaltige Krankheitszu.stände,  sei  es  auf  einen  Bazillus  bei  der 
Tuberkulose,  sei  es  auf  eine  toxisch  wirkende  Flüssigkeit  wie  beim 
Alkoholismus,  sei  es  auf  eine  im  Wesen  noch  unbekannte,  in  der 
Wirkung  aber  wohlstudierte  Noxe  wie  bei  der  Syphilis  zurückzuführen, 
so  ist  dadurch  zwar  die  klinische  und  pathologische  Forschung  nach 
der  ätiologischen  Seite  hin  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebracht,  aber 
damit  das  Gebiet  der  eigentlichen  Ursachen forschung  doch  eben  erst 
jjetreten,  keineswegs  erschöpfend  durchforscht.  Nur  dann  werden  wir 
eine  Iicfriedigende  Projdiylaxe  der  verheerenden  Volkskraukheiten  auf- 
stellen köunen,  wenn  wir  Aetiologie  im  erweiterten  Sinne  des  Wortes 
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treiben  und  die  Krankheitsursachen  libor  ihre  biologischen  Anfänge 
hinaus  auf  die  sxizialon  Faktoreo.  die  sie  bedingen,  zurückverfolgen. 

Dieser  Exkurs  war  nötig,  weil  gerade  die  deskriptive  Seite 
der  sozialen  Hygiene  häutig  übersehen  wird  und  so  manche  Be- 
rührungspuukte  der  sozialen  Hygiene  und  der  Entartungstheorie,  die 
auf  niethüdologischem  Gebiete  liegen,  unberücksichtigt  bleiben.  Daß 
die  soziale  Hygiene  als  Wissenschaft  neben  der  deskriptiven  Seite 
auch  eine  normative  hat,  ist  selbstverständlich  und  auch  nie- 
mals bestritten.  Wir  können  uns  daher  nach  dieser  Richtung  auf 
wenige  Anmerkungen  beschränken.  Ist  es  die  Aufgabe  der  sozialen 
Hygiene  als  deskrijitive  Wissenschaft,  den  allgemeinen  Status  praesens 
hygienischer  Kultur  zu  schildern,  so  bezweckt  sie  als  normative  bewuüt 
die  Verallgemeinerung  der  hygienischen  Maßnahmen,  die  zunächst  nur 
einer  bevorzugten  Minderheit  zu  gute  kommen,  auf  den  ganzen  \'olks- 
körper  und  somit  eine  stetig  fortschreitende  Verbesserung  des  je- 
weiligen Status  praesens.  Wai"  die  soziale  Hygiene  als  deskriptive 
Wissenschaft  schon  den  Naturwissenschaften  entrückt  und  auf  die 
Hilfswissenschaften,  wie  Statistik,  Nationalökonomie  u.  s.  w.  angewiesen. 
so  ist  sie  als  normative  Wissenschaft  ganz  den  naturwissenschaftlichen 
Metlioden  entzogen  und  dafür  den  geisteswissiiiischaftlichen  unter- 
worfen —  kulturhistorische,  psychologische,  nationalökonomische  und 
politische  Elemente  gehen  in  das  sozialhygieniscbe  Kalkül  ein.  Die 
Zielvorstcllung  aber  bleibt  immer  die  größtmögliche  \'erhütung  von 
dem  Körper  drohenden  Schädlichkeiten  bei  der  größtmöglichen  Zahl 
oder  gar  der  Gesamtheit. 

Nachdem  wir  uns  über  den  Geltungsbereich  des  Begriffes  der 
sozialen  Hygiene  verständigt  haben,  gilt  es  nun  festzustellen,  was 
unter  dem  En  tartu  ngsprolilem  im  Sinne  der  hygienischen  Be- 
trachtung zu  verstehen  ist*). 

Es  ist  uns  allen  geläufig,  von  einer  Gruppe  gesellschaftlich  zu- 
sammengehöriger Einzelindividuen  von  verschiedenem  Alter,  Geschlecht 
und  Tätigkeit  zu  sprechen  wie  von  einem  organischen  Wesen,  daß 
sie  blühe,  wachse,  entarte  oder  absterbe.  Das  gilt  sowohl  von  der 
Familie  wie  von  umfassenden  gesellschaftlichen  Einheiten,  den 
Stämmen,  \'ö!kern  und  Rassen.  Besonders  sind  wir  bei  Völkern,  die 
eine  weltgeschichlliclie  Rolle  gespielt  haben,  gewohnt,  eine  Phase  des 
Aufstieges,  der  Blüte  und  des  Verfalls  zu  unterscheiden.  Da  uns 
aber  von  diesen  Völkern  in  der  Regel  nur  Daten  aus  ihrer  politischen 
und  kulturellen  Betätigung  erhalten  sind,  so  erscheint  uns  dieses 
Sinken  ausschließlich  als  ein  politischer  (FremdheiTschaft)  oder  kultu- 
reller Verfall  (Rebarbarisation),  dessen  Betrachtung  der  Geschichts- 
wissenschaft allein  zusteht.     Es  liegen  aber  doch  vereinzelt  auch  Be- 


*)  Auch  A.  Ploetü  fiihlto,  al.n  er  in  «tincra  Buche  „Die  Tüchtigkeit  un(<erer 
Ra.s8e  und  der  ÖchaU  der  Schwachen"  das  Entartung^fprobjem  zu  behandeln  sich 
anschickt«,  zuniichst  das  Bedürfnis,  eine  Definition  der  nozialeu  Hygiene  zu  geben. 
Er  unterscheidet  eine  private  und  eine  öffenthche  oder  soziale  Hygiene.  „Die  pri- 
vate Hygteue  hat  es  mit  den  Gcsundheitattedinguiigen  zu  tnn,  die  jeder  eelhnt  un- 
mittelbar beherriicht  oder  die  wenigstens  innerlialb  der  Familien  zur  Befibachtung 
kommen.  Die  öffentliche  oder  soziale  Hygiene  umfaßt  alle  die  Bwlingiuigcn  für 
den  Gesundheitszustand  der  einzelnen,  die  von  der  GeselUchaft  oder  dem  Staat 
ausgehen".  Es  .scheint  uns  nicht  anrängig  zu  sein,  eine  Wissenschaft  nach  den  Fak- 
toren zu  klassifizieren,  die  ihre  Forderungen  in  die  Praxis  zu  übersetzen  haben,  wie 
es  Ploetz  hier  tut.  ganz  abgesehen  davon,  daß  bei  diesem  Verfahren  die  so  über- 
aus wichtige  deskriptive  J^ite  der  sozialen  Hygiene  unberücksichtigt  bleibt. 
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richte  vor.  aus  denen  iiervorgelit,  daiS  das  köriierliche  Substrat 
dieser  Ivultnrvülker  in  den  einzelnen  Eiitwickelungsjdiasen  nicht  das 
gleiche  geblieben,  sondern  sich  im  L<iufe  der  Jahrhunderte  verschlech- 
tert hat.  Zu  diesen  rein  küriicrlichen  Verfallssyni]ttonien  gehört  z.  B. 
die  Hevölkerungsverniinderun^s  die  Einbuße  der  kricKerischeu  Tüchtig- 
keit u.  a.  m.  Da  die  ärztliche,  anthropologische  und  bevölkerungs- 
statitische  Beobachtung  erst  seit  kurzer  Zeit  leidlich  zuverlässige  Re- 
sultate gibt,  wissen  wir  über  die  Einzelheiten  der  kür])erlichen 
Entartung  der  großen  Kulturvölker  der  Vergangenheil  leider  sehr 
wenig.  Aber  das  wenige  genügt,  um  die  Behauptung  gerechtfertigt 
erscheinen  zu  lassen,  daß  eine  solche  überhaupt  ^taltgefunden  hat. 

Es  kann  hier  nicht  untersucht  werden,  ob  das  bei  jenen  \'ölkem 
in  der  kritischen  Zeit  beobachtete  nioraiisclie,  ökonomische,  politische 
und  kulturelle  Sinken  das  wesentliche  und  ursprüngliche  war.  dem 
die  körperliche  Entartung  sekundär  folgte  oder  ob  es  sich  umgekehrt 
verhielt.  Jedenfalls  kann  eine  Parallehtät  dieser  Prozesse  angenommen 
werden,  folglich  auch  der  Medizin,  Hygiene  und  Anthropologie  die  Be- 
rechtigung zum  Studium  dieser  Fragen  keineswegs  abgesprochen  werden. 

Nicht  selten  wird  mit  Resignation  die  durch  nichts  begründete 
Ansicht  ausgesprochen,  daß  die  Völker  eine  Art  physiologischen  Alte- 
rungsprozeß durchmachen  müßten  und  infolgedessen  aucli  ihr  Ende 
selbstverständlich  und  naturgemäß  begründet  sei.  Wie  alle  früher  so 
l>eliebten  Vergleiche  zwischen  dem  gesellschaftlichen  Organismus  und 
dem  biologisch  erfaßbaren  Individualkörper  ist  auch  dieser  \'ergleich 
irreführen<i.  Denn  der  Körper  ist  eine  Einheit  und  die  von  ihm  er- 
zeugte neue  Einheit  steht  iusgclöst  von  ihm  da,  während  ein  Volk 
ein  Konglomerat  von  Einzelindividuen  ist,  das  in  uuerschöjjflicher 
Fülle  durch  Nachwuchs  die  absterbenden  zu  ersetzen  vermag,  so  daß 
eine  kör  per  lieh  ewige  F  o  r  t  d  a  u  e  r  logischerweise  nicht  aus- 
geschlossen werden  kann,  vielmehr  als  das  Naturgemässe  voraus- 
gesetzt werden  darf.  Treffend  hat  einmal  Franz  Oppenheimer 
gesagt:  „Die  Völker  sterben  nicht  an  Altersschwäche,  sondern  an 
vermeidbaren  Krankheiten." 

In  Deutschland  war  die  medizinische  Forschung  während  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  dermaßen  von  pathologisch-anatomischen, 
bakteriologischen,  experiniental-physiologischen  und  kasuistisch-klini- 
sclien  Studien  absorbiert,  daß  sie  keine  Zeit  fand,  sich  mit  entartungs- 
theoretischen  Erwägungen  auseinanderzusetzen.  Auch  die  aus  Frank- 
reich kommenden  Anregungen  fanden,  außer  vielleicht  in  psychiatrischen 
Kreisen,  kein  Verstäduis.  lu  Frankreich  hatte  der  Bevölkerungsstillstand, 
die  Zunahme  des  Alkoholismus  und  der  Oeisteskrardtheiten  die  Aerzte 
sowohl  als  auch  die  Nationalökonomen  zur  Erörterung  des  Entartungs- 
problems gedrängt.  Doch  kann  man  nicht  behaupten,  daß  die  fran- 
zösische Forschung  auf  diesem  Gebiete  sehr  glücklich  gewesen  wäre. 
Zwar  liegt  eine  große  Zahl  von  Abhandlungen  vor,  aber  sie  lassen 
trotz  ihrer  Fülle  an  geistreichen  Hypothesen  doch  die  Exaktheit  ver- 
missen, die  bei  uns  die  Beachtung  wissenschaftlicher  Kreise  hätte  er- 
zwingen können.  Fruchtbarer  erwiesen  sich  die  aus  England  im  An- 
schluß an  die  Eutwickelungslnngslehre  Darwi  ns  kommenden  Einflüsse. 

Schon  im  Jahre  IHDl  liat  W.  Schallm  eyer*j  mit  programmatischer 

*)  Man  verei.  auch  Schalline.yera  kürzlich  erschienenes  Buch  , Vererbung 
und  AuAlese  im  Lebenslauf  der  Völker",  Verlag  von  Gustav  Fischer,  Jena.  (Anm. 
bei  der  Korr.)' 
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Kürze  in  einer  kleineu  Schrift  „lieber  die  drohende  körperliche  Ent- 
artung der  Knlturnienschheit"  das  Entartun^sprobleni  gestellt  und 
kurz  die  Richtung  gewiesen,  in  der  vorzugehen  sei.  wenn  man  die 
Frage  einer  Lösung  näher  bringen  wollte.  Leider  liat  diese  Schrift 
nicht  die  verdiente  Beohachtnng  seitens  der  Aerzte  gefunden,  einmal 
weil  sie  mit  der  unzeitgemäßen  und  unpopulären  Forderung  der  Ver- 
staatlichung des  ärztlichen  Standes  heiastet  wurde,  sodann,  weil  im 
Zeitpunkte  ihres  Entstehens  die  besten  (ieiste  der  medizinischen  Welt 
von  der  hj'gienischen  Verwertbarkeit  der  bakteriologischen  Erkennt- 
nisse geradezu  kapti viert  waren.  Immerhin  bat  Schallmeyer  zu- 
erst in  Deutschland  die  für  entartungstheoretische  Bestrebungen 
charakterische  Fragestellung  zum  prägnanten  Ausdruck  gebracht;  „Jede 
höhere  Gattung  von  Organismen"  sagt  er,  „und  auch  der  menschliche 
Körjier  hat  die  gegenwärtige  Vollkommenheit  dadurch  erreicht  und 
bewahrt,  daß  im  Naturleben  innerhalb  einer  jeden  Gattung  die  be- 
günstigteren  Intlividuen  in  verhältnismäßig  höherem  Maße  zur  Pro- 
duktion der  Nachkommenschaft  beitragen,  als  die  mangelhafteren  Or- 
ganismen derselben  (Jattung.  Die  letzteren  gehen  im  Durchschnitt 
etwas  früher  zu  (irunde  als  die  rüstigeren,  sei  es  wegen  geringerer 
Widerstandsfähigkeit  wichtiger  Organe,  sei  es  wegen  geringerer  Fähig- 
keit, sich  geeignete  Nahrung  zu  verschaffen,  sei  es,  daß  sie  leichter 
äußeren  Feinden  zur  Beute  werden  oder  daß  sie  in  einem  durch  den 
Selbsterhaltungs-  oder  durch  den  Fortpflanzungstrieb  entfachten 
Kampfe  mit  stärkeren  Stammesgenossen  besiegt  und  vernichtet  werden. 
—  Welche  von  den  modernen  gesellschaftlichen  Einrichtungen  sind 
geeignet,  die  veredelnde  Auslese  des  Daseinskampfes  beim  Menschen 
zu  fördern,  und  welche  umgekehrt,  sie  zu  hemmen?  Wie  ist  es  mög- 
lich, den  hemmenden  Faktoren  entgegen  zu  wirken?"  Bezüglich  der 
Antworten,  die  Schallmeyer  auf  iliese  Fragen  gibt,  sei  auf  die  in 
aphoristiscliei  Form  gehaltene  Schrift  selbst  hingewiesen.  Nur  so  viel 
sei  bemerkt,  daß  der  Verfasser  gegenüber  den  Fortschritten  der  mo- 
dernen Medizin  und  Hygiene  daran  erinnert,  daß  sie  den  Uebelstand 
hätten,  den  minderwertigen  Individuen  die  P'ortptianznngsuiöglichkeit 
zu  gewähren  und  als  Korrektur  dieser  degenerativen  Wirkung  eine 
jirohibitivo  Beeiritlussung  der  Zuchtwahl  in  Sitte,  Recht  und  hygienischer 
Gewohnheit  emphehlt.  Diese  Anwendung  der  Vernunft  auf  ilie  mensch- 
iiciie  Zuchtwahl  denkt  sich  Schallmeyer  zunächst  in  Gestalt  von 
Belehrung;  später  aber  auch  in  Gestalt  gesetzlicher  Ehehindernisse 
für  solche  Personen,  von  denen  wir  eine  erbliche  Uebertragung 
ihrer  Minderwertigkeit  auf  ihre  Nachkommen  gewärtig  sein  müssen. 
Auch  Schi  ller-Tietz  war  in  seinem  1.SÜ2  in  erster  Auflage 
erschienenen  Buche  Aber  Folgen,  Bedeutung  und  Wesen  der  Bluts- 
verwandtschaft im  Menschen-,  Tier-  und  PHanzenleben  ähnlichen  (Je- 
dankengängen  gefolgt,  und  A.  He  gar  hat  lHii4  im  elftim  Kapitel 
seiner  sozialmedizinischen  Studie  über  den  tJeschlechtstrieb  eine  metho- 
dische Zuchtwahl  zur  Verhütung  der  Entartung  und  zur  Verbesserung 
der  Körperbeschatt'enheit  der  kommenden  (Generationen  gefordert. 
Endlich  erschienen  im  Jahre  1S05  fast  gleichzeitig  zwei  geistesverwandte 
aber  voneinander  unabhängige  Bücher,  die  in  Deutschland  die  Frage 
der  Entartung  erst  zum  tlegenstand  ernster  wissenschaftlicher  Kontro- 
verse gemacht  haben  *;. 


*)  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  sinkende  Tauglichkeit  der  Kulturvölker  zur 
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Die  kürzere  dieser  Arbeiten  ist  die  von  H.  Kurella  bcsorp 
Uebersetzuiig  von  John  B.  Haycraft's  ^Natürliche  Auslese  und 
Rassetiverbesserung"'.  In  weiterer  Verfolgung  der  von  Darwin, 
Spencer,  Wallace  u.  a.  gegebenen  Anregungen  wird  hier  die  An- 
sicht vertreten,  daß  durcli  die  im  Kampf  ums  Dasein  stattfindende 
Auslese  die  körperliche  Tüchtigkeit  der  „Rasse"  erhalten,  dagegen  un- 
fehlbar eine  Entartung  eintreten  würde,  wenn  unsere  Kultur  durch 
eine  von  Jahr  zu  Jahr  weitergehende  Fürsorge  für  minderwertige 
Individuen  diese  Schwächlinge  der  (iesellschaft  erhielte,  ohne  diesen 
Uebel.stand  durch  eine  bewußte  und  planmäßige  Zuchtwahl  zu  korri- 
gieren. 

Das  andere  umfangreichere  Buch,  das  uns  in  den  folgenden 
Zeilen  noch  mehrmals  l>egegnen  wird,  ist  die  Arbeit  von  A.  Ploeta 
über  „Die  Tüchtigkeit  unserer  Rasse  und  der  Schutz  der  Schwachen**. 
Es  ist  nach  den  eigenen  Worten  des  Verfassers  „aus  den  zwiespältigen 
Gedanken  und  F^nipfindungen  eines  Arztes  entsprungen,  der  einerseits 
die  Schwächen  und  Krankheiten  nicht  nur  in  ihrer  direkten  noso- 
logischen Verursachung,  sondern  auch  in  ihren  Abhängigkeiten  von 
angeborenen  Anlagen  und  von  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zuständen 
verstellen  gelernt  hat,  und  der  andererseits  mit  Sorge  auf  die  (Je- 
fahren  blickt,  mit  denen  der  wachsende  Schutz  der  Schwachen  die 
Tüchtigkeit  unserer  Rasse  bedrohf.  Zum  ersten  Male  in  Deutsch- 
land wurde  in  diesem  geistreichen  Ruche  der  Versuch  gemacht,  den 
menschlichen  Artprozeß  unter  der  Einwirkung  von  Auslese,  Anpassung 
und  Zuchtwahl  zu  studieren  und  die  Ergebnisse  zu  einer  selbstSn- 
digen  Wissenschaft,  die  Ploetz  „Rassenhygiene"  nennt,  zusaninien- 
zufasseu. 

Die  wenigen  Aerzte,  bei  denen  Ploetz  mit  seinen  Ausführungen 
sofort  Verständnis  fand,  haben  die  Bezeichnung  „Rassenhygiene"  als 
Saninielnamen  für  alle  theoretischen  Erörterungen  und  praktischen 
Maßnahmen,  die  eine  Verhütung  der  Entartung  betreffen,  freudig 
acceptiert  und  schon  wegen  ihrer  sprachlichen  Brauchbarkeit  fleißig 
benutzt.  Dagegen  bat  die  Bezeichnung  Außenstehenden  gegenüber 
keine  werbende  Kraft  bewiesen,  vielmehr  zu  argen  Mißverständnissen 
geführt.  Obgleich  Ploetz  genau  angibt,  daß  er  unter  „Rasse"  nicht 
den  bekannten  ethnographischen  Begriff,  sondern  „die  Bezeichnung 
einer  durch  Generationen  lebenden  Gesamtheit  von  Menschen  in  Hin- 
blick auf  ihre  körperlichen  und  geistigen  Eigenschaften"  versteht,  so 
ist  in  der  Folge  die  im  Interesse  (1er  wissenschaftlichen  Forschung 
dringend  nötige  scharfe  Unterscheidung  zwischen  der  Rassenhygiene 
und  der  unter  dem  Einfluß  moderner  anthropologischer  Forschung  sich 
wieder  kräftig  geltend  machenden  Rassentheorie  Gobineaus  und 
seiner  Schüler  leider  nicht  Gemeingut  aller  derer,  die  sich  mit 
diesen  Fragen  befassen,  geworden.  Es  könnten  im  Gegenteil  aus  der 
jüngsten  Literatur  der  Anthropologie,  der  Hygiene  und  der  Sozial- 
wissenschaften mehrere  Beispiele  angeführt  werden,  aus  denen  her- 
vorgeht, daß  die  Vermengung  von  Ploetz 'scher  Rassenhygiene  und 
Gobineaus  Rassenlheorie  eine  große  Verwirrung  angerichtet  hat. 
Man  mag  nun  dieser  Rassentheorie  gegenüber  sich   sympathisch  oder 

Militärtauglichkeit  hat  J.  Donath  im  Jahre  1894  auf  dem  8.  internationalen  demo- 
graphischen  uiid  hygienischen  Kongress  in  Budapest  einen  später  noch  näher  »n 
erwähnenden  Vortrag  über  den  physischen  Rückgang  der  Bevölkerung  in  den 
modcrnun  Kulturstaaten  gehalten. 
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ablehnend  verhalten,  auf  jeden  Fall  ist  festzuliallen.  daß  die  Rassen- 
hyj^ietie.  wie  Ploetz  sie  nennt,  oder  die  Entartungstheorie,  wie  sie 
andere  bezeichnen,  eine  objektive  für  jede  durch  Generationen  lebende 
ürupiie  von  Menschen  gültige  Wissenschaft  ist.  mögen  diese  nun  der 
arischen,  mongolischen  oder  sonst  irgend  einer  anderen  „Kasse"  auge- 
hören. Um  diesen  objektiven  Charakter  auch  den  Augen  derer,  die 
diesen  Erörterungen  bisher  fremd  gegenüberstanden,  aber  doch  in 
Zukunft  dafür  gewonnen  werden  müssen,  sichtbar  zu  erhalten,  em- 
j)tiehlt  sich  die  Aufgabe  der  Bezeichnung  Rassenhygiene  und  Rückkehr 
zu  den  in  der  Medizin  und  Hygiene  schon  früher  gebrauchten  Be- 
zeichnungen „Entartungsprobleur  oder  „Degenerationslehre"'.  In  den 
kommenden  Zeilen  soll  deshalb  tunlichst  von  den  Worten  Rasse, 
Rassenhygiene,  Rassenverbesserung,  Rassenverschlechterung  abgesehen 
werden. 

Das  Wort  Entartung  in  der  hier  gebrauchten  Bedeutung  ist 
natürlich  wohl  zu  unterscheiden  von  der  ..Degeneration"  „Entartung'' 
im  eigentlich  pathologisch-anatomischen  oder  klinischen  Sinne  als  Be- 
zeichnung der  degenerativen  Veränderungen  der  Zellen,  Gewebe  und 
Organe  des  Menschen.  Entartung  in  unserem  Sinne  setzt  vietmehr 
stets  eine  \'ielheit  von  blutsverwandten  Menschen  und  die  Beziehung 
zu  Ascendenten  und  Descendenteu  voraus.  Es  geht  daher  nicht  an, 
die  Bezeichnung  einfach  als  Ausdruck  der  Minderwertigkeit  und  des 
Abvveichens  von  der  Norm,  wie  vielfach  üblich,  zu  gebrauchen.  Ent- 
artung ist  vielmehr  eine  ganz  besondere  Minderwertigkeit,  nämlich 
eine  im  Vergleich  zu  den  als  vollkommen  vorgestellten  Ascendenten. 
Bezüglich  der  Descendenteu  ist  dabei  besonders  wichtig,  zu  unter- 
scheiden, ob  sich  auf  sie  die  Minderwertigkeit  ungeschwächt  fortsetzt 
oder  vorher  als  reparabel  erw-eist. 

Der  Weg,  den  Ploetz  und  die  englischen  Autoren  einschlagen, 
um  von  der  Darwinistischen  Zuchtwahllehre  als  Ausgangspunkt  in  das 
noch  unerforschte  Gebiet  der  Entartung  vorzudringen,  würde  sich 
gangbarer  erwiesen  haben,  als  das  bisher  der  Fall  gewesen  ist,  wenn 
nicht  gerade  gegenwärtig  bei  aller  Anerkennung  der  Grundwahrheiten  des 
Darwinismus  doch  die  spezielle  Wirkung  von  Auslese,  Anpassung  und 
Zuchtwahl  noch  Gegenstand  heftiger  wissenschaftlicher  Kontroverse 
wäre.  Hier  haben  sich  in  den  letzten  Jahren  Probleme  auf  Probleme 
gehäuft.  Der  zu  dem  Anspruch  der  Allgemeingiiltigkeit  berechtigte 
Besitzstand  von  sicheren  Erkenntnissen  über  (iiese  Fragen  ist  eher 
kleiner  als  größer  geworden  und  bildet  vorläufig  keine  so  vertrauen- 
erweckende Grundlage,  daß  man  darauf  das  Gebäude  der  Entartungs- 
theorie aufzuführen  versucht  sein  könnte. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  hat  sich  aber  die  erfreuliche  Aussicht 
eröffnet,  daß  die  Entartungstheorie  sich  eine  eigene  empi- 
rische Grundlage  schaffen  wird.  Sowohl  von  biologischer  wie  von 
nationalökonomischer  Seite  wird  bewußt  oder  unbewußt  Material  her- 
beigetragen. Bei  den  Volkswirten  und  Statistikern  hat  der 
Bevölkerungsstillstand  ganzer  Völker  oder  die  ungeheure  Zunahme  der 
stäfltischen  Bevölkerung  auf  Kosten  der  ländlichen  zu  umfassenden 
bevölkerungsstatistischen  Arbeiten  augeregt.  Bei  den  Aerzteu  hat 
die  Verallgemeinerung  des  Versicherungswesens,  das  Wiederaufleben 
der  Konstitutionspathologie  neben  den  bisher  einseitig  betonten  patho- 
logisch-anatomischen und  bakteriologischen  Studien,  ferner  die  Beo- 
bachtung der  Zunahme  der  Kinderfehler  und  der  Untauglichkeit  zum 
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Heeresdienst  l)ei  den  Männern,  zum  Stillungsgesdiäft  liei  den  Frauen 
zur  Beschäftigung  mit  dem  Proldeni  der  körperlichen  Entartung  nach- 
lialtijjü  Veranlassung  gegeben. 

In  den  folgenden  Kapiteln  sollen  die  wichtigsteu  Wege,  die  von 
den  verschiedensten  Punkten  in  das  dunkle  Gebiet  des  Entartungs- 
problenis  führen,  eine  Strecke  weit  verfolgt  werden.  Leider  verlieren 
sich  die  meisten  derselben  bald  ins  Ungewisse.  Um  so  mehr  Terrain 
bleibt  deshalb  für  die  bahnbrechende  Eorschertätigkeit  der  Zukunft 
auf  diesem  interessanten  (Jehiete,  das  wie  kein  zweites  geeignet  ist, 
Medizin  und  Hygiene  mit  den  hCwhsten  Fragen  der  Kultur-  und  Welt- 
geschichte in  Verbindung  zu  setzen. 

Es  wurde  absichtlich  vermieden, nach  einer  bestimmten  Richtung  hin 
starke  Ueberzeugungen  auszusprechen.  Das.  was  wir  als  allgemein  gül- 
tig hinstellen  dürfen,  ist  ja  leider  noch  so  wenig,  daß  wir  gegenwärtig 
mehr  von  einem  Kntartungsprobleme  als  von  einer  Entartungstheorie 
Oller  gar  einer  Wissenschaft  der  Degenerationserscheinungen  s])rechen 
können.  Aber  es  ist  Aussicht  vorhanden,  daß  in  kommenden  Jahr- 
zehnten sich  der  gegenwärtig  minimale  Besitzstand  allgemeingültiger 
Erkenntnisse  auch  auf  diesem  Gebiete  vermehren  wird. 
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II.  Entartung  und  UcTSlkernngsTcrinlndcrung. 

Wenn  ein  so  großes  und  reiches  LAnd  wie  Frankreich  im  Gegen- 
satz zu  seinen  Nachbarvölkern  eine  derartige  Verminderung  des  Ge- 
burtenüberschusses über  die  Zahl  der  Verstorbeneu  aufweist,  daß  maa 
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schon  gegenw.'irtig  von  einem  Stillstaiul  um]  in  wenigen  Jahren  vor- 
aussicbtlifh  von  einem  Rückgang  der  Bevölkerung  sjirechen  kann,  so 
ist  das  ein  Phänomen,  das  das  höchste  Interesse  der  Entartungsthcoric 
erregt,  mag  nran  es  nun  als  eine  Begleiterscheinung,  eine  Ursache 
oder  eine  Folge  im  Volke  wirkender  degenerativer  Tendenzen  an- 
sehen. 

Welche  außerordentliche  Verschiebung  in  den  Bevölkerungszahlen 
der  maßgebenden  Nationen  Europas  sich  im  Laufe  des  neunzehnten 
.Jahrhunderts  zu  Ungunsten  Frankreichs  vollzogen  hat,  geht  ati«  fol- 
genden Zahlen  hervor,  die  von  ,1.  Goldstein  zusammengestellt 
worden  sind.     Um  die  Wende  des  achtzehnten  .lahrhunderts  zählte 

England   und  Wales  9  Mill.  Einwohner 

das  gesenwärtig  von  Deulschlnnd  eingenommene  Gebiet  23      „  „ 

Frankreich  27      „  „ 

In  Prozenten  der  Gesamtbevölkerung  dieser  drei  Länder  umfaßte 
Frankreich  also  47  Proz.  derselben,  während  es  gegenwärtig  nur  noch 
32    Proz.    sind,    da    um    die    Wende   des    neunzehnten   Jahrhunderts 


trotz    der    enormen    Auswanderung 
Rasse  gezäliU  werden  in 

England  und  Wales 

OeutsL-liland 

Frankreich 


aus   den    Ländern    germanischer 


31  Mill.  Einwohner 
53      II  II 

39      .. 


Die  Vermehrung  der  Bevölkerung  betrug  demnach  in  England 
und  Wales  22,  in  Deutschland  30,  in  Frankreich  dagegen  nur  12  Mill. 
Vor  der  großen  französischen  Revolution  l)elief  sich  die  Bevölkerungs- 
dichtigkeit in  Frankreich  auf  50  Einwohner  auf  den  Quadratkilometer, 
in  Preußen  auf  30,  in  England  auf  40.  Gegenwärtig  kommen  in 
Frankreich  73,  in  Deutschland  97,  in  England  12')  Personen  auf  den 
Quadratkilometer. 

Dieses  traurige  Zurückbleiben  Frankreichs  bezüglich  der  Zahl  der 
Bevölkerung  ist  in  erster  Linie  auf  die  geringe  Geburtenhäufigkeit, 
nicht  etwa  wie  in  manchen  wenig  kultivierten  Ländern  auf  eine  ab- 
norm hohe  Sterblichkeit  zurückzuführen.  Denn  wenn  mau  der  Regi- 
strierung trauen  darf,  so  ist  die  Stei'hlichkeit  in  Frankreich  nicht  hüher 
wie  in  den  Nachbarländern.  Es  sterben  nämlich  gegenwärtig,  berechnet 
auf  tausend  Einwohner  in 


■Schwellen 

I7,s 

Frau  kreich 

22,8 

England 
Holland 

i8,s 

Deutschland 

23i' 

19,« 

Italien 

25.1 

der  Schweiz 

20,1 

OesLcrrcich 

27.» 

ßeljrien 

20,i 

Ungarn 

33.» 

Auch  die  Kindersterblichkeit  ist  in  Frankreich  nicht  übertrieben 
hoch.  Wenigstens  ist  diese  in  Norddeutschland,  wo  bis  zum  vollendeten 
5.  Lebensjahre  3(3  Proz.  aller  Kinder,  oder  gar  in  Süddeutschland,  wo 
von  dieseu  40  Proz.  sterben,  erheblich  ungünstiger,  als  in  Frankreich, 
wo  nur  25  Proz.  aller  Kinder  vor  Vollendung  des  5.  Lebensjahres  zu 
Grunde  gehen. 

Dagegen  ist  die  Geburtenzahl  in  Frankreich  im  Laufe  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  ständig  gesunken  und  scheint  auch  keineswegs 
schon  ihren  tiefsten  Stand  erreicht  zu  haben.  Es  werden  auf  1000  Ein- 
wohner gezählt  lebendgeborene  Kinder  in  den  Jaliren 
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eine  Stelle  für  den  Netztischfang.  Das  zur  Verfü^'ung  gestellte  Acker- 
land war  von  vornherein  viel  größer,  als  nach  der  Zahl  der  ursprüng- 
lich angesetzten  Familien  erforderlich  war.  Was  nicht  an  Familien 
abgegeben  werden  kann,  wird  von  der  Tieuieinde  verpachtet.  Die 
Familien  können  das  Land  ihren  Kindern  übergehen,  es  aber  nicht 
teilen  und  keine  Schulden  darauf  aufnehmen.  Das  Resultat  ist,  daß 
in  Mardick  eine  wohlhabende,  sorgenfreie  Bevölkerung  lebt,  die  sich 
um  die  Nachkommenschaft  keinerlei  Sorgen  macht,  während  sonst 
die  französischen  Bauern  und  Fischer  überaus  ängstlich  in  dieser 
Richtung  sind.  Die  Geburtenzahl  beträgt  4.^  auf  KXW  Einwohner, 
eine  Zahl,  die  von  keinem  zivilisierten  Volke  übertrnffen  wird.  Es 
hat  sich  denn  auch  in  den  letzten  50  Jahren  die  Bevölkerung  Mar- 
dicks  von  Gl.')  auf  1481  vermehrt. 

Ein  Sinken  der  [»hysischen  (lebärHihigkeit  der  französischen  Frauen 
ist  also  schwerlich  als  Hauptursache  der  sinkenden  Geburtenhäufigkeit 
anzusprechen.  Vielmehr  ist  diese  eine  Folge  der  bewußten  Kin- 
derbeschränkung, der  im  heutigen  Frankreich  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Familien  huldigt.  Man  hat  sich  gewöhnt,  für  diese  Praxis 
das  Wort  Z  w  e i  k  i  n  d  e  r  s  y  s  t  e  m  zu  gebrauchen.  Von  der  Ausdeh- 
nung des  Zweikindersystems  geben  die  Erhebungen  vom  Jahre  1886 
ein  erschreckendes  Bild. 

Von  1000  Familien  hatten  nach  Goldstein 

200  gar  keine  Kinder 
24-4  nur        i   Kind 


218  nur 

1 

Kinder 

Uö  hatten 

3 

1t 

90      „ 

4 

tl 

Ö2      „ 

5 

11 

2f>      „ 

6 

7 

und  mehr  Kinder 

Es  hatten  also  nur  der  dritte  Teil  der  Familien  mehr  als  2  Kinder, 
Diese  ungeheure  Verbreitung  der  Geburtenprävention  ist  nur  dadurch 
erklärlich,  dali  mehrere,  nach  der  nämlichen  Richtung  zielende  Faktoren 
so  zusammentrafen,  wie  das  gerade  im  Frankreich  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  <ler  Fall  ist. 

Die  fakultative  Beschränkung  der  Kinderzahl  ist  nur  dann  mög- 
lich, wenn  leidliche  Wohuungsverhältnisse,  eine  gewisse  Besonnenheit 
und  Selbstbeherrschung  und  ein  bestimmter,  in  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen liegender  Anreiz  zusammentreffen.  Dieses  ist  bei  den  fran- 
zösischen Klein-  und  Mittelbttrgern  der  Fall.  Die  feudalen  Adligen 
des  Ancien  regime  strebten  schon  im  Interesse  der  Stammbaumorhal- 
tung  und  der  Vermehrung  privilegierter  Individuen  eine  möglichst 
hohe  Kinderzahl  mit  Bewußtsein  an.  Die  von  diesem  Stande  mit 
Suggestivkraft  auf  das  übrige  Volk  ausstrahlenden  Moden,  Sitten  und 
Gebräuche  enthielten  nichts  vom  Zweikintiersysteni.  Anders  der  Klein- 
bürger mit  seinem  Dogma  der  Sparsamkeit  und  der  Gleichheit 
auch  bei  der  Er!>teilung.  Er  hat  ein  Interesse  an  einer  geringen 
Kinderzahl  und  erzielt  sie  durch  Geburtenprävention.  Da  aber  das 
Kleinbürgertum  in  Frankreich  nicht  nur  numerisch  sehr  stark  ist,  sondern 
auch  nach  dem  Zusammenbruch  der  Ancien  regime  auf  pohtischeni 
Gebiete  die  ausschlaggebende  Bevölkerungsschicht  wurde,  ist  es 
für  das  ganze  Sittenleben  des  französischen  Volkes  tonangebend  ge- 
worden und  hat  besonders  auf  die  punkto  Sitte  und  Lebenswei.se  von 
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der    städtischen    Bevölkerung    vollkommen    abhängige    Bauernschaf 
vorbildlich  gewirkt. 

Der  französische  GroBhiiuer,  dein  bekanntlich  auch  die  gleiche 
Erbteilung  des  Bauerngutes  an  sämtliche  Kinder  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist,  hat  in  Bezug  auf  das  Zvveikindersysteni  den  Kleinbürger  womög- 
lich noch  (ibertroften.  Stellenweise  sind  die  reichen  Bauern  sogar 
schon  zn  einer  Art  Einkindersysteni  übergegangen.  Nach  Bau- 
drillart  zählte  man  in  den  l>.")  Hauslialtungea  der  reichsten  Bauern 
eines  Distriktes  der  Picardie  nur  37  Kinder ! 

Das  Departement  Lot-et-Garotme  hat  die  geringste  Kinderzahl 
und  zugleich  die  höchste  Zahl  wohlhabender  Bauern.  Je  ärmer  da- 
gegen die  ländliche  Bevölkerung  ist,  desto  uubekümmerter  ist  sie  um 
den  Nachwuchs,  da  doch  gewohnlieitsmäläig  eine  große  Anzahl  der 
Kinder  in  die  Städte  wandern  oder  sonstwo  in  der  Fremde  ihr  Brot 
suchen.   Dieses  Verhalten  wird  durch  folgende  Angaben  charakterisiert: 

Es  fielen  Geburten  auf  lÄKt  Personen  weiblichen  Geschlechts  im 
Alter  von  15—45  Jahren  189<J|91 

in  den  Deftartementä  mit  armer  bäuerlicher  Bevölkerung 
FinistiVre  (Bretagne)      154 
Alorbihan  131 

Cötes-du-Nord  122 

llle-et-Vilaine  113 

Aveyon  115 

in  den  Departements  mit  wohlhabender  bäuerlicher  Bevölkerung 
Tarn-et-Garonne  80 

Lot-et-Garonne  71 

Gers  70 

Dieser  Verallgemeinerung  der  dem  Kleinbürger-  und  Großbauern- 
Btande  nicht  nur  in  Frankreich  sondern  auch  in  den  übrigen  euro- 
päischen Ländern  eigentümliche  Sitte  des  Zweikindersysteius  hätte  nur 
ein  Umstand  entgegenarbeiten  können :  die  Ausbildung  eines  Prole- 
tariates, das  von  der  Hand  zum  Mun<ie  lebt  und  das  mit  der  ihm 
eigenen  Sorglosigkeit  soviel  Kinder  liervorbringt,  wie  nur  kommen 
mögen.  Diese  proletarische  Bevölkerung  ist  aber  in  Frankreich,  so- 
weit es  sich  um  ländliches  Proletariat  handelt,  numerisch  viel 
schwächer  im  Verhältnis  zur  übrigen  Bevölkerung,  als  z.  B.  in  Italien, 
Rußland,  den  Balkauläiulorn  u.  s.  w.,  und,  soweit  es  sich  um  imJu- 
striclles  Proletariat  handelt,  numerisch  viel  schwächer  als  in  Eng- 
land und  DeuJscldaud. 

Wie  wichtig  das  um  reichlichen  Kindersegen  unbekümmerte  iu- 
dtistrielle  Proletariat  für  die  Bevölkerungsvermehrung  ist,  geht  schon 
daraus  liervor,  daß  der  gegenwärtige  geringe  Zuwachs,  den  Frankreich 
noch  hat,  nur  der  Fruchtbarkeit  der  beiden  hocliindustriellen  Depar- 
l(Muciits  Nord  und  Pas-de-Calais  verdankt  wird.  Während  nach 
.1.  (iitl  liste  in  noch  zu  Anfang  der  iKler  Jahre  „der  Ueberschuß 
der  (Jeliurten  über  die  Sterbefäüe  in  diesen  beiden  Departements  nur 
ca.  1."}  Proz.  des  gesamten  Geburtenüberschusses  Frankreichs  aus- 
machte, hat  sich  dieser  Prozentsalz  im  Jahrfünft  1881/85  auf  ca. 
21)  Proz.  und  im  Jahrfünft  1886/90  bereits  auf  53  Proz.  gehoben. 
In  den  letzten  4  Jahren  ist  aber  eine  noch  merkwürdigere  Erschei- 
nung zu  beobachten!  Ohne  diese  zwei  Departements  —  ja  sogar 
nur  uhno  die  städtischen  Kommunen  derselben  —  würde  im  ganzen 
übrigen  Frankreich  die  Zahl  der  Sterbefälle  die  der  Geburten  um  viele 
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Taiisenile  übertreffen.  —  Es  sind  demnach  die  Zentren  des  französischen 
Kohlenberghaiies  und  der  französischen  Groliiiidustrie,  deren  großer 
Oeburtfiiifreciuenz  Frankreich  der  UiustaiHl  verdankt,  daß  seine  Be- 
völkerunf;  keine  Abnahme  erleidet". 

Sehr  instruktiv  ist  folgende  Tabelle,  die  wir  ebenfalls  J.  Gold- 
stein entnehmen: 

Es  fallen  Geburten  auf  ICKX)  Personen  weiblichen  Geschlechts  im 
Alter  von  15-45  Jahren  181tO/91 : 

in  den  industriellen  Departemente 

PM-de-Caiaiä  136 

Seine-Inferieure  130 

Nord  IM 

Voeges  114 

SaAne-etrLoire  107 

Mornü  107 

Gard  106 

Aifiie  105 

Loire-Infi^rieure  (04 

Buuches-du-ßhone  103 

Ardennes  103 

Sorame  103 

Loire  loi 

Mcurthe-ct-Mo8elle  97 

in    Frankreich  im  ganzen  loz 
in   FranknriiJ]  obiu-  die  angeführten  14  industriellen  Departements      98 

Der  große  Einfluß,  den  die  Industralisierung  auf  die  Bevölkerungs- 
veniiehrung  eines  Landes  ausübt,  wiril  am  besten  durch  das  Beispiel 
Englands  illustriert.    Nach  Lavagne  zahlten  in  Ensiland 


im  Jahre  1801 : 

Städte  und  Vororte 
Induslricbezirke 
Lündliche  Bezirke 


3  943  &91  Einwohner 

227  593 
4721152 


zusammen 


im  Jahre  1891 : 

Städte  und  Vororte 
Industriebezirke 
Ländliche"  Bezirke 


8  892  536  Einwohner 

20  134  102  Einwohner 
3334023 
5534000 


zusammen  29  002  525  Einwohner 

Fast  die  gesamte  enorme  Zunahme  der  englischen  Bevölkerung  im 
Laufe  eines  Jahrhunderts  betraf  die  Industriegegenden  und  Städte. 

In  Deutschland  besteht  ein  ähnliches  Verhältnis.  Das  Gebiet 
des  Deutschen  Reiches  zählte 

im  Jahre  1816      24  833  000  Einwohnern 
„      „      1855      36 114000         „ 
„       „       1895      52280000  „ 

An  Städten  über  100 OOO  Einwohner  zählte  das  heutige  Gebiet 
des  Deutschen  Reiches 


im  Jahre  1816       2 

„       „      1855       6 

„      1895      28 


mit  zusammen     344  000  Einwohner 

„  I  122209  » 

»  »  7276987  „ 


Daraus  ergibt  sich  deutlich  das  Zurückbleiben  des  Agrarstaates 
Frankreich  hinter  den  industriellen  Nachbarvölkern. 

Fassen  wir  noch  einmal  die  Hauptgründe  lür  den  Bevölkerungs- 
stillstand und  das  Zweikindersystem,  soweit  wirtschaftliche  Faktoren  in 
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Frage  kommen,  zusammen,  so  sind  vornehmlich  3  Punkte  verantwoi 

lieh  zu  machen : 

1)  Diis  Vorwiegen  des  Kleinbürger-  nnd  Kleinrentuerturas,  das 
unter  allen  Umständen  sich  und  seineu  Kindern  den  Bezug  einer  be- 
scheidenen Rente  sichern  will. 

2)  Das  Erl)recht,  das  die  gleiche  Teilung  der  Bauerngüter  vor- 
schreibt und  dadurch  die  wohlhabenden  Bauern  aus  Furcht  vor  der 
Zerstückelung  des  Gutes  zur  Geburteuprävention  treibt. 

'A)  Die  der  Industrialisierung  entgegenstehende,  protektionistische 
und  rein  agnirische  Wirtschaftspolitik,  die  verhindert ,  daß  sicii  ein 
zahlreiches,  für  die  Bevölkerungsverniehrung  so  überaus  wesentliches 
Industrieproletariat  bildet. 

Neben  den  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  liegenden  Hauptursachen 
für  den  Bevölkerungsstillstaiid  in  Frankreich  gibt  es  noch  eine  ganze 
Reihe  von  Nebenursachen.  Hier  ist  besouders  der  Unfug  vieler  Mütter 
aus  Paris  und  anderen  französischen  Städten  zu  erwähnen,  ilire 
Kinder  wenige  Wochen  oder  Tage  nach  (ier  Geburt  zur  Pflege  aufs 
Land  geben.  Nach  Brochard  sterben  von  dieseu  Pfleglingen  5Ü 
Proz.,  in  einigen  Landesteilen  80 — IK)  Proz.  Als  dem  Bezirksrat  der 
Gironde  mitgeteilt  wurde,  daß  daselbst  die  Sterblichkeit  unter  den 
zu  Pflege  gegebenen  Kindern  nur  30  Proz.  betrage,  glaubte  er  der 
Verwaltung  einen  besonderen  Dank  votieren  zu  müssen.  Welchen 
kolossalen  Umfang  das  „in  Pflege  geben"  der  Säuglinge  hat,  geht  aus 
einem  Bericht  der  Säuglingsinspektion,  die  man  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten endlich  eingerichtet  hat,  hervor.  Danach  werden  22  Proz. 
aller  Neugeborenen  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  in  Pflege  gegeben. 
Der  vierte  Teil  aller  Pfleglinge  sind  Pariser  Säuglinge.  Diese  Zahlen 
gehen  ein  erschreckendes  Bild  von  dem  mangelnden  Familiensinn  der 
französischen  Stadtbevölkerung. 

Ferner  ist  auch  die  Ansicht  nicht  ganz  abzuweisen,  daß  die  vor- 
wiegende Richtung  des  (ienußlebens  der  französischen  Bevölkerung 
auf  das  Sexuelle  hin,  die  durch  die  Maitres.^enwirtschaft  des  Ancien 
regime  früher,  der  internationalen  Pariser  Flaneur.s  in  der  Neuzeit  ge- 
steigert wurde,  die  Ausbreitung  der  Methoden  der  Geburtenjiräventiou 
gefördert  hat.  Auch  die  im  Gefolge  der  in  Frankreich  so  sehr  ver- 
breiteten venerischen  Krankheiten  stell  einstellende  Sterilität  der  Frauen 
mag  einen  Teil  der  Schuld  an  der  Verminderung  der  (jeburten  tragen. 

Endlich  mag  auch  das  Gölibat  der  französischen  Geistlichen 
und  Oniensleute  nicht  ganz  ohne  Einfluß  auf  die  niedrige  Geburten- 
zahl sein,  wenn  es  auch  kein  wesentlicher  Faktor  ist.  Dürften  doch 
immerhin  in  Frankreich  etwa  15ÜÜ00  geistliche  Personen  männlichen 
Geschlechts  durch  das  Gölibat  an  der  Familiengründung  verhindert 
sein. 

Die  willkürliche  Einschränkung  der  Kindererzeugung  als  Postulat 
der  Lehre  des  Malthus  hat  in  dessen  Vateriande  England  keine 
wesenthche  Bedeutung  gewonnen.  Dafür  umsomehr  in  Frankreich. 
In  der  ersten  Hälfte  und  noch  über  die  Mitte  des  U).  Jahrhunderts 
hinaus  waren  hier  Aerzte  und  Volkswirte  einig,  daß  die  Verminderung 
der  Geburten  und  der  Kinder  ein  großer  Segen  nicht  nur  für  die 
einzelnen  Familien,  sondern  ebenso  für  das  ganze  Volk  sei.  Wo  es 
nur  angängig  war,  ermunterte  man  zur  Praxis  der  Prävention.  In 
den  letzten  Jahrzehnten,  besonders  nach  dem  Kriege  von  1870/71,  hat 
isam  aber  sicher  eine  vollstän<Iig  entgegengesetzte  Meiuuug  Platz 
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gef?riflFen.  Aber  die  Geister  des  Neo-Malthusiiuiihmus.  die  luan  seiner 
Zeit  gerufen,  wird  mau  nun  nicht  wieder  los,  besünders  dann  nicht, 
wenn  man  so  harmlose,  die  Hauptursachen  ganz  unberücksichtigt 
lassende  Mittel  in  Anwendung  bringt,  wie  bisher  in  Frankreich. 

Das  beste,  was  bisher  zur  Vermehrung  der  Bevölkerung  ge- 
schehen ist,  ist  die  Einrichtung  einer  ärztlichen  Inspektion  der  in 
Pflege  gegebenen  SäugÜnge,  die  mit  einem  jährlichen  Aufwände  von 
fast  2  Mill.  frcs.  für  jene  Departements  eingerichtet  ist,  in  dem  die 
Pflege  als  Spezialität  getrieben  wird.  Aber  auch  diese  Institution  kann 
nur  einige  krasse  Uebelstände  verhüten,  ohne  dem  Uebel  selbst  auf 
den  Grund  zu  gehen. 

Die  übrigen  gesetzlichen  Maßnahmen  sind  ganz  unzureichend. 
So  wurde  im  Jahre  1885  ein  Dekret  Napoleons  I.,  daß  in  Familien 
mit  7  Kindern  1  Kind  auf  Staatskosten  zu  erziehen  sei,  durch  eiu 
Gesetz  wieder  aufgewärmt.  Da  abei-  die  Kammer  die  für  die  Aus- 
führung nötigen  Gelder  nicht  bewilligte,  wurde  im  Jahre  1889  eine 
Steuerbefreiung  für  siebenköptige  Familien  von  der  „Contribution  iier- 
sonelle  et  mobilicre''  durch  Gesetz  eingeführt.  Für  weitere  gesetz- 
geberische Malinahmen  tritt  besonders  die  im  Jahre  18ii7  gegründete 
Älliance  nationale  j)Our  Taccroissement  de  la  popuhition  fran- 
«■aise  ein,  deren  Vorsitzender  J.  Bertillon  jun.,  der  Chef  des 
statistischen  Bureaus  der  Stadt  Paris,  ist.  Nach  dreijälirigem 
Bestellen  zählte  die  Gesellschaft  kaum  40(J  Mitglieder.  Sie  hat  jähr- 
lich nur  wenige  tausend  Francs  Plinküufte;  ihr  Einfluß  auf  die  Volks- 
vertretung ist  uuhedeutend.  Daher  steht  auch  die  Durchführung  ihres 
wichtigsten  Programmpunktes,  die  Abstufung  der  Steuerlast  nacii  Maß- 
.gabe  der  Kinderzahl,  noch  im  weiten  Felde.  Gegen  die  auf  wirtschaft- 
'Uchem  Gebiete  iiegendcn  Hauptursachen  vorzugehen,  ist  die  Gesell- 
schaft natürlich  erst  recht  zu  schwach.  Sie  wagt  hier  noch  nicht  ein- 
mal, den  Finger  auf  die  Wunde  zu  legen. 

Von  anderen  kleinen  Mitteln  ist  vielleicht  noch  zu  erwähnen,  daß 
in  einigen  Departements  Prämien  für  vielgebärende  Frauen  gezahlt 
werden,  und  die  Direktion  der  Nordbahn  ihren  Unterbeaniten  für 
jedes  Kind,  ausgenommen  die  beiden  ersten,  24  frcs.  jährliche  Zulage 
gewährt. 

In  neuester  Zeit  beschäftigte  die  Oeffentlichkeit  in  Frankreich 
sich  besonders  mit  einem  eigenartigen  Vorschlage,  den  Oberst 
Toutön,  Direktor  der  Kriegsschule,  in  der  französischen  Akademie 
der  moralischen  und  politischen  Wissenschaften  zur  Steuerung  des 
Zweikindersystems  gemacht  hat.  Ausgehend  von  der  Tatsache,  daß 
im  Jahre  1898  von  2813.öi5  Erbschaften  nicht  weniger  als  170  730 
mit  einem  Erbschaftsbetrage  von  insgesamt  2123  Mill.  von  Per- 
sonen herrühren,  die  nur  ein  oder  zwei  Kinder  hatten,  schlägt  er  fol- 
gende Aenderung  des  Erbrechts  vor.  Das  Erbrecht  einziger  Kinder 
soll  beschränkt  werden  und  nicht  bloß  die  Kinder,  sondern  auch 
die  Enkel  und  Urenkel,  die  beim  Tode  des  Erblassers  am  Leben 
sind,  sollen  gleichmäßig  erbberechtigt  sein.  „Die  neue  Gesetzgebung" 
führte  Tout6n  nach  dem  Berichte  des  Temps  (cit.  nach  der  P'rank- 
furter  Zeitung  vom  14.  II.  1903)  aus,  „würde  die  besitzenden  Klassen 
zu  natürlicheren  Sitten  zurückführen.  Sie  würde  die  Geburtszitfer 
ganz  bestimmt  aus  zwei  Gründen  erhöhen.  Der  erste  ist,  daß  das 
Erscheinen  zahlreicher  Kinder,  statt  als  Vermögenschaden  gefürchtet 
zu  sein,  vielmehr  als  Quelle  des  Wohlstandes  betrachtet   würde.     So- 
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deo  Fmhfiwischeii 

}oio  TodcsBOe, 

}2lb  „  m  -  r,  •.  ■ 

■Hampshire  zählte  man  unter  den  Eünhemiisdiea 
3694  Gebarten      5^37  TodcatiUe,  mim   eine  Diflierenz  ras  — 

In  Massach asets  gar  zählte  man  anter  den  Einheimischen 
im  Jahn  18D2    aiSoo  Oebarten    3509;  Todesfille,  aUo  eine  Differenz  ron  —  1 

R.  K  u  er  /.  T  0  «  k  i  gibt  folgende  instroktive  Tabelle  fiber  die  Fnidit- 
barkcit  mehrerer  europäischer  Länder  und  zugleich  einiger  ameri- 
kumri-hi'r  Staaten.  Bei  letzteren  ist  die  eingeborene  von  der  zugewao- 
dcrton  lJ(5völkeruni,'  getrennt  (siehe  Tab.  auf  nächster  Seile). 

Noch    den    Ani^aben    von    Ploetz,    der    diese    Verhältnisse  aus 
eijfener  inclirjäliri^er  Anschauung  ketint,  spielt  bei  dieser  aiißerordenfrfl 
Ijclien  Verringerung  des  eingeborenen  Yankee-Elementes  die  Abwand*^ 
riuig   noch   dem  Westen  keine  erhebliche  Rolle,  so  daß  wir  auch  hier 
alho  tflts/lchlich  das  schwer  begreifliche  Beispiel  der  SelbstveruichtuDg 
eini^r  kulturell  liorhstehenden  Bevölkerung  vor  uns  hätten. 

Auch    in    Australien    weist   die   eingeborene    weiße    Bevölkeruug 
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Jahre 

Geburten 
auf   1000  EiDw. 

Geburten 

auf    laX)  Frauen 

von    15—50  Jahren 

imi-vi 

42,1  i 

168,1 

1888-93 

37,»o 

147.* 

I89S— 97 

36,*  1 

'44.1 

1887—92 

52.18 

141,8 

1887-92 

33-3S 

'39.' 

l«»3-97 

48,69 

'35.« 

1888-93 

ii.T* 

'34." 

1887—92 

30,8t 

127,0 

1889-93 

30,48 

124,» 

1880-93 

30,9J 

HO,» 

1889-93 

29.48 

120,* 

1889-93 

30,91 

118,1 

1889-93 

27,8» 

IIS,« 

1893-97 

27,78 

94.* 

18<J3-97 

26,7  S 

9«,* 

1889-93 

22,60 

90,6 

1894-98 

22,i(f. 

85,1 

1893—97 

>7,«* 

65,0 

1893-97 

l6,«7 

63,0 

Land  er 

Jngarn 

sterreich 
Deutschlaud 

Ma-^sachur-cttt',  zugenaud. 
Holland 

KbtKlf-I.'land,  zugewaod. 
Finnlatid 
Dänemark 
Norwegen 
tichottlaod 
Belgien 

England  und  Wales 
iichweden 

MasracbuBctts  (Gesamt«taat) 
Rhode  Island  „ 

Irland 
Fraiikreich 

AlaeisHchugetts,  eingeb. 
Rhixle  Irtlaud,  eingeb. 

den  gleichen  Rückgang  in  der  GeburterihäutiKkeit  auf,  wie  es  bei  den 
Yiiiikees  festgestellt  ist.  Coglilan,  der  Direktor  des  statistischen 
Amtes  von  NeusUdwales,  hat  berechnet,  daß  in  dem  Zeitraum  von 
inr.l  bis  1898  auf  100  verlieiratete  Frauen 
sunken  ist 

in  NeuBÜdwale»  von    30,61   Proz.  auf 

„   Viciuria  „      28,54      „       „ 

„  Queensland        „      28,8  u       „        „ 

„   Neuseeland        „      28,1a       „        „ 


die    GeburteuziiTer 


20,  IK 

«9i»o 

20,80 
21,41 


Fror. 


Von  den  zwei  Kennzeichen  der  Entartung  eines  Volkes,  der  Ab- 
uahnie  der  Bevölkerung  in  i|uantitativer  und  der  Minderwertigkeit  der 
Eiuzelindividuen  in  ([ualitativer  Hinsicht,  ist  das  erste  Kriterium  für 
Frankreich  durch  die  unumstößlichen,  exakten  Zahlen  der  Bevölkerungs- 
statistik deutlich  erwiesen.  Aber  auch  die  Minderwertigkeit  der  Einzel- 
individuen macht  sich  dort  in  bedenklicher  Weise  bemerkbar.  Es  ist 
auch  verständlich,  daß  bei  einer  Bevölkerung,  die  bei  geringer  Geburten- 
ziffer konstant  ist,  die  Auslese  der  leistungsfiihigsten  und  kräftigsten 
zu  Ungunsten  der  minderwertigen  Personen  gering  ist  oder  gar  fort- 
fällt, weil  genug  Platz  und  Wohlstand  auch  für  die  letzteren  übrig  bleibt. 
.  Ein  bedenkliches  Zeichen  sinkender  jjhysischer  Bonität  ist  die 
Zahl  der  Totgeburten  in  der  ländlichen  Bevölkerung.  Nach  Gold- 
steiu  war  nändich  in  den  ländlichen  Gemeinden  mit  weniger  als 
20(Xt  Einwohnern 


in  den  die  Zahl  der 

Jabrfiinfteii  Lebendgelwrenen     Tntgeborenen 
1876  81 J  3081700  [24100 

1881/85  2937700  119  700 

1886/90  2  681  400  1 1 1  000 

1891/95  2536500  107100 


Verhältnis  der  Totgeborenen 
zu  den  Lebendgeborenen 
4,(13    Proz. 
4.««       >. 
4>><       » 
4.««       .. 


Nicht  nur  ist  also  die  ZalU  absolut  genommen  erheblich,  es  ist 
auch  noch  eine  Steigerung  in  den  letzten  Jahrzelinten  zu  bemerken. 
Ob  diese  Erscheinung  traurigen  hygienischen  Zustanden,  der  Sy[diilis, 
kriminellen  Manipulationen  oder  einer  allgeuieincu  Minderwertigkeit 
der  Frauen  zuzuschreiben  ist,  dürfte  sich  schwer  feststellen  lassen. 

Auch   die  erschreckende   Zunahme   des  Alkoholismus,  der  früher 
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in  Fraokreich  wie  in  den  üln-ifien  romanischen  Ländern  selten  zuf 
Beohachtniig  kam.  sowie  die  Häufung  der  Selbstmorde  und  die 
Zuiialiine  der  Geisteskianklieiten.  über  die  die  französischen 
Irrenärzte  klaj^en,  kann  als  Zeichen  beginnender  Entartunji  gedeutet 
werden.  Die  wichtigste  und  verhängnisvollste  Tatsache  aber  bleibt 
der  Bevölkerungsstillstand,  der  voraussichtlich  in  wenigen  Jahren 
einem  Hevöllierunpsiückgarig  Platz  machen  wird.  Nur  durch  eine 
ganz  unwabrsclieinliclie  Aenderung  der  Landessitten  und  der  Wirt- 
schattsimlitik  könnte  hier  ein  Wandel  geschafi'en  werden,  der  dann 
eine  ratiitnelle  Hekäm])fiuig  der  Kindersterblichkeit,  der  venerischen 
Krankheiten,  dos  Alkoholismus  und  andere  sozialhygienische  Maßnahmen 
zur  Seite  treten  müßten. 
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LH.  Die  Untaus^Hclikcit  zum  Hi-eresdienst. 

Schon  im  Beginn  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  die  Frage  d^ 
köriierlichen  Entartung  mit  der  Tauglichkeit  zum  Heeresdienst  in  Be- 
ziehung gebracht  worden.  Bereits  im  Jahre  1H2S  berichtete  der  Gene- 
ral V.  Hörn  an  die  preußische  Regierung,  daß  das  rheinische  Gebiet 
nicht  mehr  im  stände  sei,  das  entsiirecliende  Trujijienkoutingent  zu 
stellen,  da  die  Bevölkerung  durch  die  Fabrikarbeit  kürjierlich  entartet 
sei.  Dieser  Bericht  hat  insofern  eine  historische  Bedeutung  gewonnen, 
als  er  den  Anstoß  zu  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Preußen  und 
Deutschland  gegeben  hat. 

Auf  dem  internationalen  statistischen  Kongresse  in  Berlin  im  Jahre 
1863  hatte  bereit.s  Rudolf  Virchow  dafür  plaidiert,  die  Rekru- 
tierungsergebnisse in  einheitlicher  Weise  zu  verötTentlichen  und  die 
Aushebungslisten  in  einer  Weise  zu  führen,  daß  man  aus  ihnen 
Rückschlüsse  auf  die  Körperbesclialfeidieit  der  üestellungs|iHiclitigen 
und  die  Veränderung  derselben  im  Laufe  der  Jahrzelinte  machen 
könne.  Zwei  Jahre  später  veröHontlichte  Th.  L.  W.  Bischoff  eine 
noch  heute  lesenswerte  Schrift  über  die  „Brauclibarkeit  der  in  ver- 
schiedenen europäischen  Staaten  veröifentlichten  Resultate  der  Rekru- 
tieruugsgeschäfte  zur  Beurteilung  des  Entwickeiuugs-  und  Gesundheits- 
zustandes ihrer  Bevölkerungen".  Man  findet  hier  die  gesamte  ältere 
Literatur  über  diese  Frage  kritisch  gewürdigt.  Wie  es  bei  dem  damals 
noch  ungleichmäßigeren  Erhebungsmodus  nicht  anders  möglich  war, 
kommt  Bisch  off  bezüglich  der  Frage,  ob  die  Rekrutierungsergebnisse 
im  Laufe  des  .lahrhunderts  ungünstiger  geworden  sind,  zu  einem  non 
liquet.     Er  tritt  nachdrücklich  für  die  gegenwärtig  noch  nicht  erfüllte 
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Forderung  ein,  die  Erhelnirigen  in  einer  im  sozialliygienischeu  und 
entarluntistheoretischeni  Sinne  brauchbaren  Weise  zu  veranstalten. 

In  jüngster  Zeit  sind  sowohl  von  ärztlicher  als  von  volkswirt- 
schaftlicher Seite  mehrfach  Ermittelungen  über  Militärtaugliehkeit  an- 
gestellt worden.  Man  hat  <laitei  besonders  die  Enlscheidung  über  die 
Frage  angestrebt,  ob  die  ländliche  oder  die  städtische  Bevölkerung 
die  meisten  und  die  besten  Rekruten  liefere.  Das  tages])olitische 
Feldgeschrei  „hier  Industriestaat  —  hier  Agrarstaat"  hat  einerseits 
auf  die  Inangriffnahme  des  Problems  befruchtend  eingewirkt,  ander- 
seits aber  auch  eine  vollkommen  voraussetzungslose  Untersuchung  er- 
schwert. Hoffentlich  werden  dieser  Parole  nun  bald  derartige  Unter- 
suchungen entrückt  werden.  Denn  vom  rein  cntarfungstheoretischen 
Standpunkte  aus  ist  die  Erforschung  der  Körperbeschaffeuheit  der  er- 
waclisenen  männlichen  Jugend  anläßlich  der  Aushebung  wichtig  ge- 
nug. Schon  aus  diesem  Gesicht.tjuinkte  sollte  daher  die  Militärbehörde 
die  Ermittelungen  anstellen  und  in  der  Medizinalabteilung  des  Kriegs- 
ministeriuuis  bearbeiten  lassen.  Die  Ergebnisse  einer  sorgfältigen 
Rekrutierungsstatistik  würden  dann  bis  zu  einem  gewissen  Grade  recht 
zuverlässige  Maße  der  körperlichen  Bonität  überhaupt  sein. 

Sieht  man  sich  die  Statistik  der  Ausgehobenen  in  ilen  einzelnen 
Ländern  für  die  Dauer  eines  längeren  Zeitraumes  an,  so  darf  man  sich 
nicht  darüber  wundern,  daß  die  Zahlen  kein  gleichbleibendes  Sinken 
der  Tauglichkeitsziffer  ergeben,  sondern  viehnehr  in  den  großen  Staaten 
Mitteleuropas  meistens  ein  .sprungweises  Anschwellen  zeigen.  Es  liegt 
das  daran,  daß  die  Heere  enorm  vergrößert  und  deshalb  die  Be- 
dingungen an  Körpergröße  und  physische  Fehlerlosigkeit  mit  dem  Be- 
darf nach  Rekruten  herabgesetzt  worden  sind.  Jlit  Recht  hat  J.  Do- 
na t  h  in  einem  auf  dem  8.  internationalen  demographischen  und 
hygienischen  Kongresse  in  Budajiest  im  .fahre  1894  gehaltenen  Vor- 
trage über  den  physischen  Rückgang  der  Bevölkerung  in  den  modernen 
Kulturstaaten  daiauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  stetigen  Herab- 
setzungen der  Anforderungen  und  die  dadurch  bewirkte  Vermehrung 
der  Tauglichen  nicht  ein  günstiges  sondern  ein  sehr  bedenkliches 
Zeichen  für  die  Beurteilung  der  körperlichen  Bonität  der  Bevölkerung 
der  Kulturstaaten  sei. 

Der  Unterschied  in  der  Wehrfähigkeit  der  städtischen  und  länd- 
lichen Bevölkerung  ist  in  den  Vordergrund  des  Interesses  vor  einigen 
Jahren  durch  einen  Vortrag  des  Münchener  Nationalökonomen 
L.  Brentano  gerückt,  der  zu  den  lebhaftesten  Diskussionen  in  der 
freihändlerisch-libcralen,  industriefreundlichen  Presse  einerseits,  in  der 
agrarischen  und  konservativen  anderseits  geführt  hat.  Im  Gegensatz 
zu  der  landläufigen  Meinung,  daß  die  Landbevölkerung  der  Jungbrunnen 
der  Volks-  und  Wehrkraft  unseres  Volkes  sei,  treten  Brentano  und 
seine  Schüler  den  Nachweis  an,  daß  die  Entwickelung  Deutsehlands 
vom  überwiegenden  Agrarstaate  zum  überwiegenden  Industriestiiate 
die  Wehrhaftigkeit  des  Deutschen  Reiches  nicht  nur  nicht  gefährdet, 
sondern  gefestigt  hat.  In  der  Tat  kann  dieser  Beweis  insofern  als  ge- 
lungen bezeichnet  werden,  als  die  ausschlaggebende  finanzielle  Unter- 
lage der  Wehrfähigkeit  und  die  absolute  Zahl  iler  Rekruten  in  Frage 
kommt,  da  der  reine  Agrarstaat  weder  die  ungeheuren  Mittel,  die  die 


modernen 

der  dicht   bevölkerte 

aber  nichts   bewiesen 


Heere  verschlingen,  nocli  die  gleiche 
Industriestaat  aufljringen 
für  die  Frage,   die  allein 


Anzahl  Rekruten  wie 
könnte.  Hiermit  ist 
den  Arzt  und  Entar- 
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tunpstheoretiker  interessiert,  ob  <lie  aus  ländlichen  Bezirken  stammen 
den    lieknUcü   eine    bessere    Kör|ierbescliafl"eniieit    haben   als  die  aus 
den   Städten    und   industriellen    Bezirken  und  ob  in  den  letzteren  die 
Zahl  der  Tau^jjliclieti  zu  den  Vorftestellten  unj^ünstiger  ist  als  bei  den 
ersteren.     Die  bisherige  mangelhafte  Verarbeitung  der  Rekrutierungs- Ä 
Statistik  erlaubt  noch  nicht,   auf  diese  Frage  eine  bestimmte  Antwort " 
zu  geben. 

\'on  agrarischer  Seite  ist  die  Minderwertigkeit  der  in  den  Städten 
zur  Musterung  kommenden  jungen  Leute  in  oft  übertriebener  Weise 
betont.  Doch  liegen  einige  Ermittelungen  vor,  die  ziemlich  sicher  be- 
weisen, daß  die  ländliche  Bevölkerung,  wie  das  ja  auch  von  vornherein 
für  den  Hygieniker  verständlich  ist,  militärtauglifher  und  konstitutionell 
mehr  wert  als  die  städtische  Bevölkerung  ist.  Am  beweiskräftigsten 
erscheinen  nach  dieser  Richtung  hin  die  Untersuchungen  Binde 
walds,  der  die  MilitärpHichfigen  in  den  Städten  Halle  a.  S., 
Hannover  und  Linden  mit  denen  aus  dem  Saalkreis,  Hannover-Land 
und  Uelzen  bezüglich  ihrer  Tauglichkeit  verglichen  hat. 

Es  betrug  unter  Zuzählung  der  zur  Ersatzreserve  Ausgebobenen 
die  Tauglichkeit  in  städtischen  Bezirken: 


I 
I 


GemitRlerte 
8tSdti»cher  Herkunft 

Gesamtzahl     .'''*^',"V    in  Proz. 

Hiille  a.  S.  2382  1400  58,8 

Hannover-Stadt        4320  2600  ho,i 

Limlen-StAdt  1056  606  57,4 


Gesamtzahl 


in  I*!«!. 


Gemusterte 
ländlicher  Herkunft 
davon 
tauglich 
1103  667  60,» 

3181  1940  6i,u 

463 ^56  55.» 


Zusammen 


'75^ 


4606 


tf,i 


Dagegen  betrug  die  Tauglichkeit  in 
liehen  Bezirken: 

Gemusterte 
ländlicher  Herkunft 
duvud 
tauglii-h 

Saalkreis  2886  1991  69 

Hannorer-Land         1000  646  64,« 

Uelzen  1672  1122  67,1 


4747  2863  flO.i 

den  oben  angeführten  läud- 


Gesamtzahl 


in  Froz. 


Gemusterte 
städtischer  Herkunft 
davon 
tauglich 

121 

60 
37 


Gesamtzahl 

319 

"4 

67 


in  Proz. 

SS.» 
5«.« 
5S.t 


Zusammen 


555» 


2l8 


54,5 


3759  «7,6  400 

Danach  sind  unter  den  Gemusterten  in  den  ländlichen  Bezirken 
8  Taugliche  mehr  auf  KH)  Vorgestellte  als  in  den  Städten. 

Die  Bi  nde  vv  a  Id  sehen  Ermittelungen  beweisen  auch,  daß  selbst 
innerhalb  der  einzelnen  Berufe  sich  die  größere  Tauglichkeit  zum 
Heeresdienst  der  Landbevölkerung  kundgibt.  Es  waren  nämlich 
tauglich  (siehe  nebenstehende  Tabelle) 

Wir  sehen  also,  daß  selbst  die  Schneider  und  Schuhmacher  aof 
dem  Lande  immer  noch  wehrfähiger  sind  wie  ihre  Berufsgeuossen  in 
der  Stadt. 

Da  bei  jeder  Rekrutierung  die  Kör])ergröße  aufgenommen 
wird  und  letztere  ein  wertvolles  Zeichen  für  <iie  Körjjerbeschaffenheit 
ist,  so  hat  man  häuHg  mittelst  der  Ergebnisse  der  Rekrutierungs- 
statistik die  entartungstheoretisch  so  wichtige  Frage  zu  Iteantworten 
gesucht,  ob  die  Körpergröße  im  Laufe  der  Zeit  bei  der  Bevölkerung 
der  gegenwärtigen  europäischen  Kulturnationen  gesunken  oder  ge- 
stiegen sei. 


4 
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in  d.  fltüdtiHchcn 

in  den 

liin 

dlic 

hen 

Bezirken 

Bezirken 

_£ 

c  1-^ 

1     g 

fr-TS      g    ,     E 

g 

'S 

B 

e 

Ja  '  '^  D  :  H 

B 

-n 

ET 

i-l 

i 

£ 

fl^lg 

dt 

3i 

==1 

s 

M 

^^i«  1 

N 

1|  Buchhändler,    PoKtbeamte,    Kaufleut<>, 

1 

Sohreilier,  Apotheker 

368 

499    Si 

936 

♦9,4 

100 

J3 

81 

204 

5»,7 

2)  Ingenieure,     Mechaniker,      Techniker, 

rUrniacher,     (Toldnrheiler,     tiravciire. 

Liniierer,Bnc'hdruc'ker,Bildhaucr,Litho- 

jraphen,  Zigarren  mocher 
3j  Lehrer 

[48 

256 

40 

444 

48,1, 

4* 

7 

22 

71 

«0,T 

7 

13 

— 

2o|M,« 

25 

8 

34 

67 

78,. 

4)  Musiker 

39 

16 

— 

SS 

67,1 

20I     6 

«s 

4.« 

80,4 

5)  Fur!"iioure,  Gärtner,  Fi«cher,  Schiffer, 

Bergleute,  Halloren,   Kutscher,  Hiiuü- 

knet-hte.  Posthoten,  Pai-ker,  Steinsetzer, 

Brauer,  Kraiiteuwärter,  Artisten 

180 

363 

53 

596 

63,1 

302 

iS 

46 

366 

71,8 

ö)  Müller,     Maurer,     Fleischer,    Bäcker, 

Tischler,  Ziminerloute,  Böttcher,  Stell- 

nincher 

252 

886 

156 

1294 

64,» 

398 

122 

'97 

7«7 

n,o 

7)  Schmiede,  SchlosBcr.Gelbgießer.Forracr, 

Metalldr^er 

38, 

«iSs'^ir; 

118466,4 

202 

7' 

7' 

344 

71,1 

8)  Schuhmacher,  Sehoeider 

63,220    26 

30940,6 

50 

32 

44 

126 

'M,i 

9)  Andere  Handwerker 

2451368 

22 

635'öö,s 

107 

23 

27 

157 

Ö6,s 

10)  Arbeiter  und  Knechte 

2i9|7i5 

193 

1127  60,» 

756 

3'5 

516 

'587 

66,i 

11)  Landwirte 

81     3 

n«l,i 

49 

9 

16 

74 

77,1 

12)  KcUner 

40I 

124I 

12 

i76!57,s 

30 

3 

12 

45 

60,8 

Mit  großer  Sortrfalt  hat  W.  Kruse  die  bisherigen  Resultate  der 
RekrutierunRsstatistik  der  wichtigsten  europäischen  Länder  geprüft 
und  ist  dabei  zu  dem  Urteil  gekommen,  daß  die  Körpergröße  im  Laufe 
des  19.  .lahrhunderts  wohl  bei  keinem  dieser  \'ölker  gesunken  sei, 
eher  lasse  sich  eine  Vcrmelirung  der  oberen  GrößenkLissen  annclimen. 
Auch  eju  Zurückbleiben  der  städtischen  Revölkerung  hinter  der  iänd- 
iichen  bezüglich  der  Tauglichkeit  hält  er  für  unbewiesen.  Doch  auch 
er  schließt  mit  folgenden  Bemerkungen  seine  Ausführungen:  ^Wenn 
wir  sonach  keinen  Grund  gefunden  haben,  der  uns  zwänge,  an  die 
fortschreitende  physische  Degeneration  unseres  und  der  übrigen  euro- 
päischen Vrdker  zu  glauben,  so  ist  damit  natürlich  noch  nicht  gesagt, 
daß  die  körperliche  Beschaffenheit  der  heutigen  Bevölkerung  überall 
und  in  jeder  Beziehung  eine  vortretfliche  sei.  Das  wäre  ein  verhäng- 
nisvolles Mißverständnis.  Im  Gegenteil  lehrt  uns  sowohl  die  Morbili- 
täts-  als  auch  die  spezielle  Rekrutierungsstatistik,  daß  nachteilige  Er- 
scheinungen sich  an  vielen  Orten  bemerkbar  machen.  Allcniings  sind 
wir  gerade  über  die  Verhältnisse  in  unserem  \'aterland  am  aller- 
.schl echtesten  unterrichtet,  weil  wir  eine  so  ausführliche  Rekrutierungs- 
statistik wie  unsere  Nachbarländer  nicht  besitzen.  Hier  ist  also  der 
Hebel  anzusetzen,  wenn  wir  zu  einem  richtigen  Verständnis  der  kör- 
perlichen Beschatfenheit  unseres  Volkes  kommen  wollen.  —  Es  ist  zu 
dem  Belinf  nicht  nötig,  einen  ganz  neuen  au.sgedebnten  Beobachtungs- 
dienst zu  organisieren,  sondern  nur  das  groüartige,  von  nn.serea 
Militärärzten  bei  der  Aushebung  gewonnene  Material  zu  sammeln  und 
zu  sichten." 

Eine    zuverlässige,    unaufhörlich    weiter    geführte    Tauglichkeits- 
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Statistik  könnte  auch  im  Laufe  der  Zeit  die  Frage  entsclieiden,  ob  die 
durchschnittliche  Körpergröße  im  Laufe  der  Zeit  ab-  oder  zunimmt. 
Vergleiche  der  gegenwärtigen  Rekrutieniugsverhältnisse  mit  denen 
aus  älterer  Zeit  werden  bei  den  großen  Militärstaaten  dadurch  un- 
möglich gemacht,  daß  das  Rekrutierungsverfahren  steten  Aenderungen 
unterworfen  war  und  die  Anforderungen  an  Körperwuchs  wechselten. 
Doch  ermöglicht  in  Holland  die  Gleichartigkeit,  die  das  Aushebungs- 
verfahren im  Laufe  des  l'J.  Jahrhunderts  behalten  hat.  einen  Vergleich 
der  Körjiergroße  der  verschiedenen  Jahrgänge.  Nach  einer  dem  sta- 
tistischen Jahrbuch  der  Niederlande  entnommenen  Aufstellung  hatten 
von  W)  zur  Ziehung  des  Loses  für  den  Militärdienst  einberufenen 
Leuten  eine  Größe 
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Danach  wörde  die  Körpergröße  der  Holländer  in  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  sich  nicht  nur  nicht  vermindert,  sondern 
sogar  noch  gehoben  haben. 

Eine  Arbeit  Elbens  über  die  Militärtauglichkeit  in  Württemberg 
enthält  eine  Ueobachtung,  die  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist. 
Er  verglich  nämlich  die  Tauglichkeitsstatistik  der  einzelnen  Oberämter 
mit  der  Sterblichkeit,  Geburtenzahl  und  besonders  der  Kindersterb- 
lichkeit der  nämlichen  Gegenden.  Es  zeigte  sich  dabei,  daß  gerade 
die  niiütärtüchtigen  Bezirke  die  größte  Kindersterblichkeit  haben  und 
umgekehrt.  Er  stellte  folgende  Tabelle  auf,  in  der  elf  nach  ihrer 
Militärtüchtigkeit  geordneten  Lantlesgruppen  eine  Ordnungsreihe  für 
die  Kindersterblichkeit  im  Durchschnitt  der  Jahre  1879—1888  gegen- 
ültergestellt  und  zwar  in  abnehuieuder  Höhe  der  Kindersterblichkeit 
von  1 — 11 r 


Militärtücbtigkeit: 

1.  Nördiicbes  Oberschwaben. 

2.  Alb. 

3.  Mittlerer  Neckar. 

4.  i>üdlicheB  Oberschwaben. 

5.  Gäu. 

6.  Oberer  Neckar. 

7.  Unterer  Neckar. 

8.  Hohenlohieche  Ebene. 

9.  Oberes  Renihgebiet. 

10.  Mxirrbardter  und  Welzheimer  Wald. 

11.  Schwarzwiild. 


Kindersterblichkeit. 

1.  Nördliches  Oberschwaben. 

2.  Alb. 

3.  Südliches  Oberschwaben. 

4.  Gäu. 

5.  Oberes  Rem.sgebiet, 

6.  Oberer  Neckar. 

7.  Mittlerer  Neckar. 

8.  Murrhardts  und  Webtheimer  Wald. 

9.  Schwarzwald. 

10.  Unterer  Neckar. 

11.  Hohenlohische  Ebene. 


Schwerlich  geht  Eiben  fehl,  wenn  er  sagt;  „Diese  Ergebnisse 
sind  frappant.  Es  ist  kaum  möglich,  die  Beziehungen  der  Kinder- 
sterblichkeit zur  Militärtüchtigkeit  in  Württemberg  für  ein  Spiel  des 
Zufalls  zu  halten.  Fast  durchgehends  entspricht  eine  hohe  Kinder- 
sterblichkeit einem  hohen  Grad  der  Tüciitigkeit  der  gemusterten 
Mannschaften    und   unigekelirt.     Die   Erklärung   der    gefundenen   Tat- 
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eadie  wird  liarin  zu  finden  sein,  daß  bei  großer  Kindersterblichkeit. 
der  übrigbleibende  Nacinvut'iis  um  s«  lelieiisfiiliijjer  und  kräftiger  ist, 
(1.  h.  daß  die  Kindersterblichkeit  eine  n  at  ürliche  Aus- 
lese im  Sinne  der  Darwinschen  Lehre  d  ii r  s I e  1 1 1.  Es  ist 
ja  unbestritten,  daß  manche  krfiftige  Kinder  im  1.  Lebensjahre  dahin- 
gerafft werden,  aber  im  allgemeinen  ist  doch  fliiznnelniien.  daß  die 
schwächlich  veranlagten  unterjahrigen  Kinder  häutiger  sterben  als  die 
lebensknlltigen.  und  je  mehr  solcher  schwächlicher  Kinder  sterben,  um 
so  kräftiger  und  tüchtiger  wird  der  übrige  Nachwuchs  werden."  Es 
ist  <lritigend  erforderlich,  daß  bei  späteren  Untersuchungen  dieser  von 
Eiben  aufgestellte  (iesichts]uinkt  mitcinliei'.ogen  wird. 

Für  Berlin  ist  die  relative  Tauglichkeitsxahl  ganz  besonders  ge- 
ring. Nach  Dade  verhält  sich  die  Militärtauglichkeit  der  Berliner 
Bevölkerung  zu  der  von  Brandenburg  ohne  Berlin  und  zu  der  von 
Ostpreußen  wie  34  :  f)?  :  Uli.  Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen,  dall 
unter  den  in  Berlin  Gemusterten  mindestens  .^5 — 40  Proz.  von  länd- 
licher Herkunft  sind.  Von  den  Berliner  Militärpflichtigen  hatten  .'W  Proz. 
ein  Alter  von  20  .lahreii  gegenüber  44  Proz.  in  Brandenburg  ohne 
Berlin  und  47  Proz.  in  Ostpreußen.  Unter  den  Ausgehobenen  in 
Berlin  befanden  sich  ;!5  Proz.  im  Alter  von  20  .Fahren  gegenüber 
46  Proz.  im  Durchschnitt  des  Reiches.  Daraus  geht  hervor,  daß  auch 
die  Zahl  der  wegen  zeitiger  l'ntauglichkeit  zurückgestellten  Männer 
in  Berlin  ungewöhnlich  gi-oß  war.  Mehr  als  die  Hälfte  aller  in  Berlin 
vorgestellten  Mannschaften  ist  nur  für  den  Landsturm  tauglich.  Das 
sind  die  Aushebungsresultate  einer  Stadt,  auf  deren  gesundheitliche 
Verhältnisse  und  sanitäre  Einrichtungen  wir  mit  Stolz  hinzuweisen 
pflegen. 

Für  Württemberg  hat  R.  Eiben,  wie  schon  oben  erwähnt,  die 
Verhältnisse  geprüft,  so  gut  es  das  vorhandene  Material  erlaubte.  In 
den  Jahren  l«H',i— IHIW  machten  durchschnittlich  die  Tauglichen 
51,7  Proz.  der  Vorgestellten  aus.  Da  das  Material,  das  Eiben  vor- 
lag, wie  es  ja  bisher  die  Regel  ist,  nicht  den  (Jeburtsnrt,  sondern  nur 
den  Gestellungsort  und  nicht  den  Beruf  der  Eltern ,  sondern  nur 
den  der  Vorgestellten  erkennen  ließ,  so  konnte  nicht  nachgewiesen 
werden,  ob  die  Miiitärtauglichkeit  mit  dem  agrarischen  oder  gewerb- 
lichen Charakter  iler  Bevidkerung  sich  verändert.  Da  aus  der  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  noch  Rekrutierungsergebnisse  vorliegen  (v.  Klein, 
Statistik  der  bei  den  Musterungen  der  Jahre  lX;v}— IHöK  und  1859 
—  lKt>4  im  Königreich  Württemberg  gewonnenen  Resultate,  Med.  Korre- 
spondenzbtatt  d.  württ.  ärztl.  Ver.  18.')9  u.  18f>5),  war  ein  Vergleich 
möglich,  der  ergab,  daß  die  Tauglinhkeitsverhältnisse  der  einzelnen 
Länderteile  sich  im  Laufe  des  halben  Jahrhunderts  nicht  wesentlich 
verschlechtert  haben  konnten. 

In  Bayern  wur<len  die  Ergebnisse  des  Militärersatzgeschäftes  von 
lHüfj,'97  mit  Rücksicht  auf  die  Bernfsverhältnisse  der  Gemusterten 
bearbeitet.  Ln  Gegensatz  zu  den  oben  angeführten  Resultaten  zeigte 
es  sich  hier,  daß  die  in  der  Industrie  und  Handel  beschäftigten  Per- 
sonen ein  verhältnismäßig  größeres  Kontingent  Wehrfähiger  stellte  als 
die  aus  einem  landwirtschaftlichen  Berufe.  Doch  hat  man  mit  Recht 
eingewendet,  daß  man  in  Bayern  nicht  den  Beruf  der  MilitärpHichtigen 
selbst  sondern  den  ihrer  Eltern  hätte  erheiien  müssen,  um  den  Ein- 
fluß von  Stadt  und  Land  auf  die  Wehrfähigkeit  zu  eruieren. 

Es  würde  an   dieser  Stelle  zu   weit   führen,   auseinanderzusetzen. 
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weshalb  die  bisher  vorliegende  Rekrutieninfisstatistik  unzulänglid),  ja 
teilweise  ^fcnidezlu  irreführend  ist.  AKrurisdi  )j;esinnte  Autoren  vereinen 
sich  mit  ihren  Gegnern  in  dem  leljliaftet)  Wunsche  nach  einer  zuver- 
lässigen Tauglichkeitsstatistik,  die  wohl  am  besten  der  Medizinalal>- 
teilung  des  Kriegsniinisteriums  zur  Bearbeitung  zu  ül)ertragen  ist. 
„Die  Klagen",  sagt  Kuczynski  {S.  l'Mj,  „flber  diese  mangelhafte 
Ersatzstatistik  in  Deutschland  reichen  Jahrzehnte  weit  zurück.  Aach 
in  anderen  Ländern  erschallten  sie  damals.  Dort  aber  wurden  sie 
mehr  oder  weniger  erfüllt.  Es  dürfte  heute  kaum  ein  zweiter  zivili- 
sierter Staat  zu  finden  sein,  der  so  wenig  über  die  Ergebnisse  des 
Heeresergänzungsgeschäftes  veröfl'entlicht  wie  das  Deutsche  Reich. 
Und  lihne  die  deutsche  Heeresverwaltung  zu  ülier.schätzen,  kann  man 
wohl  annehmen,  daß  die  einschlägigen  Daten  nirgends  korrekter  vor- 
handen sind.  Ueberhaupt  ist  es  ja  das  Eigentümliche  dieser  Statistik, 
daß  sie  wie  kein  anderer  Zweig  zuverl3s.sig  sein  kann.  Und  daß  es, 
wie  gesagt,  nicht  an  den  [lotwendigen  Aufnahmen  fehlt,  zeigt  ein  Blick 
in  die  der  deutschen  Wehrordiiung  angehängten  Formulare.  Gewiß 
sind  auch  dort  nicht  alle  wünschenswerten  Fragen  gestellt.  So  fehlt 
z.  B.  die  in  der  Schweiz  übliche  vollzählige  Aufführung  der  Uutaug- 
lichkeitsgründe.  Wozu  aber  diese  Erhebung  vollkommen  ausreicht, 
und  was  das  Minimum  dessen  ist,  was  man  fordern  muß,  das  ist  die 
Gliederung  der  Untersuchten  nach  ihrem  Berufe,  dem  Berufe  des 
Vaters  und  der  Gel)urt.ssfatistik,  küinbiiücrt  mit  detn  Ergebnisse  der 
Musterung". 

In  der  Erkenntnis  des  hohen  Wertes  einer  Tauglichkeitsstatistik 
für  die  Bewertung  des  Küriier/ustaudes  des  männlichen  Nachwuchses 
ließ  die  hvgienische  Sektion  der  \'ersan)inlung  deutscher  Naturforscher 
und  Aerzte  iu  Düsseldorf  im  .lahre  18il8  auf  Antrag  von  Professor 
Kruse- Bonn  folgende  einstimmig  angenommene  Resolution  zur 
Kenntnis  der  Medizinalableitung  des  ])reußischen  Kriegsministeriums 
bringen:  „Die  hygienische  Sektion  spricht  den  dringenden  Wunsch 
aus,  daß  zum  Zweck  oingeiieiider  hygienischer  und  anthrojiologischer 
Ermittelungen  künftighin  im  Deutschen  Reiche  alljährlich  und  mög- 
lichst ausführlich  eine  Rekrutierungsstatistik  veröffentlicht  werden 
möge,  wie  es  in  allen  Nachbarländern  schon  seit  langer  Zeit  geschieht." 
Auch  diese  Anregung  blieb  ohne  jede  Beachtung.  Neuerdings  hat 
der  Deutsche  Lamhvirtschaftsnit  in  der  Plenarvensanunlung  vom  8.  Fe- 
bruar 1".K»2  nach  einem  eingehenden  Referat  von  Professor  Serin  g 
über  die  Bedeutung  der  landwirtscliaftlichen  Bevölkerung  für  die  Wehr- 
kraft des  Deutschen  Reiches  ftdgenden,  hoffentlich  auf  die  Reichs- 
behörden Eindruck  machenden  Beschluß  gefaßt:  „Die  Mehrzahl  der 
wissenschaftlichen  Untersuchungen  hat  bisher  die  überwiegende  Militär- 
tauglichkeit der  ländlichen  gegenüber  rler  stiidtisch-industriellen  Be- 
völkerung (largetan.  Aber  die  Veröfi'entlichungen  aus  dem  reichen 
Material  der  Ersatzbehörrlen  in  Deutschland  sind  so  mangelhaft,  daß 
aus  denselben  ein  sicheres  Urteil  über  die  Bedeutung  der  Abstammung, 
der  Wohnweise,  der  verschiedenen  Berufstätigkeiten  für  die  körper- 
liche Eiitwickelung  der  heranwachsenden  .lugend  nicht  auf  so  breiter 
Basis  zu  gewinnen  \var,  wie  es  die  Wichtigkeit  dieser  Frage  in  hygie- 
nischer und  politischer  Hinsicht  wünschenswert  macht.  So  gewiß  die 
Erhellungen,  welche  neuerdings  betreffs  Feststellung  des  Berufs  und 
<ler  Herkunft  der  Militäriitlichtigen  angeordnet  sind,  als  Fortschritt 
begrüßt  werden  müssen,   so    wenig  können    auch   sie  allein   als   aus- 
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reichende  Grundlage  zur  Lösung  jener  Fragen  angesehen  werden. 
Vielmehr  erscheint  die  Feststellung  des  Berufs  und  Wohnorts,  wo 
möglich  auch  der  Herkunft  der  Eltern,  sowie  des  Geburtsorts,  Aufent- 
haltsorts und  des  seit  Entlassung  aus  der  Schule  haujitsächlich  be- 
triebenen Berufs  der  Gestellungspflichtigen,  endlich  genauere  Schei- 
dung derselben  nach  dem  Urteil  über  ihre  Tauglichkeit,  bedingte  Taug- 
lichkeit, zeitliche  Untaugüchkeit  u.  s.  w.  unter  spezieller  Hervorhebung 
der  Körpergröße,  des  Brustumfanges  und  der  festgestellten  körper- 
lichen Fehler  als  notwendige  Ergänzung  im  Sinne  der  durch  Beschluß 
des  Reichstags  verlangten  Rekrutenstatistik.  Der  Deutsche  Landwirt- 
schaftsrat ersucht  daher  den  Reichskanzler,  tlas  Material  der  Ersatz- 
behördeu,  welches  über  alle  diese  Punkte  Auskunft  gibt,  den  stati- 
stischen Zentralstellen  zur  fortlaufenden  Verarbeitung  und  V'erötfent- 
lichung  zu  überweisen.  Der  Erwägung  anheimgestellt  bleibt  die  Ver- 
anstaltung einer  Enquete  über  die  Ergebnisse  des  Ersatzgeschäftes 
in  mehreren  als  tj'ptsch  zu  erachtenden  landwirtschaftlichen,  städtischen 
und  industriellen  Bezirken  des  Reichs  unter  Berücksichtigung  der  dort 
obwaltenden  Erwerbs-  und  Wohlstandsverhältnisse."  Diesen  aus  den 
verschiedensten  Lagern  kommenden  Wünschen  gegenüber  wird  die  Re- 
gierung schwerlich  noch  länger  den  bisher  gezeigten  passiven  Wider- 
stand entgegensetzen  können.  Uns  Aerzten  kann  gleichgiltig  sein, 
ob  eine  genaue  Tauglichkeitsstatistik  den  Politikern  von  rechts  oder 
denen  von  links  in  ihren  Argumenten  zu  Hilfe  kommt.  Wir  haben  nur 
ein  objektives  Interesse  an  derartigen  Feststellungen,  da  diese  ein 
wertvoller  Beitrag  zu  der  heute  noch  so  überaus  mangelhaften  Kenntnis 
der  allgemeinen  Körper beschaffenheit  unserer  Bevölkerung 
liefern  werden.  Wie  wichtig  diese  Kenntnis  vom  Standpunkte  der 
Entartung-stheorie  ist,  zeigt  schon  heute  ilie  gewiß  betrübende  Tat- 
sache, daß  der  Reichsdurchschnitt  für  die  Militärtauglichkeit  nur  54 
Taugliche  auf  100  Vorgestellte  (ohne  Ersatzreserve)  beträgt.  An 
einer  brauchbaren  militärischen  Tauglichkeitsstatistik  haben  die  soziale 
Hygiene  und  die  Entartungstheorie  ein  gleich  großes  Interesse,  da  sie 
sich  leicht  als  ein  Barometer  für  den  jeweiligen  Stand  der  hygie- 
nischen Kultur  handhaben  läßt  und  zugleich  etwaige  Tendenzen 
einer  im  Verborgenen  um  sich  greifenden  körperlichen  Entartung  so 
frühzeitig  anzeigt,  daß  noch  Erfolg  versprechende  Maßnahmen  ge- 
troffen werden  können. 
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IV.  IHp  UntauKlIflikt'it   zum   SttllgeschHlt. 

Die  Wehrfähigkeit  ist  aus  dem  Grunde  ein  zweckmäßiger  Prüf- 
stein ffir  die  Leistungsfähigkeit  der  niännüchen  Bevölkerung  überhaupt, 
weil  sowohl  bei  ihrer  wirklichen  Ausübung  im  Kriege  als  auch  schon 
bei  der  Vorltereitung  zu  dieser  in  Friedenszeiteu  ganz  außerordent- 
liche Anforderungen  au  die  Intensität  und  Extensität  der  i)hysischen 
und  fisycliischen  Leistungen  gestellt  werden  müssen.  Die  Wehrfähig- 
keit fast  aller  Männer  der  betreffenden  Jahresklassen  einer  Be- 
völkerung würde  demnach  ein  sicheres  Zeichen  für  die  denkbar  beste 
hygienische  Kultur  und  das  Fehlen  jeder  degenerativen  Tendenz  inner- 
halb dieser  Bevölkerung  sein.  Umgekehrt  spriclu  die  Tatsache,  daß 
in  den  kulturell  führenden  Nationen  gegenwärtig  nur  die  Hälfte  militär- 
tauglich ist,  für  tlie  Mangelhaftigkeit  der  gegenwärtigen  hygienischen 
Obsorge  und  das  Vorhandensein  degenerativer  Faktoren. 

Es  liegt  nun  nahe,  für  die  weibliche  Bevölkerung  nach  einem 
ähidichon  Kriterium  idiysi.';cher  Leistungsfähigkeit  zu  suchen,  wie  es 
die  Wehrfähigkeit  für  die  männliche  ist.  Die  höchste  Konzentration 
weiblicher  Leistungsfähigkeit  tritt  bei  den  drei  Stadien  der  Kinder- 
erzeugung in  Erscheinung,  der  Schwangerschaft,  dem  Gebärakt  und 
dem  Stillgeschäft. 

Uns  stehen  keine  Beobachtungen  zur  Verfügung,  aus  denen  sich 
eine  Verschiedenartigkeit  der  Frauen  bezüglich  ihrer  Tüchtigkeit  zur 
Schwangerschaft  mit  einiger  Sicherheit  konstruieren  läßt.  Daß  die 
Fähigkeit  zum  Gebärakt  sich  bei  den  Frauen  der  zivilisierten  Nationen 
vermindert,  wird  dagegen  häufig  bebaniitet.  Doch  liegen  auch  hier- 
über noch  außerordentlich  wenig  wirklich  exakte  Beobachtungen  vor. 
Soviel  scheint  jedoch  sicher  zusein,  daß  die  Leichtigkeit  und  Schmerz- 
losigkeit  des  (iebäraktes  bei  den  Frauen  der  zivilisierten  Völker  eine 
Beeinträchtigung  erlitten  hat,  keineswegs  aber  sich  irgendwo  eine 
[ihysische  Unfruchtbarkeit  oder  eine  psychologisch  begründete  Ver- 
minderung der  Gebärfähigkeit  als  Massenerscheinung  feststellen  läßt 
Wo  ein  solches  vorgetäuscht  wird,  wie  besonders  in  Frankreich, 
handelt  es  sich  mehr  um  ein  Sinken  der  Geburten  infolge  wirt- 
schaftlicher Umstände  o<ter  landesüblicher  Unsitte  als  aus  physiolo- 
gischen Gründen. 

Dagegen  gibt  uns  das  dritte  Stadium  der  Kinderzeugung,  das 
Stillgeschäft,  mehr  Anlaß  zum  Aufmerken  auf  die  unheimliche  Wirkung 
verborgener  degenerativer  Faktoren. 

Wie  noch  gegenwärtig  bei  den  Naturvölkern  und  halbzivilisierten 
Völkern  war  auch  in  den  Ländern  des  europäischen  Kulturkreises  bis 
an  die  Schwelte  der  Neuzeit  die  Ernährung  der  Säuglinge  durch 
Frauenmilch  die  einzige  und  ganz  selbstverständliche  Art  der  Aufzucht. 
Konnte  eine  Mutter  nicht  stillen,  so  gingen  die  Kinder  entweder  zu 
Grunde  oder  wurden  von  einer  anderen  Frau  neben  dem  eigenen  an- 
gelegt, was  ja  —  wie  heute  fast  allgemein  in  Vergessenheit  geraten 
ist  —  durchaus  angängig  ist.  da  die  normale  stillende  Frau  in  den 
meisten  Fällen  mehr  Milch  hat,  als  sie  zur  Ernährung  eines  Kindes 
braucht.     In    den    letzten  Jahrhunderten   tindet  sich  dann  die  kflnst- 
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Besonders  schwarz 
die    ich    eingezogen 
Städten    Mittel- 
ist,  zu    stillen. 
Ph.  Biedert, 


den 


liehe  Ernährung  vereinzelt,  liis  sie  dann  als  Danaergeschenk  der  raffi- 
nierten technischen  Kultur  des  neunzehnten  Jahrhunderts  den  gegen- 
wärtig bestehenden  Zustand  verschuldet  hat. 

Zur  Zeit  wird  ein  stets  wachsender  Bruchteil  der  Säuglinge  mit 
Flasche  und  Tierniilch  aufgezogen,  z.  B.  in  Berlin  nach  Böckh  '/s 
der  ehelichen  und  %  '^^^  unehelichen  Säuglinge.  Unter  den  Autoren 
sind  die  Meinungen  noch  geteilt,  ob  an  der  Vernachlässigung  des 
Stillgeschäftes  vorwiegend  physiologische  Untauglichkeit  oder  andere 
Gründe  wie  Bequemlichkeit,  Zwang  zur  Arbeit  u.  s.  w.  die  Schuld 
tragen.  Jedenfalls  sind  beide  Faktoren  beteiligt.  Erst  wenn  die 
Zukunft  noch  eingehendere  Beobachtungen  gebracht  hat,  wird  man 
in  dieser  wichtiKen  Frage  ganz  klar  sehen.  Wäre  es  wahr,  daß  min- 
destens in  der  Hälfte  aller  Fälle,  wie  einige  Autoren  annehmen,  die 
Mütter  zum  Stillen  physisch  nicht  im  stände  sind,  so  hätten  wir  in 
der  Tat  ein  überaus  bedeukhches  Sytiiptom  der  Entartung  vor  uns. 
Wahrscheinlich  spielt  hier  auch  geographische  Verschiedenheit  eine 
große  Rolle. 

Nach  He  gar  konnten  in  der  Freiburger  Entbindungsanstalt  nur 
54  Proz.  aller  Wöchnerinneu  ihr  Kind  10  Tage  lang  ausreichend 
nähren.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  von  den  aus  dem  badischen  Ober- 
lande kommenden  Wöchnerinnen  kaum  2b  Proz.  das  Stillgeschäft  ge- 
nügend lange  und  ausgiebig  durchführen  können, 
sieht  V.  Bunge:  „Nach  allen  Erkundigungen, 
habe,  glaube  ich  annehmen  zu  dürfen,  daJS  in 
europas  überhaupt  die  Mehrzahl  der  Frauen  unfähig 
Diese  Unfähigkeit  ist  offenbar  im  Wachsen  begriffen. 
der  bekannte  Kinderarzt,  hat  eine  historische  Untersuchung  darüber 
angestellt  und  kommt  zu  dem  Resultate,  daß  im  Altertum  die  künst- 
liche Kinderernährung  gänzlich  unbekannt  war.  Erst  um  das  Jahr 
1500  tauchen  die  ersten  Angaben  über  künstliche  Kinderernährung 
in  Deutschland  auf.  Nun  ist  doch  niemals  berichtet  worden,  daß  in 
früheren  Jahrhunderten  %  aller  Kinder  verhungert  seien,  was  doch 
hätte  der  Fall  sein  müssen,  wenn  die  Unfähigkeit,  zu  stillen,  früher 
ebenso  verbreitet  gewesen  wäre  wie  heute.  Die  Frauen  hatten  da- 
mals noch  die  Fähigkeit,  wie  sie  dieselbe  tatsächlich  in  Ländern, 
welche  eine  weniger  degenerierte  Bevölkerung  haben,  noch  heutzutage 
besitzen.  Die  Unfähigkeit,  zu  stillen,  scheint  bei  uns  erst  in  den 
letzten  Jahrhunderten  entstanden  zu  sein,"  Andere  Autoren  glauben 
dagegen,  daß  das  Stillen  vorwiegend  aus  anderen  als  physiologischen 
Gründen  unterbleibt  oder  ungebührlich  früh  eingestellt  wird.  So  hat 
vor  kurzem  M.  Nord  he  im  (Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Stillungsart 
in  München,  Archiv  für  Kinderheilkunde,  UW)1)  seine  Beobachtungen 
über  die  Stillungsfähigkoit  und  Stillungswilligkeit  von  lOiX)  Münchener 
Arbeiterfrauen  veröffentlicht.  Von  diesen  stillten  35H  =  ;dö,8  Proz. 
ihre  Kinder  eine  Zeit  lang,  642  =  l>4,2  Proz.  gar  niclit.  Nur  47 
Müttern  war  das  Stillen  vom  Arzt  verboten,  und  zwar: 

wegen  ühcrniäßiiieri  Blutverlustes,  Blutarmut  und  Schwiiche  in  15  Fällen 

„       Lungenseliwindsucht  „    12        „ 

„       Lunten-,  Rippenfelientzündung  und  akuten  Geleukrheumat.  „     8        „ 
„       Hohlwarzen  oder  voUi-ländigera  Mikrhmangel  „     6        „ 

„       Kindbettfiel)cr,  Nierenentzündung,  Epilepsie  „     6        „ 

Nur  bei  :S1  Frauen  konnte  Nordheim  wirklich  ernste  Gründe 
für  das  Nichtstillen,  wie  große  Schwäche  oder  Zwang,  die  Arbeit  schnell 
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wieder  aufzunehmen,  feststellen,  so  daß  nach  Abzug  von  54  Fällen. 
in  denen  sich  keine  zuverlässigen  Angaben  erheben  ließen,  510  MOtter 
übrig  blieben,  die  ohne  ausreichenden  (Jrund  ihr  Stillgeschäft  vernach- 
lässigten. Nordheini  schätzt  die  Zahl  der  zum  Stillen  aus  physiolo- 
gischen Gründen  wirklich  unfähigen  Frauen  auf  höchstens  12  Proz. 
Ganz    trostlose   Verhältnisse   ergaben    sich    bei    der  Feststellung    der 
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Daß  speziell  die  Münchener  Frauen  sehr  wenig  aus  physiologisch« 
Gründen,  sondern  aus  mangelndem  Pflichtgefühl  einerseits,  aus  Un- 
gunst der  sozialen  \'erhältnisse  anderseits  das  Stillen  unterlassen,  geht 
schon  daraus  hervor,  daß  in  der  dortigen  Universitiitsfrauenklinik  nach 
Strauss  nur  5  Proz.  aller  Wöchnerinnen  als  völlig  unfähig  zum 
Stillgeschäft  bezeichnet  werden  konnten. 

Für  Elsaß-Lothringen  hat  A.  Wöhrlein  (Die  Ursachen  des 
NichtStillens,  Archiv  f.  öff.  Gesundheitspflege  in  Elsaß-Lothringen, 
Bd.  20,  1901)  verhältnismäßig  günstige  Prozentzalilen  berichtet: 


Nicht  gestillt  I gcfitiltt  haben 

haben  bis  zu  3  Mon.ibis  zu  3  Mon.i  über  9  Man. 


I.an(l  (Pfaffenhofen) 

Stmit  (Ruiirechtsau 

bei  Straßburg) 


•5=   4.i°/o      57  =  i6i»°/„ 
ao=l3,7°/o      28— i9,i<>/. 


•35  =  40    7.1 '3' =38.7"/, 
56 -38,«  7.1  42-i8.T7. 


In  demselben  Bande  der  nämlichen  Zeitschrift  berichtet  E.  Schle- 
singer über  das  Stillen  in  der  Stadt  Straßburg  selbst  auf  Grund 
der  Beobachtung  von  WÄ)  Säuglingen,  die  zu  ^/j  der  Fälle  dem  Arbeiter- 
st^mde  angehörten.  Von  den  1000  Säugüngen  wurden  615  =  61,5  Proz. 
mehr  oder  weniger  lange  von  ihren  Müttern  gestillt,  385  =  38,5  Proz. 
dagegen  mit  der  Flasche  aufgezogen.  Schlesinger  ist  der  Ansicht, 
daß  es  weniger  physiologische  Gründe  sind,  als  soziale  in  den  unteren, 
solche  der  Bequemlichkeit  in  den  mittleren  und  oberen  Ständen,  welche 
die  Mütter  Straßburgs  vom  Stillen  abhalten.  „Die  große  Differenz 
zwischen  der  von  mir  gefundenen  Zahl  und  derjenigen  aus  der  Heb- 
ammenschule bezüglich  des  Nichlstitlens  (35  Proz.!)  ist  meines  Er- 
achtens",  sagt  Schlesinger  mit  Recht,  „ein  Hinweis  auf  die  ge- 
waltige Bedeutung  der  äußeren,  sozialen  Verhältnisse,  der  materiellen 
Notlage,  die  zum  Nichtstillen  veranlaßte,  gegenüber  der  physischen 
Unmöglichkeit  der  Erfüllung  dieser  Mutteritdicht'^.  Für  den  bedeu- 
tenden Einfluß  der  sozialen  Verhältnisse  auf  das  Stillgeschäft  spricht 
auch  der  Umstand,  daß  in  den  obigen  Fällen  die  Dauer  des  Stillens 
durchschnittlich  nur  3 — -1  Monate  dauerte. 

Daß  das  Nichtstilleu    noch   immer  zunimmt,    hat  H.  Neu  mann 
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erst  jüngst  an  dem  Beispiel  Berlins,  wo  bei  jeder  V^olkszählung  die 
ErnäLrungsart  der  Säuglinge  festgestellt  wird,  nachweisen  können. 
Es  illustriert  diese  bedauerliche  Tatsache  durch  folgende  Tabelle; 


Volkazählung 

Mutter- 

Amnien- 

Tier- 

Mutter-  und 

Angaben 
fehlen 

im  Jahre 

milch 

niilch 

milch 

Tiennilfh 

1885 

55,»  Proz. 

2,7  Pror. 

33.»  Proü. 

4,u  Proz. 

1,4  Proz. 

1880 

50.7       „ 

2.«        .. 

4».»       .. 

1.« 

rt 

1885 

43.1       .. 

i>«       .. 

45.S       .. 

',1       .. 

0.«        „ 

190O 

3',*       .. 

0,7          „ 

54.«       » 

3.«       .. 

3.8        ,. 

Aus  den  vorstehenden  Angaben  ist  ersichtlich,  daß  die  Autoren 
sich  noch  nicht  ilarüber  einig  sind,  wie  groß  der  Bruchteil  von  Frauen 
ist,  die  nicht  stillen  können :  wohl  aber  ist  man  darüber  einig,  dalS  es 
eine  so  erhebliche  Anzahl  von  Frauen,  die  zum  Stillgeschäft  untaug- 
lich sind,  gibt,  daß  man  wohl  von  dieser  Talsache  als  von  einem 
ausgesprochenem  Symptom  der  körperlichen  Entartung  sprechen  kann. 

Die  Vernachlässigung  des  Stillgeschäftes  ist  nicht  nur  deshalb 
interessant,  weU  es  ein  Symptom  der  Entartung  ist,  sondern  in 
noch  höherem  Grade,  weil  es  der  Ausgangspunkt  für  weitere 
Minderwertigkeit  infolge  der  unzureichen<len  Ernährung  des  Nach- 
wuchses des  Volkes  ist.  Denn  die  allgemeine  Erfahrung  der  Aerzte 
lehrt,  daß  die  Muttermilch  sich  nicht  vollständig  durch  andere  Tier- 
mdch  ersetiien  läßt.  Das  ist  ohne  weiteres  aus  dem  Grunde  verständ- 
lich, weil  die  Milcharten  je  nach  der  Gattung  der  betretlenden  Mutter- 
tiere eine  außerordentlich  untereinander  abweichende  Zusammensetzung 
aufweisen.  Nach  Bunge  richtet  sich  die  Zusammensetzung  nach  der 
Wachstumsgeschwindigkeit  der  säugenden  Nachkommen,  die  um  so 
größer  sei,  je  mehr  Eiweiß  und  Salze  die  Milch  enthalte.  Die  Er- 
mittelungen Bunges  und  seiner  Schüler  Frösche r  und  Abder- 
halden lassen  sich  in  folgender  Tabelle  zusammenfassen: 


Zeit  der  Ver- 

100 Gewichteteile  Milch  enthalten 

Uattong 

doppelung  des 

an 

in  Tagen 

EiwciB 

Fett 

Zucker 

Asche 

Mensch 

i8o 

1,8 

3>« 

6,1 

0,« 

Pferd 

6o 

2,0 

".« 

5.7 

0,4 

Rind 

47 

3,ä 

3.1 

4.» 

0,7 

Ziege 

22 

3.' 

4.» 

3.« 

0,8 

Schaf 

'5 

4.» 

9,a 

5,0 

0,B 

Schwein 

'4 

5,1 

7,7 

3.3 

0.8 

Katze 

9.S 

7,0 

4,8 

4,8 

1,0 

Hund 

9 

7.» 

11,9 

3.« 

I.» 

Kaninchen 

6 

IO,i 

l6,7 

2,0 

2,6 

Aus  dieser  Zusammensetzung  sieht  man,  daß  es  doch  eigentlich 
einen  außerordentlichen  Akt  der  Willkür  bedeutet,  wenn  wir  die  ein- 
zelnen Milcharten  mit  einander  vertauschen  und  z.  B.  wie  üblich  statt 
Menschenmilch  Kuhmilch  geben. 

Zwar  versuchen  wir  durch  Verdünnung,  Beimischungen  u.  s.  w. 
eine  Flüssigkeit  herzustellen ,  die  der  natürlichen  Frauenmilch 
möglichst  nahekommt.  Aber  wie  wenig  das  bisher  gelungen,  geht  schon 
daraus  hervor,  daß  bisher  über  keine  der  vielen  Mischungen  eindeutig 
günstige  Beobachtungen  vorliegen.  Selbst  die  gefestigt  erscheinende 
Autorität  der  übrigens  nur  unter  günstigen  sozialen  Verhältnissen 
durchführbaren  Soxhleternälirung  ist  neuerdings  stark  ins  Wanken 
geraten. 
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Es  ist  daher  nicht  verwunderlich,  wenn  die  Brustkinder  vor  den 
Flaschenkindern  nach  der  Statistik  einen  bedeutenden  Vorspruag  be- 
züglich der  zu  erwartenden  Lebensdauer  voraus  haben.  Nach  den 
sorgfältigen  Erhebungen  v.  Böck's  starben  in  Berlin  in  den  Jahren 
1895  und  1896  von  10000  Kindern 

im     1.  Monat    201  Brustkinder     1120  Flascbenkinder 


2. 

74 

568 

3. 

46 

497 

4. 

37 

465 

5. 

26 

370 

6. 

26 

3'« 

7. 

26 

277 

8. 

24 

241 

9. 

20 

»■3 

10. 

30 

191 

11. 

31 

168 

12. 

39 

147 

Als  Todesursachen  sind  Verdauungskranldieiten  und  allgemeine 
Lebenssch wache  außerordentlich  viel  häufiger  bei  Flaschenkindern  als 
bei  Brustkintlern. 

Wie  wichtig  die  natürliche  Ernährung  ist,  geht  aus  den  Worten 
des  Generalarztes  v.  Vogl  (cit.  bei  G.  Hjrth>  in  der  Sitzung  des 
Münchener  ärztlichen  Vereins  vom  20.  Juni  IIHX)  hervor:  „Gewiß  kann 
es  nicht  als  Zufall  angesprochen  werden,  daß  Oberbayeru,  der  weitaus 
beste  Bezirk  bezüglich  der  Militärdiensttauglichkeit,  eine  natür- 
lichere Kinderernährung  von  ß()  Proz.  aufweist,  während  im  schlech- 
testen Aushebungsbezirke  mit  dem  geringwertigsten  Rekruteninaterial 
blos  5  Proz.  der  Neugeborenen  die  Muttcrbrnst  bekommen.'' 

Nach  Ilueppe  hat  in  dem  nämlichen  schweizerischen  Kanton 
St.  Gallen  die  (Gemeinde  Wartau,  in  der  allgemein  gestillt  wird,  eine 
Kindersterblichkeit  von  öO  bis  100  auf  das  Tausend,  dagegen  die  Ge- 
meinde Diepoldsau,  in  der  ebenso  allgemein  nicht  gestillt  wird,  eine 
solche  von  .'WO  bis  4Hl). 

Mo  not  hat  berechnet,  <laß  in  dem  durch  Ammenindusfrie  sich 
auszeichnenden  Arrondissement  Chäteau  Cbinon  in  den  Jahren  1858 
bis  1869  die  Sterblichkeit  unter  den  Säuglingen  durchschnittlich  33  Proz. 
betrug,  aber  auf  17  Proz.  sank,  als  die  Belagerung  von  Paris  die 
Ammen  im  deutsch-französischen  Kriege  zwang,  im  Lande  bei  ihren 
Kindern  zu  bleiben.  Nach  dem  nämlichen  Gewährsmann  wurden  in 
diesem  Arrondissement  von  den  I.S6(i--l870  zur  Musterung  kom- 
menden Rekruten  31  Proz.  für  untauglich  erklärt,  während  in  dem 
noch  dazu  industriellen  Arrondissement  Nevers,  aus  denen  keine 
Mütter  als  Ammen  fortziehen,  nur  18  Proz.  untauglich  waren. 

Daß  die  Unfähigkeit  zum  Stillen  sich  von  den  Müttern  auf  die 
Töchter  vererbt,  könnte  aus  einer  allerdings  methodisch  nicht  ganz  un- 
anfechtbaren Statistik  Bunge 's  geschlossen  werden.  Von  seinen 
146  Fällen  hatte  nur  eine  Mutter  eine  Tochter,  die  zum  Stillen  befähigt 
war. 

In  den  Fällen,  in  denen  die  Mutter  noch  befiihigt,  die  Tochter 
aber  nicht  befähigt  ist,  schuldigt  Bunge  besonders  Alkoholisnius  des 
Vaters  als  Ursache  an.  Unter  seinen  111  Fällen,  über  die  nach  dieser 
Richtung  hin  Mitteilungen  vorlagen,  waren  46,8  Proz.  der  Väter  direkt 
Potatoren,  während  außerdem  20,2  Proz.  noch  gewohnheitsmäßig  viel 
tranken,  ohne  gerade  trunksüchtig  zu  sein.    „Hier  gewinnen  wir,"  sagt 
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Bunge  (S.  30),  „einen  tiefen  Einblick  in  den  Verlanf  der  Depiene- 
ratiou.  Ist  der  Vater  ein  Säufer,  so  verliert  die  Tocliter  die  Fähig- 
keit, ihr  Kind  zu  stillen,  und  diese  Fähigkeit  ist  unwiderbringlich 
verloren  für  alle  kommenden  Generationen.  Die  Unfähigkeit  zu  stillen 
ist  keine  isolierte  Erscheinung.  Sic  paart  sich  mit  anderen  Symptomen 
der  Degeneration,  insbesondere  mit  der  Widerstandslosigkeit  gegen 
Erkrankungen  aller  Art,  an  Tuberkulose,  an  Nervenleiden,  an  Zahn- 
caries.  Die  Kinder  werden  ungenügeud  ernährt  und  so  steigert  sich 
die  Entartung  von  (Jeneration  zu  Generation", 

Die  angeführten  Stichjiroben  aus  der  bisher  vorliegenden  Literatur 
zeigen,  wie  wenig  geklärt  noch  unsere  Ansdiauungen  über  Umfang, 
Ursachen  und  Folgen  der  Unfähigkeit  zum  Stillgeschäft  sind.  Hoffent- 
lich bringt  uns  eine  nahe  Zukunft  ausgiebigere  Forschungen ;  denn 
die  Stillungsnot  ist  sowohl  als  Zeichen,  als  auch  als  Ursache  körper- 
licher Miniierwertigkeit  vom  größten  Interesse  für  die  Lehre  von  der 
allgemeinen  Entartung. 
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V.  Ute  niiutigkelt  der  Kinderfchler. 

Dem  Bilde  von  der  Minderwertigkeit  der  Bevölkerung  auch  jener 
Nationen,  die  gegenwärtig  noch  durch  eine  starke  Bevölkerungszunahme 
sich  auszeichnen  und  dem  oberflächlichen  Beschauer  als  nichts  weniger 
als  in  einem  Entartungsprozeß  befindlich  erscheinen,  würden  die  mar- 
kantesten Linien  fehlen,  wenn  wir  nicht  nach  der  Betrachtung  der 
mangelhaften  Wehrfähigkeit  der  Männer  und  der  sinkenden  Tüchtig- 
keit der  Frauen  zum  Stillgeschäft  auch  kurz  bei  der  Beschaffenheit 
des  Nachwuchses  verweilen  würden.  An  den  Früchten  sollt  ihr  sie  er- 
kennen! Und  diese  Früchte  sind  überaus  klüglich,  selbst  in  Ländern, 
die  wie  die  skandinavischen  sich  durch  eine  notorisch  vortreffliche 
Körperbeschaffenheit  üirer  Bewohner  auszeichnen.  Die  dort  ange- 
stellten umfassenden  Erhebungen  mögen  hier  nach  einer  von  L.  Bür- 
gerst ein  mitgeteilten  Tabelle  umstehend  wiedergegeben  werden. 

In  den  Industrieländern  wie  England  und  Deutschland  liegen  die 
Verhältnisse  noch  schlimmer.  E.  Hirschberg  fand  bei  der 
Untersuchung  der  Schulkinder  Charlottenburgs,  dalS  (Jü  Proz.  der 
Knaben  und  63  Proz.  der  Mädchen  körperlich  nicht  völlig  normal 
waren. 
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Knaben 

Mädchen 

Beobachter,  Ort,  Art  der 

j 

Schule 

im  ganzen 

davon 

im  g:anzen 

davon 

untersucht 

kränklich 

untersucht 

kränklich 

H  e  r  t e  1,  Kopeuhagen.  Knaben 

au8  A'olkfl-  u.  Mittelschulen, 

Mädchen  aus  vcrschiedeuen 

Schulen 

1  900 

31     Proe. 

664 

39,4  PnM. 

Dänische     Kommission. 

Knaben   aus    Mitt«li*chulen, 

Mädchen  a.  höheren  Ti"k'.hter- 

schulen 

.6789 

»9 

"336 

4» 

A.    Key,    Schweden.   Mittel- 

schüler   und     Schiitrrinnen 

höherer  Töchterschulen 

1 1  210 

34,*      .. 

3072 

<>'.7          „ 

Norweg.  Kommission, 

830 

21,»        „ 

500 

36.«     H 

Unter  den  konstitutionellen  krankhaften  Zuständen  sind  wegen 
ihrer  Häulifjkeit  und  wegen  ihrer  Tragweite  die  fieistifien  Abnormi- 
tüten  die  wichtigsten.  Einige  Stldiprobeu  mögen  ihre  Häutigkeit  unter 
der  heranwachsenden  Jugend  illustrieren. 

In  der  Schweiz  befanden  sich  laut  amtlicher  Erhebung  im  Jahre 
1897  unter  479  254  Schulkindern  2405,  die  wegen  Idiotie  und  anderen 
schweren  Abnormitäten  vom  Schulbesuch  ausgeschlossen  waren,  außer- 
dem aber  ö<Jf>2  =  1  Proz.  Kinder,  die  an  ausgesprochenem  Schwach- 
sinn litten,  wenn  sie  auch  dadurch  nicht  am  Schulbesuch  gehindert 
wurden. 

Warner  fand  in  London  unter  2t.) 844  Knaben  12,7  Proz.  mit 
psychischen  Abnormitäten  behaftet,  unter  2314;:5  Mädchen  H  Proz. 
Allein  an  Epilepsie  sollen  etwa  1  bis  2,5  auf  das  Tausend  der  Schul- 
kinder leiden  nach  Zählungen,  die  in  Mecklenlturg-Schwerin,  in 
Sachsen-Wciniar-Eisenac'h  und  im  Königreich  Sachsen  veranstaltet 
worden  sind. 

In  Kopenhagen  zählte  VVestergaard  unter  34000  Schulkindern 
2,2  Proz.  mit  Sprachfehler  behaftete,  in  Boston  Hart  well  gar 
7,5  Proz.  bei  einem  Material  von  (i5()H(j  Kindern.  Nach  G  u  tz  mann 
stottern  in  Deutschland  mindestens  1  Proz.  aller  Schulkin«ier. 

Die  enorme  Verbreitung  der  Kurzsichtigkeit  pflegt  ja  bekannt  zu 
sein.  Selbst  wenn  man  sich  auf  Bürgerscimleu  beschränkt  und  die 
durch  angestrengtere  und  einseitige  Arbeit  forcierte  Kurzsichtigkeit 
der  Schüler  höherer  Schulen  unberücksichtigt  läßt,  erhält  man  folgende 
traurige  Resultate,  die  ich  nach  einer  von  H.  Cohn  zusammengestellten 
Tabelle  mitteile: 


zu 


Jahr 

üntersucher                         Ort 

Zahl 

d.  Myopen  in  Proz. 

1871 

Erisraann                  Moskau 

'29                       ^ 

1874 

T.  Hoffraann            Wiesbaden 

1 

1877 

Emmert                    Bern 

■ 

1880 

Netoliczky               Graz 

■ 

1S80 

Florschöt'z               Koburg 

■ 

1881 

V.  Reuß                     Wien 

■ 

18«^ 

Schubert                  Nürnberg 

M 

1884 

Moyne                       Neapel 
Axel  Key                 Stockholm 

»fl 

1854 

*■ 

1867 

H.  Coho                  in  Schles.  I^andsch 

ulen 

m 

1867 

in        „       Btadt.sch 

ulen 

'9.»                     4 

Diese  Angaben  über  die  erschreckende  Häufig 

keit  der  Kinderfehler 

detail 

ieren   und  zu  vermehren,   kann 

hier 

unl 

erlassen  werden,   da 
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ja  bereits  in  diesem  Handbuche  Burgerstein  und  Netolitzky 
das  gesamte  einschlägige  Material  zu  einem  Gesamtbilde  vereinigt 
haben.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  der  Gedanke  einer  ärztlichen 
Ueberwachung  der  Schulen  mit  so  überwältigender  Kraft  geltend  ge- 
macht, daß  man  wohl  in  absehbarer  Zeit  eine  aügenieine  Verbreitung 
der  Institution  der  Schulärzte  erholten  darf.  Außer  der  Abstellung 
aller  hygienischen  Mißstände,  die  geeignet  sind,  konstitutionell  voll- 
wertige Kinder  krank  zu  machen,  wird  es  die  Aufgabe  der  Schulärzte 
sein,  uns  durch  Beschreibung  und  statistische  Aulnahnien  ein  Bild  von 
dem  Umfange  der  angeborenen  Minderwertigkeit  der  Kinder  zu  geben. 
Die  soziale  Hygiene  und  die  Lehre  von  der  Entartung  begegnen  sich 
hier  wie  in  .so  vielen  Fällen  durchaus  in  ihrem  wissenschaftlichen 
Interesse.  Mit  den  Angaben  über  die  Verbreitung  der  Kinderfehler 
stimmen  übrigens  gut  die  Beliauiitungen  beschäftigter  Kassenärzte 
ülierein,  daß  von  den  gesamten  Kassenniitghedern  höchstens  die 
Hälfte  rüstige  Individuen  sind,  während  die  andere  Hälfte  kränkliche 
und  minderwertige  Konstitution  aufweist. 
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VT.  Die  stSdtische  Wohnwelae  als  Ursache  der  Entartung:. 

Schon  bei  der  Erörterung  der  Beziehungen,  die  zwischen  der 
militäi-ischen  Tauglichkeitsstatistik  und  dem  Entartungsproblem  be- 
stellen, stießen  wir  auf  den  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  in  ihren 
Beziehungen  zu  den  Gesundheitsverliältnissen  der  Bevölkerung.  Daß 
ceteris  paribus  der  Aufenthalt  auf  dem  Lande  der  Gesundheit  zuträg- 
licher ist,  als  der  in  der  Stadt,  bedarf  kaum  noch  eines  besonderen 
Beweises*}.  Nur  liegt  hier  auf  den  Worten  ceteris  paribus  der  Nach- 
druck. Die  sanitären  Gefahren,  die  das  Zusammenströmen  so  vieler 
Menschen  auf  einen  engen  Raum  mit  sich  bringt,  können  wohl  dadurch 
paralysiert  werden,  daß  diese  Vereinigung  vieler  Individuen  mit  der 
dadurch  ermöglichten  Arbeitsteilung  und  Arbeitssteigerung  eine  bei  der 
zerstreuten  ländlichen  Bevölkerung  ganz  unmögliche  hohe  Kultur  her- 
vorbringt, die  wieder  zur  Verbesserung  der  gesundheitlichen  Zustände 
führt. 

Nach  allem,  was  man  über  die  Bevölkerungsbewegung  der  mittel- 
alterlichen Städte  in  Erfahrung  gebracht  hat,  war  das  in  der  Stadt 
gebürtige  Volk  nirgends  in  der  Lage,  aus  eigenen  Kräften  seine  Zahl 

*)  Eine  alle  Momente  berückaichtigende  Si'hilderunp;  des  Unterschiedes,  der 
in  hvgienJKcher  Beziehung  zwiachcn  Stadt  und  Land  twstent,  findet  sich  in  Rub- 
ners  Broschüre  „Hygieniwches  von  Stadt  und  Land".     Oldeubourg,   München  1Ö99. 
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ZU  erhalten.  Sie  bedurften  vielmehr  dazu  der  fortwährenden  Zuwan- 
wauderung.  Die  Schuld  an  diesem  Zustande  trugen  die  Epidemien, 
die  Hungersnöte  und  die  enorme  Kindersterblichkeit.  Im  Laufe  der 
Neuzeit  besserten  sich  die  Verhältnisse  ein  wenig;  aber  immer  über- 
stieg in  den  Stallten  doch  die  Zahl  der  Gestorbenen  mehr  oder  weniger 
die  der  Geborenen.  Erst  die  großartigen  Assanierungsarbeiten,  die 
NiederleguuK  der  Festungswerke  und  die  rationelle  Hygiene  führten 
im  19.  .Jahrhundert  einen  Umschwung  herbei.  Gegenwärtig  haben 
jene  europäischen  Städte,  deren  Gesundheitswesen  auf  der  Höhe  der 
Zeit  steht,  sogar  einen  respektablen  Ueberschnß  <ier  Geburten  über 
die  Gestorbenen ;  sie  würden  also  auch  aus  eigener  Kraft  wachsen, 
wenn  sie  nicht  fortwährend  aus  der  Umgebung  Zuwandernde  anzögen. 
Sehr  instruktiv  ist  in  dieser  Hinsicht  eine  Tabelle  Ballods  iDie 
Lebensfähigkeit  der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung,  1897), 
die  nachstehend  mitgeteilt  werden  soll.  Sic  zeichnet  sich  besonders 
durch  die  gewissenhafte  Korrektur  der  gewölinlich  angeführten,  aber 
die  Verhältnisse  nicht  zutrettend  wiederspiegelnden  summarischen 
Zahlen  aus.  Hezügiich  der  Methode,  nach  der  Ball  od  diese  Korrek- 
turen vorgenommen  hat,  muß  allerdings  auf  die  Originalarbeit  selbst 
hingewiesen  werden.  Nach  Bali  od  gestaltete  sich  die  Bevölkerungs- 
bewegung in  den  wichtigsten  europäischen  Ländern  und  Städten  be- 
zogen auf  das  Tausend  der  Bevölkerung  wie  folgt  (siehe  Tabelle  auf 
nächster  Seite). 

Halten  wir  uns  an  die  von  Ball  od  unter  Berücksichtigung  des 
Altersaufbaues  korrigierter  Zahlen,  so  sehen  wir  zunächst,  daß  die 
ländliche  Bevölkerung  mit  ihrer  Zuwachsrate  die  städtische  erhebhch 
übertrifft.  Man  beachte  den  grolien  Ueberschuß,  den  z.  B.  die  preu- 
ßischen Landgemeinden  und  die  englischen  Grafschaften  liefern. 
Keineswegs  brauchen  uns  aber  die  weniger  günstigen  Ergebnisse  der 
großen  Städte  mit  dem  Pessimismus,  den  Ball  od  in  der  zitierten 
Abhandlung  an  den  Tag  legt,  zu  erlüllen.  Denn  sind  die  Zahlen  aus 
den  Städten  auch  absolut  wenig  günstig,  so  verraten  sie  doch  eine 
Entwickelung  zum  Besseren,  die  wir  keineswegs  schon  als  abge- 
schlossen zu  betrachten  berechtigt  sind.  Während  Berlin,  Wien  und 
Breslau  gerade  noch  bilanzieren,  während  die  großen  Städte  des 
Ostens  z.  ß,  Petersburg  und  Moskau  noch  eine  bedeutende  Unter- 
bilanz aufzeigen,  verfügen  einige  schon  seit  längerer  Zeit  assanierte 
Städte  wie  Hamburg,  Magdeburg,  Köln  und  liesonders  auffallend  die 
Riesenstatlt  London  bereits  über  einen  erklecklichen  Ueberschuß  der 
Geburten  über  die  Sterbefälle.  Für  die  Zukunft  liegt  darin  ein  Finger- 
zeig, <Iaß  die  ungünstigen  Mortalitätsverbältnisse  der  Städte  mehr  und 
mehr  sich  den  ländlichen  nähern  werden,  falls  man  die  geeigneten 
Maßregeln  trifft.  Ein  derartiger  Zustand  ist  für  Deutschland  umso 
dringender  zu  wünschen,  als  die  städtische  Bevölkerung  in  den  letzten 
Jahrzehnten  außerordentlich  zugenommen  hat  und  demgemäß  die 
städtische  Bevölkerung  einen  erheldich  größeren  Bruchteil  der  Ge- 
samtbevölkerung  ausmacht  als  in  früherer  Zeit.  Nach  Bindewald 
wolinten  in  Deutschland  in 
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Die  Zahlen  beweisen,  wie  wichtig  die  Frage,  ob  die  .städtische 
Wohnart  in  unkorrigibeler  Weise  zur  körperlichen  Depravation  führt, 
für  das  allgemeine  Entartuiigsproblein  ist.  Denn  bejahendenfalls 
hätten  jene  Kulturländer,  in  denen  bald  die  größere  Hälfte  der  Be- 
völkerung in  den  Städten  lebt,  <iie  sichere  Aussicht  der  Entartung  zu 
verfallen  und  den  reinen  Agrarländern  gegenüber,  in  denen  nur  ein 
unerheblicher  Bruchtcü  der  Gesamtbevölkerung  in  den  Städten  lebt, 
bezüglich  ihrer  körperlichen  Qualifikation  in  das  Hintertretfen  zu  ge- 
raten. Es  muß  daher  auch  an  dieser  Stelle  noch  etwas  näher  auf  den 
Unterschied  von  Stadt  und  Land  in  gesundheitlicher  Heziehung  ein- 
gegangen werden,   soweit  es  sich  um  heimische  Verhältnisse   handelt. 

Wie  sclion  in  der  oben  angeführten  Tabelle  mitgeteilt  wurde,  be- 
trägt nach  Bai  lud  der  Sterbekoelfizient  der  stationär  gedachten  Be- 
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völkerung  für  98  preußische  Städte  über  20f)00  Einwohner  {1890,91) 
28,41  pro  mille  beim  luänntichen  Geschlecht,  24,46  beim  weiblichen 
Geschlecht,  in  den  preußischen  Landgemeinden  und  Gutsbezirken 
(1896/91)  24,48  für  das  männliche  Geschlecht,  23,31  fär  das  weibliche 
Geschlecht.  Es  war  also  die  Sterblichkeit  in  der  Stadt  etwa  Iti  Proz. 
höher  beim  männlichen,  um  6  Proz.  höher  beim  weiblichen  Geschlecht 
als  auf  dem  Lande.  Auch  bei  der  Ermittelung  der  mittleren  Lebens- 
dauer spicfielt  sich  das  gleiche  Verhältnis  wieder.  Der  nämliche  Autor 
faßt  an  anderer  Stelle  (Die  mittlere  Lebensdauer  in  Stadt  und  Land, 
1899)  das  Facit  seiner  Untersuchungen  über  die  Wandlungen  der 
mittleren  Lebensdauer  in  Preußen  folgendermaßen  zusammen:  l)  Die 
Lebensdauer  hat  im  allgemeinen  erheblich  zugenommen.  2)  Diese 
Zunahme  ist  für  die  Erwachsenen  auf  dem  Lande  stärker  gewesen  als 
in  den  Städten,  erheblicher  beim  männlichen  als  beim  weiblichen  Ge- 
schlecht. Die  Säuglingssterblichkeit  und  überhaupt  die  Kindersterb- 
lichkeit hat  in  den  Städten  erheblich  abgenommen,  auf  dem  Ijinde 
fast  gar  nicht,  doch  ist  die  Sterblichkeit  in  den  Städten  immer  noch 
bedeutend  höher  als  auf  dem  Lande,  3)  Der  Vergleich  der  Land- 
gemeinden der  einzelnen  Provinzen  untereinander  zeigt,  daß  die 
Lebensdauer  in  den  stärkst  agrarischen  Provinzen  am  meisten  zu- 
genommen hat,  am  wenigsten  dagegen  in  den  überwiegend  industriali- 
sierten. Auf  Grund  dieser  Ergebnisse  sieht  Ballod  pessimistisch  in 
die  Zukunft,  da  er  anscheinend  die  Verhältnisse  der  Gegenwart  als  für 
alle  Zukunft  feststehend  annimmt  und  vergißt,  daß  die  enorme 
Verbesserung  der  B  e  völkerun  gsb  e  wegu  n  g,  die  unsere 
Städte  gegenüber  denen  des  Mittelalters  aufweisen. 
sehr  wolil  auch  die  Städte  der  Zukunft  gegenüber  den 
unserigen  auszeichnen  kann.  Viel  weniger  pessimistisch  als 
der  eben  zitierte  Nationalökonom  sieht  vom  Standpunkt  der  Hygiene 
Kruse  die  Aussichten  der  städtischen  Bevölkerung  in  seiner  gründ- 
lichen Abhandlung  „Ueber  den  Einfluß  der  städtischen  Lebens  auf  die 
Volksgesundheit''  an,  obgleich  auch  er  die  gegenwärtige  Ueberlegen- 
heit  des  Landes  anerkennt.  Er  detailliert  die  günstigen  Einflüsse  des 
Landlebens  sogar,  indem  er  die  einzelnen  Krankheitsgruppen  unter 
dem  Gesichtspunkte  von  Stadt  und  Land  betrachtet  und  so  zu  fol- 
genden Ergebnissen  kommt; 

1891'96  starben  in  Preußen  von  1000  Personen  im  Alter  von 
40 — 60  Jahren  :  (Tabelle  nebenstehend) 

Deutlich  zeigt  sich  hier  die  stärkere  Belastung  der  städtischen 
Bevölkernng  und  zwar  sind  es  gerade  die  konstitutionellen  und  chro- 
nischen Krankheiten,  bei  denen  der  Unterschied  zwischen  Land  und 
Stadt  zu  Ungunsten  der  letzteren  besonders  stark  ist.  unleugbar 
sind  die  in  und  von  ihr  lebenden  Menschen  besonderen,  die  Körper- 
konstitution untergrabenden  Einflüssen  ausgesetzt.  Sollten  diese 
wirklich  uiiabwen<lbar  und  inkorrigihel  sein,  so  müßte  allerdings  der 
Ent^rtungstheuretiker  zu  einer  absoluten  Verurteilung  der  städtischen 
Wohnweise,  der  industriellen  Arbeit  und  der  Entwickelung  eines  Lan- 
des zum  Industriestaat  kommen.  Speziell  über  die  Zukunft  Deutsch- 
lands, das  in  diese  Entwickelung  in  einer  nicht  mehr  zurückschraub- 
baren Weise  eingetreten  ist,  könnte  er  nur  pessimistische  Betrach- 
tungen anstellen. 

Glücklicherweise  zeigt  aber  auch  gerade  das  Material,  das  Kruse 
verarbeitete,   wie  sehr  sich  die  gesundheitlichen  Nachteile  des  städ- 
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tischen  Lebens  durch  geeignete  Vorkehrungen  bekämpfen  lassen.  Denn 
in  den  zurückgebliebenen  Gegenden  ist  der  Unterschied  zu  Gunsten 
des  Landes  bezüglich  der  Sterblichkeit  größer,  als  in  kultivierten, 
reichen  Bezirken.  Kruse  gibt  dafür  einen  interessanten  Beleg  in  der 
folgenden  Tabelle. 
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Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  daß  der  größte  Unterschied  in  der 
ländlichen  und  städtischen  Sterblichkeit  sidi  in  den  östlichen  Provinzen 
lind  besoriilers  in  der  Jahresklasse  von  .'J'»  -40  findet.  Am  ungünstig- 
sten scheinen  die  Verhältnisse  in  den  Städten  Ost-  und  Westpreußenä 
zu  sein.  In  ganz  Preußen  ist  also  die  Sterblichkeit  größer  für  die 
erwachsenen  Männer  in  den  Städten  als  auf  dem  Lande:  in  dem  kulti- 
vierten Westen  und  in  Berlin-Brandenburg  beginnt  bereits  durch  die 
hygienische  Kultur,  die  hier  allgemeiner  und  intensiver  ist  als  im 
VVesten,  eine  Korrektur  einzutreten. 

Die  gleiche  Erfiihrung  macht  sich  geltend,  wenn  wir  nur  die  Groß- 
stätte ins  Auge  fassen.  Nach  Kruse  starben  in  den  Jahren 
1H95/1896  in  den  preußischen  Großstädten  auf  1000  Einwohner  im 
Alter  von 
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Also  unabhängig  von  Altersstufe  und  fJeschlecht  besteht  durchweg 
in  den  östlichen  (Jroßstätten  Preußens  eine  größere  Sterblichkeit  als  in 
Berlin  oder  gar  den  westlichen  Großstädten. 

Daß  mit  der  Entwickelung  zum  Industriestaat  durchaus  nicht 
naturnotwendig  eine  kör])erliche  Entartung  Hand  in  Hand  gehen  nmü, 
zeigt  uns  vor  allem  das  Beispiel  Englands,  des  ältesten  und  einseitig- 
sten Industrielandes,  in  dem  gegenwärtig  kaum  noch  2h  Proz.  der  Be- 
völkerung auf  dem  Lande  leben.  In  beneidenswertem  Maße  ist  es  in 
England  geglückt,  die  unleugbaren  Gefahren  durch  Assanierung  der 
Städte  und  besonders  durch  eine  durchgreifende  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung zu  paralysieren.  Wenn  auch  letztere  selbst  in  England  noch 
weite  Lücken  aufweist,  so  ist  sie  doch  im  stände  gewesen,  die  drohende 
körperliche  Dejiravation  aufzuhalten.  Obgleich  Englantl  im  Laufe  de» 
neunzehnten  Jahrhunderts  enorme  Menschenmassen  durch  Auswande- 
rung nach  allen  Teilen  der  Welt  verloren  hat  und  diese  Auswanderer 
gewiß  nicht  die  schwächlichsten  Elemente  waren,  trotzilem  ein  bei- 
spielloser Aufschwung  der  industriellen  Tätigkeit  das  Land  entvölkerte 
und  die  Bewohner  in  die  Fabriken,  Werkstätten  und  Kontore  der 
Stadt  trieb,  rechtfertigt  der  körperliche  Zustand  der  Bewohner  Groß- 
britanniens keineswegs  die  Behauiitung,  die  anläßlich  der  .lus  ganz 
anderen  Gründen  erwachsenen  Mißerfolge  im  südafrikanischen    Kriei 
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verschieiientlieh  laut  wurde,  daß  nämlich  die  Bevölkerung  entartet  und 
ausgemergelt  sei. 

Mangels  einer  Statistik  iil)er  die  KörperbescIiaHenlieit  der  großen 
Masse,  die  in  England  ebenso  fehlt  wie  in  andern  Ländern,  zumal 
durch  das  Fehlen  der  allgemeinen  \Vp|ir|)Hicht  auch  die  Tauglichkeits- 
statistik hier  als  Maßstab  nicht  in  Frage  kommen  kann,  ist  es  natür- 
licli  außerordentlich  schwer,  über  die  Bonitiif  der  Bevölkerung  sich  ein 
Urteil  zu  bilden. 

Ein  gutes  Zeichen  ist  es  zunächst,  daß  die  Sterblichkeit  im 
britischen  Reiche  sehr  niedrig  und  die  Geburtenziffer  wenn  auch  nicht 
sehr  groß,  doch  immerhin  groß  genug  ist,  dali  ein  Gebiirtendberschuß 
resultiert,  der  von  keinem  andern  der  euro[iäischen  Kulturländer  iil)er- 
troffen,  von  tlen  meisten  derselben,  so  besonders  von  den  romanischen, 
auch  nicht  annähernd  erreicht  wird.  Selbst  die  englischen  (Jroßstädte 
produzieren  aus  sich  selbst  einen  beträchtlichen  Bevölkerungszuwachs 
und  sind  keineswegs  zur  Vergrößerung  oder  Erhaltung  der  Volkszahl 
auf  das  Land  angewiesen.  Nach  Hasse  erzielte  allein  London  in  den 
zehn  Jahren  von  IHHl — 1891  einen  Geburtenüberschuß  von  509525, 
Liverpool  von  Sölllt),  Bristol  von  11  554  Köpfen. 

Die  Frage  der  gegenwärtigen  Körjterbescliaffenheit  der  Engländer 
war  für  ilen  Verfasser  wegen  ihrer  Bedeutung  für  das  Problem  der 
Entartung  durch  die  gesundheitlichen  Schäden  industrieller  und 
städtischer  Lebensweise  so  wichtig,  daß  er  anläßlich  eines  Aufenthaltes 
in  London  durch  eigene  Beobachtungen  sich  ein  Urteil  zu  bilden 
suchte.  Die  Beobachtungen  haben  zwar  nur  den  Wert  von  Senti- 
nients  und  können  nicht  durch  exakte  Zahlenangaben  erhärtet  werden. 
Da  letztere  aber  durchaus  nicht  zu  beschafl'en  sind,  vermögen  doch 
vielleicht  auch  Reiseeindrücke  zur  Beurteilung  des  Tatbestandes  bei- 
zutragen. 

Wie  ein  höherer  Ofhzier  durch  Uebung  sich  einen  Besichtigungs- 
blick angewöhnen  kann,  der  ihm  erlaubt,  schon  durch  einfaches  An- 
sehen der  defilierenden  Trupjten  sich  ein  gewisses  Urteil  tlber  Be- 
schaffenheit und  Haltung  zu  bilden,  so  vermag  auch  der  Arzt,  der  zu 
beobachten  versteht,  als  einfacher  Tourist  die  körperliche  Beschaffen- 
heit der  Bewohner  einer  Stadt  oder  einer  Gegend  ungefähr  zu  taxieren, 
auch  ohne  daß  er  zeitraubende  und  unistündliche  Untersuchungen 
ausführt.  Auf  der  Straße,  bei  üUenthchen  Arbeiten,  besonders  aber 
bei  allgemeinen  Zusammenkünften,  wie  Kirchgängen,  Volksversamm- 
lungen, Jahrmärkten  u.  s.  w.  bietet  sich  ihm  Gelegenheit,  die  Erwach- 
senen beiderlei  (Jeschlechts  zu  beobachten.  Stellt  er  sich  in  den  Schul- 
pauscn  und  beim  Schulschlnß  refielmäßig  vor  den  Schulen  auf,  so  wird 
er  nach  einiger  Zeit  die  Bonität  der  eingeborenen  jufiendlicben  Be- 
völkerung wohl  zu  erkennen  vermögen.  Ist  das  Wetter  günstig,  so 
hat  er  im  Frt^ieii,  in  den  Straßen,  in  den  Gärten  und  Plätzen  die 
kleinen  und  kleinsten  Kinder  zu  beobachten,  deren  Blüte  ja  von  ganz 
besonderem  Wert  für  <lie  Beurteilung  der  gesamten  Bevölkerung  ist. 
Um  in  diesen  Beobachtungen  Uebung  zu  bekommen,  benutze  man  die 
Ferienreisen.  Man  wird  staunen,  wie  schnell  und  prägnant  z.  B.  die 
Verschiedenheit  in  der  Körperbeschaffeuheit  der  Bevölkerung  einer 
Straße  in  Rixdorf  einerseits  und  etwa  des  Fischerdorfes  Ahlbeck  ande- 
rerseits sich  zu  erkennen  gibt. 

In  ähnlicher  Weise  hat  sich  der  Verfasser  dieser  Zeilen  die  Lon- 
don e  r  A  r  b  e  i  t  e  r  v  i  e  r  t  e  1 ,  so  gut  es  gehen  wollte,  angesehen.    Nicht 
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ohne  eine  gewisse  SelbstverleuKnuiifi  des  auch  im  Arzte  schließlich 
schliiiiiiiieni(len  ästhetischen  (iefühls  hat  er  an  (i  aufeinanderfoltjeiiden 
Tagen  je  vier  Stunden  zu  an.ssc!iließlii'hor  Beobachtung  der  Körper- 
bescIiafVenheit  der  Londoner  Arbeiterbevolkerung  verwendet  und  dabei 
einige  Beobachtungen  gemacht,  die  ihn  aufs  höchste  überraschten  und 
seiner  vorgefaßten  Meinung  in  ausschlaggebenden  Punkten  nicht  ent- 
sprachen. Die  Bevölkerung  des  Londoner  Ostende  zerfällt  in  zwei 
(Jruiijten,  die  sicli  sofort  scharf  voneinander  unterscheiden :  das  eigent- 
liche Proletariat  angelsächsischer  Rasse  und  die  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten eingewanderten  Juden  aus  dem  Osten  Europas,  die  trotz 
Schmutz,  Armut  und  handwerksmäßiger  Beschäftigung  doch  weniger 
den  Eindruck  von  Proletariern  als  den  von  heruntergekommenen  Klein- 
bürgern machen.  Nur  auf  die  erstere  Schicht  erstrecken  sich  die  fol- 
gen<len  Beobachtungen. 

Die  ersten  Eindrücke,  die  sich  dem  bieten,  der  die  Arbeiterviertel 
Londons  durchstreift,  sind  von  einer  Widerwärtigkeit,  die  die  meisten 
Besucher  abschreckt,  ein  zweites  Mal  wiederzukommen.  Man  kann 
kilometerweit  gehen,  ohne  auch  nur  einem  einzigen  nicht  zerlumpten 
Rock  oder  niclit  durchlöcherten  Schuh  zu  begegnen.  Diese  Verwahr- 
losung des  Aeußern  erstreckt  sich  auf  beide  (jeschlechter  und  jede 
Altersstufe.  Dazu  die  Einförmigkeit  der  Häuserreihen,  der  Schmutz 
der  Straße  und  dann  vor  allem  der  Umstjind,  daß  das  Auge  hier  und 
da  auf  einen  Repräsentanten  Jener  unglückseligen  Armee  von  soge- 
nannten „Arabern"  fällt,  die  so  ziemlich  die  abschreckendsten  mensch- 
lichen Wesen  sind,  die  das  Auge  des  kontinentalen  Arztes  zu  sehen 
bekommen  kann.  Langsam  schleppen  sich  diese  gebückten,  nur  aus 
Knochen.  Haut  und  Lumpen  bestehenden  Wesen  an  den  Häuserreihen 
dahin  mit  stieren,  glasigen  Augen  und  maskenartigem  Gesichtsausdruck. 
Ab  und  zu  nehmen  sie  mit  ihren  knöchernen  Fingern  ein  fortge- 
worfenes Stück  Brot  aus  dein  Rinnsteine  oder  durchsuchen  die  Aschen- 
eimer. Geradezu  unbegreiflich  für  den  Ausländer  ist  die  Nonchalance, 
mit  der  hoch  und  niedrig  an  diesen  unglücklichen,  der  Vertierung 
nahen,  aber  freigeborenen  Briten  Tag  aus  Tag  ein  vorüber  geht. 
Selbst  der  durch  den  Anblick  von  Berliner  Vorortselend  abgebrühte 
Arzt  steht  erschüttert  da,  wenn  er  zum  ersten  Male  eines  dieser 
Wesen  erblickt,  unter  denen  es  auch  Kinder,  besonders  aber  viele 
Frauen  in  vorgerücktem  Lebensalter  gibt. 

Diese  und  ähnliche  Eindrücke,  noch  gesteigert  durch  den  Anblick 
von  betrunkenen  Männern  und  Frauen,  die  man  gelegentlich  in  den 
Seitenstraßen  auf  dem  Boden  liegen  sieht,  herrschen  bei  dem  ersten 
Besuche  der  Londoner  Arlieitervierte!  vor.  Manche  Schilderung  der- 
selben ist  nach  solchen  ersten  Eindrücken  entstanden,  vieles  Versöhn- 
liche ist  nicht  bemerkt,  weil  die  abscheuliche  Außenseite  von  vornherein 
den  Beobachter  gefangen  nahm. 

Um  nicht  durch  Nebendinge  beeinträchtigt  zu  werden,  begann  ich 
von  vornherein  mein  Augenmerk  auf  konkrete  Sachen  zu  beschränken, 
z.  B.  auf  das  Vorkommen  der  Rachitis,  der  sogenannten  „englischen 
Krankheit",  bei  den  unzähligen  auf  der  Straße  und  in  den  Public  gar- 
dens  sich  herumtreibenden  Kindern.  Zu  meinem  größten  Erstaunen 
wurde  ich  gewahr,  daß  die  Krankheit,  die  sich  in  Berlin  und  seinen 
Vororten  an  der  Mehrzahl  der  sorgfältig  gekleideten  Proletarierkinder 
schon  im  Vorübergehen  diagnostizieren  läßt,  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmen   unter  den  zerlumpten  Rangen  des  Londoner  Arbeiterviertels 
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vollkonimen  fehlt.  Vieiinelir  weisen  die  Kinder  einen  ganz  vortreff- 
lichen Ernälininjisziistand  auf,  sind  rotwanj^ig  und  kräftig  in  allen 
ihren  Bewegungen.  Auch  Kinder  mit  den  typischen  (Jesichtern,  wie 
sie  die  adenoiden  Wucherungen  im  Nasenrachenraum  zu  Wege  bringen, 
sieht  Ulan  selten  und  nicht  annähernd  so  häufig  wie  in  Berlin  oder 
Rixdorf.  Bedenkt  man,  daß  es  sich  hier  nicht  etwa  um  die  Sprößlinge 
der  höher  gestellten,  der  Lebenshaltung  der  Kleinbürger  nahekommen- 
den englischen  Arbeiter  handelt,  sondern  um  solche,  die  etwa  den 
Durchschnitt  <ier  englischen  Arbeiter  ausmachen,  so  ist  diese  gute 
Körperbeschaffenlieit  der  Kinder  der  Arbeiterviertel  im  Osten  und 
Norden  Londons  allerdings  sehr  auffallend. 

Die  Erwachsenen  zeigen  in  den  englischen  Arbeitervierteln  eben- 
falls durchweg  ein  größeres,  gesünderes  und  muskelkräftigeres  Aus- 
sehen als  bei  uns.  Beeinträchtigt  wird  dieses  allerdings  durch  die  jeder 
Beschreibung  spottende  Vernachlässigung  der  Kleidung  und  des  sonsti- 
gen Aeußeren,  die  besonders  bei  dem  weiblichen  Teil  abstoßend  berührt. 

Die  beobachteten,  relativ  günstigen  körjierlichen  Verhältnisse,  die 
dem  Beschauer  sehr  überraschend  kamen,  lassen  sich  natürlich  nur 
durch  eine  genauere  Kenntnis  der  Lebensweise  des  englischen  Pro- 
letariats erklären,  als  sie  in  kurzer  Zeit  zu  gewinnen  ist.  Ein  Haupt- 
grund für  die  gute  Qualität  des  Nachwuchses  ist  gewiß  in  dem  unter 
den  englischen  Arbeiterfrauen  allgemein  üblichen  Selbststillen  der 
Säuglinge  zu  suchen,  ferner  auch  in  der  in  London  fast  ausschließlich 
üblichen  Wohuweise  in  einstöckigen  Häusern,  aus  deren  engem,  viel- 
fach stallartigem  Innern  die  Kinder  jeden  Augenblick  ins  Freie,  wenn 
auch  nur  in  die  schmutzigen  Höfe  und  noch  schmut2igereu  Straßen, 
gelangen  können.  Unter  den  Hauptnahrungsnütteln  scheint  die  Kar- 
toffel nicht  annähernd  die  Rolle  wie  bei  uns  zu  .spielen.  Vielmehr 
sieht  man  klein  und  groß  zu  allen  Tageszeiten  ein  gutes,  lockeres, 
weißes  Brot  essen. 

Soviel  auch  noch  in  England  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, der  Assanierung  der  Städte,  deui  Wohnungswesen  und 
der  Dezentralisation  der  Industrie  zu  tun  übrig  bleibt,  so  sind  sich 
doch  die  nationalökonomischen  und  medizinischen  Sachverständigen 
darüber  einig,  daß  die  jammervolle  physische  Besehaffejibeit  der  eng- 
lischen Industriearbeiter,  über  die  die  Parlamentsberichte,  Eu(|ueten 
und  (iesundheitsberichte  in  der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts 
klagen,  sich  bedeutend  gehoben  hat  und  noch  weiterer  Hebung  fähig 
ist.  Als  Zeuge  kann  hierfür  auch  der  gewiß  der  kapitalistischen  Ent- 
wickelung  in  England  kritisch  gegenüberstehende  K.  Marx  angeführt 
■werden,  dessen  bekanntes  Werk  (Das  Kafiitül.  Bil.  I)  sowohl  viele 
Beispiele  über  die  körperliche  Depravatiou  der  industriell  tätigen  Be- 
völkerung in  der  ersten  Hälfte  des  19.  .Jahrhunderts  beibringt,  als 
auch  zugleich  deren  Beseitigung  durch  sozialpolitische  Reformen  und 
ausgedehnten  Arbeiterschutz  ausdrücklich  konstatiert. 

Das  Beispiel  Englands  macht  wahrs<;heinlich,  daß  die  großen 
gesundheitlichen  Gefahren  der  städtischen  Wohnweise  und  der  indu- 
striellen Betätigung  nicht  irreparabel  sind,  und  daß  die  Industriali- 
sierung Wühl  eine  temporäre  Verkümmerung  der  beteiligten  Bevöl- 
kerung, aber  nichteine  dauernde,  unrettbar  sich  aufkom- 
mende Generationen  weitervererbende  Degeneration 
zu  bewirken  vermag. 

Handbuch  dar  Hrrltne.     Sajipl.-Hd.  IV.  49 
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Auch  in  Deutschland  ist  die  an  vielen  Orten  in  erschreckendem 
Maße  bei  den  Industriearbeitern  und  der  atädtischen  Bevölkerung  un- 
leujiltar  hervorfreteride  kürperlidie  Depravation  nicht  als  eine  dem 
Industrialisrnus  natur^xesetzlich  adhärcnte  Erscheinunfi,  sondern  eine 
Begleiterscheinung  des  unser  \'(jlk  auch  auf  anderen  Gebieten  tief 
erschfltterndeii  Uobcrganges  vom  reinen  Agrarstaat  zum  vorwiegenden 
Industriestaat  anzusehen. 

Wie  verhängnisvoll  gerade  derartige  Uebergangszeiten  sein  können. 
möge  an  dem  Beispiel  der  Veränderungen  der  Volksernäh- 
rung mit  einigen  Worten  gekennzeichnet  werden.  In  einer  früheren 
Arbeit  habe  ich  an  der  Hand  der  von  der  deskri])tiven  Nationalökonomie 
aufgezeichneten  Arbeiterbaushaltrechnungen  den  Unterschied  zwischen 
der  Kost  der  häuerlichen  Bevölkerung  mit  ihrem  ausgeprägt  lokalen  Cha- 
rakter und  der  von  aller  Naturalwirtschaft  losgelösten,  nur  auf  Geld- 
lohn gestellten  Industriearbeiter  zu  demonstrieren  versucht.  Ich  bin 
überzeugt,  daß  letzlere  in  der  großen  Mehrzahl  bei  uns  nicht  genügend 
Fleisch  und  Fett  verbrauchen.  Aus  den  Budgets  geht  deutlich  hervor, 
daß  nur  die  in  der  Minderzahl  behndlichen.  hochbezahlten  Arbeiter, 
die  kinderarnien,  oder  die,  welche  mehrere  erwachsene,  verdienende 
Kinder  in  ihrem  Haushalte  haben,  das  hygienisch  notwendige  Maß  von 
Fett  und  Fleisch  zu  verzehren  haben. 

Ordnet  man  die  Ausgaben  der  Haushaltbudgets  über  den  Ver- 
brauch der  Ilauptnahrungsmitte!  nach  der  sozialen  Stellung  der  Haus- 
haltungsvorstiinde,  so  lassen  sich  etwa  folgende  Kosttvpen  unterscheiden: 
1)  die  Ernäbrung-sweise  der  Wohlhabenden,  die  ihre  Nahrung  wählen 
können,  ohne  durch  Rücksicht  auf  ihre  Wohlfeilheit  in  ihrer  Wahl 
behindert  zu  sein ;  2)  die  Nahrung  der  städtischen  Handwerker.  Unter- 
beamten und  gut  gestellten  Arbeiter;  3.1  die  Nahrung  der  Bauern, 
ländlichen  Handwerker,  Fischer  und  des  Gesindes  mit  ausgeprägt 
lokalem  Gepräge ;  endlich  4)  <lie  Nahrung  der  von  jeder  Natural- 
wirtschaft losgelö.sten,  ausschließlich  auf  (Jeldlöhnung  angewiesenen 
industriellen  und  städtischen  Arbeiter. 

Die  älteste  und  (jrs]>rünglicliste  Form,  aus  der  sich  die  übrigen 
Kosttypen  erst  alimählich  entwickelt  haben,  ist  natürhch  die  dritte. 
In  eigener  Wirtschaft  an  Ort  und  Stelle  proiiuzierte  Nalirungsmittel 
herrschen  durchaus  vor.  Sie  passieren  nur  zum  Teil  den  Markt  oder 
den  Zwischenhandel.  Da  ich  an  dieser  Stelle  nicht  die  zahlenmäßigen 
Belege  geben  kann,  muß  ich  auf  die  oben  erwähnte  Arbeit  verweisen. 
Diese  Lokalcharakter  tragende  Kost  ist  inleressanterweise  vom  hy- 
gienischen Gesichtspunkte  rationell  in  der  Zusammensetzung  und  auch 
der  Menge  nach  zureichend.  Die  Haushaltungsvorstände  selbst  bauen 
ganz  oder  teilweise,  was  sie  essen.  Die  Abhängigkeit  von  der  Grund- 
und  Bodenverteilung,  der  wirtschaftlichen  Struktur,  den  Sitten  und 
Gebräuchen  der  Heimat  ist  in  ausgeprägtem  Maße  vorhanden.  Die 
Nahrung  ist  vorgeschrieben  und  unterliegt  nicht  der  individuellen  Wahl. 
Die  Cerealiennahrung  ist  hier  in  der  Regel  v(tr!ierrschend,  während 
die  Kartotfel  zurücktritt,  da  sie  mehr  zur  Schweinemast  als  zu  un- 
mittelbarer Ernährung  Verwendung  findet.  Die  \'iehzucht,  besonders 
die  Mästung  eines  Hausschweines,  gewährt  genüKeud  Fett  uml  Fleisch. 
Zucker  wird  nur  wenig  genossen,  dagegen  Leguminosen,  (Jemü.se  und 
Früchte  reichlich.  Dieser  lokale  Konsunitypus  hat  auch  seine  Nach- 
teile.    Lokale  Störungen  der  Nahrungsmittelproduktion,  wie  Mißernten, 
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Viehseuchen  ii.  s.  w.  niacheu  sich  iiiaiichinal  in  akuter  Weise  störend 
beineikbar.  Deshalb  habeu  zur  Zeit  jeiif  Lander  den  besten  Status  der 
Volkseruiihruug,  die  einerseits  bäuerliche  EniälirunK  sich  erhalten 
haben,  andererseits  aber  auch  durch  Atiscliluli  an  das  moderne  Eisen- 
bahnnetz den  (iefahren  von  toin|iijräron  IIuu!,'ersniiten  nicht  ausgesetzt 
sind.  Es  sind  insbesondere  die  südslavischen  und  die  skandinavischen 
Länder,  die  in  dieser  Weise  die  Xürzii^e  der  Naturalwirtschaft  ohne 
deren  Unzuträf,dichkeiten  ^eniflSeu.  Die  Knsttyjien  unter  2)  und  4) 
halten  penieinsani,  daß  der  lokale  Charakter  verwischt  oder  nahezu 
verschwunden  ist.  Wie  bei  der  Nahrunj;  der  wohlhabenden  Schichten, 
60  setzt  sich  auch  bei  jener  der  kleinbürfterlichen  Hevijlkerun;?,  der 
:  niederen  Heaniteu  und  der  besser  gestellten  Arbeiter  das  Bestreben 
durch,  von  der  wenig  scliuiackliafteii,  voluniinüsen,  groben  Nahrung 
der  ländlichen  Bevölkerung,  die  hau|itsächlich  aus  Roggenbrot,  Le- 
guminosen, Mehlspeisen,  PHanzenfetten  besteht,  abzugehen  und  Fleisch, 
WeiUbrot  und  Zucker,  d.  h.  schmackhafte,  wenig  voluminöse  und  leicht 
verdauliche  Nahrungsmittel  zu  bevorzugen. 

Vom  Stand])unkte  der  Hygiene  ist  dieser  Uebergang  ja  auch 
durchaus  verstündticli.  Leirler  ist  er  nur  dann  durchführbar,  wenn 
genügend  (ieldniittel  zur  Verfügung  stehen.  Besonders  innerhalb  der 
arbeitenden  Bevölkerung  können  nur  die  hochgeluhnten,  gelernten 
Arbeiter  den  Uebergang  zu  einer  rationellen  Fleisch- Weizeubrot- 
Zuckerkost  durchführen.  Dagegen  bleibt  in  vielen  Ländern,  be- 
sonders bei  .starken  Lebensmittelzöllen,  das  Gros  der  Imhistriearbeiter 
in  diesem  Uebergang  .stellen.  Sie  essen  nicht  mehr  in  genügen- 
dem Maße  wie  ihre  bäuerischen  Vorfahren  Roggenbrot.  Kartoffeln, 
Leguminosen .  Molkereiprodukte,  Fett  und  Mehlspeisen,  und  essen 
noch  nicht  genug  Fleisch,  Zucker,  Butter  uurl  Weizenbrot  wie 
die  bessern  Ivreise.  deren  Ernährung  sie  unwillkürlich  nachahmen. 
Die  Mehrzahl  der  deutsclien  Proletarier  ist  zur  Zeit  in  dieser  Lage. 
Ihre  kür|terliche  Minderwertigkeit  ist  sicher  nicht  ohne  kausalen  Zu- 
sammenhang mit  dieser  eigentümlichen  Ernährung. 

Bevölkerungsschichten,  die  in  einem  dauernden  Znstande  einer 
chronischen  Unterernährung  ihr  Dasein  fristen,  gibt  es  wohl  in  den 
meisten  Läiulern  und  hat  es  wohl  von  jeher  gegeben.  Für  die  Rassen- 
qualität ist  das  so  lange  gleichgiltig,  als  diese  Schichten  numerisch 
schwach  sind.  Dagegen  liegt  eine  ernste  Gefahr  vor  im  Sinne  einer 
Dejtravation  und  Degeneration,  wenn  ein  erheblicher  Bruchteil  der 
Bevölkerung  unter  einer  dauernden  Unterernährung  zu  leiden  hat. 
Aus  einer  Vergleichung  der  Angaben  über  die  B^nährung,  wie  sie  in 
den  Arbeiterhaushaltrechnungen  üiierliefert  sind,  habe  ich  den  be- 
stimmten Eindruck  gewonnen,  daß  bei  unsern  großstädtischen  und  in- 
dustriellen, nur  auf  (ieldlohn  angewiesenen,  von  Scholle  und  Tradition 
losgelösten  Arbeitern  auch  dort  eine  große  Unterernährung  besteht, 
wo  von  eigentlichem  Paujterismus  nicht  gesjirochen  werden  kann. 

Gegen  diese  Auffassung  beweist  die  gegenwärtig  vielfach  vertretene 
Ansicht,  daß  die  Volksernährung  sich  im  Laufe  des  11).  Jahrhunderts 
wesentlich  gehoben  habe,  nicht  viel.  Denn  die  anerkennenswerten 
Fortschritte,  die  in  dem  steigenden  Fleischkonsum,  der  Vermeidung 
der  Hungersnöte  der  rein  naturalwirtschaftlichen  Wirtschaftsejiochen  und 
in  der  Verallgemeinerung  des  Verbrauchs  von  Nahrungs-  und  Genuß- 
niitteln,  die  früher  nur  den  Reichen  zugänglich  waren,  gesehen  werden, 
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wi(lerle|,'en  keineswegs  die  Behauptung  von  dem  Vorhandensein  einer 
chronischen  Unterernährung  mit  degeuerativer  Tendenz.  Die  Steigerung 
des  Fleischkonsums  ist  näriilicli  gar  nicht  so  liedeutend,  heruht  vielleicht 
nur  auf  einer  besseren  statistischen  Erfassung  und  kryunte  innerhalb  der 
städtischen  Bevölkerung  auch  vorwiegend  von  der  in  den  Städten  nume- 
risch stärker  vertreteneu  höheren  und  mittleren  Bevölkerungsschichten 
absorbiert  werden.  Die  Vermeidung  der  Hungersnöte  ist  allerdings 
eine  nicht  wegzuleugnende,  erfreuliche  Tatsache:  aber  so  traurig  die 
Teueruiigszeiten  waren,  sie  hatten  vielleicht  einen  auslesenden  Wert,  da 
die  stärkeren  Konstitutionen  nicht  so  früh  unterlagen  als  die  schwachen. 
Am  wenigsten  beweist  natürlich  der  Verbrauch  von  Genuß-  und  Reiz- 
mitteln. Denn  dieser  könnte  ja  gerade  auf  Kosten  der  Nahrungs- 
mittel gestiegen  sein.  Die  gerühmte  Verbesserung  der  Kost  der 
haiidarbeitenden  Bevölkerung  ist  vielleicht  häutig  weiter  nichts  als  eine 
Umwandlung  zureichender,  derben  Lokalcharakter  tragender,  bäuerischer 
Nahrung  in  eine  Kost,  die  <[ualitativ  die  der  wohlhabenden  Klassen 
nachahmt,  ohne  sie  quantitativ  zu  erreichen. 

Ich  kann  diesen  AusHug  in  das  (Jebiet  der  Volksernährung  nicht 
beenden,  ohne  noch  zu  erwähnen,  daß  die  moderne  Entwicklung  der 
Volks-  und  Weltwirtschaft  auch  die  Ernährung  der  ländlichen  Bevöl- 
kerung verschlechtert,  und  zwar  durch  einen  wirtschaftlichen  Prozeß, 
den  man  in  Ermangelung  eines  besseren  Ausdrucks  die  Merkantili- 
sierung  der  Nahrungsmittel  nennen  könnte.  Er  besteht  darin,  daß  auch 
jene  landwirtschaftlichen  Produkte,  die  in  früheren  Zeiten  dem  lokalen 
Konsum  verblieben,  durch  die  Nähe  schnell  wachsender  Industriestädte 
und  die  Entwicklung  der  Verkehrs-  und  Transportmittel  Marktwert 
erhalten.  Sie  werden  dann  lieber  dem  Zwischenhändler  überlassen, 
als  (laß  sie  zu  Hause  gebraucht  werden.  Milch  wird  gleich  im  großen 
und  ganzen  abgeführt,  so  daß  sie  nicht  mehr  wie  früher  in  großen 
Mengen  von  den  Hausgenossen  getrunken  werden  kann.  Ebenso 
Butter.  Speck,  Würste  und  andere  landwirtschaftliche  Produkte.  Auch 
dadurch  werden  die  ländlichen  Kosttypen  verschlechtert,  daß  in  aus- 
gedehntem Maße  für  den  Export  bestimmte  Produkte  gezogen  werden, 
wie  Wein,  Zucker  u.  a.  m.  Geradezu  verhängnisvoll  für  die  Volks- 
ernährung ist  jedoch  die  moderne,  ausschließlich  die  Produkte  für  den 
Markt  beherrschende  Wirtschaftsweise,  wenn  sie  unmittelbare  Nahrungs- 
mittel als  solche  vernichtet,  um  sie  zu  gewerblichen  Zwecken  zu  miß- 
brauchen. Die  jüngste  Errungenschaft  auf  diesem  Gebiete  ist  ja  be- 
kanntlich, daß  man  Kartoffeln  in  der  Form  von  Spiritus  zur  Loko- 
mobilenheizung, Ofenheizung  und  Beleuchtung  verwendet,  statt  sie  auf 
dem  Umwege  der  Schweinemast  in  das  für  die  Volksernährung  so 
wichtige  Fett  und  Fleisch  zu  verwandeln.  Wir  sehen  also,  daß  der 
oben  erwähnten  chronischen  Unterernährung  bei  der  großstädtischen 
und  industriellen  Arbeiterschaft  in  den  Ländern,  die,  wie  Deutschland, 
im  Uebergang  vom  Agrarstaat  zum  Industriestaat  begrüTen  sind,  eine 
zweite  bei  der  ländlichen  Bevölkerung  parallel  geht,  indem  Nahrungs- 
mittel, die  heute  nur  für  den  Eigenkousum  Wert  haben,  Marktwert 
erhalten,  dem  lokalen  Konsum  entzogen  und  dem  Weltmarkt  zugeführt 
werden. 

Nicht  nur  auf  dem  tlebiete  der  Volksernährung  entfalten  der- 
artige Uebergangszeiten  in  der  Wirtschaftsweise  verhängnisvolle  Wir- 
kung.   Der  Nachweis  derselben  auf  diesem  Gebiete  ist  aber  nicht  nur 
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wegen  der  dadurch  erfolgten  Bereicheniiif;  unserer  Kenntnisse  von 
körperlich  degenerierenden  Momenten  wichtig,  sondern  auch  deshalb, 
weil  uns  auf  dorn  Geluete  in  der  Handhabung  der  Zollpolitik  und 
der  Konsumenten-  und  Produzentenorganisation  Angriffspunkte  ge- 
geben sind,  diesen  Momenten  auf  wirksame  Art  zu  begegnen.  Auf 
diese  Punkte  näher  einzugehen,  würde  die  Aufgabe  und  den  Rahmen 
dieser  Abhandlung  flberschreiten.  Zur  Genüge  geht  aus  den  ange- 
führten Tatsachen  hervor,  dali  die  zunehmende  Industrialisierung  und 
die  städtische  Wohnweise  zwar  mit  schweren  Gefahren  für  die  körper- 
liche Entwicklung  der  Bevölkerung  verknüpft  ist,  daß  es  aber  un- 
richtig sein  würde,  dieselbe  für  unabwendbar  zu  halten  und  aus  der- 
selben inkorrigibele  degenerierende  Tendenzen  abzuleiten. 
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TU.  Das  Eiitartuiiifsprobleni  vom  biolo);ise!ieii  um]  [»atliologlscben 

tiieslchtspanktc. 

Um  zu  verhüten,  daß  die  Fälle  der  pathologisch-anatomischen  und 
klinisch-kasuistischen  Kinzelheiteu  den  UelierbUck  unmöglich  machen, 
ist  bisher  absichtlich  gauz  allgemein  von  Minderwertigkeit  des  Körjier- 
baues  und  Untauglichkeit  zu  den  höchsten  Kraftleistun  gen  geredet 
worden.  Es  wird  nun  im  folgenden  darauf  ankoninieu,  kurz  diese  all- 
gemeinen Begriffe  in  ihre  konkreten,  von  der  medizinischen  Wissen- 
schaft bereits  aufs  sorgl'ältigsle  studierten  Bestandteile  aufzulösen.  Das 
Entartungsjirobleni  gelangt  so  aus  dem  Gebiete  der  Soziologie  wieder 
in  die  Sphäre  der  Biologie  und  Pathologie. 

Durchmustern  wir  auch  nur  flüchtig  die  konstitutionell  minder- 
wertigen Elemente,  die  sich  in  unserer  Umgebung  betinden,  so  fällt 
uns  zunächst  auf,  daß  wohl  die  Mehrzahl  ihre  Minderwertigkeit  von 
einem  oder  beiden  Eltern  erblich  übernommen  hat.  Es  erübrigt  an 
dieser  Stelle  auf  die  Theorie  der  Vererbung  einzugehen.  Nur  ihre 
Tatsachen  sollen  hier  kurz  angeführt  werden. 

Daß  die  Descendenz  eines  körperlich  schwachen  und  kleinen 
Elternpaares  ebenfalls  klein  und  schwach  ausfällt  ist  ohne  weiteres 
klai'.  Ist  eines  der  Eltern  rüstig,  das  andere  schwächlich,  so  sehen 
wir  nicht  selten  in  der  Nachkommenschaft  zwei  verschiedene  Typen 
sich  wiederholen,  indem  die  einzelnen  Kinder  einmal  nach  dem  rüstigen 
oder  nach  dem  hinfälligen  Individuum  arten.  Es  können  sich  aber 
auch  innerhalb  der  Einzelkonstitutionen  die  Eigenschaften  mischen, 
sodali  ein  Ausgleich  bei  den  Deszendenten  zu  stände  kommt. 

Eine  Schwäche  des  Nervensystems  wird  sehr  häutig  vou  den 
Ascendenten  mit  auf  die  Welt  gebracht,  wenn  einer  der  Eltern  oder 
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gar  beide  an  Nerven-  oder  (leisteskninkheiten  gelitten  haben.  Es  ist 
dabei  nicht  gesagt,  daß  die  Nachkotmnen  auch  ilieselben  nervösen 
Störungen  aufweisen  wie  ihre  Eltern.  Es  ist  dies  .sogar  der  seltenste 
Fall.  Es  vererben  »ich  eben  nicht  die  besonderen  Erscheinungsformen 
der  Psychopathie  wie  Hysterie,  Hypochondrie,  Trunksucht,  Epilepsie 
u.  s.  w.  sontleni  nur  die  .\nlage  dazu,  die  psvchopathische  Minderwertig- 
keit im  allgemeinen,  auf  deren  Boden  sich  dann  je  nach  dem  Milien, 
den  Erlebnissen  und  Lebeusgewolinheiten  verschiedene  Krankheitsbilder 
entwickeln  können. 

Fornor  hat  ohne  Zweifel  von  der  Legion  der  Tuberkulösen 
ein  erheblicher  Brucliteil  zwar  nicht  die  Tuberkulose,  aber  doch  die  An- 
lage zum  Haften  und  (Jedeihen  der  Tul)erkelbazillen  von  ihren  Vor- 
fahren ererbt.  Es  würde  sonst  unerkläidich  sein,  warum  zahlreiche 
Individuen  selbst  unter  den  für  eine  Infektion  günstigsten  Umständen 
niemals  erkranken,  während  in  auilercii  Familien  selbst  bei  Anwendung 
von  Vorsichtsmaßregeln  ein  Mitglied  nach  dem  anderen  der  Schwind- 
sucht aidieini  fallt. 

Auch  Leisiungsuiifäbigkeit  des  Herzmuskels  wird  in  zahlreichen 
Fällen  von  den  Vorfahren  übernommen  und  an  die  Nachkommen  weiter- 
gegeben. Nur  sind  diese  Zustände  noch  zu  wenig  studiert,  als  daß 
sich  darüber  bereits  bestimmte  Angaben  machen  ließen. 

Die  bisher  erwähnten  (Irnppen  von  minderwertigen  Individuen 
liaben  ilireu  Defekt  von  den  Eltern  ererbt  und  werden,  da  diese  Defekte 
in  den  meisten  Fällen  nicht  ausreichen,  sie  unfruchtbar  zu  machen. 
ihre  Minderwertigkeit  auf  ihre  Descendenten  weitervererben.  So  sind 
unendliche  Reihen  von  entarteten  Konstitutionen  denkbar,  deren  Ende 
nicht  abzusehen  ist,  die  aber  alle  einmal  ihren  Ursprung  aus 
vollwertigen  Individuen  genommen  haben  müssen.  In 
der  Tat  beobachtet  ilitr  Arzt  auch  gegenwärtig  sehr  häufig  frei  ent- 
stehende Minderwertigkeit,  —  dieses  Wort  niemals  im  Sinne 
des  erworbenen  aber  nicht  vererbliaren  Defektes,  sondern  wie  überall 
in  dieser  Ablmtidlung  als  eine  auf  die  Nachkommen  übertragbare  auf- 
gefaßt. Hier  zeugt  ein  rüstiger,  aber  an  der  Schwelle  des  Greisen- 
alters stehender  Manu  aus  einer  rüstigen  zwanzigjährigen  Frau  leicht 
epileptische  Kinder,  die  ihre  psycho])athische  Minderwertigkeit  den 
Kindeskiitdern  weitergel)en.  D<prt  entstehen  als  Früchte  sich  über- 
stürzender Wochenbetten  aus  einer  kräftigen  Frau  schwächliche,  schmal- 
brüstige Kinder,  die  später  an  Tuberkulose  erkranken,  aber  nicht  früher 
sterben,  als  bis  sie  eine  erhebliche  Anzahl  ihnen  gleichender  Kinder 
erzeugt  haben.  Oder  wir  sehen  einen  hünenhaften,  aber  infolge  seines 
Berufes  trunksüchtigen  Schankwirt  aus  einer  ursprünglich  rüstigen, 
aber  ebenfalls  trinkenden  Frau  minderwertige  Kinder  zeugen. 

Zwar  hat  man  nach  dem  Vorgange  Weis  mann»  die  Vererbung 
erworbener  Eigenschaften  bestritten,  aber  das  betritit  nur  jene  Zu- 
stände, die  unter  Intaktlassung  der  Keimdrüsen  die  übrigen  Organe 
des  Körpers  schädigen.  Deun  so  sehr  Weisnianu  und  seine  Schüler 
auch  die  Möglichkeit  der  Vererbung  funktioneller  Abänderungen  im 
Sinne  der  La  m  a  rck'.'^chen  Vererbungstheorie  bestreiten,  so  geben  sie 
doch  {Die  Allmacht  der  Naturzüchtung,  1H1)3,  S.  93)  selbst verständ- 
licli  die  Veierldiarkeit  altgemeiner  Zustünde  des  Körpers,  die  sich  auch 
auf  das  Keimptasma  erstrecken,  zu.  Die  Annahme  einer  Depravation 
der   Nachkommen  infolge  Allgemeinschädigungen  der  elterlichen  Or- 
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ganii=inen,  z.  B.  des  Alkoholisinus,  Bleiintoxikation  u.  s.  w.  widerspricht 
also  durchaus  nicht  der  \V  eisnian  n'schen  Theorie.  Es  erklärt  sich 
vielmehr  gerade  aus  ihr  sehr  gut,  daß  sich  keine  Itestinimten  Krank- 
heitsbilder vererben,  sondern  nur  allgemeine  Schwäcliezustrmde  und  An- 
lagen, auf  deren  Boden  sich  dann  die  verschiedenen  Krankheiten  ent- 
wickeln können. 

\'on  vielen  Seiten  ist  mit  Recht  der  unmäßige  Genuß  alkoholischer 
Getränke  al.s  Ursache  der  kfirperlichon  Entartung  des  Nachwuchses 
von  im  übrigen  rüstigen  Individuen  angeschuldigt  worden.  Besonders 
die  Beobachtungen  Denimes  inachen  wahrscheinlich,  daß  fortgesetzter 
Alkoholinißbraucli  der  Eltern  die  Keimzellen  schädigt  und  dann  ent- 
weder |isycliisch  oder  somatisch  minderwertige  Nachkommen  resultieren. 
Er  untersuchte  die  Nachkommenschaft  von  10  Trinkerfamilien  mit  zu- 
sammen 57  Kindern. 

In  der  ersten  Gruppe  befanden  sich  t>  Familien  mit  zusammen 
31  Kindern,  in  denen  sich  fortgesetzter  Alkoholmißbrauch  seitens  des 
Vaters  und  des  Großvaters  väterlicherseits  nachweisen  ließ.  Von  den 
31   Kindern  waren  nur 

2  KindtT  niiniia!,  dagegen 

8  Blarbt'ii  Iml'i  imrli  (ier  (iebtirt  an  ftitgpnipiripr  I^ebeaiwch wache, 
■  «larbcri  walin-iu)  tliT  fr!<tL'ii  .Moniite  uiitw  Krämpfen, 

3  zeieteii  nrigclum-ne  Xtißbiliiiiiigen,  nämlich  WasKerkopf,  angeborenen  Klurap- 
fufl  und  ilnii[>elte  Ha.ien«eharte, 

3  waren   bitkl^innig, 

2  lernten  iliis  Sjirechen  verspätet  und  stammelten  dann, 

3  zeigten  Zwergwuchs, 

3  litten  an  epilepti sehen  Krumpfen. 

Die  zweite  Gru]ipe  bildeten  3  Familien  mit  zusammen  20  Kindern, 
in  denen  chronischer  Aikoholismus  des  Vaters,  aber  keine  Betastung 
seitens  der  Vorfahren  bestand.     Von  diesen  Kindern  waren 

7  uormal, 

4  starben  an  allgemeiner  Ijebeucsciiwäcfie, 

3  8tarl)eii  intierliulb  der  ersten  Wochen  an  Krämpfen, 
2  waren  schwachsinnig, 
2  litt«ti  an  Veitstanz., 
I  zeigte  Zwergwuchs, 
I  litt  an  Epilepsie. 


Außerdem 
der    Vater  als 


ließ  sich  noch  eine  Familie  feststellen,  in  der  sowohl 
auch    die    Mutter  trunksüchtig  waren.     Von   den  aus 


dieser  Ehe  stammenden  (i  Kindern  war  kein  einziges  normal,  sondern 

3  starVien  im  ersten  Halbjahr  od  Krämpfen, 

I  war  blödsinnig, 

I  zeigte  Zwerggeburt, 

1  war  epileptisch. 

Die  hier  mitgeteilten  Daten  gewinnen  dadurch  an  Ueberzeugungs- 
kraft.  daß  Demme  ihnen  61  Kinder  von  10  gesunden,  nicht  dem 
Alkoholmißbrauch  frönenden  Elternpaaren  gegenüberstellt.  Von  diesen 
waren 

50  normal, 
3  starben  an  allgemeiner  Lebensschwäche, 

2  starben  an  Krkranknngen  de«  Magciidarmkanals. 
2  litten  iin  Veitstanz, 

2  blieben  in  der  geistigen  Ejjtwiekelung  zurück, 
2  zeigten  angeborene  Mißbildungen. 
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Diese  und  ähnliche  von  anderen  Autoren  gemachten  Angaben 
weisen,  daß  die  Trunksucht  als  solche  wohl  ini  stände  ist,  hei  den 
Nachkommen  eine  nachhaltige  psychische  und  somatische  Entartung 
hervorzurufen.  Davon,  daß  in  viel  zahlreicheren  Fällen,  wie  ja  auch 
aus  den  vorstehenden  Angaben  hervorgeht,  die  Trunksucht  keine  Ur- 
sache, sondern  ein  Symptom  der  Entartung  ist.  soll  an  dieser  Stelle 
abgesehen  werden. 

Dagegen  steht  der  Beweis  fflr  die  mehrfach  aufgestellte  Behaup- 
tung noch  aus,  daß  die  im  Rausch  erzeugten  Kinder  minderwertig 
seien.  Denn  dagegen  fällt  doch  sehr  stark  der  Umstand  ins  Gewicht, 
daß  i)ei  den  germanischen  und  slavischen  Völkern,  trotzdem  bei  ibuea 
der  Beischlaf  häufig  im  Rausch  vollzogen  wird  und  danach  Konzeption 
der  Frau  eintritt,  die  minderwertigen  Individuen  keineswegs  zahlreicher 
sind  als  in  den  romanischen  Ländern,  deren  Bevölkerung  sich  durch 
Mäßigkeit  auszeichnet. 

Selbst  Wulffert.  der  die  Gefährlichkeit  des  Alkoholgennsses 
sicher  nicht  unterschätzt,  drückt  sich  über  die  degenerative  Wirksam- 
keit der  geistigen  (ietränke  reserviert  aus:  „Im  Laufe  eines  Jahr- 
hunderts ist  durch  Kasuistik,  Statistik  und  Tierversuch  festgestellt, 
daß  in  der  chronischen  Alkoholintoxikation  eine  Hauptquelle  der  De- 
generation zu  suchen  ist.  Doch  scheint  es,  daß  wir  neuerdings  ge- 
zwungen sind,  den  Kreis  der  Degeneration  erzeugenden  Ivrankheiten 
erheblich  zu  erweitern.  —  So  wenig  Sicheres  wir  nun  auch  bis  jetzt 
über  die  Quellen  der  Entartung  eines  Volkes  wissen,  so  dürfte  doch 
das  wenige,  was  wir  wissen,  genügen,  um  vom  volkshygieuischen 
Standpunkte  den  Wunsch  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen,  daß  diese 
Fragen  eingehender  erforscht  werden,  daß  namentlich  festgestellt  wird, 
welche  Krankheiten  Eiitartungserscheinungen  bei  den  Nachkoniiuen 
hervorzurufen  vermögen,  sowie  ob  einzelne  Entartungszeichen  und 
welche  fflr  bestimmte  Krankheiten  cliarakteristiseh  sind.  Ich  vermute, 
daß  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  wo  wir  fast  nur  auf  den 
Alkohol  als  Quelle  der  Entartung  fahnden,  manche  Veränderungen 
der  Kinder  auf  diesen  zurückgeführt  werden,  die  in  der  Tat  in  erster 
Linie  einem  anderen  Degeneration  erzeugenden  Faktor  oder  einer 
Kombination  von  mehreren  derartigen  Faktoren  ihre  Entstehung  ver- 
danken'' *). 

Nach  übereinstimmendem  Urteil  wirkt  die  Malaria  der  Eltern  auf 
die  Nachkommen  äußerst  degenerativ.  Diese  Tatsache  ist  schon  in 
unseren  Breiten  beobachtet,  z.  B.  in  den  Maleriagegenden  Italiens  und 
Ungarns,  die  gerade  aus  diesem  Grunde  auffallend  schlechte  Rekru- 
tierungsergebnisse liefern.  Am  deutlichsten  gibt  sich  der  entartende 
EinHuiS  der  Malaria  natürlich  in  den  Tropen  kund  und  auch  hier 
natürlich  am  meisten  bei  den  weißen  Einwanderern,  denen  die  relative 
Immunität  der  eingeborenen  Bevölkerung  fehlt. 

Ein  sehr  prägnantes  Bild  der  Entartung  Weißer  in  den  tropischen 
Malariagegenden  hat  uns  Orgeas  in  seiner  Beschreibung  der  demo- 
graphischen Verhältnisse  der  französischen  Verbrecherkolonie  am 
Marouiflusse  entworfen.     Die    landwirtschaftliche   Station  am  Maroni- 


I 


I 

I 

I 
I 


•)  Man  vergl.  auch  Ptoetz,  Bedeutung  dea  Alkohol»  für  Leben  und  Ent- 
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flusse  wurde  im  Jahre  1K58  gegründet.  Im  Jahre  darauf  hatte 
sie  die  enorme  Sterblichkeit  von  '2i)2  auf  das  Tausend.  Später  hielt 
sich  die  Sterblichkeit  in  der  Regel  auf  20,  stieg  aber  dazwischen 
im  Jahre  IHfi?  auf  70.  1874  auf  122,  1876  auf  116  auf  das  Tausend. 
Die  erschreckende  Höhe  dieser  Sterblichkeitszahlen  wird  deutlich, 
wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  daß  der  Altersaufbau  der  Bevöl- 
kerung der  denkbar  günstigste  war.  Im  Jahre  185'.*  wurden  die  ersten 
36  Frauen  aus  Frankreich  eingeführt.  Im  Oktober  dieses  Jahres  wurde 
die  erste  Ehe  geschlossen.  Die  erste  Felilgeburt  erfolgte  im  Jahre  18tiO, 
die  erste  Ueburt  im  April  1861.  Im  ganzen  wurden  in  den  nun  fol- 
genden 23  Jahren  418  Ehen  geschlossen,  aus  denen  4()H  Kinder  ein- 
schließlich der  24  Totgeborenen  hervorgingen.  Fehlgeburten  waren 
außerordentlich  häufig,  mindestens  ebenso  zahlreich  wie  die  (jeburten, 
sodaß  von  den  418  Ehen  21ö  übcrhaiipl  ohne  lebende  Kinder  waren. 
Von  den  37'.*  lebendgeborenen  Kindern  verließen  4<)  die  Kolonie. 
238  starben,  meist  schon  in  den  ersten  Lebensjahren.  An  den  101 
am  1.  Januar  1882  noch  lebenden  Kindern  konnte  Orgös  ausnahms- 
los eine  ganz  jammervolle  Körperbeschatfenbeit  feststellen,  als  deren 
auftallendste  Merkmale  er  hervorhebt:  1)  die  Zwerghaftigkeit,  2)  die 
schlaffe,  blutleere,  erdfahle,  oft  ödeniatöse  Haut,  .'!)  die  Verkümmerung 
der  Geschlechtsteile,  4)  die  Kleinheit  der  Scliädel  und  ä)  das  Vor- 
handensein irgend  einer  Mißbildung  oder  eines  körperlichen  Fehlers. 
Die  beiden  ältesten  der  vorhandenen  Kinder  schildert  Orgeas  (nach 
der  Uebersetzung  von  Wulffert)  fidgendermaßen: 

J.  L.  ist  20  Jahre  alt.  Seine  Körpergröße  betrügt  1,28  m,  sein 
Gewicht  28  kg.  Der  Tboraxumfang  in  der  Höhe  der  Brustwarzen 
mißt  62  cm,  der  maximale  Scbädelumfang  M  cm,  der  Umfang  des 
Halses  in  der  Mitte  2b  cm,  des  Oberarms  15,  des  Oberschenkels  32  cm. 
Das  (Jesicht  ist  unregelmäßig.  Die  Haut  ist  falil,  schlaff  und  aufge- 
dunsen im  Gesicht  und  den  unteren  Gliedmaßen.  Nach  geringen  An- 
strengungen werden  die  Beine  ödematös.  Die  Geschlechtsorgane  sind 
atrophisch;  der  Penis  hat  das  Aussehen  des  Penis  eines  2jährigen 
Kindes,  die  unvollkommen  herabgestiegenen  Hoden  sind  kaum  fühlbar 
und  haben  die  Große  einer  mittleren  Bohne.  Geschlechtsgegend  und 
Achseln  sind  unbehaart.  Trotz  regelmäßigen  Schulbesuchs  grenzt 
seine  Intelligenz  an  Idiotie.  Er  soll  niemals  ernstlich  krank  gewesen 
sein.  Der  Vater,  ein  Dejiortierter  von  guter  Körperheschaffenheit, 
war  36  Jahre,  die  Mutter  28  Jahre,  als  J.  L.  geboren  wurde. 

Der  Zweitälteste  Sprößling  der  Kolonie  war  L.  Gh.,  Uf/j  Jahre 
alt.  Seine  Körpergröße  beträgt  1,30  ni,  sein  Gewicht  3i>,5  kg.  Der 
Thoraxumfang  mißt  67  cm,  der  Schädelumfang  51  cm,  der  Umfang 
des  Halses  27  cm,  des  Oberarms  V.*,  des  Oberschenkels  36.  Die  all- 
gemeine KörperbeschaffenhiMt  ist  ebenso  kläglich  wie  bei  dem  an  erster 
Stelle  geschilderten  .lüngling.  Seine  Intelligenz  ist  ebenfalls  nur 
schwach  entwickelt 

Sehr  interessant  zu  hören  ist,  daß  die  Töchter  der  Kolonisten  eine 
etwas  bessere  Konstitution  aufweisen.  Von  den  10  über  15  Jahre  alten 
haben  sich  .')  verheiratet.  Doch  nur  eine  hatte  2  Fehlgeburten  und 
2  Kinder,  von  ilenen  am  1.  Januar  1882  noch  eins  am  Leben  war.  Auch 
bei  der  Syphilis  spielt  ja  die  direkte  Vererbung  des  Krankheitskeims, 
die  doch  relativ  selten  ist,  keine  große  Rolle.  Wohl  aber  werden  die 
Kinder  Luetischer  in  der  Regel  als  schwächer  befunden.    Doch  gehen 
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hierüber  die  Meinungen  auseinander  und  es  bedarf  wie  in  allen  dies«n 
Fragen,  ganz  besonders  bezüglich  dfr  Hescliaffenlieit  dos  NacliwucLses 
der  Luetiker  nocii  der  ins  einzelne  gehenden  Forschung. 

Die  degenerativen  Wirkungen  des  Alkoholisnius,  Sj-philis,  der 
Malaria  u.  s.  w.  sind  uns  leidlich  gut  bekannt.  Aber  sicher  werden 
auch  andere  mit  allgemeinem  Verfall  cinhergehende  Krankheiten  Aulali 
geben,  daß  ursprünglich  rüstige  Individuen  schwächliciien  Kindern  das 
Leben  geben. 

Hier  ist,  weil  am  meisten  verbreitet,  wieder  die  Lungentubcrli 
lose  zu  nennen.  Ich  ilenke  weniger  an  die  oben  erwähnten  Fäll 
in  denen  minderwertige  Personen,  die  infolge  dieser  Anlage  tuberk^ 
lös  geworden  >ind,  auch  minderwertige  Kinder  zeugen,  sondern 
jene  nicht  minder  zahlreichen  Fälle,  wo  ganz  gesunde  Personen  vi« 
leicht  durch  stamliges  Au.sgcsetztsein  der  Infektionsgefahr  erkrankt 
und  nun  während  ihres  Siechtnni.s  Kinder  gebären.  Sicher  werd^ 
letztere   nicht  zu  den  vollwertigen  Individuen  ihrer  Gattung  gehöre 

Aber  auch  ohne  das  Mittel  der  krankhaften  Zustände  können  afj 
rüstigen  Eltern  minderwertige  Xachkomnieu  hervorgehen.  So  hesoi 
ders,  wenn  der  .Vttersuiiterschied  zwischen  den  beiden  Eltern  ahnor 
groß  ist,  wenn  ilie  Geljurten  bei  derselben  Frau  zu  häutig  aufei 
andeifolgeu,  wenn  die  Früchte  nicht  ausgetragen  werden,  bei  wied« 
hülter  Itinzucht  und  dem  Zusaminentretfen  mancher  anderer  Faktorc 
deren  Wirksamkeit  uns  noch  nicht  genau  bekannt  ist. 

Uel)erhauj)t  kann  gar  niclit  genug  betont  werden,  daß  wir  über 
alle  diese  Dinge  zur  Zeit  noch  auIkMXjrdLMitlich  schlecht  unterrichtel 
sind.  Der  enorme  Aufschwung,  den  Medizin  und  Naturwis>se 
Schäften  im  Laufe  de.s  neunzehnten  Jahrhumlerts  genommen  habe 
ist  nach  dieser  Richtung  hin  wenig  zu  verspüren  gewesen.  Die  ei 
fachsten  Fragen  der  Vererbuugstheorie  sind  gegenwärtig  noch  Gege 
stand  heftiger  Kontroverse. 

Hut!'entlicli  wird  die  Forschung   im  Laboratorium,   am  Mikrosko" 
und  im  Seziersaale  in  Zukunft  uns  noch  mehr  Aufschlüsse    über   das 
Wesen  der  Vererbung  normaler   und   (pathologischer  Zustände    geben, 
als  das  bisher  der  Fall  gewesen  ist.     Aber  auch  dann    wird    man    ge- 
rade  wie   in   den    hygienischen    und   klinischen  Disziplinen    auch    der 
Statistik  zur  Bereicherung   unserer  Erkenntnis   der  Vererbiingstat- 
sachen  nicht  völlig  entraten  können.  Die  Vererbungsstatistik  liegt 
allerdings  zur  Zeit  noch  ganz  iui  argen  und   erst   vereinzelte   Zeichen 
sind  sichtbar,   daß   sie   in  Zukunft   in   der  Gestalt   einer   regelrechten 
medizinischen     Stam  m  bau  ni  for  schu  n  g     wieder     aufleben      wird. 
Zwar  sind  in  der  Medizin,  besonders  der  Psychiatrie  und  Neurologie, 
nicht  selten  Stammbäume  herangezogen  worden,  aber  der  systematische 
Gebrauch   der   medizinischen    Stammbaumforschung  als  einer     beson- 
deren Methode   zur  .\ufhellung  der   Aetiologie   krankhafter   Zustände 
ist  (loch  nur  vereinzelt  versucht  wonlen,  so  besonders  von  Döjt'^rine 
in    Frankreich   und   Riffel   in    Deutschland.      Es   liegt  durchaus    ira 
Interesse  eines  weiteren  Ausbaues  der  Entartungstheorie,   daß    dieses 
Vorgehen   zahlreiche   Nachfolger    findet,     liier    bietet    sich    dem    von 
wissenschaftlichem  Eifer  beseelten  praktischen  Arzt,  der  sich  durch  die 
Lebensumstände  von  Laboratorien,  Klinik  und  anderen  Stätten  exakter 
Forschung   getrennt   sieht,    ein    großes   und   überaus   dankbares   Feld 
wissenschaftlicher   Betätigung,    da  er   allein   mit   leidlicher    Sicherheit 
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(ienerationcn  durch  Autopsie  oiler  eine  kontrollierliare  Anamnese  über- 
selien  kann.  Nur  darf  man  nicht  außer  acht  lassen,  daß  auch  die 
Aufnahme  medizinischer  Stammbäume  nach  f^anz  bestimmten  Hegeln 
erfol<;en  muß.  Es  emiifiehlt  sich  daher,  daß  der  Vererbun^stlieo- 
retiker,  der  zur  Aufnahme  pathologisch  interessanter  Stammbflnme 
sclireilet.  zunsichst  rein  technisch  sich  die  von  den  historischen  und 
heraldischen  Forschern  au.sgebildete  Methode  der  StaniinbaumCorschung 
aneignet  und  diese  Methode  dann  auf  Psycho])atlien-.  Trinker-,  Ver- 
brecher- und  Phthisikerstammbäume  anwendet.  Atti  ehesten  dürften 
so  methodische  Fehlj;ritfe,  wie  sie  selbst  den  oben  erwähnten  Autoren 
passiert  siml,  vermieden  wenien.  Besonders  die  Lektüre  des  „Lehr- 
buches der  gesamten  wissenscludtlichen  (Jenealogie"  von  Lorenz 
sei  jedem  Arzte,  der  Stammbäume  in  seine  Untersuchungen  einbe- 
zieiien  will,  etnpfoldt."n.  Man  erhält  dort  Aiifscliluß  von  dem  Unter- 
schied von  Ahnetitatel,  Stammtafel  und  Stamniliste  und  ihre  so  über- 
aus verschiedene  wissenschaftlicli(;  \'erwertl»arkeit.  Diese  Kenntnis 
ist  notwendig,  wenn  sieh  die  medizinische  Stammhauniforschung  von 
dem  juristischen  und  historischen  Familienbegriff,  der  für  biologische 
Zwecke  wertlos  ist,  frei  machen  und  sich  mehr  als  bisher  an  (lie  für 
nittnrwisscnschaftliche  Zwecke  aliein  wcrtvidle  Ahnentafel  halten  will. 
\  on  mehreren  Seiten  ist  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts  nach- 
drücklich gefordert  worden,  neben  den  zur  Zeil  nocli  doniiniereii- 
den  ]>atholi)gisch-anatontisc.hen  Untersuchungen  in  der  Tatliologie  auch 
solche  Forschungen  wieder  aufzunehmen,  die  uns  eine  präzisere  Fas- 
sung des  Konstitulionsbegritfes  ermöglichen  würden.  In  der  Vor- 
stellung der  praktischen  Aerzte  ist  der  Konstitutionsbegrirt'  ja  immer 
lebendig  gewesen,  aber  in  der  wissenschaftlichen  Medizin  ist  er  durch 
die  Absurditäten  der  alten  humoralpathologischcn  Schule  und  die 
blendenden  Erfolge  der  modernen  cellularpatlndogischen  und  bakte- 
riellen Forschung  in  unverdienten  Mißkredit  gekommen.  Nur  die  Neu- 
rologie und  Psychiatrie  hielt  ihn  unverdrossen  aufrecht,  bis  man  jetzt 
wieder  von  allen  Seiten  auf  ihn  zurückkommt,  so  besonders  0.  Rosen- 
bach  und  Martins  aus  dem  Lager  der  inneren  Medizin,  Hueppe 
und  Gott  st  ein  aus  den  Reihen  der  Epidemiologen.  Martins 
faßt  diese  Wandelung  in  den  pathogenetischen  Anschauungen  einmal 
(Pathogenese  innerer  Krankheiten,  Heft  !,  liHK»  in  folgenden  Worten 
zusammen:  ,.Die  gegenwärtig  fast  allein  herrschende  generelle  Patho- 
logie, die  es  mit  <ien  typischen,  d.  h.  allen  Einzelwesen  der  (iattung 
gleichmäßig  zukommenden  Reaktionen  auf  von  außen  stammende  un- 
zuträgliche Reize  hin  zu  tun  hat,  bedarf  der  Ergänzung  durch  eine 
wissenschaftlich  exakte  Konstitutionsjjathologie,  die  den  individuell 
wechselnden,  inneren,  d.  h.  in  der  angeborenen  oiler  erwor()enen  Be- 
schaffenheit <ier  Gewebe,  Organe  und  ihres  Zusammenwirkens  ge- 
legenen Anteil  au  der  Krankheitsentstehung  mit  in  die  Rechnung  stellt. 
Die  Frage,  woher  die  koustitutionelle  Anlage  stununt,  ist  ein  wesent- 
licher Bestandteil  des  Vererbuugsproblems".  Diese  letzte  Aeußerung 
eriimert  daran,  welch  großes  Interesse  das  Entartungsprobleni  an  dem 
Wiederaufleben  der  Konstitutionspathologie  hat.  Aber  auch  die  soziale 
ilygiene  hat  daran  das  größte  Interesse,  Denn  ehe  sie  in  Tätigkeit 
treten  kann,  muß  die  Wirkung  des  sozialen  Milieus  auf  Krankheits- 
entstebung  und  -verlauf  bekannt  sein.  Erfahrungsgemäß  läßt  sich  aber 
dieser  Einfluß  der  sozialen  Verhältnisse  nur  dann  mit  einiger  Sicher- 
st 
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heit  aus  dem  vielgestaltigen  Ursachenkomplex  herausschälen,  wenn" 
die  Variabilität  der  K5r])erkonstitution  liekannt  ist.  Entartuiigstlieorie 
und  soziale  Hygiene  werden  daher  von  den  zu  erhoffendeu  umfassen- 
den Untersuchungen  über  Entstehung,  Veränderung  und  Vererbung 
der  Konstitution  den  größten  Nutzen  ziehen  können. 

Schon  vor  10  Jahren  hat  S  chal  Inieyer  einen  Vorschlag  zwecks 
statistischer    Erfassung    der    Kürperkonstitution,     Kränklichkeit     und 
pathologischer   \'ererhung   gemacht,    der  durchaus   nicht   so    utopisch 
ist,   wie  es  auf  den   ersten  Blick    scheint:    „Jeder  Staatsangehörige'^, 
sagt  er  S.  25  der  oben  erwähnten  Broschüre,  „müßte,  gleichgültig  ob 
momentan   gesund   oder   krank,   eine   amtlich   ausgefertigte  ,Kraukcn- 
paßkarte'  erhalten,   welche   ähnlich    wie  ein   Reisepaß  mit  jenen  An- 
gaben versehen  werden  müßte,  welche  zur  Identifizierung  der  Person 
nötig  sind.  —  So  oft  nun   der  Arzt   von   einem  Patienten   konsultiert 
würde,  hätte  er  sich  den  Krankenpaß  des  Patienten  vorlegen  zu  lassen, 
um  seinen  Xjimen,    Datum  und  die  Diagnose  in  die  dazu  bestimmten 
Eubriken  einzutragen.     Diese  fjnträge  müßten   den  Schutz,   umtlicher 
Urkunden  geniesen.     Zu   liieseni  Zwecke   müßte   der  Arzt  jeden  Ein- 
trag,  den  er  auf  einer  Kranken])aßkarte   maclit,   sofort  auch    in    sein 
wöchentlich  oder  monatlich  den  Behörden   einzulieferndes  Verzeichnis 
aufnehmen.     Dieser   letztere   Eintrag   würde    gewissermaßen    die   Ur- 
schrift der  Urkunde  darstellen,  während  der  Einfrag  auf  der  Krauken- 
paßkarte  als  Ausfertigung  der  Urkunde  anzusehen  wäre.  —  Alljährlich 
müßten  die  Krankenpässe.  soweit  sie  ärztliche  Einträge  bezüglich  einer 
überstandciien  Kraidiheit   enthielten,  durch  Vermittelung  des    zustän- 
digen Arztes  einem  statistischen  Unteramte  eingeliefert  werden,  welches 
sie   zum    Zwecke   statistischer   \'erarbeitung    in   Verwahrung    nehmen 
würde.     Da   den   statistischen  Unterämtern   außer   der  Aufbewahrung 
und  rechnerischen   Verarbeitung  der  Krankenpässe  keine  Aufgabe  zu- 
gemutet würde,   so  könnten  sie  sehr  große  Bevölkerungsgebiete    um- 
fassen und  Itrauchten  also  gar  nicht   zahlreich   zu    sein.     Ihre  Ergeb- 
nisse   würden    von    einer   Zentralstelle    zusammengefaßt    und    wissen- 
schaftlich verwertet  werden.     Wem  daran  gelegen  wäre,   seinen   künf- 
tigen Arzt  gut  informieren  zu  können,  würde  sich  jeden  abzuliefernden 
Paß  zuvor  kopieren  und  vielleicht  auch  die  Richtigkeit  der  Kopie  amt- 
lich bestätigen  lassen.     Es   würde   sieh   sogar  empfehlen,  dieses  Ver- 
fahren obligatorisch  zu   machen.     Für  Familien,   in    welchen    dasselbe 
regelmäßig  zur  Anwendung  käme,  würde  allmählich  ein  sehr  inter- 
essantes   Stammbuch    anwachsen,     welches     nicht     nur 
über     Krankheiten     und     Krankheitsanlagen,     soiiflern 
auch  über  die   nicht   pathologischen  Eigenschaften    des 
Stammbaumes  (Veränderungen   der   Kürpergröße,   des   Gewichtes, 
der    Muskulatur,    Hautfarbe  u.  s.  w.)    Aufschluß    gäbe.     Ein    solches 
Stammlmch  würde  nicht  nur  den  Hausarzt,   sondern,   zumal  nachdem 
die   Erldichkeitsfrage  überhaupt   dem   Interesse   nn<i   Verst.ändni.s   des 
Publikums  näher  gerückt  sein  würde,   auch   männliche   und   weibhche 
Ehekandidaten  oder  deren  Eitern  interessieren,  wenn  sie  vor  der  Frage 
ständen,  ob  sie  mit   der  Familie  in   verwandtschaftUche   Beziehungen 
treten  sollen  oder  nicht.     Es   gibt  aber   viele  Fälle,   wo   es   eine   un- 
nütze Härte  wäre,  dem  Patienten  sichere  Kenntnis  von  seiner  gefähr- 
lichen   oder    unheilbaren    Erkrankung    zu    geben.      In    diesen    Fällen 
würde  der  Arzt  den  Eintrag  der  Diagnose  bis  zur  Einlieferung   des 
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Krankeiipasses  verscbieben.  Man  wird  sagen,  die  geforderte  Statistik 
verursache  viel  Arbeit.  Es  ist  richtig,  die  zu  ihrer  Ausführung  er- 
forderliche Arbeit  ist  nicht  ganz  unbedeutend,  aber  sie  ist  im  Ver- 
hältnis zu  dem,  was  sie  leistet,  gering  zu  nennen.  Sie  lohnt  sich  un- 
vergleichlich mehr  als  die  unendlichen  Schreibereien  für  die  ver- 
schiedensten Zwecke,  welche  immerfürt  Tauseiule  und  aber  Tausende 
von  Händen  in  Bewegung  setzen.  Das  in  der  angegebenen  Weise 
gesammelte  statistische  Material  würde  also  einerseits  jene  hygienischen 
und  medizinischen  Zwecke,  welchen  die  medizinische  Statistik  heut- 
zutage dient,  in  ungleich  höherem  Grade  als  jetzt  fördern  können, 
andererseits  aber  würde  es  ein  ergiebiges  Studium  der  Erblichkeits- 
frage ermöglichen.  Je  länger  die  Kinrichtung  bestände,  desto  aus- 
gedehnter und  sicherer  würden  unsere  Kenntnisse,  un<l  je  mehr  die 
Wissenschaft  selbst  gefördert  würde,  desto  mehr  würde  sie  durch  Ue- 
lehrung  auf  das  \'olk  einwirken." 

Mitdie,sem  Vorschlage  Schall  m  eyers  verlasssen  wir  schon  eigent- 
lich das  Gebiet  der  Medizin  und  betreten  das  der  {diysischen  Anthro- 
pologie und  Anthroponietrie.  Wir  mü.ssen  bei  diesen  Disziiilinen,  die 
beide  Kinder  der  jüngsten  Vergangenheit  .sind,  schon  deshalb  mit 
einigen  Worten  verweilen,  weil  sich  aus  ihnen  sowohl  ein  Maßstab  für 
die  Wirksamkeit  degenerativer  Tendenzen  innerhalb  einer  (iruppe  ge- 
sellschaftlich zusammengehöriger  Menschen  als  auch  zugleich  ein 
Maß  für  den  Stand  der  sozialhygienischen  Kultur  dieser  Gruppe  ge- 
winnen läßt. 

Als  Mali  hygienischer  Kultur  dient  gegenwärtig  noch  allgemein 
die  Zahl  oder  der  Umfang  der  hygienischen  Einrichtungen,  die  sich  in 
einem  bestimmten  Distrikte  finden.  Viel  richtiger  ist  es.  das  Maß 
im  Verhalten  der  einzelnen  menschlichen  Köriier,  die  die  hygienischen 
Einrichtungen  benutzen,  zu  suchen.  Die  Sterblichkeitsziffer  kann  in 
dieser  Richtung  auch  nicht  allein  maßgebend  sein,  da  sie  nicht  nur 
von  dem  Stande  der  hygienischen  Kultur,  sondern  vielmehr  noch  vom 
Altersaufbau,  der  Geburtenzahl  und  der  sonstigen  Zusammensetzung 
der  betreffenden  Bevölkerung  abhängt. 

Den  einzig  zuverlässigen  Maßstab  dafür,  ob  die  für  Leben  und 
Gesundheit  bestehenden  tjefahren  in  genügender  Weise  durch  ratio- 
nelle hygienische  Obsorge  paralysiert  werden,  gibt  die  Körpermessung 
ab,  die  uns  darüber  belelu-t,  ob  das  für  eine  Rasse,  (ieschlecht,  Alter 
u.  8.  w.  typische  Maß  von  Gewichts-,  Größe-  uml  Körperumfang 
sich  nicht  vermindert  hat.  In  diesem  Sinne  muß  die  Anthropometrie 
aus  «len  bescheidenen  Anfängen,  die  sich  im  Anschluß  an  die  mili- 
tärische Aushebung  gezeigt  haben,  emporwachsen,  und  es  wäre  sehr 
wünschenswert,  wenn  sich  die  medizinische  Welt,  sowohl  die  der  Theo- 
retiker wie  die  der  Praktiker,  mehr  mit  diesen  Dingen  befaßte.  Eine 
kurze,  aber  vortreffliche  Einführung  bietet  W.  Lexis  im  Handwörter- 
buch der  Staats  wissen  schaffen  in  dem  Artikel:  „Anthropologie  und 
Anthropometrie",  dem  wir  auch  einige  Daten  über  die  Hauptresultate 
der  bisherigen  Messungen  entnehmen.  Auf  diesen  Artikel  sei  auch 
bezüglich  der  Berechnungsmethoden  der  typischen  Werte  aus  dem  arith- 
metischen Mittel,  der  Abkürzungsmethoden  und  der  Korrekturen  der 
Fehler,  die  auf  mathematisch-statistische  Weise  erfolgen  müssen,  hin- 
gewiesen. Den  Wert,  den  die  Anthropometrie  für  die  Diagnose  einer 
Entartung  hat,  kennzeichnet  Lexis  mit  den  Worten:  „Veränderungen 
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des  Typus  können  sowohl  Vervollkommnungen  als  auch  Entartungen 
darstellen.  Wenn  die  durchschnittliche  Körpergröße  und  die  Brtist- 
weite  der  erwachsenen  Angehörigen  eines  Volksstammes  größer  wird, 
so  wird  damit  wahrscheinlich  auch  eine  Vergrößerung  der  Körper- 
kraft und  eine  Verbesserung  des  Gesundheitszustandes  verbunden 
und  diese  Erscheinung  jedenfalls  als  eine  Vervollkommnung  zu  be- 
trachten sein.  —  Eine  VervoUkommung  des  Typus  wird  nur  zu  er- 
warten sein,  wenn  bei  der  Mehrzahl  der  betrachteten  Gesamtheit  etwa 
infolge  einer  Verbesserung  der  Ernährung  eine  gleichzeitige,  wenn 
auch  langsame  Hebung  der  Größe  oder  der  sonstigen  Körperentwicke- 
lung eintritt.  Ebenso  werden  auch  Entartungen  von  der  Hauptgruppe 
ausgehen  und  namentlich  dadurch  entstehen,  daß  große  Bevölkerungs- 
klassen durch  schlechte  Ernährung,  ungesunde  Wohnungen,  Qbermäßige 
Anstrengung  besonders  der  Frauen  und  Kinder  und  andere  Folgen 
des  wirtschaftlichen  Elends  langsam  verkommen". 

Mit  Recht  sagt  Rubner:  „Die  Sterblichkeitsstatistik  wird  in 
ihrem  Werte  für  hygienische  Verhältnisse  vielfach  Qberschätzt.  Zu 
normalen  Verhältnissen  gehört  allerdings  die  Beseitigung  der  l^bens- 
gefahren,  also  eine  geringe  Mortalitätsziifer ;  aber  es  ist  schwer  zu 
sagen,  ob  bei  geringer  Mortalität  einer  Stadt  oder  eines  Bezirkes  alle- 
mal auch  eine  ebenso  niedrige  Erkrankungsziffer  sich  findet.  Nach 
mancherlei  Erfahrungen  scheint  sicher  zu  sein,  daß  der  Grad  des 
körperlichen  und  geistigen  Wohlbefindens,  die  harmonische  Ausbildung 
des  Körpers,  kurz  all  das,  was  man  gute  und  blühende  Gesundheit 
nennt,  mit  der  Mortalitätsziffer  nicht  im  engen  Zusammenhang  steht. 
Wir  sehen  in  manchen  Landesteilen  seit  Jahrzehnten  ein  Zurückgehen 
der  Todesziffer,  aber  die  Qualität  des  Menschenmateriales  hebt  sich 
nicht,  sie  sinkt  sogar  oft  gleichzeitig,  wie  die  Aushebungsverhältnisse 
es  ergeben.  Eine  wirkliche,  den  anthropometrischen  Grundsätzen  ent- 
sprechende Gesundheitsstatistik  wäre  dringend  erwünscht  und  zeit- 
gemäß." Von  einer  solchen  Gesundheitsstatistik  auf  anthropologischer 
und  an thropometri scher  Grundlage,  wie  sie  hier  von  gewiß  kompe- 
tenter Seite  gefordert  wird,  sind  wir  allerdings  noch  weit  entfernt 
Kaum  daß  uns  die  Anthropologen  überhaupt  über  die  durchschnitt- 
liche Körpergröße  und  ihre  Veränderungen  nach  historischer  und 
geographischer  Hinsicht  zuverlässige  Angaben  liefern  können. 

Im  folgenden  sollen  einige  Daten  wiedergegeben  werden,  die  dem 
sehr  instruktiven  Artikel  von  W.  Lexis  über  Anthroponietrie  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  entnommen  sind.  Sie  be- 
ziehen sich,  wenn  nichts  anderes  angegeben  ist,  auf  jugendliche  In- 
dividuen von  20—25  Jahren.  Wenn  sie  auch  nicht  ohne  weiteres 
untereinander  vergleichbar  sind,  da  die  Erhebungsart  bei  den  ein- 
zelnen Beobachtern  variiert,  so  geben  sie  doch  ein  ungefähres  Bild 
von  den  Körpermaßen  der  Kulturvölker. 

Die  Messungen  in  Italien  anläßlich  der  Rekrutenaushebungen 
reichen  so  weit  zurück  und  sind  in  einem  solchen  Umfange  gemacht, 
daß  sich  schon  ein  Vergleich  zwischen  zwei  Generationen  ziehen  läßt. 
Nach  Bodio  maßen  die  Ausgehobenen  in  den  Jahren  1863—1865  in 
ganz  Italien  durchschnittlich  1,62  m.  Den  nämlichen  Durchschnitts- 
wert fand  Torre  im  Jahre  1887  bei  einer  Anzahl  von  316669  Ge- 
messenen, sodaß  sich  die  typische  Körpergröße  der  Italiener  in 
25  Jahren   nicht   geändert  hat.     Die   savoyardischen    Ausgehobenen 
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sollen  sopar  in  der  Zeit  von  ISIO-  lH9t»  durchsclinittlich  6  cm  an 
Körpergröße  gewonnen  haben.  Die  Messungen  in  den  Jahren  1874 — 
1876  ergaben  einen  interessanten  Unterschied  in  der  durchschnittlichen 
Körpergröße  nach  den  einzelnen  Landschaften  Ilaliens.  Sie  Ijetrug  in 
Venetien  l.tiö,  in  Tosknno  1,((4,  in  thiiilia  1,HS,  in  der  Londiardei  und 
in  Ligurien  l.dli,  in  Unibrien  und  in  Rom  l.(i"2,  in  Neapel  niul  Sicilien 
].»)»>,  in  Sardinien   l,r>s. 

In  Belgien  ersahen  die  Messungen  IJuetelets  bei  den  Männern 
eine  (iurchschnittliclie  Kürpergröße  von  1,(}7  ni,  b('i  den  Frauen  von 
1,57  ni.  In  Frankreich  ergaben  die  Messungen  l,i>5  m  nach  To- 
pinar  (I. 

In  Ungarn  haben  die  eigentlichen  Magyaren  eine  durchschnitt- 
liche Körpergröße  von  1,61  ni,  während  die  Angehörigen  der  übrigen 
Völker  größer  sind.     Durchschnittsgewicht:  (iO.7  kg. 

In  Holla  n  d  wurde  eine  durch.schnittliche  Körpergröße  von  1,G8  m, 
in  Dänemark  von  1,09  m  und  in  Schweden  von  1,71  ni  fest- 
gestellt. Die  Männer  Norwegens  sind  mit  einer  durchschnittlichen 
Körpergröße  von  l,7i;l  ni  die  größten  Leute  Europas. 

In  England  ergaben  die  Messungen  eine  durchschnittliche  Körper- 
größe von  1,71  in  und  einen  lirustuiiifang  (Mittelzahl  aus  den  Maßen 
bei  tiefstem  Einatnien   und  tiefstem  Ausatmen)  von  88  cm. 

In  Xordatnerika  ergaben  die  Messungen  von  den  Soldaten  der 
Nord.staaten  nach  (Jould  eine  durch.schnittliche  Körpergröße  von 
1,70  m  und  einen  durcksehnittlichen  Brustumfang  vom  91  cm  bei 
einem  Gewicht  von  durchschnittlich  64,4  kg. 

In  Deutsch  lan  d  sind  die  Norddeutschen  durchschnittlich  größer 
als  die  Süddeutschen.  Hei  5(XXt  Musterungspflichtigen  aus  Schleswig- 
Holstein  stellte  Meisner  eine  durcbsclinittliche  Köri)ergröße  von 
l,ß9  in  fest,  bei  392  württembergischen  S(ddateri  Fetzer  eine  solche 
von  1,67  m  und  Brustumfang  =  S6  ein,  bei  bayerischen  Rekruten 
Ranke   1,62  ni. 

Die  Soldaten  deutscher  Abkunft  im  amerikanischen  Bürgerkriege 
maßen  nach  Gould  durchschnittlich  16y,6  cm. 

Umfangreichere  Messungen  hat  man  auch  an  Kindern  vorge- 
nommen. Es  hat  sich  hier  die  höchst  bemerkenswerte  Tatsache  heraus- 
gestellt, daß  die  Unterschiede  in  der  sozialen  Lage  der  Ellern  sich  in 
den  Wachstums-  und  Gewichtsverhältnissen  deutlich  wiederspiegelt. 
So  fanden  Gei ssler  und  Uhlitzsch  folgenden  Unterschied  in  der 
Körpergröße  von  den  Kindern  wohlhabender  Eltern  und  der  von 
Bergmannskindern.     Es  maßen  durchschnittlich 


K  II  üben: 

im  Alter  von 

Bergmannskinder: 

Bürgerechüler 

7—  8  Jahren 

111,4    ÜIM 

113,»  cm 

8-Ö      „ 

117,4    ,-, 

>'9,i    ,. 

11—12      ,. 

»3O.0    .> 

«3».»    .. 

12-13      „ 

«J4.8    .. 

137.8    „ 

13-14      „ 

«38.9    >. 
Mädchen  : 

«43,"    .. 

im  Aha  von 

Bergmannskinder : 

Bürgerkinder: 

7 —  S  Jahre  u 

MI,«  cm 

115,11  cm 

8-9      „ 

116.»    „ 

119,1    >. 

11-12      „ 

«30,s    „ 

«34.»    .. 

12-13      „ 

«35.»    .. 

«38,8    „ 

13-14      „ 

«40,7     „ 

145.»    .. 
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Einen  noch  größeren  Unterschied  fand  Roberts,  der  bei  Kindern 
der  wolillial)endi'n  Klasse  eine  durcli-sL-hnittliche  Körpergröße  von 
135,7  cm  im  Alter  von  11)  Jaitren,  von  llH.iJ  cm  im  Alter  von  15  Jahren, 
dagegen  bei  Kin<lern  der  ärmeren  lievölkerungsschichten  von  12>i,3  cm 
bez.  153,8  cm  im   15.  Lebensjahre. 

Als  geradezu  vorbildlich   müssen   die  Untersuchungen    aiigeseheu  _ 
werden,  die  F.  Er  is  mann  an  etwa  lOCHXK)  Tensonen  aus  der  arbeiten"  ■ 
den  Bevölkerung  Moskaus  vorgenommen  hat  (siehe  Archiv  für  soziale 
Gesetzgebung  u.  Statistik,  18S8).     Von  ihm  und  seinen  Schülern  sind 
64C)(lO  Männer  und  .HGCXX)  Frauen  anthropometrisch  untersucht  worden.  M 
Die  Mehrzahl  waren  Textilarl)eiter  und  Textitarbeiterinnen.   Die  Körper-  ■ 
grölie  wurde   nach  Ablegung  der  Fulibekleidung,   der  Brustumfang  in 
der  Höhe   der  unteren  Schulterblattwinkel   und   der  Brustwarzen    bei  _ 
horizontal   erliobenen  Oberarmen    bei   ruhigem  Atem   und    im   Augen-  ■ 
blick  der  Atempause  gemessen.     Außer  den   schon   oben  mitgeteilten     ■ 
Zahlen  sei  hier  eine   seiner  Tabellen    wiedergegeben,   die  die   anthro- 
pometrischen  Verhältnisse  russischer  MilitärpHichtiger  enthält : 


Zahl 

Differenz 
zn-ischen 

der 

Körper- 

Bnuit- 

halber 

Unter- 

größe 

umfang 

Körperiinge 

RU('htcn 

und 
Brustumfang 

Moskauer  Fabrikarbeiter  im  Alter  von 

cm 

■JO  utKi  '2\  Jaliren 

4  477 

164,98 

84 

+     1,81 

Bevölkerung   auB  der  Umgebung  Mos- 

kaus 

1074 

i6s,i8 

85,6 

+   3.0» 

Bevölkerung  des  Gouvernement«  Ssa- 

niara 

I9  73S 

163,8 

85,6 

+    3,T« 

RuBsen 

1J613 

164,3 

87.0 

-f-  4.»« 

^^'^^'  f.c^:'t^;r 

680 

■  66,» 

88,s 

-1-   4.«0 

«773 

165,« 

86,5 

+   i.»« 

Partaren  und  BaÄcLkircn 

2j86 

160,« 

83.9 

■+■  3.»« 

Bevölkerung     von     lU   üouverncnieiits 

Poteoa 

30333 

162.9 

84,8 

-f-   3.S0 

1 

i 

I 


Die  Differenz  zwischen   dem   kleinsten  Mann  (137  cm)    und   deqfl 

größten,   den    Erismann   gemessen   (1!»2  cm),   betrug  55  cm.      Das" 
arithmetrisrhe   Mittel    besaßen  70  auf   das   Tausend.     Die    Zahl    der 
Großen  (über  IHU  cm)  betrug  s.c  auf  das  Tausend. 

Die  Anthroponietrie  als  Maßstab  für  den  Stand  der  hj'gienischen 
Kultur  wird  erst  dann  Wert  gewinnen,  wenn  mehr  Untersuclumgei^ 
vorliegen.  Es  ist  wünschenswert,  daß  derartigen  Messungen  seitens" 
der  Aerzte  eine  erhöhte  Aufmerksamkeit  entgegengebracht  wird  und 
daß  solche  Messungen,  um  vergleichbare  Werte  an  den  verschiedensten 
Orten  zu  erzielen,  nach  dem  gleichen  Modus  vorgenommen  werden. 
Es  kann  nicht  genug  empfohlen  werden,  bei  allen  in  dieser  Richtung 
hegenden  \'ersuchen  auf  die  oben  erwähnte  Arbeit  Erisnianns 
zurückzugehen,  da  sie  die  vom  ärztlichen  Standpunkte  gebotenen  Mo- 
difikationen der  zunächst  von  Statistikern,  wie  Quetelet,  ausgebil- 
deten anthropometrischen  Rechnungsmethoden  sorgfältig  berücksiclitigt. 

Durch  die  Maße  über  Körpergröße,  Brustumfang  und  Gewicht 
sind  nur  die  zur  statistischen  Beurteilung  der  körperlichen  Beschaffen- 
heit einer  größeren  Anzahl  Individuen   unumgänglicl»   nötigen    Daten 
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gegeben.  Wichtig  sind  ferner  der  Umlang  des  Oberames,  des  Ober- 
schenkels, die  Schädelinaße  und  Angaben  über  die  Leistungsfäliigkeit 
der  wichtigsten  Sinnesorgane.  Da  es  gegenwärtig  aber  mehr  darauf 
ankommt,  viele  Individuen  zu  untersuchen,  statt  wenige  eingehend,  so 
wird  man  gut  tun,  sich  vorläufig  auf  die  oben  erwähnten  3  elemen- 
taren Feststellungen  zu  beschränken,  damit  ondlich  exakte  Vergleichs- 
werte über  die  einfachsten  Veränderungen  der  Körperbeschaffenheit 
der  Mensclien  nach  Rassen,  Völkern,  Berufsständen  u.  s.  w.  gewonnen 
werden.  Liegen  erst  periodisch  wiederholte  Messungen  in  weitestem 
Umfange  vor,  so  können  aus  diesem  Material  wichtige  Schlüsse  ge- 
zogen werden,  ob  die  konstitutionelle  Bonität  einer  Bevölkerung  im 
Zu-  oder  Abnehmen  begriffen  ist,  und  so  ein  sicherer  Maßstab,  als 
es  die  Mortalitätsziffer  ist,  für  die  Wirkung  sozialhygienischer  Maß- 
nahmen oder  die  Ausdehnung  etwa  im  Volke  latent  wirkender  de- 
generierender Faktoren  gewonnen  werden. 
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VIII.  Die  Prophylaxe  der  Eiitartnng. 

Da  das  Material  über  köriterliche  Entartung;  wie  die  bisherigen 
Ausführungen  ergaben,  noch  überaus  spärlich  ist  und  die  Hilfsmittel 
der  Medizinalstatistik,   der  Demographie,  der  medizinischen   Stamm- 

Hudbach  dar  HtiMiw.    SuppL.Bd.  IT.  Ri  i 
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baiiniforschtinjj.  iler  Konstitutionsiiathologie,  der  physischen  Anthro- 
pologie und  Antliropometrie  erst  noch  in  erhöhtem  Maße  sich  in  den 
Dienst  der  Entartungstlieorie  stellen  müssen,  so  läßt  sich  die  Frage 
noch  nicht  mit  Sicherheit  beantworten,  ob  die  jetzige  Kulturmensch- 
heit  wirklich  oder  nur  scheinltar  einer  langsamen  Degeneration  ent- 
gegengeht. Soviel  läßt  sich  aber  auch  gegenwärtig  schon  sagen,  daß 
sich  nicht  nur  bei  einigen  kultnrell  hochstehenden  Nationen  eine  be- 
denkliche. 7.m  Degeneration  tendierende  Bevölkerungsverminderung 
nachweisen  läßt,  sondern  auch  bei  den  sich  noch  stark  vermehrenden 
eurojiäischen  Nationen  sich  eine  iiualitative  Verschlechterung  des 
Ment^chenmaterials  kundgibt,  die  ihren  prägnanten  Ausdruck  darin 
findet,  daß  fast  die  Hälfte  aller  männlichen  Individuen 
nicht  mehr  wehrfähig,  ein  erheblicher  Bruchteil  der 
Frauen  nicht  mehr  zum  Stillungsgeschäft  tauglich  und 
mindestens  der  dritte  Teil  aller  schulpflichtigen  Kinder 
kränklich  ist. 

Aus  den  dfirftigen  Ergebnissen,  die  die  wissenschaftliche  Beschäf- 
tigung mit  dem  Problem  der  Entartung  und  der  Verbesserung  unseres 
Nachwuchses  bisher  gezeitigt  hat,  schon  jetzt  Unterlagen  für  bestimmte 
Maßnahmen  zur  Prophylaxe  der  Entartung  konstruieren  zu  wollen, 
dürfte  wohl  noch  verfrüht  sein.  Es  läßt  sich  gegenwärtig  höchstens 
die  Richtung  an<leuten,  nach  der  die  Hygieniker  der  Zukunft,  die  die 
oben  gestreiften  soziologischen  und  biologischen  Phänomene  der  Ent- 
aitung  sorgfältig  studiert  haben  werden,  voraussichtlich  vorgehen 
werden.  Von  jenen  Entartungstheoretikern,  die,  wie  Spencer, 
Gal  ton,  Wal lace,  Ploetz,  Schallmayer,  Reibraayr,  Wilser. 
Woltmann,  Ehrenfels  u.  a.  von  rein  darwinistischen  Gedanken- 
gängen ihren  Ausgang  genommen  haben,  wird  mit  Recht  der  Satz  in 
den  Vordergrund  gestellt,  daß  die  Auslese,  die  durch  den  Kampf  ums 
Dasein  auf  die  im  Naturzustände  lebenden  Menschen  wie  ja  auch  auf 
die  übrigen  Lebewesen  ausgeübt  wird,  durch  die  zunehmende  Kultur 
gestört  und  so  bei  der  mangelnden  Ausjätung  der  SchwächUnge  mit 
Naturnotwendigkeit  eine  Depravation  eintreten  würde.  Zur  Illustration 
der  den  Kulturnationen  drohenden  Gefahr  ist  dieser  Gedankengang 
ja  überaus  wertvoll,  aber  er  erweist  sich  unfruchtbar,  wenn  man  aus 
ihm  unmittelbar  Maßnahmen  zur  Verhütung  der  Entartung  abstrahieren 
will,  da  man  dann  leicht  Gefahr  läuft,  auf  die  ganz  indiskutabele  Ein- 
schränkung der  kulturellen  und  humanitären  Fortschritte  zu  verfallen. 
Die  von  den  kultivierten  Völkern  bereits  erreichte  Kulturhöhe  schließt 
nämlich  die  Brutalität  der  natürlichen  Zuchtwahl  schon  gegenwärtig 
aus.  Eine  Abhilfe  kann  nur  dadurch  geschaffen  werden,  daß  die  Kultur 
soweit  gesteigert  wird,  bis  eine  künstliche  Zuchtwahl  die  aufgehobene 
natürliche  ersetzt,  was  übrigens  von  den  meisten  oben  angeführten 
Autoren  -  so  besonders  eindrucksvoll  von  A.  Ploetz  —  auch  zu- 
gegeben wird.  Die  Erhaltung,  Vervollkommnung  und  Verallgemeine- 
rung der  kulturellen  Errungenschaften  muß  selbstverständlich  oberster 
Grundsatz  bleiben.  Die  Prophylaxe  der  Entartung  fordert  nur,  daß 
der  gegenwärtigen  Kultur  noch  einige  Aeußerungen  abgerungen  werden, 
durch  die  die  infolge  der  Kultur  entstandenen  degenerativen  Tendenzen 
im  Keime  erstickt  werden.  Das  kann  nur  auf  dem  Wege  einer  ratio- 
nellen Beherrschung  des  Artprozesses  geschehen.  Spezielle  Angaben 
über  eine  solche  künstliche  Zuchtwahl  können  aber  solange  nicht 
gemacht  werden,  als  uns  die  Bedingungen,  unter  denen 
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prozeß  vollzieht,  noch  so   dunkel  sind  wie 

ganz  allgemeine  Richtungslinien  lassen  sich 

Zunäclist  scheint  die  conditio  sine  qua 

phylaxe   die  Erhaltung   und  Vergrößerung 


gegenwärtig.    Nur  einige 
liier  unterscheiden, 
non  einer  rationellen  Pro- 
(ler  Bevölkerungsquantität 


zu  sein.  Daher  ist,  wie  uns  das  Beisjiiel  Frankreiclis  lehrt,  das  Zwei- 
kinilersysteni  als  schliniinster  Feind  der  Bevölkerungsvennehrung  un- 
bedingt zu  verwerfen.  Keineswegs  soll  damit  aber  über  jegliche  Aus- 
übung der  Geburtenprävention  das  Verdaminungsurteil  gesprochen 
werden.  Denn  die  Geburtenprävention  zur  rechten  Zeit  und  an  der 
rechten  Stelle  angewandt,  kann  sehr  wertvoll  für  die  Prophylaxe  der 
Entartung  sein,  da  sie  das  wichtigste  Mittel  ist,  um  den  Nachwuchs 
aus  ilen  Ehen  minderwertig  gewordener  Eltern  zu  verhindern,  die 
allzu  schnelle  Aufeinanderfolge  der  Geburten  zu  hintertreiben  und  das 
Gebären  zu  alter  Frauen  zu  verhüten. 

Ist  nun  die  Erhaltung  bez.  Vermehrung  der  Quantität  der  Be- 
völkerung vornehmlich  die  Aufgabe  der  Bevölkerungs-  und  Wirtschafts- 
politik, so  ist  andererseits  die  Verhütung  der  Verschlechterung  der 
Bevölkerungs(|ualität  im  eigentlichsten  Sinne  Aufgabe  der  Medizin  und 
Hygiene.  Das  erhellt  besonders,  wenn  wir  uns  daran  erinnern,  daß  wir 
zwei  Arten  von  degenerativer  Minderwertigkeit  unterscheiden  können, 
nämlich  eine  ererbte  und  eine  frei  entstandene.  Die  Ver- 
erbung der  körperlichen  Minderwertigkeit  in  langen,  fortgesetzten  Gene- 
rationsreihen wird  natürlich  bei  gar  nicht  oder  wenig  kultivierten  Völ- 
kern entweder  überhaupt  nicht  vorkommen  oder  doch  sehr  erschwert  sein, 
da  hier  die  unmittelbare  Anspannung  aller  Kräfte  für  das  Individuum 
Voraussetzung  seiner  Existenz  ist,  und  defekte  Personen  untergehen, 
bevor  sie  Nachkommen  erzeugt  haben.  Ganz  anders  bei  hoch  ent- 
wickelter und  besonders  bei  allgemeiner  Verbreitung  der  Kultur.  Hier 
werden  kränkliche,  schwächliche,  defekte  Individuen  in  großer  Zahl 
erhalten  werden,  da  ihnen  teils  die  hochentwickelte  Arbeitsteilung,  die 
ihnen  noch  ein  Plätzchen  zuweist,  teils  die  liumanitären  Einrichtungen 
ennögUcheu  werden,  sich  bis  zur  Fortpflanzung  zu  erhalten  und  so 
Ausgangspunkte  neuer  Generationsreihen  minderwertiger  Personen  ab- 
zugeben. Um  dieser  Gefahr  einer  verfeinerten  und  verallgemeinerten 
Kultur  zu  begegnen,  gibt  es  ein  Mittel,  das  aber  diese  Kultur  aus 
sich  selbst  hervorbringen  muß:  das  Zölibat  jener  Individuen,  von 
denen  man  mit  Sicherheit  der  Erzeugung  minderwertiger  Elemente 
gewärtig  sein  kann.  Diese  den  meisten  Aerzten  und  Hygienikern 
noch  fremden  Erwägungen  gewinnen  in  den  letzten  Jahren  immer 
mehr  und  mehr  an  Verbreitung  und  Klärung.  Besonders  energisch 
ist  der  Altmeister  der  Frauenheilkunde  A.  Hegar  für  die  wenn  mög- 
lich durch  zunehmende  Erkenntnis,  wenn  nötig  durch  gesetzliches  Ver- 
bot zu  bewerkstelligende  Verhinderung  der  Heirat  gewisser  minder- 
wertiger Individuen  eingetreten.  Zu  diesen  zählt  er  die  Trinker  und 
alle,  die  an  Irrsinn,  Epilepsie,  schwerer  Hysterie  oder  Bluterkrankheit 
leiden  oder  einen  bedeutenden  Bildungsfehler  im  anatomischen  Bau 
haben. 

Mit  Recht  hat  Schallmayer  daraufhingewiesen,  daß  die  Ver- 
hinderung der  Eheschließung  minderwertiger  Individuen  durch  die  Ein- 
führung gesetzlicher  Ehehindernisse,  die  aus  medizinischen  Erwägungen 
hergeleitet  würden,  gar  nicht  einmal  rigoros  gehandhabt  zu  werden 
brauche,  um  im  Laufe  der  Zeil  ersprießlich  zu  wirken:  „Würde  man  stets 
nur  1 — 2  Prozent  der  geschlechtsreifen  Bevölkerung  durch  Vorweige- 
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rung  der  Ehebewilligung  von  der  Nachzucht  ausschließen,  so  würden 
in  den  ersten  Zeiten  nur  <iie  allerschädlichsten  Krankheitsanlagen  da». 
von  betroffen  werden.  Allmählich  würden  diese  in  geringer  Zalil  vor-| 
kommen,  dann  würden  also  schon  etwas  weniger  verderbliche  Krank 
heitsanlagen,  die  zuvor  noch  unberücksichtigt  geblieben  waren,  mit 
unter  jene  1—^  Prozent  fallen,  und  so  lort." 

Eh(!  man  zu  einer  das  Sell)stbestimniungsrecht  so  sehr  beschrän-^ 
kenden  Maiiregel   wie  das  Verbot  der  Ehen   minderwertiger  Personen  B 
durch   das   Strafgesetz  schreiten  darf,   muß  natürlich  eine   Aufklärung 
über    die   Nachteile    derartiger  Ehen  der  Bevölkerung  in  Fleisch  und_ 
Blut  übergegangen  sein.  ■ 

Die  Frage,  wie  weit  man  die  Beachtung  einer  rationellen  sexuellen 
Hygiene  dem  freien  Ermessen  des  Individuums  überlassen  darf  und 
bei  welchem  Punkte  ein  staatlicher  Zwang  einsetzen  muß,  ist  noch 
nicht  spruchreif.  Nur  soviel  ist  sicher,  daß  beide  Wege  der  Beein- 
flussung beschritten  werden  müssen.  Erst  kürzlich  hat  H.  Ribbert 
in  einer  akademischen  Rede  diesen  in  folgenden  beherzigenswerten 
Worten  verlangt:  .,es  sollte  sich  doch  jeder,  der  eine  Ehe  schließen 
will,  der  vollen  Verantwortlichkeit  bewußt  sein  und  sich  klar  n)achen,j 
daß  er  unmoralisch  handelt,  wenn  er  mit  großer  Wahrscheinlichkeit! 
seine  Kinder  der  (Jefahr  aussetzt,  als  kranke  Menschen  durchs  Lebenl 
zu  gehen.  Wer  mit  einer  unter  Umständen  übertragbaren  krankhaften] 
Eigenschaft,  mit  Tuberkulose,  Syphilis.  Geisteskrankheit  u.  s.  w.  aus- 
gesprochen belastet  ist,  sollte  bei  seiner  Verheiratung  nicht  nur  au ' 
die  Gesichtspunkte  Wert  legen,  die  er  gewöhnlich  in  Betracht  zieht,j 
er  sollte  vielmehr  stets  den  Arzt  um  Rat  fragen  und  in>  Falle  dieser] 
ihm  abrät,  zurücktreten.  Auf  denjenigen  aber,  der  solche  Ueberzeu-| 
gungen  in  den  Wind  schlägt,  sollten  die  Eltern  oder  die  Gesellschaftl 
ihren  Einfluß  geltend  machen.  Es  ist  keine  Frage,  daß  man  auf  diese' 
Weise  der  Menschheit  manche  Individuen  ersparte,  die  den  Kampf 
ums  Dasein  nicht  leisten  können,  die  eine  traurige  Existenz  führen 
oder  gar  in  Pflegeanstalten,  Irrenanstalten  oder  Gefängnissen  ihr  Dasein 
hinbringen  und  lediglich  eine  Last  für  den  Staat  darstellen,  der  die 
auf  sie  verwendete  Mühe  segenbringend  auf  andere  Weise  verwerten 
könnte."  M 

Auch  zur  Prophylaxe  der  frei  entstehenden  Degeneration  ist  unsl 
eine  sorgfältig  ausgebildete  sexuelle  Hygiene,  die  uns  heute  noch  fehlt. 
dringend   nötig.     Regeln    über  die  günstigste  Zeit  der  Eheschließung,  _ 
über   die   Wirkung  der   Inzucht,   über   das  zulässige  Alter   der  Ehe-  ■ 
schließenden    und    zahlreiclie    andere    Fragen    des    sexuellen     Lebens 
schuldet  uns  hier  die  wissenschaftliche  Hygiene  noch  durchaus,  obgleich 
eindringendes  Bedürfnis  dafür  vorliegt*).  Jene  frei  entstehende  Degene-  M 
ration,   die   den  oben   erwähnten    Volkskrankheiten   wie  Alkoholisnius,  | 
Malaria,    Syphilis   u.  s.  w.   ihren  Ursprung  verdanken,   wird  natürlich 
am  besten  dadurch  verhindert,   daß  diese  Seuchen  zum  Verschwinden  ^ 
gebracht  würden,  wie  das  bereits  bei  den  .schwarzen  Pocken,  der  Hunds-  ■ 
wut,  der  Lepra  u.  a.  m.  nahezu  vollstäudig  gelungen  ist.     Hier  sehen   " 
wir  die   Aufgaben   der  sozialen  Hygiene  sich  mit  der  Prophylaxe  der 
Entartung   aufs   engste  berühren.     Eine  gründliche  Bekämpfung  jeder 
dieser    Krankheiten    dient    zugleich   auch   der   Verhütung  allgemeiner 
Entartung. 

*)  Man  vergl.  neuerding»  H.  Senator  und  S.  Kaminer,   Krankheiten  und 

Ehe,  1904.    (Anm.  bei  der  Korr.) 
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Doch  (las  Gesagte  gilt  nicht  von  allen  Krankheiten,  besonders 
nicht  von  solchen,  die  mit  Vorliebe  die  starken  Konstitutionen  ver- 
schonen, die  schwachen  dagegen  befallen  und  so  die  menschliche  Ge- 
sellschaft schnell  von  ihnen  befreien.  Kämpft  die  soziale  Hygiene 
gegen  diese  Krankheiten  mit  Erfolg  an,  so  beseitigt  sie  auch  den 
,,ausjätenden''  Eintliiß  und  kommt  somit  in  der  Forderung  der  Prophy- 
laxe der  Entartung  geradezu  in  Konflikt.  Das  gilt  namentlich  von 
der  Rekämiifung  der  Lungentuberkulose,  der  nervösen  Zustände  und 
vieler  Kinderkrankheiten.  Dieser  Konflikt  zwischen  den  Aufgaben  der 
sozialen  Hygiene  und  einer  rationellen  Pro]diylnxe  der  Entartung  ist 
aber  keineswegs  unlösbar.  Wie  schon  oben  erwähnt,  läßt  sich  dieser 
Zwiesjialt  durch  eine  sorgfältige  sexuelle  Hygiene,  die  sich  auf  eine 
genaue  Kenntnis  des  Vererbungsvorganges  stützt,  überbrücken.  Diese, 
der  Zukunft  noch  vorbehaltene,  das  generative  Verhalten  des  Menschen 
rationell  regelnde  Sonderdisziplin  der  Hygiene  wird  uns  den  Ausgleich 
bringen  zwischen  den  durch  die  soziale  Hygiene  bedingten  Schutz 
minderwertiger  Elemente  einerseits  und  der  Vermeidung  der  Vererbung 
dieser  Minderwertigkeit  auf  die  Deszendenten  anderseits.  Nicht  soll 
etwa  die  soziale  Hygiene  vor  der  Bekämpfung  z.  B.  der  Tuberkulose 
Halt  machen.  Auch  die  mit  so  erfreulicher  Stärke  einsetzende  Be- 
twegung  zum  Bau  von  Anstalten  fiir  unbemittelte  Lungenkranke  ist 
nicht  etwa  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu  beanstanden.  Es  würde 
genügen,  nur  einige  Korrekturen  anzubringen,  z.  B.  jene  lungen-,  herz- 
und  nervenschwachen  Elemente,  für  die  man  in  den  Sanatorien  eine 
weitgehende  Fürsorge  entfaltet,  dadurch  von  der  Fortpflanzung  fern 
halten,  rlaß  man  ihnen  als  Gegenleistung  das  fakultative  oder  obligato- 
rische Cölibat  auferlegt.  Auch  dadurch,  daß  man  diesen  Anstalten  mehr 
den  Charakter  eines  Asyls  als  den  von  Heilanstalten  geben  würde,  könnte 
man  bedeutend  nach  dieser  Richtung  hin  wirken. 
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Schluß. 

Die  Beziehungen  zwischen  der  sozialen  Hygiene  und  dem  Problem 
der  körperlichen   Entartung   lassen  sich  auf  Grund  vorstehender  Er- 
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wägungen  etwa  dahin  zusammenfassen:  in  praktischer  Hinsiebt  wirken 
die  meisten  sozialhygienischen  Maßnahmen  auch  im  Sinne  einer  Pro- 
jihylaxe  der  Entartung.  Einige  sozialhygienische  Maßnahmen  wirken 
allerdings  auch  im  Sinne  der  Erhaltung  einer  großen  Zahl  minder- 
wertiger Individuen  und  tragen  damit  zur  Verschlechterung  der  durch- 
schnittlichen physischen  Qualiüit  bei.  Hier  tritt  das  entartuugstheore- 
tisclie  Kalkül  zur  sozialen  Hygiene  in  das  Verhältnis  eines  regu- 
lierenden Prinzips  und  verlangt  Korrekturen  durch  Befolgung  von 
sexualhygieiiischen  Regeln,  <lie  eine  auf  Generationen  sich  forterbende 
degenerative  Tendenz  zuverlässig  verhindern. 

Jedenliills  kann  nur  Unkenntnis  entartungstheoretischer  Erwägungen 
und  der  aus  ihnen  sich  ableitenden  liestrebungeu  diese  mit  der  sozial- 
hygienischen und  humanitären  Betätigung  unserer  Zeit  in  einen  feind- 
lichen Gegensatz  bringen.  Die  Prophylaxe  der  Entartung  erfordert 
keineswegs  die  Eindämmung  der  so  erfreulich  wachsenden  Fürsorge 
für  die  Armen,  Kranken  und  Siechen.  Sie  will  vielmehr  einige  für  das 
Wohl  der  Gattung  gefälirliche  Seiten  der  sozialen  Hygiene  und  anderer 
humanen  Bestrebungen  paralysieren  und  so  diese  erst  für  eine  allgemeine 
Wirksamkeit  frei  machen.  In  ihren  letzten  Teilen  stimmen  die  Maü- 
nahmen  der  sozialen  Hygiene  durchaus  überein  mit  denen  einer  Pro- 
phylaxe der  Entartung:  sie  bezwecken  die  Verallgemeinerung 
hygienischer  K  u  1 1  u  r  auf  die  G  e  s  a  m  t  h  e  i  t  von  ö  r  t  li  c  h ,  z  e  i  t  - 
lieh  und  gesellschaftlich  zusammengehörigen  Indivi> 
d  u  e  n  und  deren  Nachkommen. 
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Dritter  Abschnitt. 
Zur  Greschichte  der  Sozialen  Hygiene. 

Von 

Th.  Weyl. 

Mit  Beiträgen  von  Marg.  Weinberg. 

£tBleitaouc. 

Im  Folgendeu  wird  der  Versuch  fjemacht.  einiisie  der  wichtigsten 
Abscliriitte  der  Sozialen  Hygiene  in  ilirer  historischen  Entwickelung 
darzustellen.  Zu  berichten,  in  welcher  Weise  für  Trinkwasser,  Städte- 
reinigung,  Bauhygiene  in  der  Vergangenheit  gesorgt,  mit  welchen 
Mitteln  der  Kampf  gegen  die  Volkskrankheiten  geführt,  wie  Anne, 
Elende  und  Kranke  verpflegt  wurden  :  dieses  durch  einige  Uiurißzeich- 
nungen  zu  erläutern,  war  die  gestellte  Aufgabe. 

Daß  ich  mich  nicht  einfach  auf  die  Widergabe  längst  bekannter 
Dinge  beschränkt,  sondern  eine  Fülle  neuer  Tatsachen  aus  historischen, 
juri.stischen  und  medizinischen  Quellen  herbeigeschafft  habe,  wird  der 
Fachmann  leicht  feststellen  können.  Eine  große  Zahl  der  im  folgenden 
benutzten  Urkunden  und  Druckwerke  dürfte  in  diesem  Zusammen- 
hange vielleicht  das  erste  Mal  genannt  werden. 

Die  nachfolgende  Schilderung  läßt  sich  mit  der  Beschreibung' 
eines  Skelettes  vergleichen,  dessen  Bau  im  großen  und  ganzen  fest- 
steht, dessen  kleinere  Knochen  aber  im  Laufe  der  Jahrtausende  ver- 
loren gingen.  Aber  dieses  Skelett  mit  Fleisch  und  Blut  zu  füllen, 
wird  erst  nach  jahrelanger  Arbeit  möglich  sein,  und  ob  es  überhaupt 
gelingen  wird  die  verlorenen  Skeletteile  aufzufinden,  bleibt  abzuwarten. 
Hier  ist  vieles  von  den  Fortschritten  der  Assyriologie  zu  erwarten. 
Doch  auch  in  den  näher  liegenden  Jahrhunderten  ist  die  Geschichte 
der  Hygiene  vielfach  noch  mit  einem  dichten  Schleier  bedeckt,  den 
erst  die  Durchmusterung  der  Archive  und  die  Benutzung  der  Schätze 
fremder  Bibliotheken  wenigstens  teilweise  lüften  wird. 

Von  einem  doppelten  Standpunkte  aus  kann  die  Entwickelung  der 
sozialen  Hygiene  dargestellt  werden.  Entweder  begnügt  man  sich  niit 
der  einfachen  Aufzählung  der  einzelnen  Tatsachen  in  ihrer  chrono- 
logischen Folge  oder  man  versucht  diese  Tatsachen  mit  den  medi- 
zinischen und  juristischen  Lehrmeinungen,  mit  den  theologisch -philo- 
sophischen Systemen  und  den  politischen  Verhältnisseu  der  Zeit,  in 
welcher  sie  sich  abspielten,  in  Zusammenhang  zu  bringen. 

Eine  Darstellung  der  letzteren  Art  zu  geben  wäre  verfrüht.  Denn 
das  hierzu  nütige  Material  ist  von  der  wissenschaftlichen  Einzelfor- 
schung erst   für   sehr   wenige   Zeitabschnitte  herbeigeschafft    worden. 

Ich  habe  daher  zumeist  nur  den  rein  erzählenden  Standpunkt 
eingenommen  und  war  nur  selten  in  der  Lage  anzugeben,  daß  eine 
bestinnute  Entwickelungsrichtung  durcli  bestimmte  religiöse,  und  poli- 
tische Vorkommnisse  bedingt  oder  durch  bestimmte  medizinische 
Forderungen  veranlaßt  wurde. 

So  haften  deun  dieser  Darstellung  alle  die  von  einem  ersten 
Versuche  untrennbaren  Mängel  an,  dereu  Beseitigung  einer  ausführ- 
licheren Bearbeitung  des  Gegenstandes  überlassen  bleiben  muß. 

Th.  Weyl. 
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I.  Die  AnfSnge  der  Sozialen  Hygiene. 

A,  Naturvölker. 

Der  in  der  luenschlichen  Natur  liegende  Selbsterhaltungstrieb 
führt  schon  die  auf  einer  sehr  niedrigen  Kulturstufe  stehenden  \'ölker 
zu  gewissen  Bräuchen  und  Maßiiahnieu,  welche  den  Schutz  der  Ge- 
sundheit, bez.  die  Bekämpfung  von  Krankheiten  bezwecken.  Solche  hI 
Bräuche  entspringen  teils  abergliiubisclien  Vorstelhmgen  vom  Wesen  ^| 
der  Krankheiten,  teils  den  gewonnenen  Erfahrungen,  die  sich  von 
Generation  zu  Generation  überliefei'u. 

So  finden  wir  bei  einigen  Naturvölkern  bereits  das  Verständnis 
für  den  ansteckenden  Charakter  gewisser  Krankheiten 
und  verschiedenartige  Versuche,  sich  vor  Infektion  zu  schützen.  Den 
Karaga  in  Brasilien  ist  der  infektiöse  Charakter  der  Tuberkulose  be- 
kannt; die  Kirgisen  schießen  mit  ihren  Pfeilen  auf  Pockenkranke, 
welche  sich  ihren  Wohnungen  nähern.  Diesen  Vorkehrungen  zum 
persönlichen  Schutz  steht  ein  Brauch  gewisser  am  Me-Khang  wohnender 
Stämme  gegenüber,  welche  ihre  infizierten  Dörfer  durch  Zeichen  kennt- 
lich machen,  die  den  Fremden  vor  Annäherung  warnen  sollen. 

Ueber  das  Wesen  der  Lepra  sind  einige  V'ölker  Sumatras  so- 
weit orientiert,  daß  sie  die  Aussätzigen  aus  den  Ortschaften  verbannen, 
weil  sie  die  Kranklieit  für  ansteckend  halten.  Andere  Völker  der- 
selben Insel  halten  die  Lepra  für  (iurch  Vererbung  übertragbar  und 
verbieten  den  Aussätzigen  das  Heiraten. 

Einen  Schutz  der  Bevölkerung  bei  Seuchen  durch  Absonderung 
der  Infizierten  kennen  auch  die  Bewohner  der  Insel  Nias.  Bei 
Pockenepideniien  vertreiben  sie  die  Kranken  aus  den  Dörfern,  und 
errichten  ihnen  auf  freiem  Felde  ein  Schutzdach.  Hier  werden  die 
Kranken  von  einem  Stammesgenossen  verptiegt,  welcher  die  Pocken 
bereits  überstanden  hat.  Von  einer  Desinfektion  der  infizierten  Klei- 
der oder  Wohnräume  ist  ihnen  jedoch  nichts  bekannt. 

Dagegen  finden  wir  auf  den  Mikobaren,  neben  vielen  abergläu- 
bischen (iebräuchen  zur  Reinigung  infizierter  Wolmstätten  die  hy- 
gienisch zweckmäßige  Sitt«,  (ieräte  und  Lebensmittel  in  den  Fluß  zu 
werfen.  Auf  Serang  auf  Java  verläßt  man  das  „warme"  id.  h.  infi- 
zierte) Haus  und  reißt  es  bisweilen  sogar  nieder.  Die  Mosquito- 
Indianer  brennen  zuweilen  eine  ganze  Ortschaft  nieder,  die  von  einer 
Epidemie  heimgesucht  wurde.  Auf  Eotar  assaniert  man  ein  infiziertes 
Haus,  indem  man  den  Kehricht  sammelt  und  ihn  aus  dem  Dorfe 
fortschaff"t. 

Eine  Straßenreinigung  im  Anschluß  an  eine  Seuche  wird 
durch  die  weiblichen  Bewohner  des  Seranglao-Archipels  ausgeführt. 
Der  Kehricht  wird  dabei  der  See  überantwortet. 

Auch  die  Absetzung  der  Fäkalien  außerhalb  des 
Dorfes  finden  wir  bei  verschiedenen  Naturvölkern,  so  bei  den  Ewe- 
Negern  im  Togolande,  bei  der  Buschnegern,  Karaiben  und  Arowaken 
in  Surinam,  und  bei  den  Karaga-Indianern,  welche  letztere  ihre  E.\kre- 
niente  sorgfältig  vergraben. 

Bemerkenswert  ist  bei  den  Aschanti  und  Siaraesen  die  vorhandene 
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Kenntnis  von  der  Schutzimpf nnp  gegen  tlie  Pocken,  welche  auch 
in  Indien  und  China  seit  uralter  Zeit  Verbreitung  gefunden  hat, 

Literatur:  BartoU,  Die  Medizin  der  yaiurvälker  (1893J. 


B.  Juden. 

Eine  noch  heute  bewundernswerte  Ausbildung  erfuhr  die  Hygiene 
bei  den  Juden,  und  zwar  zuerst  durch  Moses,  dann  durch  den 
Talmud  und  schließlich  durch  das  rabbinische  Gesetz,  den  Schulchan 
Arufh. 

Gegen  die  Verseuchung  des  W  ohn  boden  s  wurde  die  Ver- 
scharrung der  Fäkalien  außerhalb  des  Lagers  angeordnet. 

Zeigen  sich  bei  Verdacht  auf  Aufsatz  in  einem  Hause  Flecken 
mit  kleinen  gelben  oder  rötlichen  Aushöhlungen,  so  soll  das  Haus 
auf  eine  Woche  geräumt  werden.  Sind  die  Flecken  nach  dieser  Zeit 
nicht  verschwunden,  sondern  größer  geworden,  so  sollen  die  Steine 
aus  der  Wand  herausgenommen  und  an  einen  unreinen  Ort  außerhalb 
des  Lagers  geworfen  werden.  Auch  der  hierbei  entstehende  Staub  soll 
gesammelt  und  in  gleicher  Weise  vernichtet  werden.  Endlich  wird 
sogar  zur  Vernichtung  des  Hauses  geschritten,  wenn  die  bisher  be- 
folgten Maßnahmen  nicht  zum  Ziel  führten. 

Dies  sind  Grundsätze  der  Wohnungs-  und  Bauhygiene, 
welche  auch  heute  noch  Beachtung  verdienen. 

Gegen  die  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten, 
namentlich  der  Lepra  werden  die  Patienten  einer  genauen  Unter- 
suchung durch  die  Amtsärzte,  die  Leviten,  unterzogen.  Zunächst 
sondert  man  die  Verdächtigen  auf  7  Tage  von  allen  übrigen  Genieinde- 
niitgliedeni,  um  die  Kranken,  wenn  der  Krankheitsprozeß  nach  dieser 
Zeit  Fortschritte  gemacht  hat,  nochmals  auf  1  Woche  zu  isolieren.  Ist 
dann  Heilung  eingetreten,  so  muß  der  Geheilte  seine  Kleider  waschen, 
seine  Haare  abschneiden,  den  Körper  baden  und  wird  dann  wieder  in 
die  Gemeinde  aufgenommen.  Ist  aber  die  Krankheit  als  Lepra  er- 
kannt ,  so  bleibt  der  Patient  unrein  und  muß  außerhalb  des  Lagers 
wohnen*).     (Vergl.  Abschnitt  VI.) 

Auch  eine  Bekämpfung  der  Gonorrhoe  und  der  Sy- 
philis wird  in  zum  Teil  recht  wirksamer  W'eise  angeordnet.  Durch 
Bäder  und  Waschungen  des  Körpers  und  aller  vom  Venerischen  be- 
nutzten Gegenstände,  namentlich  auch  seiner  Bettwäsche,  soll  die  Aus- 
breitung der  Krankheit  verhindert  werden.  Ausländerinnen,  die  mit 
Männern  verkehrt  haben,  dürfen  nicht  ins  Lager  gebracht  werden  und 
verfallen,  falls  dieses  dennoch  geschehen  sein  sollte,  dem  Tode. 

Ferner  hat  die  Hygiene  der  Nahrungsmittel  und  der 
Ernährung  die  jüdischen  Gesetzgeber  beschäftigt,  wenngleich  es 
zweifelhaft  ist,  ob  die  verbotenen  Fleischarten  wirklich  schädliche 
Eigenschaften  besitzen.  Dagegen  ist  die  im  Talmud  angeordnete 
Fleischbeschau  ohne  jeden  Zweifel  als  eine  sehr  wirksame  Maß- 
regel gegen  die  Uebertragung  der  Tierkrankheiten  auf  den  Menschen 
zu  betrachten.    Namentlich  tuberkulöse  Tiere,  deren  Erkrankung 


*)  Auf  die  Frage,  ob  der  Aussatz  (ies  alten  Testamente«  mit  der  Lepra  der 
neueren  Jledizin  penau  ülwreingtimmt,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Vergl. 
Ebstein,  Die  Medizin  im  alten  Testament. 
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durch  die  Anwesenheit  von  Kuötcheu  auf  der  Lungenoberfläche  nnd 
durch  Verwachsungen  der  Pleura  pulnionalis  mit  der  Pleura  costalis 
erkannt  wird,  sind  vom  Genüsse  auszuschließen. 

Daß  die  jüdische  Hygiene  auf  den  Schultern  der  hygienischen 
Anscliauungen  anderer  Völker,  namentlich  der  Aegypter  und  Assyrer 
steht,  kann  als  bewiesen  angenommen  werden,  lieber  die  Wasser- 
leitungen in  Jerusalem  siehe  S.  794  f. 

Literatxir. 

Bkginikl,  Dir  hygienüehen   ßrundtOge  dtr  inotaitchtn  Geiettgebung.     t.  Aufl.  (189SÜ 
Banzlngcr,  Ilehtiiitehc  Archäohgit.  (1S94). 

Ebftaln,  />i>  Medititi  im  allen  Tettamenl,     1901.     Reich  an  LiU«raturaitgab«n. 
Nouig,  Einführung  in  dai  Studium  dtr  SotiaJtn  Hygiene. 


II.  Wasserversorsiin?. 

a)  Altertum. 

\ on  den  Völkern  des  klassischen  Altertums  wurden 
alle  Arten  der  Wasserversorgung  in  Anwendung  ge- 
bracht (Merkel).  Man  kannte  neben  den  überall  verbreiteten  lo- 
kalen Wasserversorgungen  mittels  einfacher  Kessellirunnen  namentlich 
auch  zentralisierte  Anlagen,  indem  man  Fluß-  oder  Quellwasser  der 
Stadt  zuführte  und  in  dieser  mittels  Röhren  verbreitete. 

Für  diese  verschiedenen  Arten  der  Wasserversorgung  sollen  im 
folgenden  einige  Beispiele  gegeben  werden. 

Brunnen,  zum  Teil  von  beträchtlicher  Tiefe,  wurden  an  mehreren 
Stellen  Mesopotamiens  gefunden.  So  berichtet  Assurnassirpal 
(884 — 860  V.  Chr.),  daß  er  einen  Brunnen  von  80  tepka  Tiefe  zur 
Wasserversorgung  eines  Tempels  habe  graben  lassen  (Merkel). 

Schon  Hamurabi  (2267—2213  v.  Chr.)  soll  Babj'lon  mit  einer  zen- 
tralen Wasserleitung  verschen  haben  (Winckler).  Sie  stammte 
wohl  aus  dem  Tigris,  der  zu  diesem  Zwecke  durch  eine  größere  Zahl 
offener  Kanäle  in  die  Stadt  geleitet  wurde.  Pumpwerke  hoben  das 
Wasser  00  m  hoch  auf  die  hängenden  Gärteu  der  Semiramis,  unter 
deren  Bäumen  Alexander  der  Große  Linderung  während  seiner  Fieber- 
anfälle suchte. 

Zu  den  zentralen  Wasserversorgungen  gehören  auch  die  so- 
genannten Brunnen  von  Tyrus,  welche  sicher  älter  als  700  v.  Chr. 
sind,  da  sie  schon  bei  der  Belagerung  der  Stadt  durch  Salmanassar 
eine  Rolle  spielten.  Diese  ,.Bri;nnen"  sind  nicht  schachtartig  in  die 
Erde  gesenkt,  sondern  am  Fuße  eines  eine  halbe  Meile  von  der  Stadt 
entfernten  Berges  15 — 20  Fuß  hoch  aufgemauert.  Die  Stärke  der 
Wände  beträgt  3,5  m.  In  die  hierdurch  entstehenden  Räume  steigt 
das  Wasser  von  unten  her  und  fließt  am  oberen  Rande  ab.  Au  die 
Brunnen  schlössen  sich  Wassergräben,  die  das  Land  um  Tyrus  be- 
wässerten und  sich  bis  auf  eine  Entfernung  von  H(.¥>0  Fuß  von  der 
Stadt  verfolgen  lassen.  Zur  Zeit  der  Kreuzzüge  war  das  System  wenig- 
stens noch  teilweise  im  Betrieb.  Es  handelt  sich  also  bei  diesen  An- 
lagen um  eine  Grundwasser- Versorgung. 

Besonders  genau  sind  wir  über  die  Wasserversorgung  von  Je- 
rusalem unterrichtet.  Die  Stadt  besaß  niinde.'^tens  5  Wasserleitungen, 
von  denen  noch  2,  nämlich  die  des  Mamillateiches  und  die  Quelle 
Siloah  in  Tätigkeit    sind.    Das  Wasser  fließt  zum  Teil  in   offene  Ge- 
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rinnen,  zum  Teil  in  Tunnels,  die  in  den  Felsen  pei^rahen  sind. 
Die  bedeuteudste  Wasserleituuf;  Jerusalems  ist  die  sogenannte  Salo- 
monische. Sie  beginnt  in  den  o  Salonio-Teicheti.  Es  sind  dieses  3 
in  den  Fels  gejjrabene  Behälter  von  mächtigen  Dimensionen.  Ihre 
mittlere  Tiefe  beträgt  ungefähr  25  Fuß.  Sie  nahmen  das  Meteorwasser 
auf  und  erhielten  auch  Zufluß  aus  unterirdischen  (JueUeu. 

Eine  der  wasserreichsten  Städte  des  Altertums  ist  Damaskus 
gewesen,  dessen  Wasserleitungen  aus  den  Flüssen  Baräda  und  Awasch 
stammen  und  mit  einiger  Sicherheit  bis  auf  Abrahams  Zeiten  zurück 
verfolgt  werden  können. 

Die  Aegypter  waren  hauptsächlich  auf  den  Genuß  von  Fluß- 
w asser  angewiesen,  da  sich  unterirdische  Wasservorräte  im  Lande 
nur  selten  finden.  Sie  leiteten  das  Nilwasser  durch  Seitenkanäle  in 
ihre  Städte  und  hoben  es  durch  Schöpfwerke,  die  von  Sklave»  bedient 
wurden.  In  sjiäterer  Zeit  —  genauere  Angaben  lassen  sich  nicht 
machen  —  schlössen  sich  dann  an  diese  Kanäle  Zisternen  an.  In 
Alexandrien  sollen  deren  ca.  360  gewesen  sein.  Einzelne  derselben 
waren  nur  für  ein  Haus  bestimmt,  andere  besaßen  bis  zu  4  Stock- 
werken und  nahmen  daher  eine  so  große  Wassermenge  auf,  wie  sie 
für  die  Versorgung  eines  ganzen  Stadtteiles  ausgereicht  haben  dürfte, 

Ueber  die  Zisternen  von  Konstantinopel  siehe  S.  799,  von  \'enedig 
S.  8t)0,  über  die  von  Karthago  S.  796. 

Aber  auch  einige  größere  Brunnenanlagea  lassen  sich  nachweisen. 
So  stellte  der  Ingenieur  Mentuhotep  unter  Usurtesen  I.  um  200(J  v.  Chr. 
im  Memnoniuiu  zu  Abydos  einen  Brunnen  her.  Aehnliche  Anlagen 
errichteten  Mineptah  I.,  Seti  I.  (1336  v.  Chr.)  in  der  Landschaft  Edfu, 
wo  die  Goldgruben  lagen.  Ramses  III.  (1200  v.  Chr.)  ließ  einen 
mächtigen  Brunnen  graben  und  ihn  mit  Befestigungen  umgeben,  deren 
Mauern  15,75  m  Höhe  besaßen. 

Unter  den  von  den  Griechen  angelegten  Wasserleitungen  sind 
die  von  Athen,  von  Samos  und  von  Pergamon  von  besonderem 
Interesse,  weil  sie  uns  einen  guten  Einblick  in  das  hohe  technische 
Können  ilirer  Erbauer  vermitteln. 

Athen  besaß  zur  Zeit  seiner  höchsten  Blüte  mehr  als  10  ver- 
schiedene Wasserleitungen. 

Die  eine  Leitung  führte  das  Wasser  des  Flüßchens  Ilissus  der 
Stadt  zu,  und  zwar  mittels  eines  2  m  unterhalb  des  Flußbettes  be- 
ginnenden, durch  den  felsigen  L'ntergrund  getriebenen  Kanals.  Auch 
die  Leitung,  welche  das  jetzige  Athen  mit  Wasser  versorgt,  ist  antiken 
Ursprungs.  Erwähnenswert  ist  es,  daß  sich  in  vielen  der  athenischen 
Wasserleitungen  Stollen  vorlinden,  welche  die  Entlüftung  des  Wa.ssers 
und  damit  eine  regelmäßige  Vorwärtsbewegung  desselben  ermöglichen. 

Die  Wasserversorgung  vou  Samos,  welche  Herodot  schildert, 
und  die  im  Altertum  als  eines  der  größten  Wunderwerke  gepriesen 
wurde,  muß  auch  heute  noch  als  eine  meisterhafte  Ingenieurleistung 
gelten.  Die  Leitung  beginnt  3'M)  Fuß  über  der  Stadt  und  läuft  dann 
durch  einen  lOdO  m  langen,  in  den  Felsen  gebohrten  Tunnel.  Das  beim 
Bohren  abfallende  Gestein  wurde  durch  20  Schachte  von  je  13,8  m 
Höhe  herausgeschafft.  In  dem  Tunnel  konnte  ein  Mann  aufrecht 
gehen.  Am  Ausgang  des  Tunnels  begaun  die  Röhrenleitung,  durch 
welche  die  Stadt  mit  Wasser  versorgt  wurde.  Der  Erbauer  dieses 
Werkes  heißt  Eupalinus,  des  Nanotrophus  Sohn  aus  Megara. 
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lu  Pergaiiion  haben  die  Attaliden  eine  Wasserleitung  herstellen 
lassen,  welche  auch  die  höchst  gelegenen  Teile  der  Stadt  mit  Wasser 
versorgte.  Das  Wasser  kommt  aus  einer  Entfernung  von  &)  km  und 
wird  in  einer  Höhe  von  367  ni  in  einem  Behälter  gesammelt,  der  aas 
2  Abteilungen  besteht.  Die  erste  Abteilung  ist  offenbar  zur  Zurück- 
haltung des  niitgeführten  Gerölles  bestimmt.  Aus  dieser  Kammer 
führen  3  Ueberläufe  in  die  zweite  Kammer  und  von  hier  aus  in  die 
Druckleitung.  Diese  steht,  da  sie  sich  bis  172  bez.  195  m  senkt, 
unter  einem  Drucke  von  17 — 20  Atmosphären.  Einem  solchen  Drucke 
konnten  nur  sehr  starke  Röhren  Widerstand  leisten.  Man  hat  sie  noch 
nicht  aufgefunden  und  kann  <iaher  flber  ihre  Herstellung  vorläufig 
keine  Angaben  machen.  Es  mag  an  dieser  Stelle  erwähnt  werden, 
daß  in  den  modernen  Wassei-ieitungen  der  Druck  höchstens  4,5  Al- 
mos|ihSren  beträgt. 

Die  Karthagische  Wasserleitung  und  die  unterirdischen 
Zisternen  —  17  Behälter  von  je  10  cbni  Inhalt  —  werden  noch  heute 
benutzt  (Himmel  und  Erde). 

Unter  den  antiken  Wasserleitungen  werden  die  römischen 
in  besonderem  Maße  bewundert  und  gelobt.  Wie  die  folgende  Schil- 
derung zeigen  wird,  ist  dieses  Lob  durchaus  gerechtfertigt;  aber  man 
darf  nicht  vergessen,  dalS  die  römischen  Bauwerke  viel  besser  erhalten 
sind  als  die  der  übrigen  Völker  des  Altertums  und  daher  mehr  in 
die  Augen  springen  als  diese.  Es  ist  feruer  keinem  Zweifel  unter- 
worfen, daß  die  Römer  als  Wasserbaumeister  durchaus  auf  den  Schultern 
ihrer  Vorgänger  stehen  und  sich  die  Erfahrungen  früherer  Jahr- 
tausende zu  Nutze  machen  konnten. 

Vor  allen  anderen  Städten  ist  die  Tätigkeit  der  römischen  Hydro- 
tekten  der  Hauptstadt  des  römischen  Weltreiches  zu  gute  gekommen, 
nachdem  für  diese  die  benachbarten  Quellen  nicht  mehr  ausreichten 
und  der  Tiber  durch  die  Abfälle  der  Stadt  verschmutzt  war  (Celli 
ed  Scala).  So  sah  man  sich  denn  gezwungen,  das  Wasser  atis 
weiter  Entfernung  in  die  Stadt  zu  leiten. 

Die  erste  dieser  Fernleitungen  stammt  aus  dem  .Tahre  .311  v.  Chr. 
und  wird  nach  Appius  Claudius  Crassus,  unter  dem  sie  vollendet 
wurde,  aqua  Appia  genannt.  Sie  brachte  Hochquellwasser  aus 
lG,(j  km  Entfernung  in  die  Stadt.  Hir  folgte  im  Jahre  271  v.  Chr. 
die  Ableitung  des  Anioflusses  (Anio  vetus  genannt),  welche 
63,7  km  lang  und,  wie  die  Appia.  größtenteils  unterirdisch  angelegt  ist 
Alle  übrigen  Wasserleitungen,  über  welche  die  nachfolgende  Tabelle 
nähere  Angaben  enthält,  sind  dadurch  ausgezeichnet,  daß  sie  zu  einem 
großen  Teile  auf  Bogenstellungon  gelagert  wurden,  die  noch  heute 
einem  Teile  der  Campagna  di  Roma  ein  charakteristisches  Gepräge 
verleihen.  Es  geschah  dieses  in  der  Absicht,  auch  die  höchst  gelegenen 
Teile  der  Stadt  mit  Wasser  versorgen  zu  können,  während  dieses  bei 
dem  damaligen  Stande  der  Technik  nicht  möglich  gewesen  wäre,  wenn 
man  die  Leitungen  in  die  Erde  verlegt  hätte.  Nach  der  Tabelle  wurden 
6  dieser  Leitungen:  Anio,  Appia,  Anio  vetus,  Marcia,  Tepula, 
Julia  und  Virgo  von  der  Republik,  die  übrigen  .'?,  nämlich  Al- 
sietina,  Clandia  und  Anio  novus  aber  vom  Kaiserreich  erliaut. 
Während  das  Wasser  bis  zur  Statlt  in  gemauerten  Gerinnen  Hoß,  ver- 
breitete es  sich  im  Innern  Roms  zunächst  durch  Bleiröhren.  Diese 
wurden  durch  Zusammenbiegen  und  darauf  folgende  \'erlötung  mittelst 
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Aquädukte  Roms  (aach  Merkel,  im  Auszuge). 


Name 


Erbaut 
i.  J. 


Erbaut  durch 


Art  der 
i^peisuDg 


km 


Von  der  Ge- 
samtlänge 
waren 


Bogen- 
Siel-     Tun- 
lungeu    neU 
u.  ».  w. , 
km    ,  km 


Appia  311 V. 

Enveiteruug 
Anio  vetus    271  v. 


3  Marcia  |l4ö  v, 
Erweiterung  1 

4  Tepula  126  v. 


Julia 
Virgo 
Alaietina 
Claudia 

Anio  noTtia 


34  V, 
21  V. 
19  V. 
50  n 


ChrJ  App.  Claudi  US  Cra««u9 

JAugustus 
Clir.|Censore»  Curti  us  Den- 

I  tatius  u.  L.  Papyrius 
Chr.Marciu!«  Itex 

Augustua 
Chr.  Censores  Caepio  und 

I  Caasius  Longinuü 
Chr.'Agrippa 
Chr.JAgrippa 
CLr-iAuguHtus 
i'Lr.iCaligula  u.  Claudiun 

SCaligula  u.  Claudius 


Quellen 

Anio-FluO 

Quellen 

Quellen 

Quellen  ' 

Quellen 

Alseaiij^cher  See 

Quellen 

Anio- Fluß  I 


I6,.i 

ij.iai 

9,a 

Ö3,T 

0,St8 

91,6 

11,0» 

<>* 

I8.9 

10,4 

22,9 

10,4 

2J,0 

I,S 

^2,» 

o,» 

68,» 

•5.« 

87,s 

'3>9 

0,8 


GesamtÜDge  436,4 


Die  Bleiröhreii  begannen  in  den  Wasserschlössern,  welche 
zur  Sammlung  und  Vorteilung  des  Wassers  bestimmt  waren  und  häufig 
schon  durch  ihren  arcliitektonischen  Aufbau  auf  ihre  Wichtigkeit  hin- 
wiesen. 

Im  Altertum  galt  Rom  als  eine  der  wasserreichsten  Städte  und 
hat  diesen  Rulim  —  dank  der  Tätigkeit  der  Pfipste  (siehe  S.  798J  — " 
bis  auf  den  heutigen  Tag  bewahrt. 

Die  Aufsicht  über  die  Wasserleitungen  übten  die  Curatorea 
a  q  u  a  r  u  m  aus,  bis  diese  von  Augustus  übernommen  wurde  (M  0  m  in  - 
sen  II,  2,  lOm). 

Besondere  Verdienste  um  die  Wasserwerke  Roms  erwarb  sich 
Frontinus,  den  Nerva  zum  curator  aijuaruui  ernannte.  Ihm  ver- 
danken wir  das  Werk  de  urbis  Romae  aquaeductibus,  in  welchem  er 
eine  Fülle  von  historischen  und  technischen  Angaben  über  die  Wasser- 
versorgung Roms  macht  (Frontinus). 

Als  er  sein  Amt  übernahm,  verfügte  die  Stadt  über  9iYx)  Quinarien 
täglich,  hauptsächlich  durch  weise  Sparsamkeit  und  gute  \'erwaltung 
verdoppelte  er  die  Menge  des  Trinkwassers  auf  uugefälir  IHlCtO  Qui- 
narien täglich,  welche  mehr  als  einer  Million  cbm  entsprechen.  Zur 
Zeit  des  Frontinus  besaß  Rom  247  Behälter  für  Trinkwasser  und 
51)1  öffentliche  Laufl)runnen  (Pöhlmann). 

Neuere  Forscher  berechnen  jedoch,  daß  alle  neun  Aquädukte  zur 
Zeit  des  Frontinus  nur  rund  t>710(X>cbm  lieferten  (Hodkin), 
oder  mit  Rücksicht  darauf,  daß  stets  2  oder  .^  Aquädukte  wegen  Re- 
paraturen auiSer  Betrieb  waren  nur  315 OCH)  cbm  (Mausergh).  Nimmt 
man  endlich  an,  daß  von  diesen  3150CH")  cbm  unterwegs  11200t.)  cbm 
entweder  anderweitig  nutzbar  gemacht  wurden  oder  verloren  gingen, 
80  erhielt  Rom  nur  203000  ehm.  Das  macht  auf  den  Kopf  ungefähr 
144  I  täglich,  also  nicht  viel  mehr,  als  eine  heutige  Großstadt  zu  ver- 
brauchen pflegt  (Mausergh,  Urupp). 

Die  römischen  Wasser  1  eit u n  gen  schienen  dem  Unter- 
gänge geweiht.    Bei  der  Belagerung  Roms  durch  die  Gothen  unter 
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Vitiges  i.  J.  .'-».'IT  (hirchschnitten  die  Belagerer  alle  WasserleiiungeD 
der  Stadt.  Belisar  ließ  deren  Eimnündiiiigcn  in  die  Stadt  verniauem, 
damit  die  Belagerer  nicht  durch  dieselben  einzudringen  vermöchten 
(ein  Weg,  dessen  er  sich  selbst  hei  der  Einnahme  von  Neapel  bedient 
hat).  Durch  diese  Maßnahme  kamen  die  letzten  Wasserleitungen  Roms 
außer  Gebrauch.  Man  glaubt  zwar,  daß  Belisar  sich  die  Wiederher- 
stellung der  Wasserleitungen  Roms  angelegen  sein  ließ,  doch  ist  die.s  — 
wenn  überhauiit  —  nur  für  die  Trajaua  anzunehmen,  weil  die  Restau- 
ration der  übrigen  zu  große  Kosten  verursacht  hätte.  Rom  blieb 
nunmehr  auf  wenige  in  der  Stadt  selbst  entspringende  Quellen  und 
auf  seine  Zisternen  angewiesen  (G  r  e  g  o  r  o  v  i  u  s). 

Allerdings  hatten  schon  um  630  Honorius  I.,  ferner  Hadrian  I. 
(772—515)  und  Gregor  IV  (827—84)  den  Wiederaufbau  der  Trajana 
betrieben,  und  die  Claudia  war  von  Hadrian  I.  um  780  wieder  her- 
gestellt worden,  aber  in  den  folgenden  2  Jahrhunderten  erhielt  Rom 
aus  den  alten  römischen  Leitungen  überiiaujit  kein  Wasser  mehr, 
nachdem  auch  ein  dritter  Aquädukt  —  vielleicht  die  Aqua  Marcia  — 
seinen  Dienst  eingestellt  hatte.  Damals  fehlte  sogar  das  Wasser  zur 
Füllung  der  Taufbecken  (Gregorovius.  Fea,  Cassioj.  Teils 
waren  die  AifuJidukte  zu  Grunde  gegangen,  weil  sie  keine  regelmäßige 
Pflege  mehr  erfuhren,  teils  aber,  weil  sie  während  der  Belagerung 
Roms  durch  die  Kaiser  Friedrich  I.  (IIGO)  und  Friedrich  II.  (1241) 
zerstört  worden  waren.  Noch  schlimmer  gestalteten  sich  die  Wasser- 
verhältnisse der  ewigen  Stadt,  als  die  Päpste  sich  in  Avignon  im  Exil 
befanden  (l.'W")— i:i78)  und  in  Rom  die  Anarchie  herrschte.  Denn 
jetzt  mußte  das  Trinkwasser  durch  Wasserträger  verbreitet  und  um 
einen  hohen  Preis  gekauft  werden. 

Im  15.  Jahrhundert  wandte  man  der  Restauration  der  alten  Wasser- 
leitungen wieder  erhöhten  Eifer  zu.  Paul  IL  (14(!4 — 71)  ließ  die 
Aquädukte  regelmäßig  untersuchen  (Rodücanachi  S.  Il34). 

Durch  die  Päpste  Nikolaus  V.  (1447—1455)  und  Sixtus  IV. 
(1471—1484)  wurde  die  von  der  Acjua  Virgo  gespeiste  Fontana  Trevi 
wiederhergestellt;  doch  erst  Benedikt  XIV.  (1740—1758)  konnte  sich 
rühmen,  die  Aqua  Virgo  in  Uirem  früheren  Glänze  nach  Rom  zurück- 
geführt zu  haben.  Seit  1587,  unter  Sixtus  V.  strömt  auch  die  Aqua 
Feiice  und  seit  Hj<>2  unter  Paul  V.,  die  A<iua  Paola  (Aqua  Trajaua) 
wieder  ins  Innere  der  Stadt  (Fea).  Das  Wasser  dieser  Leitungen  ist 
es,  welches  auch  dem  heutigen  Rom  genügt. 

Uebrigens  wurde  wenigstens  im  16.  Jahrhundert  das  Wasser  des 
Tiber  als  Trinkwasser  benutzt  und  von  Alex.  Petroni,  Leibarzt  der 
Päpste  Paul  IV.  und  Gregor  XIII.,  ferner  von  Alex.  Bacci,  dem  Leib- 
arzte des  Papstes  Sextus  V,  als  solches  gerühmt  (Lanciani,  Celli 
ed  Scala). 

Aber  die  Tätigkeit  der  Römer  auf  dem  Gebiete  der  Wasserleitungen 
blieb  nicht  auf  Rom  beschränkt ;  sie  tritt  vielmehr  überall  dort  zu  Tage, 
wo  die  Römer  wie  in  Revagna,  Circello,  Canosa,  Puzzuoli  festen  Fuß 
faßten.  So  linden  sich  in  anderen  Stallten  Italiens,  z.  B.  iu  Neapel, 
ferner  in  Spanien  und  Frankreich  uoch  heute  bewuudernswerte 
Reste  ihrer  Fürsorge.  In  Spanien  sind  es  die  Aquädukte  in 
Tarragona,  Segovia.  Chelves  und  Merida,  während  von  den 
in  (iallien  errichteten  Wasserwerken  die  von  Lyon.  Arles  (Are- 
latum)  und  der  für  Nimes  (Nemaurus)  bestini 
wahnt  werden  sollen. 
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Audi  die  deutschen  von  den  Römern  gegründeten  oder  befestigten 
Stfidte  wie  Cöln,  Mainz,  Metz,  Straßburg  und  Wien  besaßen. 
ausgezeichnete  Wasserversorgungen.  Die  Metzer  Leitung  war  niiu- 
destens  13,  die  Mainzer  9,  die  Straßburger  20  km  lang.  Die  Wasser- 
leitungen der  genannten  rheinischen  Städte  gingen  wahrscheinlich  alle 
während  der  Völkerwanderung  zu  Grunde.  Die  Metzer  Leitung  soll 
durch  die  Hunnen  4d\  zerstört  worden  sein  (Amt.  Kat.  d.  Dresd. 
Städteausstellung,  Krieger,  Ennen).  Ebenso  linden  sich  in 
den  Städten  Kleinasiens  und  Aegyptens  Reste  römischer  Wasser- 
leitungen. 

Diese  Aufzählung  beweist,  daß  die  römischen  Staatsmänner  und 
Verwaitungsbeamten  sich  mit  einer  solchen  Energie  die  Lösung  der 
Trinkwasserfrage  angelegen  sein  ließen,  wie  dies  erst  in  den  letzten 
50  Jahren  aucli  in  den  heutigen  Kulturstaaten  der  P'all  ist.  Wenn 
uns  von  den  Bauten  der  Römer  nichts  anderes  erhalten  wäre  als  ihre 
Wasserleitungen,  so  würde  aus  diesen  allein  die  hohe  Bedeutung  dieses 
antiken  Kulturvolkes  sich  ergeben. 

Die  antiken  Aijuädukte  Konstantinopels  sind  bis  auf  die  dos 
Valens  (erbaut  SfiH  n.  Chr.)  und  des  Justinian  zu  Grunde  gegangen. 
Erhalten  geblieben  sind  dagegen  mehr  als  iiO  Zisternen,  welche  aus 
der  Zeit  der  byzantinischen  Kaiser,  der  mazedonischen  Periode  und 
der  Komnenen  stammen.  Unter  diesen  vermag  die  Zisterne  der 
tausend  Säulen  3.'>(X)  cbm  Wasser  aufnehmen.  Die  Zisternen  speicher- 
ten sowohl  Regenwasser  als  das  mittels  mächtiger  Aquädukte  der  Stadt 
zugeführte  Quellwasser  auf  (Forchheimer  und  S  t rz.vgo wski). 

Die  Griechen  und  Römer  suchten  die  Verunreinigung  des 
Trinkwassers  dadurch  zu  verhindern,  daß  .sie  über  der  Quelle  oder 
in  deren  Nähe  Heiligtümer  errichteten  und  der  Quellgottheit  besondere 
Verehrung  weihten. 

Ueber  die  an  ein  gutes  Trinkwasser  zu  stellenden  An- 
sprüche waren  beide  Völker  wohl  unterrichtet. 

So  bezeichnet  Hippokrates  das  Sumpfwasser  als  gefährlich 
fflr  die  Gesundheit,  Varro  (de  re  rustica,  Kap.  11)  und  Vitruv 
Hnd  Columella  schließen  sich  ihm  an. 

Staunenswert,  weil  noch  heute  benutzbar,  ist  die  von  Vitruv  (De 
architectura  lib.  VIH,  Kap.  I — V  und  de  diversis  fabricis  architecto- 
nicae  III)  zur  Untersuchung  des  Wassers  angewandte  chemische  Me- 
thodik. Man  soll  (zur  Prüfung  auf  Schwefelwasserstoff)  mit  dem 
Wasser  ein  Erzgefäß  bespritzen  und  prüfen,  ob  hierbei  Flecken  ent- 
stehen. Bleiben  diese  aus,  so  ist  das  Wasser  gut.  Man  soll  das 
Wasser  ferner  in  einem  Kessel  aufkochen  und  in  diesem  erkalten 
lassen.  Ist  hierbei  kein  Niederschlag  von  Sand  (kohlensaurem  Kalk) 
oder  von  Schlamm  entstanden,  so  ist  das  Wasser  brauchbar,  Man 
soll  dann  feststellen,  ob  Gemüse  beim  Kochen  in  dem  Wasser  leicht 
gar  werden.  Ist  dieses  der  Fall,  so  ist  das  Wasser  gut  (nicht  zu  hart). 

Er  rät  ferner,  den  Gesundheitszustand  der  ein  bestinimles  Wasser 
trinkenden  Menschen  festzustellen,  um  zu  ermitteln,  ob  es  sich  als 
Trinkwasser  eignet.  Dieses  ist  der  Fall,  wenn  die  Benutzer  weder 
an  Fußkrankheiten  (cruribus  non  vitiosis)  noch  an  triefenden  Augen 
leiden.  Auch  müssen  sie  stark  sein  und  eine  gute  Gesichtsfarbe  be- 
sitzen. 

Sehr  eingehende  Anweisungen  über  die  Aufsuchung  von 
Wasser  im  Untergrund  verdanken  wir  demselben  Verfasser.    Er 
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gibt  an,  daß  Iman  Quellen  in  offenen  oder  bedeckten  Gerinnen,  in 
Röhren  aus  Blei  oder  aus  Ton  fortleiten  soll  und  l)eschreibt,  wie  man 
einen  Tunnel  durch  das  Gebirge  anzulegen  hat.  Tiefe  und  weite  Täler 
sollen  nicht  überbrückt  werden,  sondern  man  legt  eine  Leitung  an. 
die  auf  der  einen  Seite  des  Tales  ebenso  tief  bergab  wie  auf  der 
anderen  bergauf  füliren  muß:  einen  Syithon  oder  Heber  würden  wir 
heute  sagen. 

Daß  die  Römer  ihre  Kenntnisse  über  die  Anlage  von  Wasser- 
leitungen den  (Jriechen  verdankten,  ist  nachgewiesen.  Aber  auch  die 
Griechen  sind  nicht  <lie  Erlinder  gewesen,  sondern  haben  ihre  hj-drau- 
Uschen  Künste  von  den  orientalischen  Völkern  gelernt. 

Immerhin  waren  es  die  Römer,  welche  die  Anlage  von  Wasser- 
leitungen mit  einer  Meisterschaft  handhabten,  welche  keiner  ihrer  Vor- 
fahren besaß  und  die  ihre  siiätesten  Nachkommen  noch  heute  mit  Be- 
wunderung erfüllt  (Monticelli,  Merkel). 

b)  Mittelalter. 

In  iler  nachröm  ischen  Zeit  war  die  lokale  Wasserver- 
sorgung in  den  Städten  die  verbreitetste. 

Die  Verunreinigung  der  diesem  Zwecke  dienenden  Brunnen 
wurde  schon  früh  mit  strengen  Strafen  bedroht.  Schon  Dagobert  I. 
verordnete  tilW,  daß  in  solchem  Falle  der  Täter  ti  Sols  zahlen  un«l  den 
Brunnen  wieder  ausputzen  lassen  solle  (Baas).  Auch  die  Senden  der 
Bischöfe  beschäftigten  sich  in  den  örtlichen  Kirchenversammlungen 
im  9.  Jahrhundert  mit  der  Verunreinigung  des  Wassers.  Es  wurde 
dort  gefragt,  ob  jemand  von  dem  Wasser  trinke,  darin  ein  Wieselein, 
eine  Maus  oder  sonstiges  Tier  ertrunken  sei  (Frank,  3.  Bd.,   S.  418). 

Weistümer  und  Oeffnungen  aus  späteren  Zeiten  schützen  den 
Dorfbach  oder  Brunnen  vor  Verunreinigung  durch  An- 
drohung von  Strafen  oder  legen  der  Gemeinde  die  Pflicht  der  Erhal- 
tung auf  (G  rini  m). 

Auch  die  lex  Bajuwarioruni  verordnet  Reinhaltung  der  Quellen 
(Lex  B a  j  u  w a  r  i  o r  u  m). 

Die  öflPentlichen  wie  die  Hausbrunnen  waren  zunächst  Zieh- 
brunnen in  welche  die  Eimer  an  Seilen  heruntergelassen  wurden. 
Die  öffentlichen  Brunnen  wurden  von  den  umwohnenden  Hausbesitzern 
gemeinsam  unterhalten  ( K  r  i  e  g  k). 

Zu  diesem  Zwecke  bildeten  sich  in  Geisenheim  und  Rüdesheim 
besondere  Brunnengenossenschaften,  welche  die  Herstellung  und  Reini- 
gung der  Brunnen  übernahmen.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  trat  die 
Gemeinde  an  ihre  Stelle  (Roth). 

An  Stelle  der  Ziehbrunnen  traten  durch  die  Fürsorge  der  Stadt- 
verwaltung später  Laufbrunnen,  wie  z.  B.  in  Basel  im  14.  und 
im  Anfang  des  lä.  Jahrhunderts  (Fecliter).  Auch  zu  Augsburg  wurden 
1416  sieben  Röhrenbrunnen  dem  öfi'entlichen  Gebrauch  fibergeben 
(Schultz,  Deutsches  Leben,  S.  55). 

Sehr  verbreitet  waren  die  Zisternen,  in  denen  man  Trinkwasser 
jeder  Herkunft  (Regenwasser,  Quellwasser)  aufl>ewahrte. 

Von  den  großartigen  Bauten  der  Oströmer  auf  diesem  Gebiete 
wurde  S.  7'.>9  gesprochen. 

In  Venedig  war  man  seit  den  frühesten  Zeiten  bis  zu  der 
1890  eröffneten  Wasserleitung,  die  das  Trinkwasser  dei-  Inselstadt  \oiu 
Festlande   aus   zuführt,   auf    Zisternen   angewiesen.    Diese   befanden 


I 


« 


Zur  Geschichte  der  Sozialen  Hygiene. 


m 


sich  auf  den  Höfen  der  Privathäuser  oder  auf  den  öffentlichen  Plätzen 
(campij,  z.  B.  vor  den  Eingängen  zu  den  Kirchen.  Die  kleineren 
Zisternen  wurden  an  die  Dachtraufen  angeschlossen,  die  größeren 
, öffentlichen"  nahmen  das  auf  die  Straßenoberfläche  fallende  Regen- 
wasser auf.  Ihre  Konstruktion  ist  äußerst  sinnreich.  Der  gemauerte, 
nach  außen  durch  eine  festgestampfte  Tonschicht  abgeschlossene  Be- 
hälter war  mit  Sand  gefiillt,  um  die  nrit  dem  Regenwasser  in  die 
Zisterne  gesiiülten  Schwebestoffe  zurilckzuhaiten.  Ein  gemauerter 
Schacht,  dessen  Wände  eine  größere  Zahl  von  Lücken  enthielten,  ge- 
stattete dem  filtrierten  Regenwasser,  sich  an  seinem  Grunde  zu  sammeln 
und  wurde  hier  mit  Eimern  geschöpft  (Molmenti,  All  gem.  Bau- 
zeit u  n  g.j 

18ÜÖ  besaß  Venedig  2077  derartiger  Zisternen;  davon  waren  177 
öffentliche,  HKK)  (irivate  (Grimaud). 

Eine  Art  oberirdischer  Zisternen  waren  die  „Kesten",  in 
denen  man  in  Braun.schweig  im  15.  Jahrhundert  das  Kegenwasser  auf- 
sammelte (Sack). 

Eine  in  Frankfurt  a.  M.  15<)7  angelegte  Zisterne  trägt  die  Inschrift, 
sie  sei  die  erste.  Folglich  scheinen  Zisternen  im  Mittelalter  in  Frank- 
furt a.  M.  nicht,  angelegt  worden  zu  sein  (Kriegk), 

Wassermangel  machte  bisweilen  die  Verlegung  einer  Kirche 
oder  eines  Klosters  (?)  notwendig  (Regist r.  Sarisber.). 

Von  mittelalterlicben  zentralen  Wasserleitungen  ist  wohl  eine 
der  ältesten  die  in  St.  Gallen  betindliclic,  welche  mit  hölzernen  Röhren 
versehen  war.  Eine  noch  kunstvollere  befand  sich  gleichzeitig  im 
Kloster  Lobbes  in  Belgien  (Sass).    (Vergl.  S.  833.  837.  840.) 

In  Italien  hat  sich  die  Kunst,  zentrale  Wasserversorgungen  an- 
zulegen, trotz  der  Kämjife  des  frühen  Mittelalters  erhalten. 

So  wurde  Mailands  Wasserleitung  bereits  im  Jahre  1179  be- 
gonnen, der  Bau  dauerte  fast  80  Jahre,  1193  folgte  Siena  dem  ge- 
gebenen Beispiel,  viele  an<ierc  italienische  Städte,  z.  15.  Bologna,  Cre- 
mona,  Couio,  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  (Hülhnann,  4.  Bd. 
S.  39). 

Unter  den  deutschen  Städten  erhielt  Nürnberg  eine  erste 
zentrale  Wasserversorgung  bereits  1361.  Für  diesen  Zweck  wurde 
das  aus  dem  Reicbswalde  herkommende  Grundwasser  der  Stadt  durch 
hölzerne  Röhren  zugeleitet. 

Diese  Leitungen  sind  noch  jetzt  im  Betriebe,  naclidem  man  in 
den  späteren  Jahrhunderten  die  hölzernen  Röhren  durch  eiserne  er- 
setzt hat.  Da  aber  diese  Leitungen  nur  <he  tieferen  Stadtteile  mit 
Wasser  versorgen  konnten,  legte  man,  um  auch  den  höheren  Zonen 
Trinkwasser  zuführen  zu  können,  sogenannte  Wasserkünste  d.  h. 
Pumpen  an.  Das  erste  derartige  W'erk  entstand  1512,  vielleicht  sogar 
schon  1483.  Später  kamen  noch  drei  andere  Pumpen  dazu,  welche 
wie  das  erste  Werk  gleichfalls  Grundwasser  förderten  (Gesundheits- 
pflege in  Nürnberg). 

Zittau  wurde  schon  1374  mit  einer  Wasserleitung  versehen 
(Schultz,  Deutsches  Leben,  S.  55). 

Hamburg  erhielt  die  älteste  Holzröhrenleitung  zur  Beschaffung 
von  Trinkwasser  um  1370  (Gernet,  S.  86). 

Das  Oderwasser  wurde  in  Breslau  schon  1479  durch  eine 
Wasserkunst  gehoben  und  in  die  Stadt  geleitet.  1514  waren  fast  alle 
Straßen  mit  fließendem  W'asser  versehen  (Schultz,  Häusliches  Leben). 
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Die  Wasserkunst  in  Hildesheini  wurde  1494  angelegt,  die  zentral 
Wasserversorgung  i.  ,1.  141*i  (Becker,  S.  ;^44). 

D  r  e  s  d  e  u  wurde  seit  1542  mit  Hochquellwasser  versehen  (Schultz, 
Häusliches  Leben). 

Br  a  unscli  wei  g  entnahm  sein  Wasser  bereits  im  14.  Jahrhun- 
dert zwei  hochgelegenen  Wasserbeliältern,  aus  denen  das  Wasser 
durch  eignen  Fall  in  eisernen  Röhren  der  Stadt  zufloß.  Die  Wasser- 
künste (iPumiiwerke),  welche  das  Ockerwasser  in  die  verschiedenen 
Stadtteile  trieben,  wurden  daselbst  1527  durch  den  Bürger  Barward 
Tafelmaker  angelegt.  Vor  Anlage  der  Wasserleitung  wurden  14(»*< 
vom  Rate  Iteeidete  Wasserfahrer  angestellt,  welche  auch  den  Kot 
innerhalb  der  Tore  alle  14  Tage  abfahren  mußten.  Die  Wasserleitungen 
standen  uuter  der  Aufsicht  eines  Röhrenmeisters  (Sack,  1.  Bd.,  1.  Abt^ 
S.  IH  ff.  und  1.  Bd.,  2.  Abt.  49;  Dürre,  S.  f.57  ff.). 

Die  ältesten  Wasserwerksanlagen  für  Frankfurt  a.  M.  süiinmeu 
aus  dem  Jahre  1690  (Amtl.  Katalog). 

Die  Wasserleitung  von  Bunzlaii  i.  S.  besteht  sicher  seit  dem 
16.  Jahrhundert.  Die  Wasserrohren  laufen  in  der  älteren  Stadt  durch 
die  Höfe  der  Grundstücke.  In  jedem  Hof  behndet  sich  ein  Wasser- 
stiinder, der  beständig  Wasser  zur  Spülung  der  Kanäle  abgibt  (Adelt 

Auch  in  den  N  ordst  aaten  Europas  waren  bis  zum  16.  Jahr 
hundert    die   Trink wasserverhältnisse    der    Städte    in    durchaus     un 
befriedigender   Weise   geordnet.      Das    Wasser   war   so   schlecht,    da. 
man    seinen    Genuß   vermied,    und    eine   französische   Gesandtschaft 
die  1634   den  Norden   besuchte,   äußerte  ihr  Befremden  darüber,    da 
der    Genuß   von    Wasser  als  ein    Verstoß   gegen    die   gute    Sitte    b 
trachtet  wurde.     Heinrich  Ranzau  gab    1573   den  Rat,    Oberbaupi 
niemals   Wasser  zu   trinken    oder   es    vorher    zu   kochen   (Ranzau, 
S.   26).      König    Christian    IV.   ließ   die    Brunnen    im    Kopenhagener 
Zuchthause   schließen,    damit   die   <lort    nntergebraehten    Kinder    das 
Wasser  nicht  trinken  könnten.     Diese  Maßregel  war  vollkoinnien    l 
rechtigt,   da  die  Brunnen  mit  dem  aus   den  Stadtgraben   stammendea 
Wasser  versorgt  wurden  (Luud.  S.  73  u.  406,  No.  184). 

Im  16.  Jahrhundert  erhielt  Kopenhagen  die  erste  zentral 
Wasserversorgung.  Sie  bestand  zunächst  in  einem  offenen  Ge- 
rinne, welches  das  Wasser  des  Stadtgrabens  in  die  Stadt  leitete.  Das 
Wasser  wird  aber  jedenfalls  nicht  einwandsfrei  gewesen  sein.  Nach 
längeren  Verhandlungen  gelang  es  dann  1576  Friedrich  IL,  die  Bürger 
von  Helsingör  zu  bestimmen,  für  eine  Quellwasserleitung 3600  Kronen 
(ungefähr  40(K)  Mark)  herzugeben,  die  der  „Wasser-Kunstmeister"  Hans 
ausführte.  1561  erhielt  auch  Kopenhagen  ein  älmliches  Werk,  das 
der  Stadt  das  Wasser  eines  benachbarten  Sees  zuführte  und  von 
demselben  Meister  Hans  erbaut  wurde.  Kopenhagens  Beispiel  ahmten 
dann  Malmö  und  Odense  in  den  nächsten  Jahren  nach  (L  u  n  d . 
S.  73). 

Die  Schlösser  der  dänischen  Könige  wie  Uranienborg  und  Kron- 
borg wurden  im  16.  Jahrhundert  mit  ausgedehnten  Wasserleitungen 
versehen,  welche  auch  die  höchsten  Stockwerke  versorgten  und  im 
Hofe  einen  prächtigen  Springbrunnen  speisten  (Lund,  S.  324). 

Der  codice  sanitario  der  toskanischen  Städte,  z.  B. 
der  von  Florenz,  Lucca  und  Pisa,  welcher  teilweise  schon  aus 
dem  13.  Jahrhundert  stammt,  enthält  recht  eingehende  Bestimmungen 
über  die  Reinhaltung  der  Brunnen    und  tjuellen.     Er  scheint  jedoch 
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wenn  man  die  Verwüstungen  in  Betracht  zieht,  die  der  schwarze  Tod  in 
Toskana  anrichtete  (Absclinitt  VI  2),  zum  großen  Teil  wolil  nur  auf 
dem  Papiere  gestanden  zu  haben  (Carabellese).  Immerhin  verdient 
augeführt  zu  werden,  daß  1322  der  Konsul  von  Pisa  beschwor,  er 
werde  den  Hafenmeister  in  Porto  Pisa  anhalten,  die  Hafenquelle  zwei- 
mal im  Jahre  durch  die  Bewohner  reinigen  zu  lassen  (Coletti,  S.  16). 

Talsperren,  Einrichtungen  zum  Aufstau  von  Wasser,  sind  in 
Persien  und  Arabien  seit  den  ältesten  Zeiten  zur  Anwendung  gekommen. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  anfangs  Erddämme,  später  Mauern  auf- 
geführt Bekannt  durch  Herodots  Beschreibung  ist  z.  B.  das  Stau- 
werk am  Flusse  Akes  in  Asien,  das  die  Perser  errichteten.  Uralt 
und  auf  die  singhalesischen  Herrscher  zurückzufahren  ist  eine  240(1  ni 
lange  Sperrmauer  auf  Ceylo  n.  Bei  Aden  finden  sich  ähnliche  Bauten, 
die  mindestens  1500  Jahre  alt  sein  sollen.  Gleichfalls  von  den  Per- 
sern errichtet  und  zwar  zur  Zeit  der  Sassaniden  (22Li— 6.39)  sind  die 
Talsperren  von  Schuster  und  bei  Saweh ;  letztere  besitzt  SO  m  Länge, 
20  m  Höhe  und  4H  ni  Fußbreite.  Die  Römer  errichteten  unter 
Nerva  (96 — 9H)  bei  Subiaco  eine  Sperre  für  den  Fluß  Anio,  und  seine 
Nachfolger  fügten  unterhalb  der  ersten  Sperre  zwei  weitere  hinzu. 
Die  zweite  dieser  Sperren  wird  durch  eine  Irt — 20  Fuß  dicke  Mauer 
gebildet.  Weiterhin  besitzt  Spanien  und  zwar  bei  Elche,  Alicante 
und  Almanza  Sperren,  die  nach  orientalischem  Vorbilde  in  den  Jahren 
1570—1590  errichtet  wurden.  Etwas  früher  (1537)  wurde  die  Talsperre 
in  der  Fersinaschlucht  bei  Pont'  alto,  unweit  Trient,  erbaut.  Sie  be- 
stand ursprünglich  aus  einem  hölzernen  Wehr,  das  erst  1611  in  Stein 
errichtet  wurde.  Heute  besitzt  sie  nach  mannigfachen  Erhöhungen 
eine  Höhe  von  ungefähr  45  m  (Merkel).  Zahlreich  sind  die  Tal- 
sperren bei  Kon  s  tan  t  in  Opel .  welche  hier  mit  einem  persischen 
Worte  als  Bend  (gleich  Band)  bezeichnet  werden.  Sie  liegen  im 
Walde  von  Belgrad  am  Bosporus  und  stauen  die  Quellen  des  alten 
Barbyses ,  jetzt  Belgrad-sujü  genannt,  auf.  Einige  dieser  Sperren 
werden  auf  die  Tätigkeit  der  Byzantiner  zurückgeführt.  Die  meisten 
aber  sind  erst  unter  Sultan  Ahmed  (1703 — 1730)  und  Mahmed  II. 
(18("t8— 1K39)  entstanden.  Der  gi-ößte  dieser  Bende  (Böjük-Bend)  faßt 
2.5  bis  3,5  Mill.  cbm.  Das  Wasser  der  Bende  wird  der  Stadt  Kon- 
stantinopel durch  Aquädukte  zugeleitet  (Andreossi,  v.  Hammer, 
V.  Moltke,  Forchheimer  und  Strzy gowski). 

Daß  die  Talsperren  im  letzten  Jahrhundert  in  großer  Zahl  in 
vielen  Teilen  der  Welt,  z.  B.  in  Deutschland,  Frankreich,  Indien  und 
Nordamerika  errichtet  und  für  die  Wasserversorgung  der  Städte  von 
großer  Wichtigkeit  wurden,   kann   hier   nur  angedeutet  werden. 

In  diesem  Zusammenhange  mag  auch  der  Schloßteich  von 
Königsberg  erwähnt  werden,  der  eine  Wasserfläche  von  10  ha  be- 
sitzt und  durch  Aufstau  des  Katzbaches,  früher  Lobe  genannt,  ent- 
stand. Auch  der  0 berteich  ist  ein  künstlicher  See  von  63  ha. 
Beide  Teiche  wurden  vom  deutschen  Ritterorden,  und  zwar  zunächst 
wohl  zu  Verteidigungszwecken  errichtet.  Sie  dienten  aber  auch  der 
Trinkwasserversorgung.  Der  Schloßteich  wurde  1255  angelegt,  der 
Oberteich  wird  schon  128h  erwähnt  (Grahn). 

Jahrhunderte  hindurch  behalfen  sich  die  meisten  Städte  mit  lokalen 
Wasserversorgungen.  Aber  allmählich  machte  sich,  und  zwar  zunächst 
natürlich  in  den  großen  Städten,  der  Mangel  einer  zentralen  Wasser- 
versorgung fühlbar,  die  allein  im  stände  war,  ein  Wasser  von  gleich- 
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bleibender  Zusammensetzung,    in   gehöriger  Menge  und   stets    unter 


gleichem  Drucke  zu  liefern. 
gehen,   daß  die  Yerseuchun;. 


Auch  konnte  es  den  Aerzton  nicht  ent- 
des  Wassers  sich  leichter  vollzog,  wenn 
dieses  aus  zahlreichen  Brunnen  geschöpft,  als  wenn  es  von  einem  ein- 
zigen oder  von  wenigen  Punkten  aus  der  ganzen  Stadt  zugeleitet  wurde. 
Diese  Ueberzeugungen.  welche  die  italienischen  Städte  ererbt 
hatten,  triunii)hierten  seit  dem  Jahrhundert  auch  nördlich  der  Alpen. 
So  erhielt  London  im  Jahre  1215  seine  erste  zentrale  Wasserver- 
sorgung, Paris  folgte  1457  mit  dem  unbedeutenden  A<|uädukt  von 
Belleville,  dem  sich  1()24  der  Aquädukt  von  Arceuil  anschloß*)  (Bech- 
mann,  Weyl),  Wien  erhielt  1841  die  Kaiser  Ferdinands-Wasserleitung 
(Assanierung  v  o  n  W  i  e  n),  Berlin  im  Jahre  1856  seine  Versorgung 
mit  tiltriertem  Spreewasser. 

3.  Biiokbliok. 
Wie  sich  aus  der  vorstehenden  Auseinandersetzung  ergiebt,  sind 
die  heute  geltenden  Anforderungen  an  ein  gutes  Trink- 
wasser bereits  den  ältesten  Kulturvölkern  bekannt  ge- 
wesen, und  die  durch  gesunden  Menschenverstand  geleiteten  Be- 
obachtungen haben  den  Mangel  an  chemischen  und  mikroskopiscb- 
bakteriologisdien   Kenntnissen  ersetzt. 

W.1S  die  Methoden  der  Wasser beschaffung  betrifft,  so 
hat  die  Neuzeit  kaum  irgend  einoange wendet,  die  nicht 
bereits  den  alten  Völkern  bekannt  war,  da  wir  bei  diesen 
sowohl  die  Verwendung  von  Brunnen  und  Zisternen,  wie  von  Fluß, 
See  und  (Juellwasser  finden. 

Ferner  sind  die  für  die  Wasserbeschaffung  dienenden 
Bauwerke,  d.  h.  also  offene  und  bedeckte  Gerinne,  Talsperren, 
Tunnels,  Stollen  und  Aquädukte  schon  im  Altertum  von  einer  Vollen- 
dung und  Kühuheit  der  Ausführung,  die  von  den  neueren  Bauten 
kaum  übertroffen  wird.  Namentlich  sei  hier  nochmals  auf  die 
antiken  Druckwasserlcitungen  aufmerksam  gemacht,  welche  das  tech- 
nische Können  des  Altertums  in  das  beste  Licht  setzen.  Nur  in 
einem  Punkte  hat  die  nachklassische  Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Hydro- 
technik das  Altertum  überwunden:  nümlich  in  der  Anwendung  um- 
fangreicher Pumpwerke,  mit  Hilfe  deren  man  in  der  Lage  ist,  das 
Wasser  aus  großen  Tiefen  auf  große  Höhen  zu  lieben.  Dieser  wich- 
tige Fortschritt  gehört  erst  dem  LS.  Jahrlnuulert  und  setzte  die  Dampf- 
maschine voraus.  Selbstverständlich  sind  aber  die  großen  Fort- 
schritte der  neueren  Technik  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Wasserversorgung  sichtbar  geworden.  Einmal  durch 
die  Schnelligkeit  der  Bauausführung  und  zweitens 
durch  die  für  die  Bau  ten  benutzten  Baustoffe.  Die  Seh  nel- 
ligkeit  der  Bauausf  üb  rung  hat  sich  durch  die  Anwendung  sinn- 
reich konstruierter  Maschinen  derart  gehoben,  dalS  eine  moderne 
Wasserleitung  in  ungefähr  eben  so  viel  Jahren  zur  Ausführung  ge- 
langen kann,  als  man  in  früherer  Zeit  Jahrzehnte  brauchte.  Dieses 
gilt  z.  B.  für  die  Herstellung  der  Tunnels,  welche  früher  ausschließ- 
lich durch  Handarbeit,  heute  durch  die  von  Sprengmitteln  unter- 
stützten Bohrmaschinen  erfolgt.  Unter  den  moderneu  Baustoffen 
spielt  das  Eisen  eine  besonders  hervorragende  Rolle,  welches  in  den 
Bauten    des   Altertums    und   des   Mittelalters  kaum    benutzt  werden 
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konnte,  weil  seine  Verarbeitunjj  zu  Kesseln,  Trägern  und  Maschinen- 
teilen eine  viel  höher  entwickelte  Technik  voraussetzt.  Ferner  muß 
an  die  in  der  Neuzeit  zu  einem  hohen  Grade  der  Vollkommenheit  ge- 
diehene Herstellung  der  Wasserrohren,  der  Hähne  und  sonstiger 
Nebenapparate  erinnert  werden.  Diese  Fortschritte  ermüglichtcn  eine 
rationelle  Wasserversorgung  der  einzelnen  Hiluser  und  zwar  aller  Räume 
(lieser   Häuser,    an   welche  man   sich   früher   nur  selten   heranwagte. 

Ohne  Zweifel  ist  in  der  Neuzeit  die  Zahl  der  Wasserversorgungen 
größer  als  in  der  Vergangenheit.  Man  darf  aber  auch  nicht  ver- 
gessen, daß  die  Zahl  der  Städte  sich  gegen  das  Altertum  wahrschein- 
lich in  allen  Teilen  der  alten  Welt  stark  vermehrt  hat. 

Alles  in  allem  genommen  sind  die  Fortschritte, 
welche  die  Neuzeit  in  der  \' e r s o r g u n g  der  S t ä (1 1 e  mit 
Trinkwasser  gemacht  li  a  t ,  keine  ji  r  i  n  z  i  p  i  e  1 1  e  n ,  sondern 
wesentlich  (juan tita tive.  Eifriger  als  im  Mittelalter  ist  man 
bemüht,  den  Städten  eine  genügende  Menge  guten  Trinkwassers  zu 
verschatfen  und  dieses  kostbare  Ciut  nach  Möglichkeit  vor  Verunreini- 
gung durch  Abwässer  und  Tagewässer  zu  schützen. 
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III.    Sti'aßciilij  lariene,  Entwässerung  und  Beleufhtuiiar. 

_,  1.  Altertum. 

r 

n)   Stra/ifn/ii/i/icur. 

Die  stäcUischen  Straßen  dieuen  ilem  \'erkehr  der  Bewohner.  Sind 
die  Stiiißcii  unge{)tiastert.  so  leidet  der  \'erkelir  der  Fußgänger  bei 
sciüechteiii  Wetter,  während  die  Bewegung  jj^ößerer  Lasten  hei  jeder 
Witterunfi  erschwert  oder  sogar  unniögüch  gemacht  wird. 

Diesen  Schwierigkeiten  suchten  bereits  die  Assyrier  und  Bab}'- 
lonier  durch  PHasteruug  der  Straßen  zu  begegnen.     Auch  in  ägyp- 
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ti seilen  Städten,  z.  B,  in  Theben  und  HeIio|)oiis  iiat  man  Spuren 
ehemaligen  Straßen]»Hasters  aufgefunden.  Wahrscheinlich  war  auch 
Jerusalem  mit  ficprtasterten  Straßen  versehen,  und  zwar  sollen 
diese  durch  Salonio  angele-^^t  worden  sein. 

In  den  griechischen  Städten  sind  wahrscheinlich  nur  die 
Hauptstraßen  durch  PHasfer  befestigt  worden. 

Aus  spätrömischer  Zeit  dürfte  das  in  Alexaudrien  in  großem 
Umfange  erhaltene  Straßenpfiaster  stammen.  Hier  besaßen  die  Haupt- 
straßen einen  in  der  Mitte  gewölbten  Fahrdamm  von  14  m  Breite. 
Das  Pflaster  bestand  aus  2t)  cm  dicken  und  30 — 50  cm  breiten 
schwärzlichen  und  grauen  Granitblöcken.  Diese  ruhten  auf  einer 
L'uterbettung  aus  kleinen,  durch  Mörtel  verbundenen  Bruchsteinen. 
In  einer  der  dortigen  Straßen  fand  sich  in  der  Mitte  des  Fahrdammes 
ein  ungepflasterter,  mit  Humus  gefüllter  Streifen  von  1  ui  Breite,  der 
wahrscheinlich  Bau  m  pf  lan  zun  gen  aufnahm.  Der  Fahrdamm  wurde 
auf  beiden  Seiten  von  erhöhten,  durch  Bordschwellen  abgegrenzten 
Fußsteigen  begleitet  (Merkel). 

In  Rom  wurde  bereits  im  (j.  Jahrhundert  v.  Chr.  eine  gepflasterte 
Straße  auf  den  Aventin  und  eine  andere  nach  dem  Zirkus  angelegt. 
Aber  auch  45  v.  Chr.  war  die  Straßenpfiasterung  in  Korn  noch  nicht 
völlig  durchgeführt  und  in  den  Vorstädten  dürften  gepflasterte  Straßen 
zu  den  Ausnahmen  gehört  haben.  Erst  Cäsar s  Munizipalgesetz  ver- 
ordnete in  allen  Städten  die  Pflasterung  der  Straßen  und  die  An- 
legung von  Bürgersteigen.  Auch  wurde  die  Ausbesserung  des  Pflasters 
auf  öffentliche  Kosten  übernommen,  während  die  Hausbesitzer  nur 
den  der  Straßenfront  ihrer  Häuser  entsiirechendeu  Streifen  des  Fuß- 
weges anzulegen  und  in  stand  zu  halten  hatten  (Mom  msen  1.  Bd,  331, 
3.  Aufl.).  Die  Pflasterung  der  öffentlichen  Straßen  galt  als  ein  nobile 
officium.  So  mußten  die  Quästoren  beim  Eintritt  in  den  Senat  Straßen 
auf  ihre  Kosten  pflastern  lassen  (Moni msen  II,  1.  .''i34). 

Das  pompejanisc he  Straßenpflaster  ist  uns  am  genauesten 
bekannt.  Die  wegen  des  Sonnenbrandes  höchstens  7  m  breiten 
Straßen  waren  mit  sehr  sorgfältig  verlegten  Lavablöcken  gepflastert, 
die  genau  so,  wie  man  es  noch  heute  in  Neapel  sehen  kann,  durch 
eingetriebene  Steintrümmer  in  ihrer  Lage  erhalten  wurden.  Der  ge- 
wölbte Straßendamm  war  von  30 — 45  cm  breiten  Fußsteigen  einge- 
faßt, die  aus  festgestampfter  Erde  hergestellt  und  mit  Ziegeln,  Stein- 
platten, Marmor,  Mosaik  und  Asphalt  bedeckt  waren.  Der  Fußweg 
wnrde  von  Bordsteinen  begrenzt,  neben  denen  die  Rinnsteine  lagen. 
Trrttsteine,  die  in  den  Fahrdamm  eingelassen  waren,  ermöglichten  wie 
im  kaiserlichen  Rom  so  auch  in  Pompeji  die  Ueberschreitung  der 
Straße  ohne  Berührung  des  Fahrdammes  (Merkel). 

Besonders  hervorzuheben  sind  die  in  Antiochia,  Palmjra, 
Cäsarea,  Ephesus,  Konstantinopel  usw.  angelegten  Säulen- 
straßen. Sie  bestanden  in  Kolonnaden,  welche  die  mit  Marmor  und 
anderen  kostbaren  Steinen  gepflasterte  Fahrbahn  stundenlang  auf  beiden 
Seiten  begleiteten.  Die  Kolonnaden  waren  bedeckt,  spendeten  also 
Schatten  bei  sonnigem  um!  Schutz  bei  nassem  Wetter. 

In  den  von  den  Römern  in  Deutschland  erbauten 
Städten  haben  die  Ausgrabungen  Teile  des  alten  Straßenpflasters 
zu  Tage  gefördert.  Dies  gilt  z.  B.  für  Cölu  und  Trier.  In  Cöln  waren 
die  Straßen   mit  Basalt  gepflastert.    Auch  flnden   sich  Straßendecken 
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aus  Kies-  und  Ziepelbeton  auf  einer  Packlage  von   Grauwacke  ofler 
Basalt  (Colonia  ApriiJii.). 

Die  Reinipiinp!  der  Straßen  wurde  auf  Ceylon  unter   demJ 
König  Pandukähhayo  (437  v.  Chr.)  durcli  Angehörige  der  niedrigsfeal 
Kaste  besorgt  (Mahawanso)  und  in  Athen  bereits  i.  J.  320  v.  Chr^ 
behördlich  überwacht,  wie  ein  Gesetz  aus  dem  angegebenen  Jahre  be- 
weist, (las  folgenden  Wortlaut  besitzt:  nach  welchen  diejenigeu.  weiche 
Schutt  auf  die  Straße  geworfen  haben,  'angehalten  werden   sollen,  ihn 
wieder  fortzuräumen,  und  damit  alles  in  gutem  Zustande  bleibe,  werdeu 
diejenigen  mit  Strafen   bedacht,  welche   etwa   später  Schutt    oder  Kot" 
auf  Markt  uud  Straßen  werfen   sollten   (Blümner,  S.  138,  Anin.  1) 

In    dem    verkehrsreichen    Rom    wurde    der    Schmutz    auf    dea! 
Straßen  besonders  unangenehm  empfunden.    Aber  eine  gute  Straßen- 
reinigung setzt  große  Wassermengen  voraus.    Und  diese  dürften  ers 
unter   der    Regierung    der   Kaiser   zur    Verfügung    gestanden    haben,! 
Dem  großen  Ingenieur  Frontin  us,   der  im    1.  Jahrhundert  n.  Chr.f 
lebte,   entging  die  Bedeutung  sauberer   Straßen   für  die   Reinhaltung 
der  Luft  uud  für  die  Gesundheit  der  Stadt  nicht*).    Er  machte  darauf. 
aufmerksam,  daß  es   ein   besonderes  Verdienst   der  Regierung  Nerva 
(9(1— 98  n.  Chr.)  sei,   auf  dem  (Jebiete  der  Straßenreinigung    wesent- 
Ücho  Verbesserungen  eingeführt  zu  haben  (Merkel). 

Er  schreibt:  Der  Gesnndheitszustand  hat  sich  schon  gebessert,! 
die  Luft  ist  reiner.  Die  Ursachen  dieser  schlechten  Luft  in  der  Stadt^ 
unserer  Väter  sind  vernichtet  *). 

Die  Straßenreinigung  unterstand  in  Rom  zwei  Kollegien,  die  im 
Munizipalgesetz  Cäsars  erwähnt  werden.  Das  Kollegium  der  quattuor 
viri  war  für  die  innerhalb  der  Stadt  belegenen  Straßen  verantwortlich, 
während  das  der  duum  viri  für  die  Reinhaltung  der  Straßen  von  den 
Mauern  der  Stadt  bis  zum  ersten  Meilenstein  zu  sorgen  hatte  (Moni  msen 
II,  1,  im-  , 

b)  EtihvässerniKj.  ^^ 

Mau  muß  annehmen,  daß  die  Gefahren,  welche  die  Anhäufung  der" 
Fäkalien  und  des  Schmutzes   in   den  Städten   mit  sich  brachte,  schon 
in  frühester  Zeit  von  den  Menschen  erkannt  worden  sind  **). 

Wenigstens  läßt  es  sich  kaum  an<lers  verstehen,  daß  schon  in  den 
ältesten  Städten,   von  denen  Nachricht    auf  uns    gekommen   ist,   Ein- 
richtungen  zur   unschädlichen    Beseitigung   der   städtischen    Abgänge] 
vorhanden  waren.     So  besaßen  nach  Layard  Babylon  und  Bagdad! 
große  bedeckte  Schwemmsiele,  in  welche  die  Entwässerungskauäle  der  j 
Häuser    einmündeten.     Diese  stammen   aus  dem  Jahre   TOCX)   y.  Chr. 
Aehnliche  Anlagen  sind  auch  aus  Jerusalem,   ferner   aus  Athcn.i 
Olympia  und   Agrigent  (Girgenti)   bekannt.     Die  ältesten   Ab- 
zugsgräben Jerusalems  scheinen  offen  gewesen  zu  sein. 

In  Athen  hat  man  außer  den  großen  Sammlern  auch  die  Haus- 
anschlüsse aufgefunden.    Letztere  waren,  wie  es  scheint,  so  eingerichtet,] 
dalS  mau   sie  spülen   konnte,   auch   wenn   im  Hauptsammler   ein   nie-j 
driger  Wasserstand  herrschte  (Merkel). 

In  Italien  haben  die  Etrusker  die  ersten  Entwässerungsleitungen  1 
angelegt.    Ihre  Ingenieure  sollen  es  auch  gewesen  sein,    welche  die' 

*)  Cap.  88.  Ne  pereunt««  quidem  aquae  oUoiiae  sint:  alia  jam  munditiarum 
facies,  punor  spiritua  et  eau88ae  grarioris  coeli,  quibus  apud  veteres  urbia  infamia 
aer  fuit,  sunt  reniotae.     Frontinas  ed.  Kondelet. 

•*)  Vgl.  auch  über  die  bei  den  Naturvölkern  geltenden  Bestimmui 
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ersten  Projekte  für  die  Entwässerung  Roms  aufstellten  und  teilweise 
auch  zur  Ausführung  brachten.  In  späterer  Zeit  waren  nach  Dio- 
nysiiis  diese  Kanüle  so  ausgedehnt,  daß  ihre  Reinigunu  lO()(> Talente 
(4,5  Mill.  Mark>  kostete,  (ianz  hesnnder.s  Itekannt  ist  die  Gloaca 
maxima,  welche  bis  in  das  letzte  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts 
fnnktionierte  und  wahrscheinlich  einem  kanalisierten  Flusse  entspricht. 

In  Rom  wurden  die  Kanüle  regelmäßig  mit  reinem  Quellwasser 
gespült.  Dies  geht  aus  einer  Verfügung  des  Curator  a(iuarum  Fron- 
tin in  hervor,  welche  verbietet,  überschüssiges  Wasser  abzuleiten, 
weil  es  zur  Reinhaltung  der  Stadt  und  zur  Spülung  der  Kanäle  be- 
nutzt werden  muß*).  Die  städtischen  Abwässer  ergossen  sich  in  den 
Tiber,  der  bei  hohem  Wasserstande  den  Abfluß  der  Unreinliclikeiten 
zeitweise  verhinderte  (N ar du cci,  Merkel).  EineRoiiörde  für 
die  Reinhaltung  des  Tiber  wurde  uutei'  Tiber  ins  15 
n.Chr.  eingesetzt  (Moni  ms  eu,  II,  2,  KUb).  Im  Laufe  der  folgenden 
Jahrhunderte  nahm  die  Verunreinigung  des  Tiber  dauernd  zu.  Erst 
im  letzten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  wurde  hier  Wandel  geschafft, 
indem  man  die  Ausmündungs-stelle  der  llauptsiele  unterhalb  Roms  ver- 
legte. 

Oeff  entliche  Latrinen  (amphorae  in  angiportis)  werden  in  Rom 
schon  IHl  erwäliut,  sie  waren  von  jjrivaten  Unternehmern  errichtet 
und  wurden  —  non  ölet  —  von  Vespasian  besteuert.  Daneben 
gab  es  schon  unter  Tiber  ins  öffentliche  Bedürfnisanstalten  (Fried- 
länder). 

Die  Abwässer  der  Häuser  flössen  durch  Gräben  in  die  Ka- 
näle, und  sogar  noch  im  kaiserlichen  Rom  waren  diese  Gräben  an 
manchen  Stellen  ofl'en.  Gegen  Zerstörung  der  Kloaken  gewährte  der 
Prätor  Schutz.  Wer  diese  zerstörte,  mußte  sie  wieder  herstellen  lassen 
(Grupp,  I.  Bd.  S.  (S). 

Im  alten  Rom  bestanden  also  Abfuhr  und  Kanalisation  neben- 
einander (Friedländer). 

Römische  Kanalisationen  außerhalb  Roms  finden  sich 
in:  Aosta,  Atinum,  Arpinum,  Besancon,  Parma.  Pola,  Pompeji,  Tarent, 
Turin,  Verona (L i  e  b e n  a m ,  S.  152.  vgl.  dagegen  G  r  u  p  p ,  I.  Bd.,  S.  lü([). 

In  den  von  den  Römern  in  Deutschland  gegründeten  Städten, 
z.  B.  in  Cöln,  haben  sich  Reste  unterirdischer,  ans  Tufl'quadern  her- 
gestelitcr  Entwasserungskanäle  erhalten.  In  diese  wurden  auch  die 
Stjaüenwässer  aufgenommen,    und   zwar   mittels  Einfallschächten  von 


ähnlicher   Konstruktion,    wie   sie   noch    heute    bei 
benutzt  werden  (Culonia  Agripp.). 


derartigen 


Bauten 


c)  Beleuchimitf. 
Daß  die  Straßen  der  Städte  des  Altertums  regelmäßig  beleuchtet 
wurden,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  nachweisen.  Dagegen  wurden 
an  besonderen  Festtagen  auf  den  Plätzen  vor  den  Häusern  der  Großen 
mit  Pech  gefüllte  Gefäße,  später  vielleicht  auch  Fackeln  angezündet. 
In  Antiochia  wurden  in  der  Nähe  iler  Bäder  Lampen  angezündet, 
die  an  Stricken  aufgehängt  waren.  Justinian  hat,  wie  Prokopius  er- 
zälilt,  die  öttentlichen  Kassen  der  Stadt  derart  in  Anspruch  genommen, 

*)  Cap.  111.  Caducam  Caqiiam)  neminem  vole  ducere  niai  <]ui  meo  beaelicio 
ant  priorura  prineipum  habcnt.  Nnm  necesse  est  ex  cafltellis  alitiuani  partem  aquae 
effluere  cum  hoc  (»crtinet  noii  solum  ad  urbis  nostrae  .lalubritatiMii  neil  etiam  ad 
milit-atem  cloacanim  abliiendanim  (Frontiiui«  ed.  Rondelet,  Paris  1820-. 
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daß  Aerzte  und  Lehrer  nicht  besoldet  und  die  öffentliche  Beleuchtung 
nicht  erfolgen  konnte  (Beckiit  an  u). 

Literatur  und  Anmerkungen  siehe  S.  829  ff. 


2.  Mittelalter. 


«I 


Jilaster. 

Im  frühen  Mittelalter  waren  es  vorwiegend  die  aus  der  Römer- 
zeit stammenden  großen  Straßenzüge,  welche  den  Verkehr  diesseits 
der  Alpen  vermittelten.  Wenigstens  ist  bis  zum  10.  Jahrhundert 
nichts  über  Herstellung  von  Wegen  und  Straßen  bekannt.  Das  Erb- 
teil früherer  Zeiten  zu  erbalten,  strebten  die  fränkischen  Köiii{,'e  ver- 
gebens, denn  sie  vermochten  ihre  darauf  bezüglichen  Verortlnungen 
nicht  durchzuführen  (Meiners.  IL  Bd.,  S.  5).  Das  Aufblühen  der 
mittelalterlichen  Städte  schuf  insofern  Abhilfe,  als  die  breite  Land- 
straße, welche  den  Zugang  zur  Stadt  vermittelte  und 
sich  in  derselben  als  Hauptstraße  fortsetzte,  der  üffentliclien  Pflege 
unterworfen  war.  Diese  bestand  zunächst  in  der  SchlamnibeseitiRung 
und  dem  Ausstopfen  der  Locher  (Heyne,  Wohnungswesen,  S.  149). 
Das  abgelieferte  Weggeld  deckte  die  Kosten ;  auch  beschaffte  man  zu- 
weilen durch  Ablaßverkündung  die  Mittel  zur  Herstellung  der  ver- 
fallenen Strecke.  In  Frankfurt  a.  M.  wurden  die  Wege  vor  der 
Stadt  im  14.  Jahrhundert  durch  Bestreuen  mit  kleinen  Steinen  oder 
durch  stellenweises  Belegen  mit  Wellen*)  gang-  und  fahrbar  ge- 
halten. 

Im  Innern  der  Städte  finden  wir  zuweilen  ähnliche  Vorkeh- 
rungen, ehe  dort  von  einer  eigentlichen  Pflasterung  die  Rede  sein 
kann.  In  Augsburg  dienten  lü:,*!  hfilzerne  Tebergiinge  an  ein- 
zelnen Stellen  der  Straßen  zur  Vermittlung  des  \'erkehrs.  Längs 
der  Häuser  war  ein  Damm  angelegt,  die  Fürschlächt  (Heyne,  Woh- 
nungswesen, S.  :?32).  Balken,  Bretter  oder  Schrittsteine  längs  der 
Häuser  vermittelten  in  Basel  im  14.  Jahrhundert  den  trockenen  Zu- 
gang zum  Hause  (Fechter). 

Der  Hohlweg  in  Braunschweig  entstand  im  12.  Jahrhundert,  als 
man  die  Altstadt  mit  dem  neu  erbauten  Stadtteil  des  Ilagens  ver- 
binden wollte.  Er  bestand  aus  Bohlen,  die  auf  Pfählen  lagen,  welche 
mau  in  den  sumpfigen  Boden  eingetrieben  hatte  (Sack,  S.  XVII). 

Seit  dem  Anfang  des  Ib.  Jahrhunderts  befanden  sich  in  den  grö- 
ßeren Städten  zu  beiden  Seiten  der  Straße  erhöhte  Fußwege, 
die  mit  dem  Fahrdamm  Rinnsteine  zur  Aufnahme  der  Tagewässer  und 
Hauswüsser  bildeten  {(i  a s  n  e  r ). 

Für  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Straße 
vor  seinem  Grundstück  hatte  ursprünglich  der  Anlieger 
zu  sorgen.  Dies  wird  auch  in  der  Rechtsregel  von  Ratibor  von 
1293  ausgesprochen.  12.%  werden  die  Dominikaner  in  Lübeck  ver- 
pflichtet, den  Weg  vor  ihrem  Hause  herzustellen  und  zu  erhalten. 
Im  14.  Jahrhundert  übernahmen  die  Städte  die  Kosten  für  die  Her- 
stellung der  Straßen  oder  gaben  dem  Anlieger  einen  Zuschuß,  z.  B. 
in  Augsburg,  Braunschweig  und  Lübeck  (Gasuer). 

Als  Vorbild  für  das  Steinpflaster  der  städtischen  Straßen 
diente  das  römisclie  I'Haster,  das  sich  trotz   der   Zerstörung  vieler 


*)  Wellen  sind  ziuammengebundeDe  Buten  (Ueyse,  Wörterbuch  d.  deut:icheo 
Sprache). 
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Städte  wäJirend   der   Völkerwandening  nocli   an   manchen    Orten   er- 
halten hatte  (Räumer  s.  Gauner,  S.  ÖO). 

Vielleicht  sind  die  Deutschen  aber  auch  unabliängi|i  von  den 
Römern  auf  die  Pflasterung  der  Straßen  gekommen.  Jedenfalls  finden 
sich  bereits  in  Hünengräbern  kleine  gepflasterte  Strecken  (Gas  n  er, 
S.  51). 

Die  erste  sichere  Kunde  von  einer  Straßenbefestigung  nach 
römischer  Weise  gibt  der  Beowulf  (um  ()(X))  für  England.  Der  Heliand 
(um  830)  erwähnt  eine  solche  für  das  Festland  (Heyne,  Wohnungs- 
wesen, S.  IfjO).  Einen  Begriff'  von  der  Beschaffenheit  dieser  Befesti- 
gung gibt  das  Pflaster  der  Röinerstadt  Cöln,  welches  S.  808  ge- 
schildert ist. 

Die  Mauren  haben  die  Straßen  in  Cordova  bereits  im  IL  Jahr- 
hundert gepflastert  und  konnten  hierbei  wohl  römische  Vorbilder  be- 
nutzen (Gasner). 

Unter  den  großen  Städten  wurde,  wie  es  scheint,  zuerst  Paris, 
und  zwar  unter  Philipi)  II.  im  Jahre  llH.'b  in  größerem  Umfange  mit 
Pflaster  versehen  (Raumer  nach  Gasner  S.  5*),  vergl.  S.  825). 
In  Florenz  waren  1215  erst  wenige  Straßen  gepflastert,  1240  da- 
gegen fast  alle  mit  großen  Platten  aus  Appeninenkalk  belegt  (Cara- 
bellese,  S.  2b). 

Bologna  wurde  1241,  Mailand  um  12(50.  zu  derselben  Zeit  unge- 
fähr auch  Mode  na  und  Padua  gepflastert  (Raum  er  nach  (jasner 
S.  50). 

In  Neapel  hat  man  an  vielen  Stellen  mehrere  Meter  unter  der 
jetzigen  Straßenoberfläche  <las  römische  Pflaster  nachweisen  können 
(Colon na).  Im  Jahre  127(3  wurde  Neapel  von  neuem  ge])flastert, 
und  zwar  mit  den  Steinen,  die  man  der  Via  Appia  entnahm  ((iuis- 
cardi).  Ungefähr  2.5  Jahre  später  erhob  Karl  II.  von  Anjou  eine 
Pflastersteuer  (Summonte)  und  machte  1:512  die  Reinhaltung  der 
Straßen  den  Bürgern  zur  Pflicht.  Unter  Ferdinand  I.  wurden  1487 
mehr  als  100  Lastwagen  zur  Fortschaff'ung  von  Straßenschuiutz  und 
Stallmist  angeschafft  (Gappasso).  Für  die  Reinhaltung  der  Straßen 
hatte  Cola  Pagliaminuti  di  Amalii  zu  sorgen,  dessen  Name  sich  für 
die  nächsten  Jahrhunderte  auf  alle  folgenden  Unternehmer  für  die 
Reinhaltung  der  Straßen  übertrug.  Die  Kosten  der  Reinigung  und 
sein  Gehalt  hatte  Pagliaminuti  durch  die  Strafgelder  aufzubringen, 
welche  er  bei  den  Bürgern  erhob,  die  sich  eine  Verunreinigung  der 
Straßen  hatten  zu  Scliulden  kommen  lassen.  Später  wurden  sechs 
verschiedene  Pagliaminuti,  je  einer  für  die  sechs  Verwaltungsbezirke 
(piazze)  der  Stadt,  augestellt.  Die  Stellen  wurden  dann,  als  die  Pa- 
gliaminuti an  Ansehen  verloren  hatten,  an  Arme  zur  Aufl)esserung 
ihrer  Vermögens  Verhältnisse  verliehen  (Guiscardi). 

Eine  wesentliche  Verbesserung  der  Straßen  vet  dankt  Neapel  dem 
ausgezeichneten  Vizekönig  Don  Pietro  di  Toledo  (1;").5!)  I)is  1553),  der 
eine  große  Zahl  enger  winkeUger  (iäßchen  erweiterte  und  die  Straßen 
der  von  ihm  angelegten  Neustadt  pflastern  ließ,  welche  sich  um 
den  nach  ihm  benannten  Toledo  gruppiert.  Er  ließ  auch  die  vorhan- 
denen Kanäle  reinigen  und  neue  Enlwässerungseinrichtungen  anlegen 
(Giannone).  Seit  1537  übernahm  die  Stadt  die  Straßenreinigung  und 
dann  trat  allmählicher  Verfall  der  Straßen  ein,  der  auch  heute  erst  zum 
kleinen  Teile  überwunden  ist.  Als  Materialien  für  die  Pflasterung  Ne- 
apels werden  nach  dem  Jahre  1270  erwähnt:  Lavaplatten,  Mauersteine 
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(Klinker),  Feldsteine  und  Steinschlag.  Die  Lavaplatten  haben  sich  in 
tteu  Straßen  grolSen  Verkehrs  nicht  bewährt,  werden  hier  aber  noch 
heute  angewendet  (Capaccio,  Capasso,  Giannone,  Giusti- 
niani,  Giuscardi). 

Der  Schmutz  der  Straßen  Neapels  wird  von  allen  Besuchern  der 
Stadt  während  <les  IK.  und  19.  Jahrhunderts  (Nicolai,  Lüde  mann) 
in  grellen  Farben  geschildert.  Das  Bild  beginnt  sich  erst  im  letzten 
Jahrzehnt,  wenigstens  in  den  Hauptstraßen,  einigermaßen  zu  ändern, 
während  in  den  Nebenstraßen  so  ziemlich  alles  beim  alten  geblieben 
ist.  Auch  Goethe  gibt  an  mehreren  Stellen  seiner  italienischen 
Reise  (178(i— 1788)  anschauliche  Schilderungen  der  schmutzigen  Straßen 
italienischer  Städte,  z.  B.  von  Verona,  Venedig.  Neapel  und  Palermo 
(Goethe,  F  o  r  b  ä  t  -  F  i  s  c  h  e  r ). 

Die    Namen    der    Straßen    waren    in   Neapel  am    Ende   des  I 
18.  Jahrhunderts  bis  zur  Unkennlichkeit  verun.staltet.     Daher  wurden! 
um   die  Wende  des   IK,  Jahrhunderts  neue  Straßenschilder  angeheftet 
und  zugleich  auch  die  Numerierung  der   Häuser   durchgefflhrt  (Gin-I 
stiniani,  Dizionario,  Bd.  (5  S.  2(>(t  ff). 

Oxford  hatte  .schon  l.'XX»  unter  Eduard  L  Straßenpflaster  erhalten  I 
und  zwar  auf  (irund  einer  Beschwerde  der  Universität,  daß  durch  die 
„Sauereien  und  stinkenden  Sümpfe''  in  der  Stadt  und  den  Vorstfidten 
gefährliche  Krankheiten  entstünden  (Meiners,  Bd.  2,  S.  112  An- _ 
merkung).  London  folgte  1417,  andere  englische  Städte  erst  vielfl 
später,  so  Gloucester  14,5ö,  Exter  14<>(j,  Canterbury  1474,^ 
Southampton  1477,  Bristol  1401  (Grean). 

Unter    den    Städten    Deutschlands   hatte   Erfurt    schon    im 
13.  Jahrhundert  Steinwege  vor  den  Häusern;  .schou  für  das   12.  Jahr- ^ 
hundert    ist  ein    solcher   daselbst    nachweisbar.    Auch    Braiinschweigfl 
besaß  deren  im  14.  Jahrhundert  (Dürre  S.  333,  656).  ^ 

Eine  der  ersten  deutschen  Städte,   welche   mit  Pflaster  ver- 
.sehen   wurde,   war  Ulm,   das  schon  1397   einen  Pflastermeister    besaSj 
(Krieg k  S.  2S7).    Auch  für  Hamburg  fällt  wenigstens  die  Pflasterung] 
der  Hau[i{straßcn  in  das  14.  Jahrhundert  (Gcrnet  S.  84).    Nürnberg] 
wurde   KiilH,    Regensburg   um    14Ü0,   Augsburg   1416   gepflastert.     In' 
Prag  begann   man   13;il  damit,   in  Bern  1399  (Schultz).     Für  Basel 
fallen  die  ersten,  oftenbar  unvollkommenen  Anfänge  der  Bepflasterung 
in  das  Jahr  13H7,  erst  im  Laufe  des  15.  Jahrhundorts  schritt  dieselbflJ 
vorwärts  (Fee h  t  er).  Ueberhaupt  nahm  man  wohl  zuerst  die  wichtigsten  [ 
Straßen  in  Angriif'  und  pflasterte  die  übrigen  dann  nach  und  nach.    So' 
hören  wir   von  Frankfurt,   daß   daselbst  14(iO   mit  dem   Pflastern    be- 
gonnen, dasselbe  aber  erst  im  1»!.  Jahrhundert  allgemeiner  durchgeführt 
wurde.     Noch  15(J2  war   die   Zeil    daselbst  ungepflastert  (Seh rohe). 
Kleinere  Städte  verharrten   noch   bis  zum   ausgehenden  Mittelalter  in' 
diesem  Zustande,   z.  R.  Kreiberg  (Hey  den  reich  S.  6).    Reutlingens 
Straßen  waren  148r)  so  beschaffen,   daß  Kaiser  Friedrich  III.  beinahe 
in   ihrem    grundlosen  Schmutz   samt   seinem  Pferde   versunken    wäre. 
Auch  Landshut  erhielt  erst  1494  festes  Pflaster.    Im  16.  Jahrhundert 
hatten  sich  die  Zustände  soweit  gebessert,  daß  in  den  meisten  deutschen 
Städten  die  Straßen  mit  Kieselsteinen    gepflastert    waren  (Schultz). 
Aber   noch   im    17.  Jahrhundert   sind   die  Klagen  über   das    schlechte 
Straßenpflaster    durchaus    nicht  verstummt.     Ja  in  manchen    großen 
Städten  begann  man  erst  Ende  des  17.  Jahrhunderts  die  Haupt-Straßen 
zu  pflastern. 
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In  Berlin  z.  B.  wurde  der  neue  Markt  erst  1679,  die  König- 
straße 1084  gejiflastert;  die  Stechbalui.  welche  sich  dem  jetzigen  Kgl. 
Schlosse  gegenüber  l^efand,  war  noch  1 G7D  ungeptiastert  (A  1  w.  S  c  li  u  1 1  z, 
Häusliches  Leben). 

Daß  sich  die  Städte  die  Ausbesserang  des  schadhaft  ge- 
wordenen Pflasters  antjelegen  sein  ließen,  beweist  das  Vorhandensein 
der  Ptlasternieister,  welche  Ulm  schon  im  14.  Jalirhundert  besali.  Sie 
waren  an  die  Stelle  der  zur  Erhaltung  der  Steinwege  dienenden  Wege- 
niacher  getreten. 

Das  alte  Pflaster  diente  wohl  auch  als  Grundlage  für  ein  neues. 
So  fand  man  in  Augsburg  unter  dem  bestehenden  Pflaster  drei 
verschiedene  PHastersclüchten  übereinander,  die  alle  der  Reihe  nach 
dem  Verkehr  in  der  Stadt  ihre  Dienste  geleistet  hatten  (Essen  wein 
Bd.  1  S.  111). 

//)  Stro/senreinigung. 

Durch  zahlreiche  Verordnungen  wareti  die  Stadtverwaltungen  be- 
müht, die  Reinhaltung  der  Straßen  durchzusetzen.  Bevor  man  sich 
mit  diesem  Gegenstande  beschäftigte,  befanden  sich  dieselben  in  einem 
geradezu  beispiellosen  Zustande.  Die  ungepHasterte  Stralie  der  iiiiftel- 
alterlichen  Stadt  war  selbstredend  bei  nassem  Wt-tter  von  kotiger  Be- 
schaffenheit, während  bei  Trockenheit  ein  unerträglicher  Staub  sie  erfüllte 
(Schultz).  Der  erstere  Uebelstand  machte  das  Tragen  hölzerner  Schuhe 
oder  solcher,  die  mit  Holzsohlen  versehen  waren,  notwendig  (K  riegk 
S.  289).  Auch  die  ge])fiasierten  Straßen  gaben  den  uuge])tlasterten 
an  Unreinlichkeif  nichts  nach.  Sie  waren  von  unangenehmen  (icrflchen 
erfüllt,  die  die  Luft  verpesteten  und  von  dem  zwanglosen  Aufenthalt 
der  Schweine,  des  Federviehs,  der  Kauinclien  etc.  daselbst  herrührten. 
Der  Unrat  wurde  ebenso  einwandlos  auf  die  Straße  geschüttet,  wie 
die  Abfälle  aus  den  Betrieben  der  Handwerker,  sowie  totes  Vieh, 
Steine,  Erde,  Asche,  Holz  etc.  (Kriegk  S.  2iU).  Das  Dörren  und 
Reiieln  des  Hanfs  fand  ebenfalls  auf  der  Straße  statt,  wenigstens  in 
Basel.  Kein  Wunder,  daß  im  14.  Jahrhundert  zu  Frankfurt  vor  der 
Messe  der  Schmutz  aus  den  Straßen  gefafiren  werden  mußte,  um  den 
Verkehr  zu  ermöglichen.  In  anderen  Städten  aber,  wie  in  Köln, 
wurde  der  Kehricht  nur  zur  Dungzeit  auf  Felder  und  (Järten  geschafft, 
da  man  seinen  Wert  für  die  Hesteliung  des  Ackerbaus  frühzeitig  er- 
kannte. Aus  dem  nämlichen  Grunde  hatte  man  schon  im  alten 
Germanien  den  von  Tieren  und  Menschen  gelieferten  Dungstoden 
seine  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Zu  ihrer  Ansammlung  diente  ein 
bestimmter  Ort  im  Hofe,  bis  der  Mist  abgefahren  wurde.  Später 
schuf  man  zu  dem  gleichen  Zweck  eine  grubenartige  Vertiefung  (Heyne, 
S.  96).  Die  Beseitigung  der  am  Rande  des  Misthaufens  sich  bildenden 
Jauche  blieb  jedoch  dem  Regen  überlassen,  bis  später  auch  ihr  Wert 
für  die  Gartendüngung  erkannt  wurde.  Zur  Gewinnung  dieses  Düngers 
aus  gesammelten  Abfallstoffen  von  Pferden  und  Kühen  war  es  im 
Mittelalter  üblich.  Streu  vor  die  Türen  zu  breiten  (K  riegk  S.  288). 
In  München  mußte  derselbe  täglich,  in  anderen  Städten  nach  3,  in 
Frankfurt  im  Sommer  uach  H  Tagen,  im  Winter  nach  14  Tagen  ent- 
fernt werden  (Kriegk  S.  288  [14.  Jahrhundert]). 

Die  Reinhaltung  der  Straßen  war  ursprünglich 
Pflicht  der  Anlieger,  wie  dieses  auch  heute  noch  in  vielen  — 
namentlich  kleineren  Städten  —  der  Fall  ist.  Besondere  Straßen- 
reiniger  werden  jedoch  in  Lübeck  schon  1336  erwähnt   und  es  gab 
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hier  zu  gleicher  Zeit  Mistkästen,    die  der  Rat  leeren   Heß   (Uasn 
Die  Göttin^er  Statuten  von  1330—34  fordern,  daß  die  Straßen  alle  4  Tage 
gereinigt  würden.     Zu  diesem  Zwecke  staute  man  oberhalb    der  Staill 
einen  Bach  auf  und  ließ  das  Wasser  durch  die  Straßen  fließen  (Gasneri. 
Seit  1520  mußten   die  Landleute,    welche   in  Lübeck  ihre  Erzeugnisse 
verkauften,   den  Kehricht  mit   hinaus  nehmen,   eine  Bestimmung,   die 
noch  in  der  Mitte  des  17.  Jahriiunderts  bestand.    1()28  wurden  Diebe 
und   andere  Verbrecher   zur  Straßenreinigung   verwandt,    1629   wurde 
ein  Mann  zur  Säuberung   des  Fischmarktes   angenommen   (Gasneri. 
Die  Straßenreinigung  Hamburgs  beschränkte  sich   im   14.  Jahrhun- 
dert auf  nur  wenige  Hauptstraßen  und  Plätze  und  wurde  nur  viermal 
jährlich   auf  öffentliche  Kosten  vorgenommen.     In   späterer  Zeit   war 
die  Reinhaltung  der  Straßen  Pflicht  der  Bürger,   die   durch  Ausrufen 
des  Schinders  dazu   aufgefordert   wurden,   bis   endlich   15WJ    mit  der 
regelmäßigen  Straßenreinigung  durch   die  Dreckwagenleute   begonnen 
wurde  (Gernet,  S.  84 ff.). 

Während  die  Päpste  sich  in  Aviguon  befanden,  waren  die  Straßen 
Roms  von  Schmutz  bedeckt,  da  die  Fischhändler  und  Schlächter  alle 
Uureinlichkeiten  auf  die  Straße  warfen.  Erst  um  1487  wurde  in  Rom 
ein  Beamter  auf  Lebenszeit  angestellt,  der  die  Reinigung  der  städti- 
schen Straßen  für  30  Floriu  jährlich  (!)  auszuführen  hatte  (Rodo- 
canachi,  S.  149,  lii2).  1527  erhielten  unter  Pius  IV.  die  niagistri 
viarum  den  Auftrag,  die  öffentlichen  Plätze  4nial  im  Jahre  reinigen 
zu  lassen.  Pa]»st  Paul  V.  (1(505  —  162])  bestätigte  diese  Verfügung, 
setzte  aber  fest,  daß  die  Straßen  iiiinierwälirend  (continuo)  gereinigt 
würden  (Rodocanachi,  S.  273). 

Der  in  d e n  S  t r a ß e n  a n  g e s a m m e  1 1 e  M i s t  w a r  E i g e n t n na 
der  Obrigkeit,  über  den  sie  nach  Belieben  verfügen  konnte. 
Heinrich  der  Erlauchte  machte  1259  dem  Johanneshospital  zu  Frei- 
berg ein  Geschenk  mit  dem  Mist,  der  sich  auf  dem  Markte  an- 
sammelte (Heiden  reich  S.  d).  In  Köln  finden  wir  13.53  eine 
Verordnung,  welche  den  Bürgern  deu  eigenmächtigen  Verkauf  von 
Dünger  untersagt,  damit  solcher  für  das  Kölner  Land  und  Gut  ver- 
wendet werden  könne.  Bei  dieser  Gelegenheit  hören  wir  von  den 
schraitTelkarren ,  welche  in  Köln  und  Augsburg  des  Nachts  fahren, 
um  den  Leuten  ihren  Dünger  zu  nehmen  (Eunen).  In  Straßhurg 
wurde  der  Kehricht  im  Mittelalter  von  den  Horblohnern  *)  abgeholt 
(Krieger).  Hier  haben  wir  also  bereits  eine  regelmäßige  Fortschaffung 
des  Straßenkehrichts.  Polizeiverorduungen  zur  Beseitigung  des  Mists 
gab  es  auch  im  13.  Jahrhundert  bereits,  z.  B.  in  Erfurt;  doch  er- 
reichten sie  ihren  Zweck  nicht.  Basel  hatte  seit  dem  Ende  d^ 
14.  Jahrhunderts  eine  vierteljährliche  Reinigung  der  Straßen  durch 
die  armen  Leute  des  Spitals  angeordnet  (Fechter).  In  Braun- 
schweig  wurde  seit  1428  der  auf  Stein  wegen  und  Plätzen  befindliche 
Schmutz  —  angebhch  alle  14  Tage  —  nachts  durch  die  Wasserfahrer 
beseitigt.  Vorher  kannte  man  dort  nur  eine  2-  bis  3mal  im  Jalire  vor- 
genommene gründliche  Straßenreinigung,  bei  welcher  jeder  den  vor 
seiner  Sti-aße  zusammengekehrten  Schmutz  auf  einen  dazu  bestimmten 
Platz  vor  dem  Tore  abladen  ließ.  Der  Braunschweiger  Marktplatz 
wurde  schon  1354  tlurch  angestellte  ^Marktkehrer"  oder  „Wächter" 
viermal  im  Jahre  gereinigt,  ebenso  vor  Prozessionen  und  Tournieren. 


*)  Horb  =  Kehricht 
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Bei  letzteren  erfolgte  nach  der  Reini^iung  die  Beschfittunp;  der  Renn- 
bahn mit  Mist  oder  Stroh,  wegen  der  Unebenheit  des  Bodens  (Sack 
1.  Bd.  2.  Abt.  S.  45). 

Auch  Frankfurt  a.  M.  Itesaß  1.H88  einen  Ratsausschuß  für  die 
Reinhaltung  der  Straßen,  der  den  Namen  Dreckmeisteram t  führte 
(Kriegk,  Frankf.  Bürgerzw. ,  S.  292).  Immerhin  waren  bis  1481 
Misthaufen  auf  den  Straßen  nichts  Ungewöhnliches  und  selbst  als  sie 
in  dem  genannten  Jahre  verboten  wurden,  gestattete  man  während  der 
Messezeit  noch  den  Mist  ii  Tage  liegen  zu  lassen ,  weil  die  zum 
Fortschaffen  nötigen  Wagen  dann  fehlten  (Kr  iegk).  Noch  im  16.  Jahr- 
hundert blieb  der  Dünger  in  den  Straßen  Frankfurts  liegen,  wie  dar- 
aus zu  schließen,  daß  1502  gelegentlich  der  Krönung  Maximilian  II. 
einige  Straßen  der  Neustadt  und  von  Sachsenhausen  von  Dünger  be- 
freit wurden  (Gasner).  Aehnlich  lagen  die  Verhältnisse  auch  in 
Nürnberg,  das,  obwohl  eine  der  bestverwalteten  Städte,  noch  1490  nur 
einen  Knecht  angestellt  hatte,  der  den  auf  die  Straßen  geworfenen  Unrat, 
auch  tote  Säue,  Hühner.  Katzen,  Ratten,  Hunde  vor  das  Thor  zu  schaffen 
hatte.  Dort  blieb  er  also  wohl  sich  selbst  überlassen  (Schultz.)  An 
hohen  Feiertagen  wurden  aber  auch  hier  einzelne  Stellen  der  Stadt 
von  Dung  befreit,  z.  B.  die  Gegend  vor  der  Apotheke,  vor  dem  Rat- 
hause und  beim  schönen  Brunnen  (Gasner).  Die  aus  dem  Jahre 
1560  stammende  Hamburger  Verordnung,  nach  welcher  Kadaver  und 
anderer  Unrat  alle  Vierteljahre  entfernt  werden  sollte,  läßt  keinen  sehr 
günstigen  Rückschluß  auf  die  Reinlichkeit  dieser  Stadt  zu  (Ger- 
net  S.  84). 

Ebenso  zeigen  die  wiederholten  Erneuerungen  früherer  Mandate 
zur  Reinhaltung  der  Wiener  Straßen  und  Plätze,  daß  man  es  offen- 
bar mit  deren  Befolgung  bis  zum  16.  Jahrhundert  nicht  allzu  genau 
nahm.  So  wird  in  einem  Erlaß  von  Büi'germeister,  Richter  und  Rat 
am  1.  Juni  1542  auf  die  gedruckte  Infektionsordnung  verwiesen,  nach 
welcher  vor  den  Häusern  nicht  gewaschen  und  kein  Unrat  ausge- 
gossen werden  darf,  da  zu  diesem  Zweck  vor  den  Toren  gewisse 
Orte  bestimmt  worden  sind.  Am  28.  Sept.  1561  beauftragt  Maximilian, 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  im  Namen  Kaiser  Ferdinands  I. 
die  nieder-österr.  Regierung  bei  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt 
Wien  anzuordnen,  daß  während  der  gegenwärtigen  Weinlese  die  Treber 
nicht  lange  vor  den  Häusern  liegen  bleiben  dürfen,  sondern  immer 
rasch  entfernt  werden  müssen.  Zwei  Jahre  später  wurde  diese  An- 
ordnung in  präziserer  Fassung  in  §  14  des  nachstehenden  Erlasses 
vom    18.  Januar  1563  wiederholt. 

Erlaß  vom  Btirgermeister,  Richter  und  Rat  der  Stadt  Wien.  (Quellen 
von  Wieu,  2.  Bd.,  No.   1491.) 

§  11.  Jeder  Bürger  hat  Bein  Haua  inwendig  und  den  Raum  vor  dem  Hause 
bis  üur  Pflastorrinnp  rein  zu  halten,  den  Mihi  «o  an  eine  Stelle  zu  kehren,  daß  ihn 
dit  best^-llten  Fuhrleute  finden,  alle  Iv;ib-  und  Bettwä.sche  von  infizierten  Personen 
vor  der  Stadt  zu  reinigen  und  trofkiien  zu  luKseu. 

§  12.  Hauskohricht  und  Stallmist  nicht  auf  die  Plätze  auMchütf-en,  sondern 
ihn  in  tnuglicbeii  Wagen  vor  die  Stadt  zu  führen. 

g  13.  Spülwojiser,  das  durch  unreines  Fleisch  oder  durch  Harn  verunreinigt 
ist,  nicht  auf  die  Plätze  aiisuchütten  ;  totes  Vieh  nicht  auf  Ga»^eu  oder  Plätze  werfen, 
sondern  in  die  möningeu  (Kanäle)  oder  vor  die  Stadt.  Lautere»  Spülwasser  darf 
man  iu  die  Pflajitcrrinne  vor  seinem  Hause  gießen. 

§  14.  Die  Prestern  beim  W'ein pressen  sollen  nicht  über  Nacht  in  der  .Stailt 
gelassen  werden,  sondern  an  die  dafür  lie.stimiulen  Orte  vor  die  Stadt  gebracht 
werden. 
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t;  15.  Das  aufgerissene  Pflaster  soll  man  nicht  durch  eigene  Leut«,  soodan 
durch  eleu  Pflajiterer  wip<ler  herstellen  lassen,  damit  es  nicht  ,griJbig~   werde. 

§  17.  Wasser  aui^  den  Kohrbrunnen  der  Stadt  nicht  zum  ^Vau^t•ilen  von  Lmt- 
wand  oder  Geschirr  benntMn,  »(indem  nur  zum  Trinken,  Korlien  und  Ijei  FeacnooL 

Wenn  ferner  die  Stadt  Mainz  erst  16t>6  zur  Zeit  der  Pest  eine 
wftclientlich  zwt'inialige  Straßenreinioung  anordnet,  so  läßt  sich  daraas 
schließen,  daß  diese  früher  nicht  stattfand  (Seh rohe). 

So  kann  man  wohl  sagen,  daß  die  S  t r a ß e n  r  e  i  u  i  g u n g 
mit  wenigen  Ausnahmen  erst  i  ni  1 1'!.,  z  u  lu  T e  i  1  sogar  im 
1  7.  ,1  a  h  r  h  u  u  d  e  r  t  allgemein  durchgeführt  wurde  (M  e  i  n  e  r  s , 
bd.  2,  S.  112). 

Die  \'erwaUungen  der  Städte  ließen  es  sich  int  au.sgehenden 
Mittelalter  angelegen  sein,  der  Verunreinigung  der  Straßen  und  Plätze 
vorzubeugen,  indem  sie  das  Ausschütten  des  Unrats  verboten, 
wobei  es  unentschieden  bleiben  muß.  wie  weit  solche  Maßregeln  be- 
folgt wurden.  Schon  in  der  2.  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  erließ 
Bischof  Ercliembald  von  Straßburg  (Bischof  von  965 — 901)  Vor- 
schriften, Schmutz  und  Ihirat  nur  au  bestimmten  Orten  uhzulagern 
und  verfügte  bereits  die  Reinigung  der  Straßen  (Sa ss).  Der  Rat  von 
Basel  erließ  ein  solches  Unratsverbot  1417,  die  Stadt  Krakau  1373 
(Schul  tzj.  Eine  Kölner  Urkunde  von  1336  schützt  eine  bestimmte 
(lasse  vor  dem  Ausschütten  vou  l^nrat. 

1314  und  1338  erfolgten  in  Zürich  Verbote  gegen  die  Verun- 
reinigung der  Straßen  durch  Abwasser  (Heyne,  Wohnungswesen, 
S.  328,  Anm.  396),  und  das  Statut  von  Sarzana  ^bei  Siiezzia)  spricht 
132Ö  den  gleichen  Befehl  aus  (Coletti,  S.  14).  1381,  dann  wurde 
1481  in  Straßburg  untersagt,  Urin  oder  totes  Vieh  auf  die  Straße  xu 
werfen  (Kriegerj,  ein  Verbot,  das  noch  1778  den  Einwohnern  von 
Sallers  (Haute  Auvergne)  eingeschärft  werden  mußte  (Boudet  et 
Gr  and). 

Viele  andere  Städte,  wie  z.  B.  Marseille,  Bologna,  Mailand.  Nürn- 
berg verboten  die  Verunreinigung  der  Straßen  durch  Mist,  Unrat  oder 
unreines  Wasser,  derber,  Walkei-  und  Färber  sollten  das  Wasser 
aus  ihren  AVerkstätteu  erst  spät  abends  auslaufen  lassen,  Schlächter 
und  Fischhändler  die  Straßen  nicht  verunreinigen  (Hüll  mann. 
4.  Bd..  S.  40  ff.).  In  ähnlichem  Sinne  wurde  1413  den  Froiberger 
Schmieden  verboten,  die  Schlacken  nicht  auf  die  Gasse  zu  werfen, 
sondern  vor  die  Stadt  zu  schatfen  (Hingst.  S.  44). 

Das  Passauer  Statut  von  liJ3ri  verfügt  wie  folgt: 

Holz  oder  Unflat  vor  den  Türen 

Ist  binnen  drei  Tagen  wegzuführen,. 

Sowie  auch  mit  dem  Schweinebalten, 

Soll  geschehen,  wie  vor  alten. 

Damit  niemand  keinen  Unflat 

Vor  seiner  Tür  oder  «uf  der  Gasse  hat. 

Unsauberes  aii.'i  den  Häusern  gießen, 

Wird  man  anch  mit  Strul'e  btiCen.      (Hey  den  reich ,   S.  7.) 

Ein  weiterer  Feind  der  Reinlichkeit  in  den  Straßen  waren  die 
Schweine,  deren  Aufenthalt  daselbst  auch  erst  im  späten  Mittelalter 
durch  Polizeiverfügungen  eingeschränkt  wurde.  Zuerst  scheint  dieses 
in  Frankreich  geschehen  zu  seiu. 

Schon  im  Anfauge  des  12.  Jahrhunderts  wurde  dais  Umherlaufen 
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der  Schweine  in  Paris  verboten  (Franklin).  Seit  1308  durften  in 
den  großen  Städten  Frankreichs  solche  gar  nicht  gehalten  werden, 
ebensowenig  Kühe.  Kaninchen  und  andere  Zweihufer  (De  Renüi). 

Für  Troyes  erfolgte  das  Verbot  der  Schweinezucht  innerhalb 
der  Stadt  schon  1348  durch  König  Phili[)i»  auf  Bitten  der  liürger. 

Anders  in  Deutschland!  Allerdings  war  in  Straßbiirg  bereits 
unter  Bischof  Erchembald  (Bischof  v.  965—991)  die  Erlaubnis  zum 
Halten  von  Schweinen  au  die  Bedingung  geknüpft,  daß  sie  dem 
Hirten  zur  Bewachung  anvertraut  werden  mußten.  Aber  in  deu  meisten 
Städten  trieben  sich  die  Schweine  ohne  weitere  Aufsicht  auf  den  Straßen 
herum,  so  in  Erfurt,  Mainz,  Braunschweig  und  in  Ulm,  wo  erst  1410 
ihr  Aufenthalt  daselbst  auf  die  Zeit  von  11 — 12  Uhr  mittags  beschränkt 
wurde  (Jäger,  S.  441). 

Nach  den  Polizeiverordnungen  von  Nürnberg  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert durften  Schweine  „aus  gesundheitlichen  Gründen"  weder  bei 
Tag  noch  bei  Nacht  auf  dem  Pflaster  herumlaufeu,  weil  die  Stadt  sonst 
wegen  ihrer  guten  Polizei  und  Ordnung  berühmt  sei  und  weil  nicht 
nur  Einwohner,  sondern  auch  fremde  Gäste  und  Fürsten  es  gemiß- 
billigt hätten  (Gas n er).  1481  wurde  für  die  Frankfu  rte  r  Altstadt 
das  Halten  von  Schweinen  verboten  und  deren  Anwe.senheit  nur  noch 
in  Sachsenhauseu  und  der  Neustadt  erlaubt  (Kriegk,  Frankf.  Bürger- 
zwiste, S.  290).  Auch  das  Verbot,  Schweineställe  auf  der  Straßenseite 
der  Häuser  anzubringen,  fällt  in  diese  Zeit.  1553  befiehlt  der  Frank- 
furter Rat  dem  Rentnieister,  die  auf  der  Straße  umherlaufenden 
Schweine  mit  Hilfe  des  Hundeschlägers  zu  töten  (Gasner).  In 
Berlin  wurde  erst  im  17.  Jahrhundert  verboten,  Schweine  zu  halten. 

Um  der  Verunreinigung  der  Straßen,  Plätze,  Kirchen 
und  Häuser  durch  Fäkalien  vorzubeugen,  gab  es  auch  schon  in 
vielen  mittelalterlichen  Städten  ö f fe ntliche  Bedürfnisanstalten, 
sog.  geheime  Gemächer*).  Erfurt  und  Braunschweig  besaßen  solche, 
ebenso  werden  sie  für  Frankfurt  seit  1348  erwähnt.  Sie  waren  auf 
städtische  Kosten  eingerichtet  und  wurden  vor  jeder  Messe  gereinigt. 
In  Nürnberg  geschah  dies  um  Martini  durch  den  Nachtmeister**), 
welcher  unter  Kontrolle  des  Stadtbaumeisters  stand.  Hier  warf  man 
den  Dung  in  die  Pegnitz.  1440  bestand  in  Straßburg  ein  öffentlicher 
Abort  (ein  gemein  löublin  das  drige  stüle  hat),  der  drei  Sitze  hatte, 
auf  dem  Weinmarkt  neben  der  Elenden  Herberge.  Der  eine  Stuhl  ge- 
hörte dieser  Anstalt,  der  andere  dem  Karthäuser  Kloster,  der  dritte 
dem  Altammeister  Conrad  Armbruster.  Die  Besitzer  ließen  sich  für 
die  Benutzung  einen  Tribut  zahlen  (Ch.  Schmidt).  In  Nürnberg 
gab  es  zu  Tuchers  Zeiten  sieben  öffentliche  Aborte  (Tücher),  in 
Magdeburg  wird  ein  solcher  1425  erbaut.  Auch  in  Hildesheim  sind 
derartige  Einrichtungen  im  Mitteiatter  bekannt  (Heyne,  Wohnungs- 
wesen). 

Vorschriften,  welche  die  Anlage  heimlicher  Ge- 
mächer und  der  dazu  gehörigen  Abzugsgräben  betreffen, 
finden  sich  u.  a.  in  Mailand.  Bergamo  etc.  Die  Coutunies  de  Paris 
machen  diese  Einrichtung  jedem  Hausbesitzer  zur  Pflicht  und  be- 
stimmen (Art.  191)  die  geringste  zulässige  Entfernung  zwischen  einem 


*)  DieKe  wurden  in  Strnßburg  hh  Sprochbüs  oder  Löublin  (Lauben),  an  anderen 
Orten  als  Kanzlei  bezeichnet  iCh.  Scbinidl). 

'♦)  In  nmloren  Städton  beißen  die  Bäumung-ibcainten  Pappcnbeimer(Lamraert). 

iUxullKich  aar  Hygieae.    Sup(>l.-ii4.  IV.  ^2 
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heimlichen  Gemach  und  einem  Brunnen.  Befinden  sich  dieselben  m 
ziemlicher  Nähe,  so  sind  sie  durch  eine  4  Fuß  dicke  Mauer  zu 
ti'ennen,  wobei  die  beidertieitigen  Mauern  mit  eingerechnet  werden. 
Aehnliche  Vorschriften  gab  es  in  anderen  französischen  Städten. 

Oeffentliche  Aborte  (fosses  d'aisance)  wurden  in  Pari* 
unter  Franz  I,  (1515 — 1547)  eingeführt.  Sie  befanden  sich  seit  1557 
in  der  Münze,  im  königlichen  Palais,  im  Chatelet  und  im  Louvre, 
waren  aber  noch  10(58  sehr  selten  und  meist  so  schmutzig,  daß  sie 
nur  vom  niederen  Volke  benutzt  wurden  (Franklin,  Appendice,  S.  9). 

Die  ersten  öffentlichen  Aborte  wurden  in  Grenoble  1582  er- 
richtet (Chavant,  S.  25). 

Häufig  klebten  die  Aborte  an  der  Hinterseite  der  Häuser  wie 
Schwalbennester.  Diese  hängenden  Sprochhüser  fanden  sich 
namentlich  in  den  am  Flusse  gelegenen  Anwesen,  z.  B.  in  Breslau. 
Nürnberg   und   Straßburg.     Die   Fäkalien   fielen   dann   direkt    in    den 
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eine  Einrichtung,    welche   sich    in   Nürnberg   auch    noch    bis 


4 


tief  in  das  19.  Jahrhundert  erhalten  hat,  während  man  in  Breslau  schon 
1476  einen  Bader  um  lü  M.  strafte,  der  Fäkalien  in  die  Ohle  und 
Mist  in  die  Elbe  geschüttet  haben  sollte  (Alw.  Schultz,  Häusliches 
Leben,  Ch.  Schmidt). 

Noch  1580  baute  in  Grenoble  ein  vornehmer  Mann,  ein  trdsorier 
de  France,  in  seinem  Hause  Aborte,  aus  denen  die  Fäkalien  direkt 
auf  die  Straße  fielen  (Chavant,  S.  4f.l. 

An  dieser  Stelle  müssen  noch  die  E' graben  oder  Ehegräben 
erwähnt  werden,  die  sich  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Zürich 
bis  in  unser  Jahrhundert  erhalten  haben  und  in  Karlstadt  (Bayern) 
noch  heute  benutzt  werden  (W.  Ebstein). 

Die  Züricher  Ehegräben  werden  folgendermaßen  geschildert: 

Ea  sind  das  enge,  ea.  1  m  breite,  gepflasterte  Gräben,  eine  Art  ] 
Gaßchen,  an  welche  an  beiden  Seiten  die  hinteren  Fronten  von  Gebäuden 
angrenzen.  Die  meisten  dieser  Ehgraben  befinden  sich  auf  der  rechten 
Linimatseite,  im  rechten  Winkel  zur  Limmat  gerichtet  und  ursprüiiglicli 
mit  wenig  Ausnahmen  direkt  in  die  Limuiat  ausmündend.  Sie  dienten 
als  offene  Kloaken  zur  Aufnahme  der  Abtrittstotfe  und  sämtlicher  übrigen 
Haus-  und  Küchenabfällen.  Die  Aborte,  früher  „SpracMius"  genannt, 
waren  in  diese  Gräben  hinausgebaut  zum  Teil  mit  hölzernen  Abfall- 
rohren,  zum  Teil  ohne  Abfallrohre.  Die  Fäces  gelangten  häufig  au  den 
Mauern  der  Häuser  entlang,  sogar  über  die  Küchen-  und  Schlafzimmer- 
fenster hinunter  in  den  Graben.  Die  Haus-  und  KüchenablUlle  wurden 
einfach  aus  den  Fenstern  in  den  Graben  geworfen.  Hier  blieben  die»e 
Stoffe  zum  größten  Teil  liegen,  boten  Nahrung  für  ganze  Heere  von 
Ratten  oder  gingen  in  Zersetzung  über  und  verbreiteten  einen  abscheu- 
lichen Gestank.  Nur  ein  Teil  der  flüssigen  Stoffe  fand  seinen  Weg 
direkt  in  die  Limmat.  Zweimal  im  Jahre  wurden  die  Gräben  ausge- 
räumt, in  früheren  Jahren  von  Bauern  aus  der  Umgebung,  die  für  diese 
Düngstoffe  gerne  noch  etwfts  bezahlten,  später  von  einem  Privatunter- 
nehmer und  schließlich  durch  städtische  Organe  gegen  eine  von  den 
Hausbesitzern  zu  leistende  Entschädigung.  Nach  dem  Ausräumen  "wnirden 
die  Gräben  wieder  mit  frischem  Stroh  belegt. 

Die  Beseitigung  dieser  sanitarisch  höchst  gefährlichen    und 
lästigen  Einj-ichtung  wurde  schon  früher  versucht. 
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Schon  im  Richtebrief'  der  Bürger  %'on  Zürich  aus  dem  Jahre  1304 
wurden  gewisse  Anlagen  solcher  Art  verboten  (Fluck)*). 

Auch  Boccaccio  (Dec.  X. Tag  10.  Nov.)  erwähnt  ähnliche  Gräben. 

e)  Entwässerung. 

Für  den  Abfluß  des  Schmutz-  und  Regenwassers  sorgte  man  da- 
durch, daß  man  das  Straßenpflaster  von  beiden  Seiten  nach  der  Mitte 
zu  abfallen  ließ  und  den  Abwässern  dadurch  Gefälle  gab.  Diese  Ein- 
richtung hat  sich  noch  in  manchen  Städten  Südeurojias,  z.  B.  in  Mar- 
seille und  Genua,  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten.  Die  Reinigung 
dieser  Rinnsteine  lag  den  Anwohnern  ob.  Um  ihnen  ihr  Gefälle  zu 
erhalten,  durfte  in  BraunscJiweig  13t»0  niemand  an  den  Steinwegen  Ver- 
änderungen vornehmen.  Wo  die  Gossen  in  den  Ockerfluß  mündeten, 
befanden  sich  „SchJamuikisten'*,  durch  welche  der  Fluß  vor  Verun- 
reinigung geschützt  wurde.  Der  in  den  Schlammkisten  sich  sammelnde 
Unrat  wurde  mit  dem  Straßenkehricht  von  Zeit  zu  Zeit  abgefahren 
(Dürre,  S.  657,  Sack,  S.  17). 

In  dem  Statut  von  Sarzana  wird  1318  verordnet,  die  pro- 
veditori  delle  vie  müssen  dafür  sorgen,  daß  alle  Kloaken  freien  Ab- 
fluß haben  (fare  aprire  le  cloache)  (Coletti,  S.  13). 

In  Frankfurt  mündeten  die  Wasserrinnen  der  Straßen  in  Pfuhle 
und  Weeden,  teilweise  mit  Mauerwerk  eingefaßte,  stehende  Wasser, 
die  bei  Feuersbrünsteu  zum  Löschen  benutzt  wurden  (Kriegk,  S. 28[))- 

In  vielen  Städten  bestanden  auch  unterirdische  Kanäle,  Aduchte 
oder  Dohlen  genannt,  welche  die  Abwässer  der  Häuser  in  die  Straßen- 
gosse führten.  Bisweilen,  namentlich  in  größeren  Städten,  vereinigten 
sich  die  einzelnen  Abzugskanäle  zu  größeren  Sammlern,  so  daß  man 
von  einer  Art  Kanalisation  sprechen  kann.  Die  Dohlen  wurden 
ursprünglich  aus  Holz,  später  aus  Mauerwerk  hergestellt;  sie  mün- 
deten je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  in  die  Stadtgräben  oder  in 
den  Fluß.  (Vergl.  über  die  Entwässerung  von  Köln  in  Ennen,  Bd.  1, 
S.  68 1.) 

Die  Anlage  eines  Abzugskanals  zu  Augsburg  wird  1264  ur- 
kundlich erwähnt.  Unterhaltung  und  jährliche  Räumung  lag  den  An- 
wohnern ob.  Aus  einem  Ratserkenntnis  von  1430  erfahren  wir,  daß 
es  mit  sämtlichen  Abzugsgräben,  den  sogenannten  Mädloch**)  oder 
Hundgräben  ebenso  gehalten  wurde  (Chr.  Meyer,  S.  254). 

In  Florenz  mündeten  gegen  Ende  des  1.^.  Jahrhunderts  die 
Hauswässer  mittels  unterirdischer  Kanäle  in  einen  Sammler,  der  sich 
in  den  Arno  ergoß  (Carabellese,  S.  26). 

1408  wurden  die  Stadtgräben  in  Augsburg  von  dem  Unrat, 
den  die  Dohlen  ihnen  zugeführt  hatten,  mit  einem  Kostenaufwand  von 
300  Goldgiilden  befreit  (Lamm er t). 

In  Prag  ist  schon  um  1340  von  Abzugsröhren  die  Rede  (Kaftan). 
Die    älteste   Angabe    über    Dohlen  in  Straßburg   stammt  aus  dem 


*)  Die  „Egraben,  die  vor  verbotten  würden,  sol  nimand  wider  machen,  ald  er 
git  ein  pfunt  ze  buoze,  und  ewer  in  dar  umb  an  sprichet,  dem  boI  er  ze  reht  stan 
vor  gerichte." 

Das  will  heiÖcn:  Die  Ehcraben,  die  verboten  worden  sind,  darf  niemand  wieder 
machen,  oder  er  bezahle  eine  Butäc  von  1  Pfund.  Und  wenn  jemand  verlangt,  ein 
verbotener  (irabea  solle  wieder  hergestellt  werden,  so  ist  der  Hausbesitzer  genalten 
auf  das  ccsetzliche  Verbot  hinzuwewen. 

**)  Xach  einer  Familie  Alänloch  oder  in  Augsburger  Dialekt  Mädloch. 
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Jahre  1430.  Sie  hestan<teii  aus  Holz  und  wurden  seit  17»>8  dui 
steinerne  Kanäle  ersetzt,  welche  in  den  Stadtgraben  oder  in  die  111 
mündeten  und  bis  1889  noch  im  Gebrauch  waren.  Einzelne  von  ihnen 
waren  begehbar  und  mit  Regeueiulässen  versehen  (Silberniaun. 
Krieger). 

In  Speier  hatte  148;')  der  Stocker,  dessen  eigentliches  Amt  in 
der  Vollzieliung  der  körperlichen  Strafen  bestand,  für  die  Reinigung 
der  Kloaken  und  der  heimlichen  Gemächer  (S.  817)  zu  sorgen 
(L  a  lu  ni  e  r  t). 

Die  Kanalisation  von  Bunztau  i.  S.  wurde  16.^1  begonnen  und 
lö-W  vollendet.  Im  Jahre  1773  war  sie  über  den  größten  Teil  der 
Stadt  verbreitet.  Die  alten  Kanäle  sind  noch  heute  benutzbar  und 
bestehen  aus  begehbaren  aus  Saudstein  gemauerten  Röhren,  welche 
neben  den  Wasserleitungsröhren  durch  die  Höfe  der  Grundstücke  hin- 
durchgehen. Die  Abwässer  werden  auf  Rieself el  der  geleitet,  welche 
wahrscheinlich  bereits  im  !(!.  Jahrlmudert  angelegt  worden  sind 
(Adelt). 

Viel  bewundert  wurden  ihrer  Zeit  die  Entwässerungseinrichtungen 
im  alten  Neapel  und  in  Paris.  In  Neapel  war  es  Don  Pietro  di 
Toledo,  der  die  vorgefundenen,  zum  Teil  wohl  noch  aus  der  Röraer- 
zeit  stammenden  Straßcnsiele  reinigte  uud  den  unter  dem  Toledo*) 
verlaufenden  Abzugskanal  anlegte.  (Siehe  S.  811.)  Ueber  Paris  siehe 
S.  826. 

Die  innere  Stadt  Wien  besaß  schon  138S  unterirdische  „Unrats- 
kanäle"  uud  war  1731)  fast  vollständig  kanaiisiert.  Dann  machte 
die  Entwässerung  nahezu  l;")!)  Jahre  kaum  merkbare  Fortschritte  um 
erst  mit  dem  Jahre  1891  energisch  gefördert  zu  werden,  nachdem  die 
Vereinigung  der  Vororte  mit  der  Hauptstadt  1890  eingetreten  war. 
Bis  <laliin  behalf  man  sich  mit  der  Neuanlage  einiger  Kanäle  und  mit 
der  Re|(aratur  bereits  vorhandener.  Hauptsächlich  aber  wurden  Schwind- 
gruben verwendet,  deren  hygienische  N.ichteile  S.  0  geschildert  sind. 
Mit  dem  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  ist  das  große  Werk  der  Ent- 
wässerung Wiens  nahezu  vollendet  (Kortz). 

In  Berlin  begann  die  systematische  Entwässerung  der  Stadt 
erst  1876.  Bis  dahin  behalf  man  sich  mit  sogenannten  Rinnsteinen, 
die  zuerst  offen,  dann  bedeckt  hergestellt  wurden.  Auch  waren  einige 
unterirdische  Kanäle  vorhanden,  welche  in  die  Spree  mündeten  und 
den  Fluß  verpesteten. 

Selbst  die  Zustände  größerer  Städte  ließen  trotz  der  mannigfachen 
Maßnahmen  ihrer  Behörden,  wie  wir  sie  oben  kennen  gelernt  haben, 
noch  bis  in  die  moderne  Zeit  hinein  viel  zu  wünschen  übrig.  Wir 
brauchen  nur  einen  Blick  auf  zeitgenössische  Schilderungen  aus  dem 
18.  Jahrhundert  oder  den  ersten  Dezennien  des  19.  zu  werfen,  um 
uns  davon  zu  überzeugen.  Ein  Zeitgenosse  entwirft  z.  B.  von  Berün 
im  Jahre  1786  folgendes  Bild. 

Wir  gingen  über  die  Königsstraße,  welche  die  lebhafteste  in  Berlin 
sein  soll,  nach  der  Stralauer  Vorstadt :  freilich  ein  himmelweiter  Uüt«r- 
schied!  Hier  sah  ich  Hütten  von  Holz,  einen  Stock  hoch,  bewohnt  von 
halbnackten  Menschen ;  ganze  lange  Straßen,  die  zum  Teil  ungepflastert 
waren  und  auf  beiden  Seiten  zuweilen  nur  vier  bi.-i  ftlnf  Hauser  hatten, 
sowie  lange  Gärten,  deren  hölzerne  Planken  die  Straßen  bildeten.     Will 

*)  Der  Toledo  ist  die  Hauptstraße  des  alten  Neapels. 
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man  das  Elend  großer  Städte  sehen,    in  welchen  die  Lebensmittel  teuer 
sind,  so  gehe  man  hierher ! 

Der  größte  Teil  der  Einwohner  in  den  Berliner  Vorstädten  besteht 
aus  den  Lasttieren  der  Menschheit,  die  bei  großen  Fabrikanten  arbeiten ; 
die  übrigen  nähren  sich  vom  Gartenbau,  halten  sich  auch  wohl  ein  paar 
Kilhe  und  schlejifien  auf  diese  Weise  ihr  dürftiges  Leben  dahin,  sind 
aber  doch  glücklicher  als  jene  Fabrikarbeiter,  weil  sie  ihre  Waren  auf 
öifentüchem  Markte  losschlagen  künnen. 

Unsere  Straßen  sind  so  irregiiJär  und  schlecht  gepflastert,  daß  jeder 
Fremde,  wenn  er  nur  wenige  Stunden  umhergeht,  über  Schmerzen  in  den 
Fußsohlen  klagt.  Berg  und  Tal  wechseln,  besonders  auf  dem  Bürger- 
steige, miteinander  ab,  und  mau  lauft  an  dunklen  Abenden  Gefahr,  zu 
stürzen  oder  ein  Bein  zu  brechen.  In  der  Mitte  der  Straßen  befinden 
sich  große  Vertiefungen  und  die  Steine  stehen  oft  weitlftutig  auseinander, 
BO  daß  bei  dem  unbedeutendsten  Regen  sogleich  ein  fast  undurchdring- 
licher Kot  entsteht,  der  jeden  Augenblick  dem  Vorübergehenden  das 
Durchkommen  erschwert.  An  öifentlichen  Gebäuden  liegen  tote  Tiere 
und  allei'lei  Schmutz  Lii  Menge,  so  daß  die  Luft  verpestet  und  für  das 
Auge  Ekel  erregt  wird.  Ein  wahres  Glück  ist  es,  daß  Berlin  die  trocke- 
nen, zehrenden  Ostwinde  hat,  welche  die  faulen  Dünste  so  ziemlich 
wegführen. 

Wenn  aber  die  Brücken,  wel<;he  über  die  Rinnsteine  führen,  schad- 
haft und  schlecht  sind,  und  die  Herrichtung  derselben  zum  Schaden  der 
benachbarten  H&user  und  dieser  Bewohner  mehrere  Jahre  hindurch  liegen 
bleibt,  so  ist  das  nicht  Schuld  der  Polizei.  Indessen  gehört  es  zu  direra 
Ressort,  auf  möglicherweise  entstehenden  Schaden  aufmerksam  zu  machen, 
und  zum  Beispiel  in  gangbaren  und  stark  besuchten  Gegenden  für  sichere 
Geländer  an  der  Spree  zu  sorgen.  Ein  neulich  vorgekommener  Un- 
glücksfall an  der  Hundebrücke*)  hat  abermals  den  Beweis  geliefert,  wie 
nötig  eine  solche  Einrichtung  ist,  da  ein  hiesiger  Kaufmann  am  dunkeln 
Abend  vom  Lustgarten  aus  gerade  in  die  Spree  hineinstürzte. 

Selbst  in  den  schönsten  Straßen  Berlins,  wie  unter  den  Linden,  sind 
einige  ganz  elende  Häu.'ter  mitten  unter  einer  Menge  neuer  stehen  ge- 
blieben. Die  freien  Pliltze,  den  Wilhelmsplatz  ausgenommen,  haben  keine 
regelmäßige  Fonn ;  viele  große,  öffentliche  Gebäude  stehen  ganz  ohne 
allen  Plan  und  Zusammenhang  da;  der  Boden  ist  nirgends  gleich,  sondern 
bald  mehr,  bald  weniger  erhöht  —  kurz,  man  vermißt  die  Einheitlichkeit, 
die  allein  Befriedigung  gewähren  kann.  Das  Pflaster  ist  so  elend, 
als  man  es  sich  nur  denken  kann :  wenn  es  geregnet  hat,  so  weiß 
man  in  vielen  Gegenden  nicht,  ob  man  sich  in  einer  Stadt  oder  in  einem 
Dorfe  befindet.  Jeden  Augenblick  stößt  man  sich  entweder  an  einem 
hervorstehenden  Steine  oder  man  i&Ut  in  ein  Loch.  Will  man  abends 
zu  Fuße  gehen,  so  muß  mau  das  Pflaster  ganz  genau  kennen,  weil  die 
Laternen  an  den  Häusern  die  Straßen  ihrer  Breite  wegen  nicht  hin- 
länglich erleuchten.  Noch  nirgends  bin  ich  bei  Nacht  in  solcher  Furcht 
einhergegangerj  wie  hier,  weil  ich  in  jedem  Augenblicke  Gefahr  lief,  zu 
fallen  oder  mir  einen  Fuß  zu  vertreten.  An  den  Häusern  entlang  kann 
man  überhaupt  nicht  gehen,  weil  sie  höher  liegen  als  die  Straßen  und 
deshalb  Auffahrten  haben,  die  noch  überdies  das  ganze  Aussehen  der 
Straße  entsetzlich  verderben. 

Ein  anderer  Uebelstand  sind  die  breiten  Gossen,  welche  sich  zwischen 


*)  Die  heutige  Schloßbrücke. 
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den  Häusern  und  dem  StraEenpflaater  befinden,  und  in  manchen  GegeodN 
mit  Platten,  in  anderen  dagegen  gar  nicht  bedeckt  sind,  so  daß  m&n  ent- 
weder seinen  Weg  schon  sehr  gut  studiert  haben  muß  oder  wenigsten 
nicht  in  Gedanken  gehen  darf. 

Unter  den  neuen  Polizei-Einrichtungen  ist  die  kürzlich  bekannt  ge- 
machte sehr  löblich,  nach  welcher  samtliche  Häuser  Berlins  numeriert 
werden  sollen,  so  daß  sich  künftig  der  Fremde  wie  der  Einheimische 
leichter  zurecht  finden  kann.     (Berlin  im  Jahre  1786.) 

Nicht  erfreulicher  erscheinen  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Stadt 
Rostock,  wie  sie  uns  Nolde  1807  beschreibt.  Wir  entnehmen 
seiner  Darstellung  die  folgenden  Abschnitte: 

Daß  bei  der  die  lleinigkeit  der  Straßen  sehr  begünstigenden  Lag« 
der  Stadt  Einheimische  als  Fremde  sich  über  den  Schmutz  und  die  Cn-j 
reinigkeit  der  Gassen  beklagen,  seheint  zwar  etwas  widersprechend,  läßt 
sich  aber  doch  sehr  gut  erklären.  Bei  einiger  Aufsicht  und  unter  Mit- 
wirkung eines  uneigennützigen  Patriotismus  könnte  Rostock  eine  der 
reinlichsten  Städte  Deutschlands  sein,  da  ihre  Lage  hierzu  so  vorteilhaft 
ist.  Aber  teils  kommt  man  der  Natur  hier  nicht  nur  selten  oder  gar 
nicht  zu  Hilfe,  teils  scheint  man  absichtlich  dem  Vorteile,  welchen  ein« 
geringe  Mühe  verschaffen  könnte,  noch  Schwierigkeiten  entgegen  zu  stellen. 

Die  Gassen    sind    im  Ganzen    nur   schlecht    gepflastert,    und   die   be- 
fahrensten dui-eh  die  einschneidenden  Räder  der  Korn-,  Holz-  und  Fracht- 
wagen HO  verdorben,  daß  man  an  manchen  Stellen  Gefahr  lauft,   sich   im 
Dunkeln  die  Beine  zu  zerbrechen.     Dieses  wird  nur  einigermaßen  durch 
eine  sehr  langsame  und  nachlässige  Ausbesserung  des  Pflasters  verhindert,  fl 
So  paradox  dieses  klingt,    so  wahr  ist  es  doch.     Der  Einheimische,    der  ™ 
viel  auf  den  Gassen  zu  tun  hat,  lernt  auf  die  Art  allmählich  die   gefahr- 
vollen Stellen  kennen,  und  weiß  sie  bei  Nachtzeit  ebensogut  als  bei  Tage 
zu  vermeiden ;  der  Fremde  mag  im  Dunkeln  zu  Hause  bleiben,   oder  sich     ■ 
einem  geschickten  Führer  anvertrauen.    Dieser  Rat  ist  ihm  auch    in  An-  fl 
sieht  der  Haufen  von  Mist  und  Unrat  zu  geben,  auf  die  schon  so  mancher  V 
Fremde,    wenn    er   des  Abends    von    seinen  Freunden  zurückkehrte,  zum 
größten   Nachteil    seiner    Kleider    geriet.     Sie    sind    in    manchen    engem 
Straßen    so    schwer  zu  vermeiden,    daß  das  „incidit  in  Scyllam.   qui   vnlt 
vitare  Charybdim"  hier  buchstäblich  seine  Anwendung  findet.    Am  meisten 
ist    dieses     aber    an    den    Tagen    zu    fürchten,    welche    zur    Reinigung  I 
der  Stadt  eigentlich  bestimmt  sind.    Durch  eine  unmittelbare  Entfernung 
des  an  diesen  Tagen  zusammengefegten  Unrats,  würde  sich  alle  Besorgnis 
sehr    leicht   heben    lassen ;    allein    daran    ist  gar  nicht  zu  denken.      Man 
bringt   zwar  den  Gussenkot  in  Haufen :    aber  entweder  ist  er  so   flüssig, 
daß  er  bald  wieder  zerfließt,  oder  der  erste  beste  Wagen  fUhrt  ihn  auch 
sogleich  auseinander.    Kommen  dann  an  den  folgenden  Tagen  die  Land- 
leute  zur  Stadt,    um   diese  Goldgrube    für   ihre  Saaten  zu  benutzen :    so 
finden  sie  alles  schon  auseinander  getreten,   und  begnügen  sich  bei  dem 
eiligen  Durchfahren  der  Straßen  mit  dem,  was  sie  für  das  Beste  halten ; 
das  Uebrige   bleibt   für   den    genügsameren  Liebhaber    auf  längere  oder 
kürzere  Zeit  liegen. 

Tote  Hunde,  Katzen  und  andere  Tiere,  die  man  oft  Wochen  lang 
nebst  Haufen  von  Lumpen  und  abgelegten  Kleidungsstücken  auf  den 
Gassen  herumliegen  siebt,  geben  einen  so  widi'igen  Anblick  und  einen 
so  auffallenden  Uebelstand,  daß  jeder  rechtliche  Mensch  so  etwas  gewiS 
vermeiden  wird.    Daß  die  Ausdünstungen  von  solchen  Kadaveixt  der  Ge- 
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sundheit  nachteilig  sind,  werden  wohl  die  wenigsten  von  meinen  Mit- 
bürgern glauben,  weil  sie  nnmittelbai-  keine  Krankheiten  daraus  entstehen 
sehen ;  aber  die  Sache  wird  dadurch  nicht  weniger  gewiß,  und  nur  das 
eigentümliche  Klima  unserer  Stadt  sichert  uns  vor  den  davon  zu  be- 
fürchtenden Folgen.     Indessen  entschuldigt  dies  die  Tat  .selbst  nicht. 

Die  unversiegbare  Quelle  der  Unreinlichkeit  und  Unordnung  auf  den 
Gassen  sind  blos  Trägheit,  Nachlässigkeit  und  Mangel  an  Polizei.  Fielen 
diese  weg,  so  wtlrde  Rostock  gewiß  ebenso  sehr  auf  den  Ehrentitel  einer 
reinlichen  Stadt  Anspruch  machen  können,  als  es  jetzt  die  entgegen- 
gesetzte Erniedrigung  verdient.  Ohne  übrigens  die  Bestandteile  dieser 
widrigen  Masse,  welche  so  häufig  die  Mängel  des  hiesigen  Plasters  ver- 
deckt, zu  untersuchen,  will  ich  nur  bemerken,  daß  ein  großer  Teil  aus 
dem  Kehricht  der  Häuser  besteht,  und  daß  auch  gewöhnlich  die  heim- 
lichen Gemächer  zur  Vermehrung  derselben  dienen.  Was  diese  letzte 
Quelle  betritft,  so  verdient  es  in  der  Tat  die  strengste  Rüge,  daß  über- 
haupt so  etwas  geduldet  wird ;  noch  mehr  aber,  daß  man  sich  nicht 
schämt,  mit  dergleichen  peatilenzialischen  Gerüchen  die  Gassen  oft  zu 
einer  Zeit  zu  erfüllen,  wo  noch  so  mancher  Vorübergehende  seine  Nase 
preisgeben  muß,  und  daß  man  solche  Hauten  bisweilen  ganz  unverdeckt 
liegen  läßt,  um,  wie  es  scheint.  Jeden  Fußgänger  vor  ihrer  Berührung  zu 
warnen.  Nicht  selten  durchwühlen  noch  Schweine,  die  man  so  wie  Schafe, 
Hühner,  Enten  und  andere  Tiere  auf  den  Straßen  herumlaufen  sieht,  diese 
Haufen,  und  verbreiten  dadui-ch  einen  kaum  zu  ertragenden  Gestank,  bis- 
weilen in  den  lebhaftesten  Gegenden.  Kein  Mensch,  der  Liebe  zur  Ord- 
nung und  Reinlichkeit  hat,  kann  so  etwas  auch  nur  entschuldigen ;  und 
doch  ist  man  hier  indolent  und  gleichgültig  genug,  Erscheinungen  der 
Art  täglich  wahrzunehmen,  ohne  nur  irgend  eine  Maßregel  zu  ihrer  Ab- 
stellung zu  ergreifen.  Außerdem,  daß  man  allen  auf  den  Höfen  und  in 
den  Häuseni  sich  ansammeluden  Unrat  geradezu  auf  die  Straßen  wirft, 
gießt  man  dahin  alles  überflüssige  Wasser,  welches  zur  Winterzeit  gefriert, 
dann  aber  den  häufig  schräg  aufsteigenden  Eingang  in  die  Häuser  sehr 
erschwert  und  gefährlich  macht. 

In  Rücksicht  der  mehrenteils  auf  den  Höfen  angebrachten  Abtritte 
findet  eine  große  Verschiedenheit  statt.  Besondere  Ableitungskanäle, 
welche  den  Unrat  allenfalls  in  die  Wamow  führten,  gibt  es  nicht,  da 
dieser  Fluß  nicht  durch  die  Stadt  selbst  seinen  Lauf  nimmt.  Auch  gibt 
es  nur  wenige  einzelne  Gruben,  in  welchen  man  den.selben  ansammelt. 
In  den  allenneisteii  Häusern  wird  er  nur  in  kleinen  Behältern  und  Eimern 
zusammengehalten,  uud  wöchentlich  einmal  oder  öfter  auf  die  Straße  ge- 
schüttet, welches  dann  den  schon  oben  erwähnten  Uebelstand  veranlaßt." 
(Festschr.  d.  Stadt  Rostock,  S.  ISti.) 

d)  Beleuchtung. 

Die  schmalen,  gewundenen,  schmutzigen  und  schlecht  oder  auch 
gar  nicht  gepflasterten  Straßen  der  mittelalterlichen  Städte  waren, 
wenn  sie  nicht  der  Mond  beleuchtete,  in  tiefes  Dunkel  getaucht. 

Der  spät  heimkehrende  Wanderer  mußte  daher  vorsichtig  schreiten, 
um  nicht  zu  fallen  oder  wenn  er  ein  feiner  Mann  war,  ließ  er  sich  von 
Dienern,  die  Fackeln,  Laternen  oder  Windlicliter  trugen,  nach  Hause 
geleiten. 

Nur  beim  Besuch  hoher  Gäste  in  der  Stadt  zündetel  man  Laternen 
vor  den  Häusern  an.  Bei  Feuersbrünsten  wurden  wenigstens  an  den 
Eckhäusern  Laternen  angesteckt  (Kriegk,  S.  292). 
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In  Kölu  unterhielt  die  Stadt  im  14.  Jalirhundert  eine  Laterne, 
vom  Jahre  1374  ab  eine  zweite  (Voss.  Ztg.).  In  London  begann 
man  1414  unter  Heiurich  V.  mit  der  Straßenbeleuchtung,  und  zwar 
durch  Laternen,  die  iin  Winter  zwischen  Allerheiligen  und  Lichtmeß 
herausgehän{j;t  werden  mußten.  Seit  ItüKi  mußte  jedes  Haus  von 
Michaelis  bis  Maria  Verkündigung  vom  Eintritt  der  Dunkelheit  an  bis 
12  Uhr  ein  Licht  oder  eine  Laterni'  stellen.  IGtil  wurde  der  Brauch 
durch  Act  of  Parlament  befestigt.  1(J84  erfolgte  die  Einführung  von  Oel- 
lanipen  für  die  Straßenbeleuchtung.  Seit  1807  werden  die  Straßen  der 
Stadt  mit  Gas  beleuchtet  (En  eye  I.  Brit.,  Leigh  Hunt).  Im  Jahre 
1739  betrug  die  Anzahl  der  Laternen  4(579.  In  Wien  verbot  Kaiser 
Ferdinand  I.  am  23.  Januar  14(51  nach  der  Bierglocke  ohne  Liebt  auf 
die  Straße  zu  gehen  ((Quellen  2.  Bd.  No.  14sl).  In  Paris  wurde  die 
regelmäßige  Beleuchtung  der  Straßen  im  ersten  Viertel  des  16.  Jahr- 
hunderts eingeführt,  als  die  Stadt  durch  Straßenräuber  und  Mord- 
brenner viel  zu  leiden  hatte.  1558  brannten  in  Paris  regelmäßig  gegen 
22(Xl  Laternen.  1722  waren  es  5772,  und  zwar  laternes  a  reverbere. 
Diese  waren  mit  einem  Metallschirm  versehen,  der  das  Licht  auf  die 
Straßen  warf.  In  Berlin  begann  die  Beleuchtung  im  Jahre  1679. 
Sie  war  aber  noch  1788  herzlich  schlecht,  da  sie  nur  eine  Art  %'on 
hellem  Schatten  verbreitete.  Mauche  Straßen  waren  nach  dem  Ahleben 
Friedrichs  des  Großen  überhaupt  noch  nicht  regelmäßig  beleuchtet. 

Der  S.  820  zitierte  zeitgenössische  Schilderer  Berlins  von  1786 
schreibt  darüber: 

Auch  mit  der  Erleuchtung  sieht  es  im  ganzen  schlecht  aus,  da  e<d 
ganze  Gegenden  und  Straßen  gibt,  in  \velchen  kein  Strahl  Licht  sicht- 
bar ist.  Selbst  die  gewöhnbchen  Laternen  geben  oft  mehr  Schatten  als 
Licht,  uud  ihre  Anzahl  ist  offenbar  für  eine  Stadt  wie  Berlin  zu  gering. 
Diebstähle,  und  zwar  sehr  beträchtliche,  sind  nicht  selten,  ebensowenig  1 
gewaltaame  Anfalle  zur  Abendzeit  auf  Ofientlichen  Platzen.  (Berlin  im  j 
Jahre  1786.) 

Die  Hauptstraßen  von  Regensburg  wurden  zum  ersten  Male 
1783  notdürftig,  aber  nur  im  Winter  mil  Laternen  beleuchtet  (Graf 
V.  Waldersdorf,  S.  37). 


Anhang. 
Die  Straßen  hygiene  in  Paris. 

Beinahe  lückenlos  durch  die  Jahrhunderte  läßt  sich' 
die  S t raßenhy giene  von  Paris  verfolgen. 

Paris,  einst  Lutetia  geheißen,  „qui  vaut  autant  a  dire  conie  vile 
boueuse  ou  plaine  de  boue",  küuimerte  sich  bis  zum  12.  Jalirhundert 
nicht  um  die  PHegc  der  öffentlichen  Gesundheit.  Die  Straßen  waren 
pflasterlos,  der  Boden  nicht  geebnet,  durchweicht  von  dem  Schiuutz- 
wasser  der  Häuser,  immer  mit  dem  Mist  der  Menscheu  und  Tiere 
bedeckt.  Im  Winter  konnten  sich  die  Wagen  in  den  abschüssigen 
Straßen  kaum  vorwärts  bewegen,  im  Sommer  atmeten  die  Straßen  einen 
fürchterlichen  (iestauk  aus,  der  in  die  Wohnungen  eindrang.  Die 
Häuser  bestanden  meist  aus  Holz  und  die  Bewohner  konnten  sich 
mit  ihrem  Gegenüber  wegen  der  Enge  der  Straßen  leicht  ver- 
ständigen. Enten,  Lapius,  Tauben,  Hühner  und  Schweine  suchten 
ihre  Nahrung  in  den  stinkenden  Rinnsteinen  und  Pfützen.  Im  Jahre 
1131  wurde  Philipp,  der  älteste  Sohn  Ludwigs  des  Dicken,  der  durch 
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die  Straßen  ritt,  durch  ein  Schwein  zu  Falle  gebracht  und  verlor  das 
Leben.  (V^ergl.  über  Reutlingen ,  S.  812.)  Als  der  König  Philipp 
August  im  Jahre  1185  einmal  durch  das  Fenster  seines  Schlosses 
—  des  jetzigen  Justizpalastes  —  sah,  wurde  er  durch  den  Geruch 
der  vorbeifahrenden  Mistwagen  ohnniächtig.  Er  war  es,  der  die  Ptiaste- 
rung  der  Stadt  auf  Kosten  der  Bürger  befahl.  Das  Ptlaster  wurde 
jedoch  nur  in  ein  paar  Hauptstraßen  gelegt  und  bestand  aus  quadra- 
tischen Steinplatten  von  ;J  bis  4  Fuß  Seitenlange.  Es  läßt  sich  noch 
heute  an  vielen  Stellen  der  Stadt  und  zwar  in  Tiefen  bis  zu  1,30  ni 
unter  der  heutigen  Straßenobertiäche  nachweisen.  Um  1270  wird  der 
erste  S  tra  ßen  meis  ter  (voyer)  erwähnt,  dessen  Nachfolger  es  ver- 
standen, ihre  Einnahmen  dadurch  zu  erhöhen,  daß  sie  jeden  Haus- 
wirt, jeden  Budenbesitzer,  angeblich  im  Interesse  der  Erhaltung  und 
Reinigung  der  Straßen  besteuerten.  1348  erließ  der  König  Johann 
eine  Verfügung,  welche  die  Bürger  zur  Reinhaltung  der  Straßen  an- 
halten sollte  und  jeden  Ungehorsamen  mit  Strafe  bedrohte.  Diese  Ver- 
ordnung wurde  ebenso  wenig  wie  die  vorangegangenen  beachtet.  Noch 
immer  trieben  sich  die  Schweine  auf  der  Straße  herum ,  trotzdem 
die  Sergents  den  Auftrag  hatten  jedes  auf  der  Straße  betroffene 
Schwein  zu  töten.  (Vergl.  Frankfurt  S.  817.)  An  Eifer,  diesem 
Befehle  nachzukommen,  mag  es  ihnen  nicht  gefehlt  haben,  da  der 
Kopf  des  Schweines  ihnen  gehörte,  während  sie  den  Leib  an  das 
Hötel-Dieu  abzuliefern  hatten.  Später  wurde  diese  Tätigkeit  dem 
Henker  übertragen,  der  5  Sous  für  jedes  Schwein  erhielt,  das  er  dem 
Krankenhause  zutrieb.  Jeder  Eigentümer  sollte  die  Straße  vor  seinem 
Grundstücke  reinhalten  und  das  Straßenmüll  auf  bestimmte  Plätze 
schaffen.  Auch  pflastern  sollte  jeder  vor  seiner  Tür  und  zwar  auf 
seine  Kosten,  während  der  Staat  (die  Stadt)  nur  die  Pffasterung  der 
Kreuzwege  übernahm.  Aus  dem  Jahre  l.%0  stammt  eine  neue  Ver- 
fügung, die  erwähnt  werden  muß,  weil  sie  auf  die  Abtritte  Bezug 
nimmt,  welche  schon  damals  in  einigen  feineren  Häusern  sich  nach- 
weieen  lassen.  Damals  wurde  die  Gilde  der  Abti-itträumer  (vidangeurs 
oder  maistres  fifi)  gegründet,  welche  sich  Jahrhunderte  hindurch  be- 
hauptete. Obgleicli  der  Aussatz  (Lepra)  und  die  Bubonenpest  Paris 
um  diese  Zeit  heimsuchten,  wurde  die  Stadt  nicht  .sauberer. 

1374  war  die  Place  Maubert  durch  <len  dort  abgelagerten  Mist  so 
verpestet,  daß  die  auf  demselben  Platze  verkauften  Nahrungsmittel 
danach  rochen.  1388  beschreibt  der  König  in  einem  Erlasse  den 
hygienischen   Zustand  der  Stadt  folgendermaßen. 

„Les  chauciees,  dit  le  roi,  sont  moult  empiriez  et  tellement  decheiiz 
en  ruine  et  domiBagiez  que  en  plusieurs  lieu.x  l'on  ne  peut  bonneinent 
aler  i  cheval  ne  ^i  charroy  tians  tres  grariz  perilz  et  iuconveniena ;  et 
sont  les  theinins  des  entreea  des  portes  si  mauvaiz  et  telenient  dommagiez, 
einpiriez  et  nffondrez  tjue,  ä  tres  grans  perilz  et  paiues  ruu  y  peut 
adniener  les  vivres)  et  dearees  pour  le  gouvernements  de  iioutre  peüple. 
Ycelle  [ville]  a  este  teniie  long-temps  et  est  encore  si  orde  et  si  pleine 
de  boes,  fiens,  gravoiz  et  ordures  que  chacun  a  lessi^  et  mis  comniune- 
meiit  devant  höh  huis,  ijiie  c'est  grant  horrenr  et  tres  grant  desplaisir 
k  toutes  personiies  de  bien  et  d'onneur.  Et  sont  cea  choses  en  tres  grant 
eaciandre,  vitnp^re  et  deslionneur  d'icelle  ville,  et  au  grant  grief  et 
prejudice  des  crearures  humaiiies  demourans  et  frequentans  en  noatredicte 
ville,  qui  |iar  l'infection  et  punaisie  desdites  boes,  fiens  et  autres  ordures, 
sont  encourues  au  temps  pass^  en  griefs  maladies,  jnortalitez  et  enfermetez 
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de  Corps :  dont  il  nous  desplaist,  et  non  sans  cause.  „L'ordonnanee 
conclut  comme  les  pröcedentes,  et  eile  ne  pouvait  mieiix  faire.  Elle  veat 
que  „toutes  maniäres  de  gens,  mesraement  les  gens  d'Eglise  et  tnatcs 
autres  peraonnea  privilögiöea"  possedant  maison  ä  Paris,  aient  soin  de 
tenir  la  nie"  nette,  faire  oster  les  boös,  gravoiz,  fiens  et  autres  ordune 
qui  sont  ou  seront  trouvees  devant  leura  maisons  et  antres  edifBces,  et  de 
faire  admender  et  refaire  les  pavemens  des  chauciees. 

Ebenso  verpestet  wie  die  Stadt  war  die  Seine,  wie  aus  folgender 
Bekanntmachung  des  Königs  Karl  IV.  aus  dem  Jahre  1404  hervorgehl. 

„Si  plaine  de  boues,  tiens,  gravois,  ordures,  putrefactious  et  immondices, 
que  ce  est  grant  oiTOur  et  abhominacion  ä  voir,  et  une  grant  merveille, 
se  ne  feust  le  miracle  de  nostre  Seigneur,  comment  les  creatures  et  corps 
bumains  usaus  en  boire  et  en  decoction  de  leura  viandes  de  l'eaue  d'ioelle 
rivi6re,  ne  en  enqueurent*)  tr6s  grans  multiplications  d'incenveniena,  d* 
mort  et  de  maladies  incurablea**), 

Aljer  das  Volk  von  Paris  ließ  sich  so  schnell  nicht  zur  Reinlich- 
keit erziehen  und  litt  nach  wie  vor  unter  der  Pest,  die  damals  sogar 
den  Zusaninieutritt  des  Parlamentes  verhinderte.  Während  der  folgen-  ^ 
den  hundert  Jahre  wich  die  schreckliche  Krankheit  kaum  aus  den  ■ 
Mauern  der  Stadt.  Das  war  auch  nicht  wunderbar,  denn  trotz  aller 
Verordnungen  des  Königs,  des  Parlamentes  und  der  städtischen  Ver- 
waltung herrschte  damals  noch  immer  der  Wahlspruch  „Tont  i  la 
rue".  Hier  verrichtete  man  ganz  offen  seine  Notdurft  oder  warf  die 
Fäkalien  aus  dem  Fenster  ohne  weiteres  auf  die  Straße.  Von  Zeit  zu 
Zeit  wurden  sie  dann  gesammelt  und  zu  großen  Haufen  aufgetürmt, 
die  sich  noch  heute  im  Jardin  des  plantes  als  deutliche  Bodenerhebungen 
nachweisen  lassen  ***). 

Unter  Karl  V.  (13G4— 80)  ließ  dann  Hughes  Aubriot,  der  BQrger- 
raeister  von  Paris,  den  ersten  bedeckten  Kanal  anlegen,  der 
die  bis  dahin  in  einem  offenen,  stinkenden  Gerinne  durch  die  heutige 
Rue  Montmartre  Hießenden  Unreinlichkeiten  in  die  Seine  führte.  So 
besserten  sich  die  hygienischen  Verhältnisse  auf  dem  rechten  Ufer 
der  Seine  wenigstens  einigermaßen,  auf  dem  linken  Ufer  blieb  aber 
bis  zum  Jahre  IGOf)  alles  beim  alten. 

Der  Königspalast   (Hotel  des  Tournelles.  das  heutige  Palais   de 
Justice)    stand    inmitten    eines    stinkenden    Sumpfes,   der    die    Mutter 
Franz  I.,  die  Herzogin  von  Angouleme,  aus  dem  Palaste  vertrieb  und 
sie  zur  Erbauung  eines  neuen  Schlosses  zwang,  aus  dem   später  der  M 
Palast  der  Tuilerien  hervorging.  ■ 

Auch  im  16.  Jahrhundert  wütete  die  Pest  in  Paris  und  gab  die 
Veranlassung  zur  Uebernahme  der  Straßenreinigung  auf 
Staatskosten.  Für  diesen  Zweck  wurde  auf  Befehl  Franz  I.  eine 
besondere  Steuer  von  jedem  Grundstücke  erhoben.  In  jedem  Hause 
sollten  Aborte  angelegt  werden,  deren  Herstellung  die  Polizei  auf 
Kosten  der  Hausbesitzer  anordnen  konnte,  wenn  sich  diese  weigerten. 


1 


*)  Encourent. 

'•>  „Bora  vait  enquöte  de  ceux  qui  ont  le  plus  aecoutumf^  dp  salir  ainsi  le 
fleuve,  et  eera  curi5  h  leurs  frais,  san»  en  excepter  „nobles,  een«  d'Eglise,  couiiue 
autre«  de  nosditz  bosteU  et  dea  hostel«  de  nostre  compaigne  et  de  no«  oncles  et  frfere". 
"•)  Im  19.  Jahrhundert  ]eg;te  man  sie  an  einigen  Stellen  frei  und  fand  eine 
grobe  Zahl  von  Geweben  und  cfcbrauchsgegenständeu,  die  auf  die  technischen  Fertig- 
keiten de«  U.  und  15.  Jahrhunderts  ein  bemerkenswertes  istreiflicht  fallen  lassen. 
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dem  königlichen  Befehle  nachzukommeu.  Auch  dieser  Erlaß  (1539)  war 
oftenbar  ein  Schlag  ins  Wasser,  denn  er  wurde  während  der  folgenden 
Jahre  mehrfach  wiederholt.  Der  Widerstand  ging,  wie  es  scheint,  von 
den  Grands  Seigneurs  aus,  deren  Gewalt  in  der  damaligen  Zeit  auf 
vielen  Gebieten  weiter  ging  als  die  königliche.  Die  Straßen  blieben 
so  übelriechend,  daß  ein  Sekretär  des  Legaten  Alexander  von  Medicis 
sagte,  man  müsse  stets  Blumen  oder  ein  Parfüm  bei  sich  tragen, 
wenn  man  auf  die  Straße  ginge.  Das  war  nicht  weiter  wunderbar, 
denn  in  harmlosester  Weise  verunreinigte  man  am  hellen  Tage  die 
Mauern  der  Häuser.  Es  war  gewiß  ein  Fortschritt,  daß  der  Staat 
1621  mit  dem  Ingenieur  des  Königs,  Salomon  de  Caux,  auf  10  Jahre 
einen  Vertrag  schloß,  wonach  dieser  für  jährlich  60  (Xx.»  frcs.  und 
20000  frcs.  „de  röcompense"  die  Reinigung  der  Straßen  übernahm 
und  sich  gleichzeitig  verpflichtete,  40  pouces  Wasser  aus  der  Seine 
in  mehrere  Laufbrunnen  zu  heben.  20  Jahre  später  riß  jedoch  der 
alte  Schlendrian  wieder  ein,  da  die  Unternehmer  nicht  bezahlt  wurden. 
Aber  gegen  früher  hatten  die  Verhältnisse  sich  doch  so  sehr  gebessert, 
daß  Corneille  1642  in  „Le  menteur"  Paris  nennen  konnte: 
Toute  une  ville  entiöre  avec  pompe  bätie 
Senible  d'un  viens  fosse  par  miracle  sortie. 

Die  während  der  letzten  Jahre  gemachten  Fortschritte  waren   so 
.eutende,   daß   man  dem  König  Ludwig  XIV.,  als   er   einmal  Paris 

chte,  eine  Medaille  überreichte,  auf  der  eine  Frau  —  die  Stadt 
Paris  —  zu  sehen  war.  die  auf  einer  reinen  und  ebenen  Straße 
steht.  In  der  linken  Hand  trägt  sie  ein  Rad,  um  anzudeuten,  daß 
die  Straßen  geebnet  waren.  Das  Pariser  Pflaster  fing  an  weltberühmt 
zu  werden,  und  die  jetzt  noch  auf  unseren  Weihnachtsmärkten  ver- 
kauften Pfetl'erkuchen,  „Pariser  Pflaster"  genannt,  mögen  in  dieser 
Zeit  ihren  Namen  erhalten  haben.  Die  Straßen  wurden  von  den 
Buden  und  störenden  Ausbauten  der  Häuser  befreit  und  die  Ver- 
unreinigung der  Straßen  bei  strenger  Strafe  untersagt.  Alle  toten 
Tiere,  ferner  Fäkalien  und  Müll  mußten  auf  die  Abladesteilen  geschatft 
werden.  Diese  Veränderungen  waren  das  Verdienst  des  Polizei- 
präfekten  der  Stadt,  De  la  Reynie.  Während  seiner  Amtsführung 
veränderte  sich  Paris  derartig,  daß  die  Anekdoten  der  Possendichter, 
die  sich  mit  dem  Schmutz  der  Stadt  und  den  Verlegenheiten  be- 
schäftigten, in  welche  die  Pariser  dadurch  gerieten,  nicht  mehr  am 
Platze  schienen. 

Aber  schlimm  sah  es  noch  in  den  Häusern  aus.  da  in  ihnen  noch 
immer  Versatzgruben  vorhanden  waren  und  auch  trotz  aller  polizei- 
lichen Verordnungen  vorhanden  blieben.  So  suchte  sich  denn  jeder 
ein  ruhiges  Plätzchen  in  einer  stillen  Straße,  hinter  einem  Kirchen- 
vorsprung  oder  auf  dem  Balkon  eines  öffentlichen  Gebäudes.  Von 
derartigen  Verunreinigungen  blieben  weder  der  Louvre  noch  das  Palais 
de  Justice  verschont,  und  die  Schlösser  von  Saint  Germain,  Vincennes 
und  Fontainebleu  boten  trotz  all  ihrer  Pracht  ein  so  abschreckendes 
Bild  des  ekelhaftesten  Schmutzes  dar,  daß  es  nicht  möglich  ist,  hier- 
über mehr  zu  sagen.  Die  Stadt  besaß  damals  mehr  als  400000  Ein- 
wohner, aber  noch  immer  war  es  gefährlich,  nachts  inmitten  des 
Straßendammes  zu  gehen,  weil  man  den  Ond^es  oder  Averses  aroma- 
tiques  ausgesetzt  war.  Ob  man  den  Unrat  erst  entleerte,  nachdem 
man  das  historische,  bereits  ISStö  verbotene  „Gare  Peau"  dreimal  ge- 
rufen  hatte,   stehe  dahin.     Sicherer  ging  man   dicht   au  den  Häusern 
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und  überließ  daher  gerne  diesen  Weg  den  Damen,  welche  man   be- 
gleitete. 

Im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  begann  man  sich  dann  mit  dem 
abschreckenden   Zustandf   der  Abladeplätze   zu   beschäftigen   und 
den    Kanälen   mehr   Aufinerksaiiilceit   zu   schenken,   deren   Länge   sich 
seit  5(J  Jahren  kaum  verändert  hatte.     Nur   ungefähr   der    dritte  Teil 
derselben  war  bedeckt,  die  übrigen  zwei  Drittel  offen.   Diese  hauchten 
einen  unglaublich  ekelhaften  (ieruch  aus  und  waren  zum  Teil  verstopft. 
so  daß  sich  das  Wasser  in  ihnen  auf.staute   und  bei  Regenwetter,  be- 
larlen  mit  dem  Unflat  der  Kanäle,  die  Straßen  übertiutete.    Um  diese 
Zeit  betrugen  die  jährlichen  Ptlasterkosten  450 WKi  frcs.,  welche  auch 
zur  Reinigung  der  Straßen  ausreichen  sollten. 

Seit  1782  begann  man  nach  dem  Vorbilde  Londons  auch  in  Parift 
erhöhte  Bürgersteige  (Trottoirs)  einzurichten,  deren  Zahl  sich  aber 
erst  seit  dem  Anfange  des  lH.  Jahrhunderts  wesentlich  vermehrte. 

Am  ?"nde  des  1^.  Jahrhunderts  wurden  in  Paris  die  Water 
closets  bekannt,  auf  tlenen  J.  J.  Rousseau  stundenlang  träumte  und 
der  Herzog  von  Orleans  Audienz  erteilte,  wie  frülier  die  Könige  auf 
ihren  Cliaises  lierci^-es  (S.  >S41). 

Um  1750  wurilen  die  Chausseen,  die  Paris  durchzogen,  zum  ersten 
Male  regelmäßig  besprengt.  Das  von  4  Männern  gezogene  Wasserfall 
war  eine  europäische  Beriibmtheit.  Etwas  später  wandte  man  die 
gleiche  Pflege  auch  den  Anlagen  der  Tuilerien  und  des  Seineufers  zn. 
Outre(|uin,  der  dieses  Wunder  vollbrachte,  wurde  vom  König  geadelt 
und  von  Voltaire  besungen. 

Nachdem  man  im  15.  und  Ifi.  Jahrhundert  die  Hauptstraßen  der 
Stadt  gepflastert  und  ihre  regelmäßige  Reinigung  wenigstens  in  Angriff 
genommen  hatte,  wurde  die  Stadt  dennoch  von  sclieußliclien  Ge- 
rüchen durchweht.  Diese  hatten  ihren  Ursprung  in  den  Fäkal- 
ab  ladestellen ,  mit  denen  Paris  wie  mit  einem  Kranz  von  Pest- 
beulen umgeben  war  und  deren  berüchtigste  die  von  Montfaucon  ist. 
Die  Anlage  bestand  aus  zwei  Reihen  großer  offener  Gruben,  die  in 
zwei  Terrassen  übereinander  angeordnet  waren.  Die  in  die  obere 
Reibe  geworfenen  Fäkalien  setzten  hier  allmählich  die  festen  Stoffe  ab. 
während  die  flüssigen  in  die  unteren,  tiefer  gelegenen  Gruben  flössen. 
Hier  versickerte  die  Ma.sse  in  das  Erdreich  und  erzeugte  bei  der  _ 
Fäulnis  die  lierühmten  „Odcurs  de  Paris",  über  welche  eine  große fl 
Literatur  vorhanden  ist.  Als  die  Stadt  sich  immer  mehr  vergröIJerte. 
wunle  die  Menge  der  f^äkalien  so  groß,  daß  sie  von  den  Bauern  der 
Umgebung  nur  zum  kleinsten  Teil  auf  die  Ländereien  als  Dung  ab- ■ 
gefahren  werden  konnte.  Man  verband  daher  die  Abladesteile  von  W 
Montfaucon  durch  den  Kanal  St.  Martin  mit  der  Seine,  in  welche  um 
das  Jahr  1835  täglich  mehr  als  ^550  Kubikmeter  Fälialien  gelangten. 
Die  Verpestung  der  Seine  begann  daher  die  Gesundlieit  der  Stadt 
ernstlich  zu  bedrohen,  da  man  aus  (lern  Flusse  den  größten  Teil  des 
Trinkwassers  schöjifen  mußte.  Aber  erst  1849  wurde  die  l>erüchügte 
Abladestelle  geschlossen. 

Die  Kanalisation,  welche,  wie  oben  (S.  82(i)  erwähnt,  unter  Karl  V. 
begonnen  hatte,  machte  bis  zum  Jabre  174U  uur  langsame  Fortschritte, 
und  als  Napoleon  L  zur  Regierung  kam,  besaß  Paris  an  Kanälen: 
17  km  auf  dem  rechten,  8  km  auf  dem  linken  Seineufer  und  0,3  km 
auf  den  Seinein.seln.  Das  war  die  Arbeit  vim  4  Jahrhunderten  in  der 
grüßten  oder  mindestens  zweitgrößten  Stadt  der  damaligen  Welt  ge- 
wesen ! 
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Bis  zum  Jahre  185tl  wurde  das  Werk  nur  unwesentlich  gefördert, 
<ia  die  fortdauernden  politischen  Umwälzungen  hierzu  keine  Zeit 
ließen.  Mit  diesem  Jahre  aber  beginnt  für  Paris  eine  neue  Periode 
auf  <lem  Gebiete  der  Entwässerung:  Beigrand  trat  an  die  Spitze 
des  ^Assainissenient" ;  ihm  und  seinen  Nachfolgern  gelang  es  dann 
im  Verlaufe  einer  öOjährigen  angestrengten  Arbeit  die  Entwässerung 
von  Paris  im  wesentlichen  abzuschließen.  Paris  besaß  im  Jahre  HHXl 
Kanäle  zur  Beseitigung  der  Haus-  und  Kegenwasser  in  einer  Ge- 
samtlänge von   litHJ  Kilometern  (Bechmann,  Franklin,  Wejrl). 

3.  Rückblick. 

Der  Städter  unserer  Tage  würde  sich  in  den  mittelalterlichen 
Städten,  ja  in  den  Städten,  wie  sie  bis  zum  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
beschaffen  waren,  kaum  mehr  behaglicli  fühlen :  das  ergibt  sich  mit 
Sicherheit  aus  den  auf  den  vtirhergeheuden  Seiten  mitgeteilten  Tat- 
sachen. Die  Unreinlichkeit  der  Straßen,  der  auf  ihnen  lagernde 
Schmutz,  die  schlechte,  oftmals  verpestete  Luft  würden  ihn  zurück- 
stoßen und  am  Abend  könnte  er  sich  in  ihnen  kaum  zurechtfinden, 
da  die  Beleuchtung  vieles  zu  wünschen  übrig  ließ,  wenn  sie  nicht 
überhaupt  fehlte.  Vor  allem  aber  würde  er  bei  Tage  und  bei  Nacht 
die  Unannehmlichkeiten  eines  schlechten  Ptiasters  mit  seinen  spitzen 
Steinen  und  tiefen  I^öchern  auf  das  Unangenehmste  empfiudcn.  Das 
alles  hat  sich  nun  seit  ungefähr  äö  Jahren  wesentlich  geändert.  London 
machte  den  Anfang,  dann  folgten  Paris,  und  allmählich  auch  die  anderen 
größeren  Städte  Mitteleuropas. 

Was  früher  als  eine  Qual  empfunden  wurde,  was  man  als  not- 
wendiges üebe!  für  jeden  Stadtbewohner  betrachtete,  alles  dies  ist 
nahezu  verschwunden :  unsere  Straßen  sind  sauber,  gut  gepflastert 
und  von  einer  erträglichen  Luft  durchweht,  weil  für  die  unschädliche 
Entfernung  der  unreinen  Wässer  und  festen  StotTe  fast  überall  Sorge 
getragen  wird. 

Gerade  auf  dem  Gebiete  der  Str aßen hygiene  und  der 
städtischen  Entwässerung  liaben  sich  in  der  Neuzeit 
Veränderungen  vollzogen,  welche  sich  als  \v  a  li  r  e  und 
unbestreitbare  Fortschritte  der  s o z i a  1  e n  H y g i e n  e  kenn- 
zeichnen. Denn  überall,  wo  in  den  Städten  der  Schmutz  liegen 
blieb,  stellten  sich  Krankheiten  ein  und  dort,  wo  er  beseitigt  wurde, 
hob  sich  der  Gesundheitszu.stand.     (Siehe  Assanierung  S.  (5.) 

Allerdings  ist  erst  ein  sehr  kleiner  Teil  der  modernen  Städte  mit 
systematisch  angelegten  unterirdischen  Eutwässerungseiurichtungen 
versehen  *),  während,  soweit  sich  dieses  aus  den  bisher  vorliegenden 
Forschungen  erschließen  läßt,  kaum  eine  der  von  den  Römern  ge- 
gründeten, größeren  städtischen  Niederlassungen  einer  unterirdischen 
Entwässerung  entbehrte. 
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Vottiiche  Zeitung  (1903),  No.  45S  vim  i9.  Sept. 
Weyl,  Th.,  Die  Ataanierung  von  I'nrit,  in  Die  Attaniening  der  StäiUe  in  Eimeldarttel- 

lungen,  Heft  1  (1900). 

IV.  Woliiiunfirshyulene. 
a)  Das  WohnhauB  bis  zum  10.  Jahrhundert  *). 

Von  den  ältesten  Wohnungen  der  germanischen  Völ- 
ker sind  kaum  irgend  welche  Reste  auf  unsere  Tage  gekommen. 
Wir  sind  aber  immerhin  im  stände  uns  ihr  Bild  zu  rekonstruieren. 
Daß  sie  aus  Holz  gebaut  waren,  beweist  das  altnordische  Wort  timbr. 

Zunächst  errichtete  man  wohl  aus  Stämmen  pyramidale  Hütten 
von  der  Art  der  noch  heute  im  Harz  und  im  Taunus  gebräuchlichen 
Köhlerhütten.  Dann  werden  Blockhäuser,  die  nach  Art  der  Pali- 
sadenbauten konstruiert  waren,  gefolgt,  sein.  Derartige  Bauten  kennen 
wir  aus  den  Reliefs  auf  der  Markussäule  auf  der  Piazza  Colonna 
zu  Rom,  welche  die  Siege  des  Kaisers  Mark  Aurel  über  die  Marko- 
mannen (167 — 18ij)  zur  .\nschauung  bringt.  Die  dort  dargestellten 
Hütten  scheinen  aus  einzelnen  Hfvlzern  zu  bestehen,  welche  neben- 
einander in  die  Erde  gesteckt  waren  und  in  ihrer  Lage  durch  Bänder 
aus  Stroh  erhalten  wurden. 

Auch  die  zur  Aufbewahrung  von  Leichenbrand  benutzten  Haus- 
urnen lassen  sich  —  allerdings  mit  Vorsicht  —  bei  der  Rekonstruk- 
tion der  ältesten  Wohnstätten  verwerten. 

Diese  Hausurnen  sind: 

1)  Gruben h  ütten.  Sie  weisen  auf  halb  unterirdische  Woh- 
nungen hin,  in  die  man  durch  eine  Türe,  vielleicht  unter  Anwendung 
einer  Leiter  hinabstieg. 

2)  Zelturnen,  welche  die  zeltartigen  Wohnungen  der  Nomaden 
verkörpern.  Diese  Urnen  deuten  vielleicht  darauf  hin,  daß  die  Wände 
des  Zeltes  aus  Matten  bestanden,  die  man  durch  Flechtwerk  aus  Rohr 
oder  Stroh  herstellte. 

3)  Die  .lurtenurnen  sind  dadurch  ausgezeichnet,  daß  sich  in 
ihnen  das  Dach  deutlich  von  der  Wand  abliebt.  Dieses  Dach  wurde 
wohl  aus  einzelnen  dünnen  Stämmen,  aus  Staken  hergestellt  und  durch 
einen  im  Mittelpunkt  der  Hütte  befindlichen  Pfeiler  gestützt,  der  aus 
einem  starken  Stamm  bestand. 

4)  Die  eigentlichen  Hausurnen.  Sie  besitzen  einen  völlig 
ausgebildeten,   aus  einzelnen   Stämmen    hergestellten   Dachstuhl    und 


*)  Vgl.  Stephani ,  H  ey  n  e,  Wohnungswesen,  siehe  Literaturverzeichnis  S.  84öff. 
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waren  offenbar  für  seßhafte  Bewohner  bestimmt,  da  ihre  Aufstellung 
einen  schnellen  Abbruch  und  eine  schnelle  Wiederaufstellaog  ansschlot. 

In  der  Mitte  der  Wohnung  befand  sich  der  Herd.  Der  Rauch 
des  Herdfeuers  zog  durch  ein  über  ihm  befindliches  Loch  ab,  das 
durch  ein  Ueberdach  (testudo)  vor  einfallendem  Regen  geschfltzt 
wurde.  Diese  Oeffnung  diente  zugleich  als  Lichteinlaß.  Später  finden 
sich  mehrere  kleine  Fenster  in  der  Wand  des  Hauses,  und  zwar 
dicht  unter  dem  Auflager  des  Daches  angeordnet.  Der  Fußboden 
des  ursprünglich  einzimmerigen  Hauses  wurde  aus  festgestampftem 
Lehm  hergestellt.  Auf  diesem  stand  der  Herd.  War  aber  der  Boden 
gedielt,  so  blieb  der  Platz  für  den  Herd  ungedielt  und  war  nur  von 
Lehmschlag  bedeckt. 

Wohl  infolge  technischen  Unvermögens  wurden  bei  Bedarf  statt 
mehrzimmeriger  Häuser  mehrere  einzimmerige  errichtet:  eines  für  den 
Mann,  ein  zweites  für  Frau  und  Kinder,  ein  drittes  für  die  Diener- 
schaft. Dieser  Gebrauch  hat  sich  bis  in  die  Karolingerzeit  erhalten. 
In  späterer  Zeit  gelang  es  dann  größere  hallenartige  Räume  zu  bauen, 
wie  sie  z.  B.  im  Beowulf  um  600  erwähnt  werden. 

MehrräumigeWohnungen  w^urden  ursprünglich  durch  Tren- 
nung eines  Raumes  mittels  Teppichen  hergestellt;  aber  auch  durch 
Holzwände  hergestellte  Abschläge,  die  altnordisch  kofi  (Alkoven)  ge- 
nannt werden,  sind  bekannt. 

Mehrgeschossige  Bauten  haben  sich  nach  fremdem  Vor- 
bilde erst  später  entwickelt  und  zwar  wahrscheinlich  zuerst  in  Gestalt 
von  Türmen,  wie  solche  die  Niederlassung  des  Attila  in  der  Teiß- 
niederung  (um  450)  auszeichneten.  Ställe  für  Tiere,  welche  die  noch 
heute  übliche  Ausbildung  des  Grundrisses  zeigen,  finden  sich  schon 
in  dem  aus  dem  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  stammenden  Grund- 
risse des  Klosters  St.  Gallen  (vergl.  S.  834).  Uralt  ist  auch  die  in 
einem  besonderen  Hause  untergebrachte  Badestube,  die  altnor- 
disch stufa  genannt  wird  (siehe  S.  851).  Vertieft  und  zum  Teil  in  der 
Erde  steckend  war  das  t  u  n  g  angelegt :  ein  Raum,  in  welchem  während 
des  Winters  die  Mädchen  spannen  und  vielleicht  auch  schliefen.  Zn 
gleicher  Zeit  diente  es  als  Vorratsraum.  Derartige  unterirdische  Weber- 
werkstätten werden  noch  heute  als  dunk  und  dunke  in  verschiedenen 
oberdeutschen  Gegenden  bezeichnet. 

Die  Außenseite  des  deutschen  Hauses  war  mit  Farben  und 
Schnitzereien  geschmückt,  als  die  Römer  in  Deutschland  eindrangen. 

In  den  ältesten  Wohnungen  fanden  sich  bereits  S  t  u  h  1 ,  Tisch. 
Bett  und  Bank.  Als  Wärmespender  diente  zunächst  nur  der 
Herd,  als  Lichtspender  das  angezündete  Rohrbündel,  der  Fichten- 
span, erst  später  die  mit  Fett  und  Docht  versehene  Lampe.  Feuer 
wurde  durch  Aneinanderreihen  zweier  trockener  Hölzer  erzeugt,  das 
Herdfeuer  mit  Holz,  Reisig,  Torf  und  Kohle  genährt. 

Als  besondere  Abart  des  altgermanischen  Hauses  ist  der  Pfahl- 
bau zu  erwähnen,  der  in  Sümpfen  und  Seen  errichtet  wurde.  Das 
einzimmerige  Haus  erhob  sich  auf  einem  Pfahlrost,  der  gegen  das 
Wasser  durch  einen  Estrich  aus  festgestampftem  Lehm  hergestellt  war. 
Leichte  Brücken  vermittelten  den  Verkehr  mit  dem  Festlande  und 
ließen  sich  schnell  abbrechen,  wenn  es  die  Verteidigung  verlangte. 

Fortschritte  machte  der  Wohnbau  durch  das  Eindringen  der 
Römer  und  wohl  schon  früher  durch  die  Handelsbeziehungen  zwischen 
Germanen   und  Römern.     Das   Haus  wurde  äußerlich  zierlicher    da 
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man  der  Ehenuiig  der  Bretter  und  der  Rundung  der  Balken  Auf- 
merksamkeit zuwandte.  Im  Innern  fand  sich  häufiger  eine  Art  Mosaik 
als  Fußboden,  hergestellt  durch  Einbettung  geometrisch  angeordneter 
Steine  in  den  Lehnischlag.  Das  Fenster  tritt  auf  und  zugleich  der 
mehrgeschfissige  Bau,  der  an  die  Stelle  des  alten  Zeltdaches  den 
römischen  Dachbau  setzt.  Das  Obergeschoß  wird  Söller  genannt. 
Man  stellte  ihn  auch  auf  einen  steinernen  Unterbau,  z.  B.  auf  eine 
Stadtmauer  und  benutzte  ihn  als  Speisesaal  oder  als  Au-ssichtspunkt. 
Aber  man  war  diesen  Konstruktionen  technisch  noch  nicht  völlig  ge- 
wachsen, wie  daraus  hervorgeht,  daß  ein  derartiger  Söller  häutiger 
zusammenstürzte,  z.  B.  als  der  fränkische  Herzog  Beppolinus  in 
einem  solchen  im  Jalire  586  mit  Gefolge  speiste.  Aehnliches  geschah 
auch  870  und  sogar  noch  1045. 

Der  Söller  setzte  eine  Treppe  voraus,  etwa  von  derselben  Aus- 
führung, wie  man  sie  noch  heute  an  der  Außenseite  vieler  Bauern- 
häuser trifl't. 

Der  Steinbau  tritt  auf,  wird  aber  zunächst  nur  für  öffentliche 
Gebäude,  namentlich  für  Kirchen,  dann  för  die  Paläste  der  Fürsten 
benutzt.  Größere  Verbreitung  hat  er  wohl  erst  nach  der  V'ölker- 
wanderung  gefunden,  und  zwar  unter  denjenigen  deutscheu  Stämmen, 
die  wie  Longobarden,  Ostgoten  und  Burgunder  am  weitesten  in 
römisches  Gebiet  eindrangen.  Solche  Steinbauten  waren  schon  unter 
Karl  dem  Großen  reich  an  nebeneinander  liegenden  Zimmern.  Sie 
setzten  natürlich  ein  steinernes  Fundament  voraus.  Durch  die 
Römer  oder  durch  Maurer  aus  dem  früheren  Longobardenreiche  lernten 
die  Deutschen  auch  die  Gewölbetechnik  kennen,  welche  in  den 
Hallen  der  karolingischen  Pfalzen  Anwendung  fanden. 

Neben  dem  Steinbau  bleibt  aber  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
•der  Holzbau  bestehen,  namentlich  für  die  Häuser  des  fürstlichen  Ge- 
sindes und  später  der  Bürger. 

Der  Abort,  wo  ein  solcher  für  nötig  erachtet  wurde,  lag  außer- 
halb des  Hauses  und  war  mit  diesem  durch  einen  Gang  verbunden. 
Er  wird  bisweilen  nach  diesem  auch  als  „Gang"  bezeichnet.  Er 
wurde  aber  auch  innerhalb  der  Wohnräume,  ja  in  einem  Kranken- 
zimmer angelegt,  war  bisweilen  durch  ein  Fenster  erleuchtet  und  durch 
Türe  oder  Teppich  abgeschlossen. 

In  dem  nunmehr  häufig  mehrgeschossigen  und  mehrräumigen 
Hause  erhalten  die  einzelnen  Räume  besondere  Oefon,  die  mit S ehern- 
ste inen  versehen  sind.  Es  wird  auch  häufiger  der  Pfiesel  er- 
wähnt, ursprünglich  ein  halb  unterirdisches  Gemach  für  die  Mägde 
(S.  8.%),  der  sich  dem  Namen  nach  durch  das  ganze  Mittelalter  hiii- 
<iurch  in  den  Bürgerhäu.sern  erhielt. 

Die  Beleuchtungstechnik  zeigt  durch  die  Anwendung  der  Fackel 
und  der  Kerze  Fortschritte. 

Die  Wasserversorgung  wird  nach  römischem  Vorbild  durch 
die  Anlage  von  Brunnen  verbessert,  die  auf  dem  Hofe  gegraben 
und  mittels  Rolle  und  Kette  bedient  werden,  wie  dieses  noch  heute 
auf  ländlichen  Anwesen  der  Fall  ist.  Bisweilen,  obgleich  selten,  werden 
in  diesem  Zeiträume  auch  schon  (.Quellwasserleitungen  erwähnt, 
die  gleichfalls  auf  römisches  Vorbild  zurückgehen.  So  versorgte  Otto 
von  Bamberg  (1062 — 1121)  das  von  ihm  gegründete  Kloster  mit 
Quellwasser  und  ließ  dieses  aus  einem   bleiernen   Mundstücke    aus- 
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fließen.  Die  Wasserleitangsröhren  wurden  zumeist  aus  Föhrenholz 
hergestellt  und  hießen  im  späteren  Mittelalter  teuchel   oder  deucheL 

Um  den  Verbleib  der  häuslichen  Abwässer  scheint  man 
sich  nicht  viel  bekümmert  zu  haben  und  nur  ausnahmsweise  sorgt 
Bischof  Erchambald  von  Straßburg  (gest.  991)  für  die  Reinlichkeit 
der  Straßen  und  für  die  Verbringung  der  Abfallstoffe  auf  besonders 
angewiesene  Plätze.  Wahrscheinlich  konnte  er  sich  die  früher  von 
den  Römern  eingeführten  Maßnahmen  zum  Vorbilde  nehmen,  die  in 
der  alten  Römerstadt  noch  nicht  völlig  vergessen  worden  waren. 

Im  altnordischen  Hause  lag  der  Mist  außerhalb  desselben  (Wein- 
hold. 

Im  10.  Jahrhundert  beginnt  die  weitere  Ausgestaltung  des  Haases, 
da  nunmehr  die  einzelnen  Wohnstätten  zu  Städten  zusammengefaBt 
werden,  in  denen  nach  den  Bestimmungen  Heinrichs  I.  (919—36)  die 
Gerichtstage  abgehalten  werden  sollen.  Im  Schutze  der  Städte  siedeln 
sich  die  Klöster  an,  deren  Betrieb  viele  voneinander  getrennte  Räume, 
als  Wohnräume,  Schlafräume,  Kirche,  Krankenhaus  (Abschnitt  VII)  nnd 
Hospiz,  Bauernhäuser  und  Scheunen  erforderten  (Heyne,  Wohnungs- 
wesen ;  Stephani). 

b)  Die  Klöster. 

Viel  besser  eingerichtet  als  die  Bürgerhäuser  waren  um  die  Wende 
des  10.  Jahrhunderts  die  Klöster.  Sie  sind  in  ihrer  baulichen  Aus- 
gestaltung am  nächsten  den  kaiserlichen  Pfalzen  (S.  814)  verwandt, 
unterscheiden  sich  aber  von  diesen  dadurch,  daß  ihr  Bauplan  den  Auf- 
gaben des  Klosters,  jener  den  Aufgaben  der  Repräsentation  entsprach. 

Dieser  großer  Abstand  zwischen  Kloster  und  Bürgerhaus  wird 
verständlich,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Klosterbauten  fast  von  An- 
fang an  alle  Errungenschaften  der  klassischen  Baukunst  sich  zu  eigen 
machen  konnten,  daß  sie  über  reiche  Mittel  verfügten  und  von  den 
Verwüstungen  durch  die  Kämpfe  des  frühen  Mittelalters  so  gut  wie 
verschont  blieben. 

Uebrigens  waren  die  Klöster  damaliger  Zeit  vielfach  wahrhafte 
Klosterstädte,  in  denen  wie  inCentula  (S.  Riquier  Dep.  Somme 
um  798  mehrere  Gassen  bestanden,  die  von  Handwerkern  bewohnt 
wurden,  welche  die  Bedürfnisse  des  Klosters,  z.  B.  Eisengeräte,  Sattel- 
zeug, Gewebe,  Backwaren,  Lederwaren,  Bier  usw.,  lieferten.  Zu  dem 
Kloster  gehörte  eine  Wache  von  110  Soldaten.  Im  Klosterbezirk 
lagen  2500  Wohnungen  für  Laien,  die  dem  Kloster  jährliche  Abgaben 
leisteten.  Täglich  mußten  300  Arme,  150  Witwen  und  60  Kleriker 
verpflegt  werden.  Dem  Kloster  gehörten  117  Güter,  welche  von 
Lehensleuten  bewirtschaftet  wurden  und  die  Kriegsleute  zur  Ver- 
teidigung des  Klosters  zu  stellen  hatten  (Schlosser). 

Der  aus  dem  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  stammende  Bauplan 
des  Klosters  St.  Gallen,  der  dem  Ideal-Typus  eines  Benediktiner 
Klosters  damaliger  Zeit  entsprechen  mag,  verzeichnet  außer  Kirche  oml 
Kreuzgang,  Schlafsaal,  Refektorium,  Wirtschaftsräume,  Abtwohnung  und 
Schule,  Fremdenhaus  und  Krankenhaus,  Novizenhaus,  Handwerkerwoh- 
nungen, Brauerei,  Ställe,  Gärten  und  Friedhof.  Die  Abtwohnung, 
ein  mehrschössiger  Bau,  bestand  aus  Wohn-  und  Schlafzimmer  und  ist 
durch  einen  bedeckten  Gang  (siehe  S.  840)  mit  dem  Abort  (requisituin 
naturae)  verbunden.  Das  Schulhaus  enthält  den  Unterrichtsraum, 
der   durch    Oberlichter   erhellt   und    durch   einen   Vorraum    von  der 
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Außenwelt  getrennt  wird.  Die  Wohnungen  der  Lehrer  umgeben  den 
Unterrichtsraum,  der  wiederum  durch  einen  Gang  mit  den  Aborten 
(exitus  necessarius)  verbunden  ist.  Im  Fremden  hause  ist  ein  ge- 
meinsamer Konversationsraum,  der  den  Herd  enthält,  vorgesehen. 
Ihn  umgeben  heizbare  SchJafräume,  deren  jeder  mit  einem  Diener- 
zimmer verbunden  ist.  Für  Aborte  (necessaria)  ist  in  gleicher  Weise 
wie  im  Schulhaus  gesorgt.  Mit  dem  Fremdenhause  sind  die  Pferde- 
ställe räumlich  verbunden,  deren  Bewohner,  wie  es  scheint,  durch 
den  Konversationsraum  in  ihre  Stände  geführt  wurden.  Das  Schlaf- 
haus enthielt  ungefälir  100  Mönchszellen  und  steht  wiederum  durch 
einen  Gang  mit  dem  necessarium  in  Verbindung.  Dieses  enthält  neun 
Sitze  an  der  Südseite,  einen  Leuchter  und  Ruhebänke.  Unter  dem- 
selben Dache  befand  sich  das  Bad  und  das  Frigidarium,  in 
welchem  man  nacJi  dem  Dampfbade  kalte  Abwaschungon  vornahm. 
Die  Herberge  für  Pilger  und  Arme  (domus  peregrinoruni  et 
pauperum)  ist  wie  das  Fremdenhaus  für  vornehme  Gäste  angelegt, 
nur  fehlt  der  Abort  und  die  Heiz  Vorrichtung.  In  dem  Arzt  haus 
sind  neben  den  Wohnungen  der  Aerzte  auch  die  Apotheke  und 
ein  Raum  für  Schwerkranke  untergebracht.  Die  Räume  sind 
heizbar  und  besitzen  zwei  Aborte.  Ein  besonderes  Gebäude  wird 
als  Aderlaßhaus  bezeichnet.  Es  hat  vier  Oefen,  sechs  Wandbänke 
und  ebenso  viele  Tische,  auch  einen  eigenen  Abort.  In  der  Nähe 
befinden  sich  Küche  und  Bad  für  die  Kranken.  Ueber  das 
Krankenhaus  vergl.  Abschnitt  VII. 

Weitere  Nachrichten  über  die  bauliche  Einrichtung  der  Klöster 
können  wir  der  Schilderung  des  Rundganges  entnehmen,  den  der 
Prior  von  Hir schau  zweimal  täglich,  nämlich  morgens  und  abends, 
durch  das  ihm  unterstellte,  um  8.^  gegründete  Kloster*)  zu  machen 
hatte.  Zunächst  besichtigte  er  das  Claustrum  und  die  Zellen  der 
Mönche,  dann  die  Kirche  der  Kleriker,  dann  das  Refeki-orium,  den 
Schul-  und  Spitalbezirk.  Hierbei  hatte  er  auch  sämtliche  Aborte  des 
Klosters  zu  revidieren.  Der  zweite  Rundgang  schlug  die  umgekehrte 
Reihenfolge  ein. 

Besser  noch  als  der  Bauplan  von  St.  Gallen  und  die  Constitutio 
Hirsaugensis  unterrichtet  uns  über  die  Klosterbauten  der  Ordo  Far- 
fensis,  d.  h.  die  Beschreibung  des  im  Sabinergebirge  anf  halbem  Wege 
zwischen  Rom  und  Neapel  gelegenen  Klosters  Farfa.  Das  im  Anfange 
des  10.  Jahrhunderts  von  den  Sarazenen  zerstörte  Kloster  war  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  wieder  aufgebaut  worden,  und  zwar  nach  dem 
Vorbilde  von  Cluny.  Farfas  Vorbild  ist  also  ein  im  Bereiche 
Germaniens  gelegenes  Kloster  gewesen,  so  daß  wir  wohl  zu  der  An- 
nahme berechtigt  sind,  daß  auch  die  in  Germanien  gelegenen  Klöster 
damaliger  Zeit  ungefähr  wie  Farfa  gebaut  waren. 

Nach  dem  Ordo  Farfensis,  der  ältesten  uns  Oberlieferten 
klösterlichen  Bauordnung,  enthielt  das  Kloster  folgende  Haupt- 
gebäude: 

Kirche,  Kapitel,  Auditorium,  Hospiz  und  Dormitorium.  Dieses 
ist  UIO  Fuß  lang,  24  Fuß  breit,  23  Fuß  hoch  und  besitzt  97  Glas- 
fenster. Jedes  Fenster  ist  so  hoch,  wie  sich  ein  Erwachsener  auf  den 
Zehenspitzen  erheben  kann,  und  hat  eine  Breite  von  2,5  Fuß.  An 
das  Dormitorium  schließt  sich  die  Latrine  mit  45  Abtritten.    Sie  wird 


*)  E«  wurde  lö92  von  Mdlac  zerstört, 
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durch  17  Fenster  von  je  3  Fuß  Höhe  erhellt.     In    der  Nähe  behn^ 
sich  (las   die  Zentralheizung  euthaltetule  (iebäude.     Auch    das    Refek- 
torium von  rechteckigem  Grundriß  ist  durch  8  Fenster  erhellt  und  liegt,  1 
in  unmittelbarer  Nähe  der  Küche  für  die  Kleriker.  Diese  ist  30  Fuß  lang 
und  15  Fuß  tief.   Abgesondert  von  diesem  Viertel  der  Kleriker  liegt  das| 
Krankeuviertel.  über  welches  Abschnitt  VII  zu  vergleichen  ist.  Dann  fol^ 
das   Laienvtertel.     Es   enthält   das   135  Fuß   lange  und   30  Fuß   tiefa 
Absteigehaus  für  vornehme  Fremtie.   Es  besteht  aus  drei  Teilen :  deia 
gemeinsamen  Speisesaal,  der  Mänaerwohnung  und  der  Frauenwohnuu^ 
Jede    dieser    Wohnungen    enthält  4(J  Betten    und   ebensoviele  Aborte 
Weiter    folgen   StallgebjLude   und    das   Arnienhospiz.      Unweit    davon 
befindet  sich  das  Uadehaus  mit  12  Zellen  (Schlosser,  Stephan i). 


c)  HauB  und  Stadt  im  späteren  Mittelalter  (11. —  li3.  Jahrhundert). 
1)  Das  Bauernhaus. 

Das  Bauernhaus  ist  noch    beinahe   ausschließlich    ein    Holz-  odei 
Fachwerkbau.     Ursprünglich  wird  es  sogar  beweglich,  d.  h.  leicht  ah 
brechbar    hergestellt,    da   die    (jrundherren    das    Recht    besaßen,    d 
hörigen    Bauer    nach    Bedarf  auf  jedem   Teile   des    Landgutes    anzu-' 
siedeln,  den  sie  zu  bearbeiten  wünschten.     Es  finden  sich  auch  schon 
gemauerte  Kel]ergeschos.se,  und  im  Bereiche   des  Sachsenspiegels  sol 
jedes  Haus  aus  drei  Stockwerken :  dem  Kellergeschoß,  dem   Erd-  un 
Dachgeschoß   bestehen.     Steinerne   Fundamente    waren   im     1(>.  Jahr- 
hundert noch  nicht  überall  vorhanden;    denn   ein  Weistum    von   1537 
bestimmt,  daß  in  der  Wetterau  die  hölzerne  Schwelle  bei  einem  Neu- 
bau anderthalb  Schuh  hoch  von  der  Erde  entfernt  liegen  muß,   damit 
das  Holz    nicht   leide  (Grimm,  Bd.  5,  S.  271,  4}  29).    Ein    ähnliches 
Weistum  wird  sogar  noch  1663  erlassen  (Grimm,  Bd,  ö,  S.  279,  §  4t>). 

Das  Bauholz  wird  aus  dem  Gemeindewald  kostenfrei  geliefert, 
doch  ist  die  Zahl  der  Balken  l^eschränkt;  sie  schwankt  zwischen  4 
(Zürich,  Ende  des  14.  Jahrhunderts)  und  15  Stämmen  (Schwarzwald 
1432). 

Im  Keiler  werden  die  Vorräte  untergebracht.  Das  Erdge- 
schoß enthält  die  Diele  mit  dem  Herde,  welcher  meist  dem 
Mittelpunkte  der  Anlage  entspricht.  An  diese  schließen  sich  kleinere 
S  ch  lafkam  mm  er  n  und  in  wobihabenderen  Häusern  auch  der  be- 
reits S.  833  erwähnte  Pfiesel,  die  heizbare  Wohnstube. 

Das  Dachgeschoß  enthält  gleichfalls  Schiafkammern  und  Vor- 
ratsräuine.  Das  Dach  springt  weit  vor,  gewährt  so  dem  Gebzlude 
Schutz  vor  Tropfwasser  und  gestattet  die  Unterbringung  von  Acker- 
gerät u.  dergl. 

Der  Schornstein  besteht  aus  Holz  (Hagelstange,   S.  109(. 

Sämtliche  Räume  des  Hauses  werden  niedrig  hergestelh,  und  zwar 
mit  Rücksicht  auf  ilie  Bauweise,  ferner  aber  auch  in  der  Absicht,  die 
Zimmer  warm  zu  halten.  Niedrige  Fenster  erleuchten  die  Innen- 
räume nur  si)ärlich,  da  das  Glas  in  den  Bauernhäusern  erst  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  seinen  Einzug  hält.  Bis  dahin  wurden  zum  Ver- 
schlusse der  Fenster  hölzerne  Läden,  aber  auch  Tücher  und  Papier 
benutzt.  Man  kann  sich  vorstellen,  daß  die  Luft  in  diesen  Bauern- 
häusern, namentlich  im  Winter  nicht  die  beste  gewesen  ist;  ähnlich 
derjenigen,  wie  wir  sie  noch  heute  in  den  Bauernhäusern  antreffen. 

Das    Fenster   der    skandinavischen    Bauern wohuungeu 
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lag  im  Dachfirst  oder  dicht  darunter.  Es  bestand  in  einem  viereckipen 
offenen  Loche,  das  man  nacli  Bedaj'f  mittels  einer  Klapjie  verschließen 
konnte.  Die  Klajipe  war  mit  dem  Zwerchfell  eines  Ochsen  oder  besser 
mit  der  „Schafhauf  *}  ungeborener  Lämmer  oder  Rinder  überzogen. 
Durch  eine  aus  zwei  Stangen  hergestellte  „Führung"  konnte  die 
Oertnuug  verschlossen  werden  (Lund,  S.  ItJ).  Glasfenster 
waren  in  städtischen  Wohnungen  noch  1521  eine  solche  Kostbarkeit, 
daß  ein  verstorbener  Geistlicher  in  seinem  Testament  bestimmte,  wer 
nach  seinem  Tode  Besitzer  seines  Glasfensters  werden  sollte.  Die  Glas- 
fenster waren  übrigens  sogenannte  Butzenscheiben,  kleine,  aus  grünem 
Glase  hergestellte,  in  der  Mitte  mit  einem  Buckel  versehene  Tafeln, 
die  wenig  Licht  durchließen.  Erst  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
wurde  das  Fensterglas  billiger  und  daher  verbreiteter  (Lund,  S.  115). 

Scheune  und  Ställe  gehörten  zu  jedem  Bauernhaus.  Wegen 
des  üblen  Geruches  der  letzteren,  namentlich  der  Schweinekofen,  be- 
stimmt bereits  der  Sachsenspiegel,  daß  sie  ebenso  wie  die  Aborte 
mindestens  drei  Fuß  vom  Grenzzaun  entfernt  bleiben  müssen.  Aber 
die  Aborte  waren  durchaus  nicht  überall  vorhanden,  sondern  man  zog 
es  vor,  seine  Notdurft  irgendwo  auf  dem  Hofe  zu  befriedigen. 

Eine  geordnete  Baupolizei  (Heyne,  S.  182)  läßt  sich  schon  früh 
und  zwar  auch  für  die  ländlichen  Distrikte  nachweisen.  So  werden  in 
der  Wetterau  In'Al  die  baufälligen  Häuser  alle  Jahre  besichtigt  und 
müssen  repariert  werden.  Die  Erlaubnis  zu  Neubauten  erteilt  die 
Ortsbehörde.  Nur  mit  ihrer  Erlaubnis  dürfen  Gebäude  abgebrochen 
und  an  einem  anderen  Orte  wieder  aufgeführt  werden.  Wer  sein 
Dach  vernachlässigt,  wird  mit  schweren  Strafen  belegt.  Der  Grenz- 
zaun gegen  das  Nachbarhaus  darf  nach  dem  Sachsenspiegel  höchstens 
so  hoch  sein,  daß  ein  Mann  zu  Pferde  hinaufreichen  kann  (S  ach  sen - 
Spiegel  3,  66,  §  3).  Die  friesischen  Rechtsordnungen  bestimmen  auch, 
daß  ein  Steinhaus  nicht  höher  als  die  alten  Holzhäuser  sein  darf 
(Heyne,  S.  183). 

Die  privaten  oder  von  der  Gemeindeverwaltung  angelegten 
Brunnen  erhalten  eine  Einfassung,  welche  nach  einem  Weistum 
(Grimm,  Weist.,  Bd.  3,  S.  213)  gürtelhoch,  nach  dem  Sachsenspiegel 
aber  kniehoch  sein  muß.  Schon  damals  war  also  die  Bedeutung  einer 
Verunreinigung  der  Brunnen  durch  Tageswasser  erkannt.  Zur  Wasser- 
versorgung dienten  auch  Zisternen,  welche  aus  Süd-  oder  Ost- 
europa eingeführt  worden  waren. 

Die  französischen  Bauernhäuser  des  14.  Jalirhunderts  scheinen 
den  deutschen  in  ihrer  Unvollkoramenheit  durchaus  ähnlich  gewesen 
zu  sein  (Luce.  S.  .^6  IT.). 

Aborte  in  ländlichen  Wohnungen  werden  in  der  Vergangenheit 
noch  seltener  gewesen  sein  als  heute.  Zur  Befriedigung  der  natür- 
lichsten Bedürfnisse  genügte  die  Miststätte  des  Hofes  oder  eine  Ecke 
am  Zaune:  genau  wie  heute  (Ebstein,  Roth). 

2)  Das  bürgerliche  Stadthaus. 

Das  bürgerliche  Stadthaus  unterscheidet  sich  zunächst  nur  durch 
die  bessere  Ausführung  von  dem  bäuerlichen  Wohnhaus.  Beide  sind 
zumeist  Holzbauten.    Aber  das  Fundament  der  Stadthäuser  wurde 


*)  Amnios,  Die  „Schafhaul"  hüllt  die  Säugetiere  während  ihre«  intrauterinen 
LebenB  em. 
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vielfach  so  tief  gelegt,  daß  mit  Hilfe  der  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
schon     recht     verbreiteten     Gewölbekoustruktiouen     ein      geräuniiiier 
Keller  angelegt    werden  konnte,   der  als  Verkaufs-   oder    Geschäfis- 
rauni  diente.    Den  Zugang   zum  Keiler   bildete   eine   im    Innern   des 
Hauses  vorgesehene  Treppe,    die   mit  eiuer   im   Fußboden    gelegenen 
Tiirklappe    verschlossen    wurde.      Später    schuf   man    einen    direkten 
Eingang,  der  an  der  Straßenfront   des  Hauses  lag  und  Kellerbal: 
genannt  wurde,  wenn  er  in  die  Straße  vorsprang.     Gegen    diese  Ein-^ 
richtuug,  welche  die  Straße  beengte,  wurden  von  der  Stadtverwaltung 
an  vielen  Orten,  z.  B.  in  Straßburg  (Schmidt),  Verbote  erlassen.    Si»1 
scheinen  aber  nicht  allzu  genau  beachtet  worden  zu  sein,  da  die  Keller- 
hälse sich  allerorten  finden  und  sich  zum  Teil  bis  auf  unsere  Tage  er- 
halten haben.    Im  altprager  Stadtrecht  von  i;^31  wurde  gelegentlich  der 
Ptiasterung  der  Stadt  die  Abtragung  der  Kellerhälse  befohlen. 

Die  Haustüre  erreichte  man  durch  eine  auf  dem  Straßenland 
befindliche  Stufe;  ein  vorstehendes  Dach,  Schopf  genannt,  schQt2t« 
den  Eintretenden  vor  dem  Regen. 

Verunziert  wurde  die  Straßenfront  durch  die  Schweineställe, 
welche  wenigen  Wohnhäusern  der  mittelalterlichen  Stadt  gefehlt  zUh 
haben  scheinen,  die  Straßen  verengten  und  mit  ihren  Geröchen  er'<^P 
füllten.  Gegen  diese  Vorbauten  wird  in  Köln  schon  1169,  dann 
wieder  1375  eingeschritten.  In  Andernach  sind  sie  in  den  Haupt- 
straßen untersagt,  in  Seligenstadt  bedarf  es  1423  zu  ihrer  Errichtung 
besonderer  obrigkeitlicher  Erlaubnis  (He  j'ue,  S.  208  IT.,  Anm.  20  flF.)., 

Charakteristisch  für  die  städtischen  Wohnhäuser  waren  ferner  die 
sogenannten  Ueb erhänge,  welche  dadurch  zu  stände  kamen,  dal 
man  die  einzelnen  Stockwerke  über  die  Frontwand  des  tieferen  Stock- 
werkes hinausbaute. 

Durch  diese  Vorkragung  wurde  der  Eintritt  von  Licht  und  Luft  in 
die  Straßen  und  Häuser  auf  das  empfindlichste  beschränkt.    Außerdeu 
waren    sie,    da  es    sich    zumeist   um   Holzbauten  handelte,    in  hohem 
Maße  feuergefährlich  und  besonders  geeignet,  das  Feuer  auf  das  gegeu^ 
üborliegende   Gebäude   zu  verbreiten,    von  welchem  sie  bisweilen   nur' 
wenige  Meter  entfernt  blieben. 

Es  fehlt  aus  diesem  Grunde  auch  nicht  an  Versuchen,  Zahl  und 
Breite   der  Ueberhänge  einzuschränken.     Das  geschah  z.  B.  in   Stras- 
burg   1:308   nach    dem    Brande    von    12138,    der  355  Häuser  verzehrti 
(Schmidt,  Heyne).     Bisweilen  wird  iiire  Breite  auf  zwei  Fuß  fes 
gesetzt.    Auch  in  Ulm  unterliegen  die  „Ausschütze"  seit  1427  gewisse 
Einschränkungen.     Nach  dem  Götlinger  Urkundenbuch  von  i;>44  mußte 
man  unter  den  Ueberhängen  liinwegreiten  können.     Aehnliche  Bestim 
mungen   fanden   sich  auch   in   Marseille,   Florenz,     Bologna,    Mailand 
(Hü  11  manu,  4.  Bd.,  S.  33). 

Trotz  alledem  hielten  sich  die  l'eberhänge  in  norddeutschen 
Städten  bis  zum  IG.  und  17.  Jahrhundert. 

Das  untere,  ebenerdige  S  toc  k  werk  enthielt  häufig  den  Laden 
oder  die  Werkstatt,  die  sich  um  die  Diele  oder  den  aus  ihr  hervor- 
gegangenen schmalen  Hausgang  gruppierten.  An  der  Hofseite  lag  die 
Küche  mit  Speisekammer  und  Backofen,  Bisweilen  besaß  das  Haus 
auch  im  unteren  Stockwerke  einen  auf  die  Straße  gehenden  Erker, 
der  iiclitheller  als  die  niedrigen  Stuben  war  und  daher  als  Werkstatt 
benutzt  wurde. 

Das  obere  Stockwerk   enthielt  die  Familienwohnung  und  die 
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Badestube.  An  letztere  schloß  sich  bisweilen,  z.  B.  in  dem  Hause 
des  Nürnberger  Kaufmannes  Anton  Tucher  (1507 — 17j  der  Abort  (ab- 
czciehkemerleu)  (Tu eher).  Schmale,  erst  spät  mit  Glas  verschlossene 
Fenster  ließen  in  das  Innere  nur  wenig  Licht  gelangen. 

Da  größere  (ilasi»lattcn  teuer  waren,  ersetzte  man  sie  durch  die 
in  Blei  gefaßten  kleinen  runden  oder  viereckigen  Butzenscheilien. 
Statt  dieser  dienten  auch  noch  immer  (S.  83(1)  Papier,  Pergament,  Leine- 
wand, Horii  zum  Verschlusse  der  Fensteröffnungen.  Selbst  in  Wien 
waren  im  15.  .Jaiirhundert  die  Butzenscheiben  noch  nicht  in  allen 
Häusern  zu  finden  (Hagelstange,  S.  110).  Abends  wurden  die 
Fenster  durch  hölzerne  Laden  geschützt. 

Das  Dachgeschoß  enthielt  Vorratsräume. 

Die  ursprünglich  glatte  und  einfache  Fassade  wurde  allmählich 
durch  ansprechende  Bearbeitung  der  Balken,  durch  Färbung,  später 
auch  durch  Bildhauereien  verziert. 

Das  Dach  war  ursprünglich  überall  mit  Stroh,  Schindeln  oder 
Rohr  eingedeckt.  Das  dieses  Material  leicht  Feuer  ting,  das  zumeist 
nicht  auf  ein  Haus  beschränkt  blieh,  .sondern  die  ganze  Stadt  bedrohte, 
deckte  man  das  Dach  gerne  mit  Schiefer  ein,  wo  sich  dieses  Material 
leicht  beschaffen  ließ. 

Im  12.  Jahrhundert  verbreitete  sich  die  Anwendung  der  Dach- 
ziegel. Diese  wenleu  häufig  mit  bunter  Glasur  versehen  und  in  einem 
vielfarbigen  geometrischen  Muster  angeordnet. 

Aber  noch  lange  hält  sich  trotz  aller  Verbote  in  den  Städten  das 
Stroh-  oder  Holzdach.  In  Nürnberg  muß  .schon  im  13.  und 
14.  Jahrhundert  jedes  Haus  mit  einem  Ziegeldach  versehen  werden, 
und  in  Göttingen  gibt  der  Rat  1342  den  vierten  Teil  der  Baukosten 
eines  neueu  Ziegeldaches.  Dagegen  sind  1(>19  in  Weißenfels  in  Thü- 
ringen noch  viele  Strohdächer  vorhanden,  und  jedem,  der  ein  steinernes 
Haus  mit  Ziegeldach  erbaut,  wird  für  das  Baujahr  die  Steuer  erlassen 
(Heyne,  S.  211,  Anm.  2H  u.  27). 

Langsam  findet  das  Steinhaus  Eingang.  Zuerst  wurden,  wie 
es  sclieint,  einzelne  Teile  des  Hauses,  wie  Schlafkammern  und  Brand- 
mauern, aus  Stein  errichtet. 

In    Bologna   findeu   wir  jedoch   noch   im   1.3.,    in   Basel  sogar  im 

14.  Jahrhundert  die  hölzernen  Häuser  vorherrschend.  Steinhäuser 
werden  ihrer  Seltenheit  haitier  besonders  hervorgehoben,  z.  B.  iu 
Frankfurt  a.  M.  aus  den  Jahren  1253.  1284.  1293  (Kriegk,  S.  278). 
Auch  iu  Nürnberg  war  im  14.  und  15.  Jahrhundert  der  Fachwerkbau 
noch  vorwiegend.  Er  hat  sich  auch  heute  noch  in  den  älteren  Stadt- 
teilen vieler  Städte,  z.  B.  Hamburgs,  erhalten.  Erst  im  16.  Jahrhundert 
wird  derselbe  von  den  steinernen  Häusern  verdrängt,  an  denen  das 
Holz  nur  noch  zu  Ausstattungszvvecken  verwendet  wird.  Steinerne 
Giebel  führen  sich  erst  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  ein,  und  die 
Stadt   Luzeni   suchte  der  Erbauung  steinerner  Häuser  sogar  noch  im 

15.  Jahrhundert  dadurch  Vorschub  zu  leisten,  daß  sie  bei  eiuem  jeden 
derartigen  Neulmu  Steine  und  Mörtel  unentgeltlich  lieferte. 

In  Norwegen  wurde  der  Steinbau  erst  1904  gesetzlich  eingeführt 
und  der  Holzbau  verboten. 

Vor  die  Häuser  werden  breite,  übenleckte  und  vielfach  auch  ge- 
wölbte Gänge,  sogenannte  Lauben  gelegt.  Sie  dienen  als  Verkaufs- 
räume und  bilden  bei  schlechtem  Wetter  sowohl  als  bei  großer  Hitze 
«inen  beijuemen  Spaziergang  dar. 
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Die  Lauben,  die  wir  noch  heute  in  manchen  deutschen  Stidten, 

z.  11  in  Straßburft,  finden,  scheinen  italienischen  und  orientahschcn 
Städten  entlehnt  zu  sein,  wo  sie,  wie  z.  B.  in  Bologna,  das  Städtebiii! 
wesentlich  beeinflussen. 

Allmählich  verschwinden  auch  die  hölzernen,  leiterartigen  Treppe 
und  machen  steinernen  Platz.  Sie  schließen  sich  an  den  Hausgan 
(s.  u.)  au  oder  liegen  an  der  Außenwand.  Sie  führen  zu  dem  oberen 
Stockwerke  und  zu  den  seitlichen  Anbauten. 

Die  Räume  dieser  Anbauten  öfifueten  sich  auf  eine  (iallerie.  welch 
den  Hof  umgab  und  namentlich  im  Sommer  einen  luftigen  und  angi 
nehmen  Aufenthalt   gewährte.     Diese   Gallerien  waren  auch  im  Stein' 
hause  noch  aus  Holz  hergestellt  und  stützten  sich  auf  hölzerne  Säulen, 

Die  Brunnen  lagen  zumeist  im  Hofe,  häufig  in  der  Nähe  der 
Abortgrube  und  besaßen  die  gleiche  Konstruktion  wie  in  den  früheren 
Jahrhunderten  (S.  HSS). 

In  seltenen  Fällen  waren  die  Häuser  auch  mit  fließendem  Wasser 
versehen.  Dieses  wird  z.  B.  bezeugt  für  Braunschweig,  wo  ein  Bürger 
1396  das  vom  Jugendbruunen  abgezweigte  Wasser  seinem  Haus  zu- 
führte (Sack).  Auch  Paternosterwerke  zur  Hebung  und  Verteilung 
von  Wasser  für  gewerbliche  und  gärtnerische  Werke  sind  schon  140» 
bekanut  (Heyne,  S.  327,  Annierkg.  .3ft4;  vergl.  S.  833). 

Große  Schwierigkeiten  bot  in  deu  meisten  Fällen  die  Wasser- 
versorgung der  Burgen.  Hier  mußte  man  Brunnenschachte  an- 
legen, die  bis  ins  Grundwasser  reichten  und  >S0  bis  InO  Fuß  tief 
waren.  Der  Brunnen  auf  tler  Burg  zu  Nürnberg  ist  heute  noch  be- 
nutzbar. Das  Wasser  entnahm  man  diesen  Brunnen  mit  Hülfe 
von  Eimern,  die  durch  Tretrad  oder  Haspel  in  Bewegung  gesetzt  wurden. 

Auf  vielen  Burgen  wurden  auch  Zisternen  angelegt,  in  denen  man 
Regenwasser  sammelte. 

Ahorle.  In  Indien  kannte  mau  <Iie  Schäden,  die  von  den  Aborten 
ausgehen  können,  bereits  in  sehr  früher  Zeit.  Deshalb  mußte  in  dem 
Hause  der  Wöchnerin,  das  diese  während  und  nach  der  Niederkunft 
aufnahm  und  für  diesen  Zweck  besonders  erbaut  wurde,  eine  Abort- 
grube vorhanden  sein  (Jolly,  S.  56). 

In  \'enedtg  sind  in  den  Häusern  befindliche  Aborte 
schon  1363  bezeugt.  Sie  stehen  durch  ein  unterirdisch  verlegtes  Rohr 
mit  den  „Kanälen''  in  Verbindung  (Molmenti). 

Im  deutschen  Hause  liegt  der  Abort  am  Ende  der  Gallerie 
und  heißt  nach  dem  Orte,  an  dem  er  sich  befindet,  ganc  (Heyne). 
Daß  die  Aborte  auch  einen  anderen  Platz  erhalten  können,  zeigt  das 
Dürer  Haus  in  Nürnberg,  dessen  einziger  Abort  dicht  neben  dem 
Kochherd  in  der  Küche  sich  befindet. 

In  deutschen  Städten  werden  von  der  Polizei  Aborte,  die  im 
Innern  der  Häuser  liegen  mußten,  erst  seit  dem  If).  Jahrhundert  ge- 
fordert (G  asn  er),  in  Paris  erst  im  16.  Jahrhundert  und  hier  —  wie 
S.  826  ff.  gezeigt  —  so  ziemlich  erfolglos  (Coutumes  de  Paris, 
Art.  193).  Auch  das  Ausschütten  der  Naehtstühle  auf  die  Straße  ist 
in  Deutschland  seit  dem  15.  Jahrhundert  zumeist  verboten.  In  manchen 
Städten  wird  dieses  gestattet  und  ist  in  Zwickau  1567  nur  am  Tage 
zwischen  der  Betglocke  am  Morgen  und  der  Bierglocke  am  Abend 
gestattet,  also  nachts  verboten  (G  asn  er).     (Vergl.  S.  827.) 

Das  Fallrohr  muß  bis  zur  Erde  geführt  werden.  Schon  1336 
wird   in   Völs  (Steiermark)  bestimmt,   daß  die  Mauer  der  Abortgrube 
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sort,'sani  in  Zement  auszuführen  ist.  Der  Abort  und  die  zugehörige 
Aiiorlgrube  sollen  nacli  »ien  Stadtrechten  von  Hrünn.  München  und 
Prag  drei  Fuß  vom  Nachbargrundstück  entfernt  bleiben  (Heyne). 
Kurz  nach  dem  12.  Jahrhundert  werden  aber  in  Straßburg  Fäkal - 
gruben  (cloacae)  erwähnt,  die  oft  zweien  Häusern  gemeinsam  dienten. 
Aehnliche  Verhältnisse  bestanden  in  Zürich  bis  in  das  letzte  Drittel 
des  Ui.  Jahrhunderts  (Sc hm  iilt,  Fluck,  vgl.  auch  Ehgraben  S.  818). 

In  Wien  konnte  154t)  eine  bestimmte  Abortgrube  nur  gereinigt 
werden,  wenn  die  Arbeiter  hierzu  durch  das  Haus  der  Nachbarn  gingen 
(Quellen,  2.  Bd.,  No.  2098). 

In  Nürnberg  sollen  nach  den  Polizeiverordnungen  des  VA.  und 
14.  Jahrhunderts  die  Aborte  zehn  Schuh  von  dem  die  Stadt  durch- 
Hießenden  Fischbache  entfernt  bleiben,  um  dessen  Wasser  nicht  zu 
verunreinigen  (H  ey  n  e). 

Die  meisten  Fäkalgruben  des  Mittelalters  waren  Schwind- 
gruben. Die  Fäkalien  versickerten  also  in  den  Boden  und  ver- 
pesteten das  Wasser.  Diese  Einsicht  scheint  den  Menschen  erst  spät 
gekommen  zu  sein.  Denn  die  Abtrittsgruben  wurden  z.  B.  in  München 
erst  1858  wasserdicht  gemacht  (En  t  wickel  u  ng  Münchens). 

Die  Räumung  der  Senkgruben  in  den  Häusern  wurde  nur 
sehr  selten  vorgenommen.  Man  ließ  7,  9,  auch  4<>  Jahre  verstreichen, 
ehe  man  sich  dazu  entschloß.  Anton  T  u  eher  schildert  die  an  seinem 
Nürnberger  Haus  befindliche  Senkgrube  als  115  Schuh  tief,  9  Schuh 
lang,  8  Schuh  breit  (Schultz,  Deutsch.  Leben,  S.  127).  Ueber  die 
Kosten  der  Räumung  öffentlicher  Aborte  vergl.  Tucher, 
Baumeisterbuch,  S.  114. 

In  kanalisierten  Städten,  wie  in  Bunzlau  (S.  820),  standen 
seit  dem  Kl.  Jahrhundert  die  Aborte  von  .50  (Jrundstücken  über  den 
Kanälen,  so  daß  die  Fäkalien  direkt  in  dieselben  hineinfielen.  Im 
Jahre  188t>  bestanden  diese  Verhältnisse  noch  fort  (Adelt).  Vergl. 
auch  das  S.  840  über  Venedig  gesagte. 

Wo  ein  Abtritt  sich  nicht  anlegen  läßt,  wird  ein  „privet"  herge- 
richtet, das  in  einem  .,hciml!ch  gemach  mit  eim  stul"  besteht  (Tücher). 

Die  französischen  Könige  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  sowie 
andere  vornehme  Leute  besaßen  tragbare  „Stühle"  (chaises  perc^es), 
welche  mit  Tuch  und  anderen  kostbaren  Stoffen  überzogen  waren. 
Pie  „Schüssel"  bestand  aus  Kupfer  oder  Silber.  Auf  den  chaises 
percees  sitzend,  erteilten  Monarchen  wie  Heinrich  III.,  Ludwig  XIII. 
und  XIV.,  auch  Prinzen,  z.  B.  der  Herzog  von  \'endönie,  Urenkel 
Heinrichs  IV.,  und  nicht  minder  die  Damen  der  französischen  Aristo- 
kratie Audienzen  und  nahmen  dort  auch  ihre  Mahlzeiten  ein. 

Aber  diese  beweglichen  Stühle  waren  Seltenheiten.  Es  blieb  da- 
her nichts  übrig  als  seine  Notdurft  in  den  Gängen  der  Schlösser,  ja 
in  den  Zimmern  selbst  und  zwar  mit  Benutzung  der  Kamine  oder 
auch  gegen  die  W^ände  zu  befriedigen.  Dieses  fand  auch  während 
der  Audienzen  statt.  Ja  noch  im  17.  Jahrhundert  hatte  man  sowenig 
Schamgefühl,  daß  man  die  Wände  der  Grande  salle  des  Palais  de 
Justice  in  Paris  in  der  unflätigsten  Weise  besudelte,  obgleich  sie 
mit  den  Standbildern  der  französischen  Könige  geschmückt  waren 
(Franklin). 

Viel  besser  als  die  Aborte  der  Wohnungen  waren  die  der  Schlösser 
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Gunsten  der  äußeren 
In  den  Burgen  des 
—  Dauzke,  Danziger 


Der  Ahort  des 
Saale,  in  welcheni 
Balken  des  Saales 
Von   diesen    kamen 


eingerichtet*).  Sie  lagen  gewöhnlich  in  besonderen  Ausbauten  und 
erinnern  also  durch  ihre  Lage  noch  an  die  Sproclüiüser  (S.  817*).  Die 
Fäkalien  fielen  ins  Freie  oder  sammelten  sich  in  einer  geräumigen. 
mit  einem  besonderen  Zugang  versehenen  Grube,  so  daß  sie  leicht 
entleert  werden  kounle.  Gute  Beispiele  für  diese  Konstruktionen  linden 
sich  in  dem  Schlosse  von  Coucy  aus  dem  13.  und  in  dem  Schlosse 
von  Landsperg  (Unterrhein)  aus  dem  14.  Jahrhundert.  In  dem 
Schlosse  Langley  in  Norüiumberland  liegen  die  Latrinen  in  einem  be- 
sonderen vierstöckigen  Gebäude,  und  zwar  ist  jedes  seiner  vier  Stock- 
werke damit  versehen.  Aelm liehe  Einrichtungen  finden  sich  in  dem 
Schlosse  zu  Pierrefonds  aus  <lem  14.  Jahrhundert.  Alle  diese  Latrinen 
siud  gut  gelüftet  und  beleuchtet.  Seit  deni  16.  Jahrhundert  vernach- 
lässigte man  diese  wichtigen  Einrichtungen  zu 
Schönheit  der  Gebäude  (Viollet-le-D  u  c). 
Deutschherrenordens  führte  ein  besonderer  Gang 
genannt  —  zu  den  Aborten  (Piper,  S.  505). 

Schlosses  zu  Erfurt  befand  sich  gerade  unter  dem 
Friedrich  L  11>^;5  einen  Reichstag  hielt.  Als  die 
brachen,  fielen  viele  Teilnehmer  in  die  Latrine. 
mehrere  um.  der  Kaiser  rettete  sich  durch  einen 
Sprung   aus   dem    Fenster  (Schultz,  Hötisch.  Leben,  1.  Bd..  S.  85). 

lieber  die  Aborte  des  von  Filarete  erbauten  Ospedale  Maggiore 
zu  Mailand  siehe  den  Abschnitt  Krankenhäuser  (Filarete). 

Für  die  Beheizung  des  nunmehr  geräumigen  Hauses  genflgt 
der  Herd  nicht  mehr,  er  wird  vielmehr  in  den  einzelnen  Zimmern 
durch  den  Kachelofen  ersetzt,  der  schon  im  13.  Jahrhundert  be- 
kannt wurde.  Im  Laufe  der  weiteren  Entwickelung  wird  er  zu  einem 
Kunstwerk,  das  die  Räume  schmückt.  Auf  dem  Lande  und  in  ärmeren 
Bürgerhäusern  macht  man  es  sich  auf  dem  Ofen  bequem,  wälirend  in 
reicheren  Häusern  die  Ofenltank  dem  gleichen  Zwecke  dient. 

Gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  findet  man  an  Stelle  des 
Kachelofens  den  eiserneu  Ofen.  F>  besteht  ursprünglich  aus  einem 
eisernen  Feuerraum,  der  mit  Kacheln  umkleidet  wird.  Er  steht  zur 
Minderung  der  Feuersgefalir  nicht  direkt  auf  dem  Fußboden,  sondern 
auf  vier  Füßen. 

Prunkstück   findet  auch  der  den   Schloßbauten    entnommene 
hie  und  da  Verwendung. 

öffentlichen  Gebäude  werden  durch  die  von  den  Römern  über- 
nommene Luftheizung  (Hypokaust)  erwärmt.  Derartige  Einrich- 
tungen finden  sich  im  Kaiserhause  zu  Goßlar,  im  Ordensschlosse 
Marienlmrg  und  seit  1370  unter  dem  großen  Saale  des  Rathauses  von 
Göttingen  (Heyne.  S.  239  fT.). 

Zu  den  früher  erwähnten  Brennstoffen  (S.  832)  tritt  sicher  im  14.. 
wahrscheinlich  schon  Ende  des  12.  Jahrhunderts  die  Steinkohle.  Zu- 
erst wurde  sie  wahrscheinlich  1195  in  der  (jegend  von  Lüttich  gebrannt; 
im  14.  Jahrhundert  wird  .sie  in  Aachen,  1429  in  der  Saargegend  verwendet. 

Die  mit  Holzkohlen  geheizte  Glutpfanne  wird  noch  immer  be- 
nutzt. Daß  bei  ihrer  Verbrennung  giftige  Gase  entstehen,  war  bekannt. 
So  erstickten  von  5  Gefangenen,  deren  Gefiingnis  man  mit  einer  Glut- 
pfanne heizte,  drei  und  zugleich  zwei  ihrer  Wächter  (Heyne,  S.  245, 
Anmerkg.  116). 


Als 

Kamin 

Die 


*)  Ueber  Aborte  in  Klöateru  vgl.  S.  834  ff.,  in  KraukeDhäusem  Abschnitt  VIL 
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Der  Schornstein  besteht  zumeist  aus  Stein  und  nur  selten  aus 
Holz.  Id  Basel  besaß  iui  14.  Jahrhundert  noch  nicht  jede  Küche  einen 
Schornstein  (Fechter).  Der  Rauch  uiuUte  sich  also  einen  Weg  durch 
Türen  und  Fenster  suchen.  Nach  der  Bauordnung;  von  Ulm  (.1427) 
muß  jedes  Haus  seinen  eigenen  Schornstein  besitzen,  dessen  Rein- 
haltung dem  Hausbesitzer  zur  Pflicht  gemacht  wird.  In  dem  Weis- 
tuin  von  Asprozheim  bei  Alzer,  das  aus  dem  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts stammt,  heißt  es:  Item  jeder  mann  sali  einen  schornsstein 
habenn  jnu  seinem  haus,  vnnd  were  dez  nltt  halt,  der  liatt  der  gemein 
versprochenn  ein  pfund  heller  (G  ri  mm,  1.  Bd.,  S.  800).  Um  diese  Zeit 
waren  also  noch  nicht  in  allen  Häusern  Deutschlands  Schornsteine 
vorhanden.     Bisweilen    besitzt  ein   Haus  auch   mehrere  Schornsteine. 

Der  Fußboden  war  mit  Backsteinen  bedeckt,  über  welchem  eine 
Lage  von  Stroh  oder  Reiswerk  sich  befand.  Auch  die  estrichnen  Böden 
der  Speisesäle  von  Palästen,  der  Wohnzimmer.  Schlafkammern  u.  s.  w. 
bestreute  man  mit  Lagen  von  Stroh,  im  Sommer  mit  Blumen,  Laub 
oder  Reisern.  Mit  denj  Stroh,  welches  die  Fußböden  seines  Palastes 
deckte,  machte  König  Philipp  August  1208  dem  Hotel  Dieu  zu  Paris 
ein  Geschenk,  so  oft  er  die  Stadt  verlassen  würde.  Die  jährliche 
Lieferung  des  Strohs  für  die  Paläste  des  Königs,  der  Königin,  des 
Dauphins  wurde  im  14.  und  15.  .lahrbundert  mehreren  Orten  auf 
königlichen  Domänen  auferlegt  und  ihnen  dafür  Befreiung  von  ver- 
schiedenen Servituten  gewährt.  Auch  in  England  war  das  Bedecken 
des  Fußbodens  mit  Schilf  und  Stroh  üblich  und  hielt  sich  daselbst  bis 
zum  Anfang  des  17.  Jahrhunderts.  Noch  zur  Zeit  des  Erasmus 
fand  sich  unter  dieser  Schicht  eine  mehrjährige  Sammlung  der  scheuß- 
lichsten Unreinlichkeiten  (Meiners).  Der  Zweck  dieser  Strohlage 
war  wohl  der.  die  Füße  vor  der  Kälte  des  Steinbodens  zu  schützen, 
was  bei  der  ungenügenden  Heizung  doppelt  geboten  schien.  Derselben 
Absicht  dienten  die  hohen  Stuhlbeine ,  die  an  den  mittelalterlichen 
Möbeln  sich  vorfindeu  (A.  G.  Meyer). 

Die  Zimmer  wände  bUeben  zumeist  ohne  jede  Bekleidung, 
höchstens  wurden  sie  gemalt  und  nur  in  reichen  Häusern  bei  fest- 
lichen Gelegenheiten  mit  Tepjiichen  behängt.  Die  Muster  kamen,  wie 
anfangs  auch  die  Ware,  aus  dem  Orient,  daher  werden  die  Teppiche 
auch  morgenländisch  Werk  genannt.  Sie  wurden  später  in  Flandern 
hergestellt,  bis  auch  in  Deutschland  die  Teppichweberei  und  Te])pich- 
stickerei  aufkam.     Auch  Holzbekleidungeu  waren  sehr  beliebt. 

Zur  kün.st liehen  Beleuchtung  der  Zimmer  diente  meist 
die  Unschlittkerze,  welche  durch  Leuchter  o<ler  Kronleuchter  vielfach 
in  Gestalt  der  sogenannten  Leuchterweibchen  getragen  wurde.  Daneben 
wird  der  Fischtran  benutzt,  welcher  eine  mit  Docht  verseheue  Lampe 
speiste.     Letztere  bestand  zunächst  aus  Ton.   später  auch  aus  Metall. 

Die  zaldreichen  Brände  in  den  mittelalterlichen  Städten  wurden 
durch  die  leichte  Bauart  der  Häuser  veninlafit.  die,  wie  S.  837,  839  mit- 
geteilt wunle,  noch  bis  zum  14.  Jahrhundert  zumeist  aus  Holz  be- 
standen. Ferner  wurde  das  Feuer  durch  die  Vorkragungen  der  Ge- 
schosse (S.  838),  die  sogenannten  Ueber hänge  sowie  durch  die 
Holzkoustruktionen  der  Däciier  leicht  auf  das  Nachbarhaus  und  — 
bei  der  Enge  der  meisten  Straßen  —  auch  auf  die  gegenüberliegenden 
Häuser  üi)ertragen.  Man  hatte  zwar  in  manchen  Städten,  z.  B.  in  dem 
1284  erbauten  französischen  Städtchen  Montpazier.  angeordnet,  daß  die 
Nachbarhäuser  durch   einen   unbebauten   Streifen   Land ,   durch    einen 
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sogenannten  Bauwich,  getrennt  würden.  Aber  trotz  aller  dieser  Maß- 
regeln blieben  die  grollen  Schadenfeuer  eine  stehende  Einrichtung  in 
allen  Städten  des  Mittelalters.  In  den  Feuerlöschordnungen  wurden 
genaue  Angaben  über  das  \'erhalten  der  Bürger  bei  Ausbruch  eines 
Feuers,  über  die  bereitzuhaltenden  Wasservorräte,  über  die  zur  Hülfe- 
leistung verptlichteten  Bürger  u.  s.  w.  gemacht. 

Die  älteste  vollständige  ^Feueronfnung"  besitzt,  wie  es  scheint 
die  Stadt  Wien  in  der  Urkunde  Rudolfs  I.  vom  Jahre  1278,  Ancli 
Zürich  und  Frankfurt  a.  51.  haben  Jüiuliche  Ordnungen.  Sehr 
vollständig  ist  auch  die  Feuersnotordnung  der  Stadt  Zwickau  von  VMS 
(vergl.  S.  S4ii  unter  Kellerbauer). 

In  der  Wiener  revidierten  Feuerordnung  vom  28.  April  1534 
heißt  es: 

I.  Rauc-hfllnge  und  Feuerstätten  müssen  rein  und  in  gutem  Staadai 
gehalten  werden  (Quellen,  Bd.  2,  N<x  1392). 

Zum  Retten  waren  die  Zünfte  oder  besondere  Feuermeister  ver 
pflichtet,  welche  die  Spritzen,  ledernen  Eimer.  Haken  und  Leitern  in 
Ordnung  und  bereit  halten  mußten.  In  Merau  bekleideten  die  win 
mezzern,  in  Nürberg  die  zyuiinermeister  und  steiumeczenraeister  mit 
iren  gesellen  dieses  Amt  (Heynel.  In  Bologna  mußten  im  13.  Jahr- 
hundert die  Küfer  W' asser  herbeischafl'en  (Ilüllmann).  In  Wien 
sollte  nach  der  revidierten  Feuerordnung  vom  28.  April  1534  jeder 
Hausvater  .seinen  Brunnen  mit  Ketten,  Eimern  und  Seilen  versehen 
(Quellen  z.  Ge.sch.  Wien.  2.  Bd..  No.  1.392).  In  manchen  Städten, 
z.  B.  in  Augsburg,  standen  ITiJl  in  den  Straßen  große  mit  ^Y asser 
gefüllte  Kästen,  welche  im  W'inter  bedeckt  werden  mußten (Ch.  Meyer). 
Bei  Feuerlärm  wurden  in  Nürnberg  brennende  Laternen,  in  Hildesheim 
Feuerpfannen  herausgehängt  (Heyne).  In  kleineren  Städten  mußte 
jeder  neue  Bürger  einen  ledernen  Feuereinier  stellen  (Koehne,  S.  703i. 

Aber  alle  diese  Bestimmungen  halfen  wenig,  weil  die  Feuerlösch- 
eini'ichtungen  selbst  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  ließen.  Besonders 
unangenehm  mußte  es  empfunden  werden,  daß  die  Feuerspritzen  ihren 
Aufgaben  wenig  gewachsen  waren.  Sie  besaßen  zunächst  eine  ziem- 
lich einfache  Konstruktion,  wurden  von  Hand  bedient  und  schleu- 
derten nur  geringe  Wassermenge  bis  zu  einer  verhältnismäßig  geringen 
Höhe.  F>st  lt>54  gelang  es  Jo  han  n  Hau  tsch  in  Nürnberg  Spritzen 
zu  bauen,  die  das  Wasser  SO  Fuß  hoch  schleuderten.  Eine  weitere 
wesentliche  Verbesserung  war  die  durch  Leupold  (um  1720)  erfolgte 
Einführung  des  Windkessels  (Schultz,  Häusliches  Leben,  Keller- 
bauer). 

Daß  die  Patrizier häuser  und  Schlösser  mit  viel  mehr  Kom- 
fort und  Luxus  als  die  der  ärmeren  Bürger  eingerichtet  waren,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Aber  die  Beschreibung  derartiger  Gebäude 
und  ihrer  inneren  Ausstattung  gehört  nicht  in  den  Bereich  dieser 
Darstellung,  welche  nur  das  allgemein  übliche,  gewissermaßen  das 
Mindestmaß  —  zu  schildern  unternimmt.  (Vergl.  über  Paläste  und 
Patrizierhäuser  B  u  r  c  k  h  a  r  d  t ,  E  h  r  1  e.) 

Schließlich  mögen  noch  diejenigen  Ansprüche  geschildert  werden. 
welche  man  im  14.,  15.  und  HJ.  Jahrhundert  an  eine  gesunde 
W' 0 h n u n g  in  Deutschland  machte. 

Nach  Konrad  v.  Megenberg  wohnten  die  Alten  gern  auf 
hohen  trockenen  Stätten,  wo  der  Nebel  durch  den  Sonnenschein  zer- 
streut wird,   die  neuen  Leute  aber  wohnen  in   geneigten  Stätten    und 
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bauen  beim  Wasser,  was  viel  Siechtum  und  unzeitipen  Tod  bringt. 
Nebel  ist  ungesund,  darum  soll  man  Wohuung  und  Schiafkammer  vor 
ihm  schließen  (v.  Megenberg,  S.  95.  32  ff.). 

Geiler  v.  Kaisersberg  (t  1510)  fordert,  daß  nicht  allein  die 
Stube  gut  sei,  sondern  auch  Ofen,  Fenster,  Dach,  Keller  und  Funda- 
ment ( K  0 1  e  1  ni  a  n  n  ,  S.  11 9). 

Gottschalk  Hollen  (t  nach  1481)  sagt,  man  solle  der  besseren 
Luft  wegen  sein  Haus  nicht  in  Thälern  bauen,  sondern  auf  frei  ge- 
legenen Höhen;  reines  Trinkwasser  in  der  Nähe  darf  nicht  fehlen. 
Da  der  Nordwind  gesünder  sei  als  der  feuchte  Südwind,  sollen  Türen 
und  Fenster  nach  Norden  gehen.  Um  des  Geräusches  willen  baue 
man  nicht  an  der  öffentlichen  Straße,  oder  neben  einer  Mühle  oder 
Schmiede;  mit  Rücksicht  auf  die  Nachbarn  achte  man  darauf,  ihnen 
nicht  Luft  und  Licht  zu  verbauen  (Cruel.  S.  507). 

Agricola,  ein  .seinerzeit  sehr  angesehener  Arzt,  faßt  1 533  seine 
Anschauungen  über  Bau-  und  Wohnungshygiene  folgendermaßen  zu- 
sammen : 

Hohe  ort  sem  besser  <iari  welche  auff  der  ebene  ligen,  nit  einge- 
senckt,  oder  omb  pfütze  sunijitige  oder  niosige  gegend. . . .  Die  wohnung 
ist  haylsam  wa  sy  gegen  Mitternacht  ligt,  vnd  die  Sonn  vom  Auffgang 
darein  fallen  mag  .  .  .  Schedtich  sein  die  wohnuuge  in  den  holen  unter 
dem  erdtrich,  in  talen,  vnd  überal  wa  der  lufft  nit  mag  durch  den 
Wind  erweht  vn  vernewet  werden.  Sollen  auch  nit  ligt^  in  einer  stink- 
kenden  gassen  von  reyheu  vnd  beckenhewseren,  Kirchhöfen,  llaisch- 
bäncken.  gemainen  außgüssen,  pfützen,  örteren  wo  man  Hanff  oder 
tiachs  röschet.  In  sechs  Monat  soll  es  da  nit  gestorben  haben.  Es 
ist  auch  besser  sich  nyder  züthou  inainer  stat,  da  der  sterb  gewesen 
(A  gricola). 

Johann.  CurioBerkensis  endlich  bringt  seine  Anschauungen 
in  folgende  deutsche  und  lateinische  Verse: 

Incidus  ac  mundus  sit  ritö  habitabilis  aer 
Infectus  neque  sit,  nee  olens  foetore  cloacae. 
Die  lufft  darin  wonst  sey  liecht, 
Rein  vneur  gift  vnd  stinke  nicht. 

(J oh.  C u r.i 0 ,  S.  7(5,  Rückseite.) 

d)  Rückblick. 

Die  kleinen  unscheinbaren  Einfamilienhäuser,  von  denen  die 
vorstehenden  Seiten  berichten,  haben  sich  nur  noch  in  den  kleineren 
Städten  Deutschlands  erhalten,  und  auch  die  kleinen  Häuser  und 
Häuschen,  welche  uns  dort  entgegentreten,  gehen  selten  weiter  als 
bis  in  das  17.  Jahrhundert  zurück.  Ihr  äußerer  Eindruck  hat 
sich  im  Laufe  der  Zeiten  unter  dem  Einfluß  der  Mode  wohl  mehrfach 
geändert,  in  ihrem  Innern  aber  unterschei<ieu  sie  sich  —  was  die 
Raum  Verteilung  anbetrifft  —  nicht  wesentlicli  von  ihren  Vorgängern. 
Wohnlicher  allerdings  wurden  die  Wohnungen,  seitdem  im  17.  Jahr- 
hundert die  Industrie  auch  in  Deutschland  einen  größeren  Aufschwung 
genommen  und  die  dadurch  ermöglichte  Massenfabrikation  wohlfeilere 
Möbel  und  wohlfeilere  Gewebe  zur  Verfügung  stellte.  Viel  geringere 
Fortschritte  aber  machte  die  hygienische  Ausgestaltung  der 
Häuser  und  Wohnungen.  Was  hier  im  17.  und  18.  Jahrhundert  er- 
reicht   wurde,    wird    eher    der   Aesthetik   als    der   Hygiene    verdankt. 
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Wem  es  seine  Mitfei  gestatteten,  der  schmückte  gern  die  Zimmer  miT 
einigen    Bildern    oder   Spiegeln,    dagegen   duldete  er   den    Abirill   in 
einem   dunklen  Winkel,  und  heliaü'  sich  mit  einem  Schlafzimmer,  das  i 
oft  als  halbdunkler  Alkoven  ausgebildet  war. 

Die  Engländer  schufen  hier  zuerst  Wandel,  Ihnen 
verdanken  wir  die  auch  noch  für  die  Gegenwart  maßgebenden  Vor- 
schriften über  die  Bewässerung  un<i  Entwässerung  der  Häuser,  über 
die  Versorgung  der  Wohnungen  mit  Licht  und  Luft.  Durch  sie  haben 
wir  gelernt  auch  Massenciuartier  und  Mietskasernen  in  einen  solchen 
baulichen  Zustund  zu  versetzen,  daß  die  Uebelstände,  die  sich  bei 
dem  Zusamnienwohnen  vieler  Menschen  unter  einem  Dache  leicht  er- ' 
geben,  auf  ein  Mindestmaß  gebracht  werden. 

Was  uns  die  Geschichte  des  Wohnhauses  lehrt,  läßt 
sich    dahin    kurz    zusammenfassen,     daß    eine    gesunde] 
AVohnung    es   ist,  welche  die    geistige  und  körperliche 
Gesundheit   eines    Volkes    gewährleistet.      Diese    Tat-| 
Sache   wurde    —   obgleich   längst   bekannt   —    im    Mittel- 
alter  zumeist   vernachlässigt.     Die  Neuzeit  konnte  hier] 
Wandel   schaffen,    nachdem    der    Krieg    —   früher    eine 
dauernde     Einrichtung    —     ein    Ausnahmezustand     der| 
Kulturvölker  geworden  ist. 


Ziiteratur  und  Asmerkuiigen  zu  Absohnitt  IV. 

Ad«U,    Vierttlj.  /.  gerichü.   Mtdit.   und  öffenü.    SaniläUweten.     .V.   F..   4S.   B4,     riMd/] 

ISO,  SSS. 
Agricola.    Joh.,   Ain  griliUlicher,  fleißiger    Atusug   auß   aUen   beirert^n  AVi«fAücAen  nt»  1 

iMlciiiigrhen  lerem.  .  .  .     Iiai/luni/  der  grewltrhoi  Pati'Iem  (Ingotuladl  153SJ. 
Bnrk&ftrdt.  Kultur  <lrr  Renaitmtnee.   7.  Aufl.  v.  Ludv.  (ieyger,  i  Bde.  (JS99J. 
Cruel,   Gttehirlile  der  druUchen  Predigt  im  Mitttlalter  (lli7!>l,  S.  507. 
CoQtQmai  <ie  Parii,  Arec   let   comnienlairet   de   L,  Churmulat    U  Caron    (t60S),    t.   Bd.,  \ 

i<.  r,().  Art.  CXCIIJ. 
Ehrl«,    Deutsch.    Pulritierhau-t    der  Renaütanee  in  gesundheitlicher  Betiehung.      DeuUA. 

VicrtflJ.  i.  i'ijfinll.   GeiundheiUjiflege,  lt.  Bd.  (ISKOJ  590. 
Entwiekelung  Manchem  uutt'r  dem  Einfluß  der  Xatuneiuentehaften.     FetUehrift  fU 
EbiUin,  W.,  Dorf-  tind  Stadthygiene  (190i). 
Fecbtsr,   lu  :  Jiiitet  im  I4.  Jahrhundert.  (1850)  1  ff. 
Filarstai,   Truclal  über  die  Bauhinit,  heraittgeg.  u.  bearb.  r.   W.  v,  OettingeH    (I9t0u\ 
Flaok,  in  Amanirmnij  con  Zürich,  herautg.  von   Th.    Wei/l,  (190S). 
Franklin.  La  vie  privie  d'autrefoit.     L'hygiine,  Paris  1890. 
Gainer,    Ztnn  deuttehen  Slraßenweten  ron  den  ältttten  Zeiten  bii  zur  Mitte  ds»  17.  Jajtr- 

huiulerls  (1S89J. 
Oiimm,    ir«M<ü«Kr.  5.  Bd.,  S71,  §  HS;  t79,  §  46. 
Hagalttanga.  Süddeuttehet  Bauemieben  im  Mittelalter  (1898)  HO. 
HeTne,  U  ,  D<u  Deutliche    Wohnnngrireten  (1899). 
HaUmann.   Städleweten  dei  MüUlalUrt,  4.  Bd.  (18t6). 
Joh.  Cnrio  Barkantii,  Coniervandiu  bonae  vaUludinit  praecepta,  168t.   [KgU  BiAl.  Berti» 

,Ii  .unij. 
Jollj,    Inditche    Medizin  im  Grundriß  d,  indo-arijiehen  Philologie,  S,  Bd.,  10. 
KaUerbaner,    Gctchichil.    Entwiekelung   de»  FeutrWiiehwr»em   in    FeuerichuU  und  Fevtr- 

reltungtveten*.     BerichUwerk    über    die    Internal.    AunHellung  /.    FeuertchutM     und 

FeuerreUungnreiten    in    Berlin    1901,    (190S).     Ftuemoltardnung    der    Stadt  ZvicbiH 

von   1S4S: 

Tzu  dem  sibenzeheodeu  male  wisset  Quem  ein  gehuone  vor  di  stau  oder 
in  der  stnt.  od.  Ata.  ein  vcuwer  uz  qucrae.  des  get  nicht  inwolle.  bo  80I  itlicb  kirspil 
loufen.  zu  Rinem  haiibitman.  vud  von  dem  nicht  Irmfcn  bi  ein^  Mark,  im  werae 
denne  laiilie  gegeben,  von  xime  baubttman.  oder  werde  es  gebeisen  von  dem  rat. 
wa«  man  dcnne  den  ma  heixet.  das  »ol  er  tun.  mit  geborsa  vnd  bi  sogetaner  bus. 
als  man  im  dcnne  gebutit.  wer  es  aber  iletme  veuwir.  »o  ?ol  itlich  man  mit  ime 
tragen  ein  axen  zuber  gelten  schufen  vnd  sogetan  geretc.  daz  dar  zu  nutze  wer  vnd 
helfen  getrulioh  leechen,  so  «uUe  die  andern  iiaubitTut«n  die  daz  veuwer  nicht  antritt 

56 


Zur  Geschichte  der  Sozialen  Hygiene. 


847 


jr  tor  becetzen  mit  so  vi!  luten.  a!«  «  duz  nach  iren  treuwcn  quemelich  diinkit  vnd 
nutz,  vnd  daz  ander  volke  lasen  laufen,  zum  veure.  vnd  wer  da  zu  leiift.  der  sol 
helfen,  wen  hulf  er  nicht,  wer  er  gesessen  ez  mu.Hte  dem  rate  geben  viinf  mark  wer 
er  abir  vngesessen.  man  helt  in  uf  vore  eineu  vngerechte  man  vnd  tut  mit  ime  nach 
einis  vnperechtis  mannis  recht.  Auch  sullit  ir  wissen,  brennt  ein  hus  da  vnd 
hcuc>er  an  stunden,  wo  e»  denne  di  lutte  allenjuemlichiste  dunkit.  da  sullen  sie  mite 
den  veucrhÄken  risien  durch  daz.  daz  veuer  icht  vurbas  kumme.  hübet  es  denne  ane 
der  Ktal.  vnd  kumt  nicht  vurbas  man  gibt  im  sin  gezimrocro  von  der  stat  wegen 
nach  bescJieidenheit  Trit  abir  das  veuer  ubir  man  gibt  ime  nicht. 

KmIu«,  Oberrheiniselui  Stadtrechte,  1.  Abüg.,  G.  Heft,  S.  70S{7}  (190t). 

Kotalmum.  GfnundheiUpßfge  im  ifttUlaUer  {1S90)   S.  119. 

Xriagk,  FrankßirUr  Jiürgrt ztfuiU  und  Xujdände  im  MitUilalter  (lS6t). 

Laee,  Hitloiri:  du  Bertrand  du  Guetdin  (lJf7CJ. 

Land,  Tr.,   Dm  läglirhe  Leben  in  Skandinavien  während  det  16,  Jahrhundert*.   (Kopen- 

hiiijeii,  ISSi.) 
■•genberg,  Xonrad,  v..  Da»  Buch  der  Natur,  hearh.  v.  Pfeiffe'r  (tS61). 
Hainen,  UiniorUche  Verißeichnng  der  Sitten  und  Verfauungen  det  Mittelalteri  mit  denen 

uneerrt  Jahrkunderü,  1.  Bd.,  S.  lli  (1793—94). 
Xeysr,  Chr..  Die  allen  Feuerordnungen  d.  Stadt  Augiburg  in  Zeitlehr.  d.  Autor.    Ver.   /. 

SrIiiraOcn  und  Xetiburg,  1.  Jahrg.  (1S74J. 
Karer,  A.  G..   Tafeln  i.   Getch.  der  ifilbel/ormen  I,  IS, 

XolmaDti,  Storia  di    Venezia  nella  vita  privata  (1S80)  1X9  u,  1S9  Anmig,  I. 
ripar,   Burgeukunde   (1S9.1J. 

Quellen  lur  Geachiehte  der  Stadt  Wien,  heraiug.  vom  Allerluviuverein  tu  Wien  (1S9SI96). 
Botb,  S  ,     Die      Wechselbexiehungen    twitchen    Stadt    und    Land    in    yettiindheitlieher    Be- 

tirhnng.     Deiitjiehe    Vie  rtel jährt  ehr.  f.  Offen  tl.  Geiundkeittpßege  IBSS.     .iueh  betondert 

erschienen. 
Saohienipiegel  ed.  Homeyar,  1.  Bd.,  8.  86S  (S.  Buch,  66.  ArL,  S.  §). 
Sack,  Altertilmer  der  Sladl  und  det  Landet  Brauntehxceig.     !.  Aiug.  (1861), 
Bohloiiar,  J.,  Die  abendländische  Klotieranlage  det  früheren  MitteUUtert  (1889). 
■olunidt,  Straflburger  Gasten-  und  Hduternamen  im  Mittelalter,  t.  Aufl.  (1888). 
BcholU,  Alw.,  Du»  höfitche  Leben  im  ifiltelalter,  1,  Bd.  (1879). 
Dertelbe ,  Deutichet  Leben  im  Mittelalter. 
Dertelbe ,  Häunlichet Leben  der  europäitchen  KuUurvülker  vom  Mittelalter  bit  tur  nreiten 

Hälfte  de»  1.1.  Jahrhunderte,  (1903). 
Btephani,    Drr  iiltette  deuluchr    Wohnbau,  t  Bde.  (190SlOS). 

Tnoher,  Eodrai,  Baumutterbuch  der  Stadt  Nürnberg  (1^64— 147S),  (Stuttgart  184t).    Wich- 
tige Qu  r  II  e  für  die  Stadthygiene  det  Mittelalte  ri. 
TioUet-la-Bne,  Dictionnaire  raitontie  de  l'archilecture  frattfaite.  Artiletl:  Lalrinet  8,  Bd. 

(ISG3J  163. 
Weinhold.  AUnordüehei  Leben,  (18S6)  tSS. 
Weittämer  liehe  Orimo. 


V.  Butler. 

Der  Gebrauch  kalter  Bäder  bei  lien  ältesten  Völkern  ist  durch 
Ueberlieferung,  Schriften  und  Bildwerke  beglaubigt. 

Bei  den  Aegj'ptern,  Indern,  Persern,  Juden  und  Muhaniedanern 
wurde  da.s  Bad  in  den  religiösen  Kult  verwebt.  Die  Volksbader 
der  Juden  sind  unter  dem  Namen  der  Teiche  bekannt  und  waren 
von  Säulengängen  umgeben  (Wetz  er  und  Weite  r). 

Vor  allen  Völkern  des  Altertums  waren  aber  die  Griechen  dem 
Bade  hold.  Schon  die  homerischen  Helden  Diomedes,  Odysseus, 
Ageuor  und  der  verwundete  Hektor  suchten  im  Bade  Erfrischung. 
In  den  Fürstenpalästen  von  Mykene  hat  man  bereits  Badezimmer  ge- 
funden (Seh rader,  S.  56).  Der  große  griechische  Arzt  Hippokrates 
(460-372  v.  Chr.)  ist  auch  der  Begründer  der  Balneologie  geworden. 

Ursprünglich  wurde  das  Bad  im  nahen  Flusse  genommen,  erst 
später  kam  es  zur  Errichtung  besonderer  Badeanstalten.  Aber  von 
diesen  haben  sich  nur  an  wenigen  Orten  wie  in  Ephesu.s,  Alexandrien 
(Troas)  und   Ilierojtolis   geringe   Reste  erhalten.     Die   Griechen   ver- 
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einigten  dann  später  mit  dem  Bade  den  Ringplatz,  die  Palaestra. 
Später  machte  sicii  in  den  Bädern  die  Unzucht  breit,  und  zwar  Ln 
jeder  Form  (Theophr  as  t  us,  Cliarlit.  8  [zitiert  nach  Rosenbaum. 
S.  128  Anui.  6J). 

Eine    besondere    Abart    der    Bäder   —   Schwitzbäder    mit    nach- 
folgendem kalten  Vollbade  oder  kalter  Uebergießung  —  wurden  wegen  | 
ihres  Ursprunges  lakonische  Bäder  genannt. 

Das     griechische    Badewesen    wurde    durch    die    in     Italien    er« 
richteten  griechiächeu  Kolonien  auch  nach  Rom  verpflanzt,  wo  schon  1 
zu  früher  Zeit  die  Jugend  im  Tiber  sich  getummelt  hatte.    Die  Römer! 
badeten  in  früherer  Zeit  seltener  und   nur  zur  Reinigung,    nicht   zntnf 
Vergnügen,  in  der  neben  der  Küche  gelegenen  Lavatrina  (S ch raderj 
S.  133).    Nur  Anne  und  Unterschenkel  wurden  täglich  gebadet.    Auch] 
vornehme  Leute,    wie   z.   B.   Scipio,    besaßen    in    den    früheren   Jahr- ' 
hunderten  nur  halbdunkle  Badezimmer  (Seneca,  Epist.86,  3;  verpl.  den 
Text  unter  Seneca  im  Literaturverzeichnis).  Dann  entstand  außerhalb  der; 
Stadt  die  mit  dem  Wasser  der  Atjua  Appia  ges]>eiste  piscina  publica,  daaj 
erste  römische  V  o  1  k  s  b  a  d  .  von  dem  uns  berichtet  wird.   Seine  Er- 
richtung bedeutet  eine  sehr  wichtige  Maßregel  im  Interesse  der  öffenl-J 
liehen  Gesundheit,  weil  der  Tiber  sicli  zu  Badezwecken  nicht  mehr  eignete,] 
nachdem  die  Abfaüstoffe  Roms  dem  Flusse  durch  die  Kanalisation  zupe-^ 
führt  worden  waren  (S.  798).  Entsprechend  der  Macht  und  dem  Wohlstände 
Roms  vermehrte  sich  die  Zahl  <ler  ötlentliclien  Bäder  und   es   gehörte 
zum   guten  Ton,   in   seinem    eigenen  Hause   eine  Badeeinrichtung  zu 
besitzen.     Neben  den    kalten  waren  aucli   die  warmen  Bäder  in  Mode 
gekommen,   welche   von  Männern   und  Frauen   benutzt   wurden.     Die 
beiden  (Jeschlechter  blieben  im  Bade  getrennt.    Der  Preis  eines  Bades 
in  den  Volksbädern  betrug  ungefähr  h  Ijis  ß  Pfennige.     Die  Vorliebe 
für    Bäder    wurde    durch   Errichtung    von    Volksbäderu    von     reichen 
Leuten  und  hohen  Beamten  gefördert,   welche   hierdurch   ihren    politi- 
schen Zwecken  /.ü    dienen   hort'ten.     So  vermehrte  Agrii>pa.   der  Feld- 
herr  und  Freund  des  Oktavian,   die  Zahl   der   öffentlichen   Bäder   um 
170.     Selbstverständlich  hat   es   sich   aber  hier  wold  um  kleinere  An- 
stalten gehandelt.  Aehnliche  Stiftungen  sind  aus  vielen  Städten  Italiens 
inschriftlich  bezeugt  (Friedlän  der). 

Nanienthch  aber  waren  es  die  Kaiser,  welche  Rom  mit  groß- 
artigen Badeanstalten  —  Thermen  genannt  —  beschenkten.  Diese 
enthielten  Wannen-  und  Schwimmbäder,  ferner  Dampf-  und  Luftbfiiler. 
An  die  Bäder  schloß  sich  der  Ringplatz.  Er  war  von  Stufen  eingefaßt, 
von  denen  aus  Hoch  und  Niedrig  den  Kämjifen  der  Athleten  zusah. 
Auch  Gartenanlagen  gehörten  zu  den  Thermen.  Hier  trieben  die 
Philosophen  und  Akrobaten  ihr  Wesen,  hier  deklamierten  die  Dichter 
ilire  neuesten  Verse.  Es  fehlte  auch  nicht  an  Bibliotheken  und  an  Ver- 
kaufsstellen für  Speise  und  Trank.  Herrliche  Kunstwerke  schmückten 
die  Anlagen.  LInter  den  großen  Thermen  Roms  waren  die  nach 
ihrem  Erbauer  Agrippa  genannten  und  2'y  v.  Chr.  in  Benutzuou 
genommenen  die  ältesten.  Sie  wurden  von  der  Aqua  Vii'go  versorgt, 
die  Rom  gleichfalls  dem  Agrippa  verdankt  (S.  797).  Ihr  Mittelpunkt  ist 
wahrscheinlich  das  noch  heute  stehende  Pantheon  gewesen.  Viel  besser 
erhalten  und  daher  genauer  bekannt  sind  die  vom  Kaiser  Caraca  IIa 
21G  n.  Chr.  erbauten  und  von  seinem  Sohne,  dem  berüchtigten  Helio- 
gabal,  eingeweihten  Caracalla-Tliermen.  Sie  bedeckten,  nachdem 
Alexander    Severus    einen    Säuleuumgang    hinzugefügt    hatte,     nicht 
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weniger  als  124<>X1  qin.  In  diesen  Thermen  konnten  gleichzeitig 
23CX!)  Personen  haden,  zu  ihrer  Einrichtung  gehörten  1600  marmorne 
Badesessel.  Die  Thermen  waren  die  groliartigsten  Roms  und  wohl 
der  ganzen  Welt.  Erwähnt  seien  ferner  die  Thermen  des  Trajan, 
des  Tit US,  des  Diokletian  und  des  Konstantin.  Unter  Alexander 
Severus  wurden  diese  Bäder  nach  Sonnenuntergang  beleuchtet  (Mar- 
quardt  2.  Autt.  1.  Bd.  S.  271  Anmerk.  3). 

Als  Konstantin  ;130  seine  Residenz  nach  Byzanz  verlegte,  besaß 
Rom  856  öffentliche  Badestuben  und  11  große  Thermen.  Aber  auch 
in  anderen  Städten  Italiens,  z.  B,  in  Pompeji,  wurden  große  Thermen 
errichtet.  Diese  letzteren  sind  besonders  gut  erhalten.  Kleinere  Bäder 
(Badestuben)  sind  auch  in  den  kleineren  Städten  Italiens  überall  vor- 
handen gewesen  (Marijuardt  1.  Bd.  S.  275). 

Ihren  Badegewohnheiten  blieben  die  Römer  auch  außerhalb  ihres 
Landes  getreu.  Dies  beweisen  z.  B.  ihre  großen  Thermen  in  Trier 
(Augusta  Treverorum)  und  Aachen.  Auch  die  römischen  Villen 
in  (lallien,  z.  B.  die  von  Apollinaris  Sidonius  um  470  beschriebene 
Villa  Avitiacus,  besaß  ein  balneum,  d.  h.  eine  Anzahl  von  Räumen, 
welche  Thermen,  Kühlrauni  und  Toilettenraum  umfaßten.  Ebenso 
fanden  sich  in  den  Häusern  der  gallisch-fränkischen  Städte  Bado- 
stuben,  deren  Heizungen  genau  nach  römischem  Vorbild  gebaut  waren 
{Stephan!  1.  Bd.  S.  257  tf.). 

Die  Thermen  Roms  wurden  gleichzeitig  mit  den  Aquädukten 
von  den  Goten  zerstört  (S.  7i)8) ;  docli  noch  heute  steht  der  Roni- 
pilger  staunend  vor  ihren  Resten,  so  weit  sie  uns  in  der  herrlichen 
von  Michel  Angelo  geschmückten  Kirche  Santa  Maria  degli  Augeli 
erhalten  blieben. 

Mit  der  Zerstörung  der  Thermen  endete  jene  Kul- 
turepoche, in  welcher  das  Badewesen  einen  so  hohen 
Grad  der  Ausbildung  erreicht  und  einen  so  wesentlichen 
Einfluß  auf  die  Gesundheit  der  \'ölker  ausgeübt  hat. 

Ebenso  wie  in  Rom  erhoben  sich  auch  in  Konstantinopel 
großartige  Thermen,  da  die  oströmi.schen  Kaiser  ihre  Hauptstadt  mit 
dein  gleichen  Glänze  zu  umgeben  bestrebt  waren,  den  Rom  besaß. 
So  entstanden  in  Byzanz  die  Thermen  des  Konstantin,  und 
Kaiser  Valens  erbaute  ein  Prachtbad,  das  er  mit  dem  Namen  seiner 
Tochter  Carosa  .schmückte.  In  den  Thermen  des  Zeu.xipp  us  konnten 
gleichzeitig  2CW  Menschen  baden  (Poehlmann). 

Von  den  Römern  des  Ostens  haben  die  Araber  die  Badegewohn- 
heiten übernommen,  als  sie  auf  ihren  Eroberungszügen  iu  den  Küsten- 
ländern des  mittelländischen  Meeres  die  römischen  Thermen  kennen 
lernten.  Dieses  geht  u.  a.  daraus  hervor,  daß  sich  in  den  arabischen 
und  maurischen  Bädern,  z.  B.  in  denen  der  Alhambra,  Heizungen 
finden,  welche  den  römischen  nachgebildet  sind. 

Als  die  Türken  dann  das  oströmische  Reich  zerstörten  und 
Konstantinopel  eroberten  (145.^).  haben  sie  auch  hier  Badeanstalten 
nach  römischem  Muster  errichtet  und  diese  bis  nach  Ungarn  ver- 
breitet, wie  die  in  Budapest  aus  türkischer  Zeit  noch  heute  vorhandenen 
Bäder  beweisen. 

Allmählich  aber  verwandelten  sich  die  öffentlichen  Bäder  Roms 
und  der  übrigen  großen  Städte  des  Altertums  in  Stätten  der  Unzucht. 
Anfänglich  wurden  die  Bäder  von  beiden  Geschlechtern  zwar  gemein- 
schaftlich, aber  nicht  gleichzeitig  benutzt. 

Hindbuch  dar  Uidiae.     ^u|ipl..lj:j.  IV. 
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badeten    beide    Geschlechter    gemeinschaftlirb    und     gleichzeitig    «n 
Heliogabal   war    im    Bade   von   Frauen    umgeben.     Diesem    Unwesen, 
dein    die    Kaiser   Hadrian,    Marcus  Antonius  und   Alexander   Severns 
vergeblich  zu  steuern  versuchten  (Rosenbaum,  S.  391  ff.),  erklärte 
das  junge  Christentum  den  Kampf  bis  aufs  Messer.    Ei 
galt   nach   dem  Codex  Justinianus  sogar  als  Scheidungsgrund,   wenn 
eine   Frau   ein   öffentliches   Rad   aufsuchte   (Codex  Justinianus  V,   17, 
11,  2).     \'ielen  Christen  erschien   es   als  ein  gottgefälliges   Werk,   sichj 
des  Badens  zu  enthalten.    Dieses  galt  namentlich  von  den  „AnachorHen 
des   Morgenlandes".     So   benetzte   der   heilige  Anton    niemals   seinen 
Leib  mit  Wasser,  es  sei  denn,  daß  er  durch  einen  Bach  gehen  mußte, 
und  der  heilige  Evagrius  gibt  an,  daß  er  während  seines  Aufentliult< 
in  der  Wüste  niemals  ein  Bad  genommen  hat.   Ein  vornehmer  Römer, 
der  Anachoret  wurde,  soll,  wie  um  i'W  berichtet  wird,    nur    zuweilen 
seine  Füße,  und  zwar  mit  wenigem  Wasser  Übergossen  haben. 

Aber  auch  in  späteren  Jahrhunderten  gab  es  Asketiker,  denen 
die  Enthaltung  vom  Bade  als  eine  im  Dienste  Gottes  gern  erduldete 
Demütigung  erschien.  Der  Erzbischof  Bruno  von  Köln  (t  965)  badete 
sehr  selten;  üdalrich,  Bischof  von  Augsburg  (t  973)  badete  nur  an 
gewissen  Feiertagen;  Reginhard,  Bischof  von  Lflttich  (f  1037)  badete 
niemals  und  NithanI,  gleichfalls  Bischof  von  Lüttich  (f  1048)  nur  in 
seiner  Todeskrankheit.  Die  heilige  Agnes  (t  1Ü77),  Mutter  des  Kai&e 
Heinrich  IV.,  badete  niemals  und  die  heilige  Margeritha  (t  1271  (, 
Tochter  des  Königs  Belas  IV.  von  Ungarn,  selten.  Auch  den  Kopf 
wusch  sie  .sich  nur  selten  und  ist  hierdurch  wohl  in  den  Geruch  be», 
sonderer  Heiligkeit  gelangt  (Zappert). 

Aber  diese  Bade-Asketiker  bildeten  nur  eine  kleine  Minderheit 
Denn  ein  eigentliches  Verbot  der  Bilder  ist  von  den  Bischöfen  der 
ältesten  christlichen  Kirche  niemals  erlassen  worden.  Der  beüigd| 
Hieronymus  gab  nur  den  Rat,  daß  ein  Mönch,  eine  Jungfrau  und  eine' 
\Vitwe  das  Bad  {natüi-lich  das  öffentliche)  meiden  sollen.  Jedoch  hat 
Tertuilian  öfter  gebadet  und  an  den  Saturnalien  sogar  regelmäßig,; 
Auch  beim  Tode  seiner  Mutter  suchte  er  Trost  im  Bade,  da  die  BSderi 
nach  Meinung  der  Griechen  die  Trübsal  verscheuchen.  Seit  der  christ- 
lichen Kaiserzeit  werden  sogar  Bäder  in  der  Nähe  der  Basiliken  er-! 
richtet  und  die  ersten  Päpste,  wie  Hilarius  (f  4fl4),  Symmachus  (f  514)1,' 
Gregor  IV  (f  844),  ahmten  (lies  nach.  Charakteristisch  ist  auch  ein 
Antwort,  die  Papst  Nikolaus  I.  (858 — 867)  den  Bulgaren  gab:  aus 
Sinnlichkeit  sei  das  Bad  niemals,  aus  Notdurft  für  den  Körper  allzeit; 
erlaubt  'Zappert,  Wetze  und  Weite,  v.  Ilefele  4.  Bd.   S.  348) 

Die  oben  erwähnte  Weisung  des  heiligen  Hieronymus  wurde  von 
den  Geistlichen  streng  befolgt :  sie  hielten  sich  von  öflentlichen  Bädern 
fern.  Dagegen  wurde  in  den  Klöstern  gleichfalls  eifrig  gebadet  und 
zwar  schon  seit  frühester  Zeit.  So  findet  sich  z.  B.  auf  dem  berühmten 
Plane  des  Klosters  von  St.  Gallen  ein  Bad  (balueatorium)  für  Schüler, 
für  Diener  und  für  Kranke  verzeichnet.  Zum  Teil  liegen  diese  Bäder 
neben  der  Küche,  zum  Teil  neben  den  Schlafzimmern  (Heyne,  Körper- 
pflege; Stephani).  Auch  in  dem  berühmten  Kloster  Farfa  (S.  835) 
waren  Bäder  vorgesehen.  Da  aber  das  Bad  \'ergnügen  bereitet,  sollen 
nach  der  Regel  des  heiligen  Benedikt  (t  54;S)  gesunde  Geistliche  erst 
im  späteren  Lebensalter  mit  dem  Bade  beginnen,  während  kranke 
Geistliche  jederzeit  baden  dürfen  ( M  i  g  n  e ,  Patrologia,  60.  Bd., 
S.  582,  594).     Im    großen   und    ganzen    blieb    aber  das   Bad    unter 
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Geistlichen  ebenso  verbreitet  wie  unter  Laien  (Heyne,  Körper- 
pflege). Wir  wissen  sogar,  daß  manche  Klöster  in  der  Nähe  warmer 
Quellen  angelegt  wurden,  und  daß  Dagobert  I.  dem  Kloster  Weißen- 
fels (676)  die  von  den  römischen  Kaisern  erbauten  Bäder  überließ 
(Zappert).  Auch  wurden  die  Benediktiner  Aebte  1420  von  ihrem 
Provin/.ial  ermahnt,  in  den  Klöstern  Bäder  zu  erbauen  (Zappert). 
Bis  zum  1(5.  Jahrhundert  besaßen  die  meisten  französischen  Klöster 
Bäder  für  die  Kleriker  und  für  Arme,  denen  die  Benutzung  unentgelt- 
lich gestattet  wurde  (D  u  p  o  u y). 

Die  alten  Germanen  hatten,  wie  schon  Cäsar,  Tacitus  und 
andere  klassische  Schriftsteller  erzählen,  eine  große  Vorliebe  för  das 
kalte  Bad.  So  nahmen  die  Sueveii  und  Germanen  in  Genieinsehaft 
mit  ihren  Frauen  Flußbäder,  Marcomannen  und  Quaden  wollen  nicht 
in  Stäidten  wohnen,  weil  sie  dort  keine  Flußbäder  haben  können,  und 
die  Alemannen  werden  von  den  Römern  beim  Baden  im  Fluß  über- 
rascht, verjagt  oder  getötet.  Sie  wai'en  geschickte  Schwimmer  und 
vermochten  wie  die  Bataver  den  Rhein  mit  ihren  Watfen  und  Rossen 
in  geschlossenen  Scharen  zu  durchsclnvimnieu,  wahrend  hierzu  die 
Römer  nicht  im  stände  waren.  Die  Franken  legten  sich  auf  ihre 
Schilde  und  durchschwammen  so  die  Rhone.  Olto  IL  (1)73—98;))  war 
ein  gewandter  Schwimmer  und  rettete  sich  hierdurch  aus  der  Gefangen- 
schaft (Heyne,  Körperpflege). 

Wahrscheinlich  durch  die  Römer  wurde  auch  das  warme  Bad 
in  Deutschland  verbreitet.  Schon  das  neugeborene  Kind  wurde  ge- 
badet, und  der  Fremde,  den  mau  im  Hause  beherbergte,  empfing  ein 
Bad  tvergl.  Seelbäder,  S.  853).  Die  ältesten  Badewannen  bestanden 
aus  ausgehöhlten  Baumstämmen,  man  verfertigte  auch  kreisrunde 
Badegefäße,  an  welche  viele  Taufbecken  erinnern.  Später  wurden 
diese  GefäiSe  aus  Metall,  besonders  aus  Kupfer  hergestellt.  Anfangs 
brachte  man  die  Wanne  in  das  Zimmer,  aber  schon  sehr  frühe  ge- 
hörten besondere  Baderäume  zu  den  notwendigen  Attributen  jedes 
Hauses.  Der  behagliche  warme  Baderaum  wurde  von  ärmeren  Leuten 
sogar  als  Wohnraum  benutzt.  Das  Bad  lag  häutig  neben  der  Scldaf- 
kammer,  Ulm  besaß  im  Jahre  1489 schon  lÜH private  Badestüblein  {Rat- 
zin ger).  Später  wurde  das  Bad  aus  dem  Hause  in  einen  besonderen 
Bau  verlegt.  Aus  diesem  Badehaus  entstand  allmählich  das  öflcntliclio  Bad. 

Schon  seit  den  ältesten  Zeiten  war  in  Deutschland  neben  dem 
Wannenbad  das  Schwitzbad  beliebt.  Nach  einer  Beschreibung  des 
Juden  Abraham  Jakobsen,  der  973  eine  Ge.sandtschaft  des  Kalifen  von 
Cordoba  zu  Otto  l.  nach  Mer.seburg  begleitete,  bestand  die  Badestube 
in  einer  Holzhütte,  dereu  Fugen  mit  Moos  verstopft  waren.  In  einem 
Winkel  steht  dei-  Herd,  über  welchem  das  Dach  eine  Oeft"nung  als 
Abzug  für  den  Rauch  besitzt.  Wenn  der  Herd  erhitzt  ist,  wird  das 
Luftloch  verstopft  und  die  Türe  geschlossen.  Dann  gießt  man  Wasser 
auf  den  Herd.  Während  man  sich  in  diesem  mit  Wassenlämpfen  er- 
füllten Räume  aufhält,  fächelt  man  sich  mit  einem  Heubündel  Luft 
zu.  In  der  späteren  Zeit  wird  dieses  Heubündel  Badequast  genannt 
und  besteht  zumeist  aus  einem  Blätterbüschel,  mit  dem  man  sich  die 
Haut  peitscht  (Heyne,  Körperpflege). 

In  Skandinavien  besaß  nach  den  altnordischen  Sagas  jedes 
Gehöft  ein  in  einem  besonderen  Bau  untergebrachtes  Badehaus  (bad- 
stofa)  mit  den  bei  den  westgermanischen  Stämmen  üblichen  Einrich- 
tungen (Stephani). 
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Auch   die  Angelsachsen   gaben  viel  auf  Reinlichkeit   un 
saßen  Badestuben,   welche  wie  die  deutschen  Dampfbäder  eingerichtet 

waren  (Stephan  i). 

Das  Haiiptiiuarlier  des  Hunnenköuigs  Attila  in  der  Theißniederung 
(um  4öOi  eutliielt,  ein  steinernes  von  einem  Baumeister  aus  Sirmium 
erbautes  Badehaus. 

Ein  grolier  Freund  des  Badens  war  Karl  der  Große,  welcher 
die  röniischeii  Bäder  in  Aachen  wiederherstellte  und  sie  mit  seiner 
Umgebung  regelmäßig  benutzte. 

Auch  in  den  Resten  der  Karoliugerpfalz  zu  Kirchbach  im  ElsaB 
hat  man  ein  Bad  aufgefunden  (Stephani). 

In  Deutschland  verbreiteten  sich  die  Bäder  namentlich  durch  die 
von  den  Kreuzzügen  Heimkehrenden  (Zappe rt). 

Das  Badewasser  wurde  in  einem  liosonderen.  zuerst  wold  auf 
freiem  Feuer  erhitzten  Kessel  bereitet  und  beim  Gebrauehe  uiit  Lauge 
versetzt.  Die  Lauge  wird  <lurch  Ausziehen  von  Asche  rnit  Wasser 
gewonnen.  Seltener,  aber  schon  im  8.  Jahrhundert  bezeugt,  ist  der 
Gebrauch  von  Seife,  die  Karl  der  Große  von  besonderen  Arbeitern 
im  Vorrate  herstellen  ließ  (Heyne,  Körperpflege).  Später  wurde  der 
Gebrauch  häutiger;  die  feineren  Sorten  wurden  aus  Venedig  bezogen 
(Zapp  er  t). 

Oeffentliche  Hader,  namentlich  Dampf-(Schwitz-)Bäiler,  gab 
es  im  Mittelalter  in  jeder  Stadt,  ja  in  jedem  Dorfe  Deutschlands  (Hagel- 
ßtange  S.  116  Anmerk.  3);  in  Frankreich,  wo  man  sie  (5tuves  nannte; 
kamen  sie  unter  Karl  VI.  (1380  —  1422)  in  Aufnahme  (Dupouy)  and 
fanden  sich  in  Nordfraukreich  in  jedem  besseren  Privathause  (Luce, 
S.  (jH). 

In  Fulda  waren  die  Badstuben  schon  vor  dem  12.  Jahrhundert  be- 
kannt (Falk,  S.  813),  in  Hildesheim  schon  1295  (Becker),  in  Ess- 
lingen seit  LM»  (Pfaff).  Speier  besaß  1340  8,  Basel  im  14.  Jahr- 
hundert 15  oder  Ui,  Frei  her  g  i.  S.  2,  Wien  22  ölTentliche  Bade- 
anstalten (Heyne,  Körperpflege,  S.  52,  Kriegk  [Aerzte],  Fechter). 
In  Nürnberg  bestanden  um  1350  13,  in  Würzburg  9  Badstuben, 
welch  letztere  zum  Teil  schon  um  13(.KJ  gegründet  waren  (Laiuniert). 
In  Lü  b  eck  hatte  seit  dem  13.  Jahrhundert  jede  Straße  eine  öffentliche 
Badstube  (Janssen,  1.  Bd.,  S.  341).  Ueber  die  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert bestehenden  öffentlichen  Bäder  in  Hamburg  siehe  Gernet, 
S.  64  tf. 

Juden  durften  nach  den  Beschlüssen  des  Konzils  zu  Freising 
(1440)  (Lam  mert)  die  Badstuben  der  Christen  niclit  betreten,  sondern 
hatten  ihre  eigenen  Judenbäder,  z.  B.  in  Andernach,  Augsburg,  Frank- 
furt a.  M-,  Friedberg,  Hildesheim,  Mainz,  Speyer  und  Worms.  Das 
Judenbad  von  Friedberg  in  der  Wetterau  stammt  aus  der  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts,  das  von  Augsburg  wird  1290  erwähnt  (Lammert, 
Heyne,  Körperpflege». 

Die  Schwitzbäder  (Dampfbäder)  galten  als  Präservativ  fQr  an- 
steckende Krankheiten,  namentlich  gegen  den  Aussatz  (Lepra),  während 
man  sich  in  der  Badewanne  anzustecken  fürchtete  (Kriegk,  Aerzte». 

Wenn  das  Bad  geöfl'net  war,  hing  der  Bader  einen  Wedel  heraus 
oder  gab  mit  einer  Trompete  ein  Zeichen.  In  Paris  kündigten  Aus- 
rufer an,  daß  das  Bad  geheizt  sei  (D  u  p  o  u  y). 

Die  Bäder  wurden  von  Groß  und  Klein,  von  Alt  und  Jung  regel- 
mäßig benutzt,  da  die  niedrigen  Preise  der  Bäder  dieses  gestatteten 
(siehe  S.  856J. 
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Die  Straß bur^er  Badstiiben  waren  meist  Schwitzbäder  (aestu- 
aria,  stubae,  balnei)  und  gehörten  vielfach  den  x\dligen  und  Patriziern, 
deren  Namen  sie  trugen.  Sie  wurden  an  Bürger  verpachtet.  Im  Bade- 
stubegesseiin  läßt  sich  schon  1403  eine  Badstube  nachweisen.  Da  der 
Name  der  Straße  aber  schon  1363  genannt  wird,  waren  hier  schon 
früher  Bäder  vorhanden  (Schmidt,  Straßburg  S.  33). 

Veryiachtungen  von  Badestuben  waren  auch  in  kleineren 
Gemeinden  häutig  (vergl.  Koehne,  S.  737). 

Die  Handwerker  und  Gesellen  pflegten  am  Sonnabend  zu  baden. 
Zu  diesem  Zwecke  gab  man  ihnen  die  letzte  Arbeitsstunde  frei  (Sack). 
In  Ulm  erhielten  sie  als  Trinkgeld  sogenanntes  Badgeld  (J  äger,  S.  498), 
welches   von   den  Zünften   bezahlt  wurde  (Janssen,  1.  Bd.  S.  341). 

Nichtbaden  dürfen  war  eine  kirchliche  Strafe  für  gröbere  \' er- 
gehen (Kotelmann,  S.  t>4).  So  mußte  Heinrich  IV.  von  Franki'eich 
(15811 — 1610)  während  der  Exkommunikation  sich  des  Bades  enthalten 
(Dupouy). 

Den  Armen  war  die  Benutzung  der  Bäder  durch  eine  große 
Zahl  von  Stiftungen  reicher  Leute  erleichtert.  Man  nannte  diese 
Stiftungen,  aus  denen  zumeist  am  Todestage  der  Stifter  unentgeltliche 
Bäder  abgegeben  wurden,  Seelbäder,  lialnea  animiirum,  weil  sie 
zum  Heile  der  Seele  ihrer  Stifter  errichtet  worden  waren  (Kotel- 
mann, Heyne,  Körperpflege,  Ratzinger).  Diese  Seelbäder 
knöpfen  an  die  ältesten  Herbergen  für  Pilger  die  sogenannten  Xeno- 
dochien  an  (Abschnitt  VIT),  in  denen  man  den  Ankömmling  durch  ein 
warmes  Bad  eniuicktc.  Als  nun  aber  die  vielfach  an  Krankenhäuser 
angegliederten  Bäder  von  ihren  Besitzern  verpacJitet  wurden,  wäre 
ihre  Benutzung  ohne  die  genannten  Stiftungen  den  Armen  versagt 
geblieben  (vergl.  ti engler). 

Eines  der  ältesten  Seelbäder  in  Deutschland  war  das  ursprüng- 
lich mit  dem  alten  Krankenhause  in  der  St.  Georgsklanse  unter  dem 
Johannisberge  im  Rheingau  verbundene.  Hier  leisteten  die  Klausne- 
rinnen beim  Baden  beiden  Geschlechtern  Hilfe,  bis  ihnen  dies  1426 
untersagt  wurde  (Spengler).  Sehr  alt  sind  auch  die  Seelbäder  von 
Auerbach  in  Oberfranken  (ISH.'i),  von  Ansbach  (1410),  von 
Ebern.  Unterfranken  (1411),  [Lämmer t].  Das  große  Mineralbad 
in  Baden  Baden  stand,  wie  es  1480  heißt,  armen,  elenden  Menschen 
um  (Jottes  willen  immer  frei.  In  manchen  Städten  mußten  die  Pächter 
tier  öffentlichen  Bäder  den  Armen  an  bestimmten  Tagen  freien  Ein- 
tritt gewähren.  In  anderen  Städten  wurden  Anweisungen  auf  Bäder 
verabfolgt,  welche  in  Frankfurt  Badchelfer  hießen. 

Nach  der  nabburger  Schulordnung  von  1480  sollen  die  armen 
Schulkinder  allwöchentlich  an  Mittwochen  in  das  Bad  geführt 
werden,  weil  die  Bäder  an  Sonnabenden  von  den  Erwachsenen  mit 
Beschlag  belegt  wären. 

In  Nürnberg  gab  es  im  16.  Jahrhundert  so  viele  Seelbäder, 
daß  man  weitere  Stiftungen  für  diesen  Zweck  nicht  mehr  annahm, 
sondern  für  andere  Zwecke  verwendete  (Ratzinger). 

In  Regensburg  war  1324  der  Bader  des  dortigen  Bades  an 
der  Brücke  verpflichtet,  die  Verbrecher  vor  der  Hinrichtung  umsonst 
zu  baden  (Lamm er t).  Auch  als  Gerichtsstrafe  wurde  die  Stiftung 
von  Seelbädern  verhängt  (Falk,  S.  820). 

Wenn  man  ins  Bad  „über  die  Straße"  ging,  kleidete  man  sich 
nur  leicht  an.     Mädchen  von  10—18  Jahren  verhüllten   sich  in   einen 
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Baiiemantel   und   ließen  sich  von  jungen    Burschen,    die    ganz    nac! 
wariMi,    begleiten.     Im  Bade   selbst    trug   der  Mann    gewöhnlich   ein© 
Badehose  (niderwad),  während  Frau  und  Kinder  völlig  unbekleidet  waren. 

Vielfach,  aber  nicht  immer,  badeten  beide  Geschlechter  gleich- 
zeitig und  zwar,  wie  Abbildungen  (vergl.  Gernet,  Schultz,  Deutsch. 
Leben)  beweisen,  häufig  in  derselben  Wanne.  Diesen  orientalischen  Brauch 
hatten  die  Kreuzfahrer  nach  Europa  gebracht,  während  er  im  frühen 
Mittelalter  in  Deutschland  wenigstens  völlig  unbekannt  gewesen  und 
vom  heiligen  Bonifazius  74;"»  verboten  worden  war  (Mansi,  Bd.  12, 
S.  385  if.).  Ein  iihniiches  \' erbot  hatte  schon  die  Synode  von  Lac« 
dicea  in  Phrygien  (um  350)  und  die  trullanische  Synode 
vom  Jahre  692  erlassen  (v.  Hefele,  3.  Bd.  S.  .340,  2.  AuÖ).  Es  gab 
auch  Bäder,  in  denen  gleichzeitig  größere  Gesellschaften  von  Männern 
und  Frauen  badeten  und  sich  in  jeder  Art  vergnügten.  Man  aß  und 
trank,  man  sang  und  —  liebte. 

So  badete  im  Jahre  147ö  der  Herzog  Wilhelm  von  Sachsen  ira  Wild- 
bad täglich  8 — 10  Stunden  und  zwar  gemeinsam  mit  der  Gräfin  voa 
Württemberg  und  deren  Hofdamen  (Stein  hau  sen.S.  159).  In  Florensi 
wurde  das  gemeinsame  Bad  bereits  1321  verboten  (Carabellese, 
S.  119). 

Bei  dem  Reichstag  zu  Augsburg  (i.  J.  1547)  lernte  der  Herzog! 
Moritz  von  Sachsen  die  Tochter  eines  Doktor  medicinae  iui  Hause 
ihres  Vaters  kennen.  Mit  dieser  badete  er  (Frey  tag,  2.  Bd.,  2.  Abt,, 
S.  155.  23.  Aufl.). 

Die  Bedienung  geschah  bald  durch  Männer,  bald  durch  Frauen. 
Manche  Bader  hielten  sogar  für  ihre  Gäste  Dirnen  und  verwandelten 
so  das  Bad  in  ein  Frauenhaus  (Schultz,  Häusl.  Leben). 

Auch  in  Frankreich  gehörte  das  Baden  während  des  Mittel- 
alters zum  guten  Ton.  Man  badete  häufig,  besonders  aber  bei  fest- 
lichen Gelegenheiten.  Dem  Kitterschlag  ging  ein  Bad  voraus.  Bei 
Festlichkeiten  bot  man  den  Damen  ein  Bad  an,  und  wenn  Ludwig  XL 
(14G1  — 1483)  bei  den  Bürgern  von  Paris  dinierte,  fand  er  stets  ein 
geheiztes  Bad  bereit. 

In  den  öttentlichen  Bädern  von  Paris  verkehrten  nur  Männer 
und  leichtsinnige  Mä<lchen.  Auch  in  Avignon  scheint  es  ähnlich  zu- 
gegangen zu  sein.  Denn  dort  verbot  die  Kirche  den  Geistlichen,  Be- 
amten und  Ehemännern  den  Besuch  gewisser  Bäder,  die  sich  kaum 
von  öffentlichen  Häusern  unterschieden.  Die  Uebertretung  dieses 
Befehls  wälirend  des  Tages  wurde  mit  10  M.  Silber,  während  der 
Nacht  sogar  mit  25  M.  Silber  geahndet.  1448  wurde  dieser  Befehl 
von  dem  Stadtrat  erneuert,  obgleich  die  Stadt  viel  sittsamer  geworden 
war,  seitdem  die  Pä]iste  Avignon  verlassen  hatten  (1378)  (Dupouy). 

Im  16.  Jahrhundert  kamen  wohl  aus  den  unten  angegebenen 
Gründen  die  öttentlichen  Bäder  außer  Mode,  und  die  Frauen  vergaßen 
jede  körperliche  Reinlichkeit  der  bekleideten  Teile.  Parfüme  mußten 
die  üblen  Gerüche  des  Körpers  verdecken.  Aber  schon  zu  Anfang 
des  17.  .lahrhunderts  trat  der  Umschwung  ein,  der  in  Montaigne 
einen  beredten  Förderer  fand  (Dupouy,  Montaigne). 

Im  15.  Jahrhundert  beginnt  tler  Besuch  der  öffent- 
lichen Bäder  in  Deutschland  nachzulassen. 

So  besaß  Wien  15:34  nur  noch  11  Badstuben,  während  sich  früher 
mindestens  29  nachweisen  ließen.  In  Stuttgart  wurde  1547  die  Zahl 
der  wöchentlichen  Badetage  von  (5  auf  3  vermindert,  in  Frankfurt  a.  0. 
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waren  lfi99  zwei  Badstuben  eingegangen  und  in  Berlin  klagten  1677 
die  Batler  über  Abnahme  ihrer  Einkünfte  (Zappert). 

Die  Gründe  für  diese  auffallende  Erscheinung  sind 
die  folgenden  (Zappert): 

Zunächst  mahnte  die  Kirche  von  allzu  häufigem  Besuche  der 
öffentlichen  Bäder  ab,  weil  diese,  wie  oben  S.  854  erwähnt,  vielfach 
ihrem  eigentlichen  Zwecke  entfremdet  und  zu  Stätten  der  Unzucht 
geworden  waren.  Guarinonius  nennt  1619  das  Badhaus  ein 
Schandhaus  (Guarinonius,  S.  948). 

Es  fiel  dann  fenrer  diejenige  Veranlassung  zum  Besuclie  der 
Bäder  fort,  welche  sich  als  besonders  mächtig  gezeigt  hatte,  nämlich 
die  Furcht  vor  der  Lepra.  Diese  Krankheit  (S.  860)  war  allmählich 
erloschen  und  so  verschwand  denn  zugleich  auch  die  Notwendigkeit, 
regelmäßige  Schwitzbäder  zu  nehmen,  durch  welche  man  den  Aussatz 
abzuwehren  gedachte. 

Allerdings  hatte  jetzt  die  Syphilis  ihren  Einzug  in  Deutsch- 
land gehalten.  Aber  gegen  diese  Krankheit  halfen  die  Schwitzbäder 
und  Dampfbäder  nichts;  man  fürchtete  sogar,  sich  in  den  Bädern 
anzustecken,  und  zwar  mit  vollem  Rechte.  So  infizierten  sich  am 
13.  Dezember  1577  die  Besucher  des  Bades  am  Fuße  des  Spielberges 
in  Brunn,  welche  sich  dort  hatten  schröpfen  lassen  (Zappert, 
Lerscli).  Ferner  wurde  durch  das  verwahrloste  Bad  von  Hipolt- 
stein  in  Oberfranken  162(i  die  Syphilis  fibertragen  (Lammert). 

liegen  derartige  Unglücksfälle  schritten  die  Behörden  und  Aerzte 
ein.  Nach  der  Baderordnung  von  Durchlach  von  15.'i«;  durfte  der 
Bader  unreine  Personen,  namentlich  solche,  die  mit  den  Franzosen 
(Syphilis)  behaftet  waren,  nicht  in  die  Badstube  einlassen  (M  o  n  e ,  12.  Bd., 
S.  171  ff).  In  Nürnberg  strafte  man  die  Bader  welche  Syphilitischen  die 
Benutzung  der  Badstube  gestatteten,  mit  10  Gulden  (Zappert).  In 
Brunn  scheinen  1564  durch  das  im  Badhause  vorgenommene 
Schröpfen  so  zahlreiche  Erkrankungen  an  Syphilis  vorgekommen  zu 
sein,  daß  man  die  Seuche  mit  einem  besonderen  Namen  als  Brünner 
Krankheit  bezeichnete  (Lersch,  S.  259).  Es  war  daher  berechtigt, 
wenn  Erasmus  1536  sagt:  atqui  ante  annos  25  nihil  receptius  erat 
apud  Brabantos  (juam  therraae  pubiicae,  eae  nunc  frigent  ubique.  Scabies 
enim  nova  (nämlich  die  Syphilis)  docuit  nos  abstineri  (Gernet,  S.  67). 

Ganz  besonders  aber  trug  die  Pest  zur  \'erein- 
samung  der  Badstuben  bei. 

Jacobus  de  Partibus  (Jaciues  Depart)  drang  darauf,  daß  in  Paris 
um  1450  zur  Zeit  der  Pest  die  öffentlichen  Bäder  geschlossen  würden 
und  wurde  deshalb  von  den  dortigen  Badern  verwünscht  (Zappert). 
Am  13.  Dezember  1553  erneuerte  das  Parlament  von  Paris  diesen  Befehl 
(Dupouy).  Benedict  von  Nursia  (480—543)  gab  für  die  Schwitz- 
bäder denselben  Rat,  während  er  die  Wannenbäder  nicht  beanstandete. 
In  Frankfurt  wurden  1597  die  Badstuben  wegen  der  Pest  geschlossen. 
Die  \'orsicht  ging  nach  der  Stettiner  Pestordnung  von  1567  so  weit, 
daß  man  selbst  die  Krankheitsverdächtigen  und  die  von  der  Pest  Ge- 
nesenen vom  Besuche  der  Badstuben  ausschloß. 

Alle  diese  Maßnahmen  gegen  die  Infektion  erwiesen  sich  aber  als 
unwirksam,  weil  d  i  e  W  o  h  1  h  a  b  e  n  d  e  r  e  n  il  i  e  B  a  d  s  t  u  b  e  n  mieden. 

Auch  der  Besuch  der  Wildbäder,  welcher  mit  dem  Beginne 
des  16.  Jahrhunderts  aufkam,  tat  den  Badstulieu  Abbruch.  Hierhin 
zog  man  auf  ärztlichen  Rat,  um  Heilung  zu  suchen,  aber  auch   —  ganz 
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wie  in  unseren  Tagen  —  um  sich  zu  unterhalten.  Man  feierte  im  Bade 
bei  Musikbegleitung  förmliche  Gelage  trotz  des  Abratens  der  Aerzte. 
Namentlich  fanden  die  Frauen  am  Besuche  der  Wildbäder  —  »ie 
noch  heute  —  großes  Gefallen ,  weil  sie  hier  ihren  Ehemännern 
„ein  waxene  Nase  träen  künden"  (Giiari  non  ius,  S.  953  D). 

Eine  solche  jährliche  Badereise  bedangen  sich  sogar  die  Bräute 
des  18.  Jahrhunderts  im  Ehekontrakt  aus,  obgleich  sich  die  öifenUichQ>j 
Meinung  gegen  die  kostspieligen  Hadefahrten  erklärte  (Zappert). 

Auch  die  U  n  s  i  c  h  e  r  h  e  i  t  i  in  L  a  n  d  e  und  die  andauernde 
Kriege  beschränkten  den  Besuch  der  Badestuben  (Zappert).    So  er 
suchte   ein   Pächter   in   Güttir%cn   nach   dem   30-jälirigen    Kri' 
Rat,  ihn  von  der  Verpflichtung   zur  täglichen  Heizung  der  I>a,. 
zu  entbinden,  da  die  Gäste  selten  wären. 

Nicht  zu   unterschätzen   ist    schließlich    die   Preiser  höhun 
welche  in  den  Bädern  eintreten  mußte,  dadiePreisede 
Feuerung  überall  gestiegen  waren. 

Ursprünglich  waren  die  B adepreise  sehr  niedrig 
gewesen  und  hatten  selten  mehr  als  einige  Pfennige 
betragen.  In  Stuttgart  bezahlte  15(>J  der  erwachsene  Manu  2,  di 
Frau  1  Pfennig,  Kinder  unter  10  Jahren  badeten  unentgeltlich ;  nur 
wenn  sie  über  10  Jahre  alt  waren,  zahlten  sie  1  Heller.  In  Sundel- 
lingen  (Württemberg)  erhielt  der  Bader  von  den  noch  nicht  konfir- 
mierten Kindern  keine  Bezahlung,  nur  zu  Weihnachten  gab  ihm  jed(^ 
Familie,   deren  Kinder  gebadet   hatten,   einen  Laib  Brot   (Zappert]^| 

In  Frickenbausen  a.  M.  zahlten  155«  Männer  und  Frauen  2  Pfen- 
nige (Lammert),  während  in  Erfurt  nur  1  Pfennig  erhoben  wurde 
(Kirchhoff,  S.  <;9). 

Als  nun    die  Holzpreise  stiegen,   konnten   nur  diejenigen    Bade«. 
Stuben  die  alten  Preise  behalten,  welche  das  Recht  besaßen,  ihr  Hol 
ans  dem  Ortswalde  kostenfrei  zu  beziehen  (Zappert).     Die    übrigei 
mußten  die  Preise  erhöhen.     So  wurde   1547   in  Stuttgart  das  Bad« 
geld  für  einen  Mann  auf  li  Pfennige,  für  eine  Frau  auf  8  Heller  und" 
für  ledige  Personen,  Dienstboten  und  Kinder  auf  1  Heller  erhöht,   d*_ 
die  Bader  bei  dem  alten  Preise   nicht   mehr   bestehen   konnten.     Aus 
demselben   Grunde   wurde   1547  in   Eßlingen  (Württemberg)    von  Er-1 
wachseneu  3,  von  Frauen  2  und  von  Kindern  1   Pfennig  für  das  Bad 
erhoben  (Zappert). 

In  Kitz  in  gen  (Unterfranken)  bezahlten  im  Jahre  1560  di( 
Alten  4  alte  Pfennige,  die  Mitteljährigen  Ü  und  die  Kinder  1  Pfennig.] 
Dies  waren  die  erhöhten  Preise,  um  deren  Festsetzung  die  beiden  Bar- 
biere den  Magistrat  baten,  weil  das  Holz  teurer  geworden  sei  und 
die  privaten  Badstuben  sich  verbreitet  hätten. 

Aehnlich  lagen  1022  die  Verhältnisse  in  Nürnberg.  Hier  er- 
suchten I(i22  die  Bademeister  den  Rat,  3  kr.  Badegeld  für  den  Er- 
wachsenen und  '/ä  Balzen  für  eine  jüngere  Person  nehmen  zu  dürfen, 
weil  das  Holz  teuer  geworden  sei  (Lanimert). 

In  Berlin  erhöhten  die  Badstübner  im  Jahre  1624  das  BadegeldJ 
auf  8  gute  Pfennige  und  verlangten  außerdem  Trinkgeld,   so  daU    dl< 
Kosten  sich  auf  2  Groschen  beliefen  *). 

Ueber  das  Badewesen  in  den  Nordstaaten  Europa) 
berichtet  Lund  folgendes: 


nd^ 

I 


*)  In  Pari»  betrug  der  Preis  für  ein  Schwitzbad   2   deniers  pari»ie    (ungefähr] 
20  Centimes)  und  durfte  nur  mit  Bewilligung  der  Behörden  erhübt  werden  (Dupouy). 
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Im  16.  Jahrhundert  besaß  in  den  Nordstaaten  Europas  bei- 
nahe jedes  Haus  eine  Badestube,  da  das  Baden  wie  in  Deutschland  und 
Frankreich  zum  täglichen  Leben  gehörte.  Der  Gast  erhielt  spätestens 
einen  Tag  nach  der  Ankunft  ein  warmes  Bad.  Man  benutzte  zumeist 
Dampfbäder,  seltener  Wasserbäder.  Letztere  wurden  in  bekannter  Weise 
bereitet,  erstere  dadurch,  daß  man  heiße  Steine  in  Wasser  warf  und 
dieses  hierdurch  zum  Verdampfen  brachte.  Auf  den  königlichen  Schlös- 
sern, z.  B.  in  Kronborg  und  Fredriksborg,  waren  die  Badestubeu  mit 
Zinn  ausgekleidet.  Johann  III.,  offenbar  ein  großer  Freund  des  Bade- 
8j)orte8,  besaß  in  seinen  Schlössern  zu  Stockholm  und  Ulfsund  sogar  ein 
bedecktes  Schwimmbad.  Während  des  Dampfbades  peitschte  man  sich 
mit  Buten,  um  die  Absonderung  von  Schweiß  zu  befördern.  In  Stock- 
holm soll  man  sich  zu  dem  gleichen  Zwecke  während  des  Bades  haben 
schröpfen  lassen.  Dann  rann  das  Blut  in  reichem  Strome  aus  den  durch 
die  Hitze  erweiterten  Blutgefäßen  über  den  Körper.  Zu  diesen  Privat- 
bftdern  kamen  die  öffentlichen,  welche  nicht  nur  von  armen  Leuten  be- 
nutzt wurden,  sondern  auch  die  Wohlhabenderen  anzogen,  weil  man  hier 
Gelegenheit  fand ,  mit  Freunden  und  Freundinnen  zusammenzutreffen 
und  sich  bei  Bier  und  Spiel  zu  ergötzen.  In  diesen  öffentlichen  Bädern 
war  die  Bedienung  zumeist  eine  weibliche.  Zwar  wurde  in  Flensburg 
schon  1295  das  gemeinsame  Bad  beider  Geschlechter  verboten  und  die 
Benutzung  des  Bades  den  Frauen  am  Montag  und  Donnerstag,  den 
Männern  aber  an  den  übrigen  Tagen  freigestellt :  aber  selbst  die  Droh- 
ung, daß  der  Uebertreter  seiner  Kleider  beraubt  würde,  scheint  nicht 
viel  geholfen  zu  haben.  In  Kopenhagen  und  Stockholm  wenigstens  war 
das  genieinsame  Bad  noch  im  17.  Jahrhundert  gang  und  gäbe.  Als 
aber  die  Sj-philia  auch  im  Norden  um  sich  zu  greifen  begann,  wurden 
in  Dänemark  die  öffentlichen  Badestuben  geschlossen  und  später  nicht 
wieder  eröffnet.  In  Schweden  und  Norwegen  dagegen  wurden  sie  noch 
lange  weiter  benutzt.  Erst  die  Einführung  der  aus  Leinen  hergestellten 
Leibwäsche  brachte  auch  hier  die  öffentlichen  Bäder  außer  Mode  und 
scheint  in  gleichem  Sinne  auch  auf  die  Privatbäder  gewirkt  zu  haben. 
Man  zog  es  vor,  die  Wäsche  zu  waschen  und  vernachlässigte  den  Körper. 
Im  hohen  Norden,  nämlich  bei  den  im  16.  Jahrhundert  eingewanderten 
Finnen,  hat  sich  das  geraeinsame  Bad  beider  Geschlechter  mich  bis  auf 
den  heutigen  Tag  erhalten.  Am  Sonnabend  nimmt  man  ein  gemein- 
sames Dampfbad  und  stürzt  sich  dann  in  „bunter  Mischung"  in  den 
vorüberrauschenden  Strom  (Lund). 

Im  17.  Jahrhundert  wurde  in  Deutschland  auch  das  Flußbad 
verfolgt.  Namentlich  schritt  man  gegen  das  nackte  Baden 
ein.  So  verbot  der  Abt  Gregorius  von  Melk  am  18.  Januar  Kift? 
das  Baden  der  .Jungen  Menscher  und  Buben",  ,.weil  es  sehr  ärgerlich 
und  viel  schlimbes  nach  sich  ziehet"  (Ruileck,  S.  22).  In  Frankfurt 
a.  M.  wurde  1548  beschlossen,  „den  meisternn  in  den  handtwerckern 
zu  beuelhen,  iren  dienern  anzuzeigen,  das  sy  liinfurter  ir  nidercleider 
anziehen".  1550  wurden  ebendort  aufgefordert  „die  handtwercksge- 
Bellen  vnn<l  andere,  so  in  dem  Mein  zu  baden  pllegen,  soll  man  vf 
allen  zunfften  .  .  verwarnen  lassen,  das  sy  gedeckt  jt  zuchtig  baden". 
1541  waren  in  Frankfurt  acht  Leute  auf  vier  Wochen  bei  Wasser  und 
Brot  eingesperrt  worden,  weil  sie  im  Main  gebadet  hatten,  „wie  sie 
Gott  geschaffen,  ganz  nackend  und  bloß  ohne  Schani"  (Kriegk, 
Deutsch.  Bürgertum  N.  F.,  S.  341,  Anmerk.  2). 

Am  Ende  des   16.  und  Anfang   des    17.  Jahrhunderts 
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ist  (las  Bad  als  Volksbad  so  gut  wie  verschwunden.  Dieser 
Zustand  erhielt  sich  liis  in  den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  in  welchem 
endlich  die  Engtlünder  den  hygienischen  Wert  des  Volkshades  von  neuem 
erkannten. 

Nach   kleineren  Anfängen   entstand  1842   in  Liverpool    das   erste 
Volkshad,  das  kurze  Zeit  später  auch   in  London  Eingang  fand.    Zu- 
nächst machte  sich   dann  Frankreich  das  englische  Vorbild   zu   Nutits,  ^ 
ohne  indessen  bisher  etwas  Besonderes  erreicht  zu  haben.    Wien  folgte,  j 
Dann  setzte  verhältnismäßig  spät,  aber  um  so  nachhaltiger  in  Deul 
land  die  Bewegung  zu  Gunsten  der  Volksbiider  ein. 

Wie  die  nachfolgende  Statistik  (Hirschberg)  zeigt,  ist  hier  be- 
reits manches  erreicht  worden.     Es  bleibt  aber  noch  viel  zu  tun,   big , 
das  Badew( 
pflege 


nanches  erreicht  worden.     Es  bleibt  aber  noch  viel  zu  tun,   big 
adewesen  wieder  diejenige  Stelle  in  der  öffentlichen  Gesundheits«« 
einnimmt,  die  es  im  14.  und  1.5.  .Jahrhundert  besessen  hat       " 
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Wie  die  vorstehenden  Seiten  ergaben 
Ma.\iina,  das  eine  Maximum,  das  klassische  oder  römische,  zeigt  sei 
zu  der  Zeit,  als  die  römische  Kultur  die  tonangebende  war.  Das 
zweite  aber  wird  im  12.  bis  14.  Jahrhundert  erreicht.  Zwischen  diese 
Maxiuia  fallen  tiefe  Minima.  Der  erste  Tiefstand  tritt  ein,  als  die 
römische  Kultur  durch  die  Völkerwanderung  vernichtet  wurde,  der 
zweite  im  l.">.  und  10.  Jahrhundert,  als  die  Kirche  gegen  die  in  den 
Bädern  verübten  Ausschreitungen  auftrat  und  die  Syphilis  sich  ver- 
breitete. Seit  dem  19.  Jahrhundert  ist  die  Kurve  wiederum  im  Steigen 
begriffen.  Sie  hob  sich  zuerst  in  demjenigen  Lande,  welchem  wir  auf 
fast  allen  Gebieten  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  die  ersten  und 
nachhaltigsten  Anregungen  verdanken,  nämlich  in  England.  Auch 
Deutschland  beginnt  wieder  für  öfl'entliche  Bäder  zu  sorgen.  Hoffent- 
lich gelingt  es  recht  bald  den  Kulturvölkern  von  neuem  die  Segnungen 
eines  regelmäßigen  und  billigen  Bades  zu  schenken.  Der  sozialen 
Hygiene  würde  hiermit  ein  mächtiger  Vorschub  geleistet  werden.  Denn 
es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  daß  durch  Bäder 
die  Verbreitung  der  übertragbaren  Volkskrankheiten 
verhindert  wi  rd.  weil  die  Infektionsträger  sich  oftmals 
zuerst  auf  der  Haut  ansiedeln. 
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VI.  Die  Abwelir  der  ansteckenden  Krankheiten. 

1)  Der  Aussatz'^). 

a)  Einleitung. 

Der  Aussatz  des  Mittelalters  begreift  außer  dem  eigentlichen  Au 
satz,  den  die  heutige  Wissenschaft  als  Lepra  bezeichnet,  eine  gro 
Zahl  von  Hautkrankheiten,  wie  Ekzem,  Krätze,  Lupus  und  Sj-philii 
die  wegen   ihrer  Aetiologie  von   der  Lepra   getrennt  werden    niüssei 

Im  Orient  war  der  Aussatz  schon  lange  vor  Beginn  der  ebrist 
liehen  Aera  heimisch.  So  läßt  er  sich  nach  Hrugsch"  schon  2-KJ 
Jahre  v.  Chr.  in  Aegypten  nachweisen  (Hirsch'^).  Doch  wird  die 
Richtigkeit  dieser  Angabe  auch  bestritten  (Flngel'*).  Aus  diesem 
Lande  stammt  auch  die  erste  sanitäts polizeiliche  Maßrege 
gegen  den  Aussatz,  von  der  wir  Kenntnis  haben.  Sie  ist  uns 
durch  den  ägyptischen  Priester  Manetho  überliefert  worden. 

Der  ägyptische  König  Amenophis  soll  nämlich  den  Wunsch  ge- 
äußert haben,  die  Götter  zu  sehen.  Da  wurde  ihm  von  dem  Pro- 
pheten, den  er  hierüber  befragte,  die  Antwort:  sein  Wunsch  würd 
erfüllt  werden,  wenn  er  sein  Königreich  von  den  Aussätzigen  reinig 
Darauf  ließ  der  König  alle  Aussätzigen  aufspüren  und  verbannte  si9| 
—  es  sollen  HOOKJ  gewesen  sein  —  in  die  östlich  vom  Nil  gelegenen 
Steinbrüche.     Hierdurch  waren  sie  von  den  Gesunden  getrennt. 

Nach  der  mosaischen  Gesetzgebung  mußte  der  des  Aus- 
satzes Verdächtige  durch  die  Priester  untersucht  werden.  Er  wurde 
dann  zunächst  in  .seinem  Hause  abgesondert  und  nach  einiger  Zeit 
wiederum  vor  den  Priester  geführt.  War  er  aussätzig,  so  mußte  er 
das  Lager  verlassen  und  außerhalb  desselben  wohnen.  Weiterhin 
gebot  Jehova,  daß  die  Kinder  Israels  alle  Aussätzigen  aus  dem  Lager 
treiben  sollen,  damit  die  Wohnplätze  nicht  vergiftet  würden.  Auci 
sollen  die  Israeliten  alle  Vorschriften  der  Priester,  welche  sich  gegen 
die  Aussätzigen  richten,  befolgen"  (Moses'*).  Der  König  A.s.arja 
von  Juda  wurde  aussätzig  und  mußte  bis  an  seineu  Tod  in  einem 
„besonderen"  Hause  leben  (Ruch  der  Könige'"). 

Aehnliche  Maßregeln  sollen  nach  Herodot'  auch  die  Perser 
gegen  Aussätzige  ergriffen  haben.  Unter  Herodes  durften  die  Aus- 
sätzigen Jerusalem  nicht  betreten.  Diese  Vorschrift  galt  auch  noch 
zur  Zeit  der  Kreuzzilge  (Vignat  ",  S.  5,  7). 

AusAegypten  und  dem  Orient  kamdieSeucheinden 
Occident.  Auch  die  Griechen')  und  Römer  kannten  den  Aussatz. 
Nach  Italien  war  er  durch  die  aus  Syrien  zurückkehrenden  Soldaten 
des  Pompejus  verschleppt  worden  (Morejon*',  S.  352).  Beide 
Völker  scheinen  jedoch  unter  der  Krankheit  wenig  gelitten  zu  haben. 
Aber  im  Osten  des  römischen  Reiches  breitete  sie  sich  aus  und  schon 
370  oder  371  u.  Chr.  errichtete  der  heilige  Basilius  vor  den  Toren  von 
Cesarea  in  Cappadocien  ein  Hospital  für  die  Aussätzigen,  das  vom 
Kaiser  Valens  (3(>4— 378)  reiche  Schenkungen  en)pfing  (Abschnitt  VII). 

Im  Occident  war  der  Aussatz  schon  lange  vor  dem  Beginn  deri 
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Kreuzzü^e,  nämlich  bereits  im  t5.  Jahrhundert  bekannt ;  denn  das  in 
Orleans  549  abgehaltene  Konzil  bestimmte,  daß  jeder  Bischof  für  die 
in  seinem  Sprengel  vorhandenen  Leprösen  zu  sorgen  habe*).  Un- 
gefähr 4Ü  Jahre  später  hatten  sich  die  Leprösen  so  sehr  vermehrt, 
daß  das  Konzil  zu  Lyon  583  verordnete,  den  Aussätzigen  solle  es  ver- 
boten sein,  sich  unter  Gesunden  frei  zu  bewegen,  weil  man  die  An- 
steckung fürchtete ').  Rothari  ließ  sogar,  genau  wie  dies  in  der 
mosaischen  Gesetzgebung  geboten  war,  (>43  die  Aussätzigen  seines 
Reiches  zusammentreiben  und  von  den  Gesunden  absondern^). 

Aus  dem  Jahre  757  stammt  das  Kajiitular  Pepins,  welches  fest- 
setzte, daß  die  Scheidung  einer  Ehe  mit  beiderseitiger  Zustimmung 
erlaubt  sein  sollte,  wenn  der  eine  Teil  leprö.s  geworden  ist  'j.  Karl 
der  Große  verordnete  dann  78'J,  daß  die  Aussätzigen  von  dem  übrigen 
V'olke  getrennt  werden  sollten '').  Eine  große  Zahl  weiterer  Bewei.se 
dafür,  daß  der  Aussatz  sclion  vor  den  Kreuzzügen  in  Westeuropa 
bekannt  war.  hat  Kurth'"  gesammelt,  auf  dessen  inhaltreiche  Ab- 
handlung hier  verwiesen  werden  muß.  Durch  die  Kreuzzüge  wurde 
dann  der  Aussatz  über  ganz  Westeuropa  verbreitet;  wenigstens  scheint 
im  11.  und  12.  Jahrhundert  kein  Land  Europas  von  Aussatz  frei  ge- 
wesen zu  sein  (vergl.  Muratori'),  Mezeray**). 

Daß  der  Aussatz  schon  in  den  frühesten  Zeiten  als  ansteckend 
galt,  ergibt  sich  aus  den  S.  S()()  angeführten  Tatsachen.  Auch  wurden 
die  Kinder  der  Leprösen  nicht  über,  sondern  unter  dem  Taufbecken 
getauft  (Chevalier'",  S.  3,  Anm.  5),  wohl  weil  man  fürchtete,  daß 
das  Taufwasser  als  Ueberträger  der  Lepra  dienen  könne.  Ja  noch  im 
15.  Jahrhundert  war  der  Glaube  an  die  Uebertragbarkeit  der  Lepra 
so  stark,  daß  der  Bischof  Puy-Berland  von  Bordeaux  (1430  bis  1456 
Bischof)  seinen  Sohn  enterbte,  weil  dieser  ein  vom  Vater  benutztes 
Trinkglas  reinigte,  bevor  er  selbst  daraus  trank  (Vignat'\  S.  14). 

Der  Aussatz  galt  ferner  als  vererb  bar.  So  verordnete 
Rothari,  der  Longobardenkönig  (|  652),  daß  die  Verlobung  aufgeh<tben 
werden  solle'-'),  wenn  die  Braut  leprös  wäre,  und  die  von  Valescus 
a  Taranta  als  Mittel  gegen  die  Lepra  vorgeschlagene  Entmannung 
wird  von  Ambroise  Pare  (1509—90)  deshalb  gutgeheißen,  weil  der 
Operierte  nicht  im  stände  wäre,  lepröse  Kinder  zu  zeugen  (Anibr. 
Par6»-',   S.  745 tr.). 

Zur  Bekämpfung  des  Aussatzes  verbündeten  sich  Kirche 
und  Staat.  Die  von  diesen  beiden  Mächten  gegen  die  Krankheit  er- 
griffenen Maßregeln  sollen  im  folgenden  besprochen  werden. 

Da  Medikamente  gegen  die  Lepra  nicht  bekatuU  waren,  versuchte 
man  der  Krankheit  Herr  zu  werden,  indem  man  Uire  Ausbreitung 
nach  Möglichkeit  hinderte. 

Zu  diesem  Zwecke  wurde  strenge  Umschau  nach  den  Lepra- 
v  e  r  d  ä  c  h  t  i  g  e  n  gehalten.  Die  Verdächtigen  wurden  auf 
Aussatz  untersucht  und,  wenn  die  Krankheit  nach- 
gewiesen war,  von  den  Gesunden  abgesondert  und  in 
besonderen  Krankenhäusern  untergebracht.  Außerdem 
mußten  sie,  um  leichte  i'  erkennbar  zu  sein,  eine  be- 
stimmte Kleidung  tragen. 
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sacerdotum  vel  quoruni  que  baec  cura  poajiit  mnel  fidelinm,  ut  egeatibiu  De<:«>c*ru 
debcant  ininistrare,  spcciatiter  tarnen  de  lepros!»  id  pietatiü  cauaa  conveuit,  ut  tina»- 
quique  epi^coporuin,  quos  incütaü  banc  infirniitntcm  inunrriBse,  tarn  territorii  sui  quam 
civitatia  agnoverit,  de  domo  ecclesiae  juxta  poxsibilitatem  victui  et  vestitui  neosaari« 
gubminiBtret,  ut  non  eis  de«<it  misericordtae  cura,  quos  per  durani  infinaitatem  in- 
tolerabilis  conBlrineet  inopia. 

3)  Mansi,  Sacrorum  conciliorum  nova  et  ampÜNsima  collectio.  Bd.  9  (ITS) 
S.  9-H.  Das  Konzil  fand  nicbt  .107  statt,  Vergl.  v.  Hefele,  KonziliengeBchicbt« 
3.  Bd.  t!.  'M>.  Conciliuni  iugiiuaense  tertium  (Lyon)  582  oder  583.  Canou  J»o.  VI. 
Placuit  etiam  universo  cnntilio,  ut  uniuscujusque  civitatis  leproM.  ijui  intra  t«Ti- 
torium  civitatiii  tpttius  aul  na»cuntur,  aut  vidcntur  consti.otere,  ab  episcopo  eocIwtM 
ipfliuH  Bufficientia  alimenta,  et  neccHsaria  vcstimenta  accipiant  ut  itlis  per  alias  dri- 
tates  va^uadi  liccutia  denegatur. 

4)  Edictus  Rotburi  No.  176.     De  lebroso.     Si  quiü  leproaus  effectus  fucrit 
et  cognitum  fuerit  judici  vel  populo  certa  rei  verita»  et  expulsus  foris  ä  civitate  aot 
casam  «uam  ita  ut  ><oIu:<  inlmbitet,  non   i>it  ei  licentia  res  suas  alienare  ant  thingai« 
cuiIilM>t  |>er!<onae.    Quin  in  eadeni  diae  (!),   quando  n  domo    eipulaas    eet,   tamqoam^ 
mortuuH  habetur.    Tarnen  dum  advixerit,  de  rebus  quas  reliquerit,  pro  merredis  intouafl 
uutriatur.    Monumenta  Gernianiae.     I^guui  Tomus  quartus,  pa^.  41.  fl 

^)  Decrctum  C'ompcndicntno  (707)  No.  19.  Si  quis  leprosus  mulietrem  habnlfl 
sanani,  t<i  vuH  ci  donaro  couiiutuin  ut  iiccipiat  vinun,  ipa  femina,  si  vult,  accipiaüfl 
Similiter  et  vir.  Capitularia  regum  Francorum  ed.  A.  Boretius  (1883)  in  3ionam.l 
Gernian.  Lejiiim  iscctio  II.  Tomus  i,  nag.  3!j.  Nach  Chevalier'")  (S?.  3  Anna,  li  ■ 
geht  diese*  Knpitutar  auf  folgendes  Edikt  des  Papstes  Sericius  aus  dem  4,  Jahr- 
hundert zurück.  Si  sanus  vir  leprusam  duxerit  uxorem,  aut  post  moduiu  ei  super- 
venerit  lepra,  separentur  ne  troncepti  fili  maculeutur.  fl 

6)  Dupplex   legationis  edictum  No.  36.    De  leprosis:  ut  ee  non  iiit«r>f 
roisceant  olio  populo.    Karoli  magni  capitularia  ed.  A.  Boretiae  (18S3)  in 
Monum.  Germ.  Legum  sectio  II  Tomus  I,  p«g.  64. 

7)  In  Italia  vuro  vix  nutla  erat  civitas,  qua  non  aliquem  locuiii  Leprosis  deati- 
natum  haberet,  ubi  publicie  elemosyuis  pauperes  eo  raorbo  tacti  alebantur. 

Muratori,  Antiquitäten  itolicac  medii   aevi  3.  Bd.  (1774)  50. 

8)  Mezeray,  Histoire  de  France.  2.  Bd.  1(58.  II  y  avait  ni  ville  ni  bonrgade 
que  ne  fut  obligi'  de  bfitir  un  ho8]>itid  jmur  le  (lepreuxj  retirer. 

9)  Edictum  Rothari  No.  180.  Si  contigerit,  postquam  puella  aut  miilirr 
sposata  fuerit,  leprosa  aut  demona  aut  de  ambos  oculos  excecata  apparuerit,  tunc 
sponsus  recipiat  res  suae  et  non  compellatur  ipsam  invitus  tollere  ad  uxoreni.  nee  pro 
hac  causa  c^omnietur:  quia  non  suu  neglecto  dimisit,  sod  peccatum  eminente  «( 
egritudtne  euperveniente.    Monum.  Germ.  Leg.  4  p.  42. 

10)  Synonym  sind : 

a)  für  den.\ussatz:  miBclaucbt,  moladie de  Monsieur  saintLadre(Viguat",  S.8), 
spedalshead  elephantiasis  Arabum,  elephantiaxis  Graeconini,  Lepra,  Lozares; 

b)  für  die  .aussätzigen:  pau|iere«  Christi,  Sondersiechen,  sundcrsieeiien  Feld- 
siechen  (Velt«teeh)  ladre,  m^sef,  (misellus),  meseau,  lepreu,  capot,  cagot,  Christians; 

c)  für  die  Aussatzhäuscr:  Siechhaii«,  Siechkobe!,  Sundersiechenhaus,  Uutleut- 
haus,  St.  Georgs  Krankenhaus,  St.  Gilgenstift,  St.  Jürgenhaus.  Leproserie,  ladrene. 
maladrerie. 

11)  Es  wird  auch  —  aber  wie  es  scheint  mit  Unrecht  —  behauptet,  daß  die 
Juden  das  Schweinefleisch  verschmähen,  weil  sein  (ienuß  die  Lepra  erzeuge.  Vei^ 
Ebstein,  der  den  bibUschen  Aussatz  als  ein  Gemisch  verschiedener  Hautkrankheiten 
betrachtet,  unter  denen  sich  auch  die  Lepra  befindet. 

12)  B  ru  p  sc h  in  H  i  rsch ,  flistorisci-geographische  Pathologie,  2.  Aufl.,  2.  Abt., 
ß.  2,  Anm.  1  (1883). 

13)  Hirsch,  Histor.-geograph.  Pathologie,  2.  Aufl.,  2.  Bd.,  S.  2,  Antn.  1  (1883). 
14}  Engel,  Mitteilungen  der  Leprakonferenz  Berlin  (1807),  4.  Heft,  128. 

15)  Moses,  3.  Buch  13.  u.  14.  Kap.;  4.  Buch  5.  Kap.;  5.  Buch  24.  Kap. 

16)  Buch  der  Könige,  2,  15,  5. 

17)  Vignat,  Les  I^prcux  et  les  Chevaliers  de  Sanct  Lazare  .  .  .  (1884) 

18)  Kurt h,  La  It-pre  en  occident  avant  les  croisades.  Compt  rend.  du  congr, 
Bcientifique  internal,  des  Catholiques  lenu  ä  Paris  1891.    CMnqui^nce  section,  8.  125. 

19)  Chevalier,  Notice  historique  sur  la  maladrerie  de  Voley  (1870). 

20)  Ambroise  Paröe.  Les  oevres  d'.imbroise  Pare.  Sepüesme  edition  (Paris 
1614)  Chan.  XIII,  S.  74.0. 

21)  Morejon,  Historia  de  la  medicina  espagnola,  1.  Bd.  (1842). 
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b)  Die  Feststellung  der  Lepra. 

Die  Feststellung  der  Lepra  erfolgte  auf  Grund  eingegangener 
Anzeigen  durch  die  geistlichen  oder  weltlichen  Behörden.  Zur 
Anzeige  war  jeder  verpHichtet.  welcher  wußte  oder  zu  wissen  glaubte, 
daß  eine  bestimmte  Person  leprös  war.  In  einzelnen  Teilen  Belgiens 
und  der  angrenzenden  Gebiete  verfielen  die  Mitglieder  der  Ortsbehörden 
einer  strengen  Strafe,  wenn  sich  beim  Tode  eines  Menschen  ergab, 
daß  dieser  am  Aussatz  gestorben  war.  ohne  daß  seine  Krankheit  den 
Behörden  bekannt  geworden  wäre.  Es  konnten  sogai*  alle  in  der 
gleichen  Parochie  mit  dem  Verstorbenen  Wohnenden  (lurch  Einziehung 
des  ihnen  gehörigen  Viehs,  soweit  es  gesjialtene  Klauen  besitzt,  bestraft 
werden  (Lecou  vet '").  In  Brügge  und  iu  Lültich  wurde  auf  die  Aus- 
sätzigen im  wahren  Sinne  <les  Wortes  Jagd  gemacht.  Fand  man  einen 
Aussätzigen,  dessen  Erkrankung  bis  dahin  unbekannt  gewesen  war,  so 
legte  rnan  ilim  sofort  Handschuhe  an  und  ließ  dann  seine  Krankheit 
amtlich  feststellen. 

Im  frühen  Mittelalter  wurde  der  des  Aussatzes  Verdächtige 
zur  Feststellung  der  Lepra,  wohl  weil  es  an  Aerzten  fehlte,  wie  zu 
Zeiten  Mosis,  ail  sacerdotem  ieviticum  geführt.  Jedoch  durfte  nach 
dem  Beschlüsse  der  Synode  von  Poitou  lüHU  niemand  früher  amtlich 
als  aussätzig  bezeichnet  werden,  bevor  das  Kapitel  der  Diözese  die 
Diagnose  anerkannt  hatte  (Lecou  vet '"). 

In  Braunschweig  mußte  lliöti  jeder  des  Aussatzes  Verdächtige 
durch  die  Aussät zi  gen  sich  untersuchen  lassen.  War  er  mit  dem 
Urteil  unzufrieden,  so  konnte  er  die  Entscheidung  der  Leproserien 
von  Duderstadt,  Göttingen,  Herford  oder  Paderborn  einholen. 

Im  Jahre  1512  verptiichtet  sich  Margaretha  Rössnerin,  die  in  das 
Haus  der  sondersiechen  Frauen  aufgenommen  worden  war,  sich  alle  Jahre 
in  der  Karwoche  auf  die  Schau  gegen  Nürnberg  zu  verfügen  und 
„nicht  widersetzen,  und  wie  ich  allda  erkannt  werde,  demselben  nach 
soll  es  mit  mir  verhalten  werden"  (Virchows  Arch.,  19.  Bd.,  S.  58). 

War  eine  Person  etwa  von  den  Nachbarn  mit  Unrecht  als  aus- 
sätzig bezeichnet  worden,  so  konnte  der  ungerecht  Verdächtigte  in 
Nauinr  und  Bordeaux  gegen  seine  Verleumder  auf  Schadenersatz  klagen. 
Wurde  dann  durch  die  amtliche  Untersuchung  ermittelt,  daß  der  Unter- 
suchte nicht  am  Aussatz  litt,  so  hatten  diejenigen  die  Kosten  des  Ver- 
fahrens zu  tragen,  auf  deren  Veranlassung  der  Verleumdete  untersucht 
worden  war  (Leco  u  v  et '").  So  mußte  1374  ein  Schuster  in  der  Seignurie 
von  Montpellier  2  frcs.  in  (iold  Strafe  zahlen,  weil  er  seinen  Naclibarn 
einen  Aussätzigen  (mezel)  genannt  hatte  (Rochas",  S.  29). 

Etwa  vom  14.  Jahrhundert  ab  war  es  Sache  der  Aerzte,  die  Lepra 
festzustellen,  bisweilen  tat  es  aber  auch  der  Leprosen-Aelteste,  wie  15:17 
in  Gent.  Manchmal  waren  die  Aerzte  von  Scherern  begleitet.  Dieses 
mußte  nach  einer  Bestimmung  des  Erzbischofs  von  Trier  aus  dem 
Jahre  1508  stets  geschehen  (Oetter*^).  In  Basel  konnte  die  Lepra 
entweder  durch  den  vom  Rat  angestellten  Arzt  oder  durch  den  Scherer 
konstatiert  werden  (Fechter'"). 

Die  Aerzte  ließen  sich,  wie  es  scheint,  für  die  Untersuchung  auf 
Aussatz  gut  bezahlen.  So  erhielt  Magister  Hermann  aus  dem  Stadt- 
säckel zu  Halberstadt  für  die  Untersuchung  eines  Kindes  2  Pfund 
und  3  Schilling.    Dies  ent.spricht  ungefähr  30  Mark  (Becker'*). 

Die  Aussatzschau  wurde  in  Zöricli  14t)l  eingeführt,  in  Konstanz 
und  Basel  aber  schon  früher  (Lesser'*).     In  Nürnberg,  Marseille  und 
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in    der   Provence    wurde    zweimal    im    Jahre   eine    Siechenschau  ab- 
gehalten.    Zu  dieser  strömten   die  Kranken   aus   der    ganzen  Gegend  1 
zusammen,   die  Verdächtigen    wurden   von  Mitgliedern    des  Rates   be-i 
gleitet  (Hüllniann'*.   4.   Bd.).     Die  Schau   der  Sondersiechen  fand' 
IfiOli  für  Schwahen  in  Augsburg,  seit  1394  für  Bamberg  und  Wfirzbari 
in  Nürnberg  auf  dem  Sebolts  (Sebaldus-)Kirchhof  statt,  dessen  Aerz 
um  l.M 2  in  besonders  gutem  Rufe  standen.   In  Nürnberg  fanderi  -■  '     ftl 
CtX»  Personen  zu  diesem  Zwecke  ein,   welche    ,,gespeist   und    -  ,i 

mit  gar  guter  Vastenspeis  und  :iiich  ydeui  ucuss  wüUein  luch  zu  eiuei 
claid  und  tuch  zu  eim  Hemd  und  cthch  pfeunig''.  Diese  Schau  fand 
1663  zum  letzten  Male  statt  (Lam  ni  ert '",  S.  134,  140,  199  ff.)  Int« 
ressant  ist  das  schon  im  13.  Jahrhundert  nachweisbare,  zwischen  Drea 
den  und  Freiberg  geschlossene  Abkomnien,  wonach  die  aussätzige 
Frauen  beider  Städte  zu  Dresden,  die  aussätzigen  Männer  aber  in" 
Freiberg  in  besonderen  Häusern  zusammenleben  sollen  (Hingst'"i. 
In  den  belgischen  und  französischen  Stallten  erfolgte  die  Siechenschau 
meist  in  den  Leprahäusern,  z.  B.  in  Mon.s,  (ient,  Brügge,  Ypern.  Ant- 
werpen, Lüttich,  Löwen  und  Brüssel.  Doch  hatten  nicht  alle  LeproM 
Serien  dieses  Vorrecht.  Daher  beschwerten  sich  die  Leproserien  voi^ 
Gent,  Brügge,  Ypern  am  24.  August  l.ö4j>  bei  Kaiser  Karl  V.  darüber, 
daß  ihnen  von  dem  Leprahaus  zu  Gourtai  dieses  Recht  streitig  ge- 
macht würde  (Lecouv  et '">. 

Die  Untersuchung  auf  \'orhandensein  der  Lepra  erfolgte  mit 
großer  Gewissenhaftigkeit  und  unter  Aufliietung  aller  uiediziniscbeo 
Kenntnisse,  über  welche  die  damalige  Wissenschaft  verfügte  *.  S.  874 
sind  sechs  derartige  Beurkundungen  abgedruckt. 

War  die  Untersuchung  auf  Aussatz  negativ  ausgefallen,  so  wurde 
dem  Untersuchten  als  Zeichen  seiner  LTnbescholtenheit  ein  Zeugnis 
ausgestellt  *). 

Nachdem   der   Aussatz   konstatiert   war,    wurde   derl 
Kranke  durch  eine  f  e i e i- 1  i c  h e  k i  r c h  1  i  c h e  Z e r e  m  o n  i  e  von! 
den  Gesunden   abgesondert.     Diese   verlief  in   der   Norniandie 
folgendermaUon  (G  uillouard  "*) : 

Ein  Priester  holte  den  Leprösen,  der  die  Tracht  der  Aussätzigeal 
angelegt  hatte,   in   feierlichem  Aufzuge  aus   seiner  Wohnung    ab   und! 
führte  ihn  in   eine  Ecke   des  Kirchenchors.     Dann   wurde   eine  Messe! 
zelebriert  und  der  Kranke  ausgesetzt.    Der  Priester  mußte  ihn,    wenaj 
es  nicht  zu   stark   regnete   oder  ein  anderer  Hinderungsgrund  vorlag,] 
au    den    Ort    führen,   wo   das    für    ihn    bestimmte    Haus    stand   undl 
ihn  mit  den  Tröstungen  der  Religion  versehen,     Darauf  wandte   sichl 
der  Priester  zu  dem  begleitenden  Volke  und   ermahnte  es,   den  Aus-I 
sätzigen  mit  Almosen  zu  versorgen.    Endlich  verkündete  er  dem  Aus- 
sätzigen,   der  auf  der  Schwelle   seines  Hauses   stand,   feierlichst:   Du 
darfst  weder  Kirche   noch  Kloster,  den  Jahrmarkt,  Mühle  oder  Markt  j 
betreten,  noch  Dich    unter   die  Leute  mengen.     Du  darfst  Dein  Haus! 
nicht  verlassen,  ohne  das  Kleid   der   Aussätzigen   angelegt   zu  haben. 
Du    darfst    weder    Dich    selbst    noch    Deine   Kleider    oder   Geräte  in 
dem    Bache    oder    in    dem    Wasser  des   Brunnens  waschen.      Wenn 
Du  trinken  willst,   schöpfe   das  Wasser   mit  Deiner  Kelle.     Was  Doj 
kaufen  willst,  darfst  Du  erst  berühren,   wenn    es  Dein  Eigentum   ist! 
Du   darfst   kein  Wirtshau.s   betreten.     Wenn  Du  Wein   brauchst,   soUl 
er  in  Deine  Weinkanne  gefüllt  werden.    Du  daj-fst  keine  andere  FrauJ 
außer  der  Deinigeii  umarmen.    Wenn  Du  auf  dem  Wege  einem  Men«! 
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sehen  begegnest,  der  Dich  anredet,  mußt  Du  Dich  gegen  den  Wind 
stellen. 

Noch  ergreifender  gestaltete  sich  die  Zeremonie  in  anderen  Ge- 
genden Belgiens  (Lecouvet'"),  wenn  der  Aussätzige  während  des 
Gottesdienstes  wie  ein  wirklich  Verstorbetier  während  der  Messe  de 
profundis  mit  dem  schwarzen  Leichentuch  bedeckt  wurde  und  nach 
Beendigung  derselben  in  einem  frisch  bereiteten  Grabe  sich  nieder- 
legte. Dann  warf  der  Priester,  wenn  der  Aussätzige  ein  Laie  war, 
drei  Schaufelu  Erde  aufsein  Haupt,  während,  wenn  es  sich  um  einen 
Geistlichen  handelte,  die  Erde  seinen  Leib  treffen  mußte.  Dieses 
Totenami  wurde  im  11.  Jahrhundert  verboten,  weil  man  darin  eine 
nnuütze  Qual  für  den  Kranken  erkannte  (Albordiugk  Thijm''*, 
S.  71). 

In  späterer  Zeit  scheint  man  sich  meistens  darauf  beschränkt  zu 
haben,  den  Aussatz  festzustellen  und  den  Kranken  in  einer  Hütte 
außerhalb  der  Stadt  oder  in  einem  Aussatzhause  unterzubringen. 
Wie  eine  solche  Hütte  beschaffen  war,  können  wir  uns  vorstellen, 
wenn  wir  hören,  daß  die  heilige  Elisabeth,  die  um  Buße  zu  tun  wie 
eine  Aussätzige  leben  wollte,  sich  als  Aufenthalt  eine  kleine  Hütte 
von  Stroh  oder  Heu  wünschte  und  vor  der  Türe  derselben  ein 
Leinentuch  uud  einen  Kasten  für  die  Almosen  (Virchow,  Arch. 
18.  Bd.,  S.  312). 

Die  Ausgestoßeneo  Hamburgs  bildeten  wahrscheinUch  eine  B  rü d er- 
schaff, deren  Mitglieder  ex s  u  1  e  s  bezeichnet  wurden  (G  o  r  n  e  t  -",  S.  74). 

Nach  den  Vorschriften  der  coutumes  französischer  und  bel- 
grischer  Städte  (G  u  i 1 1  o  u  a  r  d  '*,  L  e  c  o  u  v  e  t'">)  mußten  den  Kranken  von 
ihrer  Gemeinde  folgende  Gegenstände  kostenlos  geliefert  werden: 
Stuhl  und  Tisch.  Bett,  etwas  Wäsche,  einige  Töpfe,  ein  Weinfaß,  eine 
Kochgelegenheil  und  einige  Becher.  In  (ier  Nähe  der  Hütte  mußte 
sich  ein  Brunnen  oder  ein  Flüßchen  befinden.  In  letzterem  durfte 
der  Feldsieche  auch  baden,  solange  sich  die  Nachbarn  dieses  gefallen 
ließen.  In  manchen  Gegenden  pHanzte  man  vor  der  Hütte  ein  weißes 
Kreuz  auf.  Die  Hülfen  wurden  —  wie  die  Pfahlbauten  —  oft  auf  einen 
Pfahlrost  gestellt.  Mehrere  solcher  Hütten  bezeichnete  man  mit  dem 
gemeinsamen  Namen  Officina  (Alb  erdin  gk  Thijm'",  S.  73). 

Reiche  Aussätzige  richteten  sich  größere  Häuser  ein,  die  gut 
möbliert  waren.  Doch  brauchten  ihre  Weinberge,  Obstgärten,  Rinder 
und  Schafe  nicht  bewacht  zu  werden,  weil  sie  von  niemandem  be- 
droht wurden.  So  weit  verbreitet  war  die  Furcht  und  der  Abscheu 
vor  allem,  was  mit  den  Aussätzigen  im  Zusammenhang  stand  (Le- 
couvet'",  S.  4()).  In  St.  Alban  (England)  richtete  man  in  der  Nähe 
der  Aussatzhäuser  gewisse  Zeichen  auf,  welche  der  Aussätzige  nicht 
überschreiten  durfte  (U  hlh  orn  "-'',  2.  Bd.,  S.  262). 

Die  Kleidung  wurde  dem  unbemittelten  Aussätzigen  von  der 
Gemeinde  geschenkt,  der  Vermögende  mußte  sie  sich  selbst  beschaffen. 
Sie  bestand  in  einem  langen  grauen  Mantel,  der  bis  auf  die  Erde 
reichte  und  hinten  eine  weite  Falte  aufwies  ■'.  Beim  Gehen  setzte  sich 
der  Wind  in  das  Gewand  und  blälite  es  auf,  so  daß  der  Kranke  hieran 
schon  von  weitem  erkannt  werden  konnte(Lecou  vet '",  S.  8Ö,  Anm.  2). 
Grau  wie  der  Mantel  waren  die  Schuhe,  und  der  Hut.  In  Troyes 
mußten  die  Leprösen  einen  Flicken  roten  Tuches  an  den  Schultern  be- 
festigen (Harmand-',  S.  17).  Ein  Bettelsack  und  die  Klapper,  au 
deren  Stelle  auch  eine  kleine  Klingel  oder  ein  Hörn  (Heyne--',  3.  Bd., 
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S.  151)  treten  konnte,  sowie  Handschuhe  vervollständigen  die  Uniform, 
ohne  welche  der  Lei/röse  sich  auf  der  Straße  nicht  sehen  lassen  durfte. 
Weiteres  üher  die  Abzeichen  der  Aussätzigen  siehe  bei  Ul.  Robert*'. 

Nach  dem  Tode  des  Aussätzigen   wurde  seine  Hütte    und  deren 
Einrichtung  verbrannt  (Hensler",  S.  225),  soweit  sie  nicht  aus  Metall  I 
bestand.     Dieses  wurde  verschont,  weil  es  als  nicht   infizierbar  galt) 
(Lecouvet'",  S.  73,  Hensler",  S.  221).    Der  Leichnam  aber  wurde ! 
auf  dem  nur  für  Aussätzige  bestimmten  Friedhofe  beigesetzt,    wie  ea 
das  dritte  lateranische  Konzil  von  1178  bestimmt  hatte:  Leprosi  sibimet 
ipsis  privatim   habeant  ecclesiam  et  coemeterium  (Rochas",    S. 
Mausi-«,  22.  Bd.,  S.  230). 

Aber  nicht  immer  begnügte  man  sich  damit,  die  Aussätzigen  ab- 
zusondern. Sie  wurden  vielmehr  unter  der  Beschuldigung ^m 
dieBrunnenniit  ihrem  Blute  oder  ihren  Fäkalien  ver -^^ 
giftet  zu  haben,  an  vielen  Orten  lebendig  verbrannt. 
Man  verbreitete  nämlich  das  Gerücht,  die  Leprösen  wären  hierzu  von 
den  Juden  oder  von  den  Sarazenen  angestiftet  worden.  Andere 
meinten,  die  Absicht  der  Aussätzigen  sei  gewesen,  sich  an  der  Ge- 
sellschaft zu  rächen  und  die  Lepra  zu  verbreiten,  um  sich  dann  zn 
Herren  Europas  zu  machen  ^  Daß  diese  wahnsinnige  Behauptung  ge- 
glaubt wurde,  kann  nicht  überraschen,  wenn  wir  hören,  daß  man  noch] 
1854  in  einem  bei  Lyon  belegenen  Dorfe  an  eine  absichtliche  Ver-I 
giftung  der  Brunnen  glaubte.  Es  kam  damals  zu  Unruhen,  die  nicbtl 
eher  aufluirten,  als  bis  der  Maire  und  andere  angesehene  Männer  dasf 
verdächtigte  Wasser  genossen  hatten  {L  e  c  o  u  v  e  t  '*,  S.  62,  C  o  r  r  a  d  i  •  % 
I,  S.  171).  So  wurden  1309  ^überall  in  der  Christenheit*  die  Leprösen 
verbrannt  (Lersch-*').  1313  oder  1321  war  dieses  in  Frankreich*^ 
(Chevalier'"',  S.  24),  1316  und  1321  in  Aachen  (Lersch*'')  der  FaJL 

Dieses  unmenschliche  Vorgehen  erklärt  sich  wahrscheinUch  durch 
den  Wunsch,  den  Besitz  der  reichen  Aussätzigen  sich  anzueignen. 

An  dieser  Stelle  ist  von  diesen  traurigen  Vorgängen  die  Rede 
gewesen,  weil  sie,  vom  hygienischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  eine 
lokale  Vernichtung  der  Infektionsquelle  bedeuten. 

Die  armen  Aussätzigen  waren  zumeist  auf  Almosen 
angewiesen.  Zu  diesem  Zweck  war  ihnen  an  einigen  Tagen  des 
Jahres,  namentlich  an  gewissen  Feiertagen,  wie  Ostern,  Pfingsten  und 
Weihnachten,  gestattet  in  die  Stadt  zu  kommen.  In  Basel  durften  die 
Almosen  für  die  Aussätzigen  seit  1652  nur  durch  Gesunde  einge- 
sammelt werden.  Nur  an  den  hohen  Feiertagen  hatten  vier  Sonder- 
sieche (Aussätzige)  „so  am  saubersten  und  reinsten  waren"  das  Recht, 
den  Bader  oder  Zimmermann  zu  begleiten,  der  für  die  Aussätzigen 
die  Almosen  einsammelte  (Lesser'^  S.  294). 

In  Kaiserslautern  wurde  für  die  Aussätzigen  an  jedem  Sonn- 
und  Feiertag  eine  Schüssel  zum  Sammeln  milder  Gaben  auf  dem 
Kirchhofe  aufgestellt  (Lammert''',  S.  167). 

In  Basel  war  ein  vom  Rat  angestellter  Vogt  beauftragt,  alle  Feld- 
siechen, die  sich  in  der  Stadt  sehen  ließen,  auszutreiben  oder  sie  auf 
einen  Karren  zu  laden  und  .sie  aus  der  Stadt  herauszufahren  (Fechter  "). 
In  belgischen  Städten  wurden  sie  in  den  Stock  gespannt,  wenn  man 
sie  in  der  Stadt  antraf. 

In  Frankfu  rt  wurde  1433  den  Bartscherern  verboten,  einem  Aus- 
sätzigen den  Bart  zu  scheren   und  1478  den  Aerzteu,  welche  die  des 
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Aussatzes  Verdächtigen  zu  l>esichtigen  hatten,  mit  diesen  zu  trinken  oder 
sonst  Gemeinschaft  zu  habentKriegk^",  Deutsch. Bürgertum  l.Bd.,  21). 

Aehnliche  Maßregeln  waren  seit  1153  durch  das  Statut  des  König 
David  auch  in  Schottl  an  d  üblich '•.  Man  war  sogar  so  gi-ausam,  den 
Aussätzigen,  die  sich  in  der  Stadt  blicken  ließen,  ihre  Kleider  fort- 
zunehmen und  sie  dann  unbekleidet  aus  der  Stadt  zu  treiben.  Die 
Beherbergung  der  Leprösen  wurde  streng  bestraft.  Fand  man  in 
einem  Walde  ein  verendetes  Tier,  so  schenkte  man  den  Kadaver  nach 
den  aus  dem  13.  Jahrhundert  stammenden  leges  forestarum  den  Aus- 
sätzigen. Diese  erhielten  auch  nach  einem  Gesetze  des  Königs  Robert  III. 
von  Schottland  aus  dem  Jahre  13tX)  stinkende  Schweine  oder  Fische, 
welche  auf  dem  Markte  beschlagnahmt  wurden.  In  London  durfte 
sich  im  14.  Jahrhundert  kein  Lepröser  blicken  lassen  und  nur  ein 
Gesunder  konnte  für  sie  Sonntags  in  den  Kirchen  Almosen  einsammeln 
(Mu  nimen  ta^).  In  Iglesias  auf  Sardinien  durfte  1317  kein  Lepröser 
wohnen  (Pinna",  S.  123).  Das  Verbot  für  Aussätzige  in  den  Städten 
zu  betteln  und  den  Markt  zu  besuchen,  wurde  1490  auch  in  Süddeutsch- 
land unter  dem  Namen:  Bettler  Satz  verkündet.  Dieser  Satz  galt 
für  ganz  Franken  und  war  von  den  Bevollmächtigten  der  Leproserien 
zu  Würzburg,  Ijihofen,  Kitzingen,  Ochsenfurt  und  Schweinfurt  ver- 
einbart wonicn  (Lammert'^  S.  2.38).  In  der  Picardie  durfte  kein 
Aussätziger  Warten  tragen  (Vignat^',  S.  .33).  Er  war  also  wehrlos 
allen  Verfolgungen  ausgesetzt.  Johann  II.  verbot  1353  den  Schlächtern 
von  Paris  und  Melun,  irgend  ein  Tier  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen, 
das  in  einer  Leproserie  aufgewachsen  war  (Vignaf',  S.  39).  In 
Tours  wurde  14()3  den  Barbiereu  von  Karl  VI.  verboten.  Aussätzige 
zu  bedienen,  die  Schlächter  durften  kein  in  einer  Maladrerie  er- 
nährtes Vieh  verkaufen  (Labourt'^^,  S.  32  Anm.).  Als  die  strengen 
Maßregeln  gegen  die  Aussätzigen  in  Frankreich  in  Vergessenheit  zu 
konmien  schienen,  wurden  sie  unter  Karl  VI.  (1380—1422)  wieder  in 
Erinnerung  gebracht  (Laboart'^-,  S.  5). 

15<J2  ließ  Ludwig  XII.  die  Aussätzigen  nackt  durch  die  Straßen 
von  Paris  peitschen,  wenn  sie  in  der  Stadt  betroffen  wurden  (Vignat^^ 
S.  48),  und  während  der  Pestepidemie  von  1531—1533  mußten  sich 
in  Paris  die  Aussätzigen  in  ihre  Leproserien  zurückziehen.  Chirurgen, 
welche  Aussätzige  behandelt  hatten,  durften  vorläufig  nicht  weiter 
praktizieren  (Chereau-''^  S.  2.5).  Im  Königreich  Navarra  durften  1606 
die  Leprösen  zur  Verhütung  der  Ansteckung  die  Tischlerei  nicht  be- 
treiben, nicht  Wein,  Wolle   oder  Seide   verkaufen  (Vignat^',  S.  49). 

Frauenhäuser  und  öffentliche  Bäder  durften  die  Aussätzigen  nicht 
betreten  (Dupouy-'*). 

Im  IG.  Jahrhundert  nahm  d er  A u s s a t z  ab  und  die  Verbote, 
innerhalb  der  Stadt  zu  wohnen,  in  der  Stadt  Einkäufe  zu  machen 
oder  zu  betteln,  wurden  nicht  mehr  so  streng  als  früher  befolgt.  Doch 
blieb  es  den  Leprösen  meist  versagt,  die  Bäcker-  oder  Fleischerläden 
zu  betreten. 

Allmählich  gesellten  sich  den  Aussätzigen  —  wenigstens  in  Bel- 
gien —  eine  große  Schar  Gesunder  bei,  die  es  vorteilhafter  fanden, 
im  Kleide  der  Aussätzigen  zu  betteln  und  das  Land  zu  durchstreifen, 
als  sich  durch  ehrliche  Arbeit  zu  ernähren.  Gegen  diesen  Mißbrauch 
schritten  die  Behörden  in  Holland  und  Belgien  ein  und  bedrohten 
diese  Landstreicher  mit  Geld-  und  Leibesstrafe.  In  Namur  wurden 
1617  Aerzte  angestellt,  um  die   aufgegriffenen  Aussätzigen   auf  ihren 
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Gesuinlheitsziistand  zu  untersuchen.  Fand  man  unter  ihneu  gesunde, 
aber  ari)eiiss('lieue  Personen,  so  übergab  man  sie  zu  peinlicher  Be- 
strafung den  rterichten.  In  äliidicher  Weise  mußte  man  in  der  Mitte 
des  1(5.  Jahrhunderts  in  Fraidireich  gegen  die  Aussätzigen  einschreiten, 
welctie  in  großen  Scliaren  diircli  das  Land  vagabundierten.  Ludwig  XIIL 
(ItllO— HUa)  errichtete  1G12  eine  Behörde,  welche  jedes  halbe  Jahr 
den  Gesundheitszustand  der  in  den  Leproserieu  befindlichen  Krauken 
prüfen  mußte.  Zu  diesem  Zwecke  hatten  die  Aus.sätzigen  ein  Zeugnis 
über  ihren  (lesundheitszustand  lieizubringen.  Von  diesem  Zeugnisse 
hing  es  ab,  ob  sie  weiter  in  den  Aussatzhäusern  verpHegt  wurden 
oder  gesun«!  erklärt,  das  Krankenhaus  zu  verlassen  hatten. 

Am  ilO.  Mai  1026  verordnete  der  König,  daß  durch  eine  aus  zwei 
Aerzten  und  einem  Chirurgen  bestehende  Kommission  alle  im  Reiche 
bestehenden  Leproserien  besucht  würden  und  <laß  man  in  Zukunft 
nur  solche  Personen  in  die  Aussatzhäuser  aufnehmen  dürfe,  welche 
ein  ärztliches  Krankheitsattest  beibringen  konnten  (Lecou  v  e  t^").  | 

Nachdem  sich  die  Schar  der  Aussätzigen  im  l(i.  Jahrhundert  ver- 
ringert hatte,  begann  sich  ihr  Schicksal  in  Frankreich  allmählich  zu 
bessernd  So  verordnete  Ludwig  XIV.  im  Jahre  16H3,  daß  die  Aus- 
sätzigen und  ihre  Naclikoninien  nicht  mehr  mit  den  Namen :  Christians, 
cagots,  ayots.  capots,  caqueux  bezeichnet  werden  dürften.  Es  sollte 
ihnen  freistehen,  die  Kirchen  zu  besuchen,  sich  in  liie  Klöster  auf- 
nehmen zu  lassen,  in  den  Stallten  zu  wohnen,  sich  nach  Belieben  zn 
verheiraten,  ihren  Beruf  frei  zu  wählen  und  zu  ihrer  Verteidigung 
Waften  zu  ti'agen.  Aber  die  Vorurteile  gegen  die  cagots  waren  so 
tief  eingewurzelt,  daß  sich  das  Volk  otl'en  gegen  flie  Befehle  des 
Königs  auflehnte.  So  erlaubten  die  Bewohner  von  Pulvigner  in  der 
Bretagne  nicht,  daß  der  Leichnam  einer  Frau,  deren  Voreltern  leprös 
gewesen  waren,  in  der  Kirche  Iteigesetzt  würde.  Man  warf  den  Sarg 
auf  die  Straße,  so  daß  der  Leichnam  herausfiel  und  verstümmelte  ihn 
dann  auf  das  alischeulicbste  (Rochas",  S.  91). 

Ln  IS.  Jahrhundert  war  der  Aussatz  in  Frankreich  zwar  er- 
loschen, erhalten  aber  hatte  sich  der  Widerwille  des  Volkes 
gegen  die  cagots,  die  Abkömmlinge  der  A  u  s  s  ä  t  zi  g  e  n 
(Ambroise  Parö',  S.  744). 

Die  französische  Revolution  von  1789  hat  auch  hier  reinigend  ge- 
wirkt. 

In  Luz  (Dej).  Hautes  Pyrenees)  war  bis  1789  den  cagots  nur 
eine  niedrige  Seitentüre  der  Kirche  geöffnet,  die  noch  heute  porte  des 
cagots  genannt  wird  (Vignat",  S.  24). 

Noch  1777  wurde  im  Dep.  des  Landes  einem  reichen  cagot  von 
einem  Veteranen  die  Hand  in  der  Kirche  mit  dem  Säbel  abgehackt, 
weil  er  es  gewagt  hatte,  aus  dem  für  die  Gemeinde  bestimmten  Weih- 
becken sich  zu  benetzen.  Die  Hand  vergrub  man  unter  der  Kirchen- 
tür als  Warnung  für  jeden,  der  gleiches  wagen  würde.  Um  dieselbe 
Zeit  ließ  der  Bischof  Prevel  in  der  Gascogne  keinen  cagot  zum 
Abendmahle  zu.  Da  darf  es  uns  nicht  wundern,  wenn  die  verhaßten 
cagots  in  den  Wirren  der  französischen  Revolution  in  Südfrankreicli 
die  Zivilstandsregister  zerstörten,  um  auf  diese  Weise  jede  amtliche 
Untersuchung  über  ihre  Abstammung  unmöglich  zu  machen. 

Aber  noch  heule  sind  die  ^'orurteile  gegeu  die  cagots  in  Süd- 
frankreich und  in  der  Bretagne  noch  nicht  völlig  geschwunden  O'ig- 
nat^S  S.  06  ff.). 
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Ueber  das  Erlöschen  des  Aussatzes  in  Deutschland 
läßt  sich  folgendes  feststollen.  Iöl4 — 1540  wird  Doktor  Friedrich  als 
Leprosenarzt  in  Würzburj,'  verpflichtet.  Auch  uoch  in  der  zweiten 
Hälfte  des  IG.  Jahrhunderts  war  die  Krankheit  in  Franken  weit  ver- 
breitet, ja  15HS  sollen  nocli  in  ISurgliausen  (Oberbayern)  eclite 
Lepröse  vorhanden  gewesen  sein  (Lani  niert"',  S.  2;^h  ff.).  Anfang 
des  17.  Jalirhunderts  dagegen  ist  die  Lepra  verschwunden''.  Sie 
wird  von  der  Syphilis  abgelöst:  ein  Vorgang,  der  die  Annalinie  von 
eiueni  Uebergang  der  einen  in  die  andere  Krankheit  veranlaßt  hat. 
Die  Leprahäuser  (S.  H71  ff.)  gehen  dann  ein  oder  werden  in  Festhäuser, 
Franzosenhäuser,  später  in  Pfrflndnerhäuser  oder  Siechenliänser  oder 
Kapellen  verwandelt,  als  welche  sie  sich  in  vielen  Orten  bis  auf  den 
heutigen  Tag  erhalten  haben. 

Urkunden  betr.  die  FeststeOung  der  Lepra. 

JVb.  /.^,  I B,  IC,  ID  »iiid  eiitUlmt  au^  llariiKi  >i  <! ,  yotice  liiMori'jiie  tur  la  Uprv 
»er»«  de  la   rille  de   Troj/en  (lS-i9). 

lAy  Orrifialie  trccenstg  ctilectis  oostri«  ma^ütrie  Nicoiao  Ribret  in  roedicina  doc- 
tori,  Petro  Bauduuyn,  Petro  Fillet  et  Johauni  Coquart  cliirurt!;ieih  in  iirlio  trc^ensi 
juratis  saluteiii.  M\  c.xaiiien  veKtrum  iiiiltiiims  Cosnian  .lohert  in  (larocliia  Sancti 
Martini  in  vineis  fomnioranlcra,  niorlw  lepre  suspectum  et  accusaliun.  Vobis  ij^itur 
propter  lioe  niandnmiis  et  cuminittinius  «|uatenu^  ijj,-*uiii  .Iol>ert  circa  promissa  vinitotis 
diligenter  et  esi>eriauiini;  et  f|uidi|uid  iiicle  feceritis  nobis  «üb  sigiüs  vestri«  luaniiali- 
hwa  fideliter  intrcx'liDitA  lum  cum  prcsiente  noetra  commiKHione  reinittatifi.  Datum 
Treci«,  Anno  domiui  miUesimo  quiugentc»imo  Ksagesimo  quarto,  die  terlia  nieimis 
iDartii. 

Sign^  Bellehikke. 
Commiggio  leprosi. 

IB)  PERDOCrO  DOMINO  oFFICfAIJ  TRECENSI. 
NoH  NicolauH  Ribrez  niediciii!,  Petrus  Banldouyn,  Peiru."  Fillet  et  Johanne« 
Coquart  ehirurgi  Tretis  coiiiniorante*!,  Jurati  eertifieainns  C'cwiuan  Jobert  per  uni- 
Tenun]  corpori;!  babitum  vi:<itBsirc:  Qneni  i|uidem  inveiiiuinH  hcle]ibaiiticuin  vulgo 
leprosuni.  Qiiapropter  sumtis  oinne«  in  ea  opinione  ul  a  santjrum  ctinsortio  seffre- 
gaii  deüeat.  In  cujus  rei  fidem  signa  nostra  nie  manuolia  subscnpcimus:  Anni»  do- 
miui nülie^^imo  quingentesimo  gexagesimo  quarto,  die  terlia  mcnBi«  marlii. 

N.  RitiKEZ.  P.  Fillet. 

P.   BaL'1)0L'IN.  J.  COl^l'ART. 


I  C)  Officialis  trecensis  presbitero  sancti  Martini  in  vincis  et  oiniiibiiä  aliis  Valu- 
ten) in  doraino.  Noveritis  quod  die  date  presentium,  per  medieum  et  cirurpos  Juratos 
treccnses  in  talibus  eipcrtns,  vitiitari  fecimus  diligenter  et  experiri  Cui-man  Jobert, 
in  parrochia  dicti  sancti  llartiiii  in  veneis  conmioraiitem,  a  nonnulli«  morlio  lepre 
auiiiwctum  et  accu.^atum;  et  quia  [>er  relationein  diLtorum  mcdici  et  tirurgicorum 
littcratoric  nobi«  faclam  inti«  presentiims  affixam,  nobis  legitime  coii.stitit  at(]ue  i'on- 
stat  prMÜctum  Jobert  dicto  morbo  lepre  lielepbantieuin  et  contaiiiinatuni  e^se,  et  ab 
huinaiiis  sequeHtranduin  et  separandurn.  Idcireo  cunKiem  Jobert  leprOKuni  et  a  po- 
pulo  seiiuestninduin  et  segregandum,  ne  nui  communieatione  sanos  inficere  [wt-sit, 
declaravinuis  et  declaramus  per  ^ireseutes,  pre<lictutn  ijue  Jobert  in  exj«.'nsin  ratioiiali- 
bus  per  matriculariOR  seu  provisorc«  fabriec  ecdesie  dieti  riancti  Martini  in  vincis 
contra  eumdem  Jobert  in  hujusuiodi  negotio  factit^,  earuni  tiixatiune  nobis  re.ser\ata, 
comleranavimui»  et  r  (indeninaraus.  Vobis  niandamu«  igitur  premi-isa,  ne  deterius  inde 
contingat,  ad  pronum  veslre  parrnchialis  ec<'lei'ie  ae  iibi  decet  publi<'ttre  vel  publicari 
faciatiB,  proceaentes  super  hoc  prout  iu  talibus  fieri  est  assuetuni.  In  ciiju?»  rei 
testinionium  sigillum  trcceusis  eurie,  una  cum  signis  nostri  officialatus,  litterin  pre- 
sentibui»  duximus  apponemiiira.  Actum  et  datuni  Trecis,  Anao  domini  mille«imo 
quingentegimo  nexagesimo  quarto,  die  tertia  mcnsia  martii. 

Bignä  Bellehlrre. 
Sententia  leprosi. 

1  D)  NouB  soubsignäs  certifion«  avoir  dUigemment  visJK?  ung  nomme  Richarl  gu- 
erre  a  poin  eur  toute«  Tes  partieg  de  bod  corp»  et  en  son  sang,  aur  le()uel  avona  treave 
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les  parties  du  corp»  luaistro  Inc<]ue8,  etc.,  jxjur  i 
de  son  corps;    s^aHoir   priiicqralemcnt   s'il    v  i 


atim 


plusieurü  äigues  taut  univocques  que  i-quivocques  proc&lans  de  1a  maladie  de 
et  a  dojä  tanl  pr<x-«do  la  dict«  maladie  tjue  ne  poult  recepvoir  eure,  par  quoy 
ee<tre  le  dicc  Richart  guerre  a  i>aii)  den  a  prtSsent  separe  de  la  ooovensatious  da>  adUi; 
et  L'o  cortifions  estre  vray,   tesiuoing  nos  eignes    manuelleä  icy  mis,   le  rinuasm«;  de 
may,  lan  mil  ciuq  cens  cinquante  et  ung. 

Sigu£  Aj.bert  Möbel.  Le  Comte. 

Vergl.  Harm  and",  S.  8,  Anm. 

Xo.  II   und    III  sind   entlehnt    atu    Let   oeuvret    d'Am  broiie    Pari,    Sepi 
Edition  (Parit  1614J,  S.  1186. 

II)  »Nous  chirurgiena,  iur&z  ä  Paris  par  l'ordonnance  de  Monsieur  le  Procurenr 
du  Roy  de  Chafit«let,  donn^  le  28  iour  d'Aoust  mil   einq  cens   qoatre  vingta  et 
troi«,   par  Inquelle  auous  est^   nonini&i    pour  faire  rapport,  syauoir   ai    G.  P.  eit 
iL-preux :   pariant  l'auons  examin(?  (;omme  s'ensuit.    Premierement  aucns   trouuö 
couleur  de  »on  risagc  coupero«('e,  hlaffarde  et  liuide,  et  pleine  de  saphira :   ausai  aui 
tinJ  et  arrachi''  de  i-cs  cheueiut,  et  du  poil  de  sa  barlw  et  nourcils  et  auons  veu  qa 
la  rat-ine  de  sa  barbc   e«toit  attachi?   quelque  [»elite  portioii  de  i'hair.    Ea  sourcils  i 
derriire  les  oreilles   auons  trouu(?   des  petilea  tubercules  glaiiduleuses:    le  front  rid^' 
80n  regard   fixe  et  iiiiiiiobiU',    acs   veus   rouges,  entiiicelaus,    les   narines    larges   fU 
dehors  et  estroittes  |>ai  dedaiis,  qua^i  Ixiu.schds  auec  petite«  vlct-res  rousteuses :  U  Ungut 
enfl^  et  noire,  et  au  dessus  et  au  dessous  auons  trouu«''  petits  granis  comme  on  void 
aux  poiirceatix  ladres :  les  genciues  (.-orrodt^-es,  et  les  dents  desdianukis,  et  son  haletne 
fort  puante,  ayaut  la  voix  enrouce,  pariant  du  nez.    Aussi  l'auons  veu  nud,  et  auons 
trouui'  tont  i^on  cuir  crespy   et  inegal,  coniine  celuy  d'vne  oye  maigre  plunv^,  et  ai 
cextainri  tieux  pluxieurs  dartres.     D'auanlage  noiw  1  auons  picqu«^  aasez  profond>5ment 
d'vue  aiguille  au   tendon  du  lalou,  sans  l  auoir  ä  peiae  senty.    P«r  ces  Bignes  tani 
XTituocques  (]u'equivoc(jue!<,  lüi-ons  que  ledit  G.  P.  est  ladre  eonfirmä.    Parquoj  «am 
bon  qu  d  i^oit  si^pnre  de  la  cunipugitic  des  ttaiiis,  d'autaut  que  ce  mal  est  oonta^eox. 
Le  tout  certifiouB  cKtrc  vray,   tesuioings  nos  soings  mauuels  ci  mis  le  sixi^sme  Maj 
mil  cinq  cens  quatre  vingts  et  trois.« 

JIIl  -Nous  Houbx-signes  .  . .  certifions  auoir  veu  et  visitt''  diligemment,  par  tou: 

faire  rapjxjrt  sur  la  disposition  et  san 
_  -  .  a  en  luy  nucuti  sousjiyon,  signe  tant 
vnique  quecquiuoijue,  de  In  maladie  appclde  vulgaireuienl  Ijuircne :  lequcl  auonj 
trouui  en  euuleur  de  toul  le  uorps,  grosseur.  charact'ere,  et  tietious,  pur  et  net  de 
ladite  maladie.  Fait  eoas  nos  seings,  le  viugt  quatrii^sme  Aoust  inil  cinq  cena 
octaute  trois.> 

Literatur  und  Anmerkungen  zu  AbBchnitt  VI,  Ib. 

1)  Les  cGuvres  d'Ambroiae  Par€.    Septiesme  edition   Paris   (1614)  '8. 
Vergl.  Lecouvet'^  S.  02. 

2)  Virchow,  .\rch.,  18.  Bd.,  149.  Murg.  von  Dirdteiu  wurde  1486 
der  roediKiniscbeD  Fakultät  in  Köln  auf  Lepra  untersucht  und  gesund  Besprochen. 
Frau  Notburga  au«  Winkel  erschien  1492  nackt  vor  der  medizinischen  Fakultäl  tu 
Mainz  und  wurde  von  diener  gesund  gesprochen.  Vgl.  auch  K  n  n  c  n  ,  Gcochichta 
der  Stadt  Kiiln,  6.  Bd.,  tjl7,  Uone,  Zeitschr.  L  d.  Gesch.  d,  Obenrheins,  12.  Bd., 
155,  Lamm  er t'",  H.  2äS. 

3)  Im  AussatzbauBc  auf  dem  Gasteig  bei  München  scheint  12U2  nur  eine  graae 
Kleidung  vorgeschrieben  gewesen  zu  sein  (Laramert'",  S.  184). 

4|  Nach  Mever  soll  dieses  1318  infolge  eines  Befehles  Philipps  dee  Schöoeo 
geschehen  sein,  welcher  selbst  leprös  war  (Lecouvet",  S.  81). 

5)  Zur   Zeit   de«   Papste»  Johann  XXIII.  (131U — 1334)  sollen  sich  in  Frank-  ^ 
reich  viele  Hundert  Aussätzige  zusammengerottet  haben,  um  die  Lepra   durch  Ver-  ^M 

g'ftung  der  Brunnen  zu  verbreiten  ^Hevnc,  Körperpflege  und  Kleidung  bei  den  S 
eutschen  (1903t.  S.  1(57,  Anm.  259). 

6)  Die  Angelsachsen  kennen  den  Aussatz,  die  Lepra,  aber  vielleicht  nur  voin 
Hörensagen.  Denn  die  Leechdom.s  erwähnen  nur:  „die  weiße  Rauhigkeit,  die  man 
im  Süden  lepra  neunt".  Private  Mitteilung  v.  Prof.  F.  Liebcrmaun.  VeareL 
Leechdoms,    ed.  Cockayno  (Rolls  «cries  1865),   2.  Bd.,  S.  22U,   vergl.  3.  Bd.,  3a7. 

7)  Ordtaanza  del  Breve  di  Villa  di  Chiesa  (Iglesias)  vom  8.  Juni  1327.  Ordi- 
niamo,  che  tutto  homo  ne  femmena  la  ijuale  i^ia  in  Villa  di  Chiesa,  che  foese  lebroM 
o  lebrosa,  nou  )>ossa  ne  debbi«  stare  ne  habilare  ia  dcsta  terra  in  Villa  di  Chieaa.* 
Pinna,  Sulla  pubblica  sanitii  in  .Sardegna  (lalle  sue  origini  fino  al  1850  (1898). 

8)  In  Marseille  war  der  Aussatz  wohl  bereits  1467  erlascben,  da  in  dieaem 
Jahre  das  alte  Leprahaus  in  ein  Pesthaus  verwandelt  wurde    (Encyclp.  Brilani 
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unter  Quaraotine.)    In   Troves  waren    160tt    keine   Aussätzipen    mehr  vorhanden 
(Harmanti'-,  S.  2),  1620  dagegen  noch  in  B^arn  (Rochas",  S.  28). 

9)  Doch  wird  dat  Aussatzhaus  von  MengeringbauBen  noch  166.3  erwähnt  (Vir- 
chow,  Archiv,  Bd.  IS,  S.  161). 

10)  Ldoonvet,  Ettai  »itr  la  condüion  tocialt  det  lipnttx  au  moyen  äge.     (Gund  1166). 

11)  da  Soebai,  Lei  Paria»  de  France  H  d'Etpagne  (1S76)  Ol,  OS. 
12|  Fechter,  in:  Band  im  H.  Jahrhundert  (IH.^6). 

13)  Becker,  E  ,  Dir  Geschieht*  der  Medizin  in  Hildtihtim  fcährertd  det  Mittelaltert  in 
ZeilKchr.  f.  klin.  Mediz.,  SS.  Bd.   (1809)  SOG. 

14)  Letier,  Auttalthäxuer  det  Mittelaltert,  in  Schweiteritche.  Bundtehau,  Jahrgang  1896, 
1.  Bd.,  S26. 

V>)  BUlmann,  Slädlewesen  da  MHuMtem,  4.  Bd.,  S.  HJf.  (18S0). 

16j  Lunmert,  Zur  Gaiehiehte  det  bürgerlichen  Lebern  und  der  SffenÜichen  Oettindheitt' 
pßege  (ISSO). 

17)  HlBgit,  .SanilälJiverhältnitte  Freibergt  im  MiUelalier,  in  Mitteilungen  d.  Freiberger 
Altertumtvereini,  il.  H.  (ISS4)  iS. 

18)  OnillOQard,  Etüde  tur  la  condition  det  Ifpreux  au  moyen  dge  notammenl  d'aprh  la 
coiitume  dr  Xornmndie.  (Pari*  1S7S). 

19)  Alberdligk,  Thijm,  Geichichte  der  Wohltäligkeittanttaiten  in  Belgien  (1S87). 

20)  Gemet,  .Vitleilungen  aiu  der  älteren  Medirinalgetehirhle  Ifambnrgg.    (Hamburg  1869), 

21)  Tnüho™,  Die  chrittliche  Liebettätiykeit,  S.  Bd.  (ISSi). 

22)  (Harmand),  Xoliee  hitlorique  »ur  la  Uproterie  de  la  ville  de  Troyet.  (Troyet  1849). 

23)  Heyne,  Deutsche  HmuiallertHmer,  S.  Bd.  (190S). 

24)  Bobert,  IHyte,  Lei  tigne»  d'infamie  a»  moyen  age.  Bulletin  et  mimoiret  de  la  loeiiti 
naluDiulf  ticii  antiquairet  de  France,  49.  Bd.  (1888)  57. 

25)  Heuler,  Pbil.  Oabr.,    Vom  abendliinditchen  Auttatx.     (Hamburg  1700). 

26)  Manii,  Sacnirum  eoneilionim  nova  et  amplittima  coUectio,  0.  Bd.  (176S)  134,  944, 
2i.  Bd.  S.  e.tO. 

27)  CorraiU,  Annali  delle  epidemie  orcorte  in  Italia,  1.  Bd.,  .5.  171. 

28)  Leraeb,  Grtrhichte  der    Volluteuchen  (1896), 

29)  Obevalier,  Notice  hittorii/ue  lur  la  maladrerie  de  Voley  (Romane  1870).  Inventar 
der  Leproterie  von  Voley  bei  Romant  am  14.  Juli  ISSl:  6  Zimmer  mit 
10  Betten,  ilatu  Sirolitüc.ke,  Matralten,  Kitten  und  Decken ;  Titche,  Bänke  und 
Truhen  aat  Tannenlioh,  161  Luken,  12  Hemden,  4^  SehlafrScke  (robet),  S4  Servietten, 
91  Belleltäcke,  6  Schürten,  Geräte  aut  Eiten,  Zinn  und  Meeting  /itr  Heizung,  Kilche 
und  Tafel;  Weinprciee,  Weinhi/e,  44  leere  Tonnen  und  SS  g^iUlte  Weinfätter,  einen 
Sitül  mit  Haufen  und  FretttrSgen,  IS  Schafe  und  6  Lämmer.  Chevalier ,  S.  5S 
und  ISO. 

30)  Manlmenta  fhtildhaUae  Londinentit.  Liber  albut.  1.  Bd.,  S.  S73,  590, 

31)  TigDKt,  Eng.,  Let  l^treux  et  lei  chevalieri  de  Saint  Latare  dt  Jtrutalem  et  de 
y.-D.  da  Moni  Carmel.    (Orliant  IS84). 

32)  Labonrt,  Becherrhet  tur  Vorigine  det  ladreritt,  (I8Ö4). 

33)  Cberean,  Leu  ordnnnnncet  faictet  et  publieet  a  ton  de  Irompe  par  Ut  rarrefourt  de 
ce»lt    Viile  de  Parit  pour  etiler  let  dangieri  de  petlr  ISSl  (Parit  187S). 

34)  Sapauy,  Lr  moyen  age  midical.     (Parit  1S9SJ  S.  90 ff. 

35)  Oetter,  Der  Arzt  in  Deutschland  in  den  älteren  und  mittleren  Zeiten  (1777). 

36)  Kriegk,  DcuUchet  Bürgertum  im  Mittelalter.    1.  Bd.  (1868). 


c)  Die  Aussatz häuser. 

Die  Aussatzhäuser  (vergl.  die  Synonyme  S.  862)  dienten  zur  Auf- 
nahme der  Lepröseu.  Sie  lagen  außerhalb  der  Stadt  und  bestanden 
zumeist  aus  einfachen  Baulichkeiten,  die  von  Ackerland  und  Wiesen 
umgeben  waren.  Sie  traten  an  vielen  Orten  an  die  Stelle  der  zer- 
streuten Niederlassungen  der  Feidsiechen,  um  letztere  besser  über- 
wachen und  verpflegen  zu  können. 

Das  von  dem  heiligen  Romanus  besuchte  Hospitiolum,  in  welchem 
«r  neun  Aussätzige  antraf,  war  gewiU  ein  unansehnliches  Gebäude '. 
Das  Gebäude  der  Leproserie  von  Troyes  bestand  im  11.  Jahrhundert 
aus  einem  großen,  zu  ebener  Erde  gelegenen  Räume,  der  durch 
Querwände  in  eine  Reihe  von  Abteilungen  zerlegt  war.  Jede  Ab- 
teilung enthielt  ein  Zimmer  für  den  Kranken  und  ein  zweites  Zimmer 
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für  seine  Pflegerin.     Diese  Wohnung  wurde  borde  genannt. 
Wohnung   schloß   sich    ein    ideiner    Garten,    den    der    Kranke    selbs 
pflegte  und  in   welchen   er  sich  zurückziehen  konnte  (Harniaud' 
S.  16.) 

Das  Aussatzhaus  von  Voley  hei  Romans  war  im  11.  Jahrhunder 
in  einem  Bau  von  ungefähr  80  Fuß  Länge  und  45  Fuß  Breite  unter- 
gebracht. Seine  Höhe  betrug  an  der  Vorderseite  lö,  an  der  Hinter- 
seite nur  9  Fuß.  Ks  enthielt,  wie  sich  aus  dem  inventaire  von  1581 
ergibt,  (i  Wohnräume.  Es  war  von  Wiesen  umgeben  und  lelint«"  siel 
an  einen  Hügel  an.  Auf  diesem  befanden  sich  die  Hütten  deijeuigen 
Aussätzigen,  welche  einen  besonders  schrecklichen  Anblick  darboten 
(Chevalier*,  S.  30). 

Ueber  das  ärmliche  Inventar  dieses  Aussatzbauses  vergl.  die 
Literatur  S.  871  unter  Chevalier-". 

Dagegen  war  die  im  12.  .Jahrhundert  errichtete  Leproserie  voD 
Chartres  wegen  ihrer  schönen  Gebäude  und  wegen  der  GeschicklicJi"^ 
keit  ihrer  Aerzte  berühmt  {Rochas'",  S.  509). 

Die  Einnahmen  der  Leproserien  waren  verschieden    hoch 
So  verfügte   von    den  19  Aussatzhäusern    der   Diözese    Troyes    m 
das   von  Troj'es  über  6000  frs.  jährlich,  während   die   übrigen    If 
nur    zwischen  800,    tjOO,   300,    100   und    !^Kl  frs.  jälirlich    auszugeben 
hatten  (Harm  and'',  S.  4,  Annik.). 

Zur  Aufnahme  in   das  Aussatz  haus,  die  auf   Lebenszeit 
erfolgte  (Chevalier*,   S.  37),   waren    zunächst   nur   die  Bürger    der 
Stadt   und   deren  Kinder   berechtigt.     In   Douai   war   von    den    drei^ 
vorhandenen  Leproserien  die  eine  nur    für  die  Bürger  der   Stadt,    diafl 
zweite  für  diese  und  für  andere  Bewolmer  Douais  bestimmt  (Lee  o  u  v  et  ^" 
S.  138).     Schwangere  oder  Wöchnerinnen  wurden  in   die  I^eproserien 
von   Saint  Pierre   Obbrussel    bei    Brüssel   nicht   aufgenoinmei 
(Lecouvet^   S.  138).     Im    IH.  und  17.  Jahrhundert   fanden    in    der 
Leproserie  von  Troyes  auch  Fremde    Aufnahme,   aber   nur    auf  be- 
sonderen   Befehl    des   Gro(S-Alnioseniers    von    Frankreich.      In    Bel- 
gien und  Holland   gab  ein   längerer  Aufenthalt  in  derselben  Stadt 
das  Anrecht  auf  Aufnahme  in  das  Aussatzhaus  (Lecouvet*). 

In  Erfurt  mußten  Personen,    welche  in  dem  Aussatzhause  Auf«] 
nähme  suchten,  einen  Schaubrief  vorzeigen,   aus  dem  hervorging,  daS 
sie  aussätzig    waren.     Arme   erhielten    unentgeltlich    Aufnahme,  Ver 
mögende  mußten  sich  einkaufen  (Beyer ')•    In  Ulm  wurden  seit  142 
nur  Personen,    die  in  Ulm   gelioreu  waren,    in   das    Siechenhaus  auf- 
genommen.    Ueber  die  Aufnahme  entschied  der  Rat  auf  Grund  eines] 
Berichtes,  den  die  Bettelherren  (Ratsherren,  denen  die  Krankenhäusi 
unterstanden)  oder  auch  Aerzte  erstatteten  (.Jäger*,  S.  484). 

Eine  strenge  Hausordnung  herrschte  und  mußte  in  den  Aus- 
satzhäusern herrschen,  weil  es  nur  auf  diese  Weise  möglich  war,  die 
meist  der  untersten  Volksklasse  angehörigen  Menschen  im  Zaume  zU' 
halten.    Einige  derartige  Ordnungen  sind  S.  874  ff.  abgedruckt. 

Dem  Ankömmlinge  wurde  durch  den  Leiter  der  Anstalt,  der  zu- 
meist ein  Geistlicher  war,  die  Hausordnung  verlesen,  auf  die  sich  der 
Kranke  und  seine  Pflegerin  zu  verptiichten  hatten. 

Jedes  laute  Wort,  jede  Gotteslästerung  war  untersagt.  Niemals 
durfte  der  Kranke  ohne  besondere  Erlaubnis  das  Krankenhaus  ver- 
lassen.    Alle  seine  Aufträge  und  Einkäufe  wurden  durch  seine  Pflegerin 


ausgeführt.    Dem  Gottesdienste  mußte  er  regelmäßig  beiwohnen  und 
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dem  Hausvater  von  allen  Verlefzuiigeu  der  Hausordnung,  die  er  bei 
anderen  Kranken  bemerkte,  Mitteilung'  luadion,  wenn  er  nicht  selbst 
für  mitschuldig  angesehen  werden  wollte.  Oftmals  wiederholte  Ver- 
fehlungen wurden  zuletzt  mit  Gefängnis  bestraft*).  Außerehelicher 
geschlechtlicher   Verkehr   mit   den  weiblichen  Insassen  war  untersagt. 

Doch  kam  dieser  nicht  selten  vor,  wie  z.  B.  das  Protokoll  beweist, 
welches  bei  der  Besichtigung  der  Leproserie  von  Troyes  durch  die 
Schöffen  aufgenommen  wurde.  Bei  dieser  Gelegenheit  fanden  sich  im 
Aussatzhause  drei  schwangere  Frauen,  von  denen  nur  eine  rechtmäßig 
verheiratet  war  (Harmand^J. 

Die  Ehen  der  Leprösen  wurden  nur  auf  Grund  besonderer 
Ermächtigung  gestattet,  welche  aber  nicht  allzusettea  erteilt  wurde, 
wie  mehrere  auf  uns  gekommene  /Aktenstücke  beweisen.  Wurde  eine 
Eicht  verheiratete,  aussätzige  Frau  schwanger,  so  durfte  sie  ihre  Nieder- 
kunft nicht  in  der  Stadt  abwarten.  Tat  sie  es  dennoch,  so  wurde  sie 
gezüchtigt  und  der  Vater  des  Kindes  verlor,  wenn  er  ein  Aussätziger 
war,  seinen  Platz  im  Krankenhause.  Das  Kind  aber  konnte  in  die 
Leproserie  seiner  Vaterstadt  nicht  aufgenommen  werden,  wozu  es 
eigentlich  berechtigt  gewesen  wäre,  wenn  der  Vater  Bürger  der  Stadt  war. 

In  den  meisten  Leproserien  mußten  die  Kranken  bei  ihrer  Auf- 
nahme ein  Eintrittsgeld  zahlen,  dessen  Höhe  teils  durch  Verordnung 
bestimmt,  teils  in  das  Belieben  des  Kranken  gestellt  war  (Lecouvet*, 
S.  i:i9,  Harm  and-',  S.  22). 

In  einigen  belgischen  Aussatzhäusern  hatte  der  Kranke  eine  Aus- 
rüstung, bestehend  in  Bett  und  Bettzeug,  Kissen,  Töpfen,  Fußschemel 
u.  s.  w.  mitzubringen,  in  anderen  mußte  er  nur  für  seine  Kleidung 
sorgen  (Lecouvet-,  S.  142 ff). 

In  Troyes  erhielten  die  Kranken  vom  Krankenhause  Brod,  Wein 
und  Holz,  außerdem  eine  gewisse  Summe  baren  Geldes,  für  die  sie  sich 
Kleider,  Fleisch  und  Arzneimittel  zu  kaufen  und  ihre  Pflegerin  zu 
bezahlen  hatten.  Alle  Almosen,  welche  den  Kranken  zuflössen,  wurden 
unter  diese  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

Beim  Tode  des  Kranken  erbte  das  Aussatzhaus  von  Ypern  stets 
einen  Teil  der  Hinterlassenschaft,  aucli  wenn  der  Verstorbene  Frau 
und  Kinder  hinterließ.  Aehnliche  Bestimmungen  galten  in  den  Lepro- 
serien von  Gent,  Brügge,  Brössei  und  Tournay  (Lecouvet*, 
S.  14:]). 

In  manchen  Aussatzhäusern  wurden  auch  aussätzige  Kinder 
verpflegt.  So  befand  sich  im  Leprosorium  zu  Schwabing  (Swa]>inga) 
bei  München  eine  Stube,  darin  man  die  armen  sundersiechen  Kindleio 
pflegte.  1482  machte  ein  MOncbener  Bürger  und  seine  Frau  eine 
Stiftung,  aus  der  alle  Kinder  in  der  Siechenstube  viermal  jährlich 
gespeist  werden  sollten.  Die  an  diesen  Tagen  zu  verabfolgenden 
Speisen  waren  von  den  Stiftern  genau  vorgeschrieben  (Lammert*, 
S.  187.) 

Ein  Gesunder,  der  ins  Aussatzhaus  ging,  war  denselben  Be- 
schränkungen wie  der  Aussätzige  unterworfen  (Lesser",  S.  204). 

Einige  Hausordnungen  von  Aussatz häusern  sind  im 
folgenden  abgedruckt**): 


*)  Die  Leproserie  von  Troyes  enthielt  ein  Gefängnis,  in  welchem  ein  Aussätziger 
i.  J.  1555  4Ü  Tage  zugebracht  tatte  (Harniand',  ö.  17,  Anmerkg.). 

**)  Die  Hansurdnungeii  sind  entnommen:  Nu.  1  u.  3  auü  Le  Urand,  Statuts 
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1)  Statuts  de  la  leproserie  Saint  Lazare  de  Honlpellier. 
Mitte  des  XII.  Jahrhunderts*). 
Decretum  venerabilis  Kaymundi,  Magalonensis  ecclesie  episcopi, 
dominique  Johannis,  Sancti  Firmini  archipresbiteri,  et  domioi  Quillelim 
Montispessulani  et  domine  Ermessendis,  ejusdem  Guillelmi  avie,  videlicet 
tarn  clericorum  quam  et  burgencium,  quod  in  perpetuum  in  domo  infir- 
morum  de  Ponte  Castellino\'i  servetur. 

1.  8i  quis  infirmorum,  super  hoc  quod  tenendum  constituimus,  volan- 
tate  propria  hoc  conaretur  infringere,  de  domo  ex  toto  expellatnr,  quod 
amplitts  ad  eam  non  reddeat.  Si  autem  in  domo  habitaverit  et  litee 
cotidianas  in  ea  fecerit,  et  eam  domum  assidue  conturbaverit,  pecnnia  sua 
quam  dedit  non  reddatur  ei,  quia  fratres  suos  in  discordiam  et  iram 
concitavit.  Si  filius  pacis  noluerit  esse  nee  permanere,  exeat  a  domo, 
quia  parum  fermenti  totam  massam  corrumpit**),  ut  dicit  Apostolus,  et 
nichil  quod  de  domo  est  et  secum  attulit  secum  non  ferat. 

2.  Si  in  infirmitate  jacuerit  et  testamentum  facere  volnerit,  non 
liceat  ei  facere  nisi  licencia  aministratorum  illius  loci,  quia  in  ore  duorom 
vel  trium  test[ium]  stat  omne  verbum. 

3.  Hec  sunt  precepta  que  salutem  animarum  suai-um  eis  subsecuntar: 
Si  misellus  vel  misella,  leprosus  vel  leprosa  recipi  in  domo  volnerit,  pri- 
mum  se  Deo  dare  et  servire,  et  hobedienciam  aministratoribus  promittat. 
Si  dixerit  se  nuUam  volle  promittere  obedienciam,  non  recipiatur.  Si 
promiserit  et  pecuniam  quam  secum  attidit  aministratoribus  ded[er]it,  per 
VTTTT  dies  servetur,  et  in  decimo  die  coram  omnibus  fratribus  vocetur, 
et  interroggetur  si  conversatio  eorum  ei  placuerit.  Si  sibi  placuerit, 
maneat  in  loco  usque  ad  mortem.  Si  vero  conversatio  loci  ei  non  placu- 
erit, pecunia  sua  ei  reddatur  et  exeat. 

4.  Hec  sunt  precepta  que  per  hobedienciam  observare  debetis :  Sicat 
per  inbobedienciam  primi  hominis  mors  intravit  in  mundum,  ita  per 
passionem  Jhesu  Christi  vita  nobis  etema  datur  et  promittitur.  Ideo 
nolite  fieri  fornicatores,  neque  contentiosi,  neque  fures,  neque  maledici, 
neque  rapaces,  neque  adulatores,  neque  alicujus  hominis  percussores, 
neque  indumentorum  vestrorum  vel  cibariorum  qui  ante  vos  in  mensa 
ponuntur  venditores ;  neque  inter  vos  discordiam  habeatis.  Et  si  aliquis 
vel  aliqua  ab  hujusmodi  preceptis  abstinere  voluerit,  de  domo  ejiciatnr, 
quoniam  Dominus  dicit  in  Evangelio :  „Beati  pacifici,  quoniam  filii  Dei 
vocabuntur ;  beati  mittes  quoniam  ipsi  possidebunt  vitam  etemam ;  beati 
misericordes,  quoniam  ipsi  misericordiam  consequentur"  ***). 

5.  De  horis  ecclesie  ita  observare  debetis :  Quum  fratres  vel  sorores 
Signum  campane  sonare  audierint,  cito  surgant  et  ad  ecclesiam  pergant 
cum  silencio  eundo  et  redeundo  et  in  ecclesia  Domino  pro  universis 
beneficiis  suis  gratias  reddant  et  pro  eorum  benefactoribus,  ut  eonua 
Dominus   peccata   solvat,    assidue  preces  fundant,    quia,  sicut  ipsi  eomm 


d'HAtels-Dieu  et  de  L^proseriea  (1901)  181,  246.  No.  2  aue  Lammert,  Zur  Ge- 
schichte deB  bärgerl.  Lebens  und  der  öffentl.  Qesundheitspflege,  1880  und  wu 
V.  Hef  ner:  Originalbilder  aus  der  Vorzeit  Münchens,  OberoayeriJBchee  Archiv  für 
Vaterland.  Geschidite,  13.  Bd.  (1852)  74  ff. 

*)  Der  Bischof  Baymond,  welcher  diese  Hausordnung  aufstellte,  safl  von  1129 
bis  1158  auf  dem  Bischofsstuhl  von  Montpellier;  Wilhelm  VII,  Enkel  des  Ennet- 
sant,  war  Graf  von  1149—1172. 

*•)  „Modicum  fermentum  totam  massam  corrumpit".    1  Cor.,  V,  6. 
**♦)  Jlatth.  V,  9,  4  et  7.    Das  Zitat  stimmt  nicht  genau.    In   der  Bibel  heiflt 
es:  „Beati  mites  quoniam  ipsi  possidebunt  terram." 
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elemosinis  sostentantur,  ita  orationibus  suis  benefactorum  suorum  peccata 
a  Domino  relazentur.  Et  finitis  missarom  sollempniis,  Ordinate  onusquis- 
que  ad  saam  cellulam   reddeat. 

6.  Si  vero  aliqua  vel  aliquis  infirmaverit  et  ad  ecclesiam  venire  non 
potuerit,  penitenciam  quam  sacerdos  ei  injunxerit  faciat. 

7.  Et  pro  mortuo  aliquo,  cujus  elemosinam  receperunt,  XTTT  Pater 
noater  dicant  et  similiter  singulis  diebos  sepcies  Pater  noster.  Et  si  ali- 
quis eorum  litteratus  fuerit,  singulis  diebus  YII  psalmos  penitenciales  et 
in  obitum  alicujus  fratris  psalterium  legant. 

8.  Si  autem  aliquis  vel  aliqua  se  infirmum  vel  infirmam  finxerit  et 
ad  ecclesiam  venire  noluerit,  et  hoc  ab  aliquo  fratre  vel  aliqua  sorore 
cognitum  fuerit,  tercio,  si  post  correctionem  Uiorum  castigare  noluerit, 
amministratoribus  demonstrent,  et  eoa  in  pane  et  aqua  VII  diebus  in 
medio  refectorio  jejunare  faciant. 

9.  Post  refectionem  vero  omnes  ad  ecclesiam  Domino  gratias  agendo 
veniant  et  postea  cum  silentio  donnitum,  estivo  tempore,  eant.  Fost- 
quam  vero  de  dormitione  surrexerint,  Domino  gratias  reddant  et  sine 
derisione  vel  peccato  diem  peragant. 

10.  Si  hec  mandata  predicta,  fratres  karrissimi,  cum  bona  voluntate 
observaveritis,  remissionem  omnium  peccatorum  vestrorum  et  vitam  etemam 
de  Domino  Jhesu  Christo  habebitis  et  insuper  habundanciam  omniiun 
bononun  et  graciam  et  amicitiam  ab  omnibus  qui  hoc  audierint. 

2)  Nach  der  Ordnung  des  Leprosenhauses  sum  Gasteig  bei  Manchen 
vom  14.  Januar  1342  wählten  die  Siechen  in  jedem  Jahre  aus  ihrer 
Mitte  einen  Hausmeister  und  eine  Hausmeisterin,  die  für  Zucht  und  Ordnung 
im  Hause  zu  sorgen  hatten.  Wer  ohne  Erlaubnis  in  die  Stadt  gegangen 
war,  mußte,  wenn  er  schon  mehrfach  gegen  die  Hausordnung  sich  ver- 
gangen hatte  „drey  tag  In  der  Stuben  vor  den  andern  an  der  Erd 
essen".  Der  Sieche  muß  stets  aus  seinem  eigenen  Gefäße  trinken.  Un- 
zucht wird  mit  Wasser  und  Brod  bestraft.  Tanzen,  springen  und  singen 
ist  untersagt  (Lammert*,  S.  186 £f.).  Diese  Hausordnung  wurde  dann 
1570  zeitgemäß  verbessert.  Sie  ist  im  folgenden  in  der  neuen  Passung 
abgedruckt  (v.  Hefner*). 

S&ts  und  Ordnung*) 

der  Armen  Siechen  Leut  aufT  dem  Gasteig 
widerumb  aufgericht  und  gepössert  Anno  1570. 
Zu  wissen.  Als  nach  der  Geburt  Jhesu  Christ;  vnnsers  Heilands 
1316  Jare,  durch  den  Erwirdigen  Herrn  Chorrichter  des  Tumbstiffts  zu 
Freising  vnnd  ainen  Ersamen  Weisen  ßath  in  München,  den  Armen 
Sunderaiechen  Leutten  aufiF  dem  Gasteig  am  Yserperg  bei  München,  Satz 
vnd  Ordnungen  gegeben  vnd  zehalten  gepoten  worden,  nach  Innhalt 
eines  solchen  Briefs,  under  obemannter  beder  Obrigkhaiten  Innsigeln  aus- 
gangen ;  Aber  solche  gepot  vnd  Ordnungen  bey  den  Inwonern  des  Siech- 
haus am  Gasteig  gar  in  vergessen  khomen  sind ;  Vnnd  dieweil  sich  auch 
die  anzal  der  Siechen  Leut  yeziger  Zeit  vastmeert,  vnd  damit  vnder 
Inen  guete  Christenliche  Zucht  vnd  Ordnung  erhalten  werde.  —  So  hat 
ain  Emeuester  Weiser  Burgermeister  vnd  Rath  zw  München  den  Hoch- 
herm    beuolchen    bey   vennaydung   ernstlicher   vnd    vnachlessiger   Kaths 


*)  Aus  T.  Hef  ner,  Originalbilder  auA  der  Vorzeit  Münchens.    Oberbayerisches 
Archiv  ffir  vaterländische  Geschichte,  13.  Bd.  (1852)  74  ff. 
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Straff  ob  uacbvolgender  Ordnung  alles  vleiü  zehallten,  Laut  ains  sund 
brieffs  vTider  fremainer  8tat  Insigl  derwegen  ausgangen,  des   Damm  atetj 
den   14.  Jiinuary  Im   1570  Jare,  nachvolgender  niassen : 

In  dein  Namen  der  Heiligen  Dreiualtigkhait  Amen. 

Erstlich    sollen    die    zwen  Hochherm,  so  den  Armen  Siechen   1« 
auf  dem  Gasteig  yezt  vnd  liüifüron  von  einem  ßathe  zu  Milnchen  ge 
\'nd  verordnet  werden,  aus  der  gantzen  versamblung  der  Siechen  Menschen,] 
80  Ir  pfriennt  Im  HaiiÜ  haben,  nach  Irem  guetbedunkhen   almalen   oineal 
Mann    zu    ainem    Hansinaister    erwölen,    vnd    ein    Weib  zu    einer  Haus- 
maisterin,    die   ainen    erbaru  zichtigen  Gottsforchtigen  wandl   fueren  rnd 
klueg  sein.     Dieselben  zwo  personen  sollen  alle  Ding  was  Ir   gemain  zn 
dem  HauG  gehört  vleissig  bewai-en,    auch  guete  anordnung   ihnen,    damit 
alle   Ding   In    der   Forcht   Gottes   mit  gueter  Vorbetrachtung,    nach  dfeä 
Haus  nutz  vnd  notturft  gehandelt  vnd  gehalten  werde,  demselben  Haas- 
maister     vnd     Maisterin     soUen    alle    Sieche    Haus-Khinder,     auch    ihrei 
Diener   vnd    Dienerin    folgen,    vnd    Irem  beuelch  mit  vleiß  nachkhomen;^ 
wer  aber  darwider  thet,  der  soll  darumb  gestrafft  werden  nach  dem  baelch 
der  Hoehherrn. 

Zum  andern.     Wenn  man  ain  Siechs  Menäch  In  das  Siechhans  auf- 
vnd  einemen  will,  soll  man  Ime  In  Beiseiu  der  Leut,  so  für  dieselb  per- 
8on    pitten,    dise    Satz    vnd  Ordnung  nach  lengs  fürhalten  vnd   verleeen, 
damit  das  Siech  Mensch  zimor  wisse,  was  es  thuen  vnd  lassen  soll.     Werj 
aber  solche  Ordnung  nit  halten  wolte,    oder  auch  nit  peten  khundt,     der! 
soll  gar  nit  eingenomen  werden, 

3.  Ain    \'edea  Siechs  Mensch  soU  haben  einen  Mantl  Sch>vart«  oder 
Grab.     Er  soll  auch  mit  khainer  andern  färb  \'nterfuetert  sein,   dann  mitl 
Schwartz  oder  Grab,  fein  Erbar  gemacht,  nit  zu  khurtz,  auf  baden  Axlea* 
offen,  fernen  vnder  dem  Khynpaken  zue,  mit  nichte  verprftmbt,    sondern 
schlecht  *),  wie  von  alter  herkommen  ist. 

4.  Desgleichen    soll    es    auch    mit    den    andern    Claidem   alles  anAl] 
schlechtist  vnd  Erbarist  gebalten  werden.     Wer  oder  welche  person,  Sy 
sey    Jung    oder    Alt,    Man  oder  Weib,  solches  ybertridt,  dem  sollen   diel 
verpotenen    Claider  von  Irem  pfleger  genomen,    und  dem  Hochherm   an- 
gezaigt  werden. 

5.  Khain  Siechs  Mensch  soll  macht  haben  von  dem  Siechhaus,  oderl 
In  die  Stat  zegeen,  one  Erlaubnuß  des  Hausmaisters  oder  Ire«  pSegers.i 
W^er  solches  yberfort,  dem  soll  sein  pfriendt  acht  tag  abgehebt  werden  ^ 
vom  pfleger. 

Wann  aber  ein  Siechs  Mensch  mit  erlaubnis  in  die  Stat  khomt,    so  | 
soll  es,  so  immer  mUglich,    aufs  wenigist  \Tider  andern  gesundten   leuten 
vmbgeen,  auch  In  khain  Wein-,  pier-,  Met-  oder  andere  Heuser  eingeen, 
von  essen  oder  Trinkens  wegen,  sonder  sein  Geschafft  vnd  beuelch  fürder- 
lich    ausrichten,    auch  gar  aus  Niemands,  vnd  besunder  ans  khaines  Ge- 
sundten,   Shissel    vnd    Geshirr    weder    essen  noch  tringken,  sondern   die 
Gaben  in  sein  aigen  Gefäß  oder  Geshirr  empfahen,  vnd  aufs  förderlichst 
wider    heimkhomen.      Wer    das    nit    th&t    und    ybertridt,    dem   soll  die 
pfriendt    zum    ersten    mal    acht  tag,    zum  andern  mal  Vierzehn   tag,  \Tid 
zum  dritten  mal  ain  Monat  lang  aufgebebt  werden,  vnd  soll  darzue,   so  er  ^J 
das    Gepot   zum  drittenmal  yberfahren  hat,   drey  tag  In  der  Stuben  vor  ^| 
den  andern  an  der  Erd  essen.  ^^ 

7,  Wftr   aber   das   verprechen   so   groß,   daß   ain   Siechs   Mensch  In 


i 


*)  «nfach. 


Sb 


Zur  G-eschichte  der  .Sozialen   Hygiene. 


877 


ainem  Wierdts  Haus  oder  anderstwo  mit  gesundten  Leuten  geeasen  oder 
Trungken  hett,  oder  sonst  Imngkhen  haimkäm,  oder  ybemacht  aus  dem 
Siechhaus  Iflge,  das  soll  zestundan  den  Hochherrn  angezaigt  werden, 
damit  ein  solches  vngehorsam  Mensch  nach  Irem  gnetbedunkhen,  dazu 
auch  mit  der  Kheyehen  gestraft  werden.  Es  sollen  auch  die  andern 
Siechen  Leut  im  Haus,  die  solches  wissen  imd  nit  anzaigen,  von  den 
Hochherni  gestraft  werden. 

8.  Khain  Siechs  Mensch  soll  ober  Landt  vom  Hauß  ziechen,  es  sey 
zu  seinen  treundten,  auf  Kirchweyhen  oder  In  andern  geschafften,  one 
Vorwissen  vnd  erlaubmis  der  Hochhen-n. 

9.  Wenn  Ime  aber  erlaubt  wierdet,  soll  es  khain  andere  dann 
Siecheuklaider  vnd  seinen  MantI  oberdarüber,  wie  es  dann  allhie  hat, 
tragen,  auch  sein  eigen  löffl,  Siiissel,  Tringkgeshirr  und  ain  prodmesser 
haben,  auch  ain  Klöpferle  am  Halß  hangend,  tragen  öffentlich  \Tid  nit 
verporgen,  Yedoch  nit  damit  petlen,  Damit  Yederniann  .«ehe,  daß  die 
penson  Siech  sey,  Vnnd  soll  In  allwege  gar  aus  khainem  andern,  dann 
aus  seinem  aigen  geschierr  mit  gesundten  Leuten  weder  essen  noch 
tringken,  auch  auf  khainem  Bett  ligen.  Wer  aber  solches  wenig  oder  vil 
yberfert,  der  soll  nach  gestalt  seines  Verprechens,  In  der  Kheyehen  mit 
Wasser  vnd  prodt  gestrafft  werden. 

10.  Die  Siechen  sollen  khain  Waffen  oder  andere  Wehren,  weder 
im  Haus  noch  yberlandt  hey  Inen  tragen,  dann  ain  schlecht  prodtmesser 
an  der  Giirtl  hangend,  offenlich. 

11.  Welcher  Siech  Mensch  schwürt  bey  Gott,  sejTiem  Leyden, 
Wunden,  Sacramenten,  oder  bey  der  Mueter  Gottes,  der  soll  für  3'ede8 
mal  zwen  Kreutzer  In  die  gemain  Füchsen  geben,  oder  denselben  tag 
noch  vor  essen,  es  sey  vor  oder  nach  mittag,  in  der  Stuben  vor  den 
andern  Siechen  allen,  auf  seinen  Khnyen  drey  Vatter  unser,  drej'  Aue 
Maria  vnd  ainen  glauben  laut  peten.  Wer  das  nit  thuen  wolt  auf  an- 
reden des  Hansmaist«i-s  oder  jiflegers,  d^r  soll  von  den  Hochherrn  in  der 
Kheyehen  mit  Wasser  vnd  prodt  gestraft  werden. 

12.  So  Man  oder  Weib  vnziohtig  ist,  oder  vnkeusch  wort  oder  werkh 
treyben,  dem  soll  die  pfriendt  ain  Monat  lang  aufgebebt  werden,  darzue 
soll  Er  die  Vier  freitag  Im  selben  Monat  mit  Wasser  vnd  prodt  fasten, 
vnd  vor  den  andern  Siechen  leuten  allen  im  Haus,  das  prodt  in  der 
Stuben  offenlich  an  der  Erd  essen,  damit  er  sich  hinach  pössere. 

13.  Wann  sich  aber  ain  solcher  Mensch  von  solcher  Straf  nit  pössem, 
vnd  hinach  wider  vergessen  thet,  oder  sich  Inn  oder  ausser  des  Siech- 
haus  verheuraten  wurde,  der  soll  zestundan  von  dem  Haus  abgeschiden 
sein,  vnd  nichte  dann  seine  Glaider  mit  Ime  hinaus  bringen.  Das  Pet- 
gewandt  soll  bey  dem  Hauß  beleiben,  vnd  dieselben  j)ersonen  sollen  hin- 
füron  auch  gar  khain  Herherg  mer  In  dem  Haus  haben,  Sy  khomen 
wann  Sy  wollen. 

14.  Es  soll  auch  khain  Siechs  Mensch  nichts  von  seiner  pfriend 
oder  Alniuesen,  so  Imo  aus  dem  Haus  wird,  weder  verkhauffen,  schengken 
noch  vergeben  sonder  Alles  bey  dem  Haus  beleiben  lassen. 

15.  Die  Siechen  Man  sollen  besunder  In  Ir  Stuben  wonen,  fein 
Erbar  vnd  stiU,  auch  die  Weiber  besunder  In  Irer  Stoben,  fein  Erbar, 
Zichtig  vnd  still. 

16.  Es  sollen  die  Siechen  Im  Haus  alle  Monat  an  ainem  freitag 
vormittag  ain  Capitl  halten,  Vnd  wie  Sy  in  das  Haus  einkhomen  sind 
nacheinander,  der  Haus  Maister  vnd  Maisterin  aber  In  der  Mitt  sitzen. 
Vnnd    was    der   merer    Tail    under  Inen  erfindt  vnd  für  guet  achtt,  das 
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ZU  pössem  oder  zu  strafen  sey,  dua  soll  gehalten  werden.  Wer  die  Ver- 
samblung  im  CapitJ  one  Eehaft  versaiiinbt,  der  soll  yedes  mals  zwen 
Kreutzer  In  die  gemain  Pdchsen  geben  vnableßlieh. 

17.  Vnd  Wer  im  Capitl  one  erlaubnus  des  Hausmaisters  redt, 
Ehe  die  frag  an  Ine  khumbt,  der  gebe  zum  ersten  mal  ain  Kreutzer, 
zum  andermal  zwen  Khreutzer,  \'nd  zum  Drittenmal  drev  Khreutzer  In 
die  gemain  püchsen. 

18.  Niemand  soll  khain  Spil  thuen,  auch  weder  Tantzen,  Springen 
noch  singen,  es  sej'en  Haiiakhinder  oder  frembd.  Wer  das  ybertndt, 
den  soll  dpr  pfleger  straften :  Nemblich  ainem  Hauskhindt  sein  Pfrindt 
acht  tag  lanng  aufheben,  vnd  ainem  frembden  ain  halb  Jar  daa  Haoa 
verpieten. 

19.  Wer  dem  andern  Im  Siechhaus  drohet  oder  schl&gt,  dem  ■werd« 
sein  pfriendt  ein  Monat  lang  aufgehebt,  vnd  ainem  fremden  die  Herberg 
auf  ein  Jar  oder  noch  lennger  verpnten,  nach  gestalt  seines  verprechen*. 

20.  Wer  etwas  im  Haus  entfrerabdt,  das  aines  Kreutzers  werth  ist,! 
dem  heb  man  sein  pfriendt  auft"  Vierzehn  tag,  xTind  eß  drey  tag  vor  deo ] 
anndem  Siechen  in  der  Stuben  aul'  der  Erdt,  tlmet  das  ain  frembder,] 
dem  werde  die  Herberg  verpoten. 

.  .  .  Die  weiteren  Bestimmungen  betreffen  zumeist  kirchliche  An- 
gelegenheiten. 

Ueber  weitere  Hausordnungen  deutscher  Leproserien  siehe 
Uhlhorn,  Christliche  Liebestatigkeit,  2.  Bd.  S.  264,  492  Anmerkg.  30. 
Lammert,  Zur  Geschichte  des  bUrgerl-Lebens  und  der  offen tl.  Gesund^ 
heitspflege  (1880)  185  0'. 


3)  Statuts  de  la  leproserie  des  Andelya. 
Vor  1380. 

ManvteriU.     Bibl.  lust.,  fr.  HS54,  rtgittre  ilati  de  ISgO.  —    ArrX.  not.,  S  4890,  rt, 

ridigf  ver»  I4S8.  —  Edilion.     L.  Delitle,  daiu  U  Reciieil  dei  travaux  de  la  SoeUti 
librt    de  l'Eure,    f   tirit,    tomc  II  (185g — SS),  p.  390 — 39S,    d'nprr»  le  premier  dt  et» 

manu/rritt. 

Ces  institutions  et  sentences  qui  s'ensuivent,  faictes  et  ordonnes  par 
les    bourgois    d'Andely    de  ay  longtemps  qui  n'est  memoire  du   contxaire, 
doivent  estre  leues  et  faictes  k  entendre  aus  malades  quant  ilz  viennent 
de  nouvel  pour  estre  receus  ou  dit  oste!,  ain(;oy8  qu'ilz  passent  la  croix 
qui  est  ou  chemin.    Et  est  assavoir  que  ledit  hostel  est  pour  lea  malades 
nes  de  la  bourgoisie  d'Andeli,  en  la  paroisse  d'Andeli,  et  non  pour  autres, 
tout  soient  ilz  de  la  bourgoisie.    Et  ains^y  a  l'en  use  le  tempa  passe.    Et  U 
ceubc  qui  les  dites  institucions  et  sentences  ne  vouldront  garder  par  leor  " 
serement   n'y   doivent   estre    receus,    ne   riens  prendre  empluä  que  ceubc 
qui  ne  sont  pas  n6s  de  la  dite  bourgoisie,  jk  soit  ce  qu'ilz  soient  n^s  et 
baptizes  6z  fona  de  la  parroisse  Nostre  Dame  d'Andeli  et  nes  des  parois- 
siens,  et  nul  bastard  n'y  est  receu. 

Item  nul  des  hameaulx  de  la  parroisse  d'Andely  ne  doit  estre  receu 
ou  dit  hostel,  nöant  plus  qu'un  estrangier,  exceptö  Vesillon,  Poys  et 
l'ostel  du  Parc,  et  ceulx  de  la  Baguelande  qui  tiennent  du  lief  du  Roy, 

1 .  Premierement,  se  il  y  a  ancun  qui  repaire  chamellement  avec  sa  fl 
femme  espousee,  il  sera  boutö  hors  de  l'ostel  ung  jour.  ™ 

2.  Item  se  il  est  congneu  d'avoir  afaire  k  une  des  suers  de  l'ostel 
dessusdit,  il  sera  bonte  hors  ung  an  et  ung  jour,  et  se  eile  est  trouv^ 
grosse,  eile  sera  boutee  hors  ou  encharträe  k  tousjotu-s. 
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3.  Item  36  eile  est  prouvee  qu'elle  ait  couche  avec  homme  sain,  eile 
sera  boutee  hors  dudit  ostel;  et  pour  larrecin  ausey. 

4.  Item  se  il  est  coungneu  et  prouve  que  Tun  des  fr^res  ayt  feru 
l'autre,  ou  fait  sang  et  plaie,  il  sera  mis  hors  ung  an  et  ung  jour. 

5.  Item  se  une  des  auers  vient  grosse  oudit  hoste!,  eile  sera  boutee 
hors  jusques  k  tant  qu'elle  ayt  eu  enfant,  et  se  eile  receuvre*),  eile  sera 
mise  hors  k  tousjours. 

6.  Item  se  aucune  folle  femme,  seur  dudit  hostel,  se  meffait  puis 
qu'elle  y  sera  entröe,  eile  sera  boute  hors  ung  an  et  ung  joiu-. 

7.  Item  86  aucun  est  meadiaant  ou  desobeisaant,  il  sera  prive  dudit 
ostel  XV  jours. 

8.  Item  se  aucun  des  fr^res  ou  seurs  est  trouve  repairant  k  l'eaue 
de  Vergon,  il  sera  mi«  en  la  priaon  dudit  ostel  XV  joura  au  pain  et 
k  l'eaue. 

9.  Item  se  aucun  est  trouve  repairant  de  nuyt  en  la  ville,  ainsi 
comne  est  dit,  XV  jours  au  pain  et  k  l'eaue,  s'il  n'a  compaignie  saine 
avec  lui  et  par  le  congie  du   pourveur. 

10.  Item  se  il  y  a  aucan  qui  die  villenie  du  convent  dudit  hostel 
et  il  ne  le  puisse  prouver,  il  sera  XL  jours  au  pain  et  k  l'eaue. 

11.  Item  S6  il  y  a  aucun  qui  passe  la  croix  sanz  congi^,  il  sera 
semblablement  VIII  jours  au  pain  et  k  l'eaue. 

12.  Item  se  aucun  refoit  ung  homme  sain  ou  fait  mengier  en  ladite 
maison,  il  sera  XV  jours  au  pain  et  k  l'eaue,  comme  dit  est. 

13.  Item  toutes  les  choses  dessusdites  doit  faire  et  acomplir  le  gou- 
vemenr  dudit  ostel  k  ses  frais  et  despens,  et  se  il  est  ainsi  que  il  y  ait 
aucun  procfes  ä  mener  pour  ledit  hoatel,  quant  vendra  au  compte  de  Ini 
et  des  bourgois,  on  lui  doit  rabatre  l'advocat,  le  sergent  et  lee  memo- 
riaal.v. 

14.  Item  se  il  advenoit  que  il  alast  hors  pour  mener  plait  ou  faire 
aucun  pourchas,  on  lui  compteroit  ses  despens. 

16.  Item  le  goiivemeur  dudit  hostel  doit  leer  la  meschine  jimir  garder 
les  malades,  et  la  doit  paier  des  biens  dudit  ostel,  et  st  lui  doit  faire 
faire  serement  qu'elle  gardera  les  biens  dudit  ostel  bien  et  loiaument. 

Iti.  Item  le  gouverneur  dudit  ostel  doit  faire  commandement  k  la 
meschine  qu'elle  heberge  lez  povrez  malades  trespassans,  et  qu'elle  les 
couche  bien  et  coui-toisenient,  chacun  aelon  son  estat,  et  les  doit  heberger 
une  fois  la  aepmaine  et  entre  deux  soleul«,  et  n'en  doit  on  riens  prendre  et 
leur  doit  on  bailler  du  bois  de  la  livree  ponr  eiüx  chauffer  ou  temps  d'iver. 


Cy  ensuivent  les  ordonnances  dudit  hostel,  öa  «luölles 
est  contenu  ce  que  le  prestre  et  lea  malades  et  le  gou- 
verneur doivent  prendre  en  l'ostel  de  Saint  Ladre  d'An- 
deli**). 

1,  Premierement,  chascun  malade  doibt  avoir  chascun  XV  jours  ung 
boisael  de  ble  moulu  et  founiie  aus  despens  dudit  hostel,  et  est  asaavoir 
que  en  cecy  et  en  toutes  choaea  le  prestre  prent  au  double,  et  aussi  fait 
le  gouverneur,  se  gouverneur  y  a"""*"^). 

2.  Item  chacun  des  malades  doibt  avoir  pour  jour  tmg  pot  de  vin 
et  ledit  prestre  et  gouverneur  au  double,  comme  dit  est. 


•)  wiederholen. 

•*)  In  beiden  Manuskripten  stehen  ilie  „crdonannces"  vor  den  „iDstitutions". 
•*)  Bedeutet  «•ahrscheiulich ;  der  Priester  igt  nicht  zugleich  Gouverneur. 
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3.  Item  cbascnn  d'icoulx  jjour  moie  demi  boiasel  de  pois. 

4.  Item  le  mois,  pour  cuisine,  chascun  XX  d. 
6.  Item  pour  tout  l'an  cbascun  ung  boissel  de  sei. 

6.  Item    se    aucun    des    frferes    fait   tuer  ung  pourcel,    il   doibt  »voir 
pour  le  saler  demi  boissel  de  sei,  se  il  est  tel  qni  lui  conviengne, 

7.  Item    chascim    doibt   avoir   en    la    quarantaine*)    pour     tont    l' 
ung  pot  de  hiiille. 

8.  Item  cbascun  d'iceulx  quatre  gallons    de  verjus  pour  tout  Tan. 

9.  Item  doivent  avoir  au  mois  de  fevrier  cbascun  XL.  d. ;   lequel  m 
doit  doubl  er  en  argent  et  en  pois. 

10.  Item  ilz  doivent  avoir,  11  et  11**),  des  chappons,  autant  comme 
prestre  oa  le  gouverneur,  les  rentes  paies. 

11.  Item  cbascun  d'iceubc  doit  avoir  pour  sa  saingnSe,  chascun  moi 
deux  poa  de  vin. 

12.  Item  tous  ensemble,  lesdis  malades,  le  jour  de  feste  Sainte  Oroix 
xn  d. 

13.  Item    ilz    doivent    avoir,    quant    le   mouUn   sera    baille    k  fenne, 
XII  d. 

14.  Item,  quant  la  ferme  du  Mesnillit  **♦)  sera  baillee,   XU  d. 

15.  Item,  quant  la  forme  de  Houvillef)  sera  baillee,  XXI  d. 

16.  Item  ilz  doivent  avoir  des  fruis  du  jardin,  deux  et  deux,  ant 
comme   le  prestre  ou  gouverneur. 

17.  Item  ilz  doivent  avoir,  deux  et  deux,  des  pors  qui  sont  noi 
audit  ostel,  comme  le  prestre  ou  le  gouverneur  dudit  ostel,  et  se  il 
plus  de  pors  qui  soient  vendus  ilz  doivent  estre  misan  proufit   de  Vi 

18.  Item  ilz  doivent  avoir,  11  et  II,  du  lait  et  des  fourmagea,  aal 
comme  le  prestre  ou  le  gouverneur. 

li).  Item    ilz    doivent   avoir   le   jour   de    feste   Saint  Ladre    cL 
TTTT  d.  pour  pitance. 

20.  Item  doivent  avoir  k  Noel  cbascun  TTTT  d. 

21.  Item  ilz  doivent  avoir  k  la  Tipbaine  cbascun  11  d.  pour  le  totutel 
de  la  f^vejf). 

22.  Item  ilz  doivent  avoir  k  karesme  prenant,    tous  ensemble,    deoz 
boisseaux  de  ble  pour  fariue,  ]joi)r  faire  lez  necessites  pour  le   tempe. 

23.  Item  ce  jour,  cbasciui  TTTT  d. 

24.  Item  ilz  doivent  avoir  tous  ensemble  pour  tout  l'an,    des   re; 
qui  leur  sont  dues  en  communit6,  XXVH  s.  t. 

25.  Item  ilz  doivent  avoir  k  x  festes  en  l'an,  c'est  assavoir  k  N 
la  Tiphaine,    Karesme  prenant,    Pasques,    Pentbecouste,    la  Nostre  Di 
de  mi-aoust,    la    feste  de  Nostre  Dame  de  septerabre,  la  feste   des  Toi 
sains,  la  Saint-Martin  d'iver  i  cbascune  d'icelles  festes •}-)-(■)  VTII   double. 

26.  Item    u    la    cbamberiöre    qui    fait    la    lexive    pour  l'an,     chasc 
XV  jours,  II  d.    et  une  chopine  de  vin  et  tout  oe  doit  trouveur  le  goi 
vemeur  de  l'ostel  et  des  biens  de  la  dite  maison. 
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•)  Fasten. 

**)  Bedeutet  wahrscheinlich,  dafi  der  Aussäuigc  halb  so  viel  als  der  GouTvme 
erhält. 

•**)  Le  Menillpt,  Farm  bei  Andelys. 
t)  Walirschfinlieh  Houville,  cant.  de  Fleury-s.-Andelle.  arr.  des  AndeljB. 
t+)  Könimkuc'hen. 
ttt)  Hier  hat  der  At>8chreiber  wahrscheinlich  den  Namen  eines  Festes  ai 
(Delisle). 
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27.  Item  doivent  avoir,  deux  et  deux,  cbascnn  jour  une  asnäe  de 
bois*),  autant  comme  le  prestre  ou  le  gouvemeur. 

28.  Item  la  chamberiere,  qiiant  eile  fait  la  lexive,  doit  avoir  H 
cb arges  de  boys. 

29.  Item  les  dis  malades  doivent  nvoir  toas  ensemble  une  clef  du 
selier. 

30.  Item  doivent  avoir  une  clef  des  greniers. 

31.  Item  les  servans  du  gouvemeur  doivent  faire  loyal  serement  de 
garder  les  biens  dudit  hoatel. 

Cy  ensuit  l'ordonnanee  de  l'entröe  de  l'ostel.  ^ 

1.  Premierement,  qiiant  un  malede  vient  de  nouvel  k  l'ostel  dessus- 
dit,  et  il  est  de  droit  k  eatre  receu  leans,  il  doit  estre  pourveu  par  lui 
ou  par  lez  aiens  de  aporter,  selon  aon  estat,  ung  lit  fourny,  ung  pot  de 
cuivre  et  une  paelle,  ung  greil  et  ung  trepiö,  et  du  demourant**)  &  sa 
volonte. 

2.  Et  quant  i!  yra  de  vie  k  trespasaement,  le  lit  est  par  ordonnance 
baille  k  Fomoane  poiir  heberger  lea  povrea  maladea  passans  et  le  de- 
mourant est  mia  au  commun  proufit  dudit  oatel,  et  doit  paier  XX  a.  t. 
d'entröe  au  commun  dudit  oatel. 

3.  Item  se  aucun  des  dia  maladea  va  de  vie  a  trespassement,  quel- 
que  ordonnance  qu'il  face  de  testament  n'est  nulle,  mais  sont  tous  les 
biens  acquis  audit  ostel  semblablement  comme  k  ung  hospital. 

4.  Item  se  ung  enfant  eat  ne  bourgois,  et  qu'il  soit  baptize  ös  fons 
de  la  bourgoiserie,  il  sera  receu  combien  que  aon  p6re  n'y  ait  point  oati 
baptiz^,  mais  est  bourgois  avant  que  l'enfant  soit  ne***). 

Ueber  Hauaordnungen  franz6sischer  Leproserien  siebe  L  e 
Grand,  L.,  Statuts  d'Hötela-Dieu  et  de  lepronerie  (I!tO!),  der  13  der- 
artige Statuts  aus  dem  12.  bis  zum   14.   Jahrhundert  abdruckt. 

üeber  Hausordnungen  belgischer  AussatzLäuser  siehe  A Ib er- 
din gk  Thijm,  Geschichte  der  Wohltatigkeitsanstalten  in  Belgien  von 
Karl  dem  Großen   bia  Eum   16.  Jahrhundert  (1887)  177  ff. 

Iiiteratur  und  Anmerkungen  zu  dem  Abschnitt  VI,  1  o. 

1)  Bregoriai  Tarsniil,  Vita  patrum  in  Monument.  German,,  Srriptor.  rer,  meroving. 
Tom.  I,  pnrs  S,  p.  666(4).  (Sanrtiu  Jtomaniui)  ut  ocevpantf  atptucuio  ad  hotpl- 
tiolum  diverterrt  lepromnim. 

2)  IiMonvet,  Etmi  tur  la  condition  loeiale  det  Upreaux  au  moyen  OQe  (18K5)  117 jf. 

3)  rHarmand).  Notiee  hütorit/ue  ntr  la  liprottrie  de  la  ville  de   Troyei,     (Troyet  1849). 

4)  Chsvalier,  Xnliee  hittoriqtie  tiir  la  maladrerie  de  Voley  prh  Romnnt.  Romatu  (1S70), 
S.  Sl.  SS. 

5)  Lammert,  Zur  Oeicliidite  det  bürgert.  Lebtru  (1880).; 


*)  Dieser  Satz  deutet  darauf  hin,  daß  da»  SehriftBtOck  aus  der  Zeit  Ludwig 
•des  Heili^n  (122Ö— 70)  staiiinit.  Im  ras.  fr.  14Ö54,  fol.  18  v»  (Bibl.  nat.  de  Paris) 
findet  sieb  oüralich  folgende  Bemerkung:  „Memoire  que  Ten  doibt  nrendre  en  la 
forest  de  Gaillart  v  quarterons  de  buche  en  la  premifere  vente  ou  eu  la  seconde,  ou 
XXXVI  charrcttc«  de  bois  cotipjH^,  hux  despena  du  roy,  pour  gouvemeur  ledit  hostel 
et  les  povres  malades  troflpassang.  Et  sont  deubz  auuit  hostel  du  tlon  quo  fist 
monsicur  saint  Loy«  en  Indiete  forest,  c'est  assavoir  deux  asn^e«  de  bois  pour  jour, 
et  le  roy  Philippe  et  le  roy  Jehan  las  convertirent  en  V  quartcron»  de  buche  ai 
comme  u  appert  pur  leCtres  aur  ce  faites." 
*•]  Remanant,  im  Texte  von  J380. 
*•*)  Im  Texte  von  KiHO;  „Item  se  ung  enfant  estoit  nö  en  \a  bourgoisie,  ja  goit 
ce  qu'il  fuBt  bapti^ä  is  fona  de  ladicti^  bourg<k>iate,  bI  dc  seroit  il  pa«  receu  audit 
ostel,  se  son  pfere  n'eetoit  bourgoi.s  ains  qu'il  mst  ni." 
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6)  da  Sachu.  La  Paria»  de  Franc»  et  d'Etpagiu  (1876). 

7)  Beyer,  Xiir  Getchichtf  rlen  IJonpUal-  und  Armfun-rtm»  in  Erfurt  (IStOlJ. 

8)  Jaeger,  Schwäbuche»  Släädmeeien  im  Mittelalter,  1.  Bd.     Ulfu  (1831). 

9)  Leuer,  Auttatihduter  de§  MilUlaliert,  in  Sehveiieritche  Rundaehau   (Jahrgang  219t), 
1.  Bd. 

(1)  Die  Verbreitung  der  Aassatzhäuser*). 

Die  älteste  und  bekannteste  Leproserie  lag  am  Jordan  und  wurde, 
wie  Gregor  von  Tours  erzäiilt,  auch  von  Gallien  aus  aufgesucht'. 
Uralt  war  auch  die  Anstalt  bei  den  heißen  Quellen  von  Levida, 
12  Millien  von  Jericho  entfernt.  Daß  hier  eine  Leproserie  vorhanden 
war,  ist  zwar  nicht  ausdrücklich  berichtet.  Wir  müssen  aber  auf  eine 
holche  schließen,  weil  die  Besucher  der  warmen  Quellen  doch  eine 
Unterkunft  brauchten  -. 

Im  4.  Jahrhundert  werden  Krankenhäuser  für  Leprose  in  Cesarea 
und  in  Sebaste  (?  =  Samaria)  erwähnt.  Ersteres  wurde  vom  heilige 
Basilius  gebaut  ä. 

Aber  auch  im  Westen  Europas  gab  es  schon  im 
frühen  Mittelalter,  also  lange  vor  Beginn  der  Kreuz- 
züge, Leprahüuser'. 

Aus  dem  5.  Jahrhundert  stammt  das  Aussatzhaus  von  Saint  Oyan 
im  Jura  (4(?0),  das  später  Saint  Claude  hieß'. 

Um  570  wird  das  Aussatzhaus  von  Chälons  sur  Säone  erwähnt*, 
um  f>71  ein  solches  im  Charolais». 

Im  Jahre  634  machte  Adalgisil,  ein  Neffe  Dagoberts  I.,  den  Aas- 
sätzigen  von  Verdun,  Metz,  Hedismalacha  (Flemale  bei  LQttich)  und 
Maestrich  Schenkungen,  so  daß  wir  auch  in  diesen  Städten  Aussatz- 
häuser  annehmen  dürfen  *. 

Um  730  errichete  der  heilige  Othmar  den  Aussätzigen  bei  ^seinem 
Kloster  St.  Gallen   ein    Krankenhaus '"  und   869   besaß   die    in    Irland 
befindliche   und  im  7.  Jahrhundert  gegründete   Abtei  Innisfallen    eim 
derartige  Anstalt  ^ 

Im  ;t.  und  10.  Jahrhundert  haben  wahrscheinlich  schon  lireniea 
und  Konstanz '  Aussatzhäuser  besessen. 

Die  Leproserie  von  Brügge  wurde  919  gegründet*,  die  von 
Echt  er  nacht  ist  vielleicht  schon  992  nachweisbar*'. 

Im  10.  und  1 1.  Jahrh  undert  sind  folgende  Aussatzhäuser 
nachweisbar:  Troyes^,  Malaga  1007*,  Valenciennes  1049*, 
Chartres  10r»4  gegr.'",  Canibray  1067',  Palencia'*im  Königreich 
Leon  1067  und  kurze  Zeit  später  auch  in  Sevilla'",  Herbaldo  wo 
1084",  ferner  Palermo"  und  Passau". 

Die  Normandie  besaß  im  11.  Jahrhundert  218  Leproserien,  auch  in 
der  Picardie,   sowie  in  der  Dauphin6e  waren  diese   sehr  verbreitet". 

Aus  dem  12.  Jahrhundert  kennen  wir  die  Aussatzhäuser 
von  St.  Gilles  in  the  Fields ' '  beiLondou  1101,  St  Barth  olomae 
unter  dem  Johannisberg'*  und  Wenzella'-  (Winkel  am  Rhein)  1109. 
Tannington''  bei  Canterbury  1137,  Voley  bei  Romans  in 
Frankreich''  und  de  la  Bejasse  bei  Vieil  Brioude",  beide  1150, 
St.  Georg  in  Hamburg""  IHK),  endlich  W ür zbur g'',  dessen 
Leproserie  1384  erwähnt  wird'*. 

Vom  13.  Jahrhundert  ab  nimmt  die  Zahl  der  nachweisbaren  Aus- 
satzhäuscr  bedeutend  zu  **).    So  zählen  V  i  r  c  h  o  w  "  und  Lamraert'* 


i 
I 


')  Literatur  siehe  S.  888. 
••)  Vergl.  Matthew  Paris"  und  BriaT 


Siehe  auch  S.  862  unter  Kur th". 
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in  DeutscMand  deren  mehr  als  200  auf,  nach  Volz^*  lassen  sich 
in  Baden  allein  gegen  60  Orte  nachweisen  in  denen  Lepro- 
serien  vorhanden  waren.  Eine  Liste  deutscher  Aussatzhäuser  ist 
unten  mitgeteilt.  Aus  derselben  ergibt  sich,  daß  sie  am  frühesten 
im  Westen  Deutschlands  auftreten,  woraus  aber  nach  Virchow*) 
nicht  zu  schließen  ist,  daß  der  Aussatz  in  Deutschland  vom  Westen 
her  seinen  Einzug  gehalten  habe,  sondern  vielmehr  daß  im  Westen 
früher  als  im  Osten  eine  höhere  Kultur  herrschte,  die  unter  anderem 
sich  auch  in  der  Fürsorge  für  die  Aussätzigen  ausdrückte. 


la 


Aussatzhttuser  in  Dcutscbltuid. 

V  bedeutet  Virchow,  die  hinter  dem  Namen  stehende  Zahl  den  Band  dea 
Archive«  für  patiologische  Anatomie.  L  bedeutet  Lammert'*,  Becker"  stehe 
Zeitschr.  f.  klin.  Med.,  38.  Bd.,  S.  306.  Gern  et  vergL  dessen  Mitteilungen". 
Siber  vergl.  GrundzOge  einer  Oeech.  d.  alt.  McdizinalwesenH  der  Stadt  Kitzmgen, 
Inaug-Diss.  Würzburg,  1838.  H  siehe  Hingst"  in  Mitteil.  d.  Freiburger  Alter- 
tumsverein«,  Heft  24  (1884)  42.  Die  hinter  dem  Städtenamen  stehende  Zahl  bedeutet 
das  Jahr  der  Gründung  oder  der  ersten  Erwähnung  der  Leproserie. 

Dingotfing  L. 

Outfcrstadt  V.  19. 

Elbing  13.  Jahrh.  V.  20. 

Erfurt  1212  V.  la 

Eßlingen  1280  und  1282.  Pfaff,  Gesch.  v, 

Eßlingen,  8.  243,  245. 
EpRenfelden  N.-Bay.  1393  L. 
Eichstädt  1210  L. 
Fürth  V.  19. 

Frie<lland  i.  Meck!.  V.  19. 
Frankfurt  a.  M.  1283  V.  la 
Freiburg  i.  B. 

a)  125Ü. 

b)  1327  L. 
Freiberg  i.  Sachs.  13.  Jahrh.  H. 
Freising  1312  L. 
Frietiberg  i.  d.  W.  1318  L. 
Qüttingen  V.  19. 
Glatz  1300  V.  18,  2,  V.  19. 
Güstrow  1471  V.  19. 
Greifäwald  1317  V.  20. 
Ginündcn  a.  M.  1326  V.  la 
Greiffenberg  V.  18. 
Gollnow  V.  18. 
Gartz  V.  18. 
Greifswald  13ia 
Görlitz  1305  V.  18. 
Grünberg  i.  Hee«.  vor  1357  L. 
Gundelfingen  L. 
Göttingen  V.  1«. 
Höxter  V.  19. 
Heilbronn  V.  19. 
Horb  a.  N.  V.  19. 
Hagen  au  V.  18,  2. 
Hof  V.  la 

Hammelburg  Unt.-Frank.  L. 
Hildesheim  Becker" 

a)  St.  Catharinae  1270, 

b)  8t.  Crucis  1439, 

c)  8t.  Nicolai  1422. 
Höchstadt  Ob.-Frank.  1348  L. 
Hamburg  1190  Gemet. 


Aachen  1215  bi«  42  V.  19. 

Allensbach  V.  19. 

Anklam  V.  20. 

Alten  Stettin  1308  oder  1335  V. 

Aibliog  L 

Arabere  O.-Pf.  1380  L. 

Ansbach  1342  L. 

Augt<burg  3  Leproserien  1142  V.  18, 1286 L. 

Braunschweig  1230  V.  19. 

Baden  60  Leproserien  Volz. 

Biberach  1331  V.  19  oder  1333  L. 

Bützow  12öfe  V.  19. 

Barth  130t). 

Braunsroda  1231  ?  V.  la 

Breitenbach  1253  ?  V.  18. 

Bonn  V.  la 

Breslau  12Ü4  V.  la  2. 

Boppard  V.  20. 

Bamberg 

a)  1224   V.  la 

b)  1425  V.  la 
Bremen  10.  Jahrh.  V.  la 
Berlin  12.  Jahrh.  V.  18,  150. 
Belgrad  V.  18. 
Burghausen  O.-Bay.  1397  L. 
Bahn  V.  18. 

Constanz  1550  fsiehe  Baden  I  V.  19. 

Colmar  1292  V.  19. 

Cöslin  1319  V.  18,  V. 

Cröpelin  140l>  V.  la 

Coblenz  12tJT  V.  la 

Uöln  1201  V.  la 

Colmar  V.  18,  2. 

Constanz  1220  (siehe  Baden). 

Corbach  1467—1727  V.  la 

Colberg  V.  18. 

Cörlin  V.  la 

Düren  V.  19. 

Danzig  14.  Jahrh.  V.  20. 

Demmin  V.  20. 

Dresden  1355  V.  la 

Damm  V.  18. 


20. 


•)  Virchows  Archiv,  la  Bd.,  8.  273. 
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^^^^B          884                     ^^V 

^^^^^^^^^^^H 

^^^^^B 

Ricbnitz  V.  20.          ^^^^^^^^^B 

^^^^^^m            IneoLtMdt  1317  L. 
^^^^^H            Kirchheim  i.  Bcbw.  1328  V.  19. 

Bottcnburg  a.  T.  1384  V.  IS.       ^^M 

BegenAliurg  1                                     ^^^H 

a)  129U,    L                                  ^^H 

^^^^^H             Köni^berg  1329  V.  20. 

b)  1389.  1                                     ^^M 

^^^^^H             KaiA<?rslautern  l.m— 49  V.  18  L. 

Rügenwalde  V.  la  ^^^B 
Richonhall  Ob.-Bay.  138U  I^        ^^M 

^^^^^H            Kitxiugen  1390  V.  18  Siber. 
^^^^^H            König^rg  L  M.  V.  18. 
^^^^H            EehlEeim  1168  L. 

Reutlingen  i.  W.  1227  L^                ^^H 

Stuttgart  V.  19.                                 ^^^M 

^^^^^^^H            Kempten  L. 

St.  C^bar  V.  la                                 ^^H 

^^^^^M            Lübeck  1248  V.  18  u.  20. 

Bchurndorf  V.  19.                            ^^H 

^^^^^H            Lindau  1261. 

Speyer  1240  V.  19.                           ^^H 

^^^^^m            Leipzig  1213  Y.  la 
^^^^^^^^B             Laiienuurg  V.  18. 

Schwerin   1217  V.  19.                       ^^H 

Sternberp  i.  Meckl.  V.  19.                ^M 

^^^^^^^H             Lamliiu  a.  Isar  uralt  L. 

Stettlin  V.  20  (siehe  auch  AIten-Ste<^| 

^^^ 

i^^^^^H             Lauffen  Ob.-Bay.  1347  L. 

Stralsund  1263  V.  20.                             ^1 

I^^^^^^H             Mergenüieim   1424  V.  19. 

Sülze  V.  20.                                               ■ 

^^^^^^^H 

Bangerhausen  1252  V.  1&               ^^M 

^^^^^^B             Memaiingen  ?  1370  V.  19. 

Sagan  12ä3  V  la  2.  ^^M 
ScEwcidnitz  1299  V.  18,  2.            ^^H 

^^^^^^H            Mainz  1352  V.  18. 

^^^^^^H            Mtinetcr  i.  E.  V.  18,  2. 

Salzburg  V.  ta                                ^^H 

^^^^^^H             München  1293  V.  18. 

Schlettstadt  V.  18,  2.                        ^^H 

^^^^^^H            McDgeringhauseQ  1663  V.  18,  161. 
^^^^^^I             Meißen            V.  18. 

Stendal  1315  V.  la                           ^^M 

Salzwedel  1242  V.  1&                      ^^H 

I^^^^^^H             Mai^Row 

Stolp  V.  18.                                       ^^H 

^^^^^m 

Btarganl  V.  18.                               ^^H 

1  ^^^^^^m            Nürtlingen  vor  1315  V.  19. 

Schlawe  V.  18.                                  ^^H 

n          ^^^^^H             Neu-Hrniidcnbiirg. 

S<'bwein(urt  L.                                   ^^^^| 

1          ^^^B            Neubuckow  HOtJ  V.  20. 

Straubing  1314  L.                             ^^^1 

D          ^^^H            Neustadt  a.  d.  L. 

Stuttgart  1350  L.                             ^^H 

V          ^^^F            Neustadt  a.  U.  1242  L. 

Sulz  a.  Neck.  1402  L.                      ^^H 

Nördimgen  i.  Schwab,  vor  1290  L. 

St.  Bartholomae  unter  dem  Johannül^l 

Nürnberg  V.  la 

V.  la                                  ^ 

a)  St.  Johann  1307      \ 

Tübingeu  V.  19.                                 J^^H 

b)  St.  JobBt  1308         !   , 

c)  St.  L«onhard  1317    (  ^ 

Tetrow  V.  19.                                    ^^H 

^^H 

d)  8t.  Peter  1389         ) 

a)  1366  V.  20,                             ^^M 

Osnabrück  1298  V.  19. 

b)  1448  V.  28.                           ^^H 

Oldenburg  i.  Holst,  1325  V.  20. 

Treptow  a.  d.  Rega  V.  18.             ^^^M 

Oels  1340  V.  18,  2. 

Treptow  a.  d.  Toi.  Y.  18.               ^^H 

Ocbsenfurt  L. 

Töl^  a.  O.  1470  L.                            ^^H 

Ojjpenheim  a.  Rh.  1297  L. 

Traunstcin  O.-B.  vor  1431  L..            ^^H 

Osterhofen  N.-Bay.  1200  L. 

Urach  Y.  19  L.                               ^^H 

Flau  V.  19. 

Ulm  1240  Y.  la                             ^^H 

Parchim  V.  19  u.  20. 

Ueckfriuünde  Y.  18.                         ^^^^| 

Plauen  l2r)5  V,  la 

Yolkocb  Uiit-Frank.  L.                  ^^H 

Prenzlau  V.  la 

Wurzach  Y.  19.                              ^^H 

Pritzwalk  i;«X). 

Wismar  ?  1259  Y.  20.                     ^^H 

Pasewalk  V.  la 

Weitendorf  140<)  V.  20.                   ^^H 

Polzin  V.  18. 

^V'acbenbauäcu  ?  126S  Y.  18.            ^^H 

PoUnow  V.  18. 

Witt  lieh  V  Y.  20.                               ^^H 

Politj-.  V.  la 

Wildlingen  1340  Y.  18.  ^^H 
Wien  1267  Y.  la  152.                     ^^H 

Penkun  V.  18. 

Paaaau  3  Leproserien  L, 
a)  St.  EgJd  1100, 

Würzburg  1384  Y.  18  L.               ^^H 

Wollin  Y.  la                                  ^^M 

b)  Sand  HUfrcin  1320, 

Werhea  Y.  18.  151.                                H 

c)  Heilige  E!isal>eth  1386. 
Paderborn  V.  19. 

Wasspj-burg  a.  J.  vor  1443  L«.         ^^^B 

Worms  13.  Jabrh.  L.                       ^^^H 

Pfullendorf  V.  19. 

Wenzclla  (»iebe  Winkel).                 ^^^H 

Reichenau  V.  19. 

Winkel  a.  Rh.  1109  Y.  1&            ^^H 

Rottenburg  a.  N.  1358  V.  19. 
Rohrdorf  V.  19. 

Wismar  Y.  19.                                   ^^^1 

Zanow  Y.  la                             ^^^^M 

Rostock  1260  V.  19  u.  20. 

^^^^1 
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AnsKotzbUnser  der  Schweiz. 


18 


In  der  Schweiz  sind  nach  Ltitolf'*"  und  nach  Chaponniere 
die  folgenden  22  Aussatzhäuser  nachweisbar; 

Die  Jahrei^zahleu  haben  die  gleiche  Bedeutung  wie  auf  !S.  883  (Ausnatzhäuser  in 
Deutachland).    Vergl.  auch  Virchows  Arch.  18.  Bd.,  142,  20.  Bd.,  im. 


Altishofen. 

Altdorf. 

Basel  1266. 

Beromünster  lü03. 

Bern  l28a 

Einfliedeln 

Genf 

a)  Caronge  ?  1260, 
bt  Chfene  ?  1260, 
c)  Genthod. 

Hizkireh. 

Kotten  bei  Sursee  149!. 

Luzem  13.  Jahrb. 


Pfäffikon. 

Beiden. 

RuBwiL 

Samen. 

St.  Gallen  1220/30. 

Solothurn. 

SchiiTzy. 

ßtane  (Frohnhofea 

Willi  »au. 

Winterthur  1287. 

Zürich  vor  1221. 

Zog  1435. 


1490J. 


AossatzhUuser  In  DUnemark. 

In  Dänemark  lassen  sich  24  Äussatzhäuser  nachweisen,  deren 
ältestes,  das  von  Moeen,  zwischen  11(50  und  1200  erwflhnt  wird. 
Vergl.  Ehlers  in  Janus  1899,  4.  Jahrg.  Die  bemerkenswerte  Ab- 
handlung konnte  leider  nicht  benutzt  werden. 

AnesatzhUnser  in  Norwegen, 

Oalo-Christiania  V.  18.  Bd.  140. 

Hammer  V.  18,  140. 

Bergen  1277  V.  18,  140.    Lie,  Mitteil.  d.  I>cpra-Konf.,  Berlin,  4.  Heft  (1897),  44. 

Aussatzhauger  in  Rußland. 
Bevat  seit  Anfang  des  13.  Jahrh.    Virchowä  Arch.  20.  Bd.  460  ff. 
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AnsfiatzbünBer  in  Frankreich. 

Frankreich  war  gleichfalls  ungemein  reich  an  Aussatzhäusern. 

Ueber  die  vor  Beginn  der  Kreuzzflge  errichteten  Aussatzhfluser 
vergl.  S.  861,  882. 

Als  Ludwig  VIII.  im  Juni  1225  sein  Testament  machte,  besaß 
Frankreich,  das  damals  ein  kleines  Land  war,  weil  Burgund,  Guyenne, 
Poitou,  Bretagne,  Flandern,  Navarra,  Artois,  Dauphin^e  und  Franche 
Comtö  noch  nicht  dazu  gehörten,  2000  Maladrerien.  Für  diese  be- 
stimmte er  10000  Livres,  also  für  jede  derselben  100  Solidos  (Brial", 
Duchesne  *"). 

In  Basae-B^arn  gab  es  keine  Maladrerie.  Dagegen  banten  die  Be- 
hörden den  Aussatzigen  auf  Kosten  der  Bürger  Hütten.  Im  Denombre- 
ment  gäneral  des  maisonB  de  la  vicomte  de  Bearn  vom  Jahre  1385  findet 
sich  eine  Aufzählung  von  mehr  als  80  Orten,  an  denen  Lepröse  wohnten, 
die  als  crestiaas  bezeichnet  werden  (Rochas**,  S.  21,  188). 

Bearn  besatt  drei  Leproserien  (Rochaa",  S.  190),  in  der  Dau- 
phinäe  waren  1677  noch  44  Aussatzhauser  vorhanden  (Chevalier**, 
S.  66),  in  der  Normandie  218  im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts,  in 
der  Picardie  befanden  sich  solche  alle  2  lieux  (Chevalier",  S.  41), 
19    in    der  Diöcese  von  Troyes    (Chevalier**,    S.  19),  Paris  hatte 
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886  TH.  WEYL, 

2  Aussatzhauser   (Delamare^',    2.  Bd.,    S.  627),    das  OrleanaisS, 
die  schon  Ludwig  VI.  i.  J.  1112  beschenkte  (Vignat**,   S.  8)  u.  g.  w. 

Als  Ludwig  Vn.  1149  aus  Pal&stina  nach  Frankreich  zurückkehrte, 
begleiteten  ihn  einige  Ritter  des  Lazarusordens,  die  sich  in  Palästina  bei 
der  Pflege  der  Auss&tzigen  hervorgetan  hatten  und  sich  in  Frankreich 
dem  gleichen  Dienste  widmen  wollten.  Schon  1187  mußten  ihnen 
die  übrigen  Ritter  des  Ordens  folgen,  weil  sie  sich  in  Palastina  nicht 
mehr  halten  konnten,  nachdem  Saladin  in  Jerusalem  eingezogen 
war*). 

In  Frankreich  kam  der  Orden  durch  die  reichen  Schenkungen  der 
Könige  zu  großem  Ansehen  und  übernahm  allmählich  die  Verwaltung  der 
meisten  Aussatzhauser.  Er  wurde  jedoch  seinen  Aufgaben  und  Pflichten 
dadurch  entfremdet,  daß  der  Aussatz  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
im  Abendlande  erlosch  und  die  Ritter  die  Einnahmen  der  ihnen  unter- 
stellten Leproserien  für  weltliche  Zwecke  verwenden  konnten.  Heinrich  IV. 
von  Frankreich  benutzte  dies  als  Vorwand,  um  die  Güter  und  Einkunft« 
des  Ordens  einzuziehen  und  letztere  für  kriegerische  Zwecke  zu  ver- 
wenden. Ludwig  XIV.  versuchte  dann  1672  verdiente  Oflfiziere  mit 
den  Einnahmen  des  Ordens  zu  belohnen.  Als  aber  die  Ausführung 
dieser  Maßregel  auf  große  Schwierigkeiten  stieß  und  zahlreiche  Prozek 
hervorrief,  widerrief  Ludwig  1693  seinen  Erlaß  und  befahl  die  Einkunft« 
der  französischen  Leproserien  zur  Aufbesserung  alter  und  zur  Errichtung 
neuer  Krankenhäuser  anzuwenden  (Abschnitt  VII). 

Die  wenigen  noch  auffindbaren  Leprösen  wurden  in  dem  Krankeo- 
hause  von  Saint  Mesmin  bei  Orleans  vereinigt  und  hier  bis  zum  Tode 
verpflegt  (Chevalier",  S.  27). 

Durch  diese  Reorganisation  verschwanden  die  fran- 
zösischen Leproserien  als  solche. 

Ein  nicht  datiertes  Manuskript:  Estat  des  maladreries  de  France, 
das  1732  an  das  Kloster  S.  öermani  a  Pratis  kam  und  spater  der 
BibUothöque  nationale  einverleibt  wurde,  erwähnt  1502  Leproserien.  Von 
diesen  waren  123  von  Königen,  252  von  Adligen  und  530  von  Ge- 
meinden gegründet  worden  (Estat'*,  Dictionn.  encyclop.'). 

Die  von  Ludwig  XIV.  befohlene  und  zwischen  1693  und  1705  durch- 
geführte Reorganisation  der  Krankenhauser  bezog  sich  auf  1850  An- 
stalten. In  153  derselben  wurde  die  Krankenpflege  reorganisiert, 
245  Krankenhäuser,  Leproserien  oder  Maladrerien  dienten  zur  Bildung 
von  72  neuen  Krankenhäusern,  439  wurden  mit  anderen  Krankenhansem 
vereinigt,  1013  gaben  ihre  Einkünfte  an  benachbarte  Krankenhauser  ab. 

Es  mögen  noch  die  Namen  einiger  französischer  Leproserien  nach 
Le  Grand^^)  aufgezählt  werden.  Die  beigefügten  Zahlen  bedeuten  du 
Jahr,  in  welchem  die  Statuts  der  betreffenden  Leproserie  entstand«) 
sind. 

Aodelye  1380,  L6ch&T«s  1336, 

Amiens  1305,  Meaux  12.  Jahrh., 

Briv^  1259,  Montpellier  12.  Jahrb., 

Chartres  1264,  Noyon  12.  Jahrb., 

Chateaudnn  1205,  Paris  1349, 

Lille  1239,  Pontoise  1315. 

Lisieux  1256, 

*)  Daß  der  Hochmeister  des  S.  Lazarusordens  während  dee  12.  imd  13.  Jahr- 
hunderts ein  Aussätziger  sein  mußte,  ist  wohl  eine  Fabel  (Vignat**,  8.118).  Wie 
hätte  auch  ein  Kranker  den  Pflichten  seines  Amtes  genügwi  können? 
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AnssatzbUoNer  In  Italien. 

In  Italien  war  der  Aussatz  im  früheren  Mittelalter  sehr  verbreitet 
(Mur  atori '*).     Einige  Leproserien  sind  im  folgenden  erwähnt: 

Capua  (Vignat'",  S.  154),  Palermo  (Vignat'".  S.  154), 

Ferrara(Coradi'".  1.  Bd.,H.  280),  Roraa  (Morichini  ^"•), 

Messina  (Vignat-'»,  8.  154),  Saasari  1179— KKJO  fPinna«'). 

Mutioa  1327  (Mu  ratori ""),  Vit«rbo,  2  Stück  (Pinri"') 
Neapel  ?  Ende  d.  9.  Jabrh.  a)  Foricassio  127tj, 

(Muratori"),  b)  di  Amalai^ia. 

AnssatzbKnser  in  Spanien, 

Nach  Spanien  wiirde  der  Aussatz  lange  vor  Beginn  der  Krenz- 
zUge  durch  die  Mauren  eingeschleppt.  Es  besali  auch  schon  vor  den 
Kreuzzügen  Aussatzhäuser  (Rat  zinger**,  S.  520).  Das  Aussatzhaus  in 
Palencia  wurde  vom  Cid  Campeador  1067  gegründet.  Kurze  Zeit  später 
entstand  die  Leproserie  in  Sevilla  (M  o  r  e j  o  n  i",  S.  206).  In  Asturien 
gab  es  20  Aussatzhftuser  (Alvaro,  S.  9). 

Die  Mauren,  welche  selbst  Aussatzh&user  errichteten,  scheinen  die 
Anlagen  der  Christen  geschont  zu  haben  (Ratzin g er **,  8.   420). 

AlL'tsatcliHuscr  in  Ungarn. 

In  Ungarn  lassen  sich  Leproserien  nicht  mit  Sicherheit  vor  dem 
15.  Jahrhundert  nachweisen  (Bekesy"^,  8.  7). 


Xlederlassungen  für  AnstsUtzige  und 

ArroK  i-Atredit)  12K), 

Antwerpen  1232, 

Arnheim  HOß  (Hüilman  n"«), 

Brüssel  vor  !2fö, 

Brügge '1  vor  iUU,  mehrere  vor  1300, 

Bergen  1201, 

Bcautnont, 

Cambra^  1064, 

Ceroux  im  Hennegau, 

Chi&vrea  im  Uennegau  1112, 

Comilloa  s,  Lattich, 

Delft^'), 

Dinant  12C5, 

Dornyk  vor  1237, 

Foulön,  zalilreich  im  13.  Jahrb., 

Gent  1}  Lepro-Hcuhäuser,  2  z.  T.  vor  1300, 

Haag  •"), 

Bedmmalacha  ^Flt^-male  b.  Lüttich), 


Aniisatzhänser  in  Belg'ten  nnd  Holland'). 

Hcnncgau  (Provinz)  sehr  viele, 
Kortryk,  mehrere  vor  1300, 
Lexieui  (Bistum)  12  Stück, 
l-ceuwanten '"), 
Louitan  {Ter  Bank)  121G, 
Lüttii'h  (Cornilloii)  vor  1176, 
lyöwen  (Ter  Banck), 
Maa."  trieb 
Middelburg"), 

Naraur,  z.  Zt.  Gregor  X.?  1153  (Borg- 
net ="'), 
Rvsel, 

Thienen  (Tirlemont)  vor  1300, 
Ter  Banclc  s.  Lousan, 
Utial  (üscial)  12,>8, 
Vilvorde,  sehr  alt, 
Valciidenneti ')  1049, 
Ypem,  vor  1221. 


AoasatzbHnBcr  in  England,  Scbottinud  und  Irland  iCrcighton  '  >)• 
Lanfraiik,  der  erste  romanische  Erzbischof  von  Canterbury,  grün- 
dete um  10S4  die  Leproserie  zu  Herbaldown  für  Männer  und  Frauen. 
Unter  Heinrich  II.  entstiind  ein  zweites  Lepraspital  zu  Tannington, 
außerhalb  von  Canterbury.  für  25  weibliche  Lepröse,  1137  ein  solches 
für  aussätzige  Mönche. 

In  London  gründete  Matilda,  die  Gemahlin  Heinrichs  I.,  1 101  das 
Hospital  von  St.  Giles  in  the  Fields  für  40  Lepröse.  Das  auf  dem 
von  Pilgern  häufig  benutzten  Wege  nach  Canterbury  von  Heinrich  III. 
um  1235  gegründete  Hospital  bei  Ospringe  besaß  ebenfalls  ein  be- 
sonderes Gebäude  für  Aussätzige,  welches  walirscheinlich  vom  Haupt- 
gebäude  getrennt   lag.     Sehr   frühen   Ursprungs   war  auch  das  Spital 


•)  VcrgL  Lecouvet*,  Albcrdingk  Thijm",  Israels' 
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für  weibliche  Aussätzige  in  St.  James  Park,  welches  unter  Heinrichs  VII. 
Regierung  einging. 

Die  größte  Leproserie  Englands  wurde  zu  Sherburn  im  Jahre  1181 
gegründet.  Sie  war  ursprünglich  zur  Aufnahme  von  65  Kranken  be- 
stimmt und  bestand  später  als  Christ's  Hospital  fort. 

Im  Jahre  1434  machte  sich  für  die  Anstalt  das  Bedürfnis  nach 
neuen  Statuten  geltend,  weil  durch  die  Nachlässigkeit  der  Brüder, 
deren  Mißwirtschaft  und  Mißbrauch  der  Güter,  unhaltbare  Zustände 
geschaffen  worden  waren.  Die  neuen  Satzungen  beschränkten  die 
Insassenzahl  auf  13  arme  Brüder  und  auf  2  Lepröse,  die  mit  Rück- 
sicht auf  den  ursprünglichen  Zweck  der  Anstalt  aufgenommen  werden 
soUten. 

Ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  als  Aussatzhäuser  wurden  diese 
Stiftungen  im  Laufe  der  Zeit  durchweg  entfremdet  Oft  finden  wir 
sie  in  ein  Asyl  obdachloser  Edelleute  verwandelt,  oft  nahmen  Mönche 
oder  Nonnen  von  ihnen  Besitz;  einige  dehnten  das  Feld  ihrer  Tätig- 
keit auch  auf  andere  Kranke  aus,  die  sie  neben  den  Aussätzigen  auf- 
nahmen, so  z.  B.  im  14.  Jahrhundert  im  Hospital  St.  Giles  in  the 
Fields. 

In  dem  von  Heinrich  I.  für  10  Lepröse  gestifteten  Hospital  of 
the  Holy  Innocents  zu  Lincoln  fanden  Eduards  III.  Beamte  zwei  Jahr- 
hunderte nach  seiner  Gründung  9  arme  Brüder  oder  Schwestern  vor, 
unter  denen  sich  nur  ein  Aussätziger  befand.  Auch  die  von  König 
Johann  zu  Stourbridge  bei  Cambridge  errichtete  Leproserie  beherbergte 
schon  50  Jahre  nach  ihrer  Entstehung  keine  Aussätzigen  mehr,  viel- 
mehr hatte  der  Bischof  von  Ely  für  sie  irgend  eine  andere  Ver- 
wendung gefunden. 

In  späterer  Zeit  gab  wahrscheinlich  die  von  Eduard  III.  1346 
befohlene  Ausweisung  der  Leprösen  aus  London  Veranlassung  zur 
Gründung  der  beiden  lazarhouses  in  Kent  Street  Southwark  (the  Lock 
genannt)  und  zu  Hackney  oder  Kingsland. 

Die  im  15.  Jahrhundert  entstandenen  Lepraspitäler  wurden  ebenso 
wie  die  alten  Leproserien  bei  dem  Verschwinden  des  Aussatzes  zum 
Asyl  für  die  Opfer  der  sich  schnell  verbreitenden  Syphilis. 

Nach  Creighton"  ist  es  zweifelhaft,  ob  die  im  Monasticon 
Anglicanum  aufgezählten  Leproserien  und  Lazarette  nicht  in  vielen 
Fällen  einfache  Zufluchtsstätten  für  Kranke  und  Arme  waren,  wie 
es  deren  in  England  zu  Hunderten  gab.  Andere  Autoren  haben 
auch  mehr  als  100  Leproserien  in  England  feststellen  wollen.  Er- 
wiesenermaßen gestaltete  sich  aber  in  vielen  Leproserien  das  Ver- 
hältnis der  Aussätzigen  zu  den  nicht  leprösen  Insassen  wie  1  zu  3 
oder  gar  zu  4. 

Am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  verschwanden  die  Leprösen  aus 
den  ausschließlich  für  sie  gegründeten  Anstalten,  obgleich  die  ver- 
schiedentlich im  14.  Jahrhundert  vorkommenden  testamentarischen 
Vermächtnisse  an  Lepröse  noch  das  Vorhandensein  von  Opfern  dieser 
Krankheit  bezeugen. 

Ueber  die  Leprahäuser  in  Schottland  und  Irland  vergl. 
Creighton,  1.  Bd.,  S.  99. 

IdteratTir  und  Anmerkungen  zu  dem  Absohnitt  VI,  Id. 

1)  Oregorint  Tareniit,  In  gloria  marlynim  I,  18.    ilonum.  German.    Sert'ptor.  rtr.  mt- 
roving.   Tomut  I,  pari  tecunda,  p.  499. 

2)  Dtrielbt,  l.  c.  eap.  17  „Sunt  avtem   et  ad  Levidam  civilatem  aquat   attidat,   i» 
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quam»  Bierut  Nave  larare  noliliu  etl,  übt  limiliter  lepro»i  mundantur.    Est  autem  ab 
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10)  D.  FrancUco  Kendez  Alvaro,  La  Irpra  en  Etpagna,  (iladrid  1860). 
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2.  Pest. 

Die  Beulenpest  und  andere  Volkskrankheiten,  wie  Fleckfieber, 
Tv]>luis  und  Pocken  werden  v»n  den  Schriftstellern  früherer  Jahr- 
hunderte zumeist  mit  <ieni  gemeinsamen  Namen  Pest,  Pestilenz  oder  auch 
(Iroßes  Sterben  bezeichnet,  ohne  daß  es  in  jedem  einzelnen  Falle 
mangels  genauer  Beschreibungen  möglich  wäre,  die  Art  der  herr- 
schenden Volkskrankheit  genau  zu  bezeichnen.  Diese  Seuchen  fandenl 
in  den  engen,  schmutzigen  Häusern  und  Straßen  der  mittelalterlichett| 
Städte  (S.  HIÜ  IT.,  825  tt'.,  H4Ü  fr.)   einen   ausgezeichneten    Nährboden 'Ü 

Die  öflTentliche  Medizin  und  die  soziale  Hygiene  befanden  sich  jal 
nocli  in  ihren  Anfangen,  und  Alleinherrscher  auf  allen  Gebieten  warj 
der  religiöse  Aberglaube. 

Bei    dieser     mysti.sch-fataüstischen    Weltanschauung    konnte    von' 
einer  methodischen  Abwehr  der  Volk.skrankheiten  natürlich    nicht   die 
Rede  sein ;    wir  werden   vielmehr   sehen,   wie  diese    nur    wenigen  er- 
leuchteten  Köpfen  sich  als  notwendig  aufdrängte. 


14.  Jahrhundert. 

Die  ersten  Nachrichten  über  öffentliche  Maßregeln 
z  u  r  A  b  w  e  h  r  der  Pest  stammen  aus  dem  1  4.  J  a  h  r  h  u  n  d  e  r 
und    zwar   aus    Italien,    das    wegen    seiner   Hundeisbeziehungen    zu 
Orient,  dem  Urspruugsorte  der  Pest,  unter  den  europäischen  Länden 
Europas  zuerst  die  Schläge  der  schrecklichen  Krankheit  fühlen  njußle  "* 
Schon   das  Statut   von  Sarzana  aus   dem   .lahre  1320   beliehlt    dem 


In 

i 


*)  lieber  die  Abwehr  der  Vo  Iksk  rnnicheitco  im  Altertum  sind  m 
sehr  diirftice  Nai-hrichteii  auf  uns  gekommen.  Hippokrates  ließ  bei  der 
genüiintoii  Pest  des  Thiicvdidis,  tue  iimn  mit  keintrr  uns  hcknnntcn  Krankheit  mit 
Sicherheit  identifizieren  l;niin  (Ebstein,  vergl.  dapppeii  Kobert),  Fouer  in  de-il 
Straßen  anzünden  und  schuf  damit  eine  im  ganzen  .vlittelalter  angewandte  Atiwehr- 
maßregei  [S.  ÖJJ9).     Daß  es  in  den  ji^-iefhischen  und  römischen  StMten   8tndtärztA 

fab,  iht  erwiesen.  ?^<J  wird  z.  B.  in  der  Inschrift  von  Karpathoit  der  8tadtant 
lonoeritos  belobt,  weil  er  während  einer  Kpidemie  viele  Krauke  gerettet  bat.  Et 
ließ  »ich  fOr  seine  Dienste  von  der  Stadt  nicht  beziihlen  (Vercoutre,  ti.  3181. 
Offenbar  verließen  »ich  Griechen  und  Römer,  ganz  wie  dieses  auch  die  heutig« 
Hygiene  empfiehlt,  mehr  auf  die  Prophylaxe  der  Infektionskrankheiten  als  auf  üS« 
Bekänipfimg,  nachdem  «ic  linreits  ausgebrochen  waren.  Von  diesen  prophylaktischen 
Maßregeln,  also  namentlich  von  Wasserleitungen  und  Kanalisationen  ist  in  den  Af)- 
scbnitten  II  (.S.  79;")  ff.)  und  III  (S.  807  ff.)  die  Rede  gewesen.  Hinzugefügt  kann 
werden,  daß  die  Uriecheu  ihre  Toten  nur  «o  lange  aufhewahrten  una  zur  ^^chaa 
stellten,  als  nötig  war,  um  das  Lebendigbegraben  zu  verhmdern.  Nach  der  solo- 
nischen  Gesetzgebung  fand  die  Beerdigung  au  dem  auf  die  Ausstellung  folgendea 
Tage  statt.  Die  Begräbnis  platze  Ingen  meist  außerhalb  der  Stadt  und  nur  besonden 
verdienten  Männern  wurde  ein  Begräbnis  im  Innern  der  Stailt  bewilligt  (Blümner, 
Lehrb.  d.  griech.  Profanaltcrt.,  '.-i.  .\ufl.,  S.  .366  ff.).  Auch  bei  den  Römern  erfolgt« 
das  ßegrübnis  gewöhnlich  außerhalb  der  Stadt  und  schon  das  XII.  TafeleeseU 
schreibt  vor:  hominera  niortuum  in  urbe  ne  sepelito  neve  urito  (Mar- 
quardt,  Rom.  Staat«verf.,  3.  Bd.,  2.  Aufl.,  S.  308). 


I 


••}  Ueber  die  Bekämpf  ung  der  Pest  bei  den  Muhamedanern  ist  bi<<her 
loigendctt  ermittelt.  Als  (kJ9  Syrien  von  der  Bubonenpesl  (tähra)  heimgesucht  wurde, 
verließen    die  .Solilatcn   die  Städte   und    bezogen   (Quartiere  im  Gebirge  und  in    der 


DUiner  h 
wurde,  H 

in     Aer  ^B 


Wüste,   bis  die  Pest  erUiscben  war  (v.  Krem  er,   Kulturgeschichte,  2.  B<1.,    S.  493l. 
Diese  zielbewußte  Bekämpfung  der  Pe«t  maclite  jedoch  auch  bei  den  Muhaniedanera   ^ 
im  Laufe  <ler   folgenden  Jahrhunderte    einem    ., blinden  Glauben  an   das  unabänder-  fl 
liehe   Fatuni ,    da»  gedankenlose   Hingeben  an   die  höhere   SchicksalbeBtimmung",  S 
Platz,  die  in  der  frülieren  Zeit  dem  Islam  nicht  in  gleichem  Grade  anhing.    So  Be- 
kämpfte man  denn  im  .Juli  1348  den  schwarzen  Tod  in  Damaskus  —  wie  in  Florenx 
—  mit  Prozessionen    nud  Fasten.     Natürlich   fehlte  der  Erfolg  nicht  (v.  Krem  er, 
Große  Seuchen  des  Orients,  S.  28,  31). 
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Magistrat  zwar  dafür  ku  sorgen,  daß  keine  Personen  oder  Gegen- 
stände in  das  Stadtgebiet  eingelassen  würden,  welche  die  Infektion 
verbreiten  könnten  (Coletti,  S.  14).  Doch  standen  diese  Bestiininnug 
und  ähnliche  aus  den  Codici  sanitari  von  Lucca,  Pisa,  Pistoza 
und  Florenz,  die  aus  der  gleichen  Zeit  stammen  (Carabellese, 
S.  VIII,  StSff.)  wohl  nur  auf  dem  Papier.  i;^4ü  wurde  in  Florenz  das 
Trauergefolgo  wegen  der  Pest  verboten.  Das  \'erbot  blieb  jedoch 
unwirksam,  weil  sich  alle  Bürger  an  einer  großen  Prozession  beteiligten, 
um  die  Pest  zu  bekämpfen  (Corradi,  1.  Bd.  S.  183). 

In  V^enedig  wurden  bald  nach  dem  Ausbruche  des  großen 
Sterbens,  und  zwar  am  ;J0.  März  1848  die  Triumviri  eingesetzt,  welche 
Vorschläge  zur  Abwehr  der  Seuche  machen  sollten.  Diese  „tre  savi" 
(vergl.  Frari)  beantragten  dann  beim  Maggior  Consiglio,  die  in  den 
Spitälern  Venedigs  Verstorbenen  in  S.  Leonardo  de  Fossamala  und 
S.  Marco  de  Horcalamo,  welche  auf  der  mittleren  Lagune  lagen,  zu 
beerdigen.  Die  Leichname  der  Armen,  welche  keine  Wohnungen  be- 
sitzen, sollten  in  ö  Fuß  tiefen  Gräbern  Ijcstatlot  werden.  Für  den 
Transport  der  Leichen  werden  besondere  Barken  bestimmt.  Leichname 
sollen  nicht  im  Haus  behalten  werden,  um  etwa  mit  ilirer  Hilfe  das  Mit- 
leid zu  erregen  und  Almosen  zu  erlangen.  Auf  die  Kirchhöfe,  ferner 
in  die  Klöster  und  Kirchen  soll  Sand  gebracht  werden,  um  in  diesem 
die  Gräber  zu  graben,  weil  die  Leichen  im  Sande  schneü  verzehrt 
werden.  Kein  fremder  Kranker  darf  in  Venedig  landen ,  bei  Strafe 
von  Gefängnis  und  Verbrennung  seines  Schiffes  (Cecchetti,  S.  377). 

Als  dann  131)9  und  .14<X)  die  Geißler  (Bianchi)  auch  in  Venetien 
ihr  Wesen  trieben,  raffte  sich  die  Signorie  trotz  der  abergläubischen 
Frömmigkeit  jener  Tage  zu  einem  strengen  X'erbote  auf.  Jeder,  der 
derartige  Prozessionen  unterstützte,  sollte  mit  Schim])f  und  Schande 
aus  der  Stadt  getrieben  werden  (Corradi,  1.  Bd.,  S.  24i),  Anm.  1). 
Dieses  war  insofern  eine  hygienische  Maßregel,  als  die  schlecht  er- 
nährten und  .schlecht  gekleideten  Geißler,  die  sich  wie  ein  Schwärm  von 
Heuschrecken  über  das  Land  ergossen,  wohl  geeignet  waren,  die  Pest 
zu  verbreiten. 

Ragusa  gestattete  zwar  1.^48  die  Proze.ssionen,  verordnete  aber 
auch  die  Anstellung  von  Aerzten  und  die  Bereitbaltung  von  Medi- 
kamenten. Einzelne  Mitglieder  des  Rates  stimmten  sogar  für  völlige 
Abschließung  der  Stadt,  drangen  aber  damit  ni(;ht  durch.  Es  wurde 
dann  später,  nachdem  der  Friedhof  gefüllt  war,  beschlossen,  ein  entfernt 
liegendes  Gelände  für  die  Beerdigung  der  Leichen  aufzusuchen.  Die 
Gräber  mußten   so   tief  sein,   daß   aus   ihnen  Dünste  nicht   aufsteigen 


konnten, 
auch    um 
reinigern 
und    die 


Die  Armen  sollten  ohne  Sarg  beerdigt  werden.  Man  war 
die  Reinlichkeit  der  Stadt  besorgt  und  gab  den  Straßen- 
einen  erhöhten  Sold,  wofür  sie  jeden  Samstag  die  Plätze 
gepflasterten  StralSen  und  (jäßchen  zu  reinigen  hatten 
(Lechner,  S.  OH). 

In  Florenz  wurde  beim  Herannaheu  des  schwarzen  Todes  (1348) 
das  aus  dem  Jahre  1324  stammende  „Statut"  öffentlich  verkündigt 
und  eingeschärft.  Die  Straßen  dürften  nicht  verunreinigt  werden, 
die  in  den  Häusern  betindlichen  Aborte  seien  oft  zu  scheuern,  enge 
Straßen  von  den  Hauseigentümern  nachts  zu  beleuchten,  innerhalb 
der  Stadt  und  in  einem  Umkreise  von  4  Miglien  dürften  Schweine, 
Ziegen ,  Gänse  und  andere  unreine  Tiere  nicht  gehalten  werden. 
Der   Viehmarkt   durfte   nur  auf  der   Piazza    Santa   Croce   abgehalten, 
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Gewerbe,  die  init  der  Erregung  von  Schmutz  oder  Geruch  verbuni 
wären ,    sowie    öffentliche    Dirnen     u.    derj,'!.    dürften     innerhalb    der 
Stadt    nicht    g;eduldet    weiden.     In   ähnlicher   Weise   verfuhr    man   in 
Lucca.    Diese   KundinachuDf;!  wurde   in   Florenz   mehrfach    wiederholt. 
Als   aber   am    3.   April    l.'55S    die    Pest    senza   dubbio   e    senza   con- 
trasto   wirklich   in    der  Stadt    hauste,   wurde  verordnet:    bei    50C»  lir« 
Strafe   und  Vernichtung   des  Hauses  darf   kein  Kranker    aus  Genov 
oder     Pisa    oder    aus    verdächtigen     Orten     aufgenommen      werden 
Die  gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,   iler  betten  oder  Wäsche  bei  sie! 
behält    oder    verkauft,    die    einem    Kranken    gehören.      Die    AbortdJ 
durften  nur  nachts  entleert  werden,    und  zwar  in  den  Arno  ohne  Ver 
unreinigung  der  Brücken  oder  Quais.  Ueher  weitere  sanitätspolizeiliche 
Maßregeln   ist  aus  Florenz  so  gut   wie  nichts  bekannt,   da   die  Akten 
fehlen*).     Die   Einfuhr  aller   „gefährlichen  Früchte",   wie    der  grünen 
Mandeln,   Feigen   war   untersagt.     Dagegen   fanden   die    Prozessionen, 
an  denen  die  gesamte  Bürgerschaft  teilnahm,  nach  wie  vor  statt,  und 
dem  Sarge  des  Reichen,  der  es  bezahlen  konnte,  folgten  die  zahlreichen 
Kleriker  (Carabellese,  La  peste  del  1348  S.  42.  Corradi,   1.  Bd., 
S.  203    Schluß  der  Anmerkung). 

In  Paris  galt  als  das  beste  Mittel,  der  Pest  von  1348  zu  entgehen, 
sie  zu  fliehen  und  sich  den  Kranken  nicht  zu  nähern  und  in  der 
Consultation  d'un  practicien  de  Montpellier  wird  empfohlen  :  Wenn  der 
Arzt  zum  Kranken  kommt,  soll  der  Kranke  die  Augen  schließen  und 
sich  mit  seinem  Bettlaken  bedecken.  Der  Arzt  kann  dann  den  Kranken 
untersuchen.  Er  niulS  aber,  wenn  Fieber  vorhanden  ist,  einen  in  Ess 
getauchten  Schwamm  in  die  Nähe  der  Nase  führen.  Ist  aber  Kälte 
vorhanden,  so  soll  er  Kümmel  oder  Raute  bei  sich  tragen.  (Micho 
S.  34,  78). 

Auch  von  einem  Pestkordon  ist  bereits  im  14.  Jahrhundei 
die  Rede.  Ein  solcher  wird  für  Padua  erwähnt  {Le ebner,  S.  47  ff.). 
Namentlich  aber  war  es  der  Polenkönig  Kasimir,  der  zur  Zeit  des 
schwarzen  Todes  sein  Land  dadurch  vor  der  Pest  bewahrte,  daß  er 
es  gegen  Oesterroicli  und  Schlesien  absperrte  und  den  Handel  völlig 
unterband  (Lechner,  S.  49). 

Ohne  Zweifel  hat  die  abergläubische  Sitte,  die 
Toten  im  Innern  der  Städte  zu  beerdigen,  die  Verbrei- 
tung der  Pest  in  hohem  Maße  begünstigt. 

In  Pisa  wurden  während  des  schwarzen  Todes  inmitten  der  Stadt 
große  Gruben  für  die  Leichen  gegraben  und  diese  mit  so  wenig  Sand 
bedeckt,  daß  <lie  Hunde  die  Leichen  ausscharrten  und  benagten.  In 
Florenz  grub  man  i;548  in  der  Nähe  der  Kirchen  große  Gruben 
und  bedeckte  die  Leichen  mit  Erde.  Dann  legte  man  darüber  eine 
neue  Leichenschicht  und  wieder  Erde,  „wie  man  Nudeln  mit  Käse  be- 
streut (Lechner,  S.  47.  Corradi,  1.  Bd.,  S.  201  Anm.  2). 

In  Spalato  blieben  die  Leichen  längere  Zeit  unbeerdigt  in  den 
Häusern  und  Kirchen  liegen.  Selbst  eine  so  große  und  für  die  da- 
maligen Verhältnisse  „gebildete"  Stadt  wie  Augsburg  heß  es  noch 
zu,  daß  1463  die  au  einer  furchtbaren  Seuche  Verstorbenen  in  großen. 


I 


*)  Die  Beschreibung,  welche  Boccaccio  von  der  Peat  in  Floren«  vom  Jahre 
134Ö  macht,  ist  vielfai'h  ülierttchälzt  worden,  weil  sich  der  Sclireiber  zur  Zeit  der 
Peet  Dicht  in  Florenz,  »midern  sicher  auHwärts,  vielleicht  in  Neapel,  aufhielt.  Pe- 
trarca lOp.  omn.  Ba^ii  l.')81,  540)  schreibt  aber  dem  Boccaccio:  narrasti  proprie 
et  magnifice  deplorasti  (Corradi,   Annali,  1.  Bd.,  8.  188  Anm.). 
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im  Irinern  der  Stadt  belegenen  Gruben  untergebracht  wurden  (Hegel, 
Chroniken  deutscher  Städte,  ö.  Bd.,  S.  293 fl".  Hoeniger,  S.  (>8. 
Lechner,    S.  47). 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  verdienen  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden. 

So  durften  während  der  Seuche  die  Leichen  in  Straßburg  nicht 
in  den  Kirchen  begraben  oder  über  Nacht  zu  Hause  gehalten  werden. 
In  Wien  mußten  die  Leichen  außerhalb  der  Stadt  beerdigt  werden, 
nach<ieui  die  Kirchhofe  innerhalb  der  Stadt  gefüllt  waren.  Aehnliches 
war  in  Magdeburg,  Erfurt  und  T r i e n t  der  Fall.  (L e c h n e r , 
S.  47  ff.     Deutsche  Stadte-Chroniken  H.  Bd.,  S.  121.) 

Infolge  der  Pest  suchte  man  in  verschiedenen  Städten  die 
Bestattung  der  Leichen  zu  verbessern.  So  bewilligt  Philipp 
von  Frankreich  am  29.  April  1349  die  Erweiterung  des  Friedhofs  von 
Anjou  und  schenkt  zu  diesem  Zwecke  ein  Grundstück.  Aehnliches 
geschah  in  demselben  Jahre  in  St.  Valerie,  in  Puiseux  en  Brays  und 
in  Montfaucon  en  Lorrain.  In  Montreux  wurde  am  6.  September  1349 
genehmigt,  daß  der  Friedhof  außerhalb  der  Stadt  angelegt  wird,  und 
zwar  mit  der  Begründung :  die  Beerdigung  innerhalb  der  Stadt  sei 
gesundheitsschädlich  (Lechner.  S,  ij6). 

In  Erfurt  untersagte  man  auf  den  Rat  dermagistri  physici  die 
Bestattung  der  Leichen  innerhalb  der  Stadtmauern  (chron.  Sampetr.  181) 
und  in  Magdeburg  erging  das  gleiche  Verbot  (Schöjipenchr.  218). 
In  Wien  wurde  propter  fetorem  et  horrorem  cadaverum  ein  Gottes- 
acker außerhalb  der  Stadt  angelegt.  Aber  dieses  sind  Ausnahmen : 
zumeist  blieb  es  bei  der  Beerdigung  innerhalb  der  Kirchen  (Höniger, 
S.  67  ff.). 

Auch  sonst  scheint  man  aus  der  eben  überstandenen  Pest  einiges 
gelernt  zu  haben.  So  verbot  König  Philipp  von  Frankreich  auf  Bitten 
der  Bürger  am  19.  Juli  1349  die  Schweinezucht  innerhalb  der  Stadt. 
Troyes  ,.pour  ce  que  a  celle  cause  la  dite  ville  et  lair  dicelle  sont 
moult  corrompus  et  que  la  tüte  corruption  est  moult  perilleuse,  mes- 
niement  ponr  cause  de  la  mortalite  qui  a  present  tpieuetans  habitans 
des  dictes  ville  et  cyte  et  a  ceulx  qui  y  couversent." 

In  Regensburg  wurde  1366  verordnet,  daß  auf  dem  Pflaster 
und  an  den  Stadtmauern  keine  Miststätte  errichtet  werden  dürfe.  1393 
wurde  dieses  den  Bürgern  von  neuem  eingeschärft  (Lech n er,  S.  68). 

Im  übrigen  verblaßte  die  Erinnerung  an  den 
schwarzenTod  sehr  bald:  er  wirkte  wie  ein  Erdbeben,  dem  man 
fassungslos  und  ohnmächtig  gegenübersteht,  solange  es  wütet,  welches 
man  aber,  nachdem  es  ausgetobt  hat,  schnell  vergißt.  Ja  noch  mehr: 
die  Ucberlebenden  konnten  sich  an  dem  Erbe,  das  ihnen  zufiel,  er- 
freuen und  da  die  Zahl  der  Menschen  sich  infolge  der  Pest  wesentlich 
verringert  hatte,  verteilte  sich  der  Reichtum  der  Toten  auf  eine  kleinere 
Zahl.  So  hören  wir  denn  z.  B.  aus  Florenz,  daß  dort  schon  im  Jahre 
1350  ein  lockeres  und  schwelgerisches  Leben  begann  und  daß  man  an 
alles  andere  eher  dachte,  als  daran  sich  gegen  etwa  auftretende  neue 
Seuchen  zu  wappnen.     Aehnliches  war  auch  in  Deutschland  der  Fall. 

Nachdem  der  schwarze  Tod  überstanden  war,  lebte  man  in  Florenz 
und  anderen  Städten  Itahens  nicht  nur  sehr  vergnügt,  sondern  auch 
sehr  ausschweifend.  So  wird  i.  J.  1349  zum  ersten  Male  unter  den 
Einnahmen  der  Stadt  Lucca  der  Ertrag  der  öffentlichen  Häuser  ge- 
bucht, die  also  erst  nach  Ablauf  der  Pest  entstanden  zu  sein  scheinen. 
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Die  beiden  Geschlechter  hatten  während  der  Pest    alles    Scliamgefühl ! 
verloren    und   verkelirten   aucli    nach   der   Pest   in    ungezwungendstepi 
Weise   mit    einander.      Anch    allerlei     unnatürliche    AusschweifungPB-I 
werden  l)ericlitet.     Dieser  Verfall  der  Sitten  griff  auch  auf  die  Geist-J 
iiclikeit   über.     Die  nach  der  Pest  geschlossenen  Ehen   waren  znmeis 
sehr  fruchtbar.    Es  werden  auch  Zwillings-  und  Drillingsgeburten  be-J 
richtet,  doch  sollen  die  Kinder  nur  20  oder  22  Zähne  besessen  haben 
was   als  Zeichen   der  Entartung  angesehen   wurde  (Corradi,  1.  B<Ul 
S.  20f>ti:  \M9  bis  50). 

Aber  noch   einmal  vor  Schluß  des    14.  Jahrhunderts  überfiel   die^ 
Buboneniiest  Italien  und  zwar   namentlich  den  Norden   der  Halbinsöl^| 

In  ganz   besonders  nachdrücklicher  und   für    die    ganze  F'olgezeit^ 
vorbildlicher  Weise  wurde  diese  durch  die  Visconti   von   Mailand 
und  von  ihren  Nachfolgern  bekämpft.     Sie  waren  es.    die    den   Kamj 
gegen  die  Seuche  in    systematischer  Weise  aufnahmen.      Es   wäre   da 
her  nur  gerecht,   wenn  man   das  In  Mailand    befolgte   System    als 
der  Visconti  bezeichnen  würde  iDecio,  S.  7). 

So  befahl  Bernabi')  Visconti  in  einem  Briefe  an  den  Bürgermeis 
von  Regio  (Emilia)  vom  17.  Januar  1.374; 

„Voluinus  (|uod  (luaelihet  persona,  cui   (nascentia)    vel    (brosa)*) 
veniet   statim  exeat  Urbeni  vel  Castrum,  ve)  Burgum,    in    <juo    fueriJH 
et  vadat  ad  campos  in  capannis,  vel  in  nenioribus,  donec  aut  tiioriatai^l 
aut  lilieretur.     Item    ifui  servient,    Stent  post  mortem    alicujus    decem 
dies  anteiiuani    habeant  consortium  cum  ali<iua  persona.      Item   Sacer^ 
dotes  Ecclesiarum  Parochialium    inspiciant  intirmos,   et  videant,    qac 
malum    est;   et   statim    notiticient  in<)uisitoribns   deputatis    sub    poea 
ignis.  Item  quod  omnia  bona  Uim  niobilia  (juam  immobilia  applicentn 
Camerae  Domini.     Item    (|ui    aliunde   portaverit   Epidemia,     similiter" 
ejusomnia   bona   suit   Camerae  Doniini   de  quibus  nulla  umquam    fiat 
restitutio.     Item  ijuod  sub  poena  bonorum,  et  vitae  nullus  alius  vadatfl 
ad  serviendum  infirmis,  ]iraeter(|uani  ut  supra.     Et   de  praedictis    tiaf" 
Omnibus  subditis  notitia."     Diese  Weisungen  wurden,  wie  im   Chroni- 
con  Regiense  (S.  82)  erzälilt   wird,   in   Reggio  (Emilia)    wirklich    aus«« 
geführt.  f 

In    Mailand    lielS    derselbe    Bernabö :    ,,dirui    Palatia,     et     domos 
infirmantium  et  mortuorum,  et  cum  ipsis  infirmis,  et  aliis  morantibus 
secuiti    cum    omnibus    bonis    eorum."'      Trotzdem    hielt    die    Pest    ia-fl 
Mailand  ihren  Einzug.  B 

Er  selbst  aber  tloh  mit  seiner  Familie  auf  seine  im  Walde  be- 
legene Besitzung  (ad  oppida  sua  in  nenioribus). 

Muratori,  Her.  itiil.  script..  18.  Bd.,  S.  82,  Corradi,  Annali 
delle  Epidemie  occorse  in  Italia.  1.  Bd.  (1865),  228. 

Eine  Xachahmung  der  von  dem  Visconti  für  Mailand  getroffenen 
Anordnungen  sind  ohne  Zweifel  die  in  Ragusa  am  27.  JuU  1377  ge- 
faßten Beschlüsse: 

In  Consilio  Majori  Consiliarorum  LXVII  captum  per  XXXIV 
quod  tam  Nostrate.s,  quam  Advenae  venientes  de  locis  pestife  ris  non 
recipiantur  in  Ragusium  nee  ad  ejus  Districtum,  nisi  steterint  prius  ad 
purgamlum  se  in  Mercana,  seu  in  Civitate  (Alt-Ragusa)  veteri  per  unutn 
Mensem.  Item  per  Consiliarios  XLIV  ejusdem  Consilii  captum  fuit  quod 


;er^ 


•)  Die  eingeklammerten  Worte  »varen  in  keinem  mir  rugänglichen  Wörterbuche 
zu  finden.     Sie  bedeuten  wolil :  Pestbeiilp. 
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nulla  persona  ileRaeiisio,  vel  ejus  districtu  aucieat,  vel  presiiniat  ire  ad 
illos,  <iui  veiiient  de  locis  pestiferis,  et  stabuiit  in  Mercana,  vel  Civitate 
veteri  sub  poena  tandi  ibidem  per  ununi  Mensem;  et  (]ui  portabiinl  illis 
de  victualiis.  seu  de  aliis  necessarirs,  non  possint  ire  ad  ilios  sine  iiccntia 
Ofticialiiim  ad  hoc  ordinaiidoruiii,  cum  ordine  at  ipsis  Ot'ticialilms  V 
eis  dando  dicta  sub  poena  standi  ibidem  per  unum  Mensem.  Item 
per  t'onsiliarios  XXI.\  ejnsdem  Coiisilii  captum  fuit,  et  lirtnatum, 
quod  (|uiciin((ne  uon  observaverit  praeriicta,  seu  alitjuid  praedictorum, 
solvere  debeat  de  poena  Hj'fierperos  L:  et  nihilo  minus  praedicta 
teneatur  observare  (Ijecliner,  S.  G7). 

1384  wurde  Mailand  von  der  Pest  verschont,  obgleich  diese  Krank- 
heit in  den  Nachbarstädten,  z.  B.  in  Piacenza  und  Pavia  viele  Opfer 
forderte. 

Vielleicht  ist  dieses  den  strengen,  ja  unmenschlichen  Maßnahmen 
des  Barnabö  (S.  894)  zu  verdanken.  (Vergl.  Corradi,  Annali,  1.  Bd., 
S.  236  u.  Anmerk.  1.) 

1399  wurde  von  Gian  Galeazzo  Visconti  die  erste  Desinfektions- 
ordnung erlassen.  Diese  war  für  Piacenca  bestimmt  und  setzte 
folgendes  fest:  Die  Räume  eines  Hauses,  in  denen  ein  Mensch  ge- 
storben ist,  müssen  wenigstens  8 — 10  Tage  offen  stehen,  damit  die 
Luft  gut  eindringen  kann.  In  mehreren  Zimmern  des  Hauses  müssen 
Feuer  angezündet  und  Räucherungen  vorgenommen  werden.  Strohsäcke 
sind  zu  verbrennen.  Kissen  sind  mehrere  Tage  zu  lüften.  Bettücher 
und  Decken  dürfen  erst  wieder  benutzt  werden,  wenn  sie  gewaschea 
sind.  Es  wurden  besondere  Desinfektoren  und  Wäscher  (lavanderii 
et  domorum  nectatores)  angestellt,  unter  denen  sich  auch  meist  übel- 
berüchtigte Frauen  befanden.  (Vergl.  auch  Corradi,  1.  Bd.,  S.  246, 
G.  D  e  M  u  s  s  i  s ,  Chron.  Plac.  in  M  u  r  a  t  o  r  i .  Rer.  ital.  Script.,  16,  Bd., 
S.  560.) 

Dagegen  wagte  Barnabö  nicht,  was  Venedig  sich  erkühnt  hatte 
(S.  891),  die  Prozessionen  der  Geißler  (Bianchi)  zu  verbieten;  er 
setzte  jedoch  deren  Ende  auf  den  5.  September  fest,  „damit  das 
Getreide  geerntet  werden  könne''  (Corradi.  l.  Bd,  S.  246,  •\nnierk.  1). 

So  kam  das  1  ö.  Jahrhundert  heran,  de.ssen  Tätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Seuchcnbekäini)fung  nunmehr  geschildert  werden  soll. 


15.  Jahrhundert. 

In  diesem  Jahrhundert  werden  einige  höchst  bemerkenswerte  Fort- 
schritte in  der  Abwehr  der  Volkskrankheiten  sichtbar,  welche  seitdem 
nicht  wieder  verloren  gingen  um!  noch  heute  zur  Anwendung  kommen. 

In  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  fällt  die  Errichtung  der 
ersten  Quarantäne-Anstalt  für  pestverdächtige  Menschen  und 
Waren  durch  die  Signoria  von  Venedig.  Sie  entstand  1403  auf 
einer  kleinen,  bis  dahin  von  den  Ereniitani  der  Regel  des  heiligen 
Augustin  bewohnten  Insel  *).  Hier  erbaute  man  ein  Hospital,  welches 
den  Namen  „Lazzaretto"  empfing  —  ein  Name,  der  nach  Frari  durch 
dialektische  Umbildung  aus  Nazareth  hervorging  und  an  die  von 
den  früheren  Bewohnern  der  Insel  auf  ihr  errichteten  Kirche  Santa 
Maria  di  Nazareth  erinnerte.  Dies  Lazzaretto  hatte  ursprünglich  den 
Zweck,  Arme  beiderlei  Geschlechts  aufzunehmen,  die  an  der  Pest  er- 
krankt waren.     Später   brachte  man   hier  auch   die  Verdächtigen   und 


•|  Nach  Corradi 
erst  1422  errichtet. 


(I.  Bd.,  S.  2(>8)  wurde  das  Lazarett  auf  der  Insol  Nazareth 
JOS 
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die  aus  dein  Orient  anknfienden  Waren  unter,   um  sie  auf   der  Tnsi 
zu    desinfizieren.      Kurz    vor    dem    Jahre  15tKj   wurde    dann    auf  d 
Insel  S.  Erasmo   ein   zweites  Lazarett  eröffnet,    das    den  Nam 
lazzaretto    nuovo   empfing,    während   das   1403   gegründete   lazzare 
vecchio  hieß.     17i^2  endlich  entstan(J  auf  der  Insel  Poveglia  das  dritt 
Lazarett;  es  wurde  als  novissimo  bezeichnet (Frari,  l.Bd.,  S.XLII 
Aninerk.,  2.  Bd.,  S.  421,  Aunierk.). 

Die  Quarantäne-.\nstalten  fanilen  allniählicli  Nachahmun«;.     Zuer 
ist  dies  14311  in  Ferrara  der  Fall  gewesen  (Corradi,   1.  Hd.,   S.  2s<i' 

14(16  folgte  Dalniatien  (Pr  US),  1475  Majorka  (Villal  ba  ,  S.  104  ff. 
147ß  Marseille,   während   Englan<i   erst  1720,   Holland    am    Ende   d- 
18.  Jahrhunderts,    Eg^'pten    1825,    die   europäische  Türkei    1835    u 
Syrien  1H40  Quarantäne-Anstalten  erhielten  (Prus). 

1424     verbot   Perugia    als    erste    Stadt,    daß    irgend 
ein     Fremder,    der    aus    einer   verdächtigen  Stadt    kau 
beherbergt  würde  {Corradi,  1.  Bd.,  S.  265). 

Besonders  scharf   ging  mau  —  der  viskontischen    Ueberlieferu 
getreu  —  in  Mailand  vor. 

So  ließ  1424   Filippo  Maria  Visconti  die  Gesandten    der    Florei 
tincr,    welche   aus    dem    verpesteten  Florenz   kamen,   nicht    eher    v 
sich,  als  bis  sie  eine  Quarantäne  von  44j  Tagen   durchgemacht    hatten 
(Corradi,  1.  Bd..  S.  265*). 

Als  dann  die  Pest  1449  Mailand  von  neuem  bedrohte,  wurde  be- 
kannt gemacht: 

1)  Der  Eintritt  in  die  Stadt  ist  verboten.  Jedes 
niedergebrannt,  in  dem  ein  aus  einer  verdächtigen  Stadt 
Mensch  Unterkommen  gefunden  hat. 

2)  Keiner   darf   die  Stadt    oline    besondere   Erlaubnis    verlast 
(Decio,  S.  18). 

1451  wurde  auch  das  erste  Mailänder  Pesthaus  eröffnet  (Decio, 
S.  20). 

1447  verordneten  die  capitani  e  difensori  dclla  libertü  di  Milano 
die  Nachfolger  der  Visconti: 

1)  Jeder,  der  in  den  letzten  40  Tagen  aus  einer  pestverdächti 
Stadt  gekommen    ist.   muß   das  (lebiet   von  Mailand    sofort    verlassf 
(vergl.  Perugia,  s.  o.). 

2)  Jeder  Bürger  muß  die  in  seinem  Hause  vorhandenen  Krank 
auch  wenn    es   sich    um    nicht  an    der  Pest  Erkrankte    handelt,    dei 
antiano   seiner  Parochie  schriftlich   anzeigen.     Diese    Anzeigen    soll 
gesammelt  und  dem  Rate  scliriftlich  überreicht  werden. 

3)  Jeder,  der  einen  Bürger  zur  Anzeige  bringt,  weil  er  es  unter^ 
lassen  hat,  in  seinem  Hause  befindliche  Kranke  anzumelden,  soll  be- 
lohnt werden. 

4)  Kein   Geistlicher    darf    auf   dem   ihm    unterstellten 
einen  Leichnam  beerdigen  lassen,   wenn  er  nicht  eine   vom 
gestellte  schriftliche  Erlaubnis  erhalten  hat. 

5)  Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Totengräber. 

6)  Kein  Arzt,   Chirurg,   Laie   oder  Barbier    darf   einen 
behandein,   wenn  der  Kranke  nicht  vorher   als  krank   dem 
meldet  wurde. 


Haus 
komniendi 


% 


Kirchhofe 
Rate  aaf- 


K ranke 
Rate 


•)  AU  im  Hau«e  des  venetianischen  Gesandten  zu  Ixindon  sich  1516  ein  Pe, 
fall  ereignete,  wurde  er  zur  Audienz  bei  Kaniinul  Wolsey  erst  zugelassen,  nacbde 
■et  40  Tage  in  Putney  bei  London  zugebracht  hatte  (Creighton,  1.  Bd.,  S. 
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7)  Kein  Barbier  darf  einem  Kranken  zu  Ader  lassen,  wenn  er 
nicht  hierzu  von  dem  Stadtarzt  ermächtigt  wurde. 

8)  Nur  wer  eine  schriftliche  Erlaubnis  hat,  darf  die  Straßen  fegen, 
nh  spazi  loco  alcuno  cortexe.  n^  auch  cisterne  et  foppe  alcune,  doiide 
se  potesse  procedcre  alcune  pudore.  Dies  Verbot  wurde  erlassen,  um 
die  Infektion  der  Häuser  durch  den  Staub  zu  verhindern,  wie  in  der 
Bekanntmachung  besonders  gesagt  wird  (Decio,  S.  10). 

Das  viscontische  System,  welches  auf  das  Jahr  1374  zurückreicht 
(S.  894),  machte  allmählich  Schule. 

Als  1468  die  Pest  in  Messina  den  Ghetto  (quartiere  della 
Giudecca)  ergriffen  hatte,  wurde  dieser  abgesperrt.  Hierdurch  blieb 
<lie  flbrige  Stadt  verschont  (Corradi,  1.  Bd.,  S.  307).  Im  gleichen 
Jahre  versuchte  man  die  Pest  in  Parma  dadurch  zu  bekämpfen, 
daß  man  ulle  Bewohner  in  ihren  Häusern  einschloß  (Corradi,  1.  Bd., 
S.  3CÖ). 

Allmählich  wagte  man  es  auch,  wenigstens  zur  Pestzeit  das 
Joch  der  Geistlichkeit  abzuschütteln.  Während  nämlich 
in  Florenz  (S.  802)  zur  Zeit  des  schwarzen  Todes  Gottesdienst  und 
Prozessionen  nicht  untersagt  worden  waren,  trotzdem  die  Zeitgenossen 
kaum  darüber  im  unklaren  waren,  daß  hierdurch  die  Krankheit  ver- 
breitet würde,  entschloß  man  sich  doch  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  dazu  einen  Schritt  zu  wagen,  dem  sich  selbst  der  rück- 
sichtslose Barnabö  Visconti  (S. -S94  tf.)  nicht  gewachsen  gefühlt  hatte: 
in  V  eilet  ri  wurden  148  6  die  Kirchen  wegen  der  Pest  ge- 
schlossen, und  der  Gottesdienst  fand  auf  öffentlichen 
Plätzen  statt  (Corradi,  1 .  Bd.,  S.  337,  Anm.  3).  Was  das  kleine 
Vellctri  gewagt  hatte,  durfte  das  mächtige  Venedig  erst  recht  unter- 
nehmen. So  wurden  hier  149«  alle  öffentlichen  Feste  und  Predigten 
verboten  und  zugleich  die  Märkte  geschlossen  (Corradi,  ].  Bd., 
S.  3(iO).  Vielleicht  war  dieses  auf  Antrag  der  triumviri  sananda  civitate 
geschehen,  die  seitdem  Jahre  1490  amtierten  (Corradi,  1,  Bd.,  S.  .''42). 

In  Deutschland  dagegen  blieb,  wie  es  scheint,  vorläufig  noch 
so  ziemlich  alles  beim  alten. 

Noch  143r)  sprach  Swotheim  von  Liegnitz  sich  dahin  aus,  daß  die 
Abwehr  der  Pest  zunächst  durch  die  Reinigung  der  Seele  erfolgen 
müsse,  während  die  damaligen  Aerzte  bereits  auf  die  Reinigung  des 
Körpers  drangen.  Die  Furcht  vor  gewissen  Konstellationen  der  Ge- 
stirne und  vor  dem  Zorne  Gottes,  der  durch  die  Pest  die  sündigen 
Menschen  strafen  wolle,  verhinderte  ein  klares  Denken  und  führte 
dahin,  daß  die  Menschen  sich  ihrem  Schicksale  vielfach  ohnmächtig 
unterwarfen,  ohne  für  durchgreifende  Abwehrmaßregeln  zu  .sorgen 
(Höniger,  S.  Ü7). 

Wir  werden  uns  daher,  wenn  solches  die  Anschauungen  der  maß- 
gebenden Kreise  waren,  nicht  wundern,  daß  zur  Abwehr  der  Pest, 
die  14<iO  Braunschweig  heimsuchte,  eine  Pcstmesse  gelesen  und  drei- 
tägiges Fasten  angeordnet  wurde.  Natürlich  hörte,  wie  der  Chronist 
versichert,  hiernach  die  Pest  auf  (Dürre). 

Rühmend  muß  jedoch  einiger  Beschlüsse  des  Rates  von  Frank- 
furt a.  M.  gedacht  werden.  148G  befahl  er,  daß  jedes  seiner  Mit- 
glieder, von  dessen  Familie  jemand  erkrankt  wäre,  dieses  dem  Rate 
anzeige  und  den  Sit/nngen  14  Tage  fern  bliebe.  1493  wurde  einer 
Bürgerin  untersagt.  Pestkranke  bei  sich  aufzunehmen.  Sie  mußten  dem 
Pesthause  überwiesen  werden  (Kriegk,  Deutsch.  Bürgert.,  1.  Bd.,  21). 

Hudboeh  der  Brt<«».    Snppl.-Bd.  IV.  ^fj 
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wie  man  sich  der  „Seuche^ 


1 6.   J  a  h  r  li  u  n  d  e  r  t. 

Im    IG.   JalirhuDdert   drang    „die    Pest"    von    neuem    in    Italiei 
Frankreich,  Deutschland,   Schweiz,   Oesterreich,   Ungarn  und  England' 
ein.    Unzählljar  waren   die  Opfer,  die  sie   in    Genua   (1501),    Neap- 
(1529,  irj76-ir>77)  und  Rom  (l,')2ii  und  1591),  in  Mailand  (152ö,  155 
1576—1577),  in  Venedig  (1575—1577),  in  Palermo  (1575),  Paris  (15111 
1531  —  1533),  in  Marseille  und  der  ganzen  Provence  (1546,  1577—1581 
1598).    in    Bordeaux   (1599),    in  Hamburg  (1597),    Regensburg  (152i 
Augsburg  (1.521),  Wien  (löül)  forderte. 

Untersuchen  wir  nunmehr, 
im  IG.  Jahrhundert  zu  erwehren  versuchte. 

lu  Genua   wurde    1.'>C)1   bestinniit,   daß  sich  jedermann    wahrem 
8  Tagen  zu  Hause  halten  solle,  ut  cognosci  posset   unde    potissimu 
contactus  proveniret.    In  Mode  na  wurden  1.501  alle  öffentlichen  Ve 
Sammlungen  und  das  Totengefolge  untersagt.    Auch  richtete  nian  dei 
Convcnto  deila  Misericordia,  der  sich  an  der  Peripherie  der  Stadt  b' 
fand,  als  Pestkrankenhaus  ein. 

Die  Pestilenz   dieser  Jahre   war   vielleicht  Bubonenpest,    zujc^leir] 
herrschte   aber  auch   eine   typhöse  Pneumonie,   die   in    6  Tagen    zum 
Tode  führte  (Corradi,  2.  Bd.  4). 

In  Venedig  durften  am  KJ.  Dezember  1575  die  wegen  der  P 
geschlossenen  Schulen  wieder  eröffnet  werden  (Corradi,  2.  Bi 
S.  231,  Anm.  4).  Aber  schon  im  folgenden  Jahre  hatte  die  Stadi 
wiederum  von  der  Seuche  zu  leiden.  Das  alte  Pesthaus  (S.  895)  h 
für  die  Erkrankten  der  Epidemie  von  1576 — 1.577  nicht  mehr  geuQpeud 
Raum  (Gorradi.  2.  Bd.,  S.  251).  Man  baute  daher  ein  neues,  um 
zwar  aus  Holz  auf  alten  Galeeren  untl  ähnhchen  P'ahrzeugen,  welch 
man  streng  bewachte.  So  entstand  das  erste  schwimmend 
Lazarett;  eine  Einrichtung,  welche  auch  heute  noch,  namentlich  i 
England,  zur  Isolierung  ansteckender  Kranker  ausgedehnte  Verwendun 
findet.  Als  die  Infektion  nicht  aufgehalten  wurde,  warf  sich  der  Semitl 
der  Geistlichkeit  in  die  Arme  und  gestattete  die  schon  2(K1  Jah 
früher  (S.  891)  bei  iümüchen  (Gelegenheiten  verbotenen  Prozes.sioneii 
Der  damalige  Doge  Mocenigo  versprach  sogar  eine  neue  Kirche  x» 
bauen,  wenn  die  Pest  aufliören  würde.  Trotzdeui  fand  man  es  doch 
geratener,  die  Einwohner  auf  8  Tage  in  ihren  Häusern  einzu 
sperren  und  alle  verdächtigen  Gegenstände  zu  verbrennen  (Corradi 
2.  Bd.,  S.  251). 

Ganz  besonders  eingehend  unterrichtet  uns  Ingrassia.  der 
Protophysikus  des  Königreiches  Sicilien,  über  die  auf  seine  Veran- 
lassung zur  Abwehr  <ler  Pest  in  Palermo  und  anderen  Städten  de« 
Landes  unternommenen  Schritte  (Ingrassia,  Camerarius) 

In  Palermo  mußten  1575  auf  Befehl  des  Vizekönigs  alle  Hause: 
sowohl  der  Reichen  wie  der  Armen  7  Tage  lang  gelüftet  und  all»i 
Gegenstände  gereinigt  werden.  Ingrassia  schlng  ferner  vor,  diejenigen, 
welche  intizierte  Gegenstände  gestohlen  hatten ,  aufzuhängen.  Die 
Aerzte  sollten  kurze  seidene  Gewänder  ohne  Pelzbesatz  tragen,  wenn 
sie  aber  Pestkranke  behandelten,  einen  Anzug  von  gewachstem  Stoff: 
auch  wäre  es  ratsam,  wenn  sie  immer  ein  wenig  griechisches  Pech  and 
Kolophonium  bei  sich  hätten  (Corradi,  2.  Bd.,  S.  228). 

Im  Juli  1575  wurden  die  Kranken  in  ihren  Häusern  eingeschlossen 
und   hier  behandelt.     Die  Armen  jedoch,  welche  kein   eigenes   Haus 

io8 


I 

r 

1- 

] 


Zur  Geschir-hte  der  Sozialen  Hygiene. 


899 


besaßen,  brachte  man,  wenn  sie  erkrankt  waren,  in  das  Pesthaus.  Die 
Luft  der  Stadt  wurde  durch  große  Feuer  (U'ereinigt,  die  Straßen  ge- 
säubert, die  Stadt  verproviantiert,  die  Schulen  geschlossen,  da.s  Leichen- 
gefolge untersagt.  Da  die  Seuche  durch  ein  aus  der  Barbarei  kom- 
mendes Schiff  eingeführt  worden  war,  wurden  —  leider  erst  Ende 
Juli  —  die  Kleider  der  maltesischen  Freundin  des  Kapitäns  verbrannt, 
obgleich  sie  selbst  schon  viel  froher  an  (h>r  Pest  gestorben  war.  Trotz 
aller  Sorgfalt  nahm  die  Krankheit  zu.  Im  August  mußten  alle  Hunde 
in  eins  tler  3  De]iots  abgeliefert  werden,  welche  außerhalb  der  Stadt 
errichtet  worden  waren.  Hier  warf  man  sie  in  große  Gruben,  bedeckte 
sie  mit  ungelöschtem  Kalk,  dann  mit  Steinen.  In  dieser  Weise  wurden 
20000  Hunde  getötet.  Die  Katzen  ließ  man  am  Leben ,  weil  man 
sie  im  Kampf  gegen  die  Mäuse  brauchte,  doch  sollte  dafür  gesorgt 
werden ,  daß  sie  die  Häuser  nicht  verließen.  Um  die  anderen 
Haustiere  kiimmerte  man  sich  nicht.  Selbstverständlich  fanden  die 
gewohnten  Prozessionen  statt.  Palermo  besaß  4  Pestspitäler,  alle 
lagen  außerhalb  der  Stadt,  eins  war  für  Männer,  ein  zweites  für  Frauen 
bestimmt.  In  den  beiden  anderen  brachte  man  die  Rekonvaleszenten 
unter,  und  entließ  sie  erst,  wenn  sie  mindestens  2  Monate  fieberfrei 
gewesen  waren.  Später  errichtete  man  2  neue  Krankenhäuser  außer- 
halb der  Stadt,  um  diejenigen  für  14  Tage  aufzunehmen,  welche  die 
Rekouvaleszentenhäuser  verlassen  hatten.  Die  Kleider  der  Erkrankten 
wurden  desinfiziert,  Möbel  und  wertloses  (ierümpel  wurde  ver- 
brannt. Alle  diese  Maßnahmen  halfen  nichts ,  weil  man  die  An- 
zeigepflicht nicht  durchzuführen  im  stände  war  und  die  Bewachung 
der  Häuser  nicht  genügte.  Die  Toten  wurden  gewöhnlich  außerhalb 
der  Stadt,  und  zwar  nackt  in  Gruben  beerdigt,  die  man  mit  Ksdk 
anfüllte.  In  jede  Grube  kamen  höchstens  2  Leichen.  Nur  die  Reichen 
erhielten  Erlaubnis,  sich  in  den  Kirchen  beerdigen  zu  lassen,  derartige 
Gräber  durften  aber  erst  nach  3  Jahren  geöffnet  werden.  Auch  be- 
willigte man  den  Reichen  ein  geistliches  Gefolge,  worüber  das  Volk 
sehr  erzürnt  war.  Ingrassia  ist  der  Meinung,  daß  die  Ammen 
nicht  gezwungen  werden  könnten,  die  Kinder  an  der  Pest  verstorbener 
Motter  zu  stillen ;  denn  es  sei  doch  viel  vernünftiger,  daß  die  Kinder 
stürben  und,  da  sie  getauft  wären,  ins  Par.^dies  kämen,  als  daß  die 
Ammen  infiziert  würden  und  an  iler  Krankheit  zu  Grunde  gingen. 
Uebrigens  mußten  alle  Ammen,  w'elche  ein  derartiges  Kind  genährt 
hatten,  mit  dem  Kinde  zusammen  auf  40Tage  in  Quarantäne  gehen.  Die 
Nonnenklöster  blieben  von  der  Pest  verschont,  weil  sie  mit  der  Aussen- 
welt  verkehrten  und  nichts  von  außen  empfingen.  Als  die  Krank- 
heit nicht  weichen  wollte,  sperrte  man  die  Frauen  und  die  Kinder 
unter  10  Jahren  auf  2*)  Tage  ein,  erstere  mußten  vorher  beichten  und 
nahmen  vor  der  Einschließung  an  einer  Prozession  teil.  Später  wurde 
die  Einschließung  verlängert  und  dauerte  mehrere  Monate  lang.  Alle 
Maskenanfzüge  und  Feste  wurden  untersagt,  dagegen  traf  man  sich 
in  den  Kirchen  wie  zuvor.  Auf  die  Kleider  der  Erkrankten  wurde 
im  wahren  Sinne  des  Wortes  Jagd  gemacht,  einen  nennenswerten 
Erfolg  erzielte  man  aber  hierbei  nicht,  trotzdem  man  Belohnungen 
für  diejenigen  aussetzte,  welche  die  Hinterziehung  derartiger  Gegen- 
stände meldeten.  Einige  Personen,  welche  infizierte  Gegenstände  ge- 
stohlen hatten,  wurden  auf  grausame  Weise  vom  Leben  zum  Tode 
befördert.     Der  Berichterstatter  faßt  schließlich  seine  Meinung  über 
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Feuer,  die  Meuschen  unter  die  Gewalt.     Beides  aber  schnell ! 

Der  Verfasser  wußte  freilich,   daß   die  Krankheit   ansterkeud   tst,l 
und  daß  uiuu  je<leu  Verkehr   mit  Infizierten    vermeiden   luQsse.   weual 
luaii    gesund  bleiben  wollte.     „Um  eine  Slailt  zu   infizieren  und  dannJ 
ein  ganzes  Reich,  genügt  ein  Taschentuch".    Aber  man   wagte  offeubarl 
nicht  der  Macht  des  Klerus  zu  trotzen.     Als  die  Seuche  im  Mai  end- 
lich aufhörte,    wurden   alle  Kleider,    welche  in   den    Krankenhäusern'' 
benutzt  worden  waren,  verbrannt.    Am  17.  Juni  löTü  konnte  die  Stadt 
dem  freien  Verkehre  wieder  geöffnet  werden.     Damals  besaß  Palermo 
mehr  als  lOOoOTi  Einwohner  'Corradi,   *.  Bd.,  S.  222  ff.). 

In  Neapel  ließ  der  Vizekönig  1576 — 1077  'viele  importierw 
Hauniwolleuballen,  ferner  eine  aus  Kaiabrien  stammende  Barke  zugleicil 
mit  ihrer  aus  Seide  bestehenden  kostbaren  Fracht  verbrennen.  Hier 
durch  blieb  die  Stadt  vor  »ier  Pest  bewahrt;  im  Volke  aber  erzählt 
man,  dies  sei  das  Verdienst  des  heiligen  Januarius  und  der  andere 
Heiligen  (Corradi,  2.  Bd..  S.  235,  Anm.  2). 

In  Ravenna  mußte  während  der  Pest  von  1576 — 1577  jeder  Ver- 
kehr mit  den  Nachbarstiidten  aufhören,  doch  wurden  Briefe   beförder 
Der  Hafen   (lido)    wurde   iiewacht   und   kein  Schifl'  durfte    bei  Tod« 
strafe   landen.    Rinder.   Hunde   und  Federvieh   mußten,    bevor   sie 
die  Stadt   gebracht   werden   durften,   mit  Salzwasser   oder    Lauge   i 
waschen    werden.      Aehulicli    verfuhr    man    mit    Metallgegenätänd« 
(Corradi,  2.  Bd.,  S.  2iJ2). 

Bei  der  Pest  in  Mailand  (lö76 — 1577)  verstieg  man   sich  sog 
dazu,  alle  Bewohner  in  ihren  Häusern  einzu-schließen.    Diese  Quaran- 
täne  begann   aui   2f).  Oktober    l.'t7(i   und   wurde   allmählich    bi.s    zuiu_ 
7.  März  1577  verlängert.     Sie  wurde  jedoch   mehrfach   durchbreche 
Um  Gehorsam  zu  erzwingen,  stellte  man  an    mehreren  Orten  Galge 
auf.     Die    Armen   wurden    von   den    Reichen   mit   Speise    und    Tra 
unterstützt.    Die  F'amilienväter  erhielten  die  Erlaubnis,  das  Haus  v( 
Zeit  zu  Zeit  zu  verlassen,   um  Besorgungen   zu   machen.      Um   AVeii 
nachten  befanden  sich  infolgedessen   so  viele  Menschen  auf  den   Sti 
lien,   daß  die  schon  fast  zum  Verschwinden   gebrachte  Krankheit    be 
nahe  wieder  zu  früherer  Höhe  gelangte.    Zuletzt  waren  nur  die  Frauea 
und  die  Kinder  eingeschlossen.     Während   man   nun   einerseits   Fest< 
und  Maskeraden  untersagte,  gestattete  man  auf  der  anderen  Seite  grof 
Prozessionen.     Die  Armen  hatte   man   nach   und   nach   mit    mehr   all 
einer   Million    Goldfrankeu    unterstützt,   trotzdem   aber   aus  Sparsam-J 
keit  die  aus  Stroh  hergestellten  Hütten,  in  welchen  die  Krauken  lagcnj 
nicht   verbrannt.     So   kam   es,    daß   die  der    Krankheit  Venlächtigeiui 
welche  in  diesen  Hütten  untergebracht  waien,  erkrankten   und    starben. 
Die  Aerzte  waren  verpflichtet,  jeden  Kranken  amtlich  zu  melden   und. 
es  fehlte  nicht  an  Maßnahmen,  die  sich  auf  die  Desinfektion  der  Hause 
und  der  in  ihnen  enthaltenen  Gegenstände,  sowie  auf  die  Kleider   derl 
Erkrankten  und  Gestorbenen  bezogen.    Um  Bücher  und  SchriftstQckel 
zu  desinfizieren,  trennte  mau  sie  auf  und   verbrannte   die  Fäden.     Sol 
verfuhr  man  mit  allen  Schriftstücken,  die  sich  bei  den  Notaren,  Aerzten' 
oder  Gelehrten  befanden,  wenn  <tiese  Personen  entweder  selbst  erkrankt 
waren    oder   wenn   eine   erkrankte  Person   in   dem  Räume  geschlafen 
hatte,  in  welchem  sich  die  Bücher  oder  Schriftstücke   befanden.     Wiefl 
in  Palermo  (S.  898)  wurden  auch  in  Mailand  die  Hunde,  Katzen  und^ 
Hühner  getötet.    Um  die  Flucht  der  vornehmen  Leute  zu  verhindern. 
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wurden    ihre  außerhalb    Mailands    zur   Welt    kommenden   Kinder   als 
Bastarde  erklärt. 

Höchst  merkwflrdifi  sind  dieMitteilunfjeti  über  dasLeben 
in  den  Pest  hiitisern  Slailands.  Fast  alle  Tape  wurden  dort  die- 
jenigen, welche  sich  der  Hausordnunj;  nicht  unterwerfen  wollten,  geprügelt, 
gestäufit,  ins(iefiingnis  gesteckt  und  gegeiG<'!t.  nachdem  man  sie  an  einer 
SSule  festgebunden  hatte.  Derartige  Strafen  wurrlen  auch  an  Frauen 
vollstreckt.  Im  Lazarette  befanden  sich  10  Gericbtsdiener  und  2  Scharf- 
richter. Man  meinte,  daß  die  öffentlichen  MalSnahmen  oiine  derartige 
strenge  Strafen  zur  Zeit  von  Epidemien  uicht  durchführbar  wären. 
Von  Arzneimitteln  hielt  er  nicht  viel,  man  niüsse  frühlicli.  ^uter 
Dinge  sein.  Räudierungen  seien  wichtig.  Auch  auf  <iie  Keuschheit 
legte  er  Gewicht,  aber  davon  war  in  dem  Lazai'eff  nicht  viel  die  Rede. 
Eines  nachts  feierte  man  einen  Ball  im  Lazarett.  Da  nahm  einer 
der  Teilnehmer  den  Leichnam  einer  alten  Frau  auf  die  Schulter  uuti 
schleuderte  ihn  mitten  in  den  Ballsaal.  Natürlich  fehlte  es  nicht  an 
allerlei  Charlatans,  welche  sich  verpflichteten,  die  Kranken  durch  nur 
ihnen  bekannte  Heilmittel  und  Arzneien  unfehlbar  zu  heilen.  Einige 
französische  Aerzte  verlangten  für  ihre  Tätigkeit  monatlich  1Ö>)  Scudi, 
aber  man  behielt  .sie  nur  2  Monate.  Sieben  dieser  Wunderdokturen, 
unter  denen  sich  mehrere  Franzosen  befanden,  starben  au  der  Pest. 
Die  Aerzte  ptlegten  das  Ijazarett  nicht  zu  betreten,  sondern  wurden 
von  einem  Diener,  tler  im  Lazarette  von  Stube  zu  Stube  ging,  über 
den  Zustaiul  der  Kranken  unterrichtet  und  diktierten  darautliin  einem 
Schreiber  die  Rezepte. 

Als  die  Einschließung  begann,  waren  in  Mailand  42710  Arme. 
Reim  V'erschwinden  der  Pest  lebten  von  diesen  noch  37827.  Für 
diese  Armen  wunlen  vom  29.  Oktober  l.")?!!  bis  zum  1.  Mai  L"i77 
ö2r)iX)0  Lire  verausgabt.  Ungefähr  )KK.H)  lebten  außerhalb  der  Stadt 
in  Hütten.  Von  letzteren  bestanden  .-»las  aus  Stroh  und  biS  aus 
Holz.  Die  Ausgaben  für  diese  Hüttenbewohner  betrugen  mehr  als 
]0.'((iO(')  Lire.  Nach  Beendigung  der  Pest  wurden  gereinigt  oiler  des- 
iutiziert:  Ifit"»;!  Häuser,  40(1(1  Familien  und  fi[&i)  Zimmer.  Es  wurden 
2  oder  :\  Wäschereien  für  jeden  Stadtteil  errichtet.  Die 
hielten  nach  der  Desinfektion  neue  Kleider,  hierzu  wurden 
Tuch  verwandt  (Corradi.  2.  Bd.  S.  252  ff.). 

Die  wJiju'cnd  der  Pest  veröffentlichten  Erlasse  hat  Centorio 
in  einem  gröiäeren  Werke  gesammelt  (Centorio). 

Aehnlicli  wie  in  Mailand  ging  es  bei  der  Pest  in  Vicenza  zu 
(Corradi,  2.  Bd.  S.  258). 

Als  IfilJ)  Paris  von  der  Pest  heimgesucht  wurde,  rät  die  Facult6 
de  M^decine.  die  Mysterienspiele  auf  dem  Friedhof  Notre  Seigrieur 
nicht  .stattfinden  zu  lassen,  da  bei  der  herrschenden  Pest  die  An- 
sammlung von  Menschen  gefährlich  sei. 

Die  Epidemie  von  l.^ill  bis  15r!.S  soll  durch  Möbel,  Kleider  und 
(iebrauclisgegenstände  übertragen  worden  sein.  Als  lleberträger  waren 
namentlich  rauhe  Gewebe,  Wolle  und  Pelze  gefürchtet.  Um  die  Aus- 
breitung der  Seuche  zu  verhindern,  befahl  das  Parlament  von  Paris, 
daß  jedes  infizierte  fLius  an  den  Fenstern  und  am  Haujittor  mit  einem 
aus  Holz  hergestellten  Kreuz  bezeichnet  werden  müsse.  ,Ieder  Insasse 
eines  solchen  Hauses  mußte  auf  der  Straße  einen  weißen  Stab  tragen. 
Betten,  Bettzeug.  Vorhänge,  Tuch  durften  nicht  eingeführt,  Gegenstände 
aus   einem   infizierten   Hause   in   ein    anderes   Haus  nicht   übertragen 


Armen    er- 
83X5  Ellen 


902 


TH.    WEVL, 


Das  Pflaster  v< 
Weiterhin    wurd« 
und  dürfen  iiicbl 


werden.    Gewerbetreibende,  die  mit  den  genannten  Stoffen  liandelt« 
niußleu  ihren  Betrieb  einstollen.     Die  Bäder  wurden  itieschlossen.  di 
Bader  mußten  5  Monate  lang  feiern.    Alle  Kranken  und  Bettler  wurd 
aus   dem   Innern   der   Kirchen    vertrieben.     Die    Leprösen    mußte 
sich    in    ihre   Aussatzhäuser   zurückziehen.     Das   Aderlaßl)lut    du 
nicht  mehr  in  die  Seine  geworfen,  sondern  mußte  außerlialb  der  Stai 
untergebracht  werden.     Chirurgen   und   Bader,   welche  Lepröse  bi 
handelt  oder  zur  Ader  gelassen  halten,   durften  vorläufig  nicht  weiti 
praktizieren.     Die  Hufschmiede   mußtet!   das   Aderlaßl>lut    der    Pferi 
außerlialb   der  Stadt  unterbringen    und   durften   ihre  Feuer  nicht   t 
Steinkohle  unterhalten,   weil   man   glaubte,   daß   die   sich    hierbei  eni 
wickelnden  Gase  die  Verbreitung  der  Pest  fördern, 
den    Häusern    mußte    in    Stand    gesetzt    werden. 
folgendes  bestimmt:   Die  Straßen  .sind  zu   sprengen 
gekehrt  werden,    wälirend   es   regnet.     Die  Verstopfungen   der  Kami 
sind  zu  beheben.     Aus  den  Fenstern  darf  nichts  mehr  auf  die  Stra 
geworfen  werden.     Fäkalien  und  Wirtschaftsabwässer  sind   so    schnell 
als   möglich  aus   den    Häusern   zu   beseitigen.     Das   Müll    darf    ni 
mehr  auf  die  Straße  geworfen,  sondern  muß  in  Körben  aufgesamm< 
und   längs   der  Häuser  aufgestellt  werden.     Die  Kürl)e    wurden    dan 
von  den  Müllfahrern  abgeholt  und  außeriialli  der  Stadt  entleert.     Die 
Müllkarren  sind   so  einzurichten,  daß  von  der  Fracht  nichts    auf   d' 
Straßen  verloren  geht.    Schlächter  und  GeHügelhändler  dürfen   in  ihr 
Häusern   lebende  Schweine,  Tauben   und  Hühner  nicht    mehr    hal' 
In  allen   Häusern   sind    Latrinen   anzulegen,   deren  Entleerung  unt 
Aufsicht   der   städtischen   Behörden   erfolgt.    In    den    auf   die    Stra 
gehenden  Fenstern  dürfen  Tücher  und  Teppiche  nicht  ausgelegt  werdi 

Mit  der  Durchführung  dieser  Bestimmungen  wurde  eine  besonde: 
Behörde,  die  prevöts  ile  la  saut^\  beauftragt,  welche  zu  diesem   Zwec 
ins   Leben    gerufen    wurde.      Diese    prevöts    hatten    unter    ander 
auch    für   die    Ueberföhrung  der   Erkrankten    in    das   Hotel 
sorgen    und   die  oben  erwähnten  Kreuze  au   den    infizierten 
zu   befestigen.     Die  Entfernung   dieser   Kreuze   wurde   mit 
hacken   der   Hand   bestraft.     Die  Angehörigen  dieser  Behörde 
eine  schwarze  Mütze  mit  einem  weißen  Kreuze. 

Ferner  ernannte  die   faculte  4  Pestärzte,   welche   nur  Pestkran 
behandeln  durften  und  für  ihre  Mühe  mit  je  3t\)  livres  jiarisis   beza 
wurden.     Außerdem    stellte   das    Parlament 
livres  und  2  Barbiere  mit  je  so  livres  an. 
A  m  b  r  0  i  s  e  P  a  r  6   berichtet,  darüber,   daß 

Gesunde  ins  Hotel  Dieu  gebracht  würden.  Es  herrschte  in  Paris  er 
Art  von  Anarchie,  da  sich  die  meisten  städtischen  und  Justizbeamt 
geflüchtet  hatten. 

Erst  l.'>80  baute  mau  in  G reneile,  einer  damals  halb  wüsten  V 
Stadt  von  Paris,   Baracken  für  ilie  Pestkranken.     Die  Kosten   wurd 
durch  Umlage  oder  durch  freiwillige  Beiträge  aufgebracht  (Cherea 

Grenoble  hatte  unter  der  Pest  in  den  Jahren  1410,  (>7,  1522. 
42,  86,  87,  88,  89,  iXi,   ferner  lfi;30   und   zum    letzten   Male    164a 
leiden,    lieber  den  Zustand  der  Stadt  und   die   gegen  die  Seuche 
griffenen  Abwehrmaßreyeln  soll  hier  im  Zusammenliange  nach  C  h  a  v  a  i 
berichtet  werdeu.  —  Bei  der  Pest  von  14t.)7  wurden  die  Kranken  a 
der  Stadt  gejagt.     Mau   ließ   sie   ohne  PHege  untergehen.     Da.s  Pe 
haus  vou  Grenoble  bestand  von  14H5   bis  1G43.     Es  besaß    4  Bettcj 
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jedes  Bett  war  für  2,  bisweilen  für  3  Kranke  bestimmt.  "Wer  keinen 
Platz  fand,  schlief  auf  der  mit  Stroh  bedeckten  Erde.  Außerliaib  des 
Hauses  wurden  kleine  Häuschen  für  diejenigen  Kranken  errichtet, 
welche  im  Innern  des  Gebäudes  keinen  Platz  fanden.  In  diesem 
Krankenhaus  wurden  im  Oktober  15l^U  ]öO()  Pestkranke  untergeliracht. 
Die  Not  in  der  Stadt  war  so  groß,  daß  man  den  Pestkrauken  aus 
öffentlichen  Mittehi  täglich  nur  eine  Unze  Brot,  d.  i.  33  g.  geben 
konnte.  Bei  dem  Pesthaus  waren  angestellt  ein  Aerwalter.  ein  Cliirurg, 
ein  Totengräber,  der  gut  bezalilt  wurde,  und  ein  Priester.  Die  von 
der  Pest  des  Jahres  1522  ergriftenen  Straßen  sind  auch  heute  noch 
die  ungesundesten. 

Während  der  mörderischen  E|)idenue  von  1525  erhielt  der  Toten- 
gräber monatlich  das  hohe  Gehalt  von  12  Florins  =  72  frcs.  1564 
fand  sich  kein  Arzt,  der  die  Kranken  liehandeln  wollte.  Es  wurde 
deshalb  einem  bestimmten  Chirurgen  befohlen,  die  Behandlung  zu 
übernehmen,  und  zwar  bei  Todesstrafe.  Den  übrigen  Aerzten  der  Stadt 
wurde  mitgeteilt,  daß  sie  ihre  Privilegien  verlieren  würden,  wenn  sie  die 
Stadt  verließen.  Hi43  wurde  die  Stadt  zum  letzten  Male  von  der  Pest  heim- 
gesucht und  als  1720  die  Seuche  in  Marseille  die  Einwohner  dezimierte, 
blieb  dank  den  ergriffenen  Absperrungen  Grenoble  verschont.  — 
Während  der  verschiedenen  Pestepidemien  wurde  den  Geistlichen 
von  ihren  Vorgesetzten  folgendes  Verhalten  vorgeschrieben: 
Die  Geistlichen  dürfen  die  Beichte  eines  Pestkranken  nicht  entgegen- 
nehmen. Ein  füi-  die  Pestkranken  bestimmter  Priester  wird  mit  diesen 
im  Pesthaus  eingeschlossen.  (Jeweihtes  Wasser  durfte  an  die  in  ihren 
Häusern  befindlichen  Bewohner  nicht  abgegeben  werden,  weil  man 
fürchtete,  daß  durch  dieses  die  Infektion  verbreitet  werden  könne. 
Die  Messe  wurde  auf  ötTentiichen  Plätzen,  nicht  in  der  Kirche  gelesen. 
Wer  die  Stadt  betreten  wollte,  mußte  der  Torwache  eine  Bescheinigung 
darüber  vorweisen,  daß  er  aus  einem  pestfreien  Orte  käme.  Stammte 
<lagegen  der  Fremde  aus  einem  verdächtigen  Orte,  so  mußte  er  diese 
Bescheinigung  auf  eine  Art  von  Spieß  stecken,  den  ihm  der  Torwächter 
entgegenhielt.  Diese  Bescheinigung  wurde  dann  mit  Essig  desinfiziert, 
der  Fremde  aber  mußte  auf  die  heilige  Schrift  schwören,  daß  er  nicht 
mit  Pestkranken  in  Berührung  gekommen  war.  Zu  diesem  Zwecke 
streckte  man  ihm  ein  auf  einem  Spieß  liefestigtes  Blatt  der  Bibel  ent- 
gegen. 

Mit  der  Vorbeugung  gegen  die  Pest  war  es  auch  in  Grenoble 
schlecht  bestellt.  1521  wurde  verboten,  Ziegen  und  Schweine  in  den 
Straßen  herumlaufen  zu  lassen,  herrenlose  Hunde  wurden  getötet.  1575 
mußten  die  Leichname  von  5  Gehängten  vom  Galgen  abgeschnitten 
werden,  an  welchem  sie  mehrere  Wochen  gehangen  hatten,  wohl 
weil  man  vor  ihnen  eine  Verbreitung  der  Pest  fürchtete.  1551 
wurden  die  Dirnen  aus  ihren  Häusern  vertrieben.  1580  beschwerte 
man  sich  darüber,  daß  ein  tresorier  de  France  (Steuereinnehmer) 
Aborte  in  seinem  Hause  errichtet  hatte,  aus  welchen  die  Fäkalien 
direkt  auf  die  Straße  fielen,  weil  hierdurch  der  Brunnen  verseucht 
werden  könne,  welcher  die  betreffende  Stadtgegeud  versorgte. 

Im  IG.  Jahrhundert  hören  wir  auch  zum  ersten  Mde,  daß 
deutsche  Städte  den  \'ersuch  gemacht  haben,  die  Pest  zu  be- 
kämi»fen.  Daß  dieses  nach  italieuiscliem  Vorbilde  erfolgte,  ist  bei  den 
nahen  geistigen  Beziehungen  zwischen  beiden  Ländern  .selbstvorstäud- 
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lieh.     Gingen    doch  die  Deutscheu   in   großer  Zahl  nach  Italien. 
sonders  nach  Padua,  um  Medizin  zu  studieren. 

In    Augsburg   errichtete    der    Rat    1521    außerhalb    der 
2  Pesthäuser.    Jedes  war  125  Schuh  lang  und  30  Schuh  breit.     D« 
eine  Haus  war  für  Kranke,  das  zweite  für  Genesende  bestimmt.    Auch 
die   Anzeigeptiicht   wurde  eingeführt,   denn   der  Meßner  jeder   Pfa 
niutSte   dem  Rat  an  jedem  Freitage  ein  Verzeichnis  der 
(iestori>enen  übergeben  (Deutsche  Städtechroniken,  23.  Bd. 
Hamburg   baute.   1527   sein    erstes  Pesthaus,   das   bis 
(Gernet,  S.  82). 

Ueber  die  Anschau  un  gen,  welche  in  Deutschland  i| 
ersten  Drittel  des    10.  Jahrhunderts  über  die  Pest   u  i 
ihre  Bekämpfung  verbreitet  waren,   unterrichtet  uns  Dokt 
Johann    Agricola,    der    15:53    zu    Ingolstatlt    „der    Arzney 
Kroecliischen  sprach  leser"  war. 

Man  soll  Rad,  Markt  und  Kirche  wegen  der  Ansteckung  meide 
Ist  in  der  Wohnung  jemand  gestorben,  so  soll  man  sie  mit  Ab- 
waschung, Beriiucherung  und  mit  Feuer  reinigen.  Die  Wand  und 
Holz  halten  das  Gift  ein  Jahr  oder  länger  fest.  Die  von  den  Gestorben 
benutzten  Kleider  oder  Betten  können  3  Jahre  lang  die  Pest  fib« 
tragen.  Durch  Wolle  soll  das  Gift  erneuert  werden  wie  das  Fea 
durch  Oel.  Trinkgeschirrc  und  Schüsseln,  die  der  Kranke  gebrauc 
hat,  sind  zu  meiden. 

Ueber  das  Baden,   welches  damals  eine  große  Rolle    im  VoB 
leben  s]iielte  (S.  852  ff.),  gibt  er  folgende  Regeln : 

„Nach  dem  Bade  wirdt  ainer  leychtlich  vergiflft,  wann  du  aber 
baden  miisst,  so  thu  das  zu  der  dritten  oder  vierten  stund   nach  dt 
essen,  vnd  geh  vorhin  zu  stul.    Begeusz  dich  auff  die  letste  mit  aine 
kelteren  oder  lawlichtem  wasser,  darnach  lasz  sein  versen  reiyben 
Saltz  oder  Essig.    Enthalte  dich  von  dem  essen  aiu  stund  oder  le 
bisz  das  dich  (lein  begir  raytzo  zu  dem  Nachtnial."' 

Ausführlich  spricht  er: 

„Von  beschützung  der  Diener  des  Krancken,    welcl 
offtbeydem  vergifften  stehen  m  üssen.  Das  X\'.  Capitel. 

nahend  bey  dem  Krancken  züthon  oder  zu  reden  hat,  der  mag  aingeflocht 

angezündts  wachs  Hecht  für  das  angesicht  des  krancken  halte,  so  wirf 
sein  böser  athem  verzert  oder  temperiert,  das  er  nit  bald  schaden  map 
den  beystehendeu.  Wende  auff  das  wenigist  dein  angesicht  von  jme, 
so  du  jn  anreden  woll,  damit  du  nitt  seinen  atliem  an  dich  ziehe 
Sthe  so  wcyt  du  kaust  von  jme,  sonderlich  nüchtern,  vernewer 
den  lufl't  des  gemachs,  trag  in  der  hand  wolriechend  kolen  vnnd  pr 
nende  liecht,  überstreich  dein  leyb  mit  lawcm  essig  zwir  im  tag 
morgens  vnnd  zu  abent.  Veränder  offt  die  klaider,  vnn  zu  vor  die" 
hemmender.  Trag  in  der  hand  ain  Pommerantzen,  Rautten  püschetisj 
Dänicnten  oder  Melissen.  Mische  zusammen  Rosenwasser ,  Es 
Malniasier,  Zitwan,  Rinden  von  Citro,  wasch  offt  damit  dein  augesie 
vnd  hende,  trink  auch  ctlich  tröpflein,  Tuncke  ain  schwemniliu  darei 
trags  bey  dir  in  ainem  holen  knöptlin  ausz  Eschemholtz.  Wann 
safft  des  eschen  holtz  auch  in  die  pisz  der  vergifften  thier  gethfl 
hilfl't  wunderbarlich  sehr.  Darum!)  das  sein  krafft  so  grosz  ist.  iL 
zu  dem  schatten  dises  banmes,  ob  er  schon  zu  morgen  oder  zu  abeii 
am  aller  lengsten  ist,  kain  schlang  mag  kriechen.  Vnd  man  hat  er- 
laren,  wann  man  ain  kräisz  macht  aines  tails  von  fewr,   des    anderg 
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tails  von  Eschen  zweygeii,  vnd  so  man  ain  Schlangen  mitten  darein 
leget,  so  eylet  sy  dem  fewr  zu  vnd  nitt  den  zweygeu  . . . ."  (Agricola). 

Ganz  im  (iegeusatz  zu  den  Vorschlägen  des  Agricola,  die  wenig- 
stens an  manchen  Stellen  viel  gesunden  Menschenverstand  zeigen, 
enthält  die  Schrift  des  berühmten  Pestdoktors  Crato  von  Crafft- 
haim  aus  dem  Jahre  1");$.')  nur  marktschreierische  Ratschläge,  wie 
sich  der  einzelne  vor  der  Pest  schützen  und  welche  Mittel  er  hierbei 
anwenden  soll.  Mehrere  Pestmeiüzinen,  welche  von  drei  deut.-chen 
Kaisern,  deren  Arzt  Crato  gewesen,  angeblich  mit  Erfolg  gebraucht 
worden  waren*  werden  ausführlich  mitgeteilt  (Crato). 

Ebenso  lehrreich  wie  die  Schriften  der  Aerzte  sind  die  Ord- 
nun  gen,  Ratschläge  und  dergleichen,  welche  beim  Herannahen 
der  Pest  von  dem  Rate  ven'iffent licht  zu  werden  pfleg- 
ten. Im  folgenden  sei  die  „Ordnung"  der  Stadt  Nürnberg  aus  dem 
Jahre  1534  wiedergegeben. 

Ordnung  der  Stadt  Nürnberg  wie  man  sieh  in  diesen  sterbleufften 
halten  sol.     Autfgericht  im  Jar. 

M.P.XXXIV. 

.Je  weil  (ItT  ltt*cbvvorIich  eench  der  Pestlcnetz  »ich  an  viel  orten  crreut;t  vnd 
nit  minder  albic  üu  Nürnberj.'  7.11  repiren  auch  ein  j-obriH-hen  hat  ein  Erbnr  Knthe 
(fiiter  niainiiiij;  für  treiionicn  der  selben  krauckheyt  durch  zimliche  tnitlcl  etlicher 
mausen  zu  bcjicpnen  vii  dannt  den  anfenjren  souil  mflglich  vnd  nach  gestalt  der 
t-ache  ymnier  erleiden  wil  «iderslandt.  zuthun  Guter  boHnun^r  damit  nicht  einen 
nerint;o  tcyl  snlelicä  vnliist  (auff  da«  diser  geprech  nit  so  beschvverbch  vberhaud 
nennen  raog)  dafür  kumen  Haben  dem  nach  verordnet  Dan  sich  alle  eins  Ralhs 
Bür;rer  vnd  Inivoner  '  onchvolgender  mittel  '  ordeuung  vnnd  vvege  in  diesen  Sterb- 
leufften (»eprauchen  Auch  dieselbe  Ordnugen  alle  Bür^tern  vn  hanszgenossen  durch 
ire  Hauplleut  in  der  Hauptniannschaffte  sie  gesetisen  seyen  1  verzaichent  vberant- 
wort  werden  nol  damit  »ich  niemand  aus  vnwissenheyt  entschulrlige  da  durch 
auch  ein»  Rats  straff  enipflicJien  miif;. 

Erstlich  i«t  eins  Erbarn  Rats  ernstlicher  benelh  vnnd  meynunß  die  weil 
dieser  seucbt  nit  wenig  /  ausz  verpfftüfr  des  liiffl.s  auch  dieselbe  verpifftung  nicht 
den  geringsten  tcyl  /  aus  vbehn  geschmack  orwechst  i.'aä  dai\  alle  Bürger  vfi  ein- 
voner  sich  bev  eines  Rat^  «traft  tajrs  vü  nachts  enthalte  t-oUen  'den  Harm  oder 
andere  vn»aiil)orkeit  /  auff  die  gemeynen  fraiwcn  vnd  Strassen  zuschütten  '  Sonder 
<las  alles  in  das  wasser  der  Pegnitz  oder  Vischbachs  oder  in  die  heymlichen  ge- 
mach tragen  vnd  giessen  lassen.  Zuuor  die  weil  sich  aus  anzeygung  der  versten- 
digcn  Doetor  der  Arczney  gar  klarlicl»  erfindet  dz  der  flarni  vn  geschmack  von 
einem  krancken  oder  vergiflten  zu  diesem  gcprechen  für  andere  mittel  fürdcrlich 
ist.  Welcher  aber  disem  benelh  durch  sich  selliHi  oiler  die  seinen  /  entgegen  han- 
deln vn  danuub  viin  eines  Erbarn  Rats  darzii  verordenten  amptleuten  fürbracht 
würd  '  der  eol  so  offt  er  verbricht  zu  einer  straff  ein  pfund  jsoui  vnabieszlich 
zu  bczale  verfallen  sein. 

Vnd  nach  dem  durch  ein  nrdeutlicb  gut  Regiment  vnd  vorgeende  fürsehung 
noturfftig  preseniatine  vn  Arczney  /  gar  viel  menschen  ,  wo  sie  sich  der  gebrauchen  / 
vor  dieser  Kranckhoyl  errettet  vfl  behalten  werden  mochten  /  hat  ein  Erbar  Rathe  / 
allen  iren  verwandte  iu  gut  ,'  ein  Regiment  zudrucken  /  auch  in  alle  Apotecken  al- 
hic  viel  guter  Krczney  vn  fürsehung  /  in  diesen  leuftten  nutzl)ar  vfi  furderüch  Des- 
gleichen zu  rechtfertig'ung  der  lufft  m  den  hewszlichc  wonungen  etlich  gut  puluer 
vnnd  Iwreuchtuig  zu  machen  verordent  /  die  einem  ycden  /  so  des  nottuf ftig  auch 
ob  ycraand  mit  diser  krauckheyt  behafftel  würd  ,  fiär  ein  Remcdium  vn  arczney  / 
vmb  zindich  belonug  sol  mitge'tallt  wenien  /  das  auch  ein  yedes  (iosi'tbst  /  zu  not- 
durfft  suche  mag  Auch  so  ihn  diese  krauckheyt  begriff ;  damit  keine  weg«  lang 
verzihen  so!. 

Die  weil  auch  bey  einer  solchen  fapfern  menig  voleks  in  diesen  Sterbleufften  / 
die  vergifften  vnnd  krancken  '  Tiit  alle  mal  vor  den  gesunden  erkcnt  vnd  darumb 
zustund  nit  abgesondert  miigen  ,  der  halben  auch  ein  vergifiter  oder  mit  dieser 
kranckheyt  beladner  /  etvvo  vietgesunter  vergiffteu  mag  So  volgt  auch  daraus  ,  das 
die  grossen  vereamrulugeu  der  menscheu  ;  der  sellw  zeit  gantz  fcrlich  vJi  sorglich 
sein  darumb  lest  ein  Erbar  Rathe  hiemit  meniglich  guter  vnd  getreuer  meynung 
warne  /  die  selben  versamnilunge  der  menschen  souil  yemer  möglich  ist  zu  meyden  / 
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vnd  daiult  nicht  allein  nich  seihet  zu  beware  i  sonder  auch  andere  vor  nachterl  \ 
besehwernus  dieses  seuchens  znuerhüten. 

Vnd  damit  solche  verpfftunj»  anderer   personcn   etlicher   raassen   für   kommen' 
vrcrd     so  ist  iu  .■äiinder«  eines  Erbarn  llatc  lieuchl  vnud  racynuiig     Ob  yemand  alhi« 
in  einem  haim     mit  dicMm  seuchen  be^ffcn   wird    das  dann   der   haubzrater  oder 
inhabcr  desselben  hausz  /  dicsell)eu  krancken  person  /  iu  das  new    gepant    Lararei 
odder  hausz  zu  S.  Sebastian   vor  der  Stfldt     das   ein    Erbar  Rathe   mit    aller  für-  , 
«chung  vnd  nodturfft  zum  besten  zurichten  lassen    vnd  zu  Verwaltung    demselben 
Pfle|u;er  vnd  andere  personen  verordent  hat  /  von  iilundan  antworten  la^eu     da*clh 
solle  dem  krancken  alle  ^eystliche  ^-nd  leipliche  handraich ,  on  seineu  k08t«n     luich-J 
tail  vö  hchaden  mit  ^retevlt  werden. 

Es  Bol  auch  alles  blut    so  vou  den  ge«undtcn  vfl  krancken     in  den   ^emevnf4i| 
Paden     Barbircr  vnd   andern   heusern   gefaüsen    wird    anderszwo   nit     daj\    in   dii 
Peftnitz  vfl  Vischliach    oder  in  die  heinuiche  gemach  /  getragen  vfl  geschüt  werden  ) 
bey  peen  zwey  jifund  Noui. 

Auch  sol  iiieiuanij  von  ulto  o<ler  iiingen  auff  der  gassen  niderhanche  seins  leib 
gcnincb  zuut'lbrintrcn     sonder  siolien   auff  die   gemeynen  J^pra^Ji   hewser   g^ecn     Vi 
ein  icder  hHiiszvatcr  bey    seinen    gw-inden    vnd    kiuden    ernstlich   darob    halte 
peen  <K)  pfeunig     oder  ein  halb  pfund  Noui. 

Darzu  sol  niemand  kein  M\>t  was  es  sey  vber  drey  tag  auff  der    gasten 
iim  hcwsein  nicht  ligen  /  sonder  yede.«  maU  hinweg  füre  lassen     bey  peen  eins  \t 
tags  ein  pfund  Noui.     Vn  wo  einicher  Myst  darüber  gefunden  würd     eol  der  di; 
die  verordenten  hinweg  geliihrt  /  vnd  nichts  weniger  die  nechst  bemelt   peea 
nomen  werden. 

Auch  ist  bey  einem  Erbarn  Ralh  ertailt     ya   dem   Stadtgericht    angectaft 
für  anhin  ,  diewcil  diese  storbszleufft  weren     zu  erzeugiing   der  Gesohefn      die 
au  den  genannten  flihcns  vnd  hinweck  zihens  halben  marigel  erscheint     au  stat  i 
sellwn  /  anch  andere  redlich  i>ersoii  '  zu  zeuge  gebraucht  werden  mugcn  vnd  »oiieai 
Desgleichen  auch  zu  den  Jnucntjiricn  vnd  Inuentiern. 

Vnd  dieweil  durch  des  krancken  klaider  vn  nctgewaiidt  die  gesunde  leichtlich 
vergifft  werde  /  So  sollen  der  krancken  vnd  verstorbnen  [>ersoti  kleyder  pctpewandt 
vn  anders  fleissig  beJialteu  /  den  gesunden  oder  andern  gur  nicht  verkaufft  (wa? 
orts  es  sey)  weder  vmb  gelt  /  noci  vmb  soii.^t  gegeben  /  Auch  dieselben  an  kcyoeai 
ort  in  der  Stat  wefier  gewasche  noch  gesculiert  sonder  es  soll  alles  vor  der'  «tat 
zu  auszflus  des  wasser«  l>eschehe  /  bey  pcin  fünff  nfuod  Xoui. 

Es  sol  auch  kein  Bürger  oder  Inwoncr  kein  krancke  person  von  aussen  her- 
ein /  wie  naheudt  sie  ihm  gefreuudt  oiler  verwandt  were  in  sein  haosz  wonug  od« 
anderswo  hie  in  der  Stal  nit  eimiemen  /  bey  eins  Erbarn  Raths  ernsliich«  «traffen  / 
wie  ein  Rath  zu  rate  würde. 

Ea  sollen  auch  die  iK-rson     so  inn   ihren    hewseru   kranck   werden  /  vnd    wida 
auff   komen  ,  sich    eulhalten    inn    dreyen    wochen    aus    ihren    hewsern     vu    die 
sundten  zugeen  bey  eines   Erbarn  RalJi.s    straffe  /  darauff   ein  Erbar  Kath    achtut 
zuhaben  /  in  sonderheyt  «tätlich  vrordnet  hat. 

Auch  sol  man  die  öchivein  vberal  hie  in  der  Stat  in  diesen  sterbszleuffte 
dcrlich  aus  der  Stat   ihun    dieweil  der  Alyst  vnnd  gei>tanck  seer  schedlich  J  vt 
diser  kranckhcit  fürtierlich  ist. 

Damit  auch  das  vergifflen  der  gesundten  noch  stathch  er   verhütet    werde 
sol   ein    yeder    Hauszuater    allen    seinen    hatiszgenossen    vnd    zugehörigen    «tatlt'c 
bcuelhen  vnd  ansage    das  sie  zu  lieti  krancken  personen    so   mit   den  Sacranienteo 
beward  werden     oder  sonst  in   ihre  hewser  nit  geeii.     Deszgleichen    das  sie    dabejrl 
nit  sein  ,  so  die  Todten  vergraben  werden  ,  sich  selbst  vnd  andere  dardurch.  vor  f«r-' 
lichkeit  zu  bewaren. 

Sonst  hat  ein  Erbar  Rathe  mit  vergrabug  der   verstorben  iwrsonen  /  vor  der_ 
Stat    vnnd  in   andere  wege  ,  etliche  nützliche  Ordnungen    bodacnt  /  vn    denen  /  i 
solchs  geburt  zuuolzihen    bevohlen  /  Guter   zuuorsicht  ,  vermittelst  Göllicher   hilff  , 
dem  fürciemlich  hierin  vertraut  /  vn  in  sein  gottiche  barinhertzigkcyt  grüudtlich  ver-J 
hofft  werden  sol  ,  diesen  vnlust  etlicher  masseu  damit  zu  ringern. 

Diese  Ordnung  cntliält  also  die  uns  bereits  bekannten  Vorschriften. 
Fäkalien  und  anderer  Untiat  darf  nicht  auf  die  Straßen  geschüttetj 
werden.  Ver.sanitnluuüen  sind  zu  vermeiden,  weil  durch  diese  diel 
Krankheiten  ilbertragcii  weiden  können.  Kranke  sind  in  das  Aussatz-I 
haus  zu  briu!j;en.  Aderlaß,  Blut  aus  den  Bädern  und  Barbierstuben  ( 
darf  nur  in  den  Fluß  oder  in  das  heimliche  Gemach  geschüttet  wer- 
tlon.     Die  öffentlichen  Aborte   werden   iu  Erinnerung  gebracht.     Mislj 
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darf  weder  auf  der  Gasse  noeh  in  Hiiuserii  liegen,  infizierte  Kleidungs- 
stücke dürfen  niL-lit  verkauft,  auch  nicht  innerhalb  der  Stadt  gewaschen, 
sondern  nur  vor  dein  Tore  gereinigt  werden. 

Kein  von  auswärts  stammender  Kranke  darf  in  der  Stadt  Unter- 
kunft finden.  Wer  die  Kiankhoit  überstanden  iiat,  darf  erst  nach 
3  Wochen  unter  die  Gesunden  gehen.  Schweine  dürfen  in  der  Stadt 
nicht  gehalten  werden.  Krankenbesuche  und  Grahgefolge  werden  ver- 
boten. 

Bemerkungswert  scheint  die  Bestimmung,  daß  au  Steile  der  ge- 
flohenen Bürger  andere  redliche  Personen  als  Zeugen  auftreten 
können. 

In  Kopenhagen  wurde  gelegentlich  der  Pest  von  läH2  dem 
Leichen gefoige  verboten  das  Trauerhaus  zu  lietreten,  in  welchem  sich 
die  Leiche  befand.  Auch  wurde  jeder  Handel  mit  den  Kleidern  der 
Verstorbenen  untersagt  (L  u  n  d ). 

Auch  kleinere  Städte  erlieiSeu  derartige  Ordnungen.  So  heißt  es 
in  der  Polizeiverordnung  von  Ueberlingen  vom  SO.  Juli  1041: 

Polizeiverordnung  bei  ansteckender  Seuche  zu  Ueberlingen  vom 
30.  Juli  154L 

(No,  ;i).  Personen,  in  deren  Häusern  die  Krankheit  war,  dürfen 
nicht  auf  den  Fischmarkt,  Trinkstuben,  Gesellschaft  gehen. 

(No.  4).  Auch  die  Rekonvaleszenten  dürfen  nur  nach  Bewilligung 
durch  die  Polizei  das  Haus  verlassen  (Mone.  12.  Bd.  41»). 

Wien,  während  des  Mittelalters  und  bis  in  die  Neuzeit  durch 
enge  Mauern  eingezwängt,  war  eine  der  schmutzigsten  deutschen 
Städte.  Hierdurch  erklärt  es  sich  wohl  auch,  daß  es  während  des 
16.  Jahrhunderts  durch  die  Pest  wiederholt  heimgesucht  wurde.  Es 
tj-at  dem  Unhold  durch  eine  Desinfektioiisordnung  entgegen,  die  eine 
der  ausführlichsten  ihrer  Art  ist  und  daher  im  folgenden  wenigstens 
auszugsweise  wiedergegeben  werden  soll. 

Erweiterte  Inf ek tionaordnung  vom  28.  August  1562  er- 
lassen von  der  Regierung  und  den  Kammerrälten  Kai.ser  Fordinandn  L 
auf  Grund  der  Wiener  Infektionaordnnng  der  Jahre   1551    und   155H. 

§  cf.  Verlmt  des  Branntweiiivi-rkaufs.  (Man  f;laubte,  daß  der  Genuß  vou 
Branntwein  den  Ausbruch  der  Pe*t  befönlerc.) 

§  4.  Niemajul  wird  in  den  Burglrie<len  ciugelassen,  der  nicht  ein  Atteat  seiner 
Obrigkeit  vorweist,  daß  er  von  einem  nicht  infiüicrtcu  Ort  kommt.  Wer  sich  ohne 
Attest  betreffen  läßt,  wird  liestrait.  Bei  denen  vom  Prälatenberren  oder  Adelsstande 
genügt  ihr  Wort,  daß  sie  von  nicht  infizierten  Orten  kommen, 

S  6.  Wer  der  Infektion  wegen  ans  der  Stadt  gescbafft  worden  und  wieder  in 
deraelben  lietroffen  wird,  soll  bestraft  werden. 

S  8.  Alte  Kleider,  Bettgewand  u.  «.  w.  dürfen  während  der  Infektion  nicht 
feilgeboten  werden. 

§  ]0.  Große  Hochzeiten  und  frclage  dürfen  nicht  gehalten  werden,  kleine 
nur  an  geräumigen  und  suubercn  Orten. 

§  11.  Kehricht,  Bettatroh,  Hadern,  Ans  solleu  weggeräumt,  scbmutzifre  Flüs- 
sigkeiten nicht  in  die  iStndt,  sondern  imr  in  die  Flonau  oder  die  Kanäle  auage- 
schüttet;  in  der  ötadt  soll  kein  Schwein  gebalten  werden. 

§  12.  Die  Abzugskanäle  sollen  Mittwochs  und  Simnnbeiids  durch  frisches 
Wasser  aus  den  Waaserkästeii  in  den  lüidern  und  aus  den  iiolirbruuncu  auf  den 
öffentlichen  Plätzen  gereinigt  werden. 

ii  13.  iJio  von  Wien  sollen  die  ungepflasterten  Htellen  in  der  Stadt,  an  denen 
sich  Tümpel  bilden,  auspflastern  lassen. 

§  14.  Diw  Oeffuen  und  Käuraen  der  Abtritte  und  Senkgruben  während  der 
Infektion  wird  eingeschränkt. 

§  1,'j.  Unreifes  Übst  feilzrihnlten  ist  verboten.  Gefallenes  Vieh  soll  jenseits 
der  .Schlagbriicke  oder  bei  der  Täberdonau  verscharrt  werden,  oder  man  soll  es  von 
der  Donau  wegschwemmen  lassen. 
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§  18.    Felle  oder  Oclwenhäiitfi  dürfen  nicht  mehr  in   der  Studt  gehalten 
zum  Trocknen  mifgehiingt.  werden,  i>ündcrn  nur  vor  der  Stadt  an  luftigen  Onen 

§  20.    Fremde  aus  infizierten  Orten  zu  beherbergen  i»t  bei  Strafe  verbotai. 

§  21.     Sperrung  der  öffentlichen   Bäder. 

§  22.    Infizierte  Kranke  auB  dem  Hof-  und  Bürgerspitale  gölten  in  das  Lszuta 
(Pestbaus)  überführt  werden. 

§  _:-!.     Räuchern    mit     Wacholdergesträuch    wird    den    Bewohnern     infizi( 
Häuser  sowie  den  Spitälern  anbefohlen. 

§  25.     Der  Hausvater  ist    verpflichtet,  Pesterkraukungen   unter  seinen    Du 
boten  an  den  Magister  sanitatis  oder  den  Wundarzt  zu  melden.     Der  Kranke 
wenn  die  Seuche  konstatiert  ist,   iiiciit  in  der  Stadt  gelassen,   sondern    in    das  P< 
haus  gebracht.     Erkrankte  Fainilieninltgtieder  haben   die  Wahl  zwischen    dem  P< 
hause  wler  einem  Hanse  in  der  VorKtadt,   wenn  ein  solches  ihnen  gehört,   oder 
WeeschaffuBg  bis  2   oder  3  Meilen   von   der  Stadt     Wer   in   »einer  Wohnung 
lileibeii   will,   muß  sich   mit  seiner   Familie  itml    seinen    Dienstboten    40    Tage  ein 
schließen.     Die  Lieferung  von  Nahrungsmitteln  und  Arzneien  findet   durch   aie 
Säuberung  der  infizierten  Zimmer  bestellten  F'ersonen  statt. 

S  27.     L'ntedassung  der   .Meldung  von   Erkrankungen  wird    mit   Leibes- 
Geldstrafe  bedroht. 

§  28.    Infizierte  Häuser  und   Wohoungen   sind  mit  einem   weißen    Kreuz 
versehen. 

§  21).    Instrumente,  die  bei  Infizierten  verwendet  wurden,  sollen  nicht  bei  an- 
deren Kranken  gebraucht  werden. 

§  81.     Zur  Stiiiberung   und  Ausräucherung  infizierter  Zimmer   werden    bccoo- 
dere  Personen  angestellt. 

§  34.    Die  von    Wien   sollen    das  Pesthaus   derart   herrichten    laascn,    daB  die 
Kranken  nicht  haufenweise  übereinander  liegen.    Rekonvaleszenten  soll  man  in 
besonderen  Baum  bringen,  damit  sie  nicht  neuerdings  infiziert  werden. 

§  3ü.    Verbot,   Infizierte  ohne  die  Bewilligung  von   Regierung   und    K« 
innerhalb  der  Stadt  zu  b^raben  (Quellen  von  Wien,  2.  Bd.,  86,  No.  l-töO). 

Zur  Bekänipfiing  der  Pest  mußte  auch  —  dem   Zeitgeschms 
entsprechend  —  die  gereimte  Rede  herhalten.     Eines    dieser  . 
dichte",    und   zwar   das    von    Ernst    Reuchlin,     der    keyserlicr 
freyeu  Reichs  Stadt   Lübeck   bestalten   Medicum  im   Jahre    1577    \^ 
faßte,  ist  im  folgenden  wiedergegeben.    Es  ist  aus  den    „zwo  Hau 
tafeln"  entlehnt. 

Underricht    für    die   Kauff laute    und   Handler/so    hl 
und    wider  in    die   Pestileutzörter  vorreise  n/wie    sie  sil 

vorhalten  s  o  1 1  e  n  /  u.  s.  w. 


WJlt  du  (jetzt  reisen  «her  Landt  / 
So  halt  mein  I>ehr  vor  keinen  Tandt. 
Du  solt  in  Herberge  keren  ein  / 
Da  niemandl  oder  wenig  gestorben  sein. 
Las«  dir  frisch  Fleisch  vnd  Eyer  geben  / 
Frische  Visch  soll  du  brauchen  dameben. 
Viel  Jüchwerck  meid  /  (iebratens  iss  / 
Hcisse  Kreuler  gantz  vnd  Canneei  / 
Mit  Neghcken  stercken  die  Seel. 
Das  (iammel  Matt  ist  schedlich  sehr  / 
Leichtdauliche  Kost  dir  nützet  mehr. 
Trink  du  gut  Bier  vnd  linden  Wein  / 
Die  Bussen  Getrenck  dir  scheiUich  sein. 
Crosse  gesellschafft   fleug      vnd  menschen 
Donn  es  diese  zeit  nicht  leiden  wil. 
Auch  Raht  ich  dir  sauff  dich  nicht  voll  / 
Vnd  sey  nicht  wie  ein  Saw  gnntz  doli. 
Die  Schlaffkamer  ta«9  beTcnL^uern  wo!  / 
Dein  Bette  reine  Lacken  haben  sol. 
Darauff  kein  Kranker  cclegen  hat  / 
.Sonst  kombst  ins  Pestilcntzen  Badt. 
Mit  kleidem  /  HembJen  halt  dich  sauber  / 
Sey  nicht  vnfleutig  wie  ein  Bawer. 


viel  / 


Diversorium. 

Cibas. 

Aroinata. 

Infumati  Cibi. 

PotuB. 

Conuitiia  fugienda. 

Ebrietas  uitanda. 
Conclauia  suffuinig 
l.«ctistemia   aint    mg 

Vestea  «int  mundae. 
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Lotio  et  Tonsio  sit  rarior. 


Corroboratio  conlis. 


Preseruautia. 


Preces. 

Homnus  eit  moderatus. 


Da«  waschen  vnd  Barbirea  viel  / 

Die  zeit  dir  auch  nicht  nutzen  wil. 

HertZÄterckung  soUt  clets  i>cy  dir  hahcn  / 

lijiitiit  du  dein  Hertz  könnest  latwn. 

Kin  Bisemknopff  /  Rautvhkiissiein  gut  / 

iJie  slercken  dir  sehr  deinen  mut. 

Praeservvatif  stets  bey  dir  trag  / 

Wie-  meine  Tafel  beschrieben  nat. 

Mithridat  darzu  gut  Theriack  / 

Zur  tiot  du  auch  geoiesseu  magst. 

Itie  Nüster  damit  «cbmieren  thu  ; 

Die  Pulsadern  an  dem  .-Vrmen  darzu. 

.\t)en<is  vnd  Morgens  wasche  den  Mundt  / 

Mit  Wein  vnd  Eesig  ist  gesundt. 

Vor  Neblich  Lufft  da«  Gemach  vorwar  / 

Die  Brust  vnd  Magen  warm  halt  gar. 

Spat  Efisen  vnd  Trincken  meid  / 

Essen  vnd  Trincken  habe  rechte  zeit. 

Zu  rechter  zeit  zu  Bette  geh  / 

Daa  dich  da^  vbel  nicht  besteht. 

Des  Abenta  rnd  des  Morgens  Gebet  / 

Dir  nicht  au«  deinem  llertzcu  tret. 

frchlaff  meseig  /  steh  auff  zu  rechter  Slundt  / 

Dies  ist  der  Vorsorgen  rechter  grundt. 

So  du  dich  wirst  nach  diesem  fichrcibeu  / 

Flelrisig  verhalten  /  wirst  du  wol  bleiben. 

Fri-*ch  vnd  ge*undt  ,  in  Pesidentz 

Hin  vnd  wider  in   aller  Grentz. 

Haec  fac  et  vive».    (Reuchlin.) 

Ein  für  seine  Zeit  ausgezeiclinetes  Werk  über  die  Abwehr  der 
Pest  schrieb  1ÖH3  Johannes  Ewich,  bestallter  Phy.sikiis  zu  Bremen. 
Er  liat  seine  Studien  in  Padua  gemacht  und  in  Italien  bei  Abwehr 
der  Pest,  wie  es  scheint,  auch  praktische  Erfahrungen  gesammelt. 
Auch  auf  einen  deutschen  (iewährsmann  für  seine  Anschauungen  be- 
ruft er  sich,  und  zwar  auf  keinen  geringeren  als  auf  den  Doktorem 
Martinuni  Luther,  der  in  seiner  Sctirift  das  Verhalten  der  Menschen 
gegenüber  der  Pest  namentlich  vom  ethischeu,  d.  h.  vom  humanitären 
und  christlichen  Stand i)unkte  aus  beleuchtet. 

Micht  nur  durch  die  Sünde  der  Menschen  können  Krankheiten  ent- 
stehen, sondern  auch  aus  anderen  Ursachen  und  zwar,  wie  Luther 
meint,  durch  Mutwillen  und  Verwahrlosung  der  Menschen. 

3.  Kapitel.  Wie  man  eine  Festung  auf  den  Krieg  vorbereitet, 
indem  man  Baumeister,  Maurer,  Buchsenmeister  u.  s.  w.  zusammenruft, 
um  lür  alles  Notwendige  zu  sorgen,  ebenso  muß  man  aucli  die  Abwehr 
einer  einbrechenden  Seuche  organisieren.  Zunächst  sind  die  Aerzte  zn- 
sammen  zu  berufen,  dann  sind  drei  Konservatores  sanitatis  zu  ernennen, 
welche  alle  ijfl'entlicheti  Maüregelu  gegen  die  Seuche  anzuordnen    haben. 

4.  Kajjitel.  Die  von  den  Konservatoren  erwfthlten  Aerzte,  Sdierer 
und  Apotheker  sollen  durch  die  Konservatoren  vereidigt  und  vermahnt 
werden,  alle  Arzneimittel  richtig  anzuwenden  und  in  nötiger  Menge  vor- 
rätig zu  halten.  Auch  sollen  die  bestallten  Aerzte  und  Scherer  nur 
Pestkranke  und  keine  anderen  Patienten  behandeln.  Alle  öffentlichen 
Zusammenkdid'te,  Schauspiele,  Gastereien  und  Jahrmärkte  sind  zu  ver- 
meiden. Die  Schulen  müssen  geschlossen  werden,  ebenso  die  Kirchen 
und  die  öö'entliclien  Bad.stuben,  damit  das  Gift  durch  die  Berührung 
der  Menschen  nicht  verbreitet  werde.  Die  Annen  müssen  ati.s  üffent- 
licheu  Mitteln  beköstigt  werden,  damit  sie  nicht  von  Haus  zu  Haus 
laufen  und  das  Gift  ausstreuen.    Da  erfahningsgemäü  furchtsame  Menschen 
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besonders  leicht  von    der  Pest  befallen  werden,    so    könnte    man 
vielleicht  gestatten,    sich    beim    Ausbrache    der   Krankheit    an    pesi 
Orte  zu  <i lichten. 

7.  Kapitel.     Der  Verkauf  süOer  Kirschen   und  Pflaumen,    frischer; 
Trauben  und  Pfirsiche,  stlßer  Aepfel,  Birnen,    Melonen   und  Gurken  d 
nicit   gestattet  werden  (vergl.    Florenz,  S.  892),    ebensowenig    dörfi 
faule  oder  verdorbene  Fische  ohne  Schuppen  oder  solche,   die  in  stinkei 
den    Lachen  gefanjren  wurden,    auf  den  Markt  gebracht   werden.     Wei 
sei  dem  Biere  vorzuziehen.     Die  Füraten  müssen    mit    ihren   Untert&neOj^ 
welche  von  der  Pest  befallen  sind,  Nachsicht  üben. 

8.  Kapitel.     Die  Straßen  müssen  reingehalten,  schmutziges  Wasser 
darf  auf  diese  nicht  gegossen  werden,  ebensowenig  der  Kot  von  Menschen 
und  Tieren.     Auch  die  Stadtgraben,    die  Sümpfe  und    stillstehenden  Ge- 
wässer dürfen  nicht  venmreinigt  werden.     Man  soll  ein  fließend  Waseer 
hineinleiten    oder  sie  durch  ßöhren  trocken  legen  oder,    wenn   an, 
sie    mit    Erde    zuschütten.      Flachs,    Hanf   und    Felle    dürfen    nii 
stehende    Gewäs.ser    gehängt    werden.     Die    Luft    in    den    St&dten 
durch  große  auf  den  Straßen  entzündete  Feuer  gereinigt  werden. 

9.  Kapitel.     Hunde  und  Katzen    sind    totzuschlagen  oder    mUsssn 
in  den  Hiiusem  gehalten  werden,  damit  sie  Pest  nicht  verbreiten   (verj 
Palermo,  S.  89Ö). 

10.  Kapitel.     Da  die  Pest  durch  Kleider,  Eisen,  Holz,  Hansgei 
und  Pelzwerk  verbreitet    werden    kann,    so    darf  wahrend    der    Pest, 
nicht   gestattet    werden,    daß    dergleichen    Dinge    von    außerhalb    in    d 
Stadt    gebracht    werden.      Fremde,    die    aus    Gegenden    oder     St&dt' 
kommen,  darf  man  nicht  in    die  Stadt    einlassen    (gans  wie    in  Peru 
S.  896). 

2.  Buch.  Hauser,  in  denen  Pestkranke  liegen,  müssen  bezeichnet 
werden  entweder  diu-ch  Kerzen,  die  man  vor  die  Tür.  stellt ,  durch 
Stäbe ,  durch  Strohwische ,  oder  durch  farbige  Tücher.  Die  Be- 
wohner dürfen  das  Haus  innerhalb  (i  oder  7  Wochen  nicht  verlaäsen, 
und  auch  dann  nur,  wenn  nachdem  das  Haus  tüchtig  ausgeräuchert  ist. 
(T/ergl.  Palermo,  S.  898,  Mailand,  S.  900  ff.) 

2.  Kapitel.  Die  Konservatoren  müssen  mindestens  zwei  Pestilenti- 
hauser  errichten  und  diese  mit  allem  notwendigen  versehen.  Die  HSiiB«r 
müssen  aus  Holz,  Stein  und  Kalk  emchtet  werden,  nicht  aber  aas 
„Leim,  Kot  oder  Stroh".  Das  Pesthaus  muß  an  einem  abgesonde 
luftigen  Orte  liegen,  wenn  möglich  sollte  ein  Garten  vorhanden 
weil  die  Pflanzen  die  Luft  gesund  machen.  Die  Höhe  soll  doppelt 
groß  als  die  Weite  sein,  die  Stuben  sollen  Kamine  haben,  damit  die 
Luft  hindurchgeht,  die  Fenster  sollen  gegen  Mitternacht  und  Auf{^ 
(Osten),  nicht  aber  gegen  Mittag  ond  Niedergang  (Westen)  geöffa 
sein.  Bader  müssen  vorhanden  und  ein  fließendes  Wasser  in  der  Ni; 
sein.  Die  Fenster  sind  möglichst  häufig  zu  öffnen ;  schlecht  angele, 
Siechenhäuser  stiften  Schaden  und  „wäre  viel  ratsamer,  daß  sie  gar  vi 
brannt  würden". 

Derartige   gut    ausgestattete  Pestilentzhauser  sollten    auch    in    pe; 
freien  Zeiten  unterhalten  werden. 

Es  sind,  wie  gesagt,  zwei  Pestilentzhauser  nötig :    Eins  f^  die  di 
Krankheit  Verdächtigen,  das  zweite  för  die  wirklich  Kranken. 

4.  Kapitel.     Es  müssen  Totengräber  angestellt   werden,    die    ai 
eines  guten  Leumunds  erfreuen,    unverehelicht   und    keine    Trunkenbolde 
sind.     Sie  sind  auch  mit    der  Reinigung    der   infizierten    Hauser    zu    be-, 
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tränen  und  müssen  vereidet  werden.  Man  muß  sie  an  einem  weiUen 
Stock  oder  derj^leichen  erkennen  können,  wenn  sie  sich  auf  der  Straße 
befinden.  Sie  dürfen  sich  nicht  unter  die  gesunden  Bürger  mischen. 
Das  Leichengefolge  soll  möglichst  eingeschränkt  werden ,  namentlich 
dürfen  weder  Menschen  aus  infizierten  Häusern  noch  die  Schüler,  welche 
beim  Begräbnis  zu  singen  |jflegen,  der  Leiche  folgen. 

5.  Kajiitel.  Alle  Kirchhöfe  müssen  außerhalb  der  Stadt  liegen. 
Hierbei  beruft  sich  der  Verfasser  wiederum  auf  Luther.  Die  Kirchhöfe 
müssen  an  einem  hohen  trockenen  Orte  liegen,  nicht  aber  an  einem 
tiefen  und  feuchten.  Der  Kirchhof  muß  mit  einer  steinernen  Mauer 
umzogen  werden.  Die  Türen  in  dieser  Mauer  müssen  sich  von  selbst 
schließen,  damit  das  Vieh  nicht  auf  den  Kirchhof  komme. 

6.  Kapitel.  Die  Reinigung  der  H&user  und  der  Gerate 
soll  in  folgender  Weise  geschehen :  ] )  Mau  soll  alle  Fenster  und  Türen 
öffnen,  damit  der  Wind  frei  hindurchweheu  kann.  2)  Es  wird  eiJi 
tüchtiges  Feuer  im  Hause  angemacht,  damit  die  Luft  im  Hause  gereinigt 
werde,  3)  Alte  Geiilte,  Gewänder,  Kleider  und  Tücher  soll  man  in 
fließend  Wasser  werfen  oder  verbrennen,  4)  Wertvolle  Kleider  sollen 
gewaschen,  in  Lauge  gebeizt  werden  und  an  der  Loft  hängen,  5)  Die 
Wände  soll  man  mit  eisernen  Geräten  abkratzen  und  mit  neuem  Kalk 
weißen.  6)  Das  Haus  soll  oft  durchräuchert  werden :  hierzu  dienen 
Eichenlaub,  Wacholder  oder  Weihrauch. 

7.  Kapitel.  Ueber  die  Reinigung  von  Personen,  welche 
mit  infizierten  Menschen  verkehrt  haben ;  Aerzte  und  Scherer,  welche 
Infizierte  behandeln,  aollen  überhaupt  nicht  mit  Gesunden  verkehren. 
Das  Hausgesinde  der  Kranken  darf  die  Kirche  und  andere  Versamm- 
lungen nicht  besuchen  oder  nur  dann,  wenn  sie  als  Kennzeichen  einen 
Stock  oder  dergleichen  in  der  Hand  haben,  an  dem  sie  kenntlich  sind. 
Wenn  sie  diesen  Anordnungen  nicht  folgen  wollen ,  müssen  sie  sechs 
Wochen  zu  Hause  bleiben.  Wer  die  Seuche  überstanden  hat,  soll  ,,noch 
ernstlicher  innegehalten  werden"'.  Kranke  dürfen  in  keinem  Fall  aus- 
gehen. Die  Geheilten  sollen  andere  Leute  „Freiwillig  warnen  j  das  sie 
ijnen  nicht  zu  nahe  kommen". 

9.  Kapitel.  Wer  aus  einem  verdächtigen  Orte  kommt,  darf  nicht 
eingelassen  werden.  Wer  ohne  Erlaubnis  die  Stadt  betritt,  soll  seiner 
Ware  verlustig  gehen,  auch  bleibt  er  zeitweise  oder  für  immer  aus  der 
Stadt  ausgeschlossen.  Wer  während  einer  Pest  die  Stadt  ohne  Erlaub- 
nis verläßt,  verliert  sein  Bürgerrecht.  Wer  behauptet,  daß  ,,alle  Pesti- 
lentz  eine  ohn  raittelige"  Strafe  Gottes  sei ,  der  soll  als  ein  Gottes- 
lästerer angesehen  werden.  Im  übrigen  verhängt  der  Verfasser  auch 
selbst  füi'  diejenigen,  welche  etwas  aus  infizierten  Häusern  gestohlen 
haben,  nur  Geld-  und  Geftngiiisstrafen.  Wer  sein  Haus  nach  über- 
standener  Krankheit  verläßt  und  ohne  Erlaubnis  unter  die  Menschen 
geht,  der  soll  noch  einmal  so  lange  eingeschlossen  werden  als  er 
während  seiner  Krankheit  eingeschlossen  war.  Kranke ,  welche  das 
Haus  verlassen ,  sollen  wie  Meuchelmörder  dem  Scharfrichter  über- 
antwortet werden;  wenn  der  Kranke  keine  Kinder  hat.  unter  Einziehung 
seiner  Güter,  Alle  eingenommenen  Strafgelder  soUen  zum  Besten  der 
Armen-  und  Aussatzhäuser  verwandt  werden. 

Ewich,  ein  treuer  Anhänfjer  Luthers,  hat  sich  aus  den  Armen 
der  orthodoxen  My.stik  gerettet:  das  zeigt  seine  Schrift  auf  das  deut- 
lichste (E  w  i  eil ,  L u  l li c r). 

In  Berlin  war  man  nur  dieselbe  Zeit  (ir>85)  durchaus  nicht  auf 
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der  Höhe.    Dieses  zeigt  der  von  einem  Erbarn  Rath  daselbst  in  Druck 
verfertigte  „Kurtze  liericlif  gegen  die  Pest. 
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Dieses  elende  Machwerk  enthält  auf  23  Seiten  eine  Aufz&bl 
der  Festarzneien  und  Rauchkertzlein.  Jede  Arznei  ist  in  den  Apotheki 
doppelt  vorhanden :  die  eine  für  Reiche,  die  andere  für  Arme.  Be 
zahlen  verschiedene  Preise.  Aus  den  „vergifiteu  gemachen"  soll  mau 
das  Pestgift  mit  Rauchwerk  beseitigen  und  „wo  Camin  sein  soll,  mai 
dorinnen  vil  fewer  mit  gutem  treugen  Holtz  machen  /  vnnd  im  gemach 
80  es  ohne  schaden  oder  gefhar  sein  kann  j  ein  hell  klar  feuer  anrieht 
welches  auch  am  gewisesten  /  wie  Hypoorates  pezeuget". 

Da  „etzliche  wollen,  der  Gift  ziehe  sich  in  warm  brot    solchem  br 
sol  man  vor    der   stadt   verbrennen    etzliche   machen    heise    Ziegel    od 
singer  Stein,  setzen  die  in  eine  wanne  vol  wasers  |  vnd  sagen   der  gie 
ziehe  sich  dorein  /  Solches  wasser  möcht  man  in    die  Sprew  bringen 
denen  orten  da  niemandts  wohnet"  (Berlin). 

Recht  originell  sind  einige  der  Vorschläge,  die  TaUer  n  a  enion - 
taitiis  in  seinem  aus  dem  Jahre  löS;'»  stammenden  „Knrtzem  Bericht 
über  die  Desinfektion  der  Zimmer  eines  infizierten  Hauses  macht. 

Die  Reinigung  der   infizierten  Zimmer  soll,  wenn  es    sich    iiui  a: 
Leute  handelt,  folgendermalien  vor  sich  gehen.     Wenn    das  Zimmer 
reinigt  und  atisgefegt  ist,    so    soll  man  einen  Laib    heißes  Brot,    wie 
aus  dem  Ofen  kommt,  mitten  entzwei  schneiden  und    an   der  Decke 
Zimmers  aufhangen.    Dieses  Brot  wird  alles  PestUentzgift  an  sieb  ziehen 
L(t  das  Brot  erkaltet,    so  soll    man    es  in    der  Erde    vergraben     oder 
üießendes  Wasser  werfen.     Von  Menschen  und  Tieren  darf  es   nicht 
nossen  werden,  da  es  giftig  ist.    Diese  Brot-Prozedur  soll   mehrere  T. 
hintereinander  wiederholt  werden,  dann  soll  man  die  Wände  weiten  n: 
mitten  ira  Zimmer  Feuer  machen.     Gleichzeitig  soll  man  die  Wände 
verdiinutem  Essig  besprengen.     Besitzt  das  Zimmer  getäfelte  Wä.nde, 
soll  man  auf  einer  eisernen  Platte  im  Zimmer  Feuer  anzünden   iiml   a 
Fenster    öffnen,    während    das    Feuer    brennt    (Tabernaemon  t  an  u 
S.  97  ff.). 

Das  11).  Jahrhundert,  das  Jaliiiiiiudert  der  Renaissance,  dfl 
deutschen  Reformation  ist.  wie  sich  aus  den  vorhergehenden  Seit 
zeigte,  nahezu  ohne  jeden  EinHull  auf  die  Abwehr  der  Voli 
krankheiteu  gewesen.  Die  einzige  Neuerung,  die  das  Jahrliunder 
brachte,  bestand  in  der  Idee  der  schwimuieiideu  Hospitiiler.  Im  üiirige 
bekiimpfte  man  die  Pest  mit  ungefähr  den  gleichen  Mitteln,  «lie  man' 
im  14.  und  lö.  Jahrhundert  angewandt  hatte.  Es  war  noch  immer. 
ein  Kampf  gegen  die  ausgebrocliene  Krankheit,  ohne  daß  von  v  o  r  ^ 
beugen<len  Maliregehi  viel  die  Rede  gewesen  wäre.  Offenbar  war« 
die  führenden  Geister  durch  die  Pflege  der  Künste  und  Wissenscliaftt 
und  durch  den  Kampf  gegen  die  Uehermacht  der  Kirche  vollauf 
schiittigt.  Dazu  kam.  daß  die  Wohlhabenderen  sich  <lem  Kampfe  gegt 
die  Seuchen  durch  die  Fluclil  entzogen,  ein  Auskunftsmittel,  das  des 
Armen  versagt  blieb.  Wer  kümmerte  sich  aber  im  16.  Jahrhundert 
viel  nm  die  Armen.'  Diese  Verhältnisse  machen  es  verständlich,  dafl 
aucli  im  Iß.  Jahrhundert  rlie  Assanierung  der  Städte,  welche,  wie  wi 
heute  wissen,  den  kräftigsten  Schild  gegen  die  Volkskrankheiten  hilde^ 
wesentliche  Fortschritte  nicht  gemacht  hat. 
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17.  Jahrhundert. 

Auch  im  17.  Jahrhundert  wütet  die  Pest  in  un geschwächter  Kraft. 
1625  suchte  sie  Palermo,  Metz  und  London  heim,  l(i20  Tou- 
louse, lt)3<")  Montpellier,  1631  Monaco,  1035  und  163(J  wieder 
London.  IMl  Valencia  und  1W8  Spanien,  lf).">0  Sardinien 
und  die  Provence,  16öß  Neapel  und  Genua,  16(30  Deutsch- 
land, l(>t)4  Ton  Ion,  KiGö  wiederum  London,  1676  Malta.  In 
Deutschland  wütete  die  Pest  vor,  während  und  nach  dem  dreißig- 
jährigen Kriege,  1679  besonders  in  Sachsen  und  Oesterreich, 
hier  namentlich  in  Wien. 

Wie  vorstehendes  Verzeichnis,  das  sich  leicht  verlängern  ließe, 
zeigt,  wurden  die  gleichen  Städte  von  der  Seuche  betroffen,  die  ihr 
auch  schon  in  den  vorausgehenden  Jahrhunderten  unterlegen  waren. 
Es  mag  auch  darauf  aufmerksam  gemacht  werden ,  daß  manche 
Städte,  z.  B.  London,  in  demselben  Jahrhundert  die  Krankheit  mehr- 
fach über  sich  ergehen  lassen  mußten.  Man  wird  hieraus  schließen 
müssen,  daß  in  diesen  Städten  sich  derselbe  günstige  Nährboden  für 
die  Ki'ankheit  erhalten  liatte,  den  wir  seit  vielen  Jahrhunderten  kennen. 

Die  Anschauungen  des  1  7.  J  ahrh  un  d  erts  über  das 
AV  e  s  e  n  der  Pest  und  über  die  Mittel  sie  auszurotten, 
nachdem  sie  ausgebrochen  ist,  werden  am  eingehendsten  vom 
Padre  Maurizio  da  Tolone  in  seinem  Trattato  politico  dargestellt. 

L  Abschnitt.  Die  Pest,  welche  1656 — 57  in  Genua  hauste,  ist 
nicht  durch  verdorbene  Luft  verursacht. 

Sobald  eine  Pest  sich  ausbreitet,  muß  die  entstehende  Verwirrung 
möglichst  schnell  beseitigt  werden,  weil  diese  sehr  gefilhrlich  ist.  Der 
Ausbruch  der  Pest  darf  in  keinem  Falle  verheimlicht  werden. 

Es  ist  wichtig,  daß  man  beim  Ausbruch  der  Pest  eine  Kirche  zu 
erbauen  gelobt,  wie  dieses  z.  B.  in  Venedig  im  Jahre  1577  und  im 
Jahre  1629  geschah.  Darauf  muß  die  Behörde  gebildet  werden,  welche 
alle  auf  die  Bekämpfung  der  Pest  bezüglichen  Maßnahmen  anzuordnen 
hat.  Diese  nimmt  ihren  Sitz  in  einem  geeigneten  Hause,  welches  von 
einem  Palisadenzaun  umgeben  wird,  damit  nur  derjenige  Zutritt  hat, 
der  eingelassen  werden  soll.  Für  ausreichenden  Proviant  in  diesem 
Hause  ist  zu  sorgen,  ferner  wird  ein  Arzt  und  ein  Chirurge  mit  ein- 
geschlossen. Sobald  ein  Mitglied  der  Behörde  das  Hans  verlassen  muß, 
läßt  er  sich  auf  einem  Stuhl  oder  auf  einer  Scnfte  tragen.  Das  Haus 
der  Behörde  wird  ständig  mit  parfümierter  Luft  angefüllt  und  am 
Eingang  brennt  stets  ein  Feuer.  In  dem  Hause  dürfen  weder  Frauen 
nocli  Kinder,  noch  Hunde  oder  Katzen  wohnen.  Alle  Fenster  müssen 
vor  Sonnenuntergang  geschlossen  werden.  Die  Zimmer  werden  mit 
Essig  besprengt  und  frei  von  jeder  Unreinlichkeit  gehalten.  Die 
Beamten  kleiden  sich  in  Wachsstoff  oder  Seide.  Auch  Priester 
werden  mit  ihnen  eingeschlossen.  Mit  den  Wachen  und  mit  den 
Dienern  sprechen  die  Beamten  nur  aus  der  Entfernung.  Wenn  sie 
Audienz  erteilen,  halten  sie  in  der  Hand  eine  mit  einem  wohlriechenden 
Stoffe  gefüllte  Kugel  oder  einen  in  Essig  getauchten  Schwamm.  Wenn 
sie  das  Haus  verlassen,  müssen  .sie  zuvor  ein  Stärkungsmittel  (Wein 
oder  dergl.)  nehmen  und  sich  tüchtig  parfümieren.  Dasselbe  geschieht 
bei  der  Rückkehr.  Außerdem  wenlen  die  Pferde,  die  sie  bei  dem 
Ausgange  benutzt  hatten,  mit  Essig  oder  Wasser  gereinigt.  Wenn 
die  Pest  nicht  in  wenigen  Tagen  verschwindet,  werden  3  Gebäude  er- 
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richtet.     1)  Ein   Pestlians :   dieses   muß   womöglich    fließendes  Wassi 
zur  Verfügung  haheii.    2)  Ein  Haus  für  ilie  Verdächtigen,  in  welche 
die  t^uarantiino  von  denjenigen  abgehalten  wird,  welche  mit  Krank 
zusaTuniengekoninieii    sind,    3)  Ein  Gebäude    für  die  Geheilten.     Hi 
werden   die   Hewohner  desinfiziert,   bevor   sie  in  ihre  eigenen  Hau 
zurückkehren   dürfen.     Die  Stadt  wird    in  mehrere  Quartiere  geteilt- 
jedes    Quartier   erhält  für   die   Zeit  der   Pest  einen  Kommandanten, 
unter  welchem  die  nötigen  Exekutivbeamten  stehen.     Beim    Ausbru 
der   Pest   kann  jeder,   der   es   wünscht,   die  Stadt  innerhalb  8  Tag 
verlassen.    Die  Zurückbleibenden  werden  in  ihre  Häuser  eingesclilossei 
Wer  das   Haus   ohne  Erlaubnis  verläßt,  hat  das  Leben  verwirkt 
ist  für  eine  ausreichende  Zahl  von  Arbeitern  und  Trägern,  namentlich 
aber  für  die  Verteilung  von  Lebensmitteln  zu  sorgen.     Außerhalb  d^ 
Stadt  gelegene  Hütten  solleu  nicht  errichtet  werden,  weil  die  Leute 
schlechtem  Wetter  darin  krank  werden  und  es  sehr  schwierig  ist. 
so   genau   zu   bewachen,   daß   sie   die  Hütten  nicht  verlassen  könn 
Die   Ein.schließnng  darf  höchstens  40  Tage  dauern.     Für  jedes  Sladt- 
quartier  werden  Aerzte  und  Chirurgen  ernannt,  welche  zu  jedem  Krank- 
heitsfall gerufen  werden  und  <lem  Kommandanten  des  Quartiers  übi 
alle    Vorkommnisse    Bericht    zu    erstatten  haben.     Die  Pesthäuse 
müssen    gegen     die    Stadt   isoliert   werden ,    die    Krankensäle     gegi 
Norden    liegen,    damit,  der   Wind    eindringen    und   die  Luft    reinig 
kann.     Eine  Mauer  mit  zwei  Eingängen  muß   das  Pesthaus  umgebei 
damit  ihm   die  Gesunden  nicht  zu  nahe  kommen.     Der  eine  Eingang 
dient  für  die  Kranken,  der  zweite  für  den  Betrieb  des  Krankenhauses, 
Auch  muß  eine  Kapelle  und  eine  Wohnung  für  die  Priester  vorhanden 
sein,  welche  sich  dauerml  im  Krankenhause  aufhalten.     Der  Kirchhoi 
darf  nicht  in  der  Nähe  der  Krankensäle  liegen,  die  Gräber  sind  2  bis 
Fuß   tief  anzulegen   und  mit   Erde  aufzufüllen,   wenn  diese  sich  asu 
der  Beerdigung  der   Leichen  gesetzt  hat.     Der  Leiter  des  Pesthausi 
hat  für  Ordnung   zu   sorgen,    auch   Hebeammen   und   Ammen    soilei 
im  Pesthause  vorhanden  sein.     Die  Aerzte  und  Chirurgen  müssen  d: 
Wunden   der    Kranken   zweimal    am  Tage  untersuchen  und  einmal  ii 
der  Woche  alle  Kranken  besuchen.   Leute,  die  an  den  Franzosen  leid 
sollen  abgesondert  werden.     Die  Aerzte  haben  u.  a.  auch  die  Leiche 
Öffnungen  vorzunehmen.     In  jedem  Pesthause  muß  ein  großer   Kessi 
vorhanden  sein,  um  darin  die  Kleider,  die  Bettwäsche  und  alle  Etfektei 
der   Kranken    durch    Wasser   zu  kochen.     Wenn  die  Geheilten  in  das 
Haus  für  Genesende  übertreten,  entkleiden  sie  sich  in  einem  besonderen 
Zimmer.     Ihre   Kleider  werden   in   dem  Kessel    '/*  Stunde   laug   aus 
gekocht,  dann  zwei  Tage  in  der  Sonne  geldeicht,  zwei  Nächte  hindur 
zum  Trocknen  aufgehängt  und  dann  erst  den  Besitzern  zurückgegebei 

Auch   das  Haus  für  die  \'erdächtigen  wird  mit  einer  Mauer  uni' 
geben,  die  zwei  Türen  besitzt,  eine  für  den  Eintritt  und  den  Ausgan, 
der  Verdächtigen,  die  zweite  für  den  Betrieb  des  Hauses.     Innerhalb 
der  Mauer  werden  viele  einzelne  Häuschen  errichtet,  in  welchen  man 
je  eine  Fannlie  unterbringt.     Auch  ein  Altar  tindet  liier  Platz. 

Sobald  in  der  Stadt  Pestfälle  festgestellt  sind,  führt  man  die  E 
krankten   in   das   Lazarett   und  räuchert  das  Haus  aus.     Die  übrigei 
Familienmitglieder  werden  Vj  Stunde  ausgeräuchert,  dann  in  das  Haus 
für  Verdächtige  geführt.    Hier  nimmt  man  ihre  Nationale  auf  und  be- 
stimmt namentlich  genau  den  Tag  ihres  Eintrittes.    Sie  beziehen  ei 
der  oben  crwälmten  Häuschen,  um  liier  die  Quarantäne  durchzumacb 

«*4 


an, 

1 


en 

lt. 
in 

i 


?!Tir  Geschichte  der  Sozialen  Hygiene. 


Sobald  sie  diese  brechen,  werden  sie  bestraft  und  mflssen  nochmals 
40  Tage  abgeschlossen  bleiben.  Erkrankt  jemand  von  <Ien  N'erdiichtigen, 
so  wird  er  in  das  Pesthaus  übergeführt.  Das  Häuschen  wird  desinfi- 
ziert, die  Nicliterkrankten  haben  eine  neue  (Juarantäue  durcbzuuiachen. 
Dieses  wird  so  oft  wiederholt,  als  noch  Verdächtige  in  diesem  Häus- 
chen vorbanden  sind. 

Das  Haus  für  Gesunde  nuil5  in  der  Nähe  des  Pesthauses  liefen, 
es  muß  weiträumig  sein,  gute  Luft  haben  und  ist  von  einer  Mauer 
umgeben,  welche  zwei  Türen  besitzt,  die  eine  dient  als  Eingang,  die 
andere  als  Ausgang.  Jede  F^amilie  wohnt  in  einem  der  oben  geschil- 
derten Häuschen,  die  gegen  Süden  gelegen  sind.  In  dieses  Haus  für 
(Jenesende  dürfen  nur  desinfizierte  Gegenstände  eingeführt  werden. 
Ohne  Erlaubnis  der  Behörde  dai'f  kein  Gegenstand  aus  dem  Hause 
entfernt  werden. 

II.  Abschnitt.  Desinfektion.  Nur  die  vom  Kranken  be- 
nutzten Gegenstünde  sind  infiziert,  alle  anderen  Gegenstände,  die  sich 
in  der  Krankenstube  befinden,  z.  B.  in  Truhen  oder  Wandschränken 
untergebracht  wurden,  sind,  falls  die  genannten  (ielasse  nicht  geötfnet 
wurden,  nur  verdächtig,  aber  nicht  infiziert.  —  Die  vom  \'erfasser 
empfohlenen  Raucher  mittel  werden  unterschieden  1)  in 
Räuchermittel    für    die   Desinfektion   der   Häuser   und  ihres  Inhaltes; 

2)  in  Räuchermittel  für  Desinfektion  der  Lazarette  und  Begräbnis- 
stätten.    Dieses  Räuchermittel  ist  stärker  als  das  unter  1  angegebene ; 

3)  in  Piäuchermittel  zur  Desinfektion  des  Hauses  für  Genesende. 
Dieses  Mittel  ist  schwächer  als  das  unter  '2  angegebene. 

Wenn  ein  Zimmer  desinfiziert  werden  soll,  werden  Türen,  Fenster 
und  Kamin  verschlossen  und  auf  einem  Strick  die  zu  desinfizierenden 
Gegenstände,  Kleider.  Laken  u.  s.  w.,  aufgehängt.  Dann  zündet  man 
im  Zimmer  je  nach  dessen  Größe  ein  oder  zwei  Feuer  an,  in  welches 
man  das  Räuchermittel  wirft.  —  In  einem  besonderen  Abschnitt  be- 
spricht der  Verfasser  alle  gegen  die  Räucherungen  gemachten  Einwände. 

Verfasser  hat  aucli  einen  Apparat  bauen  lassen,  um  mit  Hilfe 
seiner  oben  genannten  Desinfektionsmittel  die  in  den  Kirchen  befind- 
lichen Gräber  zu  desinfizieren. 

Der  Verfasser  des  Trattato  politico.  ein  Capuziner,  beruft  sich  in 
seinem  Werke  auf  40-jährige  Erfahrung  und  tritt  an  vielen  Stellen 
dafür  ein,  daß  man  der  Pest  energisch  zu  Leibe  gehen  soll  und  sich 
nicht  allein  auf  den  lieben  Gott  verlassen  dürfe.  Als  Gegengewicht 
gegen  solche  Ketzereien  versieht  er  sein  Werk  mit  der  Widmung  an 
die  heiligste  Jungfrau  und  Gottesmutter,  ferner  njit  allerlei  religiösen 
Exkursen  und  mehreren  eingestreuten  Gebeten. 

Das  Werk  war  offenbar  sehr  geschätzt,  denn  obgleich  schon  1661 
in  Genua  erschienen,  wurde  es  noch  1743  in  Neapel  von  neuem  auf- 
gelegt {T  0 1 0  n  e). 

Die  vouTolone  und  Anderen  ausgearbeiteten  Methoden  zur 
Desinfektion  der  Häuser  und  ihres  Inhaltes  kamen,  wie 
de  Santi  berichtet,  in  Mon  tpel  lier  zur  Anwendung.  Nach  Ranchi  n 
verlief  diese  Desinfektion  in  folgender  Weise  (Tolone,  Ranchin, 
de  Santi). 

IG'27  wurde  Fiireac,  eine  kleine  Stadt,  in  einer  für  die  Folgezeit 
vorbildlichen  W^eise  desinfiziert,  und  zwar  unter  Leitung  von  Glacan 
durch  einen  Kapiizinerpater  namens  David.  Als  diese  Desinfektion  gut 
gelungen    war,    wxirden    nach  demselben  Verfahren  auch  Villefranche  de 
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Rouergue  und  Aiguemortes  desinfiziert.  Uebrigens  galten  die  Desinfektoi 
als  unzuverlilssige  Leute  luid  Säufer  (S.  895). 

Recht  eingehend  wird  uns  durch  Ranchin,  der  als  Arxt,  Mitgli' 
des  Magistrats  und  Professor  an  der  UuiversitAt  Montpellier  bedeut«nd< 
EinflulS  besall  und  sith  um  die  Durtbführiing  der  Desinfektion  große  V 
ilienste  erwarb,  dio  in  Montpellier  1630  vorgenommene  Desinfekti 
geschildert.  Da  mir  das  Buch  von  Ranchin  nicht  zugänglich  ist,  eni 
nehme  ich  die  Beschreibung  der  Desinfektion  dem  Artikel  von  d 
Santi. 

Ein    so    großes    Werk,    wie    die    Desinfektion    einer    ganzen    Sti 
mußte  einem    einzigen  Unternehmer  unterstellt  werden.     Es    war   jed 
nicht   ganz   leicht,    einen   solchen    zu    finden,    weil   diejenigen    Person^ 
welche    sii'h     meldeten ,    entweder     zu    hohe    Ansprüche    stellten , 
als     Protestanten     nicht    in   Frage    kommen    konnten.       Endlicli     wui 
mit    dem    Dominikanerpafer    Tamisier    ein    Vertrag    abgeschlossen,    n 
welchem    sich    dieser    verpflichtete,    für    750Ü    livres    im    Verlaufe    v( 
2  Monaten  alle    infizierten  Hauser  der  Stadt  Montpellier  und   ihrer  V 
orte,    ebenso  alle  Gegenstande,    die    sich    in  den    infizierten   HäuBem 
fanden,    zu    desinfizieren.     Die    Konsuln    der   Stadt    verpflichteten    si 
dem  Pater  Tamisier  20  Leute  zur  Reinigung  der  Hauser,  6  Frauen  zi; 
Reinigen    der  Wäsche,    6  Gespanne    zur  Abfuhr    des    Mülls,    4   Schrei 
zur   Inventarisierung    der    Hauser,    2  Schlosser   zur  Oeffnung    der  Hai 
türen    zur    Verfügung    zu    stellen.      Die    Kosten    fiii'    Verpflegtin^ 
Unterbringung  dieser  Leute  trug  die  Stadt.    Auch  stellte  sie  das  Bre 
material    und     alle    ftir    die  Ausführung    der    Desinfektion    notwendiir 
Gegenstände,  wie  Besen,  Körbe  u.  s.  w.,  femer  die  aromatischen  Kraut 
wie  Rosmarin,  Salliei  und  Wachholder,  welche  in  den  Häusern  verbräm 
werden    sollten.       Pater    Tamisier     empfing     sofort    2000     livrea ,    d 
Rest  teils  während  teils  am  Ende  der  Desinfektion.     Weitere   Vertr; 
die    mit    2  Einwohnern    der  Stadt   abgeschlossen    wurden,    betrafen    di 
Stellung  von  6  Gespanneu  und  Wagen  zur  Beseitigung  des  Mülls.    Gleich- 
zeitig mußten  sie  sich  verpflichten,  die  infizierte  Wasche  und  die  Lumt^ein 
zu    verbrennen,    während    der   sonstige  Abraum    ihnen    gehörte    und    von 
ihnen  als  Dung  benutzt  werden  durfte.    Die  Besen  und  die  aromatisch' 
Kräuter    wurden    in    einer    besonderen    Niederlage    untergebracht.      Ei; 
große    Schwierigkeit    bot    die    Anmietung    der    Desinfektoren.      Endlich 
erklärten     sich    Iß    Männer    und    4    Frauen     bereit,     welche     alle 
Pest  bereite  ttberstanden  hatten.  Die  Leute  wohnten  in  einem  besonde 
Hause  außerhalb  der  Stadt.    Solange  sie  mit  der  Desinfektion  beschafti| 
waren,  wurden  sie   jeden  Abend  untersucht,  damit  sie  nichts  entwendfl 
konnten.    Sie  bildeten  4  Abteilungen ;  jede  wurde  von  einem  Vorarbeit 
geleitet.     Die  Männer    erhielten    20  Livres    im   Monat,    die    Frauen 
Eingehend    beschäftigte    man    sich    mit    der  Desinfektion    der   B( 
wohner  der  Stadt,  weil  man  mit  Recht  fürchtete,    daß  diese    in 
bereits  desinfizierten  Häuser  von  neuem  die  Erreger  der  Pest  einschlepp 
könnten.     Die  Frage  wurde    in   folgender  Weise   gelöst.     Außerhalb 
Stadt  befanden    sich    öffentliche  Bäder,    welche    früher    großen   Zuspruc 
fanden ,     jetzt    aber    trotz     ihrer     ausgezeichneten     Einrichtungen      le 
standen,    weil    die    Thermalbäder    von    Balaruc   iji  Aufnalune  gekomme 
waren.      Diese    Bäder    wurden    in    stand    gesetzt,    um    später    als    De 
infektionsanstalten    fUr    die    Einwohner    Montpelliers    zu    dienen    (s. 
Darauf  erhielten  alle  Einwohner  der  Stadt  den  Befehl,  die  Stadt  zu  ve 
lassen    und    sich    entweder    außerhalb    der   Stadt    aufzuhalten    oder 
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hölzernen  Baracken  zu  beziehen,  wek-he  wahrend  der  Epideiaieti  i'tlr  die 
Kj'ankeii  errichtet  worden  waren.  Niemand  durfte,  bevor  die  Dewinfektion 
der  Häuser  vollendet  worden  wai%  in  die  Stadt  zurückkehren ;  dieses 
war  nur  den  Eigentümern  der  Hiluser  während  der  Ausführung  der 
Desinfektion  gestattet.  In  der  Stadt  blieben  nur  die  Beamten  und  die 
für  den  ötTentlifhen  Dien.^t  notwendigen  Arbeiter  zurück.  Eiruge  Stadt- 
Boldaten  besetzton  die  Tore  und  überwachten  die  Desinfektoren  und  die 
Diebe.  Einer  der  Desinfektoren  wurde,  weil  er  ge.stohlen  hatte,  eraohossen 
und  seine  Helfershelfer  gestäupt.  Dann  wurden  alle  Einwohner  auf- 
gefordert, zum  heiligen  Kochus  um  die  glückliche  Diircbführung  der 
Desinfektion  zu  beten.  Eine  öffentliche  Prozession  fand  dagegen  nicht 
statt.  Endlich  konnte  man  am  l.  Mai  zur  ersten  Desinfektion 
scJireiten.  Alle  Beteiligten,  Ranchiu,  die  Konsuln*)  und  der  Pater  Tamisier 
an  der  S])itze,  stärkten  sich  durch  ein  reichliches  Frühstück,  dann  betrat 
der  Pater  Tamisier  mit  einem  seiner  4  Parfümeure  das  erste  infizierte 
Haus,  zündete  darin  ein  Feuer  an  und  warf  in  dieses  Rosmarin  nebst 
Wacholderbeeren.  Sogleich  wurden  die  Fenster  geöffnet,  damit  die 
verdorbene  Luft  abziehen  könne,  und  die  Schreiber  nahmen  das  Inventar 
auf.  Alle  infizierten  Gegen.<stande,  wie  Bettwasche  und  Kleider,  wiu-den 
auf  Wagen  geladen  und  zur  Desinfektion  nach  der  außerhalb  der  Stadt 
beiindlithen  Desinfektionsanstalt  (siehe  unten)  gefahren.  Sogleich  scliritt 
man  zur  Reinigung  des  Hauses  unter  Anwendung  von  Wasser,  Lauge 
und  verdünntem  Essig.  Der  zusammengekehrte  Schmutz,  ferner  Lumpen 
und  Gerumpel,  wurden  aus  den  FensterTi  geworfen  oder  anf  die  Straße 
getragen.  Die  Leute  verliefen  das  Haus,  nachdem  sie  es  mit  einem 
halben  weißen  Kreuz  gezeichnet  hatten,  und  während  sie  sich  selbst 
einem  zweiten  Hause  zuwandten,  begannen  die  R  ft  u  c  h  e  r  e  r  (parftimeurs) 
ihre  Arbeit.  Am  ersten  Tage  wurde  mit  Heu  gerlluchert,  welches  mit 
Weinessig  oder  schlechtem  Wein  benetzt  worden  war.  Hierbei  erfüllte 
sich  das  ganze  Haus  mit  einem  scharfen  und  dichten  Rauch,  der  einen 
ganzen  Tag  bemerkbar  blieb.  Abends  öH'nete  man  die  Fenster.  Am 
zweiten  Tage  parfümierte  man  das  Haus  mit  einem  Feuer,  dem 
Rosmarin,  Lavendel,  Wacholder  und  andere  aiomatische  Ki'äuter  zu- 
gesetzt waren.  Am  dritten  Tage  endlich  verbrannte  man  im  Hause 
schwefelhaltige  Stoffe,  die  zugleich  Quecksilber  und  Arsen  enthielten. 
Hierbei  entstanden  schädliche  Dampfe,  vor  denen  sich  die  Arbeiter 
zurückziehen  mutton.  Alle  Ratten,  alles  Ungeziefer  wurde  durch  sie 
getötet.  Am  vierten  Tage  endlich  parfümierte  man  das  Haus  mittels 
eines  Feuers,  das  mit  Wacholder,  Myrrhe  und  Bf^izoc  genährt  wurde. 
Hierbei  erfüllte  sieh  das  Haus  mit  angenehmen  Wohlgerüchen.  Jetzt 
war  die  Desinfektion  des  Hauses  vollendet,  das  früher  angebrachte  halbe 
weiße  Kreuz  wurde  vervollständigt  und  das  ganze  Haus  amtlich  ver- 
schlossen. 

Während  die  Häuser  in  der  angegebenen  Weise  gereinigt  und 
durchräuchert  wurden,  beförderte  man  die  auf  die  Straßen  geworfenen, 
aus  den  infizierten  Hausern  stammenden  Gegenstande  aus  der  Stadt 
herans,  soweit  man  sie  nicht  in  der  Stadt  selbst  bereits  verbrannt  hatte. 
Dann  wurde  die  Straße  sorgsam  gereinigt  und  hiermit  die  Assanierung 
eines  Quartieres  beendet. 

In  einigen  Häusern,  in  welclien  viele  Menschen  gestorben  oder 
erkrankt  waren,  wurden  auch  noch  die  Wände  abgekratzt    und   mit   ge- 


*)  Die  Mitgliedei^  des  Magistrats  wurden  Konsuln  genannt. 
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löschtem  Kalk  geweißt  und  die  Paneele  neu  gestrichen.  Die 
brachte  mau  für  einige  Tage  in  fließendes  Wasser,  dann  wurde  sie  au 
der  Sonne  getrocknet  und  durcliräuchert.  Die  Ueberzüge  der  Matratzi 
ferner  die  Bettdocken  und  Kleiiler  wurden  in  siedendem  Wasser  geki 
und  dann  wie  die  Leibwilsclie  behandelt.  Die  Desinfektion  der  Hlui 
und  ihres  Inhaltes  wurde  im  Verlaufe  von  2  Monaten  ausgeftüu't.  Hierl 
und  bei  Eeinigung  der  Straßen  wurde,  wie  Eanchin  erzahlt,  so 
Schmutz  entferat,  daß  man  mit  demselben  die  Pest  10  Jahi-  hätte  un 
halten  können.  In  der  «un  endlich  gesäuberten  St^dt  herrschte  Tot 
stille,  denn  sie  beherbergte  ja  nur  die  wenigen  Leute,  welche  die  Di 
infektion  ausgeführt  oder  geleitet  hatten.  Jetzt  mußte  mau  daran  deaki 
die  Stadt  wiederum  den  Bewohnern  zu  übergeben.  Zu  diesem  Zwecke 
ftihrte  man  die  Einwohner  zu  je  Sechsen  iu  die  inzwischen  vrieder  her- 
gestellten öffentlichen  Bader  (S.  tU6)  und  zwar  Männer  und  Frauen 
gesondert.  Jeder  Einwohner  trug  einen  Rock,  ein  Hemd  und  ein  Hand- 
tuch. ZunÄchst  wurden  die  Leute  in  einen  Raum  geführt,  in  welchem 
ein  Wundarzt  oder  für  die  Frauen  eine  Matrone  feststellte,  ob  au  ihneo 
noch  Pestbeulen  vorhanden  waren.  In  einigen  Fallen  war  dieses  der  FalL 
Dann  wiu-den  diese  Personen  bis  zur  völligen  Heilung  zurückgestellt.  Femer 
wurden  diejenigen  ausgesondert,  welche  die  Pest  überstanden  hatt 
diese  durften  erat  20  Tage  spater  desinfiziert  werden.  Alle  Obi 
mußten  sich  von  einem  Barbier  Bart  luid  Haare  scheren  lassen, 
winden  sie  tüchtig  abgeseift  und  durchräuchert.  Jetzt  hatten  sie 
Kleider  anzulegen  und  konnten  in  ihre  Häuser  zurückkehren.  Erst  nadt 
4  Tagen  durften  sie  diese  verlassen.  Die  Kleider,  welche  sie  vorher 
getragen  hatten,  wurden  durch  trockene  Hitze  desinfiziert.  Im  Verlaufe 
von  3  Wochen  wurden  so  uugefiihr  1200  Pereonen  desinfiziert,  wel 
anfangs  Mai  die  Stadt  betititen.  Dann  ging  es  an  die  Desinfektion 
Vororte  und  der  von  den  Einwohnern  bewohnten  Baracken.  A-m  19. 
ließ  Ranchin,  um  ein  gutes  Beispiel  zu  geben,  wie  er  sagt,  seine  Fraa 
und  Kinder  kommen,  die  bis  dahin  außerhalb  der  Stadt  zugebrai 
hatten.  Bald  darauf  legte  er  seine  Aemter  freiwillig  nieder,  nachdi 
er  14  Monate  hindurch  unausgesetzt  für  die  Stadt  tätig  gewesen 
allen  Gefahren  der  Infektion  —  zum  Glück  erfolgreich  —  Trotz  gebot 
hatte. 

Ungefähr  in  gleicher  Weise,  wie  dieses  soeben  für  Montpellil 
geschildert  wurde,  verlief  auch  Iß.'tl  die  Desinfektion  der  gleichfalls 
von  der  Pest  heimgesuchten  Stadt  Monaco.  Die  dortigen  \'orgänge 
bieten  aber  insofern  einiges  Eigentümliche  dar,  als  es  sich  um 
Hafenstadt  handelt. 

Die  Desinfektion  wurde  durch  zwei  aus  Nizza  verschriebene 
infektoren  (Monati)  ausgeführt.  Zunächst  brachten  sie  alle  in 
infizierten  oder  verdächtigen  Häusern  vorhandenen  Gegenstände  auf 
Straße.  Hier  stand  ein  Beamter,  welcher  diese  inventarisiert«.  Sobald 
ein  Haus  geleert  war,  wurden  die  auf  der  Straße  befindlichen  Gegen- 
stände durch  Personen,  welche  die  Pest  überstanden  hatten,  auf  den 
Fischmarkt  (peschiero)  gebracht,  der  dicht  am  Meere  gelegen  war.  Damit 
nichts  veruntreut  werden  konnte,  wurde  der  Transport  von  2  ßeamtefn 
überwacht,  von  denen  der  eine  dem  Transport  voranging,  der  andere 
diesem  folgte.  Dann  kamen  die  beiden  Desinfektoren  und  hingen  mit 
Unterstützung  zweier  Galerensti-äflinge,  welche  sich  der  Strafe  durcli 
die  Flucht  entzogen  hatten,  die  Effekten  auf  3  Tage  und  3  Ni 
das  Meer.     Das  Eigentum   jedes  Hauses    blieb    gesondert.     Dann   vn 
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alletri  in  großen  Kesseln  ausgekocht,  welche  eine  Lösung  enthielten  von 
2  Pfd.  ungelöschtem  Kalk,  2  Pfd.  Salpeter,  2  Pfd.  Schwefel,  2  Pfd. 
arume  bruciato  und  etwas  Asche.  Hierauf  brachte  man  die  Effekten, 
aber  ohne  sie  mit  den  Händen  zu  berühren,  mittelst  eines  Hakens  noch 
heiß  in  große  Kübel  und  rührte  sie  hier  mit  Wasser  um,  dem  man  viel 
Asche  zugesetiit  hatte.  Darauf  %v'urden  alle  Gegenstande,  und  zwar 
wiederum  mittelst  Haken,  in  Sdtlwasser  übertragen.  Nachdem  dieses 
Spülwasser  abgelaufen  war,  galten  die  Gegenstände  als  desinfiziert  und 
wurden  mit  den  Händen  zum  Trocknen  aufgehüngC.  Alle  aus  Seide, 
Sammt  oder  Tuch  bestehenden  Gegenstände  hing  man  in  einer  Grotte, 
die  gleichfalls  in  der  Nahe  des  Hafens  gelegen  ist,  auf  Stricken  auf  und 
durchräucherte  sie.  Während  der  Räiicherung  wnirde  die  Grotte  durch 
einige  Bettücher  verschlossen.  Durch  die  Rftueherung  hatten  die  Gegen- 
stände einen  so  starken  Geruch  augencimmeii,  daii  man  sie  lange  Zeit 
an  der  Luft  aufhängen  und  pariumieren  mußte,  bevor  sie  wieder  be- 
nutzbar waren.  —  Bei  der  Desinfektion  der  Bücher  verfuhr  man 
folgendermaßen :  Ein  Arzt  suchte  alle  diejenigen  aus,  welche  keinen 
Kunsfrtt-ert  besaßen  (poco  omati) ;  diese  wurden  verbrannt.  Alle  wichtigen 
Schriftstücke  wurden  au.^^gebreitet  und  mit  Feuer  geräuchert;  die  nicht 
verbrannten  Bücher  wurden  in  einer  kleinen  Grotte  anf  Stricken  auf- 
gehäugt und  3  Tage  hindurch  durchräuchert.  Li  gleicher  Weise  verfuhr 
man  mit  den  aus  Led  er  und  diante*)  bestehenden  Gegenständen.  Wie 
die  Häuser,  so  wurden  auch  die  Kirchen  und  Kirchengewänder  desinfiziert. 
Die  Wände  wurden  bis  zu  Manne.shöhe  neu  geweißt.  Die  Weihwasser- 
becken blieben  während  der  Pest  leer. 

Diejenigen  Personen,  welche  die  Pest  überstanden  hatten  oder  nur 
pestverdächtig  waren ,  mußten  üi  dem  Rekonvaleszentenhause  eine 
Quarantäne  durchmachen.  Dann  zoger  sie  in  feierlicher  Prozession,  die 
Litaneien  der  sempre  Beata  Virgiue  Maria  singend,  an  das  Meer,  um 
sich  hier  zu  desinfizieren.  Zu  diesem  Zweck  legten  alle  Männer  und 
Frauen  ihre  Kleider  ab,  wurden  von  einem  Arzt  untersucht  und  wuschen 
sich  zuerst  mit  warmem  Wasser,  dann  aber  angesichts  aller  Bewohner 
mit  Meerwasser.  Während  sie  nun  alle  am  Strande  nackt  dastanden, 
wurden  ihre  Kleider  und  Hemden  und  was  sie  .sonst  an  sich  hatten,  in 
einer  Grotte  l^/j  Stunde  lang  mit  einem  ganz  be.sonders  kräftigen 
Parfüm  durchräuchert.  Dann  kleideten  sie  sich  an  und  bewegten  sich 
wiederum  in  feierlicher  Prozession  in  die  Kirchen,  um  endlich  wiederum 
von  ihren  Hänsera  und  Gerätschaften  Besitz  nehmen  zu  können  (de  San  ti). 

In  Deutschland  zerstörte  der  ."JO-jälirige  Krieg  die  geistige  Saat, 
welche  die  Reformation  ausgestreut  hatte,  und  verhinderte  die  Menschen 
daran  zu  denken,  der  Seuche  durch  vorbeugende  Maßregeln  Einltalt 
zu  tun.  Denn  keine  Stadt  konnte  wissen,  ob  sie  nicht  schon  in 
nächster  Zeit   die  Beute  entmenschter  Kriegerscharen    werden  würde. 

So  wurden  denn  zur  Abwehr  der  Pest  nur  die  uns  bereits  be- 
kannten Maßnahmen  getroffen. 

In  München  z.  B.  wurde  während  der  Pest  im  Jahre  1(134  fol- 
gendes verordnet,  und  zwar  auf  Grund  des  Herzog  Wilhelmschen 
Mandates  vom  26.  November  1590 : 

„1)  Ein  Genesener  dai-f  ein  (!)  Mouat  lang  nicht  aus  detn  Hause 
unter  die  Leute,  sie  wollten  denn  aus  dem  infizierten  Ort  und  Burgfrieden 
gehen,  das  sollen  sie  unverwehrt  thun  mögen."    Die  Gesunden  mußten 

')  W&brächeinUch  =-  dante  =  Hirschleder. 
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zu  Hause   bleiben  und   dort  ibre  Kontumaz    14  Tage   lang   besten 
Uebertretung  wurde  mit  Todesstrafe  bestraft.     Die  infizierten  Kleid' 
und  der  infizierte  Hausrat  (Suppeiektiien)  wurde  verbrannt. 

Die  Leichen  sollten  „wob!  tiff  begraben  und  zienjblich  hoch  ml 
Kab'h  l)eschüttet  werden/  Briefe  des  kurfürstlichen  Hofes,  der  sie 
außerhalb  der  Stadt  aufhielt,  wurden  in  einem  Gartenhause  außerhalfi 
der  Stadt  abgegeben.  Der  Briefträger  kam  nicht  in  die  Stadt  uml 
nahm  in  jenem  Hause  die  Briefe  des  Stadtrates  an  den  Hof  entgege« 
Es  wurden  für  die  Pestkranken  4  Notspitäler,  „Baracken",  in  (iärte 
aufgeschlagen  (v.  Ker  sehen  stein  er;. 

Als  nun   der   unheilvolle  Krieg   endlich   vorüber  war,    hatte  nian_ 
allerorten   für  des   Lebens   Notdurft   zu    sorgen.     Viele   Städte  war^H 
vom  Erdboden  verschwunden,  viele  hatten  durch  Plünderung  gelittrtP 
und   Uire  Reichtümer  verloren.     Da  galt  es   zunächst  die  Verwaltung 
zu  reorganisieren  und  durch  Bestellung  der  Felder  den  sich  bis  dahin 
regelmäßig  einstellenden  Hungersnöten  entgegenzutreten. 

Es  war  also  auch   dieses  .Jahrhundert  wenigstens  in  Deutschlai 
für  bedeutsame  hygienische  Fortschritte  nahezu  verloren,  und  die  ?€ 
zeigte  sich  aucJi   nach   dem  Kriege   in   vielen   deutschen  Städten, 
sie  es  in  den  vorhergehenden  Jahrhunderten  so  oft  getan  hatte.    Aa< 
die  Abwehr  blieb   die   gleiche.     Es   war   das   italienische  Sj-stein, 
man  anwandte  und  welches  uns  bereits  aus  Mailand  (S.  900),  Palenu" 
(S.  81)8)  und  r.enuii  (S.  '.U:;.)  bekannt  ist*). 

So  beschloß  der  Rat  von  Hildesheim  bei  Ausbrucli  der  Pe 
im  Jahre  li>r>7  nach  Befragung  der  Aerzte,  daß  das  Stroh,  auf  dem 
die  Kranken  gelegen  haben  und  andere  wertlosen  Dinge  verbrannt 
werden  sollen.  Das  infizierte  Hans  wurde  verschlossen  und  in  diesem 
Zustande  stark  „beräuchert".  Dann  erfolgt  die  Reinigung  mittelst 
Besens.     Die  Besen  werden  verbrannt.    Die  Räucherung   des  Haus 

fand   an  je   7   aufeinander  folgenden  Tagen   statt.     Dann  wurden      

Wände  und  Möbel  mit  wohlriechendem  Wasser  abgewaschen  und  das 
ganze  Haus,  sowie  die  Haus-   und  Küchengeräte   mit  scharfer  Laug 
und  Sand  gewaschen.     Die  Kleider  wurden  in  fließendem  Wasser 
waschen  und  dann  durchräuchert.    Die  Genesenen  oder  die  mit  Kr« 
keu  in  Berührung  gekommenen  Bürger  wurden  3  oder  4  Tage,  \>exi 
sie  sich  unter  die  (Tesunden  begeben  dürfen,  alle  Morgen  ausgeraucht 
und   gehen    dann    eine   gute  halbe  Stunde   außerhalb   der  Stadt  ,1 
einer  gesunden  Luft"  spazieren  (Snell). 

Bei   der   großen   Pest,  von    der  Cöln   1665 — 1666  heimgesnc 
wurde,  bestimmte  die  vom  Rate  (Senat)  ernannte  Pestkommission 
gendes : 

1)  Die   Schweine,    welche   besonders    von    B&ckem,    aber    auch 
anderen    Einwohnern    in    ihren    Hftusera    und    Kellern    gem&^tet    \mr 
und    in    großen    Rudeln    auf  der   Straße    uiaherliefen,    verursachten 
leident liehen  Gestank". 

„ünterj&hrige   Kinder"    wurden   von   den   Schweinen     „an    Gliedern 
beschädigt".      Diese   Schweine   sollten    von    den    Schöppenknechten    und 
Polizeidienem  (Klocken)  zusammengetrieben  und  den  Besitzern  nur  gegfk 
hohes  Lösegeld  zurückgegeben  werden.     Dieses  fruchtete  indessen    niolH 

•)  Nur  der  tleutache  Arzt  Philipp  firüling  au»  Stolberg  macht,  noviei  wir 
biiher  wiesen,  eine  Augnabme.  Kr  riet  deniveutcn,  ulci  vorbeuzendes  Mittel  gegen 
die  Pest  die  Wände  der  Wohnungen  niomitlifh  Imal  mit  KalE  zu  weißen  (Lam- 
me r  t ,  Gesch.  der  Beuchen,  S.  89). 
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viel.  Es  half  auch  nichts,  dali  man  alle  vorhandenen  Schweine  abzu- 
schlachten oder  aus  der  Stadt  zu  entfernen  befahl.  So  wurden  denn 
die  Studtdiener,  von  Soldaten  uutei'stiltzt,  ausgeschickt,  um  die  Schweine 
mit  der  Keule  totzuschlagen.  Ein  Beamter,  der  sich  bei  dieser  Jagd 
besonders  hervorgetan  hatte,  wurde  in  Anerkennung  seiner  Verdienste 
mit  einem  Kerfzeichen,  einem  fdr  einige  Zeit  gtütigen  Brot«chein,  be- 
schenkt. 

2)  Alle  fi'emden  Bettler  und  Landstreicher  wurden  aus  der  Stadt 
verti-jeben.  Niemand,  der  aus  infizierten  Orten  wie  Jülich  und  Düren 
stammte,  wurde  eingelassen.  Dasselbe  Los  traf  die  aus  den  Ferien 
zurückkehrenden  Studenten. 

3)  Der  Handel  mit  alten  Kleidern  wurde  streng  untersagt,  nachdem 
festgestellt  worden  war,  daß  einige  Bewohner  Cölns  solche  aus  der  Feme 
billig  bezogen  hatten.  Alte  Lumpen  durften  in  den  Häusern  nicht  mehr 
aufgespeichert,  sondern  mußten  außerhalb  der  Stadt  gelagert  werden. 

4)  Der  Obsthandel  wurde  untersagt,  Gurken  oder  Pflaumen  durften 
nichr  auf  den  Markt  gebracht  werden.  Die  Branntweinkessel  (Destillier- 
apparate) wurden  eingerissen,    da  der  Alkohol  die  Pest  befördern  sollte. 

5)  Als  wichtigste  Maßregel  wurde  eine  allgemeine  „Hftusersperre" 
verkündet.  Die  infizierten  Hauser  erhielten  das  Zeichen  ..Salvator  mundi, 
salva  nos". 

Die  so  bezeichneten  Häu.ser  durften  von  Gesunden  nicht  betreten 
werden.  Fleischer,  in  deren  Hllusem  Pestftllle  sich  ereignet  hatten, 
durften  nicht  mehr  schlachten. 

6)  Beerdigungen  durften  nur  nachts  stattfinden. 

Bei  Aufnahme  eines  Testamentes  wurde  der  Pestkranke  vor  seiner 
Wohnung  in  einem  Stuhl  auf  die  Straße  gestellt.  Hier  fanden  sich 
Notar  und  Schtiflen  ein  um  den  letzten  Willen  entgegen  zu  nehmen. 

Vornehme  Leute  richteten  sich  leerstehende,  ihnen  gehörige  oder  zu 
diesem  Zwecke  gemietete  Häuser  als  P  r  i  v  a  t  p  e  s  t  h  11  u  s  e  r  ein.  Es 
geschah  dieses,  um  das  von  ihnen  gewöhnlich  bewohnte  Haus  nicht 
gegen  Handel  und  Verkehr  absperren  zu  müssen  (v.  Meringj. 

Ueber  die  Bekämpfung  der  Pest  inHessen  in  denJahren 
1666 — 1667  vgl.  Boden  stein,  über  die  Abwehr  der  Pest  in  Kur- 
mainz wahrend  der  gleichen  Zeit  die  ausführliche  Arbeit  von  Sehr  oh  e. 
Einige  Andeutungen  über  die  Bekämpfung  der  Pest  in  Wien  im  Jahre 
1679  macht  Krafft-Ebing  (vgl.  die  Literatur).  Um  festzustellen, 
ob  die  Pest^aäber  tief  genug  angelegt  waren,  hing  man  über  diesen 
einen  lebenden  Hund  auf.  Da  dieser  nach  i  Stunden  einging,  vertiefte 
man  die  Gräber. 

Beim  Ausbruche  der  Pest  in  Gent  hin  in  den  Jahren  1682  und 
1683  wurden  die  Wege  durch  Bauern waclieu  abgesperrt  um  zu  ver- 
hindern, (laß  die  Pest  durch  Flüchtlinge  verbreitet  würde.  Keiner 
durfte  einen  infizierten  Ort  betreten  oder  verlassen.  Nur  der  Steuer- 
erheber durfte  sich  überall  frei  bewegen  (!i.  Genthin  wurde  dann 
militärisch  eingeschlossen.  Die  infizierten  Häuser  wurden,  wenn  sie 
unbewohnt  waren,  verbrannt,  im  anderen  Falle  umzäunt.  Die  Be- 
wohner derselben  wurden  auf  öffentliche  Kosten  ver]»tlegt.  Häufig 
verließen  auch  die  gesunden  Bewohner  ihre  Häuser  und  bauten  sicfi 
außerhalb  der  Stadt  Hütten.  Auch  Stendal,  Tangermünde  und  Burg 
wurden  in  ähnlicher  Weise  abgesjierrt.  Der  Kam]>f  gegen  ihre  Hunde 
und  Katzen  wurde  wie  in  Palermo  und  Mailand  <S.  898,  '.K)0)  geführt. 
4  Hütten  nebst  den  darin  befindlichen  Sachen  von  4  außerhalb  der  Stadt 
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gestorbener)  Personen  wurden  verbrannt.     Die  infizierten  Wohnungea] 
und  Hiiiiser  wurden,  nachdem  die  P.est  erloschen  war.  durch  Käuche- 
rungen  mit  Kolde,  Schwefel  und  Pech  desinfiziert.    Die  Wände  wurdea| 
mit  einer  Feuers|iritze  abjiospiifzt,   der  Kehricht   im  Hofe  verbranDt^J 
Dann  weißte   man    die  Wände   mit   Kalk   und   räucherte   die  Zimmer 
nochmals  aus.      Als    Desinfektoren    dienten    Leute,   welche    die    Pest 
überstanden  hatten.  (Gutsmuths.) 

Aber  auch  in  England  bekämpfte  man  die  Pest  erst,    nachdein| 
sie  ausgebrochen  war,  trotzdem  man  hygienische  Fortschritte  in  diesemj 
Lande,   das  ja  unter   den  Greueln   des  30-jährigen  Krieges    nicht 
litten  hatte,  hätte  erwarten  sollen. 


Die 


'roße   Pest"    in  London    vom   Jahre    1G65    wird    von 


Defoe  sehr  anschaulich  geschildert.  Dieser  Sfiiilderuug  sind  die 
genden  Abcichnitte  entnommen,  welche  die  von  den  Behörden  Lon 
getroflfenen  Maßregeln  gegen  die  Pest  betreffen*). 

Auf  Befehl  des  Lord  Mayor  und  der  Aldermen  wurden   in  jedem 

Kirch.spiele  Leute   mit  dem  Titel  Examiners  **)   gewählt,   welche  Biirgi 
von  gutem  Rufe  sein  muGten  und  deren  Dienst  zwei  Monate  währen  süLlteJ 
Diese  Examiners  mußten   ..von  den  Aldermen  beeidigt  sein,  von    Zeil    si 
Zeit    nachforschen     und      auskundschaften ,     welche    Häuser    in     jedemt 
Barcbspiele    von    der    Pest   heimgesucht ,   welche    Personen    krank    seiea^ 
und    an    welchem    Uebel    sie   darniederl&gen;    bei    etwaiger    Ungewißheil 
hatten  sie  die  äpernmg  des  Hauses  anzuordnen,  bis  die  Art  der  Krank 
heit  erwiesen    w^ar;    fanden    sie   Jemand    von    der  Ansteckung   ergriffen, 
so   mußten    sie    dem    Constabel    Befehl   geben,    das  Haus    zu    schließen;. 
sollte    der    Constabel    trage  und  nachlassig  gefunden  werden,    so    hatte] 
sie  dem  Viertelsmeister  hiervon  Nachricht  zu  geben. 

Außer  diesen  Examiners  sollten  „in  jedem  Kirchspiele  Leicbea 
scbauerinnen  von  ehrbarem  Rufe  angestellt  und  beeidigt  werden,  so  weil 
ihre  Kenntnisse  reichten,  genaue  Nachforachungen  anzustellen  und  »a-' 
verlässigen  Bericht  zu  erstatten,  ob  die  Personen,  deren  Leichen  .sie  zu 
untersuchen  hatten,  an  der  Pest  oder  an  irgend  welcher  andern  Ki-ank- 
heit  gestorben  seien.  Keine  Leichenschauerin  durfte  wahrend  der  Zeit 
der  Heimsuchung  ein  öifentliches  Geschäft  betreiben,  einen  Laden  oder 
eine  Bude    hatten,    als  Wäscherin  oder  sonst    in  Gemeinschaft    arbeiten. 

Auch  W'uudärzte  sollten  in  jedem  Kirchspiel  aufgestellt  weixlen. 
„Und  da  die  besagten  Wundärzte  sich  aller  andern  Kuren  zu  enthalten 
und  nur  der  Pest  zu  widmen  haben,  so  wird  befohlen,  daß  jeder  der  be- 
sagten Wundärzte  ftlr  die  Unter.suchung  eines  jeden  Körpers  zrwölf  Pence 
erhalten  solle,  welche,  wenn  möglich,  aus  dem  Vermögen  des  BetrefFenden, 
wenn  nicht,  von  dem  Kirchspiele  zu  bezahlen  sind." 

Endlich  sollten  Pfleger  und  Wftrter  aui'gestellt  werden,  welche  die 
Krunken  in  Uiien  Häusera  zu  bedienen  hatten,  und  Wächter,  welche 
Niemanden  in  die  augesteckten  Hauser  oder  aus  denselben  gehen  lassen 
durften.  Die  Listruktion  für  die  Wächter  lautete,  wie  folgt:  „Fiii-  jedes 
angesteckte  Hause  werden  zwei  Wächter  bestellt,  von  denen  der  eine 
während  des  Tages,  der  andere  während  der  Nacht  den  Dienst  hat ; 
bei  schwerer  Strafe  haben  diese  Wächter  ihr  Hauptaugenmerk  darauf  zu 
richten,    daß  Niemand  die  angesteckten   Hätiser,  deren  Bewachung  ihnen 
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*)  Das  schreckUchc  „Deutsch"  dieses  Berichtes  wurde  soviel  wie  angängig  ge- 
mildert. 


*)  Dutersucher,  Prüfer,  Visitatoren. 
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anvertraut  ist,  betritt  oder  dieselben  verläßt.  Wird  der  Wächter  wegen 
eines  Geschäftes  verschickt,  so  hat  er  das  Haus  abzuschließen  und  den 
iSchlHssel  mit  sich  zu  nehmen ;  Derjenige,  welcher  bei  Tag  wacht,  bleibt 
bis  zehn  Uhr  Abends,  und  Derjenige,  welcher  bei  Nacht  den  Dienst  hat, 
bis  sechs  Uhr  Morgens.'' 

Die  allgemein  von  den  Hauseigentümern  zu  beobachtenden  Regeln 
waren  folgende:  „Verordnungen  in  Betreff  der  angesteckten 
Hauser  und  ji  estkranken  Personen.  Nachricht,  welche 
von  der  Krankheit  zu  geben  ist.  Der  Besitzer  eines  jeden 
Hauses  hat,  sobald  Jemand  in  seinem  Hause  über  Beulen,  Entzündung 
oder  Anschwellen  irgend  eines  Köi-pertheiles  klagt,  oder  auf  andere  Weise 
krank  wird,  innerhalb  zweier  Stunden  nach  dem  Erscheinen  der  besagten 
Anzeichen  dem   Examiner  hiervon  Anzeige  zu  machen. 

„Absonderung  der  Kranken.  Sobald  der  Visitator  oder 
Wundarzt  Jemanden  an  der  Pest  erki-ankt  findet,  so  soll  der  Kranke 
noch  in  derselben  Nacht  in  seinem  Hause  abgesondert  werden ;  wenn 
der  Kranke  nicht  stirbt,  soll  das  Haus,  worin  er  erkrankte,  noch  einen 
Monat  hindurch  abgeschlossen  werden. 

„Lüften  der  Stoffe.  Außer  der  Absonderung  des  Gerätes  und 
der  ansteckenden  Stoffe  müssen  die  Betten  nebst  Zubehör,  sowie  die 
Vorhänge  in  den  Zimmern  des  angesteckten  Hauses  durch  Feuer  und 
geeignetes  Räucherwerk  gelüftet  werden,  ehe  sie  wieder  in  Gebrauch 
genommen  werden  dürfen.  Dies  hat  nach  der  Bestimmung  des  Visitators 
zu  geschehen. 

„Abschließung  des  Hauses.  Wenn  Jemand  einen  Pestkranken 
besucht  oder  ein  notorisch  angestecktes  Haus  ohne  Erlaubnis  betritt,  so 
soll  das  Hans,  worin  er  wohnt,  auf  Anordnung  des  Visitators  für  eine  ge- 
wisse Zahl  von  Tagen  abgeschlossen  werden. 

„Niemand  soll  aus  dem  Hause,  in  welchem  ihn  die  Krankheit  befiel, 
nach  einem  anderen  Hause  in  der  Stadt  gebracht  werden,  es  wäre  denn 
nach  dem  Pesthause  oder  in  irgend  ein  anderes  Haus,  welches  dem  Kranken 
gehurt  und  welches  von  niemand  Fremden  bewohnt  wird.  Auch  soll  in 
diesem  Falle  demjenigen  Kirchspiele,  nach  welchem  der  Umzug  geht, 
die  nötige  Sicherheit  dafür  geleistet  werden,  daß  die  Dienerschaft  und 
die  Aufsichtspersonen  der  Angesteckten  beobachtet  und  nach  allen  vor- 
erwähnten einzelnen  Bestimmungen  behandelt  werden ,  und  zwar  ohne 
Kosten  für  das  Kirchs])iol,  nach  welchem  ein  solcher  Umzug  geschieht ; 
dieser  Umzug  soll  bei  Nacht  bewerkstelligt  werden,  und  jedem  Besitzer 
zweier  Häuser  soll  erlaubt  sein,  entweder  seine  gesunden  oder  seine 
angesteckten  Leute  nach  Belieben  in  sein  Reservehaus  bringen  zu  lassen, 
so  jedoch,  daß,  wenn  er  zuerst  die  Gesunden  dahin  schickt,  er  nicht 
später  die  Kranken  dahin  schicken,  oder  die  Gesunden  mit  den  Kranken 
vermischen  darf.  Derjenige,  welchen  er  dahin  sandte,  soll  wenigstens 
eine  Woche  lang  eingeschlossen  und  von  Andern  fern  gehalten  werden, 
mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  einer  Ansteckung,  da  sich  die  Krank- 
heit nicht  immer  gleich  am  Anfang  zeigt. 

„Beerdigung  d e  r  T  o  d  t e  n.  Das  Begräbnis  Derjenigen,  welche  an 
dieser  Krankheit  starben,  hat  zu  geeigneten  Stunden,  stets  vor  Sonnenauf- 
gang oder  nach  Sonnenuntergang,  mit  Vorwissen  des  Kirchenvorstehers  und 
Constabels  zu  geschehen ;  Nachbarn  oder  Verwandte  dürl'en  die  Leute  nach 
der  Kirche  nicht  begleiten  oder  das  angesteckte  Haus  betreten,  bei  Gefahr, 
das  eigene  Haus  schließen  zu  sehen  oder  gefangen  gesetzt  zu  werden. 
Während  eines  gemeinschaftlichen  Gebetes  oder  einer  Predigt  darf  kein 
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au  der  Pest  Verstorbener  begraben  werden  oder  in  einer  Kirche  bleiben 
zur  Zeit  des  Begräbnisses  einer  Leiche  dürfen  keine  Kinder  in  ein 
Kirche,  auf  einem  Kirchhofe  oder  Begräbnisplatze  geduldet  werden,  nni 
ebensowenig  der  Leiche,  deui  Sarge  oder  dem  Grabe  nahekommen;  all 
Gräber  müssen  wenigstens  sechs  Fuß  tief  sein.  Wahrend  der  Dan 
dieser  Heimsuchung  sind  ferner  alle  öffentlichen  Versammlungen  bei  an^ 
deren  Begräbnissen  zu  unterlassen. 

„Anst  eckende  Stoffe  dürfen  nicht  in  Umlauf  gebracht, 
Kleider,    Stoffe,   Betttücher   nicht  aus  den  angesteckten  Häasem  heraus- 
gebracht werden;    den    öffentlichen  Ausrufern    oder  Hausierern   von   z 
Verkaufe   oder   zum  Versätze    bestimmtem  Bettzeug   ist    dieses   Gewer! 
gänzlich    zu    verbieten ;    Trödler,    welche    Bettzeug    und    alte    Betltüch 
führen,  dürfen  ihre  Waare,  bei  Gefahr  der  Gefangensetzung,  nicht  öffeni 
lieh  zur  Schau  stellen,  vor  ihre  Buden,  Ladentische  oder  Fenster  hRngi 
wenn  diese    auf  eine    Straße,    Gasse    oder   Durchgang   gehen.      Verka 
ein  IVödler  oder  sonst  Jemand  Bettzeug,  Betttücher  oder  sonstige  Stoi 
aus  einem  angesteckten  Hause,  bevor  zwei  Monate  seit  dem  letzten  P 
fall   in    dem  Hause  verstrichen    sind,    so  soll    sein  Haus,    als   angest 
gleichfalls  abgeschlossen  werden  und  wenigstens  zwei  Monate   in   dii 
Zustande  verbleiben. 

„Jedes  von  der  Pest  heimgesuchte  Haus  ist  zubezeic 
n  e  n.      Jedes    von    der    Pest    heimgesuchte  Haus   ist   mit   einem    rothi 
Kreuze  zu  versehen,  welches  einen  Fuß    lang  sein  und  in  der  Mitte  d< 
Thüre,  deutlich  sichtbar,  angebracht  werden  soll;  hart  über  dem  Kre' 
sollen  die  Worte   stehen:    ,Gott  sei    uns    gnädig!'    und   dort    bis  zu  d 
gesetzlichen  Eröffnung  eben  dieses  Hauses  bleiben. 

„Jedes    von    der    Pest    heimgesuchte    Haus    ist    zu    be- 
wachen.    Die  C'onstabler  haben  darauf   zu  sehen,    daU  jedes   Haus 
schlössen  und   von  Wächtern    bedient   werde,    welche    sich    in  deinselbi 
aufhalten  und  die  Bewohner  mit   dem  Nöthigen,    wo    möglich,   auf  d 
eigene  Kosten,  wenn  sie  dieselben  aber  nicht  tragen  können,  auf  öffentli 
Kosten,  versehen  sollen.   Es  wird  strenger  Befehl  gegeben,  daß  die  Todte: 
schauer,  Wundärzte,   Todtengräber  und   Wächter  nicht  über  die   Straßen' 
gehen,    ohne    einen    rothen,    drei    Fuß    langen    Stab    offen    und    deutlich 
sichtbar  in  den  Händen  zu  tragen;  auch  dürfen  sie  in  kein  anderes  Haas 
gehen,  als  in  ihr  eigenes  oder  in  dasjenige,  wohin  sie  geschickt   werden 
jeden  V'erkehr  aber  haben  sie  zu  vermeiden  und  sich  dessen  zu  enthalte: 
besonder-s  wenn  sie  kurz  vorher  zu  derartigen  Geschäften    oder   Wach 
verwendet   worden  sind. 

„Hausgenossen.  Wo  Mehrere  in  einem  und  demselben  Haui 
wohnen,  darf,  wenn  Jemand  angesteckt  worden  ist,  weder  eine  einse 
Person  noch  eine  Familie  eines  solchen  Hauses  ohne  ein  Zeugnis  der  Ge- 
sundheitsaufseher  sich  entfernen;  in  Ermangelung  eines  solchen  Zeug- 
nisses soll  das  Haus,  wohin  sie  sich  begeben,  abgeschlossen  werden,  wie 
im  Falle  der  Ansteckung. 

„M  i  e  t  h  s  k  u  t  s  c  h  e  n.     Es  ist  Sorge  zu  treffen,  daß  Miethskutsch 
nachdem  sie  angesteckte  Personen  nach  dem  Pesthause  oder  nach  ande: 
Orten    gebracht   haben,    nicht    wieder    zum    allgemeinen    Gebrauche    v 
wendet  werden   düifen,   ehe    sie  gehörig   gelüftet   worden    und    fünf 
sechs   Tage    nach    derartigem    Dienste    unbenutzt   stehen  geblieben  sim 

„Zu  besserer  Handhabung  dieser  Befehle ,  sowie  ähnlicher ,  nai 
weiterem  Gutdünken  fUr  nötig  gefundener  Regeln  und  Anweisunge; 
wurde    angeordnet,     daß     die    Aldermen ,    DeimtLrten    und     Ratsheri 
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wöchentlich  ein,  zwei,  dreimal  und  nach  Umständen  noch  öfter  an  irgend 
einem  von  der  Pest  freien  Versammhuigsort«  in  den  einzelnen  Stadt- 
vierteln ziiaammenkommeu  sollten,  um  zu  berathen,  wie  die  besagten  An- 
ordnungen ausgeführt  werden  können." 

Die.se  Befehle  galten  natürlich  nur  für  die  City  von  London;  übrigens 
wurden  in  den  anderen  Teilen  der  Haupstadt  ähnliche  Vorsichtsmaßregeln 
von  den  Behörden  ins  Werk  gesetzt. 

Von  dem  Tage  der  VeröflPentlichnng  dieser  Befehle  an  wurden  alle 
Hauser,  worin  Jemand  an  der  Pest  krank  lag,  abgeschlossen  und  be- 
wacht. Wie  schrecklich  war  es,  wenn  man  die  verla.ssen6n  Straßen  ent- 
lang ging  und  immer  nach  einigen  Schritten  wieder  eine  verschlossene 
Tür  mit  groCem  roten  Kreuze  und  den  darüber  stehenden  Schreckens- 
worten «ah:  „Gott  sei  uns  gn&dig!"  Um  jedoch  einen  Begriff  von  dieser 
schrecklichen  Zeit  zu  erhalten,  lassen  wir  Defoe  sprechen.  ,,Da8  Ab- 
schließen der  Häuser,"  sagt  er,  „wurde  im  Anfang  für  eine  sehr  grau- 
same und  unchristliche  Mafiregel  angesehen,  und  die  auf  diese  Weise  ein- 
geschlossenen Leute  beklagten  sich  bitter;  wegen  der  Strenge  der  Maßregel 
wurden  von  Hausem,  welche  grundlos  oder  aus  böser  Absicht  geschlossen 
worden,  taglich  Klagen  an  den  Lordmayor  gebracht.  Ich  erfahr,  daß 
Viele,  welche  so  laut  klagten ,  in  einem  Zustaude  gefunden  wurden, 
welcher  eine  Fortsetzung  der  Maßregel  nötig  machte :  Andere  dagegen 
wurden  nach  vorgenommener  Besichtigung  der  Kranken  von  der  Ab- 
Bchließung  frei,  wenn  die  Krankheit  nicht  pestartig  schien,  oder  wenn 
sie  damit  zufrieden  waren,  daß  man  sie,  im  Fall  sich  dieselbe  noch 
nicht  bestimmt  ausgesprochen  hatte,  nach  dem  Pe.sthause  brachte." 

Die  Vorsichtsmaßregeln,  welche  man  ergriÖen  hatte,  um  die  Ange- 
steckten in  ihren  Hausern  zu  halten,  erwiesen  sich  dennoch  in  vielen 
Fällen  als  mangelhaft;  denn  diese  verließen  dieselben  unter  Beihülfe 
ihrer  Nachbarn  durch  die  rückw&rts  von  den  Wohnungen  gelegenen  Gärten 
und  Höfe.  Viele,  welche  auf  diese  Weise  entkommen  M'aren,  fielen  dem 
fürchterlichsten  Elende  zum  Opfer,  kamen  auf  den  Straßen  oder  auf 
den  Feldern  um,  oder  erlagen  dem  in  ihnen  tobenden  Fieber.  Andere 
wanderten  auf  das  Land  und  gingen  jeden  Weg,  welchen  sie  die  Ver- 
zweiflung führte,  ohne  zu  wn.ssen,  wohin  sie  gingen,  bis  sie,  schwach  imd 
müde,  ohne  alle  Hülfe  —  da  die  an  der  Straße  gelegenen  Häuser  und  Dörfer 
ihnen,  sie  mochten  angesteckt  sein  oder  nicht,  die  Aufnahme  versagten 
—  auf  der  Straße  umkamen,  oder  in  die  Scheuneu  gingeu  und  dort 
starben,  da  Niemand  wagte,  sich  ihnen  zu  nahen  oder  ihnen  Hülfe  zu 
leisten,  obwohl  sie  vielleicht  nicht  angesteckt  waren ;  denn  Niemand  wollte 
ihnen  glauben. 

„Kehren  wir  jedoch  zu  Familien  zurück,  welche  angesteckt  und  in 
ihre  Häuser  eingeschlossen  %var6n.  Das  Elend  dieser  Familien  ist  niciit 
zu  beschreiben,  und  gewöhnlich  hörte  man  in  solchen  Häusern  entsetz- 
liches Schreien  der  annen  Leute,  welche  durch  den  Anblick  der  Lage 
ihrer  teuersten  \'erwandten  und  das  Fürchterliche  ihrer  eigenen  Ge- 
fangenschaft zu  Tode  geängstigt  wurden." 

Mit  dem  Jahre  Ifitio  erlosch  in  England  die  Pest 
oder  hatte  nur  noch  ein  kurzes  Nachspiel  in  Notting- 
ham 16(J7. 

Eine  bündige  Erklärung  für  diese  auffallende  Tatsache  ist  nicht 
leicht  zu  finden.  Gewöhnlich  nimmt  man  an,  daß  durch  das  große 
Feuer  von  KiöG,  welchem  die  City  of  London,  also  -/j  der  Stadt  zum 
Opfer  fielen,  zugleich  auch  die  Pestherde  zerstört  wurden.    Aber  die 
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Pest  erlosch  auch  in  den  nicht  vom  Feuer  ergriffenen  Vororten  "ff 
London,  ja  im  ganzen  Lande.  Uml  es  ist  doch  nicht  anzunehmen,'^ 
daß  die  Infektion  nur  von  der  City  aus  erfolgt  sei.  Wahrscheinlich 
ist  das  Aufliören  (ier  Pei^t  eine  Folpe  der  gesitteteren  Zustände,  die 
sich  in  ganz  England  nach  dem  Aufhören  der  Bürgerkriege  allmählich 
einstellten,  ohne  daß  es  möglich  wäre,  dieses  günstige  Resultat  au" 
ganz  hestimnite  hygienische  Maßnahmen  zurückzuführen  (Creighj 
ton,  2.  Bd.,  S.  42). 

Auf  dem    Festlande   dagegen    suchte   und    fand    dij 
Pest  auch  im  18.  Jahrhundert  weitere  Opfer. 


18.  J  a  h  r  h  u  n  d  e  r  t- 

Im   18.  Jahrhundert  beschränkt  sich   die  Pest  zumeist    auf 
östlichen  Mittelnieerländer  mit  deren  Hinterländern,  also  auf  die  Türke 
Kleinasien,  Aegypten,  Syrien  und  Persien.     Sie  dringt  aber  auch  v( 
der  Türkei  aus  nach  Norden  und  Westen  vor  und  überfällt  Bulgarien, 
Serbien,  die  Walachei,  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Oesterreich.     lT<-kS_ 
bis  1711  finden  wir  sie  auch  in  Spanien,    1711  in  Reppen   bei  Franl 
fürt  a.  0.,    1712  in  Augsburg   und  Berlin,   1712—1714   iu    Hamburi 
1720  wütete  sie  mit   unerhörter    Heftigkeit   in   Marseille   und    ArU 
1743  in  Messina. 

Seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  ist  der  Westen  Europas  frei  v« 
Pest  und  der  Unhold  würgt  nur  noch  im  Osten  seine  Opfer  (Lerscbl 

In  Deutschland   wütete    die   Pest   in   den  Jahren    1708 — 171J 
zum  letzten  Male. 

t'ntersuchen  wir  zunächst,   wie  man  sich  hier  der  Seuche  zu   et, 
wehren  trachtete. 

Der  in  Dresden  1711  erschienene  Medicinische  Unterricht  gill 
folgende  Ratschläge: 

Wer  sich  vor  der  Pest  bewahren  will,  muß  vor  allen  Dingen  di 
Gewissens  Cur  vornehmen.  Die  Luft  in  den  Zimmern  soll  möglich^ 
rein  sein.  Die  Fenster  sind  nicht  zu  öffnen,  wo  die  Häuser  gege 
Mittag  und  Aben<l  liegen  /  oder  wann  trüiie  /  neblichte  Lufft  und  Regeg 
Wetter  ist.  Namentlich  nicht,  wenn  in  der  Nachbarschaft  oder  pegeE 
über  infizierte  Häuser  liegen.  Sollte  man  durchaus  die  Fenster  öffn« 
wollen,  so  geschieht  dieses  am  besten  vormittags  zwischen  8  und  10  Ul 
In  bewohnten  Zimmern  muß  Heißig  geräuchert  werden.  Hierzu 
nutzt  man  Schwefel.  Salpeter,  Agtstein,  Weyrauch,  Sadebauni,  Ran 
Eichenlaub,  Mastix.  Myrrhen,  Storax,  Wacholder-Beere,  inrkene  Rindei 
Zitronenschalen  oder  Pech.  Bisweilen  werden  Hörner  oder  Tierklau 
angewandt.  Auch  Essig  wird  emitfohlen,  den  man  auf  heiße  Zieg 
steine  gießt.  „Und  /  wiewohl  einige  auch  allerhand  üblen  Geruch  v 
Böcken  /  s.  v.  uns  Nachtstühlen  oder  gar  Kloaken  belieben  /  diew 
aber  durch  allerhanrl  bösen  Geruch  und  faule  Dünste  /  viel  Ungelege; 
hcit  entstehen  kann  /  so  hat  vielmehr  ein  ji'dweder  (iahin  zu  sehen. 
daß  dergleichen  Materien  /  nebst  anderen  s.  1>.  Jlisthauffen  /  Kehricht 
und  dergleichen  /  aus  denen  Häusern  und  Zimmern  geschaffet  werde 
welches  auch  von  alten  stinkenden  Fleische  /  Fischen  und  ander 
Ess  Wahren  zu  verstehen  (Medizinischer  Unterricht,  S.   12fr. 

Besonders    maßgebend    aber    für    die    Bekam jifnng   der    Pest    in 
Deutschland  waren  die  von  Alardus  Mauritius  Eggerdes,  dei 
berühmten    „churfürstlich    trierschen   Rath    und   Leibmedicus"    aui 
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stellten  Rejieln,  die  im  fol<,'en(len  teils  im  Auszuge,  teils  wörtlich 
wiedergegeben  sind: 

Gegen  Ungarn  und  Polen  ist  ein  Pestkordou  aufzustellen,  um  die 
EinBchlepjmng  der  Pest  nach  Deutschland  zu   verhindern. 

Bei  strengster  Strafe  ist  jeder  Verkelir  oder  Handel  mit  dem  infi- 
zierten Lande  zn  untersagen  (S.  48). 

Es  darf  niemand  beherbergt  werden,  der  nicht  einen  reinen  Ge- 
sundheitspaß besitzt. 

Es  sollen  Galgen  errichtet  werden,  damit  die  Leute  vor  Ueber- 
tretung  der  Pestvorschriften  gewarnt  werden.  An  den  Eingängen  der 
Städte  sollen  Pestwachen  aufgestellt  werden  (S.  49  if.). 

Ein  infizierter  Ort  muß  mit  Wachen  umstellt  werden,  damit 
niemand  hinaus  oder  hinein  kann. 

In  ähnlicher  Weise  verfährt  man  mit  infizierten  Häusern.  Die 
W^achen  müssen  mindestens  30  Schritt  vom  infizierten  Hause  stehen. 
Einwohner  infizierter  Häuser,  welche  die  Refehle  der  Wachen  nicht 
befolgen  wollen,  werden  tot  geschossen. 

Für  die  Verpflegung  der  Eingesperrten  muß  gesorgt  werden. 
Die  Speisen  werden  10  Schritt  vom  Hause  niedergesetzt  und  dann 
von  den  Bewohnern  abgeholt. 

Die  Geschirre  werden,  nachdem  die  Speisen  verzehrt  sind,  ge- 
reinigt und  dann  10  Schritt  vor  den  Häusern  niedergesetzt,  um  abge- 
holt zu  werden. 

Prediger  müssen  zu  den  Eingeschlossenen  gelassen  werden,  sollen 
aber  stets  drei  Schritt  von  diesen  entfernt  bleiben.  Tote  sind  ohne 
Sarg  „an  einem  be(|uenicn  Ort  tieft'  genug'"  einzuscharren.  Sterben 
mehrere  Personen  in  einem  Hause,  so  kann  man  die  Ueberlebenden 
in  Hütten  unterbringen,  welche  zu  umstellen  und  zu  bewachen  sind. 
Der  letzte  Tote  in  dieser  Hütte  wird  mit  einem  langen  Haken  in 
das  Grab  gezogen.  Die  Hüfte  ist  mit  allein,  was  darin  ist,  zu  ver- 
brennen und  der  Haken  durch  Feuer  zu  reinigen.  Der  Totengräber 
ist  für  wenigstens  :.'0  Tage  von  den  Gesunden  abzusondern  (S.  ö2  ff.). 

Am  besten  ist  es,  ein  infiziertes  Haus  mit  allem  Inhalt  zu  ver- 
brennen. Wenn  dieses  unmöglich  ist,  werden  alle  Möbel  vom  Toten- 
gräber mit  einem  langen  Haken  aus  dem  Hause  herausgezogen 
und  auf  einem  Haufen  verbrannt.  Danach  wird  das  Haus  geschlossen 
(„zugeschlagen")  und  nach  40  Tagen  gesäubert.  Nach  stattgehabter 
Säuberung  lilcibt  tlas  Haus  noch  einige  Tage  offen  stehen,  damit  die 
Luft  gut  hindurchstreichen  kann  (S.  öfi). 

Wenn  in  der  Nähe  eines  infizierten  Hauses  die  Toten  nicht  be- 
graben werden  können,  so  muß  dieses  an  einem  anderen  Orte  ge- 
schehen. Dann  wird  die  Bahre  vor  das  Haus  gebracht,  die  Insassen 
legen  die  Leiche  auf  die  Bahre  und  scharren  sie  ein.  Alle  hierbei 
benutzten  (ierätschaften  nehmen  sie  mit  sich  in  ihr  infiziertes  Haus, 
damit  diese  bei  anderen  Gelegenheiten  benutzt  werden  können.  Die 
Begräbnisse  müssen  nachts  geschehen.  Gesunde  dürfen  daran  nicht 
teilnehmen.  Am  besten  ist  es,  die  Toten  ohne  Sarg  zu  beerdigen. 
Sind  in  einem  Hause,  in  dessen  Nähe  kein  Platz  zur  Herstellung 
von  Gräbern  vorhanden  ist,  alle  Personen  bis  auf  zwei  gestorben,  so 
werden  diese  in  einer  Hütte  in  oder  vor  der  Stadt  untergebracht.  Sie 
dürfen  ihre  Betten  und  sonstigen  Möbel  in  die  Hütte  nehmen,  müssen 
verpflegt  und  gut  bewacht  werden.  Stirbt  einer  von  diesen  zweien, 
80  wird  er  vom  Ueberlebenden    in   das  (irab  gelegt.     Stirbt  auch  der 
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letzte,    so  wird  er  vom  Toten<;räl)er  mit  dem  Haken  aus  de 
herausgezogen  und  ins  (inilj  gelegt  (siehe  oben  S.  Ii27).   Wenn  einer 
iieide  am   Leben   bleiben,   so    wird   die  Quarantfiue  in  der  Hütte  ab- 
gehalten und  diese  dann  mit  allem   Zubehör  verbraunt.     Kinder   s; 
wie    Erwachsene    zu    behandeln.      Wenn    sie    ihre    Eltern     verlo 
haben,  können   sie   nur   erhalten  werden,    wenn    sie    ein  Fremder 
sich    nimmt.      Diesen    wird    (lott    belohnen.      Gesunde    müssen    s»; 
wenn  .sie  mit  Infizierten  verkehren,  stets  gegen  den  Wind  stellen 
von  den  Kranken  2—3  Schritte  entfernt  bleiben. 

Besondere  Pest  oder  Kontuniazhäuser  sind  unnötig  und  schädli 
weil  sie  die  Ansteckung  verbreiten.    Man   soll   aus  jetlem    intizien 
Hause  gewissermaßen  ein  solches  Kontumazhaus  machen    und  dii 
gut  bewachen   (S.  56  t!'.). 

Eggerdes  empfiehlt  also  im  wesentlichen  das  u 
bereits  bekannte  (S.  898,  900,  913  tf.)  italienische  Syst 
der  P  e  s  t  b  e  k  ;i  m  p  f  u  u  g. 

Interessant  sind  seine  V  orschriften  zu  r  Desi  nfekt  io  n  d 
Häuser  und  ihrer  Einrichtungen: 

7.  Teil.    Cynosura  pur ificatoria,  das  ist:    Weise   und 
Manier,     wie     man     zur     Zeit    der    Pest   die     inficirt 
Häuser     und    Menschen,    auch    diejenigen    Mobil  ien 
wegen  des  Pest-Giffts  suspect  seyn,  reinigen   solle. 

1)  Alle  Gegenstllnde,  die  wirklich  mit  dem  Pestgift  infiziert  si 
müHsen  entweder  mit  der  Leiche  in  der  Erde  vergraben  oder  verbrai 
werden.  Zu  diesen  Gegenständen  gehören  die  Betten  und  Kleider,  wel 
der  Verstorbene  benutzt  hat.  Infizierte  Hftuser  dürfen  erst  40  Tage 
nach  dem  letzten  Pestfall  gereinigt  werden ,  der  sich  in  dem  Hause 
zutrug. 

Die  Reinigung  geschieht  nach  folgenden  Bestimmungen : 

1)  Es  wird    ein    Pestkommissar  ernannt,    der    dafür    sorgt,    daC    di» 
„Reinigei-"   alle  wirklich  infizierten  Sachen  verscharren  oder  verbrenn 
die  tlbrigen  aber  reinigen. 

2)  Damit  von  den  Reinigern  nichts  entwendet  werden  kann,   wer 
die  verbrannten  bez.  verscharrten  Sachen  und   die  zu  reinigenden  Sacl 
von  einem  Notar  gesondert  notiert 

3)  Die   Reiniger,     Männer   und   Frauen     werden   für    ihren    Die 
eidlich  verpflichtet. 

4)  An  Stelle    der  Reiniger  können    auch    Totengräber    oder  Mftnt 
oder  Frauen  eingestellt  werden,  welche  die  Pest  überstanden    haben. 

B)  Die  zum  Reinigen  nötigen  Gegenstände  müssen  beschafft  werdi 
Unter    diesen  werden  aufgeführt:    Räuchermittel,    Essig,    scharfe 
Salzwasser,  Kalk,  Besen,  Haken  u.  s.  w. 

6)  Wenn  die  Reiniger  ein  Haus  öffnen,  um  es  zn  reinigen,    mO 
sie   gut   gefrühstückt   haben    (..ein    Trunk    guten    Weins    oder    Biers 
besser  als  ein  Glilsel  Brandwein").    Dann  bringen  sie  brennende  Kol 
in  das  Haus,  schütten  auf  diese  das  Räucherpulver  und  gehen    mit. 
Räucherwerk    durch    alle    Räume.      W^enn    alles   gut    durchräuchert 
werden  Fenster  und  Türen  geöffnet. 

7)  Dann    werden    alle    wirklich    infizierten    Sachen,    vor    allem 
jenigen,  die  der  Kranke  benutzt  hat,    auf  Bahren  oder  Karren   aus    d4 
Hause  heraus  gebracht  und  verbrannt. 

8)  Hierauf  kehren  die  Reiniger  in  das  Haus  zurück,    durchranch« 
es  zum  zweiten  Male,  nachdem  Türen  und  Fenster  geschlossen    sin.l 
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9)  Am  folgenden  Tage  wird  wieder  geräuchert  und  das  Haus  von 
allem  „Unflat  und  Wust"   befreit. 

10)  Kiaten,  die  in  einem  infizierten  Hause  während  der  Ki-ankheit 
nicht  geöffnet  werden,  werden  nur  äußerlich  gereinigt.  Sind  sie  aber 
während  der  Krankheit  geöffnet  worden,  so  müssen  sie  mit  dem  Inhalte 
verbrannt  werden. 

]  1)  Möbel  und  Truhen  aus  Räumen,  die  kein  Infizierter  betreten 
hat,  werden  zur  Keinigung  au  einem  Orte  zusammengestellt.  Die  Be- 
sitzer dürfen  der  I!«iinigiing  aus  der  Entfernung  beiwohnen. 

Besonders  charakteristisch  sind  die  folgenden  Bestimmungen,  die 
daher  wörtlich  wiedergegeben  werden  sollen. 

12)  „Unter  allen  Mobilien,  so  da  müssen  gereiniget  werden,  haben 
solches  die  Betten,  Kleider,  weisse  Wäsche,  Seiden,  Garn,  Wolle  und 
Flachs  am  allermehrsten  voniiöthen.  Die  Betten  müssen  auffgetrennt, 
die  Federn  auf  lange  und  breite  Horden ,  oder  auf  grosse  Rahmen , 
worauf}'  Canefas  gespannet,  ausgestreuet,  mit  vorbeachriebenen  Raucher- 
Pulver  des  Tages  3.  mahl  starck  berauchert,  und  so  offt  mit  dienlichen 
Stangen  umgertlhret  werden.  Dieses  muss  man  2.  biss  3.  Tage  conti- 
nuii-en,  da  unterdes.sen  die  Überzüge  und  Indelte  erst  in  kalter  und 
scharffer  Lauge,  und  hernach  iu  Fliess-Wasser  auszuwachen.  Wann  sie 
auf  saubere  Stangen  gehängt  und  wieder  trocken  werden,  so  sollen  sie 
von  gesunden  und  reinen  Leuten  genommen,  und  darin  die  Fedeni  nach 
genügsamer  Beraucheruug  wieder  hineingethan,  und  (hinn  durch  den 
Notarium  den  Eigentümern  wieder  zugestellt  werden.  Wolte  man  auch 
solche  Betten  noch  etliche  Tage  in  die  frische  Lufft  aushencken,  wird 
solches  niemand  verboten  seyn. 

13)  AUei?  leinene  Gezeug,  weisse  Wäsche,  Hemden,  Tisch  Hand- 
Schnuidf-  Hals-s-  Bett-Tücher,  Seide,  Garn,  Flachs,  Hauff  und  Wolle 
müssen  vier  und  zwantzig  Stunden  mit  kaltem  Wasser  eingeweicht,  her- 
nach mit  Hcharffer  Lauge,  und  dann  wieder  mit  frischem  W^asser  ge- 
waschen, auf  saubere  Stangen  auffgehängt,  und  wann  sie  trocken  worden, 
durch  den  Notarium  au  den  Ort,  wo  sie  hingehören,  befbi'dert  werden. 
NB.  Es  wird  mit  Fleiss  erinnert,  dass  die  Reinigung  mit  kalter  Laugen 
und  Wasser  ja  wann  es  auch  se^-n  kan,  bey  kaltem  Wetter  geschehen 
soll,  dann  es  sich  öfl'tei's  begeben,  dass,  da  man  mit  warmer  Laugen 
und  Wasser  inficierte  Sachen  gereiniget,  diejenigen,  so  dieses  verrichtet, 
jähling  dahin  gestorben:  darum  soll  man  derjenigen  Rath,  so  da  wollen, 
dass  man  die  Reinigung  nicht  allein  mit  warmer  Laugen  und  Wasser, 
ja  gar  in  scharff  eingehitzten  Zimmern  vornehmen  soll,  gar  nicht  folgen, 
weiln  nicht  allein  die  Erfahrung  gelehret,  sondern  auch  die  gesunde  Ver- 
nunft es  mitbringt,  dass  solclies  höchst  gefährlich  sey. 

14)  Die  Kleider,  Decken  und  Teppiche,  so  es  leiden  können,  sollen  erst 
mit  frischem  Wasser  etliche  Stunden  eingeweichet,  hernach  mit  guter 
Lauge,  und  dann  wieder  mit  säubern  Wasser  gewaschen,  auf  Stangen 
auffgehängr,  und  wann  sie  trocken  worden,  den  Eigetithiimem  durch  den 
Notarium  zu  gewiesen  werden ;  so  aber  das  Waschen  nicht  leiden 
können,  als  da  seynd :  die  mit  Peltz  gefüttert,  wie  auch  alles  Peltz-Werck, 
und  was  auch  von  Leder,  das  soll  auf  Stangen  gehenckt,  des  Tages 
etliche  mahl  geräuchert,  und  an  der  Lufft  hencken  bleiben,  und  wann 
dieses  etliche  Tage  continuiret,  soll  es  hernach  den  EigenthUmern,  wie 
schon  gemeldet,  zugestellt  werden. 

15)  Haussrath,  von  Eisen,  Kupffer,  Zinn,  Messing  imd  Holtzwerk 
wird  24  Stunden    in    Wasser    gelegt,    hernach    mit    scharfier    Lauge    ge- 
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waschen,  tind  dann  wieder  mit  frischem  Wasser    abgescLweifft,    he 
ihrem  Besitzer  wiederfregeben. 

16)  Gold    wnd  Silber,    es    sey    an  Geschirr   oder    Mtintze,    wie   anclj 
andere  Müntzen  und  Medaillen  werden  erst  mit  Esaig,  und  hernach  nii 
frischem    Wasser   gereiniget.     Kleinodien,    Perlen,    Edelgesteine   wenle 
mit  Saltz- Wasser    gesftubert,    und    darnach    mit   frischen    Wasser    abg 
schweiffet,  und  dann  wo  sie  hingehiiren  zurückgestellt. 

17)  Die  Brieflschaften,  so  verschlossen  gewesen,  und  BUcher, 
in  den  Hepositoriis  autfbehalteEi,  müssen  in  grosse  Drat-Siebe  geleg 
etliche  mahl  durchräuchert,  und  hernach  bey  gutem  Wetter  an  die  offene 
Luifl,  oder  wann  es  windig  oder  regnerisch  Wetter,  in  grossen  Ge- 
machem, wo  die  Lufft  durchstreichet,  umgekehret  werden.  Beth-  Ge- 
sang- Geist-  oder  weltliche  Bücher,  so  von  Inficirten  berühret  und  g^M 
brauchet,  wie  auch  Brieffe  so  von  Krancken  eröffnet,  und  andere  ChartjH 
quen,  so  sich  bey  den  Krancken  befinden,  müssen  verbrennt  vrerden,  je- 
doch ist  dieses  zu  beobachten,  dass,  wann  diejenigen  Brieflschaften. 
welcie  von  den  inficirten  Personen  berühret  werden,  einige  Originalia, 
Contract-  Schuld-  und  Kauff-Brieffe,  oder  sonst  zum  Behalt  nötlii^  w&ren, 
dergleichen  Schrifften  nicht  verbrennet,  sondern  nachdem  sie  öffters  und 
wohl  durchräuchert,  auch  sofern  sie  es  leiden  können,  durch  Elssig  ge- 
zogen, denen,  so  sie  zugehören,  zurückgestellt  werden   sollen. 

18)  Die  Geschirr,  Standten  und  Gefä-sse,  worinnen  Butter,  Schmaltt. 
Gel,  Essig,  Bier,  Wein  und  Brand-Wein  auffl)ehalten  worden,  m(i8e«ii 
auswendig  mit  scharfer  Lauge  abgewaschen,  und  hernach  mit  frische 
Wasser  augespUblet  werden. 

19)  Wann  in  einem    inficirten  Hause    aUerhand    Käse    und    Qvarc 
vorhanden,  so  sollen  dieselbe  erat  abgeschabet,    und    hernach    mit  Salt 
Wasser  abgewaschen  werden.     Geräuchert    und    gedörrtes  Fleisch    miu 
erst  mit  Essig  oder  Saltz- Was.ser,  und  hernach  mit  frischen  Wasser 
waschen  werden. 

20.  Wann  Getraide,  als  Waj'tzen,  Gersten,  Haber,  auch  Lern-Saame 
auf  dem  Speicher  oder  Zollner  vorhanden,  so  müssen  die  Lu£Ft-Gftng 
und  Laden  eröffnet,  das  Getraide  etliche  Tage  nach  einander  umge- 
stochen, die  legumina  als  Erbsen,  Linsen,  Hirse,  Reiss,  wo  sie  noch  gantz, 
können  gewaschen,  sej'nd  sie  aber  zu  Mehl  gemacht,  so  soll  es  auch, 
wie  alles  andere  Mehl,  auf  reine  Böden ,  oder  ausgebreitete ,  saubere 
Tücher  geschüttet,  und  also  orft  umgerühret  und   ausgelüfftet  werden. 

21)  Indessen  nun  die  Mobilien,  Hauss-  und  Vorrath,  also  gereinige 
und  das  Hauss  von  allem  Wust  imd  Unflath  gesäubert  worden,    müsis« 
die    Thüren,    Fenster,    Fenster-Laden,    Tische,    Schenck-Tische ,    Alme 
Stühle  und  Bäncke,  auch  die  Böden  der  Zimmer  alle  mit  scharffer  Lau 
gewaschen,  und  hernach,  wenn  alles  wieder  trocken  worden,  die  Winde 
imd  Ober-Theil  derer  Zimmer  mit  Kalck  überstrichen,  und  ansgeweiBsert 
werden.     Und  damit 

22)  Diejenigen    Menschen,    ho    aus    einem    solchen    Hause    die    Fe 
überstanden,  solches  wieder  beziehen  können,  so  sollen  auch  solche  zuvo 
gebührend    gereiniget  werden.     Und  obwohln  nicht  zu    vermuthen,    da 
in  ihren  Kleidern,  worinnen  die  Quarantaine  gehalten,  noch  einiger  Pe 
Zunder    vorhanden    sey,   so   können    sie    doch    um    mehrerer    Sicherhi 
wUlen  solche    auch  verbrennen.     Die  Reinigung    soll    also   vorgenomme 
werden :    Die,   so  in  einem    inficirten  Hause  übrig   geblieben,    sie    hat 
die  Pest    gehabt  oder   nicht,   sollen    sich    nach    vollendeter   Quaraa 
an  ein  Fliess-Wasser   oder  auch  an    einen  Teich    begeben,    ihnen 
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neue  Kleider  bringen  lassen,  und  wann  solche  an  einen  beqvemen  Ort 
gelegt,  sollen  sie  ihre  Kleider  ablegen,  und  auf  ein  dabey  gemachtes 
Feuer  werfFen,  da  sie  denn  sich  ins  Wasser  begeben,  vom  Haupt  bis 
zu  den  Füssen  wohl  abwaschen,  hernach  die  ihnen  zur  Hand  gelegten 
Kleider  anlegen,  und  also  in  ihr  schon  gereinigtes  Hauss  zurückkehren, 
worinnen  sie  sich  noch  U.  oder  7.  Tage  einhalten  sollen,  wornach,  wann 
sich  bey  ihnen  nichts  böses  mehr  wittert,  sie  wieder  frey  aus,  und  mit 
andern  umgehen  können.  NB.  Wann  inficirte  Kleider,  oder  andere 
Sachen,  verbrannt  werden,  muas  man  wohl  axti  den  Wind  acht  geben, 
damit  solcher  den  Rauch  nicht  auf  die  anwesende  Menschen  treibe. 
Wenn  auch  kein  Fliess- Wasser  oder  Teig  zum  Abwaschen  verbanden 
wftre,  kan  solches  in  einer  Bade- Wanne  geschehen. 

23)  Die  Reiniger  müssen  sich  von  der  Gemeinschafft  der  Gesunden 
gfiutzlicb  enthalten,  und  gleich,  als  wenn  sie  Lnficirt  wären,  allein  wohnen. 
Sie  müssen  auch  nach  vollzogener  Reinigung  die  Quarantaine  halten, 
und  sich  hernach,  wie  andere  inficii-t  gewesene,  reinigen. 

24)  Wann  einer  von  den  Reinigern  unter  wahrender  Arbeit  er- 
krancket,  so  muss  derselbe  wie  ein  würcklich  Inficirter  gehalten,  die 
Sachen  aber,  bey  deren  Reinigung  ihme  übel  worden,  also  gleich  ver- 
brennet werden"  (Egger des). 

Die  vorstehenden  Anordnungen  des  Dr.  Eggerdes  kennzeichnen 
in  genügender  Weise  den  Zustand  der  Pestabwehr  in  Deutschland  zu 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts. 

Untersuchen  wir  nunmehr,  in  welcher  Weise  diese 
Vorschläge  in  praxi  Anwendung  gefunden  haben. 

Recht  summarisch  verfuhr  man  in  Berlin,  wo  man  arii  2f).  August 
1710  ein  „altes  Bettelweib"  vor  dem  Königstore  an  einem  niedrigen 
Galgen  aufliängte,  weil  es  „von  angesteckten  Orten"  kam.  In  gleicher 
Weise  erging  es  aus  demselben  Grunde  einem  Handwerksburschen 
(v.  Allen,  S.  27). 

Hamburg  wurde  von  der  Seuche  erst  1712  überfallen,  aber 
schon  in  den  vorhergehenden  Jahren  waren  in  der  nächsten  Nachbar- 
schaft, namentlich  in  Lübeck  und  Bremen  Pestfäile  vorgekommen, 
nachdem  die  Krankheit  schon  1709  in  Danzig  ihren  Einzug  gehalten 
hatte.  Der  Senat  sann  daher  zeitig  auf  Abwehr.  In  welcher  Weise 
diese  erfolgte,  schildert  Wohlwill  folgendermaßen: 

„Zu  verschärften  Maßregeln  sah  man  sich  in  Hamburg  namentlich 
veranlaßt,  seitdem  Danzig  von  der  verderblichen  Seuche  ergriffen  war. 
Ein  Mandat  vom  12.  August  1709  befahl,  niemand,  der  aus  dem  König- 
reich Polen,  Danzig  und  anderen  infizierten  Orten  gekommen,  an  den 
Toren  und  Bäumen  zuzulassen  und  überhaupt  jeden  zurückzuweisen,  der 
nicht  vermittelst  eines  obrigkeitlichen  Attestes  aus  einer  mindestens 
10  Meilen  von  Hamburg  entfernten  Stadt  nachweisen  könne,  daß  er  aus 
einem  reinen  und  gesunden,  d.  h.  nicht  infizierten  Orte  komme.  Ein 
4  Tage  später  erlassenes  Mandat  wandte  sich  an  die  Bewohner  des 
hamburgischen  Landgebietes.  Diesen  wurde  darin  untersagt,  aus  der 
Fremde  eingetroffene  Personen  oder  Waren  ohne  vorgUngige  Erlaubnis 
des  Landherrn  zu  beherbergen  oder  anzunehmen.  Auch  sollten  sie  selbst 
bis  auf  weiteres  die  Stadt  nicht  betreten,  ohne  mit  einem  von  dem 
Landherrn  unterschriebenen  Legitimationsscbein  vei'sehen  zu  sein. 

Dürfte  es  verhältnismäßig  leicht  gewesen  sein,  die  Einwohnerschaft 
des  hamburgischen  Landgebietes  zu  überwachen,  so  scheint  ea  dagegen 
keine   geringe  Schwierigkeit    bereitet   zu   haben,    zu  verhindern,    daß  die 
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Fremden  sich  der  vorgeschriebenen  Kontrolle  entzogen.  Manchen  ge- 
lang es,  verkleidet  und  auf  Nebenwegen  in  die  Stadt  einznachleinhen; 
andere  benutzten  das  Gedränge  an  den  Toren,  um  unbemerkt  an  den 
Aufsehern  und  der  Wache  vorüberzukommen.  Um  solchen  Ungebörig- 
keiten  vorzubeugen,  wurde  eine  Reihe  neuer  Verfügungen  erlassen.  Wer 
beim  Einschleichen  in  die  Stadt  oder  deren  Gebiet  ertappt  worden, 
sollte  sofort  verhaftet  und  gleich  seinen  Helfershelfern  exemplarisch  be- 
straft werden,  während  demjenigen,  der  eine  solche  Umgehung  der  obrig- 
keitlichen Anordnungen  zur  Anzeige  bringen  würde,  eine  Belohnung  in 
Aussicht  gestellt  und  Verschweigung  des  Namens  verheizen  ward. 

Femer  wurde  befohlen,  daß  man  sich  beim  Eintritt  in  die  Stadt 
oder  in  deren  Gebiet  nur  der  Landstraßen  zu  bedienen  habe,  nicht  aber 
der  Nebenwege  (bei  der  Landwehr,  am  Hammerbrook),  mit  deren  Ueber- 
wachung  besondere  Patrouillen  betraut  wurden.  Durch  andere  Vor- 
schriften wurde  die  Kontrolle  an  den  Toren  verschärft.  Auch  die  Be- 
wohner der  Stadt  waren  von  derselben  nicht  befreit,  sie  mußten,  wenn 
sie  zum  Tor  hinaus  wollten,  mit  einer  Marke  versehen  sein,  die  sie  bei 
ihrer  Rückkunft  wieder  abzuliefern  hatten.  Das  Millerntor,  wo  der  Zn- 
drang  am  größten  war,  sollte  */j,  Stunde  früher  als  gewöhnlich  ge- 
schlossen und  bereits  1  Stunde  vor  der  Schließung  für  den  Verkehr  von 
Wagen  und  Pferden  gesperrt  werden.  Auf  der  Alster  außerhalb  des 
Baumes  sollte  nach  Torschluß  kein  Kahn  oder  sonstiges  Fahrzeug  ge- 
duldet werden. 

Eine  wesentliche  Vervollständigung  erhielten  diese  Maßregeln  durch 
die  im  August  des  Jahres  1710  eingeführte  Ueberwachang  der  Wirts- 
häuser und  sonstigen  Fremdenquartiere.  Sämtliche  Wirte,  Gastgeber, 
Krüger  und  alle,  die  sonst  Fremde  beherbergten,  wurden  verpflichtet, 
keinen  von  auswärts  eingetroffenen  Gast  aufzunehmen,  der  nicht  mit 
einem  am  Tor  unterschriebenen  vorschriftsmäßigen  Paß  versehen  war. 
Die  Liste  der  Angekommenen  sollte  von  den  Wirten  allabendlich  den 
Bürgerkapitänen  übergeben  werden.  Diese  aber  sollten  nicht  nur  auf 
gewissenhafte  Beobachtung  dieser  Vorschriften  dringen,  sondern  sich 
„Haus  bei  Hans,  in  Kellern,  Buden  und  Sählen"  nach  den  dort  etwa 
anwesenden  Fremden  erkundigen  und  das  Resultat  ihrer  Visitationen, 
sowie  sämtliche  ihnen  zugekommene  Nachrichten  über  das  Fremden- 
wesen  ihren  Kolonelherren  (d.  i.  den  Ratsherren,  die  dem  BürgermiUtir 
vorgesetzt  waren)  unverzüglich  mitteilen. 

Mit  noch  größerem  Argwohn,  als  die  übrigen  Fremden,  -«-urden 
damals  die  auswärtigen  Juden  betrachtet.  Schon  in  dem  erwähnten 
Schriftstück,  das  der  Hamburger  Rat  Anfang  Januar  1705  an  die 
Altonaer  Behörden  richtete,  wurde  namentlich  die  Notwendigkeit  betont, 
die  zahlreichen  wegen  der  Pest  geflüchteten,  mit  alten  Kleidern  handeln- 
den polnischen  Juden  fernzuhalten.  Das  Mandat  vom  30.  Dezember  1707 
verbot  den  polnischen  Juden  ausnahmslos  den  Eintritt  in  die  Stadt 
Weiter  noch  ging  ein  Mandat  vom  29.  Januar  1710.  Li  Anbetracht, 
daß  Waren,  an  denen  die  Kontagion  hafte,  alte  Kleider,  Bettgerät. 
Haare,  Rauchwerk,  Wolle,  Flachs,  Hanf,  Federn,  nicht  nur  durch  pol- 
nische, sondern  auch  durch  andere  Juden  eingeschleppt  werden  könnten, 
wurde  darin  verfügt,  daß  sämtliche  in  Hamburg  anwesende,  nicht  schuts- 
verwandte  Juden  binnen  14  Tagen  das  Gebiet  der  Stadt  räumen  sollten. 

Bedeutsamer,    als    alle    bisher    angeführten  Maßregeln,    war   die   im 

Sommer  1710    erfolgte  Einsetzung    eines   besonderen    Sanitätskollegioms, 

das    zunächst    aus    2  Ratsmitgliedem    und    einer    größeren    Anzahl   von 

Bürgern  bestand.  ...  s 
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Vermutlich  ist  schon  das  am  5.  November  1710  erlassene  Mandat 
anter  dem  EiuHufi  des  Sanitätskollegiums  entstanden.  In  der  Einleitung 
erklärt  der  Senat,  daß  er  selbst  alle  ersinnlichen  Veranstaltungen  ge- 
troffen habe,  um  die  gefürchtete  Seuche  von  Hamburg  fern  zu  halten. 
Auch  hege  er  zu  den  Btlrgern  und  Bewohnern  der  Stadt  das  Vertrauen, 
daß  sie  sich  nicht  nur  gegen  Gott  bußfertig  zeigen  und  ihn  um  Ab- 
wendung des  stadtverderblichen  Uebels  anflehen,  sondern  zugleich  pflicht- 
gemäß alles  tun  würden,  was  zur  Erreichung  des  vorgesetzten  heilsamen 
Endzwecks  dienlich  sein  könne.  Es  folgen  dann  14  Verfügungen,  die 
teils  früher  Verordnetes  wiederholen,  teils  nene  Vorschriften  enthalten. 
Einiges  möge  daraus  hervorgehoben  werden.  Wie  der  Rat  selbst  bereits 
dafür  Sorge  getragen,  daß  M&rkte  und  Gassen  tilglich  von  allem  Unflat 
gesüabert  werden,  so  sollen  sämtliche  Einwohner  ihre  Häuser  vor  Un- 
saaberkeit  bewahren.  Wer  bisher  Schweine  gehalten  hat,  soll  sie  binnen 
48  Stunden  hinausschaffen.  Der  bevorstehende  Schweinemarkt  soll  außer- 
halb des  Steintores  stattfinden.  Der  Handel  mit  alten  Kleidern  wird  voll- 
ständig untersagt.  Die  früher  nur  für  Fremde  angeordnete  Paßkontrolle 
erstreckt  sich  fortan  auch  anf  die  Einheimischen,  die  sich  zeitweilig  aus- 
wärts aufzuhalten  veranlaßt  sind.  Dies©  sollen  sich  nicht  nur  vor  der  Ab- 
reise in  Hamburg  mit  einem  Paß  versehen,  sondern  am  Endziel  ihrer 
Reise  sich  einen  neuen  Paß  ausstellen  und  ihn  auf  ihrem  Heimweg,  von 
Ort  zu  Ort,  amtlich  unterschreiben  lassen  und  bei  der  Rückkunft  in 
Hamburg  vorweisen,  um  darzutun,  daß  weder  sie,  noch  die  Güter,  die 
sie  bei  sich  führen,  in  infizierten  Gegenden  gewesen.  Der  Handel  mit 
Polen,  Preußen,  Kurland  und  Lievland,  Vorpommern,  Stockholm  und 
anderen  pestverdächtigen  Orten  wird  gänzlich  verboten.  Auch  Briefe 
sollen  von  dort  nicht  angenommen  werden.  Wer  Briefe  von  zweifel- 
hafter Herkunft  empfängt,  soll  sie  nicht  erbrechen,  bis  sie  gut  durch- 
räuchert sind. 

Aus  einigen  weiteren  Bestimmungen  des  Mandats  ist  ersichtlich,  daß 
man  sich  von  alleii  diesen  Vorsichtsmaßregeln  doch  keinen  unbedingten 
Schutz  versprach.  Alle  Aerzte  und  Wundärzte  wurden  ermahnt,  sobald 
sie  an  ihren  Patienten  verdächtige  Anzeichen  verspürt  hätten,  dem  Phy- 
sikus  davon  sofort  Anzeige  zu  machen.  Leichenbitter  und  Leichenbitterinnen 
wurden  angewiesen,  bei  keiner  Leichenbestattnng  zu  helfen,  ehe  der  Namen 
des  Verstorbenen,  die  Krankheit,  die  er  erlegen,  und  der  Arzt,  von  dem 
er  behandelt,  den  Weddeherrn  gemeldet  worden  wären.  Ferner  wurden 
die  Bewohner  der  Stadt  aufgefordert,  sich  für  den  kommenden  Winter 
mit  Mehl,  Butter,  Salz,  Holz  nnd  anderen  unentbehrlichen  Dingen  zu 
versehen,  da  man  nicht  wissen  könne,  was  Gott  demnächst  über  die 
Hamburg  benachbarten  Provinzen  oder  gar  über  die  Stadt  selbst  ver- 
hängen werde. 

In  der  gleichen  vorsorglichen  Gesinnung  wurde  bereits  im  Anfang 
des  Jahres  1711  zu  der  Bestellung  von  Pestärzten  geschritten.  Ein 
Reglement  vom  1.  Februar  d.  J.  unterscheidet  ihre  Verpflichtungen  vor 
und  nach  Ausbruch  einer  Epidemie.  Schon  vor  Konstatierung  einer 
solchen  sollten  sie  zur  Verfügung  stehen  und,  so  oft  es  der  Rat,  das 
Sanitätskollegium  oder  der  Physikus  verlangte,  sich  willig  finden  lassen, 
innerhalb  und  außerhalb  der  Stadt  Erkrankte  und  Leichen  zu  untersuchen, 
and  darnach  zu  beurteilen,  ob  sich  Anzeichen  ansteckender  Krankheiten 
bei  ihnen  fänden.  Auch  sollten  sie  ihre  Ansichten  über  die  Mittel,  um 
der  Pest  vorzubeugen,  wie  um  sie  zu  heilen,  schriftlich  darlegen.  Femer 
gehörte    zu    ihren  Pflichten,    zusammen    mit   den   Ph3'sicis  die  Apotheken 
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fleißig   zu    visitieren    und  darauf  zu  achten,  daß  diese  mit  allen  in  fMf- 
zeiten    erforderlichen    Arzeneien    hinlänglich    versehen    seien.      Aaßerdent 
wurde  vorbehalten,  sie  bei  gegebenem  Anlaß  einzuladen,  an  den  Sitzongeu 
des  Sanitätskollegiums  teilzunehmen.    Solange  es  sich  nur  um  eine  solche 
vorbereitende    und  vorbeugende  Tätigkeit  handelte,  sollten  die  Pestärzt«' 
ihre  Privatpraxis  beibehalten  können.     Sobald    sich  jedoch  wirklich  eine 
„ansteckende  und  koiitagiöse  Seuche"  spüren  lasse,  sollte  es   ihnen  nicht 
mehr   gestattet  sein,  andere,    als  an  solcher  Krankheit  darniederliegeodH 
Patienten    zu    besuchen.      Ihre  Wohnung    sollten    sie    alsdann   durch  A^| 
zeige   in    den  Zeitungen    und    durch  Zeichen    an  ihren  Häusern   kundbw 
machen,  so  daß  jeder  sie  ohne  Mühe  Hnden  könne.     Ihres  Amtes  sollt 
sie    treu    und    fleißig   walten,    alle    Patienten,    sie    seien    reich    oder 
(jedoch   mit   dem  Unterscliied,    daß    sie   sich  von  den  Wohlhabenden 
bUhrlich    bezahlen    lassen    könnten)    innerhalb    oder  außerhalb   der  Stj 
wenn  es  von  ihnen  verlangt  würde,  besuchen,  sich  nach   der   Besch&fFi^ 
heit   der  Krankheit    erkundigen,    nach   Befand   der  Umstände    Arzene 
zur    Kur,    wie    zur    Diät    verordnen    und    deren    rechten    Gebrauch    den 
Patienten  und  ihren  Wärtern  umständlich  beschreiben.    Den  ihnen  onter- 
geordneten  Pestcbirurgen    und  Pestbedienten    sollten  sie  geduldig  Gebür 
schenken    und    ihnen    genaue    Anweisung   erteilen.     In    allem    sollten  sie 
sich    mit   dem   Physikus   und    Subphysikus    beraten    und    sowohl    diasen, 
wie  insbesondere  dem  Sanitätskolleg  zulänglichen  Bericht   erstatten.     Als 
Honorar  wurde  ihnen  für  die  Zeit  vor  Konstatierung  der  Seuche  lü  Taler 
monatlich,    während    der  Dauer    der  Epidemie    und   noch   6  Monate  nach 
erfolgter  Kündigung  50  Taler  monatlich  verheißen.     Charakteristiach  ist, 
daß    man    es    für   nötig    hielt,    den    Pestärzten    das  Recht,    ihrerseits    xo 
kündigen,  abzusprechen. 

Hatten  somit  die  Behörden  manches  getan,  um  dem  drohenden 
Feind  entgegenzuwirken,  so  scheint  es  dagegen,  als  ob  die  Bevölkerung 
es  an  der  nötigen  Vorsicht  fehlen  ließ.  Verschiedene  Mandate  beginnen 
mit  dem  Ausdruck  der  Klage  dai'über,  daß  die  Anordnungen  der  Obrig- 
keit zu  schlecht  befolgt  würden.  Ein  Mandat  vom  18.  September  1711 
appelliert  deswegen  aufs  neue  an  den  Patriotismus  und  das  Pflichtgefühl 
der  Bewohner  Hamburgs.  Es  möge  jeder  mit  seinem  Gewissen  zu  Rate 
gehen,  wie  sehr  er  sich  an  seinen  Mitbürgern  und  Mitchristen,  an  den 
Seinigen,  wie  an  sich  selbst  versündigen  werde,  wenn  durch  sein  V^ 
schulden  oder  Verschweigen  etwas  Ansteckendes  in  die  Stadt  koms 
Aufs  neue  wird  ein  stiller  und  bußfertiger  Wandel  empfohlen,  zu  Heißigem 
Besuch  der  Sonntags-  und  Wochentagspredigten,  wie  auch  der  gewöhn- 
lichen Betstunden  aufgefordert  und  die  Ermahnung  hinzugefügt,  sich  auch 
der  zu  anderen  Zeiten  erlaubten  Ergötzlichkeiten  zu  enthalten.  Im 
übrigen  enthält  das  Mandat  ein  Verbot,  des  Abends  auf  der  Straße  mit 
Musik  herumzuziehen  und  eine  erneute  Einschärfung  der  Vorschriften 
über  Kontrolberung  des  Fremdenverkehrs. 

Die  größte  Behutsamkeit  in  letzterer  Beziehung  schien  jetzt  um  so 
mehr  geboten,  als  die  Pest,  wie  bereits  angedeutet,  im  Jahre  1711 
Kopenhagen  'uHtete  und  von  dort  ins  schleswig-holsteinische  Gebiet 
schleppt  wurde.  Abgesehen  davon,  daß  hierdurch  die  Möglichkeit 
Ansteckung  für  Hamburg  noch  größer  geworden,  hatte  die  Stadt  darunter 
zu  leiden,  daß  bereits  in  diesem  Jahr  sich  das  Gerücht  verbreitete,  die 
Pest  sei  wirklich  bereits  bis  zu  ihr  vorgedrungen.  —  Solche  unwahre 
Nachricht  tauchte  zum  Schrecken  der  Hamburger  in  Amsterdam  und 
London    auf   und    drohte  den  hamburgischen  Handel  aufs  emptiudlic 
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za  schädigen,  5Ian  machte  deshalb  die  äußersten  Anstrengungen,  um 
alle  Zweifel  an  dem  befriedigenden  Gesundheitszustand  Hamburgs  nament- 
lich in  England  zu  zerstreuen.  Zu  diesem  Behuf  wurde  ebensowohl  die 
englische  Handelsgesellschaft  in  Hamburg  (der  sogen.  English  Court), 
wie  auch  der  kaiserliche  Gesandte  beim  niedersächsischen  Kreis  ver- 
anlafit,  nach  London  zu  .schreiben  und  zu  bezeugen,  dafl  das  erwähnte 
Gerücht  jedes  Grundes  entbehre.  Auch  nach  anderen  Richtungen  ent- 
sandte man  Gesundheitsatteste  und  sonstige  bei-uhigende  Erklärungen, 
konnte  jedoch  nicht  verhindern,  dal»  wenigstens  zeitweilig  hamburgische 
Schiffe  in  den  Häfen  von  Malaga,  Cadix,  ja  selbst  von  Roueu  abgewiesen 
wurden. 

Um  so  wichtiger  war  es,  dafür  zu  sorgen,  daß  jene  voreiligen  Sen- 
sationsnachrichten nicht  nachträglich  doch  noch  zur  Wahrheit  wurden, 
und  vor  der  Einsehleppung  des  Uebels  aus  den  dänischen  Gebieten  auf 
der  Hut  zii  sein.  Schon  im  August  1711  wurde  angeordnet,  daß  die  aus 
der  See  nach  Hamburg  kommenden  Schiffe  von  der  Nordseite  der  Elbe 
weder  Personen  noch  Waren  aufnehmen  dürften ;  Schiffer,  Schiffsvolk 
und  Passagiere  sollten  bei  ihrer  Ankunft  in  Hamburg  eidlich  erhärten 
daß  dieser  Vorschrift  nicht  zuwider  gehandelt  sei. 

Im  folgenden  Jahre  griff  die  Post  in  Holstein  immer  mehr  um  sich 
und  drang  außerdem,  wie  schon  erwähnt  worden  ist,  über  die  Elbe  in 
das  Herzogtum  Bremen  ein,  wo  namentlich  Stade  arg  betroffen  wurde. 
Eine  neue  Anweisung  über  die  Handhabung  der  Kontrolle  au  den  Ham- 
burger Toren  bestimmte  daher,  daß  Personen  aus  Gegenden,  die  von  der 
Pest  heimgesucht  worden,  wie  Rendsburg,  Itzehoe,  Glückstadt,  Crempe 
und  die  Cremper  Marsch  in  Holstein,  Stade  und  der  Distrikt  Hamel- 
wörden  am  linken  Eibufer,  durchaus  fernzuhalten  seien.  Auch  abgesehen 
hiervon  erschien  es  notwendig,  den  Verkehr  am  Millerntor  und  Damm- 
tor noch  mehr  als  zuvor  einzuschränken.  Das  Millerntor  sollte  au  Sonn- 
und  Festtagen  gänzlich  geschlossen  bleiben,  und  auch  am  Montag  sollten 
durch  dieses  Tor  keine  Fußgänger  herausgelassen  werden.  Das  Damm- 
tor sollte  zwar  am  Montag,  wie  an  allen  anderen  Wochentagen,  geöifhet 
sein,  am  Sonntag  jedoch  nur  während  einer  Nachmittagsstunde  und  zwar 
ausschließlich  für  den  Post-  und  Reiseverkehr. 

Die  letzterwähnten  Verfügungen,  die  nicht  nur  von  den  Hamburgern, 
sondern  auch  von  den  Altonaern  als  sehr  lästig  empfunden  wurden, 
gaben,  wie  bereits  angedeutet,  zu  Beschwerden  der  dänischen  Regierung 
Veranlassung.  Den  Vertretern  der  anderen  Staaten  aber,  die  an  der 
Seuchenfi'eiheit  Hambuj-gs  interessiert  waren,  erschienen  diese  Maßregeln 
bei  weitem  nicht  durchgreifend  genug,  zumal  seitdem  die  Pest  bis  Pinne- 
berg und  Reilingen  vorgeschritten  war.  Nachdem  zuvor  schon  die 
hannoversche  Regierung  den  Rat  zur  äußersten  \'orsicht  im  Verkehr 
mit  den  dänischen  Gebieten  gemahnt  hatte,  forderten  am  6.  September 
1712  sämtliche  zur  kaiserlichen  Kommission  gehörige  Gesandten,  daß  das 
Millerntor  und  Dammtor  völlig  geschlossen  bleiben  sollten,  indem  sie 
zugleich  warnend  hinzufügten,  der  Rat  und  die  Stadt  würden  sich  beim 
Kaiser  und  dem  ganzen  Reich  die  größte  Verantwortung  aufladen,  wenn 
durch  die  geringste  Nachlässigkeit  Hamburg  und  die  angrenzenden 
Länder  in  sonst  zu  verhütende  Gefahr  gerieten.  Am  6.  September 
wiederholte  der  preußische  Resident  Burchard  im  Namen  seiner  und  der 
hannoverschen  Regierung  diese  Forderung  und  verlangte  überdies,  daß 
die  holsteinische  fahrende  Post  nicht  mehr  zugelassen  werde,  sowie  daß 
zur    Vervollständigung    der    Grenzüberwachung    eine  Truppeuaufatellung 
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an  der  Alster  stattfinde.     Aehiiliche  Kiindgebungen   erfolgten  von 
des  hannoverschen  und  des  engHächen  Gesandten.    Derartigen  ZumutaDgenl 
nachzugeben    ■wslv   aber    für    die  Stadt    um  so  bedenklicher,    als  dadurch 
Dänemark    noch    mehr    gereizt    worden    wäre.      Hagedorn    erklärte   a«B- 
drücklich,    sein  König  werde  solche  Maßregeln  ungnädig  aufnebmen  nn4 
gegen    eine   etwaige  Absperrung   Anstalten    treffen,    die    der  Stadt  nich 
gefallen    wUrden.     Wie   so  häufig,   geriet  Hamburg   auch   bei  dieser 
legenheit    in    die    Klemme    zwischen    den  Anforderungen  und   Wünsche 
der    verschiedenen  Mächte.     Um    die  Stadt  aus  dieser  Lage  zu   befreie 
versuchte  der  Senat  eine  Auskunft  zu  finden,  indem  er  ein   „R«glemeutj 
wie    es    bei  dem  Milleru-  und   Datnmtor  gehalten  werden  solle"   entwa 
dem    zufolge    die    genannten    Tore    nur    am   Sonntag    vtillig  geschlosscL 
bleiben,    an    den    übrigen  Tagen    aber  unter  gewissen  Bedingungen  den 
Verkehr  zugänglich  sein  sollten.    Diese  Bedingungen  waren  so  formulie 
daß    dadurch  der  Verkehr  allerdings  noch  mehr  als  zuvor  eingeschränk 
und    kontrolliert,    andererseits    jedoch    auch    den    Wünschen    Hagedor 
Rechnung   getragen    wurde.      So    sollteu    z.  B.    nach    §  t!   bekannte   Eia 
wohner    Altonaa    und    Ottensens   durchgelassen    werden,    wenn    sie    eine 
vom  Priisideuten  von  Altona  unterschriebenen  Paß  vorlegten,  in  dem  il 
Person  beschrieben  und  attestiert  war,  daß  sie  seit  6  Wochen  an  keine 
infizierten  Ort  gewesen  seien,  mit  keinen  von  solchen  Orten  gekommenen 
Personen   Umgang   gehabt   und  auch  keine  Güter  aas  solchen  Orten  be- 
herbergt   hätten.     Nach  §  it  sollten    „vornehme,    wohlbekannte    und    mit 
richtigen  Pässen  versehene  Offiziere  und  Minister*   nebst  ihren  Bedienten 
an    beiden  Toren  durchgelassen  werden,  wenn  sie  selbst  auf  Ehrenwort, 
ihre  Bedienten  eidlich  beteuerten,    daß   sie  seit  0  Wochen  in  keinem  in- 
fizierten oder  pestverdächtigen  Hause  gewesen  und  nichts  bei  sich  führten, 
als  was  sie  am  Leibe  trügen.    Die  Bürgerschaft  stimmte  dem  Reglement 
am    22.  September   zu.     Die  Gesandten    Preußens,    Hannovers    und 
lands    erklärten    dasselbe    jedoch    für    unzureichend,    während    Hagedo 
leidlich    befriedigt    war.      Seinen    kleinen  -  Erfolg   dankte  er  ofiPesbar 
Nähe  der  dänischen  Kriegsmacht. 

Es  war  ein  unglückliches  Verhängnis,  daß  der  hamburgische  Sem 
der  mehrere  Jahre  hindurch  so  große  Energie  und  Umsicht  betät 
hatte,  um  dem  Eindringen  der  Seuche  vorzubeugen,  in  diesem  Au| 
blick,  unter  dem  militärischen  und  diplomatischen  Druck  des  mächtij 
Nachbarstaates  stehend,  nicht  ausschließlich  sanitären  Rücksichten  zu 
folgen  vermochte.  Wie  ernst  er  die  Sachlage  auffaßte,  zeigt  der  Ua 
stand,  daß  er  das  Mandat  vom  7.  September  1712  von  den  Kanzeln 
lesen  ließ.  Dem  Inhalte  nach  wich  dasselbe  allerdings  nur  in  wenig! 
Punkten  von  den  vorausgegangenen  Erlassen  ab.  Eine  Versch&r 
der  früheren  Mandate  war  in  der  Drohung  enthalten :  „wer  Personen 
und  Gütern,  die  aus  verdächtigen  Orten  kommen,  wissentlich  durchhelf» 
oder  sie  beherberge,  solle  ohne  gerichtlichen  Prozeß,  bloß  ex  decreto 
E.  E.  Raths,  nach  Befinden  als  ein  Verräter  des  Vaterlandes  an  Leib 
und  Leben  gestraft  werden".  Neu  hinzugekommen  war  die  Mahnung, 
sich  in  Krankhoitstlitlen  vor  Quacksalbern  zu  hüten  und  nur  promovierte 
Aerzte  und  Amtschirurgen  hinzuzuziehen. 

Gegen  Ende  des  Septembers  hielt  die  Pest  in  Wirklichkeit  auf  dem 
hamburg^schen  Gebiet  ihren  Einzug.  .  .  .  ^m 

Die  Uebertragnng  der  Krankheit  in  des  Innere  der  Stadt  soll  dur^f 
ein  Mädchen  verschuldet  worden  sein,  das  sich  heimlich  zu  den  dänischen 
Truppen   nach    Blankenese   durchzuschleichen   gewußt   und  von  dort  deu 
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Keim  der  Krankheit  mitgebracht  hatte.  Man  beeilte  sich  jenen  Gang 
(den  das  Mädchen  gegangen  war)  abzusperren,  indem  man  ihn  auf  der 
einen  Seite  mit  Brettern  vernagelte,  auf  der  anderen  mit  einer  Schild- 
wache besetzte.  Die  Bewohner,  ge-sunde  und  kranke,  wurden  auf  öffent- 
liche Kosten  vortretflieh  verpflegt  und   ärztlich  überwacht". 

Um  die  Verbreitung  der  Krankheit  wenn  möglich  zu  verhindern, 
wurden  Isolierungsmaßregeln  angeordnet. 

Isolier  ungamaliregeln.  Das  üblichste  Verfahren  in  Pestzeiten 
war,  alle  Häaser,  in  denen  sich  verdächtige  Krankheiten  geäußert  hatten, 
vollständig  za  sperren  und  sämtliche  Insassen  der  infizierten  Wolinungen 
an  dem  Verkehr  mit  den  übrigen  Bewohnern  des  betreffenden  Ortes  zu 
hindern.  Da  hierin  allerdings  eine  große  Hiirte  für  die  gesunden  Haus- 
genossen der  Pestkranken  lag,  so  sann  man  auf  Mittel,  das  gleiche  Ziel 
in  anderer  Weise  zu  erreichen.  Unter  anderen  wurde  im  Jahre  1712 
in  Hamburg  auf  Veranlassung  des  Sanitätskollegiums  eine  Schrift  ge- 
druckt, die  den  Vorschlag  entwickelte,  Pestsozietäten  zu  bilden.  Danach 
sollten  die  Bewohner  von  Je  3  (eventuell  4  oder  5)  Nachbarhausern 
sich  darüber  verstund  igen,  sobald  in  einer  ihrer  Wohnungen  die  Seuche 
ausgebrochen,  das  eine  Haus  den  Infizierten  oder  Pestverdächtigen,  die 
übrigen  Häuser  aber  den  Gesunden  einzuräumen. 

Zur  Anwendung  sind  diese  \'orschlftge  nicht  gekommen.  Was  sie 
bezweckten,  erreichte  man  spater  in  anderer  Weise,  insofern  gegen  Ende 
des  Jahres  1712  ein  besonderes  Lazarett  für  Pestki'anke,  sowie  ein 
Quarantänehaus  für  deren  gesunde  Hansgenossen  und  für  die  aus  dem 
Pestlazarett  entlassenen  Rekonvaleszenten  errichtet  wurde.  Beim  ersten 
Ausbruch  der  Epidemie  fehlte  es  freilich  völlig  an  Anstalten  dieser  .^rt. 
Man  versuchte  mit  dem  alten  Isolierungssystem  auszukommen.  Bei 
den  Bewohnern  von  Gerkens  Hof  wurde  ee  in  strengster  Weise  durch- 
geführt. Die  hierfür  ergriffenen  Maßnahmen  erregten  das  größte  Auf- 
sehen und  bewirkten,  daß  die  Infektion  Hamburgs  in  weiten  Kreisen 
bekannt  wurde.  Es  erscheint  daher  erklärlich,  daß  man  von  den  übrigen, 
mehr  zerstreut  hervorgetretenen  Peatfällen  weniger  Aufhebens  zu  machen 
wünschte.  Der  Rat  begnügte  sich  damit,  den  Inaaasen  der  infizierten 
Wohnungen  durch  die  Pestärzte  bei  Leibes-  und  Lebensstrafe  einschärfen 
zu  lassen,  daß  sie  ihre  Wohnungen  nicht  verließen  und  sich  überhaupt 
jedes  Verkehres  enthielten.  Indessen  sah  sich  der  Pestarzt  Dr.  Eyssener 
Ende  November  1712  veranlaßt,  die  Notwendigkeit  wirksamerer  Iso- 
lierungsmaßregeln darzulegen.  Es  sei  ihm  unmöglich,  die  Leute  in  ihren 
Wohnungen  zu  halten.  Wenn  man  sie  auf  die  Befehle  des  Rates  hin- 
weise, 80  lachten  sie  darüber  ganz  hämisch,  die  Kranken  ließen  ihre 
Sachen  versetzen  und  verkaufen,  und  nach  TodesfÄllen  drängen  die  Freunde 
der  Verstorbenen  in  deren  Wohnungen  ein,  um  den  übriggebliebenen 
Plunder  wegzuschleppen. 

Die  Krankheit  nahm  in  Hamburg  während  der  nächstfolgenden  Wochen 
immer  mehr  überhand.  Auch  beeilten  sich  fast  alle  Staaten,  die  zu  der 
Stadt  in  kommerzieller  Beziehung  standen,  den  Personen-  und  Waren- 
verkehr mit  ihr  zu  untersagen  oder  doch  unter  strenge  Kontrolle  zu 
stellen.  Dazu  kam,  daß  Hamburg  fast  völlig  von  Truppen  umringt  wurde. 
Im  Süden  zogen  die  Hannoveraner,  im  Norden  die  Dänen  ihren  Kordon. 

Auch  im  übrigen  war  der  Verkehr  Hamburgs  mit  der  Außenwelt 
aufs  äußerste  erschwert.  Auf  hannoverscher  Seite  war  man  wenigstens 
sofort  auf  Einrichtung  von  Quarantäneanstalten  bedacht ,  wovon  die 
dänischen  Behörden  zunächst  nichts  wissen  wo!lt-en.    Nur  mit  besonderer 
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Erlaubnis  der  däuisclien  Regierung  wurden  einzelne  angesehene  Pi 
liclikeiten    an    der    holsteinischen    Grenze    aus    Hamburg    herausgel 
Selbatveratündlieh  wurde  die  regelmS-ßiga  Posibeforderang  von  Passagieren 
aus  Hamburg  durchweg  eingestellt.    Briefe,  die  von  Hamburg  abgesandt 
werden  sollten,  mußten  vor  der  Einlieferung  durchräuchert  und  aui"  d 
Postamt  durch  Essig  gezogen  werden.    Gleiche  Vorsichtsmaßregeln  ward 
für    die    Hamburger    Zeitungen    angeordnet.    Auch    auf   die   Beförderung 
von    Geld    und  Paketen    mit    unverdächtigem    liihalt    erstreckte   sich 
Ende    August    in    Berlin    ausgearbeitetes    Projekt,    wie    der    Posrverkel 
zwischen  Hauibui'g    und    den  preuCischen  Landen    wahrend    der  Pestzeit 
zu    gestalten    sei.     Wie    umfassend    aber    auch    die  hier  vorgeschlagenei 
Vorsichtsmaßregeln  waren,  so  konnte  doch  der  Entwurf  wegen   der  D' 
strengeren  Abschlieflung  der  Hamburg  unmittelbar  benachbarten  Staat 
insbesondere  Dänemarks,  nicht  zu  vollständiger  Ausführung  gelangen. 

Noch  erheblicheren  Bedenken,  als  der  Postbetrieb,  begegnete  daini 
begreiflicherweise  der  Warenumsatz  im  Großen.  Hamburgs  Handel  u 
Schiffahrt  schienen  wenigstens  in  der  Zeit  unmittelbar  nach  dem  Kund- 
barwerden  der  Pest  zu  vollständigem  Stillstand  verurteilt  zu  sein.  Selbst 
die  hanseatischen  Schwesterstädte,  Bremen,  wo  die  Epidemie  zwar  eboD- 
falls,  doch  in  schwilcherem  Maße  grassierte,  und  Lübeck,  das  diesmal 
gänzlich  verschont  geblieben,  sahen  sich  veranlaßt,  sich  gegen  Hamburg 
abzuschließen,  um  nicht  ihrerseits  dem  Schicksal  der  Absperrung  anheim- 
zufallen. 

Um  dem  Handel  Hamburgs  wenigstens  einigermaßen  wieder  auf 
zuhelfen  wurde  am  L  September  1712  zwischen  dem  Senate  und  di 
bei  demselben   beglaubigten  Vertretern   der   Mächte    folf^ende    Ver 
barung  abgeschlossen,  welche  im  Laufe  späterer  l'uterliaudlungen  z 
mehrfach  abgeändert  wurde,  im  wesentlichen  jedoch  in  Geltung  blieb: 

Art.  L  Kaufleute  und  Handlungadiener,  die  auf  die  Messe  zu 
reisen  wUnschen,  können  unter  folgenden  Bedingungen  zugelassen  werden: 

1)  sie  dürien  niclits  als  Geld  und  die  notwendigste  W&sobe  bei  sich 
führen, 

2)  sie  müssen  mit  beeidigten  Attesten  vom  Rat  versehen  sein,  in 
denen  ihnen  bezeugt  wird,  daß  sie  aus  einem  gesunden  Hause  kommen, 
in  dem  innerhalb  der  letzten  6  Wochen  niemand  an  einer  hitzigen  an- 
steckenden Krankheit  unpäßlich  gewesen  oder  gar  gestorben  sei, 

3)  sie  müssen  sich  in  Bergedorf  oder  am  Zollenspieker  einer  6-  \äi 
8-tägigen    Quarantäne    unterziehen    und     darüber    ein    Attest    von     d 
Amtaverwalter    in    Bergedorf   oder    von    dem  Zöllner   beim   Zolleuspie 
vorweisen    (welche    beide    Beamten    mit    in    der    Stadt  Lübeck    Eid   und 
Pflicht  stehen   „und  jetzo  von  Lübeck,  als  dem  Directorio,  hauptsäcbli 
dependieren"). 

NB.    Die    Hamburger    Wachmannschaften    in    Bergedorf    und     bei 
Zollenspieker    dürfen    bis   auf   weiteres  nicht  abgelöst  werden,    die  etwa 
nötige    Verstärkung   soll    nicht    aus    Hamburg,    sondern    aus   Lübeck    be- 
schafft   werden.     Die    an    beiden  Orten    befindlichen  Wachen    sollen 
gewiesen    werden,    aus    Hamburg    nur   solche   Personen    zuzulassen, 
sich   zur  Quarantäne   melden    und  mit  den  vorgeschriebenen  Pässen  v 
sehen  sind. 

Art.  n.  Waren,  die  nicht  in  den  von  den  einzelnen  Staaten  ve^ 
Cffentlichten  Pestedikten  verboten  sind,  können  aus  Hamburg  zugelassen 
werden,  wenn  der  Rat  durch  eidliches  Attest  bezeugt,  daß  sie  aus  einem 
seit  6  Wochen  „reinen"  (ü.  h.  nicht  infizierten)  Hause  stammen    und   d 
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selbst  von  „reinen"  und  gesunden  Leuten  hantiert  uud,  falls  eine  Emballage 
nötig,  in  vorgeschriebener  Weise  (d.  h.  ausschlielilich  unter  Anwendung 
von  russischen  Matten,  bereitetem  Leder,  Waschtuch  und  geteerten 
Stricken)  gepackt  sind. 

Alle  in  den  Packen  betindlichen  Guter  müssen  eidlich  spezifiziert 
und  mit  Ratszeichen  versehen  sein.  Auch  sollen  die  Güter  aus  Ham- 
burg von  hamburgischeu  Fuhrleuten  oder  Schiftern  nach  BergeJorf  ge- 
führt, dort  auf  offenem  Felde  mitsamt  den  Frachtbriefen  im  Angesicht 
der  dort  befindlichen  Wache  niedergelegt  und,  nachdem  die  Hamburger 
Fuhrleute  oder  Schitfer  sich  auf  eine  gewisse  Distanz  zurückgezogen, 
von  unverdächtigen  Fuhrleuten  wieder  aufgeladen  werden.  Doch  soll 
die  Weiterbeförderung  erst  erfolgen,  sobald  das  Bergedorfer  Amt  ein 
Attest  darüber  erteilt  hat,  daß  alle  vorgeschriebenen  Voraichtsmaliregeln 
beobachtet  werden. 

Art.  IlL  Auf  entsprechende  Weise  können  die  Güter,  die  aus  dem 
Reich  kommen,  von  den  Hamburger  Fuhrleuten  oder  Schiff'ern  vor  Berge- 
dorf wieder  abgeholt  werden. 

Art.  IV.  Die  nötigen  Lebensmittel  sollen  der  Stadt  alle  Tage  auf 
drei  verschiedenen  Marktplätzen  zugeführt  werden, 

1)  auf  dem  Graabrook  diejenigen  Lebensmittel,  welche  die  Elbe 
herab  oder  herauf  kommen, 

2)  beim  Hamburgerberg  die  Lebensmittel ,  die  aus  dem  Lande 
zwischen  Niederelbe  und  Alsier  oder  sonst  die  Elbe  heraufkommen,  und 

3)  zwischen  Waudsbeck  und  dem  LUbachen  Baum  die  Lebensmittel, 
die  aus  der  Gegend  zwischen  der  Alster  und  der  Oberelbe  kommen. 

Alle  diese  Plätze  sollen  derartig  aptiert  werden,  daß  Käufer  und 
Verkäufer  auf  eine  zulängliche  Entfernung  voueinander  getrennt  bleiben 
und  keine  gefährliche  Kommunikation  miteinander  iiaben  können. 

Art.  V.  Als  QuarantäneplätKe  sind  vom  dünischen  Gesandten  die 
Droge,  Stelling,  Wandabeck  und  Schififbeck  vorgeschlagen  worden,  und 
zwar  der  erstgenannte  Ort  für  diejenigen,  die  nach  dem  Stift  Bremen, 
der  zweite  für  die,  welche  nach  Holstein  zwischen  Niederelbe  und  Alster, 
und  endlich  der  dritte  und  vierte  Ort  für  die,  welche  nach  Holstein 
zwischen  AJater  und  Oberelbe,  sowie  nach  Mecklenburg  und  Lübeck  zu 
reisen  wünschen.  Der  hannoversche  Gesandte  hat ,  abgesehen  vom 
ZoUenspieker,  Hoopte,  Wilhelmsburg  und  den  Reiherstieg  zur  Quaran- 
täne proponiert. 

Art.  VL  Die  mit  Waren  die  Oberelbe  herunterkommenden  Schiffer 
sollen  zu  größerer  Sicherheit  beim  Bunten  Hause  ihren  Weg  nicht  dies- 
seits, sondern  jenseits,  d.  h.  durch  die  SUderelbe  und  den  Reiherstieg 
nehmen.  Sie  müssen  sich  von  dem  daselbst  zu  bestellenden  hannover- 
schen Kontrolleur  ein  Attest  darüber  erteilen  lassen,  dal»  sie  dort  vor- 
über gefahren,  und  alsdann  unterhalb  Hamburg  unweit  Altona  bei  dem 
zwar  auf  dem  Gebiet  der  Stadt  Hamburg  gelegenen,  jedoch  von  dieser 
und  ihren  Tranbrennereien  durch  Palisaden  und  die  jetzige  königlich 
dänische  Postierung  getrennten  sogen.  Packeraraum  landen.  Dort  sollen 
die  Waren  durch  fremde  Schifteraknechte  oder  andere  unverdächtige 
Leute  gelöscht  und  nach  Verlangen  derjenigen,  an  welche  sie  ailressiert 
sind,  entweder  in  den  genannten  Packersraura  oder  bei  der  Postierung 
ans  Land  gebracht  oder  in  ein  von  den  oberländischen  Schiffern  mit- 
gebrachtes Fahrzeug  in  einer  gelassen  Entfernung  diesseits  der  Postierung 
niedergelegt  werden. 

Die  Postierung,  sowie  die  eigens  dazu  bestellten,  von  den  Gesandten 
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Sämtlicher    beim  Elbliandel    interessierten  MUchte   beeidigten   (nicht  M 
in    der    Stadt    Eid    genommenen)    Kontrolleure    haben    achtzup-ebeu ,   di 
bei    dieser  Ausladung    keinerlei    Kommunikation    mit    Hamburgei^    statj 
linde.     Erst,    wenn    die  fremden  Schiflfer  sich  zurückgezogen,    dürl'en 
Hamburger  die  niedergelegten  Waren  zu  Lande  oder  zu  Wasser  je  ni 
dem  Wunsche  der  Eigentümer  abholen. 

Art.  Vn.      Bei    der    Wiederbefrachtung   der   oberl&ndischen    Schil 
ist    zu    unterscheiden,    ob  die  Güter  aus  der  See  oder  aus  Hamburg 
kommen.      Hinsichtlich    der    aus    See    in     den    Packersraum     gebracht 
Waren    wird    nur  ein  Attest  des  Kontrolleurs  darüber  verlangt,    dafi 
durch  fremde  Schiffer  oder  andere  gesunde  innerhalb  der  Postiernng 
findliche  Leute    eingeladen  worden.     Bei  den  aus  Hamburg  kommend« 
durch    die    Pestedikte   nicht   verbotenen  Waren    ist    zunächst    darauf 
achten,    daß  sie  mit  gar  keiner  oder  der  im  Artikel  II  vorgeschrieben« 
Emballage,    sowie  mit  den  erforderlichen  Pässen  versehen  sind.     Hat 
hiermit    seine    Richtigkeit,    so    dürfen    die    Hamburger    ihre    Waren 
oberländischen    Schifiern    zu  Wasser   bis    auf   eine  gewisse  Distanz  od 
zu  Lande  bis  auf  40  Schritt  von  der  Postierung  entgegenbringen.    Sobt 
die  Hamburger   sich    zurückgezogen,    dürfen    die    oberländischen  SohiJ 
die  Waren    abholen    und  sie  in  ihre  innerhalb  der  Postierung  liegende 
Schiffe  laden. 

Art.  VIII.  Die  oberländischen  Schiffer  haben  sich  vor  ihrer  Rück- 
fahrt von  dem  erwähnten  Kontrolleur  ein  von  diesem  unterschriebenM 
und  mit  dem  ihm  anvertrauten  Siegel  des  hamburgischen  Sanitätskollegiams 
bekräftigtes  (unentgeltlich  zu  erteilendes!  Attest  ausstellen  zu  laBsea, 
in  welchem  bestätigt  wird,  daß  alle  vorgeschriebenen  VorHichtamaBregelti 
bei  der  Ab-  und  Einladung  richtig  beobachtet  worden  Ihren  RUckw^^ 
müssen  sie  ebenfalls  durch  die  Süderelbe  nehmen  und  ihre  Pässe  i^M 
Reiherstieg  und  wo  es  sonst  üblich,  unterschreiben  lassen.  Wenn  sie 
diesen  Vorschriften  insgesamt  Genüge  geleistet,  brauchen  sie  sich  an 
ihrem  Bestimmungsorte  keiner  Quarantäne  zu  unterziehen. 

Art.  IX  Wenn  große  Schiffe  mit  Ladung  aus  der  See  »uf 
Elbe  kommen  und  wegen  der  Untiefen  nicht  aufsegeln  können,  sond« 
unten  setzen  müssen,  sollen  sie  dort  so  lange  liegen  bleiben,  bis 
fremden  Güter  und  die  hambargischen  Effekten,  die  zur  Weiterbefbrde- 
rung  bestimmt  sind,  durch  dänische  und  andere  gesunde  Schiffer  oder 
Ewerführer,  die  iu  (i  Wochen  an  keinem  infizierten  Ort  gewesen  sind, 
gelöscht  worden.  Erst  wenn  alle  fremden  und  besonders  die  den  Altonaem 
und  anderen  dänischen  Untertanen  gehörigen  Güter  anageladen  sind, 
dürfen   die  Schiffe  angehindert  heraufsegeln    und  in  den  Bauna  kommen. 

Die  hamburgischen  Schmacken-  und  Ewerführer,  denen  alsdann  die 
Löschung  der  für  die  Stadt  bestimmten  Waren  obliegt,  sollen  weder  an 
dem  einen,  noch  an  dem  anderen  Ufer  innerhalb  der  Postiernng  «o- 
gelassen  werden. 

Durch  ein  besonderes  Plakat  soll  allen  Schiffern  kundgemacht 
werden,  daß  bei  Leibes-  und  Lebensstrafe  sich  keiner  gelüsten  lasse, 
(auf  der  Fahrt  von  Hamburg)  an  einem  der  beiden  Eibufer  oder  an 
der  dänischen  Seeküste  anzulegen,  oder  gar  Personen  und  Güter  ans 
Land  zu  setzen,  wenn  nicht  zuvor  eine  40-tägige  Quarantäne  gehalten 
worden. 

Den  Schluß  des  Artikels  bildet  das  Angebot  des  dänischen  Gesandten, 
daß  den  hambtirgischen  Kaufleuten,  wenn  sie  es  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen   wünschten,    in  Altena  bequeme  Packränme  als  Nieder!« 
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der  von  ihnen  zu  spedierenden  Güter  für  einen  billigen  Preis  angewiesen 
werden  sollten. 

Art.  X.  Wenn  die  Hamburger  ihnen  gehörige  Schiffe  nach  Portugal, 
Spanien,  Frankreich,  England,  Italien  u.  s.  w.  befrachten,  so  können  die 
Güter  von  den  Hambui-ger  Eweri'lihrern  an  Bord  gebracht  werden,  doch 
nur  unter  der  Bedingung,  daB  diese  an  keinem  der  beiden  Ufer  ans 
Land  gehen  und  sich  von  der  freien  Elbe  wieder  in  die  Stadt  zurück- 
begeben. 

Art.  XI.  Holzwaren,  die  in  „reinen"  holländischen  Schiffen  aufler- 
halb  der  Stadt  gelailen  werden,  aollen  unbehindert  in  See  gehen  können, 
wenn  der  Schiifer  und  2 — 3  seiner  Schiffaknechte  vor  dem  genannten 
Kontrolleur,  der  sich  stets  innerhalb  der  dänischen  Postierung  aufhült, 
eidlich  versprochen  haben,  nicht  nach  Hamburg  zu  kommen  und,  sobald 
die  Ladung  geschehen,  ungesäumt  heimzukehren,  ohne  dabei  an  einem 
der  beiden  Eibufer  ans  Land  zu  treten. 

Art.  XII.  Ferner  ist  auf  Andrängen  des  holländischen  Gesandten 
verabredet,  daß  zu  gröberer  Erleichterung  des  Handels  die  aus  der  See 
vor  Altona  kommenden  holländischen  Schmacken,  die  daselbst  etwas  aus- 
laden müssen,  bei  „löschbarera"  Wetter  dort  nicht  länger  als  '24  Stunden 
aufgehalten  werden  sollen. 

Anfang  Dezember  1712  begann  die  Stadt  ihr  gewöhnliches  Aus- 
sehen anzunehmen,  wie  es  in  amtlichen  Schriften  heißt.  Aber  erst 
am  9.  Februar  1713  wurde  vom  Senate  die  Sta<it  für  pestfrei  erklärt. 
10000  Menschen  waren  der  Krankheit  zum  Opfer  gefallen.  Im  Jahre 
1714  wurden  dann  von  den  Mächten  alle  während  der  Pestzeit  gegen 
Hamburg  angeordneten  Vorsichtsmaßregeln  aulJer  Wirksamkeil  gesetzt 
und  die  Stadt  dem  freien  Handel  wiederum  geötfnet  (\V  olil  will). 

Nächst  der  Epidemie  von  Hamburg  sollen  uns  die  beiden  Epi- 
demien in  Marseille  und  in  Messina  beschäftigen. 

Bei  der  Pest  von  Marseiile  im  Jahre  1720  starben  von  den 
WOOO  Einwohnern  der  Stadt  4O(XJ0  und  aulierdem  12(XK;)  in  der 
Nachbarschaft  Die  Seuche  verbreitete  sich  so  schnell,  daß  nicht  ein- 
mal der  Versuch  gemacht  wurde  einzelne  Stadtteile  abzusperren. 
Außerdem  suchten  vitde  Beamte  ihr  Heil  in  der  Flucht,  so  daß  zeit- 
weise beinahe  jede  Art  von  Verwaltung  aufhörte.  Nur  der  tapfere 
Erzbischof  üeLsunce  und  die  durch  das  Beisjjiel  ihres  Vorgesetzten 
ermunterten  Geistlichen  blieben  auf  ihrem  Platze  und  macliten  sich 
als  Krankenpfleger  und  Berater  der  Einwohner  aufs  höchste  verdient. 
Allerdings  kann  nuin  dem  Klerus  insofern  die  Verantwortung  für  die 
Verbreitung  der  Seuche  nicht  ersparen,  als  der  gemeinsame  Gottes- 
dienst zunächst  bestehen  blieb.  Als  dann  aber  die  Zahl  lier  Toilesfälle 
sich  häufte,  erklärte  sich  der  Erzbiscliof  bereit,  die  Kirchen  zu  schließen. 
Diese  Maßregel  war  einerseits  von  unzweifelhaft  guter  Wirkung,  weil 
sie  die  Ausbreitung  der  Pest  verhinderte,  andererseits  aber  gab  sich 
lier  nunmehr  durch  keine  religiöse  Fessel  gebändigte  Pöbel  den 
wüstesten  Ausschweifungen  und  Plünderungen  hin,  so  daß  nuin  sich 
genötigt  sah,  auf  den  öffentlichen  Plätzen  Galgen  zu  errichten,  um 
das  niedere  Volk  durch  Furcht  im  Zaume  zu  halten. 

Zur  Beerdigung  der  Leichen  fehlte  es  sehr  bald  schon  an  Toten- 
gräbern, da  diese  fast  alle  gestorben  waren  und  selbst  bei  einer  Be- 
zahlung von  15  bis  20  frcs.  täglich  sich  keine  Ersatzmänner  fanden. 
So  blieben  denn  die  Leichname  unbeerdigt  auf  Straßen  und  Plätzen 
liegen    und   erfüllten   die   Stadt   mit   abscheulichen   Gerüchen.     Selbst 
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vor  der  Residenz  des  Erzbischofs  waren  150  Kadaver  aufgehäuft.  Di 
Erzliischof  ließ  sie  mittels  Hunden  ans  dem  Bereiche  seines  Palast« 
ziehen,  weil  er  den  Gestank  nicht  ertragen  konnte  und  die  Infektio 
fürchtete.  Um  die  Stadt  von  den  Leichen  zu  säubern,  wurden  dani 
zunächst  26,  später  noch  133  Galeerenstriiflinge  kommandiert,  denea 
man  für  ihre  Unterstützung  nacli  Beendigung  der  Pest  die  Frs 
heil  versprach.  Von  diesen  Unglücklichen  kamen  aber  nur  8 
dem  Leben  davon,  alle  übrigen  starben  an  der  Pest.  Da  der  Trans- 
port der  Leichen  auf  die  außerhalb  der  Stadt  befindlichen  FriedhS 
zu  viel  Zeit  erforderte,  half  man  sich  dadurch,  daß  man  die  To( 
in  den  Kirchen  abgelegener  Stadtteile  beerdigte  und  auch  in  der  Nä 
der  Kathedrale  Massengräber  aushob.  Noch  einmal  mußten  die  Ga- 
leerensträflinge helfen.  Es  waren  ihrer  2(X),  die,  von  Soldaten  beauf- 
sichtigt, sich  ans  Werk  machten  in  der  Hoffnung  die  Freiheit  zu  er- 
ringen.    Doch  nur  12  erreichten  dieses  Ziel. 

Nach  Beendigung  der  Pest  wurde  die  Stadt  desinfiziert,  und  zwar 
im  wesentlichen  nach  den  uns  bereits  bekannten  Methoden  (S.  913  SX 
In  Marseille  wandte  man  zur  Räucherung  in  den  Häusern  vielfach 
Schießpulver  und  Arsen  an. 

Der  Gebrauch  des  letzteren  wurde  aber  bald  wieder  untersagt. 
weil  der  Stoff  zu  giftig  wäre  (Bertrand,  Manget,  Frari). 

lu  Marseille   wurden   also  alle  Maßnahmen  verabsäumt,    die  mao 
in  Palermo  (S.  898),  Mailand  (S.  900)  gegen  die  Ausbreitung  der  P| 
ergriffen  hatte. 

Von  Marseille  aus  verbreitete  sich  die  Pest  nach  Aix,  Toulon 
Arles.  In  Arles  wurde  während  dieser  Epidemie,  und  zwar  zum 
ersten  Male  in  Frankreich,  die  allgemeine  Quarantäne 
angewendet,  wie  sie  bereits  S.  8H8  ff.,  iKX)  ff.,  913  ff.  geschildert  wurde. 
Die  Einwohner  blieben  in  ihren  fest  verschlossenen  und  sorgsam  bewach- 
ten Häusern.  Keiner  durfte  sie  bis  zur  Beendigung  der  Pest  verlassen. 
Die  Leichen  wurden  beerdigt,  die  Erkrankten  in  das  Pesthaus  ge- 
schafft. Diese  Maßregel  wurde  auch  in  Ai.x  vorgeschrieben  und  soll 
sich  hier  bewährt  haben,  weil  die  Pest  aufliörte.  nachdem  die  quaranteni 
universale  durchgeführt  worden  war.  Da  aber  andererseits  berichtet 
wird,  daß  von  den  24  ÄX)  Einwohnern  8(X)C»  erkrankten  und  von  dieses. 
7.'i34  an  der  Pest  verstarhen,  wird  man  die  Wirksamkeit  der  Qu« 
tÄne  nicht  hoch  anschlagen  können.  Allerdings  kann  man  hiergej 
einwenden,  daß  ohne  Quarantäne  vielleicht  noch  viel  mehr  Einwob 
gestorben  wären  (Frari.  2.  Bd.,  S.  &)H). 

Erfolgreicher   als  die  eben  genannten  Städte  wußte  die  Hai 
Auvergne   der   Pest   entgegenzutreten.     Diese  Landschaft  war,  ^ne 
wir  Boudet  und  Grand  entnehmen,  in  der  Kultur  zurückgeblieben. 

In  der  Hauptstadt  des  Landes,  in  Aurillac,  sah  es  noch  im 
17.  .lahrhundert  böse  aus.  Noch  Ißll*  dienten  einzelne  Straßen 
einige  ausgetrocknete  Zisternen  als  Ablagestätte  für  allen  Unrat.  1( 
wurden  die  Abzugskanäle  angelegt.  Bis  1632  töteten  die  Schlärl 
die  Tiere  auf  offener  Straße  vor  ihren  Läden  und  ließen  das  Blut  ^ 
die  Straßen  fließen.  Die  Schlächtereien  waren  wegen  ihrer  Unsauber- 
keit  berüchtigt.  Sie  wurden  1770  unter  einem  Dache  vereinigt  und 
erhielten  Wasserleitung.  Noch  1746  trieben  sich  die  Schweine  auf  der 
Straße  umher. 

1776  wurde  die  bis  dahin  übliche  Beerdigung  der  Leichen  in  den 
Kirchen   untersagt.     Die   Kirchhöfe  umgaben   die  Kirchen   und   waren 
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schlecht  gehalten.  Beinhäuser  waren  nicht  vorhanden,  und  noch  im 
Anfange  des  2().  Jahrhunderts  findet  man  auf  den  Kirchhöfen  kleinerer 
Städte  der  Haute  Auvergne  Menschenknodien  unter  dem  Gestrüpp  zu 
Tage  liegen. 

1778  mußte  den  Einwohnern  von  Sallers  verboten  werden,  die 
toten  Tiere  nicht  auf  die  Wege  oder  in  die  Nähe  von  Quellen  zu 
werfen.  Unter  solchen  Verhältnissen  hatte  die  Pest  in  der  Auvergne 
stets  einen  guten  Nährboden  gefunden  (Boudet  u.  Grand, 
S.  12 ff.  IG). 

Hatte  sich  in  frtiheren  Jahrhunderten  die  Pest  im  Lande  gezeigt, 
so  wurden  die  Bettler  ausgetrieben.  Um  sie  wiederzuerkennen,  ver- 
brannte man  ihnen  vorher  die  Augenbrauen.  Die  Straßen  und  iuli- 
ziertcn  Häuser  wurden  abgesperrt. 

Wer  mit  den  Pestkranken  in  Berührung  gekommen  ist,  wird  gleich- 
falls eingesperrt.  In  der  vermauerten  HaustQre  bleibt  nur  ein  kleines 
Fenster  übrig,  durch  welches  man  den  Eingeschlossenen  täglich  einmal 
Nahrung  und  Arzneien  reicht.  Die  Gestorbenen  werden  aus  den 
Fenstern  in  die  Leichenwagen  heruntergelassen. 

Die  Sterbenden  diktierten  dem  auf  der  Straße  stehenden  Notar 
vom  Fenster  aus  ihr  Testament  (vergl.  Köln,  S.  924).  Pestverdäch- 
tige, die  man  auf  den  Straßen  traf,  wurden  wie  die  Tiere  mit  Lanzen 
verfolgt,  bis  sie  sich  in  ihre  Häuser  zurückzogen,  um  hier  eingemauert 
zu  werden. 

Jedermann  hatte  das  Recht,  jeden  Einwohner  eines  infizierten  Ortes, 
den  er  außerhalb  der  infizierten  Gemeinde  traf,  sofort  zu  töten.  Außer- 
halb der  Tore  errichtete  man  Holzhäuser,  um  dort  diejenigen  unter- 
zubringen, welche  als  pestverdächtig  die  Stadt  verlassen  mußten,  falls 
sie  von  ihrer  Heimatsgemeinde  zurückgewiesen  werden.  Fast  stets 
hatte  die  Pest  eine  Hungersnot  zur  Folge  oder  ging  ihr  voran.  Dann 
mußten  die  Reichen  einen  Teil  ihrer  Vorräte  an  Lebensmitteln  her- 
geben. W^enn  sie  sich  dessen  weigerten,  suchte  man  die  verborgenen 
Schätze  auf;  waren  ihre  Besitzer  abwesend,  so  erbrach  man  die 
Speicher.  Meist  stellte  sich  vollständige  Anarchie  ein,  da  die  Beamten 
geflohen  oder  gestorben  waren  und  (Ue  Gefängnisse  geöffnet  werden 
mußten,  weil  man  fürchtete,  daß  sich  von  ihnen  aus  die  Infektion  ver- 
breitete (Boudet  und  Grande,  S.  17 ff.). 

Als  sich  nämlich  1720  viele  Personen  vor  der  Pest  aus  dem  G6- 
vaudan  *)  nach  der  Haute-Auvcrgne  flüchteten,  befahl  der  Marschall 
von  Berwick  auf  alle  Personen  zu  schießen,  welche  aus  dem  Gevaudau 
kamen,  und  nur  solche  Leute  zuzulassen,  welche  sich  bei  den  Wachen 
des  Pestkordons  meldeten,  um  Lehensmittel  zu  erhalten.  Nur  solche 
Briefe  durften  befördert  werden,  welche  vorher  durch  Essig  desinfiziert 
worden  waren.  Alle  Straßen,  die  aus  dem  Gevaudan  nach  Norden 
führten,  sollten  besetzt  werden  und  jeder  Wächter  sollte  mindestens 
4  scharfe  Patronen  bei  sich  haben  (Boudet  u.  Grand,  S.  109 ff". 

Gegen  die  Einschleppung  der  Pest  von  der  Provence  her  ergriff 
man  1720  energische  Maßregeln.  Durch  völlige  Absperrung  gelang  es 
auch  die  Stadt  Aurillac  gegen  die  Pest,  welche  1720  in  Marseille 
wütete,  von  jeder  Infektion  freizuhalten.  Die  vornehmsten  Leute 
hielten  im  Torstübchen  Wache  und  scheinen  sich  hierbei  recht  gut 
unterhalten  zu  haben. 


•)  Bas  Langnedoc. 
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Ebenso   wie  die  übrigen   Provinzen   Frankreichs    gegen  die  Eiu- 
schleppung   der   Pest  aus   der  Provence  Vorsorge  trafen,  liahen  auc 
Mailand   und  Toskana  den  Eintritt  der  Seuche  zu  hennuen  v« 
sucht. 

lieber  die  Maßregeln,  welche  der  Mailändiscbe  Staat  gej^ 
die  Einschleppung   der  Pest  aus  Marseille  und  der  Provence  ergre 
unterriclitet  uns  die  Schrift  des  Dottorf  Mazzuchelli,  luinistro 
Suprenio    Maestrato    della    Sanit:\   dello   Stato   di    Milano.      Zunäcli 
wurde   jt'<ler    Handel    und  Verkehr  mit  der  infizierten  Stadt  und 
den  verdächtigen  Gebieten  untersagt.    Niemand  durfte  die  mailändisc 
frauzüsische   Grenze   ohne   einen  besonderen  Erlaubnisschein  (bolU 
oder  bullctta)  überschreiten.     Alle  aus  Frankreich  eintreffenden  Brifl 
wurden  durch  Riiucherniittel  desinfiziert. 

In  gleicher  Weise  verfuhr  man  mit  allen  Warensendungen,  niocht  _ 
sie  groli   oder  klein  gewesen  sein.     SanimeHadungen  wurden  von  der 
Post   in  Gegenwart  besonderer  X'frtrauensmänner  geöffnet  und  desiit_ 
tiziert.     Von   dieser   Maliregel    waren   auch  die   an  Behörden,  St 
niünner  und  den  Ilof  gerichteten  Sendungen  nicht  ausgenommen. 

W'eiterhin  wurde  auch  jeder  Handel  und  Verkehr  mit  der  Scbw« 
und  mit  dem  Gebiet  von  Genua  untersagt,  damit  nicht  etwa  über 
genannten    Läuder    der    Iiifektiou.sstoff   aus    Frankreich    in     das    Ma 
läuder    Gebiet   eingeführt    würde.     Die    Alpenpässe   und   andere   z« 
Uebergang  geeiguete  Puiikre   der  französischen  (Jrenze  wurden   dur 
Gatter  versclilossen  und  von  Soldaten  bewacht.    War  somit  eiue  erst 
Demarkationslinie    hergestellt,    so    begnügte   man   sich  hiermit   nie 
Es  wurde  vielmehr  an  Orten,  an  welchen  sich   ein  besonders   slarli 
Verkehr  zu  entwickeln  pflegte,  hinter  jener  ersten  —  äußeren  —  Demi 

kationslinie  noch  eine  zweite  —  innere  errichtet.     Der  Stattlialter      

Herzogtums    Mailand    stellte    die  bewaffnete   Macht   durchaus   in    den 
Dienst  dieser  Ahwelirmaßregeln,  indem  er  allen  Dienststellen  den  Be- 
fehl  zukommen    ließ,    die   Weisungen    des   Supremo   Maestrato    de 
Saiiitä  auszuführen. 

Diesen  mit  großer  Euergie  durchgeführten  Maßregeln,  denen  sij 
die  übrigen  Staaten  Italiens  anschlössen,  ist  es  ohne  Zweifel  zu  dank« 
daß  die  Pest,  welche  Marseille  verheerte,  sich  nach  Italien  nicht  v( 
breitete  (M  azzuccbel  I  i). 

In  welcher  Weise  sich  T o s k a n  a  g e g e  n  die  in  M a r s e i  1| 
und  in  der  Provence  1720  wütende  Pest  erfolgrei< 
schützte,  können  wir  aus  den  von  Coletti  mitgeteilten  Dokumente 
entnehmen.  Das  Ziel  wurde  durch  die  Beobachtung  und  Fernlialfung 
der  aus  der  Provence  stammenden  Menschen,  Schiffe  und  Waren  er- 
reicht. 

].").  Mai    17  2  0.     Der    KOnig  befiehlt  allen  aus  der  Provence  k<3 
nieiiden    Fahrzeugen    wegen    der    Pest    in    Marseille  den  Eintritt  in 
Hafen  von  Livomo  zu  verwehren. 

31.  Juli.     Bei  den  schwersten  Strafen,  selbst  bei  Todesstrafe, 
jeder  Handel  mit  der  Provence  Languedoe,  namentlich  aber  mit  der  St 
Marseille  untersagt.     Güter  luid  Waren  sollen  zu  Gunsten  des  Angel 
und  der  Quarautäneanstalt  in  Livorno  konfisziert  werden. 

9.  August.      Der    Handel   mit   Savojen,    Piemont,   Nizza,    Mon« 
Mentone,  Sardinien,  Avignon  und  Genf  wird  untersagt. 

19.  August.  Personen  und  Waren  bedürfen  eines  Gesuudbei 
Scheins  um  iu  Toskana  Eiulaß  zu  finden. 
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19.  August.  Wegen  der  Pest  in  Marseille  sollen  Beamte  be- 
zeichnet werden,  welche  Gesundbeitsscheine  auszustellen  berechtigt  sind. 

21.  August.  Dr.  Pascasio  Giannetti  wird  zum  Generalkommissar 
für  das  Gesundheitswesen  Toskanas  ernannt. 

2  3.  August.  Der  Handel  mit  Genua  und  Umgebung,  ferner  mit 
Corsica  und  Schweiz,  wird  untersagt,  weil  die  Genueser  gestattet  haben, 
daß  Schiffe,  die  aus  verdächtigeu  Orten  kommen,  in  den  Golf  von  Spezia 
einfahren. 

2  7.  August.  Fischer  mit  reinem  Patent,  welche  in  der  Nähe  von 
Livomo  fischen,  dürfen  in  den  Hafen  eingelassen  werden,  wenn  sie  sich 
verproviantieren  oder  die  gefangenen  Fische  verkaufen  wollen. 

6.  September.  Der  Handel  mit  Sizilien  und  den  angrenzenden 
Ländern  wird  untersagt. 

12.  Oktober.  Der  Hafen  alla  Bocca  del  Porto  bei  Livomo, 
zwischen  der  alten  Feste  und  Moletto  wird  durch  eine  Kette  abgesperrt. 

18.  September.  Der  Handel  mit  Majorka,  Minorca  u.  s.w.  wird 
untersagt. 

12.  November.  Verbot,  das  von  Kapitän  Alignan  geführte  SchiflF, 
welches  den  Verkehr  zwischen  dem  Golf  von  Spezia  und  SmjTna  ver- 
mittelt, in  irgend  einem  toskaniachen  Hafen  landen  zu  lassen.  In  den 
Hafen  von  Spezia  hatten  die  Geniieaer  nicht  desintizierte  Waren  ge- 
schafft, die  vielleicht  in  Marseille  infiziert  worden  waren.  Wenn  das 
Schiff  gefangen  wird,  soll  der  KapitAn  getötet,  das  Schiff  und  die  Ladung 
aber  verbrannt  werden.     Der  Angeber  erhalt  IOC)  Skudi  Belohnung. 

11.  Juli  1721.  Wegen  der  Pest  soll  die  Kirchweih  vor  der  Porta 
a  Pisa  l>ei  Livomo  unterbleiben. 

21.  Juli.  Alle  ländlichen  und  städtischen  Volksfeste  werden  wegen 
der  Pest  untersagt.  Wer  daran  teilnimmt,  muß  im  Pesthaus  eine  Qua- 
rantäne durchmachen.  Barkenführer  dürfen  bei  Galeerenstrafe  an  den 
Festtagen  niemanden  autnehmen. 

2  5.  Juli.  Der  englische,  venetianische  und  holländische  Konsul 
haben  sich  verpflichtet,  keinen  Handel  mit  Waren,  die  aus  der  Provence 
stammen,  zuzulassen. 

2.").  August.  Die  Kapitäne  und  Schiffsmakler  müssen  sich  ver- 
pflichten alle  an  Bord  befindlichen  Waren,  auch  die  in  Koffern  verpackten 
genau  anzugeben.  Werden  bei  Beendigung  der  Quarantäne  nicht  dekla- 
rierte Waren  gefunden,  so  müssen  die  betreffenden  Schiffe  die  Quaran- 
täne nochmals  durchmachen. 

3  1.  Dezember.  Die  Zoll  Wächter,  welche  ihre  Pflicht  versäumt 
haben,  werden  getadelt. 

3  1.  Dezember.  Anweisung,  auf  welche  Weise  Schlachttiere  vor 
der  Pest  zu  bewahren  sind.  Angaben  über  Desinfektionsmittel  und  ihre 
Anwendung  bei  Tieren. 

8.  Februar  1722.  Alle  Waren  aus  dem  Königreich  beider, 
Sizilien  mit  reinem  Patent  dUrfen  in  alle  Häfen  Toskanas  importiert 
■werden. 

28.  März.  Alle  aus  Frankreich  stammenden,  nicht  verdächtigen 
Waren  dUrfen  eingeführt  werden. 

2  8.  März.     Aufhebung  des  Befehls  vom  8.  Februar. 

16.  April.  Mit  Waren  oder  Tieren,  die  aus  der  Provence  oder 
aus  dem  Languedoc  stammen,  darf  niemand  die  Grenze  überschreiten. 
Die  Ueberschreitung  der  Grenze  wird  mit  Konfiskation  der  Waren  oder 
mit  dem  Leben  bezahlt. 


Hudbacli  dar  Hiflcn«.    Sa;[iI..Bd.  IT. 
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17.  Oktober.     Alle   Maßregeln    gegen  Provenienzen   aiw  der 
vence    werden    aufgehoben.     Waren,    die  aus  Livomo  kommeii,  bedu 
eines  Gesundheitspasses. 

Endlich  werden    am  13.  M&rz    1723    auch    alle    Besc 
für    den    Handel    mit    Oenua    und    der  Riviera  aufgehoben.     Briefe 
Genua  brauchen  nicht  mehr  desinfiziert  zu  werden. 

Den    vereinten    Anstrengungen    Piemonts    und  Toi 
kanas  hat  es  also,  wie  sich  aus  den  vorstehenden  Seit( 
ergibt,  Italien  zu  danken,  daßes  durch  diePest,  welcl 
1720   Marseille   und  die  Provence  heimsuchte,    nicht  in 
Mitleidenschaft    gezogen    wurde     (vergl.    auch     Ricba. 
Abhdlg.  109). 

Auch  im  20.  Jahrhundert  würden  sich  die  öffent' 
liehen  Maßnahmen  gegen  eine  in  der  Nachbarschaft 
wütende  Pest  kaum  wirkungsvoller  gestalten  lassen, 
als  dieses  um  dasJahrl720  in  Italien  geschehen  war. 
Vergl.  über  London  S.  922  ff. 

Erst  23  Jahre  nach  der  Pest  von  Marseille  tritt  die  Seuche  vc 
neuem  in  Westeuropa  auf.  Dieses  Mal  ist  es  Messina,  wo  sie  ihr 
Einzug  hält.  Die  Pest  wurde  174;^  nach  Messina  durch  ein  Seh 
eingeschleppt,  das  sich  in  Missolungi  (Griechenland)  mit  der  Pest 
infiziert  hatte.  Es  wurde  .samt  seiner  Ladung  verbrannt,  als  der 
Kapitän  und  einige  Matrosen  unter  verdächtigen  Symptomen  gestorben 
waren.  Die  Be.satzung  brachte  man  zunächst  auf  einem  Schiffe  unter, 
das  man  gut  bewachte,  später  errichtete  mau  für  sie  ein  großes  Holz- 
haus an  einer  unbewohnten  Stelle  des  Hafens.  Da  sich  während  der 
Verbrennung  des  Schiffes  ein  starker  Wind  erhob,  wurde  ein  Teil  der 
aus  Wolle  bestehenden  Ladung  fortgefüiirt.  Auch  dieser  wurde  nach 
Möglichkeit  gesammelt  und  dann  verbrannt  (Turriano,  Kap.  4  und  5). 
Trotzdem  verbreitete  sich  die  Pest  in  der  Stadt,  und  zwar  zunächst 
in  einem  ärmlichen  Quartier,  in  welchem,  wie  es  scheint,  Teile  der 
Ladung  des  infizierten  Schiffes  verkauft  worden  waren.  Als  einige 
Personen  gestorben  waren,  feierte  man,  da  weitere  Pestfälle  nicht  zur 
Kenntnis  der  Behörden  kamen,  einen  feierlichen  Gottesdienst,  zum 
Danke  dafür,  daß  die  Gefahr  abgewendet  worden  sei.  Man  hatte 
leider  zu  früh  gefrohlockt.  Die  Pestfiille  mehrten  sich,  und  die 
Stadt  mußte  eingestehen ,  daß  sie  von  der  Pest  flberfalleu  sei. 
während  man  bis  dahin  einigen  Aerzten  geglaubt  hatte,  daß  die 
Krankheit  zwar  ansteckend,  aber  nicht  die  Bubonenpest  sei.  Nun 
wurde  Messina  von  der  übrigen  Insel  isoliert  und  alle  in  der  Naclibar- 
schaft  gelegenen  Orte  weigerten  sich  ebenso  wie  die  Hauptstadt 
Palermo,  mit  Messina  irgend  welchen  Verkehr  zu  unterhalten.  Messina 
aber  wußte  kein  anderes  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Seuche  als  Pro- 
zessionen und  Goltesdienst.  Dabei  verbreiteten  die  Kirchen  einen 
unglaublichen  Geruch,  weil  man  in  ihnen  nach  wie  vor  die  Pestleichen 
beerdigt  hatte.  An  den  Prozessionen  beteiligten  sich  sogar  Pest- 
kranke, welche  bereits  Bubonen  aufwiesen  und  sich  kaum  auf  den 
Beinen  erhalten  konnten.  Das  Volk  versammelte  sich  nachts  in  hellen 
Haufen  auf  der  Stadtmauer,  um  eine  von  einem  Priester  gesehene 
wunderbare  Erscheinung  zu  betrachten.  Ein  anderes  Mal  verbreitete 
sich  das  Gerücht,  in  einer  9  Miglien  von  Messina  am  Meere  gelegenen 
Kirdie  sei  ein  lieblicher  Geruch  wahrgenommen  worden :  Grund  genug, 
um  eine  große  Volksmenge  in  diese  Kirche  zu  locken.    Die  Einwohn« 
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verkehrten  also  ohne  Zwang  miteinander,  und  zunächst  wurden  nicht 
einmal  die  infizierten  Häuser  abgesperrt.  In  den  folgenden  20  Tagen 
starben  1134  Personen  an  der  Pest  (Turriano,  Kap.  3).  Da  die 
Zufuhren  ausblieben,  stellte  sich  bald  Hungersnot  ein  und  da  die 
Bäcker  zumeist  an  der  Seuche  gestorben  waren,  konnte  man  kein 
Brot  backen.  Auch  die  öffentlichen  Laufbrunnen  versagten  mit  Aus- 
nahme der  vor  dem  Dome  befindlichen  ihren  Dienst,  da  die  Beamten 
der  städtischen  Wasserversorgung  gleichfalls  ein  Opfer  der  Pest  ge- 
worden waren  (Testa,  S.  44).  Die  Geistlichkeit  verdiente  jedes  Lob, 
da  sie  sich  als  Tröster  und  Ratgeber  fflr  die  Hinterbliebenen  der  Pest- 
opfer verdient  machte  und  die  Kranken,  soweit  es  in  ihrer  Macht  stand, 
pflegte.  Besonders  muß  an  dieser  Stelle  einiger  Teatiner  gedacht  werden, 
die  sich  außerhalb  der  Stadt  in  Sicherheit  befanden,  aber  kein  Bedenken 
trugen  in  die  Stadt  zu  kommen,  um  sich  hier  nützlich  zu  machen. 
Schon  fehlten  die  Totengräber.  Man  sah  sich  daher  genötigt,  die 
Landleute,  welche  in  die  Stadt  gekommen  waren,  um  Nahrungsmittel 
zu  verkaufen,  zwangsweise  in  der  Stadt  zurückzuhalten,  um  sie  als 
Totengräber  zu  benutzen.  Damit  sie  nicht  entwichen,  wurden  sie 
nachts  in  die  Gefängnisse  gesperrt  (Testa,  S.  31).  Auch  Gefangene 
wurden  gezwungen,  die  Toten  zu  begraben:  allerdings  versprach  man 
ihnen  die  Freiheit,  wenn  die  Pest  erloschen  sein  würde  (vergl.  Marseille, 
S.  942).  Die  Totengräber  trugen  geteerte  Kleider  und  Masken  vor 
dem  Gesicht.  Sie  zogen  die  Leichen  mit  großen  Haken  in  die  Gräber, 
welche  man  mit  Kalk  anfüllte.  Noch  glaubte  das  Volk  an  Wunder. 
Man  verbreitete  daher  das  Märchen,  daß  eine  Statue  des  heiligen 
Rochus,  des  Pestheiligen,  aus  einer  Wunde  Eiter  tropfen  ließe,  der 
die  Pest  heile.  Diese  Puppe  brachte  man  in  die  Stadt  und  empfing 
sie  feierlich  am  Tore  (Testa,  S.  44).  Inzwischen  blieben  die  Toten 
zum  großen  Teil  unbeerdigt,  da  die  Totengräber  gestorben  waren.  So 
entschloß  man  sich  denn,  die  Toten  in  Haufen  zu  vereinigen  und  sie 
in  der  Stadt  zu  verbrennen.  Anfangs  unterhielt  man  das  Feuer  mittels 
Zweigen,  Holz,  Pech  und  Schwefel.  Als  es  aber  an  diesen  Dingen 
zu  fehlen  begann,  zündete  man  die  Matratzen  und  Möbel  aus  den 
Pesthäusern  an  und  entschloß  sich  sogar,  die  der  heiligsten  Jungfrau 
errichteten  Triumphbögen  dem  gleichen  Zwecke  zu  opfern*)  (Testa, 
S.  54).  Hierbei  kam  es  mehrfach  zu  Bränden  und  eine  Bande  von 
Verbrechern  benutzte  die  Gelegenheit  zu  Brandstiftungen,  um  während 
der  allgemeinen  Aufregung  zu  stehlen  und  zu  rauben.  Als  der  Erz- 
bischof der  Pest  erlegen  war,  begrub  man  ihn  im  Dome  und  trug, 
um  Gott  milder  zu  stimmen,  als  „letztes  Mittel"  die  Bilder  der  Heiligen 
und  die  Reliquien  durch  die  Stadt.  Allmählich  nahm  die  Pest  ab  und 
auch  Lebensmittel  standen  reichlicher  zur  Verfügung,  da  der  König 
solche  aus  Neapel  geschickt  hatte. 

Während  Messina  in  dieser  schrecklichen  Weise  unter  der  Pest  litt, 
hatte  der  Vizekönig  einen  doppelten  Pestkordon  angeordnet,  um 
die  Stadt  Messina  von  der  übrigen  Insel  zu  isolieren.  Beide  Kordons 
liefen  in  der  auf  der  Tafel  XX  dargestellten  Weise  einander  parallel. 
Die  Namen  der  Kommandanten  stehen  neben  den  Linien,  welche  die 
Richtung  des  Pestkordons  angeben.  Der  äußere  (längere)  bestand 
aus  2610,  der  kürzere  (innere)  aus  1089  Menschen.    Später  wurde  der 


*)  Der  Vizekönig  war  mit  der  Verbrennung  der  Leichname  nicht  einverstanden 
TeBta,  Bando  No.  28,  S.  37). 
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äußere  Kordon  aufgehoben,  wohl  weil  er  sich  als  unnötig  erwies" 
innere  Kordon    bestand   dann   aus   1582  Menschen.    Diese   beid 
Pestkordons  haben   sich   gut  bewährt.     Ihnen  ist  es 
verdanken,   daß  alle  Provinzen  Siziliens,  die  sich  je 
seits  des  Kordons  befanden,  von  der  Pest  frei    blieben 
(Testa,  Bando  No.  32,  S.  42,  Bando  No.  38,  S.  78,  Planta   de 
cordoni :  Bandi  etc.,  S.  95,    Bando  No.  39,  S.  81). 

Nachdem  die  Pest  endlich  erloschen  war,  wurde  die  Stadt,  weld 
vor  Beginn  der  Pest  40321  Einwohner  zälilte  und  durch  die  Pest 
28841  Menschen  verloren  hatte  (Turriano,  S.  119)  in  ähnlicher 
Weise  desinfiziert,  wie  dieses  früher  für  Montpellier  geschildert  wurde 
(S.  916).  Als  Leiter  der  Desinfektion,  die  26  Tage  in  Anspruch  nahm, 
wurde  der  Doktor  Pietro  Polaeco  aus  Venedig  berufen  (Testa. 
Bando  44,  S.  88;  Turriano,  S.  195). 

Im  18.  Jahrhundert  beginnt  auch  England,  vorbeugende  Maß- 
nahmen gegen  die  Eiuschleppung  der  Seuche  zu  treffen,  wie  dieses  in 
Venedig  (S.  895),  Marseille  (S.  8961  und  Majorka  (S.  896)  schon  viel 
früher  geschehen  war.  So  erhielt  England  bei  Gelegenheit  der 
den  Ostseeprovinzen  und  in  Hamburg  wütenden  Pest  sein  erst« 
Quarantänegesetz.  1721  wurde  es  infolge  der  Pest  in  Marsei 
erweitert  und  1733  wieder  in  Erinnerung  gebracht.  Dasselbe  geschah 
1743  während  der  Pest  in  Messina.  1752  und  1788  endlich  fand  noch 
eine  wesentliche  Verschärfung  der  Quarantänebestiramungen  statt 
(Q  uarantine). 

Nach  dem  Jahre  1743  sind  Italien,  Frankreich,  Spanien,  England 
und  DeutscJiland  von  der  Pest  verschont  geblieben.  Nur  in  Rußland 
und  den  angrenzenden  Ländern,  z.  B.  in  Polen  und  Rumänien,  ferner 
in  der  europäischen  und  asiatischen  Türkei  wütete  sie  weiter.  Das- 
selbe war  im  äußersten  Osten,  z.  B.  in  Persien,  ferner  in  EgA-pten 
der  Fall.  Hier  setzten  die  europäischen  Großmächte  den  Hebel  ein, 
damit  Europa,  nachdem  der  Störenfried  Napoleon  niedergeworfen  war, 
sich  den  Werken  des  Friedens  und  der  Zivilisation  widmen  könne. 
Zunächst  war  es  Frankreich,  das  im  Jahre  1838  alle  seine  Konsuln 
zu  Berichten  Ober  die  Pest  und  ihre  Abwehr  aufforderte  (Prus)  und 
hierdurch  den  Anstoß  zu  einer  allgemeinen  Diskussion  über  die  Frage 
gab,  auf  welche  Weise  der  Seuche  durch  das  Zusammenwirken  der 
Großmächte  am  besten  zu  begegnen  sei.  Diese  Diskussion  wurde  dann 
zunächst  in  die  wissenschaftlichen  Kongresse  verlegt,  endlich  aber 
gelang  es  der  französischen  Regierung,  unter  dem  F^indrucke  der  iiu 
Orient  um  das  Jahr  1840  herrschenden  Pestepidemie  eine  Sanitäts- 
konvention zur  Abwehr  der  Pest,  der  Cholera  und  des  Gelbfiebers  ins 
Leben  zu  rufen,  der  nächst  Frankreich  zuerst  die  Staaten  Italiens, 
ferner  Portugal  beitraten.  Vorher  schon  hatte  die  Türkei  unter 
dem  Druck  der  Großmächte  ihren  Gesundheitsdienst  reorganisiert 
und  in  dem  oberen  Gesundheitsrate  eine  internationale 
Quarantänebehörde  geschaffen.  Diese  in ternationalen  Ab- 
machungen erwiesen  sich  als  äußerst  fruchtbar.  Sie  wurden  durch 
die  Konferenzen  zu  Konstantiuopoi  (1866),  zu  Wien  (1874),  zu 
Rom  (1885),  zu  Venedig  (1892),  zu  Dresden  (189.3)  und  andere 
Konferenzen  allmählich  erweitert  und  beziehen  sich  außer  auf  die  Pest 
vor  allem  auch  auf  die  Cholera  und  das  gelbe  Fieber. 

In   diesen   Abmachungen   verkörpert   sich   der  Wille 
der  Völker,  dem  gemeinsamen  Feind  durch  gemeinsa 
Abwehr  zu  begegnen. 
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Diesen  iDternationalon  Maßnahmen  muß  es  zugeschrieben  werden, 
(laß  der  Verbreitung  der  Pest  und  der  Cholera,  welche  bei  der  heutigen 
Ausdehnung  des  Handels  und  Verkehrs  unter  anderen  Bedingungen 
eine  stets  drohende  Gefahr  bleiben  würde,  erfolgreicher  Widerstand 
geleistet  wird. 

J^^  Anhang:  Die  Eleidang  des  Festarztes  und  ähnliches. 

I  In  Troyes   mußten  1517   diejenigen,   welche   die  Erkrankten  oder 

I  Leichen  trugen,  ferner  die  Desinfektoren  einen  Rock  von  rotem  Leder 
I  anlegen.  In  der  Hand  hielten  sie,  wenn  sie  sich  auf  der  Straße  be- 
I  fanden,  einen  roten  Stab.  Glocken  waren  an  ihren  Schenkeln  an- 
f  gebracht,  um  die  Vorübergehenden  zu  warnen,  ihnen  zu  nahe  zu 
kommen  (Boutiot,  S.  16,  36). 

Auch  bei  der  Mailänder  Pest  in  den  Jahren  162H  und  1630  trugen 
die  monatti,  welche  die  Leichen  begruben,  rote  Kleider  und  Schellen 
an  den  Füßen  (L  er  seh,  S.  290). 
Die  Gesunden  bewaffneten  sich  auf 
der  Straße  mit  Räucherkerzen  und 
mit  Hühlkugehi  aus  Holz  oder 
Metall,  die  man  mit  Parfüms  oder 
Ambra  füllte.  Am  Hals  hing  eine 
mit  Quecksilber  gefüllte  Flasche 
(Lersch,  S.  291). 

Der  auf  Figur  1  dargestellte  fran- 
zösische Pestarzt,  den  der  Hof  zur 
Bekämpfung  der  Pest  1720  nach 
Marseille  schickte,  trug  das  in  Ita- 
lien seit  langer  Zeit  benutzte  Pest- 
kleid. Es  bestand  aus  einem  langen 
ledernen,  weiten  Rocke,  der  vom 
Hals  bis  zu  den  Sohlen  reichte.  Die 
Stiefeln  besaßen  hohe  Schäfte  oder 
bildeten  die  Fortsetzung  der  ledernen 
Hoseu.  Auf  dem  Kopfe  saß  eine 
lederne  Maske ,  an  die  sich  ein 
breiter,  Hals,  Brust  und  Schul- 
tern bedeckender  Kragen  aus  dem 
gleichen  Stoffe  anschloß.  Die 
Augenlöcher  waren  durch  Gläser 
verschlossen.  Nach  vorn  verlängerte 
sich  die  Maske  schnabelförmig.  Die 
beiden  Nasenlöcher  waren  mit  par- 
fümierten Schwämmen  verschlossen 
(Lersch  S.  348,  Chavant,  Che- 
reau  S.  31.  Vergl.  auch  Reber 
und  das  Titeikupfer  zu  Manget). 

Aehnlich  wie  die  auf  dem  Bilde  dargestellte  Pestmaske  des  fran- 
zösischen Pestarztes  ist  auch  diejenige,  welche  Th.  Weyl  im  Jahre  1889 

*)  Entoommen  suia  Ach.  Chereau,  L«b  onlonnances  faictes  et  publica)  a  son 
de  troiupe  par  Ics  carrefoure  de  ceste  Ville  de  Paris  t)our  t'viter  le  ilanijier  de  Feste 
1531.  -  Pans  1Ö73. 


Fig.  1.  Mr.  ChicovDav,  chanceliier 
de  l'universit^  de  Montpellier  envov^ 
par  le  roy  ä  Marsctlle  en  habit  appelle 
contre  la  mort*j. 
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auf  der  Insel  Poveglia  bei  Venedig  auffand   und  welche  in  Fignr' 

wiedergegeben  ist*)  (Th,  Weyl). 


Fig.  2. 
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•)  Der  auf  der  rechten  Seite  stehende  Mann  hiilt  eine  Art  von  „Waffeletsen" 
der  Hand,  mit  dem  er  die  zu  desinBzierendej»  Briefe  durchlöchert.  Dasselbe  ifeechieilt 
mit  der  auf  dem  'fische  befindlichen  Presse,  deren  Platten  mit  ZUhnen  rersi 
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chenden Seuche  der  I^ttilentz  rechtschaffen  gebrauchen  sol  /  Von  einem  Erbam  Rath 
daselbst  /  tn  Druck  verfertigt.  Gedruckt  su  Berlin  durch  Nicolaum  Voltten.  Anno 
MDLXXXV.     fKgl.  Bibl.  Berlin  Ju  !699./ 

lAmmerl,   Geschichte  der  Seuchen  .  .  .  rar  Zeit  des  SO-jährigen  Krieget  (1890)  89, 

Lsehon,  S.,  Das  große  Sterben  in  Deutschland  (I884). 

teriob,   Geschichte  der   Volksseuclien  (1896). 

Land,  Das  tägliche  Leben  in  Skandinavien  während  des  16.  Jahrhunderis  (ISSt). 

Latlier,  Ob  man  vor  dem  Sterben  fliehen  ntSge.  Werke,  herautg.  von  Irmiseher, 
21.  Bd.    S.    S17 ff.  —  Luther   war    der  Meinung,    man   solle    vor   der  Pest  fliehen. 
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wenn    nicht  Amitpßiehlen,    t.    B,    die   einet    Preiligeri,    BiirgermritUn 
hierdurch   verletzt  wurden.     Er  telbtt  blieb  in    Wiltcnheri),    icn  die  Petl    JSi7 
obgleich    die    UniveriiUU   dtr  Pttt   wegen   nach    Jena    verlegt   worden   var    uAd 
Kiirfürit  ihn  aufforderte,  gleichJalU  nach  Jena  ru  gehen. 

Hanget.   Traite  de  Ui  pette  (Genhve  17S1).     Nicht   viel  mehr  aU   eine    WicdtrhoUtmf  if^ 
Werket  von  Kanc  hin  und  ähnlicher  Autoreti,  ^M 

Marqnardt,  Jiömitchc  Staattver/attung,  t.  Auß.,  S.  Bd.  (JMS)  SOS.  S 

MaszaoehelU,    Carlo,    ilemorie   iW provedimenli,    ordincUi   tUü   Supmto   Matttralo    d^Ja 
Siniilü  deUo  iS'tofo  di  Milano,  per  difeea  deUa  pubbliea  »alvetta,  dtiranU   U 
nella  Provensa,  Linguadoct<i,  e  ne'  vtcini  purei,  nvgli  anni  1710,  J?  I7tl  (Mü 
1^7  S.  S'.     Selten.     Dat    hier   benuUte  Exemplar  gehört   der  R.  Bibliolk 
Umentii  ('=  Bibl.  drlia  Brera)  und  wird  dort  venrahrt  unter  Y  II 66  ttnd  . 

Jtedieinit  che  r    Un  lerrieht  I  wie   anjetto    lieg    herum    gehenden    Petti. 
Seuchen  und  Krunckheiten  in  unterichiedenen  Königreichen  und  landen  j  i 
«1»  jeder  bey  un*    eich    towohl    tu  Baute  /  nlt    av{f   der  Iteite    priYterviren  .  .  k/h 
Auf  allergnädigtte  hohe    Verordnung  .  .  abgefattet.     Dresden  /  Verlegt*  Juhanu  . 
Winrkirr  t  Buchhändler  (1711).     [Kgl.  Bibl.  Berlin  Ju  SJgS.J 

V,  Maring,    Die  Pejt  in  Ciiln  im  Jahre   1665 — 1G66  in  Annalen   d.    hittor.    Verdtt* 
Niedrrrhein,  5.  lieft  (1857)   137. 

Mona.  ZeiUchr.  /.  d.  Getch.  d.  Oberrheim,  lt.  Bd.  (1801)  49. 

Koratorl,  Berum  italicarum  tcriptoret,  16.  Bd.  560,  18.  Bd.  8g. 

Ordnung    der   Stadt   Nürnberg    wie    nian  »ich    in    dieten   iferbleufften    halten 
Auffgericht  im  Jar  MDXXXIV.     fK<il.  Bibl.  Berlin  Ju  6419./ 

Papoa,  De  la  prtte,    !  Bde.  Parit.     An  8   de    la  Republigue.     Der    1,  Bd.     enthalt 
hitttiritche  Veberticht  über  die  Oetchichte  der  Pett,  der  i.  Bd.  handelt  von  der  ij 
liehen  Abicehr  der  Pejit.     Diener  Band  gibt  nicht  viel  mehr  alt  früher  Bächer,  dj 
liae  vcm  Tolone. 

Pettilenltordenu  nge:  Niitter  vnd  notwendiger  vnderricht  j  von  dem  Ampt  dtr  1 
keit  I  in  PetlHenlrteiten  /  wie  durch  ihren  fleit  die  Pettilenit    verhütet  /  vnd   d» 
eelbe  eingeritten  /  gedenipffi  icerdm  könne.      I  o»  dem  Nochgelahrten  Barr»  I  D. 
hanne  Ewich  j  bettalten  Phytico  tu  Bremen  /  in  Latin  grttelt  /  vn  in  m>ty  .~ 
abgeteilt  I  Nun    aber    gemeinem   Nutt    tu    gut    in  Deultch    gebracht  /  Durch  Juttmm 
Mo  Herum.     Anno  MDLXXXIII.     [Kgl.  Bibl.  Berlin  Ju  S69ä.J 

Petrarohaa  ....  opera  guae  extanl  omnia  .  .  .  ,  Baeileae  per  Sebaitianum  HenrfepHrt 
(1S/<1  auf  dem  Rücken  det  letzten  BlaUet)  S.  540. 

Fignatoro  tiehe  Tolone.  ^M 

Pmi,  Rapport  tur  la  pette  et  let  guaraiUainei  (Parit  1846),     Tabelie  hinter  S.  6S4.    ^H 

Quellen  tur  Getchichte  der  Stadt   Wien.    1.  Bd.  No.  1065,  S.  Bd.  Nu,  i486  «,  A'o.  t^^ 

Quaranline:  Artikel  in  der  Oyclopedia  Britannica. 

Baaohin,  Fr.,    Traitf  nouveau,  politicjue  et  mfdical  de  la  Pette,  Lyon  IG4O. 

Regiment    vnd    kurtier  Bericht  I  wie   man   rieh    in  Sterbentläufflen  1  da   die 

einreiieet  /  hallen  /  auch    wie     man   tich    durch    Göltet    dett  Allmächtigen    h%^ 
dieter  vergifften  Sucht  mit  guten  irfahmen  Uitteln  bewahren  j  vnd  wie  die  Injicit[ 
durch  bewerte  Arlteneyen  curirt  vnd  geheylel   werden    tollen.     Aut    tangwtrigtr 
fahrung  auffi    kürttett    vnd  fitittigtl    getteUt  j  durch    lacnbum  Throdorum   Taitrnat- 
mtmtanum,  der  Arteney  Doctortm.     Jetiund  auff  ein  newet    vbertehen   tmd 
I  tampt  vielen  Seereten  vnd  deteriptionibut,  vnd  geu-itten  EjrjieritnetUen  /  die  im 
eriten    Edition    gemangelt  /  tu    Ehren    vnd     Wolfahrt    vntcrm    geliebten     Vatbrrl« 
(Bild).  Mit  Rom.  Kayt.    May,    Freyheit  auß  tehn  Jahr  MDLXXXVI.     (KgH. 
Berlin  Ju  269'.>.) 

Bebar,  L'habil  det  mfdeeint  pendant  la  pette.     Janut,  1.  Bd.  (1896/97)  tf>8. 

Baaotüiii,  Zwo  Hautttafeln  vnd  vndcjricht  vor  die  Reichen  vnnd  Armen  /  *ur  Sommtr 
vnd  Winterieit  /  wider  die  fürttehende  /  »chreckliche  vnd  wegkfrettende  Peetile» 
die  nicht  allein  (wie  der  KSnigkliche  Prophet  j  Ptal :  91  taget)  im  ßntlerii  tcUei 
I  londem  auch  im  Mittage  /  alt  ein  wiUender  Mörder  eilendi  vntelirlie  Mei 
lödtel.  Den  lablichen  vnd  Hochherumbten  Seeh  vnd  Ante  Stellen  /  Lübeck  /  Hmwk- 
burgk  /  vnd  Liinaeburgk.  Auff  die  hochdringende  Noth  /  mit  det  .illmechUf«»  vnttd 
Barmherttigen  GOTTES  gnade  /  öeytiande  vnd  hülffe  /  tu  betonderm  nulte  rnd  trottet 
Durch  Doctorem  Er  n  et  tum  Reuehlinum,  der  Keyierliehen  freyen  Iteiehe  Stadt 
Lübeck  /  bellalten  Medicum  beiehrieben  /  u.t.w.  Mente  Avgvtlo,  Anno  JtDLXXt 
/Kgl.  Bibl.  Berlin  Ju  6464./ 

Blahä,  Car.,  Morborum  vulgarium  kittoria  leu  conttitutio  epidemica  taurittentit  anni 
S  Abteilungen  in  eii\em  Bande.     1.  Abt.  109,  S2  u.  tS    (Augtuta  Taurinurum  ij 
/Unirertitätt-Bibl,  in  Oöttingen.J 

BOMi,  Oirolamo,  La  pette  di  Monaco  dell'  anno  16SI  in  Notieet  et  doeumenle  relat^ft  n« 
regne  du  Prince  Honori  IJ  et  ä  la  miiiton    de   Orimaidi  (1891).    Ich   verä 
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KmntnU  diarr  intemtanten  Schüdrning  dem  Archivar  seiner  Hoheit   de»   Fünten 

Albert  II.  von  Monaco,  Herrn  Seige. 
de  Santi,  La  düinfcclion  d'une    vUlt  penti/erte  au  XVJI  nfeU.     Gazettt   hehdtimadaire 

de  tniderine  et  de  Chirurgie  (1890)  64,   77.      Vergl.  femer  die  unter  Ader,    Briet, 

Bienaitit,   Fahre,    Glaean,    Ranehin ,    Suau   zitierte  lAierat/ur,   welche    in 

der  Kgl.  Bibliothek  »«  Berlin  fehlt. 
Sufalder,   Die  ältetten  Peettraktate   der   Wiener  Schule.     Wiener   klin.  Sundechau  1898, 

S.   7,  S.'i,  Ä7  behandelt  dif  Therapie  der  Pest. 
tnall,  Die  Petit  tu  Bitdefheim    im  Jahre    1657.     Zeittehr.    d.  Hanvrrein»  f.  Oetch.    und 

Altertunukundr,  i7.  Bd.  (1S94J  SSS.     Vergl.  Münchemer  med.  Woehenjifhr.  (1893}  730. 
Stieker,   Die  Peit  in  Berichten  der  Laien   und  in   H>nt«»    der  Künalier,   Janu»   3.  Bd. 

(1898)  lt9. 
■nkn,  J,,   Tratte»  conlenan«  la  pure  et  vraye  doetrine  de  la  Peite  (Pari*  1S86J. 
•ohrohe.  H  ,  Kurmaint  in  den    Pettjahren   1666 — 1667,  133  S.  (190.1).     Diete  autfilhrliehe 

Arbeit,  in  der  wif  aktenmä/rige  Belege  geetStit,  die  Abwehr  der  Peel  in  Main*  1666 

i'it  1667  yeiehildert  wird,  konnte  nicht  mehr  benut2t  werden. 
TabemaemonUnni  siehe  Regiment  und  hirtjer  Bericht  .  .  . 
Teita,  Frano.,  Retaiion»  ietoriea  detla   petle    che    attaecuriri   a  Mettina    ntll'   anno    1743 

coli'  aggiunla  degli  ordini,   editti,    itlnizioni  e  altri  atti  puhhlici  falti    in    oecaiione 

della  medcsima  (Palermo  1745).     Mit  S  Tafeln.     /Kgl.  Bibl.  Berlin:  Ju  B46O.J 
T.  Täply.    Pettepidemien    in    der    Vergangenheit.      Wien.    med.    Pretie    (1899)    1519,    U61. 

(Behandelt  im  iretetUlichen  eine  Schrift  den  Pietro  da   Tottignana.) 
Tolone,  Padre  Mauritio  da,   Trattato   politieo    da   praticarti  ne    tempi   di  pettt,    Genova 

1661.     Neuer  Abdruck,  Napoli  1743,     Angefügt  i-tt  der  Brief  de»   bekannten    napole- 

tanttchrn  Arzlet  Pignataro  über  die  Peel  in  Neapel  1656.      (Kgl.  Bibl.  Ju  6O4O.) 
Tarriano     Oriu.,    Memoria    iiluriea    del  eontagio    delUx    cittd,    di  Meteina   (Nupoli   1745). 

[Kgl.  Bibl.  Bertin  Ju  5470.],  Angefügt    tind:  1)  Giuttificatione  dello  tpargo  de' panni 

etc.    di    D.  Latzaro    Rampen  ini    all'    illuetrittimo     ttnato.      t)    Fran  ceico 

Campolo:   Lettera  dell'amico. 
Vereontre,    La    mfdecine    publii/ue    dant    l'anliquitf.     Revue    areheologique,    39.  Bd.    99, 

f.v;,  346'.     Ich  verdanke  dien  Zitat  Herrn  Profeetor  Sehoene  in  KSnigiberg. 
Talli,  B.,  .S'ui'  meizi  d'impcdire  la  fermentatione  (Mantova  ISÜi). 
de  ViUalba,  Epidemologia  etpagnola  (Madrid  ISOt). 
Weyl,  Th.,    Ordentliche    Maßnahmen   gegen  atitleckende  Krankheiten    im  Handbuch   der 

Hygiene,  heraueg.  vcn   Th.    Weyl,  9.  Bd.  (1900)  585. 
Wohlwill,  Hamburg  ivlihrend  der  Pettjuhre  171! — 1714,    im  Jahrbuch  der   hamburgiteken 

u-iKtenechaftlichen  Anetallen,  10.  Jahrg.  [189t)  195. 


Bückbück*). 

Der  Aussatz  bat  bis  tief  in  das  14.  Jahrhundert  hinein  in  den 
meisten  Ländern  Euro]>as  geherrscht  und  war  zeitweise  namentlich 
vom  11.  bis  zum  14.  Jahrhundert  im  verwegensten  Sinne  des  Wortes 
eine  Volltskrankheit.  Dann  verschwand  die  Seuche  allmählich  und  ist 
in  größerer  Ausbreitung  heute  nur  noch  in  Norwegen,  in  Rußland  und 
in  der  Türkei  zu  tinden. 

Die  Pest  hat  seit  den  ältesten  Zeiten  die  Völker  Asiens  und 
Europas  in  unregelmäßigen  Zwischenräumen  überfallen  und  sie  oft 
genug  dezimiert.  Etwa  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  ist  sie 
jedoch  in  Europa  ein  seltener  Gast  geworden,  der  schnell,  wie  er  ge- 
kommen war,  verschwand,  ohne  größere  Spuren  seiner  Anwesenheit 
zu  hinterlassen.  Im  Orient  dagegen  und  in  Asien  scheint  ihre  Kraft 
noch  ungebrochen  und  bis  in  unsere  Tage  hören  wir  von  ihren  Raub- 
zügen. 

Können  wir  das  Verschwinden  vonAussatz  undPest 
aus  Europa  erklären? 

Was  den  Aussatz  betrifft,  so  müssen  die  zu  seiner  Ausrottung 
ergriffenen  Maßregeln  als  zweckentsprechende  und  wirksame  gelten. 
Die   möglichst  strenge  und  rücksichtslose  Isolierung  der  Erkrankten 


•)  Ueber  Byphili»  vergl.  Abschnitt  VIII. 
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wird  auch  in  früheren  Jahrhunderten  zum  Aussterben  des  Aussatzes 
geführt  haben,  wie  sie  sich  auch  in  der  heutigen  Zeit  nach  dem  Ur- 
teile maßgebender  Forscher  in  gleichem  Sinne  bewährt 

Viel  schwieriger  dürfte  es  sein,  das  Fernbleiben  der  Pest  zu  er- 
klären. 

Zu  ihrer  Abwehr  werden  im  Bedarfsfalle  heute  die  gleichen  Mittel 
wie  in  den  vergangenen  Jahrhunderten  angewendet.  Wie  während 
des  ganzen  Mittelalters  und  während  des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts 
sondern  wir  verdächtige  Personen  und  Waren  ab  und  legen  sie  in 
Quarantäne.  Wir  dürfen  uns  nicht  rühmen,  auf  diesem  Gebiete  bessere 
und  sicherere  Methoden  zu  besitzen  als  die  vergangenen  Jahrhunderte. 
Zugegeben  dagegen  kauii  werden,  daß  die  alten  Methoden  der  Des- 
infektion durch  die  Errungenschaften  der  neueren  Hygiene  überholt 
sind.  Hauptsächlich  aber  scheint  es,  daß  auch  die  Pest  wie  viele 
andere  Infektionskrankeiten  in  dem  Schmutz  der  Städte,  der  Woh- 
nungen und  Straßen  einen  günstigen  Nährboden  findet.  Diesen  Nälir- 
boden  haben  wir  wesentlich  verändert,  weil  in  den  meisten  Kultor- 
staaten  in  den  letzten  Jahrzehnten  der  öifentlichen  Reinlichkeit  eine 
viel  größere  Aufmerksamkeit  als  in  der  Vergangenheit  geschenkt  wird. 
Schließlich  kommt  als  sehr  wesentlich  der  Umstand  in  Betracht,  daß 
man  erfolgreich  begonnen  hat,  die  Pest  an  ihrem  Entstehungsorte, 
also  im  Orient,  in  Mesopotamien,  in  Persien  und  Indo-China  zu  be- 
kämpfen. Offenbar  sind  die  infizierten  Orte  in  größere  Entfernung 
von  unserem  Erdteile  gerückt  als  früher,  wo  z.  B.  der  südliche  und 
östliche  Teil  Mediterraniens  beständig  unter  der  Pest  zu  leiden  hatte. 
Hierdurch  aber  wird  Europa  seltener  als  früher  die  Pesterreger  rn 
empfangen  Gelegenheit  haben. 


YII.  Krankenhäuser. 

I.  Die  Krankenhäuser  nach  Ländern. 

A.  VorobriBtliche  Zeit. 
1 )  Inder. 

Die  bisher  älteste  Nachricht  über  indische  Krankenhäuser  findet 
sich  in  Samyutta  Nikäya,  einer  aus  dem  5.  vorchristlichen  Jahrhundert 
stammenden  kanonischen  Schrift  der  Buddhisten. 

Hier  ist  von  einem  Gebäude  des  Mahävana  Vihära  in  Vesali  die 
Rede,  das  für  die  Aufnahme  kranker  Mönche  diente '. 

Aus  dem  1).  Jahrhundert  v.  Chr.  stammt  die  berühmte  Inschrift  des 
Königs  Asöka.  Hier  heißt  es  in  dem  3.  Edikt;  Ueberall  hat  der  götter- 
geliebte König  Priyadarsin  (Asrtka)  zwei  Arten  von  Hospit&lern  ge- 
gründet, sowohl  Hosidtäler  für  Mensehen  als  auch  Hospitäler  nir 
Tiere  K 

Auch  der  König  Mahänäraa*  (erste  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts 
nach  Chr.)  und  der  König  Buddhadasa*.  welche  beide  auf  Ceylon 
herrschten,  haben  unzweifelhaft  Krankenhäuser  errichtet. 

Der  chinesische  Reisende  Pilger  Fa  Hian  beschreibt  Kranken- 
häuser, die  er  um  400  n.  Chr.  in  der  indischen  Stadt  Pätaliputra 
(Patna-Bankipur)  gesehen  hat^  In  diesen  konnten  die  Armen,  Ver- 
lassenen, Krüppel  und  Kranken  sich  erholen  und  erhielten  alle  Arten 
von  Arzneien ;  sie  wurden  von  Aerzten  behandelt. 

164 


Zur  Geschichte  der  Sozialen  Hygiene. 


955 


Nach  dem  Bericht  des  Chinesen  Houen  Tsang,  der  von  629 — 645 
n.  Chr.  in  Indien  mit  Unterbrechungen  tätig  war,  errichtete  der  König 
Siläditja  II  (610—650  n.  Chr.)  an  allen  Straßen  Indiens  Kranken- 
häuser und  stellte  in  ihnen  Aerzte  an.  Auch  sorgte  er  für  Speise, 
Trank  und  Arzneimittel  **. 

Bekanntlich  breitete  sich  der  Buddhismus  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten der  christlichen  Aera  weit  nach  Westen,  z.  B.  bis  nach 
Persiea  aus.  Es  ist  daher  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  wie  bereits 
behauptet  wurde,  daß  die  christlichen  Xenodochien  und  Kraukenliäuser 
in  den  indischen  Anstalten  ihre  Vorbilder  gefunden  haben.  Allerdings 
fehlen  vor  der  Hand  noch  die  Beweise  für  die  Richtigkeit  dieser  Aü- 
nahme.  Das  eine  aber  geht  aus  der  obigen  Darstellung  mit  Sicher- 
heit hervor,  daß  in  Indien  schon  500  Jahre  v.  Chr.  Krankenhäuser 
vorhanden  waren,  also  zu  einer  Zeit,  «in  welcher  sich  das  historische 
Dunkel  über  Rom  eben  erst  zu  lichten  beginnt  und  in  Rom  kaum  eine 
andere  Kultur  herrschte  als  die  martialische. 

Idteratnr. 

1)  Brief  von  Prof.  Oelger  (Erlangen)  an  Prof.  JaUy  iWürxburgj  und  mir  von 
iettUsrem  freundliehjit  mitgeteilt.  Die  SteUe  tn  Mohävanto,  XXXII.  33  (Ed. 
Turnour,  I,  ö.  196),  welche  den  König  DuUhagamani  betrifft,  hat  mit  Kranken- 
häujiern  ni-chu  zu  tun  (Geiger). 

2)  BOUer,  ZeiUchr.  der  denUch.  morgenUind.  Oft.,  37.  Bd.  (1883)  98;  Jelly,  Inditehe 
Medizin,   S.   If.  IS. 

31  MahiTMio,  XXXVII.  161.     Brief  dej  Herrn  Geiger  wis  oben'). 

4)  Ilricj  deji  Herrn  Joilf  a.  d.  Herautgeber. 

5)  Qntt,  A  hinlory  oj  civHitaiion  in  aneient  India  (London  1893),  !.  Bd.,  S.  59; 
Cordier,  P.,  Origine»,  evolution  et  dieadenee  de  la  Medeein»  Jnditnne. 

6)  Dott  a.  a.  O.,  g.  Bd.,  S.  I4I. 

7)  Brief  det  Herrn  JoUy  a.  d.  Heraxugeber, 


2)  Griechen  und  Römer. 

Die  Griechen  suchten  in  den  Temi»eln  des  Asklepios  Heilung 
und  übernachteten  zu  diesem  Zwecke  im  Heiligtum  selbst.  Dies 
nannte  man  enkoimesis  (inkubatio  oder  Tempelschlaf).  Es  handelt 
sich  hierbei  also  offenbar  um  eine  Art  von  hypnotischer  und  sugges- 
tiver Kur,  die  vielleicht  durch  besondere,  den  Priestern  bekannte  Heil- 
mittel unterstützt  wurde.  Daß  in  früherer  Zeit  mit  diesen  Asklepien 
eigentliche  Krankenhäuser  verbunden  waren,  ist  zweifelhaft.  Später- 
hin war  dieses  aber  sicher  der  Fall.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
2.  Jahrhunderts  n.  Chr.  reiste  man  zu  den  Asklepios-Heihgtümern,  wie 
heute  in  die  Bäder  {Harnack,  S.  94). 

Die  Asklepien  wurden  mit  marktschreierischen  Inschriften  ver- 
ziert, auf  denen  angebliche  glückliche  Heilungen  (lamata)  und  bewährte 
Arzneimittel  verzeichnet  waren  (Di eis).  Großer  Berühmtheit  erfreuten 
sich  die  von  tüchtigen  Aerzten  geleiteten  Asklepien  zu  Kos  und 
Knidos,  während  das  Asklepion  von  Epidauros  einen  schlechten  Ruf 
genoß  *). 


*)  Behr  lesenswert  \«l  die  VerspottUDe  des  TempeladilafoB  durch  AristophaneB 
(Plutus,  ed.  Dindorf,  8.  665  ff.).  —  Nach  Ritter  von  Rittersheim  lassen 
sich  die  Spuren  des  Tempetschlafes  in  Griechenland  bis  auf  die  Gegenwart  verfolgen. 
Die  Mütter  pflegen  nämlich  ihre  kranken  Kinder  i3en  Heiligen  zu  Füßen  zu  legen 
oder  sie  in  der  Kirche  übernachten  zu  lassen.  Ueber  den  ,lempelachlaf"  in  chnst- 
lichen  Kirchen  während  de:<  frühen  Mittelalters  siehe  S.  9(ä. 
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Nach  Plutarch  hefauden  sich  die  Asklepien  außerhalb  der 
Städte,  weil  hier  die  Luft  besser  als  im  Innern  der  Städte   war 

Als  die  Griechen  die  Insel  Delos  für  heilig  erklärten,  wurde  aui 
bestimmt,  daß  dort  keine  Frau  niederkommen  dürfe.  Es  wurden  vi 
mehr  alle  schwangeren  Frauen  nach  der  benachbarten  Insel  Rheoae 
gebracht.  Ob  aus  diesen  Tatsachen  auf  das  Vorhandensein  einer  Ent- 
bindungsanstalt, eines  Spezialkrankenhauses  für  Frauen  auf  Rhenae 
zu  schließeu  sei,  scheint  zweifelhaft  (Er seh  und  Gruber). 

Bei  den  Römern  war  in  ältester  Zeit  der  Hausherr  (pat«r 
familias)  der  Arzt  seiner  Familie.  Die  Kranken  wurden  im  Haui  ' 
verpflegt.  Selbst  27  n.  Chr.  scheinen  in  Rom  öffentliche  Krauki 
häuser  gefehlt  zu  haben.  Denn  die  bei  dem  damaligen  Einstürze  det 
Theaters  zu  Fidenae  bei  Rom  Verunglückten  wurden  von  den  Bürgern 
in  ihre  Häuser  aufgenommen.  -Erst  zur  römischen  Kaiserzeit  hören 
wir  von  eigentlichen  Krankenhiiusern,  den  vale  tudin  arie  n.  Dii 
wurden  von  den  reichen  Familien  für  ihre  Sklaven  und  ihr  Hausgesini 
errichtet.  Zu  Tacitus  Zeiten  waren  die  valetudinarien  eine  sehr  be- 
kannte Einrichtung  (Marq  ua  rdt).  Ein  besonders  großes  Kranken- 
haus erwähnt  Celsus. 

In  der  römischen  Armee  und  Marine  war  das  Medizinalwesen 
mindestens  seit  Caesars  Zeit  wohlgeordnet.  Es  bestanden  besondere 
Militär- Krankenhäuser.  A 

Kliniken  (tabernae  publicae.  iatreia)  kannte  man  in  Rom  schdl 
im  2.  Jahrhundert  v.  Chr.  Sie  waren  Eigentum  der  Aerzte  oder 
wurden  diesen  vom  Staat  zur  Verfügung  gestellt.  So  wird  berichtet, 
daß  der  Senat  dem  griechischen  Arzte  Archagatus,  dem  Sohne  des 
Lysanias,  der  219  v.  Chr.  nach  Rom  kam,  eine  Klinik  errichtete 
läßt  sich  vermuten,  aber  nicht  beweisen,  daß  diese  tabernae  pubU 
mit  Krankenhäusern  verbunden  waren. 

Ueber  Stadtärzte  im  Altertum  siehe  S.  890,  Anm. 
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B.  Chiifitliohe  Zeit. 

1.  Aelteste  Krankenhäuser  im  Orient,  in  Italien, 

Spanien  und  Japan. 
Das  Christentum  ist  für  die  Gesundheitspflege  seit  seiner  Es 
stehnng  dadurch  äußerst  bedeutsam  gewesen,  daß  es  seinen 
hängem  die  Fürsorge  für  die  Kranken  zur  strengen  Pflicht  machte 
Die  ursprünglich  private  Krankenpflege  wurde  bald  organisiert  und 
nunmehr  von  den  Bischöfen  geleitet.  Die  Gründung  selbstiimligfl 
Anstalten   zur  AusQbuug  der  Barmherzigkeit  lag  in  jenen   frühest 
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Zeiten  außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit  für  die  jungen  Christen- 
gemeinden. Erst  als  das  Chriätentuni  im  4.  Jahrhundert  unter  Con- 
stantin  dem  Großen  zur  Staatsreligion  erhoben  wurde,  und  die  stets 
wachsende  Zahl  seiner  Anhänger  auch  die  ^Viiforderungen  an  die 
Krankenptiege  in  außorordentitcheni  Maße  steigerte,  machte  sich  das 
Bedürfnis  nach  Errichtung  besonderer  Hospitäler  zur  Unterbringung 
der  Hilfsbedürftigen  geltend.  Auch  zögerte  man  nicht,  ihm  nachzu- 
komiiien,  besonders  in  Zeiten,  wo  durch  das  Auftreten  von  E])idemien 
eine  größere  Wirksamkeit  entfaltet  werden  mußte.  Aus  solcher  Ver- 
anlassung entstand  um  375  das  von  Ephrem  gegründete  Hospital  zu 
Edessa.  Derartige  Anstalten  waren  aber  nicht  nur  Krankenhäuser  in 
unserem  Sinne,  sondern  dienten  gleichzeitig  zur  Aufnahme  von  Frem- 
den und  obdachlosen  Armen,  sowie  zur  Verpflegung  von  Kranken  und 
sonstigen  Hilfsbedürftigen.  Eine  Trennung  iier  verschiedenartigen  Un- 
glücklichen gab  es  nur  in  sehr  volkreichen  Städten.  Anstalten  zur 
alleinigen  Verpflegung,  von  Krauken,  hießen  Nosokomien;  waren 
sie  mit  solchen  für  andere  Hilfsbedürftige  verbunden,  so  nannte  man 
sie  Xenodochien. 

Derartige  Anstalten  bestanden  schon  in  der  Mitte  des  3.  Jahr- 
hunderts in  Sebaste  und  Cäsarea  *). 

Eins  der  ültesten  war  das  vom  heiligen  Zolikus  in  Konstantinopel 
gegründete  Xenodochion,  dessen  Wiederherstellung  sich  Kaiser  Kon- 
stantius  II.  (3iJ7 — 361)  angelegen  .sein  ließ.  Aus  dem  Jahre  375  stammt 
das  schon  erwähnte,  in  Edessa  vom  heiligen  Ephrem  gegründete  Kran- 
kenhaus, in  welchem  301  Kranke  Unterkunft  fanden.  Besonders  be- 
rühmt ist  das  vom  heiligen  Basilius  in  Cäsarea  in  Cappadozien  um 
das  Jahr  369  gegründete  Hospital.  Es  bildete  vor  den  Toren  der 
Stadt  eine  Stadt  für  sich,  in  deren  Mitte  sich  eine  Kirche  erhob  und 
enthielt  außer  den  Kranken-  und  Wirtschaftsräumen  auch  Wohnungen 
für  Aerzte  und  Krankenpfleger.  Diese  Anstalt  wurde  zum  Vorbilde 
für  die  Hospitäler,  welche  sich  zunächst  im  Orient  so  überraschend 
schnell  vermehrten,  daß  es  im  *>.  Jahrhundert  kaum  eine  Bischofsstadt 
gab,  welche  nicht  ein  Xenodochiura  besaß. 

In  diesem  Zusammenhange  sei  auch  der  Krankenhäuser  der 
Nestorianer  ia  Persien  gedacht.  Sie  sind  nicht  auf  griechische 
oder  indische,  sondern  auf  christliche  Einflüsse  zurückzuführen.  Die 
von  den  Nestorianern  gegründete  medizinische  Schule  von  Dschon- 
disabur  bestand  seit  260  n.  Chr.  und  wird  noch  988  erwähnt  (Häser, 
S.  -Jb.). 

Auch  im  Occident  sind  die  Krankenhäuser  zur  Zeit  Gregors 
des  Großen  (59Ö  — 604)  weit  verbreitet. 

Spanien  erhielt  bereits  580  ein  großes  Spital  durch  die  Stiftung 
des  Bischofs  Masana  von  Augusta  emerita  (Merida). 

In  späterer  Zeit  zeichnete  sich  Spanien  vor  anderen  Ländern  durch 
die  Zahl  und  die  Einrichtung  seiner  Spitäler  aus. 

In  Rom  diente  bereits  im  4.  Jahrhundert  die  taberna  meritoram 
zur  Aufnahnje  von  Siechen. 

420  bestand  daselbst  das  von  Fabiola,  einer  edlen  Römerin,  ge- 
gründete Kraukenhaus,  welches  mit  einem  Genesungsheim,  villa  lang- 


•)  Nach  einer  brieflichen  Mitteilung  von  Prof.  Ki  tanato  in  Tokio  an  Th.  Wey  I 
begann  man  in  .Tnpan  Ende  des  7.  und  Anfang  des  8.  Jahrhuniiertti  Spitäler  zu 
errichten. 
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uentium,  verbunden  war.  Die  zur  Zeit  Gregors  des  Großen  daselbsf 
bestehenden  Xenodochien  und  Diakonien  gingen  aber  nach  dessen  Tode 
zu  Grunde,  als  die  kirchliche  Armenptiege  verfiel.  Erst  im  8.  Jahr- 
huudert  fand  unter  dem  Papste  Hadrian  und  dessen  unmittelbaren 
Vorgängern  eine  Restauration  derselben  statt. 

Diakonien*),  welche  auch  zur  Aufnahme  obdachloser  Kranker 
dienten,  wurden  in  jedem  Stadtviertel  errichtet.  Zu  Hadrians  Zeiten 
besaß  Rom  deren  20,  im  9.  Jahrhundert  24,  außer  den  von  verschie- 
denen Nationen  daselbst  unterhaltenen  Xenodochien  und  Hospitälern. 
Hadrians  Nachfolger,  Leo  III.,  gründete  das  Hospital  zum  heiligen 
Petrus.  Im  9.  Jahrhundert  trat  ein  abermaliger  Verfall  der  Hospitäler 
Roms  und  anderer  italienischer  Städte  ein.  Zu  den  wenigen,  welche 
diesen  Verfall  überdauerten,  gehörte  das  Hospital  Maria  della 
Scaia  zu  Siena,  im  9.  Jahrhundert  gegründet,  welches  große  Be- 
rühmtheit erlangt  hatte  un<l  vielen  italienischen  Hospitälern  als  Muster 
diente.  Die  Er  riehtun  g  von  Hospitälern  durch  die  Städte 
selbst  geht  mit  dem  Aufblühen  der  letzteren  Hand  in  Hand.  In 
Italien  beginnt  sie  schon  im  "j.  Jahrhundert.  Mailand  hatte  .schon 
im  8.  Jalirhundert  ein  Gebär-  und  Findelhaus  und  besaß  im  12.  Jahr- 
hundert wenigstens  11  Krankenhäuser,  Monza  deren  8.  Auch  Pisa 
hatte  im  13.  Jahrhundert  einige  Hospitäler.  Die  Hospitäler  von  Valdi- 
chiana  werden  bei  Dante  erwähnt  (Inf.  XXIX,  4f>).  Die  Gründung 
des  Hospitals  Santa  Maria  Aununziatazu  Neapel  föllt  in  das  Jahr  I'SUM; 
100  Jahre  früher  entstand  zu  Rom  das  Ho.s]>ital  Santo  Spirito. 

Diese  großartige  Schöpfung  Innocenz  III.  erhob  sich  an  der 
nämlichen  Stelle,  auf  welcher  der  Tradition  nach  der  angelsächsische 
König  Ina  um  715  eine  Kirche  und  ein  Gasthaus  errichtet  hatte,  mit 
denen  König  Oflfa  von  Mercien  794  ein  Xenodochium  verbunden  hatte. 
Doch  hält  diese  Tradition  strenger  liistorischer  Forschung  nach  privater 
Mitteilung  von  Prof.  F.  Lieb  ermann  nicht  Stand.  Das  neue 
Spital  .sollte  als  Grundlage  der  von  Innocenz  geplanten,  über  die  ganze 
Christenheit  auszudehnenden  Hospitalorganisation  dienen.  Zu  diesem 
Zwecke  berief  der  Papst  den  Stifter  des  Ordens  vom  heiligen  Geist, 
Guy  tie  Montpellier,  an  die  Spitjce  der  ganzen  Organisation,  mit  dessen 
Hilfe  er  alsbald  die  geplanten  Neugründuugen  in  allen  Ländern  unter- 
nahm iVirchow). 

P'lorenz  besaß  bereits  1338  3(J  Kranken-  und  Armenhäuser  mit 
mehr  als  1000  Betten.  2  Jaluiiunderte  später  rühmte  Luther  die 
musterhaften  Spitäler  und  Findelhäuser  derselben  Stadt,  welche  er 
aus  eigener  Anschauung  kannte  (Luther**).  Auch  Jehan  Brigonnet, 
ein  hoher  französischer  Beamter,  lobt  1525  die  italienischen  Kranken- 
häuser und  stellt  sie  als  Vorbild  für  die  Reorganisation  des  Hötel- 
Dieu  von  Paris  hin  (Coyectiue,  1.  Bd.,  S.  334).  Vergl.  S.  966. 

Mailand  erhielt  1456  das  großartig  angelegte  Ospedale  maggiore. 
das  wir  aus  Filaretes  Beschreibung  kennen.  Dieses  Hospital,  über 
dessen  Bauplan  weiter  unter  nälicre  Angaben  gemacht  werden,  zeichnete 
sich  in  vieler  Hinsicht  durch  die  Zweckmäßigkeit  seiner  Einrichtungen 


•)  Diakonia  war  ursprünglich  ein  Gebäude  oder  ein  Ort,  an  dem  Hilfsbedürf- 
tige oder  Kranke  unterstützt  und  verpflegt  wurden.    Vergl.  Du  Gange,  Glossarin 
unter  Diaconia.    Später  ging  der  Name  Diakonie  auf  die  Tätigkeit  über,  die  in 
Diakonien   ausgeübt  wimle.    Auch  entspricht  daa  Wort  bisweilen  unserem 
kreia  oder  Wonlfahrtssprengel. 

**)  Vergl.  den  Wortlaut  im  Literaturverzeichnis  unter  Luther. 
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aus,  welche  sich  bis  auf  die  Anordnung  der  Abtritte  und  die  Fürsorge 
für  deren  Reinigung  erstreckte. 

Zu  diesem  Zwecke,  wie  zur  Entfernung  alles  sonstigen  Unrats  be- 
nutzte Filarete  den  am  Hospital  vorbeifließenden  Stadtgraben,  dessen 
Wasser  in  einen  Sammelbehalter  geleitet  und  daseibat  mittels  Schleusen 
aufgestaut  wurde.  Hier  begann  die  zum  Spülen  der  Aborte  bestimmte 
Leitung.  Sie  war  in  ihrem  ganzen  Verlaufe  —  wohl  durch  Einsteige- 
schachte —  zugänglich  und  konnte  daher  leicht  gereinigt  werden.  Sie 
mündete  wiederum  in  den  Stadtgraben  und  zwar  auf  der  Sohle  desselben, 
damit  der  Abfluß  des  Schmutzwasaers  ohne  Schwierigkeit  vor  sich  ging. 
Das  Wasser  des  Stadtgrabens  wurde  schon  zu  Filaretes  Zeit  —  wie  noch 
heute  —  auf  Bieselfelder  geleitet  (Filarete). 

Am  Erankensaal  lagen  die  Aborte,  zu  denen  kleine,  zwischen  je 
zwei  Betten  angebrachte  Türen  führten.  Der  Unrat  fiel  direkt  in  den  Kanal, 
durch  welchen  das  Wasser  des  Stadtgrabens  floß.  Luftsch&chte  leiteten 
die  üblen  Gerüche  ab  und  dienten  gleichzeitig  als  Regentraufen,  so  daß 
auch  das  Regenwasser  zum  Spülen  der  Aborte  benutzt  werden  konnte. 
Eine  Schilderung  dieses  Hospitals  aus  dem  Jahre  1846  bezeichnet  dasselbe 
als  den  Stolz  Italiens  und  eine  Zierde  der  österreichischen  Humanitäts- 
anstalten.  Besonders  gerühmt  wird  seine  Oekonomie,  hingegen  wird  auf 
die  Notwendigkeit  verbesserter  Reinlichkeit,  Ordnung  und  Krankenpflege 
mit  scharfen  Worten  hingewiesen  (Dietl). 

In  Rom  entstand  1500  ein  Gebärhaus  für  arme  Frauen,  das  Ar- 
chiospedale  di  San  Rocco.  Die  Hospitäler  Roms  rühmte  im  17.  Jahr- 
hundert Abraham  a  Santa  Clara. 

Weiteres  über  italienische  Krankenhäuser  siehe  in  dem  Abschnitt 
über  bauliche  Entwickelung  der  Krankenhäuser  und  unter  Querini. 
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2.  Klosterkrankenhäuser. 

Schon    in    den    ersten  Jahrhunderten   ihres  Bestehens  gewährten 
die  Kh")ster  den  Kranken  und  Hilfsbedürftigen,  auch  Aussätzigen  u 
Krüppeln,  Aufnahme  und  liebevolle  Pflege.   Zu  diesem  Zwecke  ward 
besondere   Räume   (intirmaria,   hospitale   pauperum)   in   den    Klöstei 
bereit   gehalten.      Erstere    war   füi-    die    regelmäßigen    Insassen    A 
Klosters,  letzteres  für  Fremde  bestimmt. 

Durch  Konzitieubeschlüsse  und  die  Satzungen  ihrer  Kapitel  wurde 
den  Klöstern  die  Errichtung  von  Spitälern  wiederholt  zur  Pflicht  ge- 
macht. Auf  der  ersteu  Sj'node  des  Bonifazius  vom  Jahre  742  wurde 
die  Bestimmung  getroffen,  daß  sich  neben  jedem  Kloster  ein  Xeno- 
dochium  befinden  müsse.  So  wird  z.  B.  von  Praejectus,  dem  Bischof 
von  Auvern  (t  074),  berichtet,  daß  er  aus  eigenen  Mitteln  ein  Xeno- 
dochium  nach  orientalischer  Sitte  errichtete  und  medicos  vei  strenu 
viros,  qui  banccuram  gererent,  ordinavit  (Schlosser).  Abt  Desideri 
von  Montecassino  errichtete  ebenfalls  außerhalb  des  den  Zugang  zam 
Kloster  vermittelnden  Tores  ein  Xenodochium  (S.  957). 

Der   heilige  Benedikt  (480—543)  hatte  seinen  Ordensbrüdern  die 
Krankenpflege  durch   die   Ordensregel  No.  3(5  zur  besonderen  Pfli 
gemacht.    Diese  Regel  lautet :  Jeder  kranke  Bruder  erhält  eine  besoi 
dere  Zelle  und  einen  gottesfürchtigen,  fleißigen  und  besorgten  Pfleg 
Auch   muß  der  Abt  dafür  sorgen,   daß  die  Kranken  von  den  Dienei 
nicht  vernachlässigt  werden  (Migne,    6G.    Bd.,    S.  581).     Vgl.    aucli 
Grützniacher,  Spreitzenhofer,  Wölflin. 


en 
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Wir  finden  daher  häutig  in  den  uns  überlieferten  Beschreibun(;Q^| 


von  Benediktinerklöstern  zweckmäßige  Einrichtungen,  die  der  FQrsor 
für  die  Kranken  entspringen.  Das  gegen  Mitte  des  6.  Jahrhundert* 
gegründete  Benediktinerkloster  Fontanelhi  oder  St.  Vandrille  bei 
Reuen  war  bereits  vor  dem  großartigen  Umbau  durch  den  Abt  Ansegis 
(822—833)  mit  einem  Spital  versehen 

Das  Kloster  Corbie  an  der  Somme  unterhielt  um  822  ein  hospitii 
infirmorum. 

Um  dieselbe  Zeit  (820)  entstand  in  Salerno,  vom  Erzpries: 
Adelmus  gegründet,  ein  öffentliches  Krankenhaus,  welches  mit  d 
Benediktinerkloster  in  Verbindung  stand  (Puschmann,  S.  171). 

Auf  die  Einrichtung  eines  eigenen  Krankenviertels  deutet  folgender 
Satz  aus  der  Regel  des  Isidorus  Hispalensis  (ötiO— ü3«3);  Locus  autem 
aegrotantium  remotus  erit  a  basilica,  vel  cellulis  fratrum,  ut  nul. 
inquietudine  vel  clamoribus  impediantur  (Schlosser). 

In  den  meisten  Klöstern  war  das  Krankenviertel  dem  Treiben  d 
tlbrigen  Klosters  entrückt;  sehr  komfortabel  ausgestattet  erscheint  da 
Infirmarium  von  St.  Trond:  Domus  infirmornm  habens  fumariuni  si» 
focariam  capellulam,  lobiam,  camcram  (lis]iensatoriam,  cameram  privat.'iB 
aliam(|ue  privatiorem,  ortum  autem  eque  postibus  tabulis  spinis  inuni- 
tum,  ut  esset  e.\  aere  et  viriditate  infirmorum  aspectibus  refrigeriut 

Ein    besonderes    Krankenviertel    besaß    das    Benediktinerklostc 
Hirsau,   wie   aus  den  Vorschriften  über  den  allabenillichen  Rundganl 
des  prior  claustrensis  in  den  Const.  Hirs.  zu  ersehen  ist  (SchIosser| 

Auch  der  Bauriß  von  St.  Gallen  von  820  weist  einen  getrennt« ' 
Spitalbezirk  auf.     Dieser  Plan   stellt  zwar  kein  Abbild  der  wirkliche 
Klosteranlage   dar,    dafür   aber   den    Durchschnittstypus  einer  große 
Benediktinerabtei.     Da    wir   sie   als   allgemeines    Schema    damalige 
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r Klosteranlagen  betrachten  dürfen,  gewinnen  natflrlich  die  aus  ihm  er- 
sichtlichen Einrichtungen  um  so  größere  Bedeutung. 
Die  daselltst  für  (iic  Krankenpflege  vorgesehene»  Räumlichkeiten 
sind :  das  Krankenhaus,  das  Aderlaßhaus,  die  Wohnung  für  die  Aerzte 
mit  besonderem  Zimmer  für  die  schwer  Kranken,  locus  valde  intir- 
moruni,  worunter  wahrscheinlich  die  ansteckenden  Kranken  zu  verstehen 
sind  (Keller).  Ein  hosiiiliolura  für  Leprose,  sowie  mansiones  für 
jiauperes  hatte  übrigens  schon  im  Jahre  W)  der  Abt  Othmar  von 
St.  Gallen  errichtet  (Ratzin  ger,  S.  212,  Anmkg.  3). 

Ein  anderes  Henediktiuerkloster,  das  im  Sabinergebirge  gelegene 
Farfa,  wird  uns  in  der  ältesten  erhalten  gebliebenen  mittelalter- 
lichen Bauordnung  beschrieben,  dem  Ordo  Farfensis.  Wenigsteus 
dürfen  wir  annehmen,  daß  der  so  benannte  Abschnitt  aus  der  1039 
bis  1048  entstandenen  Disciplina  Farfensis  den  für  den  Neubau  des 
Klosters  Farfa  übernommenen  und  ergänzten  Bauplan  darstellt.  Der 
darin  beschriebene  Spitalbezirk  ist  ein  Gebäudekomplex,  der  G  Kranken- 
zellen  enthält,  darunter  4  von  gleicher  Größe  (27'  X  23')  mit  je  8  Betten 
und  ebensovielen  Abtritten.  Ferner  isl  eine  Badestube  für  die  Kranken 
vorhanden,  welche  Sonnabends  zur  Fußwaschung  kommen,  und  eine 
Stube  für  die  Diener,  welche  Schflsselu  und  Hausgeräte  der  Kranken 
zu  reinigen  haben. 

Das  vom  heiligen  Otto  1120  gestiftete  Aegidius-Spital  am  Fuße 
des  Michaelsberges  bei  Bamberg  wurde  von  seinem  Stifter  dem 
Kloster  des  hl.  Michael  zur  Aufsicht  übergeben.  Es  besaß  eine 
gemeinsame  Schlafstube  der  Armen,  sowie  ein  gesondertes  Zimmer 
für  die  Gichtbrüchigen  und  anderen  Kranken.  Dieses  Spital  wurde 
im  15.  Jahrhundert  zerstört. 

Der  Ausbau  des  Kranken  vierteis  im  Kloster  Montecassino 
erfolgte  unter  dem  Abt  Oderisius  1088—1106.  Es  war  mit  einer 
Badestube  und  Zisterne  versehen  und  übertraf  an  ("Jröße  und  Schön- 
heit die  vorher  diesem  Zwecke  dienenden  Räumlichkeiten,  welche 
durch  Abt  Desiderius  10Ö7  beim  Neubau  des  Klosters  provisorisch 
für  die  Kranken  errichtet  worden  waren.  Das  alte  Spital  war  ge- 
legentlich der  Errichtung  der  Neubauten  niedergerissen  worden 
(Schlosser). 

Auch  die  Cisterzienser,  ein  Abzweig  der  Benediktiner,  machten 
sich  um  die  Krankenpflege  wohl  verdient.  In  ihren  Klöstern  zu  Baum- 
garten ob  der  Ens,  Himmenrode,  Walkenied,  Volkerode,  Herrualh 
unterhielten  sie  Spitäler  für  Arme.  Bei  Michaelstein  errichtete  1208 
Siegfried  von  Blankenburg  ein  Hospital,  Pforta  besaß  ein  solches  in 
Naumburg,  Celle  in  Freiherg(U  h  Ihorn,  2.  Bd.,  S.  80).  Ihre  Leistungen 
als  Krankenpfleger  fanden  solche  Anerkennung,  daß  man  ihnen  auch 
die  Leitung  städtischer  Hospitäler  übertrug  So  übernahmen  sie  die 
Verwaltung  des  Gertruden-Hospitals  in  Erfurt  (Hering,  Theologische 
Studien  u.  Kritiken,  IH8:J,  S.  <)71). 

Wo  die  Reformation  ihren  Einzug  gehalten  hatte,  wurden  die 
Klöster  größtenteils  säkularisiert,  wie  das  beispielsweise  in  Straßburg 
geschah.  Ihre  Einkünfte  wurden  milden  Anstalten  überwiesen,  wie 
auch  die  frei  gewordenen  Einkünfte  von  aufgelösten  Brüderschaften 
häufig  dem  gemeinen  Kasten  und  damit  dem  Dienste  der  Liebestätig- 
keil zufielen,  so  diejenigen  der  Annenbrüderschaft  zu  Magdeburg.  In 
derselben  Stadt  wurde  um  1.^27  das  Auguslinerkloster  von  den 
Mönchen   dem    Rat   übergeben,   der   es   in    ein   allerdings   meist   mit 
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Pfründnern  besetztes  Spital  verwandelte.  Solche 
Klöstern  in  Spitäler  vollzogen  sich  auch  in  England 
(Siehe  S.  983). 

War  somit  durch  das  Klosterkrankenhaus  für 
kranken  Kleriker  und  ihrer  Gäste  schon  in  de' 
wahrliaft  christlicher  Weise  gesorgt,  so  dürfen  wir 
hehlen,  daß  die  von  den  M  ö  n  c  h  s  ä  r  z  t  e  n  a  n  g  e  \ 
wenigstens  im  frühesten  Mittelalter  auf  den  Verla 
nicht  von  besonders  ausschlaggebender  Bedeutung 
Es  hängt  dieses  mit  der  mangelhaften  ärztlichen  I 
ärzte  zusammen,  die  zumeist  kein  Griechisch  versi 
griechischer  Sprache  geschriebenen  ärztlichen  Schi 
vermochten  und  nur  aus  den  lateinischen  Ausz 
schöpfen  mußten  (Nicaise). 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  uns  nie' 
wir  hören,  daß  in  dem  durch  Einhard  gegründet 
Seligenstadt  am  Main  zur  Zeit  Ludwigs  des  F 
allerlei  Wunderkuren  vollstreckt  wurden,  die  i 
Leistungen  moderner  Kurpfuscher  erinnern  (v.  S  o 
vertraten  die  Kirchen  und  Wallfahrtsorte  vielft 
Krankenhäusern.  Wie  einst  in  den  Asklepien  (S 
die  Kranken  im  frühen  Mittelalter  in  den  Kire 
um  geheilt  zu  werden.  Hier  dehnte  sich  ihr  Aufei 
Tage  und  Monate  aus.  Namentlich  in  der  Nähe  < 
die  Plätze  begehrt,   weil  hier  eine  sichere  Heilunj 

Gern  unterstützte  man  die  Heilwirkung  des  0 
deren   suggestive  Wirkung  für  die  damalige  Zeit 
Als  solche  wurden  benutzt: 

1)  Der  Staub  der  Gräber  von  Heiligen.  Man  m 
mit  auf  die  Reise. 

2)  Das  Wachs  der  auf  dem  Altar  brennenden 

3)  Wasser  und  Wein,  die  bei  den  Kultus! 
worden  waren. 

4)  Der  Schleier,  der  das  Grab  des  Heiligen  t 

5)  Das  Holz  der  Einfriedigung.    Man  steckte 
die  Stäbe,  wenn  man  an  der  Zunge  erkrankt  war. 

6)  Der  Schleier,  mit  dem  die  Opfergaben  bede 
Geisteskrankheiten. 

7)  Alle  Gegenstände,  die  der  Heilige  berührt 
z.  B.  sein  Bett  (Marignan). 

Auch  noch  bis  in  die  Zeiten  Karls  des  Großen  v 
der  ärztlichen  Wissenschaft  höchst  unbefriedigen 
S.  mx  165). 

Selbstverständlich  änderten  sich  die  Verhältnii 
Kunst  an  den  Universitäten  gelehrt  und  geübt  wt 
dem  n.  und  12.  Jahrhundert  in  Italien,  im  13.  Ja 
reich,  im  14.  Jahrhundert  auch  in  Deutschland 
dieser  Zeit  vermochten  auch  die  Mönchsärzte  E 
ärztliche  Bildung  anzueignen,  Die  von  den  K 
13.  Jahrhundert  geleistete  Kranken-  und  Arraenf 
ansprechendsten  Bilder  wahrer  Humanität*). 

*)  Yergl.  üb«r  die  uralten  Hospize  auf  den  Alpe 
deutsche  KloBterkrankeDhäuser  S.  973. 
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3)  Krankenhäuser  in  Gallien  und  Frankreich. 

In  Gallien  finden  wir  schon  im  6.  Jahrhundert  das  Vorhanden- 
sein von  Hospitälern  bestätigt.  Das  Hötel-Dieu  zu  Lyon  stammt 
aus  dem  Jahre  542  und  war  eine  Gründung  Chiideberts.  Das  Hötel- 
Dieu  zu  Paris  stammt  der  Sage  nach  aus  dem  7.  Jahrhundert;  seine 
erste  urkundliche  Erwähnung  fallt  allerdings  erst  in  das  Jahr  829 
(Partu  rier,  S.  12).  In  den  ersten  Zeiten  der  fränkischen  Herr- 
schaft entstanden  viele  Hospitäler  als  Gründungen  der  Bischöfe,  bis 
mit  dem  Verfall  der  Kirche  auch  diese  ihre  Stiftungen  unter- 
gingen. Am  schlimmsten  stand  es  um  dieselben  zur  Zeit  Karl 
Martells.  Karl  der  Große  sorgte  für  Wiederherstellung  der  be- 
stehenden Hospitäler  und  vermehrte  deren  Zahl  durch  neue  Grün- 
dungen. Er  befahl  im  11.  Jahre  seiner  Regierung,  also  779,  und 
zwar  in  dem  Kapitular  No.  63:  Ut  episcopi,  abbates  per  xeno- 
docida  et  monasteria  eorum  hospitale,  ubi  antiquitus  fuerit,  faciant  et 
summopere  curent,  ut  nuUatenus  praetermittatur  (Muratori,  Rer.  ital. 
Script.,  1.  Bd.,  2.  Teil,  S.  101).  Auch  den  auf  den  Alpenpässen 
liegenden  Hospizien  wandte  er  seine  Fürsorge  zu.  Hierzu  scheint  er 
durch  den  Papst  Hadrian  veranlaßt  worden  zu  sein,  der  den  Kaiser 
bat,  sich  der  auf  den  Al])enpässen  liegenden  Hospitäler  anzunehmen 
(Muratori,  Rer.  ital.  Script.,  3.  Bd.,  2.  Teil,  234.  Col.).  Unter  der 
Einwirkung  der  nach  Karls  des  Großen  Tode  beginnenden  politischen 
Kämpfe  verfielen  die  Hospitäler  allmählich  in  Deutsclüand  und  Frank- 
reich. Ihre  unter  den  Karolingern  sehr  beträchtliche  Anzahl  schmolz 
stark  zusammen.  Sogar  die  auf  den  Alpen  passen  liegenden 
Hospitäler  scheinen  der  Zerstörung  nicht  entgangen  zu  sein,  so 
daß  Ludwig  der  Deutsche  855  ihre  Wiederherstellung  anordnen  mußte 
(Muratori,  Rer.  ital.  Script.,  L  Bd.,  2.  Teil,  S.  159,  No.  V. 

Von  diesen  Hospitälern  wird  das  auf  dem  Septimer  liegende 
schon  unter  Ludwig  dem  Frommen  825  erwähnt  (Oehlmann,  Jahrb. 
f.  Schweiz.  Gesch.,  4.  Bd.,  S.  175). 
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Das  schon  zur  Frankenzeit  vorhandene  Hospiz  auf  dem 
St.  Bernhard,  dessen  im  Jahre  859  zuerst  sichere  Erwähnung  ge- 
schieht, wurde  erst  im  10.  Jahrhundert  von  den  Sarazenen  zerstört 
und  nach  972  durch  den  heiligen  Bernhard  von  Menthon  wieder  auf- 
gebaut (Oehlmann,  Jahrb.  f.  Schweiz.  Gesch.,  3.  Bd.,  S.  236). 

In    den  Kämpfen   der  Nachfolger  Ludwigs  des  Frommen  gegen 
einander    und   gegen   die  Normannen   und  Slaven    verfielen  audi  die 
Krankenhäuser.    Von  diesen  blieben   in  Frankreich  nur   wenige  er- 
halten.   Zu  ihnen  gehört  das  IC^  gegründete  Hospital  von  Artois, 
welches  Arme  und  Kranke  aufnahm.    Das  Hospital  von  Tonnerre 
(vergl.  Fig.  4)  stammt  aus  dem  11.  Jahrhundert,  das  Hospital  des  heiligen 
Geistes   zu   Marseille   bestand   bereits  1180.    Das   Hospital  Saut 
Gervais  zu  Paris  wurde  1171,  das  Höp.  de  Sainte  Catherine  daselbst 
um  1180  gegründet.    Das  Testament  Ludwig  VIII.  1226  erwähnt  das 
Vorhandensein  von  2000  Leproserien  in  seinem  Reiche  (S.  885).  um  die 
Errichtung  mehrerer  Krankenhäuser  in  Frankreich  machte  sich  Ludwig 
der  Heilige  verdient,   der  auch  1254  eine  Anstalt  zur  Aufnahme  von 
300  Blinden  stiftete,   die  Quinze-Vingts  zu  Paris.    Die  im  späteren 
Mittelalter    in    Frankreich    entstandenen    Hospitäler   waren    meistens 
Stiftungen  des  Feudaladels  mit  schlechter  Verwaltung.   Sie  entsprachen 
ihrer  Bestimmung,  Kranke  au&unehmen  und  zu  verpflegen,  in  so  ge- 
ringem Maße,  daß  sich  die  Konzilien  zu  Paris  und  Arles  im  13.  Ji^- 
hundert  mit   der  Besserung  ihrer  Einrichtungen  beschäftigten,  jedodi 
teilweise  ohne  Erfolg. 

Ueber  die  ältesten  Statuten  dieser  Anstalten  vergliche  Le 
Grand. 

Im  14.  und  15.  Jahrhundert  hatten  die  Krankenhäuser  anter  den 
Verwüstungen  des  100-jährigen  Krieges  schwer  zu  leiden,  der  ihre 
Existenzbedingungen  ernsthaft  gefährdete.  Auch  die  Verwaltung  dnrck 
die  Geistlichkeit  hatte  sich  überlebt  und  war  nicht  mehr  im  stände, 
den  Anforderungen  an  eine  gute  Pflege  und  Beköstigung  der  Kranken 
zu  genügen. 

So  begann  denn  im  ersten  Drittel  des  16.  Jahrhunderts  eine 
Reform  des  Krankenhauswesens,  die  sich  im  wesent- 
lichen zwei  Aufgaben  stellte,  nämlich  erstens  die  Ver- 
weltlichung der  Verwaltung,  zweitens  die  Errichtung 
von  Spezialkrankenhäusern.  Diese  Bestrebungen  lernen  wir 
durch  die  Forschungen  französischer  Gelehrter  über  die  Kranken- 
häuser von  Angers,  Nevers,  Chäteaudun,  Meanx,  Orleans. 
Gomdon  und  Pontoise  kennen.  Am  deutlichsten  aber  lass^ 
sich  die  einzelnen  Phasen  des  Kampfes  zwischen  Greistlichkeit  and 
Laientum  an  der  Geschichte  des  Hötel-Dieu  in  Paris  (Ron- 
don neau)  verfolgen.  Diese  soll  deshalb  im  folgenden  —  gewisser- 
maßen als  ein  typisches  Beispiel  —  etwas  genauer  geschildert  werden 
(Coyecque,  1.  Bd.,  S.  184  u.  Anmerk.  1). 

Das  Hötel-Dieu  weu-  nicht  nur  ein  Krankenhaus  im  Sinne  der 
Neuzeit,  bestimmt  zur  Aufnahme  beider  Geschlechter,  jeder  Alterestufe 
und  aller  Krankheiten  mit  Ausnahme  der  Lepra,  sondern  auch  Arme 
ohne  Unterschied  der  Nationalität,  ja  Pensionäre  fanden  in  diesem 
Domus  Dei  ein  Unterkommen  [Coyecque,   1.  Bd.,  S  .19]*).    Von  seiner 

*)  Krankenhaus  und  Pfründnerhaas  zugleich  sind  genau,  wie  ee  das  Hdtel- 
Djen  von  Paris  in  der  Vergangenheit  war  —  noch  heute  die  HAtels-Diea  too 
Chartree,  Dourdan,  Meaux,  MonteWry  und  Provins  (Coyecque,  1.  Bd.,  &  &), 
Anmerk.  1). 
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ersten  Erw'dhnimg  (829)  bis  zum  Jalire  1505  wurde  das  HAtel-Dieu  zu 
Paris  ausschließlich  durch  Geistliche  verwaltet,  wie  dieses  ja  auch  in 
anderen  Krankenhäusern  die  Regel  war.  An  der  Spitze  standen  zwei 
vom  Kapitel  von  Notre  Dame  auf  ein  Jahr  gewählte  „proviseurs",  denen 
ein  maitre  und  eine  prieuse  fUr  die  Leitung  des  Krankenhauses  ver- 
antwortlich waren.  Diese  seit  nunmehr  7  Jahrhunderten  best/ehende 
"Verwaltung  hat  sich  bis  zum  14.  Jahrhundert  ihren  Aufgaben,  wie  es 
scheint,  im  wesentlichen  gewachsen  gezeigt.  In  der  ersten  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  aber  machten  sich  schwere  Uebelstände  im  Krankenhause 
bemerkbar.  Der  maitre  des  Krankenhauses  weigerte  sich,  dem  Kapitel 
ftber  seine  Ausgaben  regelmäßige  Berichte  zu  erstatten,  die  Kranken- 
pfleger verließen  das  Haus  ohne  Urlanb  und  pflegten  mit  den  Schwestern 
,.familier8  colloques"  trotz  der  strengen  Strafen,  zu  denen  sie  vom 
Kapitel  verurteilt  wurden.  Ohne  Rücksicht  auf  die  Kranken  und  in 
Gegenwart  dieser  und  fremder  Besucher  warfen  sich  Brüder  und 
Schwestern  die  gröbsten  Schimpfworte  an  den  Kopf.  Die  gemeinsamen 
Mahlzeiten  im  Refektorium  hörten  auf,  jedermann  aS,  wo  es  ihm 
beliebte,  und  bei  einer  Visitation  wurde  eine  geheime  Treppe  gefunden, 
die  aus  den  Scbwestemzimmem  in  das  Gemach  des  maitre  führte.  Da- 
bei wurde  die  Krankenpflege  vernachlässigt  und  die  Klagen  über  schlechte 
Krankenkost,  Unterschleife  und  Betrügereien  wollten  [nicht  verstummen. 
Auch  der  König  Ludwig  XI.  hörte  1482  von  diesen  Unregelmäßigkeiten. 
Das  Kapitel  versuchte  zwar  Reformen,  hatte  jedoch  mit  diesen  keinen  Erfolg. 

1497  mußte  das  Kapitel  den  damaligen  maitre  absetzen  und  ins  GeAng- 
nis  führen,  weil  er  sich  weigerte,  Rechnung  zu  legen.  Als  dann  ein 
neuer  Rechnungsführer  (boursier)  angestellt  wurde,  entstand  im  Hospital 
eine  ofifene  Revolte,  bei  der  man  den  neuen  Beamten  mit  dem  Tode  be- 
drohte. Besonders  die  Schwestern  zeigten  sich  bei  dieser  Gelegenheit 
als  wahre  Megären.  Als  am  nächsten  Morgen  zwei  Abgesandte  des 
Kapitels  die  Schwestern  zur  Rechenschaft  ziehen  wollten  und  sie  wegen 
der  Vernachlässigung  ihres  Dienstes  tadelten,  wiegelten  die  Schwestern 
die  Kranken  auf,  indem  sie  ihnen  erzählten,  die  Untersnchungskom- 
mission  wolle  das  Krankenhaus  berauben  imd  die  Patienten  schädigen. 
Mit  vieler  Miihe  retteten  sich  die  Kommissare  des  Kapitels  vor  der  Wut 
der  Schwestern  und  Patienten.  Die  vom  Kapitel  geforderte  Rechnungs- 
legung durch  den  abgesetzten  maitre  war  auch  1498  nicht  erfolgt.  Jetzt 
mischte  sich  das  Parlament  ein,  aber  auch  dieses  stellte  die  Ruhe  im 
Krankenbause  nicht  her,  da  es  entgegen  den  Vorschlägen  des  Kapitels 
sich  geweigert  hatte,  vier  Bürger  von  Paris  in  die  Verwaltung  des  Hötel- 
Dieu  zu  berufen.  Man  kann  sich  denken,  wie  bei  diesen  Kämpfen 
zwischen  Verwaltungabeamten  und  Kapitel  sich  die  Lage  der  Kranken 
gestaltete.     Endlich    riß    dem    König    Karl  VIIL    die  Geduld.      Er    ließ 

1498  dem  Kapitel  befehlen,  unverzüglich  Ordnung  zu  schaffen.  Sollte 
hierzu  das  Kapitel  nicht  im  stände  sein,  so  würde  er  selbst  für  alles 
weitere  sorgen.  Bas  Kapitel  gab  nach  verschiedenen  fehlgeschlagenen 
Versuchen  seine  Sache  verloren  und  bat  die  Stadt  Paris,  die  Verwaltung 
des  Krankenhauses  zu  übernehmen.  Diese  geschah  im  Mai  1506.  Im 
Jahre  1505  hielt  also  das  Laienelement  seinen  Einzug 
in  die  Verwaltung  des  Krankenhauses  und  hiermit  vollzieht 
dich  ein  für  die  weiteren  Schicksale  des  Krankenhauses  äußerst  wichtiges 
Ereignis.  Das  Mittelalter  war  auch  für  das  Hötel-Dieu 
vorüber,  die  Neuzeit  begann  (Coyecque,  1.  Bd.,  S.  173  ff., 
Felibien,    1.  Bd.,   S.  888  ff.).     Aber  auch  die  neue  Verwaltung   stieß 
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auf  sehr  grolle  Schwierigkeiten,  weil  die  Einnahmen  des  Kranl 
infolge  des  lC)0-jährigen  Krieges  sich  stark  vermindert  hatten  uc 
rechnungen  der  früheren  Verwaltimg  unvollständig  oder  auch  gar  nicht 
erfolgten.  Es  gelang  sogar  trotz  jahrelangen  Fleißes  nicht,  eine  regel- 
mäßige Finanzverwaltung  herbeizuführen.  Verpflegung,  Behandlon^ 
und  Beaufsichtigung  der  Kranken  ließen  auch  weiterhin  sehr  viel  zn 
wünschen  übrig,  da  die  Ki-ankenschwestern  sich  trotz  Einkerkerung  und 
Exkommunikation  der  Verwaltung  nicht  fügen  wollten.  Letzt 
führten  wie  bisher  einen  oft  anstößigen  Lebenswandel  und  ließen 
vielfach  mit  den  Brüdern,  den  Dienern  und  Lieferanten  ein ;  man 
sie  dort,  wo  sie  nichts  zu  tun  hatten ;  sie  aßen  und  tranken  mit  jede 
beliebigen  und  überließen  die  Krankenpflege  den  Hilfsschwestem. 
neuem  sah  sich  der  König  im  Jahre  1535  genötigt,  sich  einzumischen. 
amtliche  Untersuchung  deckte  die  uns  bereits  bekannten  Mißbräuche  aof 
und  atelU.6  unter  anderem  fest,  daß  die  Schwestern  sich  große  Mer 
von  Wäsche  aus  den  Beständen  des  Krankenhauses  angeeignet  hatt 
Man  mußte  die  schuldigen  Krankenpflegerinnen  ausweisen  und  an 
Stelle  Schwestern  fremder  Orden  berufen  (Coyocque,  1.  Bd.,  S.  192 j 
337—388  [Urkunden]). 

Wie  es  um  diese  Zeit  den  Kranken  im  Hötel-Dieu  erging, 
fahren  wir  aus  einem  amtlichen  Aktenstück  vom  1.  Juli  1525.  Es! 
dieses  ein  an  das  Parlament  gerichtetes  Schreiben  des  um  das  Hötel- 
Dieu  sehr  verdienten  Präsidenton  des  Rechnungshofes,  Jehau  Bri<,-OD- 
net,  in  welchem  er  unter  Bezugnahme  auf  das  Beispiel  Italiens  daraaf 
aufmerksam  macht,  daß  es  auch  für  Paris  wünschenswert  wäre,  für  die 
einzelnen  Krankheiten  Spezialkraukenhäuser  zu  besitzen  und  nicht 
wie  bisher  alle  Kranken  ohne  Untersciiied  der  Krankheit  und  des 
Geschlechtes  nur  in  das  Hütel-Dieu  zu  schicken.  Die  Ueberfüllimg 
des  Hotel-Dieu  wäre  so  stark,  daß  mitunter  12—15  Kranke  in  einem 
gemeinsamen  Bette  liegen  müßten,  und  zwar  Pest-  und  Pockenkra 
mit  den  anderen  Kranken  und  sogar  mit  Rekonvaleszenten  zusamt 
(Coyecque,  1.  Bd.,  S.  334). 

Im  Hötel-Dieu  wurden  im  Dezember  1530  täglich  ungefähr  U 
Personen  verpÖegt  (Coyecque,  ].  Bd.,  S.  338). 

Das  Parlament  kümmerte  sich  zunächst  um   diese  Angelegenheil 
nicht,  und  zwar  wohl  deshalb,  weil  es  an  Geld  für  Neubauten  feh' 

Am  30.  September   1630  aber  ordnete  es  eine  regelmäßige  Re\'i3 
der  Küche    sowie    der  Krankenkost    durch    die    Gouvei-neurs    an,    ebe 
wurde    die    Anstellung    eines    Arztes     und    eines    Apothekers 
(Coyecque,   1.  Bd.,  S.  371  ff.). 

Im  voi'hergehenden  Jahre  war  bereits    für    die  Pestkranken  ein  be- 
sonderer Saal,  salle  du  legat,  eingerichtet  worden,  der  allerdings  do 
aus  nicht  immer  ausreichte  (Chereau). 

Der  Streit  zwischen  dem  Kapitel  von  Notre  Dame,  den  st&dtischl 
Verwaltern  und  den  Krunkenschwestem  wogte  hin  und  her,  da  jede 
Partei  der  anderen  üebergriöe  zum  Vorwurf  machte.  Namentlich  mußUm 
die  weltlichen,  von  der  Stadt  Paris  gewählten  Vertreter  erfahren,  dat 
die  Geistlichkeit  und  die  mit  ihr  zumeist  verbündeten  Schwestern 
auf  Schritt  und  Tritt  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legten.  Nicht 
Leiter  des  Krankenhauses,  sondern  nur  als  Kechnungsbeamte  galten 
Laien  in  den  Augen  des  Kapitels. 

Durch  die  ordonnance  von  Bleis  aus  dem  Jahre  li 
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fand   diese  Angelegenheit  für   die  nächsten    lOÜ  Jahre 
ihren  Abschluß. 

In  dem  königlichen  Befehle,  der  Gesetzeskraft  erhielt,  wurde  be- 
stimmt: Formula  (Artikel)  05:  „Et  ne  pourront  d^sormais  estre 
establis  cominissaires  au  regime  et  gouvernement  des  fruits  et  revenus 
desdites  maladreries  et  hospitaux,  aultres  que  simples  bourgeois, 
m  archands  ou  laboureurs,  et  non  personnes  eccl6siastiques,  gentils- 
honimes,  archers,  ofticiers  publics,  leurs  serviteurs,  ou  personnes  i)ar 
€ux  interpos^es"  (Parturier,  S.  27). 

Durch  dieses  Gesetz,  das  für  ganz  Frankreich  galt, 
•wurde  die  innere  Verwaltnng  der  Krankenhäuser  des 
Landes,  soweit  weltliche  Angelegenheiten  in  Frage 
kamen,  den  Gemeinden  übertragen. 

Zu  An  fang  des  17.  Jahrhunderts  begannen  sich  dieVer- 
h&ltnisse  imHötel-Dieu  zu  bessern.  Es  waren  nftmlich  während 
der  Pest  von  156'2  in  diesem  einen  Kraukenhaus  67  (KX)  Personen  ge- 
storben und  anch  bei  einem  zweiten  Au.sbrueh  derselben  Ki-ankheit  im 
Jahre  1607  hatte  sich  das  damals  einzige  in  Paris  bestehende  Kranken- 
haus als  völlig  unzureichend  erwiesen.  Man  führte  daher  endlich  den 
von  Jehan  Bri^onnet  schon  vor  8<.)  Jahren  (S.  966)  gemachten  Vor- 
schlag aus  und  errichtete  drei  neue  Krankenhäuser,  von  denen 
zwei,  nämlich  das  Höpital  St.  Louis  und  Sainte  Anne, 
ausschließlich  zur  Aufnahme  ansteckender  Kranker  be- 
stimmt wurden,  während  das  dritte,  das  Höpital  des 
Incurables,  errichtet  16  32,  später  Höpital  Laennec  ge- 
nannt, eine  Alter. sversoi'gungsanatalt  war. 

Die  Verwaltung  dieser  Häuser  wui-de  dem  Hötel-Dieu  unterstellt 
und  seit  1654  von  12  Administratoren  geleitet,  die  von  der  Stadt  Paris 
gewählt  wurden.  Die  Verwaltungsorganiaation  wurde  aber  von  Lud- 
wig XIV.  seit  1690  in  dem  Sinne  geändert,  daß  das  bisherige  „Bureau" 
unter  ein  „Grand  Bureau"  gestellt  wurde,  dessen  Mitglieder  hohe 
bürgerliche  und  geistliehe  Würdenträger  waren  und  vom  Könige  er- 
nannt wurden.  Auch  auf  die  Wahlen  des  alten  (kleinen)  Bureaus  ge- 
wann der  Staat  Einfluß,  weil  er  die  stadtischen  Behörden,  aus  deren 
Wahlen  das  kleine  Bureau  hervorging,  ernannte  oder  doch  nach  seinem 
Willen  wählen  lielS. 

Die  Mitglieder  des  kleinen  Bureaus  wurden  auf  Lebenszeit  einge- 
setzt. So  war  die  munizipale  Verwaltung  des  Hötel-Dieu, 
soweit  sie  sich  auf  weltliche  Dinge  bezog,  eine  könig- 
liche geworden  und  erhielt  sich  als  solche  bis  zum  Ausbruche  der 
Revolution. 

In  allen  religiösen  Fragen 
Dame  noch  immer  allmächtig.  Daü 
im  Hötel-Dieu  Aufnahme  fanden, 
veraulaßte,  war  aelbstveratändlich. 
1093 — 1713  geführte  Register  des  abjurations  recjues  k  t'Hötel-Dieu  war 
in  der  Ausstellung  der  Assistance  publique  de  Paris  bei  der  Weltaus- 
stellung von   1900  zu  sehen. 

Aehulich,  wie  die  Verwaltung  des  Hötel-Dieu  auf 
Orund  der  Verfügungen  Ludwigs  XIV.  sich  gestaltete, 
■wurde  sie  auch  für  das  ganze  Land  geordnet.  Gleich- 
zeitig wurde  eine  große  Zahl  von  kleineren  und  abge- 
legenen    Krankenhäusern    und    von    Leproserieu    auf- 


aber  war  das  Kapitel  von  Notre 
man  Protestanten,  die  als  Kranke 
zur  Abschwörung  ihres  Glaubens 
Das  im   Hötel-Dieu    für    die    Jahre 
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4ie  diesen  aufgehobenen  Kran  kenhäase| 
rGtter dazu  benutzt, ummitihrerHülfeberei 
iit   Krankenanstalten    zu    unterstützen     o( 
I*  L«beD  tu  rufen.    Ueber  diesen  Gegenstand  vergl.  audi 
S.  886.  ^ 

der  drei  neuen  Krankenhäuser  (S.  967)  war    das  HA^H 
Aofgmbe  keineswegs    gewachsen.      Zwar    hatte    man    wahr- 
im    16.  Jahrhundert    den  Bettlern,   die    bis    dahin   ohne 
•ofgenommen  wurden,    das  Haus  gesperrt  oder    nur   aas- 
g.    ß.    bei    großer    K&lte    geöffnet.     Auch    Kinder     v. 
anfgenommen,    nachdem   sich    durch    eine    1536     an^T 

gezeigt  hatte,  dal!  kaum  eines  der  ins  Hötel-Dieu  ■til- 
Kinder  mit  dem  Leben  davon  kam,  and  infolgedessen  an 
L  das  Hospital  des  Enfants-Dieu  oder  Enfants  Rouges  *^  1536 
worden  war.  Seit  1632  war  auch  das  Höpital  des  Ine 
di*  Oreiae  vorhanden,  und  außer  den  Leprösen  wurden  seit  Ai 
mitr  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  auch  die  SyphUitiBcheii  abgevrieM^ 
J)^  Stadt  Paris  hatte  sich  eben  stark  vergrößert  und  die  Vermehrang 
dar  Betten  nidit  mit  der  Vermehrung  der  Einwohner  gleichen  Schritt 
mluttfln  (vergl.  auch  De  R e c a  1  d  e). 

Im  Jahre  1765  wird  das  Hotel-Dieu  folgendermaßen  gescliildert: 
.Qu'on  se  represente  une  longue  enfilade  de  salles  oontigufs, 
Toa  rassemble  des  malades  de  toute  esp^ce,  et  oü  l'on  entasse  sotii 
trois,  qnatre,  cinq  et  six  dans  un  meme  lit ;  les  vivants  k  oöte 
moribonds  et  des  morts;  l'air  infecte  des  exhalaisons  de  cette  maltitode 
de  corps  mal  sains,  portant  des  uns  aux  autres  les  gennes  pestUentieb 
de  leors  inlirmit^ ;  et  le  spectacle  de  la  douleur  et  de  Tagonie  de  tooL 
eOt^  offert  et  re^u.     Voilä  l'hötel-Dieu."  H 

„Des  malades  qui  entrent  &  l'hötel-Dieu,  il  en  perit  un  qnart,  tanoP 
uu'on  ne  perd  qu'un  buiti^me  k  la  Charit^,  un  neuviöme  et  mtaie  nn 
quatorxi^me  dans  d'autres  höpitaux.  D'ou  vient  cette  diffärence  eftar- 
ante?"  (d'Alembert). 

Voltaire  versichert,    daß  nach  einer  auf  guten  Informationen   be- 
ruhenden Berechnung  die  Sterblichkeit  im  Hötel-Dieu  zu  Paris   wie  1 
aei,  w&hr«nd  sie  in  dem  zu  Lyon  nur  1  :  15  betrage  (Voltai  re,   Poii 
anter  Voltaire). 

Auch  Howard,    der  die  Anstalt    auf  seiner   berühmten   Rune 
1786  besuchte,    äußerte   sich    höchst    abftUig   über   die   zur   Verwend« 
kommenden    schmutzigen,    blauen  Bettdecken,    deren    Fransen    besonc    _ 
geeignet  w&ren,  die  Ansteckungskeime  festzuhalten.     Die  Zimmer  waren 
ekelhaft  schmutzig,    in  vielen  Betten    lagen    zwei    Patienten,     auch       '  * 
ein  einziges  Fenster  war  geöffnet  (Howard). 

Infolge  dieser  Verhältnisse  hatte  man  mehrfach  daran 
dacht,  weitere  Hospitäler  zu  errichten ;  namentlich  war  dieses  der  Fall, 
al8  du  HÄtel-Dieu  in  den  Jahren  1737  und  1772  von  verhereuden 
Fenersbrtlnflten  heimgesucht  wurde,  bei  denen  viele  Kranke  verbranntea. 
Ludwig  XVI.  verlangte  endlich  17H1,  daß  jeder  Kranke  sein  eig« 
Bett  haben,  daß  für  bestimmte  Krankheiten  bestimmte  Säle  eingerid 
^rerden  sollten  und  femer  daß  man  die  beiden  Geschlechter  rat 
sondere.  Die  Acad^mie  des  Sciences  berief  darauf  1786  jene  berül 
Kommission,    welche    den  Auftrag   erhielt,    über  das  Hötel-Dieu    zu    b*- 
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*)  So  hieflcD  sie  wegen  ihrer  roten  Kleidung. 
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richten  und  den  Plan  für  die  neu  zu  errichtenden  Krankenhäuser  zn  ent- 
T^erien.  Dieser  Kommission  liehen  Unsterbliche,  wie  Lavoisier  und 
La  place,  ferner  Coulomb,  Darcet  und  der  Arzt  Tenoii,  um 
nur  die  bedeutendsten  Mitglieder  zu  nennen,  ihre  Unterstützung.  Tenon 
erstattete  1788  den  Bericht,  dem  wir  die  folgenden  Einzelheiten  ent- 
nehmen. 

Die  Verlegung  oder  mindestens  die  Entlastung  des  Hospitals  h&tt.e 
langst  erfolgen  müssen ;  denn  das  Hötel-Dieu  ist  aufs  Aeußerste  überfüllt, 
die  Verteilung  der  Räume  deidsbar  oiigUnstig,  die  Feuersgefahr  sehr  groß. 
In  nächster  Nkhe  der  Krankeusäle  befinden  sich  die  Leichenhalle  und 
die  zur  Aufbewahrung  der  Kleidungsstücke  dienenden  Räume,  von  denen 
aus  eine  Infektion  der  Krankensäle  sehr  leicht  ermöglicht  wird.  Die 
Krankeusäle  sind  in  3 — 5  verschiedenen  Stockwerken  übereinander 
angeordnet,  so  daß  das  Haus  vom  Keller  bis  zum  Boden  mit  Kranken 
angefüllt  ist. 

Die  Wasserversorgung  ist  ungenügend.  Die  Betten  dienen  zur  Auf- 
nahme von  &^6  Kranken  und  gewähren  ihnen  keinen  genügenden  Raum 
zu  freier  Bewegung.  Die  Tafeln  mit  den  Verordnungen  des  Arztes  sind 
so  willkürlich  angebracht,  daC  man  nicht  ersehen  kann,  auf  welchen  der 
verschiedenen  Ki-anken  eines  gemeinsamen  Bettes  sie  sich  beziehen. 
Die  den  Kranken  gelieferte  Kleidung  ist  unzulänglich.  Die  ansteckenden 
Kranken  sind  von  den  übrigen  nicht  getrennt,  mit  Ausnahme  der  Pocken- 
kranken denen  ein  besonderer  Saal  eingeräumt  worden  ist.  Die  Aborte 
sind  vollkommen  unzureichend  und  von  schlimmster  Beschaffenheit  u.  s.  w. 
Diesen  unerhürten  Zuständen  entsprach  eine  grauenerregende  Sterb- 
lichkeit. Während  nämlich  nach  Tenon  im  Hötel-Dieu  zu  Paris  die 
Sterblichkeit  2  auf  9  =  22,2  Proz.  betrug,  war  sie  zu  gleicher  Zeit  im 
Ospedale  Santo  Spiritu  zu  Rom  2  auf  22  •=  9,0  Proz.  und  im  Hötel-Dieu 
zu  Lyon  nur  2  auf  24  =  8,3  Proz.  (vergl.  im  Literaturverzeichnis  S.  971 
unter  Voltaire).  Da  die  Zustände  in  den  für  die  schwan- 
geren Frauen  und  Wöchnerinnen  bestimmten  Sälen  den 
oben  geschilderten  Verhältnissen  entsprachen,  ja  in  mancher  Beziehung 
—  wie  hier  nur  angedeutet  werden  kann  —  sie  an  Furchtbarkeit  über- 
trafen, so  ist  es  nicht  wunderbar,  daß  die  Sterblichkeit  der  im  Hötel- 
Dieu  Entbundenen  sich  wie  1  zu  15,6,  oder  bei  Einrechnung  der  nach 
Verlassen  des  Hospitals  Verstorbenen  wie  1   zu  10  verhielt! 

Im  Gegensatze  hierzu  starben  ungefähr  zu  gleicher  Zeit  (nach  Tenon): 

in  London        1  Frau  auf  50  Entbundene 
Dublin        1      ,       ,    100 
Mancheeter  1      ,       ,    128  , 

Es  wiurden  femer  tot  geboren  (nach  Tenon): 

in  London        1  auf  31  lebend  Geborene 
Berlin  l    ,     18—20-23,5    , 

Hötel-Dieu  1    ,    13.25  „ 

Tenon,  bez.  die  von  der  Akademie  gewählte  Kommis- 
sion schlug  auf  Grund  ihrer  Wahrnehmungen  vor: 

1)  Das  Hötel-Dieu  wird  aufgegeben. 

2)  An  seiner  Stelle  werden  vier  neue  Krankenhäuser 
zu  je  1200  Betten  errichtet,  welche  außerhalb  von  Paris 
liegen  sollen. 

3)  Im  Zentrum  von  Paris  verbleibt  nur  ein  einziges 
Krankenhaus,  welches  für  nicht  transportable  Kranke  bestimmt   ist. 
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Der  König  schloß  sich  diesen  Forderungen  an  und  gestattet«  eine  Sffmt- 
liehe  Sammlung  für  die  EiTichtung  der  neuen  ELrankeabäaser.  Eä  kam 
auch  die  große  Summe  von  2  Mill.  Livres  zusammen.  Aber  sie  ward* 
von  dem  damaligen  Minister  Lom^nie  de  Brieune  für  fremde  Zwecke 
verwendet  (P  a  r  t  u  r  i  e  r ,  S.  60  ff.  i . 

Dana  brach  die  Revolution  aus  und  alle  Projekte  zu  neueoj 
Krankenhäusern  blieben  unausgeführt  (vergl.  Tollet ,  Kurth).    Ab« 
trotzdem   ist  es  die  Revolution,   welcher  Frankreich    die  Fortbildung 
des  Krankenhauswesens  im  hygienischen  Sinne   zu   danken    hat.     Diel 
Revolution  gab  den  Anträgen  des  Tiers-Etat  Folge  und  löste  die  bi*i 
herige    Verwaltung  des   Hotel-Dieu   und   der   übrigen    Krankcnbäuse 
auf,   welche  sich,   wie   die   Vergangenheit   gezeigt,    als    unfähig    zur 
Lösung  der  ihnen   übertragenen  Aufgaben    erwiesen   hatte    (Jallier  — 
deSavault,  Regnier,   Parturier).    An  Stelle   des  Bureau  desfl 


den  Staat,  nachdem  vorher  aaf 
dann    das   Direktorium     das 

vieler   einzelner  Hureaus,  voi 
Kasse  besaß,   trat  eine  einzige  große  Kass^ 
der  Krankenhäuser  bestritt  und   welche  sich 
als  die  bis  dahin   bestehenden    zahlreichen 


ferner   durch    sachverständige  Beamte   nndj 
der  Krankenhäuser  genaue  und    ungefärbtej 


Hötel-Dieu  trat  die  Verwaltung  durch 
kurze   Zeit    der    Magistrat    von   Paris 
Scepter   geführt  liatten :   an   die  Stelle 
denen  jedes  seine  eigene 
welche  alle  Erfordernisse 
besser  kontrollieren    ließ 
kleinen  Kassen. 

Die   Revolution    ließ 
Aerzte  über  den  Zustand 

Berichte  erstatten,  deren  Resultate  nunmehr  gesammelt  vorliegen 
(Tuetey),  Aerzte  traten  in  die  Verwaltung  der  Krankenhäuser  eia 
und  zum  ersten  Male  wurden  in  diesen  klinische  Vorträge  gehalten, 
an  denen  sich  die  jüngeren  Aerzte  fortbilden  konnten.  Unter  dem 
Einfluß  dieser  Maßnahmen  besserten  sich  die  hygienischen  Zustände 
in  den  Krankenhäusern,  obgleich  der  Staat  durch  die  Kriege  gegen 
die  eurojiäiscben  Koalitionen  mehr  als  einmal  vor  dem  Bankerott 
stand  und  den  Krankenanstalten  nicht  diejenigen  Summen  zuwenden 
konnte,  welche  zu  einer  völligen  Reorganisation  derselben  notwendig 
gewesen  wären  (vergl.  v.  Halem).  Immerhin  durfte  ein  amtlicher  Be- 
richt an  den  Nationalkonvent  vom  Jahre  1793  es  aussprechen,  daB 
vor  der  Revolution  die  Krankenhäuser  gewesen  waren  ^cet  entasse- 
ment  de  malades  cjui  les  rendeut  souvent  plus  dangereux  que  la  loa- 
ladie  elle-meme",  während  nach  der  Reorganisation  „jeder  Kranke  sein 
eigenes  Bett  besitzt  und  im  Augenblicke  900  Betten  unbelegt  sind' 
tMac-Auliffe.  S.  222). 

So  wirkte  dieRevolution  auch  auf  den  Dienst  in  den 
Krankenhäusern  in  durchaus  günstigem  Sinne  ein  und 
die  in  der  Gegenwart  geltende  Organisation  der  Assi- 
stance  publique  zu  Paris  ist  ihrem  Wesen  nach  in  der 
Revolutionszeit  geboren  worden  (vergl,  Andr^e). 


.1 


Literatur  und  Anmerkungen  zu  dem  Abschnitt  VH  B  3. 
d'Alembert,  Encycloji/tlie  ou  diclioimaire  rauonnl  de*  teitnee*,   dti  arU  et    4**   mitim, 

S.  Dd.     fArtiktl:  Hdpital  und  HSUl-Difa.f 
Andrie,   Newuler  Zutland   dtr  vonüglichtren  Spitäler  und  ArmaitanttalUn    in  tinift» 

HauptoHeit  de»  In-  und  Auilandei  (ISIO). 

Andree  fand  1807  im  Hötel-Dieu  allerdings  nicht  mehr  die  früher 
herrschende  Ueberfällung,  aber  noch  immer  eiue  im  Verhältnis  zum  Ranme 
alLzugroße  Zahl  von  Kranken.    Die  Wasserversorgung  war  äußerst  reich- 
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lieh,  die  Luft  in  vielen  Sälen  dagegen  nicht  einwandsfrei.  Die  Sterb- 
lichkeit betrug  1  :  4,31.  Die  Totenkammer  war  ein  feuchtes,  finsteres, 
unterirdisches  Gewölbe,  auf  dessen  GesundheitsgetUhrlichkeit  der  Ver- 
fasser besonders  deshalb  hinweist ,  weil  daselbst  die  Operatiouskurse 
abgehalten  wurden  (Andröe,  S.  58  ff.). 

CojMqae,  L'  HSUl-Dieu  dt  Biru  au  moyen  age,  t  Bde.  (1891).  Hervorragend«  Mono- 
graphie. 

Cherean,  Leu  ordonnance»  faicUs  et  publitet  a  ton  dt  trompr  par  let  carrefour»  de  eetle 
VUlt  de  Pari*  pour  eriUtr  le  diiiigier  de  pesle  1531  (Parit  1S73).  Nur  in  SSO  Eiern- 
pUiren   iiiilruckt. 

Felibien  tt  Lobineaa.  Hitloirr  de  h  ville  de  Paris,  1.  Bd.  (17SS)  SSS. 

V.  Halem,  Blicke  auf  tinen  Teil  DeuUchlandt,  der  Schwei»  und  Frankreicht  bry  einer 
Rfite  lom  Jahre   1790.  1.  Bd.,  iSS,  i.  Bd.,  167  {1791). 

V.  Halem  fand  1790  im  Hötel-Dieu  zu  Paris  noch  2 — 3  Kranke 
in  einem  Bette,  wahrend  er  im  Hotel-Dieu  zu  L^'on  beobachtet  hatte, 
daß  jeder  Kranke  ein  eigenes  Bett  habe.  Dieser  Vorzug  wurde  im 
Hötel-Dieu  zu  Paris  nur  denjenigen  zu  Teil,  welche  besonders  empfohlen 
waren.  Auch  die  Reinlichkeit  im  Hötel-Dieu  ließ  zu  wünschen  übrig. 

Howard,    Xachrichlen  ron    den  vortiiglichtten   Krankenhäutem    und  I^tthäutem   in  E%t- 

rojia.  .4iM  dem  EiKjliechen.  (Leipzig  17'Jl.l 
Jalller  da  Bavanlt,    Obtervatiunt  failet  ä  V AttrmbUe    det    (lecteurt    de   l'ordre    du    tieri- 

etat  .  .  Ir  ditminrhe  10  mai  1789.     {Kgl.  Bibl.  Berlin  R  SCll.J 
Kortb,  Kranke nhäiuer.     Handh.  der  Archiirklur,  4-   Teil,  l.  Aufl.  (1897)  36,  59. 
Le  Grand,  SUUutt  d' Hüleli-Dieu  et  de  leproteriet,   recueil  de  textet  du    XII  e    au   XJVe 

siicU   (1901). 
Kae-Anliffe,  L.,    La  rtrolulion  et  le»  h'püaux  de  Parit.     Annie»  1789,  1790,  1791.     Iin 

Anhängte  eine  autgedehnte  Bibliographie,  (1901). 
Maratori,  Renim  italicarum  tcriptoret,  1.  Bd.  i.   Teil  S.  101,  159:  3.  Bd.  i.  Teil  Col.iSi. 
Oablmann,  I}ie  Alpenpätte  im  MittelaUer.    Jahrbuch  für  tehveiieritehe  Getchichte,  3.  Bd. 

(ISrH)   S36,  4.  Bd.  (1879)   175. 
Partnrier,  L'auittance  ä  Parit  tout  fanden  rigime  et  pendant  la  rtvoUUion  (1897). 
FoiDt6,  JTiHoire  du   Grand  Hötel-lHeu  de  Lyon  (1841). 
Ratiinger,   Getchichte  der  kirchliehen  Armenpflege,  t.  Aufl.  I884. 
Bnppel.     .Inloge     und    Bau    der    KrankenhJiuier.      Jlandb.    d.    Hygiene,    heramg,    von 

Th.    Wryl,  5.  Bd.  (1896)  2. 
De  Bseald«,    TraUe    nur   let   abut    gui   tubittenl   dant   let    hSpitatue    du   royaiime,    et  let 

iiti'ijiin  proprii  <!   U»  reformer  (178C). 
Bondonnean    d«    la    Hotte,   £««0«   hiitorique  tur  VHStel-Dieu  de  Pari*  (1787).     UnvoU- 

stiirnlig.     Dem    Verf.  wurde  die  Benutzung  der  Arehire  det  Hötel-Dieu  verweigert. 
Bagnler,  bhwnciution  det  principaux  abut  de  l'HStel-Dieu  de  Parit  ä  l'atteynblie  gint- 

rale  de«  citoyent  (Pirit  17S9).     /Kgl.  Bibl.  Berlin  R.  3611.] 
Tanon,  iifmoiret  *ur  let  höpitau^  de  Paris  {1788). 
Tollet.   Let  hüpitaux  au  XIX'  »iide  (1889)  11. 

Dereelhe,  De  l'attittance  publique  et  det  höpitaux  Jutq'au  XIXe  tiieie  (1889J  77  ff.,  83  ff. 
Tnetay,    L'attitlauee    publique   pendant    la    rivolution,    4    Bde.    1895 — 1897.       Wichtiget 

QiuUriiiferk.      Vergl.  namentlich  die  tu/ammenfattende  Introduklujn    :um    1.  Bande, 
Tiollet-le-Dno,  Diftionnaire  raitonni  de  l'arehileciure,  6.  Bd.  Artikel:  Hötel-Dieu. 
Yoltaire,    Dictionnaire    de    phüotaphie,    Artikel:    Charite,     Oeuvrei    compl.    Edüion    du 

Jüiinmt  Le  Siiele,  1.  Bd.  (1867)  t3S. 

In  dem  von  Voltaire  (siehe  S.  969)  so  sehr  gelobten  Hötel- 
Dieu  zu  Lyon  waren  1548  nur  1(K3  Bettstellen  vorbanden.  In  jedem 
Bette  lagen  meist  ti — 8  Kranke,  während  es  eigentlich  nur  filr  5  Kranke 
bestimmt  war.  Die  1C30  getroffene  Bestimmung,  daU  nur  noch  zur  Auf- 
nahme einer  einzigen  Pei-son  geeignete  Betten  angeschafft  werden  sollten, 
beseitigte  das  Uebel  nicht;  denn  man  legte  nunmehr. in  die  neuen  schmä- 
leren Betten  doch  noch  zwei  Kranke  zugleicb.  Noch  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  bestand  diese  üble  Gewohnheit.  Nach  P  o  i  u  t  e  s  Schil- 
derung waren  die  Krankensale  so  kalt,  daß  die  für  die  Kranken  be- 
stimmten Getränke  gefroren. 
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Die  EinfOlirang  geruchloser,  auf  den  Höfen  befindlichen  Aborte  ftllt 
erst  in  das  Jahr  1838  (Pointe).    Vergl.  Pointe,   Histoire  da  Qnnd 
H6tel-Dieu  de  Lyon,  1842. 
Wallta,  Saint  Louii  et  lon  tcmp«  (1876). 

.4)  Krankenhäuser  in  Deutschland. 

Durch    die    von   Karl   dem    Großen    eingeführte   Trennung  voo 
Kirchenvermögen  und  Armengut  wurden  die  Einkünfte  der  liegenden 
Besitzungen  zur  Unterhaltung  des  Klerus   bestimmt,  während  der  in 
Naturalien  gewährte  Zehnte  zum  dritten  oder  vierten  Teile  den  Armen, 
der  Rest  aber  dem  Pfarrer  zu  freier  Verfügung  gehörte  (Ratzinger, 
S.  229).    Diese   karolingische  Ordnung  ermöglichte  die   ausreichende 
Unterhaltung  der  mit  den  Klöstern  verbundenen  Krankenhäuser  and 
Herbergen.    Aber  dieses  Fundament  der  Armen-  und  Krankenpflege 
ging  unter  den  kraftlosen  Nachfolgern  des  großen  Kaisers  verloren, 
als  Bischöfe  und  weltliche  Fürsten  sich  des  Kirchengutes  bemächtigten 
und   es   für  ihre  eigenen  Zwecke,  zu  Völlerei  und  Wohlleben,  be- 
nutzten.   Ganz  besonders  war  dies  der  Fall,  als  nach  Ludwigs  des 
Frommen  Tode  (840)  das  Reich  durch  den  Vertrag  von  Verdun  (843) 
in  3  Teile  zerfiel  und  das  Königtum  seinem  Untergange  nahekam. 

Einer  neuen,  aber  leider  nur  kurzen  Blüte  wurde  das  Krankoi- 
hauswesen  zugeführt,  als  die  Synoden  von  Cöln  (887),  Metz  (888)  und 
das  Konzil  zu  Mainz  (888)  unter  der  kraftvollen,  aber  nur  zu  kurzen 
Regierung  des  Kaisers  Arnulf  (887 — 899)  das  Kirchen-  und  Armengnt 
seinen  unrechtmäßigen  Besitzern  absprachen  und  so  die  Mittel  ge- 
wonnen wurden,  um  die  innerlich  und  äußerlich  zerfallenen  Xenodochien 
und  Krankenhäuser  von  neuem  aufzurichten  (Ratzinger,  S.  251). 

Doch  unter  des  unmündigen  Ludwigs  Regierung  gingen  diese 
Errungenschaften  von  neuem  verloren,  da  die  Magyaren  das  Land 
verheerten  und  weder  Xenodochien  noch  Krankenhäuser  verschonten 
(910). 

Unter  den  sächsischen  Kaisern  (919 — 1024)  gestatteten  die 
allgemeinen  politischen  Verhältnisse,  daß  die  Kirche  zu  einer  ge- 
ordneteren Verwaltung  ihres  Eigentums  zurückkehrte.  Jetzt  waren  es 
die  zu  großer  Macht  gelangten  Bischöfe,  welche  in  ihren  Bischöfe- 
städten bereits  bestehende  Hospitäler  unterstützten  oder  neue  Anstaltm 
ins  Leben  riefen.  So  erbaute  der  Bischof  Einhard  in  Würzburg 
außer  dem  bereits  aus  der  Karolingerzeit  bestehenden  Hospital  1097 
ein  neues  Krankenhaus.  Aehnliches  ereignete  sich  in  Hildesheim,  als 
dort  der  heilige  Gotthard  (f  1022)  den  Bischofsstuhl  einnahm  (Rat- 
zinger, S.  258).  Aus  dem  10.  Jahrhundert  stammt  das  älteste  Spital 
zu  Cöln.  Hier  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Hospitäler  bis  zum  14. 
Jahrhundert  bis  auf  8  (Hering).  Nach  Gerhoh  von  Reichersberg  war 
um  das  Jahr  1100  in  Deutschland  mit  jeder  Pfarrkirche  ein  Armenhaos 
verbunden,  das  sich  der  Krankenpflege  widmete  (Ratzinger,  S.  258). 

Außer  den  Bischöfen  waren  vor  allem  die  Klöster  auch  in 
Deutschland  ein  Hort  der  Krankenpflege.  Jedes  Kloster  besaß  ja 
seine  Infirmaria  (S.  960,  vergl.  auch  Kotelmann,  S.  246).  War 
dieses  zunächst  wohl  nur  für  die  erkrankten  Insassen  des  Klosters 
bestimmt,  so  kamen  seine  Einrichtungen  wohl  schon  in  früher  Zeit 
auch  der  Umgebung  des  Klosters  zugute.  Unter  den  deatschen 
Klöstern   waren  z.  B.  Fulda,  Corvey  an  der  Weser,  Kor.'neli- 
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mttnster,  Epternach,  Laacb,  Siegburg,  Priefingen, 
W  eihenstepli  an,  ferner  Ilseuburg,  Arnsberg,  Liesborn 
mit  Spitälern  versehen  (Uhlhorn,  2.  Bd..  S.  78 ff.,  80). 

Unter  dem  Einfluß  der  Geistliclikeit  steht  auch  die  Tätigkeit  der 
unermüdlichen  Ptlet^erin  der  Annen  und  Kranken,  der  heiligen 
Elisabeth,  welche  ein  Krankenhaus,  am  Fuße  der  Wartburg, 
ferner  das  St.  Annen-Hospital  und  die  „Siege"  zu  Eise  nach,  ein 
Hospital  zu  Reinhardsbrunn,  ein  anderes  zu  Gotha,  errichtete. 
Ihr  verdankte  auch  das  St.  Elisabeth-Hospital  zu  Marburg  seine 
Entstehung,  das  1234  dem  Deutschen  Orden  übergeben  wurde  {Heu- 
singe r).    Weiteres   über   Klosterkrankenhäuser  siehe  S.  itöü. 

Neben  tliese  vom  Klerus  geleiteten  Krankenanstalten  tritt  nun, 
häufig  auch  an  ihre  Stelle  in  den  folgenden  Jahrhunderten  etwas  völlig 
Neues,  das  städtische  oder  bürgerlich  e  Spital.  Ermöglicht 
wurde  es  erst,  als  im  13.  Jahrhuntlort  die  Städte  so  weit  erstarkt 
waren,  daß  sie  die  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  selbst  in  tlie 
Hand  nehmen  konnten,  während  sie  früher  dem  überragenden  Einfluß 
des  Bischofs  unterworfen  waren.  Nicht  ohne  Kampf  setzten  die 
Städte  die  Anerkennung  ihrer  Selbständigkeit  durch.  Straßburg 
z.  B.  hatte  einen  .H-jährigen  Kampf  mit  dein  Bischof  Walther  von 
Geroldseck  zu  liestehen,  ehe  es  12iJo  für  seine  bürgerliche  Gemeinde 
die  Abtretung  verschiedener  wichtiger  Rechte  errungen  hatte,  zu  denen 
auch  die  Verwaltung  der  Hos]»itäler  gehörte  (Hering.  1 HH3,  S.  693). 
Wird  nunmehr  die  Verwaltung  der  Hospitäler  allmählich  bürgerhch, 
so  zeigen  deren  Formen  trotzdem  noch  den  Einfluß  der  Kirche.  Aber 
die  Umwandlung  vollzieht  sich  unaufhaltsam;  ihr  wird  mitunter  auch 
durch  äußerliche  Zeichen  Ausdruck  verliehen.  So  ließ  der  Rat  von 
Köln  1510  an  sämtlichen  Hospitälern  das  Stadtwappen  anbringen 
(Hering). 

Häutig  wird  das  unter  städtischer  Verwaltung  befindliche  Kranken- 
haus als  Bürgerspital  oder  Hei li  ggeist-K  ran  ken haus  be- 
zeichnet.   Auf  eine  wirkliche  Abhängigkeit  von  dem  in  der  Mitte  des 

12.  Jahrhunderts  in  Montpellier  durch  Guido  gegründeten  Orden 
gleichen  Namens  deutet  die  Bezeichnung  des  Krankenhauses  wohl 
nur  in  seltenen  Fällen  hin*);  vielmehr  .sollte  der  Name:  Spital  vom 
heiligen  Geiste  nur  ausdrücken,  da"  der  menschenfreundliche  Geist 
des  Stifters  jenes  Ordens  in  dem  Krankenhause  fortlebte  (vergl. 
Virchow,  Abhandl.,  2.  Bd.,  S.  15,  Michael.  S.  206  tt'.). 

Für  die  Entwickelung  der  städtischen  Krankenhäuser 
sind  im  folgenden  einige  Beispiele  gegeben. 

Das  Hamburger  Seeken-(Siechen-)Haus  wurde  um  lliO  ge- 
stiftet; das  Heiliggeistspital  daselbst  entstammte  ebenfalls  dem  12.  Jahr- 
hundert. Ursprünglich  für  arme  Pilger  bestimmt,  diente  es,  als  die 
Pilgerfahrten  ins  heilige  Land  seltener  wurden,  zur  Aufnahme  von 
Kranken  und  Siechen  der  Stadt  (Gernet,  S.  7.ö).  Die  gleiche  Entwick- 
lung machte   das  Münchener    Heiliggeistsiutal   zu  St.  Elisabeth  im 

13.  Jahrhundert  durch.  Im  Anfang  des  U'.  Jahrhunderts  diente  es,  nach- 
dem es  die  mannigfachsten  Wandlungen  erlebt  hatte,  als  Pfründnerhaus 
(Martin).     Das  Heiliggeistspital    zu   Wien    wurde    im   Jahre   1211 


•)  Einige  süddeutscbe  hei).  GeiBthospitäler.  z.  B.  in  Memmingen,  Wimpfen, 
Pfor/heim,  gehörten  zum  deutschen  Zweig  de«  Heiligeeist-Ordens.  Die  nord- 
deutschen Heiliggeiathuapitäler  waren  dagegen  vom  Orden  unabhängig  (Herzog, 
6.  Bd.,  8.  4Ö8). 
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durch  Herzog  Leopold  VI.  vou  Oesterreich  gestiftet ;  das  BOrgerspil 
wird  1302  urkundlich  erwähnt. 

1280  und   V290   entstanden    in  Lübeck   Siechenhäuser    für 
Elenden  (exules  leprosi).    In  das  Jahr  1240  fällt  die  zweite  Gründe 
des    Ulm  er    Hospitals,    durch    die    Bürgerschaft   unter   Beihilfe 
Kaisers  (Hering,  1883,  S.  GiVi). 

In  Rothenburg   ob  der  Tauber   gründete  1274  die  BUrgerscbaft 
das  große  Hospital,  welches  seinen  Namen  zur  Unterscheidung  von  einem 
schon  vorhandenen  kleinen  Spital  erhielt  (Ben sen).    Straitburg 
schon  vor  dem  12.  Jahrhundert  sein  Biirgerspital,  seit  1312    ein    zweil 
Krankenhaus  (de  Kentzinger). 

Dan  Braunschweiger  Hospital  St.  Leonhard  ftir  Aussatäge ' 
dem  13.  Jahrhundert  entstammen.  Ein  älteres  Spital  bestand  bereits  1*22 
Erfurts  älteste  Spitäler,  das  Hospital  zum  heil.  Geist  und  ein  kleines, 
vielleicht  von  Johannitern  gegründetes  Spital ,  stammen  aus  dem  12. 
Jahrhundert  und  werden  im  13.  Jahrhundert  dm'ch  das  städtische 
Kraukenhaus,  das  Martinshospital,  ersetet,  das  1885  wegen  Raummangels 
verlegt    wurde  (Beyer).  ^m 

DaFi  Katharinenspital    zu   Regensburg    wird    im    Jahre    1245  ^H 
einer    Bulle   des    Papstes  Innocenz  IV.  erwähnt,    aus    der    wir    erfahren, 
daß  daselbst  250  Lahme,  Schwache  und  Elende  verpflegt  wurden.    Ein» 
fast  gleichzeitige  Urkunde  (vom  Jahre  1250)  weist  auf  die  L'eberliiUo 
dieses   Krankenhauses    und    die    dadurch    geschaffenen    gosundbeits&ci 
liehen  Verhältnisse  hin  (Michael,   S.  213).     In  dem  Berichte  der 
Äugustinerorden    gehörigen    Meister    und    Brüder    des   Katharinenapit 
heiUt  es:  quod  domus  hospitalis  nimis  stricta  panperibus  non  solum  (nc 
suffecisset,  sed  eos  infecisset  et  multos  fecisset  praemori  ante  vitae  so 
terminum,    ex  structiu-a  loci  aere  corrupto,    flatu  et    contagio   infirmor 
nimis  fompresse  jacentium  sufl'ocante  (V  i  r  ch  o  ws  Archiv,   18.  Bd., 

Diese  „städtischen"'  Krankenhäuser  waren  meistens  ausschli« 
lieh  für  Einheimische  bestimmt.    Zur  Aufnahme  armer  Fremd! 
dienten   die   sogenannten    Elendsherbergen,   wie   wir   sie    im 
Jahrhundert  z.  B.  in  Straßburg   und  Cöln   antreffen.     Hierher   gehfl 
auch   das   in   Marburg   im    13.  Jahrhundert  entstandene   St.  JakoC 
hospital  für  erkrankte  Pilger.    Von  dem  Reichtum  Deutschlands 
an    Krankenhäusern   während   des  Mittelalters   kann  man 
sich   dadurch   eine  Vorstellung  machen,   daß  es  Lammert   gelung 
ist,  in  mehr  als  180  kleineren  und  größeren  Städten  Süddeutscblani 
Krankenanstalten  nachzuweisen  (Lammert,  Gesch.  d.  bürgerl.  Leben 

Die  Schicksale  der  im  Laufe  des  Mittelalters  in  den  verschieden« 
Städten   entstandenen   Hospitäler   einzeln   l)is   in   moderne   Zeiten  zr 
verfolgen  und  zu  schildern,   ist  nicht  die  Aufgabe  dieser  Arbeit.    Es 
sei  nur  beiläufig  erwälmt,  daß  selbst  diejenigen  Stiftungen,  welche 
Feuersbrünsten  und  Vernichtung  durch  Feindeshand  bewahrt    bliebe 
nur  zum  kleineren  Teil  ihren   ursprünglichen   Charakter  bis    in 
neuere  Zeit  bewahrt  haben.    Oft  geriet  der  vom  Gründer  der  Anst 
ihr  zugewiesene  Wirkungskreis  allmählich   in  Vergessenheit,   und 
finden   ein   zur  Pflege  von   Kranken   bestimmtes  Hospital    nach  Js 
hunderten  als  Pfründnerheim  wieder,  so  z.  B.  im  17.  Jahrhundert 
1385  erbaute  Erfurter  Spital  vor  dem  Krämpfertor  (Beyer,  S.  13 

Andere  zur  ausschließlichen  Heilung  ganz  bestimmter  Krankheit 
gegründete   Stiftungen    überlebten   ihren   ursprünglichen    Zweck, 
sehen  wir  vielfach  die  aus  dem  frühen  Mittelalter  stammenden 

184 


man 

sinfl 

;n«H 


Zur  Geschichte  der  Sozialen  Hj'giene. 


975 


nach  dem  aUinählichen  Verschwinden  des  einst  so  verbreiteten  Aus- 
satzes entbehrlich  gewordenen  Aussatzliäuser  in  zeitgemäßere  Pest-, 
Blatter-,  vor  allem  Franzüseuiiäuser  verwandelt.  Das  ursprünglich 
für  Leprose  bestimmte  Sjiital  der  Unheilbaren  am  Gasteig  zu  M  ü  n  c  hen 
(ans  dem  Kl  ,Iahrhnn<lert)  nahm  später  alle  Unheilbaren,  noch  später 
auch  an  heilbaren  Hautkrankheiten  Leidende  auf  S.  (875).  Oft  wurden 
auch  Anstalten,  die,  tleo  mittelalterlichen  Gepflogenheiten  gemäß,  zur 
gleichzeitigen  Versorgung  der  verschiedenartigsten  Unglücklichen  ge- 
dient hatten,  durch  allmählich  hinzukommende  Spezialstiftuugen  {für 
Wöchnerinnen,  Findelkinder,  Geisteskranke,  Pfründner  u.  s.  vv.)  ent- 
lastet, und  dadurch  veranlaßt,  sich  ebenfalls  auf  eine  einzige  Gruppe 
Hilfsbedürftiger  zu  beschränken. 

Nicht  selten  bestimmte  die  Obrigkeit  den  Abbruch  eines  alten, 
als  unzulänglich  erkannten  Hospitals,  um  es  an  einem  anderen  Punkte 
der  Stadt  in  größerem  Maßstabe  wieder  erstehen  zu  lassen. 


Die  Reformation. 

Auf  eine  Reorganisation  der  Spitäler  gewirkt  zu 
haben,  ist  ein  besonderes  Verdienst  der  Reformation', 
unter  deren  Einfluß  die  Aufgabe  der  Kranken h e i  1  u  n  g  betont  wurde, 
im  Gegensatz  zu  der  mittelalterlichen  Auffassung  der  Hospitäler  als 
Versorgungshäuser  für  die  Unheilbaren,  Schwachen  und  Ge- 
brechlichen (Riggenbach,  S.  32). 

So  besali  Genf  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  nur  Leproserien, 
die  zur  AbKonderung  der  aufgenommenen  Kranken  dienten,  ohne  sich 
mit  deren  Heilung  zu  befassen;  die  sonst  noch  vorhandenen  Hospitaler 
waren  keine  Kranken-,  sondern  nur  Armen-  und  Siechenhäuser  (Chap- 
ponniere  et  Sordet). 

Allerdings  war  der  Einfluß  der  Reformation  auf  die  Liebestätig- 
keit und  auf  die  "VVohltätigkeitsanstalten,  zu  denen  ja  auch  die  Kranken- 
häuser gehören,  zunächst  ein  ungünstiger,  ein  zerstörender.  Denn  der 
alte  Glaube,  welcher  die  guten  Werke  als  oberste  Pflicht  jedes  Christen 
hinstellte,  war  gestürzt,  und  an  seine  Stelle  trat  die  Reformation, 
deren  Glaubenssatz  es  war:  man  könne  durch  Gaben  sein  Seelenheil 
„nicht  schaffen".  Luther  selbst  mußte  eingestehen,  daß  man  unter 
dem  Papsttum  im  Geben  eifriger  gewesen  sei  (Herzog,  17.  Bd., 
S.  308  unter  Wohltätigkeitsanstalten).  Als  nun  auf  Luthers  Ver- 
anlassung die  Armenpflege  neu  organisiert  wurde,  wirkte  er  darauf 
hin,  daß  alle  für  diesen  Zweck  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  in 
jeder  Gemeinde  einer  einzigen  Zentralstelle,  Kasten  genannt,  zu- 
flössen. Die  Verteilung  der  Liebesgaben  wurde  durch  sogenannte 
Kastenordnungen  geregelt,  nach  welchen  ganz  bestimmte  Anteile 
der  eingehenden  Gaben  den  Spitälern  zuflössen. 

So   heißt   es   z.  B,  in   der  Wittenberger  Kastenordnung    von  1527 

Art.  3.  Beide  Spitäler  gehören  auch  zum  gemeinsamen  Kasten 
und  werden  von  den  Vorstehern  des  gemeinen  Kastens  versehen. 

Art.  8.  Zwei  vom  Rat  ersehene  Btirger  versorgen  die  zwei  Spitäler 
und  ihre  Armen  etc. 

Art.  11.  Die  Fremden  nimmt  man  im  Spital  eine  Nacht  oder  zwei 
an ;  welche  aber  aus  ihnen  bei  uns  krank  werden,  die  läßt  man  heilen, 
oder  hilft  ihnen,  wo  sie  es  bedürftig,  wie  den  andern  (Hering,  1886, 
S.  232,  Anm.  2). 
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In  der  privaten  Krankenpflege  ging  Luther  seinen  An- 
hängern mit  edelstem  Beispiele  voran,  und  forderte  von  ihnen  glei 
Hingabe  an  diese  Betätigung  der  Nächstenliebe.  In  einer  kleinen  Sc^ 
über  die  Frage,  ob  man  vor  dem  Sterben  Hieben  möge,  die  er  nach 
Wittenberger  Pest  von  1527  veröffentlichte,  sagt  er,  „es  wäre  wohl 
fein,  wenn  wir  so  viel  iSpitäler  hätten,  wie  sie  die  Voreltern  mit  ihrea 
Stiftungen  herzustellen  gestrebt,  so  daß  nicht  jeder  in  seinem  Hause  ein 
Spital  SU  haben  brauchte,  aber  da,  wo  das  nicht  sei,  wie  es  denn  an 
wenig  Orten  sei,  müsse  einer  des  anderen  Spitalmeister  und  Ptleger  aai^ 
bei  Verlust  der  Seligkeit"  (Hering).  ^| 

Die  katholische  Kirche  ließ  es  denn  auch  nicht  an  Bemühungen 
fehlen,  (iie  Verwaltung  der  Spitäler  zurückzuerübern.  Namentlich 
geschah  dieses  unter  Karl  V.,  der  durch  seine  Bestimmungen  von  1531 
und  1548  in  diesem  Sinne  wirken  wollte.  Aber  die  Reformation  erwies 
sich  trotzdem  fast  ilberalt  als  siegreicli,  weil  die  Städte  unter  den 
Entfremdungen  der  den  Armen  und  Bedürftigen  gehörigen  Güter,  wie 
sie  sich  unter  der  Verwaltung  der  katholischen  Geistlichkeit  gezeigt 
hatte,  zu  schwer  hatten  leiden  müssen.  JH 


und 

wir 
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Die  Krankenhäuser  großer  deutscher  Städte  im  18.  Jahrhundert. 

Die  hoffnungsvolle,  durch  die  Reformation  au.sgestreute  Saat  ging 
im  30-jährigen  Kriege  elend  zu  Grunde.  Die  Stiftungen  verloren  ihie 
Einnahmen,  weil  die  Liegenschaften  niclit  mehr  bewirtschaftet  werden 
konnten  und  daher  ertraglos  blieben.  Die  Städte  verarmten,  weil 
sie  geplündert  und  zerstört  wurden.  Wer  nicht  im  Kriege  gefallen 
war,  konnte  nur  mit  Mühe  sich  und  die  Seinen  notdürftig  vor  dem 
Hungertode  schützen.  Für  Almosen  besaß  er  weder  Mittel  noch 
Sinn ;  denn  der  Krieg  hatte  nicht  nur  den  Wohlstand  zerstört,  sondern 
auch  eine  Verrohung  der  Massen  gezeitigt,  die  fast  ohne  gleichen 
der  Weltgeschichte  war.  Jeder  dachte  nur  an  sich  selbst,  das 
Wehe  seiner  Nachbarn  wurde  ihm  gleichgültig. 

Unter   solchen  Verhältnissen   darf  es   uns   nicht   wundern,        

während   des  Krieges   so   gut   wie   nichts   von   der  NeugrOndtmr 
Krankenhäusern  hören.     Aber  auch   nachdem   der  Friede  endlich 
geschlossen   war,    mußte   erst  geraume  Zeit  vergehen,    bis    man   der 
Armenpflege  neue  Mitte!  zuwenden  konnte.    Nur  ganz  allmählich 
man  an  den  Wiederaufbau  der  zerstörren  Krankenhäuser,  und  ol 
Zweifel   ist   der  30 -jährige   Krieg   mit    eine   der    Han] 

Ursachen    dafür,    daß    der    Zustand   der    Krankenhäui 

auch   in   vielen   großen   Städten  sogar  noch  im   18.  Jah^ 
hundert  ein   so    kläglicher    und    unzureichender    bli( 
wie    ihn    uns    die   nachfolgenden    Beispiele    vor    Aui 
führen. 

In  Hamburg  wurde  der  alte  Pesthof  im  Jahre  1748  mit 
guten  Wasserleitung  versehen;  seine  sonstigen  Einrichtungen  bli« 
jedoch  80  ungenügend  wie  die  der  übrigen  Krankenanstalten.  Ui 
f^llung  der  Spitäler,  ungenügende  ärztliche  Tätigkeit  daselbst, 
hafter  Zustand  der  Gebäude,  schlechte  Beköstigung  der  K.ranken  _ 
ursachten  hier  eine  hohe  Sterblichkeit  noch  im  ersten  Dezenniam  d* 
19.  Jahrhunderts.  Das  Elend  erreichte  in  dem  Belagerungsjahr  1813 
seinen  Höhepunkt.  In  den  nun  folgenden  Friedensjahren  ■w-urden  «■ 
Stelle  des   niedergebrannten  Krankenhofs  den  Kranken    und   SiecheaJ 
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auf  weiteres  andere  Gebäude  eingeräumt;  auch  hob  sich  das  Banit&ta- 
wetien  der  Stadt  bedeutend,  nachdem  im  Jahre  1818  durch  Rats-  und 
Bürgerschaftsbeschluß  eine  Medizinalordnuug  geschaffen  worden  war.  Uebei' 
das  1823  eröffnete  allgemeine  Krankenhaus  berichtet  J.  Dietl  1853, 
daß  es  durch  seine  ansehnliche  Größe  und  zweckmäßigen  Einrichtungen 
noch  immer  zu  den  besseren  zu  zählen  sei,  obgleich  es  durch  neuere 
Spitäler  bereits  in  mancher  Hinsicht  wieder  übertroffen  werde.  Die  mit 
großem  Kostenaufwand  hergestellte  Wasserversorgung  geschieht  mittelst 
Saug-  und  Druckwerks.  Das  aus  der  Alster  entnommene  Wasser  gelangt 
durch  eiserne  Röhren  in  die  Zisternen  des  Hauses,  imd  von  da  aus  in 
die  Abtritte,  Bäder,  Wäscherei  und  Küche.  Die  gewöhnlichen  Kranken- 
säle .sind  4(1  Fuß  6  Zoll  lang,  2-1  Fuß  breit,  13  Fuß  hoch;  auf  jeden 
Krajiken  entfallen  HXKi  Kubikfuß  Luft.  Die  Anordnung  der  Abtritte  ist 
dorchans  befriedigend.  Als  unzweckmäßig  werden  dagegen  die  Ventilations- 
vorrichtungen bezeichnet;  auch  beeinträchtigt  die  Vernachlässigung  der 
Fußböden  die  Reinlichkeit  der  Zimmer,  deren  Ordnung  und  Sauberkeit 
überhaupt  zu  wünschen  läßt.  Die  Schuld  hieran  wird  der  Ueberfüllung 
des  Hospitals  beigemessen,  das  ursprünglich  für  lOCX)  Betten  eingerichtet 
war,  während  zur  Zeit  der  Besichtigung  14CKJ  Betten  aufgestellt  waren 
{Dietlj. 

Auch  in  München  entsprachen  die  Hospitäler  noch  im  18.  Jahr- 
hundert in  keiner  Weise  den  Anforderungen  einer  rasch  wachsenden 
Bevölkerung.  Die  Stadt  besaß  6  Krankenhäuser,  welche  insgesamt  die 
geringe  Zahl  von  200  Kranken  aufnehmen  konnten,  doch  war  die  Auf- 
nahme von  den  ver.tchiedensten  Verhältnissen  religiöser  und  bürgerlicher 
Art  abhängig.  Die  Spitäler  waren  schlecht  gebaut  und  mangelhaft 
organisiert.  Die  an  den  Bettstellen  befindlichen  Vorhänge  henunten 
den  Luftwechsel  und  beschränkten  die  Helligkeit.  So  ungesunde 
Verhältnisse  hatten  selbstredend  eine  hohe  Mortalität  zur  Folge.  Die 
80  dringend  notwendige  Umgestaltung  des  Münchener  Hospitalwesens 
vollzog  sich  um  die  Wende  des  Jahrhmiderts.  Schon  1792  war  bei  der 
Renovierung  des  St.  Maxspitals  das  Hauptaugenmerk  auf  die  Zuführung 
guter  und  auf  zweckmäljige  Entfernung  der  verbrauchten,  unreinen  Luft 
gerichtet  worden.  Zu  einer  Neuorganisation  der  Hospitäler  nach  den 
Bedürfnissen  der  Zeit  und  der  Gemeinde  schritt  man  jedoch  erst  1806, 
als  die  Leitung  der  Wohltätigkeitsanstalteo  Münchens  einer  besonderen 
königl.  Administrationsbehörde  übertragen  wurde.  Durch  diese  wurden 
die  einzelnen  Spitalverwaltungen  aufgelöst,  die  Fonds  aller  Wohltätigkeits- 
institute zentralisiert  und  die  Kosten  vermindert.  Trotzdem  gestalteten 
sich  die  Finanzverhältnisse  bei  den  vermehrten  Leistungen  der  Anstalten 
recht  mißlich.  Das  1813  vollendete  allgemeine  Krankenhaus  für  heil- 
bare Kranke  ivurde  infolge  der  Verordnung  König  Maximilian  Josephs 
vom  7.  März  180  geschaffen.  Die  neue  Anstalt  enthalt  nach  Martins 
Beschi'eibung  vom  Jahre  1834  54  Krankensäle  und  36  Zimmer  für  ein- 
zelne Kranke  und  Bedienstete.  Die  Säle  waren  14  Fuß  hoch,  38  Fuß 
lang,  24  Fuß  breit,  durchweg  mit  Doppelfenstern  versehen,  hell  und  ge- 
räumig, dabei  vor  Zug  und  grellem  Licht  geschützt  luid  mit  zweck- 
mäßigen Wasserleitungsvorrichtungen  versehen.  Die  erforderliche  Wasser- 
menge von  30  Steffen  täglich  wurde  durch  Röhren  im  Hause  verteilt. 
Außer  für  die  Krankensäle  war  auch  für  Küche,  Apotheke,  Bade-  und 
Waschanstalt,  sowie  für  die  Abtritte  stets  fließendes  Wasser  vorhanden. 
Auf  die  gute  Ventilation  wird  es  zurückgeführt,  daß  das  Spit*lfieber 
seither  im  Krankenhauso  nicht  ausgebrochen  ist  (Martin). 

Rudbuch  ia  HTflene.    Suppl.-B4.  IV.  g2 
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Ueber  die  Zustände  der  Berliner  Charit^  zu  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts geben  einige  Broschüren  von  Zeitgenossen  AufschluiS,  die  ihre  dort 
gesammelten  Eindrücke  und  Erfahrungen  im  Interesse  des  Pablikuns 
veröffentlichten.  Schon  1794  hatten  die  schlesischen  ProvinzialblUttr 
auf  die  hohe  Sterblichkeit  in  der  Berliner  Charite,  dem  Hötel-Biea  m 
Paris  und  dem  AUerheUigenhospital  zu  Breslau  hingewiesen  (Prahmer). 

Nach  Falk  betrug  die  Sterblichkeit  in  der  Charit^  fast  1:6.  h 
seinen  „Denkwürdigkeiten"  weist  er  besonders  auf  die  ungünstige  L&ge 
der  Anstalt  hin.  Sie  war  von  Wiesen  umgeben,  die  regelmäßig  im  Frdh- 
jähr  von  Ueberschwemmungen  heimgesucht  wurden  und  dann  die  Lnft 
mit  schädlichen  Ausdünstungen  erfüllten. 

Als  Folge  dieser  ungünstigen  Verhältnisse  war  das  epidemische 
Lazarettfieber  ein  alljährlich  wiederkehrender  Ghwt  der  Anstalt. 

Ueber  die  Unzulänglichkeit  der  Wäsche  und  deren  schlimme  Ver- 
fassung wird  einstimmig  geklagt.  Sie  war  meist  zerrissen  und,  da  sie 
nicht  oft  genug  gewechselt  werden  konnte,  voller  Ungeziefer  (Moritz). 

Ueberhaupt  herrschte  im  Hause  große  Unsauberkeit.  Mücken, 
Fliegen  und  andere  Insekten  belästigten  die  Patienten  aufs  empfindlichste. 
Flöhe,  Läuse  und  Wanzen  waren  in  einem  Flügel  des  Gebäudes  so  ver- 
breitet, daß  viele  Personen  nur  durch  Ausbrennen  (BAuchem)  davon  ge- 
reinigt werden  konnten  (Prahmer). 

Die  schlecht  bezahlten  Aufwärter  walteten  nur  nachlässig  und  mangel- 
haft ihres  Amtes,  besonders  bei  der  Besorgung  der  Bäder,  die  infolge  der 
unzulänglichen  Badeeinrichtung  Schwierigkeiten  machte. 

Der  Zufluß  des  kalten  Wassers  wurde  durch  Bohren  vermittelt, 
das  warme  Wasser  mußte  hineingetragen  werden  (Prahm er). 

Das  gebrauchte  Badewasser  wurde  von  Hand  entleert,  da  kein« 
Entwässerungsleitung  vorhanden  war.  War  die  Entleerung  des  Bade- 
wassers nur  teilweise  erfolgt,  so  stellten  sich  in  den  morastig  gewordene! 
Rückständen  Frösche  ein  (Falk). 

Wurde  ein  Bad  im  E[rankensaal  verabfolgt,  wie  dies  oft  geschah, 
so  krochen  viel  mehr  Kranke  hinein,  als  eigentlich  sollten,  die  übrigei 
benutzten  die  Gelegenheit,  um  sich  die  Füße  zu  waschen.  Die  schoi 
sonst  nicht  einwandfreie  Atmosphäre  der  Krankensäle  war  bei  solchen 
Gelegenheiten  unerträglich,  umaomehr  als  eine  Lüftung  im  Interesse  dei 
Gebadeten  unterbleiben  mußte  (Moritz). 

Auf  die  Beschaffenheit  der  Abtritte  und  die  durch  sie  verursachu 
schlechte  Luft  im  Hause  läßt  sich  aus  Prahmers  Vorschlag  erschließen, 
sie  mit  Deckeln  zu  versehen,  damit  der  Gestank  sich  nicht  im  ganzen 
Hause  verbreitet. 

Die  Oekonomie  verabfolgte  die  von  den  Aerzten  geforderten  Medika- 
mente langsam  und  zum  Teil  in  verkürzter  Form  (Prahmer). 

Es  kam  vor,  daß  von  der  Anwendung  eines  Mittels  wegen  seinei 
Kostspieligkeit  Abstand  genommen  w\irde  (Moritz). 

Bei  der  Verpflegung  der  Kranken  hatte  die  Oekonomie  an  Stell« 
der  zur  Erquickimg  zu  verabfolgenden  Zitronenscheiben  —  Essig  einge 
führt.  Die  Bereitung  der  Speisen  geschah  durch  liederliche,  oft  venerisch« 
Frauenzimmer,  die  durch  solche  Tätigkeit  den  Aufenthalt  in  der  Charit« 
abarbeiteten  (F  a  1  k).  Das  gelieferte  Essen  war  knapp  bemessen,  di< 
Zubereitung  ließ  zu  wünschen  übrig.  Besonders  war  das  Fleisch  oft  f^ 
zäh,  daß  die  Kranken  es  nicht  genießen  konnten  (Moritz). 

Besonders  appetitlich  vollzog  sich  die  Verabfolgung  der  verschieden<>i 
Arzneien    an    die    Patienten.     Sie  geschah  aus  einer  einzigen  Tasse,  di« 
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nnansgwpttlt  mit  den  verschieden&rtigaten  Medik&menten  den  verschieden- 
artigatan  Kranken  gereicht  wurde  (Moritz). 

So  einstimmig  erschollen  die  Klagen  Aber  die  Verhältnisse  der  Ber- 
liner Charite,  daß  sie  ihre  Wirkung  nicht  veriehlten.  Auf  Prabmers 
dem  Könige  und  der  Königin  überreichte  Schrift  hin  wurde  von  ersterem 
eine  Kommiasion  zur  Prüfung  der  üebelstande  eingesetzt,  die  bald  alle 
Beschwerden  für  berechtigt  erklärte  und  noch  neue  Mangel  aufdeckte. 
Nun  erfolgte  eine  königliche  Kabinetsordre  zur  zweckmäßigen  Einrich- 
tung der  Charite ;  die  dazu  erforderlichen  Mittel  stellte  der  König  zur 
Verfügung  (Falk). 

Daß  im  Laufe  der  nun  folgenden  Jahre  viel  für  die  Charite  geschah 
und  die  so  schwer  empfundenen  Uebelatande  zum  Teil  gehoben  oder  doch 
gemindert  wurden,  ersehen  wir  aus  Dietls  Bericht  über  seine  1840  dort 
gewonnenen  Eindrücke.  Er  preist  die  musterhafte  Reinlichkeit,  sowie 
die  gute  saubere  Leib-  und  Bettwäsche  der  Anstalt,  die  für  jedes  Stock- 
werk vorgesehene  Badeanstalt,  die  zweckmäßig  ventilierten  Korridore, 
die  freundlichen,  musterhaft,  gehaltenen  Krankensäle,  von  denen  die 
größeren  bei  (il  Fuß  Länge,  l'2>/j  Fuß  Höhe,  21  Fuß  Breite,  IG— 20  Betten 
enthalten. 

Aber  noch  immer  ist  das  Küchenpersonal  unzureichend,  daher  die 
Beköstigung  schlechter  als  in  anderen  großen  Hospitälern.  Auch  steht 
die  Reinlichkeit  der  Aborte  nicht  auf  der  Höhe  der  übrigen  Einrichtungen 
des  Hauses.  An  Stelle  der  vom  sanitären  Gesichtspunkt  aus  unerläßlichen 
Kanalisation  bedient  man  eich  der  Cazenavischen  Methode,  die  das  täg- 
liche Fortschaffen  des  in  einer  so  großen  Anstalt  sich  anhäufenden  Un- 
rats zur  Notwendigkeit  macht.  Dem  Mangel  an  einer  hinreichenden 
Anzahl  von  Aborten  wird  durch  allerdings  sehr  zweckmäßig  konstruierte 
Leibstuhle  abgeholfen.  Lnmerhin  geben  solche  aber  keine  vollkommene 
Garantie  gegen  allerlei  beim  Entleeren  eintretende  Uebelstände  und  sind 
daher  zu  verwerfen.  Noch  schlimmer  als  die  Charite  selbst  ist  in 
dieser  Hinsicht  das  mit  ihi-  verbundene  Pockenhaus.  Es  hat  gar  keine 
Abtritte,  sondern  nur  Leibstühle,  auch  sind  die  Zimmer  zu  klein  und 
schlecht  ventiliert  (D  i  e  1 1). 

Die  gegebenen  Beispiele  zeigen  zur  Genüge,  daß  bis  in  das 
19.  Jahrhundert  hinein  selbst  in  den  grfißeren  Städten 
die  innere  Einrichtung  der  Krankenhäuser  so  gut  wie 
alles  zu  wünschen  übrig  Heß.  Es  herrschte  in  den  Ivranken- 
sälen  ein  unglaublicher  Schmutz  und  häufig  eine  übelriechende  Luft. 
Die  Aborte  verbreiteten  schlechte  Gerüche,  es  fehlte  an  einer  aus- 
reichenden Wasserversorgung.  Die  Mittel  der  Hospitäler  waren  so 
beschränkt,  daß  man  den  Kranken  teure  Arzneien  zu  reichen  nach 
Möglichkeit  vermied  und  die  zur  Wartung  der  Patienten  nötige  Zahl 
von  Dienern  nicht  unterhalten  konnte.  Auch  die  Krankenwäsche  und 
die  Krankenkleiduug  waren  unzureichend  und  der  Kaum  war  häufig  so 
beschränkt,  daß  man  mehrere  Kranke  in  dem  nur  für  einen  Kranken 
ausreichenden  Bette  unterbringen  mußte. 

Daß  die  Kenntnis  dieser  vielfach  unerhörten  Zustände  auch  in 
weiteren  Kreisen  nach  Gebühr  bekannt  wurde,  war  das  Verdienst 
aufopferungsvoller  Männer,  die,  wie  Howard  und  Tenon,  entweder 
im  amtlichen  Auftrage  oder  aus  eignem  Antriebe  ihre  in  den  haupt- 
sächlichsten Krankenhäusern  Europas  gemachten  Beobachtungen  ver- 
öffentlichten. 

Zeigen  diese  Berichte  nun   einerseits,  in  wie  unwürdiger  Weise 
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zu  Ende  des  18.  Jahrliunderts  für  die  Kranke" 
gesorgt  war,  so  machen  sie  uus  andererseits  ai 
rungen  bel^annt,  welche  Aerzte  und  Ve 
zur  angegebenen  Zeit  an  die  gesun« 
richtung  und  Bewirtschaftung  vom 
aufstellten. 

So  fordert  John  Howard  für  die  Hospitä 
Anhöhe,  in  :der  Nähe  eines  Flusses  und  außer 
sollen.  Die  Krankensäle  sollen  gewüll)t,  25 — 30 
überbaut,  mit  hohen  F^enstern  und  je  einer  Zi 
Die  Betten  sollen  in  gehöriger  Entfernung  von 
einander  stehen.  Rekonvaleszentenzimmer,  ein 
freier  Platz,  wo  die  Kranken  frische  Luft  schöp 
dringend  notwendig  betont,  ebenso  das  regeli 
Krankenzimmer,  die  alle  Jidire  neu  geweißt  werf 

Howards  dßutscher  Herausgeber  ffigte  in 
der  Hospitäler  noch  hinzu,  daß  sie  nicht  von 
schattet  sein  dürften.  Als  Grundriß  empfiehlt  er 
Gestalt  eines  Sterns,  dessen  Strahlen  die  Kranki 
während  die  Kirche  die  Mitte  bildet,  um  welche 
der  Aerzte,  Wundärzte  und  Krankenwärter  grup 

Bei  der  Wasserversorgung  der  Spitäler  durc 
Wasservorrats  in  großen  Behältern  ist  darauf 
Wasser  darin  nicht  zu  lange  stehen  bleibe  u.  s. 

Der  Code  pharmacoutique  ä  l'usage  des  hc 
cours  ä  domicile  et  des  infirmeries  des  maisons 
in  dritter  Ausgabe  erschien,  und  als  Norm  für  a 
zeichneten  Pariser  Anstalten  diente,  stellt  nad 
Forderungen  auf: 

1 1  8äubei'uug  der  Patienten  bei  der  Auihahi 

2)  Reinhaltung  der  Gescliirre  aller  Art. 

3)  Lüftung  der  schmutzigen  Wttscbe  auf  Böc 
wird,  sowie  sofortiges  Einweichen  der  schmutzig 
der  eigentlichen  Wäsche.    Diese  dürfen  nicht  in  de 

4)  Ausbrühen  der  Krankenkleider  und  Wolle 
mal  j&hrlich,  öfteres  Ausklopfen  und  Ausräuchern 

6)  Auflockern  und  Aufki'empeln  der  Wolle 
den  Matratzen,  Auslaugen  der  Matratzen-  oder  St« 

6)  Anstreichen  und  Auspichen  der  hölzernen  ] 
innen  und  auüen. 

7)  Sprengen  der  Säle  mit  Essig  und  Wassei 
derselben,  Waschen  des  Steinbodens  mit  nassen  £ 
mit  trocknen  Sägespänen,  um  die  Nässe  zu  entfen 

8)  Weilfen  der  Säle,  Waschen  der  BettstelJ 
und  -Rahmen,  der  Tische,  des  hölzernen  Fußboden 
einer  starken  Lange. 

9)  Genügender  Abstand  zwischen  den  Bette 
Reihen  in  einem  Säle  stehen  sollen. 

10)  Gehöriges  Wechseln  der  NachtatUhle,  '* 
versehen  sein  mtlssen  und  deren  Brillen  sorgflll 
sollen.  Richtige  Anordnung  der  Abtritte,  womö 
Wasser  etc. 

Der  Verfasser  des  Code  war  Parmentier, 
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fg^n^ral,  der  die  unmittelbare  Aufsicht  über  sämtliche  Civilspitäler  und 
Armenhäuser  von  Paris  führte  (Andree). 

Das  Resultat  dieses  gesteigerten  Interesses  für  das  Hospitalwesen 
trat  auch  bald  in  Relormen  der  bestehenden  Hospitäler  zu 
Tage,  vor  allem  aber  in  der  Zweckmäßigkeit  der  neu  errichteten,  bei 
denen  man  sich  die  gesammelten  Erfahrungen  zu  nutze  machte. 

Das  große  Spita)  zu  Wien,  welches  gegen  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts entstand,  zeigte  schon  die  Spuren  dieses  neuen  Geistes. 
Howard  hebt  die  dort  herrschende  Reinlichkeit  hervor. 

Auch  rühmen  die  zeitgenössischen  Schilderungen  einstimmig  das 
178Ö  vollendete  Hospital  zu  Bamberg,  dessen  Erbauung  die  Stadt 
dem  Fürstbischof  Franz  Ludwig  zu  danken  hatte.  Bis  zur  Stiftung 
dieses  Hospitals  besaß  die  Stadt  als  einzige  Krankenanstalt  den  durchaus 
mangelhaft  eingerichteten  Siechhof,  der  auch  zur  Aufnahme  der  un- 
heilbaren Kranken  fortbestand,  während  das  neue  Krankenhaus  ledig- 
lich für  heilbare  Kranke  bestimmt  wurde. 

Die  Zahl  der  aufzunehmenden  Kranken  war  nach  einer  genauen 
Zählung  der  Bevölkerung,  deren  Ergebnis  auf  21  OCX*  Einwohner  lautete, 
auf  120  festgesetzt  worden ,  später  wurde  sie  auf  180  ausgedehnt, 
doch  belief  sich  der  Krankenbestand  wfthrend  des  französischen  Krieges 
auf  3CMJ — 400,  Als  besondere  Vorzüge  des  Hospitals  rühmt  Pfeufer 
seine  günstige  Lage  und  reichliche  Wasserv'ersorgnng.  Die  großen 
Krankensale  sind  14  Schuh  hoch,  33  lang,  31  breit  und  enthalten  je 
10  Betten.  Die  Entleerung  der  Abtritte  geschieht  mittelst  eines  in  die 
vorbeifließende  Pegnitz  einmündenden  Kanals,  der  das  ganze  Gebäude 
durchzieht.  In  ihn  münden  die  Dachrinnen,  die  AbfluCröhron  sämtlicher 
Etagen,  sowie  die  durch  Röhren  ihm  KuflieDonden  Quellen  des  Michels- 
berges. Diese  gründliche  Entwässerung  des  Gebäudes  schafl't  demselben 
reine  und  gute  Luft,  deren  Wechsel  durch  eine  ausreichende  Ventilation 
bewirkt  wird  (Pfeufer). 

Daß  Dietls  Bericht,  der  fast  30  Jahre  später  entstand,  die  Vor- 
züge des  Bamberger  Krankenhauses  nur  mit  gewissen  Einschränkungen 
gelten  läßt,  liegt  in  der  Natur  der  in  diesem  Zeitraum  gemachten  Fort- 
Hchi-itte  im  Hospitalwesen.  Doch  erkennt  auch  er  die  musterhafte  Lage, 
Bau,  Anordnung  der  Krankenzimmer  und  Sondemng  der  Kranken  an, 
und  bezeichnet  nur  die  innere  Einrichtung  als  von  jüngeren  Anstalten 
überholt.  Als  einen  großen  Nachteil  hebt  Diet!  hervor,  daß  das  Bade- 
haus sich  nicht  unter  einem  Dache  mit  den  Krankenzimmern  befindet. 

Ihm  standen  als  vollkommenste  Schöpfungen  die  damals  neu  ent- 
standenen Krankenhäuser  zu  München  ,  Zürich,  Basel ,  St,  Gallen, 
Stuttgart,  Nürnberg  vor  Augen,  deren  peinliche  Ordnung  und 
Reinlichkeit  er  nicht  genug  rühmen  kann.  Nur  das  Kantonalkranienhaus 
von  St.  Gallen  wird  in  dieser  Hinsicht  ausgenommen. 

Allerdings  findet  Dietl  auch  bei  den  anderen  Anstalten  manches 
Tadelnswerte  heraus,  wie  z,  B.  beim  Münchener  Krankenhause  die  auf- 
fallende Vernachlässigung  der  Leichenkammer,  beim  Züricher  Kan- 
tonalkrankenhause macht  er  einige  Einwendungen  gegen  die  innere 
banliche  Einteilung.  Beim  städtischen  Krankenhaus  zu  Basel  wird  die 
sj'steniatische  Einteilung  und  Symmetrie  in  der  Anlage  der  Krankenzimmer, 
sowie  die  Vorrichtungen  für  eine  zweckmäßige  Ventilation  in  den  Kranken- 
zimmern vermißt,  im  Katharinenspital  zu  Stuttgart  die  Zahl  der 
Krankenwärter  zu  gering  befunden. 

Aber   diese    Ausstellungen    erscheinen    geringfügig  gegen  die  vielen 
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zweckmäßigen  Eini-ichtungen,  die  der  Verfasser  an  den  genannten  Spitftl« 
hervorkebt.     Besonders  ist  er  von  dem  praktischen  Werte  des  hier  dur 
weg  zui-  Anwendung  gelaugten  Kojen-  oder  Zellensystems  durchdrung« 
gegen  welches  erst  eine    spatere  Generation    ihre  Bedenken   geltend  ge- 
macht hat  (Dietl). 

des  Krankenhauswesens  nach 

unten. 


Ueber  die  Revolution 
englischem  Vorbilde  vergl. 
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5)  Krankenhäuser  in  England. 

In  England  sind  die  mit  Klöstern  verbundenen  Xenodochien 
ziemlich  frühen  Ursprungs.  Das  Xenodochiuni  des  Klosters  St.  Albans 
wurde  794  gegründet. 

Das  Vorhandensein  von  Hospitälern  ist  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert bezeugt.  1070  wurde  ein  solches  vom  Erzbisehof  Lanfrancus 
von  Canterbury  errichtet.  1101  gründete  Mathilde,  Heinrichs  I.  Ge- 
mahlin, das  Lepraspital  St.  Giles  in  the  FieJds,  welches  bereits  im 
14.  Jalirhundert  auch  andere  Kranke  aufnahm.  11Ü2  entstand  das 
Bartholomäusspital  zu  London,  1148  am  Tower  das  St.  Katharinen- 
spital,  eine  Stiftung  Mathildes,  der  Gemahlin  König  Stephans.  1181 
wurde  ilie  große  Leproserie  zu  Sherbuni  gegründet  (S.  888). 

Unter  anderen  kleineren  Spitälern,  welche  allmählich  entstanden, 
sei  noch  das  des  St.  Thomas  of  Acon  erwähnt.  Es  wurde  von  Agnes, 
der  Schwester  Thomas'  von  Canterbury,  20  Jahre  nach  dessen  1170 
erfolgtem  Tode  errichtet.  Auf  dem  Wege  nach  Canterbury  stiftete 
Heinrich  III.  um  1235  ein  Maison-Dieu  für  die  armen  Pilger,  Wan- 
derer und  Leprösen  (vergl.  S.  887  tf.)  bei  Ospringe.  Es  existierte  bis 
zur  Zeit  Eduard  IV.  (1461—1483). 

Das  zur  Aufnalinie  von  100  blinden  Männern  bestimmte  As  in  g- 
spital  zu  London  stammt  aus  dem  Jahre  1329. 

Bis  zur  Einführung  der  Reformation  in  England  lag  die  Fürsorge 
für  die  Kranken  in  den  Händen  der  Geistlichkeit. 

Die  große  LTm wälzung,  welche  die  Einziehung  der  Klöster  durch 
Heinrich  VIII.  (1.'j09 — 1547)  auch  für  diese  ihre  Schützlinge  mit  sich 
brachte,  bestand  ihirin ,  <laß  die  Regierung  von  nun  au  die  Ptiichl 
übernahm,  für  eine  genügende  Anzahl  von  Hospitälern  Sorge  zu  tragen. 
In  London  z.  B.  wurden  auf  eine  Petition  der  Gemeinde  verschiedene 
Klöster  und  anderes  kirchliches  Eigentum  zum  Dienste  der  Kranken- 
fürsorge bestimmt.  So  entstanden  z.  B.  die  Five  Royal-Hospitals  zu 
London;  das  Hospital  St.  Bartholomew  in  Smithfield  ir>i7;  St.  Thomas 
in  the  Borough  wurde  Ifiöl  von  der  Bürgerschaft  gekauft  und  für  260 
Kranke  eingerichtet,  ferner  Bridewell,  Christ's  Hospital  und  Bedlam, 
welches  1547  zum  Irrenhause  bestimmt  wurde. 

Im  1  8.  Jahrhundert  traten  zu  den  eben  genannten  neue 
Gründungen  hinzu,  wie  z.  B.  Guys-Hospital,  St.  Georges-Hospital, 
Westminster-IIospital  in  James  Street  und  andere. 

Daß  es  aber  um  die  Einrichtungen  dieser  Hospitäler  in  vieler 
Hinsicht  schlecht  bestellt  war,  ergibt  sich  aus  Ho  ward  s  Schilderung 
um   1785. 

L'nter  die  gemeiusamen  Mängel  aller  Londoner  Spitäler  rethuet  er 
die  uureiulichen,  übelriechenden  Stuben,  deren  Besuch  sich  der  Gouver- 
neur nur  zu  gern  schenkt,  wodurch  die  Kontrolle  der  Hospitalbeamten 
vernachlftsaigt  wird.  Die  Krankensäle  wei'deu  selten  oder  nie  geweiSt, 
das  Scheuern  der  Fußböden  und  das  Einlassen  frischer  Luft  unterbleibt 
aus  unglückseligen  Vorurteilen,    die  Bader   werden    offenbar   wegen    der 
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Trägheit  der  Aufwfti-ter  und  Aufseher  kaum  benutzt.  Kranke  mit  inneren 
und  äußeren  Leiden  liegen  in  demselben  Saale  zusammen. 

AIb  besonders  reinlich  und  ruhig  rühmt  Howard  das  Hospital  zu 
Hai<lar  bei  Gosport  mit  1800  Betten.  Doch  verur.sachen  auch  hier  die 
Aborte  einen  sehr  üblen  Geruch,  und  die  Röhren,  welche  die  Krankec- 
sftle  sowohl  mit  Trink-  als  mit  Waschwasser  versehen,  sind  falsch 
verlegt.  Derselbe  Berichterstatter  bezeichnet  das  Krankenhaus  zu  Leedji 
als  eins  der  besten  in  ganz  England.  Besonders  rühmenswert  sind  die 
15  Fuß  8  Zoll  hohen  Krankensale  wegen  ihrer  guten  Ventilation. 

Nach  D  i  e  1 1  s  Darstellung  zeichneten  sich  die  Londoner  Hospitfcler 
im  Jahre  1846  lediglich  durch  ihre  mechanischen  Vorrichtungen  fiir 
Wäschetrocknen,  Küche,  Aborte  etc.  vor  denen  anderer  Städte  aus.  Dagegen 
ließ  die  Ordnung  und  Reinlichkeit  in  den  Krankenzimmern,  die  Bekösti- 
gung der  Elranken,  ihre  Versorgung  mit  Wüsche,  außerordentlich  viel 
zu  wünschen  übrig.  Eine  Hauptnrsache  der  mannigfachen  Gebrechen 
der  Londoner  Hospitäler  sah  der  Verfasser  darin,  daß  dieselben  sämtlich 
Privatanstalten  waren.  Im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  besaßen  die 
Londoner  Hospitaler  nur  den  vierten  Teil  der  Betten,  die  die  Pariser 
Krankenhauser  aufzuweisen  hatten.* 

Btnham  and  Welch,  Mediatval  LouJou,   Portfolio  40  bit  4S  (1899101). 

DietI,  Krilitchf  Darflelliing  cvropäitchtr  KranktnhSuier  (ISSSj. 

Howard,  Nat^hrichlen  von  den  torrüglichtten  Krankenh'iutem  und  Pttthäutern  in  . 

Ana  dem  Englüchen  (1791). 
Leigh  Hnnt,  The  Town  (IS'JS). 
Latbaby    London  be/ore  Ihe  conifueU  (I90i). 
Loflia.  A  hitUmj  0}  London  (ISSS). 
Some  notct  an    the    road  from  London   U>  Canlerbury    in    the    middle    lu/e», 

Society  (1.S9S). 
Wheatley  und  Oanningham,  London  pait  and  preient  (IS91j. 


6)  Belgische  Kranke nliäuser. 

Ueber    die   Krankenhäuser    Belgiens   sind    wir    durch 
schungen  von  Thijm  recht  genau  unterrichtet. 

Die  zur  Zeit  Karts  des  Großen  in  Belgien  und  den  beiiachbarf?» 
Gebieten  bestehenden  Arnienhäu.ser.  Herbergen  und  Krankonliäuscr 
kamen  während  der  Kriege  zwiscJien  den  Naclifolgern  Ludwige 
des  Frommen  (814—840)  in  große  Gefahr.  So  wissen  wir,  daß  die  N 
mannen  allein  in  Maus  7  Spitäler  zerstörten.  Trotz  des  Eifers 
Kirche,  die  Krankenhäuser  wiederherzustellen  und  für  ihre  daue 
Unterhaltung  zu  sorgen,  blieben  die  diesen  Anstalten  gehörigen 
Ländereien  und  Gefälle  vielfach  in  den  Händen  von  Heerführern  und 
Bischöfen,  die  das  Eigentum  der  mildtätigen  Anstalten  für  ihre  eigenen 
Zwecke  verwendeten.  Um  die  Zeit  der  Kreuzzüge  und  kurz  vorher 
sind  aus  Belgien  nur  die  Klöster  von  St.  Trond  und  St.  Hubert  weg« 
ihrer  Einrichtungen  zur  Aufnahme  und  Verpflegung  von  Unglücklic^fl 
und  Kranken  bekannt.  Hierher  gehört  auch  das  auf  den  Trüiumen 
eines  heidnischen  Tempels  in  Cliiny  (Prov.  Namur)  errichtete  Hospital. 
Im  13.  Jahrhundert  linden  wir  dann  in  Belgien  zahlreiche  Aus.satz- 
häuser,   über  die  S.  887  zu  vergleichen  ist. 

Weitere  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Krankenpflege  sind  wie 
in  Deutschland  so  auch  in  Belgien  den  seit  dem  12.  Jahrhundert 
blühenden  Städten  zu  danken. 

So  entstanden  bereits  im  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  in  BrQsi 
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folp^ende  Krankenhäuser:  das  Krankenhaus  der  heiligen  Jungfrau  und 
der  Apostel  (11^5),  das  des  heil.  Nikolaus  (1129)  und  des  heil.  Johann 
auf  dem  Pfuhl  (1131).  Auch  Aussatzhäuser,  wie  das  von  St.  Peter, 
stammen  aus  dieser  Zeit.  In  der  Umgebung  von  Namur  lagen  das 
Sj)ital  Pitzetnburg,  welches  schon  1198  bestanden  haben  soll.  Gent 
besaß  schon  1147  ein  eigenes  Spital  für  Aussätzige.  Das  Spital  von 
Ypern  in  Wes  t -Flau  der u  soll  1117  errichtet  worden  sein,  die 
Caritas  zu  Dornyk  wurde  1187  durch  Philipp  August  gegründet. 
Reich  an  Spitälern  und  Krankenhäusern  war  aber  vor  allem  die  Pro- 
vinz und  Stadt  LütticJi.  Hier  lagen  das  Hospital  S.  Christophori, 
welches  wahrscheinlich  für  Krüppel  bestimmt  war,  und  das  Hospital 
S.  Matthaei  ad  catenas,  das  Bedürftige  aufnahm. 

Eine  segensreiche  Wirksamkeit  übten  im  12.  und  LS.  Jahr- 
hundert auch  die  Klostersp  i  täler  aus,  welche  sich  von  ihrem 
Verfall  unter  den  Nachfolgern  Ludwigs  des  Frommen  erholt  zu  haben 
scheinen.  In  der  Provinz  Brabant  lag  das  im  7.  oder  8.  Jahrhundert 
gegründete  Spital  der  heiligen  Gertrud,  das  sich  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  in  eine  sehr  reiche  und  lu.xuriöse  Anstalt  für  adlige 
Damen  verwandelt  hatte.  Zuletzt  sammelten  sich  in  demselben  auch 
allerlei  fahrendes  Volk:  Schauspieler,  Sänger,  sogar  öffentliche  Dirnen. 
Dieser  Zustand  machte  eine  Neuordnung  unvermeidlich.  Sie  erfolgte 
unter  Heinrich  IV.  (1056— lltHj).  Die  Einkünfte  wurden  derart 
geteilt,  daß  ein  Drittel  ausschließlich  dem  Spital,  ein  zweites  Drittel 
der  Abtei,  das  letzte  Drittel  aber  den  Kanonikern  und  Kanonissen 
gehören  sollte.  Das  Spital  zerfiel  später  in  zwei  Abteilungen:  St.  Niclaus 
und  das  vom  Heiligen  Grabe.  Vielleicht  war  das  erste  für  Männer, 
das  zweite  für  Frauen  bestimmt. 

Sehr  alt  ist  auch  das  große  St.  Peterspital  zu  Löwen.  Es 
war  bereits  im  11.  Jahrhundert  sehr  reich. 

Im  13.  Jahrhundert  verblieb  die  Verwaltung  der  Spitäler  zumeist 
einem  aus  weltlichen  und  geistlichen  Mitgliedern  zusammengesetzten 
Kollegium.  Aus  diesem  Jahrhundert  stammen  z.  B.  das  Liebfrauen- 
spital zu  Terarken  in  Brüssel  und  das  Spital  der  anciens  bour- 
geois  zu  Dornyk. 

Im  14.  Jahrhundert  traten  auch  in  kleineren  Städten  die 
Bürger  zur  Gründung  von  Krankenhäusern  zusammen  und  führten 
ohne  Mitwirkung  von  Geistlichen  deren  Verwaltung.  Aus  dieser  Zeit 
stammen  das  Spital  der  Heiligen  Elisabeth  (1388),  das  Haus  für 
alte  Männer,  gegründet  1385,  das  Hospital  der  heiligen  Dreifaltigkeit 
(1372),  ferner  das  Hospital  Sankt  Salvator  —  alle  zu  Brüssel.  Zu 
erwälmen  sind  ferner  St.  Johann  in  Tirlemont  (gegründet  vor  1300) 
und  St.  Nicolaus  zu  Lütt  ich  (1357),  das  Hospital  Tunpioy  und  das 
Hospital  Unserer  Lieben  Frau  von  Roh  biet  (1400)  und  mehr  als 
20  andere,  welche  Thijm  anführt.  Zalilreich  sind  auch  die  von  den 
Gilden  für  ihre  Mitglieder  gegründeten  Krankenhäuser. 

Im  15.  Jahrhundert  waren  die  Hospitäler  und  Krankenhäuser 
nicht  zahlreich  und  wohl  auch  nicht  reich  genug,  die  große  Zahl  Un- 
glücklicher und  Arbeitsscheuer  aufzunehmen,  die  sich  an  ihren  Toren 
meldeten.  Hierzu  kam,  daß  namentlich  in  Spitälern  mit  geistlicher 
Verwaltung  die  Einkünfte  nicht  den  Kranken,  sondern  den  Kirchen 
und  Klöstern  zuflössen.  Auch  die  Zunahme  des  Verkehrs  brachte  es 
mit  sich,  daß  die  Zahl  derer  sich  vermehrte,  welche  in  einer  fremden 
Stadt  für  kürzere  Zeit  Unterkunft  suchten.     Diesem  Bedürfnisse   ent- 
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sprachen  die  jetzt  zahlreich  entstehenden  Hospize   und  GasthöfcT 
denen   man   j^egeu   Bezahlung   Wohnung,   Verpflegung    und    bisj 
auch  ärztliche  Hilfe  fand. 

Alberdiogk    Thijm.    GfJirhichte    d«r    Wohl0ligkeiUamtaUen    in    Belgien    von    Kall 

Grüßen  bi-r   mm  16.  Jahrhundert  (ISS7J. 
Oeodens,  L'ht'pitai  de  Sl.  Elüabelli,  Ann.  de  l'Aeadimie  d'ArehMogie  d*  B«lgiqite,  4S.i 

(1S98)   99. 

2)  Die  Krankenpfleger-Orden.    (Literatur  s.  S.  992.) 
Neben  der  Kirche  sind  es  seit  den  Zeiten  der  KreuzzQge  nament- 
lich die  lirankenpHeger-  oder  Spitalorden,  welche  sich  durch  die  Grün- 
dung   von    Kiaiikenhäusern    um    die    leidende    Menschheit     verdient 
machten. 

Eine  Uebersicht  über  die  Entwickelung  der  Krankenhäuger  wäre 
daher  ohne  Berücksichtigung  der  Orden,  die  sich  dem  Krankendien^^ 
weihten,  unvollständig.  ^^ 

Man   kennt  sowohl   ritterliche  wie   bürgerliche   Kranken- 
pflegerorden ;  letztere  haben  sich  nach  dem  Vorbilde  der  ersteren 
bildet  und  sollen  daher  nacli  den  Ritterorden  besprochen  werden. 


ihre 


A)  Die  Ritterorden. 
Die  für  die  Entwickelung  des  Sanitätsdienstes   wichtigen  Rit 
erden  heißen:  die  Johanniter,  die  Deutschordensritter,  die  Lazarist 

1.  Die  Johanniter. 

Der  Johanniterorden  war  im  12.  Jahrhundert  aus  dem  Orden 
Spitalbrüder  zu  Jerusalem  liervorgegangen,  deren  Wirkungskreis 
selbst  in  der  Leitung  des  von  Kaufleuten  aus  Amalfi  im  11.  Jahf' 
hundert  gegründeten  HospitaLs  für  arme  Pilger  bestand.  Im  Jahre 
1099  schloß  sich  diesem  Hospital  das  der  Magdalena  an,  welches 
der  Römerin  Agnes  für  arme  Pilgerinnen  gestiftet  wurde.  Der  Spii 
aufseher  Gerhard  verwandelte  unter  Gottfried  von  Bouillon  die  fo 
lose  Gesellschaft  der  Krankenpfleger  in  einen  regulären  Orden 
Beuediktinertracht,  aus  welchem  sich  bald  der  der  Johanniter-Ritter 
entwickt'lto.  Diese  lagen  der  Krankenpflege  und  dem  Kampfe  iresien 
die  Ungläubigen  ob.  Sie  gründeten  auf  den  nach  Jerusalem  führende« 
Hauplwegen  Ho.spitäler,  bei  deren  Einrichtung  ihnen  die  ersten  chri^ 
liehen  Xenodochien  in  Syrien  zu  \'ürbikleru  dienten.  Eine  Beschr«! 
bung  des  Johanniterhospitals  zu  Jerusalem  lieferte  der  Nachwelt  Jo- 
hannes Vizburgensis,  ein  Teilnehmer  des  zweiten  Kreuzzuges  (1147 
bis  1149.  Wir  erfahren  aus  ihr,  daß  eine  große  Anzahl  Kranker 
beiderlei  Geschlechts  in  dem  aus  verschiedenen  größeren  Gebäuden 
bestellenden  Hospital  Aufnahme  und  Verpflegung  fand. 

Die  ältesten  von  Raymond  de  Puy  stammenden  Statuten  des 
Ordens  vom  Jahre  113f)  erwähnen  bereits,  daß  sich  im  Hospitale 
zu  Jerusalem  fortwährend  ö  Aerzte  und  3  Chirurgen  befinden  sollten. 

Nach   den    1181    vom   8.  Hospitalmeister   des  Ordens,   Roger  (1^ 
Moulins  entworfenen  Statuten  sollten  für  dieses  Hospital  4  crfahre^J 
tüchtige   Aerzte   angestellt  i werden,    eine   Einrichtung,    welche    vom 
Papste   Lucius   IIL   (1181  —  118."))   unter  Hinzufügung  der  Anstellung 
von  4  Wundärzten  ausdrücklich  bestätigt  wurde. 

Die   Bestimmungen   Roger  de  Moulins   beschäftigen   sich    fem 
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mit  der  Beschaffenheit  der  Krankenbetten,  deren  Länge  und  Breite 
ausreichen  müsse,  um  den  Krankeu  bequemes  Ruhen  zu  ermöglichen. 
Um  die  geheimen  Gemächer  aufzusuchen,  soll  jeder  Kranke  mit  Schaf- 
fell, Stiefeln  und  wollener  Kapuze  versehen  werden.  Die  Pflege  der 
Kranken  liegt  den  Brßdern  ob,  zur  Bedienung  sind  besondere  Diener 
angestellt.  Das  Hospital  nimmt  kranke  Männer,  kranke  Frauen  und 
Findelkinder  auf. 

Als  Jerusalem  1187  fiel,  gestattete  der  Sultan  Saladin  den  Johan- 
nitern in  Anerkennung  der  von  ihnen  auf  dem  Gebiete  der  Kranken- 
pflege geleisteten  Dienste  noch  auf  1  Jahr  den  Aufenthalt  in  der 
Stadt  zum  Zwecke  der  Krankenpflege.  Dann  ließen  die  abziehenden 
Ritter  in  ihren  Hospitälern  dienende  Brüder  zurück,  welche  ungestört 
ihrem  mildtätigen  Berufe  nachgehen  konnten.  Erst  122U  wurden  die 
Ordenslirüder  durch  Moattam  gänzlich  aus  der  Stadt  vertrieben. 
Dann  fiel  mit  den  übrigen  Gütern  auch  das  Hospital,  welches  so 
vielen  Pilgern  Obdach  und  Genesung  ges]ien(Iet  hatte,  den  Ungläu- 
bigen anheini.  Nach  ihrer  Vertreibung  aus  Jerusalem  finden  wir  die 
Johanniter  auf  Cypern  und  Rhodus  wieder,  wo  sie  auch  ihrer  ursprüng- 
lichen Aufgabe,  der  Pflege  der  Hilfsbedürftigen,  gedachten,  wie  au.s 
den  Zusätzen  zu  den  alten  Statuten  hervorgeht,  die  von  Rhodiser 
Ordensmeistern  aus  dem  1.").  Jahrhundert  stammen. 

Auch  als  die  Verlegung  seines  Hauptsitzes  nach  Malta  stattge- 
funden hatte,  bewahrte  der  Orden  die  Traditionen  seiner  Vorfahren. 
Er  unterhielt  auf  der  Insel  ein  Spital,  das  Ospedale  grande, 
welches  allen  Einwohnern  der  Insel  und  allen  Fremden  ohne  Unter- 
schied der  Nation  und  der  Religion  unentgeltliche  Aufnahme  gewährte. 

lu  dem  Budget  des  Ordens  vom  Jahre  178H  (nach  lO-jftlirigein 
Durchschnitt)  sind  die  Ausgaben  für  das  Oypedale  grande  mit  79  470 
Malteser  Kronen  (A.  2  M.)  verzeichnet.  Jeder  Kranke  kostete  das 
Hospital  '/,  Malt.  Krone  pro  Tag.  Leider  scheinen  jedoch  die  Ein- 
richtungen dieses  Hospitals  kaum  geeignet  gewesen  zu  sein,  den  armen 
Kranken  zur  Genesung  zu  verhelfen.  Howards  Beschreibung  der  dortigen 
Zustände,  die  er  1786  kennen  lernte,  läEt  vielmehr  deren  Los  recht  be- 
klagenswert erscheinen:  Die  Krankenbetten  des  für  die  niederen  und 
ärmeren  Stände  bestimmten  Saales  sind  in  4  Reihen  angeordnet ;  sie 
waren  so  ekelhaft  schmutzig,  daß  sie  geräuchert  werden  mutten,  und 
der  die  Runde  machende  Arzt  trotz  dieser  Vorkehrung  noch  sein  Schnupf- 
tuch vors  Gesicht  hielt.  Der  Gouverneur  des  Spitals,  einer  von  den 
Rittfirn,  der  sein  Amt  auf  2  Jahre  zii  versehen  hat,  ist  immer  eine  junge, 
unerfahrene  Person,  weil  die  anderen  die  Ansteckung  fürchten. 

Der  Saal  für  die  von  Hautkj'ankheiten  befallenen  Personen  ist  ein 
dunkler  und  dumpfiger  Keller,  in  dem  sich  gleichzeitig  52  alte,  schwache 
Stadtbedienten  befinden,  die  der  Orden  erhält.  Noch  dunkler  und  ekel- 
hafter als  dieser  Saal  ist  die  Küche,  wo  die  Speisen  in  schmutzigen 
Kesseln  zubereitet  werden.  Ebenso  schmutzig  und  in  jeder  Beziehung 
unangenehm  fand  Howard  das  Wartepersoual,  dessen  Zahl  sich  auf 
22  bclief,  während  die  Anzahl  der  Patienten  während  seines  4-wöchent- 
lichen  Aufenthalts  von  210  auf  532  stieg.  In  krassem  Gegensatz  zu  der 
Vernachlässigung  dos  Hospitals  standen  die  musterhaften  groCmeister- 
lichen  Ställe,  wo  ca.  4(1  Wärter  die  Aufsicht  über  26  Pferde  und  eben- 
soviel Maultiere  führten ,  große  Sauberkeit  hen-schte  und  Fontainen 
spielten,  während  im  Hospital  kein  Wasser  vorhanden  war.  Die  un- 
vermeidliche Folge  der   schlechten  Luft    und  Unreinhchkeit  tritt   in    der 
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großen  Verbreitung  des  Spitalfiebers  zu  Tage.  Aehnlich  lagen  die  Ver- 
fa&ltnisse  in  dem  ebenfalls  von  den  Johannitern  unterhaltenen  Frauen- 
spital;  auch  das  Findelhaus  eeichnete  sich  keineswegB  darcit  Rein- 
lichkeit aus  (Howard). 

Die  Tätigkeit  der  Johanniter  erstreckte  sich  sehr  früh  auch  auf 
das  Abendland.  Schon  Gottfried  von  Bouillon  hatte  ihnen  hierhin 
den  Weg  gewiesen,  als  er  ihnen  zum  Dank  für  die  Pflege  von  Kranken 
und  von  verwundeten  Kreuzfahrern  die  Herrschaft  Montboire  in  den 
kalten  Bergen  in  Brabant  schenkte.  Zu  diesem  ersten  abendländischen 
Landbesitz  gesellten  sich  bald  andere  und  schon  im  12.  Jahrhundert 
finden  wir  die  Ritter  in  England,  Ungarn  und  Spanien.  ^ 

In  Messina,  Tarento  in  Apulien,  St.  Giles  in  der  Provence  ^B 
in  Sevilla  errichteten  Ritter  auf  Kosten  des  Haupthauses  HospP 
täler.  Um  1200  berief  der  deutsche  Kaiser  den  Orden  in  seine 
Staaten  und  schenkte  ihm  reiche  Besitzungen.  In  das  Jahr  1250  föllt 
die  Stiftung  des  Großpriorats  für  Deutschland:  1297  wurde  Heiters- 
heim  erworben ,  welches  seit  1505  der  Sitz  des  Johanniternieisters 
war.  Auch  andere  Län<ler  empfingen  die  Johanniter  mit  offenen 
Armen  und  gaben  ihnen  gern  Gelegenheit,  ihr  segensreiches  Wirken 
zu  entfalten.  So  entstanden  zu  Pisa,  Florenz,  Verona  und  anderen 
Städten  Italiens  sowie  in  Frankreich  zahlreiche  Johanniterhospitäler. 
welche,  wie  alle  Stiftungen  dieses  Ordens,  durch  wohlgeordnete  Ver- 
waltung und  wohlwollende  Fürsorge  für  die  Armen  sich  auszeichneten. 

Als  oberster  Leiter  aller  Ordenshospitäler  (Grand  Hospitalier) 
fungierte  in  der  Regierung  des  Ordens  der  Konventualbalier  von 
Frankreich.  Ihm  lag  auch  die  Aufsicht  über  das  große  Hospital  zu 
Malta  ob.  5  approbierte  Aerzte  und  3  Apotheker  waren  ihm  unter- 
geordnet. 

In  Preußen  wurde  der  Johanniterorden  durch  Albrecht  den 
Bären  eingeführt.  Im  ,)ahre  IIKO  schenkte  er  den  Rittern  in  dem 
Städtchen  Werben  an  der  Elbe  eine  Kirche,  versah  den  Orden  mit 
Einkünften  und  errichtete  ihm  ein  Hospital.  In  der  Mark  gelangte 
der  Johanniterorden  mit  der  Zeit  zu  hoher  Blüte;  1323  wurde  die 
Bailei  Brandenburg  gegründet,  welche  den  Rhodisern  gegenüber  eine 
so  unabhängige  Stellung  einnahm,  daß  die  ihr  augehörigen  Ritter  sich 
1351  ein  selbständiges  Oberhaupt  erwählten.  Auch  die  Mitglieder 
des  Herrenmeistertums  Brandenburg  sahen  die  Errichtung  von  Kranken- 
häusern als  eine  ihrer  Hauptpflichten  an.  Einen  Beweis  für  diese 
Bestrebungen  bildet  das  1662— U>Ü7  angelegte  Spital  zu  Sonnenb 
Nachdem  1810  und  1811  mit  der  Einziehung  der  geistlichen  Gü| 
in  Preußen*)  auch  die  Auflösung  der  Bailei  Brandenburg  erfolgt 
erstand  der  nunmehr  erloschene  Orden  von  neuem  in  dem  durch 
Friedrich  Wilhelm  III.  am  23.  Mai  1812  gestifteten  „königlichen 
Johanniterorden".  1852  erfolgte  auf  Befehl  Friedrich  Wilhelms  IV. 
die  Wiederherstellung  der  Baiiei  Brandenburg  mit  der  Bestimmung,  daB 
die  von  den  Mitgliedern  zu  erhebenden  Beitrags-  und  Eintrittsgel 
zur  Gründung  von  Krankenanstalten  verwendet  werden  soU| 
(Kabinetsordre  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  IV.  vom  15.  Oktot 
1852,  Art.  5).  Eine  der  ersten  derartigen  Stiftungen  war  ein  Kranken- 
haus zu  Jüterbogk  und  eine  Diakonissenanstalt  zu  Bukarest. 

Im  Jahre  1890  besaß,  bez.  unterhielt  die  Bailei  Brandenbui|j 
36  Krauken-  und  Siechenhäuser  mit  1568  Betten. 
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•)  Durch  das  Edikt  Friedrich  WilhelraB  IIL  vom  30.  Oktober  1810. 
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Die  Zahl  der  vom  iiretißischen  Johanniterorden  gegründeten 
Hospitäler  in  Deutschland  betrug  im  Jahre  1895  46;  aulSerdeui  be- 
sitzt der  Orden  ein  Krankenhaus  in  Beirut  in  Syrien  und  ein  Hospital 
in  Jerusalem. 

In  England  erfolgte  die  Kontiskatiou  der  Güter  des  Johanniter- 
ordens  unter  Heinrich  VIII.  in  den  Jahren  1538 — 1540. 

Seit  iy31  besteht  daselbst  das  „GroUpriorat  des  Ordens  vom  Hospi- 
tal St.  Johannis  von  Jerusalem",  ein  Verein  zur  Unterstützung  aller 
Werke  der  Humanitilt  nach  dem  Ordensgrundsatze  pro  utilitate  hominum. 
Die  Statutenbestfttigung  und  Anerkennung  dieses  Vereins  durch  die 
Königin  Viktoria  erfolgte  am  14.  Mai  1888.  Wie  den  preuCischeu 
Johannitern,  ist  es  auch  den  englischen  gelungen,  in  Jerusalem,  der 
Wiege  des  Ordens,  wieder  festen  Fuß  zu  fassen.  Durch  den  Ferman 
vom  24.  April  1882  erfolgte  die  Schenkung  des  zur  Errichtung  eines 
Hospitals  geeigneten  Grundstückes,  nachdem  das  diesbezügliche  Gesuch  an 
den  Sultan  gelangt  war.  Dieses  Hospital  ist  mit  einer  Augenheilanstalt 
verbunden  und  dadurch  ganz  besonders  geeignet,  den  Traditionen  seiner 
Begründer  gemäü,  dem  Wohle  der  Menschheit  zu  dienen;  denn  nirgends 
war  das  Bedürfnis  nach  sachgemäßer  und  uneutgeltlicher  Behandlung 
von  Augenleiden  offenkundiger  als  in  Syrien  und  Palästina,  deren  Be- 
viilkerung  von  zahlreichen,  durch  Unsauberkeit  uud  mangelhafte  sanitäre 
Einrichtungen  gesteigerten  Au{j;enkraiikheiten  heimgesucht  wurde.  In 
der  Tat  ist  auch  daselbst  der  Andrang  von  Kranken  aus  der  Stadt 
selbst  und  den  umliegenden  Ortschaften  im  Laufe  der  Jahre  ein  so  ge- 
waltiger geworden,  daß  die  Leiter  des  Hospitals  die  Arbeit  nicht  be- 
wältigen konnten  und  sich  zur  Einschränkung  der  Zulassung  von 
Patienten  entschließen  mußten,  bis  im  Jahre  1893  das  dem  Gedächtnis 
des  Generals  Gordon  gewidmete  Gebäude  für  nicht  im  Hospital  wohnende 
Patienten  erbaut  wurde.  Im  Jahre  IHOI  wurde  dem  Hospital  durch 
Zuwendung  einer  größereu  Summe  von  selten  eines  anonymen  Spenders 
abermals  Gelegenheit   zur  Ausdehnung   seiner    Baulichkeiten    gegeben*). 

2.  Der  Deutschorden. 

Der  Deutsche  Orden  wurde  ähnlich  wie  der  der  Johanniter  zu 
Jerusalem  ins  Leben  gerufen.  Er  entstand  aus  den  die  Regeln  des 
heiligen  Augustin  annehmenden  Pflegern  des  dortigen  Hospitals,  welches, 
nach  dem  Bericht  des  Jakob  von  Vitry,  ein  Deutscher  um  das  Jahr  1128 
zur  Aufnahme  seiner  Landslcute  gegründet  hatte.  Als  unter  den 
Brüdern  des  Hospitals  auch  Ritter  Aufnahme  fanden,  erweiterten  sie 
ihren  Wirkungskreis  und  naiimen  zu  der  Pflicht  der  Krankenpflege 
auch  die  des  Kampfes  gegen  die  Ungläubigen  auf  sich. 

Nach  dem  Falle  Jerusalems  11S7  gestattete  Saladins  Großmut 
den  deutschen  Brüdern  wie  den  Johannitern  (S.  986),  zur  Pflege  der 
Hilfsbedürftigen  in  der  Stadt  zu  verbleiben.  Das  dentsche  Hospital 
bestand  also  in  Jerusalem  fort  bis  zur  abermaligen  Zerstörung  der 
Stadt  1219,  wo  es  mit  den  übrigen  Hospitälern  vernichtet  wurde. 


•)  Die  Templer.  —  Der  Orden  der  Templer  erkannte  als  Zweck  seines  Be- 
stehens nur  die  Bcliäuipfung  der  Ungläubigen  aa  und  richtete  seine  Tätigkeit 
niemals  auf  Werke  der  Barmherzigkeit.  Seine  Hospitäler,  deren  er  sowohl  im  Orient 
als  im  Äbendlandc  besaß,  waren  nur  für  Brüder  und  Dienstleute  dea  Ordens  be- 
stimmt. Der  Firmarien  tisch  war  bes-iter  lietietzt,  als  der  des  Konvents;  die  Pflege 
der  kraok-en  Brüder  wurde  dem  Bruder  Krankenwärter  anvertraut,  der  stets  ein 
Ordeaaritter  war  (Wernher). 
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Der   größere  Teil   der   deutschen  Ordensbrüder  hatte 
sclion  nach  Saladins  Eitizug  nach  Akkon  gewendet. 

Bei  der  Belagerung  von  Akkon  ll'JO  nahmen  die  anwesenden  Brüde 
des  deutschen  Hospitals  zu  Jerusalem  an  der  Ptlege  der  Kra 
des  Belagerungsheeres  teil.  Bei  dieser  Gelegenheit  erregten  sie 
Interesse  des  Herzogs  Friedrich  von  Schwaben,  weicher  aus 
Gemeinschaft  nunmehr  den  Orden  der  deutschen  Ritter  schuf.  Nach 
Akkons  Eroberung  1191  gründete  der  Orden  in  der  Stadt  ein  Hospital. 
Durch  Schenkungen  des  Kaisers  Heinrich  VI.  erweiterte  sich  der  Be- 
sitz des  Ordens  zunächst  in  Sizilien,  bald  aber  faßte  er  auch  auf 
deutschem  Boden  festen  Fuß.  In  Wien  ist  ein  deutsches  Ordenshaus 
im  13.  Jahrhundert  vorhanden.  Sehr  alte  Niederlassungen  besaÜen 
die  Ritter  in  Koblenz  und  Salzburg,  in  Thüringen,  in  Halle  an 
Saale,  in  Hegelshagen  in  Oesterreich,  schließlich  in  Preußen,  wo 
1309  die  Marienburg  den  Sitz  des  Ordens  und  des  Hochmeist 
bildete.  Keinem  der  vielen  Ordeushäuser  und  Konvente  fehlte  ein 
Hospital,  in  welchem  der  Firniarienmeister  für  die  Bedürfnisse  der 
Kranken,  für  ihre  Pflege  und  Beköstigung  zu  sorgen  hatte.  Die  älrzt- 
liche  Pflege  lag  dem  Spittler  ob,  dem  wenigstens  in  den  größeren 
Anstalten  Aerztc  zur  Seite  standen.  In  Marienburg  gründeten 
Ritter  iiu  13.  Jahrhundert  drei  Hospitäler,  das  Jerusalem spital. 
Georgsidtal  und  das  Heiliggeistspital  (Hering).  Die  Zentral« 
waltung  der  Hospitäler  ging  vom  Hauptspitale  zu  Elbing  aus,  wo  der 
Großspittler  seinen  Sitz  hatte.  Als  Elbing  an  Polen  fiel,  kam  die 
Verwaltung  nach  Brandenburg.  Die  Statuten  vom  Jahre  1412  eal- 
halten  die  Vorschrift,  daß  zu  allen  Zeiten  beim  Sitz  des  obera^f 
Ordenshauses  und  da,  wo  der  Meister  mit  den  Rittern  zu  Rat  sisiP 
in  den  Konventshiiusern  ein  Krankenhaus  auf  Kosten  des  Ordens 
unterhalten  werden  müsse. 

Der  Verpflegung  der  Siechen  wurde  besondere  Fürsorge  ge- 
widmet, welche  gleichfalls  in  den  Ordenssatzungen  zum  Ausdruck 
kam.  Die  Kranken  sollten  des  Nacht,s  nicht  ohne  Licht  sein.  Die 
Firniarientafel  war  besser  besetzt  als  die  der  Gesunden.  Versäum- 
nisse bei  der  Verköstigung  und  Verpflegung  der  Kranken  sollte 
Bruder  Si»ittler  dem  Meister  melden. 

Der  Verfall  des  Ordens  trat  im  Iß.  Jahrhundert  ein. 
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3.  Die  Lazaristen  (vergl.  auch  S.  88ß). 
Die  Lazaristen  gehörten  dem  Ritterorden  des  heiligen  Lazarus 
von  Jerusalem  au.  Sie  machten  sich  die  Bekämpfung  der  L^nglüubigen 
und  die  Pflege  der  Aussätzigen  zur  Pflicht.  Der  Ueberlieferi 
zufolge  konnte  zum  Großmeister  des  Ordens  nur  ein  aussätz 
Ritter  aus  dem  Hospital  zu  Jerusalem  ernannt  werden ;  doch  war 
Aussätziger  kaum  in  der  Lage  die  Stelle  eines  Großmeiters  auszalli 
Erst  1253  wurde  diese  Bestimmung  aufgehoben,  weil  sämtliche  aus- 
sätzigen Ritter  von  den  Ungläubigen  getötet  worden  waren.  Seit  \lcA 
besaß  der  Orden  in  Frankreich  das  später  zu  seinem  Sitze  bestimmte 
Boigny  bei  Orlt^-ans.  Nach  Frankreich  waren  die  Ritter  im  Jahre  1149 
durch  Ludwig  VIII.  berufen  worden,  der  ihre  hilfreiche  Tätigkeit  bei 
einer  verheerenden  Pest  benötigte.  Ein  Generalvicariat  des  Ord< 
befand  sich  in  Ungarn.  Auch  in  anderen  europäischen  Land 
fanden  die  Lazaristen  offenen  Empfang,  als  sie  nach  Verlust 
heiligen  Landes  hier   Einlaß  begehrten.    War  doch  bei  der    großut 
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rbreitung  des  Aussatzes  die  Tätigkeit  des  Ordens  von  allergrößter 
Bedeutung  (S.  886). 

Ihr  Aufenthalt  in  England  ist  seit  dem  Anfange  des  12.  Jahr- 
hunderts nachweisbar.  Ihr  Hauptsitz  daselbst  war  Burton  in  Leicester- 
shire,  von  wo  aus  sie  allmählich  ihr  Besitztum  durch  Einverleibung 
der  den  anderen  Leproserien  gehörigen  Güter  bedeutend  zu  vergrößern 
wußten,  so  daß  sie  unter  Heinrichs  VIII.  Regierung  (1509—47)  eine 
Jahresrente  von  2iyf.i  £*  besaßen.  Wie  aus  einem  Briefe  des  unter 
Heinrich  II.  (11.^4—89»  lebenden  John  of  Salisburv  (H115-V 1180), 
späteren  Bischofs  von  Chartres,  an  einen  Bischof  von  Salisbury  hervor- 
geht, erfreuten  sich  die  Lazaristen  keiner  großen  Beliebtheit  beim 
Clerus  (rapiunt  ut  distribuant)  [Creighlon,  1.  Bd.,  S.  87  ff.].  Vergl. 
S.  888. 

Clemens  IV.  (1265—68)  befahl  allen  Prälaten,  die  Leprösen  zum 
Eintritt  in  die  Hosjiitäler  der  Lazaristen  zu  zwingen.  So  ermahnten  auch 
die  Tempelherren  aussätzige  Brüder  ihres  Ordens,  aus  ihrer  Gemein- 
schaft auszuscheiden  und  in  den  heiligen  Lazarusorden  einzutreten.  Ein 
Zwang  wurde  hierbei  allerdings  nicht  ausgeübt,  sondern  der  Kranke  im 
Weigerungsfalle  außerhalb  des  Ordens  untergebracht  und  verpflegt. 
Im  Jahre  1490  wurde  der  Orden  aufgehoben,  teils  wegen  der  zu- 
nehmenden Entartung  desselben ,  teils  weil  mit  dem  Verschwinden 
des  Aussatzes  ihm  das  Hauptfeld  seiner  Tätigkeif  genommen  worden  war. 
Zwar  bestanden  die  Lazaristen  auch  nach  dem  Aufhebungsedikte  noch 
fort,  aber  sie  gingen  allmählich  in  der  Vereinigung  mit  anderen  Orden 
UDter. 

B)  Die  bürgerlichen  Erankenpäegerorden. 

Hinter  den  Adligen  wollten  auch  die  Bürgerlichen  in  W^erken  der 
Nächstenliebe  und  Barmherzigkeit  nicht  zurückstehen.  Dem  Zuge  der 
Zeit  entsprechend,  vereinigten  sich  daher  auch  diese  zu  Kranken- 
ptiegerorden.  Einige  derselben  trugen  ein  rein  örtliches  Gepräge  und 
widmeten  sich  der  Pdege  der  Kranken  ihrer  Stadt,  wie  wir  dergleichen 
Brüderschaften  noch  heute  in  vielen  katholischen,  namentlich  italieni- 
schen Städten  finden.  Andere  dieser  Orden  erstreckten  sich  über  das 
ganze  Land  oder  umfaßten  die  gesamte  Christenheit. 

Im  folgenden  soll  nur  von  denjenigen  bürgerlichen  Spitalordeu  die 
Kede  sein,  welche  eine  größere  Ausdehnung  gewannen. 

Die  Kreuzträger  (cruciferi),  welche  ihren  Namen  von  ihrem 
Abzeichen,  einem  eiserneu  Kreuze,  trugen,  breiteten  sich  seit  Beginn  des 
12.  Jahrhunderts  hauptsächlich  in  Italien  aus.  Sie  besaßen  ihr  Mutter- 
haus in  Bologna.  Ob  die  in  Schlesien  und  Böhmen  wirkenden 
Kreuz  träger  mit  dem  roten  Stern  (stelliferi)  mit  den  cruciferi 
in  Verbindung  zu  bringen  sind,  ist  nicht  festzustellen  (Uhlhorn, 
2.  Bd.,  S.  175). 

Der  Orden  des  heiligen  Antonius,  dessen  Mitglieder  im 
Volke  als  die  An  ton  it er  bezeichnet  wurden,  läßt  sich  schon  vor  Be- 
ginn des  11.  Jahrhunderts  nachweisen,  aber  erst  im  letzten  Viertel 
des  12.  Jahrhunderts  gewinnt  er  an  Bedeutung.  Er  ging  von  dem 
bei  Mota  in  der  Diözese  Vienne  gelegenen  Kloster  des  Benedik- 
tinerordens St.  Petri  montis  majoris,  kurz  Mons  major  genannt,  aus 
und  gewann  1194  ein  Haus  in  Rom,  1208  eines  in  Akkon.  In  Deutsch- 
land und  zwar  in  Memmingen,  finden  wir  die  Antoniter  seit  121». 
Dann    verbreiteten    sie   sich   in    Hessen    und   auch  in    Mecklenburg. 
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In  der  Rheingegend  besaßen  sie  in  Frankfurt,  Alzey,  Köln  und  Mainz 
Niederlassungen.  Im  14.  Jahrhundert  waren  sie  auch  in  der  Schweiz, 
in  Oesterreich,  Ungarn  und  Siebenbürgen  vertreten.  Ihre  Boten 
sammelten  in  dem  großen,  von  ihnen  besetzten  Gebiet  Geld  und 
Naturalien  und  erleichterten  sich  ihre  Aufgabe  durch  eine  auch  heute 
noch  bewundernswerte  Reklame.  Eine  besondere  Sorgfalt  wendeten 
sie  denjenigen  Kranken  zu,  die  an  jener  eigentümlichen  Vergiftung 
durch  Mutterkorn  litten,  welche  in  den  früheren  Jahrhundert  sehr  häufig 
war  und  als  Antoniusfeuer,  plaga  St.  Antonii,  höllisches  Feuer 
oder  beiliges  Feuer  bezeichnet  wurde.  Doch  auch  andere  Kranke  fanden 
in  ihren  Häusern  Aufnahme  (Uhlhorn,  2.  Bd.,  S.  178). 

üeber  den  Orden  vom  heiligen  Geist  ist  S.  958,  973  das 
Wichtigste  gesagt. 

Unter  den  weiblichen  Krankenpflegerorden  sind  die 
Elisabetherinnen  und  die  B  e g u i n e n  die  wichtigsten. 

Die  Elisabetherinnen  nannten  sich  nach  der  heiligen  Elisa- 
beth, der  bekannten  Landgräfin  von  Thüringen,  einer  wohltätigen, 
schwärmerischen  Frau,  welche  am  Fuße  der  Wartburg  und  in  Eisenach 
Krankenhäuser  errichtete  und  als  Freundin  der  Armen,  Elenden 
und  Kranken  zu  verdientem  Rufe  gelangt  ist  (S.  865).  Die  Elisa- 
betherinnen sind  noch  heute  z.  B.  in  Oesterreich  am  Werke  und 
werden  in  Frankreich  wegen  ihrer  Tracht  als  soeurs  grises  be- 
zeichnet (Ratzinger,  S.  323). 

Die  Begu inen,  auch  Begharden  genannt,  traten  zuerst  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  in  Lüttich  auf,  wo  ihnen  Lambert  le  Begue: 
in  einem  geräumigen  Garten  eine  Anzahl  von  Häusern  erbaute.  Si( 
verbreiteten  sich  schnell  nach  Frankreich,  Niederland  und  Norddeutsch 
land.  Ueberall  gründeten  sie  sogenannte  Beguinenhöfe ,  die  au: 
mehreren  kleinen,  von  einer  gemeinsamen  Mauer  umschlossenei 
Häuschen  bestanden.  Sie  widmeten  sich  den  Werken  der  Nächsten 
liebe  und  der  Krankenpflege  und  zwar  in  den  von  ihnen  gegründetei 
oder  auch  in  fremden  Krankenhäusern.  Anfangs  lebten  sie  keuscl 
und  züchtig,  entarteten  aber  im  Laufe  der  Jahrhunderte  und  wurdet 
dann  namentlich  in  Deutschland  von  der  Kirche  verfolgt.  Ende  des 
14.  und  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  wurden  an  vielen  Orten 
z.  B.  in  Basel,  Straßburg,  Eisenach,  Erfurt,  Mühlhausen  und  gan: 
Thüringen,  ihre  Häuser  eingezogen.  In  Frankreich  machte  die  Revolu 
tion  ihrem  Bestehen  ein  Ende,  während  in  Belgien  einige  Beguinenhöf( 
sich  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinüberretteten  (Uhlhorn,  2.  Bd. 
S.  376,  Ratzinger,  S.  324). 
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3.  Ueberblick  über  die  bauliche  Entwickelung  der  Krankenkäuser. 

Die  Veiptiefruug  der  Kranken  in  besonderen  Häusern  wurde 
in  dem  Augenblicke  eine  Notwendigkeit,  wo  es  sich  darum  handelte, 
eine  gröUere  Zahl  von  Kranken  gleichzeitig  zu  behandeln  oder  von 
den  Gesunden  abzusondern. 

Die  Konstruktion  dieser  Häuser  richtete  sich  durchaus  nach 
den  klimatischen  \'erhältnissen  derjenigen  Länder,  in  welchen  sie  ent- 
standen: in  wärmeren  Gegenden,  z.  B.  in  Indien  (S.  954),  werden  ein- 
fache Hütten  dem  Zwecke  genügt  haben ;  dort,  wo  Winde  und  Kälte  die 
Kranken  beunruhigten,  waren  festere  Gebäude  am  Platze.  Ueberall 
aber  werden  sich  die  ersten  Krankenhäuser  von  den  Privat,häu.tern 
nicht  wesentlicli  unterschieden  haben,  wie  man  ja  auch  in  heutiger 
Zeit  noch  fast  jedes  Wohnhaus  mit  Leichtigkeit  in  ein  Krankenhaus 
verwandeln  kann,  wenn  es  sich  nur  darum  handelt,  wenige  Kranke  in 
demselben  unterzubringen. 

Eine  zweite  Entwickelungsreihe,  die  sich  für  die  ganze 
Folgezeit  als  fruchtbar  erwies,  führt  von  den  Pilger herbergen 
zu  den  Krankenhäusern. 

Die  ältesten  Nachrichten,  die  wir  über  derartige  Gebäude,  ge- 
wöhnlich als  Xenodochien  bezeichnet,  finden,  sind  auf  S.  957 
zusammengestellt.  Sind  auch  diese  Gebäude  wohl  alle  zu  Grunde 
gegangen,  so  kann  sich  doch  derjenige  unschwer  eine  Vorstellung  von 
ihrer  baulichen  Ausgestaltung  machen,  der  die  Hans,  die  Herbergen  der 


H«'ilkrSulcr 


^      Wn 


a 


*2_L 


r?Nn?      *? 


3   0c 


lÜr 


Uli 


'f^n  m. 


3 


0 

)'a"( 

Fig.  3. 
Aus  dem  Plane  den  KJostere  8t.  Gallen. 


heutigen  Türkei  oder  Kleinasiens,  besucht  hat.  An  die  unscheinbare, 
oft  schmale  Straßenfront  sehließen  sich  zwei  Seitenflügel,  deren  einzelne 
Zimmer  im  ersten  Stockwerk  untergebracht  sind  und  auf  Gallerien 
hinausführen.  Zwischen  den  Flügeln  ein  mit  Bäumen  beptlanzter  Hof, 
auf  diesem  der  Ziehbrunnen.  Jedes  Zimmer  der  Seitenflügel  bietet 
wenigen  Fremden  Raum.  Im  Vorderhauso  liegen  einige  größere 
Räume  für  die  gemeinsamen  Mahlzeiten.  Die  Ställe  für  die  Tiere 
und  ihre  Begleiter  sind  zu  ebener  Erde  in  den  Seitenflügeln  unter- 
gebracht. 

In  den  Klosterkrankcnhäusern  des  Abendlandes  (S.  960 ff.), 
z.  B.  in  Farfa,  St.  Trond  und  auf  dem  berühmten  Plane  des  Klosters 
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kflchc,  Arztwohnuirg  uud  Kräutergarten  vervollständigen  die  Anlage. 
Hier  ist  also  das  „Allgemeine  Krankenhaus"  bereits  ver- 
lassen und  durch  eine  Art  von  Spezialk rankenli aus 
ersetzt:  eine  Entwickelung,  die  man  im  allgemeinen  erst  für  die 
Neuzeit  als  charakteristiscli  annimmt.  Die  Größe  der  jedem  Kratiken 
zur  Verfügung  stehenden  Bodentläche  läßt  sich  für  Farfa  ungefähr 
feststellen  (S.  961). 

DulS  man  schon  in  den  KlosterkrankenhäHsern  zu  Farfa  und  St. 
Gallen  auf  die  schnelle  Beseitigung  der  Abfallstoffe  Be- 
dacht nahm,  ergibt  sich  aus  der  Anlage  zahlreicher  Aborte,  welche 
sich  außerhaU)  (ier  Krankensäle  in  einem  besonderen  Anbau  befinden 
und  mit  diesen  durch  einen  Gang  in  Verbindung  stehen. 

Die  Krankenhäuser  des  12.,  1  3.  u  n  d  1  4.  J  a  h  r  h  u  n  d  o  r  t  s 
liegen  zumeist  außerhalb  der  Städte  oder  an  iJirer  Peri])herte,  vielfach 
auch  an  Flüssen,  um  ihre  Versorgung  mit  Wasser  und  die  Entfernung 
der  Fäkalien  zu  erleichtern. 

In  diesen  Hospitälern  finden  wir  an  Stelle  der  kleineren,  nur  für 
wenige  Patienten  bestimmten  Krankenzimmer  große,  helle  Hallen- 
bauten, deren  Fenster  bis  auf  den  Fuliboden  reichten  und  oftmals  als 
Türen,  die  in  den  Garten  führten,  ausgebildet  waren.  Die  Halle 
wurde  durch  feste  oder  bewegliche  Absehläge  in  eine  Anzahl  von 
Kojen  zerlegt.  Im  Krankensaale,  oder  in  der  mit  diesem  in  Ver- 
bindung stehenden  Kapelle,  befand  sich  der  Altar. 

Diese  Anordnung  ist  z.  B.  in  dem  berühmten  Krankenhauae 
Santo  Spiritu  in  Rom,  im  Hospital  von  Tonnerre  in  Frankreich 
(gegr.  um  l.HOO)  (Fig.  4)  und  in  dem  Heiliggei-sthospital  zu  Lübeck 
(gegr.  um  1234?)  durchgeführt. 

Die  Krankensäle  sind  von  Gartenanlagen  umgeben.  Manche  dieser 
Krankenhäuser,  z.  B.  das  zum  Heiligen  Geist  in  Lübeck,  waren  mit 
Tageräumen  versehen.  In  allen  scheinen  die  Küche  und  Wirtschafts- 
räume in  besonderen  Häusern  untergebracht  worden  zu  sein,  die  mit 
dem  Krankensaal  nicht  zusammenhingen.  Daß  der  Kirchhof  auf  dem 
Grundstücke  des  Krankenhauses  selbst  lag  und  wie  in  Tonnerre  von 
den  Fenstern  des  Krankenhaussaales  aus  gesehen  werden  konnte,  erklärt 
sich  aus  den  Anschauungen  der  Zeit.  Für  diese  hatte  der  Tod  nichts 
Schreckliches,  er  führte  ja  in  den  Himmel,  auf  den  das  irdische  Leben 
vorbereitete. 

Soweit  unsere  Nachrichten  reichen,  war  das  Kranken- 
haus des  frühen  Mittelalters  eine  im  vollen  Sinne  des 
Wortes  hygienische  Einrichtung,  die  dem  Kranken  große, 
helle  und  leicht  lüftbare  Räume  zur  Verfügung  stellte  und  für  gute 
Verpflegung  sorgte.  Demgegenüber  ließen  aber  die  medizinischen 
Kenntnisse  alles  zu  wünschen  übrig,  und  so  mögen  denn  die  thera- 
peutischen Resultate  dieser  Krankenhäuser  viel  geringere  gewesen 
sein,  als  ihrer  vernünftigen  baulichen  Einrichtung  entsprach  (S.  962). 

In  den  folgenden  Jahrhunderten,  etwa  vom  14.  bis  16.,  in  dem 
Zeitalter  der  Renaissance,  werden  Anlage  und  Betrieb  der  Kranken- 
häuser durch  zwei  Faktoren  wesentlich  beeinflußt.  Zunächst  durch 
das  Wachstum  der  Städte,  das  eine  starke  Anhäufung  von  Bettlern 
mit  sich  brachte,  die,  völlig  ohne  Existenzmittel,  der  Allgemeinheit  zur 
Last  fielen  und  daher  —  oft  unter  allerlei  Verwänden  —  sich  in 
den   Hospitälern   einnisteten.     Weiterhin   litten   die  Städte   unter   der 
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stimmten  Baut; rund  'lesser  als  bisher  ausnutzte.  Die 
erreichte  man  durch  Anlagen,  in  denen  die  Krankensäle 
einen  Hof  angeordnet  waren,  ferner  aber  durch  Herstellung 
mehrgeschossiger  Bauten.  Bei:s[iiele  für  derartige  Kranken- 
häuser finden  sich  zunächst  in  Italien,  z.  B.  iu  Genua  (Ospedale 
degli  Incurabili,  gegi-.  1420  [Fig.  5]),  in  Brescia  (1447),  in  Como 
(1448),  in  Pavia  (1449),  in  Mailand  (14ä7),  in  Rom  (Santo  Spirita 
1471). 
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Das  Ospedale  degU  Incurabili  in  Genua  enthalt  zwei  sich  rechtTvinklig 
schneidende  Krankenhallen  —  den  Kreuzbau  (Fig.  b).  Im  Schnitt- 
punkte der  beiden  Hallen  liegt  der  Altar.  An  diesen  Krenzl)au  schließt 
sich  der  um  einen  mit  Arkaden  versehenen  Hof  angeordnete  „Hof bau", 
welcher  aus  zwei  einander  parallelen  Krankenhallen  besteht.  Diese 
Bind  untereinander  durch  kürzere  Bauten  verbunden.  Letztere  enthalten 
die  Eingänge,  ferner  Verwaltuugsräume  und  die  zum  oberen  Stockwerke 
fuhrenden  Treppen.  Aus  dem  Kreuzbau  gelangt  man  in  die  eine  Halle 
des  Hofbaues. 
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Unter  den  Krankenhäusern  der  italienischen  Renaissance  steht 
das  von  Filarete  1457  errichtete  Ospedale  niaj^giore  zu 
Mailand  an  erster  Stelle.  Es  ist  in  Fig.  6  in  Ansicht  und  Grundriß 
wiedergegeben.  Es  enthillt  einen  mittleren  von  Arkaden  umschlossenen 
großen  Hof.  An  diesen  schließen  sich  rechts  und  links  je  2  kreuz- 
förmig angeordnete  Krankensäle,  welche  zwischen  sich  je  4  Höfe  frei 
lassen.  Im  Zentrum  der  Anlage  befindet  sich  die  Spitalkirche.  Jeder 
der  8  kleineren  Höfe  enthält  Arkaden,  auf  welche  sich  die  Türen  und 
Fenster  der  Wirtschaftsräume,  ferner  die  Wohnungen  für  Verwaltungs- 
beanite,  Priester  und  Krankenschwestern   öffnen.    Auch  den  4  Außen- 
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fronten  des  (lebäudes  sind  Wandelgänge  vorgelegt,  in  denen  sich 
Läden  befinden.  Das  ganze  Gebäude  ist  unterkellert.  In  den  8  Kranken- 
sälen sollten  lusprfinglich  nur  ;^00  bis  höchstens  350  Kranke  Aufnahme 
finden,  da  die  Obergeschosse,  welche  sich  auf  den  4  Frontraauern  er- 
heben, nur  als  Speicher  und  als  Wohnräume  dienten.  Im  Laufe  der 
Jahrhunderte  aber  wurden  alle  Räume  besser  „ausgenutzt''  und  die 
Loggieu  vermauert,  so  daß  man  in  der  Anstalt  jetzt  gegen  'JOOO  Kranke 
unterbringt.  Zur  Lüftung  der  Krankensäle  dienten  Kamine,  deren 
Feuer  niemals  ausging,  während  die  über  der  Vierung  der  Kranken- 
säle angebrachten  Kupjieln  einen  geschlossenen  Tambour  besaßen  und 
nur  Schönheitszwecken  dienten.  .letzt  aber  Unit  die  frische  Luft  durch 
die  stets  geütl'neten  Fenster  und  Türen  ein  und  zieht  durch  die  Kuppeln 
ab.  l'eber  die  Bewässerung  und  Entwässerung  des  Gebäudes,  nament- 
lich der  Krankeusäle,  ist  bereits  S.  959  das  VVichtigste  gesagt. 

Um  der  Uebervölkerung  der  Krankenhäuser  nach  Möglichkeit 
entgegenzutreten,  begann  man  bereits  für  Pfründner,  Findel- 
kinder und  für  Waisen  eigene  Anstalten  zu  errichten. 

Auch  Pesthäuser  wurden  seit  Anfang  des  15.  Jahrhunderts, 
und  zwar  zuerst  in  Venedig  (S.  895),  erbaut.  Sie  waren  zur  Be- 
obachtung von  Verdächtigen,  zur  Heilung  der  Kranken  und  zur  Pflege 
von  Rekonvaleszenten  bestimmt  und  zerfielen  nach  den  drei  eben 
erwähnten  Gesichtspunkten  oftmals  in  drei  völlig  von  einander  ge- 
trennte Abteilungen  (S.  915).  In  Seestädten  schlössen  sich  an  die 
Pesthäuser  ausgedelinte  Schuppen,  in  denen  die  verdächtigen  und 
infizierten  Waren  gelüftet  und  geräuchert  wurden. 

Die  Krankenhausbauten  des  14.  bis  16.  Jahrhunderts 
sind  durch  die  zwischen  die  Krankensäle  gelegten  Höfe 
gekennzeichnet.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  durch  diese 
Grundrißbildung  der  Luftwechsel  der  Krankensäle  behindert  und  ihre 
Besonnuug  erschwert  wurde.  Der  Bauplan  der  Krankenhäuser  paßte 
sich  dem  Zwange  an,  die  BauHäche  besser  als  früher  ausnutzen  za 
müssen,  aber  sicher  geschah  dies  unter  V^erschlechterung  der  hygieni- 
schen Bedingungen  rles  Bauwerkes. 

Einen  noch  viel  größeren  Rückschritt  zeigen  uns 
die  Bauten  der  folgenden  Jahrhunderte.  Was  bis  dahin 
nur  ausnahmsweise  geschehen  war,  nämlich  <lie  Anordnung  mehrerer 
Stockwerke  übereinander,  wurde  jetzt  in  allen  größeren  Krankenhäusern 
fast  zur  Regel.  Nur  so  konnte  man  sich  die  notwendige  Zahl  von 
Krankenbetten  verschaffen,  da  der  Sinn  für  Wohltätigkeit,  der  das  Mittel- 
alter charakterisierte,  im  Abnehmen  begriffen  war  und  die  Mittel  fOr 
Errichtung  neuer  Krankenhäuser  daher  nur  sehr  spärlich  flössen. 

Durch  diese  mehrgeschossigen  Bauten,  in  denen  man  auch  gerne 
die  Küche  und  andere  Verwaltungsräume  unterbrachte,  nahm  die  Luft 
der  Höfe  eine  ungesunde  Beschaffenheit  an,  und  die  zur  ebenen  Erde 
befindlichen  Krankensäle  waren  der  Besonnung  in  viel  geringerem 
Grade  ausgesetzt,  als  dieses  in  den  höheren  Stockwerken  der  Fall  war. 

Die  Anordnung  mehrerer,  mit  Kranken  belegter  Stockwerke  führte 
selbstverständlich  zur  Anlage  von  Korridoren,  auf  welche  sich  die 
Krankensäle  öffneten.  Hierdurch  verschwanden  die  zweiseitig  be- 
lichteten Krankensäle,  uin  einseitig  belichteten  Platz  zu  macheu.  L'nd 
wälireud  man  früher  die  Luft  der  Krankensäle  durch  Oetfnung  der 
einander  gegenüberUegeuden  Fenster  leicht  erneuern  konnte,  war 
dieses  bei  den  nach  dem  Korridorsystem  errichteten  Bauten  erschwert. 
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"weil  die  Lüftung  nur  durch  die  Fenster  oder  durch  gleichzeitige 
Oeffnung  von  Fenstern  und  Türen  erfolgen  konnte.  Da  diese  Art  der 
Lüftung  unvollkommen  war  und  bei  ungünstiger  Witterung  unmöglich 
wurde,  blieben  die  Krankensäle  von  einer  übelriechenden,  ungesunden 
Luft  erfüllt.  Man  suchte  diesem  Uebelstande  dadurch  zu  begegnen, 
daß  man  in  der  Decke  der  Krankensäle  Abluftkanäle  anordnete,  oder 
über  den  Krankensälen  große,  fensterreiche  Kuppeln  errichtete,  wie  sie 
uns  schon  aus  den  italienischen  Krankenhäusern  der  Renaissance 
bekannt  sind  (S.  998). 

Viel  ungünstiger  noch  stellen  sich  die  Verhältnisse,  wenn  das 
Krankenhaus  mit  sogenannten  Mittelkorridoren  versehen  war.  Es 
sind  dieses  Gänge,  zu  deren  beiden  Seiten  Krankensäle  liegen.  In 
solchen  Fällen  erhielten  die  Krankensäle  nur  von  einer  Seite  her 
Licht  und  ihre  Lüftung  ergab  die  schlechtesten  Resultate.  Da  nämlich 
Einrichtungen  zur  künstlichen  Lüftung  fehlten,  konnte  frische  Luft  nur 
durch  die  geöffneten  Fenster  eindringen.  Jede  Lüftung  war  daher  bei 
ungünstiger  Witterung  ausgeschlossen.  Durch  die  geöffneten  Türen 
aber  drang  die  schlechte  Luft  der  Korridore  oder  der  auf  der  gegen- 
überliegenden Seite  des  Korridors  befindlichen  Krankenräume  ein.  Die 
Korridore  selbst  waren  einer  Lüftung  nur  in  unzureichendem  Maße 
zugänglich  und  auch  so  finster,  daß  es  unmöglich  war,  sie  rein  zu 
erhalten.  So  sammelte  sich  denn  auf  4hnen  der  Schmutz  der  Passanten 
und  der  anliegenden  Krankenzimmer  an.  Daher  begünstigten  die 
Korridore  die  Infektion  in  hohem  Grade  und  namentlich  in  den  mit 
Mittelkorridoren  versehenen  Krankenhäusern  waren  Wundrose,  Hospital- 
brand und  Kindbettfieber  stehende  Gäste. 

Wir  wissen  heute,  daß  derartige  „Gänge"  nur  dann  in  einem 
Krankenhause  geduldet  werden  können,  wenn  in  ihnen  die  peinlichste 
Sauberkeit  herrscht;  andererseits  aber  ist  uns  bekannt,  daß  aus  Nach- 
lässigkeit oder  aus  Mangel  an  Personal  jene  Sauberkeit  in  den 
Krankenhäusern  des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts,  z.  B.  in  dem  Hötel- 
Dieu  von  Paris  (S.  964  ff.),  so  gut  wie  alles  zu  wünschen  ließ.  So 
dienten  denn  die  Korridore  der  Verschleppung  des  Hospitalbrandes, 
der  Wundinfektionskrankheiten  und  endlich  des  Puerperalfiebers  — 
Krankheiten,  denen  unzählbare  Kranke  zum  Opfer  fielen,  welche  in 
den  sauber  gehaltenen  Anstalten  der  Neuzeit  am  Leben  erhalten 
worden  wären. 

Beispiele  für  derartige  Bauten  fanden  sich  in  fast  allen  großen 
Städten ,  z.  B.  die  Berliner  Charit^ ,  das  Allgemeine  Krankenhaus 
zu  Wien  und  das  bereits  erwähnte  Hotel-Dieu  zu  Paris.  Diese 
Bauten  haben  sich  teilweise  bis  zum  Ende  des  19.  Jahrhunderts  er- 
halten. Für  sie  gilt  jenes  Wort  des  geistreichen  Franzosen:  Die 
Kranken  sterben  in  diesen  Krankenhäusern  zumeist  nicht  an  den 
Krankheiten,  wegen  derer  sie  das  Hospital  aufsuchen,  sie  sterben  an 
dem  Krankenhause! 

Tafel  XXI  zeigt  den  Zustand  des  ersten  Stockwerks  der  1726  ge- 
gründeten Berliner  Charit^,  wie  er  sich  noch  im  Jahre  1865  (!)  darstellte. 
Beide  Seitenflügel  enthalten  80  m  lange  und  nur  2,7  m  breite  Korridore. 
Sie  sind  nahezu  finster.     Zu  beiden  Seiten  liegen  die  Krankensftle. 

Die  große  Umwälzung  des  Krankenhausbaues, 
welche  für  diesen  ganz  neue  und  fruchtbare  Grundlagen 
schuf,  geht  von  England  aus.  Hier  wurde  um  1730  das 
St.  Bartholomews  Hospital  in  London  eröffnet.    Es  besteht 
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im  Gegensatze  zu  den  Zentralbauten  der  vorhergehenden  Jahrhundertft 
aus  vier  selbständigen,  von  einander  durchaus  unabhängigen  liaublocks, 
die  alle  an  einem  großen  freien  Platze  liegen  und  durch  Gartenanlagen 
von  einander  getrennt  sind. 

Drei  dieser  Blocks  waren  für  die  Kranken  bestimmt,  während  der 
vierte  die  \'orwaltungsräume  aufnahm.  Jeder  Pavillon  enthält  in  der 
Mitte  der  Längsachse  eine  breite  TrejjpenanJage.  an  die  sich  rechts  und 
links  die  Krankensäle  anschließen.  Die  Pavillons  besitzen  vier  für 
<lie  Unterbringung  von  Kranken  bestimmte  Stockwerke  und  zeigen  in 
jedem  Stockwerke  an  den  beiden  Längsseiten  je  Ib  und  an  den  bei- 
den Stirnseiten  je  4  Fenster.  Das  Krankenhaus  ist  für  8CX1  Kranke 
bestimmt.  Da  jeder  Krankensaal  durch  eine  Liingswand  in  zwei  Räume 
zertallt,  ist  jeder  Raum  nicht  dreiseitig,  sondern  nur  zweiseitig,  näm- 
lich durch  die  Fenster  der  Längswand  und  die  der  Stirnwand  beleuchtet. 
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Fig.  7. 
Krankenhaus  in  Stonehoiise  hei  Plrmouth. 


Einige  Unvollkommenheiten  dieser  Anlage  sind  in  dem  von  Ro- 
vehead  in  Stonehouse  beiPlymouth  17Ö0-1764  errichteten  Royal 
naval  hospital  vermieden  worden  (Fig.  7J.  Dieses  denkwürdige  Bauwerk 
besteht  aus  ir>,  voneinander  unabhiingjigeii  Blocks,  die  untereinander 
durch  eine  einseitig  offene  gedeckte  Kolonnade  verbunden  sind  und 
sich  um  einen  großen  Platz  gruppieren.  Jedes  der  acht  für  die  Auf- 
nahme von  Krauken  bestimmten  Häuser  enthält  drei  Stockwerke. 

In  jedem  Stockwerke  befindet  sich  ein  großer  Raum,  der  durch 
eine  durchgehende  Längswand,  ähnlich  wie  im  St.  Bartholoniews 
Hospital  (S.  999)  in  zwei  Krankensäle  zerlegt  wird  und  von  drei 
Seiten  —  von  der  Längsseite  und  von  den  beiden  Schmalseiten  — 
Licht  empfängt.  Das  Krankenhaus  ist  für  960  Betten  bestimmt  und 
hat  sich  vorzüglich  bewährt.     Die  übrigen  7  Gebäude  enthalten  Ver- 
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waltun gsr.'iunie,  ein  Alisonderungsliaus  für  Pockenkranke  und  die  Ka- 
pelle.    Die  letzt^jenannten  7  liiocks  sind  eingeschossig. 

Die  beiden  englischen  Krankenhäuser  beseitigten  durch  ihren  Bau- 
plan alle  diejenigen  Gefahren,  denen  die  Kranken  in  ilen  bisherigen 
Krankenhäusern  in  so  großer  Zahl  zum  Oitfer  gefallen  waren.  Die 
gefährlichen  Korridore  waren  verschwunden,  durch  welche  die  Infektion 
so  häuHg  verbreitet  wurde.  Licht  und  Luft  erhielten  die  Kranken- 
säle in  Hülle  und  Fülle.  Durch  <lie  Errichtung  der  Blocks  war  die 
Möglichkeit  gegeben,  die  chirurgischen  Kranken  von  den  innerlich  Er- 
krankten abzusondern  und  für  die  einzelnen,  besonders  gefährlichen 
Infektionskrankheiten  be.sondere  Pavillons  einzurichten. 

Die  durch  die  beiden  englischen  Krankenhäuser  gewonnenen  Er- 
rungen-schaften  waren  zu  bedeutend,  als  daß  sich  ihr  Ruf  nicht 
schnell  hätte  verbreiten  sollen.  Dieses  war  zuerst  in  Frankreich 
der  Fall,  wo  durch  den  im  .Fahre  1772  erfolgten  Brand  des  Ilötel- 
Dieu  die  Frage  eines  Neubaues  dieses  ehrwürdigen  Krankenhauses 
endlich  in  FlulS  zu  kommen  schien.  Aber  trotz  Xenons  Bericht  (S.  969) 
blieb  in  Frankreich  zunächst  alles  beim  alten,  weil  weder  die  Revo- 
volution  noch  das  erste  Kaiserreich  Geld  und  Zeit  hatten,  sich  mit 
dem  Neubau  von  Krankenhäusern  zu  beschäftigen.  Erst  182!:'  wurde 
in  Bordeau.x  das  erste  Hospital  nach  englischem  Vorbild  errichtet. 
Es  folgten  in  Brüssel  das  Höpital  St.  Jean  (1838 — 184;ij,  ferner  die 
Erweiterung  des  alten  Hopilal  Beaujou  in  Paris  durch  4  neue  Pa- 
villons (1844).  Auch  das  184(1— 18,")4  erbaute  Hopital  Lariboisi&re  in 
Paris  ist  hier  zu  nennen. 

Deutschland  be;;ann  erst  sjtät  das  englische  Vorbild  nach- 
znahmen.  und  zwar,   weil  man  der  Meinung  war,  daß  der  englische 
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Fig.  8. 
Krankenhaui»  am  Fnedrichs^hain  in  Berlin. 
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Pavillon  sich  für  das  deutsclio  Klima  nicht  eigne.    Hierbei  war  aal! 
acht  jreblieben,   daß   sich   bei   der  Okkujjation   von  Paris 
roh   gezimmerte,  zugige  Baracken   sehr   wohl  bewährt  hatten,   da  die 
in  ihnen  untergebrachten  Verwundeten   eine  viel   geringere  Sierblic 
keit  zeigten  als  die  übrigen  \'erwuudeten,   welche  in  den    alten,  ze 
tralisierten  Hosidtälern  lagen.    Erst  als  Mi  ss  Nithin  gale  berichti 
hatte,   daß   wählend    des  Krinikrieges   die   leichten    Baracken   für 
Pflege  der  Verwundeten  viel  bessere  Dienste   als   die   üblichen  Kra 
kenhausbauten  geleistet  halten,  und  als  sich  ähnliche  Erfolge  im  Kanif 
der  Nord-  gegen  die  Südstaaten  im  nordamerikanischen  Kriege  zeigte 
begann  man  auch  in  Deutschland  sich  dem  Block-  oder  PavUlonsysie 
zuzuwenden. 

Die  erste  derartige  Baracke,  die  sogenannte  „Luftbude"',  wurd 
von  Günther  im  Lei]»ziger  Stadtk  ranken  hause  um  184 
aber  nur  für  sommerliche  Benutzung  eingerichtet.  Um  1807  bis  186 
entstanden  die  chirurgische  Baracke  der  Charite  und  das  August 
Spital,  beide  in  Berlin. 

Diese  eingeschossigen  Blocks,  welche  gewöhnlich  als  Baracke] 
bezeichnet  werden,  erwiesen  sich  jedoch  für  größere  Anlagen  als 
kostsjiieiig.  Man  ging  daher  zur  Errichtung  zweigeschossiger  Kran- 
kenhausbauten über,  die  man  als  Pa  V  illons  bezeichnet.  Das  erste 
bedeutende,  nach  dem  P  a  v  i  1 1  o  u  s  j'  s  t  e  m  errichtete  Kran- 
kenhaus in  Deutschland  war  das  18  70—1874  erbaute 
städtische  Krankenhaus  im  Friedrichshain  bei  Berlin. 
Es  wurde  vorbildlich  für  die  meisten  seitdem  in  und  außerhalb  Ea^ 
ropas  errichteten  Krankenhäuser  (Fig.  S  S.  1001). 

Literatur  su  Abschnitt  B  8. 

Eine  brauchbare  und  aktenmiißige  Geschichte  der  Krankenhaus 
scheint  zu  fehlen.     Recht  zahlreiche  Angaben  macht  O.Kuhn  in  dfl 
ersten  Autiage  seines  Werkes;  Krankenhäuser.  Handb.  d.  Arch 
tektur,  4.  Teil,    1897.     Aber  der  verdiente  \'erfasser  ist   weder  Me 
ziner  noch  Ilygieniker,     Er  nimmt  den  Standpunkt  eines  Architekte 
ein,  dem  er  allein  gerecht  werden  kann  und  auch  gerecht  wird. 

Kalier,  Bauriß  d«t  Kloittrs  Sl.   Oalli-n  vom  Jahre  SiO,  (ISiV. 

Bappel,    Anlüge  und  Hau    der  Krunkeulu'iuter    nach    hygienUch-UehnUeheu    GruntUJt» 
llaudb.  J.  Hygiene,  heraiug.  von    Th.    Weyl,  .5.  Bd.  /1S9G). 

VioUet-le-Ono,  Dielion  naire  raüonne  de  l'arehiteclur»,  Artikel  Hulel-Dieu,  ti.  Bd.  llSti.i. 

Virehow,  Ccber  Unipiläler  und  iMtaretle,  Vortrag.  Virehow-Hnlti e  ndor/,  Samm- 
lung gemeinverfUindl.  Vorlnige.  J,  Ser.  7t.  Heft  1S68  und  Ganmuielle  AkhanJIuny* 
am  dem  Gebiet«  der  HjfeHll.  Slediiin  and  der  Seuchenlehre,  t.  Bd.  (1879)  4. 


Rückblick. 

Wie  die  vorstehenden  Seiten  zeigten,   sind  wir  über  die  Einrich- 
tungen der  Krankenhäuser  in  der  vorchristlichen  Zeit  nur  uiangelha 
unterrichtet.     Reicldicher  fließen  unsere  Quellen  über  die  alten  Xeno 
dochien,   uameutlich  aber  über   die  Klosterkrankenhäuser   des  Aben4 
landes,   die  wie  die  Klöster  selbst  auf  orientalische  Vorbilder  zurflc 
gehen  werden.     Diese  Anstalten  bestanden  in   verhältnismäßig   enj^ 
für  einen  oder  mehrere  Krauken  bestimmten  Räumen.  Seit  dem  11.  Jah 
hundert  finden  wir  dann  zuerst  in  Italien,  später  auch  in  Fraukreic 
und  Deutschland  die  großen  hellen  und    luftigen  Krankenhalleu. 
es  sich  jedoch  in  dem  Zeitalter  der  Renaissauce  darum  handelte, 
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Baugrund  besser  auszunutzen,  errichtete  man  statt  der  frei  stehenden 
Hallen  ein-  oder  mehrgeschossige  (iebäude,  die  Luft  und  Licht  von 
einem  Hofe  beziehen  inuUten  und  daher,  vom  hygieuisclien  Standjuiukte 
aus  betrachtet,  gegen  die  freistehenden  Hallenbauten  einen  Rück- 
schritt bedeuteten.  Viel  ungünstigere  hygienische  V^erhältnisse  boten 
aber  die  Krankenhäuser  des  Hl,  17.  und  18.  Jahrhunderts  dar,  weil 
die  Krankensäle  mit  Kranken  überlebt  wurden,  das  verderbliche 
Korridor.system  um  sich  griff  und  zuletzt  aucli  der  dunkle  Mittelkarridor 
Eingang  fand.  Dieses  System  hat  sich  gerade  in  den  größten  Kran- 
kenhäusern mit  all  seineu  Schrecken  bis  auf  unsere  Tage  erlialteu. 

Allerdings  war  schon  im  ersten  Drittel  des  18.  Jahrhunderts  das 
neue  Krankenhaus  in  England  geboren  worden.  Aber  es 
dauerte  fast  KX)  Jahre,  ehe  es  zunächst  in  Frankreich  und  14<t  Jahre, 
ehe  es  in  Deutschland  ailgemeine  Anerkennung  fand. 

D  e  n  1 1  a  1  i  e  II  e  r  n  verdanken  wir  d  e  n  T  y  p  u  s  «i  e  s  m  i  1 1  e  1  - 
a  1 1  e  r  1  i  c  b  e  n ,  den  Engländern  den  Typus  des  modernen 
Krankenhauses.  Die  Engländer  erwiesen  sich  auch  auf  diesem 
Gebiete  der  sozialen  Hygiene  als  die  grolSen  Wohltäter  des  Menschen- 
geschlechtes —  wie  auf  so  vielen  anderen. 


ViU.  Grest'lilet'htsl)exielmiie;eii  und  Geschleehtskruiiklielten. 

Ehebruch,  Unzucht,  Prostitution  und  Syphilis. 

1.  Altertum. 

Indische  Mythen,  assyrische  Keüschriften,  biblische  Ueberliefe- 
rungen  und  eine  große  Zahl  griechischer  und  römischer  Schriftwerke 
beweisen,  daß  die  (leschlechtskrankheiten  schon  seit  mehreren  Jahr- 
tausenden die  Menschheit  heimsuchten. 

Die  ältesten  uns  bekannten  Abwehrmaßregeln,  die  nicht  den  ein- 
zelnen, sondern  die  Allgemeinheit  betreffen,  gehen  auf  die  Aegypter 
und  Juden  zurück.  Die  egyptischen  Priester  betrachteten  häutige 
Bäder  als  ein  strenges  Gebot  ilirer  Religion.  Wir  sehen  in  dieser 
unablässigen  Hautpflege  etwas  viel  bedeutsameres:  denn  ohne  Zweifel 
mußte  diese  ein  kräftiges  Präservativ  gegen  die  Verbreitung  der  Ilaut- 
und  Geschlechtskrankheiten  abgeben.  In  derselben  Weise  wirkte 
die  gleichfalls  von  den  ägyptischen  Priestern  geübte  Enthaarung 
des  Körpers,  welche  auch  bei  den  Griechen  gebräuchlich  gewesen  ist. 
Sie  wird  von  den  Frauen  des  Orients  noch  beute,  und  zwar  der  Rein- 
vorgenommen.    (Rosen bäum,  S.  370ff.i 

Unter  den  öffentlichen  Maßnahmen  gegen  die  Verbreitung  der 
Geschlechtskrankheiten  muß  aber  die  von  den  Aethiopiern  oder  von 
den  Aegyptern  herstammende  Beschneidung  an  erster  Stelle  ge- 
nannt werden.  Sie  wurde  nach  dem  Vorbilde  der  Aegypter  auch  bei 
den  Juden  eingeführt  und,  wie  dieses  in  damaliger  Zeit  nötig  war, 
mit  einem  religiösen  Nimbus  umgeben,  um  die  immerhin  schmerzhafte 
und  durchaus  nicht  ungefährliche  Operation  annehmbar  und  elirwürdig 
zu  machen.     (Prokscb.  1.  Bd.  S.  11.')  ff.) 

Eine  strenge  Sexual hygieno  führte  Moses  ein.  So  ließ  er  die- 
jenigen seiner  Stammesgenossen  töten,  welche  sich  an  Baal  Peor  ge- 
hängt haben,  offenbar  weil  sie  von  einer  ansteckenden  Krankheit  be- 
fallen waren.  Dasselbe  Schicksal  traf  diejenigen  Moabiterinnen,  welche 
mit  Juden    Umgang   gepflogen    hatten,    während   die   Jungfrauen   ge- 
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schont  und  unter  die  Männer  verteilt  wurden.  Aber  selbst  dieser 
blutige  Kampf  gegen  die  Krankheit  genügte  ihm  nicht  Er  befahl 
vielmehr,  daß  das  von  der  Niedermetzelung  der  Moabiter  und  ihrer 
Frauen  zurückkehrende  Heer  7  Tage  außerhalb  des  Lagers  sich  auf- 
halten und  sich  zweimal  vollständig  reinigen  mußte. 

Damals  waren  die  Juden  zumeist  unbeschnitten.  Vielleicht  nu 
die  Beschneidung  erst  infolge  der  durch  die  Moabiterinnen  verbreiteten 
Seuche  von  Jehova  befohlen  worden,  der  dem  Josua  die  Ausführung 
dieses  Befehles  übertrug.  (Moses,  4.  B.  25.  Kap.  V.  5;  31.  Kap. 
V.  18,  15—22,  23,  24,  35:  Rosenbaum,  S.  84fiF.) 

Gegen  die  gewerbsmäßige  Prostitution  der  Jüdinnen  schritt  er 
auf  das  schärfste  ein.  (Moses,  3.  B.  19.  Kap.  V.  29.  Vergl.  auch 
5.  B.  22.  Kap.  V.  20,  21  flF.) 

Bordelle,  die  diesen  Namen  führten,  fehlten,  wie  es  scheint,  im 
Orient  Der  Sache  nach  aber  waren  sie  vorhanden,  und  zwar  in  Ge- 
stalt der  Tempel  der  Astarte  und  der  Melitta,  deren  Priesterinnen 
nichts  anderes  als  käufliche  Dirnen  waren.    (Rosen bäum,  S.  87 ff.) 

In  Athen  errichtete  Solon  594  v.  Ch.  die  ersten  öffentlichen  Bor- 
delle, um  die  ehrbaren  Mädchen  und  Frauen  vor  den  Nachstellungen 
der  Männer  zu  schützen.  Die  öffentlichen  Häuser  hießen  oXxtjfta  oder 
noqvelov,  die  Dirnen  nÖQvai.  Geleitet  wurden  die  öffentlichen  Häuser 
von  einem  Hurenwirt  noQvoß6a-A.og,  noqvotQÖtpng,  der  als  Gewerbtrei- 
bender  ebenso  wie  die  in  späteren  Zeiten  zahlreichen,  in  Wirt,shäuserD 
lebenden  oder  vagabundierenden  Mädchen  dem  Agoranomos  unter- 
stand. Dieser  setzte  den  Preis  fest,  den  das  Mädchen  für  den  Be- 
such zu  fordern  hatte,  dagegen  scheint  die  gesundheitspolizeiUcfae 
Ueberwachung  der  Dirnen  nicht  seines  Amtes  gewesen  zu  sein.  Der 
Bordellwirt  hatte  dem  Magistrat  eine  bestimmte  Abgabe  zu  zahlen. 
Die  durch  Lösung  dieser  Gewerbescheine  eingegangene  Summe  war 
so  groß,  daß  Solon  davon  einen  Tempel  der  Aphrodite  Pandemos 
bauen  lassen  konnte  (Rosenbaum,  S.  91  ff.,  Blflmner,  Lehrbach 
griech.  Profanaltertünier,  3.  Aufl..  S.  254  ff.). 

Die  Heere  Persiens  und  Indiens  wurden  von  zahlreichen  Fraoen 
begleitet.  Parmenio,  der  Feldherr  Alexanders  des  Großen,  fand  331 
v.  Chr.  nach  der  Schlacht  bei  Arbela  mehr  als  300  Prostituierte  im 
Lager  des  besiegten  Perserkönigs  Darius  Kodomanus  (Schrank, 
1.  Bd.  S.  7),  und  auch  der  athenische  Feldherr  Chares  führte  in 
seinem  Heere  eine  große  Zahl  von  Dirnen  mit  sich.  Der  sittenstrenge 
Scipio  Africanus  minor  dagegen  verbannte  im  dritten  punischeo 
Kriege  2000  galante  Damen  aus  dem  Lager  (Rabutaux,  S.  139, 
Sabatier,  S.  53). 

Die  Römer  waren  in  dem  ersten  Jahrhundert  ihrer  Geschichte 
Ackerbauer  und  Soldaten.  Da  sie  den  Körper  in  täglicher  Arbeit 
stählten,  kannten  sie  keinerlei  unnatürliche  Wollust  Erst  in  den 
Kriegen  gegen  die  Orientalen  lernten  sie  den  verfeinerten  Lebens- 
genuß schätzen  und  führten  allmählich  orientalische  Sitten  and 
Unsitten  in  Rom  ein.  Wann  in  Rom  die  ersten  öffentlichen  Bordelle 
(lupanaria,  fornices)  entstanden,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  angeben. 
Sie  werden  uns  als  unsauber  und  schmutzig  geschildert,  so  daß  die 
Besucher  danach  rochen.  Von  einer  sanitätspolizeilichen 
Ueberwachung  wissen  wir  nichts.  Die  öffentlichen  Häuser 
unterstanden  ebenso  wie  die  Bordellwirte  (leno,  lena)  den  Aedilen, 
welche  auch  die  Einschreibung  der  Dirnen  vorna!hmen.    Durch   diese 
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Kontrolle  wollte  man  wohl  die  Aufnahme  freigeborener  Römerinnen 
in  die  Bordelle  verhindern. 

Die  öffentlichen  Häuser  durfton  nicht  vor  4  Ulir  nachmittags  ge- 
öffnet werden,  damit  die  junpe  Welt  nicht  die  körperlichen  Uebungen 
versäumte.  Ehefrauen,  die  sich  des  Eliebruchs  schuldig  machten, 
wurden  eingesperrt  und  mußten  sich  öffentlich  preisgeben ,  wobei 
jedesmal  mit  der  Glocke  geläutet  wurde.  Theodosius  hob  dieses  Ge- 
setz auf  und  bestrafte  die  Ehebrecherinnen  mit  dem  Exil.  Unter 
CaHgula  wurde  das  Gewerbe  der  Dirnen  abgabepflichtig.  Der  scham- 
haftere Alexander  Severus  betrachtete  diese  Einnahmequelle  zwar  als 
des  Staates  unwürdig,  er  behielt  sie  jedoch  bei  und  bestimmte  sie 
zur  Unterhaltung  der  öffeutlichen  (iebäude  (Rosen  bäum,  S.  UX)  ff.). 

Die  Ueberwac  h  u  n  g  der  Prostitution  scheint  in  Rom 
nur  als  eine  fiskalische,  nicht  als  eine  hygienische  An- 
gelegenheit betrachtet  worden  zu  sein. 

Endlich  wären  die  öffentlichen  Bäder  zu  erwähnen,  deren  täg- 
licher Gehrauch  dem  Volke  allmählich  unentbehrlich  geworden  war. 
Ohne  Zweifel  waren  diese  wolil  geeignet,  die  Verbreitung  der  Haut- 
und  Geschlechtskrankheiten  zu  beschränken.  Als  sie  aber  unter  den 
späteren  Kaisern  immer  mehr  Stätten  der  Unzucht  geworden  waren 
und  sich  von  den  Bordellen  nur  noch  wenig  unlerschieden,  als  beide 
Geschlechter  dasselbe  Bad  gleichzeitig  benutzten,  da  dürften  die 
öffentlichen  Bäder  ihre  hygienische  Bedeutung  verloren  und  der  An- 
steckung vielmehr  Vorschub  geleistet  haben. 

Die  öffentlichen  Dirnen  mußten  eine  Haube  und  eine  blonde 
Perrücke  tragen.  Sic  durften  nur  die  kurze,  vorne  offene  Toga  an- 
legen und  hießen  daher:  togatae  {feminae).  Rote  Schuhe  waren  ihnen 
vorgeschrieben,  bis  Hadrian  diese  für  die  Tracht  des  Kaisers  in  An- 
spruch nahm  (Rabutaux,  S.  9). 

Ziteratur. 

Xlftmoer,  I.rlirburh  rlrr  griech.  Profanaltertümer,  S.  Aufl.,  S.  SS4  ff. 

Friedbarg,  Harm.,    Dir  Lrhre    von    den    reneritehen   KmnkheiU-n    i»    dem  Allertume    und 

.tfillfhillfr  (ISÖ.-j). 
Ompp  G.,   KiilliiTijrsihichle  ihr  riimiurhen  KaUeneit,  1.  Bd.  (190t). 
Kommien.   H'''mi*elir»  SlaaUrecht,  S.  Auß. 
Kocw,  S.  B.,  19.  cttp.,  19:  4.  B.,  iS.  cap.,  S;  31.  cap.,  15  — ü,  tS,  S4,  S/1;  .5.  B.,  2i.  rap. 

SO,  eiff. 

■dUer,  Tri«dr.   Wilh,,  Die  veneritehcn  Kranklieilr.ii  im  Altertum  (1S7S). 

Prokiob,  J    K.,  Gmrhirhte  dtr  veneritchtn  Krankheiten,  i  Bde.  (1895). 

Babotanx,  De  In  pruslil^ilinn  rn   Europe  (1865). 

Boienbanm,  Jnl.,  Getehirhte  der  Liutteuehe,  4.  Abdruck  (1388). 

Babktier,  M.,  Hiitoire  de  la  ligitlalion  »ur  Irt  femmei  publiquet  et  lei  licus  de  ddmuche, 

(ims). 

Behrank,  Die  Pnjttitutiou  in    Wien,  S  Bde.  (1886). 

2.  Die  ohriatliche  Zeit. 

A.  Die  Kirche  und  ihre  Diener. 

Dem  Kampfe  gegen  die  Unsittlichkeit  und  damit  gegen  die  Ge- 
schlechtskrankheiten versagte  sich  der  alternde  römische  Staat.  Erst  die 
christliche  Kirche  war  es,  die  ihn  aufnahm. 

Zwar  waren  bereits  auf  Befehl  des  Kaisers  Alexander  Severus 
(222 — 2'Ab)  die  Namen  der  vornehmen  Damen,  die  sich  in  die  Liste 
der  Prostituierten  hatten  eintragen  lassen  oder  welche  als  Begünstige- 
rinnen   der    Prostitution  galten,    veröffentlicht    worden   (Sabatier, 


215 


L 


1006 


TH.   WEYL, 


S.  68).  Auch  war  nach  der  lex  Julia  de  adulteriis  coercendls  die 
Ehe  von  Freien  mit  Prostituierten  und  nach  der  lex  Julia  und  Papia 
die  Ehe  von  Senatoren  und  ihren  Abkömmlingen  mit  Prostituierten 
verboten  (Corp.  jur.  civ,  ed.  Kruefier  et  Mommseu,  1.  Bd.",  XXIII.  2, 
44).  Ebenso  untersagten  im  Jahre  4ö4  die  Kaiser  Valenlian  und 
Marcian  die  Ehe  zwischen  Senatoren  und  den  Töchtern  von  Bordell- 
wirteii  (Cod.  Justin,  ed.  Krueger  V.  Buch  V.  7.  Aber  alle  diese  Ge- 
setze wurden  allmülilifh  vergessen  oder  abgeschaft't  (Xovellae  ed.  Schoell 
et  Kroll,  LXXVIII.  ;};  CXVII,  (>).  Von  Bedeutung  sind  sie 
insofern,  als  sie  zeigen,  wie  tief  die  sogenannte  vornehmste  G 
Schaft  der  Kaiserzeit   gesunken  war. 

Konstantin    der    Große   (.')23— 337)   ist   es    dann    gew( 
der  die  sozialen  Schäden  im  Geschlechtsleben   seiner  Zeitgenossen 
heilen  suchte,  nachdem  er  ;52;J  das  Christentum  angenommen  haltoi 

Freigeborene  Frauen,  die  sich  Sklaven  hingaben,  wurden  geprügelt 
und  verbrannt  (Cod.  Justin.,  IX.  Buch,  XI),  die  unnatürliche  Unzui 
unter  die  strengsten  Strafen  gestellt,  die  Entführung  von  Frauen 
dem  Tode  bestraft  (Cod.  Justin,  IX.  Buch,  XIII). 

Da  der  Verkauf  der  Sklavinnen  an  Bordellwirte  einen  großen 
Umfang  erreicht  hatte,  wurde  im  Jahre  'M'6  bestimmt,  daß  Christinnen 
oder  eben  erst  zum  Christentume  tibergetretene  Sklavinnen  nur  an 
Geistliche  oder  an  Christen  verkauft  werden  dürfen.  Theodosius 
der  Jüngere  (40S— 4r>(J)  entzog  Vätern  oder  Besitzern,  welche 
Töchter  oder  Sklavinnen  der  Prostitution  auslieferten,  die  Gewalt  ill 
diese  (Cod.  Theodos.,  ,">.  u.  (i.  Bd.  15.  Buch.  8  Tit.  de  lenonibus). 

Die  Kaiser  Theodosiu  s  und  Valentinianus  hoben  spi 
die  Einschreihegebühr  der  (jft'enthchen  Dirnen  (S.  1005)  auf,  weil 
eine  derartige  Einnahme  als  des  Staates  unwürdig  erklärten  und  ver- 
boten gleichzeitig  alle  Hordelle  in  beiden  Reichshälfteu.  Jedermann 
hatte  (las  Recht,  die  in  die  BordelKi  verkauften  Mädchen  zurückzu- 
kaufen. Bei  körjyerlicher  Strafe  und  Zahlung  von  20  Pfund  GoM 
wurden  alle  Beamten  für  die  Ausführung  dieser  Gesetze  verautwo 
gemacht. 

Justin  ian  (527 — 5(J5)  sah  sich  veranlaßt,  diese  Gesetze  zu 
neuern  und  die  Strafen  für  Zuhälter  uiul  Bordellwirte  zu  verschärfen. 
Wer  sein  Haus  zu  ünzuchtszwecken  vermietete,  mußte  10  Pfund 
Gold  Strafe  zahlen,  auch  konnte  er  der  Konliskation  seines  Hauses 
gewärtig  sein.  Niemand  durfte  in  seiner  Wohnung  Prostituierte 
unterbringen  oder  Freie  oder  Sklaven  der  Prostitution  zuführfl 
Der  Kaiser  stellte  an  die  Spitze  dieses  Gesetzes  eine  Beka 
machung,  in  der  die  Leiden  der  in  die  Bordelle  verkauften  Mädcü 
mit  rührenden  Worten  geschildert  werden.  Wie  diese  statt  der  ver- 
sjtrochenen  Prunkgewänder  elende  F'etzcn  tragen ,  wie  sie  in  Ab- 
hängigkeit von  den  Bordellwirteu  geraten,  wie  diese  ihnen  den  durch 
Hingabe  ihres  Körpers  verdienten  Lohn  entreißen  (Novell.  14.  col.  3, 
Tit.  I  de  lenonibus).  ^ 

Auch  Theodora,  die  Gemahlin  des  Kaisers,  nahm  sich  der  H 
glücklichsten  ihres  Geschlechtes  an  und  überließ  500  aus  Bordellar 
befreiten  Mädchen  einen  alten  Palast  am  Bosporus.  Hier  sollten  si« 
sorgenfrei  und  vor  weiteren  Verführungen  geschützt  leben.  Aber  der 
Wunsch  der  Kaiserin,  die  Unglücklichen  zu  bessern,  ging  nicht 
Erfüllung,  da  die  befreiten  Dirnen  den  Tod  in  den  Fluten  des 
porus  einem  fntmmen  Leben  vorzogen  (Sabatier,  S.  77), 
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Im  Jahre  i)S'd  erließ  Jiistiiiian  ferner  das  Gesetz  de  raptu 
virgiiiuin  seil  viduaruni  nee  non  sa  nc  tionaii  u  m  (Cod. 
Justin.,  Vol.  2  lib,  9,  XIII),  durch  welches  die  Fraiienräuber  und  ihre 
Helfershelfer  ihrer  Güter  verlustig  erklärt  und  mit  dem  Tode  bestraft 
wurden. 

Vor  allem  aber  war  es  die  Hei  ligkeit  der  Ehe,  die  das 
Christentum  fast  \un  Beginn  seines  Entstehens  an  auf  seine 
Fahne  schrieb  (Eplies.  fv  2.'i  tf.;  Matth.  11»,  4  ff.;  1.  Korinth. 
7,  lüff. ;  Roemer  7,  2  ff.).  Nicht  nur  der  Frau,  sondern  auch  dem 
Manne  war  der  Ehebruch  verboten.  Wie  die  Frau  nur  ihren  Ehegatten, 
so  sollte  der  Mann  nur  seiner  Ehefrau  geboren.  So  sagt  Ambrosius 
(t  :J7i>):  Omne  stupruni  adulterium  est.  nee  viro  licet  quod  niulieri  non 
licet  (Beeret,  (ürat.  causa  ;52  quaestio  4,  Cap.  4;  Corp.  jur.  canon  cd. 
Friedberg,  Par.s  prior,  pag.  112.S,  Cap.  4). 

Während  nun  die  Kirche  der  früheren  Jalirbunderte,  den  Volks- 
recbten  (S.  lOlf))  sich  anschließend,  dein  Ehemann  oder  den  Ange- 
hörigen die  Tötung  der  ehebrecherischen  Frau  ungestraft  gestattete, 
wurde  dieses  durch  die  Päpste  Nikolaus  I.  (858— H67)  und  Stephan  V. 
(S8.') — Söl)  verboten.  Der  Ehebruch  sollte  vielmehr  durch  Kircben- 
strafen  gesühnt  werden.  Geistliche  wurden  für  Fornikation  mit 
schärferen  Kirchenstrafen  als  Laien  belegt.  So  hat  nach  dem  Poeni- 
tentiale  Merseburgense  a  {Ca]>.  8)  der  Kleriker  ä  Jahre,  der  Laie  nur 
.3  Jahre  für  dieses  Vergehen  zu  büßen  (W  asser  seh  le  ben,  8.392). 

Als  Kirchenstrafen  für  Ehebrecher,  die  nicht  Geist- 
liche sind,  kommen  in  Betracht;  Fasten  bei  W^asser  und  Brot,  Aus- 
schließung von  der  Kommunion  während  der  Hußdauer,  Almosen  an 
Arme.  Verbannung  aus  dem  Vaterlande,  Vermeidung  des  Geschlechts- 
verkehrs während  der  Bußdauer  (Rosen  thal,  S.  9). 

Lebhaft  beteiligten  sich  Konzile  und  Synoden  des 
frühen  Mittelalters  an  dem  Kampfe  gegen  die  Unsitt- 
lich k  e  i  t. 

Die  Synode  von  Elvira  (Spanien)  vom  .lahre  3<>fi  bestimmte 
Can.  '2n:  Ne  foeminae  in  coemeteriis  pervigilent.  Placuit 
prohiberi  ne  foeminae  in  coemeteriis  pervigilent,  eo  quod  saepe 
sub  obtentu  (=  occasione)  orationis  latenter  scelera  committunt 
(V.  Hcfele,  L  Hd.^  S.  17(1). 

Die  Synode  zu  Kim  es  im  Jahre  Jif)4  beschloß:  ....  contra 
apostolicam  disciplinam  incognito  usque  in  hoc  tempus  in  rninisterium 
....  levviticum  feminae  (sunt)  adsumptae  ijuod  quidem  quia  indecens 
est,  non  admittit  ecclesiastica  disciplina.  Dieser  Beschluß,  daß  näm- 
lich die  Frauen  in  der  Kirche  nicht  dienen  rlürfen,  richtet  sich  nach 
V.  He  feie  gegen  die  PriscilHanisten,  die  man  der  Unzucht  be- 
schuldigte (v.  Hefele,  2.  Bd.^,  S.  ('.2). 

Im  Jahre  48.o  verbot  eine  persische  Synode,  Frauen  in  das 
Baptisterium  zuzulassen,  weil  dadurch  Unzuchtsvergehen  entstanden 
seien  (v.  Hefele,  2.  Bd.',  S.  Gll). 

Wie  weite  Kreise  aber  damals  von  der  Unzucht  in  allen  ihren 
Formen  ergriffen  waren,  ersehen  wir  aus  der  Schrift  des  Salvianus 
von  Marseille  (f  484)  de  gubernatione  dei.  Er  bezeichnete  in  dem 
genannten  Werke  die  Christenheit  mit  wenigen  Ausnahmen  als  einen 
Lasterpfuhl    [Salvianus  de  gubern.  dei,  3.  Buch,  IX,  44J  *).     Quotum 


•J  SalvianuR  de  gubemet.  dei,  3.  Buch,  IX,  44:  aut  praeter  pauciBsimos  quoi- 
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keit.   die   Goten 
Verbrechen,  bei 


vertiuchen    sie. 
uns  eiue  Zierde 


enim  ([ueinque  invenias  in  eeclesia  non  aut  ebriosuin  aut  heUuone 
aut  adulteriuu  aut  furuicatoreiu  aut  ra|»torem  aut  ganeoneni  aut  lalron( 
aut  homicidam.  Alle  Stände  sündigen  gleichmäßig,  besonders  all 
die  Vornelniien  und  Reichen.  Wer  unter  diesen,  heißt  es  spä 
(4.  Buch,  y,  2'^),  achtel  die  Ehe?  Wer  macht  nicht  aus  seinem  Had 
und  seinem  Gesinde  ein  Hnrenliausy*). 

(Janz  liesonders  sittenlos    sind    die    Aquitaner,    deren    Leben 
paene    ununi    lupauar    (7.    Buch,    III,    15).     Die    Deutschen    steh 
moralisch  höher  als   die  Römer.     Wir  Römer  lieben   die    Schamlos^ 

Bei    den    Gothen    ist    Unzucht  eio 
(7.  Buch,  VI,  25). 

Vielleicht  enthalten  die  Schilderungen  des  Salvianus  große  Ueh 
treibungen.     Er   hätte  aber   gewiß  nicht   gewagt,   sein   Buch   zu  v| 
ötfentlichen,  wenn  er  leicht  zu  widerlegen   gewesen    wäre.     Jedenfa 
waren    zu  Zeiten   des  Salvianus  Unzucht  und   Ehebruch    tägliche 
eignisse,  auch  wenn  wir  sein  Urteil,  daß  fast  alle  Christen  damals  i 
moralische  Menschen   gewesen   sind,    als   die   Floskel   eines    Rhel 
oder  BulSpredigers  betrachten. 

Abel-  auch  die  Kleriker  lebten   nicht  in  Züchten  ui 
Ehren   (v.  Hefele,  2.  Bd.,  S.  t)8(l),   und  welcherlei   geschlechtliche 
Schandtaten   man  ihnen  zutraute,  ergibt   sich   aus  den  Bußordnunn 
(vergl.  Wassersclilehen ,   Schmidt,  Bußimcher,   Locuing, 
schichte   des   deutschen    Kirchenrechts).      Vielfach    wohnten    sie 
Frauen  zusammen,  welche  das  Gelübde  der  Keuschheit  abgelegt  hat 
und  teilten  mit   ihnen  das  Bett.     Ein  Gesetz   des  Kaisers  Valentinian 
vom  Jahre  ;J7U  verbietet  dieses  (Schayes,  S.  Sl,    vergl.    auch  Du 
Gange  unter  Focaria).     Die  Synode  von  Epaos   bestimmte  sogar  itn 
Jahre  517,    daß   kein   Kleriker  oder  junger   Mensch   eine    Klosterfran 
besuchen  dürfe,    wenn  er  nicht    ihr  Vater  oder  Bruder    sei    (v.    He- 
fele,  2.  Bd.2,  S.  6m). 

150  Jahre  später  (658)  bestimmt  die  Synode  von  Nantes: 

Der  Geistliche  darf  nicht  Mutter,  Schwester  oder  Tante  in  sein 
Hause  haben,  „weil  schon   schreckliche  Inceste  vorgekouiiuen 
(V.  Hefele,  ;].  Bd.",  S.  104).  _ 

tieistüche  waren  Ende  des  7.  Jahrhunderts  sogar  Besitz»? 
öffentlicher  Häuser.  (Vergl.  auch  S.  1012,  1024,  wo  von  den 
Abgaben  der  Bordelle  an  die  Kirche  die  Rede  ist)  Daher  verfügte 
die  Trullaniscbe  Synode  im  .fahre  692: 

Wer  ein  Bordell   unterhält,   soll,   wenn    Kleriker,   abgesetzt   uod 
exkommuniziert,    wenn    Laie,    exkommuniziert    werden    (v.   Hefel^ 
3.  Bd.»,  S.  MM  I 

Auch  in  E  n  g  1  a  n  d  ließ  die  Moralität  gegen  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts viel  zu  wünschen  übrig. 

Die  Synode  zu    Berghamstead   vom  Jahre  (397    bestimii 
daher,  daß  Ausländer,  die  sich  unzüchtig  aufführen,  aus    dem 
gejagt   werden  sollen.    Wenn   der  Vorgesetzte  eines  pagus   Unzucht 
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*)  Salvianus   de   gubemat.  dei,  4.  Buch,    V,   25.     Quotus   enim    qniisque  ^M 
divitum  conubii   i^acramenta  conservaas,  C]uem  non  libidinis  furcir  rapiat  in  praMi^ 
cui  Htm  domu8  ao  lumilia  Kua  scditum  sit,  et   ijiii   uon,   in   quamcuaique  penooiiD 
cupidilatiri  improbae  calor  traxerit,  nientis  aequatur  inaaniain  7 
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treibt,  wird  er  mit  100  Solidi,  der  Colonus  mit  50  Solidi  gestraft 
(V.  Hefele,  '2.  Bd.ä,  S.  355). 

lu  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  waren,  wie  aus  einem  Briefe 
des  heiligen  Bonifazius  vom  Jahre  747  an  den  Bischof  Cudbert  von 
Canlerbury  hervorgeht,  englische  Dirnen  in  der  Lombardei 
und  in  Frankreich  überall  zu  finden  (v.  Hefele,  3.  Bd., 
S.  5Ö1I. 

Aus  England  wurden  sie  unter  Eadward  (?  938)  ausgetrieben 
(Lieb ermann,  S.  135,  Gesetz  No.  11). 

Bei  der  großen  Synode  zu  Aachen  im  Jahre  836  wird 
geklagt:  Manche  Frauenklöster  sind  fast  Bordelle  geworden  (v. Hefele, 
4.  Bd.s,  S.  91). 

Bei  der  3.  Aachener  Synode  von  862  heißt  es:  Wenn  vor 
der  Ehe  begangene  Fleischessünden  die  Ehe  selbst  auflieben  würden, 
so  müßte  es  Scheidungen  in  Menge  geben,  denn  ut  de  mulieribus 
taceam,  rarus  aut  nuilus  est,  (jui  cum  uxore  virgo  conveuiat  (!) 
(v.  Hefele,  4.  Bd.',  S.  2.52). 

Im  Jahre  i>52  bedroht  das  Konzil  zu  Augsburg  jeden  Geist- 
lichen, der  eine  subintroducta  bei  sich  im  Hause  habe,  mit  Absetzung. 
Das  Weib  soll  mit  Ruten  gezüchtigt  und  vom  Bischof  oder  seinem 
Abgesandten  kahl  geschoren  werden  (Theiner,  1.  Bd.,  S.  277).  Ein 
krasses,  abstoßendes  und  wahrhaft  entsetzliches  Bild  von  der  Un- 
zucht der  Geistlichen  entwirft  Petrus  Damiani  (gest.  1072)  in 
seinen  liber  gomorrhianus,  das  an  den  Pabst  Leo  IX.  ge- 
richtet ist.  Sein  wesentlicher  Inhalt  ist  im  Literaturverzeichnis  unter 
Damiani  mitgeteilt,  er  berichtet  von  den  ekelhaftesten  Verirrungen 
dos  Geschlechtstriebes.  (Damiani,  vergl.  auch  Dresdner,  S.  309fr., 
ferner  Capecelatro,  Kleinei-nianus,  Laderchio,  Neukirch, 
Wambera).  Nach  Ivo,  dem  Bischof  von  Chartres  (gest.  lllü), 
der  zu  den  angesehensten  Männern  seiner  Zeit  gehörte,  war  das 
Nonnenkloster  zu  St.  Fara  im  Bistum  Evreux  „non  locus  sanctimoni- 
alium,  sed  mulierum  daemonialium  prostribulum".  1128  wurden  die 
Nonnen  aus  dem  Kloster  des  h.  Johannes  zu  Laon  wegen  ihres 
sittenlosen  Lebenswandels  vertrieben.  Dasselbe  ereignete  sich  im  Bis- 
tum Bologna  (Theiner,  2.  Bd..  S.  205,  Anm.  ***  zu  S.  204).  Nach 
Gerhoh,  dem  Probste  von  Reichersüerg  in  Bayern  (gest.  1169), 
sind  namentlich  die  Kanoniker  durch  ihr  unzüchtiges  Leben  ausge- 
zeichnet (Theiner,  2.  Bd.,  S.  225).  Papst  Innozenz  III.  (1198 
bis  121())  schildert  in  zahlreichen  Briefen  die  Unzucht  der  hohen  und 
niederen  Geistlichkeit.  Aus  diesen  stammen  die  folgenden  Angaben. 
Der  Erzbischof  von  Besanyon  lebte  mit  seiner  Verwandten,  einer 
Aebtissin,  in  Blutschande.  Der  Erzbischof  von  Bordeaux  blieb 
mehrere  Tage  in  der  Abtei  des  h.  Eparchius  und  plünderte  sie  aus. 
Er  war  von  zahlreichen  Dirnen  begleitet.  Der  Erzbischof  von  Auxi- 
tanum,  ein  Spieler,  war  in  Unzucht  völlig  versunken.  Der  Bischof 
von  Astorga,  ein  Mörder,  lebte  in  Unzucht  und  Sodomiterei. 
Mäher,  der  das  Bistum  Toul  leitete,  erzeugte  mit  seiner  Tochter, 
dem  Kind  einer  Nonne,  mehrere  Söhne  (Theiner,  2.  Bd.,  S.  245 ff.). 
1251  ließ  der  Bischof  Grosthead  von  Lincoln  den  in  Klöstern  unter- 
gebrachten Nonnen  seiner  Diözese  die  Brust  drücken,  um  festzustellen, 
ob  sie  Jungfern  geblieben  waren  (Mathieu  Paris,  Chrou.  Mag.  ed. 
Luard,  5.  Bd.,  S.  226,  vergl.  Parrot,  Roger  Bacon  (1894),  35, 
Anraerk.  1). 

Umndtiucli  d«r  Urtlooe.    $npFl.-B<l.  IV.  RA 
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Dafür,  daß  im  13.  Jahrhundert  auch  der  deutsche  Klerof 
nicht  moralischer  als  der  italienische  und  französisch* 
lebte,  nur  einige  Beispiele. 

Von  dem  Konzil  zu  Bremen  (1266)  vferden  diejenigen  Prä- 
laten mit  strengeu  Strafen  bedroht,  welche  den  ihnen  untergebenen 
Klerikern  gestatten,  sich  Weiber  zu  halten  (Theiner,  2.  Bd.,  S.  2i^k 
Jene  Kleriker  oder  Laien,  welche  anderen  Klerikern  ihre  Töchter  z« 
Ehe  oder  zum  Konkubinat  geben,  dürfen  keine  Kirche  betret 
(Theiner,  3.  Bd.  S.  288).  Aehnliche  Beschlüsse  wurden  durch 
Konzile  zu  Münster  (1279)  und  zu  Köln  (1281)  gefaßt.  Das  letzt- 
genannte Konzil  bestimmte  außerdem,  daß  die  Beichte  nur  in  der 
Kirche  an  einem  hellen  und  allen  sichtbarem  Orte,  nicht  aber  außer- 
halb der  Kirche  an  einem  dunklen  oder  finsteren  Orte  angenomme 
werden  solle.  Die  Priester  dürfen  bei  der  Beichte  nicht  mit  ein€ 
Frau  in  der  Kirche  allein  bleiben  und  nicht  diejenigen  absolvieren 
mit  denen  sie  Unzucht  getrieben  haben  (Theiner,  2.  Bd.,  S.  293tf.] 
1298  verbietet  der  Bischof  Man  gold  von  Würzburg  seinen  Geist 
liehen  die  Sodomiterei  (Theiner,  2.  Bd.,  S.  301).  Auf  sehr  viele 
Konzilen  des  11.,  12.,  13.  Jahrhunderts,  ja  bis  zum  15.  Jahrhundert 
wird  darüber  geklagt,  daß  die  Bischöfe  ihren  Geistlichen  das  Konku- 
binat gegen  Erlegung  bestimmter  Abgaben  gestatten. 

In   der   heiligen  Stadt  Cölu   mußten  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
strenge   Gesetze   gegen   die    Kupplerinnen   erlassen   werden .   die   den 
Geistlichen    Dirnen   zuführten   und  Mädchen  zur  Unzucht   verleitet«^ 
(Hüllmann,  4.  Bd.,  S.  263).  ■ 

Durch  das  Konzil  zu  Köln  vom  Jahre  1310  wurde  die  Unzuclit 
mit  Nonnen   mit  Exkommunikation   bedroht.     Die  gefallenen  Noone^ 
sollten    so    gezüchtigt   werden,    daß   sie  anderen    als    abschreckeudeB 
Beispiel  dienten  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  3).   Aehnhche  Beschlüsse  wurden 
auf  den  zahlreichen  Synoden  und  Konzilen  des  14.  Jahrhunderts  gefalit^ 
von  denen  die  folgenden  erwähnt  werden  sollen:  Rouen  1313,  Raveni 
1314  und  1317,  Valladolid  1322,  Benevent  1331.  London  1342,  Nauii 
bürg  1350  u.  s.  w.  (Theiner,  .3.  Bd.,  S.  3 ff.). 

Besonders   berühmt  sind    die    Klagen   Petrarcas   (gest,    1374 
über   die  Unzucht  der  Kleriker,   weil   dieser  durch  seinen  Aufenthalt 
und  seine  Stellung  am  päpstlichen  Hofe  zu  Avignon  vielfache  Gelege« 
heit  fand,  die  Verhältnisse  aus  nächster  Nähe  zu  studieren.     Ueb« 
das  gallische  Babylon  (Avignon)  sagt  er  unter  anderem:  „Mitto  stupr 
raptus,  incestus,  adulteria,  qui  jam  Pontificalis  lasciviae  ludi  sunt  . 
et  violatas  conjuges,  et  externo  semine  gravidas  rursus  accipere, 
post  partum  reddere.   ad  alternam  satietatem   abutentium  coactos  . 
(Petrarchae  Opera.   Basilea  1581,  p.  730). 

Bekanntlich  hat  auch  Boccaccio  (gest.  1375),  und  zwar  in  höch^ 
geistreicher    Weise,    das    Cölibat   der    Geistlichen    verspottet    (verj 
Boccaccio,  Decamerone,   z.  B.    betr.   Mönche,    1.  Tag   2.   oi 
4.   Nov.,   4.   Tag  2.   Nov.,   7.   Tag  3.    Nov.,  8.   Tag  2.    Nov.;    bt 
Nonnen  3.  Tag  1.  Nov.  und  9.  Tag  2.  Nov.). 

In  England  schilderte  Johann  Wiklif  (gest.  1384)  die  Geü 
lichkeit   als   eine  entmenschte  Herde   von  Wollüstlingen.     Sie  treil 
Unzucht  mit  Nonnen,    verführen   die   Ehefrauen    und   morden    Jun^ 

nicht  fügen    wollen.    Sie  steckten  Frauen 
ihnen  die  Köpfe  und  nahmen  sie  dann  mit  in 
Beichtstuhl  benutzten  sie  zur  Verführung 
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frauen,  die  sich  ihnen 
Mönchskutten,  schoren 
ihre  Wohnungen.  Den 
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stellten  den  Frauen  vor,  es  sei  eine  kleinere  Sünde,  sich  mit  Geist- 
lichen zu  vergehen  als  mit  Laien  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  22). 

Das  Kirchen  Schisma  scheint  die  Unzucht  der  Kleriker  be- 
günstigt zu  haben,  wie  dieses  leicht  verständlich  ist,  da  das  Gefüge 
der  Kirche  in  seinen  Grundfesten  wankte.  Unglaubliches  über  das 
unzüchtige  Leben  der  Geistlichen  in  den  Diözesen  Bremen,  Utrecht 
und  Münster  berichtet  z.B.  ein  Schreiben  Gregors  XI L  aus  dem 
Jahre  1408,  dem  die  folgenden  Angaben  entnommen  sind.  In  diesen 
Klöstern  ist  jede  Religiosität  fast  verschwunden.  Mönche  und  Nonnen 
leben  zusammen,  es  ereignen  sich  Dinge,  bei  deren  Beschreibung  die 
Feder  sich  sträubt.  Die  Kleriker  nisten  sich  in  den  Klöstern  mit 
ihren  Weibern  und  Kindern  ein.  Die  Nonnen  verlassen  nach  Belieben 
das  Kloster,  treiben  sich  umher  und  nehmen  an  Gelagen  teil.  Während 
der  Ernte  bleiben  sie  mit  ihren  Freunden  auf  dem  Felde  und  ge- 
statten sich  jede  Freiheit.  Wie  die  Mönche,  leben  auch  die  Prälaten. 
Auch  diese  gesellen  sich  zu  den  Nonnen.  Die  im  Kloster  geborenen 
Kinder  werden  häufig  getötet  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  30*). 

Als  klassischer  Zeuge  der  großen  Verderbtheit  der  Kirche 
kurz  vor  dem  Konzil  zu  Konstanz  (1414)  gilt  Nikolaus  von 
Clemangis  (gest.  um  1440).  Diejenigen  Stellen  seines  berühmten 
Werkes:  de  corrupto  ecclesiae  statu,  welche  sich  auf  das  Unzuchts- 
leben der  Geii5tlichen  beziehen,  sind  unter  de  Clemangis,  S.  1013, 
im  Auszuge  nach  der  Ausgabe  von  1620  mitgeteilt  (de  Giern  an  gisf). 
Die  Kardinäle  begehen  Ehebruch  und  Notzucht  und  halten  sich  Dirnen. 
In  den  meisten  Parochien  wünschen  die  Bürger,  daß  die  Geistlichen 
Konkubinen  besitzen,  damit  sie  sicli  nicht  an  den  Töchtern  und  Frauen 
der  Bürger  vergreifen  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  63.  Anmerk.  **  v.  S.  62). 
Die  Kapläne  und  Kanoniker  sind  Trunkenbolde,  die  sich  in  den 
niedrigsten  Kneipen  unihertreiben.  Sie  lieben  fleischliche  Vergnü- 
gungen und  leben  wie  die  Schweine  Epikurs.  Die  Mönche  geben  sich 
allen  Ausschweifungen  hin  und  beherbergen  ihre  Konkubinen  und 
deren  Kinder  bei  sich.  Die  Nonnenklöster  sind  Bordelle.  Ein  Mäd- 
chen zur  Nonne  machen,  ist  nichts  anderes  als  sie  der  Prostitution 
zuführen. 

In  ähnlicher  Weise  äußert  sich  Huss  (verbrannt  1415).  Um  1415 
wird  der  Bischof  von  Passau,  Georg  von  Hohenlohe  als  ein  be- 
sonders lebenslustiger  Herr  geschildert,  der  daneben  aber  den  Gottfis- 
dienst  mit  Pracht  und  Anstand  zu  feiern  verstand.  Er  setzte  das 
lustige  Leben  fort,  als  er  1422  zum  Erzbischof  von  Gran  befördert  worden 
war  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  36,  Anm.  ♦**  zu  S.35).  Johan  u  XXIII., 
unter  den  Päpsten  einer  der  verworfensten,  wurde  namentlich  wegen 
seiner  geschlechtliehen  Greueltaten  abgesetzt.  Er  soll  in  Bologna,  wo 
er  Statthalter  und  Legat  gewesen  ist,  200  Witwen,  Ehefrauen  und 
Jungfrauen,  auch  viele  Nonnen  entehrt  haben.  Mehrere  seiner  Opfer 
wurden  von  ihren  Ehemännern  getötet,  ohne  daß  dieses  den  Lüstling 
gestört  hätte.  Er  soll  selbst  seines  Bruders  Weib  nicht  verschont 
haben  (Theiner,  3.  Bd.,  S.36).  Auch  der  zweite  der  drei  schismatischen 
Päpste,  der  1417  abgesetzte  Benedikt  X  I  IL,  war  ein  abscheulicher 
"Wüstling,  gegen  dessen  Lasterleben  in  zum  Teil  nicht  wiederzugebenden 
Ausdrücken  von  den  Kanzeln  gepredigt  wurde. 


t)  Daß  Clemangis  der  Verfosser  dieses  Werkes  ist,  wird  von  mancher  Seite 
bezweifelt.  (Vergl.  Hauck,  Beolencyklopädie  f.  Protest.  Theologie  und  Kirche, 
3.  Aufl.,  4.  Bd.,  B.  140  ff.) 
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Das  berühmte  Konzil  zu  Konstanz  (1414 — 18)  übte  auf  die 
Moralität  der  Geistlichen  keinen  erkennbaren  Einfluß  aus.  In  Speyer 
wurde  das  St.  Germansstift  im  Jahre  1422  vom  Volke  aus  Wut  Ober 
das  unsitUicbe  Treiben  seiner  Bewohner  ausgeplflndert  und  verbrannt 
Das  Baseler  Konzil  (1431 — 48)  stellte  in  seiner  Sitzung  vom 
22.  Januar  1435  fest,  daß  hohe  Geistliche  von  den  Konkubinariem  viel 
Geld  annahmen  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  71).  So  erhielt  der  Bischof 
von  Konstanz  von  seineu  Geistlichen  jährlich  200  Gulden  daffir, 
daß  er  die  Konkubinarier  gewähren  ließ  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  74.) 

Die  Konzilien  und  Synoden  der  folgenden  Jahrzehnte,  die  sid 
mit  der  Unzucht  der  Geistlichen  beschäftigen,  sind  so  zahlreich,  dal 
wir  auf  Theiners  Ausführungen  verweisen  müssen. 

Der  berühmte  Papst  Pins  II.  (Aeneas  Sylvius,  1458 — 64)  durch- 
lebte bekanntlich  eine  stürmische  Jugend  und  gestand  selbst  ein,  iti 
er  sich  zur  Keuschheit  nicht  aufzuschwingen  vermöge  (Theiner, 
3.  Bd.,  S.  83  ff.).  Der  Bischof  Ludwig  von  Speyer  bekämpfte 
seit  dem  Jahre  1478  in  wohl  mehr  als  20  Synoden  die  Unsittlichkeit 
seiner  Kleriker,  ohne  Wandel  schaffen  zu  können  (Theiner,  3.  Bd^ 
S.  87  ff 

Unglaublich  scheußliche,  widerliche  und  nicht  wiederzugebende 
Dinge  wissen  der  heilig  gesprochene  Patriarch  von  Venedig 
(gest  1456)  Lorenzo  Justiniani  und  der  Abt  Ambrosins 
Taversari  von  Florenz  (gest  1439),  ein  Freund  des  Medicäischen 
Hauses,  von  den  Mönchen  und  Nonnen  und  von  den  Geistlichen  über- 
haupt zu  erzählen.  Alles,  was  die  Phantasie  des  größten  Wüstlings, 
das  Gehirn  des  grausamsten  Verbrechers  zu  ersinnen  vermag,  in  den 
Schriften  der  beiden  genannten  Männer  ist  es  zu  finden.  Kaum  weniger 
verderbt  als  die  italienischen  waren  damals  die  schweizer  und 
viele  deutsche  Klöster,  z.  B.  diejenigen  im  Erzbistum 
Magdeburg.  Diese  Unerhörtheiten  werden  dadurch  verständlicher, 
daß  manche  Päpste  den  Geistlichen  mit  schlechtestem  Beispiele  voran- 
gingen. So  führte  Sixtus  IV.  (1471 — 84)  ein  wollüstiges  Leben  und 
verschaffte  sich  die  Mittel  zu  demselben  durch  Abgaben,  die  er  von 
sodomitischen  Kardinälen  und  den  Bordellen  Roms  bezog.  Letztere 
brachten  ihm  jährlich  80000  Dukaten.  Auch  sein  Nachfolger  Inno- 
zenz VIII  (1484 — 92)  war  wegen  seiner  Ausschweifungen  berüchtigt. 
Ihm  folgte  „der  Heros  des  Sinnengenusses",  Alexander  VI.  (1492 
bis  1503),  der  die  Hochzeit  seiner  Tochter,  die  zugleich  seine  Kokn- 
bine  war,  durch  die  bekannten  Bacchanalien  beging. 

Savonarola  (gest.  1498  zu  Florenz  am  Galgen  über  dem 
Scheiterhaufen)  rügt  die  Unzucht  und  die  Knabenliebe  der  Geistlichen. 

In  Deutschland  eiferten  gegen  die  Unzucht  der  Kleriker  der 
Abt  Trithemius  (gest.  1516),  der  Dichter  Sebastian  Brand 
(gest.  1520)  und  der  berühmte  Kanzelredner  Geiler  von  Kaisers- 
berg (gest  1510)  (Theiner,  3.  Bd,  S.  96  ff.).  Viele  Geistliche 
infizierten  sich  am  morbus  gallicus  und  gingen  daran  zu  Grunde; 
bisweilen  auch  deshalb,  weil  sie  sich  scheuten,  einen  Arzt  zu  rufen 
(Theiner,  3.  Bd.,  S.  145  ff.). 

Auch  im  16.  Jahrhundert  verstummen  die  Klagen  über  die  Un- 
zucht der  Geistlichen  nicht,  wie  noch  an  wenigen  Beispielen  gezeigt 
werden  soll.  Papst  Julius  III.  (gest  1556)  lebte  unzüchtig.  Er  und 
der  Kardinal  Creszentius  hielten  sich  gemeinschaftliche  Weiber  und 
erzogen  die  Kinder  derselben  auf  gemeinschaftliche  Kosten.    Das  war 
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der  Papst,  der  seinen  AfFenwärter  zum  Kardina!  machte  (Theiner, 
3.  Bd.,  S.  220,  Anm.  *).  In  einer  dem  Kaiser  Ferdinand  I.  von 
dessen  Rat  Staphylus  überreichten  Denkschrift  wird  die  Un- 
zucht der  Geistlichen  besprochen.  Auf  dem  Konzil  zu  Trient  (1545 
bis  1563)  war  von  den  geschlechtlichen  Ausschweifungen  der  Kleriker 
mehrmals  die  Rede.  In  Bayern  z.  B.  herrschte  damals  der  Konkubinat 
bei  den  Geistlichen  fast  allgemein,  soweit  diese  nicht  in  geordneter 
Ehe  lebten  (Theiner,  3.  Bd.,  S.  22(3  ff.). 

Wir  sehen  also,  daß  das  Konzil  von  Trient  das  Uebel  nicht  aus- 
rottete und  daß  die  Reformation  Luthers  die  katholische  Kirche  nicht 
vermocht  hat  die  Ursachen  zu  beseitigen,  welche  die  Unzucht  der  Geist- 
lichen verschuldeten. 

Aus  den  vorstehend  mitgeteilten  Tatsachen  ergibt  sich ,  daß  die 
Kirche  seit  ihrem  Bestehen  durch  die  Unzucht  der  hohen  und  niedrigen 
Geistlichkeit  befleckt  wurde.  Es  handelt  sich  hier  aber  nicht  etwa 
um  eine  nur  bei  einigen  Personen  auftretende  Verfehlung,  sondern 
um  Vorkommnisse,  welche  in  allen  Ländern  bei  sehr  vielen  Personen 
gleichzeitig  zur  Beobachtung  gelangen.  Hieraus  folgt,  daß  diese  Er- 
scheinungen auf  eine  gemeinsame  Ursache  zurückgeführt  werden 
müssen.  In  dem  Cölibat  ist  diese  Ursache  gefunden.  Die 
Kirche  verdammte  große  Scharen  von  kräftigen  und  müßigen  Menschen 
zur  geschlechtlichen  Enthaltsamkeit  und  versuchte  einen  der  vitalsten 
Triebe  zu  unterdrücken.  Dieses  unhygienische  Beginnen  mußte  seine 
Früchte  tragen  und  konnte  höchstens  bei  besonders  starken  Charak- 
teren ungestraft  zur  Anwendung  gelangen,  denen  metaphysische  Ge- 
nüsse die  weltlichen  ersetzten. 

So  hat  denn  Luther  auch  vom  hygienischen  Standpunkte  aus 
völlig  recht,  wenn  er  sagt:  „Ich  will  aber  rathen  treulich,  um  viele 
Sünden,  die  heimlich  einreissen ,  zu  meiden ,  dass  weder  Knabe  noch 
Mägdlein  sich  zur  Keuschheit  oder  geistlichem  Leben  verbinde  vor 
30  Jahren"  (Luther). 
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B.  Deutschland. 

Auch  bei  den  Germanen  war  die  Vielweiberei  bekannt,  wie 
Tacitns  (Germania,  Kap.  17  und  19)  anerkennt.  Sie  erhielt  sieh  hei 
den  Nordgermanen  länger  als  bei  den  südlich  und  westlich  vorf^edrungeiien 
Stämmen.  So  erzählt  Adam  von  Bremen,  der  um  107fi  starb,  daß  die 
Schweden  in  allem  Mafi  hielten,  nur  nicht  in  der  Zahl  der  Weilier. 
Aber  diese  Ehen  waren  vollberechtigt  und  die  Sprossen  derselben 
rechtlich  anerkannt.  Auch  bei  den  Merowingern  findet  sich  die  Viel- 
weiberei. Dies  gilt  z.  B.  für  König  Chlotar  I.  und  Dagobert  I.  Letz- 
terer hatte  drei  Frauen  und  unzählige  Kebsen,  Pippin  II.  zwei  Frauen. 

Um  mehrere  Stufen  tiefer  als  die  polygame  Ehe  steht  der  Kon- 
kubinat, der  bei  den  Germanen  gleichfalls,  namentlich  bei  den  wohl- 
habenderen Ständen  verbreitet  gewesen  ist  und,  ohne  großes  Aerj^ernis 
zu  erregen  von  diesen  das  ganze  Mittelalter  hindurch  gepflegt  wurde. 

So  wird  uns  von  dem  Harem  des  Ostgoten  Theodorich,  des 
Westgoten  Alarich,  des  Vandalen  Godegisil  berichtet. 

Auch  Karl  der  Große  mußte  der  Sage  nach  wegen  Vielweiberei 
im  Fegefeuer  büßen,  und  Ludwig  der  Fromme  scheint  nicht  züchtiger 
gewesen  zu  sein.  Immerhin  lebten,  wie  das  auch  von  Salvianus  aner- 
kannt wird  (S.  1007),  die  Deutschen  des  4.  und  5.  Jahrhunderts  bei 
weitem  moralischer  als  die  Römer  der  späteren  Kaiserzeit,  und  die 
Sachsen,  Friesen  und  Nordländer  waren  trotz  ihrer  Weiberfreudigkeit 
auch  in  späteren  Jahrhunderten  noch  reinen  Sinnes  (Wein hold, 
2.  Bd.,  S.  13  ff. 

Taeitoi,  Germania  ed.  Zermial  eap.  17  und  19.  cap.  17.  Quamquam  (obgleich  die  Frauen 
nur  Iticht  beklridtt  tind)  tevera  illic  muiritnoriia,  »loe  uUam  moruni  jtarttm  mngit 
lauidatieri».  nam  prope  loli  barbarorum  ningiUu  uxoribut  conUnti  tunl,  excrptu  adnio- 
dum  paurU,  qui  nou  libidine  sed  ob  nobililatem  pluribug  nuptiijt  ambiunlur.  cap.  19. 
Ergo  scpta  pudicitin  ayunt  (feminat),  nuUü  tpeetamloriim  inhcebria,  nullit  con- 
viciorum  irriUitionibu»  corrupla  .  .  .  paueürima  in  tarn  numero»a  yenle  aduUeria, 
quorum  poena  praesens  et  maritü  permitia:  abieitni  erinibut  nudatam  eoram 
propinquU   expeUit  domo  maritut   ac  per  omnem  viewn  verbere  agit  ,  ,  , 

Wslnhold,  Die  deutschen  Frauen  in  dem  Mittelalter,  S.  Aufi.  (1881). 


L  ReohtBgmndBätse. 
a)  Volksrechte. 

Die  deutschen  Volksrechte  ahnden  Ehebruch,  außer- 
ehelichenGeschlechtsverkehr  und  Unzucht  mitstrengen 
Strafen,  da  die  geschlechtliche  Entehrung  (fornicatio, 
adulterium)  von  den  Germanen  als  Verbrechen  betrachtet 
wird  (Brunn er,  L>.  Bd.,  S.  658 ff.). 

Bei  den  Nordgermanen  konnte  aber  nur  die  Frau,  nicht  der  Mann 
des  Bruches  der  eigenen  Ehe  sich  schuldig  machen  (Rosenthal, 
S.  54). 

Die  Frau,  welche  sich  preisgegeben  hat,  konnte  von  den 
Verwandten  getötet  oder  verkauft  werden.  So  bestimmt  der  Edictus 
Rothari  No.  189  aus  dem  Jahre  64.3  potestatera  habeant  parentes  in 
eam  dare  vindictam.  Aehnlich  äußert  sich  die  Lex  Visigoth.  III  4,  5. 
Und  nach  Gregor  von  Tours  (Hist.  Franc,  6.  Buch,  Gap.  36,  13) 
wurde  eine  Frau  von  den  Verwandten  verbrannt  ad  ulciscendara 
humilitatem  generis  sui.    Vergl.  auch  Lex  Burg.  35,  3. 

Bei  den  Altsachsen  wurde  die  Entehrte  von  den  Verwandten  ge- 
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zwungen,  sich  aufzuhängen,  während  bei  den  Ditmarsen  die  Verwandten 
die  Todesstxafe  vollzogen  (Grimm,  RechtsaltertQmer,  2.  Bd.,  S.  275). 

Bei  Ehebruch  einer  Freien  mit  einem  Unfreien  erhält 
nach  westgotischem  Rechte  jeder  der  Schuldigen  100  Geißelhiebe  (Lex 
Visigoth,  Liber.  3,  Tit  II,  3). 

Nach  der  Anschauung  der  Burgunder  und  Longobarden  gilt  eine 
Freie  als  entehrt,  die  sich  mit  einem  Knechte  einläßt  (Lex  Burg.  35,  2, 3, 
und  Lex  Rothari,  221,  193). 

Nach  fränkischem  Recht  wird  die  weibliche  Unzucht  nicht 
von  Staatswegen  verfolgt. 

Die  Capitula  Remedii  dagegen  setzen  folgende  Strafen  fest:  beim 
ersten  Unzuchtsfall  12  Solidi  oder  Prügelstrare,  beim  zweiten  Prügel- 
strafe und  Einkerkerung,  beim  dritten  Prügelstrafe,  Einkerkerung  uuu 
12  Solidi  (Cap.  Remedii  7,  8). 

Eine  Freie,  die  Unzucht  treibt,  wird  nach  westgotischem  Recht 
öffentlich  mit  300  Geißelhieben  bestraft  und  dann  aus  der  (iemeide 
vertrieben.  Wird  sie  nochmals  aufgegriffen,  so  erhält  sie  wiederum 
300  Geißelhiebe  und  wird  einem  Armen  zu  schwerer  Arbeit  in  Fron 
gegeben.  Wenn  sie  auf  Veranlassung  ihres  Herrn  gehurt  hat,  um  füi 
diesen  durch  ihr  Gewerbe  Geld  zu  verdienen,  so  erhält  der  Herr  die 
gleiche  Strafe   wie    das  Mädchen  (Lex  Visigoth.,  Lib.  3,  Tit.  4,  17. 

Der  Freie,  der  eine  fremde  Freie  antastete,  wurde  ursprünglicl 
von  den  Verwandten  bestraft.  Er  konnte  sogar  auf  frischer  Tat  er 
tappt,  nach  der  Lex  Fris.  V,  1  von  diesen  getötet  werden.  Nach  islän 
dischem  Recht  hatte  der  Vater,  Sohn  oder  Bruder  die  Befugnis,  dei 
Schuldigen  bis  zum  nächsten  Allthing  zu  erschlagen. 

Nach  westgotischem  Recht  wird  der  Verführer  einer  verheiratetei 
Frau  dem  Ehemann  zu  beliebiger  Strafe  ausgeliefert.  Dasselbe  is 
mit  der  verführten  oder  ehebrecherischen  Frau  der  Fall  (Lex  Visigoth. 
Lib.  3,  Tit.  4,  No.  3).  Der  betrogene  Ehemann  wird  nicht  bestraft 
wenn  er  seine  ehebrecherische  Frau  und  deren  Verführer  tötet  (Lc 
Visigoth.,  Lib.  3,  Tit.  4,  4).  Der  Vater  und  nach  seinem  Tode  de 
Bruder  oder  der  Vaterbruder  darf  eine  ehebrecherische  Tochter  unge 
straft  töten  (Lex  Visigoth.,  Lib.  3,  Tit.  4,  5). 

Nach  Frankenrecht  wird  die  außereheliche  Schwängerung  eine 
Freien  mit  50,  nach  longobardischem  Recht  mit  12  oder  20  Solidi  be 
straft,  je  nachdem  sie  ancilla  romana  oder  gentilis  ist,  während  siel 
das  bayrische  und  friesische  Recht  mit  4  Solidi  begnügen  (Lex  Sal.  25,  l 
Lex  Rib.  35,  2,  Lex  Rot.  194). 

Ein  Unfreier,  der  mit  einer  Freien  Unzucht  begangen  hai 
wird  nach  bayrischem  Recht  (Lex  Bajuw.  VIII,  9)  den  Verwandt« 
ad  interficiendum  übergeben,  nach  westgotischem  Recht  wird  er  zu 
nächst  geprügelt  und  dann  verbrannt  (Lex  Visig.  III  2,  2). 

Der  außereheliche  Verkehr  eines  Knechts  und  einer  Unfreie 
wird  nach  dem  Gesetz  der  ripuarischen  Franken  (Lex  Rib.  58,  17)  mi 
Entmannung  oder  3  Solidi,  nach  Lex  Sal.  25,  8  mit  120  Hieben  ode 
3  Solidi  bestraft.  Stirbt  die  Magd,  so  muß  der  Täter  6  Solid 
zahlen  oder  wird  entmannt.    (Lex  Sal.  25,  7.) 

Bei  Notzucht  wird  das  Haus,  in  dem  sie  verübt  wurde,  zei 
stört  und  alles  Lebende  darin,  insbesondere  das  Vieh  getötet  (B  r  u  n  n  e  r 
2.  Bd.,  S.  667). 

Die  Notzucht  einer  Witwe  oder  einer  unverehelichten  Freien  wir 
nach  westgotischem  Recht  bei  einem  Freien  mit  100  Geißelhieben,  b< 
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einem  Sklaven  mit  dem  Feuertode  bestraft.  Der  Freie  wird  außerdem 
zum  Sklaven  gemacht  (Lex  Visigoth.,  Lib.  3,  Tit.  4,  14). 

Geistliche,  die  einen  unkeuschen  Lebenswandel  führen,  erhal- 
ten nach  westgotischem  Recht  strenge  Kirchenstrafen.  Die  Weiber 
aber,  mit  denen  sie  sich  vergingen,  werden  mit  100  Geißelhieben  be- 
straft. Dieses  Gesetz  entspricht  den  Beschlüssen  der  Synode  zu  To- 
ledo von  653  (Lex  Visigoth,,  3.  Buch,  4  Tit.  18). 

Geschlechtlicher  Verkehr  von  Männern  unterein- 
ander wird  mit  Kastration  beider  bestraft  (Lex  Visigoth,  3.  Buch, 
5,  Tit,  4). 
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Lex  Friiionum  ed.  de  Richthofen.     Mon.    Germ,  Leg.,    Tom.  3,  pag.  663.     ISliUtu   V 

und   VI. 
Lex  Ribuaria  ed.  Sohm.    Mon.  Germ.  Leg.,  Tom.  5,  pag.  tSS. 
Lex  Saliea  ed.  R.  Behrend.  ü.  Avfi.  (18'J7)  Cap.  XXV  De  adulleriit  aneillarum. 
Lex   Viiigolhorum  ed.  Zeuntr.  Mon.  Germ.  Leg.  Seet.  I,   Tum,  J. 
Eoianthiil,  Ed.,  Die  Reehle/olgen  des  Ehebrueht  nach  kanonitehem  und  deuliehem  Recht, 

(IS  80). 
Wilda,  Getehiehtt  det  deiUtehen  Sirafreeht*.    I.  Da*  Strafreehi  der  Germanen  (IS^t). 


b)  Kapitularien  der  fränkischen  Könige. 

Auch  in  den  Kapitularien  der  fränkischen  Könige  ist  mehrfach 
von  Unzucht  und  Ehebruch  bei  Laien  und  Klerikern  die  Rede. 

So  bestimmte  Pippin  IL  in  einem  Kapitular  aus  dem  Jahre  744 
Similiter  decrevimus,  ut  laici  homines  legitimi  vivant  et  diversis  for- 
nacationem  non  faciant  ...  Et  omnes  Clerici  fornicationem  non  faciant 
(Pippini,  capit.  Suession). 

Karl  der  Große  verbietet  den  Priestern  in  seiner  Adnionitio 
generalis  vom  23.  März  789  unter  No.  49  den  unüücbtigen  Verkehr 
mit  Männern  und  Tieren  (Capitular.  reg.  Franc,  1.  Bd.,  S.  57). 

Ferner  heißt  es  in  dem  Capitulare  missorum  generale 
von  802:  No  18  Monasteria  puellarum  firniiter  observata  sint,  et 
nequaquam  vagare  sinantur  .  .  Ubi  autem  reguläres  sunt  .  .  ne  forni- 
catione  deditae,  non  ebrietatis,  non  cupiditate  servientes.  No  22 
Canonici  .  .  Nequaquam  foris  vagari  sinantur,  .sed  sub  omni  custodia 
vibant,  .  .  non  fornicarii  .  .  non  per  vicos  neque  per  villas  .  .  luxo- 
riando  vel  fornicando.  Diese  Verbote  deuten  darauf  hin,  daß  sich 
Mönche  und  Nonnen  im  Lande  umhertrieben  und  Unzucht  trieben. 
(Cap.  reg.  Franc,  1.  Bd.,  S.  95.) 

Ludwig  der  Fromme  befahl  um  820  (?)  in  seinem  Capitulare  de 
disciplina  palatii  actjuisgranensis,  daß  jeder  seiner  Ministerialen  genau 
feststellen  solle,  ob  sich  unter  seinem  Gesinde  eine  Dirne  befinde. 
Wer  eine  solche  Dirne  beherberge,  solle  sie  auf  seinen  Schultern  bis 
auf  den  Markt  tragen.    Dort  solle  das  Weib  gegeißelt  werden.    Wenn 
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sich   der   Wirt   der   Dirne  hiergegen  sträubt,  so  soll  er  zugleich  mit 
dieser  gegeißelt  werden  (Capitular.  reg.  Franc,  1.  Bd.,  298). 

Die  Heiligkeit  der  Ehe  wird  von  den  Karolingern  nach  dem 
Vorbilde  Karls  des  Großen  wenig  geachtet.  Sie  hinterließen  alle,  mit 
Ausnahme  von  Ludwig  dem  Deutschen  und  Karl  dem  Kahlen,  unehe- 
liche Nachkommen.  Am  Hofe  gab  es  Kebsweiber  in  Menge,  welche  zum 
Teil  in  den  Frauenhäusern  der  Fronhöfe  untergebracht  waren  (v.  Maarer, 
Gesch.  der  Fronhöfe,  1.  Bd.  S.  135,  205).  852  erteilte  sogar  die 
Mainzer  Synode  den  Unverheirateten  die  Erlaubnis,  Kebsweiber  zu 
halten.  Mädchenraub  und  Entführung,  selbst  von  heiligen  Orten,  ge- 
hörte damals  zu  den  häufigeren  Vorkommnissen.  Unter  diesen  Um- 
ständen darf  es  nicht  wunder  nehmen,  daß  die  geschlechtlichen 
und  ehelichen  Verhältnisse  auf  allen  Synoden  des  9.  JsJirhunderts  zur 
Sprache  kamen  (D  ü  m  m  1  e  r ,  2.  Aufl.,  3.  Bd.,  S.  671  ff.).  Vergl.  S.  1009. 
die  Beschlüsse  der  Aachener  Synoden  von  836  und  862. 

Das  königliche  Haus  war  der  Hort  der  Unsittlich- 
keit.  Lotharius  concubinis  abutens  uxorem  suam  reginam  abicit.  - 
(Prudentü  ann.  857  zitiert  von  Dumm  1er,  Gesch.  d.  ostfränk.  Reichs. 
2.  Bd.,  S.  6,  Anm.  2,  2.  Aufl.,  1887).  Hukbert,  der  Schwager  des 
Königs  Lothar  II.  (855—869),  verwandte  die  Einkünfte  der  berühmter 
Abtei  St.  Maurice  für  Huren,  Hunde  und  Jagdfalken  (DOmmler 
2.  Bd.,  S.  6).  Er  drang  in  das  Kloster  Luxeuil  ein  und  hielt  siel 
dort  mehrere  Tage  mit  liederlichen  Weibern  auf.  Er  soll  seine  eigem 
Schwester  Thietberga,  die  Gemahlin  Kaiser  Lothars  II.,  vor  ihrer  Ver 
heiratung  gemißbraucht  haben  (Dum  ml  er,  2.  Bd.,  S.  7).  Diese  Be 
schuldigung  ist  wahrscheinlich  grundlos,  obgleich  Thietberga  sie  - 
wohl  infolge  eines  erpreßten,  dann  von  ihr  widerrufenen  Geständnisse 
—  für  richtig  erklärt  hatte.  Die  ganze  Angelegenheit  zeigt  aber,  wa 
man  an  dem  Hofe  der  Karolinger  für  möglich  hielt. 

Capitularia    regum    Franeorum,    T.  I  ed.    Ayr.   Boretiut  (1883),    T.  II  ed.  Alp 

Boretiut  et  Viel.  Krause   (1897)     Uon.  6em.  Leg.  See.  II,  Tom.  1  et  t. 
Otknuiiler,  Geschichte  des  otifränkischen  Reiches,  t.  Anfi. 
▼.  Kanrw,  Geschichte  der  Fronhöfe,  1.  Bd.,  I86i. 
Pipini  principis   capitulare  Suessionense,  Mon.  Qerm.  Leg. Seet. II,  T.I.p.ti 

c)  Spätere  Rechtsnormen  bis  zur  Carolina. 

Nach  dem  Untergange  der  fränkischen  Monarchie  kamen  Volks 
rechte  und  Kapitularien  allmählich  wieder  außer  Gebrauch  und  a 
ihre  Stelle  trat  zumeist  das  ungeschriebene  örtliche  Recht  Diese 
örtliche  Recht  wurde  dann  im  Laufe  der  folgenden  Jahrhunderte  kodif 
ziert 

Der  Sachsenspiegel,  der  zwischen  1224  und  1235  entstanc 
ist  gegen  die  unkeusche,  nicht  verheiratete  Frau  nachsichtig.  Da 
unverheiratete  Weib  verliert  durch  Unkeuschheit  nicht  das  Lebei 
auch  nicht  einmal  das  Recht  oder  Erbe  (Friese,  S.  267).  Die  öffeni 
liehen  Weiber  waren  zwar  ehrlos,  aber  nicht  rechtlos:  eine  Recht 
anschauung,  welche,  unter  dem  Einfluß  der  Kirche  gewonnen,  die  i 
der  Gegenwart  herrschende  antizipiert  Das  verheiratete  Weib  di 
gegen  wurde  durch  Ehebruch  straffällig.  Wahrscheinlich  wurde  si 
bei  flagrantem  Verbrechen  enthauptet.  Notzucht  —  ob  an  einer  h* 
rührten  oder  unberührten  Frau  —  wird  mit  Enthauptung  bestra 
(Friese,  S.  270).  Das  Haus,  in  dem  die  Notzucht  getrieben,  wir 
gebrochen  und  alle  lebenden  Wesen  werden  getötet  (Friese). 
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Nachdem  Schwabenspiegel,  dessen  Entsteh  im  fi  zwischen  die 
Zeit  von  1273  und  1282  fällt,  steht  auf  Ehebruch  (oberhurerei,  S.  174» 
zwischen  Christen  die  Enthauptung.  Unter  Ehebruch  ist  hier  jeder 
auliereheliche  Geschlechtsverkehr  einer  verheiiateten  und  einer  unver- 
heirateten Person  verstanden.  Dagegen  bleibt  der  Ehebruch  der 
Hausfrau  oder  der  Magd  eines  Gastwirtes  wegen  der  großen  Ver- 
suchung, welcher  diese  Personen  unterliegen,  privilegiert.  Dieser 
privilegierte  Ehebruch  wird  durch  heimliche  Kirchenbuße  gesühnt 
(Caspar,  S.  3(5). 

Nacli  dem  Augsburger  Stadtrecht  von  127(5  wird  eine  Dirne  mit 
Abschneiden  der  Nase  bestraft,  welche  während  der  Fastenzeit  die  Stadt 
beti'itt  (Caspar,  S.  öti)  und  aut  Notzucht  steht  Lebendigbegraben 
(Caspar,  S.  81). 

Die  späteren  in  Deutschland  gültigen  Rechtsnormen 
such  endasdurch  die  VolksrechtesanktionierteTötungs- 
recht  des  Ehemannes  einzuschränken.  So  heißt  es  im  Land- 
frieden (Constitutio  pacis)  Friedrichs  II.  aus  dem  Jahre  1235:  Statui- 
mus  igitur,  ut  nullus,  in  quacunque  re  dampnum  ei  vel  gravamen 
fuerit  illatum,  se  ipsuüi  vindicet.  Nur  die  Notwehr  macht  eine  Aus- 
nahme (Constit.  pacis,  Mon.  Germ.  Leg.  Sect  4,  Tom.  2,  pag.  243,  §  5). 
Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  Constitutio  pacis  in  Franconia 
des  Kaisers  Rudolf  von  Habsburg  vom  Jahre  1281  im  wesent- 
lichen bestätigt  (Constit.  pacis  in  Francon.  Mon.  Germ.  Leg.,  Tomus  4, 
pag.  432). 

Das  kleine  Kaiserrecht  aus  dem  Anfange  des  14.  Jahr- 
hunderts verbietet  dem  Ehemann  gleichfalls,  sich  wegen  Ehebruchs  an 
der  Frau  durch  Todschlag  zu  rächen ;  doch  darf  er  die  Frau  aus  dem 
Hause  treiben  und  ilir  Vermögen  an  sich  uehmen  (Rosen thal,  S.  74). 

In  einigen  Partikularrechten  bleibt  jedoch  das  Tötungsrecht 
des  Ehemanns  bestehen.  Dieses  gilt  z.  B.  für  den  Rechtsbrief  des  Edlen 
Bernhard  von  Lippe  (Zusatz  vom  Jahre  1244),  nach  welchem  dem 
Ehemann  erlaubt  war,  die  ehebrecherische  Frau  entweder  zu  töten, 
oder  sich  mit  Geld  abfinden  zu  lassen.  ^  12.  Si  vero  cum  uxore  sua 
adulterantem  deprehendat  in  optione  ejus  erit,  utrum  velit  ipsum 
morti  condempnare  vel  ab  eo  pecuniam  extorquere  ((i  engler,  S.  25()). 
Unterläßt  es  jedoch  der  Mann,  dem  Gerichte  anzuzeigen,  daß  er  seine 
Frau  wegen  Ehebruchs  getötet  habe,  so  wird  er  nach  dem  Altprager 
Stadtrecht  von  1269  als  Mörder  betrachtet  (Rosen thal,  S.  77). 

Nach  dem  Rechtsbuch  der  Stadt  Memmingen  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert konnte  der  Mann,  der  seine  Frau  in  flagrantem  Ehebruch 
ertappte,  diese  zwar  töten,  er  mußte  aber  vor  Gericht  einen  Eid 
leisten,  daß  er  sie  in  flagranti  ertappt  habe.  Dann  war  er  straflos 
{Rosenthal,  S.  77). 

Nach  dem  Altprager  Stadtrecht  von  1269  durfte  der  Ehemana 
die  ehebrecherische  Frau  und  ihren  Verführer  sogar  pfählen. 

In  späteren  Rechten  muß  der  Ehemann  eine  in  Gold  zu  erlegende 
ScheinbulSe  zahlen.  Diese  betrug  z.  B.  nach  dem  Züricher  Recht  aus 
dem  16.  Jalirhundert  „18  haller".  Sie  wurden  auf  den  Leichnam  der 
Frau  gelogt  (Rosen thal,  S.  80). 

Allmählich   verschwindet   das   Rache-   und 
leidigten  Gatten  aus  der  Gesetzgebung.    Noch 
Bern   vorhanden,    wälirend    es    in   der    Berner 
1614  fehlt. 


Tötungsrecht  des  be- 
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Der  Ehebrncb  wird  bei  der  Frau  auch  weiterhin  zumeis' 
dem  Tode  bestraft,  wälirend  der  Mann,  der  sich  mit  einer  Unver- 
heirateten vermischt,  nacli  dem  Wiener  Stadtrecht  von  134t)  nur  mit 
Kirchen  strafen  belegt  wird.  Doch  bedrohen  die  Magdeburger  Fragen 
(3.  Buch,  7.  Cai>.,  2  dist.)  Mann  oder  Frau,  wenn  sie  Ehebruch  mit 
Verheirateten  oder  Unverheirateten  begeben,  gleichmäßig  mit  Ei 
hauptung  (Rosen  thal,  S.  8ßff.). 

Nach  dem  Hamburger  Stadtrecht  von  1270  steht  auf  Incest  ud- 
Ehebruch  der  Tod,  während  Ehebruch  im  1(5.  Jahrhundert  in  Hamborj 
nur  mit  Prangerstrafe  geahndet  wurde  (Rosenthal,  S.  89). 

Das  PfälziscJi-Malefizrecht  von  15ö2  bestraft  den  Ehebruch 
dem  Tode,  beim  Manne  durch  Enthauptung,  beim  Weibe  durch 
tränken  {Rosenthal,  S.  JK»).  In  Berlin  wurden  lü84  wegen  El 
bruch  Ursula  Ziesemer  ertränkt  und  Caspar  Hertz  geköpft.  1592 
wurde  der  Jungferuknecht,  dem  in  Cöln-Berlin  die  ötfentlichen  Weiber 
unterstellt  waren,  sowie  der  Ratsfischer  aus  demselben  Grunde  ent- 
hauptet (Fidicin,  S.  418). 

Nach  dem  Hofrecht  zu  Erkel  (um  IfiOO)  und  der  Dorföffnung 
von  Oeschen  (um  1559)  wird  der  Ehebruch  mit  einer  Geldstrafe 
gesühnt  (Rosen thal,  S.  91).  Viel  rohere  Strafen  kennen  das 
lübische  und  das  rigaische  Recht  (Rosen thal,  S.  92).  Die  Strafe 
der  Verbannung,  und  zwar  auf  längere  oder  kürzere  Zeit,  ja  auf 
Ewigkeit,  wird  in  Lüneburg  im  15.  Jahrhundert  und  in  Wismar  1363 
gegen  Ehebrecher  vollstreckt. 

In   Zürich   bestrafte   1415  der  Rat   diejenigen  Männer,    die 
Frauen   verstießen,  um   mit  öffentlichen  Dirnen  zusammenzuwobnen. 
oder  Frauen,   die  ihren  Männern  entliefen,   um   mit  anderen  Männern 
zu  leben,   mit  Vertreibung  aus  fler  Stadt,   bis 
abließen  (Rosen thal,  S.  94). 

Der  Ehebruch  z  w  i  s  c  li  e  n  Juden  und 
Mittelalter  auf  das  grausamste  bestraft,  z.  ß 
und  im  Stadtreclit  von  Augsburg  (1276)  mit  dem 
Schuldigen.  149;}  wurden  Christen  wegen  Verkehrs  mit  Jüdinnen 
und  Juden  wegen  Verkehrs  mit  Christinnen  mit  dem  Tode  bestraft 
(Lamm  er t).  Jedoch  war  man  1590  in  Augsburg  bereits  milder 
gesinnt,  da  man  den  jüdischen  Ehebrecher  nur  mit  Ruten    prti 

Oupar,  Darittllumj  tU»  »Irafrtchtiiehtn  Jnhaltet  dt»  SchwabeimpUijcU  und  liat  A* 

Stadtrrchtet.     DUitrl.  inaug.  Berlin  (189t). 
Conititutio  pacut,  Mun.  Oerm.  Log.  Stet  4,  T.  t,  p.  t4S,  Par.  S. 
Conititutio  pacii  in  Franeonia,  Mon.  Otm.  Leg.,  T.  4,  p.  ^Jf. 
FidioiB,  Getchichte  Berlins  (184t). 
FriMa,  Dai  Strafreeht  dct  Saehtentpiegelt  (1S9S). 

OangUr,  DeuUche  Ifltadlrcehle  des  MiUeUüUri  (18St).  _ 

Luunert,    Gachichle    de»    bürgerliehen  Leben*    und  der   fiffentl.  Getundkaittfß^yt 
Magdeburger  Fragen,  herausg.  v.  J.  Fr.  Behrend ,  S.  198. 
Saehientpitgel,  herauig.  v.  Uomeyer  (184t/6<lJ. 
Sclnpaben$piegel ,  hermug.  von  t>.  Latiberg  (IS40). 

d)  Carolina. 
Das  deutsche  Strafrecht  fand  dann  1.532  durch  die  unter  Kar 
erlassene  peinliche  Gerichtsordnung,  die  Constitutio  Criminalis  Caro 
lina  (CCC),  eine  für  die  folgenden  1.50  Jahre  fast  allein  gültige  Kodi 
fikation  (Wachenfeld.  S.  246).  Aus  dieser  beziehen  sich  die  fol 
genden  Paragraphen  auf  Geschlechtsvergehen  und  Unzuchtsverbrechen 
Artikel  116.     Straff  der  vnkeusch,   so  wider    die 
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sie  von  ihren  Buhlern 

Christen  wurde ^ 
im    Schwaben  Spiegel 
Feuertode   beider 
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qeschicht.  Unzucht  mit  dem  Vieh,  von  Mann  mit  Mann,  Weib 
mit  Weib  wird  mit  dem  Feuertode  bestraft  (S.  236). 

Artikel  117.  Straff  der  vnkeusch  mit  nahende  gesipten 
freunden  (z.  B.  mit  Stieftochter,  Schwiegertochter,  Stiefmutter):  Die 
Strafe  richtet  sich  nacli  der  Eigenlieit  des  Falles  und  soll  jedesmal 
besonders  festgesetzt  werden. 

Artikel  118.  Entführung  wird  nach  der  Entscheidung  der 
Richter  bestraft. 

Artikel  119.  Notzucht  wird  mit  dem  Tode  durch  das  Schwerdt 
\'ersuchte  Notzucht  wird  nach  dem  Gutdünken  der  Richter 


Ehebruch  soll  nach  dem  Gutdünken  der  Richter 


zu  un- 
Recht 


bestraft 
bestraft. 

Artikel  120. 
bestraft  werden. 

Artikel  121.  Bigamie  soll  nicht  mit  dem  Leben,  aber  so  hart 
wie  Ehebruch  (Art.  120)  gestraft  werden. 

Artikel  122.     Verkauf  der   Frauen   oder  Kinder 
züchtigen  Zwecken  macht  ehrlos  und  soll  nach  gemeinem 
bestraft  werden. 

Artikel  123.  Kuppelei  und  Beihilfe  zum  Ehebruch  wird 
mit  Landesverweisung,  Pranger,  Abschneiden  der  Ohren  oder  Aus- 
peitschung bestraft. 

Artikel  i;j;5.  Abtreibung  eines  lebensfähigen  Kindes  wird  bei 
Männern  mit  dem  Schwerdt,  bei  Frauen  mit  Ertränken  bestraft. 
Abtreibung  einer  nicht  lebensfähigen  Frucht  soll  nach  Gutdünken  der 
Richter  bestraft  werden.     (Carolina.) 

Carolinii,  Dir  peinliche  (lerichUordiiung  Kaiter  Karl  V.,  herautg.  von  Zoep/l  (ISj^l) 
Wachenfeld  <n  Kohler,  Encyehpädie  der  RechUneiisetucha/t,  t.  Bd.  (1904)  -46- 

e)  Neuere  Rechtsgrundsätze. 
Während  das  Mittelalter  gegen  geschlechtliche  Ausschweifungen 
aller  Art  nur  in  der  Theorie  zu  Felde  zog,  in  pra.Ki  aber  bei  Geist- 
lichen und  Laien  ein  Auge  zudrückte,  solange  die  Vergehen  nicht 
einen  besonderen  Umfang  annahmen  oder  die  Religion  bedrohten, 
wurde  vom  17.  Jahrhundert  au  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  18.  jede 
geschlechtliche  Unsittlichkeit  für  strafbar  erklärt  (vergl.  Oesterreich 
und  Wien,  S.  10.33  ff.).  Allmählich  aber  sah  man  ein,  daß  der  Staat  nicht 
die  Unsittlichkeit  als  solche  zu  strafen  habe,  sondern  nur  der  Ver- 
führung und  dem  öffentlichen  Aergernis  entgegentreten  müsse.  Diese 
Grundsätze  haben  denn  auch  in  die  meisten  Gesetzbücher  der  Neuzeit 
Aufnahme  gefunden.  Nur  die  unnatürliche  Unzucht  —  der  Geschlechts- 
verkehr Gleichgeschlechtlicher  und  zwischen  Mensch  und  Tier  —  wird 
noch  von  Staatswegen  verfolgt;  ein  Ueberbleibsel  des  früheren  Mittel- 
alters (L  o  e  u  i  n  g ,  S.  484). 

Loening,    Sittlichkeittpolizei    in   Sehoenbtrgi    Handbuch   der  politiiehen    Oekonomie, 

4.   Auß.,  S.  Bd.   I1S98J  484. 

2.  Der  Kampf  gegen  die  Prostitution  und  die  Geschlechts- 
krankheiten*). 

Die  öffentliche  Abwehr  der  Geschlechtskrankheiten  beginnt  in 
Deutschland  mit  der  Einrichtung  der  gemeinen  Frauenhäuser.  Hieran 
schloß    sich    die    Untersuchung    der    in    den    Frauenhäusern    unter- 


•)  Literatur  siehe  S.  1036  ff. 
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gebrachten  Dirnen  und  die  Unterbringung  der  krank  befundenen 
Frauen  in  den  sogenannten  Franzosenhäusem.  Hand  in  Hand  mit 
diesen  Abwehrmaßregeln  ging  die  Bekämpfung  der  Prostitution  Ober- 
haupt und  zwar  durch  gesetzgeberische  oder  polizeiliche  Akte,  sovie 
durch  religiöse  Einrichtungen. 

Alle  die  eben  genannten  Maßregeln  stehen  natfirlich  in  zeitlicher 
und  ideeller  Abhängigkeit  von  einander,  und  wenn  sie  im  folgenden 
getrennt  werden,  geschieht  dieses  nur,  um  die  einzelnen  Tatsachen 
besser  überblicken  zu  können. 

1.  Fahrende  Frauen  und  Frauenhäuser. 
Die  Prostituierten  waren  entweder  fahrende,  d.  h.  nicht  seßhafte 
Frauen,   oder   seßhafte,   zumeist  in  den   gemeinen,  d.  h.  öffentlichen 
Frauenhäusern  untergebrachte  Dirnen. 

a)  Fahrende  Frauen. 

Die  öffentlichen  Weiber,  die  etwa  in  älterer  Zeit  unter  den 
Germanen  lebten,  sollen  Fremde,  jedenfalls  keine  Freien  gewesen  sein 
(Weinhold,  Deutsche  Frauen,  2.  Bd.,  S.  21). 

In  späteren  Jahrhunderten  sind  sie  in  ganz  Germanien  zahlreich 
vertreten  und  durchzogen  gemeinsam  mit  Spielleuten  und  anderem 
fahrenden  Volke  das  LÄnd.  Sie  ergötzten  Hoch  und  Niedrig  durch 
ihre  Tänze  und  waren  gegen  Bezahlung  jedermann  zu  Wülen. 
Childebert  I.  schritt  584  gegen  die  fahrenden  Fräulein  ein  und 
Hincmar  von  Rheims  (f  882)  warnte  seine  Priester  vor  den  lockeren 
tornatrices  (Weinhold,  Deutsche  Frauen,  2.  Bd.,  S.  138).  Im 
13.  Jahrhundert  wird  auch  ein  Fahrender  geschildert,  der  von  der 
Liederlichkeit  seines  Weibes,  seiner  Tochter  oder  Magd  lebte  (Wein- 
hold, 2.  Bd.,  S.  147). 

Namentlich  zur  Zeit  der  Jahrmärkte,  Volksfeste  und  Eirchen- 
versammlungen  strömten  sie  in  großer  Zahl  in  den  Städten  zusammen. 
So  waren  den  Fürsten  und  Herren  zu  dem  in  Frankfurt  a.  M.  1394 
gehaltenen  Reichstage  mehr  als  800  Freudenmädchen  nachgefolgt.  Bei 
der  Kirchenversammlung  in  Eonstanz  (1414 — 1418)  war  ihre  Zahl  noch 
viel  größer.  Als  der  Generalquartiermeister  eine  Zählung  der  Dirnen  im 
amtlichen  Auftrage  vornahm  —  wohl  weil  sie  besteuert  werden  sollten  — 
fand  er  in  den  anerkannten  Frauenhäusern  gegen  700  Dirnen.  Außer- 
dem hätten  sich  aber  in  Ställen  und  Badestuben  viele  niedergelassen, 
welche  er  nicht  gezählt  habe  —  aus  Furcht,  dabei  getötet  zu  werden. 
Eine  der  dortigen  Dirnen  hat  sich  ein  Vermögen  von  800  Goldgulden 
erarbeitet. 

Auf  dem  in  Worms  1521  gehaltenen  Reichstage  ging  es  „ganz 
auf  Römisch  zu  mit  Morden  und  Stehlen,  und  schöne  Frauen  saßen 
alle  Gassen  voll,  es  war  ein  solch  Wesen,  wie  in  Frau  Venus  Berg"* 
(Kriegk,  Deutsch.  Bürgert.,  2.  Bd.,  S.  261  ff.). 

Noch  um  1575,  als  Fi  schart  seinen  Gargantua  schrieb,  war  da 
Land  Schwaben  wegen  seines  Reichtums  an  feilen  Weibern  berühmt 
(Wein hold,  Deutsche  Frauen,  2.  Bd.,  S.  22). 

Ueber  die  fahrenden  Frauen,  die  den  Heeren  folgten 
siehe  S.  1027. 

Die  Beaufsichtigung  der  freien  Frauen,  d.  h.  der  nicht  in  den 
gemeinen  Frauenhäusern  lebenden  (die  Beaufsichtigung  der  Winkel- 
prostitution würden  wir  sagen)  machte  den  Städten  des  Mittelalters 
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^"bensoviel  zu   schaffen,  als  dieses  heute  der  Fall  ist.    Nach  Art,  29 
«-les    Hamburger    Stadtrechtes    von    1292    wird    der  Vogt    angehalten, 
«Jurch    seine  Diener   und  Wächter  die    öffentlichen   Dirnen   zu    über- 
"vvaclien.     Auch  dürfen  die  Beamten   bei  Nacht  in  die  Wohnungen  der 
Dirnen  eindringen,   um  festzustellen,   ob  Mann  und  W^eib  unbekleidet 
ohne  brennende  Kerzen  beieinander  liegen.    Ist  dieses  der   FaU,   so 
soll  man  die  Dirnen  in  die  Hechte  (V)  setzen  (Gernet,  S.  89). 
Weiteres  über  die  Beaufsichtigung  der  Dirnen  siehe  S.  1030. 
'  Die    Schwierigkeit,    die    Dirnen    zu    beaufsichtigen 

und  in  den  Städten  wenigstens  für  äußeren  Anstand  zu 
sorgen,  führte  zu  der  Errichtung  der  „gemeinen  Frauen- 
häuser'%  welche  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  einen 
großen  Teil  der  öffentlichen  Weiber  aufnahmen. 

b)  Frauenhäu  ser. 

Die  Frauenhäuser  in  den  römischen  Städten  Süddeutschlands 
haben  den  Untergang  der  Römerherrschaft  überdauert  {Weinhoid. 
2.  Bd.,  S.  22),  und  seit  den  Kreuzzügen  war  kaum  eine  größere  Stadt 
ohne  eine  derartige  Anstalt  (Lammert).  Aber  nicht  nur  große 
Städte,  wie  z.  B.  Augsburg,  Basel,  Cöln,  Mainz,  Nürnberg  und  Wien, 
sondern  auch  kleine  wie  Altenburg,  Eichstädt,  Onolzbach  und  Strau- 
bing waren  damit  versehen.  Sie  galten  während  des  ganzen  Mittel- 
alters als  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  notwendig  wären,  um  ehrbare 
Frauen  und  Mädchen  vor  Verfolgung  zu  bewahren.  Man  glaubte 
ferner,  daß  die  anerkannte,  offene  Prostitution  weniger  schädlich  und 
gefährlich  sei  als  die  unkontrollierte,  geheime  —  ein  Grundsatz, 
der  auch  heute  noch  volle  Anerkennung  findet*). 

Die  Häuser  waren  zumeist  Unternehmungen  der 
Städte. 

Sie  genossen  öffentlichen  Schutz  und  mußten  diesen  mit  einer 
Abgabe  bezahlen.  So  erhielt  der  Rat  in  München  von  dem  dort 
1437  errichteten  Frauenhause  wöchentlich  M  Pfennige.  Während  der 
Karwoche  war  das  Haus  freilich  geschlossen  und  die  Zahlung  unter- 
blieb (Lammert).  Auch  in  Hamburg  hatte  die  Stadt  aus  den 
Bordellen  regelmäßige  Einnahmen  (Gernet,  S.  90).  Alten  bürg 
empfing  1437 — 1438  jeden  Montag  zwei  Groschen.  Der  Betrieb  war 
an  Jahrmärkten  und  zum  Ablaß  am  lebhaftesten  (Rudeck,  S.  27). 
In  Berlin  erhielt  der  Rat  um  1410  von  dem  dortigen  Frauenhause 
vierteljährlich  ein  halbes  Schock  Grosehen  (Fidicin,  S.  420).  In 
Biberach  mußte  1447  der  Frauenwirt  der  Stadt  ein  reisiges  Pferd 
stellen  (Rudeck,  S.  2S). 

Aber  auch  dieFürsten  und  ih reBeamten  und  Diener 
bezogen  aus  den  Bordellen  an  manchen  Orten  regel- 
mäßige Abgaben.  In  Wien  waren  die  Frauenhäa.ser  zunächst 
ein  herzogliches  Lehen,  das  1435  an  Paul,  den  Türhüter  der  Her- 
zogin Elisabeth,  und  an  Linhard,  einen  Diener  des  Herzogs  Friedrich, 
verliehen  wurde.  Später  gingen  die  Häuser  in  den  Besitz  der  Stadt 
über,  die  seit  dieser  Zeit  auch  die  Abgaben  derselben  bezog  und  sie 
zur  Bezahlung  des  Scharfrichters  und  der  Diebsschergen  benutzte 
(Schrank,  1.  Bd.  S.  65).  Der  Reichs-  und  Erbmarschall  war 
in  seinen  Bezügen  auch  auf  das  Schutz-  und  Politengeld  von  den  un- 


*)  VergL  6.  1084  die  Liate  deutscher  Frauenhäuser. 
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züchtigen   Weibern  in   den   Reichsstädten   angewiesen.     1415 
Albrecht  V.  von  Oestcrreich  einen  Lehensbrief  an  Konrad  den  Popp 
berger   über   das   „hindere   Frawenhaws   vnserer   Lehennsschaft"  »u< 
(Rudeck,  S.  27;  Schlager.  S.  372). 

Auch  die  Kirche  scheute  sich  nicht,  das  ^Sünden- 
geld" zu  empfangen,  welches  die  Frauenhäuser  zahlten. 

So  erhielt  die  Abtei  Seligstadt  a/M.  8  denare  de  domo  mere- 
trici  (Lammert).  Mit  den  Einkünften  aus  den  öffentlichen  Häusern 
Würzburg s  belehnte  der  dortige  Bischof  als  Lehnsherr  die  geffir- 
steten  Grafen  von  Henneberg  (Frank,  2.  Bd.  S.  37  Anm.  4).  Frank- 
furt a/M.  zahlte  noch  bis  15(31  von  dem  Frauenhaus  an  der  Mainzer 
Pforte  einen  Grundzins  andasLeonhardtstift(Kriegk,  Deutsch.  Bürgert, 
2.  Bd.  S.  294).  Der  Erzbischof  von  Mainz  empfing  von  den 
freien  Töchtern  jährliche  Abgaben,  bis  er  1457  die  gefürsteten  Grafea 
vom  Henneberg  mit  dem  Frauenhause  und  dem  Schölderplatze*)  JB 
lehnte  (Rudeck.  S.  27).  ■ 

11-109  errichtete  der  Bischof  Johann  von  Straßburg  selbsi 
ein  Bordell,  und  1442  beschwerte  sich  sogar  der  Erzbischof  von 
Mainz  bei  der  Stadt  darüber,  daß  ihm  diese  „an  den  gemeineii 
Frauen  und  Töchtern  und  an  der  Bulerey"  Eintrag  tue  (v.  Maurer 
Geschichte  d,  Städteverf.  3.  Bd.  S.  WJ).' 


Liste  deutscher  FrauenMuBer. 


Altenburg  (Rudeck,  S.  27). 

Ansbach,  1430— 1544  (Lammert). 

Augsburg,  127Ö  (Lammert). 

Basel  seit  129;-i  (Fechter,  8.  115;  v. 
Maurer,  3.  Bd.  S.  111,  112,  113). 

Bamberg,  1435  (Lammert). 

Bayreuth  (v.  Maurer,  3.  Bd.  S.  113). 

Berlin    um    1410    (Fidicin,    8.420). 

Bremen. 

Biberach  (Rudeck,  8.  28). 

Braunechweig  (v.  Maurer,  3.  Bd. 
8.  110). 

Burghauaen  a.  d.  Salzach  in  Ober- 
Bayern  seit  1307  (Lammort). 

Cöln  (Hüllmann). 

Constanz  (Lammert)  bt«  1519  (v. 
Maurer,  3.  Bd.  8.  116). 

EQlingen  2  Stück  um  1300  (Pf äff, 
S.  107). 

Eichstätt,  1394-1509  (Lammert). 

Frankfurt  a.  M.  (Kriegk,  Hüll- 
mann, 4.  Bd.  S.  264,  vor  1337 
Lammert,  bis  1.5(30  Kriegk). 

Freiberg,  1412—1537  (Hingst). 

Goslar  (V.  Maurer,  3.  Bd.  8.  111). 

Ham  burg(Gerne  t),  vor  1294  (Lam- 
mert). 

Hildesheim  (Becker,  8.  34G). 

Hof  Ob.-F ranken  (Lammert). 

Landshut,  1279  (Lammert). 


4 


Landsberg    in   Ober- Bayern 

mert). 
Leipzig  (Lammert). 
Lübeck,    1442   (Pauli,   v.    MantT 

3.  Bd.  S.  105,  108). 
Lüneburg,  1343  (Lammert). 
Nördlingen  bis  l.')3(3  (Lammert^ 
Nürnberg     (Lammert);     von     13S 

(B  aade  r),  bis  1.562  (v.  M  aur  er,3.Bd 

8.  115). 
Mainz  (Lammert,  v.  Maurer, 

8.  105,  109). 
Meran  (Lammert). 
München,    1433—1579    (Lamraerf 

(—  1597  v.  Maurer,  3.  Bd.  8.  US; 
Ober     Ehenheim    L  Eis.    (KrU 

Rudeck,  8.  26). 
Onolzbach(v.Maurer,  3.  Bd.  B. 
PaBsau,  1371  iLamniert). 
Preß  bürg  (v.  Maurer,  3.  Bd.  S.i 
Regensburg,  1355  (Lammert).] 
8orothurn  (8chrank). 
Straubing  (Lammert). 
8tra(iburg  (8cfamidt). 
Ulm,  1410— 1537 (J  aeger  .Lammert 
Volkacb,  1440  (Lammert). 
Wien,  1348— 153Ö  (Schrank, 

8.  59,  75). 
Würzbarg,  1277  (Lammert). 


iir«r 

P 
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Der   Besuch   der  Franenhäuser    war   im   Mittelalte 

allgemein  üblich  und  galt  durchaus  nicht  als  unpassem 
Kaiser  Sigmund  (1411 — 1437)  wird  als  ein  eifriger  Besucher  de 

*)  Scholderplatz  ist  der   Platz,  an  dem  mit  Karten  oder  Würfeln   (?) 
Erlegung  einer  Abgabe  geopielt  werden  durfte  (v.  Maurer,  3.  Bd.  8.  lOß). 

»34 
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Nürnberger  Frauenhauses  genannt  (La  mm  er  t,  S.  86),  und  als  er  sieh 
längere  Zeit  in  Beru  aufliielt,  wurde  die  Stadt  beleuchtet,  sobald  der 
Fürst  oder  sein  Gefolge  ins  Frauenhaus  ging.  Der  Kaiser  hatte  freien 
Eintritt,  da  die  Dirnen  von  der  Stadt  füi-  ihre  Dienste  bezalilt  wurden. 
Hierfür  erstattete  Sigmund  dem  Rate  öffentlich  seinen  Dank  (Schultz, 
Deutsches  Leben,  S.  7G,  Rudeck,  S.  33,  Osenbrüggen,  S.  274). 

In  Wien  wurden  im  14.  Jahrhundert  vornehme  Fremde  von 
Bürgermeister  und  Rat  mit  „schönen  Frauen'*  aufgenommen  (Hügel, 
S.  51).  Da  sich  die  Stadt  Berlin  den  mächtigen  Dietrich  von  Quitzow 
als  Freund  erhalten  wollte,  führte  man  ihm  1410  bei  einem  Besuche, 
den  er  der  Stadt  abstattete,  „schöne  Weibsbilder"  zu  (Fidicin,  S.  419). 

Die  Benutzung  der  Frauenhäuser  gehörte  sogar  zu 
den  entschädigungspflichtigen  Ausgaben  der 


Dies  geht  aus  der  Rechnung  eines  nach  Cöln    gesandten 


Beamten. 

Frankfurter 
Besuch   des 


Beamten  hervor,  in  welcher  er  auch  die  Beträge  für  den 
Frauenhauses  aufführt,  und  ein  Beamter,  der  in  Strasburg  die  von 
dem  Frauenhaus  zu  zahlenden  Abgaben  erhob,  schrieb  in  sein  Rechen- 
buch: „Hab  a  gebickt,  thut  m  Pfennig  (Hü  11  mann.  4.  Bd.  S.  266). 
Verboten  war  der  Eintritt  den  Ehemännern.  Fand 
man  sie  dort,  so  wurden  sie  in  Nördlingen  1501  von  den  Bütteln 
ins  Loch  oder  ins  Narrenhaus  geführt  (v.  Maurer,  3.  Bd.  S.  113, 
Lammert).  In  Solothurn  kamen  sie  ins  Gefängnis  und  hatten 
Geldstrafen  zu  zahlen  (Schrank,  1.  Bd.  S.  IW3).  In  Wien  belief 
sich   1548  der   Betrag  dieser   Geldstrafen   auf  500  Pfund  (Maurer, 

3.  Bd.  S.  114;  Schrank,  1.  Bd.  S.  7.5). 

In  Freiberg  war  die  Strafe  1  Mark  oder  der  Pranger  (H i n g s t). 

Auch  Geistliche  durften  die  öffentlichen  Häuser 
nicht  besuchen.  Trotzdem  kam  es  in  Hof  zwischen  Geistlichen 
zum  Streit  um  die  schönste  Dirne,  und  in  Nördlingen  waren  1472 
die  Kleriker  häufige  Gäste,  denen  der  Besuch  am  Tage  gestattet,  und 
nur  nachts  untersagt  war  (Hüll mann,  4.  Bd.,   S.  262,  Lammert). 

In  Augsburg  ließ  der  Rat  1499  vier  lasterhafte  Geistliche, 
gegen  die  der  Bischof  nicht  einschreiten  wollte,  an  Händen  und  Füßen 
gebunden,  in  einen  am  Perlachturm  aufgehängten  Käfig  setzen  und 
6  Tage  lang  zu  Tode  hungern  (Maurer,  3.  Bd.  S.  114).  Noch 
grausamer    verfuhr   Basel    in    einem    ähnlichen    Falle  (H  ü  1 1  m  a  n  n  . 

4.  Bd.  S.  262). 

Juden  und  Aussätzige  waren  vom  Besuche  der  Bordelle 
gleichfalls  ausgeschlossen. 

In  Ulm  mußte  der  Rat  1527  verfügen,  daß  Knaben  im  Alter 
von  12  bis  14Jahren  nicht  mehr  eingelassen  werden  dürfen,  sondern 
mit  Rutenschlägen  zu  vertreiben  seien  (Kriegk,  2.  Bd.  S.  267). 

Die  Frauenhäuser  lagen  zumeist  in  der  Nähe  der  Stadt- 
mauern oder  in  engen,  vom  Rate  angewiesenen  Gäßchen.  Vielfach 
deuteten  auch  die  Namen  der  Gassen  und  Thore  —  Frauengüßchen. 
Frauentürlein  —  auf  ihre  Bewohner  hin  (Kr  iegk.  Deutsch.  Bürgert. 
2.  Bd.,  S.  mos.,  304,  Lammert).  In  Hamburg  durften  1483  die 
Dirnen   nicht   in   Straßen  wohnen,  die  zur  Kirche  führen  (Gernet, 

5.  90). 

In  Straßburg  gab  es  im  Mittelalter  viele  durch  die  Stadt  zer- 
streute Frauenhäuser,  bis  ihnen  der  Magistrat  zwei  Gassen  hinter  der 
Stadtmauer  zuwies,  in  welchen  allein  ,.Haushä]terinnen''  wohnen 
durften  (Schmidt,  S.  55). 


Uudbuch  der  Hrgleue.     Sappl.-Bd.  IV. 
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Das  Leipziger  Frauenhaus  jedoch  befand  sich  1409  ganz  nahe  der 
Universität  und  vurde  als  das  fönfte  Kollegium  bezeichnet,  da  die  Uni- 
versität aus  vier  Kollegien  bestand  (Lamm er t). 

Die  Pächter  der  Frauenhäuser,  die  Frauenwirte  nnd 
Frauenwirtinnen,  waren  für  alles,  was  im  Hause  geschah,  dem  Bäte 
verantwortlich  und  wurden  in  manchen  Städten,  z.  B.  in  Wfirzburg, 
auf  ihre  Pflichten  vereidigt  (Rudeck,  S.  28). 

Ihre  Rechte  und  Pflichten  wurden  durch  Ratsordnungen  oder 
Frauenhausordnungen  z.  B.  in  Konstanz  1413,  in  Ulm  1416, 
in  Würzburg  1444,  in  Nürnberg  (Baader,  S.  118),  in  Nördlingen 
1472,  in  Regensburg  1486  begrenzt  (Kriegk,  2.  Bd.  S.  311).  In 
Wien  unterstanden  die  Bordelle  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  dem 
Hospital  von  St.  Mortons,  das  auch  die  Frauenmeisterin  ernannte 
(Schrank,  1.  Bd.  S.  61).  Diese  mußte  für  Zucht  und  Ordnung  im 
Hause  sorgen. 

Nach  der  Nürnberger  Frauenhausordnung  erhielt  der  Wirt  von  jedei 
Dirne  wöchentlich  42  Pfennige  für  gelieferte  Kost,  außerdem  ffli 
Wohnung  und  Bettwäsche  und  „badthdtung"  wöchentlich  7  Pfennige 
Für  jeden  Besuch,  den  das  Mädchen  erhielt,  schuldete  sie  dem  Wir 
1  Pfennig,  3  Pfennige  jedoch,  wenn  sich  der  Besucher  die  ganze  Nach 
aufhielt.  Jede  Woche  hatte  der  Wirt  der  Dirne  mindestens  ein  Ba( 
kostenfrei  und  zwar  in  seinem  Hause  (das  heißt  also  nicht  in  einen 
öffentlichen  Bade)  zu  liefern  (Baader,  S.  118  ff.). 

In  Nördlingen,  wo  wegen  der  Messe  ein  starker  Verkeh: 
stattfand,  durften  die  Dirnen  das,  was  sie  bei  Tage  verdienten,  fQi 
sich  behalten,  mußten  dagegen  die  Hälfte  des  nächtlichen  Gewinne! 
dem  Frauen  Wirt  abgeben  (Lammer  t). 

In  Ulm  mußte  der  Frauenwirt  mindestens  14  Mädchen  haltei 
(Jaeger,  S.  547).  Die  Hfibschlerinnen  waren  den  Wirten  oder  Wir 
tinnen  der  Frauenhäuser  gewöhnlich  für  Wohnung,  Kost  und  Klei 
düng  verschuldet  und  mußten  sich  daher  in  Nürnberg  nnd  in  Nord 
lingen  verpfänden  oder  verkaufen  lassen  (Hüllmann,  4.  Bd.  S.  272j 
Dieses  wurde  dann  später  in  der  Frauenordnung  für  Nürnberg  ver 
boten  (Baader,  S.  118). 

Die  Unternehmer  dieser  anerkannten  Frauenhäuser  nnd  ihre  In 
Sassen  fühlten  sich  ganz  als  geschlossene  Korporation,  als  Znnf) 
genau  wie  z.  B.  die  Bäcker  und  Schreiner.  Sie  waren  daher  genau  wi 
ihre  Vorbilder  auf  die  Abwehr  unbequemer  Konkurrenz  bedacht  un( 
beschwerten  sich  z.  B.  in  Frankfurt  a.  M.  und  Nürnberg  beim  Magi 
strat,  daß  in  gewissen  Häusern  geheime  Töchter  ihnen  das  Gesch&i 
verdürben  (Hüll  mann,  4.  Bd.  S.  265,  Pf  äff,  S.  167). 

Die  öffentlichen  Mädchen,  mochten  sie  nun  in  den  ge 
meinen  Frauenhäusern  oder  in  eigenen  Wohnungen  wohnen,  unter 
standen  dem  Stadtrate,  der  mit  der  Aufsicht  gewisse  Beamt 
betraute:  In  Frankfurt  a.  M.  den  Scharfrichter,  Stöcker  genann 
(K  r  i  e  g  k),  in  B  a  s  e  1  die  Ratsknechte,  inNürnbergdie  Stadtknecbtc 
in  Augsburg  den  Henker  oder  Scharfrichter  (v.  Maurer,  3.  Bd 
S.  111),  in  Kölln-Berlin  den  Jungfernknecht  (Fidicin,  S.  4181 
in  Berlin  den  Scharfrichter  (Fidicin,  S.  420).  In  Frankfur 
hatten  die  Dirnen  eine  wöchentliche  Abgabe  zu  entrichten  und  er 
kauften  hierfür  eine  Art  von  Monopol  namentlich  gegen  die  in  eigenei 
Wohnungen  hausenden   Konkurrentinnen   (Kriegk,  2.   Bd.  S.  299 
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V.  Maurer,  8.  Bd.  S.  111).    In  Augsburg  betrug  dieser  „Grundzins" 

wöchentlich  2  Pfennige  (Lainniert). 

In  U 1  m  waren  einige  Ratsherren,  die  Bettelherren  oder  die  Herren 
im  Häuslein,  mit  der  Aufsicht  über  das  Frauenhaus  betraut.  Sie 
sollten  „alle  ((uatember  aiuumi  ain  durchgehende  Rechtfertigung  in 
yedeni  Frawenhawss  halten".  Hiergegen  remonstrierte  ein  Frauen- 
wirt im  Jahre  1531  und  meinte  wohl  mit  Recht,  daß  für  eine  der- 
artige Kontrolle  eine  Frau  geeigneter  als  ein  Mann  sei  (Jäger,  S.  552; 
V.  Maurer,  3.  Bd.  S.  112). 

Befanden  sich  die  Dirnen  im  Gefolge  der  Heere,  so  war 
der  Generalprofoß  ihr  Vorgesetzter  (Lamme  rt),  welcher  auch  Huren- 
waibel  genannt  wurde  (Seheible).  Die  800  Weiber,  die  Kaiser 
Albrecht  1298  mit  seinem  Heere  nach  Straßburg  begleiteten,  hatten 
ihrem  Amtmann,  der  sie  schützte,  wöchentlich  einen  D  zu  zahlen 
(v.  Maurer,  3.  Bd.  S.  112;  Osenbrüggen,  S.  274). 

lieber  die  fahrenden  Frauen,  welche  den  Kreuzfahrern  und  an- 
deren Heeren  folgten,  siehe  Schultz,  Höfisches  Leben,  2.  Bd.  S.  206. 
Auch  Albas  Heer  war  in  den  Niederlanden  von  einem  disziidinierten 
Troß  öffentlicher  Dirnen  begleitet  (Schiller,  Abfall  d.  Niedertande). 

lieber  die  ä  r  z  1 1  i  c  h  e  U  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  d  e  r  D  i  r  n  e  n  s.  S.  1030. 

Um  die  Dirnen  als  solche  zu  kennzeichnen,  schrieb 
man  ihnen  eine  bestimmteTracht  vor.  In  Augsburg  mußten 
sie  seit  1440  an  ihren  Schleiern  einen  grünen,  zwei  Finger  breiten 
Saum  tragen,  in  Nürnberg  durften  sie  nur  in  Schleiern  und  Män- 
teln die  Kirche  besuchen  (La m  m  e r  t).  In  A 1  te  n  b  u  r  g  schickte  man 
einem  gefallenen  Mädchen  den  Schleier  auf  Kosten  der  Stadt  (Ru deck, 
S.  29). 

In  Meran  waren  ihnen  Federn  und  silbernes  Gesclimeide  (Lam- 
men), in  Mainz  Gürtel  und  Schleier  (v.  Maurer,  Geschichte  der 
Städteverf.,  3.  Bd.  S.  105)  verwehrt,  und  eine  besonders  beliebte,  aber 


zugleich  auffallende  Mode  wurde 


anständigen  Frauen  dadurch  verleidet. 


daß  man  sie  für  die  öffentlichen  Töchter  vorschrieb  (Lammert). 
Grüner  Mantel  und  grüner  Rock  waren  an  manchen  Orten  nicht  miß- 
zuverstehende Abzeichen  (Lammert). 

In  Leipzig  trugen  1506  die  Hübschierinnen  kurze  gelbe  Mäntel 
mit  blauen  Schnüren,  in  Wien  mußten  sie  eine  gelbe  Schleife  an 
der  Achsel  tragen.  In  Frankfurt  a.  M.  waren  ihnen  goldene  und  sil- 
berne Ketten,  Samt,  Atlas  und  Damast  verwehrt.  In  Bern  und 
Zürich  trugen  sie  rote  Käppchen,  in  Hamburg  war  ihnen  als 
Kopfbedeckung  nur  die  Haube  erlaubt  (Rudeck,  S.  29;  Kriegk, 
S.  325)  aber  nach  Art.  28  des  Stadtrechtes  von  1292  weder  Korallen 
noch  Geschmeide  (Gernet,  S.  89).  Ueber  die  Kleiderordnungen  für 
Hildesheim  von  1440  und  1445  siehe  Becker,  S.  346,  für  Berlin 
vergl.  Fidicin,  S.  420.  Dort  erhielt  sich  die  Uniform  der  Dirnen 
bis  1584  (Fidicin,  S.  420). 

Bei  Empfängen  hervorragender  Personen,  namentlich 
von  Fürsten,  teilten  die  freien  Töchter  Blumen  aus.  1435  schenkte 
ihnen  die  Stadt  Wien  Samt  für  Kleider,  damit  sie  beim  Empfange  des 
Kaisers  Sigmund  gleich  gekleidet  erschienen  (Schrank,  S.  92). 

Wenn  derartig  hohe  Gäste  die  Stadt  beehrten,  durften  die  Dirnen 
ihre  Wohnung  nicht  verlassen  und  mußten  sich  zur  Verfügung  der 
hohen  Herrschaften  halten.  Dieses  wird  z.  B.  für  die  Frauenhäuser 
in  Portugal  von  den  österreichischen  Gesandten  berichtet,  welche  die 
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Braut  des  Königs  Friedrichs  IV.  im  Jahre  1450  abholten  (Schrank. 
1.  Bd.  S.  92). 

Der  keusche  Ferdinand  I.  war  den  öffentlichen  Weibern  abhold 
und  verbot  daher,  daß  sie  ihn  bei  seinem  Einzüge  in  Wien  (15.  August 
1522)  empfingen.  An  ihre  Stelle  traten  300  festlich  geschmückte 
Bttrgerknaben  (Schrank,  1.  Bd.  S.  106). 

Auch  bei  vielen  Volksfesten  spielten  die  leichten 
Frauen  eine  hervorragende  und  zwar  amtlich  aner- 
kannte Rolle.  So  tanzten  1481  in  Wien  die  HQbschlerinnen  mit 
den  Handwerksburschen  um  die  angezündeten  Holzbfindel  herum,  und 
zwar  in  sehr  fragwürdiger  Kleidung.  Der  Rat  und  die  Schöffen  be- 
wirteten dann  die  Tänzerinnen  mit  Bier  auf  Kosten  des  Gemeinde- 
säckels, und  auch  das  Volk  ließ  es  sich  nicht  nehmen,  die  Bacchan- 
tinnen zu  beschenken  (Schrank,  1.  Bd.  S.  94).  In  NOrnber ger- 
schienen die  losen  Frauen  bei  den  Festen  und  Tänzen  auf  dem  Rat- 
hause und  den  Hochzeiten  der  Patrizier  (v.  Maurer,  3.  Bd.  S.  106) 
In  Frankfurt  a.  M.  überreichten  sie  bei  den  öffentlichen  Mahlzeilen 
den  sogenannten  Hirscbessen,  Blumensträuße  und  erhielten  ihren  An 
teil  am  Mahle.  Diese  Unsitte  wurde  erst  1529  abgeschafft  (v.  Maurer 
Gesch.  d.  Städteverf.,  3.  Bd.  S.  106).  Dagegen  verbot  schon  das  Me 
ran  er  Stadtbuch  vom  Jahre  1337,  daß  die  Dirnen  an  einem  Tanz« 
teilnahmen,  bei  dem  ehrbare  Frauen  anwesend  waren  (Lammert 
Bei  der  berühmten  Leipziger  Fastnachtsprozession  trugen  die  öffenl 
liehen  Dirnen  einen  Strohmann  auf  langer  Stange  von  ihren  Häuser: 
bis  an  den  Fluß  und  warfen  ihn  in  denselben,  während  sie  Lieder,  di 
den  Tod  verspotteten,  sangen  (R  u  d  e  c  k ,  S.  35). 

Sogar  als  Besserungsanstalten  mußten  die  Frauenhänse 
herhalten.  In  München  wurden  gefallene  Mädchen  und  untreu 
Frauen  im  Jahre  1533  dem  Frauenwirte  so  lange  übergeben,  bis  si 
sich  wieder  zu  einem  besseren  Lebenswandel  bequemten  (Lammert 

Neben  die  Sittenlosigkeit  des  Mittelalters  stellt  sich  jedoch  anc 
eine  andere  durchaus  moralische  Richtung,  die  an  vielen  Orte 
hervortritt.  Diese  bemühte  sich,  den  Dirnen,  welche  die  Frauei 
häuser  zu  verlassen  wünschten,  um  wieder  „ehrlich"  zu  werdet 
eine  Zufluchtsstelle  zu  schaffen.  So  entstanden  in  vielen  Städte 
Häuser  für  Büßerinnen,  auch  Rettungshänser,  Elöst« 
der  Weißfrauen,  Reuerinnenklöster,  Clarissenklöster  genannt.  Dei 
artige  Einrichtungen  lassen  sich  in  Paris  schon  1226,  in  Colmi 
schon  1303,  in  Speier  1304,  in  Straßburg  1309,  in  Floren 
1331,  in  Wien  1374  oder  1384,  in  Rom  1520  nachweisen  (Seh ran I 
1  Bd.  S.  78;  Hüllmann,  4.  Bd.  S.  272;  Kriegk,  Deutsches  Bfli 
gertum,  2.  Bd.  S.  331).  Auch  die  Straßburg  er  Sackbeguine 
waren  bekehrte  Sünderinnen  und  bewohnten  ein  eigenes,  ihnen  voi 
Stadtrat  eingeräumtes  Haus  (Schmidt). 

Die  Insassen  des  Wiener  Hauses  der  Büßerinnen  wurden  i 
der  Donau  ertränkt,  wenn  sie  in  ihr  früheres  Leben  zurflckfielei 
Dieses  geschah  im  Jahre  1501,  wie  eine  Stadtrechnung  beweist,  i 
der  es  heißt:  „Margott  der  Züchtiger  erhielt  für  ainer  Frawen  zu  ei 
trenkhen  4  Schilling  dazu  noch  16  Pfennige  auf  ein  Paar  Handschuh 
28  Pfennige  auf  4  Ellen  Leinwand  zu  einem  Sack,  12  Pfennige  kostet 
die  Untersuchung  der  Delinquentin,  ob  sie  schwanger  sei,  14  Pfennig 
der  Priester,  welcher  das  heilige  Sakrament  reichte,  und  4  Schillin 
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der  Wagen,  auf  welchem  die  arme  Sünderin  zur  hinteren  Schlagbröcke 
geführt  wurde"  (Schrank,  1.  Bd.  S.  85). 

Aber  auch  die  Anstalten  für  Büßerinnen  entarteten 
alt  mäh  lieh  und  wurden  Stätten  der  Unzucht.  Als  man  1520  das 
Clarissenkloster  in  Nürnberg  aufhob,  lief  ein  Teil  seiner  Laien- 
schwestern unmittelbar  aus  dem  Kloster  in  das  Frauenhaus.  Schlimm 
sah  es  auch  14(v}  in  dem  Kloster  Santa  Clara  zu  Regensburg  aus 
(Kriegk,  Deutsches  Bürgertum,  2.  Bd.  S.  269,  332).  Aehnliche  Ver- 
hältnisse traten  ferner  in  dem  Wiener  Hause  allmählich  ein 
(Schrank,  1.  Bd.  S.  80  ff.). 

Die  Kirche  nahm  sich  auch  dadurch  der  öffentlichen  Dirnen  an, 
daß  sie  es  für  ein  gottgefälliges  Werk  erklärte,  eine  derselben  zu 
ehelichen.  Hiervon  ist  wirklich  Gebrauch  gemacht  worden  (Kr iegk , 
Deutsches  Bürgertum,  2.  Bd.  332;  Rudeck,  S.  34), 

Die  öffentlichen  Frauenhäuser  gingen  bei  Beginn 
des  1().  Jahrhunderts  in  Deutschland  zu  Grunde.  Vor 
allem  scheint  es  die  Syphilis  gewesen  zu  sein,  welche  die  Besucher 
abschreckte  und  den  Behörden  die  Schließung  dieser  Anstalten 
wünschenswert  erscheinen  ließ,  weil  durch  sie  die  schreckliche  Krank- 
heit verbreitet  wurde.  Bekannt  ist  das  aus  dem  Mittelalter  stammende 
Sprichwort;  „Wer  einen  Fuß  im  Frauenheim  hat,  der  hat  den  anderen 
im  Spital  (Lehmann,  8.  101  No.  6). 

Die  Schließung  der  Bordelle  erfolgte  am  frühesten  in  Würzburg, 
nämlich  um  den  Beginn  des  16.  Jahrhunderts,  in  Basel  ir)34,  in  Nörd- 
lingen  löoG,  in  Ulm  lf)37,  in  Ansbach  l.">44.  in  Regensburg  1553,  in 
Augsburg  um  lö(JO,  in  Frankfurt  a.  M.  1560,  in  Nürnberg  1562 
(Kr iegk,  Deutsch.  Bürgert.,  2.  Bd.,  S.  293,  329). 

Weiterhin  hat  auch  der  Sieg  des  Protestantismus  in  gleichem 
Sinne  gewirkt.  Denn  Luther  ließ  darüber  keinen  Zweifel,  daß  er 
die  Frauenhiiuser  für  unzüchtige,  heidnische  Einrichtungen  hielt. 

In  der  Schrift  an  den  christlichen  Adel  deutscher  Nation  von  des 
christlichen  Standes  Besserung  sagt  Luther :  Ist  es  nicht  ein  jämmer- 
lich Ding,  daß  wir  Christen  unter  uns  sollen  halten  freie,  gemeine 
Frauenhäuser  .  .  .  Hat  das  Volk  von  Israel  mugen  bestehen  ohn 
solchen  Unfug;  wie  sollt  das  Christenvolk  nit  mugen  auch  so  viel 
thunV  Ja,  wie  halten  sich  viel  Stadt,  Markt,  Fleck  und  Dorfer  ohn 
solche  Häuser;  warumb  solltens  Groß  Stadt  nit  auch  halten  (Luther). 

Daß  aber  auch  die  katholisch  gebliebenen  Städte  der 
Bewegung  gegen  die  Frauenhäuser  sich  anschlössen,  geht  aus  der 
oben  aufgezählten  Reihe  von  Städten  hervor. 

An  vielen  Orten  wirkten  auch  die  Zünfte  auf  die  Schließung 
der  Frauenhäuser  hin.  In  Ulm  wurde  den  Webergescllen  der  Besuch 
der  Bordelle  verboten,  und  die  Goldschmiede  schlössen  sich  ihnen  an 
(Jäger,  S.  553  ft'.).  Besonders  moralisch  geberdeten  sich  die  Gerber, 
die  Barchenlweber  und  die  Schneider  (Kriegk,  Deutsch.  Bürgert., 
2.  Bd.,  S.  333  ff.). 

Daß  unter  diesen  Umständen  die  Frauenwirte  schlechte  Geschäfte 
machten  und,  wie  in  Frankfurt,  selbst  die  Schließung  ihres  Hauses  be- 
trieben,  kann  uns  hiernach    nicht  wunder  nehmen  (Rudeck,  S.  40). 

Die  öffentlichen  Weiber  galten  von  jeher  als  „un- 
ehrlich" und  rechtlos.  Sie  wurden  in  Hamburg  auch  durch  die  Ehe 
mit    einem  ehrlichen   Manne  nicht  ehrlich  (Lamm er t).    In  Berlin 
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konnten   die  Kinder  einer  Postituierten  nach  dortigem   SchöfFenrecht 
weder  Lehn  noch  Erbe  empfangen  (Fidicin,  S.  417). 

Nach  Art.  27  des  hamburger  Stadtrechtes  von  1292  werden  an- 
rfichige  Dirnen,  die  anständige  Mädchen  oder  Frauen  beschimpfen,  mit 
zwei  Steinen  am  Halse  an  den  Pranger  gestellt  und  unter  Hömerschall 
durch  die  Straßen  geführt  Auch  sollen  sie  mit  Schmach  und  Hohn 
aus  der  Stadt  getrieben  werden,  wenn  der  Bat  sie  nicht  begnadigt 
Der  hamburger  Rezeß  von  1483  befiehlt  in  Art.  55 :  Einmal  im  Jahre 
sollen  die  gemeinen  Frauen  unter  Trommelschall  zusammengetrieben 
werden  (Gern et,  S.  89  ff.). 

Noch  1589  wurden  in  Berlin  Dirnen,  die  sich  gegen  die  Gebote 
des  Rates  vergangen  hatten,  unter  Trommelschlag  aus  der  Stadt  ver- 
wiesen (Fidicin,  S.  420). 

Auch  ein  ehrlich  Begräbnis  wurde  ihnen  verweigert  Dieses 
war  bereits  1458  in  England  bestimmt  worden.  Aber  auch  Pins  V. 
(1566 — 1572)  setzte  fest,  daß  eine  Dirne,  die  in  ihrem  schändlichen 
Handwerk  stürbe,  nicht  anders  als  in  Mist  begraben  werden  solle,  und 
in  Frankfurt  wurde  nach  einem  Ratsbeschluß  von  1546  das  Grab 
auf  dem  Abdeckereiplatze  gegraben  (Kriegk,  Deutsch.  Bürgert.. 
2.  Bd.,  S.  329). 

2.  Sorge  für  Venerische, 
a)  Aerztliche  Untersuchung  der  Dirnen. 

Die  erste  Nachricht  über  die  ärztliche  Untersuchung  der  Dirnen 
stammt  aus  Frankfurt  a.  M.  Hier  war  der  Stadtarzt  bereits  1354 
und  1361  mit  der  ärztlichen  Ueberwachung  der  öffentlichen  Weiber 
betraut  (Kriegk,  Bürgerzwiste,  S.  326). 

In  Nördlingen  wurde  dem  Frauen wirt  1497  verboten,  vene- 
rische Frauen  zu  halten  und  diese  baden  zu  lassen,  d.  h.  sie  in  öffent- 
liche Bäder  zu  schicken  (Lamm er t). 

In  Ulm  mußte  der  Frauenwirt  für  saubere  und  gesunde  Frauen 
sorgen.  Die  kranken  Dirnen  wurden  abgesondert  und  diejenigen 
unter  ihnen  bestraft,  welche  wegen  zu  großer  Ausschweifungen  ihr 
frühes  Siechtum  verschuldet  hatten  (Jäger,  S.  547,  556). 

b)  Franzosenhäuser. 

Als  sich  dann  seit  1496  die  Syphilis  auch  in  Deutschland  und 
zwar  mit  großer  Schnelligkeit  zu  verbreiten  begann,  erwies  es  sich 
als  notwendig,  die  Kranken  in  besonderen  Anstalten  unterzubringen. 
So  entstanden  die  sogenannten  Franzosenhäuser,  die  ihren  Namen 
daher  führen,  daß  man  die  Syphilis  als  die  „Frantzosen"  bezeichnete. 

In  Würzburg  wurde  das  1496  geschlossene  Frauenhans  in  ein 
Franzosenhaus  umgewandelt;  in  Frankfurt  a.  M.  bestimmte  der 
Rat  das  1492  eröffnete  Pestilenzhaus  für  den  gleichen  Zweck  und 
setzte  dort  durch  den  Spitalmeister  zum  heiligen  Geist  Kranken- 
pflegerinnen ein.  1497  mußte  man  noch  ein  zweites  Haus  als  Fran- 
zosenhaus einrichten,  weil  es  im  ersten  an  Platz  fehlte  (Kriegk, 
Deutsch.  Bürgert.,  1.  Bd.,  S.  25,  2.  Bd.,  S.  329).  Für  Straß  bürg 
wurde  1503  in  Finkweiler  eine  Anstalt  für  die  Syphilitiker  bestimmt 
welche  als  Bloterbaus  bezeichnet  wird  (Schmidt).  In  Wien  wird 
1495  ein  Krankenhaus  für  Studenten  erbaut  das  sich  im  folgenden 
Jahre  als  Epidemiespital  nützlich  erwies,  und  1548  war  zu   St  Marx 
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bei  Wien  ein  für  190  Kranke  ausreichendes  Franzosenhaus  im  Betrieb 
(Schrank,  1.  BJ.,  S.  i>9,  101).  In  Eßlingen  lag  das  Franzosen- 
haus am  Warzen thörlein  und  hieß  daher  Warzenhaus  (Pfaff,  S.  244). 

Derartige  Spezialkrankenhäuser  für  Syphilitische  gab  es  während 
des  1(5.  Jahrhunderts  in  allen  größeren    Städten. 

Die  Anstalten  hielten  sich  das  ganze  17.  Jahrhundert  hindurch, 
ja  bis  tief  in  das  18.  hinein.  Später  nahm  man  dann  die  Geschlechts- 
kranken in  das  allgemeine  Krankenhaus  auf,  z.  B.  in  Straßburg 
1771 ,  wo  sie  bis  dahin  in  sehr  unzureichender  Weise  verpflegt 
(siehe  oben  S.  1030)  oder  auch  ganz  vernachlässigt  worden  waren 
(Krieger). 

Zum  Teil  sind  die  Franzosenhäuser  aus  den  Pesthäusern  hervor- 
gegangen. Dieses  war  z.  B.  in  Frankfurt  (s.  oben)  und  in  Nürn- 
berg der  Fall  (Gesundheitspflege  in  Nürnberg,  S.  166). 

c)  Weitere  Abwehrmafiregeln. 

Aber  die  Städte  begnügten  sich  mit  diesen  Maßregeln  nicht. 

In  Nürnberg  wandte  der  Rat  seine  besondere  Aufmerksamkeit 
den  Badestuben  und  den  von  den  Badern  benutzten  Gerät- 
schaften zu. 

1496  erließ  er  folgende  Verordnung: 

„Allen  padern  hey  einer  poen  zehen  gülden  zu  gebieten,  das  sie 
darob  vnd  vor  sein,  damit  die  menschen,  die  an  der  newen  kranckheit, 
malen  Frantzosen,  befleckt  vnd  kranck  sein,  in  iren  paden  nicht  ge- 
padet:  auch  ihr  scheren  vnd  lassen  ob  sie  zu  denselben  krancken 
menschen  scheren  vnd  lassen  giengen,  die  eissen  vnd  messer,  so  sie 
bey  denselben  krancken  menschen  nutzen,  darnach  in  den  padstuben 
nit  mer  gebrauchen^  (Proksch,  2.  Bd.,  S,  161). 

In  Frankfurt  verötfentlichten  1496  die  Stadtärzte  eine  An- 
sprache an  das  Volk,  in  der  auf  die  leichte  Uebertragung  der  Syphilis 
aufmerksam  gemacht  wurde.  Für  die  armen  Kranken  wurde  ge- 
sammelt. Die  Sammler  trugen  außer  der  Sammelbüchse  das  Bild 
eines  Syphiliskranken  umher.  Auch  an  der  Pforte  der  Nikolaikirche 
stand  ein  solches  Bild  neben  einer  Sammelbüchse  (Kriegk,  Deutsch. 
Bürgert,  1.  Bd.,  S.  26). 

1496  wurde  zwei  Syphilitikern  untersagt,  ihre  Wohnung  zu  ver- 
lassen, 1497  wurde  dem  Bader  der  roten  Badestube,  welche  am 
meisten  benutzt  wurde,  verboten,  Gesinde  zu  halten,  das  an  Syphilis 
litt  oder  auch  nur  gelitten  hatte.  Die  Badestube  wurde  geschlossen, 
als  sich  hier  viele  Leute  angesteckt  hatten  (Kriegk,  Deutsch.  Bürgert. 
1.  Bd.,  S.  26). 

Aeußerst  schwierig  gestaltete  sich  die  Bekämpfung 
der  Prostitution  und  der  ihr  Gefolge  bildenden  Ge- 
schlechtskrankheiten in  allen  größeren  deutschen 
Städten  nach  Aufhebung  der  anerkannten  Bordelle 
(S.  1029).  Denn  jetzt  nahm  die  Winkelprostitution  in  erschreckender 
Weise  überhand,  und  die  ärztliche  Ueberwachung  der  Prostituierten 
scheint  allmählich  überall  wieder  eingestellt  worden  zu  sein. 

Die  Schuld  an  diesem  unhygienischen  Rückfall  trug  wohl  der 
30-jährige  Krieg,  der  Stadt  und  Land  verwüstete  und  die  Sitten  in 
unglaublicher  Weise  verwilderte.  Die  Städte  verarmten  und  waren 
nicht  in  der  Lage,  Geld  für  die  Anstellung  von  Polizeiärzten  aufzu- 
bringen. 
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Man  nahm  daher  zunächst   von  neuem   zu   den    alten 
Repressiv  maßregeln   seine    Zuflucht,   die   sich   in    den 
gangenen  Jahrhunderten  so  wenig  bewährt  hatten. 

So  wurde  z.  B.  in  Berlin  lOfK)  befohlen,  alle  Dirnen  in 
Zucht-  und  Spinnhaus  zu  Spandau  zu  bringen  (Fidicin.  S.  421 1, 
aber  schon  17Cifl  mußte  man  die  geschlossenen  Wirtschaften,  die  nichl« 
anderes  als  Bordelle  waren,  wieder  eröffnen,  weil  die  ehrbaren  Mäd- 
chen und  Frauen  in  hohem  Maße  bedroht  wurden  und  die  Geschlechts- 
krankheiten weite  Kreise  ergriifen  hatten.  Um  1780  gab  es  in  Berbn 
ungefähr  100  öffentliche  Häuser,  deren  jedes  7 — 9  Mädchen  enthielt 
(Fidicin,  S.  422).  Das  damals  veröffentlichte  Bordellreglement 
blieb  in  Preußen  bis  1792  in  Geltung  und  erklärte  die  Wirtj:chaften 
nicht  für  gesetzlich  erlaubt,  aber  als  ein  notwendiges  Uebel  geduldet 
(V.  Holtzendorff,  3.  Bd..  S.  194  IT.,  3.  Aufl.). 

1792  erging  dann  ein  neues  Bordellreglem  en  t .  welches 
einen  sehr  wesentlichen  Fortschritt  bedeutet,  da  es  die  zwangs- 
weise Untersuchung  aller  in  Bordellen  oder  eigenen  Wohnungen 
untergebrachten  Dirnen  anordnet.  Es  ist  im  folgenden  im  Ans 
wiedergegeben. 

Verordnung  wider  die  Verführung  junger  Mädchen i 
zu  Bordells  und  zur  Verhütung  der  Ausbreitung  vei 
rischer  Uebel.    De  Dato  Berlin,  den  2.  Februar  1791 

§  1.     Die  Anlage  der  Bordelle  ist  konzessionspflichtig. 

§  2.  Die  in  den  Bordellen  vorhandenen  Dirnen  müssen  der  Polin 
angezeigt  werden.  Neue  Dirnen  können  nur  mit  Oenehmigung  der  Poli 
zei  in  die  Bordelle  anfgenommen   werden. 

§  4.  Jede  Dii-ne  bat  das  Recht,  aus  dem  Bordell  auszutretAi 
wenn  sie  «ich  wieder  auf  ehrbare  Weise  ernähren  will.  Der  Wirt  dai 
eine  solche  Dirne  wegen  gegebener  Vorschüsse  nicht  im  Bordell  zorfici 
halten. 

§  6.      Berauschende    Getränke   u.    s.    w.    dürfen    im    Bordell 
ausgeschänkt  werden. 

§  10.     Es  wird  die  Untersuchung  der  Dirnen  durch 
Bevierärzte    eingeführt.     Die   Häufigkeit   der  Unteraacb 
ung  ist  in  das  Belieben  der  Aerzte  gestellt. 

Jeder  Bordellwirt  erhält  eine  gedruckte  Beschreibung  der  wit 
sten  Symptome  der  venerischen  Krankheiten  sowohl  bei  Männern 
bei  Frauen. 

§  14.  Die  Kosten  der  Behandlung  angesteckter  Dirnen  trftgt  eü» 
„Heilungskasse",  in  welche  der  Bordellwirt  für  jede  Dirne  wöchentlid 
6  Groschen  einzuzahlen  hat. 

4}   16.     Die  Bordella  dürfen  mcht  in  belebten  Straßen  liegen. 

§  17.  Vorstehende  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  „Hura 
wirthinnen",  welchen  die  Polizei  Lobnhuren  zu  halten  erlaubt   hat. 

§  18.  Einzeln  wohnende  Dirnen  müssen  sich  bei  der  Pfl 
melden  und  werden  durch  den  Revierarzt  untersucht. 

§  21.     Wer  die    festgesetzten  Geldstrafen    nicht   zahlen    kann, 
„verhältnismäUig  am  Leibe    gestraft    werden".    (!!)    (Nov.  Corp.   Consüi 
March,  9.  Bd.,  S.  165.) 

Die  Berliner   Bordelle    blieben   trotz  mancher  Angriffe,    die 
namentlich  von  kirchlicher  Seite  erfuhren,  60  Jahre  ungestört,  im  B« 
triebe.    Erst  1845  wurden  sie  geschlossen,  um  18äl   wieder    ge 
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tintl  kurze  Zeit  darauf  von  neuem  geschlossen  zu  werden.  Zur  Zeit 
jjilit  es  in  Berlin  keine  als  solche  anerkannten  Bordelle  mehr.  Es 
herrscht  vielmehr  in  Berlin  die  Winkelhurerei  mit  allen  ihren  Un- 
zuträglichkeiten und  Gefahren. 

Wien, 

Wien  (Schrank,  1.  Bd.)  war  seit  jeher  ein  Hurennest  ersten 
Ranges  gewesen  und  später  als  Mittelpunkt  des  damaligen  deutschen 
Reiches,  an  dem  der  Hof  dauernd  residierte,  an  tiein  der  Austausch 
dei  Güter  und  Meinungen  zwischen  Osten  und  Westen  stattfand,  ein 
Zentrum  der  Prostitution  geworden,  wie  es  sich  in  Deutschland  nicht 
zum  zweiten  Male  wieder  fand.  Auch  hier  hatte  man  nach  Auf- 
hebung der  Frauenhäuser  (S.  1021))  die  Prostitution  in  grausamster 
Weise  zu  bekämpfen  gesucht. 

Dieser  Kampf  stützte  sich  auf  die  Carolina,  d.  i.  die 
peinliche  (rerichtsordnunp  Kaiser  Karls  V.  vom  Jahre 
In'A'I,  in  welcher  Art.  1  2  ;i  K  u  ppel  ei  und  Beihilfe  zum 
Ehebruch  mit  Landesverweisung,  Pranger,  Abschneiden 
der  Ohren  oder  Auspeitschung  bestraft  (Peinliche  Gerichts- 
ordnung). Ferdinand  I.  befahl  \M2,  alles  leichtfertige  Volk  aus  der  Stadt 
zu  schaffen  und  erließ  \i>('i4  eine  Instruktion,  nach  welcher  der  Stadt- 
anwalt samt  seinen  Beamten  täglich  und  so  oft  es  erforderlich  sei,  in 
allen  Klöstern,  besonders  aber  bei  den  Augustinern,  Predigern, 
Minoriten  und  auch  in  den  Bürgerhäusern  Nachforschung  nach  leicht- 
sinnigen Personen  halten  sollte.  Aus  diesem  Erlaß  geht  hervor, 
daß  die  Unsittlichkeit  auch  bei  der  (Jeistlichkeit  einen  großen  Umfang 
erreicht  hatte,  .lede  verdächtige  und  unordentliche  Person  mußte  dem 
Rate  angezeigt  werden,  damit  dieser  sie  unverzilglicb  aus  der  Stadt 
bringen  ließ.  Wurde  eine  ausgewiesene  Person  trotzdem  innerhalb 
der  Stadt  getroffen,  so  „verhielf  man  sie  etliche  Wochen  oder  Monate 
in  Eisen  geschmiedet,  im  Stadtgraben  zur  Arbeit  und  schaffte  sie 
nach  Verbüßung  der  Strafe  wiederum  aus  der  Stadt.  Von  einer 
ärztlichen  Kontrolle  der  Dirnen  wird  nichts  gemeldet  (Schrank, 
1.  Bd.,  S.  117  ff.).  Vergl.  auch  S.  1020. 

108(1  war,  wie  es  in  einem  Aktenstück  heißt,  in  diesem  Lande 
(in  W'ien)  „Ehepruch  vnd  Vnzucht  so  gemain  dass  es  Italtia  Rom  vnd 
Venedig  schier  gleich  werden  will"  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  138).  Hier- 
gegen verordnete  1633  der  fromme  Ferdinand  IL,  daß  die  Unzucht 
durch  ZOchtigung  mit  Ruten,  durch  Verweisung  des  Landes,  Stellung 
am  Pranger  und  Ab.schneiden  der  Ohren  —  je  nach  der  Art  des  be- 
treffenden Falles  —   bestraft  werden  solle. 

Ferdinand  III.  erneuerte  dieses  Patent  im  Jahre  1656  und  be- 
stimmte gegen  Unzucht  im  Wiederholuugsfiille  die  schärfsten  Leibes- 
strafen. 

Unter  Leopold  I.  wurde  dann  in  Wien  l(i71  das  Zuchthaus  er- 
richtet, dem  unter  anderem  auch  die  Aufnahme  der  wegen  liederlichen 
Lebenswandeis  aufgegriffenen  Frauen  und  Männer  eingeliefert  wurden. 
Wie  Nicolai  mitteilt,  der  17^1  die  Beschreibung  einer  nach  Wien 
unternommenen  Reise  verfaßte,  war  Wien  das  Muster  der  Schwelgerei 
und  Hurerei.  Er  zitiert  auch  einen  Ausspruch  der  Lady  Montague, 
nach  welcher  dort  jede  Frau  zwei  Ehemänner  hatte,  einen,  der  nur 
dem  Namen  nach  der  Gatte  ist  und  einen  zweiten,  der  des  letzteren 
Stelle  wirklieh  einnimmt  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  141  ff.). 
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Auch  die  sittenreine  und  sittenstrenge  Kaiserin  Maria  The- 
resia führte  einen  erbitterten  Kampf  gegen  Prostituierte  und  Kuppler. 
In  den  Jahren  17öl  bis  1769  wurden  derartige  Leute  aus  Wien  nach 
Temesvar  verbannt,  um  dort  bei  Zwangsarbeiten  beschäftigt  zu  werden. 
Später  traten  Peterwardein ,  Komorn  und  Wartburg  bei  Preßbnrg 
an  die  Stelle  von  Temesvar.  Die  Unzucht  wurde  zunächst  mit  Arrest- 
strafen geahndet,  im  Wiederholungsfalle  folgten  körperliche  Strafen, 
zuletzt  das  Zuchthaus.  Auch  das  Konkubinat  fand  keine  Duldung, 
und  sogar  Liebesleute,  die  geschlechtlichen  Verkehr  pflegten,  wurden 
bestraft  Nach  der  Theresianiscben  peinlichen  Gerichtsordnung  von 
1769  wird:  „Gemeine  Hurerey  (fornicatio  seu  scortatio  simplex)  be- 
gangen, 1)  wenn  ledige  Personen  beiderlei  Geschlechts  sich  ein-  oder 
andermal  miteinander  fleischlich  vergehen ;  2)  zwei  ledige  Personen  in 
stäter  unehelicher  Beiwohnung  leben  oder  3)  da  eine  ledige  Person 
dem  unzüchtigen  Leben  nachhanget  und  Jedermann  zu  Willen  steht. 
Die  Beschuldigten  ad  1  wurden  geheim  mit  Verweis,  Geldstrafe,  gelindem 
Arrest  bestraft.  Die  ad  2  mit  Züchtigung,  wenn  sie  nicht  fruchtete, 
mit  öffentlichen  Leibesstrafen  und  Verweisung  behandelt.  Die  ad  3, 
wohin  die  Huren  und  gemeinen  Schleppsäcke  gehören,  worden  zn 
empfindlichen  Leibesstrafen  und  jeweiliger  Lands-Landgerechts- Ver- 
weisung verurteilt." 

Die  Dirnen  wurden  gewöhnlich  nur  ausgepeitscht,  aber  sogar  der 
Tortur  unt«rworfen,  wenn  sie  jemanden  angesteckt  hatten.  Zn  diesem 
Zwecke  entkleidete  man  die  Unglückliche,  führte  sie  barfuß  in  die 
Kirche  und  steckte  sie  in  einen  Sack,  der  ihr  unter  dem  Kinn  zu- 
gebunden wurde.  Dann  rasierte  ihr  der  Henker  das  Kopfhaar  ab 
und  bestrich  den  nackten  Schädel  mit  Kienruß  oder  Teer.  Man  setzte 
sie  den  Insulten  des  Pöbels  aus  und  band  sie  nach  Beendigung  des 
Gottesdienstes  auf  eine  Bank,  um  sie  nackt  auszupeitschen.  Mehrere 
in  dieser  Art  behandelte  Frauen  wurden  zuletzt  auf  einen  Wagen 
geladen  und  außerhalb  der  Stadt  in  Freiheit  gesetzt  Diese  Prozedur 
erhielt  sich  in  Wien  bis  ungefähr  1820  (Schrank,  1.  Bd,  S.  160 ff.). 
Die  Bedienung  durch  Kellnerinnen  wurde  1774  verboten.  Den  Gipfd 
landesmütterlicher  Fürsorge  bildete  aber  die  Errichtung  der  berühmten 
Keuschheitskommission,  welche  wahrscheinlich  von  den  Jesuiten 
angeregt  worden  ist  In  Wien  war  jedes  Paar,  das  sich  verstohlen 
die  Hände  drückte,  verdächtig,  Spione  und  Spitzel  trieben  ihr  Un- 
wesen allerorten,  namentlich  aber  im  Prater.  Die  auf  Veranlassung 
der  Keuschheitskommission  eingezogenen  Frauen  wurden,  wenn  sie 
öffentliche  Dirnen  waren,  strafweise  in  ein  Krankenhans  als  Kranken- 
pflegerinnen gesteckt  (!l),  oder  auch  mit  Ruten  gezüchtigt  und  dann 
nach  Temesvar  geschickt.  Frauen,  die  sich  nur  ihrem  Freunde  hingaben, 
versuchte  man  mit  diesem  zu  verheiraten.  Gelang  dieses  nicht,  so 
mußte  der  Mann  eine  hohe  Geldstrafe  zahlen,  die  Frau  kam  auf  längere 
oder  kürzere  Zeit,  bisweilen  auf  Lebenszeit,  in  ein  Kloster  oder  in  da: 
Haus  der  Büßerinnen. 

Als  dann  der  Jesuitenorden  in  Oesterreich  1773  aufgehoben  wurde 
büßte  auch  die  Keuschheitskommission  ihren  Einfluß  ein.  Uebrigens 
sind  die  Akten  der  Kommission  laut  Schreiben  des  k.  k.  Staatsarchiv! 
in  Wien  an  den  Verf.  bisher  nicht  auffindbar  gewesen.  Daß  die  RC' 
pressivmaßregeln  der  Kaiserin  ohne  Einfluß  auf  Prostitution  und 
Sittlichkeit  gewesen  sind,  kann  als  festgestellt  gelten  (Schrank,  1.  Bd. 
S.  177  ff.). 
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Die  Anschauungen  der  österreichischen  Repierung  über  die 
Prostitution  und  ihre  Folgen,  bez.  ihre  Bekämpfung  im  Jahre  1774 
ergeben  sich  aus  einem  Bericht  an  die  Kaiseriu  Maria  Theresia.  In 
diesem  heißt  es:  „Man  unterfanget  sich  also  den  Schluß  mit  dem  zu 
machen,  daß  durch  allzu  verbreitende  Anstalten  und  Erleichterung 
der  Venerischen  Kuren,  der  Seuche  keineswegs  ein  ergibiger  Einhalt 
gethan,  sondern  nur  die  Freyheit,  <ias  Uebel  nicht  zu  achten,  ver- 
mehret wurde;  daß  bey  Zulassung  eines  jeden,  er  seye  vom  Lande, 
oder  auch  ein  Fremder,  und  was  immer  für  einer  Condition,  solche 
Summen  erforderen  würde,  die  man  zusammenzubringen  nicht  im 
Stande,  und  welche  dennoch  immer  weniger  erklecklich  wären ;  und 
daß  man  bei  einer  guten  Polizey,  mehrerer  Schärfe  gegen  liederliche 
Personen  und  einem  rechtschaffenen  Arbeitshaus  all  anderer  Anstalten 
zur  Einschränkung  der  Lustseuche,  welche  niemalen  gänzlich  erlöschen 
wird,  enthoben  bleiben  könne"  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  204). 

Im  Jahre  1782  wurde  die  Zahl  der  öffentlichen  Dirnen  Wiens  auf 
über  30CJ0,  von  anderen  auf  20üO,  ja  auf  lOOOü  geschätzt  (Seh ran  k, 
1.  Bd.,  S.  209).  Bestimmte  Teile  der  Stadt,  namentlich  der  Graben, 
gehörten  zu  gewissen  Tageszeiten  beinahe  ausschließlich  den  öffent- 
lichen Weibern,  die  hier  ebenso  wie  ihre  Schwestern  im  Palais  Royal 
ihr  W'esen  trieben.  IIHI  erschien  sogar  ein  Taschenbuch  für  Graben- 
nymphen,  in  welchen  die  Dirnen  auf  die  Gelegenheiten  aufmerksam 
gemacht  werden,  die  sich  ihnen  in  den  einzelnen  Monaten  des  Jahres 
darboten  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  211).  Das  1787  erlassene  Allgemeine 
Gesetz  über  Verbrechen  und  deren  Bestrafung  ahndet  die  Unzucht, 
soweit  sie  öffentlichen  Anstoß  erregt,  mit  Gefängnisstrafe,  die  durch 
Fasten  zu  verstärken  ist.  Im  Wiederholungsfalle  werden  angedroht : 
Pranger,  öffentliche  Züchtigung  und  Landesverweisung.  Joseph  II. 
bestrafte  die  genannten  Verbrechen  bei  allen  Personen  ohne  Rücksicht 
auf  ihren  Stand  gleichmäßig.  Er  bestimmte,  daß  die  Insassen  des 
Zuchthauses  beim  Reinigen  der  Straßen  beschäftigt  würden,  und  daß 
man  ihnen  das  Haar  scheren  solle.  Auch  die  Razzias  auf  öffentliche 
Dirnen  stammen  aus  dieser  Zeit.  Die  bei  diesen  Gelegenheiten  auf- 
gegriffenen Dirnen  wurden  in  die  Zellen  und  das  Refektorium  der 
Karmeliternonnen  (!)  gebracht,  wo  man  ihnen  die  Haare  abschnitt 
und  sie  zum  Wollkämmen,  Spinnen  und  Nähen  anhielt.  Besonders 
hervorgehoben  aber  muß  ein  Schreiben  des  großen  Kaisers  aus  dem 
Jahre  1774  an  den  Feldmarschall  Neipi)erg  werden. 

In  diesem  schlägt  er  vor,  an  einem  bestimmten  Tage  alle  öffent- 
lichen Dirnen  Wiens  aufzugreifen  und  sie  durch  Hebeammen  oder 
Chirurgen  auf  ihren  Gesundheitszustand  untersuchen  zu  lassen.  Damals 
hatte  die  Syphilis  eine  solche  Ausbreitung  gefunden,  daß  man  aunahm, 
auf  20  Freudenmädchen  wäre  nur  eine  einzige  nicht  infiziert  (S  c  h  r  a  nk , 
1.  Bd.,  S.  228). 

Joseph  II.  scheute  sich  nicht,  seiner  Abschreckungstbeorie  auch 
diejenigen  Geschlechtskranken  zu  unterwerfen,  welche  in  dem  Spital  von 
St.  Marx  (S.  1030)  zu  ärztlicher  Behandlung  aufgenommen  worden  waren. 
Um  diese  Unglücklichen  zu  bestrafen  und  sie  hierdurch  zu  bessern, 
wurde  nämlich  der  Zutritt  zu  den  Krankensälen  jedermann  gestattet, 
und  an  bestimmten  Tagen  durfte  auch  der  Pöbel  eintreten,  der  die 
Dirnen,  selbst  wenn  sie  ihrer  Niederkunft  entgegensahen,  verspottete 
und  verhöhnte.  Glücklicher  waren  diejenigen  daran,  welche  sich  frei- 
willig in  das  Allgemeine  Krankenhaus  begaben,  weil  sie  in  besonderen, 


«45 


103G 


TH.    WEYL, 


den  Fremden  nicht  zugänglichen  Sälen  untergebracht  worden,  üntpr 
Leopold  II.  entschloß  man  sich,  den  Geschlechtskranken  unentgeltliche 
Arznei  zu  geben.  Auch  hob  man  die  öffentliche  ZQchtigung.  ferner 
die  Braiidniarkung  der  Uebeltäter  auf.  Der  Wiener  Kongreß  im  Jahre 
1814  gab  der  Prostitution  einen  neuen  Aufschwung,  wenn  ein  solcher 
noch  möglich  gewesen  wäre  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  241).  ^ 

Um  1820  schätzte  man  die  Zahl  der  Freudenmädchen  Wiens  9 
2O000;  trotzdem  geschah  im  ersten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  so 
gut  wie  nichts  zur  Bekämjtfung  der  Geschlechtskrankheiten  (Schrank, 
1.  Bd.,  S.  242  ff.).  Die  Razzias  fanden  ab  und  zu  statt,  auch  wurde 
1822  das  gemeinsame  Baden  heider  Geschlechter  verboten,  welches  in 
Budapest  noch  bis  1885  gestattet  war.  Auch  Haussuchungen  nach 
Dirnen  fanden  statt  (Schrank,  1.  Bd..  S.  268)  und  auf  der  syphi- 
litischen Abteilung  des  Allgemeinen  Krankenhauses  wurde  GottesdienH 
gehalten  (!!)  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  271).  Die  Festnahme  der  Dirnen 
und  ihre  Aburteilung  wurde  durch  das  Zuhältertum  in  hohem  Maße 
erschwert,  welches  sich  zu  einer  öffentlichen  Kalamität  herausgebildet 
hatte.  Um  1848  zählte  man  gegen  BOCH)  solcher  Burschen,  die  man 
als  Strizzi  bezeichnete  (Schrank,  1.  Bd.,  S.  281).  Wohltätig  aoi 
die  öffentliche  Sittlichkeit  Wiens  wirkte  der  Belagerungszustand  ein, 
dem  die  Stadt  während  der  Jahre  1848  bis  1>>53  unterworfen  war, 
weil  jetzt  die  Polizei  viel  rücksichtsloser  vorgehen  konnte,  als  diesM 
frtiher  möglich  gewesen  war.  Es  gelang  namentlich,  das  Zuhalte 
so  gut  wie  vollkommen  zu  beseitigen. 

Endlich  brachte  das  Jahr  187.S  eine  den  modei 
Ansprüchen  und  den  Anforderungen  der  Wissenschaft 
entsprechende  Regelung  der  Prostitution  (Schrank, 
1.  Bd.,  S.  319). 

Mittels  Erlasses  der  Polizeidirektion  vom  6.  Februar  wurd< 
bestimmt:  1)  Jede  Prostituierte  muß  in  eine  von  der  Polizei  « 
führende  Liste  eingetragen  werden.  2)  Jede  Prostituierte  erhält  be 
der  Eintragung  in  die  Liste  ein  Gesundheitsbuch.  Sie  muß  sich  mi 
diesem  zweimal  wöchentlich  zur  ärztlichen  Untersuchung  einfinden 
3)  Die  bei  der  öffentlichen  ärztlichen  Untersuchung  krank  befundenei 
Dirnen  werden  einer  öffentlichen  Heilanstalt  überwiesen.  lu  privj 
Pflege  dflrfen  derartige  Dirnen  nicht  behandelt  werden. 
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C.  Frankreich. 

Die  fortwiihreudeu  Kämpfe,  durch  welche  Frankreich  unter  den 
ersten  Capetingern  verwüstet  wurde,  hatten  die  Sitten  der  Herrscher 
und  des  Volkes  gleichmäßig  untergraben.  So  hemmte  nichts  die  Aus- 
breitung der  Prostitution,  die  sich  allmülilich  zu  einem  durch  den 
Staat  anerkannten  Stande  emporgearbeitet  iiatte.  Um  Paris  feierten 
die  in  Zünften  organisierten  und  mit  Rechten  und  Privilegien  ausge- 
statteten Dirnen  jedes  Jahr  das  Fest  der  heiligen  Magdalene  in  heiliger 
Prozession.  Um  die  ehrbaren  Frauen  auch  äußerlich  von  ihnen  zu 
unterscheiden,  verbot  Ludwig  VIII.  (1223—1226)  den  Dirnen  das 
Tragen  goldener  Gürtel,  und  als  dann  dieses  Verbot  allmählich  in 
Vergessenheit  geriet ,  galt  das  bezeichnende  Sprichwort :  bonne 
renommce  vaut  mieux  que  ceinturo  dor^e. 

Bald  aber  begann  die  Geistlichkeit  sich  mit  der  Bekämpfung  der 
Prostitution  zu  beschäftigen,  und  Wilhelm  III.,  Bischof  von  Paris,  war 
es,  der  in  einem  von  Ludwig  dem  Heiligen  (122(5 — 1270)  gegründeten 
Hospital,  genannt  Höpital  des  Filles-Dieu,  eine  große  Zahl  von  Dirnen 
(Sabatier,  S.  U2  ff.)  unterbrachte,  die  ihr  sündhaftes  Leben  abge- 
schworen hatten.  Aber  der  König  beschränlcte  sich  nicht  auf  so 
milde  Maßregeln. 

Er  befahl  vielmehr  im  Jahre  1254,  alle  öffentlichen  Frauenzimmer 
aus  den  Städten  zu  vertreiben.  Ihre  Güter  sollten  eingezogen  und 
demjenigen  übergeben  werden ,  der  sich  ihner  zuerst  bemächtigte. 
Niemand  durfte  den  Vertriebenen  bei  Strafe  der  Einziehung  ihrer 
Güter  Unterkunft  gewähren.  Auch  die  lokalen  Gesetzbücher  nahmen 
derartige  Bestimmungen  auf.  So  wurden  in  Bayonne  die  Dirnen 
ausgepeitscht  und  aus  der  Stadt  vertrieben.  Wenn  sie  ihren  Lebens- 
wandel fortsetzen,   sollen  sie  getötet  werden. 

Die  von  Karl  von  Anjou,  dem  Bruder  Ludwigs  des  Heiligen,  be- 
stätigten Coutumes  de  Provence  vertrieben  alle  Bordellwirte  aus  der 
Provence  und  bedrohten  diese  mit  der  Konfiskation  ihrer  Güter.  Nie- 
mand durfte  die  Vertriebenen  bei  sich  aufnehmen  (Grand  Coutumier, 
Tit.  2,  pag.  1243). 

Die  Befehle  des  „guten  Königs"  wurden  mit  Strenge  ausgeführt. 
Es  zeigte  sich  aber  bald,  daß  die  Prostitution  trotzdem  nicht  ausge- 
rottet   war   und  daß  obendrein  die  ehrbaren  Frauen   und  Mädchen  in 


höherem  Maße  als  früher  der  Verfolgung  a 
mußte  sich  also  noch  im  Jahre  1254  wjed< 
öflfentlichen  Dirnen  zu  dulden.  Zugleich  gab 
neuem  (S.  1Ü37)  bestimmte  Abzeichen  an  ihrer  ' 
sie  in  bestimmte  Straßen  und  Häuser.  Let 
(Delamare,  1.  Bd.»,  S.  441   ff.). 

So  wurden  um  diese  Zeit  in  mebrerei 
öffentliche  Häuser  konzessioniert,  die  sich 
schlössen  oder  aus  Bädern  hervorgingen  (Ra 
dem  Jahre  i;^47  stammt  das  berühmte,  ab 
Statut  des  Bordells  zu  Avignon,  dessen  l 
damals  2ii -jährige  Königin  beider  Sizilien 
(Rabutaux,  S.  77,  208,  Sabatier,  S.  99), 

Das  Bordell  in  Avignon  war  durch  eine  Tt 
durch  die  Oberin  der  Anstalt  (abbesse)  geöffnet 
der  Oberin,  die  jedes  Jahr  von  den  Konsuln  d( 
durfte  niemand  das  Bordell  betreten.  Jede  Din 
Schulter  eine  rote  Schleife  tragen.  Wollte  eine 
Hau»  aufgenommen  werden,  so  führte  sie  der  A 
(sergents)  unter  TrompetenschEÜl  durch  die  Stad 
dem  Bordell.  iSie  durfte  die  Stadt  nicht  mehr  b< 
sie  tiich  das  erste  Mal  in  der  Stadt  blicken  ließ, 
Male  gestäupt  und  dann  der  Stadt  verwiesen, 
besuchte  ein  Wundarzt  in  Begleitun 
die  Dirnen.  Fand  sich  eine  derselbe 
sie  abgesondert,  damit  sie  ihre  Kran) 
Bunde  übertragen  könne.  Bei  Schwanger 
die  Oberin  dafür  einzustehen,  daß  dem  Kinde  k 
zu  diesem  Zwecke  die  Konsuln  zu  benachricht 
tagen  (Karfreitag  und  Ostern)  war  das  Haus  ge 

Str&ubt  sich  die  Dirne,  einen  geintohlene: 
herauszugeben,  so  wird  sie  von  einem  Schutzmai 
gepeitscht,  wird  sie  rilckt^llig,  so  erfolgt  das  . 
Henker.  Juden  dürfen  das  Bordell  nicht  betrei 
in  der  Anstalt  erkannt  werden,  von  dem  Henke 
peitscJit  und  dann  ins  Gefängnis  geworfen  werdi 

Wenn  dasDokument  echt  ist,  so  is 
würdig  wegen  der  in  ihm  anbefohleni 
trolle  (siehe  S.   1043  ff.). 

Wahrend  die  Pftpste  in  Avignon  residiert« 
das  öffentliche  Haus  von  Avignon  seine  Glänzt 
die  Stadt  von  galanten,  aus  allen  Teilen  der  W 
Dirnen,  und  das  Leben  der  Stadt  war  nach 
lockerer  als  das  Roms.  1311  beklagte  sich  der 
bei  dem  Konzil  zu  Vienne  darüber,  daß  die  öffei 
in  der  Nachbarschaft  der  Kirchen,  ja  neben  c 
und  den  Wohnungen  der  obersten  Kirch enffiraten 
langte,  daß  der  papstliche  Marschall  axif  die  ihi 
Bordelle  verzichte  (Rabutaux,  S.  76). 
das  Haus  nicht  betreten,  und  auch  den 
Eintritt  untersagt  (Rabutaux,  S.  74). 
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Namentlich  der  Süden  Frankreichs,  im  besonderen  die  Provence  und 
Languedoc,  waren  reich  an  öffentlichen  Häusern  (Rabutaux,  S.  fM->).  Das 
Bordell  von  Toulouse  existierte  schon  am  Ende  des  12.  Jahrhunderts 
und  wurde  Grande  Abbaj's  genannt.  Ea  war  gemeinsames  Eigentum 
der  Stadt  und  der  Universität  und  zahlte  noch  1424  Abgaben,  die  zur 
Unterhaltung  der  Krankenhäuser  und  der  Stadt  verwendet  wurden. 
1550  fand  man  vier  Dirnen  im  Kapuzinerkloster  zur  Unterhaltung  der 
Münche.  Um  1587  wurde  es,  wie  es  scheint,  zur  Zeit  einer  Pestepidemie 
aufgelöst.  In  Montpellier  bestand  ein  sehr  luxuriöses  Bordell,  dessen 
Monopol  eine  Zeit  lang  beatritten,  aber  schließlich  um  1480  der  Firma 
Panais  et  Guillaume  de  la  Croix  zugesprochen  wurde.  Der  letztgenannte 
Sozius  brachte  es  —  wohl  nicht  ohne  klingende  Verdienste  —  zum  ami 
et  feal  Conseiller  du  roi  de  France.  Es  war  der  König  Ludwig  XI. 
(1461  — 1483),  welcher  hier  gemeint  ist.  —  Die  Oberin  des  Frauenhauses 
zu  Beaucaire  wurde  abesse  genannt,  ihre  Kollegin  in  Nlmes  aber 
magistra.  Beide  durften  einem  Manne  dieselbe  Dirne  höchstens  eine 
Nacht  überlassen.  Das  öffentliche  Haus  in  Lyon  wird  1475  erwähnt, 
das  von  Rouen  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts.  Letzteres 
stand  unter  dem  marechal  du  roi-duc,  der  zugleich  GetUngnisdirektor 
und  Schloßvoigt  war.  Er  erhielt  für  seine  Dienste  täglich  zwei  sols 
und  besaß  das  Weiderecht  (Rabutaux,  S.  97  ff.).  In  Beaucaire  fand 
vor  Eröffnung  des  Jahrmarktes  ein  öffentliches  Wettlaufen  der  Dirnen 
statt.     Die  Siegerin  erhielt  ein  Stück  Schleifenbamd  (S  ab  atier,  S.  116). 

Während  der  leichtfertige  Süden  die  Dirnen  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert kaum  verfolgte,  hat  der  ernstere  Norden  schon  im  14.  Jahr- 
hundert die  Prostitution  einzuschränken  versucht. 

Ein  Befehl  des  Pr^vöt  de  Paris  aus  dem  Jahre  13(jÖ  setzte  die 
Kleidung  der  Dirnen  fest:  Spitzen,  farbige,  silberne  oder  goldene 
Knöpfe  waren  ihnen   verboten.     (Vergl.  S.  1037,  1038.) 

1367  wurden  sie  in  Paris  auf  bestimmte  Straßen,  z.  B.  Abreuvoir, 
Mä<;on,  rue  Chapon  und  Froidmantel  beschränkt.  Lassen  sie  sich 
außerhalb  dieser  Bordellstraßen  ertappen,  so  werden  sie  im  Chätelet 
gefangen  gesetzt  und  dann  aus  Paris  vertrieben.  Zugleich  verbot  man 
das  Gewerbe  der  Gelegenheitsmacher  und  der  Kuppelei  bei  Brand- 
markung und  Verweisung  aus  der  Stadt. 

1374  wurde  dann  festgesetzt,  daß  die  Dirnen  um  6  Uhr  abends 
die  Bordelle  verlassen  sollten.  Diese  Bekanntmachung  des  Pr*5v»')t 
de  Paris  wurde  durch  das  Parlament  ani  24.  Januar  1386  bestätigt. 
Später  durften  die  Bordelle  irn  Sommer  bis  7  Uhr  abends  geöffnet 
bleiben  (Delamare,  1.  Bd.'^  S.  442). 

Eine  neue  Kleiderordnung  für  die  Dirnen  stammt  aus  dem  Jahre 
1420.   Vergl.  über  entehrende  Abzeichen:  Robert. 

Alle  bisher  geschilderten  Maßregeln  gegen  die  Pro- 
stitution hatten  nur  wenig  gefruchtet.  Die  Gründe  hierfür 
lassen  sich  ohne  Schwierigkeit  feststellen.  Der  Hof  ging  dem  Volke 
mit  schlechtestem  Beispiele  voran.  Seit  dem  11.  Jahrhundert  gab  es 
im  königliclien  Palaste  eine  Korporation  der  Dirnen ,  die  man  als 
prostitufes  royales  bezeichnete,  während  die  übrigen  Dirnen  ribaudes 
communes  genannt  wurden.  Erstere  folgten  dem  Hofe  auf  seinen 
Reisen  und  unterstanden  einem  Beamten,  dem  roi  des  ribaudes, 
der  sein  Amt,  das  Schloß  zu  bewachen,  die  im  Palaste  verübten  Ver- 
brechen nach  dem  Spruche  der  Marchäle  und  pr^vöts  zu  bestrafen 
und  die  Frauenhäuser  zu  kontrollieren,  bis  zu  den  Zeiten  Karls  VII. 
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(1422  —  1461)  ausübte.  Dieser  Zeitgenosse  der  Jungfrau  von  OrT 
ließ  sich  von  seinen  Palastdamen  im  Schlafzimmer  bedienen  und 
legte  alle  Frauenhäuser  wie  einst  Caligula  (S.  1005)  mit  einer  wöche 
liehen  Abgabe  von  zwei  sous.  Später  übernahm  eine  Hofdame 
üeberwachung  der  Dirnen  und  schrieb  sie  in  eine  besondere 
ein.  Die  drei  Söhne  Philipps  des  Schönen  beschwerten  sich  über 
Ehebruch  ihrer  Gattinnen.  Eine  andere  Prinzessin  soll  sich  mit  da 
vor  ihren  Fenstern  vorübergehenden  Studenten  amüsiert  und  sie  dann 
in  die  Seine  geworfen  haben.  Franz  I.  (1515—1547)  sah  in  einem 
Hofe  ohne  Frauen  nur  „une  anu^e  sans  printemps  et  qu'un  printeuips 
Sans  roses".  Er  rief  die  Gemahlinnen  seiner  Würdenträger  an 
Hof,  die  bis  dahin  in  einsamen  Schlössern  hatten  leben  niüss 
Unter  seiner  Regierung  gehörten  die  filles  de  joie  du  palais 
untergeordneten  Hofbedienten,  während  der  König  und  seine  Höüiii 
sich  mit  den  dames  de  maison  et  demoiselles  de  r^putation  vergnüg 
Man  lobte  ihn  wegen  dieser  Vorliebe  für  vornehme  Dauieu,  weil 
sich  hierdurch  vor  der  bösen  Syphilis  schütze.  Das  war  die  Zeit,  in 
der  die  Lehnsherren  ihre  Vasallen  ihren  Lüsten  opferten  und  das  Re 
der  ersten  Nacht  (jus  primae  noctis,  privil6ge  de  cuissage,  euL 
markette,  pr^libationj  au.sübten.  Auch  Bischöfe  und  Aebte  besä 
als  Lehensfürsten  dieses  RecJit,  ja  selbst  die  Kanoniker  von  Lj 
nahmen  es  für  sich  in  Anspruch,  bis  das  Parlament  diesen  unerhör 
Mißbrauch  abschatfte  (Sabatier.  S.  182  ff.). 

Die  Geistlichkeit  war  ebenso  ausschweifend  wie  der  Hof  (Saint- 
foia,  2.  Bd.,  S.  144 ff.).     Sie  besuchte   die   öffentlichen  Häuser,  ^^ 
saß    Konkubinen    und   bezahlte  die   Kuppler  mit  den  Geldern   ge|H 
lieber  Stiftungen.     Die  Konzilien    und  der  Papst  selbst  drückten  aP 
Auge  zu,  und  ein  wegen  Konkubinats  verurteilter  Priester  verlor  l-^Ü 
nur  die   Hälfte  seiner  Einkünfte,   während   ein   Laie   unter    ähnlichen 
Verhältnissen    körperlich   gestraft    wurde.     In   einigen    Diözesen    ver- 
kauften  die  \'ikare   das  Recht,   ein  Jahr   lang  ausschweifendes  Lei; 
zu  führen,  in  anderen  erkaufte  man  für  ein  Faß  Wein  das  Recht. 
Lebenszeit   nach    Belieben    zu   huren.    Und   das  VolkV     Es    gen! 
darauf  hinzuweisen,    daß  Paris  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
einer   Bewohnerzahl   von    höchstens    150000   Seelen   5—6000   Dirfl 
beherbergte.      Auch     Edelfrauen     betrieben     dies     schmutzige 

werbe,  und  Mütter   verkupjielten   sehr    liäutig   ihre  Töchter    an      

glieder    des    Parlaments    oder    an    Aebte,    Bischöfe    oder    Kuppler 
(Sabatier,  S.  129). 

Endlich  raffte  sich  das  Parlament  auf.  1544  verbot  dieses  einer 
Frau,  den  Zuschlag  auf  ein  Haus  zu  erteilen,  wenn  sie  in  ihm  ein 
Bordell  errichten  will  —  selbst  wenn  sie  mehr  zahlt,  als  jeder  andere. 
Ist  ihr  aber  das  Haus  zugeschlagen,  so  kann  der  Vertrag  rückgängig 
gemacht  werden,  wenn  die  Besitzerin  eine  Huren  Wirtschaft  in  die 
Hause  errichtet  hat. 

Im  Jahre  I5(i0  entschlossen  sich   die  in  Orleans   tagenden  fit 
alle  Bordelle  aufzuheben  und  jeden  mit  Gefängnis  zu    bestrafen, 
einer  unbekannten  Person   länger  als   eine  Nacht  Unterkommen 
währte  (Delamare,  1.  Bd.-,  S.  445). 

Dieser  Befehl  wurde  in  ganz  Frankreich  mit  großer  Strenge  dui 
geführt.      Die   öffentlichen    Bordelle    hörten    infolgedessen    zwar 
übrig  blieben  aber  die  Winkelwirtschaften,   in   denen   die    Huren 
Wesen  trieben  (Delamare,  1.  Bd.^  S.  444). 
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Gegen  diese  Winkelwirtschaften  richten  sich  mehrere  Pariser 
Polizeiverordnungen  und  zwar  vom  19.  Juli  1619,  :10.  März  1635  und 
vom  17.  Sept.  1644.  Sie  alle  verbieten  die  Vermietungen  von  Woh- 
nungen an  galante  Damen.  Die  Verordnung  vom  30.  März  1635 
befiehlt  in  Art.  I:  h  tous  v.igabonds  sans  conditions  et  sans  aveu, 
menie  k  tous  Gar(;ons  Barbiers  (!),  Tailleurs  (!)  et  de  toutes  autre 
conditions,  et  aux  filfes  et  ferames  debauchöes  de  prendre  Service  et 
condition  dans  vingt-quatre  heures  sinon  vuider  cette  Ville  ....  de 
Paris,  k  peine  contre  les  hommes  d'etre  mis  h  la  Chaine  et  envoyez 
aux  Gal^res;  et  contre  les  fenimes  et  tilles  du  fouet,  d'etre  raz(5es  (!) 
et  baumös  ä  perpetuitß  sans  autre  forme  de  Procös  (Delamare, 
1.  Bd.»,  S.  446). 

Um  die  Armee  vor  den  Geschlechtskrankheiten  zu  schützen,  be- 
fahl Ludwig  XIV.  am  31.  Oktober  1684  und  am  14.  März  1687  den 
Dirnen,  welche  mit  Soldaten  ertappt  wurden,  Nase  und  Ohren  abzu- 
schneiden. Aber  der  König  mußte  sich  überzeugen,  daß  selbst  so 
barbarische  Maßregeln  das  Uebel  nicht  ausrotteten.  Diese  strengen 
Befehle  wurden  allmählich  gemildert.  Seit  dem  1.  März  1768  war  es 
verboten,  die  Dirnen  Spießruten  laufen  zu  lassen  oder  sie  zur  Strafe 
auf  ein  hölzernes  Pferd  zu  setzen  (Grande  Encyelopödie). 

Sehr  interessant  —  weil  den  modernsten  Bestrebungen  ungefähr 
entsprechend  —  ist  die  Fürsorge,  die  man  den  jugendlichen  Pro- 
stituierten und  den  der  Verwahrlosung  ausgesetzten 
Personen  beiderlei  Geschlechts  zuwandte. 

Nach  verschiedenen  Vorbereitungen  entschloß  man  sich  nämlich, 
die  genannten  Personen  in  besonderen  Häusern  dauernd  unterzu- 
bringen und  sie  hier  unter  strenger  Disziplin  zu  belassen.  So  ent- 
stand im  Jahre  164H  das  Höpital  G6n6ral  de  Paris,  das  durch  eine 
von  Colbert  gegengezeichnete  Ordre  Ludwigs  XIV.  ins  Leben  ge- 
rufen wurde. 

Das  Höpital  Gen6ral  erhielt  zwei  Abteilungen,  die  eine  —  la 
maison  de  Bicetre  —  war  für  Jünglinge  bis  zu  25  Jahren  bestimmt, 
das  zweite  —  la  maison  de  la  SalpCtriöre  —  für  gefallene  Mädchen. 
Die  Insassen  der  beiden  Häuser  wurden  zu  strenger  Arbeit  und  zu 
religiösen  Uebungen  angehalten.  Die  Strafen  bestanden  in  teilweiser 
Entziehung  der  Nahrung,  Verschärfung  der  Arbeit  und  in  Gefängnis. 
In  dem  Regulativ  vom  20.  April  1684  —  unterzeichnet  Louis  und 
Colbert  —  ist  auch  von  der  ärztlichen  Behandlung  der  er- 
krankten Prostituierten  die  Rede  (Delainare,  1.  Bd.^   S.  447  ft".). 

Auch  die  uns  schon  aus  dem  13.  Jahrhundert  bekannten  Be- 
strebungen (S.  1037),  die  Dirnen  durch  religiöse  Mittel  auf  den 
Weg  der  Tugend  zu  führen,  werden  fortgesetzt. 

Schon  unter  Ludwig  XII.  (1498—1515)  war  es  einem  sehr  be- 
redten und  von  frommem  Eifer  durchglühten  Franziskanermönche, 
namens  Jean  Tisserand,  gelungen,  in  Paris  200  Dirnen  zu  bekehren, 
die  er  dann  in  einer  klösterlichen  Anstalt,  genannt  refuge  des  filles 
de  Paris,  unterbrachte.  Diese  Anstalt  hatte  einen  bösen,  allerdings 
nicht  vorauszusehenden  Erfolg.  Da  die  Zeiten  schlecht  waren  und 
Hungersnot  herrschte,  baten  nämlich  viele  Mädchen  um  Aufnahme, 
die  sich  auf  anständige  Weise  nicht  ernähren  konnten  und  vorgaben, 
als  Prostituierte  gelebt  zu  haben.  Man  konnte  sich  ihrer  nicht  anders 
erwehren,  als  daß  man  denjenigen,  die  sich  zur  Aufnahme  meldeten, 
einen  Eid  abnahm,   durch  den   sie  versicherten,   sie   hätten    sich   der 
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Prostitution  nicht  ergeben,  um  aufgenommen  zu  werden.  Aufierdem 
mußten  sie  sich  in  Gegenwart  ihrer  Mütter  oder  Verwandten  einer 
durch  Matronen  vorgenommenen  körperlichen  Untersuchung  nnter- 
werfen.  Stellte  sich  hierbei  heraus,  daß  sie  unberührt  waren,  so 
schickte  man  sie  fort.  Glaubte  man  aus  der  Untersuchung  schliefien 
zu  können  —  durch  welche  Symptome,  wird  nicht  angegeben  —  daS 
sie  sich  nur  der  Aufnahme  wegen  prostituiert  hatten,  so  sperrte  man 
ihnen  gleichfalls  die  Türe  zu.  Wirkliche  Dirnen  aber  wurden  nur 
aufgenommen,  wenn  sie  das  30.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten 
hatten  (Sabatier,  S.  126). 

Um  1698  errichtete  eine  holländische  Protestantin,  die  später  zum 
Katholizismus  übergetreten  war,  Namens  de  Comb ^,  mit  ünterstfltz- 
ung  des  Königs  ein  Heim  für  gefallene  Mädchen  in  Paris,  welches 
den  Namen  Communautd  des  alles  du  bon  pasteur  annahm.  Im  Ver- 
laufe der  nächsten  10  Jahre  entstanden  3  weitere  Heime,  näm- 
lich St  Theodore,  St.  Valöre  und  le  Sauveur.  Andere  Städte,  wi< 
Orleans,  Angers,  Troyes,  Toulouse,  Amiens,  Ronen,  Cbälons,  Corbi< 
ahmten  diese  Einrichtungen  nach  und  ließen  sich  Schwestern  aus  den 
Bon  Pasteur  zu  Paris  zur  Leitung  der  neuen  Anstalten  kommen. 

So  bestanden  denn  im  Jahre  1729  in  Paris  2  Arten  von  Einrich 
tungen  zur  Rettung  gefallener  Mädchen:  die  Communaut^  du  boi 
pasteur  und  das  Höpital  G^n^ral.  Erstere  nahm  diejenigen  Mädchei 
auf,  welche  freiwillig  dem  sündhaften  Lebenswandel  entsagten 
letzteres  die  Verwahrlosten,  welche  hierzu  gezwungen  wurden  (De 
lamare,  2.  Bd.»,  S.  448 ff.). 

Die  große  Zahl  der  Prostituierten  wurde  durch  derartige  wob 
löbliche,  aber  im  allgemeinen  unwirksame  Maßregeln  nicht  merkba 
vermindert. 

Es  muß  deshalb  als  eine  byzantinische  Verlogenheit,  die  nicht  ol 
ihres  gleichen  finden  mag,  bezeichnet  werden,  wenn  De  lamare  172 
schreibt :  die  getroffenen  Einrichtungen  ont  presque  totalement  d^livr 
la  Ville  de  Paris  de  ce  fl6au  de  la  d^bauche,  de  tous  les  scandalei 
et  de  toutes  les  autres  suites  funestes  qui  en  sont  ins^parables ;  c 
il  en  est  de  m6me  k  proportion  dans  les  autres  Villes,  oü  ces  ^tablisst 
ments  de  discipline  et  de  charitö  ont  6t6  faits  (Delamare,  1.  Bd.' 
S.  497).  Das  sollte  für  eine  Zeit  gelten,  in  der  Ludwig  der  XIV.  gleichzeiti 
mehrere  Maitressen  hielt  und  diese  mit  königlichen  Ehren  überhäuft 
in  welcher  die  Großen  das  Beispiel  des  Königs  nachahmten,  in  welche 
die  Priester  wegen  ihrer  Ausschweifungen  berüchtigt  waren  und  dl 
Kirchen  als  Stelldichein  und  als  Markt  für  die  Dirnen  dienten !  Dt 
mals  spielten  sich  im  Palais  Royal  unter  der  R^gence  jene  Bacchs 
nahen  ab,  die  an  die  Ausschweifungen  der  letzten  römischen  Cäsare 
erinnerten  I  Und  damals  soll  Paris  fast  frei  von  Prostituierten  gt 
wesen  sein? 

Zur  Zeit  Ludwigs  des  XV.  (1774—1793)  besaß  Paris  vielmehr  bi 
zu  32000  eingeschriebene  Dirnen,  eine  Zahl,  die  am  besten  zeig 
was  von  der  oben  angeführten  Behauptung  Delamares  zu  halte 
ist  (Sabatier,  S.  183).  Wer  Geld  hatte  oder  mit  den  Polizeibeamte 
befreundet  war,  wurde  bei  den  von  Zeit  zu  Zeit  vorgenommene 
Razzias  unbehelligt  gelassen;  anderenfalls  wurde  gegen  die  aufg« 
griffenen  Dirnen  auf  Gefängnis  für  einige  Monate  erkannt  Die  Vei 
handlungen  gegen  die  aufgegriffenen  Dirnen  fanden  im  Chätelet  stai 
und  wurden  von  Müßiggängern  und  Wüstlingen  lebhaft  besucht    Di 
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Verurteilten  wurden  in  einem  offenen  Wagen  dicht  aneinander  gedrängt 
als  abschreckendes  Beisi)ie]  durch  die  Stadt  gefahren.  Die  Theater- 
dainen  Idieben  ganz  unbehelligt,  ja  wenn  ein  Weib  in  aller  Ruhe  und 
Sicherheit  sich  der  Prostitution  ergeben  wollte,  gab  es  kein  besseres 
Mittel,  als  sich  auf  die  Liste  der  Schauspielerinnen  oder  Sängerinnen 
setzen  zu  lassen.  Natürlich  bedurfte  es  hierfür  der  Protektion  (Sa- 
batier,  S.  182). 

Bei  Ausbruch  der  französischen  Revolution  waren 
bereits  zwei  mit  der  Kontrolle  der  Prostitution  beauftragte  Beamte 
vorhanden.  Aber  die  von  ihnen  ausgeübte  Aufsicht  war  durchaus 
ungenügend  und  die  Prostituierten  blieben  infolge  der  politischen  Auf- 
regungen, die  sich  bei  Beginn  der  Revolution  einstellten,  völlig  sich 
selbst  überlassen  und  jeder  Fessel  ledig.  Dieser  Zustand  dauerte  bis 
zum  20  ventose  IV  (März  179t)).  In  diesem  Jahre  sah  sich  die 
städtische  Verwaltung  durch  den  öffentlichen  Unwillen  über  das 
Treiben  der  Prostituierten  gedrängt,  endlich  veranlaßt  die  Eintragung 
der  Prostituierten  in  eine  amtlich  geführte  Liste  anzuordnen.  Die 
Angelegenheit  wurde  aber  bis  1804  sehr  lässig  gehandhabt  (Parent- 
Duchatelet,  S.  211). 

Bis  zum  Ende  des  l.'i.  Jahrhunderts  kfi  in  m  e  r  t  e  man 
sich  in  Frankreich  wenig  oder  gar  nicht  um  die  ärzt- 
liche Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten,  ob- 
wohl diese  auch  vor  Ausbruch  der  Syphilis  wohl  bekannt  waren.  Als 
aber  die  genannte  Krankheit  das  Land  wie  ein  unerwarteter  und  über- 
mächtiger Feind  überfiel,  bestimmte  am  6.  März  1496  das  Parlament 
von  Paris  folgendes  (Chereau,  S.  83): 

1 )  Alle  Fremden,  die  von  der  grosse  vörolle  befallen  sind,  haben 
Paris  bei  Strafe  des  Hängens  innerhalb  24  Stunden  zu  verlassen.  An 
den  Toren  von  Saint  D6nis  und  Saint  Jacques  erhält  jeder  fremde 
Kranke  6  Frank  als  Wegegeld  und  darf  die  Stadt  nicht  früher  wieder 
betreten,  als  bis  er  geheilt  ist 

2}  Die  einheimischen  Syphilitiker  müssen  bis  zur  Heilung  in  ihren 
Häusern  bleiben  und  dürfen  sie  vorher  nicht  verlassen.  Für  ihre 
Verpflegung  soll  gesorgt  werden. 

3)  Wer  obdachlos  ist,  muß  sich  bei  Strafe  des  Hängens  innerhalb 
24  Stunden  nach  Saint  tiermain  des  Prfes  begeben,  um  dort  verpflegt 
und  geheilt  zu  werden. 

4)  Syphilitische  Frauen  werden  getrennt  von  den  Männern  unter- 
gebracht. 

5)  Jeder  Syphilitiker,  der  sich  in  der  Stadt  frei  bewegt,  wird  ins 
Oefiingnis  gebracht  und  körperlich  bestraft  werden.  1498  droht  man 
den  fremden  Syphilitikern  an,  sie  in  die  Seine  zu  werfen,  wenn  sie 
Paris  nicht  innerhalb  24  Stunden  verlassen  haben  *). 

Aber  trotz  aller  Strenge  gewann  die  SyphUis  weitere  Ausdehnung, 
da  die  Krankenhäuser  für  die  große  Zahl  der  Erkrankten  unzureichend 
waren  (vergl.  S.  966). 

Eine  regelmäßige  ärztliche  Kontrolle  der  Prosti- 
tuierten fand  bis  in  das  1 7.  J  ah  rhundert  nicht  statt. 
Erst  1684  verordnete  Ludwig  XIV.,  daß  die  aufgegriffenen  Dirnen 
nicht   nur   ins    Gefängnis    geführt,    sondern    auch   ärztlich   behandelt 


•)  Diese  Verordnung  oder  eine  ganz  ähnliche  verlegt  Galligo  auf  das  Jahr 
1493.    Vergl.  Proksch,  1.  Bd.,  8.  344. 

66* 
»53 


1044 


TH.   WETL, 


] 

am- 


würden.    Diese  „Behandtung"  war  aber  nahezu  unwirksam  (Parent- 
Duchatelet.  S.  374). 

Die  Sj'philitischen  beiderlei  Geschlechts  fanden  in  Paris  zunächst 
fast  ausschließlich  im  HMel-Dieu,  später  auch  im  Hospice  de  Vao- 
girard,  im  Bicetre  und  in  der  Salpetriöre  Aufnahme.  Hier  lagen  sie 
zusauimengepfercht  wie  die  Heringe  zu  vieren,  ja  zu  achten  in  ein« 
einzigen  Bette.  Mehrere  solcher  Betten  waren  übereinander  angeordi 
weil  der  Raum  knapp  war  (S.  966  ff.).  Die  Kranken  durften  nur  von  8  ' 
des  abends  bis  1  Uhr  früh  über  ihr  Bett  verfügen  und  mußten  es  da 
an  diejenigen  Patienten  abtreten,  welche  bis  dahin  auf  der  Erde  kam- 
piert hatten.  Im  Durchschnitt  mußten  25  Betten  für  100  Kranke 
nügon,  von  denen  -t^  starben.  Vor  Beginn  der  Kur  und  nach  d 
Beendigung  wurden  die  Kranken  geprügelt.  Diese  „Behandlung 
wunie  nocii  1700  durch  eine  besondere  Verfügung  eingeschärft !  Troti 
dieser  Zustände  meldeten  .sich  viel  mehr  Kranke  zur  Aufnahme,  ak 
aufgenommen  werden  konnten.  Nach  einem  amtlichen  Berichte  starben 
während  der  Jahre  1785—178!)  auf  je  (iOO  wegen  Sy])hilis  aufgenom- 
mene jährlich  im  Durchschnitt  40  Männer  und  45  Frauen  (Sabatier. 
S.  190). 

1714,  dann  wiederum  1747  und  1762  wurde  eine  regelmäßig 
ärztliche  Untersuchung  der  Prostituierten  vorgeschlagen.  Der  Vd| 
schlag  wurde  abgelehnt,  und  zwar  1762  mit  der  tiefsinnigen  Be- 
gründung: wenn  die  Prostituierten  amtlich  durch  Aerzte  einer  regei- 
mäliigen  Kontrolle  unterworfen  würden,  würde  das  Publikum  hierin 
eine  Begünstigung  der  Prostituierten  erblicken!  Seit  1791  endUch 
werden  diejenigen  Prostituierten  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juli  mit 
strengen  Strafen  bedroht,  welche  nicht  dafür  sorgen,  daß  sie  frei  von 
Syphilis  blieben  (qui  n'otfriraient  pas  des  garanties  pour  leur  sant^). 
Obgleich  sich  nun  seit  dieser  Zeit  die  zuständigen  Behörden  lebhaft 
mit  der  ärztlichen  Kontrolle  beschäftigten,  kam  diese  in  wirklich  wirk- 
samer Weise  erst  seit  Dezember  1802  zu  stände.  An  diesem  Tage 
wurde  der  Dispensaire  de  salubrit6  eröffnet,  in  welchem  die 
kranken  Dirnen,  soweit  sie  nicht  in  das  Krankenhaus  gehen  wollten, 
ärztlichen  Rat  und  freie  Medikamente  erhielten.  Die  Anstalt 
wurde  durch  die  von  der  Polizei  erhobene  Einschreibegebühr  der 
Prostituierten  erhalten.  In  den  futgenden  Jahren  fanden  derart 
Untersuchungen  der  Prostituierten  außerdem  noch  statt  in  den  W« 
nungen  der  Prostituierten  und  im  Gebäude  der  Pohzeipräfektor. 
letzterem  Orte  wurden  die  von  der  Polizei  aufgegriffenen  Dirn 
untersucht.  Nach  Berechnungen  von  Parent-Duchatelet  ent- 
fielen in  den  Jahren  1823—1832  auf  jede  Prostituierte  etwa  J|^ 
Untersuchungen  jährlich  (Parent-Duchatelet,  S.  375  fl| 
Seit  dieser  Zeit  sind  die  zwangsweisen  Untersuchungen  der  Dirnen 
zwar  zahlreicher  geworden,  sie  genügen  aber  noch  immer  nicht: 
weder  in  qualitativer  noch  in  quantitativer  Hinsicht.  Offenbar  halten 
weite  Kreise  Frankreichs  die  Zeit  zur  Regelung  der  Prostitution  na 
wissenschaftlichen  Grundsätzen  noch  nicht  für  gekommen.  Wenigst« 
hat  das  Parlament  noch  1891  und  1894  alle  darauf  zielenden  V( 
schlage  abgelehnt  (Grande  Encyclopödie).  So  ist  denn  Frankreich 
bis  he  Ute  geblieben,  was  es  in  der  Vergangenheit  ge- 
wesen: der  Dorado  der  Prostitution. 
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Partnt-Daohatelet,  De  la  protlilution  daru  la   ViUe  dt  Parit  (18SS). 

Pointe,  Ht'tel  Dieu  df  Lyon,  18 

Prokteh.  J.  K.,   Oetcbichte  der  veneritehen  Krankheilen,  t  Bde.  (189S), 

Babatanx,  De  la  prottilxUivn  en  Europe  (1865). 

Robert,  £«5  tignet  d'infamie  au  moyrn  äge.  Bulletin  et  »Umoirtt  de  la  Sociiti  nationaU 
des  antiquairet  de  Franee,  49.  Bd.  (1888>  57. 

tebatiar,  X„  Hittoire  de  la  lcgi$lation  «ur  le*  /emmei  publii/ue»  et  let  lianx  d»  dibaueha, 
iSiS.     Dit  Zitate  tind  büiueüen  u«9«nau. 

Baiatfoiz,  Ettai»  hittoriqttet  nur  Parit,  S.  Bd.,  S,  I44  ff.  (1766). 


Rückblick. 

Die  Prostitution  findet  sich  bereits  bei  den  ältesten  Völkern 
des  Orients,  bei  Assyrern,  Babyloniern,  Persern,  Indern  und  Juden. 
Den  (irieoben  und  Römern  wurde  sie  wohl  vom  Orient  her  über- 
mittelt. Da  wir  sie  aber  auch  in  Germanien  und  bei  den  Völkern 
Nordeuropas  zu  einer  Zeit  antreffen,  wo  von  einem  regelmäßigen  \'er- 
kehr  dieser  Völkergruppen  mit  den  Bewohnern  Italiens ,  (iriechen- 
lands  und  Kleinasiens  nicht  die  Rede  sein  kann,  wird  die  Prostitution 
bei  den  Völkern  Nordeuropas  wahrscheinlich  autochtlion  entstanden  sein. 

Zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  hat  es  ferner  Individuen 
gegeben,  die  sich  über  die  Schranken  des  ehelichen  Geschlechtsver- 
kehrs hinwegsetzten  und  Ehebruch  ausübten.  Gegen  diese  wenden 
sich  seit  uralter  Zeit  religiöse  Satzungen  und  gesetzliche  Restimmungen, 
weil  die  Ehebrecher  den  Zweck  der  Ehe,  nämlich  die  Erzeugung  legi- 
timer Sprossen,  verhinderten  oder  erschwerten. 

Auch  die  widernatürliche  Unzucht  scheint  so  alt  wie  das 
Menschengeschlecht  zu  sein.  Ihre  Bekämpfung  haben  Staat  und  Kirche 
schon  früh  sich  angelegen  sein  lassen,  weil  diese  Aeu Gerungen  der 
Sinnlichkeit  dem  Staate  keinen  Nutzen,  dem  Unzüchtigen  aber  Schaden 
brachten. 

Gegen  Prostitution,  Ehebruch  und  widernatürliche  Unzucht  ist 
der  Staat,  namentlich  seitdem  das  Christentum  Staatsreligion  geworden 
war,  in  schärfster  Weise  vorgegangen.  Aber  weder  die  Gesetze  der 
byzantinischen  Kaiser,  noch  die  Bestimmungen  der  deutschen  Volksrechte, 
noch  die  Kapitularien  der  fränkischen  Könige,  weder  die  Grausamkeit  der 
deutschen  Partikularrechte  noch  die  peinliche  Gerichtsordnung  Karls  V. 
haben  das  Uebel  aus  der  Welt  geschafft.  Als  ohnmächtig  erwiesen  sich 
auch  die  Reden  und  Schriften  der  Bußprediger  und  die  kirchlichen, 
gegen  Kleriker  und  Laien  gerichteten  Bußordnungen  der  Kirche;  denn 
die  Kleriker  waren  unter  dem  EiniJusse  des  unhygienischen  Zölibates 
zumeist  selbst  so  verdorben,  daß  sie  dem  Volke  das  schlechteste  Bei- 
spiel gaben.  So  wurde  die  Prostitution  allmählich  überall  eine  staat- 
lich anerkannte,  von  den  Behörden  geschützte  und  daher  abgabe- 
pflichtige Einrichtung,  deren  Benutzung  dem  Unverheirateten  während 
des  ganzen  Mittelalters  als  selbstverständlich  galt,  ohne  daß  ihm  da- 
durch der  geringste  Makel  anhaftete.  Erst  nachdem  der  feudale  Staat 
zusammengebrochen  war,  die  Kirche  einen  großen  Teil  ihrer  Macht 
eingebüßt  hatte  und  das  Volk  infolge  der  französischen  Revolution 
seine  Geschicke   selbst   zu   bestimmen    begann,    nachdem    die  Kriege 
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seltener  geworden  und  die  Staaten  auch  die  besitzlosen  Klassen  durch 
regelmäßigen  Unterricht  geistig  zu  heben  unternahmen,  hat  der  Sinn 
für  ein  geordneteres  Geschlechts-  und  Familienleben  alle  Volksklasses 
durchdrungen. 

In  unmittelbarem  Zusammenhange  mit  der  außerehelichen  B^ 
friedigung  des  Geschlechtstriebes  steht  die  Verbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten. Gegen  diese  kämpften  schon  die  Priester 
Aegyptens,  erfolgreich  aber  namentlich  Moses  Gesetzgebung,  die  wohl 
auf  ältere  Vorbilder  zurückgeht.  Griechen  und  Römer  wandten  diesem 
Zweige  der  Medizinalpolizei  keine  besondere  Aufmerksamkeit  zu,  viel- 
leicht weil  die  genannten  Krankheiten  damals  eine  auffallende  Ver 
breitung  nicht  besaßen.  Möglich  ist  es  jedoch,  daß  die  dem  Orient  ent 
lehnten  Bordelle  auch  den  griechischen  und  römischen  Staatsmänner! 
als  eine  Abwehr  gegen  die  Geschlechtskrankheiten  galten,  wenn  ancl 
die  Schriftsteller  des  Altertums  hierüber  schweigen.  Ganz  anders  ii 
frühen  und  späteren  Mittelalter!  Für  diese  Epochen  wurden  die  öffenl 
liehen  Häuser  ein  allgemein  anerkanntes  Mittel  zur  Bekämpfung  de 
venerischen  Krankheiten,  ein  Mittel  zur  Kontrolle  der  Prostitutioi 
das  auch  in  heutiger  Zeit  von  der  Ueberzahl  aller  Aerzte  und  Hygienikc 
als  fast  unentbehrlich  angesehen  wird.  Aus  mehreren  Städten  besitze 
wir  ferner  Nachrichten  darüber,  daß  schon  im  Mittelalter  Aerzte  z« 
Kontrolle  der  Dirnen  angestellt  wurden.  Doch  versagte  dieses  Systeii 
als  die  Syphilis  Ende  des  15.  Jahrhunderts  sich  mit  erschreckend« 
Schnelligkeit  in  Europa  verbreitete.  Zu  einer  dauernden  medizina 
polizeilichen  Ueberwachung  der  Prostitution  kam  es  erst  seit  dei 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  und  zwar  zunächst  in  Paris,  später  aac 
in  den  anderen  Städten  Europas. 

Die  Ausrottung  der  Prostitution  ist  auch  heute  noch  ei 
Problem,  das  seiner  Lösung  harrt.  Hier  werden,  wenn  nicht  alle 
trügt,  prophylaktische  Maßnahmen  zum  Siege  führen,  welche  die  Leben! 
bedingungen  derjenigen  weiblichen  Personen  zu  verbessern  strebei 
die  ohne  die  Unterstützung  der  Gesellschaft  und  des  Staates  der  Ui 
zucht  zum  Opfer  fallen  müssen. 
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Bader,  Beaufsichtigung  der  —  1031. 
BMder  847  ff. 

—  bei  Pest  855. 

—  Dampf-  852. 

—  der  Aegypter  &17,  I0O3. 

—  „    Alhambra  W9. 

—  „    Angelsachsen  852. 

—  „    Araber  849. 

—  „    Armen  8.52. 

—  „    Bataver  851. 

—  „    Franken  851, 

—  „    Fremden  851. 

—  „    Oermanen  851, 

—  „    Gesellen  853. 

—  „    Griechen  847. 

—  „    Handwerker  853. 

—  „    Inder  847,  852. 

—  „   Juden  847. 

—  „    Markomannen  851. 

—  „    Muhamedaner  847. 

—  „    Neugeborenen  851. 

—  „    Perser  847. 

—  „    Quaden  851. 

—  „   Römer  848  ff. 

—  „    Schulkinder  853. 

—  „    Skandinaven  851. 

—  „    Sueven  851. 
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BIder  der  Tfirken  849. 

—  Flufl-  857. 

— ,  gemeinsame  850. 

— ,  Infektion  durch  —  852,  853. 

—  in  Aachen  849,  852. 

—  „  Alezandrien  (Troas)  847. 

—  „  Angsbun;  864. 

—  „  Auerbach  853. 

—  „  Ansbach  853. 

—  „  Avünon  854. 

—  „  Baden-Baden  853. 

—  „  Basel  852. 

—  „  Basiliken  850. 

—  „  Berlin  855,  856. 

—  „  Bränn  855. 

—  „  Budapest  849. 

—  „  Dänemark  857. 

—  „  Deutschland  851,  852. 

—  „  Durlach  865. 

—  „  Ebern  853. 

—  „  Ephesus  847. 

—  „  Erfurt  856. 

—  „  Eßlingen  852,  856. 

—  „  Florenz  854. 

—  „  Frankfurt  a.  M.  853,  855. 

—  „  Frankfurt  a.  O.  854. 

—  „  Frankreich  852,  853,  854. 

—  „  Fredriksborg  857. 

—  „  Freibere  i.  S.  852. 

—  „  Frickennausen  856. 

—  „  Fulda  852. 

—  „  GaUien  849,  857. 

—  „  Hamburg  852. 

—  „  Hieropohs  847. 

—  „  Hildeeheim  852. 

—  „  Hipoltstein  855. 

—  „  Johannisberg  853. 

—  „  Kirchbach  ^2. 

—  „  Eitzingen  856. 

—  „  kleinen  Gemeinden  852,  853. 

—  „  Klöstern  850  ff. 

—  „  Kronborg  857. 

—  „  Konstantinopel  849. 

—  „  Kopenhagen  857. 

—  „  Lübeck  852. 

—  „  Mykene  847. 

—  „  Nordeuropa  857. 

—  „  Norwegen  857. 

—  „  Nürnberg  852,  855,  856. 
„  Paris  854,  (Ö5. 

eii  849. 


—  „  Begensburg  853. 

—  „  Schweden  857. 

—  „  Speier  852. 

—  „  Stettin  855. 

—  „  Stockhohn  857. 

—  „  Straßburg  853. 

—  „  Stuttgart  854,  856. 

—  „  Sundelfingen  856. 

—  „  Trier  849. 

—  „  Uhn  851,  853. 

—  „  Ungarn  849. 

—  „  Wien  852,  854. 

—  „  Wildbad  854. 

—  ,.  Wfirzburg  852. 
— ,  kalte  848,  851. 


BMder,  lakonische  848. 

— ,  nackte  857. 

— ,  Preise  der  848,  856. 

— ,  SchlieSong  der  —  bd  Pest  855. 

— ,         „  „  „    SyiMii»855. 

—  Schwitz-  851,  852,  855. 
— ,  VerpachtunK  853. 

— ,  Zerstörung  der  —  Borns  849. 

Baer,  A.  37,  51  lit,  91,  274. 

Baätmkj  407  lit.,  761  Lit.,  794  Ut 

Baldinger  725. 

Baliin  114  Lit,  408  Ut, 

BaUod  773  Lit 

Bamberg,  Krankenh&user  961,  961. 

Barbientnben  80. 

Barlow  369. 

Barnabö  TiseonU   bek&mpft  Peit  HM 

895. 
Bartels  793  Lit 
Basel,  Krankenhäuser  in  981. 
Barillm,  h.,  gründet  Leprabaus  860. 
— ,  gründet  Xenodochium  957. 
BanblSeke  317,  326,  328,  360,  375,  37< 
Baadrlllart  746  Lit 
Bauer,  QeschlechUleben  1013  Lit 
Bauerahaog  319,  836. 

—  in  Deutechland  836. 
Banemwohnangen  836  ff. 

—  in  Deutschbmd  836  ff. 

—  „  Frankreich  837. 

—  „  Skandinavien  836  ff. 
BaogenosBensehaflen  363, 364, 367, 370 

379,  386. 

—  •geaellschaflen  41. 

—  »gesetz.  Alle.  Sachs.  376,  37a 

—  «hVbe  s.  GebäudehShe. 

—  -Ordnung  360,  377,  378,  s.  Bebaam 
plan. 

—  •parcelle  317. 

—  •plaU  317,  321,  323,  334,  359. 

—  .polltik  315,  32-<i,  326,  331. 

—  •pollMi  311,  312, 314,  321,  360,  •.! 
Ordnung. 

in  Deutschland  während  deslf 

alters  837,  838,  839,  840,  841. 

—  -poUaeiTerordnangen  5i33. 

—  -prHmlen  315,  321,  323,  364. 

—  •tKtlgkeit  des  Staats  und  der  Uem 
363;  gemeinnützige  370,  373,  379 
schaftsmäfiige  373. 


—  «Wesen 

—  -meteter  315,  376,  377. 
Baamhaner,  t.  306. 
Banmpflanzongen    in   antiken    8t 

807. 
Baawleh  844. 
Bayerle  322. 

Bayern,  Armenwesen  234  ff. 
Bayr  (Wien)  439. 
Beamtenwohnnngen  324. 
Bebanungsplan  311,  324,  326,  32' 

339,  .360,  375,  376,  37a 
Becher  45,  51  Lit 
Bechmann  803,  805,  829  Lit 
Beek  374,  379,  383,  385,  516  Lit 
Becker  374,  802,  805,  859,  871,  8 


a6o 


1                                                             Oeneralregister.                                            1051                ^^^| 

Beckmann  810,  829  Lit. 

Berlin  326,  327,  330,  332,  334,  336,  337,                ^^| 

1           Bedluin,  Irrenhau«  im. 

339.340,341,345,348,355,360,380,384.                 ^^M 

Bedürfnisanstalt«»,  öffentliche,  siehe  aacli 

-,  Abfuhr  820.                                                            ^^M 

Aborta,  Chaises  Derceea. 
— ,  — ,  in  Braunschweig  817. 

— ,  Assanierung  von  —  11.                                      ^^^^M 

—,  Beleuchtung  824.                                           ^^^^^| 

— 

— ,  „  Erfurt  817. 

— ,  Charit^  in  —  950  Lit.,  978.                         ^^^H 



— ,  „  Grenoble  818. 

— ,  Kanalisation  820.                                              ^^^H 

— 

— .  „  Hildesheim  817. 

— ,  Strmflen  820.                                                       ^^H 

— 

— ,  „  Magdeburg  817. 

~-,  Wasserversorgung  3.                                       ^^^^^H 

— 

— ,  „  Nürnberg  817. 
— ,  „  Paris  818. 

Berndt                                                                 ^^^H 

— 

Bernliiger  ^15  Lit.                                             ^^^^^| 

— 

— ,  „  Itom  809. 

Bernstein  (>39.                                                         ^^H 

— 

— ,  „  Htraßburg  817. 
private  817,  833,  839,  840. 

Bertimid  276,  374                                                   ^^H 

— 

Berllllon  7-22,  723,  746  Lit.                                    ^^H 



—  ,  in  Bergamo  817. 
— ,  „  Breelau  818. 

Bertrniid  9.'^)  Lit.                                                    ^^H 

— 

Bertschlnger  27  Lit.                                                ^^^H 

— 

— ,  „  Burgen  841  ff. 

Berarsuu:»ibildang  462  ff.                                          ^^H 

— 

— ,  „  Frankreich  840  (t 

—  •gefahren,                                                             ^^M 

. — 

— ,  „  Indien  840. 

Scliädigungen  der  Gesundheit  455  f.                             ^| 

— 

— ,  „  Karlstadt  81& 

„    Sittlichkeit  469  f.                     ^^H 

— 

— ,  „  Mailand  817. 

—  -geDossenscbarien  568,  699,  mi.                       ^^H 

— 

— ,  „  Nürnberg  818. 

—  -naehwelK  480.                                                     ^^H 

— 

— ,  „  Paris  817,  840. 

—  -nahl,                                                                   ^^M 

— 

-,  „  Schlössern  841  ft 

Beachtung  des  Körperznstandee  455.                     ^^^H 

— 

— ,  „  Straßburg  818. 

Wahl  eines   ungeeigneten  Berufs  461  f.                 ^^^H 
Vorbereitung  derselben  476  ff.                                ^^^H 

— 

— ,  „  Venedig  810. 

— 

— ,  „  Zürich  8ia 

Vcnnittelung  der  Lehrstelle  479  f.                         ^^^| 

Be^ne  de  Presle  725. 

Besan^on,  Erzbiscb.  von,  unzüciitig  1009.                ^^^H 

Beduinen  !»2. 

BeHclineidiing  1U03.                                                  ^^H 

-  -Uauser  992. 

Besonnung  359.                                                           ^^^H 

Behaa»!iingsz)ffer  3:)5,  336. 

Besiirenguiig  der  Straßen  8.                                    ^^^| 

BSkf'ST  über  Aussatz  8H7,  889. 

Besteuerung   aikoholiaeher  Getränke  90.                 ^^^H 

BeklefditngsinduNtrie  581. 

—  des  IkHJens  381.                                                         ^^H 

Beleuetitung-  In  antiken  iätfidten  809. 

Betrieb  zur  Bearbeitung  von  Faserstoffen,                 ^^^H 

—  in  Berliu  824. 

Tierhaaren,  .'Vbfällen  oder  Lumpen  594.                 ^^^H 
Bettel   171,    196  ff.,  281,  283,  291,  293,                ^^H 

—    „  Cöln  824. 

—    „  London  824. 

298,  300,  304,  306.                                                 ^^M 

—    „   Paris  824. 

Bettlerdepots  29.^>,  297,  300,  304.                                  V 

—    „    Regenaburg  824. 
Belglstlies  Annenwesen  302. 

Bevifilkerungsverminderani:  736.                                    H 

—  -zuuabine  308.                                                            ^| 
Bejrer  422.                                                                  ^ 
— ,  betr.  Erfurt  872,  982  Lit.                                     ^^| 
BezIrbsN^atem  243.                                                   ^^H 

—  -Tersammlung  242.                                              ^^^H 
Bianchi  siehe  Geißler.                                              ^^^H 
Biedert  123  Lit.,  759  Lit.                                        ^^H 

Belrrand  82ö. 
Belhorame  725. 
BeUebtnnir  359. 
—  der  Arbeitsstellen  584. 
Bellsar  798. 

Benedikt,  h.,   betr.  Krankonpfl^c   960, 

Bielefeld  51  Lit.                                                       ^^H 

903  Lit.  unter  Miene. 
—  gestattet  den  Geixtlifiien  zu  baden  850. 

BlenaNsls  950,  952  Lit.                                            ^^H 
Bier,  Alkoholgehalt  82.                                            ^^H 

Benedikt  XID.,  Wüstling  1011. 

Blndewuld  753  Lit.,  773  Lit.                                   ^^H 

Benedikt  XIV.  798. 

Blologlseheti  Verfahren  7.                                        ^^^H 

Benedikt  von  Nursia  schließt  Bäder  855. 

Biou  441.  443  Lit.                                                       ^^^H 

Bened  iktl  ner  bauen  Krankenhäuser  960  ff. 

Blsehoir  753  Lit.                                                      ^^H 

—  -Itegel  betr.  Bäder  WX 

Bitzer  27&                                                                ^^H 

Benbiiin,    betr.   Krankenhäuser  984  Lit. 

Blasehko  33  Lit.,  70,  75,  77,  78,  80  Lit.                ^^H 

BeuNen,  betr.  Krankenhäuser  982  Lit. 

BlasiuN  10  Lit.                                                         ^^H 

Benzlnper  794  Lai. 

Bleifarben  und  andere  Bleiprodukte,  An-                ^^^H 

tage  zur  Herstellung  von  —  593.                           ^^^H 

—  -rKhren                                                             ^^^| 

BeowaÜ,  betr.  Straßen  611. 
— ,  betr.  Wohnhäuser  832. 

BeppoUnuH  stürzt    mit  Söller  ein  833. 

—  -Vergiftung  durch  Bohren  4.                              ^^^H 

Beraoiiehung  82,  94. 

Blev  123  Lit.                                                            ^^H 

Berg  123  Lit. 

Blinde  .521.                                                               ^^M 

Bergbau  579. 

Blo<:b,  V.  722,  723.                                                   ^^1 

BergeraoBD  516  Lit. 

Bloek,  Maurice  299,  722.                                         ^^M 

Bergeret  725. 

Blum  277.                                                                 ^^H 

Berkensls,  Joh.  Curio  846  Lit. 

Blumenthal-Moskau  46.                                           ^^H 

261                                                                               ^^1 

L     . 

.^V^3 

■ 
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^^H 

Bliimner  806,  830  lit,  950  Lit, 

1004, 

Brnnnen  im  Altertnm  794  fL         ^^^H 

^^^^^H 

1005  Lit. 

—  in  Uäusem  840.                             ^^^^| 

^I^^H 

Board  of  Guardian«  290. 

—    „  Burgen  840.                                 ^^B 

^^^^H 

BoccHwio  üIk-t  Aborte  819,  830  Lit. 

— ,  Wasserversorgung  3.                             ^M 

^^^^^H 

—  über  Pest  892. 

Bmnner,  Volk-^ra-hte  1015.  1017  Lit.   ■ 

^^^^H 

—  yerapotlet  unzüchtige  Ueietliche  1010, 

Bruno  t.  Cöln,  Hadeaskeiiker  S50.         ■ 

^^^^^H 

1013  Lit. 

BrilKsel,  Krankenhaus  in  —  085.           ^M 

^^^^H 

Bode,  VV.  81,  91. 

—   Wasserversorsiuig  3.                            ^B 

^l^^l 

—  438.  SIS  Lit 

Buchdruckerei  581.                            ^^M 

^I^^H 

BodelKcbwin^h,  v.  374. 

Buchen  bergrer  161  Lit                     ^^^H 

^I^^H 

Boden  und  Bauwerk  318. 

BUcher  357.                                        ^^H 

^l^^l 

KuttclUng  317,  318,  319,  321, 

324, 

Buehk«  163.                                      ^^M 

^I^^H 

327.  ;«8,  .09,  360,  375,  383. 

Buckle  725.                                               ■ 

^l^^l 

—  -besteuerung  381. 

Buddhadasa  gründet  KrankenMoaer  951^l 

^■^^H 

—  -leilie  317. 

Bndni  408  Lit.                                          ■ 

^l^^l 

—  -iMilük  318,  321,  328,  331,  352, 

367, 

Buehl  275,  276.                                         M 

^l^^l 

373,  375,  378,  380. 

Buettner  724.                                           H 

j^H^^H 

preis  328,  332,  334,  341,  357, 

375, 

BUhler  27  Lit                                          ^ 

^^^^^H 

•Wv",  «.  Mietpreis. 

— ,  betr.  As^ika  955  Lit. 

^^^^^H 

—  Spekulation  313,  318.  321,  328, 

339, 

Bundefuimt  für  das  Ueimatwesen  23^ 

^^^^H 

346,  351,  3,'i2,  375,  378,  383,  384, 

386. 

Indlgenat,  gemeinsamei  im  Deutschen 

^H^^l 

—  -TerwhuMimy  330,  337,  352,  384, 

386. 

Reicie  225. 

^H^^l 

—  -zln«  317. 

BundesratsbekanntmaehanKea    lur   Bt- 

^H^^l 

Bodenoteln  950  Lit. 

crenzung  der  Arbeitszeit  in: 
Bäckereien  595.  697;                                ^m 
Konditoreien  .595,  .597  ;                            ^M 
GastwirUchaften  595.  596,  597:           ^ 

^H^^l 

Bodio  302. 

^H^^l 

Bowiicker  723. 

^^1^^^ 

Bo«hmert  275,  283,  353. 

l^l^^l 

üoelzow  367. 

Schankvvirtschafteu  595,  596,  597. 

^H^^^ 

Itogruslawskl,  V.  722. 

—  -Terordnungen  über  Beschränkung  dtr 

^^1^^^ 

Bnlilfiiweire  810. 

Besciiaftigung  von  ArbeitennDeD    and 

^^■^^^ 

Bükh  759  Lit. 

ngcmil.  Arbeitern  in: 

>ahtziehereicn  mit  Wasserbetrieb  5^ 

^H^H 

Boiniiurd  299. 

1^1  ^^1 

BoiiiriiKliis,  h.,  betr.  Krankenhäuser  960. 

594; 

^^l^^l 

Booth,  Ch.  291. 

Walzwerken  593,  594;                    ^^m 

l^l^^l 

— ,  W.  292. 

Bammerwerken  593,  594;              H^l 

^H^H 

Bordeaux,  Erzbisch.  v.,  unzüchtig 

1009. 

Werkstätten  mit  Motorbetrieb  593,  dB^H 

^^l^^l 

Boniellf  in  Rom  1012. 

Motorbetrieben  593,  594.                       ^H 

I^H^I 

—  Biete  Frauenhäuser. 

über  hypienieehe  Einrichtungen  in: 

^^l^^l 

BordellreKleinent  1024  ff. 

Zündholzfäbrikcn  593; 

I^H^^I 

Borfruct  «SSi  Lit. 

Zigarrenfabriken  593 ; 

Anlagen   zur   Herstellung    von   Alkali- 

1^1  ^1 

Burrmann  324. 

1^1  ^^1 

Boucherun  725. 

Chromaten  593;                                    ^^ 

^^l^^l 

Kündet  et  Grand  830  Lit,  850  Lit 

Buchdruekcreien  593  ;                             ^B 

^H^H 

BounieTllle  41(). 

Schriftgteßcreion  593;                      ^^^B 

^^l^^l 

Boutlot  St50  Lit. 

BoQhaarttpinncreien  593;                 ^^^H 

^^■^^1 

Brabant,  Krankenhäuser  in  —  985. 

Huiu-zurichtereien  593;                    ^^^^| 

1^1  ^^1 

Brande  in  Städten  838. 

Bürsteczurichtereien  593;              ^^^^| 

1^1  ^^1 

Brandts  275,  376,  383,  386,  627. 

Bürstenmacbereien  593;                   ^^^^| 

H^l 

Urunntweln,  Alkoholgebalt  82,  91. 

Pinselmachereien  ,593;                    ^^^^M 

^^l^^l 

Braun  3Ö6,  475  Lit,  643. 

Zinkhütten  593;                               ^^^H 

^^^^^H 

Brauubchweig  802,  814. 

St-einhauereien  593;                          ^^^^B 

^^^^^H 

— ,  Lepra  in  —  863. 

ät ein  metzbetrieben  5!)3.                          ^H 

^^l^^l 

Bremen  225,  334,  337. 

Bunt^e  103  Lit,  161  Lit,  759  Lit.        ■ 

^^l^^l 

Brentano  160  Lit,  753  Lit 

Bunzel  115  Lit                                        ■ 

^^^^^H 

Brial  885,  889  Lit 

Bunzlau  802.                                             H 

^^P^^H 

Brierre  de  Bolsmont  725. 

Bureaux  de  bienfaisance  295,  303.        ^M 

^^^^H 

Briet  950  Lit 

—  d'B-sHiBtance  297.                             ^_^M 

^^^^^H 

Brinkmann  275,  277. 

—  de  charite  29(J.                               ^^M 

^^^^^H 

Brwklesbj  725. 

Burenukratisebes  Svxtem  239.         ^|^| 

^^^^^H 

BrtH-hard  740  Lit 

Bnret^   L>elr.  rönuBciie  Medizin  956  B^^ 

^^^^^H 

Brodbiirst  292. 

Burgersteln  42ii,  7ni  Lit 

^^^^1 

Brot  uirt  Naturalunteretützung  256. 

Bürgerhaus  322,  326.                                ^ 

^^^^^H 

Brugsth  860. 

—  -stand  316,  321.                                      ■ 

^^^^^H 

Brufkniaun  275,  277. 

Bürgerliche  Bauweise  309,  315.  316.      ■ 
Bürgerliches  Gesetzbuch,  sonaie  Bedeafl 

^^^^^H 

Brubns  80  Lit 

^^H 

Brunnen  800,  833,  837,  840. 

tung  desselben  180.                         .^^^B 

1 

s6<                                                         ^^M 
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Biirfferspltäler    siehe    städt.    Kranken- 

Cbolera,  Verbreitune  der  —  durch  Kriege                       ^M 

haurier. 

698.                                                                           ^^ 

Burgstadte  317. 

Christentum  und  Bäder  850.                                     ^^M 

Burklmrdt  &16  Lit 

Chrii^tlan  IV.  baut  Wasserleitung  802.                     ^^H 

BUsini?  lü  Lit. 

Christians  8)38.                                                            ^^H 

Butzeuschelbeu  839. 

Christliehe  Uemeinden,  Armenpfl^e  der                  ^^^H 

erRten  m  Jerusalem  170.                                        ^^^H 

c. 

Cbristinger  283.                                                        ^^M 

('  Riehe  auch  K  und  Z. 

Chroniken  deutscher  Städte  950  Lit                  _^^^M 

Cat-heux  374. 

CbQcbul  275.                                                        ^^^H 

Cagrote  8Ö8. 

Ciatemen  312,  siehe  Zisternen.                                ^^^H 

Cahn,  Ernst  387,  475  Lit 

Ctstereicnser  bauen  Krankenhäuser  961.                  ^^H 

C«ll,  T.  28t. 

Claebe  417  Lit                                                       ^^M 

Calot  445. 

Ciasgen  376.                                                                ^^M 

t;alwer  133  Lit.,  löO  Lit,  604  Lit, 

Classe«  de  garde  428,  429.                                         ^^M 
Clausach  324.                                                                 ^^M 

t'aDierarliu  Ü5Ü  Lit. 

fange  Bu  betr.  Diakonie  958. 

Cleman^is,  de  1011,  1013  Lit                                  ^^M 

betr.  Unzucht  1008. 

Cluuy  835.                                                                 ^^H 

i'aiitines  scolaires  428. 

Cocbayne  870  Lit                                                     ^^H 

L'apapclo  »12,  KiÜ  Lit,  891,  950  Lit 

Codex  Jiistinianua  859  Lit.,  1007.                            ^^H 

Capasso  811,  812,  830  Lit 

—  über  öffentliche  Bäder  als  Schädongs-                  ^^^H 

Capfcciatro  1013  Lit 

grund  850.                                                                  ^^^H 

(.'apitulare  admonitio  j^jierali»  1017. 

Codie«  .'«auitario  di  Firenze  usw.  892,  891.                 ^^^| 

—  niissorum  generale  1017. 

Col'dakutlon  418  ff.                                                    ^^H 

—  de  disciplina  palatii   1017. 

—  Karls  des  Gr.  uetr.  Krankenhäuser  963. 

Coghlan  746  Lit.                                                       ^^H 

Cohn  761  Lit                                                            ^^H 

-     ,,        „     „     „     Aussatz  8«1  £f. 

Coler,  r.  725.                                                             ^^M 

—  Pippini  betr.  Lepra  861  ff. 

ColettL  Franc.  805   Lit,  816,  819,  VSO                 ^^M 
950  Lit                                                                    ^^H 

—  Pippini  II.  betr.  Unzucht  1017. 

—  Remedii  betr.  Unzucht  lOlC. 

CSIn  814.                                                                            ■ 

Capots  86a 

—  Unzucht  in  —  1010.                                               ^hH 

Caqueux  868. 

Coionla,  Agrippinensis  808,  809,  830  Lit                 ^^H 

Carabellese  803,  81»  Lit,  811,  819,  854, 

Colonies  scolairee  428.                                                  ^^^| 

8f.9  Lit. 

Colonnit  SU,  830  Lit                                                  ^^H 

("aracalla,  Thermen  848. 
Carlier  72ö. 

Coluirieiia  799.                                                          ^^H 

Ciiiuby  445.                                                                    ^^H 

Carolina  ItrüO. 

Commen^e  74,  80  Lit.                                               ^^^| 

t'äaar  über  Bäder  851. 

ConeordiA  454  Lit.                                                          ^B 

— ,  Munizipalgesetz  807. 
Cüsarea,  Xencxiochium  in  —  957. 

Congre^razlone  di  caritä  301.                                          ^M 

Conrad  134  Lit,  160,  609,  640,  653.                               ■ 

Caspar  lOIi*,  W2{}  Lit. 

Constantln  und  Christentum  959.                                     ^U 

Casper  723. 

Consluiitln  IL  sorgt  für  Xenodochien  957.                        ^H 

Catisio  7E)8,  805  Lit. 

Coiistttutiones  Hirsauenses  betr.  Kranken-                        ^M 

CaTBtrllerl  3<J2. 

hüiiser  !lfjO.                                                                     ^^H 

Cecctiettl,  Pestebwehr  891,  950  Lit 

Corbie,  KlosterkrankcnhaiLs  960.                                ^^^| 

Celli  7<l(;,  798,  805  Lit 

Cordler  betr.  ind.  Krankenhäuser  9.55 Lit.                 ^^^| 

Centorio  de'  Uort«nBil  950  Lit. 

Coniellle  über  den  Schmutz   von  Paris                  ^^^| 

Centralstelle    für    Ärbeiter-Wohlfahrts- 

^^M 

einrichtungen  547,  603. 

Cornet  51  Lit                                                          ^^H 

Centöla,  Kloster  834. 

Corradi  über  AussaU  8&i,  889  Lit                         ^^H 

Cetto,  r.  753  Lit. 

—  über  Pest  891  ff.,  950.                                            ^^H 

Ceylon  803,  808. 

Corrin  1014  Lit                                                       ^^^1 

Chais«  percfees  828,  841. 

CottaKe-System  2S8.                                                    ^^^1 

Chnllamcl  3ti9.  374. 

Cottlnet  442.                                                             ^^^1 

CUaponiöre  889  Lit. 

Coutumes  de  Paris  630,  840,  846  Lit                      ^^H 

—  über  Au«.?atK  885. 

Coyee(|ue  über  Hi^tel-Dieu  zu  Paris  958,                 ^^H 

—  betr.  Krankenhäuser  982  Lit 

95U  Lit.,  964  ff.                                                       ^^M 

Cba8t«l  über  Krankenhäuser  959  Lit 

Crato  T.  Cranthalm   über  Pest  905,  950                  ^^M 

Chance  292,  408  Lit. 

.^H 

Chavant  818,  830,  951  Lit 

Cr«de  62.                                                                   ^^M 

Cliemlscbe  Industrie  580. 

Creighton  über  Aussäte  887,  888«.                        ^^H 

Chereau  über  Aussatz  867,  871,  950  Lit 

—  betr.  Krankenhäuser  991,  992  Lit.                       ^^H 

—  über  Krankenhäuser  971  Lit 

—  über  Pest  950  Lit,  951   Lit   unter                  ^^M 

ChcTaller  861,  871,  889  Lit,  872,  885  ff., 

Defoe.                                                                          ^^M 

866. 

Crenzbaner  162  Lit                                                  ^^H 

Childebert  gründet  Krankenhäuser  963. 

Cr^teur  724.                                                               ^^B 

K_                                                                             — J jM 

Dnde  107  Lit.,  753  Lit. 

Dagrobert  I.  verschenkt  Bäder  851. 

DniiiiiHcbke  883. 

Dnmerow  725. 

üamianl,  über  gomorrbianDs  1009,  1014 

Lit, 
Damme  454  Lit,  475,  603  Lit,  0^3. 
UtunpfTUsser  573. 

—  -leltuiig-en  573. 

—  -kewtel  573. 
Dttnlsclies  Ärmenwesen  284. 

Dant«  betr.  Krankenhäuser  958,  959  Lit 

Duuxlirer  842. 

Daiizke  S42. 

Darleltnükassen  557. 

Darwin  73li  Lit. 

Deeio  ".151  Lit. 

Defoe  951  Lit. 

Dehn  516  Lit 

— ,  V.  —  Botfelser  275. 

D*J6rine  785  Lit 

Delamare  88G,  880.  950  Lit,  051  Lit 

—  über  PrOBtitution  1Ü38  ff.,  1045  Lit 
Delitzsch  315. 

Demme  7H5  Lit. 
Denis  374. 

DeHlderius  v.  Montecaagino  gründet  Xeno- 
doehium  SBl. 

—  grüiiMlet  Krankenhäuüer  961. 
Desinfektion   32  ff.,   45,   915,  917,   919, 

928  ff. 

—  der  Haustiere  900. 

—  der  Bücher  »00,  919. 

—  der  Briefe  944. 

—  von  gnnKeii  Städten  915,  916,  918. 
Deslurektiouaotdnnng,  erste  895. 

-,  lu  Wien  1H)7. 
Deutsch  408  Lit. 
Deutsehe  Bauweise  319,  325. 
Deutsches  Recht  318,  362. 
Deutscher  Zcntralverein  zur  Fürsorge  für 
die  üchiilciitlaKfietie  Jugend  274. 

—  Verein   für  Armenpflege   und  Wohl- 
tätigkeit 194. 

Deutüchorden  989. 

Diakonle  *J'>S. 

Diehl  KiO  Lit. 

DIels,  betr.  ÄHkiepien  955,  956  Lit 

OiensttehrHtellen  491  f. 

Dieterich  470  Lit 

Dlcti,  betr.  Krankenhäuser  959  Lit,  977  ff., 

981.  982,  984  Ut. 
Dietzel  KU  Lit 

DUTerenzlernng  der  Bodenpreise  334. 
Diokletians  Thermen  849. 


Dlonj'sias  i  _ 
Disponsuirai? 

—  antitubere 
Distriktsarmi 
DIx  .'i43  Ut 
Dodd  515  lj< 
Dohlen  819. 
Dolge  64a 
Donath  736  J 
DoroYk,  Cari 
Drehlade  397 
Dreifcnsterhi 
DreiliiejUhrli 
Dresdner  lOl 
DreyfuÜ  19  J 
Dniiiincau  7i 
Duehesne  88! 
Dticrey  'Jl. 
Dueiislui?  ö4i 
Dnfour  80  Li 
DUnimler,  Oi 
Dnpoiiy  ^2, 

—  ül>er  Anas 
Dttrre  805,  J 
Dutt,  betr.  £ 
Dttttraann  2'i 
VuttagamanI 
DuumTiii  (R 


Eberstadt 

3H.\  :te6,  4 
Eberty  162  I 
Ebstein  793, ; 

—  über  Pest 
Eckstein  276 
EdeasH,  Xen( 
Edictiui  Rotl: 
Eetar  792. 
Etrtrerdes  Qbi 
E'smiben  8U 
Eiiebniih  10 

—  -schlieBoi 
auf  —  663 

Ehlers  über 
Ehrenbe«mt< 
Ehrle  814,  8 
EinigungsKin 
Einkommen 

iititijj  186, 
Eiurielitangi 

Wohlfahrt 
Elsen  im  Gr 

—  -bahnen  i 

—  -bahnbaa 
Eiben  753  L 
Elberfeld  32! 
Etberfi'lder  . 
Elektrische 
Eleudsherbei 

—  in  Straßb 
EllBabelb,  h. 

—  baut  Krat 
Ellsabotheiii 
Elisa  bethren 
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Elsaß- Lothri  II  feo,  Armen  wesen  23(3  f. 

Elster  ül5  Lii. 

Emmini^haus  275,  304. 

Eiicjolopedia  BnUanica  830  Lit. 

Enrants  nssistäa  398,  401. 

Engel  114  Lit.,  722. 

Engreis,  F.  89,  357. 

England  365. 

— ,  Johanniter  in  —  989. 

— ,  Lazariatcn  in  —  991. 

— ,  Xenodochien  in  —  983. 

Englischer  Schweiß,  Verbreitung  durch 

Kriege  ()96. 
Englisches  Arraenweaen  287. 
Ennen  7W.  8Cß,  814, 81t»,  tvK)  LiU,  870  Lit 
EntartungNiiroblem  731. 

—  -theorte  727. 
Etiteiirritiug  378. 

£iith:<ltsuinkeit.sbewegiing  86,  87,  92. 
Entlohnung  553. 

Entniunnung  gegen  AuBsatz  861. 

—  wegen  Unzucht  lOlö,  1017. 
Entstllnliungsaiilagen  591. 
Eutwiisscrung  der  Häuser  808,  809. 

—  der  Straßen  812. 

—  im  Altertum  808. 

—  „   Mittelalter  819. 

—  siehe    audi    KanaliRation ,     Stroßen- 
reinifrung. 

Entwiekeinng  der  städt.  Bauweise  310  f. 

Epheserbrlef  1007. 

Ephretn  gründet  Xenodoehium  937. 

Eppler  515  Lit. 

Epstein  407  Lit. 

Erasmos  über  Bäder  855. 

Erbbaureeht  363,  384. 

Erbrecht  317. 

^  des  Anneiiverbnndea  233. 

Erehambald,  BiBchof  von  Straßburg  834. 

Erdberg,  t.  653. 

Erdgrab  i\. 

—  -lllter,  Wassen-ersorgung  3. 
Erfelge  der  Armeiinflege  2(Xlff. 
Erfolg  der  Jugendfüreorgc  544. 
Erfurt,  Krantcnhäuaer  in  —  96L 
Erlngaard  3(iSi,  (Kß,  tj35. 
Eri.'ininun  724,  785  Lit. 
ErnühruugRgesetze  97. 

Ernst  414  Lit. 

Ersch  und  Gnit>er,  betr.  Kraukenhäueer 

956  Lii. 
Erstattnngspflieht  d.  Armen  verbände  232. 

—  des  Unterstützten  oder  seiner  Ange- 
hörigen 233. 

EscUe  276. 

Esqulrol  723,  725. 

Essen  646. 

Essrunelii  813,  830  Lit 

Etagenhaus  322,  324. 

6tuve.H  852. 

Enpnlinns  795. 

Evagrlus,  h.,  badet  nie  850. 

Etert  276.  353,  515  Lit.,  603  Lit 

Ewald,  A.  103  Lit.,  428. 

Ewieh  über  Pest  908,  951  Lit 

ExistenzmlDlmnm  185. 


FabarluR  377. 

Fabiola  gründet  Kraukeuhüiiser  957. 
Fahre,  P.  J.  üöl  Lit, 
FabrIkgebHude  346. 

—  -heime  für  Mädchen  502  f. 

—  -Inspektion  597. 

—  -lehrwerkstlltte  483  f. 

—  -Ordnungen  ».  Bundesrataverordn. 

—  -peusiounte  4!ll. 

—  -seh  ölen  für  hauBwirt-schaftliche  Unter- 
weisung 4',H)f. 

—  -sparkasKen  406. 
Failisehule  483,  484  ff. 
Faeh  werk  bau  377. 
Fahrstuhle  570. 
Fäkalien,  Beseitigung  6. 
— ,  Menge  6. 

Faleh  274  Lit 

Falk  852,  853,  R59  Ijt 

— ,  betr.  Krankenhäuser  978,  982  Lit 

Falken  barg  306. 

Familienleben  der  Jugendlichen  467  f. 

—  -pOege  ffir  Kinder  267  f. 

—  —  für  Erwachsene  266. 

FHra,  8t.,  Nonnenkloster,  Unzucht  im  — 

1009. 
Farfa  8:«. 
— ,  Bilder  in  —  850. 
— ,  Krankenhäuser  in  —  961,  993. 
Fatttan,  betr.  Krankenhäuser  954. 
Fea,  C.  798,  805  Lit. 
Fechter  80Ü,  ÖOJ  Lit,  814,  830  Lit,  843, 

84«,  859,  863,  86Ö,  871  Lit 

—  betr.  Krankenhäuser  982  Lit 
Feig  376. 

Feldslecbe  •=  Aussätzige. 
Fellblen,  betr.  Krankenhäuser  971  Lit 
Feilsch  276. 
Fehl  724. 
Fenster  832,  836. 

Ferdinand   I.,    Kaiser,  gegen    üneacht 
1Ü13. 

—  IL  gegen  Unzucht  1033. 

—  III.     „  „         1033. 
Ferienausflttge  423. 

—  -schulen  424. 

—  -kolonlen  272,  440  ff. 
Ferrero  80  Lit 
Festungen  324,  337,  339. 
Fetzer  122  Lit.,  785  Lit 
Feuer  in  Städten  843. 
Fenerorduungen  844. 

—  von  Augsburg  844. 

—  „  Bologna  844. 

—  „  Frankfurt  a.  M.  844. 

—  „  Nürnberg  844. 

—  „  Straßlmrg  844. 

—  „  Wien  844. 

—  -bestattung  9. 

—  -Sicherheit  583. 
Flckert  859  Lit 
Fldiclu  Kr23ff. 
Flessinger  951  Lit. 

Flgeac  wird  desinfiziert  915. 
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Filaretes  842,  846  Lit. 

— ,  betr.  Ospedale  moggiore   zu  MaÜADd 

958,  959  Lit.,  997. 
FIlIppo  Maria  Visconti  bekämpft  Peat  896. 
Flnckrliibiirrr  122  Lit. 
Fliidelaiistulten  397,  400,  407  Lit 

—  -hauser  268,  301. 

—  -pfle^  392. 

,  gernian.  System  391. 

—  — .  ronmu.  „        397. 
Flnkelstein  408  Lit 

Finkler,  102  Lit,  113  Lit,  168  Lit 
PIrekH,  T.  722,  723,  724. 
Flscliart  über  feile  Weiber  1022. 
FIscbprelse  127,  12a 
Flikvlibmunen  3. 
Flamm  <«Ü4  Lit 
Flelsvbbewbau  157. 

—  -BtPiiern  DO. 
Fleiwhnianii  2-75. 
Fli'mniäng  725. 

Fleseli  114  Lit,  275,  276,  277,  613,  631 

633,  (U3,  649. 
Florian  302. 

Flitssel  475  Lit,  516  Lit 
Fluck  27  Lit  819,  846  Lit 
Flußbad  857. 
Fontaine  723. 

Foiitaiielln,  Klosterkrankenhaua  960. 
Forbüt-Fisclicr  812,  830  Lit 
Forcbliclmer  799,  803,  805  Lit 
Foriiieution  siehe  Unzucht 
Förster  417  Lit 
Port,  le  72:i. 

Fortbildnng«acbiilTre§eu.  Statistik  468  f. 
— ,  obligatorische  Fortbilttungsgchule  487f. 
— ,  hauswirtschafthche      „  489  f. 

Fonrnler  71. 
Fowle  292. 

Frank,  1*.  800,  805  Lit 
Fraukenütein  603  Lit 
Frankfurt  64U,  802. 
— ,  Wapi-erversorgung  3. 
Franklin  817,  818,  So,  841,  846  Lit 
Frunkreicb  322,  324,  346. 
Fronz  376. 

Frans  L  von  Frankreich  818,  826. 
— ,  fraiienholii  1040. 
Frunzosenhiluser  1030. 
FrauzJislscbe  Revolution  für  die  gesunden 

Abküinmlinge  der  Leprösen  868. 

—  Leprahäuscr  871. 
Französisches  Artuenwcsen  294. 
Frarl  ülier  Peat  891  ff.,  951  Lit 
Frauen,  gemeine,  Auspeitechung  der  — 

1016  ff.,  1034. 
— ,    Besserungsanstalten    für   —    106J8, 

1034  ff.,  UM. 
—,  fahrende  1022. 

—  folgen  den  Heeren  1027. 
■ — ,  gemeine  1021  ff. 

—  in  der  Armenpflege  245  f. 

— ,  Kleidung  der  1005,  1027,  1033  ff. 
— ,  öffentüdle  1021  ff. 
— ,  Untersuchung  der  1030  ff.,  1032, 1035, 
1038,  1042  ff. 


Frauenhtliuer,  Abgaben  der  1006;  lOQ, 

1023  ff. 
— ,  BeaufsichUgungder  —  1(S0, 1082, 1( 
— ,  Besitzer  der  —  1023. 
— ,  in  Frankreich  1038  ff. 
— ,  im  Orient  1004. 
— ,   „   Rom  1012. 
-,  „  Wien  1(63. 
— ,  Liste  deutricber  —   l(ß4. 
— ,  Ordnung  der  —  1025  ff.,   103a 
— ,  Schließung  der—  1029, 1032 ff.,  1037 
— ,  Unternehmer  der  —  1023. 

—  -vereine  191. 
Freese  624,  615. 
Freie  Arztwahl  in  der  Armen praxis  2561,'' 

297. 
Freiwilllg'er  Erziehungsbeinu  für  «dial 

eiillftsKene  Waisen  478,  509.  516£f. 
FreizUglgkcitKgreMtz  225. 
Frentzel  103  Lit 
Freuden  bere  357. 
Freund  2(i  Lit,  277,  &0ß  lit. 
Frevtag,  G.  859  Lit 
Friedberg.  H.  1005  Lit 
Frledeberg  36,  51  Lit 
FriedlUnder  805  Lit,  830,  848,  859 
Friedrich  L  799. 

—  fällt  in  Abort  842. 
Friedrich  IL  797. 

—  I.Andfrieden  1019. 

—  von  Dänemark  802. 
Friese  1018,  1020  Lit 
Friesische  Rechtsordnung  über  Höhe 

Steinhäuser  837. 
FroehUch  725. 

Frontinuii  797,  805  Lit,  808.   809,  eaX] 
Fnchs,  C.  J.  113  Lit.  376,  367.  38«, 

—  ( Lüttich  I  421  ff. 
FUrsorge  tQr  Kinder  und  jugendliche  Per- 
sonen 601. 

—  -erzlehnng  270. 

—  —  in  Deutschland  529  f. 

—  — ,  ge<>etzliche  Verhältnisse  529. 

—  — ,  Ausübung  derselben  530 f. 
,  Statistische  Angaben  531  ff. 

—  —  im  Ausland  534  ff. 

—  -pflicht,  vorläufige  229,  endgültige 
Fürst  275. 
Fuselttl  82. 
Fnilboden  832. 
FUssenhttuser  377. 
Fuster  374. 

G. 

St.  Gallen  834  ff. 

— ,  Bäder  in  —  850. 

— ,  Krankenhaus  in  —  960  961,  9041 

— ,  Plan  des  Kloatera  von  —  834  ff .,  900, 

963,  994. 
Ganc  840. 
Grang  833. 
Garbe  515  Lit 
Gare  Teau  827. 
Gürten  324,  338,  332,  383,  s.  Park 

Si>i('l[ilätze. 
Gasanstalten  580. 
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€tase  und  Dämpfe,  gesundheitsschädliche 

GesundheltiisehUdigung, Verhütung  durch                   ^^H 

589. 

Kur  •eridlege  ,007  f.                                                        ^^^^H 
—  -<K' liiiilielie  EinflÜKüe  durch:                           ^^^^H 

Gasner  SCß  Lit.,  811,  SU,  815,  817,  830 

Lit.,  84Ü,  ,S4ti. 

Mangel  an  Sunnenlicht  585;                                ^^^^^| 

Ga»i|uet  !)öl  Lit. 

NÜH»e,  Feuchtigkeit  585;                                         ^^^H 
grelle"  Licht  585;                                                       ^^H 
loho  Terai»eratur  585;                                           ^^^^M 

Gauthler  über  Asklcpien  Ö56  Lit. 

Gtbilrhnus  in  Koii>  im. 

Geblliidet'rundsteuer  346. 

Tempcratumchwankungen  586;                            ^^^^^1 

—  -Iiiihe  :ü1,  310,  3J1,  337,  339,  358,376, 

Witterung  586;                                                      l^^^^l 
erhöhten  Luftdruck  586 ;                                      ^^^^1 

377,  s.  tTefirängte  Bauweise. 

-  -klassen  342. 

körperliche  Ueberanstreogung  586;                     ^^^^^H 
ArbcitActauer,  zu  auagede£i>te  586,600;              l^^^^l 
Sitzen,  andauerndes  086;                                       ^^^^H 

Gobhttnl  27.^1. 

Gcltrefltllche,  Fürsorge  für  —  263. 

Geburten  iii  Berlin  1."). 

Btchen,  beständiges  587  ;                                          ^^^H 

-  ,  Einfluß  der  Kriege  auf  die  —  670. 

Körperhaltung,  gezwungene  587;                              ^^^^ 

GeburtAzilTer  672. 

Gcrtiurtche,  starke  587.                                                 ^^^H 

Gedrängte  Bauweise  328,  337,  339,  358, 

Getriliikc,  alkoholische  81.                                                  ~H 

:!7»i.  378. 

Getreidemühlen  .''>8i:),  59.^^,  597.                                   ^^M 

GerUiiinii^ikmt  101,  W2. 

Geudons,  Ixtr.  Krankenhäuser  986  Lit                      ^^^| 

Geheime  Gemächer  817. 

GefrerbcnufsicIltKbeamten,  .lahresbe-                        ^^H 

Gelger,  betr.  Kraiikenhäuaer  955  Lit. 

nebte  tiU4.                                                                    ^^H 

Gelser  283. 

-  -gcriehl  562.                                                          ^^M 

Gelfiler  785  Lit. 

—  -krankhelten,  Verhütung  von  —  566.                   ^^H 

—  -Ordnung  für  daa  Deutscue  Reich  551,                    ^^^M 

—  zur  Zeit  der  Pe«t  891,  895. 

h.  Geist- HoHiiitäler  973». 
GeisteHkraaktieit«n  83,  85. 

552,  5.03,  Ö54,  567,  595,  596,  597.                             ^^M 

—  -anfallBtatlstlk  565,  571,  603.                               ^H 

— ,  Einfliiü  vim  Kriegen  auf  —  708. 

Gewerk»ehatten  546.                                                   ^^^^ 

Geld-    und    Naturoluiitcrstützung    183  f.. 

—  -vereine  546.                                                              ^^^| 

2.'i2f. 

Genülbe  833,  838.                                                        ^^M 

Gemeiuden.  Grundbenit,z  :J31,  Siil,  Wolin- 

Geiger,  I^udwig  846  Lit.                                            ^^^| 

bauloii  3tJö,  Förderung  der  Bautätigkeit 

Gian  Guleozzo  Visconti   bekämpft  Pest                   ^^H 

367.  385. 

895.                                                                             ^^H 

Gemeiner  Wert  382. 

Glannone  SU,  812,  830  Lit                                       ^^M 

GemelunUtziKe  Bautätigkeit  363,  373. 
GemehisHme  Mauer  312,  319,  377. 

Gleliereien  580.                                                        ^^M 

GUbcrts  Act  173.                                                        ^^M 

Genesunpihlluser  2(j3. 

Gilden,  Krankenhäuser  der  —  in  Belgien                    ^^W 

Geiierulvoriiiuudsibalt  268. 

985.                                                                                       ■ 

Geugler  8ö3,  übU  Lit. 

Gia^tlnlaul  812,  8.30  Lit                                                   ■ 

— ,  ötadtrechte  1019  ff. 

Glaeau  951,  9.52  Lit                                                             ■ 

Gent,  Krankenhau»  in  —  985. 

Glaüfenster  837.                                                          ^^M 

Genzmer  859  Lit. 

Glatter  723.                                                                 ^^M 

-,  E.  ,S7G. 

GiHtzel  515  Lit                                                           ^H 

Georg,  Biüch.  v.  Paiwau,  unzüchtig  1011. 
Gerhoh,  Probst,  gegen  Unzucht  1009. 

Glutpfanne  842.                                                          ^^M 

Gnelst  292.                                                                  ^^B 

Gericlitsliöfe  für  Jugendliche  541  f. 

Gobioean,  t.  734,  736  Lit.                                       ^^M 

Gerlaeh  113  Lit.,  114  Lit 

Goeeke  376,  377.                                                             ^H 

Gernet  801,  805  Lit.,  812,  814,  815,  830, 

Goethe  HM.  812,  830  Lit                                           ^^M 

852,  854,  Üi9  Lit.,  871,   889,  951  Lit. 

Goldemuud  26  Lit                                                     ^^H 

— ,  Hamburger  Frauenhäuser  1023  ff. 

Gold«teln  746  Lit                                                     i^^H 

— ,  betr.  Krankenhäuser  982  Lit. 

Goltz,  V.  d.  387,  475  Lit                                      ^^^M 

— ,  über  Pest  Öül. 

GonorrhiJ«  61.                                                     ^^^H 

Geroidaeck,   Walter  v.,    betr.   Kranken- 

Güpel 44t.                                                                   ^^M 

häuser  973. 

G»rke  416.                                                                   ^^M 

Gerson  lU  Lit. 

Getaner  133  Lit                                                         ^^H 

Geüchurtttgaug  in   der  Armenpfl^e  248. 
—  -grundstUcke  337,  349,  377. 

Gethenburger  Ausscbankeystem  91,  94.                    ^^^| 

Goto                                                                             ^^M 

—  -mieten  :i49. 

Gottbard,  h.  baut  Krankenhaus  972.                        ^^H 

GesehU'cbtHkrankhelten  60  ff. 

Gottstein  11,  723,  785  Lit.                                         ^^M 

Gericlilossene  .\rmenpflq5c  182,  261  ff. 

Goald,  Miß  H.  630,  785  Lit.                                      ^H 

Gesundheitliche   Verhältnisse  s.   Hygie- 

Gouttes de  lait  406,  408  Lit                                        ^^M 

nische  V'erh. 

GrUber  siehe  Leichen.                                                 ^^H 

Geaundheit^bUehleln  48. 

Graef  603  Lit                                                             ^^M 

—  -rat  948. 

Graham  292.                                                               ^H 

—  -gch)idigungdurchBerufgtätigkeit45öf. 

Grahn  803,  805  Lit.                                                   ^^M 

—  — ,   Verhütung  durch  gcsetzUcho  Be- 

Le Grand  über  Krankenhäuser  969,  971                   ^^H 

stimmungen  492  f. 

^^H 

Uudbocta  dar  Uffin».    SoppU-MU  IV.                  ^^                                                        Q-J                                                   ^^H 
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Le  Grand,  Hausordnung  f.  Aussatzhäuser 

873  ff.,  «86. 
Gra8s  306. 

GrÄteU  374,  475  Lit 
Greiui  812. 
Gregor  d.  Gr.,  betr.  Krenkenhäuser  957, 

958 
Gregor  IV.  79a 
errichtet  Bäder  850. 

—  Xn.  gegen  Unzucht  1011. 

—  XUI.  798. 

Gregrorlns  Turensls  888  Lit. 

—  betr.  Unzucht  1015,  1017  Lit. 
GregoroTius  798,  805  Lit.,  859  Lit. 
Gretzscbel  374. 

Grimm  800.  805,  836,  837,  843,  846  Lit., 

847,  859. 
— ,  betr.  Unzucht  1016  ff. 
Grtmand  805  Lit. 
Groddeck  725. 

GrofilndoBtrie  346, 348,  s.  Industriestädte. 
GroBstttdte  310,  311,  312,  315,  337,  340, 

350. 
— ,  Sterblichkeit  in  —  766. 
Grosthead,  Bisch.,  gegen  Unzucht  1009. 
Grotefendsche  Sammlung  606. 
Grot)ahn,  A.  96,  134  Lit,  475,  773.  785, 

789  Lit. 
Grubenbahnen,  Feldbahnen,Werkbahnen, 

Waldbahnen  578. 
Gmber  114  Lit.,  123  Lät.,  163. 
Grttbler,  Versuche  an  Schleifsteinen  und 

Schmirgelscheiben  576. 
Grttling  über  Pest  920,  951  Lit. 
Griinberg  26  Lit. 
Grundbesitz  313,  317,  318,  328,  s.  Haus- 

—  -buch  337,  357,  353,  385. 

—  -rente  318,  325,  330. 

—  -riß  359. 

—  -sttteksleihe  317. 

—  -Wertabgabe  383. 

—  -Wasser  3. 

auf  Kirchhöfen  9. 

Gmpp  797,  806  Lit,  809,  830  Lit,  1005 

Lit 
Grtttzmaeher,  betr.  h.  Benedikt  960,  963 

Lit 
Gaarinonlos  855,  856,  859  Lit. 
Gnillouard  864  ff.,  871  Lit 
Guiscardi  811,  812,  830  Lit 
Gnllyes  a 
Gttmbei  543  Lit 
GUnther  438. 
Gnrlt  724. 
Gnmmiwaren,  Anlage  zur  Vulkanisierung 

von  —  593. 
Gattstadt  80  Lit.,  724. 
Gutsmuths  über  Pest  922,  951  Lit 
Gatzmann  415  Lit,  527,  761  Lit 

H. 

h  =:  heilig;  siehe  den  zugehörigen  Eigen- 
namen. 
Hadrian  I.  798. 
— ,  betr.  Krankenhäuser  958,  963. 


Haedieke  40,  51  Lit 

Haeser,  859  Lit 

— ,  betr.   Krankenhäuser  956  Lit,  95". 

959  Lit 
Haftpflichtgesetz  558,  566. 
Hagelstange  836,  839,  846  Lit,  m  Im. 
Hagenbach  408  Lit 
Hailer  168  Lit 

Halem,  t.,  betr.  Krankenhäuser  971  Lt. 
Haltepflege  393. 
Hamburg,  Allgemeine  Annenanstalt  172. 

241. 
— ,  Wasserversorgung  2. 
Hamdortr  652. 
Hammer,  t.,  803,  806  Lit 
Hamorabl  794. 
Handfertigkeit  508  f. 

—  -werksiehre  482. 
Hannover.  Wasserversorgung  3. 
Hansen  276. 

Harmand  865,  871,  872,  889  Lit 

Hamack,   betr.  Asklepien  955,  956  Lit. 

Hartmann  277  Lit,  603,  604. 

Hartweil  761  Lit 

Häser  723,  724. 

Hasse  773  Lit 

Hauptstraßen  s.  Straßen. 

Hanser  275,  276,  407  Lit 

Haasbesitz  326,  329,  339.  360,  367,  :^7t) 

—  -brennerelen  93. 

—  -formen  318,  319,  326,  334,  335,  ;Q: 
338,  339,  360. 

—  -haltangssehnien  413. 

—  -haitangsanterrieht  211. 

—  -indnstrie  356. 

—  -mttll  7. 

—  -pflege  211. 

—  -rat  als  Naturalunterstützung  256. 

—  -typen  s.  Hausformen. 
Haaswirtsehaltliche  Ausbildung  4föfl 

488  ff. 

in  Fabrikschulen  490  f. 

„  Dienstlehrstelien  491  f. 

HSaserspekolatlon  313,  s.  Bodenepeki 

lation. 
Hantkrankhelten  587. 
Haatseb,  Erfinder  der  Feuerspritze  81- 
Havcrolt  736  Lit,  789  Lit 
Hebezeage  576. 
Heeht  161  Lit 
Heerd  832. 
Heeresdienst  746  ff. 
— ,  Untauglichkeit  746  ff. 
Herele,  t.,  850,  854,  1C07,  lOua 
Hefner,  t.,  betr.  Aussatzhaus  in  Mönch« 

874  ff. 
Hegar  736  Lit,  759  Lit,  789  Lit 
Hehncke  543  Lit 
Heidepriem  603  Lit,  604  Lit 
Heilstätten  42. 

—  -behandiung  Lungenkranker  al*  An 
gäbe  der  öffentlichen  Anoenpflege  2C 

HetlTcrrahren    der    Invaliden -Vereidi 
rungsanstalten  178. 

—  der  Invalidenhäuser  179. 
Helmarbeit  356. 
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Helmiitkolonten  2(i7. 

—  -priuzip  220.  234,  278. 
Ilehnlli'h  f^ciuach  S>41. 
lleiiDHtUtt'en  für  Jugendliche  301  ff. 
Ileinrlcti  III.  v.  FranKreieli  auf  Abort  841. 

—  VIII.  V.  Enjiknil,  betr.  Krankenhäuser 
i>s:{. 

Ileinzerllns  (J04  Lit. 

IleiratszilTcr  <}(>3. 

Heiser  115  Lit. 

Hejs«  :it>l. 

Heizbares  Zimmer  342,  345,  3445,  354. 

Ileizniat4>rlul  2ö7. 

Helzuntf  in  Goslar  842. 

—  in  Oöttin^n  842. 

—  „   Marienburg  842. 

—  der  BimUt  851. 

—  fier  Arbeitsräume  584. 
Helluiiil,  betr.  h^tnißen  811. 
Heller  431. 

Helling  27"). 

Hellwia;  IßO  Lit. 

Heiiipke  tl4  Lit. 

HendersuD  294. 

Henie  414. 

Heimes,  betr.  Kronkeohäuiter  '.)82  Lit. 

UenniRT  -'»Iß  Lit 

Uenriel  377. 

Ileriug,   lietr.   Krankenhäuser   Ö20,  ft61, 

\\i\X  !*82  Lit. 
Hermnnu,  v.  722. 
Herixiot  ÖfÖ,  860. 
Herschel  SOr.,  a30  Lit. 
Herstellnn^  und  Verarbeitung  de«  Glases 

580. 
Herzog,  tetr.  Krankenhäuser  982  Lit. 
Heiibner  108  Lit. 

Heiisliigrer,  betr.  Krankenhäuser  982  Lit. 
Heiisler  723,  871  Lit. 
liej-  llfi  Lit. 

IIey(leiir«lcli  812,  «14,  810,  830  Lit. 
Heydt,  r.  d.,  Daniel,  Schöpfer  der  Elber- 

felder  .^rmenordnung  24-, 
Heyl,  A.  ,')15  Lit. 
Heyinanii  47.'>  Lit. 
Hejne,  M.,  321,  810,  811,  817,  830  Lit,, 

839,  84^),  841,  842,   844,  846,  &Wff., 

86,5,  870.  871  Lit. 
Hleronvitios,  b.,  erlaubt  dos  Bad  850. 
Hierla  Itetziuü  430, 
Hllarliis,  Paiist  errichtet  Bäder  850. 
Hilüettraiid  275. 
HilrsktisHfU  557. 

HhiK-st  M6,   830  Lit.,  864,  871,  889  Lit 
Ilinkcldfyn  37t». 
Hippel,  V.  276. 

Ilippokratea,  über  Sumpfwasser  799. 
Hlrnau,  Kraiikenhäuser  in  —  960. 
Hirsch  515  Lit.,  723,  724,  889  Lit. 
Hinehan,  Kloster  835,  s.  a.  Hirsan. 
Hlreehliergr  133  Lit.,  276, 346, 353, 381, 724. 
—  Statistik  der  Volkshäder  858,  a59  Lit. 
Hinclireld  lii2  Lit.,  103, 113,  114  Lit.,  123. 
Hlrtb  759  Lit. 
Hitw,  Fr.  603  Lit. 
Hodgkin  797,  806  Lit. 


Hwniffcr  321,  951  Lit. 
HofTinaiiu.  F.  ()03  Lit, 
Uortnauu,  F.  103  Lit. 
UorstraUen  319. 

-  -Wohnungen  326.  328,  334,  335,  340, 
346,  358,  :V.fy,  360,  376,  379. 

Hiihcnunsnnlxiiug  339,  358. 
Ilnlliioidcr,  T.  27.5. 
Hollen  (itittj^i'balk  845. 
Holzhuuteii  ,H87  ff. 
Hot/.beurbeitung  576. 
Ilonicvcr  S47  Lit 
U<)pltnl  (J(%ii5ral  1041. 
Hoppe,  M.  84,  85,  91. 
Hosi'uiuiiu  604  Lit 
Hospital  M.  Krankenhaus. 

-  725. 

H«t«l-Dien  de  Paris  963,  964  ff.,  971  Lit., 

1199. 
Houen  Tsang,  betr.  Krankenhäuser  9,55. 
Hotriird,    betr.  Hotel-Uicu  9t)S,  971  Lit 
— ,  betr.    KrankeubSuser    S»79,   980,   98B, 

983,  984,  987  Lit. 

Huber  134  Lit 

Hiii-kert  134  Lit 

Hucppe  103,  185  Lit.  726,  756  Lit,  956 

Lit. 
Hügel  407  yt,  1036  Lit 
Haco,  C.  160  Lit,  162  Lit.,  383. 
Hnkbert  beraubt  Klöster  1018. 
Hilllinann  801,  806  Lit,  816,   830  lit, 

845,  846,  .S59  Lit,  871,  889  Lit 

—  über  Aussatz  887. 

—  „      Unzucht  1010. 
HUiicfeld  723. 

Hu6  Kcgen  Unzucht  1011. 
HUlteu  als  Urform  des  Hauses  831  ff. 
Uuzcl  27(1 

Hygiene  und  Bozialwissenschaft  623,  6,52. 
Hyirleni.Kehe  Verhältnisse  im  Wuhnungs- 
wesen  3!1,  312,  313,  314,  353. 

—  Vorschriften  358,  359. 
HypokuoHt  M2. 
HyrKilIrcken  329,  ,351,  353,  385. 

-  -uusUlten  385,  386. 


.Jacob  51  Lit. 

.lueobus  de  Partibus  schließt  Bäder  855. 

.laeKer,  E.  377,  383,  515  Lit,  817,  872. 

—  (Ulm  betr.)  830  Lit,  853. 

JuehoH  722. 

Jakstclu  276. 

Jallier  de  Savault,  betr.  Krankenhäuser 

'.171  Lit 
Jauiata  955. 
Janssen  853,  859  Lit 
Jastrow  iü3  Lit,  515  Lit,  649. 
Idioten  522. 
Jenner  54. 
Jessen  438. 
InilMMiux  10  Lit 
Impfgesetz,  deutsches  56  ff. 
Inama-titernegg  722. 
Indoor  Pau})erK  288. 
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^^^1                                          IndnstrlestHdt«  325,  337,  345,  346,  H56, 

Kampfmever  51ß  Lit.                 ^^^^| 

^^^H 

KanalLsation  ti.  311.  311.           ^^H 

^^^H                                          Infektioiiskrtinkhclteii,  Abwehr  der  27  ff. 

—  in  Agrigent  806.                     ^^^H 

^^^^H                                             InrcklioivHkrnnktieit«!!  bei  Naturvölkern 

„  AosU  809.                          ^^H 

H^H 

—  „  Arpinum  809.                    ^^^^| 

—  „   Alben  808.                           ^^^1 

^■^^H                                             —  diir<:h  Bäder  855. 

^■^^H                                          Inrektionsordnung  s.  Pestxirdnung. 

—   „   Atinum  809.                        ^^^1 

^^^H                                          Infektion  durch  Bäder  852,  8ö5. 
^^^^1                                          Intiriimrla  UiiUff. 

—  „  Augsburg  819.                  ^^^^H 

-  „  Bagdad   m.                      ^^M 

^^^^H                                            lUKnissiii  051  Lit. 

—  „   Berlin  820.                        ^^H 

^^^H                                          Inkubatio  955,  055*. 

—  „   Besaiiyon  809.                    ^^^^| 

^^^^^K                                         lauer«  Mii-^iioii  180. 

—  „   Bunzlau  820,  841.             ^^H 

^^^^^1                                         Innot-enz  III.   baut  Krankenhäuser  958, 

„  C«ln  809.                           ^^H 

^^^^^H                                           —   —  ge^'cn  r'nzucht  l(KX). 
^^^^H                                           —  TILI.  ausHchweifend  1U12. 

—  „  Florenz  819.                       ^^H 

—  „  Girgenü  808.                     ^^H 

—  „    Italien  808  ff.                     ^^H 

^H^^^l                                         Internationute   Vereinigung    für  genetz- 

^H^^^l                                               liehen  Arbeitentchutz  (iOc!. 

—   „   Jerusalem  80U.                   ^^^^| 

I^I^^H                                          Invaliden,  Zahl  der  Kricgsinvalideu  t't&i. 

—   „   Modena  809.                       ^^^B 

^■^H                                         —  -heim  557. 

—   „  Neapel  Sil,  820.               ^^H 

I^I^^H                                       —  -kolonleu 

—   „  Olympia  808.                     ^^H 

IH^^H                                          —  -Teriiieberangsgesetz  559. 

—  „  Paris  820,  826fL              ^^M 

IH^^H                                         Joerg  K50 

—   „   Parma  809.                        ^^H 

IH^^H                                         Jobuii  Bri<-onnet,   über   Krankenhäuser 

„   Pola  809.                           ^^H 

IH^^I                                                058.  0U6,  0G7. 

—  „  Pompeji  809.                     ^^^^| 

IH^^H                                         Johanu  XXIII.,  verworfen  und  unzüchtig 

„   Prag  819.                          ^^M 

IB^H 

—  „  Rom  809.                           ^^H 

I^I^^H                                         Johann  v.  >Straßburg,   Bischof,  errichtet 

—   „  Boetock  822.                     ^^H 

■■^^l                                                   Iktrdeü  1024. 

—   „  Borzana  819.                     ^^^1 

I^I^^H                                         Johauniter-Orden,  betr.   Krankenhäuser 

—  „  Speier  820.                        ^^H 

■■^H                                               086. 

—  „   Straßburg  819.                 ^^H 

—  „  Tarent  8tK).                       ^^H 

^■^^1                                        JoUv  840,  84t>  Lit. 
■^■^^^1                                          — ,  betr.  Krankenhäuser  955  lit. 

~   „  Turin  809.                         ^^H 

IH^^H                                         Irre,  FüTxorge  für  —  263. 

—   „  Verona  809.                       ^^H 

■^^^H                                        Isenbart  Wi  Lit. 

—   „   Wien  ,S20.                                  H 

I^^^^H                                       IsIdoruN  Hitipalensis,  betr.  Krankenhäuser 

Kanallsationsboitrag«  379.              ^| 

^^^^B 

Kapital  318,  325,  352,  385.        ^^H 

^^^^H                                       Israel»  889  Lit. 

Kapitulare  s.  Capitulare.             ^^^H 

^^^^H                                       Italien  313.  322,  324. 

Karl  Itil  Lit                                ^^B 

^^^^^^H                                       ItalieuiitcbeH  Arinenwesen  209. 

—  der  Große   betr.  Krankenhioat^H 

^^^^^^H                                       Juden,  Wühnungshygiene  bei  —  793. 

972.                                                   ^" 

^^^^^^H                                            , 

gegen  Unzucht  1017. 

^^^^^B                                       Judentum,  Fürsorge  f.  notleidende  Volks- 

—  Slartell,  betr.  Krankenhäuser  983. 

^■^^^B                                             gciioH8Qn  ]70,  180. 

—  V.,  Kaiser,  gibt  Carolina  1020. 

■^H                                        JuKendbibliotheken  505 L 

,  betr.  Öiechenschau  864. 

■^H                                        horte  428. 

—  von  Frankreici,  Kanalisation  wib  Fh 

■^H                                      -  -gpleie  421  ff.,  508. 

82H. 

H^^H                                       —  -vereine  511 

— ,  betr.  Krankenhäuser  976. 

■^^1                                       Julius  III.  uQzüchüg  1012. 

—   \l\.      von     Frankreich,      uiufidlt 

H^^H                                       Jurawbek,  t.  Ol. 

1(J30  ff,                                             ^ 

■^^1                                       JUrürt'oscn  103  Lit. 

—  TUI.    von    Frankreich,    betr.   ^B 

^I^^^l                                       Ju.s  |ii'iiiuie  nocti«  1024. 

Dien  065.                                         ^H 

^^^^H                                         Ju^,tinlan  700,  1006. 

Karolinger,  Kebsweiber  der  1015,  ^H 

^^^^^^1                                       Ito,  Bisch.  V.  Chartres  gegen  Unzucht  1009. 

—  betr.  Krankenhäuser  972.             ^H 

Kasernierung  >,.  .Mietskasernen. 

i^^H 

Kasimir  v.  Polen  errichtet  Pestkordoo  8B 

■■^H                                        K  K.  auch  C, 

Kastenorduungen  075. 

■  ■^H                                        Kachelofen  842. 

■■^^B                                      Kaerg:er  475  Lit. 

Katte  115  LiL                                  ^ 

^^^^H                                       Knltan  81»,  830,  859  Lit. 

Kaufmann  160  lit.                          ^| 

^^^H                                     Kateetsberg,  Geiler  v.,  845. 

Kaiser  275,  276.                        ^^H 

^^^^^B                                       1  K^CQ  Unzucht  1012. 

^^^H                                       KaUe  277,  515  Lit. 

KuYserliuK  15  Lit.,  357.  ^^H 
Kehricht                                     ^^H 

^^^H                                       KambU 

KchrmiLseliinen  8.                      ^^^^| 

^^^H                                       Kainlner  842. 

Kellen  454  Lit.                          ^^H 

^^^^^H                                       Kammer  789  Lit. 

Keller  407  Lit.                                 H 

^^^^B                                       Kamp  475  Lit.,  515,  516  Lit 

-,  betr.  St  Gallen  1002  lit  ^^H 

^^^H                                                                                                          '^°                                                  ^^1 
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KeUerlmuer  &t4,  846  Lit 
Kellerhals  SiS. 
Kellorwohn  untren  357. 
Kentzinircr,  brtr.  Krankenhäuser  9S2  Lit. 
Keruinlscb«^  Industrie  580. 
Kersfhenslelner  über  Pest  920,  951  Lit. 
Kesselbrutiiien  4. 
Kestncr  Lit.  167. 
Kesten  für  Walser  SOI. 
Keu(It^  "Hti  Lit. 
KenscIiheitskoiiimiNsion  10:!4. 
Kinderarbeit  44Ü  ff. 

—  •brachrliukuii^  739. 

—  -fehler,  Häufigkeit  der  —  759. 

—  -heilstatte  27^;  443  ff. 

—  -borte  272,  429. 

—  -pllepe  267  ff. 

—  -Kcbutzireseti  597. 

—  —  -vereiue  524  ff. 

—  -sterbiiehkeit  in  Kerlin  13  ff. 

„  „   Miinchcn  19  ff. 

„    Wien  23  ff. 

—  -TolkiikUflicii  42r(  ff. 
Klreheiisi-liisma  1011. 

Klrclihor  830,  856,  859  Lit.,  892  Lit 
Kircliliöfe  8  ff. 
Kirchner  38,  51  Lit,  724. 
Kitatuit«,  betr.  Krankenhäuser  957. 
Klattüeiiseheldanfc  358. 
Kleidung  l'5ti,  427  ff. 

—  armer  Kinder,  424  ff. 
Klein  V.  753  Lit. 
Kleinermannü  1014  Ljt. 

Kleines  Kaihcrrecht,  betr.  Unzucht  1019, 

KleinhauH  31H,  319,  322,  324,  325,  330, 
33-1,  336,  337,  339,  375,  376,  379. 

KJelntichrod  292. 

Kley  51ti  Lit. 

Kleinwohnun^n  309,  313,  316,  318,  319, 
328,  332,  341,  342,  343.  345,  358,  359, 
360,    36:1,    367,    376,    377,    378,    379, 

3ai. 

Kliniken  liei  Römern  956. 

KlÜHter  a^4. 

— ,  Unzucht  in  1009  ff.,  1018. 

Klrtsterkrankenbüaücr  UtiU  ff. 

KIosterNUtdte  834. 

KInniker  277. 

Knoak  723,  724. 

Knabenhnndarbeit  409. 

Knapiwclrartslazarette  556. 

Knlttel  41i*. 

Knobetsdorf  v.  515  Lit. 

Kuudsen  4.^3. 

KoliutM-h  281. 

Koberf  ht)0,  951  Lit. 

Koeh  726. 

Kof^hstnbe  346, 

Koeg-Ier  374. 

Koehiie  275,  645,  847,  853,  859  Lit 

Kohle  als  Brennstoff  842. 

Koblenpreise  B.  130,  131. 

Kohler  1021  Lit 

Kohu,  Albert,  40,  51  Lit.,  357. 

Kolbe  315. 

K«]lek  608,  641. 


Kollmaan  277. 

KolonialgrrUndung ,     KoloniHation     311, 

317,  323. 
Kommission  für  Ärbeiteratatistik  603. 
Koronenen  791). 
Konliniitttionsbekieiduni;  274. 
K«nlff,  J.  102  Lit,  103  Lit 
Königs  berjr  8U3. 
KoiiHtiintiuopel  803. 
Konstantins  Thermen  849. 
KuUKUinz  <>43. 
Konsumunstalten  555. 

-  -Tereine  155  ff. 
Kontraktbruvh  5.52. 

Konzil  zu  Frcising  verordnet  Judenbäder 
852. 

—  zu  AugRburg  gegen  Unzucht  1009. 


Benevenl 

II 

1» 

1010. 

Bii^pl 

fi 

1012. 

Bremen 

tf 

ft 

1010. 

Cöln 

»f 

1010. 

Konstanz 

Tl 

«1 

3011.1022 

London 

H 

If 

1010 

Mainz 

ri 

fi 

972 

Münster 

Tl 

tf 

1010. 

Naumburg 

ff 

1010. 

Ravenua 

if 

ff 

1010. 

Rouen 

if 

1010. 

Trient 

t) 

fi 

1013. 

Valladolid 

If 

II 

1010. 

—  „    Lyon  .sondert  Lepröse  ab  861,  862. 

—  „   Mainz    betr.    Krankenhäuser  972. 

—  „  Orl^ftnii  sorgt  für  Lepröse  iS61,  862. 

—  dritte»,    lateraniBches    betr.  Friedhöfe 
für  LeprÖKe  866. 

—  siehe  auch  Synoden. 
Kopp  722. 

Korintherbrief  1007. 
KUrpenrrBläc  d.  Kinder  783. 

—  -pflegre  507  f. 
Korsett  40. 

Kortz  26  Lit,  805,  820  Lit,  830. 

Koska  385. 

Kosten    einer   ausreichenden  Ernährung 

1(»  ff. 
Koütkinder  396. 

—  -pflege  396. 
KostofT  724. 

Kütelmuno  847,  859,  853,  Lit,  982  Lit 

Kram-Kbing  951  Lit 

KniftDiasehineii  574. 

Krunkenhiiuser,  Anforderungen  an  980. 

— ,  älteste  981. 

— ,  biireerliche  9r<H,  973. 

—  der  Netitorianer  957. 

—  Kloster-  960  ff.,  993  ff. 
— ,  Btädische  958,  973. 

—  vom  heiligen  Geist  958,  973,  995. 

—  TergL  AuBMtchäuser. 

—  „      PVanzosenhfiuser. 

—  „      Pesthäuscr. 

—  „      Xenodochien. 

—  in  Arnsberg  973. 

—  „  Augusta  emerita  957. 

—  „  Angers  !>64. 

—  „  Auvem  960. 
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Krmnkeiiliäaser  in  den  Alpen  963,  964. 

—  in  Artois  964. 

—  „  Bamberg  961,  981. 

—  „  Baumgfuten  961. 

—  „  Basel  981. 

—  „  Beirut  989. 

—  „  Belgien  984  ff. 

—  „  Berlin  978,  999,  1003. 

—  „  Brabant  985. 

—  „  Brandenburg  988. 

—  „  Brüssel  984K.,  1001. 

—  „  Capadocien  957. 

—  „  Caesarea  957. 

—  „  Celle  961. 

—  „  Ceylon  954. 

—  „  Chartres  964. 

—  „  CMteaadun  964. 

—  „  Christengemeinden  956  ff. 

—  „  Cöln  972.  973. 

—  „  Comdom  964. 

—  „  Corbie  960. 

—  „  Corvay  972. 

—  „  Deutschland  961,  972  ff.,  1001  ff. 

—  „  Domyk  985. 

—  „  Douraan  964. 

—  „  Edessa  957. 

—  „  England  983  ff.,  999  ff. 

—  „  Erfurt  961,  974. 

—  „  Eisenach  973. 

—  „  Eptemach  973. 

—  „  Florenz  958. 

—  „  Fontanella  960. 

—  „  Frankreich  963  ff.,  1001  ff. 

—  „  Freiberg  961. 

—  „  Fulda  972. 

—  „  Farfa  961. 

—  „  Gallien  963  ff. 

—  „  St.  Gallen  960,  981,  994  ff.. 

—  „  Genf  975. 

—  „  Gotha  973. 

—  „  Hamburg  973,  974 

—  „  Herrnalb  961. 

—  „  Hildesheim  972. 

—  „   Hinnenrode  961. 

—  „  Ilsen  bürg  973. 

—  „  Indien  9ö4ff. 

—  „  Italien  956  ff.,  959. 

—  „  Japan  957. 

—  „  Jerusalem  986,  989  fi. 

—  „  Klöstern  960  ff.,  972. 

—  „   Koblenz  990. 

—  „  Konstantinopel  957. 

—  „  Kornelim  finster  973. 

—  „  Laach  973. 

—  „  Leipzig  1002. 

—  „  Liesbom  973. 

—  „  Löwen  985. 

—  „  London  983,  999. 

—  „  Liibeck  974. 

—  „  Lüttich  985. 

—  „  Lvon  963. 

—  „   Magdeburg  961. 

—  „  Mailand  958. 

—  „  Malta  987. 

—  „  Marburg  973. 

—  „  Marienburg  990. 


Krankenhänser  in  Marseille  963. 

—  in  Meaux  964. 
Merida  957. 
Messina  98a 
Michaelstnn  961. 
Montb^ry  964. 
Montecassino  961. 
Monza  958. 

München  973,  975,  977. 
Namur  984,  985. 
Naumburg  961. 
Neapel  9^. 
Nevers  964. 
Nürnberg  981. 
Occident  957  ff.,  988. 
Orient  956  ff. 
Orl&ns  964. 

Paris  963,  964  ff.,  967,  1001  ff. 
Patali putra  954. 
Persien  957. 
Pforta  961. 
Plymouth  1000. 
Pontoise  964 
Priefingen  973. 
ProvinB  964. 
Pisa  958. 

Eom  957  ff.,  959,  996. 
Bothenburg  974 
Salemo  960. 
Salzburg  990. 
Sevilla  882,  988. 
Siena  958. 
Si^burg  973. 
Sonnenburg  988. 
Spanien  957. 
Syrien  957,  986,  989. 
Straßburg  973,  974 
Stuttgart  981. 
Taranto  98a 
Tonnerre  964. 
St.  Trond  960. 
Ulm  974. 
Valdichiana  958. 
St  Vandrille  960,  993. 
Volkerode  961. 
Walkenried  961. 
Weihenstephan  973. 
Wien  973. 
Würzburg  972. 
Zürich  981. 
Krankenbanswesena,  EinflnS  dee  Knegi 
auf  die  Entwickelung  dee  —  713. 

—  -pflegewesena,  Einflufl  der  Kriege  ai 
die  Entwickelung  des  —  716. 

—  -rerslcherangsgesetE  .'>59. 
Krankheit,  Unfälle  und  Invalidität,  Fö 

sorge  bei  —  556,  55a 
KrankheltsUbertragiin;  355,  a56. 
Krelsarmenpflege  in  Bayeni  235. 
Kremer  t.  über  Pest  890,  951  Lit. 
KrenztrXger  991. 
Krieg  277,  723. 
Krieg«!,  F.,  96,  789  Lit 
Krieger  799,  806  Lit,  814,  816,  820,  !fi 

Lit 
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Kriesrk  800,  801,  806  Lit,  813,  815, 

817, 

Laufbrunueu  800.                                                        ^^H 

819,  823,  830,  839,  847  Lit.,  851, 

852, 

Lallte  siehe  Bäder  852.                                               ^^^| 

859,  871  Lit. 

Laranrne  746  Lit                                                          ^^^| 

—  fiber  Aussatz  807. 

Layard  808.                                                                      ^^H 

—  betr.  Krankcnhäuiier  982  Lit. 

Lazzan^tto  895.                                                            ^^^| 

—  über  P»t  95!  Lit. 

Lazariüt«n  990.                                                            ^^H 

Krtesstteuclien  üitö,  68Ü. 

Lebensmittelpreise    uod    Kriminalität                       ^^^H 

—  Prophylaxe  geg<!n  —  699. 

^^M 

—  -tjitliüs,    \'erbreitung   des  —  durch 

—  und  Sterblickkeit  117  ff.                                     ^^^^M 

Kriege  -  697. 

Lechier                                                                   ^^^^^H 

Krlps  392. 

Leebner  über  Pest  891  ff.,  951  Lit                       ^^^^M 

KrimiiiulItUt  83. 

Leeorq  ^99.                                                                      ^^H 

Krippen  271,  406,  408  Lit. 

Levuur  725.                                                                  ^^^H 

KrUlürer  tön  Lit. 

Le<-ouvet  812  ff.,  863  ff.,  870,  871,  889                   ^^M 

Krnkenbert'  433,  434  Lit 

^^H 

KrumMiitcher  5(i6  Lit. 

Lederlndutitrle  581.                                                     ^^^| 

Ki-lipiielpllOK«  432. 

Ledicenhi-line  387,  b.  Schlafleute.                               ^^H 

Kruse  753  Lit.,  773  Lit. 

I^ei'bdoiuM  870  Lit                                                     ^^^U 

Kuczynsk)  7ti;  Lit. 

Leer                                                                          ^^M 

KuebliT  722,  726. 

Lefebure  299.                                                               ^^H 

Kuhn  über  Kraukeuhüuser  959  Lit. 

,982 

Lefes  :4iehe  auch  1a;x.                                                   ^^^H 

Lil. 

—  Bajuvarionim  betr.  Unzucht  1017  Lit                    ^^^H 

Kuhna  lU  Lit. 

—        betr.  Qitclien  ÜOO.                                                ^^H 

Kulidier  KW  Lit. 

—  Burgundiorum  betr.  Unzucht  1017  Lit.                     ^^^H 

KUmiui'l,  H.,  103  Lit. 

—  LonKoburdorumbetr.  Unzucht  1017  Lit.                     ^^^H 

KUiidiKutifTsfrlst  552. 

Le^aiD  84.                                                                   ^^H 

Kanwnld  282. 

Le  Urand,  LKk>n  889  Lit,  '.m  Lit.                             ^^H 

KUnzer  27«1. 

I^ebmaun,  Christoforua  1029.                                         ^^^H 

Kuppelei  siehe  Unzucht 

Lehmann  724.                                                               ^^^H 

Kurella  734. 

LehrlInKsheime  503.                                                     ^^H 

Kurth  über  Aussatz  861. 

—  -zUchtung  463  ff.                                                       ^^H 

Kutzer  :i86. 

Lehrwerksltttte  iXi.  ^^H 
Leichen,  namentlich  Pest-  89("t,  mi  ff.,                    ^^M 

L. 

S)2ff.,  893,   896,   899,   911,   923,911,                            V 

Labourt  867,  871  Lit 

942,  946,  947.                                                                    ^^M 

Lnckiier  282. 

Leicbenbestattung    bei    Qriechcn     und                    ^^^H 

Laderchio  1014  Lit. 

ß^jiuern  89<i.                                                                  ^^Hi 

Laehr  725. 

—  -ballen                                                                     ^^H 

La^rrangre  407  Lit. 

—  -verbrenunog  auf  Schlachtfeldern  —                    ^^^H 

Lallcinand  299,  407  Lit 

^^^1 

LUmmerblrt  123  Lit 

Leigh  Hunt  830  Lit,  984  Lit                                    ^^H 

Lammers  276,  28ö,  287. 

Leihe                                                                        ^^H 

Laraiiiert  819,  83Ü,  W)9  Lit.  852  ff. 

a56. 

Leipzig,  Wasserversorgnag  3.                                     ^^^H 

866  ff.,  870,  871,  889  Lit.,  872,  874 

,951 

Iieipziger  (System  269.                                                 ^^^H 

Lit,  <»S2. 

liektUre  Avt  Bchulentl.  Jugend  505  f.                                 ^B 

Lant-Ianl  198,  806  Lit 

Lemiuturier  724.                                                            ^^^M 

Land,  ländl.  Bodennutziiug  378. 

I^nz  543  Lit.                                                                   ^^H' 

Land-  und  Forst wli-tsehaft  581. 

Leuzmann  123  Lit                                                      ^^^| 

LuiularineiiTerhHnde  228. 

Leu  in.  gründet  Krankenhäuser  958.                          ^^^| 

Laiidehbeliördliohe     Arbeiterschntz 

roT- 

Leo  IS.  gegen  Uii/.ui'ht  UMI.  ^^^H' 
Leopold  1.  gegen  (Inzucht  1033.                                 ^^H 

-■«■hnftüii  594.  «03. 

Lande«nirstl.  Bautätigkeit  315,  322, 

326, 

Lepra  «ielie  auch  Au.ssatz.                                           ^^^H 

330. 

— ,  Bäder  gegeu  —  8.55.  ^^^H 
—  durch  Bäder  852,  855.                                               ^^M 

LandeHTerNleherunffsanstalten  367 , 

372, 

38,5. 

—  iu  Fari!3  825.                                                              ^^H 

Landfrieden  Friedrich  IL  1019. 

—  vnr  den  Kreuzzügen  861.                                          ^^^H 

Ltiiidliaiisbezlrke  377. 

Lepreux  374.                                                                ^^^H 

Laiidolt  114  Lit 

LeproBerle  «iebe  Aussützhäuser.                                  ^^^H 

Lundstreicherel  156. 

Leprtfse  siehe  Aussätzige.                                               ^^^H 

Laudllehe  ArmenpOege  213,  266. 

—  bilden  Brüderschaft  865.                                            ^^H 

Lan^e  475  Lit. 

Lereh  724.                                                                     ^^B 

Lasperreti  134  Lit,  160  Lit 

Lerov-Beaalieu  722,  724.                                             ^^^H 

Lass  277,  «13  Lit, 

Lerseh  8r>6,  859  Lit,  866,  871,  951  Lit,                    ^^B 

Lassalle  636,  046. 

982  Lit                                                                      ^^M 

I.an  321. 

Leiser  77,  80  Lit,   über  Aussatzhitusar                   ^^^H 

Lauben    vor  den  Häusern  817,  839, 

»10. 

866,  871,  889,  982  Lit                                              ^^M 

k 
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LesBona  302. 

Lethaby  betr.  Krankeahäueer  984  Lit 

Leuboscher  437  Lit. 

Leuch  440. 

Lenpold,  Erfinder  des  Windkessels  844. 

Lex  724  Lit. 

Lex  siehe  auch  L^es. 

—  Frisionum  betr.  Unzucht  1017  Lit 

—  Gundebada  betr.  Unzucht  1017  Lit 

—  Juüa  betr.  Unzucht  1006. 

—  Papia  1006. 

—  Bibuaria  betr.  Unzucht  1017  Lit 

—  Salica  betr.  Unzucht  1017  Lit 

—  Visigothorum  betr.  Unzucht  1017  Lit 
Lexis  785  Lit 

T.  Leyden  103  Lit 
Llber  iromorrhlanas  1009  Lit,  1014. 
Liehtenfeldt  102  Lit,  103  Lit.  113  Lit 
Lichtenfeid,  L.  M,.  167,  168  Lit 
Liebenam,  F.,  806,  809,  830  Lit.,  958, 

870  Lit 
LIebre«ht  374. 
Lleftnann  640. 
LIgne   fratemelle    des   enfants    de    la 

France  428. 
Lindemann  134  Lit,  .353. 
Liszt,  T.  543  Lit 
Linstow,  T.  723. 
Loeal  Teto  91. 
Loch  292. 

Loeffler  39,  51  Lit,  722. 
Loeninp  275,  Kirchenrecht  1008, 1014  Lit 
Lottie,  betr.  Krankenhäuser  984  Lit 
Lohnbuch  498,  552. 
Systems,  Mängel  des  —  644. 

—  zahlnoK  497. 
Lokalrerkehr  380. 
Lombroso  72,  80  Lit. 
London,  Asingspital  983,  999. 
— ,  Bartholoniäusgpital  983. 
— ,  St  Katharinengpital  983. 
— ,  Five  Eoyal-Hospitals  983. 
— ,  Wasserleitung  803. 

— ,  Wasserversorgung  2. 

Lonsdale  292. 

Lorenz  785  Lit 

Lorenzo  Jnstlniani,  h.,  g^en  Unzucht 
1012. 

Lothars  Kebsweiber  1018. 

Lotmar  610,  641. 

Lotz  161  Lit 

L(fublin  817. 

Lowell  294. 

LUiven,  Krankenhäuser  in  985. 

Lowrey  724. 

Loymann  10  Lit 

Lucca,  Codice  sanitario  di  —  891. 

Lnee  837,  847,  852,  859  Lit 

Lttdemann  812,  830  Lit 

Luinig  der  Deutsche  gründet  Kranken- 
häuser 963. 

—  der  Fromme  gegen  Unzucht  1017. 

—  TL  beschenkt  Aussatzhäuser  886. 

—  Vin.  gegen  Prostitution  1037. 

—  IX.  d.  Heilige  gegen  Prostitution  1037. 

—  XI.,  betr.  'Frauenhäuser  1039. 


Lndfrig  XI..,  betr.  H6td-Dieu  965. 

—  XII.  beschützt  reumütige  Dirnen  1041. 

—  Xni.  auf  Abort  841. 

kontrolliert  Aussätzige  868. 

—  XIV.  auf  Abort  841. 

,  betr.  Krankenhäosar  967. 

',  Medaille  betr.  Straßenhv^eae  in 

in  Paris  877. 

1  gegPö  Prostitution  1041  ff. 

,  &ztliche  Kontrolle  der  Dirnen  1041. 

,  gegen  Verwahrlosung  1041. 

,  ausschweifend  1042. 

schützt  die  gesunden  Abkömmlinge 

der  Aussätzigen  868. 

—  XVy  Prostitution  unter  —  1042. 

—  XTI-  betr.  Hötel-Dieu  96a 

— ,  Bisch,  von  Speier,  gegen  Unzucht  1012. 

—  -Wolf  275,  276. 
Laftemeuemnir  357,  360. 
Lttftnng:  der  Werkstätten  .584. 
Laftrerderbnls  in  Städten  5. 

Lund  802,  806  Lit,  847,  856,  S^  Lit., 

951  lit 
Lttnebnrg  515  Lit 
LnngenheUsUttten  42. 

—  •sehwlndsneht  34  ff. 
Lanier  725. 

Luther  gegen  Frauenhäuser  1029, 1037  Lit 

—  über  Ehelosigkeit  1013,  1014  Lit 

—  über  italienische  Krankenhäuser  938 
959  Lit 

—  Ober  Krankenpflege  976. 

—  „     Pest  909,  951  Lit 
LOtolf  über  AussaU  885,  889  Lit 
Lttttich,  Krankenhaus  in  —  985. 
— ,  Wasserversorgung  3. 


Macadam  8. 

Mädchenheime  503. 

Magdeburg  644.  651. 

— ,  Krankenhaus  961. 

Magdeburger  Fragen  betr.  Unzucht  \(& 

Lit 
Hagistri  viarum  814. 
Magnan  725. 

MahSnima  gründet  Krankenhäas»  954 
Maharanso,    betr.    Krankenhäuser   806 

830  Lit,  955  Lit 
Mäher  in  Toul  unzüchtig  1009. 
Mainzer  Synode  erlaubt  Kebeweiber  lOU 
Maladrerie  siehe  Aossatzhäuser. 
Malta,  Ordenespital  987. 
Malthus  746  Lit 
Man  276. 
Mang  515  Lit 
Manget  952  Lit 
Mangold,  Bisch,  von  — ,  gegen  Unxnch 

1010. 
Mangoldt,  t.  475  Lit 
Mannheim  326. 
Maust  859  Lit,  871  Lit 
Marbeau  408  Lit 
MarhcDS,  ran  635,  646. 
MargerltJia,  h.,  badet  selten  850. 
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Moria  (legli  Axigcli,  S.,  zu  Rom  —  ein 

Meyer,  H.  J.  369. 

Bad  840. 

-,  W.  162  Lit 

Maria  Theresia  ge^en  Unzucht  1034  ff. 

Mezeroy  S*;\. 

Miohael,  l>etr.  Krankcabüuser  982  Lit 

MurlfCDHit.   betr.   die  Medizio  im  Mittel- 

alter ti(i:i  Lit. 

Mietskaserne  313,  326,  328,  334,  3:^5,  339, 

Markt  hulhnfrebUliren  143. 

345,  358,  359,  360,  376. 

Markttelircr  814. 

-  -preise  320,  329,  M2,  345,  348,  349, 

Maronilluß,  Wrbrofherkoloniea.  —  77(jff. 

358.  300,  362. 

Mai-«|u«r<lt  S-Ut,  85!i  Lit.,  SlKt,  952  Lit. 

-  -Steigerung  345,  348,  350,  360. 

— ,  betr.  Vulctuditiaricn  li56  Lit. 

Jllgerkn  <m  Lit. 

Martin  134  Lit. 

Milch  al."  Natiiraliintcrstützung  256. 

— ,  betr.  Kranltenhäui'er  977,  982  Lit. 

—  -kuren  440. 

Martins  '-'(tj,  475,  7H5  Lit, 

Milde  Stiftungen  190. 

M»r.x  773   Lit. 

Mllltlirtiiujrllehkeit  746  ff. 

Masana,   Bif>ch.  gründet  KrankenhäuBer 

Mhtcptnh  L  795. 

957. 

Miiicratnusserrubriken  581. 

Masaryk  725. 

.Minsrc  8"hi,  «.",;(  Lit,  960,  963  Lit 

Mussenarmut  (Pauperiemus)  175. 
—  -mletshanii  «.  Mict»ka«erne. 

Miquel  649. 

Misehler  282. 

—  -quBrtlere  458,  471. 

Möbfus  736  Lit 

MllUiskeltsbeweymiK  8ü,  87,  lil. 

Möller,  P.  1.57  Lit 

Mati^a  ti35. 

Molmentl   SOI,  806  Lit,  840,  847  Lit 

Matthew   Paris  889  Lit. 

Mollke.  T.  161   Lit,  722,  724,  726,  803, 

-     —   betr.  Unzucht    in  Nonnenklöeteru 

bW  Lit. 

UMIÖ,  1014  Lit. 

Mombert  114  Lit,  160  Lit 

Matzenniier  8i)  Lit. 

Momitisen   797,   806  Lit,   807,  830  Lit, 

Hauer  p-nieinsame  s.  Gemeinsame  Mauer. 

HX)5  Lit 

Maulwürfe,  Hprünge  durch  —  3. 

.Mnnu<'(>  wird  desinfiziert  918. 

Maurel  723. 

MJfHche,  Unzucht  der  -  lOOÖff. 

Maurer,  t.,   Geschichte   der    Städtever- 

MliaclisHrzte  9t'>2. 

Svuotnii]!  1(J24,  1U37  Lit. 

Monc  855.  8;59  Lit,  907,  9.52  Lit,  982  Lit 

-  Fronhöfe  1018  Lit. 

Moiiod  299. 

Mauriae  725. 

Monrn  725. 

Mauserirh  797,  806  Lit 

Montuguc,  Lady  53. 

May  357. 

.Montaigne  über  Bäder  854,  859  Lit 

Mayer  016,  723. 

MonteeuN.slno,  Krankenhäuser  961. 

Maygier  406  Lit 

—  Xcnodochium  in  —  960,  961.                                           • 

Mayr,  v.  277,  282,  722,  723. 

Moutfaucon  828.                                                                M 

Ma^znrchelU  9.52  Lit 

Muiitieein  800,  806  Lit                                                   J 

Meereiis  374. 

Montpellier,   Guido    v.,   baut   Kranken-                 ^^^| 

McirenborBr,  K.  v.,  844,  847  Lit 

buu.'^i'r  9.'>8,  973.                                                         ^^H 

Mebler  516  Lit 

Montpellier  wird  desinfiziert  916.                             ^^^H 

Hehrleln  275. 

Muntpozfcr,  Feuerordnung  843.                                  ^^^H 

HeinerB  810,  812,  830,  843,   847    Lit. 

Murath  103  Lit                                                          ^^H 

859,  982  Lit 

Morbiditlit  81,  85.                                                ^^^M 

Melnert  103  Lit 

Mürchen                                                                    ^^^^M 

Meiiiinfrhans  Lit.  515. 

Moreau                                                               ^^^^M 

Meisner  785  Lit 

Morejon  889  Lit,  860,  887.                                  ^^^H 

Mellorlation,   Meliorationihypothek  317, 

Morgenstiema  287.                                               ^^^^^| 

;«2,  38.5,  386. 

Morleblnl  über  AusaaU  887,  889  Lit                 ^^^H 

Meli  527  Lit 

Moritz,  betr.  KrankenbüuBer  978  ff.,  982                ^^H 

Melle,  T.  275. 

^H 

Memnonlum  795. 

Horselli  725.                                                              ^H 

Mcosi'henTerlatit«  durch  Kriege  658  ff. 

.Moses  als  hvgienischer  Gesetzgeber  793,                  ^^H 

Merlnif,  t.  Ö52  Lit 

b(J<J.  1003  ff.,  1005  Lit                                              ^^1 

Merkel   794  ff.,  800,  803,  806  Lit,  «07, 

Moskau  631.                                                               ^^M 

808,  830  Lit. 

Mosler  51   Lit                                                                ^^M 

Messel  374. 

MUblhansen  6.53.                                                        ^^M 

Messen  zur  Abwehr  der  Pest  u.».«.  b. 

MUlhuusencr  Gesellschaft  zur  Verhütung                   ^^^| 

Prozessionen. 

von  Fabrtkunfällen  Ü04.                                            ^^H 

MeUtlbearbeltung  576. 

Mlill                                                                             ^H 

MetallliUtten  5«0. 

Milller  1U3  Lit                                                       ^^M 

Meteorwasser  5. 

MUlUerbrennung  8.                                                   ^^M 

Metz^r  723. 

MUncben,  Aborte  in  —  841.                                     ^^H 

Meyer,  A.  G.,  843,  847  Lit. 

—  Krankenhäuser  in  —  977,  981.                               ^^H 

— ,  Chr.,  819,  830,  847  Lit,  870  Lit. 

-  Pest  in  -  919.                                                         ^^M 
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MnnimentA  Guildhallae  Londinensi«  867, 

STl  Lit. 
Munk  lUcI  Lit. 
MUnsterberg  275,  276,  282,  283,  2St2,294, 

29U,  :J02,   304,  30«,  407  Lit.,  543  Lit 
Huratorl,   betr.  Aussatz    Stil,   862.  887, 

88!:i  Lit. 
— ,  betr.   Kraalcenbäuoer  959  Lit,   963, 

971  Lit 
— ,  betr.  Pest  952  Lit 
MuReeu,  Soziale  629. 
Husikpflege  ülO  f. 


Nachhaft  197. 
Nachtarbeit  600. 
Nacktes  Barten  857. 
Nagel  515  Lit. 
Nabi-niiKi^niltlelhygieiie,    Betleutuug  der 

—  Hühreiid  des  Krieges  717. 
NtthrpfliehtverKÜumnis  200  ff. 
Nainur,  Kraiikenhäut-er  in  —   985. 
Napius  299. 
Narduvcl  H30  Lit. 
Na.s«e  725. 

National  vrerkstiltten  174. 
Naturahiiiterhtütznng:  184,  254, 

—  -veriillcffiiiig  !!S4,  255. 

—  -rerpfleguiigsütatlouen  2(i6. 
Nebeustrulten  311,  319,  a.  Straßen. 
Neefe  iriH. 

Neißer  Gl,  77,  80  Lit. 

Nextorianer,  Krankenhäuser  der  —  957. 

Neubanbeztrke  341,  342,  343. 

Neuhnus  383. 

Neukirt'h  1014  Lit 

Neuinann,    H.    161    Lit,   403,  407   Lit, 

732,  759  Lit 
Nias  792. 

Nicatee,   Medizin  im  Mittelallw  963  Lit 
Nlobols  292. 

NIchtelllleii  d.  Kinder  754  ff. 
NIi'olül  812,  830  Lit. 

—  ülier  Wien  1033. 
Nieden,  Zur  383. 
Niederer  28:i. 

Niederländisches  Annenwe«en  304. 
Niedcrliissungttbeschrllukungen  195. 
Niederrnaun  283. 

Nielsen  Ml 5. 

Nightlugule  726. 

-.  MiU  1002. 

Nikolaus  L,  Papst  erlaubt  Bäder  850. 

—  V.  stellt  Aquädukte  her  79a 
Niittten  aso  Lit. 

Nithard,  Bischof  von  Lütticb,  badet  nie 

850. 
Noeht  33  Lit 
Noide  822,  831  Lit 

NonnenklUster,  Sitz  der  Unzucht  1009  ff, 
Noorden  102  Lit,  122  Lit 
NurdaiiicrlkHuiiichcs  Armenwesen  292. 
Nordlielni  759  Lit. 
Nosokoinlen  957. 
Nossig  794  Lit 
Nostitz,  V.  377. 


Nothnagel  102  Lit. 
NotstHudsarbelteu  176. 
Nolzucht  1009  ff.,  1015  ff.  10181 
NUniberg,  Lepra  in  —  ÄJ3. 

—  A\iK!.atzsi'hau  in  —  863. 

—  Krunkenhäuser  in  —  981. 
Nussbaam  51  Lit,  358. 

0. 

Obdachlosenasyle  254  f.| 

—  •losltrkeit,  qualifizierte  199.' 
OberllUcheniTusser  2. 
Ocfroi  141. 
OderlsluN  gründet  Krankeahäoeer  M| 
Odeors  ile  Paris  828. 
OefTontlicbe   Büder  in  DeatBo.hlitnH  i 

in  Frankreich  852. 

„  Rom  849. 

—  Bautätigkeit  363. 

—  Gärten  s.  Parkanlagen,  SpielpMts 
Oehünann  beschreibt  kranke.nhäuwo  ^ 

971   Lit 
Oesterlen  726. 
Oetter  S63,  871  Lit 
Octtiugen,  t.  725. 
Ofen  842. 
— ,  eiserner  842. 
OITa   V.  Mercien   gründet  Kranke 

958. 
OITene  Bauweise  324. 
Ohiv  277. 

Oldendorff  11,  19,  357. 
OUhauseu  275,  276  Lit. 
OluiHtedt  635. 
Olymplos  7i;3. 

Oppenheiraer,  T.  343,  367,  385. 
Orden  v.  heiligen  üei*t  958,  973.' 
Ordu  farfensis  835  ff. 
Onr^as  785  Lit 
Orth  123  Lit 
Ortsarmenrerbande  227. 
Osenbrliggen  üt)er  Unzucht  1C671 
Osius  275  Lit 
Gesten  10  Lit. 

Oestcrrelchisches  Armen wesea 
Ostwald  276. 
Otto  V.  Bamberg  baut  Wasserleitung 

—  ly  Kaiser,  besitzt  Badehaua  851. 

—  IL,  deutscher  Kaiser,   schwimmt 
851. 

Outdoor  Paupers  288. 
Overbergh,  Tan  804, 
Ozon  2. 

P. 

Paohe  475  Lit,  615  Lit. 
Paderborn.  Wasservorsorgung" 
PiiKliamlnutl  Sil. 
Panuwit/.  .'il  Lit,  633. 
Paplcrfabrikiitiou  581. 
Paplllon  726. 
Papon  952  Lit 
Pappenheimer  817. 
PÜi.  Ambroise,  fiber  . 
870  Lit 
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Parent-Dnehatelet  1044,  1045  Lit 

Paris  an,  384,  804. 

— ,  Btraflenhygiene  824  ff. 

— ,  Wasserversorgung  3,  804. 

—  s.  Krankenhäuser,  Aussatz. 
Parkanlagren  324,  332,  384. 
Parlament  v.  Paris  schließt  Bäder  855. 

gegen  Unzucht  1040. 

Parrot  1009;  1014  Lit. 

Partarier,  Pariser  Krankenhäuser  963  ff., 

971  Lit. 
Parzeliierong  s.  Bodenaufteilung. 
Paai  II.  sorgt  für  Aquädukte  798. 

—  IV.    „      „  „        79a 

V.    „       „  „         yyo. 

Panlian  299. 
Panperismog  175. 

PaTlIlon  für  Krankenhäuser  1002  ff. 
Payelle  346  ff.,  353. 
Pealtodf  294.  369. 
Peimann  73<)  Lit. 
Pensionskassen  557. 
Pergamon  311,  312. 
Perioden  des  Städtebaues  315  f. 
Perisncht  38. 
Pemaczynski  161  Lit 
Perser  803,  1007. 

PetsSnliebe  Ausrüstung  der  Arbeiter  583. 
Pesch  282, 
Pest  890. 

—  in  Aix  942. 

—  im  Altertum  890. 

—  in  Aries  942. 

—  „  Athen  800. 

—  „  Augsburg  892,  904. 

—  „  Aurillac  1)42. 

—  „  Auvergne  943. 

—  „  Berlin  912,  931. 

—  „  Braunschweig  897. 

—  „  Cöln  920. 

—  „  Deutschland897,903ff.,919,926ff. 

—  „  Dresden  926. 

—  „  Egvpten  896. 

—  „  England  896,  923  ff.,  947. 

—  „  Erfurt  893. 

—  „  Ferrara  896. 

—  „  Figeac  915. 

—  „  Florenz  891,  892,  893. 

—  „  Frankfurt  a.  M.  897. 

—  „  Genthin  921. 

—  „  Genua  898. 

—  „  Grenoble  902. 

—  „  Hamburg  904,  931  ff. 

—  „  Hessen  921. 

—  „  Hildesheim  920. 

—  „  HoUand  896. 

—  ,.  Italien  890;    vergl.   die  einzelnen 

Städte. 

—  „  Kopenhagen  907. 

—  „  Kurmainz  921. 

—  „  London  913,  922  ff. 

—  „  Magdeburg  893. 

—  „  Mailand  894,   «Hä,  900  ff.,  944  ff. 

—  „  Marseille  941  ff. 

—  „  Meesina  897,  945  ff. 

—  in  Modena  898. 


Pest  in  Montpellier  915,  916  ff. 

—  in  Montreux  893. 

—  „  München  919. 

—  „  Neapel  900. 

—  „  Nottingham  925. 

—  im  Orient  890. 

—  in  Palermo  898  ff. 

—  „  Paris  892,  901,  967. 

—  „  Perugia  «»6. 

—  „  PUa  892. 

—  „  der  Provence  943. 

—  „  Ragusa  891,  894. 

—  „  Bavenna  900. 

—  „  Begonsburg  893. 

—  „  Rußland  947. 

—  „  Sallers  943. 

—  „  Spalato  892. 

—  „  Syrien  890,  896. 

—  „  Toskana  944. 

—  „  Toulon  942. 

—  „  Trient  893. 

—  „  Troves  893. 

—  „  der  Türkei  89«;. 

—  „  Ueberlingen  907. 

—  „  Venedig  891,  895,  896,  913. 

—  „  Vicenza  im. 

—  „  Wien  893,  907,  921. 

— ,  Schluß  der  Bäder  bei  —  855. 
— ,  Verbreitung  durch  Bäder  855. 
— ,  Verbreitung  der  —  durch  Kriege  695. 

—  -»rate  892,  898,  901,  902.  903,  904, 
909,  919,  914,  922,  934,  949  ff. 

—  in  Mailand  896. 

—  •httnser  010,  921 ;  siehe  auch  Lazarett. 

—  in  Arles  942. 

—  „  Augsburg  904. 

—  „  Frankfurt  a.  M.  897. 

—  „  Grenoble  !K)2. 

—  „  Hamburg  904. 

—  „  Mailand  896,  901. 

—  „  Modena  S98. 

—  „  München  920. 

—  „  Palenno  899. 

—  „  Venedig  805  ff.,  898,  998. 
kordon  892,  927,  943,  947. 

—  -lelehen  siehe  Leichen. 

—  -Ordnung  für  Deutschland  9u3  ff. 

—  für  Florenz  891. 

—  „    Frankfurt  a.  M.  897. 

—  „    Genthin  921. 

—  „    Genua  898,  913  ff. 

—  „    Grenoble  902. 

—  „    Kopenhagen  907. 

—  „    Ixjndon  922  ff. 

—  „    Mailand  896.  900. 

—  „    Messina  897. 

—  „    Nürnberg  905. 

—  „    Palermo  898  ff. 

—  „    Paris  892,  901. 

—  „    Parma  897. 

—  „    Perugia  896. 

—  „    Ueberlingen  907. 

—  „    Velletri  897. 

—  „    Venedig  81t7. 

—  „    Wien  S)07. 

—  »Terordnungen     siehe    Desinfektion, 


277 


ftrtoriiiiiiigm,     Pi  wJkIm, 


Peter  27  Lh. 

P«Ufa  319,  322.  324,  543  Ut,  632. 

PMcfM*  724. 

FMtt,  betr.  Knnkenhinacr  »80. 

VtHnnm  ober  Pest  892,  9S2  liL 

—  nber  Unzucht  in  d.  Kiicfae  1010,  1014 
Lit. 

Petrpai,  Alex.  798. 
Petteakafer  722. 
Pen««  eee  lit. 

PfBÄ  betr.  ECUngen  8C2,  859  Ut. 

PÜlkM  832. 

PfeUbr  408  lit. 

Pfriftr,   betr.  Kraakenbiuacr  961  lit., 

982. 
Pflacter  %,  «iehe  8iraiienpfl««ter. 

—  -mU  142. 
Pflefcmstea  517. 
PMcmI  833.83«. 

Pkilipp  Augntt  r.  FVankieich  825. 

PblUppa  475  liL 

Piiili|>|M)ri«h,   T.   40,   51   lit.,  161    LiL, 

Plep«r  in  Lit.  114  Lit,  842,  847  Lit. 
Pitrnatoro  %2  LJt. 
Pinkenbarg  10  Lit. 
Pinna  s<;7,  870,  8«)  Lit. 

—  über  Aussatz  887. 
Pind  889  Lit. 

—  fiber  AuKMilz  887. 
Piper  027  Lit. 

Pixa,  üotiice  unitario  di  —  881. 

Plitoja,  Codice  itauitario  di  —  891. 

Pins  U.  unkcufich  1ÜI2. 

PlannXßitrer  SUUltebau  311,  330,  8.  Be- 
banungHplan. 

Platter  115  lit 

Ploetz  72«,  731,  73«  Lit,  746  Lit.  785 
Lil.,  78!»  Lit 

PloMZ,  betr.  Kraokeniiäuf>er  982  Lit. 

Platarcb,  betr.  A<klepien  956. 

Plataa  de«  AriBtophaneB  955*. 

PMken  52  ff. 

— ,  Verbreitung  der  —  durch  Kriege  GSfi, 
098. 
bei  Naturvölkern  792,  793. 

P<M-Iilmiinn  315.  797, 806  Lit,  849, 859  Lit 

Poellalh  fjO:i  Lit 

Polilc  m)  Lit.  167  Lit 

Pointe,  lictr.  KrankeohäuBcr  971  Lit 

Polikliniken,  Ikdeutung  für  die  Ariuen- 
pfk'K«  2W). 

— ,  Ueoerbundoahnic  in  Aiucrika  294. 

Pollael-Verordnungen  über  Betriebs- 
sicherheit 573,  575,  676,  577,  579,  580, 
■t8I,  583. 

Pominer  385. 

PuiupeJuH  Heer  verscblaipt  Lepra  860. 

Pont  du  Gard  798. 

Poponeir  i;30,  635. 

Potindovv'sky,  Graf  631. 

PoKt  HC.'.t.  516  Lit,  G03  Lit 

—  •Hparkaaseu  495. 
Pottdoir  754  Lit 


9aa 


103  Lau,  US 


gut.      B 


—  996l 

Pita^  725u 

Prfret  84L 

PraUMdMlWL 

Prokseh  über  Üfftä^  1008. 

PreleUriat  74a 

Pnetftatio«  71  fL,  474   L, 

—  nebe   anch    Cnmrht. 
Franeo. 

— ,  Einflnfi  ran  Kricgea  asf  die  —  7 
Prateid— ««  897. 

—  bei  Pest  890.  891. 

—  in  Brannechweig  897. 

—  „  Flomz  8B7. 

—  „  Mailand  90a 

—  „  Menina  »46  iL 

—  .,  Palenno  899. 

—  „  Ragnsa  891. 

—  ,.  Venedig  891.  896. 
Pnis  H52  Lit. 
Pa>iekniana,    betr.    Kranke 

963  Lit 
PBtter  42,  51  Lit,  407  Ux. 

<«. 

QiuraatXM  30^  939.  MS,  Ma 
— ,  aUgonetne  886,  899,  900^  91 
942. 

—  •Anstalt««  8^,  896. 

—  der  Ammen  899. 
Onarek  475  Lit 
QDartien<j§tem ,    BenrkaByvteta 

.Armenpflege  243. 
({uattuorviri  (Rom)  SOa 
({aellen   zur   Geschichte    tod  Wien  8 

8:61  Lit,  841,  952  Ut,  982. 
Qaellwasser  3. 
Onertrebttude  360. 

-lurtung  :^öS.  360. 
Querini  über  Krankenhäuser  959  i 
Qnetelet  785  Lit 
Quitzow,  ¥.  in  BerUn   1<>25. 


Rabntanx  1004.  1005  LiU 
Kambousek  604  Lit 
RaniHes  II.  795. 
-  iU.  795. 


Banchin  952  Lit 

RanzBU  S02,  806  Lit 

Bassciili.vfriene  734. 

— ,  Einfluß  der  Kriege  auf  die 

Baap  277. 
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atten  33  Lit. 
p— ,  Sprünge  durch  —  3. 
Batilni^er  276,  3G6,   859  Lit.,  889  lit,, 
<J92  Lit. 

—  über  Aussatz  887. 

—  „  KrankenhäuserQöSLit.,  971  Lit., 
982  Lit. 

Rauch  in  Htädten  5. 

Rauch  lierg  370,  374. 

R&udnitz  407  lit 

Raiiiner  811. 

Ravniotrd,   Bisthof  von  Montpellier  874. 

Rcalkrwllt  3t>7,  373,  37r>,  384. 

B^Uiii'burlBatlon  731. 

Rehe  r.l5  Lit. 

Rebcr  '.«2  Lit. 

R«eiil(le  de,  t>etr.  Krankcubäuaer  971  Lit. 

Rccheiiberh'  103  Lit.,  114  Lit. 

ßwht  mif  Arbeit  175,  196. 

Rerormiition,  Ginfluß  auf  die  Armen- 
pflege 171. 

— ,  Wirkung  auf  Krankenhäuser  9til, 
(17 j  ff. 

R^genee,  Auiischweifung  der  —  1042. 

Re^easburg  824. 

Reift' uwiisser  5. 

Reglc-mentlerungr  76  ff. 

Regliihard,  Dischof  von  Lüttich,  badet 
nie  ISfil). 

Regtstrum  Sari^bereuse  801. 

Reculer,  betr.  Krankenhäuaer  971  Lit. 

Relbraavr  73ü  Lit,  789  Lit 

Rt'Ifher  282,  408  Lit 

B«l('hcrHberg:,  Gerhoh  v.,  betr.  Kranken- 
häuser 972. 

RelehHarmenstatlfitlk  von  1885  220f. 

Rck'hsta);  in  Augsburg  85-1. 

—  in  Frankfurt  a.  SL  lülä2. 

—  „   Worms  1022. 
SeiebsTersIcheraiiKsaiiit  500,  564. 
Beieben  (H3. 

BeilienhauN  318,  319,  320. 

Reiuckc  :Ö7. 

BelnigiiD)!;  der  Straßen  8. 

B^-lnsch  162  Lit 

Rcttzensleln,  v.  275,  277,  299. 

RekoirvalcsKent^npflege  262. 

Rekrutierung  t«2  ff.,  721,  746  ff. 

RenaiNKnnce  322,  324. 

Renzi,  de  817,  831  Lit 

Reuehlln  über  Pest  908,  952  Lit. 

Respirutoren,  Mundschwämme ,  Mund- 
tücher rm,  .'j<)2. 

Rettich  387. 

RettunKselnrlciitanKen  .583. 

ReTnccinntion  .55. 

RerolattoiL,  französische,  und  Kranken- 
häuser 970. 

Rever  516  Lit 

Rejiiie,  de  Iti  827. 

RlieiniHclic  Wohnverhältnisse  325,  326, 
33(»,  337,  340,  355,  360,  362,  367. 

RlieiiiproTlnz  325,  367. 

RIbbert  789  Lit 

Richa,  Car.  952  Lit 

Blthter  10  Lit,  52  Lit,  103  Lit,  724. 

—  betr.  Krankenhäuser  982  Lit 


RIeeke  724. 

Rlehn  162  Lit 

Rieselfelder  7,  820. 

Riffel  78r.  Lit 

Riggenbaeh,    betr.   Krankenhäuaer   982 

Lit. 
RIgler  723. 
Rhiek  724. 
8t.  Riqaier  834. 
Ritter  U«  Lit,,  438. 

—  V.    Rlttenibelm,    betr.  Tempelsdüaf 
955',  im  Lit 

—  -Orden,  betr.  Krankenhäuser  986. 
Rlvl^re  2!l9. 

Robert  871  Lit. 

—  IIL   von    Schottland    l)efltiramt    ver- 
dorbenes Fleisch   für  Aussätzige  867. 

Rocbas,  de  863,  866,  868,  871  Ltt,  872, 

885,  889  Lit. 
Rodoeanachl  798,  806  Lit,  814,  831  Lit 
Rohrbach  724. 
Rjlhrenbrrinnen  4. 
R«i  des  Ribuuds  1037. 
Rom  311,  312  f.,  318. 
— ,  Fürsorge  für  Bedürftige  169. 
Romben;  -lO,  51  Lit 
Rttmerbrier  1U*17. 
Rliniisebe  Wasserleitungen  706  ff. 
Röini«dies  Recht  318,  321. 
Roudel  2'M. 
Rondelet  805  Lit,  808. 
Ronduuticuu,    betr.    Krankenhäuser   971 

Lit 
Rose  her  275. 

Koseubnum  859  Lit,  10O3  ff.,  1005  Lit 
Roüenthiil,  betr.  Unzucht  1007. 
ßossl,  ii.  952  Lit 

Roth  4,  10  Lit,  603  Lit,  724,  800,  806, 
831  Lit.,  ai7.  8^17  Lit 

—  951  Lit.  hinter  Defoe. 

— ,  Tschnrn  it.  Welzel  603  Lit 

Rofharl  gegen  die  AuBsStJdgen  861,  862. 

Rothc  1^2  Lit 

Bothpletz  27  Lit 

Rotteek,  v.  722. 

Roussel  398,  407  Lit 

Rnbner  102  Lit,  103  lit,  724,  773  Lit, 

785  Lit. 
Rudeek  857,  1037  Lit 
Rudolf  von  Uabsburg,  Landfrieden  1019. 
Rufl  515  Lit 
Ruhr  durch  Brunnen  4. 
Rnland  275. 
Rumpelt  276,  376. 
Ruppel  726. 
— ,   betr.   Krankenhäuser   971,    982  Lit, 

1002  Lit. 
Rappreeht  276. 


8. 

über  Unzucht 


1004,  1005  Lit, 


Sabatler 

1006. 
SachKC  516  Lit, 
SaehKCDsplegel  847  Lit. 
— ,  betr.  Unzucht  1018. 
—  über  Höhe  des  Grenzzaunee  837. 
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Sack   806  Lit.,   815,  819,  831  Lit,  840, 

Sctitller-Tietz  736  Ut,  789  xSH 

847,  853.  859. 

Schilliiiff  376,  379.                          ■ 

Saintfoix  1()40,  1045  Lit 

SeblnipIT  381.                                    H 

Salerno,  Krankenhauser  in  960. 

Schisma  1011.                                 H 

Salomon  de  Canx  827. 

Schlacht  feldhvgiene  701.  ■ 
Schlucht-  und  Viehhöfe  143.       ■ 

Salomonische  Wanserlcitung  807. 

Salvlnnus  UXJ7,  1014  Lit. 

Schlafleut«  346,  3.>4,  3S7.             ■ 

Snlz.st<>ner  148. 

—  -stelle  459  f.,  472  ff.,  499  fi.  ■ 

Salzwasser  2. 

Schlaf^ende  Wetter  579.               M 

Samailowltz  723  Lit. 

Sehlager  1037  Ut                          ■ 

Samter  42,  51  Lit.,  275. 

Sehlesiuprer  750  Lit,                __^M 

Samvntta  Mbaya,   betr.  Krankenhäuser 

Schlltlschnblanien  421.          ^^H 

9M. 

SehlosKmanu  4t.i8  Lit              ^^^H 

Sander  725. 

Schlosser  »4  tf.,  !>47  Lit       ^^B 

Sandniter  2. 

— ,  betr.  Krankenhäuser  982  Lil^| 

Sanlerunir  365,  387. 

—  über  Klöster  900  ff..  06.3  LitjH 

Santi,  de  053  Lit. 

Sehmidt  275.  k:)7  Lit,  422  lit,  fl 

Sarcey  722. 

831,  847  Lit.,  8^,  8.59.                ■ 

Saredo  302. 

Schmidt^   Herrn.,  Bußbücfaer  I(S 

Sarzana,  Statuto  di  —  880, 

Lit.                                              ^1 

Sass  850  Lit. 

Sebmidth  374.                              ■ 

Sassaniden  803. 

Behmoller  275,  357.                       ■ 

SttngllnRre  380  ff. 

Schmuckunlai^en  332.                    ^U 

— ,  yierblichkeit  der  —  389. 

SehiiaptM-r-Anidt  115  Lit      ^^^M 

^^^^H                                                 — ,  Für^irtie         —  390. 

SchncetteseitliruDg'  5.              ^^^H 

SUa^lings|)fle^e  in  BerUn  306,  400. 

Sobneider  26  Lit,  374.          ^^H 

—  in   Bilhmen  399. 

Schuefl  83.                                  ^^^1 

—    ,.    Budapest  403. 

Schücue  953  Lit                     ^^^1 

—    „    Dortmund  101. 

Scholdcrplatz  1024.                 ^^H 

—   „   Dresden  304. 

Schopf  .S38.                                 ^^^1 

—    „   Frankreich  397,  400. 

ScborDstein  843.                      ^^H 

—    „   Halle  304. 

—  in  Asprozheim  843.           ^^^H 

—    „   Hanau  401. 

—    „   Basel  843.                        ^^H 

—   „   Leipzig  304,  401. 

—   „   Ulm  84;S.                               H 

^^^^^H                                              „   Moskau  399,  404. 

Schott  162  Lit,  353,  357.             ■ 

^^^^^^^H                                                ,,    Ocsterreich  309. 

Schatte  604  Lit                            ■ 

^^^^^H                                                „    Petersburg  390,  404. 

Sehrader  8:11  Lit.,  848,  859  UCV 

■■^^H                                              „   PreuÜen  402. 

Schrank  1004.  1005  Lit,  1004.  lOfiBT 

■  ■^^H                                              „   Rußland  309. 

lo:«  ff.,  1037  Lit 

■■^^H                                              „   Sachseo  402. 

Schreiber  475  Lit,  543  Lit         _^ 

^^^^^1                                                „   Ungarn  309,  402. 

Schrohc  S12,  831,  953  Lit           ■ 

■■^^B                                                 „   War!<chau  399. 

Hchulurzl  4.34  ff.,  478.               ^^M 

■  ■^■H                                        S«u)rli»i;susjle  405. 

— -blider  410ff.                      ^^H 

■  ■^■H                                          SU iik>ust  rillten  807. 

—  -bckleidung  274.                ^^H 

HH^^^I                                        SüTOnnrolii  gegen  Unzucht  1012. 

—  -KpurkoKsen  431,  495.         ^^^H 

■  ■^^H 

—  -s|>ciisuu§r  273.  ^^^H 
8ehiileiitlit.ssene  Jugend         ^^^^| 

■  ■^^1                                        Soala  70(>.  798,  805  Ut. 

■  ■^^H                                        Sebaefrie  275. 

—  Begriff                                   I^^B 

■  ■^^1                                          ScüHfer  27fi,  433. 

—  BUitlsik  452  ff.                       ^^M 

■  ■^^H                                        S<^halliii<>.ver  732,  73ö,  785  Lit. 

—  Berufsverhältnisi«  433  {.           ^| 

■  ■^^H                                        Si-baltbretfüchenia  326. 

Schiller  103  Lit,  134  Ut            ■ 

■  ■^^H                                        Sehntikt-r  i'>0  ff. 

SchtlleruusnUge  422  ff.                   H 

^H^^^^^H                                        Schanz  schlägt  Sparzwang  vor  176. 

—  -bibliotheken  417.              ^^H 

H^^^^H                                        Sclmrd'fiiltrn?,  t.  724. 

—  -hci'bcr^ren  422.                   ^^^H 

■■^^H                                        Scbarling  285. 

—  «Torstel langen  418,             ^^^H 

HH^^H                                        Sehatzmnnn  27  Lit. 

Schult«,  M.  321. 

■  ■^^H                                        S«heil>lo  1037  Lit. 

Scholtz,  Alir.  800,  801,  806  Ut.,  8Jä, 

^^H^^^l                                        ScheidutiR  von  Boden  und  Bauwerk  318. 

818,  831,  842,  »44,  847,  854.  WM 

^^^^^^^H                                          Schema,  schematische  Bauweise  324,  326, 

Schnitze  516  Lit,  652.                   ■ 

■^^^H                                              32H.  3:i7,  375,  376,  377. 

—  -GaeTernltz  635.                       ^M 

H^^^^H                                        Schenkendorir,  t.  422  Lit. 

— ,  R.  830  Lit                                ■ 

■  ^^^H                                        Sc-heiib«  723. 

Schulz  UiO  Lit.                        ^^H 

■^^^^1                                        Scheien  515  Lit 

Sehurejr  606.                          ^^^H 

■  ^^^H                                          SchilTnlirt  578. 

SebUsscl  für  Aborte  841.        ^^M 

■^^^H 

Schutz   der   .lugendlicben   492  f(^| 

■  ^^^H                                       Schiller  1027,  1037  Lit 

—  •brllleu,  SchutzniaHken  683.  ^H 

H^^^H                                                                                                                                                                        fl 
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8etatzlin|>fuug  33,  53. 

Slechenaiistiilteii  in  Trier  863. 

^H 

—  bei  Naturvölkern  793. 

—  in  Schwaben  804. 

^^^^H 

Sehwabe  im. 

—  „  Würzburg  864. 

jU^^^^H 

8«hw8beBspiegel,  betr.  Unzucht  1019. 

—  ,,  Zürich  803. 

^^^^^1 

SfliniMlibemiiljrt«  415. 

Sigmund,  Kaiser,    besucht  Fmuenhäuser 

^^^^^1 

Keim  itclislnniire  522. 

l(Ü4ff. 

^^^^H 

Ki-hniiii(Jrr  277. 

Silhergleil  277. 

^^^^^^M 

St'liMiirz  Si  Lit. 

Silbcniuinii  S20,  831  Lit 

^^^^^^^M 

Si'h  wurzer  T(xi  S9I  ff. 

— ,  betr.  Krankenhfiussr  982  Lit. 

^^^^^^^ 

S«'hw«lisch-Nor>vegi8ches     Armenwesen 

Simon,  .Tames  423. 

^^^^^^1 

28:-!. 

-,  Walter  426. 

^^^^^1 

Schweine  auf  den  Straßen  von 

—  515  Lit 

^^^^H 

Berlin  817. 

Singer  22  Lit  168  Lit,  282,  357,  374. 

^^^^M 

Bmunschweig  817. 

Sinzheimer  307. 

^^^^M 

Erfurt  817. 

Sitte  370. 

^^^^M 

Frankfurt  Ö17. 

SittIi«likeitKTerbre4!hen,      Einnuß     von 

^^^H 

Mainz  817. 

Krie^'en  auf    -  707. 

^1 

NürnberR  817. 
Paris  817,  825,  827. 

SUtus  IV.  798. 

^1 

—   —  unzüclitig  1012. 

^1 

Passan  816. 

—  V.  betr.  Afiuädukte  798. 

^^^^^ 

«traßburg  817. 
Troye»  817,  893. 

SlBJd  411 

^^^H 

SlomaDn  441. 

^^^^1 

Ulm  817. 

Smisaaert  306. 

^^^^1 

—  im  Mittelalter  813  ff.,  816,  817. 

Snell  über  Pest  920,  953  Lit 

^^^^M 

1       Sehwelnepreise  127,  128. 

Sodoinlterd  d.  Geistlichen  1008  ff. 

^^^^M 

SehweinestUIle  in  Städten  838 

8o«nrs  itrlses  992. 

^^^^M 

—  verj^l.  iiueli  Schweine  auf  Straßen. 

Soetbeer  275. 

^^^^M 

Schweizerisches  Armenwesen  282. 

SolbHder  443  ff. 

^^^^M 

ScipIoN  Badeziuiiiier  848. 

Söller  S;i3. 

^^^^1 

KcboNte,  Xencxliichiam  in  957. 

Sommerfeld  36,  51  Lit,  5(j4,  603. 

^^^^M 

Selinstinn  Rrand  gegen  Unzucht  1012. 

— ,  T.,  .Alcdizin   im    .Mittelalter  963  Lit 

^^^H 

Scelio^iHze   143  ff. 

Sominergineiere  272. 

^^^^M 

ScclbUder  853. 

Sonn-  iiiui  Feiertagsruhe  600. 

^^^^M 

SeJdtlte  724. 

Sondersicche  —  Aus^äätzige. 

Soziule  MaQnahiiien  im  WohnungsweseD 

^1 

SellTert,  M.  108  Lit 

^^^B 

Seire  t)ö3  Lit. 

362. 

^^^^t 

Seiti  724. 

—  Ursachen  des  Alkoholiamus  81, 88,  89, 

^^^^M 

SelbRtKndlfrv  Formen  des  Kleinwohnungs- 

ilü,  94,  95. 

^^^^M 

bauc«  :i25,  334.  mX 

Soziales  MiiKeuin  629. 

^^^^t 

Selbstmord  83,  84. 

Sparen  494  ff. 

^^^^H 

--,  Einfluü  des  Krieges  auf  —  710. 

Sjiiirkn.ssen  557. 

,^^^^^^1 

Senulor  78U  Lit. 

SiiarzwanKT  nach  Schanz  176. 

!^^^^^^| 

Senckei  515  Lit. 

Hjiecht.  515  Lit..  «M  Lit 

^^^^^H 

Sene<'R  über  römische  Bäder  848,  859  Lit 

Speisung  ivrnier  Kinder  424  ff. 

^^^^^H 

Senfelder  053  Lit. 

Spekiiintloii,  .■*.  Bijdent^pekulation,  Häuser- 

^^^^^^1 

Seil  p;c]  man n  .527  Lit 

«[ickulation. 

'^^^^^^1 

Seriini.'  T'.il'. 

Spencer  736,  789  Lit 

^^^^1 

Serint;  045,  753  Lit 

S|>enKler  853,  859  Lit 

^^^^H 

Seti  L  7!)5. 

Splelhairen  603  Lit 

^^^^^^H 

Settiemeiit«  251,  föl. 

Spielplätze  332. 

^^^^^^H 

Slioredllh  (i5l. 

Spillcr  371,  (JW  Lit 

^^^^^^H 

Siber  8W»  Lit. 

Spital  niebe  Krankenhaus. 

^^^^^^M 

Sicherheltsiuaftiiabmen     für     Unfallver- 

Spreltieuhorer,   betr.    h.   Benedikt   960, 

^^^^^^^ 

hütung:  5t ;9,  571,  573. 

903  Lit. 

^^^^^^^ 

Sichel  m-\  Lit. 

Sprenerer  (KQ  Lit. 

^^^^^^^ 

Siecheiiiinstaltcn  264  ff. 

Sprwhhlls  SI7,  842. 

^^^^1 

—  •schall  in  Augsburg  864. 

—  in  Bamberg  gö4. 

—  „  Basel  863. 

St  =  Sankt,  siehe  den  zugehörigen  Eigen- 

^^^1 

namen. 

^^^^1 

Staatsbei  riebe  364,  365. 

^^^^1 

—  „  Belgien  8«4. 

Stadtürzte  im  Altertum  890. 

^^^H 

—  „  Braunschweig  863. 

—  -btiiipiun,  s.  Bebauungsplan. 

—  -erweiterung  316,  323,  325,  326,  332 

^^^H 

—  „  Frankreich  864,  868. 

^^^^1 

-  „  Hallieri-tadt  8tJ3. 

341,  351,  375,  378,  384. 

^^^^M 

—  „  Marseille  Öti3. 

—  -hlluser  837  ff. 

^^^^M 

—  „  Nürnberg  863,  864. 

—  -iiiissionure  189,  241. 

^^^^M 

—  „  Provence  8(54. 

Städte,  Entstehung  der  —834. 

^^M 

28 

■ 

i 

^ 
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Stttdteban  307,  309,  310,  315,  316,  322, 

324,  326,  375. 
Städtische  Bauweise  309. 

—  -Krankenhäuser  958,  973.  _ 
StädtlBcher  Grundbesitz  331,  383,  384.  _ 
Stalmann  407  Lit.  _ 
Stammbäume  778.  _ 

Staphjrlus  gegen  Unzucht  1013.  

Statistik  der  Ursachen  der  Erwerbsun-      _ 

fähigkeit  603.  — 

Statisnsolies  Amt,  Abteilung  für  Arbeiter-      _ 

Statistik  603.  _ 
Staub  in  Straßen  8.  

—  gesundheitschädlich  588,  591.  

Stetgerang  der  Bodenpreise  328.  

—  der  Mieten  345,  349,  351.  _ 
Stein  631.  _ 
Stein-  und  Kohlenfall  im  Bergbau  579.      _ 

—  •brttclie.  Gräbereien  579,  593,  596.  _ 

—  -ban  833,  837.  _ 

—  -bans  839.  _ 

—  -kohie  als  Brennstoff  842.  _ 

—  -pllaster  810  ff.  _ 
Steiner  277,  282.  _ 
Steinhangen  860  Lit.  _ 
SteilenTermlttelnng  554.  _ 
Stepbanl  836,  847,  850,  851,  852,  860  Lit.  _ 
Stephany  321,  515  Lit  _ 
Sterblichkeit   11  ff.,  19  ff.,  22  ff.,  26  ff.,      _ 

84,  86.  _ 

— ,  Einflufi   von    Kriegen    auf    die   all-      _ 

gemeine  —  684  ff.  

—  der  Großstädte  766. 

—  in  Berlin  11  ff.  ~ 

—  „   München  19  ff. 

—  „  Wien  22  fl 

—  „   Zürich  26  ff. 
Stern  275. 

Steaernagel  813  Lit. 
Sticker  9ö3  Lit. 
Stieda  722. 
Stier-Somlo  387. 
Stiftungen  190,  368. 
Stillen   der    Kinder,  Tauglichkeit    zum 

—  754  ff. 
Stilllch  475  Lit 
Stoekverksiage  340. 

—  •teiinng  319. 

—  -zahl   311,  313,  321,  329,  358,  s.  Ge- 
bäudehöhe, Gedrängte  Bauweise. 

Stotternde,  Jugendlicne  519. 
Stotterer  414  Lit 
Straraabcbub  540. 

—  •Toilzag  f.  Jugendliche  540  f. 
Straßbarg,  Kellerhälse  in  —  838. 
Straßen  311,  312,  332,  375,376.  377,  378, 

379,  8.  Wohnstraßen,  Verkehrsstraßen, 
Nebenstraßen. 

bahnen  380,  381,  578. 

Straßenh^giene  siehe  a.  Straßenpflaster, 
Kanabsation,  Schweine,  Straßen  reini- 
gung. 

—  m  Aegypten  807. 

—  „  Alexandrien  807. 

—  „  Antiochia  807. 

—  „  Assyrien  806. 

—  „  Athen  808, 


Straßenhyglene  in  Augsburg  810, 
813. 

—  in  Babylon  806. 
Basel  810,  812. 
Berlin  813. 

—  „  Bologna  810, 

—  „  Braunschwew  810,  812. 

—  „  Caesarea  807. 

—  „  Ceylon  808. 

—  „  Cöln  807. 

—  „  England  im  Mittelalter  811,  8 

—  „  Epneeus  807. 

—  „  Erfurt  812. 

—  „  Florenz  811. 

—  „  Frankfurt  a.  M.  810,  812. 

—  „  Griechenland  807. 

—  „  Hamburg  812. 

—  „  Heliopohs  S07. 

—  „  Konstantinopel  807. 

—  „   London  812. 

—  „  Lübeck  812. 

—  „  Mailand  811. 

—  „  Neapel  807,  811  ff. 

—  „  Nürnberg  812. 

—  „  Palmyra  807. 

—  „  Pompeji  807. 

—  „  Pari«  811. 

—  „  Reutlingen  812. 

—  „  Korn  807,  80a 

—  „  Theben  807. 

—  „  Trier  807. 

—  „  Ulm  812. 

—  -mlUl  7. 

Straßenpflaster  in  Aegypten  807. 

—  in  Alexandrien  807. 

—  „  Assyrien  806. 

—  „  Augsburg  810,  812,  813. 

—  „  Babylon  806. 

—  „  Basel  810.  812. 

—  „  Beriin  813. 

—  „  Bern  812. 

—  „  Bologna  SU. 

—  „  Braunschwmg  810,  812. 

—  „  Bristol  812. 

—  „  Canterbury  812. 

—  „  Cordova  811. 

—  „  England  im  Mittelalter  811. 

—  „  Erftirt  812. 

—  „  Exter  812. 

—  „  Florenz  811. 

—  ,.  Frankfurt  a.  M.  810.  812. 

—  „  Freiberg  i.  S.  812. 

—  „  Gloucester  812, 

—  „  Hamburg  812. 

—  „  Heliopohs  807. 

—  „  Hünengräbern  811. 

—  „  London  812. 

—  „  Lübeck  810. 

—  „  Mailand  811. 

—  „  Modena  811. 

—  „  Neapel  807,  811  ff. 

—  „  Nürnberg  812. 

—  „  Oxford  812. 

—  „  Padua  811. 

—  „  Paris  811. 

—  „  Pomp^i  807. 
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StralIen{)llHBter  in  Prag  812. 

—  in  Kntibor  810. 

—  „  Rfgensburg  811?. 

—  „  ReutüiiKen  812. 

—  „  Rom  807. 

—  „  Soiithampton  812. 

—  „  Theben  807. 

—  „  rim  812. 
StTaKcniiflastcrunp  314,  379. 
Straßt'urelniping    8,  311,  312,  813  f. 

—  in  Athen  HÜ8. 

—  „  Augsburg  814. 

—  ,.  Basel  814,  816. 

—  „   Berf;anio  817. 

—  „  Berlin  817. 

—  ,,   Bologna  816. 

—  „  Braiinschweig  811,  817. 

—  „  Bratlau  818. 

—  „  Ceylon  808. 

—  „  Cöln  814. 

—  „  Erfurt  814,  817. 

—  „  Frankflirt  a.  M.  813,  814,  817. 

—  „   Freiberg  i.  S.  81(5. 

—  „   Göttingen  814. 

—  „  Grcnoble  818 

—  „  Hamburg  814. 

—  „   Karlwtaflt  (Bayern)  818. 

—  „  Lübtrk  8l:i.  814. 

—  .,  Mailand  810,  817. 

—  „  Mainz  816,  817. 

—  „   Alarseille  816. 

—  „  München  813. 

—  bei  Naturvölkern  792. 

—  in  Nürnberg  815,  816,  817,  818, 

—  „  Paris  817,  818. 

—  „  Paasau  816. 

—  „  Rom  808,  814. 

—  „  Sallera  816. 

—  „  Sarzana  81Ü. 

—  „  Straßburg  814,  816,  817. 

—  „  Troyes  817. 

—  „  Ulm  817. 

—  „  Wien  815. 

—  „  Zürich  81(i.  818,  819. 

—  unter  Naturvölkern  792. 
StrauKs  ÜSKJ. 

Htreltrerfahren    unter    Armenverbänüen 

•232. 
KtrKhiiiber!;  80  Lit. 
StriVfrowskl  799,  805  Lit. 
KtUbheii  31  Lit.,  3.Ö8,  376,  377. 
Stube  und  Küche  342,  343,  346,  350. 
Htufa  832. 

Stuttgart,  Krankenhaus  in  —  981. 
Ntutzer  IUI  Lit. 
Stttve  ül   Lit. 
8n«a  953  Lit. 
Back  515  Lit 
Sue.vsmili-li  722. 
Humnionte  811,  S^il   Lit. 
Kymniaebtui,   Pa(>«t   errichtet  Bäder  8W. 
Synode  zu  Ancben  1001). 

—  zu  Bcrghanislead  KX,i8. 

—  def  BoiiifHüiiijä  t>etr.  Xenodochien  9<KJ. 

—  von  Cöln  betr.  Krankenhäuser  972. 

Uuidbucli  der  Hjüiuic.    äupiil.-Bd.  IV. 
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Hynode  zu  Epaos  1008. 

—  zu  Mainz  1018. 

—  zu  Metz  betr.  Krankenhäuser  972. 

—  zu  Nantes  1008. 

—  zu  Poitou  l)etr.  Lepra  863. 
— ,  Tnillanische  1008. 

—  e.  a.  Konzile. 
Syphilis  ö2,  777. 

—  durch  Bäder  855. 

—  in  Deutschland  1030,  1031. 

—  iu  Frankreich  1043. 

—  liei  Geititlicheu  1012. 
— ,  Kampf  liegen  102!  ff. 

—  in  OeHterreich  1030  ff.,  1033  ff. 

— .  Verbreitung  der  —  durch  Kriege  — 

693. 
— ,  fcschluß  der  Bäder  bei  —  855. 
Kzal&rdi  408  Lit. 
Szäna  408  Lit. 


Taberna  mcritorum  1)57. 
TubernaemontjiiiuN  ülier  Feüt  012,953  Lit 
Ttii^Ituti  über  Bäder  851. 

—  über  deutsche  Frauen  1015. 
TUgllcbsbef^k  m>. 
Tulsperreu  in  Ceylon  803. 

—  in   Italien  803." 

—  ,,   Kon!>tantinopel  803. 

—  „   Persien  803. 

—  „  Spanien  KH. 

—  „   Subiaro  803. 

TarlfsyHtein  in  der  Armenpflege  253. 

—  •weseii  151  ff. 
Tarnowsky  72. 
Tatham,  J.  84. 

Taube  27(i,  394,  407  Lit. 

Taubuer  726. 

Taubstumme  519  f. 

Tecliuisehc  Aufsicht-ibeaniten  der  Berufa- 

jrenussensi'haften  509. 
TeilhauK  318,  319. 

—  -stildte  310. 
Tellfjren  :^74. 

Tem|»elsihl«r  955,  9.55*,  962. 
Ten-Brluck  643. 

Tenon  betr.  Krankenhäuser  969,  971  Lit. 
!t7ü. 

TeruKtedt  287. 
Terra,  de  161  Lit. 
Territorialprtuzli»  282. 
Tertulllau  erlaubt  Bäder  850. 
Testu  über  Pest  917,  953  Lit, 
Ti'ueniiiK'  licr  Wohnungen  345,  360. 
Textil-Indii.-trie  5S1. 
Tlieatrulisehe  Aufführungen  510  f. 
Thciner,  Ehelosigkeit  10(»  ff.,    1014  Lit. 
TtaeouliraNtus  über  Unzucht  in  den  Bädern 

848. 
Thermen  «iehe  Bäder. 
Thijm,  Alberdlngk,  betr.  Krankenhäuser 

871    Lit.,  981,  s.  a.Alberdlu^k  TliUm 

'.m.  118(1  Lit. 
Thitberg-u  1018. 
Thompson  3<>8. 
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Tlerbniiinen  3. 

Tiefe  <lcr  Blöcke,  s.  Baublöcke. 
Tlesmcyer  :iK>. 

Tirlt>niuiit,  KrankctihäuBCr  in  —  l»85. 
Tok'tio  (Neaprl)  811,  H20. 
Toledo,  di  Don  Pietro  811,  820. 
Tollet  720. 

— ,  botr.  KrankctihauD  971  Lit. 
Totinan  tj28,  tlHU,  «35,  037,  640. 
TomniuKole  723. 

Toloiie  ülier  Pest  913  ff.,  953  Lit. 
Tüplj,  V.  953  Lit. 
Topluard  7&ö  Lit. 
Torre  .85  Lit. 
Tourbl«  28r,. 

Touriioiir,  betr.  Alahavanso  955  Lit. 
Toiit  h  la  rue  82«. 
TovnUet'-ilall  251, 
Trilifcr  <lor  .\rmcnlaat  20(),  227  ff. 
Trujaus  Tlifrmen  859. 
TruiiMeilssioiu'ti  574. 
Tran  spurt  Wesen  ,'i77. 
Trapp  H74. 

Traver»arl,  Alit  von  Florent,  gegen  Un- 
zucht 1012,  1014  Lit. 
TrennsTstem  tJ. 
Trlnkei-rUrsorge  2ö2. 
Trinkwasser  siehe  Wasser. 

—  -vei-sorjfuny  siehe  Wahserversorgxing. 
Tripper  (il. 

Tritliemiujj,  Abt  gegen  Unzucht  1012. 
Trottoire,  Vorläufer  der  —  810. 

—  in  Paria  828. 

St.  Trond,  Krankenhaus  in  —  9tX),  993. 
Truek.system  5.53. 

Trunksucht  33.  —  Armenpolizeiliche  Maß- 
nahmen gegen  dieselbe  199. 
--  BekänipTiuig  in  Eughuul  2i)l. 
Ttichom  10  Lit.,  f>03  Lit. 
Taberkulose  34  ff.,  355. 

—  in  Berlin  17. 

—  „  München  21. 

—  „  Wien  24. 

—  -moHenni  45. 

Tnberkulosis  (Zeitschrift)  öl  Lit. 
Tucher.  Anton  841. 

— ,  Enares  847  Lit. 

TucUers  Wohnhaus  839. 

TneteT,  betr.  Krankenhäuser  971  Lit. 

Tula  275. 

Tnng  832. 

Tomen  507  f. 

Turriano  über  Pest  94(5  ff.,  953  Lit. 

Typhus  in  Berlin  16  ff. 

—  in  München  21  ff. 

—  „    Wien  25. 

—  „   Zürich  26. 

—  durch  Brunnen  4. 

u. 

Ueberbaae  312,  315,  321. 

—  fflllung  der  Wohnungen  364 

—  -hdnge  der  (.Jeschosse  838.  843. 

—  -wnebung  der  Betriebe  597. 

—  -Weisung  an  die  Landespolizeibehörde 
(korrektionellc  Nachhait)  197. 


i 


üfTelniann  114  Lit. 

üdairloh,    Biscliof  von  Augsburg 

nie  .8.50. 
Chleuhorst  122,  123. 
Uhthom  276,865,  871  Lit..  !«tl  ff., 
— ,  christliche  Liebestätigkoit  9Ö3  Lit 
Ubiitzscit  7K5  Lit. 
l'niheriTandemde  .Jugendliche  ,523 
limk'guüg  von  Grumlstücken  37S 
Umsatzsteuer  381. 
Unbebaut«  Stellen  323,  331. 
Uneheliche  Kinder  391. 

—  (Jeburten,  Einflufl  der  Kriege 
67il  ff. 

UnentgeltUehe  Lehrmittel  4ia 
UnfSlle,  Hergang,  Ursache  der 
Unfalikrilppel  —  521  f. 

—  -Verhütung  563,  .568,  .571.  573,j 

—  -Versicherungsgesetz  ii.tD. 
Unearischeu  Krankheit,  Verbreite 

—  durci  Kri^e  G97. 
üniversity  extension  504  f. 
üusittlkhkelt  1003  ff. 

—  Förderung  derselben   im  Beruf 

—  durch  N'erführung  470  f. 

—  Bckiinipfung  derselben  513  f.      ^ 
Uuteirrnilbrung,   Folgen    derselb«« 

115  ff. 
Unterhaltungsabende  f. .Jugendliebe  50 
Unferkunfl-srlluMie  .5,55. 
Unt«rstUtziingskas.scn  5.57. 

—  vriilrusitzgesetz  226  ff. 

—  Wohnsitz    Enverb  23<»,  Verlt 
Unzucht  1003  ff. 

—  Athens  84a 

—  Avignons  854. 

—  Deutschlands  854  ff.,  857. 

—  der  Geistlichen  1005  ff. 

—  I>ei  Karolingern  1018. 

—  in  Klöstern  1009  ff. 

—  Paris  854. 

—  Roms  849,  856. 

V. 

Talens,  Kaiser  799. 

— ,  beschenkt  Leprahaus  860. 

Valescus  a  Taranta  861. 

Taletudluarlen  9.56. 

Valli  E.  953  Lit. 

8t.  Vandrille,  Klosterkrankeohaus   'M 

Varr«  799. 

Venerische    Krankheiten .      Vcrbmtu 

durch  Kriege  ti94,   706,  707. 
Verband      deutj-cher      Elekirotechnik 

Sicherheitsvorschriften  für  elektr.   A 

lagen  575,  604. 

—  oeutsi'iier  Wohlfahrtsrereine  548. 
Yerbindang    zwischen    öffentlicher  n 

privater  Armenpflege  192. 
Verbrecher,  jugendliche  537  ff. 
— ,  Statistik  537  f. 
— ,  Bestrafung  derselben  538  f. 

—  -kolonle  7*7. 

Verbreitung  d.  Alkoholiamus  83. 
Verbrennung  von  inflzierten  Stoffen  9 

94Ü,  947. 
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^^^^^^^^^^^^Generalregister. 

^^^^^^                ^M 

Vereoutre  über  Stjultärzte  890,  953  Lit. 

^1 

Terelii  deutscher  Kevisions-Infienieure 

Waebenfeld  1020  ff.                                                  ^^M 

574,  ri7(),  UO:i. 

Waehtitum  der  Städte  308,  312,  316,  324.                   ^H 

—  für  Sozialpolitik,  Schriften  803. 

Wagner  3()8,  369.                                                        ^H 

Tereine  f.  Ärbeiterwohuungen  372. 

— ,  A.  383.                                                                   ^H 

— ,  wohltätiRe  191. 

-,  F.  ; 

^B 

Tererbnni?  771  ff. 

-.  J.  1 

ai  Lit                                                    ^^1 

Verkelri-smltte!  310,  379.  H»). 

Wahlen  040  Lit.                                                         ^^H 

—  -straläe  311,  :J14,  328,  375,  378. 

WahlrechtiibesehrUnkiingen   zufolge  Be-             _^^^| 

—  -wesen,  allgemeines  149  ff. 

zuges 

von     Artiieiiuiitor^tützung    204,              ^^^^H 

VersehuldiiR^,  s.  BotlcnverschuldutiE. 

2S1,  i 

284,  291.                                                        ^^^H 

Verwahrloste  Jugemtlifhe  52.")  f.,  'i2.  ff. 

Wai!«en 

,  gchulcntlHäsene  516  ff.                                  ^^^| 

— ,  Ursocheo  derVerwahrlosuag  &27  f., 

-  -ttflegc  269,  431.                                                       ^H 

542. 

—  -Pflegerin  303.                                                       ^^B 

Verwalttmr  :i07,  316,  362,  375. 

Wulcker  516  Lit,  527  Lit                                         ^H 

VerwaltnnifszTTanpiTerrahren  g^ten  »äu- 

Wiilderholungsstlltten  45,  263,  446.                                 ^ 

inige  Niihrpfliehtige  202. 

Waldei 

•wlorrr,  Graf  v.,  824,  830  Lit.                                 M 

Vetcrtn«riH)llzpllicht'  Maßregeln  159. 

Wald8cbmld  275.                                                        ^^| 

Vidallgeurs  825. 

Wallaci 

e  73(;  Lit.,  789  Lit                                          ^^H 

Vlektöekigre  Bauweise  s.  Gwiränjtte  Bau- 

Wal ton 

,  betr.  Ludwig  den  HeiUgen  972                   ^^M 

weise. 

Lit 

^^^H 

Vl^nat  S<!1,  Ht)7  ff.,  871,  88<<  LiU 

Wumbera  1014  Lit.                                                    ^H 

Villa  Avitiacua  besitzt  Bäder  .S4Ö. 

Wauderarme  198.                                                       ^H 

—  languetitium  95"  ff. 

Waruer  294.  7iU  Lit                                                 ^H 

Vlllalba,  de  953  Lit. 

Wurte^ioliuleu  271.                                                      ^^M 

VillttK't  OM  Lit. 

Wiisi^erkllnsle,  Pumpen  801.                                      ^H 

Villarl  302. 

—  -leitung  ».  WasHerTersorgiing. :                             ^^H 

St.  Vincenzverelne  189. 

~  -tUrnif  4.                                                                ^H 

Tiollet-le-Dnc  842,  847  Lit. 

-  -Tersorgung  1,  311,  312,  314.                               ^H 

—  betr.  Krankenhäuser  971  Lit.,  1002  Lit. 

—  von 

Aegyptcn  795.                                                    ^^M 

VIrchow  19  lit,  723,  725,  726,  863,  8ü5, 

—  von 

Alcxandrien  795.                                               ^^H 

870,  871,  889  Lit 



Alicnnte  803.                                                      ^H 

—  über  Aussatz  883. 



Alnianza  803.                                                     ^H 

—  betr.  Heilig-Gei«t-Spiaier958,959Lit 

—  im 

Altertum  794.                                                      ^^H 

—  betr.    Krankenhäuser   982,    983    Lit, 

—  von 

Arles  798.                                                           ^H 

1002  Lit 



Athüu  795.                                                         ^^M 

Vlseontl,  die,  bekämpfen  Pest  894,890,896. 



Augsburg  800.  ^^H 
Babvlon  794.                                                      ^H 

Vitlses  798. 



VltniT  799. 



Baiüberg  833.  ^H 
Baael  800.                                                   ^^H 

VogeL  10  Lit. 



Voigt  315,  324,  353,  376,  475  Lit 



Bologna  801.                                             ^^^^M 

Vott  102  Lit 



Brauuecliweig  800,  802.                                ^^^H 

Volker  516  Lit 



Breslau  801.                                                      ^^H 

VolksbUder  848. 



BunzUu  802.                                                    ^^1 

—  der  Germanen  851. 



Burgen  840.                                                      ^^B 

—  der  Indier  847. 



Canosa  798.                                                    ^H 

—  der  Römer  ai8. 



Ceylon  803.                                                       ^H 

—  ötatialik  der  —  858. 



Chelve»  798.                                                   ^H 

Volksbildung  504  f. 



Circello  798.                                                   ^H 

bot-liHchulkuree  504  f. 



Oöln  799.                                                       ^H 

—  u.  Krankenküchen  256. 



Conio  801.                                                      ^^M 

kUchen  425  ff. 



Cremona  601.                                                 ^^H 

—  -Torlesungen  619. 



Damaskus  795.                                               ^^H 

Volksret'bt«  über  Unzucht  u.  s.  w.  1015  ff. 

,T 

Dresden  802.                                                     ^^1 

VolkTt  439. 

FJche  803.                                                         ^^M 

Voltaire  über  HAtel-Dieu  968,  971  Lit 



Fersina  803.                                                      ^H 

Volz  889  Lit 



Florenz  802.                                                   ^H 

Vorbau,  a.  Ueberban. 



Frankreich  79a                                                ^H 

Vorderhaus  328. 



Frankfurt  a.  M.  801,  802.                             ^H 

Vorderwohnnng  328,  334,  340,  358. 

,, 

Hamburg  801.                                                ^H 

Vormund  393. 

Häusern  833.                                                 ^^H 

Vororte  351,  37a 



Helsingör  802.  ^H 
Uildesueim  802.                                                ^^H 

Vorstädte  324. 



Vorzeitige  Heiraten,  Einfluß  der  Kri^e 

^ 

Jerusalem  794.                                                  ^^H 

auf  —  6f)7. 



Karthago  796.                                                ^H 

Vorkragung  der  GeachoBse  838,  843. 

, 

Klöstern  801,  833.                                         ^H 

Viijer  825. 
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^^^^^^H                                      WasBerreraor^ngr  von  Königol)erg  803. 

Wember,  betr.  KrankenhXiü^^^l 

^^^^^^H|                                        —  von  KoiiftUiDtinopel  79U,  S03. 

Lit.                                               ■ 

^^^^^^^H                                        —          Kopenhagt^o  8()2. 

M'emloh  10  Lit.                               H 

^^^^^H                                     ~    „    Krankenhäusern  S6ä,  977  ff.,  980. 

Wernioke  103  Lit                             ■ 

^^^^^H                                             „    Kronenborg  802. 
^^^^H                                             „     LoblM»  801. 

Wertsfeigcrunp  351,  352.                ■ 

Westcrganrd  1215  Lit.,  761   iJt.     ■ 

^^^^^H                                             „    London  804. 

Wetzel  mx                                        ■ 

^^^^^H                                             „    Lucca  802. 

Wetzer  850,  860  Ijt.                         ■ 

^^^^^H                                                   Lyon  79a 

Mcjl,  Th.,  10,  19,  2<J,   27.  33.  Iflfl 

^^^^^H                                                „     Mailand  801. 

357,  475,  803,  806  Lit.,  80u   I^| 

^^^^^^^H                                           „ 

830,  953  Uu                                 JH 

^^^^^H                                                     Malmi)  802. 

Wheatley,  betr.  Krankenhäuser  9^1 
Wiehern  276.                                     '^ 

^^^^■1                                                     Merida  798. 

^^^^^^H                                      —    „    Mesopotamien  704. 

M'tedcrlmprang  55.                     ^^^H 

^^^^H                                             ,    Metz  799. 

Wiedfeldt  387.                            ^^H 

^^^^H                                      —  im  Mittelalter  800. 

Wiegand  321.                                ^^H 

^^^^^^^H                                      —       der  Neuzeit  804. 

Wien  8I.Ö.                                            ■ 

^^^^^^^1                                      —  von  Neapel  798. 

— ,  s.  auch  Quellen  zur  Geschichte  ^| 

^^^^H                                                   Nimes  798. 

-,  Spital  in  -  ft81.  B 
— ,  Unzucht  in  —  lÜ3;i.                    H 

^^^^^^^1                                      —    „    Nürnberg  801. 
^^^^^H                                                „     Udense  S)2. 

— ,  Wasserversorgung  3.                    ^| 

^^^^^B                                                   Paris  80'!. 

MIesbndeu  043.                            ^^M 

^^^^^^H                                             „    Pergamon  796. 

— ,  Wasserversorgung  2,  3.        ^^^H 

^^^^B                                             „    Pisa  802.  803. 

Wietne  134  Lit.                             ^^^1 

^^^^H                                                      Pnzzuoli  798. 

M'iklir,  Job.,  gegen  Cnzueht  lOl^H 
Wilbraitdt  724.                                  ^H 

^^^^^^^1                                                   Revagna  798. 

^^^^^^H                                              „    Samo«  795. 

Wildii,  hetr.  Unzucht  1017  ff.          ■ 

^^^^H                                              „    Segovia 

WildbiidiT  854,  855.                          H 

^^^^^^^1                                                   Siena  801. 

Wint'kler  800  Lit.                      ,^^H 

^^^^^^1                                                      Spanien 

Whikelprostitutioii  1022.          ^^H 

^^^^^H                                                „    St.  Gallen  801. 

Winter  Tii.                                  ^^M 

^^^^^H                                                „    BtraBbtirg  799. 

Mlritermann  117  Lit.                         ^H 

^^^^^H                                             „    Subiaco  803. 

M'intzingeroda-Knorr,  v.  27ti.  ^^^| 

^^^^H                                      —  8.  Bäder. 

Wlruilnghaus  640.                       ^^^H 

^^^^^^H                                      —  von  Tarragona  798. 

Witt                                        ^^1 

^^^^^1                                                „    Trtcnt  803. 

Wittenberg  475  Lit. 

^^^^^^^1                                      —          liranienborg  803. 
^^^^^B                                                      Venedig  800. 

Witwen-  uud  Waiseiiversicberune  568 
WMinerinnen,  Fürsorge  für  —  lOB. 

Woehrleiii  7..9  LiU 

^^^^^^^1                                                      WauMiiec  3. 

WoerisU(.efer  ö:tö. 

^^^^^B                                                „     Wien        790,  804. 

Wohiruhrtseinrichtuuireu,  sozijüe  54& 

^^^^^H 

Wolilireniutli  374. 

^^^^^H                                                      /Ittau  801. 

Wohlwill  über  Pe«t  931,  ft5.^  Lit. 

|H^HH|                                      WassiTsi-hleben,     Bnßordnungen     1008, 

Wohnküche  344. 

■■^■n                                           1014 

—  -Straße  328,  375,  376,  377,  379,Ä 

—  -weise  in  Deutschland  320,  32SjH 

■■^■H                                       Wat^r<'loh4>t  in  Paris  828. 

■■HH                                       Weber,  M.  115  Lit.,  515  Lit,  627. 

336,  343,  359. 

■■^■U                                     M'eeden 

Wohunngen  der  Aussätzigen  s.  Auaai 

HH^HH 

häuser.                                                ^H 

^^^^^H 

Wohnungen,  Entartung  durch  —  ^| 

^^^^^^H                                         At'eickcr 

Wohnunirsaufidcht  359,  387.             B 

^^^^H                                       Wein,  .MkohnlgchiUt  82. 

~  -bnii  3(jl.                                         ^1 

^^^^H                                       Weiuliold  JS-17  Lit.,  1015,  1022. 

—  -dichte  in  Wien  24.                ^^H 

^^^^H                                       Webltacli 

^^^1 

^^^^^^1                                       Welshniuun  785  Lit 

-   -ergUuzung  650.                   ^^^B 

^^^^H                                      WeistUmer  800,  805  siehe  unter  Grimm, 

frage  307. 

^^^^H                                          83ti,  8:17,  843. 

—  -geset«,  preußisches  376,  378,37ftJt 

^^^^H                                         Weitriluiiilgkeit  beim  Städtebau  316,  317. 

—  -grnndriß  357,  3.59,  360.              S 

^^^^^^H                                         Welch,  betr.  Krankenhäuser  984  Lit. 

—  -hjgiene  831|ff.                        _^M 

^^^^H                                     Welker 

lnspektion  TiOO.                     ^^H 

■^^^^1                                       Wellen  -=  Ruten  810. 

—  -k  lasse  3^)9,  347,                      ^^H 

■^^^^I                                   Weite  860  Lit. 

_  -miete»  131.                           ^^H 

^^^^H                                   Welter  850. 

—  -miete  s.  Mietpreise.               ^^^H 

■^^^H                                    Wennor 

—  -uachweis  387.                       ^^^H 

■^^^H                                       WerkhiiDsprinzip  182,  287,  292, 

—                                                  ^^^1 

I^^^^^H                                     Werner 

-  -Statistik  330  f.,  387.             ^^H 

^^^H                                                                                                             ^^1 

Generalregister. 
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WohmiBfBteDeiiiK  345. 

—  -Terbältnl»  der  Jugendlichen  4^7  L 

,  OesetzUie  Fürsorge  498  f. 

,  HeiniBtiten  501  n. 

—  -Wesen  307 
WolA  Jul.,  16£yt. 

WSUiin,  betr.  eil.  Benedikt  960,  9t>3  Lit. 

Weltmann  75SLit.,  789  Idt. 

WViishoffer  11  Lit 

Wrigiits,  Caro,  D.  608,  609,  630. 

Wolffert,  786  dt. 

Wunder,  betr.  iCrankenhäuser  983  Lit. 

Wnrm  114  Lit 

Wnrmkrankhet  588. 

Wüst  27  Lit. 

Wttste  SteUeD321,  423. 

X. 

XeuodoeUen  S5,  957,  958,  960, 972, 986. 

z. 

Z.  s.  auch  C. 

Zacher  603  LI 

Zahn  277,  603Lit 

Zahnpfleg«  43  ff. 

Zanten,  ran  03. 

Zappert  850,  81, 852,  &55  ff.,  856, 860  Lit. 

Zeig8  633. 

Zeitdauer  des  Arbeitsverhältnisses  552. 

Zeller,  t.  91. 

Zenxippus  Hermen  849. 

ZIegrIer  114  Lt,  608.  641. 

Ziehbrunnen  lOO. 

Zieh.(Halte-,  lost)  Kinder  268. 

—  -pflegre  39ä 

Ziller  276. 

ZlmmerhShe  i59. 


Zimmermann  134  Lit,  275,  276,  604  Lit, 

723. 
ZimdSrfer  613. 
Zisternen  s.  Brunnen. 

—  s.  Wasserversorgung. 

—  8.  Talsperren. 

—  in  Alexandrien  795. 

—  „  Braunschweig  801. 

—  „  deutschen  Wohnhäusern  837. 

—  „  Frankfurt  a.  M.  801. 

—  „   Karthago  796. 

—  „   Konstantinopel  799. 

—  „  Krankenhäusern  977. 

—  „  Venedig  800. 

ZSlIe  auf  animalische  Produkte  137  ff. 

—  auf  Brotgetreide  135  ff. 

— ,  Wirkung   derselben    auf  die   Prdse 

144  ff. 
ZolUnger  .543  Lit 

Zotikns,  h.,  gründet  Xenodochinm  957. 
Znekersteoer  149. 
Zunftwesen  310. 
Zürich,  Krankenhaus  in  —  981. 
— ,  WaHserversorgung  3. 
Zusammenlegung  378. 
Zwangsannenpflege  181,  277  ff. 

—  -erzlehung 

,  private  269. 

,  öffentliche  270. 

im  Auslande  541. 

—  -impftang  .16. 

—  •Tollstreckung  609. 
Zweigert  387. 
Zwelklndersystem  739. 
Zwiek  429. 
Zwickau  840. 
Zwlschenwert  313. 
ZwViftafelgesetz  314. 
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